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B. 

Boͤrſenſchwindel und »Täufchungen, und deren vorausſichtliche Folgen für 
die Moralität des Volks und vie ganze Zukunft des Gemeinmwejend. Börſen— 
ſchwindeleien find fat jo alt ald das Börjenweien felbft. Man ann fih nicht darüber wundern, 
da auch an die zweckmäßigſten und fogar die heiljamften Einrihtungen ein Misbraud fi an— 
hängen kann. Diejer Misbrauch ijt aber in unfern Tagen beim Börfentreiben zu einer Ausdeh— 
nung gelangt, melde den ehrlichen Gebrauch dermaßen überfteigt, daß man z.B. an der parifer 
Börfe auf jede Million wirfliher Käufe und Verkäufe nicht weniger ald 16 — 18 Millionen 
Lieferungd= und ſonſtige Scheingejchäfte rechnet, bei denen ed einzig und allein auf die Curs— 
Differenz — auf Agiotage abgelehen ift.!) Kaum ift in Mitteleuropa wenigftend im allge: 
meinen der alte Feudalismus gebrochen, jo bildet ſich ein neuerer, anderer Art, aber gleich ver- 
derblidy wie der vorige, und ſchon bat, vermittelt des Börfentreibend, eine Ausbeutung des 
Bublitums begonnen, deren Betrag fogar die für alle Staaten fo drückende Finanzlaſt der ſte— 
henden Heere weit überfteigt. Ja die blope Gourtagegebühr ver 60 amtlich angeftellten Wechſel— 
jenjalerin der Stadt Baris allein beträgt nad) einer officiöſen Berechnung 8O Mill, Br. 
jährlich, d. b. mehr als die Givilliften der Beherrfcher von Frankreich, England, Ofterreich und 
Preußen zuiammengenommen.?) Nun beläuft ſich aber ver fonftige Gewinn der bezeichneten 
Makler wenigſtens auf das Vierfache der amtlich fetgejegten Courtagegebühr ; ‘die 60 Unter: 
händler in Paris allein beziehen alfo für ihr volkswirthſchaftlich meiſt ganz unproductives 
Kommiifionsgejhäft mehr, ald die ganze franzöſiſche Armee, dieſe furchtbare Lafl, ven Staat 
fojtet.?) Das Aufſtacheln der „Speculation” zum maßlofen Schwindel hat unter anderm zur 
Gründung von Grevit mobilierd und andern derartigen Gejellihaften von fo foloffaler Macht 
geführt, daß — was früher nie zu befürchten ftand — das-Auffaufen von Eoloniahvaaren und 
ſelbſt von einzelnen Landesproducten und das Aufitapeln derfelben zur Erzielung von Mono: 
polpreifen und das künſtliche Herbeiführen einer allgemeinen Vertheuerung, wenigjtend .mit- 
unter und zweitweife nicht mehr in das Gebiet des Unmöglichen fällt. In Frankreich, wo in 
politiihen Dingen langft nichts mehr veröffentlicht werben darf, was nicht die Livree des Servi— 
lismus trägt, läßt man unbedenklich und ungehindert Plane verbreiten wie den, alle Bauern zu 
erpropriiren und den gejammten Feldbau durch Uctiengejellihaften ind Große zu betreiben 
u. dgl, m. 1: 

Die politiſchen Barteien haben ji in ganzen Ländern zerfegt. Die.Frage wegen des Wohls 
des Vaterlandes ift in weiten Kreilen günftigftenfalls zu einer Nebenfadhe, vielfach gerade zu 
einem Gegenflande des Spotted geworden. Wer von einer Öffentlichen oder Privatmoral redet, 
erregt höchſtens ein mitleiviges Achſelzucken, weil er Fein Begriff „vom Gefhäftsleben‘ habe 
und ein „unpraktiicher Menſch“ ſei — mie dies fhon in dem Teſte-Cubieres'ſchen Procep ein 
„geichäftskundiger” Zeuge ohne Scheu jenen gegenüber ausſprach, welche Beftehung und Erz 
preijung mit folden veralteten Ausprüden bezeihneten. Das Schnell:Reichwerden ohne Mühe 
und Arbeit gilt ald das Höchſte; die Art ver Erlangung von Hunderttaufenden und Millionen 
kommt höchſtens noch nebenher in Betracht. Das Volk hat während der Neuzeit elende, fonft zu 
jeder Thätigkeit unfähige Schwindler in kurzer Frift ungeheuere Vermögen anhäufen fehen. 





„Die Höhe der Gourtagegebühren laͤßt — ganz abgefehen von den Scheingefchäften der „Eouliſſe““ — 
auf einen Umfag von wenigitens 64 Milliarden im Jahre rechnen; davon fommen aber auf ernftlic, 
ausgeführte Käufe höchſtens 3—4 Milliarden, wie Proudhon nachweiſt. 

2) Dieſe vier Civilliſten belaufen fi zufammen auf 68 Mill, Fr. 

3) In den legten Jahren der Reftauration flieg der Preis einer Stelle als MWechfelfenfal zu Paris 
bis auf 400000, unter Ludwig Philipp bis auf 900000, unter Napoleon IM. aber fogar auf 
1,650000 Fr. Diefe Stellen find nämlich verfäuflich; meift faufen mehrere gemeinfam einen ſolchen 
Soften. Ein „Achtelsſenſal“ ift ſchon ein reicher Mann. q 
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(Ein Mann, der am Tage vor dem Staatöftreich vergebens in ganz Paris herumfendete, um 
15000 Fr. geliehen zu bekommen, hatte im Jahre 1856 ein Vermögen, dad man zu 45 Mil. 
angab.) Es ift nicht eigentlich das Kapital, welches, wie man früher jo oft hörte, die Arbeit er— 
drüdt: der Schwindel erfegt auch das Kapital, und man jieht Leute, deren wirkliches Vermö— 
gen in nichts oder faft in nichts befteht, unbevenflih Geidhäfte von Hunderttaufenden ab— 
fließen! Iſt es doch dahin gefommen, daß man bei den Börfenfpeculationen meiftend verkauft, 
was man gar nicht befigt, und fauft, was man nicht Haben will! Das Volk jieht überdies, daß 
folde müßiggängerifchen Börfenfpielerden maßlofeften Lurus entfalten fönnen, in wahrem Hohn 
gegen die arbeitende Armuth. (Wer im Handumdrehen zum Kröfuswird, freilich um ebenfalls im 
Handumdrehen fi wieder in einen Bettler verwandelt zu fehen — warum follte der ſparen, ſich 
irgendeinen Genuß, eine Laune, ein Gelüfte verfagen?!) Das Volk ſieht, daß unter dieſen 
Verhältniſſen die Arbeit zur elenveften, geringften, unbedeutenpften und verachtetften Erwerbs: 
quelle herabgewürbigt wird. Wohin kann, wohin muf dies führen! Das wahnfinnige und 
heillofe Treiben der Communiſten und jener Socialiften, die ji von ihnen nur im Namen 
und im Mangel an Conſequenz unterfcheiden — dieſes gleich vernunftwidrige und verderbliche 
Treiben — es ift durch nichts in der Welt jo ſehr gefördert, ihm durch nichts in der Welt jo 
jehr vor: und in die Hände gearbeitet worden, ald durch das Gebahren der großen Börfenleute, 
der „Sperulanten”, der Schwindler während der legten Jahre. Sie, die verzmeifelnd auf: 
ſchreien, wenn irgendein für die ganze Menſchheit noch fo wohlthätiges Ereigniß die geringfte 
Stofung oder nur Verminderung im Abjage herbeiführt; fie, die nicht einmal von irgend— 
einem vorübergehenden. Opfer hören wollen für die ebelften Güter, für Vaterland und Frei— 
heit — jie find es, Die das Schiff nicht etwa blos einer politifchen, nein einer jocialen Revolu— 
tion entgegenlenfen, vor der und, im Intereffe der Menſchheit, wahrhaft graut. Iſt es doch 
ein Naturgeſetz, daß, je ärger das liberjtürzen nach der einen Seite, defto ärger auch der Rüd- 
ſchlag nad der andern fein muß. f 

Die allgemeine Schwindelei — das Überſtürzen in die bodenlofeften Sperulationen aller 
Art — hat eine Geldkriſe zur Folge gehabt, die, über alle Geſchäftsverhältniſſe ih ausbreitenn, 
Erſchütterungen und VBernichtungen des eingebilveten, aber audy des wirklichen Wohlſtandes 
herbeiführte, wie ed in gleicher Ausdehnung und Intenfität noch niemals vorgefommen war. 
Man jollte denken, diefe gewaltige, bittere Erfahrung müſſe von Wiederholungen abjchreden. 
Indeß zeigt ſchon jegt der Augenjcheindas Gegentheil. Noch inmitten dev Berheerungen beginnt 
das heillofe Spiel von neuem, wo immer nur der geringfte Schein einer Möglichkeit dazu ſich 
zeigt. Der aufmerkjame, aber ruhige Beobachter kann nicht daran zweifeln: die Kriſis hat dem 
Überflürgen nur momentan Halt geboten ; alsbald werben wir vaffelbe aufs neue beginnen 
fehen in noch koloſſalerm Umfange, mit noch viel ſchlimmern Folgen ais diesmal, 

Unter folden Ausfichten handelt es jih um mehr ald um Befriedigung der Neugierde, 
wenn man den Börſenſchwindel, wie derjelbe in ven legten Jahren ſich entwickelte, in feinen ein» 
zelnen Hauptmachinationen jharf ind Auge faßt. Für den Staatsmann, für den National- 
Öfonomen, eigentlih für Jedermann — bat der Gegenftand eine mehr als gewöhnliche 
Bedeutung. 

Oft hat man, vermittelft freiwilligen Zufammenwirfend, die Kräfte. und Gelomittel vieler 
vereinigt zur Herftellung großer nügbkdjer Unternehmungen und Schöpfungen. Die Ausfüh— 
rung einer beftimmten Sade an fih war das Erſte und Wefentlichfte, wobei man allerdings 
alfe Rüdjiht darauf nehmen mochte, daß das Vermögen der Unternehmer nicht zu Grunde ge— 
richtet, ihnen vielmehr ein günftiger Ertrag möglichft gefichert würde. Dies ifteine Manifeftation 
ſolider Speculation. Der Börſenſchwindel dagegen, und was alles mit vemfelben zuſammen— 
hängt, hat es keineswegs auf jolde neue Schöpfungen an ſich abgefeben. Ihm dienen fie nur 
als Borwand und Mittel zu einem ganz andern Zweck: zum Spiel auf der Börfe. Darum ift 
es dem Schwindler gleihgültig, welcher Art die vorgefchlagenen Projecte find. Er befümmert 
fih gar nit darum, wie es mit. ihrer innern Begründung ausjieht, ob fie das In- oder dad 
Ausland angehen, viel oder wenig foften, etwas oder nichts nützen — fondern nury ob Aus: 
fiht vorhanden, die Actien gehörig in die Höhe zu treiben, diejelben alfo mit tüchtigem Ge— 
winn andern aufzuhängen, zu welchem Behuf es nicht einer foliden Grundlage ver Sade an 
ich, fondern nur einer guten Börfenftimmung (eines „guten Animo’) und — eines guten glän= 
zenden verlodenden Proſpectus bedarf! Es grenzt and Unglaublidye, wie weit man in dieſen 
Dingen faft allgemein gefommen ift. Man hat z. B. für „Creditactien“ das ungeheuerfte 
Agio bezahlt, ehe eine Anftalt begründet, ja ohne daß nur einigermaßen feftgejegt war,’ melde 
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Geſchäfte diefelbe denn betreiben wolle oder folle, und ehe man nur irgendeinen geeigneten 
Mann für die Leitung gefunden ; alfo fubjectiv und objectiv rein in das Blaue hinein! Man 
bat für Eifenbahnanlagen enorme Summen unterzeichnet, ohne zu wiffen oder nur danach zu 
fragen, in welchen Gegenden denn diefe Schienenwage bergeftellt werben follten. (Wie viele unter 
den Betheiligten an der Berbader oder an der Koſel-Oderberger Bahn wußten bei der Unter: 
zeihnung und fpäter, wo fie diefe Orte auf der Landfarte zu ſuchen haben?) Selbft bei ganz 
foliven, längſt im Betrieb ftehenvden Iinternehmungen aller Art entbehren wenigftens neun 
Zebntbeile der Actionäre aller und jeder Flaren Ginfiht in die Geihäftslage. Fragt bei den 
foliden Artienbeiigern nur nad den Statuten der betreffenden Gefellichaften — in der Negel 
werben fie nicht einmal diefe beiigen, noch weniger diefelben fennen, am allerwenigften das Ges 
treibe durchſchauen, welches ftartfindet, Nicht aus einer Kenntniß des Unternehmens an jich, 
nicht aus der Überzeugung feiner Zweckmäßigkeit und Nüglichfeit, fondern auf Empfehlung, in 
blindem Vertrauen auf ein vielleicht beſtochenes Actionärblatt oder einen vielleicht mittelbar be— 
theiligten, aber (mad das Gewöhnlichfte) die Specialverhältniffe gar nicht keunenden Banfier, 
bat man jich mit dem oft mühſam erworbenen Vermögen betheiligt. So weit hat der Schwindel 
in der Regel jelbft die „Soliden“ ergriffen und fortgeriffen. 

Man hat ver, wenigitens in der Allgemeinheit geradezu bodenlofen Anſicht Glauben ver— 
ſchafft: je großartiger, je foloffaler ein Unternehmen angelegt und betrieben werde, defto unge— 
beuerer müſſe der zu erzielende Vortheil fein. Wenn man in frühern Zeiten wejentlih Rückſicht 
darauf nahm, daß die Ausführung eines Unternehmens jo wenig Geld erfordere als möglich, 
fo gilt dies jegt ald eine „veraltete Anſchauungsweiſe“; es ift ein „überwundener Standpunkt“. 
Je ungebeuerer das erforderliche Kapital — defto beffer, denn je größer die Actienmaffe, deſto 
mebr Agio läßt ſich ziehen. Dabei: je „aparter“ das Unternehmen, deſto günftiger für vie 
Acttenemiffton, denn deſto weniger Concurrenz gibt es. 

Hiernach fonımt ed weſentlich darauf an, befannte, mohlflingende Namen zu gewinnen, die 
man mit an die Spige des Unternehmend ftellen fann. In Deutſchland jucht man zunächſt 
große Banfiers, in Frankreich vornehme Adeliche. „Wenn folde Leute an der Spige ſtehen“, 
beigt es, dann kann man blindes Vertrauen zu der Sache haben.” In Wirklichkeit aber be— 

theiligen ih folche Xeute bei derartigen Unternehmen in der Regel nurdarum, damit ihnen eine 
gewaltige Actienmafle zur Verfügung geftellt werde, die fie, fobald der Actiencurs auf eine 
gewiſſe Höhe emporgetrieben, mit meift ungeheuerm Gewinn verfaufen, indem fie nur wenige 
Actien wirflid für fi behalten, nämlich gerade jo viel, als nöthig find, um Mitglieder der Ver: 
mwaltungsbleiben, und aud in dieſer Stellung noch weitere Vortheile ziehen zu fönnen. Kaum 
ift eine Solche Actiengefellihait von der Negierung concefftonirt, jo fenden die Unternehmer ihre 
Scheine auf die Börje und verfaufen diejelben mit Agio — fie „realifiren‘ einen Ertrag, der 
natürlih noch gar nicht vorhanden, der nur in der Hoffnung befteht — in der Hoffnung, bie 
ih in 20, 30 Jahren, vielleicht niemals, verwirklichen wird. 

Ein häufig angewendetes Mittel, die Papiere zu treiben‘, fie zu „pouſſiren“, befteht 
darin: Die Unternehmer fihern jih von vornherein die Hauptmaſſe der Actien; für den klei— 
nern Theil, oft nur ein Biertel, ſogar nur ein Zehntel, eröffnen jie an beftimmten Tagen Sub: 
feription; menn nöthig ftellen fie ſelbſt Leute auf, die weit größere Summen unterzeichnen, als 
man braudt. Jeder, der ſich beteiligen will, weiß, daß er viel größere Beträge unterzeichnen 
muß, um wenigftens etwas zu befonmen. Der Zudrang und das Überbieten felbſt wieder reizt 
Tauſende, die font nicht daran gedacht, gleichfalls zu fubjeribiren, weil ein jo gefuchtes Papier 
ja unfehlbar mit hohem Gewinn zu verfaufen ſei. Wer vielleicht nicht 5000 Thlr. wirklich bes 
fit, unterfchreibt unbedenflid für 200000! Bei dem entftehenden Gedränge (da faft jeder— 
mann theilhaben möchte an der Beglüfung) fendet man Lohnbediente, Ausläufer, Stall= 
knechte, Köche, und wen man fonft zur Hand hat. So war das Treiben zu Law's Zeiten; jo hat 
man es, in vergrößertem Maße, zu Baris wieder gefehen während des Krimfriegs bei ven ſoge— 
nannten Nationalanleihen; dann hat fih die Erfheinung aud nad Deutſchland verpflangt; 
Wien, Berlin und andere Orte boten das gleiche Bild dar. Nichts Komifcheres hätte geſchehen 
fönnen, ald wenn allen Unterzeichnern einfach erflärt worden wäre: Guere Wünſche follen er: 
fülft werden ; wir nehmen alle diefe Unterzeihnungen im vollen Betrage an! Da wäre augen 
blicklich eine allgemeine Verzweirlung entjtanden. 

Infolge ded Zudrangs bei ver Unterzeihnung fteigt der Eurs der Actien (oder vielmehr 
zorerft der bloßen Promeffen) von feldft; zum Überfluß werden Scheinfäufe hohem Agio 
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an der Börfe notirt. Dies veizt allgemein. Dann entledigen ſich die Hauptmatadore ihrer 
Vapiere. Haben jie den Gewinn eingejtrichen, fo bejteht für jie fein Grund mehr, ven Curs 
künſtlich „ju halten’. Sie laffen die Sache vielmehr „fallen“, ja fie ſpeculiren wol ſogar ſelbſt 
auf Baiſſe, auf Herabdrücken jelbft unter den wahren Werth, um dann ihrerjeits zu faufen, 
wieder zu „treiben‘ und wieder zu verkaufen. 

Ein ſolches Actienunternehmen fommt nun zur wirklihen Ausführung. Die Stellung als 
Vorftandsmitglied ift in der Negel eifrig geſucht. Handelte es jih dabei nur um Befriedigung 
des Ehrgeizes, jo möchte died noch hingehen. Es kommen übermäßige Taggelver dazu. Bei man: 
hen Gejellihaften ift jogar der Unfug einer Uberlaffung von fo und foviel Procenten des Ge: 
winns an die VBorftände eingeriſſen, was nicht felten dazu führt, daß man die Ziffern künſtlich 
gruppirt, um jcheinbar einen hohen Ertrag nachzuweiſen, der in Wirklichkeit aus vem Kapitale 
bezahlt wird. (Iſt doch der Fall vorgekommen, dag man hohe Dividenden vertheilte bei Gefell: ' 
haften, die ganz kurze Zeitdarauf fogar mit großem Verlufte zu liquiviren gezwungen waren.) 
Außerdem aber gewährt eine ſolche Stellung in der Verwaltung einen bedeutenden Einfluß; 
man bat Anftellungen, man hat Arbeiten zu vergeben. Noch mehr: man fennt alle Operatios 
nen und alle Wechjelfälle des Unternehmens früher ald das Publifum; man weiß zum voraus, 
wann man Actien mit Vortheil Faufen oder verfaufen muß. Die Corruption dringt von allen 
Seiten ein. Wie erft, wenn es ſich um eine Grevitanftalt handelt, die man vielleicht dahin 
bringt, ein induftrielles Gtabliffement, eine Babrif, ein Bergwerk oder dergleichen zu kaufen, 
bei dem man — wenigftens mittelbar — ſelbſt betheiligt ift, und das feinem Ruin entgegengebt, 
oder für das man das Zehnfache des wirklichen Werths durd die Greditgejellichaft bezahlen läßt. 

Wir unterlaffen es, die Kleinen und die großen, theils feinen, theil® plumpen Betrügereien 
zu ſchildern, die hinfichtlid der Verwaltung einer Legion großer Actiengeſellſchaften jogar förm— 
lich vor ven Gerichten der meiften Länder conftatirt wurden, und deren Opfer fchließlih immer 
die Actionäre find. Wir jehen ab von diefen zahllofen, im ganzen wahrhaft ins Koloffale ge: 
henden Ginzelfällen, obwol nicht felten feineswegs blos einzelne Individuen, fondern ganze 
Verwaltungen (mindeftens durch Nachläſſigkeit der meiften Mitglieder in Gontrolivung) eine 
ſchwere Schuld trifft, welche aber nicht fie, ſondern die Maſſe der Betheiligten und Übervortheil— 
ten bezahlen. 

Die „Sperulanten” üben ihre Einflüſſe theild mittelbar theild unmittelbar auf die Ver: 
waltungen. Ihren Interefle jagt e8 zu, die verihiedenen Unternehmungen nit in den ur: 
fprünglic gezogenen Grenzen zu erhalten, fondern durch fortwährende Veränderungen diefer 
Grenzen, meiftens durch weitere Ausdehnung derfelben, ſich Gelegenheit zu neuer Agiotage zu 
verihaffen. Geht ein Unternehmen fchlecht, fo heißt es: man muß daſſelbe ausdehnen, um aus 
dieſem mislihen Verhältnip zu kommen. Geht e8 gut, jo wird hervorgehoben : man muß diefen 
Dortheil erweitern und in noch größern Umfang audnugen. (So bat man z.B. die Koſel— 
Oderberger Eiſenbahngeſellſchaft, die fich wirklich des glänzendſten Ertrags erfreute, ganz be- 
fonders durch Anlage Eoftfpieliger und nichts ventivender Seitenbahnen wahrhaft zu Grunde 
gerichtet.) 

Ein beſonders wirkiames Mittel bei viefem Treiben bilden die „Fuſionen“ verſchie— 
dener, jelbft ganz verfchiedenartiger Geſellſchaften. So oft eine ſolche Verſchmelzung er: 
folgt, läßt ſich der Actiencurs, oft ins Fabelhafte, emporihwindeln. Als ob etwa Die Vereini— 
gung zweier entſchieden jchledht rentirender Gefhäfte durch dieſe Union unbedingt die Ga— 
rantie goldener Berge erlangte! Man jagt: die eine Verwaltung wird erjpart. Abgeſehen 
davon, daß dies niemals ganz richtig ift, daß man vielmehr die eine Verwaltung immer im Ber 
foualftande vergrößert fieht, kommen diefe Koften überhaupt faum in Betracht, weil die Ober: 
verwaltung bei folhen meitausgedehnten Unternehmungen nur einen ſehr Eleinen Iheil ver 
Betriebsausgaben abjorbiren kann. Allein in Wirklichkeit entſteht meiſtens das Gegentheil 
einer Bereinfahung, insbefondere wenn es jih um die Zeitung ganz heterogener Geſchäfte han— 
delt, wie jie die meiften „Creditanſtalten“ begonnen haben. Da bedarf jeder Zweig feiner Ad— 
miniftration, und über alle dieſe Einzelapminiftrationen gipfelt man dann noch eine Oberver— 
waltung. Die unabwendbare Folge davon ift, daß man, jtatt zu vereinfachen, die ganze Ma— 
ſchinerie complleirter madt; daß, während die Aufjicht früher eine wirklich einfache, überall 
ſogleich handelnde, fogleih unmittelbar einjhreitende und bejtimmende jein konnte — man 
nun mit Nothwendigkeit eine bureaufratiihe Einrichtung jhafft, deren Höchſtgeſtellte nicht 
alles ſelbſt fehen können, ſondern ſich berichten laſſen müſſen, nicht augenblicklich die erforder⸗ 
lichen Anordnungen zu treffen vermögen, ſondern nur auf dem Schneckengange des Reſeribi— 
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vend; dag man an die Stelle einer lebendigen Controle — jene papierene bringt. Darum 
iind jolde Aufionen in der Negel (denn Ausnahmen gibt e8 allerdings) den Actionären nur 
dann sortbeilhaft, wenn durch derartige Berfchmielzungen eine dem Publikum nüglihe Concur— 
ren befeitigt und ein Monopol bergeftellt wird, zufolge deilen man eben dieſes Publikum um 
weit mehr beiteuern kann, ald die wirkliche Ertragserhöhung für Die Actionäre ausmadıt. 

Haben ih die Speculanten ihrer Papiere mit Vortheil entlevigt, oder Eonnten fie bei 
diefer oder jener Gefellibaft den gefuchten gewinnbringenden Einfluß nicht erlangen, jo 
projectiren He Concurrenzunternehmungen, etwa Parallels, oder die beſtehenden durchkreu— 
vende, von ihnen ablenfende Bahnen. Man fennt Beilpiele, in denen ſolche Projeetenmacher 
ih an die Spige der einen, und, nachdem diefe ausgeführt und ausgebeutet war, geradezu ar 
tie Epige einer neuen, der eriten feindlichen Unternehmung ftellten. Ob in folden Fällen 
wirfih auf einen Ertrag zu hoffen, ift ihnen völlig Nebenſache. Es ift und ein Fall aus der 
Shmeiz befannt, in welchem ein, natürlich in ver möglichſt günftigen Richtung angelegter 
Ebinenweg feinen Actionären 3 Proc. erträgt, und neben diefem projectirte die Papierſpecu— 
iaien eine Parallelbahn, und jie fand bis aufeinen gewiſſen Grad Beifall theild durch Auf- 
Kabeln der Ihalbewohner, denen man eine Bahn versprach, theils vermittelft künſtlicher Ma— 
uber und — des bejtend benugten Schwindels. 

Echen wir ab von den Papierihiwindlern, welche dieſe oder jene Actien einzig und allein 
vr Gurödiffereng oder fonft noch der Agiotage wegen faufen (und diefe Leute machen, wie wir 
wieben haben, wenigftens auf der parifer Börfe 15 Sechzehntel aller „Geſchäfte““). Faſſen wir die 
enflihen ſoliden Actienbejiger ind Auge, fo jehen wir dieje völlig abhängig von den Apminiftras 
isren der betreffenden Gefellihaften ; oft erjcheinen fie nur wie ein Spielball in deren Händen. 
Bas im Namen und auf Koften der Geſellſchaft geihieht — die blojen Actionäre willen es 
nißt, oder böchitens vom Hörenfagen. Was mit ihrem Gelde gemacht wird, fie werden nicht 
yrüber befragt. Man fagt ihnen gar nichts von den fortwährenden Fluctuationen, denen das 
Internehmen ausgeſetzt ift, nichts von den ftattfindenden Operationen, noch von deren Erfolge. 
des Jahres einmal findet eine Ausnahme ftatt, und dieje Ausnahme befteht, wenn es eine 
derwaltung ihrem Sonderintereffe entfprechend findet — in einer Phantasmagorie. Wir 
teten von den Generalverfammlungen. Sie find in der Negel eine wahre Täuſchung der Actio= 
zire, jelbft wenn es auf gar feinen Betrug derjelben abgejehen ift. In Beziehung auf die ges 
mmte Verwaltung war das ganze Jahr hindurch eine Heimlichfeit beobachtet, jo groß oder 
(ta das perjönliche Interefle nicht jelten mächtig mitwirft) noch viel größer, als die Bureaufratie 
olche zu ihaffen vermag (monatlide Ausweife u. dgl. enthüllten gar nicht, was hinter ven 
bouliffen geihieht). So kommen die gewöhnlichen ehrlichen Actionäre ohne alle wirkliche 
Kenntniß ihrer eigenen Angelegenheit zur Generalverfammlung. Die Vorſtände theilen ihnen 
Ser mit, was fie zur Mittheilung geeignet finden. Selbſt die Ziffern des Ertrags laffen ſich 
amaßen fünftlich gruppiren, daß man 3. B. im Frühjahr 1856 die Generalverfammlung der 
Roiel-:Ovderberger Gijenbahngeiellichaft, und zwar unter Zuftimmung eines Regierungscom— 
aimars, die Vertheilung einer Jahresdividende von 16 Proc. beſchließen machen Eonnte, wäh— 
md die Bahn im Augenblick des Beichluffes nicht einmal fo viel mehr ertrug, als für Ver— 
nfung der geliehenen Kapitalien nöthig war. 

Bill eine Verwaltung irgendeinen Beſchluß bei der Generalverfammlung durdfegen, fo 
fann fie es unbedingt, wenn fie ihre Sache nicht „ganz ungeſchickt“ angreift; fie kann es ſelbſt 
van, wenn der Plan die Intereffen der Actionäre aufs directejte verlegt. Die große Mehr: 
abl der Actionäre erfcheint nicht auf den Generalverfammlungen. „Auf meine Stimme fommt 
nit an!“ ift die gewöhnliche Anſchauungsweiſe. Dann ift das Erſcheinen oder die Auf: 
"lung eines Vertreters mit Umſtändlichkeiten und Koften verknüpft. Man muß ſchon mehrere 
tage vor der Generalverjammlung am Divectionsjig erfcheinen und den Actienbefig nachwei— 
“; am Tage der Berfammlung gibt man in der Negel Feine Gintrittöfarten mehr aus. So 
tieht die Nothwendigkeit einer zweimaligen Reife; es entfteht aber auch für die Verwaltung 
Vortheil, zu wiſſen, wer kommen werde. Sie kennt zum voraus ihre Hauptgegner und 
am die ungefähre Zahl ver Opponenten ermeſſen, und befindet ſich im Falle, mit aller Bequem— 

leit ihre Maßregeln danach zu treffen. Gegen jeden feindlichen Sprecher ſtellt man gerade 
9m gegenüber zwei beſonders geichickte Neoner auf; und was die Majorität der Stimmen 
Mei, fo fällt nicht nur das Votum aller Verwaltungsräthe und aller von diefen Abhängigen 
ar ſchon ſchwer in die Wagſchale, jondern man bat auch das Mittel der Actienvertheilung, 

Aufſtellung von Scheinactivnären. Die Bankiers der Geſellſchaft und andere Befreundete 
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wiſſen Actien von gleihgültigen Befigern aufzutreiben; fie verwenden bie bei ihnen blos depo— 
nirten Actien ohne den Eigenthümern nur ein Wort davon zu fagen; ja es foll ver Fall fhon 
vorgekommen fein, daß Directionen nach dem Schluffe des ausgeſchriebenen Anmeldungstermins 
Gintrittöfarten zur Verlammlung auf viele eben gar nicht produeirte Nummern hin an Be- 
freundete auögaben. 

Und nun findet die Generalverfammlung fatt. Die gewöhnlichen Actionäre befinden fich, 
wie bemerkt, ohne alle nähere Kenntniß des Geihäftsganges, der Verhältniſſe und deſſen, was 
hinter den Gouliffen vorging. Ihre etwaigen Einwendungen fonnte man ſich zum voraus 
ziemlich denfen und ſich darauf rüften, diefelben nicht nur mit ftihhaltigen, fondern auch mit 
täufchenden Scheingründen zu befümpfen, indem man mit unerwarteten, wenn aud nur halb 
wahren oder ganz entjtellten Thatſachen, mit neuen Mittheilungen und Angaben überrafcht, 
deren Werth und Bedeutung von jolhen , welche den Geheimniſſen fern ftehen, unmöglih im 
Augenbli gewürdigt und enthüllt werden fann. — Das Ergebniß ift ſicher! 

Deutlicher als alles, was wir theoretifh zu erörtern vermögen, ſprechen die Ihatjachen. 
Wir erinnern und aud nicht eines Falles, in welden, wenn die Mitglieder der Verwaltung 
einig waren, etwas Weſentliches durchzuſetzen, und dies nicht ganz ohne alle Geſchicklichkeit be— 
trieben — eine Generalverfammlung gegen fie entſchieden hätte. Iſt es do dahin gekommen, 
daß, als die Leiter der franzöſiſchen Gefellichaft öfterreihiiher Staatsbahnen nad dem ſchwindel— 
reichten Jahre beantragten, man möge ihre Gewinntantieme auf 92 Jahre hinaus nah Maß: 
gabe ded angeblichen oder wirklichen, jedenfalls aufs Höchſte hinaufgeihraubten Ertrags jener 
Schwindelzeit fofort fapitaliiren, ihnen alfo den erft innerhalb des langen wechjelvollen Zeit: 
raums von 92 Jahren blos möglihen Gewinn zum voraus in Artien al pari überlafien — 
das, jagen wir, die Öeneralverfammlung mit 1781 gegen blos 58 Stimmen dieſes ungebühr- 
lihe Verlangen bewilligte, welcher ungeheuerlihe Beſchluß nur darum bei der öfterreichifchen 
Negierung jeheiterte, weil diefe ihre Zindgarantie nicht ohne allen Grund über 44500 neue 
Actien ausdehnen wollte. Nicht blos in Oſterreich und Frankreich, auch in Weftveutjchland fah 
man foldye Beiſpiele. Als die Verwaltung der Ludwigshafen: Berbadher Eifenbahngejellichaft 
(wol irre geführt durch ein paar jpeculirende Bankiers) die Fuſion diefer Bahn mit der pfäl— 
ziſchen Maxbahn betrieb — als damit die Actien eined Schienehwegs, der bereits über 10 Proc. 
ertrug, mit jenen eines ſolchen, der nicht mehr ald 11/5 Proc. Rente gewährte (zum Vortheil 
folder, welche dieſe legtern Papiere an ſich gebracht), al pari verſchmolzen werden follten, erga— 
ben ſich für diefen maßlos nachtheiligen Vorſchlag des Verwaltungsraths in der berbader 
Generalverjammlung 1045 Stimmen, während ed die Oppoſition nur auf 124 brachte. Auch 
diejer Plan fcheiterte nur an einem zufälligen Umſtande in der bairischen Abgeorpnetenfammer, 
So ſteht es mit dem praftiihen Werth der Oeneralverfammlungen ! 

In Deutichland und Frankreich legt man der Aufftellung eined Regierungscommiſſars bei 
jeder Actiengejellfchaft eine Hohe Bedeutung bei. In Wirklichkeit täuſcht man ſich auch damit. 
Die Einrichtung wird oft hemmmend und Hindernd wirken und ganz und gar zur Annahme 
eines bureaukratiſchen Formalismus nöthigen — einen andern Geift alö den vorhandenen 
wird der Regierungscommiſſar in der Apminiftration gewiß nicht zur Gntwidelung bringen. 
Wir wollen nicht bei befannten Beifpielen aus Frankreich verweilen, wo Negierungscommif: 
ſare (wie bei der pariſer Seine: Dodögefellfpart) jih geradezu beftechen liefen und deshalb ge— 
richtlich verurtbeilt wurden. Aber das Beijpiel der Kojel:Dverberger Eiſenbahngeſellſchaft zeigt 
praftifch, wie eine Verwaltung jelbjt den Negierungscommillar zu täufhen vermag, wie jelbft 
diefer nit im Stande it, das ganze Getreibe richtig zu durhihauen. Das Syſtem der Aufitel= 
lung von Regierungsconmifjaren hat überdies das höchſt Nachtheilige im. Gefolge, daß die 
Actionäre fih darauf verlaflen, und ihrerſeits um jo mehr jede Aufiicht verfäumen. 

Leider hat auch die Brefle bei dem furchtbaren PBapierfhwindel in unjern Tagen ihre Miſ— 
fion geradezu ſchlecht erfüllt. Insbeſondere fand die politifche Haltlojigfeit des größten Theils 
der Tagespreile auch auf dem volkswirthſchaftlichen Gebiet ihr vielfaches Echo. In Paris ohne— 
bin erfauften die Börjennatadore geradezu die meiften Zeitihriften, Da jab man oder fieht 
man heute noch den Banfier Mires als Gigenthümer des „Pays“, des „Constitutionnel‘ und 
de3 „Journal des chemins de fer”; den Börfenemporfümmling Millaud ald Gigenthümer 
von „La Presse” und „Journal des Actionnaires’; Pereire und Rothſchild gebietend über 
„‚LIndustrie‘ und „La Semaine financiere”. Das Haus Proft hatte fi den „Courrier de 
Paris” gejihert; ein anderer Bankrotteur, Pouſſineau, hatte den „Moniteur de la bourse‘‘ 
gegründet, Wir wollen nicht erörtern, wie unfere deutichen Actienblätter gerade in der Zeit des 
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Säwindeld nicht auftraten, mie fie jollten, wie je ſo oft aber das gerade Gegentheil thaten: Die 
Beifpiele ind zahllo8, in denen die ärgſten Schwindeleien und Übervortheilungen geradezu be= 
fürweortet wurden, 

Der befannte Socialift Proudhon, der fich freilich urſprünglich verleiten ließ, auf „Veſtel— 
lung“ eines Buchhändlers ein alled Ernſtes für den praftifchen Gebraud von Börfenfpielern 
beitimmtes Handbuch zu jchreiben, fühlte ſich innerlich gevrungen, vemfelben in ver dritten und 
den folgenden Auflagen dieſes „Manuel du speculateur de la bourse” Beigaben einzuverlei- 
ben, in denen er aufs einjchneidendfte die ganze Schänplichfeit des Treibend branpmarft. Die 
Öffentlihe Moral trieb ihn an, die Heillofigfeit des gefammten Verhältniſſes in feiner zermal- 
menden Weije darzuthun. Aber alles muß ihm nur dienen zur Rechtfertigung feiner ebenfo 
unklaren und unbejtimmten ald bovenlofen jocialiftifhen Plane, wie denn in Wirklichkeit ge— 
rade diejer koloſſale Unfug fiherlih am meiften geeignet ift, den tollen communiftifhen und 
ſocialiſtiſchen Projecten⸗ und Experimentenſchmieden alle jene ‘Berjonen zugutreiben, welche, eines 
jeften eigenen Urtheils ermangelnd, ihren Blick der Erfenntniß des unfaglihen finanziellen und 
noch weit mehr moraliichen Verderbens nicht verfihließen wollen. 

Vermuthlich veranlaßt durch den tiefen Eindrud, den Proudhon's Bud hervorbrachte, griff 
aub ein parijer Staatöprocurator, Oskar de Balde, zur Feder, und Napoleon jelbit (der lange 
die unverfennbarfte Freude hatte an dem vermeintlichen ungeheuern Aufihiwung des „Geſchäfts!“, 
und der dajlelbe durch Goncejjionirung von Credit mobilierd und durch Operationen ber 
Bank unbedenklich fördern ließ), hat den Verfaſſer ver Schrift „Les manieurs d’argent; 
&tudes bistoriques et morales‘‘, ſchriftlich beglückwünſcht. Was wir bei Valee finden, find aber 
zunächſt nur fteife und leere Declamationen, der Wiederabdruf einer Denkſchrift Dagueffeau’s, 
mit Sammlungen von Anekdötchen aus Law's Zeit. Dieje Bekämpfung des tief eingefreffenen 
Ubeld, diefe Bekämpfung vom Standpunkt deö juriftifchen Zopftyums aus, ſcheint nur zu 
jebr die Worte des hier ebenfalls angegriffenen Proudhon zu beftätigen: „Die alten Mächte ver 
Belt — die Magiſtratur, die Univerjität, ver Klerus — jie haben feine Wurzeln mehr in der 
Beillihaft; fie werden zufammenbreden an dem Tage, an dem die Gewalt aufhören wird fie 

u untetſtützen.““ Wenigſtens ermangelt diefer Bekämpfer ded vorhandenen Unfugs — jedes 
wahren Verſtãndniſſes der heutigen Kage. 

Das Auftreten ſolcher vereinzelter Gegner änderte nicht die herrfhende Strömung: Selbſt 
eine finanzielle und Geſchäftskriſe, wie die Welt nie eine gleiche ſah, brachte nur einen momen⸗ 
tanen Stillftand in die Entwiselung des Übels, vermochte ed aber in feiner Beziehung, daſſelbe 
an der Wurzel anzugreifen. Ja, während die ganze Gejhäftswelt noch aufs ſchmerzlichſte lei- 
det an den Folgen des ftattgehabten Schwindels, während Taujende von Unſchuldigen mit eis 
nem Theile dev Schulvigen zu Grunde gerichtet find, hat man mit einer Schamlofigfeit ohne 
gleihen und mit einem an Wahnjinn grenzenden Cynismus das ganze Börfenunmelen in aller 
Form nicht nux zu rechtfertigen, fondern förmlich in einer eigenen Schrift ald das neue „Heil der 
Belt“ darzuftellen und für daffelbe einen eigenen Gultus zu begründen geſucht. Wir meinen 
zunächſt das Bud): „L’argent, par un homme de lettres devenu homme de bourse“, eine 
Veröffentlihung, die, wer nur Bruchſtücke daraus lieft, für Ironie halten muß, obwol es ſich 
um eine Sache vollſten Ernſtes handelt; wie denn auch (bezeichnend für die Zuftände!) die pa= 
tifer „Revue de linstraction publique“ ein Bedenken trägt, Auszüge daraus zu liefern: Der 
Verfajfer bezwedt ohne Scheu eine Verherrlichung, felbit Vergötterung deſſen, was er „lere 
de legoisme eivilise” nennt. Während man zu Ludwig PHilipp's Zeit ſich wenigitens darauf 
beſchränkte, das berüchtigte Enrichissez-vous ſich mündlid und Halb insgeheim zugurufen, 
eben wir im heutigen Frankreich, unter einem Zuftande vollftändigfter Überwahung und Be: 
vormundung der Prejje, Denkjchriften ericheinen mit dem Hauptlehrjage: die Welt müffe er- 
neuert werden; jedermann müſſe einfehen, vaß „tout rentre dans le commerce“. Wört-— 
lich heißt es weiter: „Die Börfe ift das Hotel-deville der neuen Republik! Hier ift ed, wo 
wir und mit dem Werkzeug der heiligen Unabhängigkeit verfehen können. Hier ift es, wo fern 
von Volfätribunen und Soldaten fortan das Genie Frankreichs leuchtet. Hier ift ed, wo eine 
entmuthigte Generation, mürriſch in der Ruhe, begierig nad) Aufregung, ſich erfriſchen kann. 
In diefem Kriege der Intereſſen erblicke ich eine ergreifende, ernſte und tiefe Poeſie, die ich la 
Poesie sacrde du 19”® siecle nennen möchte!” Noch werde angefämpft gegen die Börie, ihr 
Triumph aber jei unzweifelhaft. „Zu ihrem Gunſten ändert man bereits die alten Gejege ab 
und verfaßt neue; der Gejeggeber beugt ſich: wie der alte Athlet macht jie (die Börſe) die 

Bande beriten, die ihre Stirn umgeben; es ift nothwendig, daß jie zur Herrſchaft gelange!“ 


— 
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Wer und einwendet, daß es fih Hier doch unmöglich um etwas Anderes ald einen verborge- 
nen bittern Hohn auf die jegigen Zuftäude handeln könne, den weiſen wir zur Antwort ein= 
fach auf die Thatſache hin, daß die Maffe der Lefer diefer Schrift deren ganzen Inhalt für hei: 
figen Ernft nimmt, und noch mehr, daß obne Scheu danach gehandelt wird! 

Der bier geſchilderte Zuftand beſchränkt jich leider keineswegs auf Frankreich; er bat ſich 
längft auch über unſer deutſches Vaterland, über die ganze jogenannte cultivirte Welr ausge— 
breitet. Wir haben die allgemeinften Wirkungen diefer Geftaltung im Gingange unſers Auf— 
jages angedeutet; wir wollen nit in alle Einzelheiten eingehen, wollen nit nachweiſen, wie 
der Unfug in vielen Staaten wenigftend mittelbar von oben herab befördert, wenigftens tolerirt 
ward. Wir wollen nicht ſchildern, wie diefer Eultus des Geldes und des Hazardipiels jeder 
höhern menjchenmwürdigen Idee und Geftaltung Hohn jpricht, jedes edle Gefühl verjportet, 
Aufopferung für Überzeugung, Freiheit und Vaterland nur als Kennzeichen bemitleidens— 
merther geiftiger Beſchränktheit anſieht, ald das Gebaren unpraftifcher, einfältiger, zu etwas 
Beilerm gar nicht tauglicher Menſchen. Wir mollen nur nody auf den einen Umftand aufs 
merfjam maden, daß ver ververblihe Schwindel fi keineswegs auf den höhern Kaufmann— 
ftand beihränft, daß vielmehr faft die gefammte höhere Klaffe der bürgerlihen Geſellſchaft da— 
von infieirt ift, ja — umd dies erjcheint uns weitaus als das Schlimmſte — daf der ſonſt durch 
Solivität ausgezeichnete Bürgerftand, diefer Kern der Bevölkerung, der Mittelftand, längft ven 
dem Strubel erfaßt wurde, und meiftens die ärgſten Verlufte zu tragen bat. Was unter jahr: 
zehndelangen Mühen und Entbehrungen erfpart ward, es ging dahin in dieſem Kazarpipiel, 
während weniger Monate. Mittelbar und unmittelbar kam e8 tauſendfach vor, daß der Unſchul— 
dige für den Schuldigen, der jolide Mann für den Schwindler zahlen mußte, und — die Be: 
gierde nad mühe= und arbeitslos zu erlangenden Reichthümern ift gerade in dieſen Schichten 
erweckt! Dabei ift die Affociation, dieſes unvergleihbar withtige Mittel der focialen Entwicke— 
fung unferer Zeit, tauſendfach aufs beillofefte misbraudt. 

Wir unterlaflen es, die mannichfachen Operationen und Manipulationen zu fhilvern, de— 

‚ven fich die Börfenfchrindler bei ihrem Spiele vorzugsweife bedienen. Wir unterlaflen edebenfo, 
die einzelnen Arten von Inftituten, Anftalten und Anlagen zu ſchildern, deren Bapiere be— 
ſonders ald Mittel bei ſolchem Treiben dienen müſſen. Das Nöthigite varüber findet ih in 
den bejondern Artikeln des „Staats-Lexikon“ über Agiotage, Banken, Börfe, Greditanftalten 
u. ſ. w. Bon franzöfiichen Schriften haben wir einige bereits citirt; von deutſchen nennen mir 
zwei: „Die Börfe, die Börjenoperationen und Täufhungen, die Stellung der Actionäre arıd 
des Geſammtpublikums“ (Züri 1857) und „Die Geld= und Creditkriſe und die jegige Ge— 
ſchäftslage; volkswirthſchaftliche Unterſuchungen“ (Zürich 1858) (von dem Verfafler der erſt— 
genannten Brojhüre). G. F. Kolb. 

Botſchafter, ſ. Geſandter. 

Bourbon, Bourbone. — Robert, Graf von Clermont, ein jüngerer Sohn König 
Ludwig's IX. von Frankreich (des achtundzwanzigſten aus dem Hauſe Capet), vermählte ſich um 
1272 mit Beatrix, der Erbtochter von Bourbon, einem alten, ſchon unter den letzten Karolin— 
gern am Anfang des 10. Jahrhunderts in Blüte geſtandenen (gegen das Ende des 12. Jahr— 
hunderts zwar im Mannsſtamm ausgeſtorbenen, doch nacheinander durch die Gemahle zweier 
Erbinnen fortgejegten und bereicherten) Haufe. Der Sohn aus diejer Ehe, Ludwig I., als Erbe 
der mütterlichen Güter, nämlich der Landſchaft Bourbonnais, der Grafſchaft Charolais und 
der Herrichaft St.-Juft, nahm von der erften (als älteften Stammbeſitzung, oder vielmehr von 
der Stadt Bourbon l Arhambaud als deren Hauptort) den Titel Herzog von Bourbon an und 
übertrug ihn auf feine weitern Nahfommen. Dergeftalt entftand das neue, von Bourbon be— 
nanrtte Haug, deſſen Schickſale feit Jahrhunderten und bis zum heutigen Tage auf jene vieter 
Völker, ja der Menſchheit von unermeßlich wichtigem und tiefgehendem Einfluß geweſen find — 
das Haus, welchem der Zufall mehr als eigene Thatkraft eine Menge von Kronen umd Ländern 
in allen Theilen der Welt in ven Schos warf; welches Tange Zeit hindurch anerkannt die erfte 
Macht Europas, aber durch feine Beſtrebungen, ſolches zu werben oder zu bleiben, und zumal 
durch feine Giferfucht gegen das Haus Habsburg, die Quelle der verwürtendften Kriege und 
unfaglicher Leiden faft aller Wölker des Welttheild war; welches aber mehr noch al& durch ſolche 
Kriegsgeiſel durch das von ihm aufgeftellte Beiipiel ſchrankenloſer Hofdespotie, Verſchwendung, 
Sittenververbnig und muthwilliger Volksunterdrückung verderblich wirfte und hierauf, von 
dem darüber ausgebrohenen Sturme ergriffen, theils für eigene, theils für der Vorfahren 
Schuld mit dem Verkuft aller Kronen und Länder, mit Verbannung, Noth und mit [hredlihem 
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Untergang mehrerer Häupter büßte; welches, als es, aus fo tiefem Fall: durch den überraſchend⸗ 
fenlinihteung der Dinge neu erhoben, feine verlorenen Throne alle wieder in Befig genommen, 
ihn Erfahrungen, doch nicht weifer geworden durch fie, in feinem Hauptlande eine aber: 
malige Rataftrophe erfuhr, wodurch fein ältefter Zweig geftürzt und das verhängnißreiche Prin— 
cp der Legitimität, deflen glängenditer Triumph die Neftauration gewefen, unter Zuftimmung, 
jaunter den Aufpicien eines eigenen jüngern Zweiges, mit jenem der Volksfouveränetät (mes 
nigftend dem Namen nad) vertaufcht und eine wiederholte impoſante Lehre den Königen und 
Völkern gegeben wurde; welches endlich — fügen wir hinzu — nohmald in diefem jüngern 
Zweige im Stammlande Frankreich durch die evolution von 1848 die Krone verlor, weil die 
Politif König Ludwig Philipp's jenem neuen Princip, das ihn gehoben, nicht mit Ernſt Rech— 
nung trug. , 

Der merfwürbigften Glieder diefed Hauſes werden wir zwar in dem Überblick der Ge— 
Wihte Frankreichs, aud Spaniens u. f. w. ſummariſch zu gedenken Haben; doch ſpricht neben 
mer der Ränder auch die des Hauſes einen ſolchen Uberblid an. Wir geben daher denfelben in 

möbender kurzer Zufamimenftellung. 

Bon den zwei Söhnen Ludwig's I. von Bourbon, Peter und Jakob, gingen zwei getrennte 
Naien des Haufes aus; die Ältere erloſch 1527 mit Karl il., dem berühmten Gonnetable von 
dankreich, welcher, durch ſchwere Unbilden gereizt, von jeinem Könige und Verwandten, Franz l., 
puteflen Feinde, Kaifer Karl V., abfiel, die Heere des letztern wider die ſeines Vaterlandes er⸗ 
kigreich anführte, zumal den unſterblichen Sieg bei Pavia erſtritt, und endlich bei der Erſtür— 
mung der Stadt Nom fein vielbewegted Leben verlor. Die jüngere Linie, deren Stifter Jakob 
id Graf de la Marche nannte, fpaltete ſich durch die zwei Söhne feines Urenkels Johann 
(#. 1477) abermals in zwei Afte, nämlich in den Hauptaft, welcher von dem ältern, Franz, 
und dad Haus Montpenfier, weldes von dem jüngern, Ludwig von Roche-ſur-Mon, ausging, 
son und jedoch nicht weiter zu verfolgen ift. Der Hauptaft zerfiel von neuem in zwei Theile 
turh Herzog Franz’ zwei Enfel, Anton von Bourbon, Herzog von Vendöme, und Lubmwig, 
Prinz von Conde, von welhen jeder ein eigenes Haus fliftete. Diefe beiden Prinzen fpielten 
ne wichtige Rolle in den Religionsunruben, welche nach König Heinrich's II. Tode das franz 
fie Reich zerrütteten. Anton jedoch, welcher mit Johanna d'Albret den dieſſeit der Pyre⸗ 
nieh gelegenen Theil des Königreichs Navarra erheirathet hatte, ftarb bald (1562) und hinter: 
eß dieſes Fleine Reich, nebft der Ausfiht auf die Thronfolge in Frankreich, feinen Sohne 
Heinrich, welcher auch wirklich, nad; glücklich beftandenen Kämpfen wider Karl IX. und Hein⸗ 
ri II. (die legten Valeſier) und die wider jein Erbfolgeredht unter dev Herzoge von Guife An: 
führung verfchworene Ligue, als Heinrich IV. den Thron von Frankreich beftieg (1589). 

Diefer erfte der bourboniſchen Könige war auch unter ihnen der würbigite. Sein eigenes 
Gefhleht anerkennt dieſes, indem es bei jeder Gelegenheit die Nation, um ſie für Bourbon zu 
gewinnen, an Heinrich's IV. Tugenden erinnert. Unter ihm blühte das tief zerrüttete Neich 
\nell wieder auf, und er begann mit Erfolg die Schwächung ver öfterreichifhen Macht in Spas 
nim und Deutſchland. Aber die Regierung feines ſchwachen Sohnes, Ludwig's XII. (von 
1610-43), führte Verwirrung und Bürgerfrieg zurück, woraus jedoch zwei große Minifter, 
Ne Cardinale Richelieu und Mazarin, den Staat errefteten, aber zugleich durch Niederwerfung 
vet Örofen und durch gewaltfame oder liftige Unterdrückung allet jelbftändigen Widerſtands⸗ 
träfte im Volk die Madıt des Königs allgemwaltig machten. 

Bas Richelieu und Mazarin im Namen des unfähigen Königs Ludwig XI, erfolgreich 
kegonnen — im Innern die Befeſtigung der Unumſchränktheit des Monarchen und nach außen 
de Shwähung Oſfterreichs und Spaniens — das ſetzte Ludwig XIV. ſelbſtthätig fort (von 
1643—1715), nicht eben im Felde, wohin er blos feine Generale ſandte, wohl aber im Cabi— 
"et, worin, obſchon er ſich (menigftens in der erften Zeit feiner Regierung) mit klugen Rath: 
xbern umgab, doch immer fein Wille entfcheidend blieb. Doc dient feiner, zumal von Dichtern 
ud Rednern, benen er Gunft erwies, gebriefenen Größe die Schläfrigfeit der damaligen Herr: 
er im gedoppelten öfterreichifehen Haufe zur Folie, und er verbunfelte die Glorie feiner aus: 
"attigen Triumphe durch maßloſen Despotendriuk im Innern und des Volkes Mark ausſau— 
Bade Verſchwendung. ; 

Unter Ludwig XIV. gewann das Haus Bourbon noch einen der fchönften Throne der Welt, 
“a foanischen. Gin doppelter Zufall verichaffte ihm denſelben. Ginmal das mit König 

ls, Tod erfolgte Erlöſchen des öfterreihiichen Mannsſtammes in Spanien (1700), was 
"mit einer ſpaniſchen Prinzeſſin erzeugten Nachkommenſchaft Ludwig's einen Scheinanfprud) 
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auf die Erbſchaft gab, und dann, ald nah dem mit Unglüd geführten erfchöpfendften Krieg die 
Siegeshoffnung völlig verloren war, dev frühe Tod Kaifer Joſeph's J., welcher deſſen Bruder 
Karl, neben der fpanifchen Krone, die ihm por den Bourbonen gebührte, aud noch die deutſch— 
öfterreihifchen Erblande zumarf. Solche Vereinigung ſchien ven Karl früher verbündeten Mäch— 
ten noch gefährlicher ald die Errichtung eines gefonderten bourbonifhen Neihs in Spanien, 
Daher ward Philipp von Anjou, Ludwig's XIV. zweiter Enkel, ald König von Spanien Phi: 
lipp V., im Befige diejes herrlichen Neiches (mit Ausſchluß blos von deſſen europäiihen Neben 
ländern, aber mit Inbegriff der, zumal in Amerika, unermeßlichen Golgnien) beftätigt. 

Philipp von Anjou, welder dergeftalt die ſpaniſche Linie der Bourboniden Fiftete, oder 
vielmehr feine ehrfüchtige zweite Gemahlin, Eliſabeth von Parma, bahnte kühn und liftig durch 
vielfahe, auh mit Waffen unterftügte Unterhandlungen, welde ganz Europa in Verwirrung 
und Hader jegten, ihren — von Spaniens Thron durch Philipp's Sohn aus erjter Ehe ausge: 
ſchloſſenen — Söhnen ven Weg zu zwei italienifchen Fürftenftühlen. Zuerſt nämlich ward bei 
der nahenden Erlöfhung der Käufer Farneſe und Medicis der ältere Prinz, Don Carlos, zum 
Erben von Parma und Piacenza und Toscana von ven Mächten erflärt. Derjelbe eroberte 
ſpäter im Kriege über die polniſche Königswahl das Königreich beider Sicilien und behielt es 
im Frieden von Verſailles (1735) gegen die Abtretung der vorhin genannten Provinzen an 
ſterreich. Im Oſierreichiſchen Erbfolgekriege aber gewann Spanien Parma und Piacenza 
wieder, und zwar für Don Philipp, des Don Carlos jüngern Bruder. Don Carlos bejtieg nad 
feines Halbbruders, König Ferdinand's VI., Tode, den jpanifchen Thron und überließ den ſici— 
lifchen feinem jüngern Sohne Ferdinand (1758). So waren jegt vier regierende bourbonijche 
Häufer, Diejelben ſchloſſen gleich nahher (1761) untereinander den „Bamilienpact’’, welder 
ſie alle — unangejfehen der verihiedenen Stellung und Verhältniffe ihrer Gebiete — zu gegen= 
feitiger Hülfeleiftung und zur Vertheidigung der gemeinfamen Bamilienintexeifen verband, zum 
Beweiſe, daß nad) der Bolitif der Monarchen nur von Intereflen ver Häuſer, nicht von jenen 
der Völker die Rede ift. 

Wir fehren zum franzöfiihen Königshaufe zurück. Nach Ludwig's XIV. Tode (1715) fiel 
das Reich an feinen fünfjährigen Urenkel, Ludwig XV. (Sohn des ältern Enfeld ded Königs 
und alfo Neffen Bhilipp's von Anjou). Alle andern männlihen Sprößlinge ebelicher Abkunft, 
nebft mehreren Seitenverwandten, hatte der Tod hinweggerafft. Zum Negenten während der 
Minderjährigkeit des Knaben Ludwig warb nun Philipp, Herzog von Orleans, ernanıt, Sohn 
des jüngern Bruders Ludwig's XIV., Philipp 1., welcher der Stifter des jeit der Julirevolution 
von 1830 zum Befig der Krone gelangten Haufes ward. Diefer „Regent“ hat zwar Talent ges 
zeigt, do in Anfehung feines Charakters ſich ſchlechten Ruhm erworben. Ludwig XV., veilen 
Herrſchaft bis 1774 währte, erwarb aber nod) ſchlechtern. Seine Höflings- und Maitreſſen— 
regierung gewährt ein Bild des gleich verächtlihen ald abjcheulihen Sultanismus und ift, weil 
doch die civilijirte europäifhe Menjchheit zu dauernder Ertragung folder Schmach ſich wicht 
eignet, die nächſtwirkende Mrjache der im Jahre 1789 ausgebrodenen, in ihren Folgen die 
ganze Welt umjpannenden Revolution gewejen. Ludwig XVI., des funfzehnten Enkel und 
Thronfolger, war vom Verhängniß beftimmt, perſönlich ſchuldlos die Schuld ver Vorfahren 
auf dem Schaffot zu büßen, und fein mit Marie Antoinette von Oſterreich erzeugter Sohn, 
welchen die Emigration und dieGoalition König Ludwig XVIL, nannte, verfümmerte im Temple— 
gefängnig. Frankreich war jegt Republik, ſodann Kaiferreih und nahe daran ein Weltreich zu 
werben. . Gin Zweig des bourbonijhen Haufes, der jpanifche, förderte ſelbſt durch Verbrechen 
und Blödfinn vie Errichtung ſolches Baues. 

Nachdem der Strom der Revolution über faft alle Länder des Welttheild und über viele 
jenfeit ver Meere ſich ergoffen, trat envlich, hervorgerufen durch Napoleon's Unerlättlidjkeit, 
der gegenrevolutionäre Umſchwung ein. Die geächteten Bourbonen betraten den von den Heeren 
der Goalition bededten franzöjifhen Boden wieder, und Ludwig's XVI. Bruder, ver ſich Lud— 
wig XVII. nannte, beftieg den jeßt wieder „‚Eöniglihen‘ Thron von Frankreich. Mit ihm kehr— 
ten zurück ſein Bruder, der Graf von Artois, welcher als König Karl X. Ludwig in der Re— 
gierung folgte (1824), aber durch die Julirevolution von 1830 vertrieben ward. Karl X, 
batte zwei Söhne, Ludwig, Herzog von Angouleme (Gemahl von Ludwig's XVI. Tochter), 
welcher 1847 finderlos verftarb, und Karl, Herzog von Berri, welden (1520) ein Meudel= 
mörder tödtete. Sein nahgeborener Sohn, Keinrih, Herzog von Bordeaur, auch Graf 
von Chambord, lebt im Grif und ift für die ftrengen Legitimiften Frankreichs fortwährend ber 
Gegenſtand ſanguiniſcher Hoffnungen. 
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Au die ſpaniſche (1808) und aud die neapolitanifche Königsfamilie (1806) war durch 

Napoleon enttbront worden, und gleiches Schiejal Hatte die herzogliche von Parma gehabt, 
Inırwar dem Erbprinzen von Barnıa, Don Ludwig (Enfel Don Philipp’s, welder dieſe 
Linie geftiftet), dad Großherzogtum Toscana unter dem Namen eines ‚Königreichs Etru— 
rin“ son dem Sieger Jtaliend, dem damald mit Spanien im Bunde ſtehenden Grften Gonjul 
Bonaparte, verlieben worden (1801). Aber nad dem Tode. dieſes Schattenfönigd (1803) 
wurde deifen Witwe, die im Namen ihres unmündigen Sohnes vie Verwaltung übernommen, 
dieſelbe durch Machtgebot Kaijer Napoleon’s entriffen (1807) und Etrurien mit dem franzö— 
fen Reiche vereinigt. . Dafjelbe war Schon früher mit Barma und Piacenza geſchehen (1805). 
Nach der Reitauration bewilligte aber die Großmuth der Mächte auch’ dem Erbpringen von 
Jarma den Wiederanfall des Herzogthums bei eintretenden Abiterben der zeitigen Befigerin, 
Narıe Luiſe von Dfterreih, Napoleon’s Witwe (1817). Bid dahin ward jeiner Mutter 
vd Fürftentgum Lucca zur einftweiligen Entſchädigung übergeben, bei deren Tode 1824 
mamehr der Sohn ald Karl I. Ludwig die Regierung übernahm. Als 1847. dad Herzog: 
han Parma durch den Tod der Witwe Napoleon's erledigt war, erhielt diejer Karl U. Lud— 
wg kalt ver Verträge Barma (während Yucca an Toscana fiel), trat aber 1849 die Re: 
gerung ab an feinen Sohn, Herzog Ferdinand Karl lll., der 1854 ermordet wurde. Aug 
kin She mit der Tochter ded Herzogs von Berri hinterließ Karl I. ald Nachfolger ven un= 
zirdigen Sohn Robert I., für den die Mutter vie Regierung übernahm. In Neapel war 
König Ferdinand I. (in Sieilien IV.), jüngerer Sohn des Don Carlos, welcher dieſe Dynaftie 
«gründet, ſchon 1799 durch die franzöſiſchen Heere verjagt und Neapel zur Parthenopeiſchen 
Arpublik erklärt worden, doch kehrte — infolge der Unfälle ver Franzoſen — der König bald 
nieder aus Sicilien als Herr und Rächer zurück. Aber, gereizt durch den vermeflenen Friedens: 
tub, ſprach gleich nach dem Frieden von Presburg Napolcon die Entthronung des Haufes von 
Neapel aus und vollzog jie,(1806) im Hauptlande ſchnell. Auf Sicilien dagegen behauptete 
it derdinand durch britifche Hülfe, und er nahm alddann, nah Murat's Fall (1815), durch die 
Lunſt der Großmächte abermals auch ven Thron Neapeld wieder in Bejig. Den gegen den: 
Ken König 1820 ausgebrochenen militärifchen Aufftand und infolge deſſelben die Verkün— 
kung der fpanischen Gorteöverfaflung, ihre Annahme und feierliche Beihwörung durch den 
inig und feine Prinzen, Franz und Leopold, ſodann die Reiſe des Königs nach Laibach zum 
Rnarhencongreffe, den Widerruf ver Verfaſſung, derjelben Umſturz durch die öfterreichifche 
Kriegemacht, die Wievderherftellung der abjoluten Gewalt und die von da an bis auf den heu- 
ken Tag (wie unter Ferdinand felbft jo auch unter jeinem Sohne und feinem Enkel) mit nur 
zenigen Milderungen fortgeführte Neactionsregierung erzählen wir jummarifh unter dem 
Art, Reapel. Auf welde ſchmachvolle Weiſe endlih König Karl IV. in Spanien mit feinen 
Saufe entthront worden, infolge von feines Sohnes Ferdinand (als König VIL.) Verrath und 
Figheit und feiner eigenen Grbärmlichkeit, ift allbefannt und in unverwifchter Erinnerung. 
Senfo die Wiedereinjegung Ferdinand's auf den durch die rührendſte Volkstreue erhaltenen 
Lren, die namenloje Undankbarkeit, womit er derſelben lohnte, die Revolution von 1820, 
zeihe davon die Folge war, und die Wiederherftellung der abjoluten Gewalt durch die bewaff⸗ 
neit Intervention des nad) Reftaurationsprincipien regierten, wiewol conftitutionellen Frank: 
ib. Do ein Act eben jener abjoluten Gewalt, die man über den Trimmern aller Volks: 
tehte wieder errichtet hatte, nämlich die von König Ferdinand VII. aus Machtvollkommenheit 
üusgejprochene Abichaffung des Salifhen Gejeges, wurde der erfte Hoffnungsitern für dad Wie: 
eterwachen der Freiheit. Ferdinand's Tochter, die Königin Ifabella, ward die Loſung, melde 
Ne conſtitutionelle Sache zugleich. zur legitimen machte und der Karliſten abfolutiftiiche Fahne 
nit dem Makel der Iebellion bezeichnete. 

Aus den Käufern von Spanien und Neapel lebt gegenwärtig, außer den bereitd angeführ: 
en Öliedern, noch eine Menge anderer Infanten und Infantinnen, Prinzen und Prinzeffinnen. 
Auh find beide unter ſich und mit den geftürzten franzöjiihen Bourbonen vielfach verſchwägert. 
Änjere Leſer verlangen jedod) von und das Namenverzeihniß nicht. Nur wollen wir bemerken, 
"24 die Herzogin von Berti, die verwitwete Königin von Spanien und die Gemahlin König Lud— 
4 Bhilipp’8 neapolitanifche Prinzefiinnen, und daß Don Miguel und feine Schweitern, die 

blin und Schwägerin des Infanten Don Carlos, die Kinder einer fpanifhen Infantin find. 
Ser noch bleibt ung ein Blick zu werfen übrig auf zwei Nebenlinien des franzöſiſchen Haufes, 
won die eine neuerdings (1848) den franzöſiſchen Thron verloren hat, aber in ihren Gliedern 
übt, Die andere jedoch erlojchen ift. Dieſe beiven Linien fine die von Orleans und von Conde. 
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Die Linie Orleans fchreibt fich Her von Ludwig's XIV. jüngerm Bruder, Philipp I., deſſen 
gleihnamiger Sohn der Regent Frankreichs während Ludwig's XV. Minderjährigfeit war. 
Der Urenfel dieſes mit ſchweren Sünden und noch ſchwerern Verdächtigungen beladenen Re— 
genten war jener Herzog Philipp, welcher in der Franzöſiſchen Revolution eine wohlbefannte 
Rolle jpielte, dem Pöbel zu ſchmeicheln ih Egalite nannte, für Ludwig’ XVI. Hinrihtung 
flimmte und endlich felbft unter dev Guillotine ftarb. Sein Sohn, damals Herzog von Chartres 
genannt (geb. 1773), benahm ſich in der Nevolutiongzeit ehrenhaft und würdig. Er ftritt 
gegen die Feinde Frankreichs und emigrirte nicht, bis der Convent in feiner terroriftifchen Wuth 
auch ihn in die Achtung aller Bourbonen einſchloß (1795), worauf er im Auslande als Flücht⸗ 
ling und Verbannter die Schule der Widerwärtigfeit und der Gefahren zu durdlaufen hatte, 
bis die Reftauration auch ihn nad Frankreich zurückführte. Welchergeſtalt die Julirevolution 
von 1830 von der orleaniftifhen Partei (deven Urjprung gleichzeitig mit jenem ber erjten Re— 
volution ift) zur Erhebung dieſes Prinzen, anfangs zur Stelle eines Generallieutenants des 
Königreichs, jodann zum erblihen Königsthron benugt wurde, ift weltbefannt, und ebenſo auch 
der Geift oder die Richtung der Politif, melde der „Bürgerkönig“ befolgte, und die in der 
Revolution von 1848 den Sturz feined Haufed herbeiführte. Bei feinem Tode in der Verban— 
nung, 3850, hinterließ er, außer vier Söhnen mit ihren Bamilien, zwei Enfel, den Grafen 
von Paris und ven Herzog von Chartred, die Söhne feines 1842 verftorbenen älteften Soh— 
ned, des Herzogs von Orleans. 

Die Linie Conde — alfo genannt von einer durch einen bourbonifhen Prinzen (Jakob de 
la Marche, geft. 1362) erheiratheten, die Stadt Conde in Hennegau in ſich begreifenden Baro= 
nie — wurde geftiftet von dem jüngern Sohne des bourboniſchen Herzogs Karl von Vendöme, 
Ludwig 1. (geb. 1530), Bruder des Königs Anton von Navarra, jomit Oheim des gefeierten 
Königs Heinrich IV. von Frankreich, deſſen Gelangen zum franzöſiſchen Thron er jedoch nicht 
erlebte. Ihm war bei der Erbtheilung unter anderm auch jene Herrichaft Conde zugefalten, 
von der er — obſchon er fie verfaufte — den Titel Prinz von Eonde annahm. Das Haus Conde 
bat ungleich Eräftigere, perſönlich achtungswürdigere Glieder erzeugt als das regierende Haus 
Bourbon, und jhon fein Stifter, Ludwig I., überftrahlte an Einfiht, Muth und Charakter: 
ftärfe unendlich feinen ſchwachen, wankelmüthigen Bruder Anton von Navarra. Unter König 
Heinrich U. zeichnete er jic in auswärtigen Kriegen, unter Franz II. und Karl IX. aber in Ver— 
theidigung der proteftantifhen Sade und Bekämpfung der Guife'jhen Herrſchaft aus und 
ward nad) manderlei in joldhem Kampfe erfahrenen Glückswechſel getödtet in ver Schlacht bei 
Jarnac (1569). Sein ältefter Sohn, Heinrich I., der ih aud Herzog von Enghien nannte 
(geb. 1552), fegte den Kampf mit gleicher Energie fort, obſchon er in der Bartholomäusnacht 
durch Todesprohung zum Abſchwören des Galvinismus — dem er jevody naher bald wieder 
beitrat — war bewogen worden. Er ftarb 1588, wie man behauptete, an Gift. Sein nachge— 
borener Sohn Heinrih U. zeigte gleihfalls Talent und Thätigkeit in Kriegs: und Friedens: 
fachen, doc; weniger Edelmuth. Gr befämpfte die Broteftanten, ehemals die Schüglinge feiner 
Väter. Bon feinen Söhnen ftiftete der jüngere, Armand, die von der Herrſchaft Gonty be: 
nannte Conde'ſche Nebentinie, weldhe wol auch einige beinerfenswerthe Glieder zählt, jedoch 
unferm Zwede zu fern liegt. Sie erloſch 1814 mit dem Prinzen Ludwig von Gonty im ehe— 
lihen Mannsitamm. Doc erlaubte Ludwig XVII. feinen zwei unebelihen Söhnen Namen 
und Wappen von Gonty fortzuführen. Wir fehren zur Hauptlinie zurüd. Heinrich's II. älterer 
Sohn, Ludwig (geb. 1621), bat durd feine glänzenden Kriegsthaten ven Namen des Großen 
Eonde erworben ; doch verdunfelte er ven Ruhm, den er in auswärtigen Kämpfen — ſchon durdy 
den bereits im zweiundzwangigften Altersjahre erfochtenen gropen Sieg bei Rocroy und dann nody 
durd viele andere Triumphe über die Heere Spaniens und Oſterreichs und ihrer Verbündeten — 
gewann, durch leidenſchaftliche Theilnahme an dem bürgerlihen Kriege der jogenannten 
„Bronde‘ wider ven Cardinal Mazarin, in deren Bolge er jogar zu den Spaniern überging 
und derſelben Heere bis zum Pyrenäiſchen Frieden (1659) wider jein eigenes Vaterland befeh— 
ligte. Ausgeſöhnt duch diefen Frieden mit Ludwig XIV,, pflüdte er in deſſelben ſpätern Kriegen 
wider dad gedoppelte Diterreih noch manche veinere Lorbern und ftarb 1686 im Befige hoher 
Achtung Frankreichs und Europas. Sein kriegeriſcher Geift blieb das Erbtheil jeiner Familie. 
Heinrich IIL., fein Sohn (geb. 1643, geit. 1709), Ludwig IM., fein Enkel, auch Ludwig Heinrich, 
fein Urenfel, und neben ihnen mehrere dev jüngern Bringen zeichneten durch Kriegstbaten ſich 
aus. Der Sohn des zulegt genannten aber, Ludwig Jofeph von Conde (geb. 1736), übertraf 
jie, wenn auch nicht an Muth, jo doch an hiſtoriſcher Merkwürdigkeit. Schon im Siebenjähris 
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gen Kriege focht er mit Ruhm; aber feine Hauptrolle fpielte ex in der frangöfifchen Revolutions— 
geſchichte und zwar ald entjdhiedenfter Feind der neuen Ordnung der Dinge, leid) nad) ver 
Erſtürmung der Baftille verließ er mit feiner Familie das Reich, forderte draußen die Höfe auf 
zum Kriege gegen das revolutionäre Frankreich, und fammelte unter feine eigenen Fahnen eine 
zablreihe Schar von Emigranten, meift adelichen Geſchlechts, zur Bekämpfung der Demokraten 
ſeines Vaterlandes, d. 5. der freibeitbegeifterten Nation. Sein Kampf war unglüdlid und in 
der Richtung beflagenswerth, doch ruhmwürdig durch Heroismus und Ausdauer. Nach langer 
Berbannung erlebte er doch noch den feinen Haufe günftigen Umſchwung der Dinge, und kehrte 
in Ludwig's XVII. Gefolge nad) Parid und dann nad feinem ehemaligen Lieblingsichloffe 
Chantilly zurück, woſelbſt ev 1818 ftarb. Sein Sohn, Ludwig Heinrich, Herzog von Bourbon 
(geb. 1756), theilte Richtung und Schiefjal mit dem Vater, doch ohne defjelben Geiſt und Kraft. 
Veit evlere Anlagen zeigte der Enkel, Ludwig Heinrich's einziger Sohn, Ludwig Anton, Her: 
zog von Enghien (geb. 1772), die ſtolzeſte Hoffnung des bourbonifhen Haufed. Napoleon, 
mit empörender Verlegung alles Völker: und Menſchenrechts, lieg ihn mitten im Frieden 
(1804) auf fremdem (badifhem) Gebiete durch eine Kriegsſchar meuchlings aufheben, nad 
Vincennes jhleppen und allvort, nad) dem Ausſpruch eines fogenannten Kriegägerichtö, in den 
Gräben des Schlofies erichießen! Der jegt kinderloſe Herzog, obſchon er den Triumph ver 
Reſtauration mit genoß, verbrachte feinen Lebensabend in Trauer, felbft in auffallender Gei— 
Resihwäche, und ftarb, nicht lange nach der Julirevolution, kläglichſt, man weiß nicht ob durch 
graujame Ermordung oder durch Selbftentleibung. Mit ihm erlojh das einft glorreiche Ge: 
ſchlecht. Rotteck. 
Bourienne (Ludwig Anton von), geboren zu Sens 1796. Ein an ſich unbedeutender 
Umſtand ging, wie das gar oft geſchieht, fortwirkend durch das Leben dieſes Mannes, der Um— 
Rand, daß er zu Brienne ein Mitſchüler Napoleon's war und in ein freundliches Verhältniß mit 
dieſem kam, welches jich aus der Jugendzeit bi8 zum Mannesalter erhielt. Nichts kündigte die 
Bereutung einer gewöhnlidy vorübergehenden Verbindung an, die fin B. noch folgenreicher Hätte 
werden können, wenn die Männer ſich geblieben wären, was die Jünglinge ji) gewefen. Ihre 
frühere Beſtim mung führte fie auf verfchiedenen Wegen ihrem Ziele entgegen, und da ſie ſich 
wiederianden, befreundete fie, wie es fcheint, nur die Erinnerung. DB. fam 1788 nad) Reipzig, 
um auf der Hochſchule dafelbft Die Rechte zu ſtudiren und fih mit fremden Sprachen befannt zu 
maden, ging dann nad) Polen und endlich in feine Vaterftadt zurüd. Im Jahre 1792 Fam er 
ald Geſandtſchaftsſecretär nad) Stuttgart, das er bei dem Ausbruche des Krieges wieder verlieh, 
worauf er einige Zeit in Paris lebte. Nach Leipzig zurückgekehrt, verbeirathete ex fich daſelbſt, 
ward der Regierung verdächtig, gefänglic eingezogen und dann mit dem Befehle, Sachſen zu 
verlaffen, in Freiheit gefegt. Gr ging nad Frankreich, wo er ohne Anftellung blieb, bis Napo— 
kon, der durch feinen erſten italienijchen Feldzug den Grund zu feinem Ruhme und feiner fünfz 
figen Größe legte, ihn beſchäftigte. Nachdem er ſich feinem ehemaligen Mitſchüler ſchriftlich in 
freundliche Erinnerung gebracht, berief ihn dieſer als Privatſecretär in feine Nähe. Den Sie— 
ger begleitete er auf feiner glorreichen Laufbahn, folgte ihm nach Agypten, fpäter nad) Italien, 
wo die Schlacht von Marengo den Feldzug ſchnell endigte. Im Jahre 1801 ward B. zum 
Staatsrathe ernannt und ſchien ſich in feinem Einfluffe zu befeftigen, ald Napoleon ihn von ſich 
entfernte und fogar 1802 aus dem Verzeichniffe dev Staatsräthe ftreihen ließ. Die unerwar: 
tete Wendung, welche das Verhältniß B.'s zu feinem Jugenpfreunde und Gönner nahm, fiel 
auf und ward auf verſchiedene Weife erklärt. Es ift nicht unwahrſcheinlich, daß der Privat: 
ferretär und Staatörath zu fehr auf die alte Kameradſchaft zählte und die Neminifcenzen aus 
der Militärfchule von Brienne vorwalten ließ. Napoleon liebte das nicht, wie er bei manden 
Gelegenheiten zeigte. Endlich fteht B., mit Recht oder Unrecht, wollen wir unentſchieden laſſen, 
im Rufe, Eoftjpielige Bedürfniſſe gehabt zu Haben, zu deren Befriedigung die orventlichen Mit: 
tel nicht immer ausreichten. Napoleon ftellte ihn indeſſen in den auswärtigen Angelegenheiten 
bald (1805) wieder an, die er, wie er befchuldigt ward, ebenfalls zur Vermehrung feiner Ein- 
fünfte benugte. Auch foll er darauf bedacht geweien fein, ji Freunde zu machen, die nicht im⸗ 
mer die Freunde Frankreich und feines VBebherrjcherd waren. In Hamburg erwarb er fi 
den Ruf einer großen Milde und Schonung, ſodaß man ihm in Franfreid ven Vorwurf 
machte, er übe diefe Nachſicht in feinem eigenen Interejfe. So viel ſcheint gewiß zu fein, daß er 
NG im Falle einer Kataftrophe in feinem Vaterlande feine Zukunft zu fihern fuchte. Darum 
wollte auch das frühere Vertrauen Napoleon's nicht wieverfehren, und dieſer, der feine Leute 
anne, Hatte ſich, wie der Erfolg zeigte, nicht getäufht. Da 2. feinen alten Schulfreund im 
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Unglüd ſah und deflen Sturz für wahrſcheinlich und nahe hielt, Fehrte er fich den Bourbons zu, 
für die er ſich Schon gegen das Ende von 1813 thätig erwies. Talleyrand begünftigte ihn, und 
dieſe theilnehmende Verwendung beftärfte nur den Verdacht eines ftrafbaren Einverftänpniffes. 
Während der Hundert Tage lebte er in der Nähe des Königs, dem er nad) den Niederlanden 
gefolgt war, Fehrte mit der vertriebenen Familie wieder nad) Franfreich zurüd und warb 1815 
in die Kammer der Abgeordneten gewählt. An dieſer Stelle wirkte er ganz im Sinne der Aus— 
gewanderten und ſchloß jid in allen Maßregeln der rechten Seite und ihren ausſchweifenden 
antinationalen Entwürfen an. Seinen fhriftitellerifhen Ruf erwarb er fi durd feine Denf- 
würbdigfeiten über Napoleon, das Directorium, dad Gonfulat, das Kaiſerreich und die Reſtaura— 
tion (10 Bde., Baris 1829), in denen ſich intereffante Züge und Anekdoten und felbit nicht 
unbedeutende Auffchlüffe für die Gefchichte finden. Doc wird diefe fie mit Vorfiht gebrau= 
hen müſſen, weil der Verfafler weder durch fein Leben noch durch die Behandlung feines Ge— 
genftandes, mag er ſich mit Thatfachen oder Berionen befhäftigen, großes Vertrauen einflößt. 
Durd die Julirevolution verlor B. fein Vermögen und alle Ausfiht auf politifche Stellung. 
Er ftarb geiftesfranf zu Gaen am 7. Bebr. 1834. 3. Weipel. 

Braganza, ſ. Portugal. 

Brahmanen oder Braminen, ſ. Oftindien. 

Brandverficherung, ſ. Werfiherung. 

Brandenburg, ſ. Preußen. 

Brafilien, die ehemalige portugiejiihe Colonie, ift hun jeine Berfaffung enger mit 
Europa verbunden ald die andern Länder der Neuen Welt; es fteht außerhalb des amerifa= 
nifchen Syſtems und erhält dadurch eine eigenthümliche Bedeutung. Brafilien ift die einzige 
Monarchie auf dem amerifanifhen Gontinent; Haiti die einzige innerhalb der weſtindiſchen 
SInfelwelt; dies ift fein Zufall. Die Gründe diefer Ausnahmsitellung liegen theils in den 
geographischen, theils in den hiftorifhen Verhältniffen des mehr als ein Drittheil Südamerifas 
umfaffenden Kaiferreihd. Des großen Umfangs ungeachtet bildet diefer Staat eine ununters 
brochene ineinander gefügte Maſſe von Hochebenen, worauf die vielen der langgewundenen 
Küfte parallel laufenden Gebirgäfetten emporiteigen, welche felbft wieder mitteld Querketten in 
mehrfache Verbindung gebracht werden. Zwiſchen Gebirgen, welde nirgendwo die Schnee= 
grenze erreichen, erftreden fi die zahlreichen, die weiten und fruchtbaren Thalflächen, die nur 
einer dichten, arbeitjamen Bevölkerung harren, um alle Bodenerzeugniffe der verfchiedenften 
Klimate in Fülle hervorzubringen. Es iſt ein flark lohnendes, mit tiefem Humus überzogeneß, 
hier und da von ſchädlichen Ausdünſtungen heimgefuchtes Rand, nahe an drei Millionen engli= 
ſcher Meilen im UImfange, wovon bisjegt kaum drei Hundertel angebaut find. Bekannt ift fein 
Reichthum an edeln Metallen und Diamanten, an tropifchen Erzeugniffen aller Art. Die auf 
drei Seiten im Norden, Süden und Weiten angrenzenden, verhältnißmäßig Kleinen und 
machtloſen ſpaniſchen Golonien, mit ihren republifanifhen Verfaffungen und unaufhörlichen 
politifhen Wirrniffen, weldye, abgejehen von der Scheidewand der öftlichen Urwälber, nirgendwo 
fo tief einfchneiden, daß ſie Brafilien unterbrächen, waren und find unfähig, auf das große 
Kaiferreich einen überwiegenden Einfluß auszuüben. Dann hatten vom Beginne der ſüdameri— 
kaniſchen Anſiedelungen die Streitigkeiten zwiſchen Spaniern und Portugieſen über Grenzbe— 
zirke wie in Betreff ganzer Ländergebiete kaum jemals aufgehört. Die ſeit Jahrhunderten 
fortwurzelnde Feindſchaft Hat ji auf die Nachkommen dieſer Nationen vererbt; der portu= 
gieſiſche Ereole in Brafilien haft den jpanifchen in Venezuela und Buenos-Ayres, gleichwie der 
Portugiefe in Europa den Gaftilier. Schon aus herfümmlihem Gegenfag zu feinen Nachbarn 
hält der Brafilier feft an ver Monarchie. Hierzu die Überfiedelung des Herricherhaufes von 
Liffabon nad Rio:de= Janeiro, wodurch die Monarhifhgefinnten in der Neuen Welt, vor allem 
die Geiftlichkeit und die hervorragenden Gejchlehter, einen Mittelpunkt gewannen, um melden 
fte jih Scharen fonnten, um melden jie ſich geichart haben. Hätten die ſpaniſchen Bourbonen 
daſſelbe gethan, Merico und die andern Beſitzungen der ſpaniſchen Krone in Amerifa würden 
nicht fo allgemein, in feinem Falle nicht jo Schnell die ihrer Erziehung und ihrem ganzen Weſen 
widerſprechenden republikaniſchen Sagungen der puritanifchen Angelfachfen angenommen haben. 

Die Geſchichte dev Portugiefen in Brafilien bietet wegen der Streitigkeiten mit andern 
europäifchen Nationen, mit Franzoſen, Holländern und Spaniern, welde hier ebenfalls An— 
fievefungen begründen wollten, größeres Intereffe dar als die Gefchichte ver andern roma= 
nischen Niederlaffungen. Coligny, welcher feinem Volke in der Heimat wie in der Fremde 
eine große Zukunft bereiten wollte, ſandte Hugenottifche Goloniften nah Brafilien und nach 
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Klorida ; der Admiral erfreute ſich hierbei ver Unterftügung Calvin's, welcher Hoffte, die Neue 
Welt für den neuen Glauben zu gewinnen. Wäre jene großartige Unternehmung von Folgen 
geweſen eine ganz andere Menſchheit, ebenbürtig der in Neuengland, würbe jeßt diefe Länder 
Sewohnen. Die Lehre Calvin's, von der Republik Genf ausgehend, hat, wo fie immer ver— 
freitet wurde auf Erden, das menſchlich freie und tüchtige Weſen in hohem Grade gefördert. 
Ritter Villegagnon, dad Haupt der Anfiebler, Hat, von der römischen Geiftlichkeit gewonnen, 
den Admiral und feine Glaubensgenoffen verrathen. Er wendete ſich wieder zur alten Kirche, 
wurde der ärgfte Verfolger feiner proteftantifchen Landsleute (1555), und Brafilien war für 
Franfreih verloren. Auch die Befigergreifung der Holländer durch Morik von Naffau 
(1636— 43), wodurd ein Staat, begründet auf freier Religionsübung,, hätte erftehen können, 
it ohne Folge geblieben. Seine neidiſchen Gegner haben Moritz zurückgerufen, und im Frieden 
(1661) bat Holland die brafilifhen Lande an Portugal zurücgegeben. Die Generalftaaten 
hatten alle Kräfte aufzubieten, um fi in Europa und Oftindien zu behaupten. Und fo konnte 
das Heine Portugal den ausſchließenden Bejig eines Landes von mehr als drei Millionen eng= 
lisen Geviertmeilen erwerben, freilih nur, weil religiöfer und politifcher Unverftand, weil 
unmenihlihe Graufamfeit und ſchnelle Gewinnſucht die Zügel führten, zu feiner großen 
Verderbniß. 
Die Entdeckungen des Alvarez Cabral und ſeiner Nachfolger in der Neuen Welt (1500 und 
den folgenden Jahren) wurden anfänglich dazu benutzt, um Verbrecher und andere misliebige 
Perfonen aus Portugal zu verſchiffen. So eine Anzahl-Juden (1548), welche die Inquiſition 
zuvor ihred ganzen Beſitzthums Peraubte, Diefe armen Leute waren natürlich auf Raub und 
Mord angewiefen. Die zahlreichen einheimifchen Bewohner, welche, in verſchiedene Stämme 
mit verfhiedenen Sprachen getheilt, zu einem und demſelben Volfe der Jupi zählten, konnten 
in den neuen Anfömmlingen nur ihre bittern Feinde erbliden. Die Feindſchaft hat Wurzel 
geihlagen; ſie Dauert fort bis-auf den heutigen Tag. Wie hätte dies auch anders fein fünnen? 
Niht-Ehriften,, nicht-römiſche Ehriften konnten und können, nad) den päpftlihen Sagungen, 
welde man zur Verhöhnung des Rechts Recht nannte, fein ehrenhaftes Befigthum haben, und 
danadı serfubren die Spanier und auch die Portugiefen. Dieſes große Land, anfänglid Vera 
eruz, vann Brafilien genannt, indem das Färbeholz Causalpinia Brasiliensis — jo geheifen, 
weil es den Braſas oder feurigen Kohlen gleicht — in Menge dort gefunden wurbe, haben 
die Bortugiefenn während der erften Hälfte des 16. Jahrhunderts in eine Anzahl Lehns— 
herzogthümer zertheilt, mit der Befugniß, die urfprünglicen Infaffen zu Sklaven zu maden 
und fie jogar abgabenfrei nah Portugal einzuführen. Doc durften derart geſetzlich nicht mehr 
als 39 Sklaven aus jedem Lehn nad: Portugal verfauft werden. Bon allen andern die 
Zahl überfchreitenden wurde ein Eingangszoll erhoben. 1) Ein Oberftatthalter ver Krone ftand 
an der Spige des Reichs, und der Lehnäherr, welcher anfangs zu Bahia und feit 1763 zu Rio— 
de⸗ Janeiro wohnte, um die Lehnsgefälle in Empfang zu nehmen. Durch die Entdeckung der 
Gold: und -Diamantenminen und ihre regelmäßige Ausbeute (1697 und 1729) fliegen 
die Erträgniſſe bedeutend, ohne jedoch weder die Macht noch den Neihthum des Mutter= 
Iandes zu vermehren. Im Gegentheil. Vortugal ift es gleichwie Spanien ergangen. Die 
Eolonien in Aſien und Amerika, die Verfolgungen, verhängt über Mauren und Juden, be— 
raubten die Iberiſche Halbinfel großer Einwohnerſcharen. Die Zurüdgebliebenen harrten ſehn— 
ſuchtsvollſt auf die eveln Metalle und die andern Koftbarfeiten der überfeeifchen Befigungen 
und vernachläfligten die wahren Quellen des Reichthums, den Aderbau, die Induftrie und das 
ganze gewerbliche Weſen. Anhaltende planmäßige Arbeit, welche vorzüglich den civilifirten 
Menſchen von dem Wilden und Halbbarbaren unterfcheidet, brachte in Portugal und Spanien, 
wenn auch Feine Schande, doch wenig Ehre. Und fo noch heutigen Tags bei ihren Nachkom— 
men, den Greolen. Die Gold: und Silberbarren entrannen den Händen der Spanier und Por— 
ugiefen. Sie gingen nad England und Holland, um dort für die Waaren und Lurusartifel 
umgetaufcht zu werden, welche das Mutterland und die Colonien verfchrieben. Die Überſiede— 
lung des Haufes Braganza von Portugal nad) Brafilien, wo Johann VI. im Januar 1808 
andete, und die Lostrennung der Colonien vom Mutterreiche haben in Wahrheit dem portu— 
äieſſchen Volke nur geringen Schaden bereitet. Verletzte Eitelkeit und der Vortheil einiger 
zogen Familien Haben erbitterte Feindſeligkeiten zwiſchen Portugal und dem zur Selbftän- 
Weit berangereiften Brafilien hervorgerufen und fo lange Zeit unterhalten. Die vom Be- 
nn — 
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ginne gehäffige Stimmung, mozu man brafilifcherjeitd geuligende Gründe hatte, wirfte ' 
in mannichfacher Weife auf Portugals Geſchicke zurück. Bis zur Ankunft ves.Haufes Braganza 
wurde feine Buchdruckerpreſſe in Brafilien geduldet; Die erſte Druckerei iſt 1808 zu Rio—de— 
Janeiro eingerichtet worden, die zweite einige Jahre jpäter (1811). Die Erhebung Brafiliens 
zu einem Königreihe im Jahre 1815, das Gefühl, von Fremden und jogar ald Golonie regiert 
zu werben, haben der liberalen Strömung in diefem europäiihen Reiche überreihe Nahrung 
gegeben. Die ſpaniſche Gorteöverfaflung ward zu Oporto, zu Lilfabon ausgerufen und Por— 
tugal und Brafilien zu einem geeinigten Staate erhoben. In Liſſabon jollten ſich die Abge— 
oroneten der beiden Länder verjammeln, {König Sohann v1. kehrte 1821 nach Europa zurück — 
er mußte zurückkehren. Beim Abſchiede ſprach er zu ſeinem in Rio-de-Janeiro als Statthalter 
zurückgelaſſenen Sohne folgende denkwürdige Worte: „Pedro, du weißt, der Sinn dieſes Reichs 
geht auf Unabhängigkeit. Will irgendein Abenteurer auf dieſen Grund hin ſich die Krone 
Braſiliens aufs Haupt ſetzen, komme ihm zuvor. Stelle did) ſelbſt an die Spitze der Bewegung, 
ſuche ſie zu beherrſchen und thue, was die Umſtände gebieten.“ Dom Pedro hat der Mahnung 
des Vaters Folge geleiſtet. 

Der portugieſiſche Kronprinz und braſiliſche Statthalter war aber keineswegs Mann ge— 
nug, die äußerſt ſchwierige Lage zu beherrſchen und einem bewußten Ziele entgegenzuführen. 
Sein ewiges Schwanken zwiſchen den durch äußere Bedingniſſe gebotenen freiſinnigen Inſtitu— 
tionen und dem angeborenen wilden despotiſchen Gelüſte entfremdete ihm alle Parteien im 
Laufe weniger Jahre. Dom Pedro mußte endlich das Land, welches ihm bei alledem viel ver— 
dankt, verlaſſen und eine neue Stätte ſich zu erobern fuchen.+ Die Zuſtände waren freilich von 
gar peinlicher und gefährlicher Art. Die portugiejtihen Großen und die Gingeborenen des neuen 
Königreihs Brajilien verfolgten ih mit dem ganzen ererbten Kaffe des Südens. Der Negent 
fuchte eine Ausſöhnung zu Stande zu bringen. Vergebens! Die Reden und Beihlüffe in den zu 
Liſſabon verfammelten, Gortes mehrten die Zwietracht. Die Abgeoroneten Brajiliend waren ge= 
wählt, die Grundſätze der neuen durch die militärischen Aufitände gefchaffenen Gonftitution bes 
ſchworen und mehrere Deputirte bereitd nach Europa abgegangen, ald man zu Nio-de-Janeiro, 
von wiederholten feinbjeligen Beſchlüſſen der Cortes gegen Brajilien Kunde erhielt. Das Reich 
follte wieder — hiervon zeugten alle Maßnahmen, alle Vorgänge — in das ehemalige Colo— 
nialverhältnig herabgedrüdt werden. Die Gentralanftalten zu Rio-de-Janeiro wurden aufges 
hoben. Die einzelnen Provinzen Brafiliend waren von Statthaltern zu regieren, welde, von 
den Behörden der Hauptitadt unabhängig, aus Liffabon ihre Ernennung erhalten jollten. 
Endlich beliebten die Cortes zu beftimmen, Dom Pedro folle nah Europa zurüdfehren, einige 
Jahre England, Franfreid und Spanien bereijen, um, wie man vorgab, in jenen Reichen eine 
eonftitutionelle Erziehung zu erhalten. Soldye und ähnliche Anoronungen mußten bei der bra= 
lifhen Partei große‘ Unzufrievenheit erregen. Früher ſchon war dieſe Partei, wegen der ge= 
ringen Anzahl der Deputirten, welche Brafilien ftellen durfte, beleidigt worden. Portugal hatte 
130, Brafilien blos 60 Abgeordnete zuertheilt- erhalten, wovon überdies kaum 50 an ver 
Berathung Antheil nahmen over nehmen Eonnten. Bon Portugal und deſſen Vertretern ift für 
Brafilien nichts zu hoffen, fo ſprachen die Brafilier, und ihre Überzeugung wurde bald die herr⸗ 

jhende im Lande. „Der geringfte und ärmfte Portugiefe ſieht auf den tüchtigften und reichten 
Brafilier gleichwie auf einen Unebenbürtigen, einen Unterthan herab. Die Bortugiejen wollen 
wie in frühern Zeiten leben und praffen von den Früchten unferd Landes, yon den Früchten 
unjerer Arbeit. Was geht und Portugal an? Bon dort ift und blos Schmach und Unter— 
prüfung gefommen. Wir müſſen, wir fönnen uns ſelbſt helfen!‘ 

Diefe Überzeugung erhielt zuerit in Santo: Paulo, der Hauptitadt der gleihnamigen Pro: 
vinz, ihren thatſächlichen Aubdruck. Der Vicepräfident der Provinzialregierung, Jofe Boni— 
facio de Andrada e Silva, hatte faun von dem Decret, weldes Dom Pedro abrief, Kunde erhals 
ten, jo verjammelte er am 24. Dec. 1821 noch ded Nachts 11 Uhr die Räthe feines Gollegiums 
und vermochte jie, eine Petition zu unterzeichnen, in welder das Verbleiben des Negenten ver- 
‚langt wurde. &s hiep-in dieſer Adreſſe: „Der Abreife Dom Pedro's werde dic Unabhängig- 
feitderklärung Braſiliens auf dem Fuße folgen. Die Völker Brafiliend werden ji gleihmie 
Tiger erheben, welche der alte Despotismus in Käfige eingejperrt und worin fie der neue con= 
ftitutionelle. Machiavellismus erhalten wolle.” Dom Pedro fügte ſich dem Wunde. Die 
Deputation, melde ihm (9. Jan. 1822) ihr Geſuch überreichte, erhielt den Auftrag, dem Volke 
zu verfünden, daß er, weil es zum Wohle Aller und der ganzen Nation zum Glück gereide, im 
Lande verbleiben und diefen feinen Entſchluß alsbald nad Portugal melden werde. Die portu— 
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giefifhen, ver Bewegung entgegentretenden Truppen wurden zum Theil vermocht, ſich nad 
Guropa einzuſchiffen (15. Febr.). Ein neues in felbftändiger Weife verfahrendes Minifterium 
ward eingefept, an deſſen Spitze der Urheber der Bewegung, Joſe Bonifacio de Anbraba. 


Unter diefen Räthen befand fih fogar auch ein Minifter des Auswärtigen, was bereitd auf 


völlige Unabhängigkeit von Portugal zielte. Am 16. Febr. beriefen fie einen Rath aus Ab- 
geordneten der Brovinz zufammen, welcher unter dem Vorfige Dom Pedro's die zum Wohle, 
des Reichs nothwendigen Maßregeln verfügen follte. Die feindfeligen Decrete und Maßnah— 
men, von Portugal audgegangen, infolge diejer braftlifhen Bewegung, erhielten aldbalo in 
einem Beihluffe der Municipalität Rio-de-Janeiros vom 13. Mai 1822 eine entfchiedene, be= 
deutungdvolle Erwiderung. Der Titel eines immerwährenden Vertheidigers Brafiliens (De- 
fensor perpetuo de Brasıl) ward für Dom Pedro gefhaffen und von diefem angenommen. 

Der Rath, aus Abgeoroneten der Provinz zufammengefegt, genügte jegt nicht mehr. Die 
Unabhängigfeit und Selbftändigfeit des Landes, wenn auch nicht förmlich ausgeſprochen, lag 
in der Titulatur des Prinzen. Die Brafilier wünfchten eine conftituirende Verſammlung, weldhe 
in Öffentlichen Sigungen, wie man fagte, über die Mittel einer Einigung zwifchen Portugal und 
Brafilien rathſchlagen folle. Das Minifterium ſchloß ih dem Wunfche an, und ed ward ein 
decret erlaffen, um die brafilifhen Cortes auf den 21. Mai zufammenzurufen. Man hege, hieß 
«im Decrete, die allgemeine Meinung, daß Brafilien ohne Gortes nicht glüdlich fein fönne 
Im fernen Bortugal wiffe man die Bedürfniſſe des Landes nicht. Widerfinnig ſei es, das ju: 
senvlih aufblühende Brafilien an dem Gelüfte, an der Selbſtſucht ver andern Hemifphäre Han 
gen zu laſſen. Die förmliche Erklärung der Unabhängigkeit ließ nicht lange auf fi warten. Zu 
Iperanga, in der Nähe von Santo-PBaulo, gab der Prinz-Regent am 7. Sept. 1822 feine Zu: 
finmung; der Senat von Niosde:Janeiro verfündete der Bevölkerung (21. Sept. 1822) den 
Entjöluß in folgender eigenthümlicher Proclamation: „Mitbürger! Der Gott ver Natur hat 
wnöden Prinz Regenten erhalten, um unjere Stüße zu fein, um die Unabhängigkeit dieſes großen 
lontinents zu befeftigen. Warum zögern wir? Portugal befhimpft und; Amerika ladet und 
ein; Europa fieht auf und; der Fürft vertheidigt und, Mitbürger, erhebt euch zum freudigen 
Rufe: Es lebe der conftitutionelle Kaifer Brailieng, der Herr Dom Pedro l.!“ Der 12. Okt. 
ward zur feierlichen Unabhängigfeitderflärung feitgefegt. Art diefen Tage wurde ver Prinz: 
Regent ald Pedro I., conftitutioneller Kaifer von Braiilien, auögerufen. Mit dieſem Tage be: 
ginnt die Geſchichte Brafiliens als felbftändiger Staat; Brafilien, was man bei feiner Beur— 
eilung nie vergeffen follte, ift erft 35 Jahre alt. „ 

Die portugiefifhen Truppen, die Befagungen einzelner Burgen und Städte widerftrebten; 
fe wurden ſchnell, vorzüglich durch die Hülfe des englifchen Admirals Lord Cochrane, der in 
braſliſche Dienfte getreten war, geichlagen und aus dem Lande gebracht. England beförberte 
aus Handels⸗ und ftaatlichen Intereffen die Unabhängigkeit Brafiliend und der ſpaniſchen Co— 
Ionim. Auch Montevideo, worauf Portugal verttagsmäßige Anſprüche Hatte, mußten die 
Truppen am 18. Nov. 1823 verlajfen, veffen Vereinigung mit Brafilien alsbald ausgefprochen 
wurde — ein unbejonnener Beſchluß, welder dem neuen Kaiferreiche bald Foftfpielige auswär: 
fige Kriege und viele Verlegenheiten bereitete. Die im Innern entftandenen Wirren und Par: 
ungen haben nämli immer an diefen auswärtigen Zuftänden ihre Nahrung gefunden. 
An 3. Mai 1823 eröffnete der Kaiſer die erften conftitwirenden Gorted Braſiliens mit einer 
begeiſternden, vie damaligen Zuftände ſcharf bezeichnenden Rede. „Die Gortes ſollen ein 
Örumdgefeg ſchaffen, welches das Land vor despotiſchen Gelüften bewahrt, fi} aber von theore: 
then und metaphyſiſchen Träumereien fern hält, welche, wie die Geſchichte Europas feit 1792 
und 1793 lehrt, keinen Beftand haben können.” In den mit großer Leidenfhaft geführten 
Verhandlungen über die Antwort auf diefe Thronrede ftiehen die beiden feindlichen Parteien, 
De Royaliften und Liberalen, an deren legtern Spige die Brüder des Miniſters Andraba e 
Silva fanden, Hart aufeinander. Dom Pedro hielt e8 mit den Royaliften, dad Minifterium 
Indrada wurde entlaffen. Bald darauf wurben auch die Cortes durd den Staatäftreih vom 
12.Nov. 1823 fortgejagt,' 16 Abgeordnete, worunter Andrada e Silva felbft, dann feine bei— 
den Brüder Garlo und Francedco, gefangen genommen, verbannt, zu Schiffe gebracht und nad 
Frankreich transportiri. Man beſchuldigte die Verſammlung, fie habe ihren geſchworenen Eid, 
daß fie die Unabhängigkeit des Reichs und der Dynaſtie bewahren wolle, gebrochen. Der Kaiſer 
ki fo liberal ala möglich. Alsbald follten andere Cortes zufammenberufen werden, melde über 
"me Conſtituticn berathen möchten, die mehr als noch einmal fo liberal (duplicadamento 
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mais liberal) ausfallen würbe als diejenige, welche die aufgelöfte Verſammlung habe geben 
wollen, 

Zu diefem Ende ward am 16. Nov. 1823 eine Commiſſion gefhaffen, die in wenigen Wo- 
den, unter dem Vorfige des Kaiſers, ein Grundgejeg zufammenftellte, welches in den erſten Ta— 
gen 1824 befannt gemadt und am 25. März vom Kaifer, vom Erzbifhof und von der Muni— 
eipalität zu Rio-de-Janeiro beſchworen wurde. Durch eine folde Octroyirung follte die Volks— 

ſouveränetät befeitigt und dad Princip der Legitimität erhalten werben. Englifche Vermitte— 
lung brachte um diefe Zeit bereitö Unterhandlungen zu Stande, damit dad Mutterland Portugal 
die Unabhängigkeit ver ehemaligen Colonie anerfenne. Es hofften nämlich die Engländer auf 
einen auögebreiteten Handel mit dem neuen Kaiferthume, und von der erwarteten Entſchädi— 
gung mußte ein großer Theil zur Tilgung der portugiefiichen Schulden verwendet und britifchen 
Händen übergeben werben. Der engliſch-portugieſiſche Commiſſar fam am 18. Juli 1825 mit 
dem hierauf bezüglichen Vertrage nad) Nio:de-Janeiro, wo derjelbe, nad) vielem und gegrün= 
detem Widerfpruche von feiten der patriotifhen Partei, amı 29. Aug. 1825 unterzeichnet 
wurde. Brajilien, fagten die Patrloten mit Recht, braudje feine Anerkennung nit um 2 Mit. 
Pf. St. zu erfaufen, für deren Zahlung ſich der Kaifer verpflichtet. Wir Brafilier haben 
die Portugiefen mit den Waffen in der Hand vertrieben; wir herrſchen zu Waffer, wir herr⸗ 
fhen zu Lande; warum follen wir und vemüthigen und faufen, was wir ſchon längft bejigen ? 
Der Vertrag fhadete Dom Pedro in der Achtung des brafilifhen Volks nicht minder ald fein 
gewaltfames Verfahren gegen die conftituirenden Cortes. Die Früchte ſolches doppelt unklugen 
Berfahrend liegen nicht lange auf ſich warten. Aufftände erfolgten in den Provinzen Babia, 
Pernambuco, Céaraͤ, Parahyba und Rio-Grande, ſämmtlich in republifanifher Richtung, 
welcher die Weife des nordamerikaniſchen Staatenbundes ald Mufter vorſchwebte. Manuel de 
Carvalho erflärte am 12. Juli 1824 das Kaiferthum für erlofhen, rief zu Pernambuco die 
„Gonföveration des Äquator“ aus, welche erft nad; wiederholten Kämpfen befeitigt werben 
konnte. Buenos-Ayres, der Vereinigung Montevideo’3 mit Brafilien immer widerſtrebend, 
fuchte während diefer innern Zerrüttung den Geift der Unabhängigkeit in jenem Lande aufzu— 
ftaheln. Montevideo erhob ſich und erklärte, unter dem Beiftande von Buenos-Ayres, feine 
Unabhängigkeit am 20. Aug. 1825. Alle Acte zur Vereinigung mit Brafilien, fowie der frü— 
here mit Portugal, wurden als nicht geichehen bezeichnet und eine conftituirende Verfammlung 
zufammengerufen. Dom Pedro erklärte ven Vereinigten Staaten am Rio de la Plata am 
10. Dec. 1825 den Krieg. Große Summen wurden auf die Unternehmung verwendet; der 
Kaifer geriet in finanzielle Verlegenheiten und ſah ſich gezwungen, die feit langer Zeit zu= 
fammengerufene, aber mit Misadhtung behandelte legislative Berfammlung am 6. Mai 1826 
wirklich zu eröffnen. Es war aber dem Kaifer, wie man aus allen Maßnahmen erſehen Eonnte, 
fein rechter Ernft mit der conftitutionellen Regierungsform. Obgleih man den Krieg gegen 
Buenod:Ayres und Montevideo mit großem Gifer fortfegte, Eonnte der Kaiſer doc) feine be= 
deutende Vortheile erringen. Überdies zeigten ſich mehrere Theile des eigenen Reichs ſchwierig, 
ſodaß fih Dom Pedro endlich gern zum Frieden geneigt finden ließ, welcher wiederum durch 
englifche Bermittelung am 28. Aug. 1828 zu Stande kam. Montevideo ward von Braſilien 
getrennt und feine Selbftändigfeit vom Kaiferreidhe wie von der Vereinigten Republif am 
Rio de la Plata anerfannt. Später geſchah dies aud, mitteld eigener Verträge, von andern 
Staaten., 

Der Kaiſer hatte ſchon längft das Vertrauen des Landes verloren. Die öffentliche Preſſe, 
deren Freiheit die Gonftitution fiherte, war ihm feit längerer Zeit entgegengetreten; Geheim— 
bünde entftanden, welche auf feine Entfernung und auf die Erflärung eines Freiſtaats hinar— 
beiteten. Man behauptete, und zwar nicht ohne Grund, der Fürſt hätte ſich mit einer Gamarilla 
umgeben, welche auf eine Willfürherrfchaft Hinfteuere; man wolle aud in der Neuen Melt 
Volksvertretung und volksthümliches Recht vernichten. Inter folder Strömung des öffentlihen 
Geiſtes wurde zu Rio-de-Janeiro am 3. Mai 1830 die erfte Seffion der zweiten Legislatur er= 
Öffnet. Die Sigungen der erften, vielen feiner Wünſche entgegentretenden Legislatur hatte Der 
Kaifer, bald nad) dem Frieden von Montevideo, bereits im Herbfte des Jahres 1829 mit fol— 
gendem, Höchft beleivigendem lakoniſchen Decrete aufgelöft und fortgeſchickt: „Erleuchtete und 
jehr ehrenwerthe Herren Abgeorpnete der Nation. Die Seſſion ift zu Ende. Der conftitutio= 
nelle Kaifer und immerwährende Vertheidiger Brafiliend.” Die der Regierung großentheils 
abgeneigten Deputirten zur zweiten Legislatur erfhienen mit der Abſicht in RiosdesJaneiro, 
wegen diejed Hohnes, womit die frühere Legidlatur weggeſchickt worden, Rache zu nehmen. 
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Kaum hatten die brafilifhen Kammern ihre Arbeiten mit Discuffion der Regierungsvor⸗ 
lagen begonnen, ald zu Rio:des Janeiro Nachrichten eintrafen von der franzöſiſchen Julirevo- 
{ution and den andern europäifchen Bewegungen. Dieſe Ereigniffe fanden fofort auch in Bra= 
flien Anklang und riefen ähnliche Unternehmungen hervor, namentlich in Minans:Geraed. Der 
KRaifer eilte felbft an der Spige einer ſtarken Truppenabtheilung nad) jener Gegend. Auf dem 
Bege dahin trat erin der berühmten Proclamation aus der Stadt Duro Preto (22. Febr. 1831) 
den republifanifch-föderaliftifchen Beftrebungen mit folhen Worten entgegen, melde bei ver 
damaligen Volksſtrömung fein Verbleiben im Lande unmöglich machten. „Braſilier“, ſchreibt 
Dom Pedro unter anderm, „wir find von einer anarhifhen Partei bedroht, welche die in bes 
fondern Umftänden begründeten Ereigniſſe Frankreichs benugen will, um die Verfaflung um— 
zuftoßen. Das allgemeine Wohl ift ihr gleihgültig; Selbſtſucht ift ihr Streben; Eigennug 
und perfönliche Leidenſchaften find ihre Triebfevern.‘ Der Kaifer mußte unverrichteter Dinge 
nad der Hauptftadt zurüdfehren. Er wollte, wie in Spanien und Portugal, in Italien und 
Polen geſchah, mit Waffengewalt dreinſchlagen, aber es fehlte ihm die Macht. Gefrönte Schid- 
faldgenoffen, die ihm mit ihren Mitteln und Truppen hätten Hülfe leiften können, waren in 
vrReuen Welt nicht vorhanden. Dom Pedro hatte die Bevölkerung durch feine harten despotiſchen 
Reden zu tief beleidigt ; mit folhen hohlen, abgenugten, zum Theil finnlofen Worten, er wolle 
alles für das Volk thun, nichts aber durch das Volk, war nichts mehr zu gewinnen. Das ein= 
heimiſche wie das geworbene Militär neigte fih zum Abfalle, e8 war fogar zum großen Theile 
ion abgefallen. Dem Kaifer blieb jegt nichts übrig, ald feine Abdankung zu unterzeichnen. 
Sie erfolgte am 2. April 1831 zu Gunften felnes fünfjährigen Sohnes Dom Pedro de Alcan— 
tara (geb. am 2. Dec. 1825). Durch Erlaf vom 6. April 1831 ernannte der Kaifer zum Vor— 
mund dieſes Sohnes und feiner drei übrigen Kinder denſelben Joſe Bonifario de Andrada 
e&ilva, weldhen er früher feiner felbftändigen liberalen Gefinnung wegen in die Verbannung 
geihict hatte, | 
Der Kampf der Parteien ward durd Dom Pedro's Entfernung noch mehr gefteigert, melde 
fd fortan im Verlaufe der ganzen folgenden Geſchichte feindlich gegenüberftehen. Die einen wa— 
tm und find entſchiedene Republikaner, welche eine Verfaffung nad dem Mufter der Vereinig- 
ten Staaten einführen wollen ; die andern Monardjiften, zum Theil auch abwartende Republi- 
faner, welche das Volk für untauglich erklären, jet fhon die Selbftregierung zu übernehmen. 
Erft müßte e8 durch eine wahrhaft conftitutionelle, auf liberalen Grundgefegen beruhende 
Monarchie dazu herangebildet werben. Jft dies gefchehen, fo würben auch fie zur republifani= 
ſchen Regierungsform die Hand bieten. Diefe gemäßigte und in Betracht der Umftände ver= 
nünftige Anficht hat mitten unter allen ven Wirren und VBürgerfriegen, damals und bis auf 
den heutigen Tag, den Sieg davongetragen. Die zu Rio:de-Janeiro tagenden Abgeorpneten 
ernannten eine Regentfchaft von drei Mitgliedern: General Francesco de Lima, die Doctoren 
Coſta Garvalho und BraulioMoniz, welhen während der Minderjährigkeit Dom Pedro's Il die 
vollziehende Gewalt zuftehen follte. Bonifacio de Andrada war, wie fhon bemerkt, von dem 
abreiienden Raifer zum Vormund und Erzieher des jungen Fürften erhoben worden, eine 
Wahl, welche die Regentſchaft beftätigte. Gine ftetige, nur das Volkswohl beachtende Regie— 
rung ift jedoch niemals zu Stande gefommen. Die Parteien mehrten und fpalteten jich, neben 
den Republifanern und Monardiften entftanden noch Föderaliſten und Unioniften. Diefe ers 
frebten eine centralifirte Monarchie im firengen europäiſchen Sinne; jene, welche vorzüglich 
in den füdlihen Provinzen, an den Grenzen ber Republiken ihren Sig hatten, wollten eine 
Staatenconföderation, an deren Spige der Monarch gleihfam als erblicher Präſident geftellt 
werden Sollte. Die nah Raflen und geſellſchaftlicher Stellung getrennte, über das ganze 
Reih dünn zerftreute Bevölferung von 5— 6 Mill. — man fhätt fie jetzt, eine Volks— 
ühlung hat niemals flattgefunden, auf 7Y, Mill. — ermangelt der Bildung und Einfidt. 
Iren hervorragenden Männern, den de Andrada, den Feijo, Lima, Basconcellos, Pereira 
und andern, fehlten aber die Tugenden der Entfagung und des Patriotismus jener großen 
Angelſachſen, welde im Norden Amerikas den mächtigen Staatenbund begründeten. Perfön- 
ler Ehrgeiz und Habſucht waren und find gewöhnlich die Triebfevern der Minifter und 
Samten; je nachdem fie ihre Rechnung dabei fanden, ſchlugen fie ſich bald zu diejer, bald zu 
imer Partei. Nicht ein einziger reiner Charakter, gleichwie Waſhington und Franklin, ift in 
vr großen romanischen Welt Amerikas entftanden. Um felbftfühtige Zwede zu erreichen, 
zeiten fie zu Meutereien und Aufftänden. Die Kolge hiervon war auch in Braſilien eine Reihe 
2* 
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der blutigften Bürgerfriege und ſcheußlichſten Mordfcenen, die fich mit geringer Unterbrehung 
über ein volles Jahrzehnd Hinziehen. Viele Anderungen in der Neihöverfaffung wurden vor: 
genommen und nad wenigen Jahren wieder aufgegeben. Meue Barteien oder neue Namen 
für alte entftanden, wie die nad den Wohnorten der Häupter genannten Saquarema und 
Santa-Luzia, die Toried und Whigs des brafiliichen Reichs, welche die frühern gangbaren 
Namen verprängten. Die Santa-Luzia find manchmal radicaler Färbung und ergeben ſich re: 
publifanifhen Beſtrebungen. In dem andauernden Gewirre thaten die Santa-Luzia einen 
fühnen Griff. Mitteld einer parlamentarifhen Revolution erklärten fie den funfzehnjährigen 
Dom Pedro ll, für mindig. Sie wollten nämlid in feinem Namen die Regierung führen, was 
ihnen aud gelungen ift. Drei Jahre fpäter, am 30. Mai 1843, verheiratheten fie den jun: 
gen Kaifer mit der neapolitanifhen Prinzeffin Thereje Ehriftina Maria. Die ältefte Tochter 
ausdiejer Ehe, Jjabella Chriſtina Leopoldina, geboren am29. Juli 1846, wurde bei dem Tode 
bed Kronprinzen nad) dem Grundgefege zur Erbin des Reichs erklärt. 

Die Inftitutionen Brafiliend find die freiinnigften, welde jemals unter einer Monarchie 
eingeführt wurben. Das octroyirte Grundgefeg vom 25. März 1824, durch die Neformacte 
vom 12. Aug. 1834 mannichfach verändert und den Ginridhtungen Norvamerifas näher ge- 
bracht, hat Brafilien zu einer erblichen conftitutionellen Monarchie erhoben, in der Familie des 
Kaijers Dom Pedro von Braganza. Der Kaifer ift dad Oberhaupt der Nation und beiigt ne- 
ben dem Einkommen von zahlreihen Domänen eine Givillifte von 440000 Dollars. Seine 
Perſon ift Heilig und unverleglid. Er führt ven Titel: Gonflitutioneller Kaifer und beſtändi— 
ger Bertheidiger Brafiliend. Die ausübende Gewalt vollzieht er mitteld ver Minijter. In ver 
Berwaltung ſteht ihm ein Staatörath zur Seite, deflen Zuftimmung in jeden Regierungsacte 

nothwendig ift. Derfelbe befteht aus lebendlänglichen, vom Kaifer felbft ernannten Mitglievern, 
nad) den beſondern Geſetze vom 23. Nov. 1841 und der ergänzenden Orbnung vom 5, Febr. 
1842. An ver gefeggebenden Gewalt hat der Kaijer feinen Antheil, indem ey die Befchlüffe 
der Nepräjentation beftätigt oder verwirft. Die Repräjentation wird gebildet aus zwei Kam— 
mern, der Deputirten und dem Senate. Die Deputirtenfammer gebt aus einer mittelbaren 
Volkswahl hervor; die Senatoren werden vom Kaifer aus einer dreifachen Lifte gewählt, von 
den Wahlmännern, welche die Deputirten zu wählen haben, angefertigt. Die Senatoren find 
‚auf Lebensvauer, die nad dem Wahlgeiege vom 19. Aug. 1846 aus 104 Mitgliedern befte- 
bende Deputirtenfammer wird alle vier Jahre vollftändig erneuert. Die Gerichtsbarkeit wird 
auögeübt von unabjegbaren Richtern, welche der Kaijer ernennt, und von einem nad) engliſcher 
Weife angeoroneten Schwurgerichte. Die Eonftitution verbürgt Prepfreiheit, das Vereini— 
gungs- und Petitiondrecht, die Öffentlihe Schuld und den unentgeltlihen Primärunterricht. 
Kein Brafilier ann ohne Richterſpruch in Haft gehalten, noch kann fein Haus ohne einen fol: 
Ken Sprud von den Beamten unterfucdht werden. Eine Nationalgarde, wozu alle Brajilier, 
mit Ausnahme der Beamten, bis zum jechzigften Jahre verpflichtet find, wacht über die Sicher: 
beit und beihügt die Unabhängigkeit des Reichs. Die Provinzen erfreuen fih, namentlich durch 
die Reformacte, großer Unabhängigkeit. Sie befigen, gleichwie die einzelnen Staaten der nord: 
amerifanifhen Union, befondere gejeggebende Berfammlungen, welde über alle innern Ange: 
legenheiten der Provinz berathen und beſchließen. An der Spige dieſer Provinziallegislaturen 
ſtehen von der Regierung ernannte Präjiventen. Die Stadtangelegenheiten werden von freige- 
wählten Municipalitäten verwaltet. Brajilien zählt 398 Städte und größere Ortſchaften. Der 
römische Katholicismus ift die Staatdreligion. Die Ausübung jeder andern Religion in Bri- 
vathäufern oder Gebäuden, welche mit Kirchen Feine Apnlichkeit Haben, ift geftattet. Die Nicht: 
Katholiken genießen gleiche bürgerliche Rechte, Eönnen aber nicht als Abgeoronete gewählt wer- 
den. Die Bifhöfe und alle andern geiftlihen Vorſtände werden vom Kaifer eingefegt. 

Brafilien Hat, gleihmwie Nordamerifa, ven großen Fehler der ehemaligen Spanischen Colo— 
nien vermieden, Diefe haben ohne Unterſchied allen Raſſen und Mifchlingen, den Indianern 
und den Negern, ven Mulatten und Zampas, das höchſte Recht ded Bürgers, das Wahlrecht, 
gegeben und fie zu gleicher. Zeit mit großen Abgaben, in mancher Beziehung mit größern, ala 
bei ven Weißen geſchehen, belegt. Diefer foftematifche Fehler ihrer Gonftitutionen ift ein vor— 
zügliher Grund der häufigen Unruhen und Anardie. In Brafilien und Nordamerika erfreut 
ih nur das reine Blut der kaukaſiſchen Raſſe jener höchſten Auszeihnung des Staatsbürgers. 
Blos die Weißen wählen, nur fie fönnen gewählt werben, Es ift wol ver größte und gefähr- 
lichfte Irrthum gewiſſer freijinniger Menfhenfreunde, zu glauben, die Freiheit könne wie ein 
Geſchenk ausgetheilt und dann mit Einfiht gebraucht werben. Nur die kaukaſiſche Raffe, und 
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sorzügliä diejenige Abtheilung, welche der Individualität freien Spielraum gewährt, ſcheint 
zur Eelbfiregierung und damit zur Weltherrſchaft berufen. Durch eine Kreuzung mit andern 

Raffen, ſelbſt durch ein bloßes, lange andanerndes Zuſammenwohnen mit ihnen, fcheinen ſelbſt 
Nekankajier jene größte alter menſchlichen Tugenden, wenigſtens theilweife, einzubüßen. Dies 
ehrt die Geſchichte der ehemaligen ſpaniſchen Golonien während der letzten 30 Jahre, von 
Galiiornien herab bis zu den Araucan. 

Die Staatsausgaben des Kaiferreihs belaufen fih im Durchſchnitt auf eine Summe von 
ungefähr 86— 90 Mill. Fr., welche in gewöhnlichen Jahren von den Staatseinnahmen, wo— 
con zwei Drittel aus Zöllen fließen, gebedt werden. Die Intereffen der an 300 Mill. Fr. be— 
tragenden Staatsſchuld wurden immer regelmäßig bezahlt. Im Rehnungsjahre 1853—54 
beliefen ſich die Kinnahmen auf 36000 Contos. Die Boranfhläge des Budgets von 1854—55 
wigten fogar keinen unbedeutenden Uberfhuß. Die Einnahmen wurden auf 34000 Contos 
und die Ausgaben blos auf 31316 berechnet. Im Binanzgefege für 185556 find die Aus— 
aben auf 31318, die Ginnahmen auf 34000 Contos angejegt. „Ohne den europäifchen 
Krieg", fagte der Minifter, „welcher in mannichfacher Beziehung nachtheilig auf Brafllien zus 
tüdeirkte, würden die Einnahmen viel bedeutender gewefen fein.” Die Einnahmen beftehen, 
aufer in dem Ertrage der Schiffsabgaben, vornehmlid, in dem Ergebniß der Ausgangsfteuer, 
wide von den drei wichtigen Golonialartifeln: Kaffee, Zuder und Rum, erhoben wird; die 
smbafte Vermehrung derſelben ift die natürliche Folge des gefteigerten Verkehrs ver Schif— 
het und des Ausfuhrhandeld. Was die erftere betrifft, fo belief ih die Gefammtzahf der 
155—56 von fremden Häfen in Riosde-Janelro eingelaufenen Schiffe auf 1165 von zufanı= 
sm 455016 Tonnen Gehalt, d. h. 154 Schiffe und 45829 Tonnen mehr als im Rechnungs⸗ 
zhtt 1853 — 54, bei welcher Zahl die brafiliiche Flagge mit 53 Schiffen, von zufammen 14167 
Ionen, d. h. mit 8 Schiffen weniger, dagegen mit 329 Tonnen mehr als im Jahre 1853 — 54 
kebeiligt war. Die Küftenfhiffahrt, welche der nationalen Flagge ausichließlic vorbehalten 
&, wurde von 3684 Fahrzeugen von zufammen 263686 Tonnen, d. h. durch 1270 Fahr: 
age von 25865 Tonnen mehr ald in legterm Jahre betrieben. An Kaffee wurden ausgeführt 
13441203 Säde a 160 Pfo. (757503 Säde mehr ald 1853 — 54). Der Preis, welcher auf 
m Markte von Rio-de-Janeiro bewilligt wurde, betrug im Durchſchnitt 15 Thlr.; der Ges 
umtmwerth der Kaffreausfuhr von Rio-de-Janeiro belief ſich alfo auf 35,118045 Thlr., ver 
Uusfuhrzoll beträgt 5 Proc. ad valorem. An Zuder waren 44,589758 Bo. (12,046571 
Mr. mehr ale 1853 — 54), an Rum 16976 Pipen (2381 Pipen mehr ald 1853 — 54) anges 
ut worden. Davon gingen 8281 PBipen in den Verbrauch der Stadt Rio-de-Janeiro und 
hs Bezirks über, 4837 Pipen wurden nad andern Theilen des Landes und 2583 Pipen 
den Auslande geführt. A 
Vie Ausfuhr der drei vorzüglicften Artifel in Arrobas, der Arroba zu 32 Pfd. Zollgerwicht, 

ktrug während der legten 15 Jahre 


Baumwolle : Kaffee: Zuder: 


1840—41 691875 5,059223 6,698391 
1841— 42 639580 5,565325 4,817577 
1842— 43 685149 5,897555 5,209721 
1843 —44 814255 6,294281 5,682980 
1844—45 826445 6,229277 7,476286 
1845 — 46 645345 7,034582 7,110804 
1846 — 47 606882 7,947753 6,963960 
1847 —48 639288 9,307292 7,409349 
1848—49 849416 8,354840 8,801616 
1849 — 50 1,109314 5,935817 7,993586 
1850—51 883440 10,148268 9,907860 
1851—52 898250 9,544858 7.480099 
1852 — 53 997908 9,923982 10,681344 
1853 —54 892273 8,698036 8,258378 
1854—55 869960 13,027526 7,951422 


Vie geordneten finanziellen Zuftände Brafiliens find ein wahrer Glanzpunft in der Ge: 
hbte des jungen Reichs, weldes in anderer Beziehung unter gar vielen Misftänden leidet. 
"mangelt das Rei durchgängig der guten fahrbaren Straßen zu Wafler wie zu Lande. 

Volfsunterriäht gleichwie der der hoͤhern Schulen befindet ji in einem jämmerlichen Zu— 
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ftande. Die Bevölkerung verbringt zum großen Theile ihr Leben in linwiffenheit und im Müßig- 
gange. Die in der Konftitution verbrieften Rechte üben deshalb nur geringen Einfluß ; fie find 
und fönnen nur auf höchſt mangelhafte Weije ins Leben treten. Die Sklaverei hat hier, wie 
allenthalben, wo fie herrſchte und herrfcht, die traurige Folge, daß Arbeit und Thätigfeit gleich: 
fanı zur Schmach gereihen. Die Hälfte der Bevölkerung Brafiliend befteht innmer aus Sklaven. 
Hierzu kommen die nachtheiligen Einflüffe der katholiſchen Geiftlichkeit, welche hier, wie allent- 
halben, wo fie jhranfenlofen Einfluß gewinnt, jeder felbftänpigen Entwidelung mittelbar und 
unmittelbar feindlich eritgegentritt. Dabei iſt die „Aufführung der Geiftlichfeit‘‘, wie ver Juftiz- 
minifter in einem amtlichen, der Deputirtenfammer im Jahre 1846 vorgelegten Berichte ſich 
ausdrückt, „gewaltig ſchlecht“. „Es gibt Geiftliche, welche auf viele Monate aus ihren Pfarreien 
gehen und ſich im Lande herumtreiben. Sie laffen die Kirhen und alle andern kirchlichen Ge: 
bäude verfallen. Mehrere liegen bereits in Ruinen, ſodaß e8, wenn auch die Pfarrer bleiben, an 
Berfammlungsplägen für die Gläubigen fehlt.“ Unter folhen traurigen Umftänden mußten 
alle Verſuche, weldhe von der Regierung hervorgerufen und eifrig unterftügt werben, fremde 
Goloniften, freie Arbeiter nah Braſilien zu ziehen, zum Theil ſcheitern. Die Unglüdliden, 
welche fih duch glänzende Verfprehungen täuſchen ließen, find in diefer oder jener Weife zu 
Grunde gegangen. Viele Hat man fogar gleich nach ihrer Ankunft zum Militärdienfte gepreßt. 
Der Brajilier ſcheut nämlih den Kriegsdienft, und die Regierung ift bemüht, um gegen alle 
Vorkommniſſe gewaffnet zu fein, ein verhältnigmäßig ftarkes Heer, 30—40000 Mann, unter 
den Waffen zu erhalten. Aud die Marine ijt bedeutend. Sie zählte gegen das Ende des Jahres 
1850 nicht weniger ald 120 Fahrzeuge aller Art, Dampfer und gemöhnlidhe Schiffe mit 418 
Kanonen und einer Bemannung von 4000 Matrofen und Offizieren. Zu diefem Solvaten= 
prejjen kam während der legten Zeit noch das Gelbe Fieber, welches beinahe jedes Jahr wieder- 
kommt und vorzüglid unter den Neueingewanderten furdtbar hauſt. Nah einem amtlichen 
Bericht des Miniftersd des Innern, Magalhaed Ealvet, vom 1. April 1854, befanden ſich im 
Reiche von allen den zahlreichen während der legten 30—40 Jahre eingewanderten Branzofen, 
von den Deutfchen und Irländern fowie von ihren Nachkommen kaum 18000 Berjonen am 
Leben. Die Cholera, welche im Jahre 1855 Hier furchtbar wüthete, hat vorzüglich die ſchwarze 
Sflavenbevölferung getroffen. 

- Bei allen dieſen großen Nachtheilen, unter welden das junge Kaiſerthum leidet, machte 
Braſilien doch während des legten Jahrzehnds größere Fortſchritte ald irgendein anderer Staat 
im füdlihen Amerifa. Die liberale Partei der Santa=Ruzia, diefelbe, welde, wie man weiß, 
den Kaifer vor der verfaſſungsmäßig beftimmten Zeit mündig erklärte, behauptete ji bis zum 
Jahre 1848 an der Regierung. Perfönliher Ehrgeiz ver Führer bewirkte eine Spaltung; das 
Minifterium löfte fih auf, und die Saquarema Famen (29. Sept. 1848) and Ruder. Zu 
Pernambuco erregten die geftürzten Liberalen einen Aufftand, der, ſchnell nievergefchlagen; viel 
dazu beitrug, daß die Macht der neuen Verwaltung im Innern befeftigt wurde. Nach außen 
bin war um diefe Zeit die wichtigſte Angelegenheit die Sklaveneiufuhr, welche einen förmlichen 
Bruch mit England herbeizuführen drohte. Dom Pedro I. hatte ſchon 1826 einen Vertrag mit 
England geihloffen, wodurch die Einfuhr afrikanischer Sklaven in Brafilien verboten wurde. 
Diefer Menſchenſchacher dauerte deſſenungeachtet immer noch fort. Die abgetretene liberale Ber: 
waltung wagte ed nicht, folange fie am Ruder ftand, ftreng dagegen aufzutreten, denn die Skla— 
venbändler hatten einen zu großen Einfluß im Lande. Die Saquarema hingegen waren zum 
großen Theil jelbft bei dieſem äußerſt gewinnreichen Handel betheiligt. England drang unge— 
ſtüm auf die genaue Erfüllung ded eingegangenen Bertragd: man drohte jogar mit Weg: 
nahme aller des Sklavenhandels verbädtigen Schiffe, felbft in den brafiliihen Häfen. Eine 
Bolge hiervon war dad Gefeg vom 4. Sept. 1850, wodurd der Sflavenhandel neuerdings und 
in gefhärfter Weife verboten wurde. Die Einführung ver Sklaven oder der fogenannten freien 
Schwarzen ward für Seeraub erklärt; alle hierbei Betheiligten follten demgemäß beftraft wer— 
den. Die weggenommenen Sklaven oder freien Neger würden auf Koften der brafilifchen Regie: 
rung in bie afrifanifchen Häfen, woher fie gefommen, zurüdgebracht werden. Am 14. Det. 
1850 ward die Ordnung erlaffen, nach welcher das Geſetz ausgeführt werden follte. Dies alles 
war England nicht genug. Es verlangte noch mehr. Die immerbar und namentlih 1851 wie- 
derholten Forderungen und Anmaßungen hatten endlich die Erklärung Brafiliend zur Folge, 
das man, wenn dies fo fort ginge, ven Schuß eined andern Landes — ohne Zweifel die nord: 
amerikanifhe Union — herbeirufen werde. Die britiſchen Staatdmänner haben alddann die 
angeorbneten Zivangdmaßregeln zurückgenommen. Auch bot Brajilien jeit der Zeit wirklich alles 


Brafilien 23 


auf, un die heimliche Einfchleppung der Sklaven zu verhindern. Im Jahre 1850 wurden noch 
33000 eingebracht, im Jahre 1851 blos 3287. 
das Verhältniß Braftliens zu Montevideo und den La-Plata-Staaten trat, nachdem die 
Scwierigkeiten wegen der Sflaveneinfuhr gehoben waren, wiederum in den Vordergrund, 
Brafilien ftrebte und ftrebt nach einer Art Hegemonie in jenen Gegenden, welche allerlei Ber: 
widelungen ſowol mit den einheimischen Staaten wie mit England und Franfreich hervorbringt 
und die Kräfte des Kaiferreichs verichlingt, welche beffer zur innern Gntwidelung verwendet 
werden fönnten. Dom Pedro II. hatte am 29. Mai 1851 einen geheimen Vertrag mit der Re— 
yublif Uruguay oder Montevideo und mit Urquiza, dem Statthalter der argentinifchen Provinz 
Entre:Rios, zum Sturze des Dictatord Rofas gefhloffen, von deifen Folgen wir in der Ge— 
ihihte jener Staaten ſprechen werden. Nun follte die feit vem 3. Mai 1851 zu Niosde-Janeiro 
tagende Legislatur die Mittel gewähren zum Vorſchreiten und zur Befeftigung des brafilifchen 
Einfufles in jenen füplihen Grenzlanden. Die Oppofition widerſetzte fih, und zwar mit gutem 
runde. Die Regierung folle ihre Aufmerkſamkeit nad dem Innern des Reichs wenden. Hier 
habe fie einen fegensreihen, für Jahrhunderte unerfhöpflihen Wirkungskreis; man möge ‚das 
Volk nicht mit neuen Abgaben belaften, um einer eiteln Ruhmſucht willen; man möge ven 
andern die Freiheit laffen nad) ihren Gefegen zu leben ; vie Unterdrückung der Fremden bringe 
Neeigene Freiheit in Gefahr. Die Streitigkeiten hierüber, die vielen Reden für und gegen nah— 
men den größten Theil der viermonatlihen Seffion der Legislatur in Anſpruch (3. Mai His 14. 
Sept. 1851). Allen Widerſpruchs ungeachtet lieh fih die Negierung von dem eingefchlagenen 
Rege nicht abbringen, und fie erlangte endlih au die Zuftimmung und die Mittel von den 
Rımmern. Ihre Bemühungen find von dem größten Erfolge gekrönt, die braſiliſche Macht 
rettete Montevideo 1851 vom drohenden Untergange. Die Schlaht von Monte-Caſeros, welche 
Reſas zur Flucht zwang, warb unter Beihülfe der Brafilier geſchlagen; Braſilien erlangte 
zurch diefe umd andere folgenreihe Thaten einen überwiegenden Einfluß in den ſüdlichen Orenz= 
Raten, in den 2a: Plata= Ländern, in Peru, Bolivia und Uruguay. Auch die Grenzbeftim- 
mung gegen diefe legtere Republik wurde mitteld ver Verträge vom 12. Dct. 1851 und 15. 
Rai 1852 zu Brafiliend Vortheil entſchieden. Braſilien unterftügte diefed ganz armellruguay 
auf zwei Jahre mit Subjidien, mogegen ein brafilifher Commiſſar Sig und Stimme in der zu 
Montevideo errichteten Schuldencommiffton erhielt. Das ganze Land nahm envlich eine Art 
Shugoberherrlichkeit des benachbarten Kaiſerreichs an, und in die wihtigften Orte der Republik 
wurden brafilifche Truppen gelegt. Der Hof zu Rio-de-Janeiro ſuchte aldvann einen ähnlichen 
überwiegenden Einfluß in den nörblichen Ländern, in Venezuela, Neugranada und felbft in 
Mittelamerika zu gewinnen. Died der Grund der wiederholten Miffionen nad Caracas und 
Bogata, Brafilien ift jedoch offenbar in einer höchſt gefährlichen Richtung begriffen: es ver: 
geudet feine Kräfte durch Fruchtlofen Ehrgeiz. Die Monardie bereitet ſich überdies durch dieſen 
xheimen Intriguenkrieg gegen die norbamerifanifhe Union allerlei Gefahren, welche leicht 
ihten Sturz herbeiführen können. Dann ift die Hiftorifche Feindſeligkeit zwiſchen Spaniern und 
Bortugiefen Feineswegs erlofchen ; die Nachfommen ver ftolzen Gaftilier werden ſich die verhafte 
Sdutzherrſchaft nicht lange gefallen laſſen. 

Am 3. Mai 1853 wurde die erfte Seffion der neunten Legislatur eröffnet. Die Wahlen 
felen, freilich nicht felten infolge gewaltfamer und fhamlofer Regierungdeinflüffe, für das Mi: 
"ferium fehr günftig aus. Die Oppofition war nur ſchwach vertreten. Man hätte demnach 
glauben. jollen, der Beftand der Verwaltung wäre auf längere Zeit gefihert. Dem war aber 
"it fo. Unter der herrſchenden Partei der Saquarema trat eine Spaltung ein, welche alsbald 
Ye Auflöfung des Minifteriums zur Bolge Hatte. Das neue Minifterium, an deffen Spige ver 
Interhändler der Verträge mit den La-Plata-Staaten, Hermeto Ganeiro Leao, Vicomte von Pa: 
ana, geſtellt wurde, fuchte eine Verſchmelzung ver Parteien zu Stande zu bringen. Die höhern 
Stellen wurden ohne Unterſchied an confervative wie an liberale Mitglieder verliehen. Im 
Übrigen ging Brafllien fort auf der monardifch- herrſchſüchtigen Bahn, ſodaß fein innmer offe= 
“r bervortretended Benehmen in den La: Plata-Staaten und zu Paraguay felbft die Eiferfucht 
kt europäischen Mächte erregte und deren Interefien gefährdete. Sie machten wiederholte Vor: 
kllungen, worauf endlich ver Minifter des Hußern, Limpo de Abreu, am 19. Jan. 1854 in 

Sur Denkſchrift, die allen zu Rio-de-Janeiro acereditirten diplomatifchen Agenten mitgetheilt 
re, in ausführlicher umftändlicher Weife antwortete. Der Minifter geht auf die urfprüng: 
In Beziehungen zwiſchen Uruguay, zwifchen ven La-Plata-Staaten und Brafilien zurück. Die 

äge von 1828 und 1831 werben beſprochen und die unglüdlichen wirrenvollen Zuftände 
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“ jener Länder dargeftellt. „Die Negierung‘‘, fährt die Denkſchrift fort, „glaubt, daß die euro: 
päiſchen Staaten diefe auf dem Grunde feierliher Verträge beruhende Intervention Brafiliens 
nur mit günftigen Augen anjehen können. Ward do dem unmenfhlihen Blutvergießen da— 
durd Einhalt gethan und jene Länder ver langentwohnten Ruhe zurüdgegeben. Der Handeld= 
verkehr und die Eolonifation fönnen jegt ihren ungebinderten friedlichen Fortgang nehmen. Die 
brafilifche Regierung beanſprucht feinen ungerechten Vorzug in Uruguay; die beſtehenden Ber: 
träge werden immer ihre Richtſchnur bleiben. Der Gedanfe einer Ländervermehrung ift ihr 
niemals in den Sinn gefommen; die im Vertrage vom 12. Det. 1851 feftgeiegten Grenzen 
zwiſchen Uruguay und Brajilien werben ſtets unverrüdt erhalten werden.’ 

Das Kaiferreich erfreute ſich in der legten Zeit einer ungetrübten Ruhe und ftetiger Ent- 
widelung. Hiervon zeugt die Rede Dom Pedro's U. bei Eröffnung des Gongreffed am 3. Mai 
1855. „Die Zuftände des Reichs“, ſprach der Kaifer, „iind im allgemeinen befriedigend nad 
aufen wie nach innen. Braſiliſche Hulfstruppen bleiben nod in Uruguay; Subſidien werden 
diefem Staate Feine mehr bezahlt. Geſetzvorſchläge zur Verbefferung im Hypothekenweſen follen 
vorgelegt werden, ſowie zur beifern Organifation ver Armee. Die Ginwanderung fremder An— 
fiedler, deren während der legten Jahre über 30000 aus Portugal kamen, beſchäftigt die Auf: 
merkſamkeit der Regierung wie früher jo jegt in hohem Grabe. Meine Minifter werden ven 
Kammern neue Mapßregeln zur Genehmigung vorlegen, um die europäifche Auswanderung nad 
unſerm Lande zu leiten.’ 

Die wichtigfte Angelegenheit für Brajilien, man kann jagen, für ganz Amerifa und bie 
Melt, ift die Herftellung leichter Verbindungsftraßen zu Waſſer und zu Lande, die Erbauung 
von Eijenbahnen, die Eröffnung der Flüffe und ihre Befahrung mitteld Dampfer aller Natios 
nen. ‚Hier gerade tritt Brajilien offenbar ven Intereffen der andern europäiſchen und amerifa- 
nifhen Staaten feindlich entgegen. Brafilien hat den Grundſatz aufgeftellt, und fucht ihn allent= 
halben im jüdlihen Amerika durchzuführen, daß nur den Uferftaaten die freie Schiffahrt auf ven 
Haupt- und Nebenjlüffen gebühren folle. Präfivent Lopez zu Afuncion will auch diejes nicht 
gewähren; es ward bisjegt Braſiliens Schiffen nicht geftattet, ven Paraguay Hinaufzufahren, 
um nad dem brajiliihen, dem Handel geöffneten Hafen Albuquerque am obern Paraguay zu 
gelangen. Es jollte deshalb ſchon mehrmals zwifchen Brafilien und der Regierung in Afuncion 
zum Kriege kommen. Die civilifirte Welt würde durd die Veſchränkung der Schiffahrt auf die 
Uferſtaaten von den herrlichſten Wafferftraßen, von den fruchtbarſten reichften Rändern ber Erbe 
innerhalb der Stromgebiete des Drinoco, des Marafion oder Amazon von 90000 und des La- 
Plata von 72000 geographifchen Geviertmeilen ausgefchloffen bleiben. Überdies ift eine Ver- 
bindung diefer Ströme untereinander fehr leicht herzuftellen; die Natur hat hierfür trefflich 
vorgearbeitet. Der Drinoco, für deffen Beihiffung jich bereitd 1847 eine Gejellihaft zu Neu— 
york gebilvet Hat, fteht durch den Rio-Negro und den Gaffiquiani mit dem Amazon in Verbin 
dung; dann fann der Za- Plata mitteld des Jauru, eines Nebenfluffes des Paraguay, und durch 
den Madeira ohne befondere Schwierigfeit mit dem Amazon vereinigt werden. Buenod:Ayres 
würde demnach mitteld einer ununterbrodgenen Wafferftraße, mit Angoftura in Verbindung 
treten. Dies würde das größte Wafferneg fein auf Erden. „In der brafilifhen Provinz Matto= 
groflo, in dem Duellgebiete des Paraguay, des Preto, Bermelho und Seputuba“, jo erzählt ein 
brafiliies Journal, „habe bereitö vor länger als hundert Jahren ein gewifler Jväv de Souza 
einen natürlichen Waffertunnel vorgefunden, wodurch der La Plata mit dem Amazon verbunden 
ift. João de Souza fei wegen diefer Entdeckung ind Gefängniß geworfen worden, denn ed war 
Politik des Königreihs Portugal, wie es jet noch die Politik des Kaiſerthums Brafilien ift, in 
Detreff diefer großen Waflerftraßen ebenfo ausfhließend gegen Fremde zu verfahren, wie ehe— 
mals in Japan geſchehen.“ 

Beim Schluffe der Legislatur (A. Sept. 1852) ſprach der Kaifer zu den Kammern: „Zu 
den wichtigſten Wohlthaten, mit welchen ihr während der legten Sefjion das Land erfreut habt, 
techne ich die Gefege über die Herftellung neuer Binnenftragen, über die Befahrung des Ama= 
zonenftromed und die Verbindung ber verfhiedenen Punkte unfers weitgedehnten Uferlandes.“ 
Die Beſchiffung des Marañon war bereits 1862 begonnen. Braſilien hatte zu dem Endzweck 
mit Peru einen Vertrag geſchloſſen (23. Oct. 1851); bald hernach trat eine Compagnie zu— 
fammen, um den Plan audzuführen. Am 30. Aug. 1852 ging die Regierung von Rio:be-Ja= . 
neiro mit ihr einen Vertrag ein, wonach die Compagnie unter großen ihr gewährten Bortheilen 
verpflichtet ift, zwei vegelmäßige Fahrten auf dem Amagzonenftrome einzurichten. Die eine vor 
Belen, der Hauptſtadt der Provinz Para, bis zu jener in der Provinz des Amazon, der Barra 
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vl Rio Negro; die andere von hier noch dem Hafen Nauta in Peru. Es ift ein guted Zeichen 
für die Entwickelung der Bevölkerung in Betreff ver Einficht, ver Thätigkeit und des Reich— 
thumd, daß die Actien jener Gefellfchaft in wenigen Tagen gezeichnet und die nothwendigen 
Summen eingezahlt waren, zum Beginn der Unternehmung. So ift es audy mit den Actien der 

Geiellihaft ergangen, melde (April 1855) zufanımengetreten ift, um unter einer beftimmten 
Garantie der Regierung mit dem Bau brafilifcher Eifenbahnen zu beginnen, welde, wie von 
wrihiedenen Seiten berichtet wird, eine große Zufunft haben follen.?) Eine Fleine Strede, 
von der Mañabucht bis Petropolis wird bereits feit April 1854 befahren. Man will aber bei 
alledem vom Herfömmlichen nicht abweichen ; Brafilien gevenft immer noch das Recht zur Be— 
jahtung der Flüſſe auf die Uferftaaten zu beſchränken. England, Branfreid und die Vereinigten 
Etaaten proteflirten. Man erwartet zu Wafhington, daß Brafilien feinen eigenen Vortheil 
befler verftehen, die Schiffahrt auf dem Amazon freigeben und namentlich der Verbindung 
mitteld diefed Stromes und feiner Nebenflüffe, hin nad Bolivia und Peru, durd die Schiffe 
vr Dereinigten Staaten fein Hindernig in den Weg legen werde. Unterdeſſen find die Norb- 
merfaner ſchon auf einer andern Seite, im obern Paraguay gewaltfam aufgetreten. Sie ha— 
ben die zu Nio-de- Janeiro gezogene Grenzlinie nicht beachtet und find nad Belieben hinaufge- 
fahren. Auch ift im Beginne des Jahres 1854 von Peru aus eine aus Amerikanern beftehenve 
Sanderpedition zum Marafion vorgedrungen, um bie brafilifchen Binnenländer jener Gegenden, 
welhe großen Reichthum an Gold und Silber enthalten follen, zu unterſuchen. Ein neues Ca— 
ifernien haben fie zwar nicht gefunden; veflenungeadhtet wird die Unterfuhungsreife ihre 
Frühte tragen. Das Land auf beiden Seiten der Gewäfler ift herrlih und fruchtbar im hohen 
Grade. Solche vortreffliche Gemarkungen dürfen, werden nicht lange mehr verichloffen bleiben, 
gt Talbot, der Führer der Expedition; Dampfer, an Zahl und Stärke größer als die, welche 
pt den Miſſiſſippi befahren, müffen in der nächſten Zeit auf vem Marafion und dem Amazon 
—— hier, wie ſonſt nirgendwo auf Erden iſt Raum für große blühende Reiche der 

aft. 

Die Vereinigten Staaten ſehen mit Scheelſucht und vielleicht nicht ohne einige Beſorgniß 
au dieſe fortſchreitende Monarchie. Suchen doc die Braſilier ſelbſt die gleiche Berechtigung 
Aer chriſtlichen Confeſſionen anzubahnen. Das Kaiſerthum möchte, wie wir ſchon mehrmals 
Öelegeneit hatten zu bemerken, ſüdlich des Aquator diefelbe Stellung erringen, welche die 
Vereinigten Staaten bereitö im Norden befigen. Brafilien gewährt nad) zwei Seiten hin einen 
Inhaltepunft ven principiellen Gegnern der Union: den Eatholifhen Nomanen in Amerika 
ud den eifernden Monardien in Europa. Die erftern hoffen auf den Schug der Regierung 
wRio-de-Janeiro gegen die angelfähfifh-proteftantifhen Übergriffe, und die andern jind der 
kelbſterhaltung wegen beſtrebt, das monarchiſche Element in der Neuen Welt zu ſtützen und zu 
tern. Dom Pedro II, bat eine neapolitaniſche Prinzeſſin zur Gemahlin genommen, und 
im Schweſtern find mit europäifchen Prinzen verheirathet. Die mächtige Union im Norden 
wuniht dieſe Verbindungen zu ſchwächen, zu brechen; Brafilien foll in die vepublifanifche 
Ettömung, was man das amerifanifche Syſtem zu nennen pflegt, hineingezogen werben. Zwi— 
(ten dem Kaiferreich und der Union herrfchte deshalb feit langer Zeit eine kaum zurüdgehaltene 
aicliebige Stimmung, welde durch die verkehrte Handelspolitif zu Riosde-Janeiro unterhalten 
md gefteigert wird. Nordamerika erhebt keinen Eingangszoll von den brajiliihen Erzeug: 
um, während der Import aus der Union nah Brajilien fhweren Abgaben unterliegt. Auf 
"je und, andere misliebige Werhältniffe deuten bereits die frühern Gefandten aus Wafhington 
a ihrem Antrittöreden, namentlich aber der jegt zu Rio-de-Janeiro beglaubigte Richard 
Keade, Bei UÜberreihung jeiner Creditive (3. Dec. 1857) fprad der Abgeordnete aud 
Sajbington unter andern folgende Worte: „Nicht einer bloßen Höflichkeit wegen erſcheine ih 
er vor Ew. Majeſtät. Mein Zweck ift, die Faiferliche Regierung zur Befolgung einer freund= 
barlihen Politif gegen die Vereinigten Staaten einzuladen. An den beiden Staaten hängt 
Wohl der ganzen Neuen Welt; das Kaifertfum ift im Süden zur Hegemonie berufen, 
kißtwie unfere gefegnete Union im Norben. ?) Wenn beide Staaten diefelbe Politik befolgen, 


—ñ ñ N 


2) American Railroad Journal (vom 18. Juli 1857), XII, Nr. 29. 

3) Diefes „offenfundige Geſchick (manifest destiny) der Vereinigten Staaten hat auch Präfldent 
“Sanan in einer am 7. Jan. 1858 erlafienen Botfchaft an den Senat ausgefprocdhen. „It is beyond 
*süon Ihe destiny of our race to spread themselves over the continent of North America, 
“this at no distant day, should events be permitted to take iheir own natural course.“ 
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dann werben wir im Stande fein, die Vorurteile ver Fremden zu befiegen und ihre Gehaͤſſig⸗ 
feiten fern zu halten. Wir werden mit vereinten Kräften vaftehen, wenn uns jemald Zumu— 
thungen gefchehen, welche wir in ernftliher Weife abwenden müffen.” Der Kaifer hielt e8 für 
geeignet, fi innerhalb allgemeiner nichtsſagender Reden zu halten. Man hat diefe weitgrei— 
fenden Andeutungen nicht verftanden, nicht verftehen wollen. %) RK. % Neumann. 

Braunfchweig (Herzogthum). Altere Geſchichte. Braunſchweig ift ein Land imnörb: 
lichen Deutfhland, von 67 Geviertmeilen und nad) der Zählung im Jahre 1849 von 270828 
Ginwohnern, die in 12 Städten, ebenfo viel Flecken und 463 Dörfern leben, umgrenzt von 
hannoverſchen, kurheſſiſchen und preußifchen Gebieten. Ehemals gehörte viefe Gegend zu dem 
alten Sachſenlande, welches Karl der Große nad; langwierigen Kriegen fih unterwarf, zum 
Chriſtenthume befehrte und mit dem Frankenreiche vereinigte. Auch in Sachen entftanden gegen 
die Politif Karl's des Großen nad deſſen Tode wieder Nationalherzoge; hier unter Karl's En— 
fel, Ludwig dem Deutfchen. Ludolf, der erfte Herzog, ftarb 864. Sein großer Enfel Heinrid 
erwarb die veutfche Königswürde, deſſen Sohn aber, ver Kaifer Otto I., ſetzte 919 Hermann 
Billung zum Herzog des öftlihen Sachſen. Nach dem Ausfterben dieſes Haufed 1106 ver: 

lieh Kaifer Heinrich V. das Herzogthum Sachen an Lothar von Süpplinburg, ver 1125 Kaifer 
wurde, aber in dem Kampfe mit dem Herzoge Friedrih von Schwaben das Herzogthum Sachſen 
und feine Erbtochter Gertrud 1127 feinem Bundesgenoffen, dem Baiernherzoge Heinrich dem 
Stolzen aus dem Haufe Welf-Efte gab. Diefer, nad ver Kaiferkrone ftrebend, ftarb jedoch ge: 
ächtet im Jahre 1139. Sohn deflelben war der in der Geſchichte des deutfchen Mittelalters fo 
berühmte Heinrich der Löwe, dem ed zwar gelang, Baiern wiederzubefommen und feine Be- 
figungen im nördlichen Deutfhland durd Unterwerfung flawifcher Völker bedeutend zu ver: 
größern, aber, nachgehends ebenfalld in die Acht erklärt, ſich auf den Beſitz feines mütterlichen 
Allodiums (Braunfhmweig) befhränft ſah und zulegt auch diefes verlaffen mußte, um nad Eng- 
land zu fliehen. In der Stadt Braunſchweig erblickt man noch jegt das jhöne Standbild eines 
ehernen Löwen, welches diefer Ahnherr aller Welfen oder Guelfen im Jahre 1166 !) errichten 
ließ. Otto, ein Sohn ded geächteten Heinrich, trug auf wenige Jahre im Beginn des 13. Jahr— 

hunderts die deutfche Kaiferfrone, während Heinrich, ein anderer Sohn deijelben, im Beſitz der 
braunſchweigiſchen Alfovialgüter folgte. Zu Gunften des Sohnes dieſes legtern, Otto's des 
Kleinen oder des Kindes, wurde im Jahre 1235 dad guelfifche Allodialland vom Kaiſer Fried— 

rich II. in ein lehnbares Herzogthum verwandelt, und jener ward hierauf ald erfter Herzog von 
Braunfhmweig — unter welhem Namen damals ein weit größeres Territorium als das ded heu— 

tigen Herzogthums begriffen wurde — Gründer ded gegenwärtigen guelfiſchen Regentenhaufes. 
Späterhin gingen in diefem häufige Theilungen und mannichfaltige Veränderungen im Länder 
befige vor. Unter den Enfeln Herzogs Ernft des Bekenners wurden zwar nad dem Ableben 
Herzogs Friedrich Ulrich (1634) die welfiihen Beſitzungen wieder vereinigt, es erfolgte aber 
bald eine neue Theilung, durch welche dad neuere Haus Braunſchweig und das neuere Haus 
Lüneburg oder Hannover begründet worden ift. 

Heinrich, genannt der Jüngere, der legte Fatholifche Regent, Fam im Jahre 1514 zur Re— 
gierung und lebte in fehr ftürmifchen Zeiten, in denen des Papftes Macht in diefen Gegenden 
zu brechen begann. Es war dies ein Fürft voll Energie und Herrſchſucht, der faum andere Ge— 
fee ald ven eigenen Willen anzuerfennen geneigt war. Wenn er feinen leiblichen Bruder zwölf 
Jahre gefangen zu halten keinen Anftand nahm, fo läßt fi wol abnehmen, daß er noch weniger 
Bedenken trug, fich über die Rechte feiner Unterthanen binwegzufegen. 2) Allein während er 


4) Die vorzüglichiten allgemeinen Werke über Brafllien find:. „Historia da America portugueza 
desde o anno de 1500 do seu descobrimento ate o de 1724, por Sebastiäo de Rocha Pitta‘‘ 
(Liffabon 1730). „History of Brazil, by Robert Southey‘‘ (3 Bde, London 1810—19). „The 
history of Brazil, from the period of the arrival of the Braganza family in 1808, to the ab- 
dication of Don Pedro the first in 1831, compiled from state documents and other, origi- 
nal sources, forming a continuation to Southey’s history of that country, by John Armitage‘' 
(2 Bbe:, London 1836). ‚Historia geral do Brazil isto € do descobrimento, colonisagäo e desen- ' 
volvimento deste Estado, hoje imperio independente, escripta em presenga de muitos docu- 
mentos autenticos recolhidos nos archivos do Brazil, de Portugal, da Hespanha e da Hol- 
landa, por um socio doInstituto historico do Brazil, natural de Sorocaba, de Varnhagen” (®». 1, 
Liffabon 1854). 

1) Orig. Guelph., lib. VII, cap. 1. 
2) Rehtmeier's Chronik, S. 870; Koch's Pragmatifche Gefchichte des Hauſes Braunfchiweig und 
Lüneburg (Braunfchweig 1764), ©. 351. 
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fraftwolf, theils aus Politik, theils aus Überzeugung, ſich den kirchlichen Neuerungen entgegen: 
feßte, war ereß doch, der fich von den unrubigen Zeiten nicht zurückſchrecken ließ, um dem Lande 

viele, größtentheild noch dauernde, oder doch in ihren Folgen noch fortwirfende Einrichtungen 
zugeben. Bon der Epoche der Reformation an bis zu den Tagen, in welchen auch der taufend- 
jährige Bau des Deutjchen Reichs zufammenftürzte, alfo während eined Zeitraums von un= 
gefähr dritthalb Jahrhunderten, aber hat des Herzogthums Braunfhmweig Geſchichte eine Reihe 
von Regenten aufzuweiſen, meiftens von folder Auszeihnung, wie Die Geſchichte nur weniger 
anderer deutſchen Länder und darbietet. Auf Heinrich den Jüngern (geft. 1568) folgte deſſen 
großer Sohn Julius, hochgefeiert bi8 auf unfere Tage im Andenken der Braunfchweiger. Eine 
Lebensbeihreibung deffelben, wiewol nur mit flüchtigen Zügen von einem feiner Zeitgenoffen, 
Algermann, entworfen, hat fich bis auf die jegige Zeit erhalten. ?) Eine von diefem Herzog er— 
laſſene Inftruction, wie e8 mit feinen drei Söhnen Heinrich Julius (geb. 1564), Philipp Si: 
aimund (geb. 1568) und Joahim Karl (geb. 1573) gehalten werben folle, datirt vom Jahre 
1579, ift ald Denkmal von Fürftenweisheit erft in der neueften Zeit vem Vergeſſen, in welchem 
fe jahrhumderrelang lag, entriffen worden. *) Nach Julius Tode (1589) Fam deflen ältefter 
Soehn Heinrich Julius, zur Regierung, ein an hoher Bildung über feine Zeit weit emporragen= 
der und an Gelehrſamkeit feinen Vater weit übertreffender Fürft. Durch kraftvolle Mafregeln 
fuhte er fein Anjehen und feine Machte zu erweitern, doch mit mehrerem Glüde führte er, ale 
einer der eriten Mechtögelehrten feiner Zeit, die Fever ald das Schwert gegen die felbft für ihn 
damald noch mächtige Stadt Braunfhweig. Unter Heinrih Julius bildeten ſich die Verhält- 
nife der Landleute gegen ihre Gutöherren fortfchreitend aus. 5) Unter diefem Herzoge organi= 
frte ſich auch das der Landfhaft fpäterhin jo nügliche Inftitut des Schatzeolleglums, welches 
nabgehends die Functionen eines engern landſtändiſchen Ausſchuſſes verfah. 6) 

Heinrich Julius ftarb 1613 umd Hatte feinen Sohn Friedrich rich zum Nachfolger, einen 

Fürſten, der, wäre ex Eraftvoller von der Natur begabt gewefen, mit weniger Tadel genannt wer= 
den würde. Denn fein Wille war gut; aber ihn drüdten nieder die Schwere der Zeiten, der 
aled verheerende Dreißigjäßrige Krieg, vie unglücklichſten häuslichen Verbältniffe, und vollends 
ind Berverben ftürgten ihn die Schwäche des Charakters, Günftlinge und fchlechte Nathgeber. 
Die Anforderungen an die Stände, an denen es bereits unter Julius und Heinrich Julius nicht 
gefehlt batıe, wurden immer größer, und die Beſchwerden verjelben erreichten jegt den höchſten 
Gipfel, Zwar wurde ihnen endlich in dem Landtagsabſchiede vom 27. Ian. 1619 7) die Ab- 
Rellung der zahlreichen übergebenen Gravamina verfidert; aber ſchon ein Jahr nachher er— 
\Sienen neue Gravamina und fo bis zum Ende der Regierung Friedrich Ulrich's. Doch au 
diejer Herzog ſchũtzte Gelehrfamkeit und Gelehrte, legte den Grund zur Bibliothek in Helmſtedt 
und ſchrieb ſelbſt in ver Sprache ver Gelehrten über wiſſenſchaftliche Gegenftände. ®) 

Mit Friedrich Ulrich (geft. 1634) erloſch fein Stamm. Erſt Ende des Jahres 1635 wur— 
den die fürſtlichen Agnaten darüber einig, wie deffen Erbe unter die verſchiedenen Linien getheilt 
werden jollte. ?) So fam Auguft, ver Stammvater der jegt regierenden wolfenbüttelihen Linie, 
jur Regierung des Herzogthums Braunjchweig. Es bedurfte eines ſolchen Fürften, um vie 
Bunden zu heilen, die ver Dreifigjährige Krieg gefchlagen hatte und von den in den wüften 
deldmarken noch jept Narben zu erkennen find. „Nie zeigte fich die menſchliche Natur edler und 
größer”, fchreibt von dieſem Herzoge Strombed. 10) Er fam in ein Land, welches 30 Jahre 
xt Krieg verheert und die Unfähigkeit feines Vorgängers dem Verderben zugeführt hatte. 
Ale Hülfsquelfen waren verfiegt, das Volk war verwildert, verbrannt die Dörfer, die Felder 
re, die Wiffenfchaften lagen niever: alles mußte er neu fhaffen, und er that ed. Sein Ber-+ 


| 3) Franz Aigermann's Lebensgefchichte des Herzogs Julius. Herausgegeben von Friedrich Karl 

ı Yon Strombeck (Helmftent 1822). 

ADeutſcher Fürftenfpiegel aus dem 16. Jahrhundert oder Megeln der Fürftenweisheit von dem 
—F Julius. Nach ungedruckten archivaliſchen Urkunden herausgegeben von Friedrich Karl von Stroms 
vd (Braunfchweig 1826). 

5) Salzdahlumfcher Kandtagsabfchied vom Jahre 1597. 

6) Landtagsabfchied d. d. Schöningen, 10. Febr. 1589; Ribbentropp's Sammlung der Landtage⸗ 
diede, I, 112 u. 118. 

T) Ribbentropp, a. a. D., ©. 241. 

8) Serenissimi Principis Friderici Ulrici consultatio de praerogativae certamine, quod 
it milites et literatos etc. (Tübingen 1604). . 

9) Der Theilungsreceh findet fich in Ribbenttopp's Sammlung, II, 68. 
-. W) In der Borrede zu feinem Deutfchen Fürftenfpiegel. 
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gnügen war Arbeit und feine Erholung Lernen. Die Wiſſenſchaften trieb er als ein Gelehrter, 
zahlreiche Schriften ſchuf fein herrlicher und hochgebildeter Geift 14), und er war ed, ver ven 
Grund zu einer Bibliothek (der wolfenbüttelſchen) legte, die, wenn fie in feinem Sinne bis zu 
unfern Zeiten fortgefegt wäre, vielleicht alle Bibliothefen Europas übertreffen würde. Mit ei: 
gener Hand ſchrieb er einen noch vorhandenen Katalog über die Taufende feiner Bücher. Nach 
einer zweiunddreißigjährigen ſegensvollen Regierung ftarb diejer Fürft 1666, nachdem er ein 
Alter von mehr ald 87 Jahren erreicht hatte. Sein Zeitalter nannte ihn, nicht aus gewöhn— 
liher Schmeicyelei, ſondern feinem Werthe nad, den göttlichen Greid (divinus senex). Es darf 
nicht unbemerkt gelajfen werben, daß diefer edle Fürft glei) feine Regierung damit begann, daß 
er durd eine eigene von ihm 1636 audgeftellte Urkunde die herkömmlichen und in frühern 
Landtagsabihieven und Receſſen begründeten Gerechtſame und Befugniffe der Lanpftände aus: 
drücklich beftätigte, wodurch, nad Strombeck's Bemerkung 12), die in der neuern Zeit öfters 
vorgebradhte Einrede, daß eine neuere zur Regierung gelangte Linie nit an die Handlungen 
ihrer Borgängerin gebunden jei, thatſächlich befeitigt wird. Es ift in einer neuern Schrift 13) 
nachgewieſen, wie die Herzoge von Heinrih dem Jüngern an bis auf Auguft bemüht waren, 
fih eine den Zeitverhältniflen angemeflene Kriegshülfe zu verihaffen, ein gerechtes, alle Klaffen 
der Bevölkerung umfaffendes Steuerjyftem herzuftellen, die Rechtöpflege zu yerbeflern, befon- 
ders auch den hinterfäljig gewordenen Bauer wieder. in ein unmittelbared Berhältniß zum 
Staate zu bringen, fowie zugleidh, daß und wie diefe Bemühungen größtentheild an dem eigen- 
nügigen Widerftande der Feudalftände fcheiterten, 

Auguſt's Sohn und Nachfolger, Rudolf Auguft, fand als Fürft weit unter feinem Vater; 
doc zierten Frömmigkeit, Tugend und Gelehrſamkeit auch ihn. Sein Bruder und Nachfolger, 
Anton Ulrih (1704), gehört unter die geiftreichften und gelehrteften Fürſten aller Zeiten. Als 
Regent ftand er jedoch einem Julius und Auguft weit nad. An zahlreihen Beſchwerden der 
Stände fehlte ed unter ihm nicht, und fo groß und unerhört auch die Bewilligungen berfelben 
waren, jo wurde jenen immer doch nur mit fhmwanfenden Ausdrücken abzuhelfen verfprochen, 
und wenn auch eins oder das andere ſtändiſche Defiderium erfüllt wurde, jo gab man ſich doch 
das Anjeben, blos aus Gnade zu thun, was Verpflitung war.. So war 53. B. im Landtags 
abjchiede von 1682 (Art. 18): „des gnädigſten landesfürſtl. Durdl. gegen die Prälaten des 
gnädigen Erbiethens, daß Sie feinen geiftlichen Ort mit Unterhaltung der Jagdhunde und Ver— 
pflegung der Jägereibedienten graviren, fondern dabei alle Moderationen gebrauchen wollten.‘ 
Auch wurden von der Zeit an feine eigentlichen Landtage mehr gehalten. 

Nach einigen kurzen und wenig merfwürbigen Regierungen folgte 1735 der Herzog Karl, 
der Stifter jo mander das Land noch jet beglüdenden Anftalt, der faft ein halbes Jahrhundert 
den Fürftenftugl einnahm. Unter ihm erfchien die für das braunſchweigiſche Land. fo wichtige 
berühmte Urkunde vom 9. April 1770, weldye eine Anerkennung und Ausfertigung der Privi— 
legien und Befugniffe gefammter Landſchaft enthielt. In diefem Documente ertheilte der Herzog 
Karl die eines Kürften würbige Verſicherung: „Wie er allerdings gemeint jei, getreuer Land— 
[Haft die ihr zuftehenden Privilegien, Freiheiten und Gerechtigkeiten ruhiglich genießen zu laffen, 
auch den mit derjelben von Zeit zu Zeit verglichenen Landtagsabſchieden, Receſſen uno andern 
verbindlichen compactis, aud vorhandenen landeöfürftlihen Reverjalien unverbrüchlich nach— 
zufonmen und darüber mit allem Ernfte und Nachdruck zu halten.” 

Enthielt gleich dieſes landesherrliche Document, fo wenig wie die Landtagsabſchiede von den 
Jahren 1619 und 1682, die Gerechtfame des braunfchweigifch-wolienbüttelihen Landes in 
völliger Vollftändigfeit, war glei die Abfaffung manches Artikeld veffelben ſchwankend und 
zweideutig, weil man Bedenken trug, das wahre VBerhältniß der Sadje deutlih und beſtimmt 
auszudrücken, fo bildete daſſelbe doch, beſonders mir der Urkunde vom Jahre 1682 zufanımen= 
genommen, eine äußerft jhägbare Magna charta, da es im mwefentlihen der Staatöbürger und 
der Landesrepräfentation Zuftändigfeiten in ji faßte und dadurch über jegliche Zweifel erhob, 
daß fie der Landesfürft felbft, gleichſam fie in Einen Rechtskörper zufammenftellend, öffentlich 
und frei ald Rechte jeiner Unterthanen ausſprach. Durdy dieſe Urfunde wurde der braunfchivei= 
gifche Unterthan von feinem angeftanımten Fürſten anerfannt ald Bürger, d. i. als ein nicht 


11) Ein Berzeichniß derfelben fann man in Praun's Bibliotheca Brunsvico-Luneburg., ©. 504, 
nben 


12) Staatswifjenfchaftliche aRittgellungen, vorzüglich in Beziehung auf das Herzogthum Braun⸗ 
ſchweig (Braunfchweig 1831), Heft 1, 13. 
13) Bobe, Beiträge zur Geſchichte * deudalſtande i im Herzogthum Braunſchweig (2 Hefte, 1842). 
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nur mit Berbindlidkeiten belafteter, ſondern auch als ein mit Rechten verfehener Unterthan des 
Staats. Und diefe Verhältniffe haben auch fpäterhin unangefochten beftanden bis zum ver— 
hängnifvollen Jahre 1806, in welchem das Herzogthum Braunſchweig für eine Reihe von 
Jahren aufhörte, ald eigener Staat in Deutſchland fortzubauern. 

Der Herzog Karl ftarb 1780 und ihm folgte Karl Wilhelm Ferpinand, der bei ven Braun- 
fhweigern in unvergeplichem Andenken ftebt. Er gab feinem Staate ein neues Leben und eine 
jeitgemäßere Geſtaltung. Seine Regierung fiel in die Zeit der Franzöſiſchen Revolution, und 
waren auch die politifchen Elemente durd die in Frankreich aufleudytenden neuen Freiheitsideen 
zu ſehr in Bewegung gejegt, ald daß in dem dur Feudalismus niedergedrückten Deutſchland 
fhon damals ein Eräftiged Volksbewußtſein hätte erwachen fünnen, fo wurden doch die beffern 
Funken in dem Beuermeere der erften franzöſiſchen Nevolutionswuth nicht verfannt und gingen 
als erwärmende rubige Flamme in dem nachdenkenden Deutichen auf. Das wilde Gefchrei von 
Breiheit und Gleichheit läuterte jich bei ven Braunfchweigern zu einem allmählich reifenden Ge- 
fühl, in welchem die Nothwendigkeit erfannt wurde, durch Ausfüllung der großen Lücken zwi— 
ſchen den verſchiedenen Ständen die Idee eines gleihmäßigen Staatsbürgerrechts ihrer Vervoll⸗ 
foumnung näher zu führen. Doc mußte die Grreichung dieſes Zield andern Zeiten vorbe- 

halten bleiben. Welche Anfichten der Herzog von der Franzöſiſchen Nevolution hatte, läßt ſich 
aus dem befannten Manifefte erfennen, welches er an der Spige eined preußiſchen Heeres er- 
ließ, mit welchem er vie alte Ordnung in Frankreich mwiederherzuftellen und ven zertrümmerten 
Königäthrom wieder aufzurichten gedachte. Seinen politiſchen Grundfägen blieb er auch fpäter- 
din bis an das Ende feined Lebens getreu, und trog feines vorgerüdten Alters nahm er feinen 
Anftand, im Jahre 1806 ſich dazu zu verftehen, das Obereommando der preußiſchen Heeres— 
macht zu übernehmen, die beftimmt war, gegen Napoleon ind Feld zu rüden. Töptli verwun⸗ 
det in der großen unglüdlihen Schlacht bei Jena, erlebte er nod; des Siegers Machtgebot, daß 
feine Dynastie aufhören follte in Braunſchweig zu regieren. Karl Wilhelm Ferdinand war ein 
nad alten patrimonialifch=patriarhaliihen Begriffen wohlwollender, für das Beite feines Lan- 
des und jeiner Unterthanen bejorgter, geredhtigkeitöliebender Negent, der gern zu allen Ber: 
beflerungen die Hand bot, die ihm als gut und erſprießlich gerarhen, wurden und vie Gerecht⸗ 
fame ver Stände gewiflenhaft achtete. Aber freilich paßte er mit feinem politiſchen Ideenkreiſe 
nicht in die neue Zeit. 8. Murhard. 
Braunfchweig. Verfaſſung und Verfaſſungsgeſchichte bis 1846. Das Her: 
zogthum Braunſchweig in feiner gegenwärtigen Geftalt bildet nur einen Theil der altbraun: 
ſchweigiſchen Gejammtlande, deren größte Maffe dem Kurfürftenthum, nachherigen Königreiche 
Hannover zugefallen ift. Noch im Anfange dieſes Jahrhunderts beftand ed aus zwei gemiflers 
maßen organifch getrennten Provinzen, den Fürſtenthum Wolfenbüttel und dem Fürſtenthum 
Blankenburg, deren jede ihre eigene landſtändiſche Verfaflung hatte. Beide Verfaffungen be: 
ruhten indeß im wefentlihen auf den nämlichen Grundprineipien und hatten aud) jo ziemlich 
die nämliche Schickſalsgeſchichte. Das alte urjprüngliche Recht zur Vertretung gemeiner Frei- 
heit war im Laufe ver Jahrhunderte in die Fefthaltung von Privilegien ausgeartet, welche theild 
gemeinschaftlich, teils wiederum in verſchiedener Weiſe ven drei anerfannten Ständen der Prä- 
laten, der Ritter und der Städte bewilligt waren und von ihnen eiferfüdhtig, aber dennoch dem 
allmädtigen Strome ver Verhältniſſe entgegen mit immer geringerm Erfolge vertheidigt wur 
den. Gemeinfhaftlih war allen drei Ständen dad Recht der Steuerbewilligung, außerdem 
hatte bei günftiger Gelegenheit bald diefer, bald jener Stand einen Theil ver Steuerlajt von ſich 
abzuwerfen gewußt. Dazu fam, daß ſeit dem Anfange des vorigen Jahrhundert allgemeine 
Landtage immer mehr außer Gebrauch famen, und daß die Regierung es vorzog, mit permanen- 
ten ſtändiſchen Ausſchüſſen zu unterhandeln, bei welchem Verfahren fie allerdings ihren Zweck 
ſicherer erreichte, übrigens auch nicht nur die eigentliche Bedeutung der Landftände völlig ver: 
dunfelt wurde, fondern aud) ihre Ginwirfung auf die Gejeggebung, melde ohne freie Steuer: 
bewifligung immer nur ifuforifch fein wird, faſt ganz verloren ging. Zum legten male wurden 
im Jahre 1770 die Privilegien dev Stände in einer gemeinichaftlihen Urkunde, gewiffermaßen 
einem Grundgefege, zufanımengeftellt, aud) der Landtag ſelbſt einige Jahre fpäter nochmals zu⸗ 
fammenberufen, allein von vieler Zeit an blieben allein noch die Ausſchüſſe in Thätigkeit, welche 
ſich hauptſächlich nur noch auf Finanz: und Steuerſachen befhränkte. Die Binanzverfaflung 
des Landes war fo, wie fie jich bei der Eigenthümlichkeit ver Feudalſtände nothwendig entwideln 
mußte: die Verwaltung der Domänengüter hing vom Fürften ab, welcher davon tegelmäßig 
die Staatsausgaben beftreiten follte, dagegen erachteten die Stände fi für ſchuldig, in auper- 
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ordentlichen Fällen und zu beftimmten Zwecken Steuern zu bewilligen. So hatte jede Steuer 
ihre eigene Beftimmung. Mit den Zwecken felbft wurden die Steuern permanent, und bamit 
die Stände fiher waren, daß die Aufkünfte zu feinem andern Zweck verwandt würden, be- 
hielten fie die Steuerverwaltung einem eigenen Schagcollegium vor, deſſen Hauptbeftveben nur 
dahin gerichtet war, fidy gegen Zumuthungen der fürftlichen Kaffe zu jihern, melde der ur= 
fprünglichen Verwilligung wiberftritten. Im Volke jelbft fand die landſtändiſche Verfaſſung 
ſchon längft feinen Haltpunft mehr. Die Schlaht von Jena raubte dem Herzoge Karl Wilhelm 
Ferdinand Land und Leben, und die feudalftändifche Verfaflung ſtürzte von felbit zufammen. 

Der Tilfiter Friede (1807) überwied das Herzogthum Braunfhweig dem neugefhaffenen 
Königreiche Weftfalen, unter veflen fiebenjähriger Dauer alle jene Einflüffe fich geltend machten, 
welche dad Weſen ver Napoleonifchen Vaſallenſtaaten bezeichneten. Eine nad) allen Richtungen 
hin geregelte, correcte Verwaltung, Gleichheit vor dem Geſetze, Einführung öffentlih = münd— 
licher Zuftiz mit Gefhiworenengerichten, Aufhebung ver Standesunterſchiede, der Privilegien 
und Eremtionen, der Zünfte und Bannrechte, vor allen Dingen ein entſchiedenes Ginfhreiten 
gegen alle Keudalverhältniffe und deren Verzweigungen im Staate, verbunden mit einer Ver— 
fafjung, melde wenigftend den Grundfag der Repräfentation ftatt des Principd der Bevor— 
rechtung enthielt: das waren hauptſächlich die Formen des neuen Staats, welde, wenn fie auch 
zum großen Theile nur auf Schein beruhten, doch wenigftend dem allgemeinen Volksgefühle 
(mehr ließ ſich von der Anficht und der politifhen Bildung jener Zeit nicht jagen) infofern ge= 
nügten und zum Theil gefielen, als jie der Richtung nad) ven Gegenjag zu demjenigen bilveten, 
was man einmal als veraltet, unbrauchbar, derzeit verfallen anerfannt hatte. Zwar der Krieg 
laſtete fhwer auf dieſer Zeit, aber er beliebte audy den Verfehr, und noch jegt hört man oft Die 
Berfiherung alter Männer: es fei damals zwar eine ſchlimme Zeit geweſen, aber ed habe doch 
nie am Gelde gefehlt. Hauptfählih nur das Fremde war es, was am neuen midflel und was 
man nicht ertragen fonnte; die Schmach der Unterbrüdung, welche noch dazu durch ein empören- 
des Polizeis und Delatorenweſen, durch heimliche Verhaftungen und Verfolgungen behauptet 
werben mußte, fteigerte vie Sehnſucht nad; Befreiung allmählich) zu einem wahren patriotifhen 
Heimweh, und nichts gleicht dem freudigen, felbft vie Grenzen der notwendigen Vorficht über= 
fpringenden Enthufiasmus, mit welchem Frledrich Wilhelm, der helvdenmüthige Sohn und Erbe 
des legten Herzogs Karl Wilhelm Ferdinand, im Spätherbfte 1813 ſchon vor feiner Ankunft 
erwartet und nachher im Lande empfangen wurbe. 

Mit Friedrich Wilhelm beginnt für Braunfhweig eine neue Entwidelung, deren tiefe 
Grundzüge in der ganzen neuern Geſchichte des Landes fortlaufen, und feine wenn aud nur 
furze Regentenzeit muß viel ſchärfer ind Auge gefaßt werden, ala in ver Negel gefchieht, weil 
er mit Fräftiger Hand vie Keime legte, aus denen wichtige Geftaltungen der Gegenwart hervor 
gewachſen find. Er mar eine ver Fräftigften Naturen unter ven Hochſtehenden feiner Zeit; fein 
Heldenzug von 1809 au den Gebirgen Böhmens mitten durch den Feind nach der Norpfeeküfte 
erinnerte an die Wunber von Tapferkeit des claffifhen Alterthums; er hatte das Leben in der 
härteften Schule, unter den Drangfalen eines faft hoffnungslofen Krieges, unter Mühſelig— 
feiten und Entbehrungen aller Art Eennen gelernt. Mit Stolz und Rührung erinnerte ſich der 
"Bürger von Braunſchweig noch der Nacht vor dem entſcheidenden Gefechte bei Olper, wo er im 
Bivouak auf den Wällen von Braunſchweig feinen Heldenfürften als einfachen Krieger unter 
den Kriegern auf dem Strohlager erblickt Hatte. Friedrich Wilhelm war nicht ohne Fehler, 
aber feine Fehler waren teils nur misleitete Richtungen beflerer Charakter: und Gemüthözüge, 
theild gingen fie wenigftens aus Eigenfchaften hervor, welde das Bebürfniß einer ſchweren Zeit 
forderte. Er war vor allem, mie das Volkslied noch jegt von ihm fingt, „ver Held fürs Vater: 
land’, ihm galt die Freiheit und Unabhängigkeit des Vaterlandes ald das Höchſte, dem fi 
alled andere unterorpnen mußte, er war ein Feind der Franzofen, wie jie feinen unverſöhn— 
lihern gehabt haben. Er haßte die von Fremden aufgedrungenen neuen Einrichtungen und 
verwarf deshalb auch Gutes, was fie enthielten ; aber fein richtiger Sinn war ebenfo unbedingt 
abgeneigt, dad Alte und Beraltete wienerherzuftellen und die gute Privtlegienzeit zu reftauriren. 
Er fühlte, daß es einer Fräftigern Hand bevürfe, welche entfchieden und neuſchaffend in die halb- 
aufgelöften Verhältniffe eingriffe und ihnen das Siegel einer fortgefchrittenen Zeit aufdrückte. 
Hieraus erflärt ih, was Friedrich Wilhelm that, ſowie was er unterließ. Vor allen Dingen 
rüftete er in größter Eile ein Corps aus, welches allerdings zu den Kräften des Fleinen Landes 
in feinem Verhältniſſe fand, weldes aber ven Mapftab der Anftrengungen geben follte, die 
feiner Meinung nad) nod) nöthig waren, um die Freiheit Deutſchlands nicht nur zu erobern, 
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ſondern auch zu fihern. Er achtete dabei nicht der fchweren Leiden, unter denen das Land ſchon 
während der frühern Kriegsjahre gefeufzt hatte, und fo bereitwillig folgte die öffentliche Stimme 
der Richtung, die fein Aufruf ihr gegeben hatte, daß dad Volk bereitwillig und ohne Zögern die 
neuen Opfer übernahm, die eine in der That beifpiellofe Anftrengung der äußerften Kräfte ihn 
auferlegte. Ex verwarf die frangöfifcheweftfälifche Gerichtsverfaſſung, aber er ftellte auch die 
alte, vielfach gebrechliche, auf Privilegien und Schlendrian beruhende nicht wieder her, vielmehr 
ließ er Ihon in den erften Monaten feiner Regierung das Gerichtsweſen neu ordnen und hob 
dabei die Patrimonialgerichtsbarkeit wie den befreiten Gerihtöftand für immer auf. Das war 
der entſcheidende Anfang derjenigen Reformen, melde allmählich das politifche Übergewicht des 
Adeld brechen mußten. Das weitfäliiche Steuerſyſtem behielt er bei, weil fi auf andere Weife 
die großen Geldanforderungen des Augenblicks nicht befriedigen ließen; aud damit täufchte er 
die Hoffnungen derjenigen, welche auf eine Rückkehr ver alten Exremtionen gerechnet hatten. Er 
beihränfte zwar die Gewerbefreiheit, welche im weftfälifchen Batentwefen beftanden Hatte, allein 
er erneuerte die alten Zünfte nit. Aus diefen Zügen läßt jih in mander Hinficht abnehmen, 
wie etwa eine neue Berfaffung ausgefallen wäre, wenn Friedrich Wilhelm fie gegeben hätte: 
fie würde das alte Privilegienwejen gänzlich aufgehoben, übrigens alle Gewalt foviel irgend⸗ 
möglih in der Regierung vereinigt haben. Friedrih Wilhelm unter den Umſtänden, unter 
melden er jeine Regierung antrat, ſowie bei den Anfichten, die er von der nächſten Zukunft hatte 
(und welche durd den Erfolg beftätigt wurden), fonnte feine andere Berfaflung gebrauden. 
Die Zeit ſchien eine Dictatur zu fordern, und das Volk nahm diefe um fo bereitwilliger Hin, 
als die alten Landſtände längft vergeifen und im Volksbewußtſein abgeftorben waren, die weit- 
fälifhe Scheinverfafjung aber nicht viel politifche Aufklärung verbreiten und feine große Ach— 
tung vor dem Repräjentativfgftem einflößen konnte. Dazu fehlte ed dem Herzoge nit nur 
jelbft an Staatöprarig, fondern aud an Männern, welche ihm diefe zu erfegen im Stande waren 
und denen er fich vertrauendvoll hingeben durfte; er fand faft nur weftfälifche Beamte vor, deren 
Gefinnung erft die Probe beftehen mußte. Endlich erwartete man nod vom Wiener Gongrefle 
die Feftfegung der Grundzüge deutfher Yandesverfaffungen, die der Herzog am liebften als 
Zeitfaden benugt hätte. Sein von Nationalgefühl und Freiheitsliebe glühender, Elarer und ges 
ſunder Geift würde ihn bei längerer Erfahrung fiher zum Richtigen geführt haben. 

Napoleon’d Rückkehr von Elba beftätigte die Nichtigkeit ver Worausfegungen, von melden 
der Herzog bei feinen fortwährenden kriegeriſchen Rüſtungen geleitet war. Die blutige Schlacht 
bei Waterloo rettete freilich Deutfchland zum zweiten male — unter höchſt wirkjamer Theils 
nahme des etwa auf 8000 Mann gebrachten braunfhweigifhen Corps — allein auch des Her: 
zogs Leben gehörte zum Preiſe diefes theuer erfauften Sieges. Er hinterließ zwei Bringen, 
deren älterer, Karl, elf und der jüngere, Wilhelm, neun Jahre alt war. Seiner teſtamentari— 
fhen Anordnung gemäß übernahm der damalige Prinz: Regent von Großbritannien, der nach— 
berige König Georg IV., die vormundfhaftliche Regierung, welde in Braunſchweig durd ein 
Geheimrathscollegium geführt wurde, und deren Verbindung mit dem vormundſchaftlichen 
Regenten der Graf Münfter in London (zugleich hannoverſcher Eabinetöminifter beim Könige) 
vermittelte. 

Es war eine bange Zeit, die jegt begann. Nach ver zehnjährigen Kriegöperiode war fo 
vieles zu ordnen und auf neue feite Grundlagen zu bringen, foviel Angefangenes zu vollenden, 
ſoviel Verſchobenes zu erledigen, das ſchwer zerrüttete Finanzwefen zu reguliren, vor allen 
Dingen die Laft des übermäßigen Heerwefens zu erleichtern. Konnten alle diefe Aufgaben ohne 
eine fräftige Kürftenhand, Fonnten fie namentlih von einer vormundſchaftlichen Regierung, 
deren Haupt jenfeit des Meeres mohnte, gelöft werben? Eine vielverbreitete Anficht ging be= 
ſonders vor 15—20 Jahren dahin, daß die Zeit der vormundſchaftlichen Regierung zu ben 
glülichften Epochen ver braunſchweigiſchen Geſchichte gehöre; es ift aber bei deren Würdigung 
ihon in äußerer Hinſicht der Umftand in Anfchlag zu bringen, daß gerade der Herzog Karl 
binterher dieje Beriode heftig anfeinvete, und daß in den verbrieplichen Händeln, die er barüber 
kefam, nicht nur die Sympathien fih unwillfürlich nad; den Zeitabfchnitten vor und nad) feinem 
Regierungsantritte theilten, fondern daß aud der Kampf hauptlählih um eine Vergleihung 
beider Abjchnitte in Betreff ihres Werthes ſich drehte, eine Vergleihung, bei welcher natürlich 
die vormundfhaftlihe Zeit nur gewinnen konnte. Betrachtet man den Gang der vormunds 
ihaftlihen Regierung im einzelnen, fo wird man, bei aller Anerkennung mander Verdienſte, 
dech im ganzen nicht umhin fönnen, darin der Hauptſache nad) nur einen tobten, falten Ge⸗ 
ihäftemehanismud zu finden, Zwar die Landesſchulden wurden endlich georbnet und die Fi⸗ 
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nanzen in das Gleichgewicht gebracht, was hauptſächlich dadurch möglich wurde, daß die Koften 
eines eigenen Hofſtaats wegfielen, zum Theil aber auch nur dadurch, daß im ganzen Staats; 
organismus ein Syitem der Sparfamfeit eintrat, bei welchem nicht felten dringende Bedürfniſſe 
unbefrievigt bleiben mußten. n allen den vielen Seiten, welde die Wiederherftellung des 
‚allgemeinen Wohls ald Aufgaben darbot, war es faft nur die finanzielle, für die ein reges Ins 
tereſſe ver Regierung fich zeigte; an eine wahrhaft geiftige Kräftigung des Landes dachte nie= 
mand. Bon einigen Reften der alten Landſtände ging zwar in den Jahren 1816 und 1817 
‚sine Anregung auf Wieberherftellung der Landedverfaffung aus, allein bei weitem die mei- 
fien von diefen Ständen erblicten darin nur ein Mittel, wieder zu ben alten Vorrechten 
und Gremtionen zu gelangen, und der Ton in ihren Eingaben an das Geheimrathscollegium 
und den Prinz-Regenten war ein foldher, der im Jahre 1814 einen allgemeinen Sturm ber 
Entrüftung hervorgerufen hätte. 1) Niemals würde fi Friedrich Wilhelm auf Anträge ein- 
gelaffen haben welche „Wiederherftellung ver landſtändiſchen fowie der ganzen vorhin beſtan— 
denen Landesverfaſſung in allen ihren Theilen, der Batrimonialgerihtöbarfeit, des befreiten 
Gerichtöftandes, der Steuereremtionen und anderer Standesvorzüge forderten, aber unter dem 
Schutze des Grafen Münfter durfte die Beudalariftofratie ſchon eher Hoffen, eine Stellung wie— 
derzugefdinnen, welche fie vor einigen Jahren längft verloren gegeben hatte. Schon 1817 ge- 
lang es dem unausgejegten Drängen der vormald Privilegirten, die Aufhebung der weitfäli- 
[hen Grundfteuer und die Wiedereinführung der alten, auf das Gremtionsprineip gebauten 
Göntriburionen zu erlangen, freilich nicht, wie die Verordnung fagte, aus diefem Grunde (man 
‚gab vor, die auf dem Grundeigenthume haftenden Reallaften wieder billiger berücjichtigen zu 
wollen), aber doc mit dieſem Erfolge. Nur die noch in ver altbraunfchweigiichen Kriegsperiode 
auch den Privilegirten auferlegte fogenannte Exremtenfteuer wurde beibehalten, fie betrug aber 
nicht einmal die Hälfte ver Gontribution. Und das gefchah in einem Augenblid, wo man nod 
nicht mit der Liquidation dev dem bei weitem größten Theile nach während der legten Kriegszeit 
‚entftandenen Schulden zu Ende war, wo aber deren Betrag die verhältnißmäßig außerordent= 
ih Hohe Summe von 3,600000 Thlrn. erreichte. Indeß war dies nur der erfte Schritt auf dem 
Wege, auf welchen die Negierung ſich durd die Grundariftofratie und deren Verbindungen ge= 
drängt ſah, der wichtigere war die endliche Einberufung der alten Landftände aus beiden Für— 
ſtenthümern und die mit diefen feftgeftellte „erneuerte Landſchaftsordnung“ vom Jahre 1820, 
durch welche nun aud die organiſche Verbindung des ganzes Landes vermittelt werden follte. 
Diefe veränderte im wefentlichen nichts an der Zufammenfegung der alten Landſtände, fie be- 
hielt die Prälaten, die Virilſtimmen der Rittergutöbefiger, die Vertretung der Städte durch bie 
‚Bürgermeifter bei, und fügte nur einige gewählte Abgeordnete aus dem Stande der fogenann= 
ten Breifaffen Hinzu, ohne an eine Vertretung des eigentlichen Bauernflandes zu denken; fie be: 
feitigte die alte Eintheilung in drei Curien, führte jedoch (mie es ſcheint, nad dem Mufter ver 
engliichen Verfaflung) zwei Kammern unter dem Namen von Sectionen ein, und zwar auf die 
Weiſe, daß in der erften Section alle Rittergutsbefiger, in der zweiten alle ſtädtiſchen Vertreter 
nebft den Freiſaſſen fi befanden, daß aber vie alte Prälateneurie zerfprengt und zur Hälfte 
der eriten, zur andern Hälfte der zweiten Section beigegeben wurde. Zwed und Erfolg diefer 
Organifation ließen jich leicht begreifen: die Erſte Kammer follte das ariftofratifche, die Zweite 
bad demokratiſche Element enthalten, dur Aufhebung ver Prälatencurie aber die Verbindung 
von zwei Curien gegen die dritte (etwa der Brälaten und Städte gegen die Nitter) verhindert 
und beim Streite zwifchen beiden Kammern ver Ausſchlag in die Hände ver Regierung gelegt 
werden. So hatte man folglich fo gut wie nicht gethan, um das, was man eine Randedver- 
tretung nannte, aud in eine organiſche Verbindung mit dem Lande und dem Volke zu bringen, 
und noch weniger gab fich die Abjicht fund, den neugeihaffenen Landſtänden irgendeine poli— 
tifche Bedeutung, irgendeinen Einfluß auf ven Geift und den Gang der Regierung einzuräumen. 
Bei der Geſetzgebung war — nur mit Ausnahme einiger genau bezeichneten Gegenftände — 
ihr Recht auf Rath und Gutachten beſchränkt, die Bewilligung der Steuern hatten fie nur da, 
wo ed auf Ginführung neuer oder die Erhöhung beftehenver Steuern anfam, von wahrer Ber: 
antwortlicfeit und Anklage der Minifter war natürlich keine Rede, die Stände Fonnten nad 
Gutdünken des Fürften und feiner Räthe berufen, ihre Berathungen follten ſtreng geheim ge- 
halten werben. Nur das unter beftimmten VBorausfegungen althergebrachte Recht der Selbft- 
berufung hatten auch die reftaurirten Stände gerettet. Es bedurfte, ald ver Graf Münſter den 





1) Die darüber geführten Berhandlungen find abgedrudt in Buddeus' Staatsarchiv, IT, 84 - 137. 
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Entwurf dieſes Grundgeſetzes den verfammelten Ständen vorlegte, gewiß Faum feiner ausdrück⸗ 
lichen Berfiherung, „daß man Feine fogenannte zeitgemäße Verfaſſung erwarten dürfe“, die 
Sabre ſprach deutlich genug für ſich ſelbſt. Nicht leicht Fann ein neues Grundgefeg in einem 
Lande mit mehr Gleihgültigkeit aufgenommen werden als das braunſchweigiſche von 1820; e8 
war ein durchaus unvollfommenes, den Lauf der Zeit gewaltfam rückwärts drängendes Werk. 
Hatte die ariftofratifche Partei ihre Rechnung darauf gemacht, daß es ihr gelingen würde, durch 
den Grafen Münfter ihren alten politifchen Ginfluß twiederzuerlangen, fo mar dieſes Ziel 
allerdings in einigem Maße wenigftend fheinbar erreicht; bei Lichte befehen war indeß alle praf: 
tiſche Bedeutung der Stände in ihrer eigenen Abfheidung vom Volke fowie in der nun grund: 
geſetzlich feſtgeſtellten Ubermacht der Regierung untergegangen, und auch der Ariftofratie blieb 
nur der Troft übrig, daß der indirecte perfönliche Einfluß, den fie auf das Regiment erworben 
batte, wol erfegen möchte, was ihr an directem ftändijchen verloren gegangen war. - 
Regierung und Stände gingen num auf dem angebahnten Wege fort; ſchon im folgenden 
Jahre wurden die Gilden wiederhergeftellt, zwar nicht ganz in der frühern Form, aber doch 
noch auf Grundfäge gebaut, über melde die Zeit hinweg zu fein ſchien. Die Patrimonial- 
gerichtsbarkeit war freilich fhon zu lange untergegangen, um wiederbergeftellt werben zu kön- 
nen, Doch räumte man ven ehemaligen Gerichtäherren num die Polizeigewalt auf ihren Gütern 
und in ven Dörfern, wo jene lagen, aufs neue ein. Alsdann wurde dad Steuermefen aud dem 
bisherigen Proviforium gebracht, indem man die Accife — bei welcher der Reiche viel mehr zu 
übernehmen hatte wie der Arme — bedeutend ermäßigte, zugleich die Stempelfteuer und vie 
Gewerbefteuer neu oronete. Auch die Gremtionen bei der Eontribution mußten, weil die all 
gemeine Stimme ſich immer entſchiedener dagegen ausſprach, befeitigt werden, man bewerfftel: 
ligte dies aber auf die Weife, daß man die Befreiten — unter Aufhebung der biäherigen Erem: 
tenfteuer — zur vollen Gontribution heranzog und fie wegen der Differenz durch den Fapitalis 
firten Betrag der jährlihen Mehrabgabe aus der Staatskaffe, nämlich durch Landesſchuldſcheine, 
entihädigte. Wo indeß die Gefeßgebung in praktiſche Fragen der allgemeinen Volksthätigkeit 
eingriff, da hatte fie entſchiedenes Misgeſchick; eine Gemeinheitstheilungsordnung, welche 1823 
zu Stande fam, war nit zu gebrauchen, ein Gejeß über die Wiefenbehütung verewigte einen 
langjährigen, nur durch Kalenderfehler Herbeigeführten Misbrauch. Auch übernahmen vie 
neuen Stände für die Koſten des Militärweſens die enorme Summe von jührlid) 350000 Thlrn. 
als ein immermwährendes Firum auf die Landeskaſſe. Das Befte war noch die Bildung größerer 
Gerichtshöfe an der Stelle ver vielen Kleinen Ginzelgerichte, wodurch eine collegialifche Behand⸗ 
lung der wichtigern Rechtsſachen zum Grundfage gemacht und die Trennung der Juftiz von 
der Polizei und der Verwaltung wenigſtens bis auf die untern Stellen (mo die Verbindung 
mit den ftreitigen Bagatellfahen weniger bedenklich ift) durchgeführt wurde. 2) 

Inzwiſchen Hatte der Erbprinz, Herzog Karl, feine ſtaatsrechtliche Volljährigkeit erreicht. 
Mit welchem Alter diefelbe eigentlich eintrete, war eine von den braunſchweigiſchen Pubficiften 
jener Zeit verſchieden beantwortete Frage; während einige das vollendete achtzehnte Jahr dafür 
annahmen, andere eine fpätere Lebenszeit, wollten wiederum andere das Beftehen einer feiten 
Norm in diefer Hinficht leugnen. Die vormundfchaftliche Regierung glaubte Gründe zu haben, 
ihre Berwaltung nicht ſchon mit dem früheften Zeitpunfte aufhören zu laffen, fie trat indeß dar: 
über mit den Höfen von Wien und Berlin in vertrauliche Befprehungen, und der Erbprinz 
ſelbſt willigte auf die Vorftellungen des Fürften Metternich) darin ein, daß die Vormundſchaft 
bis zu feinem vollendeten neunzehnten Jahre fortgefett werde. 

Am 30. Det. 1823 trat der nunmehr neunzehnjährige Herzog Karl die Regierung an. 
Au ihm Fam die Liebe feiner Unterthanen mit froher Erwartung, ja mit Sehnſucht entgegen, 
denn jeit 1806 war mit Ausnahme der Furzen Zeit, in welcher Friedrich Wilhelm vegierte, das 
Land aus dem Zuftande einer Provinz oder Statthalterfchaft eigentlich nicht Herausgefommen. 
Zwei regierende Herzoge hatte es durch den Tod auf dem Schlachtfelde verloren, in nicht einmal 
20 Jahren vier verſchiedene Landesherren gehabt, war durch die Gewalt der Umftände aus 
einem Zuftande in den andern geworfen, es hatte für Deutfchland Anftrengungen gemacht, wie 
in diefem Maße fein anderes veutfched Land, felbit Preußen nicht (welches alddann etwa 
500000 Mann hätte in das Feld ftellen müffen), und war nicht nur bei der Theilung leer aus= 





2) Diefe neue Gerichtsverfaffung trat zwar erft unter Herzog Karl ins Leben ein, fie war jedoch 
ſchon früher befchloffen. 
Staats⸗exiton. II. 3 
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gegangen, fondern auch noch dazu auf eine Reihe von Jahren an die faft allmächtige Oberlei- 
tung des hannoverſchen Gabinetöminifterd in London gefettet. Jetzt war der Friede befeftigt, 
ein jugendlicher, Eräftiger Fürſt beflieg den Thron feiner Väter, und zum erften male feit vielen 
Jahren durfte man fi der Erwartung bingeben, daß nad) jo manchen Durdgangsperioden, in 
denen man ſich befunden hatte, jegt endlich eine Zeit der ruhigen Ausbildung des Angefangenen, 
der zeitgemäßen Verbejlerung des Beſtehenden oder Beibehaltenen, der unmittelbaren Verſtän— 
digung zwiſchen Fürſt und Volf, kurz eine Zeit ded wahren vernünftigen Fortſchritts eintreten 
werde. Zivaf beitanden damals jhon die Karlsbader Beihlüffe, ed waren ſchon die diplomati— 
fhen Federn und Hebel auf „Epuration der Bundesverfannmlung” für die Reaction in Be: 
wegung gefeßt, aber alle dieſe Erfheinungen hätten den Herzog Karl, wie die ſpätere Erfahrung 
zeigte, ſchwerlich abgehalten, im Interefle der Volfsfreiheit zu handeln, wenn er gewollt hätte. 
Mie unendlich wichtig hätte die Beftigfeit, die er in untergeproneten Fragen, felbft in eigener 
ungerechter Sache zeigte, für ganz Norddeutſchland wirken können, wenn er mit ihr der Ver— 
freter. der wahren Freiheit geworden wäre! Aber er war nicht der Mann dazu, die Größe des 
Augenblids, der ihn auf den Thron berief, zu würdigen oder feinen Anſprüchen Gerechtigkeit 
widerfahren zu lajfen, und das riß ihn in das Verderben. Durch verkehrte Erziehung und auf 
fonftige Weiſe misleitet, glaubte er in dem Lande, weldyed feiner Regierung anvertraut war, 
nur eine große Domäne zu erbliden, melde nad) feinen Bamilienintereffen georonet werden 
müßte und welche er zu feinem Vortheile ausbeuten dürfte. 

Der Gejhihtihreiber der Gegenwart wirft nur ungern einen Rückblick auf dieſe traurige 
Zeit. der Enttäufhung. Der Herzog Karl lebt no, aber als VBertriebener im Auslande ift er 
gerichtet durch feine Thaten wie durch die des Volks. Der Streit mit ihm ift abgemadt, und 
es bedarf feiner Erneuerung der Beihuldigungen, um die Legitimität der jegigen Zuftände dar— 
zuthun. Aber erklären muß die Geſchichte ven Gang der Begebenheiten und eine Kataftrophe 
entweder rechtfertigen oder verbammen, welche ven Freibrief des bis dahin in Deutſchland un= 
antaftbaren Legitimitätäprincips mit fühner, ja mit kecker Hand zerriffen hat. 

Um alle Gindrüde zu ſchildern, von welden die Stinnmung der folgenden Zeiten weſentlich 
audging, müffen wir hier zuerft ver Proclamation gedenken, mit welcher ver Herzog Karl die 
Negierung übernahm. Auch Friedrich Wilhelm hatte feine Regierung mit einer Proclamation 
begonnen, welche ſtets als ein edles Denkmal hochherzigen Fürftenfinnes in der braunſchweigi— 
ſchen Geſchichte Reben wird. Ganz anders bezeichnete fein Sohn, ein kaum dem Knabenalter 
entwachjener Prinz, der nur dem unglücklichen Tode feines Baterd auf dem Schlachtfelde feine 
eigene frühe Erhebung zum höchſten Berufe der Menfchheit zu verdanfen hatte, nad nicht vollen 
zehn Jahren den Eingang zu diefem wichtigſten Abjchnitte feines Lebens. Dort liebevolle An— 
ſchließung an das Volk bei ſchweren Verdienſten um das Volk, hier in dem Patent vom 30. Det. 
1823 hochfahrende Erhebung über das Volk ohne alles Verdienft. Selbft ältere Männer ſchüt— 
telten den Kopf über dieſes Auftreten des jungen Herzogs und ftellten ftille Bergleihungen mit 
Friedrich Wilhelm, dem Vielverfannten, an. Aber man wollte die Thaten reden laſſen, und fie 
famen binterbrein. 

Schon Furze Zeit nad) dem Negierungdantritte des jungen Herzogs verbreitete ſich das Ge— 
rücht, daß er die Verfaffung von 1820 nicht anerkennen wolle, ein Gerücht, welches dadurch 
Beftand erhielt, daß er weder die üblichen Reverfalien ausgeftellt hatte, nody überhaupt die Land— 
ftände einberief. Freilich Hatten die alten, vorgeblich jo patriotifchen Stände felbft dafür geforgt, 
daß er ihrer entbehren fonnte, folange er feine neuen oder höhern Steuern ausichrieb oder in 
den Iheil der Gefeggebung eingriff, welcher für die Zuftimmung der Stände vorbehalten war, 
denn welches Gewicht unter folden Umftänden nod ihr „Gutachten und Rath‘ haben Eonnte, 
weiß jeder, der in der politifchen Erfahrung nicht gerade ein Anfänger ift. Nun hatte die „er— 
neuerte Landſchaftsordnung“ zwar nie Anklang im Lande gefunden, man hatte ſich im Publi- 
kum nie dafür intevefjirt, aber jene Misahtung brachte doch eine Neaction hervor, welde durch 
deu ausgeſprochenen Grundſatz der Willkür tief in die Maffen hineingriff. Sie war dod auf 
legitime Weife zu Stande gekommen, war rechtmäßiges Gigenthum des Landes geworden, fie 
durite, wie mangelhaft fie auch fein mochte, dem Lande nicht einfeitig entzogen werden. Die 
Berlegung eined Rechts zieht faft regelmäßig die Verlegung noch anderer mit Nothwendigfeit 
nad) ſich, und wo der Weg ver Willfür einmal eingejchlagen ift, da hört überhaupt jede Sichere 
heit des Rechtszuſtandes auf. Jenes Gerücht wurde bald zur völligen Gewißheit, ald der Her— 
zog unter dem 10. Mai 1827 ein Patent erließ, in welchem er erflärte, daß die unter der vor— 
mundfchaftlihen Regierung erlaffenen Gefege und getroffenen Anordnungen nur injofern 
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gültig feien, ald dadurch nicht Über wohlerworbene Negierungs: und Eigenthumsrechte verfügt 
werde, daß aber außerdem die Bormundfchaft über fein achtzehntes Kebensjahr hinaus wider: 
rechtlich fortgefegt fei und daher alle in dem legten Jahre verfelben vorgenommenen Negierungs: 
banblungen zu ihrer Gültigkeit feiner ausprüclichen Anerfennung bevürften. 
Damit war des Herzogs Abficht beftimmt ausgefprodhen und der Preis, um den e8 ſich 
handelte, Hlar bezeichnet. Der ganze beftehende Rechtszuſtand war in Frage geftellt, nur von 
bes Herzogs Willen follte es abhängen, was davon beizubehalten, was abzuändern wäre. Aber 
nicht bei ver Sache blieb e8, auch die Perfonen wurden angegriffen, der Geheimrath von Schmidt: 
Phiſeldeck, ald der moralifche Urheber desjenigen, wodurch der Herzog ſich verlegt glaubte, zu= 
erft außer Dienftthätigkeit gefeßt, dann mit einer commiffarifchen Unterſuchung bedroht und, 
als er fi diefer durch die Flucht entzog, mit Stedbriefen verfolgt. Auch Die andern höhern 
Staatödiener aus der frühern Verwaltung wurden allmählich entfernt und an ihre Stelle tra: 
ten, oft wiederum in ſehr rafchem Wechfel, mittelmäßige Köpfe, Speichelleder oder gar vagirende 
Abenteurer. Je ſchärfer der verirrte Fürft fih dapurd von feinem Volke abfonderte, defto bes 
gieriger verfolgte er das, was er mit Furzfichtigem Blicke für fein eigenes Intereffe hielt, indem 
er auf Koften des Staats Reichthümer für fich zu ſammeln fuchte. Die Gehalte der Staats: 
diener wurden befchränft, leer gewordene Stellen nicht wieder beiegt, dringende Ausgaben ver— 
weigert und am Ende fogar mit dem ſchon nad) dem Ediete von 1794 landesgrundgeſetzlich für 
rechtswidrig erflärten Verkaufe von Domänengütern angefangen. Die ganze Staatöverwaltung 
kam in einen franfhaften Zuftand, die Staatsdienerſchaft felbft wurde empfindlich gereizt durch 
einen bejondern Eid, welder ihr dur einen herzoglichen Commiſſar mehrere Jahre nad) dem 
Regierungdantritte abgenommen wurde, durch inhumane und veratorifhe Beftimmungen über 
Urlaubsertheilungen, ſowie endlich durd Die der Humanität wiverftreitenden Weiſungen, mit 
einzelnen in Ungnrade gefallenen Männern feinen Umgang zu haben. Nicht nur das Ungerechte, 
jondern faft mehr noch das Kleinliche folder Mafregeln verlegte die öffentliche Meinung. Ein 
alter Staatd- und Hofbeamter, der Oberjägermeifter von Sierötorpff, hatte die ihm zugedachte 
Venſionirung in etwas derber Korn abgelehnt und wurde deshalb vom Herzoge des Landes 
verwitſen. Das Landesgericht erklärte dieſe Maßregel für rechtswidrig und ungültig, und nun 
ließ der Herzog Die Entfcheidung des Obergerichts in Gegenwart der ſämmtlichen Mitglieder 
deffelben durch einen Gonmiffar zerreißen. Der Landdroſt von Gramm wollte ald Kammerberr 
den Eid der Treue nicht leiften, weil er ald Mitglied der Ständeverfammlung vor jedem Huldi— 
gungsacte Anerkennung der Verfaffung forverte; er wurde durch ein allgemeines Umgangs— 
verbot und andere noch härtere Mafregeln zum freiwilligen Erile gezwungen. 

Rir ſchweigen von andern unerhörten Dingen, die ſich durch Sagen an die kurze Regenten: 
geſchichte des unglücklichen Fürften fnüpfen, wir ſchweigen von ver Verlegung ded Briefgeheim: 
nited, von der Anordnung geheimer Spione, von der raffinirten Verfolgung und Veration 
einzelner, wir fchmeigen endlich von der Vernachläſſigung jedes Anſtandes, von der Eitten- 
lofigfeit, welche in feiner Hofhaltung herrſchten, denn fie wirkten nur colorirend auf dad ganze 
Drama ein, deſſen Entwidelung zur Rataftrophe von 1830 führte. Aber durch das Patent von 
1827 hatte der Herzog ein Gewitter heraufbefchtworen, teffen Schläge zermalmend auf ihn fies 
Im und den Boden zerftörten, auf welchem er fi fo fiher glaubte. Jenes Patent rief einen 
mähtigen Feind, der bis dahin fein Freund geweſen, den König von England, als frühern Vor— 
mund und, was faft noch fchlimmer war, den Grafen Münfter in die Schranken, welde ben 
Vorwurf, die Rechte ded Herzogs während der vormundſchaftlichen Verwaltung beeinträchtigt 
u haben, won ſich abweifen wollten. Die Welt bekam das unerquidliche Schaufpiel des perſön— 
lien Streit zwifchen zwei Monarchen, eines Streits, ver anfangs in Brofhüren, dann aber auf 
Anregung des Königs von England auch vor der deutfchen Bundesverfammlung geführt wurde, 
und der, nach mehreren ffandaldjen Zwifhenfällen, damit endigte, daß der Herzog die Auflage 
erhielt, fein Patent vom 10. Mai 1827 zurückzunehmen. Cine gleiche, dem Herzoge widrige 
Vendung nahm die Sache ded Oberjägermeifterd von Sierstorpff, indem auch auf deſſen Be- 
\öwerde über Juftizbeeinträchtigung die Bundeöverfammlung den cafjirten Nechtöfyrucd wieder: 
derftellte. Endlich aber harten auch die Randftände einen entfcheidenden Weg eingeichlagen. Im 
Rai verfammelten fie fi in Gemäßheit des vorbehaltenen Convocationsrechts und beichloffen 

me Beſchwerde an die Bundesverfammlung wegen verweigerter Anerkennung der Verfaflung, 
wlße darauf eingereicht und verfolgt wurde. 

So waren allmählich alle Fugen des Staatsgebäudes aufgelöft, die — eine all: 
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gemeine geworben, der Herzog in entſchiedenen Widerſpruch mit der Öffentlichen Meinung ge— 
fegt. Eine Gollectiveingabe der fpäterhin und zwar unmittelbar nad den entſcheldenden Sep- 
tenıbertagen verfammelten Landftände an den Bruder bed Herzogs bezeichnet die damalige Er- 
fheinung des Staatöwefend den Hauptzügen nach folgendermaßen: „Das Aufhören einer ge- 
tegelten, von dem Grundfage der Erfüllung des Staatszwecks ausgehenden oberften Leitung der 
Landedangelegenheiten, Zerrüttung der Finanzen, Unterbrüdung des Schutzes, welchen Geſetze 
und ein unabhängiger Richterftand den Staatöbürgern gewährt, moralifhe Verderbniß der 
Beamten, durch Hebung der Schledhteften und Zurüdjegung der Beflern bewirkt, und fortwäh- 
rendes Sinfen des Wohljtandes der Einwohner — ift in allgemeinen Umriffen das Bil, 
welches mitten in Deutfchland aufgeftellt zu werden drohte und raſch feiner Vollendung ent: 
gegengeführt wurde. Gin Staatdminifterium ftand an der Spige der Verwaltung, ohne Ein- 
flug auf die widhtigften innern und äußern Angelegenheiten, häufig nur ald Vollſtrecker von 
Beſchlüſſen, welche, ohne daſſelbe gehört zu haben, oder gegen deſſen eindringlihfte Vorftellung 
gefaßt waren.’ Allein die Stunde der Entſcheidung nahte, ſchwerer, furdtbarer, ald wol die 
meiften geglaubt hatten. Die Julirevolution warf ihre Zündfunfen nad Belgien und dann 
nad Deutſchland herüber. Der Herzog hatte fih in Paris aufgehalten, war aber beim Ausbruche 
ber Volksrache nach Braunſchweig fortgeeilt, wie es hieß, um bald darauf abermals eine größere 
Reife anzutreten. Immer bedrohlicher wurde nun die Stimmung in der Hauptftabt‘, immer 
beftimmter die allgemeine Anjicht, daß eine weſentliche Umfehr in ven Anfichten und Entſchlie— 
Bungen des Herzogs nöthig fei, um bei der fieberhaften Aufregung, in welche ganz Deutſchland 
durch die Julirevolution verjegt war, aud hier einem gewaltfamen Ereigniffe vorzubeugen. 
Täglich ſchwand das Anfehen ver efege fihtbar, täglich die Kraft der Regierung vor dem wach— 

fenden Selbftgefühl ver öffentlihen Meinung, aber alle dringenden Zuredungen waren ver- 
geblich beim Herzoge, der ſich auf die Gewalt glaubte verlaffen zu fünnen. Da brad am Abend 
des 7. Sept. 1830 der Volksſturm los, meuterifche Haufen drangen in das Schloß ein und über: 

gaben daſſelbe mit feinem ganzen Inhalte der Zerftörung und den Flammen; der Herzog entfloh 

in der Mitte der Nacht unter militärischer Bedeckung in der Richtung nah Hannover, und 

feine Regierung hatte ein Ende. 

Nur einige Worte über die innere Bedeutung diefer Revolution. Man hat fie oft ald das 
Werk einzelner, namentlich ded braunfchweigifchen Adels bezeichnet und ihr jeden volfsthüm= 
lien Charakter abgeſprochen. Dahin fcheinen allerdings auch mehrere Umftände zu deuten. 
Der Herzog Karl hatte fih nichts weniger ald geneigt gezeigt, dem Adel irgendeine bevorzugte 
Stellung einzuräumen, gerade Mitglieder des reichern Adeld waren Gegenſtand feiner ftrafen= 
ben Ungnade und feiner Zurüdjegung geworden, aud die Landſchaftsordnung von 1820 mußte 
der Ritterfchaft mehr am Herzen liegen ald den übrigen Ständen. Es ift ferner Thatſache, daß 
in den legten Tagen vor dem Aufftande auffallend viele fremde Arbeiter aus weit entfernten 
Gegenden des Harzed in Braunſchweig eingetroffen find, daß man den Schloßbrand an andern 
Drten verfündet hat, bevor er gefchehen war, und daß in jener Zeit die braunfchweigiiche Revo— 
lution von Männern in Schug genommen und mit unermüdlichem Eifer vertheidigt wurde, 
deren Mund vorher und nachher von ariftofratiicher Koyalität und Legitimität überftrömte. 
Allein wie dem aud) fein mag, fo viel ift ganz gewiß, daß auch der Adel allein feine Revolution 
zu Stande gebracht hätte, wenn nicht der Zündftoff dazu im Volfe genügend vorhanden gewejen 
wäre. Hätte damals in der Stadt Braunfchweig, hätte im Lande Zufriedenheit mit vem Be— 
ſtehenden geherrſcht, jo würde es niemald gelungen fein, mit einer Motte von fremden Prole— 
tariern dad Schloß zu flürmen, die Regierung zu flürzen und den Herzog zu vertreiben; aber 
bad Volk, dv. b. das bejigende und denkende Volk, Hat die That geduldet, Hat jie angenommen 
und zu der jeinigen gemacht. Damit hat jede Frage über die Urheberſchaft für die Fortentwides 
lung ihre praftifche Bedeutung verloren, und wenn dad Volk damals auch wirklich nur vor— 
geihoben fein folkte, fo kommt es jegt doch nur noch darauf an, den durch jene Kataftrophe ge= 
worinenen neuen Standpunft aud) ferner zu behaupten. 

Wir kehren zur Darftellung der Begebenheiten zurüd. Der Aufruhr wurde fogleih am 
folgenden Tage dur die inzwijchen gebilvete Bürgergarde und das Militär gedämpft, zwei 
Tage fpäter traf der jüngere Bruder des vertriebenen Bürften, der Herzog Wilhelm, von Berlin 
in Braunſchweig ein und ftellte ſich dem allgemeinen Wunſche gemäß an die Spige der Re— 
gierung. Er umgab jih mit Männern des allgemeinen Vertrauens, und eine feiner erften Re— 
gierungshandlungen war, die Landſtände einzuberufen. Diefe richteten in einer Eingabe 
vom 27. Sept. 1830 die Bitte'an den Herzog Wilhelm, die Zügel der Regierung zu über: 
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nehmen, weil der Herzog Karl durch feine Unfähigkeit derfelben verluftig geworben fei. Der 
Herzog Wilhelm erklärte ſich dazu bereit, erhielt aber zugleich, wie ſich ſpäter zeigte, eine einft= 
weilige Vollmacht feines Bruders und trat erft dann Fraft eigenen Rechts auf, als dieſer nad 
mehreren vergeblichen, zum Theil abenteuerlihen Verſuchen, wieder in das Land zu dringen, 
alle Anträge auf freiwillige Nieverlegung der Regierung hartnädig zurüdgewiefen hatte. Im 
Laufe ded Winters befeftigten die Verhältniſſe fi einigermaßen, und aud) die Bundesverfamm= 
Iung glaubte dazu beitragen zu müflen. Sie entfchied den Streit zwiſchen dem (vertriebenen) 
Herzoge und ven Landſtänden zu Gunſten diefer (die freilich jegt ſchon thatfählih anerkannt 
waren) und erjuchte den Herzog Wilhelm, die Regierung des Landes „bis auf weiteres“ zu 
übernehmen, indem fie zugleich die endliche Regulirung der braunfhmeigifhen Thronverhält- 
niffe den Agnaten übertrug. Der Ausſpruch verfelben — mas hier des Zufammenhangs we- 
gen fogleich mit angeführt werden mag — fiel dahin aus, daß der Herzog Karl wegen geiftiger 
Unfähigfeit des Thrones verluftig und die Negierung auf den Herzog Wilhelm übergegangen 
ſei. An feinem Geburtdtage, am 25. April 1831, trat diefer die Regierung als die eigene an. 
Damit war ein wichtiger Abſchnitt der Bewegung gefhloffen, aber der wichtigſte erft an— 
gefangen. Wohl mochten mande geglaubt und gewünſcht haben, daß mit dem Thronmechfel 
und der nun gejicherten Landſchaftsordnung von 1820 alles abgemadht fei, und viele Stimmen 
dei landtagäberechtigten Adels ſuchten damals in diefem Sinne ſich Gehör zu verfchaffen. Allein 
das Volk hatte die Sache in einer andern Weife aufgefaßt und zeigte plögli ein politifches 
Aufwachen (eine politifche Bildung konnte man wol noch nicht fagen), welches zum Theil gerade 
den Mäcenen des Aufftandes ebenjo unerwartet ald unwillfommen zu fein ſchien. Die öffent- 
lie Meinung hatte die Nothwendigkeit einer wahren Bolfövertretung eingefehen, aber fie be= 
griff zugleich, daß eine fo rath- und thatlofe Verfaſſung wie die von 1820, weldhe nit einmal 
gegen die alles Map überfchreitenden Erfahrungen der legten Jahre zu ſchützen im Stande war, 
in ihrem innerften Wefen an Gebrechen leiden müffe, die nur durch den erwachenden Volksgeiſt 
und die Läuterung des allgemeinen Bewußtſeins befeitigt werden Fönnten. So war hauptfäd= 
\h aus denjenigen Kreifen, welche bisher der privilegirten Landtagsfähigkeit fern geftanden 
hatten, allmählich ein ſicheres Urtheil über die abfolute Unzulänglichfeit der beftehenden Ver— 
faſſungebeſtimmungen in das Volk übergegangen, und auch die neue Regierung hatte tief genug 
in bie Berhältniffe geblickt, um ſich zu überzeugen, daß mit den Septembertagen keineswegs 
alles abgemacht ſei. Zwar hatte man fogleich im erften Augenblide ji beeilt, den Militärs 
Rand, über deſſen Höhe allgemein geflagt wurde, zu vermindern und auch, weil bie revolutio= 
nare Erhebung des Volks nun einmal lediglich in materiellen Befchwerben ihren Grund haben 
jollte, vie Perfonalfteuer herabgejegt, allein theils waren doch die Verhältniffe in jenem Augen 
blide in ver That zu ſchwankend, ald daß man ohne tiefer eingreifende Mafregeln auch nur ſolche 
vorläufige Erfolge für geſichert halten konnte, und theils Hatte man allmählich angefangen, in 
der Beurtheilung. des öffentlichen Zuftandes über das rein Materielle hinauszugehen. Auch 
verhallten fehr bald die Stimmen derjenigen, welde nur das Jahr 1820 in das Jahr 1830 zu 
pflanzen gewünscht hatten, und die Umgeftaltung des ganzen Staatsweſens im Sinne der Re— 
form wurde allgemein ald eine unabweisliche Aufgabe dev Zeit erkannt. 
Die Regierung griff in diefem Sinne die Sache auf, allein jie wandte dabei ein Maß von 
Vorfiht an, welches den Ungeduldigen übertrieben zu fein fhien. Die langerfehnte Wieder: 
einberufung der Stände zur Erledigung ded allgemeinen Verlangens nad) einer freien, volks— 
thümlichen Verfaſſung erfolgte erft auf ven 30. Sept. 1831, alſo über ein Jahr nach dem Auf: 
Rande, über ſechs Monate nach dem felbftändigen Regierungsantritte des Herzogs Wilhelm. 
Die Ausarbeitung der den Ständen vorgelegten Entwürfe fonnte einen fo langen Zeitraum 
nicht erfordert haben, und man irrt alfo wol nicht in der Annahme, daß die Abficht geweſen ſei, 
die erfte Hitze der neuen politifchen Aufregung verfliegen zu laffen und nur die zuruͤckbleibende 
Bärme noch bei dem Werke der Negeneration zu benugen. Die Eröffnung des Landtags war 
aerlih und würdevoll, die Thronrede ſprach wohlwollendes Vertrauen aus. Die anerfannte 
Rothwendigfeit einer Reform der Verfaflung war ihr Hauptthema, fie verbieß auferbem noch 
Öeiege über ven Staatödienft, über die Organifation der Verwaltungsbehörden, über die Ab— 
‘fung bäuerlier Reallaften, ein Preßgeſetz und eine Städteordnung, fügte jedoch hinzu, daß 
defe Gefege erſt den nad) der neuen Berfaffung zu berufenden Vertretern des Landes vorgelegt 
"erden follten. Zulegt empfahl die Eröffnungsrede den Ständen noch die fofortige Annahme 
°rienigen Beftimmung ver Berfaffungspropofition, welde die bisherige Geheimhaltung ftän- 
diſhet Verhandlungen aufhob. 


38 Braunſchweig 


Der Entwurf einer „revidirteu Landſchaftsordnung“, welcher nun den Ständen zur Be: 
ratbung vorgelegt wurde, zeugte allerdings von einem ernſtlichen Streben zum Beflern, va: 
neben aber auch wieder von einer faft ängftlichen Sorge, dad Beftehende beſonders da zu jchonen, 
wo ed auf bloße Formen ankam. So hatte er von der frühern Landſchaftsordnung nicht nur 
den Namen beibehalten, welcher für ein eigentliches Grundgefeg offenbar nicht paßte, ſondern 
aud) die Eintheilung in vier Titel, welche außer den eigentlihen Nechten der Stände zugleid 
dad Wahlgejeg, die Gefhäftsordnung für die Ständeverfammlung und einige generelle Be: 
flimmungen enthielten, dagegen das, was man doc) eben nach den Erfahrungen * letzten Jahre 
für etwas ſehr Weſentliches halten mußte, nämlich Beſtimmung und Sicherſtellung der allge: 
meinen ſtaatsbürgerlichen Rechte, fajt gar nicht berührten. Im wejentlidhen beruhte der Ent: 
wurf auf folgenden Grundjägen, Zunächſt jollte die Landeövertretung durchgängig auf Wahl 
beruhen und nicht blos die alten Stände der Prälaten, Ritter und Städte, fondern auch die Frei— 
fajfen und Bauern umfaſſen. Anftatt der bisherigen 128 Mitglieder, welche zum Plenum ver 
ganzen Landſchaft gehörten, follte die Landſchaft künftig aus 45 Mitgliedern beftehen, deren 
13 dem Stande der Nittergutöbeilger, 13 dem Stande der Städte, 13 dem Bauernftande, 6 
aber deu Prälaten angehörten, und in einer Kammer ſich vereinigen. Die Abgeorpneten der 
drei erfigenannten Stände follten, und zwar in den Städten und auf dem Lande durch eine dop: 
pelte Wahlhandlung eriwähle werben, in jedem Stande 10 aus den eigenen Standedgenojfen 
mit Beichränfung auf den Betrieb von Landwirthſchaſt und Gewerben auf dem Lande und in 
den Städten, die Wahl der drei übrigen war an jolhe Eigenſchaften nicht gebunden. Bei den 
Bürgern und Bauern hing außerdem das Wahlrecht wie die Wählbarkeit no von einem theils 
nad) dem jährlichen Einkommen, theild nach der Steuerquote zu beftimmenven Genfus ab. Die 
Abgeoroneten aus den Prälaten wollte die Negierung felbft für jeven Landtag ernennen. Alle 
ſechs Jahre follte die ganze Ständeverfammlung durch Wahlen erneuert werden. Ihre Theil: 
nahme an der Örjepgebung und ihre Befugniffe bei der Steuerbewilligung waren erweitert, 
aber ven Anſprüchen wahrhaft geidichtlicher Begründung nod nicht genügend und noch dazu 
in einer jo ſchwankenden Weife, daß dadurch leicht aufs neue Streit hervorgerufen werden Eonnte. 
Auf jedesmal ſechs Jahre jollte gemeinjhaftlih von Negierung und Ständen ein Gtat der 
Staatdausgaben feitgeitellt, auch follten die Steuern gemeinfchaftlid verwaltet werden. Die 
Regierung flug ferner in dem Entwurfe eine Verfchmelzung ver Domänen- und der Landes- 
einfünfte vor, freilich nur in der unvollfommenen Weife, daß eine vertragsmäßig feitzuftellenve 
Summe von den Kammereinfünften zur Beftreitung der Staatsbedürfniſſe an die Landeskaſſe 
abgegeben werben, das Übrige aber für den Privatbedarf des Herzogs vorbehalten fein und 
aud die Verwaltung des Domänenguts ihm verbleiben follte. Die minifterielle Verantwort— 
lichkeit wurbe anerkannt und die Verlegung der Verfaſſung für ftrafbar erflärt. Aus dem Ent: 
wurfe der Geſchäftsordnung für die Ständeverſammlung ift nur zu merfen, daß deren Proto— 
Eolle (ohne Verſtümmelung) gedrudt werden follten; die Zulaffung von Zuhörern war nicht 
mit erwähnt, wäre aber nad) jolhen Anerbietungen gewiß leicht zu erreichen geweien, wenn vie 
Stande jelbft jie gewollt hätten. 

Die Stände begannen jegt ihre Arbeiten, und beide Sectionen faßten zunächſt ven erjprieß- 
lichen Beſchluß, ihre Berathungen von jegt an gemeinjchaftlidy zu halten und nur nach deren 
Schluſſe fectionsweije abzuftimmen. Damit war das Prineip Einer Kammer vorläufig gefichert. 
Defto engherziger benahmen ſich ‚aber die nunmehr vereinigten Landſtände bei der jugleich auf: 
geworfenen Offentlichkeitöfrage. Der Antrag auf den Drud der Protokolle mit Nennung ver 
Namen wurde in beiden Sectionen verworfen, in ber zweiten fogar beinahe einftimmig, und 
dagegen das trübfelige Iuftemilien angenommen, daß die gemachten Anträge im allgemeinen 
mit den dafür und dagegen vorgefommenen Gründen janımt den gefaßten Beſchlüſſen — aber 
ohne irgendeinen Namen — gedrudt und der Offentlichfeit übergeben werben ſollten. Nun 
wurde noch in fünf Sigungen der Entwurf der neuen Landſchaftsordnung einer kurzen Vor: 
berathung unterworfen, bei welcher natürlich wegen des gänzlihen Mangels an aller Vorberei— 
tung ein tiefered, gründliches Eingehen in die Sache nicht möglich war, und dann dem Wunfche 
der Regierung gemäß eine aus LO Mitgliedern (aus jever Section fünf) beſtehende Prüfungs 
commifjion gewählt: Nachdem noch einige weniger bedeutende Verhandlungen vorgekommen 
waren (namentlich über die Frage: ob nicht der vormalige Kammerdirector von Bülom wegen 
Pflichtwidrigkeiten aus feiner Amtsführung unter der Negierung des Herzogs Karl in Anklage 
zu verfegen fei?), wurde die Ständeverfammlung fhon am 11. Det. bis dahin, daß die Prü— 
fungscommifjion ihre Arbeiten beendigt haben würde, vertagt. 
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Die nunmehr beginnende Wirkfamfeit dieſer gemeinfchaftlichen Commiſſion war ohne Frage 
viel wihtiger ald die der Ständeverfammlung felbft; fie vereinigte in fi fo ziemlich das Beſte, 
was beide Seetionen an Talenten, Kenntniflen und Erfahrung befaßen, und in ihr bildete ſich 
das Werk der neuen Orundorganifation dus, welches freilich erft ein Jahr fpäter zur Vollen- 
dung gedieb. Auch ihre Arbeiten find nicht ohne Mängel, namentlich trifft fie?) der nie zu bes 
feitigende Vorwurf, die Offentlichfeitöfrage, deren aufmerffame Berückſichtigung ihr doch felbft 
noh von der öffentlichkeitsſcheuen Ständeverfammlung angelegentlih empfohlen war, fo 

durchaus gleichgültig oder einficht8los behandelt zu haben. Gleichwol muß man es anerkennen, 
daß fie im allgemeinen — eben mit Ausnahme jenes Punktes, der jet wie eine alte Wunde 
bei jeder Gelegenheit wieder ausbriht — auf den Standpunkt der Zeitanficht eingegangen ift 
und erreicht hat, was unter den vamaligen, fhon der Reaction zueilenden allgemeinern Ver— 
bältniffen zu erreichen ftand. Und ebenfo gewiß iftes, daß auch die Regierung ihr in allen 
Hauptfragen mit Bereitwilligfeit entgegenfam, und daß die Arbeit, melde nachher ven Ständen 
vorgelegt wurde, in der That eine wahrhaft gemeinfdhaftliche war. Man fah bald ein, daß vie 
„Landſchaftsordnung“, um den Anſprüchen der Zeit völlig zu entfprechen, im ein wirkliches 
Landesgrundgeſetz, eine Verfaſſungsurkunde umgearbeitet werden mußte, melde ald Gober des“ 
Staatsrechts für das Herzogthum galt, und dann war nicht nur die Aufnahme ganz neuer Bes 
fimmungen fowie die weitere Entwickelung der vorhandenen, fondern and eine nene formelle 
Behandlung des Stoffs erforderlih. So gelangte man während der Arbeit immer tiefer in 
das Material, und die Orundbeftimmungen wurden fo weit ausgearbeitet, daß e8 die Regierung 
nun für nöthig Hielt, auch die übrigen Organifationsgefeße, welche der Eröffnungsrede zufolge 
eigentlich erft der Fünftigen, reformirten Stänbeverfammlung vorgelegt werben jollten, ſchon 
jept mit in ven Geſchäftsplan aufzunehnen. Etwa zehn Monate währten die Arbeiten dieſer 
Commiſſion, mandye Stürme waren in ihrerMitte felbft zu befiegen, bis auf den 27. Aug. 1832 
die Ständeverfammlung wieder einberufen werden konnte. Die Regierung hatte ihren frühern 
Verfaſſungßgentwurf gänzlich zurückgenommen und legte nun demjenigen vor, welcher als das 
Relultat aus den gemeinihaftliden Arbeiten und den Verhandlungen mit der Commiſſion ber: 
vorgegangen mar. Er entſprach jegt nad) Inhalt und Form dem Begriff eines wirklichen Lan: 
desgrundgeſetzes, war auch im Terte felbft immer fo genannt, doch hatte man (mie in ver Stände⸗ 
vriammlung evläuternd bemerkt wurde, aus „Rückſichten“) in der Überfchrift ven Namen 
„neue Landſchaftsordnung“ beibehalten, Beigefügt waren Entwürfe eined Wahlgefeges und 
einer Geihäftsordnung für die Ständeverfammlung, eines Gefeges über den Civilſtaatsdienſt 
und verſchiedener Geſetze über die Organifation der einzelnen höhern Landesbehörden, und end⸗ 
lid der Entwurf eines fogenannten Finanznebenvertrags, durdy welchen die Nechtöverhältniffe 
in Beziehung auf das Domänengut feftgeftellt werden follten. 

Die Verhandlungen der Ständeverfammlung über diefe Entwürfe waren im ganzen un= 
bedeutend und wurden ſehr rafch zum Ende geführt. Ein befonderes Intereffe boten Haupt: 
ichlich nur die Schickſaie der Offentlichkeitöfrage dar. Die Commiffton war zu feinem Ein— 
verftändniffe parüber gelangt und ſo war die nämliche Beflimmung, melde ſchon der erſte Re— 
gierungsentwurf enthalten hatte, auch in den zweiten aufgenommen. In der Ständeverfamnt- 
lung ſelbſt wurde nun der Antrag auf Zulaffung von Zuhörern geftellt, und zwar in der zweiten 
Sertion mit 19 gegen 16 Stimmen angenommen, in der erften dagegen mit 21 gegen 11 Stim= 
men abgelehnt. Jetzt trat eine Ausgleihscommiffton zuſammen, deren Vorſchlag dahin ging, 
daß man die Frage der fünftigen Ständeverfammlung überlaffen wolle, bis dahin aber, daß vie 
Zulaſſung von Zuhörern geftattet werden follte, den Druck der Protokolle nur mit Weglaffung 
der Namen der Redner für zweckmäßig halte. In dieſen trübjeligen Vorſchlag, weldher fogar 
das Maß der von der Regierung gebotenen Offentlichkeit noch verkuͤmmerte, ging die Ständever— 
\ummlung ein, und die Regierung ertheiltedemfelben ihre Genehmigung. Dreizehn Jahre lang hat 
kitbem die Ständeverfammlung vergeblich darum gefämpft, jenen Behler wieder gut zu machen. 





3) Das heißt in ihrer Mehrheit; einzelne ihrer Mitglieder haben ſich fortwährend, wenngleich ohne 
Srfolg, ver vollen Offentlichfeit angenommen. Namentlicdy gehören dahin der in der neuern Zeit vielfach 
“tfannte Hettling, fowie fein sehunnugtverwandter Freund Bruns und der Landdroft von Gramm. 
ttling irrte nur darin, daß, weil die volle Offentlichfeit (d. h. die Zulafjung von Zuhörern) in der zus 
"MH lanwarmen Gommiffton nicht zu erreichen war, er auch das Wenigere, den Drud der Protofolle 
MM den Ramen nicht wollte, weil er eine folche Öffentlichkeit für ſchädlich hielt. Ich glaube dem noch 
Ipäter auf ungerechte Weife angegriffenen Manne, dem Braunfchweig bei jeiner politifchen Wieder: 
xbert ehr vieles zu verdanfen hat, diefe Redytfertigung fchuldig zu fein. 
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Anı 12. Oct. wurde der Landtag gejchloffen, und die jämmtlichen Entwürfe erſchienen nun 
jofort ald Geſetze. Es beginnt damit eine wefentlid neue Epoche des braunſchweigiſchen Staats: 
lebens, und wir müſſen erft das Wejen der dadurch herbeigeführten neuen Geflaltung der Dinge 
fennen lernen, bevor wir dem ange der Ereigniſſe weiter nachfolgen. Die Hauptpunfte, durch 
welche das neue Landesgrundgefeg jih vom beftehenden unterſchied, waren theild die Heran- 
ziehung der Bauern zur Landeövertretung, theild die Bereinigung aller Abgeoroneten in einer 
Kammer mit Befeitigung eines Übergewichts der Ariftofratie, und endlich die durchgängige 
Annahme ded Wahlprincips und Aufhebung fowol der Birilftimmen ald des Erjcheinend auf 
dem Landtage von Amts wegen. Die Ständeverjammlung befteht aus 48 Mitgliedern, deren 
zunächſt 10 von der Ritterihaft, 12 von den Stäbten und 10 von den Bauern gewählt werben. 
Zur Wählbarkeit gehört bei diefen Abgeorbneten Grundbejig, in den Städten und Dörfern 
außerdem eine bejtimmte Steuerquote jowie dev Betrieb eined Gewerbes oder der Landwirth— 
haft, aud) die Magiftratömitglieder in den Städten find wählbar. Die Wahl ift bei der Ritter: 
[haft eine einfache, bei den beiden andern Ständen eine doppelte, indem zuerft Wahlmänner 
(bei denen aud ein Steuercenfud eintritt) und von diefen die Abgeordneten und Stellvertreter 
gewählt werden. Jeder Wahlfreis muß aus feiner eigenen Mitte wählen. Neben dem Abdge: 
orbneten und Stellvertreter wählt dann aber jedes Wahlcollegium aud no einen Wahlmann, 
und die auf ſolche Weije ernannten 32 Wahlmänner treten dann zu einem gemeinfchaftlichen 
Wahlcollegium zufammen, welches nody 16 Abgeordnete ohne Rückſicht auf Standedverhälte 
niffe, Grundbeſitz, Beihäftigung oder Steuerquote zu erwählen bat. Doch ift auch Hier die 
Wahl wenigjtend nicht ganz frei: vier dieſer Abgeordneten müffen aus den Prälaten (oder den 
ſtatt diefer von der Regierung ſubſtituirten höhern Staatödienern) und zwei aus der höhern 
Geiftlihkeit gewählt werden. Die Staatsdiener bedürfen zum Gintritte in die Ständeverfamm: 
lung der Erlaubniß der Regierung. Die Wahlen gelten auf ſechs Jahre, alle drei Jahre tritt 
die Hälfte der Abgeorpneten aus (das erjte mal nad) dem Loſe) und es finden für diefe neue 
Mahlen ftatt. Auch werben die Stände alle drei Jahre zu einem ordentlichen Landtage berufen, 
wogegen die Berufung zu außerordentlihen Berfammlungen vom Landesfürften abhängt. Der 
Landesfürft fann die Ständeverfammlung vertagen, verabichieden und auflöfen; eine Bertagung 
ift (ohne Zuftimmung der Ständeverfammlung felbft) nur auf drei Monate zuläflig, und im 
Balle der Auflöfung unter fofortiger Anordnung der neuen Wahlen der Tag der Eröffnung der 
neugemwählten Ständeverfammlung innerhalb der nächſten ſechs Monate zu beftimmen. Die 
Ständeverfammlung hat dad Recht der Zuftimmung bei Gejegen, welde die Verfaffung, die 
Drganifation des Staats, das Finanz und Steuerweien, die Militärpflit, das bürgerliche 
oder Strafrecht, den bürgerlichen oder Strafproceh betreffen; bei polizeilihen Gefegen, in 
welchen feine höhere Strafe ald von einem Monat Gefängniß angedroht wird, genügt ihr Gut: 
achten und Rath. Im Finanzweſen hat fie die Bewilligung der Steuern und gemeinſchaftlich 
mit der Regierung die Beftftellung des Staatshaushaltsetats für die jedesmalige dreijährige 
Binanzperiode. Die Minifter jind für die Negierungshandlungen des Landeöfürften, vefien 
Perſon heilig und unverleglid bleibt, verantwortlih, alle Staatödiener werben auf die Ver— 
faflung verpflichtet, die Ständeverfammlung fann (vor einem deshalb unter ihrer Mitwirfung 
zu conflituirenden Gerichtöhofe) auf Beftrafung des Minifters antragen, welder eine Verlegung 
„der auf den vorliegenden Fall unzweifelhaft anwendbaren“ Beltinnmungen des Landesgrund— 
geſetzes ſich ſchuldig gemacht hat. Die Juftiz ift unabhängig, die Polizei ihr behülflich, diefe aber 
richtet nie über die That +); Gumpetenzeonflicte zwijchen der Juftiz und den Berwaltungsbehör- 
den werben durch eine (vom Minifterium) aus Richtern und Adminiftrativbeamten gebilvete 
Eommiffion unter dem Vorjige des Juftizminifterd entſchieden. Es ift Freiheit des religiöfen 
Glaubens fowie der politiihen Meinungen, aud der Preſſe und ded Buchhandels zugefichert, 
diefe jedoch „unter Beobachtung der Bejchlüffe des Deutihen Bundes’. Die Ständeverfamm- 
lung erwählt einen auch nad ihrer Auflöfung in Thätigkeit bleibenden Ausfhuß von fieben 
Mitgliedern, welder nit nur im allgemeinen das Necht und die Pflicht hat, zwifchen den Land⸗— 
tagen auf die Vollziehung der zwifchen dem Landesfürften und den Ständen getroffenen Ber: 
einbarungen zu fehen, fondern auch mit einem Theile der ſtändiſchen Befugniffe überhaupt in 
Anfehung der Grfeggebung, des Finanz- und des Steuerweſens, jedod in einem Fleinern, ge- 





4) Wenn man weiß und aus eigener Erfahrung fennt, was man noch in Hannover und Preußen 
unter „polizeilicher Juſtiz“ verfieht und hat, jo wird man bie ungemeine Wichtigfeit diefes Grundfages 
für die Freiheit der Juſtig wie der Staatsbürger nicht verfennen. 
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nau beſimmien Maßſtabe verſehen iſt und ver Ständeverſammlung bei ihrem jedesmaligen Zu: 
ſaumentreten Bericht zu erſtatten und Rechenſchaft abzulegen hat. Auch iſt der Ausſchuß be: 
int, die Ständeverfammlung zufammtenzuberufen, wenn (um nur die wichtigern Beranlajlun- 
gen zu bezeichnen) eine plögliche allgemeine Randesgefahr eintritt, oder wenn das Landesgrund⸗ 
seirg verlegt wird und Anträge zu deflen Schuß zu machen jind, insbeſondere, wenn der Land 
tag nicht binnen drei Jahren berufen wird. Das Wahlgefeg und die Geſchäftsordnung für die 
Ständeverjammlung bedürfen nad diefen allgemeinen Umriffen und nad den obigen Mitthei: 
lungen über die traurige Erledigung der Dffentlicpkeitäfrage feiner Inhaltsangabe mehr. Nur 
des gleichzeitig abgejchloflenen Finangnebenvertrags, weil derjelbe von mwejentlihem Einfluß 
auf den neuen Staatdorganidmus war, muß noch mit einigen Worten gedacht werben. Die 
ültere Finanzverwaltung berubte, wie wir oben gejehen haben, auf dem Örundfage, daß die 
kandſtände nur jo weit, als die Einfünfte ded Domänenvermögens nicht ausreichten, für die 
ülgemeinen Landesbedürfniſſe durch Bewilligungen zu Hülfe famen. Die auf ſolche Weife ver: 
nligten Steuern ließen jie dann aber durch ein von ihnen und der Regierung gemeinſchaftlich 
ermannted Collegium abgefondert von den Domäneneinnahmen verwalten, und da die Unzus 
lisgligfeit der legten im Laufe der Zeit eine dauernde wurde, beide Kaffen alfo zu Staats: 
meden, aber unter verfchievenen Bedingungen nebeneinander beftanden, fo bildete ſich allmäh- 
If die in dem ältern deutſchen Ständewefen überhaupt regelmäßig vorfommende Erſcheinung 
2, dag Stände und Regierung über den Steuerzufchuß förmlich handelten, ſowie daß die eine 
Kalle der andern zweifelhafte Ausgaben zuzuſchieben ſuchte. Diejed Verhältniß, bei weldem 
ame umöthige Vervielfältigung der Gefchäfte unvermeidlich war und dennod eine Elare Übers 
üät ded Finanzweſens nie erreicht werden Eonnte, hatte man 1820 beibehalten; auch der Re: 
jerungdentwurf von 1831 ging im wefentlichen noch von den nämlichen Grundfägen aus, 
zur mit dem Unterſchiede, daß die von den Domäneneinfünften an die Landeskaſſe jährlich ab— 
mgebende Summe firixt werden, daß aljo gewiſſermaßen das Land eine Givillifte erhalten follte. 
Bihrend der commiffarischen Verhandlungen überzeugte man fich jedoch von der Unzweckmäßig⸗ 
kat einer ſolchen Einrichtung, welche ven Kürften felbft den Wechjelfällen ver Domanialbenugung 
wöjegte, und Der jegt gefchloffene Finanznebenvertrag beruhte deshalb auf der Grundbeftim- 
aung, dag die Domänenverwaltung zwar dem Landesfürften vorbehalten bleiben und dem 
Etänden in Anjehung ihrer nur dad Recht der Erinnerungen zuftehen follte, daß jedoch der Bes 
nag für den eigenen Bedarf ded Fürſten auf die fefte Summe von jährlih 237000 Thlrn. (wo⸗ 
ki 19000 Thlr. in Golde) beftimmt wurde. In folder Weife war nun alfo dad Kammer: oder 
Iomänenvermögen mit in die Berwaltung der allgemeinen Staatsfinanzen gezogen. 
Werfen wir einen prüfenden Blick auf diefe hier in Umriffen gezeichnete Staatsverfaſſung, 
'eifinit zu verfennen, daß fie in den wichtigften Punkten ſich die Fortſchritte der Zeit ange— 
agnet hat und daß fie ven Charakter einer wahrhajt reformatorifhen Mafregel trägt. Aus 
m mit der Zeit völlig corrumpirten Verhältniffe der lediglich nach Geburt und Amt berufenen 
zeudalſtände war man mit einem entfcheidenden Schritte zum Repräſentativſyſtem überge- 
sangen und Hatte demfelben einen DBertretungsmaßftab zu Grunde gelegt, welder, wenn er 
ug noch auf ftändifchen Unterſchieden berubte, doch beſonders bei der Bereinigung der Abge— 
rdneten in Einer Kammer alle Klaffen der Staatdangehörigen in einem angemeffenen Berhältz 
ae umfaßte. Das Wahlſyſtem ift allerdings etwas verwickelt und Eünftlich, leidet aud an 
um Fehler, daß die Gewählten, beſonders da, wo eine dreifache Wahlhandlung erforderlich ift, 
"st in unmittelbare Verbindung mit den Wählern kommen (was wol nur bei einem Wahl: 
aus und dadurch verfleinerten Wahlcollegien zu erreichen fein würde), und die Beſchränkung 
er Wählbarfeit bei den Abgeorbneten der einzelnen Standeöflaffen hat ſchwerlich einen genü- 
enden Grund, wo ſchon mit folder Vorficht die Wähler jelbft (dur Urwahlen) ausgeſucht 
“nr; doch iſt nicht zu beftreiten, daß nad dem braunſchweigiſchen Wahlgejege immer eine tüch— 
x, Reifinnige Ständeverfammlung gewählt werden fann, wenn nur die Wählenden überall 
Se Blicht thun. Die Beibehaltung der Prälaten jedoch bei ver neuen Volksvertretung ift eine 
ftlihe, die Wahrheit der Wahl zerftörende und jelbft den beabjichtigten Zweck nicht einmal 
hende Maßregel. Proteſtantiſche Prälaten haben fo wenig in der Kirchenverfaſſung jelbft 
‘irgendeine Bedeutung, als fie den ihren ehemaligen Gorporationen längft entzogenen 
"'undbejig oder gar bei dem jegigen Stande der allgemeinen Bildung die Intelligenz, zumal 
“*pelitifche, repräjentiven fönnten ; auch hat der bisherige Einfluß der gemäßlten Prälaten auf 
* Ständeverfammlung gerade nicht bewiefen, daß eben fie vorzugsweiſe berufen feien, durch 
" Wirffamkeit die Höhe ber Zeitbildung zu bezeichnen oder aud nur dasjenige ohne Mens 
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ſchenfurcht feftzuhalten und zu vertheidigen, was die wahren Intereflen der Kirche und des kirch— 
lihen Sinnes erfordern. Die braunfchweigifhen Abteien und Probfteien fin? nichts ald Sine— 
euren, für welde das Geld um fo mehr erfpart werden fünnte, ald fie in der That jegt nur noch 
eine politifche Bedeutung für die Gompofition der Ständeverfammlung haben, die Regierung 
äber ſich die Befugniß vorbehalten hat, im Fall der Beförderung einzelner Prälaten eine ent— 
ſprechende Anzahl höherer Staatödiener auf die Präfentationdlifte zu fegen. Bon einer eigent: 
lihen Wahl ift dabei eigentlid Faum die Rede: von 12 Prälaten over ſubſtituirten Staats- 
dienern müffen (da mit diefen regelmäßig auch die zu der „höhern Geiftlichkeit”’ gehörenden In— 
dividuen abforbirt ſind) ſechs zu Abgeordneten, die übrigen zu Stellvertretern gewählt werben, 
und die ganze politifche Thätigkeit ver Wähler beſchränkt fih regelmäßig darauf, daß fie die— 
jenigen zu Stellvertretern ausſuchen, die fie am wenigften gern als Abgeorpnete haben wollen, 
womöglich zu Stellvertretern folder, von denen man annehmen fann, daß der Regierung 
felbft daran liegt, fie in der Ständeverfannminng zu behalten. Die eigentliche Abficht, welche 
man bei der Aufrechthaltung der Prälaturen in der neuen, doch auf das Repräfentativfoften ge— 
bauten Verfaflung hatte, war aud in erften Entwurfe offen audgefproden: die Negierung 
ſelbſt wollte die Abgeoroneten aus den Prälaten ernennen, jie wollte alfo in die eine, allgemeine 
Abgeordnetenkammer eine Art von Pairie ſchicken, um fich ſelbſt ven ihr nöthig ſcheinenden Ein— 
fluß zu fihern. Diefe Anficht war jedoch ebenfo falfch ald die Mafregel, welche daraus hervor- 
ging. Denn erftend bedurfte ed, wenn überhaupt Abgeordnete der Regierung in einer auf 
Wahl beruhenden Ständeverfammlung für zuläfig gehalten werden könnten, durchaus feiner 
Prälaten, um die nöthigen Gandidaten zu liefern, indem alsdann eine Lifte von höhern Stants= 
dienern oder andern der Regierung qualificirt fcheinenden Berfonen genügt haben würde, dann 
aber die völlig entbehrlihen Benfionen für die 12 Brälaten erfpart wären. Auch bat die bis— 
berige Erfahrung genügend gezeigt, wie wenig die Regierung die Prälaturen noch ald eigent= 
liche Eirchliche Functionen betrachtet, indem nit nur Givilftaatödiener, fondern auch mehrere 
Dffiziere mit Propfteien bedacht worden find. Zweitens aber fteht die Eigenichaft eines vom 
Volke gewählten Abgeoroneten — was doch auch der gewählte Prälat nah der Verfaffung 
jein foll — der eines Negierungscommiffard durchaus entgegen, und doch haben bisher theild 
die gewählten Prälaten, theils die an ihrer Stelle gewählten höhern Staatöviener vorzugs— 
weiſe eine ſolche Nolle zu übernehmen ſich veranlaft gefehen. Daß die Prälaten deshalb in 
einer ſchiefen, unnatürlichen Stellung fid) befinden, leuchtet ein, die Unverträglichkeit tritt aber 
mit-einem Mangel unmittelbar zufammen, nänlich mit dem Mangel der Offentlichkeit. Nach 
der Verfaffung und Gefhäftsorbnung fteht e8 nämlich der Negierung zwar frei, Gommiffare 
in die Ständeverfammlung zu ſchicken, aber nur, um ihre Propofitionen zu erläutern, denn bei 
der Debatte und Abftimmung dürfen fie nicht zugegen fein. Das ift auch ganz nothwendig, fo= 
lange volle Offentlichfeit fehlt, weil in einer Verfanmlung von 48 Berfonen hinter verfchlof- 
jenen Thüren der Regierungscommiffar, weldyer an der Debatte theilnähme und unter beffen 
Augen die Abftimmung vor ſich ginge, höchſtwahrſcheinlich einen ſehr gefährlichen Einfluß auf 
die Verſammlung erwerben und die Freiheit ſowol der Auferung wie der Abftimmung gefähr— 
den würde. So fehlt e3 denn an aller minifteriellen Vertretung, wenn nicht die Prälaten fidy 
dazu verftehen; allein eben weil die Stellung, die fie dann einnehmen, eine unnatürliche ift — 
ganz abgefeben von ihrer perfönlichen Befähigung — gelingt es ihnen auch felten, den nöthigen 
Einfluß in der Verſammlung fih zu verihaffen. Die Befugniffe der Ständeverfammlung jind 
im ganzen angemeffen regulirt, bei welchem Urtheile man freilich den beftehenven Bundes be— 
flimmungen die nöthige Rechnung tragen muf. Die Stände haben das Recht, die Steuern zu 
bewilligen, aber fie dürfen auch die zum Staatöbedürfniffe erforderlichen Mittel nicht verwei— 
gern. Solange diefer Grundfag befteht, kann natürlich von einer eigentlichen conftitutionellen 
Wirkſamkeit deutſcher Volksvertreter nicht die Nede fein. Sie haben ferner das Recht der Zus 
ftimmung bei ven meiften Gefegen, es ift aber ohne rationellen Grund und ohne Nothwendig— 
feit ein Zweig der Gejeggebung davon ausgeichloffen, bei welchem Rath und Gutachten genügen 
fol. Wenn die Regierung bei ven wichtigften Gefegen nicht dur das Zuſtimmungsrecht ver 
Ständeverfanmlung in ihrer nöthigen Thätigfeit gehemmt wird, fo kann dies bei den minder 
wichtigen noch viel weniger ver Fall fein; eine Unterſcheidung gibt aber — und das ift bisher 
faft bei jeder Gelegenheit der Fall geweſen — immer VBeranlaflung zu einem Grenzftreite, in— 
dem um die häfelige Frage gefämpft wird, ob ein Gefeg feinem Inhalte nach ein polizeiliches jet 
oder ein andered. Für die nothwendige Kraft der Regierung ift durch diefen Vorbehalt ſicher 
nichts gewonnen. Die Beftimmung über die Strafbarfeit von Berlegungen ver Verfaflung 
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lautete, wie wir gefehen haben, im erften Entwurfe ganz allgemein und viel fchärfer und ange— 
meilener wie im zweite, welcher die faft abfichtlich zu Bedenflichkeiten auffordernde Glaufel hin 
zufügte: daß die Vorſchrift ver Berfaflung „auf den vorliegenden Fall unzweifelhaft anwend: 
bar“ fein müſſe. Es laſſen ſich indeß auch viele Umftände dafiir anführen, daß dieſe Glaufel ge: 
rade durch die ſtändiſche Gommijjton in den Entwurf hineingebracht it. Wenn übrigens die 
Grundbeitimmungen der Verfaflung felbit Unabhängigkeit der Juftiz verhießen, jo war ba= 
gegen Durch die Einjegung einer Minifterialceommiffion für die Entjcheidung von Gompetenz: 
conflicten jolde Unabhängigkeit wiederum ernftlich gefährdet, ja e8 möchte jegt wol nur nod 
wenige praftifche Juriften geben, welche darin nicht einen durch das Geſetz ſtatuirten Eingriff in 
das Gebiet der Juftiz erblidten. 5) 

Sp war nad) der Verfaflung das Grundgebäude und Die Hauptform des Staats beihaffen ; 
wir wenden und nun no mit einigen Blicken auf den innern Ausbau. Unmittelbar ımter dem 
Minifterium (oder Geheimrathöcollegium) beftand früherhin ald Mittelbehörde unter dem 
Namen der „Kammer“ ein Regierungs- und Berwaltungscollegium, in welchem neben der Ver— 
waltung der Domänen (mit Einfluß der Forften jowie der Berg: und Hüttenwerfe) die höhere 
Landespolizei, dad Baumwefen und überhaupt die Landesadminiſtration vereinigt war. Diefe 
amtlibe Vermiſchung fo heterogener Gegenftände war allerdings nicht ohne Unverträglichkeiten, 
allein inden man jegt dem Übel abhelfen wollte, ging man einen ftarfen Schritt zu weit und 
richtete einen Staatdorganismud mit einem Apparate von Behörben ein, der etwa für ein König: 
reich mittlerer Größe ausgereicht haben würde. Zunächſt wurden die Polizeiſachen, die Gemeinde- 
angelegenbeiten und überhaupt das, was man in Deutjchland nun einmal die Aominiftration 
nennt, von jenem Geſchäftscomplexe auägefchieden und ſechs bureaukratiſch eingerichteten Be— 
hörden unter vem Namen von Kreisdirectionen übertragen. Der Geſchäftskreis wurde denfelben 
in jo ausgedehnter Weife und mit jo allgemeinen Beftimmungen vorgefchrieben, daß faum 
irgendeine Richtung der menfhlihen und gejelligen Thätigfeit gedacht werben konnte, die nicht 
in die Grenzen ihres Bereich gefallen wäre. Ein folder Gefhäftsumfang noch dazu mit 
bureaufratijher Einrichtung muß fat nothwendig nad) der einen oder andern Seite hin nach⸗ 
tbeitig wirfen. Entweder befördert er — je nad) der Eigenthümlichkeit der Beamten — die lei— 
dige Rihrung des Vielregierens, oder er hat die entgegengejegte Folge, daß der Beamte ſich bald 
son der Unmöglichkeit überzeugt, jenem Gefhäftdumfange im vollen Sinne zu genfigen, daß 
er aljo das Meifte gehen läßt, wie ed gehen will, und ſich nur Lieblingsgegenftände, oder die er 
für die wichtigften hält, ausſucht und eifrig betreibt. Man darf ſich freuen, daß im ganzen die 
legte Richtung bisher die überwiegende gewefen ift, allein davon war dann wieder die noth⸗— 
mwendige Folge, daß die Verwaltung in einer ungleihförmigen Weife geführt wurde, daß z. B. 
im Bezirke der einen Kreiödirection die Gommunalmwege vortreffli find oder doch gebaut wer- 
den, während in der benadybarten noch alled im Argen liegt; daß der eine Kreisdirector in der 
Handhabung ver Gewerbepolizei ji dem Syfteme der Freiheit zumendet, während der andere 
nad Beihränfung ftrebt; daß der eine der Verbeilerung des Volksſchulweſens feine eifrigfte 
Thätigkeit widmet, während der andere glaubt, das made ſich von jelbft. Eine durchgehende 
Einheit in den Berwaltungdgrundfägen ift auf ſolche Weiſe nie zu erreichen, auch nicht durch 
die eben zu diefen Zwecke periodisch vorgejchriebene Berfammlung aller Kreisvirectoren zu einer 
kurzen collegialifhen Berathung, wie die bisherige Erfahrung genügend gezeigt hat. Die In— 





5) Die Mitglieder der Minifterialcommiffton werben jedes Jahr von der Regierung neu ernannt, 
es fehlt ihnen alfo fchon die erfte Bedingung richterlicher Zuverläffigfeit, nämlich die unabhängige und 
geficherte Etellung in ihren Amte. Und doch follen fie offenbar richterliche Bunctionen üben, da aud) 
der Ausſpruch darüber, ob irgendein Streitverhältnig eine Juſtizſache oder eine Derwaltungsfache fei, 
zur durch Anwendung des Geleges auf einen concreten Fall erfolgen kann, alfo, wie man auch die er— 
fennende Behörde nennen mag, immer ein Act wahrhaft richteriicher Thätigfeit im eigentlichften Sinne 
des Worts iſt. Weshalb in ſolchen Fragen, die doc; unter allen Umftänden recht eigentliche Rechte: 
fragen find, ein Adminiftrativbeamter foll befjer oder auch nur ebenfo gut urtheilen fünnen wie ein 
techtskundiger Richter, iſt nicht einzufehen. Das Verfahren ift folgendes: Wird eine Klage beim Ges 
richt erhoben, und das Gericht hält zunächft feine eigene Competenz für begründet, jo liegt es der betheis 
listen Berwaltungsbehörde ob, ihren Einfpruch zu erheben, wenn fie glanbt, daß feine Juftizfache vor- 
banden fei. Nun hat das Gericht die Acten dem Minifterium einzufenden, bei weldyem beide Theile 
ihre Ausführungen und Gegenausführungen jchriftlich einreichen können, und dann erfolgt die Entfcheis 
tung. Es fehlt noch an Ratiflifchen Motizen über das Berhältniß, in welchem die Entfcheidungen zu 
Sumften oder zum Nachtheil der Juftiz ausgefallen find; man verfichert aber, daß die Zahl der legtern 
bei weitern die größere fei. In allen Fällen diefer Art ift alfo den Betheiligten derjenige Rechtoſchutz 
entzogen, welchen fie ohne die Minifterialeommifflon gehabt haben würden. 
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dividualität der Perſonen macht fortwährend ihre Rechte geltend, und die Unterſchiede treten 
nicht nur in den einzelnen Kreifen unter fi hervor, fondern auch in dem nämlichen Kreife, fo: 
bald eine Berfonalveränderung nöthig wird. Cine zweite nadhtheilige Folge des Inftituts be- 
fteht darin, daß die Staatdangehörigen jet, wo fie eine mit fehr ausgedehnten Vollmachten be: 
kleidete Regierungsbehörbe überall ganz in der Nähe haben, ſich nocd immer mehr daran ge: 
wöhnen, regiert zu werden und dann natürlich auch alles von der Regierung zu erwarten, im: 
mer weiter aber davon abkommen, fich jelbft zu vertrauen und ſich jelbft zu helfen. Thut der 
Kreisdirector auch nicht alled, fo vermag er doch viel, und jeder, der im Kreife feiner Inter: 
eflen etwas zu erreichen wünjcht, ſucht vor allen Dingen den Kreisdirector für fi zu gewinnen, 
Im ganzen aber ift nicht zu beftreiten, daß die große Menge von Beamten, welche bei ven Kreis: 
directionen angeftellt find, ven dajelbft im regelmäßigen Geſchäftsgange vorfommenden Ge: 
ihäften nicht entfpricht, daß vielmehr die Hälfte des Perfonals bei gehöriger Einrichtung (wozu 
namentlich auch Geſchäftsvereinfachung gehört) vollfommen ausreichen würde. 

Ein zweiter Geſchäftszweig, welder von dem Reffortverhältniffe der frühern Kammer los: 
gelöft wurde, beftand in ven Bauſachen, für meldhe man ein eigened Gollegium unter dem Namen 
einer Baudirection errichtete. Allerdings mochte Died wol der einzige Weg fein, un das bis 
dahin durch den Schlendrian der KRammerverwaltung im hoͤchſten Grade vernachläſſigte öffent: 
liche Baumefen wieder zu heben, und wenn man bevenft, in wie beveutendem Maße davon aud 
das Privatbaumwejen abhängt, jo mußte gerade in diefer Branche die Nothwendigkeit einer Ber: 
jüngung allgemein gefühlt werben. 

Für.die Verwaltung des Kammergutd endlich wurde eine befondere Behörve unter dem 
Namen der Kanımer auch ferner beibehalten, fie zerfällt jedoch in drei für ſich beſtehende Ab- 
theilungen, deren jede einen Director an der Spige und überhaupt eine ganz felbftändige Or: 
ganifation mit Unter: und Hülfsperfonal hat, die eine für die eigentlihen Domänen, die zweite 
für die Korften und Jagden, die dritte für die Berg: und Hüttenwerfe; dazu ein Präfident für 
das ganze Collegium der Kammer, für die ed aber in folder Vereinigung gar feine Geſchäfte 
mehr gibt. Auch dieſe Spaltung der Geſchäfte, welche eine bedeutende Vermehrung der Be⸗ 
amten herbeigeführt hat, iſt unnöthig für das kleine Land; fie hat aber auch außerdem die nach— 
theilige Bolge, daß num unter den brei Abtheilungen der Kammer ein Wetreifer entfteht, be⸗ 
deutende Überſchüſſe abzuliefern, und daß an die Stelle der wohlwollenden humanen Ver— 
waltung, an welche man ſich ſeit langer Zeit her gewöhnt hatte, ja auf welcher zum Theil die 
allgemeinen wirthſchaftlichen Verhältniſſe ganzer Diſtricte beruhen, allmählich ein fiscaliſcher 
Geiſt getreten iſt, der das Wohl der einzelnen dem Geldintereſſe der Staatskaſſe rückſichtslos 
unterordnet. 

Zu dieſen vielen Adminiftrationebehörden fommen nun aber nod die Inftitute für das 
Kaſſen⸗ und Steuerweſen. Zuerſt eine eigene Kammerkaſſe für die Einkünfte aus ven Kammer: 
gütern, welde dann ihre Überſchüſſe in die Hauptfinangkaffe, als die eigentliche Landesfaffe ab: 
liefert. 6) Dieſe legte fteht unter der Leitung des Finanzcollegiums, welchem zugleich die Aufs 
fiht über das gefammte Öffentliche Kaflenweien übertragen if. Dann enbli eine Steuer: 
direetion ſpeeiell für dad Steuerweſen, von welder jeit dem Zollanſchluſſe noch eine eigene Zoll 
direction gewiſſermaßen abgezweigt ift. 

Ein jo weit ausgeführter Staatdorganidmus in einem fleinen Xande muß nothwendig bie 
Koften übermäpig erhöhen, die Geſchäfte unnöthig meitläufiger machen und namentlich durch 
den Mechanismus, auf welchem er beruht, zu einem Gontrolefoftem führen, weldes am Ende 
mehr fojtet ald ver Werth deffen, was man damit zu erreichen denkt. Je mehr aber die Geſchäfte 
verteilt jind, defto weniger läßt fi dad Maß derjenigen, welde auf den einzelnen Mann 
fommen, mit Gewißheit überfehen und deſto leichter iſt es dann wieder möglih, daß bei dem 
fortwährenden Andrange, zum Staatsdienfte die Behörden noch obendrein mit Perjonal über: 
füllt und daß Zeit und Kräfte. bei einzelnen entweder gar nicht, oder zu Gefhäften, Reifen 
u. f. w. verwandt werden, welde füglich unterbleiben könnten. Beſonders ift e8 eine fehr all: 
gemein verbreitete Anficht, daß die Kammerverwaltungsbehörden viel mehr Gefchäftsreifen 
machen laffen, als eigentlich nöthig fei. 

Wir haben diefe etwas ausführliche Betrachtung des neuen Staatsgebäudes nicht ſcheuen 
dürfen, weil der fpätere Gang der öffentlichen Angelegenheiten wefentlid dadurch beftimmt wird 
und feinen Grund wie feine Bedeutung darin findet. Wir nehmen nun den einftweilen verlaf- 


6) Seit furzem ift die Kammerkaſſe ale; jolche aufgehoben und mit der Hauptfinangfafle verbunden. 


nee 
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fenen Faden der geſchichtlichen Darftellung wiever auf. Noch am Schluß des Jahres 1832 

wurde die neue Staatdeinrihtung audgeführt, und bald darauf erfolgte auch das Wahlaus- 

fhreiben. Zum erften male hatte das Volk diefen Beruf zu erfüllen, und wenngleich die Auf- 
regung ber legten Jahre den politiſchen Sinn in manchen Kreifen und Klaffen neu geweckt hatte, 
fo fehlte es doch noch an aller Erfahrung befonders in Anfehung der Perſönlichkeiten, denen die 
wihtigften Rechte und Intereflen des Landes anvertraut werden konnten. Es war deshalb 
faum anders zu erwarten, ald daß ein großer Theil der Wahlen entiwever auf Männer fiel, 
welche ſchon früher Mitglieder ver Ständeverfammlung gewejen waren, oder bod (und zwar 
felbft va, wo die Wahl ganz frei war) auf Staatödiener, aus deren anerkannter Gefchäftstüdh- 
tigkeit man folgerte, daß fie auch ald öffentliche Charaktere fi geltend mahen würden. Auf 
den 30. Juni 1833 wurbe die erfte reformirte Ständeverfammlung einberufen und mit den 
üblihen Feierlichkeiten eröffnet. Beinahe die Hälfte der Abgeordneten beftand aus neueintres 
tenden Mitgliedern, aber auch beinahe die Hälfte aus Staatd- und Hofbeamten. Wer die un: 
endliche Wichtigkeit kennt, welche auf das Gedeihen parlamentarifcher Verhandlungen wie 
überhaupt des öffentlichen Lebens eine geregelte Disciplin ver Parteien hat, aus deren freier 
Bewegung die Wahrheit und dad Recht als geiftiges Product hervorgeht, der mußte einfehen, 
daß es vor allen Dingen von Wichtigkeit war, diefe aus alten und neuen Elementen zum erften 
male zufammentretende Berfammlung nad beftimmten, Far erfannten Hauptrichtungen zu or= 
ganifiren umd fi über die wefentlichften Punkte des einzufchlagenden Verfahrens zu verftäns 
digen. Das war um fo nöthiger, weil ed, wie man wußte und wie ed auch aus den fogleich vor= 
gelegten Gejegentwürfen hervorging, die Hauptaufgabe dieſes Landtags war, mehrere wichtige 
Beflimmungen des Landedgrundgefeged jegt praftiich auszuführen, mas namentlih in An: 
fehung der in vemfelben verheißenen Ablöfungsorbnung und der Städteorbnung galt, Befon- 
ders mußte diejenige Partei, welche ven Fortſchritt wollte, ſich felbit zufammenfinden und zu con= 
folidiren fuchen, und die Anregung dazu wäre am natürlichften von denjenigen Mitgliedern ver 
frübern Ständeverfammlung ausgegangen, weldye entweder diefer Richtung wirklih und aus 
Überzeugung angehörten, oder welche doch dazu gezählt werden wollten. Hier trat nun aber 
Die Ungunft der Zeitverhältniffe ftörend und hindernd entgegen. Die Bundesbeſchlüſſe von 1832 
hatten bereits entmuthigend auf die große Zahl derjenigen eingewirft, ‚welche allen Volks— 
befirebungen nur infoweit beitraten, als fie ihrer Meinung nad von dorther Billigung zu er⸗ 
warten hatten; dad unfelige Kranffurter Attentat fhüchterte die Angſtlichen ein, und auch die 
braunſchweigiſche Regierung glaubte zeigen zu müflen, daß ſie der Bewegung, aus welcher fie 
hervorgegangen war, felbit Einhalt zu gebieten im Stande fei. Überhaupt gab es felbit unter 
den eifrigiten Baterlandsfreunden verfchievdene Anfichten darüber, ob man ih noch mit Princi—⸗ 
pienfragen zu befchäftigen over nur die materiellen Intereffen ins Auge zu fallen Habe. Offen— 
bar wurde and von beiden Seiten gefehlt. Jene ältern Mitgliever aus der frühern Stände: 
verſammlung thaten nichtd, um die jüngere Generation zu fi heranzuziehen, und dieſe trat 
ſelbſt mit mehr Zuverjicht auf, als fie auf dem noch ganz neuen, unverſuchten Gebiete felbft bei 
dem beiten Willen haben durfte. So wurden im erften Augenblicke Perfönlichkeiten voneinan= 
der entfernt, welche ihr Beruf wie ihre Richtung im die nämlichen Reihen Hätte führen müflen, 
man fürdtete auf der einen Seite revolutionäres Überftürzen, während man auf der andern 
noch Reſte eines eiferjüchtigen Kaftengeiftes, ver nur die eigene Autorität mill gelten laffen, zu 
erblicken glaubte. Diefer Spaltung gegenüber vereinigte der ariftofratifhe Theil der Ver— 
fammlung (nur einige Mitglieder deffelben ausgenommen) fi mit einem Theile der Staats— 
diener zu einer feften Regierungöpartei, der es an Talenten keineswegs fehlte, die aber in den 
meiften Fällen mit einer rüdjichtslofen Heftigkeit auftrat und dadurch auf der andern Geite 
aud wieder eine heftig gereizte Oppofition hervorrief. Im diefer Weile war die Kammer vom 
Anfang an in verfhiedene, felbit unter ſich nicht einmal durchgängig feftftehenve Bractionen ge— 
teilt, aus deren Zufammentreten ſich Mehrheiten bildeten, welche keineswegs regelmäßig auf 
dem nämlichen durchgehenden Grundfage beruhten, vielmehr bald von diefer, bald von jener 
augenbliclich vorwaltenden Rückſicht beftimmt wurden. 

Unmittelbar nach Eröffnung der Ständeverfammlung wurden berfelben fofort mehrere 
wichtige Gejegvorfchläge und dabei namentlich das erfte Budget für die bevorftehende dreijährige 
Finanzperiode zur Annahme vorgelegt. Wir heben von diefen Gefegentwürfen zunächſt vie: 
jerigen hervor, deren Berathung gewiflfermaßen den Charakter des — durch mehrmalige Ver: 
tagung unterbrodenen und dadurch bis in das Jahr 1835 hinübergeführten — Landtags bil 
dete, und diefe find auf der einen Seite die Städteordnung, auf der andern ein Eyflus von Ge: 
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jegentwürfen, welche die agrariſchen Berhältniffe betrafen, eine Ablöſungsordnung, eine &e- 
meinheitötbeilungsorbnung, ein Gefeg über die Organifation der zur Ausführung beider Ge— 
fege zu errichtenden Landesöfonomiecommiffton und das dabei zu beobachtende Verfahren, fo: 
wie endlich ein Gejeg über die den Ablöfenden aus der Landesleihhausanftalt zu verabreidhen: 
den Darlehne. Gleichzeitig aber mit dieſen Negierungspropofitionen wurbe von einem Abge- 
orbneten ver Antrag auf Dffentlichkeit der ftändifchen Verhandlungen eingebracht, deflen Schi: 
fal ein merkwürdiges war. Ginftweilen wußte diejenige Braction der Stänbeverfammlung, 
melde nicht kalt und nicht warm war und welde ed mit feiner Partei ververben wollte, e8 durch⸗ 
zufegen und felbft die Anhänger des Antrags dafür zu gewinnen, daß die Sache überhaupt auf 
eine fpätere Zeit verſchoben wurde; nachher und auf weitere Anregung wurde jie einer Com— 
miffton zur Begutachtung übertragen, deren Mehrheit die Offentlichkeit in dem Mafie forderte, 
daß Die Protokolle mit den Namen der Redner gedruckt werben jollten, während bie freilich nur 
aus einem Mitglieve (Steinader) beftehende Minorität die unmittelbare Offentlichkeit durch 
Zulaffung von Zuhörern für nöthig hielt. Gerade aus der Mitte der Commiſſion wurde indef 
dieſe Anficht in der Ständeverfammlung auf das beftigfte beftritten und in vieler felbft ver: 
worfen; auch der von ver Gommiffion empfohlene Antrag auf den Drud der Protokolle mit den 
Namen der Redner erhielt, weil die Mehrzahl ver Commiſſionsmitglieder ihn nur lau, vielleicht 
gar nicht einmal ernſtlich unterftügte, nur eine Minderheit von etwa einem Drittheile der ſämmt⸗ 
lichen Stimmen. In folder Weife aljo hatte die reformirte Ständeverfammlung die Aufgabe 
gelöft, welche ihr von den alten Feudalſtänden felbjt als eine ſchwierige, unausgemachte zum 
Erbtheil überlaffen war, und man durfte fich nicht wundern, wenn das Volk ſich fragte, ob denn 
die neuere Form in der Ihat beifer ſei als die alte, da die neuen Stände eine unbeftreitbare 
Forderung der Vernunft unbedingt verworfen hätten, welche von ven alten doch wenigſtens nur 
als zweifelhaft zurückgeſtellt, demnach alſo auch gewiſſermaßen ald zuläffig anerkannt war. Die 
Städteordnung berubte im ganzen auf freifinnigen Orundlagen, melde nur in gar mandem 
wichtigen Punkte wieder unter Oberauffichtöfornen vergraben wurden. Wenn das Landes: 
grundgefeg den Bewohnern der Städte das Recht verhieß, durch eine (Doppelte) Wahlhandlung 
ihre Vertreter zu wählen und durch diefe Vertreter ven Magiftrat wählen zu laffen, jo war in 
der Städteordnung diefe Operation noch fo verweitläuftigt, daß unter Zufammenzählung aller 
einzelnen Acte bei ven Magiftratömitgliedern eine fünffahe Wahl erforderlich wurde. Von den 
Bertretern der Städte kann nur ein Drittheil — wie bei der Zufammenfegung der Stänbever: 
fammlung — frei gewählt werben, die übrigen müſſen dieſelben Gigenfhaften haben wie die 
Landtagsabgeorpneten der einzelnen Standedflaffen und namentlich ver Städte. Die beſoldeten 
Mitglieder des Magiftvats werden auf Lebenszeit, die unbefoldeten auf drei Jahre erwählt; fie 
bedürfen der landesfürftlichen Beftätigung. Bei Meinungsverfhiedenheit zwifhen dem Ma: 
giftrat und den Stabtverorbneten entfcheidet das Minifterium, ſodaß alfo der Magiftrat in Ver: 
bindung mit der Regierung den eigentlihen Gemeindewillen befeitigen fann. Die Stabtver: 
orbneten haben das Recht der Steuerbewilligung, dürfen aber die nothwendigen Mittel nicht 
verweigern; fie haben bei ftatutarifchen Einrichtungen und bei Verfügungen über das Ver: 
mögen der Stadt das Necht der Zuftimmung. Die Offentlichfeit ihrer Verhandlungen ift nicht 
verboten, alfo erlaubt. Die Xofalpolizei gehört nicht zur ftädtifchen Verwaltung, fondern wird 
in jeder Stadt durch eine von der Negierung angeorbnete Behörde verwaltet. Ubrigens ift 
allerdings jeder ftäbtifchen Gemeinde fo viel Freiheit und Selbftregierung eingeräumt, daß, 
wenn fie tüchtig wählt und jelbft immer Intereffe für ihre Angelegenheiten an ven Tag legt, fie 
diefelben im ganzen ziemlih unabhängig verwalten fann. Durd die Verhandlungen der 
Ständeverfammlung wurde nur wenig an dem Entwurfe geändert, mehrere Verbeſſerungsan— 
träge, 3. B. auf periodifche Wiedererwählung auch der beſoldeten Magiftratsmitgliever, jcheiter: 
ten hauptjählic an dem Widerftande ver vielen Vürgermeifter, welde in der Ständeverſamm— 
lung waren und darin eine Erniedrigung ihrer Stellung erblidten. Andere Berbeflerungsan: 
träge wurden von der Regierung abgelehnt, und fo ging der Entwurf der Hauptfache nad in 
feiner urfprünglidhen Form aus den Debatten ald Geſetz hervor. Heftiger war der Streit um 
die Ablöfungsordnung. Ihr Hauptgrundfag beftand darin, daß bei den Reallaften der Rein: 
ertrag, welchen viefelben dem Berechtigten gewähren, ermittelt und im fünfundzwanzigfachen 
Betrage vie Ablöfungsjumme bilden, daß alſo die Differenz zwischen dem Reinertrage und dem⸗ 
jenigen, was der Verpflichtete wirklich zu leiſten hat, diefem zugute kommen folle. Die eigent- 
liche Bedeutung diefer Differenz war jedoch in vielen einzelnen Beftimmungen des Grjeged ver? 
ſteckt und ließ ſich nicht gut überfehen, die freifinnige Partei fuchte deshalb die Ablöſungsſumme 
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auf ven zwanzigfachen Betrag herabzubringen, drang aud in der Ständeverfammlung gegen 
ben beftigften Wiverftand der Regierungspartei und der Gutäbejiger dur. Noch mehrere Be— 
ſchlüſſe wurden zur Erleichterung der Pflihtigen gefaßt und dann ſämmtliche Anträge in Bezug 
auf die Ablöfungsordnung fowol ald auf die übrigen agrariſchen Gefege an die Negierung 
geſandt, wojelbft die Sache längere Zeit liegen blieb. 
Die fhwierigfte Aufgabe der Ständeverfammlung beftand in der Prüfung des Budgets, 
Hier war alles neu zu ordnen, die Kenntniß des Finanzweſens bei den meiften Mitgliedern 
ber Ständeverfammlung neu zu begründen, der Zuftand ber Finanzen mit der neuen Organi— 
fation des Staats in Ubereinjtimmung zu bringen und noch mande ftörende Ginwirfung der 
legten Jahre zu bejeitigen. Vermehrt wurden alle dieje in der Sache felbft liegenden Schwie— 
tigfeiten noch dadurch, daß dieſes erjte Budget ein wenn aud) nur geringes Deficit ergab, zu 
deſſen Deckung eine Neform, d. h. eine Erhöhung der Berfonalfteuer, welche man unmittelbar 
nah den Stürmen des Jahres 1830 zur Beihwidtigung hauptſächlich der niedern Klaſſen in 
aller Eile um etwa die Hälfte herabgefegt hatte, vorgeichlagen wurde. Diefe Erhöhung hätte 
nun freilich vorzugöweife die Wohlhabendern getroffen und wäre ganz angemeſſen gewefen, 
wenn man damit einen Erlaß an andern Steuern hätte verbinden fönnen; allein daß die erfte 
reformirte Ständeverfammlung ihre Gefchäfte mit einer wirklichen Vermehrung der Laften an— 
fangen jollte, war in ver That eine Zumuthung, gegen die fie fi aus allen Kräften zu wehren 
das Recht wie die Pflicht hatte. Durch die zwar umftändlihen und langwierigen, aber auch 
gründlichen Arbeiten ver Prüfungscommilfion wurde allmählich Licht in die Sache gebradt 
und man überzeugte fih nun, daß dad Misverhältniß in den Finanzen hauptfählid aus zwei 
Umftänden hervorgegangen war, um welde ſich deshalb von nun an auch der ganze oft fehr 
heftige Streit drehte. Der exfte derjelben waren die Koften des Militärd. Um etwas waren 
bieje freilich fogleih nach den Regierungsantritte des Herzogs Wilhelm vermindert, meil bie 
allgemeine Stimme zu laut und einhellig darüber Elagte, allein fie betrugen doch auch nach dem 
jegt vorgelegten Budget noch jährlid 337000 Thlr., eine Summe, welde für ein Bundescon= 
tingent von nur etwas über 2000 Dann jehr hoch erfcheinen mußte, Der zweite der oben an= 
gedeuteten Umftände beitand in der jegt hervortretenden Koftfpieligkeit ded neuen Staatdorga= 
nismus, welche zu fehr unangenehmen Erörterungen führte. Schon die Prüfungscommifiton 
batte Die Nothwendigkeit einer Beihränfung des Militäretatö eingeſehen und aud) die Re— 
gierung war auf ihre desfallſigen Vorftellungen infoweit eingegangen, daß man fid über die 
Einführung eines fogenannten ſchwindenden Etats vereinigt hatte, in welchen diejenigen milis 
tärifchen Dienftftellen aufgenommen wurden, die im Ball entſtehender Vacanzen nicht wieder 
beiegt werben follten. Auf diefe Weile war eine weitere Berminderung der Militärausgaben 
um etwa 27000 Thlr. im Laufe ver Zeit vorbereitet, Allein dieje Erleihterung jhien dem größ- 
ten Theile ver Ständeverfammlung noch keineswegs genügend, indem. man vielmehr der Mei: 
nung war, daß bei einer einfahern Organijation des Fleinen Truppencorps mit einer viel ger 
tingern Summe audzufommen fei, und deshalb den Verwilligungen einen neuen, weniger koſt— 
Ipieligen, übrigens ven Bundesbeftimmungen vollfommen genügenden Organifationsplan zu 
Grunde legte. Eine Unterhanplung auf diefem Gebiete wurde indeß von der Negierung mit 
Schärfe zurücdgewiefen, weil man darin einen Eingriff in die Prärogativen des Fürften erblidte, 
welcher durd die Verfaflung die Organifation des Truppencorps allein habe. Offenbar war 
diefer Einwand nicht zutreffend, denn daß die Stände in Anfehung ded Militärs ebenſo gut ein 
Bewilligungsrecht hatten wie bei allen andern Staatdanftalten, jtand feit, die Bewilligung 
fegt aber Prüfung ded Bedürfniſſes voraus, und diefe befteht weientlich darin, daß man auch 
die Organifation ins Auge faßt und nur das wirklich Nothwendige ald Maßſtab der Bewil- 
ligung annimmt. Ob die Organifation jo ausgeführt werben folle, hängt freilid vom Landes— 
fürften allein ab, allein daraus folgt nicht, daß, wenn eine Eoftipieligere Organifation vorge: 
jogen wird, das Land verfaflungsmäßig gehalten jei, auch dieje höhere Ausgabe zu übernehmen. 
Bei den Koften der Eivilverwaltung kam ein höchſt verprieplicher Umfland zur Sprade. Schon 
beiten Verhandlungen des Jahres 1832 war von einzelnen Mitgliedern der ſtändiſchen Com— 
miiton Zweifel darüber geäußert, ob die beabjichtigte neue Organifation der Behörden ſich ohne 
eine Überfchreitung der bisher dafür beflimmten Binanzmirtel werde ausführen laffen, und 
tgierungsfeitig hatte man, um diefen Zweifel zu befeitigen, ven Gommiffiondmitglievern einen 
serläufigen Anſchlag mitgetheilt, nad welchem die neue Einrichtung allerdings nicht koſtſpie— 
liger werden würde, als die alte gewejen war. Bon diejem Voranſchlage wichen nun aber bie 
jegigen Budgetanfäge ſehr bedeutend ab und die Stände waren dadurch um fo mehr überrafcht, 
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als fie dieſe neuen, höhern Anſätze auch bereits in der Wirklichkeit ausgeführt fanden. So er— 
neuerte fich der Kampf um alle Hauptpunfte, doch zeigte — man kann fagen, in einem Augen: 
blide, wo dies am wenigften erwartet wurde — dad Minifterium eine größere Geneigtheit, auf 
die Anfiten der Ständeverfammlung einzugehen, und es Fam nun noch eine Vereinigung zu 
Stande, bei welcher das Deficit gedeckt und der Militäretat auf etwa jährlih 325000 Tr. 
herabgebracht wurde. 

Zu den Finanzgefhäften gehörte auch die Feitftellung des Etats für die Verwaltung und Ber: 
wendung des Klofter: und Studienfonds, deffen Reinertrag ſich jährlich auf etwa 120000 Thlr. 
belief. Diefer für die Kirchen- und Bildungsanftalten höchſt wichtige Fonds war durch frühern 
Misbrauch noch zum großen Theile feinen eigentlihen Zwecken entzogen und mit Ausgaben 
belaftet, welche offenbar der Staatskaſſe zufielen, wenn anders fie überhaupt als zuläffig be: 
trachtet werden fonnten. Der Wunſch der Stänbeverfammlung, folde Ausgaben zu entfernen, 
ließ fi zwar für den Augenblid der einmal begründeten Redhtöverhältniffe wegen nicht voll: 
ſtändig erreichen, vielmehr übernahm fie felbft höchſt unzweckmäßigerweiſe fogar noch vie Koften 
der neuzuerrichtenden Gorrectiondanftalten auf die Kaffe des Klofter = und Studienfonds; doch 
nahm fie ſich mit befferm Erfolg der Verbefferung ver Pfarren und der Landfhulen an. Es 
war ermittelt, daß einige Prarrftellen aud bei der größten Einſchränkung des Predigers ben: 
felben zu ernähren völlig außer Stande waren, und daß ed noch Schullehrerftellen auf dem 
Lande gab, deren Einkünfte jährlich Feine 25 Thlr. betrugen. Durd die Ständeverfammlung 
wurde jetzt bewirkt, daß das Minimun einer Pfarrftelle in 400 Thlrn. und das einer Land: 
fullehrerftelle in 80 Then. jährlich beftehen folle, auch die Ausficht auf eine weitere Ver: 
beflerung der Schullehrerftelfen gefichert. Weniger einverftanden fonnte man mit der Reform 
einer höhern Schulanftalt fein, welche unter dem Namen des Collegium Carolinum feit längerer 
Zeit in der Stadt Braunfchweig beftand und urfprünglich zu einer Mittelanftalt zwiſchen ven 
Gymnafien und der Univerfität, zu einer legten Vorbereitung für diefe beftimmt, jedoch nad 
dervollfommenern Einrichtung ded Gymnaſialweſens und namentlich bei der großen Zahl (fünf) 
der Landesgymnafien offenbar entbehrlich geworden war. Aus diefer Anftalt wollte man nun 
eine höhere Realfchule machen, die aber, weil man einen Theil der frühern Unterrichtszweige 
beibehielt und zu einer eigentlich polytechniſchen Anftalt die Mittel weder hatte no anwenden 
wollte, nothwendig in ein kraftloſes Zwitterleben gebracht werden und darin bleiben mußte. 

Noch waren indeß alle diefe Verhandlungen nicht zum Ende geführt, als ein neuer Gegen: 
ftand in den Vorbergrund trat, welcher auf längere Zeit nicht nur das allgemeine Intereſſe in 
und außerhalb der Ständeverfammlung, fondern auch zum Theil die Leivenfhaften mehr mie 
alle übrigen Fragen in Anſpruch nahm. Dies war die Steuervereinigung mit Hannover. Am 
1. Mai 1834 ſchloſſen beide Regierungen unter Vorbehalt der ſtändiſchen Zuſtimmung einen 
Steuervereinigungdvertrag auf jieben Jahre ab, welcher nun der braunfhweigiihen Stände: 
verfammlung zur Genehmigung vorgelegt wurde. 

Kaum war diefe Schwierige Sache nad ven Wünſchen der Regierung abgemacht, jo gingen 
nun auch deren Erwiderungen in Bezug auf die Ablöfungsorbnung ein. Sie waren in allen 
wejentlihen Bunften ablehnend, in den Hauptprincipien fo entihieden, daß die Regierung auf 
das beftinnmtefte erflärte, nie eine Ablöfungsordnung vorlegen zu wollen, welde auf andern 
Grundlagen berubte. Es galt alfo wiederum nur um Ja oder Nein. Ein Theil der frühern 
Majorität war ängftlich geworden, befonderd einige der ländlichen Abgeoroneten, weldye glaub: 
ten, daß die Hoffnung auf die fo fehnlih gewünfchte Ablöfung der Reallaften vielleicht über: 
haupt vereitelt werden fönnte, wenn man fih mit den jegigen Anerbietungen der Negierung 

‚nicht begnügte, und fo wurde der Entwurf bei der legten Abjtimmung, freilih gegen eine noch 
immer nicht unbedeutende Minorität, angenommen. Unmittelbar binterher erfolgte vie An— 
nahıne der übrigen agrarifhen Gejege ohne wefentliche Theilung der Stimmen. 

Damit waren die Hauptaufgaben des Landtags erledigt. Für das mit Walde, Lippe: 
Detmold und Schaumburg Lippe gemeinfhaftlihe Oberappellationsgericht wurde eine Ge— 
richtsordnung angenommen, welche im ganzen zweckmäßig war, jedoch ih merfwürdigermeije 
dem bisherigen Entwickelungsgange entgegen dadurch auszeichnete, daß Juden, denen Die advo— 
catorifche Praris von jeher unbedenklich geftattet war, nicht zu Procuratoren beim Oberappel- 
lationsgerichte ernannt werben follten. Daß das höchſt wichtige Nechtömittel der Actenver- 
ſchickung nur für die drei andern verbündeten Staaten beibehalten war, für Braunfchmeig 
jevoth, dem klaren Buchſtaben des Art. 12 der Bundesacte zumider, ausgefhloffen blieb, wurde 
gar nicht gerügt.: 
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Haft zwei Jahre hatte, allerdings mit mehreren Unterbrechungen, der Langtag gewährt, bie 

Ständeverſammlung war ermüdet, allgemein fehnte man ſich nach Ruhe. Am 9. Mai 1835 
wurde der Landtag feierlich geichloflen und in der bei dleſer Gelegenheit gehaltenen Thronrede 
noch die erfreuliche Mittheiluug gemacht, daß ber Zuftand der Finanzen ein durchaus befrie- 
digender jei, daß die bisherige Einnahme die Anichläge des Budgets überfteige und daß am 
Schluß der Finanzperiode ein bedeutender Kaffenvorrath erwartet werben dürfe. Es begann 
nunmehr die Zeit, in welcher die Bolgen der neuerlaſſenen Gefege fih entwideln mußten, und 
diefe waren in vielfadher Beziehung ohne Zweifel günftig. Die fegensreichiten Ergebniſſe des 
Landtag waren die Städteordnung und die Ablöjungsordnung, beide bemirften, wenngleich 
In verſchiedener Weife, eine Emancipation, jene der Stüdte, diefe der Bauern. In den Städten 
wurde jofort die neue Verfaſſung eingeführt, und wenn man auch noch nicht fogleih und überall 
fih mit den neuen Formen vertraut zu machen und ihnen den nöthigen Geift einzuhauchen ver- 
fand, fo bildete doch die Selbftändigfeit des ſtädtiſchen Bürgerthums fih allmählich aus. Sicht: 
barer waren die Wirkungen der Ablöfungsorpnung, durch welche nun in der Zeit weniger Jahre 
fat alle auf dem Grundeigenthume haftenden Reallaften an Zehnten, Dienften und Zinfen abs 
gelhafft wurden. Für die Klaffe ver Bauern hatte der Landtag eine ähnliche Wichtigkeit wie 
derjenige, welcher durch den folgenreichen Landtagsabſchied von 1597 beendigt wurde. Dar 
mald erhielt der Bauer einen unwiderruflihen Beiig und gejegliche Feftitellung feiner guts— 
berrlihen Pflichten, jegt, alſo nad beinahe dritthalb Jahrhunderten, machte die Gefeßgebung 
den zweiten enticheidenden Schritt auf der Bahn der Gmancipation, indem fie die Aufhebung 
folder Prliten vermittelte und den Bauer dadurch in die Stellung eines freien Staatdbürgers 
brabte. Das war ein Fortſchritt, deſſen Folgen fih noch nicht vollftändig überſehen laflen, 
deffen Segen aber ſchon jegt überall hervortritt. Die Ablöfungen haben die Laften des länd⸗ 
lisen Grundeigenthums ungemein erleichtert, der Bauer, welchen früher feine perjönliche und 
dinglide Abhängigkeit zu keinem eigentlichen Selbſtbewußtſein fommen lief, fängt bereits an 
Ad zu fühlen, er wird freier in feinen wirthfchaftlichen Bewegungen, freier in feiner ganzen 
Lebendanjicht, er war biöher nur ein leidendes, dienendes, und er wird jegt ein kräftig mitwirs 
lendes Glied des Staatskörpers. 

Im Jahre 1836 mußte die (zum erften male nach dem Loſe) ausſcheidende Hälfte der Ab- 
geordneten durch neue Wahl erfegt werben. Die wichtigſten Angelegenheiten, welche das Lanz 
deögrundgejeg nöthig gemacht hatte, waren erledigt, die Verkehröverhältniffe auf eine Reihe 
von Jahren wenigftend zur Entſcheidung gebracht und es trat im Volke diejenige Theilnahm— 
Iofigkeit ein, welche Hier Die Kolge der Befriedigung, dort der Refignation zu fein pflegt. Einige 
Mitglieder der Oppojition waren müde geworden oder durch äußere Umſtände einftweilen ver 
dindert, fi der ſtändiſchen Thätigfeit wieder zu widmen, und die neuen Wahlen fielen zum 
Theil auf ganz farbloſe Verfönlichkeiten. Am 27. Nov. 1836 wurde der zweite ordentliche 
Sandtag mit den bisher üblich geweſenen Feierlichkeiten eröffnet und der Ständeverfammlung 
inder Thronrede die beruhigende Verſicherung gegeben, daß die Finanzen fid in einem befrie- 
digenden Zuftande befänven, dann aber ibr dad Budget mit verfehiedenen Geſetzentwürfen vor— 
gelegt, Die Gefchichte dieſes Landtags ift im ganzen wenig intereffant. Wohl kamen auf dem— 
ſelben mehrere Gegenftände von Wichtigfeit vor, allein die Oppojition war fait ganz verftummt, 
und ed fehlte ven Verhandlungen dasjenige Leben, welches nur aus dem freien Kampfe der 

einungen hervorgeht, ohne welches aber aud der Segen des Repräſentativſyſtems zu einer 
bloßen Täuſchung wird, Das Gefeg über die VBeitrafung der Forſtvergehen war in vielen 
vunkten ungemein hart und ſtreng, am ſchwerſten wurde die öffentliche Meinung durch die Be— 
kimmung verlegt, daß unter Umftänden fogar Brügelftrafe erfannt werden follte.”) Robensd- 
werth war dagegen die Feſtſetzung der Benjionen für die Witwen und Waifen verftorbener 
Giilftaatödiener, für welche es bis dahin feinen andern formellen Grundſatz gab als den Rang, 





T) Ich glaube, daß unter den Gerichtsbeamten, welche feit ber Zeit das Gefek anzuwenden gehabt 
haben, wol nur Bine Stimme über die Berwerflichfeit dieſes Strafmittels herrfcht. Um fo erfreulicher 
eine andere Erſcheinung, welche zugleich deſſen Eutbehrlichfeit vollfommen darthut. Der Director 
ver Bandesbefferungsanftalt hat ebenjalls die Befugniß, eine förperliche Züchtigung bis zu 20 Hieben zu 
’rfügen, und gewiß liegt in der Beauffichtigung von mehreren hundert fittlich verwilderter Menfchen 
De Berfuchung ſehr nahe, von einer folchen Befugnig Gebrauch zu machen; der derzeitige Director 
—— ſchon feit mehreren Jahren die Prügelſtrafe ganz abgeſchafft und die günſtigſten Reſultate davon 
ihren, 
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d. h. alfo in Ermangelung einer gefeglihen Nanglifte das willkürliche Ermeflen, obgleich alle 
Staatödiener in gleihem Berhältniffe zum Penfiondfonds beitragen mußten, und die nun nad) 
dem Verhältniffe des bezogenen Gehalts billig und Human regulirt wurden. Noch kamen 
außerdem einige Fleinere Gefege über dad Steuer: und Gewerbsweſen fowie über die Verkehrs— 
intereffen zu Stande. Auch die geſetzliche Stellung des Verhältniffes der Leihhausanſtalten 
zur Finanzverwaltung des Landes fuchte man zu ordnen, ed war jebod kein Einverſtändniß zu 
erreichen. 

Noch aber ift einer Regierungspropofition zu gedenfen, welde gleihmäßig die Verkehr: 
verhältniffe wie die Finanzen betraf. Die Regierung ſchlug nämlich die Anlegung einer Eifen: 
bahn von Braunfchweig bis zum Buße des Harzes (Harzburg) vor und verlangte zu deren Aus: 
führung die Genehmigung einer Anleihe von 400000 Then. Es war dies das erfte Unter: 
nehmen derart im Lande; noch nie hatte die Ständeverfammlung fi mit dem Gegenftande be: 
ſchäftigt, und ed war vorherzufehen, daß ein großer Mangel an Kenntniß des Eiſenbahnweſens 
überhaupt ſich bemerklich machen mußte. Darum gelangte die Ständeverfammlung aud nicht 
fogleich zu der erſt nachher mit großen Opfern erfauften Einſicht, daß es dem größten Theile der 
Bahn an einer natürlichen Grundlage und den äußern Bedingungen eines lebhaften Verkehrs 
fehlen, fowie daß die angeforderte Summe zur Erbauung einer wol ſechs Meilen langen Eifen: 
bahn und Anihaffung der nöthigen Mafhinen und Geräthichaften auf einen Fall ausreichen 
würde. Wohl wurden einige ſchüchterne Zweifel laut, allein fie verftummten vor den feften Ber: 
fiherungen der NRegierungspartei, daß alles wohl berechnet und überlegt jei, und die Stände: 
verfammlung bemilligte die angeforderte Summe mit überwiegender Mehrheit. 

Bon denjenigen Gegenftänden, welde duch Anträge der Abgeordneten angeregt wurden, 
nimmt nur die Offentlichfeitöfrage eine allgemeinere Beachtung in Anfprud. Der Antrag darz 
auf wurde ſogleich im Anfange des Landtags erhoben, jedoch mit Rückſicht auf die geringe 
Theilnahne, welche die Sache überhaupt bei der vorigen Ständeverfanmlung gefunden hatte, 
lediglich auf ven unverftümmelten Abdruck der Protokolle mit den Namen ver Redenden bes 
ſchränkt. Lind jo weit war denn doch diedmal der politifche Verftand zur Befinnung gefommen, 
daß jener Antrag nun in der Verfammlung mit überwiegender Mehrheit angenommen wurde. 
Die Erwiderung der Regierung blieb lange aus, e8 wurde eine Erinnerung beantragt, allein 
man ließ die Sache fallen, weil der ſehnliche Wunſch der Ständeverfammlung befannt jei, und 
meil dieſe „ſchon manchen Beweis gegeben habe und wahrſcheinlich in dieſen Tagen noch neue 
Beweiſe geben werde, wie ſehr ſie geneigt ſei, die Wünſche der Regierung zu den ihrigen zu 
machen“. (Es waren nämlich neue Anleihen zur Vollendung des herzoglichen Nefivdenzfchlofles 
gefordert und bewilligt.) Jene Hoffnung war jedoch eine täufhende, denn bald darauf lehnte 
die Regierung den Antrag ab, „weil die bisher verfloffene Zeit zu kurz jei, um genügende Er: 
fahrungen und ein völlig ſicheres Urtheil darüber varzubieten: ob bie proponirte Einrichtung 
oder die beftehende ben Borzug verdiene‘. 

Nah mehrmaligen Bertagungen wurde ber Landtag am 27. Juli 1837 geichloffen. Die 
Thronrede rühmte die loyalen Gejinnungen der Ständeverfammlung fowie die Raſchheit, mit 
welcher dieſelbe in verhältnißmäßig kurzer Friſt eine bedeutende Menge von Geſetzen (es waren 
derſelben außer dem Budget im ganzen 27 Stüd) erledigt habe, und wies abermals auf den 
blühenden Zuftand der Finanzen hin. Allerdings hatte man freilich in jener trüben, tonlofen 
Beit der Reaction und der Apathie ſchon Urſache, mit Erfdeinungen zufrieden zu fein, welche 
doch wenigſtens noch an den Fortſchritt erinnerten, und dahin gehörte theils das Geſetz über die 
Aufhebung der lehnrechtlichen Verhältniſſe, theild der Umftand, daß doc die Ständeverſamm— 
lung ſelbſt ich jegt fir das Princip einer umfaflendern Dffentlichkeit ihrer Verhandlungen aus: 
geſprochen hatte, In unerwarteter Meife wurde aber die Iheilnahme an den Öffentlichen An: 
gelegenheiten kaum ein Jahr nach dem Schlufle des Landtags durch die aud autofratifcher Will 
Für hervorgegangene Aufhebung des hannoverſchen Staatdgrundgejeges hauptſächlich im Herzog: 
thum Braunſchweig neu angeregt, und fein Greigniß wäre mehr ald diefes im Stande gemefen, 
der Negierung die gegenüberſtehenden politiichen Parteien wieder näher zu führen. Waren 
audı die biäherigen Früchte des conftitutionellen Lebens in Braunſchweig zum Theil nody jehr 

dürftig und wenig befriedigend gewefen, fo hatte man doch angefangen, ven Werth einer Ver— 
faffung überhaupt kennen zu lernen, und wurde durch jenen Gemaltfchritt nody beſtimmter dar: 
auf hingeleitet, einen vechtlic geordneten Zuftand von einem dev Willfür anheimgeftellten zu 
unterjcheiden. Und mit den Eindrücken, welche auf foldye Weife allgemein hervorgerufen waren, 
trat für die braunſchweigiſche Regierung die Nothwendigkeit zuſammen, die Ständeverfanmlung 
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zu einem außerorbentlichen Landtage einzuberufen. Preußen hatte nämlich den Wunfd aus: 
geiproden, daß einige braunſchweigiſche und hannoverſche Gebietötheile, welche entweder ganz 
oder bo zum großen Theile von preußiſchem Gebiete umgeben find, namentlich von Braun— 
fhweig das Kürftenthun Blanfenburg und das Stiftsamt Walfenried, dem Deutſchen Zoll 
vereine angeſchloſſen werden möchten, und es war über folden Anſchluß fowie zugleich über 
gemeinſchaftliche Maßregeln zur Untervrüfung des Schleichhandels ein Vertrag unter den bes 
theiligten Staaten vollzogen, welcher der fändifchen Zuftimmung bedurfte. Am 22.Nov. 1837 
traten deshalb die braunſchweigiſchen Stände zu einem außerorbentlihen Landtage zufanımen. 
Schon in den erften Tagen wurde die hannoverfhe Frage in der Ständeverfammlung durch den 
Antrag eines Abgeordneten (Hollandt) angeregt, welcher dahin ging, das fefte Vertrauen aus— 
zuſprechen, daß die Regierung in ihrem Berhältniffe zum Deutſchen Bunde die nöthigen Schritte 
thun werde, um den gewaltſam geftörten Rechtszuſtand in Hannover wiederherzuftellen. Es 
wurde wol nur wenig, aber kräftig über die Sache gefproden und der Antrag einftinmig anz 
genommen. Mehr Arbeit erforverte die zunächft einer Prüfungscommiffion überwiejene Haupt- 
vorlage, der Anfhlußvertrag mit dem Deutjchen Zollvereine. Auch traten hier die Tendenzen in 
fehr verfchienenen Richtungen hervor. Während nämlich ein Theil der Ständeverſammlung 
nur die materiellen Intereflen hervorhob und von Dielen Standpunfte aus bad Für oper Wider 
zu vertheidigen fuchte, gab es einen zweiten, welcher auch die politifche Seite der Sache ind Auge 
faßte und in der Mafregel überhaupt den erften Schritt zur Annäherung an die große vater: 
ländifhe Schöpfung des Zollvereind erblidte. Gerade diejer legten Anſicht gehörten mehrere 
Mitglieder der freifinnigen Oppofition an, und fo wurde der Negierungsvorfchlag gegen nur 
wenige diffentirende Stimmen angenommen. Noch wurden einige Gegenſtände geringerer Be: 
deutung erledigt und bereit8 am 19. Dec. der kurze Landtag geſchloſſen. 

Nur das folgende Jahr verging ohne conftitutionelle Thätigkeit des Volks und allein die 
Ausführung der Ablöfungsordnung und des Allodificationdgefeges, die neuen Verkehrsver— 
hältniſſe und theilweife der Eifenbahnbau, ſowie daneben der Blick auf die immer gehäffiger 
werdenden Verhältniffe in Hannover befchäftigten die befondern Richtungen der Einzelnen. 
Shen vadıte man an die neuen Grgänzungswahlen, ala höchſt unvermuthet die biäherige 
Ständererfammlung nochmals auf den 13. Mai 1839 zu einem außerorbentlihen Landtage 
einberufen wurbe. Veranlaſſung waren diesmal zwei Binanzpunfte verdrießlicher Art. Zuerit 
wurde der Ständeverfammlung vom Minifterium angezeigt, daß die zum Bau der Harzbahn 
sermilligten 400000 Thlr. verbraudt, jedoh nun nochmals 450000 Thlr. erforderlich jeien. 
Dann bedurfte das Budget felbft einer nadhträglichen Änderung. Die Einnahmen waren pwar 
um 110000 Thlr. über den Etatsanſchlag gefommen, allein die bewilligte und feftgeftellte Aus: 
gabefunme wollte nicht reichen, und ed wurden 65000 Thlr. nachgeforbert. Die Stände traten 
nicht in der beſten Laune zufammen und unterwarfen nun den ganzen Gifenbahnplan einer ſehr 
genauen Prüfung. Sie überzeugten fih von einer Menge kaum glaublicher Wilfürlichkeiten 
und Orbnungdwibrigfeiten, welche fi die von der Regierung zur Ausführung des Bahnz 
kaues ernannte Commiſſion erlaubt hatte, und der ſtändiſche Commiſſionsbericht ſprach darüber 
unter Nahweifung aller einzelnen Thatfachen einen fo herben Tadel aus, wie ihn wol felten eine 
Staatöbehörde von einer Ständeverſammlung (die ſich bier der Anficht ihrer Commiſſion voll 
ſtändig anſchloß) erhalten hat. Doch fiegten fubiective Rückſichten und Empfindungen über die 
unbefangene Erwägung der Zweckmäßigkeit, und die Nachforderung wurde, freilich noch unter 
manchen Außerungen des Unmillens felbft der fügfamern Mitglieder, bewilligt. Doch verlangte 
die Ständeverfanmlung dabei noch eine befondere Garantie gegen Eünftige Überſchreitungen 
und erreichte auch, daß eins ihrer Mitglieder, und zwar burd ihre Wahl beſtimmt, zur beftän= 
digen Gontrole mit in die herzogliche Eiſenbahncommiſſion eintrat. Zugleich gaben pie Finanz— 
fragen nochmals Anlaß, die Angelegenheiten Hannovers zur Sprache zu bringen, und es wurde 
das frühere Bertrauensvotum ohne Widerfpruh und nur mit Ausnahme einer Stimme von 
der ganzen Verfammlung wiederholt, daneben auch der Wunſch ausgeſprochen, daß Braun: 
ihweig auf vem Bundestage künftig von einem eigenen Geſandten vertreten werben möge, da 
feine Stinıme biöher bald von Naffau, bald gar von Hannover felbft geführt war. 

Kaum war der außerordentliche Landtag (Anfang Juni) geſchloſſen, ald aud die neuen 
Ergänzungswahlen vorgenommen werden mußten. Sie fielen auch diesmal keineswegs jo auß, 
wie es die Anhänger des Kortihrittd gewüniht hatten, nur mar im ganzen wol eine Eleine 
Steigerung der Öffentlichen Theilnahme zu bemerfen. Der Landtag wurde am 9. Dec. 1839 
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eröffnet, und ſchon diesmal glaubte man aud einer Befchränfungder bisher üblichen Eröffnungs: 
feierlichkeiten eine Abnahme der Zuneigung für dad Repräſentativſyſtem folgern zu müſſen. 
Die Haltung der Ständeverfammlung war vom erften bi zum legten Augenblicke eine ziemlich 
ſchwankende, doch ließ fie fih mwenigftend zuweilen durch momentane Gindrüde zu einem etwas 
Eräjtigern Auftreten beftinmen, und fehr bezeichnend war ed, daß in folhen Fällen die An: 
regung regelmäßig nicht von den eigentlichen Führern der freifinnigen Oppofition, welche viel: 
mehr aus politifcher Vorficht in die zweite Linie traten, fondern von demjenigen Theile ver Ver: 
fammlung ausging, welhen man feiner Farbe nad) das linfe Gentrum nennen könnte. Sogleich 
im Anfange wurde die Offentlichfeitöfrage wieder in der frühern Weife angeregt und eigentlich 
ohne Debatte faft einftimmig angenommen. Dann begannen nad) einer Vertagung von einigen 
Monaten die Verhandlungen über dad Budget. Dieſes fing jedoch allmählich an, aud in wei: 
tern Kreifen und ſelbſt bei jolden, welde bis dahin unbedingte Anhänger der Regierung ge: 
wejen waren, Bejorgniß und Verſtimmung zu erregen. 

Die Ständeverfammlung ging fodann zu einem ihrer wichtigſten Gefhäfte über, zur Be— 
rathung des ihr vorgelegten neuen Griminalgefegbuhs. Im ganzen war der Entwurf ein 
Meiſterſtück Iogifcher Anlage und Durhführung und die zugleich mitgetheilten fehr umfang— 
reichen Motive zeugten ebenjo wol von einer umfaljenden Rechtskenntniß und einer geiftigen 
Verarbeitung des Stoff3 wie von dem Streben nad) Conſequenz und Beftimmtheit. Der neue 
Entwurf wollte die Ungleichheit in der Verwaltung der@riminaljuftiz bejeitigen und der richter— 
lichen Willfür engere Schranfen jegen; er ging aber in diefer Richtung wol etwas zu weit, 
indem er durd einen jehr genau geregelten Formalismus die Beurtheilung jedes einzelnen 
Falles faft nur zu einer leeren Abftraction machte und dad Ermeſſen fo vieler Indivibualitäten, 
welche jelbft die jhärffte Caſuiſtik dod nicht immer zu faflen vermag, faft gänzlich ausſchloß. 
Daneben war die techniſche Anordnung des Ganzen zwar tief und confequent durchdacht, aber 
zugleich jo künſtlich, daß oft erft die Zufammenhaltung vieler einzelnen Gefegftellen nöthig 
wurde, um zum Abjehluffe zu gelangen, und daß wenigftend dem ungebilveten Bublifum die— 
jenige Überſichtlichkeit, welche gerade bei der Strafgefeggebung als ein dringende Bedürfniß 
anerkannt werden muß, dadurd nicht gegeben werden konnte. Die Strafbeftimmungen waren 
in Anjehung der gewöhnlihen Verbrechen (nur etwa mit Ausnahme der thätlihen Beleidi— 
gungen bei ungebilveter Berfonen, für deren firafrehtlihe Beurtheilung der richtige Mapftab 
nicht aufgefunden zu fein ſcheint) im ganzen Human, bei den fogenannten öffentlihen Ver— 
brechen, namentlich bei ven Vergehen gegen die Stantögewalt zu Hart. Das Minifterium er: 
klärte ſich mit allen Anträgen der Ständeverfammlung einverftanden, und der Entwurf wurde 
darauf einftinnmig angenommen. 

Noch kamen einige Kleinere Gejegentwürfe vor, welche für die Verfaſſungsſache hauptfächlich 
nur das allgemeinere Interefle hatten, daß der alte Streit über die Befugniß der Stände 
verfammlung zur Zuftimmung oder nur zu Rath und Gutachten mehrmals dadurd neu an= 
geregt wurde. Wichtig war aber noch, daß jegt zum erften male die Angelegenheiten der Preſſe 
zur Sprache gebracht wurden. Ein Abgeorpneter von der mild gemäßigten Partei rügte das 
maßloſe Benehmen der Zeitungscenfur und flügte darauf den Antrag einer Beſchwerde bei der 
Regierung. Der Gegenitand fand mehr Theilnahme, ald man bei der bisherigen Gleihgültig- 
feit gegen princivielle Fragen hätte erwarten dürfen, und dieje Theilnahme veranlaßte dann 
einen andern Abgeordneten (Steinader), das Ganze ver Preffreiheit zum Gegenjtande der Ver: 
Handlung zu mahen und eine Erweiterung jenes Antrags dahin vorzufhlagen, daß Die 
Regierung erfucht werden folle, auf Bejeitigung der die Prepfreiheit aufhebenden Bundes- 
beſchlüſſe hinzuwirken. In diefe Frage war die Stänveverfammlung nun freilich ziemlich un— 
erwartet hineingeriffen. Die Schwanfenden und Ängſtlichen konnten zu einem Entſchluſſe kom— 
men, und die für die Ständeverfammlung natürlichite Löſung beftand darin, daß die Beſchwerde 
über die Zeitungscenſur mit großer Mehrheit angenomnten, der Antrag auf volle Preßfreiheit 
aber einer Brüfungscommijiton übergeben wurde. 

Damit waren die vorliegenden Geſchäfte der Hauptjache nach erledigt, und bie Regierung 
ſchlug (im Mai 1840) eine Vertagung bi8 zum Anfange ded folgenden Jahres vor — da fie 
ſelbſt nur das Necht zu einer Vertagung auf drei Monate hatte — was auch von der Stände- 
verjammlung genehmigt wurde, . 

Die jegt eintretende Zwiſchenzeit war für ganz Deutſchland mit einem bemerkbaren Um— 
ſchwunge der Ideen bezeichnet. Man erinnert ſich noch der damaligen durch offenbar verfehrte 
Maßregeln (den ſyriſchen Onadruplevertrag) berbeigeführten Iſolirung Frankreichs, ver fran- 
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zoͤſiſchen Kriegsgelüſte und der großen nationalen Aufregung, welche dieſe bei allen Deutſchen 
bervorriefen, welche dann das fhlummernde Einheitsgefühl weckte und damit auch das bei vielen 
ſchon halb vergeſſene Etreben nad Freiheit wieder zu Ehren brachte. Selbft die deutfchen Für— 
Ren ſchienen dieſe Richtung befördern zu wollen, und befonders wirkte ver Enthuſiasmus, mit 
welchem wol die meiften den damaligen Thronwechſel in Preußen und die erften Negierungss 
handlungen des Königs Friedrich Wilhelm IV. auffaßten, ermutbigend auf das freiheitahnende 
Selbftgefühl der Deutſchen ein. Indeß fprad der Reflex dieſer Erjheinungen in Braunſchweig 
fh do in jehr eigenthümlicher Weile aus. Ich will verfuchen, die Stimmung, wie fie am 
Ende dieſes Jahres war, und wie ic) jie aus den verfchiedenften Kreifen kenne, gewiflenhaft zu 
ſchildern; fie ift Shwerlich denjenigen genügend befannt geworben, für die jie am wichtigften 
jein mußte, und doch iſt nicht zu beitreiten, daß fie bei jevem von außen gefommenen Anſtoße 
zu den bevenklichften Folgen hätte Führen können. Zunächſt hatte man die Hoffnung auf Ne: 
formen in Preußen ſchon ziemlich allgemein wieder aufgegeben. Man glaubte in Berlin aufs 
neue Misgunft gegen die neuern Berfaflungsformen zu bemerken und wußte daneben, melde 
Mühe man ſich fortwährend von Hannover aus gab, die bei und in den höchſten Kreifen herr- 
ihende Abneigung gegen das Inflitut der Stände zu vermehren. Dazu hielt man den Krieg 
und mit demfelben eine totale Umänderung aller öffentlichen Verhältniſſe in Deutfchland für 
unvermeidlich; man traute ver Kraft ded Beftehenden nicht mehr und war noch weniger geneigt, 
angefihtd der großen Greigniffe, welche man von der Zufunft erwartete, das Beftehende in 
Edug zunehmen. Der Charakter dev allgemeinen Stimmung war nit Hoffnung, fondern 
Unmutb, und die Wirfung der größern Zeitereignifle war in Braunſchweig hauptjählic nur 
vie gewefen, daß Manche ven Muth bekommen hatten, ihre ſchon früher gehegte Berftimmung 
offen an ven Tag zu legen. Man Eonnte nicht eigentlich über offene Ungerechtigkeiten lagen, aber 
man warzur Erkenntniß ver Halbheit, ded Ungenügenden dergegenwärtigen Zuftände gekommen. 
Dan ſah ein, daß das conftitutionelle Leben noch immer von Nüdjichten niedergehalten wurde, 
welche der kleinere Staat in überwiegendem Maße gegen das Wohlwollen der mächtigern nehme; 
daß dabei die Außerungen der verfafjfungsmäßigen Thätigkeit aller Staatsfactoren, felbft bei 
vom Willen für den Hauptzweck, immer an einem gewilfen Mangel an Offenheit, Aufrichtigkeit 
und — man darf hinzufegen — Ehrlichkeit leiden mußten; daß dazu von obenher Gleichgültig— 
feit gegen die conftitutionelen Formen fonıme, welde von außenher genährt- werde; enblich daß 
in diefem durch Die Zeitereignifle nur auf die Höhe der Gegenſätze gefteigerten Zwitterzuftande 
nit die wahre Zufunft des Landes liegen könne. 

Am 5. Jan. 1841 trat die Ständeverſammlung ihre Geſchäfte wieder an. Ihre Prüfungs: 
coumiſſion harte bis dahin erjt einen Theil ver auf die Steuerverbindung mit Hannover fich 
bejiehenden Negierungsvorlagen erhalten, und diefe Sahen wurden fehr bald aud in der 
Standeverſammlung abgemacht. Der Hauptvertrag mit den Nebenverträgen war noch zurüd, 
und nun nahm bie Ständeverfammlung den ſchon früher geftellten Antrag auf Preßfreiheit 
indie Berathungen auf. Die Prüfungscommiffion Hatte ſich für denfelben ausgeſprochen, auch 
in der Etändeverfammlung ſelbſt entipann ſich noch eine warme Grörterung über die Sade, 
aber eigentlich ohne alle Oppofition gegen den Antrag, der auch gegen eine Minderheit von 
einer einzigen Stimme angenommen wurde. Das war, wie wenig auch damit für ven Augen— 
bli erreicht werden mochte, ein ſehr bedententer Gewinn, wenn man erwägt, daß noch vor fechs 
Jahren für ven Antrag nicht zehn Stimmen zu gewinnen gewejen wären, ein unverfennbarer 
Beweis, daß das politifche Gefühl auch wieder anfing für Prineipienfragen empfänglich zu wer⸗ 
den. Damit waren, weil die Unterhandlungen mit Hannover noch nicht ihr Ende erreicht Hatten, 
die Geſchäfte wiederum erledigt, und die Ständeverfammlung mußte nochmals bis zum 15. April 
vertagt werden, um alsdann ihre Verhandlungen fortzufegen. | 

Aber es follte einftweilen nicht dazu kommen, denn inzwifchen hatten fich die Verhältniſſe 
merfwürdig verändert. Schon in den erften Tagen des Jahres deuteten beftimmte Symptome 
darauf hin, daß die alte. herzliche Eintracht mit Hannover nicht mehr beflehe, daß man, wenn 
auch nicht auf Schwierigkeiten, doch auf Verdrießlichkeiten geftoßen, und daß man entjchloffen jei, 
jezgt, wo man die Hand wieder frei hatte, den eigenen Vortheil bei den Unterhandlungen befler 
ju wahren. Dieje Nüciicht war aud von der Regierung im Laufe der Unterhandlungen mit 
$annover fejtgehalten, man hatte über einige Bedingungen nicht zu einem Einverſtändniſſe ge: 
langen fönnen und darauf die Unterhandlungen raſch und unerwartet abgebrodyen. Es ift über 

kelen Bruch jpäterhin ſehr verſchieden geurtheilt und namentlich der Regierung zum Vorwurfe 
Puma, daß fie nicht, wie ihre Pflicht gewefen wäre, ihre eigene perſönliche Empfindlichkeit 
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unterbeürft und nur dad materielle Wohl des Landes im Auge gehabt hätte. Bon biefem Vor: 
wurfe ift jedoch die Regierung zuverläfjig freizufprechen, wennanderd man überhanpt der 
Meinung ift, daß zu dem wahren Wohle eines Landes außer den rein materiellen Intereffen 
doch auch jeine Ehre und feine Selbftändigfeit gehören. Es ift unbeftreitbare Thatſache, daß 
man von Hannover aus befonders feit der Ihronbefteigung des Königs und den damit einge: 
tretenen Deränderungen die braunſchweigiſche Regierung mit höchſt ungünſtigen Augen bes 
trachtet und dieſe Abneigung gerade in den Unterhandlungen über die neuen Steuerverträge 
mit einer Geltendmachung des eigenen materiellen Übergewichts ausgeſprochen hatte, welche 
ſelbſt die Negierung eines kleinern Staats nicht dulden darf. Auch ließ der Eindruck, welchen 
jene Nachricht augenblicklich im Publikum machte, keinen Zweifel übrig, wie fehr die Regierung 
dabei durd einen richtigen Takt ih Hatte leiten lafen. Seit 1837 konnte vie hannoverſche Re⸗ 
gierung in Braunſchweig nicht beliebt ſein, und die enge commerzielle Verbindung mit jenem 
Lande mußte hauptſächlich in politiſcher Hinſicht immer bedenklicher werden. Dazu hatte all⸗ 
maählich die Behauptung ver Oppoſition von 1834, daß der Anſchluß an Hannover den Über— 
gang zum Zollvereine nicht erleichtern, fondern erjchiweren, wol gar verhindern werde, Gingang 
auch bei denjenigen gefunden, von welchen diefelbe früher fo hartnädig beitritten war, und 
man glaubte deshalb aud das Opfer einer ſchwierigen Übergangsperiode nicht fürchten zu dür⸗ 
fen, um jenem Hauptziele näher zu kommen. So war auch eine wichtige Änderung in der 
Stellung der Parteien eingetreten. Dap die frühern Anhänger der Regierung deren Schritte 
vollkommen billigen würden, verftand ſich von felbft, aber auch der größte Theil dev Oppojition 
ſprach ſich fofort für jie aus, und nur aus dem Handels: und Gewerbitande tauchten bier ober 
dort einige materielle Bedenflichkeiten auf. Was aber die Öffentliche Stimme im ganzen fors 
derte, darüber fonnte man nicht zweifelhaft fein. 

Am 15, April 1841 machte die Negierung den wieder verfammelten Stäuden die auıtliche 
Eröffnung, daß fie die Unterhandlungen mit Hannover abgebrodyen habe und ihre darauf ge: 
richteten Propofitionen zurüdziehe, womit jie einige Wochen fpäter auch die fernere Anzeige 
verband, daß fie bereitö mit Breußen wegen Aufnahme des Herzogthums in ven Zollverein in 
vorläufigen linterhandlungen ſtehe. Damit trat natürlich in ven commerziellen Fragen für ven 
Augenblist ein Stillftand ein, doc war ein anderer wichtiger Punkt zur Reife gekommen, welcher 
jetzt au) feine Erledigung von der Stänveverfammlung erwartete. Man hatte nämlich das 
Gijenbahnweien in Braunfhiweig vom erften Augenblide an mit großem Intereffe aufgefaßt 
und dabei zunächft die drei Hauptrichtungen von der Hauptjtadt aus nad Leipzig und nach den 
beiden Seeftädten Hamburg und Bremen im Auge gehabt. Die Harzbahn hatte dem eigent- 
lihen Bedürfniſſe durchaus nicht abgeholfen, deſto dringender war daſſelbe durch den Bau der 
Magbeburg-Leipziger Bahn Hervorgetreten. Aber aud die Bahn nah Magpeburg hatte für 
Braunſchweig erft durch ihre weitere Bortfegung nah Weſten fowie nad) den Seeftädten eine 
wahre ſtaatswirthſchaftliche Bedeutung, und ed kam deshalb darauf an, dieje beiden Richtungen 
zu fihern. Es gelang, mit Preußen einen Vertrag zu jchließen, durch weldhen der Bau ver Bahn 
nah Magdeburg ſofort beihloffen wurde und in welchem aud Hannover die Verbindlichkeit 
zur Ausführung eines Eifenbahnfyftems übernahm, aus dem die weitern Bahnen nah Ham: 
burg, Bremen und dem Rhein ald natürliche Kortfegungen hervorgehen mußten. Jegt entichloß 
fi) die Negierung fofort zum Bau der magbeburger Bahnſtrecke, joweit dieſelbe braunjchwei: 
gifches Gebiet berührte, und forderte dafür die Summe von 1,700000 Thlrn. Über ven 
Grundſatz, daf der Bau von Gifenbahnen wenigftend in den Hauptrichtungen vom Staate über: 
nommen werden müffe und nicht der Privatinduftrie zu überlaffen jei, war man in Braum: 
ſchweig von jeher nicht zweifelhaft geweſen, jegt auch ebenjo fehr von der Notbwendigfeit ver 
Anlage überzeugt. Die Ständeverfammlung bewilligte deshalb die angeforderte Summe nad 
Abſah von 100000 Thlrn., welche füglich gefpart werden konnten, ohne allen Widerſpruch und 
damit waren die Geſchäfte abermals erledigt. Einen übeln Misklang in dem aud hierbei fpäter 
fih zeigenden Einverflänpniffe bildeten jedoch die jegt eingehenden Erwiderungen der Regierung 
wegen der Offentlichkeit und ver Preßfreiheit, welche beide ablehnend waren, jene, weil die Ne: 
gierung ih zu Änderungen der ſtaatsgrundgeſetzlichen Beftimmungen nicht anderd ald aus 
Gründen dringenden Nothwendigkeit (die freilich offen genug vorlagen) entſchließen könne, dieſe, 
„weil die beftehender Verhältniſſe“ ein Verfahren im Sinne dev Ständeverfammlung nicht ge= 
flatteten. Wegen der Zeitungscenfur verſprach die Regierung Abhülfe, allein ed war zu fpät, 
da fein irgend bedeutendes Blatt im Lande mehr eriftirte. Die Ständeverfammlung wurde nun 
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wieder bid zum Herbſte vertagt, um dann die Refultate ver Verhandlungen mit Preußen: zu 
erfahren und in Berathung zu nehmen. 

Von Hannover wurde jept alled aufgeboten, um Braunſchweigs Entihluß zum Wanfen 
zu bringen oder in Berlin zu vereiteln; man ſah dort ein, daß man zu weit gegangen war, und 
juhte durch Höflichkeiten aller Art einzulenten, Allein vie Auffaffungsmweife in Braunſchweig 
war nun einmal eine zu emtjchiedene geworden und die Partei zu bejtimmt ergriffen, ald daß 
eine Umkehr zu erreichen gewejen wäre. Die diplomatischen Verhandlungen, welde dadurch 
berbeigeführt wurden, find ſeitdem durch Staatsſchriften befannt geworben und längft fein Ge= 
beimnig mehr, fie geben aud dem Unbefangenften vie lIberzeugung, daß Hannovers Taktik da— 
din gegangen ift, unter dem Borgeben, ſelbſt dem Zollvereine beitreten zu wollen, fi einft= 
weilen noch die Bortheile der BerBindung mit Braunſchweig zu fihern, daß jenes Vorgeben 
aber vom erften Augenblice an niemals erntlich gemeint gewefen ift. Nachdem Hannover ein 
iab, daß es in der Hauptſache nicht erreichen könne, befchränfte ed feinen Wunſch darauf, vie 
füneftlihen braunfchweigifchen Gebietötheile, welche jih vom Harze bis zur Weſer hinziehen 
und welche ihm zur Verbindung feiner Fürftenthümer Göttingen und Grubenhagen mit ven 
aörlihen Hauptmailen des Kanves dringend nothwendig waren, noch einftweilen bei feinem 
Steuersereine zu behalten, und es wurden ihm diefelben noch auf ein Jahr lang zugefagt gegen 
eise letzte — freilich erſt durch mehrere abſchlägige Antworten bis zu dieſem Punkte ver Be- 
Kuotmtheit gefteigerte — Verſicherung, während diefer Zeit feinen Beitritt zum Zollverein 
enflih und aufrichtig vorbereiten zu wollen. In diefer Lage fam die Sache im November 1841 
abermald vor die braunfchmweigiihe Ständeverfammlung , fie ſollte den Anſchluß des ganzen 
Landes an den Zollverein genehmigen, zugleich aber darein willigen, daß wegen des mit Sicher- 
beit zu erwartenden Beitrittö von Hannover bie eigenen ſüdweſtlichen Gebierstheile noch auf 
an Jahr beim Steuervereine gelaffen würden. Die Ständeverfammlung fonnte die damalige 
Nplömatifche Rage der Sache nicht vollitändig überjehen, und da auf jeven Fall die nochmalige 
Ineinanderreipung der eigenen Landestheile eine mislihe Mafregel war, jo mußte ſich ihr die 
yanz natürliche Frage aufprängen, ob ed denn unter jener Boraudjegung nicht überhaupt befjer 
ki, den ganzen Vertrag mit Hannover noch auf ein Jahr zu erneuern und dann gemeinfchaftlich 
und gleichzeitig zum Zollverein überzugehen. Diefe Frage wurpe fowol in der Commiſſion 
as in der Ständeverfammiung felbft aufgeworfen und jie führte eine Spannung mit der Re— 
sierung herbei, welche anfangs in Hannover ganz irrig ald Abneigung der Ständeverfammlung 
gegen den Anichluß an ven Zollverein überhaupt gedeutet wurde, welche aber ſpäter von höchſt 
merwarteten Folgen geweſen it. Die Negierung behauptete, es fei durchaus unthunlich, an 
ven geſchloſſenen Verträgen noch etwas zu ändern, und ihre desfallſigen Erwiberungen waren 
son einer Schärfe begleitet, weldye in einem Augenblide, mo Einigfeit fo dringend erforderlich 
var, nothwendig verlegen mußte. Es ift fehr zweifelhaft, was aus der Sache geworben wäre, 
vcun gerade jeßt, wo auch einflußreiche Staatöviener zur Majorität der Ständeverfanunlung 
xi jener Frage gehörten, vie Oppofition im ihre alte Stellung wieder zurückgetreten wäre und 
id mit den entſchiedenen Gegnern des Ausichuffes verbunden hätte; aber gerade der ruhigen, 
beionnenen Haltung, welche jie in diefem Fritiihen Augenblide einnahm, ift es hauptſächlich wol 
Mufhreiben, daß nad einigen vertraulihen Griäuterungen doch noch eine Verftändigung er: 
'slgte und num der Vertrag mit übertwiegender Mehrheit angenommen wurde. Hinterher muß- 
m auch noch die tranjitorifchen VBerabredungen mit Hannover in der flüdtigften Eile (wegen 
vs bevorftehenden Jahresichluffes) geprüft und genehmigt werden; dann wurde die ſchon alt 
mordene Ständeverjanunlung nochmals bis zum 12. Ian. 1842 vertagt. 

Die kurze Zwifchenzeit war nicht ohne wichtige Greigniffe. An den Beftrebungen ver 
Ständeverfjammlung, die Ausführung des ganzen Anfhlußvertrags in der Hoffnung auf 
dannovers Beitritt noch um ein Jahr zu verfhieben, hatten namentlich, wie oben ſchon ange: 
»utet wurde, auch zwei Staatöviener (Kreisdirector von Geyſo und Juftizamtmann Gajpari) 
"ilgenommen und ſich in diefer Hinſicht von den übrigen Staatödienern in der Stände: 
"Tammlung getrennt. Beide wurden unmittelbar nad dem Schlufle der Geſchäfte von ihren 
Intern und ihren Mohnfigen verfegt, und wenn man die Umſtände, unter denen diefe Mafı= 

"gel erfolgte, dabei ins Auge faßte, fo konnte man nicht umhin, den Ausdruck einer Strafe 
“in zu finden. Diefer Schritt hat der Regierung unbeftreitbar viel geſchadet und ſchadet ihr, 
* wir demnächſt fehen werden, auch noch jegt. Beide Staatöviener hatten in der Ständever- 
“anlung regelmäßig der Regierungäpartei angehört, nur freilid mit der Beihräntung, daß 
"Veh auch in einzelnen Fällen ihrer abweichenden Überzeugung folgten, übrigens gerade das 
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durch von Einfluß in der Ständeverſammlung und-von großem Werthe für die Megierung 
waren. Der Eindruck, den dad Schidfal diefer beiden Männer im Publikum hervorbrachte, 
war ein ebenfo überrafchender als peinlicher, indem man darin ebenfo wol eine Misachtung der 
Ständeverſammlung, wie den Willen der Regierung, feine Selbftändigfeit der Staatöbieiter 
in deren ftändifcher Wirkſamkeit zu dulden, zu erbliden glaubte, und man darf fich nicht darüber 
wundern, wenn bie Öffentliche Meinung ven in Ungnade Örfallenen ihre unbevingte Theilnahme 
zuwandte. Gin zweiter Umſtand, melder verſtimmend einwirkte, war die Art, wie der Boll: 
anſchluß namentlih in der Stadt Braunſchweig ausgeführt wurde. Man wußte allerdings, 
daß hier jeit längerer Zeit beveutende Waarenvorräthe angebäuft waren und daß es zum großen 
Theile auf Umgehung der Nachſteuer abgejehen war; allein die Strenge, mit welcher deren Er— 
mittelung namentlich von den preußiſchen Gommiffarien betrieben wurbe, war unbeftreitbar ein 
großer Fehler. Es konnte auf den Gewinn eines Thelld der Nachſteuer aud dem Zollvereine 
bei weiten nicht jo viel anfonımen ald darauf, daß nicht fogleih im erſten Augenblide ein all: 
gemeiner Schrei des Unmuths aus der größten Stadt des Landes, welche ohnehin bei dem neuen 
Zuſtande am meiften litt, nah Hannover hinüberſchallte und dort die Gemüther noch mehr ge: 
‚gen den Zollverein aufregte; auch weiß man genug, wie damals diejer Umftand in den Zeitun: 
gen zu jenem Zwede auögebeutet worden ift. 

Uinter den Einfluffe diefer unangenehmen Vorfälle trat die Ständeverfammlung im Januar 
1842 wieder. zur Erledigung ihrer Geſchäfte zufammen. Und auch hier fand fie eine neue Ber: 
drießlichkeit, indem für die Militärbevürfniffe und zwar theils für die im vergangenen Jahre 
nothwendigen Rüftungen und theils für Vermehrung der Gavalerie (wobei man ſich auf einen 
Bundesbeſchluß bezog) die Nachverwilligung der bedeutenden Summe von etwa 110000 Thlrn. 
gefordert wurde. Die Stinnmung war fo unangenehm, wie fie nur fein fonnte, aber zu dem 
Unmuthe gejellte ih. Ermüdung, wie fie am Enpe eines fo langen, wenn auch mehrmals unter: 
brochenen Landtags nothwendig eintreten mußte. An einen überlegten, ausdauernden Wider: 
ftand war bei allem Oppoſitionsgeiſte, der jegt ziemlich die Oberhand bekommen hatte, micht 
mehr zu. denken, man wollte nur auf jeden Fall mit den Geſchäften fertig werben und wurbe nur 
zuweilen wom Augenblide zu einem verdrießlichen Neinfagen hingeriffen. Ein Gejeg gegen 
den Nachdruck ging ohne Theilnahme durch. Über die Militäranforderungen wurde lange hin: 
und hergehandelt, allein die Abipannung wurde vorherrſchend und noch am legten Tage wurde 
der Nachſchuß bis auf die unbedeutende Differenz von 500 Thlen. bewilligt. 

Mit geringer Befriedigung fehrten bie Abgeorbneten in die Heimat zurüd. Zwar waren 
mande wichtige Refultate in ver Gefeggebung wie in den commerzielfen Verhältniſſen erreicht, 
die Ständeverfammlung war wieder auf Principienfragen zurüdgefehrt, hatte jich einftimmig 
für Breßfreiheit ausgefprochen und, was als die Hauptſache gelten konnte, die freifinnige Partei 
hatte durch ihr ruhiges, überlegtes Benehmen an Bedeutung gewonnen, auch der Regierung 
gegenüber, welche von ihr gerade bei wichtigen Kragen oft mit Nachdruck unterftügt war. Allein 
in alle diefe Erinnerungen mijchte: ſich auch wieder der Nachklang fo vieler Widerwärtigkeiten 
und Misverftänpniffe, fo mande Ahnung fünftiger neuer Ereigniffe und Gonflicte, daß eine 
eigentliche Zeit der. Ruhe nicht eintreten Fonnte. Noch niemals hatte die Wahlfrage ichon jo 
früh und fo lebhaft alle Gemüther in Bewegung gelegt als in dieſem Jahre, wo abermals die 
Hälfte ver Abgeorbneten der Reihenfolge nach austrat. Bereits am Schluffe des legten Landtags 
war überall davon die Rede und das Verfahren der Negierung gegen von Geyſo und Caſpari 
tief ganz natürlich für die bevorftehenden Wahlen ven Orundfag: feine Staatödiener! hervor, 
ein Wahliprud, in melden num gerade die eifrigften Ariftofraten, die biß dahin der Regierung 
treu zur Seite geftanden hatten, am lauteften einftimmten. Diejer Grundfag wurde auch mit 
Gonfequenz durchgeführt, indem das gemeinfchaftliche Wahlcollegium an die Stelle der aus: 
tretenden Staatödiener Männer von unabhängiger Stellung, namentlich mehrere Apvocaten 
wählte. Auch in den Städten und auf dem Lande waren die Erſatzwablen zum Theil auf 
Männer von entſchiedener Farbe gefallen, es ließ fich erwarten, daß die fünftige Ständever: 
fammlung eine feftere Haltung annehmen werde, und wenn man erwog, wie viel Stoff zu Zer— 
würfniffen aus der Vergangenheit zurüdgeblieben war, fo fonnte die Vorherfagung mancher, 
ber bevorſtehende Landtag werde ein fehr unruhiger werben, allerdings wol richtige Erwägun: 

‚gen für ſich haben. 

Mitten in dieje ſchon ziemlich krauſen Verhältniffe, und zum Theil an ihnen ſich feftfaugend, 
miſchte ſich nun aber, anfangs den meiften unbemerkt, allmählich beſtimmter hervortretend, 
ein andereö Moment, welches in feinen vielfach wechſelnden Erſcheinungen ben rothen Baden 
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durch die Geſchichte der legten Jahre Bilder. Ein Theil der adelihen Ritterſchaft, welcher die 
alte Zeit der Privilegien nicht vergeffen fonnte, dachte ernftlih an eine Reftauration und hielt 
die Gegenwart für geeignet, um, wenn auch noch mit Vorſicht, doch zugleich ernſtlich auf den 
Kampfplag vorzurücden. Diefe ganze Erſcheinung beruhte nun auf folgenden Verhältniſſen. 
Es it aud dem bisherigen Gange diejer Darftellung klar geworben, welche große Beränderun- 
gen feit etwa dreißig Jahren in der ſtaatsrechtlichen Stellung der fogenannten braunſchweigiſchen 
Ritterihaft eingetreten waren. Sie hatte im Jahre 1814 — freilih nad der damaligen Reini— 
gungsperiode der weftfälijchen Zwifchenzeit — ihre Batrimonialgerihtöbarfeit und den befrei= 
ten Gerichtsſtand verloren, ihre Steuererenitionen waren durch das Gejeg und durd Abfauf 
son jeiten ded Staatd aufgehoben, in der neuen Verfaſſung war ihnen ftatt der bisherigen 
einen Gurie und der Virilſtimmen eine quantitative Vertretung durch gewählte Repräfentanten 
in der allgemeinen Stänvdeverfammlung angemwiejen, und die Ablöjungen hatten ven Heft ver 
alten Grundherrlichkeit zerftört. Dazu fam nun das Berhältnig der Rittergüter zu den Land— 
gemeinden, niit welchen fie zwar ſchon factifch verbunden geweſen waren, ein Berhältnip, welches 
feine gejegliche Erledigung von der im Landeögrundgejege verheißenen Landgemeindeorbnung 
erwartete, bis dahin aber proviforish von den Adminiftrativbehörven feftgeftellt wurde. So 
waren aljo die meiften Vorrechte der Nittergutöbejiger im Laufe einer reformirenden Zeit aller: 
dings zu Grunde gegangen, und eine vernünftige Auffaffung hätte leicht dahin führen müflen, 
dap ed nicht mehr an der Zeit fei, den gewaltigen Strome, deſſen Bett ſchon fo tief und ſicher ge— 
graben war, einen Damm entgegenzufegen, fondern nur noch, deflen weitern naturgemäßen 
kauf zu wahren und zu förbern. Gin Theil der braunſchweigiſchen Ritterichaft war jedoch nicht 
diefer Meinung, ließ ſich vielmehr durch verkehrte Hiftorifche Neminifcenzen an das 18. Jahr- 
hundert leiten und fand fih hauptſächlich vadurd in feinen Interefien gefährdet, daß dad der⸗ 
malige braunſchweigiſche Minifterium nicht nur bei der politifchen Reform der Jahre 1831 und 
1832 den Adel vernachläſſigt habe, ſondern auch ſich gegen venfelben in allen weitern Apmini- 
kratiomaßregeln feindfelig erzeige, und daß dieſer ver adelihen Ritterfchaft feindfelige Geift all: 
mählih auf das ganze Beamtenperfonal des Landes übergegangen jei. Deshalb richtete jene 
ütterihaftliche Coterie ihre Beitrebungen theild auf Wiedererlangung einer bevorzugten, excep⸗ 
tionelln Stellung, theild auf Berbrängung des derzeitigen Miniſteriums, vorzüglid des Mini- 
ferd des Innern, Frhru. von Scleinig, in welchem fie einen erklärten Aveldfeind zu er: 
bliden glaubte, fowie des bürgerlichen Finanzminifters Schulz, und die Geſchichte der nächſt⸗ 
folgenden Zeit drehte ſich Hauptfächlih nur um ven Wechſel, je nachdem nämlich der erfte ober 
ber zweite jener Zwecke momentan zum nächſten gemadt wurde. Schon jeit einigen Jahren 
waren im Publifum Gerüchte von Immediatgejuchen verbreitet, welche einige Rittergutöbeilger 
beim Herzoge eingereicht hatten, um ſich über die dermalige Unterdrückung des Adels zu be: 
Iöweren und um Öenehmigung einer zwar neuen, doc; mittelalterlich eingerichteten Gorpora= 
tion der Ritterfchait zu bitten; indeß waren diefelben bis dahin ohne allen Erfolg geblieben. 
Der Zellanſchluß gab Gelegenheit zu perfönlihen Zerwürfniffen und das Schidjal des Kreis: 
director von Geyjo, welches allerdings im ganzen gebildeten Publikum Theilnahme fand, 
!dien einen neuen Anhaltepunft zu Operationen gegen dad Minifterium im ariftofratifhen 
Einne darzubieten. Darum hauptfählih — wie fpäterhin ziemlich Elar geworben ift — waren 
ed gerade einzelne Hodjariftofraten, melde bei den neuen Wahlen auf den Ausihlup aller 
Etaatödiener drangen: man kannte die Berftimmung der freiinnigen Oppofition, man wollte 
Ne verftärfen umd ſich mit ihr bei Oelegenheit zum Sturze des Minifteriums verbinden. 

Am 29. Nov. 1842 trat der neue Landtag zufammen und wurde nur durch eine herzog⸗ 
liche Commiſſion, alſo mit noch mehr vereinfachten Formen eröffnet. Man ſchien alle perſön— 
igen Berührungen ſoviel als möglich vermeiden zu wollen. Zum erſten male bekam jetzt die 
Präfidentenwahl einige Wichtigkeit, nachdem man bisher faſt inſtinetmäßig der Marime ge— 
ſolgt war, ein Mitglied der adelichen Ritterſchaft und zwar aus ven höhern Staats: oder Hof- 
btamten zu wählen. Ebenſo leicht aber vereinigte man ſich jegt, als erften Gandidaten ‚von 
Genio, deſſen Wahlzeit noch nicht abgelaufen war, vorzufclagen, in der jihern Borausfegung, 
dap gerade neben den beiden andern Candidaten, Steinader und Löbbecke, feine lanvesfürft: 
be Beftitigung feinem Zweifel unterliege. Die Beweggründe dafür waren verſchieden. 
Nanche mochten der Regierung dadurch Trotz bieten wollen, andere betrachteten die Erhebung 
au den Präſidentenſtuhl als eine Genugthuung, die man den Gekränkten ſchuldig ſei, noch 
indere aber wünſchten ihm, der außerdem gewip eine ſehr peinliche Aufgabe gehabt hätte, eine 
ibejangene Stellung in der Ständeverfammlung zu verſchaffen. Ganz gegen die allgemeine 
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Erwartung wurbe jedod) der zweite Candidat, Steinader, betätigt. Damit waren die bisher fo 
ſchwankenden, ungewiflen Berhältniffe in eine ganz neue Lage gebracht. Die Regierung hatte 
ſich offen an die freifinnige Partei in Her Kammer gewandt, fie hatte ausgeſprochen, daß ſie ihrer 
Loyalität, ungeachtet ſo mancher frühern Differenzen, vertraue, daß ſie den zweideutigen und 
nur durch unangemeſſene Opfer zu erkaufenden Beiſtand der ariſtokratiſchen Fraction entbehren 
‚wolle, fie hatte ſich über die vielen Bedenklichkeiten hinweggeſetzt, welche Vorurtheil und Angſt⸗ 
lichkeit gegen ſolche Begünſtigung des einfachen Bürgerthums erheben konnten. Aber je un— 
erwarteter die Lage gekommen war, deſto ſorgfältiger mußte ſie aufgefaßt und in allen Rich— 
tungen und Verhältniſſen erwogen werden. Der conſtitutionellen Partei konnte ed nad dem 
Geſchehenen nicht mehr zweifelhaft bleiben, daß aud das Minifterium die Verhältniſſe für un— 
gewöhnlich hielt, jie Eonnte deilen Sturz um fo weniger begünftigen wollen, als fie ih vorher 
fagen durfte, wer dann and Ruder käme und wie ſchlecht man ihr felbit lohnen würde. Gerade 
was früherhin leicht zu fürdpten war, ein ernftlicher Streit mit der Regierung, der wol gar zur 
Auflöfung führte, mußte jegt auf pas forgfältigfte vermieden werben ; die ariftofratifche Partei 
hätte dann ihre Unentbehrlichkeit bewiejen, fie fonnte darauf hinzeigen, dag mit den Freijin- 
nigen nicht regiert werben Eönne, dag dad Miniiterium ſich compromittirt und feine eigene Un: 
fähigkeit an ven Tag gelegt habe. Allen diejen Gefahren war nur durch ein höchſt befonnenes 
Benehmen der freilinnigen Partei zu begegnen, weldye dann aber auch Gelegenheit erhielt, ſich 
aut einen Grade politifcher Bedeutung, welchen fie bis dahin vergeblich zu erkämpfen gefucht 
hatte, dauernd zu befeftigen. 

Der erſte Abſchnitt Diefes merfwürbigen Landtags währte nur Eurze Zeit. Das Ginzige von 
Erheblichkeit, was erledigt wurde, war die Verlängerung des wegen der ſüdweſtlichen Gebiets: 
theile mit Sannover beftehenden Interimifticumsd nochmals auf ein Jahr, weil Hannover mit 
feinen Vorbereitungen zum Eintritte in den Zollverein zwar noch nicht fertig, aber doch zu deren 
Beendigung in kurzer Zeit fihere Ausficht vorhanden fei. Die Ständeverfanmlung gab ihre 
Zuſtimmung unbedenklich ab und wurde dann bis zum 2. Febr. vertagt, damit die Finanz: 
commiſſion das Budget prüfen könne. Auch follte nun die Eifenbahnftrede in der Richtung 
nad) Hannover gebaut werden, wozu eine neue Gelvbewilligung nöthig war, Diefe erfolgte 
ohne. Widerſpruch, allerdings als eine Nothwenvigkeit, obgleich das kleine Land nun etwa 
3 Mill. Thlr. an Gifenbahnen verwandt hatte. Beim Wiederbeginn der Geſchäfte wurde zu: 
nächſt die Frage wegen des vollftändigen Druds der Protokolle mit den Namen, die nun ſchon 
ald eine jih von jelbit verftehenve galt, mit abermals gefteigerter Mehrheit zu Gunften der 

ffentlichkeit entichieden, fie hatte aber, was bier fogleidy bemerkt werden mag, in ver Haupt: 
fache feinen beffern Erfolg wie früher. Das Minifterium äußerte Bevenfen, „während: des 
jegigen Landtags‘ auf ven’ Antrag einzugehen, ſprach jedoch jeine eigene Geneigtheit für 
die Sache ziemlich unverhohlen durd den Zulag aus, daß man den Gegenftand, weil vie 
Ständeverfammlung wiederholt darauf zurückkomme, ferner im Auge behalten und fpäter- 
hin fich weiter darüber entichliefen wolle. Weiter fonnte man aljo nad einem zehnjähri— 
gen Kampfe für eine durch frühere Behlgriffe einmal verdorbene Lebendfrage auch noch jegt 
nicht gelangen! 

Die Verhandlungen über dad Budget bildeten diesmal den kritiſchen Wendepunkt des Land- 
tage. Von den wiederholt beantragten Erjparungen waren abermals nur wenige eingeführt, 
ver Militäretat wiederum gefteiger. Man wollte eine Pauſchſumme abfegen und, um in diefer 
Hinficht die Brüde hinter ih abzubrechen, die Anforderung im Budget der Negierung gerade: 
bin verwerfen. Hierüber hatten fi) einige der einflußreichiten Mitglieder der Ariftofratie, von 
welchen ver Borfchlag ausging, mit mehreren Abgeoroneten der freiinnigen Partei, denen ber 
Geldpunkt in diefem Augenblide über alles ging, geeinigt, und die gefährlichfte aller Gombina- 
tionen, welde die tiefer Schauenden gerade im Intereſſe der guten Sache zu verhindern gejudht 
batten, ſchien aljo durch das Zufammentreffen von Umftänden, durd Fuge Benugung der Ver— 
hältniſſe von der einen und unvorfichtiged Hafchen nad) dem hingeworfenen Köder von der an— 
dern Seite in der That erreicht zu fein. Der Erfolg eines ſolchen Planes, wenn er gelang, war 
vorberzufehen, er hätte nur in einer Auflöfung der Stänveverfjammlung oder einem Proceſſe 
beim Bundestage beſtanden, und in beiden Fällen wäre gerade dad erreicht, was die freifinnige 
Partei in diefem Augenblide um jeden Preis vermeiden mußte, ein politifcher Lärm, der fie ſo— 
fort um allen Grevit gebracht, felbit im glücklichſten Falle die Früchte des Sieges ihren Gegnern 
übertragen hätte, Es gelang, für die Frage, welche einen Augenblid hindurch im höchſten 
Grade kritiſch and, durch eine Seitenbewegung Zeit zu gewinnen und die Gefahr abzuwenden, 
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Die hiernãchſt ſich zerſplitternden Streitigkeiten um dad Budget drohten noch in kleinliche Zän⸗ 
fereien auöjuarten, bis auch hier ein frievliher Schluß erreicht wurde. 
Unter Zuſtimmung der Ständeverfammlung wurbe nun eine Ausſetzung der Geſchäfte bis 
zum Spätherbfte beichloffen. Allein eine Zeit ver Ruhe follte doch noch nicht eintreten, viel— 
mehr begann der unruhigſte Theil ver Ritterichaft das fchon verloren gegebene Spiel von neuem 
und mit verdoppelten Anftrengungen auf einem andern Gebiete. Sie hatte allmählich einger 
feben, daß das von ihr angefeindete Minifterium ihr gegemüber eine zu treue Stüße in der öf— 
fentlihen Meinung und der diejelbe vertretenden Ständeserfammlung hatte, daß fie alfo 
während der Geſchäfte des Landtags an feine Erfolge für ich denfen dürfe, auch die Journal: 
preſſe war von ihr mit ebenfo wenig Glück als Geſchick verfucht; ed mußten daher andere Wege 
eingeihlagen werden. In Berlin wie in Hannover wurden alle Hebel in Bewegung gejegt, bie 
Unzufriedenheit immer rückſichtsloſer an den Tag gelegt, der Herzog jelbft auf alle Weije daran 
erinnert, daß die Stellung des Adels, den er doch jonft fo gern in feiner Umgebung gehabt, 
unerträglich werde. Der Fürſt wollte weder eine Ungerechtigkeit begeben, noch aud nur den 
Sein derfelben auf ſich laden, er forderte daher die Ritterfchaft. zur offenen Darlegung ihrer 
Beihwerden und Wünſche auf, indem er diefelben aldvann einer gründlichen Prüfung. unter: 
ziehen laffen wolle. Die Nachricht von dieſem Schritte verbreitete ich um jo Schneller im Publi— 
fum, je mehr von dem damaligen Geſchäftsführer der Ritterſchaft — vielleiht nur aus ungei: 
tigem Zartgefühle — Geheimhaltung empfohlen war, und gerade aus diefem Grunde mußte 
fie die Öffentliche Meinung abermals auf das äußerfte aufregen. Wenn man damald von äußern 
Zeichen folder Aufregung wenig im größern deutſchen Publikum hörte, wenn feine Vertrauens— 
adreijen und jonjtige Beweile der allgemeinen Zuſtimmung erfolgten, fo darf man dies nicht 
der Theilnahmloſigkeit des Volks zufchreiben, jondern nur der ruhigen Umſicht derjenigen 
Männer, welche, in ver Mitte des Volks jelbft ſtehend, ſolche Manifeftationen verhinderten, 
weil jie einfahen, daß es derſelben nicht bedürfe, daß vielmehr bei der Zartheit fo mander Ber: 
hältuiffe und bei der leider nicht zu vermeidenden Nothwendigkeit jo mancher Rüdjichten das 
durch nur geſchadet werben möchte. Doch war die Preſſe in jener Zeit um fo thätiger und es 
erihienen Aufſätze und Flugſchriften über die Ritterfrage, welche, zum Theil mit einer bis da: 
hin merhörten Derbheit gefchrieben, aud dem größern Publikum einen tiefern Blick in die 
Verhaltniſſe eröffneten. Ubrigend trug der Schritt der Nitterfchaft jelbft dazu bei, über ihre 
eigentlidhen Zwecke Licht zu verbreiten. Sie trat zu einer großen Berathung zuſammen und bes 
ihlep eine ſchon Früher vorbereitete JZmmediateingabe, weldhe unter Darlegung ihrer angeblichen 
Beiäwerren zugleich Die Vorſchläge enthielt, wie deufelben abzuhelfen fei. Sie wollte Tren— 
nung der Nittergüüter von dem Gemeindeverbande und Vereinigung derjelben zu einer eigenen 
Rittercorporation , welche Nittertage halten, jich jelbit zufammenberufen, mit dem Landesfürſten 
in Geihäftöverbinpung treten, einen Ausſchuß, einen Ritterihaftspirector und das nöthige 
Unterperjonal haben follte, eine rein ritterſchaftliche Ständeverſammlung für Adelszwecke, und 
dad alled vorgeblih nur, um einen winzigen liberreft gemeinſchaftlicher Vermögensrechte (vie 
Ritterſchaft bejigt aus ältern Zeiten ein jegt ziemlich unnüges Gelvcapital von einigen taujend 
Thalern, weldyes verfaſſungsmäßig vom ftändiihen Ausſchuſſe verwaltet wird) wieder in vie 
eigenen Hände zu nehmen. Wenn indef diejer geringfügige Zweck in gar feinem Verhältniſſe 
Hand mit jenem großartigen Apparate von organiſchen Ginrihtungen, fo trat dagegen bie eis 
gentlihe Abjicht aus den hinzugefügten Motiven um jo deutlicher hervor, indem die Bittjteller 
elbſt ziemlich unverbphlen fagten, daß jie dasjenige, was jie jegt forderten, nur auf Abſchlag 
angehmen wollten, und daß die Ritterſchaft überhaupt wieder eine erhöhte politifche Bedeutung 
im Staate haben müfle. Es war aljo darauf abgejehen, nicht nur dem Grifte, fondern theils 
weile au den ausdrücklichen Beitimmungen der Verfaſſung zumider eine vollftändig organi= 
Nrte Adelöcoterie zu bilden, welche, anfangs zu unſcheinbaren Ziveden vereinigt, allmählidy 
den durch ihr Dafein, ihre Bamilienverbindungen und durd ihre Beziehungen zum Fürs 
üen wie zum ausländifchen Adel im Stande gewejen wäre, ſich zu einer bevorrechteten Kafte im 
State emporzuheben ; es follte die Einleitung getroffen werden, um den Grundſatz der flaats: 
türgerlien Gleichheit vor dem Geſetze, zu deſſen Verwirklichung der hochherzige Friedrich Wil: 
deim in feinem kräftigen Gerechtigfeitöjinne den Weg angebahnt, den die neue Verfaſſung 
datchgeführt hatte, wieder zu zernichten, an die Stelle ded Nechtöftaats wiederum ben Feudals 
haat zu fegen. Auch dem Keitern der Sache konnte ed unmöglich zweifelhaft fein, daß jie jo uns 
ueflene Anſprüche nie durchſetzen würden; folange die Verfaſſung beftand und treu gehand⸗ 
dabt wurde, deſto geneigter twar das Publikum, an auswärtige Ginflüffe und Unterflügung zu 
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glauben, zumal man wußte, daß es dem jetzigen braunſchweigiſchen Regierungöſyſtem noch 
keineswegs gelungen war, alle Abneigungen in Berlin und Hannover zu überwinden. Die all: 
gepieine Spanmung nahm täglich zu, allein der geſunde Sinn fiegte und die ritterſchaftlichen 
Bittfteller wurden zur großen Freude des ganzen Landes vom Fürſten in fehr entſchiedener 
Form zurüdgewiefen. Damit trat Ruhe ein und die Gewißheit, daß, wenn der Kampf noch— 
mals erneuert werden follte, die doch nur in den regelmäßigen Formen des conftitutionellen 
Lebens, d. h. in der Stündeverfammlung geihehen würbe. 

Zu derjelben Zeit, als diefe Entſcheidung befannt wurde, nämlih im Spätherbfi 1843, 
traten die Stände wiederum zufammen. Die Verhandlungen über Hannovers Beitritt zum 
Bollvereine waren ohne allen Erfolg geblieben und, ald man endlid Hannovers wahre Ab— 
ſichten erfannt hatte, entſchieden abgebroden. Der jhon früher geſchloſſenen Übereinkunft zu= 
folge wurden nun auch die ſüdweſtlichen Gebietötheile dem Bollvereine einverleibt. Es trat nun 
mit dem neuen Jahre — um dies hier ſogleich hinzuzufügen — ein höchſt gehäfjiger Grenzkrieg 
zwiſchen den beiden ſtammverwandten Staaten ein; die durch den Druck veröffentlichten Staats— 
ſchriften offenbarten auch dem größern Publikum ein diplomatiſches Verhalten, von welchem 
man doch in der That feine Ahnung gehabt hatte, und, was das Schlimmſte war, die unfreund⸗ 
lihe Stimmung ging auf die Volksſtämme über. Doch fam man fpäter zur Befinnung, und im 
Sabre 1845 erfolgte eine Annäherung wenigftens infofern, ald auf Hannovers Wunſch einige 
Gebietsaustauſchungen fattfanden und gemeinfhaftlihe Maßregeln zur Verhütung ded Schleich- 
handels verabredet wurden. 

Mol niemand hatte beim Anfang diefed Landtags geglaubt, daß deſſen Geſchäfte fogar 
am Ende des Jahres 1843 nody nicht erledigt fein würden; allein die Zeit jelbjt hatte einen 
Gegenftand in den Vordergrund gebrängt, beilen baldige Erledigung immer ‚allgemeiner für 
notbwendig gehalten wurde. Died war das Bedürfniß einer Landgemeindeordnung. Gine 
folche eriftirte biöher überhaupt nod nicht, die Verwaltung der Angelegenheiten der Landge— 
meinden murde theild nad gefeglichen Beftimmungen über einzelne Gegenftände, theild nach 
abnıiniftrativen Ermeſſen georonet, und obgleich dad Kandesgrundgejeg eine Gommunalorb= 
nung für die Städte wie für die Landgemeinden verheißen hatte, fo war dieje Zufage bisher 
doch nur erft in Anjehung der Städte erfüllt. Allerdings. hatte ſchon das Landesgrunngejeg 
den allgemeinen Sag aufgeftellt, daß jeder Kandedeinwohner einer Gemeinde und jedes Grund— 
ftüd einem Gemeindebezirfe angehören müjle, und diejer Grundſatz war das nothivendige Er: 
gebniß der Entwidelung, weldye die Sache jeit 1814 genommen hatte, allein hauptſächlich gegen 
ihn war auch in den legten Jahren die Oppofition der Nitterfchaft gerichtet, fie beſchwerte ſich 
über den abminiftrativen Geift, in welchem interimiftiich ihr Verhältniß zu den Landgemeinden 
georbnet wurde, und verlangte Trennung von denfelben. So war dad Bedürfniß auf allen 
Eeiten Elarer erkannt, der Antrag, die Regierung um Vorlegung einer Landgemeindeorpnung 
zu erjuchen, wurde wiederholt und diesmal nicht nur von dev Ständeverfammlung angenommen, 
fondern aud) vom Minifterium die Gewährung verheißen. Allgemein war jegt Die Aufmerffam= 
feit des ganzen Landes auf diefen legten Hauptgegenftand der ftändifchen Thätigkeit gerichtet, 
und nicht leicht ift jemals mir größerer Spannung einem Gefegentwurfe entgegengejehen worben 
als der neuen Landgemeindeordnung, von welder allein man aud eine bauernde Befeitigung 
der ritterſchaftlichen Reactionsverſuche glaubte erwarten zu können. Die Vorarbeiten verzöger— 
ten ji) indep den Ungeduldigen faft zu lange; vielleicht aus Abficht, weil man die vorhandene 
Aufregung ſich wieder wollte legen laſſen. Beinahe ein volles Jahr glaubte das Minifterium 
zur Vollendung des Entwurfs nöthig zu haben, und e& wurde deshalb eine abermalige Ver— 
tagung bis zum Noveniber 1844 bewilligt. 

Leider blieben indeß alle auf diefen Zweck gerichteten Beftrebungen erfolglos. Der Stände: 
verfammlung wurde zur beftimmten Zeit zwar der Entwurf einer Landgemeindeorbnung vor: 
gelegt, aber derfelbe entipradh den davon gehegten Erwartungen keineswegs. Zuerft war das 
Verhältniß der größern Güter zu den Landgemeinden weder an jich richtig aufgefaßt, noch den 
einmal bejtehenven grundgefeglichen Beftinnmungen gemäß autgeführt. Statt jene Güter or— 
ganiſch mit. den Gemeinden zu verbinden, hatte man fie neben diejelben als felbftberechtigte Ber: 
jönlichfeiten geftellt, und, um dabei der verfaffungsmäßigen Borfhrift, daß jedes Grundſtück 
im Lande einer Gemeinde angehören folle, wenigftens äußerlich zu genügen, einen bisher gar 
nicht gefannten Unterſchied zwifchen einer Dorfgemeinde und einer Kandgemeinde aufgeftellt, 
deren legte bald in der Verbindung eines Dorfes mit einem größern Gute, bald in einem Dorfe 
oder auch gar in einem Gute allein jollte beftchen können, im erjten Balle aber gar feinen wirf- 
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lichen Organismus, fondern nur zwei gleichberechtigt nebeneinander ſtehende Berfönlichfeiten 
— dad Dorf und dad Gut — hatte und in allen Differenzfällen von ver Entſcheidung der Ad⸗ 
miniftratiobebörben abhing. Die Unangemeilenheit und Unrichtigfeit dieſes Princips lag auf 
der Hand, und ed ift kaum zu begreifen, daß die Nittergutöbefiger in der Ständeverfammlung 
bie aud für fie daraus hervorgehenden Nachtheile nicht eingefehen haben. Zunächſt war bie 
linterjheidung zwiſchen Dorfgemeinden und Landgemeinden, bei welchen denn doch die Er— 
iheinungen wieder ſehr häufig in venjelben Merkmalen zufammengefallen fein würden, eine 
fünftlihe, nur in ven Schematismus des Geſetzes hineingezwungene, welde fi vom Sinne bes 
kandesgrundgeſetzes unbeftreitbar entiernte. Dann wurde den aus Dörfern und Gütern zu— 
fammengejegten Landgemeinden fein wirkliches Dafein, fondern nur eine fünftlihe Schein: 
eriften; gegeben, bei welcher jogar der individuelle Wille der einzelnen Perfönlichkeit in der 
Unterwerfung unter die Adminiſtrativgewalt des Staats fid völlig auflöfte. Einem fehr großen 
Theile der Lanpbewohner wäre dadurch der Segen eines freien Gemeindelebens völlig entzogen, 
das Regiertiverden für fie verewigt; man hätte (verhältnißmäßig) freie und unfreie Dörfer ber 
fommen, daneben auch wol jogenannte Landgemeinden, welche nur aus einer einzigen Familie 
beftanden. Dem Begriffe einer Landgemeinde fehlte alle innere Nealität und damit auch die 
Möglichkeit ded praftiichen Beſtehens und der Entwidelung; er war nur eine Formel für die 
Berehtigung der Negierungdgemwalt. Hatten die Rittergutsbefiger Schon bisher über ihre Ab— 
dängigfeit von den Staatöbehörven in ihrem Verhältniſſe zu den Landgemeinden geflagt, fo 
follte jegt diefe Abhängigkeit zum Gejege gemacht, von ihnen jelbft als eine Nothwendigfeit 
anerfannt werden. Und aud da, wo das Geſetz den Gemeinden eine organische Selbftbeftim: 
mung einräumte, war doch dieje Freiheit wiederum in allen weſentlichen Punkten nur eine 
IKeinbare und Dusch das adminiftrative Bevormundungsprincip dermaßen eingeengt, daß von 
der Grundbeftimmung der Verfaffung, nad welcher „vie Gemeinden ihr Vermögen durch ihre 
Behörden felbftändig verwalten follen”, kaum eine Spur übrig blieb. Hauptſächlich um dieſe 
Sragen drehte jich der Kampf der Ständeverfammlung, und fchon fehr früh zeigte fich eine be: 
deutende, zum Theil felbit aus Staatsdienern beſtehende Majorität gegen die Grundfäge der 
Regierung, welche merfwürdigermweife in diefem Falle hauptſächlich nur von den ritterſchaft— 
ligen Abgeorpneten unterftügt wurden. Jene Majorität verwarf die Unterfheidung zwiſchen 
Randgemeinden und Dorigemeinden, wollte die größern Güter organisch mit den Gemeinden 
verbinden und jenen in ver Gemeinde nur ein den Umfländen nach vermehrtes Stimmengewidht 
geben, fie wollte ferner die Ginwirfung der Staatögewalt bei Gemeindeangelegenheiten auf ein 
der nothwendigen Selbftändigkeit entiprechendes Map zurückführen und auf diefe Weife ein Ge— 
meindeleben möglich machen, welches bei ven dazu vorhandenen trefflihen Elementen eines tüchti— 
gen Bauernftandes gewiß die beften Früchte getragen hätte. Die Negierung blieb jedoch gerade 
in diefen Grundprincipien bei ihrer einmal gefaßten Anſicht, und die Folge davon war, daf nun 
dad Öefeg in der Ständeverfammlung mit einer bedeutenden Mehrheit verworfen wurde. ®) 
Gleiches Schickſal Hatte ein anderer Gefegentwurf, der einen alten verfaffungsmäßigen Ans 
ſptuch befriedigen follte. Bei der neuen Organifation im Jahre 1832 hatte man geglaubt, die 
Intereffen des Landes in Bezug auf die Gehalte der Staatsdiener nach beiden. Seiten hin, fo: 
wol gegen übertriebene Kargheit (die unter der geftürzten Regierung fo verderblid geworden 
war) ald gegen Verſchwendung, beſſer wie durch das in feinen Staaten jo leicht nur zur Form 
werdende Steuerbewilligungsredht der Stände fihern zu müſſen, und vereinigte ji deshalb 
über den Grundfag, daß die Normalgehalte der Staatsdiener durch ein Gejeg geordnet werben 
follten. Wie e8 aber fo häufig der Ball ift, daß man fich leicht über einen allgemeinen Satz ver: 
Rinigt, deſſen praftifhe Schwierigkeiten man erft fpäterhin bei der weitern Behandlung kennen 
lernt, und daß man am Ende jich von der völligen Unausführbarkeit überzeugt, fo ging ed auch 
bier, Die Ständeverfammlung verfäumte auf feinem Landtage, an das Gefeg wegen der Nor: 
malgehafte zu erinnern, die Regierung hatte auch fhon Früher einen Entwurf vorgelegt, welcher 
über wegen ded ungemein großen der Negierung vorbehaltenen Spielraum zu gefährlich ſchien, 
ad dag er hätte angenommen werden können. Die Sade wurde abermals bearbeitet und auf 
dieſem Landtage ein verbeiferter Entwurf vorgelegt, allein die Ständeverfammlung überzeugte 
"4 jehr bald, dag auch damit der von ihr beabfichtigte Zweck keineswegs erreicht werden würde, 
Und doh mußte man zugeben, daß die Regierung in der Hauptaufiaffung der Sache und in 
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der Beſchränkung ihrer Befugniſſe bis auf eine Grenze zurückgegangen war, welche fie nicht 
aufgeben durfte, da fie bei Gehaltsbeſtimmungen einen Spielraum gar nicht entbehren, auf 
die Berichtigung außerordentliher und individueller Verhältniffe nicht verzichten durfte, 
Darin aber lag wiederum vie Gefahr für die Ständeverfammflung, melde nie auch nur eine 
Erinnerung zu machen gebabt hätte, folange der höchſte Normalfag nicht überfchritten war, 
An diefer offenen Unmöglichkeit, beide Intereffen durch eine legislative Mafregel zu vereinigen, 
mußten alle Verſuche einer Vereinigung fheitern, und der Gefegentwurf wurde deshalb ein: 
ſtimmig abgelehnt. 9) 

Es war als ob ein Unftern über dem Schluffe des Landtags waltete; denn nicht genug, daß 
die Hoffnung auf zwei wichtige, längſt' erwartete Gefege aufgegeben werden mußte, es fam nun 
auch noch eine gar nicht geahnte finanzielle Verlegenheit hinzu. Man ftand ſchon im legten 
Jahre der Finanzperiode (1845) und hatte num die unangenehme Entdeckung gemacht, daß 
diefelbe mit einem Deficit von 230000 Thlrn. fließen würde. Daffelbe wurde durch den be: 
deutenden Ausfall an verfhiedenen Binnahmepoften zwar erläutert und dabei die Hoffnung 
ausgeſprochen, daß die Verlegenheit nur eine zufällige und vorübergehende und das Gleich: 
gewicht in ben Finanzen fehr bald miederherzuftellen fein werde; allein der ſchlimme Eindruck 
mußte bleiben, zumal aud) für den Augenbli zur Abhülfe nur Palliative — Mitbenugung 
des Reſervefonds, Beihränfung der Amortifation, Berfhiebung einiger Ausgaben und eine 
kleine Anleihe — vorgefchlagen werden fonnten. Wie unangenehm überrafchend die Sache aud) 
fein mochte, fo blieb dod der Ständeverfammlung nichts übrig, als jene Vorſchläge — nur mit 
einigen nöthigen Mopdificationen — zu genehmigen. Freilich hielt fie dem Minifterium nun— 
mehr in einer ausführlichen Darftellung die Gefährlichkeit einer Finanzverwaltung vor, welche, 
ungeadhtet der von der Ständeverſammlung feit einer Reihe von Landtagen und immer drin: 
gender geäußerten Bedenflichfeiten, den nur auf vorübergehenden Umftänden beruhenden Zu— 
wachs an Staatseinnahmen als dauernd betrachtet und damit immer fogleich eine dauernde Ver— 
theuerung des Staatshaushalts verbunden habe; fie wies zugleich auf die nun immer Elarer 
erfannte Nothwendigkeit hin, zu weientliden VBereinfahungen in der Civil: und Militäror- 
ganiſation überzugehen. Doch bei diefer allgemeinen klagenden Empfehlung, welche ſicherlich 
keinen Eindruck mehr machte, nachdem die Abgeordneten die Stadt Braunſchweig im Rücken 
hatten, blieb es auch, und ver Antrag, in jener Hinſicht eine beſtimmte Zuſicherung für die 
nächſte Finanzperiode zu fordern, fiel durch, weil er ebenfo ungeſchickt eingebracht ald unanges 
meflen und unzeitig vertheidigt wurde. So half man dem Minifterium durch Einwilligung im 
die vorgefchlagenen Deckungsmaßregeln aus einer ohne Zweifel ſchwierigen Lage und erhielt 
dafür eine Erwiderung, worauf fi auch nicht eine Spur von Hoffnung auf fünftige Einſchrän— 
kungen im Staatshaushalte bauen lief. 

Auf diefe Weije wäre der legte Abſchnitt des langen Landtags der unfruchtbarſte, unan= 
genehmfte gemefen, wenn er nicht durch zmei erfreuliche Erfcheinungen noch eine wohlthuende 
Beleuchtung erhalten hätte. Das gefahrprohende Verhältniß der Herzogthümer Schleswig— 
Holftein und befonders die däniſchen Ertravaganzen über daffelbe in ver Ständeverſammlung 
zu Roeskilde hatten die Aufmerkſamkeit Deutſchlands erregt, und unter den deutſchen Stände- 
verfammlungen war bie braunſchweigiſche die erfte, welde die Sache zur Sprache brachte. Der 
. Abgeorbnete Hollandt forderte zum Ausdrucke des Vertrauend auf, daß die verbündeten deut— 





9) Die Sache wird damit wahrfcheinlich für immer abgemacht fein und die Ständeverfammlung 
wol nicht wieder auf die Duadratur des Zirfels zurückfommen. Iſt die Aufgabe in allgemein genügen» 
ber Weife auch unlösbar, fo weit fie dody in ihrem häufigen Wiederfchren auf einen unbeftreitbaren 
Mangel unferer jegigen Berhältniffe hin. Die Idee der Firirung einzelner Ausgabepofttionen im 
Staatsbudget ift eine alte; fie lag, wenn auch noch unklar, dem erfterbenden Steuerbewilligungsrechte 
ber frühern Beubalftände zu Grunde; fie führte in Braunfchweig unter der vormundfchaftlichen Regies 
rung auf die dauernde Normalifirung der Militärbedürfniffe, ein Plan, der auch in der nenern Zeit 
nochmals leife in die Welt gejchoben wurde, aber auf entichievenen Widerftand ſtieß. Die Feſtſetzung 
von Staatsbedürfniſſen durch dauernde Geſetze, in welcher Form ſie auch erfolgen möge, iſt und bleibt 
eine inconſtitutionelle Maßregel, durch welche das verfaſſungsmäßige Prineip ſich für banfrott erflärt 
und feinen eigenen Lebeusnerv freiwillig dahingibt. Es iſt übel genug, wenn unter dem Zwange äuße— 
rer Berbältniffe und bei der Kleinheit der Stanten das Steuerbewilligungsrecht nicht zur Reinheit ber 
Erfcheinung gelangen fann, allein niemals follten Ständeverfammlungen ihre Hände dazu bieten, daf- 
felbe durch Gefege, die doch aud nur Schug zu gewähren ſcheinen, während fie das Princip zerftören, 
freiwillig zu opfern. Das hannoverfche Staatsgrundgefeg wollte eine ähn iche, aber doch im ganzen 
leichter ausführbare und weniger bedenfliche Maßregel in ven fogenannten Dicnftreyulativen. 
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ſchen Regierungen die Selbſtändigkeit der deutſchen Herzogthümer Schleswig, Holſtein und 
Lauenburg gegen dänifche Ilbergriffe zu fichern entfhloffen fein würden, und diefer Antrag 
wurde ungeachtet des von einigen Seiten verfuchten eifrigen Widerſpruchs gegen eine kaum in 
Betracht ommende Minorität (von im ganzen vier Stimmen) angenommen. Die zweite jener 
wohlthuenden Erſcheinungen war der Umſtand, daß diesmal fogar ein Antrag auf Offent⸗ 
lihfeit und Mündlichkeit des Strafverfahrend nicht nur (vom Abgeordneten Mansfeld) geftellt, 
fondern auch nad) erftattetem Commiſſionsberichte mit einer der Stimmeneinheit nahe fommens 
den Majorität angenommen wurde. Die Erwiderung der Regierung war zwar für den Augen- 
blick ausweihend: fie habe ſich über die wichtige Frage noch feine beftimmte Anficht gebildet — 
vielleicht au Hier mehr nur äußern Rückſichten ald ver eigenen Neigung nachgebend — aber 
aud nicht zurücdweifend, was fie doch ſelbſt im Ball eines vorhandenen erheblichen Zweifels 
wabrfcheinlich gewefen wäre. Damit war für die Frage auch in der Öffentlihen Meinung be: 
veutend an Terrain gewonnen. 

So endete der lange Landtag, an deifen Anfang fih Hoffnungen wie Befürchtungen der 
verfhiedenften Art gefnüpft hatten, mande Erwartung täufchend, vielen unbefriedigend, viel: 
leiht nur der tiefern Einjicht die Gemwißheit gebend, daß doch auch diesmal wenigftens etwas 
für den Fortichritt gewonnen fei. K. Steina der. 

Braunfhweig. Verfaffungsgefhichte feit 1846. Die Darftellung der Bes 
gebenheiten hat nun einen Zeitraum erreicht, in welchem jchon, erft ſchwächer, dann flärfer, bes 
deutfame Symtome einer ſich im Staatöleben vorbereitenden Krifis an manden Punften auf- 
taudten. Während auf der einen Seite die bisherigen Ergebniffe des Repräfentativfuftems 
nicht genügten und manche Klage darüber laut ward, ſchien daſſelbe aufder andern Seite einiger: 
wagen unbequem zu werden, und ſcharfſichtige Politiker glaubten in diefer Richtung ſchon „ein 
Kniftern im Gebälk“ manches Verfaffungsgebäudes zu vernehmen. 

Zu Anfang des Jahres 1846 trat nun dieje Fritifche Stimmung aud im Herzogthume 
Braunihweig ziemlich deutlich zu Tage. Auf dem im December 1845 eröffneten Landtage ent= 
Wann ſich über Das Budget jener Streit zwiſchen ven beiden Factoren der Geſetzgebung, welcher, 
vorläufig auf eine wohl für beide Theile unbefriedigende Weife gelöft, den politifchen Horizont 

dd Landes jahrelang ummölfte. 1) Jet indeſſen, nachdem der Eonflict längft friedlich geſchlich⸗ 
tet, nachdem infolge des inzwiſchen eingetretenen mehrfachen politifhen Umſchwungs fo mans 
de} damals wichtig Scheinende ehr an Werth verloren hat, wird eine gedrängte Überfiht der 
Hauptmomente Hier vollkommen genügen. 

Iener Landtag, allein zur Feſtſtellung des Budgets berufen, führte gleihwol nicht zu einer. 
Einigung über vaffelbe. Die Verhandlungen über das Deftcit hatten wirklich mehr Auffehen er: 
tat, ald die äußere Ruhe ahnen ließ, und von den Wählern war daher der frühere Wahlfprud) 
„Keine Staatödiener mehr!’ mit Conſequenz durchgeführt. Die Ständeverfammlung erhielt das 
buch einen fo großen Zuwachs an unabhängigen Elementen, daß fie mit mehr Selbftvertrauen 
ald früher ana Werf gehen durfte. Lediglich auf die verfaflungsmäßige Mitwirfung bei Feſt— 
Rellung des Etats angewiefen, konnte fie diefem eine erhöhte Aufmerffamfeit widmen. Sie 
gelangte bald zu ber Überzeugung, daß mehrere Ausgabepofitionen einer Herabfegung fähig 
ſeien, und beſchloß mit großer Majorität, eine Ermäßigung derfelben, namentlid des Militär- 
cats zu beantragen, 

Die Landesregierung aber blieb im weſentlichen bei den urfprüngliden Anforberungen 
feben und beſtritt in den Motiven theilweiſe die ftändifche Befugniß, in beanfprudyter Maße auf 
die fraglichen Anfäge einzumirfen. Dadurd wurden Principienfragen in ven Kreis der Debatten 
gejogen, welche den Streitpunften eine dad materielle Interefle weit überragende Bedeutung 

‚gaben. Nah umfaflenden Verhandlungen beharrten beide Theile in den Hauptpunften bei 
Iren Anfichten. Selbft über die vorgejhlagenen Auskunftsmittel Fonnte man ſich nicht einigen, 
indem die Megierung die von den Ständen gewünfchte und in einer ſehr loyalen Immebdiat: 
weite erbetene Konferenz zur Verftändigung, die Ständeverſammlung aber die vegierungs- 
tigbeantragte Brovocation auf das Bundesfhiedsgericht ablehnte; und in dieſer Rage ver Sache 
war der Randtag verabfhiedet. Die Ständeverfammlung trennte fi, nachdem fie im legten 
Augenblie eine auf grundgefegliche Beftimmungen 2) geftügte Verwahrung dahin ausgefpro: 


I) „Der kraunfchweigifche Landtag von 1846, von K. Steinader, in Weil’s Eonftitutionellen 
Yhrbüchern, Thl. 8 

2) Die weſentlichſten find folgende: $. 174. Keine allgemeine Steuer kann ausgefchrieben, erhoben 
dar verändert werben, ohne fländijche Bewilligung. $. 178. Das findifche Bewilligungsrecyt erſtreckt 
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Gen hatte, daß der Etat, weil derſelbe nicht vereinbart, auch nicht — wie fonft herkömmlich — 
duch Aufnahme In den Landtagsabſchied publicirt werden dürfe. Die Situation war nun 
allerdings eine ziemlih bevenflihe. Es fehlte für dieſe Finanzperiode an der verfafjungs- 
mäßigen Grundlage für die Führung des Staatshaushalts, und das Grundgeſetz enthielt für 
den Fall der Nichteinigung über dad Budget feine aushelfende Beftimmung. 

Bald erfchien jedoch das „, Binanzgejeg‘ vom 23. Juli 1846. Durch dafjelbe wurden nur 
diejenigen Specialetats, mit denen die Stände fich vorläufig einverftanden erflärt hatten , unter 
ihnen alle die Steuern enthaltenden, alſo nur Stüde eines Etats, publieirt und ihre Ausführung 
verfügt. 

—Durch diejed Ereigniß warb aber der ſtändiſche Ausſchuß — grundgefeglich verpflichtet, 
zwifchen ven Landtagen die Berfaffung zu wahren — veranlaft in die Sache einzutreten. In fei- 
ner Mitte war man zwar bald darüber einig, daß eine Abweihung von der gefeglichen Ordnung 
vorliege, aber über die ftaatsrechtlihe Beihaffenheit dieſer Abmweihung und über die zu ergreis 
fenden Mittel gingen die Anfichten auseinander. Einige Mitglieder hielten die Verfaſſung für 
verlegt und den Ausſchuß für verpflichtet von feinem verfaflungsmäßigen Rechte der Convo— 
eation der Stände Gebraud zu madhen, um möglichſt bald die gejegliche Ordnung herzuftellen; 
die andern gingen von mildern Anfichten aus. So fam ed nur zu Majoritätsbefhlüffen, und 

war zu nicht ganz conformen, indem einmal die eine und nachher die andere Anſchauung die 
berhand gewann. 

Zunähft ward wegen Verletzung der Verfaffung und mit Hindeutung auf jened grund: 
geſetzliche Mittel ein ziemlich energifiher Einfpruch erhoben. In der durch denjelben veranlaßten 
Gorrefpondenz mit dem Stantsminifterium machte dieſes für das Finanzgefeg unter anderm 
ben Grundſatz geltend, „ed Fönnten Fälle eintreten, zu deren Beurtheilung die Beitimmungen 
der Berfaffung nicht ausreichten, deren Enticheidung aber gleihwol durch höhere Rückſichten 
geboten werbe, und folder Fall jei der vorliegende‘; ferner hätten die Stände in ihrem — 
alle die verjchiedenen Erflärungen über jede einzelne Etatpofition zufanımenfajlenden — Haupt— 
reiben über das Budget ihr Einverſtändniß mit den publicirten Speciajetats erklärt, alfo 
feien namentlich die darin begriffenen Steuern für beivilligt zu halten. Daneben wurbe 
übrigens der der Finanzverwaltung factifh zu Grunde gelegte Voranſchlag mitgeteilt, wel— 


her eine Zuſammenſtellung der Fragmente ded Binanzgefeges mit den nicht vereinbarten Pofi- 
tionen enthielt. h 


Der Ausſchuß dagegen hatte ſich bei feinem Einſpruche auf die einfchlagenden Beftinmun- 
gen des Grundgejeges ?) berufen. Schließlich indeſſen ſprach derſelbe nur jeine Überzeugung, 
dap das Finanzgefeg über die Grenzen der Verfaſſung hinausgeführt habe, und feine Anficht 
aus, daß die nicht vereinbarten Staatdausgaben nicht für juftifieirt zu Halten feien, und erklärte 
dabei unter Proteft gegen ven jenfeitig aufgejtellten Grundfag und ımter allgemeinem Vor— 
behalte feiner Befugnifle, daß man „bei vermaliger Lage der Sache“ von weitern Schritten”zur 
Sicherung der ſtändiſchen Rechte für jegt abftehen wolle. 

Ein in Verfolgung des urfprünglichen Einſpruchs geftellter Antrag auf Gonvocation der 
Stände war, bejonderd wol wegen der infolge verfelben zu bejorgenden allgemeinen Auf— 
regung, vor jener Schlußerklärung abgelehnt worden. 

So blieb die Diſſonanz, mit welcher der Landtag von 1846 ſchloß, vorläufig ſchwebend und 
der Werth der Berfaffung, befonders für ſolche Differenzfälle, um fo mehr in Frage geftellt, als 
der ſchließliche Proteſt eigentlich nicht dad ganze Berfahren, fondern nur die Nechnungsfrage 
Hinfichtlich der nicht publicirten Etatſtücke zu treffen ſchien. 

Erft das Jahr 1848, das jo manden politifhen Miston verftummen machte, befeitigte 
auch diefen, und ed mag des Zufammenhangs wegen gleich der weitere Verlauf Hier folgen. 

Schon im April 1848 fam eine ausgleichende Regierungspropofition. Dabei warb zu= 
nächſt unter anderm eingeräumt, daß man, ohne die Einwirkung fpäterer aufergewöhnlicher 
Greigniffe, mit den von den Ständen für den Militäretat bewilligten Summen gereiht Haben 


fich. bei feiner Ausübung nicht allein auf die Art und den Betrag der öffentlichen Abgabe und Leiftung, 
fondern auch auf die Dauer, Erhebungsweife und Berwendung der Steuer. $. 176. Nachdem über dieſes 
alles zwiichen der Landesregierung und den Ständen eine Übereinfunft getroffen, wird die verwilligte 
Auflage durch ein in gewöhnlicher Weite mit Bezug auf die ftändifche Bewilligung zu publicirendes Gefetz 
ausgejchrieben. $. 177. Den Stünven flieht das Recht zu, gemeinfchaftlicy mit der Landesregierung dem 
Staatshaushaltsetat feRzuftellen. e 

3) ©. Note 2. 


Braunſchweig 65 


würde. Dann aber erfolgten verfchiedene, früher aus principiellen Gründen nicht gewährte 
Aufklärungen. Hierin lag wenigftend einige Genugthuung für die Ständeverfammlung 
und da außerdem der bisherige Finanzminifter, welcher allein das Zinanzgrfeg contrafignirt, 
und die Minifterialf'greiben in dieſer Angelegenheit unterzeichnet hatte, von feinem Amte 
jurüdtrat, die großen Tagesfragen aber ſolche Häusliche Zwiftigfeiten in den Hintergrund 
drängten, jo verglih man fi bald über einen naditräglichen Etat. Daneben ward jedoch auf 
einen befondern Antrag (vom Abgeorbneten Mansfeld) befchloffen, zu erfären, vaß durch das 
Verfahren des Finanzminifters, befonderd durch das Finanzgefeg die Berfaffung verlegt fei 
und all und jede Zuftändigfeit in diefer Beziehung gewahrt bleiben folle. Auf den nächſten 
Sandtage jegte die Berfanmlung auf Veranlaffung felbftändiger Anträge (von den Ab: 
geordneten Triep8 und Aronheim) zur Unterfuhung der amtlichen Thätigfeit des vormaligen 
Rinanzminifterd eine Commiſſion nieder, abftrabirte jedoch auf Bericht derfelben fpäter von 
jedem weitern Verfahren. 

Mit dem Frühjahr 1848 brach nun au für ven Rechtszuſtand ded Herzogthums Braun 
ſchweig eine neue Ara an. Die Aufregung, befonders in der Hauptftadt, war zeitweilig be- 
deutend genug. Doch blieb diefelbe in ihrer Kundgebung weſentlich auf Wort und Schrift be- 
jhrinft. Man redete und vebattirte lebhaft in VBolföverfammlungen , in der Provinz wol auch 
mit etwas röthlichem Anftrih, man entfandte Deputationen niit Adreſſen, hielt Umzüge mit 
äwarzrotbgoldennen Fahnen; aber — abgeſehen von einigen lofalen Exceſſen gegen Gommunal: 
beamte — ift von eigentlihen Nubeftörungen feine Grinnerung geblieben. Die verfchiedenen 
Elemente der erft etwas chaotiſch fluetuirenden öffentlihen Meinung lagerten ſich bald ab, ge: 
jondert in zwei Vereine, den vaterländifhen und den entfchiedenern Volksverein. Auch die 
Regierung, an Deren Spige nad dem Rücktritt des Grafen von Veltheim ver Freiherr von 
Shleinig ftand, zögerte nicht, im die Zeitrichtung einzulenfen und folgte fortan im allge: 
meinen den befannnten Wendungen derſelben. Diefe Richtung war jegt deutſch, einheitlich 
deutſch, etwas nad Preußen gekehrt; und nirgends wol offenbarte ji eine unbedingte Hin— 
arbung für die Idee eines großen einigen Vaterlandes beftinmter und nahhaltiger als Hier, 
auf ven Throne mie in allen Schichten der Bevölkerung. Das erfte Zeichen eines die Gefep- 
gebung nun durchwehenden neuen Geiftes war ein dem Bundesbeſchluſſe vom 3. März ent: 
ptechendes prowiforifches Prefgefeg, unter Zuftimmung des ſtändiſchen Ausſchuſſes erlaffen. 
Diefer wählte dann, aufgefordert von der Landesregierung, Bertrauendmänner zur Theilnahme 
an der Revifion Der Bundesacte (den Abgeordneten von Cramm-Sambbleben) und an der erften 
Rationalverfammlung (die Abgeordneten Trieps und Hollandt). Gleichzeitig ward inder Haupr- 
Habt eine Volkswehr gebildet und zur Berathung der Tagestragen ein auferordentlicher Landtag 
berufen. Die Thronrede bei deffen Eröffnung verhieß unter anderm fofortige Verleihung ver 
wichtigſten politifchen Nechte, mahnte zur Einigkeit, forderte auf, den großen Beftrebungen für 
die Freiheit, Einheit und Unabhängigkeit Deutfchlands alle Kräfte zu weihen, und ſprach den 
Gnefhlug aus, „den deutfchen Brüdern in Holſtein“ militärifche Hülfe zu gemähren. 

Zum Präfidenten wählte die Kammer den Kaufmann Heinrich Graſſau, Vorfigenden der 
Stadtyeroroneten in Braunſchweig, zum Vicepräſidenten einen der Deputirten zum Vor: 
varlament (Hollandt), beide langjährige Mitglieder der ftändifhen Oppofition. 

Jener Verheißung in der Thronrede gemäß und theilmweife auf directe oder indirecte Ber: 
nlaffung felbftändiger Anträge®), ward dann, ohne parlamentarifhe Kimpfe, in einer Reihe 
von Geſetzen Die Offentlichkeit der ftändifchen und der Stadtverordnetenverhandlungen, Offent: 
isfeit und Mündlichkeit ver Rechtöpflege mit Gefchworenengerichten in Straflahen, dad Ber: 
Anigungsrecht, die Freiheit der Preffe und des Buchhandels (viefe definitiv) fanctionirt, das 
siäher ſehr beſchränkte ftändifche Necht der Annahme von Bittfchriften erheblich erweitert, die aus 
ven Glaubensbekenntniſſe entſtehenden Rechtsungleichheiten und das Verbot der Chen zwifchen 
Ehriften und Juden aufgehoben. ine allgemeine Landesbewaffnung warb verfügt und pro: 
slorifh geſetzlich organifirt (Hollandt). Daneben fanden aber auch die materiellen Intereffen 
derückſichtigung. Aus einer Staatöfaffe follten Darlehne zur Beförderung des Handels und 
Öewerbeö gewährt werben; um den ohne Unterlaß erhobenen Klagen, befonders ärmerer Dorf: 
xveinden, über die Verwüftung ver Bluren durch dad Wild ein Ende zu maden (Stolle), 
durde das Jagdrecht auf fremdem Boden gegen mäßige Entſchädigung aufgehoben; ed ward 
nen 

4) Die Namen der Antragfteller werben in Barenthefen eingefchaltet werben. 

Etaatö-Lerifon. II. 
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eine Vereinbarung Über pachtweiſe Überlaffung von Dominialländereien an Grundbeſitzloſe 
getroffen (NRofenthal), auch fofort mehr ald 1100 Morgen im einzelnen verpachtet. 

Zur Nationalverfammlung in Frankfurt wurden in vorfhriftmäßiger Weife vier Ab— 
geordnete gewählt, dann aber alle Erlaffe der Reichsgewalt unter Anerkennung ihrer gejeß= 
lichen Geltung pünktlid in Ausführung gebracht. Mehrere Anträge der Ständeverfammlung 
charakteriſirten die in dieſer Hinficht herrſchende Stimmung. 

Das Gerücht, dap die von Reihsminifterium angeorpnete Huldigung durch das Militär 
hier beanftandet werde, rief eine jo große Aufregung hervor, daß deshalb eine befondere ſtändi— 
ſche Sigung am 4. Juli gehalten ward. In diefer beihloß die Verfammlung auf Antrag 
des Abgeoroneten von Campe einftimmig, bei berzogliher Landesregierung zu beantragen, 
„daß jene öffentliche feierliche Anerkennung des Neichöverwefers in Bezug auf die von diefem 
nad) dem NReichögefege vom 28. Juni 1848 übernonmene Oberleitung der deutjchen bewaffneten 
Macht am 6. Juli allhier zur Ausführung komme“. Inzwifhen war, einer Minifterial- 
mittheilung zufolge, die Hultigung bereits verfügt und ging am beſtimmten Tage vor fidh. 

Ebenſo ward auf die Nahricht vom Malmder Waffenftillftande ein gegen die Ratification 
deſſelben gerichteter Antrag (von Gramm=Sambleben) einftimmig angenonmen. 

.. fonftige Anträge, unter andern auf eine freiiinnige Gommunaloronung (Trieps), 
auf Anderung mehrerer nicht mehr zeitgemäß erfcheinenden Beitimmungen bed Griminalgefeß: 
buchs (Hollandt), auf Beeidigung des Militärs auf die Berfaffung (von Gramm =» Sambleben), 
bezeichnen den vorwärts ftrebenden Geiſt der Verſammlung. Erfterm Antrage warb auf dem 
nächſten Landtage entjprochen, legtere beide gingen fpäter im Strome der Zeit, da derſelbe feine 
Richtung geändert hatte, unter. 

Schließlich kam noch die Umgeftaltung der Landesvertretung zur Berathung. Die Landes— 
tegierung hatte urfprünglicd eine definitive Gejeggebung darüber, baſirt auf das Princip zur 
Hälfte freier, aber indirecter Wahlen, proponirt. Die ſtändiſche Commiſſion und nad ihr die 
Verſammlung gaben jedoch den directen Wahlen den Vorzug, und fo Fam man dahin überein, 
dap ein eigener conftituirender Landtag, übrigens auch für die laufenden Geichäfte, berufen und 
für jegt nur ein proviforifches Gejeg für die Wahlen zu vemfelben erlaffen werden follte. Dieſes 
Geſetz erhöhte die Zahl der Abgeordneten von 48 auf 54. Zur Wahl derfelben bildeten die 
12 Städte 10, die Landgemeinden (in den 23 Aemtern) aber 18 Bezirke, von denen jeder der 
beiden kleinſten ländlichen aus lofalen Nüdjihten nur einen, jeder der übrigen aber zwei Ab— 
georpnete zu wählen hatte. In jedem Bezirfe ward Ein Abgeordneter gewählt vurh freie 
Wahl von jämmtlihen Stimmberehtigten, zu denen jeder unbejholtene, fünfundzwanzigjäbs 
tige, ſonſt dispoiltionsfähige und nicht aus Armenanftalten unterftügte männliche Landes— 
einwohner gehörte. Der zweite Abgeordnete in ven 26 größeren Bezirken wurde aber gewählt 
von den Höchftbefteuerten (ein Zehntel der Bevölkerung jedes Bezirks), und zwar aus ſämmt— 
lien, ähnlich wie die frei Wählenven qualificirten Randeseinwohnern. Zugleich wurden mehrere 
frühere Beihränfungen, 3. B. die Nothwendigkeit ded Urlaubs für gewählte Beamte, aufgehoben. 

Am 8. Sept. 1848, gerade 18 Jahre nad der Entfernung des Herzogs Karl, ward Diefer 
in jeder Beziehung außerordentliche Landtag verabſchiedet. Es war gelungen, allein im Wege 
der Neform für die Verwirklidung der Idee des Nectöftaats in wenigen Monaten mehr zu 
thun, als in den feit der neuen Verfaſſung verfloffenen 16 Jahren hatte erfirebt werden fönnen 
und dürfen. Mande früher in das Gebiet der Unmöglichkeiten verwiefene freifinnige Inftitu- 
tion war jegt wie durd Zauber in geſetzliche Wirkjamfeit getreten oder doch in ihren Grund— 
lagen jicher geitellt; das neue Gejeg über die Zufammenfegung der Abgeoroneten des Landes 
aber verwiſchte jede Spur der alten Feudalſtände. Dem nächſten Landtage blieb nun noch die 
große Aufgabe, die gegebenen Grundzüge weiter zu entfalten, dad Werk durch zwecfmäpige 
Ausfüllung der nod vorhandenen Lücken und durch eine, gerechten Erwartungen entiprechende, 
definitive Neconftituirung der Landesvertretung zu krönen. 

Wie diefe Aufgabe gelöft wurde, wird hier bei der großen Maffe des Materials nur durch 
Hervorhebung der allgemeinen und der, in Bezug auf die Haltung der neuen Landesverfamm: 
lung, auf die Entwicelung der jegigen politiihen Zuftänvde im Lande, namentlih in Bezug 
auf die verfchiedenen fait ganz new gejhaffenen oder umgebilveten Organe der Staatsgewalt, 
wejentlih und charakteriſtiſch erfcheinenden Momente kurz angedeutet werden. 

Der neue Landtag ward am 18. Dec. 1848 eröffnet. Die Ihronrede, erniter, gemeſ— 
jener, mehr lapidariſch gehalten ald die vom Frühlingslandtage, ftimmte doch in Sinn und 
Weſen mit diefer überein. Gine geregelte freie Entwickelung und das fortſchreitende Gedei— 
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hen der Wohlfahrt aller ward als das Ziel der Beſtrebungen bezeichnet, daneben aber auch 
die Erwartung ausgeſprochen, „daß die Beſchlüſſe dieſer Verſammlung wohlerworbene 
Rechte und verfaſſungsmäßige oder geſetzlich beſtehende Vorſchriften gewiſſenhaft achten wür— 
den“. Jeder mit den Verhältniſſen und Perſönlichkeiten einigermaßen Vertraute mußte in— 
deſſen auf den erſten Blick erkennen, daß in dieſer Verſammlung, obgleich ſie der Mehrzahl 
nad auf „breiteſter Grundlage” gewählt worden, doch das conſtitutionell-conſervative Ele— 
ment das überwiegende und ſo jede über das Reſultat der freien Wahlen etwa hier und da ge— 
hegte Beſorgniß gehoben ſei. 

Die Phyſiognomie der Verſammlung war eine ganz andere geworden. Ziemlich alle Stände 
und Bildungsſtufen fanden ſich in derſelben vertreten, am zahlreichſten der Beamtenſtand und 
der ländliche Grundbeſitz. Der frühern Ritterſchaft gehörten nur zwei Mitglieder an, freilich 
hervorragende Verſoönlichkeiten. Ferner waren die Leiter der frühern Oppoſition wiederge— 
wählt, und unter den Neueintretenden ſah man auch die Führer der Volkspartei in der Haupt: 
Radt (Aronheim, Lucius). 

Das Präſidium ward dem Landproft von Gramm Sambleben, einem durch jein entfchie: 
denes Auftreten dem Herzoge Karl gegenüber und feine auf dem erflen Landtage von 1833 be- 
urfundete freifinnige Richtung bekannten, durch glänzende parlamentariiche Eigenschaften aus: 
gezeihneten, allgemein geachteten Manne übertragen, und. neben dem wiebergewählten Vice- 
präafidenten wählte man, weil derjelbe damals noch Mitglied der Reichsverſammlung, ausnahm- 
weife einen zweiten in der Perſon des frühern Präſidenten (H. Graſſau). 

Dieje Wahlen, einftimmig und fofort beftätigt, berechtigten, in Verbindung mit den bereits 

erfolgten umfaſſenden Gefegeövorlagen, wol zu der Annahme, daß man allfeitig noch ven ernften 
Willen habe, auf dev Bahn der Reform, den dermaligen Anforderungen entiprechend, vorzu: 
geben, daß noch zwifchen Regierung und Landeövertretung, ſowie im Innern diefer völlige 
Einigkeit beftebe. Diefe erhielt ji in erjterer Beziehung, oft durch gegenfeitiges Nachgeben 
son feiten der Landesregierung oder der Majorität der Kammern genährt, bis zum Schluffe 
des Landtags. Im Innern der Berfammlung dagegen zeigte ſich bald nah dem Beginn der 
eigentlichen Plenarverhandlungen im April 1849 eine fürmliche Spaltung in zwei Parteien. 
Naher ſonderte ji aus beiden nod eine Mittelpartei ab, deren Kern und Schwerpunft die 
Commiſſion für die Juftizreformen bilvete.°) In der Regel zug diejelbe die rechte Seite zu ſich 
berüber, mit welcher ſie daher eigentlih nur eine, durch ihr numerifches Übergewicht die Ab- 
fimmungen beherrſchende Gejanmtpartei bildete. Extreme Richtungen offenbarten ſich übri: 
gend jo wenig in Diefer wie in der durch Llbertritt zur Mittelpartei erheblicdy verminderten Lin: 
fen. Verglichen mit den Parteien in der Baulsfirche ging die Nechte nicht über das „Caſino“, die 
Einfe nicht über ven „Würtemberger Hof’ hinaus. Beide wollten den Kortichritt, aber die eine 
weniger unbedingt ald die andere. Diefe, die entjhiedenere, war infofern confervativer , ald fie 
fefter hielt an den „Errungenschaften von 1848”. Jene, die Gefammitpartei, wurde nad) und 
nah immer conjervativer im eigentlihen Sinne. Es charakteriſirte dieje überhaupt ein mehr 
oder weniger enges Anſchließen an das Minifterium und mit diefem am die nach und nach ſich 
ändernde Zeitrichtung. 

Einen ernftern Kampf zwiſchen beiden führte erft fpäter die deutſche Frage herbei. An: 
fänglich hielt gerade dieſe die widerftrebenden Glemente zufammen ; ja es beftand für die Einheit 
Deutichlands ein wahrer Enthuſiasmus, der ſich immer mehr fleigerte, jelbft dann noch, als die 
Ausſicht auf Grreihung des Ziels immer nebelhafter wurde. Schon im December 1848 ſprach die 
Kanımer ſich in Bezug auf die Oberhauptöfrage für die erblihe Monardie und Erweiterung 
der preußischen zur deutichen Krone und für die Förderung der darauf abzielenden Wünſche ab— 
jeiten der Landesregierung, in einem Vertrauensvotum zu Protofoll aus (Schmid). - Nach 
der Kaiferwahl trafen, jhon vor der franffurter Deputation, Mitgliever des Ausſchuſſes in 
Berlin ein, um für die Annahme der Krone zu wirken. Ginzelnen von ihnen ward ein wenig: 
tens offieiöfer Empfang zu Theil. Auf die preußiiche Gireularnote vom 3. April war die 
andesregierung der am 14. April von 28 deutſchen Staaten für die Reichsverfaſſung urfund: 
lich abgegebenen Erklärung ſchon beigetreten, als die Blenarjigungen der Kammer wieder bes 
gannıen. Nun häuften und verftärften ſich die Anträge immer mehr, je kälter man in Berlin 





5) Diefes geſchah, nachdem an die Stelle des ausgefchiedenen Präftdenten der Procurator Schaver, 
bisher Mitglied der linfen Seite, gewählt war. 
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ward. Nachdem die Reichsverfaſſung als ohne weiteres zu Recht beftehend anerfannt (Rynder) 
und in dieſem Sinne ein fänmtliche Erlaſſe der Reichsgewalten umfaſſendes Gefeg erlaffen war, 
feßte die Kammer eine eigene Commiſſion für Mittel und Wege in der deutſchen Sache niewer 
(Aronheim). Auf deren Vorſchlag (Trieps) folgten Erklärungen und Anträge, deren mehr 
ald warme Faſſung Zeugnif dafür gab, wie laut vamald an diefer Stelle des deutſchen Vater— 
landes die Stimme des Gefühle für daſſelbe fidh erhob. ‚Ihre Commiſſion weiß”, fagt der Be— 
richt vom 27. April, „daß Sie, ald Sie einftimmig die deutſche Verfaffung für gültig und zu 
Recht beftändig erflärten, fich nicht einer augenblidlihen Wallung überließen, fondern daß Sie 
fi mit klarem, ruhigem Bewußtſein gefagt haben: «Der Weg, auf dem die von den deutichen 
Volksſtämmen erfehnte, von den Fürften und Regierungen vielfach verheißene Einheit und 
Macht des Vaterlandes angebahnt ift, joll mit unferm Willen nicht wieder verlaffen werden.» 
: Laſſen Sie und hier im QAngefichte des Landes unfer Männerwort abgeben, daß wir 
die begründete deutſche Einheit mit aller Kraft [hügen und fördern, ihr Gut und Blut zum 
Opfer bringen wollen, jo oft die Gentralgewalten gebieten...... Mag die Verfaſſung Mängel 
haben, fie ift Fleiich von unferm Fleiſche, Blut von unferm Blute....... Mögen Flügelnde 
Geifter etwas viel Schöneres erfinnen, wir ſprechen dreift und mit Recht der von unferer Na— 
tionalverfanmlung geſchaffenen Verfaſſung das fouveräne Recht, dad Recht der Erftgeburt zu, 
und wollen ihr und ihr allein ven vollen Enthufiagmus unfers Gehorſams zollen.” 

Die Verfammlung machte durch feierliche einbellige Zuftimmung diefe Erflärung zu ver 
ihrigen und ließ Taufende von gedrudten Exemplaren jened Berichts durch die Abgeordneten 
im Lande vertheilen. Diefe Richtung verfolgte nachher noch mande Interpellation, mancher 
Antrag, unter andern auf fchleunigfte Ovganifation ſämmtlicher Volkswehren im Lande, Aus— 
rüftung des erften Aufgebots audy mit Kanonen, auf Mittheilung an die Gentralgemalt, daß die 
Streitfräfte des Landes zur Aufrechterhaltung und Durchführung der Reihöverfaflung bereit 
feien; — und dies alles geihah, nachdem mehrere Wochen vorher die dem Könige von Preu— 
Ben dargebotene dveutiche Krone abgelehnt war! Seit diefen Anträgen aber näherte Deutfch- 
lands Geftirn fich immer mehr dem Untergange. So mag auch bier jenem Auffhwunge erft 
eine ängjtliche Erwartung, dann, wenn auch nicht überall, eine natürliche Abfpannung gefolgt 
fein, bis die Nachrichten über das Dreifönigsbündnig — wenigſtens in den Kreijen, welche ſich 
nachher ver preußifch = deutfchen Partei zumwendeten — neue Hoffnungen, neues Keben erweckten 
und nah und nach zu demjenigen Vertrauen und Bewußtſein befonderer Thatkraft führten, 
welches überhaupt jene geachtete und gewiß wohlmeinende Partei charakteriſirte. In andern 
Kreifen nahm man jene Nachrichten mit mehr oder weniger Midtrauen auf, natürlih da am 
meiften, wo man noch beharrlich, wenn auch nachgerade nur ideell, an der Reichsverfaſſung feft: 
hielt. Die ſchon in Gotha kaum noch zu verfennenden Schwierigkeiten, welche auch dem fefteften 
auf die Gründung eined deutſchen Bundes ſtaats gerichteten Willen in Preußen felbft ent 
gegentraten, liegen fich allmählich immer deutlicher wahrnehmen. Die Abneigung Hannovers 
gegen jede Befhränfung der ftaatlihen Selbftändigfeit mar aber allbefannt, befonvers hier , wo 
die bei den Verhandlungen über den Mitanfhlug an den Zollverein gemachten Erfahrungen 
noch in frifcher Erinnerung waren. Ziemlich deutliche, angeblich officielle Außerungen, welche 
von dort ſchon vor der gothaer Verſammlung ihren Weg hierher gefunden hatten, ließen zudem 
ahnen, daß ver Nüdtritt vom Bündniffe für Hannover in irgendeiner Weife offen gehalten fei. 
Eine Vermuthung, welche fpäter noch verftärft wurde durch die ohne officiellen Wiverfpruch in 
mehreren Blättern veröffentlichten Protefte, laut welcher von hannoverſcher und von fächjifcher 
Seite jener Nüdtritt für den Fall vorbehalten war, daß nur ein nord= oder mitteldeutiher Bund 
möglich erfcheinen follte. Diefer Ball lag aber eigentlich jetzt, da auf die ſüddeutſchen König- 
reiche nicht zu rechnen ftand, fhon vor. Das Programm der Gothaer Partei hatte in diefen 
Kreifen auch eben Feinen Anklang gefunden. Man hielt e8 wenigftens für politifh nicht un— 
bedenklich, daß die Partei, deren Beitimmung ed war, den Kroftallifationdfern für den deutſchen 
Eonftitutionalismus zu bilden, in Bezug auf eine Hauptgrundlage deſſelben, dad Wahlgefeg, 
in ihrem Programm von vornherein fo -ftarfe Goncefjlonen machte, daß die Reaction leicht 
in VBerfuhung kommen fonnte, die dadurch befundete Hingebung für ein großes Ziel auf immer 
fchwerere Proben zu ftellen. 

Man bezweifelte daher auf diefer Seite theil die Lebensfähigkeit des Bündniſſes in feinem 
ganzen Umfange, theild beforgte man von -inem unvollfomnenen Bundesverhältnig ohne 
Hannover erhebliche Nachtheile für das Herzogthum, und hielt daher für das allein Richtige, ſich 
vorläufig auf das Abwarten zu befchränfen. 
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Während in dieſer Weiſe die Öffentliche Meinung noch ſchwankte, war die Regierung, zum 

Beitritt aufgefordert, darüber durd) ihren Bevollmächtigten mit dem Berwaltungsrathe in Ber— 
lin in Unterhandlung getreten, und das [päter ven Ständen vorgelegte Gonferenzprotofoll vom 
27. Mai liefert ven Beweis, mit wie großer Vorficht dies gefhah. Durch diejfeitige Anfragen 
erhielt mandyer zweifelhaft erjcheinende Punkt, foweit ſolches bei diplomatischen Verhandlungen 
überhaupt möglich, Aufklärung. So ward unter anderm auf ſolche Veranlaſſung allfeitig , na= 
mentlich von hannoverſcher und ſächſiſcher Seite, anerfannt, daß der Abſchluß die contrahirenden 
und beitretenden Regierungen zum unverbrüchlichen Fefthalten an vem Inhalte des Berfaffungs- 
entwurfs verpflichtet Habe und verpflichte, ſodaß Anderungen nur mit Zuftimmung aller Re: 
gierungen zuläjfig feien. Berner war die Frage erhoben, ob ed nicht vorzuziehen fei, von ven 
beiden zur definitiven Feftitellung jenes Entwurfs offen ſtehenden Wegen — durch einen Reichs— 
tag oder durch Zuftimmung der Volfsrepräfentationen der einzelnen Staaten — den legtern zu 
wählen, da ſich derſelbe ald der kürzere und einfachere empfehle, auch, wegen Unzuläffigfeit von 
Anderungen, mehr Sicherheit für die Grreihung einer Ginigung gewäbre. Der Berwaltungs: 
rath harte aber erklärt, beim Neichötage beharren zu müflen! So legte das Minifterium den 
Bündnifvertrag vom 26. Mai mit den darauf bezügliden Actenſtücken am 3. Aug. der Kam: 
mervor. Die Zuftimmung zum Gintritt in das Bündniß wurde, unter Hinweifung unter an— 
derm darauf, dag an eine Durchführung der Reichsverfaſſung jegt nicht mehr zu denken, deshalb 
die Greirung einer fräftigen Gentralgewalt für die Fleinern Staaten zur dringenden Noth— 
wendigfeit geworden fei, der urkundliche Abſchluß des Bündnifles aber unverbrüchlich feititebe, 
mit Wärme empfohlen. 

In der Kanımer waren nun, wie die allgemeine Stimmung erwarten ließ, die Anfichten ge: 

theilt. Schon in der Commiſſion trat eine Minorität (3 gegen 4) der Propofition mit Ent: 
ſchiedenheit entgegen. Sie ftellte zunächft das formelle Bedenken in den VBorgrund, daß nad 
ihrer Anficht die Kanımer, nad der am 27. April für die Neihöverfaffung abgegebenen feier: 
liden Erftärung, ih nicht in der Lage befinde, freiwillig davon abzugeben und in anderer 
Richtung zu erperimentiren; und gab zu erwägen, ob ed nicht, im Falle einer jegt noch nicht vor: 
liegenden Not hwendigkeit, im Interejle des Berufs und Anjehens der Abgeorpnetenverfammlung 
gerathen erfcheine, lieber zu dem parlamentariihen Mittel ver Selbftauflöfung durd Nieder: 
legung der Mandate zu fhreiten. Won der andern Seite hielt man das für die Reichsver— 
faflung eingejete Wort für gelöft, pa die Verſammlung daſſelbe geiproden in der jegt leider 
nicht eingetretenen VBorausfegung, daß die Gentralgewalten ihr Werk jhügen würden. Im 
übrigen wurden in den Berichten und Öffentlihen Verhandlungen die ſchon angedeuteten, melft 
auch in weitern Kreiſen für und wider ausgeſprochenen Anſichten geltend gemacht. Sie lajlen 
ſich kurz etwa fo zufammenfaflen. Die Majvrität hielt die Neicheverfaflung für unmöglich, 
den nach ihrer Meinung dadurch nothiwendig gewordenen neuen Weg aber nad den Vorliegen 
den Actenſtücken — und da insbeſondere die officiell nicht befannt gewordenen Proteſte ald nicht 
vorhanden erſchienen — für yollfommen jiher angebahnt. Die Minorität dagegen hielt von 
ihrem Stanppunfte aus die Gründung einer veutihen Einheit auf dem Wege des Bündniffes 
für unmöglich, wollte die Reichsverfaſſung auch formell nicht aufgeben, namentlidy nicht für das, 
was fie nur fürein Kuftbild hielt, und befaß nicht Opfermuth, nicht Phantafie genug, um ſich even 
tuell für ein Preußen „mit vielen oder mit wenigen‘, wie man Ipäter jagte, begeiftern zu fönnen. 
Schließlich erflärten jih 31 Stimmen für die Propofition. Nach der Meinung der Minderheit lag 
bierin eine Ablehnung, da durd die Annahme der Bropojition die Landesverfajlung unmittelbar 
oder doch mittelbar geändert werde und jede ſolche Abänderung zu ihrer Gültigkeit grundgeleg: 
lid erforderte, daß fich zwei Drittel der jämmtlichen Abgeorpneten, alfo 36, dafür erflärten. Die 
Mehrheit verwarf aber diefe Anficht. Die zwiihen den Parteien ſchon vorhandene Spaltung 
ward beſonders hierdurch noch vergrößert. Mehrere der Überftimmten traten aus, und während 
der jofort auf den Beſchluß folgenden längern Vertagung feblte die Gelegenheit zu Ausglei— 
hungs- oder doch Annäherungsverjuhen. Vielleicht wäre die Trennung vermieden worden, 
wenn die Sache auf der einen Seite mit nicht jo großer Gile, auf der andern mit weniger Auf: 
tegung jich hätte betreiben laffen. Indeſſen, wenn man die ganze Situation von allen Seiten 
ins Auge faßt, jo wird man dort dem an ſich nicht unberechtigten Wunfche, irgendein, vielleicht 
im Augenblide ſchon in die Berne gerücted Ziel zu erreihen, hier aber dem Unmuthe über bie 
Bereitelung fo großer,- ſchon für verwirklicht gehaltener Hoffnungen gewiß billige Rechnung 
tragen. Während übrigens der baldige offäte Nüdtritt der Fleinern Königreiche und der 
traurige Ausgang: des Erfurter Reichstags die Borherfagungen der Öegner ver Union beftätigte, 
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läßt ſich auch deren Freunden — abgeſehen von der Frage, ob in dieſer Periode das Vertrauen 
zum conſtitutionellen Weſen überhaupt gefördert oder gemindert worden — ein Verdienſt nicht 
abſprechen, nämlich, daß eben ihre Beſtrebungen den unwiderlegbaren Beweis der Unmöglich—⸗ 
keit einer anderweiten Einheit nach dem Fehlſchlagen der frankfurter Reichsverfaſſung geführt 
haben. 

In den ziemlich ruhig gehaltenen fernern Debatten der Kammer läßt ſich indeſſen jene 
Misſtimmung in ihrem Innern kaum erkennen, indem die Majorität ihre Herrſchaft nicht ge— 
rade misbraucht und die bis gegen den Schluß des Landtags bin in Zahl und Richtung unver: 
ändert gebliebene Minorität fi auf das ihr Erreihbare und beim Diffens in der Regel auf die 
Ausführung der Gründe ihrer Abftimmung beſchränkt hat. So namentlih in Bezug auf die 
fernern deutſchen Fragen. Bon diefen mögen bier nur zwei bejonders hervorragende Ge— 
genftände, die Militärconvention mit Preußen und die Aufhebung dev Grundrechte, Furz be= 
rührt werben. 

Die berzogliche Regierung hatte zu einer Zeit, ald bereits von hannoverſcher Seite die Be— 
ſchickung des erfurter Uniondtags verweigert worden war, fih veranlaßt gefunden, eine Gon= 
vention über ven Anfchluß des hiefigen Truppencorps an die preußifhe Arnıce abzuſchließen 
und die ftändifche Zuftimmung unter Hinmeilung auf die immermehr jich fteigernden Ver— 
widelungen beantragt. 

Die difjentirende Minorität ftügte ſich vorzugsweiſe auf den mit Hannover über das Ver— 
hältniß der beiderſeitigen, nah der Vundesmilitärverfaſſung dem 10. Armecorps ange- 
hörenden Contigente im Jahre 1843 abgeſchloſſenen Vertrag, welcher, ungeachtet ſeines for— 
mellen Vorbehalts in der Convention, nach deren Ausführung doch ernſtliche Conflicte für das 
Land herbeiführen könne; weshalb die Vorſicht rathe, den Abſchluß oder doch die Ausführung 
zu verſchieben, bis man die noch ſehr zweifelhaften Reſultate des Unionstags kenne. Nach 
dem genehmigenden Majoritätsbeſchluſſe trat die Convention dann raſch ind Leben, und das 
herzogliche Militär ftand bis zu der friedlichen Aufhebung derfelben unter dem königlich preußi— 
ſchen Diviflondceommando in Magdeburg. 

Nah Wiederherftellung des Bundestags ſchlug auch hier die legte Stunde für die „Grund— 
rechte ded deutfchen Volks“. Doc wählte man für die Aufhebung eine möglihft milde Form; 
indem man dabei ausdrücklich das gejegliche Fortbeſtehen nicht nur der ſchon in fpecielle Landes- 
gefege aufgenommenen Beftimmungen des Reichögejeges, ſondern auch mehrere einzelne Grund= 
rechte, 3. B. die Aufhebung der Standeövorrechte, die Entihädigungsanfprüde wegen wider— 
rechtlicher oder zu langer Haft, die Freiheit der Aeußerund der Meinung in Wort, Schrift, 
Drud u. f. w. fanctionirte. 

Während nun alle die bisjegt berührten Verhandlungen der Kandesverfammlung nur zu 
mehr oder weniger ephemeren Nefültaten führten, durfte man die Ergebniffe ihrer übrigen 
wahrhaft großartigen Thätigkeit im allgemeinen als für längere Zeit feft begründet anfeben. 

In 74 zum Theil fehr umfangreichen Gefegen und einer Reihe bejonderer Vereinbarungen 
wurden unter anderm das gefammte Juftizwefen, die Advocatur und dad Notariat, die Verhält- 
niffe von Kirche und Schule, die innere Verwaltung, das Öemeindewefen und die Wehr- 
verfaflung neu geitaltet, der Lehnsverband und die Familienfiveicommifle aufgehoben und der 
Kleinere ländliche Grundbeſitz durch Abolirung der Beſtätigung der Vorträge über bäuerliche 
Grundſtücke von feiner biäherigen Bevormundung gänzlich befreit; dann wurde der Poftverkehr 
nit den übrigen Staaten des deutih=öfterreihifchen Poſtvereins, infolge des Anſchluſſes an 
diejen, gejeglich georpnet, ein fehr umfaflendes Gejeg über Entwäflerung der Örundftüde, ein an— 
deres über die Srhaltung der öffentlichen Flüſſe u. ſ. w. erlaflen. Ferner murde eine neue Ord— 
nung bed directen Steuerweſens (Grundſteuer, vielleiht audy Einfommenjteuer) angebahnt, die 
Seftftellung von Normaigebalten vereinbart, die Reviſion der ſeit vier Landtagen nicht nach— 
gejehenen Staatskaſſen- und Eifenbahnbaurehnungen erledigt, und außer den Gtatd mehrere 
erheblihe Summen zur Defung der außergewöhnlihen Bevürfniffe der legten Jahre und zur 
Hebung inpuftrieller Staatöanftalten, befonders der Ciſenbahnen bewilligt. _ 

Bei den Juftizreformen ift das bereits gejeglidy feitgeftellte Brineip der Offentlichkeit und 
Mündlichkeit mit Staatsanwaltſchaft, Geihworenen u. . w., an die vorhandenen Mufter fih an— 
fihließend, in einer den Verhältniffen des Landes angemeſſenen Weife mit Geift und großer Um: 
fiht durchgeführt. Bon dent was eigenthümlich oder fonft bemerkenswerth erfcheinen möchte, einige 
Beifpiele. Gänzliche Trennung und Unabhängigkeit der Juftiz von der Verwaltung. Die Richter 
unabjegbar und unverjegbar, außer infolge gerichtlichen Urtheild oder Beſchluſſes. Ginzelrichter 
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(Amtd:, Stadtgerichte) für die geringern Straf: und Civilſachen, für die Executionsinſtanz in 
legtern, für Vormundſchaften, freiwillige Gerichtöbarkeit u. ſ. w.; fonft Richtercollegien (Kreis: 
gerichte, Obergericht, Gaffationshof). Für Handeldfahen in ver Hauptſtadt ein Handelögericht, 
zum Theil aus dem Handelsſtande, auf Wahl deſſelben befept. Kür Gompetenzconflicte zmifchen 
Berwaltung und Juftiz — bisher durd eine Minifterialeommifjion entſchieden — ein beſon— 
derer Gerichtöhof (zwei Richter, zwei Verwaltungsbeamte und der Oberftaatsanwalt). In 
Straffahen Anklageproceh mit möglihften Garantien für den Angeflagten. Schwur— 
gerihtähöfe für alle ſchwerern, alle politifhen und von Amts wegen zu verfolgenden, durch 
die Preife begangenen Verbrechen. Stimmeneinhelligfeit der 12 Geſchworenen. Gegen 
Enderfenntniffe feine Berufung, nur Nichtigkeitsbeſchwerde (wegen Kormfehler und Verlegung 
von Strafgejegen) und Wiedereinfegung (gegen Erfenntniffe auf falfche Zeugniffe oder Ur— 
funden u. ſ. w.). Der Eivilproceß weſentlich mündlid (Schriften nur für Thatfächliches in grö- 
jern Sachen), einfach und furz, namentlih auch das Goncuräverfahren; nur zwei Inftanzen; 
die Berufung, nicht nad den Werthe beihränft, von den Amts- an die Kreiögerichte, von diefen 
und dem Kandelögericht, an das Obergericht; Caſſation nur gegen Erfenntniffe legter Inftanz. 
Sporteljäge für das ganze Verfahren. 

Der Apvocatenftand ward im allgemeinen dur die neue Juftizorganifation, beſonders 
aber durch die Apvocatenordnung und Greirung einer Advocatenkammer mit Disciplinar- 
gewalt, in die ihm gebübrende Stellung gehoben, das bisher nicht beſonders beadhtete Nota— 
riat aber, durch die Notariatordnung und andere Gefege für dad Gebiet der freiwilligen Ge- 
rihtöbarfeit den betreffenden Gerichten gleihgeftellt. Zu den juriftifhen Amtern follen erft 
zwei, zu ven höhern drei Prüfungen befähigen. 

In einer gewilfen Beziehung zu der neuen Juftizverfaffung ftand nom eine Vorlage, welche 
bier wegen der ihr beigelegten politifhen Bedeutung nicht übergangen werden darf. Durd 
diefelbe follte nämlich, zu möglichfter Befeitigung von Rechtscontroverſen und dadurch zur Ver: 
einfahung des Rechtsweges, den Entiheidungen des Gaflationdhofes eine Art von legislato- 
tiicher Wirfung beigelegt werben. Zwei gleichlautende Grfenntniffe des franzöfifchen Caſſa— 
tionsbof3 in derjelben Sache bewirken, daß nun der Ausſpruch das Recht unter den 
Barteien beftinimt. Hier jollten zwei folder Entſcheidungen, menngleih in verfchtedenen 
Sachen ergangen, auch für alle fernere ähnliche Bälle normgebend werden. Die Verſamm— 
lung bielt jedoch ein ſolches Hineinragen der rihterlichen Gewalt in die Sphäre der Örfeggebung 
an ih, namentlich von politifchen Standpunfte ab, für bevenflih, Hier aber ſchon, wegen der 
eigentbümlichen Gompofition des nicht felbftändigen , fondern aus jieben Dlitglievern des Ober: 
gerichts gebildeten Caſſationshofs und anderer particularen Beftimmungen, für ungeeignet, 
und lehnte das Gefeß‘) ab. 

Die weitern Reformen betrafen hiernähft dad Gemeindeweſen. In Bezug auf die 
bon im Yandesgrundgefege verheißene Landgemeindeordnung war allerdings eine alte Schuld 
abzutragen. Schon beim Beginn diefed Landtags legte daher die Landesregierung pen Ent: 
wurf eines foldhen Geſetzes vor. Derfelbe erfuhr nachher, befonderd auf Anträge der Prü— 
fungscommiſſion, mande Änderungen, bei denen jedoch diejenigen Streitpunfte, welche 1843 
die Ablehnung und das Fallenlaſſen des Geſetzes berbeifübrten, nicht wieder auftauchten, da 
bon ver Gutwurf von einem viel liberalern Standpunkte ausging ald jene nun antiquirte 
Propojition. Die Örundlagen der neuen Landgemeindeordnung bilden wejentlih die beiden 
Örumdiäge: „Jede Gemeinde bat das Necht, alle ihre Gemeindeangelegenbeiten , auch die Orts— 
polizei, innerhalb ver gefeglihen Schranfen zu verwalten und ihre Vertreter frei zu wählen‘; 
und „jedeö Grundftür muß einem bejtimmten Gemeindebezirfe angehören”. 

An der Spige ver Gemeinde fteht der Gemeindevorfteher, gewählt und theilweiſe in feiner 
Thätigkeit befhränft dur den Gemeinderatb, deſſen Mitglieder von allen fünfundzwanzig— 
jährigen, die politifhen Nechte beſitzenden, felbftändigen, fteuerzahlenden Gemeindegenoffen, 
2. b. geſetzlich wohnberechtigten Einwohnern, zwar direct, aber nach dem zuerft in Preußen ein- 
geführten Dreiklaſſenſyſteme, gewählt werden. Uber demſelben fteht ein durch Wahl von feiten 
lämmtlicher Gemeinderäthe eines Amtsbezirks gebildeter Amtsrath ald Organ feines Kreiſes, 
als nächſte Aufſichtsbehörde und nächte, in gewillen Fällen auch legte Recursinſtanz gegen Ver— 
ügungen der Gemeindeverwaltungen. Theild neben, theils über diefen Gemeindeorganen fteht 
fe Staatäbehörde, verpflichtet zur Börderung eined Eräftigen Gemeindelebend, aber audy zum 





6) Im Jahre 1852 ift das Geſetz wieder vorgelegt und angenommen worden. 
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Ginfpruc, nicht nur bei Überfäreitungen der Befugnifle, Verftößen wider die Gefege und wider 
„Vorſchriften des Öffentlihen Rechts“, jondern au, wenn „nad ihrem Dafürhalten das Staats: 
wohl gefährdet wird”. Schließliche Recursinftan;z ift dad Staatöminifterium, weldem aud in 
Bezug auf wichtigere Veräußerungen und bei ftatutarifhen Beftimmungen das Beftätigungs: 
recht vorbehalten bleibt. Jede Gemeinde hat die Prliht, für ihre Armen zu forgen; fie haftet 
für den bei Aufläufen von ihren Angehörigen angerichteten Schaden, Die eigentlichen 
Gommunallaften werden halb nad dem Einkommen, halb nad dem Grundbeſitze verteilt; 
jeder Gemeindegenoffe unter 50 Jahren ift zum WBaffendienft für den Gemeintejhug verpflichtet. 

Die Debatten betrafen vorzugsweife die Kragen, wer ſtimmberechtigt jei, und ob die Abgabe 
der Stimmen bei ven Wahlen geheim oder Öffentlich gefchehen folle? Die Majorität entſchied 
fi für die öffentlihe Stimmgebung, welde fo für die Ausübung des Wahlrechts aud in allen 
übrigen Verhältniffen die Norm wurde. 

Die Städteorbnung, deren Verfchmelzung mit der Landgemeindeordnung regierungs— 
feitig abgelehnt wurde, erfuhr ſodann eine dem Geifte der legtern entiprechende Revijion, cbenjo 
die Gefepgebung über die innere Staatdverwaltung überhaupt. 

Das den Beitimmungen der Gommunalordnungen gemäß zu erlaffende Gejeg über ven 
Waffendienſt zum Zweck des Gemeindeihuges ift zwar dem proviforiihen Volkswehrgeſetze von 
1848 nachgebildet, weicht aber, entiprechend der Zeit, in welcher ed erſchien (März 1850) und 
feiner veränderten Beftimmung gemäß, natürlich in vielen Stüden davon ab, befonderd in den 
beifpielöweife bier folgenden eriten Baragrapben. In erfterm (von 1848) lautet $. 1. „In 
fanmtlihen Gemeinden des Landes jollen Volkswehren errichter werden. $. 2. Die Volks— 
wehr bat die Beftimmung, die Wehrhaftigkeit der Einwohner zu fürdern, bei der Verthei- 
digung des DVaterlanded gegen äußere Feinde mitzuwirken, die verfaflungsmäßige Freiheit 
zu fhügen und die öffentlihe Ordnung aufrecht zu erhalten.” Das Geſetz von 1850 jagt 
dagegen $. 1. „In jeder Gemeinde ded Landes kann auf Beichluß der Gemeindebehörden eine 
Bürgerwehr errichtet werden. $.2. Die Bürgermehren haben die Beftimmung, zum Schuge 
der Berfonen und des Eigenthums ſowie überhaupt zur Aufrechthaltung der Öffentlihen Ruhe 
und der gefeglihen Ordnung in der Gemeinde Waffendienft zu leiſten.“ Das Gefeg hat, ſoviel 
befannt, wenig praftiiche Bedeutung erhalten. Die aufgehobenen Volkswehren find theilweiſe 
in dad neue Verbältniß getreten, um bald ganz einzugeben ; neue Bürgerwebren aber find nicht \ 
errichtet. 

Dagegen wurde die allgemeine Wehrverfaffung für das Bundescontingent, zunächſt in- 
folge ver befannten Beichlüffe ver Nationalverfammlung, bejonders durd Aufhebung der Stell: 
vertretung und Ginführung einer Landwehr, zeitgemäp modifleirt. 

Die neue Ordnung der kirchlichen Verhältnifie beichränft jih auf die Einführung von 
Kirhenvorftänden in den evangelifd = lutberifhen Kirchengemeinden. Gine Reſtriction, 
welche fi) durch das große Übergewicht diefer Eonfejjion erflärt, indem von ven 270000 
Zandedeinwohnern 265000 dem lutheriihen, 1000 dem reformirten, 3000 dem katholiſchen 
Bekenntniffe und 1000 dem Judenthume angehören. Die Neorganifation der Landeskirche 
war längft ſchon für ein tiefgefühltes Bedürfniß erkannt. Das Gefeg bat num die Beftimmung, 
diefelbe einzuleiten, gleihfam den Grunpftein zu dem allmählich aufzuführenven kirchlichen Ge: 
bäude zu bilden. In jeder evangelijhen Kirchengemeinde ſoll ein Vorſtand errichtet werden, 
beftehend aus dem Geiftlihen und einer Anzahl von Gemeindemitgliedern, welche, das erfte mal 
in beftimmter Weife ernannt, nachher aus den vom Kirhenvorftande in doppelter Zahl Vorzu— 
ſchlagenden von ſämmtlichen Stimmberectigten durch Wahl zu ergänzen find. Die Qualifi- 
cation zum Stimmberedhtigten und zum Vorſtandsmitgliede ift unter andern an ein gewilles 
Alter, aud an näher bezeichnete jüttliche und firdliche Eigenjhaften gebunden. Der Vorftand 
vertritt die Gemeinde überhaupt, befonders aber bei Bejegung der Kirchenämter ; ihm ftebt die 
Beaufiihtigung und Verwaltung des Kirchenvermögens, die Überwachung des kirchlichen Ge— 
meindeverbandes an ſich, aber auch des chriſtlich-religiöſen Lebens in der Gemeinde zu. Kirchen— 
gemeinden deffelben Orts ftehen durch einen Kirchenconvent in Verbindung. Nächſte Aufſichts— 
beamte jind die Kirhenvijitatoren ; die Oberaufjicht aber führt das geiftliche Gonjiftorium, dem 
auch eine gewille Disciplinargewalt über vie Vorftände und die Befugniß, in den geſetzlichen 
Bällen Beſchlüſſe eines Vorftandes aufzuheben, auch einen foldyen aufzulöfen, beigelegt ift. 
Gegen Berfügungen diefet Oberbehörde fteht ver Necurs an den Landesfuͤrſten ald oberften Bi— 
hof zu. In legterer Beziehung Fam noch eine Formfrage zur Berathung. Der Eingang 
des Geſetzes war, abweichend von der fonft verfaflungsmäßigen Form, jo gefaßt: (Wir) „‚er- 
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laffen kraft der und zuftehenden Kirdhengewalt und nad vorgängiger Berathung mit unferm 
Genüftorie...... das folgende Geſetz.“ Daneben war freilich der ſtändiſchen Mitwirfung er— 
wähnt; aber nachdem im dieſer Weife über den Umfang und die Bedeutung der „Kirchengewalt“ 
einmal Zweifel angeregt waren, erichien es räthlich, Diefelben bei Anzeige der Zuftimmung zum 
Beieh zu bejeitigen. Die Kammer bevorwortete daher zunächſt, daß fie von der auf Elare Be: 
fimmungen der Kandesverfallung fih gründenden Borausfegung ausgegangen fei, daß von 
einer Kirchengewalt nur in rein geiftlihen Dingen die Rede fein könne, während die gejeg- 
gebende Gewalt dem Landesherrn als ſolchem, dabei nur beihränft durch die Mitwirkung der Lan— 
desrertreitung, zuſtehe. Daneben verwahrte jie jich theild dagegen, daß jener Eingang dahin 
auözulegen jei, daß der evangeliichslutberifhen Kirchengewalt die Kraft innewohne, bürgerlich 
gültige und wirfjame Gejege zu erlaflen, theild auch gegen die Anſicht, daß der Landesherr bei 
Grlaß von ſolchen Gejegen über kirchliche Angelegenheiten einer formellen Beſchränkung von ſei— 
ten itgendeines kirchlichen Organs unterworfen fei. Eine Bevorwortung, welche ſchon in den De- 
hatten erörtert und im wejentlichen von den Regierungdcommifjarius anerkannt worden war. 

In ähnlicher Weiſe ordnete ein Gejeg die Verhältniſſe der evangeliſch-lutheriſchen Ge— 
meindeihulen. Jede Gemeinde muß eine Gemeindeſchule mit einem theils aus geiftlichen, 
teild aus weltlichen Mitgliedern gebildeten VBorftande haben. Die Mitglieder des legtern müſſen 
ja zur lutheriſchen Kirche bekennen. Den Vorſitz führt der Pfarrer oder auch in den Städten die 
ee Magiftratsperjon. Kinder Unvermögender jind ganz oder theilweife vom Schulgelve zu 
befreien. Auch andere Confeſſionsverwandte fünnen an biefen Schulen theilnehmen. Der 
Sdulvorftand vertritt zunächſt die Schule, verwaltet das Schulvermögen, hat die Befolgung 
vr Gejege über dad Schulmefen zu überwachen, Streitigkeiten zu ſchlichten, über die Aus: 
Wiefung von Schulfindern u. dgl. zu entiheiden. Der nächſte Vorgefegte der Landſchulen ift 
vr Ortögeiftliche ; mehrere derjelben ftehen unter einem (Bezirks-) Schulinfpector, dem Gonji- 
terium aber ift vie Gefammtüberwahung der Schulen im weiteften Sinne, namentlid) die Be: 
fimmung der Lehrpläne übertragen. Die Lehrer haben eine Prüfung zu beftehen und wer: 
vn von der Yandesregierung angeftellt, welche auch die legte Recursinſtanz bildet. Man hat 
alſo vorläufig für angemeffener gehalten, die Schulen in den Gemeinden, welche ver Landes— 
ürhe angehören, diejer anzuidließen, in den Hauptpunften aber unterzuorbnen. Bei Ge: 
“genheit dieſes — übrigens erft im December 1851 erlaffenen — Gejeges ertheilte die Landes— 
“gierung noch Die Zufiherung, daß die ganze auf die Landſchulen verwendete Summe unter 
vn jegigen Betrag nicht vermindert werden ſolle. 

Die Normirung der Beamtengehalte, theils in ven Organifationsgefegen, theils in 
kiendern Normaletats, entſprach vielfachen frühern Anträgen. Sie bietet das fiherfte Mittel 
ar Bejeitigung der fonft bei den Gtatverhandlungen ftetö wiederkehrenden Häfeleien, fann aber 
ud wie alle menſchlichen Einrichtungen ihre Schattenfeiten haben. Gin Normaletat ijt näm— 
id nicht für alle Zeiten fir und kann daher, einer willigen oder bequemen Kammer gegenüber, 
ht auch ein Mittel zu jehr bureaukratiſchen Zwecken und, feiner nachhaltigen Wirkung wegen, 
ven Finanzen gefährlich werden. Die auf dieſem Landtage feftgeftellten enthielten nach den 
betehenden Verhältniſſen Eeine übermäßigen Säge. Diefe find für die Juftizbeamten fo firirt, 
vB kein Spielraum für willfürliche Begünſtigung bleibt. 

Gegen ven Schluß des Landtags kam noch die Reconftituirung der Landesvertretung auf 
"eTagedoronung. Von den darüber vorgelegten Entwürfen des Gefeges über Die Zufammen- 
ung „der Landesverſammlung“ und des Wahlgefeges läßt ſich im allgemeinen jagen, ſie 
helten ſich ebenſo fern vom Syftem des freien Wahlrechts wie von einer Wiedererwedung der 
m Feudalſtände. Aber an die Stelle der in Wahlfreife gefchiedenen Geſammtheit der In— 
xsiduen ſollten die Gemeinden, veprafentirt in den Städten durch Magiftrat und Stadt: 
ordnete, auf dem Lande durch die Amtsräthe, als Baſis für die Volkswahlen eintreten, und 
antben noch beftimmtere Elemente einer Erften Kammer — dieHöchftbefteuerten und die evan— 
xlühe Geiftlichfeit — aufgenommen werben. 

In der Commiſſion erhoben ſich gegen diefe Vorfchtäge erhehliche Bedenken. Selbft wer 
"e Spur vom allgemeinen Wahlrechte entfernt wiflen wollte, durfte doch zunächſt nicht ver: 
mnen, daß die vereinigten Verfammlungen der Magiftrate und Stadtverorbneten den Ur: 
blern überhaupt zu fern ftänden; daß fie, zunächſt zu ganz andern Zwecken auf eine längere 

Keiße von Jahren gewählt, nicht geeignet erfchienen, zu jeder Zeit die allgemeine politijche Ge— 
Maung und Richtung der Gemeindegenoffen zu repräfentiren. Auch lag die Befürchtung nicht 
'm, es würde bei den Wahlen dieſer Gemeindebeamten im allgemeinen ver politifche Partei— 
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geiſt zum Nachtheil ihrer eigentlichen Beſtimmung zu ſehr in den Vorgrund treten, insbe ſondere 
aber ver Einfluß der bei dieſen Wahlen mitbetheiligten Höchſtbeſteuerten leicht ein zu großes 
Übergewicht gewinnen. Ähnliche Bedenken wiederholten fi für die ländlichen Wahlen durch 
die Amtöräthe, und ed fhien daber eine mehr die individuellen Elemente der Wahlkreife zur 
Geltung bringende Ergänzung diefer Wahlkörper neben andern Berbeflerungen nothwendig. 

Die drei von ihren Standedgenoffen zu wählenven Vertreter der evangeliihen Geiftlichfeit 
endlich fhienen am wenigften zu gefallen. Man erjah namentlich nicht, ob die Kirche oder der 
Staat, und marum im erftern Falle die Kirche, die Gemeinſchaft der Gläubigen, nur durd den 
Klerus repräfentirt werben folle.. Diefe und andere Bedenken ſowie die Rückſicht, daß die 
Verſammlung zu einer in politifher Hinſicht jo ganz verfhiedenen und an fich ziemlich fern- 
liegenden Zeit gewählt worden, führten zunächſt zur Anregung ver Frage, ob es nicht ange= 
meſſener fei, die Neugeftaltung der Landedvertretung dem doch fehr bald zu berufenden nächften 
Zandtage zu übertragen. Die Regierung billigte aber diejen Ausweg nicht, und fo fam man 
derfelben auf einem andern entgegen. Man nahm vie Beflimmung neuerer Gefeggebungen 
über die Bildung der Erften Kammer bei ver Wählerklaffe ver Höchitgefteuerten mehr oder we— 
niger zum Mufter und gab dem Ganzen den Charakter einer Intereffenvertretung. Bei diefer 
Gelegenheit ward unter anderm auch bie Beforgniß laut, bei dem nicht blos numerifchen Über: 
gewicht der ländlichen Grundbefiger im Staate möchte leicht eine zu große Anzahl verjelben und 
dadurch Einjeitigfeit in die Yandeöverfammlung kommen. Um diefer Bejorgnig zu begegnen 
und der Kanınıer die erforderlihe parlamentarifche Technik zu fihern, bielt man es für ange: 
meflen, für die Höhere wifjenfhaftlihe Bildung durch Verleihung des Wahlrechts ge- 
wiffermaßen ein Pairie zu jchaffen. 

Der gegen die nad) diejen verfchievenen Andeutungen neu redigirten Entwürfe erhobene 
MWiderfprud läßt ſich im wefentlichen auf folgende Gründe zurüdführen. Man forderte — auf 
bisherige Theorien und theilweije Praris fih ſtützend — von einer Verfaffung für das Her— 
zogthum, daß fie größtmögliche, leicht erkennbare Sicherheit, nicht blo8 für die Jeßtzeit mit 
ihren perfönliden Garantien, fondern für alle Zeiten, enthalte, daß fie namentlih einen 
fihern Schuß und Schirm für die eben neugejchaffenen, jedenfalld noch der Pflege bevür= 
fenden Inftiturionen darbiete. Solche Garantien fand man in dem vorgeichlagenen Syftem 
nit. Man hielt paffelbe für zu Fünftlih, um in feiner vollen Bedeutung fofort leicht erfaßt zu 
werden, man hielt außerdem das erſtkammerliche Clement darin zu überwiegend, das Indi— 
viduum zu wenig oder gar nicht zur Geltung gebradt. Man vermeinte, die wiflenihaftliche 
Bildung fei eher ein Kriterum dev Wählbarfeit, ald der, gerade vom Standpunfte einer Inter 
eflenvertretung ab, den eigentlich productiven Ständen vorzubebaltenden Stimmberehtigung, 
und beforgte, was man Vertretung der wiſſenſchaftlichen Bildung nenne, werde ſich ald Ver— 
tretung des — ſchon durch Die Negierung bei der Gejeggebung genügend repräfentirten — 
Staatsdienſtes, alfo nach frühern Erfahrungen als bedenklich herausftellen. 

Auf der andern Seite hielt man eine ven dermaligen Verhältniſſen entſprechende Ein— 
ſchränkung des Wahlrechts, vornehmlich in ver Weife, daß einem Mangel an Sachkenntniß in 
der Kammer vorgebeugt werde, für die Wohlfahrt des Landes unerlaplih. Bei mandem, ver 
fonft nicht durchweg mit den neuen Vorlagen einverftanden fein mochte, überwog alle fonftigen 
Bedenken die Rückſicht auf die fehr veränderte Zeitlage, der Wunſch, das nach mehrfach gemach— 
ten Andeutungen fonft gefährvete bisherige Regierungsſyſtem mit der Verfaſſung dem Lande 
zu erhalten. Diefe Anficht gewann immer mebr Anhänger und führte, in Verbindung mit eini= 
gen zum Theil noch in der legten Stunde dem Wahlrechte der Eleinern ländlichen Grundbefiger 
gemachten Goncefjtonen, endlich zu der Annahme ber Geſetze in ihrer jegigen Faſſung. 

Über ihren Inhalt folgende Andeutungen. Die Landesverſammlung befteht aus 46 Ab— 
georbneten, gewählt dur die Stadtgemeinden (10), die Kandgemeinden (12), die Höchſt— 
befteuerten (21) und die evangeliiche Kirche (3). Für die Städte wählen die Magiftrate und 
Stadtverorbneten zufammen mit einer nad dem Dreiklafienivfteme gewählten Anzahl Wahl— 
männer, doppelt fo groß ald die Zahl ver Stadtverorpneten ; für die Landgemeinden die in ähn— 
licher Weife durch Wahlmänner ergänzten Gemeindebehörben. Die Höchſtbeſteuerten zerfallen in 
drei Abtheilungen, nad) der Grundfteuer, nad) ver Gewerbeſteuer und „nach den diefen Steuern 
nicht unterworfenen Berufftänden”. Die höchftbefteuerten Grundbeſitzer, qualificirt durch 
ihr Steuerfapital, theilen fich wieder in zwei Klaſſen, deren zweite ziemlich tief hinabreiht, und 
zu den Berufftänden der dritten Abtheilung zählen alle Höhere Staatöbeamten, etwa bis zu den 
Dberförftern und Landeööfonomiecommifjarien hinab, die vem höhern Lehrſtande Angehörigen, 
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die ältern Ärzte und Advocaten. Für die Wählbarkeit und Stimmberechtigung bei ven Wah- 
len find, außer dem dreißigjährigen Alter für jene, im ganzen die frühern allgemeinen Requi— 
fite beibehalten. Die Stimmgebung gefhieht nad dem Vorgange der Gommunalorbnungen 
öffentlih zu Protokoll. , , 
So ſchloß diefer Landtag. Überſchaut man feine Refultate, jo drängt fich die Überzeugung 
auf, daß im ganzen die Aufgabe, welche ihm zu löfen geblieben war, fowol durd die Re— 
gierungövorlagen ald deren fernere Geftaltung durch die Kammerverhandlungen, mit einer von 
aufrihtiger Hingebung zeugenden Thätigfeit in befriedigender Weije erledigt worben fei. Frei: 
(ih blieb wol von 1848 ber manche Idee unverwirflict, mander Wunſch unerfüllt. Aber will 
man für das, was in jener Periode namentlich von feiten der Regierung geſchah, einen menig- 
ſtens annähernd richtigen Standpunft gewinnen, fo darf man nicht überfehen,, daß der Landtag 
allerdings im December 1848, zur Zeit der Publication der Grundrechte des deutfchen Volks, be— 
gann, aber erft am 20.Nov. 1851, alfo mehrere Monate nad Wiederherftellung der Bundes 
gewalt, verabfchiedet wurde ; daß überhaupt dad Herzogthum, feiner ganzen Lage nad) unberech— 
figt zu einer exeluſiven Stellung, ſich dem Einfluffe der Fluctuationen in ven größern Staaten 
nie ganz entziehen kann. Und nicht ganz allein die factifchen Zuftände waren verändert, auch 
die Anfihten, befonders über den eigentlihen Schwerpunft ded Nepräfentativfuftems fingen an, 
ſich zu nivelliren. Mander wol, dem früher nur die gefunde Luft auf der Höhe des Ideals zu— 
fagte, war nadıgerade mit feinen Wünſchen in behaglichere Mittelvegionen binabgeftiegen. 
Aber der Zeitgeift ‚führte noch weiter, ‚felbft über die Anficht Hinaus, welche von einem guten 
Vahlgejege nur genügende Garantien dafür fordert, daß misliebige Oppofition möglichft ver: 
mieden oder doch gefänftigt werde, und daß überhaupt eine gewiffe patriarchaliſche Gemüthlich— 
keit in den Geſchäftsgang komme. 

Wie weit jich die eine over die andere dieſer Anfichten bewähren wird, kann nur die Zukunft 
ehren, welcher Daher auch das Urtheil über die neuen Verfaſſungsgeſetze im Herzogthum 
Braunfhiweig am beften überlafien bleibt. Abgeſehen von diefen aber wird jeder Unbefan— 
gene eingeftehen müſſen, daß infolge der Wirffamfeit jenes Landtags ver politifche Fortſchritt 
indieiem Lande eine Höhe erreicht hatte, von ver fih mit Gewißheit annehmen ließ, fie werbe 
fürd erfie jeine Grenze bilden. Gine folde Höhe eignete ſich wol am beften für einen Gefanmt- 
rudblid;aber zur Vereinfachung wird derfelbe beffer ausgelegt, bis die Ereigniffe ver folgenden 
Jahre nahgetragen worden find. : 

Auf dem nächiten Landtage (1852) hat fich das Außere ver Kammer wieder fehr verändert; 
denn faſt die Hälfte der Abgeoroneten ift zum erjten male gewählt. Mehr als die Hälfte befteht 
aus Staatd- und Communalbeamten; in dem andern Theile ift ver Beſitz und die höhere Indu— 
frie überwiegend; alfo lauter Elemente, bei denen man die höchſte Intelligenz voraudfegen 
darf. Der Landtag wird dur den erften Minifter mit einer Rede eröffnet, vie Kammer 
untergieht die Vorlagen, beſonders das Budget, einer forgfältigen Prüfung, beantragt hier 
Anderungen, dort Zufäge, einige Stimmen erheben ſich wol bei den Debatten in negativer 
Rihtung; aber chließlich werden in der Negel die Bropofitionen, mehr oder weniger modificirt, 
angenommen. Alles dieſes, auch die Zufammenfegung der Landesverſammlung, bleibt fortan 
üb ziemlich gleich, und es werden daher die erheblichen Nefultate der folgenden Landtage am 
beſten hier zufammengefaßt. 7) 

Das umfangreichfte ver in diefer Periode erlaffenen Geſetze ift das Polizeiftrafgefegbud). 
Vaffelbe veranlaßte allerdings längere Verhandlungen, von denen die über die eingefügte neue 
Feiertaggordnung wol das meifte Intereffe erregte. Auch iſt jonft manches Neue darin, unter 
term Strafandrobungen gegen Thierquälerei. 

Die neue Kriegäverfaflung des Deutſchen Bundes führte fodann zu einer fernern Erhöhung 
vs Militäretatd und zu einer gänzlihen Umänderung der kaum ins Leben getretenen Landes— 
tieggebung über die Gantonpflicht. Alles Fam ziemlich wieder auf ven alten Fuß; aud) die 
Stellvertretung ward wieder eingeführt. In einiger Verbindung damit fteht die nun erfolgte 
Ürmtion des Militärd von der Givilftrafgerichtöbarkeit auch binfichtlich der gemeinen, nicht 
ailitärifhen Verbrechen. Ein Brivilegium, welches allerdings „aus Rückſichten für ven Dienſt“ 
"den übrigen deutfchen Staaten die Negel bilden wird, hier aber — abgefehen von einer fur= 

a Unterbrechung in ven Jahren 1829 und 1830 — feit 1814 nicht beftanden hat. In allen 





7) Borfigende: der frühere Präſident Schaper, nach defien Tode der — jept auch verfiorbene — 
Öerfaatsanwalt von Schmidt: Pyifelded, 
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feitvem erfchienenen Redactionen der Kriegsartifel fand ſich nämlich die Beftimmung wieder: 
holt, daß die Militärperfonen wegen der gedachten, nad) ven Landesgeſetzen zu beftrafenden Ber: 
brechen vor die bürgerlichen Gerichte geftellt werden follen. Gleichzeitig ward wiederum ein 
Generalfriegsgericht hergeftellt, freilich in anderer IVeife und mit andern Attributen wie das 
vom Herzog Karl geihaffene, 1830 wieder aufgehobene, nämlich als Höhere Inftanz für die mili- 
tärifche Strafrehtöpflege. Die Kanımer hatte zwar anfangs die Hauptbeſtimmung des Geſetzes 
abgelehnt ; erklärte ſich aber, nachdem regierungsfeitig die Annahme eindringlid empfohlen war, 
für vaffelbe. Infolge der das Vereinsrecht und den Misbraud der Preife treffenden Bundes: 
beſchlüſſe ward ein Geſetz, weldes die politiihen und Prepvergeben als ſolche ven Schwur— 
gerichten entzieht, angenommen, dagegen die Ausdehnung der bei Bauerhöfen beſtehenden Ge: 
fchloffenheit auf alle Landgüter, und die Wiedereinführung der 1849 befeitigten Stammgüter 
für diesmal abgelehnt. Auch wurde viel Finanzielled genehmigt, unter anderm die Verwen— 
dung des infolge ver Ablöjungen und einzelner Domänenverfäufe gebildeten Kammerfapitals 
fonds zur Tilgung dev Kammerſchulden, und die Bewilligung ded Baues zweier neuen Eifen- 
bahnen von insgeſammt 11 Meilen Länge, aber au des Baues zweier Kafernen. ferner 
wurden die Normalgebalte, infolge der Steigerung des Lebensbedarfs, erhöht, beionders für 
die bislang etwas ſpärlich bedachten Richter. Bon diefen wurden namentlich Die Vorfigenven 
der Kreiögerichte den Stimmführenden des Obergerichts im Gehalte nad) den verſchiedenen 
Klaſſen gleichgeftellt. Das materiell widtigfte Ereigniß dieſer Periode ift unftreitig die durch 
den 1854 erfolgten Gintritt Hannovers in den Zollverein bewirkte endliche Aufhebung der Zoll: 
grenzen, welde feit 1842 nicht allein gegen Hannover, jondern aud im Junern ded Yanded zu 
deflen größtem Nachtheile beftanden. Den Folgen der Wegräumung dieſes Verkehrshemmniſſes 
ift namentlich beizuzählen die Gründung der auch durch die Gejeggebung weſentlich begünftigten 
Braunſchweigiſchen Banf. 

Werfen wir nun einen Rückblick auf das jeit dem Verfaſſungsjahre 1832 erft mühſam er= 
ftrebte, dann faft mit der Schnelle ded Gedankens gewonnene, naher freilich theilmeife ge= 
minderte Rechtögebiet, fo finden wir und jet, im Anfange des Jahres 1858, zwar nit mehr 
auf der Höhe von 1851, aber die Ausſicht ift immer noch befriedigend genug. 

Der erjte Blick überzeugt und, daß die Lage des Landes im ganzen eine günjtige und ver: 
gleihungsweife eine glüdliche fei. Nachdem die Verfaſſung dem Fortfchritte ven Weg eröffnet 
bat, tritt und als erſte Wirkung deffelben der durd die Ablöſungs- und die Gemeinheits— 
theilungsordnung feiner Bande entledigte Aderbau entgegen, repräfentirt durch blühende, kaum 
nod von wüften Flächen unterbrodene Fluren. Wir ſehen einen nun. freien und dur vie 
neuern Gejege auch der biöherigen Staatdcuratel enthobenen Yandbauerftand, der fortan, durch 
die Gemeindeoronung zur Selbftverwaltung berufen. und der hoben Bedeutung feiner freiern 
Stellung fih bemußt, einen tüchtigen, gefunden Kern der Vevölferung bildet. Dieje völlige 
Emancipation des Eleinern ländlichen Grundbeſitzes erfennen wir ald das willfommene End— 
rejultat des über den Anfang des vorigen Jahrhunderts hinaufreichenden Beitrebens der Landes— 
gefepgebung, den Meierverband und die fonitigen mittelalterlichen Hemmniſſe einer freien 
Bovdencultur allmählich zu befeitigen, um dadurch die Hülfequellen und damit auch die Steuer 
kraft ded Staats zu erhöhen. Wir jehen, eine Brucht der Wegeordnung von 1837, das 
Land in allen Richtungen, von Ort zu Ort, von den beften Straßen und Berbindungswegen 
durchzogen 3); wir erbliden ein Neg von Eifenbahnen, verhältnißmäßig bedeutender als in 
irgendeinem deutihen Staate?), und bei der einfichtövollen Leitung des Betriebs nit nur 
bißjegt gewinnbringend für die Staatöfalfe, jondern auch von unberehenbarem Werthe für den 
Verkehr dieſes Binnenlandes, dem aud) das Boftweien, durch ſolche Verbinvungsmittel begün = 
fligt und infolge des @intrittö in den großen Poftverband weſentlich gehoben, fördernd zur 
Seite ftebt. Das gejanmte Unterrichtsweſen — jicher geftellt, bejonders in feinen höhern 
Sphären, durd ein ebenfalld der fländifhen Controle unterworfenes bedeutendes Grund— 
vermögen — zeugt von langjähriger forgjamer Pflege. Die Bolfsfhule namentlih braudte 
längft ſchon die Vergleihung mit irgendeinen andern Staate nicht zu ſcheuen. Sie hat jegt, 
wenn aud vorläufig erft an der leitenden Hand der Kirche, den ihr gebührenden Blag unter 
den eigentlichen Staatsanftalten eingenommen. 


8) Auf circa 70 Duadratmeilen mehr als 100 Meilen Heer: und Landftrafen, ohne die Commu— 
nicationswege. 
9) Etwa 25 Meilen, meift doppelgleifig, im Verkehr, 3 Meilen im Bau begriffen. 
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Die vorhin befpriebenen neuen Organe der Juſtiz und Adminiftration entſprechen den 
gebegten Erwartungen immermehr. Die Mühen des Übergangs find Tängft vorüber, und 
ed getwährt beiondere Befriedigung zu ſehen, wie freudig und rafch man ji, beſonders bei ver 
Rehtöpflege, in bie neuen Formen und in die freie Luft der Offentlichkeit hineingelebt Hat. 
Über die Staatäfinanzen lauten alle Berichte günftig. Die Einnahmen, im ganzen wie 
im einzelnen feit 1832 geftiegen, haben einen großen Zuwachs feit 1842 durch die Erhöhung 
der indirecten Steuern erhalten, aber auch bei den Kanımerintraden und bei denjenigen Betriebs: 
anftalten, welche eine mehr oder weniger finanzielle Seite haben, dem Leibhaufe, ben Poſten, 
Giienbahnen u. |. w., beſonders bei legtern, läßt jich eine beträchtliche Erhöhung der Überfchüfle 
wahrnehmen. Wir finden die Ausgaben mit dieſen gejteigerten Einfünften- ſtets auf ein glei- 
des Niveau gebracht, und, wenn aud bin und wieder bie Landtagsabſchiede eine kleine Ertra: 
anleibe ergeben, fo ift ſolche nur durch außerordentliche Ereigniſſe nöthig geworden, auf welche, 
ver Ratur der Sache und einer langjährigen Übung gemäß, ein ordentlicher Etat nicht Rückſicht 
ummt Das geſammte Jahresbudget wird fich, die verſchiedenen Etats ineinander gerechnet, auf 
IMU. Thlr., die Staatsſchuld aber, nachdem die auf dem Domanium haftende Kammerſchuld 
durh die gedachte Tilgung en gros auf etwa eine halbe Million herabgebracht ift, auf 10 Mit. 
Ihr. belaufen, wovon jedoch über 6 Mill. allein durch die Eifenbahnen veranlaft find. Die ver: 
hfungsmäßige Amortifation der Staatsſchuld erfolgt pünktlich und bat weientlic zur Hebung 
des Landescredits auch infomweit beigetragen, daß die für die Verhältniffe des Landes an fich jo 
bedeutenden Eiſenbahnanleihen nur duch Vermittelung einer Staatdanftalt unter fehr billigen 
Bedingungen haben ermöglicht werden können. Überhaupt läßt ſich nicht verfennen, daß die 
Finanzverwaltung im allgemeinen wie den Ständen gegenüber ſtets ein freundlicher Glücks— 
ken begleitet hat. Die gefammte Staatöverwaltung trägt noch dad Gepräge der Ordnung 
und Regelmäßigfeit, welches man verfelben jeit 1832 mit Recht nahrühmt, und im Beamten: 
fandeberricht, von oben audgehend, im ganzen genommen, eine gewiſſe Rechtlichkeit und Ehren: 
btigfeit, welche bisher wohl geeignet war, die im Verhältniß zu größern Staaten etwas ftarfe 
Vertretung des Staatsvienjtes, bejonderd in den höhern Stellen, und die dadurch früher an: 
deinend hervorgerufene Neigung zum Aominiftriren minder fühlbar zu mahen. Der legtern 
migegenzutreten und die ganze Staatdmafchine auch in finanzieller Richtung zu vereinfachen, 
var offenbar einer ver Hauptzielpunfte ver neuen Geſetzgebung, als fie eine große Anzahl von 
Staatsbürgern zu Chrenämtern fait in.allen Zweigen der Verwaltung und dadurd zur un: 
sittelbaren Theilnahme an verfelben berief. Soweit die Ergebniffe ſich überſehen laſſen, ift ver 
Ürfolg ein günftiger, wenn aud) für jegt noch nicht in finanzieller Beziehung. Jedenfalls iſt 
33 öffentliche Xeben überhaupt auch hierdurch in erwünfchter Weife gehoben. An die Stelle 
mer großen Aufregung ift Ruhe getreten; aber der durch den heftigen Anftoß im weiteften 
Keije geweckte politifche Sinn hat fi, durch die gewonnenen Erfahrungen geläutert, in ver: 
Uindiger Weife fortgebilvet, und wenn aud eine Theilnahme für das jegige Repräſentativ— 
tem nicht gerade fehr lebendig hervortritt, fo deuten doch manche Symptome darauf hin, daß 
ie wirklich beftehe. Nur ſcheint man ſolche Anzeichen nicht überall gerade da ſuchen zu dürfen, 
»o jened Intereffe bei ver Reconftituirung vorausgefegt fein mag. Beifpielöweife nur bie 
Watſache, daß mehrere male ſchon in Wahlcollegien der wiſſenſchaftlichen Berufsſtände — na- 
vertlih in der Hauptſtadt — eine Wahl nicht zu Stande fam, weil die gefegliche Anzahl der 
Bihler nicht anweſend war. Doc diefem, infolge theoretifcher Reflerion in die Landes— 
retung eingefügten künſtlichen Beftandtheile einer Erften Kammer wird der Mangel an 
Uung in der ihm verliehenen neuen Beftimmung mildernd zur Seite ftehen. Freilich hat ſich 
me Thatjache der Unvollzähligkeit auch bei dem natürlichen Hanptelemente einer Erften 
Kummer, dem größern Grundbeſitze wiederholt, obgleich Hier theilweife die Übung im ftänpifchen 
&fen bis ind graue Alterthum binaufreicht. Doch mag auch in diefen Kreifen nicht gerade der 
Sur für die Intereffenvertretung des Landes fehlen. Eine gewiſſe Abfpannung nad) großer Auf: 
"ung ift naturgemäß, und die politifche Idee erjcheint überhaupt nicht mehr ald dad Idol der 
Sgenwart. Das Materielle in allen Geftaltungen ift zur Herrfchaft gelangt. Die ihm zugewen- 
"em Interefien ſtehen überall obenan; fo aud hier. Die Zollſchranken, fonft fo nahe und fo 
widend, find jegt weit von den Landesgrenzen abgerüct, und die gänzliche Freiheit des Verkehrs 
“mit bemunderndwürdiger Schnelligkeit kaum geahnte glänzende Früchte getragen. Zahl— 
“he, zum Theil fehr großartige induftrielle Etabliffements find, beſonders im Haupttheile des 
es, ſchon in lebhaftem Betriebe, andere entftehen in raſcher Folge. Abgejehen von ven un= 
Stelbaren Bortheilen für die große Zahl der direct Betheiligten, wird dadurch dem Kapitale, 
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den beweglither wie dem unbeweglichen, eine gefteigerte Nugung zugeführt, der Arbeit aber be- 
trächtlich höherer Lohn gefichert. So fehen wir diefe beiden durch die legten Revolutionen in feind- 
licher Stellung gegeneinander auf die Bühne des Staatslebens gehobenen Elemente vorläufig, bis 
Übertreibung von einer oder der andern Seite wieder zu Gonflicten Anlaß gibt, verföhnt. Diefer 
erfreuliche Aufſchwung auf dem Gebiete ver materiellen Intereffen, und der dadurch hervorgerufene 
überall äußerlich erkennbare Wohlftand, läßt den fhon begonnenen Rückſchritt im conftitutionellen 
Leben, wenn auch nicht überfehen, doch einftweilen ignoriren ; um fo mehr, als derſelbe hier bislang 
nur fporadifch und mit einer gewiffen Zurüdhaltung ſich bemerflich gemacht hat. Zieht man ſchließ⸗ 
li eine Bilanz über Gewinn und Verluft im Berfaflungsleben des Herzogthums feit 1832, 
und bringt felbft die an mehreren Stellen ſchon vorherzufehende fernere Einbuße mit in Anfchlag, 
fo wird doch der Gewinn den Verluſt noch erheblich überfteigen. Man wird auch mit einiger Ruhe 
wenigſtens in die nächſte Zukunft blicken dürfen, wenn es fi ermöglichen läßt, das bisherige 
Regierungsſyſtem, als deſſen Schöpfer der nun verftorbene Staatsminifter von Schleinig zu nen: 
nen ift, feinem eigentlihen Weſen nad noch ferner in Übung zu erhalten. Ein Syftem, welches, 
namentlich in feiner erften Beurkundung durch die Landesverfaflung und die in diefelbe gelegten 
Keime für die fernere Geſetzgebung, ald das Ergebniß der Verbindung einer durch hohe wiſſen— 
ſchaftliche Bildung geläuterten Theorie mit einem glüdlichen Erkennen der Lage und der wahren 
Bedürfniſſe des Landes ſich darftellt; als deſſen wefentliche Tendenz man die „Förderung des 
politifchen Fortſchritts zur Herftellung einer moͤglichſt freien Bewegung aller” betrachten darf. 
Zwar erfheint die mit der Verfaſſung in Verbindung ftedende organifche Gefeggebung nicht 
frei von einer etwas burenufratifhen Färbung. Aber auf der einen Seite mag darin ein zer: 
fegendes Gegenmittel gegen die dem Syſtem feindlichen, bejonders der feubaliftifchen Elemente 
erkannt fein, auf der andern Seite wird allfeitig zugegeben werden, daß im allgemeinen, bei 
Handhabung der Gefege eine manche Härte mildernde, weife Humanität vorgewaltet hat. Daß 
dieſes Syiten, getragen von einer ausgezeichneten Berjönlichkeit, einen hohen Grad von Lebens: 
fähigkeit befigen müffe, dafür liefert ſchon die einzig daftehende Thatjache den Beweis, daß bie 
Amtöführung feined Urhebers, nicht allein die Unterbrehung ver vormärzlidhen Zuftände durch 
die den Minifterien fonft fo feindlichen Ereigniffe von 1848, jondern aud) die proviforifche Reichs⸗ 
gewalt und endlich das Wiedererftehen des Bundestags jahrelang überbauert hat. Aber auch die 
äußere Anerkennung, ſowol für das Syftem als auch für den demfelben von höherer Hand ge: 
währten Schuß, hat nicht gefehlt. Sie hat ſich, gefteigert durch die dem Braunfchweiger ange- 
borene Anhänglichteit an fein Fürftenhaus, auf das unzweideutigſte geoffenbart bei der ebenſo 
herzlichen als überrafchend glänzenden Feier des fünfundzwanzigjährigen Regierungsiubiläums 
des Landesfürſten am 25. April 1856. 

Mag auch eine ferne, Hoffentlid jehr ferne Zukunft mit ihren dunkeln Eventualitäten 
manche der neuern Schöpfungen auf dem Gebiete des öffentlichen Rechts bevroben ; e8 wird ſich 
doch nicht alles, beſonders nicht das jchon zur vollendeten Thatſache Gewordene, nicht das mehr 
oder weniger mit Grund und Boden Zufammenbängende wegräunen laflen. Und, wenn die 
Begründung des jebigen Zuftandes namentlich in legterer Hinficht ein Verdienſt des Re- 
gierungsſyſtems war, jo wird deſſen fernere unbeirrte Befolgung um fo mehr gerechten Anfpruch 
auf erhöhte Anerkennung gewinnen, ald nur dadurd dem Lande feine günftige Yage möglichft 
lange erhalten werden fann.!P) A. Hollandt. 

Bremen, Die Freie Hanfeftadt Bremen ift ein felbftändiger republikaniſcher Staat, Mit: 
glied des Deutfchen Bundes. Der bremiſche Staat umfapt ein etwa 5 Geviertmeilen großes, an 
beiden Ufern der Wefer belegenes Gebiet, welches in weftliher Richtung von dem Großherzogthum 
Dlvenburg, in öftlicher von dem Königreih Hannover umfchloffen wird. Ungefähr in der Mitte 
dieſes Eleinen Gebiet liegt, ebenfalld von dev Wefer in zwei Hälften getheilt, die Stadt Bre— 
men, am linfen Ufer die im 17. Jahrhundert gegründete Neuftadt, am rechten die Altftadt. Das 
flache Land zählt 12 Kirhdörfer, einen größern Flecken und etwa 30 größere und Fleinere Dorf: 
ſchaften. Zwei Fleinere Städte, Vegeſack mit etwa 4000, Bremerhaven mit etwa 5000 Ein: 


10) Nach dem Abfchluffe diefer Darftellung hat noch ter Landtag für die Finanzperiode 1858/60 
feine Berhandlungen begonnen und beendigt. Über die Refultate defielben mag hier nachträglich ange: 
deutet werden, day durch eine Reihe von Geſetzen die Berjegbarfeit der bei den Amts: und Kreis: 
gerichten fungirenden Richter, die Befugniß zur Errichtung von Familienftammgütern und eine 
anderiveite Befchränfung der Gomvetenz der Schwurgerichte fanctionirt, daneben auch über die fer: 
nere Erhöhung von Normalgehalten und die Verwendung ziemlich bedeutender Summen zu außer: 
ordentlichen Zwecken Bereinbarung getroffen worden if, 
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wohnern, liegen abgefondert und ganz von hannoverſchem Gebiete umgeben, weiter unterhalb am 
rehten Weferufer. Der bremijche Staat hat in ganzen nahe an 90000 Einwohner, von denen 
60000 in der Stadt anfällig find. Die legtere liegt von der offenen See nod ungefähr 15 Mei: 
len entfernt; Ebbe und Blut gehen aber regelmäßig bis in ihre Nähe und bei günftigen Con— 
junsturen ſelbſt über die Stadt hinaus. Größere Seeſchiffe fönnen jedoch in beladenem Zuſtande 
nicht bis zur Stadt herauffommen; fie pflegen in ven untern Weferhäfen (Bremerhaven over 
dem oldenburgiichen Brafe) ihre Ladungen zu löfchen, die dann verutittelft Eleinerer Leichter: 
fahrzeuge ſtromauf gebracht werden. Selbit bis Vegeſack, welches zwei Meilen unterhalb Bre— 
men liegt, pflegen nur Küftenfahrer aufzufegeln. Diegeringe Tiefe des Weſerbettes von Bremen 
bis unterhalb Vegeſack ift großentheild eine Folge der Sandablagerungen, deren fuftematifche 
Beieitigung den Werth dieſer wichtigen Waflerftraße ungemein erhöhen und ed möglich machen 
würde, daß die europäiiche Seeſchiffahrt bis nach Vegeſack heraufgelangte. Leider hängen diefe 
Gorrestiondarbeiten von Hannover und Oldenburg ab, welde, aller Mahnungen der übrigen 
Beſerſtaaten unerachtet, bisjegt wenig oder nichtd gegen die Verſandung des Fluffes gethan 
baden. Nur innerhalb des bremifhen Gebiets erblidt man eine Neihe von Austiefungsanla- 
gen, deren Wirkung verſchwindet, fobald die Hoheit der beiden Nachbaritaaten beginnt. Bei 
Brake (5 Meilen unterhalb Bremen) nimmt die Stromtiefe au größere Seeſchiffe auf, aber 
evt bei Bremerhaven (7 Meilen unterhalb Bremen) können auch die größten Handeldfahr- 
‚enge ohne Gefahr fegeln. Ein Syftem von Tonnen bezeichnet von der Stadt Bremen bis in 
die offene See das Fahrwaſſer. Diefe Tonnen werden jeit alter Zeit von den Bremern unter: 
halten; gegenwärtig liegt die Sorge dafür der Handeldfammer ob, welche damit einen befon- 
em Beamten (den Barjemeijter) beauftragt. Auch für die Beleuchtung der Wefermündung 
ſetgt außfchlieglich die Stadt Bremen, theild durch einen Leuchtthurm, 1856 auf einer Sand: 
fanf oldenburgifcher Hoheit erbaut, theild durch ein in der Wefermündung ftationirted Leucht— 
Wil. Die das bremiſche Gebiet berührenden Nebenflüffe ver Weſer, die Ochtum am linfen, die 
Dumme und die Worge amı rechten Lifer, find für ven Handel von feiner Bedeutung. Nur die 
untere Stredfe ver Wumme, welde den Namen Leſum anninımt, erjcheint als ein anfehnlicher 
Strom, und ift tief genug, um den Bau von großen Serfhiffen an ihren Ufern zu geftatten. 
Seiner natürlichen Beſchaffenheit nach ift pas bremijche Gebiet nur ein Theil der großen Weſer— 
theme, zu welcher ed gehört. Neben dem Strome ziehen ſich fette Marſchſtrecken hin, welche theils 
lie Weiden darbieten, theild zum Aderbau verwandt werden, dann folgt Dünenfand und 
Seide, theild urbar gemacht, theils mit maleriihen Eichenholzungen gekrönt, theils in nackter 
De ſich ausbreitend; endlich wieder ein, von den zahlreichen Armen der Wumme durchſtrömtes, 
yanz flaches und baumloſes Grasland, mit moorigem Waller gefürtigt, aber fähig, durch geeig= 
te Abzugs= und Schöpfiwerfe in vorzüglihe Weiden verwandelt zu werden. Alles ten Pfluge 
unterworfene Land ift jowol gegen die Weſer ald gegen deren Nebenflüffe durd fortlaufende 
Vride geihügt, deren Unterhalt zu den erften, aber manchmal aud härteften Pflichten des 
Srunpbeiged gehört. Sugenannte Deidverbände vereinigen die Landbevölkerung bes rechten 
and die des linken Weferufers zu zwei großen Genoſſenſchaften, deren jede für ihre Deiche zu 
orgen bat. Deichgefhworene und Achtsmänner, aus den Bauern ſelbſt gewählt, bilden unter 
vom Borfige eined Senatsmitglieded die berathende, bejchließende und verwaltende Behörde für 
Ae hierher gehörenden Fragen. Das Deichrecht, welches für fie die Norm bilvet, ift, wie es ſeit 
Jahrhunderten war, volfsthümlich und unerbittlic) wie das Kriegsrecht. 

Die Benölferung des bremifhen Staats gehört durchweg dem Niederfähliihen Volks— 
umme an. Die Bauern, zum Theil von weftfriefifhen um holländiſchen oloniften abſtam— 
zend, gen jeit Jahrhunderten auf ihrer Scholle; die Stadt dagegen ift feit den älteften Zeiten 
mer ſtarken Ginmwanderung geöffnet geweſen, vie aber doch vorwiegend niederſächſiſche, und 
acben weitfälifche und Heffiiche Elemente zuführte. Obwol daher Nath und Bürgerfchart im 
Infange des 17. Jahrhunderts nad) längerm Schwanfen von der lutheriſchen zur veformirten 
firhe übergingen, fo ift doch infolge der fortwährenden Ginwanderung aus (utheriihen Län— 
“m gegenwärtig eine Zweidrittelmehrheit der Stadt wieder lutheriich, während die Bauern 
alle reformirt find. In Bremerhaven und VBegefad ind die Kicchengemeinden evangeliſch— 
aut, ebenfo in dem Kirchdorfe Horn. Sämmtliche fieben Pfarrkirchen der Stadt find refor: 
at, doch haben drei von ihnen lutheriſche Geiftliche neben den veformirten. Die Lutheraner 
6 folde Haben feine Pfarrkirche; ihnen gehört aber die ehemals erzbiſchöfliche Kathedrale, der 
"smannte Dom, der im 16. Jahrhundert mit den Erzbiſchöfen zur neuen Lehre überging und 
"* zum Jahre 1803 unter ihrer und ihrer Erben (Schweden, fodann Kurs$annover) Hoheit 
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blieb. Die roͤmiſch⸗katholiſche Bevölkerung Bremend umfaßt faum einige taufend Geelen ; für 
ihre religiöfen Bedürfniffe forgt eine aus zwei Geiſtlichen beftehende Mifiion, welche unter dem 
Bifhof von Münfter fteht. Eine ehemalige Klofterkicche ift ihrem Cultus eingeräumt. Bon 
andern hriftlihen Religionsgefellihaften eriftiren Baptiften und Mährifche Brüder, jedoch nur 
in geringer Anzahl, feit einigen Jahren hielt auch die amerifanifhe Methopiftengemeinde einen 
bejolveten Prediger in Bremen, der bereits eine eigene Kirche gebaut hat und eifrig Propaganda 
zu machen jucht. Die Deutjchfatholifen find nad Furzem Beftehen ſpurlos wieder verfchwunden ; 
dagegen friftet eine fogenannte Freie Gemeinde, vom Staate völlig unbeadhtet, ein obfcured Da— 
fein. Juden wohnten bi8 1803 im bremifchen Gebiete gar nicht; damals gelangte der hanno— 
verſche Flecken Haſtedt, in welchem einige ifraelitiihe Familien anfällig waren, in den Bejig der 
Stadt, die ſomit nit umhin konnte, wenigftend auf diefem einen Punkte von ihrer hriftlichen 
Erelujivität eine Ausnahme zu machen. Erft das Jahr 1848 brachte auch für Bremen die Ab- 
ſchaffung des die Juden ausſchließenden Verbots; allein nur wenige Jfraeliten haben ſeitdem 
das Bürgerrecht erworben, da die Behörden bei ihrer Aufnahme mit befonvderer Angftlichkeit 
verfahren. Die Volksſprache ift in Bremen wie im größten Theile des nördlichen Deutichland 
die niederdeutiche, in einer particularen Mundart, jedoch ift dad Hochdeutiche jeit 150 Jahren 
ſchon Kirchen-, Schul: und Gejhäftsivradhe geworden. Nur dem Schiffer, vem Bauern und den 
untern Klaffen der Stadtbevölferung ift das Hochdeutſche noch heute eine fremde Sprache, deren 
fie jih nur im äußerſten Nothfalle und dann mit Inbeholfenheit bedienen. Die Kenntniß des 
Nieverdeutichen ift daher dem, welcher mit jenen Volksklaſſen zu verkehren bat, noch immer un- 
entbehrlich. 

Wie in der Sprade, fo hat in Anfhauungen, Sitten, Benehmen und jelbft in der Phyfiog- 
nomie die bremifche Bevölkerung Cigenthümlichkeiten, welche fi in dem benachbarten Olden— 
burg und Hannover nicht wiederfinden. Ahnliche Erſcheinungen bemerkt man bekanntlich nicht 
allein in Hamburg und in Frankfurt, fondern felbft in längft mediatijirten ehemaligen Reichs— 
ftädten oder auch in einflußreichen Reſidenzen. Der tiefere Urfprung folder individuellen ſtädti— 
ſchen Entwidelung hängt offenbar mit der felbftändigen Bedeutung der Stadt und dem daraus 
erwachſenden Selbitgefühle zufammen. Bremen war fhon im frühen Mittelalter die Haupt: 
ſtadt der Wefer. Seine Bürger fühlten ſich ald ebenbürtige Macht neben den Erzbifchöfen, ven 
benahbarten Dynaften und Rittergefchlechtern. Sie fämpften, arbeiteten und banvelten auf 
eigene Hand, entwidelten ihr eigenes Necht, bildeten ihre eigenen Berfaflungsformen aus. Ein 
originales Leben erfüllte ihre Gefchichte, und die Fleinern Städte der Umgegend richteten, wenn 
fie eines Vorbildes, eined Raths bedurften, ihren Bli nad Bremen. Bremiſches Recht galt in 
Dlvenburg, in Verden und andern Städten, von wo aus nicht jelten an den Rath zu Bremen 
appellirt ward. Münze, Map und Gewicht der Stadt folgten eigenen Normen und trugen die: 
felben wiederum über alle umliegenden Gegenden hinaus. Dies Verhältniß hat noch nicht völlig 
aufgehört. Für einen großen Theil der hannoverſchen und oldenburgiſchen Weferlande ift nad 
wie vor Bremen „die Stadt” par excellence, der Mittelpunkt, wo die Producte Abfag, die Ar- 
beitskräfte Beichäftigung, der Internehmungsgeift der Jugend eine Gelegenheit findet. In 
Bremen haben die Rheder und Seeverfiherungägeiellfhaften der Unterwefer ihr wirkliches 
Domicil; nah Bremen trägt der Landwirth feine Gelver zur Belegung ; nach ven Kornpreifen, 
melde der bremer Mäfler notirt, veguliven fidh die Ablöfungsgefchäfte in Oldenburg; die bre- 
miſche Goldwährung gilt weit und breit in allen größern Trandactionen, wie in den Handel 
mit Getreide, Vieh, Pferden u. ſ. w. Der Boden, auf weldhem ein lebhaftes lofaled Selbftbe- 
wußtjein, Batriotismus und Gemelngeift blühen fönnen, ift in Bremen noch immer vorhanden; 
der materielle Auffhwung, den die Stadt genommen hat, der Erfolg, mit welchem fie die Ungunft 
der Berhältniffe immer von neuem überwindet, nähren in ven Herzen der Bürger einen freudi— 
gen Stolz, weldyer auch die einwandernden Elemente fehr raſch in gut Bremifche verwandelt. 

Die ältere Gefchichte ver Stadt reicht biß in die Zeit der Kämpfe Karl’8 des Großen mit den 
Sachſen hinauf. Der fränkifche Eroberer erhob Bremen zu einem Bilhofsjige und übertrug 
denfelben dem heiligen Willehbad. Sein Nachfolger, der heilige Anſchar, der Apoftel Skandi— 
naviend, vereinigte ald Erzbiſchof die Didcefen von Hamburg und Bremen. Das bremifche 
Erzbistum fpielt in der Kirhengefhichte des nördlichen Europa eine hervorragende Rolle; 
feine Miffionare gingen nach Norwegen, Schweden und Livland; der Erzbiſchof Adalbert na— 
mentlih erwarb unter Kaiſer Heinrich IV. diefem Sige den Beinamen der „Parvula Roma’. 
Ein großer Theil des Landes zwifhen Wefer und Elbe ward allmählih von dem Erzftifte er: 
worben; feine geijtliche Hoheit erſtreckte fih bis zu den Ditmarſchen. Es war der intellectuelle 


Bremen | 81 


Urheber und ver Mittelpunkt ver blutigen Kreuzzüge, welche um die Mitte des 13. Jahrhunderts 
den freien Volksſtamm der Stedinger (am linken Ufer der untern Weſer) zur Strafe für ſeinen 
frieſiſchen Trotz gegen vie römiſche Hierarchie ausrotteten. ) 
Während die bremiſchen Erzbiſchöfe mächtige weltliche Fürſten wurden, wußte im Laufe der 
Jahrhunderte die Stadt Bremen ſich von ihrer Hoheit mehr und mehr zu emaneipiren. Die 
grundbeſitzenden Geſchlechter, vertreten durch den aus ihrer Mitte hervorgegangenen Rath, ver: 
einigten nach und nach in ihren Händen alle wichtigen Negierungsrechte, bei deren Ausübung 
die Mitwirkung oder Sanction des Erzbischofs ſehr bald zu einer bloßen Form herabſank. Im 
Anfange des 13. Jahrhunderts, ald die Theilung der Erbſchaft Heinrich's des Löwen ganz 
Sahjenland mit Fehden erfüllte, begründete Bremen formell fein Recht auf Selbftändigfeit dem 
Erzbiſchof gegenüber. Die Gefhlehter und die Bürger hielten einträchtig zufammen und wählten 
gemeinfam den Rath, der aus 12 Mitgliedern beftand, von denen jährlich ſechs ausſchieden. Allein 
nicht lange währte e8, fo hatten die Gefchlechter ven Rath wieder monopolifirt und ihn zu einem 
lebenslänglichen gemacht. Das dauerte bis 1308, wo die Bürger in blutigem Kampfe die Ge: 
ſchlechter beſiegten und für alle Folgezeit von der Stadt ausfchloffen. Seitdem hat es einen 
ſtädtiſchen Adel nie wieder in Bremen gegeben: an jeine Stelle trat eine Ariftofratie ange: 
fehener Bürger, deren Einfluß nicht auf Geburt, fondern auf Vermögen, Stellung und Tüdhtig- 
fit berubt.?) Bon 1303 an bildete ſich, weſentlich unter ver Leitung der Notabelnfamilien die 
Stadtverfaffung ariftofratifch genug aus. In allen Kämpfen blieben die legtern ſchließlich 
Sieger, und die verſchiedenen Verſuche ver Zünfte und gemeinen Bürger, die Gewalt an ſich zu 
bringen, hatten immer nur einen vorübergehenden Erfolg. Der Rath, wenn aud nicht felten 
von feinen Gegnern verjagt, kehrte ftet3 triumphirend zurück, umgeben von mächtigen Bundes: 
genoffen, und in ven Vergleichen, welche dann zwiſchen den Varteien abgeſchloſſen und von allen 
Bürgern beſchworen zu werden pflegten, wurden unwandelbar die Rechte des Raths von neuem 
anerkannt und oft erweitert. Zwei folder Vergleiche, „die Eintracht von 1433” und die „Neue 
Eintracht von 1534”, beide nach Vertreibungen des Raths zu Stande gekommen und durch 
eine ganze Reihe norddeutſcher Prälaten, Kürften, Herren und Städte gemährleiftet, bildeten 
zuſammen mit dem ältern Stadtbuche, in welches der Math von Zeit zu Zeit feine Entfheidungen 
eintrug, die gejchriebene Grundlage der Verfaſſung bis zum Jahre 1848, in den legten Zeiten 
eg ganz überwuchert von dem ungefchriebenen Rechte, das aus der Objervanz ſich gebilvet 
e 


Schon im 13. und 14. Jahrhundert feheinen die vier Kirchſpiele der Stadt die Grundlage 
der Oemeindeverfaffung gebildet zu haben. Ihnen entfprehend beftand der Rath aus vier 
Duartieren, jedes ſechs Rathsherren und einen Bürgermeifter zählend. Jedes Quartier res 
gierte ein halbes Jahr; dann Fam ein anderes an die Reihe. Das regierende Quartier nannte 
man den „genden Rath”. Die Plenarverfammlung oder „Wittheit“ bildete eine Art höherer 
Inftanz. 3) Bei Bacanzen wählte man vermuthlich anfänglich nur aus dem Kirchfpiele, dem der 





1) 2appenberg’s Gefchichte des Eraftiftes Bremen. . 

2) Im wefentlichen auf gleiche Weife zeigte fich faft überall im Mittelalter in den deutſchen Städten 
der Verſuch, aud) hier wie auf dem Lande die altdeutfche gemeine Freiheit durch Bildung eines excluſiven 
yripilegirten Melftandes zu unterdrücen. Das freie Grundeigentyum, die Grundlage demofratijcher 
Stimmgebung bei den Germanen, fam durch das Fauftrecht in immer wenigere Hinde. Die Beſitzer 
ſelchen Grundeigenthums fuchten nun auch bei Entwickelung der ftädtifchen Freiheit, welche doch durch 
die Theilnahme an der municipalen Genoffenfchaft und ihrem Gefammtbeftgthum das alte Freiheitss 
oder Bürgerrecht für alle Bürger, auch für frühere feudaliftifche Hinterſaſſen und Schüglinge auf gleiche 
Beife begründete, ein ercelufives und privilegirtes Recht, aljo ein Erbadelsrecht, für ſich und 
ihre Gutserben zu erwerben. Aber der einfache Sieg der alten Grundſätze deutſcher genoffenjchaftlicher 
Freiheit vernichtete diefe kaſtenmäßigen Bar und Privilegienrechte. Entweder wurden bie danach 
Eüfternen ausgeftoßen, oder fie verzichteten vor völliger Ausbildung eines Erbadelsrechts auf ausichließ« 
liche und privilegirte Gebürtsrechte, und traten nur im bie oben bezeichnete natürliche wohlthätige 
Itiftofratie der durch Vertrauen und Wahl ihrer Mitbürger als die „Nüplichiten und Beſten“ Aners 
kannten, wozu ihr größerer Familienbefig wefentlich förderlich war. Es war dies ähnlich ber neuern 
witgemäßen politifchen Bildung und Wiederherftellung altgermanifcher Breiheitsgrundfüge auch in den 
grögern Staaten, fowie in Franfreich, Belgien, Sardinien, in der Schweiz und Norbamerifa, wenn 
an) dabei die adelichen Bamiliennamen aus der Keubalzeit belaffen wurden. Die politifche Bildung der 
Freien Städte ging hier nur der politifchen Bildung freier Länder voran. ©: Abel. D. Re. 

3) Unjere deutichen Vorfahren billigten nämlich nicht den Hochmuth vieler ihrer Nachfommen, welche 
aus Dünfel auch in gemeinfchaftlichen Dingen ihre befondern fubjectiven Meinungen für unbedingt weis 
fer ala die Überzeugung der Öefammtheit ihrer Mitbürger halten, und welche fogar das unentbehrliche 
Staats-⸗Lexikon. UIL' 6 
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Ausgefchievene angehört hatte ; fpäter Fam dies außer Gebrauch, obwol die Quartiere felbft bis 
in die neueſte Zeit fortvauerten. Bürgermeifter wählte der Rath aus feiner Mitte auf Lebens: 
zeit; ebenfo war die Rathmannswürde fhon bald nad) Vertreibung der Geſchlechter eine lebend: 
länglide. Das Wahlftatut von 1399 feßte feit, Daß, wenn ein Rathmann ausſcheidet, vier durch 
das 208 bezeichnete Mitglieder des Raths, nachdem fie geſchworen haben, „ven Nützlichſten und 
Beſten“ erfiefen zu wollen und in ein Gonclave eingefhloffen worden waren, die Neuwahl vor: 
zunehmen haben. Sehr wichtig war bei diefem oligarchiſchen Verfahren, daß die nähern Ber: 
wandtſchaftsgrade die Unwählbarfeit mit ji führten. Wer Vater, Sohn, Bruder, Schwäher, 
Eidam, Schwager eined Rathsmitgliedes war, fonnte nicht gemählt werden. Ein Oheim, Neffe, 
Geſchwiſterkind bedurfte der Stimmeneinheit, um zugelajien zu werben. 

Nah Art des Mittelalters waren die Rechte des Raths nicht urfundlih und genau um— 
grenzt. Jeder Bürger mußte ihm perjönlihd Gehorfam ſchwören; Feine Verfammlung der 
Zünfte durfte ohne jeine Erlaubniß ftattfinden; er allein berief die Kirchſpiele zur Befchlup- 
nahme über öffentliche Angelegenheiten ; er befehligte im Kriege, ſchloß Verträge mit Auswär- 
tigen ab, befchicfte die Hanfetage, verwendete und verwaltete das öffentlihe Gut. Die Bürger 
hatten feine andere Garantien als das „Recht der Infurrection” und in fpätern Zeiten die 
allerdings fehr maßgebende Obfervanz, welche ihnen das Recht ver Steuerbewilligung, der Zu— 
flimmung bei der Gefeßgebung und — was noch bedeutfamer war — die Mitwirkung bei ven 
groͤßern Verwaltungen ſicherte. Die vier Kirchfpiele ver Bürgerſchaft, welche immer abgeſondert 
beriethen und beſchloſſen, wurden allerdings theoretiſch „nach Willkür des Raths“ berufen, 
allein das Herkommen hatte dieſe Willkür in ſehr enge Grenzen gezogen. Die Kaufleute, die 
Borftände der Zünfte, diejenigen, welche gewiffe Gemeinde oder Kirchſpielämter bekleidet hatten 
oder noch befleideten, mußten geladen werden ; ebenfo alle promopirte Perſonen. Auch für eine 
gewifle Organifation diefer VBerfammlungen hatte, wenn auch nicht ſchriftliche Anordnung, doch 
das Herkommen gejorgt. Der widtigfte Beruföftand, die Kaufmannſchaft, hatte im Mittelalter 
ihre eorporative Verfaſſung nah Analogie der Zünfte, und namentlich ihre Vorfleber, Die 
fogenannten „Alterleute“ oder „Seniores“. Im Laufe der Zeit warb das Amt eines Alter: 
manns ein lebenslänglicdhes; das Collegium derſelben ergänzte ſich felbit, hatte jeine Syndiker, 
feine fefte Gefhäftstradition, Furzum es geftaltete ſich zu einer quafispolitiichen Behörde, zu 
einer Art von Tribunal, welches feine Aufgabe darin erblicte, die Rechte dev Bürgerihaft fofte- 
matiſch gegen den Rath zu vertheidigen. Der Borfig in der Bürgerjchaft ftand einem der Alter: 
leute herkömmlich zu, ihr Syndikus fungirte als Worthalter ver Bürger; ihr Archiv bewahrte 
die Protokolle der Verhandlungen mit dem Rath; jie beriethen in Vorverſammlungen über die 
Gegenftände der Tagesordnung. Auch war ed Regel, daß zu den aus Rathsherren und Bürgern 
beftehenden verwaltenden Deputationen jedes Kirchfpiel einen Altermann committirte, während 
der Rath in wichtigen Angelegenheiten, bei denen er fidh im voraus der Zuftimmung feiner Mit- 
bürger vergemiffern wollte, vertraulid mit dem Collegium Seniorum zu communiciren pflegte. 
Der politiſche Zuftand der Stadt war ſomit, während ver legten drei Jahrhunderte, im wejent- 
lichen fo beſchaffen, daß die Höhere Bürgerflaffe, welde übrigens durch feine Schranfe ver Ge— 
burt abgegrenzt war, die Staatögewalt in Händen hatte. Die Nechtöpflege war beim Rathe, 
die Verwaltung einzelner Departements ebenfalls; andere dagegen bei Deputationen, die aus 
Rathsherren, Älterleuten und Bürgern gemifht waren und bei denen immer Bürgerliche Die 
Nehnung führten. Dabei eine große Selbftändigfeit ver einzelnen Verwaltungszweige, die oft 
z. B. aufeigene Hand Anleihen contrabirten, Steuern nachließen, Grundbeſitz eigneten und ver— 
äußerten, Eeine concentrirte Finanzpflege; nur wenige bejolvete Beamte; allgemeine Wehr: 
pflit der Bürger, deren jeder feine Ausrüftung im Haufe haben mußte; erft in fpäterer Zeit 
daneben eine ftehende „Soldatesque”, d. h. ein aus Bürgern geworbenes, für den Feſtungs— 
dienft nothoürftig gebrilltes, abwechſelnd dem bürgerlihen Tagewerf und dem Beziehen ver 
Wachen fid) widmendes, harmlofes Mittelving zwiihen Miliz und Militär. Der Zufhnitt des 
Ganzen patriarhalifch; bürgerliche Behaglichkeit und Selbſtachtung auch in den untern Klaf= 
fen; klirchliche Ehrbarkeit namentlich im 17. und 18. Jahrhundert ftreng aufrecht erhalten. 





Mittel, foweit möglich dem Ideal einer Regierung nach der Gefammtvernunft der Gefellfchaft ſich zu 
nähern, nämlich den Mehrheitsbefchlug nach Mustaufc der Anfichten, befpötteln und die Minderheit 
mehr wollen gelten laflen. Unfere Vorfahren nannten aljo die Gefammtheit „die Weisheit“, entipre > 
chend dem angelſächſiſchen „Wittenagemot“. Übrigens zeigt ſich auch hier, wie ſchon in alter Zeit 
neben der unmittelbaren auch die repräfentative demokratiſche Form unferer Vorfahren befannt war. 
©. Deutſche Landesverfaſſung. D. Red. 
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Mit dem Beginn des 19. Jahrhunderts übten die Weltflürme ihren Einfluß aud auf bie 
Staatöformen Bremend aus. Die ausfchließlihe Stellung der reformirten Gonfefjion warb 
gebroden, indem 1806 »er erfte Qutheraner zu Rathe gewählt ward. Die Bürgerſchaft fegte es 
durch, dad fie nicht ferner in Kirchſpielen, jondern in ungetheilter Geſammtheit tagte. Die Drang: 
fale der Kriegäzeiten, die ungeheuern Geldbedürfniſſe der Stadt, die zunehmende Bildung mad: 
tenden Einfluß der Bürgerfhaft mehr und mehr geltend. In den Jahren 1811—13 unterbrady 
zwar die Einverleibung Bremens die innere Entwidelung der Republik auf gewaltiame Weiſe, 
allein faum waren im November 1813 die ruffiihen Befreier unter General Zettenborn vor ven 
Thoren der Stadt erichienen, ald auch fofort der abgeriflene Baden wieder aufgenommen warb. 
Die franzöfifhen Neuerungen fielen zwar aud in ven Fällen, wo fie unleugbar fegensreich ge: 
wirft hatten: Gewerbefreiheit, Smancipation des Landvolks, Zulafiung der Juden machten als: 
bald wieder dem reichſtädtiſchen Status quo ante Plag ; allein daneben traten ſehr tiefgreifende 
Reformen ein. Die ganze innere Verwaltung ward im Laufe des erften Jahrzehnds zweckmäßig 
organifirt, eine Gentralfaffe für die Öffentlichen Ausgaben und Einnahmen, ein Tilgungsfonds, 
eine Rehnungscontrole geſchaffen; die Betheiligung der Bürgerfchaft bei der Verwaltung ward 
ausgedehnt; eine Bürgerwehr begründer und daneben ein felodienfttüchtiges Militär durch 
Berbung ins Leben gerufen; die politifdye Souveränetät der Altftabt wenigſtens der Neuſtadt 
mitgetheit; die Feſtungswerke verwandelten fih in Barfanlagen und der Verkehr mit ven Bor: 
Rädten, einft bei Nachtzeit gänzlich geiperrt, fand mindeftend eine Erleichterung; die aus— 
wärtigen Angelegenheiten, welche man früher ven vom Rathe ernannten Syndikern überlaffen 
hatte, wurden einer Gommiffion übertragen; die Juftiz blieb zwar mit dem Senate verbun: 
ven, aber der ehemalige Wechſel nad Duartieren hörte auf, und der Senat committirte aus 
feiner Mitte ſtändige Gerichte, vie von ihm unabhängig fungirten und von denen die Appella= 
tion an das gemeinfame höchſte Gericht der Freien Städte zu Lübeck ging; eine verbeflerte Ge— 
nätdordnung, eine Givilftandsorbnung, die Erlaubniß für Nitbürger Grundbeſitz zu erwerben, 
an mufterhafie Einrichtung des Hypothekenweſens — dieje und mande andere Mafregeln 
äbnliger Richtung vermittelten Bremen Übergang zu feiner modernen Blüte, ohne inzwifchen 
vie Örundlagen der alten Verfaſſung zu verſchieben. Die Stellung des Raths (oder des Se: 
nats, wie er ji von nun annannte) erlitt jedoch einige nicht unmwichtige Veränderungen. Die 
Gintbeilung in Duartiere behielt nur eine formelle Bedeutung. Die Einkünfte ded Senats, 
biäber aus dem Grtrage von Domänen und aus Sporteln, Strafgelvern und Gebühren be: 
febend, wurden in feite, von der Staatöfafle ausgezahlte Jahrgehalte verwandelt. Bei Vacan— 
zen hörte die Selbftergänzung nah dem oben beichriebenen Verfahren auf. Zwölf von der 
Bürgerihaft erforene Bürger loften vier aus ihrer, ebenſo der Senat vier aus feiner Mitte aus; 
dieſe acht präfentirten drei Gandidaten, aus denen der ganze Senat den neuen Rathmann erfor. 
Ein Oheim, Neffe, Schwiegervater, Schwiegerjohn oder Schwager eined Rathömitgliedes bes 
durfte ſechs Stimmen, um unter die Gandidaten aufgenommen zu werben. Geſchwiſterkinder 
fonnten ohne Erſchwerung gleichzeitig im Senate ſitzen. Die vier Bürgermeiſter wurden vom 
Senate aus ſeiner Mitte oder aus den Syndikern gewählt; ihr Amt blieb lebenslänglich; halb⸗ 
htlich wechſelte unter ihnen das Präſidium. Die vier Bürgermeiſter konnten unter ſich in 
manchen Dingen, namentlich delicatern Angelegenheiten, ſelbſtändig beſchließen, wenn auch 
tbeoretiich die volle Regierungsgewalt nur beim Plenum des Senats (der Wittheit) ruhte. 
Vies Plenum fungirte gleichzeitig ald Magiftrat der Stadt und ald Summus Episcopus ber 
proteftantifchen Kirchen. Für die einzelnen Geſchäftszweige committirte ed befondern Commiſ— 
ionen, in denen das ältefte Mitglied ven Vorfig führte. Nur ausnahmsweiſe beftanden einzelne 
Gommiffare (3. B. ein Polizeiherr), in der Regel ward alles colleginlifch betrieben. 
Nachdem weitere Neformbeftrebungen infolge der Julirevolution an der Ungeneigtheit ded 
Senats und der Gleichgültigfeit einer feinen materiellen Drud empfindenden Bevölkerung ges 
deitert waren, warf die Märzbewegung des Jahres 1848, welche in den mittlern VBürgerflaffen 
iinen empfänglicen Stoff fand, die vierbundertjäbrigen Verfaſſungsgrundlagen Bremend mit 
‚mem Schlage um. Zwar lieh die conſtituirende Verſammlung des Jahres 1848 die Lebens— 
nglihfeit ver Senatorenwürde beiteben und conjervirte auch den Grundfag, daß alle wichtigen 
Imwaltungen von gemiichten Deputationen des Senats und der Bürgerſchaft zu führen ſind; 
er inallen übrigen Bunften enthielt die von ihr ins Leben gerufene, am 8. März 1849 ange: 
wamene Verfaſſung die weientlichiten Neuerungen, Gleihberehtigung aller Staatsgenoſſen, 
Aufbehung der politifhen Unmündigfeit des Gebiets, Trennung der Juſtiz von * Verwaltung, 
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Berwandlung der aus Birilftimmen beftehenden Bürgerichaft in eine aus allgemeinem Stimm- 
echte hervorgehende Repräjentativverjammlung von 300 Vertretern, die nur auf einige Jahre 
gewählt wurben, Erwählung der Senatoren buch diefe Vertreter, Abjhaffung des Collegiums 
der Alterleute, bei Differenzen zwifchen Senat und Bürgerſchaft Berufung an die Geſammtheit 
der Staatöbürger, Dffentlichfeit der Bürgerſchaftsſitzungen, Aufhebung aller religiöfen Dis- 
qualificationen, dieje und ähnliche Beftimmungen, verbunden mit Preß- und Vereinsfreiheit, 
Ablöfungszwang ded Gutsherrnrechts, Schwurgerihten, Autonomie der Gemeinden, leiteten 
eine vollftändige Herrfchaft der mittlern und untern Volksklaſſen ein, welche indeſſen, noch ebe 
fie ſich in vollen Beſitz zu fegen vermochte, ſchon im Frühjahr 1852 durch die fpontane Inter- 
vention ded Bundestags ihr Ende erreichte. j 

Auf Grund ihrer befannten Beichlüffe vom 23. Aug. 1851 ſchritt, nachdem der Senat ver⸗ 
geblich verfucht hatte die Bürgerfchaft zu einer Reviſion der Verfaſſung zu bewegen, die Bun- 
dedverfammlung am6. März 1852 mit der fategorijchen Forderung vor, daß aus der bremifchen 
Verfaſſung die mit den Grundgefegen ded Bundes unvereinbaren Beitimmungen, namentlich 
die Wahlgejege für Senat und Bürgerfhaft, dad Princip der Volksſouveränetät, das Überge— 
wicht des bürgerfchaftlihen Elements in den verwaltenden Devutationen entfernt werde. Gin 
bannoverjcher General ward ald Commiſſar ded Bundes nah Bremen abgeſchickt, um die Boll- 
ziehung diefer Forderung zu überwachen. *) Die Bürgerjchaft weigerte ji das Interventions— 
recht ded Bundes anzuerkennen, und erklärte fogar ven Senat für verfaſſungsbrüchig und daher 
außer Wirkfamkeit. Infolge deſſen warb am 29. März 1852 die Bürgerfhaft vom Senat 
aufgelöft und auf Grund eines oetroyirten Wahlgejeges eine neue Bürgerfchaft zur Reviſion 
der Verfaſſung unverzüglich einberufen. Dies oetroyirte Geſetz erhielt jpäterhin definitive 
Gültigkeit. Danach befteht die Bürgerfhaft binfort aus 150 Vertretern, von denen der Ge: 
lehrtenftand 16, die Kaufmannfchaft 48, der Gewerbeitand 24, die übrige Einwohnerſchaft Der 
Stadt in drei Steuerflaffen 30 erwählt. Bon ven noch übrigen 32 Vertretern kommen je 6 auf 
Vegeſack und Bremerhaven, 20 auf die Dörfer. Die Vertreter werden auf ſechs Jahre gewählt, 
alle drei Jahre jcheidet die eine Hälfte aus. Sie erhalten feine Geldentfhädigung. Die Wahlen 
geſchehen vermittelft fchriftliher und geheimer Abftimmung. Am 24. Febr. 1854 warb Die 
zwiſchen vem Senat und der Bürgerfhaft vereinbarte, gegenwärtig zu Mecht beſtehende Ver— 
faffung publicirt. Diefelbe ift ver Bundesverfammlung zwar mitgetheilt, aber nicht von legterer 
ausdrücklich beftätigt worden. Die Betheiligung deö Bundes bei der Nevijion der Verfaſſung 
ſelbſt war eine rein formelle. 

Das neue Grundgeſetz des bremiſchen Stantd hat einen großen Theil der weſentlichſten Be: 
fimmungen der Märzverfaflung beibehalten und damit die im Jahre 1848 vollzogene Umwäl— 
zung in der Hauptſache fanctionirt. Der politiſche Unterſchied zwiſchen Stadt und Land bleibt 
aufgehoben ; die Bürgerfchaft erjcheint ald aus eigenem Rechte fungirende repräfentative Cor— 
poration; Juftiz und Regierung bleiben getrennt, Religions-, Preß- und Vereindfreibeit, Un— 
verleglichkeit ver Wohnung, Zugänglichkeit der Amter für alle find den Bürgern gewäbhrleiftet. 
Die Bürgerfchaft hat eine enticheidende Stimme bei allen Gejegen, Steuern und Geldverwen- 
dungen; dad Budget wird jährlih von ihr bewilligt; ihre Deputirten nehmen an faft allen 
Öffentlihen Verwaltungen theil, und nur diefen ſteht die Rehnungsführung zu. Die Staats: 
kaſſe fteht unter Aurjicht ver Finanzdeputation, deren Vorjiger und ein bürgerlicher Deputirrer 
alle auf jie lautende Anweifungen zu unterzeichnen haben. Alle organiichen Einrichtungen, als 
Eommunalverfaflungen, Militärformationen, Greivung neuer Beamtenftellen, bevürfen der 
Zuftimmung der Bürgerſchaft. Sie Hat das Recht über die Gejegmäßigfeit erlaffener Bolizei- 
verordnungen ein richterlihes Erkenntniß zu provoeiren. In Fällen einer Differenz zwifchen 
ihr und dem Senat über conftitutionelle oder Rechtsfragen entjcheidet, nad) mislungenem 
Güteverfahren, das Oberappellationsgericht zu Lübeck. 


4) Es möchte fchwer fein, diefe Bundesintervention auf irgendeinen Artifel des Bundesgrundvertrags 
zu begründen. Auf das fogenannte monarchiſche Princip wird man fie wol nicht begründen wollen. 
Die Begründung aber auf ein gemäßigt republifanifches Prineip — im Gegenfage gegen ein rein de— 
mofratijches — findet doch noch wenigern Anhaltepunft, felbft nicht einmal in der Schlußarte. S. oben 
in Belagerungszuftand den legten Abjchnitt und den Artikel Deutiher Bund, ’ Übrigens foll Hiermit 
nicht über Vorzug oder Nachtheil der in Bremen zu Stande gefommenen Änderungen geurtheilt werden. 
Aber auch alsdann, wenn Interventionen des Bundes in die innern Angelegenheiten der Bundesflaaten 
als heilfam erfcheinen, wird doch zuerft die Umwandelung des rein völferrechtlichen Bundes in einen 
ftaatsrechtlichen mit Bolfsrepräfentanten, bis dahin aber Heiligkeit des Grundvertrags gewünfcht twer- 
den müfjen, | 2. D. Red. 
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Her Senat befteht aus 18 auf Rebendzeit ermählten Mitgliedern, weldye einer der anerkann⸗ 
ten chriſtlichen Gonfefjionen angehören und das vreißigfte Lebensjahr zurüdgelegt haben 
müflen. Ausgeſchloſſen find namentlich die, melde ihre Gläubiger nicht zum Wollen befriedigt 
haben, fowie alle Verwandte eined Senatsmitglieves bis zum Oheim und Neffen, Schwager 
und Schwiegerſohn einfchließlih. Mindeftens zehn Senatönitgliever müſſen Rechtögelehrte, 
mindeftens fünf Kaufleute fein. Die Wahl geſchieht fo, daß die Bürgerfchaft ſich durch Loſung 
in fünf gleiche Abtheilungen ſcheidet, jede dieſer Abtheilungen drei Gandidaten vorfhlägt und 
einen Wahlmann ernennt, die fünf Wahlmänner ſodann mit fünf vom Senat gewählten 
Bahlnännern, nad) vorgängigem Schwur, nur einem Tüchtigen und Würdigen die Stimme 
geben, bei einer Auswahl unter mehreren aber den Tüchtigften und Würbigften bevorzugen zu 
wollen, zu einem Gonclave zufammentreten, diefes Gonclave aus ſämmtlichen vorgeihlagenen 
Gandidaten drei präfentirt, und endlich die Bürgerfhaft aus der Präfentationslifte einen aus— 
wählt. Auf diefe Lifte kann nur derjenige fommen, welcher im Gonclave ſechs Stimmen für fi 
gehabt hat; letzteres hat alſo die Macht, die Candidaten der Bürgerfihaft zu vefufiren, und es 
kann unter Umftänden dad Wahlverfahren fo lange wiederholt werben, bis das Gonclave bes 
friedigt ift. Der Senat wählt aus jeiner Mitte zwei Bürgermeifter, von denen alle zwei Jahre 
einer auöfcheidet und dann erjt nach Ablauf von abermals zwei Jahren wieder wählbar iſt. 
Jeder Bürgermeifter fungirt demnach vier Jahre. Zwiſchen ven Bürgermeiftern wechfelt alljähr: 
ih das Präſidium. Die Bertheilung ver Geſchäfte erfolgt durch eine befondere, alle zwei Jahre 
ernenerte Commiſſion, zu welcher die Bürgermeifter ipso jure gehören. 

Beim Senat ift, außer der Hälfte der gefeggebenden, die vollziehende und Regierungs: 
gewalt, das Oberauffichtsrecht, die Vertretung des Staatd nad aufen, das Recht der Begna— 
tigung, Abolition und Dispenfation unter gewiſſen Einſchränkungen; er ernennt und inftruirt, 
entlät und penfionirt die Staatöbeamten, theilmeife jedoch nur nad) vorgängigem Gutachten 
ver betreffenden Verwaltungsdeputation; übt die Polizeigewalt, verfügt über die bewaffnete 
Nacht; übt Bremens Befegungsredht bei den Oberappellationsgericht der vier Freien Städte, 
un fungirt al8 Summus Episcopus der proteftantifchen Kirchen. In allen verwaltenden Depu— 
tationen hat ein Senatdmitglied die Gefhaftsführung und den Borfig ; ein anderes Senats— 
mitglied führt Das Protofoll, weldes jedod von einem der bürgerlihen Deputirten mitunter: 
zeichnet werden muß. Gegen den einmütbigen Diffens der fenatoriichen Mitglieder einer Depus 
tation kann ein Deputationsbefhluß nicht zu Stande fommen. Der Senat hat auf den Zus 
Jummentritt ver Bürgerschaft feinen Einfluß ; jedoch kann er die Ausſchließung der Offentlichfeit 
und in dringenden Bällen auch die Anberaumung außerordentlicher Sigungen beantragen. Die 
keiden Körperfchaften verkehren nur jchriftlich miteinander, doch werden faft alle Gefegentwürfe 
son gemeinichaftlichen Ausſchüſſen bearbeitet. 

Jeder Bürgermeifter bezieht 2600 Thlr., jeder Senator 2100 Thlr. Honorar. Die dem 
Gelehrtenftande angehörenden Senatömitgliever dürfen fein Privatgefhäft betreiben. Der 
Senat ift verpflichtet, Mitglieder, welche geiftig oder leiblich arbeitsunfähig geworden find, in 
den Ruheſtand zu verfegen, wodurd dieſelben Anrecht auf eine Benfion von 1050 — 1400 
Ihlm. gewinnen. Wer feine Zahlungen einftellt, muß austreten. Wegen Amtövergeben kann 
die Abfegung nur auf gerichtlichen Wege erfolgen. 

Für die Zuftizverwaltung befteht, abgefehen von dem Oberappellationsgerichte der vier 
Freien Städte, zunächſt ein aus 12 unter ſich gleichberechtigten, auf Xebenszeit gewählten, rechts— 
gelehrten Mitgliedern gebilvetes Nichtercollegium. Die Bedingungen der Wählbarfeit jind die 
nämlichen twie bei dem Senate. Dies Collegium bejegt nach eigner Wahl die verichiedenen Ge— 
tibte, nämlich 1) dad Obergericht, 2) das Untergericht, 3) das Griminal = und Polizeigerichr, 
Hdas Steuer- und 5) dad Gewerbegeriht. Es erwählt die Directoren dieſer verihiedenen 
Gerihte, ebenſo wie feinen eigenen Präſidenten auf Lebenszeit. Gegen diefe Wahlen findet ein 
Rerurs an den Senat ſtatt. Die Mitglieder des Richtercollegiums werden von einem aus vier 
Senatoren, vier Bürgern und drei Richtern beſtehenden für jeden jpeciellen Fall neugebilveten 
Gonclave gewählt. Sie haben ein feſtes Gehalt von 2000 Thlen. und Anrecht auf eine Penfion 
son 1000 — 1333 Ihlen. Die Beriegung in ven Ruheſtand geichiebt durch den Senat, aber 
nr auf Antrag des Gollegiums oder des Berheiligten. Gine Amtsentlaffung wider Willen des 
detheiligten kann nur durch vihterliches Erkenntniß erfolgen. Neben dem Richtercollegium be— 

kıbt ein Handelögericht, welches zwei Mitglieder des Nichtercollegiums ald Directoren und ſie— 
ben Beiſitzer aus dem Kaufmannsſtande zählt. Dieſe kaufmänniſchen Richter werden von der 
Kaufmannſchaft auf ſieben Jahre erwählt; fie beziehen fein Gehalt. In Vegeſack und Bremer— 
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haven endlich Fungiren die Amtleute ald Richter erfter Inftanz in Givil-, Griminal- und 
Bolizeifachen. 

Die Eivilgerichte erfter Inftanz (für Klaganträge bid zu 300 Thlrn.) find die Aemter in 
Begefad und Bremerhaven, und in der Stadt Bremen das lintergericht, Letzteres befteht für 
Bagatellfachen aus einem Einzelvichter, für ſonſtige Saden aus einem Gollegium von vier Rich⸗ 
tern. Für alle Saden von höherm Werthe, fowie für Anträge auf Immobiliardiftractionen, 
Ehe = und Debitfahen bildet das Obergericht die erfte Inftanz. Letzteres kann jedoch für Diftrac- 
tionen, Ehe: und Debitjahen auch Commiſſionen aus feiner Mitte ernennen oder diefelben, den 
Umftänden nad, an das lintergericht verweilen. Gegen Erfenntnifjeder lintergerichte und der ge— 
daten Gommifjionen kann, wofern die ftreitige Summe 30 Thlr. überfteigt, an das Ober: 
gericht, und falls diejed ein abänderndes Urtheil fällt, an eine Reviſionscommiſſion des Ober: 
gerichtd Berufung ftattfinden. Nur bei Streitfummen von mehr ald 300 Thlrn. iſt eine Appel: 
lation an das höchſte Gericht in Lübeck zuläffig; bei diefen kann die zweite Injtanz (nämlich die 
erwähnte Revijionscommifjion ded Obergerichts) unter Libereinftimmung der Parteien über: 
fhlagen werden. Das Obergericht befteht aus ſechs Mitglievern. Dad Handelsgericht ent: 
foheidet in allen aus kaufmänniſchen Gejhäften entipringenden Streitigkeiten. In der Regel 
befteht dad Tribunal aus einem vedhtögelehrten und zwei faufmänniihen Mitglievern. Das 
Derfahren ift mündlich; nur bei beſonders verwickelten Sachen ift die Einreihung von Schriften 
geftattet. Bei Sadyen von 30 — 200 Thlr. Werth kann an die fogenannte Reviiionsinftanz 
deflelben Gerichts, und gegen viele an dad Obergericht appellirt werden. Für größere Sachen 
bis zu 1000 Thlr. bildet das Obergericht die zweite, nur für Saden über 1000 Thlrn. das lü: 
becker Gericht die dritte Inftanz. Indeſſen kann aud dann nah Lübeck Berufung eingelegt 
werben, wenn das Obergericht ald Appellationshof das Erfenntniß erfter Inſtanz abgeändert 
hat. In Zunft: und Innungsſachen entſcheidet dad Gewerbegericht, das aus drei Mitgliedern 
befteht und von welchem die Appellation an dad Obergericht rejp. an das höchſte Gericht in Lü— 
be ftattfindet. Auf Grund der beitehenden Vertragover hältniſſe zum Zollverein beſteht für 
Zollſtrafſachen ein Steuergericht, bei welchem ein accuſatoriſches Verfahren eingeführt iſt. 

Die freiwillige Gerichtsbarkeit für Vormundſchafts-, Nachlaß- und Hypothekenſachen, für 
Übertragung von Immobiliareigenthum und für Schenkungen unter Lebenden iſt dem Ober: 
gerichte übertragen , welches auch die Oberaufjiht und die Disciplinargewalt über alle Gerichts: 
beanıte, über Sahführer und Notare führt. Ald Sahführer werden nur Bürger zugelaflen, 
welche ein juriftifhes Examen vor dem Oberappellationdgericht beitanden haben. 

In peinlichen Sachen fungiren die Aemter Vegeſack und Bremerhaven und das Griminal- 
gericht dev Stadt Bremen ald Unterfuhungs= und ald erfennende Gerichte erfter Inftanz. Sie 
fönnen nicht mehr ald drei Monate Gefängniß und 50 Ihlr. Strafe verhängen. Das Ober: 
gericht fungirt alddann als Appellhof. Für ſchwerere Vergehen ift das Obergericht die erfte 
Inftanz, von welcher die Appellation nad) Lübeck gebt. 

Ein Erkenntniß des Oberappellationdgerihts kann nur aus Gründen der Nichtigkeit bei 
den vier Senaten der Freien Städte, die alddann vier Stimmen repräfentiren, angefochten 
werden. 

Die vorftehend ffizzirte Organifation ded Gerichtsweſens geht übrigens theilweife ihrem 
Ende entgegen. Schon im Jahre 1854 haben Senat und Bürgerfchaft beſchloſſen, in Straf: 
ſachen ven Anklageproceö, mit Schwurgerichten für die ſchwereren Verbredhen, und in Civil: 
ſachen ein auf Mündlichkeit bafirtes Verfahren einzuführen. Zu den unentbehrlihen Vor— 
arbeiten dieſer Neorganifation, die bisjegt noch nicht beendet werden konnten, gehören nanıent= 
lid) die Godification der Strafgefege und die Gntwerfung der Proceßordnungen. Was die 
Strafgefege anlangt, ftatt deren gegenwärtig neben einzelnen pojitiven Particulargefegen das 
gemeine Necht und die (in ver Negel auffallend milde) Gerichtspraxis die Nechtöquelle bilden, 
jo hat man davon abjehen zu müflen geglaubt, irgendeinen deutſchen Goder ohne weitere® zu 
aboptiren, weil man annahm, daß die Eigenthümlichkeiten des bürgerlichen Lebens in einer 
kleinen Handelsrepublik mannichfachen Einfluß auf das Syſtem der Strafen würden ausüben 
müſſen. Die Todesſtrafe iſt ſeit 1348 abgeſchafft, ausgenommen für die ſchwerſten militäriſchen 
und ſeemänniſchen Verbrechen, ſie kann inzwiſchen durch einfaches Geſetz wieder eingeführt werden. 

Gompetenzconflicte zwiſchen Gerichten und Verwaltungsbehörden werden von einem Con— 
flictenhofe entſchieden, zu welchem der Senat und das Richtercollegium je drei Mitglieder ab— 
ordnen und ein ſiebentes Mitglied, das weder dem Senate noch dem Richtercollegium angehören 
darf, von dieſen Sechſen gewählt wird. 
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Die Staatsverwaltung in ihren einzelnen Zweigen ruht durchgängig in ben Händen ber 
mehrerwähnten Deputationen. Doc befinden fi auch einzelne Departements unter der aus- 
fliehtihen Leitung von Senatscommiſſionen. Dahin gehören namentlich die kirchlichen und 
außwärtigen Angelegenheiten, dad Mebicinal= und Polizeimefen, die Gewerbefachen. Die ei- 
gentlich ſtädtiſchen und die Staatsgeſchäfte fließen ineinander, ſowie denn aud namentlich das 
Budget des bremifchen Staats das der Stadt Bremen in fi ſchließt. Bei der überwiegenden 
Bedeutung der Stadt würde eine Trennung fi Faum durchführen laffen. Die Stadtgemeinven 
Vegeſack und Bremerhaven haben ihre eigenen Communalbehörden (einen Gemeinderath und 
Gemeindeausſchuß) und daneben ein vom Staate relevirended Amt für die Mechtöpflege (in erfter 
Inftanz), die Polizei und die Vertretung des Staats bei den lofalen Angelegenheiten. Die 
Dorfgemeinden haben es zu einer nennenswerthen Gemeindeorganifation noch nicht bringen 
fönnen. Für Deih=, Kirhen:, Armen-, Schul: und Wegebauſachen find zwar ihre eigenen Or: 
gane wirffam, aber immer unter unmittelbarer Leitung des fogenannten Landherrn, eines 
Senatämitglieded, welches die Oberpolizeibehörde für das Randgebiet (an jedem MWeferufer) 
eind) bildet. 

Bei diefer Organifation des Staats ift die Zahl der befoldeten Beamten eine äußerſt ge- 
ringe. Faſt nur Die tehnifhen und die Kanzleiarbeiten werden von ihnen wahrgenommen. 
Eine Beamtencarriere eriftirt gar nicht. Jeder Bürger ift auf feine eigene Arbeit angewiefen. 
Vie Einnahnen des Staatd werben von vier bid fünf Beamten, die einige Schreiber und Ein- 
nehmer unter jich haben, erhoben. Für die Generalkaſſe befteht ein einziger Staatsbeamter, 
der fein Hülföperfonal felbft hält. Oberaufſicht, Inftruction, Diseiplin find Sade der Depu— 
tationen. 

Die regelmäßigen Ausgaben des bremiſchen Staats, mit Einſchluß derjenigen der Stadt 
Bremen, belaufen ſich ungefähr auf 1,300000 Thlr. Gold. Die wichtigſten Poſten find: Senat 
md Rihtercollegiuum 70000 Thlr.; Benmtengehalte 100000 Thlr.; Militär 150000 Thlr. ; 
Zinien und Tilgung der Staatsſchuld 400000 Thlr.; Schulen 46000 Thlr. (viele Schulen 
haben ihr eigenes Vermögen und fommen daher hier nicht in Betracht); Polizei, Straßen: 
erlenhtung und Gefängniffe 100000 Thlr; Straßen und Bauten, Häfen und Ufer 230000 
Tr. — Die Binnahme umfaßt folgende Hauptpoften: von Grundeigenthum und Regalien, als 
Hifen, Bolten u. f. w. 130000 Thlr. ; Steuer von Immobilien 70000 Tblr. ; Ginfommenfteuer 
100000 Thlr. ; Gonfunttionsabgabe von Fleiſch, Mehl, Brennmaterial 170000 Thlr. ; Abgaben 
von ein und ausgehenden Waaren 300000 Thlr.; Stempel und Verfaufsabgaben 150000 
lr.; Bürgerrecht 40000 Thlr. ; Sinnahme von der Eifenbahn 100000 Thlr. 

Für die meiften diefer Abgaben befteht die Gontrole vornehmlich in der Heilighaltung des 
ürgereides, unter deſſen Gewähr fie geftellt find. Dies gilt namentlich von der Gonfumtions- 
abgabe, dem MWaarenzoll, ven Stempelabgaben und der Einfommenfteuer, welche zuſammen 
über die Hälfte der Geſammteinnahme aufbringen. Der Waarenzoll befteht in einer Abgabe 
von 2, Bror. für alle jeewärts eingehenden, und von Y, Proc. für alle jee= und landwärts aus- 
gebenden Güter. Die Kaufleute zahlen ihn auf ihren Eid, ohne daß eine Reviſion oder gar eine 
Shägung der Waaren ftattfindet. Die Gontrole fann daher nur eine ganz oberflächliche fein. 
Dei der Ginfommenfteuer — ebenfo bei der in Nothfällen erhobenen Vermögensſteuer, dem 
jogenannten „Schoß — fällt jede Gontrole hinweg. Der Gontribuent wirft vielmehr feinen 
elötgefhägten Beitcag in eine verfhloffene Kifte, und niemand vermag ihm nachzuweiſen, daß 
tt zu wenig bezahlt habe. Die Ginfommenfteuer beträgt 1 Proc. für jede Ginnahme über 
0 Thlr., Einnahmen von 250—499 Thlr. entrichten 1 Thlr., geringere find frei. 

Die öffentliche Schuld beitebt aus 5,500000 Thlrn. 31/,procentigen und 1,300000 Thlr. 
;procentigen Anleihen, von denen 3 Mill. aus der Zeit vor der franzöſiſchen Fremdherrſchaft 
rühren. Der Reſt ift feit 1827 contrabirt worden, um Häfen, Eiſenbahn und andere 
eductive Anlagen ind Leben zu rufen. Auf die Tilgung werden jährlid 130000 Thlr. ver= 
a. tbeil® durch Ankauf, theils, wenn die Obligationen Bari oder über ‘Bari ftehen, durch 

ulofung. 

Ale ja bremifhen Staate concentrirten Intereffen find demjenigen des Handels unter: 
"ordnet. Dem Handel verdanfen fämmtliche Klaffen der Bevölkerung ibren ungewöhnlichen 
Lehlſtand (es kommen durchſchnittlich auf jeden Kopf 1000 Thlr. Vermögen und 100 Thlr. 
Mtteseinnahme), und die Pflege ver Handelsintereſſen bildet die höhere Berechtigung der poli= 
"dm Selbftändigfeit des fleinen Staats. In diefer Pflege wirken denn auch Regierung, 
Griepgebung und Verwaltung eifrig zufammen. Wie ſchon gezeigt worden, ift das Abgaben- 
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weſen fo eingerichtet, daß keine läftige Formalitäten die Bewegung der Güter hemmen; die Aus- 
ladung eined Schiff Fann in kürzerer Frift geihehen, ald anderswo die bloße Einklarirung er= 
fordert; die fofortige Wiederausfuhr einer eben importirten Ladung wird nicht Durch die Rück— 
fiht auf ſchon entrichteten Eingangszoll erſchwert; die freiefte Bearbeitung und Sortirung ber 
Waaren, wie fie felbft in den beften Freilagern nicht ftatthaft ift, findet überall ohne das ge: 
ringfte Hinderniß ftatt. Dieſe Leichtigkeit der Bewegung ift ed vornehmlich, was den bremi— 
ſchen Handel in ven Stand fegt, auch auf nichtdeutſchen Märkten die Ausfuhrartifel Deutſchlands 
gegen die Concurrenz Fapitalveiherer und handelsmächtigerer Nationen abzufegen und dem 
deutſchen Conſumenten die Producte des Auslandes aus erjter Hand, ohne Vertheuerung durch 
fremden Zwifchenhandel, zuzuführen. Es iſt vornehmlich dieſer Geſichtspunkt geweſen, welcher 
in den letzten Jahren die Frage, ob Bremen ſich dem Zollvereine anſchließen ſolle, im verneinenden 
Sinne hat entſcheiden laſſen. (Der Zollverein ſelbſt hat übrigens einen ſolchen Anſchluß nicht 
beantragt.) Dagegen ſind am 26. Jan. 1856 umfangreiche Verträge zwiſchen Bremen und 
den Zollvereinsſtaaten abgeſchloſſen worden, welche durch Einverleibung einiger bremiſcher 
Grenzdiſtricte in den Zollverein die Mauthlinie des letztern bequem abrundeten, die Controle 
auf der verkehrsfreien Weſer erleichterten, Steuerdefraudationen gegen den Zollverein in Bremen 
ſtraffällig machten und durch Errichtung eines zollvereinsländiſchen Freilagers in Bremen ſelbſt 
die Abfertigung der über Bremen kommenden Waarenmaſſen, ſowie die Verſendung von Zoll: 
vereinsproducten weſentlich vereinfachten. In Verbindung mit diefen Verträgen fand vie 
Suspenſion der Flupzölle ftatt, welche bis dahin auf ver Wejerfchiffahrt von Bremen aufwärts 
gelaftet hatten. Seit dem Arrangement von 1856 hat der Verkehr Bremens mit dem Zoll: 
verein fortwährend zugenommen, während gleichzeitig zahlreiche induftrielle Unternehmungen 
an der Grenze, in möglihfter Nähe des freien Weltmarftes, emporblühten. 

Bis in die legten Decennien des vorigen Jahrhunderts beſchränkte ver Handel Bremens 
fi) vorzugsweije auf Europa. Golonialwaaren wurden von England, Holland, Yiffabon und 
Cadiz ber für den Bedarf der Wefergegenven und Weſtfalens importirt; Wolle, Getreide, Lein— 
wand wurden nad) England, Spanien und dem Norden verjhifft; man holte Wein aus Bor— 
beaur und Oporto, Hanf, Talg und Häute aus Niga. Daneben fabrieirte Bremen ſelbſt nicht 
unbedeutende Duantitäten von Bier, Tuch, Strumpfivaaren , die nad) dem Auslande erportirt 
wurden. Die Walfiſchjagd in ven grönländiichen Gewäſſern und der Heringsfang fpielten noch 
eine Rolle von Bedeutung. Seit dem amerifaniihen Unabhängigkeitskriege, namentlicdy aber 
jeit den Seefriegen, welde der Franzöſiſchen Revolution folgten, dehnten die Bremer, unter dem 
Schutze ihrer neutralen Flagge, ihre Unternehmungen mehr und mehr bis zu transatlantijchen 
Küften aus; während der Napoleonifchen Fremdherrſchaft verfuchten viele junge Bürger in der 
Neuen Welt ihr Glück, und errichteten Handelsetabliffements, die nach bevgeftelltem Frieden 
vorzugäweije mit der VBaterjtadt in Beziehungen traten. Die Befreiung der jpanifchen Golo- 
nien gab dieſem Verkehr ein erweitertes Feld, und ſchon in den zwanziger Jahren war der Han— 
del mit der Neuen Welt entjchieden in den Vordergrund getreten, Nachdem die Bremer die 
Verſuche Oldenburgs, die Wejermündung durch Flußzölle und Polizeiverationen dem Welt: 
verfehre zu verſchließen, mit Hülfe des Bundestags erfolgreich vereitelt hatten, gründeten jie 
im Jahre 1827 auf einem von Hannover ihnen abgetretenen Areal an der Einmündung der 
Geeſte in die Wefer einen für die größten Schiffe ausreidhenden Seehafen, Bremerhaven 
genannt, welcher zwar Millionen Eoftete, dafür aber auch dem bremiſchen Handel binnen einem 
Menſchenalter einen Aufjhwung ermöglicht Hat, mie die Fühnften Hoffnungen ihn nicht voraus: 
zufeben im Stande waren. Bremerhaven ift, auf Grund eines mit der Krone Hannover ab- 
geſchloſſenen Stantövertrags vom 11. Jan. 1827, mit allen Hoheitsrechten, jedoch ohne die 
eigentlide Hoheit felbft, in den Beſitz Bremens übergegangen; nur das Befagungsreht hat 
Hannover ſich vorbehalten, und für die Militärpflicht vev Einwohner Bremerhavens wird eine 
jährliche Averfionalfunme an Hannover gezahlt. 

Seit diefer Zeit jpielt ver europäiſche Seehandel in Bremen eine ganz untergeordnete Rolle. 
Die Schiffahrt nach England und der Oſtſee iſt beinahe gänzlich der hannoverſchen und der 
oldenburgiſchen Flagge zugefallen; die bremiſchen Fahrzeuge find durchgängig für jogenannte 
lange Reiſen, d. h. über ven Ocean oder nad) dem Schwarzen Meere beſtimmt. Im Jahre 

1857 beſtand die bremiſche Handelsflagge aus 279 Seeſchiffen, welche zuſammen eine Tragfähig— 
keit von 83000 Laſt à 4000 Pfd. hatten. Die Durchſchnittsgröße jedes Schiffs war demnach 
beinahe 300 Laſt oder 600 Tonnen. Dieſe Flotte repräſentirt ein Kapital von etwa 10 Mill. 
ahlın. Außer ihr beſchäftigt die Weſer, d. h. vorzugsweiſe der bremiſche Handel eine olden— 
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burgiſche und hannoverſche Flotte von mehr ald 200 Seefchiffen mit mehr ald 30000 Laft, und 
etwa 350 Leichterfahrzeuge von zufammen circa 10000 Laſt, ohne die jtromaufwärts fah- 
renden Flußſchiffe. Im Jahre 1856 kamen in bremifhen Häfen an: 3000 Seefhiffe, 8000 
Flußſchiffe, zufammen eine Bewegung von 48000 Laft. Unter venfelben befanden fih 159 
Secdampfſchiffe, deren Zahl ſich in nächſter Zukunft noch erheblidy vermehren wird. Einer ver 
bedeutendſten Schifförheder ift die im Jahre 1856 begründete Actiengefellfchaft ver „‚Norbveut: 
ſche Lloyd‘, welcher außer einer Menge von Flußdampfſchiffen und eifernen Leichterfahrzeugen vier 
Dampfboote erften Ranges für die Fahrt nach Neuyorf und außerdem Dampfbootlinien nad 
London und Hull unterhält. Mit der Rhederei fteht dad Seeverfiherungswefen in engem Zu— 
fammenhange. Die verſchiedenen bremijchen Affecuranzeompagnien und PBrivataffecurateure 
übernehmen im Laufe des Jahres gegenwärtig leicht Rificos zum Belaufe von 90 Mill. Then. 
Der Waarenumfag Bremens hat in den legten Jahren die Summe von 120 — 140 Mill. 
Ihlen. erreicht. Wir verftehen darunter die Einfuhr fee = und landwärts und die Ausfuhr über 
See und nad dem Inlande, aljo nicht die Plagoperationen. Bon diefer Sunme fonımen etwa 
30 Mill. auf die Einfuhr aus dem Zollverein, und eine ähnliche Summe auf die Ausfuhr dort: 
bin. Für ungefähr 20 Mill. Thlr. zollvereinifche Induftrieproducte werden alljährlich über 
Bremen in dad Ausland, namentlih nad den Vereinigten Staaten, ausgeführt. Unter den 
Eolonialwaaren ift es hauptjächlich ver Taback, welcher eine hervorragende Rolle fpielt. Bremen 
ift für diefen Artikel der erite Markt in Europa ; die jährlihe Importation überfteigt 60 — 70 
Mil. Pfd. Die mit diefem Geſchäftszweige nahe zuſammenhängende Eigarrenfabrifation hat 
feit der Erhöhung des Zollvereindzolld auf Cigarren nit unerheblid abgenommen, ift aber 
auch jegt noch, namentlich in beſſern Sorten, fehr bedeutend. Für rohe Baumwolle bildet ſich 
mehr und mebr ein eigentliher Marft in Bremen aus, welder jelbft in Ofterreich und in ver 
Schweiz Kunden findet. Reis, Zuder, Kaffee, Spirituofen, Barbeftoffe, Nughölzer, Häute 
Reben unter den Jmportartifeln in erfter Neibe. 
Als Speditionsplag hat Bremen erft feit 1847 , durch die Eröffnung feiner Eiſenbahn und 
durch die Damals begründete Dampffhiffsverbindung mit Neuvorf, eine größere Wichtigkeit 
erlangt. Speditionsgüter zahlen in Bremen nur eine ganz geringfügige Gontrolgebühr nad 
dem Gewichte. Die commerzielle Blüte des Platzes beruht inzwiſchen auch jegt noch ganz vor= 
wiegend auf dem Eigenhandel, zu welchem nicht allein die Importe und Erporte auf eigene Rech— 
nung, jonvdern aud das Gonfignationdgefhäft gehört. Denn bei ven meiften Gonjignationen 
übernimmt der Bremer durch Leiftung von Vorfhüffen einen Theil des Riſico. Rhederei und 
Importgeichäft gehen meift Hand in Hand. Die Importeure und Rheder bilden eine Klaffe 
dei Kaufmannsſtandes für jih. Viele laffen zwar vorzugsweife ihre Schiffe gegen Fracht fah— 
ten; allein auch dieje ſehen jich oft in der Nothiwendigfeit, auf eigene Rechnung zu importiren. 
Das Rhederei- und Importgefchäft beruht wefentlich auf zwei Grundlagen, einmal auf der Be: 
förderung von Auswanderern und zweitens auf perfönlihen Verbindungen in den überfeeijchen 
ändern. Für die Auswanderung ift Bremen neben Havre der widhtigfte Pla auf dem 
Gontinent. Die Gejeggebung bat diefem Geſchäftszweige von jeher eine befondere Aufmerkſam— 
feit gewidmet, um den Emigranten eine gute Behandlung am Bord zu fihern. Die Pflichten 
der Erpedienten, die Verproviantirung der Schiffe, die Berfiherung dev Baffagegelver jind durch 
eine Reihe zweckmäßiger Vorfhriften und Einrichtungen geregelt. Gin officielles und unent— 
geltlihes Nahweifungsbureau ertheilt ven Auswandernden Rath und Beiftand ; beeidigte Be: 
amte überwachen die Ausrüftung der Schiffe; ein großes Hospiz in Bremerhaven, das foge: 
nannte Auswandererhaus, bietet Tauferiven zugleich gegen geringe Vergütung Unterfommen 
und Koſt. Eine eigene obrigkeitliche Behörde widmet allem, was mit der Beförderung von 
Schiffspaffagieren in Verbindung fteht, ihre Fürforge. Die Zahl der Berfonen, welde in Bre— 
men nad) überfeeifchen Ländern ſich einfchifiten,, ſchwankte in legter Zeit von 35— 70000 jähr- 
lich. Die perfönlihen Verbindungen mit den überjeeifchen Ländern find der intimſten Art. 
Faſt ausnahmlos bringen die jungen bremifchen Kaufleute eine Reihe von Jahren jenfeit des 
Deeans zu, ald Gommis, ald Agenten, ald Affocie® oder ald Begründer eigener Geſchäfte. Man 
findet fie in allen Häfen Amerikas, Oftajiens und Auftraliens. In den Seeplägen der Ver: 
einigten Staaten namentlich gibt e8 ganze bremifche Golonien; aber auch am Platafluſſe, in 
China, in Batavia, in Melburne, in Honolulu, in Valparaiſo, in San-Francisco find bremi— 
ſce Häufer in Menge etablirt, die großentheild dem Importeur und Rheder der Vaterjtadt, oft 
einem Blutöveriwandten, Freunde, ehemaligen Principal, in die Hände arbeiten. Der Impor— 
teur oder, wie er collectiv genannt wird, „die erfte Hand‘ beſchäftigt fih durchaus nicht mit dem 
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Vertriebe feiner Waaren in das Inland. Er verkauft feine Schiffoladungen im großen ber 
„zweiten Hand“, den fogenannten oberländiſchen Häufern, welche die manchmal in ſich ſehr ver: 
ſchiedenartige Ladung fortiren, den mannichfaltigen Bebürfniffen verſchiedener Abnehmer mund: 
gerecht machen und bann die einzelnen Partien nad allen Richtungen Hin an ihre inländifchen 
Eonnerionen, fei es an einen binnenländifchen Großhändler, fei ed an Fabrifanten, fel ed an 
Detailiften verkaufen. Der Importeur gewährt in der Megel der zweiten Hand einen Grebit 
von drei Monaten, welcher in Wechfelform auftritt. Solche von einem Bremer auf einen andern 
gezogenen Wechfel nennt man „Platzwechſel“. Die Platzwechſel bilden daher, wie man denken 
kann, ein wichtiged Girculationsmittel der bremifchen Börje. Viele Importeurs benugen ihrer: 
feitö wieder Grebite, welche Käufer in London, Hamburg oder andern Wechfelplägen ihnen ge: 
gen Provifion gewähren. Bremen felbit ift fein Wechſelplatz; nur in den Vereinigten Staaten 
gibt ed einen Curs auf Bremen ;. andern Ländern gegenüber müflen Zahlungen auf London, 
Hamburg u. f. w. angewiefen werden. Den inländifchen Kunden werden von dem bremifchen 
Kaufmann gewöhnlich fehr liberale Credite bewilligt, deren Dauer jedoch in den verjchiedenen 
Gegenden und Branchen verfchieben ift. 

Bremen hat eine Zettel= und Discontobanf, welche von Actionären begründet ift und einen 
rein privativen Charafter hat. Das Geſellſchaftskapital beträgt 5 Mill. Thlr., wovon 4 Mill. 
eingezahlt find. Die Bank vergütet für Depofite 1 Proc. unter dem laufenden Discont. Die 
Summe der bei ihr deponirten Gelder betrug 1857 gewöhnlih circa 2%, Mill. Thlr. Es 
Reben ihr fomit etwa 6%, Mill. Thlr. für das Discontiren kaufmännischer Wechjel zur Ber: 
fügung. Die Notencireulation der Bank ift fehr geringfügig und felten viel bedeutender als 
die baare Kaffe. Außer der Bank discontiren die Sparkaffen, die Aſſeeuranzeompagnien und 
viele PBrivatkapitaliften — die Sparfajfen jedoch nur mit einigen hunderttaufend Thalern, da 
fie die ihr anvertrauten Kapitalien der Hauptſache nad in Öypotbefen anlegen. Es beftehen 
zwei Sparkaſſen, bei denen circa 21/, Mill. Thlr. belegt find. Sie vergüten für Depofita 4 Proc. 
Zinfen. Im kaufmännifhen Verkehr find nur der Mittwoch und der Sonnabend Zahltage. 
Die Auszahlungen und Einfafjirungen bejorgen die Geld: und Wechſelmäkler, venen die Kauf: 
leute ihre Forderungen und ihre Zahlungsanweiſungen übergeben. Sämmtliche Mäkler treten 
zufammen und gleidhen Grevita und Debita gegeneinander aus, ſodaß nur für den unaus— 
gleihbaren Reit baares Geld erforderlich wird. Die Mäkler nehmen ebenfo wie die Bank De— 
pofita an. Ie nad ihren Mitteln find jie im Stande ihren Kunden Vorſchüſſe zu machen, was 
in gewöhnlichen Zeiten mit großer Leichtigkeit geſchieht. 

Statt ded ehemaligen Collegiums der Alterleute ſteht ſeit 1849 eine Handelskammer an 
der Spitze der Kaufmannſchaft. Dieſelbe beſteht aus 24 von der Kaufmannſchaft gewählten 
Mitgliedern, von denen jährlich zwei ausſcheiden. Die Handelskammer ernennt zwei gelehrte 
Syndiker auf Yebengzeit. Sie communiecirt direct mit dem Senate, mit welchem fie außerdem 
vermittelft eines gemifchten Ausichuffes in Fortlaufendem vertraulichen Verkehr fteht. Sie be: 
gutachtet alle den Handel und die Schiffahrt betreffenden Gefege und alle Gonfulatdernennun= 
gen; fie fann mit dem Senate Polizeiverorpnungen und Regulative für Handel und Schiffahrt 
vereinbaren; fie wählt die Mäkler, Waarenagenten und fonftige Hülfsbeamte des Verkehrs. 
Für Beihwerden, Anregungen und Anträge im Enufmännifchen Interefle ift fie das berufene 
Organ. Ohne eine politifche Stellung einzunehmen, übt fie doch einen erheblichen Einfluß auf 
die Öffentlichen Angelegenheiten jhon dadurch aus, daß ihre Mitglieder fait immer zugleich der 
Bürgerſchaft angehören. Die Behörden für das Auswanderer-, Mäkler-, Lootfenwefen u. f. w. 
befteben aus Deputirten ded Senats und der Handeldfanımer. 

Für die Förderung der Schiffahrt ift die Navigationsihule von befonderer Wichtigkeit; jie 
wird von allen Seeleuten, welche aufzurüden ftreben, wenigjtens einige Wintermonate hindurch 
beſucht. Nur nad wohlbeftandener Prüfung werden Matrojen zur Steuermanndwürde, 
Steuerleute zum Commando eines Schiffs zugelaffen. Ein Gefeg ſchreibt die nad) der Laſten— 
größe berechnete Zahl von Schiffsjungen vor, deren Annahme ein Fahrzeug nicht verweigern 
fan. Die Rechte und Pflichten der Seeleute jind gefeglich genau feftgeftellt. Die Eontrole über 
dad gefammte Perjonal der Handeldmarine, über Heuerverträge, Sterbefälle, Defertionen u. ſ. w. 
führt der jogenannte Waflerfchout, welcher unter einer Behörde von Senatoren und Handels— 
männern fteht. Die Mäfler der Seeleute, melde ven Schiffen die nöthige Mannſchaft beforgen, 
find die obrigfeitlic beeidigten Heuerbanfe. Andere für das Schiffsweſen Angeftellte find die 
Schiffsmeiler, die Schiffs- und Proviantbefihtiger, die Luken- und Ladungsbeſichtiger. Das 
Lootſenweſen an der untern Wejer wird von Bremen und Hannover auf Grund beſtehender 
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Berträge verwaltet. Für bie Witwen bremiſcher Seeleute befteht eine uralte Stiftung, „das 
Haus Seefahrt‘‘ genannt, welde Obdach und Benfionen gewährt. Sie wird von Rhedern und 
Shiffern verwaltet. Ebenſo die erſt kürzlich geftiftete „Seemanndkafle”, welche invaliden See: 
leuten ein Jahrgeld gewährt. Dieje Kafle begann mit einem Gefchenfe ver Kaufmannſchaft 
von circa 25000 Thlen., und bezieht infolge eines Gefeged eine Abgabe von allen Rhedern 
und allen auf bremifchen Seejchiffen dienenden Perfonen, wie auch alle Strafgelver, Gagen 
deſertirter Seeleute u. |. w. ihr zufließen. Eine Seemanndherberge ift vor einigen Jahren von 
Privaten errichtet worden. 

Der Betrieb von Handel und Schiffahrt fteht an ſich jedem bremiſchen Staatögenoffen zu. 
Jedoch muß derjenige, welher Waaren auf Bürgereid ein= oder ausklarirt, neben dem Bürger 
rechte noch die fogenannte „Handlungsfreiheit” beiigen. Dieje Freiheit Eoftet für Männer 
433 Iblr., für Frauen 266 Thlr.; fie vererbt ji auf die Kinder. Von einem Seekapitän for= 
dert das Geſetz, daß er Bürger und jeit drei Jahren im Bremijchen anfällig gewefen fei. Das 
Recht ver bremiihen Flagge fteht nur ſolchen Schiffen zu, welche ausſchließliches Eigenthum 
bremiſcher Bürger find. Erft nachdem dies durch Leiftung des Rhedereides feſtgeſtellt ift, werben 
die Schiffspapiere ausgefertigt. 

Der Detailhandel befindet ſich noch in zünftigen Schranken. Auf den Kleinvertrieb der 
meiften Golonial- und vieler Manufacturwaaren ift das jogenannte ‚„„Krameramt’ (Amt ſ. v. 
w. Zunft) privilegirt. Ebenſo find die meiften Gewerke noch zünftig. Völlig frei find beinahe 
nur diejenigen Induftriegweige, welche erft in neuerer Zeit zu einiger Bedeutung gelangt find. 
Diefe haben eö denn auch zum Theil zu größern Babrifbetrieben gebracht, als Gifengießereien, 
Zuderraffinaden, Tabadfabrifen, Spritbrennereien, Reisſchälereien. Auch der Schiffbau ift 
ein freied Gewerbe und erfreut jich einer bedeutenden Ausdehnung. Batente werden in der 
Regel nicht ertheilt; ed bedarf dazu in jevem Falle eined Actes ver Gejeggebung. 

Für den lUinterricht der Jugend beftehen nebeneinander Stiftungen, Staatsanftalten , fir: 
lihe und Privatihulen. Die jogenannte Hauptſchule, eine Stiftung, fteht unter Berwaltung des 
Staats; jie zählt circa 500 Schüler und zerfällt in eine Gelehrtenſchule (Gymnaſium), Handels: 
ſchule (eine Art von Realichule, aber mit vorwiegend humaniſtiſcher Färbung) und eine Bor: 
fhule. Für die mittleren Bürgerklaſſen ift vornehmlich die vom Staate gegrünpete Bürgerſchule, 
mit circa 400 Schülern beredynet, und für eine etwas niedere Stufe die Kirchſpielſchulen mit 
2400 und die concefjionirten Volksſchulen mit 2300 Schülern beiderlei Geſchlechts. In den 
theils aus eigenen, theild vom Staate unterhaltenen Freifhulen werben etwa 200 Kinder unter: 
rihtet. Alle höhern Mädchenſchulen jind der Privatinduftrie überlaffen. Die oberfte Schul: 
bebörde ift das Scholarchat, aus Senatoren beftehend ; die Verwaltung ded Schulfonds wirb von 
einer fogenannten Schulveputation des Senatd und der Bürgerjhaft wahrgenommen, melde 
au in Regiminalfragen eine bedeutende Stimme hat; für Lehrerprüfungen befteht eine ftändige 
Commiſſion von Sahverftändigen unter dem Vorſitze eined Scholardien. Zur Ausübung eines 
Lehramts bedarf ed einer Goncefjion des Senats. Alles Vorſtehende bezieht ſich nur auf die 
Stadt Bremen; die Gemeinden des Gebiets haben ihre Kirchipielichulen, welche aus den Ab: 
gaben ver Eingefeflenen und einem befondern Kirchen = und Schulfonds unterhalten werben und 
unter der kirchlichen Commiſſion des Senats ſtehen. Kirchſpielſchulen, welche beſonders tüchtig 
wirken, erhalten Zuſchüſſe aus der Staatskaſſe. In der Stadt beſteht außerdem noch ein Se— 
minar und eine Handwerkerſchule, beide mit eigenen Fonds. 

Charakteriſtiſch iſt, daß von 500 Knaben der höhern Bürgerklaſſen ſechs Siebentel ſich der 
Handlung zu widmen pflegen, und nur 75 die Gelehrtenſchule beſuchen. 

Bremen bildet mit den übrigen drei Freien Städten die 17. Curie des Deutſchen Bundes; die 
Stimmführung wechſelt unter den vieren alljährlihd. Mit den nämlihen Städten fteht es in 
einer engern Beziehung dur das gemeinfame Oberappellationdgericht, deſſen Dirertorium 
ebenfalls jährlich unter ven vier Senaten wechjelt, während die Ernennung der Näthe in be: 
fimmter Reihenfolge durd eine Stadt allein geſchieht. Nur der Präfident des Gerichts wird 
son den vier Städten gewählt. Die drei Hanjeftädte haben unter ih nod immer vielfache 
Berührungspuntte. Sie haben nicht allein gemeinihaftlihen Grunpbefig (das Ofterlingen: 
Haus in Antwerpen), fondern auch mehrere gemeinfame Mifjtionen und Gonfuln. Bremen hat 
nur eine eigene Geſandtſchaft in Wafhington ; die Geſandtſchaften in London, Kopenhagen und 
Ronftantinopel jind hanfeatifche, die in Paris ift eine den vier Städten gemeinfame. Unter den 
ungefähr 200 Eonjulaten, welche Bremen im Auslande vertreten, jind ſehr viele hanſeatiſche. 
Die meisten Handelöverträge mit nichtveutihen Staaten jind von den Hanſeſtädten gemeinjam 
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abgeſchloſſen worden. Die fremden Staaten beglaubigen ihre Geſandten in der Regel bei allen 
drei Städten. 

: In militärifcher Beziehung bildet Bremen mit den beiden andern Hanſeſtädten und Olden⸗ 
burg eine Brigade der 2. Divifion ded 10. Armeecorps ded Deutſchen Bundes. 3 ftellt 
625 Mann Infanterie und läßt feine Quote an Reiterei und Gefhüg durch Oldenburg ftellen. 
Das bremiſche Infanteriebataillon befteht aus geworbener Mannſchaft; es wird ſtets zienilich 
vollſtändig bei ver Fahne erhalten, da es — ſeit Abſchaffung der Bürgerwehr im Jahre 1853 
— allein den Garnifondienft wahrzunehmen hat. Das Brigadecommando ift immer bei 
Oldenburg. 22 

Hannover, Preußen und Thurn und Taxis haben in Bremen ihre eigenen Poſtämter, 
Hannover auch eine Telegraphenſtation, welche die Hannover berührenden Depeſchen aus— 
ſchließlich befördert und nur den Telegraphen nach Bremerhaven in bremiſchem Beſitze gelaſſen 
hat. Mit Oldenburg hat Bremen eine gemeinſame Telegraphenlinie nach der untern Weſer 
und der Stadt Oldenburg. Seine eigenen Poſtanſtalten beſorgen den Verkehr mit allen über: 
ſeeiſchen Ländern, mit Nordeuropa und den Niederlanden. Gemeinfhaftlih mit Hannover ift 
die Verwaltung ded Duarantänewefend an der Wefermündung und die Eifenbahn zwifchen 
Bremen und der Stadt Hannover. 

Die äußere Gejhichte Bremens fann bier nur mit einigen Worten angedeutet werben. 
Nachdem gegen Ende des 13. Jahrhunderts die municipale Selbftändigfeit gegen die Erzbifchöfe 
gejichert war, trat die Stadt bald nad) dem Entftehen des Hanfebundes in diefen ein, in welchem 
fie nur Lübeck den Vorrang zugeftand. Die Reihsunmittelbarfeit der Stadt, welde eine Sage 
an ein Privilegium Kaifer Heinrich's V. knüpft, ift wahrfcheinlid viel fpätern Datums, und 
wurde erſt im Anfange des 18. Jahrhunderts ausprüdlic anerkannt, nachdem fie jahrhunderte— 
lang von den Territorialberren des Erzitifts Bremen angefochten worden war. Mochte Bre- 
men auch ſchon im Mittelalter gelegentlich die Reichsfreiheit ausgeübt haben, fo ließ es doch ge= 
fliffentlich fein Berhältniß zu Zeiten in Dunkeln, um ſich läſtigen Anforderungen zu entzieben. 
Die Stadt wollte womöglich weder dem Kaifer noch dem Bilchofe zinsbar fein. Der Kirchen 
reformation ſchloß die Stadt ſich jehr frühe an und gerieth in zahlreiche Fehden und Unruhen, 
welche der religiöfen Bewegung folgten. Im 17. Jahrhundert hatte fie verichiedene Kämpfe 
mit den Schweden, welche die Erbſchaft der bremifchen Erzbifchöfe antraten und die mehr und 
mehr zum reformirten Gultus ſich hinneigende, mit den holländischen Provinzen verbündete 
Stadt gern derjelben einverleibt hätten. Zweimal beftand Bremen mit Erfolg eine Belagerung 
der Schweden, zum legten male im Jahre 1666, womit die bremifche Kriegsgeſchichte ihr Ende 
erreicht, um einer Periode langwieriger diplomatifher Fehden mit den benahbarten Fürften 
Platz zu machen, welche bald politiiche Nechte gegen vie Stadt geltend machten, bald den Handel 
derjelben durch Verationen, Auflagen und Zollfchranfen beeinträdhtigten. Viel forgenfreie 
Tage hat Bremen nicht gehabt. Bis zum Ende des 17. Jahrhunderts erfüllen Kriege- mit den 
driejen, mit den umwohnenden Dynaften, mit den Erzbifchöfen, fpäter mit Kaiferlicen wie mit 
Schweden feine Geſchichte, und daneben fehlt e8 nicht an innern Unruhen, die indeſſen immer mit 
der Wiederbefeftigung des Raths endeten.d) Seitdem die ehemals erzftiftifchen Lande aus ſchwe— 
difchen in hannoverſchen Bejig übergegangen waren, hörten freilich die blutigen Neibungen der 
Städter mit ihren Nachbarn auf, allein e8 war darum doch zu fortdauernden Zwiftigkeiten Anlaß 
genug. Hannover erfannte zwar 1731 Bremens Neichsfreibeit an, allein da die Stadt mandye 
Enclaven mitten im Herzogthum Bremen beſaß, Hannover dagegen feine Territorialhoheit bis in 
das Herz der Stadt, 3. B. über ven erzbiſchöflichen Dom und deſſen umfangreiche Pertinenzien und 
über unmittelbar an die Vorſtädte grenzende Dörfer ausübte, fo fonnten vielfache Zerwürfniſſe 
nicht ausbleiben. Schon im 18. Jahrhundert erwarb die Stadt durch Austaufcd die Stadt Vege— 
ja, deren Hafen allein ihr bisher gehört hatte ; im Jahre 1808 aber fand eine durchgreifende Aus— 
fonderung der beiderfeitigen Enclaven ftatt, und das bremifche Gebiet nahm feine gegenwärtige 
Geſtalt an, weldye alle fremden Hoheitsrechte aus feinem lImfange entfernt. Im Jahre 1806 blieb 
Bremen vor der Mediatifirung bewahrt, und trat als ‚Ville libre et neutre’ mit einigen andern 
Reichsſtädten in die Reihe der fouveränen Staaten ein, um 1811 dur einen Machtſpruch Na— 
poleon’s jih in die Hauptftadt des „Departements der Weſermündung“ verwandelt zu fehen. 
Der Wiener Congreß erfannte fodann Bremen als jelbftindiges Mitglied des Deutfhen Bundes 


‚ 5) Das befte Werf über die Entwickelung der bremifchen Verfaſſung im Mittelalter ift der ‚‚Berfuch 
einer Gefchichte des bremifchen Stadtrechte‘ von Dr. Ferdinand Donandt (2 Thle,, Bremen 1830). 
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an, nahdem ed fhon im November 1813 fich dem Kriege der Alliirten.gegen Frankreich durch 
fojortige Aufftellung eines Truppencontingents angeichloffen hatte. 

Der officielle Titel ded bremifchen Staats ift „Freie Hanjeftadt Bremen”. Sein Wappen 

ift ein von zwei ſtehenden, dad Haupt umwendenden Löwen gehaltener rother Schilv mit einem 
fübernen Schlüſſel, welcher von rechts nach links aufwärts gerichtet iſt. Die Flagge befteht aus 
ichs weißen und ſechs rothen Streifen mit zwei Reihen weißer und rother Quadrate an der 
Seite des Flaggenſtocks. Legales Zahlungsmittel ift im Bremifchen die Piftole, d.h. nach neuerer 
gejegliher Beftimmung jeve Goldmünze, welche in der Feinheit von 84 Stück auf ein Pfund 
Gold ausgebracht iſt. Man rechnet nach Thalern Gold, von denen fünf auf die Piftole gehen. 
Seit October 1857 haben auch die von den Genofjen des Deutſch-Oſterreichiſchen Müngvereing 
geihlagenen Kronen zum Werthe von 8%/,, Thlr. Gold legalen Eurs erhalten. Der Thaler 
Gold wird in 72 Grote und 360 Schwaren getheilt. Die Stabt prägt felbft feine Goldmünzen, 
jondern nur Scheidemünze in Silber und Kupfer von 36-Grotenftüden bis zu Y,-Grotenftüden. 
In Vegejad und Bremerhaven curfirt im Eleinen Verkehr das Courantgeld des 14= (jet 30 =) 
Thalerfußes. Das Gewichtſyſtem ift jeit dem 1. Ian. 1858 in Lbereinftimmung mit Hanno 
ver, Oldenburg, Braunfchweig, Lippe und Hamburg volljtändig reformirt ; das Bremifche Pfund 
iſt danach 500 Grammes, alfo iventifch mit dem Zollpfunde des Zollvereind und dem Landes⸗ 
gewihte Preußens und der meiften andern deutihen Staaten. Es zerfällt in 10 Neuloth, 
100 Duint und 1000 Halbgramm, Die Maße dagegen find noch immer die althergebrachten, 
Bremer Elle, Bremer Scheffel u. f. w. Getreide wird nad) Laſten a 40 Scheffel verkauft.) 

Brevier, Breviarium. So nennt man das Andahtöbuh, aus welchem für jeden Fa- 
tholiſchen Geiftlichen, ver ein Benefleium oder doch eine der höhern Weihen hat (alfo wenigftend 
die Weihe zum Subdiakonus), in der Negel auch für jeden Mönch, jede Nonne und Stifte: 
tame auf jieben bejtimmte Zeiten jedes Tages (horae canonicae) ein beftimmter Abſchnitt ges 
kglihe Aufgabe ift. Weife Kirchenbehörden erkannten, daß der Inhalt und die Art des Ge: 
raus eines folchen Werkes ihre ganze Sorge — weife Staatöbehörben, daß diefer Gegen 
Rand ihre Aufficht in Anfpruch nehme. 

Rad der echten Verfaſſung ver katholiſchen Kirche fteht die Befugniß, alles, mas menſch⸗ 
ligem Örmeffen beim Gottesdienft anheimgeftellt erfcheint, zu ordnen, für jede Diöcefe gemein⸗ 
ſhaftlich dem Bifchof und feiner Synode zu. Zwar liefen wol die meiften Didcefen ſich bewe— 
gen, Roms Brevier anzunehmen, aber mehrere haben hierin ſtandhaft ihre Selbftändigfeit 
behauptet und ihr eigenes Brevier beibehalten, namentlich jene von Paris (1581) und jene 
son Angers (1603), worüber van Eſpen ausführlid; berichtet.) Den erften Entwurf des 
Rpigen römischen Breviers jegt man unter Innocentius IH. Unter mehreren Päpſten, zulegt 
unter Urban VII. (1631), hatten angebliche Verbefferungen ftatt. Die Redaction wird Fran— 
anermönchen zugefchrieben. Das Werk bilvet eine Sammlung von Gebetformeln, geiftlichen 
Sejängen und Auszügen aus der Bibel, den Kirchenvätern und aus Legenden; einen ftarfen 
Band für jede der vier Jahreszeiten. Einer der gelehrteften Forſcher 2) vermuthet, ver nicht fehr 
vafiende Titel Brevier, d. i: Eurzer Auszug, möchte, wie Died auch fonft vorfam, urſprünglich 
anem etwa vorausgeſchickten bloßen Inhaltöverzeichniffe ver für jeden Tag vorgejchriebenen 
Stüde angehört haben und irrthümlich fpäterhin auf das ganze Werk bezogen worben fein. 
Andere Bermuthungen find weniger begründet. 

Ber einen Begriff von der in Deutſchland verbreiteten Bildung hat und weiß, wie dadurch 
bejonders ein großer Theil unferer chriſtlichen Geiftlichfeit ſich auszeichnet, vorzüglich in religiöfer 
und firhlicher Hinficht, der wird ven Inhalt des Andachtsbuchs ſehr auffallend finden, welches 
mar in einer ber hriftlihen Kirchen diefem Stande noch in unfern Tagen aufzwingen will. 
So weiß man: ein Unbekannter im 8. over 9. Jahrhundert ftrebte für die angemaßte Herr⸗ 
daft des Patriarchen von Nom über alle übrigen Patriarchen und Biſchöfe und für die Unab— 
bangigfeit der Geiftlihen vom Staate die fehlenden Beweife dadurch zu ſchaffen, daß ex von 
tem der 36 erften Bifchöfe zu Rom, feit Clemens I. — welden er ald unmittelbaren Nach— 





6) Der treffliche Berfafler des‘ vorftehenden Artifels unterließ die Unterzeichnung feines Namens, 
m die Redaction des „Staats-Lexikon“ ionnte die Ausnahme von diefer Regel um fo eher zulaflen, da 
Per fundige Lefer alsbald erfennen wird, daß hier eine zweite Regel der Redaction auf das vollfoms 
”enfte erfüllt wurde, nämlich die Regel, die Darftellung der einzelnen Staaten womöglic einem Bür⸗ 
9a derfelben anzuvertrauen, und fir diefelbe einen ber allertüchtigften zu gewinnen. D. Rep. 

I) Jus eccles. universum, P. I, T. XVI, c. 12, $. 27, et in Append. litt. F. G. 


2) Quesnellus ap. Du Fresne, Glossar., I, 719. 
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folger des Apoſtels Petrus betrachtet — bis ind Jahr 383, ein Decretale (d. i. ein Schreiben, 
welches Verordnungen in Kirchenſachen enthält) oder mehrere erdichtete. Nach dem Inhalte 
diefer erbichteten Urkunden wären von den Apofteln herab während ver erften vier Jahrhunderte 
jene Anmaßungen Roms und ver Geiftlichfeit wirklich Beftandtheile der Verfaffung der Kirche 
gewefen, die doch damals in der That noch nicht vorfamen. Derfelbe Unbekannte oder ein ande: 
rer verfälfchte im 9. Jahrhundert, durch Einfhaltung jener Erdichtungen, auch andere Ber: 
fälfhungen in gleichem Geifte, eine damals in vielen Gegenden gebraudte und in großem An- 
fehen ftehende Sammlung der Kirchengefege, die ven Namen des heiligen Iſidorus trägt, ob- 
gleich wir nicht mehr willen, welden Antheil diefer legtere an ihr hatte. Der Betrüger wird 
daher jegt der faliche Iſidorus (Pfeudo: Iſidorus) genannt. Alle ſpätern Sammlungen der 
Kirchengeſetze, auch die neueſte, das Corpus juris canoniei, entlehnten das Weſentliche dieſer 
Maffe von Verfälſchungen, ohne den Betrug zu entdecken. „Aber heutzutage”, ſagt Eich— 
born ?), „bedarf die Uncchtheit der Pſeudo-Iſidoriſchen Decretalen feines Beweiſes mehr, da 
jie allgemein, auch von den abjoluten Eurialiften eingeftanden ift. So z. B. von Walter («Kir- 
henrecht», vierte Ausgabe, ©. 135 fg.), wiewol er nach jeiner Art den Betrug ald etwas hödft 
Unſchuldiges, als Bemühung, «aus den zerftreuten Hülfsmitteln die verloren gegangenen Mate: 
rialien der kirchlichen Geſchichte und Geſetzgebung möglichft herzuftellen und dadurch die herr— 
ſchende Diseiplin zu belegen », darſtellt.“ So weit Eichhorn. Nun find aber die meiften *) jener 
36 älteften römiſchen Biſchöfe ald Heilige an beftimmten Tagen nad Anleitung des Brevierd 
mirtelft eigener Andachtsübungen zu verehren, zu welchen unter anderm das Leſen Furzer Le- 
bensbeihreibungen gehört, deren Inhalt — wer follte e8 glauben ? — großentheild noch immer 
die kurze Aufzählung jener erbichteten Verordnungen ift. 

Noch andere längft enthüllte ähnliche Erdichtungen weift van Eſpen ®) als ind Brevier auf- 
genommen nad. Wie wenig auch im übrigen die darin ald Lejeftüde befindlichen Lebensbeſchrei— 
bungen der Tageöheiligen den Forderungen des deutfchen Gelehrten an gefchichtlicher Kritik ent- 
ſprechen, mag man ſchon nad) folgenden Stellen ermeflen: 21. März. Als dem heiligen Be— 
nediet Mönche, deren freied Leben er tadelte, Gift in einen Becher reichten, machte er mit der 
Hand das Kreuz über diejen, der fogleich zerbradh. Ihm war die Gabe der Prophezeiung ver: 
lieben und er fagte audh feinen Todestag um einige Monate voraus. Zwei Mönde ſahen, wie 
feine Seele, in einen Eoftbaren Mantel gehüllt, von glänzenden Lampen umgeben, gen Himmel 
fuhr, während ihnen eine ſtrahlende würdige Mannsgeſtalt bei der Leiche erſchien und ausrief: 
Hier ift der Weg, auf welchem Benebictus, der Geliebte des Herrn, zum Himmel flieg. — 
8. März. Als der Heilige Johannes de Deo, ein Portugiefe, geboren wurde, erblidte man auf 
feinem Haufe ungewöhnliden Glanz und die Glocken tönten von ſelbſt. — 9. März. Die hei: 
lige Francisca wurde mehrmals beregnet, ohne naß zu werden. Wenige Stüde Brot, melde 
faum für drei Nonnen hingereicht hätten, jegnete der Herr auf ihr Gebet, daß ihrer funfzehn 
gefättigt wurden und ein großer Korb voll übrig blieb. — 2. April. Unter ven Wundern bes 
heiligen Franz de Paula ift vorzüglich berühmt, daß auf feinem Mantel wie auf einem Schiffe 
er und ein Freund über die Meerenge von Sicilien jegten. 

Daß in den Auszügen aus den Decretalen des Pſeudo-Iſidorus und auch jonft im Buche 
völlig ultramontane Anfichten herrfchten, wird niemand anders erwarten. Dennoch dürfte es 
auffallen, daß am Feſte des heiligen Gregor VII. (25. Mai) fogar folgende Stelle im Leſeſtücke 
vorfommt: „Gegen die gottlojen Angriffe des Kaijerd Heinrich ftand er als fräftiger und un— 
erſchrockener Kämpfer und fürchtete nicht, ji vor dad Haus Iſrael ald eine Mauer hinzuftellen. 
Denjelben Heinrich, der in ven Abgrund des Böfen verfunfen war, ftieß er aus der Gemein= 
haft der Gläubigen, entjegte ihn der Regierung und zählte deſſen Unterthanen von dem gelei: 
fteten Eide der Treue 108.” 6) In DOfterreihb wurde am 7. Mai 1774 und wiederholt am 
15. Juni 1782 verordnet, diefe Stelle zu verfieben, bei 50 Glon. Strafe für jeved Exemplar. 7) 

Es mag bier noch die Xehre angeführt werden, welche katholiſche Mönche über ven Gebrauch 








3) Grundfäge des Kirchenrechts (Göttingen 1831), I, 167. 

4) Fünf derfelben fehlen wenigitens im Inhaltsverzeichniſſe. 

5) Diss. be horis canonieis, P, 1, C. 4, $.2 

6) Contra Henrici Imperatoris impios conatus forlis per omnia athleta impavidus perman- 
sit, seque pro muro domui Israel ponere non timuit, ac eundum Henricum, in profundum 
— — prolapsum, fidelium communione regnoque privavit, atque subditos fide ei data 
iberavit. 

7) „Der Breimüthige*‘, von einer Gefellichaft zu Freiburg (Ulm 1782), IU, 8 iq 
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vieles Andachtsbuchs zu bilden fi veranlaßt fahen. Der Jejuit Taberna, nad deſſen Buche) 
viele Jahre in Ofterreich vorgelefen wurde, jagt wörtli: „Gewiß ift, das Brevierbeten er- 
fordert wenigftend äußere Aufmerkſamkeit.“ (Äußere Aufmerkiamkeit, erklärt ein anderer Jeſuit, 
2a Croitꝰ], iſt Unterlaſſung äußerer Handlungen, bei welchen innere Aufmerkſamkeit gar nicht 
möglih wäre.) „Wer daher, während er malt, fpielt, Briefe ſchreibt, im Schaufpiel ift, das 
Brevier auöwendig herjagte, würde dem Gefege nicht Genüge leiften. Aber es fragt ſich, ob 
überdied aud; innere Aufmerkſamkeit erforderlich fei. (Innere ift, fagt La Eroir, a. a. O. die 
Richtung des Geiſtes auf die Worte, ihren Sinn und die Gottheit.) „Hierüber jind die Meinun- 
gen getheilt. Nach der einen ift innere nöthig. Die andere Meinung ift, äußere Aufmerkjamteit 
ſei hinreichend. Wer folglich dad Brevier auch mit freiwilliger Zerftreuung bete, der genüge 
deu Geſetze.“ (Bolgt eine Reihe Gewährsmänner.) „Unfere Antwort ift”, fo fließt Taberna: 
„1) Um dem Kirchengefege zu genügen, ift wenigftens Aufmerkjamfeit auf die Worte nöthig. 
2) Innere Aufmerkſamkeit auf ven Sinn der Worte ift nicht nöthig. Denn viele find verpflichtet, 
das Brevier zu beten, welde den Sinn der Worte gar nicht verftehen, 3. B. die Klofter- 
frauen.” 10) 2a Croix jagt geradezu: „Man kann annehmen, daß innere Aufmerkjamkeit nicht 
nötig ift, um. die Pflicht des Brevierbetend zu erfüllen.‘ Sogar jagt dieſer, was ſich hier nicht 
überjegen läßt: etiam cum venter exoneratur, horae recitari possunt. !1) 

Auf Befehl und nach dem Plane des Erzbifhofs von Köln, Marimilian Branz, eines Erz: 
berjogd von Ofterreich, verfaßte um 1790 Profeflor Derefer, wenigftens für Stiftsdamen und 
Kloiterfrauen, unter dem Titel ,, Deutiches Brevier“ ein beſſeres Erbauungsbud, in welches 
namentlich ftatt ver Legenden nur Auszüge und Erflärungen der Bibel aufgenommen find. Es 
wurde in mehreren Diöceſen gebraudt, namentlich in jenen von Köln, Münfter, Osnabrüd, 
Speier und jelbjt von dem Fürftbiihof von Würzburg, Franz Ludwig, der auch Stiftäherren, 
die ich über dad lateiniſche Brevier als ein für Geift und Herz unbrauchbares Bud) beklagten, 
erlaubte, ſich dieſes deutſchen flatt des lateinischen zu bedienen. Durch die neue Ordensregel, 
nelhe den im Großherzogthum Baden ald Lehr: und Erziehungsinftitute für Mädchen noch ge: 
büebenen Frauenklöſtern gegeben wurde, ift, einverftändli mit dem bifchöflihen Ordinariate, 
‚ren Lehrerinnen und Gandidatinnen ausdrücklich unterfagt, das Iateinifche Brevier fortzu: 
beten". *2) Beſſere Bücher find teils eingeführt, theild der eigenen Wahl ver Frauen über: 
laſen Man jollte hoffen, daß aud die römifche Eurie einjehen werde, e8 beftehe die wahre 
Gonjeguenz des Chriſtenthums in ftetem Fortſchreiten zum Beſſern. Noch in der Note des 
Gardinald Gonjalvi vom 2. Sept. 1817 lieft man unter den Vorwürfen, welche ven verehr: 
ten chen. von Weſſenberg gemacht wurden, Folgendes: „Zur Beftätigung der Verwerflid: 
keit Jhreö Benehmend bei Regierung der Didcefe von Konftanz dienen die Dispenjen von der 
PMiht, dad Brevier zu reeitiven, welche Sie in der Eigenſchaft als Generalvicar mehreren Geift: 
Iiöen bewilligten.‘‘ 13) H. Amann. 

Briefadel, ſ. Adel. 

Briefgeheimniß, ſ. Beſchlagnahme. 

Broglie (Victor, Herzog von), eigentlich Broglio, geb. 1785, ſtammt von einer 
diemonteſiſchen Familie. Sein Großvater war ver Marſchall von B., der ſich im Siebenjäh: 
rigen Kriege auch in Deutjchland einen Namen gemadt bat. Der Vater, Claude Victor, 
kimpfte in dem amerikanischen Unabhängigkeitäkriege für die Sache der Freiheit, der er ſich 
auch in feinem fpätern Leben ergeben zeigte. Bei dem Ausbruche ver Revolution erflärte er ſich 
für die Grundfäge derfelben und ward in die Eonftituirende Verſammlung ernannt. In den 
ten Feldzügen diente er mit Auszeichnung, flieg bid zu dem Grade eines Generald und gab 








8) Synopsis theologiae practicae, P. III, tr. 3, ce. 1. 
9) Theologia moralis (Köln 1729). Inind. voc. attentio et horae. 
. 10) Das Brevier ift nämlich lateinisch zu beten; denn auch hierbei hielt und hält man fogar noch 
@ ctonfequent, dieſe Sprache bort beizubehalten, wo fie nicht Mutterfprache, ja wo fie nicht einmal 
“rtanden iſt. 
1) Den Iateinifchen Tert der beiden Iefuiten gibt C. Ruef (Der Freimüthige, HI, 102 fg.; Frei: 
Rrger Beiträge, V, 460). 
12) Badiſches Regierungsblatt (1811), ©. 118, $. 30. 
13) Servano a comprovare la condotta riprovabile da lei tenuta nel governo della diocesi 
" Vostanza le dispense dall' obbligo di recitare le ore canoniche accordate a piü ecclesiastici 
‘a qualitä di vicario generale di Costanza. Denffchrift über das Verfahren des römischen Hofs 
ri da Ernennung des Frhrn. von Weflenberg zum Nachfolger im Bisthum Konftanz (Karlsruhe 
18), ©, 22 fg. 
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dann feine Entlaffung. In der furchtbaren Zeit, wo felbft dad Verdienſt und die Tugend einer 
wahnfinnigen Gewalt Verdacht einflößten, warb er, mit fo vielen Dpfern der Herrſchaft des 
Schreckens, eingezogen und endete fein Leben auf dem Blutgerüſte. Diefed Vaters zeigte ver 
edle Sohn, Victor, ſich würdig. Alle Glieder der angefehenen Familie hingen der alten Mon: 
archie an, die ſie nach Kräften unterflügten. Nur Victor und fein Vater waren für Frankreich, 
da Frankreichs Sache aufgehört hatte, die feines Regentengejchlechts zu fein. In feiner Jugend 
zeigte er große Neigung für Wiflenfhaft und Kunft, und alle Mittel der Bildung wurden zur 
Entwidelung feiner glüdlihen Anlagen angewendet. Neigung und Umgebung vereinten fidh, 
ihm in Erweiterung feiner Kenntniffe zu dienen, und felbft feine geſellſchaftlichen Verhältniſſe, 
bie er ſich nach feinem Geſchmack wählte, trugen dazu bei. In die geijtreiche Geſellſchaft der be: 
rühmten Frau von Stadl gezogen, teilte er die Belehrung und Unterhaltung derfelben und 
ſchloß ji ihr durch die Bande ver Verwandtſchaft an, indem er ſich mit einer Enkelin Necker's, 
der Tochter der Frau Stael,vermählte. Unter der Kaiferregierung bekleidete er mehrere Stellen 
mit Anszeichnung und ward befonders im diplomatischen Fache gebraudt. So jah man ihn 
abwechſelnd in Illyrien und Spanien, zu Wien, Prag und Warfhau. Da er 1814 in die Kam: 
mer der Paird getreten, war ihm das Mittel geboten, in diefer hohen und felbjtändigen Stel- 
lung den ganzen Werth und Reichthum feines Geiftesd und Gemüths zu entfalten. DVielfeitiges 
Willen, eine gründliche Kenntnip der Staaten und ihrer Verhältniffe, ver Bedürfniſſe und An: 
Sprüche der Zeit, eine männliche Freimüthigkeit und ftrenge Redlichkeit zeichneten ihn hier wie 
in feiner ganzen Laufbahn aus. Mit folhen Gaben und Geiinnungen mußte er den Parteien 
des Tags oft gegenüberftehen. Was aber auch die Ausichweifungen und Verirrumgen der Zeit, 
die er nie theilte, an ihm zu tadeln fanden, die allgemeine Achtung konnten ſie ihm nicht ent— 
ziehen. Sein Öffentliches wie fein Privatleben blieb vorwurfäfrei. In dem Proceſſe des Mar: 
ſchall Ney gehörte er zu der Fleinen Zahl ver Edeln, die das Nichtſchuldig ausfprahen. Gegen 
die Proferiptionen und Erceptiondgefege trat er mit Nachdruck auf, erklärte fich gegen die um 
lich greifende Macht ver Polizei, welche die einzige bewahrende und erhaltende Gewalt des Staats 
zu werden droht, gegen die ungebührliche Beihränfung der Preſſe und gegen alle die Geſetze, 
Anordnungen und Beichlüffe, in denen Regierungen, die ven Zuftand der Gefellfchaft, wie ſie 
ich geftaltet hat und fortentwicdeln muß, durchaus verfennen, zu ihrem Verderben Heil und 
Rettung ſuchen. Nach ven Ereigniffen des Juli von 1830, die ein Bürgerfönigthum begründen 
follten, ftand B. in der Reihe ver Wohlwollenden und Aufgeklärten, die ven Staat der Theorie 
mit dem Staate, wie er in der Wirklichkeit, nach Lage, innern und äußern Berhältniffen zu ge: 
ftalten ift, den Staat, wie er fein foll, mit dem Staate, wie er fein fann, in Ginflang zu brin— 
gen ſuchten. Er vertheidigte mit Recht die Erblichfeit ver Pairie. In das Minifterium berufen, 
zeigte er jich feines Berufs würdig, jo entmutbigend auch die Lage, in der er jich befand, oft 
auf ihm wirken mochte. Freiwillig gab er feine Stelle auf, und er war vielleicht ver einzige, 
deſſen Entlaffung mit aufrichtigem Bedauern aufgenommen ward, und dem der unbefledte, ja 
unangetaftete Ruf bei jeinem Austritte aus der Verwaltung folgte, den er in jie gebracht. 
3. Weigel. 
Nachtrag. Seitjeinem Austritt aus dem Minifterium im Jahre 1836 lehnte B. alle Anträge 
zu einem Wiedereintritt in daſſelbe ab. Ex ſchien bei feinem durchaus würdigen und rechtlichen 
Charakter immer mehr die ränkevolle Politik des Juſtemilieuſyſtems und feines Freundes Guizot 
zu misbilligen, ohne jedoch eine feindliche Stellung gegen die Regierung einzunehmen, für 
welde er vielmehr noch die für Frankreich ehrenvollen Modificationen über dad Durchſuchungs— 
recht in London unterhandelte und zum Abſchluß brachte. B. wurde nach feinem Rüdtritt wie- 
derholt zur Bildung neuer Minifterien aufgefordert, namentlich nach 1840. Sein Name war, 
das fühlte Ludwig Philipp, von dem größten Einfluß für das Öffentliche Vertrauen. Aber dieſer 
in Frankreich jeltene Staatdmann von unerſchütterlich feſten und ftreng fittlichen und rechtlichen 
Grundſätzen mußte die umfittlihen Grundfäge der Regierung Ludwig PhHilipp’s verachten. Er 
misbilligte namentlih auch die von feinem früheren Gollegen und Freunde, von Guizot im 
Intereſſe Ludwig Philipp's und der Miniftergewalt feftgehaltene verderbliche Widerſtandspo— 
litif gegen jeden Fortſchritt, namentlich gegen die Reform der unpaſſenden Wahlgefege. Nach 
der Revolution von 1848 wurde er im Departement Eure im Mai 1849 in die Nationalver— 
ſammlung gewählt, und er entzog ſich dem Dienfte des Waterlandes nicht. Er wurde einer der 
Führer der Rechten und betrieb 1851 eifrig Die Angelegenheit ver Berfaffungsreviiton. Der 
edle Mann verzweifelte nie am Vaterlande und widmete ſtets, two ed die Ehre erlaubte, Dem 
Öffentlichen Dienſte feine bedeutenden Kräfte als Eenntnißreicher, beredter und tüchtiger Staats 
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mann. Mit allen beffern Männern feiner Nation muß er die. durch die Regierungen beförderte 
Volloverderbniß und das dadurch immer wieder. aufs neue begründete Unglüd des ſchönen Va— 
terlanded beklagen. Ä Welcker. 
Brougham (Henry), 1779 zu Edinburg geboren, ſtammt von einer alten, aber wenig 
begüterten Familie aus der Grafſchaft Weſtmoreland im nördlichen England. Er machte feine 
Studien in den Unterrichtsanſtalten ſeiner Geburtsſtadt, wo fie in weit beſſerm Zuftande als 
in England find, das Mühe hat, jid von den alten Formen und den hergebrachten Inftitutio- 
nen loszuwinden. Ihm ward ver unihägbare Bortheil, daß fein Oheim von mütterlicher Seite, 
der berühmte Geichichtichreiber Nobertfon, feine mwiffenfhaftlihe Bildung leitete. Dieje nahm 
indeſſen eine Richtung, die feine jpätere Beftimmung nicht ahnen lief. Mit Vorliebe und be- 
fonderm Gifer ergab er ſich den mathematischen Willenfchaften, in denen er fo raiche Fortſchritte 
machte, daß er noch im jugendlichen Alter in dieſem Fache ſich auf eine ausgezeichnete Weiſe ver- 
juhte, In feinem fiebzehnten Jahre gab er eine Schrift über das Licht heraus, die mit Beifall 
aufgenommen ward, Einem andern mathematiichen Werke verdanfte er feine Aufnahme in vie 
Königliche Geſell ſchaft, zu deren Mitglied er 1803 ernannt ward. Später trat er feine Reife 
nad dem Gontinent an, wie die Engländer eö zu thum pflegen, und machte zu Paris die Be- 
kanntihaft des großen Bürgers Garnot. Das Gebiet der Speculation genügte indefjen feinem 
willenihaftlihen Streben noch weniger ald feinem Ehrgeize, und er betrat die Laufbahn des 
Rebtögelehrten, die in conftitutionellen Staaten dem Talente die weitefte Ausficht eröffnet. Er 
erwarb ich ald Anwalt einen großen Nuf und bahnte jich durd ihn den Weg zum Parlament. 
Mit den Angelegenheiten des Staats fuchte er ſich auf eine gründliche Weife befannt zu machen, 
un 1803 gab er ein umfajlendes Verf über die Golonialpolitif heraus („Inquiry into the 
olonial policy of the european powers“, 2 Boe., London 1803), das eine Überſicht der Ge: 
ge enthält, welche die Griechen, Karthager und Römer bei ihrer Golonifirung zu befolgen 
pfegten, und dann auf die neuern Zeiten übergeht und das bei demjelben Gegenftande beobach— 
te Verfahren prüft. DB. zeigt in demjelben den Urfprung und die Verbreitung ded Negerhan— 
vld und erklärt fich mit Unwillen über dieſe grauſame Herabwürdigung des Menſchen und bie 
Vechöhnung feiner heiligften Necdhte. Zugleich ſpricht er die Hoffnung aus, daß die afrifani- 
Shen Säwarzen eines Tages zu dem friedlichen und rechtmäßigen Beſitze des Bodens von 
Vellindien gelangen würden, ven fie und ihre Väter mit Schweiß und Blut gevüngt. 
Beinahe in derjelben Zeit verband er fi) mit mehreren jungen Männern von Geift und 
Kenntniffen zur Gründung einer Zeitfchrift „Edinburgh review‘, die nit ohne bedeutenden 
Cinfu auf ven Öffentlichen Geiſt und die politifchen Gejinnungen des Landes geblieben ift. Da 
ein Proceß der Herzoge von Roxburgh zur Entſcheidung vor das Oberhaus gebracht worden 
war, begab ſich B. nad) London, um die Sache in Perfon zu führen. Der große Beifall, den er 
ig hier vor ven Schranken des höchſten Gerichtshofs des Reichs erwarb, beftinmte ibn, feinen 
Aufenthalt in der Hauptſtadt zu nehmen. Seine vielfältigen Berufsgeihäfte entfremdeten ihn 
indefien ven Angelegenheiten des Staats und der Menſchheit nicht, denen er beitändig ein war— 
ms Herz voll Theilnahme bewahrte. Gr behandelte die große und wichtige Frage der Handels— 
freipeit mit Scharfjinn und Berevfamfeit, Faft alle großen Männer und gewöhnlich die größ- 
ten haben das Schickſal, daß fie ihrer Zeit voraus find und den Samen ausſtreuen zur frucht— 
baren Ernte, die erft fpäter reift. Sie beitehen den Kampf: der Ruhm und der Kohn des Sieges 
alt andern am Tage der Entſcheidung zu. Doc gehört B. zu den feltenen Begünftigten, die 
aoch verwirklicht, wenigftens anerkannt fahen, was fie gewollt und ald das Beſſere vargeftellt. 
Aud die Sache der Handelöfreiheit hat Fortſchritte gemacht und wird, wie alle große Fragen der 
Renſchheit, ihre befriedigende Löfung finden. Gin Misbraudy führte B. 1810 in das Haus 
det Öemeinen ein, der Misbraud des Wahlrechts der verfaulten Flecken. Es ift bemerkens— 
wert, daß die meiften ausgezeichneten Redner und Stantsmänner auf diefem Wege zu einem 
Sihe im Unterhaufe gelangten. Der Misbraud) hatte die Folgen eines weiſen Gebrauchs. Der 
detzog von Cleveland, ein Beer, der zur Oppofition gehörte und über die Wahl von Windheljea 
verfügen hatte, ernannte ihn zum Stellvertreter diefes Orts im Parlament. Auf feinen Anz 
"ag wurde ein Geſetz erlaffen, welches den Sklavenhandel für ein Hauptverbrechen erklärt. 
®. glaubte nad fo manchen glänzenden Erfolgen ji) den Wählern der Stadt Liverpool vor— 
"lm zu dürfen, um ihr Nepräfentant zu werden, hatte aber zum Mitbewerber Ganning, der 
Üm vorgezogen ward. Ginem Ganning nachzuftehen, darin lag jelbft für B. feine Demüthi— 
ug; dieſer ſchien indeſſen die Zurücjegung ſchmerzlich zu empfinden und wollte ſich mit dem 
Staats-&eriton. III. 7 
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redlichſten umd entfchloffenften Staatsmanne, den England in den neueften Zeiten hatte, nie 
reiht befreunden. B. zeigte ſich unermüdlich in feinen Beftrebungen für die Sache der mahren 
Freiheit, vie Intereffen feines Landes, die Rechte des Volks. Mit der ganzen Macht feiner Ein- 
fiht und Veredſamkeit trat er ver Reaction entgegen, bie fih bejonders feit 1815 in den Maß— 
regeln und Abfichten der Regierungen offenbarte. Lebhaft kämpfte er vorzüglich gegen die 
Heilige Allianz. Für den Primär: oder Glementarunterridt, das erſte und weſentlichſte Be- 
pürfniß der untern Stände, verwendete er jich mit Eifer und Beharrlichfeit, und da dieler wid: 
tige Gegenftand 1818 im Parlament zur Sprache fanı, zeigte er eine Vielfeitigfeit der Kennt: 
niffe und einen Ernft des Willens, die felbft feine Gegner in Erftaunen jegten und bei jedem 
Unbefangenen Anerkennung fanden. Sein Entwurf einer Nationalerziehung ift ein bleibendes 
Denkmal, das er ſich gefegt. Aber alle Vorſchläge diefer Art hatten ihre Zeit noch nicht gefun= 
den. Die Vernunft, das Recht, felbit dad wohlverftandene Inrterefle, das mit Vernunft und 
Recht nie im Widerfpruche ftehen kann, waren für ihn, gegen ihn aber, was mächtiger ift, bie 
Vorurtheile, die Überlieferung, die Vorvechte und Begünftigungen der Stände und Körper: 
ſchaften. Auf geradem Wege war dem Eräftigen Kämpfer nicht beizufommen; man wählte den 
verfchlungenen der Arglift, der Lüge und des Betrugs. B. ward ald ein Feind dev Kirche und 
der Verfaflung des Landes, mie fie ald ein heiliges Vermächtniß von den Vätern gefummen 
waren, dargeftellt; als ein Verächter der Gefege und Sitten feines Landes, der feine antina- 
tionale Vorliebe für Nordanıerifa und Frankreich nicht verleugnen fünne. Je mehr aber im 
Parlament, troß des von ihm bewirkten Ausſchuſſes zur Interfuhung über die Mängel des 
Öffentlichen Unterrichts und troß feiner mehrfachen Anträge, vor der Hand jeine Bemühungen 
fcheiterten, defto eifriger fuchte er außerhalb des Parlaments für die Volksbildung zu wirken. 
Mit Hülfe patriotifher Freunde gründete er 1819 eine Kleinkinderſchule in London und Die 
fegensreihen Bildungsſchulen für Handwerker im ganzen Reihe. In einer vortrefflihen Schrift 
„Practical observations upon the education of the people’ (London 1825) verbreitete er feine 
Grundfäge über Volfserziehung und ftiftete auch eine Gefellichaft zur Verbreitung nüglicher 
Kenntniffe. Dieſe gab feit 1825 eine Reihe von Volksfhriften heraus, von welhen B. jelbit 
mehrere verfaßte. Er wirkte eifrig mit zur Gründung der Univerjitäit London und wurde(1825) 
Rector der Univerfität Glasgow. 

Die Art, wie er die Sache der Königin führte, die Georg IV. des Ehebruchs anklagte, war 
nicht weniger ebrenvoll. Diefer ſchmähliche Proceß, den der König vor dem verfammelten Bar- 
Iament führen ließ, erniedrigte die Krone und befleckte die Periönlichkeit des Mannes, der fie 
trug. B. hatte für jene die zarte Schonung, die ihm für diefe oft unmöglich war. Dieſes Ver: 
dienft muß man bei B., der die Offentlichkeit mit allen ihren Folgen jonft nicht zu ſcheuen prlegt, 
in Anfchlag bringen. Bei den Verhandlungen über die fogenannte Emancipation dev Katbo- 
lifen — 1828 und 1829 — zeigte er ſich in der erften Neihe und wirfte fräftig zu dem Erfolge 
einer Mafregel, die, wenn fie aud) kaum eine halbe war, doch dem Nechte und der Menſchlichkeit 
etwas näber fam. Seinen fhönften Sieg feierte er in feinem merkwürdigen Antrage, die Ver— 
beflerung des bürgerlichen und peinlichen Verfahrens und die Strafgejeggebung in England 
betreffend, für den er im Unterbaufe jieben volle Stunden ſprach. Hier berührte er eine Der 
wundeſten Stellen, die ſich leichter bezeichnen als heilen läßt. B. war auf feinem Boden, und 
wenn Großbritannien in diefer Beziehung eine Wohlthat — eine der größten, die man ihm 
erweifen kann — erwarten durfte, dann fonnte fie vor allen von diefem Manne fommen, Der 
dazu die rechte Ginficht und den reiten Muth befigt. 

Da im Sommer des Jahres 1830 ein Wehen der Freiheit durch unfern Welttheil ging und 
in den Negionen harter, verhaßter Knehtihaft das Wehen zum Sturme ward, der Throne 
brach, fiel auch das Minifterium Wellington und in ihm eine große Hoffnung des rückgängigen 
Theils von Europa. Der edle Herzog, als ftehe er vor einem Heere, dem er eine Schlacht anzu- 
bieten die Gelegenheit günftig fand, erflärte im Parlament, er halte eine Reform vejjelben für 
unnüg und ſchädlich. B. trug fogleich auf diefe Mafregel an, die beifällig aufgenommen ward. 
Der Herzog von Wellington trat ab und Graf Grev an feine Stelle. Dieler bot B. die höchſte 
Würde des Reichs, die eines Kanzlers an. Diefer nahm keinen Anftand, das neue Gabinet zu 
unterftügen, ward im November unter dem Titel Brougham and Baur zum Baron ernannt und 
ließ fih als Präfident des Haufes der Kords auf den Wolljad nieder. Mit welchem auspauern= 
den Fleiße, mit welchem Muthe er an diefer Stelle feinen ernften und ſchweren Beruf erfüllt, 
das willen wir, und wie er alle Mafregeln zum Beiten des Landes ohne Menſchenfurcht unter- 
ſtützt und den Haß der Taufende, die von Misbräuchen leben, immer ſchwerer auf fih geladen 
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hat, As Kanzler konnte B. eine Reihe von gerichtlichen Verbeſſerungen bewirken und viele 
Misbräude aufheben. Durch dieſe Berbeflerungen, weldye er trog des heftigften Widerſtandes 
der Anporaten durchſetzte, ſchmälerte er jelbft feine eigene Ginnahnıe um 7000 Pf. St. 

Durch einen allzu lebhaften Ehrgeiz und eine zu gereizte Stimmung verlegte B. feine Col: 
legen im Wbigeabinet, namentlid Lord Durham, forwie er auch mit O'Connell in bittre Fehden 
gerieth. Er wurde daher auch 1835 nicht wieder in das Wbigminifterium berufen und kam in 
eine oppofitionelle Stellung zu den Whigs, und wie es zuweilen fcheinen konnte, theilweife zu 
feinen frühern Anfichten. Doch blieb er im weſentlichen ven liberalen Grundfägen vollfonnmen 
treu, ja er ſprach im Parlament auf eine die Whigs und Tories gleich jehr erfchredenne Reife 
über die politiihe Stellung der arbeitenden Klaffen. Die große Achtung der Engländer vor 
einem fo bewundernswerthen &enie wie das feinige kann durch Feine einzelnen Fehler und Mis- 
griffe getilgt werden, Doc können die Verehrer des auch im Privatverfehr höchſt geiftreichen 
und belehrenden Mannes nur mit Bedauern jehen, wie feine aus übertriebener Reizbarkeit 
entftehenden Indiscretionen und Inconfequenzen, wenigitens vorübergehend, feine außerordent— 
lihen Gaben und Verdienſte in Schatten ftellen. B. ift auch ein reicher und ausgezeichneter po— 

litiſchher Schriftfteller. Beionders feine „Practical observations upon the education of the 
people”, ſeine „Speeches“ (4 Bde., Edinburg 1838), und feine „Sketches of Statesmen in 
Ihe time of Georg Ill” (Edinburg 1839) werden ihm einen dauernden Nachruhm fihern. In 
diefen „Skeiches” finden ſich freilich auch, zuweilen ebenfo wie in den Parlamentsreden des 
energiichen Breiheitöfreundes, faft leidenſchaftlich einſeitige Urtheile. In den Reden 3.3. wies 
derholte Herabfegungen des ganzen Adelſtandes, in den Skizzen eine Schilderung Friedrich's 
des Öroßen, die wenig Deutiche billigen werven. 3. Weitzel und Welder. 
Brüderlichkeit, oder die Anerkennung eines brüderlichen Verbältniffes und die dadurd - 
begründere Prlicht und Gefinnung für ein gegenfeitiges brüderliches Verhalten gebört an ſich 
nur der Moral an. Sie bezieht fih, dem Wortiinn nah, zuvörderſt auf die Familie. Schon die 
Reihe Philoſophie 1) aber und noch viel vollfommener die chriſtliche Moral dehnte diejelbe ana= 
log auf alle Menſchen, ald Kinder des göttlichen Vaters, aus. Auriftifch und politiich ift die 
Vrierlihfeit nur inſoweit unmittelbar praktiſch gültig, als fie fürdie allgemeinen oder befondern 
Geſellſhaftsverhältniſſe rechtliche oder politifhe Anerkennung erhalten bat. Diefes ift theils 
der Fall im Familienrecht, tbeild aber au in Beziehung auf genoflenfhaftlihe Vereine je 
nad ihrer verfchiedenen Art. Es ift unftreitig ſehr löblih und heilfam, wenn die Vereine und 
Körverihaften,, ſowie vielfady in alter und neuer Zeit, mie namentlich fo viele wohltbä- 
‘ige, veligiöje Berufs: und humane Genoflenihaften oder Brüderichaften, durch Anerkennung 
gewiffer brüderlicher Pflichten wohltgätig wirfen oder ſich größere Innigfeit, eine heilſamere 
begründung, Geftaltung und Wirkung geben. Die evelften und größten, oft weltgeichichts 
üben Wirkungen gingen von folder brüderliher Genoſſenſchaftlichkeit aus. Juriſtiſch wird 
de Brüderlichfeit ine auch in vielen beiondern Genoſſenſchaften nur inforfern, als die 
Vereine ſelbſt und in ihnen die brüderlichen Pflichten juriftifche Anerkennung erhielten. Im 
ellgemeinen Rechts- und Staatsverhältniß liegt die ſittliche Brüderlichkeit ven verſchiedenen 
rhrlihen Anerkennungen ver Gleichheit mit zum Grunde. So wurde jie namentlich aud) wirf: 
Jam für die Verwerfung der Sklaverei, während fie in der patriotifhen Bürgergelinnung ung 
der Unterſtützung der Nothleidenden zum großen Theil nur noch eine vein moralifche Natur bes 
bauptet. Dagegen fuchten neuerlic) die Franzoſen, mitbeftimmt durch ſchwärmeriſche ſocialiſti— 
se und communiſtiſche Ideen, in der Aufnahme der Brüderlichkeit neben der Freiheit 
und Gleichheit in ihrem Staatswäahlſpruch diejer Idee eine allgemeine ſtaatsrechtliche Geltung 
geben. Die erfte franzöfifche Verfaſſung vom 3. Sept. 1791 hatte ſelbſt in ihrer Decla- 
ration der Menſchen- und Bürgerrechte dieſe Idee nicht ausgefprocen. Die zweite vom 24. 
Iuni 1793 beichränft nur im Art. 6 ven Freiheitägebraud; durch ven Sat: „Thue dem andern 
Nöt, was du nicht willft, daß dir geſchehe.“ Die dritte aber vom 23. Sept. 1795, welche mit 
vr Deelaration der Nechte des Menſchen und Bürgers auch die der Prlichten deſſelben verbindet, 
hat in dem Art. 2 verjelben: „Thue andern nicht, was du nicht willft, daß man dir thue, Gr: 
ae andern beftändig das Gute, weldyes du ſelbſt von ihnen zu erhalten wünschen‘, und dann 
mär.4: „Keiner ift guter Bürger, wenn er nicht guter Sohn, guter Vater, guter Bruder, 
Suter Freund und guter Gatte iſt.“ Da aber diefe Säge für das Rechtsverhältniß offenbar viel 
— — — — 
S. J. B. Cicero de offie., I, 7, 9, 43 und L. 3, D. de justicia et jure. 
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zu weit gefaßt find, und das ganze Gebiet der gefellfhaftlichen Moral gegen alle Mitmenſchen 
umfaffen, fo fönnen fie ebenfalls nur infoweit als ftaatörechtlich gültig ericheinen, als dieſelben 
etwa nachweisbar in beſondern gefeglichen oder Bereinsbeftimmungen juriftifch praftiich gemacht 
mworben find. Daflelbe würde auch von der in der neunten Berfaffung im Jahre 1848 ftaate: 
rechtlich im allgemeinen anerkannten Brüderlichkeit gelten, wenn nicht die allzu häufigen fran; 
zöſiſchen Revolutionsftürme auch ſchon wieder dieſe ganze neunte Berfaflung verweht und durch 
die gegenwärtige zehnte erfegt hätten. Es hing die ganze Aufnahme ded Princips zufammen 
mit den einfeitigen forialiftiihen und zum Theil communiftifchen Ideen, welche die Nevolution 
von 1848 fo unglüdlich beherrſchten. Die Unklarheit und Verwirrung der Begriffe und die 
leidenfchaftliche Gewalt, welche einfeitige Höhere Ipeen auf Ungebildete oder Halbgebilvete, die fie 
ergreifen, ausüben, find ein Hauptunglüd der franzöſiſchen Nevolutionen. 

Indeſſen werden wol alle hriftlihen Nationen auf der heutigen Gulturftufe die Pflicht an- 
erfennen, ven an ſich nur moralifchen durch die hriftliche Religion geheiligten Grundfägen und 
fo aud) der Brüderlichkeit in der Geſetzgebung mehrfache rechtliche Anerkennung und Wirkfam: 
feit zu gewähren. Nur müflen dann die einfachen, großen, praftifhen Grundlehren des Chri— 
ſtenthums frei-von den beftrittenen myftifhen dogmatiſchen Kirchenſyſtemen umd zugleich mit 
Prüfung ihrer Anwendbarkeit im Rechtsverhältniß richtig aufgefaßt werden, wie ed der Art. 
Ehriftentbum zu thun fucht. Diefe Borbedingungen wurden gänzlich vernachläſſigt ebenſo wol 
bei jenen franzöfifhen Gonftitutionsartifeln, bei den Theorien der St.-Simoniſten als in 
den Theorien der deutichen Kreuzzeitungsmänner, und felbft nod in dem Art. Abe (politi= 
ſches) des allerneueften „Staats= und Geſellſchafts-Lexikon“. Dadurd aber werden jene an 
fich ſehr achtungswerthen Anerkennungen der religiödsfittlihen Grundlagen in jenen Theorien 
durch einfeitige zum Theil abjolut verkehrte Anwendung einzelner Religionsfäge nicht bloß un- 
praftifch, fondern vielfach; ververblih und wahrhaft undriftlih. Es gibt gar nichts Bodenlofe- 
red und Verwirrenderes als dieſe willfürlihe unbegründete Aufftellung jedes beliebigen rein 
religiöfen oder moralifchen hriftlihen Satzes ald eines unmittelbar gültigen weltlichen Rechts. 
Ebenfo würden natürlich auch unmittelbare Herüberziehungen der angeblich ebenfalls chriſtlichen 
Brüderſchaftsgeſetze der Mönchsorden, der Trappiften, der Bettelmönche, ver Jefuiten, in das 
praftiihe Staatsrecht offenbar abjurd fein, 

Nach ver richtig begründeten und der Form nad überall durch die freie Anerkennung 
näher bejtimmten Anwendung der hriftlihen Orundjäge wird num in der freien fittlihen 
Staatsgeſellſchaft tHeild die allgemeine Staatsgeſetzgebung, theild die freie Genofjenfhaft (f. 
Affoeiation) auch das Princip brüderliher Gleihheit und brüderlicher Liebe und Unter: 
flügung zur angemeffenen Geltung bringen. Hierüber aber läßt ſich nur bei jedem hierher ge- 
börigen Theil und Gegenjtand der ſtaatsgeſellſchaftlichen Verhältniffe dad Nähere beftimmen. 
Überall muß dabei die richtige Verbindung des Rechts mit den fittlihen Grundlagen und Ideen 
erhalten, die ungründlihe und verderbliche Mifcherei des Rechts mit der Religion und Moral 
dagegen bejeitigt werben. Melder. 

Buchdruckerkunſt. Die Sprache ift das von der Gottheit dem Menfchen geſchenkte Haupt: 
mittel, menschlich zu werden, d. h. Berftand und Vernunft, Gefühl und Sittlichkeit, zu welchem 
allen er blos die Anlage oder Fähigkeit hat, zu wirklichen und thätigen Kräften in ſich ſelbſt und 
wechfelsweife einerim andern zu entmwideln, zu nähren und fortzubilven. ‚Nur mit der Organi— 
fation zur Rede”, jagt Herder, „empfing der Menſch den Athem der Gottheit, den Samen zur 
Vernunft und ewigen VBervollfommnung.... Von der Rede hängt alles ab, was Menfchen je 
auf der Erde Menſchliches dachten, wollten, thaten und thun werben: denn alle liefen wir noch 
in Wäldern umher, wenn nicht diefer göttliche Ddem uns angehaucht Hätte und wie ein Zauberton 
auf unfern Lippen ſchwebte. Die ganze Geſchichte der Menjchheit mit allen Schägen ver Tradi— 
tion und Cultur ift nicht8 ald eine Folge der Nede.... Durd) fie ift meine denkende Seele an vie 
Seele des eriten und vielleicht des legten denfenden Menſchen geknüpft. Kurz! Sprade ift der 
Charakter unjerer Vernunft, durch welchen fie allein Geftalt gewinnt und fi fortpflanzt.‘‘ 

Das unmittelbare Geſchenk oder die unmittelbare Anftalt Gottes ift blos die Sprahfähig- 
feit; die Entwickelung und Ausübung derſelben, aljo die Bildung wirkliher Sprachen und ihre 
fortfchreitende VBervollfommnung an Klarheit, Reihthum, Kraft und zumal die Ausbreitung 
ihrer wohlthätigen Wirkſamkeit durch Erweiterung des Kreifed und der Dauer ihrer VBernehm- 

barfeit und Verftänplichkeit blieb dem Menſchen felbit überlaffen. Aber ver menſchliche Geift, 
indem er feine fchaffenden Kräfte diefer Aufgabe zumendet und dem Ziel ihrer möglichſt voll- 
ftändigen Löfung unermüdet mit immer neuen Empfindungen oder Verbefferungen entgegen= 
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ſchreitet, handelt wahrhaft im Sinne der Gottheit, und jeder Erfinder eines weitern Mittels zu 
dem heiligen Zweck, jeder Verbeſſerer der bereits erfundenen erſcheint ald Werkzeug des gött: 
lichen Willens. Wer alfo ſich vermäße, dem auf foldem Wege wandelnden Geifte Einhalt zu 
thun oder der Wirkſamkeit feiner, ven hoͤchſten Naturzwecken, nämlich ver Beförderung der Hu— 
manität dienenden Schöpfungen ein gebieterifches: „bis hierher und nicht weiter!” entgegen: 

jufegen, oder durch liftige Gegenanftalten jene foftbare Wirkjamkeit au nur zu verfünnmern — 
* hierdurch entweder eine ſündhafte Auflehnung gegen ven Willen Gottes oder ein 
aus trauriger VBerblendung oder Befangenheit ſtammendes Nichterfennen deflelben. 

Bon der Erfindung und Bortbildung ver Spraden felbft und von dem ihnen allen wunder: 
bareingeprägten Stempel des allgemeinen Menfchengeiftes wie des beſondern Nationalgeiftes 
und Gharakterd Haben wir hier nicht zu reden. Nur auf die zwei großen Erfindungen blicfen 
wir, wodurch allererft möglid ward, daß die Sprache ihre höhere Beftimmung erfülle, daß fie 
nämlich werde ein Organ der Geiftes- und Gemüthämittheilung, nicht nur zwiſchen wenigen, 
fondern zwifchen allen zugleich Xebenden, und nicht nur zwifchen diefen,, fondern auch zwifchen 
allen frübern und ſpätern Geſchlechtern ver Menfchen, folglich ein die geſammte Menjchheit um: 
ſchlingendes Band, ein der ganzen Menfchheit heiliges und E£oftbares Geſammtgut. Schrift 
und Buchdruckerkunſt jind diefe Erfindungen, die legte der unmittelbare Gegenftand unferer ge: 
genwärtigen Betrachtung. 

Buhftabenfhrift und Druck haben zwar auch ald Hauptmittel der eigentlihen Sprad: 
bildung gewirft, d. h. zu mehrerer Beftimmung, Reinigung, Bereiherung, überhaupt zur 
fortihreitenden Vervolllommnung der Sprahen mädıtig beigetragen ; aber wir blicken für jegt 
von diefer Einwirkung weg und vorerft nur auf die Unentbehrlichkeit ver beiden Erfindungen 
für die Verbreitung und geſicherte Dauer der durch die Sprache mittheilbaren Erkenntniſſe, 
Sen, Gefühle, überhaupt der einem größern Kreife gewidmeten Überlieferung. Die mündliche 
Rede ift jedenfalls blos einen Kleinen Kreije unmittelbar vernehmlich, und jede weitere Mitthei- 
lung durh das Organ der urjprünglichen Hörer und anderer der vielfachiten Verfälihung durch 
Vergeßlichkeit, Misverſtändniß oder böfe Abficht unausweislich preisgegeben. Auch iind ihre 
Gndrücke nur vorübergehend oder augenblicklich, d. b. in Bezug auf Fortvauer oder Erneue— 

rung ven der Treue des Gedächtniſſes abhängig, Folglich unzuverläſſig und meiſt in Eurzer Friſt 
oöllig verihwindend. Die Schrift, welde an die Stelle der ſchnell verhallenden Spradlaute 
ühtbare, beharrliche Zeichen jegt, hilft dieſen Mängeln ab, doch in unendlich verſchiedenem 
Grade, je nach ver Beichaffenheit folder Zeichen und der Mittel zu ihrer Hervorbringung. 
Shen die Schriftmialerei oder Bilderichrift, jo mühſam und fo beſchränkt auf nur wenige folder 
Darftellung empfänglicde Gegenſtände und auch fo ausgelegt dem Misverftändnip oder dem 
dergeſſen ihrer urfprünglichen Bedeutung fie ift, gibt der liberlieferung eine koftbare und bie 
Fortpflanzung durch blos geſprochene Worte wejentlid unterjtügende Hülfe. Ihre Ummandes 
lung in Hieroglyphenſchrift, d. h. in fymbolifche Bezeichnung, vermehrt und erleichtert ihre Anz 
mendbarfeit, wenn auch auf Unkoſten der Deutlichkeit. In noch größerm Maße geſchieht dies, 
wenn man neben oder jtatt der jombolifchen Zeichen willfürliche jegt, deren Bedeutung fodann 
als rein Eünftlich nur durch das Gedächtniß kann feftgehalten,, aber auf alle gevenfbaren Sachen 
mag ausgedehnt werden. Doch erjt durch die Vertauſchung der die Sachen jelbit — natürlich 
oder ſymboliſch — darftellenden Zeichen mit ſolchen, welche die Namen ver Sadyen, überhaupt die 
Sprachlaute, womit Gedanken oder Empfindungen ausgedrückt werden, andeuten , geichieht ver 
Übergang zur wahren Schrift, und erft durch die (dev unbehülflichen, noch heute in China übli- 
den Wörter - und auch der Silbenfhrift unendlich voranftehende) Buchſtabenſchrift, d. h. durd 
de Auflöfung der artifulirten Töne in ihre einfachiten und daher wenig zahlreichen Elemente 
Suchſtaben genannt) und deren Bezeichnung durch willfürlih dazu ausgewählte Charaktere 
wird der große Schritt gethan zur leichten und zuverläfjigen Überlieferung nicht nur der Worte 
kes Redenden, als des Erzäblers, Dichters, Lehrers, Geſetzgebers u. f. w., fondern auch der 
Üillen Betrachtungen und Empfindungen des einfamen Denfers, deren Gevachtniß er ſich ſelbſt 
er andern aufbewahren will, an Mitwelt und Nachwelt. Durch dieſe große, faſt wunder: 
äbnlibe Erfindung, wird Die getreue Mittheilung jedes von irgendeinem Menſchen Gedadıten, 
impfundenen, Erzäblten oder Innegewordenen an alle andern, von ihm nad Naum und Zeit 
die weit immer entfernten Menſchen möglich; doch freilich noch nicht ſofort in vollem Maße oder 
va Bedürfniß der Menſchenbildung entſprechend, ſondern je nach der Beſchaffenheit ver 
Skreibart und der Schreibmaterialien und namentlich der Bervielfältigungsmittel der Schriften, 
ba mehr, bald weniger er. oder ſchwer, ſchnell oder langfam verwirklicht. 
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Herrliche Schäge des Geifted und Gemüths der vor Jahrtaufenden begrabenen Gefchlechter, 
foftbare, vielfach lehrreiche Geſchichten, Glaubensbücher, Geſetze und Rechte, Meiftermerke des 
Genied in jhöner und ernfter Wiffenfchaft find mitteld diejer unfhägbaren Erfindung durd 
die lange Nacht des Mittelalterö theild unverfehrt, theild wenigſtens in köſtlichen Bruchſtücken 
zu und gelangt; die uralte und die clafjijhe Welt find vadurd mit der neuen und neueften in 
unmittelbare geiftige Verbindung gebradt, ver Givilifation der legtern eine edle Grundlage und 
vielfach beſtimmende Nichtung erteilt und, was die Weifen der graueften Vorzeit dachten, 
lehrten und geiftig ſchufen, zu einem ganz unverlierbaren, auf die jpäteften fommenden Ge: 
fihlechter ſich vererbenden Beſitzthum gemacht worden. 

Aber die Fülle folder Wohlthaten, zumal die Sicherſtellung ihrer Fortdauer, die Allgemein: 
beit ihrer Verbreitung und ihre leichte Zugänglichkeit für jeden find erft aus einer weitern großen 
Erfindung hervorgegangen, welde, ohne am innern Weſen der Buchſtabenſchrift etwas zu än- 
dern, blos die Art des Schreibens ummandelte, nämlid an die Stelle der Handſchrift eine 
Mafchinenfchrift jegte und dadurd die Vervielfältigung der Schriftwerfe, die urſprünglich 
langfame, mühſelige, koſtſpielige und ven Gefahren der Unrichtigkeit oder Verfälfhung unter: 
worfene, zu einer wunderbar jehnellen, leichten, wohlfeilen und möglichſt zuverläfligen, d. h. 
eorrecten und gleihförmigen machte. Die Buchdruckerkunſt ift diefe Erfindung, eine durch ihre 
Wirkungen jo unermeßlich gewaltige und fegendreihe, für das Schickſal der ganzen Menſchheit 
fo entſcheidend beſtimmende, daß man fie, vb auch allernächft hervorgegangen aus dem Geifte 
eined Mannes oder einiger genialen Männer, dennoch füglich ald Frucht einer göttlichen Erleuch 
tung derfelben, ald ganz eigentlihes, wenn auch nicht unmittelbares, doch durch auserwählte 
Drgane verliehenes Geſchenk des Himmels betrachten Fann. 

Die Erwägung der Zeit und der Weltlage, worein die große Erfindung fällt, dient folder 
Anfiht zur eindringlihen Bekräftigung. Wäre fie früher gemacht worden, in den finftern 
Jahrhunderten des wilden Fauſtrechts und des weltbeherrſchenden Hildebrandismus, jo hätten 
die Völker ihren Werth gar nicht erkannt, oder, wofern davon eine Anwendung im Dienite des 
Lichts und des Rechts wäre verfucht worden, jo hätte die vereinte Macht des Schwertes und des 
Krummftabes die jugendliche Preſſe ohne Mühe unterdrückt oder gefeflelt und der Gewalt, zu 
mal der geiftlihen, ausſchließend dienftbar gemadt. Der Bannftrahl wäre gegen die profanen 
Buchdrucker auch gegen die Leſer profaner Bücher gejhleudert und, wie von den ägyptiſchen 
Prieftern die Hieroglyphe und von den indifhen Braminen die Schrift, jo jeßt von der hrift: 
lichen Hierarchie die Preſſe ald Eigenthum der Kirche in Anfprud genommen und zum Werkzeug 
des Aberglaubend oder der bleibenden Geiftesunterjohung misbraudt worden. Sie aber er: 
ſchien gerade in der verbängnißreihen Epoche des im Abendland wieder angebrochenen Lichtes 
und des bereits hoffnungsvoll begonnenen Kampfes der Geifteöfreiheit gegen Geiſtestyrannei, 
fowie auch der bürgerlichen Freiheit gegen Zwingherrihaft, wo jener, um ihr den Sieg über 
diefe zu fihern, eine jhnelle und mächtige Hülfe von nöthen war. Bereits war dem Despotis: 
mus durch die ſchon geraume Zeit früher ins Leben getretene Erfindung des Schießpulvers eine 
furdtbare Waffe verliehen worden, und durd das beginnende Emporfonmen ftehender Heere 
hatte die Gefahr für die Völker ſich drohend genähert; bereit8 war aud) der Hildebrandismus 
durch das Verlangen nah Reform, welches in Konſtanz und in Bafel erflungen, aufgeſchreckt 
worden, und ein mit vermebhrter Lebhaftigkeit und mit Waffen der Lift wie ver Gewalt geführter 
Krieg wider das aufdämmernde verhaßte Kicht war die Folge davon. Hätte in dem Zeitpunkt, 
da Luther das Panier der Gewiflensfreiheit erhob, die taufendftimmige Preſſe noch nicht gelebt, 
ja hätte fie nicht ſchon zwei Menſchenalter früher begonnen, ihr wohlthätiges Licht audzuftreuen 
und, namentlich auch durd Verbreitung der claſſiſchen Literatur, die Nationen empfänglich für 
die Lehren der Neformatoren zu machen, jo hätte das weltumfehrende Werk ver legtern, das auch 
unter den begünftigenpften Umftänden immer noch unendlih mühevolle und gefährlihe, wol 
nimmer vollbracht werden können. Alsvann aber hätte Guropa in bleibende Naht, in ven 
traurigjten Geiſtesſchlummer verfinfen mögen. Der geijtlihe und mit ihm verbunden auch der 
weltliche Despotismus hätte die Nationen allgewaltig unter die Füße getreten und die etwa jegt 
ext erfundene Buchdruderfunft hätte fie nimmer erlöft, fowenig als in ven Ländern, worin 
das Pfaffentgum über die Reformation entiheidend fiegte, wie z. B. in Spanien oder im 
Kirchenftaat, die allvort in ſchmähliche Feſſeln gelegte Breife während des Laufes von drei Jahr: 
hunderten vermochte, die Nebel des Aberglaubens zu zerftreuen und mit ven erwärmenden 
Strahlen des Lichts und der Freiheitöluft die verfinjterten Majfen zu durchdringen. 

Was aber die Preſſe unter günfligen Verhältniſſen oder auch nur unter folden, die nicht 
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allzu feindlich ihrem Wirken ſich entgegenſtellen, für herrliche Früchte zu bringen fähig, ja na= 
türlid berufen ift, und wie unermeßlich die Wohlthaten ind, die auch wirklich von ihr aus, trotz 
mander gewaltſam und künftlich ihr entgegengethürmten Hinderniffe, über die Nationen und 
mittelbar über die geſammte Menſchheit gefloffen find, lehrt jchon ein flüchtiger Blick auf ihre 
Natur und Geichichte, verglichen mit jenen der einfachen Schreibekunft. 

Bor Erfindung der Buchoruderfunft war ed aud dem Talentvollften, Wißbegierigften, 
durch bürgerlide Stellung Begünftigtftien und mit pecuniären Hülfsmitteln Beftverfehenen 
äußerft ſchwer, jich eine umfaflende wiflenfchaftliche Bildung anzueignen. Die Bücher waren 
ielten, der Anfauf eines einzelnen Manuſeripts von Bedeutung und Umfang war — zumal vor 
ver Erfindung des Linnenpapierd — leicht fo Eoftjpielig ald heutzutage der Anfauf einer mä⸗— 
Sigen Bibliothek, und nebſt vem Gelde war erft noch die Gunft des Zufall® nothwendig, um zur 
Kenntnig oder zum Beſitz ſolcher Manufcripte zu gelangen. Der Geift des nah Wiſſenſchaft 
Dürftenden , der leicht zugänglichen, belehrenden Mittheilung früherer oder entfernterer Denker 
und Foriher beraubt, oder auf wenige vereinzelte Berührungspunfte mit denfelben beſchränkt, 
ab jich faft ausſchließend an die eigene Kraft und Mühe gewiejen und mußte daher — anftatt 
da fortfahren zu können, mo die Vorgänger ftehen geblieben — unfundig der frühern Ent— 
dedungen, jedesmal faft von vorn anfangen und fonnte alfo, wenn er auch für jich felbft ven 
Ruhm der Öenialität oder des raftlojen Strebens errang, die Wiſſenſchaft an fi nur wenig 
fördern. Selbit Föniglihe Schäge — verwendet zur Anſchaffung der theuerften Werke over 
etwa zu Reifen behufs perſönlicher Anihauung und Beiprehung — konnten ſolchen Mangel 
niht heilen, und um jo weniger vermochte der in bejchränftern Vermögensumſtänden Befinds 
lite venfelben durch irgendeine Anftrengung zu erjegen. Viele und gerade die wohlthätigiten 
Sülfämittel, deren jego der Freund der Wiflenfchaft jich erfreut, beftanden vor der Buchoruder- 
kunt nicht und Eonnten gar nicht beftehen. Wie hätte man, beſchränkt auf blos handſchriftliche 
Nitbeilung, daran denken fünnen, jene größern, umfallendern, die Geiftesfrüchte von Jahr: 
hunderten oder von der Gejamnıtheit der Zeitgenoflen in ſich ſchließenden, oder die Tag für Tag 
mu engeſtellten Unterſuchungen, Beurtheilungen und Beleuhtungen von Lehrmeinungen und 
Vatiahen und deren Ergebnifje mittheilenden Werke hervorbringen können, welde heutzutage 
den Studien jo vielfadhe Erleichterung und dem Geifteöblic eine fo ausnehmend erweiterte Aus- 
id gmäbren? Ohne Preſſe beſäßen wir feine oder nur wenige und kümmerlich ausgeftattete 
Vorterbücher aller Art, feine reihhaltigen Sammlungen oder fortlaufenden Niederlagen von 
derichten, Entdeckungen, Anſichten und Streitverhandlungen über gelehrte Gegenftände over 
diotiſche Merkwürdigkeiten, keine Eritiihen und periodiſchen literarifchen Blätter, feine großen, 
Ne rereinte Geiftesthätigfeit vieler in Anfprud nehmenden Werfe, wie allgemeine over befon- 
ve Eneyflopädien u. dgl., und ed wäre ſonach, obſchon freilich das Genie jederzeit, wenigftend 
in einer oder der andern Sphäre, fih Bahn zu breden im Stande bleibt, dennod die uni— 
serraliftifche Bildung felbft vem Talentvollften ganz unmöglich und auch in jever einzelnen 
Sphäre die Tüchtigkeit oder Vollkommenheit unvergleihbar ſchwerer zu erreichen geweſen; vie 
von Natur minder reich Begabten aber hätten, bei allem Eifer des Studiums, döch dem Tempel 
des höhern Wiffens jtets fern bleiben mülfen. 

Die Schwierigkeiten und Hinderniffe, womit foldergejtalt jever einzelne bei feinem Streben 
nah Erkenntniß zu ringen hatte, jegten natürlich und noch wirkſamer auch dem Fortfchreiten ver 
Bifenfhaft im ganzen jich entgegen. Noch andere nachtheilige Umftände famen aber bier 
dazu. Bor Erfindung der Buchdrucderfunft mochten leicht die ſchönſten Entdeckungen des einen 
ülen andern verborgen bleiben oder — bei dem jedenfalls höchſt beſchränkten Kreiſe ver Mit— 
!ilung — wieder vergeilen werden. Dagegen mochten die größten Irrthümer, welche in 
Shriften niedergelegt waren , aber etwa nicht zur Kenntniß derjenigen famen, die fie nad ihrem 
teilen Wiſſen hätten berichtigen oder widerlegen können, unbefämpft im Buche fortichlummern 
und, wenn dieſes ſpäter and Tageslicht kam oder auch wenn eine frühere Widerlegung wieder ver= 
fen war, die verderblichſten Täuſchungen hervorbringen und auch die verftändigiten Forſcher auf 
ach weitere Abwege führen. Liberall gab e8 feinen gemeinfamen Schag der Erfenntniß, womit 
"er einzelne zum Frommen ver Geſammtheit hätte wuchern und der ſich durch die fortgejegte 
Irheit der Gejchlechter immerwährend und bis ins Unenvliche hätte vermehren fünnen. Alle: . 
vi aufs vollitändigfte abgeholfen durch die herrliche Buchdruckerkunſt. Durch fie ift, wie 

Kter jo ſchön fagt, „die Geſellſchaft aller Denfenden in allen Welttheilen eine gefammelte und 
"ärbare Kirdye geworden”. Unzählige Arbeiter modten von nun an mit unermeßlichen 
Alfsmitteln und gemeinjam den Prachtbau der Wiſſenſchaft weiter führen und jedes Geflecht 
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dem nachfolgenden den geſicherten Fortbeſitz des Errungenen ſowol als aller Mittel zu weiterer 
Erwerbung hinterlaſſen. Bor Erfindung der Buchdruckerkunſt blieb ſolcher Fortbeſitz immer 
nur ſchwankend. Früher mochte die jedenfalls nur beſchränkte Zahl von Abſchriften der — etwa 
den Inhabern ver Gewalt verhaßten — Bücher und die geringe Anzahl der vorhandenen Bü— 
cher überhaupt einem liftigen Deöpoten oder einem Verein von Gewaltherrihern ven Gedanken 
und den Muth einflößen, das ihnen drohende Licht ver Wahrheit durch Vertilgung der ihnen 
misfälligen oder gar aller Bücher überhaupt zu erſticken. Hat doch ſchon vorlängft in China der 
Thronräuber Tſchi-Hoang-Ti einen ſolchen Bücherbrand verordnet und ausgeführt. Heutzu— 
tage aber iſt zwar noch möglich, das Erſcheinen oder die Verbreitung einzelner erſt werdender 
oder kaum gedruckter Bücher zu verhindern oder niederzuſchlagen: doch ein Vertilgungskrieg 
gegen alle bereits vorhandenen, in unbeſchränkter Vervielfältigung und in unzähligen Privat— 
bibliothefen zerftreuten Bücher würde felbft einem weltbeherrfhenden Napoleon — fo große Luft 
er auch dazu fühlen möchte — zu ſchwer und, ohne allen beabfichtigten Erfolg, nur zu feiner 
ewigen Schande ausſchlagend jein. 

Nicht nur die Gelehrtenrepublif und nicht nur die Wiſſenſchaft an ſich haben dergeftalt durch 
die Buchdruckerkunſt unermeßlihen Gewinn errungen, fondern, was noch wichtiger ift, das Licht 
ift durch fie auch in die Maſſen ver Bevölkerung geführt, die Erfenntniß, wenigftend in den dem 
Menſchen und Bürger wichtigften Dingen, aud den niedrigften Klaſſen zugänglid geworben. 
Ohne die Prefle würden wir feine hinreichend verbreiteten Volksbücher, feine dem Glementar- 
unterricht in den gemeinen Schulen, feine der jedem einzelnen Stand oder Beruf eigens nöthigen 
Bildung gewidmeten Schriften, wenigftens weitaus nicht in genügender Eremplarienzahl, be= 
figen; die Grundmafle der Nationen würde fortwährend der Theilnahme an den Fortſchritten 
der Grfenntnif beraubt und die Scheidewand zwiſchen der gelehrten und der ungelehrten Klaſſe 
nimmer niedergeriffen worden fein. Die Preſſe erfthat möglich und leicht gemacht, den Unterricht 
über alle Stände zu verbreiten, die ganze Nation zur Erfenntnif der Menſchen- und Bürgerrechte 
und Pflichten heranzubilden und jo die Idee eines wahren Rechtsſtaats, d. b. eines auf allge- 
meines, namlich allen natürlich Vollbürtigen gemeinſames, Gefellihaftsreht und auf die Herr— 
ſchaft eines vernünftigen Geſammtwillens begründeten, zu verwirklichen. Welches auch die 
pofitiv beftimmten Formen einer Verfaſſung feien, fie ift rechtlich und das Gemeimwohl verbür— 
gend, nur infofern neben der Thätigfeit der pofitiv aufgeftellten Gewalten eine lebensfräftige 
Öffentliche Meinung beftebt, welche dieſelben controlire oder leite. Mur durch die Preſſe fann in 
einem ausgedehnten Staat eine foldhe öffentliche Meinung erzeugt werden oder in zuverläffige 
Erſcheinung treten. Ihr alfo ift gegeben, die Negierungen zum Guten, zu jeder zeitgemäßen 
Reform, zu jeder heilfamen Mafregel zu lenken; ihr ift in legter Inftanz die Garantie alles 
Öffentlichen und jelbft alles Privatrechts anvertraut. Sie endlich hat eine Rednerbühne errichtet, 
von weldher man gleichzeitig zu Millionen ſprechen, derſelben Verſtand und Gefühl für die Be: 
dürfniffe des Augenblids in Anſpruch nehmen und dadurd eine zur Abwendung des Unheils 
oder zur Bereitung bes Öffentlihen Wohls entſcheidende Gemeinjchaftlichfeit der Richtung er— 
zeugen kann. Sie erhält die Staatsbürger in fortlaufender Kenntnif der dad Geſammtwohl 
berührenden Angelegenheiten, und den Weltbürger in jener der für die allgemeinen politifchen 
und humanen Intereffen wichtigen Greigniffe und Imftände, und belehrt auch jeden einzelnen 
Tag für Tag über die auf feinen befondern Lebensberuf oder auf jenen feines Standes Einfluß 
äußernden, ihm alfo zu wiffen nothwendigen oder nüglichen VBerhältniffe, Begebenheiten, Er: 
findungen, überhaupt günftigen oder ungünftigen Erſcheinungen, ebenfo über die der allge: 
meinen oder ver beiondern Freiheit drohenden Gefahren und die dagegen vorhandenen oder fidh 
vorbereitenden Vertheidigungsmittel und Anftalten, und fegt durch folde Belehrung ihn in den 
Stand, ein würbiger Staatd = und Weltbürger, ein Teine Stellung mit Klarheit erfennender 
Zeitgenofje und ein das eigene Intereffe und das der ibm näher Angebörigen nicht minder als 
air der größern Geſammtheit mit Ginfidt und Erfolg wahrender und fördernder Mann 
zu fein, 

Sp mannihfaltige und wahrhaft unermeßliche Wohlthaten ſpendet die Prefle oder ift ge: 
eignet jie zu fpenden, Wen verbanfen wir das unſchätzbare Geſchenk? — Gtwa dem Staat 
oder den Staatenlenfern? Wahrlih nein! Manche ſchöne Entdeckungen jonft und mande 
Beförderungsmittel der Humanität ziwar gingen von Staaten oder Regierungen aus oder ge- 
diehen wenigftend nur durch derfelben wirffame linterftirgung. So viele der großen geographi— 
ſchen Entdeckungen — wie jene des Basco de Gama und felbit des Columbus — jo auch mandhe 
reihbegabte Gründungen für Kunft und Wiffenfhaft, Religion und Handel, fo die Schuß: 
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inftalten gegen die Peſt und gegen die Boden, viele ſegensreiche Wohlthätigkeitsanftalten, 
u ſaw. Doch die allergrößten und entſcheidendſten Fortſchritte ver Humanität find nicht das 
Berk der Staaten, jondern des freien Menſchengeiſtes geweſen, ver da freilich ald Bedingung 
feiner nach außen gehenden und geficherten Wirffamfeit das Leben im Staate vorausſetzt, doch 
mabhängig von ihm, blos aus eigener inwohnender Kraft feine Wunder hervorbringt. Ganz 
sorzüglich ift diefed von der Buchdruckerkunſt wahr. Diefelbe ift nichts Anderes als ein Theil — 
und zwar der vollendende Theil — der aus der innerften Natur des Menſchen, d. h. aus feinem 
mädtigen Triebe, fich mitzuteilen und Mittheilung zu empfangen, hervorgegangenen großen 
Kumft der Sprache, die da in ſich faſſet nicht blos die mündliche Rede, funderu auch die Augen, 
Mienen und Geberden, ſodann jene der Schrift und endlich der gleichzeitig taufend und taufend- 
mal redenden und ſchreibenden Preſſe. Diefe göttliche Kunft ver Mittheilung von Gedanken 
und Gefühlen, diejes heilige, die Menfchheit umſchlingende Band ift daher auch das weſentlich 
freie und unantaftbare Gigenthum der Menſchen, nicht minder als die mitzutheilenden Gedan— 
tmund Gefühle felbft ; Feine willfürliche Schranke kann ihrer Ausübung gefett werben, fondern 
bles jene ded Mechtögefeges, weldhen nämlich alle Syhären der äußern Wechfelwirfung ver 
Nenſchen unterftehen und deſſen einziges Princip die Nichtverlegung der gleichen Freiheit 
aller iſt. 

Da wir nach unſerm Standpunft allernächſt nur die allgemeine politische und humane Bes 
deutſamkeit der Preſſe ins Auge zu faffen haben, fo dürfen wir bei ver Gefchichte ihrer Erfindung 
nur wenig verweilen. Denn für jene allgemeine Bedeutſamkeit find Vaterland und Ort ver 
Erfindung und Name der Erfinder ziemlich gleichgültig. Auch ift wol Feiner unferer deutfchen 
!eler, der nicht mit gerechten Danfgefühl und patriotifchem Stolze die Namen der Haupterfinder 
inliebender Grinnerung trüge, zumal den Namen des trefflichen (aus einem alten mainzifchen 
Rittergefchlecht ftammenden) Johann Gutenberg von Sorgenlod (von päterlicher Seite eigent- 
ih Gensfleiich zu nennen), welcher der erfte ven großen Gedanken nicht nur im Innern erzeugte, 
endern auch, nad) vieljähriger Geiftesmühe und Bekämpfung ſchwerer Hinverniffe, endlich in 
Hinzende Ausführung feßte, allerdings nicht ohne wirkſame materielle und geiftige Hülfeleiftung 
Ybann Fuſt's, eines reichen aber geizigen Bürgers in Mainz, und des geſchickten Peter Schäffer 
us Gernsheim, doch die Ehre des eigentlichen Urbebers mit feinem andern theilend. Ob er 
(me zumal Schöpflin darzuthun jidh bemüht in „‚Vind. typogr. Argent.” 1760) bereit8 in Stras— 
durg, wofelbft er von 1424 bis gegen 1445 gelebt, die Haupterfindung (nämlich das Drucken mit 
imeglihen metallenen Lettern) gemacht, oder erſt nach feiner Zurückkunft in Mainz (allwo, zumal 
jet 1450 und deutlicher feit 1454, die unzweidentigen Spuren der Vollendung, theils in Zeug: 
riſſen, theils in wirklichen Druckwerken erfchienen) ift von geringer Wichtigkeit. Selbft die (zumal 
on Gerard Meermann in feinen „Origines typographieae‘ 1764 vertheidigten) Anſprüche, 
melde die Stadt Harlem in Holland an die Ehre der Erfindung macht, indem fie diefelbe ihrem Mit: 
dürger, Raurenz Janſſoen, Küfter an ihrer Parochialfirche (geb. 1370, get. um 1440), zufchreibt, 
jo intereffanten gelebrten Grörterungen auch der darüber geführte Streit Die Veranlaffung gab, 
mögen wir dahingeſtellt fein laſſen. Es ift möglich, daß gleichzeitig oder faſt gleichzeitig mehrere 
erinderiiche Köpfe, ohne envas voneinander zu willen, den im Grunde einfachen Gedanfen ge: 
'söt haben, anftatt der ſchon lange vorher erfundenen geichnittenen Holztafeln, womit man nicht 
nur Bilder, Sondern auch kurze Säße druckte, bewegliche Buchſtaben — anfangs gleichfalls aus 
Sol; und fpäter aus Dietall — zu ſchneiden, und noch ſpäter den wieder nicht eben ſtaunens— 
virdigen Gedanken, die metallenen Lettern zu gießen, wonad dann jede weitere Vervoll— 
fommmung dem Nachdenken talentvoller Männer faum mehr entgeben konnte. Es ift alfo 
wolih, jagen wir, daß in Mainz und in Harlem ungefähr gleichzeitig viele faft natürlich auf: 
Anander Folgenden Schritte geſchehen find; doc jcheinen die Gründe derjenigen überwiegend, 
delhe dem barlemer Küfter zwar etwa den Ruhm der Vervollkommnung der Holzſchneidekunſt 
er der xvlographiſchen Drucderfunft, melde die Chineſen noch heute allein gebrauchen, neben 
Gutenberg überlaſſen, dieſem letztern aber ausſchließend jene der eigentlichen, nämlich typo= 
wapbiihen Kunit zufprehen. Schon des alten Abtes Trithem Zeugniß (Johannis Trithemü 
(hronieon Hirsaugiense ad ann. 1450) ift von großer Beweiskraft, und viele andere find 
eiammelt in mehreren ausführlihen Schriften über die Erfindungsgeſchichte, am reichhaltigs 
Ken in dem Werk von E. A. Schaab: „Die Geſchichte der Erfindung der Buchdrnderfunft 
uch Johann Gensfleiich, genannt Gutenberg, zu Mainz, pragmatiich aus den Quellen bear: 
beitet u. ſ. w.“ (3 Bde, Mainz 1830—1831). S. auch Falfenftein, „Geſchichte dev Bud: 
vuderfunft“ (Leipzig 1840). Weil übrigens die kölniſche Chronik den Anfang der Gutenberg’ - 


106 Buchdruckerkunſt 


ſchen Erfindungsverſuche ins Jahr 1440 ſetzt, ſo wird das Säcularfeſt der Buchdruckerkunſt in 
Deutſchland am Johannidtage (als dem Namenstage Gutenberg's) in jedem vierzigſten Jahre 
jedes Jahrhunderts gefeiert. So wurde es, nach dem Vorgange der wittenberger Buchdrucker, 
bei der Einweihung des Gutenbergsdenkmals in Mainz im Jahre 1837 beſchloſſen und im Jahre 
1840 zum vierten male mit allgemeiner Theilnahme in ganz Deutſchland durchgeführt. 

Auch die fernern Schickſale der Buchdruckerkunſt, ihre ſchnelle Verbreitung — großentheils 
durch deutſche Unternehmer — über die civiliſirten Länder der Welt, und das Verzeichniß der 
merkwürdigen ältern Druckwerke überlaſſen wir den Bibliographen zur umſtändlichen Dar— 
ſtellung. Ebenſo die gerechte Lobpreiſung der durch Vervollkommnung und edle Anwendung 
ihrer Kunſt ſeit der Zeit der Erfindung bis auf den heutigen Tag vorzüglich ausgezeichneten 
Buchdrucker. Nur zweier in der neueſten Zeit gemachten, die Zwecke der Vreſſe ganz ausneh— 
mend fördernden Verbeiferungen haben wir noch zu gedenken. Die eine ift die Erfindung des 
ftereotypiichen Drudd, und die andere jene der Schnellpreile. Die erfte — von Firmin Didot 
in Paris, wenn aud nicht erfunden, doch wefentlich verbeſſert — bedient ſich, ftatt einzelner 
Lettern, ganzer Platten zum Abdruck und gewährt dadurch ein treffliches Mittel, ohne Wieder: 
bolung des Druckſatzes eine unermeßliche große Anzahl von durchaus gleihförmigen und mög— 
lichft correcten Gremplaren eines Werks, und zwar um wohlfeilen Preis, zu liefern. Sie ift 
alfo zur Verbreitung von Werfen, von denen man wünſchen muß, daß jie in jedermanns 
Hände oder doch in möglichit viele Hände gelangen, ald von anerkannt elaſſiſchen Schriften, oder 
auch von Volksbüchern, Schulbüchern u. ſ. w., beſtimmt und geeignet. Die zweite, nämlich vie 
Schnellpreſſe, beruht auf einer künſtlichen Vervollkommnung ded Mechanismus, wodurd man, 
nad mehreren in Nieverland, England, Amerika und Deutfchland durch erfinderifche Köpfe ge= 
machten Fortſchritten, endlich dahin gelangte, in einer Stunde an 2500 Gremplare einer Fornt, 
ſonach zehnmal foviel ald mit dem gewöhnlichen Prefapparat zu fertigen möglich ift, abzu— 
drucen. Der deutihe Künftler König in Würzburg bat ſich durch Verfertigung folder Preſſen 
ganz vorzüglic ausgezeichnet. Seine verfeinertiten, wahrhaft bemunderungswürdigen Ma= 
ſchinen druden beide Seiten des Bogens gleichzeitig ab, und die, wenn man will, aud durch 
Danıpf zu bewirfende Thätigkeit derſelben, alſo zumal die durch eine Dampfmaſchine hervorzus 
bringende gleichzeitige Arbeit mehrerer ſolcher Preffen, eröffnet der jchnellen Vervielfältigung 
der Gremplare eine unendliche Ausjicht, erleichtert die tagtägliche Belehrung der Nation, die 
tagtägliche Verhandlung der öffentliben Angelegenheiten auf eine früher ganz ungeahnte Weife, 
und macht es möglich, in Augenbliden, wo es noth thut, gleichzeitig zu Millionen zu fprechen. 

Die Frage, ob es rechtlich zuläſſig und politiſch räthlich fei, die Druderpreife durch polizei= 
lihe Vorſchriften zu befhränfen, werden wir umſtändlich in den eigens ver Preßfreiheit, der 
Genfur und dem Preßgefeß zu widmenden Artikeln unterfuhen. Doch liegt die Andeutung zur 
Löſung diejer Fragen ſchon in den voranftchenden allgemeinen Betrachtungen. Mag man die 
hohe Beitimmung und Wirkſamkeit dieſes großartigen Werfzeugs menſchlicher Mittheilung 
und VBervollfommnung, oder nfag man die Heiligkeit des Rechts der Bürger auf daflelbe und 
auf feinen Gebrauch betrachten, jedenfalld muß man zurüdichreden vor dem Gedanken, daß 
willfürlices menſchliches Belieben dieien freien Gebraud für freie Mitmenſchen zerftören dürfe. 
MWillfürliches Belieben aber ift und wird ſtets nach der Natur der Sache jede präventive polizei= 
liche Genfur, und jede nicht ald rechtlich begründete richterlich ausgeſprochene Unterdrückung, 
mithin auch jede nicht gerichtliche Gonceflionsentziehung für Buchdrucker, Buchhändler und 
Zeitungsredactoren, Soldye blos adminijtrativen oder polizeilichen Entziehungen des Gewerbes 
und bürgerliben Nahrungsjtandes empören ſelbſt noc mehr als die, wegen ihrer allgemeinen 
Verabſcheuung von den Negierungen endlich aufgegebenen directen Genjurmaßregeln. Sie 
enthalten nämlich eine doppelte und dreifache öffentliche Lüge und eine viel ungerechtere und 
ſchwerere unmittelbare Nechtöverlegung und Vernichtung bürgerlicher Rechtsſicherheit. Das 
legtere ſchon deshalb, weil Entziebungen des Nabrungsitandes der Buchdrucker und Verleger 
wegen Außerungen der Schriftiteller an ſich maßloſe Härten jind. Eine öffentliche Lüge aber ent— 
balten jie, indem man den lügneriihen Schein erweden will, die Negierung tbeile den allgemei- 
nen Abſchen gegen willfürlice Unterdrüdfung der Wahrheit duch Genfur. Und doch ift es die 
geheime Abſicht, vermitteld der beliebigen Conceſſionsentziehung die freie Mittheilung jeder 
Wahrheit, melde ven Gewalthabern unangenehm fein Fönnte, durch die Angft ver Druder und 
Berleger vor Verluſt ihres bürgerlihen Nabrungsitandes im voraus zu unterdrüden, und Die 
Scriftfteller und Redactoren von einer zweis und dreifaben ängitlihen Vorauscenſur der 
Druder und Verleger abhängig zu machen. Zur Lüge aber wird fo aud die Staatsgeſetzgebung 
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und Verwaltung der bũrgerlichen Gewerbe, indem die Ertheilung und Entziehung der Gewerbe 
nit mehr von den ausgeſprochenen, in der Natur dieſer Gewerböverwaltung gelegenen Grund: 
fügen, jondern von ihr fremden politiihen Motiven und Verfolgungsabſichten der politiſchen 
Gewalthaber abhängig gemacht wird. Diefes ift vollends unvermeidlich, folange man den Irr— 
wahn fefthält, die repräfentativen Verfalfungen mit ihrer gewählten freien VBolfärepräfentas 
tion, nad Ludwig Philipp's unglüdfeligem Vorbild, duch Beherrihung ver Preſſe und der 
Bahlen und dur Zerftörung des Rechtsſchutzes gegen Verwaltungsmwillfür zum vermeint- 
lien Vortheil ver Monarchie in Scheinverfaflungen verwandeln zu müffen. In dieſem unbeil- 
vollen Syſtem macht aldvann die zur Wahrheitsunterdrüdung und politifhen Gorruptien miss * 
brauchte Conceſſionsentziehung der Preſſe, die ih aud bald auf alle andern Gewerbe und Am 
ter ausdehnen kann, jelbit das Heiligthum der Verfaſſung und ver Verfaſſungseide zur Lüge. 
Denn das eben ift der größte Fluch jeder Wahrheitsunterdrückung, daß immer die erſte zur zwei⸗ 
ten verführt, und nirgends zeigt ſich dies mehr ald in der Unterdrückung des größten Wer: 
zeugs für die Verbreitung der Wahrheit — der Druckerpreſſe. Rotted und Welder. 
Büchercenfur und Bücherverbot, ſ. Eenfur. 
Bühernachdrud, |. Nachdruck. 
Buchhandel. Schreibekunſt und Buchdruckerkunſt würden die Hälfte, ja neun Zebntheile 
ihred Werths verlieren, wenn nicht dev Buchhandel ihnen hülfreich zur Seite ftände. Denn 
niht daß die Bücher gefchrieben oder gedruckt, jondern dap fie gelejen werden, d. h. alſo, daß ſie 
ju denjenigen, welche des Leſens begierig oder bedürftig find, gelangen, ijt die Hauptſache. 
Unter allen Gattungen ded Handels ericheint hiernach der Buchhandel als die evelite und ſegens— 
tihfte, oder muß als foldhe wenigitens von allen denjenigen anerfannt werden, welche die gei: 
figen und moraliſchen Interejlen Höher achten denn die materiellen. Auch finden wir in der 
Regel die Buchhändler an Geifteöbildung und Charakter allen andern Klaſſen ver Kaufleute 
sorantebend. Sie ind die näher berufenen Diener des Zeitgeiftes; jie haben der Befriedigung 
vrhöbern, ivealen, auf Veredelung der Menjchheit gerichteten Bedürfniſſe jich gewidmet, nicht 
blod jener der jinalichen oder gemeinern. Bon diefer edlern Bedeutung ihres Gewerbes werben 
ach unwillfürlich alle von der Natur nicht völlig verwahrlofte Genojjen dejlelben angeſprochen, 
unintiner andern Sphäre ded Handels finden ſich jo viele und ſchöne Beifpiele von uneigen= 
nügiger, ja felbft aufopfernder Verfolgung idealer Zwecke als in diefer. 
der große Thätigkeitd- und Wirkungsfreis des Buchhandels eröffnete jih ihm zwar erft 
durh die Erfindung der Buchdruckerkunſt, doch beitand folder Handel, freilich in nur geringem 
Umfang, ſchon in der Alten Welt. In Nom finden wir ihn gewöhnlich durch Breigelafjene be— 
neben. Diefelben hielten ſich ihre Abſchreiber, welde, je nach Bedürfniß, die Eremplare ver: 
velfältigten, und zwar nad) einem ihnen angegebenen —größern oder Eleinern — Format. 
And Spuren von verſchiedenen ſolchen Ausgaben (d. h. Abjhriftformen) eines und deſſelben 
Lerfes, auch Honorarzahlungen an Schriftfteller haben vie Altertyumsforicher entdeckt. Horaz 
dit in Rom vorzüglich die Gebrüder Soſius als bepeutend hervor. Auch in den größern Pro— 
anztädten wurde dieſer Handel getrieben. In Alerandrien zumal, allıwo er übrigens ſchon 
eor der römischen Herrſchaft beſtanden, zeigte er eine bedeutende Lebhaftigkeit. Im Mittelalter 
wog ſich die Schreibefunft fowie die Leſeluſt meift in die Klöfter zurüd. Alldort ſammelten ſich 
durh den Fleiß der Mönche — freilich meift mit Schlechter Auswahl — die Bücherabſchriften, 
famen aber gar nicht oder nur wenig in Verkehr. Erſt nad) dem GEntftehen der Univerſitäten, 
namentlich jener von Bologna und von Paris, begann wieder, zum Theil unter der Aufjicht 
ner Hochſchulen, einiger weltliche Buchhandel. Die ji damit abgaben, hießen Stationarii. 
Diejed waren gewilfermaßen unfere heurigen Verleger. Es waren nämlich diejenigen , welde 
Büder für eigene Nehnung kauften oder abjchreiben liegen und wieder verfauften oder ver: 
lehen. Bon ihnen unterfchied man die Librarii, ähnlich unſern Sortimentshändlern. Diefes 
waren diejenigen, welche als Büchermäkler gegen gewiſſe Procente Bücher annabmen und an 
andere wieder verkauften. Doc blieb der Buchhandel meift auf das Bedürfniß der Studiren: 
den beihränft und, obſchon durch die Erfindung des Baummwollen = und jpäter des Linnen— 
Mpierd die Theuerung der Bücher ſich vermindert hatte, dennoch durch die weientlichen Mängel 
vr blos handſchriftlichen Vervielfältigung und dur andere Ungunſt der Zeit, ſowol nad) Ge: 
seaftand als nach Ausbreitung äußerſt dürftig. Aber die Buchdruckerkunſt beilte jene Mängel, 
ww fofort nahm der Buchhandel einen heilfamen Auffhwung. Die erſten Buchdrucker waren 
glei au) Händler, wie namentlich Fuſt und Schöffer die von ihnen geprudten Bücher ſelbſt 
nad Frankreich und nah Frankfurt — bald der erſte Hauptiig deutſchen Buchhandels — zum 
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Verkauf braten. Solcher Selbftverlag der Büchdrucker dauerte noch geraume Zeit. Später 
trennten ſich die zwei Gewerbe. Die Buchdruckerei liefert jegt in der Regel auf Beftellung eines 
Berlegerd oder auch des Schriftftellers die Bücher in ver verlangten Zahl der Eremplare, und 
der Buchhandel, nach feinen zwei Hauptrichtungen in Verlagshandel und Sortimentöhandel 
getheilt, verbreitet diefelben in allen Sphären der Lefewelt. Viele Berlagshändler jedoch, ja bie 
größern in der Regel, befigen zugleich auch Drudereien, und viele Sortimentshändler find zu: 
gleich auch Verleger. Die am meiften vervollfommnete Geftalt Hat ver Buchhandel in Deutfh: 
land erhalten, mofelbft nämlich die Gefammtheit der Buchhändler deutſcher Zunge (und aud 

* einiger Nachbarländer), zumal mittel der leipziger Büchermeſſe und der in Leipzig angeftellten 
Commiſſionäre aller bedeutenden Buhhandlungen, ſich wie zu einem großen Vereine gebildet 
hat, woraus dann eine Gentralifation und ſchöne Regelmäßigkeit dieſes Handeld und dadurch 
eine außerordentliche Erleichterung des Verkehrs entftanden ift. Diele Einrichtungen und theils 
ausdrücklichen, theils ſtillſchweigenden Verabredungen bezieben fich meift nur auf den Handel 
mit neuen Büchern, deren erſtes Erfcheinen oder wiederholte Ausgabe der jeweilige Meßkatalog 
anzeigt ; der Handel mit ältern oder feltenen Büchern, welcher ehedeſſen von ven eigentlichen Bud: 
händlern mit betrieben ward und außerhalb Deutfchland meiſt noch jet betrieben wird, ift jegt 
bei und meift einer eigenen Klaffe von Buchhändlern, den fogenannten Antiquaren, überlaflen 
und durch foldye Beſchränkung auf wenige, foweit thunlich, gleichfalls (für Käufer und Ver: 
fäufer) erleichtert worden. 

Meßkataloge erichienen in Frankfurt von 1564 — 1749 und feit vem Jahre 1594 aud in 
Leipzig, welches, nachdem die Neformatoren die früher mehr in Süddeutſchland blühende höhere 
Gultur aud in Norbveutfchland verbreitet hatten, ungefähr feit Ende des 17. Jahrhunderts 
die Metropole des deutfchen Buchhandels wurde, während Paris der Hanptiig für den franzöſi— 
fhen, Kondon und Edinburg die Hauptpläge für den engliihen Buchhandel bilden. Auch für die 
Ausfuhr deutfcher Bücher nad) dem Auslande, welche fortdauernd und vorzüglich nad Amerika 
in fteigendem Wachsthum ift, iſt Leipzig der Hauptort, indem in den meiften Hauptftäbten des 
Auslandes diejenigen Sortimentöbandlungen, welche ven Verkauf deutſcher Bücher im Auslanve 
oder der fremden Bücher in Deutichland beforgen, in Leipzig ihre Gommifftonäre haben. Nas 
mentlich aber haben die deutſchen Buchhändler in Leipzig ihre Commiſſionäre zur Vermittelung 
ihrer Geſchäfte. 

Bis zum Anfange ded gegenwärtigen Jahrhunderts wurden die literariichen Erfheinungen 
auf die Meflen gebradyt und dort vertaufcht oder verkauft. Mit der immer mehr wachſenden 
Zahl der Bücher und der Erleichterung der Gommunicationsmittel haben die Meffen in diefer 
Beziehung ſchon langeihre Bedeutung verloren. Dieleipziger Oſtermeſſe ift gegenwärtig nur für 
Abſchluß und Saldirung der Rechnlingen über die im vorbergegangenen Jahre gemachten Ge— 
ſchäfte beftimmt. Zur Erleichterung der Abrehnung wurde 1836 auf Anregung der leipziger 

"Buchhändler dur den, einen Mittelpunkt für den deutichen Buchhandel bildenden „Börſen— 
verein der deutichen Buchhändler‘ die Deutſche Buchhändlerbörfe in Leipzig auf Actien errrichtet. 

Eine eigenthümlicdye vorzüglid auch für Gelchrte und Leſer förverlihe Ginrihtung des 
deutſchen Buchhandels ift das Syſtem der Verfendungen (a condition). Franzöſiſche und eng 
lifche Verleger geben ihre Bücher nur für feite Rechnung ab und ftehen nur mit wenigen Sorti— 
mentshandlungen in Rechnung, wobei nur jehr beſchränkter und Eurzer Credit ftattfindet. Die 
deutfchen Verleger fenden den deutichen Sortimentshandlungen ihre neuen Berlagsartifel a con- 
dition oder in Gommiffion zu. Die Sortimentshandlungen find dabei berechtigt, Die Bücher, 
welche jie nicht abfegten, bis zur Abrechnung in der nädften Oftermeffe zurückzuſchicken (zu re— 
mittiren), und erhalten oft auch noch die Erlaubniß, die nicht abgejegten Bücher auf die neue 
Jahresrechnung zu übertragen (dem Verleger zur Dispofition zuftellen). Sie jenden dann ihren 
Kunden im Publicum alle neuen Bücher auf oft längere Zeiten zur Einſicht zu. Diefe Einrich- 
tung ift zwar tbeilmeife den Verlegern weniger förderlih. Es bringt ihnen nicht fo ſchnell und 
fiher den Preis ihrer Verlagswerke, ja zum Theil vor Rechnungsabſchluß nicht einmal eine 
Gewißheit, wie viel fie abjegten. Auch wird wol mandes Buch weniger gekauft, welches die 
Kunden bei der Mittheilung zur Einſicht genügend kennen lernten oder nugten. Aber fie bes 
wirft doch auch, daß viele Bücher, die nimmer gekauft worden wären, wenn fie dem Käufer nicht 
ins Haus geſchickt und dadurd befannt würden, Abjag erlangen, ift alfo dadurch auch den Ver— 
legern, vorzüglich aber den Sortimentöhandlungen und vor allem dem Bublifum und ven Ge— 
lehrten und für die Verbreitung der Lireraturfenntniß im allgemeinen vortbeilhaft. Es erleich— 
tert wol namentlih auch das Bücerfchreiben, welches in Deutſchland fo befonders gut, oft 
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allzu gut gedeiht, ſodaß, während der Mefkatalog von 1664 nur 256 neue Bücher enthielt, der 
von 1846 11086 neue Schriften als die überreife Frucht eined einzigen Jahres verzeichnete, 
melde ohne die große allgemeine buchhändleriſche Verbindung und ohne die ſchnelle und leichte 
Mütheilung im deutſchen buchhändleriſchen Verkehre wol nicht auf Abſatz hoffen konnten. 

Noch eine Art des buhhändleriihen Verkehrs ift zwar in manden zünftigen und höhern 
Regionen unbeliebt, aber wir können unfererjeitö keineswegs jo vornehm und geringfchägend 
auf diefelbe herabfehen. Es ift dieſes der Verkauf der Bücher durch Fleinere Zwifchenhändler 
auf Jahrmärkten, durch Buchbinder und vorzüglich durch Neifende und Haufirhändler, melde 
ven Bewohnern aufden Lande und den untern Ständen in ähnlicher Weife die Bücher zur An 
it vorlegen und zum Kauf empfehlen, wie Die Sortimentöhändler ihren Kunden. Wir haben 
und felbit durch den Augenschein überzeugt, wie in manchen Gegenden, z.B. im Würtembergi- 
\den, dur den Haufirhandel mit Büchern die beften deutſchen Schriften, Geſchichtswerke und 
deutſche Claſſiker und gute religiöfe Bücher in den untern Ständen verbreitet und wohlthätig 
fmätbar wurden, wie ed ohne denſelben nimmer geſchehen wäre. 

Eimaige Gefahr der Verbreitung verberbliher Bücher in Kreifen, in welchen gegen fchlechte 
Büher allerdings weniger Schupwehr und Gegengift vorhanden ift, könnte durch Einwirkung 
Sürgerlicher, nicht blos ſtaatspolizeilicher Commiſſionen genügend bejeitigt werden. Aber ver: 
nerflihh ift gewiß Die zumal unferm Streben nad höherer edlerer Volksbildung widerſprechende 
Beihränfung der wohlthätigen Ginwirfung unferer Literatur auf die ärmern Stände, die ſchon 
dur die jeit Abfchaffung des Nachdrucks noch gefteigerten Bücherpreife vermehrt wurde. 

Der thätige, Freie und durch täglich fih anfnüpfende neue Verbindungen allmählich über alle 
anilifirte Länder ſich ausbreitende Buchhandel ift, wie einleuchtet, ein für die Fortfchritte ver 
Sifenihaft, überhaupt der Humanität, unermeßlich wohlthätiges Hülfsmittel,. Nur durch ihn 
nd ed jedem einzelnen Wipbegierigen, wo immer er wohne, möglich, und, wofern er nicht ganz 
vrmögenslos ift, felbit leicht, fi die ihm nad Mafgabe feines Standes, Berufs oder feiner 
heigewählten Studien nothwendigen oder nüglichen Bücher zu verſchaffen, feinen Geift durch 
eis bereite Berührung mit andern Geiftern zu nähren und zu erquiden, die Weifen ver Bor: 
zit wie jene ver Gegenwart, die erleuchtetiten und tugendhafteften Xehrer, die begejjtertiten und 
rhabenften Sänger und Seher, nad) eigener Auswahl und jeden Augenblick zu befragen, ſich 
zit ihnen vertraut, wieder Freund mit dem Freunde, zu unterhalten und, die Mittheilung ihrer 
killen Gedanken und aller Schäße ihred Herzens wie ihres Geiftes zu empfangen. Jedem, dem 
Sniht an Talent und Eifer gebricht, ift nun möglich, nicht nur mit dem allgemeinen Gange der 
Bifenfhaften gleihen Schritt zu halten, d. h. jede neue Vereicherung verjelben und jede neue 
Gatdefung fofort ji anzueignen, fondern auch jelbft erfolgreich mitzuarbeiten und den ge: 
zinfamen Schag durch felbfteigene Beiträge zu vermehren. Die wirkſamſte Beranlaffung 
Rt Ermunterung zu jolder Mitarbeit aber geht großentheils von der weijen Induftrie würdi— 
serVerlagsbändler aus, von ihr auch der allernächft in dem erhebenven Bewußtfein, durch eigene 
Gifesfrüchte viele Leſer, fern wie nah, belehrt, zum Guten gelenft over darin beftärft, erfreut 
der ſich befreundet zu haben, liegende, dann aber auch der, je nach ven perfönlichen over Familien— 
srhälmiften des Schriftftellers ihm oft unentbehrlihe, d. h. die unerlaßliche Bedingung feiner 
Üterarischen Thätigkeit ausmachende, jedenfalls wohlverdiente pecuniäre Lohn. Den Verlags: 
iadlern, die man hiernach nicht nur die Geburtshelfer, jondern auch gar oft die Erzeuger von 
düchern nennen fann, verdanken wir die Anregung oder den Entwurf zu manchen hochwichtigen 
Steraturwerfen , nicht minder ald die Bildung der dazu nöthigen Gelehrtenvereine und die be— 
attliche Fortführung des Unternehmens trog ſchwerer Hinderniffe und gehäufter Ungunft ver 
Zit. Ein Verlagshändler, der die Beveutfamfeit feiner Stellung kennt und die zu deren wür— 
"ger Erfüllung nöthigen Geiſtes- und Gemüthskräfte und auch materiellen Hülfsmittel befigt, 
fin Wahrheit eine Macht, eine naturgemäß dem guten Princip befreundete und vielfach hülf- 
ne, vom böjen Princip aber mit Recht gefürdtete Macht. Gin edeldenkender Verleger reicht 
vun auffeimenden, doch noch jhüchternen und der materiellen Hülfsmittel entbehrenden Talent 
ve unterftügende Hand, führt es beſchirmt und empfohlen durch feinen geachteten Namen in 
de literarische Welt ein und verleiht ihm dadurch Muth und Kraft zu größern Anftrengungen 
u früchte reichen Werfen. Er bringt die Erzeugniffe des Genies, die wilfenihaftlihen Ent: 
kungen des einfamen Forſchers, die an die Landes- und Zeitgenoffen gerichteten Mahnungen 
% Batrioten und Menfchenfreundes , vie lebenökräftigen Proteftationen wider das Unrecht und 
a Unverftand möglichit Schnell unter alle Klaffen der Geſellſchaft, in den Bereich aller Theil— 
“menden, Verftändigen, dem Zeitgeift aufmerkfan horchend und liebend Zugewandten. Er 
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erzieht oder belebt ganze Vereine von miffenfhaftlihen Forſchern, von Kämpfern fir Wahrheit, 
Licht und Recht, und gibt dem Strome der Öffentlichen Meinung in mehr oder weniger weiten Kreis 
fen Richtung und Kraft. Übrigens ift freilich hier twie in andern Ständen das Ideale nicht überall 
zugleich) das Verwirklichte, und es gibt viele Verleger, die, von ſchnöden materiellen Intereflen aus: 
fließend beberrfcht, ihren höhern Beruf theils gar nichterfennen, theild engherzig Hintanfegen. 

Der Buchhandel verdient nad feinem hohen Werth, und erhält auch zum Theil bereits von 
den Regierungen alle zuläffige Begünftigungen, 3. B. ermäßigte Portojäge für Bücherfendungen 
und für Gorrecturen. Doch wichtiger als alle beſondere Unterftügung ift für ihn die Freiheit. 
Was wir von dem natürlichen Rechtsanſpruch auf Freiheit der Preffe gelagt haben, gilt auch 
von jenem auf Freiheit des Buchhandels. Ohne die legte würde die erfte zum bloßen Spott. 
Sprade, Schrift, Bücherdrud und Buchhandel machen miteinander ein Ganzes aus, das Princip 
der Freiheit oder jenes der Beſchränkung gilt gleihmäßig oder ift ertöbtend gleihmäßig für alle. 
Der Macchiavellismus jedoch und noch mehr der Napoleonismud haben foldhe Breiheit gleich 
argliftig ald gewaltthätig angefeindet, und e8 jind aus der — bei dem Despoten Napoleon freilid 
begreiflihen, bei wohlmollenden Regierungen aber blo& der Geſpenſterfurcht zu vergleichenden 
— Scheu vor bedruckten Blättern hier und da die tiefftbetrübenden Erſcheinungen hervor: 
gegangen. Man hat den Verkauf eines — nicht etwa verbrederifchen, fondern blos dem Genfor 
oder dem Minifter misfälligen — Buches mit Griminalftrafen und mit Entziehung des Ge: 
werbrechts bedroht; man hat die Gefammtheit der bereits vorhandenen und der Fünftigen Ver: 
lagsartifel eines in Ungnade gefallenen Buchhändler mit Verbot belegt; man bat auf aus: 
wärtige Druckſachen einen jo enorm hoben Zoll gelegt, daß er wie ein unbedingtes Verbot 
(welches auszufprehen man fi etwa fcheute) wirken mußte; man hat felbft die Ankündigung 
von erft im Druck befindlihen Büchern verboten, wenn deren Titel oder Verfaffer misfällig wa: 
ren, und noch mannichfaltige polizeiliche Beichränfung und Gontrole zur Sintanhaltung ver: 
bafter oder gefürchteter Blätter erdacht. Wohin ein ſolches Syſtem endlich führen müßte, wenn 
es fortdauerte, ift leicht zu erfehen. Aber e8 konnte, es kann nicht fortdauern. Es widerftrebt 
allzu fehr dem Selbftbemußtfein der eivilifirten Völker und dem feinen Gang unaufbhaltfam ver: 
folgenden Zeitgeift. 

Eine genügende Geſchichte des Buchhandels ift noch nicht gefchrieben. Material dafür ift 
namentlich vorhanden in Roch's „Materialien zur Gejchichte des Buchhandels (Leipzig 1795), 
im „Bibliopolifchen Jahrbuch“ (6 Bde., Leipzig 1836 — 43), in Kirchhoff's ‚Beiträge zur Ge— 
ſchichte des Buchhandels““ (Leipzig 1851 -— 52) u. f. w. Zugleich praktiſch wichtig find: Das 
„Börfenblatt für den deutihen Buchhandel‘; die „Süddeutſche Buchhändlerzeitung”; Schulz, 
„Allgemeines Adreßbuch für den deutfhen Buchhandel‘; der oben erwähnte „Meßkatalog“, 
welcher feit 1853 auch unter dem befondern Titel „Bibliograpbiiches Jahrbuch für den deutſchen 
Buch, Kunft: und Kandfartenhandel” (Leipzig, Avenarius und Mendelsſohn) ericheint ; die 
„Allgemeine Bibliographie für Deutichland‘ (wöchentlich, feit 1836), der „Vierteljahrskatalog 
aller neuen Erfcheinungen u. f. m.” (ſeit 1846) und das „Verzeihnig der Bücher, Yandfarten 
u. ſ. w.“ (halbjährlich, feit 1797), welche ſämmtlich die Hinrichs'ſche Buchhandlung in Leipzig 
veröffentlicht; die „Allgemeine Bibliographie“ (monatlich, ſeit 1856), herausgegeben von 
F. A. Brockhaus in Leipzig, zuſammengeſtellt von P. Trömel; Heinſius' „Allgemeines Bücher: 
lerikon“ (1.—12.B8d., Leipzig 1812-58), welches alle ſeit 1700 in den deutſchen Buchhandel 
gekommene Bücher alphabetiſch verzeichnet: Erſch's „Handbuch der deutſchen Literatur“ (zweite 
Auflage, 4 Bde., Leipzig 1822 — 40), das die ſeit 1750 in Deutſchland erſchienenen Schriften 
enthält. Rotteck und Welcker. 

Buddhismus. Die Geſchichte der Religionen gibt vielfältigen Stoff zu der unerfreu— 
lichen Wahrnehmung, daß Reinheit und Erhabenheit der Idee ſich auf ihrer urſprünglichen 
Höhe nicht lange zu behaupten vermag, daß aber eine Religion nach ihrer Abweichung von 
jugendlicher Lauterkeit und bet ihrer Ausſtattung mit Productionen der Spreulation oder Phan— 
tafie und mit WUuperlichfeiten des Cultus keineswegs von ihrer Fortpflanzungskraft einbüße, 
daß fie vielmehr in ihren Auswüchfen diefe in zunehmenden Map zu betbätigen vermag. Dem 
entipricht eine endloje Fortdauer ihrer Eriftenz in der äußerlicen Gliederung, wenn auch Geift 
und Herz darin matt geworden find. Davon gibt der Buddhismus ein überaus beveutiames 
Zeuanig. In feiner Heimat einem durd und durch verderbten Slaubend= und davon bedingten 
Staatöwejen gegenüber mit Neinbeit des Sinnend und Handelns entjtanden, aber balv aus: 
geartet, verbreitete er ſich über einen großen Theil Wiens, und wenn in feiner Heimat durch Die 
noch unreinere ältere Schweſter überwältigt, beiteht er faſt dritthalbtauſend Jahre nach feiner 
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rrften Verkündigung als Volksreligion bei faft preihundert Millionen Aftaten. Bon hohem In: 
terefle für Geſchichte und Statiftif ver Religionen, bietet er, vermöge feiner Verzweigung in das 
Geſellſchaftösleben und Staatöwefen der Aflaten, von ſocialem und ſtaatlichem Geſichtspunkte aus 
der Betrachtung des Weltlebens eine beveutungsvolle Seite dar. 

1) Des Buddhismus Urfprung und Shidfale in feinem Geburtslande. 
Der Brahmacult hatte um 600 v. Ehr. ſich vollftändig entwidelt, das Cultſyſtem der Brab: 
manen mit feinen Bolypenarmen das Volksleben und Staatöwefen umklammert, die Selbft: 
fuht der Brahmanen mit dem Kaſtenweſen eine ftereotype Ungleichheit und Abgeſchloſſenheit 
ver Stände eingeführt, die niedere Menge an ftumpfe Nefignation und den Gevanfen, daß 
ihr Elend eine von den Göttern verhängte Nothwendigkeit fei, gewöhnt, dazu die Bedrücktheit 
des Lebens mit einem Chaos von Angft und Furcht vor Fehltritten gegen die beftehende Orb: 
nung der Dinge erſchwert. Ingleihen Neigung zu Selbftändigfeit, Freiheit und Fortſchritt war 
big aufden Keim abgetödtet. Menfchenliebe war unbekannte Gröge; die gefammte Moral auf 
peinlihe Beobachtung von Geremonien und auf ftrenges Fefthalten an dem Mehr: oder Min: 
derreht der Kaften befchränft. Da erwachte Unwille über das Verderbniß und Sinnen anf 
echte Froͤmmigkeit und Tugend in einer edeln Bruſt. Gin Sprößling des Königehaufes von 
Gafja, das in der Landihaft Magadha (ungefähr dem heutigen Audh) herrſchte, in jungen 
Jahren den Genüffen ver Wolluft feines Fürftenftandes zugethan, nad) dem Überdruß an ſolchen 
Gütern eines Brabmanen aber auch hier nicht befriedigt, ſchied aus der Gefellfchaft, um der 
Vervolltommnung und der Tugend als Ginfiedler zu leben. Sein Streben ging auf Befreiung 
son Lebensluft und Leidenſchaft, fein Ziel mar die höchſte Erfenntniß und Ausübung der höch— 
fm Tugenden ; dieſer Stand der Vollkommenheit aber follte zugleich eine gänzliche Auflöfung 
der Subftanz des menjhlihen Individuums und Erhebung in den von irdifhem Sinnenleben 
freien Raum, das Nirvana, fein, das nachher in ven bubphiftiichen Glaubensſyſtem ein Haupt: 
noment ausmachte. Der Neformator befam nun den Namen Gakjamuni, d. i. Einſiedler und 
som Geſchlecht der Kafja, oder Sramana Gautama, d. i. Afcet aus der Familie des Gautama, 
Sammvaters der Cakja. Bald gefellten fih zu ihm Genoffen der einſiedleriſchen Afcetif; nun 
eb es ihm, in der Mitte des Volfslebens zu wirken; er trat aus der Zurückgezogenheit hervor, 
wanderte in ärmlichem Aufzuge und predigte. Legteres eine unerhörte Neuerung im Gegenſatz 
ti von jeder derartigen Mitrheilung an das Volk abgefommenen brahmaniſchen Priefter: 
temd. Von nun an ward ihm der Name Buddha, der Erleuchtete, zu Theil. Das brahma- 
nübe Götterreich ließ er befteben, Toleranz war dad Grundprineip, das von ihm auf alle Zeit 
em Buddhismus eigen geblieben ift; aud) predigte er nicht ſofortigen und gänzlichen Umſturz des 
kaſtenweſens; aber mittelbar erichütterte er dies dadurch, daß er Menfchenreht und Menſchen— 
würde zum Gemeingut machte, auch vem in Niedrigkeit Geborenen den Weg zum Höchſten er: 
ifnete, daß das Prieftertbum nicht geburtsrechtliches Sondergut der Kaſte jein follte, daß er 
gen der Brahmanen blutige Opfer eiferte und ald Darbringungen an die Götter nur Blumen 
m Wohlgerüche leiden wollte. Das alte Götterthun aber, von ihm felbft nicht angegriffen, 
ward durch Die Befenner feiner Lehre mit der Zeit mehr und mehr dadurd in den Hintergrund 
xrückt, daß Buddha felbft nad einer jüngern Damonologie mit Bodhiſattwas und Bogdas 
Örgenftand göttliher Verehrung wurde; wiederum geichab es wol, daß die Vorflellung des 
Rircana, als eines leeren Urraums, dem ſich erft nach und nad) Wefenheiten einbilvdeten, zu 
mer Art Atheismus führte. Wie nun feine Lehre von gleichen Beruf dev Menſchen, zu tugend- 
iber Bollfommenbeit zu gelangen, die ſtaatliche Ordnung des Kaſtenweſens in der Grundfefte 
Neribüttern vermochte, fo griff in das Gefellfchaftsleben feine Moral aufs tieffte ein. Ceremo— 

“m achtete er nicht; er begehrte Menjchenliebe, Geduld, Milde, Wohlthätigkeit. 

Die Geſchichte Buddha's ift früh durch mythiſche Zuthaten entftellt worden; aud die Be— 
immung der Zeit, weldyer er angehört, variirt in den Angaben ver Buddhiſten von den Jahren 
422 —543 v. Ehr.; am wenigften unficher fcheint die Angabe der Eingalefer zu fein, nach ver 
a Iod in das Jahr 543 oder 544 v. Chr. zu jegen ift. Der Ruf feiner Heiligkeit war bei 
"nen Tode ſchon fo groß, daß feine Reliquien, in act Theile zerlegt, Gegenftände der Ber: 
rung wurden, Vorſteher feines Eults waren nun die Bodhiſattwas (Patriarchen), deren bis 
am Verfall des Buddhismus in Indien 28 gezählt werden. Die erfte und wirfjamfte Gunft 
or der Buddhismus bei den Königen von Buddhas Geburtslande Magadha und der Nach— 
rihaft. Im ihrem Gebiet wurden Synoden veranftaltet, ven Buddhismus vein zu erhalten 
or zu befeftigen. Dies hauptiächlic unter König Acofa, dem mächtigen Herrn des norpöft- 
"Sen Indien. Unter ihm ward 246 v. Chr. vie dritte Synode gehalten. Diefe erließ Satzun— 
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gen über die Pflichtenlehre: Beförderung von Menſchenwohl und Tugend, Gehorſam gegen 
Bater und Mutter, Freigebigfeit, Enthaltung von Schmähreden, allgemeine Schonung lebens 
der Geſchöpfe u. ſ. w. Letzteres ſchloß die Beſtrafung von Verbrechern nicht aus; doch Todesitra- 
fen ließ Açoka ſeitdem nur ſelten zu. Acofa’d dem Buddhacult bewieſene Gunſt erhielt ſich durch 
Tempelbauten, Buddhabildniſſe, Inſchriften in Andenken; zu deſſen weiterer Ausbreitung in 
der dieſſeitigen Halbinſel wirkte aber insbeſondere deſſen Belebung durch die dritte Synode und 
die von ihr und Agofa veranſtalteten Miſſionen. Jedoch die grollende Misgunſt ver Brah— 
manen raftete nicht, und wohlgelang es ihnen, indiſche Fürſten für das alte Glaubensſyſtem auf: 
zubieten. So ſchon Acoka's Nachfolger 178 v. Chr. Das nordöſtliche Indien blieb nicht mehr 
Hauptjig des Buddhismus ; brahmaniſcher Glaubensdrud trieb zu Auswanderung von Buddhi⸗— 
flen; günftige Aufnahme fanden diefe im nordweſtlichen Indien bei den dort herrſchenden 
indoſcythiſchen Königen. Heftig wurde die brahmanijche Verfolgung der Buddhiſten feit dem 
5. Jahrhundert n. Chr.; der legte (achtundzwanzigſte) Patriarch dieſer, Bodhidharma, wan— 
derte aus und ftarb in Ehina 495 n. Chr. Zum Ziel aber kamen die Brahmanen erft ein 
Jahrtauſend fpäter. Kümmerliche Uberrefte des Buddhismus haben fih im Defan erhalten; 
zu ihnen gehören aud) wol die Jainas mit ihrer wüſten Ajcetif. Der Buddhismus war längft 
von feiner alten Reinheit und Tugendſamkeit abgekommen, die Kraft Indiens Völker zu ver: 
jüngen von ihm gewichen; daß ihm nicht beſchieden war, für Dieje eine Befreiungsepoche auf die 
Dauer zu begründen, lag ebenfv wol in feiner innern Entartung ald in dem Gegenſatz ver Brab: 
manen. Diefe aber fanden, ehe noch der Buddhismus in feinem Geburtölande ausgemerzt war, 
einen ſchlimmen Widerſacher in vem Islam, und darum Fonnte es ihnen nicht gelingen, die alte 
Lebensſtarrheit in den geiftigen Stillftand allgemein zu machen; Heil aber follte ven Indiern 
auch aus ſolcher Getheiltheit nicht erwachſen. 

2) Verbreitung des Buddhismus außerhalb feined Geburtslandes. Drang 
und Eifer zur Gewinnung von Befennern des Buddhismus, angeregt Durch die dritte Synode, 
war begleitet von der äußerſten Willfährigkeit fih andern Religionen des Heidenthums anzu: 
fügen. Als die Mifjionen begannen, hatte der Buddhismus feinen Stifter ſchon in Götterhöhe 
hinaufgerüct; unter diefer wurde den Heidengöttern Pla gelaſſen. Zu äußerliher Aus- 
fattung des Buddhacults gehörten Buddha's Bildniß, Reliquien von ihn, wozu eigene Tempel 
(Stupa) erbaut wurden, und heilige Schriften, die bald nad Buddha's Tode und darauf zur 
Zeit der Synoden zuerft in Sanskrit verfaßt, nun, da Buddha auch in der Volksſprache gelehrt 
hatte, in diejer, dem Bali, die ſüdwärts ftattfindenden Miſſionen begleitete. Es war nicht blos 
Glaubensſache; vermöge der durch die dritte Synode zu ihrer Reinheit hergejtellten Moral des 
Buddhismus und der Schriftfunde und Fiteratur war ed auch Gulturwanderung. Die erften 
Miſſionen richteten jih nad Geylon; daraus ging ein ſüdliches Syitem hervor, wo die Pali: 
ſprache herrſchte; die Verbreitung ded Buddhismus nah dem Norden erfolgte jpäter, aber 
in weiterm Umfange ald im Süden, von der Bucharei bi8 Japan und von Tibet und China 
bis zur Grenze Sibiriens. Hier ward die Entartung des Buddhismus merklicher ald im Sü— 
den; auch wurden die heiligen Bücher hier in fremde Sprachen, die mongoliſche u. |. w., überſetzt. 

Geylon (Ranfa) ward feit den 3. Jahrhundert v. Chr. hochbeveutjames Filial des buddhi— 
ſtiſchen Mutterfiges. Acofa’s Sohn, Mahandra, führte 243 v. Chr. die dahin beftimmte Miſ— 
fion und vermochte den König ver Infel, den neuen Glauben anzunehmen. Doch dauerte es 
Jahrhunderte, ehe dieſer herrichend wurde; ed gab Glaubenskriege; für den Buddhismus ent: 
ſchieden erft 161 v. Chr. zwei Schlachten. Auf Eeylon erhoben ſich Tempel, Neliquienbäufer, 
Bildniffe Buddha's, und ein Priefterthum, dad durch Feititellung ver Chronologie von 161 an 
um hiſtoriſche Aufzeichnungen ſich verdient gemacht hat. ine hochheilige Reliquie, Buddha's 
linfen Augenzahn, befam Geylon 311 n. Chr. Das Kleinod it bis im unfere Zeit unter 
forgfältiger Hut gehalten worden. Dazu wird auf einem Berge der Infel ein Fußtapfe 
Buddha's gezeigt. Ceylon ward der Herd, von welhem aus das Ölaubensfeuer mit der Pali- 
ſprache ih nach Hinterindien ausbreitete. Zunächſt, wie es ſcheint, 397 n. Chr. nach dem da— 
mals mächtigen Reihe Pegu; ferner nad Siam, Ava, Arrafan, zu den Birmanen, nach Affam 
und zu den Yaosvölfern. Nach Tonfin, Cochinchina und Kamboja Fam der Buddhismus erft 
von China aus und ward dort nicht herrſchend. Ob Java ihm gänzlich fremd geblieben fei, ift 
dunkel. Die Malayen haben fih dem Islam zugewandt. Der Name Buddha's ift beiden Bir— 
manen Sautma, in Siam Sommonofodon; feine Priefter heißen bei ven Birmanen Rahänas, 
im übrigen Sinterindien Talapoinen, Bei fämmtlichen weftwärts wohnenden Hinterinviern 
gilt Ceylon ald Metropole des Cults. 
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Im Norden, wo Magadha und die Stadt Benared als heilige Urftätten galten, warb Ne: 
el, Ragadhas nördlihes Nahbarland, eine ver älteſten Pflanzftätten des Buddhismus. Hier 
ine Menge Tempel, Hier waren zahlreiche und werthvolle ſchriftliche Aufzeihnungen in Sanskrit, 
son denen 84 nach Europa gebracht und ergiebige Fundgruben für wiffenfhaftlihe Korfhung 
gemorden find. Gegen Norvoften überfchritt der Buddhismus bald nach Acoka's Zeit den In— 
vud und den Hindubereich; ſchon 292 v. Chr. fheint er bis Baktrien gelangt zu fein, jicher wird 
' erdort 7O v. Ehr. gefunden. Im Pendſchab und in Kafhmir war er um die Zeit von Chriſti 
Geburt. Bon den indoſeythiſchen Königen, die zur Zeit einer Völferbewegung um 165 v. Chr. 
on Sogdiana aus vordrangen und bis ins nordweitliche Indien hinein herrſchten, wurde Ka— 
aba (LO — 40 n. Chr.) des Buddhismus Bekenner und eifriger Verbreiter; er gründete 
Kiöfer, baute Tempel und veranlaßte die vierte Synode, die in Kaſchmirs Kloftertempel 
Ndalandari gehalten wurde. In Bokhara findet ih Buddhismus 147 n. Chr., in Kotan 
und Kaſchgar um 300. Den Griehen und Alerandrinern wurden die indifchen und vorber- 
süatiigen Buddhiſten befannt und von ihnen ald Samander (corrumpirt aus Gramana) be: 
ridnet. Ob von Vorberafien aus eine weitere Verbreitung derfelben gen Weften ftattgefun- 
ven habe und dieſe fich bis ind Herz Europas verfolgen laffe, eine der kuͤhnen Hypotheſen aus 
der Zeit fonkretiftifcher Gombinationen, wird jegt wol nicht mehr ernftlich gefragt werden, 
In den weftlichen Grenzlanden Indiens aber, vom Pendſchab über Kabuliftan hin bis zur Bu— 
darei, zeugen Bauten und Bildwerfe von buddhiſtiſchem Cult. Hier aber wurden ihm feit dem 
". Jahrhundert n. Chr. von den Mufelmanen unüberfteiglihe Schranken geſetzt. Nach China 
sangte eine Miſſion ſchon 217 v. Ehr.; diefe wurde abgewiefen; dagegen fand, mit auffallen: 
vn Effeet des Außerlichen, eine bei ven Hiongnu erbeutete goldene Bilvfäule Buddha's bei dem 
Kifer von China gute Aufnahme und Weihraud ihr zu Ehren; bald folgten heilige Schriften 
v Buddhiſten; Kaifer Mingho fandte darauf einen Reichsbeamten und Gelehrte nach Indien, 
w6ln, Chr. wurde der Eult des Fo (Buddha's chineſiſcher Name) öffentlich befannt. Hohe 
Sunft fand diefer nachher bei Kaifer Khilong feit 333 n. Ehr., und feitvem wurde die Wande— 
ag Ginefifher Pilger nah Indien und buddhiſtiſcher Gläubigen nah China fehr lebhaft. 
Shina wurde Aſyl für Klüchtlinge vor der brabmanifchen Glaubendverfolgung, fo namentlich 
= dorhidharma, den legten Buddha-Patriarchen. Der Buddhismus wurde von der großen 
Agtzahl der Ehinejen angenommen; bedeutenden Zuwachs befam er, ald die dort herrſchenden 
Amolenkhane und nachher die Mandſchu ihn annahmen; doch die Culte des Konfutſe und 
oſſe beſtanden ungebindert fort; das lag in dem Princip der buddhiſtiſchen Toleranz. In 
Übet ward um die Mitte des 7. Jahrhunderts n. Chr. König Srongdſan⸗Gambo (629 —648) 
“girig, den Buddhismus, von dem ſchon 407 n. Chr. jih Spuren in Tibet finden, fennen zu 
“men und ſandte deshalb nah Indien und China. Es kamen von dort mit der begehrten Kunde, 
Krftern und Schriften auch zwei Königstöchter ald Glaubensbefennerinnen. Ungeſäumt 
"are der Buddhismus eingeführt und der bei ver Hauptftadt H'Laſſa erbaute Tempel dazu ein: 
Füßtet, Dieſes Königs fechster Nachfolger war überaus culteifrig; Tempel, Klöfter, heilige 
stiften mehrten ji; daraus ging eine Hierarchie hervor, der geiftliche Obere wurde Staats- 
“ap. Das überbauerte eine heftige Verfolgung, die der (mufelmanifh gejinnte) König 
Narma im 10. Jahrhundert anftellte, und eine Neihe politifcher Zerrüttungen. Nordwärts 
9 Tibet Hatten die Uiguren, muthmaßlich ein tibetanifher Stamm, ſchon 640 einen Tempel 
Sadha’s, um 980 wurden der Tempel 50 gezählt. Hier ift genauer Zufammenhang mit dem 
ranifhen Buddhadienſt anzunehmen. Von den mongolifchen Stämmen fheinen die Kal— 
!iten vom See Koko-Nor, die um 1200 über Tibet geboten, ven Uiguren zunächſt gefolgt zu 
'@. Die Oftmongolen folgten ihnen im 13. Jahrhundert. Dſchingis-Khan begnügte fid da— 
"dem Oberlama in Tibet fein Wohlwollen fund zu geben und die dortigen Lamas von Ab- 
‚ben zu befreien. Sehr folgenreich ward darauf die Erfindung mongoliſcher Schrift durch ven 
dhiſtiſchen Mifjionar Shakja Pandita (geft. 1251); entjcheidend war, daß Khan Kublai - 
Uubilai), durch feine Gemahlin vermodt, den Oberlama fommen ließ und den Buddhismus ein⸗ 
Ste. Gin Rangftreit entſchied ſich dahin, daß der Oberlama während des Acts der Weihe, 
“Ran aber bei Regierungsſachen den Vorjig haben follte. Schigemuni ward Buddha's 
‚me beiden Mongolen: Lama für fie und Tibet gemeinfame Bezeihnung der Priefter. Aus 
"ina vertrieben, ließen fie aud) ihren Gult verfallen, doch 1578 wurde er feierlich hergeftellt 
"die Pflichtenlehre neu eingefhärft. Die Mandſchu nahmen ihn erft 1637 an und blieben 

“in China getreu. Im weſtlichen Mittelafien gewann der Islam die Oberhand ; mehrere 
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mongolifhe Stämme nahmen ihn an, Timur murbe eine mächtige Stüge beffelben. Kür Tibet 
hatte die Anerfennung des Oberlama dur Kublai die Folge, daß jener zwar Vafall der Khane 
war, aber bei diefen und dem Molke in höchſten Ehren ftand; bie Borkeifung einer göttlichen 
GEinförperung und Wiedergeburt des Dalai:fama fam im 15. Jahrhundert auf; feit der Ab: 
bängigfeit Tibet8 von den Mandſchu in China hat die Wiedergeburt ſich nad den von Pefing 
fonımenden Weifungen einzuriten. Neben dem Dalai:fama aber fam ein zweiter Oberlama 
in Taſchi-⸗Lumbo zu faft gleichem Range mit jenem. Ob Spuren eines zurniedrigften Fratzenhaf⸗ 
tigkeit entflellten Buddhismus ſich bi zu den Schamanen Sibiriend verfolgen laffen, ift proble: 
matifh. Bedeutſam warb feine Verbreitung über Korea nah Japan. Hier befland ein alter 
‚Eult dreier göttlicher Wefen (Sin); Austaufh und Mifhung ergab ſich bald. Die Mehrzahl 
des Volks nahm ven neuen Eult an, doch neben ihm erhielt ji das Götterthum ded alten. An 
biefen lehnte fi das Kaiſerthum des Dairi; in deſſen Hauptſtadt Miako aber befam Buddha 
einen Tempel, worin feine Bilvfäule, umgeben von einer Menge anderer Götterbilver. 

Seiner weltlihen Herrſchaft durch Uſurpation der Kubo oder Dſchongu feit vem 14. Jahr: 
hundert entäußert, hat der Dairi als geiftliher Oberhirt eine Stellung glei dem Dalai-Lama 
und mit diefem aud) die Wiedergeburt gemein. 

3) Der Buddhismus in feiner Entartung. Es iſt nicht Hier der Ort, ven Ab: 
wandelungen der bubphiftifchen Dogmatik in ihrer Innerlicgkeit nachzugehen; für die Geſchichte 
religiöfer Ideen ift ed aber eine intereffante Aufgabe, die Irrgänge orientaliiher Meditation in 
der Lehre vom Nirwana und deren atheiftiichem Hintergrunde, wiederum von dem göttlichen 
Weſen Buddha's, der Bophifattwas und Bogdas und der Oberlamas in Tibet und Japan zu 
durchwandern. Nah dem, was aus den heiligen Schriften der Buddhiſten (ihre hyperboliſchen 
Angaben lauten auf deren 84000) befannt geworben ift, hat ſich nicht etwa UÜUppigkeit orienta= 
liſcher Phantaſie in Ausbildung einer reihgegliederten Mythenwelt mit Wunderlegenden offen: 
bart. Dagegen hat im Eult das Außenwerf mit jinnlihen Anfhauungen ji in der üppig: 
ften Fülle geltend gemacht. Diefe aber ermangelt des geiftigen Gehalts und ift zum Theil zu 
gänzlicher Gedankenloſigkeit entartet. Der Cult hat feine Pfleger in einer Priefterihaft, vie 
trog ihres Reihthums an heiligen Schriften nur der Äußerlichkeit nahgeht. Er hat eine glanz— 
volle Seite in feinen Tempeln, Bildniffen Buddha's, feitlihen Aufzügen, Gloden und lauttö- 
nender Muſik, er hat Symbole in dem Krummftab, Roſenkranz und priefterliher Zonfur (in 
Siam aud) der Augenbrauen), Reliquien und Wallfahrtdorte, endlich aber KHlöfter (in Tibet an 

3000) mit unbeweibten, darum aber nicht auch feufhen Mönchen; daneben aber find nad einer 
Spaltung in Tibet beweibte Priefter, vorhmügige im Gegenfage zu den gelbmügigen, für vie 
das Eölibat gilt. In der niederfteigenden Scala der Aſcetik it Selbftpeinigung mit ebenfo viel 
Entwürbigung menſchlicher Berfönlichkeit ald Oftentation aufgekommen. Wie darin ein excen— 
triſcher Rüdlauf von Vorftellungen von den Wegen zur Tugendſamkeit, jo ein Analogon Dazu 
in der Scheu irgendein lebendes Thier zu tödten, von den Jainas aufs Ungeziefer ausgedehnt. 
Das mwejentlihfte Moment in der buddhiſtiſchen Moral, Menjhenliebe, Milde, Duldſamkeit, 
hat dem verſchiedenartigen phyfiologifhen Typus der Völker Aſiens nicht in dem Maß jich ein: 
zubilden vermocht, daß jie ald normal vorherrſchte. Doc daß fie wohlthätige Wirkſamkeit ge— 
habt habe, ift wohl anzuerkennen. Davon haben die Mongolen Zeugniß gegeben. Der Blut: 
ſtrom, heißt e8 bei ihnen, verwandelte fi in ein Milchmeer. Die legte Frage endlih, nach der 
Stellung des Buddhismus zum Staatswefen, auf Zuftände der Gegenwart in Oſtaſien ge- 
richtet, beantwortet jich in zwei Hauptpunften dahin, daß die Öeftaltung einer geiftlihen Staats: 
herrſchaft ſich weder in Tibet noch in Japan gegen profane Gewalthaberihaft hat behaupten 
können, daß die Priefterihaft nicht ftreng ald Stand von den Laien abgeſchieden iſt, in Siam 
3. B. jeder, der nicht für fein ganzes Leben Priefter wird, doch irgendeinmal ed temporär fein 
muß, daß jie ven Kaftenftolz nicht aufkommen läßt, aber audy nirgends zu einer Art ſtändiſcher 
Autorität gelangt ift, daß unbefhränfter Despotismus in China, Japan, Siam, beiden Bir- 
manen u. ſ. w. herrſcht, und daß die Milde ver Buddhamoral, deſſen Mahtübung nur wenig 
oder gar nicht vermenſchlicht hat. . 

Die mehrfälligen Analogien zwifhen ven Außerlidfeiten des Buddhismus und des mittel- 
alterlihen hriftligen Kirhenthums in Dalai-Rama, Priefterthum, Tonjur, Kloftenwejen, Cö- 
libat, Eulterereitien, Glocken, Rofenfranz, begleitet von Toleranz, waren den an düftern muſel— 
manifhen Banatisnus ald Product des Orients gewöhnten Chriften fo auffallend, daß dar— 
aus die Kabel von einem chriſtlichen Priefterfönig Johann entftehen Eonnte, Dem angeblichen 
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Einfluß urchriſtlicher Gnoſis auf den Buddhismus iſt ſchwerlich viel einzuräumen. Unter prift- 
licher Herrſchaft befinden ſich gegenwärtig die Buddhiſten auf Geylon; der Eult iſt in Armlic- 
keit verfunfen; bei den neuerlichen Aufftänden gegen bie britifche Herrſchaft find buddhiſtiſche 
Umtriebe bemerkt worden, doch das Motiv dabei ift nicht dem religiöfen Intereffe vorzugsweiſe 
beizufchreiben. W. Wahsmuth. 
Budget. Diefes englifche Wort bedeutet urfprünglich einen Sad oder Beutel, wie das 
altfranzöftiche bouge und das noch jegt gangbare bougette, welches von den gallifhen Wort 
bulga abftammt. In ber englifhen Geſchäftsſprache dient jener Ausbrud zur Bezeichnung des 
uͤberſchlags der Staatseinkuͤnfte und Staatsausgaben eines bevorſtehenden Jahres, wie der— 
ſelbe dem Parlament jährlich zur Genehmigung vorgelegt wird. Dieſe abgeleitete Bedeutung 
erklärt ſich leicht daraus, daß der Finanzminiſter (Kanzler der Schatzkammer) bei der Vorlage 
des uͤberſchlags eine Menge von Rechnungen und andern Aetenſtücken nöthig bat, die er in einer 
Mappe oder Tafche bringen läßt. Das Wort Budget (ausgeſprochen Bodſchet) ift neuerlich auch 
in gleihem Sinne in Branfreid angenommen worben, es hat ſich aud in der deutſchen Finanz⸗ 
und landftändifchen Sprache einheimifch gemacht und wird bei und gewöhnlich franzöſiſch aus: 
gefprochen, wovon man wol allmählich zurückkommen wird. 
Es gehört zur guten Ordnung einer jeden Wirthſchaft, daß man für jedes Jahr überlege, 
wie viel man ungefähr einnehmen werde und folglich ausgeben könne. In einer Eleinen und 
einfachen Wirthſchaft, wie eine bürgerliche Haushaltung, genügt es, dieſes nur zu überdenken 
und die darauf gegründeten Beſqlüſſe im Gedächtniß zu behalten. In einer großen und zu— 
fammengejegten Wirthſchaft, 3. B. einer Gemeinde-, Armenz, Kirchenverwaltung und haupt⸗ 
ſächlich des Staats, iſt ed nöthig, dieſe für den beginnenden Zeilabſchnin im voraus gemachte 
Berechnung aufzuzeichnen. Es ſcheint jedoch, daß man an einen ſolchen uͤberſchlag in ver Fi: 
nanzverwaltung Jahrhunderte hindurch nicht gedacht, vielmehr ſich begnügt Hat, die Rechnungs— 
Aij⸗ eines verfloſſenen Jahres zur Richtſchnur für ein folgendes zu gebrauchen, wobei man 
freilich ſehr fehlen konnte. Es iſt wenigſtens von der Aufſtellung eines Voranſchlags im Alter: 
thum und im Mittelalter nichts bekannt, während in gutverwalteten Staaten eine ſorgfältige 
Rebnungsführung nicht fehlen fonnte und z. B. unter Auguftus, jodann wieder unter Galigula 
die Staatsrehnungen regelmäßig befannt gemacht wurden. (Suetonius, Calig., 16.) Als Sully, 
der treue Minifter Heinrich’8 IV., dad vertworrene und von unzähligen Unrevlichkeiten zerrüttete 
franzöfiihe Finanzweſen mit fefter Hand zu ordnen befchäftigt war, erfannte er auch die Noth— 
wendigfeit guter Voranſchläge und ftellte diefelben zum eriten male 1601 für verfchiebene 
Zweige der Kinanzverwaltung auf. Er bemerft hierüber: „Je ne saurais croire que l'idée de 
ces sortes de formules ne soit pas venue a quelqu’un, depuis que les finances ont été as- 
sujetties a quelques reglemens; l'interet seul doit en avoir empeche l’ex&cution. Quoi- 
quil en soit, je soutiendrai toujours que sans ce guide on ne peut travailler qu’en aveugle 
ou en fripon.“ Sully nınnte jeine Anjchläge Etats, von status, weldyes Wort jedod damals wie 
noch jegt bisweilen auch einen Rechnungsauszug, eine überſichtliche Darftellung des Zuſtan— 
des einer gewiſſen wirthſchaftlichen Verwaltung beveutete. Auch Golbert ließ Boranfchläge, Etats 
de pr&voyance, entwerfen und wußte ihren Werth zu fhägen, den jpäter auch Neder lebhaft 
ſchilderte. Im vorigen Jahrhunvert hieß in Frankreich der Staatövoranfdlag etat du roi, im 
Gegenjage des dtat au vrai oder Etat final, der die wirklich erfolgten Ginnahmen und Ausgaben 
während eines verfloffenen Jahres aufführte. Das Wort Etat und die Gewohnheit, Boran: 
ſchläge zu entwerfen, verbreitete ſich nach Deutichland, wo ſchon V. 2. von Sedenborf im 
Deutſchen Fürftenftaat” (1655), Gafler (1729), vorzüglid aber ©. H. von Juſti (1752) die 
Unentbehrlichkeit dieſes Hülfsmitteld nachzuweiſen ſuchten. Bei von Sonnenfeld (1765) wird 
der Voranſchlag der Staatdausgaben Staatdetat oder Staatdaufwandsüberfhlag genannt, die 
Art der Deckung des Bedarfs mit Staatdeinfünften Dagegen mit dem Namen Binanzfoften be— 
legt. In der guten Einrichtung des preußifhen Staatshaushalts bildete das Etatsweſen einen 
wichtigen Beftandtheil. Was in jevem Lande die wirthſchaftliche Staatöklugheit empfahl, das 
wurde da, wo die Staatdauflagen von den Ständen bewilligt werden mußten und wo man ben= 
ſelben den Nachweis des Bedürfniſſes zu liefern hatte, wie in den nieverländijchen General: 
kaaten und in England, ganz unerlaßlich. Die parlamentarische Verfaſſung hat die Ausbildung 
des Etatsweſens ſehr befördert, beſonders in Frankreich. Nachdem die Boranihläge Napoleon's J. 
noch unvollſtändig geweſen waren und oft in willkürlicher Weiſe überſchritten wurden, kam unter 
den nachfolgenden drei Königen eine ſtreuge Ordnung zu Stande, die vielen andern Staaten 
8 * 
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als Vorbild diente, Die Eönigliche Verordnung vom 31.Mai1838 über das Staatsrehnungs: 
wefen faßt die bis zu dieſem Zeitpunfte erlaffenen Gefege und Verfügungen zufammen, ergänzt 
jedoch diefelben auch durch mande neue Beſtimmungen und leitet in Bezug auf die Voran— 
ſchläge alles, was für die Mitwirkung der landſtändiſchen Verfammlungen in diefer Angelegen: 
beit angefprocden werben kann. 

Das Staatsbudget (ver Staatdvoranfhlag) ift nicht eine bloße Wahrfceinlichkeitsbe- 
rechnung, die wol aud von einem Nichtbetheiligten, 3. B. von einem Statiftifer, ausgearbeitet 
werben £önnte, ohne auf die wirkliche Geſchäftsführung Einfluß zu haben, es iſt vielmehr die 
von der Staatögewalt ausgegangene Borausbeftimmung für die Einnahmen und Ausgaben 
eined bevorftehenvden Jahres, eine Vorſchrift für die ganze Finanzverwaltung, auch werben jene 
beiden Größen nicht allein in der ganzen Summe, jondern in ihren einzelnen Veftanptheilen 
feftgefeßt. Die Aufftellung des Staatsbudgets dient 

1) das Gleichgewicht ded ganzen Aufwandes und der ganzen Einnahme zu erhalten, worin 
eine weſentliche Beringung einer nahhaltigen Wirthſchaft liegt. Man würde fonjt ſtets in Ge— 
fahr fein, von einer Unzulänglichfeit der Mittel zu nöthigen Ausgaben überraſcht und in Ver: 
legenheit gefeßt zu werben, wobei entweder ein Stoden der Zahlungen oder koſtbare Wege zur 
Beiihaffung der fehlenden Summen nothwendig würden. 

2) Sie vertheilt die verfügbaren Mittel unter die verfhiedenen Zweige des Aufwandes, 
fidert die Befriedigung der Staatsbedürfniſſe nach der Stufenfolge ihrer Dringlichkeit und ver- 
meidet den Übelſtand, dag man zu viel für minder nöthige Ausgaben verwendet, folglich fpäter- 
hin an den wichtigern abbrechen muß. 

3) Der liberblid des ganzen Aufwandes gibt zugleich eine Aufforderung, in allen Zweigen 
bejjelben auf fparfame Einrihtung Bedacht zu nehmen, ſoweit ed dem Erfolge unbefchadet ge- 
ſchehen kann. 

4) Das Bekanntwerben des Budgets ift vortheilhaft, um das Vertrauen zu der Finanz- 
verwaltung zu befeftigen, die Öffentliche Meinung für diefelbe günftig zu ftimmen und hierdurch 
auch den Staatseredit zu erhöhen, von dem man nicht felten in unerwarteten Umftänden plöglich 
Gebrauch machen muß. Von der Beziehung des Budgets zur Nepräfentativverfafung wird 
nod weiter unten die Rede fein. 

5) Da ver Voranſchlag zwecklos wäre, wenn man nicht auch für feine Befolgung forgte, fo 
erhält man durch ihn eine Grundlage, um die wirklichen Ergebniffe der Binanzverwaltung zu 
beurtheilen und zu prüfen, ob derfelben im Falle einer Abweihung von den aufgejtellten Sägen 
feine Fehler zur Laſt fallen. 

Um dies zu erläutern, müſſen wir zeigen, inwiefern die im Budget enthaltenen Zablen 
Gegenftand eines Befehls fein können. Dies ift bei einem Theile der Einkünfte nicht der Fall, 
namentlich bei denen, die auf einem Erwerbe aus dem freien Verkehr beruhen, wo daher ſowol 
die Preiſe der verfäuflihen Waaren und Leiftungen, 3. B. Holz, Getreide, Eifen, Pachtungen 
und Bermiethungen, ald die Ausdehnung des Abſatzes ganz von Umftänden abhängen, die ſich 
nicht beherrfchen laffen. Bei andern Einkünften, wie bei ven Regalgewerben, Gebühren und 
Aufwands: (Verbrauchs-)ſteuern wird der Fuß der Entrichtung, 3. B. Briefporto, Gifenbahn- 
tare, Stempelgebühr, Tarif der Zölle und der Accife, von der Regierung bejtimmt, man muß 
jedoch erwarten, in welcher Häufigkeit die Fälle der Entrihtung vorkommen, und hierin finden 
von Jahr zu Jahr erhebliche Verfchievenheiten ftatt. Die Trankiteuern find je nad dem Ertrage 
der Weinlefe und nad den Gerftenpreifen, die Zuder: und Kaffeezölle je nad den Veränderun- 
gen im Wohlftande und dem Umfange der Nübenzuderbereitung, die VBerkaufsabgaben von 
Liegenschaften nad der Menge von Auswanderungen und den Preifen der Kändereien und Häu- 
fer bald höher, bald nievriger u. f. w. Im diefen beiden Klaffen von Einkünften kann das 
Budget nur eine Vermuthung ausſprechen, und wie forgfältig man auch die einwirfenden Um— 
fände in Betracht zu ziehen fucht, fo kann doch eine nicht vorausgejehene Urfache das Rehnungs- 
ergebniß beträchtlich anderd machen, ald man glaubte. Nur bei denjenigen Steuern, die nach 
dem angejchlagenen Ginfommen oder Vermögen aufgelegt werben (bei den Schagungen oder ge= 
wöhnlic fogenanten directen Steuern) und bei feſten Entrichtungen aus privatrechtlihen Ver— 
bindlichkeiten ift auf eine gewiſſe Summe zu rechnen, und felbft dies nicht mit voller Genauig= 
feit, weil man immer auf Ausftände (Refte) und Abgänge gefaßt fein muß, auch die fteuerbaren 
Gegenſtände nicht in vollfommen unwandelbarer Menge vorhanden find. Die Betimmung 
aller Verpflichtungen der Bürger zu Entrichtungen verſchiedener Art und des Fußes, nad wel- 
chem dieſelben gefheben follen, iftalfo die einzige, das Gepräge der Geſetzgebung an ſich tragende 
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Billensäußerung der Staatsgewalt in Hinficht auf die Einkünfte, die Summe derfelben kann 
nur ald wahrſcheinlich angeführt werben. 

Die Ausgaben find dagegen Folge eines Beſchluſſes ver höchſten Gewalt. Freilich wirb durch 
frübere Bewilligungen, 3. B. von Befoldungen und Rubegehalten, durch vertragsmäßige , 
Shuldzinien u. dgl. das Gebiet, innerhalb deſſen vie Regierung die Wahl hat mehr oder we⸗ 
niger zu verwenden, fehr eingeengt, doch bleibt nod immer ein anſehnlicher Spielraum. Das 
Didget enthält daher in Anfehung der Ausgaben die Ermächtigung für die verfhiedenen Zweige 
ver Staatöverwaltung, gewiffe Summen für die in ihren Wirkungskreis fallenden Zwede zu 
verwenden, die fogenannten Gredite. 

Das für jede Budgetperiode erlaffene Finanzgefeß muß diefe Ausgabebewilligungen 
(Gredite) und diejenigen Beftimmungen über den Entrichtungsfuß der Leiftungen in die Staats— 
kaſſe enthalten, welche nicht ſchon als dauernd durch frühere Geſetze gegeben worden find. 
Hauptfählich bei den Schagungen fommen Öftere Abänderungen im Verhältniß der jährlich zu 
bezahlenden Summe zu dem Fataftrirten Einfommen oder Vermögen vor. In Branfreih wird 
jährlih die Zahl der neben der bleibenden Hauptftener noch zu erhebenden Zuſchlagsprocente 
(centimes additionels) feftgefegt, in andern Ländern wird die Zahl der Steuerfimpla audge- 
fproden, in Großbritannien die Zahl der Pences vom Pfund Sterling des Einkommens (in der 
income tax) u. dgl.; doch find neuerlich in mehreren Ländern auch gewiſſe Aufmwandsfteuern für 
die Kriegsjahre erhöht worden. Der muthmaßliche Belauf der Einnahmen wird entweder im 
Finanzgefeg felbft nur als Anſchlag angeführt, oder es wird auf das angehängte Budget ver- 
mieten. Neben diefen nothiwendigen Beſtimmungen nehmen die Finanzgefege oft noch andere 
Beflimmungen auf, die nicht wefentlich Hierher gehören, fondern nur gelegentlich eingefügt wer— 
ten, um nicht abgejonderte Gefege nöthig zu machen. 

In Großbritannien, Franfreih, Ofterreih, Sarvinien, Belgien, Preußen, den Nieverlan: 
tm wird jährlich ein Staatsvoranfchlag aufgeftellt. In den vein deutfchen Staaten ift die Dauer 
ve Budgets verfchieden, in Baiern und Koburg ſechs, in Altenburg vier, Sachſen, Würtemberg, 
Großherzogtum Heilen, Braunfhmweig, Weimar, Meiningen drei, in Baden zwei Jahre, in Han⸗ 
zover und Mecklenburg ein Jahr. Diefer Zeitraum hängt in den Nepräfentativftanten mit der 
Riederfehr der Berfammlungen zufammen, doch muß in Baiern alle drei Jahre ein Landtag 
gehalten werden, und nur der eine um den andern hat ſich mit ver Berathung des Budgets zu 
krihäftigen. 

Seht man die Anforderungen durd, die an ein gutes Budget gemacht werben müffen, fo 
ebalt man Anhaltpunkte, um die mannichfaltig voneinander verfhiedenen Voranſchläge der 
inelnen Staaten zu vergleihen und ben Grad ihrer Güte zu beurtheilen. Die wichtigſten Er- 
'orderniffe ſind folgende: 

1) Vollſtändigkeit. Es follen alle wahren Staatdausgaben und alle Staatseinfünfte, 
ewie auch ſolche Einnahmen, welche für den Augenblid Mittel zur Beftreitung des Aufiwandes 
efern, ohne ven Charakter von Einkünften an ji zu tragen, z. B. Anleihen in irgendeiner 
dorm, aufgeführt werden. Es follen ferner die fämmtlihen Einnahmen in ihrem vollen Be: 
trage (Brutto) aufgenommen und die Erhebungs- und Verwaltungskoſten unter ven Ausgaben 
nambaft gemacht werden. Diefe Regel kommt in den heutigen Staaten mehr und mehr in Voll: 
jug, it aber noch nicht überall durchgeführt. Früherhin war bald Bequemlichkeit, bald Scheu 
sor der mit der Veröffentlihung verbundenen vielfeitigern Prüfung und ven bisweilen tadeln: 
ten Beurtheilungen die Urſache einer ängftlihen Zurüdbaltung. Im öfterreihifhen Staate 
war bis 1848 Das Budget in feinem ganzen Umfange Staatsgeheimniß. Dft ließ man Theile 
vr Einnahme und Ausgabe hinweg, wie z. B. im preußifchen Budget früherhin die Sportel= 
iinnahmen fehlten und nur der noch neben denſelben zu leiftende Zufhuß der Stantsfaffe zu den 
Ausgaben für das Juſtizweſen angegeben wurde. In frühern Jahrzehnden des jegigen Jahr: 
bundert# wurde in vielen Staaten von der ganzen Einnahme oder wenigftend von gewiflen 
Iheilen derfelben nur der reine Ertrag angegeben, der nah Abzug der Koften muthmaßlich übrig 
Seibt, und weldyer folglih unmittelbar für die verſchiedenen Staatszwecke ausgegeben werben 
ann, Hier und da geichieht dies noch jet, 3.B. in Dänemarf. In Hinficht auf das nöthige 
bleichgewicht der Einnahmen und Ausgaben mag ein fo beihränfter Voranſchlag hinreichen, 
Aein die Überficht ded ganzen Robertrags und der mit ihm verbundenen Koften ift doch in vie— 
m Beziehungen wichtig. Bei den Auflagen ift e8 gut zu wiſſen, welde Laſten überhaupt die 
Bürger zu tragen haben und wie hoch fich ver Erhebungs- und Überwachungsaufwand beläuft, 
dei dem oft Gelegenheit zu Erfparungen zum Vorſchein fommt. Auch die Einnahmen aus Do: 
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mänen und Regalien verdienen in ihrem vollen Belaufe angegeben zu werben, damit man er: 
kenne, wie die zur Verfügung der Regierung flehenden Erwerbömittel und Gewerbsvorrechte 
‚benugt werden, wie viel ihre Bewirthihaftung vom ganzen Ertrage hinwegnehme und welde 
Verbeſſerungen vielleicht in dieſen gewerblichen Gefhäften angebracht werben könnten. Freilich 
” muß man fi bei vem Budget eined Staats, in welhem beträchtliche Gewerböunternehmungen 
auf Staatsrehnung betrieben werben, deutlih madhen, daß in der Geſammteinnahme der rohe 
Gewerböertrag begriffen ift, von weldem viel für Betriebsaufwand abgeht, und der Statiftifer 
muß fi hüten, eine durch ſolche Beſtandtheile angefhwellte Staatdeinnahme mit der Einnahme 
eined andern Landes zu vergleichen, in der faft nur Auflagen vorfommen; allein dies zeigt ſich 
fogleich bei dem Anblid der Ausgaben. Die gute Ordnung fordert, daß die Koften und Raften 
der Einnahme eine befondere Stelle erhalten, ſodaß man jie leicht von diefer abziehen und dar: 
aus die zu den Staatöbebürfniffen verwendbare Summe erfehen kann. Die legtere Summe ift 
deshalb zu ftatiftiichen Vergleihungen mehr tauglih. Stellen wir z. B. Preußen (Budget für 
1858) und Frankreih (Budget für 1859) einander gegenüber, fo fommen dort 36,470930 
Thlr. Einnahme aus gewerblichen Duellen vor, die in Frankreich fehlen, nämlich auslandwirth: 
ſchaftlichen Domänen, Salzregal, Berg- und Hüttenwerfen, PBorzellanfabriken und Eiſenbah— 
nen, wovon 19,937403 Thlr. Koften abgeben, ſodaß nur 45 Proc. Überſchuß bleiben, 
Dies Hat die Folge, daß in Preußen ſämmtliche Erhebungs- und Betrieböfoften 31 Proc., in 
Medlenburg (1850—51) 34, in Baden 42 Pror. der Einnahme hinwegnehmen, dagegen in 
Sranfreih nur 17 Proc. Hier werden dagegen auch 111, Mill. Fr. Einnahmen eingerechnet, 
welche für die den Departements zugewiefenen Ausgaben abgeliefert werden und daher nur als 
durdlaufend (pour ordre) im Budget erſcheinen. Die für die Staatöbedürfniffe beftinmten 
Ausgaben tragen in Branfreich den Namen depenses pour charges de l’&tat, in Baden beißen 
fie „eigentliher Staatsaufwand“. R 

In Hannover zählt der Voranſchlag der Generalkaſſe nur die Überſchüſſe aller Ginnabmen 
auf, indeß find in den beigefügten Erläuterungen die rohen Einnahmen und die zugehörigen 
Koften genau berechnet, ſodaß es nicht ſchwer ift, die ganze Robeinnahme zufammenzuftellen. 
Im batrifchen Budget ift rohe Einnahme, Koftenbetrag und Überſchuß oder Reinertrag tabella: 
riſch nebeneinander geftellt, ſodaß man diefe drei Größen bequem vergleichen Fann. Die ganze 
Einnahme für 1855 —61 ift jährlich 65%, Mil. Fl., die reine 43,071756 Fl. oder 66 Proc. 
der rohen. u 

Das Münzwefen bringt befanntlih in den meiften neuern Staaten wegen der herrſchend 
gewordenen geläutertien Grundfäge und der häufigen Umprägungen feinen Reinertrag, viel- 
mehr fordert e8 öfters eine Zubuße. Deshalb pflegt man nicht Die ganze geprägte Summe in 
Einnahme zu feßen, fondern nur die Überſchüſſe aus dem Betriebe und gewiſſe allgemeine Aus: 
gaben. So ftehen z.B. im franzöfifchen Budget für 1859 nur 1,213358 Fr. Einnahme. 
und Ausgabe, au im preußiihen Budget für 1858 find beide gleih zu 77960 Thlrn. anges 
nommen. In Baden wird, un die Gleihförmigkeit durchzuführen, die ganze Prägung in die 
Ginnahme aufgenommen. Das Budget für 1858—59 enthält daher für das Münzmeien 


Einnahme 513053 FI. 
Ausgabe 520529 „, 
folglid, ift vie Zubuße 7476 „ 
Die naͤmliche Behandlung finden wir im römischen Budget, wo 3. B. für 1853 der Voran- 
flag (somme assegnate in preventivo) der Münze in Einnahme und Ausgabe 530063 
Scudi, die rechnungsmäßige Cinnahme aber wegen verftärkter Prägung 1,680691 und Die 
Ausgabe 1,612186 Scubi war. 

In Preußen wird die für das königliche Haus nad dem Geſetz von 17. Jan. 1820 beftimmte 
Summe von 2), Mit. Thlr., die fi wegen eines in Gold ausgedrückten Theils auf 2,573099 
Thlr. berechnet, fogleich bei den Domanialerträgniffen abgezogen. Da died im Budget angege- 
ben ift, jo leivet die Vollftändigfeit nicht unter diefem Verfahren, nur würde es deutlicher fein, 
bie genannte Summe der Ginnahme und Ausgabe beizuſchlagen, wodurch fih beide auf 
128,982877 Thlr. und der Aufwand für die Staatsbedürfniſſe auf 88,661040 Thlr. oder 
68%, Proc. der erftgenannten Zahl ftellen würden. 

In Baden ift von dem allgemeinen Budget ein Iheil ausgeſchieden und abgejondert beban- 
belt. Hierzu hat die auf Staatsrehnung gebaute Eijenbahn Anlaß gegeben. Um die für diefen 
Zweck gemachten Anleihen unfeblbar verzinjen und in regelmäßiger Fortſchreitung tilgen zu 
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finnen, find die Neinerträge der Boft und Eifenbahn dazu angewiefen worden. Sie werden 
daher getrennt verrechnet, e8 werben die neuen Anleihen hinzugezählt und die beabfihtigten 
neuen Bahnbauten mit in die Ausgabe gefegt. Will man nun die Gefammtbeit der Einkünfte 
und deren Verwendung überfchauen, fo muß man zu der im allgemeinen Budget angegebenen 
Summe der ordentlihen Einkünfte (16,327572 BI.) noch 6,176751 81. Poft: und Eiſenbahn— 
etag beifügen. Die Erhebungsd: und Betriebskoften erhöhen ſich in gleicher Weife von 5,507546 
ur 9,555697 Fl. und e8 bleiben für den eigentlihen Staatsaufivand 12,948626 FI. übrig. 

Diele Beifpiele zeigen zugleich, wie viele Behutfamfeit man anwenden muß, wenn man die 
Bırgetzahlen verſchiedener Länder im Verhältnig zur Volksmenge verfelben vergleichen und 
dabei, wie ed doch fein fol, überall nur Gleichartiges nebeneinander ftellen will. Man kann es 
inch einem Budget fogleih anfehen, ob die rohe (Brutto=) oder nur bie reine (Netto:) Ein- 
tahme darin angegeben wird, denn im erften Kalle müffen die Ausgaben der Finanzverwaltung 
wegen der Erhebungsfoften viel größer fein als im legtern. 

2) Gute Anordnung, welde einen leichten Überblick des Ganzen und die richtige Er— 
fenntniß der einzelnen Theile geftartet. Es muß zu diefem Behufe Gleihartiges beiſammen, 
Ungleiharriges auseinander ftehen, es müſſen Abfchnitte und Unterabtheilungen gebildet werden, 
vren Theilfummen dann die Hauptfunme zufammenfegen, die Abtheilungen müffen vem We: 
In der verſchiedenen Ginnahmen und Ausgaben entiprechen, logifch angelegt und leicht verftänd- 
6 jein. In allen Teilen des VBoranfhlags muß ferner gleihförmige Behandlung des Stoffs, 
übereinſtimmung in den überall anwendbaren Nubrifen und in deren Aufeinanderfolge u. ſ. w. 
kebahtet werden. Es ift 3. B. angemeffen, bei den Koften jeder Art der Einkünfte vie Laſten 
»rausgehen zu laſſen, dann die Bezahlung des angeftellten Perfonals, die Ausgaben für Ge: 
diftsbedürfniſſe, für Gebäude und Grundftüce, für bewegliche Dinge (Inventarienftüde), Ab- 
zung und Verluft u. ſ. w. aufzuführen. Die Voranſchläge der einzelnen Staaten laſſen in dieſer 
Önfiht manches zu wünſchen übrig. Inzwifchen ift Hierbei zu erwägen, daß Neränderungen im 
Rubrifenfoftem des Budgets eine Schwierigkeit haben, weil dieſes ebenfo angeoronet fein muß 
Sie die Hauptftaatsrehnung, um die Vergleihung der legtern mit jenem zu erleichtern. Eine 
Imgeitaltung der Nehnungsrubrifen verurfacht viele Mühe, befonders da jene gewöhnlich mit 
ver Abtheilung der Gejchäftdzweige in der Staatöverwaltung zufammenhängen. Jede Behörde 
utvirft den Boranichlag ihrer Einnahmen und Ausgaben und ed ift bequem, diefen auch im 
hauptſtaatsbudget beifammen zu laffen. Die Ausgaben werden gewöhnlich nad den Minifte- 
fen geordnet, und dies ift auch zmerfmäßig, mit Ausnahme jolher Verwendungen, die feinem 
imelnen Negierungsziweige angehören und daher eine abgefonderte Stelle erhalten follten, wie 
Ye für dag Fürſtenhaus beftinnmten Summen, die in vielen Ländern fogenannte Givillifte mit 
hren Nebentheilen (Apanagen und die Bezüge fürftliher Witwen), ferner die Koften der ſtän— 
tigen Berfammlungen. In Branfreih und Sardinien find beide unter der Überſchrift Dota— 
homen dem Ausgabenetat des Finanzminiſteriums zugetheilt, ebenfo find im Kirchenftaate die 
OO Scudi für den Papft, die Cardinäle und geiftlihen Gollegien zu den Finanzausgaben 
xttacht. Das badifche Budget, welches im allgemeinen als vorzüglich gut geordnet gilt, jet 
»e Giviflifte und die Koften der Landftinde zu dem Aufwande für dad Staatdminifterium, 
Baiern und Würtemberg ftellen die Eivillifte als die erfte Abtheilung voran. 

Auch die Einnahmen find in ven meiften neuern Budgets, mit Einfluß des römischen, nad) 
Ninifterien georpnet. Dies empftehlt ich durch die Übereinftimmung mit der Organifation der 
derwaltung und mit vem Ausgabebunget. Die Haupteinnahmen reihen jich von felbft unter das 
fnanzminifterium, e8 müßte denn, wie in einigen Ländern, ein Theil der Einnahmsquellen 
von dem Handeldminifterium verivaltet werden. Nebeneinnahmen treten bei verſchiedenen Ver: 
ulaffungen ein, 3. B. bei den Strafanftalten, Irrenhäufern, beim Straßenbau u. dgl., und 
Serben dann nach den entjprechenden Minifterien vorgetragen. In Großbritannien, Frankreich, 
or Baiern führt man die Einnahmen ohne Rückſicht auf Geichäftsabtbeilungen nad gewiffen 
Kaffen auf, in Sarbinien ift ein gemiſchtes Nubrifenfoften eingeführt. . 

Es iſt nüglic, den auferordentlihen Ginnahmen und Ausgaben, joweit fie jih voraus: 
en laffen, eine befondere Stelle anzuweifen, damit fie nicht mit den ordentlichen, regelmäßig 
Vererfehrenden vermengt werden. Die ordentlichen Ausgaben erjhöpfen gewöhnlich ven Er: 
“ag der ordentlichen Einnahmen und man trägt mit Necht Bedenken, legtere jo weit zu jteigern, 
Nino eine Summe für den außerorbentlihen Aufwand übrig bleibt, zumal da diejer fehr 
wränderlich ift. Er ift daher aus beſondern Hülfsquellen zu beftreiten, welde nur vorüber: 
»hend eintreten, und man fucht ihn, foweit es ohne große Nachtheile angeht, in denjenigen 


120 Budget 


Grenzen zu halten, welche dur jene Hülfsmittel beflimmt werden. Died gilt namentlid) von 
großen Bauten und andern koftbaren Verbefjerungen, die nicht dringenves Bebürfniß find. In 
Ermangelung außerordentliher Zuflüffe, die von zufälligen Umfländen abhängen, ift es gut, 
wenn ji Überſchüſſe ver Vorjahre hiezu benugen laſſen. Beijpiele: das preußiſche Budget 
für 1858 enthält eine Abtheilung für einmalige und außerorventlihe Ausgaben im Betrage 
von 6,118803 Thlrn. oder 4,8 Proc. ded ganzen Aufwandes, ohne eine ähnliche Rubrif der Ein: 
nahmen. Im badifhen Budget für die beiven Jahre 1858 und 1859 ftehen zuſammen 
1,020124 Fl. aufierordentliher Ausgaben, die nicht von der ordentlihen Ginnahme, jondern 
aus Überfhüffen und dem unnöthig großen Vorrath von 1 Mill. zur Einlöfung des Papier: 
geldes zu decken find. Das franzöfifhe Budget für 1859 nimmt 30,373333 Fr. für außer: 
ordentliche Arbeiten, großentheild im Bereich des Minifteriums für Landwirthſchaft, Handel 
und Öffentliche Arbeiten auf. Unter ven Einnahmen ftehen nur 1%, Mill. Fr. außerorbentliche, 
nämlich Zahlungen von drei Eifenbahngefellidaften. Im Budget des Kirhenftaats find faft bei 
jeder Abtheilung ordentlihe und außerordenttihe Poſten angegeben; die außerordentlichen 
Einnahmen beftehen größtentheild aus Überfchüffen ver frühern Jahre. 

3) Die Anfäge follen wohlbegründet jein. Bei feſten (fländigen) Einnahmen und Aus- 
gaben ift e8 leicht, ven Belauf aus den beftebenden Anordnungen mit Bejtimmtheit anzugeben, 
die frühern Budget? und Rechnungen liefern die erforberlihen Brundlagen und man hat nur 
nöthig, die inzwiſchen eingetretenen, gewöhnlich unerheblihen Veränderungen, 5. B. im Stande 
derBefoldungen, Ruhegehalte, der Katafteranjchläge u. ſ. w., nachzutragen. Für die wechſelnden 
(unftändigen) Bofitionen benugt man mehrjährige Durchſchnitte. Würde man von dem Mittel: 
fage aus einem längern Zeitraum, z. B. von 10 Jahren ausgehen, jo wäre zu beforgen, daß 
während veffelben ſich vieled verändert hat und die ältern Jahresergebniffe nit mehr zum 
Schluſſe auf die nächte Zukunft paffen, man nimmt daher nur etwa drei Jahre zujammen, wobei 
in der Regel das legte vor dem Anfange der neuen Budgetperiode noch nicht benugt werben 
fann. Es ift aber einleudhtend, daß dad arithmetiſche Mittel aus ven Zahlen der Worjahre nidt 
blindlings aufgenommen werben darf, denn der Anblick diefer Zahlen läßt bisweilen eine regel— 
mäßige Zu: oder Abnahme bemerfen, ſodaß man eine fernere Veränderung diefer Art ver: 
muthen, oder wenigftend nur die Ergebniffe des legten befannten Jahres zum Anſchlage brau: 
hen kann. In Frankreich wird auf dad anhaltende Steigen der Zoll:, Tabacksgefälle u. ſ. m. 
gerechnet. Auch fonft machen ſich oft Umftände geltend, aus denen eine Abweihung von dem 
Durchſchnitte wahrſcheinlich wird, z. B. der Einfluß einer neuen Eifenbahn auf den Ertrag der 
Altern, oder die Wirfungen eined verminderten Pofttarifs. Es gibt foldye Fälle, bei denen es 
unmöglich ift, die Folgen eines neuen Greignifjes genau vorauszuberedynen, und dann thut man 
wohl, fih nur an die mindergünftige Zahl zu halten, die man jevenfalld für jiher Halt. Die 
Durchſchnittsberechnung und die Gründe, aus denen man auf einen gewiſſen Anfag geführt 
worden ift, werden in einem erläuternden VBortrage dem Budget beigefügt. Im ruhigen Gange 
der Staatöverwaltung, wenn feine eingreifenden Veränderungen ftattfinden, vereinfacht ſich vie 
Arbeit der Entwerfung ded Budget, weil die frühern Anſätze großentheild anwendbar bleiben. 
Die alte Borfichtömaßregel, daß man die Einnahmen etwas niedrig, die Ausgaben etwas hoch 
anfchlagen folle, um defto fiherer auszureichen und noch etwas übrig zu behalten, wird nie ganz 
außer Beachtung kommen und läßt ji in gewiſſen Grenzen, wenn die eine Zahl ebenfo wahr: 
ſcheinlich iſt ald die andere, in Schug nehmen, aber nicht wenn fie gegen beſſere Überzeugung 
angewendet wird. 

Es verfteht fih, daß der Aufbau des Voranſchlags von unten auf geſchieht, indem wenig: 
ftend bei einen Theile der Einnahmen und Ausgaben die Vorſchläge der äußern Beamten mit 
ihrer Begründung erhoben und aus diefen fogenannten Sperialetatd die Zufammenftellungen 
für einen größern Umfang von Landeöbezirken oder Gefhäftsabtheilungen gebildet werben, bis 
man endlich zu dem Kauptbudget des ganzen Staats gelangt. Bei manden Einnahmen ifl 
diefer umſtändliche Gang unnöthig, denn ed gibt Stügpunfte, aus denen fogleih der Gefammt= 
ertrag unmittelbar zu vermutben ift, 3.3. bei der Poſt, ven Eifenbahnen, ven Salziverfen, 
Aufwandsfteuern u. dgl. Auch die Ausgaben find zum Theil auf diefem Wege maffenweije zu 
berechnen, 3. B. die Bejoldungen. Dagegen müffen die Bauten, die Verbefferungen in den Do— 
mänen, Berg: nnd Hüttenmwerfen, der Straßen: und Wafferbau, der Bebarf verjhiedener An— 
ftalten u. ſ. w. zuerft von den nächſten Vorgefegten in Antrag gebracht, von den höhern Be— 
hörden geprüft und begutachtet, endlich von der höchſten Stelle gejichtet und in ven Entwurf des 
allgemeinen Staatöbudgetd eingetragen worden. Es ift für diefe Oberbehörde (den Finanzui— 
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nifter in gemeinfhaftlicher Berathung mit den andern Miniftern) fehr ſchwer, überall das 
Gleihnothwendige herauszufinden und das auszujceiden, was am leichteften verfhoben oder 
unterlaffen werden kann. Meiftend müflen die von den untern Beamten ausgegangenen An- 
träge in verſchiedenen Stufen der Behörden wiederholt vermindert werden, um mit den zur Ber- 
fügung ſtehenden Mitteln in Ubereinftimmung gebracht zu werden. Soll für das Dringenpfte 
Rath geſchafft werben, fo ift ed oft unvermeidlich, dad Mindernothwendige zu befchränfen. ?) 

In den Hauptftaatsvoranihlag werden der Überfitlihfeit willen nur die Summen ganzer 
Abtheilungen eingetragen, es werben aber die ausführlihern Voranſchläge diefer Abtheilung 
zur Grläuterung angefügt. Durch viefe Beilagen und den begleitenden Text erhält das Budget 
eined Staats einen beträchtlichen Umfang. Das neuefte franzöjifche, obgleich mit wenig Erflä- 
rungen verjehen, bildet einen flarfen Quartband von 753 Seiten, dad preußiiche füllt ein Heft 
für den allgemeinen Staatshaushaltungdetat und vier Foliobände Beilagen, dad Budget der mei— 
fien deutiben Staaten einen mäßigen Quartband. In Großbritannien wird fein in dieſer 
Weife geordneted Budget veröffentliht. Der Schagfanzler hält im Unterhaufe einen langen 
Vortrag, legt die Belegftüde auf der Tafel nieder und ftellt feine Anträge, über die dann jtüd- 
weile beratben wird. 

Die bejondern Regeln zur Ermittelung und Begründung der Gtatfäge für jede Abtheilung 
son Einfünften und Ausgaben des Staats bangen mit den Eigenthümlichkeiten diefer Gegen: 
finde fo genau zufammen, daß fie ohne Eingehen in das Gebiet der Finanzwiſſenſchaft Hier 
nicht wohl entwickelt werben können. 

4) Es ſoll ein Gleihgewidht der Ausgaben und der zuihrer Beftreitung dienenden 
Nittel ftattinden. Nur der höchſte Leichtſinn oder Unverftand könnte einen Voranſchlag auf: 
Rellen, in welhen Ausgaben bewilligt wären, ohne daß man angäbe, womit jie zu beftreiten 
wiren. Died würde der allererften Regel der wirthihaftlihen Klugheit widerftreiten und bie 
grögte Verwirrung nad) ſich ziehen. Eine ſolche Nathlojigkeit hat man da, wo fie vorhanden 
war, wol jelten offen befaunt, fondern zu verſtecken gefucht, indem man Dedungsmittel in Aus- 
Närellte, deren Erlangung man felbit für unfiher halten mußte. Gin Budget foll vor allem 
wahr, ehrlich gemeint und ebenfo ehrlich dargelegt fein. Es ift aber wieder ein großer Unter: 
ſcied, eb das Budget die Ausgaben auf die regelmäßig fließenden Einkünfte und auf etwa vor: 
Sandene einmalige Zuflüffe gründet, oder ob ed dad Stammwvermögen des Staatd angreift und 
hdurh den Grundjag der Nachhaltigkeit verlegt. Dies ift der Ball, wenn die erforderlichen 
Ginnafmen zum Theil in irgendeiner Form geborgt, oder durch Verkauf von werbenven Ver: 
mögenötheilen aufgebracht werden, oder wenn man die erforderlihen Vorräthe unvollftänpig 
egänzt, um an den Ausgaben etwas abzuftreichen, — oder wenn man eine fällig gewordene Aus: 
jabe hinausſchiebt und mithin den Betrag fhuldig bleibt. Dann zeigt dad Budget einen Aus: 
ll, Deficit. Die Folge ift eine fpätere Vergrößerung der Ausgaben, namentlid für Schuld— 
zinſen, oder ein vermindertes Ginfommen aus werbendem Vermögen, z.B. wenn Domanials 
grundftüde veräußert werben. Geſchieht dies darum, weil man diefe Liegenſchaften beffer für 
den Privatbejig geeignet hält, fo ift ed eine Maßregel, die ſich unter gewiffen Umftänden recht— 
'ertigen läßt, ift aber die Unzulänglichkeit ver Einfünfte der einzige Beweggrund und wird ber 
Grlös gleich den Iaufenden Einnahmen aufgezehrt, jo zeigt edeinen übeln Stand ded Staatdhaus: 
bald an. Ein folder kann ohne die verderblichſten Folgen nicht fortvauern, und man muß ihn 

eher defto beffer zu befeitigen fuhen. Aus den Umftänden des gegebenen Falles iſt es zu bes 
urteilen, ob man zu diefem Behufe die Einfünfte vermehren, z. B. die Steuern erhöhen, oder an 
ven Aufgaben etwas eriparen kann. Der Aufivand für die Anlegung von Staatdeifenbahnen 
iR jedoch ein rentetragended Kapital, er fann alfo unbedenklich mit Anleihen beftritten werben, 
und die obigen Bemerkungen über das Deficit eines Budgets find alfo auf dieſen Fall nicht an— 





1) Wihrend des holländifch senglifchen Seefriegs, an welchem Franfreih als Verbündeter ber 
Gneralftaaten nur ſchwachen Antheil nahm, fchrieb Colbert zu dem Ausgabebudget im Jahre 1666 dem 
König Ludwig XIV: „V.Majeste a 4 sortes de depense ä faire: la premiere et la plus necessaire 
de toutes presentement est la guerre de mer; la seconde, les affaires ötrangeres; la 3me, la 
werte de terre; la 4me, les depenses du dedans du royaume, les plaisirs et les divertisse- 
ments de V. Mäjeste. — La 4=® doit souffrir toute la rigueur des retranchements et de toute 
[tconomie possible, par cette belle maxime: qu'il faut epargner 5 sols aux choses non neces- 
säres, etjeter des millions quand il est question de Yotre gloire.“ Befanntlidy gab es damals feine 
ie Givillifte. Golbert mußte wol, ftatt von Macht und Sicherheit des Staats zu fprechen, den König 
duch die Erwähnung feines Kriegsruhms für die Einwilligung zur Beſchränkung feines verfchwendes 
ten Lurus gewinnen, 
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wendbar, fondern gelten nur von einem Staatsaufwande, der feine ungefähr den Zinfen entfpre- 
ende Vermehrung der Einfünfte in naher Zukunft erwarten läßt. Die Frage, unter melden 
Borausfegungen ausnahmsweiſe ein mit einem Ausfall abfchliegender Staatsvoranſchlag zu 
rechtfertigen fei, iftim Grunde nichtd Anderes als die Frage nad) den Bedingungen, unter melden 
eine Regierung fi erlauben dürfe, Schulden zu machen, und die ausführliche Beantwortung 
gehört in den Art. Staatöfhulden. Wir bemerken daher Hier nur weniges. Es ift ebenfo 
einleuchtend, daf ein fortpauerndes Borgen von feiten einer Regierung ganz unzuläffig fei, als 
daß es in ſchwierigen Lagen, in Krieg oder Kriegsgefahr u. dgl., unvermeidlich fei, Schulven zu 
machen. Was ven erften Satz betrifft, fo beweiſt ihm ſchon der Blick auf die ſtark verfchuldeten 
Staaten. Sie müffen ihren Unterthanen eine ſchwere Steuerlaft auflegen, fie find in ihren Ent: 
fchliefungen häufig beengt, und man kann fich nicht dem Trofte Hingeben, daß die großen ver: 
zehrten Summen in irgend verhältnigmäßiger Weife ven Wohlftand des Volks erhöht haben, 
Der zweite Sag bedarf feines Beweifed. Aug, der Verbindung beider Wahrheiten folgt aber 
offenbar, daft man, wenn Anleihen unvermeidlid waren, jobald ald möglid wieder in den 
regelmäßigen Gang einlenfen und den Aufwand mit den Einkünften in Übereinſtimmung brin: 
gen folle. Die Scheu vor der ungünftigen Meinung, welche ein mit einem Ausfall auftretender 
Voranſchlag verurfacht, hat manche Finanzminifter bewogen, die Vorgänge fo darzuftellen, 
daß dad Borgen oder Zufegen von Stammpvermögen unter einer andern Bezeihnung erſchien 
und das Deficit verjchleiert wurde. Der genauer Unterrichtete blickt indeß durch dieſe täuſchende 
Gülle in dad Wefen der Sache, und zu der verfehlten Abjicht gejellt jich dann der Tadel wegen 
der verfuchten Entftellung des wahren Sachverhalts. 

Im heutigen Frankreich war in der legten Zeit des Königthums und der Republik in jedem 
Jahresbudget ein ftarker Ausfall. Das Budget für 1856 zeigte aber einen Mehrbetrag der 
Einkünfte von 3 Mill. 2), für 1857 war verfelbe auf 11, für 1858 auf 20 Mill. Fr. berechnet, 
für 1859 werde er 47 Mill. betragen, wenn es nicht für zweckmäßig erachtet worden wäre, die 
feit 1848 unterbrochene Schulventilgung wieder einzuführen und hierzu 40 Mill. zu verwen— 
den, wozu es allerdings nothwendig war, den Steuerzufchlag der zweiten 10 Proc., der für den 
ruffifchen Krieg eingeführt worden war, bei den Zöllen und den im engern Sinn fogenannten 
indireeten Steuern für diefes Jahr fortbeftehen zu laffen. Er ift auf 37 Mill. Br. angefchlagen. 
Öfterreich bat feit einer Reihe von Jahren, Hauptfählich wegen der ftarfen Militäraudgaben, 
diefen Zuftand des Gleichgewichts noch nicht erreichen Fönnen, ftrebt aber beharrlich nach dieſem 
Ziele. Die Budgets von. Spanien und Portugal zeigen gewöhnlich einen Ausfall. Die Voran— 
fhläge von Preußen und den rein deutfchen Staaten laſſen einen befriedigenden Stand des Fi- 
nanzwejend wahrnehmen. ®) 4 

Ob man bei der Verfertigung eines Budgets erſt die Ausgaben (den Staatsbedarf), oder 
erſt die Einkünfte feſtſetzen und danach die andere der beiden Größen beſtimmen ſelle, iſt eine 
Frage, die in dieſer ausſchließlichen Entgegenſetzung gar nicht beantwortet werden kann. Keine 
der beiden Zahlen kann für ſich allein, ohne Hinblick auf die andere, beſchloſſen werden. Zwar 
gibt es in jeder von ihnen einen ziemlich feſten Beſtandtheil, der eine ſolche Rückſicht entbehrlich 
macht, denn diejenigen Ausgaben, welche zur Erhaltung des Staatd und feiner unentbehrlidhen 
Anftalten durchaus nothwendig jind, müffen in jedem Falle gemacht werben, und die Erträgniife 
der Domänen, Berg: und Hüttenwerfe find ebenfalls fogleih von vornherein in dad Budget 
aufzunehmen. Aber bei den andern Einfünften ift erft zu befchließen, in welchem Buße fie erho— 
ben werden follen, ja es ift eine Wahl möglich, einzelne Arten von Auflagen neu einzuführen, 
fortdauern zu laflen oder aufzuheben, und bei vielen Ausgaben ift es zuläfiig, je nad) den vor— 
bandenen Mitteln mehr oder weniger zu verwenden, weil fein unbedingter Bedarf angegeben 
werden Fann, vielmehr der Nugen mit der aufgewendeten Summe in gleihem Verhältniß ftebt. 


— 


2) Freilich war bei der Aufſtellung des Budgets auf den ruſſiſchen Krieg nicht Rückſicht genommen 
worden, weil deffen Koften gar feine Borausberechnung zuließen. 

3) Als D’Israeli am 19. April 1858 das britische Budget für 1858/59 vortrug, erfannte man 
leicht das Deficit von 2 Mill. Pf. St., welches in dem VBorfchlage enthalten war, die zum Ginlöfen be- 
ſtinnnten Schagfammerfcheine erft in den fpätern Jahren zurüdzuzahlen, alfo einen Theil der ſchweben⸗ 
den Schuld, der im Laufe des Finanzjahres aus den Jahreseinfünften abgetragen werden follte, länger 
ftehen zu laflen, ferner von 1', Mill,, die zur Tilgung an der Kriegsfchuld u sine waren, und jeßt 
zu den laufenden Einfünften beigezogen werden. Diefe Ausfunftsmittel erſchienen übrigens darum wes 
niger bedenflich, weil 1860 2,150000 Pf. St. Zeitrenten der Staatsfafle erlöfchen, auch die Einkom⸗ 
menfteuer von 7 auf 5 Pence vom Pfund Sterling erniedrigt wurde, 
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Man muß daher von beiden Seiten ab⸗ oder zugeben, bis man zueinem mittlern Betrage gelangt, 
den die Bürger ohne große Beläftigung aufbringen Fönnen und ver zugleich zur Befriedigung 
ber wihtigern Staatöbebürfniffe zureicht. Dies umftändliche und ſchwierige Verfahren ift jedoch 
nur in einem neuen oder ganz umgeftalteten Staate nothwendig, fonft knüpft man an die in 
den frübern Jahren gemachten Erfahrungen an, beobachtet die Zu= oder Abnahme ver Wohl: 
habenheit, die Wirkungen der beftehenden Auflagen, die Zulänglichkeit oder Unzulänglichkeit der 
biäßerigen Ausgaben und erhält fo einen, den gegebenen Verhältniffen des Landes angemeffe- 
sen Boranihlag: 

Wenn dad Staatsbudget durch dad Finanzgeſetz zur Vorfchrift erhoben worden ift, fo wer: 
den in jedem Hauptzweige der Finanzverwaltung den Mittel- und Unterbehörden die ihren Wir: 
tungöfreiß betreffenden Theile des genehmigten Voranſchlags zur Befolgung zugefertigt, wo: 
bei fie oft erhebliche Abänderungen der von ihnen ausgegangenen Entwürfe wahrnehmen. Die 
Leröͤffentlichung des Staatsbudgets hat ſich auch in denjenigen Staaten, wo fle nicht durch die 
Ierfaffung geboten wird, jehr nüglich erwiefen. 

Die Gefege und die Auffihtsmafregeln der Oberbehörben forgen dafür, daß feineim Budget 
siht enthaltene Abgabe gefordert und feine befohlene in einem höhern ald dem angeorbneten 
Sage erhoben werde, ſowie daß feine Staatdeinnahme der Staatökaffe entzogen werde. Bleibt 
vrrehnungdmäßige Ertrag der Einkünfte zufolge ungünftiger Ereigniffe unter dem Voran— 
dlage, fo reicht ver Nachweis der Thatfachen, 3. B. aus den Verzehrungs: oder Zolliften, aus 
ven Berfaufsprotofollen der Forſtämter u. dgl., zur Nechtfertigung der Erhebungsbeamten Hin, 
“wird aber zuträglich fein, wenn diefe den vorgefegten Behörden auch Bemerfungen über die 
slwirtbichaftlichen Urfachen ver Verminderung beifügen. Hat die Handlungsweije der Behör— 
und Beamten auf diefe Abnahme Einfluß gehabt, jo bedarf jie einer Verantwortung. Was 
ve Ausgaben betrifft, fo it bei dem unftändigen Theile derfelben, z. B. den Baufoften, Crimi— 
slfoften, vom Aufwande für Seuchen u. |. w., ein genaues Einhalten des Voranſchlags unthun— 
is, weil font beftimmte Verbinvlichkeiten unerfüllt oder wichtige Bedürfniſſe unbefriedigt 
heißen würden. Manche Überfchreitungen ver Ausgabefäge laffen ſich nicht vermeiden, man 
am aber Vorfehr treffen, daß fie nicht ohne forgfältige Überlegung der Nothwendigkeit oder 
Rislihfeit, nach eingebolter Zuftimmung der höhern Behörden vorgenommen werben, außer 
ki ßegenftänden, für welche "einer Verwaltungsftelle ein gewiffer Spielraum geftattet ift. Die 
amatlih oder vierteljährlich eingejendeten Rehnungsauszüge laſſen ſchon im Laufe des Jahres 
waudjeben, vb die Budgetfäge genügen werden, und man kann bisweilen zeitig Mafregeln 
“reifen, um die Überjchreitung zu verhüten oder zu verringern. Iſt die einem ganzen Mini: 
daium zugetheilte Ausgabefumme unzulänglid, fo muß von der höchſten Staatsbehörde ein 
zuſtuß (nachträglicher Credit) bewilligt werden, wozu man ſich begreiflich nur in Fällen eines 
'tembaren dringenden Bedürfniffes entf&ließt. In Frankreich wurden in der Ordonnanz vom 
1. Rai 1838, $. 20 fg., drei Arten folher Nachbewilligungen unterfhieden: 1) Ergänzungs= 
ite, Credits supplementaires, wenn die Budgetpofition nicht genügt. Der König beſchließt 
nad dem Mathe des Miniſterraths, der Fachminiſter umterzeihnet und der Finanzminifter 
Hält hierdurch Die Ermächtigung, die Summe anzuweijen. Solde Nachbewilligungen dürfen 
u in gewiffen Dienftzweigen, die das Finanzgefeg namentlih anführt, gegeben werben. 
N Außerordentliche Gredite für Gegenftände, die im Budget gar nicht vorgeſehen find; hier 
Inden die nämlihen Negeln ihre Anwendung. 3) Schlußbewilligungen, Credits comple- 
®entajres, wenn die Unzulänglichfeit der feitgefegten Ausgabefummen fi bei ver Schlußrech— 
ung über das verfloffene Jahr ergibt. 

Diefe Regeln führen nothwendig auf die Befprehung deffen, was man die Specialität des 
Subgetö nennt, d. h. auf die Frage, inwiefern die Erſparniſſe an der einen Ausgabe zur Ver: 
vdtung einer andern verwendet werden hürfen. Jedem Minifter muß ed erwünſcht fein, in 
vier Hinficht Freie Hand zu haben, damit er einzelne Uberfchreitungen aus Erſparniſſen in 
rn Iheilen der Ausgaben decken könne und feltener um Zuſchüſſe zu bitten braude. Es hat 
wd die Ausdehnung diefer Befugniß ihre Schattenfeite, denn fie fann gemisbraucht werben. 
dan fönnte z. B. erledigte Stellen zum Nachtheil des Dienftes unbefegt laſſen oder andere 
Sftige Ausgaben unterlaffen und daraus die Mittel [höpfen, um andere Ausgaben in größerm 
Rufe vorzunehmen, ald das Budget nach reiflicher berlegung geftattete. Insbeſondere muß 

“ landftändifche Verſammlung, welde das vorgelegte Budget prüft und genehmigt, Werth 
a eine Beichränfung jenes Übertragen legen. Es wäre jedoch auch nicht gut, hierin gar feine 
daheit zu geflatten, wodurch die Miniſter auf höchſt beſchwerliche Weiſe gebunden würden. 
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Daher ift ein verftändiger Mittelweg zu wählen, ven man in Frankreich in der Beflimmung ge: 
funden zu haben glaubte, daß von einem Kapitel des Budgets nichts in ein andered herüberge: 
zogen werben dürfe (Geſetz vom 29. Jan. 1831, Orbonnanz vom 31. Mai 1838, $. 31). Um zu 
zeigen, wie weit dieſe Beſonderheit geht, führen wir die 14 Kapitel im Budget des Juftizmi- 
nifteriums an: 1) Perfonal des Minifteriums, 2) materielle Bedurfniffe veifelben, 3) und 4) 
diefelben Ausgaben für den Staatsrath, 5) Caſſationshof, 6) königliche Gerichtshöfe, 7) Aſſi— 
fenhöfe, 8) Untergerichte, 9) Handelsgerichte, 10) Polizeigerichte, 11) Friedensrichter, 12) Ko: 
ften ver Strafrehtöpflege und der Statiftif, 13) Penfionen, 14) verfhiedene Ausgaben. Das 
Senatusconfult vom 25. Dec. 1852 hob die vorftehende Regel in Bezug auf den Geſetzgebenden 
Körper auf. Diefer genehmigt das Budget jedes Minifteriums in einer einzigen Summe, und 
der Kaiſer vertheilt ſodann diefelbe unter die einzelnen Kapitel, fann aud fpäter Übertragungen 
(viremens) aus einem Kapitel in das andere erlauben. Die Specialität ift alfo in Anjehung 
der Berantwortlichkeit jedes Minifterd gegen die höchfte Gewalt gleichgeblieben, nur der Volks— 
vertretung gegenüber ift jie hinweggefallen. In den Berfaffungen anderer Staaten fehlt e8 an 
einer gefeglihen Beſtimmung über diefe Specialität, ed haben ſich aber durd dad Herkommen 
gewiffe Negeln gebildet. Man nimmt gewöhnlih die Specialität für die Abteilungen des 
Hauptſtaatsbudgets an. 

Die Randftände des Mittelalters hatten das Steuerbewilligungsredt, und ehe jie Auflagen 
zuließen, verlangten fie einen Nachweis des Bedarfs. Ein fürmliches Budget in heutiger Weife 
war früherhin nicht üblich, audy blieb ein Theil des Staatshaushalts, nämlich die Einkünfte 
und Ausgaben ver Kammerfaffe, ven Ständen entzogen, dagegen ſprachen fie gewöhnlich eine 
Mitaufjiht auf die Verwendung der durd Steuern in die Landes: oder Steuerfaffe fliegenden 
Summen an, benugten auch nicht jelten das Recht der Steuerbewilligung, um mande andern 
Maßregeln audzubedingen, die fonft außerhalb ihres Wirkungskreiſes lagen, weil ſie Feine 
Theilnahme an der Gejeggebung hatten. In Großbritannien hat fih das Mitwirkungsrecht 
des Parlaments zur Feftftelung des Budgets am vollftändigften ausgebildet, und feit 1689 ift 
es dort in ungeftörter Ausübung. Die neuen Verfaſſungen feit 1814 fihern den heutigen 
Ständeverfammlungen dies Recht in ziemlich gleichförniger Weife. Sie beftimmen nicht allein, 
dag ohne Zuftimmung der Stände feine Steuern erhoben, oder wenigftend feine Veränderun- 
gen im Steuerwejen gemacht werben dürfen (Sachſen $. 96), fondern ordnen meiftens auch 
an, daß den Ständen das Budget (Hauptetat) zur Prüfung und Zuftimmung vorgelegt werben 
folle (Preußen, $. 62, 99—104, Baiern Tit. VII, $. 4, Würtemberg $. 111, Sachſen $. 97 — 
104, Baden $.55, Großherzogthum Heilen 8.67, Altenburg $.203, Sardinien, Statuto, $. 10, 
Niederlande $. 120, Belgien $. 115 u. |. w.). Die franzöfiiche Verfaſſung (Charte) von 1814 
räumte den Kammern zwar nur die Bewilligung der Steuern und der Givillifte ein, allein die 
Regierung betrachtete ed als nothwendige Folge hiervon, daß das ganze Ausgabebudget vorge— 
legt werden mußte, was fpäter die erwähnte Ordonnanz von 1838 förmlich vorſchrieb.) Bei 
dem Zweifammerfyftem hat überall die Zweite Kammer den Vorzug, das Budget zuerft zu bes 
rathen; die erfte darf ed nur im ganzen annehmen oder verwerfen. Im legtern Fall werden nad 
der badiſchen ($. 61) und würtembergiihen Verfaſſung ($. 181) die bejahenvden und vernei— 
nenden Stimmen beider Kammern zufammengezählt. In Ländern mit getrenntem Kammer: 
und Landeshaushalt blieben die Finanzbefugniſſe der Stände auf den legtern Beftandtheil bes 
ſchränkt, z.B. Weimar $.5, Koburg $. 68. Ein Theil der Verfaffungen fpriht den Ständen 
ausdrücklich die Befugniß zu, die Staatsrehnungen zu prüfen, um fi von der dem Voran— 
ſchlage entſprechenden Verwendung der Einkünfte zu überzeugen. Es ift einleuchtend, daß ohne 
eine ſolche Uberwachung ded Haushalts die Gutheifung ded Voranſchlags eine leere Form 
wäre, weil für das Einhalten deſſelben Feine Sicherheit beftände. Die Überfhreitungen ver Aus: 
gabejäge werden daher mit Angabe der Gründe, melde die Finanzverwaltung hierzu bewogen 
haben, ven Ständen in der nächſten darauffolgenden Verfammlung zur nachträglichen Geneh— 
migung vorgelegt. Würde diefe verweigert, jo müßte die Mehrausgabe der Staatäfaffe erfegt 
und in dem neuen Budget in Einnahme gebracht werden. Died Recht der Nepräfentativver- 
fammlungen bleibt nur dann für einen geordneten Gang der Finanzverwaltung unſchädlich, 





4) Die —— und Genehmigung des Budgets durch den Geſetzgebenden Körper unter Napoleon F. 
war nur eine ziemlich wirfungslofe Bei ein simulacre de representation nationale, wie e8 die 
„Notice historique’ im Anhang der Orbonnanz; von 1838, ©. 264, simulacre de budget, wie es 
Marquis b’Audiffret in feinem „Systeme financier de la France‘’, IV, 12, nannte. 
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nenn ed mir großer Umficht, Umparteilichkeit und Mäpigung gehandhabt wird, wenn das wahre 
Staatöbebürfnig und die Macht unvorgefehener Umſtände bereitwillig anerfannt, und nur einer 
willfürlihen Nichtachtung der frühern ſtändiſchen Beichlüffe die Gutheifung verfagt wird. Wie 
allen, fo Reht indbefondere den verfaſſungsmäßigen Rechten die Pflicht zur Seite, jene nicht zu 
miörauden. Dies läßt ih aud von den ſchwierigen Fällen jagen, wo über ven Voranfchlag 
ft die Meinungen der Negierung und der Stände auseinander gehen. Eine von jeder Be: 
fatgenheit freie Liebe der Stände wie der oberften Staatöbehörbe für dad Gemeinwohl, die auch 
eine Selbftüberwindung im Nothfalle nicht ſcheut, kann Hier allein unheilbringende Zwiftig: 
fiten vermeiden. Es wäre nicht zu verantivorten, wenn aus Gründen, die nicht in der Sache 
bh liegen, der Regierung die Mittel zu einem, für die Staatszwecke nothwendigen Aufwand 
serjagt würden, ed wäre aber auch tadelnswerth, wenn ein Minijterium wohlgemeinte und ver: 
kindig begründete Bejchlüffe, die auf Erfparungen gerichtet find, unberückſichtigt Tiefe. Beides 
it wol bisweilen vorgefommen, gewöhnlich aber hat guter Wille auf beiden Seiten und offener 
Austaufh der Anfichten zur Verftändigung geführt. Es ift undenfbar, daß ein ganzes Budget 
son einer Ständeverfammlung für unzuläfjig gehalten würde, die Misbilligung kann immer 
nur einzelne Theile ver Ausgaben oder Ginnahmen treffen. Herrſcht gegenfeitiges achtungsvolles 
Vertrauen, fo vereinigt man ſich über Abänderungen dieſer beftrittenen Anfäge, und der Wider: 
kreit wird gehoben. Unter ven entgegengefegten Umftänden, bei einem ſchroffen Widerſtreit der 
Inihten, kann ed dahin kommen, daf, wie es im Königreich der Niederlande mehrmals ge- 
Wehen ift, das ganze Budget abgelehnt wird, weil fein anderes Mittel übrig bleibt, die Vefeiti- 
gung folder Posten zu bewirken, die man nicht zugeftehen zu dürfen glaubt. Diefer Vorfall 
ehr dann ohne erhebliche Folgen vorüber, wenn von der Regierung alsbald ein anderes Budget 
gebracht wird und eine Verftändigung gelingt; es ift jedoch dringend zu rathen, daß beide 
deile ein fo ſehr bevenkliches Ereigniß zu verhüten ſuchen. Um Störungen in der Verwaltung 
"xrmeiden, ijt die Beftimmung zweckmäßig, daß die bisherigen Abgaben noch einige Zeit fort: 
atoben werden dürfen, wenn die Ständeverfammlung aufgelöft wird, ehe ein neues Budget 
"Stande kommt, oder wenn fich die ſtändiſchen Beratungen verzögern, nach der badifchen 
a großherzoglich heſſiſchen Verfaffung noch ein halbes Jahr, nach der foburgifhen und alten: 
tagiſchen noch ein Jahr. In der ſächſiſchen Verfaſſungsurkunde ift darauf Bedacht genommen 
»eren, um Meinungsverfchiedenheiten über das Budget ſoviel als möglih zuvorzufommen 
2a fie unſchädlich zu machen. Es wird im $. 97 für eine Pflüht der Stände erflärt, für die 
ung des Staatöbevarfs zu forgen. Tragen fie auf Verminderung der verlangten Sum: 
“non, „lo muß dieſes unter beftimmter und ausführlicher Nahmweifung der Gründe dazu 
‚wit der Gegenjtände, bei melden, und der Art und Weiſe, wie ohne Hintanfegung des 
Sutözweds Erfparniffe gemacht werden können, geſchehen“, $. 100. Diefe Anträge follen 
der Regierung „auf das reiflichfte erwogen, auch, ſoweit es nur irgend mit dem Staatswohl 
"eindarift, jeder zeit berückſichtigt werden”. Erſcheinen fie aber unannehmbar und führt die nach: 
slige Berathung nicht zur Annahme, fo dürfen die Auflagen noch ein Jahr forterhoben werben, 
"nid aberein halbes Jahr vorher eine außerordentliche Ständeverfammlung einberufen. Un— 
Aennbar enthalten diefe Säge manches, was nur ald Mahnung an eine Pflicht, nicht als Feft: 
ung von Rechten und Verbindlichkeiten anzuſehen ift und daher nicht in ein Geſetz gehört, jedoch 
“erzigt zu werben verdient. Für die deutſchen Bundesftaaten enthält der zweite ver befannten 
Artikel vom 28. Juni 1832 hierher gehörige Beftimmungen. Er erflärt es für eine Folge 
n Art. 57 und 58 der Schlufacte von 1820, daß feinem deutſchen Fürften durch die Land: 
Finde die zur Führung einer den Bundespflichten und der Landesverfaſſung entſprechenden 
zierung erforderlichen Mittel verweigert werden dürfen 5), und fügt hinzu, daß Fälle, in 
wen eine ſtändiſche Verſammlung die Bewilligung der erforderlihen Steuern „durd bie 
Adſetzung anderweiter Wünſche und Anträge bedingen wollte”, nad) $$. 25 und 26 der 
Alufacte ein Ginfchreiten der Bundesgewalt zur Erhaltung der Ruhe und Ordnung veranz 
em fönnen. Es ift indeß ſchon in vielen Randesverfaffungen ausdrücklich verordnet, daß die 
uerbewilligung nicht an Bedingungen geknüpft werden dürfe. In den Ländern, wo die 
“räfentativverfaflung ſtarke Wurzeln geſchlagen hat, haben aud) die Ständeverfammlungen 
Ferat, dieſes wichtige Necht fo befonnen zu gebrauchen, daß ihre Beſchlüſſe, wenn fie gleich 
eilen manche Abjichten durchkreuzen, doch geachtet werden müſſen. 
— — — — 
I Die Entſcheidung hierüber würbe nach dem Gefeg von 1834 durch das Schiedsgericht geicheben, 
ar dieſe Einrichtung in Ausführung gefommen wäre, 
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Im Staatsrechnungsweſen hat man fi lange begnügt, die fämmtlihen Einnahmen und 
Ausgaben, die in einem Jahre vorfommen, aufzuzählen. Als man aber mehr Sorgfalt auf bie 
Pergleihung der Rehnungdergebniffe mit den Sägen des Voranſchlags zu vermenden anfing, 
wurde man gewahr, daß nur die Vorgänge, die in einem gewiflen Jahre ihre Entſtehungsurſache 
haben, alfo vemfelben eigentlich angehören, fi mit den Annahmen des Budgets vergleichen 
laffen, daß nur bei ihnen das Rechnungs-Soll (wie in der deutſchen Geſchäftsſprache bie fällig 
gewordene Summe heißt) die Verwirflihung des vorher in Ausfiht genommenen Budget: 
Solls bildet. Es fommen Ausgaben vor, die aus einer frühern Veranlaffung herrühren und 
folglich ausgefchieden werden müffen, damit ed nicht ſcheine, als jei der Etat ded laufenden Jahres 
überfchritten worden. Auch mande Ginnahmen müffen auf ein früheres Jahr bezogen werben, 
denn jedes Jahr foll in feinem befondern Haushalte dargeftelli werden. Diefem Grundfag ge: 
mäß werden von der Rechnung des laufenden Jahres die auf ein früheres ſich beziehenvden 
Einnahmen und Ausgaben getrennt, aud) kann man diefe eigene Jahresrehnung noch nach dem 
Ende des Jahres einige Zeit fortführen. Died kann freilih nicht lange fortgefegt werben, 
weil e8 zu viele Mühe machen würde, auch nimmt die Menge der nachträglichen Poften der Er: 
fahrung nach bald ftarf ab. Diefe Einrichtung ift vorzüglich wegen ber landſtäudiſchen Ned): 
nungsprüfung eingeführt und vervollfommmet worden. In Frankreich werden die auf ein be: 
ſtimmtes Jahr Bezug habenden Recdhnungdereigniffe unter dem Namen exercice zufammenge: 
faßt. Die Rechnung eined exercice blieb fonft (unter den legten Königen) für die Ausgaben 
nody bis Ende October des nächſten Jahres offen, nad; vem Decret vom 11. Aug. 1850 dürfen 
Zahlungsanweifungen nur bis zum 31. Juli, Auszahlungen bis zum 31. Aug. ftattfinden. 
Bon da an erlöfchen die Zahlungsdecreturen, jedoch thut dies den Rechten der Gläubiger feinen 
Eintrag, und ed können neue Anweifungen ausgeftellt werden, die aber aus den Mitteln des 
Jahres zu beftreiten find, in welchem fie vorfommen. Das exercice wird nad) dem 31. Aug. des 
Nachjahres gefchloifen (clos), und ed wird die vollftändige Rechnung gebildet, reglement defi- 
nitif du budget, die in Form eined Geſetzes den Ständen (ijetzt dem Geſetzgebenden Körper) zur 
Prüfung und Genehmigung vorgelegt wird. In andern Ländern ift diefer fpätere Schluß der 
Sahresrehnung nicht üblich, e8 wird aber in den Rechnungen das, was dem laufenden Jahre 
angehört, von dem, was in eine frühere Periode fällt, gefondert. 

Bon Schriften über das Budgetweſen, außer den obengenannten ältern Werfen, führen 

wir noch an: Peterſen, „Uber Wirthichaftsanihläge und Budgets’ (Göttingen 1811); Feder, 
„Handbuch über das Staats-Rechnungs- und Kaſſenweſen“ (Stuttgart 1820), S. 25—45; 
Kieſchke, „Grundzüge zur zwedmäßigen Einrichtung des Staats-Rechnungs- und Kaffen: 
weſens“ (Berlin 1821), S. 1—19; von Malchus, „Handbuch der Finanzwiffenfhaft und 
Finanzverwaltung‘ (Stuttgart 1830), Il, 93—126 ; Graaf, „Handbuch des Etats, Kafſen— 
und Rechnungsweſens des preußiſchen Staats’ (Berlin 1831), Abichnitt 2; Rau, „Grund: 
fäge der Finanzwiſſenſchaft“, U, $. 561fg.; D’Aupiffret, „Systeme financier de la France‘' 
(Baris 1854), Bd. 5 an verfchievenen Stellen. K. H. Rau. 

Buenod-Ayres. Die Cordilleren Südamerikas, nach ihrer höchſten Abtheilung in Chile, 
Peru und Ecuador, Cordilleras de los Andes oder blos die Anden genannt, find durch die Ein— 
fenfung der Landenge Panama von jenen im Norden gänzlich getrennt. Die Einſenkung gebt 
tief herab und plöglich; die Hügel Panamas erreichen faum die Höhe von 500 Buß. Ebenjo 
raſch und plöglic beginnt die Steigung wieder jenfeit Panamas. Die vichtgedrängten Ketten 
wie die Hochflächen des Südens gehen fogar höher empor als jene im Norden. Südamerika ift 
deshalb weniger entwickelt, weniger fruchtbar, und fegt der Bildung eines großen Staatenbun- 
des größere Schwierigkeiten entgegen. Selbft das Ende der in Zerflüftungen und Zertrümme— 
rungen auslaufenden patagonifthen Gorvilleren, das berühmte Kaps Hoorn, ein ifolirter, nackter 
ſchwarzer Belfen, ragt an 3000 Fuß hinauf über die Meeresfläche. 

Alte die wiederholten Verfude, im Süden Banamas einen ähnlichen Staatenbund zu bil— 
den wie dort im Norden, fcheiterten aber nur zum Theil an diefen Naturhinderniffen, mehr an 
dem Wefen der Einwohner, an ihrem Wieverwillen gegeneinander. Die geograpbifhe Tren- 
nung ift hier, wie in gleihem Grade wol felten auf Erden, auch eine moralifch=politifche. Die 
Anzahl der urfprünglicen, einer europäifchen Bildung, wie es ſcheint, kaum fähigen Infaffen, 
gemeinhin Indianer genannt, ift noch fehr bedeutend im Süden Panamas. Hierzu fommt Die 
Menge der Neger, der Barbigen und Miſchlinge aller Schattirungen. Die Ereolen jind, gleich- 
wie in Merico und Mittelamerika, eine durch ihre religiöfe und politiiche Grziehung verborbene 
Raſſe, welche die Arbeit, Mühe und Wachſamkeit, unumgänglich verbunden mit Freifeit und 
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Selbftändigfeit, ſcheut. Hier kann jeder Fühne Abenteurer leicht eine Anzahl ehrgeiziger und 
raubfügtiger Genoſſen finden, fie um fi verfanmeln, der beftehenden Regierung Trotz bieten, 
nicht felten diefe ſtürzen und fi an deren Stelle jegen. So zu Peru und Bolivia, in den La— 
Plata: und andern Staaten. 

Diejer ſchmachvolle Parteigeift, diefe verſtandloſe Sonderftellung ift mol faum irgendwo 
in jenen zerriffenen füdamerifanifchen Ländern ſchroffer hervorgetreten als in der Provinz und 
Stadt Buenos: Ayres, deren Aufbau bereitö 1535, wenn auch vergeblih, von den Spaniern 
unternommen wurde. Es hat ji nämlich Buenos: Ayres feit einigen Jahren vom Staatenbund 
am Las Plata entfernt gehalten und eine für die ganze Union ſchädliche Selbftändigfeit behaup— 
tet. Bis auf den Sturz von Rofas (1852) theilte die Republif alle Schickſale ver fpanifchen 
Bejigungen am La: Plata; fie gehörte nadeinander zum Vicekönigreich, zu den Vereinigten 
Staaten in Südamerika, zu den Vereinigten Staaten am La-Plata und zur Argentiniſchen 
Gonföderation — verſchiedene Namen, unter welchen diefe Spanischen Befigungen zuſammen⸗ 
gefaßt wurden. Bon diefer Stadt Buenos-Ayres, melde von ihren gefunden, erfrifchenden 
Lüften den Namen erhalten, ift zuerft (Mai 1810), unter dem Vorwande der bourboniſchen 
Legitimität, dad Zeichen zur Lostrennung vom fpanifhen Neiche ausgegangen. Im Namen des 
„rehtmäßigen Königs Ferdinand VII.“ wurden feine Vicekönige und Generale aus Montevideo, 
aus Paraguay, Buenos-Ayres und andern Landihaften vertrieben. Es verdient bemerkt zu 
werden, daß mehrere Jahre vor Georg Ganning der berühmte amerifanifhe Redner und 
Staatsmann Henry Clay die Anerfennung der Staaten am La: Plata im Repräjentantenhaufe 
zu Waſhington (24. März 1813) in Vorfchlag gebradt. Wir werden bei ver Gejchichte dieſer 
Staaten auf diefe in vielen Beziehungen denfwürdige Rede !), welche zum erften male die re— 
publifanifhe- Neue Welt von der Hudſonsbucht bi8 zum Cap-Hoorn der alten monarchiſchen 
in Europa entgegenjtellte, zurückkommen. 

Die Shlaht vor Monte Caceres (3. Febr. 1852) hatte die Flucht des Tyrannen Roſas 
zur Folge jowie den Sturz feines ganzen blutigen Regiments. Der Sieger Urquiza jegte eine 
proviforifche Regierung über Buenos-Ayres, ermahnte Stadt und Land zum Gehorfam und 
zur Einigung. Nächſtens werde eine Berfannmlung der freigewählten Abgeorbneten aller Xa= 
Plata-Länder zufammentreten, um den Staatenbund von neuem aufzurichten und die nothwen— 
digen Grundgeſetze feftzuftellen. Alle diefe und anvdere Mahnungen blieben vergebend. Die 
Verbannten und Flüchtigen, welde in Maffe nah Buenos-Ayres zurüdfehrten, waren nicht 
geneigt, ſich dem Regimente des Urquiza zu unterwerfen. „Hiermit ſei wenig gewonnen; dies 
ſei blos der Umtauſch einer Tyrannei um die andere — Urquiza für Roſas.“ In dieſem Sinne 
iſt die Mehrheit der Wahlen zur Legislatur ausgefallen. Die Vereinsacte von Santo-Nicolao 
dos Arroyos (31. Mai 1852), Urquiza zum proviforifchen Dictator der Argentiniſchen Con— 
föderation erhebend, ward zu Buenos Ayred verworfen (Juni 1852) und alle zu Urquiza 
baltenden Behörden vertrieben. Die Revolution vom 11. Sept. 1852 bat Buenos-Ayres in 
einen jelbftändigen Staat umgeihaffen; doch bedurfte ed noch mancher Kämpfe und großer 
Opfer zur Behauptung diefer traurigen felbftjüchtigen Souveränetät. Die Legislatur war ein: 
üchtövoll genug, dem Abgeoroneten Paſtor Obligado, einem tüchtigen, befonnenen Dann, die 
Stelle eines Oberbefehlöhabers ver Truppen und proviforifchen Statthalters von Buenos: Ayred 
zu verleihen (22. Juli 1853). 

Die freie Fahrt auf den Flüffen ift feine bloße Frage des internationalen Rechts; fie beruht 
vielmehr auf Verträgen, welde vie Uferftaaten unter ſich und mit fremden Mächten fließen. 
Urquiza geftattet durch einen in allen Bedingungen gleichlautenden Vertrag (10. Juli 1853) 
den Vereinigten Staaten, England und Frankreich die ungehinderte Beihiffung der Flüſſe Pa— 
vana und Uruguay. Der Dictator verband hiermit weitausjehende Plane. Der überwiegende 
Einfluß des Handeld und Verkehrs im abtrünnigen Buenos: Ayres follte gebrochen und durch 
diejen mittelbaren Zwang in Betreff ver materiellen Intereffen der abgetrennte Theil zur Union 
jurüdgebracht werben. Buenos-Ayres widerſprach, nannte Urquiza einen Verräther und be— 
legte ihn mit andern Schimpfnamen. Vergebens! Der Vertrag, ohne jedoch der durch ihre Lage 
jo vortbeilhaften Stadt vielen Schaden zu bringen, bleibt eine unwiderrufliche Thatſache. Über- 
dies mußte die Stadt Buenos-Ayres in der nächſten Zeitialle Kräfte aufbieten und fuchen, felbft 
auswärtige Bundeögenoffen herbeizuziehen, um ihr Dafein gegen Aufſtände der Provinzialen 
und Indianer zu retten. Die Hauptfladt der Nepublif mit ihrem reichen Handelsſtande und 





1) The Speeches of Henry Clay. Edited by Calvin Colton (Neuyorf 1857), I, 137. 140. 
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ihren vielen Fremden — wozu über die Hälfte der Einwohner gehören — nimmt zum weiten 
innern ande diefelbe Stellung ein, gleichtwie die Stadt Montevideo gegenüber der Banda= 
oriental. Die Losſagung von den übrigen La: Plata:Staaten hat im Flahlande der Provinz 
wenig Sympathien hervorgerufen. Eine Menge Brovinzialen, aufgeregt durch die alten An= 
hänger des gefallenen Dictators Rofas, erhob ji gegen die Präponderanz der Bonareſen; 
Oberſt Lagos vermochte e8, die Fahne desjenigen Mannes von neuem zu erheben, welcher we: 
nige Monate vorher, von allen verlaffen, am Bord eines englifhen Schiffs entfommen mar. 
Die Hauptftadt wurde von zahlreichen wilden Banden eingeichloffen. Die Begeifterung und 
Aufopferung der Bürger verleugnete fich aber nicht in diefer ſchwierigen Lage. 

Auch die Fremden, zumal die zahlreichen Italiener, griffen zu den Waffen, und die Umge: 
gend ward der Schauplag ununterbrocener fleiner und großer Kämpfe, welche den graufamen 
Charakter der fpanifchen Raſſe allzu grell zur Schau trugen. Die Stadt, melde keine Hülfe 
von den übrigen Provinzen erwarten fonnte, ſchien um fo mehr unterliegen zu müſſen, als auch 
Don Luiz Roſas, ein Verwandter, aber Feind des gleihnamigen Dictatord, welcher mit in den 
füblihen Pampas gefammelten Haufen Gauchos und Indianern zu ihrem Entjage herbeieilte, 
von den Belagerern gefchlagen und gefangen wurde. Zudem erfaßte auch Urquiza den günftigen 
Monent, trat aus feiner fheinbaren Neutralität plöglih heraus und hat jih mit Truppen der 
Provinzen Entre:Riod und Santa-Fe (Februar 1854) den Belagerern angefhloffen. In 
diefer Bedrängniß richtete die Stadt Hülfe juchend ihre Blicke nach Brafilien. Obgleich e8 nun 
im Intereffe Braftliend liegt, ver erften Stadt ver La: Plata-Staaten eine gewiſſe Selbftänvig: 
feit zu verfchaffen, und dahin zu traten, daſelbſt eine zweite Dictatur zu verhindern, und Ur: 
quiza bereits unverkennbar bewiejen hatte, wie wenig er ſich zur Dankbarkeit für die brafilifche 
Eooperation verpflichtet fühle; jo befand fich doch die brafilifche Negierung nicht in der Lage, 
etwas Anderes zu thun, als ihre frievlihe Vermittelung anzubieten. Urquiza erkennt das Ge: 
fährliche feiner &age — er mußte ein Eingreifen der Kaiferlihen befürchten —, und ſendet Boten 
nad Buenos-Ayres, um einen Frieden zu Stande zu bringen. Und dies ift gelungen. In den 
zwei Verträgen, gefchloffen zu Buenos: Ayres (20. Dec. 1854) und zu Parana (8. Jan. 1855), 
verbinden fich die zwei Staaten, die Argentinifche Gonföneration und Buenos-Ayres, in Freund— 
haft und Frieden miteinander zu leben und feine weitere Anderung in den beftebenden Han: 
delöverhältniffen vorzunehmen. Bei Fünftigen Irrungen wird man in feinem Falle zum 
Schwerte greifen; jie follen immer durch friedliche Vermittelung befeitigt werden. Beide Staa: 
ten verpflichten fich, niemals die Veräußerung eined Stücks vom nationalen Gebiete zu geftat: 
ten. Dann foll die ftaatlihe Trennung auf die bürgerlihen und peinlihen Gefege Feine Folge 
haben. Sie bleiben jegt wie früher diefelben in allen Ländern der ehemaligen Gonföveration. 
Man bedarf feines Paſſes von einem Staate in den andern ; die Schiffe bedienen ſich der gleichen 
nationalen Flagge; alle Waaren der befreundeten Staaten gehen aus und ein, ohne irgend 
Zölle zu entrichten. Buenos-Ayres und die Gonföderation werben fich überdies bei den Ein- 
fällen der Indianer im Innern und Süden ded Landes mit Rath und That gegenfeitigen Bei: 
ftand leiften. Diefe verftändige Mäfigung hat jedoch ſchnell ihr Ende erreicht. Buenos-Ayres 
widerjegte ſich der volljtändigen Ginigung, welche Urquiza anftrebte, worauf diefer die Verträge 
für erloſchen erflärte und hiervon dem Nachbarſtaate (18. März 1856) in offcieller Weiſe 
Mittheilung machte. Doc ift ungeachtet diefer rafchen unbefonnenen Handlung der Friede un: 
geftört erhalten worden. 

Die ſchnell vorübergehenden Störungen im Innern der Republik konnten, fo wenig wie 
die hohen Differentialzölle, welche Urquiza (19. Juli 1856) auf alle von Buenos-Ayres fom- 
menden Waaren legte, die Hebung der materiellen Verhältniffe von Buenos: Ayres zurückhal— 
ten. Mehrere Städte der Republif am Rio-Negro werben zu Freibäfen erhoben; die Herbei— 
ziehung europäifcher Eoloniften, woran die ganze Zukunft der La-Plata-Staaten gleihtwie die 
der andern füdamerifanifhen Länder hängt, wurde in mannichfaher Weife unterftügt, mas 
eine vermehrte Einwanderung zur Folge hatte. Im Jahre 1853 find blos 5000 Fremde zu 
Buenos-Ayres angefommen; 1856 über 16000, wovon die Einwanderer beinahe die Hälfte 
ausmachten. Deffenungeachtet mochte die Stadt Buenos-Ayres im VBeginne des Jahres 1858 
nur 93000 Einwohner zählen; das ganze übrige Land der Republik kaum 180000, und Dies 
auf einem Flächenraum von ungefähr gleiher Größe wie jener des Deutichen Bundes. Diefe 
Zahlen zeigen hinlänglich, wie viel hier noch der Zukunft vorbehalten bleibt. Die Ausfuhr der 
einheimischen Erzeugniſſe betrug im Jahre 1854 an 15 Mill. Piafter; die Einfuhr über- 
fleigt den Export in beveutendem Mae. Sind doch die Einfuhrzölle (1856) Über 48 Mill. 
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Biafter herangewachſen, d. h. Piaſter im Papiergeld, deffen Werth weit Hinter Silber zurüd- 
feht. Auch die andern Einnahmen, ebenfalls blos in Papiergeld angegeben, haben ſich gehoben. 
Die Mehrung ſteht jedoch Hinter den Zollerträgnifien weit zurück. Man war dadurch, währen 
der Iepten-Jahre, in den Stand gejegt worden, den Staatshaushalt in eine ziemlich gute Orb- 
nung zu bringen. Der Anſchlag der Ausgaben für 1856 belief fi in runder Zahl auf 75 und 
der Einnahmen auf 73 Mill. Solange aber die Macht der ſüdweſtlich wohnenden Indianer, 
die jäbrlid Theile der Republif raubend und plündernd überziehen, nicht völlig gebrochen, fo= 
lange kann auf feinen fletigen, in großem Mapftabe jich entwickelnden Fortſchritt gerechnet wer- 
den. Diefe Indianer gehören zu den Fräftigften und, nad den Peruanern, zu den gebilvetiten 
Urfaflen im Süden der Neuen Welt. Sie werden häufig in den frühern Werfen der Spanier 
erwähnt und mit einer Art Bewunderung beichrieben. 2) K. F. Neumann. 

Bulle, ſ. Curie. 

Bund, Bundesverfaſſung. (Staaten- oder Völkervereine, oder Föderativ— 
isteme, insbejondere: Staatenbündniß [Allianz], Staatenbund und Bun— 
veöftaat [Staaten Staat]: Orenzen der Gewalt, Volitik und Verfaſſung ver 
Bundesvereine im allgemeinen.) 

lL. Einleitung und Begriffder Bundesvereine. Außerordentlich verfchieden jind die 
politiihen Verbindungen und Berfaffungen, deren richtige Beurtheilung und Behandlung den 
Gegenftand der politifchen Erkenntniſſe und Beftrebungen bilden. Sowokbei den heutigen Böl- 
fern wie bei denen des Altertbums, fowol in ven Anfängen wie für die höchſten Stufen der politi- 
(en Entwidelung zeigen ſich überall neben ſehr verſchiedenen einfachen Staatöverbindungen noch 
wrihiedenartigere Bundesverhältniffe. Der einfache Staat vereinigt nämlich mehrere nicht ſou— 
seräneeinzelne oder moralifche Perfonen unter feiner fouveränen Gejellfhaftsgewalt. Ein Bund 
im politiihen Sinne dagegen ift ein Verein, deifen Glieder felbit wiederum Staaten oder Gefell- 
daften mit einer wenn aud beſchränkten fouveränen Gejellihaftögewalt oder andere unabhän- 
gige (founeräne) Perfönlichfeiten find. Ehe ih überhaupt wahre, jouveräne Staaten bilden, tre- 
ten einzelne oder Familien, Geſchlechter oder Stämme, und zwar entweder noch wandernde Horden 
er ſhon feite Anfiedler, in & Be Bündniffe, wie wir ſie z.B. auch die hebräiſchen Patriarchen und 
fo ot im Mittelalter einzelne Iınd Gorporationen unter dem Namen: Frieden, Bund, Gonjus 
rationen, Einigung u. |. w., ſchließen fehen. Und ebenfo treten, wenn bereit3 verfchiedene Staa= 
ten beftspen, von dieſen viele in Bundesverhältniffe, in Staatenvereine. Selbft in Griechenland 
und bei den Germanen haben überhaupt die erften Vereine, fofern man nicht jede einzelne 
bausgenoſſenſchaft ſchon einen Staat nennen wollte, und jedenfalls die erften Vereine verjchie- 
dener Hausgenoſſenſchaften untereinander faft überall nur die Geftalt von Bundeövereinen. 
Gt ſpäter bilden ſich dieje zu fouveränen Staaten; zuerſt gewöhnlich zu Kleinen Stamm, over 
Stadt, dver Gauftaaten. Iſt aber dieſes geihehen, alsdann treten diefe wieder unter ſich zuerft 
nod in bloße Bundesvereine, ſowie früher die verjchiedenen hebräifhen Stämme, wie die phö- 
niziſhen Städte in der Heimat und in Nordafrika, wie die griechiſchen, die alten italifchen 
Städte, wie die altgermaniichen Gaue, deren Bundeöverein unter gemeinfhaftlihem Herzog jo- 
gar früher, 3. B. im Cherusfer:, im Marfomannenz, im Alemannenbund, janod im Sachfen- 
bund zu Karl's des Großen Zeiten, nur vorübergehend während eined Kriegs in Wirkfamfeit 
ftat. Auch dieſe Bundesvereine aber und namentlich Die allmählichen Berbindungen ver ein 
seinen Stämme ganzer Nationen werden dann fpäter oft jelbit wieder zu einfachen Staaten, 
ewie ganz Italien zulegt unter Nom und wie die verfchiedenen Beudalvereine des germanifchen 
Nittelalter8 in den meijten heutigen europäifchen Nationen, bald aud zu großen nationalen 
dundesvereinen, wie Deutjchland und Nordamerika, wie die Schweiz und früher Holland. Jegt 
Neilih ift Holland, obwol die einzelnen Provinzen, fowie auch die von Hannover, befondere 
Irovinzialftände haben, dennod ein einfacher Staat, weil feine Provinz, Fein befonderes Glied 
dr Staatöverbindung Souveränetät bejigt. Auch die Bundesvereine find theild einfache, und 
Need, wenn fo wie jegt in Deutichland und in Norvamerifa und zum Theil in Südamerifa 
ifte unmittelbaren Glieder nur einfache Staaten (oder einzelne Familienväter) find, theils zu: 





2) Über die ſtatiſtiſchen Verhältniffe der Nepublit Buenos: Ayres haben wir vor kurzem ein neues 
ssführliches Werk erhalten: Rejistro estadistico del estado de Buenos Aires, correspondiente al 
*mestre 2° de 1855 (Buenos-Ayres 1856). Gin Theil der neueften Vorgänge, mit vielen unter: 
wötten nutzloſen Bhrafen, ift er ählt in der Schrift: La-Plata de 1851 a 1854. Relation des öve- 
"ments politiques par N. Penchgaric aine (Paris 1857). 
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fammengejegte oder au Oberbundesverfaffungen, infofern ihre Glieder felbft wieder Bundes: 
vereine bilden. So vereinte der allgemeine Nationalbund, die allgemeinen Amphiktyonen der 
Griechen zunächſt wieder die beiondern Bundeövereine der einzelnen Stämme, die der Dorier, 
Ionier, Aolier, ver Achäer, Thejfalier u. j. w. So umfaßt auch noch jegt eines der 22 Glieder 
des heutigen Schweizerbundes, nämlich Graußündten, als ſelbſt wiederum ein Bundesverein, 
26 bejondere Vereinsjtaaten. Ja eine ſolche ftufenweife Unterorpnung und Zufammenfegung 
fann eine drei- und vierfadhe fein. So waren z. B. in Theffalien die einzelnen Städte, Gaue 
und Demen jelbftändig, vereinigten jich wieder in einem Bundesverein der Stämme, dieſe 
wiederum in dem ber vier theilaliihen Hauptvölferfchaften, dieſe in dem allgemeinen theffalifchen 
Bunde, der dann wieder ein Glied des höchſten griechiſchen Nationalvereind bildete. Noch zahl: 
lofe andere Berfchiedenheiten ver Bundesvereine laſſen fih denken. E3 kann in den Bundes: 
vereinen die monarchiſche, ariftofratifche, demokratiſche Form, und zwar entweder eine unmittel- 
bar demokratiſche, wie in Gtiechenland (ſ. Achäifcher Bund), oder die repräfentative, wie in 
Amerika, vorherrſchen. Es können ferner die Staatenvereine eine ganze Nation umfaſſen, wie 
die allgemeine griechiſche Amphiktyonie, oder nur einzelne Theile, wie ver Achäiſche Bund. Es 
fann an der Spige der Bundesvereinigung entweder blos ein gemeinfchaftliher Monarch ftehen, 
wie in Schweden und Norwegen, oder eine durch verichiedene Vertreter der vereinigten Staaten 
gebildete Bundesgewalt, wie in Deutſchland und der Schweiz. Es können die Bundesftaaten 
bald bloße Stadtftaaten und nur Nepublifen fein, wie in ven Bundesvereinen der Alten in 
den italienischen und deutſchen Städtebündniffen im Mittelalter, bald, wie in Nordamerika, 
bloße Landesſtaaten, oder auch, wie in Deutjchland, theils ſtädtiſche Nepubliken, theils monar— 
chiſche Staaten aller Art. Sie fünnen theils jelbft wieder befondere Untertbanenländer haben, 
die entweder, wie jet in Beziehung auf Deutichland die außerdeutſchen Länder von Dänemarf, 
von den Niederlanden, von Ofterreih und Preußen, an der Verfaflung des Bundeslandes und 
des Bundes jelbjt gar feinen oder doch, wie früher die Unterthanenländer mehrerer Schmei: 
zercantone, nur einen ſehr beichränften und mittelbaren Antheil haben. Offenbar aber noch 
wichtiger als alle dieje Unterſchiede find die, ob die Bundesvereine nur ein Bündnif begründen, 
wie die verſchiedenen Goalitionen gegen Frankreich, oder einen Staatenbund, wie jegt Deutſch— 
land, oder einen Bundesſtaat, wie jegt Nordamerifa und die Schweiz. 

Wird nun wol, mit dem Blick auf die Natur der Sache jelbft und auf die Gefhichte, jemand 
leugnen wollen, daß die Bundesverhältnilfe, ihre Aufgaben und ihre Verfchiedenheiten höchſt 
wichtig jind, wie denn auch ſchon oben (I, LXII.) ein vollfommenes Föderativfuftem ala 
die höchſte und reichite politifche Organifation dargeftellt wurde? Wird man verfennen, daß das 
Schickſal, die Freiheit, die Eriitenz und Gultur der Völker oft ebenfo fehr und noch mehr von 
der richtigen Auffaſſung und Geftaltung ihrer Bundesverhältniffe ald von ihren Staatsver— 
faflungen abhängen? Wird man leugnen, daß diefe richtige Auffaffung und Behandlung zu: 
fammengejegter Berhältniffe ſchwieriger, und daß zugleich die Theorie derjelben ungleich ver: 
nachläſſigter ift als die Des einzelnen Staats und feiner Verfaſſung? 

U. Eintheilung der Bundesvereine. Für jedes gründliche Wiffen ift e8 Grundbedin— 
gung, dap man die Gegenſtände veflelben, ihre gemeinfchaftlihe Natur, ihre weſentlichen Unter— 
ſchiede und ihre verfchiedenen Gattungen fenne, und daß man für diefen Zwed in einer er: 
Ihöpfenden richtigen Gintheilung das ganze Gebiet derfelben umfaſſe und überfehe. Hiermit 
muß daher nicht blos in der Naturlehre und ihren Zweigen, in Mineralogie, Botanif, Zoologie, 
fondern auch in der Politik alle gründliche, wiſſenſchaftliche Erkenntniß beginnen. Doch iſt in 
der Politik jolde gründliche Eintheilung und Entwidelung ver politifhen Vereine und ihrer 
verſchiedenen Natur, wenn aud einzelne der größten Politiker, wie Ariftoteles und Montes: 
auien, eine jolhe zur Grundlage ihrer Syſteme zu machen fuchten, noch gar ſehr vernachläf tigt, 
indem die neuern Rechts- und Staatölehrer ſich oft zu einfeitig auf die logiſche Entwicelung 
aus vein philoſophiſchen Principien beſchränken. Aber ſelbſt Ariftoteles und Montesquieu be- 
ſchäftigen ſich vorzüglih nur mit der Natur und ver Verfhienenheit der Staaten und vernach- 
äffigen ebenfalls die Bundesvereine, fo hoch fie auch vorzüglich der letztere preift. 

Jede gründliche Gintheilung in jedem Gebiete des Wiſſens muß von den Grundprincipien 
der Wiſſenſchaft in ihrer Beziehung auf die verfhiedene Natur der Gegenftände ausgehen. Sie 
wird ſonſt zufällig und willfürlih. So wäre z. B. in juriftifcher Hinficht eine Eintheilung der 
Sachen in lebendige und todte, oder in organifche und unorganifche verkehrt, obgleich fie in Be— 
ziehung auf die Naturwiſſenſchaft höchſt wichtig ift. In rechtlicher Hinſicht müffen alfo die höch— 
ften und wejentligiten VBerfchiedenheiten der Bundesvereine — denn nur von diefen ift hier die 
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Rede — ausgehen von der weſentlichen Verſchiedenheit ver Grundgefege oder ber Zwecke und 
Srundberingungen ver Vereine. Alles Recht und feine Verſchiedenheit entfteht Durch die Vereine 
ter Menſchen (ſ. I, XLI. LXD), und der Bund felbjt ift feinem legten weientlihen Merkmal 
nad ein Verein, ein Vertrag. 

Die erfte Hauptverjchiedenheit ver Bundesvereine muß alfo ebenfo wie die der Staaten von 
ven böhften Grundprincip oder Grundgeſetz ausgehen, welches die an Ihatkraft überwiegende 
Mehrbeit der Vereinsglieder und die Natur ihrer Vereine beſtimmt. MWie für die Staaten 
velöft, fo werden alfo aud) fir die Bundesvereine die Berfaflungen, je nad) der Vorherrſchaft 
v3 ſinnlichen egoiftiichen, des blinden Glaubens: oder des Vernunftgefeges, entweder Despotifch, 
oder theofratifch, oder freiheitlich fein. !) Die weitere Begründung und Entwickelung diefer 
Gintbeilung müſſen wir der Lehre von der Staatöverfaffung überlaffen. Nur das ift hier noch 
zu bemerken, daß es ein Sauptgrundfag der Volitif fein muß, wenigftend foviel ald möglich die 
bleibenden Bundesvereine zwiſchen Staaten von verfchiedener, despotifcher, theofratifher und 
freier, Grundverfaflung zu vermeiden. Denn entweder wird fonft der Bund feine Kraft und 
dauer haben, innerer Anarchie oder bei dem erften gefährlihen Angriff äußerer Unterjohung 
nbeimfallen, oder je nachdem die Anhänger des despotiſchen Princips, oder die des theofrati- 
sen, oder die des freien überwiegen, werden die Principien der andern mehr und mehr inner- 
id gehemmt oder umgewandelt und unterjocdht werden. Mögen die freien Staaten und Regie: 
ungen in ſolchen unglücklichen Vereinigungen es ſtets al die Orundberingung ihrer Eriftenz 
neben, vor allem ihr Grundprincip kräftig zu behaupten und ihm Gingang zu verfchaffen, oder 
“ Aud verloren. Von niedern Stufen kann man, ohne ich ſelbſt und feine Eriftenz aufzuge- 
ten, zu den höhern fortfchreiten, nicht umgekehrt! Dffenbar liegt hier die größte Gefahr des 
serramerifanifchen Staatenbundes zwiſchen Sklavenftaaten, deren Fundament despotiſch iſt, 
ind zwiſchen Nichtſklavenſtaaten. (S. Amerika: Sklavenfrage.) Auch die Forderung der 
wutihen Bundesſtaaten, daß feiner von ihnen despotiſch ſei oder werde, ergibt ſich hier. 

Nach der Verſchiedenheit der höchſten Grundprincipien iſt keine andere ſo weſentlich als die 
a dem rechtlichen Zweck und nach den rechtlichen Grundbedingungen der Vereine. Nach dieſer 
gemeinen weſentlichen Hauptabtheilung und rechtlichen und politifchen Verſchiedenheit (ſ. 1,L1.) 
er alle gejellihaftliben Vereine der Ginzelnen und der Staaten unter der Herrſchaft des 
ettsgeſetzes — entweder: 

Raatsrehtlich und begründen gemeinſchaftliche oder ſtaatsrechtliche Nedtöverhält- 
ae, wobei die T Heilnehmer zu einem fouveränen Gemeinwefen oder einer — gemeinſchaft— 
"den ſouveränen Perfönlihfeit vereinigt und ald Glieder derjelben ihrem Geſammt— 
len unterworfen find. Ein folder Verein von Staaten, welche zu einem großen Theil ihre be: 
'mdere perfünliche Souveränetät der Souveränetät des Gemeinweſens geopfert haben, heift 
a Bundes= oder au ein Völker-, oder ein Staaten-Staat, ein Reid im älfern 
Einne. Ober es find die Vereine: 

nur privat rechtlich — und diefes heißt in der Anwendung auf abgefonvdert nebeneinander 
iebende Völker: rein völkerrechtlich — und begründen bloße völferrechtliche Verhältniffe, 
sebei die Theilnehmer nur als abgeſonderte felbftändige Nehtsfubjecte oder Perfonen gegen: 
Yerieben. Solchergeſtalt verbündete Staaten, welche ihre perfönliche Souveränetät behaup- 
vn, bilden die blos völferrehtlihen Bundesvereine. Diefe jelbft aber begründen wie— 
mm entweder: 

einen Staatenbund, in weldem mehrere fouveräne Staaten dauernd einen Inbegriff 
er äußern Souveränetätsrehte gemeinfhaftlih oder zum Miteigenthum machen. 
vr fie bilden : 

ein bloßes Staatenbündnif, oder eine Allianz, worin mehrere fouveräne Staaten 
“rübergebend duch obligationenrehtlihen Societätdvertrag zu beſtimmten Ver— 
Aleiſtungen fich verpflichten. 

Shon aus diefer Bezeihnung ergibt jich, daß die verſchiedenen Rechtsverhältniſſe dieſer drei 





Bat. über die Natur und Verfchiedenheit der Staaten und ihrer Berfaffungen K. Th. Welder's 
Eriem, I, 8.49, ©. 322 fg. und unten den Art. Staatöverfaffung. Despotifche Bundesverhältniffe 
“en fich Leicht durch despotifche Oberherrfchaft eines Stammes und Stammbhauptes über verwandte 
Samme ; jo meift in Aften, doch zeigt auch das römiſche und das fränkiſche Reich wenigftens theilweiſe 
Valites. Theofratifche Bundesitaaten fehen wir bei den alten Hebräern und in dem großen päpftlichen 
nfenreiche des Mittelalters. 9° 
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Battungen der Staatenvereine, oder daß ſich 1) der Bundeöftaat, 2) der Staatenbund und 
3) das Staatenbündniß auf zwiefache Weife weſentlich unterfcheiden. 

Zunächſt — und dieſes ift für Nichtjuriften die Hauptſache — unterfheiden jie ſich nach den 
Hauptjeiten oder Hauptfreifen aller geiellihaftlihen Berhältniffe, indem nämlich der Bundes: 
ftaat dem Staatsrecht, dagegen der Staatenbund und das Staatenbündniß dem Völker: 
recht angehören. 

Alle drei Vereine unterſcheiden ſich zugleih nad der verſchiedenen rechtlichen Natur der 
dreifachen Hauptverhältniſſe oder Haupttheile alles Rechts in jedem Rechtskreiſe, mie fie Die 
tiefe römiſche Jurisprudenz ebenjo für den Rechtskreis des Staats: und Völkerrechts wie für 
den des Privatrechts aufftellte. Alle Rechte find nämlich entweder: 

1) privat: und Öffentliche Perfönlichfeitd: (oder Status-) oder Verfaſſungsrechte; oder: 

2) Sachen- oder reale Herrſchaftsrechte; oder: 

3) Verkehrs: (oder Obligationen:) oder Verwaltungsrechte. ?) 

Der Bundesftaat hat nur, wie ſich ergeben wird, ſtaatsrechtlichen und flatusrechtlichen, ver 
Staatenbund völferrechtlidhen realen, und das Staatenbündniß völferrechtlidhen obligationen= 
rechtlichen Charakter. . 

68 follen nur diefe drei Hauptgattungem der Staatenvereine nad ihren verfchiedenen me: 
fentlihen Merkmalen und Rechtsverhältniſſen, welche zugleich die Hauptgefege ihrer Bolitif und 
die Grenzen ihrer Gewalt bejtimmeu, genauer betrachtet werden. 

II. Die wejentlidften Aufgaben und die verihiedenen Hauptharaftere 
der verfhiedenen Staatenvereine A, Der Bundeditaat. Als die weientlihfte Auf- 
gabe auch eines jeden Bundeövereind darf es unftreitig betrachtet werden, daß er feinem Grund— 
harakter, daß er ſich jelbit treu und confequent bleibe und ih harmoniſch auszubilden juche. 
Er darf richt irre und wirre hin- und herihwanfen, Wiverftreitended in fih aufnehmen und 
fo entweder Kraftlofigkeit und Auflöfung oder Unterdrückung und Revolution herbeiführen. 
Daher eben find die folgerichtigen Charaktere der Vereine nach der Natur derſelben zugleich 
die richtigen Anforderungen für ihre Behandlung oder für ihre Politik. 

Zur beſſern Veranihaulihnng der Natur des Bundesſtaats bezieben wir und auf die obige 
Darftellung ver merfwürdigen griehiihen Bundesverfaflungen (ſ. Achaifher Bund). Ebenſo 
verweiſen wir auf vie Einrichtungen der deutſchen Reichsverfaſſung, die zu ihrem Unglück frei: 
lich leider aud) einigen der wichtigften Gefege des Bundesjtants nicht treu blieb. Vorzugsweiſe 
aber werden die Bundeseinrihtungen von Nordamerifa und der Schweiz ?) das Wefen des 
Bundesftaats veranfhaulihen. In Beziehung auf jie dürfen wir nämlich, der vieljeitigften Zu— 
flimmung gewiß, unfere frühere Meinungsäußerung wiederholen: „Von allen Bunvdesitaats: 
verfaflungen der Welt war nie wol eine vollfommener und naturgemäßer, beſſer abgemogen 
und genauer den höchſten Orundfägen und wichtigſten Bedürfniſſen entipredhend, ald die nord— 
amellkaniſche, feitvem die unglüdlichiten Folgen die Mangelhaftigfeit des bloßen Staatenbun- 
des von 1776 enthüllten, ſodaß derſelbe durch Die Gonftitution der Vereinigten Staaten vom 
17. Sept. 1787 in einen wirklichen Bundesftaat umgewandelt wurde *), und ald die ſchweize— 
rifche nach der gleichen IImmandelung im Jahre 1848 (12. Sept.). Ein halbes Jahrhundert 
hat die amerikanische Bundesverfaflung unausgefegt in der Erfahrung diefe feltene Vortreff— 
lichkeit bewährt, die höchſte und fchwierigfte Aufgabe des Bundesftaats gelöft. Mit der größten 
Freiheit und freien befondern Entwidelung und Bewegung der einzelnen Bürger und ber ein: 


2) Dal. 8. Ih. Welder's Syftem, I, $$.47—51. Hier find auch die drei höchſten Rechteprincipien 
für diefe drei Theile nachgewiefen, nämlich 1) das eines fteten, würdigen und freien Lebens für die per- 
fonenrechtlichen VBerhältniffe, 2) das der Bewahrung der Gleichheit und gleichen Unverleplichfeit für Die 
realen Rechtsverhältniffe, und 3) das der treuen Erfüllung der einzelnen Verpflichtungen für die Wer: 
fehrsverhältniffe. (Honeste vive, neminem laede, suum cuique tribue!) 

3) Vol. K Th. Welder, Über Bundesverfaflung und YBundesreform, über Bildung und Grenzen ber 
Bundesgewalt (Stuttgart 1834), ©. 25. Diefe Schrift, welche, wie ihr Titel bemerfte, zunächft zur 
Bermittelung der verichiedenen Plane für die ſchon damals lebhaft verhandelte fchweizerifche Reform 
beftimmt war, hat nad) ber Verficherung ber einflußreichiten Begründer diefer Reform wefentlich mit— 
gewirkt für den Sieg des jeßigen richtigen Syſtems. 

4) Hamilton jagt im „Foederalist‘ von der frühern Zeit des bloßen Staatenbundes: „Man fann 
mit Recht behaupten, daß die Vereinigten Staaten den tiefiten Grad der politifchen Erniedrigung er: 
reicht Haben. Ailes, was den Stolz eines Volks beleidigen over feinen Gharafter herabwürdigen kann, 
haben wir erfahren.‘ So wird man einft nach der glädlich vollbradyten deutfchen Bundesreform noch 
mit viel größerm Recht von Deutichland fagen. (S. den Art. Belagerungsftand, Il, 464— 482.) 
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zelnen Vereinsftaaten hat fie die ftärkfte und Fräftigfte allgemeine nationale Bereinigung und 
Staatdeinheit und Staatsmacht verbunden und hierdurd ohne blutige Eroberungen einen von 
Jahr zu Jahr immer größern Fortſchritt an Wohlftand und Eultur begründet, ſowie es bisher 
nur in den Idealen ver Philofophen möglich ſchien. Und gewiß, man muß bei fo vielen Keimen 
und Veranlaffungen in Störungen und Hemmungen, bei jo vielen Gefahren und Schwierig: 
feiten, wie fie wahrlich auch dort fich finden, das Hauptverdienft diefes bewundernswürbigen 
Reſultats in ‚der Vortrefflichkeit der Verfaſſung ſuchen, nicht in bloßen äußern Zufälligfeiten. 
Das legte thun freilich ſolche ſophiſtiſche Knechtſchaftsapoſtel, weldhe den Freiheitöfreunden bei 
der Hinweifung auf England entgegnen, dort fünne die Freiheit nur beftehen wegen ber 
Infellage, bei Berufung auf die mitten zwifchen vielen großen und Fleinen Staaten gelegene 
Schweiz aber hier dieſelbe fürein Product der Berge erklären, und wenn man an die Dithmar= 
ihen und Holländer erinnert, ihren Grund alsdann in ber Ebene und in den Niederungen ſu— 
Sen. Nur zwei Gebredhen muß allerdings der Freund der Freiheit und der fortfchreitenden 
Menihheit bei aller Bewunderung der nordamerifanifhen Bundesverfaflung offen anerfen= 
nen. Das eine befteht darin, daß durch die despotiſche Negerjklaverei in einem großen Theile 
der einzelnen Freiſtaaten jener oben aufgeftellte Sauptgrundfag verlegt und neben das Princip 
rernunftrechtlicher Freiheit und feine freien geſellſchaftlichen Verhältniſſe die des Despotismus 
und Egoismus geftellt find. Wenn freilich in dieſem bereitd auf fo gefahrdrohende Weife fühl: 
bar gewordenen unvereinbaren Widerſpruch nicht das ſittliche Princip der vernunftrechtlichen 
Freiheit daß entgegengefegte befiegte und ausſtieße, alddann müßte unvermeidlich, ſowie einft 
kei dem römischen Reiche, welches nad taufenpjähriger jheußlicher Sklaverei auch der Bürger 
endlih völlig zerftört wurde, das böſe Princip täglich mehr fein Gift und feine Herrichaft ver: 
breiten, und zwar um fo mehr, da diefelbe ver Hauptſache nad ohne allen Vergleich verbreche— 
ter, alfo auch für die Freien moralifch vergiftender ift ald Die Sklaverei im Alterthum. Diefe 
farn jogar unſchuldig genannt werden im Vergleich mit der nordamerifanifhen.d) Mehr ald 
alles andere wird die Löſung der Sflavenfrage über die Dauer der amerifanifhen Freiheit, 
üherden Werth des amerikaniſchen Volkes entſcheiden. Ein anderes Gebrechen der norbamerifas 
uiſthen Bundesverfaflung, welches ähnlich wie die Sflaverei dem Orundprincip des freien Staats, 
der Sittlichfeit widerfpricht und das Princip der Despotie, die Selbſtſucht, nährt, und daher täg= 
lich vererbender und untergrabender wirft, ift die ald Recht dem Vräſidenten zugeftandene will- 
kütliche Entlaßba rkeit aller Beamten ded Bundesſtaats. Man glaubte, nur durch jie würde eine 
nöglihft vollkommene und ſchnelle Vollziehung des Regierungswillens möglich fein. Aber vie 
ittourbonifche, die jafobinifche, die Napoleoniidhe und Ludwig: Philipp’iche Negierung, fie alle 
dahen es genügend erwiefen, daß die Ginrihtung nicht eine rechtliche und tüchtige, daß fie viel= 
mehr eine despotifche, der Willkür der Verwaltung dienende fei, welche Verberbtheit der Beam— 
tm und eine allgemeine Korruption vorzüglih aud der Wahlen, furz jenes Spigbubenfyftem 
erzeugt, das die Freiheit und die VBerfaflungen untergräbt, die Regierungen flürzte, und das 
Volk bis zur Verzweiflung an der Möglichkeit einer freien Verfaſſung verderbt. Nordamerika 
# durch die allmählich immer verderblidhere Einwirkung diefed und vorzüglich des erften Ge- 
stehend felbft mitten in der Zunahme feiner materiellen Größe bereitö den gefährlichften Zerrüt: 
ungenanheimgefallen und wieder um den [hönften Theil feines Ruhms und feiner Achtung bei 
en geitteten Völkern gekommen, und es dient jept bald ähnlich zur Abſchreckung vor der Frei— 
beit wie früher zur Aufmunterung für fie. Während alſo Nordamerika tief eingreifende Schäden 
usuftogen hat, braucht die bereits durch Die glänzendften Erfolge gefrönte neue ſchweizeriſche 
Iundeöverfaffung nur die Entitehung ähnlicher Krebsſchäden zu verhindern, um den ehrenvoll: 
fm und durch Bewahrung des Grundprincips, des freien Bundesſtaats wie des freien Ginzel- 
fsats, einen beneidenswerthen und glüdlihen Zuftand der Nation auch fernerhin zu fichern. 
Der rechtliche Grundcharakter des Bundesſtaats aber, oder des ſtaatsrechtlichen Staaten- 
"eins befteht nach dem Dbigen (IT) darin, daß in ihm mehrere unvollfommene fouveräne 
Staaten zu einer höhern moraliſchen Perfönlichkeit oder Univerjitas, und zwar zu einer ſtaats— 
Wötlihen oder zu einer gemeinſchaftlichen hoͤhern Staatöverfaffung, zu einer Staatdeinheit, zu 


— — 


95. hierüber den Art. Amerika, I, 463 fg. Jefferſon, in Notes sur la Virginie, ©. 214, fagt 
"rihön über die fait höhnifche Vernichtung jener amerifanifchen PVerfaffungsprincipien von ange: 
bereen Menfchewrechten durch die Sklaverei: „Wie fann die Freiheit eine Stätte finden in dieſem 
Sanıe, wenn die einzige fefte Grundlage, auf welche fie begründet werden muß, zerftört wird, näm— 
"6 die gemeinfchaftliche fefte Überzeugung, daß die Freiheit ein Gefchenf von Gott ift, welches nie: 
an antaften fann, ohne fich feinem Zorn auszufegen. Ich zittere für mein Vaterland.‘ 
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einem fouveränen Oberftaate, Reichs- oder Staatenftaate vereinigt und ihm untergeordnet find. 
In diefer feiner rechtlichen Natur find nun folgende befondere Merkmale und Forderungen be= 
gründet, deren vollkommenere oder mangelhaftere Verwirklichung man leicht ald die Grundlage 
der Kraft oder ded Verfalls der Bundesftaaten aud) in der Geſchichte erfennen wird: 

1) Der Zwed, durch welden und für welden ſich mehrere befondere Staaten einem höhern 
Geſammtſtaate unterordnen, ohne doch zugleich ihre beiondere Erijtenz und Souveränetät 
gänzlich aufzugeben, kann vernünftigerweife gar fein anderer jein ald eineötheild ver Staats= 
zwed oder der Nationalzweck felbit. Es ift der umfaſſende, bleibende Menſchheitszweck der 
Nation, oder die dem gejellihaftlihen VBerfaffungsgefeg entſprechende rechtliche Schügung und 
Förderung ihres Geſammtzwecks (ſ. I, XL). Diejer Zwed ijt jedoch andererfeits nur infoweit 
Bundeszwed, als deſſen Hörderung und Schügung nicht genügend ſchon von den beſondern 
Staaten bewirkt werden kann. Nur infomweit dieſes nicht der Ball ift, joll der Bundesftaat für 
die einzelnen, in bejondere Staaten getheilten Stämme einer Nation- daffelbe fein, was ver 
Staat für die einzelnen Familien ift. Cine Beihränfung ver einzelnen Staaten durch die Bun— 
deögewalt wird nur infoweit anerkannt, iſt nur injoweit vernünftig. Infoweit aber bezieht ſich 
ber Bundeszweck, außer der innern und äußern Sicherung des Vereins und aller Bereinsftaaten, 
auch auf das Geſammtwohl der Nation. Diejed erkannten die griechiſchen Bundesvereine an 
(f.1, 119). Es erkennt dies auch die nordamerikaniſche Bundesverfalfung.an, indem fie [hen an 
der Spige der Unionsurkunde außer der innern und Aupern Sicherheit auch den Zweck auf: 
ſtellt: „vie Gerechtigkeit zu befeftigen, die allgemeine Wohlfahrt zu fördern und ung jorwie 
unjern Nahfommen den Segen der Freiheit zu erhalten‘ ; indem fie es ferner ebenfalls aus: 
drüclich ald Aufgabe der Bundesgewalt erklärt, „das Aufblüben der Wiſſenſchaft zu beför— 
dern’ ; indem fie endlich durch ihre wichtigiten Beftimmungen über eine ganze Reihe innerer 
Verhältniſſe, z. B. über die Rechte der Schriftfteller, über Handel, Münz: und Poſtweſen, Mai; 
und Gewicht, Notariat, Griminalgerichte, Preßfreiheit, Neligionsfreibeit u. |. w., diefem End: 
zweck entſpricht (Conſt., Art. I, IV, und der Anhang). Ebenſo nimmt die neue Schweizerbundes: 
verfaffung ausdrücklich auch „ven Schug der Freiheit und der Nechte ver Eidgenoſſen und Be: 
förderung ihrer gemeinfamen Wohlfahrt‘ in ven Bundeszweck auf und jhügt, übereinftimmend 
mit der amerifanifchen, ausdrücklich beſonders wichtige Staatözwede. Namentlih übernimmt 
fie ebenfalls foldhe Verwaltungsgegenftände ausjhlieplich, welche am beften von der Gemein- 
ſchaft gleihförmig gefeglich beftimmt und verwaltet werden, wie das Poſt- und Münzweſen, die 
Zölle, Map und Gewicht (Art. 74, 11). 

2) Der Bundesftaat begründet zur Verwirklihung des hier ald Vereinögefeg anerkannten 
nicht blos Außerlihen, ſondern moraliihen und innerlichen (oder nationalen) höchſten Zwecks 
und Lebensgeſetzes und als eine moraliſch-perſönliche Einheit der verihiedenen Staaten eine 
innerlidhe und äuperlidhe Vereinigung aller Bundesgliever zu einem wahren und 
zugleih zu einem fouveränen Gemeinweſen. Diejes jelbft aber begründet als ſolches 
wiederum: 

A. eine allgemeine und abjolute Gültigkeit ver Stimmenmehrheit in allen gemein- 
ſchaftlichen Angelegenheiten, auch jelbft ven wichtigiten ; 

B. einen nicht blos nad außen, jondern auch als oberherrliche over ald Negierungsgemwalt 
nad) innen gegen die Bundeöregierungen gültigen fouveränen Geſammtwillen zur 
Verwirklichung jenes Zwecks. Solche Einheit, folder Geſammtwille und foldye Gewalt ver: 
wirklichen fi aber ihrer Natur nad a) durd eine wahre gejeggebende und b) eine richter: 
lihe Gewalt und c) durd eine vollziehende, alſo nicht blos eine Kriegs-, ſondern eine organi— 
jirte geſetzliche Zwangsgewalt des Bundes für feinen umfaſſenden Zwed. 

C. Eine ſolche Gewalt aber begründet eine wahre Gehorſams- over Untertbanen: 
pfliht aller Bundesregierungen und mithin: 

D. eine wejentlide nicht blos reale, jondern perfönlihe Beihränfung ihrer Sou— 
veränetät. 

In Nordamerika ift alle dieſes anerkannt, ebenfo wie früher in den griechiſchen Bundes— 
verfafjungen, im Deutichen Reich und jegt in der Schweiz. 

In Nordamerika namentlich ift, als ſich von felbft verftehend, für alle Bundesbeſchlüſſe, 
felbit für die über Abänderung der Verfaſſung, die Stimmenmehrheit der Bundesglieder und 
ihrer Organe anerkannt. ©) 





6) Nordamerikanifche Gonftitution, I u. IV, V, v1. 
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Durch fie und ven höchſten grumdgejeglichen Zweck entftehen hier wahre anerkannte fou- 
veräne Geſetze, nicht blos völkerrechtliche Bundesverträge. Diefed ift es, was die amerikaniſchen 
Publiciſten, namentlich aud Story, ald einen wejentlihen Grunddarakter des amerifanifchen 
Bundesſtaats hervorheben. 

Aud haben in Amerifa viele in allen Bundesſtaaten gefeglih und bleibend errichtete Bun— 
desgerihtöhöfe und in höchſter Inftanz ein eben folches höchſtes Bundesgericht wegen jeder Ver: 
[gung irgendeines Bundesgeſetzes von jeiten einzelner oder der Behörden eines einzelnen 
Staats, ferner inallen Saden, wo der Bund ald Kläger oder Beklagter auftritt, in allen Strei— 
tigfeiten der Bundesftaaten untereinander oder mit fremden Staaten, und in beftimmten 
Streitigkeiten dev Bürger u. ſ. w. eine ausſchließliche, in allen Straffahen ohne Ausnahme 
aber eine mit den Vereinsjtaaten concurrirende gejeglihe Richtergewalt. 7) 

Auf gleihe Weife Hat die nordamerikaniſche Bundesregierung eine völlig felbftändige 
fouveräne Vollziehungs- und Zwangsgewalt. Sie hebt unmittelbar die nöthigen Truppen 
ſelbſt aug, rüſtet umd bildet jie zu einer ihr allein unterworfenen Land- und Seemacht und be: 
febligt ite allein, ohne daß jelbjt die einzelnen Staaten eine ftehende Kriegsmacht oder auch nur 
ein Kriegsſchiff befigen dürften. Sie hat das Net, die Bürgerfoldaten in jedem Staate, welche 
allein gegen Bürger gebraucht werden dürfen, zur Vollziehung aufzubieten. Sie jchreibt aus, 
erhebt und verwaltet ebenjo alle für die Bundeszwede nöthigen Steuern und ernennt und be— 
fehligt alle ihr söthigen Vollziehungsbeamten. 9) 

So begründet denn der nordamerikaniſche Bundesitaat für [feinen umfaflenden Zweck und 
den dadurch bejtimmten Inbegriff innerer und äußerer Regierungsrechte eine, wenn aud) be= 
jhränfte, doch wirkliche fouveräne Oberregierungsgewalt über das ganze Bundesgebiet, allge: 
meine Gehorfamd und Untertbanenpflicht für die Regierungen und Bürger und eine große 
Beihränfung ſelbſt der perfönlichen Souveränetät der erftern, ſodaß dieſelben nie unbeſchränkt 
ſouverän“ genannt oder gar die Bewahrung „ihrer Souveränetät” ald Bundeszweck erklärt 
werden könnte. Dieſes fiel auch den Grundgeſetzen der griechiichen, fchweizerifchen und nordames 
rikaniſchen Bundesitaaten niemals ein; ebenfo wenig denen des frühern Deutichen Reihe. Doc 
wurden die deutſchen Reichsgeſetze zu großem Unglück Deutſchlands in diefer Beziehung ſpäter 
immer fehlechafter. 

3) Der Bundesſtaat begründet nad) Zweck und Grundgeſetz gleich jedem Staatöverein und 
dem perfonenrechtlihen oder Statusverhältnig nicht bloß einzelne beftimmte vorübergehende 
Obligationd= oder Vertragsverbindlichkeiten, er begründet vielmehr, ähnlich wie z. B. aud) das 
älterlihe, kindliche oder eheliche VBerhältniß, einen zum voraus nie im einzelnen erihöpfend zu 
beitimmienden Inbegriff wahrer Statusredte und Pflichten, welde, wie aud die 
im Privatrecht, z. B. die der Perfönlichkeit, der Ehre, der Familie, ſtets auch das Innere der 
Geſellſchaftsglieder, aljo bier weientlih aud die innern, ftantärechtlihen Verhältniſſe mit— 
befaffen, und wobei die Rechte zunächſt aus den Pflichten jich ableiten, nicht umgekehrt. 

Hierdurch aber ift nun nod) keineswegs eine grenzenloſe, unbeſchränkte Bundesgewalt über 
die innern Berhältniffe der Vereinsftaaten begründet. Diefe würde ja Despotiömus und Ber: 
nichtung alles Rechts und jeder Selbſtändigkeit der Vereinsſtaaten, alfo zugleih Vernichtung 
aller Redhtlichfeit wie der ganzen Natur des Bundesftaats jelbjt begründen.) Sowie vielmehr 
im Recht eine jede Gewalt, fo ift vollends auch alle rechtliche Oberregierungdgewalt im Bundes— 
faate begrenzt. Sie ift es theils durch die allgemeine Natur des Rechtsgeſetzes, theils durch die 
bejondere Begründung und die befondere rechtliche Natur des Bundesftaats. Sie ift begrenzt 
einestheild durch die Natur des gefellichaftlihen Rechtsgrundgeſetzes, mithin duch die allge- 
meine rechtliche Freiheit aller Gejellihaftsgliever. Nach ihr erfannte z. B. im Deutjchen Reiche 
der Kaiſer Zeopolo 1. feierlich an, er dürfe nimmermehr, zu einem Gejeg einwilligen, welches den 
deutihen Bürgern dasgrundverfaflungsmäßige Recht ver Steuerbewilligung verlegte. Andern: 
teild aber iſt fie auch no, abgeſehen von individuellen Conſtitutionsbeſtimmungen, be: 
(hränft durch die rechtliche Natur des aus freien Einzelſtaaten zufammengejegten Bundesftaats, 
und durch feinen Zwed, die nationale Gefammtaufgabe nur infoweit zu fördern, als dazu die 
iſolirte Wirkfamkeit der einzelnen Negierungen grundvertragsmäfig ald unzureichend aner: 





T) Gonftitution der Vereinigten Staaten, II. 

8) Gonftitution, 1, 8. 
9) Deshalb geht der despotifche Bundesverein fo wie einft der lateinifche oder römische in einen eins 
fachen despotijchen Staat über. 
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fannt wird. Darf ja doch aud) der freie over rechtliche einfache Staat die rechtliche Freiheit feiner 
Glieder nicht verlegen und biefelbe auch durchaus nicht weiter befhränfen, als fie dieſelbe im 
freien Grundvertrage nad) dem allgemeinen Nechtögefeg und Staatszweck oder durch beſondere 
Vertragsbeſtimmungen beihränft haben, over noch außerdem durch neue Einwilligungen, 5.2. 
Steuerbewilligungen, in einzelnen Beziehungen ſelbſt beſchränken. Es darf alfo dieſes noch 
weniger ein Bundesſtaat thun. Ja die Regel wird fo, wie ed im freien nordamerikaniſchen 
Bundesftaat ebenfalls anerfannt ift, die rechtliche Freiheit, die der einzelnen und die Selbftän- 
digfeit ver einzelnen Bunbesftaaten bilden. Die vehtlihe Bermuthung wird alfo im allgemei- 
nen für fie, ſie wird für die Freiheit flveiten. Diefes ift in Beziehung auf die Selbſtändigkeit 
der Bundeöftaaten um fo natürlicher, da ja aud) ſchon nad) dem Endzweck des Bundesſtaats die 
Bundeögewalt feineöwegs, wie Drefc 19) behauptet, ſich über alles erftreckt, ſodaß der beſondern 
Regierungsgewalt des einzelnen Vereinsftaats nur das und fovielzuftehe, als ihr jene übrig zu 
laffen für gut finde. Vielmehr fol ja umgekehrt die Bundesgewalt nur alddann und in ven 
Beziehungen eintreten, in welden nad Anerkennung des Bunvesvertrags die einzelnen Regie: 
rungen nicht völlig ausreichen, in welchen alfo fie in dieſem Sinne etwas übrig laffen. Aber in 
Beziehung auf dieje VBerhältniffe und den unendlichen Gefammtzwed, der in ihnen verwirklicht 
werben ſoll, begründet freilich der Bundesſtaat nicht blos einige einzelne genau zum voraus 
beftimmte Befugniffe, jondern ganze Klaffen und ganze Inbegriffe von Rechten für die Bundes: 
gewalt. So z. B. in Beziehung auf die auswärtigen Verhältniſſe oder die jogenannten äußern 
KHoheitörechte, wobei es dem Bundesftaat ſogar natürlich ift, daß die Bundesgewalt, ſowie die 
nordamerifanische, diefelben ganz übernimmt. So ferner in Beziehung auf eine in höherer In— 
ftanz auszuübende Förderung aller nad der Natur der Sache oder nad der Beſtimmung des 
Bundesvertragd der gemeinichaftlihen höhern Leitung bedürftigen innern Staatszwecke, wie 
3. B. in Amerifa der Wiſſenſchaften, ver Juftiz. So vollends endlich in Beziehung auf die Be: 
wirfung freiwilliger Vereinbarungen für manche nicht der Freiheit der einzelnen Glieder ent: 
zogenen, aber in befondern Fällen ver Wirkſamkeit des Bundes oder des gemeinſchaftlichen 
Zuſammenwirkens bevürftigen Angelegenheiten. Solche Inbegriffe von Bundesrechten erfennt 
ausdrücklich und in der Ausübung überall auch das nordamerifanifche Bundesrecht an, trog 
jener erwähnten Rechtsvermuthung. So in diefem Sinne erflärt denn der Art. 12. ded Anz 
hangs der Eonftitution: „Die Rechte, welche die Conftitution den Vereinigten Staaten nicht 
überträgt, oder die fie den bejondern Staaten nicht unterjagt, find diejen refpectiven Staaten 
ober dem Volke vorbehalten.” Noch die Botſchaft des Präfivdenten im Jahre 1835 erklärt diefe 
Beftimmung zunähft duch die Achtung der Freiheit und der Volksſouveränetät. Sie erflärt 
ferner den darin enthaltenen Grundfag ald ebenfo gut für die Regierungen der einzelnen Staa— 
ten wie für die des Bundes gültig. 1!) Man darf aljo daraus nicht mit manden gegen den 
ſtaatsrechtlichen Charakter der nordamerikaniſchen Union Bolgerungen ableiten wollen. 

4) Die Bundesftaaten find ihrer Natur nac Nationalvereine und begründen ein gemein 
ſchaftliches Vaterland, welchem Regierungen und Bürger angehören und untergeoronet find. 
Sie gingen entweder, wie dad Deutſche Reid, ſchon urfprünglid hervor aus der nationalen 
Übereinftimmung der ganzen Nation in dem Grundgeje und in der Grundform des menſch— 
lichen Seins und aus dem Nationalbevürfniß einer ihnen entſprechenden gemeinſchaftlichen Ent— 
wickelung und Vervollfommnung. Oder fie ftreben doch nothwendig nad) diefer nationalen 
Bereinigung. Sie ftreben theils, nämli wenn jie früher nur einen Theil der Nation umfaffen, 
nad) Bereinigung aller ihrer Theile, wie wir es in Phönizien, Griechenland, Italien, unter der 
Herrihaft Roms und früher in Deutjchland fahen. Theils, wenn fie, wie die Schweiz und 
jelbft das Deutfche Reich und Nordamerika, verſchiedene nationelle Beftandtheile in fi einigen, 
fo ftreben fie nad) immer vollfommenerer gemeinſchaftlicher patriotifcher Entwidelung. Es 
ift diefes Streben ſchon nothiwendig, um die Widerſprüche zwifhen den umfaffenden, in das 
ganze innere und äußere Leben eingreifenden beiverjeitö fouveränen Geſetzen ſowol des Bundes 
als der Bundesländer auszugleichen. Es ift nothivendig, um dem Bunde für feine umfaſſende 
Aufgabe die nothwendige innere Einheit, Kraft und Dauer zn begründen. 

5) Der Bundesftaat ift, wie die griehifchen und der ſchweizeriſche, nordamerifanifche und 
wie, freilich leiver unvollftändiger, das ehemalige Deutſche Reich, ein unmittelbarer Ber- 
einaudallerBürgerund mit denfelben. Er begründet ald ein wirklicher Staat und zwar 


10) Offentliches Recht des Deutichen Bundes, ©. 24. 
11) Bal. auch Mohl, Bundesftaatsrecht von Nordamerifa, ©. 134, 138. 
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als ein Staatenflaat doppeltes Unterthanenverhältnig oder doppelte unmittelbare Unterthanen— 
pflicht und ein doppelte Bürgerrecht, dad Landesbürgerrecht und das nationale oder Reichsbür— 
gerrecht, in welchem ſowol die Bürger wie die Regierungen der Einzelftaaten ftehen. Dieſes be: 
gründet aud) für die Negierung des Bundesſtaats unmittelbare Befteuerungs: (oder Finanz=) 
und Militärgewalt. Dagegen beſteht im Staatenbund ftatt der Befteuerung die Beitragspflicht 
der Regierungen, ftatt der Aushebung zu ftehender Bundesarmee blos die Pflicht der Regierun— 
gen zur Gontingentitellung. Der Bundesitaat ift nicht, fo twie in neuerer Zeit immer vollftän- 
diger der Deutiche Bund, blos ein Verein der Regierungen. Die Bürger find durd dad ge: 
meinſchaftliche nationale Lebensgeſetz und für dafjelbe verbunden. Ihre unmittelbare Theil: 
nabme an der Nationalvereinigung ift ſogar der Regel nad älter ald die jegigen beſondern 
Staaten und Regierungen. Die Bundeszwede und Bundespflichten und Nechte betreffen fie nad 
denn ſchon Entwidelten unmittelbar, ſodaß auch in Nordamerika wie im Deutfchen Reich die 
Bundesgeſetze ohne beſondere Aufnahme und Publication im Lande von felbft und ald Bun 
desgeſetze die Bürger verpflihten und alle entgegenftebenden Landesgeſetze von felbft (ipso jure) 
ungültig jind. Und da, fofern die Bürger überhaupt rechtliche Freiheit haben, ihre freie Mit: 
wirkung und ihr Stimmrecht auf alle wichtigen innern Gefellihaftäverhältniffe begründet ſind, 
jo müffen diefelben auch unmittelbar in Beziehung auf die fo unendlich wichtigen, überall eins 
greifenden Verhältniſſe des Bundesſtaats und der Bundesregierung anerkannt fein; fonft 
würde zugleich mit der rechtlichen Kreiheit dem Bunde aud alle wahre innere Lebendeinheit und 
Kraft entſchwinden. So ift alfo für Gründung und Änderung des Vereins und feiner Grund- 
geiege, überhaupt für die Beftimmungen über ihren verfaſſungsmäßigen Rechtszuſtand, der Bür: 
ger oderder Nation unmittelbare Mitſprache und Mitwirkung, durch die Offentlichfeit ver Bundes— 
verhältniffe und Verhandlungen und durch Vreßfreiheit über fie, durch Petitionen an den Bund, 
durch Recht der activen und pafliven Wahl bei Bundesbehörben u. ſ. w., durchaus nothwendig. 

Nach dem Biäherigen würde alfo diejenige Öewalt, welche einer Nation, die zu einem Bun— 

desſtaat berechtigt ift, denjelben vorenthalten und ſtatt deflelben einen bloßen Staatenbund 
gründen wollte, diefelbe rechtswidrig des höchſten menſchlichen Gutes, ded Vaterlandes und 
vaterländiſchen Staatöbürgerrehtö berauben. Sie würde ihre Verlegung verdoppeln, wenn fie 
dabei noch dem Verein nur der Negierungen des Staatenbundes Eingriffe in das innere 
Rechtsverhältniß der Bürger der Sonpderftaaten erlauben und fo aud deren Ausbildung zu 
einem freien Gemeinweſen verhindern wollte. 

6) Insbeſondere aber folgt Hieraus, fowie aus ber unter 3) ausgeführten Beihränfung 
einer rechtlichen Bundesgemwalt (durch die ſchon nach dem Rechtsgrundgeſetz den Bürgern zuftehen= 
den rechtlichen Freiheitd- und Bewilligungsredte), eine eigenthümlidhe bleibende Orga— 
nijation, Ebenſo nothwendig, wie dem Bundesftaat eine Regierungsrepräfentation durch Ab: 
geſandte der einzelnen Bundesregierungen ift, ebenfo muß neben verfelben auch eine National= 
verfammlung oder Nationalrepräfentation der Bürger ftehen. Es foll ja im Bundesftaat 
von der Bundesgemwalt nicht blos in die der Regierung allein überlaffenen VBerwaltungsmaß: 
regeln, wie z. B. in die Ausübung der Hoheitsrechte über die auswärtigen Angelegenheiten, ein= 
gegriffen werden. Es werben ſtets von ihr auch Beſchränkungen oder Veränderungen der ver— 
faflungsmäßigen Freiheits- und Vermögens: wie der politifhen Rechte ver Bürger ausgehen. 
Benn nun das allgemeine, in den VBerfaflungdverträgen zwiſchen den Regierungen und Völ— 
fern anerfannte Rechtsgrundgeſetz oder aud die befondern Verfaflungen irgendeine Beſtim— 
mung nicht allein den Belieben des Negenten anheimftellen, wenn jie z. B. verbieten, daß die 
Bürger, ohne ihre oder ihrer erwählten Stellvertreter freie Einwilligung, mit Steuern oder 

Dienften neu belaftet oder fonft in ihrer perjönlihen Freiheit beihränft werden dürfen, weil 
derjenige im ftreng redhtlihen Sinne gar fein Gigenthum, gar feine perfönliche Freiheit mehr 
bat und rechtlich fein nennen darf, dem irgendeine Behörde, fo oft und fo viel ald es ihr beliebt, 
ohne jeine over feiner Repräfentanten Zuftimmung davon nehmen darf, fo fann natürlich auch 
im Bunde ohne diefe Zuftimmung ſolche Belaftung oder Beſchränkung rechtlich durchaus nicht 
fattfinden. Wie fünnten die Negierungen mit fremden Negierungen über die Nechte ihrer 
Bürger oder Stände, alfo über die Rechte Dritter, rechtsgültig paciseiren oder gar gegen bie 
ihren Bürgern beſchworenen Freiheitsrechte mit Fremden ſich verſchwören? Eine ſolche despo— 
tiſche Gewalt, von Fremden ausgeübt, wäre ja doppelt unerträglich und ungleich gefährlicher 
als fortgeſetzte Verlegung blos von der eigenen Regierung. 12) Tröſte man ſich auch ja nicht 





12) Dal. I, 465 fg. 
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damit, e8 würde doch nur in wenigen Fällen in pas innere Rechtsverhältniß eingegriffen. Eins 
zieht hier unvermeidlich das andere nah. Und zumal da, wo nationale Verbindung unentbehr- 
lich ift, da fann die Einwirkung auf den innern Staatdorganismus gerade in den wichtigſten 
Berhältniffen garnicht ausbleiben. Wird nun Hier der Bund nicht vollfommen organifirt, jo 
wird er entweder lahm oder despotiſch, gering geachtet oder verhaßt, verliert feine Wirkſamkeit 
oder jeine Exiſtenz. 

Menn nun freilich denkbarerweiſe ſolche Zuſtimmungen auch abgefondert in den einzelnen 
Bundesftaaten gegeben werden Fünnten, jo wäre diejes doch natürlich feine oder mindeftens 
feine gute Organifation oder Verfaffungseinrihtung des Bundesſtaats. Denn was ijt wal die 
weentlichite Aufgabe einer jeden Organifation oder Gonftitution? Offenbar doch feine andere 
als diefe: fie foll für die weſentlichſten grundgefeglihen Kräfte und Thätigfeiten des politifchen 
Körperd Organe, und zwar die der Natur und Aufgabe jener Grundkräfte am meiften ent- 
ſprechenden Organe verihaffen und diefelben dann zu einer harmoniſchen und Fräftigen ge— 
meinſchaftlichen Thätigkeit für den Geſammtzweck des Lebens vereinigen. Gute Organiſation 
oder Verfaffungseinrihtung ift gute Formgebung für die wejentlihen Lebenskräfte und Lebens 
rihtungen. 

Was ift nun aber die weientlihe Natur und Aufgabe eines Bundesſtaats, die Grundidee 
feiner Gründung? Offenbar joll er A. nicht ein blos völkerrechtlicher Staatenbund, ſondern ein 
zurinnigern Einheit des Staatd organifirter Verein fein. Soldergeftalt foll er die 
Kräfte aller Bürger und aller Regierungen ver Vereinsſtaaten für den Gefammtzwed äußerlich 
tie innerlich vereinigen und fie vermittelt dev Bundesgemwalt ald Bundeseinheit innerlih und 
äußerlich repräfentiren. In dem fo organifirten Bundesverein aber joll nun B. das allgemeine 
nationale Lebenselement des Volks in der allgemeinen freien Wechſelwirkung und Verbindung 
erhalten und geftärft werden. Der Bundesftaat foll aber auch C. das bejondere Leben und Be: 
ftehen, die bejondern Eigenthümlichfeiten der einzelnen befondern Staaten und ihrer Regie: 
rungen erhalten und befriedigen. Es foll alſo aüch das particuläre (nah ſchweizeriſchem Aus- 
druck das Örtliche oder das cantonale) Lebendelement erhalten werden. Diejes particuläre 
Intereſſe und die allgemeine Nationaleinheit und Nationalfveiheit follen ſtets harmoniſch ver: 
mittelt werden. Hätte man diefes nicht gewollt, jo hätten ja die einzelnen Bundesſtaaten ihre 
befondere Griftenz aufgegeben und ſich zu einem einfahen Staat vereinigt. Der Bundesitaat 
flieht aber.diefes oder den einfahen Staat ebenjo entſchieden aus ald die Trennung. Diejed 
find die drei Hauptbeftandtheile, Aufgaben und Lebensrichtungen des Bundesſtaats. Alle drei 
müffen in ihm vertreten werben, joll er nicht untergehen entweder in einem Staatenbund, wo 
das erfte, oder in einem einfachen Staate, wo das zweite, oder in Anarchie, wo das dritte feine 
fräftige Repräfentation findet. 

Es war mithin wahrlich nicht ein Jonderbarer Zufall, fondern die tiefe Natur der Sache und 
die Vernunft, welche die verfhiedeniten gebildeten Nationen beftimmte, in ihren Bundesver: 
faffungen auf eine jo merfiwürdig gleiche Weife gerade nad) joldhen drei Hauptorganen zu ſtre— 
ben, die vorzugsmeife ji eigneten, jene äußere Nationaleinheit, die allgemeine Nationalfrei- 
heit und die Befonderheit aller einzelnen Bundesftaaten in allfeitiger Bermittelung zu erhalten. 

A. Zur Erhaltung der Staatseinheit und der Orpnung, aljo zur Vollziehung, zur 
Nepräfentation der Einheit, insbefondere auch nad) außen und an der Spitze der Streitmadt, 
fönnte nämlich wol fein beffered Organ gedacht werden als eine möglichit einheitlich com— 
pacte, eine mehr oder minder monarchiſche Behörde. Sie oder ein ſolches Bundeshaupt 
fand fih in allen verſchiedenen griehiihen Bundesjtaaten unter den Namen Strategos 
(j. 1, 117). In den germanischen Reichen, die meilt jhon früh und das ganze Mittelalter hin— 
durch zufammengefegte oder Staaten = Staaten waren, hieß dad Bundeshaupt Oberfönig oder 
Kaiſer. In Nordamerifa heißt e8 Präſident und hat zur Erhaltung und Repräfentation jener 
Sinheit größere Gewalt als die jpätern deutſchen Kaijer. Er hat gerade die der angegebenen 
bejondern Beftimmungen entſprechenden Rechte der Repräſentation ded Staats und jeiner 
Einheit nad) außen fowie der Grecution im Innern. (Gonftit., IL,2.) Die Schweizer bilden 
dieſes Organ durch eine aus ſieben Mitgliedern beſtehende Regierung (Bundesrath), in 
welcher einer ald Präſident nach außen repräfentirt. 

B. Das allgemeine Nativnalleben, die allgemeine Nationalfreibeit aber, wie könn: 
ten ſie ein bejleres, ein treuered und kräftigeres Organ finden als in einer demökratiſchen Behörde, 
als in allen Bürgern felbft oder in einer Bürgerverfammlung? In allen griechiſchen Bun: 
desjtaaten und in den altgermanifchen war e8 eine unmittelbar demokratische Verſammlung aller 
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Bürger des ganzen Nationalbundes ohne Rückſicht auf die Gröge der einzelnen Vereinsſtaaten. 
Im Mittelalter, namentlih im Deutihen Reih, nachdem aud in den einzelnen Staaten das 
Rolfselement neben den Feudalftänden nur noch fümmerlich durch die Städte vertreten wurde, 
war es — abgejehen von demjenigen, was etwa andere Reichsſtände nod von der Eigenſchaft 
deutſcher Unterthanen und ihrer Vertreter an fi tragen mochten — zunächſt das Stäbtecolleg. 
In Nordanıerifa aber iſt e8 eine Repräfentantenverfammlung. Und dieje wird, um wirflich die 
allgemeinen Nationalintereffen zu vertreten und die oft, z. B. in der Schweiz und im Deutjchland, 
ungebeuere Größenverſchiedenheit der Staaten im Bunde auszugleichen, ebenfalld ohne Rückſicht 
auf die Größe der einzelnen Staaten, nad) dev Volkszahl aus der ganzen Nation erwählt. Auch 
entiprechen ihre Mechte ver angegebenen Beſtimmung, die allgemeine Nationalfreibeit zu wah— 
ren. So hat jie außer dem Antheil an dev Gejepgebung das Recht der Anklage gegen die 
Bundesbeamten und den Präfiventen, und ihr zuerft müſſen alle Steuerbill8 vorgelegt wer— 
den. 19) Inder Schweiz wird die allgemeine VBolfövertretung (der Nationalrath) eben: 
falls nad der Seelenzahl aus dem ganzen Wolf gewählt (auf 20000 Seelen ein Abgeorpneter). 

C. Um endlich die Befonderbeit, das Interefle und Necht der befondern Vereinsſtaa— 
ten zu vertreten und zugleich fie mit der Nationaleinheit und Freiheit ſowie beide unter ſich ſtets 
möglihft harmoniſch zu vermitteln: welches beifere Organ ließe ih Gierzu denken als das mehr 
aritofratiiche eined Senats, wie in allen griechiichen Bundesvereinen und wie in dem nord— 
amerifanifhen und ſchweizeriſchen. Dort und hier wurde und wird der Senat auf gleiche Weite, 
eben weil er zunächſt die theilweife Selbſtändigkeit der einzelnen Bundesſtaaten und ihrer Ne: 
gierungen repräfentiren jollte, von diefen Negierungen, und zwar ganz ohne Rückſicht auf die 
Größe und Volkszahl der einzelnen Bundesftanten, in gleicher Anzahl und mit gleihem Stimm— 
recht — in Nordamerika und in der Schweiz zwei Senatoren für jeden Staat — auf reine 
beiondered Vertrauen bezwerende Weife erwählt. So wie in Griechenland (f. L, 118), 
jo bat auch in Nordamerika der Senat eine mehr ariſtokratiſche Natur. Er erbält jie auch 
tadurh, daß Die Mitglieder ſtets nur theilweife austreten, er alfo gewiffermaßen ein ſtän— 
diger Körper ift. So jehr aber erfannte man die Idee der Nepräfentation der Regierungen 
au hier an, daß zu den wenigen Punkten, die feine folgende Yegitlation gültig ändern fan, 
gerade diefe Wahl und dieſe gleiche Zahl der Senatoren und dieſes gleiche Stimmrecht derielben 
nad der Zahl ver Staaten, und nicht nadı ver Bevölferung, gehören. Auch entiprechen die be: 
jondern Rechte des Senats in Griechenland wie in Amerika und der Schweiz feiner beſondern 
Aufgabe. So hat er in Amerika, neben dent allen drei Hauptbehörden zuftehenden Antheil an 
aller Geſetzgebung, das befondere Recht, im Verein mit dem Präfidenten, zu Bündniſſen, zur 
Gmennung von Gefanpten und von Beamten einzumilligen und über die vom Nepräfentanten: 
baufe erhobenen Anklagen gegen untreue Staatöbeamte und gegen den Prälidenten zu richten. 1*) 

Gin nationaler oder Volksbund in der That und fein Antbeil ver Nation, des Volks an der 
Bundesverfaſſung, kein Organ für fie und ihre Freibeit in derſelben, wäre ein greller Wider: 
Iprudh und die verderblichite Lücke in derfelben. Gin Verein befonders regierter Staaten, und 
fein befonderer Antheil ibrer Negierungen an diefem Verein, Fein befonderes bedeutendes und 
ehrenvolles Organ für ſie in der Bundeäverfallung wäre dafjelbe. Kaffe man überhaupt eins 
von diejen drei Organen fehlen oder unvollfommen bleiben, jo wird unvermeidlih Kraft und 
Ihätigkeit des andern einfeitig überwiegen und verberblich wirken. Hier wird das übermächtige 
Negierungsorgan das nationale Glement und die Volfsfreiheit unterdrücken und die Trennung 
des Bundes herbeiführen. Dort wird das übermächtige Volksorgan Anarchie begründen, die 
beiondern Regierungen zerflören und mithin den Bundesſtaat im beiten Fall in einen einfachen 
Staat umwandeln. 

Für die zwei legten Hauptorgane aber, und damit beide und ihre Glieder ihr, Net und ihre 
beiondere Beſtimmung behaupten, zugleich aber auch in patriotifher harmoniſcher Wechſel— 
wirkung für den Geſammtzweck, in wechſelſeitiger Berathung jih wahrhaft vereinigen, und 
damit auf ſolche Weife ihre Beichlüffe, ftatt eines Widerſtandes, allgemeine Achtung und bereit: 
willige Bollziehung finden, damit jie endlich wir ver Nation und unter ſich ein wirkliches har: 
moniſches Leben bilden, find vor allen nur noch zwei Hauptpunfte weſentlich, melde ebenfalls 
die nordamerikaniſche und ſchweizeriſche Gonftitutionen heiligten. a) Ginestheild müſſen beide 
Organe, in ihrer Wahl und Wirkſamkeit überhaupt unter dem Schuß völliger Deffentlichkeit 





13) Norbamerifanifche Verfaſſung, Art. I, 1, 2,7. 
14) &. 1,118; Nordamerifanifche Gonftitution, Art. 1,1, 2,3, 7; 11,2, V. 
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und ber Freiheit der öffentlichen Meinung ſtehend, gleichzeitig und öffentlich verhan— 
deln, berathen und beſchließen. b) Anderntheils dürfen die einzelnen Glieder (am wenigften 
die Bolförepräfentanten) nicht durch [pecielle Inftructionen gebunden fein, weil dieſes 
nur ein diplomatifches Unterhandeln möglich macht, aber die wahrhaft politifche, gemein 
fchaftlihe, lebendige Wechſelwirkung, Berathung und Bereinigung ausſchließt und die Güte 
und Kraft der Beihlüffe ſchwächt. Amerika und die Schweiz nahmen natürlid bei ihrem Ein— 
tritt in die Bundesftaatsverfaflung auch diefe Beſtimmung auf, 

Bedenke man nun zu folden Einrichtungen noch die Lebendigkeit und Vollftändigfeit, mit 
welcher in Amerika und in der Schweiz das Volk durch abſolut unbefhränfte Freiheit der Volks— 
verfammlungen,, der Breife und ver Petitionen und durch freie Wahlrechte an der Berathung 
der Nationalbeſchlüſſe theilninnmt! Gewiß in feiner andern Verfaflung der alten und der neuen 
Zeit konnten die gefellihaftlihen Beſchlüſſe fo ſehr als das Nefultat aller, möglichft reif und 
vielfeitig abgemogenen und vereinigten Intereffen und Wünſche ded Volks erſcheinen, zugleich 
fo vollftändig den allgemeinen und den befondern Verhältniſſen entſprechen. Nie könnten die 
befondern Rechte und Bedürfniſſe der einzelnen Staaten und der einzelnen Bürger mit der Ein- 
heit und Kraft des nationalen Bundes innerlicher und allfeitiger oder mehr wahrhaft organisch 
vermittelt und vereinigt werden ald hier. 

T) Nad) der Natur des Bundesftaatd und feiner innigen Vereinigung aller Vereinsſtaaten 
zu einem nationalen Ganzen, welches beſonders nah augen ald Einheit nur durch die centrale 
Bundesgewalt repräfentirt und im Innern abfolut gegen jeden Krieg der ihm untergebenen 
Bundedregierungen geihügt werden muß, müffen dieſe auf alles Berhandlungs- und 
Bündnifreht mit fremden Staaten, aufeigene ftehende Kriegsmacht und auf 
dad Befteuerungsreht für die Bundesbedürfniffe zu Gunften der Bundes- 
macht, wie ebenfalls in Nordamerika geichieht, verzichten. Daß dieſes urfprünglihe Bun: 
desgeſetz auch der griechiſchen Bundesflaaten in ihnen überall verlegt, und daß es im Deutſchen 
Reiche jogar völlig aufgehoben wurde, dieſes hat vorzugsweife ihr größtes Unglüd und ihren 
Untergang herbeigeführt. 

8) Schon hiernach und nad der obigen Ausführung von der innigen nationalen Vereini- 
gung aller Bundesregierungen und aller Bewohner ded Bundesgebiets, fowie von ihrem un: 
mittelbaren Recht am Bunde widerspricht ed dem Bundesftaat, daß einzelne Bundesregie- 
rungen, welche jelbit nationale Bürger des Bundesſtaats fein follen, unterthane Länder 
oder gar dem Bunde völlig fremde Nationen regieren. Die traurigen Folgen der Ver: 
nahläfigung dieſes Grundjages im Deutſchen Reih und in der Schweiz jind befannt. Das 
Grundgeſetz der legtern ſchließt jegt, Towie Das nordamerifanifche, foldye gefährliche Monſtro— 
fität au, . 

9) Ebenfo folgt aus der Natur des Bundesſtaats, aus feinem gemeinfhaftlihen Grund: 
geſetz, Endzwed und Organismus, es folgt aus dem nothwendigen Bedürfniß alle® gefunden 
Lebend nad) Harmonie, Eonfequenz und Afjimilation feiner Theile, daß die einzelnen Vereins: 
ftaaten in den wejentliden Orundlagen ihrer Verfaſſungen übereinftimmen, 
und daß das Beſtehen dieferim weſentlichen gemeinfhaftlihen Berfaffungen vom Bunde garan- 
tirt wird. Dieſes ift in Nordamerika ebenfalls der Fall. Insbefondere find die republikaniſche Re— 
gierungsforn, die völlig unbeihränften Rechte der Preßfreiheit, der Volksverſammlungen und 
Petitionen, die Ausfhliegung alles Adels, alle Ungleihheit wegen der Religion, die Notb- 
wenbigfeit bed Schwurgerichts in peinlihen Sachen und in Civilſachen über mehr ald 20 Dollars 
Werth, ferner dad Recht, Warten zu haben und zu tragen, die Sicherung gegen Einquartierung 
und Haus- und Papierdurchſuchung bundesgefeglich für alle Staaten. 15) Auch ftimmen be: 
kanntlich alle Vereinsſtaaten mit der allgemeinen Bundeöverfaflung überein in der Form einer 
repräjentativen Demokratie, mit jener mehr ariftofratifchen und monarchiſchen Behörbe in der 
Trennung von Kirche und Staat wie in der Trennung der gefeggebenden, vollzichenden und 
rihtenden Gewalt; ſodaß namentlid auch diefe Trennung der Oewalten nur diejenigen für ab: 
folut unausführbarausgeben können, welde die nun mehr als funfzigjährige norpamerifanifche 
Einrichtung und Erfahrung nicht fennen, namentlich auch nicht die dortige ſouveräne richterliche 
Entiheivung der Gerichte au über alle fogenanuten Apminiftrativftveitfahen und über die 
verfalfungsmäßige Gültigkeit der Gefege und Regierungsacte, oder diejenigen, welche, flatt an 
eine organifche Trennung mit organischer Verbindung, ähnlich wie z. B. zwiſchen dem Nerven=, 





15) Nordamerifantiche Gonftitution, I, 9, u. IV, 4; Anhang, Art. 1-12. 
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Blut: und Gefäßſyſtem, an ein mechanisch getrenntes Auseinanderliegen denken. Auch vie 
ihweizerifche Verfaſſung fichert jene Übereinftimmung, namentlich die demokratiſche Volks— 
fouseränetät für alle Gantone. Die drei legten Merkmale, obwol jie aus der Natur des 
Bundesſtaats fließen, find indeß nicht jo abjolut weſentlich für feinen Begriff wie die ſechs 
erften und wie das folgende zehnte. 

10) Endlich ift der Verein des Bundesftaats, weil er ala wahres Statusverbältnig auf 
anerkannte höhere Pflichten, nicht bloß der Regierungen, fondern audy der Bürger fi gründet, 
aud in Beziehung auf feine Fortdauer der obligationenrechtlichen Willfürder Theile 
entzogen. Gr iſt alſo abjolut unauflöslich; er ift, im wahren Sinn des Worts, auf Leben und 
Tod geihloffen. Einzelne Vereinsglieder, wenn fie, auch nur ihre Gewiffensfreiheit zu retten, 
für ihre individuelle Perfönlichfeit auswandern dürfen, haben doch nie das Net, über die hö— 
here moralifche Verfünlichfeit ded VBaterlandes und feiner Unterſtaaten zu verfügen, und fowie 
der patriotifhe Bürger lieber Habe und Leben ald dad Vaterland aufzuopfern verpflichtet ift, 
jo hat au die einzelne Regierung in der Gefahr für ihre bejondere Griftenz feinen Rechts— 
grund, das Vaterland preiszugeben und ſich von ihm loszuſagen. 

IV. Fortſetzung. B. Der Staatenbund. Der rehtlihe Grundcharakter des Staa: 
tenbundes oder des blos völferrechtlihen dauernden Staatenvereind befteht nad dem Obigen 
(II) darin, daß in ihm mehrere perfönlih vollfonımene fouveräne Regierungen einen Inbegriff 
ihrer äußern Souveränetätd: oder Regierungsgewaltsrchte dauernd gemeinschaftlich (zu 
einem juriftiichen Gondominium) gemacht und fih alſo in Beziehung auf fie real be— 
ihränft haben. 

Der Deutiche Bund von 1815 wurde fpäter nach feiner Gründung officiell ein bloßer 
„Staatenbund‘’ genannt 16) und noch fpäter, im erften Artikel ver Schlufacte von 1820, aus: 
trüdlich bezeichnet „als ein völferrehtliher Verein der deutſchen ſouveränen Fürften und Freien 
Städte”. Auch ift ed unbejtritten, daß diefer Bund, welcher bei Eröffnung des erften Freiheits— 
frieges officiel ald eine Wiederherſtellung des frühern deutſchen Bundesſtaats oder des Reichs 
angefündigt und verfprochen und in diefem Sinne größtentheild auf dem Wiener Gongreß unter: 
bandelt wurde 17), doc wenigitens fcheinbar fhon in der anerfannt eiligen und unvollendeten 
Redaction feiner Nechtöverhältnifle vor dem neuen Kriege 1815, noch mehr aber in ven fpätern 
Bundesgefegen immer mehr den Charakter eines bloßen Staatenbundes erhielt, ſodaß alſo Die 
Gntwidelung der deutihen Bundesverfaffung die entgegengelegte Richtung der nordamerifa= 
niſchen nahm, weldhe vielmehr aus einem Staatenbund zum Bundesjtaat ausgebildet wurde. 
Zur Veranfhaulidung der Charaktere ded Bundesſtaats können wir aljo hier blos beifpiels: 
weile die ihnen entſprechenden Beftimmungen des deutſchen Bundesrechts Hiftoriih erwähnen, 
dagegen müſſen wir es lediglich dem Art. Deutfcher Bund überlaffen, zu unterfuhen, ob und 
invieweit etwa andere Beftimmungen und Verhältniffe, inwieweit insbeſondere die Abficht der 
Sründer des Bundes, ihre und der deutfchen Volksſtämme Rechte, Pflihten und Bedürfniſſe 
mit jenen Beftimmungen und mit der Natur eines bloßen Staatenbundes im Widerſpruch wä— 
ven, und ob und welde Nachtheile oder Gefahren und Aufgaben jih an einen etwa theilmweife 
ih widerfprechenden und ſchwankenden Zuftand knüpfen möchten. 

In der angegebenen rehtlihen Natur des Staatenbundes ift es nun enthalten, daß er aud 
niht ein einziges der Merkmale des Bundesſtaats, fondern wefentlih davon verjdiedene 
begründet: 

: 1) Der Staatenbund hat nit den Staatszweck. Der Zwedeiner unter mehreren ganz 
louveränen Negierungen beftebenden , zwar dauernden, aber blos völferrehtlihen Vereinigung 
eined Inbegriffs äußerer Hoheitsrechte kann Fein anderer fein als der diefer Hobeitsrechte felbft, 
nämlich : die allgemeine dauernde völferredhtliche Sicherung. Diefe Sicherung ift natürlid) hier 
eine mehrfache: zuerft die jeded einzelnen Bundesftaatd, und zwar hier wiederum die gegen 
Auswärtige, gegen andere Bnndesftaaten und gegen den Bund felbft ; fürs zweite aber auch die 
Ciherung des Bundes, feines Beitanded und ganzen Umfangs und Gebietd, und zwar hier 
wiederum theild die Sicherung gegen die Bundesregierungen, theils die gegen Auswärtige. 
Man kann diefen ganzen Zwed in diefem Sinne recht gut jo bezeichnen, wie ihn die Schlußacte 
in demſelben obigen erften Artikel unmittelbar nach der Bezeichnung des Deutichen Bundes als 
tined rein völferrechtlichen Vereins beftimmt. Er ift nämlich hiernach begründet „zur Bewah— 





16) Bräfidialvortrag in der Bundesverfammlung vom 2. Nov. 1816, Nr. 1. 
17) Welder, a. a, D., ©. 42, und die Art. Blücher und Deuffher Bund, 
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rung der Unabhängigkeit und Unverlegbarfeit ihrer im Bunde begriffenen Staaten und zur Er— 
haltung der innern und äußern Sicherheit Deutſchlands“. Die frühere Zweckbeſtimmung in 
den Entwürfen: „Sicherung der verfaflungsmäpigen Nechte aller Klaffen der Nation” hatte auf 
Baierns und Würtembergs Widerſpruch ſchon in der Bundesacte vorläufig weichen müſſen. 
Jetzt in ver Schlufacte wurde Telbit die Bewahrung der Souveränetät der einzelnen Staaten, 
die in der Bundesacte Art. 2 der Sicherheit Deutihlands nachſtand, vorangeftellt. Wie wären 
auch wol innere ftaatsrechtliche Zwecke vereinbar mit einem rein völkerrechtlichen äußern Ver— 
ein, einem Verein blos der Regierungen, welde vollfommen fouverän bleiben, deren Unab— 
hängigfeit erfter Bundeszwed ift 219) Kurz der Staatenbund ift nur ein allgemeiner bleibender 
völferrehtliher Schutz- und Trußverein. ’ 

2) Der Staatenbund ift Fein fouveränes Gemeinweſen. Gr ift vielmehr, wie die 
Schlußacte in jenem zweiten Artikel in Beziehung’ auf den Deutſchen Bund weiter fortfährt: „in 
feinem Innern eine Gemeinschaft jelbftändiger, unter fi unabhängiger Staaten mit wechielfeiti= 
gen gleichen Vertragsrehten und „Vertragsobliegenheiten‘‘. Der Staatenbund wird zwar in der 
Regel nicht jo unorganijirt bleiben wie der Rheiniihe Bund und der Hellige Bund. Er wird 
vielmehr, jowie ja aud) viele Privatfocietäten, eine geſellſchaftliche Organiſation und felbft einen 
Gentralserein von Mandataren der Negierungen haben. Dieſe aber bilden feine wahre Re— 
gierung, jondern nur eine diplomatifche Vereinigung von Geſandten, ſowie die deutſche Bundes 
verfammlung (nad den Bundesbeichluß vom 1. Juli 1824) „einen Miniftercongreß”, einen 
Verein von Diplomaten, weldye gänzlich von fperiellen Inftructionen ihrer Höfe abhängen, 
mithin nur diplomatiſch oder völferrechtlich unterhandeln, aber nicht eigentlich politifch berathen 
und beichliegen. Auch kann in Beziehung auf die dauernd gemeinschaftlich gemachten und ge— 
meinschaftlich verwalteten auswärtigen Hoheitsrechte von feiten fremder Staaten der Staaten: 
bund, jo wie der deutjche, „ald eine in politifher Ginheit verbundene Geſammtmacht“ völker— 
rechtlich anerkannt werden. Aber ſelbſt bei dieſer angebliden Einheit find befondere völker— 
rechtliche Unterhandlungen, Bündniſſe, ſelbſt Kriegführungen der einzelnen Staaten nicht aus— 
geihloffen. (Bundesacte 7, Schlußacte 46.) Ein blos völkerrechtlicher Fürftenverein ift eben 
niemals ein wahres innerliches moralifh perfünliches und ſtaatsrechtliches unter gemeinſchaft— 
lihem höhern Prlihtengejeg ftehendes Gemeinwefen. Es fehlen ihm daher auch alle Folge: 
rungen deilelben. 

Es iſt A. in dem Staatenbund, und namentlich auch in dem beutihen, die Stimmenmehrheit 
feineswegs allgemeinundvon felbjt und abſolut gültig. Freilich laffen gewöhnlich 
bloße Miteigentbüner und Geſellſchaftsgenoſſen in ihren gemeinihaftlihen Angelegenheiten die 
Stimmenmehrheit als ein natürliches Ausfunftömittel für die Vereinbarung in ihrer Verwaltung 
gemeinihaftliher Angelegenheiten theilweife jo lange bedingt gelten, wie ſie ihnen nicht verlegend 
oder dent Vertrage mit feinem Zweck widerfprechend jcheint. Sobald aber letzteres der Fall ift, 
oder aud in den wichtigften Fällen, gilt ftet3 dev Widerſpruch, und es kann nur durch Belaffung 
beim Alten oder durch neuen Vergleich, oder, wenn fo wie im Brivatitand einfouveränes Staats: 
gericht für die Parteien eriftirt, durch Rechtshülfe, ſonſt durch Krieg, endlich durdy Trennung 
der Streit befeitigt werden. Der Deutiche Bund hat fogar noch ausprüdlid für alle wichtigen 
Punkte au felbit jene bedingte Stimmenmehrheit ausgejhloffen und nur die Stimmen= 
einhelligfeit, d. h. aljo unbedingt jeden beliebigen Widerſpruch jedes einzelnen, als höchſtes 
Gejeg erklärt, jo namentlich in Beziehung auf alle Auslegungen, Veränderungen und neue Be— 
fimmungen von Grundgejegen, auf alle organischen Bundeseinrichtungen und Beichlüffe, ferner 
bei Aufnahme neuer Mitglieder und Religionsangelegenheiten, ſowie in Bezichung auf alle ſo— 
genannten Jura Singulorum. Dabin aber gehört namentlich alles, was die befondern innern 
Verbältniffe der einzelnen fouveränen Bundesftaaten angeht, wie z. B. die gemeinnüßigen 
Anordnungen u. ſ. w. 19) 

B. Die fouveränen Regierungen find im Staatenbunde durhaus feiner oberherrlichen 





18) ©. Bundesacte, 1, 2, 7; Schlußacte, 1—4, 9, 10, 13, 15, 17, 25, 55, 56, 60, 64—66, 75 
und die Gompetenzordnung von 1817, $. 223. Diefe legtere fagt: „Da der Begriff voller Souveräne: 
tät der einzelnen Bundesitaaten der Bundesacte zu Grunde gelegt ift, fo liegt unbezweifelt jede Einmi— 
[chung der Bundesverfammlung in bie innern Adminiftrationsverhältnifie außerhalb der Grenzen ihrer 
Competenz.“ Val. über die Auslegung des Bundeszweds: Welder, Über Bundesverfaffungen, S. 43 fg., 
und oben S. 465 fg. Darüber, daß der Deutiche Bund alle oberherrliche Gewalt ausfchließt und nur 
Eorietätsrechte fennt, ſ. auch Klüber, Öffentliches Recht, $. 104, 214. 

19) Bundesacte, 7; Schlußacte 13, 15, 25, 53 und die legte Note. 
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Regierungdgewalt unterthan. Es gibt in ihm mithin a) feine wahre fouveräne Gefeggebung 
über fie. Miteigenthümer und Societätdgenoffen nennen zwar durd jene bedingte Stimmen: 
mebrheit und duch Stimmenmehrheit angenommene Regeln, wenn fie dauern follen, faft ſtets 
Geſetze, aber in Wahrheit find es doch nur bloße Societätäverträge und Beſchlüſſe. 

h) Ebenſo wenig jind die jouveränen Fürften mahren Gerichten unterthan. Sie erfennen 
nur Vergleichs⸗ oder Schied3-, jogenannte Austrägalgerichte, wie der Deutfhe Bund in Streitig:- 
feiten ver Bundesglieder untereinander. Zu ihnen gehört gewiffermaßen aud ver Fall, wenn 
Bürger blos deswegen eine Forderung nicht befriedigt erhalten, weil über die Verpflichtung zu 
diefer-Befriedigung die Regierungen im Streite find.20) Es war alfo ganz conjequent, daß 
Baiern und Mürtemberg, ald fie durch ihren Widerſpruch auf dem Wiener Gongreß bewirften, 
dag eine definitive Organifation ded Bundes ald Bundesſtaat, welche die übrigen Bundesgliever 
beabiichtigten, wenigftend vorläufig aufgefhoben wurde, auch dem früher beabjichtigten Bundes: 
gericht widerfpradhen und vorläufig nur eine Anordnung eines Schiedsgerichts bewwirkten. 21) 
Es gibt jegt nur eine Vermittelung durd den Bund, die man im äußerften Fall durch wechſelnde 
Schiedsgerichte bewirkt. Und damit ja fein Schein einer Verlegung der Souveränetät da fei, fo 
vermittelt auch nur in jedem Falle ein befondered Schievägericht, dad ald Organ der ftreitenden 
Theile gebildet wird. 

ce) Auch einer wahren fouveränen Vollziehungs= und einer gefeglihen Zwangsgewalt find 
im Staatenbunde die jouveränen Megierungen nicht unterthan. Es gibt hier nur eine mehr 
oder minder zum voraus regulirte Kriegsgewalt. Zwar aud Miteigenthimer können, folange 
ſie wollen und ſich nicht verlegt halten, sich ſchiedsrichterlichen Vermittelungsausſprüchen und 
ſelbſt Gefellichaftäftrafen unterwerfen. Und jie werden, auf billigen Sinn und Vereinbarung 
rechnend, oft wohlthun, ſich gefellichaftlihe VBermittelungsbehörven, Gonventionalftrafgefege 
und jelbjt Grecutiondordnungen zu errichten. Aber jobald ein Societätögenoffe widerſpricht 
und ſich verlegt glaubt, ift wieder nichts übrig ald jene Belaffung beim Alten, Unterhandlung 
und Vergleich, im Privatitande Nehtshülfe, ſonſt Krieg, endlih Trennung. Auch injofern 
hängt im Staatenbunde, wie in Deutjchland, die VBollziehung jedesmal von dem Willen der 
einzelnen Bundesregierungen ab, ald nur fie im Bejigeder ftehenden Heere und der Befteuerungs: 
gewalt jind und durch ihre jevesmalige Stellung und Leiftung ihrer Gontingente und Beiträge 
für jeden Fall ven Bunde ald Mittel erft darreichen und aljo hierdurch und durch Bündniſſe zu 
friegerifhem Widerſtande fähig find. 

C und D. Somit erfennen denn wirklih im Staatenbunde die fouveränen Regierungen 
feine wahre Gehorſams- oder Untertbanenpflidt und feine Aufhebung 
oder wejentlihe Beihränfung der Souveränetät, am wenigiten der perfönlichen, 
oder ihrer fouveränen Würde an. 

Zwar widerfpricht man diefen Folgerungen und zum Theil gewiß aus löblicher Abjicht, weil 
man biejelben nicht für heilfam Hält. Aber vor allem ift ed heilfam, daß man die Sachen jehe, 
wie jie in Wahrheit find, und conjequent bleibe. Würden fie aldvdann als nicht gut befunden, 
nun dann ſuche man auf rechtlichen Wegen zu wirken, daß fie beſſer gemadht werden. Dazu ift 
dann die richtige Einficht der erſte Schritt. 

„Barum aber‘, jo fragen die Gegner in Beziehung auf den Staatenbund im allges 
meinen, „warum follte ein folder Bund feine wahre, Feine fouveräne Geſetzgebungs-, Richter: 
und Zwangs- und Bollziehungsgemwalt haben können?” Nun weil es feinen viereckten Kreis 
und kein rundes Viereck geben kann; weil ferner auch alle noch jo wohlgemeinten verhüllenden 
Worte nicht die logische und natürliche Gewalt und die wahren Namen der Dinge umändern, 
Das vermag, nad) des despotijchen Juftinian Zugeſtändniß, jelbft feine geſetzgeberiſche Auto— 
rität eined Senator oder Imperatord, 22) Geſetzgebungs-, Richter- und Vollziehungs = oder 
geſetzliche Zwangsgewalt eines gefellfhaftlihen Vereins, gerade die weſentlichſten Folgen und 
Merkmale ver ſtaatsrechtlichen Vereinigung, gibt ed nicht ohne fie. Bei gleichen und ſelbſtändi— 
gen Sorietätögenoffen oder Theilnehmern an einem Miteigenthumsverhältniß, nad) welchem 
Recht in der Welt hat man hier jemals der Mehrheit der Nichteinwilligenden gegen diejenigen, 
welche fich zu unterwerfen oder etwas zu thun fürnicht ſchuldig erklärten ‚welche die Mehrheit 





20) Bundesacte, 7, 9; Schlußacte, 21-30. ” 

21) Klüber's Überficht, 1, 173; Bundesbefchluß vom 16. Juli 1817. 

22) De usufr.. L. 2; De usufr. ear, rer. Nec enim naturalis ratio auctoritate senatus com» 
mutari potuit, 
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im Unrecht gegen jich glaubten, irgendeine ſouveräne Gefeggebungd =, Nichter = und Zwangs— 
gewalt, ven Weigernden dagegen eine Gehorſams- und Unterthanenpfliht zugefproden ? 
Könnte man aber ftrenger fein und anderes beflimmen bei einer rein völferrechtlichen Verein— 
barung völlig unabhängiger fouveräner Gejellihaftögenoffen oder von Regenten mit wechſel— 
feitig gleichen Vertragsrechten und Verpflichtungen? Völlig jouveräne Regenten im vollen 
Beſitz der Negierungsfouveränetät über ihre Staaten und doch unterthänig und gehorſams— 
pflichtig, ſelbſt va, wo fie etwas ihrem und ihres Lande Recht und Wohl ganz widerſprechend 
finden, wo fie ed ald von andern Genoſſen oder ihrer Mehrheit mit Unrecht gegen den Vertrag 
gefordert glauben! Unterthänig, obgleich fie in ihrer rein völferrechtlihen Vereinigung durch 
die Natur derjelben oder durch ausdrückliche Erklärung ald erſtes Grundgeieg, ald Grund: 
bevingung und erften Zweck ihrer Vereinbarung die Bewahrung der Unabhängigkeit und Un— 
verleglichfeit diefer Souveränetät an die Spige ftellten! Vereinige ſolches, wer fann und mag! 
Und antworte man, ob man glaubt, ein mächtiger Sorietätögenofje würde etwa dad, was ihm 
die Mehrheit gegen ven Sorietätövertrag und fein Recht Verletzendes oder ihm wejentlich nach— 
tbeilig Scheinenves zumutbet, eine unterthänige Gehorfamspflicht anerkennen? Sollen es alio 
nur die Mindermächtigen? „Aber“, fo jagen andere, „wie joll denn der Bund beſtehen, „wenn 
ihm und feiner Stimmenmehrheit nicht bei Colliſion der Anfichten die höchſte Entſcheidung zu= 
ſteht?“ Aber jo antworten wir, wie foll denn die unverleglihe Souveränetät der Bundes: 
regierungen und ihrer Staaten, diefe Grundlage und diejer erfte Zweck ihres Bundes und feine 
ganze völferretliche Natur, ja wie ſoll ferner die in ven Landesverfaflungen der fouveränen 
Staaten anerkannte Pflicht ver Erbaltung der Souveränetät und der Verfallung beiteben bei 
jener abfoluten Unterordnung unter die fie verlegenden Mehrheitsbeſchlüſſe anderer Regie— 
rungen? Gibt es nicht eine gewifle Bürgſchaft in dem dauernden gemeinſchaftlichen Interefle, 
gibt es nicht linterbandlung und Vergleih, Belaffung beim Alten, ald Mittel des Beftandes ? 
Und fann man mit einer bloßen Beſorgniß gewiſſer Gefahren, die doch nie und nirgends ganz 
verſchwinden, die rechtlich anerfannte Natur der Dinge ändern? Auch im einfachen Staat ift ja 
Gefahr der Unordnung durch Colliſion der Anjicht zwiſchen Fürft und Ständen. Gibt deshalb 
etwa das engliiche Staatsrecht dem Parlament die Pflicht des unbedingten Gehorfams da ‚wo 
ihm eine Forderung der Regierung rechtswidrig oder eine Einwilligung ſchädlich ericheint? 
Und doch ift die Einheit im Staat anerkannt no frenger, noch unentbehrlicher als in jedem 
Bunde. Nichts ift verfehrter ald die Annahme einer ſolchen Abſolutheit menihliher Organe 
in den unvollkommenen, relativen menſchlichen Verhältniſſen. (S. den Art. Eabinetsjujtiz.) 
Hielte man aber wirklich fouveräne Gejepgebungs=, Vollziehbungd= und Richtergewalt für un— 
entbehrlich in einem Bunde, nun fo bliebe nichts übrig, als den Staatenbund in den Bundes: 
ftaat zu verwandeln. Wer den Zweck und die Vortheile will, der muß aud die Mittel und die 
Opfer wollen. Im blos völferrehtlihen Verein dagegen, da bleiben jtet8 die Regierungen 
völlig ſouverän und find alfo weder, wie in einem ſtatus- und faatsrechtlihen Verhältniſſe, 
einer fouveränen Gewalt, noch einem höhern gemeinſchaftlichen Pflichtgeſetz des Vereins und 
eines durch ihn begründeten VBaterlandes unterthan. Hier erfennen fie nur ihre eigene ſouve— 
räne Negierungsüberzeugung ſowie dad Recht und das Wohl ihres bejondern Staats als ihr 
höchſtes, als ihr jouveräned Gejeg an. Und fowie bloße Miteigenthümer und Geſellſchafts— 
genoflen im Privatitande nimmermehr die Rechtspflicht anerfennen, jih allem, was ihnen etwa 
unrecht, vertragswidrig oder verderblich ſcheint in ven Beſchlüſſen ihrer Genoffen, zuunterwerfen, 
fo werden noch mehr hier die Bundesregierungen das Recht, ja in Beziehung auf ihren eigenen 
Staat häufig die Pflicht behaupten müffen, fih dagegen zu jhügen und zu widerjegen. Dazu 
aber find hier nicht, jo wie im Privarftande, höhere Gerichte, ſondern die völferrehtlihen Mittel 
gegeben. 

3) Der völferretlihe Staatenz.oder Regentenbund gebt nicht wejentlih auf die in— 
nern Verhältniffe der einzelnen Bundesjtaaten und begründet Feinen unerfhöpflichen 
Inbegriff ſtatusrechtlicher Rechte und Pflichten. Er begründet nur die zur völferrehtlihen Siche- 
rung nöthige dauernde Vereinigung und gemeinjchaftlihe Verwendung äußerer Hoheitsrechte, 
wobei die Pflichten aus den Rechten ſich ableiten, und nicht umgefehrt. Die innern flaatsrecht= 
lihen Berhältniffe jedes einzelnen Bundesſtaats erfcheinen hier, aud wenn fie für gemein- 
nüßgige Zwede in Anspruch genommen werden (jo wie ebenfalld im Deutihen Bund), ald Jura 
Singulorum. 2?) Wenn etwa durd den beſonderm einftimmigen, völkerrechtlihen Bundesvertrag 


23) Welder, a. a. O. ©. 46, 48, 51 und oben Nr. 2, A, 
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einzelne Befgränfungen der innern ſtaatsrechtlichen Verhältniffe ftattfinden, fo find dieſes ein- 
zelne aatöredhtliche Servituten. Aus dem Bundeszwed einer rein völferrehtlihen Sicherung 
an ſich fießen fie nicht. Ja fie widerfprechen eigentlich der Grundbebingung und dem Zweck des 
Bundes, der vollen Souveränetät und ihrer Bewahrung. Die Rechtövermuthung ftreitet alfo 
gegen fie, und fie find ald Ausnahmen zu behandeln und ſtreng auszulegen. Auch dürfen ſolche 
Vereinbarungen, wenn ſie den Staatenbund nicht mit feinem eigenen Wefen in gefährlichen 
Widerſtreit bringen follen, nur möglichft wenig in das Innere eingreifende Beftimmungen be: 
treffen, und nur ſolche, die wegen befonderer Ausnahmsverhältniffe für ven Zweck ver völker— 
rehtlihen Sicherung ald wahrhaft unentbehrlich erſcheinen. Auch dürfen fie natürlich, went fie 
nit bfo8 die ver Regierung allein überlaffenen Hoheitsrechte betreffen, die allgemeinen, natur: 
rehtlihen und verfaffungsmäßigen Freiheits- und Einwilligungsrechte der Bürger und ber 
Stände in den Vereinsſtaaten nicht verlegen, oder nur mit deren Zuftimmung begründet werben. 
Denn für ihre Verfaſſungsrechte find ja die Verträge mit fremden Regierungen Verträge unter 
dritten. Ihre verfaſſungsmäßigen Rechte können nur auf dem verfaflungsmäßigen Wege ge: 
ändert werden. 24) Ihr ganzer Rechtszuſtand aber wäre jevenfalld aufgehoben, wenn durch 
ſolche Verträge mit fremden Regierungen ihr wahres inneres Rechtsverhältniß beliebig verän- 
dert werden könnte. 

4) Der Staatenbund ift feiner Natur nah fein wahrer national: und vaterländi— 
her Berein. Zwarwerden in der Regel nur aneinander grenzende Staaten, welche durch gewiſſe 
bleibende gemeinfchaftlihe Verhältniſſe und Bedürfniſſe dauernd ihrer gemeinſchaftlichen Hülfe 
fürihre Sicherung zu bedürfen glauben, einen Staatenbund eingehen. Und ihr gemeinſchaftlicher 
Linderumfang wird in Beziehung auf die völkerrechtliche Vertheidigung das Bundesgebiet 
bilden. Als ein blos von den Negenten, vielleicht mit Kürften fremder Nationen, abgeſchloſſener 
blos äußerer völkerrechtlicher Vertrag aber vereinigt er natürlich nicht alle Negierungen und 
Bürger auf eine innerliche Weife unter dem höhern allumfafenden Pflichtgefeß eines gemein: 
ſhaftlichen Vaterlandes und eines nationalen Menſchheitszwecks. Diefed wird doppelt 
flar, denn: 

5) Der Staatenbund begründet, fofern er nur Staatenbund fein will, aud) für die Bür— 
gerfeine Theilnahme am Bund, Feine wirkliche Mitgliedſchaft, fein Bürgerrecht, mithin auch feine 
Bürgerpflicht und feinellnterthänigfeit gegen den Bund als folhen, Fein doppeltes Unter: 
thanenverhältniß und Bürgerrecht. Bundesgefege verbinden hier die Bürger nur, fofern 
feald Landeögefege aufgenommen und publicirt wurden. Diefes gilt auch im Deutſchen Bunde.2°) 
88 jheint überhaupt fpäter diefe Seite ded Bundes gegen manches Entgegenftehende mehr und 
mebr ausgebildet worven zu fein. Es wurde der Verein erft fpäter ein völferrechtlicher Kürften: 
rein genannt, indeß gehört wol Hierher auch die Aufhebung aller Öffentlichkeit feiner Ver: 
handlungen, fogar eines Theils feiner Beſchlüſſe und die Aufhebung der hierdurd und durch 
vregfreien Ausdruck der Öffentlihen Meinung und freies Petitionsrecht zu bewirfenven activen 
Teilnahme der Nation an den Bundesverhältniffen. Hierin würde ferner ver ausschließliche 
Vorbehalt des Auslegungsrechts der Bundesgefege für die Bundesverfammlung 26) gehören, 
wenn derjelbe, mie nad der Meinung mander, ſich wirklich nicht blos auf die autbentifche 
Auslegung (das Heißt eigentlich neue grundverfaffungsmäßige Veftimmungen) bezöge, fondern 
klbft auf die doctrinelle Auslegung. Die legtere muß aber anerkannt demjenigen, welcher 
itgendeine Teilnahme an einem Rechtsverhältniß und felbft auch nur eine mittelbare rechtliche 
Verpflichtung durch daſſelbe erhalten joll, ftet3 zuftehen. Nechtliche Verhältniffe und Grund: 
verträge ſich durchaus gegenfeitig. Jeder Theil hat das gleiche Recht fie (doctrinell) auszulegen, 
und zu beurtheilen, was er für Rechte und Pflichten durch ven Verein erhalten hat. Nur Ver: 
Rindigung, Vergleich oder ein unvarteiiicher Richterſpruch kann den darüber etwa entſtehenden 
Streit abfolut beendigen. Nach dem Bisherigen würde alfo diejenige Gewalt, welche einer Na— 
tion, diezu einem Bundesſtaat berechtigtift, venfelben vorenthalten und ftatt deſſelben einen bloßen 
Staatenbund gründen wollte, diefelbe rechtswidrig des höchſten menfchlichen Gutes, des Vater: 
lendes und vaterländifchen Staatöbürgerrechts berauben. Sie würde ihre Verlegung verdop— 
reln, wenn fie dabei noch dem Bereinnur der Regierungen des Staatenbundes Eingriffe 





:24) Schlußarte, 56; Welder, a. a.D., ©. 46 fg. 

3) Schlufacte, Art. 53, 56, 32. 

236) Scyiußacte, Art. 8, 17 und Bundesbefch.uß vom 11. Dec. 1828. 
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in das innere Rechtsverhältniß der Bürger der Sonverftaaten erlauben. und fo au deren Aus: 
bildung zu einem freien Geweinwejen verhindern wollte. 

6) DerStaatenbund, insbeiondere auch der deutſche, begründet, infofern er wirklich nur rei= 
ner Staatenbund bleiben will, aud feine Bolförepräfentation neben ver Regierungs— 
repräfentation am Bundestage. Zwar wird der dauernde Staatenbund der Regel nach eine 
dauernde Organifation für jeine Zwede haben. Es ift aber nicht die obige für ven Bundesſtaat. 
Gewöhnlich wird, wie im Deutihen Bunde, eine Bereinigung voller rechtlicher oder diplomatiſcher 
Abgeoroneten der Regierungen ber einzelnen Bundesftaaten feine Angelegenheiten bejorgen, 
welche aber hier ſtets nad den beiondern Inftructionen ihrer Regierungen handeln und ab: 
ftimmen. Wegen des Bundeszwecks und zur vollfonmmenern Vertretung ded Bundes gegenüber 
andern Regierungen wird gewöhnlich eine einzelne Bundesregierung ald Präfidentfhaft we: 
nigſtens beſtimmte Rechte der formellen Geihäftsleitung, oder ald Vorort oder Hegemon 
ausgedehntere Repräjentationd= und Oberleitungsredhte erhalten. Auf eine fehr natürliche 
Weiſe wird die gegenfeitige Vergrößerungs- und Eiferſucht unter fouveränen Staaten die 
mächtigſten Bunvdesftaaten zum Streben nad} dieſer Hegemonie und zu ihrer möglichften Aus— 
dehnung veranlaffen, ſobald mehrere mächtige da find, auch zum innern Zwiejpalt treiben. 
Die Beifpiele macedonifher und römiiher Hegemonie und audy Beijpiele aus unjerer aller: 
neueften Zeit veranſchaulichen dieſes und ebenfo die Gefahren für die Selbjtändigfeit der 

- Bundeöregierungen wie für die Freiheit und den Frieden der einzelnen Bundesländer und für 
den Beftand des ganzen Bundes. Dieallein gegen ſolches Unheil ſchützen de Gegen— 
wirfung einer patriotifhen Nationalrepräfentation fehlt dem Staatenbunde. 

7) Er entzieht aud den Bundesregierungen hit die Außern Hoheitérechte, 
das ftehende Kriegsheer und einen Theil der Beiteuerungsgewalt. 

8) Er ſchließt aud eine Herrihaft ver Bundeöregierung über Unterthanen— 
länder und fremde Staaten nidt aus. 

9) Er fordert und garantirtaud nicht eine Gemeinfhaftlihfeit des in— 
nern Staatgrechts. Es wäre dieſes jedenfalls alddann eine Taufhung, wenn im Bun— 
beövertrag gewiſſe Grundlagen, z. B. Stände, Preßfreiheit u. f. w., bejlimmt würden, und 
nun dennoch feine Einmiſchung und fein Zwang in Beziehung auf diefe innern Verhältniſſe ftatt= 
finden, ſodaß die einzelnen Bundesregierungen entweder gar nichts oder beliebig unter jenem 
Namen: Stände u. f. w., gerade das Entgegengeſetzte geben, oder endlich das Gegebene wie— 
derum zerftören fönnten. Auch hier Huldigt der Deutihe Bund wenigftens infofern der Natur des 
Staatenbundes, alderfpäter ausdrücklich erklärte, vie Beftimmungen ver ftändifchen Berfaflungs- 
verhältniffe feien den befondern Megierungen, Ständen und Landeöverfaflungen zu überlaffen, 
die Bundesgewalt miſche ich in Streitigkeiten darüber nicht ein, und diefe Verfaſſungen ſtänden 
auch nicht unter der Garantie ded Bunpes, fofern er nicht, was auc jede andere politifhe Macht 
gegen andere Staaten thun darf, eine befondere Garantie einer einzelnen Verfaſſung zu über- 
nehmen für gut fände. 27) Auch bat ed wol bisjegt wenigſtens nicht den Anfchein, als werde 
die Bundesgewalt jelbit nur die Einführung wahrhafter landſtändiſcher Berfaffungen mit den 
weſentlichſten, ſchon in dem hiſtoriſchen und allgemeinrechtlichen Begriff verfelben mit abjoluter 
Nothwendigkeit gegebenen Rechten, mit Nechten , wie jie alle Berhanplungen über ven Bundes— 
vertrag als weſentlich bereitö anerkannten, überall da ind Leben rufen und erhalten, wo fie, nun 
beinahe ein halbes Jahrhundert nad der Oründung der Bundesacte und des 13. Artifeld in der— 
felben , in folder Geftalt noch nicht eriftiren. 

10) Es iftendlid der Staatenbund auch nicht abſolut und jelbit auf die Gefahr für Die 
Eriftenz der Vereinsftaaten unauflöslid. Zwar ift er allerdings, ſowie ja jedes Miteigen= 
thumsverhältniß, feiner Natur nach dauernd. Man wird fhon darum nicht mit vielen ven Staa = 
tenbund für ganz ebenfo temporär und unbedingt jederzeit unauflöslich erflären fönnen wie das 
Bündniß. Auch wird er in dem Gedanken der Kortvauer feines Bedürfniſſes und Zwecks (fo= 
wie indeſſen der Erklärung nad freilich aud viele Societätöverträge und bloße völkerrechtliche 
Bündniffe) für immer gefchloffen. Vielleicht können auc viele Vereinsftaaten jhon bei Ein= 
gehung des Staatenbundes von der Anficht ausgehen, fie würden ihrer Sicherheit wegen eine 
Trennung einzelner Bundesländer vom Bunde ſelbſt durch Kriegsgewalt hindern. Aber bei 
6108 ſachlicher Gemeinihaft kann jeder Miteigenthüner Auflöfung fordern, uno wenn wirklich 
dem Staatenbunde die Unterordnung unter ein fouveräned Vaterland und allumfaſſenderes hö— 


27) Schlufacte, Art. 60 und 61. 
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hered Vflichtgeſetz Fehlt, wenn wirklich jede ganz fouveräne Regierung ihre eigene ſouveräne Res 
gierungsübergeugung von dem Recht und Wohl ihres befondern Staats als ihr höchſtes Gefeg 
anerkennt, wird man alddann über die Kolgen der Natur der Dinge ſich und andere täufchen ? 
Wird man durch ihnen widerftreitende wohlgemeinte Worte Wunver wirken? Wird man dur 
fe eine fouveräne Regierung, wenn fie dad Halten für fi und ihren Staat verberblic oder gar 
ihre Criſtenz gefährvend hält, diefelbe zur Aufopferung dieſer Eriftenz oder ihrer Macht und 
Blüte beftimmen zu fünnen glauben? Wo bliebe aud die Souveränetät bei abfolutem Zwang 
zur Teilnahme an einem Staatenbunde? Da, wo das Ganze weder durch gemeinſchaftliches 
höheres Pflichtgeſetz regiert noch durch dieſes und eine lebendige, wirkſame Nationalfraft 
zuiammengehalten wird, da kann leicht das | ouveräne politifche Interefle einzelner Staaten die 
andern und den Bund für fi zum Mittel mahen. Wenn nun der fräftige Schuß des mahren 
Gemeingeifted und der nationalen Repräfentation des Ganzen fehlt, werden ba nicht die Ver: 
legten in ihrem fouveränen Staatsprincip Hülfe fuhen? Freilich, bei dem Gericht können fie 
nie fo, wie im Privatftande bei Miteigenthums- und Societätöverhältniflen, ein Rechtsurtheil 
auf Theilung und Trennung der Gemeinſchaft erhalten. Wer aber den Gefahren einer Tren— 
nung anderer Art vorbeugen will, der denfe nicht auf Worte, fondern auf die Sachen und ihre 
entforechende Geftaltung. Nur die unfterblice, gemeinfhaftlihe Vaterlandspflicht und Natio- 
nalität,. die ewige Pflicht für fie und die zur Sprache gebrachte wirfjame Nationälgefinnung 
maden einen Bund wahrhaft unauflöslich und ewig. 

V.Fortfegung. C. Das Staatenbünpnip, die Allianz. Der reihtliche Grundcha— 
tafter dieſes blos obligationenrechtlichen, völferrechrlihen Gefellichaftsvertrags befteht nach fei= 
nem Begriff (f. II) darin, daß er lediglich eine obligationenrechtliche Sorietät unter nicht einmal 
teal befhränften, fondern gänzlidy jouveränen Regierungen bildet. In feiner rechtlichen Natur 
iſt es nun enthalten, daß er ebenfalls nicht ein einziges jener Merkmale des Bundesſtaats und 
jelbft nicht einmal die wichtigſten des Staatenbundes begründet. 1) Sein Zweck ift weder, fo 
wie im Bundesftaat, der Staatszweck, noch audy, jo wie im Staatenbund, die allgemeine dau— 
ende völferrechtliche Sicherung, fondern nur die jpeciell verjprochene, beftimmte, gegenfeitige 
iftung. 2) Er begründet weder, jo wie der Bundesftaat, ein fouveränes Gemeinweſen, noch 
au, fo wie der Staatenbund, eine reale Gemeinſchaft eines Inbegriffs von äußern Souve— 
tänetätdrechten und nicht einmal, wie diefer, eine bedingte und beſchränkte Stimmenmehrheits- 
entiheidung, fondern nur ganz freies, diplomatijches Unterhandeln im Namen der einzelnen 
serihiedenen Verbündeten. Diefe vorübergehende Allianz wird auch von andern Staaten gar 
nicht ald wahre politiiche Einheit anerfannt. 3) Er hat feiner Natur nach weder, wie der 
Bundesftaat, zugleich die innern und die äußern Verhältniſſe, noch, wie der Staarenbund, 
die äußern, ſondern beftimmte, bald auf einzelne innere, bald auf einzelne äußere Verhältniffe 
ih beziehende Leiftungöpflicten zum Gegenftand. 4) Er ift weder Nationalverein, wie der 
Bundeöitaat , noch begründet er, wie ver Staatenbund, ein Bundedgebiet, noch feßt er, mie ber 
leptere, aneinander grengende, durch bleibende gemeinfchaftliche Verhältniffe und Bedürfniſſe 
auf gegenfeitige Hülfe angewiejene Staaten voraus, fondern nur ein beftimmtes, im völker— 
tehtlihen Verkehr entftandenes, vorübergehendes Bedürfniß. Ihm find natürlich auch die 
Merkmale 5) 6) 7) 8) und 9) des Bundesftaatd fremd. Namentlich hat er in der Regel gar 
keine Organifation, nicht einmal die des Staatenbundes. Er ift endlich 10) auch weder, wie der 
Bunvesftant, abiolut unauflöslih, noch auch, menigftens feiner Natur nad, im allgemeinen 
dauernd, jo wie der Staatenbund. Sowie vielmehr bei jedem Societätävertrag, felbft wenn 
fine Worte auf immerwährende Dauer lauten, jo können auch in ver Allianz die völlig ge: 
rennt nebeneinander ſtehenden und pro rata:beredtigten Geſellſchaftögenoſſen völlig rechtlich 
Rets die Societät für die Zufunft auffagen. (S. Allianz) 

VI. Ein prüfender Blid auf die bisherigen Theorien über Bundesverhältniffe. 
Bar das Bisherige eine folgerichtige Entwidelung der richtig aufgefaßten verfhiedenen Natur 
ter Bundesverbältniffe, jo bedarf e8 Eeiner ausführlihen Prüfung und Widerlegung der frühern 
Iheorien über das Bunvesfgftem. 2%) Der allgemeinfte Fehler jener frühern Theorien ift es, 


3) Zur Literatur diefer wichtigen Materie gehören, nächft andern Bearbeitungen befonderer Bun 
destechte und dem bereits angeführten Schriften, vorzüglih: S. Pufendorf, De systematibus civit.; 
in ten Dissert. acad. (Upfala 1677), ©. 120; 3. &. Wieland, De system. civit. (Eeipzig 1777; auch 
in Opusc. Fascic., I, 1790); St :@roir, Des anciens gouvernements federatifs (Paris 1780) 
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daß fie die Staatenvereine nur nach unweſentlichen und zufälligen Verfchievenheiten , nicht aber 
nad) der wefentlich verſchiedenen Natur der Rechtsverhältniſſe abtheilen. Die Folge davon ift, 
daß fie mithin auch gerade die wefentlih verjhiedenen Merkmale ver verſchiedenen Staaten: 
vereine überfehen und vermifchen. So iſt es z. B. wol gewiß unridtig, wenn man — um 
von frühern Irrthümern und weniger bedeutenden Schhriftftellern abzufehen — mit manchen 
hochverdienten Publiciften, namentlich mit Klüber und Behr, das harakteriftifche Merfmal des 
Bundesſtaats in ein monarchiſches Oberhaupt oder aud in eine beſonders organifirte Regierung 
fegt. Denn wie ſchon Pufendorf bemerkt, die anerkannte, umfaffenve, abfolut gültige Stimmen: 
mehrheitsentſcheidung begründet ſchon eine Staatdgewalt, ja in einfachen Demofratien , welche 
doch wirkliche Staaten jind, die einzige. Auch ift Gleichheit der einzelnen Vereinsftaaten nicht 
das genügend unterjcheidende Merkmal des Staatenbundes im Gegenfag des Bundesftaats, 
Die wahre verhältnigmäfige Gleichheit und , mas das Beſte ift, die Garantie derfelben gibt im 
Bundesftaat die verfaſſungsmäßige abfolut gleiche Nepräfentation aller Regierungen im frei 
berathenden Senat und die der Seelenzahl entjprechende in der Nationalrepräfentation, und 
vor allem die Nationalfraft. Im Staatenbund dagegen waren da wol die fleinen Staaten 
mit Napoleon, oder früher vie Bundesftaaten Roms mit Nom wirklich gleih? Im Bundes 
ftaat gelten hier die Sachen, im Staatenbund die Worte. Nichtig ift es ferner, wenn Titt— 
mann ©. 6 und 14, gegen Anfichten anderer (jelbjt gegen die von Pfizer, ©. 187), dem bloßen 
Staatenbund eine wahre Höhere Zwangsgewalt ganz abjpridht (ſ. vorhin II, 2 u. IV, 2). Mit 
Unrecht aber jpricht er auch ſelbſt dem Bundesjtaat jede Cinmifhung in innere Angelegenheiten 
und jede Competenz ded Bundesgericht in Streitigkeiten zwifchen Regierung und Volk ab (IV, 2). 
Ebenfo unrichtig gibt er auch allen Staatenvereinen blos den Zwed der äußern Sicherung. 
Diejes thut auch eine der geiftreihiten Abhandlungen über die Bundedverhältniffe, die von 
Zachariä. Aber ver Bundesftaat hat ven Staatszweck, alfo mehr ald bloße Sicherheit, und das 
bloße Bündniß hat, fowie z. B. ein Handelsbündniß, oft einen andern Zwed als den der Si— 
derung (Ill, 1; IV). Unrictig und zugleid im Widerſpruch mit feiner eigenen Behauptung: 
daß der Staatenbund „die innere Souveränetät der Vereinsftaaten ſchlechthin ungeihmälert 
„laſſe“, ſtellt auch Zachariä als „unerlaßliche Forderung aus der Natur des Staatenbundes ‘ 
die folgenden auf: Übereinſtimmung ver VBerfallungen der einzelnen VBereinsftaaten, wenig: 
ftens in ihren Grundlagen (IV, 9); ferner freie Waarendurhfuhr durch alle Vereinsftaaten, 
und dann Aufftellung einer Bundesmacht, eines Bundesgerihtd und einer wahren Richter: 
gewalt und Entſcheidung aller Streitigkeiten auf dem Wege Rechtens; endlich eine Beihrän- 
fung der Verträge ver Vereinsjtaaten untereinander und mit fremden Staaten, jogar bis zur 
allgemeinen Nothwendigfeit der Natification dur den Bund (IV, 2 u.7). Ebenfalls un— 
richtig und im Widerſpruch mit jenem befhränftem Zwed der Sicherung gibt Zahariä dem 
Bundesſtaat eine mit hinlängliher Macht unbeihränfte Stimmenmehrheitsentfcheidung, und 
zwar fogar über die innern Verhältniſſe der Vereinsftaaten (IV, 2); dadurch, ja fhon wenn 
man die Beftimmung des Bundes über die innern Verhältniffe ald Regel aufftellt und für fie 
präfumirt, hebt man ja vie Selbftändigfeit der einzelnen Vereinäftaaten auf, verwandelt fie in 
bloße Staatsprovinzen. Man löft mithin den Bundesitaat in den einfachen Staat auf, fowie 
ihn umgekehrt Tittmann dadurch in einen bloßen Staatenbund umwandelt, daß er auch ihm 
abjolut gar feine Gewalt über die innern Staatöverhältniffe einräumt. So laffen alſo Zahariä 





Meermann, Comparaison de la ligue des Acheens, des Suisses et des Provinces unies (Haag 
1784); 3inferling, Le systeme federat. des anciens mis en parallele avec celui des Modernes 
(Heidelberg 1809); Tittmann, Darftellung der Verfaſſung des Deutſchen Bundes (Leipzig 1818), 
©. 6 fg.; Pfizer, Über die Entwickelung des öffentlichen Rechts in Deutſchland (Stuttgart 1835). Bes 
fonders wichtig find natürlich die Werfe über die nordamerifanifche Bundesverfaflung, und unter Dies 
fen vorzüglich das befaunte claffiiche Werf: The Federalist, von Hamilton, und I. Story's Com- 
mentaries on the constitution of the United States (3 Bde., Bofton und Cambridge 1833), über 
fegt von Buß (Karlsruhe 1844). S. audy Reimann, Die Vereinigten Staaten von Nordamerifa im 
Übergang vom Staatenbund zum Bundesftaat (Weimar 1855); und R. Mohl, Das Bundesftaate- 
recht der Vereinigten Staaten von Nordamerifa (Stuttgart 1824). Sodann gehören hierher: Zachariä, 
Über den gegenwärtigen politifchen Zuftand der Schweiz (Heidelberg 1833), und Trorler, Löſung der 
nationalen Lebensfrage: worauf muß die Bunbesverfaflung der Eidgenofienichaft begründet werben 
(Rapperswyl 1833); Wichtige Urfunden für den Rechtszuſtand der deutfchen Nation, mit eigenhänbi- 

en Anmerfungen von Kiüber, aus defien Papieren mitgeteilt und erläutert von K. Welder (zweite 
Auflage, Manheim 1845). Vgl. auch den Art. Bundesjtaat und Staatenbund von Pözl im „Staate- 
Wörterbuch‘ von Blunticli. 
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und Tittmann auf verſchiedene Weife neben dem einfachen Staat nur noch zwei Stantenvereine 
übrig, den Staatenbund und dad Bündnif. Der Bundesftaat aber, welcher zugleich den ein: 
fachen Staat und den Staatenbund auf Höhere Weife in fi vereinigt, wird von beiden ganz 
zerftört. Und doch ift diefer gerade die höchſte und reichſte politifche Organifation, vie höchſte 
Pee der politifhen Verbindung großer Nationen, eine Verbindung, von welcher früher der 
Adäifche Bund, eine längere Zeit das Deutfche Reich, jegt Amerika und die Schweiz Hiftorifche 
Vorbilder geben. Freilich aud feiner Bundeötheorie erklärt e8 ſich, daß Zachariä diefen höchſten 
Verein ald einen verkehrten, ververblihen Zuftand eigentlich ganz verwirft. Er erklärt ihn, 
„weil er den Vereinsſtaaten die Verwaltung ihrer innern Angelegenheiten laffe und doch be— 
ihränfe, und in deſſen Weſen (?) ed liege, daß nicht blos die Gefammtheit, fondern auch jeder 
Vereinsftaat eine bewaffnete Macht bilde”, geradezu für eine „theoretiſche und praftifche In: 
tonfequenz, al ein insociabile regnum”, und erwähnt ald Belege für diefe fonderbare Be: 
hauptung fonderbarerweife das Dentfhe Neih und den Deutſchen Bund. Den Iegtern, 
welcher ſich ſelbſt einen blos völkerrechtlichen Fürftenverein und einen Staatenbund nennt, erflärt 
nämlih Zahariä für einen Nationalverein und Bundesſtaat und fügt noch — man weiß nicht, 
ob ernſthaft — Hinzu, daß er diefes erft nach feiner urſprünglichen Gründung und vorzüglich 
erft feit den Karlsbader Beſchlüſſen und der Schlußacte geworben fei, während er umgekehrt vie 
Schweiz, welde ſich ſelbſt für einen Bundesftaat erflärt und welde ein folder ift, nach feinen 
unfihern Eintheilungsgründen und Merkmalen feinen Nationalverein und keinen Bundesftaat, 
iondern einen bloßen Staatenbund nennt. Jene obigen Vorwürfe der Inconfequenz und Un— 
»teinbarkeit gegen ven Bundesftaat aber fönnte man umgekehrt auch dem Staatenbunde ma: 
den, der ja ebenfalld ven einzelnen DVereindftaaten Souveränetät zugefteht und dennoch fie be- 
hränft, und zwar ganz beſonders nad) jener obigen Theorie von Zachariä felbft. Ja fie träfen 
am meiften jeden einfachen Rechtsſtaat, deſſen rechtliches Wefen e8 ja ebenfalls ift, feinen Gliedern 
tehtliche Freiheit zuzugeftehen und dennoch fie zu befchränfen. Bei dieſem Vorwurfe gegen den 
Bundesftaat möchte übrigens die Urfache des Fehlerd wol in einem andern Fehler zu fuchen 
tein, nämlich ebenfalls in der Annahme einer unbeichränften, abfoluten Bundes= und Staatd- 
gewalt, wegen welcher verfelbe berühmte Verfaffer au in feinem Werfe über den Staat alle 
rechtliche Begründung ded Staatd durch den Vertrag darum für unmöglich erklärte: „weil jever 
Bertrag , worin man gänzlich () feine Selbftändigfeit aufgebe, weſentlich nichtig ſei.“ Allein 
solide Unbeſchränktheit einer rechtlichen Gewalt von Menfchen ift in diefem bedingten und be: 
hränkten menſchlichen Leben jhon für die unvollfommene menjhlihe Staatsgewalt durchaus 
it begründet, um wie viel weniger aljo für die Bundeögewalt im freien Staatenverein. Man 
muß nicht Die abfolute Höchfte Idee mit ven beſchränkten menfhlihen Organen für fie verwech— 
en. Mögliche Eollifionen und Schwierigfeiten,, die aud der allfeitigen rechtlichen Freiheit der 
Regierten entjtehen können, im einfachen Staat 5. B. zwiſchen dem Regenten und den Bürgern 
und Ständen, und felbft die Schwierigkeiten der Entſcheidung diefer Eollifionen (z. B. über 
einen abfoluten Miverftreit zwijchen Parlament und König, über Revolutionen, über etwaige 
som Barlament jelbft nicht abänderliche Urverfaſſungsrechte) heben den menſchlichen vernünf— 
tigen Staat nicht auf, alfo audy nicht ven Bundesftaat. Diefer bietet fogar noch reihere Aus— 
funfts- und Berföhnungsmittel dar ald der einfache Staat. Einen neuen Widerfprucd begründet 
übrigens Zachariä für ven Bundesftaat, für feine angebliche Unbeſchränktheit und deſſen wirk⸗— 
lie , abfolute Unauflödlichfeit dadurch, daß er mit Unrecht auch Hier den Widerſpruch der ein= 
einen Bundeöftaaten (die ratio prohibentis) in Bundesangelegenheiten für entſcheidend erflärt 
(f. pagegen oben IH, 2). 

Auch der erwähnten genialen Schrift von Pfizer müffen wir vorwerfen, daß fie alle wefent= 
üdhen oder generifchen Unterfchieve zwiſchen Staatenbund und Bundesſtaat, die der rechtlichen 
Ratur , der Zwecke, dev Orundbedingungen und der Gewalt von beiden, verwifcht und aufgibt. 
Zwar foll nad) S. 42 der Stantenbund nur rein völferrehtlihe Sicherung begründen und 
isgar ein völlig freied Belieben für die einzelnen Bundesglieder, jeden Augenblid ven Bund 
wfzugeben. Damit im Wiverfprud aber foll (nad ©. 95 u. 165 fg.) der Staatenbund mit 
tem Bundesſtaat und mit dem Staate felbft „ganz denjelben gemeinjchaftlihen Hauptzweck der 
anern und äußern (alfo auch ftaatsrehtlihen) Sicherheit, und ebendeshalb auch gleiche recht- 
übe Gewalt und Mittel zur Erreihung des gemeinfhaftlihen Zwecks“ haben. Es foll aljo 
auch im Staatenbund, der eine „ſtaatenartige Vereinigung‘ fei, eine wahre fouveräne Regie— 
rungs-, Gefeßgebungs =", Vollziehungs= und Richter-, ja Strafgewalt über den einzelnen 
Bundeöregierungen ſtehen; es ſoll abfolute Stimmenmehrheitsgewalt in allen gemeinſchaft⸗ 
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lichen Angelegenheiten und für ven Bundeszweck gelten, und bie einzelne fouveräne Regierung 
ihre rechtliche Überzeugung von entgegenftehendem Recht und von dem Wohl ihred Staats mit 
Gehorfamd= und Aufopferungspfliht gegen das Ganze, der Stimmenmehrheit unterorbnnen 
müffen. Nur bie relativ größere Ausdehnung der Gewalt ded Bundesſtaats auf mehrere Ge: 
genftände foll diefen von dem Staatenbund unterfheiden. Weil aber dieſer Unterſchied durch— 
aus relativ, ſchwankend und gar fein Gattungsunterſchied ift, jo müßte man hiernach folge: 
richtig eine ſolche Unterſcheidung von Bundesftaat und Staatenbund fallen laſſen und nur die 
ſtaatsrechtlichen Bundesvereine und das bloße völferrehtlihe Bündniß gegenüberftellen. Die 
bisherige Ausführung II und IV und V aber hat ed wol Elar gemacht, daß ſowol nach der Na- 
tur der Rechtsverhaltniſſe ald nach ihrer Geſchichte aud) der Staatenbund von dem Bundesſtaat 
fih wahrhaft wejentlid unterjcheidet. Und wie — wir müflen eö wiederholen — wie, mit 
welchem Recht, mit welcher Logik und mit welder Gewalt will man denn jouveräne Regierungen 
zum Gegentheile von dem allen beſtimmen, was jie wollten und erklärten, zum abfoluten logis 
ſchen Widerſpruche mit ſich ſelbſt — ſolche namentlich, melde zwar für ein blos völferrechtliches 
Schutz- und Trugbündniß eine Summe äußerer Hoheitsrechte gemeinfchaftlid ausüben wollten, 
dabei aber die unverlegte Bewahrung ihrer Souveränetät ald Grundgeſetz, ald Grundbedin— 
gung, als erften Vereinszweck erklärten? - 

Auch der citirte Artifel des „Staats: Wörterbuh”, obgleich der richtigen Anſicht viel 
näher, ſcheint doch die verſchiedenen Bundeövereine mehrfach nach unmwejentlihen Merkmalen zu 
harafterifiren. So namentlid nad ver Zufälligfeit ver erſten Entſtehung. Diefer foll Vertrag 
fein beim Staatenbund und dem Bünbnig. Der Bundesſtaat aber entjtehe freilich theilweije 
auch durch Vertrag, wenn nämlich früher unvereinte Staaten ji vereinigen, jonft aber auf an 
dere Weife. Hierbei liegt wol die häufige Begriffsverwechſelung über Vertrag (j. Grund» 
vertrag) zu Grunde. Erſt mit der gegenjeitigen Ginwilligung aber beginnt alle rechtliche 
Berpflihtung für freie Menjhen und Vereine. Weder bloße Gewalt noch ein vollends für 
den bejondern Fall unerweisbarer göttliher Befehl, nod auch ſubjective Anjicht kann die— 
felbe genügend begründen (ſ. I, XLI). Auch die bereit im. Staatenbund vereinten amerifa- 
nifhen und ſchweizeriſchen Bundesitaaten begründeten die Rechtspflicht für ihre neuen Bundes 
ſtaaten auf die freie, durch andere, als die biöherigen Bundedorgane ausgedrückte Ginwilligung 
der Glieder. Daß am Wiener Congreß und 1848 in Frankfurt die freie Einwilligung, dort 
der Nation, hier der Regierungen, misachtet wurde, war ein Hauptgrund, daß wir und noch 
feineö gejunden Bundesſtaats erfreuen (j. Il, 160 fg.). Die Vertragsform der Ent- 
ftehung begründet aljo feinen Unterfhied der Bundeövereine, ſondern der Rechtsinhalt. Die- 
fer war bei ven Amerikanern früber im Staatenbund der obenbezeichnete völferreihtliche; bei 
dem jegigen Bundesſtaat der obenbezeichnete ſtaatsrechtliche. Will man von dieſem Unterſchied 
fagen, daß der Bundesftaat ſtaatsrechtliche Verpflichtungen begründe, nicht aber der Staaten= 
bund, fo iſt das richtig. Bezeichnet man aber die Verpflichtung des Staatenbundes im Gegen- 
fag als Vertragspflicht, fo iſt dieſes einfeitig und Fein wahrer Gegenfag, da auch bei der mit 
durch höhere Gründe und durch Staatdautorität gejeglid begründeten rechtlichen Verpflichtung 
im Bundesftaat wenigitend zulegt und mittelbar (vermittelt des Grundvertragd) die Form 
des Vertrags oder der gegenfeitigen Anerkennung zur Rechtsgültigkeit noihwendig if. Ähn— 
lich ift au der von demſelben Schriftiteller angegebene Unterfdied, der Staatenbund habe 
einen Hegenon oder die Verſammlung den Vertreter zum Organ, der Bundesſtaat habe jelb- 
fländige Organe. Nur darin befteht der Gegenfag: der Bundesftaat hat Organe mit ftaatd- 
rechtlicher Gewalt, der Staatenbund nicht. Aud das, daß im Bundesftaat die Verwaltung 
alle& äußern Hoheitsrechts dem Bunde zuftehe, im Staatenbund nicht, bilvet feinen nothwen= 
digen abfoluten Gegenſatz. Es fann das Verhältnig umgekehrt jein, ohne daß die wejentliche 
Natur der Vereine aufhört. Ebenjo unfiher ift der Unterfchied, im Bundesſtaat liege der 
Schwerpunkt im ganzen, im Staatenbund in den Sonderftaaten. Nur inniger ift freilich die 
Einigung im Bundesitaat und eine wahre perfönlihe Souveränetät des Vereins nur hier be— 
gründet. Auch der Unterſchied des Bundesſtaats und Staatenbundes vom Bündnif, daß die 
beiven erſten nachbarliche oder aneinander grenzende Staaten vorausjegen, dad Bündni nicht, 
ift fein weientliher. Allerdings begründen die beiden erften wegen ihrer politiihen Ginheit 
auch ein gemeinihaftlihes Bundesgebiet. Aber ſelbſt zum Staatögebiet ift unmittelbared An— 
einanderliegen nicht nöthig, fand früher zumal fo häufig nicht flatt, und die Hanja war ein 
wahrer Staatenbund mit fefter Organifation, regelmäßigen Bundestagen, mit Abtheilungen 
in beitimmte Duartiere, an deren Spige einzelne Quartierftädte ſtanden, mit politijch einheit= 


Bund 151 


lien Verträgen mit Bremben u. f. m., und doch lagen die Hanſeſtädte zum Theil weit 
auseinander. : 

Weit verfebrter ift es aber, wenn andere Theoretifer ſich über innere Widerfprüche geradezu 
damit tröften, daß man Miihungen zwiſchen Staatenbund und Bundesſtaat, zwiſchen ftaats- 
rechtlicher und völferrechtliher Natur rechtfertigen könne. Nichts aber zeigt mehr den Mangel 
tiefer nd gründlicher Einficht in die Natur diejer völfer- und ſtaatsrechtlichen Verhältniſſe und 
in ihre Wiſſenſchaft ald dieſes. Was würde wol einer der claffiihen römiſchen Juriften und 
Staatömänner von der Pfuſcherei deflen geurtheilt haben, ver von einem beftimmten Rechts: 
verhältnig zwischen zwei Xeuten ausgejagt hätte: ed ſei ein Statusrecht und auch fein Status: 
reht; ein dingliches oder perjönliches Recht und auch nicht dinglich, nicht perſoönlich; oder es ſei 
bald Statusrecht, halb Eigenthum, halb Obligation? Läßt fi denn auch generisch Verfcie: 
dened, juriftifch und logifh Widerfprechendes in demjelben einen Rechtsverhältniß vereinigen ? 
Alſo etwa eine wirkliche völferrehtliche Sorietät freier, ja fouveräner Socien und ihre wirkliche 
Staatöverbindung; ihre volle perfönlice Souveränetät und ihre Unterthanſchaft unter fouve: 
räner Gejeggebung und Zwangs- und Strafgemalt; eine nationale und ſtaatsrechtliche Staats— 
verbindung einer freien Nation, und doch Ausihluß der Nation und der Bürger von aller 
Theilnahme und allem wahren Bürgerrecht, vielleicht jelbft von der Meinungsäußerung in die— 
jem Vereine , ver ihre Rechte und Pflichten, ihre Schidfale und ihre Grundverträge beftimmen 
und verändern will! Wie mag man doch ſolche wirklich verberblihe Theorien verbreiten 
wollen? Gibt ed denn feine Bernunft, feinen Trieb nah Gonfequenz und Harmonie in den 
Völkern und in den Dingen, wodurch wahrhaft ſich ſelbſt widerjprechende, die gefunden Rechts— 
begriffe umfehrende und beleidigende Ginrihtungen, Misahtung, Kraftlofigfeit und Auflöfung 
entfteht, oder wenigſtens innerer, revolutionärer Streit und Kampf bis zur Tilgung des Wider: 
ſtreits durch Ausſtoßung der einen widerſprechenden Hauptfeite? Könnten wol vollends nad 
folder Theorie geformte Bundedeinrihtungen ihr widernatürlih zufammengejegtes Dafein 
dauernd behaupten? Könnten fie ihren jchweren Zweck der Erhaltung und Sicherung aller 
feinen und großen Bundeögliever, ihrer Bejonderheit und ihrer feften Bereinigung zur Ver: 
theidigung in der Gefahr erfüllen? Kür die ruhigen gefahrloſen Berhältniffe und Zeiten be: 

darf ed keines Bundes. Schlägt aber durch diefe oder jene innere oder äufere Bewegung bie 
Stunde der Gefahr, num dann wehe denen, vie ſich auf innerlich Eranfe Inftitute verließen, von 
ihnen, welche wielleicht die erfte bedeutende Krije, der erite Kanonendonner lähmt oder auflöft, 
ihr Heil erwarteten und jo andere Hülfe, namentlid innere Kräftigung, vernachläſſigten! 
Bedenkliche Seiten allerdings hat der reine Staatenbund. Statt eines gemeinfhaftliden, 
lebendigen Nationalgeiftes und höhern Pflichtengeſetzes, ſtatt des Gemeingeiftes eines wirk— 
lihen, lebendigen Gemeinwefens wird Hier leicht, felbft über den weſentlichſten Bundeszweck, 
das fouveräne politiihe Sonder: und Einzelintereffe jiegen. Statt daß jene erſtern die Schwer— 
kraft und das Gefeg der Vereinigung bilden, kann ed nun leicht die überwiegende Macht der 
srößern Bundesſtaaten thun und ihr Hegemonieftreit alles gefährden. Statt daß im nationalen 
Bundesftaat Die Fleinen und die großen Staaten fi gegenfeitig ausgleichen in der National: 
trpräfentation und durch die nationale Kraft ded nationalen zur Sprache gefonımenen Gemein: 
geiftes, und in patriotifher Theilnahme an der Ehre, der Freibeit und dem Wohl des gemein: 
famen Baterlandes für ihre Opfer von Souveränetätörechten reichliche Entſchädigung finven, 
fönnen im Staatenbunde oft der Zweit und das Net und der Beſtand ded Ganzen durd die 
unvollfommene Verbindung gefährvet werden. Leicht fönnen beſonders die fleinern Staaten, 
jowie Roms oder Napoleon’8 Bundesgenoflen, trog ungleich größerer Opfer ihrer Sou— 
veränetät und ihrer Ehre, als ein nationaler Bundesftaat je gefordert hätte, hülflos und von 
der Nationalkraft verlaffen , ver befondern Politik oder Laune der größern anheimfallen, vol— 
Imb8, wo dieſe dem Bunde völlig fremde Intereflen und Kräfte haben. Und faſt noch in beiten 
Falle kann der Mangel wahrer Unterordnung wenigitend von einzelnen unter bie Stimmen: 
mehrheit die Bundesthätigfeit lühmen und die Kraft und die Ginheit und die Dauer ded Bun— 
di gefährden. Beſonders mislich fönnte eine Shwähung der eigentlichen innern Lebenskraft, 
ver patriotifchen Kiebe der Bürger und ihrer glüdlichen feften Vereinigung mit der eigenen Re— 
sierung werden. Ohne bejonderd günftige Verhältniſſe könnten vielleicht ihre Freiheits— 
intereifen in einem bloßen Regierung: und Diplomatencongreß öfter Gegner ober doch parteii- 
{he Richter in eigener Sache und in der Verbindung mit fremden Regierungen verdoppelte 
Gefahr finden, während im Bundesſtaat die Nationalfraft und der Nationalgeift ſchon von 
jelöft die Schugmwehr der Bürger bildet und auch die höchſte Bundesregierung , fo wie einft der 
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deutſche Kaiſer, dabei wejentlich intereffirt if, fie gegen die Willkür der Ginzelregierungen zu 
beihügen und ji die Nationalkraft zu verbünden. Denn im Bundeösſtaat ift legtere eine legi- 
time Macht, im Staatenbund nit, vielmehr oft ignorirt oder unbequen, vielleicht angefeindet. 
Für den Fall der Noth denkt man oft die entihlafene jederzeit beliebig wieder erweden zu fönnen. 

Aber bei dieſem allen ift es Feine leichte Sache, einen Bundesſtaat zu gründen, auch jelbft 
dann nod) nicht, wenn man denjelben, jowie die nordamerifanifchen und ſchweizeriſchen Publi- 
ciften, nad) den guten Erfahrungen von demſelben und nad der frühern ſchlechten von dem 
Staatenbund, noch fo fehr für die „Bedingung aller Freiheit und Ordnung, alles dauernden 
Wohls und Nechtözuftandes einer großen Nation’ halten möchte. Es bleibt ſchwer, felbit 
wenn aud) die ganze Öffentliche Meinung jhon darüber entſchieden wäre, daß er am beſtan die 
erfte und legte Aufgabe aller Staatövereinigung einer Nation löfe, nämlich die möglichfte Frei— 
heit mit der Einheit dauernd zu verbinden, dieſes Grundgeſetz der Staaten, weldes eigentlich 
mit dem der Schöpfung oder dem „der Harmonie in der Mannichfaltigkeit“ zufammenfällt. 
Freilich alsdann, in folhen glüdlihen Momenten, wird es leichter fein, einen tüchtigen natio= 
nalen Bundesftaat zu gründen, wenn dad Bedürfniß veflelben, wenn die Gefahren feines Man: 
geld und die des Staatenbundes fo allgemein und lebendig gefühlt werden wie 1787 in Nord— 
amerifa, wie vor einiger Zeit in der Schweiz, fo endlich wie 1815 in Deutſchland unmittelbar 
nad) den furdhtbaren Unfällen für die etlichen dreigig großen und fleinen Staaten, die von mehr 
als dreihundert fi allein glücklich gerettet ſahen, nad Unfällen, die für die Regierungen wie 
für die Bürger gerade nur dur Lähmung und Unterdrückung der Nationalverfaffung und des 
Nationalgeiftes entftanden, und nad der glorreihen Nettung und Befreiung gerade durch die 
wiedererwachte Nationalgefinnung und durd den blofen Glauben an die verheifene Wieder: 
berftellung einer freien Nationalverfaffung. (S. Blücher.) Unter folden oder ähnlichen Um— 
ftänden allerdings kann vielleicht einer Nation diefe ſchwierigſte aller politiſchen Shöpfungen 
gelingen, fofern nicht etwa zuvor noch größeres Unglüd nöthig ift, um alle befondern Staaten 
praftifh genügend zu überzeugen, daß ohne fortdauerndes Fräftiges Wirken der Nationalfraft 
die Fleinern gegen die Übermadt ſowol der größern wie der Fremden, die größern aber gegen 
die Fremden und deren freie oder erzwungene Verbindung mit den Fleinern — fie alle aber 
gegen die Folgen der Verlegung der tiefften und ftärkften Nationalgefühle und Bedürfniſſe 
nicht genügend geſichert ſeien. Glücklich alddann, wenn diefe Überzeugung nicht zu ſpät kommt, 
fowie einft vor dem unglüdlihen Untergange Griechenlands! Überhaupt endlih mag jene 
Schöpfung gelingen, wenn durch irgend glückliche Umſtände zugleich die Bürger und die Re— 
gierungen mehr ald man im Durchſchnitt menſchlicherweiſe zu erwarten beredtigt ift, vom Ge: 
fühle nationaler Einheit und von der heiligen Pflicht gegen das gemeinſchaftliche Vaterland er- 
griffen und maßvoller Weisheit zugänglich find. 

Sucht nun aber eine Nation in folhen Lagen nicht in der lodern Verbindung eines völfer- 
rechtlichen Staatenbundes, fondern im Bundesftaat und in der wirkfamen und einigen National- 
fraft und in der Erfüllung der Nationalpfliten gegen dad gemeinfame Vaterland die Verbür— 
gung von Ehre und Wohl, nun alddann muß man aud treu und folgerichtig die weſentlichen 
Forderungen des Bundesſtaats erfüllen. 

Sind dagegen die Bedingungen eined Bundesſtaats entweder überhaupt nicht oder doch jegt 
noch nicht vorhanden, oder auch alddann vielleiht, wenn man etwa in despotifchen und fflavi- 
ſchen Zeitaltern und Nationen aud bei einer Zerfplitterung des Volfs in viele Staaten Liebe 
und Achtung der Bürger für ihren vaterländifhen Zuftand entbehren, Freiheit und Net und 
Ehre ver Nation gefahrlos Hintanfegen Fönnte, alsdann wird die Rede nicht fein vom Bundes: 
flaat. Staatenbündniffe oder ein Staatenbund werben feine Stelle einnehmen. Ermählt man 
nun aber den legtern, jo muß man alsdann ebenfalls wenigftens feiner Natur getreu bleiben. 
Dur Einmiſchung der Verhältniffe ded Bundesftaats in denfelben erreicht man der Regel nad 
feinen einzigen Vortheil der legtern, untergräbßt aber zugleich nah dem Bisherigen durch die 
Unnatur folder Vermifhung und den Widerfreit der Kräfte und Intereffen bei derfelben die 
gölferrechtliche Sicherung und den Beftand aud) des Staatenbundes; vielleicht um jo mehr, je 
weniger wirflih die Nation ſchon tief gefunfen ift. Namentlih dürfen weder die mädhtigern 
noch die ſchwächern Bundeöglieder glauben, da, wo einmal die Nationalkraft und National 
gefinnung einer wirklichen Fräftigen Bundesſtaatsverfaſſung und die Organe für diefelbe, die 
Kräftigung und Sicherung durch diefelbe fehlen, etwa ihre eigene Sicherheit und den Bund ver- 
ftärfen zu können durch Eingriffe in die Souveränetät der Vereinsftaaten. Eine nächſte Folge 
davon fünnte fein, daß dadurd die Fleinern, bald nur noch fcheinbar fouveränen Regierungen 
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fammt ihren Bürgern den mächtigern und ihren Intereffen hülflos preisgegeben würben. So 

erlag alle Freiheit der übrigen griechiſchen Staaten zuerft unter athenifcher, dann unter fpar- 

taniſcher, zulegt unter macedonifcher Oberherrſchaft, fo die phönizifchen Städte in Aften der Herr- 

Ihaft von Tyrus, die der afrikanischen der Herrichaft von Karthago, die der Iateinifhen und fo 

vieler anderer römischen Bundesftaaten der Herrihaft von Nom. Aber mit der Vernichtung 

der Nationalfreiheit und Kraft und durch ven unnatürlichen Zuftand der Unterdrüdung, häufig 

auch durch die Verbindung der Fremden mit den fleinern Bundesftaaten, wurden in alten und 

neuen Zeiten aud die mädhtigern und herrſchenden Bundesglieder gefährdet. Schon Athen und 

Sparta, Macevonien, Tyrus, Karthago und Nom erlagen ja bald nad) jo großen ſcheinbaren 

Machterweiterungen den Schlägen ver Freniden und dem Verderb im Innern. Was indbejon- 

dere Kraft und Stimmung, Freiheit und Wohl der in viele Staaten getheilten Nationen be- 

trifft, fo ift auch in Beziehung auf fie, bei dem Mangel einer wahren Fräftigen Bundesſtaats— 

verfaflung und Nativnalrepräfentation, der Negel nad) fiher das einzige Heil nur in firenger 

Wahrung der Natur, der Folgen und Grenzen ded Staatenbundes, vor allem alfo auch der in= 

nern Souveränetät und Freiheit per Vereinsftanten. Diefe Freiheit und freie befondere Ent: 

widelung nad) befondern Bevürfniffen und Neigungen, ſodann ihr allgemeiner freier Wetteifer, 

jowie Liebe und patriotifcher Stolz wenigftens für die befondern Landeöverfaflungen und Re: 

gierungen werden alddann doch einigermaßen die Vortheile des Bundesſtaats, feiner Einheit 
und vereinigten Kraftentwidelung erjegen. Vollends aber find alle die Gefahren und Nach— 
theile ausgeſchloſſen, die für einzelne Regierungen wie für den Bundesverein entftehen Fönnten 
auch nur durch den fo leicht ſich erzeugenden Gedanken, Eleinere Staaten müßten nicht etwa ber 

Nationalehre und Sicherheit, jondern der Ubermaht und dem befondern Vortheil einzelner 
Mitftaaten fih und ihre theuerften Rechte aufgeopfert jehen. Kurz es find alddann überhaupt 

jene ſchon berührten größten Gefahren bejeitigt, welche entftehen würden durch alle jene obigen 
Widerſprüche und Unwahrheiten jener Mifhungstheorie, die Widerſprüche nämlich von einem 
nationalen Gemeinwejen und Bürgerrecht mit Ausſchluß der Nation und der Bürger, von 
fouperänen Staaten und Bürgern, die ed nicht find, von Nechtögleichheit bei höchſter Ungleich— 
heit, von Rechts- und Freiheitsfhug, der nur Rechte und Freiheiten vernichtet, von Sicherung, 
die nicht fidhert, von Unauflösbarkeit ohne Zufammenhaltbarkeit, von legitimen, durch die öffent⸗ 
lihe Treue verbürgten Forderungen, denen die Befriedigung fehlt. Nichts ift auf die Dauer 
ſchwächer und verberblier ald Umnatur und Unwahrheit, Und was nicht ganz und folge- 
richtig das ift, was es fein joll und fi: will, das kann weder Liebe, Vertrauen und Frieden im 
Innern, noch Kraft und Achtung nach außen dauernd begründen. 

Die oben eitirte Schrift: „Wichtige Urkunden u. ſ. w.“, ſchließt ©. 49 die Erörterung über 
die allgemeine Natur der Bundeöverhältniffe mit den Worten: „Somit fteht alfo wol das Er— 
gebniß feit: ſtaatsrechtliche Wirkjamkeit eines Bundesſtaats mit Nationalrepräfentation ent: 
ſpricht völlig der Natur dieſes Bundesvereind und verlegt nicht die Negierungen und Bürger 
der einzelnen Staaten ded Bundes und ihre freie Entwidelung; fie ſchützt und ſtärkt fie vielmehr 
durch die lebendige Einheit und Kraft der Nation; ftaatsrechtlihe Wirkſamkeit eines Staaten= 
bundes ohne Nationalrepräfentation dagegen vernichtet die Natur dieſes Bundes, die Selb: 
ſtändigkeit der Regierungen, den Rechtszuſtand der Bürger, und fie lähmt und gefährdet fie 
durch Unterbrüdung der Freiheit und des freien Wetteiferd in kräftiger und friedlicher nationa= 
ler Entwidelung.‘ 

vo. Schluß. Gleihgültig wird die bisherigen Irrthümer über dad Bundesrecht niemand 
balten, der die unermeßliche Wichtigkeit ver Bundesverhältniffe richtig würdigt, und ber es weiß, 
daß faljche und verworrene Begriffe im Wiffen audy eine falfche und verworrene Anwenbung 
erzeugen, der es endlich in der Geſchichte beobachtete, daß einerfeits innere Widerſprüche zur 
Kraftlofigfeit oder zur Anarchie und Auflöfung führen, und daß andererſeits in demjenigen, 
was einmal im Leben Wurzel faßte, auch wenn es an ſich falſch und verkehrt, ein wahres Un— 
kraut ift, eine Kraft der natürlichen Aſſimilation und Gonfequenz liegt, die leicht zulegt auch das 
Beffere ſich nachzieht und überwältigt. Reichen aber felbft im einfachen Staate jhon der Zwang 
und die Furcht und eine äußerliche Unterdrückung misbeliebiger Richtungen nimmermehr aus, 
um wie viel mehr muß diefed von dem viel ſchwierigern und zufammengefegten Bundeöverein 
einer Nation gelten! Um mie viel mehr muß man hier durch die innere Folgerichtigfeit und Güte 
der Einrichtungen und durd die freie Achtung und Liebe aller Glieder dem Ganzen Harmonie 
und Kraft im Frieden, den Sieg in der Gefahr zu verbürgen fireben! Welcker. 

Bund, deutſcher, ſ. Deutſcher Bund. 
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Bund Gotted mit ven Menſchen als göttliches Vorbild für fie. Wir betrad: 
ten dieje uralte Überlieferung aus der mofaifchen Religionsgeſchichte aus dem ſtaatswiſſenſchaft⸗ 
lichen Geſichtspunkte, welchem das Althebräiſch-Geſchichtliche ebenſo menig fremd bleiben darf ald 
das Griechiſch⸗ oder Roͤmiſch⸗Claſſiſche. Nicht jelten ift gegen die Behauptung, daß jeder Staatd- 
verein auf einen anerkannten Bertrage, auf gegenfeitiger freier Einwilligung oder Anerkennung 
berube, die Einwendung gemacht worden, wie wenn nach ver Geſchichte nie ein Staat auf die⸗ 
fem Wege entftanden wäre. Vergeſſen denn aber vie, welche fo feft nur auf hiſtoriſchem Boden 
zu ftehen ſich rühmen, gerade vie ältefte, in vielen Rückſichten heilige Geſchichtüberlieferung? 
Jenes bibliſche Altertum jegte unftreitig voraus, daß feine heilige Gottheit gerade das wolle 
und thue, was die Menſchen, wenn fie das Rechte wollen, thun follten. In dieſem Sinn allein 
konnte das Alterthum gewiß fein, daß der von Abraham und feinen Nahfommen gegluubte 
„gerechte, höchſte Gott“ mit den nach feinem Bilde gejhaffenen freiwollenden Menſchen nicht nad 
feiner Übermacht und Gewalt, jondern, ſowie es eines Freiwollenden gegen Freiwollende würdig 
iſt, durch Vertrag oder Bündniß ſich in Verbindung ſetze. Iſt auch gleich der Pentateuch höchſt 
wahrſcheinlich unter den Königen Joſaphat und Joria von Prieſtern geſammelt und öffentlich 
promulgirt worden, ſo iſt doch keine Wahrſcheinlichkeit, daß erſt ſpätere Prieſter, nachdem das 
Volk lange ſchon unter erblichen Königen und zum Theil Despoten gelebt hatte, eine Erzählung, 
wie Jehovah ſich den zwölf Volksſtämmen durch Moſe zum Wahlkönig habe anbieten laſſen, aus 
ihrer Zeit in die älteſten Nationalepochen zurückgetragen haben könnten. Es muß vielmehr vor⸗ 

davidiſche geſchichtliche Überlieferung geweſen ſein, daß der Volksretter und Geſetzgeber Moſes 
nur dieſe Weiſe, die 12 Nomadenhorden als Eine Nation unter ihrem lange zuvor als höch— 
ſten Weltgott anerkannten Jehovah willig, vertragsmäßig und durch förmliche Wahl zu ver: 
einigen, für gotteswürdig und menſchlich-verbindlich angeſehen und daher für ſeine an äußere 
Freiheit gewöhntern Beduinen und ihre Stamm-Emirs wirklich zu Bildung des althebräifchen 
Staatövereind angewendet habe. Won diejer Seite ber verdient aljo ohne Zweifel jener Bund 
zwiſchen einem an ji übermächtigen, aber doch gerechten Regenten und dem als freimählend 
anerfannten Volke ſtaatswiſſenſchaftlich ins Auge gefaßt zu werden. Was das fronme Alter: 
thum ald gotteswürdig geachtet hat, zeigt fich hierdurch auf hiſtoriſchem Boden. Aud fann wel 
der mächtigfte Menſch unter uns nicht leicht behaupten, daß eben das unter feiner Würde fei, 
was wir in unferer Bibel ald gotteswürdig überliefert finden. 

Weil unverdorbene Naturmenſchen ji in Gott gerade das, was richtig und recht fei, ala 
wirflid dachten (Geneſ. 18, 15. 14. 22), fo verftand es ſich für fie von jelbft, daß er mit ihnen 
nicht zwangsweiſe, fondern durch Bund oder Bertrag in dad Schugverhältnig trete und zugleich, 
daß fein Vertrag nur pad Rechte wollen fönne, 

Achten wir noch genauer auf das, was, nach dem Erfolg zu urtheilen, dort im menſchlichen 
Bewußtjein voraudgegangen jein muß, aud ebe es in beftimmte Worte und Formeln gefaßt 
werben fonnte. Jeder Menſch weiß fib in jernem Innerften als wollend freithätig. Das was 
er nad Erfahrungen oder durch Schlüffe als recht und gut oder als böfe denkend ſich vorftelft, 
kann ihn aufregen, bewegen, jogar nöthigen, aber nicht zwingen. Er kann gegen das Gültigfte 
und Anerfanntefte, gegen die Bernunfteinficht, was um der Vervollkommnung willen fein oder 
werden jollte, und gegen die VBerftandeseinficht über die Mittel und Wege, dennoch fein dicta— 
torifhes Wollen jegen: Ich will aber nicht, daß ed mir gelte! Erſt durch das entgegen= 
geſetzte: Ih will, daß das Richtiggedachte auch mir al& bleibende Vorichrift gelte, wird die 
Einsicht für den Wollenden innerlich beftimmenp. 

Noch viel mehr ift er frei und ungehemmt willensthätig, wenn er ſich zum Einesſein im ſich 
felbit erhoben und zur Norm gemacht hat: Ich will zum voraus und ohne alle andere Motive, 
daß, was ich denkend ald das Nechte, welches gelten jollte, anerfenne, jedesmal ſogleich auch 
ir, den Wollenven, für meine ganze weiter folgende Willensthätigfeit wirklich gelte! Dies 
möchte das Apriorifche des Wollend zu nennen fein. Es ift das im Geifte vollendete Recht— 
wollen, der Grundfag der, Übergeugungstrene”. 

In einem jo kräftig vehtiinnigen und uneigennügigen Gemüth nun, wie es in Abraham 
mehr ald in irgendeiner andern altteftamentlihen Perſon geſchildert ift und daher fhwerlich 
etwas ins Frühere blos Zurückgetragenes und gleihiam nur Romantiſches fein kann, viel=" 
mehr als originell erfheint, war dieſes Bewußtjein des Freiwollenkönnens und das Würde- 
gefühl des Rehtwollens unfehlbar fehr lebhaft, ohne daß er es in Fünftlihe Worte zu faſſen 
vermodte. Man denkt, will und empfindet, ehe man pafiende Wortzeichen dafür hat. Der 
unter Vielgötterei geborene Abraham konnte (nad Joſua 24, 2. 3) vermöge feines erhabenen 
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Charakters andere ald finnlib wollend geſchilderte Götter nicht länger, er will nur Einen über 
alles rechtwollenden als feinen Elohim — „Hochverehrlichen“ hochachten. Ebendeswegen ift 
es ihm auch, ohne daß er ſich einer förmlichen künſtlichen Schlußfolgerung wörtlich bewußt ift, 
nit anders denkbar, ald daß fein rechtwollender Gott auch ihn als freimollend für das Rechte 
wolle und daß aljo derſelbe jein ſchũtzendes Wohlwollen nicht an Bedingungen eines beliebigen 
Nachtgebots binde, fondern ald Bund oder Vertrag, und zwar unter einer Bedingung anbiete, 
die jeder Menſch von dem andern zu fordern und jeder dem andern zu gewähren ſtillſchweigend 
in ſich jelbft verpflichtet jei. Abraham's treu befeftigte Überzeugung (Amunah) ift: „Mein 
Gott will nur meine freie, aber unbedingte Hingebung in das, was er, der Nechtwollende, für 
das Rechtwollen entweder durchaus (abfolut) nöthig, oder nad) Umſtänden (relativ) förderlich 
wollen kann.” 

So jhön und evelmüthig zeigt ſich in jener patriarhalifchen Religiofität das in jenen freier 
waltenden Nomaden lebendige Bewußtſein, daß der Menſch freimollend für alles Gute, Rechte, 
Vollkommene fein jolle, daß jeder andere Menſch eben dieſes Bewußtſein in ih habe, daß, 
wenn zwei oder mehrere in eine Unterordnung gegeneinander fämen, beide Theile jenes Be— 
mußtjein nicht aufgeben, nicht ignoriren, nicht dawiderhandeln dürfen, vaß folglich (wie Unter— 
ordnung möchte übrigens noch jo beichwerlich fein) auf beiden Seiten doch die Achtung jenes 
menſchlichen Bewußtjeind unverlegliche, wenigftend nie verlierbare Bedingung für das Beftehen 
der Unterordnung ſei. Diefe conditio-sine qua non ded Regierens und des Sichregieren— 
laſſens ift ihnen die unabänderliche Vorausfegung, die, weil beide Theile als zum Wollen des 
Rechten verbundene Geiſtweſen nicht ohne daffelbe Bemußtjein ſein fönnten, aud) unausges 
iprochen gelte, nicht verjährt werde, vielmehr, wenn es je unterdrücdt war, immer aufs neue 
geltend gemadt werden dürfe und fogar folle, fobalv es nach der willfürlichen Unterbrüdung 
wieder erfennbar geworden ift. . 

Was der nahdenfende Menſch in ſich ſelbſt ald wahrhaft gut, alfo ald das, was er wollen 
toll, anerkennt, eben dad denft er fi, fobald er nicht blod Übermacht, fondern auch Nechtwollen 
und Richtigwiſſen ald das Echtgöttliche erfennt, in feinem Gott ald wirklih. Daher zeigt es 
ib in Abraham's Gemüth ald entfchievene VBoraudfegung: „Ich, nad meinem innigften Bes 
wußtjein,, foll frei wollen können für die Rechtſchaffenheit. Alio kann audy mein recht: 
zellender Gott mid in diefer Beziehung nur als einen, der das Freiwollenkönnen nicht ver— 
keren kann und nicht aufgeben darf, behandeln. Er kann aljo mich nicht unterwerfungsweife, 
iondern mit meiner Einwilligung, durd Bund oder vertragsweile ſich unterordnen wollen — 
und diejer fein Vertrag, wenn er auch allerlei Zeiftungen mir zu Bedingungen feines Wohl: 
nollend und Schuged (für die Hoffnung, ein eigener Kandeöbeiiger zu werden u. dgl.) vor: 
inet, kann und darf nicht die (willfürliche) Bedingung enthalten, daß ich etwas leiften jollte, 
mad meiner Pflichteinfiht, das ald das Rechte Erkennbare frei zu mollen, zuwider wäre.‘ 

Sogar wenn die ganze Überlieferung von Abraham's uneigennügiger, kräftiger, tapferer 
md doch milder Großartigfeit nicht etwa blos in einzelnen Ausmalungen , jondern felbit in den 
Grumdzügen des Charakters und der Begebenheiten ein Mythos (eine zurüdgetragene natios 
sale Wurndererzäblung) wäre, fo würde doch flar, daß der alte Erfinder diefer für ven Gott 
Atraham's und für Abraham felbft ruhmvollen Geſchichten in fi die Einficht gehabt habe: 
Rur ein ſolches Betragen fei Gotted und Abraham's würdig geweſen! Librigens bin idy hiſto— 
riich pragmatiſch überzeugt, das Mythiſche im hebräifchen Alterthum niemals fo weit ausdehnen 
udürfen, weil, wenn irgendein jpäterer Denker zum Ruhm ver Nation an die Spige der: 
ielben einen folden audy im Irrthum erhabenen Charakter zu ftellen für das Würdevollſte ges 
dalten hätte, eben diefer Mythusdichter alsdann nicht in Iſaak einen fo Schwachen, in Jafob 
Ainen zwoifchen Gottesfurcht und eigennügiger Lift ſchwankenden, in den meiften der zwölf 
Stammbäupter oder fogenannten Patriarchen aber vollends rohzielbftiüchtige Söhne von vier 
such Eiferfucht verkehrten Müttern geſchildert und erſchaffen haben würde. 

Ein biftorifh unleugbares Beifpiel haben wir vemnad vor und, daß dem Emir einer alt= 
tebräifchen Beduinenhorde nad) feinem ununterjochten und nicht künſtlich verbildeten menid- 
Wen Naturverftand dies einleuchtete: „Ich darf, ja ich joll verfländigerweile von vem Mädı- 
haern oder Mächtigſten Hülfe fuchen und annehmen für Erhaltung und Mehrung meines 
ianfihen äußerlihen Wohlbefindens, aber immer nur unter der in feiner und meiner gei— 
üigen Matur gegründeten Boraudjegung, daß er mic jhon in der Art der Unterordnung 
jelbft (Die nicht Sklaverei= und Willkürzwang, ſondern ein verabredeter oder wenigſtens unge⸗ 
mungen angebotener Bund und Vertrag fein fol) und noch mehr in der einzelnen Aus: 
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übung als einen, welcher Menſch bleibt, weldyer aljo das Rechte und Gute frei verwirklichen 
zu wollen nicht aufgeben darf, behandle, wenn er meiner Folgſamkeit als einer von mir 
anerfennbaren Pflicht ſicher fein will.“ 

Und eben diefe menjchenwürbige VBorausfegung wird und in der althebräifchen uͤberliefe⸗ 
rung nicht etwa blos in Beziehung auf das Verhältniß des redhtwollenden Gottes gegen einen 
als gegen einen einzelnen audgezeichneten Menjchen mie Abraham, fondern ald das gott- 
anftändige, alfo für Menſchen mufterhafte Benehmen des Höchſten, des Elohim, gegen ein 
ganzes Bolf vorgehalten. In der Wirklifeit oder — wenn man ja aufs äußerfte zweifeln 
will — wenigftend in den Gedanken Mofes’ und feiner zwölf noch an freie Stamm: und Fa⸗— 
miltenregierung gewohnten Nomadenhorven erjchien dies als die gott= und menſchenwürdigſte, 
in fi baltbarfte Entftehungsart einer nicht ſehr leicht zu verwaltenden Volfsregierung, daft 
nad der für alle conftitutionelle Staatöverfaffung höchſt merkwürdigen Urkunde (2 Mof., 19) 
fogar von diefen Abrahamiden anerkannte „Gott über alles“ zum äußerlichen Staats- 
gefeßgeber und rechtlichen Regenten ihnen nur ald Freimollenden und Wählenden angeboten 
wurde, und daß alsdann erft, nachdem (B. 8) „all das Volf vereint geantwortet hatte: alles, 
was Jehovah gefprocdhen hat, wollen wir thun!“ das feierliche Promulgiren der Gebote ala 
Staatögefege begann und fo mit Recht und durch eigenwillige Verbindlichkeit beginnen zu 
fönnen anerkannt wurde. 

Ich enthalte mich hier weiter auszuführen: a) Dap bei einen jo freiwillig acceptirten Got⸗ 
teöregiment von felbft ver Mafftab gegeben war: wird etwas, das Gott gewiß nicht wollen kann, 
von feinen Interpreten, den Prieſtern (V. 5), verordnet, jo darf ed nicht anerkannt und befolgt 
werben! b) Daß der zum Volköregenten erwählte Weltgott oder der mir bewundernswürdige, 
ſtrenge und doch frei- rechtſinnige Gefegverfündiger Moſes nad) einem gewiß nicht von dem 
Priefterftamn erfundenen religiöfen Spredhfreiheitögeieg, Deuteron. 18, 14—22 (meldes 
aber gewöhnlich nicht ganz richtig überfegt wird), jedem Hebräer erlaubte, in heiliger Begeifte- 
rung als Nabi, d. h. als Graltirter, gegen alles, was er als nicht von Gott gewollt anfah, frei 
rebend aufzutreten, wobei er, folange er feinen: andern (einen nicht rehtwollenden, ſondern 
heidniſch wilffürlichen) als Gott verfündige, geſchützt fein und von der Nation zum Überlegen 
(nicht zum blinden Befolgen) ‚gehört‘, jelbft aldvdann aber, wenn er anmaßlich geirrt habe, 
nur (B. 22) „Gott überlaſſen“ werden follte. 

Die Entftehung einer gotteswürdigen Staatsverfaſſung durch einen freiwillig eingegange: 
nen Bund ift alfo jo wenig verwerflich, undenfbar oder unpaflend, daß fie vielmehr wol al ein 
bibliſch⸗ religioͤſes Vorbild aller nach Moſes und Jeſus Chriſtus gottgläubigen Staatsvereine 
betrachtet werden darf. Sie wurde populär (nach der Faſſungskraft unverfünftelter , ſich frei 
fühlender, veligiöfer Menſchen) durch jehr ausgezeichnete Wormänner, wie Abraham und Mo- 
ſes, gedacht und eingeleitet. 

Gegen vie ſtaatswiſſenſchaftliche, rechtliche Vorausſetzung, daß jeder Verein zwiſchen Re: 
gierungen und Regierten nur als ein moraliſch vertragsmäßiger zu denfen jei, wird demnach 
nicht mehr einzuwenden jein, daß die Ideologie feine hiſtoriſche Wirklichkeit für jih habe. Wer 
„von Gottes Gnaden“ regiert, wird und muß vornehmlich Die bibliſche Religionsgeſchichte als 
biftorifchen Boden und höher fanctionirtes Vorbild anerkennen. 

Höcft beachtenswerth ift e8 gewiß, daß die Freiheitsform des Vertrags durch bie 
ganze Heilige Schrift des Alten und Neuen Bundes nicht blos in Beziehung auf den ge- 
wählten göttlichen und menſchlichen König, jondern überhaupt in Beziehung auf das Ver— 
hältnig der Gläubigen zu Gott hindurchgeht. ) Der Schluß des ehrwürdigen Paulus ift hier 
unabweisbar: Wenn die heiligite Lehre jelbft bei der unfehlbaren göttlihen Weisheit 
und beider unwiderſtehlichen göttlichen Macht die Achtung der göttlichen Würde und 
Freiheit der Menſchen, ihre freie Zuftimmung und freie Annahme begründet: um wie viel mehr 
find diefelben zur vollendeten, nicht etwa blos natürlichen und fittlichen, jondern auch rechtlichen 
Begründung der Gewalt irrender und ſchwacher Mitmenſchen nothwendig! REBEL 

Aber auch ſchon unabhängig von dem hebräiihen Volk und der Heiligen Schrift und von 
dem darauf gegründeten Kanoniſchen Recht, anerkannten alle freien Völker und namentlich die, 
deren Gultur im Bereine mit jenen hriftlihen Quellen die Orumvelemente unferer heutigen 
Eultur wurden — es anerfannten die griechiſchen, römischen und germaniſchen Völker in ihren 


1) ©. z. B.1Mof. 9,15, 2 Mof. 19; 5 Mof. 17, 29; Jeremias, 31; Eyedhiel, 16; Hehräer, 8 
und die Art. Göriftentgum und Beſchneidung. 
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Gejegen, Berfaffungen und Berfaflungdeiden und auch durch den Mund ihrer Staatögelehrten 
und Fürften, von Plato, Ariftoteled, Gicero und Ulpian bis auf Rode, Blackſtone und Mon: 
teäquien, bis auf Jujtus Möfer, Pütter und Klüber, von Karl und Alfred bis auf Friedrich 
den Großen, die gleiche Rechtsforderung. Unmittelbar aus der Natur des Rechts⸗ und Staats: 
verhältniffed und aus dem natürlihen Bewußtfein als natürliches und vernünftiges 
Recht fich hervordrängend, wird diejelbe durch die feltenfte Übereinftimmung unfers hiſtori— 
ſchen Rechts beftätigt. 7) 

Wie erflären ji denn nun die Widerſprüche gegen dieſe natürlichfte, geſchichtlichſte, hrift- 
lihfte Rechtsferderung? 

Die erſte Duelle, und zwar eine Duelle thatfähliher Abweihungen it unred« 
ter Wille. Durch die Vorherrſchaft von Sinnlifeit, Selbftjuht und Hochmuth entftehen 
ſtait freien Olaubensbefenntnifjes (und des freien Taufbundes), Glaubenszwanz und Keger: 
verfolgung, fatt freier, brüderlicher Glaubensgenofjenihaft, angeblih von Gott eingejegte 
Herrſchaft und Zuctanftalt, ſtatt freier Staatöverhältniffe, despotiſche und despotiſch-theo⸗ 
fratifhe Gewaltverhältnijfe, weldhe man lügnerifch durch die Namen göttliches, natür- 
liches oder hiſtoriſches Recht beihönigen möchte. 

Die zweite Duelle, und zwar eine Duelle zunächſt ver theoretifhen Ableugnung des 
Vertragsprineips, beſteht in Misverftändniffen und Verwechſelungen deſſelben, welde einzelne 
feiner Anhänger jelbjt verjchulveten, feine Gegner aber, um es widerlegen zu Eönnen, ihm 
unterſchieben. 

Seine wirkliche Rechtsforderung aber beſteht in Folgendem und nur in ihm. 

Jeder Menſch, ſobald Vernunft und Freiheit in ihm lebendig werden, ſoll bekanntlich ſtre— 
ben, die freie Bernünftigfeit über alle andern Triebe und Borftellungen in allen feinen Ber: 
baltniffen moöglichſt zur Vorherrihaft zu bringen. Er ift und heißt nur vernünftig und frei, 
wenn und foweit er dieſes Princip oder Iveal, wenn aud unvollfommen, doc wenigftend 
im wefentliden verwirfliht. Ganz dafjelbe nun gilt von dem Volk und von ftaatlid) ver- 
inten Menjchen in Beziehung auf ihr größeres menfhliches Ganze. Sie jollen — jo lautet 
aun die Rechtsforderung der wahren Vertragsanfiht — fie follen ihre Vernunft und 
Kreibeit als eine gemeinſchaftliche inihrengemeinfhaftlihen Verhältniffen, 
Einrihtungen und Befhlüjjen thunlichſt verwirfliden. Dieſe Verhältniffe oder 
ibt Staat und fie jelbit ald Volk find und heißen nur frei, wenn und infoweit dieſes Ideal ver- 
wirflicht ift, infofern aljo ihre Staatöverhältniffe im wefentlihen von ihrem gegenjeitigen 
Conſens ausgehen oder vertragsmäßig werden. Nur jo allein erfüllen ſich ja die zwei Auf: 
gaben für ein vernünftiges Zufammenleben und «Wirken jelbjtänviger autonomer Perſoönlich⸗ 
keiten: daß fie nämlich alleihre Pflichten und Bedürfniſſe nah ihrer eigenen Üßerzeugung 
befriedigen, und dann, daß fie in frievliher Gemeinſchaft leben und wirken. Auch früher 
gereifte oder höhere Anfigten einzelner müſſen alſo möglihft zur allgemeinen Zuftimmung 
und Anerkennung gebracht und jo zur Gejammtvernunft,, zum vertragsmäßigen rechtsgültigen 
Gefammmtwillen, und fomit Volk und. Staat zur Freiheit und Vernünftigfeit erhoben wer: 
den (I, XLD. 

Mer anderes behauptet, der hebt in der That den Begriff freier vernünftiger Völker 
auf. Er gibt — wenigftend ſolange Gott nicht jelbft allgemein erkennbar und anerfannt un: 
mittelbar jelbft ausfpricht, was in dem beſondern Staat gut und vernünftig ift — ihre Freiheit 
reis Der blinden Gewalt jedes vielleicht verkehrten und verderblichen thatfählichen Verhält- 
niffes, oder jedes beliebigen übermütbigen Despoten und Meinungsdtyrannen. Wer nicht dem 
Sort ver Freiheit huldigt, der will jih und feine freien Mitmenſchen göttliben Geſchlechts 
anem Sögen der Gewalt unterwerfen. Es gibt abjolut nwr die zwei Principien, das der 
freiheit (bed Vertrags) und das der Gewalt; gleichviel ob die Gewalt ſich als blinde Glau— 
xas-, oder angemapte Bevormundungs=, oder ald blos factifche, oder als Herrengewalt 
ultend machen will. 

Diejes nun ift ed, was fogar in der Zeit des Glaubens an fortvauernde unmittelbare gött- 
übe Dffenbarungen und in denfelben jener Bund Gotted mit den Menfhen gänzlich 
asichliepen wollte. 

Mertwürbigerweife aber ſchließt deſſen richtige Auffaffung nicht blos die despotiſche und 
Ainde Glaubenägemalt ſelbſt aus; jie befeitige jogar ichon die meiften Misverftänpniffe 


2) Die um viderlegbaten Bwe fe in ven Art Gruntv ztrag und Deutſches Landesſtaatsrecht. 
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der Bertragdanfiht und die auf diefelben gegründeten Einwendungen gegen bie richtige Grund⸗ 
anſicht. 

Zuerft verwechſelt man die obige wirkliche Rechtsforderung einer vertragsmäßigen ober 
möglichft freien Form der Staatöverhältniffe mit der Forderung eines rein jubjectiven 
oder formaliftifhen Willfürvertragd ohne natürlihen und fittlihen Beflimmungsgrund 
und Inhalt, ohne Anerkennung der objectiven allgemeinen natürlichen und fittlihen Noth- 
wendigfeit. So aber ericheint doch wahrlich nicht der Vertrag des hebräifchen Volks mit feinem 
Gott! Dagegen ftellte allerdings Rouffeau feinen „Contract social’ als folden reinen 
Milltürvertrag bin. Er gab mit dem natürlichen und fittlihen Beitimmungsgrund und In— 
halt zugleich die wejentlichen natürlichen Grundbedingungen des Vertrags felbft, die Behaup- 
tung der fittlichen freien perjönlihen Würde und Beftimmung aller Gejellfhaftsglieder, der 
abfolut grenzenlofen fubjectiven Willkür aller einzelnen, d. b. aber bei ihm der Volks- und 
mithin der Mehrheitöbefchlüffe preis, gegenüber von melden „ver einzelne jo wenig aud nur 
irgendein Recht habe wie die Bußzehe gegen den Kopf des Menſchen“. Zugleich ſprach Rouſ— 
ſeau jelbft folhem, nun in Wahrheit abfolut despotiihen, aber angeblih um der Freiheit 
willen, abfolut vemofratifchen Volkswillen die Freiheit ab, die Regierung (unter jenen wejent: 
lihen Grundbedingungen) monarchiſchen oder ariftofratiihen Stellvertretern vollftändig oder 
theilweife zu überlaffen. Er gab durch diefen dreifahen Grundirrthum zu dem ſcheußlichen 
franzöfiichen Jakobinismus, zu jener fittlich und rechtlich ſchrankenloſen Volkswillkür und Pöbel- 
berrfchaft Mitveranlaffung oder do Vorwand und Beihönigung. Und diefer Misbraud, 
dieſe unrichtige Vertragstheorie ſchreckte bis auf den heutigen Tag ſchwache Köpfe, wie den Hrn. 
von Haller, von der richtigen Vertragstheorie zurüd, oder fie wurde für ſtlaviſche und despo- 
tiiche Hinterlift ver Borwand, andere ſchwache Menſchen von ihr zurücdzufchreden, ganz ebenfo 
wie ja fo vielfach die faliche und misbrauchte Religion ſchwache Menſchen von der wahren Re: 
ligiofität zurückſchreckte. 

Jene gedankenſchwachen oder binterliftigen Gegner der Vertragsanficht unterftügen dann 
ihren Widerſpruch noch durch andere Täufhung. So erdichten fie ferner: Name und Rechts— 
begriff des Bertrags ſelbſt beihränfen fih auf gemeine Willfürverträge wie vie des Verkehrs 
über bloße Vermögenswerthe; der Staatövertrag wäre alfo auch ſchon deshalb Willtürvertrag. 
Und doch jagt ſchon das claffische Römiſche Recht in feiner Definition von Vertrag (duorum vel 
plurium consensus in idem placitum, L. 1 de pactis), daß jede fih gegenfeitig bedin— 
gende Einſtimmung über ein Redtöverhältnig rechtlicher Vertrag fei, und unjer ganzer 
römiſch und deutſch geſetzlicher Sprachgebraud wendet den Namen und Nechtöbegriff des Ver— 
trags auch auf Höhere, z. B. auf eheliche und ſtaatliche Berhältniffe an. Selbft vor dem Altar 
muß aud jene gegenjeitig ſich bedingende Einwilligung für eine gültige Ehe ausgeſprochen 
werben, und jeder Mangel derjelben macht vie Ehe rechtsungültig. Niemand aber fpricht des— 
halb der Ehe ihren natürlichen und fittlihen Beflimmungsgrund und Inhalt (Liebe und Glaube 
an fittliche Beftimmung) ver Rechtsform wegen ab, wie es dieje ſchwächlichen Juriften und 
Staatdmänner bei vem Staatöverhältniß, bei dem Regierungsrecht thun wollen, obgleich bier 
jogar die Regenten= und Volks- und Verfaffungseide meift jehr förmlich den Vertrag erneuern. 
Gern übrigens können wir, um nicht um Worte zu ftreiten, und um den Staatdvertrag völlig 
von einem bloßen Verkehrsvertrag zu fondern, unfere Rehtöforderung ded Strebend nach mög: 
lichſt vollſtändiger gegenfeitiger freier lbereinftimmung im Staatöverbältniß mit dem Namen 
Freiheit oder freier Conſens, ftatt mit dem Namen Vertragsmäßigfeit vertaufcen. 

Man leitet dann weiter aus jener erften Verwechſelung dad meitere Misverſtändniß ab, 
e8 werde nach der Vertragsanficht behauptet: Staat und Staatsgewalt und wol gar ihre Idee 
follten in einem angeblichen Naturftande vor aller Staatöverbindung erſt gänzlih neu durch 
jene reine Willkür ifolirter einzelner und ihrer Majoritäten erfchaffen werben. Dieſes wider: 
ſpreche aber aller Erfahrung wie der wirflihen Natur des lebendigen Staats, feiner einigenven 
innern Lebenskraft oder Gewalt, welche, wie ſchon Ariftoteles bemerfe, nicht erft nach den fer— 
tigen Gliedern und durch ihr Belieben erfchaffen werde. Nun bei unferm Bund Gottes ericheint 
ja der ſich offenbarende Gott und feine ſchon vorhandene göttliche Weisheit und Allmacht gewiß 
als jhon früher vorhandenes, ja hier fogar als jhon ausgebilvetes Gentrum des hebräifchen 
Volks, eines Volks, welches auch bereits in befondere Einigungen, der Familien, Gefchlechter 
u. f. w. gegliedert war. Und dennoch tritt nad) ven obigen würdigen religiöfen und rechtlichen 
Grundgedanken für das äußerliche Nechtöverhalten nothwendig die Freihe its form des Ver— 
trags hinzu. Man könnte alſo ſelbſt hier ſagen: in juriſtiſchem Sinn oder für das äußere aner— 
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kannte Mecht falle die Entftehung dieſes hebräiſchen Staats, feiner Verfaffung und feiner 
Regierungdgewalt, gewiß aber, es falle die juriftifhe Vollendung derfelben mit vem Vertrag 
zujammen. Wie viel mehr aber kann man dieſes von den freien Staaten und Verfaflungen 
anderer Völker jagen. Dieje waren zwar auch ſchon phyſiſch vorhanden, ebenfo aud ihre ſitt⸗ 
liche Pflicht, ehe fie zu Frei anerkannter oder vertragsmäßiger Staatöverfaflung gelangten ; 
gerade jo, wie ja auch der einzelne freie vernünftige Menſch in feiner Wiege nod nicht ver- 
nünftig und frei war. Es wird auch bei ven Völkern das innere Bebürfniß und fittlihe Pflicht- 
gefühl für ſolche ftaatlihe Einigung und Berfaffung dem äußern juriftiichen Ausprud der allge: 
mein anerfannten Freiheitsform vorhergehen. Es wird die freie rechtliche Organifation 
ſich erſt ſpäter langjamer oder jchneller entwideln. Ebenjo wird vielleicht auch ein für Die ge— 
meinfhaftliche freie Regierung geeigneter Mittelpunft in irgendeinem ald weife, geredht und 
mädtig geachteten Manne, Geichleht oder Volksausſchuß, ſchon vorher gegeben fein, ehe 
ihre juriftijche Freie Anerkennung erfolgt, Wenn nun aber die Bürger ihre innern natürlichen 
und jittlihen Gefühle, Bevürfniffe und Überzeugungen für eine folde gejellichaftliche Einheits— 
und Regierungsgewalt ſogar mit feierlihen Erklärungen, Eiden und Gelübden äußerlich und 
juriftifh verbürgen und dem entſprechend die geſellſchaftlichen Einrichtungen begründen oder 
behandeln, alsdann muß jener fittliche und natürliche Kern, Stamm oder Träger dieſer durch die 
Freiheitöform anerkannten und zum juriftiichen Dafein erhobenen Regierung ſich zu einer von 
aller Einzelwill kür verſchiedenen, felbftändigen oder fouveränen, aber verfaflungämäpigen 
Billensfraft ausbilden und fo in der rechten organifhen Wechſelwirkung mit den Gliedern 
immer vollftändiger bervortreten. Alle jo mühſam entmwidelten Einwendungen der Bertrags- 
gegner, daß ja der fouveräne Staatöwille nit von der Einzelwillfür einzelner Glieder und 
ihrer Abſtimmungen urfprünglidh geihaffen und von ihr beliebig übertragen wurde, find fomit 
au hier, jowie bei dem Bundes- oder verfaflungsmäßigen göttlihen König der Hebräer, 
völlig zufammengefallen. So namentlich aud) die ſchöne Berufung auf Ariftoteled, welder in 
jeiner politiſchen Entwidelung ſtets die Freiheitsform fo organisch mit dem jittlihen und natür= 
lichen Inhalt verbindet, einen folden freien Organismus im Auge bat, daß für ihn ohne Ber: 
tragämäßigkeit, ohne „fteteö gegenfeitiged Mitregieren und Regiertwerden von jeiten aller: 
Bürger’ ein wahrer Staat gar nicht gedacht werben fann. 3) Gibt ed dagegen wol etwas Un— 
organifheres und Unwiſſenſchaftlicheres, ald wenn num die Gegner in ihren Rechts⸗ und Staats⸗ 
tbeorien, für welche jie doch praftiich philofophifche oder vernünftige und freie Prineipien zur 
confequenten Durchführung an die Spige ftellen, plöglid in einem untergeorbneten Theile 
ihres Syſtems, wenn ſie bei ver Negierungsfouveränetät, weil ihr bankbrüchiges Syitem kei— 
nen Rechtsgrund findet, ftatt deſſen den Zufall oder die Gewalt der thatſächlichen augenblidlichen 
Übermaht oder blinde Glaubensgewalt zu Hülfe rufen, wenn jie dann den vom Willen der 
Geſellſchaftsglieder losgeriſſenen Einzelmillen eines ſolchen individuellen Machthabers dem 
Syſtem und Organismus eines freien Volks aufzwingen wollen. 

Zöpfl („Staatsrecht“, $. 44) ſucht zwar jegt diejes Auseinanderfallen, dieſe Zerftörung 
der Einheit der Staatötheorie und ded Staatdorganismus daburd zu heilen, daß er die allge: 
meine philoſophiſche Vernünftigfeit des Staats und der Staatögewalt ald Grund der Gültig— 
keit und die beliebige factiſche Macht ald Grund der Geltung miteinander vereinigen will. 
Aber hernach mußte er noch, weil Ehe und Kauf vernünftig find, eine ihm thatſächlich durch 
beliebige Übermadt aufgezwungene Ehe oder Veräußerung ſeines Eigenthums für rechts— 
gültig erklären. Wo iſt das beſſere Recht, ganzen freien Völkern und ihren freien Bürgern 
mit Gewalt irgendwelche beftimmte (concrete) Staats-, Verfaſſungs- und Regierungseinrich⸗ 
tung aufzwingen zu wollen, weil im allgemeinen Staat und Regierung ſittlich find, oder weil 
he factiſch entſtanden find, oder irgendeine der hundert verſchiedenen Meinungen der Stuben: 
geledrten fie für gut erklärt? Gerade dazu ift die Einwilligung nöthig, daß anerkannt 
oder rechtlich Die Vernünftigkeit mit ver Thatſache, dad Subjective und Objective vereinigt, und, 
wo es viele Geſellſchaftsglieder betrifft, dieje untereinander und mit der Geſellſchaftsgewalt 
witklich organiſch und rechtlich verbunden werden. Dazu felbft der Bund mit dem wirklich 





3) ©. oben Ariſtoteles. Gerade diejenige Staatstheorie, die in Deutfchland feit funfzig Jahren am 
tihiedenften die Vertragsform vertheidigt, hat auch vorzugsweiſe die naturgefeglichen und organifchen 
chenſo wie die religiöfen und fittlichen Kebensfräfte des Staats, und die Cinigung der Subjectivität mit 
xt Objectivität, der philofophifchen Idee mit der objectiven Hiftorifchen Seftaltun hervorgehoben. 
Eollen wir Deutfche denn ftets das harmonische Ganze nach Abftractionen in einzelne Seiten zerreißen, 
He eine der andern ſeindlich entgegenfegen und die halbe Geſchichte todt ſchlagen! 
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göttlichen König! Es gibt ja viele und fehr verfhiedene Staaten, Berfaffungen, 
Ehen, Käufe. Daher ift die allgemeine fittliche und hiftorifche Nothwendigkeit und die 
Allgemeinheit verjelben Feineswegs genügend, um die einzelnen (concreten) Berfaf« 
fungen, Regierungen u. ſ. w. ohne freien Gonfens ihre beflimmten Bürger rechtlich zu 
begrümden. 

An jenen untergefhobenen Willfürvertrag knüpft man noch weitere und ganz entgegen- 
gefegte Vorwürfe gegen die Vertragätheorie. Sie wolle rechtsungültig durch einen ftarren 
Urvertrag die Freiheit fogar zukünftiger Generationen feſſeln, und fie untermerfe ven Staat 
der ſtets veränderlihen Willfür zufünftiger zufälliger Majoritätsbefhlüffe. Dem Bunde Gottes 
mit dem bebräifchen Volk wird man weder das eine noch das andere zur Laft legen können. Er 
ſtellt ſich jelbft ver obigen Rechtsforderung aller freien Völker entſprechend ald ein fortpauern- 
deslebendiges Vertragsverhältniß dar. Nach ihm foll die Freiheit des hebräifchen Volks 
in feinem Bunde mit Gott fortvauernd erhalten, verwirklicht und verbürgt werden; es geſchieht 
dieſes durch fortdauernde freie Verfaffungseinrichtungen , durch freie Berfammlungen und Ab- 
flimmungen des Volks in feinen organischen Glieverungen der Volfögemeinde, der Stämme, 
der Gefchlehter und der Familien oder Käufer, durch angemefjene Vertretung und jene oben- 
erwähnte freie Prophetenipradhe, durch freie Volkswahl felbft des Königs, melde fogar bei 
dem göttlichen König ausprüdlid bis zu der zum voraus erlaubten und vermittelt ver Wahl 
weltliher Könige auch wirklich erfolgten Abiegung (5 Moſ. 17; 1 Sam. 7) ausgedehnt 
wird, und welche bei den menſchlichen Königen unter ausdrücklichen durch ein Grundgefeg und 
im Wahlvertrag feftgejegten Bedingungen und Schranken erfolgt. %) Überall, z. B. auch in der 
prophetifchen Bezeihnung und Salbung und Volfswahl des Königs vereinigen ſich hier gött- 
licher Wille und Volkswille, aber jo ausprüdlich wie in der engliihen Magna Charta und 
fogar ſchon in dem Titel vieler germaniichen Könige (3. B. Dei Gratia et constitutione impera- 
tor oder „Don Gotted Gnaden erwählter römischer Kaiſer“). Diejer göttliche Wille heiligt in 
den ausdrüdlichen Erklärungen durch Mofes die Freiheit felbft zu fo großen Verfaflungs- 
änderungen, wie jene Wahl eined menſchlichen Königs ſtatt des göttlichen. 

Aber freilich bloße Willkür foll aud) ebenfo wenig in Änderungen als in der Begründung 
fich geltend machen. Und in der weſentlichen Natur einer fittlihen freien Staatöverfaffung und 
Regierung find auch ſchon logifch mit confentirte unveränderliche Grundbedingungen und fefte 
Grundlagen gegeben. Schon für die gemeinen Verfehräverhältniffe erklärt die römiſche Juris— 
prudenz, trog der im Privatrecht fo ausgedehnten Freiheit der Bürger, über das Ihrige beliebig 
zu verfügen, doch gewiffe Grundbedingungen als jo wefentlich durch die Natur derfelben be- 
gründet, daß der Vertragswille jie aufzuheben als ſich ſelbſt widerſprechend und ungültig 
erklärt wird (jo z. B. der Wille eine servitus in faciendo zu begründen). Vollends in Beziehung 
auf ihre fittlihen freien Grund- oder Verfaſſungsverträge fahen ſtets die freien gefitteten Na- 
tionen, ebenfo wie die Römer, Engländer und Amerikaner, die wefentlic in der Natur der- 
felben begründeten Grundbevingungen und Rechte ald unveränderlich (ald semper firma 
atque immutabila, als unveränderliche leges sacratas) an. Die weife Staatsorganifation aber 
begründet auch noch außer dem Verfafjungseid eine ganze Reihe von grundvertragsmäßigen 
Einrichtungen und Beſchränkungen gegen willfürliche und leichtſinnige Beſchlüſſe und Anve- 
rungen, und von Bürgfchaften für eine ſittlich und rechtlich freie verfaffungs= oder grundver: 
tragsmäßige VBerwirklihung und Kortentwidelung der Staatöverträge. 

Gleich nichtig find endlih alle fernern Einwendungen, welche, ftatt gegen unſere obige 
Rechtsforderung des Strebend nah möglichſter Breiheit oder Vertragsmäßigkeit für die zur 
Freiheit erwachten Völker, fi vielmehr richten gegen thörichte Behauptungen der Entftehung 
und der Beherrichung nicht blos der freien Staaten durch Vertrag, ja felbft gegen eine angeb= 
li in allen Teilen und zu allen Zeiten des Völferlebens abfolut durchgefuͤhrte Vertrags— 
mäßigkeit. Hierauf gründen ſich insbeſondere auch viele Haller'ſche Gegenbeweife gegen bie 
Vertragsanſicht. Sie ſind noch unvernünftiger als Ableugnungen der Freiheit und Ver— 
nünftigkeit einzelner vernünftiger Menſchen, und als ſogar eine Verwerfung ihres Strebens 
nach Freiheit und Vernunft ſein würde, weil es auch unfreie unvernünftige Menſchen gibt, oder 
weil auch die freien in einzelnen Fällen und Zeiten noch durch unvernünftige Triebe und Vor— 
ſtellungen beherrſcht werden. Auch für freie Völker genügt es, wenn fie das Freiheitd= oder 


4) Man vergleiche über all dieſe hebräiſchen Verfaſſungseinrichtungen, welche Michrelis bes 
mokratiſch nennt, über die Wahlen Saul’s, David's u. ſ. w., Michaelis, Mofaifche : Recht, Lt 835—60. 
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Bertragsprineip anerkennen, immermebr zu verwirklichen ftreben und im weſentlichen ver: 
wirklihen, worauf gerade ihre freien Berfaffungseinrichtungen gerichtet find und ſtets gerichtet 
jein jollen. Nur jo aber erklären fi ihre verfaffungsmäßigen und gefeglichen,, ihre eidlichen 
Anerfennungen der Freiheitsgrundſätze und der freien Verfaſſung, Negierungsform und Ver— 
waltung, ihre republikaniſchen und repräfentativen Conſtitutionen, ihre Volksverſammlungen 
und freien Wahlen, ihre gefeglihen VBerbürgungen der Privat- und Gemeinde: und Volks— 
freiheiten, der Affociationd = und Petitiondfreiheit, der Freiheit ver Meinungsäußerungen und 
Abftimmungen, ihre Erziehung und Heranbildung aller Glieder zur möglichſten Vernünftig— 
feit und Freiheit; endlich ihr freies Auswanderungsredht für Diejenigen, die bei allen dieſen 
Mitteln feine wefentlihe Ubereinftimmung ihres Willens mit vem Staat gewinnen können. 
BVäre ed nicht abgeſchmackt, den freien Nationen des Alterthums und der Neuzeit bei allen fol- 
gen thatſächlichſten und wörtlichen Anerkennungen der Vertragsgrundfäge in Verfaſſungen, 
Verfaffungseiden und Gefegen und bei ihren Nevolutionen, Opfern und Kämpfen für die— 
ſelben das Vertragsprineip blos deshalb abzuſprechen, weil fie ihr Ideal noch nie ganz voll: 
fommen verwirklichen fonnten, wenn fie etwa außer der natürlichen Vertretung aller unfelb- 
Rändigen Kamiliengliever durch die Familienhäupter aud manche andere weniger jelbftändige 
Menſchen nicht an allen Freiheitsrechten unmittelbaren Antheil nehmen laffen, weil fie 
fürhten, ed würde durch ſolche Theilnahme gerade die möglichft große Vertragsmäßigkeit 
ver Staatöbejchlüffe geftört werden. Auch der einzelne vernünftige Menſch muß ja fein ver- 
nunftiges Streben auf das Mögliche beihränfen, die Unterbrehungen durch Schlaf u. ſ. w. 
Rh gefallen laſſen. Ebenſo wenig wird man jenen Völkern ihr Vertragsprincip abfprechen, 
wenn jie neben der Freiheitsform des Vertrags auch den fittlihen Beitimmungsgrund und In= 
halt erwähnen, etwa nad) frommer Auffaffungsweife ven göttlichen Willen, welcher natürlich 
im hebräiſchen und kanoniſchen Recht auf jeder Seite mit dem Census populi vereinigt wird. 
Gbenjo ift es nach dem Grundſatz: Exceptiofirmat regulam, vielmehreine Beftätigung ald eine 
Biderlegung der Vertragsgrundſätze, wenn diefelben in einzelnen Zeiten mehr oder minder 
vrlegt und despotiſch unterdrückt werden, fowie in England unter den Stuart, und wenn 
dann diefe Völker die Verlegungen für unrecht halten, gegen jie und gegen feindlich entgegen- 
geiegte Theorien eines göttlihen und biftorifhen Gewaltrechts fämpfen, wenn fie mit dem 
größten Anftrengungen und Opfern die Herrfhaft der Vertragsgrundfäge wiederherftellen, 
zenn fie an Die Stelle einfeitiger Meinungsdespotie der fürftlichen Räthe oder einzelner Stuben- 
xlehrten über Volkswohl und Volksrecht die freie Öffentlihe Meinung und Abftimmung der 
Nation und ihrer frei erwählten Volfsrepräfentanten zu fegen ſuchen. Das Vertragsprincip 
und die Verfaſſungseinrichtungen und die Gefhichte der freien Nationen gehören zufammen. 
das erftere bildet einen Mitrelpunft für die beiden legten. Sie find nur durch- und miteinander 
vrftändlich. 

Auch J unſern neueſten Zeiten beharren trotz aller verderblichen Reſtaurationsverſuche 
ve Voölker der gebildeten Welt ſichtbarlich in jenem gewaltigen Streben für die Verwirklichung 
des Freiheitsprincips. Es erjcheint aljo jegt die Reaction gegen daſſelbe weniger bedenklich. 
3a 8 kann der felbftzufrievene Wahn einiger modernen deutſchen Gelehrten, die Vertrags— 
theorie ald einen überwundenen Standpunft erklären, fogar Heiterkeit erwecken. Bei der Mehr— 
jabl deutfcher Anhänger der Bewaltötheorien liegt jegt die Quelle ihres Irrthums nur noch in 
ihter unbemußten geiftigen Abhängigkeit von derjenigen Schulphilofophie, die zur Zeit ihres 
Studiums die Modephilofophie war. Es war dieſes die Naturphilofophie, die ihrem innerften 
Weſen nach die Freiheit in der Naturgefeplichkeit untergehen läßt, welche aber jelbft den be: 
rühmten Gründer der hiftorifhen Schule ihm unbewußt umftriete.d) Glücklicherweiſe aber 
gehört jegt dieſe naturphilofophiidhe und die auf fie begründete Hiftorifhe Schultheorie, die 
eiftere ſelbſt in der Hegel'ſchen Geftaltung, ebenfo zu den wirklich überwundenen Standpunften, 
zie in praftifcher Beziehung wenigftend das Kantiſche und Fichte ſche und Schelling'ſche Syſtem. 
Solde Schulſyſteme find veränderlich, nicht aber die übereinſtimmenden, viele Jahrtaufende 
ılten Überzeugungen aller freien gejittigten Völker über das, was fie im gefellichaftlihen Leben 
as wahr und recht erprobten. Wer hierin etwas Anderes lehren will, der wird, wie Ariſto— 
twled fagt, ſchwerlich etwas Geſcheidtes vorbringen. Bei und aber konnte das Zufammentreffen 
jemed angeblichen naturgefeglichen und hiſtoriſchen „Sichvonſelbſtmachens“ und der angeb: 
5) Bgl. Welder, Syſtem, I, 262 fg. 
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lichen Bernünftigkeit und Nothwendigkeit alles Wirklihen mit dem reactionären Angft: 
gefchrei gegen ven Jakobinismus auch fonft gründliche neuere deutſche Gelehrte dahin bringen, 
daß fie mit den franzöſiſchen und den Haller'ſchen und den berliniſchen Reactiondtbeorien in 
Beziehung auf das Staatsrecht plötzlich das Hiftorifhe Recht der Griechen und Römer, ver 
Deutfchen und Engländer, die Grundanſichten ihrer Verfaſſungen, ihrer erften Denfer und 
Staatdmänner und Negenten fammt den Lehren der Heiligen Schrift als ftümperhaften oder 
gar als revolutionären Wahn vadical verwarfen. Sole unnatürliche temporäre Verirrung 
verſchwindet mit den temporären VBeranlaffungen. 

Freilich aber bleibt immer die Verunftaltung der gründlichen deutſchen Wiflenfhaft be: 
dauerlich und vielfady ſchädlich. Und weniger gutmüthig laffen ſich auch foldhe Anhänger der 
Gewaltötheorien beurtheilen, welche allzu deutlich das Bedürfniß verrathen, entiweber der Ge: 
walt zu gefallen oder fi jelbjt Gewalt zu erwerben, und welche nicht jelten die wahren 
Gewalthaber durch den Wahn bethören, jene Freiheitötheorie ſei revolutionär, und die Ge: 
waltötheorie fönne retten. Ihnen gegenüber muß man zunächft die Flägliche Bodenloſigkeit 
und Inconfequenz ihrer Theorien nachweiſen, da fie heutzutage weber die gewöhnliche noch die 
theofratifch-despotifche Gewalt irgend vollftändig und folgerichtig darzuftellen wagen. Sodann 
muß man hinweifen einerfeits auf denjenigen Staat, in welchem die Vertragstheorie am voll: 
fommenften verwirklicht ift, und in welchem anerkannt Volk und Thron am meiften gegen Um: 
ſturz gefichert find, in welchen: die Nation bei jeder Bedrohung ihrer britiihen grundvertrags- 
mäßigen Freiheit mit den Fraftigen Waffen ebenverfelben Verfaſſung einmüthig ſich erbebt. 
Man muß anderntbeild hinweiſen auf die heutzutage gar nicht beruhigende, fondern vielmehr 
aufreizende Kraft aller dieier Berufungen auf die angeblich göttliche und auf die thatſächliche 
Gewalt. Hierauf wiſſen auch unjere heutigen Radicalen zu pochen, fie, diefe gründlichften 
Haffer vertragämäßiger Grundverfaflung und des Bundes Gottes, diefe confequenteften terro= 
riftifhen Vertheidiger der Gewaltstheorien. Mollt ihr heutzutage mit Hrn. von Haller ala 
die angeblihe natürliche und geichichtlihe Ordnung Gottes das mittelalterliche Fauftredht pro= 
clamiren, dann dürfen alle Revolutionäre jetzt ungehemmt durch die Heiligkeit der befhworenen 
Grundverträge der Nation und durch deren nationale Vertheidigung ſich der Hoffnung hin— 
geben, mit thatſächlichem Niederwerfen ver nun ifolirten Mächtigen die rechten Herren von 
Gottes und der Gewalt Gnaden zu werben. 5.6.6. Paulus und Welder. 

Bündniß, |. Bund. 

Buonaparte (Napoleon) und fein Haus. DerNapoleonismus. Es kann hier nicht 
unfere Abficht fein, eine Lebensbeſchreibung oder vollftändige Charakterſchilderung des Mannes 
zu geben, der mit dem Ruhm feiner Thaten, mit ven Denfmalen feiner Geiſtes- und Heldenfraft, 
jeines beifpiellofen Glücks und feines erihütternden Sturzes die Welt erfüllt hat. Der Strom 
dieſes verhängnißreichen Lebens ift an ung jelbft vorübergeraufcht, und die hervorragenpften 
Erfheinungen und Wunder, die er mit ſich führte, ftehen tief eingeprägt in unjerer noch frifchen 
Erinnerung. Auch würde ſchon eine bloße Skizze, wenn fie nicht allzu dürftig wäre, den Im: 
fang eines Buchs erreichen, und von biftorifhen Büchern, welche Napoleon’ Perfon, Schickſal 
und Wirken zum Gegenjtand haben, befigen wir jchon eine große Zahl und werben ihrer noch 
mandje andere erſcheinen ſehen. Wir beichränfen uns daher auf einige wenige, der Staats— 
wiffenfhaft näher angehörige Betradhtungen, zu welden der allgemeine Überblid folder Ge— 
ſchichte ven natürlichen Anlaß gibt. 

Das Allererfte, was hier dem Gevanfen fi darftellt, ift der ganz einzige — in der ge: 
fammten Weltgefhichte noch nie in aleihem Maße vorgekommene — Ruf zum mächtigen, weit: 
hin nad Zeit und Raum entfheivdenden, und zwar wohlthätigen und menfchenbeglüdenden 
Wirfen, welden das Schiejal unferm Helden verlieh; woran dann natürlich die Frage ſich 
anreiht: ob und inwiefern er ſolchen Ruf begriffen und treulich erfüllt oder aber verfannt, ver— 
nachläſſigt, misbraucht oder felbftiichen Intereffen nachgefegt habe. Schon zur Würdigung 
der Kraft ift der erſte Standpunft notbiwendig, zur moralifhen Würdigung führt dann am 
ficherften ver zweite, 

Wohl gab es noch weiter gebietende Herricher ald Napoleon, auch Groberer, die noch mehr 
Yand alder mit ihren Kriegsiharen überſchwemmt, fiegreich durchzogen und ihrem Scepter unter= 
worfen haben ; Auguſt's und Trajan's Neich war größer, jenes von Karl dem Großen wenig: 
ſtens nicht Fleiner als Napoleon’s, und von dem macedoniſchen Helden herab auf Dſchingis-Khan 
und Tamerlan haben viele Kriegsmeifter in der Schwäche oder Entartung der Völker umber 
den Reiz und ben gebabnter Weg zu Errichtung von Weltreihen gefunden. Doc den Erobe— 
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rern, wenn nicht eine große Idee und eine dafür empfängliche Welt ihren Waffen fich befreundet, 
it Zerftören leichter al8 Aufbauen, und alle Kraft des Genies und des Charakters ſelbſt eines 
Weltgebietenden vermag nichts oder wenig gegen einen widerſtrebenden Geift ver Nationen 
oder die Ungunft der Weltlage. Selbft der große Cäſar fheiterte ſchon in vem Verſuche, ſich 
die Krone aufd Haupt zu fegen, an dem nod) Iebenäfräftigen republifanifchen Geifte Roms 
(aud Napoleon wäre gefcheitert, hätte er nur wenige Jahre früher die Nepublif umzuſtürzen 
verſucht), und Auguſtus vermochte zwar das der Bürgerkriege müde Volk durch „Brot und 
Spiele“ zu kirren, doch erlaubten ihm die geiſtige und moraliſche Erſchlaffung im Innern und 
die Barbarei von außen mehr nicht als die Befeſtigung der eigenen Herrſchaft. Weltbeglückung, 
Beltverevelung, Voranführen der Menſchheit durch Verwirklichung großer Ideen wäre ihm, 
auch wenn er ſelbſt dergleichen gehegt und ſolches Ziel ſich vorgeſteckt hätte, nimmer möglich 
geweſen. Ähnliche Unempfänglichkeit der Zeit für höhere Geiſtesſchöpfungen — nicht eben 
durch Erſchlaffung, wol aber durch Roheit oder Verwilderung — hinderte Karl dem Großen an 
tieferm und bleibenderm Einwirken oder beſchränkte daſſelbe auf bloßes Zuſammenwerfen von 
Maſſen, deren loſe Verbindung unfähig war, den kommenden Stürmen zu trotzen, und auf 
nothdürftiges Legen von rohen Grundſteinen, auf welchen das eigentliche Gebäude — ſchön 
oder misgeſtaltig, dauerhaft oder unhaltbar — aufzuführen den Nachkommen oder den Zu— 
fällen überlaffen blieb. 

Nicht alfo Napoleon. Ihm war vom Schidjal die Bahn geebnet zum glänzendſten Ziel, 
und ed ftanden ihm alle Mittel zu Gebote, das Größte und Herrlichfte zu vollbringen. Als er 
— der ſchon früh die Bewunderung der Welt gewefen durch Kraft, Glück und Thatenglanz, 
das Schrecken Oſierreichs im Kriege der erften Goalition, der Eroberer Italiens, Gründer neuer 
Republifen daſelbſt und glorreiher Friedensſtifter zu Campo-Formio, ſodann Eroberer Maltas 
und Agyptens — auf die Kunde von Frankreichs Unfällen im Goalitionskriege dahin unverhofft 
wrüdfehrte, erſchien ver allein Unüberwundene, der wundergleih vom Glück Begünftigte, 
zurch alle Fehler der übrigen Häupter noch miehr Emporgehobene, feiner durch die Niederlagen 
ihrer Heere gebeugten, durch Parteifampf zerrütteten, von tyranniichen, unfähigen Gewalt: 
habern regierten Nation als von der Borfehung eigens gefandter Retter. Allgemeines Ver: 
trauen , allgenieine Hulvigung unter allen Klaffen des Volks kamen ihm entgegen , die verſchie— 
denften Parteien richteten auf ihn ihre Hoffnung, und ald er duch einen kühnen Gewaltſtreich 
(am 18. und 19. Brumaire) die Directorialregierung umftürzte, verzieh man ihm denfelben 
nicht nur, ſondern danfte ihm dafür. Die Dictatur, die er jegt als Erfter Gonful an fid 
riß, erichien als einzig übriges Heilmittel für das innerlich franfe und von außen ſchwer be— 
vrohte Reich. Müde der langwierigen Unruhen, Drangfale und Ärgerniffe, vor ven Schrecken 
einer abermaligen Nevolutiondregierung bange und mehr als die ftürmifhe republifaniiche 
Freiheit die ennliche Wiederkehr ver Ordnung und Ruhe begehrend, ließ die ‚große Nation“ 
ich eine neugefchaffene Berfafjung gefallen, welche, mit Beibehaltung blos einiger republifa= 
niſche Namen und Schattenbilder, ver That nad) die unumfchränftefte Gewalt in die Hand des 
Ginen legte und alles durch die Grofthaten und Leiden der Revolution fo theuer erfaufte poli= 
tüiche Recht des Volks wie feiner angeblichen Vertreter in leere Kormen und Täuſchungen um: 
wandelte. Die neuen Triumphe des genialen Kriegsmeifters über Ofterreich und die Coalition, 
'ovannn die gewinnreichſten Friedensjchlüffe und, nad abermals eröffnetem Kampf, wiederholte 
zerſchmetternde Schläge auf alle Feinde befeftigten,, vollendeten ven ftolzgen Bau. Das Franfen: 
elf, von Bewunderung und Siegesfreude trunfen, betete an vor ſeinem „Erbkaiſer“ Napo— 
on, und Europa, tbeil® gedemüthigt, theils in Freundfhaft ihm verbunden, vernabm mit 
Abtung, mit Unterwürfigfeit oder mit Schredfen fein weitgebietendes Wort. 

Jetzt, oder vielmehr ſchon früher, noch als eriter Conſul und gleih nad) den Friedens: 
dlüſſen von Zuneville und von Amiens, hätte ev alles Gute für Frankreich und für die Welt 
u bewirken vermocht. Er, der Erbe der Revolution, welche eine Unermeßlichkeit geiftiger und 
moralifcher nicht minder als materieller Kräfte im Schofe der großen Nation erweckt, entfaltet, 
in glorreiche Thätigkeit gefegt hatte, er, jegt über alle dieſe Kräfte mit Vollgewalt verfügenp, 
der Wiederherfteller der langentbehrten Ordnung, Ruhe und Geſetzesherrſchaft im Innern, 
ungleich der MWiederherfteller dest Weltfriedend und, wenn er wollte, der zuverläſſigſte Be: 
Sirmer deſſelben. Er durfte jegt blos noch den edlern Richtungen des Zeitgeiftes mit Treue 
ih hingeben, ſich an die Spige der Ideen ftellen, deren Verwirklichung das Ziel der Revolu— 
tion in ihrem erften Stadium gewefen, den Grundfägen der echten Freiheit, der Gerechtigkeit, 
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der Mäßigung, daher neben ven Forderungen des natürlichen innern Staatsrechts auch jenen 
des äußern, d. h. allgemeinen Bölfer: und Menſchenrechts, thatfächliche Huldigungen darbrin— 
gen, um neben der liebenden Verehrung Frankreichs au ver dankbaren Anhänglichkeit aller 
fremden Völker gewiß und mitteld derjelben Herr der Beftimmungen des Welttheils zu fein. 
Wäre er, nachdem die Nothwendigfeit ver Dictatur vorübergegangen, ald blofer Präſident der 
freien Nepublif oder au, falld die monarhifhen Formen für Frankreich zuträglicher oder gar 
unentbehrlich erſchienen, als conftitutioneller Erbfönig (oder Erbfaijer) an der Spige des 
Staatd geblieben, er wäre immerbar mächtig genug für alled Gute — weil dabei mit dent ver: 
nünftigen Nationalmwillen im Einklang — geweſen und er hätte bei treuer Beobachtung einer 
auf echte Volfsrepräfentation gebauten Verfaflung Frankreich zum Mufterftaat für die ciwili- 
firte Welt, zum glänzendften Vorbild wohl verwahner gejeglicher Freiheit und aller durch fie 
bejchirmten öffentlihen und Privatwohlfahrt erheben mögen. Die durd ihre politifche Stel: 
lung an die franzöjijche Allianz oder an den frangöfiihen Schug näher angewiefenen Staaten 
hätten ſodann, im eigenen Interefle und dur die Gewalt der Verhältniſſe dazu angetrieben, 
dajjelbe Syſtem ver Berfaffung und Verwaltung gleichfalls angenommen, und es wäre dieſes 
Syſtem und mit demſelben ein der mündigen Völker würdiger, vom Zeitgeift dringend gefor— 
derter Rechtszuſtand dadurch auf einer unerjhütterlihen Grundlage befeftigt worden. Aud 
die — ſei ed wegen minder vorangejhrittener Givilifation oder wegen allzu feft gewurzelten 
biftorifchen Rechts, fei es wegen dynaſtiſcher oder abjolutiftiicher Intereffen — den Syſtem ab- 
geneigten Mächte Hätten — ſchon der politiichen Rivalität und der Intereffen des Ruhms willen 
oder aber dem täglich gewaltigern Strome der Öffentlihen Meinung und dem durd das Bei: 
fpiel des nachbarlichen Glücks geftachelten Berlangen der eigenen Völker nahgebend — wenig: 
ftend einigeö gewähren und dadurch den Grund legen müljen, worauf in allmählichem Fort: 
ſchreiten das Gebäude conftitutioneller Freiheit jich hätte erheben können. Wären fie jedoch, 
um ſolcher Nothwendigkeit zu begegnen und die anſteckende Kraft des Beilpield abzuwenden, 
mit entſchiedener Feindfeligkeit gegen das liberale Syſtem und deſſen natürlihen Beſchützer, 
Franfreih, aufgetreten; fo würden die jegt gerechten und von der öffentlihen Meinung unter- 
ftügten Waffen veilelben wol leichten Triumph errungen haben; und ed hätten jodann neue, 
dem Bedürfniß der Nationen entſprechende Schöpfungen unter dem Fußtritt eined großmüthi— 
gen Siegerd hervorgehen mögen. Dergeftalt wäre die „politiſche Reform“ — heutzutage vom 
Zeitgeift fo gebieteriich gefordert ald vor drei Jahrhunderten die kirchliche — friedlich oder krie⸗ 
gerifch, jeveniall® unter ven Aufpicien der großen Nation und ihres genialen Hauptes voll- 
bracht umd diefed mit der Krone des ſchönſten Ruhms, den jemals ein Sterbliher errang, 
gefhmüct worden. Die Repräjentativverfaflung in veiner Gejlaltung und treuer Beob- 
achtung, die Preßfreiheit, derjelben wie jedes Rechtszuſtandes Bedingung und Bürgſchaft, 
die Verbreitung des Lichts unter allen Volksklaſſen mitteld wohleingerichteter Schulen und 
vernünftiger Lehr-, Denk: und Sprecdfreiheit, die Wievereinfegung des natürlichen Rechts 
in die ihm gebührende, doch jeit längfter Zeit verkümmerte, ja verjpottete Herrſchaft über 
das hiſtoriſche, die Abfhaffung aller mit jenem ewigen Recht unvereinbarlihen Ginfegun- 
gen und abjolutiftiihen oder ariftofratifhen (als grunpherrlihen, leibherrlihen, zehnt— 
herrlichen u. dgl.) Anfprüde, die radicale Neform der gefammten Geſetzgebung fowie bie 
Heritellung möglichft allgemeiner Handelsfreiheit, endlich die Reinigung aud der Kirche wie 
des Staats von allen Misbräuden und verkehrten Einrichtungen, die Abſchaffung des Cö— 
libats, die Befreiung von jedem Gewiflendzwang, die Friedensftiftung zwiſchen den ſich an— 
feindenpen Gonfefiionen, überhaupt alle Wohlthaten und Segnungen der zur Herrſchaft erho— 
benen Vernunft und Humanität hätten Europa zu Theil werden mögen, wenn B. dahin feine 
Richtung genommen oder ſolches Ziel des Strebens ſich gelegt hätte. Auch verlangten, erwar— 
teten e8 Frankreich und Europa von ihm. Hat er der Erwartung entfproden? 

Freilih mag ed Schwärmerei feinen, von einem Kriegdmeifter und welcher durch Sieges— 
ruhm zur Dietatur gelangte, eine ganz reine, felbitverleugnende Tugend zu erwarten (Wafhing: 
ton's Charakter jteht fait einjam in der Gejchichte); doch mag ſchon die edlere Ruhmbegierde Die 
Unvollkommenheit der Tugendkraft erfegen und zur Erftrebung des Guten an der Stelle des 
Glänzenden fpornen; und auch die bloß theilweiſe oder annähernde Erfüllung eines hohen Be: 
rufs hat auf danfbare Anerfennung Anjprud. Bat B. denjelben errungen? Was war das 
Ziel feined Strebens? Gin glückliches, freies, lichterfülltes, von den Völkern geachtetes und 
geliebres , ihnen ald Vorbild des Guten dienenves Frankreich und, unter deffen Agide, die mög: 
lichſt allzemeine Herricha.t des Rechts und die der Menſchheit zum freien und. freudigen Bor: 
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anfäreiten in allem Guten zu Öffnende Bahn? Mein! Ieiver nein! Er verlangte nichts als 
ein weitgebietendeö, womöglich weltbeherrſchendes Frankreich und für fich felbft und fein Haus 
den Befig des mit unbefchränfter Vollgewalt auszurüftenden Weltthrond. Dem Glanze des 
Kriegeruhms und dem in der Geſchichte fu gemeinen Durfte nad Herrſchaft und nad Stiftung 
eined regierenden Hauſes opferte er dergeftalt auf den unermeßlich eblern, den vom Schidfal 
ganz eigend ihm dargebotenen Ruhm des Kreiheitbegrümders im Vaterland und des Wohl: 
thäters der Menfchheit. Darum follte Frankreich zwar mit dem Raub der Nationen fi be: 
reihen, der Ordnung und Ruhe und einer wohl geregelten Verwaltung fih erfreuen, alle 
dem Krieg und der Staatswirthfchaft dienenden Künfte und Wiffenfhaften treiben und durch 
großartige Anftalten zu folhen Zmeden (ald Heerftraßen, Kanäle und andere foftbare Land: 
und Waſſerbauten) fich verherrlicht jehen ;-aber der gefanmelte Reihthum follte blos die Schaf: 
fammer für den Dictator, die ſtets bereite Hülfsquelle für feine Herrfcherplane, zumal ber 
Kriegäluft fortwährend geöffnet fein; Ordnung und Rube follten aus blinder Unterwerfung 
hervorgehen, foldatifcher Gehorfam der Hebel der Verwaltung, foldatifcher Geift die höchſte 
Tugend der Franzoſen, foldatifcher Nuhm der Erfag für die Freiheit fein. Alle Wiffenfchaften 
und Tugenden, welde den Geift erheben, die edlere Gemüthskraft ftärfen, menſchliches und 
bürgerliched Selbftgefühl und Freiheitsmuth einflößen, überhaupt die höhern Ideen und ihre 
mit dem Namen der „Ideologen“ twegwerfend bezeichneten Pfleger follten feine Heimat haben 
in dem Dedpotenreich, fie follten der Verachtung und Anfeindung, nöthigenfalld der gewalt: 
jamen Unterdrückung heimgefallen fein. Keine geiftige Mittheilung, als welche dem Gewalt: 
berrfiher mohlgefällig wäre, kein mehreres Licht, als ihm nüglich däuchte, follte ven Bürgern 
dvd großen Reich8 zufommten; bie Pracht des Kaiferthrong, die ftolzen Siegeöfefte, die De— 
müthigung der Großmächte und vor allem die Gnade des glanzumftrahlten Herrn follten an die 
Stelle der Verwirklichung der 1789 und 1791 verfündeten und fanctionirten echt liberalen 
Veen treten oder die Abfindung ihrer begeifterten Freunde und Vertheidiger oder deren aus— 
gearteten Erben fein. In Bezug auf die auswärtigen Völker aber follte, deſſelben egoiftifchen 
Zwedeö willen , immer nur der einfeitige Bortheil Frankreichs, d. h. jeined Herrſchers, das 
Prineip aller Verhandlungen in Krieg und Brieden fein. Eroberung, Unterwerfung, Tribut: 
pliht, Dienftbarkeit unter dem Namen der Allianz und endlich eine Verfaflung, welde am 
Äherften die Lieferung von Geld und Menfchen zum Dienfte des Weltherrfchers verbürge: dies 
waren die alleinigen Gaben, welche ver Sieger oder der angebliche Freund den von feinem ftar= 
tm Arm erreichbaren Völkern brachte. Von Ausführung großartiger Ideen, von Einrichtun— 
gen zum Zweck des Nationalglücks war nirgends eine Nede, am wenigften von Freiheit und 
Recht. Provinzen des großen Reihe, im Sinne der altrömifhen Weltherrichaft, jollten die 
allürten wie die angeblich befhügten und die VBafallenftaaten fein; und ald Broconfuln follten 
die — ehemals durch Orundgefege, 3. B. durch landſtändiſche Verfaffungen, befchränften, jetzt 
aber durch des Siegerd Machtgebot zu abjoluten Herrihern erklärten — eingeborenen Landes— 
fürften oder die neueingejegten Oebieter dienen. Gine Berhöhnung des Völkerrechts, die zu— 
gleih an Charakter und Ausdehnung der von B. begangenen zu vergleichen wäre, zeigt feit ber 
Gründung der römischen Weltherrichaft die Geſchichte nicht, und Deutjchland zumal ift das 
Land, das folder Verhöhnung leidensvoller Schauplag ward. 

Ein kurzer Überblid der von Napoleon B. ausgegangenen politifchen Richtungen, Ein— 
fegungen und Schöpfungen im Inland und Ausland wird hinreihen zur Rechtfertigung dee 
dartflingenden Urtheils. 

Schon die Art des Umſturzes der Directorlalverfaffung (am 18. und 19. Brumaire des 
Jahres VIII, 9. und 10. Nov. 1799), zumal die gegen den Nath der Fünfhundert verübte Ge— 
maltthat zeigte der Welt, daß B. die Volfärepräfentation, alfo auch das Volk, verachte, ja mit 
Füßen zu treten bereit fei, fobald das Intereffe der Herrfchaft es erheiſche. Doch mochte die faft 
verzweifelte Lage der Republik und der Drang des verhängnißreihen Augenblick hier ala Ent: 
Huldigung geltend gemacht werben. Aber die Gonfularverfaffung, weldye infolge ver Gewalt: 
!hat eilig entworfen und dem überrafhten Volke zur Annahme vorgelegt ward, bob bis auf 
wenige Namen und Formen alle politifhen Rechte der Franzoſen auf und legte ihre Geſchicke 
haft unbedingt in die Hände des auf zehn Jahre ernannten und dann wieder erwählbaren Erften 
Gonfuls B. Nicht eine vorübergehende, auf die Dauer der Gefahr befchränfte Dietatur ward 
alfo errichtet, fondern das jo mühſam aufgeführte, mit Strömen von Blut und Thränen er: 
faufte Gebäude nicht nur der republifaniichen, fondern überhaupt der politifchen Freiheit 
Frankreichs vollftändig und für immer, nämlich durch ein zur bleibenden Herrſchaft beſtimmtes 
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Grundgeſetz, über ven Haufen geworfen. Selbſt zur Zerſtörung des Wenigen, mad man einf- 
weilen noch übrig ließ, fhuf die Gonfularverfaffung ein dem Willen des Exſten Gonfuls un: 
bedingt dienftbared Werkzeug in dem fogenannten „Erhaltungsſenat“, deſſen Deerete, „Se: 
natusconfulte” genannt, auf den Wink des Herrn in Furzer Frift und Schlag auf Schlag auf 
noch die legten Schatten der Freiheit tilgten. 

Neben mehreren, mit Klugheit zur Beruhigung Frankreichs und zur Stärfung des Ber: 
traueng ergriffenen milden und verföhnenden Mafregeln, ald der Aufhebung verfhiedener aus 
der Schreckenszeit herrührender tyrannifher Verordnungen und der den Verbannten und Aus: 
gewanderten mit wenigen Ausnahmen gewährten ober erleichterten Rückkehr, enthüllte B. 
gleichwol ſchon in den erften Tagen feiner Gewalt die Unlauterfeit und abfolutiftifhe Richtung 
feines Strebeng fowie die Unruhe ded eigenen Gewiſſens, d. h. das Bewußtſein, daß er unrecht 
thue. Noch hieß Frankreich Republik, und er entrig ihm durh Machtgebote die Vreßfreiheit, 
unterdrückte die freifinnigen Journale und verfolgte deren Herausgeber, benahm aljo dem 
Geſammtwillen oder der öffentlihen Meinung, welche die eigentliche Seele ver Nepublif, über: 
haupt des Rechtsſtaats ift, den einzig unverfälihbaren Ausdruck, dadurch befennend, daß er 
im Ginflang mit dem Nationalwillen zu regieren nicht gedenke, daß er Plane hege, welche die 
Öffentliche Beurteilung nicht ertrügen, daß er nur der Gewalt, nicht aber vem Recht die Fort: 
dauer feiner Macht vertraue. 

Zugleich wurde die Verwaltung auf militärifhem Buße eingerichtet. Nicht mehr durch col- 
legialiſch organifirte Autoritäten, fondern durd einzelne Befehlshaber, genannt Präfeete, 
Unterpräfeete und Maires, welche ſämmtlich (mit Ausnahme der Maires in fleinern Gemein: 
den) der Erſte Conſul ernannte, follte die Regierung geführt werben, die militäriiche Subordi— 
nation alfo zum Hebel auch der bürgerlichen Verwaltung dienen. . 

Einige Verſchwörungen, die gegen den Gewaltherrſcher von einzelnen Feinden geſchmiedet, 
zum Theil argliftig durch provocirende Regierungsagenten ind Dajein gerufen wurden, gaben 
den Vorwand zu noch weiterer Unterbrüfung der Nationalfreiheiten und zu Gefährdung der 
perfönlichen Sicherheit aller, zumal der Freigefinnten. Ohne Urtheil und Recht wurde einmal 
über 130 verjelben dur ein Senatusconfult die Deportation verhängt. Sodann wurden 

‚Specialgericht3höfe verfaffungswidrig durch das ganze Reich errichtet, beſtehend aus vom Gonful 

ernannten Richtern, d. h. Dienern der Willkür, bewaffnet mit dem entweihten Schwerte der 
Gerechtigkeit. Selbft die Heiligkeit der Volksrepräſentation ſchirmte die freifinnigen Männer 
der Nation nicht. Als ſich gegen den vom Conſul vorgelegten Entwurf eines neuen bürger- 
lihen — in vielen Beftimmungen den Intereffen des Despotismus hulvigenden — Geſetzbuchs 
ein muthiger Widerſpruch im Tribunat und im Geſetzgebenden Körper erhob, ſo wurden durch 
ein vom Conſul dictirtes ſogenanntes „organiſches Senatusconſult“ 20 Tribunen und 60 
Geſetzgeber aus der Liſte der beiden hohen Staatskörper „eliminirt“, und durch das Schrecken 
ſolcher Maßregel die Unterwürfigkeit beider für die Folgezeit geſichert. 

Noch einige Trümmer und einige ſchwache Bollwerke der Freiheit hatte die Conſularver— 
faſſung übrig gelaſſen. B., wie alle Gewaltherrſcher, hielt ſich nicht ſicher, ſolange nicht alle 
vertilgt wären. Zudem war ihm ſchon die Möglichkeit, nad Verfluß ver zehn Jahre nicht wieder 
erwählt zu werden, ein unerträglicher Gedanke. Alfo ließ er, auf die im Tribunat von einem 
feiner Knechte ausgegangene Anregung, ji zum lebenslänglihen Conſul ernennen und glei 
darauf durch den zur „Erhaltung ver Berfaflung“ eingefegten Senat diejelbe umftürzen, d. $. 
in mejentlihen Punkten verändern und jeder weitern Veränderung preisgeben. Gin foge: 
nanntes „organiſches Senatusconfult” verlieh (1802) ausdrüdlid dem Erhaltungsfenat das 
Recht folder Veränderung, aud das Recht, dad Tribunat und den Gefeßgebenden Körper auf: 
zulöfen, Departements außer der Gonftitution zu erflären, das Geſchworenengericht zu ſuspen⸗ 
diren, ja die von den Gerichten bereits gefällten Urtheile umzuſtoßen! Zugleich wurde — 
weil periodiſche Urwahlen dem öffentlichen Geiſt ſtets einige Nahrung geben — das Wahl⸗ 
männeramt für lebenslänglich erklärt und das (allein mit dem Recht der Discuffion bekleidete) 
Tribunat von hundert Mitgliedern, die e8 zählen follte, auf funfzig herabgeſetzt. Die Errichtung 
einer Anzahl von einträglihen Senatorien, d. h. von reihen, durch den Erften Gonful an wohl 
verbiente Senatoren zu verleihenden Bfründen, war der Lohn für ſolche Dienftleiftung und zu⸗ 
gleich die Bürgſchaft der fortdauernden Willfährigkeit des Senats. 

Eine glänzende Probe derſelben ward im zweiten Jahre nach ſolcher Verfaſſungsumkehr 
gegeben durch ein abermaliges „organiſches Senatusconſult“, welches, aus Anlaß einiger ent⸗ 
deckter Verſchwoͤrungen — welche auch zur zwiefach rechtsverhöhnenden Blutthat wider Harı 
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Prinzen von Enghien den Vorwand gaben — die lebenslänglidhe Gewalt B.'s in eine erbliche 
und die Nepublif in ein Kaiſerthum verwandelte (1804). Es geſchah ſolches ohne Befragen 
des Gefeggebenden Körperd und der Nation durch bloßes Machtgebot des Senats, und die 
Belanntmahung ward erlajlen im Namen „Napoleon's von Gotted Gnaben und durch die 
Gonfitutionen der Republik Kaiferd der Franzoſen““. Nur darüber, ob das eigenmädhtig ge= 
ſchaffene Kaiſerthum in der Familie Napoleon’3 erblich fein follte, wurden Stimmregiſter im 
ganzen Reiche eröffnet. Dafjelbe war auch bei der Frage über das lebenslängliche Gonfulat ge: 
iöehen und dadurch wenigftens anerkannt worden, daß darüber, wer fein Herr fein folle, nur 
dad Volk jelbft von Rechts wegen zu entjcheiden habe. Doc war freilich jolhe Anerfennung 
wie jolde Zuftimmung (worauf Napoleon fi jo gern berief) nur jheinbar, weil die Formen 
der Abjlimmung, namentlich der imponirende Einfluß der Behörden, die Freiheit aufhoben und 
weil man dabei die Nichtſtimmenden als bejahend zählte. 

Ohne Rüdjiht auf irgendein natürliches oder gefchriebenes Recht ſchritt er fonder Naft 
und gleih argliftig als gewaltfam jeinem Ziele, ver Weltherrfhaft, entgegen, und je mächtiger 
nad außen, deſto despotijcher ward er im Innern. Freilich gaben die offenen und geheimen 
Beindjeligfeiten der Mächte und fat der gefammten europäifchen Ariftofratie gegen den ilfegi: 
timen Emporkömmling- diefem nicht felten gerechten Anlaß zum Kriege; doch noch weit öfter 
forderte er durch Gewaltthaten, wie jeit der Römer Zeit feine mehr vorgefommen, durch Uner-: 
ſättlichkei und Lbermuth die Goalitionen heraus, und eö kam fo weit, daß 1809 der Kaijer von 
Dfterreih in feiner Kriegserflärung wider Napoleon mit inhaltfhwerer Wahrheit fagen 
fonnte, „die Freiheit Europas habe ſich unter die öſterreichiſthen Fahnen geflüchtet”. Im frijcher 
Erinnerung unferer Leſer ſtehen — neben vielen vereinzelten Gewaltthaten, worunter zumal 
die Hinrichtung Palm's gegen den Himmel ſchreit — die beifpiellos harten Friedensgeſetze, die 
ver ſtets ſiegreiche Kriegsmeifter nadheinander feinen gedemütbigten Gegnern vorjchrieb, ſowie 
ter unerhört Freche, auch im Frieden durch rechtsverhöhnendes Mahtwort verübte Länderraub 
und Ihronenfturz, die nimmerfatte Eroberung, Unterwerfung, Brandfhagung, Einverleibung, 
Verſchenkung, Vertauſchung, Zerjtüdelung, Zufammenfügung, überhaupt vielfach wechſelnde, 
willkürlich dictirte Geſtaltung aller von feinem Arme erreichbaren Länder und Völker, und das 
bei nirgends auch nur eine hochherzige, d. h. von Selbſtſucht freie, humane oder politifche Idee 
vorwaltend, jondern überall nur jein, ded Herrſchers, Interefie und Frankreichs, als jeines 
Neihes, Macht und Glanz. Ganz Italien mit Jllyrien, fat ganz Deutſchland, Holland, die 
Schweiz, ein großer Theil Polens, endlich auch Portugal und Spanien erfuhren jolde Unter— 
trüfung, ald ſämmtlich Beſtandtheile entweder des „directen“ oder „indirecten“ Reiches, wor— 
über der Gewaltherrſcher hier ald Kaifer oder König, dort ald Schugherr oder ald Vermittler 
oder ald Verbündeter, over ald Familienhaupt fein Scepter ftredte. ’ 

Wohl hat einigen diefer Länder die Unterwerfung auch Gutes gebradit, oder hätte, wenn 
fie länger gewährt hätte, dejlelben bringen mögen, ald in Deutfhlann Schwächung der Geburtd- 
ariftofratie, Köjung einiger der drückendſten Feſſeln des hiftorifhen Rechts, Wiedererweckung 
der foldatifchen Kraft und Verbeflerung der Regierungsfunft; in Spanien und Italien die 
Abſchaffung der Inquijition, die Milderung der Pfaffen- und Mönchsherrſchaft und des finitern 
Aberglaubend ; in der Schweiz einen zeitlich erträglichen Vergleich zwifchen Alt und Neu; fat 
überall endlich mancherlei ſchoͤne und Eoftbare Gründungen für Beförberung materieller, na- 
mentlich ftaatöwirthichaftlicher Intereffen ; aber alles, was von folden Gütern Napoleon den 
unterjochten Wölfern verlieh oder zudachte, war lediglich berechnet auf und bedingt durch das 
ielbfteigene Intereffe des Herrn. Alſo vie Schwächung des Geburtdadeld und ebenjo des Piaf- 
ientbums ald der wider ihn — jedenfalld den Sohn, wenn auch abtrünnigen Sohn der Revo— 
Iution — in unverföhnlider Fehde ſtehenden Kaften, die Erhebung der ſoldatiſchen Kraft als 
der ihm dienftbaren und fünftlihft an feinen Dienft gefeilelten, ebenjo vie Verbeſſerung ver 
Regierungskunſt (in der Hauptrihtung ohnehin nur Vervollkommnung der despotiſchen Ver: 
waltungöfunft) ald Hebeld der Hervorrufung der abermals in feinen Dienft zu verwenbenden 
materiellen Mittel und Kräfte u. |. mw. Nirgends aber follte die Entfaltung irgendeiner jelb- 
Händigen Kraft oder freien Nationalität flattfinden ; ſondern Regierungen und Bölfer, die er 
zu feinem Reiche zählte, nur ein leviglih von feinem Willen oder feiner Gnade abhängiges 
Dafein haben. Daher die Zerftüdelung Italiend, woraus fein Schöpferwort jo leicht ein Reich 
hätte bilden mögen; in Deutſchland die Misgeftalt des Rheinbundes und die Herabwürbigung 
einerjeitd von deſſen Fürſten zu Satrapen des Kaiferd und andererſeits von beflen Völkern zu 
Knechtſcharen der ihmen gegenüber mit unumſchränkter Macht befleiveten Fürſten, die bid ins 
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Herz Deutihlands frevelhaft ausgedehnte unmittelbare Herrſchaft Frankreichs und die Befegung 
deutſcher Fürftenftühle mit franzöſiſchen Herren, die Unterdrüdung des deutſchen Namens feldft 
in dem „Deutfchen Anzeiger” ; in Holland der dem Hafle gegen England geopferte Handel und ber 
Raub der föftlihften Provinzen, zulegt die völlige Einverleibung; in Polen der kümmerliche 
Bau eines dem unterthänigen Sachſen verliehenen Herzogthums Warſchau an der Stelle eines 
unabhängigen nationalen Reichs; überall endlich das Auflegen der ſchwerſten Tributpflicht an 
Geld und Menſchen und, joweit immer thunlich, das Aufdringen franzöſiſcher Geſetze (zumal 
der Conſeriptionsgeſetze und auch des bürgerlichen Geſetzbuchs), franzöſiſcher, dem Intereffe des 
Despotismus dienender Einrichtungen und Verwaltungsformen und des aus Haß wider Eng: 
land big zum graufamen Unfinn gefteigerten jogenannten „Continentalſyſtems“. 

Bon diefer ſelbſtſüchtigen, den Rechten und Intereffen der Völker feinpfeligen Politik 
Napoleon’d zeugt am eindringlichften die Apologie, welche fein geiftvoller Bruder Lucian (aus 
Anlaß ber in einigen Stellen ihn Eränfenden Memoiren des Generald Lamarque) für diefelbe 
geſchrieben (erſchienen zuerft in London und ſodann mit Erweiterungen in Paris bei Ladvocat 
unter dem Titel: „La verite sur les cent jours par Lucien Bonaparte, suivie des documents 
historiques sur 1815.” ©. Minerva, November 1835). Das kaiſerliche Kamilienftatut (vom 
30. März 1806), wodurch Napoleon alle Glieder feiner Familie zur unbedingteften Abhängig: 
keit von ihm, ald Frankreichs Haupt, verurtheilte, ift bekannt, ebenfo wie die denjenigen, welche 
er zu Regenten erhoben, ausdrücklich und Öffentlih gemachte Einſchärfung: ihre erfte Pflicht 
binde fie an den Kaifer, die zweite an Frankreich, und erft nad) diefen beiden folge jene gegen 
ihre Völker. Mit Beziehung auf ſolche das beffere Gefühl empörende Verpflichtung (melde 
auch fpäter Ludwig B., den König von Holland, zur Niederlegung feiner fürs Wohl feines 
Volks unmächtigen Krone bewog), erzählt nun Lucian eine höhft merfwürdige — aus Anlaf 
eines auch ihm, Lucian, angebotenen Bürftenftugls gethane — ein faft naives Selbftbefennt- 
niß enthaltende Auferung Napoleon’s. „In der Eonferenz von Mantua“, alfo lauten die 
Worte diefer Erzählung, „fragte ich, ob ich, der Staat, den man mir anvertrauen wolle, möge 
fein welcher er wolle, daſelbſt im Innern ganz nad) meiner Überzeugung handeln Fönne, alle 
auswärtigen Angelegenheiten feiner oberften Leitung überlaflend. Ich verftehe Sie, fagte er zu 
mir, und will Ihnen ebenfo freimüthig antworten, ald Sie mich fragen. Sowol in Hinficht der 
innern ald der auswärtigen Angelegenheiten müffen alle die Meinigen meinen Befehlen Folge 
leiften. Sie möchten wol in Florenz (deffen Fürftenftuhl Lucian angetragen war) den Medieis 
fielen? — Nein! das behagt mir nit. Auf Frankreichs Intereffe muß alles Dinzielen, Con⸗ 
feription, Geſetzbücher, Abgaben, alles, alles muß in Ihrem Staate zum Nuten meiner Krone 
geſchehen. Würde ich ſonſt nicht offenbar gegen meine Pflicht und gegen mein eigenes Intereffe 
handeln? Können Sie leugnen, daß, wenn id Sie frei falten ließe, das ruhige und glüdliche 
Toscana den Neid der Franzoſen, die dorthin reifen,, erregen würde? — Wohl begriff ih Na- 
poleon's Gründe. Sein Benehmen gegen feine Brüder war diefen nicht günftig; aber nur: fie 
allein und ihre Völker haben dad Net, ſich darüber zu beſchweren, und Frankreich kann in 
diefem Benehmen nur die Seele des großen Conſuls, des unter dem glänzenden Mantel ver 
Faiferlihen Dietatur nod immer treu ergebenen Bürgers ſehen.“ Es ift bier übrigens Har, 
daß, was Frankreich betrifft, dad brüderliche Gefühl Lucian's hier fein Urtheil beftah. Denn 
wahrlich, nicht nur die fremden Völker Hatten Urfache, fich zu befhweren, wenn man den faifer- 
lien Statthaltern verbot, je gut, d. h. mild und gerecht zu regieren, damit nicht Frankreich 
neidiſch über ihr Glück würde, ſondern auch Frankreich jelbft erfiheint als Opfer des kaiſerlichen 
Ehrgeizes, wenn dad Napoleon'ſche Regierungsſyſtem es in die Lage ſetzte, die von den Statt: 
haltern etwa ſchonend behandelten Vajallenftaaten beneiden zu müffen. 

Auf diefed einheimifche Regierungsfyftem Napoleon's wollen wir jegt den Blid werfen. 
Die frefiden Völker, wenn man fie miöhandelte, hatten darüber nur die eigene Schwäche oder 
das den Überwundenen harte Kriegs: und Siegsrecht anzuflagen. Aber Frankreich, welches ſich 
vertrauend in feines eigenen Bürgers Arme geworfen, Frankreich, nach fo vielen der Sache der 
Breiheit gebrachten Opfern und nach fo glorreichen Triumphen über die Feinde der Revolution, 
hatte von Napoleon etwas Beſſeres zu fordern. Was hat er ihm gegeben ? 

Er Hat ihm Willfürherrfhaft gegeben und Nievertretung aller Volksrechte. Ex hat ihn 
den glühenden Haß des Auslandes zugezogen und den Spott der Sreiheitöfreunde; er hat es 
um die foftbarften Grundſätze der Revolution betrogen und ein für alfe fünftigen Despoten ver- 
führerifches Beifpiel aufgeftellt von Eunftreicher Errichtung, Ausdehnung und Siherftellung 
ber abfoluten Gewalt jelbft über rin von Freiheitsträumen beraufchtes Wolf. 
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Schon als Conſul Hatte B. die Hauptmauern zu dem von ihm beabſichtigten Gebäude des 
Abfolutismus errichtet; als Kaifer aber vollendete er ven Bau und umgab ihn mit den fefteften 
Bollwerken. Die neue Verfaſſung zernichtete die noch übrig gebliebene geringe Bedeutſamkeit 
ver Bolförepräjentation durch die dem Senat ertheilte Befugniß, die Verhandlungen der Wahl: 
collegien für ungültig zu erklären, und durch die Aufhebung der bis dahin dem Tribunat noch 
zugeftandenen Offentuͤchkeit ver Berathung. Eine den republifanifhen Grundfägen, die Napoleon 
no& immer mit dem Munde befannte, Hohn fprechende überreidhe Civilliſte (von 25 Mil. Fr.), 
dazu eine glänzende Hierardie von , Großwürdenträgern“ und „Grofoffizieren‘‘ des Reichs und 
von vielfah gegliederten Hofbeamtungen verfündete die Majeftät des von orientalifchem Ge: 
pränge umgebenen neuen Monarchen. Auch der Bapft, mit weldhem Napoleon, noch als Gon- 
ful, ein, die nach vernünftigem und felbft nach Hiftorifchem Nechte anzuſprechenden Freiheiten der 
Gallikaniſchen Kirche vielfah — theild zu Gunften Noms, theils zu Gunften des Erften Eon: 
juld — Fränfended Concordat geſchloſſen (1801), ließ fich beiwegen, durch eigenhändige Krö— 
nung und Salbung dem Throne des mächtigen Schugherrn eine das Volk blendende kirchliche 
Weihe zu ertheilen. Die Idee eines republifanifhen oder durch den Volkswillen erhobenen 
Hauptes wich alfo jener der „von Gottes Gnaden“ überfommenen Gewalt. 

Auch die Idee der republifanifchen Gleichheit wurde nun vollends zernichtet. Denn aufer 
dem perjönlihen (angeblih) Verdienſtadel der Ehrenlegion, melden der Erfte Conſul errichtet 
hatte, ward jegt auch wieder ein erblicher eingeführt. Eine große Anzahl von Kriegshäuptern 
und andern Günftlingen wurde mit der vererblihen Herzogswürde begabt und neben ihnen 
eine Menge von Grafen, Baronen und Rittern ernannt, deren Adel auf die Nachfolger in ihren 
zu Najoraten erklärten Befigthümern vererben jollte. So fehr wurden die Grundfäge der Re: 
volution verhöhnt, al8 deren Schirmherrn gegenüber ven Mächten Napoleon ſich darftellte! — 
Auch diefe Einfegungen rechnet zwar Rucian feinem Bruder zum Verdienſte an, nämlich als den 
Ausflug des „großen Gedankens, ein neues Patriciat zu erfhaffen, welches unter Napoleon’s 
Rahfolgern im Stande fei, ald Gegengewicht einerfeitö gegen die fönigliche Macht und anderer: 
ſeitz gegen die Wahlmacht zu dienen‘; aber gegen des Kaiſers eigene dictatorifche Macht diente 
biefer neue Adel ald Gegengewicht nicht, vielmehr verftärfte er durch die Lockungen der Eitelkeit 
und jollte verftärfen die Knechtögefinnung oder ven fnechtifchen Dienfteifer gegen den Verleiher 
jmer Würben ; und jedenfalls ftand ihm, deffen Herrlichkeit aus dem demokratiſchen Princip 
bervorgegangen, ſchlecht an, daſſelbe durch ein ariftofratifches zu erfegen und, im Widerſpruch 
nit dem fonneraflar vorliegenden Nationalwillen (d. h. evidenten Gefinnung der großen Mehr: 
heit und Hauptrichtung der Revolution), an die Stelle der von ihm foviel ald getödteten Volks— 
tepräfentation eine naturgemäß dem Hof gegen die Nation anhängende und den Ideen ber ge: 
meinen Freiheit feinpfelige Adelskaſte zu fegen. Gegen die Wahlmacht wahrlich, ſowie Napo— 
Ion fie verflünumelt und gelähmt hatte, war kein Gegengewicht mehr nöthig. Bürgte doch ſchon 
vd Wahlgefeg für eine dem Herrſcher wohlgefällige Zufanmenfegung, und warb durd die 
deimlichkeit ver Verhandlungen die legte Bedeutſamkeit der geringen Attributionen, die man 
ven Gefeggebern und Tribunen noch gelaffen, aufgehoben, ja wurde zulegt aud das verſtüm— 
melte Tribunat, da deffen Name noch an einige Freiheitsideen erinnern mochte, völlig abgefchafft! 

Aber alles dies — jo meint oder fagt man — alles dies hätte nad Napoleon's Tode 
Ad von felbft wieder zum Beffern gewendet, und feine dictatoriſche Gewalt war, nach feinen 
trefflihen Herrfchergaben und nach den damaligen innern und äußern Berhältniffen Frank— 
veihs, eine Wohlthat für daſſelbe. Doc eine baare Verblendung liegt folhem Meinen und Sa— 
gen zu Örunde. Napoleon's Anftalten zielten auf Verewigung der Knechtſchaft, nämlich auf 
Gntfernthaltung alles Lichts der Wahrheit und völlige Ertödtung aller Freiheitögedanfen in 
dem lebenden Geſchlecht und auf eine Erziehung des nachwachſenden zur Geiftesbefhränftheit, 
jumal zu bleibender politifher Unmündigfeit und zum willenlofen Gehorſam des Kriegsknechts. 
In diefen Anftalten liegt das entſchiedenſte Selbftbefenntnig des Despoten und fein durch alle 
Zeiten tönendes Verdammungsurtheil. Napoleon, in einer Fülle ver Macht thronend, wie jle 
no nie ein Sterblicher befeffen, von blenvendften Glanze des Ruhms und dev Majeftät um: 
Hoffen, das Schickſal der Nationen in feiner flarfen Hand haltend und Frankreich als fiegge: 
krönter Feldherr, ald rettender Genius im gefahrvollften Sturm, als Bändiger der Factionen 
und ald Erbauer ded großen Reichs theuer — Napoleon zitterte vor feinem eigenen Wolfe, 
defien Abneigung zu verdienen er dergeftalt eingeftand und dad er daher nur durch die Schreden 
der Gewalt und durch die Späherlift einer allgegenmwärtigen, gewiffenlofen und ehrlofen gehei: 
men Polizei im Gehorſam erbalten zu können hoffte. Er zitterte zumal vor jeder Bücherprefle, 


170 Buonaparte 


vor jedem ohne fein Gutheißen bedruckten Blatt! Er fühlte demnach, daß entweder ber Titel 
feiner Herrfchaft oder die Art ihrer Führung eine freie Prüfung auszuhalten unfähig, daß die 
freie Discuffion der Thatfahen wie der Grundfäge oder überhaupt die Wahrheit dem Fortbe⸗ 
ftand feiner Macht gefährlih, d. h. alfo, daß er im Unrecht befindlich und, ohne Mittel der 
Rechtfertigung, nur durd Nacht oder Täufhung vom Untergang zu retten fei. Daher erfann 
er ein jo Fünftlihes und fo ftrenges Syftem von Maßregeln zur Unterdrückung des freien 
Mortes, wie bis auf ihn noch niemals erſchienen, und gefellte vadurd feinen Namen jenen der 
erbittertften und gefährlichften Verfolger ded Lichts und der Wahrheit bei. Die Gewerbe der 
Buchdrucker und Buchhändler, auf eine beſtimmte Zahl eigens dazu licenzirter Perfonen be: 
fhränft und beim Betrieb der ftrengiten Beauflichtigung und Gontrole — jo ängſtlich ald fie 
nicht einmal in Anjehung der Giftbereitung oder des Giftverfaufs ftattfindet — unterworfen, 
hörten völlig auf, die wohlthätigen Erleudterinnen ver öffentlihen Meinung, die VBerfünderin: 
nen der Volfägefinnung und der Wahrheit, die Organe der dem Staatöbürger zuftehenden 
freien Beiprehung öffentlicher Angelegenheiten, die Mittel ver Rechtsbehauptung oder der vor 
das Tribunal der Mitwelt zu dringenden Bejchwerdeführung über erlittenes Unrecht zu fein, 
und wurden — in allem, was näher oder entfernter mit Politik in Verbindung ſteht — herab: 
gewürdigt zu bloßen Werkzeugen der abjoluten Gewalt, zu Organen der Volkstäuſchung und 
der Rüge. Alle nad Gegenſtand oder Titel auf Staatöfahen ſich beziehende oder wie immer 
fonft die Aufmerffamfeit der Aufiihtsbehörde anregende Schriften mußten auf ihr Verlangen 
vor dem Drud oder Verkauf einer ſtrengen Genjur unterworfen werden; alle aus vem Aus— 
land kommende Drudichriften aber — damit aud von jenjeitd der Grenze jo wenig als möglich 
ein Licht der Wahrheit nah Frankreich binüberleudhte — mußten außerdem noch einen Ein— 
gangszoll von 50 Proc. des Kaufwerths entrichten. Verfajlern von uncenfurirten Schriften 
aber drobten, wenn man etwas Misfälliged darin auffand, ſchwere Griminalftcafen, in Ge— 
mäßheit harter und durch Unbeſtimmtheit gefährdender Gejege und des willkürlichen Ausſpruchs 
corrumpirter Gerichte. 

Das Licht war dergeftalt Hintangehalten. Noch mangelte die ſyſtematiſche Einführung der 
Finſterniß, die pofitive Erziehung der nachwachſenden Bürger zu Knechten. In dieſem Sinne 
warb ein neuer faiferlicher Katechismus — das Hauptunterrichtsbuch für die Maſſe ver Bevöl- 
ferung — befeblöweife bei allen (katholiſchen) Gemeinden des Reichs eingeführt, darin über 
allen Tugenden jene des blinden Gehorſauis, ja faft der Anbetung gegen den Kaifer, ald das 
Gbenbild Gottes auf Erden, und fein Haus eingeihärft, und den faiferliben Verorbnungen, 
zumal dem barbarijchen Gonjeriptiondgejeg, eine himmliſche Sanction verliehen.) Endlich 
warb auch jeder andere Unterricht und für alle Klafjen ded Volks dem Machtgebot des Dictators 
unterworfen mittels der Schöpfung der „kaiſerlichen Univerfität”, an deren Spige ein mit der 
ausgedehnteften Bollgewalt befleiveter „Großmeiſter“ ftand und welcher alle Unterrichtsan— 
ftalten im ganzen Reid ald integrivende, demnach vom Mittelpunkt aus zu leitende oder zu be— 
herrſchende Beftandtheile einverleibt jein follten. 

MWahrlib! für Mapregeln diefer Art, weldhe nämlich eine bleibende Verfinfterung, eine 
fortvauernde Knechtung des Beiftes und Gemüths augenscheinlich bezwedten, gibt die Dictatur, 
fo nöthig und heilfam fie auch für Frankreich in Napoleon's Zeiten gewejen fein möge, die 
Rechtfertigung nicht. Die Dietatur fließt den Begriff vorübergehender Gefahren in jih; ihrem 
Machtgebot ift das lebende Geſchlecht für die Zeit folder Gefahr anheimgeftellt. Aber jie hat 


1) Diefe merfwürbige Blasphemie, das Mufter jener Gntweihungsder erhabenen chriftlichen Lehre 
durch deren Misbrauch zur Heiligung übermüthigen göttlichen Rechts und einer göttlichen Würde für 
fchwache jündige Menſchen — dieſe moderne Gögendienerei — lautet wörtlich: 

Warum find wir fchuldig, die Pflichten gegen unfern Kaifer zu erfüllen ? 

Antwort. Erftens weil Gott, der die Staaten errichtet und nach feinem Wohlgefallen austheilt, 
unfern Kaifer fowol in Friedens: als in Rriegszeiten reichlich begna 4. ihn zu * Oberhaupt ein— 
geſetzt, und zum Diener ſeiner Macht, ja zu ſeinem Bild auf Erden aufgeſtellt hat. Wenn 
wir alfo den Kaiſer ehren und ihm dienen, fo dienen wir Gott ſelbſt. 

Gibt es nicht befondere Beweggründe, welche unfere Ergebenheit gegen unfern Kaifer Napoleon I. 
noch um vieles verftärfen follen ? 

Antwort. Ja, denn er ift derjenige, den Gott der Herr unter den ſchwierigſten Umftänden erweckt 

at, u. f. w. 
: Was foll man von denjenigen halten, die gegen unfern Kaifer treulos handeln? 

Antwort. Sie machen fich nach der Lehre des heiligen Apofteld Paulus der ewigen Verdammniß 
fhuldig. 


Buonaparte 171 


weber Auftrag mod irgendeine gedenkbare Befugniß, auch die nachlommenden Geſchlechter zu 
nehten. Napoleon, da er das legte zu bezwecken ſich vermaß, ift dadurch der Verdammung 
folher Geſchlechter verfallen. Ex ift ed aber au, wenn man blos auf die gerechten Forderungen 
feiner Zeitgenoffen blidt. Wie fonnte er, der Erbe der Revolution, deren koftbarftes Geſchenk, 
die Vreßfreiheit, das Necht der freien Geiftesthätigfeit der ihm gutmüthig vertrauenden Nation 
rauben? Wie Eonnte er ein Princip aufftellen, welches, je nad der Richtung oder Sinnesweije 
eines Machthabers, zur Aufhebung nicht nur der republifanifchen Freiheit, fondern alles Rechts— 
zuftandes führen mag? Sowie Seneca alle Lobreven auf den großen Alexander nieverjchlug 
wit dem einzigen Wort: „sed Callisthenem occidit!“ — fo ſchwindet alles Große und Gute, 
was Napoleon in irgendeiner Sphäre vollbradht Hat, dahin vor vem Worte: „Er, der Sohn 
der Revolution, hat die Preſſe gefeilelt und ven Gedanken unterjocht!“ 

Aber Napoleon, welcher zur Stüge feiner Herrſchaft ji das Heer erfor, dejlen Treue und 
Anhänglichkeit man befehlen und bezahlen, durch Kriegsruhm verführen kann, anſtatt des Volkes, 
deſſen Liebe verdient werden will, Napoleon befiegte wol die Mächte, doch die Ideen nicht. 
„Die liberalen Ideen haben mic zu Grunde gerichtet” — alfo rief er nach feinem Falle klagend 
aus, durch dieſes Wort allen Fünftigen Zeiten die impofantejte und troftreichite Lehre gebend. 
Der Herr des Weltreichs war nicht ftark genug gegen den Zeitgeift, gegen vie Ideen des ewigen 
Rechts und der den Völkern gebührenden bürgerlichen und politifhen Freiheit im Innern und 
Selbftändigkeit nah außen. Zeitlih unterprüden wol fonnte er jie, doch nicht vollends er: 
tödten ; jie nahmen vielmehr, wie eine gewaltiam zufammengepreßte Luft, im erftert Moment ver 
Gntfeffelung einen dejto gewaltigern Aufſchwung, je größer der Drud gewejen. Im Kampfe 
wider den Geift iſt — für die Dauer — nichts gethan, jolange nicht alles. 

Mit dem gerechten Zorn wider Napoleon, ald den Verächter des Rechts und den Feind ver 
Freiheit, ift jedoh gar wohl vereinbar die ihm als ‚„‚großer Mann‘ gebührenve beivundernde 
Anerkennung. Die Galerie derjenigen, melde die Gejhichte „groß nennt, würde bis auf 
äußert wenige Bilder müffen zufammengezogen werden, wenn man ald Bedingung der Auf: 
Rellung in folchem Tempel die Tugend forderte. Größe wird eben genommen für mächtig und 
tbatenreih — im Zerjtören oder Bauen — wirfende, im Kampf mit feindlichen Gewalten be= 
währte, durch glänzende Erfolge gefrönte oder auch noch im Unglüd durch kühnen Widerſtand 
ausgezeihnete Kraft. In dieſem Sinn ift Napoleon’s Größe unübertroffen. Seine Sünden 
aber ind nur Diejenigen, die und im Buche der Zeiten leider! zu oft begegnen, nur daß er, wie 
feine größere Kraft ed mit ſich brachte, auch in entiprehend größerm Umfang und mit verberb- 
liherer Wirkung fie beging. Endlich gibt ed einige Momente in feiner Geſchichte, die den Un— 
willen über jeine ſchweren Sünden zu mildern geeignet jind: feine Rüdfehr von Elba namlid, 
jodann der Kampf von ganz Europa gegen einen Mann, zulegt die erjhütternde Kataftrophe 
und das ſchaudervolle Felfengrab. Napoleon, der Verbannte auf Elba, mit Blicken der Gering— 
higung von feinen triumphirenden Feinden betrachtet, eriheint ungeahnt wieder auf Frans 
reihs Boden mit kaum 1200 Bewaffneten, erfreut ſich jofort der liebenden Begrüßung, des 
huldigenden Zurufs von Heer und Volk, und zieht — die ihm feindlich entgegengejendeten 
Scharen mit feinen Getreuen vereinigend — mit täglih ſchwellender Macht durch die Pro— 
vinzen und in die jubelnde Hauptitadt. Nicht eine kriegeriſche Groberung, fondern eine frieb- 
liche Befignaffme gibt ihm den Thron zurüd, deilen das verbündete Guropa ihn beraubt. 
Frankreich, diesmal freiwillig und freudig, nimmt ihn ald Herrſcher auf und verzichter dadurch 
auf jeded etwa früher gehabte Recht wer Anklage. Freilich erfhien Napoleon, obſchon Unter: 
drücker der Republik und despotijcher Dictator, dennoch, im Gegenjag der verhaßten, durch fremde 
Bajonnete bewirften Reftauration, ald Repräfentant der Revolution, alfo wenigftend des 
Princips der Freiheit, wenn auch nicht ihrer Verwirklichung : doch ift jedenfalls jein Triumphzug 
von Cannes nach Paris zehnfah ruhmvoller für ihn als jeine frühern Siegesmärſche nad) Wien 
und Berlin, Madrid und Moskau. Für jeine perfönlihe Größe aber zeugend ijt nichts mehr 
ald die von den Gewaltigen Europas wider ihn, den einen Mann, gejchlofjene oder erneuerte 
Allianz. Man hatte ihn, ald Friedensſtörer und Feind der Welt, durch förmliche, von den acht 
Mähren , welche ven Parifer Frieden unterzeichnet hatten, erlaſſene Sentenz alles Rechts ver: 
luſtig erflärt und fandte nun nahe an anderthalb Millionen Gewaffneter gegen ihn, die Sentenz 
zu vollziehen. Weldergeftalt bei Waterloo dad Verhängniß erfüllt und bald darauf der vom 
Welttheil Gefürchtete durch die britische Regierung, deren Schiffen er ih, dad Gaſtrecht ſuchend, 
anvertraut, nach St.:Helena zur ewigen Einferferung gefendet worden, diefe im neuern Europa 
unerhörte Behandlung eines gefrönten Hauptes durch andere Gekrönte, ſodann die jehsjährige 
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Marter des an den einfamen Felſen gefhmiedeten neuen Prometheus und fein Tod (5. Mai 1821) 
— dies alles ftebt und in noch frifcher und in ungerftörbarer Erinnerung. 

Mir ftehen an des gefallenen Kaifers Grab und fragen: maß ift übrig geblieben von feinem 
Wirken, welches ift fein der Nachwelt hinterlaffenes Vermächtniß? — Das Rieſengebäude, das 
er wunderähnlich aufgeführt, ver Weltthron, den er errichtet, die Frucht fo vieler Siege, Groß— 
thaten und Nechtöverlegungen , ift umgeſtürzt, die Revolution um den Gewinn Frankreichs und 
ihrer Triumphe betrogen und wehrlos überantwortet der Gegenrevolution, in die Beftimmungen 
des Menſchengeſchlechts ein trauriger Rückſchritt anftatt der erfehnten und gehofften Kortfchritte 
gebracht, endlich für Europa die Ausficht eröffnet entweder auf troftlofen Geiftesfhlummer oder 
auf erneuten, verhängnißvollen, nad Umfang und Dauer ſchrecklichen Kampf für und wider die 
Ideen, d. h. auf eine wieder von vorn anfangende furdtbare Revolution. Bon diefem Stand= 
punfte gemürbigt, erfcheint freilich Napoleon’ Wirken ald dem Endergebniß nach theils nichtig, 
theils heillos und höchſtens etwa als impofante Lehre von der Unhaltbarkeit ver nit auf Weis— 
heit und Net, fondern blos auf Gewalt und Anmafiung gegründeten — ob auch genialiſch 
fühnen — menſchlichen Schöpfungen, von Werth für die Welt. Doch gibt es auch andere 
Standpunkte, von welhen aus wir gleihwol eine Fortdauer mander von ihm ausgegangener 
Schöpfungen oder ein Fortwirfen feines Geiftes theils in Gutem, theild in Böfen erfchauen. 

Schon die vielen meift großartigen materiellen Gründungen, ald Kanäle, Brüden, Heer: 
ftraßen u. f. w. in den meiften Ländern feines directen und indirecten Reiches gehören bierber; 
ja e8 find diefes die unzweideutigften, d. h. des veinften Lobes werthen Monuntente, die er fich 
gefegt. Von feinen politifchen Gefegen find die meiften noch jegt im Mutterlande, ja mehrere 
wenigftens in den Hauptbeftimmungen noch weithin im Auslande geltend. Freilich, daß die Re— 
ftauration jie nicht aufhob, zeugt nicht eben für ihre Güte, fondern mehr für ihre Braudbarfeit 
zu abfolutiftifihen Zwecken. Daſſelbe ift zu fügen von den Regierungsprineipien und Ber- 
waltungsfornen, die man großentheild in Branfreich beibehlelt und zum Theil auch im Audlande 
nachahmte; ein unbeilvolles Vermächtniß, welches vielleicht aufgewogen wird durch die Napoleon 
allerdings zu verdanfende Erweiterung des geiftigen Gefichtöfreifes der Völker, melde nämlid, 
bie unausbleibliche Folge war allernächft von feinen Eroberungszügen durch fo viele Länder des 
Welttheils und von der wenn aud nur vorübergehenden franzöſiſchen Herrichaft, dann aber auch 
von der fpäter über Frankreich ergoffenen Blut der europäifchen Heere. Cine Geifel Gottes für 
die Sünden der Fürften und Völfer war er allerdings, und er wie die Franzöſiſche Revolution 

haben Bewegung in die ganze Welt und in die Weltgefhichte gebracht. 
Auch von Napoleon’8 Familie find die meiften Häupter durch Charafter oder Schiefale 
unfer Intereffe anfprechend und ſelbſt geſchichtlich merkwurdig; dad „Staats-Lerikon“ jedoch kann 
ihnen nur einen flüchtigen Überblick zuwenden. Bon den Königsthronen und Fürſtenſtühlen, 
worauf des Kaiſers Machtwort fie erhoben, ftürzten fie mit feinem Fall wieder herunter; mehrere 
ereilte feitvem ein tragifcher — gemwaltfamer oder natürliher — Tod. 

Napoleon’ Water, Carlo B., Spröfling eines altavelihen italienifchen, nad) Corfica 
verpflanzten Geſchlechts, heirathete 1767 die ſchöne Maria Lätitia Ramolino (geb. 1750 zu 
Ajaccio), welche ihm fünf Sohne, Joſeph, Napoleon , Lucian, Yudwig und Hieronymus, und 
drei Töchter, Eliſe, Pauline und Karoline, gebar. Der Bater ftarb fhon 1785, die Mutter zog 
nad der Eroberung Corſicas durd die Engländer 1793 nah Marfeille, nad ihres großen 
Sohnes Erhebung aber nad Paris, ward zur „Kaiſerin-Mutter“ erflärt und zur Beihügerin 
aller milden Anftalten des Reichs, begab ſich nad) des Kaifers Fall nadı Nom zu ihrem Stief— 
bruder, dem Cardinal Feſch, erlebte ven Fall der ganzen wunderbar hochgeftiegenen Familie, 
den Tod des großen Sohnes, mehrerer Töchter, Enkel und Seitenvermwandten, und lebte gebeunt 
durch die Laſt ver Jahre wie des gehäuften Schmerzes in ftillem Dulven, für jedes fühlende Herz 
ein Gegenftand inniger Theilnahme, bis zum 11. Febr. 1836, wo der Tod ihrem Leiden ein 
Ende madıte. 

Der ältefte ihrer Söhne, Joſeph B. (geb. 1768), ftieg nah Maßgabe von feines Bruders 
Erhöhung von Würde zu Würde, zeichnete ih durch Kunft der Unterbandlungen mehr als jene 
des Krieges aus, Schloß den Frieden von Kuneville und jenen von Amiens, ward, nad der Ver— 
treibung des bourbonifchen Königshaufes aus Neapel, zum König von Neapel und Sieilien er— 
nannt (30. März 1806), bald nachher aber (6. Juni 1808) zum König von Spanien und 
Indien, verlor, wie befannt, noch vor Napoleon's Fall auch den legten Thron und fchiffte fich 
nad der Kataftrophe von Waterloo nach Amerika ein, woſelbſt er unter dem Namen eines 
Grafen Survilliers eine Niederlaflung an dem Fluſſe Mobile gründete und feitven ald Privat- 
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mann lebte, doch auch aus feiner ländlichen Zurüdgezogenheit von Zeit zu Zeit durch öffentliche 
Erklärungen die franzöjifhe Nation an die Anſprüche feines Haufes auf Frankreichs Thron zu 
erinnern ſuchte. Ginigemal befuchte er auch Europa wieder, kehrte aber immer nach Amerifa 
zurück und ſtarb daſelbſt am 28. Juli 1844. Seine Gemahlin (Julie Clary, Schwägerin 
Bernadotte's, des vorigen Königs von Schweden) hatte ihm zwei Töchter geboren und ftarb 
1845 zu Florenz. 

Lucian B. (geb. 1775), der einzige von Napoleon’s Brüdern, dem feine Krone zu 
Theil ward, d. h. der eine ſolche verſchmähte, da fie nur Bajallenfrone fein follte, ein durch 
Geiſtesgaben und Charafterfeftigfeit jehr audgezeichneter Mann, hatte ald vamaliger Präſident 
des Raths der Fünfhundert die Revolution vom 18. Brumaire ganz vorzüglich — freilich auf 
wenig lobenswerthe Weife — zum Oelingen gebracht, leiftete auch nachher ala Gefandter und 
ald Miniſter des Innern feinem Bruder jehr wichtige Dienfte, miöbilligte aber deſſen despotiſche 
Maßregeln und lud dadurch fgpvie durch die Behauptung feiner perjönlihen Freiheit ven Zorn 
des Imperators auf fih. Seit 1804 war eine Villa bei Rom, fpäter London (wohin ihn vie 
Engländer 1810 ald Gefangenen führten), fodann abermald Rom fein Aufenthalt, Kunft und 
Biſſenſchaft und der geſchmackvolle Genuß feiner großen Schäge jeineBeihaftigung. Während 
der Hundert Tage erneuerte er mit Napoleon, der jegt minder Despot zu fein fchien, die brüder— 
liche Freundſchaft und fehrte nad deſſen endlichem Fall in den Kirchenſtaat zurück als „Fürſt 
von Canino““, welchen Titel der Bapft ihm verliehen. Er ftarb am 29. Juni 1840 und hinter: 
ließ viele Kinder und Enkel. 

Ludwig B. (geb. 1778), gleich feinem Bruder Jofeph von Napoleon, jhon ald Erſtem 
Conſul und dann ald Kaifer, von Würde zu Würde erhoben, ward endlich (1806) zum König 
son Holland erflärt, waltete ald folder mit Weisheit und Güte, doch vergebens bemüht, ven 
immer härter Forderungen des Kaiferd ein Ziel zu jegen. Zulegt an ver Möglichkeit verzwei: 
iind, die Pflichten für fein Volk mit vem Gehorfam gegen Napoleon zu vereinen, legte ex die 
Krone nieder (1. Juli 1810), und Holland ward ſodann mit dem franzöfiichen Neiche vereinigt. 
Ludwig zog ſich unter dem Namen eines Grafen von St.-Leu nah Graz zurück und nad) Na— 
voleon’3 Fall nah Nom. Seine Ehe mit Horteniia, der Stieftochter Napoleon’, war un— 
gludlih. Ungeachtet ihrer Liebendwürdigkeit befaß jie doc) die Neigung ihres Gatten nicht und 
ward von ihm 1815 geichieden. Sie hatte ihn zum Vater von drei Söhnen (deren einer jedoch 
ihon in der Kindheit ftarb) gemacht, von welchen der ältere, Napoleon Ludwig, 1809 zum 
Großherzog von Berg unter des Kaiferd vormundfchaftliher Gewalt ernannt wurde, nad Na: 
poleon's Hall aber das Los der übrigen Familie theilte. In den nad der Julirevolution 
auch in Italierr ausgebrochenen Bewegungen wurde der Name ver beiven Prinzen von St.:2eu 
auf beveutungsvolle Weife genannt. Die Beitürzung der Mutter darüber verwandelte fich 
bald darauf in ven tiefiten Schmerz durd die Nachricht des nad Furzer Krankheit erfolgten 
Todes des Altern diefer Prinzen. Der dritte und jüngfte Sohn (der jegige Kaifer) Charles 
Louis Napoleon ward geboren 20. April 1820. Hortenjia ſtarb am 5. Det. 1837. 

Hieronymus B. endlich, ver jüngfte Bruder (geb. 1784), verlegte jih aufs Seewejen, 
wurde von Napoleon zum Gontreadmiral ernannt, jodann im preußiſchen Kriege zum Befehls: 
haber des gegen Schlejien geſchickten Heeres und nach dem Frieden von Tiljit (1807) zum König 
des neugefchaffenen Reiches Weftfalen. Seine erfte Gattin, die Amerikanerin Patterjon, 
datte er ſchon 1805 auf jeined Bruders Befehl verlaffen. Jet vermählte ihn der Kaijer mit der 
würtembergifchen Prinzejjin Katharina, welche auch nad feinem dur Napoleon's Fall ver: 
urſachten Sturz ihm verbunden blieb und fein unter dem Namen eined Grafen von Montfort 
in Ofterreih gewähltes Eril mit ihm theilte (1814). Bon feiner erften Gattin leben nod 
mehrere Töchter. Auch die zweite — 1838 verftorbene — gebavihm mehrere Kinder, den Prinzen 
Hieronymus (get. 1847), die Prinzeſſin Mathilde (geb. 1820) und den Prinzen Napoleon 
(geb. 1822). 

Bon Napoleon’ Schweftern ward Marie Anna Elife (geb. 1777) vermählt an Felix 
Kaspar Bacciocchi, einen Adelihen aus Gorfica, welchem ſolche Verſchwägerung mit den Kaiſer 
das Jürſtenthum Lucca mit Piombino eintrug. Doc feine Scheinregierung hörte auf mit Na— 
voleon’3 Fall. Elife farb 1820. Die zweite Schwefter, Marie Pauline (geb. 1780), ward vie 
Gemahlin zuerft des Generals Leclere und nad) deſſen Tode des Fürſten Camillo Borgheſe(1803). 
Napoleon verlieh ihr das Fürſtenthum Guaſtalla. Nach feinem Sturze lebte fie, von ihrem 
Gemahl getrennt, in Nom und ftarb dafelbft 1825. Annunciade Karoline endlich, die dritte 
Schweſter (geb. 1732), erhielt zum Gatten Joachim Murat, weldien des Schwagers Gunft 
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anfangs zum Großherzog von Berg und fpäter zum König von Neapel machte. Als deſſelben 
harakterlofes Benehmen ihm den Verluft der Krone und feine Tollfühnheit endlich eine ſchmäh— 
liche Hinrichtung zugezogen, flüchtete die gleich Fluge ald muthige Frau mit ihren Kindern nad 
Öfterreich, wofelbft jie Gaftrecht fand. Sie ftarb am 18. Mai 1839. 

Napoleon’s erfte Gemahlin, Joſephine, geborene Taſcher de la Pagerie und Witwe des 
(1794 von den „Schredensmännern” bingerichteten) Genevald Aler. Beauharnais, hatte ihm 
zwei mit dem erften Gatten erzeugte Kinder, Eugen und Hortenjia, zugebradt, welche fo wie 
ihre (von Napoleon 1806 an Kindesftatt angenommene und mit dem Erbprinzen, nachmals 
Grofherzogvon Baden, Karl, vermählte) Nichte, Stepbanie Luife Adrienne, zuden würbigften 
Gliedern feines Haufes gehören. Joſephine (1804 zur Kaiferin gefrönt), deren Ehe mit Na: 
poleon Einderlos blieb, willigte 1809 großmüthig in die Scheidung von ihrem Gemahl, als 
diefer, um einen Reibeserben zu erhalten, eine neue Ehe einzugeben wünschte, behielt jedoch den 
faiferlihen Rang und ftarb, bald nad) dem Falle Napoleon’s (3@. Mai 1814), in Malmaifon, 
geachtet von der Welt und felbft von den verbündeten Monarchen mit Auszeihnung behandelt. 
Eugen Beaubarnais, ihr Sohn, von Napoleon zum franzöfifhen Prinzen und Birefönig von 
Italien erhoben und mit der bairifhen Prinzeffin Augufte vermäblt, zeigte fih folder Erhebung 
würdig nicht nur dur Geift und Muth und glänzende Kriegäthaten, fondern auch durch Die 
fhöne Tugend der Treue und einen in allen Lagen bewährten edeln, die Hochachtung felbft feiner 
Feinde erzwingenden Sinn. Nach dem Sturze des Kaiſers, defien Sache er bis zum legten 
Augenblic heldenmüthig vertheidigt hatte, erbielt er durch die Achtung der Mächte und des Kö- 
nigs von Baiern väterliche Gunſt das unter bairischer Hoheit zu verwaltende Fürftenthum Eid: 
ftädt und die Standedherrihaft Keuchtenberg, ven Titel Herzog von Leuchtenberg und für feine 
Nachkommen dad eventuelle Erbreht in Baiern. Der frühe Tod dieſes liebenswürdigen 
Helden (1824), die nachherige Vermählung dreier feiner Töchter, der einen an den Kaifer Dom 
Pedro von Brafilien, der zweiten an den Erbprinzen Oskar von Schweden und der dritten an 
den Erbprinzen Konjtantin von Hohenzollern = Hedingen, ferner- die feines ältern Sohnes 
Auguft mit der jungen Königin Doña Maria von Portugal und die traurige Vereitelung der 
hieraus für das leuchtenbergifche Haus und für Guropa hervorgegangenen jhönen Hoffnungen 
durch den fchnellen Tod des Prinzen, endlich die Vermählung des andern Sohnes mit einer 
Tochter des Kaifers Nikolaus jind allgemein bekannte Greigniffe. Von Eugen's Schmeiter 
Hortenſia ift oben geſprochen. Ihre durch Geift und Anmuth und mweiblide Tugend aus- 
gezeichnete Verwandte Stephanie, feit 1818 verwitwete Großherzogin von Baden, verlor zwar 
ihre Prinzen noch vor des Vaters Hinfheiden durch frühen Tod; aber dur ihre drei Prin— 
zeffinnen, von welden eine, an den Prinzen Guftav Wafa vermählt, bereits verftarb, aber eine 
Tochter, die jegige Kronprinzefiin von Sachen, hinterließ, die andere an den Erbprinzen von 
Hohenzollern:Sigmaringen, die dritte an einen englifchen Herzog vermäblt ift, mag das Blut 
der Adoptivtochter Napoleon's fpäter noch auf manchen Fürftenftuhl gelangen. 

Zu Napoleon’ Haus gehört noch der Gardinal Joſeph Fefch, Stiefbruder der Rätitia ®., 
in der zweiten Ehe von derſelben Mutter, verwitweten Ramolini, mit Franz Feſch erzeugt (1763). 
Zur Zeit ded von dem Erften Gonful mit dem Papfte abgefchloffenen Concordats wurde er Erz— 
biihof von Lyon und darauf Cardinal. Der Kurfürft Erzfanzler, nochmals Fürft Primas 
des Rheinbundes, von Dalberg, ernannte ihn zum Coadjutor und Nachfolger, was jedoch Na= 
poleon, gegen melden eich ſich nicht folgſam genug bezeigt, nicht genehm hielt. Seit der Kata= 
ftropbe von 1814 lebte er in Ron. Er ftarb am 13. Mai 1839. 

Das Blut von Napoleon’ Altern, auch jenes feiner eriten Gemahlin, Iofephine, rinnt 
hiernach wol noch in mehreren, zum Theil noch lebensvollen, zum Theil freilich dem Verdorren 
nahen Zweigen. Sein eigenes Blut jedoch (von natürlihen Kindern geben nur unbeglaubigte 
Sagen herum) ift verfiegt. Im höchſten Glanze ftrablte Napoleun’s Stern, als ihm, dem 
Sohne der Revolution, die Hand der öſterreichiſchen Kaifertochter Marie Luife und dadurd die 
Aufnahme in den Kreis der erhabenen und legitimen Herrſcherhäuſer gewährt ward (1810). 
Und fein Glück hatte den Höhepunkt erreicht, ald im folgenden Jahre (20. März 1811) ein 
Sohn, Napoleon Franz Karl Iofepb, ihm geboren ward. Der Titel „König von Rom“ ward 
dem Kinde verlieben und mit orientalifhem Gepränge die der „Majeſtät“ gebührende Huldi— 
gung ihm in der Wiege dargebrächt. Aber die Herrlichkeit fhrwand mit Napoleon’ Fall. Ver: 
gebens Hatte der Kaifer in feine Abdankungsurkunde die Worte: „zu Gunften meines Sohnes 
Napoleon’d II.” aufgenommen. Die Mächte achteten folher Verfügung nit. Doc erfuhren 
Mutter und Kind, da öſterreichiſches Blut in ihren Adern floß, natürlich eine folder Herkunft 
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entfprechende mohlwollende Behandlung. Marie Luife wurde für ihre Lebenszeit zur Beherr: 
ſcherin von Parma und Piacenza ernannt und ber junge Napoleon feinem kaiſerlichen Groß⸗ 
vater übergeben, welcher ihn liebend heranzog, mit dem Titel „Herzog von Reichſtadt“ begabte 
und ihm den Rang unmittelbar nad den Prinzen des Haufes anwies. Die Augen ver Welt 
ruhten auf dem dur Anlagen des Geiſtes und Herzens ausgezeichneten und, wie es ſchien, zu 
großen Beflimmungen hevanreifenden Jünglinge. Nah der Julirevolution in Frankreich 
(1830) waren viele, die auf ihn ihre Blicke warfen ald auf den Geeignetften zur Vermittelung 
zwiſchen Alt: und Neueuropa, zwiſchen Revolution und Legitimität. Das Schidfal zerftörte 
diefe Hoffnungen alle durd) den Tod des Jünglings (22. Juli 1832). 

Napoleon, ohne (hiſtoriſch denkwürdige) Vorfahren und nun auch ohne Nachkommen, fteht 
aljo für ſich allein in der Geſchichte, ein einfames Bild, gleich einer Geiftererfcheinung. Das 
Bild zeigt und in einem impofanten Beifpiel die erftaunliche Kraft ded Menfhen in Guten wie 
im Böfen, aber aud) die berfelben geſteckte Grenze. Es verkündet eindringlichft vie Lehren ver 
Mäßigung und Weidheit und warnt in die fernfte Zeit alle für Warnung Empfänglichen vor 
Misbraud der Macht, vor Ubermuth im Glück, vor Verhöhnung des Rechts und vor Unter: 
drückungsverſuchen wider den Geift. Es veranſchaulicht und endlich aufs neue die alte Wahrheit, 
daß die menſchlichen Laſter den Geift auch der Gefcheidteften wie mit einem Schleier des Blöd— 
iinns verdüſtern, jodaß fie mitten im heftigften Streben nad) dem Ziel ihrer Begierven, wie mit 
Blindheit geihlagen, jelbft ihrem Endzweck entgegenarbeiten. Der Geizhals im Streben nad 
den Mitteln des Lebensgenuſſes vernichtet fich felbft bis zu freiwilligem Entblößungs- und 
Sungertode jeglihen Genuß. Der Eitle, haſchend nad) Huldigungen der Bewunderung, erntet 
ſelbſt Hei herrlichen Gaben nur das Lächeln des Spottes und des Mitleids. Der Ruhm- und 
derrſchgierige mindert oder zerftört ſich jelbft in ver Verblendung der Leidenſchaft die Herrichaft, 
und bereitet ven Gegnern Triumphe. Bei unferm Helden ift e8 nicht einmal nöthig, die vielen, 
im maßlojen Streben nad dem unmöglich dauernden Eroberungsreihe ganz unnöthig zuge: 
fügten Berlegungen der Fürſten und der Völker, fo namentlich der Deutichen,, ver Spanier, der 
Holländer, näher zu betrachten. Es liegen nach allen neuern hiſtoriſchen Enthüllungen, die ihn 
fämmtlich zum Nachtheil ausftelen, in allen großen Krifen feines Schickſals, trog aller unzer— 
Rörlichen militärifhen Meifterfhaft, doch fonnenklar rhörichte Handlungen des verblendeten Er: 
oberers vor. Vergeblich zeigen ihm die Anhänger, die Brüder, die Generale, die Minifter — 
ioweit ihnen nur irgend die tyrannifche Leidenſchaft eine freie Außerung erlaubt — die zur 
Rettung feiner Herrſchaft offenbar gebotenen Mäpigungen und Mafregeln. So bei vem Be— 
zinn des ruſſiſchen Eroberungskrieges noch vor der Beendigung des ſpaniſchen; fo bei dem Vor: 
ſtürmen in Rußland, nad) dem ſchon die Täuſchungen in der Berehnüng, und die furdtbaren 
Gefahren zu Tagelagen; fo bei dem unbeilvollen, eigenfinnigen Berweilen in Mosfau; fo ferner 
ala ihm in Dresden Metternich den für Oſterreich und Deutihland unbegreiflich ſchlechten und 
ſchimpflichen Frieden bietet, bei welhem er nach kurzem Waffenftillftande allen alsdann getrennten 
Alliirten noch übermädhtig gebot ; ebenfo, ald ihm, nad) der Schladht von Leipzig, von Frankfurt 
und, nach dem übermächtigen Einfall der Alliirten in Sranfreih, von Chaumont aus ähnliches 
geboten wurde. Als Fönne feine verblendete Leidenſchaft mit übernatürliher Macht die wirklichen 
Dinge nad) feinen Wünfchen verändern, bleibt er taub und blind für jeden Math, jegt er fogar, 
ſchon benachrichtigt, daß die Alliirten, ftatt, wie er zu ihrem Verderben leidenschaftlich wünſcht, 
zu retiriren, nad) Paris ziehen, feinen entgegengelegten Marſch nad dem Rhein noch fort, un 
dann für jede Rettung zu ſpät nad Paris zu gelangen. Und ald nad der Rückkehr von Elba 
die einzige Möglichkeit fiherer Einigung mit der aufs neue zur Freiheit erwachten Nation in 
rlihem Zugeſtändniß dieſer Freiheit beftand, ba ſtößt der Erbe der für die Freiheit unter— 
ommenen Nevolution abermals diefe Freiheit zurück, und bereitet ſelbſt noch in den wider: 
willigen ſcheinbaren Zugeftänpniffen ſchlecht verhüllte Hinterhalte für die alte Tyrannei. Gr 
beraubt fich fo der Unterflügung der Liberalen und der Nation, fowie des eigenen guten Ge: 
riſſens, und liefert dann, anftatt alles Widerftandes oder einer leicht möglichen Elugen Flucht, 
üb thörichterweife mit vomantifher Schwärmerei der Gewalt des erbitterften aller Gegner aus, 

Noch klarer faſt wie die joeben geſchilderte Wahrheit, tritt ald ein anderer wohlthätiger 
Dämon für die fittliche Weltorpnung aus der Gefchichte Napoleon's, wie aus derjenigen von 
Ludwig Philipp, auch die Wahrheit hervor, daß macchiavelliſtiſche Rechtsverachtung, die jafobini- 
ide und rothe ebenfo wol wie die fürftlihe, untauglic And zur Begründung dauernder Herr: 
Gaft, fondern vielmehr nur den Sturz herbeiführen. Jene beiden reihbegabten Herrſcher, in 
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vielem unähnlich, waren doch, ſowie im furchtbaren Sturze fo aud darin glei, daß beide in 
ihre fchönften Berehnungen zwar alle leidenſchaftlichen und ſelbſtſüchtigen Triebe und Kräfte 
der Völker aufnahmen, niemald aber — weil fie varan nicht glaubten — die ſittlichen; daß jie 
darum fo frech die verlangten und zugefagten repräfentativen volföfreien Berfaffungen durch 
Untergrabung ihrer Lebenskräfte und durch die ſchändlichſte Corruption und Wahlbeherrſchung 
zu Scheinverfaſſungen und zur öffentlichen Lüge machten, daß ſie durch die Unſitilichkelt ihres 
Regierungsſyſtems die Gefühle aller beffern Bürger enıpörten. So mußte je länger je mehr 
endlih Haß und Verahtung gegen ihr Regiment eine Lücke zum Ausbrud finden, Die erkauften 
Werkzeuge Napoleon’s, feine mit geraukten Dotationen und anwürdigen Kicenzen überhäuften, 
fortan mehr nad ſchwelgerifchen Genuß als nach gefährlichen Kämpfen lüſternen Senatoren, 
Miniſter, Generale ließen ihn zweimal im Stich oder wurden feine Verräther in der Noth. Un: 
dankbar wie die übrigen ſuchte auch die von ihm Hergeftellte, nur aufihren Vortheil bedachte 
Seiftlichkeit eine andere bequemere Regierung. Und wie bezeichnend ift in den doppelten großen 
Tragödien, in der von Napoleon und in der von Ludwig Philipp, jedesmal der furchtbare ganz: 
liche Sturg — wie bezeichnend für die Verachtung des Volks und das böje Gewiſſen und die 
moraliſche volltommene Entwafinung der Herrſcher — da jedesmal noch jo große und reide 
Mittel unerſchöpft vorhanden waren! Wie ganz anders erfcheint in diefem Vergleich ein Re: 
giment Friedrich's des Großen jelbft nach den furchtbarften Niederlagen und Erihöpfungen! 

Die Geſchichte des erften Napoleon ift jegt zum entfchiedenen Urtheil gereift. Sittlich achten 
kann ihm Fein ſittlicher Menſch. Groß Fann ihn nur nennen, wer ven Mann für groß hält, dem 
die Natur große Eigenſchaften und Kräfte verlieh, und der große Wirkungen veranlafte, auch 
wenn ihm die Sittlichfeit fehlte, ſie für große ſittliche Zwecke zu beherrfchen und zu verwenden, 
ja wenn ihm jogar die Kraft fehlte, die eigenwilligen Zwecke und Werke zunı glücklichen dauern: 
den Erfolg zu bringen und jie vor der Zerſtörung durch eigene Kurzfichtigfeiten, Thorbeiten 
und Verfehrtheiten zu bewahren. Am wenigiten darf ihn politiſch groß nennen, wer ed weiß, 
dag für politifch heiſſame und dauernde Schöpfungen in gefitteten Nationen die Freiheit ein 
ebenjo abjolut wejentlicher Grundftein it, ald Einheit oder Ordnung oder Autorität, und daf, 
wer die Freiheit anfeindet, ausſchließt und fie niht meifterlih mit dem 
gegenüberftehenden Bol der Einheit zu verbinden und auszugleigen 
verfteht, gar Fein politiſcher Baumeifter ift, fondern allen Sachkundigen, welde 
fich nicht durch außerlihen Schein bejtechen laffen, vohnuralseinpolitifher Bfufder 
erſcheint, ver fein eigenes Werf zerftört. Denn fo weit die Weltgejchichte reicht, führt unter ge: 
jitteten Völfern ſolche Napoleonijhe Ordnung ebenfo zur Revolution und maßlojen Freiheit 
wie jene elende und jheupliche Freiheitöbeitrebung der Jakobiner und Rothen zur Tyrannei. 
Sittlih und politiih ſind Jakobinismus und Napoleonismus von ganz gleichem Werth. Nur 
Verachtung alſo gebührt allen jenen verkehrten, aber oft verführeriichen Urtheilen, welche durch 
das Lob oder die Nechtfertigung der einen oder der andern pfufcherifchen und verbrecheriſchen 
Derfehrtheit dad größte Unheil der Völker ihrerjeitd fördern, das Unheil nämlich, daß fie, fe 
wie jegt ein halbes Jahrhundert hindurch die unglüdliche franzöjifhe Nation, von den einen 
Pfuſchern und Verbrechern den andern in die Arme geworfen werden und dabei natürlich immer 
mehr Noth leiden an ihren jittlihen Kräften, ja zulegt an der Hoffnung auf die Herftellung 
eines 3 gefunden, eines ehrenmwertben Daſeins. 

So gereift iſt endlich unſere Erfahrung und das Urtheil aller großen freien Männer, daf 
felbft die frühere Täuſchung in ihr Nichts zerfällt, es fei wenigftend vorübergehend jened ein: 
feitige rechtöverachtende macchiavelliſtiſche und jefwitifhe Aufgeben der Freiheit oder der Orb: 
nung, jenes Aufzwingen ber Freiheit ohne Ordnung oder der Ordnung ohne Freiheit, bier: 
durch eine Dictatur des jakobiniſchen Terrorismus, dort durch eine ſolche des Napoleonismus, 
. wirklich nothwendig und heilſam für gejittete Nationen. Es ift endlich auch für weitere Kreife 
durch gründliche Geihichtsforfhung und leidenfchaftslofe umjichtige Beurtheilung die Lüge und 
Täuſchung zerftört, ald habe zur Zeit der Franzöſiſchen Nevolution nur der jakobiniſche Terre: 
rismus die Freiheit und Frankreich vetten fünnen und wirklich gerettet, da doch vielmehr die 
durch ihn ebenfalld gefährdete äußere Selbftänpigkeit Frankreichs nur trog deffelben, und nut 
durch die in den wahren Freibeitsbeftrebungen erwachten und gehobenen Nationalgefühle eined 
tapfern kriegeriſchen Volks gerettet, die vertrauensvolle Liebe und Achtung für die Freiheit in 
Europa und Frankreich dagegen fo getrübt und gejchwächt wurde, daß dieje Freiheit, trog aller 
blutigen Dpfer für fie, bls zur heutigen Stunde in dem unglülihen Lande noch nicht fee 
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Burzeln faffen Fonnte.?) Die andere Täufhung und Rüge aber, daß eine tyranniſche Napoleo= 
niihe Dietatur zur dauernden Sicherung der Ordnung und der Freiheit und ihrer Verbindung 
führe, dieſe hat ebenfalld ſchon des erften Napoleon großer Verſuch wie die ganze bisherige 
Geſchichte zerftört, und die nachfolgende Gefchichte wird und muß fie immer mehr zeritören 
(. aud Belagerungdzuftand). Die natürliche Aufreizung und Verbitterung ver Leidenſchaften 
für die Freiheit und die durch den Despotismus und feine Lügenherrſchaft natürlich immer mehr 
verbreitete fittliche Gorruption find ebenjo wenig Sicherungen der Ordnung wie der Freibeit. 
Ertrem ruft immer entgegengefeßted Ertrem bervor. Kein politiihes Gebäude hat ohne die 
Bande fittlihen Bertrauend Zufammenhalt: Gerechtigkeit, deren Schranken felbft in den von 
ihr geftatteten augenblidlichen rettenden Notbwehr: und Nothmaßregeln noch heilig gehalten 
werden, nur fie ift die einzig heilfame Diät für evle Völker und die Grundlage pauernder Herr: 
ihaft und Freiheit, Selbſtſucht und Übermuth, Befriedigung der eigenen Herrſchſucht ſtecken 
binter all diefen Behauptungen der Nothwendigkeit einer Dietatur der jafobinifchen Schredend- 
herrſchaft oder ded Napoleonismus, ihred Machiavellismud und Jefuitismus. Der Herrichaft 
wie der Freiheit und der Achtung völlig unwürdig aber ift, wer Gewalt über freie Mitmenfchen 
zu eigenem Vortheil erwerben oder behaupten, wer ihnen diefelbe aufzwingen will. 2) 

„Kür jich allein ftehe Napoleon in ver Geſchichte, ein einfames Bild’, fo ſchrieb Rotteck — 
weldher ven 2. Dec. nicht erlebte. Wird diefes richtig bleiben auch noch jegt, wo zwar nicht 
der Sohn, aber doch der Neffe grankreich beherricht? noch jegt, wo auch die frühere Napoleoniiche 
despotiſche Berfaflung wieperhergeftellt, wo fogar ihre wenigen Lüden für die Freiheit künſtlich 
verftopft, und wo zugleich durd Gifenbahnen und Telegraphen die Herrichermittel und die 
Napoleoniiche despotiſche Gentralifation fo jehr verftärkt find, Durch das Sicherheitögefeg aber 
und durch die Deportationen nach Cayenne die perfönliche Sicherheit der Bürger vollends auf: 
gehoben ift; jegt wo Frankreich, das jo vielfahe ruhmvolle und blutige Kämpfe für die Freiheit 


2) S. oben Abe, politiſches, vorzüglich S. 6. Höchit verdienitlich hat befanntli von Sybel’s 
Sefchichte ver Revolutiongzeit die — Wirkungen jenes jakobiniſchen Terrorismus, ſowie das 
treffliche Werk von Tocqueville über das ancien régime aufs neue die des Despotismus nachgewie— 
ſen. Die des Napoleonismus liegen vor Augen. 

3) Damit es nicht irgendwer fcheinen möge, in den obigen Urtheilen über Napoleon I. bewirfe der 
Standpunft des Deurfchen und des deutfchen Gelehrten die nachtheilige Beurtheilung, fo ftehe hier — wie 
es mir foeben zur Hand fommt — dasUrtheil eines Franzofen und eines franzöfifchen Militärs. Charras, 
wol der erfte und gelehrtefte gegenwärtige franzöſiſche Militärfchriftfteller, ein Dann von dem ehrenwerthes 
ftien Gharafter, fpricht gegen den Schluß feines 1857 zu Brüffel erfchienenen Werfs über den Feldzug von 
1815, welches ſelbſt Thiers „ein wunderbar gründliches Bud)‘ nennen mußte, obgleich es mehr als ein ande⸗ 
res die Selbſtſucht und Lüge und die nicht Bios moralifchen und politifchen, fondern auch die militärifchen 
Sünden des Imperators nachweift, wörtlich folgendes allgemeinere Urtheil über denfelben aus: „Das 
ſchreckliche Ende eines ſolchen Mannes und einer folchen Herrfchaft hat heftige Anflagen, bitteres jammers 
volles Wehflagen hervorgerufen. Die Geſchichte, die Poeſie, das Theater, das Pamphlet, die Literatur, 
alle Künfte haben eine unerfchöpfliche Duelle von Infpiration darin gefunden. Man vergaß, daß der 
Mann nur Einen Zweck gehabt hatte: feine eigene Erhebung; daß feine Herrfchaft zweimal auf ben 
Ruin Frankreichs hinausgelaufen war; man fah über die Fehler, Thorheiten und Verbrechen weg, und 
ſchuf eine Legende an der Stelle der Wahrheit, zeigte das Märtyrerthum, mo nur die gerechte Buße war. 
Und danf jener mehr oder weniger aufrichtigen Boantaflereien it es eines Tags dahin gefommen, daß 
derjenige, der Europa verheert, die Völker mit Füßen getreten, Frankreich erfchöpft, ben unverföhnlichs 
ſten Nationalhaf gegen daffelbe entzündet, die Fadel der Revolution verlöfcht, unfer Vaterland zu den 
Einrichtungen und Misbräuchen des alten Regime zurücgebracht hatte — daß diefer Mann, fagen wir, 
für den Freiheitsengel der Nationalitäten, für den Meffias des Kortfchritts, der Civilifation gegolten 
bat. Man fommt von diefem unglüdlichen Irrthum zurück, das ift ein Glück. Man erblickt endlich im 
Ende Napoleon's eine providentielle Züchtigung, eine legitime Sühne, Alle Religionen, im Einver: 
fändnig mit dem eingeborenen Gefühle des Menichen, verlegen die zuverläffige Belohnung und Beftras 
fung der menjchlichen Handlungen in ein anderes Leben. Es ift diefes ein allgemeiner Glaube, zugleich 
troftreich für den Gerechten und Unterbrüdten und ein Schuß für die Gefellfchaft. Dennoch wird bei 
dem verlängerten Sphaufpiel der triumphirenden Verderbtheit diefer Glaube felbit bei ben Voͤllern er» 
ſchüttert, und der Skepticismus befchleicht die Seelen. Es ift alfo gut, abfolut nüglich, daß bisweilen 
wenigitens auf diefer Erde felbft jene großen Verbrecher der Volfsbeleivigung, der Menfchheitsverlegung, 
jene aufrürerifchen Ehrfüchtigen, welche die Völker ihrem Egoismus opfern, welche fie durch Grobe: 
rungsluft verwüften, von ben Höhen in die Abgründe geftürzt werden. Cie alsdann beflagen, heißt einem 
fentimentalen Edelmuth fröhnen, heißt die himmlifche Gerechtigfeit verfpotten, heißt diejenigen ermuthi« 
gen, die zur Nachahmung verfucht fein möchten. Was mich betrifft, ich ſage es ſehr laut, ich betrachte 
mit trodenem’ Auge Napoleon an feinen Kelfen mitten im Dcean gefchmiedet, ich ſpare meine Thränen 
für Die zahllofen unglüdlichen Opfer feines Ehrgeizes.“ 
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beitand, gegenüber dem übrigen großentheils freier gewordenen Europa fo weit, weit nachgeftellt 
iR? Auch die Gorruption, begründet durch das ancien regime, fortgefegt durch Jakobinismus, 
Napoleonidmus und lügneriſches Juftemilien, ift freilich feitvem gewachſen. Aber aud die 
Wirkungen eine viertelhundertjährigen glüdlihen Beſtandes conftitutioneller Verfallung und 
die Nachwirkungen der neuen wie der alten Kämpfe für die Freiheit find noch ebenjo unerloſchen 
wie das Ehrgefühl und der Muth der Nation, und die übrige europäiiche Welt ift jegt gewaltig 
fortagefchritten in ver Freiheit und ihr Beifpiel demüthigend und anſteckend zugleich. 

Doc überlaffen wir die Beantwortung unferer Fragen dem Urtheil der gefitteten Welt und, 
foweit fie dort möglich jein wird, dem Art. Frankreich. Selbit ſolche jittlih und geiftig Un— 
freie, welche ihr Urtheil dur vorübergehende Scheine und Erfolge beherrſchen laffen, wird 
wol der weitere Verlauf ver nicht allzu fernen Geſchichte ebenjo ins Klare ſetzen, als wir jest 
über Napoleon I. im Klaren find. Wenigftens fürchten wir aud) jegt ebenfo wenig wie fräber 
eine dauernde VBerdunfelung derjenigen Grundfäge, deren Vertheivigung alle unfere Kämpfe 
Bemühungen und unſer Leben gewidmet ift. Wir meinen die Grundſätze der Wahrhäit, Sittlic- 
feit und Gerechtigkeit und die Grundſätze desjenigen Staatsſyſtems, welches die Herrſchaft dieſer 
himmliſchen Mächte in gefitteten Völkern erhalten foll, die Grundfäge des Syſtems ber ver- 
jaffungsmäßigen Freiheit. Wir theilen die Furcht vieler ehrenwerthen Männer vor dauernden 
Siegen eined neuen Napoleoniemus oder Jafobinismus durchaus nicht. Vertrauend auf bie 
erleuchtende und ſtärkende Kraft jener entgegengejegten Grundfäge und die nicht erloichene 
Fähigkeit dev heutigen geiitteten Völker, ihre fegenswolle Herrihaft auszubilden, ‚konnte der 
Verfaſſer diejer Zeilen zu ungleich ſchlimmerer Zeit in feiner erften Schrift, thatſächlich durch 
deren ganzen Inhalt und ausdrücklich in ihren Schlußzeilen, zum Kampfe gegen ven damals noch 
unerſchütterten Despotismus Napoleon’s I. mabnen. Gr Eonnte es aud rubig hinnehmen, daß 
ver allmächtige Kaifer fein Bud) al$ verderbliche Ideologie verbot, und daß eine Kireraturzeitung 
des gefnechteten deutſchen Vaterlandes es als gefährlich venuncirte. In dem gleichen, ſeitdem durch 
große, wenn auch noch nicht genügende Erfolge gerechtfertigten Vertrauen darf er auch mahnen 
zum fortgeſetzten Kampfe jener Grundſätze gegen jede auf rohe Gewalt over den erlogenen Schein 
görtlicher Autorität gegründete Unterdrüdung der Freiheit, und jogar dieſe Mahnung als eine 
Hauptaufgabe ver gefchichtlihen Darftellungen erflären. Rotteck und Welder. 

Bureaufratie. „Bureau“ nennen die Sranzofen was zu deutſch „Schreibtiſch“, aber 
auch was „Schreib:” oder „Geſchäftsſtube“ und, von den Gefhäftölofalen höherer Staatsbe— 
hörben verftanden, „Kanzlei“ heißt. 

Verbunden mit „efratie”‘, von dem griediihen „xgarav” Cherrichen), würde Bureau- 
fratie durch „Schreibjtubenherrichaft‘‘, oder glimpflicher „Kanzleiherrſchaft““ zu überjegen fein. 

In der deutſch-ſtaatswiſſenſchaftlichen Fachſprache hat ſich das Fremdwort „Bureaukratie“ 
in einem zweifachen, ſehr voneinander verſchiedenen Sinne eingebürgert: 

l. Zur Bezeichnung einer Staatsverwaltungsform; doch gebraucht man in dieſem Sinne 
feltener dad Sauptwort „Bureaufratie”, ald dag man-vielmehr mit dem davon abgeleiteten 
Beiworte die „bureaufratiiche” Verwaltungsform von der collegialifchen, das „bureaukratiſche“ 
Syitein von dem collegialiſchen unterfcheidet. 

Tie obige wörtliche Überfegung des Fremdworts entfpricht diefem Sinne, in weldem es 
ſchon jeit lange eingebürgert ift, durchaus nicht; wol aber 

H. einen andern, der erft in neuerer Zeit damit verbunden worben ift, indem „bie Bureau: 
Eratie” oder „ein Bureankrat“ ald Verrufs- oder Schimpfivorte gebraucht werden, um die Ge— 
brechen, ſei es des Geiftes oder der Gefhäftsformen des Geſammtſtaatsdienſtes, insbefondere 
der Staatsverwaltung, oder einzelner Zweige derfelben, oder einzelner Behörden, oder aud nur 
einzelner Beamten zu ſtigmatiſiren, bald mit Grund, bald ohne Grund, je nadı den Grade der 
Einficht des Kritifers, oder je nach dem Standpunkte, auf welchen feine von ihm verlegt erachte— 
ten Intereien denſelben zu der Staatäverwaltung ftellen. 

Es iſt bemerkenswerth, daß die franzöſiſche Sprache, welche — rbenfo wie dies faſt alle an: 
dern lebenden Sprachen gethan haben — die ganz dem Griechiſchen entnommenen, analogen 
Wortverbindungen Autokratie, Ariſtokratie und Demokratie in ihren Sprachſchatz aufgenom- 
men hat, daß, ſagen wir, die franzöſiſche Sprache das Wort Bureaukratie, welches ihr, ſowol der 
Etymologie als dem Sinne nach, doch eigenthümlicher angehört, nicht recipirt zu haben ſcheint. 
Das „Dictionnaire de l’Acad&mie frangaise” (Ausgabe von 1314) enthält ed nicht. In dem 
unter H angeführten Sinne, in weldem bei und das Wort „Bureaufratie” neuerlich fo oft ge— 
braueht wird, fpridt man in Frankreich einfach von den Bureaur, und fagt etwa; „Die Bureaur 


Bureaufratie 179 


begreifen das nicht, oder wollen ed nicht begreifen ; Dies oder jenes ift den Bureau zu unbequem; 
die Bureaur bleiben träge im alten Gefchäftegleile u. ſ. w. Wenn es der franzöfifche Sprach— 
genind nicht zuließ, daß den von allen Nationen recipirten Benennungen ver im Staate natür: 
ih entwickelten und nothwendigen gefellichaftlichen Elemente und Gemalten durch Analogie 
des Namens eine Parodie zur Seite gefeßt werde; wenn er vermeiden wollte, daß bei folder 
Analogie in der Benennung ein Verwaltungsorganismus, welder jenen nothwendigen gefell- 
ihartlihen Glementen und Gemalten nur ein dienftbares Werkzenq fein follte, von Unfundigen 
als ein denſelben ebenbürtiges geſellſchaftliches Element und als eine Macht erachtet werde; fo 
bat er damit einen richtigen Taft bewährt. Sin VBerwaltungsoraanismus fann nur in Über: 
treibung oder im Misverftand feines Berufs, ev kann nur gerade durch das, woburd er jich bei 
uns das Stigma der „Bureaufratie‘ zuzieht, zu der Anmaßung ſich aufblafen, felbft ein ftaat- 
liches, beſondere fociale Antereffen vertretendes Element fein zu wollen. 

Dielleiht aber Fönnte aus dem Umftande, daß das Wort „Bureaukratie“ von dem franzö— 
fihen Sprachgenius nicht recipirt worden ift, auch darauf geſchloſſen werden, daß der franzd- 
ſiſche Volksgeiſt Die Herrfchaft der Schreibftube ald etwas Normales, Unabweisbares, Noth: 
wendiges betrachtet, den Begriff einer möglichen Übertreibung ihres Berufs von feiten der Abs 

miniſtration und eines mögliden Übermaßes ihrer Anſprüche und ihrer Geltung ſich nicht zum 

Bewußtſein gebracht hat, alſo auch eines Verrufsworts dafür nicht bedarf. Dem deutſchen 
Volksgeiſte ift aber vielleicht das entfprechend, daß die Sprache für politifche UÜbel, die erft mit 
dem, der Nation in ihrem Verfall abhanden gefommenen Bewußtſein ihrer Einheit und früs 
den Größe, und ihrer Naturanlage zu weiſer Selbftregierung, ſich entwickelt haben, daß, 
fagen wir, dev Sprachgenius im Arger über diefe Übel, und mit der Abſicht ſie zu brandmarfen, 
die Benennungen gern fremden Spraden entlehnt, um, wenn die Zeiten ſich beifern follten, 
dann das Wort mit der Sache, die e8 fchimpft, wieder ausmerzen zu Eönnen. 

In dem anıgedeuteten zweifachen Sinne, welder mit dem Fremdwort „Bureaufratie” verz 
bunden wird, haben wir den Gegenftand zu erörtern. 

I. Bureanfratie im Gegenfage zur Eollegialität. Man bezeichnet alfo durch 
„Bureaufratie” eine Staatsverwaltungsform, und unterfcheidet die burenufratifhe von der 
cslegialifhen. Che wir ihre verſchiedenen Formen befprechen, werden wir und darüber zu ver: 
kintigen haben, was dem Weſen nach Stantöverwaltung heiße? 

Unter Verwalten verfteht man im allgenteinen die geordnete und zufammengefaßte Für: 
irge fürein Ganzes von Angelegenheiten und Geſchäften, welde in dieſem Zuſammenhange 
einen beftimm ten Zweck verfolgen und einen eigenen Wirkungsfreis bilden. Man verwaltet 
ein Hausweſert, ein Vermögen, einen Amtsbezirk, ein Privatgeihäft wie ein Öffentliches Amt, 
welhes aufgetragen iſt; auch Die Megierung eines Staats kann eine Verwaltung, im weiteften 
Sinne, der Staatsangelegenheiten genannt werben. Aber wie ihon bei größern Privatge: 
Häftsverhältniften die Leitung von der Ausführung unterfchieden wird, und beides, als geſon— 
derte Functionen, verſchiedenen Verfonen von verfchiedener Berechtigung und Fähigkeit obliegt, 
'o gebietet um jo mehr die Natur des Staats eine Sonderung der Bunctionen int Staatdor- 
ganismus, und ed ift namentlich die Unterfcheibung ver gefrggebenden von der adminiſtrativen 
oder verwaltenden Staatögemwalt eine in der Natur der Staatsgewalt tief begründete Forderung 
von den praftifchften Folgen. (©. den Art. Centralifation der Staatsgewalt, wo dies näher 
entwickelt ift.) 

Nach diefer Unterfheidung ift die Regierung oder Staaröyerwaltung im weiteſten Sinne 
gleisbedeutend mit der höchſten Machtvollkommenheit oder Staatöfouveränetät felbft; die Ne: 
gierung oder Stantöverwaltung im engern Sinne aber, im Gegenfage zu_der nur vermöge der 
höchſten Machtvollfonmenheit auszuübenden gefeßgebenden Gewalt, wejentlich die vollziehenne 
Gewalt, deren Ausübung von per höchften Staatsgewalt in beſtimmtem und befchränften Um: 
fange an untergeorbnete Agenten (Beamte) übertragen mird. 

Der Ausdruck „vollziehende Gewalt” wird mehr im theoretiihen Gegenfage derfelben zu 
der geſetzgebenden gebraucht, während es gewöhnlicher ift die Negierung im engern Sinne Ber: 
waltang zu nennen, und ber Negierung, d. h. Regierung oder Verwaltung im weitern Sinne, 
entgegenzuſetzen. J 

Die Thätigkeiten der Staatsverwaltung gehen nach jo mannichfaltigen Richtungen, als die 
Aufgaben und Intereſſen des Staats mannichfaltige ſind. Wir wollen diejenigen ſummariſch 
derzeichnen, welche befundere Dienſtzweige zu bilden pflegen, d. h. für welche ein beſonderes Be: 
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amtenperſonal thätig iſt, wobei alſo die Form der Thätigkeit der Staatsbehörden, ob collegia- 
liſche oder bureaukratiſche, in Betracht kommen kann. 

1) Die Civilverwaltung und Volizei, d. h. die Verwaltung der einzelnen innern Frac— 
tionen ded Staats, bis zur Oberaufficht über die Gemeinden, für welde in ver Negel, je nad 
der Größe und Verfallung des Staatd, eine ganze Hierardie von Behörden in obern, 
mittlern und niedern Stellen beiteht, und wozu aud 2) der öffentliche Unterricht, mit mebr 
oder weniger gejonderter Organifation ver Behörden, in größern Staaten unter eigenem 
Unterrihtöminifter; 3) ebenfo die Gejundheitöpolizei mit ihrem Berjonal, und 4) der 
Dienftzweig des Öffentlichen Bauweſens nad den verſchiedenen bier einſchlägigen Aufgaben: 
als Civil-, Straßen: (Gifenbahn:) und Wafferbau gehört. Auch diefer Dienſtzweig unter: 
fteht in größern Staaten einem eigenen Minifterium , und greift fait in alle andern Verwal: 
tungszweige, ſchon der Amtälofale wegen, ein. 5) Auch ver kirchlichen Angelegenheiten ift bier: 
bei, ald eines eigenen Dienftzweiges, zu erwähnen, weil die Selbſtändigkeit der Kirche neben 
dem Staat in den verichiedenen Staaten und bezüglich der verjhiedenen Glaubensbekenntniſſe 
in ungleichartiger Weiſe beſteht, und daher für verichiedene gemifchte, zugleich ſtaatliche und 
firhlihe Berwaltungszwede, wie Unterricht, Unterftügung der Armuth, Beurfundung des 
Perlonenftandes, Aufbringung der Bepürfnijfe für die Kirche und Verwaltung des Kirchen: 
vermögeng, eine dienjtliche Soncurrenz der Staatöverwaltungsbierardie mit der firdlichen, bier 
mebr, dort weniger, eintritt. 6) Die Finanzverwaltung in ihrer vieljfeitigen Verzweigung, ale 
Münze, Kaflenweien, Rehnungscontrole, Verwaltung von Domänen und Regalien, mit ihren 
Unterabtheilungen von Forſt-, Bergwerks-, Hütten=, dann aud Verwaltung ded Salz: und 
ehva auch des Tabacksmonopols; Poſt-, Staatdeifenbabnen: und Telegraphenvenwaltung; 
directe Steuerverwaltung in ibren verfchiedenen Stadien: des Katafterd, der Umlage auf die 
Steuerobjecte und der Erhebung; Verwaltung der indirecten Steuern, mit Rückſicht auf die 
mannichfaltigen Gegenftände, deren facultativer Gebraud der indirecten Beiteuerung unter— 
worfen werben kann, al& 3. B. mitteld ded Stempeld und der Sporteln der bejondere Anfpruc 
des einzelnen an die Thätigkeit der öffentlihen Behörden; mitteld verihiedener Steuern vie 
Erlaubniß zum Betrieb gewiller Gewerbe, insbefondere die Babrifation von Getränfen; mittels 
der Acciſe und der Singangszölle der Gebrauch over die Berzehrung der vielfältigften Lebens— 
bedürfniſſe oder Luruägegenjtände; mittel$ des Chauſſee- und Brüdengelves die Benugung 
diefer Staatöbauten; 7) Verwaltung der Ackerbau-, der Handeld:, Kunft: und Induftriean: 
gelegenheiten, für welche in jedem größern Lande, das in Fünftleriichem, mercantilem oder indu— 
ftriellem Streben oder Aufſchwung begriffen it, Behörden, zum Theil aus jahverftändigen 
Interejienten (Akademien, Muſeen, Handeld:, Gewerbefammern, Yandesöfonomiecommifjtonen, 
landwirthſchaftliche Vereine) beftehen werden, theild um ſolchen Aufibwung mit Freiwillig bei- 
getragenen materiellen und geiftigen Mitteln und aus freien Antrieb zu befördern, theild um 
die Negierung über die Schritte zu berathen, welche etwa im Intereſſe diefer Angelegenheiten 
der geiftigen und materiellen Gntwidelung zu thun fein möchten, 8) Die Auftizverwaltung mit 
den mehr oder weniger gefonderten Behörden für ftreitige Eiviljuftiz, freiwillige Gerichtsbar— 
feit und Strafjuftiz, dem Inftanzenzug und mit der Rückſicht darauf, daß Juftiz von Admini- 
ftration nicht überall und durd alle Inftanzen getrennt ift. 9) Die Verwaltung der auswär— 
tigen Angelegenheiten, für welche außer der Gentralbehörde (Minifterium) diplomatifhe Ageu— 
ten mit untergebenem Berfonal und Sandeldconfulate thätig find. 10) Die Heer: und Zeug: 
verwaltung, zu Lande und zur See, mit den in großen Staaten jo zahlreihen Dependenzen. 

Alles dies beiht Verwaltung; im gewöhnlichen Spradgebraud werden aber nur die unter 
den fieben erften Nummern verzeichneten Dienjtzweige, und im engften Sinne aud noch mit 
Ausſchluß der Finanzverwaltung, nur die unter den fünf erften Nummern begriffene Givilver: 
waltung fo benannt, und ed wird darunter verjtanden: eine Thätigfeit Öffentliher Staatsbe: 
hö:den, welche von der höchſten Gewalt im Staate ausgeht, dürch jie geleitet und beaufjichtigt 
wird und auf die Erhaltung und Belebung der innern Staatsorpnungen, auf die Entwidelung 
und den Gebrauch der Staatskräfte gerichtet ift; eine Ihätigfeit, weldye ſich mit den Geſetzen, 
die zur Förderung diefer Zwecke bejteben, beſchäftigt, fie handhabt, aufrecht erhält, oder was 
daſſelbe it, ihnen die Anwendung ſichert, aber folche Geſetze nicht Ihafft ; eine Thätigfeit, welche, 
indem fie alle Beitandtbeile des Staats umfaßt und durchdringt, in der Negel, und namentlich 
in jeden etwas größern Staate, mitteld einer Mehrheit von Staatsbehörden geübt wird, denen 
ein bejtimmter, engerer Wirfungsfreis innerhalb ver obenbezeichneten allgeneinen Aufgabe der 
Verwaltung übertragen ift; ein Wirkungskreis, welcher nad) oben, in Beziehung ſowol auf ven 
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Umfang des Territoriums, über welches er ſtch erſtrecken joll, alö in Beziehung auf den Grad 
der Selbſtändigkeit im Amte, ſich erweitert; ſodaß die nad) der hierarchiſchen Abſtufung unmits 
telbar vorgefegten Stellen in dev Regel eine Mehrzahl von untergeorpneten Behörden zu leiten 
und zu überwachen haben, welde legtern in den Artributionen unter ſich gleichgeftellt, und nur 
ide in einem andern abgegrenzten Territorium wirkſam find. 

Die Behörden nun, welche dieſe Thätigfeiten, die im Begriffe der Verwaltung liegen, üben, 
fönnen alternativ entweder in collegialifcher oder in bureaufratiicher Form organiiirt fein. 

Die bureaufratiiche ift in viefem Sinne diejenige Ginrihtung in dem Staatöverwaltungs: 
erganismus, bei welcher die Negierungsgewalt in einem beftimmten und beſchränkten Umfange 
einer Behörde übertragen ift, welche aus einer einzigen Perſon beneht, die fich ſelbſt räth, alleln 
enriheidet, jelbit handelt, und für die Amtshandlungen innerbald ihred Wirkungskreiſes den 
böbern Behörden allein verantwortlich ift. Diejer Einzelbeamte kann zwar untergeorbnete 
Sülfsarbeiter in feinem „Burequ“ haben; er bat aber feine mit derjetben Gewalt, ald wie er lie 
begt, für daffelbe Territorium ausgeftatteten Genofien neben ſich. Die collegialiihe Verwal: 
tungsform ift dann bei der andern Alternative diejenige Einrichtung in dem Staatsverwaltungs— 
organismus, bei welcher die Megierungsgewalt in einen beftimmten, beſchränkten Umfauge 
einer Behörde übertragen iſt, welche aus einer Mehrzahl von gleichberechtigten Beamten befteht, 
ve zufammen eine Corporation, ein Gollegium bilden, und deren an die Offentlichkeit tretende 
Amtöhandlungen das Product einer gemeinichaftlihen Berarhung fein follen und dafür gelten, 
und durch Beſchlüſſe ich äußern, die in der Regel nah Stimmenmehrheit zu fallen find, während 
wweilen und ausnahmsweiſe auch eine Zweidrittel- oder Dreiviertelmehrheit, und jelbit 
Stimmeneinheit, damit fie als collegialifche Beichlüffe gelten, erfordert werden. 

Ein ſolches Collegium hat zwar natürlich einen VBorfigenden (Präjiventen, Director), 
wilder die Geſchäfte unter die Mitglieder zu vorbereitenden Arbeiten und demnächſt zum Vor: 
rag im Gollegio vertheilt; der dann die Berathungen leitet, die Ausfertigung der Beſchlüſſe 
überwacht und gegenzeichnet; der überhaupt die Gejhäftsorpnung handhabt; in Bezug aber 
uf die dem Gollegio delegirte Amtögewalt ift diefer Vorfigende nur primus inter pares; die 
IAmtshandlungen geichehen im Namen des Gollegs, und die Veranwwortlichkeit für diefelben 
mägt nicht dev Borjigende oder der Vortragende (diejer nur bezüglich des ven Acten entiprecden: 
ven Vortrags der Thatſachen), fondern das Kollegium jelbft als moraliſche Berfon. 

Die bureaufratiihen und collegialiihen Ginrihtungen der Verwaltungsbehörnen bilden 
über feine Öegenjäße verfchiedener, ſich wechjelfeitig ausichliegender Syſteme vun Staatöver- 
waltungsorganijationen in dem Sinne, ald ob das eine diejer, das andere jener Staatäverfaf: 
\ungöform entſpräche; beide Einrichtungen werden vielmehr unter jeder Verfaſſungsform und 
bi allen Staatöverwaltungen gemifcht neben= und untereinander ſich finden. Jede Staatsver: 
waltung fordert eine Stufenfolge von Organen oder Behörden zum Befehl und zum Vollzug. 
Kur die Agenten auf der unterften Stufe der Verwaltungshierarchie find lediglich Vollzugs— 
deamte; auf jeder höhern Stufe derſelben wird die Behörde, welche darauf fteht, mit einer ge= 
willen Selbftändigfeit innerhalb ihres territorialen Wirkungskreiſes Anordnungen felbit zu 
treffen und deren Vollzug zu überwachen haben. Welches daher immer die Form der Staate= 
eriaffung jei, unter feiner, weder unter der autofratifhen, noch republifaniichen, noch ge= 
mihten, wird die höchſte Staategewalt der Gefahr ſich ausfegen wollen, wichtigere Regierungs— 
Mafregeln und Anordnungen dem Urtheil und der Entſchließung eines Ginzelbeamten, einer 
einzelnen als Öffentliche Behörde aufgeftellten Vertrauensperſon, ausſchließlich anheimzugeben, 
\endern fie wird das Lob größerer Umſicht dadurch ſich fihern, daß jie wichtigere Negierungs: 
naßtegeln erſt auf Grund collegialifcher Berathung und Begutahtung treffen läßt. Jede Vers 
»altungsorganijation hat daher zweien Anforderungen zu entſprechen: Es wird in ihr die 
inrihtung beftehen, vermöge welcher foldye Verwaltungsdacte, die vor der Ausführung reiflid) 
wegen und geprüft jein wollen, durd eine collegialiih organiiirte Behörde berathen und be: 
dloſſen werden ; während die Keitung eines Geſchaͤftsbetriebs, fowie die Detailvollziehung ein— 
mal beſchloſſener Mafregeln, unter der perjönlihen Verantwortlichkeit eines umſichtigen und 
wahiamen Einzelbeamten zu geſchehen haben wird. 

Kann nun eine Staatöverwaltung feiner der beiden Ginrihtungen, weder der collegiali= 
ten für die eine, noch der bureaufratifchen für die andere Kategorie der Verwaltungsbehörden 
der Verwaltungsſtufen entbehren, fo kann auch von einem Vorzug der einen vor der andern 
Cinriötung im allgemeinen nicht die Rede fein, fondern nur etwa davon, ob innerhalb der 
Gliederung der Verwaltungshierardie, dem beflimmten Wirkungskreis einer ver angeordueten 
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Behörden mehr die collegialifche oder mehr die bureaufratifche Korn entfpreche? Es iind ver- 
ſchiedene Momente, weldhe auf die Beantwortung diefer Fragen von Ginfluß find: 1) vie 
Größe des Staats; 2) die Stantöverfaflung; 3) die Natur ded Dienftzweiges, für welden 
die Behörde angeordnet it. 

Zu 1) Größe des Staats. In allen Gulturftaaten, groß oder Klein, wird der Inbaber 
der Staatögewalt mit der Leitung der Staatsangelegenheiten eine das Wichtigite beratbenve, 
alſo collegialifche Behörde unter feiner Autorität betrauen. 

Staaten haben entweder einen jo mäßigen Umfang, daß ein ſtaatliches Geſammtleben durch 
alle Theile pulfiven kann, oder es ift das nicht der Fall. 

Staaten der erftern Art jind entweder (nämlich die Stadtjtaaten) fo Eleine, daß die That: 
faben und Erfcheinungen, welche eine Thätigkeit dev Staatsgewalt bei der gegebenen ftaatlichen 
Aufgabe veranlajlen fönnen, von diefer unmittelbar wahrnehmbar find, von einer centralen Be: 
hörde das Geeignete ſogleich angeordnet und Die Ausführung der Anordnung von ihr felbit 
überwacht werden fann. Diefe wird um fo mehr eine collegialifh organifirte fein, als ihr eines- 
theils die höchſte Leitung obliegt, ald anderntheild in Stadtſtaaten Selbjtregierung des Volks 
in weiteftem Umfange beftehen wird, und nur der collegialiibe Organismus geeignet ift, den 
als Selbftregierung des Volks jih bethätigenden Geſammtwillen zu Tage zu fürdern. Oper 
aber ver Stant beſteht aus einer Vielheit politifcher Gemeinden, und aus Zufammengebörig- 
Feiten (Gent, Amt, Kreis, Provinz) mehrerer folder, die aus gewiſſen natürlihen und berge- 
braten Beziehungen einzelner Gemeinden zueinander entftanden oder aus ftantlihen Rück— 
fihten zu ſolchen Zuſammengehörigkeiten gefhaffen worden find, und deren jede, in beichränf: 
terer oder umfaflenderer Weile, ein eigenes Geſammtleben ihrer Bevölferung darftellt, im 
Fleinen das Staatöleben wiederholt, aleihfam ver Mikrokosmus des Staats if. Dem Be- 
ftehen folder, aus einer Mehrheit von Gemeinden gebilveter Staatdfragmente liegt die Rück 
ficht zu Grunde, dan aus den Leben der Gejammebevölferung eines Staats ein Umfang ftaat- 
licher Aufgaben erwächſt, und feine Erledigung finden muß, von denen eineötheild viele einer 
jchleunigern Erledigung bedürfen, als fie erfolgen kann, wenn jie von einer etwa in einer ent: 
fernten Hauptitabt ihren Sig habenden Gentralbehörde zu erwarten wäre, bejonders wenn Diele 
Erledigung durch eine vorläufige causae cognitio bedingt ift; während anderntheild, wenn in 
einem auch nur etwas größern Staate auch bei vernünftiger Beihränfung der Staatsaufgabe 
bie Erledigung aller aus den Leben der Geſammtbevölkerung erwachſenden, die Staatsthätigkeit 
in Anspruch nehmenden Intereifen von der Gentralregierung ausgehen jollte, dadurch die ver- 
antwortlichen Yeiter, über die Möglichkeit hinaus einer felbft nur von ihrer Seite überjihtlichen 
Kenntnißnahme von allen folhen Gejhäftsgegenftänden, in Anjprud genommen und von viel- 
leicht wichtigern abgezogen werden würden. Man bilvet alfo Staatöfragmente; ſowol Eleinere, 
ald aus mehreren Eleinern zufammengefegte guößere Verwaltungsbezirke, und ſetzt bejondere 
Berwaltungsorgane in denfelben ein, welde von beſchränkterer in den Kleinen, flufenweife zu 
unbeichränfterer Verwaltungsbefugniß in ven größern auffteigen, und denen die Wahrung der 
Staatsaufgaben innerhalb der Bezirke, für welde fie bejtellt, und innerhalb der Grenzen ver 
Befugniffe, die ihnen gezogen find, im Auftrag der Staatögewalt obliegt. In dem Verhält— 
niffe nun, in welchem bei vemlimfange und der natürlichen Zufammengebörigfeit diefer Staats: 
fragmente, und bei ver Summe der Stantdaufgaben, welde in ihnen eine fragmentariiche Be— 
handlung finden, das befondere Gefammtleben derſelben inteniiver wird, dem Mafrofosmus 
des Staats ſich nähert, werden aus dieſem Geſammtleben heraus an ven VBerwaltungsorganis- 
muß diefer Staatsabtheilungen Forderungen geftellt werden, welche denen ähnlich find, welde 
die höchſte Staatsgewalt zu befriedigen bat. Wie aljo dle höchſte Staatsbehörde collegialiſch 
organijirt ift, fo werden auch die von ihr abhängenden, über größere Verwaltungsbezirfe ge: 
fegten Unterbehörben collegialifd dann organifirt fein, wenn namentlich bei Entbehrung jeg— 
licher autonomen Selbjtregierung des Volks in den Staatöfragmenten, dur dad Geſammt— 
leben der Bevölkerungen derjelben vielfältige und bedeutende Forderungen an die Staatöver- 
waltung geſtellt werden, welchen die Gentralvegierung nit nah Bedürfniß nachkommen fann. 
Die collegialifche Organifation der Mittelbehörde, welche, über mehrere kleinere gejegt, einem 
größern Verwaltungsbezirk vorfteht, bietet dann eine Garantie dar der gründlichen Er— 
wägung und umſichtigen Durchführung, theils folder allgemeiner Verwaltungsgefege und 
Mafregeln, deren Anwendung in dem beftimmten Bezirk, bei den etwa eigenthümlichen Ver— 
bältniffen veflelben, folder bevürfen könnten, theils der befondern und lofalen Verwaltungs 
mafiregeln, welche durch das Geſammtleben der Bevölferung des betreffenden Bezirks veranlaßt 
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werden. Die Gründe, welche für eine collegialifche Organifation derjenigen Verwaltunge- 
behörden ſprechen, welche über größere Verwaltungsbezirke eines Staats gejegt find, der zwar 
von ſolchem Umfange ift, daß er in eine Mehrheit folcher politifcher Abtheilungen (Staatöfrag: 
mente) eingeteilt ift, in welchem aber dennoch ein ftaatliches Geſammtleben feftgebalten ift; 
diefe Gründe wiegen um jo viel jhwerer, wenn ed fih um Verwaltung von Dependenzen eines 
Staats handelt, die entweder als großer Golonialbejig mit dem Staate oder Mutterlande gar 
niht zufammenhängen ; oder wenn auc damit zufammenhängend, auf einer ganz andern Gul- 
turftufe fteben, unter ganz andern Gefegen leben, furz, Fein Gefammtleben mit dem Haupt: 
faate führen. Es bedarf feiner nähern Ausführung, daß England wie Holland nicht bloß eines 
Gouverneurs, jondern auch eines Raths von Indien, Rußland eines ſolchen für die Verwaltung 
jeiner trandfaufaftichen und vielleicht noch anderer entfernter Provinzen bedürfen. Je mehr 
ſolche Dependenzen in gewiſſen Beziehungen Staaten für fich, mit faft allen Forderungen an 
eine Staatöregierung, bilden, und je unmöglicher es bei allen fein würde, ſie, wie England es 
bei einigen feiner Golonien verſucht hat, ihrer Selbftregierung zu überlaffen, um jo nötbiger 
wird e3 jein, daß ihre Verwaltungsorganifarion der einer jelbftändigen Staatöregierung 
aͤhnlich Sei. 

Zu 2)Berfafjungdes Staats. Wir haben zwar bemerkt, daß jede Verwaltungsorga: 
nijation, welches auch die Form der Staatöverfaffung fein möge, der beiden Verwaltungsfor— 
men, der collegialifchen wie der bureaufratifchen, nicht werde entbehren können; wie felbft der 
roheſte Despotismus, welcher den Willen des Alleinherrichers als die einzige Berechtigung er: 
kennt und darin die höchſte Weisheit erblickt, wichtige Staatöfragen nad collegialifher Be: 
rathung einer Anzahl von Würdenträgern, welche die Gentralverwaltung leiten, zu entfcheiden 
für gut finden werde. Dennoch aber hat die Berfaflung des Staats weientlihen Einfluß dar- 
auf, ob in der Verwaltung die collegialifhe oder bureaufratifche Form als die vorherrſchende 
arfunden werden wird. 

Das Moment in der Verfaſſung, welches darauf den enticheidendern Einfluß baben muß, 
iſt aicht die Bezeihnung der Staatöform nad) dem Inhaber der Staatdgewalt, ſondern Die Frage 
der innern Verfaſſung: in welchem Umfange Selbftregierung des Volks in allen feinen Ge— 
jammtlebensbeziebungen beftebe? Wir werden unter Eentralifation der Staatögewalt dem 
Gegenſatz derjelben zu der „‚Selbftregierung des Volks“ eine eingebendere Beleuchtung widmen, 
und bezieben und darauf; aber auch obne dieſes Gingeben in die Gefammtmaterie ift der Ein— 
Aug leicht zu erkennen, welden die in weiterm Umfange beſtehende Selbftregierung, oder im 
Gegenſatze vie Monopolifirung aller Geſellſchaftsgewalt von feiten des Staats, auf die Organi- 
jation der Staatöverwaltung, alſo auf die Frage von Gollegialität oder Bureaufratie in der 
Form der Verwaltungsbehörden äußern müſſe. 

Bei Selbſtregierung des Volks wird dieſes ſelbſtthätig in Verſammlungen und Ausſchüſſen 
über ie Zwecke und Bedürfniſſe der in Frage ſtehenden Geſellſchaft, je nach den verſchiedenen 
Vergweigungen vieler Zwecke und Bedürfniſſe, beratben und befchließen; und durch Beauf— 
tagte, welche durch das Vertrauen der Betheiligten für beſtimmte Thätigkeiten bezeichnet wer— 
ven, feine Beſchlüſſe zur Vollziebung bringen. Es ift daher der collegialiihe Organismus, 
welder allein ven ald Selbjtregierung des Volks ſich bethätigenden Geſammt- oder Gemein- 
willen zu Tage zu fördern vermag, der dieſer Selbftregierung zunächſt entfprechende und noth— 
wendige. Wie die Selbftregierung des Volks der praktiſche Zweck ver politifchen Freiheit ift, 
io freie Erörterung das Athmungsorgan derjelben, und Gollegialität ſtellt ſich als der Organis— 
mus für freie, mündliche Erörterung dar. Was aber nun die Organilation der Staatöver: 
waltungsbehörden betrifft, fo müßte ald natürliches Geſetz bezüglich der Wahl zwiſchen Golle- 
gialität und Bureaukratie — ein Gejeg, womit auch die Erfahrung bis auf eine ſehr bedeutfame 
und varum näher zu befpredhende Ausnahme übereinftimmte — Folgendes gelten: In je weiterm 
Umfonge Selbitregierung des Volks befteht, welche in ver Gollegialität ihren Organismus fin- 
det, um jo bureaufratifher var; der Organismus der Staatöverwaltung fein; dann ift nämlich 
der Thätigkeitsberuf verlegtern für den Geſchäftszweig, welchen man unter Givilverwaltung ver— 
Rebt, und insbefondere der der collegialiichen Beratbung mehr bevürftige Theil der Civilver— 
waltung, ein um fo weniger umfaflender. Je geringer der Umfang des Thätigkeitskreiſes iſt, 
welcher der Selbftregierung des Volks überlaifen bleibt, ſodaß die Staatsgewalt alle Geſell— 
ihaftsgewalt centralifirt und abforbirt, um fo größer wird, bei ſolchem Umfange und folder 
Vieljeitigkeit ihrer Aufgabe, das Bedürfniß der Staatsgewalt nach umfichtiger Beobachtung 
und reifliber Erwägung des Verwaltungoſtoffs, der jich aus dem Geſammtleben der Bevöl— 
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ferung eines größern Staatd in ihren verfhiedenen natürlichen und! fünftliden Zufammen- 
gehörigkeiten anhäuft, aljo nach collegialer Korm der Berwaltungsbehörben fein, und der Staat 
wird die collegialen und bureaufratiihen Kormen feiner Verwaltung neben= und übereinander 
häufen müffen, um einer fo umfajlenden Aufgabe auch nur nothdürftig gewachſen zu fein. 

Den erftern Gegenfag: vorwaltend bureaufratifche Organijation der wenigen untergeord- 
neten Staatöverwaltungsbehörden, weil Selbftregierung des Volks in weitem Umfange, ſehen 
wir in England. Die collegialiiden Gentralverwaltungsbehörden find hier: der Geheimrath, 
der faum nod eine reale Bedeutung hat, und das Minifterium, mit einer ziemlihen Anzahl 
ihm verbundener, collegialifch organifirter Gentralverwaltungsitellen (boards), 3. B. für 
Öffentlichen Unterricht, Gefunpheitspflege, ganz neuerlicdy für die Verwaltung von Indien, 
welche boards im Verhältnig zum Volf gar nicht ald mit Autorität ausgeftattete, felbft ver: 
waltende Behörden gelten, jondern Gommifjionen zur Hand der Minifterien find, deren Thätig: 
feit aud) ald die Thätigkeit des betreffenden Minifteriums gilt und jo dem Wolf übermittelt wird, 
Endlich ift auch das Parlament zwar nicht fowol in feiner Gefammtheit, ald vielmehr durch 
die weſentlich adminiftrative Eigenſchaft feiner select oder special committee's, in welchen die 
Selbjtregierung des Volks culminirt, eine Gentralverwaltungsbehörde. Die Mittelbehörven 
aber in der britifchen Verwaltung, in den territorialen Abtheilungen des Landes, die Lord— 
lieutenants der Grafſchaften, die Sheriffd und Friedensrichter find bureaufratiih organifirte 
Behörden. Ausnahme bezüglid diejer Form der Organifation machen allein die general 
quarter sessions, zu’ denen ſich ſämmtliche Friedensrichter der Grafſchaft in jedem Vierteljahr 
für einige Tage verjammeln, um wenigſtens für verjchievene, ihnen in diejer Eigenſchaft zu: 
ſtehende Geſchäfte ald collegialiihe Behörde thätig zu fein. Einige Geſchäfte vertheilen jie 
unter ih, um von einzelnen unter ihnen erledigt zu werben; die collegiale Eigenſchaft wird 
bauptfächlich bei richterlichen Zunctionen, bei ihrer Eigenſchaft ald Appellationsinftanz von ber 
friedendrichterlichen Jurispiction zur Geltung kommen; aber e8 liegt den quarter sessions aud 
die Bejorgung allgemeiner, die ganze Grafihaft angehender Verwaltungsgegenſtände ob. 
Können fie auch bei fo nur temporärem Zujfammentritt als verbindende Glieder in dem Dr: 
ganismus der Staatävermwaltung nicht betrachtet werden, fo erproben fie ſich doch als eine bewun- 
dernswerthe Inftitution, die zur Vermittelung zwijchen der Staatsthätigfeit und der Selbit: 
regierung des Volkes, beide ergänzend, eingreift. 

Den andern Gegenfag: vorwaltend collegialifche Korn der Staatöverwaltungsbehörben, 
weil collegiale Selbftregierung des Volks fehlt oder aufein Wenigſtes beſchränkt ift, ſollten 
wir in ben centralifirteften Gulturftaaten finden. Die centraliiirteften Gulturftaaten find bie: 
jenigen, welche die unvollfommene Staatdidee, ald müfle der Staat allen Anfprüden und Be- 
bürfniffen des geiellihaftlihen Dajeins feiner Angehörigen genügen, am meiften übertreiben, 
und welche in Verfolgung diefer Idee die Regelung der geſellſchaftlichen VBerhältniffe, in denen 
eine Mehrheit oder Vielheit gemeinfame fragmentarijche Lebenszwecke zu erreichen ſtreben, im 
weiteften Umfange ald ein Monopol der Staatögewalt erachtet willen wollen. 

Gentralifation, beſonders Gentralijation der Verwaltung, fann bei der collegialifhen wie 
bei der bureaukratiſchen Form der Verwaltung befteben ; wir gingen aber oben davon aus, daß 
in den centralifirtejten Staaten darum vorwaltend collegialijche Horın der Verwaltungsbehör: 
den beftehen würde, damit es bei dem Umfang der Aufgabe, weldye der centralijirte Gulturftaat 
ih gejegt hat, an Organismen für die Berathung der wichtigern Verwaltungsfragen nicht 
fehle. Denn da der centralifirte Staat gerade demjenigen diametral gegenüberfteht, in welchem 
Selbfiregierung des Volks befteht, dieſe jedenfalls in ihm auf ein Wenigftes befchränft ift, fo 
müßte die dev Selbjtregierung des Volks entſprechende collegialifche Berwaltungsform durch 
den Organismus der Staatäverwaltung erfegt werden. 

In Deutſchland ift nun auch wirklich die collegialifche Form der Staatäverwaltung vorherr- 
ſchend. Wenn das in Frankreich weniger der Fall, vielmehr die bureaufratiiche Verwaltungs- 
form überwiegend geworden ift, ungeachtet hier mehr wie dort die Selbftregierung ded Volks 
unterbrückt wurde, jo beruht das auf Gründen, denen wir zur Orientirung eine nähere Er— 
Örterung widmen wollen. 

ALS die Staatsivee über den Feudalſtaat die Oberhand gewann, drängte fie in Franf- 
rei zu dem großen, nationalen Ginheitöftaat hin; in Deutſchland verhalf jie dem Streben der 
grögern und Fleinern Reichsterritorien nah Selbftändigkeit zum Siege. Der Einheitsſtaat 
in Frankreich wurde mit raſchen Übergängen ein rein deöpotifcher; in Deutfchland Dagegen machte 
der Beudalftaat zunädit einem patriarchaliſch-despotiſchen Negimente in den Einzelftaaten 
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Platz, welches, als es ſich während und nad den Stürmen des Dreißigiährigen Krieges ein: 
richtete, von dem gedrückten Volke als eine Wohlthat im Vergleich mit ven unmittelbar voraus: 
gegangenen Zuftänden begrüßt wurde, und erft zur Zeit der Napoleonifchen Herrſchaft feinen 
Gharafter in Deutihland änderte. 

Die Träger dieſes patriarchalifch = despotifhen Regiments gingen aus einer Berufäsklaſſe 
bevor, welche Deurfchland ganz eigenthümlich ift: nämlich aus einem gelebrten Mittelftande, 
deſſen Subjiftenzmittel weſentlich in Gehalten beitehen, welde Staat oder Kirche ihm leiften, 
und der ald eigener Staatödienerftand ſeitdem und bis auf unfere Zeit herab ſich gleichſam ab— 
geihloffen hält. Verſchiedene Momente haben dazu beigetragen, daß der bürgerliche Staats: 
dienerftand in Deutſchland eine fociale Sonverftellung einnahm. Zunächſt das größere Bepürf: 
niß bier an Oelehrten, hervorgerufen durdy die Einführung des Römischen Rechts in Deutiche 
land und durch das, bei der complieirten Majchinerie des Reichsregiments um fo nötbigere 
und doch erichmwerte Studium des deutfchen Staatsrechts. Sodann dad Zurückbleiben des 
Adels in Bildung hinter dem nationalen Bildungsdrang, ſodaß ein anderer Stand die Etel- 
lung einnehmen mußte, die jonft dem Adel zugefallen wäre. Bei diefem legtern Momente 
des ihwindenden Anſehens des Adels kommt weiter in Betracht, daß feit dem durch die Zer— 
jrlitterung Deutfchlands unterbundenen Nationalleben, und bei der gefhwächten Kaifermadht, 
für einen großen Tbeil der Bevölkerung Deutſchlands, der in der Kleinftaaterei feitden ver: 
fam, der Weg zur höchſten nationalen Auszeichnung verjperrt und damit die reinfte Quelle des 
Adels verfiege war. Am meiften aber trug zur Heranbildung und fpätern Standesfonderung 
tiner zahlreichen bürgerlichen Staatsdienerklaſſe bei: der Trieb der deutfchen Territorialberren, 
nachdem die kaiſerliche Macht untergraben war, in jedem Neichöterritorium die damals mo= 
me Staatöidee zu verwirklichen; und je fleiner der Staat, und je,unmelentlicher er war, um 
iv verbälmigmäßig anſpruchsvoller und jcheinbarer den Apparat einer Staatöregierung ein: 
wrihten, damit man an der Möglichkeit einer jelbftändigen Eriftenz deflelben nicht zweifeln 
uöge, Beionders infolge der Kirchentrennung, und vorzugäweife in dem broteftantiich gewor— 
denen Deutihland, war der Einfluß des zu feiner Berforgung auf Staat und Kirche an— 
gewieſenen gelehrten Mittelftanded mächtig gewachſen, weſentlich durch die guten Dienfte, welche 
er dem Uſurpations- und Souveränetätöbcitreben der deutſchen Reichsfürſten geleiftet hatte. 
der Landesadel verjagte zum Theil dieſe Beftrebungen zu unterftügen, ohne fie mit den 
cutſprechenden Mitteln Fräftig abzuwehren. Das protejtantiiche Deutfchland befand ſich von 
da an gegen Faiferlihe Macht gleichſam corporativ in Oppofition und, wenn es ſich um die Ver: 
beidigung der Paritätörechte der Proteftanten handelte, in Minorität, und bedurfte dabei der 
gelehrten Streiter. Dieſe wuchſen aud an Zahl, ſeitdem die protejtantiiche Priefterebe dazu 
ein neued bedeutendes Kontingent gab. Wenn auch der Anfpruc des jo erwachſenen Staats— 
dienerſtandes auf Verforgung durch Staat oder Kirche nicht formell ein vom Vater auf die 
Neyoten zu vererbender war, "jo wurde e8 doch bei der ſoeialen Stellung, welche diejer gelehrte 
Nittelftand in Deutſchland ‚eingenommen hatte, namentlid den Negierungen der kleinſten 
Staaten fehr ſchwer gemacht, dem verdienten Vater die Verjorgung feiner Kinder aus den: 
Idben Quellen abzufhlagen. Andere Erwerbsquellen mußten dieſe, bei damaligen Zuftän- 
ten und jocialen Anfhauungen, nicht zu wählen; der Vater hatte einen bedeutenden Theil 
ned fpärlihen Einkommens auf die der feinigen ebenbürtige Ausbildung feiner Kinder 
wendet; jehr bald hatte jih ein Standesintereſſe ausgebildet, welches für foldhe Ber: 
ergung der Kinder gleihjam ſolidariſche Buͤrgſchaft unter den Standesgenoſſen leiſtete. 
Venn man hiernach hätte vermuthen ſollen, daß ein ſo zahlreicher Stand, der mit ſeiner 
Sriten; auf Staat und Landeskirche angewieſen war, den Kleinſtaaten zu einer drückenden 
daft habe werden müffen, fo dauerte e8 doch jehr lange, bis man folche überbürdung fühlte; viel- 
nehr bildete fich der Stand unter Umſtänden aus, die feine relative Popularität bis auf weit 
dinaus begründeten. Unter dem puritaniſchen Einfluß des noch um ſeine Exiſtenz kämpfenden 
Iroteftantismus trat er mit den beſcheidenſten Anſprüchen auf Subſiſtenzmittel der einzelnen 
deamten auf; durchſchnittlich mit deutſcher Vflichttreue und Rechtlichkeit gab ev, nach einer Zeit 
td unfaglichften Druds und der Erjhöpfung des Volks, das Beiſpiel der Sparfamfeit in ber 
Familie wie in der Einrichtung des Staatshaushalts, und machte damit gleihfam Oppofition 
xgen die nach überwundenen ſchwerſten Nothſtande bald wieder einreißende Üppigfeit der Höfe 
md adelihen Girfel. So bildete ſich jene Schule deutihen, bürgerlichen Staatsdienſtes, die 
ihre hochachtbaren Seiten hat, und deren Tradition au in unfern Tagen, weber im Stante 
felbft, noch in der Geltung weiſer Fürſten und des Volks, ganz untergegangen iſt. 
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Es hatte nun diefer Staatsdienerſtand ein doppeltes Interefje bei der collegialifchen Orga: 
nifation der Verwaltungsbehörden; ein ſtaatliches over objectived, und ein Standesintereſſe. In 
erfterer Beziehung mußte er e8 für feine Aufgabe anfehen — nachdem er weſentlich dazu beige: 
tragen hatte, die zunächſt unter der Korm eines patriarchaliſch-despotiſchen Regiments auftre- 
tende Staatsidee und den Anjprud der Reichsſtände an Souveränetät in den deutſchen Terri: 
torien zur Geltung zu bringen — nun aud die Vortheile ver neuen Landesregierung in dem 
Urtheil der Unterthanen zur Anerkennung und viefelbe in öffentlichen Gredit zu bringen. Die 
Selbftregierung deö Volks war in den unmittelbar vorausgegangenen Zeiten in den Händen 
der privilegirten Stände eine jehr wenig wirkſame und wohlthätige geweſen. Damit ift eines: 
theild der Rechtsgrund ded Privilegiumd zur Selbftregierung und zur Gewalt über andere 
ein zweifelbafter geworden; anderntheils konnte man damals mit Wahrheit jagen, daß 
der gelehrte Mitteljtand, der ih zum Staatsdienſt drängte, die Intelligenz des Volks re: 
präfentirte, und außer ihm nur „beihränfter Unterthanenverjtand” zu finden geweſen jei. 
Die Wege nun, welche der bürgerlihe Staatsdienerſtand einfhlug und durch feinen Math 
und Einfluß die Landesfürſten einfchlagen ließ, um die Vortheile der neuen Landesregierung we: 
nigftend bei der überwiegenden Zahl der Unterthanen zur Anerkennung zu bringen, waren 
folgende: Gr erachtete es für feine Dauernde Aufgabe, den Kampf fortzufegen gegen die Mefte 
des Feudalſyſtems, die ald Hinderniffe gegen die Entmwidelung ver Staatdidee erſcheinen mod: 
ten; den Kampf alſo gegen die Privilegien des Adels, des ftäptiihen Patriciats und gegen die 
Vorrechte des Stadtbürgerthums felbft. Er mar mit Erfoig bemüht, diefen Kampf, als im 
Interefje der nicht privilegirten Beftandtheile ver Landesbevölkerung von ihm geführt, geltend 
zu maden; dadurch jene Nidtprivilegirten für jich zu gewinnen. Der gelehrte Mittelftand 
ſelbſt fühlte ſich als ein demokratiſches Element. Mit der größern Maſſe ver Staatsangehörigen, 
dem Bauern= und Kleinbürgeritand, war er unter dem Feudalftaate gedrückt oder hintangeſetzt 
worden, oder ſah ſich ſo an; der bürgerliche Staatsdieneritand wurde, mit feiner Intelligenz, 
der Vorfechter für die demokratiſchen Intereffen, bis zur Verfolgung, im Brincip, der Standes: 
unterjhiede. Der andere Weg, den der bürgerliche Staatödienerjtand einfchlug, um denneuen 
patriarchaliſch-despotiſchen Landesregierungen in den Augen der Untertbanen Gunft zu ermer: 
ben, war der, daß die collegialifchen Verwaltungsbehörden auch ald Mittelgliever in ver Ver— 
waltung vermehrt und den Unterthanen näher gerüdt wurden. Der patriarchaliſch-despotiſche 
Staat will ja die Staatdungebörigen in feiner Weife beglüden; ihren. Wohlftand, ver dem 
Staat und der Staatögewalt zugute kommt, befördern ; er kann nicht genug Rath bören, und 
begnügt ſich häufig nicht mit dem hausbackenen der nad) hergebrachter veutfcher Art zufammen- 
gefegten höhern Landesbehörden; er war, als die Nationalökonomie noch mit Mofterien ver: 
fehrte, und ald mit höhern Tafchenfpielerfünften verblüffender wie heutzutage imponirt wer— 
den konnte, das Eldorado der Projectenmacer, der ökonomiſchen und politiihen Eharlatand — 
auch unter den größten und geiftreichften Fürften. Die collegialifche. Form der Verwaltung ift 
aus der beffern Zeit der frühern Selbitregierung des Volks in der Gemeinde und in der Land— 
ſchaft eingelebt und hergebracht; fie ift der Selbftverwaltung ded Volks, die ihrer jegt, nad: 
dent fie brach gelegt ift, für jih kaum mehr bedarf, entlehnt, und in den Organismus ber 
Staatöverwaltung, welcher ihrer jegt um fo mehr bedarf, feitvem er das Feld der Selbftregie- 
rung ded Volks abjorbirt hat, in ausgedehnterer Weiſe übertragen; fie entfpricht dem patriar- 
chaliſchen Charakter des Regiments und mildert den Despotismus. In diefer den Unverſtand 
vielleicht beftechenden Annäherung an die Form der Verwaltung, welche die der Selbftregie- 
rung des Volks eigenthümliche ift, bietet fie fcheinbaren Erſatz für die Entbehrung der legtern. 
Die Berathung, welche vormald das Volk in der Gemeinde und in feinen Genoffenihaften 
jelbft oder durch feine Bertrauendmänner gepflogen bat, pflegt nun an feiner Statt die ſich wei- 
jer dünfende, und nad jolder Anerkennung firebende Staatöverwaltung — durch das Or— 
gan der Beamten, welche mitteld des landesfürftlihen Willens zu folhem Mathe berufen find. 
Was nun das Standedintereffe des deutſchen Staatsdienerſtandes bei der überwiegend colle= 
gialiihen Form der Verwaltungsbehörden betrifft, jo muß man jich vergegenwärtigen, daß der 
Einflug und das Übergewicht des bürgerlichen Staatödienerftandes ein nicht fofort überall be- 
feftigter, ſondern ein, je nad den Neigungen und Yamilientraditionen der Landesherren, 
und je nad) der Stellung und dem Gewichte, das in verſchiedenen Rändern der Adel doch be— 
hauptete, ein vielfach beftrittener und fchwanfender gewefen und zum Theil noch ift. Bei diefer 
quaestio status (denn daß einzelne fürſtliche Bamilien fih dem vielleicht in ihrer Meinung 
nit hinreichend gedemüthigten Adel entſchieden und nachhaltig abhold zeigten, und dies ala 
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ihren Intereſſen entfprechend erachteten, iſt doch nur ausnahmsweiſe vorgekommen) fand der 
Staatsdieneritand in der collegialifhen Borm der höhern Berwaltungsbehörden einen mädhti- 
gen Schuß, jowol für den Ginzelnen, gegen Abneigung, Willkür und Laune ver Fürften, als 
für dad Standedintereffe überhaupt. Willfür und Launen der Fürften können den Einzel: 
. beamten leichter treffen als das unperjönliche Gollegium, während viejes, mit feinen von dem 
Fürſten mehr reſpectirten corporativen Wort, jelbft vemuntergebenen Einzelbeamten zur Schuß: 
weht wird. Das Standedintereffe aber erhielt mit der überwiegend collegialen Organifation 
der Staatsbehörden gleichſam erſt feine corporative Vertretung, durch welche ſich eine Standes: 
politif und eine Tradition derjelben bilden fonnte. Hierdurch wurde erft der Stand ver Staats— 
diener geiheffen, und wenn auch dann die Gollegien nicht unvermifcht blos aus Bürgerlichen 
zufanmengejegt blieben, wenn auch adeliche Mitglieder eintraten, fo wog doch die einmal in 
ibnen-begründete Tradition ihrer Aufgabe und der Standespolitif vor. 

So erklärt es jih, wenn in den deutichen Staaten, ſeitdem gleichzeitig mit der vollen Landes— 
boheit der Fürſten durchſchnittlich in ihnen der patriarchaliiche Despotismus als die neue Orb: 
nung zur Öeltung kam, eine wahre Superfötation von collegialifhen VBerwaltungsfornen Ein— 
gang fand. Nicht blos die Gentralbehörden, aud) die Mittelbehörden, welche in Abhängigkeit 
son den erjtern die einzelnen größern Landesabtbeilungen (Provinzen, Kreife, Negierungs- 
bezirke), und je Fleiner das Land, bei um jo kleinen Landedabtbeilungen, verwalteten, waren 
collegtaliihe Behörden, und häufig jtanden mehrere folder Gollegien für die verſchiedenen 
Zweige der Verwaltung (Inneres, Gonfiftorium, Finanzen) nebeneinander, 

Ganz andere Motive beitimmten in Frankreich die Organifation und den Geiſt der Verwal: 
tungsbebörden. Die Territorialhoheit der Seigneurs hatte fich bier nie, wie in Deutfchland, 
zu wahrer Landesregierung über die Territorien geftalten können. Der in Deutſchland regie— 
rende, für ſich abgeſchloſſene Staatsdienerftand, ver feine Eriftenz wefentlich dev Kleinftaaterei ver- 
dankt, fand daher in Frankreich feinen Boden. Die noblesse de robe hatte damit nichts ge— 
mein; flewar ein wirklicher Adel, ver in den Provinzialparlamenten und in der hoben Magi- 
fratur feine Stellung fand. Die Gründe, welche im Eleinflaatlihen Deutihland ven Adel 
dem Staatödienite theild entfrenideten, theild davon ausſchloſſen, lagen in Frankreich nit vor. 
Sowie der Sieg ded Ginheitsftaates über den Feudaljtaat hier entſchieden war, diente der Adel 
dem Staate in den neuen Formen und behauptete feinen Einfluß. Die Geltung des tiers-Ctat 
wat in Frankreich viel jpäter ein ald in Deutſchland; und da der Adel lid der neuen Staatsidee, 
diefe mitentivickelnd, unteroronete, jo wurde er im Genuß eines Theild der alten Gerrenredhte, 
damit er in jolcher Stellung den Glanz des Hofes erhöbe, erhalten, und man ſchuf eigens glän— 
zende Stellungen in Staatsämtern, die den Adel für ven Verluft feiner frühern ſelbſtändigen 
Machtſtellung entſchädigen jollten, 

Als in dem vorrevolutionären Frankreich die cavaliere Adminiſtration der aus dem hohen 
Adel ernannten Provinzgouverneure und der Provinzialparlamente, bei dem geſteigerten admi— 
niſtrativen Bedürfniſſe des Staats, für unzulänglich erachtet wurde, jo geſchah es mittels eines 
eigenthümlichen organiſatoriſchen Proceſſes, durch welchen man in dem Inſtitut der „Inten— 
dants“ eine neue reale Adminiſtration der Provinzen gleichſam neben der andern verdeckt ein— 
ührte. In den äußern Formen der Unterordnung entwanden dieſe Intendants den betitelten 
Junctionären die adminiftrative Oewalt allmählich aus den Händen, während dieſe Functio— 
zare, die es gejchehen laſſen mußten, jih den Anichein gaben, die Intendants zu ignoriren, 
Wäbrend diejes abjichtlich verdeckten Übergangs der Provinzialverwaltung an neue Behörden 
bien für diefe Die beſcheidenere bureaukratiſche Form, welche einen geringern äußern Apparat 
xdingt, die mehr geeignete; jie verlegte weniger und erregte weniger die Giferjucht der beti- 
elten und allmählich zu befeitigenden adelihen Gouverneure. Wie die Machtfülle der Inten= 
danten von den untern Volköklaffen empfunden werden würde, danadı fragte man damals nicht; 
gewiß aber datirt „bie Gentralifation der Verwaltung‘ in Frankreich, worüber: fpäter geklagt 
wird, von damals ber. 

Das revolutionäre Frankreich ijt jehr bald von einer Partei regiert worden, die jich der 
Sfentlihen Meinung gegenüber in ver Minorität fühlte, durch Terrorismus ſich zu behaupten 
uhte, und für diefen Zweck zu Agenten gehorfamer und rückſichtslos durchgreifender Werkzeuge 
der Öewalt bedurfte. Dazu eignet jih weder eine collegialifhe Grecutive, noch läßt einzu ges 
maßigter Oppojition gegen gewaltthätige VBorgejegte leicht ſich hinneigendes Collegium dazu 
unbedingt ſich brauden. Die bureaufratifhe Form der Verwaltung war bei dieſem Zuftande 
eine Nothwendigkeit, ganz abgejehen davon, daß dic Zahl derer, auf welde die revolutionäre 
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Regierung ald auf willfährige Agenten ihres Terrorismus vertrauen konnte, nur eine fehr be— 
fhränfte fein mochte. Unter diefem Negiment war ed, daß die noch übrigen Formen der Selbft: 
regierung des Volks bejeitigt, der Provinzialverband gelöft, die Gemeinden, ald in ibrer In— 
dividualität beitehende Körver, die man für ebenfo viele Nefter ariftofratiiher Gejinnung er- 
Härte, bis fait auf den Namen vernichtet wurden. 

In dem erften imperialiftiihen Kranfreih nahm ein Mann von ungewöhnlicher geijtiger 
Begabung die Spige ein, dem die bureaufratiiche Korn der Verwaltung, welde große momen— 
tane Erfolge ermöglicht, zur Durdführung feiner eigenen Gedanfen und feined abfoluten Wil: 
lens bequemer war. Gr fühlte fein Bedürfniß das zu ändern, was er vorfand; er war Fein 
Freund der freien Erörterung, weder in der Form der Selbftregierung des Volks, nod in der 
der Gollegialität ver Berwaltungsbehörben. 

Das reftaurirte Frankreich endlich führte zwar mit den Devartemental: und Arrondiſſe— 
mentsräthen einige formelle Ermäßigung der reinen Burreaufratie und einige Annäherung an 
Selbftregierung des Volks in der Departementalvenwaltung wieder ein; gab aber auch hierbei, 
ebenjo wie bei ver Wiederherftellung einer Art von Gemeinderedht, die Formen oder den Schein 
ftatt des Weſens. Es glaubte nicht die bureaufratiihe Allgewalt abſchwächen zu follen, worin 
auch diefes Frankreich vie Stüge feiner Macht ſah, während ſich damit nur aud) feine Schwäche 
offenbarte: der Mangel nämlich an allen andern Wurzeln der Dauer einer Regierung in dem 
Volksrecht und in ver Volksgeſinnung. Der Sturz diefer Negierung bewährte die alte Erfah— 
rung, daß nur, was widerftehen kann, auch zu ftügen vermag. 

So ift e8 gefommen, daf in Frankreich, obgleidy e8 der Staat ift, in welchem die Staats— 
gewalt am meiften centralifirt ift, und Selbftregierung des Volks im geringften Umfange be: 
fteht, doc) die bureaufratifche Verwaltungdform in einem Grade überwiegend blieb, daß der Or: 
ganismus für freie Grörterung der VBerwaltungsmafregeln vielfach vermißt wird. Zwar liegt 
natürlih auch in Frankreich die Gentralvermwaltung in den Händen collegialifh organijirter 
Behörden: der Minifterconfeild und des Staatsraths: für alle vom Minifterium nad unten 
abhängige Verwaltung aber in den Departements, denen ein Präfeet vorfteht, ftellt der fran— 
zöſiſche Code administratif feit dem Napoleoniihen Confulate das Brincip auf: „Administrer 
doit &tre le fait d'un seul; juger le fait de plusieurs; le prefet sera seul charge de l’admi- 
nistration.“ 

Die rationelle Begründung des Vorderſatzes läßt jid durchaus vermifien ; er widerspricht 
den Erfahrungen und Einrichtungen anderer Länder. Wurum, fo würde man fragen müflen, 
wenn das Adminiftriren dad Werk eines einzigen fein foll, warum gilt denn das nicht auch von 
ver höchſten Staatsbehörde? Warum werden denn die allgemeinen Verwaltungszwecke, ehe ſie 
zu Geſetzen werden und in das Bollziehungsftadium übergeben, in Minifterconfeild und Staats— 
räthen, in legislativen Verfammlungen und deren Ausihüllen, von einer Mehrheit von Män— 
nern collegialiich berathben? Warum hat jede auf Actien oder gemeinſames Kapital gegründete 
induftrielle Gejellfhaft, deren Zwedf und Aufgabe nur Verwaltung fein kann, ihren Verwal: 
tungsrarh ? Es ſcheint ald ob obiger Vorderfaß: „Auministrer doit etre le fait d'un seul ete.“ 
— von einem Handeln ſprechen wolle, dem die Berathung, wie gehandelt werden joll, bereits 
vorauögegangen ift; daß er („administrer“) Verwalten für Vollzieben nimmt; daß er aber den 
für die Machtfülle der franzöſiſchen Präfecren zu engen Begriff des Vollziehens in der Admini- 
ftration abjidhtlich vermieden habe. 

Wie dem aber auch fein möge: foll der Prärfect allein adminiftriren, fo fragt ed jih, ob 
neben ver Präfectur oder über ihr Organismen befteben, welche das möglich machen, obne daß 
der Präfeet eine Gewalt übe und Amtshandlungen vornehme, die in einem nad) der rechtlichen 
Natur der Staatögewalten geordneten und aud nur an das geringfte Maß von Freiheit Anz 
ſpruch machenden Staate, einer Staatöverwaltungsbehörve überhaupt nicht, am mwenigften 
einem Ginzelbeamten, auf deflen perſönliches Gurfinden hin, zuiteben jollte? Mit diefer Frage 
greifen wir aber der Erörterung „über Gentralijation der Staatsgewalt“ vor, weldyer wir eis 
nen bejondern Artikel widmen wollen. | 

Zu 3) Die Natur des Dienftzweiges. Es gibt Dienftzweige in der Staatsver— 
waltung, deren Beftinnmung fie in mehr unmittelbare Beziehung zu dem Geſammtleben der 
Bevölkerung im Staate bringt, die gleihfam aus dieſem Geſammtleben ihre Geſchäftsnahrung 
ziehen; andere, bei denen dad weniger der Fall ift, die ihrer Natur nad) als centrale Dienft= 
zweige ſich darftellen. 

Dienſtzweige der letztern Art, die weſentlich in den Berührungen mit andern Staaten den 
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Grund ihres Dafeind haben, und aus den Beziehungen zu denjelben den Grund ihres Orga: 
niömus ſchöpfen, find die auswärtigen Angelegenheiten und alles was auf das Kriegawejen 
Bezug hat. So ſchwer gewichtig die Thätigkeiten diefer Dienftzweige für die Wohlfahrt des 
Staats, und aljo auch der Unterthanen find, ſodaß bei der oberften Leitung die größte Umſicht 
erfordert wird und eine collegialiiche Beratbung der wichtigften einichlagenden Fragen gewiß 
wünihenswerth ericheint, jo wird do in der mweitern Verzweigung ihres Organismus die 
reine Grecutive weſentlich, und daher für die Korm des Organismus maßgebend fein. 

Daffelbe gilt von der Finanzverwaltung in Staaten von folder Beihaffenheit, daß die 
Staatsbedürfniſſe nach gleichen Normen umgelegt und aufgebradt werden fünnen. Die Erwä: 
gung, was die verjchiedenen Zweige der VBoltöwirtbfchaft produciren, und aljo ald Befteuerung 
ertragen fönnen ? wie die Staatsbedürfniſſe auf diefe verfchievenen Zweige verhältnigmäßig 
umzulegen ſeien? ift unter jener Borausjegung nothwendig eine centrale Aufgabe, und fordert 
für die weitern nöthigen Dienjte nur einen Organismus der reinen Grecutive, einen bureau: 
fratiihen. 

Gin Anderes ift es dagegen mit der Juftiz und mit der Givilverwaltung im engern Sinne. 
Beide ziehen aus dem Geſammtleben der Bevölferung wefentlich ihre Nahrung. 

Die Forderungen an die Organijation der Gerichte; die Fragen, wo die Grenze für 
die Gompetenz des Ginzelrichters ift, von wo an Gollegialität der Gerichte ein berechtigter Anz 
ſpruch an eine gute Juftizorganifation wird, dieſe jind bier nicht zu befprechen. Die Rückſich— 
ten, wonach die collegialifcdhe vder bureaufratiihe Organifation der untergeordneten Behörden 
für die Givilverwaltung beftimmt werben dürfte, jind unter 1 und 2 erörtert. 

In unjern deutfhen Staatdzuftänden ift, wie gejagt, dafür maßgebend dad Maß ber 
Eelbitverwaltung des Volks in den Beziehungen feines Geſammtlebens. 

I. „Bureaufratie' — ald Verrufswort für die Gebrechen des Geiſtes 
oder der Geſchäftsformen des Staatddienftes, inäbejondere der Staats— 
verwaltung. Dem deutſchen Volksgeiſte, jo wurde oben gejagt, fei es vielleicht entſprechend, 
daß die deutſche Sprache für politifche Übel, die erft mit dem der Nation in ihren zeitweiligen 
Verfalle abhanden gekommenen Bewußtfein ihrer Ginheit und frübern Größe und ihrer 
Naturanlagen zur Selbtregierung ſich entwidelt haben, die Bezeihnungen gern fremden 
Sprachen entnehme, um, wenn die Zeiten ſich beilern, dad Wort mit der Sache, die ed bezeichnen 
und verrufen fol, wieder ausmerzen zu können. Das Fremdwort wird in diefer Abſicht dann 
um fo paffender gebraucht, wenn damit zugleich auf die Quelle, aus der wir die Sache über: 
fommen und mit Übertreibung nachgeahmt haben, hingewieſen wird. Es gehört aber in die 
Kategorie der Lächerlichen Beftrebungen für nationale Selbftverherrlihung, wenn bebauptet *) 
worden ift, Bureaufratie jei eines von jenen Verrufswörtern, die, ihrer allzu abftoßenden 
Bedeutung wegen, in unferer Sprache gar nicht wiedergegeben werden könnten. Wir fennen 
leider jegt aus eigener Erfahrung, fo gut ald irgendeine andere Nation, die Sache, das Ber: 
haͤltniß, Die Gebrechen, weldye durch jenes Fremdwort bezeichnet werden follen; wir haben das 
Übermaß nicht abgewehrt, und es ift bereit eine ganze Reihe von entfprechenden deutfchen Be: 
ihnungen im Gebrauche, die — wie „Kanzleiherrſchaft“, „Schreibjtubenherrihaft”, „Schrei: 
berregiment”” — in fo aufiteigend immer verächtlicherer Betonung, dad Bremdiwort „Bureau: 
kratie” in diefem verrufenen Sinne überfegen und vollfonmen erjegen. 

Dasjenige aber, was durd das in ſolchem Sinne gebrauchte Verrufswort verrufen werden 
oll, it in jo mannichfaltiger, häufig ſich widerfprechender Art bezeichnet worden, daß ed ſchwer 
füllt das wirkliche Gebrechen der Bureaufratie erſchöpfend zu definiren. 

Eine wiflenjhaftlihe Abhandlung „über Bureaufratie” bejigen wir von Robert von 
Nehl?), welcher, nad Aufzählung und Analyje der von jo verfhiedenen Standpunften und 
Intereffen aus gegen „Bureaufratie” gerichteten Klagen, darin den Ausdruck eines „Mis- 
behagend über eine dreifahe, wefentlih zufammenhängende Thatſache“ findet, nämlich: 
) daß der Staat der Jeptzeit dad geſammte, gemeinſchaftliche Leben ald fein ausſchließendes 
Gigentyum, und deſſen Ordnung ald feine Aufgabe betrachtet; 2) daß er die Leitung dieſer 
überihwenglichen Maſſe von Leben ausfchlieglih in die Hände von Beamten zu legen beftrebt 





1) Die preußifche Bureaufratie, von Karl Heinzen (Darmſtadt 1845), ein Pamphlet, in welchem 
alle wirklichen oder von dem Verfaſſer als folche dargeftellten preußischen Staats: und Negierungsges 
drehen der preußifchen Bureaufratie zur Laft gelegt werden. 

2) Tübinger Zeitfchrift für die gefammte Staatswiflenfchaft, Bd. 3, Jahrg. 1846, S. 330 fg. 
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ift, welche aus dem Regieren ihr Lebensgefhäft machen, nur dazu herangebildet werden, und in 
einem ftarfgegliederten, abgefchloffenen Organismus gegenfeitig Unterftügung und einen Ka- 
ftengeift erhalten; 3) endlich, daß dieſes gewerbsmäßige Negieren der Natur dev Sache nad 
nicht 6108 an Männer von großem Talente, von freiem Wiſſen und von hohem Streben über: 
tragen werden fann, fondern aud an gemeindenfende Tagelöhner und mittelmäßige Köpfe 
. fommt, welche fich lediglich an die Korm halten, theils weil fie ven Geift nicht fallen, theils meil 
diefes ihrer Geiftesträgheit umd fittlihen Gleichgültigkeit am meiften entfpricht und fie dabei 
ihre Berantwortlichfeit hinreichend gefichert wiffen; und melde überdies einen im Verhältniß 
ihrer perſönlichen Nichtigkeit fteigenden Hochmuth auf pen ihmen übertragenen Gewaltantheil 
fühlbar machen. Mit andern Worten: „Die Bureaufratie ift nichts Andered ald Die Liber: 
treibung der Staatöidee, vollzogen durch einen zahlreichen und zum Theil aus fehr mittelmäßi— 
gen Gliedern beitehenden Organismus von gewerbämäßigen Beamten.‘ 

So viel Zutreffendes ohne Zweifel in der vorftehenden Aufzählung von Thatſachen liest, 
worüber das Misbehagen in ver oft ebenjo wol begründeten Klage, als in den oft ebenſo 
widerſinnigen Derclamationen gegen Bureaufratie ſich Luft macht, jo ift doh dabei, wie uns 
ſcheinen will, eine ver Hauptquellen jenes Misbehagens unberührt geblieben: die Mannichfal— 
tigkeit nämlich der pofitiven und negativen Anſprüche an den Staat, welche aus der Mannichfal-⸗ 
tigkeit ver Begriffe darüber, was „die Staatsidee“ fei und fördere, unvermeidlich ſich entwidelt. 
Bei fo vielfeitigen Anſprüchen an den Staat wird das Misbehagen, welches in den Klagen wegen 
Bureaufratie fih Fund gibt, nah den individuellen Anihauungen des Klagenden ebenfo oft 
darin feinen Grund haben, daß die Staatsidee durch die Verwaltungsthätigkeit übertreiben 
werbe, als daß diefe Thätigkeit und dieſes Gebaren der Verwaltung binter den Anforderungen, 
welche die Zeit an die Staatsivee ftellt, zurückgeblieben jet, und gleich einem verfunfenen Schiffe 
im- Strom das Fahrwaſſer ſperre. 

Wohl ift die Beſchwerde gegen Bureaufratie häufig nur ein Euphemismus; man fhlägt 
auf die Formen und meint die Materie; man flagt gegen Bureanfratie und meint damit die 
ganze Verwaltung; oder gegen die Verwaltung und meint die Negierung; oder gegen die 
Regierung und meint den Staat felbft. 

Um daher die Urſachen des Misbehagens zu würdigen, aus welchen die Klagen gegen 
Bureaufratie hervorgehen, den Grund oder Ungrund verjelben, das Zufällige oder Invermeid- 
liche in den Urſachen darlegen zu können, ift es nöthig zu erforfchen, ob der legte Grund der 
Klage: 1) in dem Staat felbft und feiner unabänderlichen Configuration; 2) oder in der ver: 
änderlihen Verfaffung und Geſetzgebung deſſelben; 3) oder in der Tradition der Berwaltung 
liege; 4) ob die Klagen ald Symptom einer Entwidelungsphafe in der Volksbildung fih kund 
geben; 5) over endlih nur in der zufälligen Individualität von Beamten beruhen ? 

Zu 1) Es bedarf kaum der nähern Begründung. wie die, entweder auf den natürlichen 
Elementen der Größe und Macht, oder auf fonft günftigen Umftänden beruhende Anlage eined 
Staats zur Berwirflihung jeder fortgefhrittenen Staatsidee, wie, mit andern Morten, feine 
natürliche Staatsfähigkeit, oder die durch energifchen, nachhaltigen und glücklichen Aufſchwung 
ſich bekundende Bildſamkeit dazu, bei der Entwickelung der Staaten notwendig einen großen 
Einfluß äußern müffe auf den Charakter der Verwaltung, auf die Erfolge derfelben, und auf 
die Stellung der verfihiedenen Bevölkerungselemente zu derfelben. 

Die Staatenformation hat nicht gleihen Schritt gehalten mit jenen wandelbaren Begriffen 
von der Staatdidee, und mit den gefteigerten Anſprüchen an die Leiftungen des Staats. Ein 
gegebener Staat mochte zu feiner Zeit für feine Angebörigen ein ſchätzbarer Organismus zum 
Schug der Verſonen, des Eigenthums, und für die Geftaltung des jorialen Lebens geworden 
fein; er fann aufhören dies zu fein; er fann unfähig werden die fortgeichrittene Staatäidee in 
Regierung und Verwaltung zu verwirfliben. Dieſe Unfähigkeit mag beruhen in feiner Ver: 
faffung, die veränderlich ift, und dann hat ver Staat das Correctiv in der eigenen Hand. Doch 
das hat und hier vorerft nicht zu beſchäftigen; es ift die Aufgabe eines folgenden Paragraphen. 
Oder aber jene Unfähigkeit liegt in der Formation des Staats, und in diefer Hinficht unter: 
ſcheiden wir zwei Kategorien von Staaten, denen die Verwirklichung der Staatsidee erſchwert 
oder unmöglich gemacht wird. Die Unfähigkeit hat ibren Grund in der Unzulänglichkeit aud) 
noch fo hochgeſpannter Kräfte eine: Staats für die ibm mit der Zeit gewordene Aufgabe, 
Selbftändigfeit over freie Selbſtbeſtimmung ift die unerlaßlichfte Anforderung an ven Staat, 
damit unter feinen Angehörigen ein Staatsbewußtſein beftehe. Geht mit dem zunehmenden 
Zweifel an der Staarsfäbigkeit dieſes Staatsbewußtſein verloren; oder war es bei dem unzu— 
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länglichen Staate nie voryanden, und hat diefer auch verfäumt, Das etwaige Surrogat für nicht 
sorhandene Selbftändigfeit, welches in einer ftarken Föderation gleichartiger Staaten gefunden 
werden mag, mit Hingebung und Unterordnung unter den fürerativen Geſammtwillen, auszu— 
bilden — dann kann ein Staat feine Griftenz nicht mehr rechtfertigen. Die auf Gegenfeitig- 
feit berubende Lebensverfiherung folder Staaten genügt wenigjtens nicht mehr, um fo künſt— 
lie Staatögebäude in der Öffentlichen Achtung zu erhalten; alle Ihätigfeiten des Staatd wer: 
den zu Zieliheiben dev Misachtung und ihres Ausdrucks. Dver die auf ver Formation des 
Staats berubende Unfähigkeit geht aus feiner hererogenen Zufammenfegung hervor, welche das 
Gejammtleben ausichließt; namentlich das nationale, in feinen widhtigften Beziehungen zu ven 
gemeinfamen gefchichtlihen Erinnerungen, und des daraus, wenn möglid, hervorgehenden 
Nationalitolzes ; zu dem Bewußtſein der welthiftoriichen, nationalen Beftimmung; zur nationa= 
{en Literatur und Kunft. Erſt diefes nationale Gefammtleben erzeugt den Gemeingeift und das 
freie Zufammenwirfen der Kräfte. Das Mittelalter kannte nicht in dem Map wie die Neuzeit 
die Iharfausgeprägte nationale Individualität der Staaten, deren Anſprüche im Steigen find. 
Die beterogenften Staatenagglomerationen wurden obne Bedenken erftrebt und durdgeführt, 
und werden ohne Widerjtreben ertragen, fo lange das Präftigium des Sieges, des Ruhmes, der 
Gröge und der unerfihütterten Macht bejtebt. Die Unverträglichfeiten werden erft durch ſpätere 
Freigniffe oder geiftige Agitationen fühlbarer hervortreten, nachdem nationales und ftaatlicyes 
Zufammenwachien im Verlauf ver Jahre nicht hat erzielt werben können. 

Bis ftantSunfähige Staaten der einen oder der andern Art duch neugeftaltende Völker— 
conflicte ihren natürlichen Umbau finden, und damit vielleicht die Bevölferungen verfelben ihrer 
Auferftehung entgegengeben, muß unvermeidlich in diefen Bevölferungen, oder doch in den in 
volitiihem Bewußtſein fortgefchrittenen Klaſſen derjelben, das Misbehagen wachen. 
feigert ſich da felbe zu oft hoffnungs- wie ziellofen revolutionären Unternehmungen; oder es 
errengt daffelbe, wie gewöhnlich unter vem Siege der Reaction nach abgeichlagenen revolutio- 
nären Sturme, jene Apathie, die von der Gegenwart abgewendet, mit träumerifchen oder ſehn— 
übtigen Blicken am politiiben Himmel die zufunftihwangern Wolfen verfolgt, als ob fie 
einen belfendert Deus ex machina plötzlich enthüllen müßten ; oder aber ed macht ſich ſolches 
Nisbehagen in jenen Klagen gegen einzelne Erſcheinungen, Thätigfeiten oder Unthätigfeiten 
in Staatsleben Luft, wobei in der Negel, wie namentlid bei den Klagen gegen Bureaukratie, 
das Somptom des Übels für das Übel felbſt genommen wird. 

Der Ausprud ſolchen Misbehagens hat einen ſehr verſchiedenen Eharafter bei ven beiden, 
dezüglich des Mangels an Staatsfähigfeit, unterfchiedenen Kategorien von Staaten. 

Vei Staaten von heterogener Zufammenfegung wird eine Nationalität als die vorherr- 
dende ſich geltend machen; Diftriete, Provinzen, ganze Linder deffelben Staats, von andern 
Nationalitäten bewohnt, werben mit Recht oder Unrecht ala Gedrückte oder Unterdrückte ſich 
fühlen, Diefe oppofitionelle Stimmung bat natürlich ihre mannichfachen Grade ; die Regierung 
Tann vieles thun fie zu beihwichtigen ; bis vielleicht zur Verföhnung ; aber etwas davon — 
in Unbehagen, ein Mistrauen — ein patriotifher Seufzer oder Wunſch — bleibt immer zu= 
rüd. Hat dieſe oppofitionelle Stimmung in einen Tolden Landestheil einen hoben Grad er=. 
reihe, ſodaß die Nationalen aller Klaſſen fid) der Regierung verfagen, dieſe ſowol zur Befegung 
ver Ämter mittel8 Beamten von anderer Nationalität, ald zur Occupation mitteld Truppen von 
anderer Nationalität genötbigt it, dann wird natürlid der Druck um ſo empfindlicher. Es 
werden dann vorzugsweile die ‚fremden‘ Glemente die „fremden“ Beamten fein, welche zum 
Grgenjtand der Klage und ſelbſt der Verwünſchung werden. Sie kennen angeblich nicht des 
kandes Bedürfniß; fie verſtehen nicht Landesſitte und Art; haben fein Herz für des Volkes 
Reth und Druck; find ihrer Nationalität und Natur nach diefer Bevölferung antipatbifh — fo 
werden die Klagen, begründer oder nicht, lauten. Und wie wäre es anders möglich, ald daß nicht 
bei ſolchem Bedürfniß Misgriffe, auch der wohlmeinendften Regierung, in der Auswahl ihrer 
Verkzeuge ftattfänden? Während die Bevölkerung der Provinzen befonderer Nationalität ſich 
auf ich felbft zurüdzieht, gegen „die Fremden“ ſich abichließt, werden ſolche Beamte unvermeid- 
ih mistrauifcher und ſchroffer in ihrem Betragen gegen das Volf; und was ihnen von diefem, 
wenn auch nicht ausdrüdlich, zum Hauptverbrechen angerechnet wird — daß fie feine Sym— 
datbie mit der allgemeinen Stimmung haben — gerade das, und vielleicht die Denunciation 
dieſer Stimmung, wird für fie zur Pflicht. 

In folden Staatöverhältniffen gibt ed gewiß Gebrechen der Verwaltung — welde den 
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Berruf der Bureaufratie mit einem Anfchein von Necht begründen; aber das Hauptgebrechen, 
ein durch ihn unverbeſſerliches, ift ver Staat jelbit in feiner Zufammenjegung. 

Bon ganz anderer Natur if der Ausdruck des Misbehagens in unzulängliden Staaten. 
Wenn es möglich wäre, daß allein durch väterlich = wohlmollende (patriarhaliihe) und jelbft ein— 
fichtsvolle Berückſichtigung von jeiten der Negierung und Verwaltung der Bevürfniffe und 
Intereifen des zahlreichſten Theil der Bevölkerung jedes Misbehagen in den ftaatlihen Ber: 
hältniſſen entfernt gehalten werde — gewiß, in fehr vielen deutſchen Kleinftaaten wäre dazu 
fein Anlaß; und doch jind ed gerade dieſe Staaten, in weldyen im allgemeinen das Misbehagen, 
der Unmutb, der Ekel ander Beamtenwirthichaft, in den an Bildung böber ſtehenden Kreifen 
jowol als bis tief in die unterften Schidten hinab, am meiften verbreitet ift, in Klagen gegen 
Burenufratie laut wird, und zu Zeiten den herbſten Ausprud gefunden hat. Will man auf di— 
Fragen: wie dad gefommen, da doch font die Negierungen und Verwaltungen vieler Kleine 
ftaaten alle Anerkennung gefunden hätten? vb ſolches Misbehagen nicht die Folge augenblid= 
licher, noch nadyzitternder Aufregung und Misleitung ſei? eine erichöpfende Antwort finden, jo 
muß man fich die Entjtehung und innere Entwidelung diefer Kleinftaaten überhaupt, und ins— 
befondere mit Nüdjicht auf den heutigen Verwaltungszuftand vergegenwärtigen, und ed fei 
geitattet, darauf einen Blick zu werfen. 

Es ift unvermeidlich, daß die Schickſale ver Staaten inibrer fpätern Entiwidelung, von ihrem 
. Urfprunge, und von der Narur der Mittel, mit welchen jie auferbauit wurden, beeinflußt werden. 
„Nicht vie Begebenheiten, fondern die Dieinungen über die Begebenheiten erregen die Gemütber 
der Menſchen.“ Durd zunehmende Verbreitung der Kenntnif der Nationalgeſchichte und durch 
unfere täglichen politifchen Grlebniffe prägt es ji immer mehr ein, daß die heutige Vielbeit der 
deutſchen Staaten, die erfte Begründung der jegt fouveränen Ginzelftaaten, feine That bewuß— 
ten, nationalen Schaffungstriebes, jondern eine ſolche des allmäblichen, bewußtlofen Geſchehen— 
lafjens im Zuflande ver Unmündigkeit ded Nationalgeifted, der freilich unter jo vielen Vor: 
mündern zu lange gedauert bat, war; daß feine rühmliche Gelammtanftrengung der Nation 
fie erichuf; fein ftolzes Bewußtjein nationaler Schaffungsfraft jih an ihr Dafein fnüpft. Wie 
tapfere Thaten auch, und wie weile Staatöflugheit immer, der ſpätern Gntwidelung und dem 
Wachsthum einzelner diefer Staaten Glanz oder Firnig verleihen mögen, in dem Gedächtniß 
der Nation wird per Ruhm des einen Staatd immer ungertrennlih fein von der nationalen 
Trauer über die dadurch erzielte Demüthigung ded andern, und über die Einbuße ded Ganzen, 
auf deſſen Koſten ver erfte gewachſen ift. Es jind nicht dies die Thaten der Vorfahren, welche die 
Nachkommen begeiftern fönnen, zum Nacheifer ſpornen und die Yiebe zum Vaterlande Eräftigen. 

Faſſen wir näher ind Auge, wie in deutihen Landen das, was wir heute Verwaltung 
nennen, ſich allmählich entwickelt hat, jo müſſen wir natürlid von dem Reich, dem einbeit- 
lihen Reich veutjicher Nation, ausgeben, und wir werden am beften zwei Perioden unterfchei: 
den: Die erite bis zum Durchbruch der den Lehnsſtaat umftopenden Stantsidee; und die weis 
tere von da ab bis zu unjern Tagen, Die erftere wird und nur furz in Anſpruch nehmen. 

Das was unter Karl dem Großen ald einheitliher Negierungs- und Verwaltungsorganis— 
mus für das Reich beftanden hatte, war Burd) die ſpätere Entwidelung des Lehnsſtaats abge: 
ſchwächt worden. Es bildete den Charakter des Lehnsſtaats, daß jede Gewalt lehnsweiſe von 
einem ſolchen bejeilen werden Fonnte, der jie dann Eraft eigenen Rechtes grgen Vaſallen und 
Hinterfajfen ald ein Höherer übte, während jeine eigene Vaſallenſchaft oder Unterwürfigfeit 
unter den, von weldhem er ſolche Gewalt zu Lehn hatte, durch das ausprüdliche Gelöbniß be- 
fonderer Treue und Wehrbereitichaft nach erfolgtem Aufgebot zum Zuzuge audgeiproden war. 

Durch ſolche Vertheilung der Sewalt in Kirche und Staat entjtand ein Subordinationd: 
foltem von Herrſchenden, bei weldhem die Gewalt der ſtufenweiſe übereinander ftehenten Obern 
gegen die Untern bei jegliher Abftufung nidt mehr die eines Öffentlihen Beamten, föndern 
Eigenthum des Obern geworden war, über das er, wie über andered Gigenthum, disponirte; 
daher er auch, jolange er feine Belonie beging, bei Ausübung der ihm verliehenen Gewalt Feine 
Einſprache oder Leitung von jeiten eines Obern zu befahren hatte. Das was im Reich einem 
Staate gli, ging allmählih in das Privateigenthbum über, und das Reich beitand dan aus 
einer Anzahl weltlicher und geiftliher Vaſallen, die zulegt allein noch im Unterwürfigfeitänerus 
zur Krone jtanden, nachdem fie die Freiheit aller, die nicht von der Unterordnung unter dieſe 
Bafallen erimirt waren, confiscirt, und ſich zu Vertretern derfelben, der Krone gegenüber, auf: 
geworfen hatten. 

Solange bei folder Einrichtung des Reichsregiments des Kaijerd Beruf im Innern haupt: 
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ſächlich darin beftand, Recht und Frieden zu handhaben und „einen jeden bei feinem Stand und 
Weſen zu erhalten‘, infolange fannte man in Deutſchland, und auch in den andern europäifchen 
Lehnsſtaaten des Mittelalters dasjenige überhauptnicht, was in unfern Tagen bei der Regierung 
eined Landes unter Verwaltung verftanden wird, und die Berwaltungsmafcinerie mittels 
Beamter mit beftimmten Wirfungskreis war dem frühern Lehnsſtaat fremd, Der Kaifer 
führte im 12. bis 14. Jahrhundert die Negierung des Reiche in hergebrachter Weiſe, nach Rath 
der Reichsſtände. Auf Reichstagen wurden Geſetze aufgerichtet und Befchlüffe über allgemeine 
Reihsangelegenheiten gefaßt, worunter die über Krieg und Frieden und über die Bedürfniſſe 
der Kriegführung natürlich die dringenpften und häufigiten waren. Das Recht Privilegien zu 
ertbeilen und Neichslehne zu vergeben, übte ver Kaifer ohne alle Einfhränfung ; im übrigen 
war ausgemacht, dan fein Gefeg ohne Rath und Einwilligung der Neihöftände aufgerichtet 
werben möge. Zur Vorbereitung und Führung ver das Reich betreffenden Angelegenheiten 
batte der Kaifer feinen ordentlihen Staatsrath, in welchem, jolange er aus vornehmften durch 
Lehnsbeſitz und Reichsſtandſchaft dazu bezeichneten Räthen beftand, der Erzkanzler (Erzbiſchof 
und fpäter Kurfürjt von Mainz) ald erfter Minifter in geiftlihen und weltlihen Ungelegen- 
beiten den Borfig führte. Später, nachdem dieje höchſten Staatsänter bloße Titel und Meichs— 
wirrde geworden waren, beftand der Staatsrath aus Näthen, die der Kaiſer nah Gutfinden er— 
wählte. Außer diefem Staatsratb waren Faiferliche Reichsbeamte die Pralzgrafen ; und wenn 
auch Miſſi in der Bedeutung nicht mehr vorfommen, wie unter Karl dem Großen, der durch fie 
eine wirkliche Verwaltung und VBerwaltungscontrole über die Grafſchaften führen ließ, fo liegt 
ed doch in der Natur der Sache, daß viele öffentliche Angelegenheiten, und namentlih Rück— 
ſprachen und Unterhanblungen mit einzelnen Reihäftänden, dur befonderd ernannte Com— 
miflarien aus der Zahl ver Hof: und Staatäbeamten bejorgt wurden. Was aber die Aus- 
führung der Gefege und kaiſerlichen Befehle innerhalb der Territorien betrifft, jo war diefe den 
Landesherren und Reichsvögten überlaffen, woraus folgte, daß die Yeitung der Geſchäfte nicht 
mehr in den Händen des Kaiſers zufammenlief, fondern ihre Einheit verlor. 

Das Wenige, was von innerer Verwaltung, fuccefjiv der Gane, Grafihaften, Herzog— 
thũmer, welche legten dann allmählich wieder zu Grafſchaften und endlich zu Reichöterritorien 
werden, vorkam, fällt unter den vormals jehr umfaflenden Begriff von Jurisdiction, welcher 
auch eine gejeggebende Gewalt (Botmäßigkeit) in ich begriff. Nachdem die allgemeinen Volks— 
verbindungen in der Landeägemeinde, in denen in der erften Zeit die Öffentlichen Angelegen— 
beiten und Privatrechtöftreitigkeiten verhandelt und gefchlichtet worden waren, im Lehnsſtaat 
immermebr gelöjt, und der Organijation der verfchievenen voneinander getrennten, oder 
wenigſtens durch feinen Organismus miteinander verbundenen Stände gemichen waren, wur— 
den, wie wol im allgemeinen angenommen werben fann , die Reichsterritorien, die jich nur all= 
mählich bildeten, die aber noch lange durch Verleihungen, Theilungen, VBererbungen binjichtlich 
ihrer Beſtandtheile flüffig bleiben, und erft viel ſpäter zu fefter Geftaltung gelangen, in Gerichts— 
bezirke eingetheilt, welche natürlich auch VBerwaltungsbezirke waren. Dielen Gerichtöbezirfen 
unterftanden die Genten oder Gaue, während eine Gent over ein Gau durch mehrere Dörfer ges 
bildet wurde. Die untern Verwaltungseinrihtungen find in den NReichäterritorien bis fpär 
nah Ausbildung der vollftändigen Landeshoheit im weſentlichen diejelben geblieben: Ein 
Dorf hatte feinen gewählten Gemeindevorfteher (Schultheiß, Vogt), welcher, unter Zuziehung 
von Schöffen, Nichter in geringfügigen Frevel- oder Schuldſachen war und die Gemeindes 
angelegenheiten zu beforgen hatte. Wichtige Fragen und Streitigfeiten Famen vor die Gent, 
worin ein höherer landesherrlicher Beamter die Gentgerichtöbarkeit, gleichfalld unter Zuziehung 
son befonders gewählten Schöffen, verwaltete, Bon diefer Dorf- und Centgerichtsbarkeit, und 
längere Zeit au von der Gerichtöbarkeit der obern Landesgerichte, waren aber erimirt und 
bildeten mit ihren Obrigfeiren gleihfam status in statu: 1) die Hinterfalfen und eigenen 
Leute der Stifter und Klöfter, welche legtern die ihnen kraft Privilegien oder Belehnung zu: 
Rebende Gerichtsbarkeit durch ihre Vögte ausüben ließen; 2) die Hinterjaifen und eigenen 
2ente der Nitterfchaft, foweit der legtern Eremtion ging ; 3) die ſtädtiſchen Bürger und Schug= 
verwandte, über welche die obere und niedere Gerichtsbarkeit in den früheften Zeiten durch 
kaiſerliche Vögte oder Schultheißen ausgeübt wurde, bis fpäter die Räthe der bedeutendern 
Städte oder andere Perfonen durch Privilegium oder Belehnung fie zu eigen erwarben ; 4) Ver: 
ſenen, Sachen und Güter, fir welche, außer den vorftehenden, noch befondere Gerichte beftanden, 
wie 3.8. geiftliche Perſonen und Güter, Lehnsſachen u. ſ. w. Da die deutjhen Kaifer in Ver: 
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leihung folder Eremtionen von der orventlihen Territorialgewalt und Juriddiction der Graf: 
ſchaft au dann unbeihränft blieben, als die Landeshoheit in den Territorien ſchon bedeutend 
entwidelt war, fo wurden diefe Gremtionen im 13. bis 15. Jahrhundert immer zahlreicher; 
nahmen aber dann mit der Ausbildung der vollftändigern Landeshoheit ab, indem deren Be: 
ftreben darauf gerichtet war, fie verfhmwinden und die verfdiedenen Stände landſäſſig zu machen. 
In der Vollendung diefer Operation des Landſäſſigmachens ver höhern privilegirten Stände be: 
ftand wejentlic der Sieg der vollftändigen Randeöhoheit der Landesherren auflinfoften der Faifer: 
lichen Regierungsgewalt, der etwa gleichzeitig erfolgte mit der fetern Bildung der Reiche: 
territorien. 

Das wichtigſte Moment für die Bildung der jest jelbftändigen deutihen Staaten liegt in 
dem allmählich herwortretenden Misverhältniffe, daß das mittelbare Reichsgebiet die Regel und 
das Üiberwiegende, daß das unmittelbare Reichsgebiet die Ausnahme, und daß die Subjection des 
mittelbaren Territoriums unter Kaiſer und Reich immer loſer wurde. Wir haben den Folgen 
eine kurze Betrachtung zu widmen. Bei der vormals weltgebietend-chriſtlichen Bedeutung der 
deutſchen Kaiſerkrone, und der daraus hervorgegangenen allzu großen Zerſplitterung der 
kaiſerlichen Pflichten und Intereſſen, war es der unternehmendern deutſchen Kaiſer gerin— 
gere Sorge geweſen, das unmittelbare Reichsterritorium ungeſchmälert zu erhalten. Viel— 
mehr wurde es in der ruhmvollſten Blütezeit der kaiſerlichen Macht übel berechnete kaiſerliche 
Politif, durch freigebige Belehnungen jih mächtige und vermeintlich danfbare Vaſallen zu 
fhaffen, von denen jie zu ihren Kriegszügen erklecklichen Zuzug und Hülfe erwarten Fonnten. 
Einmal in Bejig jo großer Lehne, zogen es aber die dadurd mächtig gewordenen Vaſallen 
undihre Nahfommen der Mehrzahl noch dann vor, den Kaifer bei feinen friegerifchen Unter: 
nehmungen ſich ſelbſt und ver Hülfe feines treuern Anbangs zu überlaflen, oder ihren Zuzug 
auf ein geringftes Map zu befchränfen. Der angeblidie Staat der Treue, der Lehnsſtaat iſt 
thatſächlich der Staat der Untreue und des Verraths geworden. Nachdem die Päpſte, in Ver— 
bindung mit den Fürſten, Deutſchland zu einem Wahlreich gemacht hatten, benutzten und mis: 
brauchten die letztern theils das Wahlrecht bei erledigtem Thron, theild die häufigen Abweſen— 
heiten des Kaiſers außerhalb des Reichs oder fonftige VBerlegenheiten vejjelben, um ihre Terri— 
torialgewalt immermehr zu erweitern und immer unabhängiger von der faiferlihen Macht zu 
geftalten. Als aber die Kaiſer aus dem Habsburger und dem luremburger Haufe den Bebler 
der frühern Politif einfahen, war es beionders das Glüd der Habsburger, durch welches das 
Streben derjelben, eine Entſchädigung für die ihnen in den mittelbaren Reichsgebieten ent- 
ſchwundene Macht zu finden, zum tragifchen Verhängniß für Die ftaatlide Entwidelung Deutſch— 
lands wurde. Bei der immer larer verjtandenen Lehnsverpflidtung und Lehnstreue der Va— 
fallen, und bei vem Bedürfniß des Neihsoberhauptes, eine jiherere Unterlage für die Reichs— 
gewalt zu finden, ald fie der ausgeartete Lehnsnexus bot, Fonnte die Reichsgewalt nur noch 
in dem Maße, als die kaiſerliche Hausmacht überwiegend war, in Anſehen erhalten werden. 
Durch die Begründung einer folhen größern Hausmacht, mit dem Übergewichte, welches ſie 
verlieh , wurde die Kaiſerkrone bei ver Wahl weniger beftritten, und leichter thatjächlich erblich 
in den jo audgeftatteten Dynaftien. Den Habsburgern aber fiel das in feinen Folgen für 
Deutſchland verhängnißvolle Los zu, einen großen Theil ihrer Hausmacht allmählich außerhalb 
Deutjchlands zu erwerben. In diefem Umftande liegt ein weſentliches Scheidungsmoment für 
den Entwidelungsgang der deutſchen Staatenbildung von dem in den andern mittelalterlichen 
Lehnsſtaaten. 

In Frankreich, Spanien und England erſtarkte wiederum‘, bei dem Ausgang des Mittel- 
alters, die Macht ded Reichsoberhauptes, indem dieſes von den gewaltigen und gewaltigiten 
Bajallen die Macht zurüceroberte, welche die Gentralgewalt eines Reichs immer weniger ent= 
behven durfte; und der Ginigungstrieb der Nationen unterjtügte Fräftiger die auf Concen— 
tration der Macht gerichteten Anftrengungen jener Kronen. : Zuerft in Franfreih war ſchon 
unter Ludwig XI. die Bahn eröffnet worden, die dahin führte, daß die nationalen Kräfte unter 
der föniglihen Gewalt mehr zufammengezogen wurden. Aud in England war faum jpäter, 
nad) ven Bürgerkriegen der Nothen und Weißen Noje, dieſe Erftarfung der föniglichen Gewalt 
unter Heinrich VIII. entſchieden; obgleich hier die Territorialmadt der Vaſallen niemald die 
Ausdehnung gewonnen gehabt wie in den Feudalftaaten des Continents. Schon Wilhelm ver 
Eroberer hatte die Amtsbezirke und die Baronien fharf voneinander getrennt gehalten, wodurch 
die Grafſchaftsgerichte, d. h. die Gerichtöbarkeit des Königs, während der ganzen fpätern Ge— 
ſchichte Englands erhalten geblieben, niemald von einer Beudalgerichtäbarfeit der Barone ver= 
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pringt worden waren; jodaß aud) in dieſem wichtigen Punkte das, was dem nationalen 
Antereffe entſprach, dort glücklicherweiſe jhon in die Wiege des Staats gelegt war. In Spanien 
endlich hatten ſich um diefelbe Zeit Kronen und Macht auf den Häuptern von Ferdinand und 
Yabella gleihfam gehäuft. 

Der Proceß der Goncentration, aus welchem dieſe nationalen Einheitäftaaten mächtig her: 
gorgegangen waren, ging weſentlich jo vor fih, daß Reichsgebiete, Die mit den deutſchen mittel— 
baren verglichen werden fonnten, nad) Unterwerfung oder ſonſt Befeitigung der vermittelnvden 
Feubalberren, der Sache nach unmittelbared Reichögebiet oder eigentliched Kronland wurden. 

Anders in Deutſchland. Mit den großen außerordentlichen Groberungen des Haufes Habs— 
fung verminderte ſich für die Kaifer aus diefem Haufe das Bedürfniß, durch Einigung und 
Zuſammenziehung ver nationalen Kräfte im Innern, mitteld Beſchränkung der zu mächtigen 
Vaſallen, zu erftarfen. Auch mochte das nicht anerfannte Erbrecht auf ven Kaijerthron und der 
Fortbeitand, wenigftens dem Princip nach, ver Wahlmonardie ven Neiz zu jolher Anftrengung 
und den nahhaltigen Antrieb abſchwächen, die damit verbundene Gefahr zu laufen, Karl V. 
war der legte Kaifer, der, bei feiner großen Macht, Beruf gehabt hätte, die einigende und 
zuſammenhaltende Reichsgewalt in den mittelbaren Neichsterritorien zu Eräftigen und das 
Subjectionsverhältnig der legtern twiederherzuftellen. Aber feine Macht war zu groß, um nicht 
zur Abwehr die äußerften Anftrengungen nicht blos der Reichsſtände, jondern der europäifchen 
Staaten hervorzurufen, deren größere Unabhängigkeit dadurd bedroht war; auch wiegte er 
ich zu ſehr ſel bſt in ſeinem Machtbewußtſein, um das Bedürfniß zu fühlen, die bereits befeftigte 
Landeshoheit feiner deutſchen Vaſallen planmäßig zu erjhüttern. Auch ohnedies Fonnte er 
die Erreihung feiner wejentlihen Zwede gelihert glauben. Seine Herrſchaft in Deutihland 
trug zu jehr ven Charakter einer Fremdherrſchaft an ih, um von der Nation, auch wenn er ſich 

ernſtlich in ſolch reſtaurirender Abjicht an jie gewendet Hätte, Unterftügung zu mäßiger Gen= 
tralifation der nationalen Kräfte erwarten zu können; und mehr nod zerjegend und feiner 
Herrſchaft widerſtrebend wirkten bereits die religiöfen Wirren. Endlich und hauptſächlich aber 
war ed ihm weniger um Stärkung der beutihen kaiſerlichen und Neihsgewalt ald im all 
gemeinen um das Übergewicht feiner Weltmonarchie zu thun, und die Angelegenheiten des 
Deutihen Reichs blieben ihm dabei Nebenſache. Für feine mindermächtigen Nahfolger im 
Reich war es bereits zu ſpät, auf eine planmäßige Beihränfung der Landeshoheit in den mittel: 
baren Reichsterritorien zurückzukommen. Durch die Unbeftändigfeit des Kriegsglücks, dur 
dad religiöfe Spaltungsmoment in der Natlon, und durd die ftantlihe und nationale Ver: 
idiedenheit des die kaiſerliche Hausmacht bildenden Länderbeſtandes wurde daher die Politik 
der Nachfolger Karl's V. auf dem deutſchen Kaijerthrone in Bahnen gelenkt, welche von denen 
ganz verihieden waren, die von den andern aus mittelalterlihen Lehnsſtaaten ſich empor: 
arbeitenden nationalen Kronen eingefhlagen worden find. Statt den rechtlichen Anfprudy 
auf die kaiſerliche Machtvollkommenheit über das gefammte Neichögebiet zu behaupten und von 
neuem zu beleben, ajjimilirten fie fid den andern Neihsfürften und Landesherren als erbliche 
Reihöfürften ; löſten Ofterreih und die übrigen in ihrem Beſitz befindlichen Reichslehne, mehr 
noch ald es ſchon durch die alten Privilegien der Oftmarf gejchehen war, vom Deutſchen Reiche 
ab; entzogen es, joweit ed noch weiter möglid war, der doch von ihnen repräjentirten und nad) 
dem neuen Geift des Zeitalters unfchwer erblidh zu machenden Reichshoheit, und zogen vor, die 
Reihölehne ftatt ald deutiche Kaifer vom Reiche lehnbar, lieber ald Landesherren von DOfterreich 
feuserän zu befigen. Indem fie bezüglich ihrer Reichslehne dieſelbe Politik befolgten wie die 
untergeorbneten Reichsſtände, nämlich fih vom Reihe jo unabhängig ald möglich zu machen, 
begaben fie jich des nur ruhenden Anſpruchs auf die Eaiferlihe Machtvollkommenheit über alles 
Reihöterritorium gleichſam förmlich; das Intereffe eines Herrfchers über Ofterreich wurde dem 
des berechtigten Herrſchers über Deutſchland vorgejegt; jo tief war die deutſche Kaiſerkrone im 
Anichen gefunfen! Die Verwandlung der vom Haufe Dfterreich bejejlenen Neichslehne in 
Kronland erfchien dieſem Haufe, bei der Zerrüttung der Reichsverfaſſung, deren Neform damit 
aufgegeben war, um jo gebotener, ald fie Die Borausfegung wurde zu einer mehr ftaatlichen 
Ginigung der deutſchen Befigungen mit den außerdeutfchen, von ihm bereits mit fouveränem 
Reht beſeſſenen, und der fo heterogenen Arten von Territorialbefig zu einem Ginheitäftaate. 
Mit diefer Politik trat der öfterreichiich = deutiche Kaiſer ald Reichsſtand ganz in daſſelbe Ber: 
balmig zum Reiche, wie darin die gefürfteten Bafallen über mittelbared Reichsterritorium ftan= 
den, und nur nod die über das Reich gejtreuten Reichsſtädte und die politifch wenig mehr bes 
13* 


196 Bureaufratie 


deutende, theilweije verarmte, und gleich dem landſäſſigen Adel zahlreich ven Reichsfürſten die— 
nende reichdunmittelbare Ritterſchaft, waren die legten Überbleibfel der Reichsunmittelbarkeit, 
und der Grinnerung an ein vormaliges ſtaatliches Deutiches Reich, welche bis zum fürmlichen 
Untergang veffelben ihre Griftenz frifteten. 

Unferm Gegenftande näher rüden wir durch die Beſprechung der Natur der von den Reichs⸗ 
fürften allmählich erworbenen Landeshoheit, deren Erwerbung den Übergang bildet zu der Selb: 
ftändigfeit der veutfchen Einzelftaaten ; und indem wir und weſentlich in unfern Aufftellungen 
auf Eichhorn's „Deutſche Staats- und Rechtsgeſchichte“ ftügen, können wir und um fo kürzer 
faffen, und kommt ed und nur darauf an, ven Faden feſtzuhalten. Der Ausdruck „Landeshoheit“ 
ift erſt ſeit dem Weftfälifchen Frieden gewöhnlich und bezeichnet einen Inbegriff von Rechten, 
die keineswegs als nothiwendig zufammengehörente betrachtet wurden, vielmehr unter ver: 
fhiedenem Titel erworben und erweitert morben find. Das Fortſchreiten in der Entwickelung 
der Landeshoheit wurde bedingt durch die Auflöfung der Gauverfaifung und die gleichzei: 
tige Veränderung des Reichsheerdienſtes, durch die entſchiedene Erblichkeit in den Graffchaften 
und Herzogthümern, und endlich durd die Auflöfung der legtern, mit denen am längften der 
Begriff, daß fie ein Reichsamt feien, verbunden geblieben war. 

Noch im 13. Jahrhundert hatten, wenn auch die meiſten, doch nicht alle vormaligen Grafen 
die vollftändige Landeshoheit mit Fürftenamt, d. h. mir den Rechten des Herzogthums bezüglich 
des Heerbanned ; zuweilen fteht die alte Grafjchaft unter größern Fahnlehnen, alſo ald Landſaſſe 
vom Herrenftand und mit unvollftindiger Landeshoheit. Hieraus ergibt ſich, daß die Stellung 
der verſchiedenen Klaſſen ver Landesinfaffen gegen den Territorialherrn mit Fürftenamt, ver 
bald Landesherr genannt wird, als eine ſehr ungleihartige hergebradjt war, und man kann 
von da an, und bis fait an das Grab der Reichsverfaſſung, folgende Stände in ven Territorien 
unterfheiden, deren damaliges Verhältniß heute noch in den Staatd= und gefellihaftlihen Ver: 
hältniſſen der Einzeljtaaten Folgen äußert: Landſaſſen find Prälaten, Herren, Ritter und Städte. 
Hinterſaſſen find die auf dem Gigenthum ded Landesherrn, der Prälaten, des Herren=, des Rit— 
terftandes und der Städte Sigende, 

Diefe Territorialftände waren lange ohne alle innere Berbindung nebeneinander geftanden, 
und ein Ganzes hatten fie nur dargeftellt, infofern fie, in verfchiedenem Grade ver Gewalt eines 
gemeinfamen Landesherrn unterworfen, das Bedürfniß fühlten, fid) einander durch Einigungen 
zu nähern. Diefe Cinigungen fpielen eine wichtige Rolle in der Entwidelung der Ginzel- 
ſtaaten; fie bahnten dem Ringang der Staatsidee in den Territorien die Wege. Mit foldyen 
Ginigungen verfolgten die Territorialftände den doppelten Zwed: theils ihre hergebrachten 
Rechte gegen Ufurpationen des Landesheren durch vereinte Kraft zu fihern, da Schug vom 
Reiche ſchwer zu erhalten war ; anderntheils aber auch, um durch engere Verbindung mit ihren 
Landesherren und ihren Landesgenoſſen, bei dem Aufbören aller unmittelbaren Verbindung 
zwifchen Reich und Territorialinfaflen, fih, gleihlam zum Griag, ein feſtes Zuſammen— 
gehörigfeitöverhältniß zu begründen, und den Landesherrn zum Schuß des Territoriums gegen 
äußern Andrang durch Zuſammenwirken bejfer in ven Stand zu jegen. Aus ſolchen Ber: 
anlaffungen fnüpfte ſich jeit dem 14. Jahrhundert in den meiften Territorien ein näheres Ver— 
hältniß unter den Territorialftänden, und gewöhnte fie, fich ald Genoffen einer Landesgenteinde 
(gemeine Landſchaft) zu betrachten. Als ſolche erwarben fie fpäterhin Nechte, die fie ge— 
meinfchaftlich auszuüben und zu vertheidigen hatten; dadurch bildete fih ein gemeinſchaftliches 
Intereſſe, für welches fie ald Corporation zu handeln fähig und berechtigt waren. Diejenigen 
Stände, welde in einer ſolchen Vereinigung felbftändig auftreten, bezeichnet der Ausdruck 
„Landſtände“. 

Rechtlos zwar, im Verhältniß zur landesherrlichen Gewalt, war auch zuvor ſchon der Zu— 
ftand von feiner diefer Klaſſen. Auch vorher war der Landesherr bei der Ausübung feiner 
Territorialgewalt mannihfah an die Mitwirkung des Herrenftandes und der Nitterichaft ge: 
bunden; denn wollte er auf ihre Mitwirkung rechnen, jo mußte er fie zuvor für feine Abſichten 
gewonnen haben. Die Hinterfallen des Landesherrn und der Landfaflen waren, ſowenig in 
ihren dinglihen Verbältniffen als Grundbeiiger, ald in Beziehung auf die Laſten, welde fie 
in ihrem öffentlichen Verhältniſſe zu tragen hatten, einer willfürliben Gewalt unterworfen. 
Die Städte beſaßen in ihren Stadtprivilegien, und die Nitterfchaft in ihrem Dienft= und Lehns— 
recht heftimmte Normen, wodurd ihre Stellung gegen den Landesherrn begründet war; ver 
Herrenftand Fannte, wie ev auch immer landfäjlig geworben fein modte, feine Verbindlich— 
feiten außer feiner Lehnspflicht, und außer der, die placita feines fürftlichen Lehnsherrn zu be= 
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ſuchen; der Prälatenftand kannte feine Verpflichtungen als ſolche, die aus der Bogtei entfprangen. 
Aber dad Necht wurde oft durch die Gewalt gebeugt ; und dem Rechtsſpruch, wenn er gegen die 
Intereffen des Landeöherrn ging, mochte leicht die Execution fehlen. Dieſem Zuftande machten 
die Ginigungen in größerm Maßſtab ein Ende, die namentlich durch den Hinzutritt der Städte 
einen ganz andern Charakter angenommen hatten. 

68 lag in der Natur der Landeshoheit, daß das Verhältniß der ſämmtlichen Landeseinfaflen 
nad und nad) in einem gewiſſen Umfange demjenigen näher gerüdt wurde, in welchem ji ur: 
iprünglich nur die befunden hatten, welche auf dem eigenthümlichen Grunde des Landesherrn ge: 
jeffen waren, weil ji die Landeshoheit ganz nach der Analogie der Grundherrſchaft ausbildet; 
der einmal landſäſſig gewordene Unterthan, we Standes auch, allmählich zum verevelten Hinter: 
jaffen herabgewürdigt wird. Die engere Verbindung der Territorialftände unter id) und mit dem 
Kandesherrn Fonnte nicht begründet werden, wenn Prälaten, Ritterund Städte dem Landesherrn 
nit mehr Gewalt zugeftehen, ald er vordem von Nechtö wegen gehabt hatte, und befonders menn 
fie nicht mehr an Xaften übernehmen wollten, als jie vordem getragen hatten. In den ſtürmiſchen 
Zeiten des 14. und 15. Jahrhunderts vergingen oft viele Jahre hintereinander in Fehden, melde 
die ordentlichen Einkünfte des Landesherrn erſchöpften. Auch bei vielen Hofhaltungen ging mehr 
auf ald vordem, weil auch der Eleinere Territorialherr dem größern Fürften näher zu ftehen 
meinte ald vormals, und tiefer wiederum mit dem Kaiſer wetteiferte. Der Aufivand wurde 
um jo größer, weil durch Handel und Gewerbe der Städte deren Wohlftand und damit der 
Lurus überhaupt ftieg, ohne daß dod) die Einfünfte des Landesherrn wejentlid vermehrt wor— 
den waren. Die Städte zwar, je wohlhabender jie wurden, eröffneten dem Landesherrn eine 
augenblidlihe Duelle der Einnahme, indem fie Privilegien, die ſie erworben , theuer bezahlen 
mußten; namentlid die Befreiung von Zöllen, wodurd; aber aud) wieder eine nahhaltige Ein 
nabme dem Landesherrn entging. Die niedrigen Zölle, die der Landesherr von andern Städten 
tert erhob, durfte er nicht willfürlic erhöhen, Allenfalls Eonnte von dem Bauernftande, wenn 
er nur nicht unter dem Ehug anderer Landjaflen jtand, eine außerordentliche Bete eingefordert 
werden; denn wenn er aud) ein Widerſpruchsrecht hatte, fofern die Bete nicht dem Herfommen 
gemäß, jo war er doch nicht zu wirflihen Widerſtand entichlojfen und gerüjtet. Übrigens lag 
es natürlich im eigenen Intereſſe der Landesherren, ‚ihre ohnehin ſchon gedrückten Hinterſaſſen 
nicht zu Überbürden und zum Auferften zu bringen. Die Finanznoth wurde von den Landes: 
berren in der Negel erft empfunden, wenn viele Schulden aufgehäuft und ein großer Theil ber 
Einfünfte verpfündet mar, und dem Landesherrn nur übrig blieb, Prälaten, Ritter und 
Städte um eine Hülfe anzufpreden. 

Die Berwilligung derfelben erfolgte dann, und zwar entiveder, wenn ſchon bei einer frühern 
Veranlaffung eine Vereinigung der verjchietenen Stände jtattgefunden, in einer Verſamm— 
lung der Perſonen, welche zu diefer gehört hatten; oder wo ed noch an einer Vereinigung 
fehlte, konnte es geſchehen, daß der Landesherr mehrmals mit einer jeven Klaffe, und zwar mit 
den Städten ſogar einzeln unterhandelte, ohne dag eine Vereinigung daburd bewirkt worden 
wäre; oder der Landesherr rief wol felbit alle Stände, die er zu fragen ſich verbunden hielt, 
zuſammen; ober endlich, es traten die Stände, die einzeln bei frühern Verwilligungen bie 
Zuſicherung erhalten hatten, daß fie nichts ſchuldig gewejen ſeien und fortan mit Beten ver- 
sont bleiben jollten, von jelbft in eine Einigung zufammen, in der jie fich zuficherten, ſich gegen: 
jeitig zur Handhabung ihrer Rechte und Freiheiten Hülfe leiften zu wollen. 

Das Ginigungsredht hatten ordentlicherweiſe alle Stände, die in diefe Verbindung traten, 
und war die Genehmigung des Landesherrn für die Ginigung wünfhenswerth, fo fehlte es 
nit leicht an günftiger Gelegenheit fie zu erlangen. Wenn man ihm neue Steuern verwilligen 
jolite, mußte er die frühere Verbindung, die alten Rechte und Freiheiten beftätigen, oder die neue 
Einigung gutheißen, jelbft unter ausdrüdlicher Anerkennung des Rechts der Stände, ji dem 
Landesherrn widerfegen zu dürfen, wenn er die eben zugeſicherten Freiheiten verlege — ein Recht, 
an deflen natürlicher Rechtmäßigkeit übrigens, nach den Orundfägen des Feudal- und Fehde: 
ters, ohnehin Fein Menſch zweifelte. 

Beitand erft eine Einigung diefer Art, fo kamen neuerworbene Landeötheile immer dazu, 
wenn fie felbft vorher noch in feiner geftanden hatten. War aber für dieſe ſchon früher eine ſolche 
begründet geweſen, hatte ihre Berfaffung ſchon eine gewiſſe Feſtigkeit, fo behielt fie gewöhnlich 
ihre Kortvauer, mußte vom neuen Landesherrn ausdrücklich beftätigt werden, und dieſer hatte 
dann mehrere Landſchaften. Doch war die Vereinigung im ganzen für die Gorporation und 
den Landesherrn vortheilhaft, und es erſchien in verſchiedenen Fällen der Eorporation als etwas 
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für ihre Nechte Gefährliches, wenn ihr drohte, bei einer Landestheilung getrennt zu werben. 
Daher findet man daß fie in ihr urkundliches Net aufnehmen ließen, feine Landestheilung 
dürfe ohne ihre Ginwilligung geſchehen, oder das Land folle überhaupt ungetrennt beiſammen 
bleiben. Man fühlt durch, welches Band für den Territorialbeftand, welcher Kitt für die 
Staatenbildung darin lag. Wenn die vereinigten Stände jih auch anfangs nod nicht als eine 
gemeine Landſchaft betrachteten, fondern blos als eine Einigung, die für ihre Glieder zu forgen 
babe; und wenn fie auch fein Bewilligungsrecht für andere hatten, weilin jenem Zeitraume allen 
ohne Ausnahme dazu die Vollmacht vom ganzen Lande fehlte, fo fühlten jie ſich doch nad und 
nad) Fräftig genug, auch das Lanpedbefte wahrzunehmen. Schon im Jahre 1355 zweifelten die 
lüneburgifchen vereinigten Stände nicht, daß fie den neuen Landesherrn verpflichten Fonnten, 
das ganze Land bei feinen Rechten und Gewohnheiten zu erhalten. Bald alfo hatten die ver: 
einigten Stände ein wahres Landesrepräfentationsreht, was auch, ohne ein Bewilligungsredt 
für andere, bejteben fann. Die vereinigten Stände, welche, wie ſchon gefagt, gewöhnlich aus 
den Prälaten=, Herren= und Ritterftande und den Städten beftanden, weil nur dieſe ordentlicher: 
weife ein Ginigungsrecht hatten, zu denen aber auch andere Beftandtheile zugezogen werden 
fonnten, galten durch ihr ganzes politifches Verhältniß als die eigentlich vollbürtigen Staatö- 
bürger, ald das, was in den Gemeinden die [höffenbaren Leute waren. Ihre VBerwilligungen 
Eonnten alfo ald ein Beweid der von dem ganzen Lande anerfannten gemeinen Laft gelten. 
Aus der Natur der enger gewordenen Verbindung der verfchiedenen landſäſſigen Stände ging 
die Notbiwendigfeit hervor, ein Befteuerungsrecht des Landesheren, zum Zwed der Dedung 
der gemeinen Lajt, anzuerkennen, und £raft diefed fo anerfannten Beſteuerungsrechts erhob 
der Landesherr die vermwilligte Steuer auch von denen, die fie nicht felbft bewilligt Hatten. 

Aus alledem geht hervor, weld wichtiger Factor der Landeshoheit, ald deren Träger fie 
mit erfcheinen, die vereinigten Territorialftände waren. Je mehr die Beitandtheile eines Lan- 
des zu einem Ganzen zuſammenwachſen, um fo mehr erweitert ſich die Landeshoheit zu einer 
wahren Staatögewalt, die ald eine öffentliche Gewalt im Neiche mit der föniglichen in die 
Schranken tritt. Es gab feine Grenze, die der gemeinjchaftlichen Autonomie des Yandesberrn 
mit feiner Landfchaft gefegt war, ald die Verpflichtungen gegen Kaiſer und Reid. Die in 
der Goldenen Bulle in unbeſtimmten Ausdrüden erweiterte Landeshoheit der Kurfürften kam 
endlich allen Fürften zugute; die urfprünglich einzelnen Landsherren verliefenen privilegia de 
non evocando mehrten ſich, und die faiferlihen Nejervatrechte in den Territorien beichränften 
fich zulegt auf das Unbedeutendſte. 

Wie fehr aber aud) die Landeshoheit auf dieſem Wege ſich entwidelte, immer war ſie nur 
ein Inbegriff einzelner Rechte geweſen; und eine Theorie der Landeshoheit, aus welcher vie 
einzelnen Rechte als nothwendig derjelben entfließend betrachtet werden könnten, ließ fich nicht 
aufſtellen. Nah, und bis in die Zeit des Dreißigjährigen Krieges binein, war die Landes 
hoheit, ihrem Umfang und Charafter nad, aud thatjächlih, mehr ein ausgedehntes Verwal- 
tungsrecht, als daß fie eine Staatögewalt, ver das Verwaltungsrecht entfließt, begründet hätte. 
Es ergibt jich Died, wenn wir die drei Hauptrechte der unabhängigen Staatsgewalt: Heerbann, 
Beſteuerungs- und Geſetzgebungsrecht, ins Auge fallen. Der Heerbann wurde noch als eine 
Verpflichtung lediglich für Kaifer und Reich aufgefaßt; und daß der Landesherr auch gegen 
Kaifer und Reich den Heerbann aufgerufen hätte, ſolche Belonie war jest noch ohne Beifpiel. 
Wie ed mit dem landesherrlichen Vefteuerungsrecht befhaffen war, ift oben erörtert worden. 
Geſetzgebung, die volljtändig weder in dem Grafſchaftsrecht, noch in dem alten Herzogthum, 
folglich auch nicht in der Landeshoheit lag, konnte zwar der Landesherr mit der Landſchaft üben, 
aber dod nur in beſchränktem Umfange, und die allgemeinen Nechtönormen nicht allein, fondern 
auch die Polizeiorpnungen, mit welhem Namen man alled bezeichnete, was man von gejeglichen 
Anordnungen nicht zum bürgerlihen over Strafrecht, nod zu einen berfömmlih benannten 
Zweige der öffentlichen Gewalt zu ziehen wußte, gingen noch immer von der Reichsgeſetzgebung 
aus, oder wurden wenigftend nur von ihr erwartet, nicht von der Territorialboheit. In dieſem 
Betracht waren nur die Städte in einer befondern, günftigern Lage. Wie denn überhaupt zwi: 
fhen Reichs- und Landſtädten in ver Verwaltung der Bemeindeangelegenheiten ein fehr gerin- 
ger Unterfchied beftand, fo war auch die Landſtadt, obgleich jie fich der Yandfchaft, d. b. der Ver— 
einigung der Territorialftände nicht entziehen Fonnte, doch durch ihr Autonomieredht in den Stand 
gejeßt, ihr bürgerliched Recht fortzubilden, wovon fo viele ſtädtiſche Weisthümer zeugen, und 
auch Bolizeigefege zu machen und Polizeieinrihtungen zu treffen. Bis zum Dreißigjährigen 
Kriege alfo war, auch in den größern deutſchen Reichsgebieten, ſelbſt ver Gedanke nod nicht auf— 
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getaucht, dag man ſolchen Bedürfniſſen, allenfalld auch ohne den Kaifer, durch Gefeggebung in 
den Territorien abbelfen könne. Vielmehr machte ſich das größere Bebürfnig nad Polizei: 
ordnungen erft mit vem Durchbruch der beſſern Givilifation fühlbar, als deren Frucht der durch 
Kaifer Marimilian I. begründete Landfrieden ericheint. Was von Polizeiordnungen die ältern 
Reichsgeſetze enthielten, wurde ſeit dem Reichsabſchiede von 1500 zufammengeftellt und vermehrt, 
und aus der Revijion diefer Verordnungen entjtand 1530 die erſte Reichspolizeiordnung, welche 
auf die nämliche Weife nad und nad vermehrt und 1542 und 1577 in verbefferter Geftalt pu— 
blieirt wurde. Den Reihäftänden wurde zwar bei mehreren Gegenftänden die genauere Be— 
ſtimmung der aufgeftellten Borfhriften und überhaupt nachgelaffen, diefe nad) jever Landes— 
gelegenheit zu ermäßigen; aber in ihren weſentlichen Beftanptheilen follten fie doch als unab- 
änderliche Norm für die Handhabung der Bolizei in jedem Lande dienen. Selbſt jpäter, als auf 
den Reichstagen nichts Weſentliches mehr für Reichspolizei geſchah, fiel die Polizeigefeggebung 
nicht überall ver Territorialgewalt anheim, ſondern wurde für die meiften Fleinern Territorien, 
deren Bolizeianftalten ohne Affociation und nachbarliche Mitwirkung nur mangelhaft fein konn— 
ten, durch die fortwährenden Kreiätage geübt, die ein Neihsverwaltungsorgan und un fo wich: 
tiger waren, ald gerade die meiften Fleinern Territorien bis zur Auflöfung des Reichs zu 
jolhen Zwecken in ven Reichskreiſen aſſociirt blieben. 

Died war der ftaatsrechtlihe Zuftand der deutſchen Neichsgebiete, vor und nad der Ent- 
widelung der vollftändigen Landeshoheit bis zur Religionstrennung. Mit diefen Greigniifen 
trat ein enticheidender Wendepunkt in der deutfchen Staatenentwidelung ein; ed änderte ſich 
damit das innere und äußere Verhältniß der einzelnen deutfchen Territorien. Nach innen wurde 
die Macht der Landesherren eine abfolutere; nach außen eine vom Kaifer und Reich fo gut als 
unabhängige, felbftändige, ſouveräne. 

Wir betrachten zunädhft die geänderte Stellung der Reiſhsſtände zu Kaifer und Reid. 
Zwar hatten die Landesherren durch den Weſtfäliſchen Frieden — wenn aud die franzöfijche 
Nebaction des Friedensinftruments die Landeöhoheit mit „Souverainete’ überfegte, bezüglich 
ded Umfangs der Lanvdeshoheit Fein neues, urfundliches Recht erworben; aber der Sinn, in 
welbem man nad den neueften Thatfachen das Hergebradhte anerkennen ließ, bezeichnete deſto 
deutlicher die Entwicelungsftufe, auf welcher fich die Yandeshoheit befand. Während eines 
Jahrhunderts, in welchem alle größern Reihöftände faft ununterbrochen in völkerrechtlichen Ver: 
bältniffen, gleich den fouveränen Staaten Europas, eine Rolle gefpielt hatten, war bei jenen die 
Landeshoheitimmer unverbedter zur felbftändigen Staatögewalt entwidelt worden. Die Reichs— 
Hände verlangten daher, bei Abfaffung des Friedensinftruments, feine ins einzelne gehende 
Erklärung über ihre Landeshoheitsrechte, und der Kaiſer wollte, ungeachtet der Souveränetäts- 
politif, welche die Vorfahren als Erzherzoge von Ofterreih und Kurfürften von Böhmen in ihren 
Neichöterritorien, ganz der der andern Reichsfürſten ähnlich, feit lange befolgten, ſich doch nicht 
dazu verftehen, feine Reſervatrechte in den Territorien auf einzelne, unbedeutende Gerechtfame 
befchränfen zu laffen. Während daher die Reichsſtände ſich damit begnügten, ihr Mitwirkungs— 
recht bei ver Verwaltung der Reichsangelegenheiten genau beftimmen zu laffen, gewannen dieje, 
die Mitwirkung der Reichsſtände bedingenden Gegenſtände, über melde auf Reichstagen be- 
ſchloſſen werben follte, einen folhen Umfang, daß für die „kaiſerliche Machtvollkommenheit“ Fein 
Raum mehr blieb; obgleich, je weniger fie thatſächlich noch beitand, von jegt an fie um jo mehr 
in den Faiferlichen offieiellen Gmanationen betont wurde. Die Reihsverbindung wurde — 
nicht allein thatſächlich, in Rückſicht auf die größern Reichsterritorien, fondern überhaupt, bei 
veränderter Berfaffung — da nad der Stellung, weldhe dem Corpus Evangelicorum im 
Reihötage gewährt war, in gewiſſen Fällen Stimmenmehrheit nicht mehr entjheidet — zu einer 
blos förderativen Vereinigung. Die Neihsverfammlung, obgleich permanent geworden, war 
blos noch eine diplomatiſche Gonferenz ; Reichsſtände erjchienen nicht mehr perſönlich, fondern 
durch Gefandte. Die Permanenz der Verfammlung gewährte dem Kaifer den Vortheil, vie 
mindermädhtigen Stände gegen die größern leichter vereinigen zu können; den Reichsſtänden 
aber ven, ohne große Koften in beitändigem viplomatifchen Verkehr untereinander zu bleiben, 
und mit dem Kaifer über Neichdangelegenbeiten verhandeln zu Fönnen, ohne die Berufung eines 
Reihstags erwarten zu müſſen. Indem die Faiferlihen Rechte bei der Reichsregierung jeßt 
alfervings mehr in ver Leitung ver Neichögefchäfte beftanden , weldhe mit Zuziehung der Reichs— 
fände, oder wenigftens der Kurfürften zu verwalten waren, fo ſtimmte es doch, wenn auch mit 
der Politik der meiften Neicheftänvde, doch keineswegs mit dem Recht, daß partieulariftifche Hof: 
publieiften nun die Theorie verfochten : das höchſte Imperium ſtehe vem Kaifer und den Reiche: 
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ftänden gemeinschaftlich zu; alle Reichshoheitsrechte, welde nur mit Einwilligung der Reichs— 
fände auf den Reichstagen ausgeübt werben könnten, jeien, in ihrer Anwendung auf das Terri= 
torium eines Reichsfürſten, Nechte der Landeshoheit. 

— Mit der Verminderung der Gefhäfte der Neihöregierung hielt aber die Erweiterung des 
Wirkungskreiſes des Landesheren gleihen Schritt, und die Landeshoheit begründete jegt nicht 
mehr blos ein territoriales Verwaltungsredt, jondern war eine Landröregierung geworden. 
Was fodann die Territorialmacht der Reichsſtände betrifft, jo mag ed den deutſchen Fürften zu 
feiner Zeit an Neigung zur Autofratie gefehlt haben; doch trafen zur Zeit der Religionsſpaltung 
eine Reihe von Gründen zuſammen, welde das Streben aller Negenten, und aud der veutichen 
Reichsfürſten nad abjoluter Gewalt begünftigten. 

Wir haben jhon oben erwähnt, wie zuerft in Sranfreih, und zwar ihon unter Ludwig XI. 
die Bahn eröffnet worden war, die dahin führte, daß unter Lockerung des Beudalverhältniffes 
die nationalen Kräfte umter der föniglihen Gewalt mehr zufanmengezogen wurden. Gr hatte 
begonnen, durch Lift und Gewalt jowol die Macht der großen Vaſallen, ald aud) die mächtige 
Selbitregierung der großen Städte zu brechen oder zu beihränfen. Als Ludwig XIV. zur Ne- 
gierung kam, war diefer Proceß volljtändig beendigt; der Wivderftand hatte aufgehört, und es 
blieb diefem König nur übrig, die neue Maſchinerie der abjoluten Gewalt noch gefügiger ein= 
zurichten, wozu der Gardinal Richelieu ſchon bedeutend vorgearbeitet hatte. Seit Ludwig XIV. 
bezeichnet das Beſtreben aller größern nicht blos, jondern auch Eleinern Machthaber in Europa, 
die abjolute Gewalt zu erftreben oder feftzuhalten, den Charakter der europäiſchen Staats— 
entwidelungen. Die Nahahmungsjuht des franzöjiihen Weſens bejhränfte jih an den an= 
dern Höfen nicht auf Mode, Sitte, Sprade, und nicht blos der Sinn für die franzöjtiche Kite: 
ratur wurde da gepflegt, jondern auch vie franzöſiſche höchſt despotiſche Regierung wurde das 
Vorbild ebenso der Höfe ald der in diefer Richtung gewählten Staatömänner. 

Die politiſchen Ereigniffe waren ebenfalls derart, daß die Regierungen auf ein willfürlicheres 
Durchgreifen bingewiejen wurden. Die ftebenden Heere, bei fortbauernd kriegeriſchen und mit 
Gewaltthat ſchwangern Zeiten, bei ganz veränderter Heerverfaflung und Kriegführung, bei ge= 
ftiegenen Bedarf der Höfe, forderten größern Aufwand, aber auch neuzufchaffende und zu be: 
lebende Thätigfeiten, um Hülfsquellen zu entdecken, zu fördern und für Die Staatsgewalt ergiebig 
zu machen. Hinderniſſe, die id) ven Negierungen dabei entgegenftellten, mußten bejeitigt werben. 
Die landſtändiſche Verfaſſung jelbit gehörte zu den Einrichtungen, die in den Formen und in dem 
Geifte des 15. Jahrhunderts noch Fortbeftanden, ohne daß eine gehörig organifirte Theilnahme 
des Volks an den Staatögefhäften bamit verbunden gewejen wäre. Während unter ver alten 
Feudalherrſchaft die innere Staatsaction weſentlich in einem Pactiren mit den Ständen über 
die Bedürfniſſe ded Staats und feines Oberhauptes bejtanden hatte, und die Ausführung des 
vertragsmäßig Feftgejegten der Selbfiverwaltung der Stände theilmeife überlaffen blieb, jo 
hatte fich jetzt dieſe Selbſtregierung des Volks, wie fie in den Formen der Afforiation und Cor— 
poration ausgeprägt war, ald ungenügend erwiejen und überlebt. Die Regierungen, je 
thätiger jie waren, wirkten um jo entichiedener gegen diefe, und der Widerftand, den fie dabei 
fanden, ließ faum etwas Anderes ald willfürliched Durchgreifen übrig. Sollten diefe Formen 
erhalten und dem Bedürfniß entſprechend entwidelt werben, fo fonnte dies nur bei engerer Ber: 
bindung unter den verſchiedenen Klaſſen, aus welchen die alten Territorialſtände zuſammen— 
gelegt waren, und bei verftärkter Theilnahme an ven Regierungsangelegenheiten von feiten des 
dritten Standes geihehen, dem, während er felbft mundtodt war, das Tragen der Staatslaften 
von den privilegirten Klaffen bauptfächlich zugefhoben wurde. Bor allem aber mußten vie 
privilegirten Stände eine freiere Anſicht der politiihen Verhältniſſe gewinnen; nicht blos 
das Intereffe ihres Standes, jondern das des Ganzen ind Auge fallen; einen entjprechenven 
Theil ver Laſten felbft übernehmen. Daß jih die engliſche Ariftofratie in ähnlidher Lage dazu 
aufgeihmwungen hat, dadurch mit wurde dort die Selbftregierung gerettet und hat jenen Zuſtand 
beijpiellofer Wohlfahrt des Reichs eingeleitet, der zwar nicht den Neid, aber die Scham der an— 
dern Nationen über die verfäumten Gelegenheiten hervorrufen muß. Giner folden Umgeſtal— 
tung war in Deutichland die Bolitif ver erimirten Stände, die nur auf Erhaltung ſchlecht be— 
gründeter Privilegien ging, ebenfo fehr entgegen, als die Näthe ver Landesherren geringen 
Antrieb enıpfanden, die Stände auf dieje Bahn zu leiten. Jenen war ed bequemer, die willkür— 
lich gemaßregelten und herabgefommenen Stände, bis zu dem Augenblid, mit welchem jie fpäter, 
unter Aufhebung der Steuerfreiheit und andern Privilegien, ganz befeitigt wurden, einſtwei— 
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Ien als eine Behörde fortvegetiren zu laffen, die zur Repartition und Erhebung der nun nicht 
mehr zu verweigernden Steuern gut genug waren. 

Nachdem die Zuverficht und der Geift aus den alten Formen gewichen, wurden fie von den 
zur Standjhaft Berechtigten jelbft vernachläſſigt, und erſchienen zulegt nur noch als läftige 
Mahner an eine ehrenvollere Zeit. 

Ebenio lag es in der natürlichen Berbindung der Greigniffe und der Berürfniffe der neu: 
entitandenen Staaten, daß, wo noch Stätte übrig geblieben waren, die zwischen den Landſtädten 
und Reichsſtädten in dev Mitte ſtanden, dieſe ſchon innerhalb der nachiten Zeit nah dem Weit: 
fäliſchen Frieden durch Gewal der Waffen der Landeshoheit vollitändig unterworfen wurden. 

Nicht fein Beift, aber doch das Bedürfniß des Proteftantismus hat auch diefen und feine 
Klerifei in der Zeit ded Kampfes um den Boden, auf dem er fteht, in Deutichland zum Begün— 
tiger der abfoluten Fürftenmacht geitenipelt, und diefe Tradition ift in ihrer Wirkung nad: 
baltig geblieben. Sowie der Proteſtantismus für das jusreformandi der zu ihm übergetretenen 
Landesherren in die publieiftifhen Schranfen trat — für das vorgeblihe Recht nämlich der 
Yandeöherren, in ihren Ländern in Religionsjachen eigenmädtig Einrichtungen zu treffen und 
gleihfam den Glauben ihrer Unterthanen zu bejtimmen — von weldem Gebiet des Lebens, 
des öffentlichen und Privatrechts, hätte wol dann noch ihre Eigenmacht ausgeihloffen fein fol: 
len! Die Theorie von der bifhöflihen Gewalt der proteftantifchen Landesherren, die in den 
Zeiten der Neforınation Propaganda machte, hat ihre Macht zu ſolchen Gingriffen gefteigert. 
Gegen die Gonjequenz des Schluffes, daß, was auf geiftlihen Gebiete ald ihr Recht proclamirt 
werde, aud auf weltlihem Gebiete es fein müſſe, ließ ſich nicht viel einwenden. Das fürftliche 
Streben nad) Autofratie wurde dadurch verallgemeinert. Es ftand, wie wir eben gefehen haben, 
das reformatorische Beſtreben auf firhlichem Gebiete in engem Zufammenhange mit refor: 
matoriſchen Ideen auf politiihem. Der Lehnsſtaat hatte ſich überlebt, und ed mußten neue 
Staatsformen an die Stelle treten. Der Weftfälifche Friede war für beide Richtungen faum 
ein Waffenftillftand. Die neue Staatsidee hat in venjelben Windeln gelegen mit ver Refor— 
mation, wenn fie auch zunächſt mehr auf thatſächlichem Grunde, aus dem politifhen Macht: 
bevürfniffe in Zeiten heftiger Gäbrung, der Barteiung und begonnenen Ummälzung fich ent: 
wickelt hat. In den Folgen aber trat die Staatsidee viel unmittelbarer mit der quaestio status 
an die Staateneriftenz heran, als jelbit die Firdliche Neformation gethan hatte; mit der Frage 
namlich, wie ſich die in Deutihland meijtend ſehr zufällige Thatſache ver Griftenz der Einzel: 
ſtaaten zu der Möglichkeit ver Verwirklichung der Staatdidee verhalte? 

Mit der Korderung auftretend, daß ein verbindendes Binheitsprineip befteben müjfe, um die 
sicher unzufammenhängenden Stände zu gemeinfamen Anftrengungen zu befübigen, und mit 
diefer Korderung der Autofratie ter Herrſcher in die Hände arbeitend, konnte fie den Staats: 
bäuptern nur lodfend fein; aber proteusartig nahm fie in ihrer weitern Entwickelung andere 
Geftalten und Ausdehnung an. 

Wir haben fhon früher auf die Mannichfaltigfeit ver Meinungen über den Inhalt der mo: 
dernen Staatsidee hingeveutet. Wir haben fie hier nicht zu begründen, unterſcheiden aber für 
unfere pragmatiſchen Zwede das ziemlich Unbeftrittene von dem Beftrittenen. 

Für unbeftritten halten wir, daß die Staatsidee nad) ihrem erften rohen Umriſſe einen Or: 
janismus forderte, wodurd die Stände und Staatsbeftandtheile, die, im Lehnsftaat zerfegt und 
voneinander gehalten, mit eigenem unverbundenen Organismus zu Staaten im Staate gewor: 
den waren, wenn aud nicht geeinigt, doch unter einer Höhern Autorität verbunden würden ; daß 
fe ih alſo entwickelt Habe im Gegenjage zum überlebten Lehnöſtaate; und e8 ſchwächt dieſen Ge- 
genfag nicht ab, wenn einzelne Staaten unferer Zeit, und vielleicht gerade diejenigen unter die— 
ien, welche die Staatdidee am vollkommenſten verwirklichen, England nämlich, einige Formen 
und Traditionen des alten Lehnsftaate, gleihfam wie iinnige Arabesfen, ſich erhalten Haben. 
Benn im alten Lehnsſtaate eine Hierarchie von übereinander ſtehenden Inhabern der Gewalt 
beftand, weldye ven ihnen lehnsweiſe übertragenen Antheil von Gewalt, kraft eigenen erblichen 
Rechtes, und mit feiner andern Verantwortlichfeit nad) oben, als daß das Herfommen nicht ver= 
letzt werde, ausübten, fo poftulirt die Staatsidee die Machtvollkommenheit eines Staatsober— 
dauptes, das die ganze Staatögewalt ald ein unveräußerliches Recht in ſich vereinige ; nicht um des 
berrſchers, jondern um der Herrſchaft willen, und damit die gemeine Wohlfahrt, der Zwed aller 
Staatögewalt, dadurch gefördert werde. Von dem Staatsherrſcher, wer er auch fei, müſſen alle 
Staatäfunctionen auslaufen, und die Verantwortlichfeit dafür nad) ihm zurüdftrömen. Wenn 
im Lehnöftaate die bierarhifch übereinander ftehenden Inhaber der Gewalt ihren Gewalts— 
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antbeil ald Eigenthümer beſaßen, über welches fie frei disponiren konnten, fo ift die Dele- 
gation von Gewalt, joweit fie nöthig, nad) der Staatsidee eine folde, von welcher der damit 
Beauftragte jeden Augenblif, nah den Willen des Staatöherrfchers, wieder entfleivet werben 
fanu; und die er im Namen ded und mit Berantwortlichfeit gegen ven Staatsherrſcher ausübt. 
Wenn der Lehnöftaat das herkömmlich individuelle Recht und den individuellen Willen als 
das Höchfte betrachtete, das auf Oeltung Anfprud Habe; vom Staate lediglih den Schuß des 
Herfommend, und daß jeder bei feinem Stand und Wefen erhalten werve, forderte, die Be— 
fugniffe ver Berechtigten nicht bezmweifelte, fich auch gegen Höhere mitteld eigener Macht oder 
fraft des Vereinigungsrechts, durch Selbſthülfe zu hügen und dem, was in den Anmuthun: 
gen des Höhern ihm unbillig oder ungebührlid erfhien, fich gewaltfam zu entziehen; fo ſetzt 
die moderne Staatsidee die Pflicht ded Staats, die allgemeine Wohlfahrt zu handhaben und zu 
befördern, über das individuelle Recht und über den individuellen Willen, infofern dieſe der all- 
gemeinen Wohlfahrt entgegenftehen, und fragt nur nad) der Verechtigung des Urtheils darüber: 
was und welde Opfer des individuellen Rechts und der perfönlihen Freiheit die allgemeine 
Wohlfahrt erfordere; ed verlangt die moderne Staatsidee, daß der innere durch den Staat zu 
garantirende Friede durd) Selbfthülfe nicht geftört werde; daß das etwa ftreitige Necht des In— 
dividuums im Staate einen andern Richter und Garanten finden müſſe ald das eigene Urtheil 
und die eigene Macht des dafür Streitenden ; daß dem Staatsherrſcher eine phyſiſche Macht zu 
Gebote ftehen müſſe von ſolchem Gewicht, daß fie jeden Widerſtand, der ihr von feiten der 
Unterthanen entgegengefegt werden fönnte, zu übermwältigen und den öffentlichen Frieden zu 
handhaben im Stande ift. Wenn im Lehnsſtaat ein abgeftuftes Unterthansverhältniß beftand, 
bei welchem jeder Gewalthaber in der Lehnshierarchie feine perfönlih ihm zu Treue verpflich— 
teten Bajallen und Hinterſaſſen beiaß, welche legtern er ald mundtodt vor dem Höhern oder 
vor der Neihögewalt zu vertreten hatte, jo Fennt die Staatsidee nur einen allgemeinen und 
gleihartigen Untertbannerus zum Staatsherrſcher, jest ein allgemeines Staatsbürgertbum 
voraus, deſſen Berechtigung zwar aus Staatsrückſichten eine graduirte fein wird, welches aber 
unvereinbar ift damit, daß ein ganzer Stand ald mundtodt von erblich berechtigten Vorgefegten 
dem Staatsherrſcher gegenüber vertreten werde. 

Dies etwa wird der unbeftrittene Inhalt der Staatdidee, ſchon bald nad ihrem erften Auf- 
tauchen gewejen fein, und e8 wird faum einen Staatöherrfcher jener Zeit gegeben haben, ver ſich 
nicht ihrer infoweit bewußt oder unbemußt bemächtigt und jie zu feinem Vortheil auszubeuten 
verfucht Hätte. Anders freilich verhält es jich mit denjenigen Folgerungen, die erft fpäter aus 
der Staatsidee mit mehr oder weniger Recht entwidelt worden find. Als folhe Folgerungen, 
von denen wir glauben, daß jie die Überzeugung der gebildeten, patriotiihen und freiheits- 
liebenden Männer aller Nationen, befonders deren germanischen Stammes, im 19. Jahrhundert 
ausdrücden, wollen wir folgende hervorheben : 

Eine wahre Vereinigung der Stände und Staatäbeftandtheile fei nicht durch blos mecha— 
niſche, gleihmäßige Unterorpnung unter einen Staatsherrfher, fondern nur durch organifche 
Berbindungen und Ginrichtungen zu erwirfen. Wo die einigende Gewalt nur in dem Staats: 
herricher vorhanden fei, und von diefem, wie von dem Mittelpunfte eines Kreifes, ausftrö- 
men joll, da werde jie um fo ſchwächer, je weiter fie jih von dem Mittelpunkte entferne und 
auseinander gehend jich in der Peripherie zertheile. Weder fein Auge noch feine Wiffenfchaft 
vermöge alles zu durchdringen, noch werde fein Urtheil immer das richtige fein. 

Die durch Gemeinſinn geleitete, Öffentlihe Erörterung werde am jiherften und in ver Weiſe, 
die allfeitig am meiften befriedigen Fönne, den Weg und die Mittel finden, was der Wohlfahrt 
des Staats zuträglich ſei; darum folle man Staatdeinrihtungen treffen, wodurd der Gemein: 
finn erzeugt, genährt und zu berechtigtem Ausdrud berufen werde. Nur ein freies, lebendiges 
Gemeinweſen erzeuge Gemeinfinn ; Freibeit ſei die Lebensatmoſphäre des firtlihen Menfchen ; 
er bedürfe fie zur Verwirklichung der höhern Menſchheitsidee; und die Erfahrung lehrt, daß bei 
der heutigen Gulturjtufe und bei dem Zujtande von Guropa die Freiheit ſchwer bei einer größern 
Ausvehnung der königliben Gewalt, die Ordnung ſchwer bei einer größern Beihränfung der: 
jelben gewahrt werden fünne; daß das Maß der einen und das Bedürfniß der andern weſent— 
li durch die Normen der engliihen Verfaſſung beftimmt feien. Das Streben nad folchen 
Staatseinrichtungen fei ein berechtigtes; beffer man gebe fie mit Maß in Zeiten, als jie werden 
unzeitig und dann wahrſcheinlich aud unmäßig genommen. 

Der praftifche Zweck und die Aufgabe der politifhen Freiheit fei Selbftverwaltung in der 
Gemeinde und Betheiligung der Bürger bei der Negierung. Eine durch Bildung und Wohl— 
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fand Fortichreitend zu vermehrende Anzahl von Bürgern zum Vollbürgerthbum zu befähigen, 
und zur Theilnahme an der Regierung zu berufen — mittelbar durch Repräfentation, un— 
mittelbar durch Einfluß, Rath und Selbftthätigfeit in weitern umd engern Kreifen des gemein= 
famen Xebend — das werde die Aufgabe ded Staats im Geifte unferd Jahrhunderts fein; 
eines Staats, der den Anſpruch haben foll, nicht blos eine Rechtsanſtalt zu fein, fondern eine 
Gemeinschaft für viele Zwecke des Lebens, wenn auch bei meitem nicht für alle, da viele ganz 
außer feiner Sphäre liegen. 

Je mehr die Forderungen der Staatdidee zum Bewußtſein der Völfer famen, um fo un: 
abmweisliher drängte fi die Frage nach der Möglichkeit ihrer Verwirflihung in den gegebenen 
Staaten in ven Vordergrund. Um uns in diefer Beziehung die Gontinuität der Anfhauungen 
und den Zufammenbang zu vergegenwärtigen zwiſchen jetzt und vormals, müſſen wir den gro— 
ben Übergängen folgen der Entwickelung der Staatsidee in der Regierung der Territorien. 

Wir haben gejehen , wie im allgemeinen bie deutſchen Ginzelftaaten entjtanden find. Nach— 
dem mitten im Sturm das Reich aufgehört hatte ein Staat zu fein, flüchteten fich die Bevöl- 
ferungen,, zuerft nur in lojer Verbindung der Stände, und gleichfan in fortwährender Kriegs: 
ruftung für alle Falle, und gegen ihre eigenen fpäter ſelbſtändigen Landesherren, unter das 
Wetterdach des territorialen Zufammenhangse. Weſentlich fie, die Stände, fchufen dieſen zu 
gemeinfamen Schidjalen mittels ihrer Einigung fich erft geftaltenden engern Zufammenbang ; 
weniger um unter jenem Wetterdah Schuß zu finden, ald um dieſen fi) durch die Ginigung, 
unter der Führung der Fürften, wenn auch nur jpärlich, jelbft zu gewähren. An ver fpätern 
Entwicelung diefer Staaten zur Selbftändigfeit war die Theilnahme der Benölferungen bie 
der Refignation, nicht die des thatfräftigen, lebendigen, begeifterten Antheils. Diele Ent: 
widelung ging Hand in Hand mit dem Verluft alter Freiheiten, der, wenn er aud) ein felbit= 
verfchuldeter ver Bevölferung oder einzelner Stände war, darum nicht minder fchmerzlich em: 
pfunden und nachgetragen wurde. Dad Bewußtſein blieb bei den Bevölkerungen lebendig, 
und ed war ja auch augenscheinlich genug, daß dieſe unter dem Verfall des Reichs audgebilvete 
Selbftändigkeit der Ginzelftaaten nur ein unvollfommener vorübergebender Zuftand fein 
könnte. Der Weftfälifche Friede erkannte bezüglich der Territorialhoheit thatſächliche Ver: 
hältniſſe mehr oder weniger nur an, welche fih unter den ſtürmiſchen Greignilfen des Dreißig— 
jährigen Kriegs entwidelt hatten. So fehr durch ihn das Neich in feiner Gefammtverfaffung 
zu Tode verlegt war; bezüglich des Unterthanenverhältniffes derſelben hatte jich die Reichs— und 
Zerritorialverfaffung faum merklich geändert; noch beftand nicht der nackte Gegenfag zwiſchen 
Herren und Unterthanen, ſondern es blieb eine mannichfaltige Abſtufung herkömmlicher Unter— 
ordnung, vom kurfürſtlichen Reichsſtand herab bis zum letzten Ritter und freien oder unfreien 
Bauern. Bis gegen das Ende der Regierung Friedrich's II. behielt die Verfaſſung und Ver: 
waltung der deutſchen Staaten ziemlich unverändert die Geftalt, welche fie zur Zeit des Weſtfäli— 
hen Friedens angenommen bat. Doch folgende Veränderungen müffen hervorgehoben werden: 

Die Reichsunmittelbarkeit des Adels, ver firhlihen Prründen und Stiftungen und ber 
Städte beftand nur noch ald Ausnahme; die Landfälligfeit ward weitaus die Negel. Diefe 
trat beionders in den mittelgroßen Territorien ein. Im DÖfterreich und in Brandenburg waren 
ſchon früher al3 in andern Territorien Adel, Städte und geiftlihe Stifter ohne Ausnahme 
landſäſſig geworben; und die fo geſchloſſenen Territorien fühlten ſich früher als felbftändige 
Staaten; ein Bewußtſein, welches nun auch auf diejenigen Territorien überging, die unter ihren 
dürften mit auswärtigen Kronen unirt wurden. Kleinere Territorien hatten entweder feine 
reihsunmittelbaren Enclaven, oder dad Compelle intrare war bei ihnen nidyt mächtig genug. 

Das Recht ver Stände und ihre Einfprache gegen Arte der Regierung wurden beftrittener und 
wirkungsloſer; der Abſolutismus der Fürften, wenn auch unter fchonenden Formen, thatſächlicher 
und allgemeiner, bis zur gaͤnzlichen Nichtbeachtung und Übergehung der landſtändiſchen Inſtitu— 
tion. Dieſe Änderung trat in allen Territorien ein, welde Stände hatten. Sie war vorbereitet 
durch das allgemeine Bewußtſein, daß die alten Formen der jtändiichen Einigung abgelebt jeien 
und dem Bedürfniſſe nicht mehr entſprächen. Es genügte nicht an der Bete, die man den 
Hinterſaſſen auferlegen fonnte, und die Stände ſahen das ein; fie wollten aber lieber, was jie 
Gewalt nannten, leidend tragen, ald das Rechte, wie ed den Bedürfniffen entfprady, und von 
einem ftaatlichen Gemeingeift, wenn er beſtanden hätte, dietirt worden fein würde, ſelbſt mit 
beihließen; und fo famen vie ſtändiſchen Verſammlungen in Abnahme. Ohnedies waren der 
niedere Adel und Bürgerftand während der Neligionsfriege (in Ofterreich namentlich durch die 
Gewaltthätigkeit, womit der weit verbreitet geweſene Proteftantismus verfolgt und audgerottet 
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worden ift) geihwädt und in vem Vermögen herabgefommen, die Spaltungen in vielen Terri— 
torien geblieben und aus Einungen Parteiungen geworden. Unter foldhen Umſtänden fonnte 
Neubildung des ſtaͤndiſchen Rechts und ſtändiſchen Anſehens nicht gedacht werden; der Verfall 
war natürlich. 

Eine weitere Änderung beitand darin, daß die Regierungen der Territorialftaaten ihre 
Regierungsaufgabe in einem umfaffendern Sinne zu begreifen anfingen. Mit dem ſtändiſchen 
Organismus fam auch die Selbftverwaltung der Stände, ihren Hinterfaffen gegenüber, in 
Abnahme. Sowie die Regierung felbft die Hinterfaflen der Grundherren befteuerte, und nicht 
mehr durch die Örundherren, die jich dem jeßt entzogen, befteuern ließ, tritt die Landesregierung 
zu jenen Hinterſaſſen der privilegirten Stände in ein unmittelbare Ver hältniß, das früher nicht 
beſtanden, und waltete auch ſchützend und ſich ihrer annehmend über ſie, wo ſie glaubte, daß 
dieſen Hinterſaſſen von ihren Grundherren zu viel zugemuthet werde. Damit bildete ſich ein 
Vertrauensverhältniß zwiſchen den Hinterſaſſen der Grundherren und der Regierung, welches 
nothwendig zum Mistrauensverhältniß zwiſchen den Grundherren ſelbſt und den Regierungs— 
agenten werden mußte. Aber auch in den andern Beziehungen ſteigerte ſich die Thätigkeit der 
Regierung. Das Reich hörte allmählich auf eine geſetzgebende Thätigkeit zu äußern; die 
Autokratie der Landesherren fragte nicht mehr nach ſtändiſcher Mitwirkung zur Geſetzgebung. 

Wir ſahen, daß mit der Staatsidee, welche den Lehnsſtaat überwand, auch der Begriff der 
Staatsverwaltung ſich erſt gebildet hat; als einer Initiative nämlich der Regierung zur Ent— 
—wickelung ver Hülfsquellen des Staats und der ſocialen Vervollkommnung; als einer ſtaat— 
lichen Thätigkeit, welche die vormalige Selbſtverwaltung der Gemeinden und Stände allmäh— 
lich zurückdrängte; und wir fügen hinzu, daß dieſem Begriff der Staatsverwaltung ſpä— 
ter die der „Bureaukratie“ wie dem Fruchtbaum die Wucherpflanze entwachſen if. Doch 
war, was in der erften Zeit und noch im Zeitalter Sriedrih SI. für Die eigentliche Admini— 
ftration geihab, wol meiftens Verbeflerung ſchon beftehender Ginrichtungen. Im Wettftreit 
des mehr oder weniger erleuchteten Despotismus weltliher und geiftlicher Fürften ergab ſich 
nichtallein in vielen Territorien ein unleugbarer Kortihritt zur Erkenntniß dev Quellen tes 
materiellen Wohlſtandes, und ver Bedingungen ihrer Flüſſigkeit; e8 wurden felbit Künfte und 
Wiſſenſchaft mit mehr Erfolg als früher angepflangt; und unter der Pflege einer allgemeinern 
Bildung gewann das fociale Leben einen höhern Reiz. So mußte bei gänzlicher und hoffnungs— 
lojer Erſchlaffung der Neichseinheit die fRaatlihe Entwickelung größerer Iheilftaaten in ver 
That noch ald ein Fortſchritt, als eine humanitäre Wohlthat begrüßt werden. 

Welchen Antbeil an diefer Entwidelung der Stand ter bürgerliben Staatödiener be— 
ſonders in proteftantifhen ITheilftaaten hatte; wie diefer die collegialiſche Organifation ver 
Derwaltungsbehörden begünftigte, darin feine Thätigkeit aufihlug, und mwejentlih zum Bes 
förderer des patriardaliihen Desvotismus der Neidysfürften in antiariftofratiihem Sinne 
wurde, das haben wir im erften Abſchnitt dargethan; wie wir auch darauf hindeuteten, daß die 
rohe Staatsidee in Frankreich gleich anfangs gewaltſamer aufgetreten ſei als in Deutſchland; 
daß dort auf den überwundenen Lehnsſtaat unmittelbar der reine Despotismus, nicht wie in 
Deutſchland das mehr patriarchaliſche Willkürregiment folgte. 

Im Zenith jenes franzöſiſchen Despotismus hatte ſich das roheſte Verſtändniß der Staats— 
idee bis zu der Anſchauung verirrt, wonach alle Unterſcheidung der verſchiedenen Klaſſen des Volks 
durch eigenthümliche Rechtsverhältniſſe und Rechte als Gebrechen bezeichnet, dagegen als höchſte 
Vollkommenheit der Staatseinrichtungen geprieſen werden: eine möglichſt vereinfachte Ver— 
faſſung und Verwaltung, bei welcher die öffentlichen Geſchäfte ganz allein in den Händen der 
Regierung und ihrer Beamten lägen, die durch keine mitwirkende Thätigkeit irgendwelcher be— 
ſonderer Corporationen bei ihren Beſchlüſſen oder deren Ausführung gehemmt würden; und 
wobei die Unterthanen eigentlich nur der Zahl nach, und niemals nach Individualitäten in Be— 
tracht fommen. Diele Anſchauungen haben in Frankreich die Revolutionen überdauert, und 
find in dem vote universelle vom 2. Dec. 1852 wieder zu Tage gekommen. 

Was jedod) Deutſchland betrifft, jo ftehen wir vor der legten Phaſe der Gntwidelung bie 
zu unſern Tagen. 

Unter ter Herrſchaft jenes patriarhaliichen Wilffürregiments in großen und Fleinften Theil— 
flaaten einer beſſern, unflar gedachten Zufunft entgegenharrend; ſich Hingebend ven Genuß 
einer gewährten furzen Briedengzeit und der eben reifenden Früchte eines entſprechenden ſocia— 
len Lebens; faum gewahrend, bei der Schonung der alten Formen von feiten der Regie— 
rungen, und bei der Erſchlaffung alles nationalen Bewußtſeins, die Veränderung, welche mit 
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ihr vorgegangen war; in folder Lage wurde die deutiche Nation endlich aus ihrer träumeri— 
ſchen Betäubung aufgeſchreckt dur die Sturmglode ver erften Franzöſiſchen Revolution, und 
durch die Folgen diefes Greigniffes, denen fie in ihrer erſten Verlaffenheit und Hülflofigkeit ſich 
nicht zu entziehen wußte. Schon war das linke Rheinufer und mehreres von der Macht 
Deutſchlands verloren; das Reich aufgegeben und das nationale Band gelöſt; die Gleich— 
berechtigung einer großen Anzahl vormaliger Reichsſtände der Vergrößerung einiger ihrer 
Mitſtände geopfert; wohlerworbenes Recht als ein der eben uſurpirten ſouveränen Willkür 
dieſer Mitſtände zur Verfügung ſtehendes Verwaltungsobject miskannt und mishandelt; 
Deutſchlands principielle Einheit zerriſſen und ſeine Theile unter franzöſiſche Gewaltherrſchaft 
gebeugt; die Hauptſtaaten, auf denen die Hoffnung zur nationalen Wiedererſtehung beruhte, 
mit dem Untergang bedroht; da endlich kam die Beſinnung und der Rückſchlag! 

Der Deutſche Bund erfüllte nicht den von der Nation mit ihrem Blut erworbenen Anſpruch 
auf Einheit; die Napoleoniſchen Gebilde ſouveräner Staaten wurden mit derſelben Willkür, die 
ſie erzeugt hatte, ſanctionirt; alle Rechtskränkung, die ſich daran knüpfte, blieb ungeſühnt. Die 
Entſchädigung und Verſöhnung, die dafür geboten wurde, ſollte in einen andern Staaten: 
bündnip ungleihartiger, bezüglich ihrer Machtſtellung gegeneinander eiferfüchtiger fouveräner 
Staaten gefunden werden; in der Verheifung, daß lanpftändiiche Verfaſſung in den Einzel- 
Raaten beſtehen folle; und in ver endlichen Detrovirung oder Paciscirung folder Verfaſſun— 
gen, bezüglich deren man ſich noch jeßt darüber ftreitet: ob fie ftändifche find oder nur fein kön— 
nen? ob jie nad dem Bundesſtaatsrecht repräfentative fein dürfen? 

Die Frage tritt num heran: inwiefern durch die Verfaffungen der deutſchen Ginzelftaaten vie 
Staateidee, nad ven Interefien und Anſprüchen der verichiedenen Stände, ſowie Diefe aus der Ver: 
gangenbeitin die®egenwart hinübergetragen worden find und ſich weiter entwickelt haben, verwirk⸗ 
licht jei? und, infofern das nicht der Fall ift, melde Schuld die Staatöverwaltung davon trage? 

Diefe Fragen iind jo viel umfaſſend, daß es unſer Anfprud nicht fein kann, hier darauf 
einzutreten; aber in dieſen Fragen liegt auch, wie wir fhon im Gingange diefes Abfchnitts be: 
merft haben, ver fruchtbarite Stoff für die mannichfaltigen Anſchuldigungen ver „Bureaukra— 
tie‘, und ſoweit ed nörhig ift, um dieſe würdigen zu fönnen, wollen wir einige Beiträge liefern. 

Guizot, in feiner „Geſchichte der Givilifation in Europa” (14. Vorlefung), jagt: „Es 
ift Shmer mit einiger Beſtimmtheit zu entwideln, was man unter Aominiflration in der Re: 
gierung eines Staats verftehen foll. Jedoch, wenn man es verfucht, ſich von diefer Thatſache 
Rechenschaft zu geben, jo wird man, wie ic; glaube, erfennen, daß, unter dem allgemeinften 
Gerihtöpunfte, die Apminiftration in einem Ganzen von Mitteln befteht, beftimmt und geſchickt, 
den Willen ver Gentralgewalt auf die möglichſt ſchnelle und möglichft fihere Weile nach allen 
Theilen des Staats gelangen zu laffen, und unter denſelben Bedingungen die Kräfte ver Staats— 
geſellſchaft, jei es an Menſchen oder Geld, wiederum nad der Gentralgewalt aufjteigen zu ma= 
ben. Dies iſt, wenn ich nicht irre, der wahre Zweck, Der vorberrichende Charakter der Mpminiftra: 
tion. Man fieht daraus, daß in Zeiten, in welchen es vor allem nöthig ift Einheit und Orpnung 
in der Geſellſchaft aufzurichten, die Apminiftration das große Mittel ift dazu zu gelangen; bie 
unzufammenbängenven,, zerftreuten Beftandtbeile einander zu nähern, ſie zu verfitten, zu eini- 
gen. Dies fürwahr war das Werf ver Adminiftration Ludwig's XIV. Bis auf feine Zeit gab 
ed nichts Schwereres, in Frankreich ebenfo wol wie in dem übrigen Europa, als das: die von 
der Gentralgemalt zu gebenden Impulſe nad) allen Theilen ver Gejellfchaft durchdringen und zu 
Thaten werden zu laffen, und wiederum im Schoje der Regierung die Macdıtmittel der Ge— 
ſellſchaft zu ſammeln.“ 

Wir wollen hier über den von Guizot jo aufgeſtellten Begriff von Adminiſtration, wobel 
auf die Gentralität der Negierungsthätigfeit das größere Gewicht gelegt ift, um jo weniger 
ftreiten, als wir oben bereits gejagt haben, was wir unter Adminiftration verftehen, und als 
er jelbft zu fühlen fcheint, dag die von ihm gegebene Definition oder Umſchreibung die Sache 
nicht erfchöpfe. Denn wenn, mie er ausführt, die Givilifation, welche zu fördern der moderne 
Staat die Aufgabe hat, wejentlih in zwei Thatſachen befteht: in der Vervollkommnung der 
Staatsgeſellſchaft und der des Individuums, fo würde die Apminiftration, dieſes Ganze von 
Mitteln für die Action des Staats, wenig für jene Aufgabe thun können, wäre ſie nur dazu 
beſtimmt und geſchickt, den Willen der Centralgewalt und die von ihr zu gebenden Anſtoöße, nad 
allen Theilen des Staats gelangen und die Kräfte der Staatsgeſellſchaft nach der Centralgewalt 
hin wiederum aufſteigen zu machen. Guizot hat gewiß recht, wenn er ſagen wollte, daß hierin 
zu Zeiten der vorherrſchende Charakter der Adminiſtation lag; nicht aber, wenn er ſagte, daß 
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dies ihr „wahrer Zweck“ ſei. Eine gleich wejentliche Aufgabe der Apminiftration ift es gewiß, 
weife fürzuforgen und die Hinderniffe zu befeitigen, damit die Kräfte dev Individuen, aufdenen 
die der Staarägejellichaft beruhen, vieljeitig jih entwickeln und in den Taſchen der Erwerber ſich 
anfammeln können, ebe ein Theil diefer Kräfte zur Betreitung der Staatsbedürfniſſe nach der 
Gentralgewalt zu auffteigt. Schon die Negierung Ludwig's XIV. ſelbſt bietet unter ven gegen= 
fäglichen Dinifterien von Colbert und Louvois das leuchtende Beifpiel dar, wie die Admini— 
ftration, je nachdem jie ihre Aufgabe begreift, die Macht des Staats fleigern over fie abnugen 
könne. Mehr zur Sache, nämlich zur Erklärung der der Adminiftration in den Entwidelungs- 
phaſen der Staatsidee auch in Deutjchland gewordenen Aufgabe, dient die Bemerkung Gui— 
zot's: daß in Zeiten, in welchen es vor allem nöthig ift, Einheit und Ordnung in der Staats— 
geiellihaft einzurichten, die Apminiftration das Mittel ei, die unzufammenbängenden und 
- zerjtreuten Beftandtheile diefer Gejellichaft einander zu nähern, jie zu verfitten, zu einigen. 

Nicht unter gleichen Bedingungen und nicht mit gleichen Folgen für die Berheiligten, bat 
in den verfhiedenen Staaten Deutſchlands dieſe Einigung unter eine Staatdgewalt ſtattgefun— 
den, welche vor allen eine gleihmäßige Unterordnung unterjie beanſprucht; ohne Unterſchied, ob 
das zu Unterwerfende nicht auf jelbftändige oder autonome Eriftenz Anfprud habe. Es wird 
uns dem Ziele näher führen, einige Streiflichter auf die verichiedenen Bedingungen und Fol— 
gen zu werfen, unter denen jie ftattgefunden hat. 

Die weſentlichſte Verjhiedenheit diefer Bedingungen und Folgen beruhten vorerft in ver 
Größe ded Staats, unter welchen die Unterordnung ftattgefunden hat. 

Der Bürger, in welcher Stellung er aud) jei, der einem Staate angehört, welder in feiner 
Madıt und Selbjtändigfeit die Vorausfegungen einer wirflihen Staatsfähigfeit trägt, wird ſich 
leichter, aud) bei ven ungünftigften augenblilihen Ericheinungen im Staatsleben, wenigjtend 
der Zukunft getröften können. Iſt er zur Mitwirkung bei der Entwidelung des Staats beru- 
fen, jo wird ihm dieſer Wirfungsfreis ein hoffnungsvoller werden. Anders in Kleinftaaten. 
Stein ?) jagt darüber: „Die Auflöfung Deutfchlands in viele Fleine ohnmächtige Staaten 
hat dem Charakter der Nation das Gefühl von Würde und Selbitändigfeit genommen, das bei 
großen Nationen Macht und Unabhängigkeit erzeugt, und hierdurch das Eindringen fremder 
Sitten erleichtert; es hat ihre Thätigkeit abgeleitet von den größern Nationalinterefjen auf klei— 
nere örtliche und ftaatsrechtliche Verhältniffe; es hat Titelfuht und das elende Treiben der Eitel- 
feit, Abfichtlichfeit, Ränke durch die Vervielfältigung der Eleinen Höfe vermehrt. Abgaben und 
Militärleiftungen jind verhältnigmäßig in ihnen drückender. Das Wohlthätige der Verwal: 
tung Kleiner Staaten, die genauere Rückſicht auf örtlihe und perjünliche Verhältniffe, als in 
großen Staaten anwendbar ift, hätte können durch zweckmäßige Einrichtungen von ſtändiſchen 
Provinzials und Municipalverfaflungen erreicht werden.’ 

Aber das it nicht der einzige allgemeine Geſichtspunkt gegen Kleinflaaterei; jie macht in den 
deutſchen Staaten jede Berfaffung auf monarchiſcher Grundlage problematiich, deren Ziel eine 
würdige politifche Freiheit wäre. Sollte jolde würdige politifche Freiheit in einem monarchiſchen 
Kleinftaat irgendwo beftehen, jo befteht fie, trog der Verfaflung, durch bejondere Gunit der 
Verhältniſſe. Was kann die ftändifche oder repräfentative Verfaflung, welche — unter wel: 
hem Namen auch — in den deutſchen Bundesitaaten beftehen joll, anders bezwecken, als die 
Gewähr politiiher Freiheit? Sie ſoll erreicht werden durch ein organiſches Zuſammenwirken 
der Elemente der Gejellihaft, deren jedes feine befondere Aufgabe bat, für die Wohlfahrt des 
Ganzen. Der Kampf der widerftreitenden Interejlen, die nad Ausgleihung jtreben, ift dabei 
förderlich, und felbft die Bildung der Parteien wird zu einem organifatorifgen Ordnungs— 
princip. Was aber in großen Staaten der geregelte Kampf der herfümmlihen Parteien ift, 
wird in Fleinen Staaten, wo ſich folhe Parteien nicht organijiren können, zu einem erbitterten 
meiſt Eleinlihen Kampf gegen die Beamten, die Bureaufratie. Es fann feine natürliche Par: 
teienbildung geben, wo die Beftandtheile dev Gejellihaft aus deut Gemeinweſen jelbit, für wel: 
ches ſie zuſammenwirken jollen, nicht herausgewachſen oder in daſſelbe nicht hineingewachfen, 
und durch das Zufammenleben in diefem in das gegenfeitige Verhältnig gefommen jind, weldes 
ihre politiihe Berechtigung und ihr gegenjeitiged Verhältniß beftimmt. Es muß der Staat ald 
ein naturwüchſiges Product dieſes Zufammenlebens der verſchiedenen Beſtandtheile der Geſell— 
ſchaft betrachtet werden können, um das jich der Gemeinfinn aller Stände mit Liebe uud Opfer: 
willigfeit zu fharen vermag. An diefen Voransfegungen gebricht es in den meijten deutſchen 








3) Perk, Stein’s Leben, II, 459. 
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Kleinftaaten, wie fie unter den unglücklichſten Conjuncturen und verhängnißvollſten Einwirkun— 
gen faft zufällig entitanden find. Die wünjhbaren Elemente zum Aufbau politifcher Freiheit 
iind in ihnen entweder nicht genügend, oder im Misverhältniffe zueinander vorhanden. Ihre 
jweifelbafte Staatöfähigfeit kann feine Duelle des Gemeinjinnd fein, wie fie ein lohnendes 
Ziel für denſelben nit in Ausſicht ftellen. Was geeinigt, unterworfen oder beerbt werben 
jollte, oder was zu neuem jelbjtändigen Leben, einzeln oder durch Aſſociation, emporſtrebte, 
widerftand oder zeigte ſich ſpröde. 

Diemonarhifhe Würde folleingroßer, und auf weitem Gebiete gleichſam einziger Vor— 
zug fein; fein eitler Titel. Was ehren und fcheuen die Menjchen in ver Krone anders als ven 
Inbegriff wirkliher Machtvollkommenheit, deren Symbol fie ift! Friedrich der Große, von der 
unzulänglihen Macht feines eigenen, erften Eöniglihen Ahnherrn redend, ſetzt bei deſſen Zeitz 
genoffen folgendes gefunde Urtheil voraus: „Il ne restoit des ressources a ce prince que 
lenflure des titres, pour suppleer a liintrinseque de la puissance. Le bon sens du vul- 
gaire desiroit une augmentation de puissance avec une augmentation de dignite.” Schon 
haben weife Negenten Eleiner Bundesſtaaten erfannt, daß ihre Territorien einer andern Er— 
gänzung zur Staatsfähigkeit und zur Befriedigung gerechter Anſprüche andie Staatsidee bevürf- 
ten, ald das eigene Verfaffungsleben und das gegebene Bundesverhältnig zu bieten vermögen. 

Der Adel mit feſtem Orundbefig hat, als politifche Inftitution, feine hohe Bedeu: 
tung. Er muß aber dem Staate durch Urſprung oder Intereffe angehören, um als Element der 
jelbftändigen Staatdentwidelung gelten zu fönnen, und feine politifhen Rechte müſſen im Inter— 
effe des Staats und zur Beförderung des gemeinen Beften bemeifen fein. Ein Staat, aus deffen 
politiihem Boden ein naturwüchſiger Adel durch Auszeihnung und unabhängigen feiten Befig 
nicht hervorſproſſen kann, der bedarf aud) keines Adels als politifcher Inftitution. Wäre eine un: 
vordenkliche Dauer der Eleinen Staaten Deutjchlands denkbar, fie würden einen naturwüchjigen 
Adel, deſſen Anſehen und Einfluß gejchichtlich begründet fein muß, nicht bejigen, höchſtens einen 
Hof: und Maitreffenadel. Stein fagt: „Der Adel, der der Stolz und die Stüge großer 
Monardien ift, gedeiht in einem Eleinen Staate nur kümmerlich: ift er reich, jo wird er ein 
Gegenftand der Scheelfucht, wo nicht des Fürſten, doch feiner Umgebung; ift er arm, jo eröff: 
nen jich feine Ausſichten zu feinem beſſern Sein; er darbt, verfümmert und erliſcht.“ 

- Der Boden, in weldem der deutjche Adel feine Wurzeln hat, ift das Reich, das für die 
Beiten, fie mögen rückwärts oder vorwärts bliden, die berechtigte Sehnfucht bleibt; oder diejer 
Boden Andet fi in Theiljtaaten, deren Bedeutung eine weltgeſchichtliche iſt. Für ein deutſches 
Reich würde eine Pairskammer leicht zu bilden fein; jelbft ſchon für das heutige Preußen war 
ihre Bildung ſchwierig, und es wurden Beſtandtheile darin aufgenommen, melde, in folder 
Zahl, ald dahin ungehörig erſcheinen, der politifchen Injtitution einen unverftändlichen Cha— 
tafter anfränfeln, den Adel verhindern, ſich ald eine Gorporation zu geftalten und zu fühlen, 
und der Aufgabe, die ihm zufommt, in würdiger Weife ſich zu unterziehen. 

Der Adel in den meiften deutſchen Staaten ift feine den Verhältniffen dieſer Staaten ent: 
wachſene politiihe Inftitution, fondern ein aus der Vergangenheit in fie hineingetragenes 
Zeugniß, daß fie jo nicht beftehen jollten, Nicht allein betrachtet jih der Eleinftaatliche Adel 
ſelbſt, ſchon nad) dem Gebot der Selbiterhaltung, als ein dahin nicht gehöriger Beſtandtheil, dem 
die Eleinftaatliche, feinen Erinnerungen wie feinen Intereflen widerſprechende Rolle gewaltſam 
aufgenöthigt wurde ; — weſentlich und im allgemeinen behandelte man ihn audy fo. 

Wenn unter der Reihäverfaflung ein Theil des Adels auch in fleinern Territorien land: 
ſaſſig wurde, fo geihah das im Verhältniß des kleinen Befiges des Adelichen, der feine Anſprüche 
berabftimmen mußte, zu der Macht eined Kandesherrn, die Schug, vielfach auch Rang und Brot 
gewährte. Da die verjünlihen Vorrechte und das grundberrliche Verbätniß verihont blieb, jo 
war der Gewinn des landſäſſig gewordenen Adelichen oft größer als feine Einbuße formeller 
Selbftänpigkeit; diefer hatte gleihfam nur den unmittelbaren Lehnsherrn gewechſelt. Diefes 
Verhältniß änderte fi) aber zum Nachtheil des Adels, ald nach dem Weitfälifchen Frieden, bei 
ih fortentwidelnder Staatsidee, unter dem Einfluß des demokratiſch gejinnten, bürgerlichen 
Staatsdienerſtandes, deffen Standespolitif im erſten Abichnitte harakterifirt wurde, auf Be: 
ihränfung der Vorrechte des Adels und auf Verbefferung ver materiellen Lage feiner Grund: 
bolven auf Koften des Adels hingearbeitet wurde. Sowie man anfing, die hergebrachten 
Rechte des Adels für ein Hinderniß der Entwidelung ver Staatdidee zu betrachten, deren Ver: 
wirflihung man damals in der gleihmäßigen Unterorpnung aller Stände unter die Staats: 
gewalt juchte, erfannte auch der Adel in ver Entwidelung der Kleinftaaten zur Selbſtändig— 
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keit eine Gefährdung feiner Standedinterefien, und von da an fteht der Standesgeiſt des veut- 
ſchen Adels, gleihlam corporativ, gegen die Theilftaaten-Souveränetät in einer wirfungs- 
lofen Oppofition, wodurd fich in ver Behandlung des Adels von jeiten der Staatödiener eine 
Politik ausbildete, die der Klage des Adels gegen Bureaufratie reihlihe Nabrung gewährte. 
Mitteld ver Nheinbundsacte wurden bis dahin felbjtändige Neihsftände unter Fürften 
mebiatifirt, die nicht viel mächtiger geweſen waren als vie Geopferten, und diefe zum hoben 
Adel des jo vergrößerten Yandes herabgedrüdt. Das Territorium der Mebdiatifirten war zwar 
ein die Madıt des Souveränd verftärfenver, dieſem willkommener Zuwachs; aber einmal in 
Bejig genommen, erfchienen die Beringungen des Erwerbs, die den Meviatifirten gemähr: 
leifteten Rechte nämlich, den Enthufiaften der gleichmachenden Staatsidee als unerträgliche 
Anomalien, und diefelbe Politik, welche dem niedern Adel wehe that, trat auch dem hoben ent: 
gegen. Niemand fonnte ernftlih glauben, daß unter ſolchen Verbältniifen ein jo berab: 
gedrückter hoher Adel, zum Theil in Länder geftellt, in denen früher nicht einmal Raum und 
Boden für einen nievern Adelgewefen war, die Stellung zum Lande und zum Souverän, dieman 
ihm gemacht hatte, in anderm Sinne verfteben werde, ald infoweiter ih der Gewalt fügte, und 
als infoweit es feinen augenblidlichen Intereffen zufagte. Niemand denkt daran, daß vieler hohe 
Adel als eine dem Bedürfniß des Landes entfprechende politifche Inftitution, und als foldezur Be— 
förderung ded gemeinen Berten beſtehe; ammenigiten denkt fo diejer Adel ſelbſt. Seine Intereſſen 
hoffen nothwendig auf eine andere politifhe Zukunft, der das Staatengebilde, dem fie geopfert 
worden find, jelbjt zum Opfer fallen müßte; denn der Fleine Staat bietet dem Mediatifirten weder 
einen entjprechenden Wirfungsfreis im öffentlichen Reben, noch den nahgeborenen Söhnen eine 
Laufbahn; einem der größern veutichen Staaten wird er enger verbunden fein ald dem kleinen 
Souverän feiner Standesherrihaft. Später zwar hat fich die Lage der Mediatiiirten den Ne: 
gierungen gegenüber gebeilert. Theils jollte ver Art. 14 der deutſchen Bundesacte ven Media: 
tifirten und der vormals reihöunmittelbaren Ritterfchaft einen Zuftand gewähren, der fie „vor 
der Willkür“ ſicherte, mit weldyer fie während der Zeit des Rheinbundes behandelt worden wa— 
ven; theils ſchloß jich der Adel, als die Nepräfentativverfallungen eingeführt waren, im Mis— 
verftändnifle feines wahren Berufs, in großer Mehrheit der Wideritandspartei gegen die 
Gonfequenzen jener Berfaffungen an. Aber wie die politifhen Nechte ven Meviatifirten von 
Staats wegen nicht in der Überzeugung gewahrt worden find, daß das in dem Maße den ge: 
meinen Beiten und Intereife ded Staats entfpreche und danach bemeflen fei, ſondern darımı, 
weil ihr Anspruch ein völferrehtlih gewährleifteter ift und in Nüdfichten begründet, welche der 
ehemaligen Stellung ver Mevdiatifirten im Neiche und ver Gemaltthat entnommen find, die über 
fie verhängt wurde, und die man wohlfeil fühnen mochte, — ebenfo galt auch jene Unterftügung 
der Regierungen von feiten des Adels, in der Neactionspolitif gegen die Verfaffungen, nicht 
fowol den Intereffen ver Regierungen und der Selbitändigfeit ver Staaten, denen fie eingefügt 
worden jind, ſondern ed galt jene Unterftügung der unglücklichen höhern Bolitif, welche damals 
maßgebend die Ginzelftanten leitete, und deren jelbftändiges Verfaſſungsleben in Frage ftellte. 
Man kann vielmehr täglich die Erfahrung machen, daß fih der hohe Adel in den Kleinftaaten 
dem Verfaflungsleben diejer Staaten, wovon er die perfönliche Betheiligung unter feiner 
Würde hält, entzieht; die Ausübung feiner politiihen Rechte fiebt er für facultativ an, und ver: 
fteht fi dazu, foweit fie in feinen Intereſſen liegen ; ein Pflichtbewußtſein gegen das Fleinftaatliche 
Gemeinweſen fommt dabei nicht in Betracht. Wie fie ſich auch wechſelſeitig brauchen mögen, 
und welchem Wechjel darum die Behandlung der Standeöherren von feiten der Negierungen der 
Kleinftaaten und ihrer Agenten bisher ausgejegt war — der Kleinſtaat wie der hohe Adel in 
ihm find beide von dem Bemwußifein durchdrungen, daß fie nicht zueinander gehören. Einen 
Staat im Staate, wie er nah den Nechten der Mediatifirten beſteht, kann am wenigften der 
Kleinftaat vertragen, dem es an eigener Staatsfähigkeit gebricht. Die Erkenntniß, daß der Me- 
diatifirte dem ganzen Eleinen Staatöwejen feinen Intereifen nah ein Widerſacher fein müfle, 
bleibt als Bodenſatz aller Regierungsfreundlichkeit. Mit diefer Hinveutung fteben wir vor 
einem der bedeutendern corpora delicti der „Bureanfratie”. Intereffante Beiträge zu dem 
Proceß derfelben liefert des Srhrn. von Stein Brief*) an den Fürften von Ufingen, von 
10. Jan. 1804, und Friedrich von Gagern von dem Unterſchied der Stände und dem ariſto— 
fratiichen Clement 5) in der unterftellten Anrede eines Mediatiiirten an feinen Souverän. 


4) Perg, Stein’s Leben, I, 257. 
5) H. von Gagern, Das Leben Friedrich's von Gagern, II, 102. 
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Die Aufgabe ver Verwaltung, bei neueinzurichtender Gefellfchaft die unzuſammenhängenden 
Beſtandtheile zu nähern, zu verkitten, zu einigen, ift im Kleinſtaat, in Bezug auf den Adel, eine 
an ih unlösbare. Der Adel, bober wie nieberer, ver durch die fouveräne Selbſtändigkeit ver 
Staaten an Rechten oder Einkommen beſchädigt worden, over um eigene früher gleichberechtigte 
Selbſtändigkeit gekommen tft, wird auch geneigt fein gegen „Bureaukratie“ bei feinen Be: 
ziehungen zu der Staatöverwaltung zu Elagen, wo diefe nur gethan bat oder thut, was ihr in— 
folge der neuer Staatöverhältniffe zur Pilicht wirt. Der Vorwurf ift dann son der Ver: 
waltung unverdient, und trifft nur die Gewaltthätigfeit des neuen Staats felbft. 

In manchen Staaten ift aber ver Übergang in die neuen Verhältnifle mit einer Nüdjichts= - 
loſigkeit und jelbft Härte vollzogen worben, die durch den Zweck nicht geboten war. Im viefem 
Falle trifft der gerechte Vorwurf ver Maflofigfeit in ven Befigergreifungsarten die ganze 
Verwaltung, wenn die oberjten Spigen von folhem Geiſte geleitet waren und fo inftruirt 
hatten: oder einzelne Beamte, wenn nur jolde, ſchlecht ausgewählt, ſich in ihrem Eifer für die 
zu vollziehende Staatdidee übernahmen, oder im gemeiner Gemüthsart, an der Demüthi— 
gung der ohnehin ſchwer Betroffenen jich noch weidend, gegen dieſe fih im ihrer dienftlichen 
Stelfung überhoben haben. In folhen Fällen thut die Verwaltung oder der Verwaltungs: 
beamte das Gegentheil von dem, was ihm in folder Stellung obliegt: er verföhnt nicht, 
näbert nicht — er entfernt, erbittert, trennt. Die Aufgabe der Einigung wird dann um fo 
mehr ein Act ver Unterbrüdung. Fin geipanntes Verbältnig wird bleiben zwiſchen hohem 
Adel und Staatsdienſt, felbft in größern Staaten, wo die foriale Stellung des Beamten eine 
aleihberechtigtere jein wird. Der Adel erträgt mit Wivderwillen den Gedanken, ver ihm doch 
nabe gelegt ift, daß er bezüglich der Wahrung einer Reihe von Intereffen in einem gewiſſen 
Abbängigkeitöverhältniffe von dem guten Willen der Staatsbeamten ftebe, und viele Beamte 
glauben e8 ihrem Amte ſchuldig zu fein, in ihren Amtsbeziehungen keinerlei fociale Rückſichten 
intreten zu lafſen, jelbft wenn die Unterfheivung, wo fie niemand Nachtheil bringt, geboten 
»äre, Auf zwei zufammengebenden Wegen kann hier der Adel ſich felbft helfen. Gr höre auf, 
Rechte zu behaupten, die den Hinterfailen gegenüber Hoheitsrechte find, und deren Ausübung 
des befondern, unmillig gewährten Schuges der Regierung bevürftig ift; ev verwandte fein 
Vermögen in freies Gigentbun ohne Hoheitsrechte, und fein Einfluß wird ein um jo geitcherterer 
kin. Er unterftüge das Beftreben, deſſen Erfolg auch feiner eigenen Stellung zugute fime: 
dem Volke nämlich zu größerer Theilnahme an der Regierung und Verwaltung, zu ums 
affenderer Selbftverwaltung zu verhelfen, und dadurch die Sphäre der Staatöverwaltung auf 
ihre natürlichen Grenzen einzufhränfen. Statt deffen geht ein Theil des preußifchen Adels 
rauf aus, das Verhältniß, wonach das Gemeindereht in dem Mecht des Grundherrn auf: 
gegangen war, als das narürliche und allgemein entſprechende geltenn zu machen; ein Ber: 
daltniß, welches vormals nur da beftand, mo die Maffe des Volks nicht deutſchen Urſprungs ift, 

und bier in der Unterjohung vormals undeuticher Bevölferungen feinen Grund hatte; ein Ver— 
bältmiß, welches dem deutſchen Geift, Recht und Herfommen auch da, mo eine Grundberr: 
Haft über der Gemeinde ftand, gänzlich fremd und zumider ift; für deſſen Verallgemeinerung 
in Deutſchland aber nicht einmal ftatiftifch ein Boden zu finden wäre, meil die Zahl der Ge- 
neinden, die ehemals ald Grundholden unter adeliher Grundherrſchaft geftanden haben, nur 
ad eine Fleine Minderzahl im Verhältniß zu denjenigen befunden werden würde, wo feine 
Grinnerung mehr an folde Abhängigfeitöverhäftniffe befteht. Nicht indem man eine Art von 
nreanfratie an die Stelle der andern fegt: eine grumbherrliche Bevormundung, auf Grund 
genen angeblichen Brivatrechts, an die Stelle ver Staatsvormundſchaft, nicht dadurch für- 
wahr wird ver Klage gegen Bureaufratie begegnet werben; und das Gefchrei gegen Bureau: 
atie vom feiten der grundharrlichen Bureaufraten leidet fih in die Farben des Feindes zu 
Tugerifchen Zwecken. 

Bas die Kirche betrifft, fo litt unter den ſtürmiſchen Greigniffen der Neuzeit die 
Pangelifche weniger als die Eatholifche. 

Die Einrichtungen der evangelifhen Kirche, die auf Fleinftaatlihem Boden gleichjam 
argewochjen ift und ver autofraten Selbftändigfeit der deutſchen Theilftaaten Vorſchub geleiftet 
dat, vaſſen eher zu jeder Staatöverfaffung, und die weſentliche Forderung derfelben, Gewiſſens— 
'reiheit nämlich, war durch den Geift der Zeit am wenigſten beeinträchtigt. Gegen ven territo- 
Nalen, mit dem Staat fie verbindenden Charakter der evangelifchen Kirche hat man erft in neue: 
ter Zeit und ſehr vereinzelt fruchtlos angefämpft, und ver Verſuch, fie ald Reich eigenen Lebens 
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aufzurichten, aus der Rivalität mit der katholiſchen Kirche hervorgegangen, liegt noch in ven 
Anfängen. Da fie felbft ein wirfjames Glied der Bureaufratie ift, vernimmt man von ihr felten 
eine Klage dagegen. 

Anders ift e8 mit der Fatholifhen Kirche; ihre äußere Stellung ift mit und jeit dem 
Meftfälifhen Frieden mehr benadhtheiligt worden. Das dem Einfluß der fatholifchen Kirche 
in Deutſchland Nachtheiligſte, mas ſich ereignet hat, neben der Verzihtleiftung Oſterreichs 
auf die ber päpftlichen Tiara jo nahe ftehende deutſche Kaiferkrone, war infolge des Lune— 
viller Friedens die Aufhebung der geiftlihen Kurfürftenthümer und Reihsftanpfhaften, und 
die Unterorbnung einer unverhältnigmäßig großen Anzahl von Katholiken, die bisher unter 
zahlreihen Regierungen gleihen Glaubens gelebt hatten, unter die Souveränetät proteftanti= 
ſcher Fürften. Das Verhältniß der Zahl der Fatholifhen zu. den proteftantifhen regierenden 
Fürften ift zu Ungunjten der erftern gänzlich geändert, und es gibt nun mehrere Staaten unter 
vorherrſchend proteitantifhem Negimente, deren fatholiihe Bevölferungen die proteftantijchen 
theils überwiegen, theild wenigftens eine jtarfe Quote der Geſammtbevölkerung ausmachen. 
Wenn .es heutzutage nicht mehr angeht, wie zu den Zeiten der Neligionsfriege, wo die Landes— 
herren in ihrem Glaubendeifer, oder aud) aus jonftigen Gründen fich berufen fühlten, ihre Un— 
terthanen zu ihrem eigenen Glauben zu befehren und zu nöthigen — jo jind die Schwierig: 
feiten der Verwaltung eines fleinen paritätifhen Landes darum nur um jo größer, Der 
mächtige Organismus der Fatholiichen Kirche, der zu Zeiten Kaifer beugte und unter feinen 
Millen zwang, ift aud heute noch zu ſtark, um, bei ſich widerfprechenden Intereflen zwifchen 
Staat und Kirche, ald ein bloßer Beftandtheil der Gefellihaft vom Staate behandelt werden zu 
fünnen. Das Verhältnig von Staat zur fatholiihen Kirche, beſonders im paritätiſchen Staate 
unter vorherrſchend proteſtantiſchem Negimente, ift eine trübe und gefährliche Quelle des Ha— 
ders, die im Interefle ver Staatöverwaltung nicht früh genug gereinigt und gefaßt werden kann. 
Es gibt gewifle Fragen, bezüglid) deren die Anſprüche des Staats und der Kirche, auf die Spige 
getrieben, in einem unlöslihen Widerfireit bleiben müſſen; es fann aljo zwiſchen Staat und 
Kirche niemals zu einem vollftändigen Ginverftändniffe, fondern ftetö nur zu einem neuen Gom= 
promiß, zu einem neuen modus vivendi fommen. 

Der Staat mit vorherrſchend proteftantiihem Regiment wird billig berückſichtigen müflen, 
daß die Ausübung der jura circa sacra über die katholiſche Kirche von diefer in ihren Umfange 
unbeftrittener und mit größerer Beruhigung bezüglid) des Geiſtes, in welchem jie geübt werben 
fönnten, einem fatholifhen Staatdregimente überlaffen werden fonnten, als, jelbit bei gerin- 
germ Umfange, einem vorherrſchend protejtantiihen. Diejelbe Rüdiicht ift dem Fatholifchen 
Staatdregimente im Verhältniß zu den proteftantifchen Unterthanen geboten. 

Wie weit, in Verfolgung der collivirenden Anſprüche von Staat und Kirche, vonder einen oder 
der andern Seite mit Erfolg gegangen werden fann, das hängt zunächſt vonder Stärke dedreligiö- 
fen Bewußtſeins der betreffenden kirchlichen Geſammtgemeinde und von dem Gewichte ab, das jte 
im Berhältniß zu der Geſammtbevölkerung des Staats in die Wage legt. Es wird darauf an: 
fonımen, ob diejenigen, welche zugleih Staatsbürger und Mitglieder der firhlihen Gemeinde 
find, ji in ihren Gewiſſen verpflichtet erachten, mehr dem Gefege des Staats, oder aber mehr 
dem Gebot der Kirche Folge zu leiten. Dabei wird ferner zu beherzigen jein, daß erfahrungs= 
gemäß die firhliche Stimmung der Gemeinde ebenfo wechielnd iftwie diepolitiſche des Volks, und 
daß aus dem Indifferentismus von heute nicht auf den Indifferentismus für morgen, bei ſonſt 
etwa ganz ähnlichem Anlaß, geichloflen werden kann. Der Ölaubewird oft lebendiger indemfelben 
Verhältniſſe, in welchem das Vertrauen zu der Regierung des Landes, die Zufriedenheit mit ihr, 
geringer iſt; und wenn bie öffentliche Meinung mit der Landesregierung im Zerwürfniß liegt, 
dann wird ed aud) Neugläubige genug geben, die bezüglich der Anfprüce ihrer Kirche auf das 
Geſetz id) berufen werden: Du folljt Gott mehr gehorden als den Menſchen. Da an dieſen 
Erfahrungsfägen nichts zu ändern ift, jo wird jeve Regierung, die nicht Märtyrer, Rebellen 
oder Auswanderer ſchaffen will, wohltbun, einen Conflict mit der Kirche nit auf die Spige 
zu treiben, ehe fie verihr günftigen Meinung der Gläubigen ſicher ift; und ſie wird ferner wohl: 
tbun, in ihren Gejegen und Maßregeln auf den tiefern und unmwandelbarern. üttlihen und re= 
ligiöfen Überzeugungen dev Maffe des Volks, nicht dev Sprecher, zu fußen;.endlic in. ihrem 
Berhältnig zur Kirche diejer in der That zu überlaffen, was für die Stantägewalt irgend ent= 
behrlich ift. Es gilt das natürlich von beiden Kirchen, und von den Regierungen beiderlei Be— 
fenntnijles im Verhältniß zu den Dijjiventen; und es muß der mächtige Zweifel proteſtantiſchen 
Regiments im paritätiihen Staate fallen, welches aus herkömmlichem Irrthum, mit Rückſicht 
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auf das angeblich biſchöſtiche Necht des proteſtantiſchen Landesherrn, der proteftantifchen Kirche 
nicht glaubt verleihen zu können, was fie der Fatholifchen Kirche nach deren anerfannten Sagun= 
gen nicht verweigern darf, und aus Paritätsrüdfichten dennoch nicht einräumt. 

Als infolge des Luneviller Friedens und der rheinischen Bundesacte die Beute getheilt 
wurde, da war eine Zeit, in weldyer die Energie des Nationalcharakters, im religiöfen wie im po: 
litiſchen Bewußtfein, die Schwingen jenfte; man ließ über jich ergehen, was man nicht glaubte 
ändern zu können; auch der ſtarke Organismus der fatholifchen Kirche fhien damals gebrochen, 
und fügte fich duldend. Leichten Sinned nahmen die fouveränen Kleinftaaten ihn unter Beftäti- 
gung aller feiner Anſprüche in jih auf, nicht bedenkend, daß die Toleranz, die ihm damals gewiß 
aufrichtig verheißen wurde, dereinft anders von ihm verftanden werden fünnte. Selbft in ganz 
tatbolifchen Ländern war eine Berweltlihung der Kirche nad Joſephiniſchen Grundfägen unmit— 
telbar voraudgegangen, die von den proteſtantiſchen Negierungen ald ein aud) für fie fünftig 
maßgebender, jehr erträglicher modus vivendi betradptet wurde; aber es Famen andere Zelten. 
Mit dem wieder ſich hebenden religiöfen Bemußtfein wurde ver Joſephinismus als den an— 
erkannten Sagungen der Fatholifhen Kirche widerfprechend erwiefen; das Verhältnig zwiſchen 
Staat und Kirche verbitterte ih; in den Verhandlungen über die Goncorbate, dur melde 
die Grenzen zwifchen den Gebieten der Kirche und des Staatd gezogen werben follten, wurde 
die römische Eurie fchroffer ; fie find zum Theil noch in der Schwebe. 

Der Organismus der Kirche ift ſicher nicht beftimmt von dem Staate aufgefaugt zu wer: 
ten; aber ebenjo gewiß ift ed, daß der moderne Staat unter andern Borausfegungen die Rechte 
ver Kirche bei der Ginverleibung katholiſcher Landestheile anerfannt und gewährt hat, als fie 
jetzt in Anſpruch genommen werden; und die Gonflicte mit ber Kirche find dem ſchwachen Or: 
ganismus der Kleinftaaten viel nachtheiliger ald den größern. Dazu fommt, daß der große Staat 
leichter ver Kirche principielle Goncefjionen machen fann, während die Ausführung doch nach den 
Intereiten des Staats beineifen bleibt; während der Fleine Staat nicht die Mittel befigt, dem 
tarfen Organismus der Kirche gegenüber in der Ausführung eines Concordats das noch zu 
verichieben und vorzubehalten, was er einmal principiell nadhgegeben hat. Es gibt Gegenftände 
der Öffentlichen Wohlfahrt, die Volksſchule und die Armenpflege, auch ven höhern Unterricht, 
bezüglich deren die Interefien des Staats und der Kirche faft untrennbar find, und ein einträch⸗ 
tiges Zuſammenwirken beider von höchſtem Werthe iſt; es wird dem kleinen Staate ſehr ſchwer 
werden, ſich mit der Kirche diesfalls zu verſtändigen. 

Auch die Eingliederung der katholiſchen Kirche in den Repräſentativkörper des Staats 
ſchlägt zu des letztern Abſchwächung aus. Die Kirche Hat dieſe Repräſentationsberechtigung an: 
genommen als etwas das ihr gebührt: aber der Biſchof hielt fich nicht verpflichtet, feinen Plag 
num auch einzunehmen und dem Staat eine Stüße zu fein; erthut dies ausnahmsweiſe nur, 
men er es bei einzelnen Fragen den Intereffen der Kirche für entſprechend hält. Die Kirche 
nimmt im diefer Beziehung dieſelbe Stellung zum Kleinftaate ein mie der hohe Adel; fie 
nimmt Rechte in Anſpruch, ohne die entſprechenden Pflichten anzuerkennen. Wenn in einem 
großen Staate ein oder der andere Biſchof feine Stelle in der Pairdfammer nicht einnimmt, fo 
wird das nicht bemerft; bleiben alle Biſchöfe weg, jo ift das eine oppofitionelle Demonftra= 
tion; bleibt im Fleinen Staat der einzige Bifhof weg, fo fann das leiht als ein Beweis 
der Misachtung, mindeftens der Gleihgültigfeit gegen das, was dort gefchehen fünnte, erach— 
tet werden. Die Beihuldigung gegen eine Staatöverwaltung, ihr Verhältniß zur Kirche 
im bureaufratifhen Geifte aufzufaffen, kann nur die Gefammtverwaltung treffen ; jie wirb in 
ver Regel unberechtigt fein, wenn dadurd eine die Kirche befchränfende Neuerung angeklagt 
werben joll; denn geht man auf ven modus vivendi in der erften Zeit ver Souveränetät zurüd, 
jo wird die Staatsverwaltung die damals überfommene Linie der Einmiſchung in die firchlichen 
Angelegenheiten feirdem im allgemeinen nicht überfchritten haben. Damit foll jedoch nicht be— 
bauptet werden, daß ed vom Interefje ded Staats geboten fei, das jus circa sacra in folhem 
Umfange, wie hergebradit, zu üben. Dem kleinen Staate wird es am fehwerften fallen, die des— 
rallfige Anſchuldigung von feiner Verwaltung entfernt zu halten, wenn er ſich nicht der Kirche 
unterorpnen, d. h. ihr in allem zu Willen fein will oder kann. 

Städte, die als landſäſſige entitanden waren, hatten für die Einrichtung ihrer Verwal: 
tung die Reichöftänte zum Vorbild genonmen, und den Territorialherren war es vor dem 
Beitfälifchen Frieden nicht eingefallen, ihre autonome Verwaltung befhränfen zu wollen. Vor: 
maligen Reihsftädten, die landſäſſig geworben waren, hatte man ihre bergebrachte Verfaflung 
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beftätigt. Allerdings war die alte Unabhängigkeit der landſäſſigen Städte allmählich fhon durch 
den erweiterten Umfang der landesherrlien Befeggebung und dur die vermehrte Thätigkeit 
der Landesregierungen befhränft worden. Der Stabtrath war zu einer Obrigkeit hinabgefegt, 
welche ald vom Landeöherrn angeoronete Behörde angefehen wurde; die Stadt hatte fich den 
landesherrlichen Polizeioronungen zu fügen; die felbftändige Verwaltung der ſtädtiſchen An- 
gelegenheiten aber, mittels dieſer Behörven, blieb den Städten. Innerhalb ver nächſten Zeit 
nad) dent Weftfälifhen Frieden wurden die nod) übrigen Städte, die zwifchen Landſtädten und 
Reichsſtädten in der Mitte ſtanden, theilweife durch Gewalt ver Waffen, ver Landeshoheit voll: 
ftändig unterworfen ; aber auch diefen blieb im weſentlichen die alte ſtädtiſche Verfaſſung. Erſt vie 
im Nheinbund vereinigten Fürften begnügten ſich nicht, die legten Reichsſtädte ihrer neuen 
Souveränetät unterftellt zu werden, ſondern fie gingen fo weit, mit der bureaufratifchen Al: 
gewalt, die, der Luft gleich, alle leeren Räume erfüllte, vie Berfaffungen der eben mediatijirten 
Reichsſtädte wie die der andern Städte gründlich zu zerftören. Den ſtädtiſchen Obrigfeiten 
wurde die jelbjtändige Verwaltung ihrer Angelegenheiten vermindert, die Polizei ihnen bald 
genommen, bald wenigjtend beſchränkt, und die eigentlichen Gemeindenngelegenbeiten nicht blos 
ald der landesherrlichen Aufjicht unterworfen, jondern mehr ald Regierungsfache behandelt. 
Am drüdenpften mußte eine ſolche Behandlung für Städte fein, die eine größere und ehren: 
vollere Geſchichte hatten ald der Staat, dem fie einverleibt wurden, und deren Achtung vor der 
neuen Staatsgewalt nicht fteigen Eonnte, wenn fie in die Vergangenheit blickend, ihre vorma— 
ligen Schultheißen und Staatsmänner mit den Staatöbeanten verglichen, die nun bei ihnen 
die gebietenden Herren fpielten. Gewiß, auch mehrere dieſer Städte hatten ihre ftädtifche Frei: 
beit ſchlecht verſtanden; ihre Obrigfeiten, die fi zum Theil durch eigene Wahl ergängten, führ— 
ten den Haushalt ſchlecht und entzogen ji der Rechenſchaftsablage. Wenn man aber, ftatt zu 
bejlern, das Kind mit dem Bade ausfhüttet; wenn man die Berwaltungsgefchäfte denen, wel— 
hen jie zunächft angehen und die fie am beften verftehen müffen, abnimmt und in andere 
Hände legt, die ie weniger verftehen und ohnedies zu viel zu thun haben, jo entwürbigt man 
damit das Volk, und macht es ſchwach an Kraft und Muth, um fhwerere Prüfungen zu ertragen. 

Preußen, weldhes in Bevormundung der Städte mit am mweitejten gegangen war, gab unter 
Stein, in Erkenntniß der eben hervorgehobenen Folgen derfelben, auch am früheſten denfelben 
ihre Selbſtändigkeit zurück; zu einer Zeit ſchon, als im ſüdlichen Deutfhland Autofratie und 
Gentralifation nad) franzöſiſchem Vorbild ſich erſt einrichteten. Das war die eigentliche Schule 
der Bureaufratie im ſchlimmſten Sinne; je Feiner der Staat, um fo einfeitiger, rückſichtsloſer 
die Verwaltung, in mehr ald Bevormundung, in willfürlichfter Dispojition über das Ge— 
- meindevermögen in Städten wie Dorfgemeinden. 

Wir haben die wichtigften focialen Stellungen gezeichnet, deren in ihrer Vorgefhichte und 
in ihren Interejfen gegründete Klagen gegen Bureaufratie in dev That Klagen gegen den 
Staat felbft in jeiner infoweit unabänderlichen Beichaffenheit find. Denn er vermag dieſe 
nad feinem Willen und nad) feinen Kräften nicht zu ändern, aljo auch die begründeten und un— 
begründeten Beſchwerden nicht abzuftellen. 

Gewiß, auch in den größern deutſchen Staaten wurden diefelben Klagen gegen Bureau- 
fratie, aus denfelben gejellihaftlihen Kreifen, und vielleicht gegen einige Staaten nod ver: 
ftärkt, laut, wie in den Kleinftaaten; aber ed beiteht ein Unterfhied. Staaten, welche nadh 
ihrer Anlage eine Zukunft in ſich tragen, brauchen nicht eiferſüchtig zu fein auf jedes Fleinfte 
Map von apminiftrativem Einfluß; tie fönnen vielmehr — zu Gunften einer unangefodhte- 
nern Stellung des Adels, einer wieder aus der Wormundfchaft frei zu laffenden Gemeinde, 
einer dem Reich ihres eigenen Lebens zu überlaffenden Kirche — verzichten auf Mandes, ohne 
von. dem Begriffe ihrer Macht allzu jehr einzubüßen; vielleicht jelbjt mit dem Gewinn, einzelne 
diefer gejellfchaftlihen Glemente fefter mit ih zu einem Oefammtleben zu verfnüpfen. Was 
bilft e8 aber, wenn Kleinjtaaten nadträglid fih vornehmen, nachdem fie ihrer Staatdautoritär 
trog allem Anerkennung verſchafft haben, Privilegien und Stellungen zu jhonen? Damit ge= 
ben fie vem Adel die Bedingungen feiner politifhen und materiellen Eriftenz nicht zurüd, damit 
ift die Rechtskränkung der zerftörten Städteverfaflung, ift die Unfiherheit ver politifhen Zu— 
kunft nicht befeitigt, womit der Gewerbfleiß der Städte bedroht und beunruhigt wird; und 
die katholiſche Kirche wird dem fremdartigen Staatöregiment, das fie gleihfam ignorirt, nicht 
freundlicher, feine Stüße. 

Noch eine andere Duelle der Klagen gegen Bureaufratie fommt bei den Kleinftaaten als 
eine ihnen eigenthümliche, ſchwer zu befeitigende, in Betrabt. Es wird in ihnen an einer 
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guten Säule für Staatödiener fehlen. Im Jahre 1848 erfhien unter Gindrüden, die wir 
nit näher zu erörtern brauchen, eine Breihüre von Friedrich Rohmer: „Deutſchlands alte 
und neue Bureaufratie‘’ (München 1848). In diefer Brofchüre find, abgefehen von ihren ſehr 
offen dargelegten Nebenzweden, die und ferner liegen, zwei Gedanken enthalten, die unfere 
Aufgabe berühren. Der erfte diefer Gedanfen, dem wir im weſentlichen beipflichten können, ift 
der: cd wird nur dann gelingen die Herrichaft der Bureaufratie zu brechen, wenn Staats— 
männer an der Spige der Verwaltung ftehen. Der zweite Gedanke ift jo eingehüflt, daß es 
nicht leicht ift, auf den Kern durchzudringen, in welchem wir ihn fpäter befämpfen werden. Er 
beißt: „Keine conftitutionelle Einrichtung, Fein Anſtoß von unten und feine conftitutionelle Ver— 
fammlung fann die Verwaltung ändern, wenn die Verwaltung nicht in ſich felbft geändert wird.” 

Mir jind alfo mit Friedrih Rohmer einverftanden, daß ed ein großes Glück für ein Land 
if, von wahren Staatsmännern regiert zu werden. Wir find aber auch mit Nobert von Mohl 
einserftanden, wenn er jagt, daß Staatdmänner ein feltenes Gefchenf des Himmels für Regen: 
ten und für Staatdeinrichtungen, welche ihrer würdig find und fie ertragen können. Alles 
was Rohmer über die Erforderniffe zu einem Staatdmanne, und von den Bedingungen fagt, 
unter welchen er gebildet wird, beweift, daß ein Kleinjtaat feinen Staatsmann, oder einen 
ſolchen doch nur als eine feltene Zufälligkeit befigen fann; daß alfo auch darum die Bureau— 
fratie unbeftegbarer und drüdender wird in Kleinftaaten als in großen. 

Folgende Stellen aus Rohmer werden den Beweis zur Genüge liefern: „Deutſchland be: 
ſizt die ausgebildetite Beamtung in Europa, und Deutfchland leidet zugleich an der äußerften 
Bureaufratie, Mit andern Worten: nirgends in Europa ift der abminiftrative Beitandtheil 
des Staatslebens jo reichlich entwickelt, der politifche jo gänzlich vernadläffigt worden als in 
Deutihland. Keine Nation hat beffere Beamte, feine hat weniger Staatdmänner. Staats: 
männer bilden ſich entweder an der Öffentlichkeit im innern, oder an der Größe der auswärti— 
gen Verhältniſſe. Im Mittelalter hatten wir unfere Staatsmänner, foweit diefer Ausdruck von 
einer Zeit gebraucht werden kann, in welcher die Fürften nicht ſowol Negenten ald Nichter, 
deldherren und Verwalter ihrer Domänen waren. In demfelben Maße, ald aus dem Lehne: 
weien allmählich die Kandeshoheit und mit ihr die eigentliche Regierungskunſt ſich entwidelte, 
erſtarb in Deutſchland die Öffentlichkeit im innern und die Gentralgewalt nad außen. Ber: 
waltung, Nechtöpflege und Kriegsweſen gingen in die Hände eigens gebildeter Kaften über, und 
mährend in England an den innern, in Frankreich an den äußern Beziehungen ſich der ſtaats— 
männische Beruf ald Seele des Mechanismus, im Gegenfage zum Medhanismus felbft, aus: 
bildete, wurde in Deutfchland die Regelung des Öffentlihen Lebens von der Heimlichfeit der 
Ehreibftuben aus der Grundzug des Staatsweſens u. f. m.’ 

„So gefellte ich zum Willfürlichregieren und Medhanifchregieren der alten Zeit das Alles: 
regieren und das Abftractregieren der neuen Zeit w. ſ. m.” 

Wir können und mit dem fo geführten Beweis, daf der Verfall des Reichs in die Theilftaaten, 
und die Entwickelung der Landeshoheit in diejen, Deutfchland um feine Schule der Staatdmän: 
ner gebracht und vie Bureaufratie, ald eine unvermeidliche Folge, erzeugt habe, begnügen. Und 
wie ed felbft ven größern Theilſtaaten an einer Schule für Staatsmänner gebricht, fo ſelbſt den 
Heinern Theilftaaten an einer genügenden Schule für Staatödiener; denn auch dieje werden 
gebildet im Verhältniß zu dem Umfange, der Schwierigfeit und Wichtigfeit der Aufgabe. 

Zu 2) Klagen gegen Bureaufratie geben ſich kund ald Symptome eines 
Culturfortſchritts des Wolfe. Es wäre ein großer Irrthum, wollte man das Über— 
gewicht der Beamten, oder die Beamtenherrichaft, wenn fie zu irgendeiner Zeit beftanden haben, 
ald ein Symptom der Unfähigkeit des Volks zur Freiheit und Selbftregierung, und ale ein 
Hinderniß feiner Entwidelung auf diefen Wege, betrachten. Wie in ven Anfangsftadien ber 
Geſellſchaft ein Fürft ohne den berathenden und mitentfcheidenden Beiftand feines Volfes groß 
ſein kann, weil er über nichts ald rohe Kraft zu verfügen hat und, je unumfchränfter feine 
Macht iſt, ein deſto größeres Maß materieller Mittel ihm zu Gebote fliehen wird, ebeniv kann 
ein herrſchendes Beamtenthum, welches von dem Geifte eined großen Negenten oder eines gro- 
den Staatömannes feine Schule und feine Richtung erhalten hat, in ſolchen Anfangsftadien 
der Geſellſchaft noch für lange mohlthätig wirken und vieler Zuftand die Bedingung der Ent- 
wickelung des Volks gewefen fein. Darum ift die Entftehung des burenufratifchen Geiftes viel- 
fach auf eine natürliche und gute Quelle zurüdzuführen ; fie mag der Reſt eines feinerzeit nüg- 
lien Abjolutismus fein. Aber wie mit dem Fortſchritt ver Geſellſchaft für ven Fürften ſich 
die Elemente jeiner Macht ändern, fo aud die Aufgabe der Beamten. _ 
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Auch England hatte feine Periode, in welcher ver Beamtenftand einen großen, civiliſirenden 
Einfluß ausübte. Nah der Organifation ded Landes durch Wilhelm den Eroberer waren die 
Sherifis im Namen und Auftrag des Königs die Gerichtsherren der Grafihaft; und groß muß 
ihre Macht geweſen fein, da fie ed vermochten, durch dieſelbe in dem Grafſchaftsgericht die 
Gerichtsbarkeit ver Krone zu erhalten, und das Übergewicht der feudalen Ariftofratie über das 
Königthum und über das Bauernthum, wie diefer Sieg in andern Feudalftaaten (in Frankreich 
und Spanien vorübergehend, in Deutſchland bis zuy gänzlihen Zerftörung des Königthums 
und Auflöfung des Reichs) errungen wurde, in England zu verhindern. Dieſer durch weiſe 
Einrichtungen des Grobererd unterflügten Macht der Sheriffs Fommt das Verdienft zu, daß in 
England die Stellung des Adels eine jo ganz andere geworben ift ald in Frankreich und Deutſch— 
land, daß er auf die Bahn geführt wurde, an die Spige der Intereffen aller Stände fich zu 
ftellen und auf Sonderrechte zu verzichten. Ald dann unter Eduard III. die Orafihaften über 
die Misbräuche und Übergriffe, welche ſich die Sheriffs zu Schulden kommen ließen, Elagten, fo 
wurde deren Amtögewalt in engere Grenzen gewiejen, und neben ihnen das unvergleichliche 
Inftitut der Friedensrichter in der Einzelftellung wie in den quarter sessions ausgebildet, 
melde fortan das Grafſchaftsgericht zu halten hatten; aber jhon war von den Ständen von 
England eine einflußreiche und dem Lande beilfame Stellung durch Zuſammenwirken errungen ; 
jener Fortſchritt ver Geſellſchaft Schon eingetreten, welcher der Negierung des Landes die thätige 
und ernfte Mitwirkung des Volkes werth machen muß. 

Der Staatöminifter von Schön, in dem befannten „Woher und wohin ?" jagt: „Woher der 
Ruf: allgemeine Stände!? So fragt ihr euch, jo fragt ihr andere. Fraget die Geſchichte, 
und fie antwortet: Friedrich II. fand ein ungebildetes, gevanfenlojes und kaum denkfähiges Volk 
vor. Zuerft aus feinem Geifte ging eine neue Gedankenwelt auf das Volf über, und die Madıt 
des Geiſtes machte jich geltend. Das Volk, hochbegeiftert von dem ideenreichen Könige, folgte 
ihm blind, wohin er es führte. Aber Licht entzündet Licht! Des Königs Ideen follten ins Le: 
ben treten; Staatsdiener mußten feine Befehle vollführen, und auch in ihnen machte ſich die 
Macht des Geiftes geltend; es gingen einzelne Strahlen von dem Glanze des großen Geiſtes 
auch auf fie über, Died gab der Dienerfhaft in ven Augen des Volks größere Wichtigkeit und 
höhere Bedeutung, als jonft vem Vollſtrecker höherer Befehl zu Theil wird.” 

Gewiß liegt in diefen Worten eine übertriebene Herabjegung jowol ded Volks damaliger 
Zeit ald des eigenen Verdienſtes der Staatsdiener. Gewiß waren die legtern nicht bloße Voll: 
ftredfer höherer Befehle, denn „Licht entzündet Licht“; fie waren felbjtihöpferiih in ihren 
MWirfungskreifen; und das iſt ed, was dem preußiichen Beamtenthune nod auf lange Zeit 
hin die Achtung, die Anhänglichkeit und Folgſamkeit dev Unterthanen, die zur Zeit Fried— 
rich's II. im allgemeinen in Deutichland auf niederer Bildungsftufe geftanden jind, erhal: 
ten hat; und nur fo ift erklärlich, was Schön fortfahrend weiter fagt: „Dieſer Abglanz des 
Heiligenfcheind des Königs mußte zwar vor dem immer heller aufleuchtenden Lichte ver 
Bolksbildung, vor dem fleigenden Gulturzuftande des Volkes immer matter zurüdtreien. 
Allein wie die Kirche an ihren Heiligen immerdar gern fejthält, ſo pflanzte ſich auch die Mei: 
nung jenes Abglanzes von Geſchlecht zu Geſchlecht fort, bis das preußiſche Beamtentreiben 
einen Höhepunkt erreichte, auf welchem — fo führt er weiter aus — die preufilche Be— 
amtenwelt über jich jelbit pas Ziel ibrer Aufgabe aus dem Auge verlor, des Wechſels der Zei: 
ten vergaß, und das Volk, bei zunehmender Gultur, ihrer Anmaßung überdrüfitg wurde.‘ 
Diefer Geſichtspunkt ift, an” die erwähnte Denkſchrift des Staatsminifterd von Shön an: 
fnüpfend, in einem Buchevon Karl Heinzen „Die preußiſche Bureaufratie” (Darmftadt 1845) 
in ver gehäfligften Weife gegen den preußifhen Beamtenftand ausgejponnen, als ſei diefer nur 
von einem und demſelben Geifte ver Reaction und der Feindſchaft, gleichſam ſolidariſch gegen jede 
Freibeitdentwidelung befeelt gewejen. Wie verleumderiſch dieſe Beihuldigungen find, die feine 
MWiverlegung verdienen, wie in Preußen Barteien gegen Parteien auch in dem Beamtenftande 
ftanden und fteben, und mit offenem Bijir für und gegen conftitutionelle Freiheit und Selbſt— 
regierung kämpfen — dafür liefert die neuefte Zeit die erfreulichiten Belege. Aber nicht in 
Preußen allein, auch in den meiften andern deutfchen Staaten war der Staatövienft nur ein 
hochgeachteter; das bejondere Verhältniß, unter dem er ed geworben, ift oben erörtert. Die zu 
große Neigung des deutſchen Volks, jich jeder, befonders jeder zu wohlthätigen Zweden jich ver: 
fündenden Autorität zu unterwerfen, hat weſentlich beigetragen, durdy Vorzug ver Beamten das 
Gebrechen der Bureaufratie zu erzeugen, und auch von dieſem Berbältnilfe gilt: „que ce sont 
les esclaves qui font les tyrans.‘ 
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Diele Klagen gegen Bureaufratie find alfo Symptome, daß die alten Formen der Verwal: 
tung, die zu beftinnmter Zeit dem Bildungsgrad des Volks angemeffen fein mochten, nun nicht 
allein abgelebt, fondern unerträglich geworben find; in materieller Beziehung, indem ein höhe: 
rer Orad von Selbitregierung des Volks und die Anerkennung feiner Faͤhigkeit dazu, in for- 
meller Hinficht, indem ein Gefhäftston von feiten ded Beamten, dem Unterthanen gegenüber, in 
welchem die Menſchen- und Standeswürde deſſelben ihre volle Beachtung findet, geforvert wird, 
und nicht ohne Nachtheil wird verweigert werben. Nicht jede Zeit erlaubt jeve Rolle, und felbft 
der große Friedrich würde die feinige heute nicht in der alten Weife durchführen wollen. Häufen 
fich vie Klagen, jo ift ein Beweis, daß die Symptome des Wechfels ver Zeiten nicht früh genug 
beachtet worben find. Die Stimme der wahren Volfövertretung gibt darüber das cunıpeten- 
tefte Urtheil. 

Zu 3) Die Klagen gegen Bureaufratie geben aus der veränderliden 
Verfaffung und Gejeggebung bervor. Haben ſich alfo Symptome fund gegeben, daß 
Ne hergebrachten Verfaſſungs- und Berwaltungszuftände den Bedürfniſſen des Volks nicht 
mehr entfprechen, dann ift e8 die Aufgabe einer weifen Negierung, Reformen vorzubereiten und 
die Gunft des Augenblicks zu benugen, welcher ihr geftattet, ſolche Reformen mit Gontinitität, 
Ruhe und Maß zu verwirkflihen. Glücklich dann der Staat, der fo beſchaffen, daß das Ge— 
fanımtleben des Volks gleihmäßig für folhe Neformen empfänglich, die Verfaffung folder 
Fortbildung fähig ift. Die Klage gegen Bureaufratie, wenn fie aus dem Verfaſſungs- und 
Verwaltungszuftande des Staats hervorgeht, allgemein und dann gewiß gerecht ift, entfpringt 
einem fortgejchrittenen Gulturzuftande des Volks, bei welchem ed die früher viefleiht nüß- 
lihe Bevormundung durch die Staatdverwaltung, bei welchem es das Aufſaugen des gefamm: 
ten gemeinjfamen Lebens durch den Staat, nicht mehr ertragen mag; ſich fähig fühlt, feine näch— 
ſten Angelegenheiten ſelbſt und beffer zu beforgen; nach einem größern Maß der Selbftregierung 
ich ſehnt. Im dem Artikel über Gentralifation und Selbitregierung des Volks werden wir, mas 
nah dem Zeitbewußtjein in diefer Beziehung gerechte Klage ift und gerechter Anſpruch fein 
möchte, näher beleuchten. Wir glauben, daß mit der Löfung der Frage über das zuträgliche 
Maß der Selbjtregierung des Volks, auf der Grundlage der freiern Gemeinde und der ſtändi— 
ihen Repräjentation des Volks, für den zu gemeinfamen Leben befähigten, überhaupt ftaats- 
fähigen Staat, der Hauptftoff ver Beſchwerde über Bureaufratie befeitigt werben kann. 

Das Maß der Selbftregierung ded Volks, im Verhältniß zu der Aufgabe ver Staatögewalt, 
— das iftja eigentlich der weſentliche Stoff für alle Verfaſſungen. Dennoch ift behauptet worden, 
die Klage gegen die Bureaufratie hänge mit der Verfaflung nicht zufammen. So diente aud 
in ver Bewegung des Jahres 1848 das Geſchrei gegen Bureaufratie zur Erleichterung vieler, 
die ſich nicht Rechenschaft zu geben wußten von dem, was fie ald Drud fühlten, noch von dem, 
was fie, um von ſolchem Drucke befreit zu werden, als Ziel ertreben follten. Und von andern, 
die das befler mußten, wurde in ſolches Halloh gegen Bureaufratie mit eingeftimmt, oder erft 
noch dazu aufgereizt, weil der ernitlicher gemeinte, wenngleich noch unbeftimmte Einheitöprang 
der Nation den närhften Intereffen mancher nicht zufagte, und es ihnen daher darum zu thun 
war, das über die Ziele feines unbeitimmten Dranges unklare Volk von der rechten Spur ab, 
und mit feiner damaligen Verbiffenbeit auf Gegenftände feiner Abneigung zu lenfen, die leichter 
faßlih waren, und die man feinem Zorn für eine Zeit lang mit geringerm Schaden, wie man 
meinte, preiägeben mochte. 

Aus ähnlicher Stimmung und Abficht ging auch die Brofhüre, Friedrich Rohmer's hervor, 
deren wir ſchon oben gedachten. Man leſe z. B. folgenden Eingang: „Im März dieſes Jahres 
konnte ich die Stimmung mit den Worten ra Alle Intereffen,, wie jehr fie fih auch 
durchkreuzen, treffen in einem Punkte zufammen, in ver Abneigung gegen die Bureaukratie. 
Der Adel mie der Bürger, der Bauer wie ver Gewerbsmann, die Induftrie wie die Kirche — 
alle wollten feine Bureaufratie mehr. Aber in ihrer Hand liegt das Steuerruder, und fie allein 
trifft in Diefem Augenblick, wo die Wellen über das Schiff jchlagen, der allgemeine Haß. ALS 
den einzigen Ausweg aus diefer Lage bezeichnete ich die Reform der Verwaltung, welche vor 
allem bedingt fei von einer neuen, moralifhen und volksthümlichen Organifation ver Polizei. 
Die Bolizei braucht praftiihe Männer — Männer mit offenen Augen, die das Herz auf dem 
rechten Fleck haben. Da gilt es nicht feine Nummern erledigen und im Gefhäftstritt bleiben, 
ob auch fingsum die Welt aus ven Fugen weicht, fondern fih ins Leben ſchicken, die Volks— 
bevürfniffe erfafien, mit Menschen menſchlich umgehen lernen. Wie das Schreiberivefen in der 
Juftiz gebrochen werden wird durch die Mundlichkeit und Offentlichkeit, fo wird es in der Ver⸗ 


216 Bureaufratie 


waltung gebrochen werben durch die Einrichtung einer wahren Polizei. Dieje Worte £lingen 
heute wie die bitterftc Ironie. Der Haß gegen die Bureaufratie ift in den legten vier Monaten 
erſt groß gewachſen, und der Punkt, an dem man ihn großgezogen hat, ift die Handhabung der 
Polizei. Die Belege für diefe Thatſache find in allen Theilen des Königreichs, vor allem aber in 
der Hauptftabt befannt. Und was wir erlebt haben, bat mehr oder weniger, wenn auch in 
verſchiedener Weife, jeder veutiche Staat erlebt.‘ 

Nun wollen wir fürwahr nicht beftreiten, daß die Organifation einer volfsthümlichen 
Polizei eine ſehr wefentlihe, in Deutſchland noch ungelöfte Aufgabe iſt. Wir geben ferner 
gern zu, daß eine Polizei, worunter hier die Thätigkeit des Polizeiperjonald verftanven ift, 
volksthümlich fein könne. Es wird dies durd die einſtimmige Anerkennung bewieſen, melde 
von Einheimischen wie Fremden ver londoner Polizei gezollt wird. „Die Bolizei ift da am 
populärften, wo fie aud dem uneingemweihteften Blicke als eine unabweisbare Nothwendigkeit 
fi) darftellt.” Aber auch in London ift diefe Polizei von fehr neuent Datum, und um fie zu 
haben, dazu gehören eben Mittel, wie jie nur in großen, reichen Städten aufgebradt werden 
fönnen. Wir glauben, daß die Volksthümlichkeit einer Polizei theils, wie bei jeder andern Ge: 
walt, durch den Charakter ver Quelle bedingt wird, von der fie ausfließt; theild duch die Aus— 
wahl des Beanitenperfonald, dem die Handhabung anvertraut wird. Wir gehen davon aus, 
daß die Lofalpolizei ein Zweig der Gemeindeverwaltung, und dap in jeder Gemeinde jo viel 
Einſicht und Umficht zu finden fei, ald die Handhabung der Polizei in der beftinımten Gemeinde 
erfordert. Je größer die Gemeinden, je wichtiger dadurch die Aufgabe der Polizei, um jo jiche: 
ver wird dann auch ein Perfonal, mit der erforderlichen Einfiht und Thätigfeit zur Löſung dieſer 
Aufgabe, in der Gemeinde jelbft zu finden jein. Den Gemeindebehörden die Lokalpolizei— 
verwaltung entziehen, jchliegt ein Mistrauensvotum ein, welches übeln Willen unter der ſtädti— 
ihen Bevölferung, folglid Oppojition erzeugt, deren Grade ſich nad) der eben herrſchenden poli— 
tifhen Stimmung richten, und wodurd zum voraus die Aufgabe dev Polizei erihwert, ihr 
Verhältniß zur Bevölkerung vergiftet wird. If die Gemeinde die Quelle der Polizei, und 
hat fie das Polizeiperfonal auszuwählen, jo wird jie ed aus ver Klaſſe entnehmen und ent- 
jprechend bejolvden, wie ed dem durchſchnittlichen Bildungsgrade ver Gemeinde entfpridt, und 
es wird im allgemeinen dann angenommen werden können, daß eine Gemeintebevölferung 
von ihrer Polizei fo wird behandelt werden, wie fie ed verdient. Werden desfalls Beſchwerden 
erhoben, jo ift die Hülfe zur Abftellung derſelben, bei einer freifinnigen Gemeindeordnung, wie 
ſie ſich bei folder Gemeindegewalt von jelbft verfteht, nahe. 

Dei alledem wird niemand verfennen, welde Übertreibung in der obigen Rohmer' ſchen 
Tirade liegt, die auf Rechnung der Volksſtimmung des Jahres 1848, der ih auch Männer wie 
Rohmer nicht entziehen fonnten, kommt. Biel wahrer jagt der Berfafler des Auffages: „Die 
fociale Aufgabe der Polizei” in der „Deutihen Vierteljahrsſchrift“, Jahrgang 1857: „Nein, 
in der That, die deutfche Polizei fteht dem deutſchen Volke näher, ald man gewöhnlich glaukt; 
oder jollte es fein Zeichen vertraulihen DVerhältniffes fein, daß aller gemüthlihe Spott des 
Volkswitzes ſich über fie ergießt, ohne doch weder ihre Autorität noch ihre Wirkſamkeit ernftlid 
zu untergraben; und follte e8 fein Zeichen guten Einvernehmens jein, daß das Publikum von 
diefer verfpotteten, vielverladhten und verhaßten Behörde alles Mögliche und noch einiges mehr 
verlangt?‘ . 

Aber wir haben oben der beiden Hauptgedanfen der Rohmer'ſchen Flugſchrift gedacht, und 
der zweite, deſſen Beleuchtung wir hierher verfchoben, war der: „Keine conftitutionelle Gin: 
richtung, fein Anftoß von unten, und feine conftitutionelle Verſammlung fann die Verwal: 
tung ändern, wenn bie Verwaltung nicht in jich felbft geändert wird.” 

Es tritt diefer Sag in der Flugſchrift mit einem gewiflen Anfprud auf; wir müffen aber 
darauf verzichten, einen tiefern Sinn darin zu finden. Wenn die Verwaltung wejentliche Voll: 
zieherin der Gefege ift, jo find Gefege die Grundlage ihrer Thätigkeit; die Verwaltung fann 
alfo durch Geſetze geändert werden; und wenn das in dem angeführten Vorderſatz hat in Ab- 
rede gejtellt werden follen, jo gefhah das irrig. Gewiß „conftitutionelle Verfanmlungen’ al— 
lein machen fein Gejeg, jondern find nur mitwirfend zur Gejeggebung; wenn aber unter einer 
„conſtitutionellen Einrichtung“ eine gejegliche Einrichtung oder ein Gefeg verftanden werben 
muß, To kann natürlich durd eine „conftitutionelle Einrichtung” die Verwaltung geändert 
werben, 

„Keine conftitutionelle Einrichtung““, meint Rohmer, „kann die Verwaltung ändern, wenn 
die Verwaltung nicht in jich jelbft geändert wird.” Diefer Sag ift entweder trivial oder falſch. 
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Wenn die Verwaltung geändert wird, jei ed durch Geſetz, conftitutionelle Einrichtung oder wie 
ſonſt, dann wird jie natürlich „in jich felbft’ und nicht außer ihr geändert. Soll’aber gegen ven 
Wortſinn damit gefagt jein, die Verwaltung könne nur durch ſich felbit, und darum nicht durch 
conftitutionelle Einrichtung oder Gefeg geändert werben, jo ift das falſch, wie in der Paraphraie 
des erften Satzes dargethan worden ift. Wir jind aljo zweifelhaft, was Rohmer mit dem an— 
geführten, gleihjam ald Paradoron auftretenden Sage hat jagen wollen? Wir müſſen nad 
dem ganzen Geiſt der Schrift vermuten, daß der Sag ein Mistrauensvotum gegen die Erfolge 
der parlamentarijchen Berfaffung enthalten und eine abgeſchwächte Neuauflage des befannten 
Verſes von Pope fein foll, worin er die Verwaltung über die Berfaffung jegt: 
On forms of government let fools contest, 
What ever best administerd, is best. 

Nur Staatdmänner, meint Nohmer, können den bureaufratijchen Geift breden, und deutlich 
genug bezeichnet er fi ald den Stautsmann, den man dazu berufen foll. Leider lit er aber nicht 
Mitglied ver bairiſchen Stände; er kann aljo feine ſtaatsmänniſche Befähigung nicht auf con= 
Ritutionellem Wege darthun und ſich durch ftändifche Wirkjamfeit zum Minifter vejigniren 
laſſen; ev beruft ji daher auf feine frühern Werfe, die ihm jegt eine traurige Genugthuung 
verihafften, und motivirt folgende Säge: 

„Man täujche jih alfo nicht: die Bureaufratie kann nicht Durch mittelbare Wirkungen, jie 
kann nur durd unmittelbare Umgeftaltung befeitigt werden. Ihr Sturz ift nicht eine von ſelbſt 
entipringende Folge der conftitutionellen Reformen, fondern er ift die Örundbedingung, von der 
die Verwirklichung diefer Reformen ausgeht.‘ 

„Es ift aljo die Neform von oben und nur fie, worauf es ankommt.’ 

„— Gänzlich unwahr ift es, daß die bloße Führung der Oppofition den Staatsmann macht. 
Staatsmann ift der Mann, der die Fähigkeit hat, jei es nun im großen oder innerhalb eines 
gewifien Kreifes, zu regieren.” 

„Die Monarchie entſchließe ſich, Staatsmänner an die Stelle der Buxraukratie zu ſetzen, ſo 
wird ſie gleichzeitig ſich, den dritten Stand und das Volk retten.“ 

‚Man frage nicht, woher Staatsmänner nehmen? Iſt einmal im Prineip und in der Ein— 
rihtung der ſtaatsmänniſche Beruf ald eigenthümliche Sphäre ausgeihieden von dem Beam: 
tenberufe, jo werden ji aud) die Menjchen finden, welche die Natur befähigt hat, diefe Sphäre 
auszufüllen u. |. w.“ 

„— ine wirklihe Regierung aber ift nur der Inbegriff der höchſten jtaatsmännifchen 
Kräfte einer Nation aus allen ihren Ständen, in und außerhalb der Verſammlungen.“ 

„Hat man jid denn wirflid ihon Mühe gegeben Staatömänner zu ſuchen?“ 

Da Rohmer ſchließlich doch auch der Meinung ift, daß das, was noth thue: die Einſchrän— 
fung der Staatögewalt auf die in ihrem natürlichen Wirkungskreis liegenden Gejhäfte, die 
Herftellung einer dem Bildungsgrade des beftimmten Volks entiprechenden Selbftverwaltung, 
d. h. aljo die Bejeitigung jenes Syſtems der Vielvegierung jei, jo wird er ungeachtet aller jeiner 
halb ſich widerſprechenden Außerungen aud einräumen müffen, daß dieſe Ziele nur auf dem 
Wege ver Öefeggebung erreicht werden fünnen, jo wünſchenswerth es gewiß dabei wäre, wenn 
die Initiative dazu von Staatdmännern ergriffen würde, die bann freilich fi bemühen müßten, 
auch dem Wolfe befannt, und von oben und unten in die Geſchäfte und in das öffentliche Ver: 
trauen eingeführt zu werben. 

Die Pope'ſche Sentenz zu widerlegen, ijt Gier nicht ver Ort. Die Hinweifung auf das be- 
ftebende Gebrechen der Bureaufratie, unter allen Formen und Verdienſten ver Verwaltung, 
vor und nach unvollfonnmenen Verfaſſungszuſtänden, ift die kürzeſte Antwort. 

Zu 4) Die Klagen gegen Bureaufratie finden in der Tradition der Ber: 
waltung, oder endlih nur in der zufälligen Individualität einzelner 
Beamten ihren Grund. In der Tradition eines alle Selbftregierung des Volks aus- 
ihließenden, aus der Verfaſſung des Staats hervorgegangenen Verwaltungsſyſtems liegen fol: 
gende, den bureaufratifchen Geift bezeichnende Gebrechen: 

1) Der Geift des Hochmuths, weldyer mit windiger bureaufratifcher Unfehlbarkeit ver 
Staatöverwaltung allein alle Weisheit und Intelligenz unterftellt, fehr im Widerſpruch gegen 
die häufig ich bewährenve Unkenntniß des wirklichen Lebens. 

2) In engem Zufammenhange damit fteht das häufig wahrnehmbare Widerftreben gegen 
ſtändiſche Wirkſamkeit, im Glauben, daß die Verwaltung allem gewachſen fei und es bejler 


verfiche. 
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3) Ein gewiffer corporativer Gigennug, indem der Dienft als Zweck betrachtet wird, 
während der Staatsbeamte nur Mittel fein ſoll Zwecke zu erreichen; und indem leicht ein Bor: 
wand gutgeheißen wirb, um Stellen zu ſchaffen, damit Perſonen untergebracht werben können. 

4) Die Thätigkeit der Bureaufratie ift ebenfo oft, alles Geiftes entbehrend, blos auf den 
Formalismus des Gefhäfts gerichtet, ald daß fie im entgegengefegten Sinne mit revolutionärer 
Rüdjichtslofigkeit ihre Zwecke verfolgt und jeder confervativen Inftitution fpottet. 

5) Sie ift ebenfo oft dem Schlenprian zugethan und der Bewegung abhold, als zu viel re: 

gierend, unnöthiger und ſchädlicher Weife in Lebensſphären eingreifend, die von der Verwaltung 
nicht berührt werben follten. 

6) Die übertriebene Gontrole hat, wenn nicht Fälſchung, doch Leichtfertigkeit zur Folge, 
womit namentlich das Tabellenweien von denen behandelt wird, welche an der Benugung ihrer 
Arbeit für reale praftifche Zwecke nicht glauben. 

7) Der bureaufratifchen Bequemlichkeit werden oft größere Intereffen untergeorpnet, wo 
die Verwaltung — mit Bewahrung vor allem ihrer Integrität — dienend, nicht herrſchend fein 
follte. Es ift beſonders dieſes Gebrechen der Bureaufratie, welches der Handeld- und Gewerbe: 
ftand in feinen Berührungen mit der Verwaltung ſcheut, und welches in den Hanfeftäpten we— 
nigſtens mit ald Grund geltend gemacht wird, ihrer Abneigung zum Eintritt in den Zollverein. 
Ein Artifel der augöburger „Allgemeinen Zeitung”, unter dem Titel „Nah Helgoland“ 
(Nr. 235, Beilage, 1858), gab dazu folgenden Beitrag: „Der eigentliche Kern ver handele: 
politifchen Eriftenz der Hanfeftädte liegt darin, daß bei der föderativen Gliederung des deutſchen 
Binnenlandes, gegenüber den mannichfahen anderweitigen Intereflen und politiihen Beſtre— 
bungen nothwendigerweiſe an der Küſte eine freie Beweglichkeit für Mr Handel erforderlich ift, 
wie fie nur in den fouveränen Stadtſtaaten Raum findet u. ſ. w. . . D Den adminiſtrativen Krei— 
ſen in den monarchiſchen Bundesſtaaten, in deren Hände jetzt durch die Umſtände eine ſo große 
Gewalt gelegt iſt, mangelt ein umfaſſender überblick über den ganzen ökonomiſchen Organis- 
mus von Deutſchlaud. Man darf dies nicht immer einem böfen Willen zufchreiben,, oder, wie 
gemeiniglih, dem Unverſtand beimeſſen; die Mafchinerie der Burraufratie hemmt mit ibrem 
Formenweſen und Inftanzenzuge den raſchen Entſchluß und die raſche That, womit allein 
durdgegriffen werden fann. So ſchleppen fih nothwendige Anoronungen durch die Jahre Hin, 
eine Foftbare Zeit vergeht, und wenn fie dann endlich zu Stande fommen, vermag es niemand 
mehr zu begreifen, daß ihre Durchführung ſich jo lange verzögern Fonnte.‘ 

Es wird allerdings eines längern Kampfes mit diefer Tradition bedürfen; einer firengen 
neuen Schule für höhere Auffaffung des Verwaltungsberufs gegemüber einem zur Selbftver: 
waltung übergebenden Volke, ver Gewöhnung an großartigere Verhältniſſe, wie fie die Fort: 
ſchritte der Induſtrie und die heutige Entwidelung des Handels erzeugen — des Vergeſſens, mo: 
möglich der Fleinftaatlihen Verbältniffe, damit dieſe Gebrechen allmählich abgeftellt werden 
fönnen. Dabei ijt zu bevenfen, daß mande als Gebrechen der Bureaufratie zu leichtfertig be: 
bezeichnete Vorkommniſſe im öffentlichen Dienfte, da diefer fiir untergeoronetere Functionen ſich 
auch untergeorbneterer, folglich ungebildeterer Berfonen bedienen muß, dem Öffentlichen Dienite 
unter allen Umſtänden anhängig bleiben werven, und die Klage über die insolence of office, 
melde Shafjpeare dem Hamlet in ven Mund legt, ift ebenfo auf englifhen Boden gewadhfen, 
wie die Beſchwerden über die Bequemlichkeit, Rückſichtsloſigkeit und wol auch Unhöflichkeit der 
Bureaur in Frankreich gewöhnlich find. 

Menn beichränfter Hochmuth, kaſtenmäßige Abfonvderung von ver bürgerlichen Geſellſchaft, 
Unfenntniß des wirflidhen Lebens und feiner Anforderungen, ftumpffinmiges Beharren in Ges 
Thäftögleife und gemohntem Schlendrian, der barſche Ton im fchriftlichen wie mündlichen Ver— 
kehr, wenn felbft die Form des Wohlwollens als eine in drückender Weiſe fih geltend machende 
Bevormundungsfuht auftritt, und alle dieſe ald Gebrechen der Bureaufratie jih kennzeichnen, 
jo können ſolche ſchlimmen Eigenſchaften wol durch den Geiſt des Verwaltungsſyſtems heran— 
gebildet, zur Übertreibung gebracht werben; fie prägen jtch aber doch immer als individuelle 
Mängel des einzelnen Beamten aus, welche hei dem einen mehr hervortreten, von denen der ans 
dere ganz frei ift. 

In der Wahl vorfichtig zu fein unter den Afpiranten zum Staatövienit, ift ein wohlfeiler 
Rath. Namentlich in großen Staaten, two die höchſten entſcheidenden Beamten von dem Urtheil 
anderer ſich müffen leiten laffen, ift es ſehr ſchwer Misgriffe zu vermeiden. Jeder Zug ein Bam: 
busrohr — mit ſolchen in die Augen fallenden Eigenschaften, die ven hinefifhen Bureaufraten 
empfehlen, treten bei unfern Gulturzuftänden die Afpiranten nicht auf; der Blick des Menſchen— 
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kennerd, Prüfungen und Vorbereitungsdienft ift alles, was einige, oft täufchende Anhalte- 
punfte bei ver Auswahl gewähren kann. — 

Wir haben verfucht, die Entftehung und Entwidelung des eigenthümlichen Charakters ver 
Behandlung der Staatdaufgaben von feiten der damit beauftragten Diener des Staats, welder - 
Gharakter unter der Bezeihnung des „‚bureaufratifchen” , und infofern er der ganzen Staats 
verwaltung oder ganzen Zweigen derſelben anhängt, ald „Bureaukratie“ gefcholten wird, unter 
Hauptgefihtspunfte zu bringen. Wir ſehen, daß derſelbe aus der Auffaffung der Staatsidee 
hervorging, wie dieje bei dem Ausgang des Mittelalters nad Überwindung des Feudalſtaats 
roh ſich geftaltete. Danach follte ver Staat die Aufgabe löfen, für die Erfüllung der Zwecke 
des geſellſchaftlichen Daſeins ver Menſchen, die zu der heutigen mit der fteigenden Gultur fort 
und fort ſich fteigernden Mannichfaltigkeit noch nicht vervielfältigt waren, in möglichſter Aus- 
dehnung zu jorgen; von ihm follten alle allgemeinen und lokalen gejelfhaftlichen Einrihtungen 
abhängen und auögehen, und durch feinen Willen und feine Thätigfeit belebt werden, welche 
durch das Zufammenfein der Menfchen in Gemeinden und jfonftigen Verbindungen zu gemein: 
ſchaftlichen Zwecken erforderlich ſind; und er follte feinen fo ſich zugeichriebenen Beruf allein 
durch jeinen Organismus, nämlicd durch die mehr oder weniger zahlreichen Agenten, die er 
mitteld defjelben in Thätigkeit fegt, unter eiferfüchtigem Ausſchluß aller, ohnehin von ihm mis- 
adhteter Mitwirkung des nicht im Anıte ftehenden Volkes erfüllen. 

Wir batten fodann bemerkt, daß die Entwidelung der Staatdidee gerade in Deutichland 
einen ganz andern Verlauf gehabt habe ald in den andern großen mittelalterlihen Feudalſtaa— 
ten. Es wurde hervorgehoben, wie in Sranfreih, England und Spanien die Staatsidee als 
erfte und hauptſächliche ftaatliche Aufgabe viejenige verfolgt hat, die Bedingungen ver Macht zu 
ihaffen, damit der nationale Beruf erfüllt werben fönne, und darum die Begründung und Be— 
feftigung einer einheitlihen Staatögewalt erftrebte, die aller nationalen Kräfte mit Allgewalt 
fih bemächtigte, damit aus diefer, fo unter einen einheitlihen Willen geeinigten Gefammtfraft 
mädtige Nationalftaaten erſtehen fonnten; wie dagegen in Deutſchland die Staatsidee der zer- 
fegenden Anſchauung und Richtung in die Hand. arbeitete, ald fei in den Territorien, in welchen 
vom Reich verliehene Hoheitorechte mit einer gewiflen Selbftänvigfeit geübt wurden, auch ver 
Staat fhon da, auf welchen die Staatdidee Anwendung finden müſſe, ſodaß viele bier, unter all: 
mäblicher vollftändiger Auflöfung des nationalen Einheitsbandes, die Kleinftaaterei in ibrer 
obnmächtigen Zerfplitterung begünftigte. AUS Kolge fahen wir, daß in den großen National: 
ſtaaten die Staatdidvee von Staatdmännern getragen wurde und baf jie ſolche erzeugte; der 
kleinliche Kampf aber des zur Lebensfähigkeit emporftrebenden jelbit größern Kleinftants, mit 
obnmächtigen Reiten früherer Selbſtändigkeit, einzelner Stände und Organismen, um dieſe 
widerftrebend zu einem Staatsganzen zu verbinden, ebenſo wie einen Mikrokosmus von Staat, 
jo auch einen Mifrofosmus von Staatdmännern erzeugen müfle. 

Die Täufhung, die darin lag, den Staat um fo mächtiger ſich vorzuftellen, je mehr er das 
gemeinfame Leben der Bürger unter feine Initiative, feine Beauffihtigung und Bevormundung 
flellt und die Sphäre der Staatöverwaltung erweitert, fand ihre Vervollftändigung in der 
übertriebenen Schägung ihrer eigenen Wichtigkeit von feiten der Staatsbeamten, und ift die 
hauptſächlichſte Quelle des bureaufratifchen Geijtes. 

Zwar bat ji, jo erfannten wir an, die Staatöverwaltung in derjenigen Ausdehnung ihres 
Berufs, die wir jetzt zur Zeit als eine Übertreibung deſſelben bezeichnen, unſtreitig Verdienſte 
erworben; als nämlich Adminiſtration überhaupt erſt eine Weſenheit wurde; die alten Einrich— 
tungen für die Selbſtverwaltung theils durch Misbrauch und Verkennung ihrer Stellung von 
ſeiten der dabei Bevorrechteten ſich abgenugt hatten, theils aus andern Gründen unbrauchbar 
geworden waren. Die Initiative von ſeiten der Staatsverwaltung für Verbeſſerung jo man— 
ber Zuftände, bat ſich in jener Zeit größerer Uncultur ver Bevölkerungen, während welcher dad 
Beamtenthum eine wirkliche Geiftesariftofratie darftellte, vielfach ald eine Wohlthat erwiefen, 
und die Dankbarkeit und das daraus hervorgegangene Vertrauen der Unterthanen zu dem 
ihrer jih annehmenden Beamtenftand bat jene Zeiten überdauert. Ald aber die Symptome 
niht wahrgenommen oder verfannt wurden, welche befundeten, daß das gemeinſame Leben 
der Menſchen im Staate theils zu vielfeitig fich zu geftalten beginne, um von der Jnitiative des 
Staatd und von feiner Bevormundung abhängen zu fünnen, theild die zunächſt Betheiligten 
ihre gemeinjamen Angelegenheiten beſſer felbft wahrnehmen würden; ald die im Beamten: 
Rande verkörperte Verwaltung aud dann nod ihre Geiftesariftofratie behaupten zu wollen 
den Anſpruch machte, ald die allgemeinere Bildung ded Volks diefen Vorzug jhon ganz in 
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Frage ftellte, da war die Zeit des Überbruffes mit der „Burenufratie” ſchon hereingebrodyen, 
mit allen nachtheiligen Folgen, welde in ver geſchmälerten öffentlihen Achtung feiner Beam: 
ten den Staat treffen, ehe der Staat noch vorbereitet war, der neuen Phase der Entwidelung ver 
Staatsidee Rechnung zu tragen. 

Robert von Mohl hat in der angezogenen Abhandlung ausgeführt, wie Staat, Bolf und 
Wiſſenſchaft in gemeinfamem Streben ſich vereinigen müßten, um bie nothwendige Hülfe zu 
ſchaffen, da der Staat die allgemeinere Misachtung feiner Diener nicht ertragen fönne. 

An der Wiſſenſchaft ift ed vorzuarbeiten und „die Fritifche Fadel zu tragen’ bei Beftim: 
mung der Aufgabe des Staats, damit dieſe nicht zu weit geſteckt fei über vie Grenzen deſſen Hin: 
aus, was der Staat nad) Möglichkeit Für das gemeinfame Leben der Bürger leiften kann. An 
ihr ift es, an der Hand der Erfahrung die Vorſchläge zur Neugeftaltung, namentlich in der Ric: 
tung zu prüfen, welches gemeinjame Leben und welches gemeinfame Intereffe füglich ſich jelbft 
überlaffen werden könne, ohne daß, wenn der Staat ji von aller Bevormundung oder nur Be: 
aufjihtigung deſſelben zurüdzieht, ein Staatsintereffe dadurch gefährdet wird; oder wo, mit 
Rückſicht auf die Zwecke des gemeinjamen Lebens und auf den purichnittlichen Bildungsgrad 
der dabei Betheiligten, eine ftaatliche Beauffihtigung und in welchem Umfange ferner nothwen⸗ 
dig oder wünfchenswerth erjcheinen möchte? 

Die meiften deutſchen Staaten haben feit längerer Zeit angefangen, die Betheiligung des 
Volks an der Geſetzgebung und an der Controle der Berwaltung ald eine ernfte Nothwendig- 
feit zu betrachten und im Gemeindeleben eine freiere Bewegung zu geftatten ; aber diefe Anfänge 
müffen durch die Wiſſenſchaft und das Leben, aus ven Quellen, aus denen die Öefeßgebung ferner 
zu ſchöpfen hat, gefördert werden. Aber auch, wenn die Gefeggebung ven Rüdzug vom Bevor: 
mundungsiyftem antritt, wird die Tradition deffelben vem Beamtenftand nod) längere Seit an: 
£leben, und es wird dauern, bis „durch den geiftigen Haud von oben‘, durch jorgfältige Aus: 
wahl der Beamten, Vereinfahung dev Geſchäfte, bis endlich durch ftvengen Befehl und gutes 
Beifpiel.die Gebrechen der Bureaukratie, die wir bezeichnet Haben, bi8 zu dem Grade werden 
überwunden fein, daß die Erinnerungen an vormals nur in vereinzelten Beifpielen individuel— 
ler Unvollkommenheit und Unverträglichkeit mit einem öffentlichen Amte noch auftauden. 

Aber alle Klagen fünnen nicht befeitigt werden; diejenigen werden bleiben, die aus der von 
der Geſetzgebung und dem Geift der Verwaltung unabhängigen, unvollfommenen Natur des 
Staats jelbit und jeinem Unvermögen ſich Herichreiben, der Staatsidee zu genügen. 

H.von Gagern. 

Bürger, ein Ausdruck, der im Laufe der Zeit jehr verfchiedene Bedeutungen erhielt und 
der theild mit der Entwidelung der Städte, theild mit der Ausbildung der Staatsverhältnifie 
zufammenhing. Urſprünglich wurden die in dem Schuge der Burgen ihren Wohnſitz habenden 
Einwohner Burgenses genannt.) Als allmahlic die Städte durch die Macht ihrer Bewoh— 
ner, durch glüdlihe Kämpfe wichtig für die Negenten, denen die Stadtbewohner durch ihren 
Reichthum und ihre Tapferkeit im Rampfe gegen den Adel dienten, durch kluge Herrſcher daher 
begünftigt, eine bejondere Gemeindeverfaſſung erhielten, wurde der Titel eines Städtebewoh— 
ners, der an allen ſtädtiſchen Privilegien theilnahm, bedeutend, und der Ausdruck Bürger 
bezeichnete einen jolden Bewohner. ?) Da die Stadt aud) aus vielen hörigen Leuten beftand, fo 
bediente man ſich aud) des Worts Bürger zur Bezeihnung aller Städtebewohner, welche nicht zu 
den Unfreien oder Hörigen gehörten. I) Mande Urkunden fpreden in diefem weiten Sinne 
von Bürgern ; allein häufiger bezeichnete der Ausdrud „Bürger“ eine engere, gefchloffene , be: 
vorrechtete Klafle?), und zwar wahrſcheinlich zuerft diejenigen, weldye auch als milites vor: 
famen oder zu den von früherer ?) Zeit her hochangeſehenen reihen Geſchlechtern gehörten ©), 
auf ähnliche Weife wie in den niederländiſchen Städten Die poorters die bevorrechtete Klaſſe ver 
Städtebewohner waren. ?) Da der Neihthum der Städte vorzüglich auf der fteigenden Blüte 
des Handeld und der Gewerbe berubte, jo war es begreiflih, daß diejenigen Stäbtebewohner, 
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welde zwar Gewerbe trieben und oft verächtlih als Handwerker 8) von den andern Bürgern 
getrennt wurden, ihre Macht fühlten und gegen ven Hochmuth der übrigen, die vorzugsmeife 
ih Dürger nannten, fih empörten. Die Handeld- und Fabrikherren, vie mächtigen Gilve- 
brüder erlangten es bald, daß auch fie Bürger genannt wurden; die Gold = und Silberarbeiter 
— ſchon als Künftler angefeben — blieben hinter ihnen nicht zurüd. Die Waffenfchmiede waren 
in den damaligen Zeiten viel zu wichtige Berfonen, als daß ihr Handwerk fie nicht geehrt hätte, 
und in manchen Städten, wo z. B. die Tuchmacherei oder Weberfunft ein Hauptnahrungszmeig 
ver Stadt wurde, oder wo die Bierbrauerei ind Große getrieben wurde, war e8 begreiflich, daß 
die Sitte ſolchen Perfonen, welche dergleichen für die Stadt wichtige und darum geachtete Ge- 
werbe trieben, ven Titel Bürger nicht verfagte, ſodaß zulegt der Ausdruck Bürger die Mit: 
glieder alter Geſchlechter, die Handeläherren und diejenigen umfaßte, melde zu den höhern 
Zünften gehörten, im Gegenfag der Handwerker 9) oder — wie fie auch in den niederländiſchen 
Städten genannt werden — der minores. 19) Nah der Verſchiedenheit ver Verhältniffe ver 
Städte — je nachdem für die Stadt eine® oder das andere Gewerbe wichtiger war — wurde 
nun der Ausdruf Bürger verfchieden angewendet. Dabei hatte er felbit wieder eine beſondere 
Bedeutung durh den Zuſammenhang ded Bürgerthums mit der Rathsfähigkeit. Da nämlich 
nur dieſe vorzugsweife Bürger Genannten rathsfähig waren und in diefer Gigenfhaft einen 
vorzüglichen Einfluß auf die Stadtangelegenheiten hatten, jo bezeichnete man häufig in den Ur: 
kunden die rathsfähigen Städtebewohner mit dem Worte Bürger. Als nun allmählich vie 
alten Zeichen ver Hörigfeit, z. B. Heirathszwang und Sterbefall, immer mehr in den Städten 
aufgehoben und dadurd aud die Hörigen von vielen Laften der Unfreiheit befreit wurden, 
ald die Handwerker in ihrem Gewerbfleiß immer mehr ihren Wertb fühlten und ihren Reich: 
thum vermehrten, ald ver Hochmuth und der Egoismus der bevorrechteten Geſchlechter ibre Be— 
fugniß, ausjhlieplic die Nathöftellen zu befegen, zur Herabwürbigung und Bedrückung ihrer 
Mitbürger misbraudten, empörte ſich das Freibeitögefühl gegen diefe Anmafungen. Be: 
fannt 1°) jind die Nevolutionen, welche im Mittelalter von den Handwerkern ausgingen, um 
vie Rathsfähigkeit ich zu erwerben. Der Sieg krönte die Beftrebungen, und von nun an war 
der Ausdruck Bürger die Bezeihnung aller berechtigten Mitglieder der Stadtgemeinde. Die 
Zahl dieſer Berfonen wurde vermehrt durch diejenigen, welche, zwar nicht in der Stadt woh— 
nend, die Erlangung des Bürgerrechts einer Stadt nachſuchten, woraus die fogenannten Aus— 
bürger 22), in ven Niederlanden buyten poorters !?) entftanden, von denen mande mächtige 
Adeliche, jelbft Fürften, für die das Bürgerrecht der Stadt deswegen wichtig wurde, weil zur 
Ausübung gewiſſer Rechte, 3. B. um Häuſer in der Stadt zu befigen oder um gewiſſe Gewerbe, 
3. B. Bierbrauerei betreiben zu dürfen, das Bürgerrecht nothiwendig war. Während auf dieſe 
Art der Ausdruck Bürger fih erweiterte und eine zahlreiche Klaffe umfaßte, entitand in den 
Städten eine neue Veranlaſſung, ven Begriff zu verengern und von Bürgern im engern Sinne 
zu fpredhen. Es gab nämlich viele Berfonen, welche ven Aufenthalt in der Stadt juchten, weil 
daran fich große Privilegien knüpften, während doch dieſe Perſonen die Erfordernijie zur Er: 
Iangung des Bürgerrechts nicht hatten, 3. B. nicht das nöthige Vermögen befaßen, oder jeit der 
Reformation nicht der Religion zugethan waren, welche in der Stadt gefordert wurde. Solche 
Verionen 14), die in die Stadt aufgenommen wurden und ein unvollfommenes Bürgerrecht ge— 
nofien, hießen Schugverwandte, Schugbürger, Beifaffen 1°), und die vollberechtigten Mit: 
glieder der Stadtgemeinde wurden Bürger im engern Sinne genannt. Seit dem 16. Jahr: 
bundert befam der Ausdruck Bürger eine neue Bedeutung. Durd die Bereinigung der Stände 
unter einem Geſetze, durch die Ausbildung der Landeshoheit entſtand die Anjicht, die Landes— 
gemeinde wie eine gefchlojjene Vereinigung zu betrachten und das, was von einer andern freien 
Gemeinde galt, auch ähnlich auf die große Landesgemeinde zu übertragen. Hier wurde es 
Sitte, Die vollberechtigten Mitglieder ver Landesgemeinde (Unterthanen) gleichfalls Bürger zu 
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Würtembergifches Privatrecht, 1. Thl., $. 337. 


222 | Bürger 

nennen, ſodaß nun eine zweifache Bedeutung des Worts entftand: 1) biejenige, nad) welcher 
Bürger foviel ald Staatsbürger bedeutet; 2) die, nach welcher Bürger foviel ald Ortöbürger 
bezeichnet. In der legten Bedeutung fommt e8 wieder darauf an, ob die alte Gemeindeverfaflung 
beibehalten iſt, nach welder man die Municipalverfaffung der Städte und Marktflecken von ver 
Berfaffung der Dörfer trennt 16), oder ob nad) dem Streben der neuern Zeit eine alle Gemein: 
den (alfo auch die Dorfgemeinden) umfaſſende Gemeinveverfaffung gefeglich eingeführt ift. 17) 
Iſt das erftere der Fall, fo bezeichnet Bürger nur das berechtigte Mitgliev einer Stadt: oder 
Marftiledengemeinde, im Gegenfage von Bauern; wo dagegen eine vollftändig umfaſſende 
Gemeindeordnung befteht, wird auch jedes Mitglied einer Gemeinde mit dem Ausdrucke Bürger 
(Gemeindebürger) bezeichnet. 

Die Bedeutung des Ausdrucks Bürger hat in neuefter Zeit immer mehr die zuvor er: 
wähnte Ausdehnung erhalten, vorzüglich je mehr im neuern Staatöleben das Streben ſich gel= 
tend macht, Mifhung der einft ſchroff ſich gegenüberſtehenden Stände und einer Gleichheit 
Aller vor dem Geſetz zu bewirken. Der Staat jollte eine Genoſſenſchaft fein, wie einft Die 
Gemeinde war, und wie unter dem Worte Bürger das vollberechtigte Mitglied der Gemeinde 
verftanden wurde, fo follte das Wort Bürger ven vollberechtigten Staatdangehörigen bezeich: 
nen. In Bezug auf diefe Anficht zeigte ih aber bald die Unklarheit und Vieldeutigfeit des 
Begriffe. Die Gefhichte der Entwidelung des Ausdrucks citoyen in der franzöſiſchen Gefeg=- 
gebung feit der Revolution ift belehrend. Während die declaration des droits de !homme et 
du citoyen von 1789 den Ausdruck francais und den von citoyen als gleichbedeutend ninımt 
und audjpridt: tous les citoyens, étant egaux devant la loi, sont egalement admis- 
sibles ä toutes les dignites, places et emploi, selon leur capacite; während die Gonftitution 
von 1791 die Iventität eines Franzoſen und eines citoyen anerkennt, wird von der assemblee 
constituante fhon eine Unterfcheidung von citoyens actifs und non actifs gemadt, und für 
den eriten gefordert, daß jemand Franzoſe, 25 Jahre alt, in einer Gemeinde Frankreichs 
wohnhaft jei, einen gewiſſen Betrag an Steuern bezahle, in ven Regiftern der Municipalität 
feines Wohnorts ald garde national eingetragen ſei und den Bürgereid geleiftet habe. Allein vie 
Männer der äußerften Linken fanden in diefer Unterfheidung eine ariftofratijche Erfindung, 
und die Gonftitution von 1793 erfannte jedem in Franfreich geborenen und Wohnfig habenden 
einundzwanzigjährigen Franzoſen dad Recht des citoyen francais zu. In den folgenden Ge— 
jegen wechjelten die Anſichten, und die constitution consulaire vom Jahre VIIL ftellte den 
Grundfag auf: tout homme ne et resident en France, qui age de 21 ans, s’est fait con- 
scrire sur le registre civique de son arrondissement communal et qui a demeure depui 
pendant un an sur le terrioire de la republique, est citoyen frangais. In diefem Sinne 
gewann die Anſicht, daß man ſtaatsrechtlich die Qualität francais von der deö citoyen trennen 
müſſe, und der Art. 7 des Code Napoleon deutet dies binreihend an. Übrigens weiß jeder, der 
dem Gange der franzöfiihen Rehtiprehung folgt, wie viel Streitigkeiten über die Grenzen 
beider vorkommen. (Laferriere, „Cours de droit public et administratif”‘, vierte Auflage, 
1854, T, 76— 95.) Nach dem Charakter der franzöfiihen Gemeinden, venen eigentlich Fein 
Gemeindeleben zum Grunde liegt, wonach die Gemeinde nur ein Fachwerk in dem Staatsbezirk ift 
und die Regierung nad) dem Grundfage der Gentralifation ihren mädtigen Einfluß übt, ſodaß 
jelbit der Gemeindevorftand nicht aus-freier Wahl hervorgeht (Raferriere, „Cours“, II, 615), 
hat der Begriff Bürger ald Mitglied der Gemeinde eine jehr geringe Bedeutung, und wie auch 
der Ausdruck eitoyen für Ortöbürger gebraucht wird, fnüpft fih daran noch die Vorftellung 
eines bevorrechteten Gemeindeglieds. 

Völlig verihieden davon iſt die engliihe Auffaffung, wo nad) der Abftufung der Stände 
der Ausdruck eitizen und burgess nur einen Ortöbürger bedeutet (Bowver, ‚‚Commentaries on 
the constitutional law of England‘, 6.482). Bei den Berleihungen ſtädtiſcher Cotporationg- 
rechte werden mayor und burgess bezeichnet ; allein durch die Umwandelung der Verhältniffe in 
den Stabten trat die Eigenthümlichkeit ein, daß die Zahl der eigentlichen Bürger fehr zufammen: 
ſchmolz, z. B. in Liverpool unter 165000 Ginwohnern nur 5000 Bürger vorfamen, (Gneift, 
„Daß heutige englifhe Verfaſſungs- und Verwaltungsrecht“, I, 627.) Durch die neue Städte: 
verfaſſung ift dies geändert, und jegt werden unter citizens und burgesses alle großjährigen 
Männer begriffen, welche als Gigenthümer oder Miether ein Haus, Waarenlager, Comptoir, 


16) 3. B. in Hannover, Preußen, Sachen. 
17) 3. B. in Würtemberg, Baden. 
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einen Laden in der Stadt oder 1%, Meilen im Umkreis haben und zur Armenfteuer abge: 
ihägt find. Für das, was wir Staatsbürger nennen, wird in England der Ausdrud citizen 
nicht gebraucht. 

In den deutihen Gejegen dagegen hat der Ausdruck Bürger noch immer die zwiefache Ve— 
deutung, infofern er entweder für Staatöbürger oder Ortöbürger gebraudt ift. Allein dur 
neue Verbältniffe ift manche Umgeftaltung erfolgt, zugleich aber auch vielfache Verſchiedenheit 
in den Bezeihnungen durch die Gejege der einzelnen Länder bemerfbar. Was den Ausprud 
Bürger ald gleichbedeutend mit Staatsbürger betrifft, fo wird im Gegenfag von Unterthan unter - 
Staatsbürger ein Unterthan verftanden, dem neben feinen politifchen Pflichten auch politifche 
Rehte zufommen. (Zöpfl, „Staatöreht”, II, 244, und Held, „Syſtem des Verfaffungs- 
rehtd”, 11, 547.) In einigen Gefegen, 3. B.in Baiern, kommt, verjhieden von dem Staats- 
hürgerreht, dad Indigenat vor, an welches nach dem Geſetze noch größere. politiſche Rechte als 
an das erftere gefnüpft jind (Zadhariä, „Deutſches Staatsrecht“, 1, 395). 

K.I.U Mittermaier. 

—— ſ. Krieg. 

Bürgerrecht wird wieder in verſchiedenem Sinne genommen, je nachdem man vom 
Staatsbürgerrechte oder von dem Gemeindebürgerrechte (Bürgerrecht im engern Sinne) ſpricht. 
Nach der erſten Bedeutung iſt das Staatsbürgerrecht der Inbegriff der Rechte, welche einem 
Unterthanen des Staats zuſtehen, wobei wieder nach Verſchiedenheit der Landesgeſetze Staatö- 
bürgerrecht im engern Sinne von dem Unterthanenrecht überhaupt (Indigenat) unterſchieden 
wird. Faßt man nun das Bürgerrecht in dem Sinne auf, wo es das Gemeindebürger— 
recht bedeutet, jo iſt es der Inbegriff Y gewiſſer Rechte, welche einem Mitgliede einer Gemeinde 
als ſolchem zuſtehen. Man unterſcheidet ein vollkommenes und ein unvollkommenes Bürger: 
techt; das letzte ſteht in den Städten, wo ein Unterſchied von Bürgern und Schutzverwandten 
sorfommt, ven letztern zu. Das Bürgerrecht begreift?) in ſich a) politiſche Rechte, b) privat⸗ 
rechtliche Befugniſſe. Zu den letztern gehört: 1) das Recht in der Gemeinde, welcher ver Bür— 
er angehört, feine Heimat und Unterhalt zu ſuchen und alle Gewerbe zu betreiben, infofern 
jemand die Erforberniffe nahweifen kann, welche nad) den Gefegen zur Ausübung eines bes 
Rimmten Gewerbed verlangt werden; 2) das. Recht, durch Heirath eine Familie zu gründen ; 
Ydas Recht ver Iheilnahme an den Bürgernugungen; 4) Recht auf die ftädtifche Gerichtö- 
barkeit, infofern ein befonderes Forum vor der Stadtobrigfeit für Bürger eingeführt ift; 
5) Recht der Theilnahme an ven Privilegien, welche den Bürgern einer Stadt verliehen find, 
B. in manden Orten ein privilegirtes Teſtament nad) den jtädtiihen Statuten. zu machen 
oder nicht wegen Schulden verhaftet zu werden; 6) Recht der Theilnahme an den ftädtijchen Stif- 
tungen; 7) das Recht, in der Gemarfung der Stadt liegende Güter zu erwerben; 8) das Recht 
der Marflofung, d. h. in einen Kauf einzutreten, wenn ein in der Öemarfung der Stadt liegen- 
des But an einen Fremden veräußert werden ſoll; 9) Redt, im Fall der Armuth aus Gemeinde: 
mitteln Unterftügung zu erhalten. Zu den politiihen Rechten gehören insbeſondere: das Recht 
ter artiven und pajliven Wahlfähigfeit zu Gemeindeämtern und. dad Net der Mitwirkung bei 
den Wahlen zur landſtändiſchen Vertretung. Nicht unpaflend ift ed, das wirfliche Bürgerrecht 
von dem angeborenen zu unterfcheiden. Jedes eheliche Kind eines Bürgers hat ein angeborenes 
Bürgerrebt 9), d. h. den Anſpruch, das Bürgerrecht in dev Gemeinde, welder ver Vater ange: 
hört (das uneheliche Kind folgt dem Bürgerrechte dev Mutter), zu erwerben. Sobald nun eine 
ſelche Perſon die im Gefege vorgejchriebenen Erforderniſſe nahweift, die zur Erlangung des - 
Lurgerreht8 gehören, erwirbt jie das Bürgerrecht; fie muß daher volljährig fein, den Beilg 
eines den Unterhalt einer Familie jihernden Vermögens oder Nahrungszweigs ausweifen, und 
wenn der Nahrungszweig, welchen der Bürger ergreifen will, gefeglih an beftimmte Erforder— 
nie gebunden ift, auch den Beſitz dieſer Erfordernijfe darthun, z. B. bei einem Gewerbe nachwei— 
ſen, daß man die nöthige Lehrzeit, Wanderjahre und anderes durchgemacht habe. Solange nun 
eine folhe Perjon, die das angeborene Bürgerrecht befigt, 3. B. der Sohn eined Bürgers, diefe 
Etforderniſſe nicht erfüllt, ift fie noch nicht wirklicher Bürger, hat daher nicht die dem Bürger 





I) Schilling’s Lehrbuch des Stadt: und Bürgerrechts in den deutichen Bundesftaaten (Leipzig 1830). 

2) Stellen in Mittermaier's Grundfägen des deutfchen Privatrechts, $. 68; von Würtemberg, 
Weishaar, I, 324; Bapifches Gefeg vom 31. Dec. 1831; Ausführliche neue Gefege über die Verhält- 
nme des Bürgerrechts Fommen in der Schweiz vor, 3. B. Züricher Geſetz von 1833. 

3) Badiſches Geieg vom 31. Der. 1831, $. 6. 
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obliegenden Pflichten, aber auch nicht die zuvor bezeichneten Nechte; vermöge ihred angeborenen 
Bürgerrechts hat fie aber das Recht des ftändigen Aufenthalts in der Gemeinde, die Befugniß, 
Liegenfchaften zu erwerben, und im Ball der Dürftigkeit Anfprud auf Unterflügung. Uber den 
Umfang des unvollfommenen Bürgerrehts (Beifaflenrehts) ift in den einzelnen Gemeinden 
große Verſchiedenheit, da alles wieder von den befondern Statuten und den Bedingungen ab— 
hängt, unter weldhen die Gemeinde dem Schugbürger die Aufnahme in der Gemeinde geben 
wollte. Im Zweifel #), wenn nichts anderes beftimmt ift, wird der Schugbürger nur von allen 
politifchen Bürgerrechten, ferner von dem Anſpruch auf den Genuß der Gemeindegüter, 3. B. 
an Gemeindewaldungen, ausgefhloffen; dagegen genießt er alle übrigen Nechte, insbefon: 
dere des freien Gewerbebetriebs, ſowie auch alle ftädtifchen Privilegien auf ihn anwendbar 
find. Die neneften Gemeindeordnungen haben mit Recht diefen Unterfchied von vollfommenem 
und unvolltommenem Bürgerrecht aufgehoben. d) Mehr darüber it in dem Art. Gemeinde 
anzuführen. | 

Ein nicht gleichförmig aufgefaßtes vielfach wichtiges Ver hältniß ift pas des Staatöbür:- 
gerrehtsund des Gemeindebürgerredtd. Das erfte muß ald das allgemeine, das zweite 
als das befundere Verhältniß angejeben werben, ſodaß ein Gemeindebürgeralle Rechte hat, die im 
Staatöbürgerrechte enthalten find, daß aber der Staatsbürger nicht alle jene Rechte hat, welche 
aus dem Gemeinderechte fließen; 3. B. e8 kann jemand ald Beamter in einer Stadt wohnen, 
ohne deswegen Anfpruch auf Wahlrecht in ver Gemeinde zu haben. Die Gejeggebungen haben 
das Verhältniß des Staatäbürgerrehtd und Gemeindebürgerrechts auf verſchiedene Weiſe auf: 
gefaßt: 1) entweder indem jie den Satz aufftellen, daß jeder Staatsbürger Mitglied einer Ge: 
meinde fein müſſe, und daß der Staat das Recht habe, einer Gemeinde Mitglieder zuzuweiſen; 
2) oder indem man die Gemeinde ald eine geichloffene Corporation betrachtet, von welder es 
allein abhängt, welche Mitglieder fie aufnehmen will, fodaß ihr niemand von dem Staate auf: 
gedrungen werben kann; 3) oder das Syitem beftebt darin, daß der Staat gefeglich gewiſſe Er: 
forderniffe bezeichnet, welche einen Staatsbürger berechtigen, die Aufnabme in eine Gemeinde 
al® Bürger zu fordern. Das erfte Syftem ift nicht zu billigen, weil der Grund, auf welchen 
man ed baut, nämlich der, daß die Gemeinden bloße Staatsanftalten feien, irrig ift, meil man 
die Güter der Gemeinde nicht als Stantögüter betrachten kann und ein Aufbringen vieler neuen 
Gemeindeglieder an eine Gemeinde große Ungerechtigkeit enthalten köͤnnte. Das zweite Syſtem 
ist die Folge einer engberzigen Abſchließung der Gemeinden, die im verderblichen Zunftgeift 
nur an die zu ihnen gebörigen Mitglieder dachten und, ängſtlich auf jeven Fortfchritt blicken, 
immer fürdhteten, dag die Einkünfte der bereit anfgenommenen Bürger dur nee Mitglieder 
beeinträchtigt und die Genüfle des Gemeindevermögend vermindert werden könnten. Am zweck⸗ 
mäßigiten ijt offenbar das dritte Syſtem, welches auch der badiſchen Gefeggebung von 1832 
zum Grunde liegt. Danach handelt die Gefeggebung nur im wohlverftandenen Intereffe der 
Gemeinden felbft und krwägt, daß dem Staatsbürger die Möglichkeit gewährt werden muß, von 
feinen Kräften denjenigen Gebraud zu machen, den er für den geeignetften hält, um feinen 
Wohlſtand zu begründen, daß er daher auch das Recht haben muß, jene Gemeinde zu wählen, 
in welcher er hofft nad dem Maße feiner Kenntniffe feine Fähigkeiten gut verwenden zu fönnen. 
Hinge ed nun von jeder Gemeinde ab, ob fie einen Bürger aufnehmen will oder nicht, fo fönnte 
es leicht dazu fommen, daß der tüchtigfte Gewerbsmann, welder 3. B. im Auslande mit allen 
Kortfhritten des Gewerbes ſich vertraut gemacht hat und alle Fertigkeiten der Ausübung des 
Gewerbes beftgt, nie Gelegenheit haben würde, feine Kenntniffe zu verwerthen, weil vielleicht 
in jeder Gemeinde diejenigen, deren Gewerbsarbeiten der Neuaufzunehmende betreiben wilf, 
aus Furcht vor der Überlegenheit feines Talents fih gegen feine Aufnahme fträuben möchten. 
Der Staat hat hier die Pflicht, den Staatsbürgern die Möglichkeit zu garantiren, auf die befte 
Weiſe von ihrer erlernten Gefchicklichkeit Nugen zu ziehen; er feßt foldhe Bedingungen der Auf- 
nabıne in einer Gemeinde feft, daß die legte jich nicht gegen Aufnahme von Perfonen beihweren 
ann, welche jene Erforverniffe befigen, z. B. wenn der Aufzunehmende bie in dem badifchen 
Bürgerrechtögefeg $$.18— 30 vorgefhriebenen Bedingungen beftgt, daher guten Leumund hat, 
einen beftimmten Nahrungszweig übt und ein gewilles Vermögen nachweiſt. Gine Berfon 
diefer Art fällt der Gemeinde nicht zur Laſt. Das Staatsbürgerrecht gibt nach dieſem Syiteme 
dem Staatsbürger das Recht, die Aufnahme in eine Gemeinde zu fordern, ſobald er die geſetz⸗ 


— — 


4) Mittermaier's Grundfätze des deutſchen Privatrechts, $. 69. 
5) 3. B. in Baden Geſetz vom 31. Dec, 1831 über Verfaſſung ver Gemeinden, $. 2. 
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lichen Bedingungen erfüllt. Weigert fi die Gemeinde dennoch, die Perfon aufzunehmen, fo 
muß der Staat den Staatsbürger fhügen und die Gemeinde nöthigen, denjenigen als Bürger 
aufzunehmen, von melden der Staat ſich nach geböriger Prüfung überzeugt hat, daß er die 
a Eigenſchaften befigt. 6) K. J. A. Mittermaier. 

ürgerſtand. Diefer Begriff hängt mit der Geſchichte ver Entwickelung der Stände zu⸗ 
jammen. Yın Mittelalter zerfiel die altgermaniſche Einheit des Volks in Vereinigungen ver: 
ihiedener Genoffenichaften, von welchen jeve nach ihrem eigenen Rechte lebte, und jeder, der in 
eine ſolche Genoflenfhaft aufgenommen war, auf den Schuß feiner Genoſſen rechnen konnte, 
gewifte Rechte in der Corporation genof und nur von feinen Genoffen gerichtet wurde. Jede 
jelhe Genoſſenſchaft bildete einen Stand, und in diefem Sinne !) bemerkt man im Mittelalter 
1) einen Stand der Dynaften (Herrenftand, aus welchem väter der hohe Adel hervorging); 
2) einen Stand der Ritter, nach Nitterrechte lebend ; 3) Stand ver Lehnsleute; 4) Stand der 
Dienftleute; 5) Stand der Geiftlihen; 6) Stand der Gemeinfreien, die nach dem Volksrechte 
lebten, in den Volksgerichten ala Schöffen jagen und dort gerichtet wurden. ?) Diefer Stand 
ver Gemeinfteien,, welche das eigentliche Volk ausmachte, umfaßte früher ebenfo wol die freien 
Landeigenthümer als auch die Bewohner ver Städte. Als allmählich die Städte eine vollfländige 
Nnnicipalverfaffung erhielten, duch Privilegien ausgezeichnet wurden, als bie Bewohner der 
Städte nicht mehr auf den allgemeinen Volksgerichten zu erfcheinen nöthig hatten und ihr eige: 
nes Schöffengericht erhielten, ald in den Städten ein eigenes Recht, angemeſſen den ſtädtiſchen 
Berhältniffen, durch Gewohnheitsrecht im Gegenfage des gemeinen Landrechts, als Weichbild⸗ 
oder Stadtrecht ſich ausbilvdete, als der Ausdruck Bürger ein Ehrenname wurde, welcher das 
vollberechtigte Mitglied der Stadtgemeinde bezeichnete, erhielt der Begriff von Bürgerftand eine 
Bedeutung, infofern er die Perſonen umfaßte, welche vollberehtigte Mitglieder von Städten 
waren und als ſolche nach dem Stabtrechte lebten, die Privilegien genoffen, welche ven Städten 
serlieben waren, und von den übrigen Genteinfreien unterfchieven wurben. Je tiefer der einft 
ehrwürpige Banernftand fanf, je mehr ver Druck der Zeit die Gemeinfreien nötbigte, in Ab— 
bangigfeit von andern zu treten, deſto mehr wurde die Bezeichnung Bürgerftand wichtig. Auf 
ven Landtagen erichienen fpäter oft nur die drei Stände — Adel, Geiftlihe und Bürger. Bei 
dem Durch Die Geſchichte bezeugten Streben der Herrfcher, allmählich die verſchiedenen Genoſſen- 
haften ihres Landes in eine Staatsgenoſſenſchaft zu vereinigen und unter ein Landesgeſetz zu 
fellen, blieb der Bürgerftand, infofern er die vollberechtigten Mitglieder der Städte (und der 
ihmen gewöhnlich gleichgeftellten Marktflecken) umfaßte, noch wichtig, da die Städte auf den 
Landtagen den Bürgerftand repräfentirten, da die Bürger ald Städtebemohner vor den übrigen 
Untertbanen mannichfaltige Vorrechte genoffen, da insbeſondere in den Städten allein eine 
vollftändige Zunft= und Gewerbeverfaflung ftattfinden fonnte, manche Gewerbe auf dem Lande 
gar nicht betrieben werben durften, und da die Statuten der Städte viele den Städtebewohnern 
allein verliebene Freiheiten enthielten und felbft das ſtädtiſche Privatrecht vielfach von dem übri— 
gen Landesrechte abwich, indem z. B. in den Städten oft ehelihe Gütergemeinfhaft galt, die 
auf dem Sande nicht ftattfand. So umfafte der Bürgerftand diejenigen, welche in Städten oder 
Marktflecken das Bürgerrecht genoffen, im Gegenfage derjenigen, welde auf dem Lande wohn: 
ten, fomie der übrigen, welche zwar in der Stadt wohnten, aber entweder dem Adel oder der 
Geiftlichfeit, dem Beamten- oder Militärftande angehörten und in der Stadt nur als Ein- 
wohner galten, bei welchen die Rechte und Pflichten der Gemeindebürger feine Anwendung 
fanden. In den gefellfhaftlihen und politiihen Verhäftniffen aber bildete ſich allmählich eine 
harte Scheidewand zwifchen dem Adel-, dem Beamten-, dem Militär = und dem Bürgerftande. 
Mande Vorrehte wurden nur von den höhern Ständen in Anſpruch genommen, bie der Drud 
der Bevorrechteten den wohlhabenden, gewerbfleifigen und feine Winde und Kraft fühlenden 
Bürger erbitterte. Cine neue Anſicht, in welcher der Bürgerftand den jogenannten dritten 
Stand und dieſer die eigentliche Nation bedeutete, entftand, und der Ausdruck Bürger wurde 
nun die Bezeihnung ver vor dem Geſetze gleihberehtigten Staatöbürger. Je mehr die ver: 





6) Richtige Bemerkungen ın Chriſt, Das badiſche —— in der Einleitung, S.41—43. 

1} Mittermaier's Grundſätze des deutfchen Privatrechts, $. 44. [ER E 

2) Über die Gefchichte der Staͤnde f. de Gourcy, Abhandlung über Freiheit und Leibeigenfchaft, Adel 
und dritten Stand, überfeßt von Ofterlei (Göttingen 1788); Putter, Vom Unterichiev der Stande in 
Deutichland (Göttingen 1795): Hüllmann, Geſchichte des Urſprungs der Stände in Deutſchland (Frank— 
rart 1806; zweite Ausgabe, 3 Thle., Berlin 1830). 
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ſchiedenen Stände ineinander floffen und eine wahre ſtaatsbürgerliche Gleichheit vor dem Ge: 
fee jih ausbilvete, deſto mehr verlor der befondere Bürgerftand feine Bedeutung. Man ſprach 
von einem Bürgerftand, der diejenigen Staatsbürger umfaßt), welche nad ihrer Geburt 
weder zum Adel noch zu dem Bauernftande gerechnet werden können; allein in diefem Sinne 
umfaßt ver Bürgerftand fo verfäpiedene Arten von Staatöbemohnern, daß von einer befondern 
Genoſſenſchaft (ihre allgemeine Genoſſenſchaft befteht in der Gleichheit des Unterthanenverhält- 
niffes) derfelben nicht die Rede fein kann. In einem engern Sinne wird der Bürgerftand *) 
aber noch gebraucht zur Bezeihnung derjenigen, welde durch ihr Verhältnig ald Bürger von 
Städten befondere Rechte geniepen, die andern Staatsunterthänen nicht zuftehen. Die in 
Bezug auf die Städtebewohner in manden Landesgejegen aufgeftellte und von einigen Schrift: 
ftellern 5) behauptete Unterſcheidung eines höhern und nievern Bürgerftandes, infofern man 
gewiffen Bürgerflaffen (Honoratioren) Vorrehte vor den übrigen Bürgern zuſchreibt, be- 
ruht auf Misverfländniflen und ift beveutungslos, da die Rechte aller Bürger vor dem Geſetze 
glei find. ©) 

Betrachtet man die Bedeutung des Bürgerftandes in focialer, politifher und national: 
dfonomifcher Hinſicht, fo kann nicht verfannt werden, daß eine große Umgeftaltung erfolgt ift, 
daß man biefen Stand nicht mehr wie früher in einem ſchroffen Grgenfage zu andern Ständen, 
insbejondere zu dem Bauernftande auffallen darf. Auf einer Seite find viele Vorrechte, melde 
einft andere Stände hatten, z. B. der Adel, weggefallen, und der Grundſatz der Gleichheit aller 
Staatdangehörigen vor dem Gejege fommt immer mehr zum Siege; zugleich ift aber auch der 
Gegenjag von den Bewohner der Städte und dem des flachen Landes immermehr verſchwunden, 
je allgemeiner die Bildung ſich verbreitet, je mehr alle Vorrechte, die durch Privilegien und 
Statuten die Städte erlangten, weggefallen jind, je mehr auch auf dem Lande manche Perfonen 
ihr Intereile fanden, dort ihre Gewerbe zu betreiben, ſodaß eine VBerfhmelzung der Bewohner 
der Städte und des Landes in Eine Klaffe der Staatdangehörigen allmählich fi bildet, und der 
alte Bürgerftand feine Bedeutung mehr als ein durch befondere Nechte vor andern Ständen aus— 
gezeihneter Stand hat. Ungeadhtet der Richtigkeit diefer Auffaflung darf eine andere Seite der 
Betrahtung, wodurd dem Bürgerftande im Verhältniß zu andern Ständen eine jelbftändige 
Bedeutung gebührt, nicht gering geachtet werden. In focialer Beziehung wird ed wichtig, 
daß regelmäßig in dem Bürgerftande in Städten ji ein höherer Grad von Bildung ent= 
wideln muß. Schon die zu manden Gejhäften, etwa zum Handel erforderliche Vorbereitung 
und Ausbildung, z. B. durd Erlernen von fremden Sprachen, felbft die nach der ſteigenden 
Bervolllommnung mander einft nur handwerksmäßig betriebenen Gewerbe jegt geforderte 
Bildung, die Gelegenheit, welche in Städten das Zufammenleben mit Berfonen höherer Bil: 
dung, die Benugung der Preſſe, ver Austaufch ver Anfihten zur weitern Ausbildung gewähren, 
der dadurch gewedte Sinn für Lectüre geben dem Bürgerftande die Stellung gebilveter Per— 
fonen, unter denen jih dann aud regelmäßig ein mehr lebendiger Sinn für öffentliche An— 
gelegenheiten, eine Theilnahme an dem Staatöleben entfaltet. Zu bevauern ift nur, daß häufig 
der vornehme Bürgerftand (Kaufleute, Apotheker, Fabrikanten) in den Städten an den Adel, 
an Beamte, Gelehrte in gejelligen Berhältniffen ſich anihließen, von den übrigen Bürgern, 
den mehr Handwerftreibenden, ji abfondern, und dadurd nicht felten in der Gemeinde eine 
Berftimmung und felbft eine bei Wahlen hervortretende Parteiung herbeiführen, die vielfach 
nicht blos im Gemeindeleben, jondern aud ald Hinderniß für das Zuftandefommen mancher 
wohlthätigen Vereine in Verhältniffen wirft, wo eine gemeinfhaftliche Thätigkeit aller Ge: 
meindeglieder etwas Erjpriepliches hätte erzeugen können. Der Bürgerftand kommt auch in 
politifher Beziehung in Betrachtung, inſofern der eben vorher gefchilderte im Bürgerftande 
bemerkbare höhere Grad von Bildung, die leichte Möglichkeit, alle Ereigniſſe des öffentlichen 
Lebens zu beobadten, das durch den Auffhmwung der Gewerbe bewirkte Selbftgefühl in den 
Bürgern eine Selbftändigfeit, welde weniger durd Beamte eingefhüchtert werden kann, und 
eine Theilnahme an öÖffentlihen Angelegenheiten hervorruft, die bewirkt, daß der Bürger 
mehr zur Oppofition gegen dad, was er für Unrecht hält, zur Erfenntniß der Wohlthaten ver 


3) 3. B. im Preußifchen Landrecht, Thl. II, Tit. 8, $. 1 

4) Mittermaier's —. bes beutjchen Privatrehts, $. 67a.; Maurenbrecher, Lehrbuch des 
beutichen Privatrechts, II 

5) 3. 3. Eichhorn, Deutiches ———— S. 196; Gründler, Polemik des germaniſchen Rechts, 
1, 137; Maurenbrecher, 1. c., ©. 80% 

6) Mittermaier's Grundfäge, $. — .; Weishaar, Würtembergiſches Privatrecht, 1, S. 397. 
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Freiheit und fo zu einem gejeglichen Kampfe für Fortſchritte geeignet und geneigt ift, während 
bei dem Landmann mehr ein confervativer Sinn fi begründet, indem, wenn aud) durch bie 
Hebung der Landwirthidhaft immermehr auf dem Lande intelligentere Grundeigenthümer vor= 
fommen, dennod die in den Städten dargebotenen Mittel der höhern Ausbildung fehlen, die 
ununterbrochen anftrengende Thätigfeit fordernde Arbeit Feine Zeit läßt, den Ereigniffen der 
Zeit und dem Gange ver öffentlichen Angelegenheiten zu folgen, ſodaß eine gewiſſe Gleichgültig— 
feit gegen das öffentliche Leben, eine leichtere Möglichkeit für Beamte, auf Landleute zu wirken, 
unter den Landeigenthümern bemerfbar wird. Die Richtigkeit diefer Beobachtung bewährt fi 
auch ferner, wenn man da, wo Geſchworenengerichte beftehen , die Art der Auffaffung der Ver: 
bältniffe dur Bürger ald Geſchworene mit der von feiten der Kandbewohner vergleicht. In 
nationaldöfonomifher Hinſicht hat aber der Bürgerftand eine hohe Bedeutung infofern, 
ald er die Intereffen der Induftrie vertritt, wichtige Hülfsmittel eröffnet, der Sorge des 
Staats eine eigenthümlie Richtung gibt, während der Landmann die Intereffen der Land: 
wirthſchaft vertritt, dadurd eine Hauptquelle des Nationalrelhthums eröffnet, weshalb eine 
serftändige Regierung auf eine dieſen Verhältniſſen entſprechende Weife thätig fein muß. 
Daraus erflärt ih au, warum der Bürgerftand die Aufgabe hat, wichtige Einrichtungen 
durch Affociation zur Belebung der Induſtrie in das Leben zu rufen, während die Affociation 
der Kandeigenthümer in ihrem Kreije wohlthätig wirfen fann. K. J. A. Mittermaier. 
Bürgertugend und Bürgerfinn, insbejondere auch ihr Verhältniß zur reli— 
giöfen und Familientugend. Bürgertugend und Bürgerjinn find Tugenden der Men: 
ihen, welche ſich zunächſt auf ihre wichtigſten Genoffenfhaften beziehen. Wir aber beziehen 
diejelben hier zunähft nur auf den heutigen allgemeinen Begriff vom Bürger, nämlid von 
Staatöbürgern, nicht auf den engern von Stadt: vder Ortsbürger. Zwar überjehen wir keines— 
wegs das große Verbienft der germanischen Städte und ihrer Bürger, daß in ber fauſtrecht— 
lichen feudalen Auflöjfung des Staats im Mittelalter die gemeine Freiheit, ja faft alle ftaatliche 
Bildung und der Begriff vom Staatöbürgerthum ji in die Städte flüchteten und in ihnen ſich 
neu ausbildeten, daß die Städte und ihre bürgerlihen Ordnungen das Hauptverbienft bei ver 
Wiedervereinigung und neuen Ausbildung der Staaten hatten. Deshalb ftammt ja fogar 
unfer heutiger Name Bürger von jenen altgermanifhen Burgenfes over Stabtbürgern. Auch 
baben ſicherlich die Bürger deutſcher Städte in Gemeinfinn und Opferbereitwilligfeit, in Unter: 
nehmungöfraft und in jeder Art von patriotifcher Tugend zunächſt für ihre Vaterftadt, dann 
aber auch für das Reih und Reihsoberhaupt und fpäter aud für die Landesfürften vielfach die 
berrlichften Mufter aufgeftellt. Enplid findet au in Beziehung auf unfere heutigen Städte 
und ihren Stabtbürgerftand noch immer der Begriff Bürgerfinn und Bürgertugend feine An— 
wendung. Und es iſt eine der wichtigſten politifchen Aufgaben, fie auszubilden, zu fräftigen 
und zu erhalten. Sie werben jih von da dem größern Gemeinwefen des Staats mittheilen. 
Und, obwol die Stadtbürger durch höhere Bildung und lebhafteres Gefühl der Zeitforderungen 
und durch ihre überwiegend republikaniſche Verfaſſung sorzugsweije das Bedürfniß conftitu- 
tioneller Staatdordnung empfinden und vertreten oder, wie man oft fagt, das Element der 
Bewegung, fo ftügten jie do jhon früher auf Reichs- und Landtagen zugleich das monardi= 
ide Element, und ihre Bedürfniſſe des ſtädtiſchen Gemeinweſens, der Blüte des Handels und 
der Induftrie geben noch heutzutage um jo beflere Bürgfchaften gegen revolutionäre und radi— 
sale Richtungen, je mehr man ihnen durch wirklich freie ftädtifche Verfaflungen wahres Gemein— 
wefen und Gemeinjinn läßt und befördert. Überhaupt aber begründen die ſtädtiſchen Ver— 
faſſungen, wo ihnen nicht die nöthige Freiheit vorenthalten oder durch bornirte Junferei wieder 
geraubt wird, heute noch vorzugsweiſe die befte praftifche Schule der politifhen Bildung für 
dag größere Gemeinweſen, in welden ſich ja in größern Kreifen analoge Verhältniffe und Bes 
dürfniffe ergeben wie in den Eleinern Gemeinwefen. Die große politiihe Kunft, Ordnung und 
Freiheit innerlich zu verbinden, dieſe lernt ſich im ftäbtifchen Leben. Daffelbe gilt — zumal 
wenn fie allmählih mehr Übung und Bildung haben werden — von unjern Landgemeinden 
und den Provinz= und Landrathövereinen; ſodaß, wenn wir nah dem Borbilde Englands 
unfere repräfentativen Staatöverfaflungen und ihre Wahlen fomweit thunlic und heilfanı auf 
Gorporationen oder Stände gründen wollen, wir doch vorzugäweife auf die Gorporationen 
der Städte, dann aber auf die der Land- und Provinggemeinden zurüdgeführt werden. Die 
verſchiedenen Gorporationen, welde im Mittelalter an die Stelle des ftaatlihen Gemeinweſens 
traten, welche deffen allgemeine genoſſenſchaftliche Einheit und Regierung auflöften, find natür: 
15” 


928 | Bürgertugend 


lich nicht die geeigneten Grundlagen der Herftellung eines allgemeinen freien ſtaatsbürgerlichen 
Gemeinweſens; nameutlich nicht die nach Faftenmäßiger Abſonderung und nad Privilegien 
oder vorzugsmeifen und ausfchlieglihen Sonderrechten gierigen geiftlihen und abelihen Corpo— 
rationen. Und der etwas nebelhafte Begriff von Kehr-, Wehr- und Nährftand, den ganz neuer- 
dings eine preußiſche Stimme ald Stände an ihre Stelle ſetzen wollte, begründet und bezeich- 
net nicht irgend Scharfe Standesunterſchiede, wie fie jene miittelalterlichen Stände hatten. Diefe 
3.B., die Staptbürger, Ritter, Geiftlihen unterſchieden ſich in vierfacher Beziehung: 1) gefchäft: 
lich oder nationalökonomiſch ſogar durch ausſchließliches oder privilegirtes Lebensgeſchäft; 2) cor⸗ 
porativ durch geſchloſſene Einigungen für ihre gemeinſchaftlichen Sonderintereſſen; 3) politiſch 
durch ſtaatlich anerkannte beſondere Rechte; endlich 4) ſocial durch eigenthümliche Bildung und 
Stellung im geſellſchaftlichen Leben. Unſere jegigen Ständeverhältniſſe dagegen, ihre und bes 
angeblichen Lehr, Wehr und Nährftandes einzelne Glieder gehen überall ineinander über und 
unterfcheiden fich oft Faum in einem diefer vier Punkte etwas mehr voneinander, fo fehr find 
wir zu der altgermanifchen Einheit des Standes der Freien zurüdgefehrt. Und von unfern 
Bereinen find nur die politiſchen Gorporationen der Städte, Gemeinden, Provinzen für den 
politifchen oder Staatdorganigmus unmittelbar tauglid. Die Grafichaftövereine, worauf 
nächſt den Städten die ganze englifche corporative Grundlage der Verfaffung beruht, find in 
unferm Deutfchland leider durch den Feudalismus gänzlich zerriffen worven. Die Junferei 
aber, vie bei und im Haß gegen die conftitutionelle Verfaffung das große Wort für corpo- 
rative Staatöverfaffung führt, wirkt ihr auch jegt noch gerade dadurch entgegen, daß jie in 
ihrem Unverftande noch immer die Haller'ſche fauſtrechtliche Staatsauflöſung als ihr Ideal ver- 
folgt und fih im völligen Widerſpruch mit der englifchen Ariftofrarie aus den Gemeinveyer: 
faffungen ausfcheidet oder in denfelben abjondert und über jie gebieten will, überhaupt durch 
Kaftengeiit und Privilegienhunger von Gemeingeift und Bürgertugend ſich losſagt. Doc 
hoffen wir auch auf ihre allmähliche Höhere Bildung. Alsdann wird fie wie der englifhe, der 
belgiſche, der ſardiniſche, ver fpanifche Adel diefen abgeſchmackten Kaftengeift und Privilegien- 
hunger, diefen Reft des alten Naubritterthums vertaufchen mit dem Streben nad) wahrer Ari— 
ftofratie (oder ariftofratiihem Mitregieren), welche aber heute durch das Öffentliche Vertrauen 
und feine Wahlen bevingt find. Dann wird fie, endlich von der altfauftrechtlihen Roheit be- 
freit, ihren Haß gegen freie Staatsverfaſſungen, Städte, Gemeinden und induftrielle Beftre: 
bungen aufgeben und, fo wie der englifche Adel, durch Mitgliedſchaft und patriotifhe Wirkſam— 
feit in den freien Stabt= und Gemeinde= und Graffhaftsverfaffungen an Gemeinſinn und 
Bürgertugend theilnehmen. Alddann erft wird der fauftrechtlihe Krieg des Mittelalters glüd- 
licher beendigt fein ald durd den jafobinifhen Vernichtungsfrieg gegen den Adel und gegen das 
durch fie compromittirte und verhaßt gemachte Königthum und als die ebenfalls das bürgerliche 
Gemeinwefen vernichtende tyranniſche Bureaufratie. 

Der Adel, der diefe verderblihen und gefährlichen Kämpfe begann, hat die nächſte Ver: 
pflihtung und Möglichfeit, fie, Ähnlich wie in England, zur Rettung des Vaterlandes und 
jeiner Eriftenz envlich zu befeitigen. Nur mit bürgerlihem Gemeinwefen und mit dem Stre- 
ben nad) feiner Herftellung ift Bürgerfinn und wahre allgemeine Bürgertugend möglich. 

Diefe felbft aber find die herrlichften Blüten menſchlicher Cultur und die Lebenskraft ge: 
funder Staatöverhältniffe. Alle politifche Kunft und Verfaſſung, alle Weisheit für eine ge: 
rechte und glückliche Beftimmung und Erhaltung der bürgerlichen Gemeinwefen, der bürger— 
lihen Verbältniffe und Nechte ift umfonft, ohne Bürgertugend, ohne das, was ihre beiden 
Hauptbeftandtheile find: Bürgerfinn und Bürgermuth. Diefe erfranfen und erfterben ohne 
fie. Sie fallen übrigend im wejentlihen zufammen mit dem Gemeinfinn und find unter dieſem 
Artikel von dem’ trefflihen Rotteck jo vorzüglich behandelt, daß hier über fie nur ergänzende 
Worte Plag finden dürfen. 

Bürgertugend ift zwar nicht die ganze menschliche Tugend, aber doch der umfaſſendſte, wich - 
tigfte Theil derfelben und zugleich weſentlich bedingt und begründet durch tugendhafte menſch— 
liche Gefinnung überhaupt. Nur wegen menfhliher Unvollfommenheiten und Ginfeitigfeiten 
kann Bürgertugend von der allgemeinen menfchlihen Tugend getrennt oder gar ihr wider: 
fprechend feinen. Es kann nämlich fürs erfte der Staat, das Volf im ganzen tugendbaft 
fein, ſodaß feine Glieder nad tugendhaften Regeln und Angewöhnungen handeln, wenn auch 
für manche einzelne Glieder dieſes Handeln mehr von der tugendhaften Einrichtung ums Hand: 
lungsweiſe ver Gefammtbeit, alfo mehr äußerlich unbemuft and unwillkürlich, ald durch eigenes 
inneres freies jittlihes Bewußtjein und Wollen beftimme ift. An ſich aber und in Beziehung 
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auf Die Mehrheit ver Bürger beſteht Feine wirkliche Bürgertugend ohne die wahre innere fitt- 
lihe Grundlage und Natur aller Tugend überhaupt. Sodann fann zweitens die Anſicht ſelbſt 
ganzer Bölfer von dem, was die wahre Tugend fei und fordere, einfeitig fein. Sie fönnen es 
; B., irrig, für abfolut unvermeidlich und alfo für ſittlich erlaubt halten, Sklaven zu haben und 
diefelben wie Sklaven zu behandeln. Alsdann Fönnen alle einzelnen Glieder eines ſolchen Staats, 
theilnehmend an dem Irrthum der Geſammtheit, trog ihrer Verlegung der Pflicht der Achtung 
der gleichen Bruder: und Menſchenrechte durch die Sklaverei, doch cebenfo gut im übrigen wahre 
Bürgertugend haben, wie wir ja aud uns heute diejelbe zufchreiben können, wenn wir aud) 
unbewußt aus ähnlichem Irrthum in einzelnem täglich ſehr fehlen ſollten. Diefe beiden nur 
iheinbaren Ausnahmen ftoßen alſo unfern Hauptſatz nicht um, und niemand glaube an wahre, 
probefefte und dauernde bürgerliche Tugend eines Mannes oder eines Volks, ohne wahre Sitt- 
lichkeit deflelben. Die anerkannte und behauptete wahre jittlihe Würde der Tugend aber ijt 
die Ehre. Es war eine täufhende Abftraction von verborbenen republifaniihen Zuftänden, 
wenn Monteöquieu („Geiſt ver Geſetze“, II, 1) der Monarchie eine Ehre und ver Republik 
eine Tugend als Lebenäfraft oder Princip zufhrieb, welche beide von wahrer Sittlichkeit ſich 
losfagen. Der Untergang jener Republifen des Alterthums und Mittelalters, als ihre frühere 
wahre Bürgertugend in einer von wahrer Sittlichkeit ſich losſagenden fheinbaren Bürgertugend 
unterging , jowie der Ruin der modernen Monardien,, als die frühere fittliche oder wahre Ehre 
in eine höfiſche Scheinehre ji verlor, jie beweifen diefes zur Genüge. 

Hieraus folgt nun, daß die Bürgertugend auf diefelbe Weife befördert wird wie die Tugend 
überhaupt, durch geiftige und fittliche Entwidelung, Erziehung und Übung; durch Aufklärung, 
Hervorbildung und Kräftigung der jittlihen Triebe und durch Unterordnung der felbftifchen 
und unjittlihen unter die jittlihen. Nur bedarf natürlich die Bürgertugend, bei ihrer befon- 
dern Geftalt und Richtung, aud) eigenthümliche Aufflärungs:, Erziehungs: und Übungsmittel 
gerade in Beziehung auf dieſe befondere Richtung. Und es liegt vor Augen, daß dieſe befon- 
dere Bildung gerade durch die gute bürgerliche Einrichtung oder Verfaflung, daß insbeſondere 
die politiſche Aufklärung und Tugenpübung durch politifche Preßfreiheit und freie thätige Theil: 
nahme der Bürger am bürgerliden Gemeinwefen, an feinen Pflichten und Rechten , namentlich 
durch freie Aſſociations-, Petitions- und Wahlredhte und durch allgemeine Wehrpflicht be: 
gründet werden muß. Ohne fie oder im Abjolutismus und bei politiiher Wahrheits- und 
Freiheitsunterdrückung ift Bürgertugend unmöglih. Ja aud die übrige Tugend der Bürger 
wird Durd die jittliche Erfranfung in der Hauptſache ebenfalld frank und faul. Die Bor: 
berrichaft von Selbſtſucht und Sinnlichkeit, Feigheit und Feilbeit ver Mehrzahl der Bürger und 
vollenns der Beamten war nod immer und überall die ververblichite Folge ded Deöpotismus. 
Blos für Unfundige verhüllen die Wahrheitsunterdrückung und Lüge, öfter auch eine zeit- 
und theilweife Kortdauer früherer Tugenden, oder auch die heitere Farbe finnlider Lebens— 
genüffe die ftetö und überall im Abjolutismus wuchernde Entjittlihung, Selbſtſucht, Beſtech— 
lifeit und Beigheit. 

Was aber ift das eigentlihe Wejen der Bürgertugend und ihr Verhältnig zu andern 
Tugenden? 

Tugend überhaupt iſt die tüchtige, die erkräftigte, aufopfernde, beharrliche und muthige 
Unterordnung der Triebe und Beſtrebungen für eine höhere Beſtimmung, für die würdige 
Theilnahme an einem höhern Ganzen, welchem man ſich angehörig fühlt und unterordnet. - 

Nun gibt e8 eine allgemeine göttliche oder ſittliche Weltordnung, welder der Meuſch ange: 
hört und worauf ſich feine allgemeinfte, die fittlich veligiöfe Tugend gründet, welche durch die 
religiöje und kirchliche Vereinigung für dieſelbe ald Frömmigkeit und kirchliche Tugend, und 
bezogen auf das menfchliche Geſchlecht oder die Menſchbeit, als die allgemeine menſchliche oder 
auch die weltbürgerlihe Tugend erjcheint. 

Nicht minder gibt es eine ganze Reihe befonderer gefelliger Kreife und Verbindungen, die 
der Ramilie, Gemeinde, der Zunft, der gefchloffenen Standesverbindung und endlich die des 
Staat. 

In allen diefen Kreifen kann nun zwar an fi) die Beftrebung für das betreffende gemein: 
jame Ganze tugendhaft fein, fie kann aber auch duch Widerſpruch mit wichtigern und höhern 
Pflichten und durch jelbftfüchtige Natur der Beftrebung wie durd) eine nicht fittliche und ſelbſt— 
fühtige Auffaffung der Beftimmung des Vereins wirklich unfittlich werben. 

Hier ift ed nun von höchſter Wichtigkeit, die Natur und Aufgabe des bürgerlichen Vereins 
oder des Staats und fein Verhältniß zu den übrigen Vereinen richtig aufzufaffen. Der Staat 
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(f. Art. Staatöverfaffung) ift num aber ber fittlihe, freie, allein vollfommen felbftändige, 
allumfaffende und höchſte — oder der ſouveräne Verein einer Nation. Es ift der Verein, wel: 
her alle Beftrebungen der Menſchen umfaßt und nad den höchſten Ideen ber ganzen menſch- 
lichen Beſtimmung, wie fie eine beftimmte Nation auf ihrer Eulturfiufe zu erfaflen vermag, 
leitet und zur Verwirklichung bringt und welder zu dieſer Verwirklichung unentbehrlich iſt. 
Seine Aufgabe ift ed: die wahre harmoniſch und allfeitig verwirklichte Sittlihfeit der Nation, 
aller ihrer Bürger und Vereine darzuftellen. 

Die Aufgabe der guten Verfaſſung und der wahren Staatökunft ift ed nun vor allem, die 
Golliftonen ded Staatslebens mit der individuellen menſchlichen Freiheit, Sittlichkeit und Be: 
flimmung, mit den allgemein menſchlichen völferretlihen und mit den befondern kirchlichen 
Beſtrebungen und Vereinen ſowie mit allen untergeordneten Vereinen, alfo mit der Bamilie, 
der Gemeinde, Zunft u. f. w., zu verhindern und zu ſchlichten. Darüber aber fann natürlich 
hier nicht gehandelt werden. ) Aber Elar ift es ſchon nad) diefer Natur und Aufgabe des 
Staatd und feines Verhältniffed zu dem übrigen Beftrebungen und Vereinen ver Menfchen, daß 
die jener wahren Staatsweisheit gemäß aufgefaßte fittlihe muthvolle und alles aufopfernde 
Beftrebung für das bürgerliche Gemeinweſen, oder daß Bürgertugend die höchſte Tugend, daß 
die hoͤchſte Pflicht die der Aufopferung und ded Todes für dad Vaterland ift. Klar it ed, daß 
eine dem höchſten Wohl und Geſetz ded Staats, dag eine der Bürgertugend widerſtrebende und 
verderbliche Beftrebung für untergeorbnete individuelle oder Vereinszwecke verkehrt, jelbjtfüchtig 
und unjittlih ift. So erfannten es ſtets die freien gefitteten Völker an. Ja, wenn man andere 
Pflichten, etwa die fir religös-kirchliche Lebensaufgaben oder die für die Bamilie, der Bürger: 
tugend als höhere ftärfere Pflichten feinvlich entgegenfegen wollte, jo widerſprächen dem die 
Gefege und Öffentlichen Anerfennungen aller civilijirten Völker und auch der Deutſchen. Be— 
zweifelt man ed denn, daß es Pflicht für jeden Bamilienvater und jeden Familienſohn fei, bei 
der ftaatägefeplich eintretenden Pflicht der Vaterlandövertheidigung derfelben Geſundheit und 
Reben und mit ihnen alle anderweitigen Beitrebungen und Bflichterfüllungen unterzuord— 
nen und aufzuopfern? Bezweifelt man dad Recht der Stantögefeggebung, in verfafjungs- 
mäßigen Wegen alle Beftrebungen der Bürger, joweit fie dem Staatszweck und Gefeg wider— 
ſprechen, zu verbieten und bie ihm durch diefelben entſtehenden Derlegungen nöthigenfalls ſelbſt 
mit dem Tode, alfo ebenfalls mit der Zerftörung jeder weitern Beftrebung für andere Zwecke zu 
beftrafen und zu verhindern? Jeder würbige Mann und jede würdige Frau aus dem Volke 
würde in ver Gefahr des Vaterlandes felbft die Prliht ved Gatten, des Familienvater und 
Familienfohns, ded Verforgerd der ganzen Familie anerkennen, "wenn fie in dem Heere der 
saterländifchen Krieger auf gefährlihem Poften ftehen, denſelben pflihtmäßig zu verteidigen, 
ftatt etwa durch feiged Ausreißen der bedrängten Bamilie einen gefunden Vater und Sohn, 
einen unentbehrlihen Verforger zu erhalten. Sie würden hier übereinftimmen mit den fpar- 
taniſchen Müttern und den altdeutihen Frauen, die in der Schlacht ihre wanfenden Gatten 
und Söhne zum todeögefährlihen Kampf ermuthigten, die feig fliehenden veradhteten, vie 
muthigen priefen. 

Die aber im Kriege gilt, warum ſollte dieſelbe heilige Pflicht nicht auch in den oft noch wich⸗ 
tigern und ſchwerern Kämpfen im Frieden — die, welche in Beziehung auf die höhften Opfer 
und Gefahren der widhtigften Güter gilt, warum follte dieſe nicht bei geringern gelten? 

Aber freilich ganz im Widerſpruche hiermit haben mande Völker, haben insbeſondere wir 
unglücklichen Deutſchen, es hat unfer deutſches Spießbürgerthum in den verdorbenen Zuftänden 
priefterliher,, ariftofratifher und abjolutiftifcher Unterdrückung und des Zerfalld unſers deut⸗ 
fchen Staatslebens durch fie, ganz entgegenftehenden Geſichtspunkten die Herrfhaft über fich 
eingeräumt. . 





1) Es wird die Lehre von der rechten Staatsverfaffung zeigen, daß gerade die vollfommenfte Frei— 
heit, welche erft auf firtlicher und chriſtlicher Grundlage, auf der Unterfcheidung des — er 
lichen und firchlichen Glaubensreiches von dem ftaatlihen ihre feitefte Grundlage hat, und welche vie 
freiefte Perfönlichfeit und das höchfte Recht der Bürger, ihre Beſtimmung nach ihrer eigenen fittlichyereli- 

iöfen Uberzengung zu verwirklichen, und hiernach ihr Mitwirfen und ihr Berbleiben in jevem befondern 
taate zu beflimmen, — daß gerade dieſe Berfaflungsfreiheit am beften die Widerfprüche ver Bürger- 
pflichten mit höhern fittlichereligiöfen Pflichten befeitigt, und daß man bei ihr die Bürgertugend — welche 
bier die reli iösefittliche Pflicht in ihrer allerdings jelbftändigen Geftalt mit umfaßt, als die höchfte be- 
handeln dar und zwar mit beflerm Recht, als es in den alten Staaten gefchab, in welchen man Die inpi- 
viduelle Freiheit und die Neligion dem Staatszwange unterwarf. i 
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Braut man weitläufig auszuführen die freiheits-, vedht#- und vaterlandsfeindlichen 
Beftrebungen, die hochverrätheriſchen, die königs- und brudermörderiſchen Unternehmungen 
der durch ariftofratifhen Kaftengeift und durch Prieftertrug und Religionsfanatismus Unter- 
drüdten und Verleiteten, die unglüdjeligen, die Religion und Sittlichkeit ſchändenden, das 
Vaterland verderbenden Keperverfolgungen und Religiondkriege, den fhaubervollen Dreißig- 
jährigen Krieg mit einbegriffen! Sie haben wahrhaft das Baterland gefhändet, um Wohlftand, 
Ehre, Freiheit und Sicherheit gebracht und vielfach überhaupt die fittliche und geiftliche Geſund⸗ 
beit des Volks geſchwächt und vervorben. Und auch die Gejchichte vieler andern Völker läßt 
und über die wahren Quellen unferer Gefunfenheit und fo tauſendfachen Unglücks feinen 
Zweifel. Sehen wir nicht vor unfern Augen die einft jo Fräftige Nation der Bolen, ein Volk 
von zwanzig Millionen Menſchen, jammervoll unterdrückt und zerriffen und immer nur in ver: 
zweifelten Rettungöfämpfen ſich verblutend, weil es die Bürgertugend hintanfegte, fie preisgab 
dem Jefuitismus und Ariftofratismus, dem fanatifhen religiöfen Verfegerungdeifer mit feiner 
Zerreißung des Volks, und dem ariftofratifchen Kaftengeift und feiner Unterbrüdung des 
Volks, feinem Verrath des Vaterlandes an die Fremden! Und dennod fieht man aufs neue 
jo viele unglüdfelige deutfche Bürger den Verrath gegen das Vaterland erneuern und pietifti- 
ſchen, jejuitifhen und orthodoxen Kegerverfolgungen und den Anfeindungen der Freiheit und 
Bürgertugend die Hand bieten. Der hochmüthige Kaftengeift, die nichtswürdigſte Selbftfucht 
und Herrſchſucht folder unglüdfeligen Parteiführer und Barteimänner beftimmt ihren Bruch 
der Bürgertugenp, ihren Berrath am Vaterlande, den fie heuchlerifch mit der angeblich höhern 
Religionspflicht beihönigen möchten. Insbeſondere ſuchen ung jene unglüdfelige Herrſchſucht 
und der Hochmuth der Frommen und der Priefter oder auch fchlaner weltlicher Despoten, weldye 
das Dumm- und Schlehtmadhen für ſich benutzen, ſowie überhaupt um die wahre, die praf- 
tiſche riftlihe, jo auh um die Vürgertugend zu betrügen. Sie thun es dur Verachtung 
unferer in viefem Leben zu verwirklichenden Aufgaben und die träumeriiche, feige und träge 
Dinmweifung und Hinwendung blos auf das Jenfeitd. Sie machen fo nicht blos die Bürger 
gleihgültig und verrätherifh gegen die wahren praftifhen Pflichten ihres irdiſchen Dafeing, 
melche allerdings in überfinnlihen Ideen ihre Lebenskraft und ihr entfernted Endziel finden, 
fondern jie jelbjt riefen auch durch ihre ververbliche Ginjeitigfeit die gleich troftlofe materialifti- 
ſche Berneinung des Uberjinnlihen und des Jenjeitd und aller Beziehung auf daſſelbe hervor. 

Auch unter dem Vorwande allgemeiner weltbürgerliher Pflichten fahen wir nur allzu 
häufig die Bürgertugend, die Pflichten gegen das Vaterland bintangefeßt, großentheild aus 
felbjtjüchtiger, feiger Bequemlichkeit, jevenfalld aus Irrthum. Diefe philofophifchen Ver— 
irrungen find nicht minder gefährlich als jene theologischen. 

Doch noch gefährlicher faft find die Verlegungen der Bürgertugend unter dem Vorwande 
der Pflichten gegen die untergeordneten Vereine der Kamilie, der Gemeinde, der Zunft, der 
Standedfafte. 

Anm verbreitetſten und am gefährlichften ift hier offenbar in Deutfchland eine einfeitige und 
ſelbſtſüchtige Entgegenfegung der Bamilienliebe und der Familienpflichten gegen die wahre, 
aufopfernde, muthige, patriotifhe Bürgertugend, gegen die patriotifche Vertheidigung ber 
Freiheiten und Rechte des DBaterlandes vorzüglich in Friedenszeiten. Ein Schriftfteller Voll 
graff Hat fogar ein größeres Werk: „Die Syfteme der praftifchen Politif im Abendlande“ 
(Gießen 1828), blos zur Ausführung ded Gedankens gejhrieben, daß die germanischen Völfer 
nur Familien, nicht, wie die alten, Staatsvölker feien, d. h., daß jle unfähig für politifchen 
Gemeinjinn und Bürgertugend und mithin auch unfähig für wahre Sittlicfeit und zur Be: 
gründung wahrer Staaten feien, jo gänzlich unfähig, daß er ihre Staaten nicht einmal Staa- 
ten, fondern nur Staten (Zuftände) nennen will. Diefe Theorie ift nun allerdings ebenfo 
wie alfe ſolche abjoluten Gegenfäge der blos relativ verfchiedenen hiſtoriſchen Zuftände gejitteter 
Völker unzuläffig. Es ift eine ſehr große Täuſchung, bei ven Völkern des claſſiſchen Alterthums, 
fo herrlich ſich auch bei ihnen in ihren ſchönſten Zeiten ein freies, ſittliches und bildungsreiches 
Staatsleben entfaltete, die fo oft übergroße Selbſtſucht und die Richtung, nicht auf Wohl und 
Ehre des Gemeinwefens, fondern auf die Privatgenüffe und Beſitzthümer, die ja diefe Staaten 
fo oft zerrütteten und zulegt zum Untergange führten, ganz zu überfehen. Auch natürliche und 
an ſich edlere Familien- und Stammesverhältniffe und noch häufiger unedle Gefchlechtöverhält- 
niffe und die Leidenſchaften für viefelben wurden bei den alten Völkern oft dem bürgerlichen 
Gemeinjinn ververblih. Und es ift eine nicht minder große Unwahrheit, ven germanifchen 
Völkern alle wahre Sittlihkeit und Bürgertugend, allen wahren politifchen Gemeingeift und 
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freies Staatöleben ganz abſprechen zu wollen. Es erſcheint dieſes glei unwahr für die Er— 
ſcheinungen der freien altgermanifhen Volks- und Genoffenfhaftsvereine, für die freien Städte 
und Staaten des Mittelalters, für die herrlihen Zeiten der Schweizer und Niederländer, end— 
lid für die freien Völker und Staaten der Neuzeit und namentlich für die freien Briten. Freilich 
weiß Hr. Vollgraff, freilich willen die andern Gegner der Engländer in dem englijhen Staats— 
leben viele Schattenfeiten zu finden. Aber, wo in der Welt, wo in den herrlichften Zeiten ver 
Griechen und Nömer finden ſich diefe nicht in menſchlichen Zuftinden; zumal wenn man den 
Blick nur auf die Kloaken der menfhlihen Zuftände richten und nur rhetorifch übertriebene 
Klagen anhäufen will, wie es Vollgraff thut! Bei den Engländern vollends erfheinen die 
größten Mängel nicht ald die Folgen und Beweife von Gebrechen ihres fittlichen Volkscharakters, 
ihres politifhen Gemeinfinns und der politifhen Tüchtigkeit und Kraft ihrer Staatöverfaflung. 
Sie find vielmehr, ſowie z. B. die große Ungleichheit des Grundbeſitzes, wie die irländifchen 
Verhältniffe, wie die durch jene Übelftände und durch die Großartigkeit englifcher Handeld= und 
Fabrifverhältniffe veranlaßten theilweifen und zeitweifen Bedrängniffe der unterften Arbeiter: 
klaſſen eineötheild Folgen des frühern Unglücks, daß England wiederholt von fremden Fürften 
und Völfern, zulegt von den Normannen erobert und dabei jedesmal unter die Sieger vertheilt 
wurbe, daß ferner dad mit England unvermeidlid verbundene Irland, durch Verſchiedenheit 
der Religion und des Volföftammes veranlaft, bei der Unterftügung der freiheitsfeindlichen 
Stuartd und der Verbindung mit den Franzoſen, wiederholt der ganzen Freiheit und Selb— 
ftändigfeit der Engländer ven gefährlichſten Krieg machte, und daß aud) fo in Irland unvermeid— 
liche Kriegs: oder Eroberungs- und Unterdrüdungsverhältniffe entitanden, und daß endlich 
jo großartige Macht- und Handels- und Fabrik: und Reihthumsverhältniffe wie die britifchen 
unvermeidlich neben ihren großen Vortbeilen, die fie allen Völkern zum Gegenftand der Be— 
wunderung und des Neides machen, auch unvermeidlich einzelne größere Schattenfeiten mit ſich 
führen, als diejelben bei ärmern, ſchwächern und kleinlichern Verhältniſſen eintreten. 

Das aber fordert gerade doppelt zur Bewunderung des britiichen Gemeingeifted und der 
britifhen Freiheit und Verfaſſung auf, daß fie troß diefer großen Hinderniffe ſich jo kräftig 
und herrlich entwickeln und behaupten konnten, und daß jene Hinderniffe und Mängel, ftatt als 
Ausflüſſe und ald Mängel der britifhen Verfaffung und Volksgefinnung betrachtet werden zu 
dürfen, vielmehr vermittelft verjelben immer mehr gemildert, durch andere Güter und nament- 
li durch die volle Öffentliche Freiheit und den Gemeingeift unſchädlich gemacht, aufgemogen 
oder bejeitigt wurden. 

Darf etwa der britifche Arbeiter, gejichert vor perſönlicher Mishandlung, vor willfürliger 
Polizei- und Strafgewalt, jo oft er will, mit Stolz Antheil nehmend an den britifchen freien 
Aſſociations-, Volfsverfammlungds, Petitions- und Preffreiheitsrechten,, verglichen werden 
mit rechtloſen griechiſchen und römijchen Sklaven? Iſt er nicht auch als Armer in ungleih 
weniger erniebrigenden Verhältniffen und felbft befler verforgt, und in Fall der Auswanderung 
beſſer unterflügt und geſchützt ald die Armen aller übrigen Völker? Darf man aber, wenn die 
englifche Freiheit allen Menfchen der bewohnten Erde, Armen wie Reihen, Böfen wie Guten, 
geftattet, ohne Paß und ohne Heimatsjhein und ohne Erlaubniß, ohne Möglichkeit einer poli— 
zeilihen Ausweifung England zu betreten, zu durchreiſen, feine Städte zu bewohnen, in ihnen 
zu arbeiten und ſich Geld zu verdienen, die engliſche Nation wegen ihrer Geftattung diejer un= 
ihägbaren großartigen Freiheit, die mit allen Fremden auch die Bürger von unfaglidhen poli- 
zeitichen Beſchränkungen und Mishandlungen befreit, dafür verantwortlich mahen, aud alle 
verarmten Ausländer gut zu ernähren ? 

Wie jehr verfhwinden überhaupt jo mande jeidhte Declamationen über einen vorzugs— 
weiten engliihen Egoismus, ihres Egoismus beſonders in ihrem Verhältnig gegen Auswär- 
tige, wenn man die Engländer mit Welt: und Geſchichtskenntniß den übrigen Völkern der 
Erde vergleicht, jelbft den beften in ihren beften Zeiten! Wie oft jind diefe Klagen nur mit: 
leidswerthe Unmuthsäußerungen über unfere eigene Kraftloigkeit, über unſere jammervolle 
und unpatriotiihe Politik, die und nicht zur eigenen Grwerbung und Behauptung unferer 
Vortheile und Rechte kommen laffen. Freilich beeinträchtigt uns überall englifche Klugheit, 
Goncurrenz und Überflügelung. Aber wo ift die Schuld? Wo die rechte Hülfe? Als die guten 
Deutſchen in jenen herrlichen Zeiten deutſcher Städtefreiheit und deutſcher Städtebündniſſe die 
erſte europäifche See: und Handelsmacht befaßen, mein Gott, wie hatten da Engländer, Schwe— 
den und Dänen über deutſche Anmaßung und Selbftjuht und Herrfchluft zu klagen! Und die 
Athener und Spartaner, die griehifchen Demokraten und Ariftofraten und vollends die Nömer 


Bürgertugend 233 


zur Zeit ihrer Macht und Übermacht, diefe wird doch auch der Verblendetfte nicht den Weiten als 
Mufer ver Gerechtigkeit und großmüthiger Entiagung auf den Gebrauch und die Ausdehnung 
ihrer Macht und ihrer Einkünfte, ald Mufter vollends der Humanität und Milde gegen bie 
Befiegten und Eroberten gegenüberftellen wollen? England beherrſcht und befigt ald Eroberer 
Indien mit Hundert Millionen Unterthanen, und in allen frühern Jahrhunderten, ja in den 
Jahrraufenden der frühen Eroberungen durch verjchiedene Nationen befaß dieſes Wolf, das 
duch die Verderbniſſe des Kaſtenweſens und Kaftengeiftes in Sklaverei gefallen war, Eeine 
gleih guten, zu neuer Gntwidelung zuführenden Zuftände als jegt. Wo ift das Reich in ver 
Welt, welches ſelbſt feinen eroberten Ländern und allen feinen Golonien neben der vollften 
Eigenthums- und Religionsfreiheit und Geftattung der nationalen Sprade und Sitte Preß- 
freiheit, Schwurgericht und freie Municipalverfaffung und womöglich aud Parlamentäver: 
faffung felbft begründete ? Wo das Reich, dad wie England auß feinen zahlreichen Kolonien feine 
Steuern bezieht, jondern nod Geld aus dem Staatsſchatz für fie verwendet? Wo findet fi 
ferner das Reich, aud welchem jeine beherrfchten Golonien, wenn fie fich Frei machen, in folder 
politifchen Bildung und Freiheit aus deffen Oberberrfchaft hervorgehen fönnten, wie es früher 
die Nordamerifaner thaten, jpäter vielleicht die Ganadier thun werden? Wo gab ed überhaupt 
jemals eine gleich große, gleih mächtige und reiche und zugleich ebenjo freie Nation ald die der 
Briten, mit der vollfommenften perſönlichen Freiheit, die irgendwo beftand, mit ihrer Herr- 
haft und mit ihrem mächtigen Schuß jedes britifchen Unterthans in allen Welttheilen? Und 
mag denn, wer bie engliihen Zuftände und die oftmals fo ſchwierigen, langwierigen und 
opferoollen Kämpfe der Engländer gegen die Spanier, Holländer, Franzoſen gründlich be— 
trachtet, einem andern Volk eineätheild größere Freiheit und vollends perfönliche und Privat- 
freiheit, und anderntheild entjchloffenern und beharrlichern aufopferungsfähigern politifchen 
Gemeingeiſt zufchreiben? Welches große, mächtige Volk der Erde hat wohlthätiger auf die 
allgemeine Freiheit und Gultur der Menfhheit gewirkt? Wahrlih, es ift wahrhaft jammer- 
soll und vernichtet jedes Lob jedes Volks der Erde, aud den größten und herrlichſten, ven 
muthvolliten Handlungen nur felbftfüchtige Motive unterfchieben zu wollen. Es ift wahrhaft 
findifh, nur verwerfliche Selbſtſucht bei an ſich Löblichen Beftrebungen zur Ehre der Menfchheit 
aud dann finden zu wollen, wenn diefe Beftrebungen, fowie 3. B. die jiegreihe Durchführung 
der allgemeinen Anerkennung der Verwerflichkeit aller Sklaverei und die Aufhebung der Neger: 
flaverei, durch die Kraft der fittlihen Idee, wie jie den unfterblihen Wilberforce mit feinen 
Benoffen im Parlamente endlich unwiderftehli machte, hervorgerufen wurden ; fie etwa des— 
halb auch hier zu finden, weil ſolche fittliche Beſtrebungen in ber politiihen Ausführung mit 
dem Staatdintereffe politifh vereinigt wurden. Läßt ji mehr fordern von dem Staat in ſei— 
nem ſtets gefahrvollen Kampfe für jeine Eriftenz und Macht im unfihern Völkerverhältniß? 
Do ift und was wäre der Staatdmann, der feines Baterlandes Macht großmüthig den andern 
Völkern Hinopferte? Kann man mehr von ihm fordern, als daß feine Politik, geleitet von 
üttlihen, patriotifchen und humanen Ideen, deren Verwirflihung mit den Wohle des Vater: 
landes zu einigen weiß? 

Kurz der foll gar nicht mehr ſprechen von Staat und fittlihem patriotifhen Gemeingeift, 
der fie den germanifchen Völkern, der ſie ven Briten abſprechen will. 

Aber freilich, wie ſchon erwähnt, ariftofratifche und priefterliche und zulegt abjolutiftifche 
und polizeiliche Freiheitsunterdrückung haben jie insbefondere bei und Deutſchen feit mehreren 
Jahrhunderten gar jehr unterbrüdt und in den Hintergrund geftellt. Da läßt ih denn allge— 
mein und durchgreifend nur helfen durch Freiheit, welche allein genügend wirfjam, kräftig und 
Iebendig die Menſchen und ihren fittlihen Gemeingeift erzieht und bildet, während die abjolute 
Herrſchaft ſtets und überall verunedelt, verdirbt und knechtiſch macht. Doch muß aud ſchon 
vorher die wahre Aufklärung ſolche Täufhungen zu enthüllen ſuchen, welde die Freiheits— 
beftrebung der Beffern lähmen und dem Despotismus in die Hände arbeiten. 

Zu diefen verderblihften Täufhungen gehört nun in dem heutigen Deutſchland der Wahn, 
man könne ein ganz fittliher Mann fein, wenn man nur nicht ſelbſt morde und ftehle und übri- 
gend feine Familie und dadurd dann ji ſelbſt glücklich made; man könne es, aud ohne daß 
man theilnehme an den patriotifchen Kämpfen und Opfern für Wieverherftellung, Erhaltung 
oder Ausbildung würdiger freier Staatözuftände, ohne Gemeinfinn für ein würdiges freied Ge— 
meinwefen, man fünne ed mit feiger, bequemer und felbfüchtiger Vernachläſſigung der Bürger: 
tugend. Freilich find wir weit entfernt, die Liebe und Treue in der Familie herabzufegen. Nein, 
wir würden vielmehr warnen vor denen, die fie nicht heilig halten. Sie find eine Grundlage au 
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für die Bürgertugend. Aber fie find ed, und fie find wirklich Heilig do nur, wenn fie fittlich, wenn 
fie von der ganzen Idee der fittlichen Beftimmung der Menſchheit durchdrungen find und ſich dem 
höchſten umfaſſendſten Verein für diefelbe, vem vaterländifchen Gemeinwejen oder Staate, und 
der Bürgertugend für denfelben anſchließen und unterorbnen, flatt fie zu vernachläſſigen und zu 
verrathen. Wenn man in den Bamilienverhältniffen blos den natürlichen Trieben und In: 
ftineten folgt, die Seinigen zu ernähren und zu befhügen zur Befriedigung eben dieſer ftärfften 
thieriſchen Inftincte und um mit ihnen ſich behaglich und glücklich) zu fühlen, was thut dann der 
belobte gute Familienvater viel anderes ald das, was auch die Beftie, was auch der Affe und 
Löwe und Hund thun! Auch die Thiere ernähren, ſchützen und pflegen oft mit rührender und 
muthvoller Aufopferung, Liebe und Treue ihre Jungen. Das für jih allein ift alfo faft nur 
eine beftialijche Samilienliebe, und fie wird noch dazu poſitiv unfittlih und unwürbig, wenn 
um ihretwillen die höchſten und Heiligften Pflichten, die des Bürgers, Wahlmannes, Ab: 
geordneten aufgeopfert und verrathen werden. Man kann nicht genug die Feigheit und Nichts— 
würbigfeit diefer fo häufigen deutſchen Kamilientugend an den Pranger ftellen und die Bornirtheit 
bemitleiden, aus welcher fie jo viele deutfche Spießbürger und Beamte als wirkliche Rechtſchaffen— 
beit und Tugend preifen. Wenn der Vater ven Sohn verführte, vom gefährlihen Poften aus: 
zureißen, wenn er auf andere Weife ald durch Vernachläſſigung feiner patriotifhen Pflichten 
Mord und Naub jeiner Mitbürger, ja feiner eigenen Kinder und Enfel fördern wollte, dann 
würden felbft gute Spießbürger Zeter über denſelben freien. Was aber thun denn die, melde 
durch träges, feiges, ſelbſtſüchtiges Vernachläſſigen ihrer Bürgerpflichten mitwirken, daß das 
Baterland, fowie unſer Deutfchland, dem Naube und der Unterbrüdfung der Fremden, ber 
Zerftüdelung, den Shmadwollften Bürgerfriegen, aller Shmad und allem moralifhen Ver- 
derben und phyſiſchen Elend der Knehtihaft aufs neue anheimfällt, oder daß innerer Deöpo- 
tismus Beſtechung, Juſtiz- und Kerkermord, Sittenlojigfeit und Berarmung und all deren 
Elend herbeiführt? Gewiß nur Geiftesbeihränfung oder Schlehtigfeit Fann die Nichtswürdig— 
keit jener deutjchen beftialifchen Bamilienliebe ableugnen! Freuen wir und, daß die wachſende 
Aufklärung und die erwwachende fittliche Bürgertugend immer allgemeiner die Anerkennung ber 
Verächtlichkeit und Verwerfiichkeit derſelben verbreiten. 

Die Grundlage wahrer Bürgertugend ift übrigens der Bürgerfinn, der politifche Gemein: 
finn oder Gemeingeift. Weſentliche Beitandtheile verfelben bilden der Bürgermuth und die 
Bürgerfraft, oder die unerjchütterliche Bebarrlichkeit in Beförderung und Vertbeidigung des 
Bürgerwohls und des Bürgerrehtd. Gemeingeift ift die natürliche lebendige Richtung der Ge— 
danfen und Gefühle und der Gejinnungen auf das allgemeine Ganze und fein Wohl. Sein 
beftes Bild und jeine analoge Kraft ift das Gemeingefühl oder auch die ganze gefunde Lebens— 
fraft in dem einzelnen lebendigen Weſen. Wie diefe und durch jie jedes Glied des ganzen Kör— 
pers jeden Schmerz und jedes Bedürfniß und jede Luft irgendeines Gliedes mitempfinden und 
für Befriedigung und Gefundheit und nad Heilung und Ausiheidung des Feinpfeligen mit- 
zumwirfen ftreben, fo ift ed mit dem wahren Gemeingeift. In diefem Sinne bezeihnen den 
nothwendigen lebendigen vaterländifchen Gemeingeift jene ſoloniſchen Grunofäße, daß in bür- 
gerlihen Zwiftigfeiten, in diefen Staatöfranfheiten, feiner unbetheiligt fein, jeder vielmehr 
Partei nehmen folle, und daß das der befte Staat fei, wo jeder Bürger das einem Mitbürger 
miderfahrene Unrecht als eigene Verlegung empfindet. Zwei der größten Mufter in patrioti- 
Them Gemeingeift und Bürgertugend jind Zuftus Möfer und Benjamin Franklin. (S. diefe 
Artikel.) Welder. 

Bürgfchaft, ſ. Garantie. 

Burgunder, ſ. Deutfche Volksſtämme. 

Burke (Edmund). Daß der Geiftedgemwaltige, welcher nod am Abend feines Lebens der 
Franzöfiihen Nevolution den Fehdehandſchuh hinwarf und der Sturmjlut einen ſchützenden 
Damm für fein Vaterland entgegenthürmte, aus den einfachen Verhältniffen des Mittelftandes 
entiprang, lehrt und ſchon die Ungewißheit über fein Geburtsjahr. Kein Stammbaum und 
fein Heroldsbuch verzeichnete ven Tag, da der Sohn des dubliner Attorney das Kicht der Welt 
erblickte, und nur aud entfernten Nachrichten hat jich jegt herſtellen laſſen, daß B. nicht, wie 
man gewöhnlid angibt, 1730, fondern am 1. Jan. 1728 geboren wurde. Da jeine Mutter 
eine Katholifin war, haben fpäter feine Gegner ihn felbft ver Fatholiihen Abftammung be= 
ihuldigt (wir reden hier natürlih nur nah der Auffaffung ver damaligen Zeit), und auch 
manche andere wollten aus feiner angeblihen Herfunft Die unwandelbare Anhänglichfeit 
an dad Prineip veligiöfer Freiheit erklären, weldhe ihn vor der großen Mehrzahl feinex 
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Zeitgenoffen auszeihnen würde, wenn nicht diefer einzelne Zug in ber großartigen Ge: 
fammterfheinung faft verloren ginge. Seine erfte Erziehung erhielt er durch einen Quäker 
Abraham Shadleton, und die Verbindung mit diefer Familie bildet in der B.’fhhen Corre— 
fpondenz eine freundliche Abwechſelung mit den vielfachen politifchen Bragen und Staats— 
geſchäften, welde darin vorwiegen. Sie zeigt, daß Herz und Kopf des jungen Mannes glei 
fer früh auf die rechte Bahn gelenkt worben find. Im Jahre 1743 kam B. auf die Hochſchule 
Trinity Gollege zu Dublin. Aber weder hier noch vorher zeigten ſich frühreife Spuren der aufer: 
ordentlihen Begabung, welche fpäter an ven Tag trat. Im Innern reifte langfam und unſchein— 
bar die Frucht. Doc läßt ſich in den aufbehaltenen Briefen aus diefer Zeit eine gewiffe ernfte, 
wenn auch oft in aufbraufender Rhetorik jih äußernde Urtheildfraft nicht verfennen. Be— 
fanntlid dienen die engliſchen und jo aud) die irländifhen Univerfitäten nicht ſowol den Fach— 
ſtudien, ald daß fie auf diefe vorbereiten. Da nun Burke für die Jurisprudenz beftimmt war, 
und die englifche Barre von jeher auch für vie Irländer die Heerftraße zu Ruhm und Würden 
geweſen ift, ging er nad) England hinüber. Im Jahre 1747 finden wir ihn in den Liften der 
Advocatencorporation des Middletemple eingetragen, aber wahrſcheinlich Fam er ſelbſt erſt 1750 
nad London. Jede freie Zeit, welde ihm die Erfüllung der vorfhriftsmäßigen Bedingungen 
feiner Studentenzeit und der eigene Lerntrieb ließ, wandte er zu Neifen im innern England an. 
Während Taufende aus den erften Familien ded Landes, deren Namen jet vergeffen jind, die 
große Tour von Europa madten, wanderte B. von Stadt zu Stadt, von Dorf zu Dorf, 
und erlangte jo die Fähigkeit, die jpäter an ihm oft bewundert ward, mit den einfachſten Leuten 
in der einfachften Weife zu verkehren, und doch zugleih alle Höhen und Tiefen menschlichen 
Willens durchmeſſen zu haben. Die nächſten Jahre B.'s find ziemlich dunkel, wir wiſſen 
nur, daß er nicht in der unmwiürbigen Armuth lebte, welde ihm bald Bewunderer, bald Neider 
haben nachreden wollen. Als er im Jahre 1756 mit feinem erften Werfe „Vindication of 
natural society” auftrat, überrajchte er damit feine Freunde; allein eine allgemeine Auf: 
merkſamkeit ward der Schrift doch nicht zu Theil. Später ging allerdings auch das Intereife, 
welches der Mann durch andere Leiftungen erweckt hatte, auf diefe Erftlingsarbeit zurüd, und 
man erftaunte über die meilterhafte Nahahmung der Bolingbrofe'fhen Darftellung und Dia: 
leftif, die fo weit ging, daß viele Leute für Ernſt nahmen, was die gelungenfte Ironie war. 
Schon damals mußte er, was fpäter fein Sohn von ihm bemerkt, ven Irrthum mit beſſern Grün- 
ven zu vertheidigen ald Tauſende die Wahrheit, und feine Schilderungen in der „Vindieation‘ 
Reben vor feiner fpätern Leiftung an Eindringlichkeit und Fülle zurüd. Diefes Werk mochte 
das Refultat eines Furzgefaßten Entfchluffes fein. Das ſehr bald ihm nachfolgende „Philoso- 
phical inquiry into the origin of our ideas of the sublime and beautiful‘ dat er dagegen 
langfam und lange vorbereitet. In den Studien dafür fheint ihm aud die Luft an der Juris— 
prudenz abhanden gefommen zu fein, wenigftend gab er es auf, die Advocatenlaufbahn weiter zu 
verfolgen. Auch ein Project nad Amerika zu geben, zerfloß vor der jegt wohlbegründeten Aus: 
fiht, im Vaterlande ſelbſt eine rühmliche Stellung einzunehmen. War in der „Vindication‘ 
die Kunſt der Nahahmung das Hervorragende gewefen, fo zeichnet ſich die „Inquiry“ durd) eine 
Driginalität des Denkens aus, welche die gewöhnlichen Alltagsphrafen der Aefthetif weit hinter 
ſich ließ, und zwar nicht von allen gebilligt, aber von jedem für bebeutend gehalten wurde. 
B.'s Berfud, nur dad Schredlihe als erhaben nachzuweiſen, und dem Schönen das Niedliche 
als Hauptzug zu vindieiren, hat unzweifelhaft feinen Anfprud auf Annahme, aber in ber 
ganzen Behandlung des Stoffd und den Beichreibungen der einzelnen GBeiftesphänomene tritt 
geniale Begabung unverkennbar hervor. 

Mit diefem Werke trat B. in die höhere literarifche Gefellichaft von London ein. Durch 
eine Jahresrente jeines Waters, der mit dem Verfaſſer des „Philosophical inquiry’’ ſich voll: 
fonımen ausgeföhnt hatte, nachdem die bi8 dahin unbeftimmte Laufbahn des Sohnes im Water: 
baufe wenig Freude gemacht hatte, über die erften Bedürfniſſe emporgeboben, beſchäftigte fi 
B. mit Arbeiten für die periodiiche Prefle, bis er 1758 das „AnnualRegister‘ von Dodsley 
gründete. Bis auf den heutigen Tag bleibt dieſes Jahrbud, welches in Staat und Geſellſchaft 
der erfte Verſuch einer kurzen gleichzeitigen Gefhichtfhreibung war, für eine Reihe von Vorgän⸗ 
gen die zuverläfiigfte Duelle. In den erften Jahren hatte B. den Hauptantheil an der Arbeit, 
fpäter drängten ihn feine parlamentarifchen Gefchäfte davon ab, aber von Zeit zu Zeit taucht doch 
noch die Hand des erften Gründerd darin auf. Unterdeſſen hatte B. ji mit der Tochter des 
Dr. Shaw 1757 verheirathet, und im Umgange mit Sir Jofhua Reynolds, Dr. Johnfon, 
Goldſmith finden wir ihn ald einen der Stifter jened weltberühmten „Club“, ver ein Viertel: 
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jahrhundert lang der Mittelpunkt des literarifhen Lebens von England war, und von dem Der 
Binfel Sir Joſhua Reynolds' und die Feder Boswell's aub der Nachwelt ein fo lebendiges 
Bild Hinterlaffen haben. 

Nicht fo glüdlih und raſch ald B.'s Laufbahn zu literariihen Ehren führte, waren bie 
Anfänge feiner politifhen Wirkfamfeit. In der „Chatham Correspondence” findet ih aus 
dem Jahre 1755 eine Empfehlung des Dr. Markham, wonach B. in Ermangelung anderer 
Ausfichten fi um das Eonfulat zu Liffabon bewarb. Der Schritt war, wir wiffen niht warum, 
erfolglos. Beſſere Ausfichten verfprah B.'s früher gefnüpfte Bekanntfhaft mit Gerard 
Hamilton, dem befannten Single Speed Hamilton, weil er im englifhen Unterhaufe nur eine, 
aber zu den höchſten Erwartungen berehtigende Rebe gehalten. Im Jahre 1759 trat B. zu dies 
fem Freunde in das Verhältniß eines politifhen Amanuenfid oder Privatfecretärd, und al 
Hamilton 1761 dem Kordlieutenant von Irland, Lord Halifax, nad Dublin folgte, begleitete 
ihn B. Die Mittheilungen B.'s über diefe Stellung zeigen, wie fein raftlofer Fleiß von 
dem egoiftifchen Hamilton außgebeutet wurde, und daß das ganze Verhältniß ſchwer auf dem 
Geifte, der ji ind Joch verfauft hatte, laftete. Im Lauf des Verhältniffes, ald B. einige 
Freiheit beanſpruchte, um das literarifhe Anfehen, das er ſich durd frühere felbftändige 
Arbeiten erworben, zu mehren („Alles, was ic beanfpruche, ift, daß ich nicht völlig von allen 
andern Gedanfen in paffender Muße und nach geböriger Unterordnung ausgeſchloſſen gelte; die 
Zeit dafür überlaffe ih vollfommen Ihrer eigenen Beſtimmung.“ Brief B.'s an Hamilton 
[März 1763]), ging Hamilton's Egoismus in förmliche Gemeinheit über, und B. fühlte 
fi) frei und wie neugeboren, als er die unwürdige Feſſel löfen und dem undanfbaren Freunde 
eine Penjien von 300 Pf. St., die diefer ihm aus der irländifchen Staatsfaffe gegeben, vor bie 
Füße werfen konnte. Nicht wenig ift es zu bedauern, daß ein Werf, weldes B. in diejer 
Periode begonnen hatte, „An Essay towards, an Abridgment of English History‘, infolge 
des Verhältniffes zu Hamilton ein Bruchſtück geblieben ift. 

Nahdem jo im Anfang des Jahres 1765 diefer Weg, der, wie Hamilton, nah B.'s 
eigenem Ausdruck, wollte, für ihn nichts fein ſollte ald lebenslängliche Dienftbarfeit, ohne eine 
Ausfiht mit Ehren vorwärts zu kommen oder in Zufriedenheit ſich zurüdzuziehen (B. an 
9. Hood, 18. Nov. 1765), verlaffen worden war, öffnete fi ſchon nad zwei Monaten durch 
das Minifterium Nodinghan ein anderer Eingang zu den Ehren und Würden des politifchen 
Lebens. Auf die Empfehlung edler Freunde ward B. Privatfecretär des Premierminijterd 
von England. Die Erbfihaft, welche das Minifterium antrat, war feine ungefährliche. Seit: 
dem der erfte Jubel, der den jungen König, Georg III, empfangen hatte, wie er allen Fürſten, 
folange fie noch feine Erwartungen getäuſcht haben, laut genug entgegenjhallt, verflungen 
war, hatte die Entlaffung ded großen Gommoner und der Einfluß des Lords Bute im ganzen 
Lande einen aufregenden Eindruck gemacht. Die großen Whigfamilien zogen ih und mehrere an= 
dere aus den Hofämtern und Staatöftellen zurüd, Zeitungen und Pamphlete führten den Guer— 
rillafrieg gegen Günftling und Begünftiger. Wilfes und Churchill wußten ihre vergifteten 
Pfeile gefchickt zu verjenden, und ald 1763 nodh der unpopuläre Friede Hinzufam, als unter dem 
Minifterium Grenville der Streit mit den amerifanifhen Golonien und die Audtreibung 
Wilfes’ aus dem Haufe der Gemeinen mehr DI in die Flammen goß, war die Leitung des 
Staats eine Aufgabe, der von allen Lebenden nur die Hand des großen Pitt gewachſen jchien. 
Aber ohne feinen Schwager, Lord Temple, der fich mit dem zu flürzenden Bruder, George Gren= 
ville, wieder ausgeſöhnt hatte, wollte Pitt die Apminiftration nicht übernehmen. Nach mehr: 
monatlicher Ungewißheit, in der die Grenville und Bedford dem Könige das Leben fauer genug 
gemacht hatten, fand er endlich Gelegenheit ſich für ihr Betragen bei der Regentſchaftsbill zu 
rähen. Die Newcaftles oder wie fie ſeitdem hieß, die Rodinghanpartei, übernahm die Regie: 
rung. B. ſelbſt Scheint von der ausſchließlichen Amtsführung des einen Zweigs der Oppo— 
fition wenig erwartet zu haben, denn in dem ſchon oben angeführten Briefe vom 18. Non. 
1765 macht er ein dauerndes Syſtem von dem Gintritt Pitt'3 abhängig. Lord Mahon zeichnet 
dad am 13. Juli 1765 ind Amt tretende Minifterium Rockingham-Neweaſtle recht gut als ein 
foldes, worin alte audgediente Staatömänner und rohe Refruten die Leitung hatten; der 
Glaube an feinen Beftand war fehr gering. Daß im Minifterium der Privatfecretär des Pre— 
mier der bedeutendſte Mann war, wird jegt wol nicht beftritten werben, und ſchon in diejer 
untergeordneten Stellung macht ſich fein geiftiges Uberragen in der Partei bemerkbar. Es 
dauerte jedoch ein halbes Jahr, bis zum 28. Dec. 1765, daß er aud) oftenfibel den politifchen 
Schauplag betrat, indem er für den Tafchenfleden Lord VBerney’s, Wendover, ins Unterhaus 
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gekangte. So war denn B. ein Parteimann geworden, und bis zum Tode ded Marquis von 
Rockingham beftand zwiſchen beiden die innigfte pofitifhe und freundſchaftliche Verbindung. 
Der veiche Lord bob in ver evelften und zarteften Weife feinen Anhänger über die Sorgen des 
Lebens hinaus; ed war mit einem Geſchenke Rockingham's, daß B. fein Landgut zu Bacons- 
field faufen konnte. Ob ſich B. fo völlig frei fühlte, als wenn ihn nicht pecuniäre Ver: 
pflihtungen an den Chef feiner Partei gefnüpft Hätten, ift eime Frage, auf jeden Fall hat ver 
Gönner an den Begünftigten niemals den leifeiten Anfprucd anf Dankbarfeit aus dieſem 
Grunde erhoben, und bei dem einförmigen, bequemen und trägen Wefen Rockingham's wird 
jeine Fürſorge für B. ſtets ehrend hervorgehoben werven müſſen. Darüber, daß B. die Seele 
der Partei war, jomweit Rodingham felbft Einfluß hatte, kann nad der Durchleſung feiner 
Gorrefpondenz fein Zweifel fein. Wir fehen die täglichen Anftrengungen, die B. macht, den 
langfamen Premier zu Maßregeln zu bewegen, und wie ſich aus jenen Entwürfen allmählich die 
michtigften Vorlagen der Gejeggebung geftalten. Aber auch unter günjtigern Umftänven 
fonnte das geniale Wejen eined einzigen, in einer Nebenftellung verharrenven Staatdmannd 
nicht alles erſetzen, was dem Minifterium Rodingham für feine Aufgaben fehlte. Allerdings 
dominirten noch die Grundfäße von 1688, und die großen Hänfer, welche darin gleichſam ein 
Sideicommiß hatten, waren jtarf genug gewefen Lord Bute vom Ruder zu bringen; weder die 
Freunde ded Königs, der jpätere Hauptftügpunft Lord Nocth's, noch die Torypartei unferer 
Tage waren anderd als in ſchwachen Anfängen vorhanden. Aber Unfrieve berrfchte im Haufe. 
Wie fih Pitt ſogar mit feinen Schwägern nicht vertrug, ftanden den Grenvilfe wieder die New— 
caftle und Rodingham gegenüber, und das Haus Ruffell ging feinen eigenen Weg. Nichts: 
deſtoweniger machten die übrigen Fractionen ver Mhigpartei e8 dem Minifterium zum Vor: 
wurf, daß ed ohne ſie gebildet worden. Schlimmer ftandes ſchon mit der andern Anſchuldigung, 
daß der Marquis von Rodingham eine Anzahlvon fogenannten „Königsfreunden“ (man fönnte 
darin ein Urbild des preußischen Treubundes unferer Tage jehen, wenn legterer ſich mit irgend⸗ 
etwas Englifhem vergleichen ließe) ind Amt genommen und ihnen freie Hand bei Abftimmun- 
gen gelaffen, eine Bedingung, welche Pitt ich niemals hätte gefallen laffen. Die erften Sigun- 
gen des Jahres 1766 liefen das Minifterium in Ruhe; der Bruderftreit zwifchen Pitt und 
Grenville ward in großen Zweikämpfen durchgefochten. Als Bitt ſich mit aller Energie gegen 
die Stempelacte feines Schwagers erflärte, als er fich gefreut, „daß Amerika widerftand‘, jah 
das Minifterium klares Fahrwaſſer, und eine Bill ward eingebracht, welche jene Stempelaete 
aufbob. Aber ebenfalls einer Rede Pitt's folgend, wurde eine zweite Bill vorgelegt, die foge: 
nannte Declaratorg: Act, worin dad Prineip der Oberberrlichfeit des englifchen Parlaments über 
die Golonien und namentlid das Recht, Gefege für fie zu machen, feierlich ausgefprochen wurde. 
In ver Debatte über die Stempelacte, bei Gelegenheit der Adreſſe, hielt B. feine parlamen— 
tarifche Jungfernrede. Sie wurde alljeitig mit dem größten Beifall aufgenommen, und 2. 
batte die &hre, von den Great Gommoner, der ihm in der Debatte folgte, und bei diefer Gelegen— 
beit feine legte große Rede im Unterhauſe hielt, gepriefen zu werden. Es war als wenn ber 
eine große Redner den andern abgelöft hätte, denn bei aller Verſchiedenheit waren ihre oratori= 
ihen Leiftungen gleich groß. War jo Amerika für den Augenblid beruhigt, jo wurden nun 
innere Schäden befeitigt. Bei ven Verfolgungen Wilfes’ und feiner Schriften unter dem vori= 
gen Minifterium war ein Grundrecht des Engländers, Freiheit vor Verhaftung auf einen all: 
gemeinen, nicht die Perſon bezeichnenden Verhafsbefehl (General Warrant) verlegt worden. 
Dagsgen, jowie gegen die Beſchlagnahme von Papieren bei Libellproceifen (Search Warrant) 
riteten fi auf Antrag des Minifteriums Refolutionen des Unterhauſes. Kleinere Beſchwerde— 
gründe einzelner Rofalitäten gaben ebenfalls zur Abhülfe Anlap. Alle diefe Schritte waren 
vem Gharafter eines Minifteriums entſprechend, welches feinen fihern Boden unter ven Füßen 
hatte, und daher jeder Klage nachgeben mußte. Zu all feinen Fehlern kam nod) das des Mis- 
trauend in die eigene Kraft. Man ſuchte Hülfe bei Pitt, aber er wollte ſich auf nichts einlaffen, 
und fo zerfiel nach ver einen Sefjion das Minifterium im Herbſt 1766 faſt ohne äußern An: 
ſtoß. Es hatte nichts Böſes gerhan ; ihm diente dev bedeutendſte politifche Schriftfteller ver Zeit, 
aber e8 fehlte ein Haupt und e8 fehlten die Glieder. Für B. hatte dieſe Eurze Zeit jedoch viel 
gethan. Zu feinem literarifchen Ruhm hatte er die Anerkennung ald parlamentarifche Größe 
und einen der Staatdmänner der liberalen Partei fi errungen. Diefer Partei, die allmählich 
fich wieder einigte, hat er von da an mit einer Energie gedient, daß fein anderer ſich rühmen 
darf, ſoviel 25 Jahre lang für ſie geleiftet zu haben. Unter ihren Rednern war er zwar nur 
einer, aber nicht ohne Grund kann man ihn den Schriftiteller ver Whigs nennen. Was fih an 
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ihre Grundfäge Großes und Schönes anknüpfen läßt, was für ihre Perfönlihkeiten nur irgend 
geltend gemacht werben konnte, beim Angriff oder zur Abwehr — fletd war B. fampfbereit, 
Über 16 Jahre lang hatte er in einfachen Verhältniſſen den ihm nicht leichten Dienft ver Oppo— 
jition zu verfehen, umgeben von Herzogen und Lords, denen bad politiihe Regiment nur ald 
ein Zeitvertreib neben ihren andern VBergnügungen diente, während ihm die politifche Arena 
zugleich Lebensbahn und Anfnüpfungspunft feiner gewaltigen Geiftesarbeiten war. Es ift 
nicht unfere Aufgabe, hier die Geſchichte jenes wechfelnden Minifteriums zu ſchreiben, das zuerft 
Lord Chatham wirklih, dann nominell, endlich den Herzog von Grafton ald Haupt hatte und 
zulegt in die zehnjährige Herrſchaft des Lords North überging. Das Miniflerium Rockingham 
war in der That ein Minifterium B., und fo mußten wir feinen Gang verfolgen. In der 
Folgezeit haben wir der Entwidelung der Politik nur fo weit nachzugehen, ald B. in ihr thätig 
ift. Freilich konnte man fagen, daß er fletd und überall feinen Eifer zeigte. Die hinterlaffene 
Gorrefpondenz gibt auch hier Zeugniß von feiner Rührigkeit für die Intereffen der Partei. Den 
trägen Führern Rodingham und Richmond ſucht er das Feuer, das ihn vorwärts trieb, einzu— 
flößen und in jedem widtigern Gegenftande, der damals Parlament und Bolitif überhaupt 
berübrte, finden wir ihn durch tiefed Studium heimifh. Seine erfte literarijche Arbeit war eine 
Vertheidigung des Minifteriums Nodingham, „A short account of a late short administra- 
tion”. Wenn gefhidte und glänzende Darlegung der guten Seiten ein ſchwaches Minifterium 
als ein ftarfed und gutes erjdeinen laffen könnte, würde diefe Schrift ihren Zwed vollſtändig 
erreicht haben. Wie ed war, mochte fie praftifc wenig Erfolg haben. B. Fam ihr daher dur 
eine Scheinwiderlegung zu Hülfe, welche unter dem Namen Whittington in der Horn eines 
Briefd an den „Public Advertiser“ erfhien. Unter ver burledfen Maske, welde bier vorge: 
nommen war, wurde ein großer Theil des Grimms entladen, der ſich in der Partei Rodingham 
gegen Pitt gefanımelt hatte. Es ſcheint, daß B. noch perfönli einen Grund des Übelwollens 
hatte, da Chatham, wie wir den Great Commoner jegt nennen müffen, fi geweigert hatte, 
nad einer Propojition ded Herzogd von Grafton, B. in jein Minifteriun aufzunehmen 
(Mahon's „History Append.“, V, 355, Tauchnitz Ed.). Ob übrigens B. von diejer Wei- 
gerung, die Chatham namentlid auf des „nothwendigen Rekruten“ Kegereien in Handels— 
fragen (B. huldigte ſtets aus Überzeugung dem Freihandel) ftüßte, jemals etwas erfah- 
ren hat, ift nicht ermittelt; wahrſcheinlich ift es, daß B. ſelbſt durchaus nicht geneigt war, 
jenem Antrage Folge zu geben. Die Lauge des Spotts, melde „Mr. Wpittington, Käſe— 
främer und Bürgerrepräfentant‘‘, über dad Minifterium Chatham ausgoß, verfehlte ihre Wir: 
fung nicht, zumal dad Publikum mit der Verwandlung feines Pitt in einen adelichen Chatham 
ſchon fo hHödhft unzufrieden war. Im Unterhaufe griff B. ebenfalld das Minifterium mit aller 
Schärfe an, jo nahm er gegen die großartigen Plane Chatham's, der befanntlih ſchon damals 
den Gedanken hegte, die Herrſchaft der Indifhen Compagnie in die eigene Hand zu nehmen, 
eine entſchiedene Pofition für die Gorporation ein. Aber aud in England felbft gab e8 Stürme 
genug, und wir nähern ung der Zeit, wo Junius ſchrieb und herrſchte. Jetzt, da es überzeugend 
nachgewieſen ift, daß Sir Philipp Francis der Berfaffer der „Juniusbriefe“ war, fcheint ed über- 
flüffig, anzugeben, weshalb B. fie nicht gefchrieben haben fann. Der Hauptgrund, aus dem 
man fo oft auf ihn verfiel, war für beide gleich rühmlich. Man traute feinem andern Bekannten 
die großen Fähigkeiten zu, welde in den „Juniusbriefen‘‘ zu Tage fanıen. Laſſen wir diefes Ar— 
gument, wenn ed wirklich eines ift, beifeite, jo ift fich nichts unähnlicher als die Schreibart B.'s 
und der „Juniusbriefe“. Die Kürze, Durchſichtigkeit und das Stiletartige der Francid’fhen Die 
tion findet in B.'s Reben und Schriften nicht ihreögleihen. Charakteriftifch ift, daß Brancis in 
einem Briefe an B. 1790 dieſem zu jagen wagte: „Once for alll wish you would let me 
teach you to write English” und „Why will you not allow yourself to be persuaded that 
polish is material to preservation?” Wer fo an B. ſchreiben konnte, den dürfte man, zumal 
in noch jüngern Jahren, den Stolz und die Vermeſſenheit des Junius zutrauen. Allein im 
Ernte jind die Gründe für Francis oder wenn man will gegen Francis jo überzeugend, und mit 
B.'s politifhen Gefinnungen ftehen fo viele Sympathien und Antipatbien, die der Verfaffer 
der Juniusbriefe gehegt haben muß, in fo [hroffem Widerſpruch, daß B.'s Name in der Junius- 
controverfe, wenn man fie noch fortführen follte, nicht mehr genannt werben kann. (Vgl. ven 
“ Art. Junius.) 

Volemiſch war allerdings auch B.'s Beihäftigung in diefer Zeit. Aber der innere Zwie= 
fpalt, an dem die gegen dad Minifterium Chatham-Grafton gerichtete Oppofition krankte, war 
zunächſt dad Gebiet, auf bem er feine Meiſterſchaft in der Gontroverfe bewährte. George Gren— 
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ville, der Premierminifter, deſſen Stelle die Rodinghamabminiftration eingenommen hatte, 
unter dem alle jene Mapregeln ergriffen worden waren, deren Aufhebung den Ruhm feiner 
Nachfolger ausmachte, ſonſt aber ein politifches Talent erfter Größe und von praftifhen Staats— 
männern feiner Zeit faum überragt, hatte in einem Pamphlet „On Ihe present state of the 
Nation’ (gefchrieben von feinem Anhänger Knor, vgl. Orenville, „Papers“, IV, 359) die eigene 
Berwaltung und namentlich ihre finanziellen Mafregeln zu rechtfertigen und Vorwürfe aller 
Art auf das gegenwärtige, kaum weniger aber aud auf dad Minifterium Rodingham zu wäl: 
zen gejucht. Ihm antwortete B. in der Schrift „Observalions on the present state of the Na- 
tion. Während fie eine vollfommene Beherrfhung des finanziellen Gebiets, auf dem George 
Grenville feine eigentlihe Stärke hatte, verräth, gelingt e8 dem Berfaffer im Gegenjag zu den 
trodenen Ausführungen und ermübdenden Gitaten feines Gegners, mit wenig Worten die Kerns 
gründe des Gtreitö zu erfaffen und in überzeugender Weife die praftifche Unmöglichkeit der 
Gtenville'ſchen Calculationen darzutfun. Während das Knor’ihe Pamphlet den ganzen 
Apparat mit ind Gefecht fhleppt, kämpfte B. ohne ihn zu zeigen, nicht aber ohne vollfommen 
mit ihm gerüftet zu fein. Die Sicherheit feines Fingers läßt ihn mit dem gitterböfen Gegner 
fpielen. „Dieſer Autor at in allen feinen Schriften die eigentbümlihe Gewohnheit, anzunehmen, 
daf er eine Revenue für das Land gefchaffen hat, wenn er und zeigen fann, wo Geld zu haben 
iſt, vorausgeſetzt, daß wir dazu gelangen fönnen, und dies jheint dad Meifterftück jeiner ganzen 
Finanzfunft zu fein.” B. weift dann namentlih auf Amerifa hin, wo man wol im Stande 
ſein mag zu zahlen, aber eben nicht zahlen will, und deſſen Bewohner ſich weder zwingen noch 
überreden laffen, die 200000 Pf. St. jährlich Herzugeben, die Orenville von ihnen haben möchte. 
Die Wilfes’ihe Angelegenheit zog B. auf andere Bahnen. Wilfes war von der Grafſchaft 
Niddleſex wieder gewählt worden, nachdem ihn das Unterhaus ausgeſtoßen. Es erklärte ihn 
jegt für unfähig, feinen Sig einzunehmen, und die Wahl für nichtig, und nachdem bei mehr: 
maligen Wahlen das Refultat ſtets daffelbe gewefen war, ließ ed endlich den Gegencandidaten 
Luttrell ald Abgeoroneten zu, weil die auf Wilkes gefallenen Stimmen für ungültig anzufehen 
jeien. Died warbie eine große conflitutionelle Brage diefer Zeit, das Recht des Unterhaufes durch 
feine einfeitige Refolution ven Wählern ihr Wahlrecht zu verfürzen. Eine andere war der Ge: 
brauch, den bei einem der vielen Volkstumulte, welche fi an Wilfes and Liberty fnüpften, das 
Militär von feinen Waffen gemacht hatte. Jeder Lefer ver „Juniusbriefe‘ weiß, wie dieſe Fragen 
den Grunbdtert feiner erften Invectiven bilden. Im Parlament war es B., der am entſchieden— 
ften und mit der Wuth, in die er fi vergeflen Eonnte, die Sache des Rechts gegen minifterichle 
Willkür vertheidigte. Uber ven Erfolg der Briefe find die Reden B.'s in den Hintergrund ge: 
treten und nur in Bruchſtücken erhalten, aber die Zeitgenoflen ſprechen mit Begeifterung das 
von. Ein Vortheil der Wilkes'ſchen Angelegenheit war, daß ſich in ihr die verjchiedenen Ele: 
mente der Oppofition wieder zufammenfanden. Auch Chatham, der von feiner eigenthümlicyen 
Körper: und Geifteöfrankheit einigermaßen bergeftellt, 1768 im Detober das Minifterium 
verlafien Hatte, erflärte fi gegen die Maßregeln des Minifteriums und der Barlamentämajo- 
rität. Mit feinen Brüdern Lord Temple und Grenville war er ausgeföhnt und durd ein großes 
Seit in der Thatched House Tavern feierte die gefammte Oppofition den wieberhergeftellten 
Frieden. Daß aber die Verbindung feine rückhaltsloſe war, jieht man ſowol aus den vertrau— 
ten Briefen der Grenville- ald Nodinghampartei. Nachdem die Parlamentfeilian von 1769 zu 
Ende war, juchte die Oppofition in dem ganzen Lande einen Adreſſenſturm gegen das Unter— 
haus mit Vorwürfen über feine Haltung und Bitten um feine Auflöfung zu Wege zu bringen, 
aber vie Indolenz mancher Führer und die geheime Eiferſucht der Parteien war auch hier jehr 
hinderlich. Nichtsdeſtoweniger war dad Erſcheinen Chatham's in der Oppofition ein Erjag 
für vieled andere, und das Minifteriun bed Herzogs von Grafton brach im Anfange 1770 zu: 
fammen. Sept, nahdem fi die meiften Schleufen der vertrauten gleichzeitigen Mittheilungen 
geöffnet Haben, wird das Urtheil über feine Vergangenheit weniger hart fein müffen; fo willen 
wir namentlich, daß die ſchlimmſte Erbſchaft des Nachfolgers, der Entſchluß, Amerika auf dem 
indirecten Wege ver Eingangszölle zu befteuern, und daran feftzubalten, ald die Ereigniffe des 
Jahres 1768 ſchon fo laut warnten, gegen den Willen des Minifterpräjidenten zu Stande fam. 
Diefe Nachfolge fiel nun aber nicht, wie erwartet wurde, auf die Oppofition. Das eindring= 
lie Bitten des Königs, der fi in beiden Hauptſachen, der Wilkes'ſchen und der amerikanischen, 
eine ftörrifche Überzeugung gebilvet hatte, verniocdhte den Lord North, bis dahin Schagfanzler, 
die Leitung des Minifteriums zu übernehmen. Der Hauptfampf der Sefjion wurde um die 
Beibehaltung der Theezölle für die amerikaniſchen Golenien geführt. B. war einer der Redner 
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dagegen, aber die unglückfelige Acte ging durd. Dafür verbanfen wir aber dem Jahre 1770 
die fehlerlofefte Schrift, welche jemals ver Feder B.'s entiprang, feine „Thoughts on the causes of 
the present discontents”. Auf diefe pflegen afle no jo warmen Bewunderer zurürfzugreifen, 
welche in den Erzeugniffen ver legten Lebensjahre ven Einfluß einer franfhaften Phantafte in der 
Dietion und in den aufgeftellten Grundfägen die Ginwirfung einer einfeitig aufgefaßten ge- 
waltigen Weltbegebenheit wahrnehmen. Mit einer meifterhaften Schilderung der augenblid: 
lien Lage verbindet dieſe Schrift einen Abriß ver Gefhichte und der Principien der engliſchen 
Berfaffung, wie fie B. damals auffaßte, und wie fie mit wenigen Modiftcationen, welche die ſo— 
eialen Umgejtaltungen hervorgerufen haben, auch heute noch als die entſcheidenden behauptet 
werden müffen. Wogegen er mit allen Waffen feines Geiftes ins Feld zog, war der Verſuch 
des Königs und feiner perfönlichen Partei, der jogenannten Kings Friends, an die Stelle der 
Parteiregierung nad den Grundſätzen von 1688 jenes perfönliche Regiment wieder ind Leben 
zu rufen, das den einen Stuart das Beben, den andern den Thron gefoftet hatte. Ein Grund: 
irrthum in ver B.’fhen Schilderung war ed allerdings, daß Lord Bute als die Seele dieſer 
Elique behandelt wyırde; aber ihre Griftenz war fo ſicher gefteflt und die Züge, welche B. ihr 
feiht, tragen fo den Stenipel der Wahrheit, troß des hier und da auffteigenden Zweifels, ob nicht 
eine Garicatur ftatt eines Bildes vor und ſteht, daß das Werk durd den Ablauf der Zeit und 
der Fluten des politifhen Lebens, aus denen ed auftaudhte, faft gar nichts von feiner Wirkung 
verloren hat. Jetzt ward die Rache für die Intriguen biefer Partei gegen das Minifterium 
Rodingham genommen, aber viel höher als diefer Gefihtspunft trug den Verfaſſer die Überzeu: 
gung, daß das Syſtem, welches von dem jungen König verſucht wurde und lange noch immer wies 
der zum Durchbruch Fam, ven Ruin der engliſchen Verfaffung in feinem Schofe barg. Rach B.'s 
Schilderung war es der Plan, „dem Hofe den unbegrenzten, uncontrolirten Gebraud feines gewal— 
tigen Einfluffes unter der ausfhließlihen Leitung des perfönlihen Wohlgefallend zu fihern”. 
Deshalb aber follte das oſtenſible Minifterium som Hofe gefchieden und zum bloßen Werkzeuge 
einer geheimen Clique gemacht werden. So würden zwei Arten der Regierung ins Reben treten ; 
die eine, welche im Geheimniß und Vertrauen ift, die andere, um die amtlichen Pflichten de? Gou— 
vernementö äußerlich zu erfüllen. Diefe follte allein verantwortlid) fein, während die wirflichen 
Rathgeber im Vollbejige der wirklihen Macht, einer jeden Gefahr entlevigt wären. Aber dieſe 
oftenfibeln Minifter müßten zur Erleichterung des Geſchäftsganges wenigſtens einen Theil 
der Hofelique unter fih aufnehmen. Endlich müßte das Parlament daran gewöhnt wer: 
ven, ein ſolches Syſtem in Thätigkeit zu ſehen. Eine völlige Gleidhgültigfeit gegen Per: 
fon, Stellung, Einfluß, Fähigkeit, Verbindungen und Charakter ver Minifter müßte ver 
Bolfövertretung beigebradht werden. „Eine Kabale des Cabinets und der Hintertreppe ward 
fo an die Stelle einer nationalen Regierung geſetzt.“ „Günftlingsherrihaft in unferer Ere— 
eutivgewalt ift im offenen Widerfprudh mit den Grundlagen unferer Verfaffung. Gin Ziel 
unferer gemifchten Verfaffung ift unzweifelhaft, daß ver Fürft nicht im Stande fein darf, 
die Gefege zu verlegen. Aber ſchon auf den erften Blick ſieht man, daß dies nur ein ne= 
gativer Gewinn ift, eine bloße Vertheidigungswaffe. Deshalb ift es von gleich großer Wich— 
tigfeit, daß die discretionären Gemwalten, welche in den Monarchen gelegt find, ſei ed für die 
Ausführung der Gefege, die Ernennung der Beamten, in der Handhabung ded Rechts über 
Krieg und Frieden oder in Finanzſachen, alle nad Grundfägen des öffentlichen und nationalen 
Intereffe ausgeübt werden und nicht nad dem Gefallen oder Misfallen, den Intriguen und 
Mahinationen des Hofes.” Und über die Stellung des Unterhaufes zu dem Syſteme, das er 
angreift, bemerft B.: „Das Haus der Gemeinen galt urfprünglich als eine Controle, unmittel- 
bar vom Volke ausgehend und raſch in die Maſſe zurücktretend, aus der es erftanden war. So 
war ed in den höhern Functionen ded Negiments, was die Jury in den nievern ift. Da vie 
Eigenſchaft der Öffentlihen Bunction vorübergehend, ver Charakter ald Bürger aber dauernd 
war, hoffte man, daß die legtere Eigenſchaft in allen Verbandlungen vorwiegen würde, nicht 
blos zwifchen dem Volfe und der ftetigen Autorität der Krone, jondern auch zwiſchen, dem Wolfe 
und der flüchtigen Autorität des Unterhaufes ſelbſt. Man hoffte, daß diejes in feiner Mittel: 
natur zwiſchen Unterthan und Regierung alle Intereffen des Volks wärmer und lebhafter theilen 
würde, ald die andern von biefem entferntern und beftändigern Bactoren der Gefeggebung. Diefer 
Gharafter iſt aber mur dann zu erhalten, wenn das Unterhaus wenigjteng in etwas den Stempel 
der wirklichen Stimmung in der Nation trägt. Es würde unter verschiedenen politifchen Übeln 
ein geringeres Unglüd fein, daß das Unterhaus von jeder epidemiſchen Fieberwuth des Volks 
ergriffen würde, da dies einige Blutsverwandtſchaft und eine natürliche Sympathie mit feinen 
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Sonjtituenten bezeugen würde, ald daß es in allen Fällen von den Anfichten und Gefühlen der 
Nation unberührt bliebe. Das eigentliche Wefen des Haufed der Gemeinen befteht darin, der 
reine Ausdrud der Gefinnungen der Nation zu fein. Es ift beftimmt, eine Gontrole für das 
Volk, nit über das Volk zu üben.” Gin Unterhaus, wie eö die Partei der Königäfreunde 
wünſcht und zum Theil gewonnen batte, f&hildert B. folgendermaßen: „Gin wachſames eifer- 
füchtiges Auge auf die vollziehende und richterliche Obrigkeit, eine 'angelegene Sparjamfeit mit 
den Öffentlichen Geldern, eine offene faft zuvorfommende Haltung gegenüber Öffentlichen Klagen, 
dies ſcheinen die harafteriftifhen Eigenfhaften eines Haufes der Gemeinen zu fein. Dagegen 
ift ein Haus der Gemeinen, welches Glückwunſchadreſſen erläßt, während die Nation mit Klagen 
petitionirt, ein vertranendvolled Haus der Gemeinen, während das Volk in Verzweiflung ift, 
in der größten Harmonie mit Miniftern, die das Volk mit dem. äuferften Abſcheu betrachtet, 
“ welches Dank votirt, während die Öffentliche Meinumg die Minifteranklage fordert, welches ſich 
mit Gelpbewilligungen beeilt, während das Volk Rechenſchaftsablage verlangt, welches in je— 
dem Streite zwiihen Volk und Regierung gegen das Volf präſumirt, welches die Unordnungen 
des letztern beſtraft, aber jich weigert, auch nur in dielinterfuhung ver Provocationen dazu eins 
zutveten; ein ſolches Haus ift ein unnatürliher monftröjer Zuftand der Dinge in unferer 
Staatöverfaffung. Sold eine Berfammlung mag ein großer, weifer, ehrfurdhtgebietender Senat 
fein, ift aber zu feinerlei Frommen des Volks ein Haus der Gemeinen.‘ („Works‘, II, 288— 
289). Sein Heilmittel gegen einen ſolchen Zuftand der Dinge ift die parlamentariiche Regierung, 
wie fie jeit 1688 dem englifchen Staatswejen eingeimpft ift. Talent, Stand, Vermögen und 
Unabhängigkeit jind ihm die Vorbevingungen für das eigentliche Herrichen im Staate. Eine 
VPöbelherrſchaft will er auch jegt nicht, aber der auf eigenen Füßen ftehende Landmann, die 
wiſſenſchaftlich Gebildeten, die Kaufleute und Fabrikanten, Eurz alle, welche ihr Vermögen oder 
ihr Fleiß unabhängig macht, in die Hände foldyer will er die Intereifen ver Nation gelegt willen, 
nit in die abhängiger Hofvienftboten. Als eine Partei fo zufammengejegt und unterftügt ftellt 
er, einerlei 06 mit Recht oder Unrecht, die Whigs unter Rockingham dar. Auch in diefer Schrift 
geht er fühl an dem großen Chatham vorüber, der allerdings durch jein letztes Minifterium — 
„ſo gefledt und geiprenfelt, jo wunderlich geleimt und curios verbunden, eine bunte Moſaik— 
arbeit, ein Ziegelbovden ohne Gement, hier ein weißes dort ein ſchwarzes Steinden, Patrioten 
und Höflinge, Königsfreunde und Nepublifaner, Whigs und Tories, verrätheriiche Freunde 
und offene Feinde” — das Princip der Parteiregierung verlegt, aber nicht widerlegt hatte. 

Diefe Schrift und die „Juniusbriefe“ bildeten das Greigniß des Jahres 1770. Während 
legtere ji) vorwiegend auf einzelne vorübergehende Fragen beziehen und nur ihr meifterhafter 
Stil ihre Unfterblichkeit jihert, find B.'s „Thoughts“ bis auf den heutigen Tag die glän— 
zendſte umd tüchtigfte Nechtfertigung der parlamentarifchen Negierung durch Parteien geblieben, 
Bon den hin= und hergeworfenen Argumenten ver Tagesliteratur fehrt man zu diefem Werke 
als der lautern Duelle zurüd, worin wir B.'s Hauptftärfe, die harmonische Berbindung von 
theoretifchen Brineipien und Grfahrungslehren ſich am klarſten abfpiegeln fehen. 

Die Muße, welche er diefer Arbeit gewidmet, war dem parlamentariihen Kampfe mit 
Mühe abgewonnen. No immer ſaß B. für Wendover, das fein Freund Verney ihn 1768 
zum zweiten mal zur Dispojition geftellt hatte. Bei feiner der großen Debatten über die Ver: 
folgung Almon’s wegen des berühmten „Juniusbriefs“ an den König, das Recht der Geſchwore⸗ 
nen, die volle Schulofrage, nicht das bloße Factum der, Publication und den Sinn der Anipies 
lungen zu entſcheiden, Angelegenheiten ver amerifanifhen Golonien und der Dftindifchen 
Compagnie fehlte B. ald Nedner, und jo großartig al& er faßte feiner feinen Stoff an. . Und 
bier fommen wir an den entſcheidenden Fehler B.'ſcher Beredſamkeit. Ihm fehlt das Map für 
dad Intereffe feiner Zuhörer. Seine Reden jind, um geſprochen und gehört zu werden, regel- 
mäßig zu lang. Es ermübete jeine Hörer ihm in den Gewinden feines gewaltigen Gedanken— 
baues zu folgen. Als gefprochene Abhandlungen find fie für die Nachwelt um fo frucht- und blu= 
menreicher; die unmittelbare Gegenwart machte es oft, wie Goldſmith in feinem Gedicht jagt: 
Too deep for his hearers, he went on refining, And thought of convincing while they 
thought of dining! Aber jeine Neven ftrogen von tiefem, vielfeitigem Willen über ven Gegen 
fand, den ſie betreffen. So entwicdelte er in den Debatten über, Amerifa die vollfte Einſicht in 
die finanziellen Fragen, in den die Preßproceſſe betreffenden ſchlug er mit feiner Rechtskenntniß 
die Jurijten aus dem Felde. Der Vorſchlag der Oppojition, nicht wie Lord North wollte, die Thee— 
feuer beſtehen zu laffen, ſondern alle Zölle aufzuheben, wurde von niemand beiler vertheidigt 
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als von B. „Der miniſterielle Vorſchlag iſt ein Plan, deſſen Nachgeben nicht verſoͤhnt und deſſen 
Zwang nicht ausgeführt werben fann.... Die Bösartigkeit euers Willens wird verabſcheut und 
die Schwäche euerd Arms verachtet werben.‘ Doc gab ed befanntlicdy noch einige Jahre eine Schein⸗ 
ruhe. Während des Jahres 1771 fpielten die Berfolgungen gegen die Droder wegen Beröffent- 
lihung ver Barlamentsdebatten und der Eitybeamten wegen Unbotmäßigfeit gegen die Befehle 
des Parlaments. Auch Hier kämpft B. in erfter Reihe gegen die minifterielle Majorität, während 
in dem Oberhaufe Chatham den Sturm führte. Ebenſo erfolglos war trotz B.'s glängender 
Unterftügung Dowdeswell's (Schagfanzler unter Rodingham) Bill, welche die Jury in Preß- 
procefien von. den Bellen befreien wollte, die eine höfifche engberzige Auslegung der Richter 
ihnen aufzubringen verfuchte. Im Jahre 1772 finden wir B. vornehmlid mit den Angelegen- 
heiten der Oftindifhen Compagnie befhäftigt, deren Intereffen er mit feiner ganzen Bartei 
warm vertrat. Infolge deilen wurde ihm die erflc Stelle in einer Commiſſion von drei Subre- 
viforen angeboten, welde die Compagnie nah Oſtindien ſchicken wollte, um dadurch Lord 
North’s Reformplanen das Prävenire zu fpielen. Allein B. lehnte im Interefle feiner Partei 
den glänzenden Antrag ab, und durch ein Veto ded Uinterhaufes wurde aus der ganzen Com— 
miffion nichts. DB. und feine Partei (die er freilich auch jegt immer noch anzufpornen hat) 
fämpften, fogar eifriger ald die Oſtindiſche Compagnie felbft, gegen die NRegulationsarte von 
1773, weldye für lange Zeit die Grundlage der indiſchen Regierung geblieben ift. Unter den 
Mafregeln, welche B. auferden noch in dem 1774 zu Ende gehenden Parlament vertrat, ſtehen 
ein Gejeß zur Erleigterung der Lage der Diffenter und Befreiung des Handels von manden Bürben 
voran. Anerkennung und Dankadreffen blieben dafür nicht aus, die millfommenfte von allen 
war aber, daß Briftol, damals nah London die Haupthandelsſtadt ded Reihe, DB. zu feinem 
Bertreter fürd neue Parlament erwählte. Doch war dad alte nicht audeinander gegangen, ohne 
die Früchte der 1773 im Zufammenbang mit ver Neorganifation der Oftindifhen Gompagnie 
erlaffenen neuen Steuergejege für Amerifa zu ernten. Die Theefchiffe im Hafen von Bofton 
waren angegriffen, ihre Kadung über Bord gejtürzt worden. Voſton, der Ort, wo bie Stempel: 
acte zuerft gezündet hatte, jtand auch jegt wieder an der Spige. Das Minifterium antwortete 
darauf durch Geſetze, welche den Hafen von Boſton ſchloſſen und die Berfaffung von Maflahuf- 
ſetis fuspendirten, und an diefe Schritte gewaltfamer Herrfchaft fnüpfte ſich bekanntlich der 
öffene Widerftand. Vergebens hatte die Oppofition verſucht, jenen Oefegen die verwundenven 
Spigen abzubrehen. Vergebens waren ihre Anftrengungen, ſelbſtändige Billd im entgegen= 
gelegten Geifte durchzubringen. Zu den berühmteften Reden B.'s gehört feine Speech on Ame- 
rican taxation, wie fie gewöhnlidy eitirt wird, vom 19. April 1774, zur linterflügung des Au— 
trags von Roſe Fuller, die Theeſteuer aufzuheben. Sie enthält eine vollſtändige Geſchichte 
der nordamerifanifchen Golonien und der Syfteme, welche die Regierung ihnen gegenüber ver— 
folgt hat. „Befördert ven Handel, vergeht Befteuerung! mar der erfte und weile Nath, den die 
Erfahrung prebigte. England erlangte jo nicht blos Handelsverkehr, fondern erzeugte felbft die 
Gegenftände des Handels in Amerika, und unſer Handel ward vervierfacht. Amerika hatte unfer 
Kapital als Entſchädigung und ertrug dafür feine Unterorbnung. Außer der Handelsbe⸗ 
ſchränkung (durch die Navigationdacte) hatte ed in feinen innern Angelegenheiten alle. Merk. 
male eines freien Bolfd. Das Land befaß das Ebenbild der engliſchen Verfaſſung; es hatte das 
Weſen, ſeine eigenen Repräſentanten legten die Steuern auf. Dieſer ganze Zuſtand der Un⸗ 
freiheit in Handelsſachen neben politiſcher Freiheit iſt zwar nicht die volle Freiheit, aber verglichen: 
mit den gewöhnlichen Umftänden der Menfchen, war es eine glückliche und liberale Verfaſſung.“ 
9. führt dann den Faden weiter, wie unter Grenville dev Gedanke der Beiteuerung erwacht 
und bis zur Stempelacte reift, wie alddann das Minifterium Rodingham zum alten Syftem 
und zur alten Einigkeit zurüdführt, bis nad) feinem Sturze Befteuerung und Bedrückung wie— 
der an der Tagesordnung find. In den Rahmen dieſer Geſchichte find eine Reihe von Porträts, 
der bedeutendern Staatdmänner der verſchiedenen Epochen eingefaßt, deren Farben und noch 
heute lebenswarm entgegentreten. Aber aud B.’S gigantijche Anftrengung vermochte die Na— 
tion, welche jegt wirflid mit dem Minifterium zu gehen ſchien, nicht von der Bahn des Ver: 
derbens abzudrängen. Die Zwangsgeſetze wurben angenommen, die Colonien griffen zu den 
Waffen und wurden frei. 

Als gegen Ende 1774 das neue Parlament zufammentrat, waren feine erften Schritte 
gegen die widerſpenſtigen Colonien gerichtet. Die — war ſchwach an Zahl, die jüng⸗ 
ſten Wahlen hatten ihre Reihen bedeutend gelichtet, aber im Oberhauſe war wieder Chatham 
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für fih ein ganzes Heer und neben B. trat jegt im Haufe der Gemeinen Charles James For, 
der im Laufe der legten Seſſion fih wegen Amerikas von Lord. North getrennt hatte. Seine 
Beziehungen zu B. wurden bald von ber innigften Art, wie zu einem väterlichen Freunde ſchaute 
er zu biefem empor und die veichen Geiſtesſchätze, welche B. gefammelt hatte, dienten der 
ihnellen Auffaſſung und der echt parlamentariichen Beredſamkeit des jüngern Freundes als 
Waffenplatz. Kaum war der erfte Einprud der großen Rede verflogen, worin Chatham feinen 
großartigen und vielleicht in der damaligen legten Stunde aud verſöhnenden Schlichtungsplan 
dem Oberhaufe vorgelegt, das ihn freilich ungehört von den Miniftern zurüdftieß, jo zog B. 
wieder aller Aufmerkjamkeit dur jeine Rede von 22. Marz 1775 auf die brennende Frage. 
Deizehn Refolutionen bot er demHauſe zur Beſchlußnahme an. Er beichreibt in feurigen Berio= 
ven, was alled Amerika für England in Yaufe der friedlichen Entwickelung geworben, ſchildert die 
Amerikaner als von engliſchem Blut und deshalb Wiſt der Freiheit bejeelt, denen nachzu⸗ 
geben nüglich und gerecht iſt. Die ftrenge Meter: gerwill er beifeite laffen. „Ich frage nicht, 
eb ihr ein Recht habt, euer Volk elend zu machen, ſondern ob es mehr euer eigenes Intereſſe 
it, ed glücklich zu ſehen. Ich will nicht willen, was mir ein Jurift fagt, daß ich tun darf, fon= 
dern was Humanität, Vernunft und Gerechtigkeit mir fagen, daß ich thun ſoll.“ In dieſem 
Sape liegt dad Hauptargument diefer großen Anſprache, welche für alle Zeiten zu ven Meiſter— 
werten oratorischer Begabung zählen wird. Wie die „Thoughts’ frei jind von manden Fehlern 
jpäterer Schriften, fo zeichnet fich diefe Rede vor den meiften fpätern durch die Reinheit ihres 
Stils aus. Wir laſſen es dahingeſtellt, ob nit Chatham's Plan der ftaatsmännifchere war, 
kide hatten daſſelbe Schickſal zurüdgewiefen zu werden. Mittlerweile hatte jid in Amerika 
idon der Gongrefi der Provinzen gebildet und die Dinge. drängten zum offenen Bruche. Ein 
Jwittervorfchlag Lord North's, beftimmt die Provinzen einzeln von der rebellifchen Verbin— 
dung abzufprengen, ward von der Oppoſition bekämpft und nach feiner Annahıne von Amerika 
wrüdgewiefen. So. waren B.'s Anftrengungen, ben Krieg mit Amerika zu vermeiden, ver— 
gehlich gemejen. Zu Leriugten floß am 15; April das erfte Blut. ' 
Anfänglich ſchien die Oppoſition jegt muthlos geworden zu fein. Manche mochte nod ver 
Iwieſpalt zwiſchen einem ungerechten Anlaß zum Kriege und der Thatſache des Krieges jelbft 
fren, Genug, die Whigs hielten ſich zeitmeife von den Verhandlungen fern. Schon in einem 
rübern Stadium feiner politifchen Laufbahn hatte B. diefen jegt nad) dem Urtheil aller zu— 
kündigen Autoritäten niemald zu vechtiertigenden Schritt vorgejhlagen, allein vie Partei hatte 
Biverftand erhoben. Diesmal fand die modifieirte Enthaltung (ed war feine förmlicdhe Se: 
eilion vom Parlamente, jondern nur eine Entfernung bei bejtimmten Gegenftinden), die eben- 
falls von ihm ausging, wenigftend eine Zeit lang größern Beifall. Zur Wiverlegung der 
mgegengefegten Anſicht ſchrieb B. eine Adreſſe an den König, worin ſich die Partei dieſem 
gegenüber über ihren Schritt rechtfertigt; fie wurde jedod von feinen Meinungsgenoffen nicht 
gänftig angejehen und deshalb nur als Privatſchrift in den Zeitungen verbreitet. Ald Hauptgrumd 
ter Beſchwerde wird der Verjuc der Negierung hingeftellt, „über das Eigenthum eines ganzen 
Volts ohne feine Zuftimmung zu verfügen‘, d. h. die Beiteuerung der Golonien. Verwiefen 
wi auf die Grundlage des Throns der Dynaftie Hannover, 1688. „In diefer ewig denfwür= 
tigen und Iehrreichen Beriode wurde der Buchſtabe des Geſetzes zu Gunften ver Wirflichkeit der 
Öteibeit beifeite gehoben. Der freien Wahl des Volks, ohne König oder Parlament, verdanken - 
wir jene glückliche Umgeſtaltung, durch die fowol König ald Barlament regenerirt wurden.‘ 
Apnlihen Inhalts it fein „Letter to the Sheriffs of BristoP’, aber während er die Grundprin— 
üpien, weldye die englifhe Breiheit tragen, Har und kühn zu Tage legt, tritt er den republifani: 
ben Xhenrien politiicher Metaphyſiker ebenfo ftreng entgegen. Schon feine „Thoughts” waren 
Beier Schule, welche in ven Wilfiten Londons ihre praftijhe Garicatur hatte, zumider geweſen, 
tm „Leiter’’ ging ed nicht beffer. Säge wie ver folgende: „Es gibt Lente, welde die Lehre 
on dem freien Staat anatomijch zerlegt haben, ald wenn dies eine abftracte Brage von meta= 
bbgfiher Freiheit und Nothiwendigfeit und nicht ein Gegenftand der Moral, Klugheit und‘ 
tigung wäre; Speculationen breden los, die jede Autorität zerſtören, mie die atheiftifchen 
Lehten alle Freiheit; jede Regierung, welche nicht nad ihren Vorſtellungen formirt ift, wird 
Iprannei und Ufurpation gefcholten”, mochten den Mrs. Macaulay und den Price, Prieftley: 
und Paine nicht wohl gefallen. Aber was diejenigen nicht vergeifen follten, melde uns aus die: 
m und ähnlichen Äußerungen die vollitändige Unmwandelbarkeit der B.'ſchen Anſichten einre- 
den wollen, hier erfiheinen jolde Außerungen maßvoll an ſich und neben den klargezogenen 
16* 
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Grunpfägen echter Freiheit, während fie fpäter allein und carifirt den Nefrain jener glüben- 
den Philippiken gegen das neue Frankreich mit feinen guten und ſchlimmen Seiten bilden. 

Mit dem Jahre 1777 nahm die Oppofition wieder vollen Antheil an den parlamentari: 
ſchen Geſchäften, und obgleich jegt Kor offenbar die Leitung ihrer Bewegungen im Unterhaufe 
in die Hand nahm, blieb doch nach wie vor B. der eigentliche Stanpredner. Während Lord North 
wieder und wieder mit halben Maßregeln ver Berföhnung auftrat, die er dem Könige abtrogen 
mußte, ging die Oppojition davon aus, daß nur durd Anerkennung der Unabhängigkeit jegt 
noch Frieden möglich fei. Hier war es, wo Chatham ji von ihr abwandte, Er hatte einft mit 
aller Macht des damaligen England das Haus Bourbon fiegreich befämpft, die Eroberung 
Ganadas war zum großen Theil dad Werk der Coloniften gewefen, welche jegt ausſcheiden foll: 
ten — er vermochte ed nicht, dazu feine Zuftimmung zu geben. Alle Zugeftänpniffe, nur nicht 
dieſes eine, wollte er gewähren. Durch ven Tod ward ihm dann der Schmerz erfpart, auch diefen 
Schritt gethan zu ſehen. Schonungslos und oft alles Maß überjchreitend waren die Angriffe 
der Oppofition gegen die unglüdjelige Kriegführung, felbft die Erfolge englifher Waffen wur: 
ben gegen das Minifterium benugt. Das Ungeftüm feines Weſens führte B. in diefer Rich— 
tung am weiteſten. lm fo verdienftlidher war feine Vertheidigung einer Bill, welche 1778 zur 
Erleihterung der Katholiken eingebracht wurde, deren Durdführung ihm 1780 bei ven Gor— 
don’schen Unruhen die bejondere Feindſchaft de8 londoner „proteſtantiſchen“ Pöbels einbrachte. 
Aber auch nach diefen Stürmen ließ er von feiner Überzeugung feinen Zollbreit ab. Im Jahre 
1779309 Ih B.dadurd, daß er in Handelöfragen, vie Irland betrafen, den egoiſtiſchen Forderun— 
gen jeiner Gonftituenten entgegentrat, ihren Unwillen zu und im nächſten Jahre vertheidigte er 
feine Selbftändigfeit, die ihn. jeinen Sig für Briftol Foftete, ineinerMede an die Wähler von Bri- 
ftol, die über das Verhältnig des Gewählten zu den Wählern fozufagen das politifche Geſetz dar— 
legte. In einem Privatihreiben an einen der Sheriffd, nad ver Wahl von 1780, warnt er die 
Whigs vor der Bermifhung mit gewiflenpolitiihen Neformern. „Manche verftändige und wohl- 
meinende Leute jchredit die Ipee der Neuerung zurüd. Gäbe Bott, es wäre in unjerer Macht, die 
Dinge deräußern Form nach zu laffen, wie jie find, vorausgeſetzt, daß wir ſie in der Wirklichkeit ver: 
beſſern Eönnen. Die Maſchine ift gut genug, jeden guten Zweck zu erfüllen, wenn das Material 
nurgejund wäre. Aber was bedeutet diefeoder jene Einrichtung bei der allgemeinen VBerrottung 
Die Form der Verfaffung jcheint ihm ausreichend, wenn dad Volk gewillt ift, allen ſchlechten Brin: 
eipien und fchlechten Leuten entgegenzutreten. Iſt der allgemeine Strom von entgegengejeßter 
Richtung, jo nugen alle veränderten Formen nichts. B. ſpricht ih dann gegen die Neformplane 
des Herzogs von Richmond und Sir George Savile aus (allgemeined Stimmrecht, bäufigere 
Parlamente, mehr Abgeorpnete der Grafihaften), die ihn um jo mehr jtören, als ie „nicht von 
dem Schwanz herrühren, der im Kothe nachſchleppt, und den jede Partei in jeden Staate haben 
wird und von den höchſtens dann und wann einige Spriger ung ind Geſicht fliegen‘, ſondern 
von den bedeutendjten Männern feiner Partei. Er hält eine Reform des Barlaments für höchſt 
jhwierig. Aus dem ganzen Briefe fpricht eine Unluft, ins Parlament zu fommen. Doch nahm 
B. jpäter einen Sig für Malvon, unter dem Einfluffe Lord Rockingham's an. In der legten 
Seſſion des zu Ende gegangenen Parlaments hatten die unglücklichen Vorfälle des Kriegs mit 
Amerika und die Verftärfung des Gegners durch die Branzofen, Spanier und Holländer der 
Dppojition natürlih gewaltige Handhaben gegen das Minifterium gegeben. Dies wirkte auch 
auf Kragen der innern Politik zurück und während die jhon erwähnten Nefoemvorjchläge fürs 
Parlament von Volks- und Grafihiitsverfammlungen discutirt wurden, hatte ®. fich als jeinen 
Gegenftand die Reform im Staatöhaushalt durch Abſchaffung einer Reihe unnüger Ämter und 
Stellen genommen. Im Jahre 1780 zum erften mal ins Parlament gebracht, wurde 1781 
nad) den Neuwahlen ver Antrag wieder vorgelegt. Man wußte nicht, worüber man mehr ſtau— 
nen jollte: die Ausdauer, womit ein Privatmitglied fih diefen Gegenftand zu eigen gemadht, 
oder die vollfommene Beberrihung, welche in der großen Ginführungsrede ein fo klares Bild 
von einem fo vielfältig verihlungenen Syſteme von Gorruption und Verſchwendung zu geben 
vermochte. Selbit das Minifteriun jah jih gezwungen, wenigftens formell auf die Sache ein— 
zugeben, deren wirkliche Durchſetzung — und auch dann nur eine theilweife — dent neuen Mi: 
nijterium vorbehalten blieb. 

Auf diefe Gventualität drängten die Greigniffe immer mehr hin. Lord North, ein perſön— 
lich liebenswürdiger und wohlmeinender Mann und feinesmegs das Scheufal, ald welches ibn 
Bampblete und Oppofitiondreden oft fhilderten, war ſchon jeit mehreren Jahren nur aus An: 
hänglichkeit an den perjönlihen Wunſch des Königs Minijter. Er hätte jevem, Chatham, 
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Rockingham oder wer nur wollte, gern das ihm läſtige Amt überlaffen. Aber Georg IH. war 
entfchloflen, nichts mehr mit den großen Whigs zu ſchaffen zu haben, Als nun in ver Seffton 
von 1781 der Minifter verfpradh, den Krieg in Amerika zu beihränfen und eine Anerkennung 
der Unabhängigkeit der Eolonien in Ausſicht ftellte, hatte der König mit diefen Zugeftänpniffen 
ein Opfer feiner Überzeugung und feines Gigenwillens gebracht, nur um den Minifter behalten 
zu fönnen. Aber die Oppofition, der ſich jegt allmählich aud die Maffe ver Kountrygentlemen 
anſchloß, welche bei aller Loyalität doch feine Steuern für den Krieg mehr zahlen wollten, ging 
auf dieſen Kandel nicht ein. Schlag auf Schlag folgten Angriffe, zweifelhafte Siege mit Nie— 
derlagen vermiſcht brachen endlich Lord North’8 Geduld. Der König war außer ih, mußte 
jedoch zulegt Lord North zur Erklärung ermächtigen, daß fein Minifterium zu Ende ſei. Schon 
vorber hatre man ſich in vertraulicher Weife bei Rodingham erkundigt, was feine Bedingungen 
fein würden ; allein die Höchft gemäßigten Vorſchläge erboften den eigenfinnigen Monarden fo 
jebr, daß er von einer Retirade nach Hannover, ind Erbland, wo er doch noch ſelbſt etwas zu 
jagen babe, ſprach. Durch die Bermittelung Lord Thurlow's, der Kanzler blieb, Fam endlich doch 
das neue Minifterium zu Stande. Mit Unrecht nennt man ed Nodingham, denn e8 berubte auf 
einer Goalition der alten Chatham- Partei, mit Shelbourne an ver Spige, und den Rockinghams. 
Nominell Bremier war der Marquis, im Unterhaufe hatte ald Staatsfecretär des Auswärtigen 
For die Leitung. Der Mann, dem die Partei e8 wefentlid verdankt, daß fie nod ala ſolche exi— 
firte und der zum envlihen Siege neben Bor alles geleiftet hatte, warb nicht für würdig ges 
halten, ind Babinet aufgenommen zu werden. Daß B. felbft diefe Zurücdjegung tief fühlte, 
beweiſt ein Privatbrief aus der Zeit. „Ariftofratifhe Nullen, zum Früchteverzehren geboren, 
ih vorgezogen zu jehen, ift von jeher das Los der meiften geweſen, melde ih aus dem Bürger: 
Rande der Whigpartei anſchloſſen.“ Während B. „Paymasterofthe Forces’ (Kriegszahlmeifter) 
wurde und Sheridan, der durch die Neuwahlen von 1780 ind Parlament gefommen, Unter: 
Raatsfecretär, hatte der zweite Sohn des großen Chatham, William Pitt, der ebenfalls noch 
Reuling in der Verfammlung war, ſchon ftolz erklärt, daß er feinen untergeoroneten Poften 
annehmen werde. B.'s Stelle war bei feinen Verwaltungsreformen wefentlic ind Auge gefaßt, 
allein er benugte fein Amt nur, um deſto beffer in diefem Punkte reformiren zu fönnen, und 
wirklich gelang es ihm, glei in den erften Monaten ver Eefjion durd mehrere auf feine Vor— 
idläge gegründete Rarlamentdacten eine Erjparung von über 80000 Pf. St. jährlich durchzuſetzen. 
Zurücknahme der Refolution von 1769 gegen Wilfes, Ausſchließung der Gontractübernehmer 
vom Unterhaufe, der Zollbeamten vom Wahlrecht waren die übrigen Hauptmaßregeln des Mini 
feriums, das ſchon am1. Juli durch den Tod des Premier zuſammenfiel. Schon einigeTage vor: 
ber hatte For wegen eines Streitö über die Art und Weiſe, die amerikanische Unabhängigkeit 
anzuerkennen, erklärt, daß er ausfcheiden werde. Der Tod des Marquis von Nodingham und 
die Ernennung des Earl Shelbourne zum Premier gab Cavendiſh, For, B., Sherivdan. und 
einigen andern Anlaß, aus der Regierung zu ſcheiden. Unter Shelbourne trat dann der dreiunds 
zwanzigjährige W. Pitt ald Kanzler des Schatzes ein. Auch diefem Minifterium war fein 
langes Leben beſchieden. B., der mit einer alle Grenzen überſchreitenden Heftigfeit den neuen 
Premier angriff und dadurd das Verbienft minderte, weldes in feiner, den Überzeugungen 
feiner liebften Parteigenoffen folgenden uneigennügigen Amtsniederlegung zu rühmen war, 
wurde der Urheber der vielverſchrienen Goalition zwifhen ven Rockinghams und der Partei 
Lord North's zunf Sturze des Minifteriums Shelbourne. Das Urtheil der Geſchichte hat ſich 
mit guten Gründen gegen diefe Verbindung erklärt, jie erreichte aber zunächſt ihren Zwed. 
Durch ein Tadeldvotum über die Bedingungen des Friedens wurde das Dlinifterium zur Ab— 
danfung gezwungen, obgleich jih Pitt mit gewaltiger Kraft faft ganz allein gegen die Fülle von 
Zalent auf feiten der Oppofition wehrte. In den Reden, melde B. zu diefer Zeit hielt, läßt 
Ni nicht felten ein oder der andere Verftoß gegen den guten Geſchmack finden, der in frühern 
Zeiten nicht zu bemerken ift. Nach dem Siege der Eoalition trat B. wieder in das Kriegszahl: 
meifteramt ein. Aber von nun an wandte ſich feine Aufmerkjamfeit einem Gegenftande zu, ber 
mit einem zweiten faft ausjchließlich fein Interefje bis an das Lebensende theilte. 

Schon während er die Rechte des fernen Weſtens, des engliichen Reihe in Norbamerifa 
gegen die ungeredhten, wenn nicht ungejeglihen Zumuthungen des Mutterlandes vertheipigte, 
jaben wir B. mit Fragen der oftindijchen Politik befchäftigt. Am Ganges hatte fih aus den 
ſchwachen Anfängen faufmännifcher Schreibftuben und Lagerhäufer eine mächtige europäiſche 
Herrſchaft entwidelt. Sie wirkte bald auf England zurüd und die indifche Politif ward an— 
dererfeitö von dem Gange der heimifchen beftimmt. Als Anhänger ver Partei Rodingham ver: 
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theidigte vamald B. die Compagnie gegen Lord North's Reformplane. Zehn Jahre fpäter fin: 
den wir ihn felbftändig vertieft in dad Studium der gewaltigen oſtindiſchen Angelegenheiten. 
Am Jahre 1781 waren zwei Commiſſionen des Unterhauſes mit der Unterfuhung und Bericht: 
erftattung über den Zuftand der Nechtöpflege und der ganzen politiſchen Verwaltung im Ge: 
biete ver Compagnie beauftragt worden. Beide Parteien, Minifterielle und Oppofition, gingen 
rüftig and Werk, jede Seite ſüchte e8 der andern zuvorzuthun, aber Dundas und B. wurden 
wie fein anderer Meifter des gewaltigen Stoffe. Die Berichte enthüllten ein Syftem von Mis— 
bräuchen, wie es Die weitfliegendfte Phantafle nicht hätte zeichnen fönnen. Meben gewaltigen 
Kriegsthaten und großartigen Berwaltungsplanen Iagerten Unthaten und Verbrechen aller Art. 
B.'s brennendes Gefühl der Empörung gegen jedes Unrecht und fein Yalent, auch das Entfern: 
tefte nahe zu bringen, das Zerftreute zufammenzufaffen und das Längftgefhehene zu reprodu— 
eiren, hatten bier entfprechende Nahrung. Die Schulvigen ans Licht zu ziehen, und das volle 
Map der verdienten Strafe über fie zu flürzen, warb nun die beherrſchende Aufgabe feines 
Lebens. Als dem Unterhaufe 1782 jene berühmten Reports vorgelegt wurden, mochten andere 
in den Refolutionen, zu denen jie führten, politiſche Handhaben jehen; in B. brannte die In— 
dignation und dev Drang nad) gerechter Vergeltung. Es ift hier nicht ver Ort, die einzelnen 
Trandactionen vorzuführen, die Schulden des Nabob von Arcot, die Erpreſſungen des Gou: 
verneurd Numbold u. f. m, ; für B. conrentrirte ſich alles Unheil, das in Oftindien geſchehen, in 
der einen Quelle, alle fhuldvollen Individuen in dem einen Grofvelinquenten, Warren Ha— 
flingd, den Generalgouverneur von Bengalen. Zum Unglüd für diefen war auch fein früberer 
Gollege im Rath von Indien, Philipp Francis, jet im Parlament. Mit dem Feuereifer B.’a 
verband jich der Rachedurſt des Mannes, in dem jegt die Mehrzahl der berufenen Urtheiler ven 
gefürdteten Junius erkennt. So beihloß denn auf den Antrag von Dundas das Unterhaus 
am 28. Mai 1782, „daß Warren Haftings bei verfchiedenen Anläffen die Ehre und das wahre 
Intereſſe diefer Nation verlegt habe und deshalb von dem Dirertorenfige zurückzurufen fei“. Die 
Verſammlung der Actionäre der Compagnie hob aber ven Abberufungsbefehl des Directoren- 
hofs auf und fo blieb Warren Haſtings noch bis 1785 Generalgouverneur, Mittlerweile 
waren die Unterfuhungen fortgegangen und die Ginfiht allgemein geworben, daß rapicale 
Veränderungen indemganzen Regiment von Oftindien unvermeidlich feien. Als das Goalitiond- 
minifterium ins Amt getreten war, brachte Dundas einen Reformplan ein, allein das Minifte- 
rium erklärte felbft die Sache in die Hand nehmen zu wollen. Im Anfang der nächſten Seſſion 
im November 1783 brachte demgemäß For feine berühmte India-Bill ein. Mit größerm Recht 
fönnte man fie jepoch B.'s Bill nennen; denn nach feinem Entwurfe war fie von dem Attornep- 
General in die legislative Spradye gebracht worden (B.’8 „‚Corresp.”, HI, 22). Durd vie 
neuefte Geftaltung der Regierung von Oftindien ift auch dieſer Damals vielgefhmähte Vorſchlag 
wieder zu Ghren gekommen, aber B.'s Rede für die zweite Lefung (27. Nov.) wurde ſtets zu 
feinen Meifterwerfen gezählt. Auch hier aber zeigt ih, daß die bloße Limgeftaltung der Ver: 
hältniffe nicht fein vollſtes Intereffe anzieht; die Schilverung- ded geftifteten Unheils und das 
Droben der Vergeltung gegen den großen Schuldigen ruft auch hier die ganze Kraft feines Ta— 
lents auf. Mochten bei andern Gegenftänven die üppige Phantafie und die grellen Farben ver 
Biden Beredſamkeit dem jüngern Geſchlechte ald ein Mafel ericheinen, bier und in feinen 
fpätern Reden über Oſtindien rief er durch jene Eigenſchaften dieScenen, die er ſchilderte, gleich- 
fanı vor das förperlihe Auge. Während er jpricht, gefchieht was er ſchildert. Macaulay hat 
in jeinem „Essay“ über Warren Haftings dieſe Seite des B.'ſchen Weſens meifterbaft ſtiz— 
zirt. An der India-Bill und dem Hafle des Königs, der jene zu dem Mittel für diefen gebrauchte, 
ſcheiterte befanntlid die Goalition. B. mar wieder der Freiheit der Oppofition heimgegeber, 
aber von nun an betrachtete er ed als jeine heilige Pflicht, Warren Haftings zur Rechenſchaft 
zu bringen. Die Energie, womit er 14 Jahre lang diefen Mann verfolgte, haben einzelne 
auf Rehnung einer perfönlihen Nahe fegen wollen. Andere jahen darin den Ausbruch des 
Parteihaffes. Das eine if fo unwahr ald das andere. B. hatte einmal die Überzeugung von 
den ſchweren Unthaten des Oeneralgouverneurd, und ihm erfchien fein Ningen gegen denfelben 
ald der Kampf des Lichts mit der Finſterniß. Aber dieſer unmwiderftehliche Drang, die-ftrenge 
Gerechtigkeit zu üben, iſt doch nur dadurch erflärlic, dag B. alles Große, was Haftings geleiftet 
hatte, alle Entfhuldigungsgründe, die ihm zur Seite ftanden, für nichts achtete. Seine Throrie 
war allerdings, daß nicht einzelne Miögriffe in einer langen ehrenvollen und geredten 
Laufbahn feine Verfolgung rechtfertigen würden, aber er Eonnte nicht fehen, daß Warren Ha— 
ſtings Regierung nit jene ununterbrochene Kette von Unthaten war, wle er fie ſchildert. Nach 
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dem fein Gerechtigkeitsgefühl einmal feine Phantafle wach gerufen, war zulegt das Urtheil Fein 
Bügel mehr für das Gefühl, das durch Phantasmen erregt wurde. Es läßt ſich nicht leugnen, 
daß etwas Krankfhaftes dem ganzen Berhalten B.'s gegen den großen Proconſul zu Grunde 
liegt, aber ſelbſt vie Fieberglut eines B. leuchtet noch in die Nachwelt hinüber. 

Eine lange Rede, welche B. gleich im Anfange ded neuen Parlaments von 1784 hielt, fiel 
wirkungslos zu Boden, eine Remonftration wegen der Barlamentsauflöfung, welde er vorlag, 
ward feiner Antwort vom Minifterium gemwärbigt („Annual Reg.”, 27, p. 151), es war eine 
neue Zeit herangefonmen, aber für den einen Gegenftand wußte B. auch jegt noch das Ohr des 
Parlaments fih gu erzwingen, in dem der junge Bremier Pitt eine. überwältigenne Ma— 
jorität gegenüber der aufs Haupt geichlagenen Oppofition hatte. Seine India-Bill ging im 
Fluge durch. Die Neform, die man zunächſt wollte, war vollzogen, aber B. raftete nicht mit 
feinem Verlangen, den zu beſtrafen, deſſen Misregierung die Meform vorzüglich nothwendig 
gemacht hatte. Am 30. Juli übernahm er unter feierlihen Verfiherungen , denen freilih das 
Gausmit Gelächter antivortete, und unter andern aud ver Premier, die Pfliht Warren Ha: 
Fings anzuflagen. Im Anfange der Sejjion von 1785, bei ver Adreßdebatte, bildete ſchon wir: 
der Warren Haftings das Hauptthema feiner Beredſamkeit. Später treffen wir auf die Rede 
on the debts of the Nabob of Arcot, die man in England eitirt wie in Deutſchland die Oratio 
pro Corona oder die Nede für ven Milo. Sie war das Vorſpiel zu der großen Anklage ſelbſt. 
Im Laufe des Jahres fam Warren Haftings in England an und gleid.anfangs 1786 rief def: 
ſen Agent, Major Scott, im Unterhaufe B. zur Erfüllung feines. Verſprechens auf, daß er nad) 
Haftings’ Nüdkehr viefen anklagen wolle. B. wies den ungebetenen Rathgeber zurück, aber 
am 17. Febr. trat er enplich formell: mit feiner Niefenanflage hervor. Allervinge ftand Hinter 
ibm die Whigpartei, aber diefe folgte nur, weil er voranging, wenn wir den einen, Philipp 
Franeis, ausnehmen. Wie-B. die perjönliche Indignation, fo .trieb. diefen der perſönliche Hap, 
und jein Benehmen gegen Haſtings bezeugt die Richtigkeit der Byron’shen Bemerkung: Wer 
Junius immer war, er war ein guter Haffer (a good hater). Im April wurden die Anklage: 
punfte anf-den Tiſch des Unterhaufes niedergelegt. Haftings vertheivigte ſich vorläufig durch 
Ablefung: ſeiner ganzen Lebensgeichichte vor den Schranfen ver Gemeinen,. bie, an lebhaftere 
Broductionen gewöhnt, bald auf und davongingen. Überhaupt war ver Generalgouverneur fo 
unglüdlich in der Wahl feiner Mittel, daß ihm alle Vortheile feiner Lage, Gunft dei Hofes, 
des Directoriums, der Actionäre und wenigſtens anfänglic auch des Miniſteriums von wenig 
Mugen waren. Im Juni legte B. die von allen Thaten Haftings vielleiht am wenigften zu ver- 
theidigende, den Nohillafrieg vor Haus. Hier hatte Haftings, um Geld zu machen, wie er 
ſelbſt ſagt, „um unfere Koften zu befhränfen und unjer Preftige zu mehren‘, die Truppen der 
Gompagnie zu einer indifhen Schlächterei eines ganzen Volksſtamms hergeliehen. Nichtsdeſto— 
weniger brachte B.'s Philippifa „On the Rohilla War” nur 67 Stimmen gegen 119 zujanımen. 
Haſtings war von dem erſten Anklagepunkte frei-geworden. Wenige Tage ſpäter — B. lieh ſich 
durch Feine Ginzelniederlage von feinem großen Feldzuge zurüdichreden — brachte For einen 
zweiten Hauptpunft, die Gelvderpreffung von Cheyh-Sing vor, ibm fecundirte Philipp 
Francis. Hier geihah nun das Unermartete, daß Dundas und Pitt, die leitenden Minifter, ſich 
gegen Haftings erklärten, obgleich nod; am Tage vorher durch die gewöhnlichen Cireularſchrei— 
ben die minifteriellen Anhänger aufgefordert waren, gegen die Motion For’ zu ſtimmen. Die 
Erklärung des Umſchwungs hat man darin gefehen, daß Pitt die. Nebenbuhlerihaft Warren 
Haſtings gefürchtet habe, wenn diefer ohne Anklage, alfo glänzend freigeiproden, alle Schleufen 
ſeines Einfluffes und feined Vermögens in der englifhen Politik fpielen laſſe. Es ift jchruri, 
Motive zu errathen, aber B. hat wenigſtens fpäter felbit dem Minifterium dieſe Gefahr gezeigt; 
an eine Berurtheilung Warren Haftings’ glaubte er übrigens ſelbſt nie (vgl. z. B. feinen Brief 

an PH. Francis vom 10. Der. 1785, „eine Verurtheilung ift, wie wir wiffen, nicht zu. ers 
reihen”). Das Ende ver Sefjion unterbrad) den Fortgang. Im nächſten Jahre nahm Sheri- 
dan mit der Anklage wegen der Behandlung der Begum von Audh den Angriff auf. Died ſoll 
die größte aller Reden der modernen Zeit geigefen fein. So überwältigend war der Eindrud, 
daß ein eigentliher Widerftand nicht mehr verfucht wurde, Im Laufe der Seſſion von 1737 
waren 20 Anflagepunfte vom Haufe angenommen worden und B. hatte die Genugthuung, als 
Vertreter des Iinterbaufes vor dem Haufe der Peers von England zu ericheinen. und Warren 
Haftings wegen Staatd- und Amtsverbrechen feierlich anzuklagen. Der Angeklagte ward darauf 
in Verhaft genomtiten, aber gegen Bürgfhaft wieder auf freien Fuß gejegt. Der Receß trat 
auch jegt wieder zwifihen die Brocedur. In der nächften Winterjefjion 1787 — 88 kam dann die 


248 Burke 


Beſtimmung der Leiter der Anklage. B., Fox, Sheridan, Windham und Grey wurden gewählt, 
da ſich die Miniſter von der offenen Betreibung zurückzogen und zu B.'s großer Indignation 
Philipp Francis nicht vom Hauſe zugelaſſen wurde, weil man ſein perſönliches Verhältniß zu 
Haſtings in Betracht zog. Endlich am 13. Febr. 1788 begann die Gerichtsverhandlung in 
Weſtminſterhall, dem vielhundertjährigen Sitze engliſcher Rechtspflege. Verſammlungsort 
und Verſammlung waren der gigantiſchen Anklage, die ſie hervorgerufen, würdig. Macaulay 
hat mit dem ganzen Brillantfeuer ſeiner Sprache das mächtige Schauſpiel geſchildert. B. war 
es beſtimmt, als erſter Manager des Impeachment die Anklage in einem Geſammtüberblick zu 
eröffnen. Seine Rede nahm vier Sigungen in Anſpruch, bid er endlich, mit einer Stinmıe, 
wovon die alten Eichenpfeiler des Saales widerhallten, alſo ſchloß: „Deshalb Haben mit voller 
Überzeugung die Oemeinen von England befohlen, daß ich Warren Haftings wegen hoher 
Staatsverbrechen anlage. Ic Elage ihn an im Namen des Parlamentöhaufes der Gemeinen, 
deffen Vertrauen er verrathen hat. Ich Elnge ihn an im Namen des Volks von England, deſſen 
altehrwürdigen guten Namen er befledt hat. Ic Flage ihn an im Namen des Volks von In— 
dien, deſſen Rechte ev mit Füßen getreten, deſſen Land er in eine Wüfte verfehrt har. Endlich, 
im Namen der Menſchennatur felbft, in Namen beider Gejchlechter, im Namen eines jeden 
Alters und jeden Standes klage ih an den gemeinjfamen Feind und den Unterprüder aller.‘ 
Mit viefer Rede und der ſpätern Sheridan's über Audh war der Höhepunft des ganzen Ver: 
fahrend erreicht. Andere wurden müde und läſſig, als ſich die Verhandlung der einzelnen Bunfte 
von Jahr zu Jahr Hinzog. Andere wieder wurden durch den noch gewaltigern Proceß abge— 
zogen, ber in Frankreich jich zu entwideln begann, die Freundſchaftsbande, welche die Ankläger 
anfangs zufammengehalten, wurden zerriffen, der Tod mähte unter den Mitwirfenden, vie 
halbe Welt ward vom Kriegslärmen durchtönt, nur B. allein behielt unter alle diefem das In— 
tereffe an dem Kampfe, der ohne ihn gar nicht begonnen wäre. Als endlich nach Faft zehn Jahren 
1795 die Verhandlung mit einer Freifprehung endete, erſt da kam auch er zur Ruhe. 
Mittlerweile Hatte jih im Herbft 1788 plöglic eine Brage von politifcher Tragweite felbft 
über ven Proceß Haftings hinaus vor die öffentliche Aufmerkjamkeit gedrängt. Der König hatte 
wieder einen feiner früher öfter verheimlihten Wahnfinndanfälle. Diesmal war ein joldyes 
Verſchweigen ganz unmöglich, das feindliche Verhältnig zwifchen dem König und feinem Sohn, 
dem Prinzen von Waled, führte nothiwendig zu einer parlanentarifhen Aufnahme ver Sache. 
Da For gerade in Italien war, fiel die erfte Leitung im Parlament B. zu, fpäter jcheint er von 
der eigentlihen Verhandlung fein gehalten worden zu fein; aber in dem großen Kampfe, ob 
nad) engliſchem Staatsrechte bei Verhinderung des Königs dem präjumtiven Thronfolger ohne 
weitered die Regentſchaft zufalle, oder die Parlamentshäufer die Lücke des Eranfen Fürſten aus— 
zufüllen haben, zeichnete ſich B. durch feine unbändige Hintanjegung aller Rüdjihten gegen 
die königliche Familie aus. Wie er font Warren Haftings anfiel, ſprach er jegt von Pitt. Viel: 
leicht war dieje Spredart, die ihm einmal einen fürmlihen Verweis des Unterhaufes zuzog, 
der Orund, daß man ihn von der Angelegenheit ſelbſt jo fern ald möglich) hielt. Bekanntlich 
verhörte das Parlament durch eine Commiſſion die Ärzte des Königs, und der Anſicht Pitt’s, 
daß der Prinz von Wales nur durch Beſchluß beider Häufer zum Negenten gemad;t werden 
fönne, ftimmte die Majorität zu. Da aber der Königwieder genas, fiel die ganze Sache zu Boden. 
Wir fommen jegt zu der legten vielleicht am weiteften wirkenden Thätigkeit B.'s, auf feinen 
Kanıpf mit der Franzöſiſchen Revolution. Mag man über feine Anfichten denfen wie man will, 
ſchon daß man von dem Kampfe eines einzelnen gegen ein ſolches Weltereignig reden kann, ift 
ein glänzendes Zeugniß für den Kämpfer, auch wenn er gänzlich unterlegen wäre. Mir haben 
ſchon oben auf B.'s Betrachtungsart politiiher Dinge hingewieien, die reifen Lehren der Er— 
fahrung laflen ih nad ihn durch Speculationen und Organifationen aus erften Principien 
regelmäßig nur verwirren, nicht verbejlern. So war ihm aud der Einflug von Religion und 
Kirche (vie er freilich oft zufammenwirft) durd die Geſchichte ald ſegensreich erwielen, und 
gegen ihnen feindliche abjtracte Neuerungen und diefe begründen follende Bhilojophirerei war 
er jeit der „Vindication of natural society‘ bei jever Gelegenheit ind Feld gezogen. Die 
Schule der Encyklopädie und was ji an ſie hing, war ihm bis ins Innerfte zuwider und 
ebenfo wenig hatte er mit der rohen Politif eines Paine oder Price Sympathien. Dies war 
fein günftiger Boden für die Bormeln und Declarationen, aber dazu fam nod eine nationale 
Antipathie gegen Sranfreih. Im Jahre 1786 bei Beratung des Evenvertrags ſprach B. feine 
Überzeugung von der Unverträglichkeit englifcher und franzöſiſcher Intereffen mit jegt alltäglich 
gewordener Aufregung aus, Aud in innern Angelegenheiten erwachte bei ihm das Mistrauen 
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gegen ven neuen Geift, ven die Unabhängigkeit ver amerikaniſchen Colonien, zum Theil fein 
eigenes Werk, angefacht hatte, Früher hatte er für die Aufhebung der Teſt-Act, welde vie 
von der Staatskirche diſſentirenden proteftantifchen Engländer befanntiih bis 1828 politiſch 
unfähig machte, ſich erklärt, jegt trat er 1787 ihr feindlich entgegen. Das Ereigniß von 1789 
fand daher in B.'s Geift einen großen Grad des Mistrauens gegen alles, was nicht Herkom— 
men war. Dazu war er in einem verzweifelten Kanıpfe bejchäftigt, deſſen Ausgang er ſchon 
vorausjah, wo es ihm nicht mehr galt, die Schuld des Angeklagten zu beweifen, jondern dar— 
zuthun, daß er ein Necht gehabt, ihn anzuflagen, 

So blieb denn Edmund B. Falt unter dem allgemeinen Jubel, der aud in England die 
erften Schritte der Reichsſtände von Frankreich, ihre Verwandlung in die Assemblee nationale 
und das Zeichen der neuen Zeit, den Sturm auf die Baftille, begleitete. Schon in einem’ 
Briefe vom October 1789 au einen Mr. Dupont, der auch der Adreflat der „Reflexions’’ ift, 
ſprach ſich B. auf das entfchievenfte gegen den ganzen Gang ber franzöfifchen Bewegung aus. 
Die Forderungen, welche er felbit darin im verihwiegenen Gegenſatz zu den Zuftänden in Frank⸗ 
reich für ein geregeltes, freies Staatsleben aufftellt, jind ein Mufter ftaatömännifher Weisheit, 
In ruhiger Auseinanderjegung verdient dieſes Privatichreiben den Vorzug vor allen fpätern 
Beröffentlihungen über diejelbe Materie, wo jeder neue Schreden ver Revolution eine ent= 
ſprechende Steigerung in der Heftigkeit ihres Gegners hervorrief. Schließlich — und bier 
kommen wir an die Wurzel der falihen Schlüffe B.'s — beſpricht er die Frage, warn ein 
Regierungsivftem mit Gewalt geändert werben darf. „in pojitiv ſchlechtes und verberbtes 
Regierungsiyftem muß geändert und wo nöthig mit Gewalt geändert werden.“ „Aber wenn 
es ſich nur um die größere oder geringere Vollkommenheit in der Organifirung eines Staats 
handelt, ift die Wahl der Mittel nicht fo frei.” Er jagt dann ferner, wie zur theoretiſchen Voll 
fommenbeit oft jogar ein Defect hinzutreten muß, um fie praftifch möglich zu machen ; die Mäpi- 
gung, dieſe politiſche Cardinaltugend, wird in überzeugender Weife geprieien; aber das Widhtigfte 
in biejem Briefe ift, daß jchon jo früh B. die gewaltjame Veränderung der Dinge in Frankreich für 
ungerechtfertigt erklärt und in dem ancien regime eine Regierung fieht, die nur etwas „weniger 
vollkommen“ ift, ald was man an ihre Stelle jegen will. Mit diefer Orundanfhauung mußte er 
natürlich zu andern Urtheilen über vie Einzelheiten und den Fortgang der Begebenheiten kom— 
men als jeine Freunde, und da er befürdtete, daß was in Frankreich geihehen, auch in England 
Nachahmer finden könne, und den Jubel noch immer wachſen jah, den man in feiner Nähe an 
Frankreichs Neugeftaltung Enüpfte, entſchloß er ſich, Öffentlich diefem neuen Chaos, dem er feine 
glückliche Welt als legte Folge zutraute, entgegenzutreten. Schon im Anfang Bebruar 1790 
wurden Theile des großen Briefs geichrieben, der durch die ſich überſtürzenden Neubegeben- 
beiten ſtets anwuchs, und endlich im October unter dem Titel „Reflexions on the Revolution in 
France etc.’ erſchien. Im Barlament hatte er jhon im Februar, ald For an das neue Frank— 
reich Hoffnungen einer freundliern Zukunft fnüpfte, gewarnt: „Unſere gegenwärtige Gefahr 
ift, daß wir verführt durch den Vorgang eines Volks, weldyes fein Map kennt, durd) die Be: 
wunderung erfolgreichen Betrugs und Gewaltthat, die Exceſſe einer unvernünftigen, grund 
faglofen,, proferibirenden, confiseivenden, plündernden, graufamen, blutigen und tyranniſchen 
Demofratie nachahmen.“ Intereffant ift ein Briefwechfel zwiſchen B. und Francis über ihre 
Auffaffung der Franzöſiſchen Revolution. Der Gegenfag zwiſchen den Anfichten des Verfaſſers 
der „Thoughts on tlıe causes of the present discontents“ und dem Urtheil des Verfaſſers ber 
„Juniusbriefe“ Elaffte fo weit auseinander, daß der Gegenftand aufgegeben werben mußte. 

Die „Reflexions‘ wurden faft in alle Sprachen überjegt, uns hat fie Gentz in meifter- 
bafter Weife verdolmetſcht. Die meiften, weldye etwas von B.'s Schriften kennen, haben ihre 
Bekanntſchaft auf diefes Werk beihränft. Es wurde von den fanatiihen Anhängern aller 
Ubelftände des alten Regime ebenfo eifernd gelobt ald ed von den blinden Bewunderern der 
Sranzöjiihen Revolution verabſcheut wurde, und noch heutzutage fehle viel, als daß ein unbe: 
fangenes hiſtoriſches Urtheil über diefe „, Gedanken‘ des großen Mannes vie Regel bilde. Der 
Streit der Parteien von heutzutage wirft fi zurüd in die Kampfihrift gegen die Prineipien 
von 1789. Das Werk zerfällt in zwei große Themata, die Bekämpfung der Franzöſiſchen 
Revolution und die Berherrlihung der englifhen Berfaffung wie jie ift. Viele Stimmen hat: 
ten Frankreichs Revolution von 1789 mit der glorreidhen Revolution von 1688 zujammen= 
geftellt, mande hielten beide wenigftend von gleiher Würde, andere wollten den rabicalern 
Umgeftaltungen von 1789 vor der Transaction von 1688 Vorzug geben. Gegen dieſe eng= 
liſchen Bewunderer der Baftilleflürmer und der Befchlüffe in der Nacht ded 4. Aug. wendet 
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ſich ein großer Theil des B.'ſchen Jugrimms. Wichtiger, meil bleibender wirkend, iſt uns feih 
Urthell über die Begebenheit ſelbſt. Hier hat er ſich von dem Frankreich des alten Regime) 
weil er die lÜberftürzungen des neuen gründlich haft, ein Bild gemacht, zu dem ihm feine Phan⸗ 
taſie die fhönften Farben leiht. Die tapfern Eavaliere, die frommen Möndye, das angeftammet 
Herrſchergeſchlecht, bedeckt mit dem Ruhme von Jahrhunderten, ſind B''s altes: Frankreich, 
dem freilich im der Wirklichkeit nichts entfprad. So entfheidend dieſer Umſtand gegen die 
Richtigkeit ver von folhen Schilderungen gezogenen Schlüffe ift, in der Schilderung ſelbſt 
wird niemand die volle Geifteöfraft des Redners über ven Nohillafrieg oder des Verfaflers det 
„Thoughts“ verkennen. Die Revolution ift ihm ein anderer Haſtings. Wie diefer Die ges 
fegneten Gefilde Indiens, fo verheert fie dad bis dahin glücklich vegierte Branfreih. Während 
DB. and. der Vergangenheit die glänzendften Waffen gegen ven Umſturz entnimmt, ſieht er in 
der Zukunft nichts als Sturm und Werberben, ſittlichen und politifchen Verfall des unglinf- 
feligen Landes. Gr fpricht ſchon gleich von Mirabeau und Lafayette wie jpäter von Marat und 
Robespierre. Man hat dem propbetifchen Geifte B's vie ungeheuerften Lobeserhebungen 
gewinmet. Ein zweiter Moſes ſoll er geweſen fein, nur daß er nicht das gelobte, fondern das 
Land des Verdetbens und die Saat, die in ihm aufging, mit dem Geiſtesauge voraus übers 
ſchaut. Hierbei wird zweierlei überfehen. Allerdings mußte ein Beurtheiler, ver wie B.-in 
den Anfängen der Revolution nur Betrug und Verbrechen aller Art jah, der ſich einredete, daß 
der Herzog. von Orleans und Mirabean die ganze Unzufriedenheit im Lande künſtlich gemacht, 
nichts Gutes von dem Fortgang der Dinge erivarten. Wir jehen daher in jeinen Prophe— 
zeiungen nur Die natürlichen Folgen feiner falfchen Auffaffung der franzöifhen Vergangenheit 
und des falfchen Urtheild, das er gleich über ven Charakter der Revolution anfangs fällte 
Auf der andern Seite ift auch zum größten Theile nicht eingetroffen, was er ald unausbleibliches 
Reſultat der Revolution hinſtellt. Brougham Hat in feiner Charakteriſtik B.'s eine Reibe 
jener Prophezeiungen vorgeführt, fo aud die aus der oben erwähnten Rede, es werde die 
Nachwelt fagen Gallos quoque in bellis floruisse audivimus, Frankreich ald eine Null im 
uropälichen Staatenleben dafteben. Aber vie „Reflexions haben es nicht blös mit Bran 
reich zu thun, er kämpft in ihnen gegen bie Vorſchläge an, auch in England-den raſchern Gang 
franzöfiicher Umgeftaltung einzufchlagen. Er wird deshalb zu einer Schilderung der'englifchen 
Verfaſſung geführt und bringt eine Befprehung der Revolution von 1688, die, was man Auf 
fagen mag, in wefentlichen Punkten feinen’frübern Außerungen widerfpricht. Das Verhältniß 
des Volks zur Negierung, die Bedeutung des monarchiſchen Elements im englifhen Staats 
- verband wird in den „Reflexions” und den ihnen nahfolgenden Werfen höchſt einſeitig und ver= 
fchieden von den Grundfägen, die wir ſchon anführten, hingeſtellt Man hat B. damit ver- 
theidigt, daß er fih, um das Gleichgewicht zu erhalten, einfeitig auf die bedrohte Poſition 
geworfen, aber dann foll man auch das wahre Staatsreiht von England eben nicht in dieſen 
einfeitigen Vertheidigungsreden für die ariftofratiihen und monarchiſchen Elemente und vie 
confervativen Züge der Verfaſſung ſehen wollen. Ein weiterer Fehler ver „Reflexions‘ und 
noch mehr der ihnen folgenden Schriften ift die Heftigfeit, womit andersdenkende Perfonen 
darin angegriffen werden. Die Motive, welche B. annimmt oder fich einbildet, find immer Die 
ſchlechteſten und ſchwärzeſten ver Menfchennatur. Unten denen, welde damals die Franzöſiſche 
Nevolution begrüßten und daran für England Hoffnungen einer rafhern Reform fnüpften, 
waren wenige, welche nicht gegen die Schreefen und Greuelthaten der Folgezeit ebenfo tiefen 
Abſcheu hegten als B., aber weil fie politiſch anders denken, werden fie auch gleich moraliſch in 
feinen Augen verworfen. Sonft ift allerdings die Polemik in den „‚Reflexions” glänzend und 
Das ganze Werk wimmelt von den-Iharfiinnigiten Bemerfungen und-tiefen Lehren ſtaatsmänni— 
cher Weisheit, die den ungefunden Kerh umgeben. Mit Recht jagt Mackintoſh, der bedeutendſte 
Gegner B.'8, in feinen ‚‚Vindieiae Gallicae” von den Werke: „Argumente, immer geſchickt und 
fheinbar, oft ſchwer wiegend und reich gefleidet in Bilder von den glühendſten und mannichfadh: 
ften Farben und getragen von einer Befchreibung, die zugleih hochpathetiſch und pittoresk ift, 
verrathen den Reichthum und die Madjt eines Geifted, deilen Urtbeildfraft nicht vom Alter 
getrübt, deſſen Phantajie nicht geſchwächt, deſſen Feuer nicht vermindert, deſſen Geſichtskreis 
nicht beengt worden iſt.“ 

Der gewaltige Eindruck, den das Werk machte, war ein allerdings ſehr verſchiedener. Die 
intereſſirten Gegner der Revolution wünſchten ſich Glück, einen ſolchen Vorkämpfer gefunden zu 
haben, in Eugland namentlich wimmelte es von Gegenſchriften, aber der Einfluß in der Nation 
war entſchieden. Die Ereigniſſe in Frankreich, wie ſie die nächſten Jahre brachten, ſchienen frei— 
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lich B. auf die fürchterlichſte Weife recht zu geben, und wie er felbft, hielt man die vorüber: 
gehenden für die bleibenden Folgen des Umflurzes. Innerhalb der Whigpartei war von 
Anfang an der Keim der Ziwietraht dur dad Werf gegeben. B. ſelbſt finden wir ſchon gleich 
nachher offen auf feiten der Emigration, in Briefen die Anhänger der Prinzen berathend, in 
Ealonne einen großen Staatsmann verehrend, den Ginfall im Frankreich mit allen Kräften 
betreibend. Bon da wurde fein Urtheil über franzöfifche Dinge rein das der Emigration. 
Daß ein Brud mit der Whigpartei unter diefen Umftänden nicht lange ausbleiben konnte, lag 
auf der Hand. Im Jahre 1791 ſchrieb B. „A Letter to a Member of the National Assembly”, 
ine Bortjegung der „Reflexions“, worin namentlih Rouffeau und Voltaire in ihren verberb: 
chen Ginfliwffen geſchildert werden. Im Parlament ließ ihn das eine Thema ebenfalls nicht 
ruben. Bei Gelegenheit ver Debatte über die Gonftitution von Canada griff B. weit aus 
und vonnerte gegen Baine’8 „Rights of Men”, und das franzöſiſche ſen: For trat ihm 
entgegen, hielt feinen Vortrag nicht für zeitgemäß und fprad ſich gegen das allgemeine Ver: 
dammungsurtheil ded Freundes aus. DB. antiwortete und fündigte Kor die Freundſchaft auf. 
Diefer verfuchte wiederholt B. zu befänftigen,, aber fo bejeflen mar er von feinen Neuerungs: 
haſſe, daß er unverföhnlich blieb. Die Folge war, daß ſich das Organ der Partei „Morning 
Chronicte” in officieller Weife für Bor erklärte und B.'s Ausfcheiden aus dem Parlament 
andeutete. Gin Jahr fpäter warb im Whigelub eine förmliche Nefolution veffelben Inhalts 
angenommen, welde den Rüdtritt B.'s, Windham's und fonftiger Anhänger ver B. ſchen 
Doetrinen zur Folge hatte. Im feiner Schrift „An Appeal from the New to Ihe Old Whigs“ 
bemüht ſich B. nachzuweiſen, daß er bei der alten Fahne treu auögeharrt, die Gegner aber unter 
neuen Zeichen fämpften, und daß er ſich confequent geblieben ſei. Eine Reihe von Schriften 
folgte nun in den nächſten Jahren, von denen die Vertheidigung jeiner Penſion und bie 
„Letters on a Regieide Peace‘ das Bedeutendfte find. Mittlerweile hatte er feinen Sohn 
Richard nad Koblenz gejendet und war durch dieſen fortgefeßt der Mentor ver, wie er meinte, 
Elite von Frankreich. Seine Briefe find bei dem Kichte der fpätern Erfahrung betrachtet oft 
unbegreiflih. Als der Goalitiondfrieg begann, jubelte B. am lauteften mit, natürlich 
um aud allen Ingrinnm über das erfte Misglüden zu theilen. Endlich Hatte er die Genug: 
thuung, aud England gegen das atheiftifche, königsmörderiſche Volk in den Waffen zu ſehen. 
Auch in den innern Angelegenheiten kamen Pitt, Dundas und Grenvilfe mit B. und Wind 
bam mehr und mehr überein. Die vielen Hochverrathsproceſſe hatten feine Billigung; aber 
dies trieb ihn noch weiter von For und deflen Freunden ab. Inter diefen Umſtänden veifte fein 
Entihluf, ih aus dem Parlament, wo er feinen alten Barteigenoffen am fchroffiten gegenüber: 
fand, zurückzuziehen und feinem Spol, feinem Sohne, den Play zu räımıen. Ein Grund mit 
mar auch, daß er jich jegt mit feiner Partei ganz einig fühlte, nachdem es fich gezeigt, wie wenig 
ernft e8 Pitt mit den Principienkriege war. Kaum hatte B. feinem Sohne die Nachfolge zu 
Malvon verfchafft, als dieſes einzige Kind ihm ftarb. Mit dem ſechsunddreißigjährigen Manne 
ging das Glück des Vaters jelbft ind Grab. Die Eorrefpondenz zwiſchen Vater und Sohn 
gibt Zeugniß von der bewundernden Liebe und Fürforge, mit der B. auf feinen, wie er ſich zäre 
lich einbilvet, größern Nachfolger blickte. Mehr ald gewöhnlide Gaben laflen jih von drite 
ten in dem Sohne nicht entdecken, doc darf man rübmend erwähnen, day die legten Jahre 
feines Lebens der Emancipation der Katholiken gewidmet waren. B. felbft leitete und berieth 
feines Sohnes Schritte in diefer Sache und bewies, daß er gegen die Katholiken (anders war ed 
bei den Diffenters) feine Gefinnungen nie geändert. Nah breifigjährigem Wirken aus der 
pyarlamentarifhen Laufbahn gefhieden, von feiner alten Partei getrennt — er, der mit Leib 
und Seele Parteimann geweſen — des Sohnes, des Stolzes feiner Zukunft, beraubt, ftand B. 
da. Seine politifche Thätigkeit hatte er niemals zum Geldgewinnen benugt, ſodaß eine große 
Schuldenlaſt ſich über feinem geringen Bermögen angefammelt hatte. Um ihm die Rückzah— 
lung zu ermöglichen und als Anerkennung Teiner Verdienſte in der langen parlamentariſchen 
Thätigfeit, gab der König dem ruinirten Staatsmann eine Benfion, Wenn je eine ſolche wohl⸗ 
verdient war, fo war es dieſe. Mochte immerhin der König perſönlich ſie dem Verfaſſer der 
„Reflexions“ und nicht dem B., der die Colonien verteidigt hatte, geben wollen, der größte 
politiihe Schriftfteller und der brikfantefte Redner feiner Zeit verdiente mehr, ald ein König 
geben fonnte. Nichtsdeſtoweniger Tießen fidy zwei Whiglordö, morunter der Herzog \ von Bed: 
ford, verleiten, dieſe Verleihung im Parlament zu Eritifiren. ° Die den Angriff zermal⸗ 
mende Antwort war der „Letter to a:noble Lord’ (1796), worin der Verfaffer, wie 
ein Kritiker jagt, ji alö Burke all over zeigte: Wahrhaft rührend ift bie Nomerzlice Be: 
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geiſterung, mit der er darin von ſeinem vorangegaugenen Sohne ſpricht. Das letzte ſeiner bei 
feinen Lebzeiten veröffentlichten Werke find die „Thoughts on a Regicide Peace“, worin er, 
ſchon felbft halb im Grabe, das Unterfangen, mit dem königsmörderiſchen Frankreich Frieden ſchlie— 
Ben zu wollen, in den erhabenften Ausbrüden der Indignation und des Entſetzens brandmarft. 
Bekanntlich zerſchlugen ji die Unterbandlungen und er ftarb, ehe die Schmad des Friedens 
über dad Land kam. Wenn nun aud fein Politiker feine leidenſchaftlichen Angriffe ganz billigen 
konnte und in den untern Schichten die Richtung der Parlamentsreformen, der Corresponding 
Societies u. j. w. Boden gewann, fo ift do jidher, daß B. durch feine Schriften, mweldye an= 
fangend mit den „Rellexions” nur den einen Gegner fennen, die engliſchen Mittelklaffen über- 
zeugt und für ji gewonnen hat. Allerdings hatte er in der nationalen Antipathie und fpätet 
in der Thatſache des Kriegs eine große Unterftügung, aber man jagt nicht zu viel, wenn man 
die Haltung der enn#ihen Nation der Franzöſiſchen Nevolution gegenüber vorzugsweife auf 
die Anftrengungen dieſes einen Mannes zurüdführt. Die Eorrefpondenz aus feinen legten 
Lebensjahren und der literarifche Nachlaß beweifen, daß ihm die Überzeugung, in diefem Kanıpfe 
einer heiligen Pflicht zu genügen, bis in jeine Todeöftunde am 8. Juli 1797 blieb. Seine 
Reihenbegleitung war gleichſam eine Infchrift. Der Lordkanzler von England und der Spreder 
des Unterhaufes folgten dem Sarge, der nur nad dem ausdrüdlichen Befehle des Verſtorbe— 
nen nicht, wie fein Freund und Gegner For beantragte, in dem Nationalmaujoleum der Weft- 
minfterabtei beigefegt wurde. Der ungemeffene Beifall, womit die Zeitgenofjen B.'s Schriften 
gegen die Revolution aufnahmen, Hat feinem Nachruhm gefhadet. Noch beute können fi 
manche nicht überzeugen, daß man von den Artois und Calonne gepriefen werben und doch ein 
freilinniger Mann gewefen fein kann. Sie jehen nicht, daß DB. von einem falſchen erften 
Schritt aus in eine falihe Bahn fam, daß aber aud auf der falihen Balın die einzelnen Be= 
wegungen die eines Geiftesriefen find. Und man follte doch nie vergeifen, daß wir jegt die 
großen Greigniffe nad den Erfahrungen zweier Generationen beurtheilen, und daß während 
B. nad) der einen Seite hin irtte, andere, die ihm an geiftiger Kraft nicht ganz unebenbürtig 
waren, ihre erſten günftigen Urtheile über die Greigniffe von 1789 ebenfalld bedeutend zu 
modificiren hatten. Bei B. war ed Schuld jeiner eigenthümlihen Vorzüge, daß er weiter 
abirrte als die andern, und jomit fei aud für feine polemiſchen Schriften gegen eine Welt⸗ 
revolution gefagt, daß er fie mit beffern Gründen angegrifien hat als ihre Vertheidiger in 
einer Legion von Werfen für jie geltend gemadt haben. Nur in dem einen Punkte müßten 
wir den Gegnern B.'s recht geben (wenn es heutzutage noch wirklich Gegner gibt, mit denen 
ſich ftreiten ließe) , daß feine blinden Berehrer ihn von dem Vorwurfe des Wechjels feiner Über— 
jeugungen niemals reinigen werden. Aber was will das heißen bei jo gewaltigen Keiftungen 
innerer und äußerer Bollfommenpeit, wie ſie und in den B.’jhen Werfen heutzutage vorliegen. * 
Er war eben nicht unfehlbar und hat einigemal gefehlt, aber niemals jind unreine Motive die 
bewegenden Kräfte feines Irrthums oder Unrechts geweſen. In feinen Werfen liegt dad Heil: 
mittel neben den Krankhaften. Wer aufmerkſam lieft, findet leicht wie die Abwege laufen 
“and merkt vorausjichtlid das falſche Ziel; daß fie Irrungen find, wird den Genuß, ihnen mit 
dem Geifte zu folgen, kaum ſtören. Als Gejammterfheinung fällt bei B. zuerft die jeltene 
Neinheit des Charakters ind Auge. Zu welchen Ertremen in der Außerung ihn auch fein 
die feines andern von einem irgend erheblihen Mafel frei. Selbft das Einzige, was ihn manche 
vorgeworfen haben, jein Ausharren im Parlament und Ankämpfen gegen feine frühern Genof: 
fen, mußte ihm, nad unjerer Auffaflung feines Weſens, als höchſte Vflichterfüllung erſcheinen. 
Das politifche Prineip feines Handelns war die reife Frucht einer wiſſenſchaftlichen Kenntniß 
von jeltenem Umfange. Bei wenigen jind wie bei ihm die Erfahrungen der Vergangenheit in 
goldene Lehren der Gegenwart und Zukunft umgefhmolzen, und folange ein freies Staats— 
leben und eine gefunde Volkswirthſchaft fi gegen Irrtum und Interefje im geiftigen Kampfe 
den Weg zu bahnen und den gebahnten zu behaupten haben, wird in den Werfen Edmund 
B.'s eine unerſchöpfliche Rüſtkammer für die gute Sahe des Fortſchritts kommenden Ge: 
ſchlechtern zu Gebote ftehen. Und lange kann es dauern, bis eine Perjönlichfeit wieder erfcheint, 
in der Denfer und Staatdmann, Schriftſteller und Redner gleich jehr einen Meifter und ein 
Borbild zu verehren haben. B.'s Werke, von denen wir nur die hervorragendſten berührt 
haben, find in verfdiedenen Ausgaben und Auflagen (2 Jmperialoctavbände, 16 Dctavbände) 
erihienen, Dazu jeine „Speeches“” (4 Bde., 1816), „Correspondence” (4 Bde., 1844), die 
„Memoirs of the Rockingham Party‘ von Earl of Albemarle (1856) und faft alle Me: 
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moiren der Zeit. In feinen „Statesmen” hat Brougham eine Eharafteriftit B.’3 geliefert. 
Lebensbeſchreibungen eriftiren vier, eine von Dr. Biſſet gleih nad dem Tode gefchrieben 
(1797 un? 1800), eine befanntere von Prior, häufig aufgelegt, und nach einem ziemlich ob: 
feuren Werke von Croly (1840) jegt ein angefangene® „Life of Edmund Burke by Mack- 
night“ (1. Bd., 1858), das bedeutend beffer ift als feine Vorgänger. Aber alle jind ftarf von 
dem Beruunderungsfieber der Biograpben influirt und ſtehen fo einer gerechten Würdigung 
ded großen Mannes, den fie ehren wollen, im Wege. H. Marquarpdfen. 


C.*) 


Cabinet „Cabinetsbefehl, Cabinetsminiſter, Geheimes Cabinet, Cabinetsregie— 
tung. — Cabinet bezeichnet ein kleineres oder geheimeres Wohn- oder Arbeitszimmer oder 
auch den Aufbewahrungsort für Kunft= oder Naturalienſammlungen u. ſ. w., oder auch eine 
ſolche Sammlung felbft. Hier fann nur die Rede fein vom Gabinet, d. h. Arbeitszimmer des 
Fürften als folden oder überhaupt des Regierungschefs, von wo aus verfelbe feine perſön— 
liden Entiheidungen in Staatsſachen (denn was feine Privatangelegenheiten betrifft, fu gehen 
fie und Hier nichts an, mögen fie auch in demselben Gabinete verhandelt werden ) erläßt, oder wo 
er jich mit feinen vertrauten Räthen über Negierungsgefchäfte, d. b. über die ihm als Staats: 
haupt zufonmenden Geichäfte, berathet oder ihrer Arbeirshülfe jich bedient. Auch bezeichnet Ca— 
binet die Summe oder die Berfammlung der in ſolchen engern Math berufenen Perfonen jelbft. 
Denn es fih nun um Dinge handelt, welche zu beſchließen, zu befehlen oder anzuordnen dem 
König perfönlid und ausſchließlich zukommt, oder infofern nur folche freie Selbftthätigkeit def: 
jelben in Sprache ift, fo erfcheint das Cabinet — in vielen Staaten aud das Geheime Gabinet 
(zur Erhöhung feines Glanzes) genannt — als eine Berfon mit ihm felbft. Was vom Gabinete 
ausgeht, ift eben vom Könige ausgegangen; und es ift dann weder rechtlich noch politifch irgend= 
ein Unterfchied dazwischen, ob er wirklich ganz allein over aber mit Zuziehung eines oder meh: 
rerer Gebülfen, die man etwa Gabinetöfervetäre oder Cabinetsräthe oder auch Gabinetd- 
minifter beifen mag, die Geſchäfte allvort erledigt. Die Staatdorganifationspolitif oder 
die Lehre von dem Syſtem und der Hierarchie der Staatöbehörden nimmt alsdann davon gar 
feine Notiz; fie beſchränkt ſich nämlich darauf, für die verfhhiedenen Verwaltungszweige die 
überall zweckmäßigen Artikulationen (Ober: und Unterbebörven), namentlich) auf höchſter Stelle 
die Minifterien, und über venfelben das allgemeine oder Staatsminifterium (etwa auch noch 
tinen Staatsrath und eine weitere oder engere Minifterialeonferenz) zu fordern oder anzu— 
ordnen, braischt alfo zur Vollendung der Hierarchie nichts Weiteres mehr als den Fürſten, und 
dad Gabinet ift alsdann eben der Fürſt. Aber die große, freilich nach Verſchiedenheit ver Ver- 
faffungen auch verſchieden zu beantmwortende Frage ift: welches find jene dem Fürſten perfönlich 
oder ausfchließend zufommenden Gejhäfte, Entihliefungen und Entſcheidungen? Welches ift 
der — nad) ſtaatsrechtlichen oder politiihen Gründen — zu ziehende Kreis, jenfeit welchem 
jenes autofratifche Handeln aufhören und die wenigſtens theilnehmende Thätigkeit eigentlicher 
Staatsbehörden eintreten foll? Einen folhen — ob weiter oder enger gezogenen — Kreis und 
das Überfchreiten veffelben denkt man ſich jedenfalls, fobald man von einer Gabinetöregierung 
im misbilligenden Tone ſpricht, namentlich dadurch den Gegenfag zu einer in regelmäßigen, 
entweder geſetzlich beſtimmten oder überhaupt den geläuterten Organifationsprincipien ent= 
Ipredenden Bormen ſich bewegenden bezeichnet. Bine Gabinetsregierung in diefem Sinne ift 
diejenige, die zum vorherrfchenden Eharafter das Walten des alleinigen Gigenwillens des Für- 
fen hat und die höhere Gewalt des perjönlich vertrautern, neben oder über ven eigentlichen 
Staatsbehörden eingejegten engern, d. h. Cabinetsraths. Das Gabinet, unter folden Um: 
Ränden, nähert fich leicht — wenn auch nicht in feinem Begriff, doch im Geift feines Waltens — 
jmem ver „Camarilla“, obſchon zwiſchen beiden immer der Unterſchied bleibt, daß das Gabinet 
aus eigens zu Negierungsgebülfen des Fürften ernannten und in diefer Eigenfhaft offen auf: 
tretenden Männern bejteht , alfo eine befannte und anerfannte Macht ausübt, wogegen die Ca— 
marilla bloße Hofdiener, überhaupt jene zur nähern Umgebung des Fürften gehörigen Günft- 
linge und Vertrauten — auch Beichtväter und Weiber nicht ausgefchloffen — in ſich begreift, 
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welche auf die Entſchließungen deſſelben duch was immer für Mittel beſtimmend, leitend oder 
ableitend einwirken. - Solde Einwirfung ift ſodann naturgemäß eine bösartige. Die Cama— 
rilla fehen wir faft ohne Ausnahme den Fürften mit Mistrauen und Abneigung gegen die im 
Intereſſe des Rechts und ded Gefammtwohls waltenden Behörden, in conjtitutionellen Staaten 
aber zumal gegen die pflichtgetreuen Landſtände erfüllen, an die Stelle echter Regierungs- 
intereffen jene des Egoismus und der Parteiung.fegen, zum Frommen derſelben argliftig jede 
fürftliche Leidenſchaft oder Laune aufreizen, foldergeftalt aljo der. wahren, offertundigen Re- 
gierung eine verborgene und unlautere entgegenjegen, und entweder die gejeglidhen Autoritäten 
zu Werkzeugen jener felbftfüdhtigen oder Factionsintereſſen herabwürdigen oder das loyale 
Walten und die evelften Beftrebungen derfelben duch dunkle Gegenmadinationen vereiteln. 

Der Sinn, worin wir bisjegt von Gabinet und Gabinetöregierung als von etwas theils 
Gleihgültigem, theild Verwerflichem ſprachen, tft jedoch nicht der einzige, der mit jenen Worten 
verbunden wird’oder verbunden werden kann. Das Wort Cabinet bat aud eine ftaatd= und 
völkerrechtlich tadelloſe und wichtige Bedeutung. 

In conſtitutionellen nicht minder als in abſoluten Staaten ſpricht man, wenn von aud- 
wärtigen Angelegenheiten, überhaupt von ber Wechſelwirkung eines Staats mit andern die 
Rede ift, vurdgängig vom Gabinet als einem mit Regierung gleihbeveutenden Begriff, und 
man benennt es in der Regel wicht nach dem Staate felbft, jondern nad) dem Sig der Regierung, 
alfo nad) der Hauptitabt oder der gewöhnlichen Rejivenz des Negenten. So jagt man häufiger 
als: das ruſſiſche, preußifche Kabinet, das Gabinet von St. Peteröburg, Berlin, ebenſo auch das 
von Wajhington oder das ded nordamerikaniſchen Präjiventen. In den Verhandlungen der 
Staaten untereinander ftellt die Regierung die Berfönlihkeit des zum Staate vereinigten Volkes 
vollitändig dar, und übt aud der conjtitutionelle Monard (wenige Ausnahwen abgerechnet) 
das Recht des Kriegs, der Friedensſchlüſſe und anderer Verträge in der Eigenſchaft ald Inhaber 
der vollziehenden Gewalt, ohne directe Iheilnahme der Bollsrepräfentation aus. Daher er: 
nennt auch er die Gejandten und erfcheinen jene der fremden Staaten nur ald an ihn gejendet; 
und baber ift in dem diplomatiſchen Schriftenwechjel niemals vom Staat die Nede, fondern nur 
vom König (oder wie jonjt benannten Monarchen) oder von des Königs Hof, Cabinet oder Mi— 
nifter. Dieſes Cabinet num ift nicht zu vertwechfeln mit jenem , wovon wir oben ſprachen, näm= 
lich mit dem blos aus Gehülfen der perfönlihen Gefhäfte und Arbeit des Fürſten beſtehenden. 
In dem legten nämlich, wiewol e8 der Weſenheit nad) nichts Anderes fein ſoll als eine Kanzlei 
zur Ausfertigung der Nefolutionen des Kürften, mag derjelbe zwar die Meinungen oder Rath: 
fchläge feiner Diener einholen und danach jid richten; aber es erjcheint davon nichts, ſondern 
es gilt alles für rein perſönlicher Entſchluß. Dort aber find die Räthe oder Gabinetöntitglieder 
zugleidh verantwortliche Staatsbeamte und wirkliche Iheilnehmer (juriflifhe Miturheber) des 
— obgleich nur im Namen des Fürften fund zu mahenden — Beſchluſſes, für deffen Untadel— 
baftigkeit einzuftehen ſodann allernächft die Obliegenheit ded ihn mit unterzeichnenden Mini- 
fterd ift. In diefem Sinne fünnen alfo aud in conftitutionellen Monardien „Cabinetsordres“ 
oder „Cabinetsbefehle“ erlaffen werden, denn es bedeuten dann diefe Worte nichts Anderes, als 
das es Regierungsbeſchlüſſe feien, gefaßt ohne Mitwirkung dev Kammern, ſowie es die Con— 
ftitution erlaubt oder vorjhreibt. Es liegt alsdann auch nichts daran, ob fie gefaßt oder er— 
laſſen werden unter Beirath ſämmtlicher Minifter over nur eines Theils derfelben. So beſteht 
in England das Cabinet council aus einem für jede Sitzung beſonders einberufenen engern 
Ausihuß des Minifteriums und Geheimraths. Auf das Recht oder die Amtsobliegenheit, im 
Cabinete Vortrag an den Regensten zu erftatten, bezieht ſich der Titel „Gabinetsminifter”. Die 
Minifter, welche zu jolden Vorträgen nicht berufen find, fondern blos den Minifterials 
berathungen anwohnen, heißen mitunter, im Oegenfag von jenen, Gonferenzminifter oder 
auch Staatsminifter oder Minifter ſchlechtweg. 

Eabinetsordres oder Cabinetsbefehle, wenn ſie in der durch die Gonftitutionen dem fönig- 
lien Willen überlaffenen Sphäre und unter der Verantwortlichkeit der dafür einftehenven 
Minifter ergeben, haben hiernach weder vechtliche® noch politifches Bedenken gegen ih. Nur 
ift e8 Aufgabe der Gonftitutionspolitif, jene Sphäre genau zu zeihnen und der Überfhreitung 
derſelben einen wohlbefeftigten Damm entgegenzufegen. Die donnernden englifhen Gabinetö- 
befehle vom 7. Jan. und 11. Nov. 1807, welche den anmaßenden Faiferlihen Derreten Na— 
poleon’s von Berlin und Mailand entgegengefegt wurden, waren in Bezug auf das einheimifche 
großbritannifche Staatsrecht untadelig und nur dem Vorwurf des verlegten Völkerrechts aus: 
gejegt; die verhängnipreihen Juliordonnangen König Karl's X. in Frankreich dagegen ver: 
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hoͤhnten die heiligſten conſtitutionellen Rechte der franzöſiſchen Nation ſelbſt und wurden ba= 
duch den eigenen Urhebern verderblich 

In abjoluten Monarchien iſt die Autorität des Cabinets natürlich weit ausgedehnter und 
umfaßt neben der vollen Regierungs= oper Erecutivgewalt auch nod die gefeßgebeude. Infos 
fern 28 alsdann nicht aus dem Geſammtminiſterium beftebt, oder infofern nicht wenigſtens bie 
betreffenden. Minifter darin den Vortrag haben , fo bildet ſich daraus fehr leicht eine Gabinets- 
vegierung in ber oben bemexkten verwerflichen Geftalt. Das eigentliche Minifteriun und der 
Staatsrath ſinken alddamn zu blos begutachtenden Stellen, ihre von einer weiſen Organifationd- 
politif geforderte Autorität zur Scheinautorität herab, und der über ihnen ſtehende Cabinets— 
rath oder der etwa zum geheimen Vortrag im Gabinet ausſchließend berufene einzelne Minifter 
beherrſcht von dort aus und ohne alle Verantwortlichkeit den ganzen Staat. Überhaupt iſt es 
für ein Volk demüthigend und den Abſolutismus in grellem Lichte zeigend, wenn Verord⸗ 
nungen, welche für das Wohl oder Wehe ganzer Provinzen oder des ganzen Staats ent: 
iheidend fein können, und zumal wenn politifche und Nechtägefege , welche doch nach ihrem vers 
nünftigen Begriff nichts Anderes fein Tollen ald Ausfprüde des Geſammtwillens oder des all- 
gemeinen Anerkenntniſſes, unter dem Titel von Gabinetsbefehlen erlaffen werben, ald Ausdruck 
des perfünlihen Willens oder auch des Unfehlbarkeit und Alleingeltung anſprechenden Dafür: 
haltens eined Mannes — finnvermandt mit dem faſt naiven, doch centnerſchweren Worte: 
état e’est moi.” 

Doch aud unter der abjoluteften Regierung bleibt, nach heutzutage allgemein anerkannten 
Srundfägen, ein Gegenftand ven Gabinetöbefehlen entrückt, d. h. ſoll ihnen unerreichbar jein, 
nämlih der Rechtsgang. ine Eabinetöregierung kann, wie wir fahen, unter gewillen Um— 
kinden und in gewillem Sinne oder Kreife gerechtfertigt oder ald zuläfjig erfannt werden ; aber 
eine Gabinetsjuftiz durchaus nie. Eine ſolche nämlich ift, felbit wenn die Gonftitution- jie er— 
laubte und in ihrer mildeften Form — nämlid als Juftiggewalt der Regierungsbehörde — 
eine dem Rechtsbegriff widerftreitende Ernennung der Bartei zum Richter. Denn die Regie— 
rung ift in den allerwichtigften Broceffen, nämlich den peinlihen und zumal in den über politiz 
Ihe Anklagen erhobenen , aber dann auch in den civilrechtlihen Proceſſen des Fiscus wirklich 
Partei und foll alſo, d. h. kann wegen natürliher Befangenheit nit Recht fprechen. Außerdem 
aber ift ſie ald Gewaltäinhaberin felbft va, wo der Gegenftand des Streits fie nicht unmittelbar 
berührt, im nahe liegender Verſuchung, ihre Stellung ald Macht aus Befangenheit für die 
Perfonen-zu misbrauden zu willkürlicher Erweifung von Gunft oder Ungunft. Hat aber gar 
die Verfaſſung ihr (oder dem Fürften) die Gewalt des Rechtſprechens nicht verliehen, und wer: 
den gleichwol die vermöge «onftitutioneller Grundſätze unabhängigen Gerichtöftellen durch das 
Gabinet mittelbar oder unmittelbar influenzirt (dur Befehl oder Einſchüchterung oder Ver: 
heißung), oder werden die von den competenten Behörden gefällten Urtheile vom Gabinet mis— 
achtet oder umgeftogen: alsdann iſt eben die Gewalt an die Stelle des Rechts getreten, d.h. das 
Recht hat aufgehört. 

Noch haben wir hier der Gabinetöjchreiben zu erwähnen, als einer der in der Diplomatie 
üblihen Formen der zwiſchen den Fürſten untereinander zu geſchehenden Mittheilungen. Die 
jeterlihfte Born nämlich ift die des Kanzleiſchreibens. In demfelben ericheint der Titel des 
mittbeilenden Souveränd:und die Formel „Wir, Auch wird das Schreiben von dem Mi: 
nifter contrafignirt. Die Cabinetöjchreiben nähern jih mehr dem Ton von Privatjhreiben, 
und der Fürſt, der fie allein-unterzeichnet, redet von fid nur mit „Ich“. Gine noch vertraus 
here Form endlich haben die eigenhändigen Schreiben, welche jedoch nicht Häufig vorfonmen. 

Wer da bedenkt, daß über das Wohl oder Wehe der Völker, ja über jenes der Menſchheit, 
d5. über ihr materielled, geiftiged oder moralifches Voranſchreiten, Stilleftehen oder Rück— 
Ühreiten oder die Richtung ihres Ganges, innerhalb der Wände einiger geheimer Gabinete die 
Entfheivung getroffen, daß das Los eines ganzen Welttheils auf ein Geſchlechtsalter oder noch 
weiter hinaus beitimmt werden kann durch eine Gabinetöveränderung, d. h. durch den Eintritt 
tines neuen Minifterd oder den Austritt eines andern, der wird durchdrungen vor dem weh— 
müthigen und niederichlagenden Gefühle der Unbedeutſamkeit der Menſchenhaufen, genannt. 
Nationen, und von der praftifchen Nichtigkeit der jchmeichelnden Theorien über bie rechtliche 
Kraft. des Geſammtwillens. Doch fei dem, wie dad Verhängniß ed will oder die Natur der pers 
ſͤnlichen Macht ed mit ich bringt! Immerhin wird doch jenes Gabinet das ehrmwürbigere, das 
von Mitwelt und Nachwelt geachtetere, auch — wenigſtens in des Regel — das in feinen Bes 
Rrebungen glüdligere jein, welches vor andern jeine Richtung an und redlich in Überein- 
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flimmung fest mit jener der in die Erfheinung getvetenen vernünftigen — d. h. auf Recht und 
Gemeinwohl gehenden — Nationalwünfde und des edlern Zeitgeiftes. Rotted. 

Eabinetsjuftiz, Cabinetsinftanz. Trennung und Unabhängigkeit der richter— 
lihen Gewalt von der regierenden und der gefeßgebenden. I. Begriff der 
Sace. Im weitern Sinne verfteht man unter Gabinet überhaupt die Regierung, unter Ga= 
binetöverfügung alfo auch die vom Negenten ausdrücklich oder ftillihweigend genehmigte Ver— 
fügung feiner Minifter oder feiner höchſten Vollziehungsorgane im Gegenſatz gegen die übri— 
gen Öffentlichen Gewalten oder Beſchlüſſe, in&befondere gegen die des Parlaments und der Ge- 
richte. Da auch die Minifter ein Gabinet haben, fo nennt man auch ihre Verfügungen Gabi- 
netöverfügungen. So fanı e8, daß man unter Gabinetsjuftiz überhanpt eine von der Regierung 
odervon ihren abhängigen Dienern ausgehende Ginwirkfung in die richterlihe Verhandlung 
und Entſcheidung einzelner Civil: oder Griminalprocefje verfteht. Gabinetsinftang aber ift die 
als Regel vorgeihriebene Verhandlung und Entſcheidung von gewilfen Rechtsſtreitigkeiten 
durch die Regierung. 

Vielleicht in wenigen Punkten war das Staatdreht und die Öffentlihe Meinung, waren 
insbefondere die juriftifhen Schriftfteller aller eivilifirten Staaten feit längerer Zeit fo ein— 
flimmig, als in der VBerwerfung der Gabinetöjuftiz und der Gabinetdinftanzen. Gin fo alle 
gemeiner Abſcheu ſprach fid dagegen aus, daß jelbft ein Ferdinand VIL von Spanien ſich ge— 
nöthigt fah, mit Berufung auf alte legitime fpanifhe Staatögrundfäge jich Öffentlich davon los— 
zufagen. Ohne Rückſicht auf die materielle Güte der Regierungsverfügung über eine beftimmte 
Proceßſache ſah man ſchon blos in dem formellen Gingriff des Gabinets in die Juftiz einen 
Juſtizmord. Das ftarfe Wort follte die gänzliche Werwerflichkeit der Sache und den Abfchen 
davor bezeichnen. Alle freien Berfaffungen germanifcher Völker ſchloſſen Gabinetsjuftiz aus und 
heiligten die Unabhängigkeit ver Gerichte. Befonders auch in Deutichland, deſſen Reiche = und 
landſtändiſche Verfaſſungen andere Mängel wenigften® durch die Achtung unabhängiger Rechts— 
pflege und richterliher Hülfe felbft gegen die Kürten zu vergüten fuchten, galt Gabinetsjuftiz 
ald der größte Vorwurf gegen eine Regierung, ald Beweis eines rechtloſen, despotiſchen Zu— 
ſtandes, ald eine von den Reichögerichten befonders eifrig verfolgte Berfaffungsverlegung. Es 
ift einer der vielen Beweife, daf das Werf von Meyer („Esprit orig. et progr. des instit. 
jud.“, IV, 314) oft wenig gründlich ift, wenn es die Gabinetsjuftiz ald in Deutfchland gefeglich 
gebilligt varftellen will. Dod hatte die durch die Parteileidenjchaften unferer Zeit hier und da 
bewirfte Verwirrung aller ftaatsrechtlichen Begriffe die Anhänger der Haller’ihen Theorie 
dahin geführt, auch diejes heiligfte und legte Bollwerk der Freiheit und eines rechtlichen Zu— 
ſtandes anzugreifen. Und auch manche neuere Beitimmungen fcheinen wenigftend die Gründe, 
den Umfang und die Bedingungen dieſes wejentlihen Rechts nicht ganz richtig zu würdigen. 

1. Gründe der Verwerflichkeit der Cabinetsjuſtiz: Theilung der Arbeit. 
Es fragt ſich alfo vor allem, worauf ruht die Verwerflichleit der Cabinetsjuſtiz? Hier kann 
man nun als einen Grund gern den zugeben, welhen Bönnerin feinem „Handbuch des Proceſſes“ 
(Bd. 1, Abhandl. 1) ald den alleinigen hervorhebt. Die Regierenden haben bei ihren ander= 
weitigen täglichen großen Aufgaben nicht die zur ruhigen parteilojfen Prüfung und zur gründ= 
lichen juriftifchen Entſcheidung der Nechtäftreitigkeiten nöthige Ruhe und Rechtskenntniß. Mit 
andern Worten alfo, eine wohlthätige Theilung der Arbeit iſt auch für eine gute politifche Ge— 
jhäftsverwaltung wie für jede andere und indbefondere in Beziehung auf die Verwaltungs- 
und die Juftizfachen weſentlich. Aber ed widerftreitet ebenjo fehr der Wahrfcheinlichfeit wie der 
wirklichen biftorifchen Wahrheit, wenn mit Gönner mande vermeinen, blos durch eine foldhe 
relative, ungefähr erft feit der Ausbildung unferer neuern, ſchwierigern wiffenihaftlihen Juris— 
prudenz entjtandene politifhe Erwägung hätte fich die angeblich früher allgemein als zuläfjig 
erfannte Gabinetsjuftiz allen gejitteten freien Völkern als fo abfolut verwerflid und rechts— 
widrig dargeftellt. 

I. Fortſetzung. Vertheilung oder dod jelbftändige Organifation der 
Hauptzweige der politifhen Gewalt. Es liegt vielmehr ein zweiter, wichtigerer Gegen = 
grund gegen die Gabinetsjuftiz in der notbiwendigen Ablonderung felbftändiger Hauptzweige 
oder der Hauptfunctionen der politifchen Gewalt. Selbft auch da, wo dieſe Trennung, und na= 
mermtlic die der richterlichen Gewalt von der gejeßgebenden und von der vollziehenven oder der 
regierenden, nicht fo, wie von Montesquieu (11, 6) und von Kınt (Naturrecht, S. 164), zum 
Gegenſtand klarer Reflerion und bewußter Theorie erhoben wurde, da mußte fie fih doch, 
gerade weil fe der Natureiner freien Verfaffung weentlih war, aud ohne dieſes mehr oder 
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minder wirffam erweifen. Sowie nun auf den untern Stufen ded thierifchen Reben, bei den 
Würmern, den Schalthieren u. |. w., die verſchiedenen Functionen und organischen Syſteme 
miteinander vermijcht find, bei ven hHöhern Lebenögattungen aber immermehr ſich abgejonvdert 
und jelbitändig ausbilden, fo ift ed auch im Staatöleben der Völker, Nur auf den rohern Eul- 
turftufen ſind Negierung oder Bollziehung, Geſetzgebung und Richten, fowie ja felbft Brivat- 
und öffentliches Necht und insbeſondere kirchliche und Staatsgewalt, ungetrennt und vermifcht, 
äbnlih wie bei noch rohen Völkern ja auch die Lebensbeihäftigungen, die Stände und Ge— 
werbe ungeſchieden find und ein jeder fein eigener Schneider und Schufter und Schmied ift, 
Bei höherer Ausbildung der Staaten aber werden Die Privatredhte und Privatvereine und na— 
mentlich die Kirche und die politiiche Drganifation und in leßterer wieder, wir in den freien 
Verfafungen von England und Nordamerifa, vie geſetzgeberiſche, vollziehende und gerichtliche 
Drganijation ſelbſtändig ausgebildet. 

Freilich ift in unferer neueften Zeit gerade auch gegen dieje früber fo allgemein ald noth— 
wendig anerkannte Abtheilung, diefe weſentlichſte Grundlage für die Unabhängigkeit der Juftiz, 
Widerſpruch entftanden. Zuerft griff fie vorzüglich Hugo's allgemeine geiftreiche Zweifelſucht 
an, fodann, wie ſich von felbit verfteht, auch die Haller'ſche Reftauration der Fauſtrechts— 
verbältniffe. Auch eine misverſtandene pofitive Beitimmung und endlih andere achtbare 
Gründe, welde jedoch ebenfalls auf Misverſtändniſſen und insbefondere auf fehlerhaften Dar 
Rellungen jener Abtheilung beruhen, beftimmten insbejondere mandye deutſche Staatsmänner, 
zum Theil ſehr liberale, zum allgemeinen Widerſpruch gegen dieſe Theorie. 

63 foll fürs erfte diefe Abtheilung und jelbitandige Organifation der Hauptzweige der po= 
Itiichen Gewalt und Function gar nicht durchführbar fein, alfo aud nirgends beftehen. Allein 
man denft dabei, jowie freilich auch viele Vertheidiger der Gewaltstheilung, an ein mechaniſches 


‚und gänzliches Trennen und Auseinanderreigen der Organe. Diejed aber ift für einen leben- 


digen Staatskörper ebenfo wenig zuläflig ala im phuliichen Leben. In dem legtern find ja auch 
dad Gehirn: (und Nerven:) Syitem, dad Zell: (oder Haut=) Syitem, das Gefäß = (oder Blut: 
und Muskel-) Syitem unzertrennlich miteinander verbunden, unterftügen und ergänzen ſich, 
ja fie geben zum Theil ineinander über, Sie werden von einer gemeinichaftliden Lebendfraft 
und höchſten Lebensgefeggebung zu dem einen harmoniſchen Leben und Lebenszwed innerlid 
reinigt und jede Disharmonie bewirkt Krankheit, zulegt, wenn fie nicht gebeilf wird, den Tod, 
Aber jind fie und ihre befondern Funetionen der Befeelung, der Ernährung, der Bewegung 
darum nicht dennoch wejentlich verſchieden? Sind nicht für fie voneinander abgefonderte, ſelb— 
Rändig nebeneinander ſtehende Organe mit befondern Hauptjigen im Kopf, im Bauche, in ver 
Bruft vorhanden? Gteigt dieje Unterfheivung und befondere Ausbildung nicht gerade mit der 
Höhe des thierifhen Lebens? In Amerika war ed jowol bei der Begründung des Bundes wie 
der Landeöverfallungen fogar der vollfonımen bewußte leitende Grundgedanke ‚ed war und if 
fortvauernd der von der ganzen Nation und allen ihren zum Theil höchſt ausgezeichneten 
Staatsmännern allgemein anerkannte Staatdgrundfag, die Bollziehungs:, die Gefeggebungs- 
und die Nichterthätigkeit zu trennen und felbftändig zu organifiven. Gin halbes Jahrhundert 
dindurch befteht auch hier wirklich dieje Organifation. Dennod) aber jollte man und felbft bier 
diefe Theilung für eine abfolute Täuſchung erflären? Darum vielleicht, weil die geſetzgebende 
Gewalt fo organiiirt ift, daß ihrem Hauptorgan, dem Parlament, bei ver Vollziehung und hin— 
wiederum dem Organ der Vollziehung, dem Präjiventen, bei der Geſetzgebung eine gewiſſe 
Nitwirfung zufteht, ähnlich wie ja auch dem Blut bei der Gehirn: und Nerventhätigfeit und 
umgefehrt? Oder befteht etwa in Amerika eine abgejonderte jelbftändige gerichtliche Organi- 
fation, obgleich in allen Sahen die ganz unabhängigen aus dem Volk hervorgehenden Ge: 
worenen den einen Hauptbeftandtheil ver Gerichtähöre bilden und der andere, die Staats— 
tihter, ebenfalld von der vollziehenden und gejeggebenden Behörde nicht entjrgt, verfegt und 
zur Rube gejegt und auch in ihrer verfallungsmäßigen felbftändigen Thätigkeit jo wenig.be- 
berricht werden dürfen , daß fie nicht blos über jede fogenannte Apminiftrativftreitfache,, Sondern 
mit Rechtskraft auch darüber entſcheiden, ob eine Öffentliche Verfügung Gefeg ift und ob daſſelbe 
"er ein Negierungsbeichluß der Verfaſſung entipricht oder nicht ?.. Kann man fie etwa darum 
ableugnen, weil, joweit e8 die Berfaflung erlaubt, die Geſetzgebung, die Organifation und Ver: 
ſahrungsweiſe wie die Nechtönormen allgemein gefeglich bejtimmt, oder weil die vollziehende 
Öewalt die Richter ernennt und auch dad Beguadigungsrecht befigt ? Gerade darin beiteht die 
Büte einer Organifation, daß jie mit der möglichiten Sonderung und rigentbinnlichen ſelb— 
Staats⸗Lexiton. IH. ’ 
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ſtaͤndigen Ausbildung der verſchledenen Hauptorgane auch ihre möglichſte harmoniſche Vereini: 
gung und Zuſammenſtimmung und ihr gegenſeitiges Unterſtützen in der Wirkſamkeit für den 
Geſammt zweck begründet, daß fie alſo int Staate ebenſo wol ein despotiſches Unterdrücken und 
Verſchlingen des einen politiſchen Gewaltzweigs durch den andern als einen anarchiſchen Wider— 
ſtreit derſelben ausſchließt. 

Hiermit fällt denn auch der fernere Widerſpruch gegen dieſe Theilung, daß ſie verderblich 
fei, daß fie der Einheit des Staats, der nothwendigen Vereinigung feiner politiſchen Thätigkeit 
in einem gemeinſchaftlichen Mittelpunkt entgegemwirfe. Wäre — fo jagt man — von den ge= 
fonderten Gewalten eine die ftärkere, jo müßte diefe die eigentliche und ficherlich bald auch Die 
alleinige Regierung fein. Wären fie dagegen gleich, jo müßte ein Kampf um den Sieg und in 
ihm Hemmung und Anarchie entſtehen. Doch diefes beweiſt Ihon darum nichts, weil es zu viel 
beweift, weil es nämlich ſchon gegen jede nothwendige conftitutionelle Schranfe zur Verhinde— 
rung despotifher Öewaltsausübung, ja gegen jedes Mecht des Volks oder der Bürger, alfo gegen 
jede rechtliche Verfaſſung ebenjo qut wie gegen die Vertheilung der Gewalt gelten müßte. Gin- 
heit und Harmonie ded Staat? und feiner politifchen Thätigfeit oder Gewaltsausübung ifi 
freilich nöthig. Aber fie ift etwas Anderes als Einerleibeit und abfolute Ginfachheit der Organe. 
Es ift wenigjtend im allgemeinen und abgefehen von befondern voſitiven Recht individueller 
Staaten nicht weſentlich, daß nur ein einziges abfolut unzufanımengefegtes, gefeglich felbftän- 
diges Organ für alle Stantsthätigkeit beftehe. Dieſes ift allerdings 3. B. in dev Türfei, im 
Perſien ver Ball. Hier find wirklich alle gejeglich felbjtändige, privatrechtliche und alle öffent: 
liche, hier ift auch alle Kirchliche wie alle weltliche, alle Geſetzgebungs-, Vollziehungs = und 
Richter: Gewalt in dem einen Sultan vereint. Dennoch aber bieten uns dort jtete innere Em: 
pörungen oder Bürgerfriege, Anarchie, Kraftloiigkeit, Auflöfung, Despotie und Robeit ein 
widerwärtiges Schaufpiel dar. Die Hauptvertbeidigerin all jener erwähnten Gewaltseinheit ift 
die Theorie von Hugo's „Naturrecht“ ($.142,189fg.). Aber man muß ihr auch die Conſequenz 
nahrühnen, daß jie jo gänzlich jegliches Recht der Bürger gegenüber diejer Gewalt aufhebt, 
dan fie derfelben das Recht zugeſteht, fie beliebig ihres Eigenthums, ihrer Familienrechte und 
durch völlige Verftoßung in gänzlihe Sklaverei jeder perfönlichen Freibeit zu berauben. Es 
können dagegen recht gut verichievene, in ihren Kreiſe felbftändige Organe, verſchiedene phyſi— 
fche Perfonen und Gorporationen ſich zu der einen moralifhen Verſon der Staatsregierung 
einigen. Sie können jedenfall8 unter Herrſchaft des höhern Kebensprincips des Grundgeſetzes, 
der Vaterlandsliebe und des Öffentlichen Nationalgeiftes zugleich wetteifernd und ſich wechſel— 
feitig begrenzend, zugleich aber doch auch ohne verderbliche Anfeindung und Hemmung, vielmehr 
fi) gegenjeitig unterftügend, harmoniſch zuſammenwirken. So nun ſehen wir es 3.8. in Eng: 
fand und Nordamerika, wo flaft einer türkiihen Barbarei und Auflöfung frifche Lebenskraft, 
freie Sarmonie und ſtets fteigende Macht und entgegeittreten. Und doch bat biev nicht einmaf, 
was Hugo („Naturrecht“, 8.384) abfolut fordert, für den Hall des Streits der Gewallen eine die 
unumfchränfte Entſcheidung, ebenfo wenig als iin lebendigen Körper etwa daß eine der drei Sy— 
ftenie. Sogar den Bürgern — um von dem Parlamente, von den einzelnen Bundesregierungen 
und von ven Geſchworenengerichten gar nicht einmal zu veden — fogar den Unterthanen legen 
dieſe Berfaflungen nie ſtlaviſche Unterwerfungspflicht auf, jondern geben ihnen gegen den Bruch 
wejentlidyen Verfaſſungsrechts ausdrücklich ein Widerſtandsrecht und bleiben frei von türkiſchen 
Eimpörnngen. So fpottet das wahre Leben all diefer theoretiſchen Abſolutheiten und mecha— 
nijchen Berechnungen. 

Und in der That, möchten doch alle, welche von einer notbwendigen abioluten und unmwiber: 
ſtehlichen Gewalt und Entfcheidung eines einzelnen Inhabers der Staatögewalt oder auch des 
solfsjouveränen Stimmenmehrheitsbeſchluſſes theoretiſtren, e8 fich Flar machen, daß fie ſich mit 
der Geſchichte aller wirklich freien und eonftitutionellen Staaten und, ſofern auch fie eine wahre 
rechtliche Kreiheit wünfchen und über vie Willkür fegen, mit ſich felbft im offenbaren Widerſpruch 
befinden. Sie begründen und organifiren ja eine abfolute, eine despotifche Bewalt. Entweder 
man begründet abjolute höchſte Entſcheldung und Gewalt eines einzelnen Organs und alsdann 
auch unvernteidliche Empörungen gegen jle; oder man muß eine nicht abfolute, eine wirkſam 
begrenzte, aljo nicht ummwiderftehliche und nıehr oder minder getheilte Gewalt begrünven. 

Entweder man räumt einer einzelnen höchſten unmiderfteblichen Gewalt, jobald fie will, 
auch die deöpotiiche Ausübung derfelben ein und läßt, ſofern man nicht völlig blinden jflasi- 
ſchen Gehorfan gegen fie, gegen den tyranniſchen Umſturz aller rechtlichen Berfaffung zu Recht 
erheben fann oder will, ald einzige Schugwehr gegen fie nur die rohe Revolution. Alsdanu 
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aber ift doch wirderum das Abfolute, Unmiderftehliche aufgehoben, ja gewiſſermaßen die rohefte 
aller Bolfsfouveränetäten unvermeidlich hervorgerufen. Und freilich mußten die liberalen An: 
hänger diefer falfchen mechaniſchen Staatätheorie eines phyfifhen und mechaniſchen Abfolutie: 
mus — und gegen fie müffen wir hier faft noch mehr als gegen die fervilen kämpfen — in einer 
miöverftandenen Volfsfouveränetät, in einer faft regelmäßigen Nevolutionirung den Erjag 
einer weiſen, allen Abſolutismus wirkſam ausfhließenden Staatsorganifarton ſuchen. Schon 
aber die neueſte Geſchichte von Branfreih und von Südamerifa fönnte über die Wirkung einer 
ſolchen Bolksfouveränetät für die wahre Freiheit belehren. 

Oder man will feinem einzelnen Organ eine Gewalt zum Umſturz der Freiheit und Ver: 
faffung, zum Despotismus einräumen. Alsdann muß nıan die Gewalt weder blog durch leere 
Worte und fronıme Wünſche noch durch die rohe Nevolutionirung, fondern durch wirkſame Be: 
grenzung, durch eine organifirte gejeglihe Gegenwirfung gegen Grenzüberichreitung be: 
ihränfen. Man muß eine gewiffe Vertheilung, ein gewiſſes Gleichgewicht ver Organe und Sy: 
fleme und ihrer Wirffamfeit im politifchen Körper begründen, wie ein foldhes im phyſiſchen 
Organismus beſteht, alfo freilich ninımermehr ein blos mechaniſches, fondern ebenfalls ein auf 
organifche Weife wirfendes. Und dieſes und nichts Anderes ift eben der legte Grundgedanfe 
aller freien, aller conftitutionellen Verfafiungen. Denn wahre, wirkſame Beſchränkung, 
Teilung oder Mifchung ver politiihen Gewalten find weſentlich eins und daſſelbe. Eins ohne 
dad andere ift gar nicht denfbar. Nie aber — foweit die Menſchengeſchichte gebt — beftanden 
oder dauerten weder Freiheit und Recht noch Kraft und Gultur bei den Völkern da, wo alle 
Gewalt grenzenlos und höchſtens nur durch leere Wünſche und Worte befchränft in einer einzi— 
gen Hand lagen, wo alles von jeder augenblicklichen wechlelnden Laune und Leidenſchaft over 
irrigen Richtung einzigen Willens, ja aud) felbit von einer einzigen demofratifchen over arifto: 
kratiſchen Verſammlung abhing. Die Aufgabe, ſtets vem Rechte zu huldigen, aud da, wo ed 
nicht wirffam vertbeidigt werden kann, die Berfuhung, durch eigene Irrthümer und Neigungen, 
vollends aber durch verderbliche geheime Einwirfung anderer (ſ. Camarilla) über die Verfaflung 
binausgeführt zu werden, da, wo derſelben feine jelbftändige organifirte Vertheidigungsfraft 
zur Seite fteht: fie find zu groß für ſchwache Menihen. Bon wahrhaft conflitutionellen Gin: 
richtungen, von einer wirffamen Verantwortlichkeit der Minifter 3. B. und von der nur dadurch 
moͤglichen Heiligfeit oder völligen Unverlegbarkeit des Fürften Fann vollends ohne Abſonderung 
und Selbftändigfeit jener prei Bunctionen gar nicht die Rede fein. Daber auch das Haller'ſche 
Spftem fie nicht kennt. (S. ımten VI.) 

Segt man diefer Theilung aber die Gefahren der Gollijion und des Widerſtreits bei dem 
Mangel einer fteten höchſten Entfcheivung entgegen, jo kann man erwidern: aud im phyſiſchen 
Drganismus hat fein Syſtem dieſe abfolute höchſte Entſcheidung über die andern. Die gelunde 
höhere Lebenskraft erhält die Harmonie. Iſt aber ein Staatöföryer weife organijtrt und die 
Lebenskraft eines tüchtigen Nationalgeiftes, einer wahren Rechts- und Verfaſſungsachtung, die 
über allen politifchen Gewalten ftehen muß, einer wahren Vaterlands- und Freiheitsliebe noch 
fräftig, fo wird aud das Stantöleben ji gefund erhalten und ebenfalls einzelne Störungen 
ohne Auflöfung heilend vermitteln oder ausſcheiden. Dann werden, wie Montedquieu richtig 
bemerft, die drei Gewalten, weil jle eben geben müffen und allein nicht gehen können, vereinigt 
geben, ſowie fie es in England, Amerika, Schweden wirklich thun. Fehlt aber die weile Orga— 
nifation und die gefunde Lebenskraft, num dann hilft auch jene Einheit abfoluter Gewalt nichts. 
Sie zeritört vielmehr, wie einft in Rom, wie in der Türfei, alles höhere und freiere Leben 
und vermehrt nur die Krankheit durch Despotismus, Empörungen und Abfall, abjolute und 
ververbliche Theilungen treten dann ein. 

Nur alfo bei weiler Sonderung und felbftändiger Ausbiloung und Begrenzung der poli— 
tifchen Gewalten ift überhaupt Breibeit und höheres Fräftiges Leben und gelunde Einheit der 
Völker zu hoffen, Es gehört in ver That jened deutfche unpraftiiche, ja oft phantaftifche und 
ſchwärmeriſche Theoretiliren dazu, für das gefellfchaftliche Keben ſchwacher irdifher Menſchen 
jolche Befege, wie jeme ummwiverftehliche abfolute höchſte Gewalt und Entſcheidung eines ein- 
zelnen Organs als vernünftig hinzuftellen, Gefege, die jo wenig den irdiſchen Grundbedin— 
gungen entipredhen, daß jte geradezu das Gegentheil von demjenigen wirklid hervorbringen 
müſſen, was man bezweckte; Gejege, die nur vernünftig wären, wenn Menden und wenigftens 
die Regierenden Engel oder göttliche Philoſophen wären. Man begeht dabei den Fehler, die 
Abſolutheit einer jogenannten reinen Nechtöivee mit den ftet8 relativen und unvollfonımenen 
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menſchlichen Organen ihrer Verwirklichung zu verwechſeln. Man überſah hier ebenfalls wieder 
die wahren Lebensgeſetze des Staatskörpers (ſ. I, XXXVII fg.). Und fo forderte man theils 
eine träumeriſche, theils eine mechaniſche höchſte Gewalt und Einigung, ſtatt der lebendigen und 
moraliſchen, ftatt jener höhern Lebenskraft und wahrhaften weiſen Organiſation des Staats. 

Dieſe letztere nun wird allerdings auch einem der drei Hauptorgane, und zwar ihrer Natur 
nach dem regierenden oder ausübenden, vorzugsweiſe eine gewiſſe äußere Direetorial-, Central: 
oder Vereinigungskraft und die Repräſentation der Einheit des Ganzen zugeſtehen müſſen. 
Die ausübende Gewalt iſt nämlich weit entfernt, die untergeordnete Stellung eines bloßen 
Dieners der geſetzgebenden Gewalt einzunehmen, welche derſelben ſelbſt Kant ſowie Rouſſeau 
bei ihrer ſchrankenloſen abſoluten Volksſouveränetät der geſetzgebenden Verſammlung beilegen; 
vielmehr ſteht, und dieſes erkennen auch ſelbſt die amerikaniſchen Republikaner entſchieden an, 
über allen Gewalten dad höchſte Rechts- und Verfaſſungsgeſetz. Und dieſes oder den verfaſ— 
ſungsmäßigen Staatszweck hat die höchſte ausübende, volhende, oder beſſer die regierende 
Gewalt zu verwirklichen und zwar allerdings mit Heilighaltung der Gejege, die aber nicht ohne 
ihre Zuftimmung und ebenfall$ mit Unterordnung unter die Verfaffung gegeben wurden, fo: 
wie mit Achtung der ebenfalld verfafjungsmäßigen vichterlihen Entſcheidungen der einzelnen 
entitandenen Nechtäftreitigkeiten. Sowie alfo diejes regierende Organ innerhalb jener Grenzen 
im innern wie im äußern Verhältniſſe des Staatölebens ſtets den jevesmaligen befondern in: 
dividuellen Umftänden und Bedürfniffen wie den Gefegen gemäß die befondern Thätigfeiten 
und Ginrihtungen zur Vollziehung der verfaffungsmäpigen Staatszwecke wählen, anoronen 
und leiten muß, fo mag es auch die nicht bleibend verfammelten geſetzgebenden Kammern und 
die Wähler zu ihrer Bildung zufammenberufen, die beſchloſſenen Gefege, mit feiner Sanction 
verſehen, öffentlich verfünden und aud durch Organifation der Gerichte nach dem Gejeg, durd 
Ernennung der Richter, ja auch durch Vollziehung ihrer Erfenntniffe, verbunden mit dem Recht 
ver Begnadigung, das Zufammenwirfen der gefeggeberiihen und richterlichen Thätigkeit mit 
der regierenden für den Staatszweck veranlajfen und äußerlich dirigiren und ſelbſt mit feinem 
Namen ind Lebens treten laſſen. Es mag endlih aud hierdurch und durch gerichtliche Anklage 
und Verfolgung der wichtigern Verfaſſungs- und Geſetz- und Gerichtöverlegungen im Innern 
jowie durch Vollziehbung aller Rechte und Zwede des Staatd nad außen überall die Staats: 
einheit repräfentiven und erhalten. Es mag fo in ihm vorzugämeife die moralifhe Würde und 
Majeftät des Ganzen widerftrahlen. Ja will man in diefem Sinne der Perſönlichkeit dieſes 
Drgans allein diefe Ehre der jouveränen Majeftät und Majejtätsgewalt beilegen und ihm zur 
Verstärkung diefer moralifhen Kraft wie der moraliſchen Staatdeinheit ununterbrocdene oder 
erbliche Dauer verleihen, und will man deshalb in dem angedeuteten Sinne die wechſelnden 
Drgane der beiden andern Hauptfunctionen, der Geſetzgebung und des Nichteng, von diejer per- 
ſönlichen Souveränetätöchre ausſchließen, obgleich die oberiten Gerichte in Frankreich ausprüd: 
lid Cours souveraines beißen, fo ift gerade dann, wenn die verfaflungsmäßige Selbitändigfeit 
und Unabhängigkeit jener Functionen und der Gorporationen für fie verbürgt ift, Dagegen 
nichts zu fagen. 

Nur aber muß wirflic, forwie in allen wahrhaft conftitutionellen Staaten, alle Einigungs— 
gewalt des Negierungdorgand blos in den ſoeben bezeichneten Rechten und in.einem moraliſchen 
Einfluß, nicht in einer allgemeinen höchſten und unwiverftchlihen Gntjheivdungsgewalt be— 
fteben, und es darf dieſes Organ niemals rehtögultig und wirkſam die andern Hauptzweige 
ihrer Function und ihrer Selbſtändigkeit, ihres ſelbſtändigen inappellablen, ebenfalls in höch— 
fter Inftanz auszuübenden Rechts berauben und darüber beliebig verfügen oder ihre Functionen 
etwa ſelbſt ausüben. So iſt ed num z. B. anerfannt in England. Und fo ſprechen auch die 
deutfchen Bundes- und Landesgeſetze der Regierung das Recht ab, durch Gabinetsjuftiz über Die 
Nehifprehung, durch Machtſpruch über die ftändifchen, verfaſſungsmäßigen Nechte zu ver: 
fügen. Sie begründen fogar bei Hemmung der richterlichen Hülfe durch die unabhängigen 
Gerichte den Unterthanen einen Necurd an den Bundestag und haben für ven Fall einer Golli: 
jion zwiſchen dem Regierungs- und dem ftändijchen Recht ebenfalts, ftatt einer höchſten Re— 
gierungsentiäprivung, den Ständen das Recht der Anklage der Minifter oder der erften Organe 
der Negierung vor felbftändigem Gericht und das Recht einer organiſirten, gegenfeitig gleichen 
ſchiedsrichterlichen Entſcheldung, ähnlich wie jie zwiihen den fouveränen Regierungen felbft 
ftattfindet, angeordnet. Kurz ſie erkennen die verfaſſungsmäßige Unabhängigkeit der Stände 
oder ded Parlaments und ver Gerichte an, Bei einem Volke, wo diefed nicht der Ball wäre, 
wo vielmehr die Regierung jene obenerwähnten abjoluten Rechte hätte, wo man etwa Das 
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Weſen einer monarchiſchen Regierungsforn fo gänzlich falſch auffaßte, da wäre Abjolutismus 
oder Despotismus, nicht aber wahre verfaſſungsmäßige oder conjtitutionelle Freiheit, nicht 
geficherte8 Recht der Bürger grundgefeglih. Wo vagegen Necht und Freiheit auf die angegebene 
Weiſe grundgefeglidh anerfannt und gefihert find, ob man da von Theilung und von Trennung 
der Gewalten oder blos von verfaffungsmäßiger Form oder von Beihränfung und von Mit: 
wirfung in der Ausübung, oder von gefonderten politifchen Bunctionen rede, das ift alsdann 
in der That ummwefentlih. Es ift entwerer nur ein Streit der Worte und die Verneinung der 
Ormaltötrennung bezieht ſich nur auf jenes moralifche Gewicht der ganzen Souveränetäts= und 
Majeftätsehre für den Erbmonarchen und auf jene obige erbmonardiiche Direction, DVereini- 
gung und Repräfentation der Staatdgewalten. 

Durch das Bisherige und den Blid auf die Geihichte befeitigt ſich denn auch vollftändig die 
weitere dritte Einwendung oder die Furcht, die bißherige Theorie widerfpreche ſchon ihrem all: 
gemeinen Weſen nach der monarchiichen Regierungsform. Sie widerſpräche ihr nur alddann, 
wenn man entweder die letere fäljchlich zu einer despotiſchen Verfaffung berabjegen, oder wenn 
man in jene Theorie etwas, was ihr fremd ift, hineinlegen wollte. 

Übrigens bilden jene allgemeinen Directorial: und Einigungsrechte des regierenden oder 
vollziehenden Organs und jene darangefmüpfte vorzugsmweiie Würde, welche die Engländer 
zum Theil ald Prärogative der Krone bezeichnen, feine von der fouveränen Vollziehung oder 
Regierung in dem oben aufgeftellten richtigen Sinne wejentlich verſchiedene und vierte politische 
Gewalt. Sie bilden fein bejondereö pouvoir royal oder regulateur oder moderateur, nad 
den Ausprüden von Benjamin Gonftant und Lanjuinais. Ebenſo ift die fogenannte admini— 
frative und executive Gemalt für die Minifter und die Vollziehungsbeamten nur Beftandtheil 
der allgenreinen vollziehenden Gewalt. 

Sollten nun wol, zumal gegenüber der Wirklichkeit und den wohlthätigen Wirkungen 
unferer Abtheilung in England und Nordamerika, noch ſolche Einwendungen etwas bedeu— 
ten wie die, fie ſei ſelbſt logifh unmöglich, nicht beftimmt, nicht umfaſſend genug, das Rich— 
ten ſei z. B. Unterabtheilung der Vollziehung und jelbit feine Gewalt? Wer weih, ob zulegt 
die (trihotomifche) Eintheilung des phyſiſchen Organismus in feine drei Hauptſyſteme logiich 
if, ob Feind derſelben zum Unterglied einer zuerft zweitheiligen Hauptabtheilung gemacht wer: 
den fönnte! So aber wie jie, ſo find auch die drei Hauptfunctionen der Staatsgewalt wirflich 
vorhanden in ihrer erkennbaren Verichiedenheit und Wichtigkeit. Sicher kann man auch mit 
demfelben Recht, mit welchem man für däs vernünftige, für das logiſche Schliefen ſelbſt drei 
Haupttheile des Syllogismus nebeneinander ftellt, für das vernünftige politiiche Wirken veifen 
drei formelle Hauptbeitandtbeile nebeneinander ftellen: das Negieren nämlich als das Ergrei— 
ien aller befondern Mittel, um den verfaflungsmäßigen Staatszweck nad) den jevesmaligen Be: 
dürfniffen des Lebens zu verwirklichen; das Geſetzgeben ald das verfallungsmäßige Feitiegen 
der allgemeinen Nechtöregeln für alle Verwirklichung der Staatszwecke ſowol durd die Ne: 
gierung wie durch die Bürger; und endlich das Richten als die bei entjtandenem Streit über das 
Verbälmiß folder Ihätigkeiten zu den Nechtöregeln durch unparteiifche dritte bewirkte recht— 
lihe Bermittelung. Dieſes Nichten unterſcheidet ſich hinlänglidy von dem Negieren und Geſetz— 
geben, obgleidy es ebenfo wie jene beiden jelbft zulegt nur zur VBerwirklihung des Staatszwecks 
geihieht. Kine Gewalt fünnre es in Berbindung mit richteficher Vollziehung ebenfo gut ge: 
nannt werben als die Gefeßgebung. Aber wir verjteben bier unter Gewalt überhaupt nur die 
verfaffungsmänige moraliich = politifche Gewalt der öffentlihen Befugniß zu der felbftändigen 
Ausübung der befondern politifhen Function und zur Nedtsforderung, daß die Bürger fie ans 
erkennen und ihr fich unterorpnen. Selbſt die Regierungsgewalt verſtehen wir zunächſt nur in 
diefem Einne. Auch ihr, welcher die Bürger immer aufs neue durd ihre Vertreter die Steuern 
und Truppen verwilligen und jie dann leiften, entftebt ja die phyſiſche Gewalt ebenfalls erſt aus 
jener Achtung und Unterordnung der Bürger. 

Auch erfchöpfend ift die Eintheilung, nur muß man ſie einestheils beſchränken auf die all: 
gemeine höchſte politifhe Gewalt, ſodaß alfo die Verwaltung der Retztskreiſe der Bürger 
und ihrer Vereine, alſo z. B. die kirchlichen Geſellſchaftsrechte, die Wahlrechte und die Munici: 
palredhte ver Bürger von ſelbſt ausgefhloffen bleiben. Anderntheils ift e8 überhaupt nur eine 
formelle Gintbeilung oder bezieht fih nur auf die allgemeine Art und Weife aller politifchen 
Thätigfeit ver höchſten Gewalt für alle befondern materiellen Staatszwecke, Wohlſtand, Bil- 
dung u. ſ. w. Auch von diefen materiellen Hoheitsrechten wollen wir bier die Abtbeilungen 
nit geben und jie nicht mit der Abtheilung der formellen Hoheitsrechte verwechſeln. 


262 Gabinetsjuftiz 


Zulegt wirft man dieſer Vertheilung der politifchen Gewalt noch vor, ie jei unmirkfam; 
auch troß derjelben beftehe noch die Möglichkeit despotiſcher Freiheitsvernichtung durch despo— 
tifches Negieren, Gefeggeben und Vollziehen. Nun, diefe Möglichkeit ift freilich in dieſer un— 
vollkommenen Welt keineswegs zu leugnen. Aber zieht man denn etwa nicht mit Recht dev Or: 
ganifation einer Schnede, einer Aufter die menſchliche Organifation vor, obgleich doch aud in 
diefer legten ein Verſinken in Thierheit und früßzeitiger Tod möglich find? Gewiß aber ift «8 
doch, day einzelne Verblendungen oder Leidenfhaften leichter verfaflungswidrige Geſetze, Re: 
gierungshandlungen und Nichteriprüde bewirken werden, wenn dieſelbe Perſon die Geſetze 
geben, regieren und auch richten Fann, als wenn dieſe Bunctionen unter verfhiedene moraliſche 
Berfonen vertheilt find, die nicht denjelben Ginfeitigfeiten und Leidenſchaften und wenigjtend 
nicht in demſelben Momente und nicht in Beziehung auf denjelben Gegenftand unterthan und 
welche im Gegentbeil dafür interefjirt find, jich gegenfeitig zu bemachen und verfaſſungswidrige 
Übergriffe wirkungslos zu machen. Gewiß iſt cd doch, daß es überhaupt der Freiheit, der freien 
vielfeitigen höhern Entwickelung, dem Reichthum und der Kraft des Lebens höchſt förderlich, 
ja nothwendig ift, Für verſchiedene Hauptaufgaben möglichit entfprechend ausgebildete ſelbſtän— 
dige Organe zu befigen. Wie jehr gerade für die Negierung, die Gejeggebung und Nichter: 
gewalt fo verfchievenartige, wie fie 3. B. England beiigt, entſprechend find, dieſes hat jchen 
Montesquieu vortrefflih ausgeführt, und die Grfahruug betätigt ihn hier befonders jeden Tag. 
And wahrlich, jo natürlich ift diefe Abtheilung und Einrichtung, daß, wenn wir heute ein großes 
wichtiges Geſellſchaftsverhältniß eingingen, wir ficher ein Directorium im Sinne jener Re: 
gierung gründen, die Gefeggebung aber ven Verſammlungen ver Geſellſchaftsglieder oder ihrer 
Stellvertreter überlaifen und für entſtehende Streitigfeiten, in&bejondere auch für die zwifchen 
jenen Vertretern und den Directoren, möglihft unparteiiiche Vermittler oder Nichter aufſuchen 
würden. Sowol für eine verjtändige Iheilung der Arbeit wie für eine wohlthätige Sicherung 
gegen felbjtiüchtigen eigemwilligen Gewaltmisbrauch läßt ich gar feine weientlichere, durchgrei— 
fendere Hauptabtheilung ver höchſten politifhen Gewalt venfen als die der Negierung, ver Ge— 
jeßgebung und des Richtens. 

Insbefondere aber — und darauf kommt ed und bier zunächſt an — ijt diefe Abjonderung 
und felbftändige befondere Drganijation ganz weſentlich für die Aufgabe des Richters, für Die 
möglichft rubige, unparteiifche und gründliche Prüfung des rechtlichen Verhältniſſes aller be: 
fondern Wirffamfeit der Negierung und der Bürger für die Staatszwecke zu den allgemeinen 
Rechtsgeſetzen. Gine ſolche Prüfung und Entſcheidung iſt weder von der regierenden noch von 
der gejeggebenden Behörde, welche beide in dem entjtandenen Streit durch ihre befondern Auf: 
gaben und Thätigfeiten und die für jie notwendigen Geſichtspunkte und Gewohnheiten des 
Verfahrens jtetö mebr oder minder betbeiligt oder befangen ſind und wenigjtend von jener par- 
teilofen gründlichen Prüfung abgezogen werpen, nimmermehr fo ſicher zu erwarten ald von be- 
ſondern unparteiifhen und von jenen beiden andern Stmatsgeiwalten unabhängigen dritten. 
Auf die möglichjt unparteiiiche und richtige, oder auf Die möglichit gerechte Entſcheidung ihrer 
Rechtsſtreitigkeiten aber haben alle Bürger gerade den heiligiten, den unabweisbariten Rechts— 
anfprud. 

IV. Geſchichtliche und poſitivrechtliche Beſtätigung. Eben dieſe tief in der 
Natur der Sache liegenden, bald dunkler, bald klarer erkannten Bedürfniſſe haben denn nicht 
blos die freieſten und die am meiſten politiſch fortgeſchrittenen heutigen Staaten, namentlich 
alle conſtitutionellen, zu einer mehr oder minder vollſtändigen Theilung jener drei politiſchen 
Hauptfunctionen und insbeſondere zur Bildung unabhängiger Gerichte und zur Ausſchließung 
aller Regierungs- oder Cabinetsjuſtiz beſtimmt. Nein, die Anfänge dieſer volitiſchen Weis— 
heit zeigen ſich ſchon ſehr früh. Sie zeigen ſich in dem Maße, als die Freiheit und höhere po— 
litiſche Cultur ihre Herrſchaft behaupteten, als ſelbſtändige, feſte öffentliche und Privatrechte 
auch der Gewalt gegenüber anerkannt wurden. Denn freilich, wo dieſes nicht der Fall iſt, alſo 
für die despotiſche Furchtherrſchaft oder für die auf blindem Glauben beruhende theokratiſche 
Prieſtermacht, welche letztere nur zu oft den mange!uden oder den wankenden blinden Glauben 
durch despotifche Furchtmittel ergangen muß, gilt dieſes nicht. Ihnen ift es vielmehr gänzlich 
entſprechend, daß der Desvot und jeine Satrapen und die erleuchteten priefterlihen Stellvertre: 
ter Gottes, wo es ihnen gutdünkt, jelbit and ohne lange unparteiifche Prüfung ſchnell richten. 
Vorzüglich müſſen fie durch ſchnelle und blutige Rache des durch jede Befehlsverletzung felbit 
beleidigten Despoten die Beleidigung austilgen, die Furcht und den blinden Olauben lebenvig 
erhalten. Anders aber, fobald wabres felbjtändiges Recht, wahre rechtliche Freiheit und Gleich— 
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heit der Bürger als höchſtes Geſetz des Staats anerfannt werden und. wo einige höhere Cultur 
erwacht! Zwar ift nichts gewöhnlicher, aber auch nichts irriger ald die Behauptung: bei den 
Griehen, Römern und alten Germanen feien die Könige zugleich die Geſetzgeber, Bollzieher 
und Richter geweien. Wenn die Könige ald Vorſitzer auch im Gericht erſchienen, fo war doch, 
wie die Gejeggebung, fo auch das eigentliche Richten Sache der Volfägemeinde oder eines in 
ihrer Mitte und unter ihrer höchſten Inſtanz richtenden Ausſchuſſes. So war es bei den Griechen 
ſchon zu Homer's Zeiten I), und die forgfältige Bilvung aller verfchiedenartigen Gerichtshöfe 
in Athen und die Aufgabe des ehrwürdigſten, des Areopags, auf ihre unabhängige Rechts— 
pflege zu wachen, zeugen wenigſtens dentlich genug für ven Grundfag und die Abit. Ähnlich 
war ed bei ven Römern. Bon diefen erzählt und Livius (1, 26) ſchon aus der älteften Zeit von 
einem folchen königlichen Gericht über den Schweitermord des Horatius. Zuerft aber ſprechen 
bier zwei Männer aus dem Volk das eigentliche Urtheil. Diefes gebt auf Tod. Horatius aber 
appellirt jogleihb an vie Bolfögemeinde, und dieſe fpricht ihn frei. Als vorzüglichen Beweis 
ded Despotismus des legten Königs Tarquinius, deſſen tyranniſche Herrichaft aber die Römer 
durch Revolution abwarfen, erzählt dagegen Livius (1, 49), daß er, um Furcht zu erwecken, 
jelbft und allein gerichtet babe. Befanntlih wurde auch nachher in Nom, ald der Borfig der 
Gerichte auf die Gonfuln und dann auf beſondere Prätoren überging, das eigentliche Urtheil 
von den Richtern (judices) nah der Wahl der Parteien geiprohen, und insbeſondere aud in 
den Griminalgerichten (quaestiones) wurden die Richter entweder geradezu oder doch vermittelit 
der ausgedehnteſten Berwerfungsbefugniß der zuerft durch das Los Bezeichneten mittelbar Durch 
die Parteien beſtimmt, ſodaß Gicerv mit Stolz ausruft: „Niemand jollte, jo wollten es unfere 
Vorfahren, über die Ehre, ja nicht einmal über die geringfte Geldfache richten, über deſſen Wahl 
ſich nichr die Parteien vereinigt hatten. ?) Die Ausfhüfle der Bürger, die unter den Borjig 
eines Staatöbeamten in Griechenland und Nom in ven befondern Gerichten über Criminal: 
ſachen richten, jind in vieler Beziehung ven engliihen Geſchworenengerichten ähnlich. Freilich 
war ed eine folge der vorzüglich ſpäter immer ſchrankenloſern und deöpotifchern Volksherrſchaft, 
welche aber auch Griechenlands und Roms Freibeit vernichtete, dap zum Theil die abfolut ge: 
wordenen Volksverſammlungen ſelbſt über die Vergeben gegen das Volf richteten. Und die 
römiſchen Sailer, welche alle Gewalten und Amter in ihrer Berfon vereinigten, übten ſowie 
eftarifche Despoten auds Gerichtsbarkeit aus. Aber ſah wol auch jemals vie Welt einen zerftören: 
dern, einen abjchredenvern Despotismus? 

In Beziehung auf die Germanen ruft ſchon Montesquien bewundernd aus, die engliſche 
Verfaſſung mit ihren jelbftänvigen Gewalten jei im den deutichen Wäldern gefunden worden. 
Aber es follte doch wenigſtens jegt nad den Forfhungen von Savigny, Eihhorn, Grimm und 
Rogge 3) niemand mebr reden von einem Recht der deutſchen Fürften, richterlidhe Urtheile zu | 
ipreben. Die Gentgrafen, Gaugrafen, die Fürſten over Kaiſer präſidirten mol den Volfö- 
serfammlungen und den Volksgerichten, welche übrigens früber faft nur Schiedsgerichte waren 
(f. Eompofitionenivitem); aber das Urtheil über das Recht wie über die Thatſache ſprachen 
überall die Berfammlungen des Volks oder der Genoifen, oder aus ihrer Mitte und mit ihrer 
Ginwilligung *) bald für kürzere, bald für längere Zeit erwählte Nichter uud insbeſondere bald 
jieben, bald zwölf folher Schöffen, welche bei Fremden ſogar womöglich aus ihren Yandöleuten 
gewählt wurden. Darauf gründet fih no das heutige englifche Geſchworenengericht de me- 
dietate linguae, forwie aud das engliſche Gefhworenengericht überhaupt zuſammenhängt mit 
dem altgermaniſchen Oenoflengericht (judieium parium) und felbft mit jenen Schöffen, bie ſo— 
gar ſchon früher häufig Geſchworene genannt wurden. 5) Auch bei folden befondern Richtern 
oder Schöffen aber behielt felbit durch das ganze Mittelalter hindurch und bis zur allmählichen 
Zerftörung der volfd= oder genofienihaftlihen Gerichte durch die fremden Rechte und die ſtän— 





1) Itias, 16, 387; 18, 497. Odyſſee, 1, 372; 2, 50, 69; 16, 376, 387; 24, 419. Heilod, Theos 
genie, 86,89. Werke und Tage, 28, 185, 231, 246. S. Tittmann, Sriechiiche Staatsverfajlungen, 
=. 65 fa. 

2) Ds Cluentio, 43; In Verr., 1, 6; Pro Muraena, 23; Pro Planc., 15, 17: Asc. Paedian. io 
Verr., 1, 1817; Sigonius de Judic., II, 27; \. au L.1, D. de judiciis. = 

3) Savigny, Geichichte des Romiſchen Rechts, 1 155 fg., 197; Eichhorn, Staats- und Rechte: 
gejdyichte, $$. 14, 27, 74, 75, 164, 165, 303, 381; Grimm, Rechtsalterthümer, ©. 745 fg., ©. 768, 
782; Rogge, Serichtsweien, S. 1 fg. Vgl. auch Mittermaier, Das deutiche Strafverfahren, I, $. 14. 

4) Eligant totius populi consensu. Capitul., 829, bei Georgiſch, S. WI. 

5) Örimm, S. 785; Savigny, I, 216, 
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digen wiſſenſchaftlichen Beamtengerichte, doch anerkannt Die Berfammlung des Volks oder der 
Genoffen, der fogenannte Ring over Umftand, noch immer das Recht richterliher Zuſtimmung 
ober Verwerfung. Wenn alfo von einem Gericht der Fürften oder Könige geſprochen wird, fo 
ift dabei — abgejehen von fauftrechtlichen oder despotiſchen Verlegungen des allgemeinen 
Rechts — ſtets nur an diefe äußere Präftvinlgewalt zu denken, während bie Urtheile von den 
Genoſſen oder von jieben Schöffen aus ihrer Mitte, namentlich bei den Gerichten über Fürften 
oder Grafen, von den um den König verfammelten Großen geſprochen wurden. So beweifen 
ed 3. B. auch von Karl dem Großen ausdrücklich die gerichtlichen Urkunden jelbit. ©) 

Auch auf die in ver feubalen Privatabhängigkeit ſtehenden Perfonen dehnte ſich der wohl: 
thätige allgemeine germanifche Grundfag des Gerichts durch Genoſſen, durd Gleiche (judi- 
cium parium), aus. Auch die altfranzöſiſchen wie die englifchen Gejege forderten für Das 
Feudalgericht, vaß es jei: suffisament garnie des pairs.?”) Auch über alle feudalen Schüg- 
linge richteten bei ven Germanen, bei weldyen jelbft in der Bamilie, unter Vorfig ded Fa: 
milienvaters, nur dad Familiengericht der Verwandten richtete 3), vegelmäßig und von fauft: 
rechtlichen DVerlegungen abgefehen, unter Vorſitz ded Schutzherrn oder feines Beamten die 
Genoffengerichte, über die Lehnsleute die Mannengerichte, über die Minifterialen die Hof: 
gerihte, über die Hinterfäffigen Bauern und Leibeigenen die Meier: und Hubener= und 
Bauerngerichte. 9) 

So und nur dur die in diefem uralten Nationalrecht anerfannten höchſten Grundfäge 
war ed dann erflärlich, daß feit der Gründung der ſtändiſchen Gerichtshöfe von wiflenfchaft: 
lichen Beamten und zuerft des Reichskammergerichts, die Reichs- und Kandeöverfaflungsgeiege 
und die Reichsgerichte mit Nachdruck für die Unabhängigkeit ver Rechtöpflege auch bei dieſen 
Gerichten wachen. Es wird erflärlid, daß fie außer der höchſten Begünftigung und unbe- 
ſchränkten Freiheit der Actenverfendung an abfolut unabhängige auswärtige Schöppenftühle 
oder Juriftenfacultäten (f. Actenverfendung) nachdrücklichſt und felbit unter Strafandrohung 
für die Regierungen auf Erridtung jelbjtändiger Ober: und Untergerichte mit genügender 
Befegung dur gehörig qualificirte inamovibele unparteiiiche Nichter dringen und alles Zu— 
gerichtjigen ver Fürſten und vollends jede eigentliche Gabinetsjuftiz der Negierungen ald Ver— 
faflungsverlegung verfolgen. 19) Auch der Deutſche Bund, obgleih er jonft die Ginmifhung 
in die Innern Berhältniffe zum Shut der Verfaflungsrechte deutſcher Bürger, feiner Natur 
nad, fo fehr jcheute, glaubte doch das Recht auf unabhängige Juſtiz und auf Ausichliegung 
aller Gabinetsjuftiz unter feinen ausprüdlihen befondern Schug nehmen zu müffen. Er that 
e8 durch die Anerkennung der Nothwendigfeit der Begründung von drei völlig unabhängigen 
Juftizinftanzen, ſodaß er fogar die Staaten unter 300000 Seelen zwingt, mit andern Staaten 
zur Bildung eines höchſten Gerichts jich zu vereinigen, damit diefes völlig unabhängig fein 
fünne. Er that es ferner durch die Geftattung eines Recurſes, welder den Untertbanen genen 
ihre Regierungen, wegen einer namentlih auch durd Gabinetdeimwirfungen verzögerten oder 
verweigerten orventlihen Juftiz, unter der Zufage der Bewirfung unparteiiiher Rechtshülfe, 
bei dem Bundestage eröffnet iſt. 49) Und nıan erinnert ſich der wiederholten einftimmigen ftar- 
fen Erklärungen aller Bundesregierungen gegen die kurheſſiſche Negierung bei Gelegenheit 
einer ſolchen Beichwerbe und insbeſondere der Erflärung des Bundespräfiviums: „Die Bun— 
desverſammlung werde nie vergeflen, felbft bevrängter Unterthanen jih anzunehmen und aud) 
ihnen die Überzeugung zu verfchaffen, daß Deutjchland nur darum mit dem Blute der Vöiker 
vom fremden Joch befreit und die Känder ihren rechtmäßigen Souverän zurüsfgegeben worden, 


6) Marculf, I, 25; Schöpflin, Alsatia illustr., I, 51. 

7) ©. Meyer, a. a. O., 11, 395 fg. 

8) Tacitus Germ., 19, 20. 

9) ©. Eichhorn, $. 303, und Urfunden bei Grimm, S. 750, 774, 778. Zu den ſchon oben (1, 308, 
310, 474, u. II, 208) hierüber angeführten urfundliden Belegen füge ich hier noch hinzu den Land— 
tagsichluß von 1531 über die Bauern, Rechts: und Gerichtsorbnung der alten Marf Brandenburg, in 
den Jahrbüchern für Preußifche Gefchichte, Heft 89. Dal. auch Sadıfenfpiegel, I, 2; 1, 55; II, 91, 
und Bladjtone, I, 18. 

10) Reichs-Kammergerichtsordnung von 1551, 8.1; R. D. A. von 1600, 8.15; J. R. A. 85.108, 
109. Nach der Wahlcapitulation, XV, 1, XVI, 1, 8, mußten die Kaifer befchtwören, der ordentlichen 
Juftiz ihren ungehemmten Lauf zu laffen und denjelben allen Reicheunterthanen zu fchügen. S. auch 
Klüber, Offentliches Necht, $. 366 und 373. 


11) Bundesacte, Art. 12; Schlußacte, Art. 29 und 30; Mobl, Rechtspflege des Deuiſchen Bun- 
des, S. 161 fg.; Klüber, Offentliches Recht, $$. 217 und 161. 
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damit überalt ein rechtlicher Zuſtand an die Stelle ver Willkür treten möge.” 12) Auch haben 
natürlich alle neuen Verfaflungen die Unabhängigkeit der Gerichte und die Ausſchließung aller 
Gabinetöjuftiz zu weſentlichen Berfaflungsrehten erhoben. (Klüber, „Dffentliches Recht”, $.373.) 

V. Weitere Ausführung der anerkannten Nechtsgrundfäße über unab— 
hängige Rechtspflege und über Gabinetsjuftizg. Die Grundfäge, die Abfichten und 
Gefinnumgen waren alfo in Beziehung auf dieſe wefentliche Grundlage rechtlicher Freibeit aller: 
ſeits löblich und gut. Doch zeigte ſich beſonders auch hier die Neuheit in politifcher Erfahrung 
und Bildung zur Zeit der Entwerfung und der häufig vertragsmäßigen Unterhandlungen der 
neuen Berfaflungen. Sonft hätte man nimmermehr glauben können, daß man in einem con: 
ftitutionellen Zuftande etwas nachlaflen dürfe von der frühern Rechtsſicherung zu Zeiten des 
Reichs, während veren die ganz unabhängigen höchſten Neichsgerichte und jenes Palladium un- 
abhängiger Justiz, die freie Actenverfendung, beftanden, zugleih aber überhaupt fein Richter 
gegen feinen Willen und ohne gerichtliched Urtheil von der Negierung entjegt, verjegt oder pen— 
fionirt werden durfte, ſowie aud ohne Minvirfung der Stände die Gerichtsverfaſſung nicht ge= 
ändert und ganze Gerichte nicht verſetzt, ja häufig die Nichterftellen gar nicht einmal bejegt wer: 
den fonnten, und wo fo, wie noch heute in England, die Juftiz felbft fonverän über ihre Com— 
petenz und auch gegen die Nechtöverlegungen durch die Verwaltung entſchied. Ganz natürlich 
ift e8 freilich, daß die unvermeidlihen, an ſich unſchädlichen Gegenfäge mancher Regierungs— 
und ftändiihen Beitrebungen die Regierungen oder die Minifter in Verfuchungen führen 
können, auf die Gerichte einzuwirfen, in Berfuhungen, die ohne cunftitutionelles Xeben gar 
nicht entitehen und die, wenn ihnen nachgegeben wird, zulegt ebenfo gefährlich für die Regie— 
rungen und für die Achtung und Unabhängigkeit der Nechtöpflege, wie verderblich für die Bür— 
ger und die Freiheit werden müflen. Hätte man doch das große Vorbild conftitutionellen Lebens 
in England ind Ange gefaßt! Hier betrachtet man e8, wie Feuerbach in der vortrefflihenSchrift : 
Gerichtsverfaſſung eines conftitutionellen Staats, kann fie durd) bloße Verordnungen rechts— 
gültig geändert werden ?" (Nürnberg 1850) '?) ausführt, als zu dem Abe des conftitutionellen 
Staatsrechts gehörig, daß die Richter inamovibel, alfo aud nicht nach Regierungsbelieben ver: 

jegbar und penfionirbar find, daß feine Veränderung in der Gerichts- und gerichtlichen Ver— 
- fahrungseinrihtung gemacht, vollends alfo nicht ganze Gerichte verfegt werden fönnen anders 
als durch Geſetze, welde mit Zuftinnmung der Stände erlaflen wurden. 14) Die Richter entfchei- 
den über die Gültigkeit der Gefege und über adminiftrative Verlegungen. -&& begründen end: 
lich die aus der Mitte der Bürger für jeden Proceß durch das Vertrauen der Angeklagten und 
der Megierung ausgewählten Geſchworenen neben den Staatsrichtern die höchſte Bürgſchaft 
wahrhaft unabhängiger Nechtöpflege. Die Nation ift nad allen ihren langen Erfahrungen 
zu der einftimmigen Überzeugung gekommen, daß Gejhworenengerichte und Vreßfreiheit weit: 
aus die weientlichiten Grundlagen aller Freiheit jeien. In England wahrte man, vorzüglich 
nachdem man die furchtbaren Ginflüffe nicht ganz unabhängiger Gerichtshöfe, nanıentlich der 
boben Sternkammer, fennen gelernt hatte, die gerichtliche Unabhängigkeit jo eiferfüchtig, daß, 
als einft Jakob H. unter ven Zuſchauern bei einem Gericht erſchien, der Präſident ihn bat: „Se. 
Majeſtät möge doch jorgfältig den Ausdruck Ihres Geſichts bewachen, damit derfelbe ven Nich- 
tern nicht die Meinung ded Königs über die Sache fund gebe.’ In England würde man aljo 
auch nicht fo wie Gönner der Regierung erlauben, dem Gericht ihre Anſichten über einen Proceß 
zu eröffnen, um Unrecht zu verhindern. Doch baben dieſes auch die beflern deutichen Procej: 
jualiften (3. B. Orolman, $. 35) verworfen, Die Müller Arnold'ſche Sache aber ift Beweis 
genug, daß auch rer beite Wille die größten Fürften nicht vor den unglücklichſten Misgriffen 
ihüst, Sobald fie in die Juftiz eingreifen wollen. 

Die nothwendige Unabhängigkeit der Rechtspflege ſchließt übrigens felbft in England 
nicht aus, daß ebenſo wie die Geſetzgebung fo aud die Ausübung der Nechtöpflege im Namen 
ded Königs gefchebe, und dan ihn das Begnadigungsreht im weitern Sinne des Worts zu— 
ftebe, alio auch das Abelitionsrecht, das ibm mehrere der achtbarſten deutſchen Griminaliften, 


12) Brotofotte der Bundesverfammlung, 17. Mär; 1817, $. 109. 

13) ©. audı Klüber, Offentliches Recht, $. 366, und Mittermaier, Das deutſche Strafverfahren, 
I, $. 251. 

14) Ueber die Nothwendigfeit, daß bie Richter nie ohne ihren Willen von der Regierung er 
werden dürfen, felbit nicht auf beffere Stellen, f. auch Tiritot, Science du publiciste, X, 26 
Ein Benfioniren felbit wegen angeblicher Untüchtigfeit ohne gerichtliche Urtheil verbietet richtig auch 
die würtembergifche Verfaflung, $$. 46 u. 49; Mohl, a.a.D., S. 20 
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Tittmann, Mittermaier und andere, abſprechen (1. Begnadigung). Ebenſo ſteht der Regierung. 
das Ernennungsrecht der Staatsrichter und die Oberaufiicht über die Gerichte zu. Sie darf 
auf dem Wege der Landesgeſetzgebung die nötbigen Beränderungen der Gerichtäorganifation 
und des Verfahrens für die zufünftig entſtehenden Proceffe bewirken. Sie darf ven Richter 
zur Ihätigfeit anhalten, im allgemeinen und ſelbſt auch bei Gelegenheit von Beſchwerden über 
Berzögerung und Verweigerung der Juftiz, durch einfache Förderungsbefehle (Promotoriales 
und Mandata de administranda justitia). Sie darf überhaupt ihre Amtsführung controliren, 
wozu jedoch geheime Berichte durchaus nicht zu empfehlen find, indem ſie taufchen und die Un— 
abhängigfeit gefährden. Jede Pflichtverlegung darf fie gerichtlich verfolgen. 

Aber jie darf nie in Beziehung auf individnelle Brocefle weder unmittelbar auf ihre Ent— 
ſcheidung noch mittelbar durch Beitimmung der Schritte und der Formen ihrer Verhandlung 
einwirken. Sie darf diejed insbejondere auch nicht durch Beſtimmung eines andern ald des ge: 
jeglich zuftändigen Gerichts oder durch Veränderung deflelben, namentli nicht durch Evoca— 
tionen oder Abforderungen der Rechtsſachen an andere Gerichte oder durch Commiſſionen. Für 
die Bälle, in welchen etwa diejelben unentbehrlich find, 3. B. wenn das ordentliche Gericht als 
betheiligt oder befangen in der Sade erſcheinen kann, oder wenn einzelne Handlungen entfernt 
vom Gerichtöorte vorzunehmen find u. ſ. w., muß Die Broceßgefeggebung diefelben zum vor— 
aus oder das höchfte Gericht fie beftimmen, Jede ſolche Einmiſchung ver Negierung, namentlich 
auch des Juftizminifters (der durchaus nur Verwaltungs: oder Bollziehungsbeamter, nicht 
aber Richter iſt), ift, wie gut ſie auch gemeint fein möchte, Cabinetsjuſtiz und verwerflih. Was 
follte auch wol die durch eine ſolche Einmiſchung bewirkte Veränderung bedeuten? Warum 
würde man jle, troß ihrer Gehälligkeit, vornehmen, wenn man fie nicht auf. irgendeine Weiſe 
für einflupreich auf den Ausgang des Vroceſſes bielte, wenn man mithin nicht diefen, wenig 
ftens mittelbar, durch Megierungsdeinfluß beftimmen und verändern wollte? nd mo bleibt 
irgendeine Örenze und irgendeine Sicherheit, daß man, ſobald einmal die heilige Schranfe nöl- 
liger Unabhängigkeit der Nechtöpflege durchbrochen ift, nicht zum Außerften fomme? Wenn 
jene Schranfe einmal gefallen ift, ſo muß bald befangene Stimmung, bald felbft dev Glaube an 
pflichtmäßige politifche Vorforge vie Negierung gerade in Beziehung auf die gefährlichiten Fälle 
weiter und weiter und bis zum Abgrund führen. 

Nur das ordentliche, das gejeglich zuftändige Gericht aber ift mein wirflicher, mein legiti— 
mer Richter. Jedes nicht zuitändige, namentlich die beliebig erwählte oder ernannte Com— 
miſſion, übt, Falls ich nicht etwa einwillige, nicht Gerichtsrecht, ſondern Gewaltthat gegen mid) 
aus. Nur vem geieglihen Verfahren bin ich gejeglih unterworfen. Nur die in ibm vom 
natürlichen Richter zu Stande gebrachte Entſcheidung iſt ein rechtsgültiges richterliches Urtheil. 
Und mit dem Beginn eines Nechräftreitö habe ich ein wohlerworbenes Recht auf alle ſchützenden 
VProceßeinrichtungen und gerichtlichen Handlungen nad ven damals beſtehenden Gejegen, ſo— 
weit irgend Diele Formen und Sandlungen nur noch möglich ſind. Alles aber, was nidt in 
gefeglicher Weife und Form zu Stande gebracht wurde, alfo jeve Gabinetsjuftiz und das Ver: 
fahren und vie Entſcheidung, wofür jie wirkte, ift nichtig 1°) und, wenn ed gegen mic ohne 
meine Einwilligung geltend gemacht werden foll, gar Feine Juftiz, jondern Juftigmord, Gewalt- 
that. Sehr mit Necht fagte daher Marcouſſi zu Franz I., als dieler bei dem Grabe des Mini: 
ſters Montaigu bedauerte, Daß derſelbe durch die Justiz ungeredht zum Tode verurtheilt worden : 
„Gnädigſter Fürſt! es geſchah nicht durch die Justiz; es geſchah durch eine Commiſſion.“ 
Mohl („Staatsrecht von Würtemberg“, 1, 201 u. 203) ſagt ſelbſt in Beziehung auf Urtheile 
des Königs: „Bon einem Unberugten ausgeſprochen, iſt ein Urtheil völlig nichtig. Der dabei 
Betbeiligte braucht gar feine Rückſicht darauf zu nehmen und kann die gewaltfane Aufnöthigung 
auf jede Weiſe abwenden, Der Urtbeilende jelbjt aber hat die Berfaflung verlegt. Die Ge: 
richte haben ohnedies fih um ein ſolches ungejegliches Urtheil gar nicht zu befünmern und den 
Fall, ald wäre noch gar nichts in der Sache geſchehen, nach ihrer Anficht zu enticheiden. Gin 
rechtlicher Nachtheil kann in feiner Beziehung aus jenem Vefehl entſtehen. Wären die Ge— 
richte alle Inſtanzen hindurch feig und pflichtvergeſſen genug, um ſich ein Urtheil dietiren zu 
laſſen, jo bat der Beſchädigte ſich an die Landſtände, und wenn auch dieſe nicht helfen wollten 
oder könnten, an die deutſche Bundesverſammlung zu wenden, welche letztere — im Noth— 
falle durch Executionsmaßregeln — die Regierung zur Eröffnung des freien Rechtsweges 


15) ©. C.5, C. de legib., c. 22, X; De rescriptis, c. 64; De reg. jur. in 6t0.; Mittermaier, 
Das deutfche Strafverfahren, $. 25, und Linde, Lehrbuch des Givilprocefics, $. 44. 
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anzubalten hat,“ Ganz vortrefflih und übereinflimmend mit jenen berühmten rönifchen Ge- 
ſehen, welche alle die Rechtsgrundſätze verlegenven Faiferlihen Decrete und Edicte geradezu ald 
unbedingt nichtig zu behandeln befehlen und allen Behörden ihre Anwendung verbieten 16), 
verordnete auch im der Füniglih preußiichen Allgemeinen Ordnung, die Verbeflerung des 
Juſtizweſens betreffend, vom 21. Juni 1713, $. 1). Mulius, „Corp. Const. March.”, 1, 2, 
S. 519) Friedrich I,: „Daß Unfere Judicia und Commissiones lediglich die Juftiz, ald worauf 
fie geſchworen und beeidigt fein, zum Augenmerf haben jollen, ohne an darwiderlaufende Ver— 
ordnungen, als welche allezeit vor erihliben und mit dieſer Unſerer Willensmeinung ftreitend 
zu halten, im mindeſten jich zu kehren — maßen ihnen folhe Verordnungen jo wenig, ald 
Unfer etwa vorgejhügtes Intereffe zu feiner Entſchuldigung in diefem und jenem Leben dienen 
mag, und werden Wir, dergleichen ungegründeter Entſchuldigung ungeachtet, ſolche ungerechte 
Richter mit aller Strenge betrafen, wenn jie nehmlich überzeugt werden können, daß fie mebr 
auf Unſer, alsdann nichtiges und mit dem Nugen, der aud rechtihaffener Adniniftrirung 
der Juftiz entipringet, nicht zu vergleichendes Intereſſe, ald auf die Juftiz und die Unſchuld, 
gott-, pflichtvergeſſener und gewillenlofer Weiſe ihr Abſehen gerichtet. Ja, Wir rufen felbit 
den einzigen Derzendfündiger an, daß er die Ihränen der Unſchuldigen, melde ſolche abſcheu— 
lihe Proreduren auspreilen mögen, allein auf deren Urheber Kopf kommen laſſe!“ Von Com: 
miſſionen aber fagt das Project des Codicis Fridericiani, IV, 6, $. 1: „Die biäherigen Com- 
missiones jind nicht eine von den geringften Landplagen Unferer hurmärfiihen Lande 
geweſen.“ Das ſchwediſche Nationalgrundgejeg von 1772, Art. XVI, bejtimmt darüber: 
„Alle Sommiffionen, Deputationen und außerordentliche Nichterftühle, fie feien vom Könige 
oder von den Ständen gelegt, ſollen Fünftig abgeihafft fein, da fie nur zur Beförderung per 
Gewalt und Tyrannei dienen.“ 

Verbeſſert wird natürlich die Gabinetsjuftiz nicht, wenn it Zuziehung rehtöfundiger 
Verfonen, etiva des Juftizminijterg, in das Gabinet, oder wenn durch Überweifung von wahren 
Juftizfahen an VBerwalrungsitellen, Domänenfamnern, Regierungen u. ſ. w. völlige Cabinets— 
inftanzen gebildet werden. Wenn dieſes vollends gerade in ſolchen Rechtsſachen gefchieht, bei 
melden die Negierung befonders interefiirt ift, fo wird ſchon äußerlih an die Stelle unpar= 
teiiichen Gerichts über beftrittened Recht parteiiſche Ubermacht, eigenmächtige Selbfthülfe oder 
Selbſtrache gejegt. So iſt e8 aber in der Ihat bei unjerer neubeutihen Adminiſtrativ— 
juftiz und Rolizeiftrafgewalt. Dajjelbe ijt ver Fall, wenn man Ausnahms-, Special: 
und Prevotalgerichte bildet, um die ordentlihe unabhängige Jujtiz zu umgehen. Mögen 
legitime Regierungen alleö diejes revolutionären Schredensmännern, Ufurpatoren und Ty— 
rannen überlaſſen! 

Ging blos verfchleierte, aber nicht die am wenigften verwerfliche und ebenfalls nichtige 
Cabinetsjuſtiz ift ed übrigens, wenn die Regierung durch neue Geſetze, insbefondere auch durch 
authentische Interpretationen, (welche als neue Acte der gefeggebenden Gewalt und, da jie-ohne 
Rückſicht auf ihre wirkliche Übereinftimmung mit dem frühern Geſetz gejeglich gelten, ftets 
ſelbſt neue Geſetze find) und durch den Befehl ihrer Rückwirkung beſtimmte erworbene Rechts— 
anfprüce zu zeritören und die Proceſſe darüber zu ihren Gunſten zu entfcheiden ſucht. Dabei 
wird noch die gejeggebende Gewalt zum Fallſtrick gebraudt unn herabgewürbigt. Es wird das 
erſte Necht auf Treu und Glauben, daß ic namlich auf die Gültigkeit der zur Zeit der Vor— 
nahme meiner Handlungen beitehenden Gejege fir die Beurtheilung diefer Hantlungen muß 
rechnen dürfen, unwürdig verlegt. Cine unzuläjlige Beſchränkung der unabhängigen Richter: 
gewalt und häufig geradezu eine Gabinersjujtiz, jedenfalls das bequeme Mittel, jie nach Be— 
lieben auszuüben, ift es aud, wenn die Negierung den Gerichten das Medpt entzieht, Frei rich- 
terlich zu prüfen und zu enticheiden, ob eine Verfügung ihrer Form und ihrem Inhalt nach 
verfaſſungsmäßig ein wirflihes Geſetz und nad der Staatsverfaſſung rechtsgültig ift, oder 
auch darüber zu enticheiden, was der wahre Inhalt aller der zur Entiheidung des Nechtöftreitä 
gehörigen Beitimmungen, namentlich aud der Staatsverträge 17), fei. Zwar ijt allerpings 
die rihterliche Gewalt beihränft, fie vor allem an die Verfaſſung un® die verfaflungsmäßigen 
Gelege gebunden, auch der obenbezeihneten Negierungscontrole unterworfen. Und fie joll 
eine fernere doppelt verfajlungsmäpige Schranfe ihrer Wirkjamfeit heilig halten. Sie joll nie 


— * — 4; C. de legib.; C.6, C. ei contra jus; C. 16, De transact.; C.7, De jur. et facti 
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die Initiative ergreifen ober fie fol, wie man fagt, weſentlich pafitw fein; fie foll mit andern 
Morten lediglich nur auf eine beftimmte vor ihr erhobene Klage wirkſam werben, nie geſetz⸗ 
geberifch wirfen. Iſt fie aber wirffam geworven, alddann ift ihre Enticheidung ſtets nur con: 
eret, d.h. es hat jede ihrer Verfügungen eine wirkliche unmittelbare Rechtskraft nur für den 
entſchiedenen Fall. Sie gibt feine Gefege und hebt Feine Geſetze auf. Aber über 
die rechtliche Natur und den Inhalt aller Normen, die fie als die rechtsgültigen Entſcheidungs— 
gründe ihres vichterlichen Urtheils in dem von ihr zu entſcheidenden Rechtsſtreite foll geltend 
machen, muß fie eine unabhängige richterliche Prüfung und Entfheidung haben, oder ſie ift 
nicht Gericht und nicht unabhängig. Und fie müßte insbefondere ver Verfaſſung feine Achtung 
und feinen Gehorſam fhuldig, diefe müßte überhaupt fogar von Rechts wegen irgendeiner 
Willkür vegelmäßig preisgegeben fein, wenn irgendeine Behörde das Gericht zwingen fünnte, 
verfaffungsbrüchige Verfügungen mit vichterlicher Autorität als verfaflungsmäßig und rechts— 
gültig zu verwirklichen, oder einen Bürger, der über verlegtes Recht klagt, ohne richterliche Ent= 
iheidung zurüczuweifen. Die Erfindung befonderer nichtrichterliher Bebörven für fogenannte 
Gompetenzeonfliete, um bie richterliche Gewalt ffumm zu machen, ift ebenfalld nur eine 
Verſchleierung der Babinetsjuftiz. 

Noch gefährlicher und verderblicher ald jede andere Cabinetsjuſtiz ift eine ferner im neuen 
Deutſchland eingeführte und mehr und mehr ſich ausdehnende, kaum noch verichleierte Cabinets— 
juftiz durch Gimwirfung der Negierung oder der Minifter auf die Gerichte vermittelft der Unter: 
grabung der richterlihen Unabhängigkeit. Drei Dinge benugt man hierzu: 1) neue Staats: 
dienerediete mit ihren meift beliebigen Penftonirungen und Verſetzungen; 2) das immer 
willfürlichere Berfahren bei Anftellungen, Beförderungen und Befoldungen der Richter, wel: 
des früher und anderwärtd an Mitwirkung der Stände, an fefte Negeln, Anciennetät gebunden 
war; 3) geheime Konduitenliften und Diseiplinarftrafen. Es ift kaum nöthig hier in traurige 
Einzelheiten der neuen Verordnungen und Mafregeln einzugehen. Wir wollen nur an vier 
Ausführungen erinnern. Fürs erfte an die oben citirte Feuerbach'ſche Schrift, dann an das 
höchſt verdienftlihe Bud „Die preußiichen Richter und die Gefege vom 29. Mürz 1844’, von 
H. Simon (zweite Auflage, Leipzig 1845); ſodann an die Schrift „Geheime Inquijition, 
Genfur und Gabinetsjuftiz im verberblihen Bunde“, von W. Schul; und K. Welder (Karls: 
ruhe 1844); envlih an die Begründung der Motion des Abgeorpneten Welder auf Ber: 
wirflihung der Unabhängigkeit der Gerichte, in der 97. öffentlihen Sitzung der badiſchen 
Zweiten Kanımer, infolge deren die Kammer beinabe einftimmig befchloß, um ein Geſetz zu bitten, 
„nad welchem die ald Richter angeftellten Beamten nur vermöge richterlihen Spruches gegen 
ihren Willen penfionirt und verfeßt, entlaffen und entjegt werben, fünnen, die Größe ihres 
Gehalts aber und ihr Vorrücken zu höhern Gehalten durch Geſetze beſtimmt ſelen“. In der 
That nur fo ift die Befeitigung jener zweiten Art der verfchleierten Gabinetsjuftiz möglich, die 
darin beſteht, daß die Negierung, um für gewiffe Proceffe vie ihr wohlgefälligen Entſcheidun— 
gen zu bewirfen, die willfährigen Richter belohnt und beförbert, die nicht willfährigen zurück— 
oder zur Ruhe fegt, oder fie und vollends ganze Gerichte zur Strafe verjegt und zu dieſem 
Zweck die Gerichtd= und Berfahrendeinrihtungen ändert. Verderblicher und graufamer gegen 
die unglücklichen Verfolgten ift dieſes; denn eine offenbare Cabinetsjuſtiz gibt ſich ſchon durch 
ihre äußere Form als offene Gewaltthat. Sie gefährdet alfo dem Verurtheilten nicht zu den 
übrigen Gütern auch noch das theuerfte, die Ehre, die Liebe und Achtung feiner Mitbürger, 
fowie e8 jene binterliftige Berfälfhung thut, melde die parteiifchen Machtſprüche ald unpar= 
teiiſche richterliche Lirtbeile darzuftellen fucht. Für den Staat und die Freiheit und die Regie: 
rung ſelbſt ift aber dieſe Hinterliftige verfälſchende Cabinetsjuſtiz in jeder Weile ververblidh. 
Sie macht die ganze Juftiz ſchlecht und mird gefährlich aud für den rechtlichſten Mann, der 
irgendeine mächtige Ungunſt auf fich zieht, ja vielleicht al8 treuer, offener Freund von Wahr— 
heit und Net und vom wahren Wohl feiner Negierung nur erworben zu haben ſcheint. Wo 
dergleichen dev Negierung möglich ift, Fann fie wenigftens, jobald fie will, in zweimal vierund— 
zwanzig Stunden ungleith gefährlicere und furchtbarere Werkzeuge ver Tyrannei ſich ſchaffen, 
als alle Hohe Sternfanmern, Prevotal- und Napoleoniſche Specialgerichte, ja als die Lettres 
de cachet in Frankreich e8 jemals waren, Solche Einrichtung aber entzieht den zu hinter: 
liftigem, verfülichtem Werkzeug der Mächtigen und mächtiger Leidenſchaften herabgewürbigten, 
ihrer würdigern Mitglieder und ihrer Unabhängigkeit beraubten, vielleicht mit unmürrdigen, 
beftochenen, verachteten Greaturen beiegten Gerichten das Vertrauen und die Öffentliche Achtung. 
Sie gibt den bejlern Bürgern mehr wie irgendetwas Anderes das Gefühl eines gedrückten, ge: 
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fährlichen, veöpotifchen Zuftandes und ſchwächt aljo ihre Anhänglichkeit an die Verfaſſung und 
bie. Regierung. Dieje legtere, die durch die nun natürlich von allen Seiten allein nod laut 
werdenden Schmeichelreven getäufcht wird und welde vielleicht für den Augenblid Befreiung 
von manden Unbequemlichkeiten gewonnen hat, wird nur zu ſpät entweder im Mangel patrio: 
tijcher Kraft und Begeifterung in der entfcheidenden Stunde der Noth, oder in der öffenlichen 
Demoralifation und Erſchlaffung die unheilvolle Wirkung erkennen. Alle die Berbüllungen, 
wodurd gewilleuloje Räthe oder Günſtlinge die wirkliche Gabinetsjuftiz dem Fürften und ven 
Volke zu verbergen ſuchen, durchſchauen die heutigen Völker ſchnell genug. Die verjchleierte 
wie die unverfchleierte Gabinetsjuftiz find gleich verhaßt und die Völker wiſſen es, daß alle 
tyrannifche Regierungen mit Verfälſchung der Juftiz begannen. Einzelne Beilpiele ungerechter 
richterlicher Maßregeln, welche vielleicht bei unterdrückter öffentlicher Klage darüber ver Regent 
ſelbſt gar nicht in ihrer wahren Geſtalt kennen lernt, machen auf alle würdigern nachdenkenden 
Männer einen größern Eindruck ald man glaubt und bewirfen.vielleicht, wenn fie, bei endlich 
frei gewordener Stimme und bei verſtummter Schmeichelrede, allgemein bekannt werden, jeden 
falls aber in der treuen Geſchichte einen Eindruck, welchen erfahrungsloje, oberflächliche Men— 
ſchen nicht einmal für möglich halten. Und ganz beſonders gilt dieſes ſicher in Deutſchland, wo 
bei vieler pedantiſcher Unbehülflichkeit doch der tiefe Sinn für Gerechtigkeit und öffentliche 
Moral, der Abſcheu gegen Ungerechtigkeit und öffentliche Unmoral, gottlob! noch nicht zerſtört 
ſind und, zur rechten Stunde angeſprochen, kräftig hervorbrechen. So mögen denn alſo die 
Bürger in Beziehung auf die verfaſſungsmäßige Begründung und Verbürgung völlig unab— 
hängiger Rechtspflege das Wort des ehrlichen Blackſtone (IV, 33) bedenken: „Wahrlich, die 
Freiheit der Unterthanen beſteht nicht in der Gnade des Souveräns, ſondern vielmehr in der 
nothwendigen Beſchränkung ſeiner Gewalt.“ Auch iſt es zu augenfällig, daß, wie Boſſuet 
bemerkte, vor allem durch Misbrauch und Verfälſchung der Rechtspflege eine Regierung die 
moraliſche, legitime Grundlage ihrer Achtung zerſtört und zu Liſt und Gewalt, wodurch ſie 
ſelbſt die Unterthanen beherrſcht, auch dieſe gegen ſich herausfordert. Unabhängige Juſtiz iſt 
der Bürger letzte Verſchanzung ihrer Sicherheit, die ſie nur verzweifelnd verlaſſen. Die Ach— 
tung dieſes Heiligthums hielt man bisher faſt als identiſch mit der Ehre und Würde legitimer 
Regierungen. 

Vi. Die Vertheidiger der Cabinetsjuſtiz. Vorzüglich, um auch bei dieſem wich— 
tigen Gegenſtande, ſowie ſchon in der Lehre vom Adel (1,180) die ganze Verkehrtheit und 
Seichtigkeit, die bodenloſe Sophiſtik, die Rechts- und Geſchichtsverdrehung der ariſtokratiſch— 
ſervilen und despotiſchen Haller'ſchen Schule zu veranſchaulichen, möge zuerſt auf ihre Verthei— 
digung der Cabinetsjuſtiz hingewieſen werden! 

Auch die Gerichtsbarkeit, namentlich auch die Criminaljurisdiction, find dem Hrn. von Haller 
(Reſtauration“, Il, 222 fg.) ebenſo wie ver Staat, die Regierung, der Adel, durchaus feine 
menjclichen Inftitute, nicht nıit freier Abſicht, viel weniger durch irgendein bürgerliches Über: 
einfonmen und Unterwerfen begründet. Auch jie entjtehen nad) ihm, ebenfo wie Staat und 
Verfaſſung, wie Negierung und Adel und ihre Nechte, ganz von jelbft aus der natürlichen Ord— 
nung Gottes. „Die Gerichtsbarkeit geht ganz natürlicherweile aus der bloßen Hülfsanrufung 
des Schwähern bei dem Mächtigern hervor und iſt nichts weiter als die unparteiifche Hülfs— 
leijtung ded Mächtigern. Beſtrafung ıft nichts Anderes als Vertheipigung oder Rache, für ans 
dere oder für ſich ſelbſt ausgeübt. Ihr Recht ift unbegrenzt bis zur vollendeten Sicherheit, nur 
durch Gebote ver Menfclichkeit und Klugheit temperirt. Civil: und Griminaljurisdiction find 
aber keineswegs ausjchliehlihe Majeftätsrechte. Vielmehr hat jie und übt fie und namentlich 
auch das Strafrecht noch heutzutage jeder Menſch ang, felbft das unmündige Kind, überhaupt 
aber jeder Stärfere gegen den Schwächern, der Vater gegen die Kinder, der Obere gegen die 
Untergebenen, der Lehrer gegen die Schüler, die Hausherren gegen die Diener, die Handels: 
leute, Fabrikanten und Handwerker gegen ihre Arbeiter, die Gutsherren gegen ihre Gutsunter— 
gebenen. Sie bejigen dieſe Gerichtöbarfeit und Strafgewalt und üben diefelbe aus, foweit ihre 
Macht reicht, foweit jie ed ohne fremde Hülfe mit Sicherheit thun können und wollen, Auch 
fönnen nidyt blos die Beleidigten ſich rächen, ſondern es können überhaupt die Streitenden, 
wenn ſie es wollen, noch heute, ſtatt höhere Hülfe anzurufen, ihre Streitigkeiten durch Kampf 
ausmachen, da ja die Mächtigern, die Herren nicht dabei intereſſirt ind, daß ihre Hülfe ange— 
rufen wird. Als Mächtigere Haben denn auch ganz von jelbft von jeber ale Fürſten dieſe Civil— 
und Criminaljurisdiction und zwar, wie jich ebeniall3 von jelbjt verjteht, auch in eigener Sache, 
in Berjon und,durd ihre Beamten, deren Urrheile jie corrigiven und umändern, Die jie beliebig 
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entfetzen können, ſowie fie auch die Yuftiz ald freie Wohlthat oft ganz verweigern dürfen. Sie 
handeln nidit einmal flug, wenn fie das Richterrecht ganz abgeben und ſich die Hände binden. 
Cabinets juſtiz iſt ſo gut als andere Juſtiz, wenn ſie nur Juſtiz iſt. Jeder Menſch richtet in 
eigener Sache ſoweit er kann. Von dem Fürſten unabhängige Gerichte find verwerflich, weil 
ſie die Idee von einer Unterwürfigfeit des Fürſten und von einer Souveränetät der Gerichte er: 
weden. Und nenn der Fürſt es ald Regel anerkennt, ſelbſt aud nur in Givilfachen ven Aus— 
ſprüchen ber Gerichte ſich zu unterwerfen, jo ift er nicht mehr Fürſt, oder inconfequent. Vollends 
aber bei Staatöverbrechen von den Gerichten die Entſcheidung abhängig zu madyen, hieße ven 
Fürften der Selbſtvertheidigung berauben, ihn zum Sflaven und Spielwerf feiner vielleicht 
mitverſchworenen Gerichte machen. Wenn dagegen die Fürſten felbft Verbrechen oder Miffe: 
thaten gegen ihre Unterthanen ausüben, fo fann es diefen legtern niemand übel nehmen, wenn 
auch fie jene ihre natürlichen Mechte ver Selbſtvertheidigung und Selbftvollziehung gegen ihre 
Fürſten gebrauden. Eine förmliche Gerichtsbarkeit kann es nur infofern nicht genammt werden, 
als es ihnen an Macht fehlt” Cinfofern alfo, ald es ihnen noch nicht geglückt ift, nach der Haller’: 
ſchen natürlichen Ordnung Gottes ſelbſt fürftlihe Würde oder das natürliche Glücksgut der Un— 
abhängigfeit gegen ihre Fürften, welchen Sr. von Haller auch weder allgemeines Heerfolge: 
noch Beſteuerungsrecht zuftebt, für jrch zu gewinnen). „So war es in der ganzen Geſchichte zu 
allen Zeiten und bei allen Bölfern. Nur erft die beillofen Sophiften unferer neuern Zeit haben 
nad) ihrer Chimäre von dem fünftlih=bürgerlichen Zuftand alle diefe natürlichen Rechtsgrund— 
fäge geleugnet und (3. B. jene unentbehrlichen Rechte fürftlirher Gabinetsjuftiz oder die Patri: 
montaljuftiz) beſtritten.“ 

Auch bier alſo vernichtet dieſe unglückliähfte aller Bertbeidigungen der Adels- und Fürften: 
rechte, diefe die Feudalanarchie und Despotie noch überbietende Neftauration, nidyt der Staats— 
wiſſenſchaft, jondern des Fauſtrechts, ebenfo wie in Beziehung auf den Staat, den Adel n. f. w., 
die weſentlichen Begriffe der juriſtiſchen und politiſchen Inſtitute, wie ſie bei allen tiviliſtrten 
Nationen in ihren wirklichen Staatsvereinen begtündet wurden. Sie vermiſcht dieſelben gänz— 
lich mit generiſch verſchiedenen, ſcheinbar ähnlichen Verhältniſſen oder mit den äußerlichen Ver— 
anlaſſungsgründen vder Motiven derselben. Anch Hier wird die ganze Geſchichte freier und 
civilifirter Völker und Staaten todt gefchlagen. Nur die Zeiten der fauftrechtlihen Anardie vor 
und aufer und neben den wirfliden Staaten und ihre Trümmer gelten ven Schwärntern für 
das Junkerthum der Feudalzeit — wenn nicht Mackhiavelliften für etwas noch Schlimmeres — 
und höchſtens etwa nody die despotifchen Zuftände afiatiicher Horden over Priefterfürften. Nur 
aus ihnen werden die Begriffe und Mufter für unfere Inftitute entlehbnt. Wer fünntenun da 
ernstlich beweifen wollen, daß Civil- und Griminaljurisdiction im Krrife wahrer Rechts- und 
Staatöverhältniffe etwas ganz Anderes ift als jede andere Külfsleiftung oder ald eine Selbft- 
rache eines Stärfern, als väterliches Schug= und Erziehungsrecht. Wer möchte alle die uns 
richtigen, bunfeln, halben Begriffe nadyweifen wollen und alle die Widerſprüche, die auch bier 
wie bei faft allen Anhängern diefer Theorie auf der folgenden Seite wieder umſtoßen, wat die 
vorhergehende als Grunpfteine bezeichnete? Aus dem Hülfsanruf der Schwächern entftandene 
unparteiiiche Hülfsleiftung des Mächtigern foll die Gerichtsbarkeit fein und ein wahres Recht 
und Rechtsverhältniß, und doch hat fie der Fürſt wie der Gutäherr zur Selbftradhe in eigener 
Sache und unbegrenzt, und doch hat fie jever Mächtigere, alfo auch gegen den Fürften die durch 
Lift oder Gewalt mächtigere Faction, „ſoweit ſie Fönnen und wollen“. In folder Weiſe be: 
figen fie die mächtigen Parteihäupter, welche durch natürliche übermacht ganz von felbft und 
nad) der natürlichen Ordnung Gottes — freilich nicht nach den Geſetzen des fo ſehr verworfenen 
Fünftlich-bürgerlichen Zuftandes — legitime Nichter merden und bad Glücksgut fonweräner 
Hertichaft und Negierung erwerben. Und ſolche Theorie fonnte im weſentlichen, auch in Be— 
ziehung auf die Cabinetsjuſtiz, eine große Partei eines Staats zu der ihrigen machen und Taut 
anpreifen, deſſen Fürften fo energiich ihre Erfahrungen von der Gefährlichkeit, von der abfo- 
Inten Verwerflichkeit und Rechtswidrigkeit alter Cabinetsjuſtiz und auch die von der Schäblith- 
feit und Staat&twidrigfeit der Patrimonialjuftiz ansfprachen, deffen Regierung und Bürger fo 
oft den vorzüglichften Rechtstitel zum patriotifhen Stolz darin ſuchten, „daß fie in ganz vor: 
züglichem Mafe jenes Palladium after geſitteten Völker, eine völlig unabhängige Rechtspflege, 
heilig hielten und bewahrten“. 

Gefährlicher als diefe Vertheidiger der Gabinetsjuftiz find diejenigen, weiche fogar aus 
angeblich conftituttonellen Gründen die obenberithrten verſchiedenen Arten der Gabinetöjuftiz 
oder ver Beihränfungen unabhängiger Richtergewalt als nothwendig empfehlen, ohne welche 
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in England die Berfaffung und die Größe und Blüte des Staats fo vortrefflic gedeihen, welche 
aber leider in Deutfähland immermehr überhandnehmen. In Wahrheit ftanımen biefelben 
natürlich nicht aus conftitutionellen Prineipien und aus Achtung und Liebe der conftitutioneften 
Verfaſſung. Sie ſtammen vielmehr umgekehrt aus der Zeit des Rheinbundes und aus der 
fpätern dentſchen Reactlonszeit, jeit 1819, wo man geradezu die Verheißungen und die bereits 
gemäbrten freien Repräfentativverfaffungen wieder zerftören oder nach dem Vorbild der Politik 
bon Napoleon und Ludwig Philipp durch fürftlidhe und Beamterwillfür und durch Gorruption 
zur Öffentlichen Lüge zu ınachen ftrebte. 

Die Beihränfungen der Fürften durch die Verfaffungen waren ſehr unvollfommene Wieder: 
berftellung der frühern deutichen Volksrechte. Sie verbieten entweder nur an ſich vermerfliches 
Unrecht, welches ein guter Fürſt niemals wollen kann, wie namentlich die Siherung gegen 
wiflfürlihe Verhaftung oder gegen willkürliche Wahrheitsunterdrückung, oder fie fuchen, wie 
die Zuftimmung der Volkövertreter zu den Stantögefegen, um zum gleihmäßigen Wohl für 
Fürft und Volt möglichſt wechielieitig gute Beratbung und Wahrung aller Staatöintereffen zu 
bewirfen, und an der Stelle verderblider Einflüfle von Günftlingen, Hofleuten, Intriguanten 
den fachfundigern treuern Math der vertrauensmwürbigften tüchtigſten Männer aller Klaffen ver 
Staatsbürger zu jegen. Der gute Fürſt kann dabei nur gewinnen. So wie ein Friedrich der 
Große jelbft und allein dieſe fchwierigften, wichtigſten Dinge zu beitimmen, diefes ift ja unter 
Taufenden von Füriten faum einer im Stande. Hat er aber wirklich größere Fähigkeit und Ein: 
fiht und Staatöweisheit, jo hat er durch das große Übergewicht feiner Stellung und ven red: 
lichen Gebrauch aller jeiner Negierungämittel und Rechte ſicher den Einfluß, das wirklich Gute 
durchzuführen. Er wird alfo durd die Öffentliche Beratbung der Sache im ganzen Rande nur 
vollkommenere Erfenntmiß des wirklich Heilfamen und die Mittel der beiten Durdführung ge: 
winnen. Soll nun wol ald Entfhädigung fir ſolchen angeblihen Verluft des Negenten 
durch die conftitutionelle Verfaſſung zu des Kandes und zu feinem eigenen Schaden die Un— 
abhängigfeit der Juftiz zerftört werden? Weil denn doc eine ſolche Forderung gar zu einfältig 
tlingt, fo behauptet man, um fich ſelbſt und jedenfalls andere zu täufchen, die conftitutionelle 
Berantmwortlichfeit der Minifter fordere, daß der Miniſter, um für die ganze Staatöverwaltung 
und die Handlungen aller Beamten verantwortlich gemacht werden zu können, überall müffe 
durchgreifen dürfen. Gin Blick auf das conftitutionelle Mufterland ſollte dieſe thörichte Rede 
verftummien machen. Nirgends ift die Minifterverantiwortlichkeit ausgebildeter und größer ale 
in England. Nirgends zugleih die Juſtiz unabhängiger, das Recht der Bürger gegen alte 
Arten von Verwaltungs- und MRegierungseingriffe gefchügter und namentlich auch durch 
völlig unabhängige richterliche Hilfe verbürgter ald in Gngland. Ja nirgends find, abgeſehen 
von der völligen Unabſetzbarkeit der vidhterlichen Beamten und der abjoluten Selbftänpigfeit 
der Schwurgerichte, jogar die übrigen Beamten gegen miinifterielle Abfegung und Verletzungen 
geichügter. Dieſes hat neuerlich Gneiß in jeinem vortrefflihen Werfe über die engliſche Ver: 
waltung gründlih und anſchaulich dargethan. ine verbältnißmäßig fehr geringe Anzahl be: 
ſtimmter Beamten erhalten und verlieren, als unmittelbar mit dem jedesmaligen minifteriellen 
Softem verbunden, ihre Stellen mit den jevedmaligen Diinifterium. Die übrigen find, außer 
bei witklichem Vergehen und erwieſener gänzlicher Unfähigkeit, durch die ſtaatliche Obſervanz 
und den verfaſſungsmäßigen und parlamentarifchen Schutz gegen jede Willkür auf ihren Stellen 
gefchügter als bei ung felbft die Richter. Wegen unverdienter, durch minifterielles Belieben 
verbängter Entlaffung felbft eines Nachtwächters risfirt ein Minifter die unangenehmiten par— 
lamertarifhen Angriffe und Verhandlungen. Auf mittelbare Weile, durch Entſchädigungs— 
auflagen, fahen mir noch meulich jelbit gerichtliche Hülfe für einen untern Gefängnißbeamten 
eintreten. Und dieſes alles ift ohne Verderb, ja zum Bortheil für die Verwaltung und ohne 
alles Hinderniß durch die Minifternerantivortlichfeit möglich, weil es ja Klar ift, daß der Mini: 
fter wirklich moraliſch und rechtlich nur für eigene ſchuldvolle Vernachläſſigung feiner rechtlichen 
Pflichten verantwortlich gemacht werden kann, alfo nicht für die von ihm nicht verſchuldete Ver: 
legung eined Beamten, nicht bafür, daß er ihn nicht vorher verlegend entfernte vder gar in den 
gefeglichen Gang der Gerichte eingriff. 

Ganz etwas Anderes aber freilich verlangt jene unglüdfelige Beftrebung , eine verfaffungs: 
widrige despotiſche Willkür und Cabinets- oder Hofregierung, troß des Parlaments und der 
vetfaflungdmäßigen Schranken und mit der täufhenden Lüge einer conftitutionelten Regierung, 
durchzuführen. Da muß die von Ludwig Philipp beſchworene Charte verit&, welche die Juli⸗ 
revolution erobern wollte und nach des neuen Königs feierlichen Erklärungen und @iden geſichert 
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zu haben fhien, zur Lüge gemadt, da muß hinter dem Rücken ver conjtitutionellen Minifter 
mit vem Auslande unterhandelt und auch der andere nationale Chrengrundjag, die Noninter- 
vention, der Heiligen Allianz preisgegeben und die Parlamentöwahl und das Parlament fo 
corrumpirt werden, daß nun jede unvolksmäßige verderbliche Negierungsmaßregel ſcheinbar 
als von der Nation gebilligt durchgeführt werden fann ; von jenen beiden erſten treulojen Ver— 
legungen bis zu den ſpaniſchen Heirathen, und bis dann endlich, nad) zehn vergeblihen Emeuten 
und Mordverjuchen, ver öffentliche Unwille und die öffentliche Beratung zum Durchbruch kom— 
men und den Thron umjtürzen kann. Dazu nun, für die Durdhführung ſolchen ververblichen 
Syſtems, jind auch alle jene Untergrabungen des unabhängigen gerichtlihen Rechtsſchutzes, 
dazu jind in Wirklichkeit die Gabinetbeeinfluffungen ver Juſtiz und die Cabinetsinſtanzen, die 
Inftitute ver Apminiftrativs und Polizeis und Diseiplinarjuftiz und der Gompetenzconflicte, 
die Willfür bei Anftellung, Beförderung, Verfegung und Entlaffung der Richter ganz vor— 
treffliche, oft unentbehrliche Mittel. Aber wenn jelbit vie wahrhaft jeltenen Gaben eines Ludwig 
Philipp, wenn felbit die ſonſt fo großen Wohlthaten feiner Regierung den Hap und die Ver: 
achtung gegen jein Gorruptiond: und Lügenſyſtem nicht zu unterdrücken vermochten, jo möchten 
die Nachtheile und Gefahren dieſes Syſtems doppelt bedenklich wirken bei minder Eugen Re— 
gierungen und jedenfalld doppelt die armſeligen Vortheile überwiegen, welche vieles Syſtem, 
welche die Gorruption der Juftiz, die Entweihung diejed größten deutjchen Heiligthums deut— 
ſchen Fürften begründen könnte. Welcker. 
Cachet, lettres de. (Tyranniſche Freiheitsberaubungen.) Der Ausdruck 
Lettres de cachet, oder auch Letires closes, bezeichnete in Frankreich im allgemeinen, im 
Gegenſatze gegen die Lettres patentes, diejenigen Ausfertigungen föniglicher Befehle, welche 
nicht, jowie die letztern, als offene, feierlichere Urkunden mit dem großen Staatsjlegel unter: 
jlegelt und von einem Minifter contrajignirt aus der königlichen Staatöfanzlei auögingen, 
welche vielmehr in unfeierlicherer Korm ausgefertigt, mit dem Fleinern Eöniglihen Siegel ver— 
ſchloſſen und blos vom König unterzeichnet waren. Es waren aljo Gabinetsordred im Gegenſatz 
gegen die fürmlichern Staatsregierungsbeihlüffe. Insbeſondere aber waren es die Befehle 
jener Geheimregierung, welde die franzöfifhen Könige unter vem Einfluß von der Gamarilla, 
den Günftlingen, Beichtvätern, Maitreflen und Höflingen, außer und über allen Zweigen der 
Öffentlichen Regierung, insbeſondere auch der öffentlichen Polizei- und Juftizgewalt, förmlich 
organifirt hatten, Vorzugsweiſe verfteht man die geheimen Verhaftöbefehle darunter, wodurch 
Staatöangehörige aller Stände, ohne irgendeine Unterfuhung und Form Rechtens und ohne 
Angabe eines Grundes, auf längere oder fürzere, gewöhnlich auf unbejtimmte Zeit in die Ba— 
ftille zu Paris oder in Gefängniffe ver Provinz und zwar zuweilen ſelbſt in ſcheußliche unter= 
irdiſche Köcher eingeferfert wurden, Man ſchreibt ihre Erfindung dem unter dem Gardinal 
Richelien jo berüchtigten Pater Jofeph zu. Sie wurden den Miniftern, den Maitrejlen und 
Günſtlingen häufig ald cartes blanches, oder nur mit der Eönigliden Unterſchrift verjehen, 
übergeben, ſodaß jie beliebige Namen und Beftimmungen bineinfegen Eonnten. Ja jie wurden 
fogar zum Gegenſtand des Verkaufs gemadt. Sie bilveten aljo in jeder Beziehung die ſcheuß— 
lichſte Art der Cabinetsjuſtiz. Wir fünnen und daher auf diefen Artifel jowie auf die Art. 
Baſtille und Befchlagnabme bezieben. Freilich mögen aud anderwärts an den Höfen ganz 
abjoluter Regierungen manche einzelne und auch geheime Berlegungen der Freiheit dem Syſteme 
der Furcht und der pajjiven Unterwerfung oder auch der Rachſucht ver Mächtigen dienen. Aber 
zu einer ſolchen förmlichen Ausbildung und jheuflichen Organifation Famen jie doch im neuern 
* Europa nur indem Staate, der endlich durch eine furchtbare Revolution ſich davon befreite. 
In ihrem ganzen Lichte jind diefe Einrichtungen dargeftellt in Zinguet'’ö „Memoires sur la Ba- 
stille‘ (Kondon 1783) und Mirabeau’s „Des lettres de cachet et des prisons d'état“ (1782). 
Sowie alled Schändliche in der Welt, fo hat man aud) die Lettres de cachet zu vertheidigen 
gefucht, insbejondere auch als ein Mittel, wodurd Väter gegen ihre Söhne, und der Regent 
gegen Beamte und Mitglieder vornehmer Stände, ohne Zerjtörung ihrer Ehre und ohne ver— 
derbliches Aergerniß und Skandal, wohlthätige Strafen und Belerungsmittel hätten zur An⸗ 
wendung bringen können. Aber es bedarf wol kaum einer ernſtlichen Widerlegung folder 
Gründe Wohl verdient eine Verſtärkung der väterlihen Autorität und Gewalt alle Berück— 
fihtigung ; aber nichts wird die allgemeine Gefahr und die rechtloſe Willkür geheimer Verhaf— 
tungen einem Volke, das auch nur eine Idee von Achtung des Rechts und der Freibeit hat, an 
nebmbar machen. Argerniß und Skandal aber werden durd) die Unwürdigkeiten felbit, die man 
indep in den verdorbenen Zeiten der jrühern franzöſiſchen Könige wenig heute, begründet, nicht 
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aber durch gerechte Disciplinar⸗ umb aubere Strafen, welche fie vielmehr foweit möglich wieder 
austilgen. Darin haben freilich Diejenigen, welche die Lettres de eachet vertheidigen oder doch 
entſchuldigen, recht, dap ed auf ven Nanıen nicht anfommt, welcher nun einmal bei diefer Art 
der Gabinetöjuftiz im voraus allgemeinen Abfcheu erweckt, und daß es ohne dieſen Namen oft 
glei große Berlegungen aller Freiheit und Sicherheit ver Bürger durch Regierungdeiniluß auf 
vie Juſtiz gibt. Solches wäre z. B. allervings ver Fall, wenn man die Gerichte abhängig mas 
hen und dann unter der Form eines Griminalprocefies verhaßte oder verdächtige Perfonen 
jahrelang in geheimem Verbaft laffen und zulegt vielleicht, um das Verfahren zu entſchuldigen, 
wenigſtens einigermaßen fchulvig oder verdächtig erklären, oder nur von der Inftanz losſprechen 
und dann unter dem Namen von Sicherheitsmaßregeln vielleiht aufs neue fefthalten laffen 
wollte. Diefes wäre jogar noch viel ſchlimmer umd ververblicher als die Lettres de cachet, welche 
doch wenigſtens die Juftiz nicht binterliftig verfälſchten, vie Gerichte nicht beſtachen und ent= 
würbigten und die Ehre der Mishandelten nicht angriffen. Aber kann dadurd wol der ganze 
verdiente Abſcheu gegen die Lettres de cachet mit Grund befänpft werden ? Jeder Freund der 
Gerechtigkeit und feines Volks wie feiner Regierung muß vielmehr beides befämpfen, wenn es 
im großen oder auch nur im Eleinen irgendwo fich zeigen follte. Bei dem Fortſchritt ver Freiheit 
und Givilifation in Frankreich und Europa jind die verſchiedenen Arten tyranniſcher Freiheits⸗ 
beraubung zur Sicherung oder zur Nahe, welche in verſchiedener Geftalt und unter verfcie- 
denen Namen ftattfanden, die altfrangöfifchen, auch jonft wol vorfommenden geheimen Ber: 
haftungen, vie neufranzöſiſchen Deportationen, die rufſiſchen Transportationen nach Sibirien, 
die öſterreichiſchen nach ver Militärgrenze oder in öſterreichiſchen Militärdienſt, allerdings felte- 
ner geworden, doch leider noch nicht überall gänzlich verfhwunden. Bon Franfreih find feit 
dem befannten Sicherheitägejeg vielfache, abjichtlich ver Offentlichkeit möglichſt entzogene Nach— 
rihten und Gerüchte dem erftaunten, zum Theil ſchadenfrohen Europa zu Ohren gekommen. 
Bon Ofterreich meldete neulich aus Galizien ſelbſt die „Allgemeine Zeitung” von vielen Ver: 
haftungen mit möglihft geheimen Unterfuhungen ohne Actuarien und von natürlich nicht ge— 
richtlichen Einweiſungen in den Militärbienft, ſodaß man jih ganz in die Metternich che Des— 
potie verjegt glauben fonnte. Doch müſſen wir zu Gunſten des neuen Staatsſyſtems und der 
gehobenen Ehre des Militärftandes dieſe angeblichen Thatjachen, auch trog der für Oſterreich 
parteiiihen Duelle, immer noch bezweifeln. Jedenfalls paſſen fie zur heutigen Gultur nicht 
mehr. Sie würden jelbft weniger Sicherung durch angeblich wohlthätigen Schreden , als ver: 
derbliche Vermehrung des von den Nadicalen verbreiteten Hafles und Mistrauend gegen die 
monarchiſche Staatöregierung verbreiten. Der erfte Ehrenpunft eiviliirter Negierungen, das mes 
fentlihfte Gut der Staatsbürger ift perſönliche Sicherheit. Ihre willkürlihe und tyranniſche 
Vernichtung gefährdet jo offenbar die Heiligfeit und Sicherheit der beſtehenden Verfaſſungen 
und Regierungen, dap jedes weitere Wort über diefen Gegenjtand überflüjjig oder erfolglos 
fein muB. MWelder. 
Calhoun (John Caldwell), einer der hervorragendſten amerifaniihen Staatömänner 
der jüngern Periode, der Vater „ver heutigen Demokratie”, ward, mütterlicher= und väterlicher- 
feits von Jrländern abftammend, am 18. März 1782 im Diftriete Abbeville im Staate Süd: 
carolina geboren, wo fein Vater Parrick jich jeit 1756 niedergelaflen batte. Aufwachſend im 
Genuß der weiteiten perfönlichen Freiheit, genährt mit Erinnerungen an die Kämpfe, welche feine 
Familie während des Freiheitöfrieged mit Indianern und Tories zu beftehen hatte, trat John mit 
früh entwicelten Geiftesanlagen in feinem dreizehnten Jahre in die Schule feines Schwagers, 
eined Geiftlihen, und verichlang in deſſen Bibliothek mit ungemeiner Wißbegierde alle geſchicht— 
lichen Werke, ſodaß feine Geſundheit infolge ded Nachtwachens litt und feine Mutter ihn bald 
wieder nah Haufe rufen mußte. Gr lebte jegt vier Jahre lang auf der väterlichen Pllanzung 
und dachte ſelbſt Pflanzer zu werben, bis er auf Anrathen eines ältern Bruders fih für das 
Rechtsſtudium entſchied und ihm in Dale Gollege, im Staate Connecticut, mit ſolchem Eifer 
oblag, daß er bereitd im Jabre 1804 graduirt wurde. Bei feinem Austritt wählte er für feine 
Abſchiedsrede das Thema: „Die einem tüchtigen Staatsmanne unentbehrlichen Eigenſchaften.“ 
Nachdem er noch die Rechtsſchule in Litchfield befucht und in Charleston ſich in der Praxis aus: 
gebildet hatte, ließ ex fich in feiner Heimat ald Anwalt nieder. Den jungen Apvocaten warf 
einige Jahre jpäter eine eugliiche Gewalttbat, ver bekannte Angriff des Leopard auf die Fregatte 
Chesapeake, in die politifbe Kaufbahn. Die Befchlüffe, die er für eine in Abbeville abgebaltene 
Volksverſammlung entwarf, verihafften ihm einen * in der Legislatur ſeines — und im 
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Herbſt des Jahres 1816erſchien er zum erſten male als Repräſentant im Capitol zu Waſhington. 
Die erſte Sitzung des zwölften Congreſſes iſt unter dem Namen der Kriegsſitzung bekannt; es war 
dies die Periode der engliſchen Alleinherrſchaft auf dem Meere, der faſt täglichen Verletzungen 
der amerikaniſchen Neutralität durch Großbritannien. C. eröffnete feine parlamentariſche Thätig- 
keit als der beredteſte und feurigſte Redner für den Krieg und half deſſen Erklärung gegen Eng: 
land wirklich durchſetzen. Er ward in Anerkennung jeines Scharfblidd in der auswärtigen 
Bolitik fofort in das vafür beftimmte — damals widtigfte Gomite des Hauſes gewählt und 
bald deſſen Vorfigender. 

Unerjhütterlih kämpfte ev nad Napoleon’s Fall für die Fortfegung des Krieges troß ber 
maritimen bermacht Englands und der Oppofition einer großen Partei des eigenen Landes. 
Der Erfolg rechtfertigte feine Vorausſicht. Auch nah Beendigung der Beindjeligkeiten nahm er 
thätigen und einflußreichen Antheil an all den großen ragen, die aus dem Übergange vom 
Kriege zum Frieden erwuchſen. So ſprach er ſich, um die Übel des faft überall geftörten Credits 
foviel als mögli zu mildern, zu Gunften einer Vereindftaatenbanf aus und unterftügte dad 
Geſetz, welches die Annahme der Noten jever Bank verbot, welche zu ihrer Sicherung fein Gold 
und Silber hatte. Ebenfo war er damals für „innere Verbefferungen‘‘, die ſeitdem von ber 
demofratijchen Partei für inconftitutionell erflärt find. ’ 

Kurz nad dem Amtsantritt des Präfidenten Monroe übernahm E. das von dieſem ihm 
angebotene Kriegdminifterium (December 1817). Died Departement war ihm zwar in allen 
Details unbekannt; ex arbeitete id aber mit ſolchem Glück hinein und entfaltete ein foldyes Talent 
für Reformen, daß er ungeachtet einer durchgehenden Verbeſſerung des geſammten Heerweſens 
der Bundesfaffe noch immer über eine Million Doll. jährlich erfparte. Er ftand diefem Amte 
länger als jieben Jahre vor und verbefferte und vereinfachte während diejer Zeit nicht allein feine 
verſchiedenen Zweige, fondern regulirte aud) die damit verbundenen Branden, wie Medicinal: 
weſen der Armee, Indianerangelegenheiten u. ſ. w. Sein größtes Verdienſt in diefer Stellung 
beftand in der Ordnung und in den Erfparniffen, die er überall einführte. Sein Bureau 
reglement iſt noch heute in Kraft, und der einzelne Soldat, der im Duchidnitt 451 Doll. 
per Jahr bei C.'s Übernahme des Minifteriung foftete, brauchte während feiner Amtözeit nur 
287 Doll., ohne daß er fchledhter gehalten wurde. Beim Ablauf von Monroe's ziweitem 
Amtstermin war C.'s Anfehen als Politiker bereit# fo groß, vaf er von Staate Pennſyl⸗ 
vanien ald Präſidentſchaftscandidat aufgeftellt wurde. Um aber die Ungemwißheit nicht noch 
zu vergrößern — es waren anfänglich außer ihm noch fünf Gandidaten, fpäter drei im Felde — 
309 ©. feinen Namen zurüd; er wurde darauf mit einer bedeutenden Majorität zum Vice— 
präjiventen gewählt und nahm als folder am 4. März 1825 feinen Sig im Senat ein. Mit 
der Präjivdentihaft John Duincy Adams’ riß eine bedeutende Spaltung in der bis dahin un 
eingeihränft herrſchenden republifanifchen Partei ein; jie bewirkte einen folgereihen Wende 
punft in der innen Politit der DVereinigten Staaten und aud in C.'s Stellung zu der— 
felben. Es wurde nämlich Adams von vielen feiner frühern Parteigenoſſen, wie Crawford, 
Jackſon, C. und andern, Hinneigung zum Föderalismus und zu Gentralifationsbeftrebungen 
vorgeworfen. Das von feinem Staatdjeeretär Henry Clay zuerft aufgeftellte Syſtem innerer 
Berbefferungen und inländifcher Inpuftrie, das fogenannte „Amerikaniſche Syſtem“ lieferte der 
ſich bildenden Oppolition die Hauptwaffe zum Angriff. Um es durchzuführen und mächtige In— 
tereſſen an ſich zu felleln, bedurfte e8 vor allem eines hoben Schutzzolls. Die nördlichen und 
mittlern Induftrieftaaten, ſowie der (damals noch unbedeutende) Weiten waren dafür; der blos 
Rohſtoffe liefernde Süden und Südweſten felbftredend dagegen. So war die „Zariffrage‘ 
im Grunde ein Kampf zwijchen dem Norden und Süden, und die Erbitterung, mit der er geführt 
wurde, lieferte den deutlichften Beweis dafür, dag Norden und Süden unter dem Aushängefchilde 
der Zölle um die Suprematie im Bundesftaat kämpften. Diejer Streit ift heute noch nicht ge— 
ſchlichtet; er wird jegt nur unter dem Namen „freier Boden gegen Sklaverei” geführt. Im 
Jahre 1828 wurde die von der Adminiftvationspartei eingebrachte Schutzzollbill vom Congreß 
zum Geſetz erhoben. Die Reis-, Tabacks- und Baumwollenpflanzer ſowie die großen 
Schiffahrtsintereſſen bildeten den Kern der ſich dagegen verſtärkenden Oppoſition, die, unter 
Jackſon's Leitung auftretend, deſſen Wahl zum Bräfidenten durchſetzte und C., der eben- 
falls von Jackſon eine Milderung der drohenden Übelftände erwartete, wieder zum Vice— 
präjidenten wählte. Von diefem . Zeitpunfte vatirt C.'s verberbliche politifiche Bedeutung 
für die Vereinigten Staaten und fein gefährliher Einfluß auf die Volitik des Landes. Er er: 
langte ihn namentlich dadurch, daß er jegt die fogenannten „ſüdlichen Rechte” ſchuf und fortan 
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auoſchließlich als deren Vertheidiger auftrat. Als er nad Annahme der Tarifbill im Senat 
nad Haufe zurückkehrte, wurde er von allen Seiten gefragt, was der Süden zurWahrung feiner 
Intereffen zu thun habe. Er vertröftete zuerft auf die Wahl Jackſon's, der dieſe Zollfrage in 
befriedigender Weife löfen würde; wies aber, falls ſich diefe Hoffnung nicht realifiren follte, auf 
dad Vetorecht der Einzelftaaten hin, das er aud den befannten Virginifhen und Kentuckyſchen 
Beihlüffen ver Jahre 1798 und 1799 ſowie auf die angebliche Autorität Jefferſon's hin dedu— 
eirte. Died war die. Broclamirung der „Nullification“, d. h. der Nichtanerfennung folder 
Arte der Generalregierung, die aus dent angeblichen Misbrauch der ihr von den einzelnen ſouve— 
ränen Staaten verliehenen Gewalt hervorgehen, und denen diefe Staaten ſich rechtlicherweiſe 
widerfegen fönnen. Die Erbitterung des Südens gegen die Tarifbill wuchs mit der Überzeu: 
gung, daß fie trog alles Widerftandes doch Gefeg werden würde, und gleichzeitig wurde bie 
Stellung C.'s zu Jackſon aus einer früher herzlichen zu einer feindlich fchroffen. C. hatte 
nämlidy bei Gelegenheit der Feier von Jefferſon's Geburtstag (1830) verjucht, die Admini— 
ftration des Präfidenten mit feinen Nullificationd= und Uniondauflöfungsbeftrebungen zu 
identificiren; der Plan ſchlug aber fehl, indem Jackſon jih an den noͤrdlichen Zweig ber 
Partei unter van Buren anfhloß und in feinem gefunden politifchen Takte die Union uns 
bedingt und ganz erhalten willen wollte. C. antwortete darauf mit der Kriegderflärung 
Südcarolinas — die übrigen ſüdlichen Staaten zogen fich bei annähernder Entſcheidung zurüd 
— gegen die Union. Es blieb indeflen bei bloßen Demonftrationen. Die Staatsreditöpartei 
triumphirte zwar in Südcarolinabei den Wahlen über die Unionspartei, und die Geſetzgebung 
des Staats pafjirte anı 24. Nov. 1832 dieNullificationsordonnang, begleitet von zwei Adreſſen 
an das Volf von Sübcarolina und bad der Union, worin die Mafregel gerechtfertigt wurde. 
Jackſon erließ dagegen die Proelamation vom 10. Der. 1832, worin er jeden Wiverftand 
gegen die Gejege mit Waflengewalt zu bändigen und E. an einen Galgen, fo hoch wie ven 
Haman’s zu.hängen drohte, Süpcarolina gab bei Zeiten nah, und fo fam e8 zu feinen Feind- 
feligfeiten. C. ſelbſt, der feine Stelle ald VBicepräfivent niedergelegt hatte und von feinem 
Staate zum Senator gewählt war, reifte nah Waihington, um feinen Sig im Senate einzu- 
nehmen. Unbeirrt durch vie betroffenen oder finftern Züge feiner frühern Freunde, vertheidigte 
er mit fühner Stirn und fefter beredter Stimme feine Nullificationsbeſchlüſſe und feierte nicht 
allein einen großen oratorijhen Triumph, jondern wandte auch dürd fein entſchiedenes Auf- 
treten jede Gefahr von fih ab. Ein milderndes Subftitut für das Tarifgefeg beendete diesmal 
den Kampf. Henry Clay gab ji and „Flicken“ und brachte die Gompromißacte von 1833 zu 
"Stande, die ihm den Namen des großen Friedenäftifterd eintrug umd eine allmähliche Erniedri— 
gung der Zölle feitiegte. 

Übrigens gab troß diejer Niederlage E. feinen allmählich zur Marotte werdenden Lieb: 
lingsplan nicht auf, den ganzen Süden dem Norben als eine „‚Section” gegenüberzuftellen, 
umd biefen entweder zu beherrſchen oder fih davon zu trennen, Die Behauprung, daß die 
Sklaverei in Gefahr wäre, war fein nächſter Schladhtruf (1835). Die Namen von Tappan, 
Garrifon und andern Enthuſiaſten, welche ald Vertheidiger ver afrifanifhen Raſſe auftraten 
und das Gefühl und Gewillen derer zu rühren fuchten, welche ven Negern die Freiheit geben 
fonnten, wurden jet die Stichworte von C.'s Partei. Er bemühte fih, der Anſicht Gel- 
tung zu verſchaffen, daß diefe „Abolitioniftenbewegungen‘” auf einen gewaltfamen Ein: 
griff der nördlichen Staaten in die Rechte der ſüdlichen Sklavenhulter hinzielten. Für eine 
folhe Befürdtung eriftirte aber in Wirklichkeit nicht der mindefte Grund, denn die große Mehr: 
beit in ven nördlichen Staaten verdammte jede Einmiſchung in die innern Angelegenheiten des 
Südens. Ja ſelbſt die bloße Discufiion des Gegenftandes ward in den Städten des Nordens 
unterdrückt ; die fogenannten Abolitioniften 53. B. wurden in Neuyork infultirt und beinahe 
gefteinigt. Aber E. war nicht einmal mit diefer Kundgebung der öffentlihen Stimmung 
in den freien Staaten zufrieden. Ex berief zunächſt ein „jectionelle Convention“ aller Sklaven— 
ſtaaten, damit fie von den Geſetzgebungen der nörblichen Staaten die Unterdrückung der von 
Tappan und andern geleiteten Abolitioniftengejellfchaften verlangten. Zugleich erklärte er, daß 
der Süden die Union auflöfen müßte, wenn nicht der Norden feiner Aufforderung zur Unter: 
drüdung der freien Nebe und Preſſe, ſobald fie ji gegen die Übel ver Sklaverei richtete, nad: 
füme. Diefe außerordentliche Bewegung , welche die Verfolgung der freien Meinung durch 
Strafbeftimmungen in einem Theile ded Landes erzwingen wollte, und im Kalle ver Weigerung 
mit Aufruhr in andern drohte, hatte die gewünſchte Wirkung, denn jte gab pen Abolitioniften 


276 Calhoun 


eine Bedeutung, die ſie ſonſt ſchwerlich erlangt haben würden. C.'s Drohungen wurden 
ſelbſtredend von den Geſetzgebungen des Nordens nicht beachtet. Er appellirte dann an ben Con— 
greß, daß dieſer die Circulation der Brandſchriften der Abolitioniſten unterdrücken, und brachte 
zu gleicher Zeit eine Bill ein, wonach die Poſt eine Art Cenſur über jede ihr zur Beförderung 
übergebene Druckſchrift ausüben ſollte. Alles, was als der Sklaverei feindlich gedeutet werden 
konnte, mußte vernichtet werden (1838). Zugleich ſtellte C. eine Trennung von der Union 
als nothwendige Folge der Nichtannahme ſeines Vorſchlags in Ausſicht. Er löſte nun zwar trotz 
der Verwerfung deſſelben die Union nicht auf, allein die Aufregung und Agitation, die er her— 
vorzurufen beabſichtigt hatte, wuchs, und damit war der nächſte Zweck erreicht. Ja, als C. und 
ſeine ſüdlichen Gehülfen im Congreß es durchgeſetzt hatten, daß die als Antwort auf ſeine 
Anträge vom Norden einlaufenden Adreſſen gar nicht weiter beachtet, ſondern, ohne nur ge: 
lefen zu werden, auf ven Tifch gelegt wurden, fteigerte fich die Erbitterung zu einem wirklich 
bedenflichen Grade. 

Die Mafle des Volks im Norden und Süden erfannte enblih, daß GE. nichts ald die 
Erlangung der Präjidentenwürde im Auge hatte, daß er die Stimmen des ganzen Südens in 
fi zu vereinigen jucdhte, und von diefem dem Norden mit Trennung von der linion drohen ließe, 
falls er nicht, um einen ſolchen Schritt zu verhindern, ihn, den „großen Nullifier”, zum höchſten 
Amte des Landes berief. Diejer Ehrgeiz trat aber bald jo offen hervor, daß G. nit ein- 
mal den ganzen Süden für fi gewinnen konnte, zumal dad Volk dort einfehen lernte, daß der 
Norden gar nicht daran dachte, in Die Rechte des Südens einzugreifen, daß die Angft vor Brand: 
fchriften eine bloße Finte war, und daß die fünftlich erregte Banique vor den Abolitioniften nur 
als Schreckſchuß gedient hatte. Es ftand jomit nur Süprarolina auf feiten C.'s. Es ergab 
fi aber bald eine Gelegenheit, die den ganzen Süden unter jeiner Fahne vereinigte und 
jede Fiber im Herzen der Sklavenbalter ergriff, weil fie ihnen eine Ausſicht auf Vergrößerung 
des Sflavereigebietd und den Erwerb ſchöner Ländereien bot. Es handelte ih um die Annera- 
tion von Teras. C., damals Staatsjecretär von Tyler, feßte fie 1844 durch; bot fie doch 
dem Süden ein Feld für die unbegrenzte Ausdehnung der Sklaverei in den Welten. Gr ſprach 
ed unverhoblen in feinen Staatdjhriften aus, daß die Verbreitung der Sklaverei über einen 
ganzen Gontinent die Aufgabe der amerifanifhen Demofratie feit), und natürlich ſcharte fich 
auf dies Programm hin zum erften mal der ganze Süden um ihn. Die Anneration von Teras 
veranlaßte den mericanifhen Krieg, der die Gier der jElavenhaltenden Intereffen nah Aus— 
dehnung ihrer Herrſchaft vollends entwidelte. Sie waren, nicht zufrieden mit dem Erwerb von 
Texas, noch mit der feierliben Zufage, daß vier neue Sflavenftaaten aus dem von Merico er— 
oberten Gebiete gebildet werben follten. C. und feine Genoſſen drohten mit Auflöjung ber 
Union, wenn nit ganz Neumerico der Sklaverei geöffnet, umd wenn nicht Californien trog 
des unzweideutigen Willens jeinev Bürger als freier Staat abgewiejen würde. Der Verſuch 
ber Gegner der Sklaverei, diefe von den neuerworbenen Territorien auszufhließen (Wilmot 
proviso)‘, wurde jelbjtredend von C. aufs entſchiedenſte befümpft. Er ftellte ſchon damals 
den Satz auf, daß das Miffouricompromiß, wonach die Sklaverei nördlich von 36° 30’ verboten 
war, inconftitutionell ſei, während er bei deſſen Paſſirung Minifter war und es für gültig hielt, 
ja nad) 1845 bei Aufnahme von Teras die Grundſätze dieſes Geſetzes ausdrücklich anerkannt 
hatte; er ftellte ferner den ſeitdem zum Dogma ber demofratifchen SBartei gewordenen Sag auf, 
daß der Congreß fein Recht habe, die Sklaverei in feinen eigenen Territorien zu verbieten, daß 
vielmehr die Ausübung einer ſolchen Gewalt die Gonftitution verlege und zur Auflöfung der 
Union führen müſſe. Der Kampf über die Art der durch den Frieden mit Merico erworbenen 
Zerritorien nahm mehr als zwei Jahre in Anſpruch. Er ward bekanntlich durch das Compromiß 
von Septeniber 1850 gefchlichtet, deſſen Vater wieder Henry Glay war, und deſſen Inhalt eigentlich 
nur zu Gunften ded Südens ausfiel. Die confequente Logik und parlamentariſche Taktik, welche 
@. bei diefer Gelegenheit wie immer entwidelte, trieb feine unentichloffenen, ihr Ziel nicht fen= 
nenden Gegner in die Enge. Die Union muß um jeden Breis erhalten werben, lautete ver all— 
gemeine Angitichrei; aber C.'s Drohung mit ihrer Auflöfung hatte die Unionsretter fo ein= 
geihüchtert, daß fie, wie das hr derartigen Fällen überall zu geſchehen pflegt, ihrer Stellung 
felbftredend die Freiheit opferten und ſich Geſetze mie das berüchtigte „fugitive slave law“ auf= 
halſten. &. erlebte diefen Triumph nicht mehr. Er ftarb am 31. März 1850, war aber bis kurz 





1) The measure ofannexation is caleulateı and designed, to uphold the interests of slavery, 
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vor jeinen Ende die eigentliche Exele des Kampfes. Schon todkrank bereitete ex feine legte Mebe 
vor, weldje er am 4. März 1850 im Senate durch Hm. Mafon vorlefen ließ. Während des 
Vortrags jchleppte ih E., auf zwei Freunde geftügt , in die horchende Verfammlung. Er ſchlug 
in diefer Abhandlung vor, dur ein Amendement der Eonftitution die Beftimmung Hinzuzu: 
fügen, welche dem Süden auch vechtlid die Macht des Selbftihuges ertheilte, ehe das Gleich: 
gewicht zwifchen beiden Sertionen des Landes durch die Handlungen der Regierung geftört 
wäre. „Und ed wird nicht jchwer fein’, jagte er, „eine ſolche Beſtimmung zu entwerfen.” Er 
ſprach ich aber bei dieſer Gelegenheit nicht darüber aus, ſondern ließ fie erft fpäter durch feine 
Freunde veröffentliben. Er wollte nämlich zwei Bräfidenten gewählt haben, einen von den freien 
und einen andern von den Sklavenftaaten,, und jollte jeder von ihnen die Acte des Congreſſes 
genehmigen müſſen, ehe fie Gejege werben fünnten. 

E. ift einer der bedeutendften Politiker der Bereinigten Staaten und nach Jefferſon berjenige 
Barteiführer, defien perfönlicher und geiftiger Einfluß der Politik feines Yandes auf Jahrzehnde 
ibre Wege vorgezeichnet hat. Aber Jefferſon ift Phulofoph und Staatdmann, C. Sophift und 
Demagog; Ieflerfon der Repräfentant der Ideen, welche die Gründer der Republik befeelte, 
C. der höchſte Ausdruck der jegt herrſchenden Noutinierd. Jefferſon will die Freiheit für alle, 
G. nur für die Herren; Jefferſon ift ver Vater der Demofratie in den Vereinigten Staaten, C. 
ver Vater der heutigen Demokratie, d. h. der ‘Profflavereipartei. Jefferſon, ver Demofrat, geht 
von fittlihen Prineipien aus umd proclamirt zuerft in der Bolitif die große Wahrheit von ber 
Souveränetät des Individuums; E,, der Ultrademofrat, geht von der geſchichtlichen Thatſache 
der Ungleichheit als einem fittlihen Princip aus und proclamirt mit-Hülfe falfher Brämiffen und 
ſchlecht angewandter Kategorien die Luͤge, daß die Sklaverei eine normale und göttliche Einrich— 
tung, ein Segen fei. Und gerade in diejer Poſition liegt C.'s Stärfe und Veveutung in ber 
volitiſchen Geſchichte der Vereinigten Staaten. Bis auf ihn friſtet die Sklaverei ihre Eriftenz 
nur als eine Mafregel, ald ein geduldetes Übel, deſſen baldiges Abfterben damals ſelbſt jeder 
Südländer zu hoffen vorgab. Dadurch aber, daß C. die Sklaverei als Brincip ſetzt, fie der 
Freiheit ald aleihberehtigte Macht gegenüberftellt, daß er die Brutalität des Syſtems doctrinär 
audbilvet, flößt er dem Süden diejelbe Anmaßung und denfelben frechen Muth ein. Sein 
Princip, jo ſchlecht und verwerflicd; ed auch fein mag, bildet eine breite Operationsbafis für den 
Süden, eine Waffe, die je ſophiſtiſcher fie zugelpigt wird, deito mehr dem Lande imponirt. Da 
aber C. ſich feine Stellung erft gründen und Schritt vor Schritt fein Terrain erobern muß, fo 
läßt er jelbft ſich Compromiſſe gefallen, um fein Ziel zu erreichen, das immer flar vor. ihm fteht 
und mit jevem Jahre Elarer ald unbedingte Suprematie ded Südens in den politifchen Vorder— 
grund tritt. Er zeigt ſich ſtets ald großer Politiker, ald der Führer im Streit; jein Ehrgeiz 
frebt nicht nady Eleinen perſönlichen Vortheilhen, fondern nach der höchſten Siegespalme. Er 
ift nie verlegen, findet immer neue Mittel und Wege, weiter vorzudringen, er erkennt ſtets die 
geeigneten Männer, die er ald Bionniere und Avantgarde vor ſich herichickt, und kehrt felbft jeine 
parlamentarifhen Niederlagen in Siege beim Volke um. Nach vierzigjähriger ununter- 
brochener Thätigkeit tritt er ruhmbededt und gefürdhter von einem Kampfplag ab, auf welchem 
er jogar einen feiner frübern beveutendften Gegner, Daniel Webfter, ald Nachfolger in der Skla— 
vereipropaganda hinterläßt, und in einem Augenblick, wo der Norden fih auf Gnade und Un: 
gnade der Suprematie des Südend unterwirft. 

Das Werk, in weldem C. jeine ertremen ſüdlichen Anfichten und Beitrebungen in ein Sy: 
ftem brachte, blieb unvollenvet und erſchien evt nach jeinem Tode. Dieje „Disquisition on the 
government“ ift.ein in jeder Beziehung intereflanted Buch. Der Mann, der jein ganzes Leben 
lang energifch für die Sflaverei-fämpfte, fuchte darin eine Form der Regierung zu finden, weldye 
der Freiheit des Individuums einen möglichſt freien Spielraum geftattet. Er bewies die Ber: 
verblichfeit des Despotismus der Majoritäten und die Nothwendigfeit einer Gonftitution der 
Gejeltichaft, in welder jeder Mann und jedes Intereffe vertreten fein ſollte. Eine Regierung 
ift nöthig, jagt E., um die Geſellſchaft vor egoiſtiſchen Übergriffen zu jhügen, undeine Verfaſſung 
ift nöthig, um die Regierung im Interefle des allgemeinen Beſten einzuihränfen. Es fragt ſich 
alio, wie joll dad Volk gegen Gewalt, Misbrauch, Unterdrückung und Unrecht geihügt werden ? 
Das freie Stimmredt wähle nur eine herrſchende Mehrheit, welche ſich an die Stelle der früs 
bern Autorität ſetzt und im übrigen ganz dieſelben Gelüſte hat. Die freie Preſſe kann auch nichts 
ändern, denn ſie lehnt ſich ſtets auf die Seiten der ſtärkſten Intereſſen. Die einzige Möglichkeit 
zur Löſung dieſer Schwierigkeit beſteht in den concurrirenden Mehrheiten; fie bilden den Ge: 
genjag zu den numerijen Mehrheiten und geben. dem in feinen Intereflen bedrohten Theile ver 
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Geſellſchaft dad Net ver Negation der ihn bedrohenden Handlungen der andern Theile und 
Intereflen und das Recht der Trennung (secession) von ihnen. Es fol jomit in ven Verei— 
nigten Staaten jeder einzelne Staat das Recht und die Pflicht haben, bei Verlegung oder Schmä— 
lerung feiner Rechte einen folden ihn beeinträchtigenden Act zu vernichten. 

Die Schüler und Nachbeter C.'s haben aug diefer Doctrinihred Herrn und Meifters bereits 
die praktiſchen Gonjequenzen gezogen. Für fie mußte felbftrevend die fhranfenlofe Willfür des 
einzelnen das höchſte Gefeg werden. Die Ultrademokratie des Südens ift in ihr Gegentheil 
umgeſchlagen: die Demokratie ift principiell eine Oligarchie geworden, in deren Interefle ſogar 
Freiheit der Rede und Preſſe unterdrüft werden muß. Die Roheit jened Südländers, 
der den Senator Sunmer im Senate prügelte, die Flibuftierzüge, die Gewaltthaten in Kanfas, 
die erbitterte Verfolgung jeder freien Meinungsanfßerung, jobald fie der Sklaverei nicht freund: 
lich ift, die Douglas'ſchen Kniffe ver Squatterfouveränetät, ja Die ganze gefährliche Kriſe, in der 
fi) die Vereinigten Staaten wegen der Sklavenfrage befinden, ſie jind alle nichts ala die Conſe— 
quenzen und Auswüchſe der von C. aufgeftellten Lehre von den ſüdlichen Rechten. 

8. Kapp. 

Calhoun. (Zweiter Artikel.) ) Henry Ctay, Daniel Webfter und John C. jind die her— 
vorragendften Geifter, die einſichtsvollſten Staatsmänner und ergreifenpiten Redner ded zweiten 
Geſchlechts im nordamerifanifhen Staatenbunde. Wegen ihrer Heimatlande erfreuen jich dieſe 
drei Männer überdied einer befondern geographiichen und gefchichtlichen Bedeutung, nicht blos 
für die Vergangenheit, jondern für alle dieje fturmvollen Tage fünftiger Jahrhunderte. Clay, 
Webſter und &, enthalten ven Inbegriff der dreifach getheilten Union , des Weſtens, des Oſtens 
und des Südens; fie jind das Sinnbild ihrer widerjtreitenden Iutereffen. Die Gegenſätze zwi: 
chen den öftlihen und den weitlihen Staaten mögen wol, mittels bejonnener Nachgiebigkeit, 
mitteld Abwägung der gegenfeitigen Vortheile zum befrievigenden Austrag gelangen. Nicht 
jo ihr grundjäglider Widerftreie zum Süden, Die nördliche und weftlihe Oppofition zum 
Sklavenzüchter im Süden hat ihre weit vahinlaufenden und vielfach umſchlungenen Wurzeln 
in allen menschlichen Gefühlen, in Recht und Gefittung. Widerfag und Widerwille begegnen 
ſich allenthalben im ftaatlihen, im bürgerlichen, im veligiöfen und geiftigen Leben. &., ver Re: 
präjentant diejed Südens, feiner Bedürfniſſe und Anſprüche verdient deshalb eine vorzügliche 
Beachtung. Scheint doch das ganze Schickſal der Union von ver Entfernung diefed Wider: 
ftreitö, was faum möglich, oder von einem mehr oder minder befriedigenden Vergleich jener 
feindlichen Intereifen und Gefühle abzuhängen. 

Unter den Sflavenftaaten im Süden behauptete und behauptet Südearolina eine hervor: 
ragende Stellung. Die Einwohner find wenig mit Fremden gemifcht, beinahe durchgängig 
Angelfahien. Nur einige Samilien ftanımen von fran zoͤſiſchen Hugenotten und deutſchen 
Vroteſtanten, tüchtige Männer, welche dad Vaterland für ihre uͤberzeugung hingaben. Hierin 
mag ed begründet ſein, daß die Südearolinier durch ſelbſtändiges, ſelbſtvertrauendes Weſen 
hervorragen. Mehrere der großen Staatsmänner und ausgezeichneten Redner der Union find 
aus diefem Fleinen Staate, deſſen freie weiße Bevölkerung jelbit jegt faum 300000 Seelen 
erreicht, hervorgegangen. So Lowndes, Pinckney, Legare, Poinſett und C. 

Patrick E., ein nah Amerika ausgewanderter Ire, war, wie nicht ſelten jene heißblütigen 
Gelten, ein Mann unabhängiger, überjtrömend freier Geijtesrihtung. Blos deshalb ſtimmte 
Patrik gegen die Unionsverfajlung , weil andere Bundesjtaaten hiermit die Macht erbielten, 
fein angenommened Vaterland Süpcarolina mit Abgaben zu belegen. Unter ver Zucht eines 
ſolchen Baterd und in der Umgebung gleihgefinnter Männer ift ver Sohn John Caldwell E. 
(geb. 1782, gegen dad Ende des Revolutionskrieges) bis zu jeinem dreizehnten Jahre, 
innerhalb ver waldreihen Gegenden des caroliniihen Oberlandes herangewachſen. In viefem 
innigen Zujammtenleben mit dem Vater wurzelt feine ganze jpätere Yaufbahn, wurzeln Die 
Anfichten über die ſchrankenloſe Souveränetät der einzelnen Staaten, gegenüber der Gentral: 
regierung. Der Vater fandte ihn in die 50 Meilen von C.'s-Niederlaſſung entfernte Er: 
ziebungdanftalt eines Geijtlihen, welcher zu gleicher Zeit eine Leihbibliorhek führte für die 
nähere und entferntere Nachbarſchaft. Der vreizehnjährige E. lad alles durcheinander: Rollin, 
Robertſon und Voltaire; Cook's und andere Reifen; philoſophiſche Werke, worunter ihn ein- 


1) Wegen der außerordentlichen, aber freilich verberblidyen Wirffamfeit dieſes erften und größten der 
amerikaniſchen Suphiften, welche nach ihm in der unglüdjeligen Sflavenfrage wie Pilze Da, 
ſchien die Aufnahme Diefes Doppelartifels gerechtfertigt. 
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zelne Abſchnitte von Loke's Abhandlung über den menſchlichen Berftand vorzüglich angezogen 
haben. Sole übermäßige und unverdaute Lefereien verbreiteten ein gefährliches Siechthum 
über den Geift und den Körper des jungen Mannes. Da ift feine einſichtsvolle Mutter, die 
Tochter eined tüchtigen Kämpfers in Nevolutiondfriege, Caldwell geheißen, dazwifdengetreten, 
Der Sohn mußte die ſitzende Lebendweife aufgeben, ih Bewegung machen und flarfe Arbeiten 
im $reien vornehmen. C. befam Geſchmack an länvlihen Beihäftigungen, welde ihn, wäh 
rend eines langen arbeitjamen Lebens, aus Eränkliher Hinfälligfeit wiederholt zu einem frohen 
geiunden Weſen enıporrichteten. 

Im achtzehnten Jahre bejuchte E. dad Gymnaſium, was man in England und Amerika ge- 
wöhnlih mit dem Worte Akademie bezeichnet, im zwangzigften die Univerſität, promovirte 
22 Jahre alt im Dale-Golegium zu Neuhaven und ward im fünfundzwanzigften Advocat. 
Im folgenden Jahre faß er in der Legislatur Südcarolinad und nad kurzer Zeit im Gongreß 
zu Bafhington. Die Berfäumniffe ver Kinderjahre, wenn man fie fo nennen fann, wurden, 
wie in Amerika nicht ſelten gefchieht, ſchnell nachgeholt. C. und Genoffen hatten und haben, 
bevor fie an die Bücher geben, venfen gelernt; die Bücher gelten ven Amerikanern blos als 
Geiftesübungen, um mittels derfelben zu ven Principien des Denkens und Handelns durdzu= 
dringen. Brad liegender, todter Stoff wird in jenen transatlantiihen Staaten wenig 
eingefammelt. 

Das Mitglied für Südcarolina hat im Jahre 1811 feinen Sig im Congreſſe eingenommen. 
Krieg gegen Großbritannien war die ſchwerwiegende, folgenreihe Frage ver Seffton. Die eng— 
liſche und Die franzöſiſche Regierung hatten durch ihre willfürlichen Erlaffe den Handelsverkehr 
aller Neurralen und fo auch den der Vereinigten Staaten vernichtet; gegen England ergingen, 
wegen gewaltfanen Matrojenpreflens auf amerifanifchen Fahrzeugen, noch befondere Klagen. 
Sreihandel und der Seeleute Necht war die Loſung des Tages. Südearolina ftand an der 
Spige der Kriegöpartei; Lowndes, Cheves, Williams und E. waren die Leiter der wichtigen 
Ausſchüſſe, welche den Krieg erklären und die Mittel hierzu anweiſen follten. Bei viefer Ge- 
legenheit hat E. im Repräfentantenhaufe zu Wafhington zum erjten male das Wort ergriffen 
(12. Dec. 1811). „Der Krieg ift nothwendig; er wird bedingt durch das Öefühl der Ehre und 
Unabhängigkeit; nur niedrig Geborene können ſchmachvolle Unterwerfung ertragen. Die 
Mittel hierzu wird wol das Land leicht aufbringen, weldyes einen Schiffdraum von einerMillion 
Tonnen bejigt, einen Handel im jährlihen Wertbe von 100 Mill. Doll., das jährlich 
Babrifate erzeugt von 150000 Mill. und wenigftend dreimal foviel an Boden— 
erzeugniſſen.““) Die Republik ift auch aus diefem Kriege gegen England, dem zweiten Un— 
abhängigkeitskrieg, wie amerikanische Schriftfteller ihn mit gutem Grunde nennen, fiegreid 
hervorgegangen. Die Marine ded Mutterlandes hat an der Tochter eine ebenbürtige Rivalin 
gefunden — eine Thatſache unermeßlicher Folgen, mehr noch für die Zukunft ald für die 
Gegenwart. 

Das Amt eined Kriegdminifters, unter Monroe's Präfiventichaft, befleivete E. vom 
December 1817 bis zum März 1825 zu feinem großen Ruhme. Die mannihfahen Wirrniffe 
im Berwaltungsd: und Rechnungsweſen wurden bejeitigt; die neue Ordnung, der eingerichtete 
Geihäftsgang haben fih bewährt für alle folgenden Zeiten. Beim herannahenden Ende des 
zweiten Zeitraumd der Monroe Präfidentihaft ward der Kriegäminifter von dem großen und 
einflugreichen Staate Bennfylvanien ald Candidat für die Nachfolge aufgeftellt. C. iſt zu Gun— 
Ren des Generald Jackſon zurücdgetveten und mit großer Mehrheit zum Vicepräjidenten ges 
wählt worden. Als folder hat C. 1825 feinen Sig im Congreſſe ald Senatäpräjivent ein- 
genommen. Es gebührt nämlich, vermöge des nordamerifanifhen Grundgeſetzes, dem Vice: 
prafidenten Die Borfigerftelle im Senate, was ihn bei Stimmengleihheit berechtigt, die Ent: 
ſcheidung zu geben. 

Neben ver Sklaverei liefert der Tarif oder der Gingangszoll auf Nohftoffe und Fabrikate 
die wichtigfte flrittige Frage zwifchen dem Norden und Süden der Union. Der Süden hat 
Sklaven, der Norden feine; der Wohlitand des Südens beruht auf der Erzeugung von Roh— 
producten, der des Nordens auf Fabrikweſen und Handeläverfehr. Hohe Schug: und Eingangs: 
zölle find demnach im Intereſſe des Nordens, geringe Anfäge und freie Ginfuhr zum beften der 
füdlihen Staaten. Süpcarolina hatte fi) bereitd 1820 für das Princip des Freihandels er: 
klärt und fpäter gegen die en von 1824 und 1828 fürmlihen Wiverfprug er- 








2) Speeches of John €. Cahoun. Edited by Richard K. Cralle (Reuyorf 1853), 1, 3,5. 
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hobea. Die Bundesregierung achtete nicht darauf und beliebte 1832 noch Höhere Artjäge. 
Südearolina verharrte jeßt nicht beim Widerſpruch; man iſt vom Wort zur That gefhritten. 
Ein Ausſchuß ift zufammengetreten, welder fi über den Gongreß erhob und (24. Nov. 1832) 
den Tarif der Union für nichtig und ungefeglich erklärte. „Der Congreß habe feine conftitutio: 
nelle Befugniß überſchritten; das Grundgefeg verlange gleiche Austheilung der Abgaben; der 
Süden werde jeßt zum Vortheile des Nordens mit neuen Taren belegt. Die Bürger und Be: 
amten im Staate Sübrarolina, gleichtwie in der ganzen Union, dürften fi hieran nicht halten.’ 
Dieje in der Unionsgeſchichte folgenreihe Thatfahe wird Nullification genannt, und ihr ent: 
fhiedenfter Vertheidiger iſt C. Seine Hierauf bezüglihen Neven, gehalten im Senate zu Wa: 
fhington (15., 16. und 26. Febr. 1833), ftehen in Form und Inhalt den größten geiftigen Er- 
zeugniffen der Alten und Neuen Welt würbig zur Seite. Präſident Jackſon, ver Held von Neu— 
orleand, hatte gegen Südrarolina ein Ausſchreiben gerichtet, worin er den Staat des Verrarhö 
bezichtigte und die Nullification für ungefeglih erklärte. In einer Botſchaft an den Congreß 
verlangte der Präfivent die Vollmacht, ven Aufjtand mitteld der Land: und Seemacht nieder- 
zufhlagen, um die Rebellen der conftitutionellen Ordnung zu unterwerfen. Gegen diefe Bor- 
ſchaft, gemein das Blut: und Gewaltgefeg gebeigen, bat ih E. in jerien unfterblihen Reden er- 
hoben. Vergebens! Der Präfivent fiegte. Webſter, deſſen Rede von feiner whigiſtiſchen Partei 
der C.'s gleichgefegt wird, ift bei diefer Gelegenheit dem demokratiſchen Präfidenten getreulich 
beigeftanden. Gin Bürgerkrieg fand bevor. Er iſt dur Annahme des fogenannten Austrag= 
gefeges von Henry Glan (vom 2. März 1833) bejeitigt werden. Deffenungeadhtet bilden C.'s. 
Nullificationsoden, Vernichtungsreden, wegen des nachtheiligen Beifpield für alle Zufunft, eine 
Epoche in der Gefhihte der Union. Mittel des Clay: Austrags wurden die Schupzölle für 
immer befeitigt; die Mauthenerträgniffe follten fünftig blos als Einnahmsquelle dienen. Die 
Eingangdzölle mußten innerhalb neun Jahre derart herabgefegt fein, daß die Einnahme die 
nothwendige Ausgabe nicht überfteige. „Die Geſchichte lehre, daß e3 den Völkern zum Nach— 
theile gereiche, wenn ihre Regierungen über viel Geld verfügen können.“ | 

Die Nullificationd= oder Vernihtungsfäge find aus der ftrittigen Anſicht über die richtige 
Stellung der Einzelftaaten zur Geſammtheit hervorgegangen. Die ganze Grundlage der 
Union ward bierdurd erjhüttert und untergraben. G. behauptete, jeder einzelne Staat habe 
die Befugniß, den Brucd des Grundgefeges zu beuribeilen, und wie dem abgebolfen werden 
könne. Bon den beiden Mitteln, aus der Union zu treten — ein Recht, welches von vielen be— 
hauptet wurde — oder einzelne Beſchlüſſe der Gentralvegierung zu verwerfen, wähle man aus 
Xiebe zum gemeinfamen Baterlande die letztere Maßregel. Sie fei die confervative, die Union 
bewahrenpe, und wäre bereitd von den großen Begründern und Leitern der republifantjchen 
Partei, wol auch die Partei der Staatenrechte und fpäter die vemofratifche genannt, von Jefferjon 
und Madifon, in der denkwürdigen Krifis von 1798 anempfohlen worden. Diefes redht- 
mäßige Veto der einzelnen Staaten gleiche dem Veto der alten römiſchen Tribunen; dadurch 
fei Nom groß gemorden und babe jih nah und nad vom Drucke der bevorrechteten Klafſſen be: 
freit. In dem jharfiinnigen, erft nah E.'s Tode erfchienenen Werfe „Uber dad Grundgeſetz 
und die Regierung der Vereinigten Staaten’ werben diefe Anfichten weiter ausgeführt umd 
Mittel vorgefhlagen zur Wahrung der Rechte des Südens. Der Plan zur Ernennung einer 
zweifachen gleichberechtigten Vollziebungsgewalt, eines Präfidenten aus dem Norden und eines 
andern aus dem Süben, ift der unglüdlichfte, welcher nur erdacht werben konnte. Gine ſolche 
- Erecutive würde jih vom Beginne feindlich gegenüberftehen und nad furzer Zeit die Union 
ſelbſt zerreißen.?) 

C. betheiligte fich bei allen großen Gefchäften und wichtigen Breigniffen der Union. Hievon 
zeugen feine gefammelten inhaltſchweren Reden. Bräfivent Taylor erhob ihn (1844) zum Mi— 
nifter der auswärtigen Angelegenheiten (Secretary of State), zu einer Zeit, wo über die Ein— 
fügung von Teras in die Union und über die nordweſtliche Grenzlinie zwifchen der Union und 
Großbritannien Verhandlungen gepflogen wurden. Die Ginfügung von Teras brachte E. im 
Intereffe der Sklavenbefiger glüdlih zu Stande. Die Grenzordnung in Oregon ift erft zur 
Zeit von Volk's Präfidentihaft, unter Mitwirkung C.'s, welcher ald Senator Mäpigung em— 
pfabl, zu Stande gefommen. Die demokratische Regierimgspartei wollte vie Grenzlinie 50° 55’ 





3) The works of John Calhoun (Neuyorf 1853), 1, 95, 392. „Bon den beiden Präfiventen‘‘, 
fügt Galhoun hingn, „möge der eine die Zeitung ber auswärtigen, der andere bie der innern Angelegen: 
heiten erhalten, eine Theilung dev Gewalt, weldye durch das Los entfdyieden werben folle.“ 
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gegogen willen; die Oppoſition begnügte ſich mit dein 49.°, melde Linie auch dem fogenanten 
Dregonsertrag (15. Juni 1846) zu Grunde liegt. Der Aufnahme Baliforniens ald Stant 
wurde vom Süden widerſprochen, weil deſſen Gonftitution die Sklaverei aubdrücklich verbietet. 
Aus deinfelben Grunde wollte fie auch Neumerico nicht ald Territorium oder Gebiet anetfannt 
wiffen. &. war in beiden Fragen wiederum das beredte Organ der Sflavenhalter. In feiner 
bierauf bezüglichen Rede (4. März 1850), welche er wegen koͤrperlicher Schwäche nicht meht 
ſelbſt Halten konnte — Mafon, Senator aus Virginien, hat fie abgelefen — enthält einen 
trefflichen geſchichtlichen Überblick des Sklavenweſens und der ganzen Agitation in Betreff der 
Sklaverei in den Vereinigten Staaten. Sie iſt voller Sophiſtereien, welche durch die Geſchichte 
der letzten Jahte ihre Widerlegung gefunden haben. Nach ihm müßte es mit der föderativen 
Republik längſt zu Ende ſein. Der Congreß ſei nicht weniger despotiſch wie der Selbſtherrſcher 
aller Reuſſen; dem Süden bleibe unter dieſen Umſtänden feine andere Wahl, als ſich den 
Freiheitsſtürmern im Norden zu fügen und feine Sflaven zu emancipiren, oder aud der Union 
zu ſcheiden und einen eigenen Staatenbund zu begründen. Die Union fönne nur dann erhalten 
werden, wenn der Gonftitution der Vereinigten Staaten ein Zufag beigefügt würde, wodurch 
die überwiegende Macht des Nordens befeitigt und das ehemalige Gleichgewicht zwiichen Süden 
und Norden wiederhergeftellt werde. Worin der Zufag beftehe, hat C. in diefer Rede nicht 
ausgeſprochen. Man weiß jedoch, daß, wie erwähnt, zwei Bräfidenten aufgeftellt werben follten, 
einer aus dem Süden und ein anderer aud dem Norden. Einige Wochen nad) diefer denk— 
würdigen Rede — denkwürdig weil fie den Schlüffel enthält zum Verftänpniß der ganzen Ge: 
ſchichte der Union, und namentlich der Politik de8 Südens — ftarb E. zu Waſhington am 
31. Mär; 1850. Der Staatömann aus Südrarolina beſaß Geifteögaben und Thatfraft im 
hohen Grade; im Privatleben hat er immerdar einen fledenlofen Charakter bewahrt, wofür 
selhft feine Gegner Elan, Webfter, Benton und andere zeugen. Wo ſüdliches Parteiweſen 
feinen Geift nicht verbunfelte, find feine Anſichten geiund, ift fein Urtheil treffend und durch— 
gängig begründet. So widerfegte ſich E. der Reſolution des Senators Allen von Obio, melde 
darauf hinzielte, ver franzöfifhen Nation ein anerfennended Schreiben zu überſenden wegen 
det (1848) glüdlich vollbrachten Revolution und der Ginführung einer republifanifhen Ber: 
faffung. „Wahr“, fprach E. am 30. März 1848, „das franzöſiſche Volk hat Großes aus: 
geführt, und zwar in furzer Zeit, ohne viel Blutvergiehen tmd ohne ungemeine Verwirrung. 
Diefe Großthat, diefer ſchnelle Umſturz einer mächtigen Monarchie erregt unfer Mitgefühl; die 
Zeit zu einer Beglückwünſchung ift aber nody nicht gefommen. Die eigentliche Aufgabe ift noch 
zu löfen; die Franzoſen haben eine Republik decretirt, jegt müflen und follen fie die Republik 
aud ind Leben rufen.” Bei allevem darf die unparteiifche Gefchichte dad harte Urtbeil fällen: 
die Union hätte ſich beffer dabei befunden, wäre C. niemals geboren worden. Seine zerjegenden 
Anfihten, fein Auftreten gegen die Gentralregierung hat fhlimmen Samen zurüdgelaflen, 
welher unter beſondern Umftänden der Ginheit der föderativen Republik gefährlich werden 
kann. C. ift der Gott des Südens, der Sflavenhalter, und namentlich feines Staates Süd— 
tarolina; man bat ihm dort bei Kebzeiten und nad feinem Tode gar große Ehren erwieien. 
Alle vie überſchwenglichen Lobreden auf den großen Mann find vor furzen im einem eigenen 
Werke geſammelt erjhienen*), woraus von neuem hervorgeht, wie die innere und äußere Po: 
lit der Vereinigten Staaten mit der unglücdfeligen Sflavenfrage zufammenhängt. Die erfte 
Schuld Hiervon trägt das Mutterland, von dem die transatlantifchen Anjledelungen ausgegangen. 

K. F. Neumann. 

Californien. Die großen Seefahrten und Entdefungsreifen im 15.. und 16. Jahr: 
hundert find aus zwei verſchiedenen Beftrebungen hervorgegangen: vie Abenteurer fuchten 
eine Wafferftraße nad Indien und die Goldländer, wovon durd Marco Polo und andere Mei: 
ſende des Mittelalter8 Kunde geworden. Die Vortugieſen erreichten beide Ziele nach öftlicher 
Richtung. Die Spanier haben in der Neuen Welt nur edle Metalle aufgefumvden ; eine leicht 
ſciffbare und bequeme Waflerftrage von Weften nad Often entdeckten fie nicht, vermochten fie 
nicht zu entdecken. Die Fahrt durch die Magellandftraße und um das Cap-Hoorn fonkte nur 
böhft mühfam, unter ſchweren Gefahren und mit großem Zeitaufwand gefchehen. 

Die Befignahme Mericos hat im Beyinne für die Erreihung beider Ziele neue Hoffnungen 
hervorgerufen. Zu Tehuanteper, am Stillen Drean, wurden Werfte gebaut und Schiffe ge: 
zimmert. Die Spanier fuhren herab gen Süden, fie fuhren hinauf gen Norden, nahmen die 





4) The Carolina Tribute to Calhoun. Edited by J. P. Tbomas (Columbia 1857). 
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Länder längs des Meeres in Befig, plünderten und morbeten, ſoweit nur immer ihre Kräfte 
reichten. PVedro Nufiez Malvonado, ein hervorragender Mann unter den ſpaniſch-chriſtlichen 
Räubern, bezwang (1528) die von wilden und tapfern Völkern bewohnte Landſchaft xaliſco, 
fpäter Neugalizien geheißen; Nuño de Guzman gründete am Eingang zum Californiſchen Meer- 
buſen die Anſiedelung Culiacan (1530); Cortez ſelbſt fuhr nah Nordweſten und entdeckte 
(1533) die ſüdöſtliche Gemarkung der Californiſchen Halbinſel, welche im Weſten, unter der— 
felben Breite und in derſelben Richtung ſich hinzieht, gleichwie Florida im Oſten. Auch die 
legte Expedition (1539), auf Befehl des „Eroberers“ unternommen, ging nad) jenen Gegenden, 
in der Hoffnung, neue Golvländer und die geſuchte Wallerftraße aufzufinden. Vergebens. 
Meitere Forfhungsreijen wurden aus allerlei Gründen bald aufgegeben. Man fürdtete, die 
Entdeckung einer natürlichen over ver Aufbau einer künſtlichen Verbindungsſtraße vom Atlan— 
tifchen zum Stillen Deean möchte fremde Nationen, Rivalen ver ſpaniſchen Herrihaft und ihres 
Gewinnes, nad dem Stillen Meere verloden, dad man als eine gefchloffene ſpaniſche See zu be— 
trachten beliebte. „Nur Spanier follen jene Gewäfler befahren, nur Spanier follen längs ihrer 
weitgeſtreckten Küftenländer landen und Anfiedelungen begründen.‘ Und dann, wie dürfte der 
Menfch es wagen, in die Plane ver Borfehung einzugreifen ; wie dürfte er verbinden, waß jene 
zu trennen beliebte? Man müßte, wie der Jefuit Jofe de Acofta lehrt, für ſolche Vermeſſenheit 
die Mache des Himmels befürdten. Plane einzureihen zur Verbindung der beiden Meere, fei 
ed bei Panama, bei Tehuantepee oder Darien, war unter Philipp I. bei Todesftrafe verboten. 

Die Unterwerfung der Philippinas durch Miguel de Lagazpi (1564) und feine Nachfolger 
eröffnete ven Spaniern neue Hoffnungen, um an den Eroberungen der Bortugiejen in Aflen, 
an ihrem großen Handeldgewinn in Japan Antheil zu erlangen. Drei Fahrzeuge des von Me: 
xico nad denn Morgenlande gefegelten Geſchwaders, unter der Führung des Moönches Urdañeta, 
eines kundigen Seemanned und Begleiters Magellan’s, waren glücklich von Ajien nad Amerika 
zurüdgefehrt — ein Ereigniß, weldes den Grund zu dem erften regelmäßigen weſtöſtlichen 
Handelöverfehr zwiichen der Neuen und der Alten Welt legte. Innerhalb der Wendekreiſe 
weben den größten Ihell des Jahres öftlihe Winde, was eine Fahrt von Ajien nah Amerika 
ſehr beſchwerlich macht. Urdañeta fegelte im Gebiete der wechjelnden Winde, unfern des 
40. Breitegradesd, und landete nach verhältnißmäßig kurzer Zeit an der Küfte Obercalifornieng, 
welches den Spaniern mitteld diejer Fahrten immer befannter und wichtiger wurde. Der in 
jenen Gegenden vorherrihende Nordweſt brachte ihn Schnell hinab nad Merico. Große Schiffe, 
Gallonen genannt, ziehen bald regelmäßig deilelben Weges aus Acapulco in Merico nah Ma: 
nilla auf den Philippinas, von dort weiter nah Macao. Sie taujchten ihre eveln Metalle und 
europäiſchen Fabrikate fir hinefifche Seivenzeuge, für Spezereien und Porzellan, Gegenjtände, - 
welde in Amerika felbft gebraucht oder über den Atlantiſchen Ocean nach Europa verjifft 
wurden. 

Die einheimische Bevölkerung Amerikas hat die goldgierigen Entdecker immer weiter gen 
Weſten, und zwar nad) beiden Nichtungen, im Süden und im Norden, hingewiejen — wie wir 
jegt willen, mit gutem Grunde. Gold findet fid) allentHalben innerhalb der ſcheitelrecht jich hin— 
ziehenden Bergfette und der Hochebenen an ihrem Fuße, von den ruſſiſch-amerikaniſchen Be- 
igungen bis herab nach Patagonien. Man findet Gold auf ver Eharlotteninjel und in Neu— 
caledonien, in Ober: und lintercalifornien, in Sonora und Mittelamerifa. Reichliche Funde, 
wie man aud der geologischen Bodenbildung ſchließen kann, werden wol aud weiter herab im 
Süden gefhehen. Von diefer Goldſucht getrieben und den Ausfagen der Indianer vertrauend, 
haben die Spanier, noch im Verlaufe der eriten Hälfte des 16. Jahrhunderts, mehrere Fahrten 
nad dem Meerbufen unternommen, welcher die Halbinjel Untercaliforniens ſcheidet vom Feit- 
lande. Sie haben einige Nieverlaffungen im Lande begründet und Perlenfifchereien errichtet. 
Juan Rodriguez de Gabrillo, ein Bortugiefe im jpanifhen Dienfte, umfegelte (1542) das Gap 
Lucas. Nah feinem Tode (1543) fuhr der Steuermann hinauf bis zu 44°, entdeckte die 
Nordweſtküſte und ein VBorgebirge, welches nad) dem damaligen Vicefönig in Merico Capo 
Mendorino genannt wurde. „Man babe überall“, jo ward berichtet, „feſtes zuſammen— 
bängendes Yand gefunden, vom Capo Mendorino (40° 20°) bis herab nad) de la Navivdad — 
ein Heiner Hafenplatz, wo Gabrillo ausfuhr, in Zalifeo.” Da weder Gold noch eine Durch— 
fahrt fich zeigte, jo wurden die Eutdeckungsreiſen in jener Richtung für lange Zeit aufgegeben. 

Berlenfiihereien, Garniſonen, Fiſcher- und Handelsftationen find jedoch am öftlihen Nande 
der Galiforniihen Halbinfel immerdar erhalten worden. Man fuchte fie, im Verlaufe des 
17. Zahrhundertö, zu vermehren, dann aud das Binnenland und Oberenlifornien zu unter: 


= Enlifornien 283 


werfen. Die vielen Hinderniffe, aus der Natur des Landes und der Menfhen hervorgehend, 
fowie die großen Unkoſten ſchreckten zurüf. Man ift endlich ganz davon abgeftanden. Später 
wurde dad Abenteuer gern den Jeſuiten überlaffen, welche fih in Californien — der Name ift 
ungewiller Bedeutung und Herkunft — ein neued Paraguay erobern wollten. Die Väter 
Salvatierra und Kuhn, der eine aus dem Mailändiſchen, der andere aus Baiern, Lındeten 
(1697) unter Vortragumg dei Bildes der Sonora oder Muttergotted von Loreto auf ver 
Halbinſel, und empfahlen die ganze Gemarkung ihrem Schutze. Dieſes Land und alle nord» 
wärtd jich erſtreckenden Gebiete follten nad der himmlischen Beſchützerin Sonora heißen. Der 
Name konnte jedoch den bereitd allgemein gangbaren Galifornien nicht verdrängen ; nur ald 
Benennung der gegenüberliegenden Landſchaft und. mehrerer Ortſchaften, wie in Sonora bi 
£oreto, der Hauptort Untercalifornieng, hat er fih erhalten. Die Jefuiten lernten die Sprachen 
der Einheimiſchen und fuchten fie durch Freundlichkeit und Wohlthaten zu gewinnen, waß ihnen 
auch, ſoweit dies bei den bildungsunfäbigen und wilden Indianern möglich, gelungen. Diele 
Namen der Städte und Dörfer geben noch heutigen Tages ein rühmliches Zeugniß von der auf: 
opfernden Beharrlichkeit jener Jejuitenfendlinge. Sie allein waren die Oebieter; weiße An— 
fiedler jind wenige gekommen; auch ftellten ihnen die Jefuiten allerlei Hindernifje entgegen. 
Man wollte feine vernünftigen Leute in Lande, wie die Weißen im Verhältniß zu den India— 
nern genannt wurden; man fürdhtete, die hörigen Nothhäute möchten verdorben und zum Un— 
gehorfam aufgereizt werden. Die Miſſionen in Ober: und Untercalifornien waren thatſächlich 
unabhängige Fürftenthümer; nur dem Namen nah fanden fie unter der fpaniihen Ober: 
berrlichfeit. Und dies mit gutem Grunde. Die Mifiionare ließen ih, ohne irgendeinen 
Schuß ihrer Perfon und Habe, unter ven Wilden nieder, erforfchten ihre eigenthümlichen Sitten 
und Einrichtungen, und bequemten jich ihnen, foviel und joweit nur immer möglid. ‚Sie 
waren ed, welde Land und Leute gewonnen, erobert haben. Die auf ſolche Weiſe befreundeten 
Indianer wurden zur Arbeit angehalten, zum Aderbau und zu den mannichfachften Gewerben. 
Der Miſſionar ging in allem mit gutem Beifpiel voran; er war Bauer, Gärtner und Hands 
werfer, unterrichtete, lohnte und ftrafte je nach Verdienft. Die Indianer, welche ven Nutzen des 
Arbeitens lange nicht begriffen, und an ein freied Herumitreifen gewöhnt waren, jtellten feine 
Geduld oft auf harte Proben. Mehrmals mußte ſich der Mifjionar durch feine perjünliche 
Leibeöftärfe Anſehen verihaffen, was immer außerordentlich wirkte. Im Verlauf von etwa 
einem Jahre fonnte er ſich gewöhnlich ſchon der Früchte feiner Arbeit erfreuen. Das Häuflein 
Indianer, die ihn umgaben, machte in gejitteter Lebensart Fortſchritte; aud erhielt man, trog 
des ungünftigen Bodens, reihe Ernten an Weizen, Mais und fonftigen Früchten. Gin Miſ— 
fionar, Juan Ugarte, erzeugte ſelbſt Wein, und bald in jo beträchtliher Menge, daß er Die ver= 
jhiedenen Mijjionen in Galifornien damit verfah und davon nah Merico ausführte. Auch zog er 
Pferde, Rindvieh, Schafe, und ward fomit in jeder Beziehung der Hauptlieferant der andern 
Miſſionen. Salvatierra traf (1716) eine Anoronung, welde fortan in allen californijchen 
Mifjionen befolgt wurde. Die Indianer erhielten in den Miflionen Koft, Kleidung, Obdach; 
jie wurden in der chriftlichen Religion, in ver Landarbeit und in allerlei Fertigfeiten unter- 
tihtet. Dafür waren fie eine beftimmte Frift an die Miſſionen gebunden, ftanden unter deren 
Vormundfhaft und mußten die Feld: und Hausarbeit verrihten. Die Eingeborenen Unter: 
californiens gehören zu den roheften und niedrigſten Menſchenraſſen, und jind jo armjeligen 
und unverbeflerlihen Gemüths wie der Boden ihrer Heimat. Dennoch gelang es den aus— 
dauernden Jefuiten, durch unausgeſetzte Wachſamkeit, durd) verſtändig ertheilte Belohnung 
und Beftrafung, durd Entfernung alles ſchlechten Beifpield und ftete Ausübung deifen, was 
je ihren Zöglingen empfahlen, diefe Wilden einige Stufen in der Givilifation zu erheben, 
Ad 1767 die Jeſuiten die ſpaniſchen Beſitzungen verlaffen mußten, murden fie durch 
mericanifche Franciscaner erjegt, an deren Stelle bald Doninicaner traten. Dieje befigen die 
Mifiionen in Untercalifornien noch jegt. Unter ihrer harten Herrihaft find die Eingeborenen 
in Barbarei zurüdgefunfen. Die Städte Ilntercaliforniens, Zoreto, La Paz und San-Antonio, 
find von einer gemiſchten Nachkommenſchaft europäiſcher Seeleute, ſpaniſcher Greolen und In: 
dianer bevölkert. Die ganze Einwohnerzahl wird Faum 10000 überfteigen. Zum Aderbau 
ift die Halbinjel wenig geeignet; Wälder mit vortrefflihen Schiffbauholz find in Menge vor: 
banden. Doch ift Untercalifornien nicht deshalb, fondern wegen feiner geographiichen Lage, in 
militärifcher Beziehung , von befonderer Wichtigkeit. ine befejtigte Station in dem herrlichen 
Hafen La Paz würde, im Falle eined Krieges, dem Handel längs der mericaniihen Küften und 
Mittelamerifad Schu gewähren, gleihwie San-Francisco höher hinauf im Norden, in Oregon 
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und Waſhington. Dieſe und andere Umſtände haben, während der zweiten Hälfte des 18. Ya 
hunverts, die Aufmerkffamkeit der Seemädhte nach den norbmeftlichen Gegenden Amerikas ge— 
richtet. Der Streit iiber die Falklandéinſeln ftellte für Syarlien die Nothwendigkeit heraus, 
jene Ränder und Infeln mittels Gofonifation tbatfächlich in Befig zu nehmen. Zu diefem Ende 
wurde in San: Blad ein befonderes Dermaltungsdepartement errichtet. Im Jahre 1768 unter 
nahm der Vicefönig von Merico, Marques de Groir, die Anfiedelung Oberraliforniend. Das 
Unternehmen ward ebenfallö Geiftlichen überlaflen. Padre Junipero Serra, ein Brancidcaner, 
zum Miffionspräfiventen von Obercalifornien ernannt, ift mit einer Anzahl Brancidcaner 
dorthin abgegangen. Die Erpedition beftand aus drei Schiffen und zwei Yandzügen. Bon 
den Schiffen fcheiterte eines; die Mannſchaft des zweiten ftarb faft gänzlih am Sforbut. Die 
erfte Überfandtruppe erreichte San: Diego im Mai, die zweite im Juli 1769. Bon bier wen= 
dete ji der größere Theil nordwärts, um den Hafen Monterey aufzufuchen, während der Prä— 
fident mit zwei Mifjtonaren und acht Soldaten zurüdblieb. Nah ſechsmonatlichem Herum: 
sieben Fehrte die Expedition nad San-Diego zurüd, ohne Monterey gefunden zu haben. Sie 
waren weiter nah Norden gekommen, hatten bier einen überaus großen Hafen gefunden, 
welchen fie nach ihrem Schughbeiligen San-Francisco nannten. Sie pflanzten ein Kreuz auf, 
nahmen Berig und kehrten nad San Diego zurüd, wo fie am 24. Juli 1770 ankamen. 
Inzwiſchen hatte der Präſident eine Miffion gegründet. Die Miffionare fuchten durch Ge: 
ſchenke und jonftige Freundlichkeit die Gingeborenen berzuloden. Diefe achteten nicht darauf und 
thaten abfichtlih, mas man ihnen verbot. Unter feiner Bedingung wollten fie Speifen an: 
nehmen, was ſich ſpäter ald vortheilhaft erwies, weil die Miffionare vor drückendem Mangel 
bewahrt blieben. Hingegen ward dad Verlangen der Wilden nah Kleidungsſtücken jo groß, 
daß jelbft Die Segel der Schiffe nicht ficher blieben. Aufihre Anzahl vertranend, wurden fie 
bald jo dreift, daß fie die Sachen offen und mit Gewalt davontrugen. Am 15. Aug. überfielen 
fie in großer Anzabl die Miffton , wo fih nur vier Soldaten, der Präſident und der ‘Badre Bis— 
cayno befanden. Die Garnijon reichte bin, den Indianern einen fräftigen Wiverjtand entgegen 
zufegen und jie mit großem Verluſt zurückzuſchlagen. Nah einigen Tagen fehrten fie zurück 
und baten, ihre Wunden zu heilen , was auch geihehen. Diele Güte der Fremden und die blu- 
tige Erfahrung bewirften, daß ſich fortan ibr Betragen änderte. Nah Empfang friiher Vor: 
räthe beſchloſſen die Anfievler einen newen Verfuh zur Entdeckung von Monterey. Der Brä- 
fivent ging zur See, der Oouverneur über Land. Beide verließen San: Diego Mitte April 1770, 
und nad) 46 Tagen erft anferte das Schiff in ver Montereybucht, wo der Randzug einige Tage 
vorher angefommen war. Gine Mifftion wurde errichtet; binnen dreier Jahren hatte Padre 
Junipero bereits 175 Indianer getauft. Infolge folder günftigen Berichte ſandte der Vice: 
könig noch 10 Franciscaner und beträchtliche Borrätbe. Die Miſſion San: Antonio de Padua 
in den Hügeln von Santa-Lucia, acht Meilen vom Meere und 20 von Monterey, wurde aldbale 
gegründet, dann 1771 die Miffion von San:Gabriel und die von San-Luis unweit San-Diege. 
Im Sabre 1773 mußten ſich die Miffionare, da die Zufuhr von Lebensmitteln durd Schiffs— 
unglück ausblieb, at Monate von Milch und Kräutern erhalten. Babre Junipero, der in- 
zwiſchen nah Merico gegangen, fehrte mit einer Verftärfung von Miſſionaren, von Soldaten 
und einen beträchtlichen Vorrath zurüd, was die Miſſionare in den Stand fegte, ihre Arbeiten 
mit ernenertem Gifer fortzufegen, ſodaß die Zahl der Bekehrten ſchnell zunahm. Im Jabre 
1776 begab ji der Präfivent aus Monterey nach der Bai von San:Francisco und begründete 
dajelbft eine Miſſion. Ihn begleiteten mehrere von Sonora ber eingewanderte Familien, 
welche fich daſelbſt anſiedelten. Junipero Serra legte noch drei andere Miffionen an, die von 
Santa:Elara, Santa: Barbara und Santa-Buena-Ventura, im ganzen acht Niederlaflungen. 
Das Golonifirungsfnftem Junipero Serra's, welcher 1781 ſtarb, ward auch von feinen 
Nachfolgern beobachtet, ſodaß endlih das ganze Küftenland, von San: Diego bid nad San: 
Francisco, ſammt allen Einwohnern der zeitlichen und geiſtlichen Herrſchaft der Miſſionen an— 
heimfiel. Diele Vermächtniſſe und Schenkungen wurden in Merico zum beiten ver californi- 
ſchen Mifftionen gemacht. Diefe Fonds verwaltete das Klofter San: Ferdinande in Merico, und 
fandte den jährlihen Ertrag regelmäßig nah Obercalifornien. Auch Keß der König den Mii- 
fionaren Jahresgehalte auszahlen. Unter folden Umftänven fonnten ſich die Miflionen eines 
guten Wachsthums erfreuen; ihre der und Heerden waren in fortwährender Zunahme. Jeder 
Brundbefig im Lande mußte von den Mifjionen vermwilligt werden; dieſe aber hielten ihre Ver— 
willigungen dermaßen zurüd, daß freie Anſiedler faft ganz ausgefchloffen blieben. Die einzigen 
Anſiedler jolher Art befanden aus den Offizieren und Soldaten der Garnifonen. Auch ibre 
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Zahl blieb gering, weil man ihnen gewöhnlich das Heirathen nicht geſtattete. Unter dem Ober: 
befehlshaber der Truppen flanden diejenigen Plätze, welche nicht von der unmittelbaren Autos 
rität der Miſſionen abhingen. In die innern Angelegenheiten der Miſſionen durfte er ſich nicht 
einmilhen, und war überdies angewielen, ihnen jede nachgeſuchte Hülfe zu leiften. Die mili- 
täriſchen Bauten blieben im armſeligen Zuftande. Die Forts oder Burgen beitanden aus Lehm 
und waren mit wenigem Geſchütze vom verichiedeniten Kaliber bejegt. Die Garnifonen waren 
unbebeutend, Die Leute jchlecht bewaffnet, jchlecht gefleiver, ſchlecht eingeübt, aber gut beföftigt. 
Bereitd hatte das Land an Viehheerven Überfluß, und mit geringer Mühe ward fo viel Mais, 
Bohnen und rother Pfeffer erzeugt, ald nur verzehrt werben konnte. Bei alledem blieben vie 
Truppen, ſelbſt hinſichtlich des täglichen Unterhalts, von den Miſſionen abhängig. 

Die mit fo unbeſchränkter Macht verjehenen Väter zeigten ji als vortveffliche Wirthſchafter 
und Negenten. Jede Miſſion wurde von einem oder mehreren Mijjionaren regiert. Unter 
diefen führte einer ven Titel Präfivent, welcher ausjchließlich mit der Negierung in Merico über 
bie Landesangelegenheiten correjpondirte, den Vorrang vor den andern Mijjionaren hatte, jonft 
aber feine Autorität über die einzelnen, felbjtändigen Mifiionen beſaß. Jede Mifjion umfapte 
ein Gebiet von wenigjtend 15 Duadratmeilen, welches theild mit Frucht beftellt, theils im na= 
türlihen Zuſtande ald Weideland benugt wurde. Außer einem ausgedehnten Acer: und Garten: 
bau betrieb man in den Mifjionen manderlei Gewerke. Es muß Bewunderung erregen, daß 
diele Mönde, ohne europäiiche Arbeiter, mit ungeſchickten Wilden ſelbſt große architektonische 
und mehanijhe Werke ausführten, wie Kirchen, Häuſer, Mühlen, Brunnen, Brüden und Be: 
wällerungäfanäle. Jegliche Arbeit lehrten die Sendlinge durch ihr eigenes Beiſpiel. Die 
Miffionsgebäude umzog gewöhnlid eine hohe Mauer; den Mittelpunft bildete die Kirche, oft 
von ganz anſehnlichem und zierlichem Aupern, im Innern prachtvoll geihmüdt. Hier prangten 
in bunten, auf die rohen Sinne der Indianer berechneten Farben Gemälde, meift den Himmel 
und die Hölle vorftellend, in dem Bekehrungswerke von unberehenbarer Wirkung. Ebenſo 
trugen die Prieſter Sorge, durd herrliche Gewänder Ehrfurcht einzuflößen. Neben der Kirche 
befanden ſich die geräumigen Käufer der Padres, die ausgedehnten Korn: und Waarenſpeicher, 
mannichfaltige Werkitätten, Talgbrennereien, Seifenjiedereien, Schmieden, Webereien, Zimmer: 
und Schreinerwerfftätten. Ginige Schritte davon lag die Kaferne, wo vier bis fünf Soldaten 
wohnten , größtentbeild lieverliche Burfche, welche ven Bätern mehr Mühe machten als alle Ins 
dianer zufammen. In weiterer Entfernung von etwa 200 Schritten befanden ih, nad) regel- 
mäßigen Straßen eingetheilt, die Hütten der Indianer. Sie waren meift aus ungebrannten 
Ziegeln erbaut, mit Strohdächern verjeben und weiß getüncht, oft reinlich und wohnlih, mit: 
unter ſchmuzig und verfallen. Hier und da blieb ed auch ven Indianern überlaſſen, Hütten in 
ihrer einheimischen Weile aufzuführen. Bei der Mijjion Santa:Glara bildeten foldhe Hütten 
fünf Straßen. In den Hütten wohnten jedoch nur verheirathete Indianer, die unverheiratheten 
lebten, jedes Geſchlecht für ſich, in langen, ſcheunenartigen, des Nachts verſchloſſenen Gebäuden. 

Den Indianern , welche in den Miſſionen geboren, ward die Miſſionsdisciplin zur zweiten 
Natur, Jugendliche Neophiten erhielten die Mifjionen dur Überredung und Ankauf von den 
Altern, Wahrend des Winters, wenn der Landbau ftill liegen mußte, pflegten ältere Miſſions— 
indianer bewaffnet auf Neovhitenwerbung audzuziehen. Wer einmal in die Mifjion ein— 
getreten, ver blich unter allen Umftänden an die Anjtalt gebunden. Der Indianer, welcher zum 
Chriſtenthum bekehrt wurde, leiſtete dafür 10 Jahre treue Dienſte. Nach Verlauf dieſer Friſt 
konnte er, bei guter Aufführung, Freiheit, ein Stück Adergrund und einiges Vieh anſprechen. 
Nur wenige madten von diefem Rechte Gebraud) ; wenn jie ed thaten, verjanfen jie gewöhnlich 
in Schmuz und Elend. Im der Regel blieben die Bekehrten den Mijjionaren und ihrer ges 
wohnten Beichäftigung ergeben. In diefem freiwilligen Dienfte erfuhren jie eine ziemlich gute 
Behandlung. Alle ohne Unterſchied ftanden unter gänzliher VBormundfhaft der Väter und 
waren gleich Kindern gehalten, Art und Dauer der Arbeiten, der religiöjen Ubungen, der 
Mahizeiten, ver Belufligungen waren genau vorgefchrieben, Die Polizei der Miſſionen wurde 
ſcharf gehandhabt, Nachläſſigkeit und Ungeborfam ſicher, jedoch nicht jchwer beftraft: dafür aber 
erhielt auch guted Berragen gehörige Belohnung. Außer der Landwirthſchaft, welche natürlidy 
die meifte Arbeit in Anſpruch nahm, brachten es viele Indianer zu beträchtlicher Geſchicklichkeit 
in den verſchiedenen Handwerken. Der Tageslauf ging gleihförmig von jtutten; der eine 
glih vollfonımen dem andern. Sämmtliche Miſſionsmitglieder erhoben jib mit Sonnens 
anfgang. Nach der Meile, welche eine Stunde, Sonntags aber viel länger dauerte, und welcher 
alle beimohnen mußten, wurde das Frübftüd vertheilt, beftehend aus dem Atola, einer von 


286 Ealifornien 


Gerftenmehl und erft geröftetem, dann gemahlenem Mais bereiteten, in großen Keileln ohne 
Salz oder fonftige Würze gekochten Suppe. Jede Familie trug ihre Bortion in den wafler- 
dichten Korkkörben, melde die Indianer in Californien noch heute fo funftreidh fertigen, nach 
Haufe. Was übrig blieb, wurde den Kindern zur Belohnung gegeben, wenn fie ſich artig be= 
nommen und den Katechismus gut gelernt hatten. Nun ging es drei bis vier Stunden an die 
Arbeit, worauf die Mittagdglode zum Pozzoli lud, einem aus Gerftenmehl, Mais, Erbſen und 
Bohnen bereiteten Brei. Sodann ward abermals vier bis fünf Stunden gearbeitet, hierauf 
eine Stunde hindurd die Abendmeſſe gehört, und endlich Atola, wie am Morgen, vertheilt. 
Die Mädchen und Witwen wurden des Tages über in abgefonderten Gebäuden bei der Arbeit 
gehalten. 

Die Flucht aus der Miſſion war äußerſt ſchwierig; fand jie ftatt, fo wurde der Flüchtling 
unverzüglich verfolgt und mit leichter Mühe eingefangen. Man wußte, zu welhen Stamme er 
gehörte; die Fleinmüthigen Wilden lieferten ihn gewöhnlich freiwillig aus. Man ftrafte ven 
Flüchtling durch Prügel, und legte ihm ſchwere Eifenflöge an die Beine, in denen er zum 
Schreden der Gefährten einhergehen mußte. ine foldhe Flucht ereignete fih nur höchſt felten. 
Die Lage der Miflionsindianer fonnte man freilich als vollftändige Sklaverei bezeichnen ; allein 
die californiihen Wilden ſchienen durchaus damit zufrieden. Ihre Arbeiten waren keineswegs 
anjtrengend ; Spiele, denen fie leivenfhaftlic ergeben, wurden geduldet ; der abhängige Zuftand 
entſprach ihrer natürliben Trägbeit und ungewöhnlichen Mangel an Unabhängigkeitsſinn. 
Trotz der leidlihen Verpflegung waren die Miſſionsindianer körperlich ſchwächlich; bei all ihrem 
fogenannten Chriſtenthum und technischen Bertigkeiten blieb ihr Verſtand unentwidelt; man 
kann fie kaum als menschliche Weſen betradten. Der Schmuz, welcher ungeachtet aller Bes 
mühungen der Väter innerhalb der Hütten herrfchte, und der Mangel an freier Bewegung er= 
zeugten vielfältige Krankheiten. Auch grafiirte Syphilis in einem furdtbaren Grade. Die 
Sterblichkeit in den Miffionen erwies ſich meift jehr groß. Bringt man das tiefe Elend und die 
niedrige Natur des californifhen Wilden in Anſchlag, jo muß man, abgejehen von jenen Übel⸗ 
ftänden, anerfennen, daß die Miffionen in ihrer unermeßlich Ihwierigen Aufgabe Erſtaunliches 
geleiftet haben. Und mas man auch gegen das Syſtem diefer Mönche ſelbſt einwenden mag, in 
feiner praftiihen Ausführung entwidelten jie die bewunderungswürbdigfte Humanität, Thätig- 
feit, Ausdauer, Mäßigung und Umſicht. Bei ihrer völlig unumſchränkten und uncontrolirten 
Macht finden wir faum ein Beifpiel des Misbrauchs derfelben, mol aber viele Thatjachen, 
welche von der höchſten Uneigennügigfeit zeugen. Freilih muß man bei diefer vortheilgaften 
Schilderung bevenfen, daß wir die Geſchichte dieſer Miffionen blos nad ihren eigenen Berichten 
ſchreiben fönnen. 

Die Kosreifung Mericos vor Spanien hat diefe patriarchaliſchen Zuftände völlig um— 
geftaltet. Galifgrnien wurbeein Territorium oder Gebiet ver neuen Nepublif, und die dem Mutter 
lande und dem PBapfte anhänglihen Miflionen — fie widerjegten jih allen Neuerungen — 
wurden nad und nad eingezogen, Ihre Ländereien wurden durch ein Gefeg (Merico, 19. Aug. 
1833) für Staatdeigenthum erklärt; die 1857 in Obercalifornien noch nicht verfauften Güter, 
und ed waren jehr viele, hat man der römiſch-katholiſchen Kirche zurückgegeben. Die Indianer, 
ledig der Zucht ihrer geiftlihen und weltlihen Dbern, arbeiteten von nun an nit mehr und 
begingen große Ausſchweifungen. Die Rothhäute find der Eivilifation unfähig; ſie müffen 
verihwinden ; je früher, deſto beffer für die nachrückende kaukaſiſche Raſſe und ver fortſchreiten— 
den Menjchheit. Jene californifhen Indianer, fagt ein deutſcher Mifjionar, jind Leute ohne 
Religion und bürgerliche Ordnung, ohne Regierung und Gejege, ohne Ehre und Scham, 
ohne Kleidung und Wohnung. Sie reden von nichts anderm ald von Eſſen und ähnlichen 
Dingen, weldye vem Menſchen gemein find mit dem Vieh. Gin getreues Abbild diefer thieri— 
fen Zuftände find ihre Spraden. Sie haben nur Wörter für Dinge, welche Leib haben und 
unter die Sinne fallen. Kür menſchliche Gefühle, für vernünftige Ginrihtungen, für Tugenden 
und Lafter werden feine Ausprüde vorgefunden. Solde Thiere in Menjchengeftalt haben Fein 
Anrecht auf die Länder, worin fie, gleichwie das übrige Wild, nur herumftreifen. Und melde 
herrlichen und wichtigen Länder waren ihnen nicht zugefallen! Sind doch Galifornien und die 
andern Gemarfungen längs des nördlichen Stillen Ocean nicht blo8 wegen ihrer innern Bes 
fhaffenheit, twegen ihres Reichthums und ihrer Fruchtbarkeit, jondern ſchon durd ihre Welt- 
ftellung als Bindeglievder zwiichen Welten und Often von groper Wichtigkeit. An ihnen hängt 
der Fortſchritt, die Entwidelung, der innigere Verband der Menjchen untereinander im großen 
und ganzen, 
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Die Idee, den aſiatiſchen Handelöverfehr über Norvamerifa zu leiten, ift nicht neu; fie 
flammt, wie wir geiehen haben, bereitö aus dem 15. und 16. Jahrhundert und wurde gleich in 
den erften Jahren der norbamerifanifchen Union wieder aufgenommen. Den Gngländern 
waren dieſe Beftrebungen nicht entgangen. Auch fie erkannten die Wichtigkeit jener weſtöſtlichen 
Länder in der fünftigen Weltentwidelung. "Sie haben alles aufgeboten, um die Norb- 
amerifaner zu hindern, fi in jenen Gegenden von Oregon weiter herab nach Süden auszu: 
dehnen. Died war insbejondere in Obercalifornien der Ball, mo ſich feit ver Losreißung 
Mericod von Spanien eine Menge Amerifaner anfällig machten. Gin irifcher katholiſcher 
Geiftliher, Macnamara, follte dort unter britiſchem Schuge mehrere Anfievelungen feiner 
Landsleute gründen. Macnamara ſuchte die religiöfen Vorurtheile der Mericaner zu feinem 
Vortheil auszubeuten. „Sie möchten ihm das Land überlaffen, fonft fei e8 materiell und geiftig 
untettbar verloren; es fiele jicherli in die Hände jener nordamerikaniſchen Keger. Dann 
würden die methodiftiichen Wölfe die rechtgläubige Kirche zu Grunde richten.” Die mericanifche 
Regierung überließ dem Geiftlihen an 3000 Leguas im Gevierte im reihen Thale San-Joa— 
quim, mit Santa: Barbara, Monterey und San:Francidco, zum Behufe feiner Anſiedelungen. 
Bevor aber diefe Schenkung ausgeführt werden fonnte, brach der Krieg zwiſchen Nordamerika 
und Merico aus, welcher bald die ganze Lage Californiens vollkommen veränderte. 

Fremont hatte (Mai 1845) feine Entdeckungsreiſe nah dem „fernen Weiten‘ angetreten. 
Die Feindſeligkeiten mit Merico waren noch nicht ausgebrodhen; fie ſchienen jedoch uns 
vermeidlich ; die bereit vollendete Thatſache der Ginfügung von Terad mußte als Krieges 
erflärung gelten. Dem kühnen Reijenden wurde ein Bote nachgeſandt, mit dem mündlichen 
Auftrage, die Bewegungen in Obercalifornien,, namentlich die fremder Mächte, genau zu über- 
wachen und die Einwohner in aller Weije den Vereinigten Staaten zu befreunven. Fremont 
nahm feinen Aufenthalt in dem Sacramentothale, um die Bewegungen und Greigniffe zu über: 
wachen. Es zeigte jih bald, dab Vorkehrungen im Gange waren, zum großen Nachtheil der 
Union, Die amerifanifhen Anſiedler, jo mwenigftend wird vom Schwiegervater Fremont's, 
dem wahrhaftigen Senator Benton, berichtet Y), jollten vertrieben oder ermordet werben; die 
Staatsländereien an britifche Unterthanen verfchenft und Californien unter engliihen Schug 
geftellt werden. Dann wäre Oregon im Norden und Süden von englifhen Beligungen eins 
gejhloffen und eine Erweiterung der Vereinigten Staaten längs des Stillen Ocean unmöglich 
fein. Die Engländer und Mericaner warteten nur auf die Anfunft ver Flotte, welche ſich bei 
Mapatlan fammelte, um offen heraudzutreten. Fremont war ſchnell entſchloſſen; er ftellte ſich 
an die Spige feiner Landsleute und einiger unzufriedener Infaflen. „Die mexicaniſche Re: 
gierung müſſe geftürzt und die Unabhängigkeit Galiforniensd erflärt werden.‘ Das Unter: 
nehmen ift innerhalb 30 Tagen zu Stande gefonmen; die, ſeitdem Drafe die Küften befuchte 
und Neualbion nannte, fortwuchernden englifhen Plane haben für immer ihre Bejeitigung 
erhalten. 

Nah wenigen Tagen erihien der amerifaniihe Commodore Sloat, nahm Monterey 
(7. Juli 1856) mit Gewalt und [ud Fremont zu einer Unterredung ein. Sloat, hörend, daß 
Fremont und Genoflen obne Auftrag von jeiten der Gentralvegierung gehandelt haben, warb 
beftürzt und fürdhtete große Verantwortung. Der Commodore hatte nämlich vorausgeſetzt, die 
andern Amerikaner hätten Vollmacht zu Feindfeligfeiten und deshalb mitten im Frieden — die 
Kriegserflärung gegen Merico war zu der Zeit in Galifornien noch nicht befannt — Monterey 
beihoffen und weggenommen, Commodore Stodton hatte bereit$ den Oberbefehl übernonmen, 
ald der britijche Admiral Seymour (16. Juli) mit einem zahlreihen Geſchwader, wie niemals 
zuvor eines erſchienen im Stillen Dcean, erfchien, um die geheimen Aufträge feiner Regierung 
zu vollziehen. Zu jpät! Auf der Eitadelle von Monterey flatterte das Sternenbanner, das 
amerifanifche Geſchwader lag im Hafen und Fremont's Schügen bezogen da und dort die Was 
hen. Nach Bekanntgabe ver Kriegderflärung vollendeten Stodton, Fremont und die andern 
. mit geringer Mühe die Eroberung des ganzen Landes Ober: und Untercalifornien. Das 
Schickſal Obercaliforniend wurbe durch zwei Gefechte, vorzüglich durd das am 8. Juni 1847 
entſchieden. Die Mericaner mußten ſich zurücziehen, und das Yand blieb im Beſitz der Ameri= 
kaner. Früher hatten die Aufſtändiſchen das Bild eines californifhen Büren zu ihrem Wappen 
genommen. Der weiße, in Californien einheimifche Bär ragt hervor durch Muth und Stärfe; 
niemals weicht er einem Feinde; verwundet fämpft er mit großer Kraft und furchtbarer Wilds 


1) Tbirty years view (Neuyorf 1856), II, 691. 
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beit, bis das äußerft zähe Leben zu Ende geht umd das Thier, mild heruniblitzend, zuſammen- 
flürzt. Jetzt befeitigten die Amerikaner dieſes Banier und erhoben das Unionsbanner, dem 
fpäter das befondere Wappen — die auß dem Haupte Jupiter’d emporfteigende gewaffnete Mi- 
nerva — hinzugefügt wurde. 

Gleich nad Ausbruch des Krieges erhielt General Kearney den geheimen Auftrag, Neu: 
merico zu nehmen, und dann weiter nach Obercalifornien zu ziehen, und auch dieſes Land zu 
gewinnen. in bleibender Beſitz war damals bereits zu Waſhington beichloflen. Kearneo 
folle den Einwohnern verjichern, jie würden eine freie Verfaffung, gleichwie die andern Staaten 
der Union, erhalten; jie könnten fi jelbit regieren und im allen Dingen nach Belieben ver: 
fahren. Neumerico wurde ohne Blutvergießen durch VBerrath genommen, und Galifornien war 
bereits, ald Kearney dahin gelangte, in amerifanifchen Händen. Vermöge feiner Vollmachten 
übernahm der General den Dberbefehl , jowol in den militäriichen wie in bürgerliden An— 
gelegenheiten. Von Fremont follte Feine Rede mehr fein. Diefer hatte fib durch fein tüchtiges 
Weſen zur Offizieröftelle emporgeihtwungen. Noch mehr! Der junge Mann erfreute ſich eines 
großen wohlverdienten Rufes in allen civiliftiuten Ländern. Died konnten ihm die zu Weit: 
Point geihulten Offiziere nicht vergeben, jowenig die von unten. herauf gefchulten Gelehrten. 
Große, hervorragende und unabhängige Männer, die jo geworden durch fich ſelbſt, mit Uber: 
gehung der herfömmlichen Weilen, waren und jind zu allen Zeiten verhaßt den regelrecht Auf— 
wachſenden. Iſt doch ſchon ihr Dafein allein ein Hohn den beſtehenden Einrichtungen, ein Vor— 
wurf den jahrelangen Verſäumniſſen während des Schneifenganges in ver Schule. Man ſucht 
die Männer folder Art zu drüden, ihnen manderlei formale Hinderniffe und Anklagen in den 
Meg zu werfen, So iſt's auch Fremont ergangen, Der Eroberer Galiforniend wurde von 
General Kearney unter allerlei nichtigen Bormänden und von geheimen Feinden gejchmiedeten 
Anklagen der Empörung bezichtigt, ald Oefangener nah Wafhington gelandt, dort von einem 
Kriegögerichte jhuldig befunden und in milder Berüdjihtigung blos zur Dienftentlaffung ver: 
urtheilt. Die Begnavdigung des Präſidenten Pol hat Fremont zurücgewiefen. „Ih gebe 
meine Entlaſſung“, jhrieb der ausgezeichnete Mann (17. Febr. 1848), „weil ich mic feines 
Vergehens ſchuldig weiß; ich habe nichts gethan, um fold ein kriegsrechtliches Urtheil zu ver— 
dienen; deshalb Fann ich auch die Gnade des Präſidenten nicht annehmen ; ich würde hiermit Die 
Gerechtigkeit des Urtheils, die Gerechtigkeit meiner Schuld bekennen. 

Die allentbalben gejhlagenen Mericaner wünſchten — mochten die Broingungen nod fo 
bart lauten — Frieden zu erhalten. Vor allem war died bei der mädtigiten und reichiten 
Klaſſe des Staats, bei der Beiftlichfeit, der Fall, welche mit Schaudern ven Samen des Keger: 
regiments auögeftreut ſah im Lande. Es verbreiteten fih nämlich die Amerikaner über alle 
Gemarkungen ver Republik, verfündeten Gelege und jchufen eine ganz neue Ordnung der 
Dinge, im der Weife, ald wenn Merico ſchon zu ihren Stantenbunde gebörte. Die Union ließ 
ih zum Frieden geneigt finden. Nach furzen Verhandlungen ift er am 2. Febr. 1848 zu 
Guadelupe-Hidalgo Ichnell zu Stande gefommen, und zwar in Betracht der Umſtände, unter 
höchſt günftigen Bedingungen für das aus dem Felde geichlagene, zerrüttete und verarnite 
Merico. Die ſüdliche Linie von Texas ward als Grenze angenommen, und den Amerikanern 
verblieben Neumerico und Obercalifornien. Untercalifornien und die andern Groberungen 
murden zurücgegeben. Kür die abgetretenen Länder erbielt Mexico 15 Mil. Doll. Hierzu 
übernahm die Regierung von Waſhington auch die Bezahlung aller Schulvforderungen und 
andern Anſprüche der Unionsbürger an Merico, welche auf 34/, Mill. ih belaufen modten. 
Mexico verpflichtete ſich hingegen, alle feine Macht aufzubieten, um Die Ginfälle der-Indianer 
an jeiner Nordgrenze zu hindern. Der Vertrag iſt mit einigen geringen Anderungen zu Wa— 
ſhington (10. März 1848) ratificirt worden, und bald darauf vom Präfidenten Peüa y Peña 
und dem zu Dueretaro verfammelten Congreſſe (25. Mai 1848). Vier Monate vorher (Ja— 
nuar 1848) find ſchon die erften Goldfunde auf den Beligungen des ſchweizeriſchen Haupt— 
mannd Sutter gemacht worden. Sutter ftand urfprünglih in franzöjifch = bourbonifchen 
Dienften. Nach der Julirevolution ging er nach Amerifa und wendete jih 1838 vom Staate 
Miffouri nah Ealifornien. Sutter erhielt von dev mericanifhen Regierung, auf der nörblichen 
Seite des Sarramento, viele Ländereien angewieſen, wo er fich eine Behauſung einrichtete, die er 
Neuhelvetia nannte. In dev Nübe vieler Nieverlaffung (38° 33' 45” nördl.Br., 121° 20° 5” 
weftl. 2.) find bei Gelegenheit des Baneseiner Schneidemühle Die erſten Goldfunde gemacht worden. 
Höchſt wahrſcheinlich ift diefer Reichthum jhon den Mifjionaren befannt gewefen, fie mögen ihn 
vor der ſpaniſch-⸗ mexicaniſchen Regierung verheimlicht haben. Dies ift ihnen wenigftend wieder: 
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Holt zum Vorwurf gemacht worden. „Aus den Erträgniffen Varaguays“, fagt ein fpanifcher 
Säriftfteller, „iſt jährlich eine Million Doflard nah Rom gegangen. Wieviele Millionen mögen 
nit von dem überaus reihen Galifornien dahin geflöffen fein!?) Sutter lebte fpäter und jet 
noch ald unbemittelter Mann auf feinem Landgute Hod- Farm, unweit Sacramento, und der 
erfte Entdecker des Goldes, ein gewiſſer Marfchall, zog mehrere Jahre arm und heimatlos im 
Lande umber. So erzählen die Berfafler der Jahrbücher von San-Francisco.3) 

Die Geſchichte Californiens, während der legten zehn Jahre, ift denkwürdig und folgenreich 
im hoben Grade. Hier fann man lernen, wie die Angelſachſen, mitten unter taufenderlei Wirr— 
niffen und Unorpnungen, Staaten, Geſetzlichkeit, Ordnung, wenn aud vor der Hand blos eine 
mangelhafte, begründen. Es iſt ein erhabenes, ein einziges Schaufpiel in der ganzen Welt: 
geſchichte; nur die Fabelhafte Gründung und das Emporwachſen Roms aus zufammengelaufenen 
Rotten vermag hiermit einigermaßen verglichen zu werden. Bine ausführliche Darftellung wäre 
bier nicht amı Plage; wir fönnen blos einige leitende Thatfahen und Greigniffe hervorheben. 
Sobald die Goldfunde ruhbar geworden, hat ſich dort das Gejindel dreier Welttheile, aus 
Amerifa, aus Guropa und Afien zufanımengefunden. Die geringe Bevölkerung Obercalis 
forniend, welche zur Zeit der Feflfegung der Amerikaner, die Spanier und balbeivilifirten 
Indianer zujammengenommen, feine 24000 Seelen betrug, ift fchnell und riejenhaft 
emporgewachlen. Die Einwanderung während der Jahre 1848. — 49 Toll fih zwiſchen 
40—50000 Seelen belaufen haben. In gleihem Maße ift Näubertbum und Mordweſen 
emporgeſchoſſen. Die jpaniich= mericanifhen Gefege waren unverftändlih und unzureichend; 
eine gedruckte Sammlung derfelben fonnte überdies im Lande nicht aufgefunden werden. Die 
Gerichtsbehörden waren unwiſſend und Fäuflich; wollten fie auch einmal einfchreiten , fo wurden ” 
ſie machtlos befunden. Da ift eine Anzahl tüchtiger Männer zufammengetreten; fie halfen ſich 
jelbft, und jo hat ihnen aud) Gott geholfen. Mit Genehmigung des Generals Riley, welcher 
Kearney in der Statthalterichaft Obercaliforniend folgte, wurden Wahlen zu einer conftituiren= 
den Verſammlung ausgejchrieben ; fie ift nach wenigen Wochen zufammengetreten und hat 
während ver Monate September und Dectober 1849 eine Verfaſſung, vorzüglich nad) dem Mu: 
fer jener ves Staates von Neuvorf, berathen und beſchloſſen. Die Beziehungen ver Bewohner 
Californiens zu ihrem frühern Souverän, ſchrieb Statthalter Niley bereitd von Monterey am 
30. Juni 1849 nad Waſhiugton, haben aufgehört. Neue find entftanden zwiſchen ihnen und 
dem Staate, welcher das Land erworben. Die bloße Thatjache der Übergabe bat ven Gehorſam 
der Einwohner, melde in der Heimat bleiben, zur Folge. Die ftaatlihen Verhältniſſe find ges 
ändert, vie bürgerlichen, der beftehende Verkehr und vie Stellung der Gimvohner zueinander 
bleiben jedoch in Kraft, bis fie durch die neue Macht eine Anderung erfabren. Um ſolch eine 
Macht, um eine neue Staatsorganifation zu fhaffen, zu dem Ende mögen die vom Volke ge: 
wäblten Abgeordneten zufammentreten. „Einige Beitinmungen diefer, in fo furzer Zeit ge: 
Ihaffenen Berfaflung iind denkwürdig und folgenreih im hohen Grade.’ Weder Sklaverei noch 
Arbeitszwang, ausgenommen für Verbrechen , darf jemals im Staate Californien ftattfinden. 
Lotterien und der Verkauf von Lotterieloſen find nicht geltattet; Banken dürfen nicht errichtet, 
Banfnoten und anderes ald Geld cireulivendes Papier nicht anägegeben werden. Duelle find 
verboten, und dieStaatsichulden follen, obne-befondere Genehmigung des Volks, 300000 Dollard 
nicht überfteigen. Deſſenungeachtet haben fpäter leichtfinnige und gefeglofe Legislaturen mehr 
als drei Miltionen Schulden aufgenommen. Das californifhe Volk war ehrlicd und einfichtsvoll 
genug, die ungefeglihen Obligationen nachträglich CHerbit 1857) anzuerkennen, 

Gemäß dieſer neuen, von Wolfe und dem Statthalter Riley gutgeheißenen Verfaſſung 
wurden aldbald die Wahlen zur erften Legislatnr in Californien ausgeichrieben und vollzogen. 
Die Abgeorpneten verfammelten fih im Beginn des folgenden Jahres (1850), gaben Gejege 
und trafen Ginridtungen in vollfommen felbftändiger Weile. Das jpanijch = mericanifche 
Gefeg ward alsbald aufgehoben, dad gemeine, auf dem engliihen fußende Recht der Vereinigten 
Staaten eingeführt und während der folgenden Jahre, durch die jährlich zufammentretenden 
8egislaturen, mittel® einer Anzahl örtlicher Statuten, welche jet bereits acht Bände füllen, ab— 
geändert und fo den neuen Verhältniffen angepaßt. Die Unkoften der conftituwirenden Ver: 


2) Nachrichten von der amerifanifchen Halbinfel Galifornien (Manbeim 1772), ©. 178, 353. 
3) The Annales of San Francisco. By Frank Soule, John H. Gihon and James Nisbet (Neu: 
yorf 1854). . 
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fammlung hat General Riley, ohne irgendeine Vollmacht hierzu von feiner Regierung zu haben, 
aus den Geldern der Gentralregierung geleiftet — eine Handlung, melde erft nad einigen 
Jahren (5. Febr. 1853) vom Gongreß genehmigt wurde. *) Die Beamten im angelſächſiſchen 
Volke handeln nicht blo8 nad dem formalen Gefege; die eigene Einſicht, die freiwillig über- 
nommene perſönliche Verantwortung gibt ihnen am Ende die Rihtihnur und die Tragweite 
ihres Benehmens. 

Ungeachtet mehrerer Unregelmäßigkeiten beim Zuſammentritt der conſtituirenden Ver— 
ſammlung, ſowie bei der Aufrechthaltung des Grundgeſetzes, ungeachtet des Widerſpruchs der 
Sklavenpartei beeilte ſich doch der Congreß zu Waſhington, die in revolutionärer Weiſe ent— 
ſtandene Verfaſſung alsbald anzuerkennen. Schon am 9. Sept. 1850 erſcheint Obercalifornien 
als der 31. Stern im Sternenbanner der Union. Einige Tage ſpäter haben die beiden Sena— 
toren des neuen Staatd, Fremont und Gwin, ihre Sige im Senat eingenommen. Dann 
wurde auch im Gongrefje die Beftimmung getroffen (28. Sept. 1850), daß alle Geſetze der 
Union, welche nicht örtlicher Beſchaffenheit find, in Californien dieſelbe Geltung haben tollen, 
gleihwie in allen Ländern der Vereinigten Staaten.d) Sacramento, jegt die Hauptſtadt Cali— 
forniens, ift aud) ver Zeit nach die erfte Stadt ded neuen Staatd. Das erfte Haus ward im 
Januar 1849 erbaut; bereits am 27. Febr. 1850 hat Sacramento fein Charter oder Stadt: 
tet erhalten. San-Francisco, die wichtigſte Hafeuſtadt Galiforniens und aller Geſtade— 
landſchaften längs des norbweftlihen Stillen Meeres, ift, der Zeit nach, blos die zweite Stadt; 
fie bat erft pur ein Gefeß vom 15. April 1850 ihren Freibrief im neuen Staate der Union 
erhoben. Das erite Haus nady moderner Art wurde bereit? 1835 erbaut; der Beginn der 
Stadt San: Francidco datirt jedoch von der Beſitznahme Obercaliforniens durch die Amerifaner. 
Im Juli 1854 zählte die Stadt eine Bevölferung von 54000 Seelen ; fie wird jegt (Ende 1858), 
ungeachtet der großen Auswanderung nah der Vancouverinjel und dem neuen Goldlande 
Britiſch-Columbien über 55000 Einwohner haben. San-Francisco nimnıt jegt bereits diefelbe 
Stellung ein im Weſten, gleichwie Neuyorf im Often der Union. Die erfte, von dem ameri= 
kaniſchen Beiftlidien Walter Colton begründete Zeitung erfhien 1846 zu Monterey, welder 
Drt feit 1776 eine Mijlion war des Junipero Serra und bis 1847 die Kandesbauptitabt. 
„Ihe Galifornian”, wie die Zeitung bieß, wurde im folgenden Jahre nah San: Fran- 
eisco übergejiedelt und erfcheint dort feit der Zeit unter den Namen „Alta California”. Und 
ſchnell nadeinander entjtanden aus den frübern Miffionen und bei den neuen Minen mehrere 
andere Städte: Stodton, Marysville, Sandiego, Los Angelos, San: Jofe, Sonora , Benecia, 
Dafland, San: Bernardino und Erefcent Eity, und allenthalben erfcheinen ebenfall® Tagblätter 
und Zeitichriften — im ganzen über 50, worunter eine auch in chineſiſcher Sprade. 

Bei der Maſſe liederlihen Gejindeld, ver Räuber und Mörder, weldye ſich vorzüglich in 
diefen neuen Stäoten anſammelten, Fam es nicht jelten vor, daß die gewöhnlichen Gerichte nit 
ausreichten. Die Proceſſe dauerten zu lange, die Ridyter mochten fi hier und da beſtechen und 
die Öefängnipwärter für Geld einzelne Verbrecher entfliehen lajjen. Unter außerordentlichen Zus 
ftänden müfle man zu auferordentlihen Mafregeln greifen. Dies ift zu Galifornien und mol 
auch in den ältern Staaten der Union wiederholt und in mannichfaher Weife geſchehen. Die 
auf der That ergriffenen Verbrecher wurden vor ein auf der Stelle zufammentretendes Schwur— 
gericht oder Schrannengericht geftellt,, verurtheilt und hingerichtet. Dies beißt Lynchgeſetz oder. 
Lynchgericht, nach einem gewiſſen Lynch, welcher ald Grundbefiger 6) in Virginia zuerft dieſes 
formlofe Volksgericht anordnete und ausübte. Hier und da ift auch eine Art beilige Feme, 
der bewaffnete Uberwachungsausſchuß (Vigilance Committee) genannt, zufammengetreten, wel= 
her die läjligen oder verdorbenen Behörden befeitigte, jeldit die Regierung in die Hände nahm 


Mr Statutes at large and Preatics of the United States uf America (Boften 1855), X, 
1. 


5) The Statutes at large and Preatics etc., IX, 452, 521. 


6) So überfege ich das Wort Farmer, welches in Amerifa eine ganz andere Bedeutung hat ale in 
England, wo man einen Pachter, einen Lehnemann darunter verftieht. Der amerikanifche Farmer ift 
der altveutiche freie Grundholde. Die Klage Möfer's, in der Borrede zum erften Theil der „Osnabrüd: 
fchen Geſchichte“ und an andern Orten (Sämmtliche Werke, IX, 144), daß die deutſche Sprache alle die 
Worte eingebüßt hat, welche nöthig find, um die Gejchichte der Sachſen von Karl dem Großen verftänd: 
lich zu machen, gilt aud) in Betreff der Gefchichte der Sachſen in Nordamerifa. Unfere herabgewür⸗ 
digten Wörter“ Bauer, Leute, paflen nicht auf jene urfprünglic germanifchen freien Grundholden, 
welche die Träger find jenes großen und mächtigen Staatenbundes jenfeit des Alantifchen Dcean. 
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und fireng und rückſichtslos gegen die Schuldigen verfuhr. Einen Theil hat der Überwachungs⸗ 
ausſchuß aus den Gefängniſſen geholt und aufgehängt; einen andern des Landes verwieſen auf 
gewiſſe Jahre oder für alle Zeiten. „Es iſt Grundſatz in den Demokratien“, ſo ſprachen die 
Mitglieder der neuen Feme zu ihrer Vertheidigung, „daß die Mehrheit des Volks regiere. 
Treten nun die Beamten, welche überdies in trügeriſcher Weiſe ihre Stellen erhielten, abſichtlich 
der Vollziehung des Geſetzes entgegen, und laſſen die Schuldigen ſtraflos ausgehen, ſo fällt 
ihre angemaßte Gewalt wiederum dem Volke anheim, welchem ſie gewaltſam entriſſen wurde.“ 
Dieſe durch die Noth der Umſtände zu San-Francisco (1854 und 1856) hervorgerufene res 
volutionäre Einrichtung hat in mehreren öſtlichen Städten der Union, wo nicht ſelten Leben 
und Eigenthum der Bevölkerung ebenfalls im hohen Grade gefährdet iſt, vielen Anklang ge— 
funden. Verſuche zur Gründung ſolcher revolutionären Gewalten wurden mehrere gemacht; 
hier und da ſind ſie auch, wie im Mai 1858 in Neuorleans geſchehen, zu Stande gekommen. 
Dieſe neue Einrichtung, welche mit der dictatoriſchen Gewalt der Römer verglichen werden 
könnte, zeugt von neuem für die Fähigkeit der Amerikaner ſich ſelbſt zu regieren. Schon die 
Furcht vor einem ſolchen Tribunal war in mehreren größern Städten der Union von heil— 
ſamer Wirkung. 

Californien iſt gewöhnlich wegen feines Reichthums an Gold, an Queckſilber und andern edeln 
Mineralien berühmt ;jein Reichthum an Bodenerzeugniffen und Gewächſen aller Art,feine herrliche 
Viehzucht und gewerbliche Thätigkeit während ver legten Jahre ift nicht minder erftaunensmertb. 
Dies ver Grund, weshalb jegt die Goldaudfuhr nah Neuvorf nicht mehr fo bedeutend iſt wie im 
Beginnder funfziger Jahre. Californien erzeugt viele Producte, welche es früher aus der Fremde 
einführte ; Getreide und andere Gegenftände fommen jegt Jogar zur Ausfuhr, welche vor einigen 
Jahren aus den atlantifhen Staaten für große Summen bereingebradt werden mußten. Die 
Goldgewinnung hat keineswegs abgenommen ; eö bleibt hiervon nur mehr im Lande. Für diefe 
Ihatjache zeugt unter anderm auch die Minderung des Zinsfußes; man zahlte früber das Jahr 
20 — 30 von Hundert, jegt blos 10 — 12, und zu manchen Zeiten noch weniger. Die Aus— 
beute der californifhen Goldwäfdhereien und Minen muß wenigitend auf 70 Mill. Doll. 
jährlih gerechnet werden, aljo in den 10 Jahren seit der Entdeckung (Mitte 1848 bis 
Mitte 1858) auf 700 Millionen, wovon an 300 im Lande blieben. Nechnet man hierzu die 
großen Summen, welde von Auftralien, deſſen Reichthum durch californifhe Goldwäſcher 
entdeft wurde, aus dem Ural und aus Merico floffen und fließen, jo wird man das Ginfen ded 
Goldwerthes, im Verhältniß zum Silber, was mit jedem Jabre zunimmt und zunehmen muß, 
in der Natur der Dinge begründet und berechtigt finden. Auch die Erhöhung aller andern 
Werthe, die jogenannte Theuerung, hat zum Theil wenigftend in diefer Mehrung der eveln 
Metalle ihren Grund. Es jind diefelben Umftände, wie am Ausgang des 15. und im Berlauf 
des 16. Jahrhunderts nach der Entdeckung der reihen Minen in Beru und Merico. 

Die Geſchichte Galiforniens unter angelſächſiſcher Herrſchaft, ſowie jene der Staaten Loui— 
ana, Florida und Texas, dann die Zuftände des franzöſiſchen Ganada unter englifcher Hoheit; 
jeigen eine andere folgenreidhe, weltgeſchichtliche Thatſache; fie lehren die geringere Befähigung 
der Romanen, in jever Beziehung, in Handel und Betriebfamfeit, im bürgerlihen und ftaat- 
lien Zeben,, wo immer fie mit den Angelfachien in Berührung fonımen, mo immer fie mit den 
Angelfahien zufammen leben. Auch finden jih die Romanen gar unbehaglich; ſie verlaffen 
majienhaft Californien und ziehen hinab nad den mericanijhen Provinzen. Der Angelſachſe 
vermiſcht jich äußerſt jelten mit andern Raſſen, jelbft jede nähere Berührung mit ihnen wird forg- 
fam vermieden. Der Angelſachſe ijt jelbjt der Miihung mit andern Zweigen der faufafifchen 
Raſſe entgegen. Die Halbzühtigen oder Halbihlächtigen (half breed) find gar geringe an: 
geieben. Dies unter andern ein Grund, weshalb man die Ginwanderung der Ghinefen in 
Galifornien von jeher mit misliebigen Augen betrachtete, obgleich man font in aller Weile Ein— 
wohner heranzuziehen und die Bevölkerung zu mehren ſucht. Der Staat Californien, im Umfange 
gleich dem heutigen Frankreich, zählt jegt noch Feine halbe Million Seelen, Fann aber deren mes 
nigſtens 30Millionen ernähren, und wird fie imZeitenverlaufeerbalten. Schon vor einigen Jahren 
bat Statthalter Bigler, beim Beginne der neuen Legislatur (2. Jan. 1855), die völlige Aus: 
Ihliefung ver Chineſen anempfohlen. Dies ift damals nicht geihehen, und die Ghinejen fonnten 
in großen Zügen herbeifommen; jegt ſchon find fie nad Anzahl, in manden Orten und Graf: 
ſchaften, ven Angelſachſen überlegen. Nun erſchien durch die Pflicht der Selbfterhaltung der 
Ausſchluß geboten. Vermöge eines, in englifher und chineſiſcher Sprade — Geſetzes 
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der legten californifchen Legislatur, beſchloſſen am 26. April 1858, ift den Einwanderern 
chineſiſch ⸗ mongolifcher Naffe vom 1. Det. (1858) Californien ein verjchloflenes Land; 
fie follen unter Eeinerlei Bedingung mehr zugelaffen werden. Diejer Beſchluß wird jedoch 
höchſt wahrfheinlidy, wie in der That er ed ift, für ungejeglic erklärt, oder wenig— 
ſtens, unter ven beitehenven Umſtänden, wo ſo viele Galifornier nah Britiſch-Columbien aus— 
wandern, auf eine Zeit lang vertagt. Man erkennt hieraus wieder das vorwärts drängende, 
felbftiüchtige Herrfchergelüfte der Angelſachſen. Wer nit zurückweicht, wie der Indianer und 

Romane, wie der Mulatte und Meftize, ven ſucht man gewaltfam zurüdzutreiben. Die ameri— 

kaniſchen Angelſachſen wollen allein die Gebieter fein und bleiben, vom Nordpol herab bis zu ven 

patagonifchen Ebenen. Und fie werben aud), wie es jegt wenigftens den Anfchein hat, dies vor— 
geſtreckte Ziel, bevor noch das Jahrhundert zu Ende gebt, erreichen. 

K. F. Neumann. 
Calmariſche Union, ſ. Daͤnemark und Schweden. 
Calvin (Johann), nach ſeinem franzöſiſchen Familiennamen Chauvin, geb. den 10. Juli 

1509 zu Noyon in der Picardie, Sohn des Procureur fiscal Gerard E., iſt in ſtaatsrechtlichem 

Geſichtspunkt weit weniger merkwürdig durch ſeine dogmatiſche Theorie als durch ſeine Be— 

ſtrebungen, der Kirche und ihren von der Geiſtlichkeit geleiteten Presbyterien eine auch durch 

äußere Mittel mächtige Sittenherrſchaft rigoriſtiſch zuzueignen. Leider verband er damit feine 
in TIhathandlungen übergehenden Grundfäge, eine der freien Wahrbeitsforfhung wider: 
ſprechende obrigkeitlihe Kegeroerfolgung aud in die evangeliſch-proteſtantiſche Kirche zu vers 
pflanzen. Und allerdings hängen in ibm, als einem conjequenten, aber aus unrichtigen Brä: 
miſſen fließenden Denker, auch diefe Folgerungen mit dem Eigenthümlichen feiner Dogmatif, 
mit der Prädeftinationdlehre, jo zufammen, daß eben diefe neben jenen für und nit ganz un= 
beachtet bleiben darf. Die praftiihen Folgerungen, die er vorther zog und, im Gegenfag gegen 
den freijinnigern Verbeſſerer Zwingli, fait dictatorifh nur allzu lange geltend machte, werden 
nur durch Eindringen in fein Lehrſyſtem begreiflih. Sie ftehen und fallen mit dieſem. Dieſes 
Sneinandergreifen des Theologiſch-Wiſſenſchaftlichen, Kirhlih-Disciplinarifhen und Hierar- 
chiſch-PVolitiſchen des Calvinismus ind Licht zu ftellen, it um jo mehr zeitgemäß, weil gegen 
wärtig auch diejenigen Parteiführer, welche als ftreng Lutheriſche und ausſchließend Evange— 
lifhe gelten wollen, die E.’jhen Schriften weit thätiger als die Lutherifchen zu verbreiten 
ſuchen, jih an E. viel näher ald an Zwingli und Melanchthon anjchließen nnd ſelbſt von Luther 
meift nur dad vorziehen, was C. ald abfolutiftifche Hauptpunfte eines nach unbegreiflihem Gut: 
dünken feftgeftellten göttliben Weltregiments behandelt und gefteigert hat, worin aber die ver— 
ftändig gelehrtere und milder gebildete Denfart Zwingli's und Melandtbon’s und jelbft die 

Augsburgiſche Confeſſion mit dem in Luther’ Individualität oft prädominirenden Auguftinis- 

mus übereinzuftimmen fich hütete, 

C.'s Altern hatten für ihn, ald einen jüngern Sohn, frühzeitig einige Fleine Kirchen— 
präbenden zu Noyon gewonnen. Verwandte zu Baris machten ed möglich, daß er dort in Stu= 
dien der lateinischen Philologie und der Philoſophie ji auszeichnen konnte. Bald nachher aber 
ftudirte er Jurisprudenz unter Petrus Stella (BP. L'Etoile) zu Orleans und nod weiter unter 
dem berühmtern Andreas Alciatus zu Bourges. Unftveitig hatte dieſe frühe Eingewöhnung 
in dad Kanoniſche Recht und in Die gegen Kegereien und für byzantinijchsimperatorifche Ent— 
fheidungen über Orthodorie ſehr anmaßliche Gejeggebung Juſtinian's darauf vielen Einfluß, 
daß E. fpäterbin, um die Kirche ald einen theokratiſch vorherrſchenden Staat Gottes, unter ver 
Ariftofratie feiner t) Presbyterien, zu gejtalten, Neigung und Kenntniffe in ſich vereinigte und 
dieſe Fünftlich beredyneten Veranftaltungen nad feinem fhwarzblütigen Temperament mit juri- 
diſcher Strenge und Gewandtheit verwirklichte, 

Franfreih hatte auf einer firhlihen Nationalverfammlung zu Bourges feit 1438 die mei: 
ften Beſchlüſſe des Bajeler Oeneralconciliums (früher und ftandhafter als Deutſchland) benugt, 
um durch eine Sanctio pragmatica (vgl. Koch, „Sanctio pragmalica Germanorum illustrata”, 
Strasburg 1789) den übermädtigen Ginfluß päpftliher Kirhengewalt im monardiftifchen 
Sinn zu dänmen. Indireet wurde dadurch, daß jeder der franzöfiichen Biſchöfe in feinem 


1) Der Einführung einer freien Presbyterial-, Diöceſan- und Synodalverfaſſung in Baiern wurde 
es fchr hinderlich, daß Feuerbach und andere fie blos nad) dem allerdings bierodespotifchen Typus der 
C.ſchen Kirchenzucht betrachteten. In Baden hilft jenes Nepräfentativfpitem dazu, Geiftliche und 
Weltliche im Intereſſe für Kirchen: und Schulanftalten zu vereinigen, obne daß fie den Binde- und 
Löfefchlüffel dictatorifch misbrauchen fönnen. 
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Sprengel einzeln gegen Andersdenkende Nachgiebigkeit beweifen konnte und daß auch Beſchwer— 
den gegen Misbrauch bifhöflicher Gewalt nebft den redtlihen Einwirkungen der Parlamente 
möglich waren, eine freiere Bewegung der Geifter auch über kirchliche Gegenftände vorbereitet. 
Da durch Franz’ I. Begünftigung der liberalen (d. i. frei erfindenden) Künfte und fhönen Wif- 
fenfhaften noch mehr Geiftesthätigfeit erregt wurde und auf die Studien Nichtgeiftlicher eine 
geihmadvollere (elegant genannte) Denkfreibeit überging, fo fonnte die Anwendung des Selbft: 
denfens und des verbeſſerten Geſchmacks auch gegen das Unglaublidye und Geſchmackloſe man 
her dem Religiöfen beigemifchten dogmatiſchen und hiftorifchen Traditionen nicht lange aus— 
bleiben. 

C.'s Studienjahre, wo er feine Vorbereitung für ein feinen Talenten entſprechendes Em— 
vorkommen in Kirchenwürden auf ausgezeichnete Kenntniffe in ver lateinifchen und griechiſchen 
Spradye und in der gevoppelten Rechtswiſſenſchaft zu gründen fuchte, fielen gerade in die Zeit, 
wo überall eine Kirchenreformation in Haupt und Gliedern ald unentbehrlich gefühlt, von Rom 
aus aber und von römifh gubernirten Goncilien (mie das zu Konftanz ſchon bewies) nicht zu 
erwarten war. Defto lichter wurde fie durch die philologifchen und pbilofophifchen Studien der 
Humanität aus Griechen und Nömern beleuchtet und durch Dichter in den Landesſprachen volfe- 
thümlich gemacht, bis die Hoffnung, fie vermwirflichen zu fönnen, aud) in Branfreich, ſobald die 
Morgenröthe von Deutichland her fihtbar wurde, ein faft allgemeines Erwachen der Kräfte 
und der Gegenfräfte erregte. Auch des jungen GE. Gemüth wurde von der Nothwendigkeit 
vieler Berihtigungen ergriffen und bald durchdrungen. Indem er fi zu Bourges bei Meldyior 
Bolmar, einem Deutſchen aus Nottweil, im Griehifchen übte, wurde er immer näher mit den 
Ginwürfen bekannt, welche Luther erft nur gegen die bezahlbare Sündenerlaflung und die Zu— 
rehnung aus dem Schage Üüberverdienftlicher Werfe ver Heiligen audzufprehen gewagt hatte. 

Dazu hatte den auf der neuen Univerſität Wittenberg ald Lehrer und Prediger ſeit kurzem 
angeftellten jungen Auguftinereremiten, welcher ebenfalls zuerft die Rechtskunde ftubirte, zu— 
nähft die gewiflenhafte Beobachtung der ververblihen Folgen des Ablaffes in den Volksſitten, 
die er als eifriger Beichtwater mit Schreden Eennen lernte, bewogen. Zugleidy trieb ihn der Haß, 
welhen ihm fein natürlich guter Verftand gegen den die Theologie und alle Wiſſenſchaft ver— 
mwirrenden Scholaſtieismus, das ift, gegen die den gewalthabenden, beſonders kirchlichen Vor— 
urtheilen dienftbare und fie dialektiſch verfechtende Speculation, eingeflößt hatte. Er beabſich— 
tigte an der dialektiſchen Vertheidigung, mit welder die kirchlich dienftbaren Scholaftifer die 
Indulgenzen und den durch die päpftlihe Curie disponiblen Thefaurus guter Werke zu ums 
geben gewußt hatten, durch feine evidenten und echt fatirifchen 95 Disputirfüge vom 31. Dit. 
1517 in der afademifchen Welt ein Grempel zu ftatuiren und dem Lehren und Glauben der 
Iholaftifchen Philoſophie auf der neuen Univerjität den Serzftoß zu geben. An ein Reformiren 
in der Kirchenlehre war, noch nicht gedacht. 

Erft als die römische Eurie die @igennügigfeit und die dortige Hoftheologie die ſtolze Un— 
klugheit gehabt hatte, bei dieſem unrettbaren Artifel von den durch zugerednete Heiligenver— 
dienfte gegen die Gebühr auszugleihenden Sündenfhulden die Autorität des firdlichen Ober: 
bauptes zum Schuß der Scholaftif aufzubieten, und was bisher nur als gelehrte Meinung über 
den Ablaß gegolten hatte, durch eine päpftlihe Bulle (quinto Idus Novembris a. 1518) für 
eine legitimirte Kicchenlehre zu erklären, hatte ich ver bis dahin gegen den Bapft fehr demüthige 
und von dem verfeinerten Mediceer, Leo X., das Feinere hoffende Luther genöthigt gefehen, das, 
was er beim Gebrauch ded Namens Gleutherius?) empfand, vollftändiger zu werden und die 
papftliche Auslegung unbiblifher Dogmen nicht länger als authentiſch zu vefpectiren. 

Ebendadurch war er zum Aufſuchen anderer dogmatiſcher Säge für die jo umentbehrlid 
iheinende Nedkfertigung vor Gott durch jtellvertretende Genugthuung gedrungen. Und da 
Luther fi dabei, vermöge feiner Erziehung in einem Auguftinerorden, vornehmlich an des 
großen antipelagianifchen Kirchenvaterd Auguftinus nicht moraliſch, ſondern jurivifch modifi— 
eirte Theorien von Zurehnung der Erbſünde ſowol ald der abjoluten Gnade Gottes hielt, fo 





2) Wie Luther ſchon 1517, 1518 fich gern und dharafteriftifch als Frater Martinus Eleutherius 
unterzeichnete, f. in meiner afademifchen „„Gedächtnißrede über den Urfprung der Reformation aus Wifr 
fenfchaft und Gemüth, nebft Sammlung der auf Luther's Anwefenheit zu Heidelberg ſich beziehenden 
Urfunden’‘ (Heidelberg 1817), ©. 94, Nr. XIl. In diefer Darfteltung iſt zugleich gezeigt, wie vieles 
von dem Wefentlichen jeiner Kirchenreformation aus feinem ſchon vorher — begonnenen Kampfe 
gegen den Scholaſticiemus hervorging und wie er deswegen auch in der Geſchichte ber Philo ſophie als 
Negativer, praftifcher Reformator unvergeflen fein follte. 


— 


294 Calvin 


veranlaßte dies auch den E., in allem, was mit der Prädeſtinationslehre zuſammenhängt, mit 
dem individuellen Augujtinismus Luther's rigorofer zufannmenzuftinnmen, als e8 in der Folge 
bei ven Lutheranern Deutſchlands ſymboliſch und kirchlich orthodox geworden ift. 

In Branfreid wird nur allzu oft das Religiöfe, wenn aud nur zum Schein, in die poli- 
tiichen Aufregungen dieſes leicht beweglichen Volks gemiſcht. Geſchieht Died, fo wird, weil die 
an äußern Pomp des Eultus ald an eine Modeſache ſich gewöhnende Mehrzahl ver Nation eine 
glänzend figurirende Hierarchie gern anftaunt, jeder Verfuch einer prunflofern Religionsform 
nur von den fentimentalen Freunden einer einfachern Gottandächtigkeit mit ftillerer Begeifterung 
geliebt, von der unbefriedigten Menge aber nicht blos misgeadhtet, jondern aud allzu oft mit 
rohem Widerwillen zurücgeftopen. Margaretha von Valois, die einzige Schwefter Königs 
Franz I., bid 1525 an den Herzog von Alencon, 1527 aber an den König von Navarra ver: 
mählt, war durd ihre Geifteskräfte eine fähige Freundin neuer Forſchungen und unbeihränf: 
terer Ginfihten. Sie, die Verfaſſerin des „Heptaemeron“, wurde doch auch eine wigbegierige Le: 
ferin der Bibel, ließ fich gern wegen der Räthſel über Gott und Seelenunfterblidykeit in Reli: 
giondgefpräce ein und beförderte die für Philofophie und Geſchmack förderlichen Studien. Auch 
ver Lehrer des E. (und Beza), Bolmar ?), welder insgeheim Lutheraner gewejen fein foll, war 
durd fie ald Profeflor der griechiſchen Sprache nad Bourges gefommen. Und durd dieſen 
wurde der zur Kirhenreformation geneigte E. aud ihr befannt, während bereits die Sorbonne, 
als pedantifche Bertheidigerin bergebrachter Zebrmeinungen, und noch mehr die mächtige Hof: 
magnatenpartei der Guiſen, nad) der Macht, den Megenten zu regieren, trachtend, in dent Bor: 
jag, den der Neformation in Staat und Kirche ergebenen Theil ded Adels und der Gelehrten 
im Namen Gottes zu verfolgen, übereinjtimmten. 

Schon von Bourges aus hatte E. im benachbarten Linerie akatholiſch gepredigt. Nad des 
Baterd Tode ging er nad Paris und machte für jich tiefere theologifche Studien aud durd das 
Hebräifche und die ältern Kirchenväter. (Kenntniß des Syrijchen jcheinen feine Lobredner ihm, 
wie man aus vem Schluß feines Commentars über den erften Brief an die Korintber *] folgern 
muß, zu freigebig zugufchreiben!) Da der nur durch Tradition und patriftifche Autoritäten ge- 
gebene Theil ver Kirchenlehren durch die Früchte, welche fie trugen (duch Herrſchſucht des hoben 
und Genußſucht des niedern Klerus, durch Verwandlung der Religiofität in Geremonienwefen, 
durch leichte, bezahlbare Sündenvergebung u. dgl.), ſich allgemein verdächtig machte, jo begrif: 
fen die Selbftvenfenven wol, daß jie, um zu dem urjprünglicen Zwed und Inhalt des Ehriften: 
tbums den Weg zurücdzufinden, ſich unmittelbar an das Bibellefen halten müßten. Noch allzu 
wenig aber fonnten auch die Aufgeregteften bemerken, wie viel der angewohnten, längſt gebei- 
ligten Borurtheile fie zu ihrem Bibellefen mitbrachten. Daß Ablaß, Vertrauen auf Heiligen- 
verbienft, Werfheiligkeit ohne Heiligung der Geſinnung, dap eine Oberberrihaft der römiſchen 
Mutterfirche mit all ihrer weltlichen Gejtaltung nicht in dem Bibelwort zu finden ſei, war leicht 
Far. Was aber follte an die Stelle ver wegfallenden Lehrmeinungen und Kirchengeſellſchafts— 
orbnungen gejegt werden? Dirjed Aufbauen war weit [hwerer ald alles Wegräumen. Luther 
nahm meift Auguftinus zum Führer. Sclichter, gelunder Verſtand und bänglider Myſterien— 
glaube Fämpften in ihm oft mit fehr ungleihen Grfolge. Zwingli, der republifaniiche Schwei: 
zer, war mehr Kenner der Menjchen, wie ſie find, und praktifch Eluger Lehrer des Menſchlich— 
wahren. C. Fam zu feinem Bibellefen mit abfolutiftiichen Begriffen von Gott nach juftinia- 


3) Erufius, Annalium Suevicorum Dodecas Ill (Kranffurt a. M. 1596), bemerft, IX, 508, 
zum Jahre 1497: „‚Natus est Rotvilae Melchior Volmarius. Studiis etiam Parisiis operam dedit. 
Inter centum magistros designatos primum locum obtinuit. Doctor juris evasit. Graece et 
latine Tubingae docuit. Tandem Isnam profectus ibi 1561 obiit.” Zum Jahre 1556 bemerft L. XII, 
697: „Melchior Volmarus Rufus, qui graecas et latinas literas pro ducentis florenis per an- 
num docuerat utiliter, senio morbisque confectus, missionem petens a Senatu Academico, 
consecutus est decretis liberaliter ei, ut optime de schola merito, in religquum vitae tempus 
quotannis centum florenis.’ C. dedicirt ihm Genevae, Cal. Augusti 1546, feinen Gommentar 
zum zweiten Brief an die Korinther, als einem, von dem rudimentis (graecae linguae) fui imbutus, 
quae mihi majori postea adjumento forent, mit dem Beifag, daß Volmar ihn wol weiter geführt 
haben würde, wenn nicht der Tod von C.'s Vater das Studium unterbrochen hätte. Davon, daß E., 
wie Moreri behauptet, durch Volmar zu afatholifchen Überzeugungen veranlaßt worden fei, iſt in dem 
ganzen Ton diefer Dedication feine Spur. Sollte dies nur aus Vorſicht, um Volmar feiner Gefahr 
auszufegen, jo ganz umgangen worden fein? 

4) Wer nicht wußte, was Maran atha bedeute, muß vom Syriſchen nichts, umd wer fich bereden 
ließ, dab Maharamatha ſoviel als Maran atha fei, muß vom Hebräifchen wenig verftanden haben. 
C. deutet auch alles orientalifch Gedachte nach orridentalifcher Buchfläblichkeit, 
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niſch⸗despotiſchem Kirchenrecht und mit Vorurtheilen über das Grundverderben aller menſch— 
lien Kräfte, ſodaß er fogar Auguftin’s Theorie von der Gnadenwahl durch unbedingte Nepro= 
bation der Gottmisfälligen erbarmungslos überbieten zu müſſen meinte. 

Scharfſinn, Beredſamkeit und Eifer machten ihn, den Jüngling, auch zu Paris bald fo 
audgezeihnet, daß die Verfolger ſchon jegt ihn gefährdeten. Gegen diefe konnte ed wenig wir= 
fen, daß er, vierundzwanzigjährig, 1533 feines Lieblingsautord, Seneca's, Schrift „De Cle- 
mentia’ geſchmackvoll commenzirte. Zwiſchen dieſem Jahre und 1536 ift er unftet, bald zu 
Paris, bald auf der Flucht nach Baſel, bald als Familienlehrer auf vem Lande. 

Bon Strasburg aus wendete er ſich durch den erften (leider in feiner erften Geftalt nicht 
mehr bekannten) Entwurf feiner „Institutio christianae religionis” als Apologet an den feiner 
gebildeten, aber entneroten und endlich doc) bis zum Kegerverbrennen pfäffifch bethörten Franz J., 
um die damald gebrauchte diplomatiſche Ausflucht, wie wenn man nur MWiedertäufer und 
Schwärmer ald Hugenotten verfolgte, dadurd abzufchneiden, daß er in feiner die mittelalter- 
lihen Dogmen kurz und trefflich widerlegenden Präfation und dann durch eine beredte und logi— 
caliih confequente Darftellung feine im ftrengften Sinn antipelagianifchen Religionsüberzeu= 
gungen den Verfolgern vor Augen ftellte. 

Wir bemerken dieſe Lebenderfahrungen, welche E. fo frühzeitig machen mußte, weil ed um 
jo auffallenver und faft unbegreiflih wird, wie ein felbft fo vielfach verfolgter Heterodoxe bald 
nachher jelbit zum unerbittlichen Verfolger deilen, was ihm ketzeriſch fchien, werden Eonnte. 
Dahin führte die unglücklich anmaßliche, vurh Temperament und Dialektik hervorgebrachte 
Selbftüberredung von alleinfeligmahenvdenm Rechthaben über die fubtilften Lehrgeheimniſſe. 
Beza, C.'s Geiſtesvertrauter, meint in deifen Xebensbeichreibung (f. Melch. Adami „Vitae theo- 
logor. exterorum‘, 1653, ©. 67): „König Franz I., viel beffer als feine Nachfolger, ein Ge— 
Iehrtenfreund und fcharfiinniger Beurtheiler, hätte durch C.'s Zufchrift überzeugt werden 
müffen, wenn des Königs und der franzöfiichen Nation Sünden, denen ſchon der Zorn Gottes 
nahe gewefen, es zugelaflen hätten, daß er, der König, jene VBorftellungen hörte oder lad.‘ 
Nur wer dergleichen abiolutiftiiche Prädeftinationdbegriffe ind Leben überträgt, fann voraus: 
jegen, daß, was feine Verfolger thaten, fie zu ihrem Verderben thun mußten, daß aber, mad er, 
der durch Die abfolute Gnadenwahl Gottes einmal Auserwählte, alfo Alleinrehthabende, thue, 
ebenjo ein nothwendiges Werk feiner Vorberbeftimmung zur Seligfeit fein müſſe. 

Der verfolgte C. flüchtete ſich endlich nah Oberitalien zu der dem freiforfhenden Geiſte ded 
Proteſtantismus geneigten Herzogin von Ferrara, der Tochter Ludwig's XI., fühlte ſich aber 
auch dort nicht lange behaglidy und in Sicherbeit. Er wollte über Genf nad Baſel und Stras- 
burg zu dem mild wirkſamen Bucer zurückkehren. Zu Genf lehrten Wilhelm Farel und Peter 
Viret jeit Eurzem im Sinn des Proteftirend gegen unbibliihe Kircheneinrihtungen. Farel's 
Scharfblick entdeckte in dem blos durdreifenden E. einen Mann, der ein tüchtiger Mitarbeiter 
für diefen Zweck werden könnte. Da dieſer dennoch weder zur Annahme einer theologijchen 
Lehrftelle noch zum Prevdigtamt ſich bereden laffen wollte, jo erſchütterte ihn endlich nad) der 
berrifchen Art der Gläubigen jener Zeit Farel durch den Zuruf: „Je nun, wenn du alfo nur 
dih und beine freien Studien vorziehft und nicht mit und für das Werk des Herrn arbeiten 
willſt, jo verfündige ich dir im Namen des allmächtigen Gottes, daß er den, welcher mehr ſich 
jelbft als den Herrn CHriftus jucht, verfluhen wird!" Durch diefe Donnerworte ergriffen, 
wurde C. von nun an (feit dem Auguft 1536) nicht nur der eigentliche vorherrſchende Refor— 
mator in der freien Stadt Genf, fondern auch der Geiftiggewaltige, durch welchen in die Zwing— 
liſch freiere reformirte Kirchengeſellſchaft nicht allein ein alles vorherbeftimmender herrſcheriſcher 
Abſolutismus Gottes als Doyma, fondern auch eine republifaniich fcheinende, aber in der That 
äuferft oligarchiſche Kirchenzucht mit einer von furchtbaren weltlichen Folgen nicht trennbaren 
Ercommunicationsgewalt der Kirchenobern eindrang. Mit mehreren Gantonen wurden dar: 
über von Genf aus Unterhandlungen eingeleitet und diefe Hinneigung zu einem Paſtoraldo— 
minat wurde je nach ver Empfänglichfeit verfchiedener Gegenden mehr oder minder dominivend. 

C. entwarf eine „Formula christianae doctrinae” und einen furzen Katechismus und 
brachte es damit ald Lehrer an der Hochichule und als eifriger Prediger fo weit, daß gegen Ende 
ſeines erſten Jabres, den 20. Juli 1537, in einer feierlihen allgemeinen Berfammlung Senat 
und Bürgerſchaft nicht blos der Papſtmacht abfhwor, ſondern auch dagegen einen kurzen Ent= 
wurf der hriftlichen Lehre und — Kirchenzucht eidlich ald ein Grundgejeg annahm. Kaum hat 
der Menſch Feſſeln zerbrochen, fo erfünftelt ev abermals welche für andere und verwickelt ſich äu= 
gleich ſelbſt wieder in dieſelben! 
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In ſolchen Zeiten, wo das Alie nicht mehr um der Herkömmlichkeit willen verehrt wird, 
vielmehr des Irrthums in wichtigen Punkten verdächtig und überwieſen iſt, entſteht jehr natür- 
lich viel Mistrauen gegen alles Hergebrachte. Jede auch unbedeutendere Überlieferung und An— 
gewöhnung wird mit übertriebenem Eifer bezweifelt, bis fie entweder neubegründet fi geltend 
machen fann, oder der Streit dagegen bald um feiner Unwichtigkeit willen, bald wegen ftill- 
ſchweigend zugelaffener Berichtigungen einfhlummert. So nahmen viele an der Kindertaufe, 
welche von den Reformatoren beibehalten wurde, faft ebenfo großen Anftoß ald an der päpft- 
lihen Verweigerung des Kelchs im Abendmahl. Man nannte fie mit Unrecht Wiedertäufer; 
denn fie tauften nur einmal, weil fie das Taufen derer, die noch nicht glauben könnten, nicht für 
eine faframentliche Taufe anerfannten und daher erft in Jahren, wo ein durch Gründe befeftig- 
ter Religiondglaube möglich ift, taufen wollten. Unrecht hatten fie wol nicht, folange beide 
Theile nicht von der Vorausſetzung ausgingen, daß die Taufe auch als eine feierliche Aufnahme 
und Einweihung für die Ehriftengemeinde zweckmäßig fein könne, fondern dabei ſchon ein wirf: 
liches veligiöjes Glauben in dem Täufling nöthig fein follte. Daß ein ſolches Glauben bei dem 
Zaufen der Neugeborenen ftattfinde, Eonnten manche ſich nicht denfen und daher den Pädobaptis— 
mus nicht für eine faframentlihe Taufe halten, weil fie die myſteriöſe mittelalterliche Meinung, 
ald ob durch das Saframent ſchon dem Kinde ein feligmahender Glaube und heiliger Geift ein- 
gegeben würde, ald einen der Natur ver Sache entgegenftrebenveu Überglauben erkannten. 

Gegen ſolche Anabaptiften nun, welde überhaupt auch manche andere myſteriöſe Fiction 
der Vatriſtik zu bezweifeln fich die Freiheit nahmen und dafür den Hang der Menge zum Ge: 
heimnipglauben gegen ſich hatten, war es für E. nicht ſchwer, die Volksmeinung zu Genf und 
anderswo für fi zu Haben. Auch gegen Moderantiften, Nikodemiten genannt, welde im Her— 
zen anderögläubig fein und doc den Cultus der alten Kirche, gegen welden C. ald gegen Ido— 
Iolatrie ſchrieb, mitmachen zu dürfen behaupteten, mußte er um diefe Zeit leicht objiegen. Aber 
anderö war der Kampf gegen die natürlihen Feinde feiner rigorofen und alles der firhlichen 
Presbyterialgewalt unterwerfenden Kirchendisciplin und geiſtlich (nicht blos geiftig) ftrafenden 
ESittencenjur. 

Sehr recht hatte unftreitig E., wenn er darauf beftand, daß die Stadt nicht nur gegen anti= 
hriftliche Lehre, jondern aud auf hriftliches Xeben und Sittenzucht gefhrworen babe. Immer 
aber verwirrte er id hier durch das Vermiſchen des Moraliſchen und des Juriviihen. Dieſes, 
das Juridiſche, als Pflicht und Necht, Unrecht durd Strafen zu verdrängen, gebt die äußere 
Gefeggebung an und betrifit die Staatöobrigfeit, welde Ausbrüche der Unſittlichkeit, wie fie 
äußerlich beobachtet und abgeurtheilt werden fünnen, durd äußere Mittel theild verhüten, teils 
durch Strafzwang bei ven Thätern und andern zurüdprängen joll. Die Moral und Religion 
dagegen will Geiſtesrechtſchaffenheit. Sie hat die Ihaten nicht durdy irgendeine Art von Zwang, 
jondern durch überzeugende Erregung der Willigkeit für das Nechte und Gute, aljo durch innere 
Motive eindringliger Belehrung und erziehender Ermahnung, in der Wurzel zu beffern. Der 
Gott des Chriſtenthums will nicht Handlungen (Werke) ohne Überzeugung und ohne die der 
Überzeugung getreue Gefinnung. Im wollenden und denfenden Geifte will er verehrt fein. 

C. vermengte beides und unternahm es, auch ein Äußeres Strafamt zur Sache ver Neligio: 
fität und zur Aufgabe der Kirchenobern zu madhen, Dieſes drohte aufs neue den menjchlidyen 
Hang zum Herrſchen in den Gemüthern derer, melde allein Zehrer fein follen, zu erwecken, 
fheinbar zu legitimiren und jogar unvermerft eine Art von Inquijition in den protejtantijchen 
Lehrſtand einzufchieben, kurz: neben der Macht über die Gewiſſen aud) eine Zmangsgewalt, und 
zwar eine unermeßliche, in die Hände der Preöbyterialen zu legen. 

&. regulirte wol in ganz guter Abſicht die ſpeciellſte Sittenbeobachtung durch die Presby— 
terien, daher die Vorforderungen nit blos zu Ermahnungen, jondern aud zu vichterlichen 
Berweijen und Bedrohungen, und fodann ein von diefen Kirchencenforen deeretirted Abweijen 
vom Saframent des Leibes und Blutes Chrifti, ja ſogar ein Ausſchließen aus der ganzen 
Kirchengemeinſchaft. Diefe Abſchreckungsmittel gegen Sittenverderbnif anzuwenden, hielt E. 
für Pflicht der Kirche und ihrer Vorftände, ſodaß er fie in den Kirchenſtatuten janctionirt ftreng 
zur Ausübung bringen ließ, aber eben dadurch viele zur Gegengewalt reizte und feine ganze 
Wirkſamkeit aufs Spiel fegte. Sein Charakter war: aut sim, ut sum; aut non sim. 

Allerdings hatte ex für ih, daß die erften Chriſtengeſellſchaften anerfannt Lafterhafte von 
ihrer Gemeinſchaft weg: und in die übrige weltliche Geſellſchaft Hinauswiefen, ja daß man 
dieſes Greommuniciren fogar als ein „Hingeben an den Satan” (1 Kor.5, 2—5) ausfpradh, 
weil jede der neuen Gemeinden ſich als einen Theil des Gottesreichs Jeſu, des Meſſias, anjab, 
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den offenbar Lafterhaften aber als einen Sklaven des Satand, des eigentlichen — 
betrachtete. Man konnte demnach dieſen als einen Unterthan des fatanifchen Reichs dem Zus 
fand, den er fi durch feine Thaten gewählt habe, hinzugeben folgerichtig denfen. Damals 
aber war dies alles doch nur ein Mittel der Chriftengefellfchaft, von jevem, der ſich notoriſch als 
Undrift betrug, fi um ihres eigenen guten Rufs willen zurüdzuziehen und wol aud durch die 
äußern jhlimmen Folgen (1 Kor. 5, 5) auf fein Gemüth einen erfhütternden Eindruck zu 
mahen. Das Berhältnig ver Chriftianer zum übrigen Staat war aber noch nicht fo, daß der 
von ihnen Ausgeſchloſſene dadurch in feinen ftaatäbürgerlichen Verhältniſſen Schaden leiden 
mußte. Sehr viel anders ift dies, mo Staat und Kirche zugleich aus einerlei Mitgliedern be- 
ſtehen und alfo der Ausgewiefene in äußere Nachtheile verjegt würde, äußere Nachtheile aber 
nur durch richterliche Unterſuchungen juridiſch auferlegt werden Dürfen. Das von E. einge: 
führte Zurücdweijen von der Abendmahlögemeinfhaft hat ohnehin aud das Urchriſtenthum 
nicht vom Urtheil ver Gemeinde oder ihrer Vorſteher abhängig gemacht, vielmehr ausdrücklich, 
nad 1 Kor. 11, 28, der eigenen Prüfung, alfo dem Gewiflen, überlaffen. Gerade darauf aber 
bielt C. mit feinen Rigoriften, daß er ald Lehrer und Sittenbeobadhter das Abendmahl des 
Herrn denen von der Kirchenzudht ſich entfernenden Mitbürgern durchaus nicht gewähren könne. 

Genf war damals gerade noch in auffallend großer Sittenzerrüttung aus der Zeit der viele 
Familien zwietracht ſtiftenden Kriege mit Savoyen und der pfäffiſchen übermacht. E.’8 Strenge 
erſchien als den Umſtänden noch allzu wenig angemeſſen. Die Gegenpartei, den Syndikus (die 
jaährlich wählbare höchſte Magiſtratsperſon) an ihrer Spitze, bewirkte 1538 durch eine Bürger: 
verfammlung den Beſchluß, daß E., Karel und Corald innerhalb zwei Tagen die Stadt zu ver- 
laſſen hätten, weil jie das Abendmahl zu halten verweigerten. 

Dennod jiegte C.'s Standhaftigfeit. Nicht nur fand er fogleich bei vem Senat zu Strad- 
burg an der Seite von Bucer, Capito, Hedion, Niger eine afademifche Anftellung und die Ge- 
legenheit, eine franzöſiſche Kirchengemeinde nad) feinen Disciplinargrundfägen dort zu ftiften, 
durd Widerlegung des Cardinals Sadoletus, eines beredten Vertheidigers der Mittelalters- 
firhe, zunächſt den Genfern und dur andere Ausarbeitungen allgemeinhin zu nügen, auch 
1541 auf den Religionsconventen zu Worms und Regensburg perſönlich zu wirken und auf 
Melanchthon, deſſen Milde er zu benugen verftand, einen allzu impojanten Gindrud zu machen. 
Sogar den Genfern ſelbſt jchien der beharrlihe Mann fo unentbehrlich, daß fie alles anwende— 
ten, bis er den 13. Sept. 1541 wieder zu ihnen in feine frühern Amter zurücdfehrte, nunmehr 
aber natürlich mit noch weit größerm und übermächtigem Anſehen einwirkte. 

Gr ſelbſt hatte indeß durd Auslegung des Briefd an die Römer und durch weitere Bear: 
beitung feiner „Institutio‘ oder Glaubenslehre ſich noch tiefer in feine eiferne Prädeſtinations— 
lehre hineinverjegt und ihr zugleich eine gewaltige Wirkfamfeit auf den Staat und das Xeben 
sorauäbeftimmt. Denn G. war der Mann, in welchem feine Theorie unaufhaltfam in Praxis 
überging. Sein Gott, zu dem ſich der Geift C.'s gerade nach dem, was er nach feinem Maßſtab 
für Vollkommenheit hielt, erhob, hat von Ewigkeit nicht blos die freiwillige Selbftbeftimmung 
und Thätigkeit aller wollenpdenfenden Weſen und das Daſein aller für fie nöthigen Mittel ge: 
wollt und vorhergefeben. Der von E. feinem eigenen Charakter gleich gedachte Gott follte ab— 
folut aus fich ſelbſt und nur um feiner fel6ft willen einen Weltplan, eine alles Große und Kleine 
umfajlende Vorherbeftimmung feitgefegt haben, Er ließ ſodann jenen Abfoluten alle die Kräfte 
und Weſen, melde diejed unermeßliche Drama vollbringen oder ind Unendliche fort durchſpielen 
jollten, nicht nur erſchaffen und in Tätigkeit verjegen, jondern aud) fo ftellen, daß alled Gute, 
was jie wollen und vollbringen, einzig das Werk feiner Gnade fei und von ihm fomme, alles 
Böje aber und das Übel entftehe, fobald die Wollenden nicht unbedingt feinen Willen und 
Gebor gehorchten. Dffenbar tft nie ein mehr durchgreifender Abjolutismus als theologiſches 
Ideal aufgeftellt worden. 

Das Specielle davon zu prüfen wäre hier nit an der Stelle. Hier foll nur im allgemeinen 
eine Andeutung geniacht werden, daß, wenn ein foldes vorherbeftimmtes Schöpfungsdrama zu 
denken wäre, alödann das Ideal eines Gotted darin beftehen müßte, daß ebenderfelbe allum= 
fallende Geiſt vorerft all das unendlide Schaufpiel ewig nicht nur vorherwüßte, ſondern aud 
felbjt nach feinen Fleinften Theilen zum voraus unabänderlich beftimmte, alsdann dıe fpielenden 
Berkzeuge alle verwirflihte, unaufhörlid in Kraft erhielte und zur Aufführung des vorher: 
beftimmten in unabänderlihe Ordnung und Thätigfeit verfegte, aljo eigentlich ſelbſt alle Rol: 
len bewegte, zugleich aber von Ewigkeit zu Ewigfeit der allgegenwärtige Zuſchauer des vorher: 
gewußten und gewollten, immerfort ſelbſt zu Rue und nie zu beendigenden Meifterftüds 
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fein müßte. Unftreitig ift es ven Theologen darum zu thun, der Gottheit alled denkbare Voll⸗ 
kommene zuzufchreiben. Aber dergleichen undenkbare Phantafiefpiele entſtehen, wenn der nur 
allmählich denkende Menſch das, was für ihn in feiner Unvollkommenheit eine relative Voll— 
kommenheit ift, nämlich die Verftandeskraft, Plane zu machen, die Entwidelungen vorzuberei- 
ten, mitzuwirken und dem Gelungenen zu applaubiren, mit einem Wort: das Teleologifiren, 
auf den wahrhaft vollkommenen Geift überträgt, beffen Einwirkungsart nad feinem menſch— 
lihen Maßſtab zu meflen fein kann und gewiß, wie ed auch die allgemeine Erfahrung nicht an: 
ders bemerken läßt, allem Seienden die jedem eigene Krafttbätigfeit eher ſichert als jie befhränft 
und in die Uniformität eines auch für alle Geifter präftabilirten Typus einzwingt. 

Uns ift, für den ftaatsrechtlihen Gefihtäpunft, C.'s unbedingte Prädeftinationslehre oder 
theologiſcher Abſolutismus zunächit deswegen denkwürdig, weil er natürlich, da er ſich für ein 
Werkzeug dieſes zur Önade oder zur ewigen Verwerfung abjolut decretirenden Gottes hielt, 
auch feine Kirchengejeggebung diejem Mapftab gemäß vorherbeftimmte und durchzuſetzen fuchte. 
Darauf aber mußte dann auch noch jeine Theorie über den Menfchen und deſſen totale Ver— 
derbniß großen Einfluß haben. 

Dem von Gott gefhaffenen erſten Menjchenpaar jchrieb zwar C., wie er meinte, zur Ehre 
Gottes ein fo herrliches Ebenbild der Gottheit zu, daß ed nur unbegreiflich würde, wie eben 
daſſelbe dennoch ein fo leichted Verbot ihres jo freundlich anfhaubaren Schöpfers und Wohl: 
thäters jo einfältig hätte übertreten Eönnen. Aber all jene VBortrefflichkeit ver der Menſchheit 
zuerft anerſchaffenen Kräfte wird in Diefem Lehriyftem nur deswegen fo hoch vorausgeſetzt, um 
deito entjeglicher darzuftellen, daß durch eine einfältige Giferfudht auf ihres Gottes Weisheit 
und durd den Einen freilich ganz kindiſch egoiftiihen Appetit, jo verftändig wie Gott vermittelt 
des Eſſens einer Furcht werden zu können, alle Kräfte nicht nur der zwei Eſſenden, fondern ihrer 
ganzen Nahkommenfhaft in lauter Verfehrtbeit zum Böſen und Gottwidrigen verwandelt 
worben jeien, weil nämlich noch die gejammte Menjchennatur in dem einen jo berrlid ausge: 
ftatteten, aber der unglaublihen Berführung jo unverftändig ih bingebenden Menichenpaar 
zufammengefaßt und enthalten gewejen fei. Da E. num einmal die Verdorbenheit vieler Zeit: 
genofjen und die Erfahrung, daß der Menſch ſich zum Böſen leichter als zum Guten entſchließe, 
von einer uranfänglichen Zerrättung der ganzen, kaum vorher von Gott vortrefflich erſchaffenen 
Natur der Menichheit ableitete und dann diefe Erbſündhaftigkeit mit der abjoluten Prädeſting— 
tiondtheorie jpigfindig genug in Verbindung brachte, jo find uns diefe Blice in feinen dialek— 
tiſch peculativen Verftand deswegen bier unentbehrlich, um nad dem pſychologiſchen Zuſam— 
menbang Elar einzufehen, wie er, bei feinem ernten, durchgreifenden Charakter zu all jenen 
Mafregeln ausgerüftet erichien, mitteld der Kirche oder im Namen jeines abjoluten Gottes alle 
die, weldye jid überhaupt der Presbyterial- oder Synopalgewalt hingegeben hatten, wie Un— 
mündige durch die pünftlihfte, in das Privatleben einpringende vormundſchaftliche Sittenzucht 
gleihlam zu bändigen und zu diefen Kirchenzwed auch die Staatsobrigfeit nur als folgiames 
Mittel für Strafvollziehung gebrauden zu wollen. Waren einmal alle Menſchen nicht etwa 
deöwegen, meil Leichtiinn und Schlechtes zu treiben viel leichter und näher ift ald Vorbereitung, 
Anftrengung und Gewöhnung aller Kräfte für das jhwerer zu erreichende Dleibendgute, zum 
Böen geneigter, war in C.'s theologifcher Metaphyſik die an ſich unleugbare Vorneigung zu 
jenem Leichtern und die Luft Befriedigenden eine geerbte Naturverdorbenbeit, welche anders 
nicht als durd Gottes unmitrelbare Gnadenmacht bei denen, die er abſolut zur Beſſerung umd 
zum Seligwerden auderwählt hat, geiftig wiederhergeftellt und gefund gemacht werden kann, fo 
iſt ed dann wol Pflicht für die Vorfteher der Kirche Gottes, daß fie als jtrenge Pädagogen va= 
bin mit all ihren äußern und innern Mitteln wirken, damit jenen Ginflüffen der fonft oft ſich 
Schnell zurüdziehenden Gnade weniger widerſtanden werde und auch die von Gott abjolut Re: 
probirten oder der Schlechtigfeit und Verdammmiß Überlaſſenen doch den Begnadigten weniger 
Argerniß geben fönnen. 

Zweckmäßig aufs Auperfte gefteigert wurden in der kirchlichen Beredſamkeit die Schilderun: 
gen der Grundverdorbenheit des menſchlichen Herzens. Schauerlich wurden beſonders auch die 
furdtbarften Darftellungen, wie plöglid ver Zorn Gottes alle Gnade unerbittlih abwenden 
könne und, ſowie die oben angeführte Stelle über Branz I. ein Beifpiel gibt, den Reprobirten 
fogar gegen die nahen Befehrungsmittel unzugänglich made. Alles dies jollte die linterwür: 
figfeit unter E’.ihe Kirchendisciplin um fo unvermeidlicher aufnötbigen. Haft unerträg: 
lid aber mußten die äußern Beſchränkungen werden, welde C. aud feinem Syſtem zum Het: 
ſchen des Kirchlichen über das Häusliche und Bürgerliche ableitete. 
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Schon den 20. Nov. 1541 wurde zwar feine Kirchenpolizeiorpnung von Senat und Bür: 
gerſchaft als „das Joch ded Herrn‘ zum Stadt: und Staatögejeg gemadt. Uber vie, welche er 
als Mitvollzieher am meiften gewünjcht hatte, die Prediger Farel und Viret, blieben bei andern 
Gemeinden, jener zu Neuburg, diefer zu Laufanne, zwar noch ald E.'8 Freunde, aber doch mol 
feiner naben Übermacht überdrüſſig. Kein anderer Ausgezeichneter blieb neben ihm. Wer 
gegen ihn war, befam entweder ald Anabaptift oder als Libertiner dad Anatbenta. Die ge: 
wöhnlichen Ehrentitel, die er in feinen übrigens gut gefchriebenen lateinifhen Bolemifen aus: 
theilte, waren „widerbellende Hunde‘ oder „Nebulones““. Mußte doch, wer gegen ihn und 
Gott war, unfehlbar zur ewigen Neprobation präbeftinixt fein. Die Aufreigung war fo heftig, 
daß 1545 die Meinung ich verbreiten fonnte, wie wenn eine entftandene Seuche dadurch be= 
wirft wäre, daß der Satan dem Pöbel eine Verſchwörung eingehaucht Habe, die Käufer mit ver- 
giftetem Schmuz zu beftreihen. Man entvedte diefen Satansipuf durch Foltern und ſchickte 
dann die Gemarterten durch den Henfer auf ewig in die Hölle. Keine Neinigungsweife bleibt 
im abjoluten Prädeſtinatianismus confequenter. So ſehr dreht ſich das Staatsrecht nad) der— 
gleichen theoretiſchen Phantaſien. Nebenbei aber wurde im theologiſchen Federkampf nie Still- 
ftand gemacht. Wie um der Seelen Heil willen mußte wegen eined Wörtchens vom Abendmahl, 
das Jeſus nicht beftimmt hat, oder wie man vor dem Rechtſchaffenwerden vor Gott gerechtfertigt 
fein müſſe, oder über die doch ohnehin verlorene Willendfreibeit, oder darüber, ob denn die 
Adiaphora wirklich gleihgültig (adiaphoriſch) jeien u. ſ. w., visputirt, geichrieben, Konferenz 
gehalten werden, und wenn dann zu Genf oder Bern eine Glaubensformel im Heiligen Geift 
und aus dem allmählich feiner jelbft bewußt werdenden hriftlihen Bewußtſein decretirt war, fo 
fand man dies als jehr evangeliſch-chriſtlich, ſchalt aber zu gleicher Zeit darauf ald auf eine anti= 
chriſtliche Anmaßlichkeit, wenn zu Paris die Sorbonne aud) ihre Glaubensartikel ald Vorſchrift 
promulgirte. 

Bon all dieler Vielthätigfeit und Greommunicationsgewalt war nichts anderes die Folge, 
als daß der genfer Bürgerftaat immerfort in fliller und heftiger Unzufriedene getheilt war, daß 
ein Hauptgegner der E.'fhen Kirchenzucht, Perrin, bald dur die Volksſtimme (1546) zum 
Generalfapitän gewäblt, bald aber (1547) aus dem Senat geftoßen wurde, in weldem ſchon 
die Parteien die Schwerter gegeneinander zogen und die dazwiſcheneilenden geiftlihen Herren, 
mit C. au der Spige, kaum ein Blutbad unter den Vätern des Baterlandes verhindern fonnten. 
Dennod wurde im nähften Jahre (1548) Berrin wieder in feine Würden eingelegt, aber auch 
mit einer beihworenen Amneſtie — wie gewöhnlich, zu fpät — ein Verſuch gemadt. Als 1553 
einer von Perrin's Partei, Bertelier, welchen das von E. präſidirte Bresbyterium vom Abend: 
mahl ausgeſchloſſen hatte, durd den regierenden Senat losgeſprochen wurde, brach E. mit auf: 
gehobener Hand auf ver Kanzel in die Worte aus: „Ich werde mich, nad des heiligen Chryſo— 
ftomus Erempel, eher umbringen laffen, alö daß dieje meine Hand einem der (vom Preäby: 
terium) abgeurtheilten Gottesverächter das Saframent Gottes reichen follte.” Natürlich wur: 


ven bei ſolcher Widerjeglichfeit gegen die Staatsregierung die Worte Betri zur Grundlage ge: 


nommen, daß man Gott mehr gehorchen ſolle als den Menſchen. 

Das Arrogantefte war, dag aud, wer C.'s Glaubensmeinungen nicht fo ganz infallibel 
finden konnte, in Gefahr Fanı, wenigitens die Stadt räumen zu müſſen. Der Senat liep ſich 
1550 einbilden, ein übergetretener Karmelitermönd aus Paris, Hieronymus Bolſec, müpte bei 
Strafe des Staupenfhlags ihre gute Stadt meiden, weil ihm mehr Pelagianismus als Präde— 
ftinatianismus anhing. Der legtere wurde dagegen 1551 aufs neue als alleinſeligmachendes 
Symbol von dem Pajtorenconvent zu Genf decretirt, ohne Zweifel, weil fie num eben dazu prä= 
deflinirt waren. 

Sebaftian Gaftellio hatte eine für jene Zeit trefflidhe franzöjiihe und lateinifche Bibel: 
überjegung mit vieler Kenntniß verfaßt. Aber beionders in jeinem guten Latein?) Elang 
mandes nicht myjteriös und orientaliich-bilvlich genug. Gr fragte fogar, wie das Hohelied in 
den Kanon gefonmen fein fönnte, weil man vorausfegte, daß nicht blos alterthümliche, fondern 
lauter heilige Überrefte dort gefammelt fein müßten. Daß aber Caſtellio die C.'ſche Präde- 
ftinationstheorie durch eine mildere Erklärung der Pauliniſchen Stelle, Nöm. 9 (wenngleich 


5) Die lateinische Ueberſetzung erichien 1551 zu Bafel, mit einer fehr moderaten, die Neligionsvers 
folgungen rügenden Präfation an König Eduard ın England. Einen Wunfd von Goethe, daß die in 
der Bibel enthaltene Menichengefcdyichte durch Auszüge aus Jofephus in den bibliſch nicht berührten 
Zeiträumen ergänzt werden möchte, hat Gaftellio bis zum Anfange des Neuen Teſtaments hin jchon erfüllt, 
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ohne alle Hindeutung auf E.), wegzuräumen verfuchte, war nad der Anhänger Geſchrei eine 
unerträglich freche Störrigfeit. Der von C. fehr dominirte Kleinere Rath von Genf meinte 
oder wurde zu meinen bewogen, daß das Staatöregiment dergleichen Geifteägegenftände richter— 
lich zu behandeln habe, und widerlegte den feingebilbeten Forſcher — durd Landesverweiſung. 

Bis zum Abfheulichen aber ftieg dieſes anmaßlichſte Einwirken C.'s in feiner Verfolgung 
des Michael Servetus. Für die Staatsrechtsfreunde ift ed der Mühe werth, daß mir diefe den 
E. für alle Zeiten dharakterifirende Handlungsweife nah den Hauptzügen ſchildern, weil die 
Flammen, durch weldie Servet von fogenannten Proteftanten einem Huf gleih behandelt wurde, 
endlich durch wahrhaft proteftantifche DVertheidiger der freien Wahrheitöforihung über alle 
cultivirte Staaten leuchtend gemacht wurden und auch wirklich allgemeinhin fo Heil machten, 
daß wenigftend in proteftantifchen Staaten zu diefer Methode, die Ehre Gottes zu ſchützen, ſelbſt 
von den ſchleichendſten zelotifhen Delatoren nicht mehr leicht eine Anreizung gewagt werben 
kann. Servetus ift in diefem Sinn allerdings gleihfam „das Opfer für viele‘ geworben! 
Um darüber ganz Flar zu werben, müffen wir und mit wenigem die damalige Lage theologifcer, 
mit der Religion und Politik nur allzu fehr vermifchter Unterfuhungen vergegenmwärtigen. Die 
Neformatoren zu Wittenberg und Zürich hatten nichts fo fehr zu fürchten, ald daß man’ die 
Menge gegen fie und ihre den Misbräuchen entgegengefegte Proteftation durch den Schein auf: 
reizen fönnte, wie wenn fie aus Neuerungsfucht völlige Undriften geworben wären, weil man 
damals das Chriſtenthum meift nur ald Tradition der firhlichen Autoritäten kannte. Schon 
viel war ed daher gewagt, die Entſcheidung aller Goneilien bis hinauf zu den vier erften Oku— 
menifchen als unverbindlich zu verneinen. 

Hätte freilich das Licht der Geſchichte mit einem mal von den Neformatoren felbft voll genug 
erfaßt und verbreitet werden können, fo würde fonnenflar geworben fein, daß ſchon auf der er— 
ften, dem ganzen Imperium ald der Dfumene imperatoriſch geltend gemachten Zufammenfunft 
zu Nicäa der Heilige Geift in vielen der verfammelten Biſchöfe nicht ſehr repräfentirt war, da 
nad) Gelaſius Geſchichte Kap. 8 der Katehumene, Kaifer Konftantin, die Menge ihrer gegenz 
einander eingereichten Klagſchriften nicht beifer ald durd öffentliches Verbrennen bed ganzen 
Haufens zu entfchelden wußte. Auch die von ihnen feftgefegte, oder eigentlih von Athanaſius 
ald Preöbyter eindoctrinirte Dogmenformel von drei in einem Wefen jubfiftirenden gleich gött— 
lichen und doch in der Wirfungsart verſchiedenen Perſonen würde eher ald ein Bau ohne fefte 
Grundlage erfannt worden fein, wenn ſchon die Neformatoren Vorkenntniß und Muße genug 
gehabt hätten, das einzufehen, was Fuchs in feiner „Bibliothek der Kirchenverſammlungen“, 
1, 433 u. 383, zwar ſchüchtern, aber aufrichtig ausfpricht, daß nämlich von allen den Beweis— 
gründen, worauf man jene (Athanaſianiſche) Formel ftügte, jegt fait feiner in biefer Ge— 
ftalt zu brauchen ſei. Was war aber das Decretiren eines ſchweren Dogma, wenn man dafür 
nur Gründe wußte, die nicht zu jeder Zeit überzeugend bleiben ? 

Mit einem Wort. Was die mit der Reformation im großen und beſonders in praftifcher 
und politifher Beziehung befchäftigten und belafteten Hauptperjonen durchzuarbeiten nicht ver— 
mochten, eben das jegte, jobald nur das Princip des Proteftirend gegen Autorität in Glaubens— 
fachen auf den Leuchter geftellt war," andere forſchende Beifter in lebhafte Bewegung, um fofort 
zum Weitergehen Berfuche zu machen. Doch, weil diefe ſich auf das Feinere erftredten, konnten 
fie theild nur ſchwieriger in den Berihtigungen, theils nicht populär werden. Melanchthon 
allein war f&arffichtig genug 9), mit Angftlichfeit zu ahnen, was für Gärungen nod aus 


6) Außerſt merfwürbig ift es, wie Melanchthon, der noch gelehrter als Zwingli und viel affectlofer 
als Luther Forſchende, diefe Vorfchritte zum Richtigern doch nur mit Beſorgniß — weil aud) er bald» 
möglichit wieder etwas Stabiles gem gehabt hätte — vorausſah. Er ſchreibt an feinen Vertrauten, 
Gamerarins, und gerade in Beziehung auf Servet, ſchon im Februar des für diefen tragifchen Jahres 
1533 und wagt faum halb griechifch feine Ahnung, was wol zum Ausbruch nder Durchbruch fommen 
müſſe, merfen zu laffen: IIcol is Tpladog (de Trinitate) scis me semper veritum esse, fore ut 
haec aliquando erumperent! Bone Deus, quales tragoedias exeitabit haec quaestio ad poste- 
ros, el dariv undoraaıs Ö Adyas? el dartv undoracıs 1ö Ilveöpa? („Guter Gott! welch traurige 
Scyaufpiele wird bei den Nachfommen noch die Frage erweden: ob der Logos, ob der Geift als Perfo: 
nen fubfiftiren?“) Ego me refero ad illas scripturae voces, quae jubent invocare Christum (?), 
hoc est ei honorem divinitatis (?) tribuere et plenum consolationis est. Illud me pessime 
habet, cum caedem res (nämlidj die Anfichten des Servet, daß die Worte: Water, Sohn, Geiſt nur 
verſchiedene Verhältnifie der Gottheit, nicht aber gefonderte Perfonen bedeuten) agitatae sunt a Paulo 
Samosateno, nihil extare, praeter levia quaedam apud Epiphanium, unde intelligi possit, quid 
judicarint quidve secuti sint hi, qui eum damnarunt.... Im engften Vertrauen gefland alfo wol 
Melanchthon, man könne ſich mit der Autorität, daß endlich der Logos nicht blos als ewige Vernunft 
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manden Dogmenformeln entftehen würden, die ebenfalld nur auf venerirten Autoritäten be- 
ruhten und von der Einfachheit der Schrift, der einzigen echten Duelle unjerer Kenntniffe über 
den Sinn des Urchriſtenthums, abweichend, doch das zu Offenbarende in paflendern Ausprüden 
ald jene Offenbarung ſelbſt offenbar zu machen die Miene haben. Hätte mar dod nur ſogleich 
bis zu der Gemüthsruhe im Betrachten fommen können, daß alle vergleichen Verſchiedenheiten 
gewöhnlih wohlgemeinte Berfuche waren, den Vater, den Sohn und das Heiliggeiftige hoch 
genug zu verehren und dennod die Ginheit Gottes, gegen alle an unvollfommene Götter ſich 
anſchließende Bielgötterei, ald das Unentbehrlichite feitzuhalten. 

Servet's Geſchichte ift an fi und wegen ihrer Folgen jo merfwürbig, daß der ingenid- 
ſeſte Kirchengeſchichtsforſcher, der einft göttingifche Kanzler von Mosheim, fie unter dem Titel 
„Anderweitiger Verſuch einer vollftändigen und unparteiiihen Ketzergeſchichte“ (Helmſtedt 
1748) auf 500 Seiten in Quart fo vollftändig und (den philoſophiſchen Theil abgerechnet) fo 
muftermäßig durchgeprüft und dargeftellt hat, wie noch feine andere ähnlich verwidelte Par— 
ticulargeſchichte. 

Michael Serveto, geb. 1509 zu Billa-Nueva in Aragonien, war ein Spanier an Genie, 
aber au im Temperament. Gr wurde dem C., folange dieſer jelbft-verfolgt noch zu Paris 
war, jhon 1533 ald ein gegen die Arhanafianifche Art, dieſes Diyfterium denkbar zu machen, 
beftig proteftirender Neuerer bekannt. Heftig erklärte man ſich in jener Zeit wider alles, was 
man ald theologiſche Täuſchung zu enthüllen meinte, weil die Vorausjegung, daß für das 
Seligwerben der theoretijch irrthumsfreie Glaube und nicht blos das revlihe und thätige 
Glaubenwollen von Gott zur arbiträren Bedingung gemacht fei, jeden Wahrheitöfreund wegen 
der Mopifieationen des Inhalts ſeines Glaubens allzu ängftlic machen mußte. 

Servet's Geift insbeſondere war von der Klaffe, die jich gern mit vielerlei Wißbarem be— 
ſchäftigt, manche Berichtigung mehr ahnt ald zur Klarheit bringt, um fo lebhafter aber durch 
die dad Dunkel durchblitzenden Lichtftrahlen ſich irritirt fühlt. Auch er hatte Jurisprudenz ſtu— 
dirt. Zur Mediein und Theologie aber zugleich ſich abwenvend, Fam er auf jonderbare, ge: 
wiſſermaßen pantheiftiiche Ahnungen von einer Einheit geiftiger, ſich doch materiell offenbaren- 
der Kräfte. Die Geſchichte der Medicin hat (f. Sprengel im3. Thl., zweite Auflage, S.40 u. 544 
nad eigenen Unterfuhungen) zu feinem Ruhm anerfannt, daß er zuerft (1552) den fogenann= 
ten „Kleinen Blutumlauf” oder den durch die Lungen aus der redhten in die linfe Kammer des 
Herzens — (Harvey aber den allgemeinen) entvedt habe. Er juchte (j. feine „Restitutio Chri- 
stianismi L. V.“, ©. 169 der nürnberger Ausgabe von Murr, 1790) denfelben fih durch eine 
materiell wirkende Spiration oder Forthauchung zu erflären. War es ihm übel zu nehmen, 
dad er, der die Bibel mit jupernaturaliftiihsconjequentem Erwarten geoffenbarter Geheimniſſe 
la$, da wo bibliſch von einem Geift Gottes die Rede ift, ſich auch den Geift Gottes überhaupt als 
eine feine, alles durchdringende und bewegende Spirationdfraft Gottes deutete und dadurch den 
nad Geneſis 1, 3 auf dem Urgemiih (Chaos) ſchwebenden Schöpfungsgeift zu erflären ver- 
fuchte? Das Gehäſſige und ihm Verderblichſte war, daß er gegen die Formeln, welche die Spiri- 
tualität und die ewige Unvernunft (den Logos) wie perfönlich neben Gott dem Vater ſubſi— 
flirend bejchrieben, oft mit verhöhnendem Ungeftüm proteftirte. Dies aber war nody die rabuli= 
Rijhe Disputirart des Zeitalters, von welher E. ebenfo wenig frei blieb. 

Server wagte ſich in feinen intellectuellen Muthmaßungen fo weit, daß er der Vorläufer 
eined Pantheismus wurde, weldher (wie der Schleiermacher' schein den „Reden über die Religion‘) 
alles, auch die Materie, von der Spiritualität ableitet. Servet dachte ſich feine materiell wirk— 
ſame Spiritualität als die einzige Subſtanz, und als ſchon criminell angeflagter Oottesläfterer 
enthielt er gegen E. ſich eines übermüthigen Lachens nicht, da Diefer ihn in der Behauptung: 
Alles was ift, gehöre nur zu der Einen Subftanz, der göttlihen!”) ad absurdum durch die 





in Gott, fondern als eine befondere Subfiitenz oder Perfon im Einen und untheilbaren Gotteswefen 
von den Bifchöfen angenommen wurde, nicht beruhigen; man müßte vielmehr, ccht proteftantifch, ıhre 
Gründe prüfen. Dieje aber wiffe man nicht u. f. w. Daß Servet dies auch wünfdyte, nahm ihm dann 
wol Melanchthon im Herzen nicht übel, nur daß der ſpaniſche Arzt jo heftig „‚erumpirte‘‘ und durch⸗ 
brechen wollte! Können, follen denn aber alle fo leife auftretende Melandython fein? Iſt es criminell, 
dies nicht jein zu fönnen, was Luther felbit an Melanchthon oft nur belächelte ? 

T) Eervet erflärte: Hoc mibi generale est principium, ex traduce Dei orta esse omnia et 
rerum naturam esse substantialem Dei Spiritum. Calvin, Refut. errorum Serveti, ©. 703. Der 
fublimfte Verſuch, um nicht zweierlei Arten von Subftangen, eine denfende und eine ausdehubare, zu 
denfen, fondern zu fragen: ob das Ausdehnen oder Materiellfein nicht auch; eine Wirkung der denfenden « 
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Frage bringen wollte: ob denn alfo auch der Satan zu derfelben gehöre? Bon einem ſolchen 
Geiſt und Materie in Eines faffenden Pantheismus konnte E. nicht einmal begreifen, wie ihn 
ein anderer zu denken verjude. Er meinte, daß man gar feinen Gott haben könne, wenn man 
ihn nicht al& eine Athanaſianiſche Trinität von drei in einer Subftang ſubſiſtirenden Berfonen 
babe. Und dadurch, daß Servet in leidiger Eiferswuth über das aus drei Berfonen nady Atba= 
nafius beſtehende Eine Weſen bier und da fdhrieb: pro uno Deo habetis trieipitem Cerberum! 
(„ftatt des Ginen Gottes habt ihr —- Athanafianer! einen dreiföpfigen, wie Cerberus!“), fo 
war er für C. natürlich nicht blos ein blasphemer Verleger feiner menſchlichen Goncilienformel, 
fondern der göttlihen ald nur Atbanafianifch denkbaren Majeftät jelbit. 

In Wahrbeit war Servet nod mehr ald C. Supernaturalift. Er wollte es fein bis zur 
Schwärmerei und meinte nur, bis zur Apokalypſe hinaus, die Bibel, die er orientaliſch ſtudirte, 
richtiger und fogar den erften Kirchenvätern (Tertullian, Irenäus) gemäßer zu verfteben. Erft 
von der Meinung eingenommen, daß dur das Herrſchendwerden der Kirche unter Kaiſer Kon: 
ftantin I. und dem römischen Biſchof Sylvefter die Hierodespotie ald der apofalyptiihe Drache 
das reinere Urchriſtenthum zu verfolgen angefangen habe, die dort beftimmten 1260 Jahre der 
Flucht der wahren Kirche aber, von dort an gerechnet, nunmehr bald ein Ende nehmen würden, 
glaubte Servet zuverläſſig fich verpflichtet, ſelbſt auch als ein Kämpfer aus dem Heere Michael's 
bervorzudringen, weldes den Drachen mit allen in die Kirche durch ihn eingeführten Irrtbümern 
befiegen werde. In vielem Wichtigen jah er ebenso ſcharf, ald bitter er ed ausdrückte. Beides 
bewies er, zunächſt zu feinem Unglüd, in 30 Briefen, in denen ev C. von mehreren noch irrig 
behandelten Lehren mit Heftigkeit überführen wollte. Um dieje Zeit lebte er ald Arzt zu Vienne 
ohne allen Verdacht von Heterodorie unter dem Namen Billanovanud, ließ aber 1553 fein 
Syſtem unter dem Titel: „‚Restitutio Christianismi“ in der Stille jo drucken, daß er ji darin 
Servetus nannte, war jo unvorfichtig, feine Briefe, die er ald Servetus an E. gejchrieben hatte, 
anzubängen und einem Theil der abgedruckten Grenplare des Werks an Robert Stepbanus, 
den Buchhändler und Freund C.'s, der feit 1552 zu Genf war, verfaufen zu laflen, ſodaß E. 
davon leiht Kenntniß erhalten mußte. 

Zu Bienne wußte man nicht, daß der beliebte Arzt Billanovanus einerlei Berfon mit Ser: 
vet fei. Diefer wollte deswegen aud feine Originalbriefe von C, zurüd haben. Aber vergeb- 
lich. Bactijch ift vielmehr, daß ein Lyoner, Trie, welcher ſich zu Genf aufbielt, erft zu Vienne 
anzeigte, daß der Erzketzer Servet dort ald VBillanovanus lebe und vor das Kegergericht gebracht 
werden müfle, ja, daß vierzehn Tage daranf dieſer Trie von Servet's gelehrten Privatbriefen 
an E. zwanzig im April 1551 im Original an das Gericht zu Vienne ſchickte, damit Servet als 
Derfafler der ſehr ketzeriſchen Wiederherftellung des Chriſtenthums defto Schneller überwiefen 
werben Eonnte. Dieje Driginalien, woher konnte fie Trie haben als von C. jelbft? Das Urtheil 
zu Vienne jagt ausdrücklich, daß es „‚mesmes les Epitres et Escretures de la main du dit de 
Villeneufve, adressees a Mr. Jehan Calvin, prescheur de Geneve, et par le dit de Ville- 
neufve rocognues” vor jid gehabt habe. Hatte fie Trie hingeſchickt, ohne daß C. von diefem 
delatorifchen Misbrauch derjelben wußte? E. in der „Deſensio orthod. fidei” verneint dies nicht 
direct, fondern nur durdy die Wendung, wie unwahrideinlich von ihm wäre, daß er cum Papae 
satellitio in folder Bamiliarität und Gunft ftehe. Will er hierdurch mehr jagen ald dies, daß 
er nicht unmittelbar mit den katholiſchen Richtern in Gorrefpondenz war? 

Zu Bienne hatte Servet ald Arzt vanfbare Freunde. Dennoh mußte man ihn endlich auf 
jene Angabe verbaften. Man verhörte ihn zweimal, aber mit vieler Schonung. Der Vice: 
präjident des Gerichts befahl dem Gefängnifmwärter, ihm, was er an Geldwerth bei jich hätte, 
und jedermann zu ihm zu laffen. Am dritten Morgen war der Verhaftete entflohen. Erſt ven 
17. Juni fällte man auf Antrag des Procureur du Roi, als demandeur en crime d’heresie 
scandalense u. ſ. w., gegen den Entflobenen, der fid) als Servet befannt hatte, das Urtheil, 
daß er nebſt mehreren Ballen ſeiner auf ſeine Koſten bei Balthaſar Arnollet, Buchdrucker zu 
Lvon, ſoeben gedruckten Hauptſchrift: „Restitutio Christianismi“, tout vifä petit feu verbrannt 
werden follte. Daß alsdanu fünf ſolcher Bücherballen nebft einer Effigies, die ihn vorſtellen 
ſollte, à une potence expressement érigée wirklich dem Feuer geopfert wurden, konnte dem 
Geflüchteten nicht wehe thun, wenn nur indeß nicht — — 


Subſtanz, d. i. der Geiſtigkeit, ſein fünne? Spinoza nahm ein noch Hoͤheres an, indem er nicht das 
— * aus der denkenden Subſtanz vorausjegte, von welcher wir nur zweierlei Wirkungen 
wüßten, das vielfach erfcheinende Geiftige, als Denfen, und das vielfach erfcheinende Ausgedehntſein, 
als Materialität. 
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Gr jelbft, wie Beza in feinem Leben C.'s ganz prädeſtinatianiſch-fromm es ausdrüdt, fato 
quodam ®) auf der Flucht lange umhberirrend nah Genf gefommen wäre. Er wollte zwar blos 
durchreiſen 9) und hatte ſich ſchon auf dem See ein Fahrzeug in der Richtung nad) Zürich bes 
fell. Davon, daß der Fremdling zu Genf Ketzerei oder Staatsunruhe hätte verbreiten wollen, 
fam nicht einmal ein Verdacht in die Protofolle. Dennoch, wie Beza ſchreibt, „Dei providentia 
factum est“, daß er bald 10) erfannt wurbe. C. jelbft drängte einen Syndifus, den Fremden 
verhaften zu laffen. 

Nach den dortigen Geſetzen Eonnte niemand verhaftet werben, ohne daß der Anfläger fid 
ebenfalls verhaften ließ und fh, wenn er die Anklage nicht beweifen könnte, eben ver Strafe 
ausfegte, die er dem Angeklagten zugezogen hatte. (Ein merfwürbiges Schußgefeg gegen will: 
fürlihe Verhaftungen!) C.'s heiliger Eifer war fo ftarf, daß er feinen etwas unterridhteten Fa— 
mulus, Nikolaus de la Fontaine, zur Anklage auf Eriminalftrafe gegen ven Ketzer jubftituirte und 
alsdann, nachdem der Famulus feine Anklage zum Theil erwieſen hatte, durch feinen eigenen 
Bruder Anton für dieſen Gaution ftellen ließ. C. jelbft nimmt alles dies in mehreren Brie- 
fen 12) wie eine rechtliche That auf fih. Paſtoren alfo zu Genf, welde Zeter geſchrien baben 
würden, wenn die Sorbonne ſie auf einer unfhuldigen Durchreiſe duch Paris aufgegriffen 
und ald Ketzer ceriminell behandelt hätte, machten in diefem Grade gegen einen in Frankreich 
Verihonten die Kegergerichte und trieben (da E. immer mit dev Excommunication drohen 
konnte) auch ihre Staatsobrigfeit zu diefer undhriftlichen und vernunftwidrigen Glaubensinqui— 
fition. Aber aud) ein anderer Arzt, Hieronymus Boljec, in vinculis tenebatur propter causam 
praedestinationis (wegen ded Lieblingsdogma des zum Abfoluthandeln jo geneigten C.), und 
ein Faleſius (Jakob von Bourgogne, Herr von Falais und Brevam — |. Mosheim, ©. 258), 
ſonſt C.'s, Freund, in publica congregatione (— im ftrafberehtigten Bresbyterium) a Calvino 
judicatus est haereticus, weil er fih des Boljec annahm. So war, wer nicht calviniid war, 
bäretiich, durfte nicht zu Genf, durfte womöglich nicht am Leben bleiben. 

Der abominable Proceß begann vor dem nichttheologifhen Korum den 14. Aug. 1553. 
Des Nicolaus meus Griminalflage war geftellt pour les grands scandales et troubles, que 
le dit Servet a deja fait par l’espace de vingtquatre ans ou environ (?) en la Chretients 





8) Dffenbar hatte demnach Servet nicht ſehr Unrecht, wenn er 3. B. in dem Briefe an den Prediger 
Bepin zu Senf annahm, daß die Galviniften in ihrer Prädeftinationslehre eine Art von Fatum denfen 
wollten. „Pro fide vera habetis somnium fatale, Opera bona’‘, fügte er hinzu, „dicitis inanens 
picturas. Homo est vobis merus truncus et Deus servi arbitrii chimaera. Regenerationem ex 
ayua coelestem non agnoscitis sed velut fabulam babetis.... Vae vobis, vae! vae!“ (Alwoer⸗ 
ven, Hist. Serveti, S. 48). 

In ebendiefem Briefe hat Servet die Ahnung: „Mihi ob eam rem moriendum esse, certo scio, 
sed non propterea animo deficior, ut fiam discipulus similis praeceptori.” Die Ahnung berubte 
wol auf der Mahrfcheinlichfeit, dag E., da er die Briefe nicht zurücdgab, fie gegen ihn benugen werde. 

9) Dies wußte E. felbfl. In Ep. 156 an Farel fchreibt er: „Huc transire forte.cogitabat. Nec- 
dum enim scitur, quo consilio venerit. Sed, cum agnitus fuisset, retinendum putavi.‘ 

10) Beza jagt ausdrüdflih: „„Mox agnitus.” Mosheim führt (S. 251) aus Spon’s Hist. de Ge- 
neve, II, 61 an: „ll arriva à Geneve, ou il se tint cache pendant un mois, en atfendant une 
commodite pour partir‘‘, und feßt voraus, Spon habe das „un mois“ aus den Gerichtsarten. Aber 
Spon jagt auch unridytig: „‚I vint a Geneve, oü il commenga à dogmatiser‘‘, und Ya Rodhe, der 
in der Biblioth. Angl., Il, 109, aus ven Acten referirt, gibt an: „Je n'ai pu decouvrir, quel jour 
il entra dans Geneve, mais il y logea à l’Enseigne de la Rose et il avoit dessein de louer un 
bateau le lendemain, pour traverser le lac et pour se rendre a Zurich.” Bermuthlich ſetzte Spon 
aus Verfehen un mois ftatt une nuit. Was hätte Servet zu langem Aufenthalt an einem Ort, wo er 
se tenoit cache, bewegen fünnen? Längerer Aufenthalt würde als ihm zum Vorwurf gemacht in den 
Acten vorfommen. 

11) Befonders fchreibt er in Epist. ad Sulzerum (f. Calvini Epistolae, Genf 1597, ©. 294): 
„Iaudem huc malis auspiciis(!) appulsum unus e Syndicis, me auctore, in carcerem duci jus- 
sit. Neque enim dissimulo, quin officii mei duxerim, hominem plus quam obstinatum et in- 
domitum, quoad in me erat, compescere.” Was alfo etwa zu Madrid die Inquiſition für ibr 
sanctum oflicium gegen &. gehalten hätte, das glaubt diefer, den man unferer Zeit als ein Firchliches 
Glaubensmufter vorzubalten nicht müde wird, als evangelifcheproteftantifcher Geiftlicher als fein offi- 
cium vollbracht zu haben. An Freund Karel erflärt er ſich Ep. CLVI nody deutlicher: „Jam novum 
negotium habemus cum Serveto. Huc transire forte cogitabat. Necdum enim scitur, quo 
consilio venerit.' (Gegen genfer Geſetze hatte alſo der Unglückliche nichts begangen!) „Sed, cum 
agnitus fuisset, relinendum putavi. Nicolaus meus (!) ad capitale judicium, poenae talionis se 
offerens, ipsum vocavit.‘ Der Nicolaus meus wurde, quum die tertio fratrem meum sponso- 
rem dedisset, quarto absolutus. S. C.'s Ep. CLII, ©. 290. 
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pour les blasphömes, qu'il a prononce et &crit contre Dieu (?) pour les hérésies, dont il a 
infecte le monde (ungeachtet Servet nit den millionften Theil foviel Anhänger over Gegner 
hatte ald C.). Dazu aber fam dann noch, wie unpaffend und unverftändig! die Anflage pour 
les me&chantes calomnies et fausses diffamations, qu'il a publie contre les grands servi- 
teurs de Dieu et notamment contre Mr. Calvin, duquel se dit Proposant (der Nicolaus 
meus) est tenu de maintenir l'honneur, comme de son Pasteur. Dieſe Diffamationen be- 
trafen nichts ald gelehrte Discuffionen, ob C. oder Servet richtiger theologifire. Dennoch ver: 
handelte dad weltlihe Senatöforum darüber und war nad) wenigen Tagen fo inconfequent, den 
angeblich verleundeten E., welcher die Anklagepunkte 2) verfaßt hatte, felbft nebft ver übrigen 
von diefem Gewaltigen geleiteten Stadtgeiftlichfeit gegen den armen Verhafteten zur Liber: 
weifung, daß nicht E., ſondern er der Fegerifch Irrende jei, zum Disputiren und Kegermachen 
vor jich auftreten zu laffen, wo C. die wohlanftändigen Ehrentitel: impudens, impius, nebulo, 
canis, nicht außer Ubung fommen ließ. 

Kläglich ift’s, bei Mosheim, S. 155 — 230, mit der. größten Behutjamfeit in Rückſicht auf 
den Parteiführer C. entwickelt zu lefen, wie feit dem 14. Aug. 1553 der ohne Recht Verhaftete 
in jenen meift nur controvertirenden Verhören durchgequält wurde, daß er das, was er ih ganz 
anders auslegte, dem triumpbirenden Dogmatiften gegenüber für Kegerei erklären follte. Aus 
griechiſchen und lateinischen Kirchenvätern ließen die juridiſchen Richter vor ſich vebattiren, ob 
EHriftus in den erjten Jahrhunderten ald ein ewiger Sohn Gottes, oder nur feit feiner wunder: 
vollen Menjhwerdung ald ver Sohn des ewigen Gottes, in welchem Gott felbit in der Dispo— 
fition oder Qualität ald Logos erfhienen fei, geglaubt würde. Und dieſe ftets feſtgehaltene 
Differenz nebſt ver doc zur Wivderlegung dargebotenen Meinung, daß man erft Erwachſene als 
glaubensfundig taufen jollte, warn das Hauptverbrechen, um lebendig verbrannt zu werden. 
Mit Schauder lieſt man, daß dem Fremdling ein Rechtsbeiſtand abgeichlagen, daß feine Vor: 
ftellung, wie nicht der Staat, fondern nur jede Kirche ald Lehrgeſellſchaft den Anverslehrenden 
von ſich ausweiſen dürfe, nicht überlegt, daß fein Berufen auf den größern Regierungsrath ver 
Zweihundert, welcher die blutigen Gejege Kaiſer Juftinian’8 und Friedrich's ll. gegen Ketzer 
abzuweijen befugt gewejen wäre, nicht gehört wurde. Sehr natürlich flellte er var, paper ebenfo 
gut den E. und jeine bejondern Lehrmeinungen des Ketzereiverbrechens anklagen könnte. Das 
Einzige war, daß man die welt: und geiftlichen Obern von Zürih, Schaffhaufen, Bafel und 
Bern um ihr Gutdünfen befragte, während der arme Mann, der an Leibichäden litt, bis in die 
DOrtoberfälte hinein im Griminalverhaft über die fchlecdhtefte Behandlung Iamentirte. Ungeachtet 
mun felbft die Geiftlichfeiten ver verwandten Gantone nur auf weife Coercition, nicht auf Todes— 
ftrafe Hindeuteten, fo entichied fih dennoch in mehrtägigen Deliberationen zwijchen dem 18. 
und 26. Det. die Majorität ded Kleinen Rath, ayans en bonne participation de conseil avec 
nos eitoyens et ayans invoque& le nom de Dieu, gerade zur graufamften Strafe, mit feinen 
Buche lebendig verbrannt zu werden. 

Das Unglaubliche ftürzte anfangs den heftigen Spanier in laute Jammerflagen, welde C. 
für belluina stupiditas und einen Beweis anfah, daß es ihm nie mit der Religion Ernſt ges 
wejen fei. Er bat um Gnthauptung. Gr befolgte den Rath, E. (deſſen Macht er nun wol 
allzu groß dachte) ind Gefängnip kommen zu laffen und um Verzeihung zu bitten. Dieſer jelbft 
hätte zwar eine gelindere Todesart gewünfcht; aber zur Änderung des Urtheild war es jegt zu 
ſpät und €. vertheidigte nachher alles Gefchehene durch das, was er das fhamlofe Beharren in 
der Kegerei nannte, Nicht durch C.'s Überzeugungen ſich befehren zu laflen war das belei- 
digendite Grimen. 

Servet überftand (den 27. Oct. 1553, erſt 44 Jahre alt) eine halbſtündige Marter auf eine 
Tehrekliche Reife, immer nur den Sohn des ewigen Gottes anrufend. Vielen galt er alfo als 
DBlutzeuge für feine Lehre. Und das Wichtigſte in der Folge war, daf das Unrecht, kirchliche 
Kegereien ftaatsrechtlich zu beftrafen, von nun an viel ftärfer ald je und befonders in dem Ge— 


12) Nec inficior, meo consilio dietatam esse Formulam (accusationis), qua patefieret ali- 
quis in causam ingressus. Calvinii Refutatio, S. 695; und in Ep. CLII fchreibt E. jchon: „„Spero, 
capitale saliem judicium fore. Poenae vero atrocitatem remitti cupio.‘ Karel proteftirte felbft 
gegen diefe Nachgiebigfeit: „‚Quod poenae atrocitatem leniri cupis, facis amici offieium in inimi- 
cissimum tibi hominem. Sed te, quaeso, ita geras, ne temere quivis audeat, nova inferre in 
publicum dogmata et tamdiu omnia turbare impune, ut iste fecit.” Farel vergaß die Frage: wos 
durch denn er ein Recht hätte, nova dogmata nach Genf zu bringen? Eben diefen Barel gab man 
Server als Begleiter zum Feuertode, 
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genfag der aufgeflärtern Arminianer oder Nemonftranten gegen die dorbracenifchen Calviniſten 
bis zu einer fat allgemeinen Überzeugung ind Licht geftellt wurde. Man kann nichts dagegen 
jagen, ald daß E. nad feiner Überzeugung gehandelt habe. Aber eben deswegen ijt ed unſerer 
Zeit unwürbig, wenn Verſuche gemacht werden, einen Mann, der ſich aus vergleichen Verirrun— 
gen der Überzeugung in den eigenthümlichern Theilen feines Syftems ins Licht emporzuheben 
nicht vermochte, aufd neue zum Mufter 13) für evangelifche Proteftanten aufzuftellen. Wegen 
des dem Sokrates gereichten Giftbechers fühlten jich die Athenienfer bald nachher jo beichämt, 
daß von da an niemand mehr eine Anklage wegen der Religion gegen die Philojophen vorzu— 
bringen wagte. Der an Servet verübte fanatifche 14) Juſtizmord war zwar jelbft in der Schweiz 
noch nicht das legte Beifpiel diefer Art; aber dod traf bei demſelben jo viel Auffallendes zus 
jammen, daß er immer von den Vertheidigern der Toleranz und Prüfungsfreiheit ald dad war— 
nendfte Signal vorangeftellt werden fonnte, welches auch jegt noch gegen die bei den Freunden 
eined absolutum decretum der Gnadenwahl fo leicht entſtehende Verfolgungsfudht wie ein ver: 
fleinernded Meduſenhaupt wirfen muß. 

C. war nad diejer Tragödie, wie man denken fann, noch weit gefürdhteter und für feinen 
Ercommunicationdzwang und Kirhenbann heftiger. Seine Kirchendisciplin (Schade, daß dar— 
über feine vollftändige Beſchreibung befannt ift!) wurde 1555 aufs neue durch Stimmenmehrheit 
der Bürger beftätigt, auch von den vier verwandten Gantonen wenigſtens nicht mehr beftritten. 

Defto gefährlicher wurde der genfer Freiftaat von der in Frankreich vorherrſchenden Klero- 
Eratie deswegen bedroht, weil die dort und in England Verfolgten hier jo leiht Zuflucht fanden. 
Genf jollte wieder unter favoyiihe Obermadht fommen. Nur der plöglihe Tod des Königs 
Heinrich IL. zerſtörte dieſes Bündniß 1559. 

C. jelbjt Fränfelte jeit 1556 immer häufiger, Nur die enthaltjamjte Diät erhielt ihn bei 
ununterbrodenen Arbeiten, wodurd er bald gegen die aus Italien über Zürih nah Polen 
u. f. w. jich verbreitenden Antitrinitarier, bald gegen die mehr im Volkstone wider die Kirchen 
autorität (Klerofratie) jih auflehnenden Wiedertäufer, bald für feine mıyfteriöfere Abenpmahls: 
lehre felbft gegen Zwinglianer zu kämpfen nicht müde wurde. Durch eine legte Bearbeitung 
feiner lateinifchen und franzöſiſchen „Institutio christiana‘‘, welche in ven an ſich lichten Artikeln 
und in der antipapiftiihen Polemik ſich durch Klarheit auszeichnet, in den ihm eigenen Ver: 
wicelungen des abjolutiftiichen Verhältniſſes Gottes gegen die Menſchen aber um jo verwirrenz 
der ift, vollendete er fein meift auguſtiniſch-ſcholaſtiſches Syſtem, welches aud auf feine Com— 
mentare über mehrere biblifche Bücher, bejonvers bei dem Johannesevangelium (1553) und 
dem Nömerbrief Einfluß haben mußte. Im Jahre 1564 den 26. April verfammelte ſich noch 
der ganze Senat um jein Sterbebett. Er befannte beſonders, daß er ihnen wegen der Geduld 
gegen feine vehementia interdum immoderata zu danfen habe. Selbit Beza gefteht fein gal- 
lige3 15) Temperament. Er entſchlief ganz an Körperfräften erihöpft, aber immer noch geift- 
thätig, den 27. Mai, faſt fünfundfunfzigjährig. 


13) Hätten nicht die, welche den Prädeftinationslehrer zum Ideal für unfere Kirchenobern aufzus 
ftellen fuchen, zuvörderſt feine „„Defensio orthodoxae fidei de sacra Trinitate contra prodigiosos er- 
rores Michaelis Serveti Hispani, ubi ostenditur, haerelicos jure gladii coercendos esse et no- 
minatim de homine hoc tam impio juste et merito sumtum Genevae supplicium. Per Johan- 
nem Calvinum. Oliva Roberti Stephani‘ (1554) wieder neu auflegen laffen follen? Zugleich damit 
aber jollte die noch feltenere gleichzeitige Segenfchrift von Minus Gelfus Senenfts, „De Haereticis an 
sint persequendi et omning,quomodo cum eis agendum, multorum tum veterum, tum recen- 
tiorum sententiae‘, wieder richeinen. 

14) Ift es nicht fanatifch und zugleich höchft unwahr, daß Beza, C.'s intimfter Anhänger, nody in 
feinem „Leben C.'s“ ſchreibt: „Sumtum optimo jure Genevae de Serveto supplicium, non ut 
de sectario quodam, sed tanquam de monstro ex mera impietate borrendisque blasphemiis 
conflato, quibus totos annos triginta tum voce tum scripto coelum ac terram.infecerat.“ Man 
batte fich in den Verhören umfonft bemüht, auf Servet wenigitens einen Borwurf von Ausjchweifungen 
zu bringen. Er war wegen Leibesgebrecyen nicht einmal dazu fähig. Über feine Lehrmeinungen aber 
wendete er fich nicht an die Menge, fondern an Gelehrte, um durch die Discuffion feine Anfichten defto 
mehr auszubilden. z 

15) „Fuit omnino naturae ipsius temperamento o&3y0%os, quod vitium etiam auxerat labo- 
riosissimum illud vitae genus.“ Doch fei er nicht zu weit gegangen, „nisi tum commoveretur, cum 
de religionis causa agebatur, aut adversus praefractos homines ipsi negotium erat” (Adami 
Vitae theologor., 1653, S. 109). Wer folchen Meinungsdespoten nicht nachgibt, ift dann ein prae- 
fractus homo. 
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Noch mehr als bei vielen andern großen Männern wird allerdings bei C. ver Menſchen⸗ 
freund die Unvollkommenheit und Cinfeitigfeit menſchlicher Tugend und Tirhtigfeit zu be: 
Magen haben. 

Freilich darf das Urtheil über fein ewig beklagenswerthes Benehmen gegen Servet gemil- 
dert werben durch die auch in dem Neformationdzeitalter noch ſehr beſchränkten Anfichten über 
Geiſtes⸗ und Glaubensfreiheit, ſodann durch den erflärlichen doppelten Eifer der Reformatoren, 
ihre Beftrebungen nicht bis zum Unglauben und Aufgeben des Chriſtenthums ausgedehnt und 
mit demfelben verwechſelt zu fehen, und endlich dadurch, daß das ganze harakterfefte, umeigen: 
nügige unermüdlich angeftrengte Leben und Streben C.'s für feine großen Zwede die Über: 
zeugung unterftügt, ev habe ohne alles Bewußtſein von Unrecht in reinen Glaubenseifer ge- 
handelt. Aber auch bier wurzelt doch wol der übergroße Irrthum, zu deſſen Vermeidung ihn, 
bei der eigenen reformatoriihen Verwerfung fo vieler früherer Glaubenslehren nad freier 
Forſchung und Überzeugung, doppelt die reine hriftliche Liebe und Lehre hätten hinführen fol: 
Ien, in’jehr fündigen Quellen! Er hatte auch hier fiherlich, fowie fo oftmals priefterlide Wer: 
brechen und Verfehrtheiten, zur Duelle jene liebearme, leidenſchaftliche und gallige, folge, 
herrigfüchtige und unduldſame Gemüthsſtimmung und Handlungsweiſe. Mit derfelben 
Quelle und Handlungsweife hängen wol aud bei E. die großen Einfritigfeiten jener fatalifti- 
fen, despotiſchen und allzu nüchternen Anfichten von der Gottheit, von der Kirchenordnung 
und von der priefterlihen Kirhenzuct und audy das Streben nach der faft theofratiihen Herr: 
ſchaft zufanmen, an welche in unfern Zeiten der jefuitiiche Dietator Dr. Brancia wieder erinnerte. 
Wohl batte der unglüdliche Servet in feinem merkwürdigen Schreiben an den genfer Geiftlichen 
Pepin ſehr recht, daß in diefer calviniftifchen reformatoriihen Auffaſſung des Chriſtenthums, 
welche auch die Staatölehre fait gänzlich auf das Alte Teftanent gründete, das eigentliche Wefen 
des Neuen Bundes, die Herrichaft ver Liebe und der frommen fittlichen Überzeugungstreue, ftart 
der hebräiſchen tbeofratifchen Gejegesherrihaft, noch nicht richtig erfaßt war. Wahrlid, weder 
fie noch die Quellen der Neformation, die Heilige Schrift und ihre vernünftige logiſche Aus— 
legung begründen irgend die aud in ihrer Ausführung noch befonders ſcheußliche Ketzerver— 
folgung Servet's wegen des Nichtglaubend an die athanafianiſche Auffaflung der Dreieinigfeit, 
gegen welche ver wahrhaft religiöfe faft ſchwärmeriſche Servet mit ebenjo ehrlihen Waffen ge: 
kämpft hatte 16), als gegen die fataliftiihe Prädeſtinationslehre und die äußere religiöfe Ge— 
ſetzesherrſchaft. 

Aber trotz der Größe ſolcher Verirrungen ziemt es uns ebenfalls ſchwachen Sterblichen 
nicht, das Verdammungsurtheil über den Irrenden auszuſprechen, und noch weniger ſeine 
übrige ſeltene Tüchtigkeit, Tugend und großartige Wirkſamkeit zu verkennen. Selbſt große Fehler 
vergütet die Strenge des nüchternen, ſittenreinen, uneigennützigen Mannes gegen ſich ſelbſt, in 
welcher er an Bucer ſchreibt: „Ich habe keine härtern Kämpfe gegen meine Fehler, die groß und 
zahlreich ſind, als diejenigen, in welchen ich meine Ungeduld zu beſiegen ſuche. Dieſes reißen— 
den Thiers bin ich noch nicht Herr geworden.“ Mit ausgezeichneter Gelehrſamkeit, großem 
Scharfſinn, großer ſchriftſtelleriſcher und organiſatoriſcher Tüchtigkeit, noch mehr aber durch 
die größte Charakterenergie hat er Großes gewirkt. 

Dennoch aber ſind wir doppelt verpflichtet, die aus unreinen Quellen gefloſſenen Verir— 
rungen des großen Mannes ernſt zu rügen und zum warnenden Beiſpiel aufzuſtellen, da noch 
immer ſo viele, ungleich kleinere, angeblich chriſtliche Geiſtlichen an die Stelle ſegensreicher Ver— 
kündigung und Verbreitung des Reiches der göttlichen Liebe und ihrer beſeligenden und erhe— 
benden Kraft ihre hochmüthige herrſchſüchtige Prieſtergewalt, ihre verketzernde Dogmenſtrei— 
tigkeiten und Verletzungen der chriſtlich geheiligten perſönlichen Freiheit ihrer Mitbürger ſetzen, 
und durch Berufung auf die menſchlichen Verirrungen der Reformatoren zu rechtfertigen 
vermeinen. 

Gerade die wärmſten Freunde chriſtlicher Frömmigkeit müſſen dieſes doppelt beklagen in 
unſerer heutigen Zeit, in welcher ſolche Verirrungen deshalb ſo beſonders verderblich wir— 
ken, weil ſie jetzt die Menſchen in Maſſe ungleich mehr von Religion und Kirche zurückſchrecken, 
als dieſes in dem noch ungleich frömmern, weniger raiſonnirenden Zeitalter C.'s ver Fall 
war. Jetzt ſchaden dieſe Zeloten und die ſie hegenden Regierungen der Kirche und der Reli— 


16) &s ſtritt unter anderm auch mit der Logik nicht blos gegen die Einheit und Einzigkeit von 
drei abgejonderten individuellen (verfönlichen) Wefen, fondern auch gegen die gleiche Gtwigfeit 
des Sohnes wie des Baters, der doch als Vater früher, ebenfo wie der Sohn fpäter fein müſſe. 


Gamarilla 307 


giofität ungleich mehr als alle Srivolen und Materialiften. Es ift heutzutage allzu fichtlich nur 
vie Bornirtheit und Bilvungsarmuth die Hauptquelle ihrer Verirrung. Man merkt vor: 
züglih an ihr, daß jegt oft vorzugsweiſe die weniger Befähigten und Ungebilvetern ſich dem 
theologiſchen Stande widmen. 

Zu C.'s Zeiten konnte ſelbſt ſeine fataliſtiſche Prädeſtinationslehre und puritaniſche, aber 
wirklich religiöſe Strenge zum Theil außerordentlichen Aufſchwung begeiſterter Beſtrebungen 
für Staat und Kirche bewirken. Jetzt gab auch ſein einſeitiger fanatiſcher Dogmeneifer und 
ſeine harte Kirchenzucht ungleich weniger allgemeines Argerniß. Obwol auch in Genf eine 
freier geſinnte Partei, die Libertiner, längere Zeit gegen die neue, ihnen noch mehr als die 
katholiſche bedrückend ſcheinende Prieſterherrſchaft kämpften und den Reformator einmal ſogar 
nöthigten Genf zu verlaſſen, jo ſiegte er endlich doch vollſtändig und die republikaniſche Bürger: 
ihaft nahm freiwillig die Einrichtungen und Grundſätze des Zurücdberufenen und ven fiteng 
calviniſchen vriefterlihen Einfluß in jih auf. Freiwillig auch injofern, als C. nad feinen 
„Institutiones religionis christianae‘ eine von der Kirche abgejonderte jelbjtändige weltliche 
Regierung anerfaunte, welche monarchiſch, ariftofratifch over demokratisch fein fönne. Seinen 
vriefterlihen Einfluß übte er unmittelbar nur durch das firenge Kicchenregiment und die 
ſtrenge Kirchenzucht in vem aus Geiſtlichen und Laien zufammengefegten Gonjiftorium, welches 
ieden vor ſich laden und ftrafen konnte, wegen Verſäumniß von Kirche und Abendmahl oder 
wegen Unjittlichfeit oder Glaubensverlegungen jeder Art. Mittelbar freilich errichten die 
Geiſtlichen, foweit man ihren Einfluß zulieg — und diefes that man in großer Ausdehnung — 
in den Familien, und zumal bei C.'s Xebzeiten in den Beſchlüſſen der gejeßgebenven, vers 
waltenten und gerichtlihen Behörden, an welde das Gonjiftorium auch die Sachen mit Gut: 
achten abgab, für welde die Kirhenftrafen nicht genügten. Wie ftreng bier ver gejegliche 
Geſichtspunkt durchgeführt wurde, dieſes zeigen außer Servet's Fall audy andere, fo der des 
Libertiner Gruet, welder enthaquptet wurde, „weil er gottloje Briefe und unfittlihe Verſe ge— 
ihrieben und die Kirchenzucht zu ſtürzen geſucht habe’ ; jo die Verfolgung des Gelehrten Ca— 
ftellio, der die Prädeſtinationslehre beftritten hatte und ſich durch die Flucht retten mußte. Hatte 
doc die genfer Bürgerſchaft nicht blos die ſtrenge Kirchenzucht genehmigt, jondern das religiöfe 
Bekenntniß C.'s als Grundlage der Nepublif anerfannt und beihworen, und ven, der jie 
wicht annahm, ald des Bürgerrechts verluftig erklärt (1537) und jo ven religionspolitifchen 
Staat begründet. Aber e& ift nicht zu leugnen, daß das früher zum Theil ziemlich zuchtloſe und 
von Parteien zerrifiene Genf, in weldem jegt unter C.'s Einfluß ſehr viele flüchtige, aus: 
ländiſche, reiche Broteftanten eingebürgert wurden, ald ein wohlgeorbnetes, fittliched und durch 
die unter C. gegründeten gelehrten Anftalten, des Gymnaftiums und der Akademie, auch als 
ein wiffenjchaftlic ausgezeichnetes Gemeinweſen ſich entwidelte, in welchem aud die Nachtheile 
diefer Art von Priefterherrichaft, Heuchelei und religiondfeindlihe Richtungen ſehr zurüctraten. 
Yiterarifch wichtig find zunähft C.'s Schriften und aud die von Server; ferner Henry, 
„Das Leben C.'s“ (2 Bde., Hamburg 1835 — 38), und Audin, „Histoire de la vie, des ou- 
vrages et des doctrines de C.“ (pritte Auflage, 2 Bve., Varis 1845, deutich von Egger, 
Augsburg 1840—44). Auch find zu beachten: Weber, „Geſchichtliche Darftellung des Cal— 
vinismus im Verhältnig zum Staat, in Genf und Frankreich“ (Heidelberg 1836), und Hundes= 
bagen, „Über ven Ginflup des Galvinismus auf die Ideen von Staat und bürgerlicher Freiheit‘ 
(Bern 1842). . 9.6. ©. Paulus und Welder. 

Gamarilla (ihre Gefahren für nit conftitutionelle Regenten). — Gas 
marilla nennt man in Spanien die Höflingd: und Günftlingspartei, welche unter Ferdinand VII. 
jene zum Theil wenigftens geheime Negierung außer und über den verfallungsmäßigen Or: 
ganen der Staatsgewalt bildete und wovon im allgemeinen jhon in den Art.: Befchlag: 
nahme, Eabinet und Lettres de cachet die Rede war. Der Nanıe Gamarilla oder Kämmer— 
den ſtammt wahrfcheinlih von dem Gabinet neben den königlihen Sälen her, wo die Re— 
gierungsfachen mit dem vertrauten Hofgeſinde geheim verhandelt wurden. Die Sade jelbft 
oder eine geheime Hof -, Gabinetd- und Günftlingsregierung ift leider durchaus weder Spanien 
nod der Zeit Ferdinand's VII. ausſchließlich eigen, ſondern jo alt als abjolute Regierungen und 
bei unfräftigen oder ariftofratifchen ftändishen Verfaflungen aud-in diefen zuweilen zu finden. 
Schon Friedrich der Große bemerkte 68 !), daß nur jehr wenige unumfchränfte Fürſten ſich freis 
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halten können von dem Einfluß, ja von ver Herrſchaft ihrer Umgebungen, ihrer Schmeichler 
und Günſtlinge, ihrer Verwandten, Frauen und Höflinge, und von der Verſuchung, nach den 
in ihnen künſtlich erregten und unterhaltenen Anſichten und Meinungen und Leidenſchaften 
auch auf unregelmäßige Weiſe und nicht durch die Öffentlichen Staatöbehörven die Regierungs— 
gejchäfte zu behandeln. Es ift diefes offenbar die allergefährlichfte Seite einer abfoluten Re: 
gierung, ohne vollfommene Freiheit der Öffentlihen Meinung oder ohne Freiheit ver Prefie. 
Es ift zunächſt gefährlich für die Freiheit des Fürſten jelbft und für die Verwirflihung feiner 
guten Abjichten , fein Volk gut und gerecht zu regieren. Blide man in die Erfahrung und in 
die Gedichte, vorzüglich aud in die geheimen Geſchichten der Höfe, in die Denkſchriften ver 
Hofleute! Welche feine, oft teuflifche Künfte werden nicht, häufig vereint von vielen Perſonen, 
die den Fürſten umgeben, angewendet, um venjelben über ſich jelbft, über die Staatöverhältniffe 
und die Menjchen zu täufchen und um die Wahrheit aus feiner Nähe zu verbannen, jie gehäſſig 
oder gefährlih zu machen und jo ihn mit dem Scheine der Selbftregierung zu täufchen, dur 
ihn aber wejentlich jelbft zu regieren und die eigenen Intereflen und Leidenſchaften zu befrie- 
digen. Geht doch Studium und Bemühung des ganzen Lebens, alles tägliche und nächtliche 
Sinnen diefer Umgebenden Häufig nur aufdie Meifterfchaft in diefem einzigen Bunfte, und wenig— 
ſtens, wenn fie nicht ſelbſt dirigiren fönnen, doc dahin, ſich leicht und fhnell mit denen zu verftehen 
und für einen Antheil ver Vortheile diejenigen zu unterjtügen, die jened vermögen. Gin guter, 
wohlmwollender Fürft-und der auch ven Willen hatte, jelbft zu regieren, wurde befanntlid von 
feinem allmächtigen Günftling vorzüglich dadurch regiert, daß derjelbe ibm zuerſt dad Gegen- 
tbeil von demjenigen mehr oder minder eifrig anrieth, was er eigentlich felbft wollte, und dann 
dem Fürften, wenn diejer, aus Freude am Selbftregieren und am Widerſpruch oder durd; eine 
Greatur des Günſtlings auf den rechten Weg geleitet, dasjenige vorſchlug, was der Günſtling 
beabjichtigte, mit ſcheinbarer Huldigung gegen die Hohe Regierungsmweisheit und mitdem Scheine 
völliger Unbefangenheit zuſtimmte. Dabei wurden alle Berfonen, die dem Fürften nabten, 
durch ven Günftling oder feine Greaturen vorbereitet zu demjenigen, was jie dem Fürften jagen 
durften, und wehe ihnen oder wenigitens ihren Wünſchen und Gefuchen, wenn jie etwa den ar— 
men Fürften durch unbequeme Aufihlüffe enttäufhten, wenn jie nicht ihn zu betrügen und zu 
umgarnen mithalfen! Einem verführeriigen Schmeichler und geiftesüberlegenen, weltklugen 
Bertrauten ift ſchwer zu widerftehen. Aber wenn von allen Seiten, von den verjchiedenjten 
Menfchen auf den einen Zweck einer Täuſchung und Misleitung zufammengewirkt und wegen 
der Unterdrückung der öffentlichen Wahrheit dad Neg nicht zerrifien wird, alsdann bedarf es fait 
eines Halbgottes, um nicht beherrfcht zu werden. Im Scherz bradte man es durch ähnliches 
Zufammenwirken ſchon dahin, daß Menfhen mit gejunden Augen blau für grün oder roth 
- hielten. Und wie oft werben dieſe Taufhungen durch Agenten und erfaufte Werkzeuge, oder 
wenigftend durch Mitwirfung fremder Höfe und ihrer Gejandten und durch die Berichte der 
eigenen Geſandten in der Fremde und die von ihnen veranlaßten Briefe unterftügt, ſodaß eine 
halbe Welt für eine einzige Täuſchung zufammenzuftimmen ſcheint. Wahrlich aljo, jehr viele 
unumfhänfte Monarchen herrſchten ungleich weniger jelbit ald conftitutionelle, denen das Licht 
einer freien Prefle ven ganzen Hof und Staat erleuchtet, denen die freie Stimme der Wahrheit 
aller ehrlihen Bürger vernehmbar ift, und welche niemals zum bloßen Werkzeuge fremder Plane 
ſchändlicher und verrätherifher Höflinge oder aud audmärtiger Regierungen herabgewürdigt 
werben fünnen. j 

Die Gefahren aber, welche für die Staaten, für die Fürftenhäufer und nicht blos für Frei— 
heit, Macht und Wohlftand, fondern au für die Moralität der Völker aus folder Gamarilla= 
regierung hervorgehen, diefe mögen die Geſchichten und Revolutionen von Franfreih, Spa= 
nien, Bortugal und von noch manchem andern Staate bezeugen! (Vgl. den Art. Barri). Es 
gibt faum einen tiefern Pfuhl von menjhliher Verdorbenheit, von Hinterlift, Selbftjucht und 
Lüge, von frecher Sittenlojigfeit, von Meudelmord und Raub gegen Fürſten und Völker, als 
die Gejchichten ver Höflingsregierungen. Dieje Gefahren und Verwerflichkeiten aber jind durch 
die außerordentliche Geſchichte jeit der Franzöſiſchen Revolution aud ven Völkern fo nahe gelegt, 
fo offenbar und verhaßt geworben, und ed fünnten irgendwo neue Unfälle, neue Bewegungen 
und Aufregungen, nicht etwa von einzelnen freien Meinungsäußerungen, fondern durch mög— 
liche größere Greigniffe jo ſchnell herbeigeführt werden, daß gerade dieſe Erwägungen wahren 
und treuen Freunden und Dienern der Fürften und der Völfer die ficherften Mittel gegen diefe 
Gefahren, die Freibeit der Wahrheit und freie Fräftige Verfaflung, am allerftärkiten empfehlen 
müſſen. Welcker. 
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Sambaceres (Johann Jakob Regis de), geboren zu Montpellier den 18. Oct. 1753, 
ffammt von einer Bamilie, die ausgezeichnete Rechtögelehrte unter ihren Gliedern zählte, und 
hat den Ruf, der ſich an diefen Namen fnüpft, nicht nur behauptet, fondern ihn auch durch die 
großen Dienfte, die er in diefem Fache geleiftet, neuen Glanz verliehen. Ohne die Ereigniffe, 
welche die Revolution herbeigeführt, hätte er fih wahrſcheinlich in dem beſchränkten Kreife be— 
wegt, der feinem Leben durch Geburt und Glücksumſtände vorgezeihnet war. Die tiefe Er: 
fhütterung, unter der die alte Ordnung der Dinge in Frankreich zufammenbrad und fid) eine 
neue geftaltere, ſchuf auch ein neues Gefchlecht und neue Menſchen, welche die alten Namen und 
Berbältniffeverdrängten. Bei dem Ausbruche ver Revolution warer über die jugendlichen Jahre 
der Begeifterung, für welche die Natur ihn übrigens auch nicht empfänglich geichaffen hatte, 
binaus. Er folgte mehr dem Strome, von deflen Wogen er ſich tragen und leiten ließ, ald daß 
er auf ihre Richtung Einfluß zu gewinnen gefudht hätte. Seine öffentliche Laufbahn, die ihn zu 
den höchſten Würden führte, begann mit dem Jahre 1792, wo er in den Convent trat. Früber 
hatte er nur untergeordnete Stellen bekleidet, von denen die eined Präſidenten des peinlichen Ge— 
richts ſeines Departements die bedeutendfte war. Ihm zeichnete feine von den Eigenſchaften aus, 
die fi in Zeiten großer Bewegung, in Tagen der Gefahr und Noth geltend machen. Aud im 
Gonvente blieb er ohne fihtbaren Einfluß, der fih nur in feiner Wirkfamfeit zur Verbefferung 
der bürgerlichen Gejege und der Rechtäpflege äußerte. E& lag mol ebenſo fehr in feinem Cha: 
rafter ald in den Talenten, die er ausgebildet hatte, daß er jedes entſchiedene Auftreten als I 
Bolfsführer, Redner und Staatsmann vermied und fi ald Rechtsgelehrter auf das Fach be— 
ihränfte, dem er ſich gemahlen fühlte. Bei den ftürmiihen Verhandlungen, zu denen ber 
Proceh des Königs führte, in welden feine Stimme Gewicht haben konnte, benahm er fich mit 
fluger Vorſicht. Die Schuld des Königs gab er zu, beftritt aber dem Gonvent das Recht, ihn 
zu richten, ftinmte, nachdem der Proceß dennoch befchloflen war, dafür, ven Monarchen im Ge: 
fängniffe zu bewahren und die Toresftrafe nur zu erfennen, wenn die feindlichen Mächte zu 
deflen Befreiung den Krieg gegen Frankreich führten. In Beziehung auf die unglückliche Ba: 
milie Ludwig's XVI. zeigte ev Öefinnungen der Milde und Mäßigung, die eine ehrenvolle An— 
erfennung verdienen. Er bot feinen ganzen Einfluß auf, un dem Monarchen vie Erlaubniß zu 
erwirfen, fich mit feinen Räthen und den Gliedern feiner Familie frei zu unterhalten und ſich 
einen Beichtvater nad; feiner Neigung und feinem Glauben zu wählen. Weniger treu blieb 
er ſich in ſeinem Benehmen gegen Dumouriez, deſſen Vertheidigung er übernommen hatte, um 
einige Tage ſpäter als ſein Ankläger aufzutreten. Er wurde jetzt ganz radical, beantragte die 
Vereinigung der executiven und legislativen Gewalt und mit Danton das Schredenbiribunal, 
wurde auch Präſident des Convents und ſpäter des Wohlfahrtsausſchuſſes. Das Haupt: 
verdienſt, das ſich C. um fein Vaterland erwarb, beſteht in dem Antheil, welchen er an der Ver— 
beflerung der bürgerlichen Gefepgebung und der Nechtöpflege gehabt, ein Bervienft von hohem 
Werthe, das gewonnene Schlachten aufwiegt und ihm unter den erften Männern feiner Zeit 
eine wohlverdiente Stelle ſichert. Das war aud die Aufgabe feines Lebens, mit deren Löfung 
er jih unermüdlich beichäftigte, die aber unter Napoleon erft zu Stande fam. Schon im 
Jahre 1793 hatte der Eonvent einem Ausfhuß, defien Mitglied C. gewefen, die Ab: 
faflung eines Entwurfs zu einem bürgerlichen Gejegbuche aufgetragen. Auch ward ihm und 
dem berühmten Nechtögelehrten Merlin von Douai die Revifion aller in Frankreich beſtehenden 
Geſetze zugewieſen. Die politiichen Stürme, die dad Land erſchütterten, die Kämpfe der Par: 
teien, welche den Sigungsfaal der Gejeggebenden Berfanmlung zum Schlachtfelde machten, 
und die dringende Wichtigkeit der, äußern Angelegenheiten liegen indeffen das große Werk zu 
feinem gedeihlichen Erfolge fommen. Zu den Ereignifien des 9. Thermidor, an weldhem Robes— 
pierre mit feinen Freunden fiel, hat ev nicht mitgewirkt, wie er allen ftürmifchen gefahrvollen 
Auftritten fremd geblieben ift. Sein Einfluß flieg mit der mwieverfehrenden Nube und Mäßi: 
gung, die auf die heftige Bewegung und Übertreibung folgten, Als Präſident ded Convents 
ſprach er deſſen Wünſche und Hoffnungen zur Wiederherftellung und Befeftigung des innern 
und äußern Friedens aus. In derfelben Eigenſchaft fiel ihm der Auftrag zu, eine Lobrede auf 
Rouffeau zu halten, als deffen Afche im Pantheon beigefegt wurde. Er that, was feines Amtes 
war, obgleich fih zwiichen ihm und dem Bürger von Genf feine nahe Verwandtſchaft finden 
moßhte. Überhaupt beſaß er dad Vertrauen ver Republikaner nicht in hohem Grade. Sein 
unentſchiedenes Benehnen bei dem Proceſſe des Königs, feine Worliebe für die frievlichen Ge— 
nüffe des Lebens, feine Abneigung gegen gewaltfame Maßregeln und ertreme Mittel hatten ihn 
den Barteien verdächtig gemacht, welche die Gefeggebung und die Regierung teilten und ab: 
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wechſelnd beherrſchten. Die Parteien hatten ihn nicht verfannt. Charakter, Lebendweije, Be- 
fhöftigung und Neigung befreundeten ihn der Monarchie, wenn er ed auch nicht geftehen durfte. 
Unter der Herrfchaft des Directoriums, deſſen Schwäche den Leidenfhaften der Parteien freien 
Spielraum gab, traterinden gewohnten Kreis jeiner Wirkjamkeit zurüd und beſchäftigte ſich auch 
als Mitglied des Rathes ver Fünfhundert mit Gegenftänden der bürgerlihen Geſetzgebung. Als 
Sievesin das Directorium kam, beftimmteihn dieſer zur Annahme der Stelleeines Juftizminijters. 
Der 18. Brummite machte aller Unentſchiedenheit und dem Streite ver Parteien ein Ende. Der 
Mille eines Mannes, der auch die Kraft befaß, zu fönnen, was er wollte, trat einigend und 
ordnend in dem Gewühle der feinpfeligen Intereilen und Leidenſchaften auf, und wie bei jenem 
römifhen Dichter auf die Drohung des Gottes ver Gewäſſer, legten fi die braufenden Wogen 
bed empörten Meered auf fein Machtgebot. Bonaparte, der ſeine Leute kannte und Nie zu wählen 
und zu behandeln wußte, gab ihm vie Stelle des Zweiten Gonfuls der Republif. Jegt waren 
bie guten Tage für E. aufgegangen; ed folgte ein Zuftand der Dinge, der feiner Natur 
entfpradh. Er fonnte feine ausgezeichneten Talente, feine Geſchäftskenntniß und jeine gründ— 
liche Gelehrſamkeit im Fache der Rechtswiſſenſchaft geltend machen, feiner Neigung zum Genuffe 
des Lebend nachgeben und fi zwiſchen die ſchweren Arbeiten feines Berufs und Die gejelligen 
Freuden, zu denen bejonderd die der Tafel gehört haben jollen, tbeilen. An allen Ver— 
befferungen in der bürgerlihen Gefeßgebung und der Gerechtigkeitspflege, die allein die Re— 
gierung Napoleon’8 unfterblib mahen würden, hatte C. einen großen Antheil. Sowie 
der Beberrfher Frankreichs fih in feiner Macht erhob und befeftigte, zog er den Freund, 
Gehülfen und Diener nah. Er ward zur Würde eined Herzogs von Parma und Erzkanzlers 
des Reichs befördert und fand auch Mittel, Die Seinigen, Brüder und Neffen, anftändig zu ver: 
forgen. Napoleon hat immer ein großes Vertrauen auf ihn gelegt, und man muß gefteben, 
er hat es nie getäufht. Im Jahre 1813 ernannte ihn Napoleon zum Präiventen des 
Regentſchaftsraths, und er jendete ald Begleiter ver Kaiſerin nach Blois 1814 von da feine Zu: 
fimmung zu Napoleon's Abjegung, wurde aber in den Hundert Tagen auf dringendes Bitten 
Napoleon's Juftizminifter und Präfivent der Pairskammer, obgleich er die Lage der Dinge für 
bedenklich hielt, wie er denn ſchon früher vem leidenihaftlihen Eroberer vergeblich guten Rath 
ertheilte, fo gegen die Öfterreichifche Heirath und Allianz und gegen den ruffifchen Krieg. Bei 
der Rückkehr der Bourbond konnte er den Wirkungen der Reaction nicht entgehen und ward 
ald Königsmörder geächtet, er, ven die Königsmörder verdächtig und gefährlich fanden, weil er 
nicht unbedingt für den Tod Ludwig's XVI. geftimmt. Die Zeit feiner Berbannung bradte er 
zu Amfterdam und Brüffel zu. Die königliche Regierung nahm indeflen, eines Beflern belehrt, 
am 13. Mai 1818 ihr Urtheil zurück und fegte ihn in den Genuß feiner bürgerlichen und poli: 
tiſchen Rechte wieder ein. C. begab fih nad Paris, wo er in aller Stille lebte und am 
8. März 1824 verſchied. Er hat feine Denkwürdigkeiten gefchrieben, deren ſich die königliche 
Regierung bemädtigt haben joll, um ihre Bekanntmachung zu verhindern. Die Stellung 
dieſes Mannes in einer fo höchſt wichtigen, inhaltſchweren Zeit, feine ruhige Beobachtungsgabe 
und leidenſchaftloſe Stimmung berechtigten zu der günftigften Meinung von dem Inhalt und 
Werth eines Werfed, das, wenn es unverfälicht und unverftümmelt mitgetheilt werden folkte, unter 
den intereflanteften Denfmwürbigfeiten unferer Zeit eine ausgezeichnete Stelle einnehmen wird. 

G. war der hauptfächliche Berfaller des erften Entwurfs des Code, welden er mit einem 
„Rapport sur leCode civil, faitaunom du Comit6 de legislation le 23 Fructidorll” dem Gon- 
vent vorlegte, der ihn aber verwarf, ald „sentant l’homme du Palais“, und nun einen Aus— 
fhup von Philoſophen ernannte zur Entwerfung eines Geſetzbuchs „auf liberale und ver- 
nünftigere Grundlagen”. Unter Napoleonifher Herrihaft legte E. zum zweiten mal einen 
yon ihm verfaßten Entwurf vor: „Projet du Code civil, preösente au conseil des cinque 
cents et discours preliminaire‘‘ (1798), welder die Grundlage des jegigen franzöſiſchen 
Civilgeſetzbuchs iſt. Außerdem ſchrieb er auch nod) „Resultat desOpinions sur l'institution des 
Jures en matiere civile‘ (1794) und „Rapport et projet de decret sur les enfants natu- 
rels“ (1794). 3. Weigel und Welder. 

Gampo-Formio, j. Friedensfhlüffe und Franzöſiſche Nevolution. 

Canada. Die Bergleihung Neufranfreihs, wie ein großer Theil des jegigen britiſchen 
Nordamerifa genannt wurde, mit Neuengland iſt lehrreid in hohem Grabe; ſie zeigt den 
grundjäglichen Unterfchied zwifchen ven feudaliftifchen Nieverlaffungen ver katholifch:romani: 
ſchen Bölfer und den ſich ſelbſt regierenden Golonien der proteftantifch-germaniichen Nationen; 
fie zeigt das zeugungdunfähige Wejen ver Romanen und bie Fruchtbarkeit der Germanen, 
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welche jeit ihrem Auftreten ‚-mähren» der großen Völkerwanderung, immer und immer neue 
iebenäfräftige Völker gebären. 

Die Erfenntnip der Zuftände in Neufrankreich hat aber noch eine andere nicht minder welt: 
hiftoriiche Bedeutung. Hier ſehen wir die natürliche Beſchaffenheit des franzöjischen Volks und 
wie ed geworden im Verlaufe ver Jahrhunderte; Hier jehen wir die Früchte der franzöſiſchen 
Regierungsform in ibrer vollen Klarheit. Die Weife und die Geſchicke der Colonien enthalten 
dad getveue Spiegelbild des Mutterlandes; die Unfähigkeit des Gedeihens, die nad und nad 
alles überziehende VBerfommenbeit im Mutterlande erjcpeint bei den Goloniften in einer ſchär— 
ern und beftimmtern Umgrenzung. In Neufrankreich oder Canada werben eine Menge Hin- 
derniſſe, Reſte ver frühern ſtaatlichen und bürgerlichen Berbältniffe, welde im Mutterlande der 
unbedingten Entwidelung ver jchranfenlojen Bureaufratie entgegentraten, nicht vorgefunden. 
Der Adel, wenn aud vorhanden, beſaß nur geringe Macht; die Krche genoß zu keiner Zeit 
eines überwiegenden Einfluſſes; die feudaliſtiſchen überlieferungen, welche im Mutterlande dem 
Despotismus gegenüberſtanden, hatten ſich verloren oder waren verdunkelt; Die richterliche Ge: 
walt hatte dort in ven alten Einrichtungen und herfümmlichen Sitten feine Wurzel gejchlagen. 
Nichts hinderte die Gentralgewalt, jih ibrer abfolutiftifchen Neigungen unbedingt zu überlaffen, 
und ihre Beitrebungen bis zur äußerten Grenze zu verfolgen. Und fo findet man zu Ganada 
auch feine Spur der jtädtifchen Freiheiten, der Bezirks: oder Kreisftände im Mutterlande, Feine 
gemeinheirliche Vertretung, nicht die geringfte Initiative von Gorporationen und Perfonen ift 
geftattet. Der Intendant hatte in den Golonien eine viel größere Macht als jeine Eollegen in 
Branfreih; die Berwaltung griff noch in gar viele andere Dinge ald zu Haufe, im Mutterlande. 
Von Varis aus wurde alles angeoronet, alles anbefohlen; keine Widerrede ift geftattet, unter 
keinerlei Bedingung. Bon großen Brincipien, unter welchen Anjiedelungen gedeihen und wad: 
jen, nach welchen Die alten Griechen und die neuen Englänver verfahren, jcheint nicht einmal der 
Gedanke vorhanden. Mitteld gemeiner Künfte und willfürlicher Mapregeln wollen die Herren 
zu Paris bald dies, bald jenes, was ihnen gutdünkte over zu ihrem Vortheil gereichte, hervor: 
zufen. Man befahl aus weiter Ferne, wann, wie und mit welchen Getreidearten die angemwie: 
jenen Ländereien beftellt werden, und wo und wie ji die Eigenthümer ihre Wohnungen ein= 
zurihten hätten. Alle aus Landſchenkungen bervorgegangenen Brocelle wurden den gewöhns 
lihen Gerichten entzogen und der Verwaltung preisgegeben. Die Beamten, in manden Be: 
zitken fo zahlreich gleichwie die Bevölkerung felbft, miſchen ſich in alles, thun alles, denken und 
bandeln für alle. Die Regierung weiß jegliches Ding beiler als die Negierten, welche ald Gin: 
ichtloſe, als Unmündige, die von ihrem eigenen Wohl und Wehe auch nicht die feijefte Ahnung 
hätten, behandelt und mishandelt werden. In Ganada fieht man bereit zu den Zeiten Lud— 
wig XIV. und Colbert's das vollftändige widerlide Bild der Gentralijation Napoleon’s und 
feiner Greaturen, das unfruchtbare, verderbliche Golonialiyftem im heutigen Algier, in Neu: 
salevonien, und wo immer Die Franzoſen Niederlafjungen begründeten und begründen. 

Ganz anders in Neuengland. Die Selbftregierung, alle ven Germanen eingeborenen volks— 
'hümlihen Imftitutionen, der Hinderniſſe ledig, welche Avel und Geiſtlichkeit ihnen in der alt: 
engliihen Heimat entgegenftellten und entgegenftellen, entwideln ſich gleih im Beginne mit 
Jugendlicher Friſche und Kraft, wie niemals zuvor geſchehen in der ganzen Weltgeihichte. Die 
Abwefenheit ver jonderrewtlihen und anderer einflußreichen Klaſſen, welde ven franzoöſiſchen 
Canadier nur noch mehr knechtet, bringe den Angelſachſen zur größern Freiheit. Die freien 
Staaten find nicht erſt im der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts gejchaffen worhen ; Die eng— 
lien Niederlaffungen iind von ihrem Beginne, im Anfange des 17. Jahrhunderts, freie Staa- 
ten; fie find echt germanijche Gemeinweſen vom Tage ihrer Gründung. 

Die Beligungen Großbritanniens in Nordamerika jind heutigen Tags immer noch vun 
großes Bedeutung, fowol wegen ihrer Ausdehnung ald wegen ihrer innern Beſchaffenheit. 
Diefe Befigungen erſtrecken ih vom Polarmeere herab zu den Unionöjtaaten, vom Atlantiſchen 
binüber zum Stillen Ocean und weiter über mehrere Inſelgruppen in jenen Weltmeeren. Sie 
Heben theild ummittelbar unter der Krone, theils unter ver Hudſonsbai-Geſellſchaft, welche 
ih eines ausichlieflihen Handels und anderer Vorrechte erfreut in ihrem weitgeſtreckten Land: 
befig. Diefe britiihen Golonien zerfallen in folgende Abtheilungen: Obercanada, Flächen— 
raum in englijchen Geviertmeilen 201980; Untercanada, Flächenraum 148832; Neubraun: 
ſchweig, Flächenraum 20700; Neufhottland, Flähenraum 35900; Neufundland, Blähenraum 
55400; Gap=Breton, Flächenraum 30600; Brinz-Epward:Infel, Flächenraum 18746 ; Be: 
gungen der Hudſonsbai-Geſellſchaft, Flächenraum 2,300000; Labrador, Flächenraum 
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16000; Neucalevonien und Bancouverinfel, Flächenraum 160000. Im ganzen aljo über 
21/, Mil. englifche Geviertmeilen. Rechnet man alle Gegenden bis zum Nordpol hinzu, jo 
mögen die englifhen Befigungen in Norpamerifa wol 4 Mill. englifhe Geviertmeilen betragen, 
während der Umfang ver Vereinigten Staaten blos auf 3,300572 angegeben wird. 

Das größte und wichtigfte Land, unmittelbar unter der Krone, ift dad vereinigte Canada, 
von der Küfte Labrador und dem St.-Lorenzgolf bis zum Weftufer des obern Sees (Lake su- 
perior) und des Mifjiffippi, in einer Länge von 1600 und in einer mittlern Breite von 230 eng= 
lifchen Meilen, mit einem Flähenraum gegen 350000 Geviertmeilen. Demnach ift diefe Co— 
Ionie allein beinahe dreimal fo groß ald Großbritannien und Irland zufammen. Es liegt im 
Plane ver englijchen Regierung, den Lande Canada überdies alle Gebiete im Dften der Felſen— 
gebirge, weldhe unter der Hudſonsbai-Geſellſchaft ftehen, in nächſter Zeit beim Erlöſchen ihres 
Freibriefes, einzufügen. Die Beſitzungen weftlich der Belfengebirge, mit einem Goldreichthum 
gleihwie Californien, find vor furzem (Juni 1858) unter ver Benennung Britiſch-Columbien 
zu einer felbftändigen Nieverlaflung erhoben worben, 

Während des Zeitalterd der Entdeckungen hatten die Könige Frankreichs ihre Aufmerffan: 
feit jenfeit ver Alpen gerichtet, fie wollten Mailand, Neapel und noch andere italienifche Fürſten— 
thümer gewinnen. Dies der vorzüglichfte Grund, weshalb jie ſich anfänglich bei ven überferi- 
ſchen Reifen nicht betheiligten. Auch fpäter ift dies, der äußern Kämpfe und innern Wirrniffe 
wegen, nur im geringen Maße und in mangelhafter Weife geſchehen. Nad ven Normannen, 
melde im Verlaufe des 10. und 11. Jahrhunderts wiederholt zum nördlichen Amerika fuhren, 
haben Italiener im Beginne der neuern Zeit zuerft wieder in der Neuen Welt gelandet und jie 
großentheils zum Vortheil fremder Bölfer und Fürften in Bejit genommen. Chriſtoph Eolon 
aus Genua ftand in fpanifhen, vie Cabot aus Venedig in englifhen und der Florentiner Jo— 
Hann Verazzani in franzöfiihen Dienften. Trog aller Kenntniß, trog allen IInternehmungs- 
geiftes feiner Bürger konnte Italien felbft auch nicht die Eleinfte Strecke Landes, weder inAmerifa 
nod in Afien, gewinnen. Dies hängt an zwei Urfachen. Das päpftliche Intriguengemwebe lieg 
das ſchöne Land niemals zur Ruhe und Einheit fommen ; die Herrfhaft der Päpſte erheifchte 
eine Zerfplitterung. Hierzu die unverftändige gegenfeitige Eiferſucht. Die Nepubliken Bene: 
dig und Genua, Pifa und Florenz ſchwächten fih und ihr Vaterland durch allerlei kleinliche 
Händel, wodurch fie den Planen ver benachbarten Selbſtherrſcher und mächtigen Familien, die 
Freiheit zu unterbrüden, großen Vorſchub leifteten. Man hatte weder das Herz nody Zeit und 
Zuft für große Unternehmungen nad) außen. Der Untergang Italiend hatte bereifs begonnen. 
In jenen Tagen, ald Johann Verazzani, im Dienfte Kranz’ I., das drei Jahrzehnde früher von 
den Gabot entdeckte Nordamerika befudhte und Neufranfreih nannte, ward Alerander Medict 
dur Kaifer Karl V. zum erblichen Herzog über Florenz gefegt und ein Willfürthun der ärg- 
ften Art aufgerihtet. Das ift die reife Frucht jenes hochgerühmten mediceifhen Zeitalters. 
Und ſolches Verderben ift der Menfchheit zu alten Tagen aus dem Getriebe der im fürftlichen 
Dienfte von Ehren und Beſoldungen ſchwelgenden Schriftfteller geworden. Die gelehrten 
Despoten find immerbar die ärgften, Die EN geweien. So mehrere griehijche Tyran= 
nen und römifche Imperatoren. 

Kühne Fifchersleute aus der Normandie und ber Bretagne haben feit dem Anfange des 
16. Jahrhunderts, des reichen Fiſchfangs wegen, die Küften Neufundlands befuht. Cap-Bre— 
ton foll, wie behauptet wird, von den Bretagnern feinen Namen führen. Durch dieſe Fifcher 
ift die Aufmerkjamfeit auf jene nordamerifanifchen Gegenden immer rege erhalten und bie Re— 
gierung endlich vermocht worden, ſelbſt Hand and Werk zu legen und die Mittel zur Ausrüftung 
bedeutender Expeditionen zu gewähren. Der vielfundige und kühne Seemann Jakob Eartier 
aus St.:Malo wurde um 1534 in den Stand gefegt, mehrere Reifen nad; Norvamerifa zu 
unternehmen. Am Tage ded Laurentius fah er eine früher ſchon befuchte große Bucht und 
nannte jie, nach der Zeiten Sitte, beim Namen diefes Schugheiligen, welchen auch fpäter der in 
die Bucht mündende Fluß erhalten. Der St.-Lorenz fommt vom Obern See, fließt durch die 
Seen Huron, Erie und Ontario, in einer Länge von 3000 und in einer abwechjelnden Breite 
von 1— 90 englifhen Meilen. Auf verfchiedenen Streden erhält ver Strom verfhiedene Na- 
men. Bald Heißt er Niagara, bald Detroit und St.-Clair. Die Kandihaften und Fernfichten 
biefed weiten Stromgebiets gehören zu den [hönften und entzüdendften auf Erden. Durd Hin: 
zufügung einiger Kanäle gelangen Schiffe erften Ranges mit beveutendem Tiefgang von ber 
Mündung hinauf zu feinem Ausflug vom Obern See. An den Ufern des St.:Rorenz liegen die 
zwei bebeutenpften Städte Kanadas, Montreal und Dueber. 
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-Die Ehre der Entdeckung gehört jedoch, wie gefagt, nicht den Franzoſen. Johann und Se— 
baftian Gabot maren es, melche zuerft in demjenigen Theile Nordamerikas landeten, der fpäter 
Ganada genannt wird. Beide, Vater und Sohn, gingen aus im Dienfte König Heinrich's VII. 
von England, forſchend nad einer Nordweſtdurchfuhr gegen China und Indien. Im Juni des 
Jahres 1497 famen fie zu den Küften Neufundlands, unterfuchten ven St. Lorenzgolf, lande— 
ten auf Labrador und hießen die Landſchaft Primaviſta, wovon Neufundland die Überſetzung. 
Einige Jahre nachher (1602) beſuchten Kaufleute aus Briſtol die von den Cabot aufgefundenen 
Länder, in der Abſicht, Anſiedelungen zu begründen. Dieſe Verſuche und andere vom König 
ſelbſt ausgeſandte Expeditionen ſind ohne Erfolg geblieben. Die Engländer haben die Fahrten 
nach jenen an edeln Metallen armen Ländern aufgegeben und fie den Franzoſen überlaſſen. 
Dieſe Famen jeit den Fahrten Gartier'8 häufig dahin, fingen längs der Küften große Fiſchmaſſen 
und taufchten innerhalb des Landes für Kleinigkeiten koftbare Pelzwerke. Canada wurden alle 
diefe nördlichen Gegenden, in unbeftinnmter Ausdehnung genannt, wahrſcheinlich nad einem 
indianifhen Worte Kanata, was eine Anfammlung von Hütten, eine Dorffchaft bedeutet. Im 
Zeitenverlaufe hat man, unter dem Schuße der Regierung, mehrere Anfievelungen begründet, 
worunter (1608) die herrlich gelegene Quebec dur den Geographen Champlain. Ihre Eita= 
delle heißt das amerifanifche Gibraltar. Es wurden Statthalter eingelegt, nad und nad) bie 
Grmarfungen landeinwärts erforfcht und allerlei Verſuche gemacht, um die Indianer zur An: 
erfennung der franzöſiſchen Oberhoheit zu bewegen. Die Jefuiten bemühten fi mit allem Ei: 
fer, mit der ihnen eigenthümlichen Gefchieklichkeit und Aufopferung, ihr Chriſtenthum unter der 
zahlreichen eingeborenen Bevölkerung zu verbreiten. Ihre Arbeiten find jedoch, weil fie ſich nur 
Knete erziehen wollen, hier fo menig wie in andern Ländern von einem erfprießlichen, menſch— 
lien Erfolge gekrönt worden. Die Jefuitenherrſchſucht ift im Gegentheile, gleich vom Beginne 
der Anjievelungen, zum großen Nachtheile umgefchlagen. Ihr Einfluß war es, welder ven 
Hugenotten verwehrte, ſich in Kanada niederzulaſſen; dann waren fie ed vorzüglich, melde das 
angebotene ewige Freundſchaftsbündniß mit den britifchen Golonien in Neuengland vereitelten. 
Man hatte nämlich von feiten der Buritaner vorgefchlagen, Branzofen und Engländer follten, 
wenn ſich audy die Mutterftaaten in Europa befriegen, in Amerika den Frieden erhalten, Auf 
Anrathen der Jejuiten verlangten die Canadier, die britiichen Inſaſſen in Maſſachuſetts follten 
Ihnen zuvor im Kampfe gegen die Jrofefen beiftehen, was die Engländer verweigerten. Dies 
der Örund, warum fein Schug: und Trugbündniß zu Stande gekommen. Und fo ift es ge: 
ſchehen, daß die Golonien, in alle europäiihe Kriege hineingezogen, unfagliches Elend er: 
fragen mußten. 

Große fruchtbare Landſtrecken Canadas, wurden von der Krone an Hofleute und Adeliche, 
an Offiziere und Geſellſchafter verliehen, welche alddann Seigneurien hießen. Die Eigenthümer 
fonnten und wollten auch nicht ihr Beſitzthum bearbeiten. Sie haben ihre Herrfhaften in 
Vauergüter abgetheilt und diefe den „Habitants“ als freie Lehne überlaffen, wofür diefe Ab- 
gaben in Geld und Naturalien, fowie Dienfte manderlei Art zu leiften hatten, gemäß der Weiſe 
europäischer Kehnsleute ehemaliger Zeiten. Die Seigneurs befaßen innerhalb ihrer Herrihaf: 
ten die hohe und niedere Gerichtsbarkeit; fie erkannten über alle Verbrechen, Mord und Hoch— 
verratb audgenommen. Während der Regierung Ludwig's XV. zählte man in Canada über 
Hundert ſolcher Seigneurien, wovon die nad) der Stadt gleihen Namens Montreal genannte die 
größte und einträglichite gewefeneund dem Seminarium von St.:Sulpice gehörte. Die erfte 
am Range nad) Montreal war die Seigneurie ver Jefuiten. Ihre Verwalter ſaßen zu Quebec 
und fandten die bedeutenden Erträgniffe an ven Orden nach Frankreich. Bei Aufbebung des 
Ordens mußten die Jeſuiten Mittel auszufinden, um ihre canadifchen Befigungen zu behaupten 
und deren Früchte ald Privatleute einzufammeln. ) Dies ift auch in vielen andern Ländern 
geſchehen, wodurch der große Reichthum und Einfluß des berühmten Ordens feine Erflärung 
findet, gleich nach der Erneuerung deffelben durch Papft Pius VI. Man begreift nun leicht, 
wie unter ſolchen Umſtänden die Golonie an Bevölkerung und Wohlhabenbeit, im bürgerlichen 
und politiſchen Wefen hinter ven Anflevelungen in Neuengland weit zurücdbleiben mußte. Bei 
der Groberung Canadas durd die Engländer (1760) zählte die ganze franzöfifche Bevölkerung, 
die Indianer nicht mitgerechnet, 69278, nach einer andern Angabe blos 60000 Seelen.?) Ben: 
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jamin Franklin, welcher zu der Zeit als Agent mehrerer britiſchen Colonien zu London lebte, 
hat auf die Wichtigkeit Canadas hingewieſen. Durch feine mündlichen und ſchriftlichen Bemü- 
hungen, heißt ed, wäre das Miniſterium vermocht worden, bie Herausgabe der Provinz im dem 
Barijer Frieden zu verlangen. Die Franzoſen haben das wichtige Rand leichten Sinned dahin: 
gegeben. Bei ihrer Verwaltung hätte es ſich Freilich niemals zur befondern Wichtigkeit erhoben. 
Auch zeigt fi der Mangel an ſtaatswirthſchaftlichen Kenntniffen und Einſichten in der Beur— 
tbeilung diejer und anderer großer Verlufte Frankreichs um die Zeit, jelbft bei ven größten 
Schriftſtellern, wie bei Voltaire, in höchſt auffallenver, überrafchender Weife. „An dieſen um: 
fruchtbaren, mit Eis und Schnee überzogenen Ländereien”, ſprechen fie, „it nichts verloren. 
Sie waren niemald dem franzöjtichen Volke von Mugen geweſen.“ 

Während der drei proviforiihen Jahre, unter engliiher Herrihait (1760—63), hatten 
die neuen Gebieter eine militärifche Regierung eingeführt, womit die Ganadier ſich jehr zufrie 
den zeigten. Sie glich ihrem Herkommen; Willfür und Gewalt waren die Hebel des bürger- 
lien franzöjiihen Weſens. · Die nach der förmlichen Abtretung Ganadas an England (1763) 
nen errichtete, der britifhen Colonialweiſe jich annähernde Ordnung erregte Misbehagen und 
Beſorgniß. Die Canadier wünjhten den Kortbeftand ihrer feudaliſtiſchen Zuftinde; Freiheit 
und Selbjtregierung erſchienen unbehaglid und läftig. Überdies fürdtete man, die Nepräjen- 
tatioverfaflung möchte in den geübtern Händen der Angelſachſen zur Unterdrückung der alten 
Infaffen misbrauct werden. Diecanadiihen Franzofen, ungeübt, fi mit politifhen Mapregeln, 
mit der Öejeggebung und ihren eigenen Angelegenheiten zu befaffen und durd lange Gewohn: 
heit, nach Weiſe despotiſcher Staaten, zum bloßen Werkzeug herabgewürpigt, wollten Selbft: 
reyierung wicht. Bine Gonftitution mit zwei Häufern war ihnen eine völlig fremde Einrichtung, 
erdacht von den ketzeriſchen Engländern, um den Eingeborenen ihre hergebrachten Einrichtungen 
zu nehmen und ſie zu unterjochen. Die römiſch-katholiſche Geiftlichfeit, der Feind jeder freien 
Bervegung, that das Ihrige, um Unzufriedenheit zu erregen und zu erhalten. Während des 
Revolutiondfrieged ver britifhen Golonien war es im Plane, Canada zu erobern und den Frei: 
ftaaten einzufügen; die Gonföderation von 1731 enthielt bereitd eine hierauf bezügliche Be— 
flimmung. Viele Ganadier erklärten jih hiermit einverftanden; ein großer Theil iſt bei dem 
Brieden von Paris (1783) nad Neuengland übergefievelt. Die Unionsgedanken mit den Ver: 
einigten Staaten jind jevod niemals, weder von Canada noh von den Amerifanern, auf: 
gegeben worden. 

Im Jahre 1791 wurde die Provinz Quebec — jo nannten die Engländer zu jener Zeit 
Ganada — zwiefach abgetheilt, in Ober: und Unter: , oder in weſtliches und öſtliches Kanada. 
Diefe Theilung follte zur Shwähung der Golonie wie zur Sicherheit des Mutierlandes dienen. 
Jede Abtheilung erhielt ihren eigenen Statthalter und ihre bejondere Vertretung, mit einem 
Ober: und Unterhaufe. Die Mitglieder des Oberhauſes, Geſetzgebender Rath geheißen, wur: 
den vom König auf Febendzeit ernannt ; das Unterhaus oder die VBerfammiung (Assembly) be- 
ftand aus gewählten Mitgliedern der Städte und Grafihaften. Obercanada erbielt vollfom- 
men engliſche Einrichtungen in Geſetzen, im Religions⸗ und im Schulweien. Gnglifche Anſied⸗ 
ler zogen mafjenhaft dahin. Die Regierung unterftügte die Auswanderung‘, um ein nationales 
Gegengewicht gegen die fremden und- fremdartigen „Habitants“ zu gewinnen. Nah menigen 
Jahren hatte auch dieſes obere oder weitlihe Ganada — man fünnte das englifche Kanada fa: 
gen — die andere vorzüglich franzöſiſche Abtheilung in jenew Beziehung überflügelt. Der Un- 
terſchied zwijchen römischen Katholiken und Proteſtanten zeigte und zeigt ſich hier, gleichwie im 
übrigen Amerika, in dev Schweiz und wo immer die beiden Gonfefjionen neben: und unterein- 
ander wohnen, in höchſt auffallender Weile. Zur Zeit ihrer Trennung hatte Obercanada 
blos einige taujend Einwohner. Im Jahre 1811 zählte vie Provinz 77000 und 1851 
952000 Seelen. In demfelben Maße mehrten ſich die Einwohner währen der legten jieben bie 
acht Jahre, ſodaß im Beginne 1859 die Benölferung der beiden, feit 1840 wieder vereinigten 
Laude Ober: und IIntercanada die Zahl von dreiMillionen erreihen mag. Die romanifchen Ga: 
nadier find bereits in der Minverzahl. Die Mehrung und dad Wahsıhum ver Städte hält 
gleihen Schritt mit der Bevölkerung. Ottawa, die jegige Hauptſtadt der vereinigten Canada, 
jo benannt nach dem herrlichen Fluſſe gleichen Namens, war 1830 ein Dorf von 140 Häuſern; 
jie hat jegt 20000 Sinwohner. Toronto, ein indianiſches Wort, weldes Verfammlung bedeutet, 
batte 1797 blos 12 Familien und zählte 1851 eine Bevölferung von 31000 Seelen. Mont: 
vwal, 1816 mit 16000, vermehrte während der legten dreißig Jahre feine Ginwohnerzahl auf 
80000 Seelen, ein Berbältnig, was man in mehreren andern Städten vorfindet. In demfelben 
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Grade ſtiegen und ſteigen Ackerbau und Handelsverkehr, mehrte ſich die Wohlhabenheit und 
infolge hiervon das Selbſtgefühl der Bevölkerung. Der Werth aller Bodenerzeugniſſe Gana- 
bad wurde 1851 auf 9,200000 Pf. St. angegeben. Allein die herrlihen Waldungen Gana 
das ſollen (1853) theild ald Ausfuhr vorzüglih nad England, theild zum innern Gehraudr 
ein Erzeugnifi von einem Geſammtwerth an 4,532000 Pf. St. geliefert haben. 

Um ſich für jeine Sabrifate einen Markt offen zu halten, ift England der Entwidelung der 
Manufacturen und Fabrifen in den Golonien allenthalben entyegen; man fucht fie wol auch, 
wie im angloindiſchen Reiche geſchehen, abſichtlich zu Grunde zu richten. Ganada litt und leidet 
ebenfalls unter diefem wohlberechneten, felbftjüchtigen Syfteme. Die Waaren werden aus der 
Sremde, vorzüglich aus dem Mutterlande, bezogen, weshalb die Handelsbilanz immer noch zum 
großen Nachtheile der Kolonie ausfällt. Die Gefammteinfuhr flieg 1853 auf den Werth von 
7,995389 und die Ausfuhr blos auf 5,950322 Pf. St. Während deſſelben Jahres betrugen 
die@innahmen, wovon bei weitem der größere Theil aus Zollerträgnifien, 1,320659, und 
die Ausgaben, mit Ausfhluß derjenigen für den confolidirten Fonds, 869871 Pf. St. Der 
conſolidirte Bonds, welcher 3 Mill. Pf, St. nicht überfteigen darf, dient zur Unterftügung von 
Gifenbahnen und Öffentlihen Straßen, zu Gas: und Waſſerwerken. Das ganze Land, ſowie 
die einzelnen Städte Canadas haben jedoch, gleihiwie in den benachbarten Vereinigten Staaten, 
während der legten Jahre zu viel unternommen. Dan ift im Bau öffentliher Werfe, nament: 
lid) der Gifenbahnen, zu ſchnell vorangeſchritten, und hat ih im Verhältniß zur Bevölkerung 
eine jehr bedeutende Schulvenlaft, nach einem amtlichen Berichte (1853) 9,650506 Pf. St. auf: 
gebürbet, wovon die Zinjen 544135 Pf. St. jährlich betragen. Die Schulden ver einzelnen 
Städte und Grafſchaften find hierbei nicht mitgeredhnet. Die Erträgniffe ver Gifenbabnen, wo- 
von bie wichtigſte die große, weftliche Gifenbahn (Ihe Great Weitern Railway), welche bei 
Detroit mit der Michigan Central und jo mit Chicago in Illinois zuiammenhängt, find, wie 
auch ſonſt jo häufig gefchehen, weit hinter vem Voranſchlag zurüdgeblieben. Große Verluſte 
erfolgten namentlid während der Krilis von 1857 ; doch ift der Credit des Landes nur auf kurze 
Zeit erſchüttert worden; die Gprocentigen Schulofheine Canadas haben fi ſchnell wieder 
auf 113 - 114 gehoben, hingegen waren mehrere Städte der Provinz nicht im Stande, ihre 
Verpflichtungen einzuhalten; ihre Schuldverfhreibungen find bedeutend zurücgegangen. 

Seit der Anerkennung der Selbitändigfeit feiner ehemaligen Golonien in Amerika fürkhtete 
England für den Beſtand ver noch übrigen Bejigungen auf jenem Feftlande, gleichwie in Weft- 
indien. Das Beilpiel der Vereinigten Staaten, ihre nationale Selbjtändigfeit und ihr außer: 
ordentlihes Wachsthum, ſowie die Ginfügungsgelüfte der Neufachjen könnten leicht Gelüfte zur 
Unabhängigfeit hervorrufen und zu aufrühreriihen Bewegungen führen. Die Trennung in 
völlig gefonderte Verwaltungen: Neubraunfhweig, Nova-Scotie, Neufundland, Prinz: Eduard- 
Injel, Gap: Breton und in die Befigungen ver Hudſonsbai-Geſellſchaft, endlich die Scheidung 
des einigen Landes Canada in zwei ganz geſonderte Theile follten vieler Gefabr vorbeugen. Die 
Ganadier hatten die bewegenden Urſachen dieſer Maßnahmen erkannt und jind ihnen in ent: 
ſchie dener Weife entgegengetveten. Adam Lymburner, ein Kaufmann aus Quebec, ward vor 
den Schranfen des Hauſes ver Gemeinen vernommen; vergebend wurden alle Nachtheile der 
Trennung dargeflellt, vie ftaatlihen Gründe des Mutterlandes aber überwogen. Die Unzu— 
friedenheit wucherte fort und bat mittelä allerlei anderer Anorpnungen im Zeitenverlaufe neue 
Nahrung erhalten. So verlieh die engliiche Negierung von ihrem ausgedehnten Grundbefig 
früber viele Ländereien unentgeltlih. Seit 1827 war dies nicht mehr der Fall. Gin Com: 
miffar der Kronlande wurde eingejegt; Grund und Boden fonnte nur fäurlicd erworben werben. 
Bom fangen Bejhwerdenverzeihniß, welches die canadijche Kegislatur übergab (1831), find 
nur einige gehoben worden; die Wellen der Unzufriedenheit gingen höher und höher; die co: 
loniale Vertretung faßte endlich unbefugte Beſchlüſſe, welche vom engliſchen Minifterium zurück— 
gewieſen wurden. Sie wollte den Richtern eine von der Krone unabhängige Stellung mit einem 
beſtimmten Gehalte anweilen; dann follte nur ver Oberrichter im Vollziehungsrathe Sig und 
Stimme haben. Niemand dürfe mehrere Stellen vereinigen und vie feftgejegten Befoldungen 
nicht überjchritten werden. Der lebenslängliche, Gejeggebende Nath (Legislative couneil) möge 
aufgeboben und ein gewähltes Oberhaus an deſſen Stelle gefegt werden. Alle dieſe und andere 
Anträge wurden in berber verweifender Sprache abgewiejen. Die Legislatur entgegnete mit 
ÖSteuerverweigerung, und jandte zu gleicher Zeit einen Abgeordneten nad England, um Die 
Beichwerden der Golonie mündlich vorzutragen und zu erläutern. Beide Parteien, Ganaba 
und das Mutterland, Fonuten fich nicht verftändigen, Der Zwiefpalt ward größer und man 
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fuchte endlich der Gewalt mit Gewalt entgegenzutreten. Bei St.Denis in Untercanada fam 
ed zu einem förmlichen Gefechte zwiſchen den Regierungdtruppen und den Aufftändifchen, welche 
vorzüglich franzöfifher Abftammung waren. Von den legtern find 300 auf dem Plage ge- 
blieben und die Anführer nad) den Vereinigten Staaten entfloben. ‘Bei einem folgenden Zu= 
fammenftoß (4. Dec. 1837) haben die Nebellen ebenfall3 den Kürzern gezogen; dann ift auch 
die erhoffte Hülfe von den Gefinnungsgenoffen (sympathisers) in den Vereinigten Staaten 
ausgeblieben. Die Irrungen wegen der Wegnahme des amerifanifhen Dampfers Carolina 
im Niagarafluffe, wobei ein Bürger der Vereinigten Staaten das Leben verlor, fowie diejenigen 
wegen der Gefangenſchaft eines gewiffen Alerander Mac Leod find nach langen, zu manchen Zei— 
ten ſehr bebrohlihen Verhandlungen ebenfalld in Frieden geihlidtet worden. Bon einer Be- 
theiligung der Union an dem canadifchen Aufftand war nun nicht mehr die Rede. Das Mutter: 
land hätte jet Nahe nehmen und die Aufftändifchen mishandeln können. Dies ift mol vor: 
züglich aus Rückſicht auf die Stellung zu den Bereinigten Staaten nicht gefhehen. Die Macht: 
baber in England haben die Ganadier nicht als beſiegte Rebellen behandelt, fondern ihren Bes 
ſchwerden, um ähnlichen Wirrnilfen für die Zufunft vorzubeugen, alsbald abgeholfen. Canada 
follte derart geftellt werben, daß die Gelüfte einer Vereinigung mit der Union feine neue Nab: 
rung finden möchten. Iſt man jich in England doch wohl bewußt, welche feinplihe Stimmung 
in den Vereinigten Staaten gegen die „Britiſchers“ vorwaltet. So läßt fid) der milde Senator 
Benton, nad der ausführlichen Darftellung ver Gefhichten, infolge ver Wegnahme der Garo: 
lina und der Gefangenſchaft des Mac Leod 3), zu folgenden bevrohlihen Worten binreißen: 
„Der Ausgang unfers erften Krieges mit den Engländern, zur Zeit, als wir nur ein Fünftel 
unferer heutigen Bevölkerung zählten, zeigte damals ſchon, was wir in einem fiebenjährigen 
Kriege leiften können; im folgenden Kriege haben wir, nad) Verlauf zweier Jahre, die Blotten 
und Heere der Engländer auf allen Bunften geworfen; wir ftanden, begeiftert von dem Siege 
bei Neuorleang, bereit mit 100000 Breiwilligen in Canada einzufallen. Sollte wieder ein Krieg 
mit diefem Volke auöbrechen, fo find wir unter allen Nationen auf Erden die Leute, melde in 
Großbritannien und Irland lanven können, landen müffen. Wir werden dort ald Landsleute 
Sympatbien finden, melde durch Feine Gefege, durch feine Proclamationen ausgelöſcht werden 
können.” 

Die Trennung zwifchen der obern und untern Provinz wurde aufgehoben und ein vereinig- 
tes Banada geſchaffen (1840). Später ward eine radicale Anderung des Golonialregiments 
vorgenommen, und zwar nicht blos in den amerifanifchen,, fondern auch in den vielen andern 
englifhen Bejigungen. Die Selbftregierung der Colonien ift zum Orundfag erhoben, und zwar 
in folder Weije, daß fie dem Mutterlande gegenüber felbft größere Freiheiten befigen als die 
einzelnen Staaten der Union im Betreff der Gentralregierung zu Waſhington. Und diefe Frei— 
heit in der Höhe beruht auf einem fidhern Grunde in der Tiefe, auf der vollkommenen Selbft- 
regierung in den Städten und Innungen, auf dem unbedingten Vereinigungsrechte und ſchran— 
fenlofer Preßfreiheit, endlich auf einem für alle Klaffen ver Bevölferung wohlgeordneten Schul= 
unterricht. Die Jugendjahre werden zu Canada nicht mit der Grlernung von Euriofitäten ver= 
geudet; im Gegentheil, die Bevölferung wird zur Einſicht und Selbftregierung herangebilvet. 
Eine vollfommen verantwortliche Regierung nah engliihem Mufter ift eingeführt; England 
fendet den Statthalter, weldyer zugleih Oberftatthalter aller andern engliſchen Beligungen 
Nordamerikas ift. Diefer ernennt feine Minifter, Vollziebungsrath geheißen, welche jedoch 
das Vertrauen der Bevölkerung und die Majorität der Legislatur befigen müſſen. Die Legis- 
latur befteht, wie in England felbft, aus zwei Käufern, aus einem Gefeggebenden Rarbe von 
44 durd) die Krone ernannten, lebenslänglihen Mitgliedern, ähnlich dem Haufe der Lords, darin 
aus einer Wahlfammer (House of Assembly) von 130 Mitgliedern, gewählt vom Volke nad 
einem auf jehr breiter Grundlage beruhenden Wahlgefege. Ermangeln die Minifter ver 
Mehrheit in der Legislatur, fo müflen fie, was bereits mehrmals und erft vor kurzem (Juli 
1858) geſchehen, abtreten. Noch mehr. Alle Berträge mit auswärtigen Staaten müffen den 
Zegislaturen zur Berathung und zur Genehmigung vorgelegt werden. Stoßen fie hier auf 
Widerſpruch, fo erhalten fie Feine Geſetzeskraft. Die Eoloniallegislaturen befigen demnach 
größere Freiheiten als felbft das engliſche Parlament, welches befanntlidy feine Entſcheidungs— 
flimme über die Verträge der Krone mit auswärtigen Staaten befigt. Dieſes Recht ift zum 
erften male bei dem folgenreichen Reciprocitätövertrage (5. Juni 1854) mit den Vereinigten 


3) Thirty years view from 1820 to 1850 (Neuyorf 1856), Kap. 66 am Ende, I, 304. 
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Staaten, welder den englifchen Golonien viele Bortheile einer innigen gegenfeitigen Verbindung 
mit der Union jihert, zur Ausführung gefommen. Man hofft dadurch die Gelüfte ver Ein- 
fügung von beiden Seiten zu mindern und den Beſtand in britiſchen Norbamerifa zu fihern. 
Dieſer Vertrag der Gegenfeitigfeit ift zuerft in ven Provinziallegislaturen, dann im londoner 
Parlament berathen und gutgeheißen worden. Eine Menge Erzeugniffe der Golonien, welde 
früher Abgaben unterlagen, gehen jet zollfrei in die Union, wofür England den Bürgern der 
Vereinigten Staaten den Fifchfang innerhalb feiner Gewäller geftattet, mit Ausnahme der 
Schellfiihe. An der Mündung der Flüffe und längs des Flußbettes dürfen fie nicht fiſchen. 
Auch ift ven Amerikanern, folange e8 Großbritannien beliebt, die Schiffahrt/auf dem St.-Lorenz 
und feinen Kanälen geöffnet, wogegen den Engländern und Ganadiern das Recht eingeräumt iſt, 
den Michiganſee zu befahren. Die Wallerverbindung Chicagod mit Liverpool, die bereits 
mehrmald unternommene unmittelbare Verſchiffung des Getreides vom fernen Weiten nad 
. Europa ift dadurch allein möglich geworden. 

Ganada, dies ift feinem Zweifel unterworfen, geht einer großen Zukunft entgegen; fein 
Umfang wie jeine Hülfsquellen werben in der nächften Zeit durch Erlöfchen des Sonderrechts 
der Hudſonsbai-Geſellſchaft (Mai 1859) bedeutend vermehrt werden. Die Auffindung großer 
Goldſchätze in den angrenzenden weitlihen Gemarfungen, jenfeit des Felſengebirges, zu Neu— 
ealedonien wird mittelbar ebenfalld auf Canada zurückwirken. Der Reichthum Neucaledoniens 
bat vielleicht zur Folge, daß die erjte Gifenbahnlinie vom Atlantiihen zum Stillen Ocean, in— 
nerhalb der nordamerikaniſchen Befigungen Großbritanniens, gezogen wird. Der Plan hierzu 
it ſchon feit- längerer Zeit entworfen. Sie beträgt von der Fuca-Straße nah dem Lake Su: 
perior 1600 und nad Montreal 2550 englijche Meilen. Große Streden, wie die von Port— 
land im Staate Maine zum Huronjee, die fogenannte große Haupteifenbahnlinie (Grand Trunk 
Railway) von 1112 Meilen jind theild vollendet, theild in Angriff genommen. Die hierzu ge: 
hörige Victoriabrüde aus eijernen Röhren, welche mitteld 24 Bogen bei Montreal über den 
St.-Lorenz führt, kann in der That ein Weltwunver genannt werden. Sie übertrifft die Menai— 
brüde;, ihre Spannung von einem fer zum andern beträgt 10284 Fuß, fünf Dards weniger 
ald zwei englifhe Meilen. Südlich davon läuft die große mweftlihe Eifenbahn von Kanada 
(The Great Weftern Railway of Canada), welde von Detroitfluffe bei der Stadt gleihen Na= 
mend beginnend, beftimmt ift, am Ontariofee mitteld einer großen Hängebrüde über den Nia— 
garafluß, zwei englifche Meilen unterhalb der berühmten Wafferfälle, mit vem Eiſenbahnſyſtem 
im Staate Neuyorf in Verbindung zu kommen. Andere Eleinere Streden dienen zum Anſchluß 
an dieje Hauptlinien. Wenn einftend vollendet, werden jie dad Land Canada mit einem eifernen 
Netze nad) allen Richtungen durchziehen und auf vielen Seiten den Anſchluß bewirken, ſowol in 
der Richtung nad) ven Vereinigten Staaten wie nad) den andern englijchen Befigungen in Nord: 
amerifga. Alle diefe großen Erfolge Canadas jind innerhalb der wenigen Jahre der Selbft: 
regierung erreicht worden. Bisjegt zeigte fi die Colonie im hohen Grade dankbar, wozu aud 
die vielen Bedrängniſſe des Mutterlanded in den legten Jahren wiederholt Oelegenheit dar: 
boten. Canada jpendete reiche Beifteuer während des Krimfeldzugs und flellte eine Hülfs— 
truppe zur Niederihlagung der indischen Rebellion. Bei alledem macht die Sehnſucht, macht 
das Streben als jelbjtändige Nation einzutreten in die Weltgeihichte zu Canada wie bei den 
übrigen britifchen Bejigungen mit jedem Jahre größere Fortfchritte. Und jie werden auch alle, 
früher oder jpäter vie Selbjtändigfeit, wozu fie erzogen find und erzogen werden, erreihen. Ein 
bedeutender Schritt in Canada ift dad Streben zur Vereinigung mit den übrigen britiihen Co— 
lonien, zur Bildung von vereinigten Staaten Großbritanniens in Nordamerifa. „Großbri— 
tannien“, erwidert der Oberftatthalter in feiner Botjhaft vom 16. Aug. 1853, „werde über 
dieje Anträge Nathes pflegen, die hierauf bezüglihen Verfügungen der canadiihen Xegidlatur 
mittheilen.“ Die welthiftorifhe Beſtimmung Altenglands, die Mutter zu werden einer Menge 
mächtiger Töchternationen auf dem Feſtlande und den Injeln unferer Erde, in Amerifa wie in 
Auftralien, in Neufeeland wie auf dem Vorgebirge der guten Hoffnung, fchreitet immer mehr 
und mehr ihrem endlichen Ziele entgegen. K. 5. Neumann. 

Canning (Georg) ward ven 11. April 1770 zu London geboren und hatte ſich weder einer 
vornehmen Abkunft noch vorzüglicher Glücksgüter zu erfreuen. Sein Vater hatte jogar das 
Unglüd, enterbt zu werden, weil er ein ſchoͤnes, aber armed Mädchen heirathete, und ftarb bald 
nad der Nieverfunft jeiner liebendwürbigen Gattin mit unferm G. Dieſe ſah jich genöthigt, die 
Bühne ald Schaufpielerin zu betreten, um jich jelbft und ihr Kind zu ernähren. Diejer Umſtand 
ward fpäter, da C. eine hohe Stellung im Staate gewonnen hatte, von der jtarren und einges 
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bildeten Ariftofratie vielfältig benußt, um den Mann zu Fränfen und zu demüthigen, der alles 
ſich ſelbſt verdankte. Ein großmüthiger Oheim mabm ſich des Jungen, der glüdliche Anlagen 
zeigte, mit aufopfernder Freundſchaft an und forgte für feine frühere Bildung. Er machte raſche 
Fortſchritte und verjuchte jih auf der Schule ſchon aldSchriftfteller, indem er mit einigen Freun⸗ 
den ein periodiſches Blatt unter vem Titel „Mikrokosmus“ herausgab. Mit dem achtzehnten Jahre 
bezog ev die Univerſität Orford, wo er feine Studien mit gleichem Eifer Fortfegte und mit dem 
nachherigen Miniſter Lord Liverpool ein freundſchaftliches Verhältniß ſchloß, das nicht ohne Ein— 
fluß auf ſein öffentliches Leben geblieben ift. Won Oxford begab ſich C. nach London, um als Anz 
walt fein Glück zu verfuhen; eine Laufbahn, die in England wie in allen conftitutionellen Stans 
ten einen Mann ohne Geburt und Vermögen, aber von Talent und Thätigfeit, am ficherften zu 
Anfeben, Einflug und Wohlbabenheit führt. Das Schickſal, eine Verfettung von Umitänden 
und VBerbältnilfen, die wir fo nennen, weil fie außer dem Bereiche unjerer Beredinung liegen, 
aber in dent Leben der bedeutenden wie unbedeutenden Menſchen eine fo große Rolle ipielen, 
fügte e8 anders. Es war gerade in der Zeit, wo die Franzöſiſche Revolution der Welt eine neue 
Zufunft verfündete, Die Bruft des Freundes der Menſchheit mit jugendlichen Hoffnungen erfüllte 
und die Belorgnifle der Gewalt und der angeerbten Vorzüge wedte. Es begann der Kampf, zu 
dem die gebilvete Welt ji in zwei feindliche Heere ſpaltete, und in welchem fie ſich faft ein halbes 
Jahrhundert verbluter bat, der Kampf der Herrichaft ver Überlieferung und der Selbftbeftim= 
mung, deö Beftehenven, wie ed die Vergangenheit geftaltet hat, und des Werdenden, wie es die 
Gegenwart fordert. Die verſchiedenſten Gefinnungen, Gefühle und Intereflen wurden in ihrer 
ganzen Tiefe aufgeregt, die Grundlagen der gejellihaftlihen Ordnung erſchüttert und bedroht. 
Die abjolute Fürftenmadt, die Ariftokratie mit ihren Vorrechten und Begünftigungen erkann— 
ten die Gefahr und boten alle Mittel auf, fie abzumenden. Vernunft und Vorurtbeil, Glaube 
und Aberglaube, Wahrheit und Lüge, Nevlichkeit und Täufhung dienten als Waffen, um ſich 
de8 Sieges zu verſichern. Und da die Revolution im tollen Übermaße das Ziel weit überfprang 
und in der Verzweiflung jih zum Außerſten entſchloß, was fie für ein Recht der Nothwehr hielt, 
da wendete ſich die Menjchlichkeit entjegt von dem gräßliden Schaufpiele, und die Geängitigten 
verzweifelten. Die englijche Ariftofratie, die wohl erfannte, was auf dem Spiele ftand, benugte 
diefe Stimmung, welde die Übertreißbungen in Frankreich, denen fie nicht fremd geblieben war, 
in Europe erzeugt hattet, und führte e3 zum Kampfe gegen vieNeuerung. Die alten National- 
vorurtbeile, Eiferfucht, Gitelfeit und Eünftlich gefchaffene Intereflen, durch die man die Völker 
zu trennen gewußt hatte, um jich durd das Theilen das Herrſchen zu erleichtern, begünftigten 
die Entwürfe der bevorrechteten Klaſſen und der privilegirten Geſchlechter Wenige Männer 
waren durd Ginjicht, Charakterſtärke, freie Anjicht ver leivenfchaftlic; gereizten Zeit hoch genug 
geitellt, um das Vorübergehende von dem Nothwendigen und Bleibenden in den Greigniffen 
zu unterfheiden. Zu den Seltenen gehörte For, jo groß an Geift ald an Gemüth, je ausge— 
zeichnet durd die Tiefe feiner Einſicht als durch das Wohlwollen feines Gefühle, was verbun: 
den allein den wahrhaft großen Mann macht. Die auderlefene Schar, die jih ihm anſchloß, 
war nicht bedeutend an Zahl, wenn aud an Kraft. An der Spige der Gegenpartei ſtand ala 
Führer Pitt, ein großer Staatsmann. Neben Pitt, der ein mächtiger Geift mit engherzigen 
Gefinnungen war, ftand Burfe. Diefen Männern und ihrer Sache ſchloß ih E. an, ob aus 
Überzeugung oder durch feine Lage bejtimmt, in welcher er die geeignetiten Mittel wählen zu 
müſſen glaubte, um fein Glüd zu machen, darüber hätte nur er jelbit uns aufklären können. 
Pitt ließ ihn durch den verfaulten Fleden Newport zum Mitgliede des Unterhauſes ernennen, 
in welches ev 1793 getreten ift. Englifche Staatömänner wiflen Talente und clafjüiche Bildung 
zu fhägen. Faft ein ganzes Jahr beobadjtete E. das tieffte Stillihweigen und trat zum erften 
mal bei ver Grörterung eines Antrags auf, der ven Zweck hatte, dem Könige von Sardinien 
Hülfsgelver gegen Frankreich zu zahlen. Gr ſprach ſich für die Nothwendigkeit aus, die nene 
Ordnung der Dinge, die Fortihritte der Revolution, die Entwürfe der Republif aus allen 
Kräften zu bekämpfen und diefen Kampf auf Leben und Tod zu führen. Es war dad ewige 
widerlihe Thema, das Pitt und befonders Burfe und ihre Freunde auf tauſendfache Weife 
varürt hatten und in wechjelnden Variationtn beftändig wiederholten. Allerdings war, was in 
Frankreich gefhah, im höchſten Grade tadelnswerth und abſcheulich; aber man verabfcheute 
diefes Abſcheuliche meniger, als man zu nicht lobenswertherm Zwecke Vortheil ans ihm zu 
ziehen juchte. C.'s Talente blieben nicht unbemerkt und feine Verdienfte nicht umbelobnt; er 
ward 1796 zum Unterftaatdfecretär im Departement der auswärtigen Angelegenheiten ernannt 
und blieb an diejer Stelle bis zum Austritte Pitt's aus der Verwaltung im Jahre 1801. In 
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Biefer ganzen Zeit, wo er nur unter der Leitung feines großen Gönners zu handeln jhien, be: 
ſchränkte fich feine ganze parlamentarifche Thätigkeit auf die Unterflügung der minifteriellen 
Anträge und die Rechtfertigung der Maßregeln ver Verwaltung. Nur einmal richtete er ſich 
in feiner eigenthümlihen Kraft auf, die den ſpätern E. in feiner ganzen Größe ahnen ließ, ein: 
mal, da der Gegenſtand fein tieffühlendes Gemüth ergriff und feine gewandte Rede mit unmwi: 
derftehlicher Macht bejeelte. Es galt die Abfhaffung der Sklaverei der Neger. 

C. fand bei feinen mannichfaltigen Arbeiten im Staatödienfte noch Zeit zu Titerarifchen 
Beiäftigungen, die größtentheils in dichteriſchen Ergießungen beftanden, zu denen ihn feine 
Neigung zur Poeſie hinzog. Wenn mamin denfelben auch nicht immer den Zweck billigen kann, 
dann muß man dody die Reichtigkeit dev Behandlung und die Schärfe des Witzes anerfennen, 
der oft nicht ohne Bosheit ift. Er legte die Erzeugniffe feiner Muße in einer Zeitichrift nieder, 
deren Titel „Anti-gallican“ ihre Beftimmung bezeichnete. Alle Angriffe waren auf Frank: 
reich gerichtet, und die Entwürfe, die im dieſem Staate, der im ſchmerzlichen Kampfe um feine 
Wiedergeburt begriffen war, durcheinander goren, fi verdrängten umd in abenteuerlichen 
BVorftellungen und Anschlägen jih nur zu oft überboten, gaben C. reichen Stoff. Er benugte 
denselben nicht jelten auf eineungrogmüthige Weife. Der Glaube an eine Umwandelung unfers 
Geſchlechts, an ein Fortichreiten im Beſſern, an die Erreihung des Ideald der Menſchheit, 
Vernunft, Recht und Freiheit, war ihm in der Art, wie die franzöſiſche Philantbropie der Zeit 
es darſtellte und zu verwirklichen gedachte, läherlih. In dieſelbe Zeit fällt auch die Bermäßlung 
C.'s mit einer Tochter ded Generald Scott, die ihm ein Vermögen von niehr als einer 
Million FI. zubrachte. Der alte Scott, der feine engliſchen Gigenthümlichkeiten und Launen in 
hohem Grade hatte, wollte nicht, daß eine feiner beiden Töchter einen Beer heirathete, und ſetzte 
auf die Ubertretung feines Verbot? Gnterbung. Indeſſen pflückte die Schwefter der Gemahlin 
C.'s die verbotene Frucht, und dem legten Willen des Vaters zufolge fiel das ganze Vermögen, 
das heißt dad Doppelte der angeführten Summe, der gehorfamen Tochter zu. Seltjames Spiel 
menfchliher Einfälle! C.'s Vater war enterbt worden, weil er feine Gattin unter feinem Stande 
und VBernögen wählte; die Tochter Scott’8 traf ein gleiches Los, weil jie über ihren Stand hin— 
ausging. E. indeffen und feine Gemahlin wollten daraus feinen Vortheil ziehen und wiejen 
ihm entſchieden zurück. Habſucht und Eigennutz gehörten nicht zu feinen Fehlern. Bei allen 

mtern und Mürben, die er bekleidet hatte, hinterließ er fein Vermögen geringer, ald es ihm 
zugefommen war. 

Im Jahre 1801 verließ Pitt, wie wir bemerkt, das Minifterium und ward durch Addington 
eriegt. C. folgte den Beifpiele ſeines Freundes, ohne ſich jedoch, wie er, der ſchwachen Verwal— 
tung feines Nachfolgers anzuſchließen, die er im Gegentheil mit allen Waffen ver Logik und des 
Witzes befämpfte. Ihn befeelte ein vorherrſchender Gedanke, und diefer Gedanke war die Ent: 
fräftung und Demüthigung Frankreichs, dem er, wie der große Punier Nom, einen unverjöhn- 
lihen Haß gefhmworen zu haben ſchien. Was E. wollte, wollte er ganz, mit der ganzen Kraft 
feines Willens, und um dad Ganze zu erreichen, bot er aud) alle Mittel auf, durch die e8 zu er— 
reihen war. In diefer Entſchiedenheit lag beſonders feine Stärfe. Pitt löfte im Dlai 1804 Ad— 
dington ab, und mit ibm nahm auch C. wieder Antbeil an ver Verwaltung. Aber ſchon im 
nächſten Jannar ftarb Bitt. Der Einfluß diefes Mannes auf E., der ihm mit ver ganzen Energie 
ſeines Charakters ergeben war, hörte nun auf, obgleich er feine innigften Gefühle der Achtung 
und Danfbarfeit nie verleugnete. Mit Pitt war die Herrfchaft der Tories zu Grabe gegangen ; 
mit For ftarb die der Whigs, und ihre Gegner gelangten wieder zur Regierung. Im Jahre 
1807 traten Lord Liverpool, Lord Gaftlereagh und E. in das Minifterium und bildeten die 
Seele ver Verwaltung. Da diefer die auswärtigen Angelegenheiten zu leiten hatte, jo beſchloß 
er vie Aufhebung der dänischen Flotte und die Beichiehung von Kopenhagen, weil Dänemark 
mit treuer Ergebung zu Frankreich hielt, weldyed damals Europa beherricdhte und Dänemarks 
Seemacht zu Englands Vernichtung benugen wollte. Mit gleihem Nahdrude gedachte er in 
Spanien aufzutreten, überzeugt, daß die Halbinfel die Ferſe des Achilles für Franfreich jet. 
Hier, war ſeine Meinung, müffe England feine ganze Kraft vereinen, unt Napoleon mit Erfolg 
zu befämpfen. Caſtlereagh, der Kriegäminifter war, zeigte ihm weder die Thätigfeit noch das 
Geſchick, die er für nöthig hielt, wollte man anders feinen Zweck erreichen. Diefer Wiperftreit 
der Anſichten und des Benehmend der beiden Staatdmänner brach bald in offene Feindſchaft 
aus, und ed fam zwiſchen ihnen zu einem Zweifampfe, in welchem C. einen Schuß in den 
Schenkel erhielt. Sie traten darauf aus der Verwaltung, an deren Spige Perceval berufen 
ward. Diefe Veränderung, die C. von der Leitung der Angelegenheiten feines Baterlandes 
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ausſchloß, hatte wenigſtens die ihm angenehme Folge, daß der Marquis von Wellesley, den er 
an Caſtlereagh's Stelle zum Kriegsminiſter befördert wünſchte, ſeine eigene erhielt und den 
Krieg in Spanien mit der Thätigkeit und dem Nachdruck führte, die C. ſo ernſtlich empfohlen 
hatte. Für die Sache, die er als die ſeinige betrachten konnte, war alſo gewonnen, wenn er auch 
perſoönlich dabei verlor. Nach der Ermordung Pereceval's erhielten Lord Wellesley und E. ven 
Auftrag, eine neue Verwaltung zu bilden, was ihnen aber nicht gelang, weil E. auf der Be: 
dingung beftand, daß die Katholifenemancipation vom Gabinet für eine neutrale Frage erklärt 
werde. Diefer Umftand war Urſache, daß E. in ven für Guropa jo folgenreihen Jahren 1813, 
1814, 1815 auf die wichtigen Ereigniffe verjelben ohne Einflup blieb. Seine Muße verwendete 
er auf die Prüfung und Erörterung großer politifher Fragen, die für die Zeit befonders wichtig 
geworben waren. Sein gefunder Sinn und fein richtiges Urtheil brachten ihn bei ruhiger For: 
[hung und befonnener Abgefhiedenheit ven Anſichten immer näher, die feine Öffentliche Wirk— 
famfeit fpäter jo bedeutend machten. Den erften Schritt auf der Bahn zu den Freiheiten, die er 
gegen das Ende derjelben für fein Land und, man darf wol fagen, für Europa erringen wollte, 
that er für die Freiheit des Handeld und erklärte fich gegen die Monopolienwirtbfchaft. Die 
Anerkennung einer Freiheit führt aber folgeredht zur Anerkennung der Breiheiten überhaupt, 
welche dieſelbe Grundlage haben und aus Einer Quelle fließen. G. ging diefen Weg, nur für den 
Ruhm ſeines. Namens, der in der Geſchichte in doppelter Geftalt erfheint, etwas langjfam. Die 
erfte Frucht, Die ihm feine freie Anficht des Handels brachte, war feine Wahl zum Abgeorbneten 
in das Unterhaus durch die Stadt Xiverpool (1812), da er früher nur der Nepräfentant eines 
faulen Fleckens geweſen war. Das folgende Jahr nahm er den reichbejoldeten Geſandtſchafts— 
poften zu Liffabon an, wo ſich Fein Hof befand, und oronete ſich dadurch Lord Gaftlereagh unter, 
gegen den er feine feinpfeligen Gefinnungen fo offen erklärt hatte. Im Jahre 1816 kehrte er 
nad) London zurück und ließ fi in der Verwaltung, bei der er die oftindifchen Angelegenheiten 
‚bejorgte, wieder anftellen. 

In diefer Zeit jhien Europa in politifher Beziehung raſche, entſcheidende Rüdihritte zu 
thun, und England blieb in diefer beſchleunigten Bewegung nicht zurüd. Die Habeas: Corpus: 
Arte wurde aufgehoben und jede Außerung der Unzufriedenheit des Volks mit graujamer Ge— 
waltthätigfeit zurüdgewielen. Die blutigen Auftritte zu Manchefter (1819), wo die verſam— 
melten Bürger, die von ihrem Petitionsrechte Gebraud machen wollten, von der Bürgermilig 
zu Pferde, Deomanry genannt, mit dem Degen in der Kauft nievergeworfen oder auseinander 
geiprengt wurden, find noch in ſchmählichem Andenken. Die heftigften Maßregeln gegen vie 
Preſſe und die Afforiationen, welde die Regierung vorfhlug, gingen in vem Parlamente mit 
großer Stimmenmehrheit durch. Wer überwiefen ward, ein Xibell, das zum Aufruhr reiste — 
was ließ jih nicht in den weiten Rahmen dieſes Gejeges bringen? — befannt gemadt zu haben, 
ward im Wiederbetretungsfalle mit Verbannung beftraft. Und zu allen dieſen gewaltfamen 
Mapregeln wirkte C. kräftig mit. Die Ariftofratie feierte ihre Saturnalien. Aber der Menſch 
vergipt zu leicht, daß jedes Ubermaß zu jeinem Gegentheil zu führen pflegt, der Misbraudy ver 
Gewalt zur Freiheit, wie der Misbraud der Freiheit zur Iyrannei. Die Art, wie die Tories, 
im Siegedraufche übermüthig, die wiedererlangte Herrihaft übten, beichleunigre ihren Unter 
gang. Goethe fagt: „Vor dem Gewitter erhebt jid) zum legten mal der Staub gewaltjam, der 
nun bald für lange gerilgt fein ſoll.“ Der Sturm war nicht mehr fern. 

C. war nicht der Mann, der halbe Arbeit machte und auf dem Wege, den er betreten, um— 
kehrte, ebe er ihn zurüdgelegt. Aber was der Menſch nicht thut, thut das Schickſal oft für ihn. 
Georg IH. ftarb und fein Sohn beftieg den Thron von England. Die Königin Karoline febrte 
dahin zurüd, und ed ward der berüchtigte Procep gegen jie eingeleitet. C., von früherer Zeit in 
freundſchaftlichen Verhältniffen mit derjelben, fonnte jeine Gefinnungen nicht verleugnen, noch 
weniger aber zu den Feinden der mishandelten Fürftin übergehen. Er nahm feine Entlaffung 
und trat eine Neife nah Frankreich und Italien an, auf welder er ven Stand der Dinge auf dem 
Seftlande und die Stimmung der Gemütber auf eine Weife Eennen lernte, die ihm zu denfen 
gab. Im Jahre 1820 wieder in feinem DBaterlande angekommen, nahm er feinen Sig im 
Unterbaufe, erklärte ih mit Wärme für die Emancipation der Katholiken und gegen eine Par— 
lamentsreform. Die Ariftofratie war dankbar und C. nicht unempfindlich gegen diefe Danfbar= 
keit. Im Gabinet gab ed neben Lord Gaftlereagh für ihn feine angemeifene Stelle, und er hatte 
wol der Hoffnung entjagt, in England einen angenteffenen Wirkungsfreis zu finden. Darum 
nahm er die Stelle eined Gouverneurs von Dftindien an, und dad Schiff, das ihn nad) Kalfutta 
bringen follte, lag ſchon jegelfertig und ev war im Begriffe, ed zu befteigen. Da machte Caſtle— 
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reagh feinem Leben felbit ein Ende, Der Schnitt eines Federmeſſers änderte die Lage C.'s, 
Englands, ver Welt. Bon folder Art find die Ereigniffe, welche fo oft das Schickſal der Staa: 
ten,und Völker beftimmen. Das geihah im Auguft 1822. An die Spige der Verwaltung kam 
Lord Liverpool, den frühere Verhältniffe mit E. befreundet hatten, und es gelang ihm, die Ab: 
neigung der übrigen Mitglieder der Verwaltung und felbft ven Widerwillen des Königs zu bes 
fiegen und feinem Freunde eine Stelle im Gabinete zu verſchaffen. C. ward Minijter ver aus: 
wärtigen Angelegenheiten und feine Ernennung fiel in eine höchſt wichtige Zeit. Die Congreſſe 
von Troppau und Laibad hatten das Schickſal von Europa im Geifte ver Heiligen Allianz zu 
ordnen verſucht. Die conftitutionellen Negierungen verfhwanden oder erhielten jid nur dem 
Namen nah. Ein neuer Congreß war zu Verona eingeleitet, um das glücklich begonnene Werk 
zu vollenden oder doch fortzufegen. Lord Gajtlereagh jollte bei vemfelben England vertreten, 
und die Grundſätze und Anjichten dieſes Staatdmannes liefen über die Art feiner Mitwirkung 
feinen Zweifel. Es galt vorzüglich, die Gorted in Spanien aufzuheben und die Pyrenäifche 
Halbinfel der abjoluten Herrſchaft des Königthums wieder zu unterwerfen. Frankreich über: 
nahm willig den Auftrag, den ed auch ohne bejondere Anftrengung vollzog. E. hatte durch 
Wellington in Berona vergeblich gegen die Heilige Allianz: Politik proteftirt und fühlte die Würde 
Englands verlegt und feinen frühern Einfluß auf einen Staat bedroht, deifen Schidfal ohne 
feine Theilnahme zu beſtimmen ihm ein Gingriff in feine Rechte ſchien. C. war zu jehr Brite, 
als daß er diefe Art Zurückſetzung nicht ſchmerzlich hätte fühlen jollen, und es lag in feiner Art, 
den Schmerz nicht geduldig in feiner Brujt zu verſchließen. Die Oppofition beftürmte ihn mit 
wiederholten Angriffen wegen der Misachtung Englands bei der Entſcheidung der Angelegen= 
beiten des Gontinents. Die Oppojition hatte das Nationalgefühl für ih, dad Graf Grey be: 
ſonders zu feinem Beiltand geltend machte. Gr überhäufte ven Minifter mit Borwürfen, daß er 
unter folden Umitänden Frankreich nicht ven Krieg erklärt. Da trat C. am 12. Der. 1826 mit 
jener merfwürdigen Nede auf, die einen jo tiefen und allgemeinen Eindruck machte. Er dachte 
jih als Aolus, der ven Schlau mit Winden in Händen habe. Sei es an der Zeit, ihn zu öffnen, 
dann, meinte er, jtehe es bei ihm, den Continent durch Stürme zu erihüttern und umzufehren. 
Die leihtgefprohenen Worte haben ſchwer verwundet; ein Beweis, daß fie verwundbare 
Stellen fanden. Iaujend Stimmen haben ſich tadelnd gegen fie laut erhoben, taujend 
und taujend andere dagegen jich im ftillen beifällig für fie erklärt. Es wurde alled aufgeboten, 
um den Gindrud, den fie machen fonnten oder wirklich gemadt, zu zerftören; aber jelbit dies 
Bemühen zeigte die Berlegenheit, in der man jich befand, und die Gefahr, die jich leichter leugnen 
als entfernen läßt. „Ich kann den Krieg nicht fürchten‘, fagte er, „wenn ich andie unermeßliche 
Macht diejes Landes und daran denke, daß die Unzufriedenen aller Nationen von Guropa bereit 
find, ih an England anzuſchließen. . Statt einen Krieg mit Franfreih wegen Spanien zu 
führen, war id) darauf bedacht, den Befig dieſes Landes nebenbuhleriihen Händen unnüg, ja 
noch mehr als unnüß, dem Bejiger ſelbſt nachteilig zu machen. Ich habe das legtere Mittkl er— 
griffen, glauben Sie nicht, daß England darin eine Ausgleihung für das fand, was ed zu 
empfinden hatte, als es die franzöſiſche Armee in Spanien einziehen und Cadiz blofiren ſehen 
mußte? Ich habe Spanien unter einem andern Gejichtöpunfte betradptet; ich jah auf Spanien 
und Südamerika zugleich ; ich babe in legtern Yändern eine neue Welt ind Dajein gerufen und 
fo das Gleichgewicht georonet. Ich habe Frankreich allen Folgen feines Einfall überlaffen. Id 
babe eine Ausgleihung für ven Ginfall in Spanien gefunden, während ich Frankreich feine Laft 
überlaffe, eine Laſt, ver es ſich gern entledigen möchte, und die ed nicht, ohne ſich zu beſchweren, 
tragen kann; damit antworte ich auf dad, was man über vie Bejegung Spaniens jagt. Ich 
weiß, fage id, daß unſer Land unter feinem Panier alle Unzufriedenen und alle unrubigen 
Geiſter des Jahrhunderts jchlagfertig ſehen wird, alle Menſchen, die aus gerechten oder unge: 
rechten Gründen die gegenwärtige Lage ihres Vaterlandes mit Mismuth betrachten. Der Ge: 
danke an eine ſolche Lage regt alle Bejoraniffe auf, denn er zeigt dad Dajein einer Macht in den 
Händen von Großbritannien, die vielleicht Furchtbarer ift als irgendeine, von der die Geſchichte 
des Menſchengeſchlechts bisjetzt Kunde gegeben.“ 

C. kannte die Lage der Welt. Was der Friede gegeben hatte, man muß es mit Wehmuth 
ſagen, machte Tauſenden den Krieg wünſchenswerth. Wir ſahen die Neue Welt, deren Colo— 
nien noch durch manche Bande mit dem europäiſchen Mutterlande zuſammenhingen, von dieſem 
abgelöſt, den Kampf Griechenlauds mit ſeinen barbariſchen Unterdrückern ohne Theilnahme 
forigefeht, erſt den Aufſtand des gepeinigten Volks als ein Verbrechen gegen die Legitimität 
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gemisbilligt, dann das blutige Hinwürgen deſſelben als eine verſchuldete Züchtigung dargeftellt, 
Wir ſahen den Gedanken in Feſſeln gelegt, das freie Wort als Verſuch zum Aufruhr unferſagt, 
Gewerbfleiß und Handel gelähmt und eine faſt allgemeine furchtbare Verarmung herbeigeführt. 
Mir fahen Spanien einer unmenfhlihen Selbitzerfleiihung hingegeben, das Rachegefühl einer 
graufamen Faction genährt, ihm freied Spiel gegönnt, die Schaffote mit Blut gefärbt, vie 
Gefängniffe gefüllt. Das Ziel diefer action ift fein Geheimniß; es heißt blinde Unterwürfig— 
Feit des Volks dur; Dummheit und Mangel. 

C. jprad von den Misvergnügten in allen Ländern und hat die Hand unfanft auf bie 
Munde gelegt, und ein lauter Schrei des Kranfen bezeugte feinen Schmerz. Er hat das Haupt 
der Medufa enthüllt, das auf vem Schilde Minerva’s und in ihrer Hand furdtbar wirken fann. 

Durch die Sprade, die E. in dem Parlament führte, durch die Art, wie er die auswärtigen 
Angelegenheiten im Widerſpruche mit den Anſichten und Gefinnungen der fremden Gabinete 
leitete, und befonderd durch die Anerkennung der Unabhängigkeit der ſpaniſchen Golonien in 
Amerika erregte er erit den Verdacht, dann ven Unmillen der Tories, die ihn nicht mehr auf 
ihrem Wege fanden. Die entihiedenften von ihnen trugen fein Bedenken, ſich förmlich von ihm 
lo&zufagen, und er verftärfte ſich durch den Beiſtand Gleichgefinnter, die mit ihm denſelben 
Zweck verfolgten. An die wichtige Stelle eined Minifterd des Handels Fam fein Freund Hus— 
fiffon, der große, freie Anjichten in diefem Zweige der Berwaltung entwidelte und durch allmäb: 
lihe Refornien ind Leben zu führen ſuchte. In diefer Beziehung jind die Jahre 1824, 1825 
und 1826 für England höchſt beveutend. Gegen das Ende des legten Jahres erfuchte die portu— 
giefifche Regierung Großbritannien um Schug und Beiftand gegen die Einmiſchung Spanien 
in ihre Angelegenheiten, die eine Kolge der allgemeinen Reaction auf dem Feftlande von Eurera 
war. C. jendete ſogleich englifhe Truppen nah Portugal und die Thronfolge der Maria da 
Gloria und die Verfaflung waren gerettet, die Ginmifhung der Heiligen Allianz beſeitigt. 
Im Anfange des Jahres 1827 mußte Liverpool, der durch einen Schlaganfall dienftunfäbig ge: 
worden war, aus der Verwaltung treten. Der König ertheilte C. den Auftrag, einen eriten 
Minifter zu wählen, bei dem er nur die Bedingung machte, daß er ver Emancipation der Katbe- 
lifen entgegen fei. E. verweigerte e8 und bot, im Falle der Monard darauf beftebe, feine Ent: 
laflung an. Georg IV. zauderte, gab aber endlich nad und übertrug ihm felbft Die Leitung ded 
Cabinets. Seine Gollegen, die den Abtrünnigen in ihm erfannten, legten ihre Stellen nieder. 
Unter ihnen waren Wellington, Peel und Lord Elvon, Männer von Anſehen und Gewicht. 
Die Ausgetretenen wurden durch Lord Lansdowne, Lord Holland, Brougham und Burdet, die 
einen großen Namen unter ven Whigs hatten, erfegt. Es hatte ſich vor E. und England eine 
große Zukunft aufgethan. Selten ftand an der Spige der Verwaltung ein Mann von gleicher 
Geiſteskraft und Entſchloſſenheit, und in einer jo entiheidenden, folgenreichen Zeit. Aber €. 
erkrankte infolge einer Grfältung. Drei Monate nachdem er die Stelle eines erften Minifters 
übernommten batte, fühlte er ſich durch Anftrengungen, Feindſeligkeiten aller Art und körper— 
liche Leiden fo geſchwächt, daß er jih von ven Geſchäften zurückziehen mußte, das Landbaus dei 
Herzog von Devonihire, Chiswic bei London, bezog und am 8. Aug. in demfelben Gemade 
ſtarb, in welchem Kor feine große Seele ausgehaucht hatte. 

Man könnte fagen, C. fei in feinem öffentlihen Wirken, in Beziehung auf den Zweck, den 
beide verfolgt, der umgekehrte Burfe geweien. Wie diefer angefangen, hat jener geendet, und 
geendet, wie jener angefangen. C. hat durd fein fpäteres Leben mit den Berirrungen und dem 
Beitreben des frübern verjöhnt, Burke durch feine fpätere Wirkſamkeit fein großes Talent und 
den Gebraud, den er davon gemacht, verdunfelt und jelbftmörberiih Hand an fi gelegt. 
C. war, wenn aud) fein großer Mann, doch fähig, Großes zu wollen, zu unternehmen und auf: 
zuführen. Sein Tod gehört wegen der Zeit, in die er fiel, zu den bedeutendften Ereigniſſen dieſer 
Epoche und kann Einfluß auf das Schickſal von zwei Welten gehabt Haben. Außer For hatte 
Gnaland feinen Minifter, der wie E. jo ausgezeichnete Talente mit wahrer Menfchenliebe ver: 
band. Großbritannien ging ihm, wie jedem echten Briten, über alles; aber er hatte auch ein 
Herz für das Wohl und Wehe der übrigen Welt, die fein Nationalftolz nicht als eine bloße Zu: 
gabe der Schöpfung zu Großbritannien betrachtete. Den politifhen Berechnungen feines Geiſtes 
gab die Poeſie ſeines Gemüths einen höhern Schwung und einen edlern Zweck. In feinen Anſichten 
lag nicht nur etwas Großfinniges, fondern auch etwas Großmütbiges, under wäre fähig gemelen, 
ein kleines Intereffe feines Baterlandes einem größern der Menſchheit aufzuopfern. Das will bei 
einem Minifter viel und bei einem englifchen ſehr viel fagen. C.'s Barlamentsreden ünd 1830, 
von Thorry gefammelt, in ſechs Bänden erihienen. I. Weigel und Welder. 
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Eanon, canonifches Necht, ſ. Kirchenrecht. 

Canton, ſ. Neichöritterfchaft und Eidgenoffenihaft. 

Ganzleifäffigkeit, ſ. Gerichtsftände, privilegirte. 

Capet, ſ. Frankreich. | 

Capital, Der Eapitalbegriff. Alle allgemeinen Begriffe, lehrt dev Logiker der Erz 
fahrungswiſſenſchaften, St. Mill, jind nichts als das unentbehrlihe Denkwerkzeug zur Aufbes 
wahrung, die dafür eingeführten Worte nur das bequemfte Hülfsmittel zur Erinnerung und 
Mittheilung des Gemeinfanten der Erfheinungen. Was diejes Gemeinſame dagegen aufſchließt, 
was dem Begriffe den Inhalt und dem Worte den Sinn gibt, ift allein die Beobachtung und die, 
an der Hand der Beobachtung fortſchreitende und auf jedem Schritt durch die Beobachtung con= 
trolirte Speculation. Solange daher das Erjheinungägebiet einer Wiflenfhaft noch eines 
natürlihen Wahsthums, ihre Beobachtungen und Folgerungen noch einer Verſchärfung fähig 
ind, müſſen aud die Begriffe und Definitionen dieſer Wiſſenſchaft jtetig voranfcreiten, 

Wenn diefe einfahen Wahrheiten irgendivo Erinnerung verdienen, fo ift e8 auf dem Wiſ— 
jensgebiet, vem der Gapitalbegriff angehört, in der Wirthfchaftslehre. Sie wurden und werben 
bier von Laien und Gelehrten nur zu häufig verfannt, und diefe Verkennung — darüber täus 
ihen wir und nicht, wird zum wefentlihen Hemmſchuh der wirthſchaftlichen Erkenntniß. Dem 
Laien erſcheint ed vielfältig als eitel Wortflauberei, wenn ji die Theorie mit jo landläufigen 
Begriffen, wie Werth, Preis, Capital u. ſ. w. abquält: die Endlofigfeit diefer Controverſen ift 
ihm ein ſchlagender Beweis für ihre Unfruchtbarfeit. Er bedenkt nicht, daß jeve fchärfere Eins 
ficht in Die Natur der Dinge aud eine Verſchärfung der Begriffe und Begrifföbeitimmungen 
bervorruft und vorausjegt, und die Wiſſenſchaft, wenn lehrreich und fortichreitend, demnach jo 
wenig mit den verſchwommenen Begriffen ded gemeinen Yebend, wie mit den unfertigen Be— 
griffsbeftimmungen einer ältern Horfhung auszukommen vermag. Wol entitehen aus dem Wi— 
verfpruch gelehrter Definitionen mit einem eingebürgerten Herkommen, wie jhon Malthus 
(„Defin. in. Polit. Keon.“) bemerkt, empfindliche Ubelftände ; das Publikum fühlt id dadurch 
anfänglich mehr verwirrt als gefördert. Allein unter zweillbeln ift dies doch nur das geringere: 
der geiftige wie der Geldverkehr fann ſchließlich nur bei den Bedürfniß wirklich entſprechenden 
Unterſcheidungen gebeiben. 

Wenn fih aber der gemeine Menjchenverjtand gegen alle Begrifisumprägung ſträubt, fo 
trägt dafür, wenigftens auf unferm Gebiet, auch dad unnüge Begriffeprägen feine geringe 
Berantwortung. Unſere volkswirthſchaftlichen Münzmeifter ſtehen nicht ohne Grund im Geruche 
der Logomachie. Vor dem Iribunale der Logik gilt jeder Begriff und jede Definition nur dann 
für zutreffend, wenn ſie diejenigen Dinge oder die Seite der Dinge (abtracte Begriffe) uns 
ſpannt, die zu dem Erſcheinungskreis, um deſſen Erklärung e8 jich handelt, in einer wejentlichen 
und in wejentlich gleichartiger Beziehung ftehen. Nah — ſo weit die jeweilige Einſicht reiht — 
unmejentlichen Unteriheidungen Begriffe formuliren, oder verjhiedenartige Dinge unter einen 
und weſentlich gleichartige unter verichiedene Begriffe bringen, heißt nur der Begrifiöverwir: 
rung und dem Anjcheine ver Gelehrjamfeit dienen. Von diejem Vorwurfe ift die Wirthſchafts— 
lehre nicht freizuſprechen; und ihre Begriffsipalterei ward um jo unleidlicher, je gewiffenhafter 
man um die eigene verfehlte Schablone mit allen gelehrten Goncurrenten zu proceffiren pflegte. 
lm inmitten viefer querelles allemandes einen Schiedsſpruch aufrecht zu erhalten, willen wir 
feinen andern Weg, als daß ſich der hier aufgejtellte Gapitalbegriif als das ausweift, was er 
feinem Begriffe nad fein joll: als ein brauchbares Werkzeug zur Erklärung der Erſcheinungen. 
Da hinaus geht wenigftend unjere Bemühung. 

Als ein Wiffensbegriff von wirthſchaftlichen Erjdeinungen jeßt das Gapital den 
Begriff der Wirthihaft und ihre Wilfenfhaft voraus. Wir verftehen unter Wirthichaft jeden 
Inbegriff von Beitrebungen und Einrichtungen, die der Verſorgung mit Bermögen (verfehrö- 
fähigen Sachen) gewidmet find; unter Wirthihaftswiffenihaft aber einfach die Erklärung der, 
die Erfolge ver Wirthſchaft (pro und contra) bedingenden Umftände. Linter dieſen Umſtänden 
findet fi nun einer, der von der Natur und Beitimmung alles Vermögens unzertrennlic, 
auch in das Wirthſchaftsleben nach allen Seiten entſcheidend eingreift: die Vergänglichkeit des 
Vermögens. Das Vermögen wird nur erworben, um es unmittelbar oder mittelbar zur Befrie— 
digung der Bedürfniffe zu brauchen; fein Vermögensgebraud aber, der nicht einen Theil 
feiner frühern Gebrauchsfähigkeit — eine nützliche Eigenſchaft, eine Spanne nugbarer Zeit, 
verbraudte; und jelbit wo das Bedürfniß ruht, ift doch der Zahn ver Zeit an der Zerftörung 
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ded Bermögend geihäftig. Soll vie Befriedigung durch das Vermögen eine nachhaltige, der 
Wohlſtand gefichert fein, fo gilt e8 vor allem dieſer Vergänglichkeit ver Dinge verftändig Rech— 
nung zu tragen. So durchdringt denn auch dieſe Rücdjicht das gefammte Wirthſchaftsleben. Sie 
macht ſich ſchon bei Veranlaffungen geltend, die wie 3. B. die Che einen vermehrten Verbraud 
in wahrfcheinliche Ausficht ftellen: der zartefte Lebensbund wird nur mit Berüdjihtigung der 
Bermögensverhältnifie geſchloſſen. Sie durchdringt die ganze Aufgabe des Ausbildens der Dinge 
und Kräfte für wirthſchaftliche Zwecke: alle Technik erjtrebt die Rückerſtattung und einen Mebr- 
wertb über ihren Güter: und Kraftaufwand. Sie drängt fi endlich auch in allen perfönlichen 
Aufwand: wo diefer das Vermögen nicht mehrt, foll er es doch jedenfalld auch nicht mindern. 
Alles Vermögen nun, infofern e3 von diefer wirthſchaftlichen Bedachtſamkeit vollſtändig durch— 
drungen ift, Das mit andern Worten die Wiederhervorbringung eines gleihen und 
größern Vermögenswerthes vermittelt, nennen wir Capital. Die Bedingungen zu 
erforfhen, wodurd das Vermögen diele Beftimmung gewinnt oder ihr untreu wird, wodurch 
Gapital entftebt, wächſt, verfällt, gebört unter die Aufgaben der Wirtbihaftswiffenihaft. Se: 
weit diefe Beringungen mit in der Technik hervortretenden Gigenfhaften zufammenbängen, 
handelt darüber vie Lehre von der Arbeit, ſoweit jie in den im Güterverkehr mafgebenden Mo- 
tiven und Zuftänden weiter wirfen, die Lehre vom Taufche und der Vertheilung. Soweit da: 
gegen diefe Bedingungen in allgemeinen intelleetuellen und moralifhen Kraft- und Schwäche: 
zuftänden wurzeln, gehört ihre Erforſchung und die Prüfung der eingreifenden ſocialen und 
ftaatliben Einrichtungen in die Lehre vom Gapital. 

Seit der erften umfaffenden Analyſe der „Natur und Urſachen des Nationalreihthbums‘ 
war ed außer Zweifel, daß dem Gapital in dem obigen, oder einem verwandten Sinn in Leben 
und daher auch in der Wiſſenſchaft eine bedeutfame und eigenthümliche Rolle zufällt. Bon der 
gefanımten Wirchfchaftslehre wird feitdem neben der Natur und der Arbeit ald dritte Vermö— 
gensquelle das Capital anerfannt. Mochte man mitunter fpigfindig auf die erften Lebenstage 
Adam’s zurückgehen und Natur und Arbeit al& die urfprüngliern Quellen bezeihnen: wie 
weit reicht die Arbeitskraft des Menſchen und das Joh, das fie den wideripenftigen Naturkräf— 
ten auferlegt, wo ihr nicht das Werkzeug und ein Vorrath von Unterhaltämitteln, ſtets ergänzt, 
zu Hülfe fommt? Nicht über die rein thieriiche Griftenz und das Los, das vieler jede Ungunſt der 
Naturverbältniffe bereitet, nicht in Traume an jene weitausſehenden Arbeiten, wodurch ſich 
der eivilijirte, capitalgewaltige Menſch zum Herrn der Schöpfung emporihwingt. Gleichwie die 
Gunft der Natur und die Kunft der Arbeit erichien daher audı das Gapital, in der Verbindung 
mit jenen Quellen und als jelbftändiger Beitg, auf den Vermögenserwerb von jelbftändigem 
und mächtigem Ginfluf. Nicht minder eigentbümlich zeigte es fih in den Bedingungen feiner 
Hervorbringung. Entſprungen und daber aud bedingt durch das Zujammenwirfen mit Natur 
und Arbeit, berubt doch die Erhaltung ded Vermögensvorraths auf ganz eigenthümlichen Vor— 
ausfegungen, Die in ganz andere Eriheinungsfreife ald die Betrahtung der Natur und Die Ge: 
neſis der Arbeit binüberleiteten. Mit einem Wort, bedingend und bedingt erſchien das Gapital 
als ein Begriff, der eine ebenſo wejentliche als ſelbſtändige Seite der wirthſchaftlichen Erjchei: 
nungen umfpannte. 

Soviel wird auch, wie gefagt, feit Adam Smithallgemein anerfannt. Fragt man jedoch nad 
dem genanern Inhalt diefes Begriffs, fo findet ſich in feinen Definitionen nur das eine Gemein- 
fame, daß man unter Capital einen Vorrath von Werten verjteht, der zur Wiedererzeugung 
von Wertben dient: eine Borftellung, die in der That von jedem Gapitalbegriff unzertrennlich 
ift. Dagegen in der nähern Präcifion diefer Vorftellung, über die Fragen, welche weitere Gigen: 
fchaften die unter diefen Werthvorrath begriffenen Güter aufweifen und welde Werthe jie her: 
vorbringen müflen, um unter das Gapital zu vechnen, und folgeweife aud in den Lehrſätzen über 
das Gapital, geben die Anfichten nach verfchiedenen Seiten ganz weſentlich auseinander. 

Ganz am Scheine bleibt die Unterſcheidung Eleben, die den, wie fonft definirten Gütern, nur 
fofern fie noch im Vorrathe und noch nicht im Verbrauche jind, die Gapitaleigenfchaft zuerfennt. 
Am fchärfften hat diefe Anficht Zachariä formulirt („Vierzig Bücher vom Staate“, 5. Bp., 
1. Abtb., S. 96 fg.); die Gapitalien find ihm „Brauchlichfeiten, welche entweder nicht durch Den 
Genuß confumirt werden, oder welche, obihon in verbraubjamen Sachen beſtehend, dennoch 
von ihrem Eigenthümer für jet noch nicht verbraucht worden find“. Auch durch die Gapitaldar: 
ftellung von A. Smith, Mau und andern Flingt die ähnliche Anfhauung; und wenn ih Die 
Lehre Roſcher's davon frei Hält, jo doch nicht feine Begrifföbeftimmung: „Gapital nennen wir 
jedes Product, welches zu fernerer Production aufbewabrt wird.” Es ijt dies „Aufbewahrtwer- 
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den‘ für den Gapitalbegriff mehr ald ein unweſentliches und allzu enges — es ift ein trügeriſches 
Merkmal, indem dadurch die Vorftellung an einer erften und gleihfam noch unfertigen Ent- 
widelungsftufe des Gapitals feftgehalten und von den Gigenfchaften, die daffelbe im Stadium 
feiner höchſten Entwidelung harakterijiren, abgezogen wird. Allerdings ift das im Vorrathjein 
eine Durchgangsform, die alles Gapital, mit Ausnahme der von ihren Broducenten unmittelbar 
verzehrten Erzeugnifle, im Kreislaufe jeined Lebens einmal und in der Negel fogar mehrmals 
durchmacht. Diele Geld- und Nugcapitalien entfalten nur in größern Quantitäten ihre ganze 
productive Kraft; andere bleiben im Borrathe, um die Gonfumtion gegen alle Berzögerungen.und 
Wechſelfälle der Induftrie und des Verkehrs jiher zu ftellen, refp. um von dieſen Hinderniffen 
Nugen zu ziehen. Solange jedoch diejes aufgehäufte Kapital die Schwelle der Production noch 
nicht überſchritt, bleibt auch noch unentjchieden, ob ihm die Gapitaleigenfhaft unterwegs nicht 
wieder entzogen, ja ob fie ihm überhaupt nur verliehen wird. Das Geld, das einer aufiparte, 
um fich damit weitfäliihe Staatsſchuldſcheine oder Actien einer Spielbank zu faufen, wird fo= 
wenig Gapital wie der Borrath eines parijer Modegeihäftd, ver dem Luxus der demi monde 
- dient. Erſt die reproduetive Verwendung ift ed, pie dem Gapitale jein Gepräge aufprüdt. Alle 
Reproduction aber begreift einen Berbraud. Sie begreift allerdings, wie gefagt, in den meijten 
Fällen auch eine vorausgegangene Aufiparung; diefe Auffparung beveutet jedoch nicht etwa, 
daß das Grfparte nit conjumirt, nur, daß ed nicht von dem, der ed erjparte, verbraucht wurde. 
Es wird verbraudt nicht zwar durch den Gapitaliften, wol aber durch die Unternehmer und 
Arbeiter (und productiven Dienftleijtenden), denen jener jein Geld anvertraut, und die damit 
ihren Berbraud an Werkzeugen und Stoffen und Unterhaltömitteln beftreiten. Es bleibt aber 
Gapital, trogdem jeder Beftandtheil, und in der Regel jehr bald nad} der Hervorbringung,, ges 
braucht und zerftört wird, weil jene Unternehmer und Arbeiter, während fie eö verbrauchen, mit 
der Hervorbringung des Gleih: und Mehrwerths des Verbrauchten befhäftigt find. Auch für 
bad Capital gilt ver Sag: corpora non agunt, nisi (luida; und je häufiger ed in einer beftimm= 
ten Zeit aus dem ftarren Zuftand des Aufbewahrtwerbend in den flüjjigen der productiven Ver: 
wendung übertritt, mit andern Worten, je vajcher fein Umſatz, um fo zahlreicher aud) die Jah: 
reöringe, die fi dur die reproductive Verwendung des jeweiligen Mehrwerths um den Er: 
werbftamm legen. „Das Anwachſen des Capitals“, jagt St. Mill, „gleicht dem Anwachſen der 
Bevölkerung. Jedes Individuum, das geboren wurde, flirbt, aber in jedem Jahre überfteigt die 
Zahl ver Geborenen die ver Geſtorbenen; die Bevölferung wächſt daher immer, obſchon alle die— 
jenigen, welche jie bilden, erft jeit verhältnipmäßig furzer Zeit am Leben ſind.“ 

Über das Unweſentliche jenes Aufbewahrtwerbens für den Gapitalbegriff war [yon A. Smith 
feidlih im Klaren. Es fam ihn jedenfall nicht in den Sinn, das Capital allein auf die Vor: 
räthe zu beſchränken, die in zahlloſen Reſervoirs aufgelpeichert, ven Kreislauf des wirthichaft- 
lichen Lebens vor vorübergehenden Störungen zu bewahren dienen. Dagegen war ed dem Be— 
gründer der volkswirthſchaftlichen Phyfiologie mit allem Scharfblid doch nody nicht gelungen, 
diefen Kreislauf auch bis in jene entferntern Organe zu verfolgen, die ihren Güterverbraud 
nicht jo unmittelbar in das Herz der Wirthſchaft, das Vermögen zurücdleiten. Smith erfannte 
das Capital, wo ed in dem Verbrauche der Technik die Wirthihaft, ſozuſagen, bei Fleiſch und 
Knochen erhält; er verfennt e8 dagegen, wo ed im Verbrauch der Geiftesarbeit im eigentlichen 
Sinn: die Denkorgane der Wirthihaft ernähren Hilft. „Das ganze Vermögen‘, fagt er im 
1. Kap. des zweiten Buchs, „ſcheidet fich in zwei Theile. Der Theil, wovon manein Einfommen er= 
wartet, wird Gapital genannt.” Es gehört dazu außer den materiellen Stoffen, Werkzeugen, 
Vorrätben, Verbefferungen u. ſ. w. aud) der Theil des Capitals eines „Pachters, das er auf die 
Erhaltung und Audlohnung feiner Arbeiter verwendet”. Der andere dem Gapitale entgegenge- 
jegte Theil des Vermögens befteht dagegen in den Sahporräthen, „woraus der unmittelbare 
Verbrauch beftritten wird‘; und unter diefesNichtcapital fallen die Gegenftände eines unmittel- 
baren perjönlihen Gebrauchs ſogar dann, wenn fie, wiez.B. Wohnhäujer, dem Befiger ein Ein— 
kommen gewähren. Umſchreibt man dieje Ausführung mit zwei Worten, fo umfaßt der Smith’- 
fche Gapitalbegriff alle feften inpuftriellen Gapitalanlagen, fowie dad Betriebscapital, womit die 
Fabrikanten, Kaufleute u. |. w. ihre Gejhäfte im Gang erhalten. Mit beinahe ängftliher Ge— 
nauigfeit ſchließt ih an diefe Auffaflung von A. Smith die Begriffsbeftimmung von K. H. 
Rau. „Eslaflen ih‘, heißtesing. 51 der vierten Auflage feines vielverbreiteten Lehrbuchs, „zwei 
verſchiedene Beftimmungen diefer ganzen (nicht den Orundftüden zugehörigen) Klafje von Ver: 
mögenstheilen unterſcheiden. Ginige dienen dazu, die Vermehrung der in Volksvermögen ent= 
bhaltenen Gütermenge zu befördern. Sie bilden das Gapital oder den Erwerbſtamm, werben: 
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den Gütervorratb. Ohne ven Beiftand folder fhon vorhandenen Güter würden die Menſchen 
nur fehr wenige neue zu erwerben im Stande fein, daher ift die Größe des Gavitals für die reich— 
liche Befriedigung der Bedürfniſſe von großer Wichtigkeit. Andere werden blos dazu verwen: 
det, unmittelbar Vortheile für die Menfchen hervorzubringen, alſo Bevürfniffe zu befriedigen 
und darüber hinaus Genuß zu geben. Sie fönnen Genußmittel im firengen Wortverſtande ge: 
nannt werden. Ihre Gefammtheit ift der Gebrauchsvorrath.“ Libereinftimmend mit Smith 
wird dann in der Note zu dem Paragraphen gegen das von Hermann aufgeftellte, unter anderm 
aus- Gebäuden beftehende Nutzeapital geltend gemacht: „Dieſer Nugen ift fein Sachgut und 
fomit fein Zufluß des Volksvermögens“, dagegen den Unterhaltömitteln der induftriellen Arbei— 
ter (die A. Smith, doch in dem angeführten Veifpiele anerkennt, ob er fie aud unter den Be: 
ftanotheilen des Nationalcapitald aufzuzählen vergißt), ebenfalls in der Note, die Gapital- 
eigenfchaft zugeſprochen. 

Durd eine Autorität wie K. 9. Rau geftügt, vermochte jich diefe Smith'ſche Doctrin in ſehr 
vielen Lehrbüchern zu verbreiten und bis zur Stunde zu erhalten. Linter den denkenden Prak— 
tifevn bat fie jedoch wol kaum je viel Glück gemacht: die Conſequenzen find zu wenig ſchmeichel— 
baft und viel zu wunderlih. Jeder rangirte Babrifant und Kaufınann wird fih wol in feinen 
Büchern ein befondered Haushaltungsconto anlegen; er wird aber darnm die Zumuthung doch 
etwas ſtark finden, daß er mit feinem häuslichen Aufwand und mit der Arbeitöfraft, die diefer 
erhalten, mehr dem Genuffe und weniger dem Vermögen gedient, ald der Aufwand und die 
Thätigfeit ver Arbeiter, denen fein technisches Willen und fein Ipeculatives Talent erft pad Brot 
fchafft. Unſer Fabrikant würde fih auch nicht wenig fträuben, wenn die Regierung, um nad 
dem Rau'ſchen Gapitalbegriiff das Volfövermögen zu vermehren, fein Ginfommen dur eine 
unmäßige Gewerbiteuer gewaltig reduciren und aus dem Ertrage ver Steuer Sachgüter pro: 
ducirende Luxusfabriken errichten würde. Wol würde vielleicht die blöde Menge auch varin eine 
Bereicherung des Volks erbliden. Allein au ihr würde ed doch zu bunt werden, wenn 
die Regierung, nah Rau's Gapitalbegrifj, alle Wohnhäufer niederreißen liege, um, mit ven 
Steinen, weil dieje nicht Nugungen, fondern Sahgüter, dad Volksvermögen zu mehren. Wer 
weiß, wie weit es damit käme, wenn erſt einmal, wiederum nah Rau's Gapitalbegriff, Kunft 
und Wiſſenſchaft nur noch ald Schmarogerpflanzen am Erwerbftanıme geduldet würden! Es 
ift in der That nur Selbitvertheivigung, wenn man gegen vielen Gapitalbegriff inn Namen ver 
Wiſſenſchaft Verwahrung einlegt. Gleichviel was die Gelehrten für Begriffe mit dem Ver: 
mögen, oder dem Sachgute, oder felbjt vem Gapitale verbinden, wenn man einmal mit Rau das 
Gapital, und zwar ganz treffend, als den Erwerbſtamm charakteriſirt, jo verlangt die logiſche 
Gonjeauenz, daß man auch alle Güter, fofern fie nicht allein zur Zierve, fondern zur Erhaltung 
dieſes Stammes dienen, diefem Stamm aud ohne Ausnahme einverleibe. Dieje Beitimmung 
erfüllt aber nicht allein der Aufwand der induftriellen, ganz ebenfo wol au der aller andern 
Klaffen, die durch ihre techniſch-ſpeculative, durch ihre bildende und fittigende Thätigfeit ver 
Technik erit die intellectuellen Schwingen und moralifhen Triebfedern verleiben: d. h. der Auf: 
wand der Unternehmer, der Männer der Wiſſenſchaft und des Staatödienfte fo gut wie der der 
Induftriearbeiter. Wer ſich gegen diefe Wahrheit fträubt, buldigt einem Vorurtheil des ge: 
meinen Lebens, zu deſſen Zerſtreuung gerade die Wirthſchaftslehre berufen iſt. 

Nur ſchrittweiſe und unter häufigen Rückfällen hat ſich dieſe Einſicht ſeit A. Smith unter 
den Nationalöfononen Bahn gebrochen. Der Verlauf dieſes iveellen Kampfes, die Waffen, 
deren man ſich dabei bediente und nody bedient, find für die Jugendlichfeit unjerer Wiſſenſchaft, 
für die Hinderniffe, die auch die einfahite Wahrheit in ihrem logifhen Entwidelungsgange zu 
überwinden bat, nicht wenig harafteriftifch. Jeder Bor: und Rückſchritt in der angedenteten 
Richtung dreht ſich nämlich um die Gontroverje, ob neben jenen induftriellen und den fachlichen 
Gebrauchscapitalien, auch noc diejes oder jenes immaterielle Gut als Capital anzuerkennen jei. 
Mit einem kühnen Griff hatte Ganard („Principes d’6eonomie politique‘) und nad ihm der 
vielverdiente 3. B. Say (‚Cours pratique‘‘) neben den ſchon von Smith anerfannten indu— 
ftriellen Talenten auch alle Arbeitskräfte, auch vie der Lehrer, Gelehrten u. f. w. in den Ga- 
pitalbegriff gezogen. Ahnlich beiden Engländern der vielgelefene Mac Eullod (‚Principles of 
Pol. Econ.”). Maltbus dagegen bewährte fi („Definitions ete.“) auch auf diefem Gebiet als 
Puritaner. Er jo wenig als die ſpätern frangöfiichen Effeftifer, Roſſt, Ganilh und andere, woll: 
ten die Arbeitöfraft als ein Capital gelten laffen. Mit ihnen ftimmt infoweit auch Roſcher über: 
ein. Er bezeichnet die Aufnahme der Arbeitöfraft unter das Gapital ausdrücklich als einen 
Rückſchritt in der Analyje, während er dagegen „vie höhere Fertigkeit, melde ſich ein Arbeiter 
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durch wifjenihaftlihe Studien, das größere Vertrauen, welches er ſich durch lange Bewährung 
erworben hat’, und jogar den Staat als das beveutendfte unförperliche Kapital anerkennt. Man 
fiebt, die Frage ift controvers genug, und jie hat aud in der That viel Scharfiinn und Papier 
gekoſtet. Sonft unlösbar, löſt jie ji jedoch jehr einfach, wenn man nur über das relativ uns 
wejentlihe Merkmal des Materiellen over Immateriellen binwegfehen und den Mafftab im 
Auge behalten will, ver hier ausſchließlich entſcheiden kann. A. Smith, wenn er unter den Ca— 
pitalbeftandtheilen die induftriellen Talente aufzählt, behält ihm feft im Auge: „Viertens“, 
heißt ed a. a. O., „beiteht das ftehende Gapital aus den angeeigneten und nüglihen Fähig— 
feiten allev Bewohner und Mitglieder der Gefellihaft. Die Aneignung folder Talente fegt 
voraus, daß ſich der Befiger während feiner Erziehungs-, Bildungs- und Lehrzeit zu erhalten 
vermöge, verlangt daher ſtets eine wirkliche Auslage und dieſe ift ein, fozufagen, in feiner Ber: 
jon firirteö und verwirklichtes Capital. Dieſe Talente bilden ebenjo einen Theil feines eigenen, 
wie ded Vermögens der Gejellihaft, ver er angehört. Die vermehrte Geſchicklichkeit eines Ar— 
beiters läpt ih ganz in demſelben Lichte betrachten wie eine Majchine oder ein Hülfsmittel des 
Handels, das die Arbeit erleichtert und abfürzt, und obgleich es einen beftimmten Aufwand er: 
fordert, diefen Aufwand doh mit Gewinn wieder einbringt.” Aus den legten Worten geht 
Klar hervor, daß U. Smith jene geiitigen Eigenjhaften nur infofern ald Capital gelten, als fie 
einen Gleich- und Mehrwerth an Vermögen hervorbringen. 

Smith's Definition gilt nur mit diefer Beihränfung; wenn diefe bei jenen Gapitalcontro= 
verjen nur zu häufig zu Boden füllt, fo mag man fid) dafür vielleicht mit der lojen dejeriptiven 
Natur, aber nicht mit vem Sinn feiner Definition entfchuldigen. Wo dies aber immer gejchieht, 
begibt man ſich ded einzigen Kriteriums, das über die Gapitaleigenjchaft der Güter und zwar 
aller Güter ohne Ausnahme entscheidet. Warum? Aus dem einfachen Grunde, weil die Güter, 
infoweit fie diefed Merkmal tragen, und nur injoweit fie ed tragen, ſämmtlich in gleichartiger 
Weiſe und unter gleichen oder auch verwandten Bedingungen eine und diefelbe wejentliche Seite 
des wirthſchaftlichen Lebens berühren: die Seite des Verbrauchs dur den Gebrauch und der 
für den Wohlftand überall unentbehrlichen Reproduction ded verbraudten Vermögens, Hic 
Rhodus — hic salta! Die Probe ift leicht zu machen, wenn man die erwähnten immateriellen 
Güter ohne diefes Merkmal unter die von vem Sadcapital allgemein prädicirten Eigenſchaften 
und Gejege zu jubjumiren , oder fie mit diefem Merkmal daraus auszuſchließen verſucht. 

Kann die Arbeitöfraft ohne dieſes Merkmal als Gapital gelten? Eine Vermehrung der Ar: 
beitöfraft, fei ed durch verbeflerte Ernährung oder durch Vermehrung der Familienzahl vermehrt 
oder vermindert dad Vermögen, je nachdem der Davon unzertrennliche Mehraufwand durch einen 
erhöhten Ertrag (mehr als) erjegt oder nicht erjegt wird, ganz ebenfo wie der fonftige perſön— 
lihe Aufwand, je nachdem er die Erwerbsgeſchicklichkeit fteigert, oder nur den Genuß erhöht. In 
beiven Fällen wird die Wahl des einen oder andern Wegs theilmweife von eigenthümlichen Um— 
Ränden (Stärke des Bamilientriebs, religiöjfe Lehren — Eulturentwidelung), großentheils-aber 
von denjelben moralifchen Kraft: und Schwädezuftänden und ven gleichen dafür maßgebenden 
focialen und ftaatlihen Verhältniffen abhängen. Rau erklärt es zwar a.a. D. für unpafjend, 
daß man den Menjchen vergeftalt im Lichte eines Gapitald betrachte. Uns dünkt jedoch gerade 
vom Standpunfte einer gefunden Ethik nichts erfprieplicher und nothiwendiger, ald daß man die 
Fragen des Zamilienlebend und der Geſchlechtsverhältniſſe immer allgemeiner und Elarer im 
Bufammenhang mit ihren naturgefeglichen wirthſchaftlichen Folgen und in Lichte der daraus 
tejultirenden Pflichten betrachten lerne. 

Ahnlic verhält es jich mit der von Roſcher vem Gapitale zugezählten höhern Geſchicklichkeit. 
Sie ift an ſich jo wenig ein Capital, daß befanntlic gerade dieſe Geſchicklichkeit, infofern fie 
dem Kunfttrieb oder ihren Liebhabereien blind nachgibt, für viele zur Urſache ihres wirthidhaft- 
lihen Ruind wird. Nur wo man den mit der techniſchen Ausbildung verfnüpften Aufwand an 
Zeit, Kraft und Mitteln der Rückſicht auf den Ertrag anpaßt, wird aud) die Höhere Geſchicklich— 
keit zu einer Quelle erhöhten Wohlftandes: eine Erwägung, die wiederum in eigenthünliche 
Sulturverhältniffe hinüberleitet. 

Nicht minder ſcharf ift envlid das Merkmal ver Vermögensreproduction feftzuhalten, wo 
es ih um die Gapitaleigenjchaft der perſönlichen und öffentlichen Dienfte handelt. Daß bieje 
Dienfte unter Umftänven genau wie die induftriellen Sachcapitalien wirken, fteht, wie gefagt, 
für jeden nicht in Schulbegriffen befangenen Beobachter außer Zweifel. Einestheils verbraus 
hen die Klaſſen, die dieſe Dienfte leiften, Sachgüter; anderntheild wäre ed ohne dieſe Dienfte und 
den davon unzertrennlichen VBerbraud um die Ausbildung und Erhaltung der phyſiſchen und 
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intelleetuellen Hülfsmittel, der moralifhen Triebfedern, der Öffentlihen Schugwehren aller 
Sahproduction Auf das übelfte beftellt. Das gilt nit nur von Arzten, Lehrern, Beamten 
u. f. w., ed gilt fogar von Schaufpielern, Muſikern und allen Bergnügungspienften,, infofern 
ihre Thätigfeit dem Geifte eine neue Spannfraft verleiht und von unwirthſchaftlichern Zer— 
ftreuungen abzieht. In jener Eulturperiode Großbritanniens, wo man die nützliche Bildung noch 
allgemein in ven Werkſtätten und auf der Straße auflefen mußte, und wo an dem geiftlichen 
Herrn nicht etwa feine hriftliche Tugend am glänzendſten leuchtete, wo der Dichter fo gut mie 
der Landpfarrer die ganze wüſte Roheit feiner ariftofratischen Brotherren fpiegelte: in dem Zeit: 
alter Hogarth’8 und Smollet’3 mochte auh A. Smith die Gapitaleigenihaft der perfünlichen 
Dienfte wol überfehen. Und es bedurfte nicht gerade feiner hottifchen Nüchternbeit, wenn er ale 
Zeitgenoffe ded Kampfes gegen die amerifanifchen Eolonien und der Schandthaten Haſtings' 
von allen reizvollen parlamentarifhen Parteifpiele und allem Staatsdienſte feine günftigere 
Meinung faßte. Wer jedoch in dem Zeitalter der Davy und Whatley, der Dickens und Peel an 
derjelben Anſchauung fefthält, begeht fogar in England einen Anachronismus, und muß es 
ſich, wenn er diefelbe Vorftellung in das Land der Volksſchulen, der Humboldt und Stein ver: 
pflanzt, gefallen laflen, daß ihn jeder Schulfnabe zurecht meife. 

Es bedarf nur diefer Veranſchaulichung, um in der Beurtheilung der Gapitaleigenichaft 
der Dienfte aud an den rechten Maßſtabe feftzubalten. Selbſt aus jener geſchichtsphiloſo— 
phiſchen Vogelperfpective, wo alles, was wirflih, in Eine Vernünftigfeit verſchwimmt, wird 
man doch kaum behaupten mollen, daß der britiihe Wohlftand durch die unnüge Verlängerung 
des Golonialfrieged und durch die Wortbrücigfeit von Hafting®, oder daß er durch die Liba— 
tionen der englifchen Landpfarrer und durch die liederlichen Nomane und Garicaturen der eng: 
liſchen Dichter und Zeichner gefördert worden ſei. Für die folgenden Generationen, für die 

Zeitgenoſſen von Macaulay und Thakeray find Ichlieplich auch alle jene Thorheiten und Uppig- 
keiten zu einer Quelle der nüglichften Anregung und Belehrung und zur Beranlaffung des aller 
wirthſchaftlichften Aufwandes geworden. Und wer die Befriedigung jeder blinden nationalen 
Leidenfchaft, mer den Kigel der parlamentariſchen NhHetorif und die Befriedigung der noblen 
Paſſionen höher anfhlägt als den Schuß gegen das Elend, die Mittel zu einem moralijchen 
Lebenswandel und zur männlihen Unabhängigfeit, die ein wachſendes Vermögen der Mafle 
einer Nation gewährt, mag von feinem Standpunfte jene ariftofratifhen Eulturerfheinungen 
auch für das 18. Jahrhundert ald eine Wohlthat preiien. Selbft von dieſem geſchichtsphiloſo— 
pbifhen Standpunkte wird man jedod To viel zugeben, daß die Geiftlihen und „Dichter und 
Maler und Politiker unferer Zeit, falls fie ihren Beruf in demfelben Sinne durchführen woll- 
ten — vielleicht der Eultur, darüber läßt jich ftreiten, aber ohme alle Widerrede denn Wohlſtande 
ihrer Zeitgenoffen nur das gerade Gegentheil eines Dienftes leiften würden. Die Wirthſchafts— 
wiſſenſchaft aber Hat ſich nicht mit der gefchichtsphilofophifchen, fondern einzig und allein mit 
der wirthſchaftlichen Bedeutung der Lebenserfcheinungen zu befaffen; und zwar von einem Stand: 
punfte, der ſich nicht in die Nebel der Vergangenheit oder in die ungewiffe Zufunft verliert, der 
vielmehr feine Merffteine mitten in der Gegenwart, für alle, denen ihr eigenes oder das wirth— 
ſchaftliche Wohl ihrer Mitmenſchen am Herzen liegt, deutlich unterſcheidbar hinftellt. Dem: 
gemäß ift auch allen Privat: und Öffentlichen Dienften, fo viel Nugen oder Vergnügen fie fonft 
bringen, die Gapitaleigenfchaft wie jedem beliebigen materiellen Werkzeuge nur infoweit zuzus 
geftehen, als ihre Rückwirkung auf das Vermögen, ihr jahlicher Nugen, ven Aufwand, den fie 
verlangen, zu erfegen und zu vergüten verfpricht. Allerdings find die Verhältniffe, die hierfür 
maßgebend, nicht mit dem Zirkel und Lineale zu meffen und nicht wie algebraifche Aufgaben mit 
einigen feftftehenden Formeln zu erihöpfen. Wie ganz unentbehrlich aber trogdem ein Abwägen 
diejer Verhältniffe gerade von dem wirthſchaftlichen Geſichtspunkte, zeigt doch ein jeder Blid 
in dad praftifche Wirthſchaftsleben, und die Wirthſchaftstheorie hat dieſem praftiichen Bedürf⸗ 
niß ſchon dann einen wefentlichen Dienft geleiftet, wenn jie nırr im allgemeinen auf die Noth— 
wendigkeit eines folhen Abwägens und den dafür allein geeigneten Maßſtab hinweift: die An- 
wendung bleibt dann der Beurtheilung des conereten Falld, der Wirthſchaftspolitik überlaſſen. 

So befcheiden aber dieſe Aufgabe, jo unentbehrlich ift es, daß fie mit der nöthigen Präcifion 
und Klarheit gelöft werde. Vom wiſſenſchaftlichen Standpunfte erfcheint e8 gleich wenig dien— 
li, ob man, wie e8 von Rau gefchieht, die Capitaleigenſchaft der Dienfte vollftändig ignorirt, 
oder ob man fie in einer Flut von hiftorifchem Detail vollftändig außer Augen verliert. Daran 
leidet insbefondere die Auffaffung der beveutendften deutſchen Autorität — die Capitallehre Ro— 
ſcher's. Roſcher unterfcheidet von den Broductiv- die Gebraudhscapitalien, die bei ver Production 
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„verfönlicher Güter und nüglicher Verhältniffe einwirken‘, und bemerkt dazu weiterhin: „Die 
Acciſe andererfeitd, melde der Fabrikant dem Staate vorſchießt, die Nente, welche ver Pachter 
feinem Grundherrn vorauszahlt, der Lohn, welchen der Arbeiter über fein dringendes Bedürfniß 
hinaus erhält: find lauter Gebrauchscapitalien, obſchon fie gewöhnlich ald Productivcapital be- 
tradhtet werden.” Wir wollen nicht darüber mäfeln, ob ſich nicht diefe Unterfcheidung, wie alle 
ähnlichen, die auf der vermeintlichen Gongruenz beftimmter Gapitalflaffen mit der Art — und 
nicht dem Maß ihrer Verwendung fußen, genauer befehen, in Schein auflöft; das Wichtigere ift, 
daß nad diefer Definition auch das Capital erfcheint, was feiner Natur nad dad gerade Gegen— 
tbeil, ein nur capitalzerftörender, reiner Zurusaufwand fein mag. Wir erinnern an die obigen 
Beiſpiele über die wirthſchaftlich-verderblichen Zwecke, wozu die Nente in den Händen des Guts- 
berrn, die Accife in den Händen des Staatd mißbraucht werben kann. Es bedarf kaum des Bewei- 
ſes, wie ein Verwiſchen diefes wefentlichen Unterſchiedes ver Griheinungen durch die Unbeſtimmt— 
beit des Begriffs jeder fharfen Analvfe und zutreffenden Speculation über die Urſachen des 
Nationalreihtdums, über die Beranlaffungen und Heilmittel öfonomifher Miöftände im Wege 
fteben muß. Bedarf es eines Beweiſes, fo liefern ihn übrigens in ſchlagender Weiſe die eige— 
nen Betradhtungen, die das Haupt der hiſtoriſchen Wirthſchaftsſchule gelegentlich feines Gapital- 
begriffs weiterhin anftellt. „Eine im Verhältniß zum Productivcapital bedeutende Größe 
des Gebrauchscapitals“, meint Rocher, „kann bei hochcultivirten Völkern fir ein ſicheres Zei— 
hen bedeutenden Reichthums gelten. Man glaubt hier, bei aller Erwerbluft, ſchon genug er— 
worben zu haben, um num aud reichlich genießen zu dürfen. Ich erinnere an die auffällende 
Pracht des Silbergefhirrd und der übrigen Hausgeräthe im englifchen Mittelſtande. Aber aud 
Länder wie Rußland oder Merico haben unverhältnigmäßig viel Silberzeug. Hier offenbar ein 
Sympton geringer Neigung oder Geschicklichkeit, ſolche Capitalien zur nüglichen Güterproduction 
zu verwenden. Wie viel reiher wäre Spanien heute, wenn es die müßigen Gapitale feiner 
Kirhenpradt für Chauffeen und Kanäle benugt hätte!’ Was folgt aus diefer hiftorifchen Be— 
trachtung, aus diefer Vergleihung der fogenannten Gebrauchscapitale unter verfhiedenartigen 
hiſtoriſchen Berhältniffen? So weit wir fehen, nur das Trügerifche dieſes jogenannten fidhern 
Zeichens des Nationalreihthums und die capitalfeindlihe Natur, die das fogenannte Gebrauchs⸗ 
capital unter Umſtaͤnden annimmt. Es folgt daraus, daß inmitten eines Überfluſſes dieſer Ge- 
brauchscapitalien das eine Volk doch an allen Gütern, die das Vermögen gewährt, an Sicher: 
heit und Behäbigfeit ver Griftenz, an Moralität und Rechtsachtung, an perfönlicher Tüchtigfeit 
und flaatliher Kraft, meit hinter dem andern zurüdftehen Fann. Einen Winf zur Löſung diefes 
Räthſels gibt aber, dem Hiftoriker wie dem Staatsmanne, nicht der Begriff eines Gebrauchs— 
capitals, das ſchlechthin nügliche Verhältniffe und perfönliche Güter (?) erzeugt, fondern nur 
der Gapitalbegriff, der allen Aufwand für Genüffe und Dienfte, die die Induftrie befrudhten, 
ein= und allen Aufwand, der die gegentheilige Wirkung hat, ftreng ausfchließt. Man kann es 
im Intereffe der Bopularifirung der wirtbfdaftlihen Erkenntniß nur loben, wenn man bie 
wirthſchaftlichen Begriffe und Lehrfäge zur Erklärung ver Gefchichte und das hiftorifche Beifpiel 
zur Beranfhaulihung der Theorie verwendet: für beide Zwecke erfcheint e8 doch gleich unent— 
behrlich, daß fi im Begriff und der Illuftration audy Züge nach ihrer wirthſchaftlichen Bedeu— 
tung fpiegeln. 

Um diefe Züge ſcharf zu harakterijiren, gilt e8 freilich, vaß man der Fülle der Erſcheinungs— 
welt, womit der Hiftorifer und Staatsmann hantiert, für eine Zeit entfchlofien ven Nüden 
wende. Der Reihthum des Daſeins wirft nur verwirrend, wo man die darin offenbarten Kräfte, 
um fie in allen Berfhlingungen ihres Weges zu verfolgen, nothwendig, fei es durch dad Expe— 
riment, oder wie im focialen Leben durch die Macht des abftracten Denkens vereinfamen muß. 
Alle Theorie, die Ethik jo gut wie die Phyſik, und die Volfswirtbfchaftslehre jo gut wie die 
Phyſiologie, lebt in diefem abftracten Schattenreihe. Wie menig fi jedoch unfere Iheoretifer 
in biefem ihrem Elemente noch eingelebt, zeigt die ganze Dogmengeſchichte der Wirthſchaftslehre. 
Über die Güter, die inner= und außerhalb des Gapitalbegriffs fallen, wird der Meinungsſtreit 
ganz ebenio geführt, als ob es jih um die Klafjification eines Naturreich8 oder um die Charak— 
terifti£ Hiftorifcher Perioden handelte, als ob durch die Merfmale, vie ein Gut ald Capital legiti— 
miren, über fein ganzes Dajein entſchieden würde, ald ob es jih um dad Gepräge einer Art 
und nicht um Beftimmungen handelte, die den Gütern je nad dem Sinne der wirtbichaftenden 
Perfönlichkeit von heute auf morgen wieder genommen werben. In allen Gontroverfen über 
die Gapitaleigenfchaft ver Arbeitöfraft, der Gefchicklichkeit, ver Dienfte u. f. w. fpuft diefes Vor— 
urtbeil, und ebenfo unverkennbar tritt es auch in der weitern Frage über die Capitaleigenſchaft 
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des Grundeigenthums zu Tage. Roſcher z. B. läßt als Capital nur- gelten „Bodenmeliora- 
tionen, wie 3. B. Entwäflerungd= oder Bewällerungsanftalten, Deiche, Zäune u. f. w., die fid 
oft (!) freilich mit vem Boden felbjt dermaßen vermifchen, daß jie Faum mehr ſelbſtändig davon 
zu unterjcheiden find.‘ Dagegen fann er ed „nicht billigen, wenn andere die Grundſtücke mit 
unter den Begriff Gapital bringen. Die Grundftüde find in ihren vornehmſten wirtbicaft- 
lichen Verhältnifien von den übrigen Gapitalien fo verjchieden, zum Theil fogar diefen legtern 
fo diametriſch entgegengefegt, daß ihre Zufammenwerfung in viefelbe Rubrik doch nur eine 
fheinbare fein kann“. Beſtehen ſolche viametrifche Gegenjäge etwa weniger im Vergleiche ver 
Geſchicklichkeit oder des Staats mit den Sadjrapitalien? Was kümmern uns aber alle fonftigen 
Unterſchiede zwijchen diefen Güterklaſſen, wenn fie in der einen Eigenſchaft, aus der ſich der Ca— 
pitalbegriff allein aufbaut, in der Fähigkeit Vermögen zu verbrauden und diefen Aufwand mit 
Gewinn wieder zu erfegen, und in den Bedingungen, worunter dieſe Gigenfchaft entfteht, wächſt, 
verfällt, weiter wirft, congruent find? So verhält e8 ſich durchweg mit den Grundſtücken. Soll 
die Landwirthſchaft nicht verarmen, jo muß das im Boden haftende und durd die Gultur ver: 
zehrte Vermögen, gleihwie die Abnugung einer jeden Maſchine, durch verftändige Sparfamfeit 
regelmäßig wieder erfegt werden. Zu dem Verbrauchten gehören aber in diefem Fall nicht nur 
die dem Grundſtück durch Meliorationen, ebenfo wol die ihm durch die Natur verliehenen Vor— 
züge; werden fie nicht durch Erſatz erhalten, jo wird auch die jungfräulichfte Bodenfraft, gleich 
ver ſolideſten Machine, wo man ihre Neparatur vernachläſſigt, wenn auch langſam, doch ſicher 
zu Grunde geben. Wenn aber die Rente aus dem Bodenbejig und der Preis des Bodens durch 
diefe natürlichen Vorzüge oder auch durch die Seltenheit ded Eulturbodend überhaupt eine Gigen- 
thümlichfeit erhält, jo gilt ganz das Gleiche von der höhern Begabung verfhiedener Arbeiter: 
Elaffen, und find darum Lohn, Nente und Preis doch ganz in demſelben Verhältnig höher oder nie— 
derer ald die Naturfräfte durch fhonende Bewirtbihaftung mehr oder weniger vollftändig wie— 
der erjegt worden. Welche andere Kräfte auch in die Production, ven Taufh und das Ginfom- 
men aus dem Boden, aus der Arbeitöfraft, der Gejchidlichkeit, der Dienftleiftungen eingreifen: 
pro tanto, als fie einen Vermögenäverbraud veranlajen und diefer mehr oder weniger durch 
Sparjamfeit und Betriebjamfeit erjegt wird, beweifen jie auch in allen ihren Verbindungen und 
nach denſelben Geſetzen ihre Gapitaleigenidaft. 

Nach dieſen Erörterungen wird nun auch die Streitfrage, die wir bisher abſichtlich zurück— 
geſtellt, ob nämlich nur materielle over auch immaterielle Güter unter den Capitalbegriff fallen, 
nit wenig Worten zu erledigen jein. Das Capital ift ein Begriff, der an der Art ver Güter 
fefthaftend, zu einer bleibenden Eintheilung diefer Güter zu gebrauchen wäre. Es iſt in erfter 
Linie eine Borftellung, die an allen Gütern, injofern fie einen Verbrauch undeine Erzeugung von 
Bermögen veranlajfen, in jedem einzelnen Fall vasWerthverhältniß zwiſchen dem verbrauch— 
ten und hervorgebradten Vermögen unterfcheiden lehrt. Für das Zutreffende diejer Unter: 
ſcheidung, für den Kern des Begriffs iſt ed ganz gleichviel,, ob ſich die Definition in jedem be: 
flimmten Ball an das verbrauchte Bermögen oder aber an den Act haftet, der zu dem Berbraude 
Veranlaſſung gibt. Es ift für den Zweck ver Unterſcheidung, was Gapital und was nicht Ca— 
pital, ganz gleichviel, ob ih das Capital definive als das in Verbindung mit einer Dienftleiftung 
verbrauchte und nad) feinem vollen und Mehrwerthe reproducirte Vermögen, oder aber als die 
Dienftleiftung, die den damit verbundenen Bermögensaufwand nad) feinem vollen und Mehr: 
werthe erſetzt. Es ift jevoch ebenſo ſelbſteinleuchtend, daß der Wirthſchaftsſprache verſchiedene 
Worte zu Gebote ſtehen müſſen oder aber um dieſe Eigenſchaft von dem Aufwand, der ven Dienſt 
begleitet, von dem Dienſt, womit der Aufwand Hand in Hand gebt, zu prädieiren. Zur Begriffs: 
verwirrung würde ed führen, wenn man für den einen und audern Zweck daſſelbe Wort gebraus 
hen würde. Denn das Capital ift eine Vorftellung, die zwar einestheild die Dinge nad ihren 
Wertheigenſchaften auseinander zu halten, aber auch die Dinge derfelben Art, infofern fie die bes 
ftimmte Wertheigenjchaft bejigen, in einen Größebegriff zufammenzufaflen dient. Offenbar 
wäre ed eine durchaus irrige Borftellung von der Größe eines vorhandenen Gapitald, wenn 
man darunter mit dem Aufwand, der den Dienft nährt, auch ven Dienft, der den Aufwand 
verurfacht, begreifen wollte. Das betimmte Maß des Vermögens, welded die aufzumens 
denden Güter repräjentirt, verſchwindet, jobald ver Aufwand wirklich ftatthat, der Dienſt 
wirflih zum Gapitale wird; es wird in derſelben Progrefiion aufgezehrt, ald der Dienft 
feine reproductive Kraft gewinnt, neues Vermögen anfegt. Um dieſes Verhältniß nicht zum 
Nachtheile eines jeden klaren Verſtändniſſes zu verbunfeln, ift ed unentbehrlich, die Kapitals 
eigenſchaft der Sachgüter und der Dienfte mit unterſchiedenen Worten zu bezeichnen, Daran 


Eapital 331 


wäre nicht vorbeizufommen, aud wenn für den befonbern Zweck das entfprechende Wort erft zu 
erfinden wäre. 

Erwünfchterweife bedarf es jedoch keiner folhen neuen Prägung. Unter der Flut unnüger 
techniſcher Namen, die die Volkswirthſchaftslehre verunftalten, findet fih ein Wort, daß die Ca— 
pitaleigenf&haft der Dienfte, und fonft von der Welt meiter nichtö bezeichnet, das Wort: produc= 
tive Arbeit. Auch darüber ift fich zwar die deutsche Wiſſenſchaft nichts weniger als Flar gewor- 
den. Wer ihre Betradhtungen über dad Gapital und die productive Arbeit verfolgt, jollte 
meinen, daß eö jich hier und dort um die Beftimmung und Aufklärung ganz verſchiedenartiger 
Seiten ded Wirthſchaftslebens handelte. Nofcher nennt es geradezu „einen auffallenden Rück— 
ſchritt der Doctrin‘‘, wenn der beveutendfte unter den lebenden Nationalöfonomen, 3. St. Mill, 
in dem bier aufgeitellten Sinne die, productive Arbeit als diejenige definirt, die eine Vermeh— 
rung materieller Producte zur envlichen (nicht unmittelbaren) Folge Hat. Wir erinnern vas 
gegen an das weiter oben über die Gapitaleigenjchaft der Dienfte Beigebradhte. In der Technik 
und Ethik mag man den Werth der Dienfte wie der Sachen nach diefer oder jener Eigenichaft 
bemefien. In der Wirtbfchaftslehre, die alle Ericheinungen nur nach ihrer Bedeutung für den 
Zwed der Wirtbfhaft, für die Verforgung mit Vermögen betrachtet, gilt nur dasjenige Ver— 
mögen als Gapital und nur diejenigen Arbeiten ald probductiv, die die Wiederhervorbringung 
eines Gleich: und Mehrwerths an Vermögen vermitteln. 

Die Bapitalbildung und ihre Störungen. Wie die Pflanzen ihre Nahrung zu= 
glei aus dem Boden und aus der Luft faugen, jo find ed auch zwei weſentlich verichiedene Ge— 
biete, woraus das Capital (der Erwerbſtamm) feine Kraft zieht: vieNaturfräfte und die Künſte, 
Die zu ihrer Beherrſchung führen auf der einen — die Einficht in den Gaufalzufammenhang des 
wirthſchaftlichen Verkehrs und die jittlihen Kräfte auf der andern Seite. Unter font gleichen 
Umftänden, d. h. eben bei gleicher wirthichaftlicher Einfiht und Moralität, wird ſtets das Indi— 
viduum und Volk dad capitalgewaltigere fein, dem die reichiten Naturfräfte und die vollkom— 
menſte Technik zu Gebote fteht. Wir haben e8 bier nur mit jenen intellectuellen und fittlichen 
Bedingungen zu thun; geographiſche, ethnographiſche und tehnologifche Betrachtungen liegen 
außer unjerer Aufgabe. 

Schon die technische Aufgabe muß jedoch, foll das Vermögen wirklih dadurch erhalten und 
gemehrt werben, von der Einjicht in jene Verfehrägefege und der Kraft ihnen nachzuleben durch— 
drungen fein. Wer fagt, um wie viel ver Nationalwohlitand wachſen würde, wenn unfere 
Bauern, Handwerker und Krämer erſt alle zu rechnen verftänden! Was hier täglich durch eine 
mangelhafte Einücht in den Verkehrswerth der Broductiondmittel und Producte verloren gebt, 
beträgt vielleicht mehr ald das Kapital, das durch Die periodifch wiederkehrenden Irrthümer der 
großen Unternehmungen nicht zernichtet,, aber in feinem repropuctiven Werthe ganz weſentlich 
beeinträdtigt wird. Auf dieſe Handelskriſen übt die Entmuthigung der Gapitaliften in der Zeit 
des revolutionären und der materialiftiihe Schwindelgeift in der Zeit des veactionären Deli— 
riums einen ſehr entſcheidenden Ginfluß aus. Indeſſen überlaffen wir ed den bezüglichen Ar- 
tifeln des „Staats: Lerifon’’ näher auf dieſe Punkte einzugehen: an diefer Stelle wollen 
wir nur den Segen einer verbreiteten Ginjicht in die Gefege des wirthſchaftlichen Verkehrs her— 
vorbeben. Sie thut den jogenannten Gebilveten nicht viel weniger noth als den Ungebildeten. 
Es handelt ſich dabei auch nicht etwa allein um die Kunft, einen Betriebsanſchlag herzuftellen, 
oder um die Fähigkeit, das Geld von Gapitale und den Einflug übermäßiger Gapitalanlagen 
von dent Einfluß eined geftörten Greditvertrauend zu unterſcheiden. So wohlthätig ſich dieſe 
Einſicht in normalen wie in kritiſchen Wirthſchaftsperioden“ der Maſſe unſerer Landleute und 
Kaufleute und Bankiers bewähren würde: die Verbreitung volkswirthſchaftlicher Aufflärung 
bat aud eine höchſt beveurungsvolle politifhe Seite. Wenn gegenwärtig unfer Handwerker 
fland, um „ſtandesgemäß“ zu leben, mehr verbraucht ald produeirt und in jeiner Technik ftatt 
den focialen Werth ver Broducte eine überlebte Tradition und jeine mechaniſchen Liebhabereien 
zur Richtſchnur nimmt; wenn der Arbeiter, ohne die Erwerbsconjuncturen zu fragen, jeine 
Kinderzahl vermehrt: fo ift es „Die Übermadt des Capitals, die Härte der Gapitaliften, bie 
Gleihgültigkeit des Staats‘, die er für alled Elend und alle Sorge, die ihm feine unwirth— 
ſchaftliche Handlungsweiſe einträgt, verantwortlich macht. Man belehre dieſe Klaſſe über die 
Matur des Gapitald und der productiven Arbeit, jo wird jene Noth und Sorge nicht mit einem 
Schlage verſchwinden, aber jedenfalls um etwas rafcher abnehmen und Feinenfalld wird die 
Maſſe fernerhin — die Erfahrungen in England beweifen es — die Bejigenden und bie Res 
gierung für ihre felbftverurfachten Leiden verantwortlich machen, 
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Unfere Regierungen haben ohnedies, und wenn ihnen aud) die Vernachlaͤſſigung der wirth- 
fhaftlihen Aufklärung weniger zur Laſt fiele, der volkswirthſchaftlichen Sünden genug zu ver- 
antworten. Unfere ganze Regalien= und Domänenwirthſchaft (das Forſtweſen ausgenommen) 
ift das wahre Mufter eines regelrechten und unwirthſchaftlichen Betriebs. Bei vielen biejer 
Gifen= und Salz: und Porzellanwerfe wird nicht einmal verdient, was an Feriengelvern für bie 
offtriellen Vifitatoren daraufgeht. Und es ift fein Inpuftriezweig von den großen Staats-— 
eifenbahnen bis zu dem Fleinften Staatsbergwerke, der nicht in den Händen der Privatinduftrie 
zugleich mehr Vermögen produciren und weniger Vermögen verzehren würbe. 

Jahrzehnde mögen noch vergehen, ehe den Gefegen der Gapiralbildung auf diefem Gebiete 
ihre Anerfennung wird: Oenerationen aber werben ſich um die Aneignung und die Nach— 
achtung der wirthſchaftlichen Wahrheiten bemühen, ehe ſich diefe Grundſätze auch das Gebiet der 
Staatöverwaltung und Befteuerung unterwerfen, ehe das Vermögen, daß ſich der Staat mittels 
des Fiscus erwirbt, aud nad allen Seiten die Hervorbringung eines Gleih- und Mehrwerths 
an Vermögen vermittelt. Es ift zwar von jeher und insbefondere wieder neuerdings nicht wenig 
von der nothiwendigen Verminderung ded Berwaltungsaufiwandes geredet worden. Und mit dies 
fenn Gerede fteht und wenigftend auch. die neuerliche Erhöhung der Beanitengebalte, ald ein unter 
den Zeitumftänden gebotener Stimulus ihrer productiven Thätigkeit, nicht im Widerſpruch — 
fofern diefe Thätigkeit ven Namen einer productiven auch wirklich verdient. Dazu aber fehlt nicht 
nur noch unendlich viel: es müffen auch, ehe es damit beffer wird, ganze Berge von faulen Gewöh— 
nungen und Vorurtheilen abgetragen werden. Der Staat iftnidt allein, wie ihn Rofcher nennt, 
das beveutendfte unförperliche Capital, rejp. der gewaltigfte productive, er ift nicht minder unter 
allen ver foftivieligfte und unproductivfte Arbeiter. Productivität und Inproductivität liegen 
bier zwar überall nahe beifammen; aber das Unterfheidungsvermögen der Wirthſchaftslehre 
ift doch ſcharf genug, um die entgegengejegten Eigenichaften überallauseinander zubalten. Pro: 
ductiv wird man die Beamtenthätigfeit nennen, ba, wo fie eine durch feudale, fiscaliſche und 
polizeiliche Beprüdung herabgefommene Gemeinde vor einer unjinnigen Berjchleuderung ihres 
Vermögens bewahrt. Entſchieden inproductiv wird aber diefe Thätigfeit, wo fie dieſe Bevor: 
mundung auch über die Gemeinden in Perioden und Gebieten aufredht erhält, wo durch In= 
duftrie und Verkehr neue Gemeinintereffen und aus diefem Boden aud ein neuer thatfräfti- 
ger und befonnener Grmeingeift erblüht ift. Als produetiv wird auch vie Polizeithätigkeit gel: 
ten, wo fie Berfon und Vermögen vor verbreeriichen oder muthwilligen Störungen bewahrt. 
Aber ebenfo inproductiv wird diefe Sorge, wo fie unter dem Borwande der Erhaltung von Rube 
und Ordnung den Nüglichfeitd: und Zerftreuungstrieb ded Volks in ſeinen wohlthätigſten Rich— 
tungen hemmt, mo fie das Aſſociationsweſen maßregelt und jede Tanzbeluftigung zu einem 
ftaatlihen Vergeben ftempelt. 

Es ift weit weniger die Macht einer füßen Gewöhnung, die ſich auf dieſem weiten Ge: 
biete mittelbarer Bermögenderzeugung einer wirthichaftlihen Handlungsweiſe entgegenftellt: 
die ungebildete Öffentlihe Meinung trägt daran die überwiegende Schuld. Man fpricht, wie 
gejagt, viel von Bereinfahung der Verwaltung; aber die „Gebildeten“ laſſen ſich zählen, die 
über das Productive oder Unprobuctive der einzelnen Berwaltungsfunctionen ein richtiges Ur— 
tbeil befäßen. Bei dem großen Bublifum fteht vielmehr alle verkehrte Mapregelung der Volks: 
wirthſchaft in entſchiedener Gunft. Zu viel wird nur regiert, wo einem gelegentlich jelbft der 
Schuh drückt. Dagegen hat der Staat unbedingt dafür zu jorgen, daß die nationale Induftrie 
erzogen, die Gewerbe organifirt, dem Wucher gefteuert, die Theuerung verhütet, die Brand: 
ſchäden abgemälzt, die Wirthshäffer rechtzeitig geleert werden: das alles liegt ja im Gapital: 
begriff des Staats! Schade, daß darin nicht zugleich auch die Mittel zur Beftreitung diejed Ver: 
mwaltungsaufwandes liegen! 

Bis dieſes Kunftftüd erfunden, oder aber die Begriffe des Publikums über die Bedingun— 
gen einer productiven Staatöarbeit aufgeklärt find, müflen jedoch die unproductiven wie bie 
probuctiven Staatsausgaben vermittelft Staatöfteuern oder Anlehen beftritten werden. Aus: 
führlicher werden beide Quellen der Staatdeinfünfte a. a. D. dieſes Werks behandelt. Nur 
in Beziehung auf die Staatdanlehen wollen wir auch hier eines Vorurtheils gedenken, infofern 
biejed mit einer elementaren Verfennung des Gapitalbegriffs zufanımenhängt und auch neuer: 
dings in Verbindung mit einer ivrigen Gapitallehre wieder aufgefrifcht wurde. Als ein Vor— 
zug der Staatdanlehen von den Steuern wird es nämlich häufig gerühmt, daß dadurch ein Theil 
des Aufwandes für nüglicde Staatöunternehmungen: öffentlihe Bauten, Vertheidigungs— 
friege u, |. w., von den Schultern der gegenwärtigen auf die, ja auch an ven Vortheilen partis 
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eipirenden, künftigen Generationen gewälzt werde. Solange das Capital noch in den nationalen 
Windeln ſtak und der Segen des Weltverkehrs noch wenig aufgegangen war, modte ſich 
dieſe Theorie nod hören laflen. Seitdem dem Capital die weltbürgerlichen Flügel wuchien 
und die Stodung oder langjamere Entfaltung eines jeden größern Induftriezweigs die abs 
bängigen Producenten und Gonjumenten fo gut dieffeit wie jenfeit der Landesgrenzen in 
Mitleivenihaft zieht, ift jene Behauptung vollftändig an die Luft gefegt. Nichtig bleibt daran 
zwar fo viel, daß jedes Staatdanlehen, infofern es verzinft wird, biß zu feiner Tilgung auch die 
Fünftigen Generationen beſchwert. Weit entfernt jedoch, daß dadurch Die gegenwärtige Genera- 
tion irgend erleichtert werde, hat fie ſich durd die verzinsliche Aufbringung ihres Staatdauf: 
wandes nur um ihren Zinfenantheil die eigenen Schultern überbürdet : ihre Steuerlaft ift um den 
Detrag diejer Zinfen gewachſen. Dagegen ift ihr verfügbares Gapital dur das Anlehen um 
ganz ebenjo viel gemindert, ald wenn vdiefelbe Summe mit Hülfe eines Steuerzuſchlags aufge: 
bradt worden wäre. Gine Million auf das Steuercapital der Gewerbe auögeihlagen, erhöht 
um ebenſo viel die Betrieböfoften, mindert um ebenfo viel dad Einkommen diefer Broducenten be— 
ziebendlidh ihrer Abnehmer. Dieſelbe Million ald Darlehn aufgebracht, vermindert aber um 
nicht weniger das Leihcapital, das ſich fonft den induftriellen Unternehmungen zugewendet, und 
bereitet allen, ald Arbeiter oder Gonfumenten an dem Erfolg diefer Unternehmungen Betheilige 
ten die ganz gleihe Einbuße. Wenn demnach die Staaten einen Theil ihred Aufwandes durd 
Staatsanlehen ftatt durch Steuererhöhung decken, fo liegen pie Erflärungs= und Redtiertigungs- 
gründe nicht etiwa in einer verjchiedenen Ginwirfung auf das Volkäcapital: dieſes wird auf dem 
einen und andern Wege um ganz gleihviel gemindert, Was vielmehr die Staatdanlehen bei 
Kraft erhält, jind allein die politifhen, intelleetuwellen und moralifhen Schwächezuſtände der 
Gefellihaft. Das Finanzweſen ift in den meiften europäiihen Staaten weit genug vorange— 
Ihritten, um die Hauptwucht einer vermehrten Steuerlaft in erfter Linie auf die Schultern der 
Beilgenvden zu wälzen; jedenfalld wird die relativ Eleine, aber politifh rührige und einflußreiche 
Zahl, die jich eines Gapitalüberflufjed erfreut, dabei am mwenigften ungerupft ausgehen. Selbft- 
redend machen dieje daher ein ungleich beilered Geichäft, wenn fie dem Staatsbedürfniß durd 
Darlehne entgegenkommen: jie fparen dadurch an Steuern ‚und erwerben nod dazu für ihr Ca— 
pital eine mühelofe, geficherte, ventable Gapitalanlage oder Umfaggelegenheit. Solange daher 
der Beſitz, wie überall, ven Staatöbeutel regulirt, wird ſchon aus diefem Grunde ver Weg der 
Staatöanlehen nicht verlaffen werden. Auch Die Maffe derer, die an der Soumijjion und Crei— 
rung von Stanısrenten fein jo unmittelbares Intereife nehmen, klatſcht doch dieſer Auskunft 
nur zu bereitwillig Beifall. Was der Steuerzettel mehr verlangt, das fieht und fühlt jever 
Pflichtige als einen fihern Verluft; was die Verminderung des Volkscapitals mitteld Darlehne 
dur Minderung der Erwerbsgelegenheit und Bertbeuerung der Producte koſtet, das willen die 
wenigften nur zu erwägen, und wenn fie ed willen, jo vermag doch Feiner ven Verluft, der ihn 
perjönlich trifft, nach Thalern und Groſchen auszurechnen. Solange daher die Ignoranz der 
Berfehrögejege und ihr Zwillingsbruder, ver Eurzlichtige Egoismus, die Gejellichaft beherrſchen, 
bat aud das Staatdanlehn eine geſicherte Zukunft. 

Erfcheinungen, die auf der Weltbühne eine jo glänzende Rolle übernehmen, kann ed auch 
nie an der wiflenihaftlihen Schminke fehlen. Das Staatdanlehn ift eine gewaltige hiſtoriſche 
Thatſache; und ed wird immer Geiſter geben, denen angeſichts einer ſolchen Thatſache die na: 
türliche Erklärungsweiſe aus der Richtung und Zähigfeit gewiljer Inrereffen und Vorurtheile 
weitaus zu trivial vünft, die nicht ruhen und rajten, bis aus der Tiefe der Erſcheinung der his 
ſtoriſche Klopfgeiſt heraufbefhworen und das Wirkliche auch vernünftig wurde. Die alten 
Shminktöpfchen von der Rente, die das Ausland in Tribut jegt und dem Inlande — gleich— 
zeitig' — als revolutionärer Bligableiter dient, find in den neuern Credit- und politifchen Kriſen 
dur die Eosmopolitiiche Gntartung des Capitals und die noch unverantwortlidere Haltung 
der parifer Nationalgarpiften jo ziemlid aufgebraucht. Es bedurfte einer neuen Farbe, um 
die alten Sünpden zuzudeden. Man hat demnach den Gapitalbegriff abermals in die wiſſen— 
ſchaftliche Retorte gebracht und herausgefunden, dag der Verflüchtigungsproceß durch die Staatö- 
anlehen in ver Volkswirthſchaft nicht etwa Lähmungserſcheinungen, vielmehr eine höchſt wohl: 
thätige Neizung der veproductiven Nerventhätigkeit hervorrufe. „Man beachte nur die Natur 
und periodifche Wiederkehr der Handelskriſen. Geben jie nicht den ſchlagenden Beweis, daß 
auch die Wirtbichaft zeitweilig an einer Überfülle von Säften leidet, und daß aud hier dieſe 
Überfülle zum Übermuthe, zur Gorruption und jhwindelhafter Vergeudung aller Kräfte vers 
lockt? Staatsanlehen wirken daher nur wie, nad ver Bauernregel, ein Aderlaß im Frühjahr: 
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fatt die Volkswirthſchaft zu ſchwächen, leiten fie, was fonft nur einer unproductiven Verſchwen⸗ 
dung der Mittel und Verbildung der Kräfte diente, in die Staatöfaffen, vie ſchon ihrem Begriffe 
nad) ein Productivcapital.” Wir wollen diefe Theorie nicht an jener Bauernregel meflen; vie 
Frage, ob die Veriodieität der Staatsanlehen mit einer vermeintlichen Gapitalüberfüllung zu: 
fammenfällt, bleibe vabingeftellt: die Theorie läßt ſich Shen auf dem Boden ihrer eigenen Ar: 
gumente ſchlagen. Was ift der verborgene Schaden, der in den Handelsfrijen, jo weit ſie das 
Merk der Gefellfhaft, zu Tage briht? Sismondi und neuerdings Rodbertus ſprechen von einer 
allgemeinen Productenüberfüllung ; nicht in ven Händen der gefammten Tauſchgeſellſchaft, denn 
das wäre ein handgreiflicher Unſinn, aber in der Hand der relativ kleinen Zahl von großen Un— 
ternehmern; bier ein Überfluß gewiſſer Productenarten, ſonſt überall ein Mangel an Kaufkraft, 
daher die Abſatzſtockungen und alle ihre befannten ververblihen Folgen. Fragt man nad der näch— 
ften Veranlaffung der Krijen, fo muß man diefe Erflärung gelten laffen : wenn fich die Conſum— 
tion indem Maße und zu den Preiſen, wie es jüngft die Hamburger Kaufleute erwarteten, auszu= 
dehnen vermochte, wenn ſich zu den induftriellen Anlagen unferer Credit mobiliers dad Betriebs: 
capital und die Nachfrage gefunden hätte, jo waren uns die jüngiten Handelskriſen jicher er: 
fpart. Allein beftebt nicht die Hauptaufgabe, wurzelt nicht der wirthſchaftliche Vorrang ber 
großen Unternehmungen gerade darin, daß fie ihr Gefchäft nicht etwa, wie jeder Krämer, nur 
dem gegebenen Abfag anpaflen, vielmehr für ihr überſchießendes Gapital unermüdlich neue Ab- 
fagwege aufzuſuchen und durch billigere Herftellung ihrer Producte ihren Kundenfreis.zu er— 
weitern ftreben? Iſt nicht die Noth, d. b. eben in dieſem Fall ver Gapitalüberfluß, bier mie 
überall vie Mutter ded Unternebmungs: und Erfindungsgeiftes, ift es nicht gerade dies um 
Beihäftigung verlegene große Gapital, das das Lehrgeld aller großen Erfindungen der Neu: 
zeit beftritten, die Maſchen des Verkehrs und die Culturſaat über alle Gontinente ausgebreitet 
hat? Und wenn nun diefer Gulturberuf des großen Gapitald möglichft reichen und ungetrübten 
Segen bringen foll, was ift die unumgängliche Borausiegung? Daß in möglihft vielen ünd 
verichiedenartigen Induftriezweigen und Gebieten die Überfülle des Capitals zur Vervolltomns 
nung und Ergänzung treibt: je mehrere ihrer find, die ſich jo in die Hände arbeiten, je leichter 
und gefahrlofer wird jeder einzelne feinen Abjag drmweitern. Wer die Staatsanlehen mit einem 
wohlthätigen Aderlaſſe vergleicht, der vergißt, daß den focialen Körper ein unendlihes Wache: 
thum audzeichnet, und daß unter den Bedingungen dieſes Wahsthums das große Gapital und 
der productive Thatendrang, den es hervorruft, nicht Die legte Stelle behauptet. 

Wie reih an Vermögen und an der nur durch das Vermögen verbürgten Sicherheit, Un: 
abhängigfeit und Schönheit des Dafeins vie Heutige Generation ſich finden würde, wenn ſich 
auch jene Milliarden, die das Staatsanlehen feither unproductiv verſchwendete, in dem Schoſe 
der Volkswirthſchaft erneuert hätten, das freilich wird niemals erprobt werden. In die Gründe 
dagegen kann ein jeder den Finger legen, warum die Gefellichaft trog aller diefer Ver: 
ſchwendung doch ftetig und rafch in ihrem Vermögen voranzufchreiten vermochte. Wie viel aud 
mittel der Staatöanlehen gegen die Wirthichaft gefündigt wurde, das Gedeihen der beiden 
Hauptiwurzeln aller Gapitalbildung wurde dadurch nur wenig aufgehalten: das gilt wie einer: 
ſeits von den Fortſchritten ver Technik, fo nicht minder von der Entwidelung der Betriebfam-: 
feit und Spariamfeit. 

Dad ganze Leben ift ein Kampf mit den trägen Gewöhnungen und ſüßen Verlodungen 
ded Daſeins. Im Verhältniß als ſich die Individuen und Nationen in diefem Kampfe wader 
halten, ihren Nachbarn an Betriebfamfeit und Syarfanıfeit voranftehen, wird auch ihre Capi— 
talbildung rafcher vorangeben. Was dazu die Zucht der Schule und des Hauſes und die Previgt 
vermag, liegt außerhalb unjerer Aufgabe. Gemaltiger jedenfalls ald alle Erziehungs und 
Abihrefungstbeorien wirkt der Preis, der materielle Lohn und die Anerkennung, die das Keben 
der Entſagung zuerfennt; unfer modernes Strafrecht hat dies bereitö anerkannt, und die kirch— 
lihe und polizeiliche Sittenpflege thäte wohl darüber nachzudenken. 

Man verzichtet auf die Befriedigung des dolce far niente fo gut wie der materiellen Genüſſe 
nur wo dafür ein hinreichender Kohn in hinreichend ſicherer Ausficht fteht, und man verzichtet 
um fo weniger darauf, wo einem der Lohn auch ohne dieſe Arbeit in den Schos fällt: das find 
die beiden pſychologiſchen Gemeinpläge, an die ſich die Beurteilung einer ganzen Kette ſocia— 
ler und ftaatliher Ginrihtungen, von Begehungs- und Unterlaffungsfünden anreiht. Wir be: 
fhränfen und auf das Wefentlichfte. Als vor allem entſcheidend wird in der Regel ver ftaat- 
liche Schuß genannt, der die Früchte des Fleifes und der Entfagung vor ungefeglicher Verge— 
waltigung ficher ftellt. Man arbeitet und fpart auch in der That nicht gern für den Dieb und 
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Räuber ; in der Blütezeit der Beudalität, oder tvo der Krieg durch dreißig Jahre wie ein Räuber: 
handwerk betrieben wurde, mußte ſchon aus diefem Grunde der unbefhügte ländliche Wohl: 
ftand brach liegen. St. Mill bemerkt jedoch mit Recht, dag zur vollftändigen Sicherung der 
Früchte dev Arbeit ebenfo wol ver Schuß gegen den Staat, als der Schuß durch den Staat ge: 
höre, umd der erftere fei der wichtigere. „Gegen alle andern Plünderer gibt es eine Hoffnung 
auf Selbftvertheidigung ; die einzige Unficherheit, welche ganz und gar jede wirthfchaftliche An- 
firengung lähmt, ift diejenige, die von der Regierung oder von Verfonen, die mit ihrer Autori— 
tät bekleidet, ausgeht.“ In den Städteftaaten des deutichen Mittelalterd, Flanderns und Ita— 
lieng, war von dem, was wir heutzutage Rube und Orbnung nennen, ſehr wenig zu finden. Es 
verging fein Jahrzehnd, daß ſich nicht die Zünfte und Magiftrate auf pas erbittertfte in den 
Haaren lagen, und die Romantik der Beuteljchneider ftand damals in jhönfter Blüte. Ungleich 
vollkommener war da die Siherheitäpflege vor der Revolution in Frankreich. Allein in jenen 
blühenden Städterepublifen war jeder Mann wehrhaft, jeded Haus eine Burg und die Corpo— 
ration ſtets mit den Waffen bei der Hand, ihre Mitglieder und ihre Gerechtſame zu jhügen. 
Unter dent ancien régime dagegen hatten, wie Mignet jagt, die Ritter und Prälaten ihre Waf: 
fen nur ausgezogen, um mitteld einer füuflihen Gerechtigkeit und legaler Zwangsmittel den 
wehrlofen vierten Stand um fo fhonungslofer auszufaugen. Auch in Deutichland hatte, wie 
ed neuerdings Biedermann jcharf beleuchtet, der ähnliche Abfolutismus auch die ähnlichen 
Früchte getragen. Und wurden damals die Leiden der Nevolution durd; die Keiden und Lehren 
ver Fremdherrſchaft eripart. Wenn aber die conftitutionellen Verfaſſungen ver Folgezeit zu 
nichts weiter gedient ald zu einer Handhabe gegen die Wiederkehr jener Iffland'ſchen Amtleute, 
fo waren die auf ihren Ausbau verwendeten Koften and vom wirthſchaftlichen Gefihtspunfte 
reichlich vergütet. 

Die Lehren der Revolution und Fremdherrſchaft waren übrigens, mie das Beifpiel 
Preußens zeigt, an fi dazu angethan, um einen georpneten Staatöhanshalt, eine unparteiifche 
Rechtspflege und die Zucht unter dem Beamtenjtand zu befeftigen. Damit ſich Betriebfanfeit 
und Sparfamfeit frifh und reich entfalten, genügt jedoch nicht, dap der Entſagung dergeftalt ein 
ficherer, es muß ihr aud ein hinreichender Lohn in Ausficht ftehen. Der Lohn muß binreichen, 
um das Map ver Bedürfniſſe auszufüllen, das nach der Anftrengung und dem Gapitalverbraud 
von einer jeden Arbeit und von allen Berufszweigen ald das andern gegenüber billige Maß ver 
Belohnung feftgehalten wird. Dahin wirkt aber nicht der Schuß der Perfon und des Eigen 
thums, dabin führt nur Die volle Freiheit im Verfehre mit allen Gütern und in der Wahl und 
dem Betriebe jedes Berufs, die die Leiftungen dem ewig veränderliben Werthe der Dinge und 
der nicht minder raftlo8 voranjhreitenden Technik anzupaffen geftattet. Viel Nügliches ift in 
diefer Richtung durch Beleitigung der (natürlichen und) künſtlichen Hinderniflfe, die den Men— 
ſchen an die Scholle und das Herkommen feſſeln, in den legten Jahrzehnden geleitet worden. 
Noch mehr bleibt aufzuräumen, und je rüftiger wir damit voranfchreiten, je eher es mit der 
vollen Freizügigkeit und Gewerbefreiheit Ernſt wird, um fo mehr wird ſich auch durch alle Klaſ— 
fen hindurch ein betriebiamer und ſparſamer Volksgeiſt entfalten. 

Ohne ſolche Reformen wirken dagegen auch alle die, fonft noch fo verbienftlihen Einrich— 
tungen, womit man den Sparjamkeitstrieb in&befondere in neuerer Zeit zu ftärfen fucht, nur 
wie homöopathiſche Pillen. Gerade den intelligenteften und ftrebfamften Theil unferer Arbei— 
terbevölferung wird man weder durch Spar- noch durch Unterftügungsfaflen zur wirthſchaft— 
lichen Selbſtbeſchränkung befehren. Wer tüchtig arbeitet, und fich al® ein tüchtiger Arbeiter 
fühlt, laßt ih von einem überreichlichen Lebensgenuß wol durch die Ausſicht auf eine gedeihliche 
und geadhtete bürgerliche Stelluug, faum dagegen durd eine Sparbüchſe für feine alten Tage 
abbringen. Unverhältnifmäßig wichtiger für die Gapitalbildung find die focialen und ſtaat— 
lihen Veranftaltungen und alle eingreifenvden Marimen und Mafiregeln, wodurch das in un— 
produetiven Händen vorhandene Capital der produetivften Benugung zugewendet oder auch ab- 
gewendet wird: ausführlich handeln darüber unter andern die Art. Banken, Eredit, Er: 
werbögefellichaften. 

Die Gefellihaft und der Staat, die für die techniiche Ausbildung zu forgen und der Be- 
triebfamfeit und Sparſamkeit einen geficherten und freien Spielraum zu ſchaffen willen, haben ber 
Aufgabe ver Eapitalbildung im wejentlihen Gentige geleiftet, denn den Verkehr und die Ar— 
beit freigeben — der Betriebfamfeit und Sparſamkeit zu ihrem gerechten Lohne verhelfen, heißt 
mit demfelben Schlage auch den Klaſſen, die am liebften von anderer Leute Arbeit leben, Die eigent= 
liche Nahrung nehmen. Kür den Wohlftand ift ed dann nicht gleichgültig, aber doch weit un= 
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weſentlicher, wie man ſich zu jenen Vorurtheilen und Künften verhält, wodurch nebendem Ge⸗ 
fellihaft und Staat außer dem Fleiße und der Sparjamfeit auch der Trägheit und dem Lurus 
Preiſe zuerkennen. Das verbreitetite, aber wol auch unſchädlichſte unter jenen Vorurtheilen ift 
der Aberglaube an die Productivität ded Lurus. Productiv in unferm Sinne ift nur die Ar: 
beit, die ihren Verbrauch veprodueirt, und Capital nur der Aufwand, der diefe Reproduction 
vermittelt. Alle Arbeit, ob die der Induftriellen oder jonftigen Dienftleiftenden, die jenen Wi— 
dererjag nicht leijtet, gilt von unferm wirthichaftlihen Standpunkte ald unproductiv, und aller 
Aufwand, der feine VBermögendreproduction vermittelt, alſo ſowol der Verbrauch aller Nicht: 
arbeiter als der der unproductiven Dienjtleiftenden ald ein unproductiver Aufwand — Lurus. 
Aber Luxus ift darum, weil er Vermögen ohne Wiedererfag verzehrt, noch nicht nothiwendig eine 
Urfache des Verfalld ded Vermögens und noch viel weniger ſtets die Frucht und dad Symptom 
der Unfittlichkeit. Alle productive Arbeit erzeugt ja in der Negel außer dem Gleichwerthe noch 
einen Mehrwerth und häufig einen jehr hohen Mehrwerth an Vermögen. Wird dieſer Mehr: 
werth unproductiv aufgezehrt, jo kann dad Vermögen zwar nicht voranz, ed wird aber auch nicht 
zurückſchreiten: dazu führt erſt ver unproouctive Berbraud ded Bermögensftanmes. Und 
daß jeder unproductive Aufwand — unter Umſtänden fogar bis zu dem, der Aufgabe dev Wirth: 
fchaft direct widerftrebenden Aufbrauch des Bermögenäftanmes, unter Umftänden durd die Sitt- 
lichkeit, und nidt nur in Ausnahmöfällen, ſondern im tagtäglichen Leben geboten oder wenig: 
ftend gejtattet wird, erinnert [don der Gedanke an die Verforgung der Arbeitdunfähigen und 
an den Frohſinn und Kunftiinn, der aus einem verftändigen Lurus emporblüht. 

Ob aber auch unter Umftänden noch fo ſittlich, jo bleibt Doch der Lurus und gar die Ver: 
fhwendung ein durchaus unwirtbichaftliher Aufwand; der Lurus dient nicht der Grhaltung 
und Vermehrung, die Verſchwendung unbedingt nur zur Minderung des Vermögens. Das 
große Publikum, und nicht etwa allein das ungebildete faßt aber die Sache ganz anders auf. 
Allerdings jieht auch das gewöhnliche Auge fcharf genug, un jedem Verſchwender fein eigenes 
Schickſal vorauszujagen. Allein das Schickſal der verſchwendeten Güter hüllt ſich für die mei- 
ften in ein Dämmerlicht, und dies Halbdunkel der Begriffe bleibt weder auf die moraliſche Wür— 
digung noch auf die praftifche Geftaltung der Wirtbichaftöverbältniffe ohne Einfluß. „Die 
Dazwiſchenkunft des Geldes“, jagt St. Mill, „iſt ed, die für eine mir der Sache nicht vertraute 
Auffaflung ven wahren Eharafter diefer Erſcheinungen verdunfelt. Da fajt alle Ausgabe durch 
Geld vermittelt wird, jo kommt lepteres dazu, ald eine Hauptfigur in dem Geſchäfte angejehen 
zu werden. Weil nun das Geld nicht umkommt, fondern nur die Befiger wedhjelt, fo überjehen 
die Leute die Vernichtung, welche im Falle einer unproductiven Berausgabung ftattfindet. Dies 
ift aber weiter nichts als eine Verwechjelung zwifchen Geld und Vermögen. Das vernictete 
Vermögen war nicht dad Geld, jondern die Weine, Gquipagen, Möbel, und da (injoweit) dieſe 
ohne Erſatz vernichtet werden, jo iſt die Gejellfchaft, im ganzen genommen, um diefen Betrag 
ärmer.“ Conſumirt werden allerdings alle Broducte, ob fie num als Gapital oder zum Luxus 
und zur Verſchwendung dienen. Aber bei der Verſchwendung ift das erjte Stadium der Con— 
funtion zugleid ihr legted Stadium: der betreffende Theil des Vermögens ift verſchwunden, 
ohne etwas andered als den Stachel einer ruhelofen Beirievigung zurüdzulaffen. Dagegen 
hat ver Gapitalaufwand, während feiner ganzen Dauer, jei ed Arbeiter beſchäftigt, die, was ſie 
verzehren, alsbald wieder hervorbringen, jei es einen techniihen Gedanken oder einen morali= 
ſchen Trieb gezeitigt, der da oder dort in einem Mehrwerthe producirten oder erfparten Ver— 
mögens nicht minder wieder zum Vorſchein kommt. 

Im Yeben wird dieſer Unterfchied, wie gefagt, nicht von den wenigften überfehen. „Das 
Geld unter vie Leute bringen“, gilt gewöhnlich nicht nur für das, was es wirklich ift, für einen 
Beſitzeswechſel und für das Zeichen eined Güterumfages, fondern für eine Duelle des allge- 
meinen Wohlſtandes, aud da, wo die aufgefauften Güter volljtändig unproductiv verzehrt wur: 
ben. Für den Verſchwender, der, Solange er andern zu leben gibt, ohnedies für einen guten 
Kerl gilt, entfteht dadurch eine nadhjichtige, wenn nicht gar günjtige Stimmung, und der ſchäd— 
liche Nachklang dieſer Stimmung läßt ſich aus vielen wirthihaftlihen Erfheinungen heraus— 
hören: aus dem verlängerten Rebenslauf eines auch wirtbichaftlich vemoralijirenden Abſolutis— 
mus, wie aus ven Wucher- und (manden) Hypothekargeſetzen. 

Umgekehrt hat man aber auch die nadıtheiligen Wirkungen des Lurus nicht felten über— 
trieben. Wir reden nicht von jenem veralteten Teufelöglauben, der allen nicht direct reproduc— 
tiven Aufwand als unwirthſchaftlich eroreirte und die Volkswirthſchaftslehre dadurch jwar in 
einen jehr octhodoren, aber auch in ven Geruch ungenießbarjter Abftraction und des naivften 
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Materialismud brachte. Allein au der wirklich lururiöfe, wirthfchaftlih ganz unproductive 
Aufwand wirkt nicht in vem Maße demoralijirend und volfäververbenn, wie man ed ihm häufig 
zutraut. In den Geſchichtsbüchern lieft man, wie die altrömifche Sittenftrenge und Mannhaftig- 
feit durch die aus Griechenland und Aſien importirte üppige Gewöhnung allmählich, aber un 
aufhaltfanı verweichlichte. Warum übten aber Golonialherrfhaft und Proconfulat auf das 
Volk und auf die Optimaten Großbritanniens nicht eine ähnlich verderblihe Wirkung? 
Die moderne MWelt- kennt feine Sklavenwirthichaft! Es liegt in der menſchlichen Natur, alle 
Beobadtung und Geſchichte betätigt ed, daß jede Perfünlichkeit und jede Geſellſchaftsklaſſe 
in den Anfängen ihrer Eultur und ehe ſich noch der wirtbichaftliche Segen ver Gerechtigkeit 
bandgreiflih außbreitet, die Laft der Betriebjamfeit und Sparfamkeit auf andere Schultern 
überzumwälzen ftrebt. Alle Entwidelung der Individuen und der Nationen beginnt mit der Aus- 
beutung, und fchließt erft, wo ihr dad Schickſal günftig, mit ver Gerechtigkeit. In jener römi- 
fchen Welt aber waren ed nicht nur die wenigen Großen, ed war die Maſſe des Bürgerthums, 
die vom erſten bis zum legten Tage ihres Daſeins die wirthſchaftliche Aufgabe auf eine rechtloſe 
Klaſſe überzumälzen vermochte. Alle die Bürgerftaaten ber modernen Welt waren umgekehrt 
von vornherein auf die wirthſchaftliche Pflichterfüllung gegründet und behaupteten ihre Griftenz 
nur durd eine lebendige Erfüllung diefer Pflichten und im fteten Kampf gegen das Princiv 
der wirtbihaftlihen Vergewaltigung. In ihrem Boden fonnte das neue Evangelium der Nächſten⸗ 
liebe, ver Menſchenrechte, der gleichen Arbeitspflicht friich und kraftvoll Wurzel ſchlagen, um 
vor da aus dur die Macht der Ideen und ihrer wirthichaftlihen Erfolge im Kaufe der Jahr: 
hunderte die ganze Gejellfhart umzuwandeln. Auch diefe moderne Welt hatte ihre Perioden, 
wo der Sieg zwiſchen dem wirtbichaftlihen und jittlihen Fortſchritte over Zerfalle zu ſchwanken 
ihien. Allein ed war vann überall nicht der Luxus, der die jittliche und die damit identiſche 
wirthſchaftliche Tüchtigkeit verdarb, ed war dad Vermögen, ohne Arbeit auf anderer Kojten zu 
leben, die Ungerechtigkeit, die, ein zweiſchneidiges Schwert, die Betriebjamfeit und Sparſam— 
feit ver Bedrücker wie der Bedrückten abtöbtete, alled Vermögen und alle productiven Kräfte 
verfiegen ließ. Wenn dagegen heutzutage der Aufwand unter allen Ständen wächſt, jo ift dies 
nur die föftlichfte Frucht und das erfreuliche Symptom der zugleich durch Technik und höhere 
wirrbihaftlihe Gerechtigkeit emporblübenden Betriebfamfeit und Sparſamkeit. Wäre dem 
anders, wäre dieſer Luxus wirklich ein Yeib und Seele verzehrender und nicht ſtärkender: 
die Statiftif unſers Nationalvermögend und das Budget der Paftoren- und Beamtengehalte 
wäre dann ganz anders beftellt. Was unjerer Volkswirthſchaft nach dieſer Seite noth thut, 
find daher auch nicht die Kreuzpredigten gegen die Lippigfeit des Fleiſches, noch die polizeiliche 
Mapregelung ver Bolfäluftbarfeiten; es ift die fortſchreitende Austilgung der Vorurtheile, Ges 
mwöhnungen und Gejege, wodurch die einen ohne Arbeit oder ohne genügend reproductive 
Arbeit auf Koften der andern leben, des Sinecuriſtenweſens im gewerblidien und gemeindlichen 
und politifchen Reben: joll ver Materialismus verjchwinden, jo müßte erft dieſe Ungerechtigkeit 
vertilgt fein. j 

Es gibt jedoch fein Gift der Welt, auch kein moraliihes, das nicht je nad) der Stärfe der 
Doſis fehr verfhieden und das in Heinen Gaben nicht mitunter höchſt wohlthätig wirfte. Das 
vergißt unter andern unjere orthodoxe Nationalökonomie, wo jie das Wohlthätigkeitsweſen ohne 
Unterſchied aus ihrem eingebilveten ökonomischen Himmel ftöpt. Auch die Benugung der Mild— 
thätigfeit ift eines ver Mittel, wodurch man die Laſt ver eigenen Betriebſamkeit und Sparjam: 
keit auf fremde Schultern wälzt. „Folglich“, argumentirt nun die franzöfifche Okonomiſtenſchule 
in ihrem Wörterbuche und auf dem brüfjeler Wopltgätigkeitdcongreile, „wird durch die Wohlthä⸗— 
tigfeit die Betriebfamkeit und Sparfamfeit und folglich aud) das Volksvermögen pro tanto ge: 
mindert. So zeigt ſich wenigftend, meint Cherbuliez, die Charite vom wirthſchaftlichen Stand» 
punkte; ob diefer dann mit den Geboten der Sittlichkeit oder Menſchlichkeit mehr oder weniger 
auseinander fälkt, iſt nicht die Sache unferer abftracten Wiſſenſchaft.“ Wir haben diefe Wiſſen— 
ſchaft weiter oben in ähnlichem Sinn gegen das Bermifchen des öfonomijhen mit andern Stand: 
punkten verwahrt. Doppelt nötbig ſcheint und aber eine folde Verwahrung, wenn man, wie 
bier durch die franzöſiſche Schule geſchieht, nicht etwa von der nicht wirthſchaftlichen Seite des 
Lebens, jondern recht eigentlich von der pivchologiich begründeten wirthſchaftlichen Wahrheit 
abftrahirt. Iene Behauptung, daß durch alle Wohlthätigkeit die Selbftiorge pro tanto ge: 
ſchwächt werde, rubt auf der ftillfchweigenven Vorausſetzung, daß allein die Noth des Daſeins 
den Menſchen in der Bahn der Betriebſamkeit und Sparjamkeit zu erhalten vermöge: ein hand⸗ 
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greifliher pſychologiſcher Irrthum. Die Notb ift allervings die erfte Lehrmeifterin aller Au— 
firengung, und die Befreiung von diefer Noth mit Hülfe der Milpthätigfeit, da, wo man 
trotz aller eigenen Anftrengung nicht mehr als das Almojen zu erwerben vermag, der mühe 
lojere und daher auch der haufig adoptirte Erwerbsweg. Sobald jedoch der Erwerb durch eigene 
Arbeit und Entjagung einen Lohn an äußern Gütern und focialer Geltung in Ausficht ftellt, 
wie ihn die Mildthätigkeit auch in ihrer üppigften Entfaltung nicht gewährt, wird unter jonft 
gefunden Rebendverhältniffen der unauslöfhliche Kortjhrittstrieb die Oberhand gewinnen und 
die mühjeligere Erwerbsbahn bejchritten werden. Das wird gefhehen, aud wenn die Thür ver 
Mildthätigkeit noch jo weit offen fteht, und aud von den, den ein unabwendbares Schickſal vor: 
übergehend zum Eintreten zwang. Es iſt hier nicht der Ort, diefe Betrachtung und ihre prak— 
tifchen Conſequenzen weiter zu verfolgen. Nur fo viel: mo, wie gegenwärtig bei und die Tech— 
nit im frifcheften Aufihwung, und die Gerechtigkeit den Borurtheilen und faulen Gewöhnuns 
gen täglich an Boden abgewinnt, braucht die Furcht vor den libertreibungen und wirtbidaft: 
lihen Gefahren der Wohlthärigkeit unfere legte Sorge zu fein. Was und noth thut, find 
feine Wohlthätigkeitscongreſſe, ſondern Verfammlungen, die dem Vorurtheil vollends Die 
Binde löfen, das die mittelalterlidhen und polizeilihen Grwerbsbeihränfungen noch auf: 
recht erhält. 

Ein Volf, das in diefer Richtung thatkräftig voranftrebt, jorgt zugleih für den Erwerb: 
ftamm und den Rurusaufwand, für die Sicherheit und den Schinud feines Dafeins, und mag, 
conftiturionell gefund, aud allen vorübergehenden Störungen feiner Gapitalbildung unverzagt 
entgegenjehen. Die unverjiegliche Leidenſchaft, die Zähigkeit der Vorurtbeile und die nie voll: 
ftändig zu zähmenden Naturgewalten werben ſolche Einbußen auch in ungleich vorgerüdtern Sta: 
bien der wirtbichaftlihen Bildung ftets im Vorrathe halten. Aber auch mit vollem Bewußtfein 
und im höchſten Intereſſe der Wirthſchaft wird fi ihnen der einzelne und die Nation oft zu 
unterwerfen haben. Aller Gapitalaufwand, der nicht unmittelbar in einem Ertrage, fonvdern erft 
nad längerer Zeit in wiederkehrenden Erträgen zum Vorſchein kommt, in der Wirthſchafts— 
ſprache: alle ſtehenden Gapitalanlagen, enthalten die Möglichkeit folder Verluſte. Wer dur 
£oftipielige Uferbauten feine Fluren, oder durch langjährige Affecruranz fein Vermögen ſchützt, 
unterziebt ih einem Opfer, das feinem Vermögen vielleicht niemals zugute fommt. Er handelt 
darum nidyt weniger wirtbichaftlich, denn er begegnet einer Gefahr, die, wenn ſie ihn unvor— 
bereitet überrafcht, feinen ganzen Wohlftand mir einem Schlage zernichtet. Nicht anders ift es 
im Öffentlichen Wirthſchaftleben: auch hier wird die jcheinbare Verſchwendung oft zur höchſten 
wirthſchaftlichen Klugheit. Wo bliebe der britifche Wohlſtand, wenn auf das Geheiß der Frie- 
dendfreunde mit jenen, noch fo foftjpieligen, hölzernen Mauern die Bollwerfe ver nationalen 
Unabhängigfeit je fallen würden? Wo wären die Broductivfräfte Deutſchlands, wenn ſich 
das Volfscapital in den Befreiungdfriegen weniger opferwillig bewährt hätte? Mo es vie 
Güter erwerben und bewahren gilt, ohne die auch der Wohlſtand früh oder fpät im Sande zer- 
rinnt: für die Unabhängigkeit und Ehre einerNation gilt aud) vom wirthſchaftlichen Stanppunft 
fein Opfer für zu fhmer — möge das „Staats-Lerikon“ das Seinige beitragen, daß unfer Bolt 
auch hierin immer richtiger rechnen lerne! E. Pidford. 

Gapitalanfammlung und Erfag für vernichtetes Capital. (Sparkaſſen, 
Renten: und Lebensverfiherungen, VBerforgungsanftalten; Affecuranzen: 
Seeverfiherung, Brandverfiherung, Vieh: und Hagelverfiherung.) Das 
Vermögen, welches dur menſchliche Arbeit hervorgebradt wird — abgeiehen alfo von Natur— 
fräften und Bodenfläche — wird je nach feiner Verwendung eingetbeiltin Gapital und Gebrauchs— 
vorrath oder Genußmittel. Das Eapital gewährt feinem Eigenthümer einen Ertrag, Rente, und 
ift volkswirthſchaftliches, wenn es zu neuer Broduction verwendet wird. So hat Adam Smith im 
zweiten Buche, Kap. 1, feines Werks über den Nationalmohlftand die Begriffe feitgeftellt. 
Die meiften deutichen und englifchen Schriftfteller, Mac Eulloh ausgenommen, laſſen feine 
Säge im mefentlihen gelten; die Franzoſen — Roſſi ausgenommen — unterſcheiden nicht 
zwifchen Vermögen und Gapital. Mac Eullod nimmt Anftoß an der Schwierigkeit, die Unter— 
ſcheidung in der Anwendung ſtreng durchzuführen, weil der nämliche Gegenftand bald zur 
Production, bald zu perfönlidem Gebrauche dienen fann, und weil au noch nicht allgemein 
feftitebt, was productiv ift oder nicht. Man Hilft ih dann damit, daß man fagt, jeder Ver— 
brauch bringt etwas hervor, fei es eine brauchbare Sache, oder eine Befriedigung, eine An— 
nehmlichkeit; wenn alfo jeder Verbrauch productiv ift, fo ift alled Vermögen auch Eapital. 
Say und die Branzofen überhaupt haben einen beflern Grund, alles Vermögen für Capital 
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auszugeben, nämlich die Armuth ihrer Sprade. Gocquelin jagt ): wenn man nur den Theil 
der angefammelten Werte, welder einen Ertrag gewährt, Gapital nennen wolle, fo nähere 
man ſich zwar dem allgemeinen Sprachgebrauche, aber man habe dann fein Wort für die zur 
Gonfumtion beftimmten Vorräthe, und fei genöthigt, diefelben unter den Begriff von Ein— 
fommen zu zwängen, weil man ſie nicht paffender unterbringen fünne. Um allen Anforde: 
rungen zu genügen, fönne man für „productives Capital‘ eine Unterabtbeilung machen. Die 
Englänver, fügt Cocquelin hinzu, hätten das nicht nöthig, meil fie — wie er aus Malthus 
nachweiſt — für die VBorräthe im mweitern Sinne den allgemein gültigen Ausdruck stock be: 
figen. Wir Deutfhen fünnten diefen nämlihen Ausdruck ald unfer ſprachliches Eigenthum 
anfprechen, allein unfere Sprache läßt uns hier wie fonft nicht im Stiche. 

An der Sihtung der Beitandtheile, melde Adam Smith unter das ftebende und das um: 
laufende Gapital einreiht, hat ih Mau mit vielem Gefchide verſucht, und wir ftimmen ibm bei, 
wenn er den Aufwand für Verbeflerung des Bodens wie für Erwerbung von Kenntniffen und 
Geſchicklichkeiten des Menihen nicht als ftehendes Gapital gelten läßt. Zwar foll viefer Auf: 
wand durch den Ertrag des Bodens und der menſchlichen Thätigfeit erfegt werden; allein er 
läßt ji weder von dem Boden noch von dem Menſchen trennen; was er geichaffen, kann der 
Befiger nicht einem andern zur Benugung überlaffen, wie andere Erzeugnifle. Der Menſch 
aber ift nur dann Gapital, wenn er ein Sflave ift. 

Die Beitandtheile ded umlaufenden Gapitald, Robftoffe, Halbfabrikate, fertige Erzeug: 
nifle, Lebensmittel, Geld, jind zur Erhaltung der Arbeit wie zur nachhaltigen Befriedigung 
menſchlicher Bedürfniſſe die wichtigften Elemente, und daher aud von der Volkswirthſchafts— 
lehre nach allen Richtungen hin zu unterfuchen. Die Unterfheidung zwiſchen Robftoffen und 
Halbfabrifaten z. B. wird bei Aufftelung oder Aenderung von Zolltarifen oft Gegenjtand der 
verfhiedenftert Auffaflungen von feiten der betheiligten Intereſſen, und die Entſcheidung im 
einzelnen Falle kann für manche Productiondzweige von fehr bedeutender, guter oder ſchlimmer 
Wirfung fein. Hier aber, bei der Krage von dem Anfanımeln von Capital und von den Er— 
fage vernichteten Gapitald, haben wir einige Momente hervorzuheben, welche insbeſondere 
dur die icharffinnigen Unterfuhungen von I. Stuart Mill ermittelt und feftgeftellt wor: 
den find. 

Das Verhältniß des ftehenden und umlaufenden Gapitals ift bei den einzelnen Produe— 
tionszweigen jehr verſchieden. Den überwiegenden Theil des Nationalcapital® aber bildet das 
umlaufende. Mit andern Worten, ver größere Theil des zu einem bejtimmten Zeitpunfte in 
einem Lande vorhandenen Vermögens ift während einer kurzen vorausgegangenen Periode 
bervorgebracht worden. Das Ueberrafchende diefer Behauptung ſchwindet bei näherer Be: 
trachtung ver Sache. 

Die länger dauernden Beſtandtheile des Vermögens, Baulichkeiten, Hausgeräthe, Ma— 
ſchinen, Werkzeuge aus Holz, Metall und andern feſten Stoffen, Nutzvieh, mögen in 
Jahresfriſt zu einem Funfzigſtel, einem Zehntel und einem Fünftel ganz oder theilweiſe 
(duch Ausbeſſerung oder Nachwuchs) erneuert werden. Rechnet man zu dieſen Procent: 
fägen die vorräthigen und im Gebraude befindlichen Kleidungs: und Nahrungsftoffe, 
jonftige Handwerks- und Imduftrieerzeugniffe, jo wird man einfehen, daß der größere 
Theil des Geſammtvermögens feit nicht viel länger ald Jahresfrift entitanden, gefertigt und 
berbeigeidhafft ift. Dabei ift der Zuwachs der Bevölkerung, ald Antrieb zum raſchen Ans 
fammeln von Vermögen, außer Betracht gelaffen, und doch kann dadurch in außerordent— 
lihen Fällen das ältere Vermögen von der legtjährigen Production weit übertroffen werden. 
So in den Vereinigten Staaten, wo in ber eriten Hälfte des 19. Jahrhunderts die Be— 
völferung ſich nahezu verfechöfachte, und am Schlufle der Periode ungefähr fo viele Käufer 
(3,363427) vorhanden waren, ald im Anfange derjelben Einwohner gezählt wurden. Hier— 
nach ift aud die weit verbreitete Anjicht zu berichtigen, daß durch Natur= oder Kriegser: 
eigniffe ver Wohlftand und vie Nahrumgsquellen eined Landes auf Menfchenalter, wenn nicht 
für immer , vernichtet werden. Dies kann nur gefcheben, wenn die Zahl ver Menſchen weſent— 
ih vermindert, die Fläche und Beihaffenheit des Bodens für den Anbau oder fonftige Be— 
nugung unbrauchbar gemacht wird. Trifft die Zerftörung hauptſächlich das Capital, nament: 
lich dad umlaufende, jo werden die Menſchen, unter Entbehrungen allerdings, durch Fleiß und 


1) Dietionnaire de l’Economie politique, |. Capital. 
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Sparfamkeit in wenigen Jahren die Menge des Vermögens, melde eine Productiondperiode 
ber folgenden übergibt, wiederhergeftellt haben. Eine dauernde Verminderung des National- 
vermögen wird nicht durch vorübergehende Zerftörung von Wertben, fondern durch andere 
Urfachen bewirkt, wie Entſittlichung des Volks, unfichere Zuftände, Stillftand, folglih Zurück— 
bleiben hinter den Nachbarn an Bildung, Kenntniffen, Fertigkeiten und Einrichtungen. Hier- 
aus folgt jevod nicht, daß die Menge und Zunahme des Nationalcapitald von ven längft ver- 
ſchwundenen Erſparniſſen früherer Perioden unabhängig fei. So wie die vorhandene Bevöl- 
ferung zwar unmittelbar das Erzeugniß der legten, mittelbar aber aller vorangegangenen Ge: - 
nerationen, jo ift aud das vorhandene Capital das mittelbare Erzeugniß aller frühern Bro: 
ductiondperioden. Jene alten, längft verbrauditen Beftandtheile find nicht verfchiwunden, ohne 
fi vorher erfeßt und noch einen Zuwachs geliefert zu haben, welcher die ftetige Vermehrung 
möglich macht. ’ 

Ein nahhaltiges Anjanımeln von Gapital fann nur mit gefunden und tüchtigen Arbeits: 
fräften erzielt werden, folglich nicht aus Entbehrungen und Noth der arbeitenden Klaffen ber: 
vorgeben; ed kann nur beruhen auf fruchtbarer Verwendung des Gapitald und der Arbeit, 
indem mit möglichft geringem Aufwande eine möglihft große Wirfung bervorgebragt wird, 
und auf dem Erwerbfinne, verbunden mit Sparfamfeit, weldye ven Menfchen in die Lage ſetzen 
und antreiben, einen Theil feines Ginfommens der Gonfumtion zu entziehen und neuer Pro— 
duction ald Gapital zuzuführen. Alle Einrichtungen, welche beitragen, die nämliche Leiftung 
mit geringerm Aufwande zu bewirken, oder die Umfäge zu befchleunigen und müßiges Gapital 
zu nügliher Verwendung hinzuleiten, vermehren den Ndtionalreihthum ebenjo wie jene, 
welche das Leberfparen von Theilen des reinen Einfommens befördern. Soweit nad beiden 
Richtungen hin diefe Einrichtungen nicht lediglich die Technif berühren, jondern Die Gefeg: 
gebung und Verwaltung des Staats wie das Zufanımenwirken zahlreicher Kräfte (Affocia= 
tionen) angehen, werden diefelben in vielen Artikeln über Steuer: und Zollwefen, Transport- 
und Berfehrsanitalten, Handeld: und Gewerbegejege, Banken, Greditwefen u. ſ. w. beſprochen 
Hier bleiben und, um die Lehre vom Capital abzurunden, und um zufammenzufaffen, was 
feines innern Zuſammenhangs wegen nicht zerftreut werden foll, für die Anjammlung des 
Gapitald die Sparfaffen und damit verwandte Ginrichtungen nebjt den jogenannten Renten: 
und Lebensverfiherungen ; für den Erfag vernichteten Gapitald das Aſſecuranzweſen, insbe: 
fondere See=, Transport-, Feuer-, Hagel: und Viehverfiherungen. Dabei müſſen wir auf 
möglichfte Kürze Bedacht nehmen, und uns hüten, durch zu tiefed Eingehen in das überand 
reichhaltige Material der Ueberfichtlichkeit Eintrag zu thun. 

l. Capitalanfammlung: Sparfafjen. Die Grundzüge der Ginridtung einer allge: 
meinen für die ärmern Klaflen beſtimmten Sparkaffe jind folgende: Für die Einlage wird ein 
niederfter und ein höchſter Sag beftimmt ; die Anftalt foll Fleine Erfparnijfe aufnehmen, aber 
nicht eine wohlfeile Bermögensverwaltung für Wohlhabende werden; jie kann jedoch den Ein— 
legern behülflich werben, die eriparte höchſte Summe anderweitig anzulegen, und dann ihnen 
eine neue Rechnung eröffnen. Die Berzinfung beginnt, Jobald die Ginlagen einen beftinmten 
Betrag erreihen. Das Minimum für die Ginlage Fann 3. B. Thaler, für die Verzinſung 
Einen Thaler betragen, und diefe etwa mit den Anfange des nächſten Monats beginnen. Der 
Zinsfuß fteht gewöhnlich etwas unter dem allgemeinen, auf 24/, bis 3%, Procent ; höher kann 
er nur fleigen, wo Schenkungen die Mittel für Verwaltungsaufwand und Neferve liefern. 
Manche Sparkaſſen geben einen höhern Zinsfuß oder Prämien für Ginlagen, die einen ge— 
wifjen Betrag (3.B. 20 Thlr.) erreichen und längere Zeit (z.B. drei Jahre) bei ihnen beruhen. 
Die Rückzahlung geihieht, ganz oder theilmeife, auf Verlangen des Einlegerd. Für größere 
Beträge werden in der Regel Friften bedungen, während deren Kaufe Feine Zinjen mehr ver— 
gütet werden. Die Binlagen werden verzindlich angelegt, und zwar, da Sicherheit hierbei das 
weſentlichſte Erforderniß, größtentbeild auf Hypothek, zum Theil wol aud in Schuldurkun— 
ben des Staats, der Provinz oder der Gemeinde, aus deren Veräußerung der Geldbedarf für 
ungewöhnlich ftarfe Rückzahlungen geihöpft werden kann. Aushülfsweije dient für ſolche 
Fälle ein Credit bei der Gemeinde, einer Keibanftalt oder einer Staatöfaffe. Der Ueberſchuß 
der Zindeinnahmen über den Bedarf für Verwaltung und für Verzinſung ver Einlagen ift 
Eigenthum der Ginleger und ſoll ihnen als Antbeil oder Prämie gutgefchrieben werben. Der 
Reſervefonds Toll nicht über einen erfahrungsmäßig ausreichenden Betrag anwachlen. 

Nenn eine Sparkafle gedeihen foll, muß fie der zahlreichen arbeitenden und dienenden 
Klaſſe leicht zugänglich fein und ibr Vertrauen geniehen. Zur Erleichterung des Verkehrs 
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dienen Geſchäftslocale in den verſchiedenen Stadttheilen, eine Agentur in jedem Dorfe, eine 
genügende Zahl von Tagen und Stunden für Annahme und Rüdzahlung von Einlagen ; 
befonders die Sonntage, wo die Wochenlohne in ven Händen der Empfänger find und die 
"Arbeit ruht. Das Vertrauen wird geftärft, wenn der Staat oder die Gemeinde für die Ver— 
bindlichkeiten der Anftalt Garantie leiftet, über ihre Verwaltung die Aufficht führt, und wenn 
die Rechnungen periodifch veröffentlicht werden. Ein Haupterfordernif für Gedeihen iſt dann 
noch die Fähigkeit und Neigung der Bevölkerung, die Anftalt zu benugen. Dazu gehört, daß 
die Lohnfäge die Möglichkeit von Erfparniffen zulaffen, und daß der Sinn für Fleiß und Spar- 
famfeit den Hang zum augenblidlihen Genuffe überwiegt. 

Früher pflegten Dienftboten ihrer Herrihaft, Gehülfen ihrem Meifter oder Robngeber, Tag: 
Löhner und andere Arbeiter einem wohlhabenden Bauern, Wirthe oder Krämer ded Orts ihre 
Erfparnifle anzuvertrauen, und dieſe Sitte hat ſich audy neben den Sparkaſſen, beſonders auf 
den Lande, bis auf den heutigen Tag erhalten. Sie fnüpft ein perfönliches Band zwifchen den 
Arbeitern und Unternehmern, zwifhen ärmern und reihern Gliedern einer Gemeinde. Aber 
nicht ſelten jind aud) die Beifpiele von Einbußen der Erfparniffe armer Leute durch Schuld oder. 
Unglüd derer, denen fie anvertraut waren, und jedenfalls jammeln die Sparkaſſen weit mehr, 
als ohne jie der gute alte Brauch vermocht hätte. Die Gefhichte ver Sparkaflen führt und nicht 
hinter die zweite. Hälfte des vorigen Jahrhunderts zurüd. Frühere Spuren — wie in den 
Hanjeftädten und der Schweiz — find zu unbeftimmt; die Anfänge ihrer heutigen Entwidelung 
aber gehören ven legten Jahren des vorigen und den erften Jahren unferd Jahrhunderts an. 

In den.deutfchen Ländern des öſterreichiſchen Kaiſerſtaats beftehen zwei große Sparkaflen, 
in Wien (jeit 1848) und in Prag, außer ihnen noch etwa 18 bis 20; auf die beiden erften 
fommen jedoch mehr ald zwei Drittheile der Einlagen und über drei Viertheile des angeſam— 
melten Gapitald. Bei der Sparfafle in Wien fanf von 1847 auf 1848 das Einlagecapital von 
32 auf 24 Mill. FI. und erreichte erft 1852 wieder feinen frühern Stand. Nächſt den 
deutichen Ländern hat das Lombarbifch: Venetianifche Königreich die bedeutendſten Anftalten 
in Venedig und Mailand, dann folgt Ungarn, wo etwa 40 Sparkaſſen befteben, während 
foldhe in Dalmatien, Siebenbürgen, Kroatien und Galizien noch wenig Boden gefunden haben. 
In Dfterreih, wie überall, find die großen Städte das fruchtbarfte Feld für dieſe Anftalten, 

- das Landvolk aber fteht, mit Ausnahme der deutfchen und italienifchen Bevölkerung, noch auf 
einer niedern Stufe der Bildung und Gefittung. Mit Bejeitigung der perſönlichen Dienfte und 
Feuballaften, mit dem Aufgeben des Prohibitivfoftend, der Annäherung an ven Zollverein und 
der Ausdehnung der Eijenbahnen wird, mit der Gelegenheit zum redlichen Erwerbe, aud der 
Sinn für Verbefferung der Lage ald die Vorbedingung für die Benugung der Sparfaffen unter 
der Maſſe des Volks erwaden. 

In Vreußen wurde die erfte Sparfafle im Jahre 1818 zu Berlin gegründet, und die Zu— 
nahme war eine langjame, bis die Negierung fi der Sache annahm, zuerft durch das Negle- 
ment vom 12. Dec. 1838 die allgemeinen Bedingungen für Erridtung von Sparkaſſen feft: 
fegte, dann durch die Cabinetsordres vom 26. Juli 1841 und 8. März 1847 bezüglich auf die 
Anlage der Sparkaſſengelder die Beftimmungen vervollftändigte und erweiterte. Die Zahl ver 
Sparfaffen, melde bei dem Erſcheinen des Neglement von 1838 erft 71 betragen hatte, war 
Ende 1850 jhon auf 233 mit 58 Filialen, das inlagecapital von etwa 6 auf mehr ala 
18 Mill. Thlr. geitiegen. Der Verein zur Beförderung der Arbeitfamfeit in Aachen grün— 
dete dort fhon 1825 eine Sparkaſſe, welde unter allen die erfte Stelle einnimmt, und deren 
Einrichtungen kennen zu lernen jedem zu empfehlen ift, der jih näher mit diefem Gegenftande 
vertraut machen will. Seit 1844 hat der berliner Gentralverein für dad Wohl der arbeitenden 
Klaſſen das Sparkaſſenweſen rühmlich geförbert und nebft vem königlichen Statiftifchen Bureau 
ein reiches Material darüber (legtered nur etwas langſam) geliefert. Seit 1848 tft der Ge— 
genftand aud von den Kammern behandelt und in Gommiffionen erörtert worden, mobei 
außer ven thatfählichen Momenten aud allgemeinere Gefihtöpunfte hervortraten. 

Eine von der Commiſſion der Zweiten Kammer gefertigte Zufanmenftellung über die Ver— 
bältniffe der Sparkaſſen im Jahre 1850 beftätigte den Erfahrungsjag, daß diefelben an ven 
Mittelpunften der Induftrie vorzugsmeife benugt werden; die Einlagequote auf den Kopf ver 
Bevölkerung ergab für die Rheinprovinz und die Provinz Sachſen über 2 Thlr., für die Bro 
vinzen Preußen und Poſen (großentheild Polen) nur 4 und 6 Sgr. Bei den Berathungen 
war unter andern die Frage aufgeworfen worden, ob nicht im Intereffe der Verbreitung der 
Sparfaffen und ihrer wohlthätigen Wirkungen der Zwang an die Stelle der freiwilligen Theil: 
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nahme gejegt werden folle, und zwar in doppelter Richtung. Man könne jeven Staatsbür— 
ger anhalten, ſich bis zu einen gewiflen Betrage bei einer Sparkaffe zu betheiligen, dann aber 
auch jeder Gemeinde oder jedem Bezirke die Verpflichtung auferlegen, eine Sparkaffe zu er- 
richten ; eö wurde fogar vorgeſchlagen, daß der Einleger nur in Nothfällen mit Genehmigung 
des Gemeindevorfteherd, oder feines Dienſtherrn oder Arbeitgebers über jein Guthaben ver: 
fügen dürfe. Wie zu erwarten ſtand, wurde eine folhe Ausdehnung des Zwanges nicht für 
angemeſſen und zuläffig erachtet, wol aber könne von jeiten der Arbeitgeber die Betheiligung 
bei einer Sparkaſſe mit einem angemeflenen Theile des Lohnes den Arbeitern zur Bedingung 
gemacht werden. Der Berichterjtatter, Oberft von Prittwig, erzählte, daß bei dem Feſtungsbau 
in Ulm, den er geleitet, unter 4— 8000 Arbeitern in den Jahren 1847, 1848 und 1849, 
troß der großen Aufregung, nicht der geringfte Exceß vorgefallen fei, und er fehrieb dies Lediglich 
ihrer — theilmeife erzwungenen — Iheilnabme an der Sparfafje zu. Die Feſtſtellung der 
Friften für die Kündigung der Guthaben glaubte man den einzelnen Sparkaſſen überlaflen zu 
follen. In Berlm wurden nad den Erfahrungen von 1848?) in dem neuen Statut vom 
.12. Aug. 1850 dieje Srijten für Guthaben von 10—50 Thlr. auf zwei Monate, über 50 Thlr. 
auf drei Monate erftredt; die Anftalt in Oberbarnim nimmt den Ginlegern das Kündigung: 
teht, wenn Preußen jid im Kriegszuftande befindet, alſo gerade dann, wenn der Gebraud 
(3. B. für die Familien der Yandwehrmänner) am nothwenpdigften wäre. 

Die Befugniffe der Sparkafjen zur verzindlihen Anlage ihrer Gelder find nah den Be: 
ftimmungen von 1838, 1841 und 1847 ziemlich ausgedehnt. In erfter Linie werden Schulv- 
ſcheine des Staats oder der Gemeinde angefauft, aud Vorſchüſſe darauf gegeben. In Stral: 
fund dienen die Sparfallengelver zur Bezahlung der ſtädtiſchen Schuld; in ürdingen werden 
fie ebenfalls an die Stadtkaſſe abgeliefert und mit 5 Proc. verzinft. In zweiter Reihe folgen 
Anlagen auf Hypothek, vann bei Staatskaſſen und Leihanftalten ; endlich werden auch Dar: 
leihen gegen Wechſel und Bürgichaft zugelafien. Die meiften Statuten verlangen die Bildung 
eines Reſervefonds, der von 1 Proc. (Erfurt) bis 20 Proc. (Königsberg) des Einlagecapitals 
befteht. Bon dem Grundfage, daß die Früchte der Erſparniſſe Eigenthum der Sparenden find, 
wird vielfach abgewihen. In Breslau hat die Sparanftalt jährlih 2000 Ihlr. an die Armen: 
faffe zu entrichten, welcher außerdem dort und an andern Orten die Überſchüſſe des Reſerve— 
fonds zugewiefen werden; mehrfach werden diefe Überſchüſſe allgemein ‚zu gemeinnügigen 
Zwecken“ beftimmt. Endlich wird in ven Commiſſionsberichte erwähnt, daß an einigen Orten 
Sparbüdjlein mit Nummern, nicht auf Nanıen lautend, wie verzindliches Papiergeld im Um: 
laufe feien. Daran knüpft jih ein Vorichlag, ſolche Scheine über Guthaben bei ven Spar: 
kaſſen in Abſchnitten von 1,5, 10,20 und 40 Thlrn. mit beichränfter Umlaufszeit (ein bis 
zwei Jahre) auszugeben. Es kann jedoch nicht angemeffen erjcheinen, die Sparkaſſen zur Aus: 
* gabe von verzinslichem Papiergelde zu benugen, jie damit ihrem eigentlichen Zwecke zu ent: 
fremden und in die Lage zu fegen, beveutende Verbinplichfeiten jeden Augenblid erfüllen zu 
müſſen, während die Activen nicht jofort (wenigſtens nicht ohne Verluft) verilbert werben 
können. Alle die Gründe, welche längern Kündigungsfriften für die Einlagen das Wort reden, 
fpredhen gegen die Ausgabe von Papiergeld, und eindringli warnt die Gejchichte ver Preußi- 
chen Bank (ſ. Bankweſen). Die Kortichrittte ded Sparkaſſenweſens in Preußen find feit 1848 
ftetig und ausgiebig. 


Ende 1845 1350 1855 1857 
Sparfaffen 203 233 326 405 
Ginleger (Sparkaffenbüder) ? 278147 423542 515826 


Ginlagebeftand .. 14,313362 Thlr. 18,119853 Thlr. 32,289820 Thlr. 41,027654 Thlr.?) 

In den übrigen deutſchen Ländern entſtehen die Sparkafjen der Mehrzahl nad ebenfalls 
feit ven Frieden von 1815, meift jeit den zwanziger Jahren durd die Bemühungen von Pri- 
vatperfonen, werden von den Negierungen begünftigt, mehr oder weniger durch Gefege und 
Verordnungen geregelt, häufig zu ftarf bevormundet. Ihre Mittel wenden jid aus freien 
Stüden der bequemen Anlage in Staatöjhuldpapieren zu, was ihnen fpäter zuweilen er- 
ſchwert oder unterfagt wird. Sie geveihen am beften unter der Garantie der Gemeinden oder 
Bezirkögenoffenihaften bei angemejlenem Spielraume freier Bewegung, durchſchnittlich im 
Norden mehr ald im Süden, wo fie zwar ebenfall zablveih, aber weniger bedeutend werben. 


2) 1848 hatten die Einlagen 680000 , die Rückzahlungen 895000 Thlr, betragen. 
3) Dazu Separat- oder Sparfonde 548230 Thir., Refervefonds 2,195678 Tplr, 
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Wir beſchränken und auf wenige eigenthümliche und erläuternde Züge. Die ältefte deutſche 
Sparkaſſe beftebt feit 1787 in Oldenburg in Verbindung mit der Armenpflege, deren Organe 
(Directionen) die Geſchäfte der Sparkaflen in den Kirchipielen beforgen; ihre Überfchüffe ge- 
bören den Armen, eine ähnlidye Einrichtung wurde 1833 für die Erbherrſchaft Jever getroffen; 
in Oldenburg wurde 1845 eine Spar= und Leihbank errichtet, für Ginlagen, welche die ältere 
ausſchließt (über 25 Ihlr.). Aus den Einrichtungen in Medtenburg: Schwerin ftanımen einige 
von den Vorſchlägen in der preußiſchen Kammer, die oben angedeutet wurden. Dort beftehen 
vier Privat- umd etwa 20 Magiftratsiparkaflen. Gritere jind die bedeutendſten, ihre Spar: 
büchlein find jaft durchgängig auf den Inhaber geftellt, können daher fowol ald Unterpfand 
wie als Zahlungsmittel ohne weitere Körmlichkeiten gebraudt werden. Sie fammeln Vermögen 
und gründen Wohlthätigfeitdantalten, meift zu Gunften der Einleger. Die Magiftratsjpar: 
kaſſen find ftäptiiche Anftalten, von ven Gemeinden garantirt; fie verwenden die Einlagen, um 
höher verzinsliche ſtädtiſche Schulden abzutragen. 

In Braunfhweig war nad dem Mufter gleichzeitiger Verſuche Friedrich's des Großen in 
Preußen (j. im Art. Bankweſen ven Abſchnitt über die Preußiſche Bank) 1765 das herzogliche 
Leibhaus unter Staatögarantieerrichtet worden, weldyes Einlagen von mindeftend 25 Thlen. an: 
nimmt und verzinft. Durch ein Gejeg vom 20. Dec. 1824 werden Sparkaſſen als Unterabtheilun- 
gen des Leihhauſes eingerichtet, welche Einlagen von 10 Sgr. und parüber annehmen, und die®ut- 
haben, jobald fie 25 Thlr. erreichen, an das Leihhaus abliefern. In Hannover gehören die Spar: 
kaſſen, mit Ausnahme der 1801 in Göttingen errichteten, der neueften Zeit an und haben einen 
fruchtbaren Boden gefunden ; ven fruchtbarften auffallenderweife in der dünnbevölkerten Heide: 
gegend, wo die größte Anftalt im Lande zu Fallingboftel (Randproftei Lüneburg), von den 
Bauerſchaften der Amtsvogtei Fallingboſtel und Soltau garantirt, jeit 1838 befleht und 
Ende 1850 von 3769 Einlegern 732070 Thlr. befaß, während die nächftbedeutende in der Stadt 
Hannover an 8502 Ginleger 233720 Ihlr. jhuldete. Die zahlreihen Sparkaſſen in Baiern, 
von Gemeinde- oder Bezirksbehörden geleitet, von den obern Verwaltungsbehörden beauffid: 
tigt, leiden unter der befondern Sorgfalt , welche die Regierung ihnen widmet. Das Normativ 
vom 30. Jan. 1843 ſucht von der Theilnahme alle Unberufenen auszuſchließen, indem es nur 
Minderjährige, ſodann Dienftboten, Lehrlinge, Handwerkögefellen, Babrifarbeiter und Tage: 
löhner, und zwar ausſchließlich nur mit ihren eigenen Erfparnifien zuläßt. Wer Gigenthum 
eines andern einlegt, verliert die Zinfen. Ausnahmen auf Grund örtlicher Verhältniſſe dür⸗ 
fen die Kreisregierungen geſtatten. Bemerkenswerth iſt das Verhalten der Regierung bezüglich 
auf die Anlage von Sparkaſſengeldern in Staatsſchuldſcheinen. Im Jahre 1823 war die An- 
lage bei der Staatsfchuldentilgungsfafe zu 5 Broc., folange noch 5procentige Schuldpa— 
piere vorhanden jeien, geftattet, und ed wurde von diefer Befugniß ein umfaflender Gebraud) 
gemacht, welcher Beforgniffe erregte, die 1829 und 1836 zu einer Ermäßigung des Zinsfußes 
für neue Anlagen auf 4 und 31/, Proc., und im Jahre 1842 zu einem Minifterialbeihluß vom 
13. Oct. führten, welcher die weitere Anlage von Sparfaffengelvern bei der Staatsſchulden— 
tilgungskaſſe gänzlich unterfagte. Das Jahr 1848 veranlaßte die Negierung, die Staats— 
ſchuldentilgungskaſſe von Sparfaffengelvern gänzlich zu befreien. Gin Geſetz vom 4. Juni 
1848 verfügte neben ver Erhöhung ded Zinsfußes von 34/, auf 4 Proc. die Rüdzahlung der 
Gapitalien in vierteljährigen Raten vom 1. Jan. 1849 an; die Tilgung follte jährlih eine 
. Million Bl. betragen und an die einzelnen Anftalten im Berhältniffe ihrer Anlagen vertheilt 
werden. Damit jedoch feine Verlegenheiten entftänden, wenn eine Anftalt mehr zu leiften 
hatte, ald die ihr zufließende Tilgungsquote ergab, wurden die Gemeinden ermädtigt, Spar: 
kaſſenſchuldſcheine in Stüden von 25, 50 und 100 Fl. auszuftellen, melde nad Maßgabe der 
eingehenden Tilgungsfummen ausgeloft werden jollen. Diefe bairifhe Anordnung unter: 
ſcheidet ſich vortheilhaft von einer franzöfiichen im entgegengefegter Richtung, welcher weiter 
unten gedacht werben foll. 

Die Freien Städte Frankfurt, Bremen und Hamburg erhielten ihre Sparkaſſen in ven Jah— 
ten 1822, 1825 und 1827. In Frankfurt dürfen nur Bürger, Anſäſſige und Dienftboten 
einlegen, die Zinjen deö Reſervefonds werden zu mohlthätigen Zweden verwendet. In Bremen 
bürgt eine Anzahl von mindeftens 100 Theilhabern (Actioniften) jeder mit 250 Thlrn. Gold 
für Verluſte, die Sparkaſſe fteht in Berbindung mit einer Nentenanflalt für unverheirathete 
Frauen unter Auffiht ver Negierung und wird vielfad von wohlhabenden ‘Berfonen , welde 
mehrere Büdyer über Einlagen von mindeſtens 250 Thlen. .befigen (wofür 3 Proc. vergütet 
werden), aud von Angehörigen der Nachbarländer Hannover und Oldenburg benugt. Im 
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Jahre 1848 wurde ver Anftalt durch Bekanntmachung ihres Standes das öffentliche Ver: 
trauen erhalten, ſodaß ſich troß der Stockung der Geſchäfte und des dänischen Krieges die Ein— 
lagen vermehrten. In Hamburg gab die Regierung 4000 M. zur erſten Einrichtung, lehnte 
aber die Führung der Aufſicht über die Verwaltung ab, da fie ſich nicht gern mit derlei Gefhär- 
ten befaßt. An Ginem Tage in jeder Woche werden bei den Diftrictdcomptoiren Einlagen an= 
genommen, jeben legten Mittwoch im Monate (außerdem am legten December) werden Rüd- 
zahlungen , welde jpäteftens am vorhergehenden Sonnabend angemeldet werden müffen, ge= 
leiftet. Hier wie in Bremen wird ein Theilder verfügbaren Mittel dur Discontirung von Wech— 
ſeln rentbar gemacht (in Hamburg Heißt diefer Theil „Noulancefonds‘‘), der größere Theil auf 
Hypothek auögeliehen. Hamburg mußte 1848 auf den Nefervefonds greifen, um ben Über— 
{hun der Rüdzahlungen über die neuen Einlagen zu deden ; in Bremen wird der aus dem Ge— 
winn gebildete Refervefonds, wenn er hinreichend erfcheint, nicht mehr vergrößert; der Gewinn 
dient alsdann für gemeinnügige Zwecke. 

In England wurde die erfte Sparbanf — Saving bank — von Frau Priscilla Wakefield 
in Tottenham 1798 gegründet; fie war nur für Kinder beftimmt. Bald darauf errichtete ein 
Geiftliher, Henry Duncan, eine vervollfommnete Sparbanf in Schottland. Seit 1810 ge— 
wannen die Anftalten weltere Verbreitung, und feit 1817 befchäftigte fich die Gefeggebung mit 
denfelben, indem fie die Grundzüge feitftellte und Garantien gewährte. Daher datirt man die 
Erridtung der Sparfaffen in Großbritannien vom Jahre 1817. Fünf Barlamentsacten, in 
der legten vom 28. Juli 1828, zu einer Berfaflung der Sparfaflen zufamnıengefaßt, und die 
große Zahl angefehener Männer (trustees), weldye die Verwaltung unentgeltlich bejorgen, 
fpreden für die allgemeine Würdigung der Wichtigfeit der Sparfaflen. Verſuche, die Gin 
rihtungen zu verbejjern, liegen in einer Neihe von Bills vor, welche bis auf die neuefte Zeit mit 
mehr oder weniger Erfolg an das Parlament gebradht wurden. Bei den, nad dem Statute 
von 1828 errichteten Anftalten beträgt das Minimum der Einlage 1 Sh., das Marimum 30 
Pr. St. Das Guthaben eines Einlegerd darf ohne Zinfen 150 Pf. St., mit den Zinjen 200 
Pf. St. nicht überfleigen; an diefer Grenze hört die VBerzinfung auf. Von ven „freundihaft- 
lihen und wohltgätigen Geſellſchaften“ (friendly and charitable societies — ſ. unten Spar= 
kaſſen zu befondern Zwecken), welde vor 1828 errichtet jind, dürfen bei ven Sparfaflen je 
300 Pr. St. angelegt werben; ihre Verwalter und Kaffenfüher aber können nur halb foviel wie 
andere Perfonen, nur 100 Pf. St. guthaben. Der Zinsfuß, welder nad der Verordnung von 
1828 täglih 21/,Bencevom Pfund Sterling, etwa 3%, „Proc. betrug, wurde1844 auf 31/,, Proc. 
ermäßigt. Die Einlagen können jederzeit perjönlic oder durch Bevollmädhtigte übergeben, die 
Guthaben ganz oder theilweife gefündigt und müfjen dann längjtens in 14 Tagen zurüdgezahlt 
werben; Kinder von fieben Jahren werden ſchon als jelbjtändige Perſonen zugelaflen. 

Sämmtliche verfügbare Mittel müffen an die Banfen von England und Irland abgeliefert 
werben, welche diefelben nad Anmweilung der Commiſſion für die Verwaltung der National- 
ſchuld in Annuitäten over Schatzkammerſcheinen anlegen. Seit 1844 gewährt der Staat 3!/, Proc. 
Zinfen; die Differenz gegen 31/g, Proc., welche die Einleger erhalten, deckt die Verwaltungs: 
foften, welche mäßig find, weil die obere Keitung unentgeltlich ift und nur die Angeftellten und 
Diener für die laufenden Geſchäfte bezahlt werden, aud die Anftalten noch andere Begünſti— 
gungen, 5. B. Stempelfreiheit, genießen. Die Bilanz der Sparkaffen für die Rechnungsjahre 
1848 und 1849 ſchloß mit einem Deficit, weil die Schuld des Staats an die Sparfaffen größer 
war als der Werth der angefauften Stocks nad dem damaligen niedrigen Tagescurfe. Das 
Deficit berührte lediglich die Verwaltung der Nationalſchuld, da die Sparfaflen durch die Gejeg- 
gebung und die Aufficgt des Parlaments geihügt werden und niemals wegen Erfüllung ihrer 
Verbindlichkeiten in Verlegenheit waren. Dieſe Erſcheinung weckte die Öffentliche Aufmerffam: 
feit, und man erfannte daraus einen doppelten Übelftand. Die Sparbanfen hatten für einen 
Theil ihres Guthabend nur eine moralifche, Feine greifbare Garantie; der Staat war durch Die 
Guröverhältniffe Verluſten ausgeſetzt, da die Rüdzahlung jederzeit verlangt, der Verkauf ver 
Stocks mithin in ungünftigen Momenten nöthig werben Eonnte. Die Sache gewann noch eine 
größere Bedeutung, als ſich herausftellte, daß der Finanzminifter (Chancellor of the Exche- 
quer) die Sparfaffengelver zu laufenden Ausgaben verwenden, dann um ben Betrag derielben 
ohne Bewilligung ded Parlaments die Nationalfhuld vermehren fonnte, und von diefer Be— 
fugniß zwar nicht oft, zuweilen aber jehr ftarf Gebrauch gemacht hatte. Er gab nämlich für 
diefe Gelder Anweifungen (ways. and means bills oder deficiency-bills), welde dann nicht 
aus den Steuern eingelöft, jondern in Stoff umgewandelt wurden. Enplic fand man ed un= 
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billig, daß die Bank, welche für vie Zahlung der Dividenden und die Mühe ver Übertragungen 
von jeder Million der Nationalihuld 300 Bf. St. erhält, diefe Vergütung aud von den Store 
der Sparfaflen bezieht, die nicht viel weniger ald 30 Millionen betragen, und nur geringe Mühe 
verurfachen. Eine im Jahre 1854 eingebrachte Bill verlangte daher: daß in ben Büchern der 
Schagfammer den Sparfajlen ein Depofitenconto eröffnet und ihnen daranf drei Viertel der 
Summen gutgeichrieben werben Tolle, welche der Staat ihnen fchuldere. Die Stods, melde bis— 
ber dieſen Betrag repräfentirten, jollten vernichtet werben. Dieſes Conto vermehrte bie ſchwe— 
bende Schuld, welde feine befondern Koften verurfadht, und verminderte die fundirte Schuld 
und deren Koften. Das legte Viertheil bleibt in den Händen der Commiffion der National- 
ſchuld, wird in Schatzkammerſcheinen (Exchequer bills over bonds) angelegt und genügt für 
jeden Begehr zu Rüdzahlungen. Depofitenconto und Schagfammerjcheine gewähren volle 
Deckung für die Forderungen und feine Nothverfäufe drüden mehr auf die Gurfe. In den 
Seſſionen von 1856 und 1857 wurde eine andere Bill vorgefchlagen, melde die Staatsga— 
rantie für alle Anftalten, die unter ihren Beitimmungen errichtet werben, oder ſich denſelben 
unterziehen, gewähren wollte. Der Staat ift nämlich gegenwärtig nur für die Gelder verants 
wortlich, welde von den Verwaltern (trustees) an die Gommifjion der Nationalſchuld abge- 
liefert werden; nicht für die Einlagen, folange fie ji in ver Verwaltung der trustees befinden. 
Dagegen Soll ven Commiffaren das Recht eingeräumt werden, die Anftellungen von Beamten 
feitend der Verwaltungen zu beftätigen, die Befoldungen und alle übrigen Verwaltungsaus— 
gaben zu reguliren, die Erforderniffe und Bedingungen für die Beftellungen feftzufegen, die 
Beamten zu fuspendiren und zu entlaffen. Unſers Wiſſens jind alle Vorſchläge diefer Art noch 
ſchwebend, fie werden aber immer von neuem wieberfehren. Gegen den legten Entwurf wurbe 
hauptſächlich eingewendet, daß englifche Gentlemen die Stellen bei ven Verwaltungen (trustees) 
nicht mehr annehmen würden, wenn der Regierung ein jo mächtiger Einfluß eingeräumt würbe. 

Die Sparbanfen in Großbritannien und Irland zählten in den am 20. Nov. ſchließen— 
den Redinungsjahren 

1847 — 1,073167 Einleger mit 28,264615 Pf. St. 

1848 — 1,034946 $„, ‚ 26.252680 „ „ 

1849 — 1,065031 „ „ 26.671903 „ » 
Zu diefen Privateinlagen fommen noch die Einlagen der friendly and charitable societies, 
welche im Jahre 1849 in der Zahl von 22323 mit 1,865107 Pf. St. betheiligt waren; außer— 
dem lieferten no 555 foldhe Gejellichaften ihre Mittel wie vie Sparfaffen unmittelbar an die 
Commiſſare der Nationalſchuld ab, und ihr Guthaben betrug 1,403281 Pf. St. Dies ergibt am 
Schluſſe 1849 für 1,065031 Privat: und 22878 Gefellfchaften die Summevon 30,640291 Pf. 
St. — ein ſprechender Beweis für die Größeder Gapitale, die aus kleinen Erſparniſſen fih anfam= 
meln laſſen. Im Jahre 1851 zählte man 1,113585 Einleger mit31,208320 Pf. St., und 1855 
hatten 591 Anftalten ein Einlagecapital von 34,135525 Bf. St., wovon 33,956105 in Stocks 
angelegt waren. (S. unter andern Pratt, „History of Saving banks.) 

Das Aufblühen ver Sparbanfen in England und die Berhandlungen des Parlaments im 
Sabre 1817 lenkten in Frankreich die öffentliche Aufmerkſamkeit auf diefe Anftalten. Unter ven 
Aufpieien der föniglihen Seeajlecuranzgefellihaft wurde 1818 eine Sparfafle in Paris er: 
richtet, von vornehmen und reihen Leuten begönnert und beichenft, und von der Negierung be: 
günftigt. Sie mufte ihre Mittel indprocentigen Renten anlegen, welche damals bei ven enormen 
Anleihen zur Herftellung der Finanzen ſehr niedrig flanden, jodaß die Sparkaffe einen großen 
Gewinn erzielte. Eine Verordnung vom 3. Juni 1829 ermädhtigte die Anftalt, ihre Gelder 
in Schatzſcheinen (bons royaux) anzulegen zu 4 Proc., während die Einlagen 3"/, Proc. er= 
hielten. Sie verkaufte ihre Renten im Frühjahr 1830 zu rechter Zeit, denn wenige Monate 
jpäter janf der Curs infolge der Julirevolution auf 75. Inzwiſchen waren noch etwa zwanzig 
Sparfafjen entftanden. Die Ordonnanz von 1829, fanctionirt durch das Finanzgeſetz von 
1830, vervolljtändigt durch ein Gejeg vom Juni 1835, war den englifhen PBarlamentsacten 
nachgebilvet. Die Anlagen in Bons und bei der Staatsjhuld, ein Marimum von 300 Fr. 
für die wöhentlihen Ginlagen und von 3000 für das Guthaben einfchließlid der Zinfen, eine 
Ausnahme für die Hülfsgefellihaften (societes de secours mutuels), welde bi8 6000 Fr. 
guthaben durften, die Stempelfveiheit, zeigen deutlich diefe Nahbildung. Für wandernde Ars 
beiter und Soldaten wurde ver foftenfreie LIbertrag des Guthabens ohne Unterbrehung des 
Zinjenlaufs von einer Anftalt an die andere geftattet. Im Februar und März 1836 bemäd= 
tigte ſich der Gemüther ein panifcher Schreden, welcher zwar durch prompte Auszahlung der 
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zurücverlangten Einlagen im Betrage von mehr ald 11 Millionen beſchwichtigt wurde, aber nun 
bei der Negierung Beforgniffe weckte, melche zu den Gejegen vom 17. März 1837 und vom 
Juni 1845 Anlaß gaben. Das eine übertrug die Verwaltung der Sparkfaflengelver und damit 
die Gefahr von dem Schage auf die Depofitenkafle (Caisse des dépots et consignations), das 
andere reducirte dad Marimum ded Guthabens ohne Zinjen auf 1500, mit Zinfen auf 
2000 Fr. Die Kaffe beforgte den Inhabern auf Verlangen fojtenfrei den Ankauf von Renten 
inferiptionen für ihre Marimalguthaben. Im Februar 1848 ſchuldete der Staat den Spar— 
kaſſen 355 Mill. Fr. ; darunter war Paris mit 80 Millionen. Die Revolution brach aud, und die 
Proviforifhe Regierung fonnte die Mittel nicht fhaffen, um dem Andrange nah Rüdzabhlung 
von Guthaben zu genügen. Die Bons verloren 30—40 Bror., die Rente war auf 70 ber- 
unter, der Verkauf der Papiere, in denen die Gelver angelegt waren, nicht zu bewirken. Eine 
Reihe von Decreten fuchte vergebens zu helfen. Sie erklärten die Sparpfennige der Armen für 
die heiligfte und unverleglichite Art des Eigenthums, ftellten dafjelbe unter den Schug der 
nationalen Rechtlichkeit, erhöhten die Berzinfung der Einlagen auf 5 Proc., konnten aber nicht 
umhin, die baaren Rüdzahlungen auf 100 Fr. an jevem Guthaben zu beſchränken; für ven 
Mehrbetrag wurden zur Hälfte Schagbons, zur Hälfte Sprocentige Renten zum Nennwerthe ges 
boten, dann zum Eurfe von 80 aufgenöthigt, jpäter die Vergütung der Cursdifferenz ver: 
fproden, wad man Audgleihung (compensation) nannte, Am beften half vie Zeit, welche 
Untergang oder Heilung bringt. Merkwürdig aber war die Erſcheinung und ein jtarfer Beweis 
von dem Bedürfniß folder Anftalten, daß während der gewaltigen Erſchütterung nur an einenz 
einzigen Sonntage feine Einlagen in Barid gemacht wurden, und dies war der 25. Juni 1848, 
an weldhem ver Aufitand in den Straßen tobte. Mehr noch ald der leere Schreden von 1836 
mußte die Kataftrophe von 1848 auf Mittel denken laffen, fünftigem Unheile vorzubeugen, 
und ein Geſetz vom 30. Juni 1851 follte dafür Sorge tragen. Daffelbe ermäßigte das Marimumı 
eined Guthabend auf 1000 Fr.; ift diefe Grenze erreicht, jo fauft die Verwaltung dem Gin 
leger, falls er fein Guthaben nicht innerhalb drei Monaten zurüdzieht, bprocentige (jegt 4}, pro= 
centige) Rente, wenn diejelbe nicht über Bari fteht; andernfalls 3procentige Rente. Ausnahmen 
find zu Gunjten der Einfteher beim Militär, der Matrojen und der Hülfsgejellichaften zugelaften. 
Die Depofitenfaffe gewährt vom1. Jan. 1852 ab ven Sparfaflen nur noch 4%, Proc. und geſtattet 
einen ftärfern Abzug als früher für Verwaltungsaufwand. Endlich enthält das Gejeg Vor— 
ſchriften für Überwahung des Kaflen= und Rechnungsweſens duch die Behörden, Die Eins 
richtung des Rechnungsweſens, weldhe die parifer Sparkafle ihrem Generalagenten A. Prevoſt 
verdankt, fann ald ein Mufter zur Kenntnignahme empfohlen werden. In Paris beftehen außer 
der Gentralfafle nod 16 Filiale; in ven Departements find über 500 Haupt- und Nebenlofale; 
feit 1846, wo Corſica in der Stadt Baftia eine Sparkaſſe erhielt, entbehre fein Departement 
mehr einer folhen Anftalt. Am Schluffe des Jahres 1853 waren in Paris 211448 Ginleger 
mit 54,413164 Fr. Im Laufe ded Jahres waren für 8398 Einleger 6,142289 Br. zum 
Ankauf von Renten verwendet worden. Die Wirfung der beihränfenden Gejege zeigte ſich in 
Abnahme der Einleger, Zunahme der Nüdzahlungen und Vermehrung der Rentenkäufe. Nah 
einem, Mitte December 1858 veröffentlichten amtlichen Berichte beftanden Ende 1857 379 
Sparkaſſen, genehmigt waren 411 mit 179 Filialen und 978802 Büchlein. Ihr Vermögen 
betrug 293 Millionen, wovon 197 bei ver Depoſitenkaſſe angelegt waren. Die Regierung hat die 
Abjiht, dad Marimum eined Guthabend von 1000 auf 500 Fr. zu ermäßigen und dadurch 
ihre Verbindlichkeit zu vermindern, die Anlage von Erjparniffen in Renten zu vermehren. 

Aus diejen flüchtigen Notijen geht hervor, daß die Sparfaflen überall von Privaten oder 
Gorporationen in dad Leben gerufen worden find. Für die Sicherheit der Anlagen und der 
Berwaltung forgt der Staat beijer durch Aufſicht und Eontrole ald durdy Aufnahme der Gelder 
in feine jhwebende over conſolidirte Schuld. Diefe Einverleibung hat unter anderm auch ven 
Nachtheil, daß die Regierung, um ihre Berbindlichkeiten nicht zu hoch anwachſen zu laffen, vie 
Ausdehnung der Sparkaffen auf größere Guthaben und zahlreihe Klaffen der Bevölkerung 
beihränft. Für Deutſchland ift es jevenfalls beffer, daß den Sparkaſſen freiere Bervegung ge: 
laflen und ver Einleger nicht gezwungen wird, Staatögläubiger zu werben. 

Sparfafien zu befondern Zweden. Weit älter ald alle modernen Verſicherungs-, 
Renten, Spar: und ähnliche Anftalten find die Genoſſenſchaften unter Arbeitern, Handwerkern 
und Dienftleiftenden zur Unterftügung der einzelnen in Krankheitsfällen, der Familien bei 
Sterbefällen, wol audy zur Verforgung im höhern Alter. In Deutſchland wie in England, 
Frankreich und faft in allen übrigen Ländern beftehen in den größern Städten und an den 
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Sammelpunften zahlreicher Arbeiter jolhe Kranken, Sterbe: , Witwen, Vorſichts-, Verjor: 
gungskaſſen unter Arbeitern in Bergwerfenund Fabrifen, Laftträgern, Schiffern, Handwerkern, 
Dienftboten, Tagelögnern u. f. w., die ihren Urfprung zum Theil bis in eine vorgeichichtliche 
Zeit zurüdleiten. Und dieſe Vereine haben ſich nit nur neben den Sparfaffen erhalten, ſon— 
dern fie benugen dieſelben und haben eher noch eine größere Ausdehnung erlangt, indem in 
mehreren Staaten die Aufmerkjamfeit der Regierungen und der Gejeggebungen auf fie ger 
richtet ift, und Anoronungen zum Zwede ihrer Begünftigung und Verbreitung getroffen wor: 
den jind. Wenn diefe Vereine mit ven Sparkaffen die Anfammlung ihrer Mittel aus Beiträgen 
einzelner von Erjparniffen an Löhnen und anderm Erwerbe gemein haben, jo unterfcheiden fie 
ſich dod von ihnen durd ihre Zwerfe. Die Sparkaſſen jammeln Capital, geben demjelben nüg: 
liche Verwendung, fügen zu den Einlagen die Zinfen, bis der Eigenthümer fein Guthaben zu 
irgendeiner andern Beftimmung an ih nimmt. An die Stelle der zurücdgezogenen treten neue 
Einlagen, unter normalen Verbältniffen mehrt ſich dad Gapital und dient ftetig der Production. 
Die Bereine erheben von ihren Mitgliedern Beiträge zu den befondern Zwecken, für welche fie 
gegründet jind. Dieſe Zwede find fo wichtig, daß fie nicht nur nod andere Mittel ald die Bei: 
träge der Genoſſen vielfah in Aniprud nehmen, fondern dab fie vorzugsweiſe die Geſichts— 
punfte abgeben, von denen aus die Vereine zu betrachten find. Sie treten auf im Zujammen: 
bange mit den großen ſocialen Fragen: Berbefferung der Lage der arbeitenden Klaffen, Ber: 
bütung von Armuth und Noth, Beförderung der Sittlichfeit, des Familienlebens, Gewerbefrei: 
heit, u. ſ. w. Es wird daher von dieſen Genoflenfhaften in dem „Staats-Lexikon“ mehrfach 
die Rede ſein; hier haben wir uns auf die Seite zu beſchränken, welche anderwärts kaum mehr 
berührt werden wird, die Anſammlung ihrer Mittel, die Hülfe, welche der Staat ihnen in dieſer 
Beziehung bieten kann, und die Anordnungen, welche als Beiſpiele zur Nachahmung oder zur 
Warnung vorliegen. 

In Deutſchland ſind die Kaſſen zu beſondern Zwecken weit verbreitet, theilweiſe obligato— 
riſch gemacht und es werden wol auch die Arbeitgeber zu Beiträgen angehalten. Das preußiſche 
Gewerbegeſetz von 1849 beſtimmt z. B., daß die Fabrikanten mittels der Ortsſtatuten zu Bei— 
trägen für die Unterſtützungskaſſen, und zwar bis zur Hälfte der Beiträge, welche die Arbeiter 
geben müſſen, angehalten werden können. Die neueſte Leiſtung der Geſetzgebung in dieſer 
Richtung iſt die Altersrentenbank, welche durch Geſetz vom 6. Nov. 1868 in Sachſen gegründet 
werden ſoll; um ihre Benutzung zu erleichtern, find ſämmtliche Steuer: und Zollerhebungs⸗ 
ftellen angewiejen, Einlagen anzunehmen. Es ift jedoch gegenwärtig eine Bewegung im Gange, 
welche ver Genoſſenſchaft eine höhere Aufgabe ftellt zum Gedeihen der wirthichaftlichen Thätig— 
keit und zur Abhülfe wirthſchaftlicher Noth; eine Bewegung, die, von Hrn. Schulge in 
Delisfh, Kreisgerichtörath a. D., angeregt, duch die handgreiflihen Vortheile der von 
ihm gegründeten Vereine und durch tüchtige Mitarbeiter unterftügt, in dem Gongrefle für 
volfswirthſchaftliche Zwecke, welcher im September 1858 zu Gotha verfammelt war, folgenden 
Ausorud erhielt: 

1) Der Congreß erkennt ven Grundfag an, es fünne eine Regulirung und Organifation 
des Affociationswefend nicht durch den Staat erfolgen, ſondern e8 müſſe diejelbe aus der freien 
und eigenen Ihätigfeit der gewerbtreibenden und arbeitenden Klaffen hervorgehen. Erläuternd 
wurde dabei anerfannt, daß eine Mithülfe des Staats durch Wegräumen von Hinverniflen und 
förbernve Beitimmungen für die freie Bewegung der Genoffenfhaften nicht ausgeſchloſſen fei. 

2) Der Congreß empfiehlt nach den in Deutichland, England und Frankreich angeftellten 
Erhebungen und den bisher gemachten Erfahrungen die Bildung a) von Vorſchußvereinen und 
Darlehnskaſſen; b) von Affociationen fpecieller Gewerbe zum gemeinfhaftliben Bezug von 
Rohſtoffen; c) von Gonjumvereinen zur Anſchaffung nothwendiger Lebensbenürfniffe im 
ganzen ald vorzügliche Mittel zur Selbſthebung der unbemittelten Gewerbtreibenden und der 
arbeitenden Klaſſen. Gr erklärt dY daß nah den gemachten Erfahrungen bei ven Vorſchuß— 
vereinen und den Aſſociationen zum gemeinichaftlihen Bezug von Rohſtoffen ald vorzügliches 
Mittel zur Beihaffung des erforverlihen Betriebsfonds das Princip der unbedingten ſolidari— 
ſchen Haftbarfeit aller Mitglieder für die von dem Vereine ald ſolchem von dritten Perſonen 
aufgenommenen Gapitalien und Spareinlagen ſich praftifch bewährt babe. 

3) Durd Empfehlung fpecieller Arten des Aſſociationsweſens joll keineswegs einer weitern 
Entmwidelung deſſelben vorgegriffen werden, ſondern aud) die nad andern Richtungen bin ge- 
machten Verſuche, ſobald pofitive Erfahrungen hierüber vorliegen, bleiben ven fünftigen Erör— 
terungen ded Congreſſes vorbehalten. 
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4) Endlich beauftragte der Congreß feine ftändige Deputation, das ftatiflifche Material 
über bie in Deutſchland auf dem Gebiete des Aſſociationsweſens gemadten Erfahrungen zu 
fanımeln und fo für die zerftreuten Notizen auf diefem Felde einen Mittelpunft zu bilven. 

Durch diefe Behandlung gewinnen die Beftrebungen für die Ausbildung der Genoſſen— 
haften auf dem wirthſchaflichen Gebiete, in Verbindung mit den Bemühungen für Gewerbes 
freiheit, eine Bebeutung, die eine befondere Stelle im „Staats-Lexikon“ unter dem Titel Genof- 
fenfhaftswefen verdient. Das bisjegt vorliegende Material hat Hr. Schulge:Deligfh in 
feiner trefflihen Schrift: „Die arbeitenden Klaffen und das Affociationdwefen in Deutſchland“ 
(Leipzig 1858) zufammengeftellt. 

Die Gefellfchaften ver Freunde (friendly societies) in England führt Anfell (in feiner Ab⸗ 
handlung von 1835) bis in das 9. Jahrhundert zurück. Sie waren jhon fehr zahlreich, ald 
ihnen 1793 das Parlament in einer unter dem Namen ihres Urheberd Georg Roje bekannten 
Acte zum erften male feine Gunft bezeigte. Spätere Beihlüffe, von 1795 — 1848, erfannten 
ihren wohlihätigen Einfluß an, räumten ihnen die Benugung der Sparfaflen, Stempelfreiheit 
und andere Privilegien ein, ließen die Tabellen für die Beiträge zu den Alteröpenfionen ver: 
beffern und ftatiftifches Material jammeln, wonach 1849 ſchon nahe an 23000 Sefellihaften 
mit mehr ald 2Mill. Mitgliedern beftanden. Die zahlveichften darunter, Die Odd fellows (grobe 
Burfche) hat gegen 400000 Mitglieder, und erhebt an Eintrittögeldern und Beiträgen jährlich 
etwa 340000 Pf. St. Sie gibt in Krankheitsfällen wöhentlih 10 Sh., beim Tode eines Mit- 
glieds 10 Pf. St., beim Tode der Frau 6 Pf. St. Angefehene, wohlhabende Männer treten als 
Ehrenmitglieder bei, zahlen die Beiträge, ohne auf Gegenleiftung Anſpruch zu maden, und er- 
möglidhen dadurch hauptjählih die Zahlung von Alteröpenfionen, melde die meiften diefer 
Bereine gewähren. Für VBerforgung im höhern Alter beftehen außerbem noch befondere Ge-- 
ſellſchaften, welche durch Gefege vom 10. Juli 1833 und vom 9. Aug. 1844 geregelt worben. 
Bei ihnen fann man Leibrenten von 4—30 Pf. St. erwerben, und im Jahre 1849 wurden 
6597 folder Annuitäten bezahlt. Morton Even äußert, er wifje Fein Beifpiel, daß ein Mit- 
glied der friendly societies oder eines feiner Bamilienangehörigen jemals dem Kirchſpiele zur 
Laſt gefallen fei oder eine Unterftügung angeſprochen habe. 

Der Urfprung der Hülfsgefellihaften in Frankreich reicht ebenfalls in die graue Vorzeit 
zurüd. Die Laftträger in Marfeille, welche etwa 40000 Köpfe oder 10000 Familien in 120 
Vereinen zählen, die durch einen großen Rath organiſch verbunden jind, behaupten, daß ihre 
Organifation bereitd unter der Römerherrſchaft beftanden habe. Linter Ludwig XIV. wurden 
mehrere Hülfövereine gegründet, eine allgemeinere Verbreitung aber haben fie erft int Laufe 
des gegenwärtigen Jahrhunderts gewonnen. Die Gejeggebung unterfheidet zwiſchen ben 
Hülfsgefellfchaften für Krankheits- und Sterbefälle (societes de secours mutuels oder de 
pr&evoyance) und zwifhen den Verſorgungskaſſen (caisses de retraites). Erftere zählten 
1850 in Paris an 30000 Mitglieder. Beide find durch die Gefege vom 15. und 18. Juli 1850 
normirt, welche ven Hülfsvereinen ven Charakter der Ortlichkeit und Selbftändigkeit verleihen, 
für die Verſorgungskaſſen dagegen Gentralifation und Staatsleitung als Prineip aufſtellen. 

Die Hülfsgeſellſchaften werden ald gemeinnügige Anftalten (etablissements d'utilit& 
publique) betrachtet, wenn fie ſich nachftehenden Beftimmungen fügen: Sie dürfen feine Ruhe: 
gehalte geben (wol aber foldye bei der Verſorgungskaſſe für ihre Mitglieder aus Uberfchüflen 
ihrer Ginnahmen kaufen) ; fie follen ohne bejondere Ermächtigung nicht weniger ald 100 und 
nicht mehr als 1000 Mitglieder haben; der Ortsvorſteher kann ihren Verfammlungen bei- 
wohnen und darin ven Vorfig führen; die Beiträge müffen nach den amtlichen Tabellen umge 
legt werden; eine Anderung der Statuten fowie die Auflöfung des Vereins bedarf der Geneh— 
migung der Regierung. Unter diefen Bedingungen dürfen fie ald gemeinnügige Anftalten ihre 
Gelder mit ebenſo vielen Büchlein, als fie Mitglieder zählen, in die Sparfaffe oder zu 44, Proc. 
in die Depofitenkaffe legen; fie pürfen Gejchenfe und Legate annehmen, und erhalten ihre Lo— 
fale, Büchlein und Beforgung der fhriftlichen Arbeiten von der Gemeinde. Ihre Verwaltung 
führen fie nah Gutbünfen und werden nur aufgelöft wegen betrügeriſcher Geſchäftsführung 
oder Überſchreitung ihrer Befugniffe. Bei den Verhandlungen über dad Gefeg und in dem 
Berichte ded Hrn. Benoiſt-d'Azy wurde der Gegenftand von allen Seiten beleuchtet, und man 
findet dort manche bemerfenswerthe Angaben. So erklärte 3.8. die Geſellſchaft in Nancy, daß 
jeit den vielen Jahren ihres Beftehens gegen feines ihrer Mitglieder eine gerichtliche oder zucht= 
polizeiliche Verurtheilung ergangen fei. Ebenfo verhielt es ji mit den 19 Hülfsgefellichaften 
im Departement der untern Seine. Auch in Paris ift fein Fall vorgefommen, daß ein Mitglied 
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Armenunterftügung verlangt hätte. Dagegen Flagte Michel Chevalier, daß ſolche Vereine, na= 
mentlich in Lyon, ihre Mittel zu Zweden des Aufftandes verwendet hätten, und will deshalb Die 
Berwaltung in die Hände der wohlhabenden Bürgerflaffe (bourgeoisie) legen. Das Gefeg 
überläßt jedoch den Gefellfhaften, Beftimmungen über die Betheiligung von Patronen und 
Ehrenmitgliedern zu treffen, welde, twie in England, durch Anleitung und Förberung, nicht 
durch Bevormundung wirken jollen. 

Dem Gefege über die Berforgungdkaffen waren Unterfuhungen vorangegangen, die jhon 
1844 von einer freien Commiſſion begonnen wurden, in welder Hr. Mole den Borfig führte, 
deſſen Bericht allen fpätern Arbeiten zu Grunde liegt. Im Jahre 1846 wurde die. Frage den 
Generalräthen vorgelegt, melde ver großen Mehrzahl nach zuftimmende Gutachten abgaben. 
Die Februarrevolution verzögerte die Erlaffung des Geſetzes, welches endlich am 18. Juni 1850 
erichien, wonadh am 1. Mai 1851 vie allgemeine Verſorgungskaſſe (Caisse generale de re- 
traites) eröffnet wurde. Die wejentlihen Beſtimmungen find folgende: Die Depofitenkaile 
(Caisse des depöts et consignations) und ihre Agenten ‚nehmen Ginlagen von 5 Fr. und 
einem Bielfadhen (10, 15, 20 u. f. w.) jederzeit an. Bei der erſten Einzahlung hat der Einleger 
zu erflären, ob er das Capital feinen Erben erhalten oder in der Penjion auflöfen will, weiche 
dann höher wird. Die Penſion beginnt nicht vor dem funfzigften Lebensjahre, ausgenommen bei 
Arbeitsunfähigkeit durch Gebrehen oder Wunden. Für jeven Ehegatten wird eine befondere 
Rechnung eröffnet und jede Einlage, des Mannes oder der Frau, jedem zur Hälfte gutgeſchrie— 
ben; der Friedensrichter fann die Gemeinſchaft aufheben, wenn gerichtlich. oder thatfächlich eine 
Trennung eintritt. Gin Bater fann für feine Kinder, ein Wohlthäter für feinen Schügling, 
ein Babrifherr für feine Arbeiter, ein Dienftherr für jein Gefinde einlegen, auch eine Hülfsge- 
fellfchaft für ihre Mitglieder. Sobald der Bezug der Benjion anfüngt, wird das Ginlagebüch- 
lein gegen eine Zeibrenteninfeription auf die Staatöfaffe umgetaufht. Die Penſionen werden 
auf Grund eines Zindfußes von 5 Proc. und Zinfeszinfen nad) den Sterblichkeitötabellen von 
Deparcieux berechnet. Spätere Mopificationen haben feine rükwirkende Kraft. Das Marimum 
einer Penſion ift 600 Fr. — fie kann durd Einzahlung von jährlih 30 Fr. vom zwanzigften 
bis jechzigften Lebensjahre erworben werden. Bid zu 360 Fr. darf die Penjion weder übertra- 
gen noch mit Beſchlag belegt werden. Die Anftalt wird von einer Obercommijjion unter dem 
Borfige des Handeldminijterd geleitet, die Verwaltungskoſten beftreitet der Staatsſchatz; die 

Penſionen find von Staate garantirt. 

Im nämlichen Jahre 1850 wurde in Belgien ein ähnliches Gejeg über Verforgungsfafien 
zu Stande gebradt; dort beträgt das Marimum der PBenjion 720 Fr. Außerdem beftehen in 
Belgien von den alten Innungen und Zünften her eine Menge von Hülfsvereinen ; ſämmtliche 
Staatdeifenbahnen bilden einen großen derartigen Verein; jede Steinkohlengeſellſchaft beſitzt 
eine Hülfsfaffe für ihre Arbeiter und trägt ebenfo viel wie diefe bei; alle zujammen find in 
jeder Provinz wieder an einer allgemeinen VBorfichtöfafle (Caisse de prevoyance) betbeiligt, 
welche in Fällen von Gebredlichfeit, wie für Witwen und Waiſen Unterftügungen gibt. 

Inden die Geſetzgebung jih für eine Staatsanftalt und folgeweije für Gentralifation ent— 
ſchied, hat jie doch nicht den Zwang zum Beitritte ausgeſprochen, und die Gründung anderer 
Berjorgungsvereine nicht unterfagt. Dadurch find aud die Bedenken gemilvert, welche gegen 
die Belaftung der Finanzen mit Anleihen gegen Reibrenten ſprechen, eine Korn, die früher all= 
gemein war, aber aus guten Gründen verlaffen wurde (ſ. Staatsfchulden). Gegen Lokalan— 
ftalten dieſer Art jpricht in Frankreich die Erfahrung, und es ift befannt, daß die Sterblichkeits— 
tabellen nur bei großen Zahlen jih bewähren. Auch ift die Freiwilligkeit des Beitritts nicht 
fowol um des Princips willen als aus Bejorgniß vor zu großer Anhäufung von Gapital an: 
genommen worden. Thiers berechnete, day bei dem Zwange zur Betheiligung in nicht ſehr 
ferner Zeit 30 Milliarden Fr. ih anfammeln würden, und dann ließ ſich die Sicherheit einer 
fo £olojjalen von ver arbeitenden Bevölkerung erhobenen Zwangsanleihe nicht wohl verbürgen, 
Staatsverſorgungskaſſen für Arbeiter find eine große Errungenfchaft ded modernen Soria= 
lismus. Sie bedingen aber Lohnſätze, welche Erfparniffe zulafien, und ihre Gedeihen hängt mit 
dem Gedeihen der volkswirthſchaftlichen Zuftände überhaupt zufammen, 

Lebend= und NRentenverfiherung. Diele Einrihtungen haben mit den Anftalten 
zum Erfage unverjhuldeten Schadens oder Verluftes an Gapital nur den Namen gemein. 
Ihrem Zwecke nach dienen die Kebenöverfiherungen, wie die Sparfaffen, zur Anfammlung von 
Gapital mitteld periodiſcher Beiträge; die NRentenverfiherungen löjen in ver Regel ein ange- 
jammeltes Gapital wieder auf, find aber doch bei den Lebensverſicherungen mit zu erwähnen, 
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weil jie gemöhnlidy mit jolhen verbunden werden, nie ja aud die Hülfsvereine häufig mit 
Sparkaſſen in Verbindung ftehen. Wollte man die Benennung Lebensverfiherung dadurch 
rechtfertigen, daß man das menſchliche Leben ald ein Capital betrachtet, weldyes durch den Tod 

wie ein Gebäude duch Feuer vernichtet wird, und bei dem Eintritte der unvermeidliden, nur 
der Zeit nach unbeftimmten, Vernihtung den Hinterbliebenen durd eine Geldſumme erfegt 
wird — jo läge darin etwas Widerwärtiges. Der Name mag ohne foldye Erklärung ebenfo= 
wol beftehen wie die Benennungen „Sonne, „PBalladium”, „Phönir“, „Aſyl“, „Atlas 
u. |. w., welche ſich beizulegen Aſſecuranzgeſellſchaften für gut gefunden haben. Die Franzofen 
fagenridhtiger assurance sur la vie (nit de la vie), die Engländer life (nicht life's) assurance 
oder assurance on lives. Dabei ift das Wort Capital zu ergänzen und es heißt dann: Ver— 
fiherung (eines Capitals) auf ein oder mehrere Leben. Für die Nationalöfonomie haben die 
Lebensverfiherungen nur infofern Bedeutung, als fie die Neigung zum Sparen befördern 
und Theile des reinen Ginfommens als Capital anſammeln. Die Vortheile für den einzelnen 
fonımen dabei jo weit in Betracht, ald er durch Verpfänpung der Police Gredit erlangen fann; 
die übrigen perfönlihen Vortheile für die Empfänger des von dem Verficherer für fie erworbe⸗ 
nen Gapital® haben wenig ober feinen volkswirthſchaftlichen Werth. Die Geſellſchaften wer: 
breiteten jih von England aus über die Staaten des Feftlandes, und fie find theils Actienges 
ſellſchaften, theils gemischte, d. h. ſolche, Die ein Actiencapital haben, aber einen Theil des Ge— 
winns den Verfiherten zumenden, theild auf Gegenfeitigfeit berubende, deren Theilhaber auf 
den ganzen Gewinn nah Abzug der Verwaltungsfoften und der Neferve Aniprud haben. 
Der Gewinn wirb entweder durd Abzug an den fpäter fälligen Prämien, oder durch verhält- 
nipmäßige Erhöhung bed bedungenen Gapitals, oder nad Wahl der Theilhaber entweder auf 
die eine oder auf die andere Art vergütet. Die Prämien werden für eine Gapitaleinheit 
(100 Thlr., Fl. Pf. St., Er.) nad der mittlern Lebensdauer beftimmt. Zu vielem Zwecke bat 
man Tabellen — in England von Milne, Deutihland Süßmilch, Frankfreih Deparcieur — 
welche durch fortgejegte jtatiftifche Erhebungen vervollfommmet worden. Danach laſſen ſich für 
jeden Zinsfuß und jedes Lebensalter die jährlichen Beiträge berechnen, melde nad) Ablauf der 
duchichnittlichen Lebensdauer die Gapitaleinheit bilden. 

ALS Beispiel geben wir die wefentlihen Beftimmungen einer londoner gemiſchten Geſell— 
ihaft, deö European (Europäers), weil jie ziemlich alle Geihäfte umfaßt, welche bei ſolchen 
Anftalten vorfommen. Die Gefellihaft ift 1819 gegründet, bejigt ein namhaftes Actiencapital 
und wird von Dirertoren geleitet, tweldhe von den Actionären und den Verſicherten gewählt 
werden, Wer nämlich mit wenigftens 500 Pf. St. verfichert ift und die Prämien drei Jahre 
lang (oder eine glei hohe Summe) bezahlt hat, erwirbt das Recht der Theilnahme an den 
Generalverfanmlungen mit Stimmrecht und Wählbarkeit. Die Geſellſchaft verſichert für den 
Todesfall, den Erlebens- und den überlebensfall. Sie macht ſich verbindlich, ein bedungenes 
Capital auszuzahlen, ſpäteſtens drei Monate nach dem Tode der verſicherten Verfen, oder nach 
Ablauf einer beſtimmten Anzahl Jahre, falls der Verſicherte noch lebt, oder für zwei Leben, und 
zwar jo, daß dad bedungene Capital ausbezahlt wird: an bie eine Perſon A, wenn ſie die 
andere B überlebt; oder an die überlebende, wenn eine von beiden flirbt; oder an eine dritte 
Verſon, wenn beide geftorben jind. Der mit Lebenspauer Verficherte kann Anſpruch auf ver= 
bältnigmäßigen Antheil an vier Fünftheilen des Gewinns erwerben, wenn er eine etwas hö— 
here Prämie bezahlt. Ein häufiger Fall bei Verfiherungen auf beftimmte Zeit find Einkäufe 
für Kinder, befonderd für Töchter, welche bei Eintritt ver Volljährigkeit (wenn fie noch leben) 
das bedungene Capital erhalten, Die Prämien fönnen auf einmal, over jährlih, halb oder 
vierteljährlich entrichtet werden. Bei VBerjiherung auf Lebensdauer fann eine jährlih ab— 
nebmende Prämie bedungen, oder aud für eine bejtimmte Zeit die Hälfte der Prämie nebft 
Zinſen für die andere Hälfte in den Terminen bezahlt werden; die andere Hälfte wird 
dann nad Bequemlichkeit bezahlt oder, wenn die Verfiherungsfumme fällig wird, in Abzug 
gebracht. 

Bon dem Gewinne wird ein Fünftheil zu dem Garantiecapital gefhlagen ; vier Fünftheile 
werden unter die Berechtigten vertheilt, zu denen noch diejenigen auf Lebensdauer Verficherten 
gehören, welche die für Erwerbung des Auſpruchs feftgejegte höhere Prämie fieben Jahre (odet 
den ſiebenfachen Jahresbetrag) bezahlt haben. Der Gewinnantheil (bonus) wird der Verſiche⸗ 
rungsfumme beigeichlagen , wenn nicht die baare Auszahlung oder die Abrehnung an den fpä= 
tern Prämien verlangt, oder ein anderes Abkommen getroffen wird. 

Die Geſellſchaft kauft Policen auf Lebensdauer, wenn diejelben mindeitens fünf Jahre in 
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Kraft geweſen, oder jie gibt auch Vorſchüſſe darauf, bis zu einem Drittheil der bezahlten ge: 
wöhnlidren Prämien. 

Mit viefen Geſchäften verbindet die Gejellihaft aud das Leibrentengefchäft (f. unten). 

Die Wahrung der Geſellſchaftsintereſſeu bezweden Beftimmungen , deren wefentliche fol- 
gende jind: Eine Police wird ungültig, wenn die Prämie 14 Tage nad) Verfall nicht bezahlt 
iſt; dabei fönnen jedod Die Dirertoren Nachſicht üben. Die Police wird ferner ungültig, wenn 
ihr Inhaber ohne Erlaubniß der Directoren in den activen Militär: oder Seebienft tritt, ober 
wenn derjelbe Guropa verläßt oder auf See ftirbt, außer in Friedenszeiten bei der directen 
Überfahrt von einem europäifhen Hafen zum andern in einem Dampfboote ober gededten 
Schiffe. Unter gewöhnliden Umftänden und in Friedenszeiten kann — gegen Zahlung einer 
Ertraprämie — die Erlaubniß ertheilt werden, in Vandiemensland, Neufeeland, einem 
Theile von Südwales und Auftralien,, im britifchen Nordamerika, am Gap, auf Madeira, Te: 
neriffa oder in irgendeinem Lande jenjeit des 33.° nörbl. Br., oder auch in andern außer: 
europäiihen Plägen (mit einigen Ausnahmen) zu wohnen. Bei ver Rückkehr des Verſicher— 
ten fann die Ertraprämie ermäßigt oder erlaffen werben. 

Policen auf das eigene Leben werden ungültig dur Selbftmord des Verfiherten. Sind 
aber ſolche Policen bona fide cedirt oder verpfändet, jo bleiben jie vollgültig für den Betrag 
des Intereſſes, weldes der Gejfionar oder Pfandbefiger daran nachweiſen kann. Andernfalls 
fann die Direction nah Gutdünfen verfahren, und darf der verlegten Familie den Werth, 
welchen die Police am Tage vor dem Todesfalle hatte, auszahlen. 

Dem Mufter der englifchen jind die Einrichtungen bei allen übrigen Lebensverſicherungen 
nachgebildet. Die meiſten englifhen Geſellſchaften machten durch hohe Prämienſätze, verwirfte 
Bolicen und die infolge des zunehmenden Wohlitandes verlängerte durchſchnittliche Lebens— 
bauer gute Gefchäfte. Die Concurrenz führte zu einer Ermäßigung der Prämien, zum Theil 
unter das zuläſſige Map, ſodaß etlihe zwanzig Geſellſchaften im Laufe der Zeit liquidiren 
mußten. 

In Deutjchland beftanden vor zehn Jahren 12 und beftehen jegt (1858) 25 Anftalten für 
Lebensverſicherung, wovon jteben auf Gegenfeitigfeit beruhen, drei gemifchte und die übrigen 
Actiengeſellſchaften find. Mehrere find mit Sparbanfen und Reutenverfiherungen verbunden, 
oder betreiben noch Aſſecuranzzweige; jo ift die jüngfte, die Providentia in Frankfurt a. M., 
zugleih Feuer= und Transportverjiherungsanftalt. Nach einer Zufammenftellung über 18 
dieſer Anftalten — dem Jahresberichte der Anjtalt zu Gotha beigefügt — waren bei den= 
felben Ende 1856 verjihert: 71169 Perjonen mit 80,412407 Thlrn. Ihre Jahresein: 
nahmen an Prämien und Zinfen waren 3,596853 Thlr., die Ausgaben für 1289 Sterbe: 
fälle 1,659851 Tblr. 

Die ältefte Anftalt ift die auf Gegenfeitigfeit beruhende Lebensverſicherungsbank für 
Deutichland zu Gotha, gegründet 1827, eröffnet 1. Jan. 1829. Ihr zunächſt folgte 1828 
die auf Actien gegründete Deutjche Kebensverjiherungsgefellihaft zu Lübeck. Die Anftalt zu 
Gotha, heute nod) weitaus die beveutendfte von allen, übernimmt Verſicherungen auf ein ein- 
zelnes Leben oder auf zwei Xeben — nämlich für den Fall, daß eine beftinımte Perfon A von 
einer andern (zu verforgenden) Perſon B überlebt wird. Stirbt daher B zuerft, jo erlijcht die 
Berjiherung zu Gunſten ver Bank. Es können audy kurze Berfiherungen, d. h. ſolche genom⸗ 
men werden, die nur dann bezahlt werden, wenn ver Todesfall während der Zeit eintritt, für 
welde die Berfiherung geichloffen wurbe. Ende 1857 war der Beitand der Verjiherungen 
20841 Perjonen mit 33,548300 Thlrn. Darunter waren auf Lebenszeit: bis zu der Normal: 
grenze des neunzigften Jahres (länger Lebende zahlen feine Brämien mehr) 20395 Perfonen 
mit 32,776300 Thlrn., mit Abkürzung für ein jüngeres Alter (gegen eine Zufagprämie) 222 
Perſonen mit 419300 Ihlen. Für den Überlebensfall einer beftimmten zweiten Perfon: 
57 Berfonen mit 108000 Thlen.; für beftimmte Jahre 167 Perſonen mit 244700 Thlrn. 
Der Bankfonds betrug am Schluffe 1857: 8,952781 Thlr., wovon 8,168317 Thlr. auf Hypo= 
thek ausgeliehen waren. Die Überjchüffe der Anftalt bleiben fünf Jahre im Sicherheitsfonds 
und werben dann unter die Theilbaber, d. h. unter die Berjonen, welche lebenslänglidhe oder 
Überfebendverfiherungen abgefchloffen Haben, vertheilt, und zwar durch Abzug an den Prä⸗ 
mien bei noch beſtehenden, durch Baarzahlung nad dem Erlöſchen der Verfiherung. Es em: 
vfängt aljo jeder Theilhaber bei der jehäten Brämienzahlung die Dividende ded Beitritts— 
jahres, bei der jiebenten die Dividende des zweiten Jahres u. ſ. w. Während des legten Jahr: 
zehndd (1847—57) betrugen die Dividenden durchſchnittlich 27,6 Proc. einer Jahresprämie; für 
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1858 wurbe diefelbe — ſtammend aus 1853 — auf 29 Pror. feftgefegt ; für 1560 fommen 
aus dem Überſchuſſe von 1854 30 Proc. Dividende zur Vertheilung. 

Weniger bemittelte Berfonen , welche nicht mit Beſtimmtheit darauf rechnen — jedes 
Jahr den Betrag der Prämie aus ihrem Einkommen zu erübrigen, müſſen erwägen, daß ſie 
durch Nichtbezahlung einer Prämie die bereits bezahlten Prämien und die Anwartſchaft auf 
das verſicherte Capital verlieren, und im günſtigen Falle doch nur eine theilweiſe Abfindung 
erhalten. Solche Perſonen werden daher beſſer thun, ihre Erübrigungen einer Sparkaſſe zu= 
uwenden. 

Rentenverſicherung, Verſorgungsanſtalten. Das Leibrentengeſchäft wird von 
den Lebensverſicherungsanſtalten als beſonderer Zweig, oder ed wird von eigens dafür gegrün— 
deten Gefellfchaften betrieben. Die Lebenöverficherungen fammeln Capital aus jährlihen Bei: 
trägen, die Rentenanftalten gewähren gegen Hingabe eined Gapitald ein entfprechendes jähr- 
liches Ginfommen. Jene bezahlen das bedungene Capital, wenn der Verſicherte ftirbt; Diele 
entrichten die Nente, folange der Berficherte lebt. Dabei finden mancherlei Gombinationen ftatt. 
Das Capital wird entweder aufgelöft, und dann ift die Rente höher, oder es bleibt erhalten und 
fallt nad) dem Tode des Rentners feinen Erben zu (ſ. oben Berforgungsfafien). 

Der Bezug der Rente beginnt entweder ſogleich nad Einzahlung des Gapitald, oder erjt 
nad Ablauf einer beftimmten Anzahl Jahre, wenn ver Berficherte ein höheres Alter erreicht hat. 
Im legtern Falle fann das Gapital auch allmählich, bis zu der Zeit, mo der Nentenbezug an— 
fängt, eingezahlt werden. Der VBeriicherte fteht entweder für ſich allein ver Anftalt gegenüber, 
und bedingt entweder eine unwandelbare, oder eine anfangs geringere, fpäter jteigende Rente; 
ober er ſteht in einer Gemeinihaft mit andern, ſodaß die Renten der mit Tode Abgehenden den 
Überlebenden zufallen. Eine ſolche Verbindung fann unter denen befteben, welche mit gleichen 
Antheilen im Laufe eines Jahres eintreten und eine Jahresgeſellſchaft bilden; ſie kann auch 
unter einer Anzahl Perſonen geſchloſſen werden, welche von gleichem Alter ſind, oder den Unter— 
fhied durch verhältnißmäßige Einlagen ausgleichen, ſodaß die Rente gleich vertheilt wird, bis 
der längſt Lebende das Ganze bezieht und mit jeinem Tode die Verbindlichkeit der Anftalt er= 
liſcht. Diefe verſchiedenen Syftene können wieder vielfah untereinanddr verbunden werden, 
ſodaß man bei einer Anftalt die Wahl hat, das Capital einmal oder allmählich einzuſchießen, 
anfzulöfen oder zu erhalten, die Rente von einem frühern oder jpätern Zeitpunfte an, halb: 
oder vierteljährlich, in gleichbleibenden oder fleigenden Jahresbeträgen, zu beziehen; endlich, ob 
man mit der Anftalt für jih allein contrahiven, oder mit andern in eine Verbindung treten 
will, wobei die Überlebenden ven Nachlaß der Verftorbenen ganz oder theilweife erben. Die 
Anitalt bat ihre Sterblichkeitötabellen, ihren normalen Zinsfuß und fertigt Daraus ihre Tarife, 
welche hiernach für jedes Lebensalter die Renten berechnen, die für eine Gapitaleinheit in jedem 
der verjchiedenen Fälle, mit denen fie jich befaßt, erworben werden fann. Wenn auch nicht jede 
Anftalt alle möglihen Gombinationen vereinigt, fo findet doch jeder, der ein Gapital in eine 
Leibrente umwandeln will, bei einer oder der andern unter den vielen eine Form, die feinen 
Wünſchen annähernd entjprechen wird. 

In Deutichland beftchen, theild verbunden mit andern, theils für ji, etwa 20 ſolche An— 
jtalten,, weldye meiſt feit den dreißiger Jahren in Haupt- und Nejivenzftädten entjtanden find, 
wo fie vorzugsmweile von Staatsdienern für fih und ihre Familiengliever, von unverebelichten 
Perjonen und dergleichen Leuten benugt werden. Die Einlage ift gewöhnlich nicht bedeutend, 
100 Thlr. oder 200 Fl., ſodaß zur Bildung einer mäßigen Rente deren mehrere erforderlich ſind. 
68 werden auch theilweile Einzahlungen angenommen , mitteld deren man ji die Aufnahme 
in eine Jahresgeſellſchaft fihern kann; der Bezug der Nente beginnt aber erft, wenn vie Gin 
lage ergänzt ift. Die im Laufe eined Jahres beigetretenen Perſonen bilden eine Jahresgeſell— 
ſchaft, welche wieder in ſechs oder mehr Alteröklafien zerfällt. Die beveutenvern find: die All- 
gemeine Berjorgungsdanftalt in Wien (1825), die Allgemeine Nentenanftalt in Stuttgart 
(1833 — umgeflaltet 1844), die Allgemeine Berforgungsanitalt in Karlörube (1836), vie 
Preußiſche Nentenverfiherungsanftalt in Berlin (1839), die Sächſiſche Rentenverjiherunge: 
anftalt in Dresden (1841), die Hannoverifche Nentenverfiherungsanftalt i in Hannover (1841), 
die Rentenanjtalt der Bairifchen Hypothefen = und Wechſelbank in Münden (1836 und 1847), 
die Concordia in. Köln, auch Lebensverſicherung (1853 und 1854). Seit neueſter Zeit hat 
zuerſt die Allgemeine Aflecuranz i in Trieft (1851), dann die Concordia (1854), die Teutonia 
in Leipzig (1855) und die Bairiſche Hypothefen - und Wechſelbank eigentliche Capitalverfiche- 
rung mit Beerbung (Tontinen) eingerichtet. Das ausgedehnteſte Geſchäft hat die Preußiſche 
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Rentenveriiherung in Berlin, doch ift die Zahl der Einleger nicht im Zunehmen; fie betrug 
1851: 197186, 1855: 194106. Ihr Vermögen dagegen war in den beiden Jahren 6,885135 
und 7,027162 Thlr. Die Rente der Einlage von 100 Thlrn. war von 1857 an für bie erfte 
Klaffe der jüngften Jahresgeiellihaft 1855: 3 Thlr., der.ältejten von 1839: 3 Thlr. 29 Ser. 
6 Pf. Die fünfte Klafle der Gefellichaft von 1855 bezog 4%, Proc., der Gefellfchaft von 1839 
7 Thlr. 26 Sgr. Die Hammonia, Lebens- und Rentenverfiherungägefellihaft, bat am 
6. Nov. 1858 bei dem hamburger Handelsgericht ihre Injolvenz angezeigt. Sie ſchuldete 
86300 M. Bro. für füllige Verfiherungen. Die Theilnehmer folder Anftalten beziehen den 
größern Theil ihres Lebens weniger ald den üblichen Zind, um in ihrem hoben Alter, falls fie 
ed erreichen, etwas mehr zu beziehen. 

Im allgemeinen ift dad Interefle der Nentenanftalten jenem der Lebensverſicherungen be- 
züglich auf die Lebensdauer der Verficherten entgegengejegt. Die Lebensverfiherungen müjfen 
eine kurze durchſchnittliche Lebensdauer für ihre Tabellen, ein langes Leben ihren Verficherten 
wünſchen; für die Nentenanftalt berechnet fih für einen längern Durchſchnitt eine geringere 
Rente, und wenn an einem fhönen Morgen alle ihre Pfründner Todes verblihen, fo würden 
ihre Zablungen aufhören, während die Lebensverſicherung nun erft einer furchtbaren Verbind— 
lichkeit zu Gapitalzgahlungen gegenüberftehen würde, Anjtalten, welche beide Zweige vereini= 
gen, müflen für die entgegenſtehenden Intereffen einen Ginigungspunft finden; bei andern An- 
ftalten forgen die Betheiligten und die Gonenrrenz für Einhaltung gewifler Schranfen. Nicht 
felten kommt ed auch im SPrivatverfehre vor, daß Vermögenstheile gegen Reibrenten veräußert 
werben. In frühern Zeiten pflegten auch Regierungen Anleihen gegen Leibrenten und Ton— 
tinen zu maden, und folche find in England und Frankreich noch nicht ganz erloſchen. Daß es 
möglich war, große Summen: unter diefer Form aufzubringen, wurde ald ein ung unſtiges Zei: 
den für die focialen Zuftände gedeutet, indem daraus hervorging, daß eine größere Zahl von 
Verſonen, die noch thätig fein könnten, ihr Bermögen bei Lebzeiten aufzehren wollen, um dem 
Müpiggange und dem Genuffe zu fröhnen. Anders verhält es ſich bei hülflofen, vereinzelt 
ſtehenden Berfonen, wie bei folden, denen es an Einſicht und Befähigung zu nüglicher Ver: 
wendung von Vermögen fehlt. Für folhe mag die Betheiligung bei einer fogenannten Renten— 
oder Berforgungsanitalt zu empfehlen fein. 

Wenn die Lebens- und Nentenverficherungen ald Anftalten zur Anfammlung von Capital, 
ſei ed, um daſſelbe zu erhalten oder in Renten aufzulöfen, ſich den Sparkaflen anfchließen, fo 
bilden jie, ſowol dur ihre Benennurfig wie durch vielfache Verbindung dev Geſchäftszweige ven 
Übergang zu den Anftalten zum Erfage für vernichteted Gapital, ven Aſſecuranzen. 

HM. Erſatz für vernihretes Capital: Verſicherung — Aſſecuranz. Ber: 
ficherung , Affecuranz (insurance, assurance) ift der Zwed eines Vertrags, wonad) der eine 
Theil gegen Bergütung die Verbindlichkeit übernimmt, ven Schaden oder Verluft, welchen ein 
beftimmtes Eigenthum ded andern Theild durch ein mögliches, aber von dem Willen beider 
Theile unabhängiges Greigniß erleiden follte, zu erlegen. Der fhriftlihe Vertrag — welder 
zu den aleatorifchen, Glücks- oder Hoffnungsverträgen gehört — heißt „VPolice“; die bedun— 
gene Bergütung „Prämie“. 

Das Wort Verficherung wird bier in dem Sinne von Erſatz gebraudt, denn es ift nicht 
ihre Aufgabe, einen Gegenftand vor Beihädigung oder Bernihtung zu bewahren, fondern die 
Mittel herzugeben, um ven erlittenen Schaden oder Berluft zu erjegen. Die Nation und der 
Berficherte werden durch die Leiftungen der. Aſſecuranzen nicht reicher, die Mittel zum Erjage 
find als Theile des Nationalvermögens fhon vorhanden, und müflen einer andern Beitimmung 
entzogen werben; daß der Berficherte daraus feinen Gewinn ziehe, it ebenfo ein weſentlicher 
Grundjag des Verſicherungsweſens, als daß der Verluſt nicht etwa von einem Verſchulden der 
Perſon, von unglücklichen Conjuncturen, ſondern von einer höhern Gewalt herbeigeführt wor— 
den ſei. Jedes Abweichen von dieſen Hauptgrundſätzen führt auf Abwege, öffnet dem Betruge 
Thür und Thor, ja es führt zu ſchweren Verbrechen. Die Gewinnſucht ſcheut ſich nicht, den 
Verſicherer über den Werth des verſicherten Eigenthums zu täuſchen und dann: die Vernichtung 
zu bewirken. Nicht jelten find im folder verbrecheriſcher Abſicht Häuſer angezündet, Schiffe 
verſenkt worden und dabei Menihen umgefommen. Zu ähnlichem Beginnen führt die Ver: 
zweiflung über zerrüttete Vermögensverhältniſſe. Darum iſt die äußerfte Vorſicht geboten, 
um über dad VBorbandenfein und den Werth der angegebenen VBermögenstheile, über vie Ver: 
bältmifie und ven Ruf des Eigentbümers, über die Beranlaffung umd den Verlauf der Beſchä— 
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digung oder Vernichtung die genaueften Angaben zu erhalten. Es ift hierauf um jo flrenger 
zu achten, da die Unternehmer leicht in Berfuhung kommen, um Kunden anzuziehen und ihr 
Geſchäft auszudehnen, Verfiherungen anzunehmen und Erfag zu leiften, ohne genauere Nach— 
forjhungen anzuftellen. Da e8 ſich Hienbei um Verhütung von Verbrechen, alfo um ein öffent: 
liches Intereffe handelt, fo liegt e8 in der Aufgabe ver Staatöverwaltung, ſich zu überzeugen, 
daß die erforderlichen Beftimmungen zur Verhütung von Misbraud) vorliegen und eingehal: 
ten werden. 

Die Gefahren der Seefhiffahrt find die älteften und allgemeinften, gegen welche ſich die 
Unternehmer zu ſchützen fuchten, indem fie zudem erforderlichen Aufwand eine größere Zahl von 
Theilnehmern fuchten. In dieſem Tbeilen der Gefahr unter mehrere, welches feit vem höchſten 
Alterthume in der Form von Darleiben auf den Erfolg einer überjeeifhen Handelsunterneh— 
mung, und heute noch unter dem Namen ver Bodmerei befannt ift, liegen die Keime ver Ber: 
fiherung, welche ven Erjag von Verluften unter viele vertheilt und dadurch erleichtert. Es find 
fhon im alten Rom Beiipiele vorgefommen, daß in Zeiten der Theuerung den Unternehmern 
von Getreidezufuhren der Erfag des durch Schiffbrud verlorenen Getreides vom Staate zuge- 
fihert wurde, und heute noch gibt e8 Staatdanftalten mit Zwang zur Verſicherung von Ge: 
bäuden gegen Feuerſchaden. Ebenſo widmen fidy heute noch einzelne dem Gejhäfte der See- 
verfiherung. Aber erft die Anwendung des Princips ver Alfociation hat die Affecuranzen je— 
dem zugänglich gemacht und fie in allen civilifirten Ländern verbreitet. 

Innerhalb der Schranfen, melde durch die beiven Hauptgrundfäge gezogen werben: ber 
Erjag darf ven Verluft nicht überfteigen, und der Berluft muß dur ein beftimmtes, von dem 
Willen und der Kraft des einzelnen nicht zu verhütendes Ereigniß veranlaßt fein — innerhalb 
diejer Schranken ift die Verſicherung von großem volkswirthſchaftlichen Nugen. Sie ihügt die 
Induftrie umd den Handel vor den jhlimnften Folgen einer durch Zerftörung berbeigeführten 
Eapitalverminderung, indem fie aus anderm, nicht productiv verwendetem Vermögen Erſatz 
leiftet und den ungejchmälerten Fortbetrieb des beichädigten Unternehmens nad verhältniß— 
mäßig kurzer Unterbrehung ermöglicht. Sie hebt den Eredit, diefen mächtigen Hebel der Pro— 
duction und des Verkehrs auf eine höhere Stufe, ald der einzelne, ſelbſt wenn er das höchſte 
Vertrauen verdient, ed vermöchte, weil fie jeine Befähigung, eingegangenen Verbindlichkeiten 
zu erfüllen, felbft im Falle einer unabwendbaren Zerftörung von fahlihen Vermögen alsbald 
wieberherftellt. Sie nimmt dem überfeeiihen Handel den Charakter eines Glückſpiels und 
verleiht ihm die Eigenſchaft eines regelmäßigen, jeder zuläſſigen Erweiterung fähigen Verkehrs. 
Und wenn jie endlich auch Verlufte erfegt, welche nicht productiv verwendete Bermögenstheile 
treffen, fo ift auch hierbei die Production mittelbar betheiligt, indem fie die Mittel zum Erſatze 
nicht herzugeben hat. Dieje Vortheile find ed, welche die Verfiherung da, wo fie einmal Boden 
gewonnen hat, insbejondere für den Gewerbe: und Handelöbetrieb, zur Nothwendigfeit macht. 
Kein Unternehmer fann ſich alddann ver Verfiherung entziehen, ohne jeinen Grebit auf das 
Spiel zu jegen, und die „Prämie” gehört zu dem nothwendigen Aufwande für den Ge— 
ſchäftsbetrieb. 

Außer der See- und Häuſeraſſecuranz find alle übrigen Zweige — Land- und Flußtrans— 
port=, Vieh⸗, Hagel: und Nüdverfiherung — neuern Urfprungs, die meiften exit feit dem Frie— 
ven von 1815 entftanden. Daß die Verfiherung noch einer weitern Ausvehnung, ſowol inner= 
halb ver vorhandenen Zweige als auf Berlufte aus andern Urſachen, fähig ift, leidet, ihrem 
täglichen Kortfchreiten gegenüber, kaum einen Zweifel. Manche Verſuche, die bisher gefchet- 
tert find, werben fpäter gelingen. So können vielleicht Verlufte durch Ereigniffe örtlicher Na— 
tur, 3.8. durch Ueberſchwemmungen, infolge der engern Verbindung unter den verſchiedenen 
Staaten, Gegenftand der Verfiherung werden; ſchwieriger ift es bei andern, welde, wie 3. B. 
Miswachs oder Mäufefraß, in ihren Beträgen zu groß, ober ſchwer zu ermitteln, und deshalb 
dem Misbrauche zugänglicher find. An legterm Umftande find au die Vorſchläge zu Ver— 
fiherungen gegen Verlufte an Forderungen insbeſondere zu Öypothefenverjiherungen bisher 
geſcheitert, da häufig ſchwer zu unterfcheiden fein würde, ob dem Reblichen geholfen, ober der 
Schwindel unterftügt werde. Zur Verjiherung von Hypotheken ift in Dresden (Ende 1858) 
eine Geſellſchaft in ver Bildung begriffen, die ſich aber vorerft andern Zweigen wivmen, und 

"den urfprünglic angefündigten der Zukunft vorbehalten will. Die „Napoleonifche Idee‘ einer 
Staatdanftalt zur Zwangsvericherung der Landwirthe gegen Schaden aller Art Fann füglich 
als eine Zufunftsidee unerörtert gelaffen werben. @ine Affeeuranz gegen Kriegsihaden endlich 
wird wol eher durch eine Vereinigung der auf den Frieden angewiejenen Intereffen zur Ver— 
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hütung häufiger, langer und ungeredhter Kriege ald durch eine Afferuranggefehfchaft annähernd 
erreicht werben. = 

Seeverfiherung. Die Verſicherung von Schiff und Ladung gegen Seegefahr iſt un— 
ftreitig der wichtigfte und fchrwierigfte Zweig der Aſſeeuranz. Der wichtigfte — weil ohne ihn 
der Seehanvel ſich nicht zur Freien Weltbeveutung hätte erheben können ; der ſchwierigſte — weil 
fein anderer aus fo vielen einzelnen, ſtets wechjelnden Unterlagen von Erfahrungen, Kennt— 
niffen und thatſächlichen Ermittelungen jeine Schlüffe zu ziehen hat. Darum haben ſich gerade 
in dieſem ausgedehnteſten und jchwierigften Zweige des Aſſecuranzweſens überall neben den 
Geſellſchaften noch Privatunternebmer erhalten, welche auf eigene Rechnung und in Verbin: 
dung mit einem Eleinen Kreife von Bekannten die Seraffecuranz betrieben. In England wer— 
den heute noch die meiften derartigen Gefchäfte von einzelnen gemacht; bi8 1824 waren dafür 
nur zwei Gefellihaften geftaltet, feither haben fi noch einige neue gebildet. Aus denſelben 
Gründen haben ſich die auf Gegenfeitigkeit beruhenden Gefellihaften ald ungeeignet für vie 
Seeverfiherung erwieſen. Selbſt die Verſuche, ſolche für die Affecuranz der Schiffskörper, 
ohne die Ladung, zu Stande zu bringen, find bisher gefcheitert, denn auch bier find die Ver— 
hältniffe nicht einfach genug, um vie Grmittelung und die Nepartition des zu erfegenden Scha— 
dens nad wenigen beftimmten Normen zu regeln. Gegenſeitigkeit jegt annähernd gleiche Ver: 
bältniffe voraus; ungleihe verbinden ſich nicht untereinander, wol aber wenden fie fih an 
dritte, die jeden Ball nad feiner Natur behandeln. 

Die Prämie richtet ich nach der Gefahr, mit einem Zuſchlage für Verwaltungsfoften, Re— 
jervefonds und Gewinn. Die Gefahr wird nad) dem Durchſchnitte der verlorenen und beſchä— 
digten (havarirten) Schiffe im Verhältniffe zu ſämmtlichen Fahrten zwifchen zwei gegebenen 
Punften bemeflen. Lehrt z. B. die Grfahrung, daß zwiſchen Bremen und Neuyorf unter 
150 Fahrten ein Schiff zu Orunde gebt, jo wird der auf die Gefahr begründete Theil der Prä— 
mie Yzo oder 2, Proc. des Werths betragen. Dabei wird zwifchen dem Schiffsförper und 
der Ladung, und zwifchen ven Gütern, woraus die Ladung befteht, je nachdem jie mehr oder 
meniger leicht verderben, ein Unterjhien gemacht. Das Refultat aller diefer Erwägungen drückt 
ſich in. den Prämienfägen aus, welche für die Fahrten nach ven verſchiedenen überfeeifchen Häfen 
an den Handelsplätzen feftgeftellt werden. Aber nicht alle Schiffe laufen gleich große Gefahr. 
Es kommt dabei weſentlich auf die Befchaffenbeit, die Bauart und Ausrüftung der Schiffe, auf 
die Tüchtigkeit des Kapitäns und der Mannſchaft, felbft auf ven Charakter des Rheders und des 
Befrachters an. Deshalb ſcheuen die Unternehmer, Directoren und Agenten der Serafferu- 
ranzen feine Koften, um möglichft genaue und vollftändige Nachrichten über alle dieſe Verhält— 
niffe zu fammeln. In London dient für ihre Zufammenfünfte das Kaffeehaus des Lloyd, und 
es gibt wol auf der Erde feinen zweiten Bunft, wo fo viele Seenachrichten einlaufen. In Paris 
ericheint jährlih ein Büchlein unter dem Titel „Veritas“, welches jeder Verſicherer um den 
Preis von 500 Fr. anſchafft. Daffelbe enthält in alphaberifcher Folge in der erften Golumne 
die Namen von beiläufig 50000 franzöſiſchen und andern Schiffen. In der zweiten Spalte 
fteht der Tonnengehalt, vann folgen das Jahr der Erbauung, der Hafen, dem dad Schiff an— 
gehört, die Flagge, unter der e8 fährt, der Nanıe des Rheders und ded Kapitäns. Zulegt wird 
die Anficht über den Grad der Verläfjigkeit, welche das Schiff bieten mag, durch eine Bruchzahl 
angedeutet. Gin mit bezeichnetes Schiff wird ald vollfommen tüchtig und zuverläffig ange: 
geiehen; die Ziffern %, und 2/, deuten auf geringere Garantien. Der Takt und der Blid 
der Agenten ergänzen diefe Notizen. Schiffe, melde nicht die befte Note haben, verfichert man 
entweder nicht zum vollen Werthe, oder man übernimmt nur einen Theil der Verſicherung, 
und überläßt es dem Eigenthümer, den Reſt bei andern affecuriren zu laffen. Zweifel an 
der Moralität des Bethelligten ſchließen jede Verfiherung aus: Offenheit und Rechtlichkeit 
find die erften Erforderniſſe. Die Wahrfcheinlichkeitäberehnungen erhalten jedoch ihre Gel: 
tung erft bei der Anwendung auf eine große Anzahl von Fällen. Es muß daher einer- 
feitö eine Mehrzahl von Unternehmern, Gefellfchaften oder Agenten an einem Seeplatze vor: 
handen fein, damit jeder einzelne feine Betheiligung an den Beftandtheilen der Verfiherung 
beichränfen und doch dur ihr Zuſammenwirken ver volle Bedarf befriedigt werden fann. 
Auf der andern Seite dürfen fie fih nicht auf die Verſicherung von Schiffen und Ladungen, 
die ihrem Hafen oder Lande angehören, befhränfen, fondern fie müflen bereit fein, Schiffe 
jever Blagge, Waaren jeden Urfprungs für Fahrten nah allen Richtungen zu verfihern. 
Ebenſo wendet fi der Eigenthümer einer werthvollen Ladung nicht ausſchließlich an die 
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Alfecuradeure Eines Plaged, fondern er läßt die einzelnen Beftandtheile an verſchiedenen 
Plägen verfichern. 

So ſchwimmt denn heutzutage auf dem Ocean kaum ein Handelsſchiff unter der Flagge 
einer civilifirten Nation, deifen Körper und Ladung nicht verjichert wären. Und fo ift Die See- 
verfiherung die umfaflendite Anwendung des Gedanfens der Vereinigung vieler Kräfte einer 
weltbürgerlichen Affociation geworden, welche weithin über Land und Meer die bei ver Schiffahrt 
und dem Seehandel betheiligten Menfchen verbindet, um durd ihre Beifteuer aus dem Ge: 
fammtertrage die einzelnen Berlufte zu erfegen, melde fie durd die Gewalt der Elemente er: 
leiden. Keine Verſchiedenheit der Nationalität, der Sprache, der Politik beſchränkt dieſen Welt: 
verein, der das großartigfte Beilpiel davon liefert, was vereinigte Kräfte ohne Herrſchaft, ohne 
Waffen, einzig durd Freiwilliges Zufammenmirfen vieler zum Bortheile aller einzelnen zu 
leiften vermögen. Wie die Fortichritte im Schiffbau, in der Schiffahrtöfunde, die Seekarten, 
die Handeldverbindungen belebend auf die VBerfiherungen wirkten, indem jie billigere Brämien- 
füge möglich machten, fo wirfen umgefehrt die Verfiherungsbedingungen wieder fpornend für 
Herftellung tüchtiger Schiffe, um auf die billigften Säge Anfprud zu haben. 

Unter den deutſchen Seeplügen hat Hamburg weitaus das bedeutendſte Seeaffecuran;- 
geſchäft. Dort beflehen 23 Seeajfecuranzeompagnien auf Actien, meijt zu 600 M.Beo., eine 
zu 800, eine — die Patriotifhe Affecruranzcompagnie von 1820 zu 2600 Wi. Bro. Ihr ge: 
fammtes Actiencapital beträgt 14,125000 M. Beo., wovon aber nur 3,825000 M. Bro. ein: 
bezahlt find. Außerdem find drei Privataflecuradeure und mehrere Agenturen auswärtiger 
Gejellihaften vorhanden. Die Seeaflecuranzordnung von 1731 liegt heute nod der Geſetz— 
gebung zu Grunde; jie ift 1847 und fpäter revidirt worden ; das Neuefte ift der „revidirte Ver: 
fiherungsplan’‘ vom 1. Jan. 1853, in 136 Paragraphen. 

Die Oberauffiht über ſämmtliche Compagnien führten vier Directoren. Sie mahnen eine 
Geſellſchaft von der Übernahme weiterer Verſicherungen ab, ſobald ihnen die Erfüllung der 
eingegangenen Verpflihtungen zweifelhaft zu werden ſcheint. Die laufenden Gefchäfte einer 
Gompagnie leitet ein gewählter, gut bejolveter Director. Die Vertheilung der Seeſchäden ge: 
ſchieht durch ein Dispachecomptoir, ohne Gerichte und Sadiverftändige, nah Gewohnheitsrecht, 
unterjtügt durd ein Archiv, welches reiches Material von nahe einem Jahrhundert enthält. 
Neue Geſellſchaften haben eine Abichrift ihrer Statuten, der Vollmacht ihrer Gefhäftsführer 
und die Namenlifte ihrer Actionäre bei dem Handeldgericht zu deponiren. Für die Vermitte— 
lung der Aſſecuranzgeſchäfte leiften 100 beeidigte und viele unbeeidigte Makler ihre Dienfte. 
In Hamburg verfihern auch viele fremde — dänische, Schwedische, englifche und amerikaniſche — 
Rheder, weil die Prämien billig , die Vergütung ſicher, die Zahlungsleiftung prompt ift. Ob: 
ſchon mande Gompagnien ſchwere Verlufte erlitten haben, den weitern Betrieb einjtellen und 
liquidiren mußten, ift doch eine Zahlungsunfähigfeit noch nicht vorgefommen. 

Die Prämien find im allgemeinen für die Schiffsförper höher als für Die Waaren, für 
ftarfe deutſche Schiffe mäßiger als für fremde, für Waaren auf Segelihiffen höher als auf 
Dampfſchiffen, für Baarſchaften (Gontanten) gering, und werden je nad) der Länge und Ge— 
fährlichfeit der Kahrten bemefien. So betragen 3. B. die Brämien für eine Fahrt von Ham: 
burg nad 


Bremen und nad — —— . — d, Proc. 
England ic 4—1 : 
Frankreich . 1 ⸗ 
Pyrenãiſche Galbinſe See he A ee 1’. - 
Trieft ER Dr ar ehe N Mir 2 : 
Schwarzes Mer. . 333 ⸗ 
Dänemark und nördliche Häfen ae en Werl 
Amerika, Vereinigte Staaten . 2 2 200. 13, : 
Californien. 4 
Oſtindien und China . . : 21, — 2%, : 


Hiernad gilt eine Fahrt nah Oſtindien für nicht viel gefährlicher ald nach Trieit und für min: 
der gefährlich als nad) vem Schwarzen Meere; eine Fahrt nah einem Hafen der Union gehört 
zu den minderit gefährlichen. Wie haben ich dod feit Vasco de Gama's und Columbus’ Zeiten 
die Verhältniſſe geändert! 

Seit dem Frieden haben ſich die Verſicherungen außerordentlich vermehrt, und die Prämien— 
ſätze ſind bedeutend geringer geworden, wie aus nachſtehenden Angaben erſichtlich iſt. 
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Geſammtſumme Durch ſchnittspraͤmie 

M. Bco. Proc. 
1814 . . . circa 41%, Millionen . . 2 31%, 
1816— 23 durchfchnittlich 132. * nn Mn 
1824 — 31 * u 1421/, r De — — 120/ 
1832—39 2 un 212 = ce RE 
1840—47 . [7 291%, „ . . . 1'9/,2 
1848 IE Krieg) un 249%, — er .. 
1852 ; — A 331'/, r‚ a PL 16), 0 
1855 . . 527"), 116/,, 


Unter den 1855 verficherten Summen kommen auf vie Privataffernradeure etwa 60 Millio: 
nen, auf auswärtige Gelellfhaften etwa 23 Millionen. Nächſt Hamburg entwicelt ſich das See— 
affecuranzgefchäft neuerlich am meiften in Bremen, wo daffelbe vom Norddeutſchen Lloyd mit gro= 
Ber Energie und Umſicht — feit 1857 — betrieben wird. Mehrere Geſellſchaften beitehen ferner 
in Lübeck, Stettin und Trieft; auch die 1848 in Köln gegründete Agrippina hat einen bedeuten 
den Auffhwung genommen. Mehrere von dieſen, fowie einige Feuerverjiherungsgefellfchaften 
verbinden mit ihren Hauptzweigen die Trandportverfiherung auf Flüffen, Eiſenbahnen und 
Lanpftraßen, wofür aud noch befondere Geſellſchaften beftehen, die jedoch meift ihrerſeits wieder 
Nebenzmweige betreiben. Beifpieldweife erwähnen wir die 1853 in Erfurt gegründete Thu: 
ringia, mit einem Xctiencapital von 2 Mill. Thlr., welche zwei Abtheilungen hat und folgende 
Geichäfte betreibt: 

In der erften Abtheilung: a) Verſicherung gegen Feuersgefahr für Gebäude und bewegliche 
Gegenſtände, welche zum Gifenbahnbetrieb gehören; b) Verjicherung gegen Gefahren jeder Art 
beim Transport und während der Aufbewahrung für die auf Eifenbahnen transportirten Ge: 
genftände, einfchließlic der Transportmittel; c) Verſicherung des Lebens der Eifenbahnbeamten 
und Vaſſagiere, forwie deren Bamilien; d) VBerficherung des Lebens und gegen Schaden durch 
förperliche Verlegung für die Eifenbahnreiienden. 

In der zweiten Abtheilung: Rückverſicherungen aus den Zweigen der Feuer-, Land- und 
Waſſertransport-, Lebens- und Hagelverſicherung. 

Außerdem iſt die Geſellſchaft berechtigt, mit Zuſtimmung der betreffenden Aufſichtsbehörden 
die Verwaltung von Sterbe-, Alterverſorgungs-, Penſions- und Ausſteuerkaſſen, welche auf 
Gegenſeitigkeit beruhen, zu übernehmen. 

Für die Schweiz hat ſich am 6. Der. 1858 in St.-Gallen eine neue Transportverſicherungs— 
gefellichaft unter dem Namen Helvetia conftituirt, welche die fpätere Herbeiziehung der Brand: 
affecuranz in Ausficht nimmt. 

Beuerverjiderung. Brandaffecuranz. Bevor die Verfiherungen auffamen, 
pflegte die Obrigkeit ven Brandbefhädigten das Einfammeln von Beifteuern zu geftatten, bei 
größern Brandfällen wol auch allgemeine Gollecten zu veranftalten. Auch heutzutage haben 
folhe Anweifungen an die Wohlthätigkeit auf Schadenerfag noch nicht aufgehört, ein Zeichen, 
dag die Affecuranz ihre volle Entwidelung noch nicht erlangt hat. Ihr Feld ift aber auch ein 
ſehr weites; ed umfaßt die Gebäude, ftehende Einrichtungen, Vieh, Vorräthe und Geräthſchaften 
aller Art, Waldungen, Brüdte auf vem Halme. Mit Ausnahme der Häuferverfiherung ift 
ferner dieſer Verſicherungszweig noch neu, feine zahlreichften und widtigften Organe find in 
diefem Jahrhundert, die meijten feit etwa dreißig Jahren nad) dem Vorgange Englands auf dem 
Gontinente entftanden. Endlich befteht die große Mehrzahl der Inhaber von Gegenſtänden, 
welche durch Feuer beſchädigt oder zerftört werden können, auskenten, die immer nod) lieber auf 
die Beifteuern ihrer Mitbürger fich verlaffen, al8 Prämien bezahlen. Minver ſchwierig ald die 
Seeaflecuranz, ift doch eine gute Feuerverſicherung Feine leichte Einrichtung. Von der Per: 
ſönlichkeit des Verficherten hängt vieles ab. Sein Eigenthum bleibt in feinem Bejige und zu 
feiner freien Berfügung. Gr kann, im Vertrauen auf die erlangte Gewißheit des Erſatzes, an 
der gewohnten Vorſicht nachlaſſen; die Nachläſſigkeit kann ſich zu grober Fahrläſſigkeit jteigern 
und zum Verbrechen werden. Daher werden die Anſchläge mit Sorgfalt gefertigt, ven Ge: 
meindebehörben und Hausnahbärn zur Begutachtung vorgelegt, die genaueften Nahforfhungen 
über die Entftehung eines jeden Brandfalles angeftellt, felbft wenn der Schaden unerheblich und 
fein Verbrechen zu vermuthen tft; denn die Statiftif muß möglichft viele einzelne Beobadtungen 
ſammeln, aus denen ſich die Grundlagen bilden, um den Grad der Gefährlichkeit zu bemeſſen 
und die Prämien abzuftufen. 
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In England beftehen gegen hundert, in Frankreich etwa Halb fo viele, in Deutſchland 
einige dreißig Beuerverfiherungädgefellfchaften, von denen 13 auf Gegenfeitigfeit, die übrigen, 
deren Zahl fat mit jedem Jahre ſich vermehrt, auf Actien gegründet find. Dazu fommen noch 
28 Brandaſſecuranzanſtalten, die theils Staatsanſtalten mit Zwang zum Beitritte, theils Gor: 
porationsanſtalten unter Aufſicht und Leitung der Staatsbehörden ſind, alle aber nur unbe— 
wegliches Eigenthum verſichern. Im Jahre 1855 waren bei 19 Actiengeſellſchaften für 
4468 Mill. Thlr., bei 13 gegenfeitigen Gejellihaften 6041, Mill. Thlr., bei 28 Brand: 
ajfeeuranzanftalten 2266°%/, Mill. Thlr., zufammen alſo für 7339 Mill. Thlr. beweglichet 
und unbemwegliches Eigenthum gegen Feuerſchaden verfichert. 

In Franfreih waren Actiengefellfchaften die erften, und ihre großen Gewinne, wie die ſtei⸗ 
genden Eurje ihrer Actien riefen nicht nur neue Unternehmungen feitens der Gapitaliften ind 
Leben, fondern veranlaßten auch Hausbeſitzer, fih untereingnder auf Oegenfeitigfeit zu ver: 
binden, um den Gewinn der Actionäre an den Prämien zu eriparen. Die erſte derartige Ge— 
fellihaft in Paris — wo die Bauart folid, die Löihanftalt trefflih ift — machte die Directoren 
veih und ftellte die Theilnehmer zufrieden. Der Beitrag bejteht nämlich aus einem feſten 
Theile, welder den Directoren zufällt, und aud einem wandelbaren, zum Grjag des Schadens. 
Bei jener Gefellidhaft bezogen nun 1851 die Directoren 163840, die Beſchädigten 44620 Fr. 
Die Beitragdquote ift zwar für alle gleich (der fejte Theil 00,6, der wandelbare war 1851 
— 0,0164 per Mille), aber die Verſicherungsſumme beträgt z. B. für Gebäude, in denen mit 
Feuer gearbeitet wird, oder leicht entzündliche Stoffe aufbewahrt werden, den doppelten Werth: 
anſchlag (I. Klaſſe). Dadurch wird die Verfiherungsfumme künſtlich erhöht, und in ven 
Sahresberichten als ein Beweis des öffentlichen Vertrauens zu der Anftalt benugt. Im übrigen 
haben jih in Frankreich die Verfiherungen mit Gegenſeitigkeit jelbjt für Gebäude wenig, 
für Fahrniſſe gar nicht bewährt. In Lyon belaftete ver Brand eines großen Gebäudes, das 
unter dem Namen Maison de Niviere befannt war, im Jahre 1851 die Iheilnehmer mit 5 
per Mille, während die Actiengejellichaften dort gegen eine Prämie von %/,, per Mille verfihern. 
Die Directoven erklärten daher in einem Rundſchreiben, daß in Falle eines zweiten Unglüds 
von gleicher Bedeutung die Geſellſchaft liquidiren werde. 

Nur in Deutfchland find Staatdanftalten zur Verſicherung ſämmtlicher Gebäude gegen 
Feuersgefahr durch Grfege gegründet worden, welche jeden Hausbefiger zur Theilnahme zwin: 
gen und ihm die Beiträge nah Mafgabe ver im Laufe eines Jahres vorgefommenen Griag: 
leiftungen als eine Steuer auflegen. Zu Gunften diejer älteften auf Oegenfeitigfeit begründeten 
Zwangsanftalten läßt fih anführen, daß zur Zeit ihrer Errichtung andere nicht vorhanden wa: 
ren, daß der Credit der Hausbeſitzer dadurch geſtärkt wurde, und daß eine geregelte Bertheilung 
ded Schadens an die Stelle des Ginfammelns milder Beiträge, wobei die Wohlthätigfeit Häufig 
misbraucht wird, gejegt wurde. Als jedoch die Gefellihaften jich verbreiteten, vermehrten ſich 
die Gegner der Zwangsanftalten, ſowol aus den Gefellihaften, denen die Staatögewalt das 
feudtbarfte Feld ihrer Wirkſamkeit verihloß, wie aus den Zwangsverſicherten, unter de 
nen die Städtebemohner längft geklagt hatten, daß fie zu Gunjten der übrigen zu bob 
befteuert ferien. Da nämlich die foliden Eigenthümer und Ortihaften bei den Gefellihaften, 
wo diefe freie Hand hatten, weit billiger verjihert wurden, jo betrachteten fie die höhern 
Zwangsbeiträge nicht länger ald ein Präcipuum für ihre ärmern Mitbürger, fondern ald eine 
Prämje zu Gurten ver Bahrläffigkeit, ja des Verbrechens. Diefe Anficht gewann um fo meht 
Boden, als die Statiftif Thatſachen an die Hand gab, welche gewilje, an Wohlftand und Sittlich 
feit gefunfene Gegenden als ſolche bezeichneten , die duch häufige Feuersbrünſte die Beitrage 
pflichtigen im buchtäblihen Sinne des Wortd „brandſchatzten“. Faſt alle übrigen Hausbeſiher 
ſehnten ſich daher nach dem Übergange zur freien Verſicherung. Die Staatsanſtalten dagegen 
ſuchten den nicht zu leugnenden Übelſtänden auf dem Wege ver Geſetzgebung abzuhelfen; tet 
1852 haben die drei größern ſüddeutſchen Staaten ſolche Reformverſuche angejtellt. Gin zwed—⸗ 
mäßigered Verfahren bei ven Abjhägungen, die Ermäßigung des Grjages unter den Vetrag 
des Schadens, welchen zum Theil ver Beſchädigte tragen follte, die Cinführung von Klaffen mit 
böhern Beiträgen, je nah dem Grade der Gefährlichkeit der Gebäude, oder nad der Zahl der 
Brandfälle in ven einzelnen Bezirken — dies waren die Mittel, weldye nicht ohne Erfolg au: 
gewendet wurden. Sie mögen auch noch eine Zeit lang den Staatsanftalten das Leben friften, 
allein fie werben nicht verhindern, daß allmählich die freie Vereinigung an die Stelle des Zwar: 
ges trete. - Welche Gründe hätte wol auch eine Regierung, ſich mit derlei Geſchäften zu befaflen, 
jobald der gemeinnügige Zweck durch die freie Affoeiation beffer erreicht werden kann? 
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Den Staatdanftalten am nächſten kommen diejenigen auf Gegenfeitigfeit beruhenden Ge— 
jellichaften, welche, faſt ausſchließlich in Nord: und Mittelveutihland, für beftimmte Provinzen 
oder Bezirke errichtet worden find, und da, wo für die Gebäude Landes- oder Brovinzialanftalten 
beftehen, jih auf die Berjiherung von beweglichem Vermögen beihränfen. Dahin gehören 
3: B. die Mobiliar-Brandverfiherungsforietäten (Gejetichaften) in Neubrandenburg, gegrün= 
det 1801, in. Schwedt 1826, Marienmwerder 1840, Greifswald 1842, Brandenburg a. d. 
Havel 1846. Alle dieſe Gefellichaften legen die Beiträge nah Maßgabe der Erjagleiftungen 
um; ihr Wirkungsfreis ift mehr oder weniger auf die Lokalität oder die Provinz beſchränkt. 
Sie zeigen durchſchnittlich, daß Die Beiträge im umgekehrten Verhältniſſe zu ven Verfiherungs- 
fummen fteben, und beftätigen ſomit den Erfahrungsſatz, daß die großen Zahlen die günftigern 
Reſultate liefern. 

Eine andere, wichtige Klaffe von Gejellihaften auf Gegenjeitigfeit erhebt von ihren Mit- 
gliedern feſte Prämien nad einem bejtimmten Tarif; der Gewinn wird unter die Mitgliever 
vertheilt, ver Verluſt, falls der Erfag ven Prämienertrag überfteigt, wird nacherhoben. Die 
ältefte und, bedeutendſte vieler Gejellihaften ift die Feuerverſicherungsbank für Deutſchland in 
Gotha. Sie wurde 1821 gegründet, zu einer Zeit, wo erſt zwei Artiengefellfchaften (in Berlin 
und Leipzig) beftanden; fie fand daher leicht Eingang in andere deutſche Staaten und damit den 
ausgedehnten Wirkungsfreis und die Erfolge, welche fie durch ihre zweckmäßigen Einrichtungen 
und ihre treffliche Yeitung verdiente. Sie ift aud in neuerer Zeit, neben den vielen neuen Ge- 
fellihaften, noch immer zunehmend. Es haben z. B. betragen: 


_  Berfiherungsfumme  - Prämien Erfag 
im Jahre 1851 Thlr. 349,693402 .... . 1,154086 ... . . 262216 
vn 1855 „ 362,726864 . . .. 1,691828 ... . 333535 


Die Überſchüſſe, abzüglich ver Neferve und der VBerwaltungskoften, kommen den Theilnehmern 
zugute, und eö werben jährlid anjehnlide Dividenden (bi 7O Proc.) vertheilt, rejp. an den 
Prämien abgerechnet. Die vorerwähnten Provinzial: und Bezirksanftalten erheben, bis auf 
drei, feine Prämien, jondern jie repartiren die Schäden auf die Theilnehmer. Bei einer fo aus: 
gedehnten Anftalt würde jedoch der Einzug der umgelegten Beiträge außerhalb des Fleinen Ge: 
bietö , worin fie ihren Sig hat, mit Schwierigkeiten und Einbußen verbunden fein, und deshalb 
war die Grhebung von Prämien und die Vergütung der Überfchüfle vorzuziehen. Daß übri- 
gend die günftigen Bedingungen, denen die gothaer Anftalt ihr Gedeihen verdankt, nur jelten 
zufammentreffen, dafür fpricht der Umſtand, daß feine andere auf gleiher Grundlage jeit 
28 Jahren nachgefolgt ift, und von den ältern feine eine nur annähernde Verbreitung gewon- 
nen hat, während die Actiengejellihaften jeit dem Ende der dreißiger Jahre einen großen Auf: 
ſchwung genommen haben. 

Die älteften Feuerverfiherungsgefellihaften auf Actien find die Berliney 1812 und die 
Leipziger 1818. Im Jahre 1824 folgten drei größere Anftalten: die Aachen-Münchener, die 
Baterländijche in Eiberfeld und die Erſte Ofterreihiiche in Wien. In Trieft entftanden die 
Azienda Assicuratrice 1825, die Assicurazioni Generali 1831 und die Riunione Adriatica 
di Sieurta 1838. Die Bairifche Hypotheken- und Wechſelbank betreibt das Verfiherungs- 
geſchäft jeit 1836. In Köln wurde 1839 die Colonia gegründet. Nah dem großen Brande 
1842 in Hamburg entitand dort die Feueraſſeeuranzeompagnie von 1843, der Deutſche Phönix 
in Branffurt a. M. und die Borujfia in Berlin. Diefen folgten 1844 die Magdeburger, 1846 
in Stettin die Preußiſche National = Verjiherungsgejellfhaft, 1854 die Hamburg = Bremer in 
Hamburg, 1857 die Dresdener und in Branffurt a. M, die Providentia. Die Actiencapitale 
betragen bei einer Gefellihait 1, 2 bis 3 Mill. Thlr., wovon meift nur der fünfte oder 
vierte Theil einbezablt ift. Mehrere haben in neuefter Zeit ihre Gapitalien vermehrt, und ihre 
Geſchäfte theilweiſe auf andere Verfiherungszweige ausgedehnt. Die meiften bezahlen ihren 
Actionären anſehnliche Divivenden, und daher kommt es, daß Gründern von Actienunterneh: 
mungen, wenn ihnen für andere Zweige, für Bergwerke, Fabriken, Eifenbahnen, das durch 
bittere Erfahrungen gewarnte Capital ausbleibt, immer wieder den Aſſecuranzen fi zuwenden, 
und dafür auch Actionäre finden, mit der Kojung: geringe Binzablungen, hohe Dividenden! 
In der That find die Verſicherungsgeſchäfte in Deutſchland nod) einer großen Ausdehnung fähig 
und bieten noch für mande Gejellihaft Raum; aber die Prämienfäge würden jegt ſchon zu 
Gunften der Verjicherten mäßiger werden und die Dividenden der Actionäre auf einen mittlern 
Durdfchnitt finfen, wenn ein Übeljtand, der in Deutſchland das Verſicherungsweſen, und zwar 
gleihmäßig die Actionäre wie die Verſicherten benachtheiligt, endlich gehoben werden fünnte. 
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Die deutſche Geſellſchaft kann ihre Thätigkeit nicht in dem ganzen Bundes-, auch nicht in vem 
Zollvereinsgebiete entfalten, fondern fie ift auf dad Gebiet des Einzelftaats, in welchem fie ihren 
Sig hat, angewiefen; ihre Zulaffung in den übrigen deutſchen Staaten hängt von dem Er- 
meflen der Behörden ab, welches mehrfach noch durch enge Anſichten beſtimmt wird. Der Ber: 
waltungsrath des Deutfchen Phönix Hat in einer Denkſchrift aus dem Jahre 1848 dad Begeh- 
ren begründet, daß allen Feuerverſicherungsgeſellſchaften, welche von einer deutſchen Regierung 
genehmigt worden find, die freie Gefhärtsrhätigfeit im Bundesgebiete zu geftatten fei, und Hat 
dabei die Nachtheile des biäherigen Zuftandes einleuchtend geſchildert. Die ältern Geſellſchaften 
— Gotha, Aachen-München, Leipzig, Elberfeld — fanden noch leichter Eingang, weil ſie eben 
die erjten waren. Die Concurrenz der fpätern, wie die Colonia von 1839 und andere, brachte 
jenen nicht nur feinen Nachtheil, fondern ihre Gejhäfte und Einnahmen ftiegen fortwährend. Die 
Beſchränkung der Concurrenz ſchadet dem Publikum, aber aud) der gefunden Entwidelung der 
geihügten Anftalten. Belgien läßt alle franzöſiſchen Geſellſchaften zu; in Preußen jind bie 
meiften deutſchen ausgefchloffen; die belgiſche Induſtrie verfihert daher billiger als. die preußi- 
ſche, Ofterreich Hat nur fünf, Würtemberg läßt acht Geſellſchaften zu; ebenfo viele Kurheffen. 
In Sahjen verfihern drei inländifhe und 16 auswärtige Gefellfhaften. Baiern und Groß- 
herzogthum Heſſen laffen neben zwei bevorzugten feine andern Anftalten auffommen. Die 
Freien Städte geftatten ausgedehnte Mitbewerbung, und daher bieten in Hamburg einige zwan= 
zig, in Frankfurt mehr ald ein Dugend Gefellfhaften dem Publitum ihre Dienfte an. Wie 
wäre ed auch Hamburg bei vem Brande von 1842 ergangen, wenn nur bei einheimiſchen, etwa 
gar auf Gegenfeitigfeit beruhenden Gefellfchaften hätte verfichert werden Fönnen? Hamburger 
Anftalten waren es, die ihre Verbinvlichkeiten nicht vollftändig erfüllen Eonnten, während vie 
übrigen deutſchen und die engliſchen Gefellihaften ven ihrigen genügten. Der Wunſch, daß jede 
deutſche Geſellſchaft befugt jein folle, ihren Wirfungsfreis über ganz Deutihland auszubehnen,“ 
ift daher durch die unleugbaren Vortheile der freien Mitbewerbung — Ausvehnung des Ver— 
ſicherungsweſens, Ermäßigung der Prämien auf ihre natürlihen Säge und Sicherheit des 
Schadenerfages, begründet. Die Verwirklihung dieſes Wunfches aber fegt allgemeine Nor— 
men zur Verhütung des Misbrauchs, welcher von einzelnen Regierungen mit Conceſſionirungen 
getrieben werden könnte, und die Einjegung einer obern überwacenden Behörde voraus. 
‚Einftweilen ift zu hoffen, daß die Normen für die Zulaffung auswärtiger Geſellſchaften all- 
mählich mehr und mehr mit den volfswirtbichaftliden Intereflen in Einklang gebracht, und daß 
man in einer nicht ſehr fernen Zukunft auf jegt noch hier und da beftehende Beſchränkungen und 
Monopole mitleidig zurüdbliden wird. Gin Anbaltpunft für die Gegner der freien Concur— 
venz ift die fogenannte „Bedürfnißfrage“, mitteld deren man der Zulaffung von Geſellſchaften 
unter dem Vorgeben entgegentritt, daß die vorhandenen Anftalten dem Bepürfniffe nach Ver— 
ſicherung bereits vollfommen genügen. Erfreulich war daher die Nachricht, daß das im No— 
vember 1858 in das Amt getvetene preußiſche Minifterium „im Interefle des Gewerbebetriebe 
und Öffentlichen Verkehrs vie Herftellung einer größern Goncurrenz im Feuerverſicherungsweſen 
für wünjchenswerth erachtet und demgemäß die Aufhebung der befchränfenden Beftimmung 
über die Prüfung ded Bedürfniſſes vorbereitet‘. Die Bedürfnißfrage jollte dann aber auch 
nicht mehr für die Gründung von Agenturen maßgebend bleiben, weil die Zulaffung von Ge— 
jellichaften iluforifch wird, wenn man ihnen an den einzelnen Drten die Beftellung von Agen= 
ten unterjagt, indem dafür fein Bedürfniß vorliege, 

Inzwiſchen haben die Gefellichaften bereitd einen Weg gefunden, die Gefahren unter: 
einander w theilen und dadurd die örtlichen Beſchränkungen zu umgehen. ine Grjellidhaft, 
welche 3.8. Babrifanlagen zu hohen Summen verfihert hat, nimmt bei einer andern Gefell- 
ſchaft eine Rückverfiherung. Auf diefe Weife werden Anftalten Nücverjicherer in einem Lande, 
wo jie nicht Verficherer fein dürfen. Abgeſehen von ven Gefellfchaften, welche die Rückverſiche— 
rung als einen befondern Zweig betreiben, find eigens dafür im Jahre 1853 zwei Gefell- 
haften gegründet worden: die Aachener, welche lange auf ihre Beftätigung warten mußte, be= 
vor jieam 15. Aug. 1853 ihre erfte Generalverfammlung halten fonnte; ihr folgte im näm— 
lihen Jahre die Kölnifche Nückverfiherungsgefelihaft. Jede hat ein Netiencapital von 
3 Mill. Thlen. — die Actie zu 1000 Thlrn. — movon aber nur der fünfte Theil einbezahlet ift. 
Die Aachener nimmt Nücdverfiherungen von Beuerverfiherungsgefellichaften ; die Kölnische 
von jeder Art von Aſſecuranzen. 

In Belgien wurde 1857 eine NRücdverfiherungsgeellihart mit einem Netiencapital von 
5 Mill. gr. — die Actie zu 1000 Fr. — beftätigt, zu dem Zweit: fowol in Belgien wie im 
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Auslande gegen Gefahren von Feuer, Blig, Exploſionen von Dampffeffeln und Leuchtgas 
rückzuverſichern; ſie darf auch ihrerfeitd wieder Müdverfiherungen bei andern nehmen. 
Ausgeſchloſſen von der Rüdverfiherung find Gold- und Silberbarren und Wertpapiere jeder 
Art. Das Feuerverſicherungsweſen ift noch jung; feine gleichmäßige Entwickelung in den Ländern, 
in denen ed Wurzel gefaßt hat, beginnt in der Regel mit der erzwungenen oder freiwilligen 
Gegenſeitigkeit, und jhreitet dann zu der Form der Actiengefellfchaften mit freier Goncurrenz. 

Berfiherungen gegen Viehfterben und Hagelihlag. Ungeachtet zahlreicher 
Verſuche in verfhiedengn Rändern baben dieje beiden Affecuranzzmweige weder Ausdehnung noch 
Beftand in den Maße gewinnen können, wie man bei den Vortheilen, die jie ver Landwirthſchaft 
bieten, hätte erwarten dürfen. Die Viehverfiherung wäre zwar das eigentliche Verſuchsfeld 
für die Oegenieitigfeit, weil fie bier eine Mitbewerbung von Actiengeſellſchaften kaum zu be— 
fteben hat; allein unter ven Betheiligten feblt die erforderliche allgemeine Theilnabme. Selbft 
der jorgfältige Landwirth ſcheut den Aufwand, weil er durch Vorficht ſich vor Schaden zu wahren 
hofft, und unter denen, welche die Koften nicht ſcheuen, find, wie leider die Erfahrung lehrt, gar 
mandhe, die den erften Grundſatz des Affecruranzweiens, daß den Verficherten nur der Erſatz des 
unverjhuldeten Schadens und fein beionderer Vortheil gebührt, nidyt vor Augen haben. Ge- 
jellihaften, auf egenfeitigfeit begründet, beftehen für die hefiifche Provinz Starfenburg in 
Darmftadt, dann in Berlin, Kölnu.f. mw. Eine Actiengejellfchaft in Magdeburg, 1855 mit 
einem Gapital von 250000 Thlrn., die Actie zu 200 Thlrn., gegründet, hat fih 1858 aufgelöft. 
Mafius — die erfte Autorität in dieſem Fache — ſagt über diefe Berfiherungszmweige („Jahr— 
buch für Volkswirthſchaft und Statiftif” von D. Hübner, 1852): „Es bat ſich — bei prompter 
Zahlung ver Schädenanfprüde — auf die Dauer noh nicht eine einzige Geſellſchaft zu balten 
vermocht, wenn man auch mit der Zeit der Hauptſache, Bemeſſung des Sterblichfeitägeieges, 
im Durchſchnitt weit näher gekommen ift. Ie mehr man aber die Gefahr und die weitern 
Schwierigkeiten bat erkennen lernen, deſto erſchwerender mußte der Eintritt von gewiffenbaften 
Unternebntern gemacht werden, und da dies nur feltengeihab, fo konnten die Verſuche auch nicht 
von langer Dauer fein. Die Viehveriiherung kann allerdings hohe, der Sterblichkeit bei ver- 
fiherten Vieh angemeflene Pränien und andere Gentrals und Berwaltungsfoften nicht tragen, 
weil der aufmerkſame Wirth bei der Selbftverfiherung manden Schaden abwenden und Ge— 
fahren vorbeugen kann, die ihm den durchſchnittlichen Verluſt weit geringer darftellen, als die 
Prämie jein muß bei einer foliven Anftalt, welche ihren Verpflichtungen pünftlih nadhfommen 
foll, und darum treten auch meijt nur ſolche Viehbeſitzer in Die Verſicherung, die ihren eigenen 
Bortheil juhen und die Anftalt ald eine melfende Kuh betrachten, das Gemeinnügige aber, was 
eine Gejellihaft bewirken joll und will, ganz verfennen.” Die Erfahrung gibt hier ihr ehr— 
liches Zeugniß ab. , 

Bei der Verficherung gegen Hagelſchlag fommt zwar die Gefahr einerlibervortheilung oder 
einer Beihädigung aus Fahrläſſigkeit oder Verbrechen nicht vor, fteht alſo auch der Errichtung 
von Geſellſchaften nicht im Wege. Dagegen wirft hier als erfchwerender Umſtand die Er: 
fahrungslehre, daß der Hagel gewille Striche einzuhalten pflegt, und daß die außerhalb des 
Bereichs derſelben wohnenden Landwirthe feine Neigung haben, für den Erfag eines Schadens, 
den fie nicht Geforgen, Opfer zu bringen. Ubrigens ift diefer Verſicherungszweig doch weniger 
verfümmert als die Viebveriherung. ES beftehen in Deutihland über ein Dugend Hagel: 
verſicherungsgeſellſchaften auf Gegenjeitigfeit und etwa halb jo viele auf Actien. Unter den 
erftern ift die ältefte die mecklenburgiſche Hagelverfiherungsgeiellihaft in Neubrandenburg, 
gegründet 1797 ; ihr folgten 1818 eine Gejellichaft in Kiel für die holſteiniſchen Ritter- und 
Kloftergüter, dann Gefellichaften in Leipzig 1824, Schwedt 1826," Hannover 1833, Greifs— 
wald 1841, Erfurt 1845, Brandenburg a. d. Havel 1846, Germania in Berlin 1847, Köln 
Münfter und Marienwerder 1849, Saronia in Baugen 1850. Die Umlage für Schaden: 
erfag fteigt bei dieſen Geſellſchaften häufig über 1 Proc. der verfiherten Summe, und diejenigen 
unter ihnen, welche fefte Brämien erheben, kommen oft in die Lage, einen Nachſchuß zu ver: 
langen (3.8. die Leipziger 1855 — 80 Pror. der Prämie) und ihren Rejervefonds in Anſpruch 

u nehmen; 
: Bon Actiengeſellſchaften wird die Hagelveriherung theils als ein befonderer Zweig neben 
Feuer-, Transports und andern Affecuranggeihäften betrieben, theils ſtehen ſolche, wennſchon 
äuferlih getrennt, in einem innern Zufanimenhange mit größern Beuerverfiherungsgefell: 
ihaften. Zu den erftern gehören die Öfterreihiichen Anftalten in Wien und Trieft (Assicura- 
zioni Genera'i); zu den andern die Neue Berliner (1832), die Kölnische (1853), die Magde— 
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burger (1854), die Eiberfelder und die Union in Weimar (1855). So wenig wir int allgemei- 
nen die Zeriplitterung der Kräfte einer Anftalt unter vielerlei verfchiedene Alfecuranzzweige für 
zweckmäßig halten können, fo ſcheinen doch die Hagelverfiherung und die Beuerverfiherung auf 
eine Verbindung angewieſen, welche bei der erftern faft ald eine Lebensbebingung für die Form 
des Actienunternehmens erſcheint. Der Landwirth läpt ſich eher beftimmen, von den Agenten 
der Geſellſchaft, welche feine Habe gegen Feuer verfichert, auch bei der befreundeten Anftalt jeine 
Ernte gegen Hagelfchlag verfihern zu laffen, und legtere kann ihrerfeitd wieder der Brand- 
aſſecuranz, welche ihr bei Berluften unter die Arme greift, neue Teilnehmer zuführen. Eine 
1855 in Magdeburg gegründete Hagelverfiherungägefellidiaft, Gered, hat gegen Ende 1858 
zur Liquidation fchreiten müffen. Auch die Geſchäfte der übrigen find nicht eben glänzend zu 
nennen; dem Paricurfe zunächſt fommen die Actien der kölnifchen Gejellichaft, die andern 
ftehen weit hinter demſelben zurüd, und werben felbjt zu geringen ‘Breifen vergebend aus: 
geboten. Daß die Hagelſchäden in einzelnen Jahrgängen geradezu unerfeglich werben können, 
davon hat das Jahr 1853 traurige Beifpiele geliefert. In der preußiſchen Provinz Sachſen 
3. ®. wurden furz vor der Ernte, Anfang Juli, die fruchtbaren Felder auf einer Fläche von bei: 
läufig 50 Quadratmeilen verhagelt und jelbft das Stroh zerfchmettert. Der Schaben wurde 
auf durchſchnittlich 25 Thle. für den Morgen und im ganzen auf LO — 12 Mill. Thlr. 
für 200000 Seelen angeihlagen; war alſo jedenfalld ein ungeheurer Verluſt, den feine Ge— 
ſellſchaft hätte erjegen fünnen. Die erwähnten Geſellſchaften verbreiten ſich fait ausſchließlich 
über den Norden, wo der größere Grundbeſitz die Ausgabe weniger ſcheut und auch leichter trägt 
als der mehr zerftücelte Grundbefig im Süden, welcher in ſolchen Unglücksfällen die Hülfe von 
Gott und guten Menichen zu erwarten pflegt, wofür feine Prämien zu bezahlen find. Es find 
zwar auch in Baiern, Würtemberg und den übrigen Kleinen ſüddeutſchen Staaten Verſuche zu 
Hagelverficherungen gemacht worden, aber bidjegt ohne jonderlihen Erfolg. Man hat ji 
aud von jeiten der Verſicherungsbedürftigen dort vielfach an Die Regierungen und Kammern 
gewendet, um zur Begründung von Anftalten Staatäbeiträge zu erbitten. Allein dies hieße 
wieder nichts anderes, ald die Betheiligten durch zwangsweiſe Befteuerung der Nichtbetheiligten 
unterftügen, denen angenehm, welde empfangen, aber ein Unrecht gegen die, welde geben 
müſſen. Die allgemeine Staatd-Zwangsverfiherungsanftalt für vie Landwirthſchaft gegen alle 
Schäden durch Reuer, Waffer, Hagel, Viehſeuchen ift, wie früher ſchon erwähnt, ein Lieblings— 
gedanfe des Kaiſers der Franzoſen, aber bisjegt bat fein Wille die ernften Bedenken ſeiner Räthe 
nod nicht überwinden fönnen. 

Zum Schluffe dieſes kurzen Abrifles über die Einrihtung zum Anjammeln von Gapital 
aus Eriparniffen und zum Erſatze für vernichteted Gapital verweifen wir, bezüglid der Litera— 
tur, auf die betreffenden Abjchnitte von Rau, „Orundfäge ver Volkswirthſchaftspflege“, und für 
ftatiftifches Material auf O. Hübner’s „Jahrbuch für Volkswirthſchaft und Statiſtik“. 

Alle dieſe Einrihtungen find im großen und ganzen eine Frucht des Friedens feit 1815; 
fie find ein weſentliches Moment für die großartige Entwicelung des Credits, ded Handels, 
der Induftrie und für die Verbeflerung der Lage der arbeitenden Klaffen. Sie haben noch nir— 
gends, namentlich in Deutſchland noch nicht, ihren Höhepunkt erreicht, und jind noch mandyer 
Berbejlerungen nicht allein fähig, fondern bebürftig. 

Wie ſich die Anfichten über folde Einrichtungen, namentlich aber für deren Gründung durch 
die freie Affociation, und über ihre Bedeutung erweitert haben, dafür wollen wir noch das Ur— 
theil anführen, welches vor 100 Jahren der damalige erfte deutſche Schriftfteller über Volks— 
und Staatswirthſchaft, Iufti(,,Staatswirtbihaft”, 1758), aus Anlaß der damals in Preußen und 
Sachen eingeführten Brandaffecuranzanftalten füllte. „Gine folhe Feueraſſecuranzſocietät“, 
jagt Jufti, „Können in einem beträchtlichen Lande ſowol die Städte miteinander ald das platte 
Land wieder befonders haben; und meines Erachtens ift ed rathſam, daß der Landesherr foldhe 
Anftalten durch feine Autorität einführt, und es nicht auf die freimillige Theilnehmung ver 
Untertbanen ankommen läßt." An Verfiherung der fahrenden Habe dachte man damals no 
nicht; doch meinte Jufti: „Es ift auch nichts Unbilliges, wenn die Hauseigenthümer ven Werth 
ihrer Mobilien, die dev Feuersgefahr gleichfalls ausgefegt find, mit zu dem gerechten Breife 
ihrer Häufer ſchlagen.“ Endlich äußert derjelbe: „Ich fehe nicht ein, was und abhalten könnte, 
bei Waſſer und Hagelfhävden eine ebendergleichen Afjecuranzfocietät einzuführen.“ Wiſſenſchaft 
und Erfahrung haben über dieſe Berhältniffe im Laufe des Jahrhunderts nicht allein merkwürdige 
Aufſchlüſſe gegeben, fondern aud großartige Anftalten ins Leben gerufen. LK. Matbhv. 

Capitalfteuer, ſ. Eintommen: und Eapitalfteuer. 
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Gapitularien, ſ. Deutiche Gefege. 

Eapitulation bezeichnet wörtlih die Vereinbarung über gewiffe Hauptpunfte. In 
faatörechtlicher Hinſicht verfteht man unter Gapitulationen, indbefondere unter Wahlcapitula- 
tionen, Verfaſſungsverträge zwiſchen dem Volk und ven Regenten. Völkerrechtlich werben die— 
jenigen Verträge Gapitulationen genannt, durch weldye ine Kriege Feſtungen, Landſtrecken oder 
Truppen unter gewillen Bedingungen dem Feinde übergeben werden. In ältern Zeiten wurden 
dieje Gapitulattonen, namentlih die der Feſtungen, mit mehrfachen Förmlichkeiten, unter 
wechſelſeitiger Ubergabe von Geiſeln und eidlich geſchloſſen. Doch wimmelt die Geſchichte von 
Beiſpielen, daß Capitulationen unter den ſpitzfindigſten, nichtigſten Ausreden ſchändlich gebro— 
chen wurden, ähnlich etwa wie die des großen Alexander nach der Einnahme von Maſſaca, oder 
wie die des fränkiſchen Major domus Ebroin nad der Einnahme von Laon. Alexander hatte 
verſprochen, die indiſche Beſatzung ſolle mit Waffen frei abziehen, ſetzte ihr aber nach und hieb 
ſie zuſammen, indem er ſagte, er habe nicht verſprochen, ſie nicht zu verfolgen. Ebroin ließ dem 
gegneriſchen Heerführer Martin durch zwei Biſchöfe auf einen Reliquienkaſten Sicherheit zu— 
ſchwören und ließ ihn dann niederhauen unter dem Vorwande, der Reliquienkaſten habe keine 
Reliquien enthalten. Eine größere Achtung der öffentlichen Meinung und mehr Rückſicht auf 
die öffentliche Ehre, welche in dem neuern europäiſchen Völkerrecht ausgebildet wurden, bewirkt 
es, daß jetzt allermeiſt die Capitulationen ohne Geiſeln und Eide beſſer gehalten werden als frü— 
her mit denſelben. Doch fordert die Klugheit vorzüglich die Beſiegten auf, als die Schwächern, 
mit möglichſter Sorgfalt in den Capitulationsbedingungen alle Zweideutigkeiten zu entfernen 
und alle ihre Rechte beſtimmt feſtzuſetzen. Dazu kann z. B. oft auch das gehören, daß man ſich 
ausbedingt, daß die vertragsmäßigen Rechte nicht etwa unter dem Vorwand der Repreſſalien 
wegen anderer Verhältniſſe in demſelben Kriege verletzt werden können. Dieſer Vorwand 
wurde wenigſtens früher häufig gebraucht. Auch mag es räthlich ſein, bei dem Verſprechen: 
die Beſatzung da oder dorthin zu bringen, den kürzeſten Weg zu bezeichnen. So übergab im 
ſpaniſchen Succeſſionskriege die engliſche Beſatzung Alcira gegen das Verſprechen, alsbald nach 
Lerida geführt zu werden, deſſen ſchwache Beſatzung Verſtärkung bedurfte. Die ſpaniſchen 
Geuerale aber liefen die Beſatzung von Aleira einen Umweg machen, auf welchem ſie ein 
Vierteljahr brauchten, ſodaß ſie zu ihrem Zweck zu ſpät kamen. Sie erklärten dabei, die Spa— 
nier ſeien nicht ſchuldig, das zu vollziehen, was die Engländer ſich auszubedingen nicht ver— 
ſtanden hätten. Gewöhnlich enthalten jetzt Capitulationen auch die würdige Beſtimmung, daß 
alle zweifelhaften Punkte zu Gunſten der Beſiegten ausgelegt werden ſollen. Wegen der oft höchſt 
verderblichen Folgen, welche vorſchnelle Capitulationen haben können und weil bei kleinern 
vereinzelten Heertheilen leichter der Muth ſinken kann, ſind ſo durchaus ſtrenge Strafen, wie 
Napoleon auf zu frühes Capituliren ſetzte, und die Vorſorge, daß jeder tapfere Untergebene für 
eine weitere Vertheidigung an der Stelle des zur Capitulation bereitwilligen Anführers treten 
kann, gewiß höchſt politiſch. Wollen bei einer Feſtung die Belagerten die Capitulation an— 
bieten, ſo kündigte mon dieſes früher durch ſonderbare Förmlichkeiten an, durch Krunterlaſſen 
der Abgeordneten an Stricken oder durch Begleitung mit Waffenherolden u. ſ. w., ſpäter aber 
duch das Chamadetrommeln auf ven Wällen, jegt dur das Aufſtecken einer weißen Fahne. 
Willigen die Belagerer in die Unterhandlung ein, fo hören natürlich alle Feindſeligkeiten und 
alle Arbeiten zur Vertheidigung wie zum Angriff auf. 

Es unterſcheiden jih übrigens die Gapitulationen von andern völferrechtlihen Verträgen 
dadurch, daß, wenn jie nicht ausnahmsweiſe befonderd ausbedungen ift, hier Feine Ratification 
nötbig ift, der Vertrag alſo auch nicht unter dem Vorwand der Natificationsverweigerung für 
ungültig erklärt werden fann. Ginestheils liegt in der Natur der einem militärifchen Anführer 
einer befondern militärischen Unternehmung übertragenen Gewalt von jelbft auch die Gewalt 
zu den ihm militäriich nothutendig werdenden Vereinbarungen. Anderntheild würde bier der 
Ratificationdvorbehalt das Zuftandefommen der Gapitulationen und das Aufhören meiterer 
Beindjeligfeiten verhindern. Nur bei erwiefener Beitehung des Vertragichliependen hält man 
feine Regierung nicht verpflichtet, die Gapituldtion zu halten. Gewöhnlich haben auch die Capi— 
tulationen eine eigene Form, Der Negel nad) werden die Bedingungen von dem einen Theile 
in beſondern Artikeln vorgefchlagen und dann von dem andern Theile bei jevem einzelnen Punkt 
die Zujtimmung oder Nichteinwilligung hinzugefchrieben. Welcker. 

Carbonari und Calderari, ſ. Geheime Geſellſchaften. 

Cardinal, Cardinalscollegium, |. Curie (römiide). - 

Carmer Geh. Heinr. Kaſimir, Öraf von), j. Preußifches Landrecht. 
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Carnaval, aud Carneval, Faſtnacht, wird von gründlichen Wortforſchern von Carn- 
a-val — Gute Nacht Fleifch! caro vale — das auch foviel fagen will ald caro abscedit, seu 
tempus carnem comedendi, abgeleitet, und ift in faft gleichem Ausdrucke im Franzoöſiſchen und 
Italieniſchen gebräuchlih. Das Fleifch thut fich gütlich und nährt fi vom Fleiſche, deſſen Ge— 
nuß durch die römische Kirche an bejtimmten Tagen, die darauf folgen, verboten ift. Ich wollte, 
ein Deutfcher Hätte dieſe Ableitung entdeckt, da wir Deutiche doc faſt alled Bedeutende und 
MWichtige entdeckt und erfunden haben, das Pulver, die Buchdruckerkunſt, die Ihren, die Philo— 
ſophie Hegel’8 und den Deutſchen Bund, wenn auch nicht die Neue Welt und den polnifchen 
Reichstag. Carn-a-val, nämlich der Wein ift aus; gute Nacht Welt! ort mit dem Fleiſch! 
Das gibt jo einfah und natürlib Garnaval, daß man ſich wundert, das Ei des Columbus nicht 
gleich ſelbſt auf die Spige geftellt zu haben. Ehre aber, dem Ehre gebührt! Der große Du 
Fresne war der glückliche Erfinder. Cine Nacht trennt das fröhliche Wohlleben vom ftrengent 
Faften und wird darum aud Faſtnacht genannt. Wir wollen die Ableitung des Wortes in- 
deffen nicht verbürgen ; denn tüchtige Gtumologen wie Antiquare find wahre Zauberer, die durch 
eine gelungene Ableitung und Stellung von Morten dad Ding, das diefe bedeuten follen , oft 
gefickt in ihr Gegentbeil verkehren. Wie vortrefflich ift ed unter anderm nmidt mit Dem 
Chriſtenthum, der Menchenliebe, der Gerechtigkeitöpflege - ven Verbefferungsanftalten und 
Gorrectionshäufern, der Freiheit und den Freiheiten gelungen! Man ift in ver That nit we: 
nig überrafcht, wenn man den Namen mit dem Dinge zufammenhält und beide in offenbarem 
Zwiſt und Widerſpruch miteinander fieht. Wem, der Latein verfteht, ift nicht befaunt, daß 
lucus ganz natürlich von non lucendo fommt? Das Garnaval ift eine Zeit toller Wirthichaft, 
in der die Thorheit einen Freipaß hat und die menſchlichen Gelüſte ſich etwas herausnehmen, 
oft über die Gebühr, um ſich für die folgende Abſtinenz zu entſchädigen. Die Enthaltſamkeit 
wird auf das bermaß des Genuſſes am leichteſten, und die Menſchen haben es auch in der 
Frömmigkeit und Andacht gern bequem. Wir tadeln diefed Jagen nach dem bunten Schmetter= 
ling der Freude nicht, wenn wir ihn auch athemlos zu erhaſchen fuchen in dem Augenblick, wo 
er und nedend entfliebt. Wir müffen die freundliche Duldung der Kirche loben, die fo viel 
Nachficht mit ver Natur des Menfchen bat, daß fie ihm auch die Thorheit gönnt, wo fie ihn ver: 
gnügt. Und ift die Weisheit nicht vielleicht nur eine ernfte Thorheit, die muntere Thorbeit da= 
gegen weife, wenn fie und leicht und flüchtig über die befchwerlichen Unebenheiten auf dem rau: 
ben Pfade des Lebens hilft? Wer war der wirkliche und wahre Weife: der Iuftige Demokrit, 
der lachend in die bunte Faſtnacht des Lebens fah und die Thorheiten ver Narren und geſcheidten 
Zeute zu feiner eigenen Ergögung ergöglih nabın, oder der weinende Heraklit, der die Bofle 
tragiich deutete und fich das ganze Leben zu einem Afchermittwoch machte ? Nehmt es wie ihr 
wollt! Gewiß bat das Dajein feinen hoben Ernft, der ſich auch ernftlih und ernſthaft ver— 
nehmen läßt; aber es liegt doch mehr Scherz in ihn, als ernfthafte Leute in trüber Stimmung 
in ihm zu finden wilfen. Laßt die Faſtnacht gelten mit ihrer lauten Fröblichkeit, mit ihren 
Narrenftreiihen und Feſtgelagen, mit ihrer nedifchen Mummerei und ihren luftigen Sprüngen, 
der Aſchermittwoch löſt jie nur zu bald ab. Hinter dem Policinell der muntern Yaune, des 
Scherzes und der Ferfen Luft ſteht der finftere Trappift und Kartäufer und raunt ihm fein 
memento mori zu. Der Ajchermittwod folgt der Faſtnacht auf der Ferje, und dann gute 
Nacht Fleiſch! Menſch! gedenfe, daß du Staub und Aſche bift und zurüdfehrft, woher du ge: 
kommen, in Staub und Aſche! So fpricdht die Kirche, und vieles im Leben ſpricht e8 vor und 
nad. Der Katholicismus ift freundlicher als der ftrenge Broteftantismus und fieht dem ſchwa— 
hen Menſchen feine Menfchlichfeiten nach und hat Vergebung für die Sünden des ſündigen 
Geſchlechts, wenn ed bereut und Beſſerung gelobt. Alle Religion, die ven Menfchen dem 
Menſchen befreundet und hülfreich entgegenführt und verſöhnt an feine Bruft fegt, wenn er eine 
Kränfung und Beleidigung von ihm erbuldet Hat, ift von göttlicher Abkunft, weil Gott jelbft die 
höchſte Milde und Güte ift. Es würdigt die Kirche darum auch auf feine Weife herab, daß fie 
den Gliubigen vie Faftnaht gönnt. Der Katbolicismus hat Kunft, Schmuck, Schaufpiel und 
Gepränge, weil fie die Einbildungskraft erheben, dad Gemüth anfpreden , durch die Sinne auf 
Geift und Seele wirken; und ift das Geiftige, das Höchſte in und nicht eine Blume, von der 
Pflanze der Sinnlichkeit hervorgetrieben, aus der jie die belebende Nahrung ſchöpft, um ſich 
duftend zu entfalten und zur Frucht auszubilden? Darım bat fi der Katholicismus mol 
auch im lebendigen, freundlichen Süden erhalten, wo die Sinnlichkeit der Menfchen reizbarer 
und die Phantajie regſamer und tbätiger ift; wo der beitere, mildete Himmel fie zu gejelligen 
Genüſſen im Freien zufammenführt und, im Austaufch der Gefühle, die Mitteilung der innern 
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Stimmung in Freude und Schmerz begünſtigt. Darum haben auch die Südländer vor andern 
ihre fröhliche Faſtnacht mit dem Wogen, Treiben und Drängen der lärmenden, genußfüchtigen, 
fhauluftigen Menge, mit ihrer neckenden Mummerei, ihren wigigen Anfpielungen und phan— 
taftifchen Gebilden. Wer fennt nicht das venetianifhe und römische Garnaval, deſſen Belufti: 
gungen von fo vielen Reiſenden befchrieben, von fo vielen Dichtern befungen worden? Die 
lebensfräftige Jugend mit ihrem leichten Sinne bedarf diefer Entladung in Scherz und Spiel. 
Das Alter, die Ermüdung durch Anftrengung und Entbehrung, die Erfhöpfung durd Noth 
und Kummer macht bei einzelnen wie bei Völkern der Faſtnacht ein Ende und bringt ven 
Buptag in Staub und Afche, den Ajchermittwod. 

Die Alten ſchon hatten ihre Faſtnacht, jedes Volk nad feiner Weife, nad) Religion, Sitten, 
Staatöverfaflung, nah Klima und Jahreszeit eigentbümlich geftaltet, alle aber vemjelben Zuge 
der Menſchennatur nachgebend, der Veränderung will, Abwechſelung, Mannichfaltigkeit, ge— 
fellige Beluftigung und fröhliches Treiben. Der Menſch, der ed müde wird, zu fein was er ift 
und jheint, verwändelt jih gern zum Scherze und am liebſten in fein Gegentheil und fpielt die 
angenommene Rolle zu feiner und fremder Beluftigung. Die untern Stände fteigen zu den 
höhern binauf, da diefe ein Vergnügen darin finden, zu jenen hinabzufteigen. Die Damen 
werden Kanımermädchen, die Zofen Damen, die Vornehmen bürgerlich gemein, die Gemeinen 
ſtandesmäßig vornehm. Jeder gefällt ih darin, zu fein was er nicht iſt. Selbft der Verſtand 
wird läftig und ver Narr eine gefuchte Nolle. Es find die gutartigften und genießbarſten aller 
Narren, vieje Faſtnachtsnarren, und wollte ver Himmel, der Staat, die Wiſſenſchaft und der 
Glaube hätten Eeine ſchlimmern aufzumeifen. Die Römer hießen ihre Faſtnacht Saturnalien. 
Es war ein politifches Volk, das römische, und erlaubte und liebte dieſe Satire auf ſich und feine 
- Berfaffung. Das goldene Zeitalter Saturn’s flieg vom Himmel auf die Erde nieder und brachte 
den Menichen ven Segen der Freiheit, gleicher Rechte und gleicher Anfprüde auf die Genüſſe 
dieſes Lebend. Die Sklaven gingen wie ihre Herren gekleidet und nahmen an der wohlbeſetzten 
Tafel Plas. Seltfame, ſchreckliche Laune der menihliden Natur, die jich eine Faſtnacht macht 
und eine Närrin wird, um in der flüchtigen Narrheit vorübergehend zu Berftande zu fommen ! 
Die Faſtnacht ſchlägt einen Grundton auf dem vielftimmigen Injtrumente unfers Wejens an, 
das in ewigen Variationen zwiſchen Schmerz und Breude, Wahrheit, Didtung und Lüge, lü— 
fterner Begierde und enthaltjamer Tugend, Scherz und Ernſt, Vernunft und Thorheit fpielt. 
Unjerer Natur gemäß führt und das Außerſte dem Außerften entgegen, das Überma in einer 
Sache zum Gegentbeil, die Anftrengung zur Erihöpfung, die llberladung zum Gfel, und der 
Faſtnacht folgt der Aſchermittwoch, ihrem leichtfertigen, fündigen Treiben der Bußtag. Wir 
wiften ja, welde Art Jungfrauen und Junggejellen jih zu alten Betſchweſtern und Berbrüdern 
zu befebren pflegen. Was fönnte und die myftiidhe Stimmung unferer Zeit erklären, die ihren 
Bettag und Aſchermittwoch will, tbäte es die tolle Faſtnacht mit dem Übermaße ihrer Genüfle _ 
nicht, die voraudgegangen iſt? Ich Tage euch, daß ohne dieſen Schlüjfel ſelbſt vie Weltgeſchichte 
euch ein verjchloffenes Buch bleiben wird; ihr verfteht fie nicht mit aller Philofopfie und dem 
vragmatifhen Geijte, die ihr hineinzulegen wißt, nehmt ihr das Garnaval, die Faſtnacht und 
den Aſchermittwoch, den nachgeborenen Zwillingäbrubder, nicht zu Hülfe. Reiche, Staaten, Völker 
und Stände haben diefe Entſcheidungstage wie einzelne und nad) demjelben Gefege, aus dem— 
jelben Grunde. Ich will mich Fürzer fallen beider Verhandlung diejed großen Gegenſtandes 
und nur erläuternd mich auf einige Beijpiele beſchränken. Hatte die franzöſiſche Monarchie 
unter der Regentſchaft und Ludwig XV. nicht ihre ausgelajjene Faſtnacht, die den Aſcher— 
mittwoch der Nevolution herbeiführen mußte? Da feierte die Freiheit und Gleichheit ihr tolles 
Garnaval und Napoleon jegte für fie den Bußtag des Ajchermittwochs ein. Er ſelbſt aber be— 
rauſchte ſich mit der Macht des Kaiferreich®, die er in vollen Zügen trank, und beging fein Gar: 
naval in Spanien und Rußland, auf das der Ajchermittwoch bei Leipzig und Waterloo folgen 
mußte. Die Nejtauration fing ihre Faftnachtluftbarfeit fogleih mit einer Galopade der 
chambre introuvable an, um jie mit dem Kehraus unter Volignac zu ſchließen. Wie wacker 
feierten die Toried unter Caſtlereagh ihr Garnaval, dem der verrätheriiche Canning den Aſcher— 
mittwoch unterjhob! — Menſchen von Staub und Ajche, bedenkt, daß ihr zurüdfehrt, woher 
ihr gekommen, zu Staub und Alche! Seid mäßig, bejonnen und gerebt! Alles UÜbermaß 
führt zu feinem Gegentbeil. Wollt ihr eine tolle Faſtnacht, dann bleibt der Bußtag des Aſcher— 
mittwochs gewiß nicht aus. 3. Weitzel. 

Garnot (Lazare, Graf), ſ. Franzöfifche Nevolution. 

Carolina. (Halögerihtsordnung und ibr Verhältniß zu frühern und 
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fpätern Strafgefeggebungen. — PBreiherr Johann von Schwarzenberg.) 
Das deutſche Strafgeſetzbuch, weldhe8 1532 unter dem Titel „Kaiſer Karl's V. und des Heiligen 
Römiſchen Reichs peinlihe Gerichtsordnung“ ala Reichsgeſetz publicirt wurde, nannte man 
häufig auch die Halsgerichtsordnung, gewöhnlich aber die Karolina (oder constitutio criminalis 
Carolina). Dem Gegenjtande und dem Umfange nach ift es eines der wichtigiten deutſchen 
Reichsgeſetze und bisjetzt noch gültig in einigen deutſchen Staaten. Daſſelbe verdient doppelt 
unſere Betrachtung, da in unſerer Zeit ähnliche große Veränderungen der Cultur und des ge— 
ſellſchaftlichen Zuſtandes und ein ähnliches großes Misverhältniß des Strafrechts zu denfelben 
faft ebenfo wie vor der Entfernung der Carolina überall in Deutfhland das anerfannte Be— 
dürfniß nener ſtrafrechtlicher Gefege und Einrichtungen erzeugten. Alle Vaterlandsfreunde 
müffen natürlich wünschen, daß die neuen Shöpfungen im Verhältniß zu unferer bettigen Zeit 
und mindeitens ebenfo jehr mie einft die Carolina in Verhältniß zu der ihrigen rubmvoll voran- 
gehen möchten in innerer praftifcher Tüchtigfeit und Geſundheit der ftrafrechtlichen Theorie, in 
Achtung und Verteidigung der Gerechtigkeit, der bürgerlichen Freiheit und Humanität. Wir 
müffen vor allem wünſchen, daß wir heute im 19. Jahrhundert nicht zurückſchreiten felbft 
hinter die im 16., noch im fauftredhtlihen Mittelalter entworfene Halsgerichtsordnung. Und 
gewiß, diefen Wunſch wenigſtens wird niemand unbefcheiden nennen. Aber dürfen wir feine 
Erfüllung auch mit Sicherheit hoffen nach allen ung vorliegenden Proben und Zeichen ver Zeit? 

In der Zeit des alten Deutihland (ungefähr bis zu dem Ausfterben der Karolinger oder 
bis zum 10. Jahrhundert) waren das Strafrecht und das Strafverfahren zwar unvollfommen, 
aber doch durchans von der Achtung der Gerechtigkeit und der Freiheit bejeelt und beherricht. 
Das rihterlihe Urtheil ſprachen unter Vorſitz des Öffentlichen oder patrimonialen Präſidenten 
die Genoffen oder aus ihrer Mitte erwählte Schöffen oder Gefhmorene. Das Verfahren war 
Anklageproceß, öffentlich und überall dem Schug der Unfhuld günftig. Die Strafen beftanden 
allermeift in milden Genugthuungen oder Löſegeldern zur Wiederherftellung des verlegten 
rechtlichen Sriedend mit dem Verlegten und feiner Bamilie und mit der ganzen Genoflenichaft. 
(S. Anklage, Cabinetsjuftiz [Abichnitt IV] und Compofitionenfvftem.) Die Geiftlichfeit 
ſuchte, fofern es nöthig fchien, noch beſonders auch Genugthuung für die beleidigte Gottheit, 
Austilgung ded Argerniffes und Befferung zu bewirfen. 

Im fauftrechtlihen, feudalen und hierarchiſchen Mittelalter (bis zur Begründung des blei— 
benden Landfriedens, des Reichskammergerichts und der ftändigen Staatövienergerichte, bis zur 
Neformation und zur Garolina) erhielt fi allerdings zum Theil und an vielen Orten das alte 
Strafreht. Zum weit größern Theil aber machten ſich jegt auch im Strafrecht die fauſtrechtliche 
und feudalsdespotifche Gewalt und priefterlih=bierardifche Verfolgung und Jnquifition geltend 
und verdrängten die alten Gejege und Gerichtdeinrichtungen. Die Aufnahme der fremden 
Rechte, die Ginmifchung der römischen Tortur der Sklaven, zuerft für Bagabunden, dann für 
alle Bürger, fomwie die der kanoniſchen und insbefondere audy der Mofaifchen theokratiſchen 
Strafrehtsbeftimmungen und der Inquifitionsmarimen der geiftlihen Gerichte vermehrten nur 
die grenzenlofe Verwirrung. Sind die lauten Klagen, welche 3. B. die fogenannte Reforma= 
tion Friedrich's IM. , die Schriften Ulrih'8 von Hutten, die Beichwerden der würtembergiichen 
Stände !) bei ihren einftimmigen, aber vergeblihen Korderungen des Ausſchluſſes der Dortoren 
der fremden Rechte aus Gerichten und Amtern über dieſe damaligen Gloſſatoren- over Barto- 
liſtenſchüler, über ihre IInfenntniß des vaterländifchen wie des beffern Römifchen Rechts, über 
ihre Habgier, ihren Sklaven = und Despotenſinn ausſprechen, auch nur zum Theil begründet, 
fo begreift man ganz ihren zerftörenden Einfluß für die vaterländifche Freiheit und Nechts- 
einrichtung. Derjelbe ift um jo natürlicher, da ſchon feit Kaifer Friedrich's 1. Zeit gerade die 
abfoluten und fißcalifhen Grundfäge des ſchlechtern Römifchen Rechts aus der Kaijerzeit den 
Fürften wohlgefielen, und da die Nomaniften oder — um mit der Reformation Friedrich's IIL 
zu reden — „dieſe beftochenen Knechte, denen pas Recht viel Härter verſchloſſen ift als den Laien“, 
da nach Hutten's Ausdruck „dieſe Nabuliften mie Schwämme in den Ohren der Fürften lagen 
und überall ihren Einfluß geltend zu machen mußten”. Zu allevem nun noch die fanftredt: 
lihen Räubereien von Hohen und Niedern und ihre Folgen, ein verwildertes, verarmtes Ge- 
findel, und diejes bei vem Mangel aller feft ausgebildeten und durchgreifenden Staats- und 
Polizeiauftalten. 


» Müller, Reichstagstheater Friedrich's III., 1. Vorſt, S. 59; Ulr, Hutten in remin. „praefat., im 
Anfange; Sattler, Würtembergifche Befchichte, 1, 161. 
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Die immermehr um fidh greifende geiftliche Gerichtsbarkeit mit ihrem inquiſitoriſchen Ver— 
fahren, die Bemgerichte in ihrem jede Leidenfhaft und Willkür verdeckenden Dunkel, die Städte, 
welche hinter ihren Mauern den eriehnten Brieden gegen das Fauſtrecht mühfam ſchützten, fie 
alle führten jet gegen vie Angeklagten einen leidenſchaftlichen — die landes- und gutsherrlichen 
Gerichtshalter, welche die Eriminaljurispiction mit ihren Gonfiscationen und Loskaufsgeldern 
als wichtigen Finanzzweig behandelten ?), fogar einen raubfüchtigen — Krieg. Nahe genug 
allerdings lag damals der für dad Strafredt unglüdfelige Grundgedanfe — nicht, zwifchen 
einem Anfläger und dem Rechte eines angeflagten Mitbürgerd parteilos zu entfheiden und nur 
eine durch feine völlig erwiefene befondere Schuld begründete rechtliche Genugthuung zu er— 
mitteln — fondern vielmehr gegen alle wirklichen und möglichen Verbrecher einen möglichſt 
furchtbaren Abſchreckungs- oder Sicherungsfrieg zu führen und die Eingefangenen als rechtloje 
Feinde zu ihrer Genoſſen möglichſter Abſchreckung oder zum gemeinen Nutz zu martern und zu 
misbrauchen — dieſer Grundgedanke führte in folgerichtiger Ausbildung zu der alle Gefühle 
empörenden ſchaudervollen Criminaljuſtiz des ſpätern Mittelalters, welche faſt alles überbot, 
wodurch orientaliſche Tyrannei, Rachſucht und Grauſamkeit der Humanität jemals Hohn fpra= 
chen. Ein ſchaudervolles Gemälde von den grauſamen Strafen und ihrer täglichen Anwendung 
in feiner Vaterſtadt Nürnberg ſtellt namentlich Celtes?) auf. Ihre verſchiedenen Richtſtätten 
waren überfüllt mit Leichen und in der Luft klapperten die Gebeine. Neben allen Arten körper— 
licher Züchtigungen und einfachen Todesſtrafen waren damals das Lebendigverbrennen, Be— 
graben, Rädern, Viertheilen, Pfählen, ja das Zexſägen und langſames Auswinden der Ein— 
geweide, das Berreigen mit glübenden Zangen i in Übung. Noch ſcheußlicher ift die unerſchöpf⸗ 
liche Erfindſamkeit in der Folter, womit man häufig die Proceſſe begann und dieſelben meiſt 
ohne Schutz rechtlicher Formen zu Ende führte und von welcher unter andern Damhouder *) ein 
ſchaudervolles Bild entwirft. Man jegte 3. B. ven Unglüdlihen Horniffe, ausgehungerte 
Mäufe und andere Abſcheu erwedende und verlegende Thiere unter Glasglocken auf den bloßen 
Leib, an ven Nabel u. ſ. w. Oder man band ihnen ſchwere Steine an Hände und Füße und 
zerrte, indem man jie aufbängte oder über Breter mit Hödern und ſcharfen Kanten fpannte, 
ihre Glieder auseinander, die man dann noch durch untergeftellte Kichter brannte. Oder man 
ließ jie mit ölgetränften Schuhen auf glühenden Platten brennen, over füllte ihnen mit uns 
gelöſchtem Kalk und Waller Mund und Nafe. Ja man marterte fie durch noch greuelvollere 
Dualen jolder Art, daß jelbft die Gejege der Scham jie auch nur zu nennen verbieten. 

Gewiß, unbegreiflid könnte eine ſolche Criminaljuſtiz in Deutſchland, ſelbſt in ven bildungs= 
reihen Freien deutſchen Städten, erfchreinen! Jene orientalifhe Tyrannei, Nahfucht und 
Graujamfeit find ja doch funft am wenigften deutſche Charafterzüge. Das Räthſel läßt ih 
allein löjen dur den Grundgedanken jenes Sicherungs- oder Abjchrefungsfriege®, melden die 
damaligen fräftigern Menſchen mit rücjichtsloferer Gonfequenz durchführten als unfere heuti= 
gen zahmern, aber nod) immer jehr ververblichen Vertheidiger deſſelben. Gewaltiger als die 
meiften es begreifen, fann ein einziger Örundgedanfe wirken. 

Sehr begreiflich wurden die neuerrichteten Reichsgerichte und die Reichstage beftürmt mit 
Klagen, einerfeit über die Greuel der Griminaljuftiz, „über die vielen unſchuldig zu Tode ges 
marterten oder hingerichteten Opfer derſelben“, andererjeitd über ven Mangel regelmäßiger 
Ausübung der Strafrechtspflege. Der Reichstag zu Freiburg von 1498 beſchloß daher eine 
neue Griminalgefeggebung. Dem langiamen Gange der Neichsverhandlungen und der nieder— 
gefegten Reichscommiſſion arbeitete ein tüchtiges Mitglied der legtern wirffam vor. Es war 
der Freiherr Johann von Schwarzenberg (geb. 1463, get. 1528). Dem noch heute blühenden, 
jeßt fürftlihen Geſchlecht angehörig, hatte er unter Marimilian mehrere Feldzüge mitgemacht 
und mar dann zuerft bambergiſcher, und ſodann, nad) feinem Übertritt zur proteftantifchen 
Kirche, brandenburgifher Minifter geworden. Er war ein Mann von gejunder Gefinnung und 
Geiftesbildung. Beide hat er zu einer Zeit, wo des Alciat und Zafius Bemühungen für beffered 
Stubium ded Römischen Rechts noch zu neu waren , die von Gujacius und Donellus noch nicht 
begonnen hatten, glüdlicherweife nit, wie jehr viele feiner Zeitgenoſſen, durch den geihmad- 
loſen Wuſt der Gloffatoren und Bartoliften fi verderben laſſen; mol aber hatte er, obgleich 


2) Seh. Brand, Richterlicher Klagfviegel (1515), ©. 122; Ulr. Zasii Opera (1580), ©. 178; 
Garolina, Art. 218. 

3) De poenis sontium, c. 14. 

4) Practica crimin., 37, 18. 
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ſelbſt des Lateins unkundig, vermittelft ver Hülfe von Überfegungen, die er ſich fertigen ließ und 
zum Theil von ihm in der Sprache verbeffert herausgab, durch das Studium der Alten feinen 
Geift genährt. Er wußte ihre Ideen, namentlich auch Cicero's und Duinctilian’s Mittheilungen 
über die gerichtlichen Verhandlungen, über die Verhöre, Anzeigen und Beweife, er wußte die 
beften Grundfäge des Römischen und Kanonifchen wie des Altveutichen Rechts auf eine fruchtbare 
Weiſe zu verbinden. Er bewährte feine edlere Gejinnung und Bildung in feinen Schriften, 
insbefondere auch im einem ihm nicht gefahrlofen ernften und fatirifhen Kampfe gegen vie 
Noheiten feiner Standesgenoſſen, gegen ihre Unfitte übermäßigen Trinkens und Zutrinfens 
und gegen ihre fauftredhtlihen Näubereien (worauf auch fein Gefegbuh im Art. 126 un— 
erbittlich die Todesitrafe beftimmte), ſodann auch in Schriften für die-Kirchenverbefferung, vor 
allem aber in feinem Entwurf zum neuen Strafgeſetzbuch. Derjelbe wurde bei der Yangfamfeit 
der Reihstagsverhandlungen bereitd 1507 in Bamberg und 1516 aud in Brandenburg als 
Landeögejeg angenommen (Bambergenfid und Brandenburgica). 

Mit einigen Veränderungen wurde er endlid 1532 auf dem Neichötage zu Regensburg 
auch ald ein Reichögefeg publieirt, welches nach der Vorrede in blos hypothetiſchen Beftimnrun- 
gen (ſ. 3. B. Art. 104) wohlhergebrachten „vechtmäßigen und billigen‘‘ bejondern Landes: 
gejegen Spielraum läßt, zugleih aber häufig ausprüdlich abjolut gebietend und felbft mit 
Strafandrohungen gegen die Negierungen (3. B. Art. 1, 22, 84, 104, 135, 137, 206, 207, 
218) die „Misbräuche und die böfen unvernünftigen‘ Landesgeſetze überall abſchafft. (So 
3. B. Confiscationen, außer bei Hochverrath gegen das Reich, dad Strandrecht, obrigfeitlichen 
Raub der geftohlenen Güter und andere ähnliche Erpreflungen und Härten, namentlich auch jede 
härtere Strafe, als das Reichsrecht enthält, und ebenſo Berurtbeilungen ohne vollen Zeugen— 
beweis oder Befenntniß oder ohne gehörige Beſetzung des Gerichts.) 

Die Garolina hat der verihiedenartigfte Tadel getroffen. Früher eine grundloje gänzliche 
Peradtung und rohe Schmähung von feiten einfeitiger unvaterländijcher Romanijten, felbft 
nod von einen Leyſer.“) War ja doch unter diefen damals wirklich entarteten Juriften die 
Misachtung der Gerechtigkeit und die Verachtung alles Baterländifhen faft unglaublih, Die 
Garolina war jedenfalls eine unermeßliche Verbeflerung des damaligen Strafrehtd und Straf: 
procefjed. Ihr tüchtiger Inhalt war in jo trefiliher populärer gefeßgeberifher Sprache und 
Darftellung gegeben, daß in unferer Zeit Savigny fie bewunderte, ja die heutigen Juriften zu 
einer gleich guten nicht für fähig halt. lind man darf nur einen Blick werfen in die berühmteſten 
kurz vorhergehenden und nachfolgenden italieniihen und deutſchen praktiſchen Rechtsbücher, 
3. B. in die von Hippolytus de Marjiliis, Durantis, Brand und Tengler, um jich zu über: 
zeugen, wie unvergleihbar hoch Schwarzenberg über ihnen ſteht. Trog alledem aber, troß 
feiner allgemeinen veihögejeplihen Autorität konnte dad vaterländifche Gefeg doch nur erſt 
dann, ald es durch lateinifche Uberjegung von Gobler und Nemus römiſches Gewand angezogen 
hatte, zu der Ehre gelangen, von der romaniftifhen Juriftenzunft in ihren Grörterungen über 
die römischen Griminalgefege — denn nur erft zu Anfang des 18. Jahrhunderts bewirkte. der 
Reformator Thomafius die Trennung ded Criminalrechts von den Pandekten — dürftig neben 
bei berücjichtigt zu werben. | 

In der neuern Zeit hörte man dagegen nicht felten jehr wegwerfenden Tadel gegen vie Ca— 
rolina, vorzüglid wegen zu harter Strafen, wegen Beitrafung der Zauberei und wegen der 
Tortur. Sehr mit Recht wurden allerdings feit den rubinwürdigen Kämpfen von Tbomafius, 
Monteöquien, Voltaire, Beccaria, Sonnenfeld und Michaelis diefe Fehler verbeflert. Kür 
Schwarzenberg's Rechtfertigung aber könnte jhon das genügen, daß er in Beziehung auf alle 
getadelten Härten ungleich milder war ald die Anjichten, die Beitimmungen und die Braris 
feiner Zeit. Wenn man nun aud zur nachdrücklichen Vertheidigung der Milde im Strafrecht 
allerdings jagen muß, daß nach aller Erfahrung die gute Wirkſamkeit der Strafen durchaus 
von ihrem moraliihen Eindruck und nicht von ihrer Härte abhängt, jo find doch zu plötzliche 
Übergänge jchwer durchführbar. Wer lange um Goldſtücke fpielte, der wird Groſchen, die viel: 
leicht jonft jeine Aufmerfjamfeit beftimmen würden, als ein Nichts verachten. Noch Jahr— 
hunderte nad Schwarzenberg bielt man feine Gonfiscationsverbote und mandhe feiner Strafen, 
3. B. den Erfag des Doppelten bei geringen Diebſtählen (157), feine geringere Strafen des Wil- 
derns als des Diebſtahls (169) und andere für zu gering und verlegte vollends feine ftrengen 
Beweis: und feine gejegliben Milderungs= und Entfhuldigungsgrundfäge. Was aber foll 


5) Vgl. überhaupt Malblanc, Geſchichte der Garolina, $. 44. 
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man ſagen, wenn die noch im fauſtrechtlichen Mittelalter aufgeſtellten ſtrafrechtlichen Grundſätze 
und Beſtimmungen der peinlichen Halsgerichtsordnung Karl's V. noch nach zwei und drei Jahr⸗ 
hunderten, ja zum Theil bis auf den heutigen Tag den meiſten deutſchen Criminaliſten als zu 
mild, zu liberal und human, als zu gerecht erſchienen und deshalb ſelbſt geſetzwidrig verlegt 
wurden? Die Rechtfertigung der Carolina, foweit eö zugleich die beſcheidenſten praftiichen Anz 
forderungen, wenn aud nicht an Vaterlauds= und Freiheitöftolz , doch an das Rechtsgefühl un: 
. ferer neuern Juriften enthält, ſoll Hier in einigen Andeutungen verfucht werden. 

1) Die Garolina verwirft jene umnglüdfeligen politifhen Grundgedanken eines Ab— 
ſchreckungs⸗ und Sicherungskrieges und mit ihm auch jene neuere Abſchreckungstheorie, melde 
den Verbrechern ebenfalls jo vielStrafübel zufügt, als politiſch zweckmäßig fheint, um die durch 
fie gar nicht verſchuldete zukünftige böje Luft aller übrigen Menfchen zu tilgen, welche die Ver: 
brecher aljo ebenfalls als rechtlos misbraudt. Sie fließt ich vielmehr wieder. dem rechtlichen 
Grundgedanken des altdeutihen wie des römijchen und des kanoniſchen Strafrechts an, nad 
weldem der Verbrecher nur geftraft wird zur Austilgung feiner Schuld, feines Mangels an 
rechtlichem Willen und des öffentlihen Argerniffes oder der Verlegung der Achtung des Geſetzes 
und des Beleidigten, ©) Die Erfahrungen aber liegen vor, einerfeitö wie nicht blos vor der Ca— 
rolina, fondern wie jelbit trog aller inconjequenten Milderungen und vielfach abändernden 
Novellen jener faljche politiihe Grundgevanfe aud) in ver neuen Prarid und Grfeggebung, und 
wie andererjeits in der Carolina der rechtliche Grundgedanke des Strafrechts wirkten. 

2) Die dem legtern entfprechende höchſte rechtliche Achtung und Schügung der Rechte der 
Angeklagten zeigt jih vor allem in der möglichften VBorforge für hinlinglih unabhängige und 
unparteiiiche, jihernde Gerichtseinrichtung. Die Vorrede der Bambergenjid wie der Carolina 
erklärt, dag: „aus langer gemeiner Übung die Haldgericht meift nit anders, dann mit gemeinen 
Perjonen, die Die Recht nit gelernt oder geübt haben, befegt werden mögen.” Sie erklärt ferner, 
daß gerade eine deutlibe Belehrung diejer ungelehrten Volksrichter ein Hauptziel der neuen 
Bejeggebung jei, wozu die Bambergenſis auch mit ihrer populären Darjtellung nod Holz: 
fhnitte und Neime verband. Hierauf beftimmt der erfte Artifel der Carolina: „Erſtlich fegen, 
ordnen und wollen wir, daß alle peinliche Gericht mit Richtern, Urtheilern und Gerichts— 
fchreibern verfehen und bejegt werben jollen, von frommen, erbaren, verftändigen und erfarenen 
Berfonen, fo tugendlichſt und beft viejelbigen nad) Gelegenheit jedes Ortes gehabt und zu bez. 
kommen fein, darzu auch Edele und Gelerten gebraucht werben mögen. In dem allem eyn jede 
Obrigkeit möglichen Fleiß anwenden foll, damit die peinlihen Gericht zum beßten verordnet und 
niemand unrecht geſchehe; alddann zu dieſſer groffen Sache, welche ded Menſchen Ehr, Leib, Leben 
und Gut belanget, dapfer und wohlbedachter Klein gehörig. Der Artikel ſchließt mit 
drohung unnachſichtlicher Strafe für die Landes - und Gerichtöherrichaften bei unvollftändige 
fahrläffiger Befegung ver Gerichte. Im Art. 3— 5 folgen nun die Eivesformeln für die Mit: 
glieder ded Gerichts. Zuerſt die für den Richter, d. h. den landesherrlichen oder patrimonialen 
Gerichtäpräjidenten, der übrigens nah Art. 2 ebenfalls nicht notwendig Nechtögelehrter zu 
fein braudt. Sodann die für die „Schöpfen oder Urtheylſprecher“, welche ſchwören, „rechte 
Urtheil zu geben und zu richten dem Armen ald dem Reichen“ u. ſ. w. Endlich drittens die für 
den Gerichtsſchreiber, der als ein ſelbſtändiger wichtiger Gerihtöbeamte treue Aufzeihnung, 
Bewahrung und Borlejung der Anzeigen, Beweije, Ausjagen u. ſ. w. angelobt (5, 1831—191). 
Es verbindet. die Carolina eine höchſt joxgfältig beſtimmte ſchriftliche Aufzeihnung des Weſent— 
lihen mit der Beibehaltung der uralten Offentlichfeit und Münplichfeit ded Verfahrens. Für 
dieſes feßt fie ald Negel ven Anklageproceh durch Privatkläger voraus (11, 99, 81), läßt jedoch 
aud Anklage und Verfahren, von ver Negierung und von Amts wegen, alfo auch öffentliche An— 
Eläger zu (78—100. Insbeſondere 88,89, 165, 188, 201). Zu einem gültigen Straf: 
urtheil und zu der feierlichen öffentlihen Schlußverhandlung über Anklage, Beweis und Ber: 
theidigung (78— 100. S. vorzüglid 91 u. 92), wofür die Angejhuldigten einen Verthei— 
diger unter allen Mitbürgern und felbft unter ven Schöffen völlig frei zu erwählen, haben (88), 
find mindeftend jieben taugliche Schöffen oder Urtheiler nöthig (der Sadjenipiegel 2, 12, 3, 
20, und der Schwabenfpiegel 82, 90, 108; fordern zwölf und fügen vom Richter noch aus: 
brüdlid hinzu, „das Urtheil ſoll nur nicht ſelbſt finden und nicht ſchelten“). Kür alle wichtigern 


6) Art. 104, 120, 142, 150, 157, 158, 160, 112, 124; Ausführung ſ. in Welcker, Legte Gründe, 
S. 553, und Syſtem, I, 572 fg. 
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Unterſuchungs- und Procefhandlungen waren minbeftend vier Schöffen (4, 12, 13,153, 181) 
und ſelbſt für die unmichtigern mindeſtens zwei neben dem Gerihtöpräfiventen und dem 
Gerichtöfchreiber nothwendig. 

Der ebenfo hiſtoriſch gelehrte als echt praktiſche Juſtus Möfer hat fein Bedenken, in ver 
trefflihen Abhandlung, in welder er feine zwölf Sauptgründe für die Nothwendigkeit un- 
gelehrter Genoffen= oder Gefhmorenengerichte ausführt (1,59), auch nod in diefen Beſtimmun⸗— 
gen ver Garolina altveutfche® und englifches Volks- oder Geſchworenengericht zu finden. Das 
Weſen deſſelben beſteht allerdings in dem unter VBorfik von landes- oder gerichtsherrlichen Be— 
amten ftattfindenden, entjcheidenden Mitrichten wenigſtens einer Anzahl unabhängiger parteilofer 
Mitbürger der Angeklagten, veren Gonftituirung oder Bildung und Wirfungsfreis aber aller: 
dings verfchieden war. Hätte und fpäter nur nicht der richtige praftifche Taft ver Engländer 
gefehlt, von deren Gefhworenen noch Bladftone (4, 27,33) es beftätigt, daß fie, wenn auch 
vermittelft verfchiedener Umformungen und zum Theil vielleicht nach vem Vorbild der Eidhelfer, 
doch im wefentlihen aus den deutichen Volks- und Schöffengerichten bervorgingen und daß fie 
feineöwegs blos über die Thatſache, fondern aud über die Rechtsfrage zu richten und „ſobald fie 
dieſes auf ihren geleifteten Gid wagen wollten, auch ein allgemeines Urtbeil zu fällen pas un: 
bezweifelte Recht hatten“! Diefer frühe britiſche Taft aber bewirkte einerfeitö die von jenen 
deutichen Patrioten vergeblich geforderte Ausfhliefung der Gültigkeit des fremden Rechts und 
die Verbannung feiner Dortoren aus dem Parlament vermittelft eines förmlichen Parlaments- 
ſchluſſes. Als einen Grund gab man an: Beitimmungen mie die des Juftinianifher Corpus 
Juris: „au das, was dem Fürften beliebt, hat Grfegräfraft‘‘, oder wie die: „der Fürft ift von 
den Gejegen entbunvden”, paßten für fein freies Wolf. Andererfeits überliefen in der Regel vie 
englifchen Geſchworenen das Rechtsurtheil freiwillig dem juriftifhen Staatsrichter und fie rich: 
ten aljo mit ihrem „Schuldig“ oder „Nichtſchuldig“ gewöhnlich blos über die durchaus von kei— 
ter juriftifchen Kenntniß abhängige Thatfrage. In Deutſchland gefhah leider keins von Beiden. 
Und fo vermiſchten ſich, wie es jcheint, jhon von der Garolina an (3, 4, 81, 92, 94) mehr und 
mehr die Bunetionen der präſidirenden rechtsgelehrten Staatsrichter und der ungelehrten Ur: 
theiler, Die Rechtögelehrten befamen allmählich das Übergewicht über die ungelehrten Schöffen, 
machten dieſelben ſtumm und verbrängten fie an den meiften Orten gänzlich. Ja fie misachteten 
und vergaßen die Gejege über fie fo ehr, daß man manchen Griminakiften die Beftinnmungen 
der Carolina über jie als Neuigfeit erzählen muß. 7) 

Neben jo beiegtem Gericht umd öffentlihem Verfahren gab die Carolina no den An— 
arg den foflbaren Schuß der Actenverſendung, melde fie ihm fo höchſt liberal im Fall rer 

muth ſelbſt auf des Gerichts Koften für das Endurtheil, ſowie bei Haupthandlungen des 
Proceffed geftattete (47, 219 und der Art. Hetenverfendung). 

Und weldes Verfahren und welde Gerichte führten num unfere nenern Juriften größten 
theild an der Stelle aller diefer gefeglichen Garantien ein? Einen nicht felten gleich der Feme 
in Dunfel gehüllten, rein inquifitorifchen Proceß und ein Gericht blos von Staatsdienern, ja 
von amoviblen Regierungsbeamten, ein Verfahren, in welchem häufig eim einzelner interrichter, 
ja oft ein bloßer Rechtspraktikant ohne allen, aber doch ohne felbftändigen Gerichtsſchreiber zu— 
glei den Ankläger und Richter und Actuar machte; in weldem endlich, auf die von ihm im 
Dunkel gefertigten Acten hin, oder vielmehr auf eine Relation eines einzelnen aus denselben, 
eine Anzahl anderer amovibler Regierungsbeamten, ohne ven Angefchulvigten, die Zeugen und 
die Verrheiviger je auch nur zu fehen und zu hören, die Straf:, die Todesurtheile fällen ! 

3) Neben allen diefen Garantien ſchützt die Carolina die Angeflagten noch durch die ftreng- 
fien Vorschriften über den Beweis. Ihre höchſt forgfältig ausgebildete Theorie über die Ver: 
höre der Angefhuldigten, über die richterlihen Nachforſchungen und beionders über die An— 
zeigen oder Indicien (18—67) ift von Kennern mehr beivundert als in Praris binlänglich Be: 
folgt worden. Dennod erklärt fie fo wie das altdeutſche Recht (Capitulare, 5, 308) jede pein: 
liche Verurtheilung ohne Geftändniß oder Beweis durch wenigſtens zwei oder drei völlig glanb— 
würdige, nad eigenem Willen ausfagende Zeugen (62—67) für nichtig (22—67). Ohne 
folden Beweis aber tritt die völlige und gänzliche Looſprechung ein. 

Breilih durfte Schwarzenberg nidt glauben, damals fhon die Zuſtimmung zu ver gänz- 
lihen Abſchaffung der durch das Römiſche Recht und die geiftlihen Gerichte eingeführten Tortur 


7) Über die Reſte alter Volks- oder Genoſſen- und Schöffen» oder Gefchworenengerichte bis in die 
neueften Zeiten und über Entitchung und Weſen des Ediwurgerichts |. den Art. Jury. 
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erhalten zu können. Man hatte biöher, ſoweit vom Necht Die Rede fein ſollte, die alten Beweife 
der Schuld durch dad Beſiebenen (dad Schwören von fleben Perſonen) over durch Gottesurtheile, 
namentlich durch Zweifampf, den felbft Karl V. noch für feine Erblande neu regulirte, für une 
entbehrlich gehalten und forderte jelbft neben den Zeugenausfagen von zwei oder drei glaub- 
würdigen Zeugen noch Tortur zur Bewirkung des Geftänpniffes (69). Die Carolina bob 
mit Recht alles dieſes und aud die negativen, fubjectiven Gegenbetweife durch Eidhelfer und 
Gottedurtheile auf. Man hielt zugleich jetzt allgemein den Ausgang der Tortur für ein neues 
Gottesurtheil und zwar fire das befle. Man glaubte, daß Gott dadurch den Sieg der Unſchuld 
oder die Rache des Frevels herbeiführen werde (Malblane, 78). Schwarzenberg that aljo nur 
das Möglichfte, die Tortur zu vermindern und zu mildern und vorzüglid ihren Eintritt an 
rechtliche Bedingungen zu knüpfen. Sie durfte nicht eintreten ohne einen jo ftarfen Indicien— 
oder Zeugenbeweis, daß derjelbe vielen jegigen Gerichten zur Verurtheilung und zu außer— 
ordentlichen Strafen, genügen würde. Bor derjelben aber ift dem Angeklagten förmliche Vers 
theidigung und nöthigenfall® auf ded Gerichts Koften Aetenverſendung geflattet. Richtern und 
Schöffen ift die höchſte Sorgfalt und fhonende Bollziehung und nebft vem Gerichtöfchreiber An— 
weſenheit bei derjelben nachdrücklichſt zur Pflicht gemacht und ebenfo jede Suggeftivfrage und 
die Annahme eines Geftändniffes während des Leidens verboten, und alles dieſes unter der An- 
drohung der Nichtigkeit und zugleich einer firengen Beftrafung ſowie der vollen Privatgenug- 
tbuung an ven Angefchuldigten für Shmad, Schmerzen, Koften und Schäden (6— 61). 

Auch jo noch find wir freilich wahrlich nicht VBerehrer der Tortur. Auch wollen wir nicht 
zur Entihuldigung Schwarzenberg's ausführen, daß, nachdem Beccaria mehrere Jahrhunderte 
fpäter bereitö den Glauben ver Ehriftenheit an die Unentbehrlichkeit der Tortur erfchütterte, im= 
mer noch ſehr, jehr vieletandesgefepgebungen fie beftehenließen, ja daß berühmte Griminaliften, 
wie Koch, fie noch zu Ende ded 18. Jahrhunderts förmlich vertbeidigten. Auch das wollen wir 
nicht ausführen, daß diefelbe jahbrhundertelang mit Verlegung jener gefeglichen Bedingungen 
und Milderungen von jo vielen Richtern ungleich ungeredhter und graufamer ausgeübt wurbe, 
Aber nach reifiter Prüfung würden wir ſelbſt ald Angeklagte die Folter der Garolina mit ihren 
Bedingungen und Wirkungen demjenigen weit vorziehen, was unfere Iuriften an ihre Stelle 
fegten. Borziehen würden wir fie den Ihauderhaften, völlig willfürlihen Torturen durch 
Prügel, durch jahrelangen AUnterfuhungsarreit oder andere Leiden, wie jie meift unter dem Titel 
von Lügenftrafen bis in die neuefte Zeit im Dunkel To vieler deutſchen Griminalgerichte aus— 
geübt wurden,” Torturen, welhe ohne gänzlides Abſchaffen aller förperlihen Zühtigung 
(ſowie in Baden) und ohne Offentlichfeit ftet3 ıwieder vorfommen müflen. Wir müßten ſi 
ebenjo vorziehen ven außerordentlihen Strafen und Sicherheitögefängniffen wegen mangelnd 
Beweiſes over blofer Vervähtigung und Beſorgniß, forwie fie jenes politifche Sicherungs— 
ſyſtem in mehreren deutſchen Rändern, ebenfalls jelbit bis in die neueſte Zeit verſchuldete. Dieſe 
Beleidigungen alles Rechtsgefühls, indbefondere auch die dem Angefhuldigten nachtheiligen 
Losſprechungen blos von der Inftanz, ferner jene aus freien politifhen Außerungen und Be— 
ftrebungen gegen die allgemeinen Rechtsgrundſätze gebildeten neuern Begriffe ftnatögefährlicher 
Vergehen, endlich jene jheußliche Erfindung der ausgenommenen Verbrechen, welche jpätere 
Griminaliften,, vorzüglid Carpzov, machten, um bei ihren Lieblingsverbrechen, Hexerei, Hoch— 
verrath u. j. w., die firengen Rechts- und Beweisgrundfäge der Garolina zu umgehen — fie 
alle widerſprechen ebenjo fehr der Garolina 9) ald dem Strafrecht der freien Briten und anderer 
freien Völfer. 

4) Auch noch außerdem enthält vie Garolina jehr viele, nicht jenem politiſchen Sicherungd- 
frieg, jondern vielmehr dem rechtlichen Schuß des Angeihuldigten günftige Beftimmungen. 
Sie verbietet (11 — 17 und 218), den Angeklagten zu verbaften, wenn nicht der Anfläger 
(Deſſen Stelle im Inquifitionsprocefie die anklagende Obrigkeit einnimmt, ſ. oben 2) demſelben 
nad Angabe ſchwerer Verdachtsgründe peinlichen Verbrechens vollftändig und nöthigenfall® 
durch eigene Mitverhaftung, und fofern ein Fürft der Ankläger ift, durch Mitverhaftung wenig: 
ftens eines Standedgenoffen des Angeklagten, genügende Bürgjchaft leiftet, ihm, wenn nicht in 
der beftimmten Zeit die nöthigen Schulobeweife erfolgten, für „Schmach, Schaden und Koften 
nad der Gebühr Ergegung” (d. h. Genugthuung) zu leiften, worüber die Carolina zu Guniten 


8) Mittermaier, a. a. D., II, $$. 176, 186; Theorie des Beweifes, ©. 475; Neues Archiv, IN, 
501; VII, 581; Grolman, Erimin., $. 515; Bladitone, IV, 27. 
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des Angeklagten ein fummarifches Verfahren anoronet. Wiederholt und ſtreng, wie fie jebe 
nit völlig begründete Verhaftung .verbietet, fordert ſie auch möglichſt mildes Gefängniß und 
ſchnelle Beendigung des Proceſſes (11, 77,218). Sie befiehlt in ihrem Anfang und ihren 
Ende und oft wiederholt mit fihtbarem großen Anliegen die höchſte Sorgfalt und Begünftigung 
für die Entſchuldigungsbeweiſe und für die VBertheivigung deö Angeklagten (1, 219, 6, 7,47, 
49, 57, 58, 83, 104, 151— 156). Muß man daran erinnern, wie oft noch heute alle viele 
Grundſätze verlegt werden? Genugthuung für die Ehrenkränkung, die Leiden und Beſchädi— 
gung durch richterlihe Ungebühr und für unverſchuldete Griminalproceffe z. B., würden fie nict 
vielen heutigen deutſchen Griminaliften als romantiſche Phantaſien erjheinen ? 

Selbft die wenigen Beftimmungen, welche auf irrige religiöfe Anjichten ver Zeit hinweiſen, 
fallen wol Schwarzenberg nicht zur Laſt, da ſelbſt die Beihränfungen derſelben, namentlid 
die der geiſtlichen Gerichtsbarkeit, welche fein Entwurf enthielt, zum Theil reichsgeſetzlich ge: 
frichen wurden ?), und da damals noch fein Michaelis die Unverbindlichkeit ver Mofaijchen 
Strafgejege erwiejen hatte. Nimmermehr hätte namentlich Schwarzenberg damals dad, nah 
Malblauc's Ausdruck, aus den Sümpfen des Kanonifhen Rechts und des Aberglaubens ent; 
fprungene Verbreen der Zauberei gänzlich tilgen können. Bekanntlich hatte Papſt In! 
nocenz VII durch die Bulle vom 5. Dec. 1484 neue Inquiſitoren „ketzeriſcher Bosheit“ mit 
ausgedehnten Vollmachten ausgejendet und die Errichtung von Hexengerichten angeordnet. Der 
Kaiſer Marimilian hatte leiver am 6. Nov. 1486 der päpftlihen Bulle jeine Billigung ertheilt 
und die Reichdangehörigen zur Unterftügung der Hexengerichte aufgefordert, das Verbrennen 
der Hexen war in Übung und felbit das Nömifche Recht enthielt Strafbeftimmungen über Zau: 
berei. Schwarzenberg ſuchte alſo wenigftens außer der Vorforge durch feine jorgfültigen Be: 
weid= und Torturbeftimmungen und dem Verbot der Gonfiscationen, die auch bei ven Heren: 
proceffen eine Rolle fpielten, auch dadurch weſentlich das Übel zu mildern, daß er nur für den 
Ball, wenn jemand erwiejenermaßen durch Zauberei andere verbrecherifch beſchädigt hatte, die 
harte Strafe geftattete, jonft aber eine mildere Buße nach richterlihem Ermeſſen forderte. Aber 
wie verlegten die Juriften ganze Jahrhunderte hindurch auch Hier alle feine für fie zu milden, 
zu gerechten Grundfäge! Der ebenſo gejegwidrige als graufame Jurift Carpzov, er, ven Leyſer 
ebenjo laut pries, ald ev Schwarzenberg jhmähte, und dem man die haupiſächliche Mitwirkung 
zu 20000 Todesurtheilen nahrühmt, entzog im 17. Jahrhundert Die Hexenproceſſe vurd feine 
fheußliche Theorie won denjelben und von den ausgenommenen Verbrechen jogar ausdrücklich 
dem Schug jener Grundfäge der Carolina. Nicht ohne Grauen blickt man in den Abgrund von 

evel und Wahnjinn vorzüglic diejer ſpätern Herenprocelle, wie die aus Acten geſchöpften 
J——— z. B. die von dem gründlichen Forſcher H. Schreiber vorzüglich in Beziehung 
auf die würzburgiſchen und vorderöſterreichiſchen Kande (im „Freiburger Adreßkalender“ 1836) 
und die des Grafen von Lamberg über das „Criminalverfahren in Hexenproceſſen im Bisthum 
Bamberg von 1624—30' (Nürnberg 1835) fie ung ſchildern. In Bamberg namentlich wur: 
den innerhalb dieſer ſechs Jahre in einer Bevölkerung von damals ohngefähr 100000 Seelen 
900 Hexenproceſſe geführt. Alle Angeklagte, Männer, Weiber, Greife von 75—90 Jahren 
und junge Mädchen, zum Theil aus höhern Ständen, wurden ohne weiteres auf das ſcheuß— 
lihfte und jehr viele. zu Tode oder zu lebenslänglidher Berfrüppelung gefoltert; 307 aber, von 
welchen viele erflärten, daß jie nur zur Beendigung der Folterqual gegen ſich und andere fälſch— 
lich ausgefagt, wurden lebendig verbrannt. Selbit Schwangere Weiber entgingen trotz kaiſer— 
licher Einfprache der geiftlichen Wuth nicht. In derſelben Schrift lieft man mit Schaudern gleich— 
zeitige noch größere und zahlreichere Greuel von Fulda, wo der Abt jelbjt Augenzeuge von 
fheußlihen Torturen und von dem lebendigen Verbrennen Ihwangerer Weiber war, 10) Solde 
geiftliche Kürften, wie dieje von Bamberg und Fulda, oder wie die von Trier und Würzburg im 
Bauernkriege, oder wie vollends jener fpätere graufame Biſchof von Salzburg, fönnten allein 
fhon die von Hrn. von Haller erneuerten Lobpreifungen des milden Krummſtabes entkräften. 
Jedenfalls aber bemeifen diefe greuelvollen Hexenproceſſe aufs neue ganz. ebenfo wie jener Ab- 


9) Malblanc, S. 207. 

10) Als einft das Hauptwerfzeug dieſer Greuel, ein gewiſſer — — welcher ſich rühmte, bereits 
700 lebendig verbranut zu haben, und die Hoffnung äußerte, daß er das Taufend noch voll machen 
werde, anfragte, ob er die Folter bei mehreren Opfern noch fortfegen folle, antwortete der geiſtliche 
Fürft: „Man fahre in Gottes Namen fort ! 1“ Über die gerichtlichen Derfolgungen der Seren und Bau: 
berer vgl. die Abhandlung (Mr. 4) und die Ercurfe in K. G. von Waͤchter's vortvefflichen Beiträgen zur 


deutfchen Gefchichte Tübingens (1845), 
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ſchreckungs⸗ und Sicherungökrieg, zu welchen Abgründen die Menſchen fonmen, fobald einmal 
die heilige Achtung der wahren Rechtsgrundſätze aufgegeben ift. 

5) Ebenfalls nur diefer Achtung entſprechend und hoch über ihrer und über der nachfolgen— 
- den Zeit, ja zum Theil über dem claſſiſchen Römiſchen Recht ftehen vie Grundfäge der Carolina 
gerade in den durchgreifendſten und ſchwierigſten eriminalrechtlichen Lehren von dem (fubjecti- 
ven und objectiven) Maßſtab der Verbrechen und von Milderung und Schärfung der Strafe, 
von Dolus und Gulpa, von Berfuh und Vollendung, von Hülfeleiftung und Urheberſchaft. 
Überall erfaßt hier Schwarzenberg nicht blos die im Römiſchen Recht aus der gerechten Straf: 
rechtötheorie abgeleiteten Grundfäge, melde der Abſchreckungs- wie der Wiedervergeltungs— 
theorie überall widerſprechen und daher von ihnen angefeindet werden. Er ergänzt und ver: 
beſſert fie auch Häufig. So Huldigt er z. B. ausdrücklich (178) dem wichtigen römiſchen Grund— 
ſatz, daß der unrechtliche, rechtverachtende Wille und nicht der äußere Schaden das eigentliche 
Weſen, ver Thatbeitand des Verbrechensfei. Aber er verbeifert die daraus abgeleitete römifche 
Beftimmung, daß der bloße Verluh, wenn feine Ausführung verhindert wurde, dem voll: 
zogenen Verbrechen gleichzuſtrafen ſei. Der Carolina ſchien eine mildere Strafe nothwendig, 
einestheils weil ein ganz jo böſer Wille wenigſtens juriſtiſch nicht erwieſen iſt, wenn der Ver: 
brecher fein Verbrechen nicht ganz zu Ende führte, und weil anderntheils ſchon deshalb und 
überhaupt dad Argerniß (dad scandalum oder malum exemplum) hier nicht fo groß und aus: 
gebehnt ift. So ftraft das Römiſche Recht den VBerwandtenmord zwar mit Necht härter als den 
Mord von Fremden. Die Carolina erfennt im allgemeinen die fubjeetiven und objectiven 
Gründe dieſer Verſchärfung an; aber mit tiefer Humanität und Gerechtigkeit ftraft fie einen 
Berwandtenmord, nämlich ven Kindermorb, im juriftiihen Sinn fogar geringer als ven Mord 
von Fremden (131), weil hier der erwieſene rechtswidrige Wille und das Argerniß wegen ber 
aufgeregten Gemüthsftimmung der Verbrecherin und wegen der Wirffamfeit des an ſich nicht 
verbrecheriichen Triebes der Geſchlechtsehre als geringer ericheinen. 

6) Völlig geredht, männlich und liberal, ganz jo wie das Nömifche Necht erfennt endlich die 
Garolina (139— 145) aud dad Recht der Nothwehr an. Sie gejtattet mir, bei jedem unge: 
rechten, gewaltfanen Angriff eines jeven auf Perfönlichkeit, Bermögen und Bejigftand von mir 
wie von meinem Mitbürger, jo viel Gewalt völlig ſtraflos anzuwenden, als ich feloft zur Ab- 
wendung des Unrechts im guten Glauben für nothwendig hielt. Eie verwirft alfo entfchieven 
alle die von fnechtiicher, unmännlider Gefinnung, von einen verfrüppelten Nechtögefühl oder 
doch von Verwirrung des Rechts mit der Moral und Politit erzeugten jubjertiven, moralifchen 
und willfürlichen Beihränfungen einer neuern geſetz- und rechtswidrigen Griminaljurisprus 
denz. Diefe aber hatte e8 dahin gebracht, daß auch die gerechtefte und dem Schug von Recht uirb 
Freiheit förderlichite Nothwehr den ehrenhafteften Mann ver höchſten Gefahr eriminalrecht— 
licher Mishandlungen und Beihädigungen ausfegte. Melder, 

Caſſationshof, ſ. Organifation der Gerichte. 

Caſtlereagh (Robert Stewart, Biscount), nad) dem Tode jeines Vaters, des Grafen und 
feit 1816 Marquis von Londonderry, (1821) mit dem legtbemerften-Titel bekleidet, geb. 1769 
zu Mount Stewart in Irland, geft. ven 12. Aug. 1822, ver, wenn auch nidyt größte, doch ein= 
flugreichfte, auf das Schickſal der Welt entſcheidendſt einwirfende Minifter i in der verhängniße 
vollften Epoche der Neuzeit, nämlich in den Tagen der höchſten Herrlichkeit und des tiefften 
Falles Napoleon’3 und in jenen, welche deffelben welterſchütterndem Sturze folgten. Vom Jahre 
1809 an bis zum Auguft 1822 lenkte er ald Staatsjeeretär für die auswärtigen Angelegens 
beiten ganz vorzugsweiſe das britifche Staatöruder, nachdem er ſchon früher (von 1804 — 6) 
unter Pitt's Verwaltung und dann wieder unter jener Portland’® und Verceval's (von 
1807— 9) das Minifterium ded Kriegs geführt und in der legten Zeit mit Ganning und Liver- 
pool an der Spige der Verwaltung gejtanden hatte, Auch andere hohe Stellen (namentlich in 
Irland jene des Staatöfecretärd bei dem Vicefönig von Irland) hatte er fchon feit 1797 (unter 
Pitt und Addington) bekleidet, ja jhon in jeinem einundzwanzigften Jahre (1790) im iriſchen 
Parlament als deſſelben Mitglied jich hervorgetban. Wir übergehen jedoch feine frühern Tha— 
ten und Schickſale, um den Blick denjenigen zuzuwenden, welche ihm feine eigentliche welthiſto— 
riſche Wichtigkeit verliehen Haben. Nur muß bemerkt werden, daß er jhon als Mitglied der 
irifhen Adminiftration, ungeachtet der an ihm in Privatverhältwillen gerühmten Milde, Huma— 
nität und felbft Großmuth, doc in politifhen Dingen jene Härte und Unbeugſamkeit des Cha— 
rakters fund gab, auch jene Nichtachtung der Volksrechte und der Volksſtimme, welde fpäter für 
das gefammte Großbritannien und für den ganzen Welttheil verhängnigreid wirkten. Er war 
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ed, welder, obſchon geborener Itländer, Pitt's Untervrüdungäjnften gegen feine unglüdlichen 
— freilich fatholifhen und dur die erfahrenen Mishandlungen zur Empörung gereizten — 
Landsleute mit unerbittliher Strenge durchzuführen beflifien war und welcher nachmals veflel- 
ben Minifterd Unionsplan eifrigft unterftügte, wodurch unter dem Schein einer verhältuiß- 
mäßigen Iheilnahme Irlands an der gemeinfhaftlihen Staatögewalt über das gefanımte bri- 
tifche Neich, in der That die englijche Geſetzgebung, d. h. der Wille der im vereinten Parlament 
entſchieden vorherrſchenden engliihen Majorität, das iriſche Volk, zumal deſſen aus Katholiken 
beftebende große Mehrheit, vertheidigungslos hingegeben warb an die tyrannifche Macht der 
britiſchen Hochkirche und der meltlihen Gutsherren. Dieſe Politik bat ſich, wie fie mußte, als 
verberblich erwielen. Das Neich der bloßen Gewalt über ein Volf, weldes zum Grfenntnif 
feines Rechts erwacht und durch fortwährenne Bedrückung zum Widerſtand gereizt ift, kann 
nicht von Dauer fein. Zeitlich wol mochte der Ausbruch der Flamme gehindert oder einige ver: 
einzelt aufſchlagende Feuer anjeinend erflidt werden: aber deſto mehr fraß der zurückgetrie— 
bene Brand im Innern um ji und defto drohender ward die Gefahr, daß er endlich. allgewaltig 
bervorbredhe und jelbit die Orunppfeiler des Staats zerftöre. Sogar die Tories ſahen endlich 
dieſes ein, und Wellington, C.'s innigfter Freund, erkannte jieben Jahre nach deſſen Tode die 
Nothwendigkeit, vorerft wenigftend dur die „Emancipation der Katholiken‘ die allerſchreiend— 
ften der zumal dad irijche Volf zur Empörung aufreizenden Unbilden aufzuheben oder zu mil: 
dern. Doc erſt dad Nefornminifterium und das Neformparlament haben mit Aufrichtigfeit 
und Entſchiedenheit ven Weg betreten, welcher der alleinige ift, der zu Dauerndem Frieden, zu 
wahrhaft geſicherter Ordnung und Nube führen Fann, den Weg der Nechtöbefriedigung. Die 
Richtung, welche E. eingehalten, führte, wenn jie fortgewährt hätte, nicht nur in Irland, ſon— 
dern aud) in England jelbft zur Revolution. Gr, mit jeinem ftarren Toryismus, mit feiner 
ftationären, ja retrograden oder reactionären Politik, mit feinem rückſichtsloſen Fefthalten aller 
Ungebühr des hiftorifchen Rechts gegen die Forderungen des vernünftigen, mit feinen Ein— 
griffen in die conftitutioneflen Rechte der Bürger, mit feiner Berrüdung und Verfolgung ver 
Preſſe und der freigejinneen Richtungen im Volke, er und feine gleichgefinnten Freunde find die 
wahren Agitatord gewejen, d. h. fie haben die Agitation hervorgerufen und die Wortführer ber 
Misvergnügten mit der ſchärfſten Waffe, nämlich mit jener des einleuchtendften Rechts und ver 
einpringlichften Wahrheit, bewaffnet. 

Verantwortung. ‚und Tadel jedoch, was dieſe einheimischen Dinge betrifit, mag C. über: 
haupt auf die gefammte Partei wälzen, in deren Namen ald Mitverbundener mehr denn als 
Haupt er handelte und in deren Sinn zu handeln er, wenn er Minifter bleiben wollte, genötbigt 
war. Bon den Sünden feiner auswärtigen Politik aber fällt ein großer, wo nicht der gröjte 
Theil ihm (und etwa feinen vertrauteften Miniftercollegen) perjönlih zur Laſt; ſchon darum, 
weil die Natur folder Politik mit ſich bringt, ihre Richtung mehr nur von einem im Mittelpunft 
der Geſchäfte waltenden Geift oder von einem Fleinen Kreife eng verbundener und tagtäglich 
unter jih berathender Männer zu empfangen ald von einem zahlreichen, öffentlich verhandeln: 
den und nur periodifch fih verfammelnden purlamentariichen Körper oder von den im Scheje 
. der Nation fi) erhebenden, oft unter ji im Widerſpruch ftehenden, oft von Unkunde berrübren: 
den Stimmen; und jodann au darum, weil G. in feinem Eifer ſich nicht — wie jonft in ver 
Negel ver Minifter pflegt — mit der oberſten Leitung ded Departements, mit der Zeichnung all: 
gemeiner Plane, mit der Inftruction der Agenten und Gejandten, mit den auf derjelben Berichte 
zu faffenden Beſchlüſſen u. f. w. begnügte, jondern auch unmittelbar jelbitthätig, als Gefandter 
und Iheilnehmer an Congreſſen, ald perſönlicher Vertrauter und Freund der Continental: 
monarchen auftrat und mehrere fonjt wol aud von den Tories im Auge behaltene Principien 
echt britiſcher Politik feiner perfünlihen Befangenheit oder Leidenſchaft aufopferte. Die Ge 
ſchichte von C.'s audwärtiger Politif aber, ald mit dem Wichtigſten ver allgemeinen Geſchichte 
feiner Zeit innig zufammenhängend, fann natürlich hier nicht gegeben werden. Wir müflen 
nah Zwed und Umfang des „Staats-Lexikon“ auf eine Fleine Skizze ihres allgemeinen Charak— 
ters und beichränfen. Mehreres Einzelne bleibt ohnehin einigen andern Artifeln, ald Congreffe, 
Reftauration u. |. w., vorbehalten. | 

C.'s Richtung in der auswärtigen Politif war im allgemeinen ziemlich gleichlaufend mit 
jener, welche früher der große Pitt verfolgt hatte, oder gewiflermaßen eine Fortſetzung derfelben. 
Doch nit eigentlich) wegen der Nichtung an ſich, ſondern wegen der Kraft, Beharrlichkeit und 
Genialität, womit Pitt ſie gegen eine Welt von Hinderniſſen und Gefahren zu behaupten wußte, 
haben die verftändigen und unbefangenen Zeitgenoffen ihn als großen Staatsmann bewundert. 
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Die Richtung ſelbſt war keineswegs hohen oder edeln Zwecken zugewendet und dem wahren 
Wohle Englands, dem Heile Europas und der Welt mit nichten erſprießlich. Wol mochte, als 
— veranlaßt durd den Krieg der Goalition wider Frankreich — die unter den ſchöuſten Hoff- 
nungen begonnene Revolution dieſes Landes eine unfelige Wendung nahm, ald die Verzweiflung 
der von innen und außen geängfligten Freiheitöfreunde ven alles Menſchenrechts ſpottenden 
Terrorismus bervorrief und die Macht dev durch die angefachte Zornesglut fiegreihen Republik 
‚als ein furchtbar ſchwellender Strom alle Ufer und Dämme überflutete, eine Schilderhebung 
zum Zweck der Wiederherftellung des öffentlichen Rechtäzuftandes in Guropa von einer weifen 
Volitik angerathen oder geboten werden. Aber weiler und der Stellung Englands angemefjener 
wäre.gewejen, durch frübzeitige Ginfpradhe gegen ven zu Pilluig verabredeten Krieg jener un- 
‚heilvollen Wendung der Revolution zuvorzufommen und — jowie ed nad) der Julirevolution 
des Jahres 1830 erfolgreich ‚geihah — durch eine Allianz mit Frautreich den Eriegöluftigen 
Gontinentalmäcdten zu imponiren. Auch entjprang ber wider Sranfreih unternommmene (we— 
nigſtens durch Herausforderung veranlaßte) Krieg keineswegs aus der Sorgfalt für die Er- 
‚haltung eines Öffentlichen Rechtszuſtandes, fondern aus ariftofratiichen, überhaupt dem hiftori- 
ſchen Recht flarrjinnig zugewandten Motiven. Die gemeine, vemofratifche Freiheit, welche Die 
Loſung der Franzöſiſchen Nevolution war, miöbehagte den ſtolzen Ariftofraten Großbritannieng, 
welche zwar für ſich die Freiheit und das politifhe Recht als von den Vorfahren ererbtes Gut 
in Anſpruch nahnıen und darum wol die Beihränfung der Thronrechte in Frankreich, ald ihren 
eigenen Principien entſprechend, billigten, aber die Aufhebung ver ariftofratiichen Vorrechte, 
die politifhe Emancipation auch der gemeinen Bürger ald ein aud) für Großbritannien ver- 
führerifches Beiſpiel mir Abſcheu betrachteten. Darum wurde der Kampf auf Tod und Leben 
gegen das revolutionäre Frankreid) unternommen, mit beifpiellofer Anftrengung und einer -Er- 
bittevung ohne gleichen fortgefegt, ftetö neue Goalitionen dur Aufforderungen, Grmunterun= 
gen, Subjivien ind Leben gerufen, die Momente zu billiger Friedensſchließung verfäumt und 
dergeftalt Frankreich in die Lage geiegt, entweder von Europa erbrüdt zu werden oder Guropa 
zu überwinden. Das legtere geſchah, aber Pitt vor.allen hat e3 zu verantworten. Die unab: 
läjjig angefeindete Republik fonnte nur durch fortjchreitende Eroberung und Revolutionirung 
jih erhalten und nur durch Erhebung des glüdlichften Kriegsmeifterd zum Beherrſcher ven Sieg 
an ihre Fahnen feffeln. Der Ginfturz des europäiſchen Staatenſyſtems, die Errihtung von 
Napoleon’d Weltveih, die Unterdrückung und Schmach der Nationen, ver völlige Untergang 
des Öffentlichen Rechtszuſtandes jind wenigftens großentheils die unfeligen Folgen von Pitt's 
und C.'s Syſtem geweien; und auch Englands lintergang bätte leicht daraus fließen ‚mögen, 
wenn nicht Roſtopſchin's barbarifche Orofthat, oder vielmehr der Himmel felbft durch den ver- 
derbenden Winterfroft Das „große Heer“ der Zernihtung hingegeben und Napoleon's Macht 
gebrochen hätte. 

E., welder nach Pitt's Tode (1806) in den Reihen der Oppofition gegen das friedliebenve 
Fox-Grenville'ſche Minifterium ſich erhoben, jegte nach feinem MWiedereintritt in die Verwal: 
tung (1807) das kriegeriſche Syſtem mit beharrlihem Eifer, 'geftachelt purd den Nationalhaf 
wider Sranfreih und den perjönlicen wider Napoleon, fort, doch — einige Seetriumphe abges 
rechnet — mit wenig Glüf. Der von Canning entworfene Zug gegen Seeland zumal erfuhr 
einen jhmähliben Ausgang (1809), was einen ärgerlihen Zweikampf zwifchen beiven Mini: 
fern und den für E. jedoch mur kurz dauernden Austritt beider aus dem Minifterium zur Folge 
Hatte. Tagtäglich ftieg indeflen die Herrlichkeit Napoleon’s, zu deſſen fortfchreitendem Länder— 
raub ſtets Englands Starrfinn und Englands „Seetyrannei’ den Grund oder Vorwand ab: 
gaben. Tagtäglich rüdte auch die Gefahr Großbritannien näher, zumal duch die Wirkungen 
des von dem weitgebietenden Feinde aufgeftellten und — freilih mit Verhöhnung aller Neutras 
litätsrechte und abenteuerlihenm Gemwaltmisbraud verbundenen, doch durd Englands Gegen: 
maßregeln an Barbarei faft noch überbotenen — jogenannten ‚„‚Gontinentaljoftemd‘ und durd 
das fleigende Misvergnügen in England, weldyes durch die Berfümmerung der-conftitutionellen 
Volksrechte und Freiheiten und durd gewaltfames Niederhalten der nad Verbeſſerung des 
Syſtems Rufenden keineswegs befhwichtigt, vielmehr dem drohendſten Ausbruh näher ges 
bracht ward. 

Endlich aber erjhienen die Tage des Triumphes über den ſowie äußerft gefürdhteten, fo 
au äuferft gehaßten Feind. Der Brand Mosfaus war der Wendepunft feines Glücks ges 
wefen, die an jeinen Siegeswagen gefeilelten Gegner und Verbündeten ermannten ji, nun fie 
durch den ungeheuern Schlag ihn geſchwächt ſahen, zum Abſchütteln ihrer Ketten und Die uns 
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ſaglich mishandelten Nationen erhoben ſich zur Rache. Jetzt waren die britiſchen Unterhändler 
wieder glücklich im Zuſtandebringen von Allianzverträgen und jegt fand das britiſche Gold 
wieder eine erwünfchte Anwendung. Auch britiſches Blut, zumal auf der Pyrenäiſchen Halb: 
infel, wurde jegt minder fparfam als früher für, die allgemeine Sache vergoffen; denn jegt oder 
nie war endliche Siegeöhoffnung. C. entwickelte in diefer verhängnißvollen Zeit eine außer: 
orbentliche Thätigkeit, war perfönlich Teilnehmer am Gongreffe zu Ehatillon (1814, 4. Behr. 
bis 19. März), Hauptbeförberer des von ihm gleichzeitig verhandelten und mitunterzeichneten 
Bündniffes von Ehaumont (1. März) und Haupttriebfeder ver Wiedereinfegung der bour- 
bonifhen Herrſchaft. Vergebens hatte der gebeugte Napoleon die zu Frankfurt von feiten ber 
vier Großmächte mit feinen Gefandten, dem Baron von St.-Aignan, verabredeten Friedens— 
bedingungen augenblicklich genehmigt (2. Dec. 1813); E. verwarf, was Graf Aberdeen in 
Englands Namen unterzeichnet hatte, und eilte nad) dem Feſtlande, um durch perfönlidde Ver— 
handlung den zum Untergange des großen Feindes entworfenen Plan der Vollendung entgegen: 
zuführen. Daher blieben die Briedendverhandlungen zu Ehatillon ohne Erfolg. Man machte 
Napoleon theild nur verftellte, theild unannehmbare Vorſchläge und hob endlich, als er nad 
einigen im Felde errungenen Vortheilen die Saiten wieder etwas höher fpannte, den Congreß 
aufeinmalauf. Schon damals war der Plan der Wiedereinfegung der Bourbonen, welden €. 
früh gefaßt hatte, der Reife bedeutend näher gerüdt, und das zu Chaumont gefhloffene Bünd- 
niß, durch welches die vier Großmächte ſich aufs innigfte zur Zerftörung von Frankreichs Prä- 
ponderanz und „zur Wiederherftellung eined dauerhaften, auf den Grundfägen des leid: 
gewichts und der Unabhängigkeit der Nationen ruhenden Weltfriedens“ und zur eifrigften 
Kriegführung, bis ſolches Ziel erreicht fei, verpflichteten, und weldyes noch 20 Jahre lang nad 
geſchloſſenem Frieden dauern follte, ficherte, ſoviel menſchenmöglich, den Erfolg. 

Bald Fam durch neue Siege der Alliirten und durd den Abfall einiger Belpherren Napo— 
leon’8 die Eroberung von Paris (31. März), durch Talleyrand's Hinterlift aber und des knech— 
tifhen Senats Berrath die von England, Rußland und Preußen verlangte und endlich aud 
von Ofterreich genehmigte Thronentfegung Napoleon’8 und die Neftauration der Föniglich 
bourbonifhen Regierung zu Stande. Doc wurde zu Bontainebleau dem gefallenen Helden 
der Kaifertitel und die Infel Elba mit einem anſehnlichen Sahresgebalte bewilligt. E. wider: 
ſprach zwar jolden Bewilligungen, weil blos die völlige Zernihtung des Feindes ihn beruhigen 
fonnte; aber erft nachdem ver Ubermuth der Reſtaurations- und Gmigrantenregierung und die 
auf dem Wiener Congreß entftandenen Zerwürfniſſe einen neuen Hoffnungsftern für den Kaiſer 
hatten aufgehen laffen, er aber, nach feinem wundergleichen Triumpbzug von Elba nad Paris 
und verheißungsvoll wieder angetretenen Reich, dem Verhängniß bei Waterloo erlegen war, 
gelang es C., feinen Haß vollfommen zu befriedigen. Die Geſchichte jedoch hat den Bruch des 
Gaſtrechts an dem vertrauend ſich felbft Uberantwortenden und die dem großen Gefallenen zus 
gefügte ſechsjährige Kerkerpein nicht unter die Züge der britifchen Großmuth verzeichnet. 

Welches war nun die Richtung der Politik E.’3 nad) Napoleon’s Fall und der Wieder: 
einfegung dev Bourbonen? Durch diefe Wiedereinjegung mar ein Princip aufgeftellt worden, 
welches die engliſche Revolution von 1688 verdammt und der Rechtsbeſtändigkeit des von dem 
wirflih in Großbritannien herrſchenden Haufe bejeffenen Thrones den Krieg erklärt oder ihr 
hoͤchſtens noch die auf dem factiſch eingetretenen Ausfterben des Haufes Stuart ruhende Stüge 
übrig läßt. Es war ein Princip aufgeftellt worden, welches die Völker irr machen muß an der 
Rechtöbeftändigkeit irgendeiner, wenn auch fhon lange beftandenen und von den übrigen Staa— 
ten feierlich anerfannten, doch urjprünglich etwa infolge einer Ummwälzung oder auch eines frem⸗ 
den Machtgebots an die Stelle einer andern getretenen Regierung, und welches nothwendig zu 
den unauflöslicften Selbſtwiderſprüchen oder zu den verderblichſten Gonjequenzen führen muß. 

Wenn die Legitimität die rechtliche Unauflöslichfeit des Bandes bedeutet, welches einmal 
zwiſchen einem Bürftenhaufe und einem Volke befteht, und die rechtliche Möglicfeit oder Noth— 
wendigfeit von deſſen Wieverherftellung, wenn e8 längere oder fürzere Zeit hindurch faetiſch zer- 
riffen war: fo werden wol nicht nur die Fürften, denen gegen ihren Willen die Völker, fondern 
auch die Völker, welden gegen ihren Willen die Fürften genommen wurden, darauf fi) berufen 
fönnen, und es möchte felbft der Ausdruck Fürft als allgemeine Bezeichnung überhaupt einer 
rechtmäßigen Regierung — ohne Unterſchied, ob republifanifch oder monarchiſch — gelten. In 
diefer Annahme aber war ſicherlich Lord C. mit ſich felbft in großem Widerſpruche, wenn er 
einerſeits die Bourbonen — und zwar nicht vermöge Kriegsrechts, fondern ganzeigend unterdem 
Titel der Legitimität — auf den Thron von Frankreich fegte, andererfeitö aber die Hälfte der 
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Sachſen an Preußen und drei Viertheile der Polen an Rußland und ſchon früher die Norweger 
an Schweren geben ließ, wenn er die Nepublif Genua (und zwar den feierlichen Freiheitsver— 
ſprechungen des britiſchen Befehlshabers zuwider) an den König von Sardinien und das bel- 
giihe Bolf an jenen von Holland verſchenkte; wenn er die unter deffelben — als Ujurpator ge⸗ 
ächteten — Napoleon Autorität geſchehene Mediatiſirung fo vieler deutſcher Fürſtenhäuſer gut— 
hieß und bekräftigte (ebenſo auch Die Unterdrückung der geiſtlichen Fürſtenthümer) und über— 
haupt bei der theils neu getroffenen, theils ſchon vom Rheinbunde herrührenden Vertheilung 
der deutſchen Länder und Völker die mannichfaltigſte Zerreißung alter legitimer Bande genehm 
hielt oder beſtätigte. 

Aber noch ſchlimmer als die Widerſprüche waren die Conſequenzen des C.ſchen Syſtems. 
Das ehevor der britiſchen Politik eigenthümlich geweſene Prineip, Schützer der Schwachen 
gegen die Starken, Hüter des Gleichgewichts, Vertheidiger der Unabhängigkeit und Selbſtän— 
digkeit auch der kleinern Staaten ſowie der Freiheiten der Völker zu fein, mußte jetzt aufgegeben 
werben, da die innige Vereinigung der drei militärifhen Continentalgroßmächte und das von 
denjelben feitvem behauptete Necht, auf Congreſſen gemäß gemeinſchaftlicher Berabredung die 
Angelegenheiten ded ganzen Welttheild zu ordnen, von Selbſtändigkeit der’ fleinern oder 
ſchwächern Staaten nur den Schall noch übrig ließ. Zwar wurde ver Beitritt zur „Heiligen 
Allianz‘, welche jener Vereinigung noch eine befräftigende Weihe und eine wegen ber Unbe— 
ſtimmtheit der Ausdrücke höchſt bedenflihe Richtung gab (f.d. Art.), von England abgelehnt, 
doch nur darum, weil die Gonftitution nicht erlaubte, daß der König perfönlich, ohne Mitunter: 
zeichnung eined verantwortlihen Minifters, ein Bündniß fehließe; aber die Grundfäße jener 
Allianz wurden förmlich von ihm gebilligt, und auf den Congreſſen, zu welchen es (fowie fpäter 
auch Frankreich) mit eingeladen warb, gab ed entweder feine Zuſtimmung zu den Beichlüffen 
der militäriihen Großmächte, oder that dagegen nur fruchtlofe Ginfpradje. Im den großen Anz - 
gelegenheiten des Welttheild fpielte England von nun an bis zu Canning's Erhebung eine blos 
untergeorbnete Rolle. Es war überflüffig zur Mithülfe oder Durchführung des von den drei 
oder vier andern Mächten Beichlofjenen und unvermögend zum wirkſamen Widerftand. So 
beſchränkte es fich bei dem Principienfrieg Ofterreih8 gegen Neapel und Piemont auf eine vage 
Erflärung über die Unzuläfjigkeit eines überhaupt oder ald Regel anzuerfennenden Interven— 
tionsrechts, geftand aber in dem gegebenen beftimmten Balle das Recht Ofterreichd zu. So 
widerſprach es zwar — doch erfi nad C.'s Tode — der auf dem Congreß von Verona näher 
verabredeten (im Grunde aber ſchon früher beſchloſſenen) unheilvollen Intervention in Spanien; 
aber e3 ließ jie gejhehen oder vermochte nicht fie zu hindern; fo endlich war e8 durch die Conſe— 
quenz des flrengen Legitimitätsprineips genöthigt, die Erhebung der füdamerifanifchen Colo— 
nien wider das drückende Jod; des Spanischen Mutterlandes, und jene der unglüdlidhen Griechen 
gegen ihre barbarifhen Tyrannen zu verdammen. Erſt Ganning, welcher C. im Minifterium 
nadfolgte, hat einige wirffame Schritte zu Gunften diefer die Theilnahme der Welt fo vielfach 
ansprechenden Völker getban und den Weg zur Tpätern Anerkennung ihrer Selbftändigfeit ges 
bahnt (1, d. Art.). sg 

C., welden neben feiner im allgemeinen toryiftifchen Gefinnung noch insbeſondere bie ab— 
göttifche Verehrung für Pitt, der fanatiſche Haß gegen Franfreih und Napoleon, der Stolz 
über den endlich errungenen glorreihen Triumph, die Danfbarfeit und die Schmeicheleien der 
hohen Häupter Europas und die durd den Widerftand der Freigefinnten im britiſchen Volk 
gereijte Erbitterung zum entſchiedenen Anhänger der von der Heiligen Allianz aufgeftellten po= 
litiſchen Grundfäge nady außen und zum heftigen Neactiondmann im Innern gemadt hatten, 
ſah gleichwol — wie eine ihm günftigere Meinung behauptet — endlich ein, daß der von ihm 
eingejchlagene Weg zum Unheil führe, daß Großbritanniens Ehre, Macht und Wohlfahrt das 
durch empfindlichſt verlegt und die traurigften Nüdfchritte auf ven Bahnen der edlern Eivilifa= 
tion herbeigeführt würden. Von Selbitvorwürfen und bitterer Neue gequält, ſei er des Lebend 
überdrüfig geworben und habe, an ver Möglichkeit verzmeifelnd, das gethane Übel wieder gut 
machen zu fönnen, ſich felbft entleibt. So viel ift gewiß: eine Gemüthskrankheit Fam über ihn, 
ob aber aus allzu großer Beiftesanftrengung, ob aus Furcht vor feinen tagtäglich fich mehren 
den Feinden, oder ob aus Kümmerniß über die ſich drohend verbunfelnde innere und äußere 
Lage Englands, oder endlid aus phyſiſchen Krankheitsurſachen herrührend, ift natürlid un= 
gewiß. Genug! am 12. Aug. 1822 jhnitt er fich auf feinem Landfig North-Cray nächſt Lon— 
don mit einen Federmeſſer die Bulsadern des Halſes durd und fiel todt in die Arme des eben 
eintretenden Arztes. Es geſchah diejes ein paar Tage vor der feftgefegten Abreiſe des Minifterd 
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nad Wien, allwo feit einiger Zeit die vorbereitenden Verhandlungen zum Congreſſe von Be: 
rona gepflogen wurden, und nad Verona jelbft, wo in der Mitte October der verhängnißvolle 
Congreß wirklic begann. Von der nad C.'s Tode durch Ganning, feinen Nachfolger, ſofort 
geänderten Politif Englands und deren mächtigen Einwirkungen auf den Gang der Ereigniffe 
und das Schidjal ver Welt redet umftändlicher der Art. Canning. 

Bei einem Staatsmann ift der öffentliche Charafter die Hauptſache und die Verwerflichkeit 
deflelben kann durch Feine Privattugenden geheilt werden. Übrigens jind auch joldhe Tugenden 
— als Leutjeligkeit und Wohlwollen im perfönlichen Umgange, Mäßigung, Verſöhnlichkeit, 
Wohlthätigkeit u. ſ. w. — allzu oft nur blos äußere Form oder Heuchelei. Der Staat, die 
Melt fordern die ihnen frommıenden Tugenden ded Staatömanned; die etwa gegen Breunde, 
Gejellichafter oder Familienglieder geübte berührt fie nicht. E., nad) dem Urtheil feiner eigenen 
Mitbürger, d. h. des edlern, freijinnigen Theils derfelben, ald deren Organe wir nur Lord 
Byron und die Herausgeber der „Times’ anführen wollen, war ein Despot, den freiheitlichen 
und kosmopolitiſchen Ideen entfremdet, fein würbiger Genoſſe einer zur Erkenntniß ded Ver: 
nunftrehts erwachten Zeit und einer zum Schirm ſolches Rechtes durch ihre Stellung ganz ei: 
gens berufenen Nation, Von den etwa übertriebenen Vorwürfen des, wie man mitunter weg— 
werfend jagt, radicalen „Morning Chronicle” und von den durch die erfahrene Mishandlung 
ſehr erflärbaren Schmähungen, melde Napoleon (f. Las Caſes' „Memoiren, Bd. 7) über 
ihn ergoß, mögen wir alfo wegbliden. Was aller Welt Har vor Augen liegt, veicht hin zur 
Begründung des obenausgejprochenen (auch durd) die Richtung eined Halbbruderd und Erben 
feines Titelö, Londonderry, befraftigten) Urtheils. Rotteck. 

Caucus und Nationalconvention. Caucus heißt zunächſt in den Vereinigten Staa— 
ten von Amerika jede politiſche Verſammlung, welche den Zweck hat, eine Partei zu unterſtützen 
oder Candidaten für die Wahlen zu öffentlichen Amtern zu ernennen. Über den Urſprung des 
Wortes iſt man nicht im Klaren. Man ſagt, daß kurz vor dem Ausbruch der Revolution in 
Boſton ſich die Volkspartei in der Werkſtätte eines Kalfaterers (caulker) verſammelt habe, und 
daß aus der corrumpirten Bezeihnung „at the caulkers’ dad Wort „Caucus“ entftanden jei. 
Der Caucus bat fid im Laufe der Zeit zu einem einflußreihen und verderblichen Syſtem ent: 
wickelt, welches in der Politik der Vereinigten Staaten eine wichtige, vom Auslande noch zu wenig 
beachtete Rolle fpielt, und wegen feiner Allmacht vom Senator Thomas H. Benton nicht mit 
Unredt alö „König Caucus“ bezeichnet iſt. Aus einem einfachen Meeting von Männern näm— 
lich, die ihre individuelle Anficht über politifhe Tagesfragen und Perſonen ausſprachen, hat er 
fih ohne jede gefegliche Baſis zu einer unverantwortlihen, im geheimen wirkenden Behörde 
berauögebilvet, welche, ihren Willen ven ganzen Lande ald Gefeg octroyirend, die Rechte ded 
Volks uſurpirt umd deffen innere und äußere Politif beftimmt. Nach dem Buchſtaben und 
Geift der Eonftitution ruht alle Machtvollkommenheit im Volke, nad vem Gaucus aber liegt fie 
in den politiſchen Parteien. Diefe nämlich, ftatt jih damit zu begnügen, dem Volfe ihre Gan: 
didaten zu empfehlen, ftellen fie vermöge des Caucusſyſtems einfeitig auf und verlangen, daß 
ihr Ganbidat und fein anderer erwählt werden folle, ja fie laſſen gar feinen andern zu und con: 
troliren jomit jede Wahl in ihrem Intereſſe. 

Ein Beijpiel wird Died Verhältniß klar machen und zugleich die Entftehungsgefchichte des , 
ganzen Gebrauchs darlegen. Nach der Gonftitution wählt dad Volk mitteld des allgemeinen 
Stimmrechts die Wähler des Präfiventen, die alfo eine ſehr verantwortlide und wichtige Auf: 
gabe zugewiejen erhielten, da von ihrer Entfheidung die Bejegung der höchſten Stelle in ver 
Republik abhängen follte. In der Praxis aber find diefe Wähler zu willenlofen Nullen degra: 
dirt, der Caucus handelt ftatt ihrer. Gleich bei Wafhington’s Nüdtritt von der Präſidentſchaft 
(1796) trist dad Caucusſyſtem auf, wenn auch noch nicht in feiner fpätern offenen Form. Die 
Mitglieder des Congreſſes bezeichneten in geheimer Sigung ihre Candidaten, von denen be: 
Fanntlic Adams erwählt wurde. Erft 1808 bei Ablauf von Jefferſon's Amtszeit verfanmelten 
ſich die der republifaniihen Partei angehörenden Nepräfentanten und Senatoren offen im 
Senatöjaale und nominirten, gleihjam ald wäre vie Wahl ein Theil ihrer Amtspflichten, Ma: 
dijon und Clinton zu ihren Gandivaten, Um dem, wie es ſcheint, erwarteten Vorwurfe der 
Ulurpation und unerlaubten Einmiſchung zu begegnen, erklärte diefer Gaucus, daß fie nicht ald 
öffentliche Berfonen, fondern nur in ihrer individuellen Eigenſchaft ald Bürger gehandelt hätten. 
Auf Grund dieſes Borganges wurde bei den folgenden Wahlen der Gaucus der Congreßmit⸗ 
glieber zur herrſchenden Regel bei ver Präfidentenwahl, und behauptete ſich bis zu der Zeit, wo 
Jackſon zum erften mal als Candidat auftrat (1824). Das Volk hatte fortan weiter nichts zu 
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thun als Ja oder Nein zu den Erwählten des Congreſſes zu ſagen, ed wurde gar nicht einmal 
des Scheined halber gefragt. Es erkannte endlich das Verfahren ald eine Ufurpation feiner 
Rechte. Der Staat Alabama denuncirte jogar dad ganze Syſtem und ſchlug, unabhängig von 
einem Gaucus, Jackſon ald den geeignetften Mann zum PBräjidenten vor, welchem Vorſchlage 
bald der ganze Süden und Weiten beitrat. Wurde Iadjon diesmal auch nicht gewählt, fo 
ſtürzte er doc) den Gaucud, der bisher von ven Congreßmitgliedern ausgeübt war; aber freilich 
nur, um ihn unter dem Patronat profejjioneller Politiker, neu und mächtiger ald fogenannte 
„Rationalconvention‘‘ wieder erſtehen zu laſſen. Das Volk glaubte gegen ven Gongreß gejlegt 
zu haben; allein im Grunde wechjelte e8 nur ven Herrn und Meifter. Martin van Buren und 
William L. Marcy nämlich, welche an der Spige der ſich damals gerade organijirenden demo— 
Eratiihen Partei jtanden, waren es, die diefen rein äußerlichen Ummandelungsproceh zu Stande 
braten. Jackſon unterwarf ſich den Bedingungen einer von ihnen aus den hervorragenden 
Varteimitgliedern berufenen jogenannten Nationalconvention, und wurde infolge deſſen von 
biefer zum Präſidentſchaftscandidaten ernannt und mit ungeheurer Majorität vom Volke ge: 
wählt. Seit dieſer Zeit ift die Erhebung zum Präfidentenftuhle nichts mehr als ein Vertrag 
zwiſchen dem höhftbietenden Ajpiranten und den „Trading‘ Politikern, yermöge deſſen ver er: 
ftere den legtern die Vertheilung ſämmtlicher Amter und Würden, kurz alle peruniären Vor: 
tbeile der Regierung überläßt. Die Zahl ver Mitglieder einer folden Convention ift willkürlich, 
beruht jedod auf einer verhältnigmäßig gleihen-Bajis für die verſchiedenen Staaten; die Zahl 
der Gongrefrepräjentanten dient gewöhnlich ald Anhalt. Die fogenannten Primärwahlen 
(etwa Vorwahlen ver Partei) fihern den Führern den unbedingteften Einfluß und die ſtets ge- 
wiſſe Erreihung ihrer Zwede, denn aus ihnen gehen die Mitglieder ver Gonventionen hervor. 
Dad Volk ſelbſt hat nichts mit ihrer Ernennung zu thun; dieſe ijt vielmehr reine Parteiange— 
legendeit. Dieſe Gonventionen, die immer ein ftehendes Grecutivcomite haben, das alle Fäden 
in der Hand hält (daher wirepullers), treten einige Monate vor der Präfidentenwahl zuſammen 
und ernennen ihre Candidaten. Es iſt dann Aufgabe der Delegaten ver betreffenden Staaten, 
die Gebote und Mapregeln der Convention in ihren Kreiien auszuführen. Im Jahre 1856 
wurben diefe Gonventionen von den Republifanern in Philadelphia, von den Demokraten in 
Gineinnati und von den Knownothings in Neuyork abgehalten. Unter dem Vorwande einer 
Bolföcontrole find die Nationalconventionen nichts ald ein Bündniß handwerksmäßiger Poli: 
tifer und politiiher Glücksritter oder Beutejäger, die ji zu den Agenten des Volks, zu den 
Dienern und Richtern der öffentlihen Wohlfahrt aufwerfen und eine eng geſchloſſene Phalanx 
bilden, die ihre fejten Gefege und Strafen gegen jede libertretung der von ihnen aufgeftellten 
Dogmen bejigt und unbedingten Gehorfam unter ihre Gebote verlangt. Der mit Jackſon's 
Wahl in die amerifanifche Politik eingeführte Marcy’iche Orundfag, daß den Sieger die Beute 
geböre, trug jehr fchnell zur Disciplinirung ſelbſt ver Widerſpenſtigſten bei. Bei der Präji- 
dentenwahl ift ed 5. B. noch nie vorgekommen, daß ein Wähler, obgleich er für einen beliebigen 
Candidaten flimmen fann, jemald der Bartei, die ihn wählte, den Gehorſam verweigert over 
auch nur dem in ihn gejegten Vertrauen nicht unbedingt entſprochen hätte. Gr ift jegt freilich 
weiter nichts ald Stimmenträger, ald ein unnüges Mittelgliev. Auf dem Wahlzettel ftehen über 
feinem Namen die Präſidentſchafts- und Vicepräſidentſchaftscandidaten, ald wollte man ihm 
zeigen, daß er gar nichts zu bedeuten hat. Die Wähler aber werben ebenfalld vom Gaucud er: 
nannt. Man weis daher auch fhon vier Wochen vor ver Wahl des Präſidenten durch die Wäh— 
ler, wer der Erwählte ift. Es ift vielfach; die Behauptung aufgeftellt worden, daß dieſe Proce: 
dur die Wahl des Präſidenten zu einer directen made, und man hat daraus auf den gefunden 
Sinn des Volks geſchloſſen, weldes die ihm in den Weg gelegten conftitutionellen Hinderniile 
zu umgeben wiſſe und die indirecte Abitimmung aufhebe. Allein man vergipt bei dieſer An— 
nahnıe, daß das Volk gar nicht mehr zu wählen hat, alſo noch viel [hlimmer daran ift, ald es 
von Anfang an war. Derartige nominirende Berfammlungen mit dem ihnen vorausgehenden 
Caueus haben von Jahr zu Jahr mehr Ausdehnung und Einfluß gewonnen und laften wie ein 
Blu auf der amerifanijhen Politif. Sie neutralifiven in der That die demokratiſchen Jufti- 
tute des Landes umd erzeugen eine Dligardhie, nit von Männern von Talent, Geburt oder 
Reichthum, jondern von prineipienlofen Politikern, die ih nur um Die Beute des Sieges zanfen. 
Während jie wohlweislid die äußern conjtitutionellen Formen nicht antaften und dem Volke, 
als dem „alleinigen Souverän“, ji dem Namen nad unterorbnen, rauben fie ihm in der That 
feine widtigften Rechte und gewöhnen es dadurch an politiſche Gleichgültigkeit, Trägheit und 
Unmünpigfeit, Der verderblide Einfluß eines folden Syſtems auf die Politiker ift natürlich 
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nicht minder groß. Ein Staatsmann kann dabei nicht aufkommen oder beſtehen. Wer in der 
amerikaniſchen Politik äußern Erfolg haben will, darf es darum vor allen Dingen mit niemand 
verderben, muß fih den Rücken nad) allen Seiten hin freihalten und vor allen Dingen zu 
transigiren verftehen. Faſt jeit Anfang diefes Jahrhunderts befindet jich die amerifaniiche Po— 
litik im Zuftande des Compromiſſes, der Vereinbarung von mehr oder minder guten oder ſchlech— 
ten PBrineipien und Zweckmäßigkeitsrückſichten. Gin engherziges, auf den eigenen Vorteil be: 
rechnetes Taften und Fühlen nad der öffentlihen Meinung bildet darum auch einen ver hervor: 
ragendſten Charafterzüge der amerifaniihen Politiker. Wer offen feine Farbe herauskehrt, 
ftebt einfam und verlaffen wie ver Prediger im der Wüfte. Der Präfident felbft ift nur ein Werk: 
zeug in der allgemeinen Mafchinerie; er darf mit ſehr feltenen Ausnahmen Feine Anftellung 
vornehmen, die nicht vom Caueus feiner Partei genehmigt oder gefordert wäre. Es ift jogar 
ſchwer, ohne deſſen Genehmigung zum Präfiventen zu gelangen; er hält Wade an deſſen Thü— 
ren. Melden Einfluß eine derartige Anftellungsweife auf den Dienfteifer und vie Moral der 
Beamten äußern muß, ift leicht erſichtlich; find fie doc; nur der Partei und nidht dem Lande ver: 
antwortlih! Was liegt ihnen an der Billigung des Volks, fobald fie fiher find, der Partei 
nicht zu misfallen? Kenntniffe, Dienfteifer und Fäbigfeiten find darum auch ganz untergeord: 
nete Gigenichaften für einen Beamten, und die Amter find nur dazu da, thätige Parteimitglie- 
der zu belohnen. 

Mie bei der Bräfidentenwahl, fo auch bei ven Wahlen ver Gemeinden, Städte, Bezirke und 
einzelnen Staaten! Die Mafchinerie des Caucus- und Conventionsſyſtems verzweigt ſich übers 
ganze Fand, fie reicht bis ind abgelegenfte Dorf. Es ift yicht zu viel gefagt, daß ein Mann, ber 
auf eigene Fauft und ohne das Endoſſament einer Partei ald Candidat für ein Amt auftreten 
wollte, für halbverrüct gelten würde. Eine ſolche Kühnheit Eommt auch nie vor. So haben 
fih Gaucus und Conventionen über dad Volf und die gefchriebene Gonftitution geftellt, ja zwi— 
chen beiden neue Gefege und Autoritäten gefhaffen, uud während das conftitutionelle Recht als 
ein todter Buchſtabe beifeite gefchoben wird, find Gaucus und Konventionen durch Gewohnheit 
und Bevürfniß der Politifer zum Gejege aller Parteien geworben. Es ift deshalb aud fein 
Wunder, daß feit einem Menfchenalter die Vereinigten Staaten jo veih an Demogogen und 
Politifern und fo arnı an Staatdmännern find. 5. Kapp. 

Gautelen, Eautelarjurisprudenz;. Unter Gautelen verfteht man wörtlih Klugheits— 
oder Vorjichtsregeln. Vorzugsweiſe aber nennt man diejenigen Klugbeitsregeln Gautelen, 
durch teren Befolgung man bei Eingehung und Abichliefung rechtlicher Geſchäfte und bei der 
Abfaffung von Urfunden über diefelben, z. B. bei Teftamenten, Verträgen, bei Bürgichaften, 
Anlehen u. |. w., Schäden und Einreden möglichft vorzubeugen und die Geſchäfte fo vortheilhaft 
und für die Gegenpartei fo bindend wie möglich abzufchließen hoffen darf. Man hat jogar den 
Inbegriff folder Vorfihtöregeln unter dem Namen Gautelarjurisprudenz zu einem beſondern 
Theil der Rechtswiſſenſchaft erheben wollen. Zum Theil beruhte die frühere Wichtigkeit dieſer 
Gautelen darauf, daß die Geſchäfte vormals mit jehr vielen gejeglichen und durch Gebrauch ein— 
geführten, jegt gottlob! innmermebr veraltenden Formalitäten eingegangen und oft audh wegen 
Unterlaffung derfelben von der Gegenpartei angegriffen oder dicanirt wurden. Freilich ift zu 
aller Zeit große Klugheit bei Eingehung rechtlicher Gefchäfte nörhig, um nicht in Schaben zu 
fommen. Der befte Unterricht darüber für verftändige Bürger ift die Öffentlichkeit der Rechts: 
pflege. Im einzelnen fönnen diefe Regeln nur aus der rechtlichen und politifhen und ökono— 
miſchen Natur und aus den gejeglihen Normen der einzugehenden Geſchäfte und aus deren 
richtiger Auffaſſung abgeleitet werden. Im allgemeinen ift Welt: und Menſchenkenntniß, be: 
fonnene Ruhe und, da fein Wort wahrer ift ald das Sprichwort „Ehrlich währt am längften‘“, 
Dffenheit und Beftimmtheit die befte Gautel. MWelder. 

Cautionen im Strafverfahren. Die Beforgniß, daß der Zwed der Strafrechtäpflege 
— die Anmendung des verlegten Strafgejeged auf den Verleger — werde vereitelt werben, 
wenn der Angeſchuldigte, in feiner Freiheit unbefhränft, dieſe auch zur Flucht benugen könne, 
führte zu deffen Verhaftung während der Unterfuchung, der jogenannten PBräventivhaft. Da 
fieein Ubelift, weldyes man dem nur verbächtigten, vielleicht fhuldlofen, Individuum, im Wiver: 
fpruche mit feinem Rechte auf den Schutz feindr perfönlichen Freiheit, zufügt, und welches fid 
nur durch die höhern Rückſichten auf das Staatdwohl rechtfertigen läßt, jo wird vie möglichite 
Beihränfung der gedachten Haft zu einer unabweislihen Pflicht für den Staat. Zu den Mit- 
teln, aud mit Schonung der perjönlien Freiheit den Strafzwed zu erreichen, gehört die Be: 
freiung von der Haft gegen Cautionsbeſtellung. 
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Das Römiſche Recht ſtellte es im weiteſten Sinne in das Ermeſſen des Gerichts, dieſelbe ge— 
gen Bürgſchaft, und ſelbſt gegen eine eidliche Angelobung des Angeſchuldigten eintreten zu 
laſſen. Je mehr in der Republik die individuelle Freiheit geſchützt wurde, defto ſeltener wurde 
die Verhaftung. ‚Die letztere kam anfangs meiſtens in der ſehr milden Form der custodia 
libera, oder der Übergabe des Angejhulvigten an einen Senator oder Magiftraten zu Über: 
wahung im Haufe, und erſt jpäter gemeinhin ald custodia publica (Gefängnifhaft) und 
custodia militaris vor, jedoch unbeſchadet des Rechts, ſich vurd Gautiondleiftung von ver Haft 
zu befreien. Auch in den ältern deutichen Rechtsvorſchriften war die Entlaffung gegen 
Sicherheitsbeſtellung befannt, in den deutſchen Städten wurde oft von der Befugniß Bürgen 
zu beftellen Gebrauch gemacht, und die Praris kannte fie auch unter der Herrfchaft der Carolina. 
Ein fehr wichtiger Schug lag für den Angeklagten im Anflageverfahren darin, daß der An: 
Fläger entweder ſelbſt Gaution bejtellen mußte, oder gefänglid verwahrt werden konnte. Es 
entſprach dem Geifte der immermehr Berechtigung erlangenden Inquijitiondmarimen und der 
diejelben verfechtenden Schriftfteller, die Entlaffung von der Haft gegen Gautionsleiftung ſtets 
mehr zu beſchränken. In England, wo ji der Anklageproceß erhielt, erhielt ſich auch die ältere 
Anſicht aufrecht, und die Zuläfiigkeit ver Befreiung von der Haft durd einen dem Friedens: 
richter zu leiftende Gaution (bail) blieb die Regel, deren Ausnahmen in Betreff ſchwerer Ver: 
brechen in befondern Statuten begründet waren, von welden Ausnahmen der Gerichtöhof ver 
Kings = Bend) jedoch abzugeben befugt if. Ähnlich geftalter ji die Sache in Schottland und 
Nordamerika. In den Gefeggebungen und in der Praris der Linder ded europäiichen Con— 
tinentd kommen in Beziehung auf die Berjegung in Griminalunterfuhung und auf die Ver- 
fügung der Unterfuhungshaft, ſowie in Beziehung auf die Cautionen noch überall die Spuren 
jenes in dem Art. Carolina geſchilderten fauftrechtlihen, inquiſitoriſchen, fpäter abjolutiftifch 
despotiſchen rechtloſen Kriegs gegen die angejchuldigten Bürger zum Vorfhein. Das wejent: 
liche, das aud in den Verfallungen geheiligte Recht der perfönlichen Freiheit wird ohne wahren 
Rechtsgrund und ohne rehtlihe Schaploshaltung aus Gründen der Sicherheitspolitif unter bie 
Füße getreten. Wenn nun auch nur eine gefeggeberiiche Neform die rechtlichern Grundfäge 
des römiſchen, altveutihen und englifchen Anklageproceſſes herftellen kann, der Nichter aber 
wirklich beflehende Geſetze nicht verlegen darf, fo muß doch derfelbe zugleich auch die ebenfalls 
gejeglich geheiligten Orundjäge der perſönlichen Freiheit und einer redtlihen und humanen 
Behandlung blos verdächtigter Bürger und die rechtlihen Präfumtionen für die allgemeinen 
Rechtsgrundſätze im Auge behalten und vorzüglich in zweifelhaften oder feinem rechtlichen Er— 
meſſen überlaffenen Fällen zur Anwendung bringen. Er muß jid) jo jenen rechtlichern Grund: 
lagen des römiſchen, altveutfchen und engliſchen, ſelbſt noch in der Garolina gebeiligten Rechts 
annähern. Die gegenwärtigen Zuftände der einzelnen Länder in diefem Theil der Rechts— 
verwaltung lajfen fich Hier nur fragmentarifch andeuten. . 

Das neuere franzöſiſche Strafrecht, in welchem nad) vem Schluß der Nevolution vorzugs— 
weiſe der neue Faiferlihe Despotismus ſich geltend machte, Fennt die liberi& provisoire gegen 
Gautionsleiftung nur bei Anfhuldigungen wegen delits, nicht bei denen wegen crimes. 

Nah dem neuern gemeinen Deutſchen Nechte ift das Ermeſſen des Richters über die Zus 
läjjigfeit der Sicherheitöbeftellung ein freieres. Gr hat die Gründe, weldye ven Angeſchuldigten 
bewegen müllen, fich der Flucht zu enthalten, und die, welde ihn zu diefer antreiben, gegen: 
einander abzumägen, und zu beurteilen, ob, wenn den erjtern die Sicherheitäbeftellung hinzu— 
tritt, jich für deren Zuläfligfeit ein Übergewicht ergibt, und dann dieſe auszufprehen. Zus 
gleich aber muß er berückſichtigen, ob nicht die durch die Flucht bewirkte Verbannung ded Anz 
geklagten aus dem Lande als ein fo großes Übel erjcheine, daß ed dem Zweck des Strafübeld ent: 
fpreche, ſodaß aljo die Sicherung durd Bräventivhaft ald eine unzuläſſige Härte erſcheint. 
Hielten doch die Alten foldye freiwillige Selbftverbannung felbft bei den größten Verbrechen 
genügend für den Staat! Und ganz beſonders erfheint bei geringen Vergeben eine Präs 
ventivhaft, die fo oft dem vielleicht Schuldloſen größeres Übel zufügt ald die Strafe, und Die bei 
diefer legtern ungerechterweife meiſtens nicht angerechnet wird, doppelt empörend. Überhaupt 
mußte ver Nichter nach gemeinem Recht, wo Fein neueres Gefeg ihn entgegenjteht, ganz die ge= 
rechten Grundfäge ver Garolina, in Beziehung auf den dort ald Regel Hingeftellten Anklage: 
proceß befolgen, und den Angefhuldigten dadurch nicht leiden laffen, daß in neuerm Ver— 
fahren. ein öffentliher Ankläger, im inquifitorifhen Proceß als folder indeß der Richter 
die Stelle des frühern Privatanklägerd übernimmt. Diefed ware in vieler Hinſicht eine 
humane und gerechte Milverung unſers noch heutzutage vielfach barbariihen Griminals 
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verfahrend, und zwar völlig nad} gemeinrechtlicher Grumblage. Endlich wird ja auch in neuerer 
Gefeggebung die Geredhtigkeit und Humanität vollftändiger legen. Bidjegt flreitet man in 
der Praxis noch darüber, ob die Gautiondleiftung aud bei todeswürdigen und folden Ver: 
brechen, welche eine lebendwierige Strafe bevingen, zuläſſig jei. Die preußifche Griminal- 
ordnung von 1805 erachtete die Gautiongleiftung nur dann für zuläſſig, wenn die Strafe des 
Verbrechens eine Bermögensftrafe war, und die auferlegte Caution zur Deckung verfelben und 
der Koften binreihte, oder wenn mit Wahrfcheinlichfeit angenommen werben fonnte, daß der 
Angeſchuldigte ven Verluſt des beftellten Unterpfandes empfindlicher ald das Strafübel fühlen 
werde, und wenn der Angefchuldigte nicht zu denen gehörte, deren Verhaftung (nad) $. 215) 
jeverzeit erfolgen follte. Da die Griminalordnung nur nod injoweit zur Anwendung kommt, 
als fie mit ven neuern Gefegen vom 3. Jan. 1849 und 3. Mai 1852 fi verträgt, hiernach 
aber in Betreff ver Nothwendigkeit ver Haft andere Beftimmungen maßgebend find, jo werben 
auch nur dieje die Anleitung zur Entfcheidumg über die Zuläffigfeit der, in Preußen ſehr felte- 
nen, Gautiondbeftellung zu geben haben. Auch die ſächſiſche Strafproceßordnung fennt vie 
unbevingte Beihränfung der Cautionszuläſſigkeit auf den Fall des Vorliegen leichterer Ver: 
brechen nicht mehr. 

Iſt ed nicht die Gefahr vor der Flucht, jondern die vor der Colluſion mit den Mitichulpigen 
(oder auch, was beftritten iſt, mit ven Zeugen), welche die Haft bedingt, dann foll nady der ge: 
wöhnlichen Meinung dieſelbe durch eine Gautionsbeftelung nicht bejeitigt werden Fünnen. 
Durch diefe Hinterthür firhrt eine rechtsgefühlloſe Praris überall die Berwerfung der Cautions— 
feiftung wieder ein, wo diefelbe auch ſonſt als zuläffig erfannt wurde. Richtiger aber ift, vollends 
heutzutage, die Furcht vor Collufionen, da diefelbe bei der Unnöthigkeit ver Geftänpniffe zur 
Berurtheilung nod mehr im Wertbe gefunfen ift, gar fein Grund zur Beraubung der Freibeit 
gegen blos angeihuldigte Bürger. Der Anfläger darf ihnen ihre Freiheit nicht rauben, weil er 
fih zu ſchwach fühlt, ihnen ihre Schuld zu beweiſen. So urtheilte auch die neue badiſche Ge— 
feßgebung. 

Man unterfceidet die Sicherheitäbeftellung durch einen zu leiftenden Eid oder zu gebendes 
Handgelöbnig, und die durch Pfänder oder Bürgen. Bei der Beftellung jelbft greifen die 
Beſtimmungen des Civilrechts überall plag. Nach gemeinem Rechte verfteht man unter cau- 
tiones judicatum solvi diejenigen, weldje die Unterwerfung der Inculpaten unter die mög: 
lichen Urtheile und die Befolgung derjelben bezwecken und hier nicht weiter in Betracht fonımen, 
und die cautiones de judicio sisti, welche die Geftellung des Inculpaten vor Gericht betreffen, 
und die find es, auf welche ed meientlich anfommt, wenn die Gautionsleiftung die Präventivhaft 
ausſchließen fol. 

Wurde die in einem bloßen Verſprechen beftehende cautio verbalis durch einen Eid beftärft, 
dann wurde ſie zur cautio juratoria, wogegen fie fonft eine nude promissoria blieb. Die jura: 
torifche Gaution und das Handgeldbnif®hevingen, nad) gemeinem Rechte, das Vorhandenſein 
des guten Rufes und der befannten Zuverläffigkeit des Angefchuldigten, ſowie die nur vor: 
bandene Bedrohung mit geringern Strafen. Dieje Art ver Gautionsleiftung läßt ſich, dem 
Princip nah, nicht wol rechtfertigen, indem fie den Angefchuldigten gleihfam in die Ver: 
fuhung führt, nene Verbrechen zu begehen, und fomit ftatt auf deren Vermeidung, auf melde 
die richterliche Thärigkeit abzielt, auf deren Vermehrung hinwirkt. 

Die preufifhe Criminalordnung läßt nur noch in feltenen Ausnahmsfällen das eidliche 
Angelöbniß, fih vor ausgemachter Sache ohne Willen des Richters nicht aus dem Gerichte: 
bezirf zu entfernen, zu. Im mehreren neuern Strafgefeggebungen tft viefe Cautionsart ganz 
unterfagt, jo in Sranfreih, Würtemberg, Baiern. Die ſächſiſche Strafprocefordnung vom 
11. Aug. 1855 fennt die Entlaffung gegen Handgelöbniß. Der Angefhulvigte gelobt, ſich 
während der IInterfuhung ohne Genehmigung des Richters, oder einer von ihm bezeichneten 
DOrtögerihtöperfon, von dem ihn angewiefenen Aufenthaltsorte oder aus dem Bezirke nicht zu 
entfernen, und fi Fünftigen Vorladungen durch Berbergung nicht zu entziehen, und verfällt, 
menn er dem entgegenbanvelt, in eine Strafe, deren Marimum auf ſechs Moden Gefängnis, 
oder 150 Thlr. Geldbuße bemefien ift. 

Die Kaution kann ferner durch Pfänder (Fauſtpfänder oder Hypotheken, cautio pignora- 
sitia) von Angefhuldigten gerichtlich oder notariell beftellt werben, und zwar durd Nieder: 
legung einer vom Richter beftinnmten Summe baaren Geldes oder geldwerther Papiere, und 
durch intragung dieſer Summe in das Hypothekenbuch, nad vorheriger Prüfung ver 
Sicherheit. 
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Sowol dad Römiſche Recht als die deutſche Praris fehen auch die von einem dritten für ven 
Angefchuldigten bewirkte Pfandbeftellung umd geleiftete Bürgſchaft (cautio idejussoria) für eine 
genügende Gantiondbefteflung an. Die Bürgen müffen hier alle fonft in Civilſachen erforder: 
lichen Eigenihaften haben, und es hat bei ihrer Aunahme der Richter beſonders zu prüfen, in 
welchem Verhaltniſſe ver Bürge zu dem Angefhuldigten fteht, und ob dies Verhaͤltniß von der 
Art ift, daß angenommen werben kann, der Angefhuldigte werde lieber die Strafe leiden, ald 
das Vertrauen des Bürgen- täufchen. Gemeinfchaftlid hat der Bürge zwar auf vie Nechte- 
mohlthat ver Theilung (benefieium divisionis) bei mehreren Bürgen, nidyt aber auf das der 
Vorausklage (beneficium excussionis) Anſpruch, wenn die Gaution verfallen ift. 

Dies ift gemeinhin dann bei jeder beftellten Gaution der Fall, wenn der Angefchuldigte ſich 
der Fortſetzung der Unterfuchung oder der Strafvollftrefung entzogen hat, und es verbleibt 
ſodann die zu Gaution beſtellte Summe dem betreffenden Gerichte. Verſchiedene Gefeg- 
gebungen, z. B. die franzöſiſche, beftimmen ein für allemal die Höhe der Caution auf einen Be- 
trag von 500 Fr., mas nicht angemeflen erſcheint, da die Kaution dann in einem Falle leicht zu 
body, in dem andern aber zu niedrig fein kann. Einige Geſetzgebungen ftellen ein Minimum 
(Baden 200 Fl.) feit, was jedoch auch nicht rathſam ift, da auch dies für einzelne Fälle zu hoch 
gegriffen fein kann, und dann bei vorhandenem Unvermögen einer ungerechtfertigten Entziehung 
der Befugniß, Caution zu ftellen, gleichkommt. Am richtigſten wird mol in jedem einzelnen 
Falle die Höhe der Kaution, nah den obmwaltenden Vermögens und fonftigen Berhältniffen, 
umd der gröfern oder geringern Fluchtgefahr von Richter feftgeiteflt. 

Mebrere Geſetzgebungen fhügen dann den Bürgen vor dem Verluft ver Gaution, wenn er 
dem Gerichte vechtzeitig von der beablichtigten Flucht des Angefhuldigten Kenntniß gibt, z. ®. 
die würtembergiiche, andere laffen die Gaution erft nach dent Ablauf einer Frift nad) dem Acten— 
fundigwerden der Flucht verfallen, 3. B. die ſächſiſche nach 30 Tagen, und überlaffen es dem 
Bürgen, welchen fie von der Flucht in Kenntniß fegen, innerhalb diefer Frift den Angefchulvigten 
vor Gericht zu ftellen, oder feinen Aufenthalt fo zu bezeichnen, daß er daſelbſt aufgefunden wer: 
den fann, und jo den Berluft der Caution zu vermeiden. Sobald der Zweck erreicht ift, zu wel: 
chem die Caution beftellt wurde, ift Diefelbe dem Beſteller zurüczugeben, namentlich dann, wenn 
ver Angeihuldigte freigeiproden wird, oder wenn ungeadjtet der geleifteten Gaution fpäter 
dennoch jeine Verhaftung erfolgt. 

Die Caution verfälltin Würtemberg nicht, wenn der Angeſchuldigte ch binnen 24 Stun: 
den, in Baden nicht, wenn er fi) innerhalb vier Wochen nach feiner Entfernung felbft wieder 
geftellt. Daß außer ver Geldſtrafe auch die Koften, ſoweit ſie den Angefhuldigten treffen, aus 
der Kaution zu entnehmen find, ift nirgends zweifelhaft. Die ſächſiſche Strafproceßordnung gibt 
auch den durch das Verbrechen Verlegten das Recht, feinen Schadenerfag aus der Enution zu 
verlangen. 

Mach dem Vorbilde des Code penal hat das badiſche Strafgefeg auch zur Befreiung von 
der Bolizeiaufficht die Cautionsleiſtung für zuläfiig erachtet. 2. Triefl. . 

Eenfur als Sittengeriht in alter und neuer Zeit. Die Staaten des Alterthums 
bielten befanntlih Sittengerichte für weſentlich nothwendig, und zwar nicht etwa bie rein 
religtölen oder moralifchen, welche vorzüglich in frühern noch mehr theofratifchen Zeiten ftetd 
die geiftlihen Behörden bilden, fondern auch politiihe. So war in Sparta jeder Greis ein 
Sittenrichter für die Jüngern. Die Ephoren aber übten ein allgemeines Sittengericht aus vor— 
züglich auch über die Beamten und ſelbſt über die Könige.) In Athen Hatte die ehrwürdigſte 
Staatöbehörbe, der Areopag, eine allgemeine fittenrichterlihe Gewalt. Der Senat aber, die 
Arhonten und vorzüglich die Thesmosheten und jodann die Euthynen und Logiften waren no 
insbefondere fittenrichterliche Behörden für die verſchiedenen Klaffen der Beamten, welche vor 
dem Beginn ihres Amtes (durch die Dofimafte) und während deſſelben und nach feiner Been⸗ 
digung (durch die Euthyne) ſtrenger Öffentliher Prüfung und Rechenſchaft auch über ihren 
jittlihen Wandel unterworfen waren.?) Auch Karthago hatte ſeine Sittengerichte. 

1. Doch eine vollkommnere Ausbildung und größere Wirkſamkeit erhielt kein Sittengericht 
jemalg als während der ganzen fhönften Zeit der Republik die römijche Eenfur.?) Be: 


1) ©. Tittmann, Griechiſche Staateverfaffung, ©. 108 fg. 

2) Aittman, a. a. O., S. 251, 255, 258, 262; Badsmuths Hellenifche Alterthümer, I, 1, 
1%, 26 

3) Über fie handeln außer frühern Schriftitellern neuerlich vorzüglich Niebuhr in feiner Römifchen 
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kanntlich Hatte der vorlegte römiſche König Servius Tullius das gefammte römiſche Volt nad 
dem Vermögen in ſechs Klaffen und diefe in Genturien, und zugleich die fünf erften Klaſſen, alſo 
mit Ausfhluß der fechöten, der ‘Broletarier, die blos Kopfgeld zahlten, in Tribus abgetheilt, 
Nach jener Abihägung des Vermögens (Cenſus) und den auf jie gegründeten Abtheilungen 
hatte er zugleich die Steuern und Kriegsvienjte und den Antheil eines jeden an ver Regie: 
rung ded Staats beftimmt. Hiermit nun verband er eine allgemeine öffentlihe Mufterung, 
und diefe wurde jedesmal mit einem feierlich dargebrahten Sühnopfer zur Entjündigung 
oder Reinigung (Luftration) des ganzen römifchen Volks beſchloſſen.) Nach der VBertreis 
bung der Könige wurde der Genjus mit jener Mufterung und den feierlichen Reinigungs— 
opfer zuerft vor den zwei Gonfuln vorgenommen, und zwar der Negel nad) aller fünf Jahre, 
welder Zeitablauf von jener Reinigung nun Luftrum genannt wurde. Seit dem Jahre der 
Stadt 312 aber wurden alle fünf Jahre zwei bejonvere höhere Staatöbeamte, die Cenſoren, zu 
diejen und einigen andern Gefchäften erwählt. Vor ihnen mußten alle römiſchen Bürger er: 
feinen, ihre und ihrer Väter und Großväter Namen, ihr Alter, ihre Weiber und Kinder, ihr 
Bermögen, Grundſtücke, Sklaven, Vieh und deſſen Gelowerth angeben. Sie wurden alsdann 
von den Genjoren in die Bürgerrollen, und zwar in die angemeflene Klaſſe und Genturie und 
Tribus, und zum Theil in. den der Negel nad) früher aus ven altbürgerlichen oder patriciſchen 
Geschlechtern gebildeten Senat und in die früher regelmäßig theild aus Patriciern, theils aus 
bevorzugten plebejifchen Geſchlechtern gebildete Neiterei oder in den Stand der Nitter ein: 
geſchrieben und nach diefer Einſchreibung öffentlich verlejen.d) Diefe Schägung und Mufte: 
rung ded Volks in Verbindung mit jener alten Idee der Reinigung und. zwar zuerjt einer reli— 
giöſen, dann aber immermehr auch einer politifchen odet einer Reinigung bed ganzen volitiſch 
bereihtigten Volkskörpers und feiner höhern Abtheilungen, feiner Gemwalten und Stände von 
Öffentlicher Beflefung und von unwürdigen Glievern wurde bald zu einem vollftändigen all: 
gemeinen politiihen Sittengericht ausgebildet. In Verbindung mit dem Genjus übten die 
Genjoren als „Wächter und Regierer der Sitten, oder der Sitten der Vorfahren, als Grhalier 
der Öffentlichen Ehre und Scham und des öffentlichen Anjtandes‘ alle fünf Jahre eine Cenſur 
der Sitten über dad römiſche Volk feierlich und öffentlich aus.6) Sie bildeten zwar im ganzen 
nad) vem Vermögen bei dem Senat und den Nittern, in der frübern Zeit nad) der Abftammung, 
jene verfchiedenen Verzeichniffe und Abtheilungen ver Nation; aber jie verftichen diejenigen, 
welche ji ihrer Bürgerwürde oder ihres Standes unwürdig berragen hatten, durch Aus: 
lafjung in dem beftimmten Verzeichniß mit der Bemerkung des Grundes (cenforifche Note), 
and ihrem Stande, aus dem der Senatoren oder Ritter oder dur Verſtoßung aus ihrer Tri- 
bus jogar unter die Klaſſe der Ararier (Proletarier, Capite Genfi, Cäriten), welde von allen 
politifhen Bürger: oder Stimmredhten wie von allen Würden ausgeſchloſſen waren. 7) Sie 
lohnten umgefehrt auch bejondere Verdienfte und höhere Würdigkeit durch Einzeihnungen in 
höhere Abtheilungen.8) Sie bildeten alfo gewiffermaßen und wenigftens für ihre Amtsperiode 
und für die Ausübung alles politifchen Rechts den ganzen politifchen Volkskörper und alle poli: 
tifhen Stände und Gewalten des Staats nah der Würpigkeit, Sie nahmen aud; Statuen 
weg, melde ohne Beihluß des Senats oder Volks jemand zur Ehre gefegt waren.?) Nie: 
mand aber konnte ſich ihrem Gericht entziehen. Denn wer fi dem Genfus und ver Genjur 
entzog, wurde angejehen als ſelbſt auf feine Bürgerwürde verzichtend und ald Sklave ſammt 
feinem Vermögen verfauft.1%) Daß diefe ungeheure Gewalt in Verbindung mit jener religiö- 
fen Reinigung die Würde der Cenſoren über alle andere Staatöwürben erhöhte, fie zur heilig: 


Geſchichte, II, 438; Hüllmann im Staatsrecht des Altertfjums, und Jarke, Darftellung des cenforifchen 
Etrafrechts der Nömer (Bonn 1824). 

4) Livius, 1, 42, 43; Dionys von ., 4, 15;.Barro, 5, 2. Befannt ift die jährliche Entfündigung 
des ganzen hebräifchen Volks, 3 Mof., 16, 

5) Cicero in Rullum, 11; De leg., 3, 3; Livius, 4, 8; 29, 37; 43, 14. 

6) Livius, 4 8; 24, 18: 40, 46; 42, 3; Cicero de leg., 3, 3; In Pison., 4: Plutarch im 
Gato, 16, und im ®. Am., 38. 

7) Livius, 27, 11; 34, 44; 38, 28; 40, 51; Jarke, a.a. ©, ©.83. Die Ausſchließung der unter 
die Ararier Verjegten (alfo auch aller Ararier ?) gleich den Parias, felbit von den öffentlichen Opfern, 
hat Jarfe ebenfo wenig bewiefen als die Urfprünglichfeit der Genfur. 

8) Zonaras, 7, 19; Liv., 8, 7; 45, 15; Gellius, 5, 18. 
9) Livius, 4, 8; 39, 44; Plin. Hist. nat., 34, 4. 
10) Cicero pro Caes., 24; Dionys von H., 4, 15. 
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ften wie zur höchſten machte, ift begreiflih.1!) Feſtus fagt: „In einer religiöfen Verehrung ° 


fteht vor allen die Majejtät des Cenſors.“ Ebenſo natürlich ift ed, daß die cenforifhe Note 
außerordentlich gefürchtet wurde. Als Strafe zur Erhaltung der Öffentlihen Ehre und Scham 
und der Achtung der Sitte war fle ihrem Weſen nad eine höchſt empfindliche Ehrenftrafe, eine 
Schande; ald Erhaltung der Würde und Neinheit des politiihen Volkskörpers und feiner hö— 
bern Abtheilungen war ſie politifhe Degradation und Ausſtoßung.12) Cicero jagt: „Mit 
einem von der cenforiihen Schande Betroffenen mochte niemand mehr Gemeinfhaft und Ge: 
fhäftsverbindung haben. Kein Verwandter mochte ihn zum Vormund erwählen ; niemand ihn 
bejuden, mit ihm umgehen oder zu Gaſt figen. Alle vermieden und verabfcheuten ihn wie ein 
verderbliched Thier, wie einen Peſtkranken.“ 

Die Macht der Genforen war jedoch aud) wieder durch mehrere Umſtände jehr weife ermä= 
Bigt. Die Genforen wurden nur einmal und nur für einen einzigen Act der Genfur ermählt, 
und zivar einerjeitd aus Männern, die ſchon in den andern höchſten Staatsümtern, namentlich 
als Gonfuln, fich als des höchſten Zutrauend würdig bewährt hatten, jeit 404 in der Regel einer 
derjelben aus den Neihen der Patricier, einer aus den Reihen ver Plebejer. Sie wurden an: 
dererjeitö ernannt Durch die beiden Volksverſammlungen, fodaß die mehr plebejiiche, Die der Tri— 
bus, fie der mehr ariftofratiihen der Genturien zur Beftätigung vorſchlug. Dabei noch mußten 
ihre Beſchlüſſe einftimmig fein, ſodaß der Widerfprucd des einen eine cenſoriſche Note durch 
den andern unmöglich machte.12) Auch dauerten ihre Beftimmungen nicht eiwa jo wie eine 
gerichtliche Infamieftrafe immerwährend, fondern nur bis zur nächſten Mufterung, wo denn die 
neuen Genjoren diejelbe nad Belieben erneuern oder aufheben konnten, welches legtere ſie bei 
der cenforischen Strafe fogar gewöhnlich thaten.1) Somie nun ion durch dieſes alles, fo 
wurden die Genjoren vollends durch die vollfommene Freiheit und DOffentlichfeit eines ganz res 
publifanifchen Lebens von jelbft wahre Organe der Nationalüberzeugung, ähnlich wie die Prä— 
toren bei allem ihren Mechte zu neuen Beftimmungen doch nur die lebendige Stimme des Na— 
tionalrehtd genannt wurden (1. Billigkeit). Und nur dadurch und durd ihre Achtung ver 
nationalen Überzeugungen fonnten ihre Urtheile ver Negel nach jene große von Cicero beſchrie— 
bene Wirkſamkeit erhalten und behaupten. Sie mußten um fo mehr nur treue Organe jener 
Nationalüberzengungen fein, da bei offenbarem Wiverfpruch mit denſelben oder bei Gewalt: 
misbraud eine einftimmige Einfprade (Veto) der Volfstribunen gegen ihre allgemeinen 
Boraudverfündigungen oder Edicte über die Grundſätze ihres Verfahrens bei Antritt ihres 
Amtes !5), oder gegen ihre beſondern Beſchlüſſe jiher ihre allgemeine verhindernde Kraft aus: 
geübt hätte 16), und da endlich, aud ohne eigentliches Appellationsrecht von ihren Beichlüffen, 
diejelben doch noch außerdem injofern unter der höchſten Eutſcheidung der Nation ftanden, daß 
diefe bei ihren Wahlen zu den höchſten Staatswürden ſich an eine ihr ungerecht ſcheinende cenz 
ſoriſche Note nicht band. -So hatten z.B. die Genjoren den Mamercus, weil er ald Dictator 
durch Volfögefeg bewirkt hatte, daß die Genjoren won den fünf Jahren des Luſtrums nur eind 
und ein halbes ihre Würde behielten, ſodaß während der übrigen Zeit des Luſtrums feine 
Genjoren exiftirten, im Verdruß aus dem Senat, ja aus jeiner Tribus und alfo unter die 
Ararier verftoßen. Schon bald nachher aber wählte ihn das Volk aufs neue zum Dictator.17) 

In Beziehung auf die Orundfäge, deren Verlegungen die cenforiichen Strafen nad ſich 
zogen, fand ebenfalld Beihränkung und eine Abjonderung derfelben von reiner Moral jtatt; 
eine Beſchränkung fowol in Beziehung auf die Form wie in Beziehung auf den Gegenftand, 
Gine Beſchränkung in Beziehung auf die Form begründeten in gewilfer Mape jhon jene 
Borausverfündigungen in den cenforifchen Edieten. Es follte aber aud) die Cenſur ald Organ 
der wahren Nationalanerfennung Grundſätze der auch politiih anerfannten Staatsreligion er— 
halten, vorzüglich aber alte, väterlihe oder nationale Sitten (mores, mores majorum, mit 
welchen Worten die vömijchen Juriften einen ſtillſchweigenden Willen oder Conſens des Volks 
und das Gewohnheitsrecht bezeichnen, und die jedenfalls ebenjo ſehr ald die Anftandöregeln 


11) Livius, 4, 8; Piutarch, a. a. OD. — 

12) Cicero pro Cluent., 14; De republ., 4, 6, und Asconius ad Cie. in Verr. ed. Lugd., S. 20 

13) Cicero in Rullum, 11. 

14) Cicero pro Chuent , 43; Ascon,, a. a. D. 

15) Plin., 8, 72, 77, 82; 13, 5; 14, 16; Gellius, 15, 11; Cornel. N. Gato, 2. 

16) Livius, 24, 34; 29, 37; Valer. Marimus, 7, 2,6; Plinius, 7, 44; Gelliue, 3, 4. 

17) Livius, 4, 24; 9, 30. 5 
Staats⸗Lexiton. III. 25 


'386 Eenfur ald Sittengericht 


etwas Objectives, allgemein erkennbares Hiftorifches 78), nicht ſubjective moraliſche und philo— 
fophifche Überzeugungen waren). Die Beihränfung den Gegenitande nad) lag darin, daß die 
Cenſur nur dasjenige beftrafte, mas nad) der Staatsreligion und nach dieſen Mores der Staat: 
bürger= und Standedehre und Würde und der Würdigfeit der einzelnen politifchen Perſönlich— 
feiten und der politifchen Gorporationen widerſprach, was in diefem Sinne — wie Niebuhr 
fi ausdrückte — „die Pflichten gegen Staat und Stand verlegte‘. Es war allv nad Form 
und Gegenftand eine nicht blos fubjective, jondern objective und wirklich politifhe, gewiſſer— 
maßen juriftiihe Ehrbarfeit (honestas), welche die Genfur erhalten follte. Keineswegs follte 
fo, wie Jarfe e8 darftellen möchte, die reine und die ganze Moralität und Brivattugend, worüber 
zulegt ſtets ſubjective Gefühle und Gewiffensüberzeugungen enticheiden, Gegenſtand, es follte 
nicht eine jubjective Gewliſſensrichterei Aufgabe der Eenfur fein. Diefe ſchon in der ganzen 
Natur der Sache und des Inftituts liegende Grundanjidht entfpricht der juriftiihen Richtung 
des römifchen Volksgeiſtes. Sie beftätigt fih aud dur die und aufbewahrten Beifpiele cen= 
forifch beſtrafter Unwürdigkeiten (Jarfe, S. 22 fg.). Freilich Eonnten einzelne Genforen einmal 
ihre feine Grenzlinie überjchreiten. Und nod leichter fünnte man, fo wie Jarfe, aud in 
mancher politifchen Unmürdigfeit zugleich eine Verlegung anderer rein moralifher Grundjäge 
auffinden. Dennod tragen alle jene Beifpiele, wenn man jie im Zufammenhang und nady dem 
Sinne der gefhichtlihen Quellen felbft auslegt, gerade jenen Charakter der juriftiichen oder po: 
litifhen Inwürdigfeit an jih. Es wurden nicht reine ISmmoralitäten und VBerlegungen veiner 
Privatpfliten, niemals z. B. unmoralifhe Härten und Graufamfeiten gegen Weib und Kind, 
gegen die Sklaven, gerügt. Auch traf die Genfur niemals die Frauen, obgleich doch diefe der 
richterlichen Strafe der Infamie unterworfen waren. Ebenſo wenig traf fie die jo ſehr zahl: 
reiche unterjte Volksklaſſe der Proletarier, denen ja die cenforifche Note weder Stimmrecht no 
höhere Standesehre nehmen fonnte. Und ed entzog aud die cenforische Note nicht, gleich der 
gerichtlichen Infamie, auch Privatrechte. So widerlegt fi denn auch zugleich die andere Haupt: 
anficht, welche Hugo und Jarfe in Beziehung auf die Genfur aufflellen, indem dieſe beiden Ge: 
lehrten überhaupt leider das große Inftitut zu einem Beleg jo wie für ihre grundverderbliche 
gänzlihe VBermifhung von Moral und Itecht, fo auch für despotiſche Regierungs- oder Polizei: 
willfür herabziehen. Sie fhreiben ihm nicht blos eine Beftrafung reiner Immoralitäten zu, 
fondern jegen auch feine Hauptbeftimmung in eigentliche polizeiliche und criminalrechtliche 
Wirkſamkeit. Die Eenfur foll vorzüglich eine Ergänzung der Lücken der Polizei und Cri— 
minalgejege und Anftalten bezweckt, und dazu in kurzem, formlojem, inquifitorifchen Ber: 
fahren nadı Gutdünken Strafverfügungen ausgeſprochen haben. Für diefen Zweck fonnte die 
Cenſur aber jchon deshalb nicht berechnet fein, weil jie ja nach dem vorher Angegebenen die in 
dieſer Beziehung widhtigften, zahlreichſten Klaffen von Berfonen und Berlegungen gar nicht 
treffen Eonnte, und auch darum nicht, weil fie, ftatt der dazu nöthigen täglichen Wirffamfeit von 
mehreren Behörden, vielmehr nur alle fünf Jahre ein einziges mal von einer Behörde über die 
römiſche Nation ausgeübt wurde; 

Wohl aber fonnte das große Nationalinftitut ver Cenſur jenes politifche Honeftun und die 
Öffentliche Ehre und Schan, wohl konnte fie einerfeitd jene anerkannten politifhen altvater: 
ländiſchen Ehrengrundfäge und Sitten und andererfeits die anerfannte moraliſche Würde, bie 
Ehre und Achtung der vaterländifchen Behörden und der politifchen Perſönlichkeiten bewahren 
und in allgemeiner lebendiger Anerkennung (in ihrer Objectivität) erhalten, Sie vermochte 
diefed, wenn fie auch nur beifpielöweife einzelne beſonders auffallend gewordene, Argerniß er: 
wedende, Feiner weitern Unterfuhung bedürftige Verlegungen jener Orundfäge und jener 
Würde zu erneuerten Öffentlichen Heiligung derſelben mit öffentliher Schmach branpmarfte 
und fo am allgemeinen politifchen Reinigungs: oder Verſöhnungstage ver Nation den politifchen 
Volkskörper und feine höhern Stände von diefer Schmach und von den unwürdigſten Ur: 
hebern derjelben reinigte. Denke man ſich die ganze moralifhe Wirfung für den bezeichneten 
Zwed, wenn in der politifch und religiös wichtigften und feierlihften VBerfammlung des ganzen 
römiſchen Volls Senatoren, Nitter und die ſtimmberechtigten und ämterfähigen Staatsbürger 
wegen jener Berlegungen und ald Unwürdige aus ihrem Stande, aus ihren politiihen Staats: 
bürgerrecht und aus deſſen Ehre öffentlidy ausgeftoßen wurven, und wenn dabei die ehrwürdigſten 
Beamten ded Staatd, wenn ein Cenſor Eato von dem hohen curulifhem Throne herab in 


18) ©. Dionys von H. bei Reisfe, S. 2358; Ulpiani fragm., 1,1,L.35; D.de legib.; £i- 
vius, 40, 46. 
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Öffentlicher Rede die geftraften Pfliptwidrigfeiten rügten, die Unmwürbigfeiten brandmarften, 
die altehriwürdigen nationalen Sitten und Ehrengrundſätze des römischen Staatsbürgerthums 
vertheitigten. 19) 

Es traf num aber , entjprechend dem angegebenen doppelten Zwed , die cenſoriſche Schande, 
außer Verbrechen, die auch criminalvechtlich ftrafbar waren, fürs erfte die unmittelbaren Ver: 
legungen der anerfannten Grundlagen der bürgerlichen Bereinigung und der bürgerlichen Ehre 
durd ven Brudy der öffentlichen Treue oder der Heiligkeit der Eide, ſodann durch ſchimpfliche, Ehre 
und Vaterland vergeflende Feigheit und durch jedes ſchimpfliche Gewerbe. Sie traf fürs zweite 
Öffentliche, unanftändige Verlegung der Achtung gegen die Staatsreligion und die verfaſſungs— 
mäßigen Geſetze und Ginrihtungen des Staats, namentlid Verlegungen der Achtung gegen 
obrigkeitliche Amtsgewalt und entweihenden Misbrauch derfelben und ver politifchen Nechte über: 
haupt, vorzüglich auch Beſtechlichkeit. Es traf fürs dritte endlid, weil die Nömer würdiges 
ebeliches und Familienleben und geordneten Hause und Vermögensſtand ald Grundlagen und 
Bürgihaften aud für die politiiche Würdigfeit und Zuverläfiigkeit anerfannten, die cenſori— 
She Note auch die Misachtung von deren Heiligkeit und Wichtigkeit. Sie traf die Verlegung der 
Öffentlihen Zudt und muthwillige Ehelofigfeit. Und fie beftrafte unbürgerlice, ververbliche, 
ſchlechte Wirthſchaft durch fchlechte Betreibung des altehrwürdigen Aderbaues, durch Luxus jeder 
Art und durch leichtfinniges übermäßiges Schuldenmaden. 

II. Audy bei den Germanen finden ſich frühzeitig Sittengeridhte. Schon in der erften Pe— 
riode der fränfiihen Monarchie bi8 zum 6. Jahrhundert beftraften die geiftlichen oder bi: 
ſchöflichen Gerichte Vergehungen gegen die hriftlihe Religion und Moral und gegen die Kirchen 
disciplin mit den kirchengeſetzlich (in den libri poenitentiales) beſtimmten Bupen und Strafen 
und in äußerften Bällen mit Interdict und Ausfchliefung.20) In der zweiten Periode werden 
diefe biſchöflichen Sittengerichte über die offenkundig gewordenen Vergehungen zu den fo= 
genannten Send: oder Synodalgerichten ausgebildet, welche die Biſchöfe jährlich einmal bei der 
Kirhenvifitation in jedem Hauptparochialſprengel ihrer Diöcefe hielten, und in welden einige 
dazu bejonderd beeidigte glaubwürbige Männer die offenkundig gewordenen VBergehungen an= 
zeigen mußten. Immer vollſtändiger bildete daneben die hierarchiſch-theokratiſche Gewalt zu: 
gleich das Beichten und Abbüßen aud der geheimen Sünden aus, nidyt minder die Anrufung 
der Unterftügung des weltlichen Arms zur Berfhärfung der geiftlihen Strafen, insbejondere 
auch durch bürgerliche Ausſchließung der aus der Kirche Ausgeichloffenen; ferner das Indulgenz= 
und Ablaßweſen und das inquijitorifche Verfahren, ja zum Theil völlige Ketzer- und geiftliche 
Inquiſitionstribunale.?1) 

In ungefährlicherer und in einer für frömmere Zeiten heilſamen Weiſe errichteten auch die 
Proteſtanten nach der Reformation kirchliche Sittengerichte in Gemeinen und Kirchſpielen, 
Presbyterialgerichte, Kirchenconvente u. ſ. w. Und wenigſtens in Trümmern haben katholiſche 
und proteſtantiſche Sittengerichte und ſelbſt manche nicht geiſtliche theilweiſe Sittengerichte, Rüge— 
gerichte u. ſ. w. bis in die neuere Zeit und wenigſtens bis zur Franzöſiſchen Revolution fortgedauert. 
Ja man bat ſelbſt hier und da in neueſter Zeit eine verbeſſerte Wiederherſtellung verſucht. 

Bekanntlich hatten hierneben früher die verſchiedenen Stände, namentlich die Zünfte, alſo 
mit ihnen alle Stadtbürger, und die Ritterorden noch ihre beſondern Sitten- und Ehrengerichte. 
Und auch dieſe haben in verſchiedenen Formen oder auch formlos und zuweilen in Ausartungen 
bis in neuere Zeiten fortgedauert, bei Offizieren und Studenten zum Theil durchgerührt durch 
Duell und Berruf oder durch die Erflärung, daß ein Standesnitglied unjatisfarrionsfähig fei 
und man mit ihm mit Ehren nicht dienen oder in gejellihaftliher Verbindung fteben fünne. In 
Frankreich haben fid) bei Apvocaten und Notaren, wenigftend in Beziehung auf eine ehrenhafte 
Dienftverwaltung, neue Sitten: oder Disciplinasgerichte ausgebildet. Auch fordern befanntlich 
gewöhnlicd, ver Staat und die Kirche von den weltlihen und geiftlihen Beamten ein der Würde 
des Dienftes entſprechendes anftändiges, die allgemeine Sittlichkeit nicht Öffentlich auf anſtößige 
Weiſe verlegendes Leben und rügen auf verfchiedene Weife, zuweilen auch durch Dienft: 
entlaffung, dad Gegentheil. Auch in Ständeverfammlungen verſuchte man ſchon die vorzüglich 
aud dem Rechte ver Wähler gefährlichen Ausſchließungen. 





19) Cicero de senertute, 12; Liv., 39, 42. 
20) ©. den Art. Bann, und Eichhorn, Staats: und Rechtsgeſchichte, FF. 105, 106, 181, 182. 
21) ©. den Art. Abtaß, und Eichhorn, $$. 182, 322. 
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IE Alle diefe frübern und fpätern Einrichtungen der Völfer fcheinen wenigſtens vie jo 
oft von den größten Staatsmännern ausgeſprochenen Grundſätze anzuerkennen, daß für Er: 
haltung der Freiheit, Würde und Kraft der Bölfer, für Erhaltung der Ehre und Tüchtigkeit 
ihrer politifchen Gewalten und Stände und bes Öffentlichen Vertrauens auf fie die blos negati: 
ven, ſtreng juriftifchen äußern Freiheitögefege und die gemöhnlichen Griminalgerichte nicht aus: 
reihen. Und gewiß, fo ift ed. "Heiligkeit der Sitte und der öffentlichen Ehre find Die unent— 
behrlichen Grundlagen und Kebensfräfte der Fteiheit und Tüchtigkeit ver Staaten. Deren Er: 
haltung und Herrichaft aber müfjen wie alled, was im Staatsleben Kraft und Beftand haben 
fol, durch entſprechende Organe und Einrichtungen gefhügt und verbürgt werden. Auch jelbft 
diejenigen Politiker, welche Recht und Moral fogar in ihren Grundlagen gänzlich zerreißen zu 
können glauben, und welche auch die jittlihe Ausbildung und Beitimmung der Menſchheit durch— 
aus nicht als Staatszweck anerkennen, finden dennoch eine fittenpolizeiliche Vorſorge für Erhal— 
tung der Sittlichfeit nöthig. Die clafjifche römiſche Jurisprudenz erklärte jogar, ohne dabei 
Recht und Moral zu vermiſchen, doch ebenjo mie das altveutjche Necht die Achtung der fittlichen 
Würde und Beftimmung und die Ehre des Menfchen (honestas und existimatio) als die un- 
entbehrlichen Grundlagen und Grundbedingungen alled Nehts.2?) In dem Grave aber 
vollends, ald ein Volk die bürgerliche und politifche Freibeit feiner Bürger ausdehnen und be: 
feftigen, ald eö von ihrem Streben und Wollen Einheit, Kraft, Gejundheit und Ehre des 
Staats abhängig machen will, in demſelben Grade muß es auch bedacht fein, deren Privat: 
interejlen und Privatleidenſchaften durch die Herrichaft der öffentlihen Ehre und Scham, ver 
Heiligkeit und Achtung der religiöfen und bürgerlichen Sitte zubändigen, dem Baterlande unter: 
zuordnen und dienftbar zu machen. Seine andere Gewalt der Erde hält fonjt den natürlichen 
Gigennug und die unwürdigen, feigen und feilen Gefinnungen ab, die Freiheit der Mitbürger 
und dad Vaterland und feine Ehre preiszugeben, fie liftig oder gewaltjam zu verlegen. Diejes 
lehrt die Geſchichte aller Zeiten und aller Völker. Bloßer Zwang ift nie vollftändig durchführ— 
bar gegen die Lift und Gewalt der Böſen und vollends gerade gegen die Mächtigern, welche 
zwingen follen. Die Erfenntniß des Bortheils allgemeiner Rechtsbefolgung ift ebenfo wenig 
allgemein und genügend wirffam gerade gegen die gefährlichfte Selbftfucht, weldye zwar die Be: 
folgung von den andern annimmt, fich ſelbſt aber aufihre Koiten privilegirt. Die Geſchichte 
der alten Staaten inöbefondere beftätigt e8, wad von Rem Montesquieu, von Athen Hüllmann 
ausführt, daß der Untergang ihrer Freiheit und ihr fihtbarnahendes Berderben mit dem Ber: 
falt ihrer Sittengerichte gleihen Schritt gingen. In Rom hatte nah Asconius (a. a. D.) frü— 
ber die Abneigung des Volks gegen die Strenge der Genfur ihre Einftelung bewirkt. Bald 
aber zeigten fich fo jehr die verderblihen Folgen, daß das Volf ſelbſt ihre Herftelung forderte. 
Später fank die Genfur feit ver bürgerlihen Erſchütterung unter ven Gracchen und vollends in 
den großen Bürgerfriegen. Sie erloſch unter ven Kaiſern, obgleich diefe zuerjt mit allen übri- 
gen hoben Amtögewalten auch vie Genjur an ſich riffen, aber natürlid nur für die Beförderung 
ihres Despotismud anmwendeten, keineswegs zur Börderung ber öffentlihen Ehre und Scham, 
der Bürgertugend und des Bürgermuths, die ja dem Despotismus tödlich gemefen wären. 
Tacitus läßt daher feinen Torannen Tiberius (2, 33) die gründliche Überzeugung ausfprechen, 
daß für feine Zeiten die Geufur nicht mehr paſſe. 

IV. Aber fönnen wir nun jegt, wo wir aufs neue Freiheit und freie Berfaffungen wollen, 
in der Straf= und Ausſchließungsgewalt neuer ftaatöbürgerliher Genfurgerichte die rechten 
Wächter und Pfleger ver öffentlichen Sitte und Ehre finden? Können wir durd fie jene wiür- 
dige Bürgergeinnung erhalten, welche Montesquieu mit Recht ald Grundprineip für jedes 
freie Gemeinwejen fordert, und welche wir bebürfen, weil unjere vepräfentativen Staaten ein 
freied Gemeinwefen bilden jollen; zugleich aber auch jene von Hofgunft und Hofwillfür und 
von Höflingsgefinnung unabhängige Ehre, die er ald Grundprineip jeder nicht despotiſchen 
Monardjie fordert, die wir aber ebenfalls bedürfen, weil wir ja mit der freien Standſchaft die 
Erbmonarchie verbinden? Ih glaube nein. Schon darım fürs erfte würde heutzutage eine 
Straf: und Ausſtoßungsgewalt eines Sittengericht® undurdführbar fein, weil daſſelbe aus der 
vollfonmenen Freiheit und eigenen Überzeugung und Sitte der durch daflelbe zu Richtenden 
hervorgehen muß, wenn es heilſam und nicht deöpotifch wirfen foll. Es fann aljo nit vom 
Hofe oder von der monardifichen Regierung ausgehen. Es wird aber auch nicht ohne fie und 
obne verderbliche Gollifion mit ihr durch ein Volfögericht eine jo große, unmittelbar über alle 


22) Welder, Legte Gründe, S. 478; Syſtem, I, 242. 
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wichtigen Staatöverhältniffe entſcheidende Gewalt ausgeübt werben können, Jene unmittelbare 
cenforifche Straf: und Ausftogungsgewalt würde ferner heutzutage auch darum nicht heilſam, 
wol aber despotiſch wirken, weil wir feine allgemeine Staatöreligion, überhaupt feine ſolchen 
Grundlagen für die Gemeinfhaftlickeit der Sitten.und der Überzeugung von der Gerechtigkeit 
eine® cenſoriſchen Strafurtheild Haben wie einft die Nömer, Mit unferm Bedürfniß der voll: 
ftändigen geiftigen, moralifhen und religiöjen Überzeugungsfreiheit und unfern verſchiedenen 
Lebensanjichten und Verhältniffen würde eine folde in die Hand einzelner Beamten gelegte, ja 
ſelbſt die von einer einmaligen unwiderrufliden Stimmenmehrheitsentſcheidung des Volks ab— 
bängige Siraf= und Ausftoßungsgewalt fich nicht vertragen. Sie würde ebenfalls der mora— 
liſchen Achtung entbehren und ald despotiſch ericheinen. Selbſt eine Eräftige Durchführung jener 
obenerwähnten befondern fittengerichtlihen Einrichtungen einzelner Klaſſen und Stände wird 
wegen diefer beiden Hauptgründe unmöglid fein, obgleich eine weife zeitgemäße Einrichtung 
derjelben, ſoweit jie jegt noch möglich ift, durchaus nicht verworfen werden foll. Am aller- 
wenigften aber fönnen diefelben ein allgemeines nationaled Genjurgericht erfegen. Und dennoch 
wird deffen Bedürfniß für jene großen Aufgaben zur fräftigen Erhaltung und Vertheidigung 
der Öffentlihen Ehre und Scham und zur Ginigung einer lebendigen, wirfjamen öffentlichen 
Meinung für dad Würdige und gegen das Unwürdige und Ververbliche bei und verdoppelt und 
gerade um fo größer, je mehr jene gegen eine heutige unmittelbare cenfortiche Ausftoßung&= und 
Strafgewalt fprehenden Verhältniſſe und zu einer höchſt verderblichen, völlig allgemeinen Auf- 
löfung und Gleihgültigkeit der Öffentlihen Meinung über das öffentlich Würdige und Heilfame 
und deren Gegentheil führen könnten. 

In diefer doppelten Noth werden wir das für uns wohlthätige Cenſurgericht oder feinen 
beilfamen Grjag nur darin finden, worin die freien Briten es fanden, ſeitdem jie nad) langer 
Berwilderung in ihren Bürgerfriegen immer bewundernswerther allen übrigen Nationen der 
Erde in der Freiheit und der Macht, in Volksehre und Eultur vorangehen, das heißt, ſeitdem fie 
die wahre parlamentariihe und Preffreiheit ervangen. Sie fanden die wahrhaft heilfame, 
jener römiſchen ähnlich wirkende Genfur nur durch Aufgebung derjenigen Genjur, welde ganz 
entgegengejegt jener ehrwürdigen cenforischen römischen Mufterung die möglichfte Freiheit und 
Kraft der Dffentlichkeit und öffentlihen Meinung unterdrüdt, ftatt fie hervorzurufen und in 
Anfprud zu nehmen, welche, wie liberal fie auch feinen möchte, doch gerade das für den Schuß 
von Sitte, Freiheit und Recht Wefentlichfte, die öffentliche Rüge der gerade gegenwärtigen poli— 
tifchen Ungebühr und Unwürdigkeit der politiichen Gewalten und Perfonen, die Berufung auf die 
öffentliche Ehre und Scham gegen ihre wachſende Herrſchaft unterdrückt, welche endlich da, wo fie 
trifft, nicht mit Angabe ihrer Gründe vor den Richterſtuhl derNation die begangene offenfundige 
That beftraft, fondern vielmehr im Dunfel, mit Ausſchluß aller Rechenſchaft und öffentlihen Brü- 
fung, die Ausübung des wichtigften Nechtö für die Zukunft nimmt und unterdrüdt. Mit andern - 
Worten: das wahre und uneutbehrliche politiiche Cenſurgericht beſteht Heutzutage nur in der voll⸗ 
kommenen rechtlichen Offentlichkeit und in ber vollkommenen rechtlichen Freiheit der öffentlichen 
Meinung des Baterlandes, in der Freiheitder Anflage und der Verteidigung vor ihrem Gerichts— 
hof. Nur fie fönnen heutzutage fo wie einft die römische Genjur die Wächter der Sitte und der 
Freiheit, der Öffentlichen Ehre und Scham fein. Nur fie können jegt für jeve neue Bildung der 
Liften der politiihen Berfönlichkeiten in jedem beftimmten Kreife, bei ver Wahl der Staats: und 
Gemeindebeamten, der Wahlmänner und der Abgeorpneten ven zu diejer Wahl Berechtigten die 
zur Prüfung und Entſcheidung ver Würdigkeit oder Unwürdigkeit nörhigen Gründe vorlegen, 
wozu nimmermebr bürre gejegliche Beitimmungen geeignet find, wozu fein anderes Sittenger icht 
befähigt ift. Dieſes einzige jegt mögliche Genjurgericht ift aber auch zugleich das befte und höchſte 
aller Sittengerichte. Es befteht in jenem göttlichen Gericht, daß die Wahrheit in die Welt 
kommt. Es beftebt in jenem Gottesgericht einer ſolchen öffentlichen Meinung, welche ſich bildet, 
indem die erften und würdigften Männer des Baterlandes in Öffentlicher Rede und in ven freien 
Öffentlichen Blättern mitfprechen über die täglichen Erſcheinungen der Geſellſchaftsverhältniſſe, 
und indem die Freiheit und Offentlichfeit von Lob und Tadel alle Betheiligten und alle Wiſſen— 
den zur genauen Enthüllung ver Wahrheit auffordern, indem endlich jegt alle, nody vollftändiger 
als bei den Genfurgerichten der Alten, das Urtheil zulegt unter die höchſte Entſcheidung der jegt 
woblunterriteten, veiflich prüfenden und durd ihre Wahlen ihr Urtheil bethätigenden Nation 
ftellen. So jiegt zulegt unvermeidlich dad Würdige und Rechte in der öffentlihen Meinung 
und findet feine verdiente Ehre, wie jedes Unwürdige die verdiente Schmach. Diefes Sitten 
gericht aber wird in der That zerftört durch falſche Genfur, welche gerade die evelften Beſtrebun— 
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gen unterbrückt, die Gefinnungen der Menſchen kleinlich und ſklaviſch macht, die Schmeichelei 
gegen dad Gemeine und Schlechte, deſſen Nänfe und vie im Finftern ſchleichende Schmähjudt 
gegen die Guten befhügt. 

Wol mögen freilich zuweilen herbe Anklagen und Beurtheilungen der öffentligen Perſönlich— 
feiten und ihrer Handlungen ald unbequem erfcheinen, ſowie einft ven Nömern die dennoch alsbald 
zurüdgerufene Genfur, und auch ungerechte Anflagen mögen laut werden. Auch äußern mande 
eine Furcht vor verderblichem fittlihen Ärgerniß und vor ungerechten Ehrenfränfungen gerade 
durch die Veröffentlihung des angeblich Unwürdigen. Sind dieſes nun ehrlihe und achtbare 
Beforgniffe, nicht Vorwände, geihöpft in andern Quellen; überjieht man dabei nicht abjichtlich, 
daß ja ſtets auch alle kirchliche und weltliche Strafe das Böſe befannter machte, daß aber auch die " 
Öffentliche Unſittlichkeit durch den Ausſchluß Öffentlicher Rüge nirgends ſich minderte, vielmehr 
z. B. unter den frühern franzöſiſchen Königen bis zum Umſturz von Thron und Staat an— 
wuchs; vergißt man endlich nicht, was durch vernünftige Geſetzgebung ſich ohne Vernichtung 
der Offentlichkeit und Preßfreiheit beſeitigen läßt, alsdann kann man dieſe Beſorglichen nur 
an die Erfahrung verweiſen. Denn ſie ſind es ja gerade, die der Regel nach gegen das klare 
Recht nur auf angeblich erfahrungsmäßige Gefahren ſich berufen. Mögen ſie denn alle Briten 
nach ihren anderthalbhundertjährigen Erfahrungen fragen, ob bei ihnen ein Ehrenmann 
wahrhafte Beſorgniſſe für ſeine Ehre und für die öffentliche Ehre und Scham von ſeiten jenes 
großen Cenſurgerichts befürchtet, ob ihnen nicht vielmehr unter der Herrſchaft deſſelben der 
Sieg und die öffentliche Anerkennung dieſes einzigen würdigen Lohns der wahren Ehrenhaftig— 
keit, ſowie die öffentliche Schmach und zuletzt die Ausſtoßung wahrer Unwürdigkeiten und der 
unwürdigen Glieder noch ungleich verbürgter ſcheint als ſelbſt unter einer römiſchen Cenſur? 
Sicher, jeder Brite wird die unermeßlich wohlthätige Wirkſamkeit jenes Cenſurgerichts der 
neuen Zeit für Erhaltung und Wirkſamkeit der öffentlichen Moral und Ehre, für Entwickelung 
des patriotiſchen Gemeingeiſtes und edeln Wetteifers anerkennen und dem großen Pitt darin 
beiſtimmen, daß tüchtige Staatsmänner nur im Sonnenſchein der Publicität gedeihen. Von 
der Sittlichkeit und Ehre oder dem Verderben der politiſchen Gewalten und Beamten aber 
hängen Sittlichkeit und Ehre oder Verderbniß ebenſo ſehr wie die Freiheit und Kraft oder die 
Sklaverei und Schmach der Völker ab. Im ſittlichen Volke vertraue man dem mächtigen Triebe der 
öffentlichen Ehre und Scham und ſchaffe ihnen freie Bahn. Sowie alsdann das Ehrenwerthe 
und die öffentliche Schande nur laut werden, fo ſiegen fie über das Schlechte und die Halbheit, 
auch wenn fonft und im Dunfel die große Mehrzahl für fie jein würde. Mögen daher die 
Mohlmeinenden die Beſorgniſſe gegen die freie Wahrheit aufgeben! Im Dunfel, da wuchern 
die Lüge und Selbftfucht, die Feigheit und die Beſtechung, die Liſt und die Jämmerlichkeit, und 
darum eben lieben fie das Dunkel und ſcheuen das Licht. Alles Gute aber — fo ſpricht ja aud 
die tieffte und die firtlichfte aller Kehren e8 aus — alleö Gute und Tüchtige erirägt und liebt das 
Licht und gedeiht in dem Licht, und das Gericht für dad Böſe beftand darin, daß die Wahrheit 
in die Welt kam. 

Freilich jegt die genügende Wirffamfeit eines ſolchen britiihen Cenſurgerichts drei Dinge 
voraus: das Volk mup im wejentlihen ein ſittliches, es mup nicht unrettbar dem Untergange 
geweiht fein. Seine Verfaffung muß der Pöbelherrſchaft hinlänglihe Dimme entgegenfegen. 
Und endlich feine Verfaſſung und jein Parlament müſſen frei fein von der eigenen öffentlichen 
Heiligung des abjolur Unſittlichen und Ungerechten, wie z. B. einer amerifaniihen Sflaverei. 
(S. Amerika.) Pöbelherrſchaft, wie fie jegt ebenfalld Amerika ſchon öfter bedroht, macht 
das beifere öffentliche Urtbeil machtlos, und eine öffentlich geveibtiertigte und fanctionirte große 
Öffentliche Unfirtlichfeit und Preisgebung der Ehre, wie feit dem Siege Calhoun'ſcher Grund: 
fäge in dem nordamerifaniihen Verfaſſungsleben (ſ. Ealboun), zieht immer allgemeinere 
Öffentliche Demoralijation und Unehrenhaftigkeit nah fi; denn diejelbe Sophiftid, welche 
ſchamlos die erſte rechtfertigt und lobpreift, dient bald auch der überall wachen Selbſtſucht zur 
Rechtfertigung der zweiten und dritten. Für unbeilbar Eranfe Gonftitutionen kann auch im 
politischen Leben Erin Heilmittel dauernde Geſundheit gewähren, und tödlich vergiftende Stoffe 
muß der Staatöförper audftogen, wenn er geſundes Leben miedergewinnen und erhalten will. 
Solche tödliche Krankheiten abgerechnet aber kann auch eine umfallende ſtaatsmänniſche Vor: 
forge für zeitgemäße fittengerichtlihe Erhaltung der varerländiihen Religion und Gitte, des 
würdigen Maßes der öffentlihen Ehrbarkeit und Anftindigfeit ſehr woplthätig wirfen. Diefe 
Borforge bleibt auch heutzutage wahrhaft unentbebrlih. Bei aller Nothwendigkeit ver Seib: 
ftändigfeit ver Rechts- und Staatsordnung dürfen doch niemald Recht und Freiheit und Ver: 
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faflung von ihren fittlichen und religiöfen Grundlagen jo gänzlich losgeriſſen werben, daß man 
für die legtern und ihre Erhaltung gleihgültig und jorglos fein dürfe. Auch hier kann ein ge= 
funder politiſcher oder focialer Aſſociationsgeiſt in den einzelnen Gorporationen und Vereinen 
ſehr Heiljam für das Rechte und Zeitgemäße wirken. Wahrhaft ſtaatsgemäße Auffaffung ver 
Bejellichaftöverhältniffe von feiten der Staatögefeggebung und von feiten der Bürger werden 
in Verbindung mit der obenbezeichneten allgemeinen Sittencenfur durch die freie Öffentliche 
Wahrheit und den würdigen emeingeift überall Mittel finden, die Sittlichkeit zu fhügen, ohne 
ein felbit ſittlich verderblich wirkendes verlegended Eingreifen geift: und weltliher Behörden und 
ihrer kirchlichen und ftantlihen Sittencenfur in die rechtliche Privatfreiheit. So z. B. kann es 
geichehen durch die freien Wahlen und Ausſchließungen in Beziehung auf die Theilnahme an 
ebrenvollen Vereinen und öffentlihen und Geſellſchaftsgewalten, jo auch durch Disciplinar: 
gerichte für geiſt- und weltliche Beamte, Anwälte, Volkövertreter, wenn fie nicht ald Werkzeuge 
reactionärer Gewalt erſcheinen, ſondern zur Erhaltung der Ehre und jitlihen Achtung diefer 
Stände aus deren Mitte erwählt werden. Es darf aud die Vereins- umd felbft vie ſtaats— 
bürgerlihe Gejeggebung zur Wahrung ihrer nothiwendigen Gundlagen ausnahmsweiſe einen 
unfittlihen, Argernip gebenden Gebrauch ver Privatfreiheit unterdrücken, wie ja nah manden 
juriftiihen Orundanfichten ſchon die Verbote und Beftrafungen polygamiſcher, blutſchänderiſcher 
oder ehebrecheriſcher oder fonft Ärgerniß gebender öffentlicher Geſchlechtsverbindungen als 
Ausnahmgeſetze erſcheinen. 

Ganz beſonders aber müſſen der Fürſt und ſeine Familie überall durch eigenes Beiſpiel, durch 
Austheilung ihrer Ehren und Gunſten und durch ihre Misbilligung ein lebendiges öffentliches 
Sittengericht üben. Von allen Theorien und Mitteln zur Erhaltung und Sicherung des mon— 
archiſchen Princips in den heutigen Völkern kenne ich fein wirkſameres als dieſes. Wahre 
fürſtliche Rechtſchaffenheit und Sittlichkeit begründet die tieffte und dauerndſte Achtung und 
Anhänglichkeit im Volke. Und Ehre ift in Wahrheit, wie Montesquieu richtig hervorhebt, das 
Lebensprincip der Monardie. Wie aber ift jie in gefitteten Völkern, in Verbindung mit jener 
allgemeinen Breibeit der Wahrheit, anders zu erhalten ald durch wahre Sittlifeit und ihre 
Adtung, Bewahrung und Förderung. Wo der Fürft lebendig die wahre Ehre, die ſittliche un— 
antaſtbare Würde der Nation bewahrt und repräjentirt, wozu ihm die hohe glänzende einfluß- 
reiche Stellung die größten Mittel gewährt, da nährt er die dauerhafteften Grundkräfte feiner 
Herrihaft und jorgt für eine hHundertmal gefahrlojere und wirkſamere Befeftigung derfelben 
ald durch eine gegen die Volköfreiheit mistrauifche und feindfelige Ausdehnung des fogenannten 
monarchiſchen Herrſchaftsprincips. Es jcheint auch wirklich dieſe Überzeugung bei fürftlichen 
Regierungen endlich einigen Eingang zu finden. Nur finden jih aud immer wieder zu viele 
treuloje Minifter und Oünftlinge, welche, um ihre eigene vorübergehende Gewalt zu verlängern 
und um mit Aufopferung der wahren fürftlihen Ehre ſich jelbft unangreifbar und unver: 
antwortlid zu machen, jenes falſche monardijche Princip vorſchieben, ſchwache Fürſten zur 
unfittlihen Wahrheit: und Freiheitsunterdrückung verleiten und fie fo lange über die ſteigende 
innere Grfältung der Achtung und Liebe des Volks täuſchen, fo lange die heiljame Wirkung ver 
wahren Sittengericte unterbrüden, bis traurige Krifen alles Übel zu Tag fördern, Hoffen 
wir, daß in unferm Deutſchland, nachdem unfere legten Krifen jene ſchändlichſte Verfälſchung 
der wahren Genfur, durch welde man zum voraus dad Gittengericht der öffentlihen Wahrheit 
unterdrückte, glücklich bejeitigten — hoffen wir, daß jegt endlich die wahre Cenſur allmählich fo 
erftarfe, daß fie jene Nichtswürdigen auch den Fürſten in ihrem richtigen Xichte zeige. Denn 
freilid nur jene wahre Genjur der freien öffentlihen Meinung, nicht etwa ſpartaniſche Ephoren 
wird man heutzutage tauglih und wirkſam halten zur Bewahrung ber fürftliden und 
Staatäehre. 

Alle jene einzelnen zuvor angedeuteten jittenrichterlihen Genfuren finden übrigens ebenfalls 
in dem heutigen gefunden, freien und £räftigen Staatdorganismus ihre höhere Gontrole nicht 
durch ein römiſches Cenſur- oder ſpartaniſches Ephorenamt. Sie finden le jegt in der die 
Bolfs- und Negierungdorgane und die verſchiedenen Standpunkte umfaljenden freien öffent: 
lihen Sprache des Nationalparlamentd und der nationalen Preſſe. Die legte beftätigende oder 
verbefferude Entſcheidung aber finden alle in dem öffentlichen Gewiſſen, in dem ſittlichen Urtheile 
der freien gefitteten Nation 23) Welder. 


23) Die aus diefer cenforifchen Ratur ber Prefie für die Preßgefepgebung und bie Prefgerichte ſich 
ergevenden Geflchtspunfte muß der Wıtifel über Preßfreibeit wärdigen. 
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Eenfur der Drudfchriften (alte und neue, und die zum bauernden Sieg über 
fie nöthigen organifhen Bepingungen). I. Das Allgemeine über die frü— 
here und die jegige Wahrheitsunterdrückung. Obwol den Namen ded groß: 
artigften altrömifchen Inftituts ſich anmaßend, ift doch unfere Cenſur überall, in Gegenftand, 
Ausübung und Wirkung, gänzlich verfchieden von jener römiſchen. Die römifche belegte 
richterlich bereitö begangene, ertwiefene, verwerflihe Handlungen mit angemeflener Rüge oder 
beſchimpfender Strafe. Die unferige dagegen unterdrückt, polizeilic) bevormundend und freiheit- 
verlegend, dem Genfor misfällig und bedenklich fcheinende Mittheilungen von Thatjahen und 
Gedanken vor ihrem Erſcheinen. In der römischen ſprach öffentlich und unter ven höchſten Bürg- 
fhaften gegen Ungerechtigkeit, ſprach unter der Controle des ganzen Volks und feiner Vertreter, 
ja bei ver Möglichkeit eined Veto von feiten ver Gollegen oder der Volfstribunen, die Maje- 
flät der ehrwürdigſten höchſten Beamten des Staats nur auf fünf Jahre ihre Rüge aus. In ver 
unferigen fchließt ſchon die Abficht, alles Misfällige ganz zu verbergen, alle ähnliche Bürgfchaft 
und Gontrole aus, und hier vernichten im Dunfel der Schreibftube untergeordnete Diener der 
Polizei in beliebiger Wahrheits- und Gedanfenunterbrüdung für immer das ihnen fubjectiv 
Misfällige und Bedenkliche. Die altrömiſche Genfur endlich, ebenfo wie die jpartaniihen Epho— 
ren und der Solonifche Areopag, body erbaben über modernen Materialismus und Medhanis- 
mus, huldigten der fittlihen Idee ald der Grundlage des freien Staats, und erhielten als das 
ehrwürdigſte Öffentliche Sittengericht die Heiligkeit und Achtung der von dem Beftraften ver: 
legten Grundlagen der Sitte und der rechtlichen Ordnung. Unſere Genjur dagegen unter: 
drückt in einem Sittlichfeit und Recht verhöhnenden Mechanismus mit der Freiheit der öffent: 
lihen Meinung zugleich Die durchgreifendſte Bürgſchaft für die bürgerliche Freiheit und auch das 
einzige heutzutage mögliche öffentliche Sittengeridht. (S. Cenſur ald Sittengeridht.) 

Nah den ausgevehnteften und dauerndften Kämpfen gegen unfere frühere Genfur, und nad 
dem fie nicht blos überall die unwürbigfte Cultur- und Freibeitäunterdrüdung begründete, fon> 
dern nachdem auch unter ihrer Herrſchaft wiederholte Nevolutionen und Misahtungen aller 
Autorität entftanden waren , gewannen in ben gelitteten Staaten Europas und aud in Deutfd- 
land die obigen Wahrheiten über die Verwerflichkeit folder Einrichtung jo entſchiedenen Sieg, 
taß diefe Cenſur faft überall aufgehoben werben mußte, und daß eine jede weitere Erörterung 
über diejelbe fait unnöthig geworden zu fein fcheint. Dennoch aber hat in der Geſetzgebung des 
Deutihen Bundes und der deutihen Bundesftauten dieſe Aufhebung noch ſehr unvollftändig 
geflegt. Theils Hat man, nach der, zuerft von der preußifchen Reaction gemachten hinterliftigen 
Erfindung, vermittelft willfürlicher Goncefjiondertheilungen und Entziehungen die Redacteure, 
Verleger und. Druder, durd die Androhungen beliebiger Vernichtung ihres Nahrungsftandes 
wegen jeder etwa mißliebigen Außerungen, an bie Stelle ver unmittelbaren ftaatöpolizeilichen 
Cenſur ald neue, die freieWahrheit oft noch ängitlicher bevrohende Genforen untergefhoben, und 
Verweigerungen und Entziehungen der Goncefjionen, Beſchlagnahmen und Verbote erhalten bie 
Wirkſamkeit dieſer Cenſur. Theil hat auch die neuefte Bunvdesgefeggebung vom 6. Juli 1854 
wiederum das Bundesgrundgefeg, weldes zwar bundesgefeglihe Garantien, aber Feine Be: 
fhränfungen der innern Freiheitsrechte der, Bürger in den fouverinen Bundeäftaaten ge: 
ftattet (ſ. II, 465 fg.), gänzlich misfannt. Sie hat nämlich nicht etwa ein Minimum 
der vom Bund garantirten Preßfreibeit für die Bürger, alfo etwa Aufhebung der Eenjur, 
bundeögefeglich fanctionirt, ein Minimum, welches die Bundesregierungen ven Bürgern nicht 
entziehen dürfen; fie hat vielmehr aud in dem Fall, daß die Regierungen und Landesgefege 
den Bürgern ausgedehntere Preßfreiheit bewilligen, eine Reihe neuer Beſchränkungen, darunter 
die Beſtimmungen über die Goncefjionen, ftaatöpolizeilich abſolut gebietend feftgeftellt, ven ein- 
zelnen Landesregierungen aber außerdem noch alle ‚‚eingreifendern Anorbnungen“, alfo auch die 
Genfur ausdrücklich erlaubt, und jo die in ver Bundesacte den Unterthanen gegebene Garantie 
der Preßfreiheit faft in deren Gegentheil verwandelt. So konnte es fommen, daß zu allen den 
unerträglihen Kränfungen, welde fih für das deutfche Nationalgefühl und die Nationalehre 
an bie Behandlung ber Herzogthümer Schledwig und Holftein knüpfen, auch noch die hinzutritt, 
daß dieſe deutfchen Länder, die doch vor allen übrigen und bis zu der erften Bundes: 
preßgejeßgebung in Karlsbad ſich der allervollfommenften Preßfreiheit erfreuten 
(1. Bernitorff) und ſtets würdig erwiefen, jest allein unter der ſchmachvollſten Wahrheits— 
untervrüdung duch Genfur jeufzen, und daß ihre dänischen Unterdrücker zur Rechtfertigung 
derjelben die deutſche Bundesgeſetzgebung für ih anführen.) 


1) ©, Allyemeine Zeitung vom 18, Det. 1858. 
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Auch Hat die katholiſche Kirche das Prineip der Cenſur feſtgehalten. Dieſer großen Cor— 
poration freilich können wir die Erwägung überlaſſen, ob ihr in heutiger Zeit dieſe Cenſur 
heilſame Früchte bringen mag, in einer Zeit, wo die Gefahr droht, daß alle großen Inſtitutionen 
vom Materialismus untergraben oder überflutet werden könnten, und wo zugleich, bei dem all— 
gemein erwachten, mächtigen und chriſtlichen Trieb nach Fortſchritt und Vervollkommnung, die 
höhern, die geiſtig ſittlichen Lebenselemente mehr denn je aus dem allgemeinſten Reiben und 
Kämpfen der Kräfte, und aus dem ganzen nationalen Leben ſich entwickeln. Sie ſelbſt mag 
es erwägen, ob jetzt der blos negirende und unterdrückende Mechanismus der verächtlichen und 
verachteten Cenſur jenes hohe echt chriſtliche Leben der Kirche, ohne welches auch ſie, ſo wie 
einſt im byzantiniſchen Reiche, in Mechanismus und Materialismus verfällt, in der That 
wirkſam zu pflegen, ja ob er nur die äußere Achtung der Kirche in unſern Tagen zu fördern ver— 
mag? Auch hegen wir politiſch nicht eine übergroße Furcht vor der Freiheit vernichtenden Macht 
des Ultramontanismus und Hierarchismus. Wir glauben vielmehr, daß auch dieſe reactionäre 
Richtung, welche ebenfalls durch frühere Voltaire'ſche und jakobiniſche Exceſſe veranlaßt, ja theil— 
weiſe berechtigt war, bereits ihren Culminationspunkt erreichte. Wir fürchten ſie nicht, ſofern 
die Kirche für ſich allein betrachtet und ſich ſelbſt überlaſſen würde. Und letzteres ſei ja, wie wir 
oft hören, ihr eifrigſtes Verlangen. Aber freilich it dieſes Verlangen ebenſo einſeitig wie die 
Berufung auf die allgemeine Freiheit, z. B. auf die der franffurter Grundrechte. Beides be— 
zieht ſich lediglich nur auf das der Hierarchie Nügliche. Die alte pia fraus ift diefem Syftem 
eingeboren. So ift denn die natürliche Bundesgenoflenfhaft des kirchlichen Despotismus mit 
der abjolutiftifchen weltlichen Neaction, weldye jenen keineswegs fich ſelbſt überläßt, ſondern ihn 
werfthätig unterftügt und nur ihm Freiheit läßt, dagegen die ver Bürger unterbrüdt, noch 
immer gefährlich genug, vollends tödlich gefährlid, wenn der allgemeine Kampf gegen fie er= 
ſchlafft. Zu diefem Kampf aber ift die Preßfreiheit unerlaplib. Und in welder Weife viefe 
kirchliche Reaction auch an ihrer linterbrüdfung, an ver Wiederherftellung und völligen Erfegung 
der weltlichen Polizeicenjur arbeitet, diefed liegt wol mehrfah zu Tage, namentlih auch in 
DOfterreich, two fie nicht wie in Belgien durch feitbegründete freie Inftitutionen im vettenden 
Schranken gehalten wird. 

Unter diefen Umftänden könnte felbft in unferm bürgerlihen Gemeinweſen eine reactio— 
näre Wiederherftellung der alten Polizeicenjur noch neben jener der Nedactoren, Verleger und 
Druder irgendwo hereinbrechen. Ja menn, fo wie in Branfreih und zum Theil leider aud in 
einzelnen deutſchen Staaten, jene undeutiche unrebliche Conceſſionswillkür, mit geheimen, durch 
wirkliche Goncefjiondentziehungen und Beſchlagnahmen befräftigten Warnungen zur Unter— 
laffung der Mittheilungen oder Beiprehung beftinnmter Thatfachen oder auch ihrer Beurthei— 
lungen verbunden wird, fo ift hier eine neue majjenweife verhängte Genfurunterbrüdung ber 
ſchändlichſten Art. Die deutſche Polizeiwillfür weiß dann diefelbe auch noch anderweitig zu 
verftärfen, 3. B. durch Entziehungen der allgemeinen Poſt- und Aufenthaltsrechte, überhaupt 
durch folhen treulofen Misbrauch der der Regierung für ganz andere Zwede an= 
vertrauten Nichte, welche, fo wie jene Goncefjionswillfür , die Bürger nicht bloß ihrer po= 
litifhen Meinungs = und ihrer Wahlfreiheit berauben,, fondern auch ihre perfönliche und ver— 
mögensrechtliche Sicherheit zerftören und fie als Reibeigene behandeln. Wenn vollends zu dieſer 
Unterbrüdung der Wahrheit und bei ver täglichen Vertheidigung ihres Gegentheils in ven mi— 
nifteriellen und reactionären Barteiblättern nody geheime Staatögelver verwendet und ganze 
Preßbureaur errichtet werden, um durch gedunggne Schriftiteller und Zeitungsrebactionen, ja 
durch Artikel, die man felbft ven übrigen Zeitungen aufzwingt, den gutmüthigen Bürger von 
allen Seiten zu der von einem Minifter der herrfchenden Faction beliebten Anjichtsweife zu beſtim— 
men, jo haben wir hier doppelte Wahrbeitdunterdrüdung und =Berfälfhung. Wir haben das— 
jenige, wogegen Friedrich der Große in feiner Ausführung über das Recht der Könige mit 
fittliher Entrüftung proteftirte, Er fagt („„Oeuvresposthumes”,11,82): „Müptemannidt ver= 
rüdt fein, um ſich einzubilven, die Menjchen hätten zu einem ihresgleihen gefagt: Wir erhe— 
ben dich Über und, weil wir die Sklaverei lieben, und geben dir Gewalt unfere Gedanfen 
nad deinem Willen zu leiten? Sie haben vielmehr im Gegentheil gefagt: Wir haben 
dich nöthig, um die Gefege aufrecht zu halten, welchen wir gehorchen wollen, um ung weife 
zu regieren, um und zu vertheidigen, übrigens aber fordern wir von dir, daß du unfere 
Freiheit achteft.” Und in der That, folhe Wahrheitsunterbrüdung zerftört für die, ſich nur 
allmählich und durch freies gegenfeitiges Mittheilen ausbildenden Menſchen und Völfer jogar 
die Freiheit des rechten Glaubens und Denfend. Das beftätigt alle Erfahrung und Geſchichte, 
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zumal die Geſchichte unterdrückter und fanatifirter Völker. Gine Gefellfhaft von Wiglingen 
traf einjt die Verabredung, daß ein Mann, der fi einen neuen grünen Mantel gefaujt hatte, 
von den verfchiedenften Leuten an verfhiedenen Orten fo oft wiederholt über die ſchöne blaue 
Farbe deſſelben angeredet wurde, daß er ihn zulegt ſelbſt ganz ernftlid für blau hielt. Wo wir 
nun in Deutidland jhon wiederum ſtehen, nachdem man doch 1848 allieitig das Cenſurſyſtem 
als unheilvoll verwarf, das veranſchaulichen überall traurige hiftorifche Zuftände und Indicien. 

Auch die neue Genjur wird natürlid überall zu Gunften ftaatöverderblidyer auswärtiger 
Politik wie zur Verfaflungsverlegung im Innern gebraudt. So hatte nad) jenem angedeuteten 
Preßſyſtem neulich ein Minifter die Naivetät, zur Anempfeblung ver Fortſetzung ded Syftems 
und namentlich zu neuer Berwilligung jener geheimen Beftehungsgelver, zu verſichern, nur bei 
folher Preßbeherrſchung fei es dem Gabinet möglich gewejen, in dent legten europäiſchen Kriege 
feine Bolitif durchzuführen ; mit andern Worten: ohne folde Wahrheitäunterprüdung und Fäl— 
[hung würde eine laute und ftarfe öffentlihe Meinung ver Nation und mit ihr der König diefe 
minifterielle Politik, welche nur einer Fleinen verblendeten Reactionspartei gefiel, welche aber 
die edeliten und weiſeſten Männer noch jegt ald der Ehre und Sicherheit des Baterlandes auf 
lange hin verderblich erklären, alsbald bejeitigt, wahrfcheinlich zugleich mit dem Minifterium bes 
feitigt haben. Die eigenthümliche Aufgabe unferer heutigen Genfur in Beziehung auf die Ber: 
faffungen befteht vorzüglich in der Bekämpfung eines „parlamentariihen‘ Syſtems. Diejelbe 
bat freilich den ſehr bevenflichen Urſprung, daß ſie zuerjt von einem flüchtigen Demofraten aus— 
ging, weldyer, wie die Nepublifaner häufig, ven Glauben an alle conjtitutionelle Verfaffung, 
alſo vor allem den an die fräftigite, die engliihe Verfaſſung, zu zerftören jucdhte, womit, wenn 
ed gelingt — und es fcheint ja in höhern Negionen Beifall zu finden — der bejte Vorſchritt zur 
Republik gewonnen ift. In jenem Haß gegen den Parlamentarismus nun erklärt man bie 
englifhen Miniſter „nur für die Organe einer Bartei”. Sie jollen alfo gar nidt die Organe 
des Königs fein, in deſſen Namen jie doch handeln. Diefer vielmehr joll eine Null fein, trog 
feiner unermeplihen Rechte, die er mit einer glänzenden, von Volke verehrten, unangreifbaren 
unabhängigen Stellung und mit den reichten Mitteln ausüben Fann, aljo trog der Rechte au der 
Spitze der Staatöfirhe zu ftehen, die fand» und Seemadt zu befchligen, alle Offiziere, Beamten, 
Minifter zu ernennen und (die Nichter ausgenommen) zu entlajlen, das Parlament zu berufen 
und auch aufzulöfen, die Geſetze vorzuſchlagen und ihnen erſt durch feine Beiftimmung Gültig: 
feit zu geben oder fie zu verweigern, Krieg und Frieden und Staatsvertrage allein zu be: 
fliegen und die Verhandlungen darüber geheim zu leiten. Kann denn wirklich bierbei 
und bei allgemein freier Sprache, alſo bei der beftmögliden Kenntniß von allen Verhältniſſen 
und Bedürfniſſen ein geifted = und willenskräftiger Fürſt, der überhaupt jelbft zu regieren fähig 
ift, nicht die dem Wohl und Bedürfniß der Nation entfpredenden Regierungsmaßregeln verwirf: 
lien, kann er dafür nicht durch jeine und feiner Anſicht Anhänger, durch feine Freunde, Diener 
und nöthigenfall3 durch veranlapte mehrfache Prüfungen des ganzen Yandes frei und ent— 
fheidend wirfen? Kann er ed nicht mehr wie irgendandere Perfonen und Gorporationen im 
Neiche, ja mehr felbjt ald von Ounftihleihern, Höflingen, Bactionen und Auswärtigen ges 
täujchte und misleitete abfolute FKürften? Vergeſſe man doc nicht, daß im Parlament und im 
Volke für jede Frage, z. B. ob dieſes Geſetz zu erlaffen ift oder nicht, jich mieift zwei jtarke Bar: 
teien gegenüberjtehen, und daß der König, um jeinen Willen durdyzuiegen, mit allen jeinen 
Kräften und Mitteln nur die eine derjelben zu verjtärken braudt. Ev fann er wirkich regie= 
ren, felbft wenn er fein Dranien ift. we die mechaniſche doctrinäre Staatötheorie ver: 
langt eine mechan iſche, allgemeine, abfolute Stwalt, einäußerlices Obenjein, wie der Hammer 
über dem Amboß, zur Anerkennung einer monardijchen, einer arijtofratijhen oder demokrati— 
fhhen Negierung. In dem organiſchen und freien lebendigen Staate aber findet jich dieſes 
nicht, fondern ein inneres wie äußeres Zufammenhängen, Ineinanderübergeben und gemein 
fames Wirken. Auch das Königthum des freien Volks kann nicht mehr auper dem Volke ftehen, 
und nicht fo eingerichtet fein, dap es ungehemmt daffelbe auch zertreten und vernichten fönnte, 
wenn und wie es ihm beliebte. Oder fordert man denn wirklid zum Königthum eine Gewalt, 
nicht blos ftarf für das Gute, fondern ungehemmt aud für alles Böſe, eine abjolute Gewalt, 
ungehemmt, alle vem Wohl und Recht und der Ehre des Volks verderbliche Willensgmeinungen 
zu verwirfliden, eine ſolche, wie fie überall in der Geſchichte ſich ald verderblich erweift, und zwar 
nicht blos bei einem Philipp I., mein, auch bei guten Königen, 5.2. bei Friedrich Wilhelm EI. 
im Bajeler Frieden, in den Jahren 1805 —6, ferner in der lebenslang verzögerten Erfüllung 
deö Fürſtenworts und in der Zulaflung und Börderung der Unterprüdung und ruſſiſchen Ein— 
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verleibung Polens? Übrigens kann allerdings durch eigenthümliche Verhältniſſe in einer freien 
Monarchie das monarhiiche Element und Recht auch ftärker, das ariftofratiihe und demokra— 
tiſche auch ſchwächer fein ald in England. Und fo iſteganz von ſelbſt in unfern deut: 
fhen Staaten. Aber au in England ift jene wirkliche dirigivende, gewaltige, unantaftbare 
föniglihe Gewalt an der Spige des Reichs eine monarchiſche. Keine andere hat eine rechtliche 
oder auch nur eine factifche abjolute Oberregierungsgewalt über fie und das Reich. Jene neuefte 
Erfindung, unfere deutſchen Verfaſſungen ald von der engliſchen generiich verſchieden dar— 
zuftellen, diefe dient nur ganz demfelben Beftreben wie die frühere Metternich’ iche Behauptung, 
fie müßten als ſtändiſche und nicht ald repräfentative oder conftitutionelle behandelt werden. 
Diejed aber gab man auf, als die lügenhafte Scheinverfaffung mit ihrer Preßunterdrückung 
und ihrer Iinverantwortlichkeit der Minifter die Unehrenhaftigkeit der Nationalzuftände, ven 


fteigenden Unmuth des Volks, den Unglauben an die conftitutionelle und jomit von jelbit die 


Vorliebe für die republikaniſche Verfaffung und plöglich alles Unheil von 1848 herbeiführten. 
Man wird wol aud die neue Täuſchung der Nation nicht einreden und hoffentlich nod vor 
neuem Unheil wieder aufgeben! 

Eine völlige Täufhung ift aber überhaupt die Darftellung , als fei man mit Monteöquieu 
im gänzlihen Irrwahn, wenn man die englifche Verfaſſung ald annehmbar und wenn man ſie 
als in den europäiſchen conftitutionellen Verfaſſungen, in den widhtigften Punkten einge: 
führt betrachte. Montesquieu erkannte richtig, daß diefe Punkte nicht England ganz eigen: 
thümlih, fondern daß fie nad feinem Ausdruck in ven germanifhen Wälvern gefunden, oder 
in den allgemeinen germaniihen Grundverhältniffen ver europäifchen Völker gegeben, und daß 
fie zugleich in der neuzeitlihen Ausbildung, fo wie jie zuerft das fein alted Recht tapfer feſt— 
baltende und gerade dadurch zugleich gefund und rüftig fortfchreitende engliſche Volk geftaltete, 
für die heutigen Eulturzuftände auch allgemein vernünftig feien. Und die gejitteten Völker er— 
fannten ed mit ihm. So wurden jene Punkte zuerft 1789 von den Branzofen angenommen 
und, nad den unglücklichſten Abweichungen von beiden Seiten, zum zweiten mal in den Jahren 
1814— 30; ja ed ward fogar die harte von 1814 unter ven Aufpicien der alliirten Monarchen 
verliehen und 1815 wiederhergeitellt. Jene Bunfte waren enthalten in den den Polen und den 
Breußen gleichzeitig verſprochenen Verfaſſungen, fie liegen zu Grunde den von den deutjchen 
Volksſtämmen wirklich errungenen freien Volfsrepräfentationen oder repräjenta= 
tiven Gonftitutionen, fowie den Verfaflungen in Spanien, Portugal, Belgien, Sardinien, 
Holland, Dänemark, Verglichen nun mit dem l’etat c'est moi, mit dem feudalen, patrimonialen 
und deöpotijchen göttlichen Rechts- und Vormundſchaftsſyſtem zu Montesquieu's Zeit, waren 
dieje im mejentlihen nad Englands Vorgang aufgenommenen oder neu ind Xeben gerufenen 
Punkte: 1) Anerkennung eines juriftifch berechtigten mündigen Volks gegenüber dem König; 
2) repräjentative Organiſation dieſes Volks zur Vertretung feiner Rechte, Bedürfniſſe und 
Wünſche und, ſtatt der alten und altveutjchen unmittelbar vemofratifhen und der feudalſtän— 
diſchen Organifation, eine Abtheilung diefer Nationalrepräjentation in zwei Kammern, in eine 
mebr ariftofratifche und eine auf Volkswahl gegründete mehr demokratiſche; 3) Zuſtimmungsrecht 
der Stände für Bejege und Steuern und mindejtend dadurh Zufammenwirfung derjelben mit 
ber monardiichen Regierung ; 4) unabhängige Gerichte und 5) Geſchworene (deren Weſen, bei 
verſchiedenen örtlichen und zeitlihen Entwidelungsformen, darin bejteht, daß für die Schulpig- 
erklärung eines Angeklagten das rechtliche Volksbewußtſein mit obrigfeitlihem und wiſſen— 
ſchaftlichem Beamtengericht zufammenwirft). In einer theoretiihen Auffaflung bezeichnete 
Montesquien den zweiten, dritten, vierten und fünften Hauptpunft ald (organiſches) Zuſam— 
menmwirfen monarchiſchen, ariftofratifchen und demofratifhen Negierungselements und zugleich 
als eine Theilung oder vorzugäweife Zuweifung der drei Hauptfunetionen, des regierenden 
Vollziehens, des Gejeggebens und des Nichtens, für drei Hauptorgane, für den König, ſodann 
für das Parlament und für die Gerichte, wobei jedenfalld nie das organiihe Zujammen- 
und Zueinanderiwirken diefer und auch noch anderer Organe zu überfehen, und wobei auch andere 
theoretiihe Anihauungsweilen derſelben wejentlihen Sade möglich find (j. II, 471). 
6) Offentlihfeit aller Verhandlungen über die öffentlihen oder gemeinſchaftlichen Ange— 
legenheiten; 7) cenfurfreie Sprade der Volfävertreter und Bürger über diefelben; 8) Un: 
verautwortlichkeit des Königs, und Verantwortlicfeit der Minifter für alle (deshalb von 
einem Minifter zu unterzeichnenden) Negierungdverfügungen; 9) im wejentlichen Übereinſtim— 
mung des Dinifteriumd mit der feften Majorität der Stände, nöfhigenfalld durch Auflöjungen 
und Neuwahlen beider erhalten; 10) freie und rorporative Vereinigungen der Bürger zur 
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Selbftverwaltung ihrer eigenen Angelegenheiten wie zur Theilnahme an den öffentlichen; 
11) allgemeine Rechtögleihheit vor dem Gejeg, oder, wie Gneift jih ausbrüdt, dad gemeine 
Recht für alle (alfo im Gegenjag feudalftändifcher, ariftofratifcher, militäriiher Privilegien); 
12) durchgehender gerichtliher Schuß aller Rechte auch gegen die Berlegungen der Verwaltung, 
oder, nach Gneift’8 Ausdruck, die gerichtliche Beichränfung des Verwaltungsrehtd. Daß Ab— 
folutiften und daß Junfer, weldye ftatt, jo wie der Adel in England, Belgien und Sardinien und 
Spanien, wirklichen heilfamen ariftofratifhen Einfluß durd das freie Vertrauen 
ihrer Mitbürger, welches heute ftatt des fauftrechtlihen Schwertes über die politifhe Geltung 
entjcheiden muß, vielmehr Junkerei, d. b. gehäſſige Privilegien und kaſtenmäßige Abſonde— 
rung (ſ. Adel) erftreben, zugleich mit herrſchſüchtigen Miniftern das deutſche Volk immer neu 
zu bereden ſuchten, alle Übertragung englifcher Freiheitsrechte auf deutſchen Boden oder „in 
unfere fi von jelbft machende abjolutiftiiche oder junferliche göttliche Rechtsordnung“ fei unthun= 
lid, daß fogar manche deutſche Gelehrten, befangen in fleißig erforſchten verſchiedenen Einzel: 
heiten der Entwidelung und Geftaltung der Inftitutionen der germanifhen Völker, eine Ge: 
meinjchaftlichfeit ihres Grundweſens — daß ile vor lauter Bäumen den Wald nit faben — 
dieſes ift ebenjo begreiflich als weltfundig. Auch das war nicht befremdlich, daß ein gewiſſer ji 
gern accommodirender und diplomatifivender Neuliberalismus, welder die unerjchütterliche 
Behauptung der Grundjäge flug den beſondern Umftänden opferte, jo z. B. mit Steuer: 
verwilligungsreht ohne Steuerverweigerungsredht ſich zufrieden erklärte, auch bier ih accom- 
mobdirte. Aber es überraschte, daß aud jo vortreffliche Männer wie die Herausgeber des „Preußi— 
ihen Wochenblatt‘ und der „Preußiſchen Jahrbücher‘, ja daß jogar Gneift zum Theil jene 
beliebte Waffe dev Gegner unferer zeitgemäßen Freiheit zu unterftügen jehienen, jo namentlidy 
auch durch die Behauptung: „Das weientlih Wahre und Übertragbare in den engliſchen Inſti— 
tutionen beſtehe nur in jenen obigen drei legten Bunften‘’ („Jahrbücher“, 1,4). Doch wird fi 
diejed Misverſtändniß ohne Zweifel befriedigend auflöfen. Und fiherlich wird jeder ſchwächliche 
diplomatifirende Neuliberalismus in dem großen neuen preußifhen Aufſchwung abgejchüttelt 
werben. Es wird endlich wieder die Zeit fommen, wo die deutſchen Liberalen aufs neue allge: 
mein die wahren Grundlagen auch unferer deutichen Verfaſſungen energiich vertheidigen, und 
auch fi darin nicht irren laffen dur Auflöfungen oder Berufungen an das Volk, weldyes ohne 
folde energifhe Behauptung der Nechtsgrundfäge, und ohne mannhafte Spradye für das 
Recht allen Glauben und alle Theilnahme für die VBerfaflungen verliert. Der klare Buchftabe 
der Geſchichte aber erweift es im der That, daß jene ihon urfprünglich im weientlichen gemein- 
ſchaftlichen Grundjäge wirklich den übrigen europäiihen Staaten zur Zeit der Franzöſiſchen 
Revolution entweder fremd oder doch entfremdet, daß fie aber in England zeitgemäß ausge: 
bildet waren und den neuen europäifhen und deutſchen Verfaſſungen theils zum Vorbild dienten, 
theils in natürlicher Folgerichtigfeit in fie übergingen. Auch das erfte laßt jid) wegen der ur- 
ſprünglichen germaniihen Grundlagen diejes freibeitlihen Syitems jogar hiſtoriſch rechtfertigen. 
Es find diefe 12 Hauptpunfte uns in feiner Weife fremd und unzuftändig. Sie vereinigen 
und begründen ji alle durd; die Natur und Entftehung unferer freien, unferer repräfentas 
tiven oder conflitutionellen, oder auch nur landftändiichen Verfajlungen, mag man dieſe nun 
parlamentarische oder nicht parlamentarifche zu nennen belieben. 

Es bilden dieſe Hauptpunfte den Organismus des freien, des conftitutionellen Staats. 
Sie ftehen daher auch in fo organischer, inniger Verbindung und Wechſelwirkung, dag wo ein; 
mal mehrere derjelben Wurzel fallen, die andern ebenjo wejentlich durd den Kebenötrieb des 
Volks und Staatd nad Harmonie und Conſequenz gefordert werden, wie für den Logiker und 
Mathematiker jo oft mit einigen gegebenen Punkten die übrigen ſich ald unfehlbar erweiſen. 
Ebenso ift unvermeidlich, daß wer die einen haft und verwirft (z.B. die Minifterverantwortlich- 
keit), aud) die andern (3.3. die cenjurfreie Sprache) zu unterbrüden juben muß. Jever 
einzelne, aljo auch die Breßfreibeit, iftnur fiber in der organiiden Verbin— 
dung mit allen, Deshalb Franken nun auch natürlich unfere deutichen Staaten, melde 
die einen anerkennen, die andern audjchliegen, jolange an einem inneren mehr oder minder 
revolutionären Kampf, Zwieſpalt und unfidern Zuftand, welche die Negierungs= und Volks— 
fräfte lähmen und verzehren und nur zu oft die Grundlage des Friedens zwiſchen Thron und 
Bolf, zwiſchen Königthum und Freiheit zerrütten. Wir werben nicht eher hinlänglich mächtig 
werden, bis wir endlich über Breßfreiheit und Volksrepräſentation, jo wie längft ſchon die an— 
dern freien Völker, Frieden Schließen. 

Selbſt der fo vielfach und natürlich am meiften den für ihren Gewaltbefig beforgten 
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Miniftern verhaßte neunte Hauptpunkt oder die Majoritätsentiheivung wird dort in einer 
richtigen Auffaffung im minveften nicht beanftandet. Den gewöhnlichen Einwand, man 
müffe Die Stimmen wägen, nicht zählen, findet man albern, da ja durch möglichft gute Wahl: 
gefege und durch den natürlichen Einfluß gründlicher Verhandlung, und namentlich auch aller 
guten Gründe der Megierung und ihrer Minifter wie der nationalen Preſſe, die Mujora beit: 
möglichft ponderirt werden, noch ehe fie definitiv werden, und da ihre Beſchlüſſe das einzige na= 
türlihe Mittel find, die Geſammtheit für die Regierungsbeſchlüſſe zu gewinnen und der Negie- 
rung Einheit und Kraftzugeben, da endlich für arme Sterbliche, folangeihnen Bott nicht felbft das 
Weiſere bezeichnet, doch ſicherlich das Mehrgelten ver Minorität weniger vernünftig wäre. Auch 
weiß man in England aus Erfahrung, wie ein König, der fo willens- und geiftesfräftig ift, daß er 
als abfoluler Monarch fid nicht täufchen und regieren ließe, gleich einem Wilhelm von Dranien, 
feine guten Abjichten zur Majorität machen ann, und wie jelbft ein ſchwächerer vie Mittel be: 
ſitzt, unreife Majoritäten zu befeitigen. Wie denn z.B. Georg II. zu Ounften von Pitt, welder 
des Königs Anſicht vertheivigte, aber die allergrößte Majorität gegen ſich hatte, diefe befeitigte 
und ihm durd die Parlamentsauflöfung eine Majorität für feine und des Königs Anjichten 
verjchaffte. Auch die Freiheit der Preſſe anzufeinden und Genfur oder ihre Stellvertreter ein— 
zuführen — dieſes kommt in England jelbft feinem König und feinem Minifter auch nur in den 
Sinn, Und troß aller der bedenklichſt ſcheinenden Uberbleibjel ver frühern Feudaleroberu,gs: 
zeiten, von denen Deutichland frei blieb, zeigt ji in England das höchſte Werk des Menſchen— 
geiftes, eine freie Staatsverfaſſung in nie zuvor gefehener Majeftät, und verleibt dem zuvor klei— 
nen Volfe eine Machtgröße und zugleich feinen Bürgern ein Wohlgefühl, einen befriedigten 
Vaterlandsſtolz und eine Sicherheit, wie fie die Weltgefhichte nirgends anderswo zeigt und 
wie es deutiche Buchgelehrſamkeit nie Herausfpintijiren, neuliberaled höfiſches Verhüllen nie 
berausdiplomatifiren wird. 

Daß gerade in allen politiihen Hauptſachen auch wir ſämmtliche Deutſche noch weit zurüd 
find — wer darf diefed beftreiten! Unſern Kräften follen wir vertrauen, aber nicht jie ein: 
ihläfern dur Beihmeidhelung unferer Negierungs: und Volfszuftände, ebenfo wenig ver 
frühern als der gegenwärtigen, in welchen legtern, wie die traurige Geſchichte unſerer Ver: 
faflungen zeigt, jene Hauptpunfte, und mit ihnen unfere VBerfaffungen noch jo unvollfonmen 
und beftritten find, wo bald das Volf in europäiſchen Krifen wie 1830 und 1848 eiligft zu— 
greift, um feine Breiheit endlich zu erobern, bald die Regierungen wie 1849 das ſoeben Zuge- 
flandene wieder zu nehmen fuchen, wo alddann auch liberale Bürger und Stände oft vergeflen, 
dag nur die fräftigfte Bertheidigung der verfaflungsmäßigen Grundlagen, eine ſolche, welde 
die Berfaffungsfeinde fo gern als altlibergle Starrheit, ald unpraftifche Prineipienreiterei ver- 
folgen, eine ruhige friedliche Entwidelung hoffen läßt. Bei und aljo kann wirklich jegt noch 
niemand Bürgſchaft leiften gegen eine wenigftens vorübergehend reactionäre Wiederheritellung 
jelbft der unmittelbaren Polizeicenfur, von welder ja unfer Deutſchland noch nicht allgemein 
gejeglich befreit und noch nicht vollftändig gereinigt if. Ganz gewiß aber werden wir nod) 
ernftlich zu Ffämpfen haben für die Befreiung von jenen unglüdlihen neuern Surrogaten 
derjelben. 

Somit wird, aud trog aller vanfbaren Anerkennung, daß die unermüdlichen und langen 
Kämpfe gegen die alte Cenſur wenigftens vorläufig ihre thatſächliche Abſchaffung bewirkten?), 
doch noch ein Überblick der Gefchichte dieſes weltgeihichtlich wichtigen Inſtituts, und eine Be— 
trachtung feiner jo oft überjehenen verderblichften Gigenfhaften und Folgen, gegen weldye wir 
noch heute zu kämpfen haben, unerlaßlid) fein. 

U. Geſchichte der Genjur. Der freie wechſelſeitige Austauſch von Grfahrungen , Ge— 
fühlen, Gedanken auf allen und von Bott gegebenen Wegen, diejed freie wechſelſeitige Mit: 
theilen, Reiben und Vereinigen der Geifter, dieſes freie geiftige und moralifhe Wirken des 
Menfchen auf feine Mitmenihen — die Grundbedingung aller menſchlichen Entwidelung 


2) Schon die Titelangabe der Schriften in diefem Streite würde ein Buch füllen. Auch der Heraus— 
geber des „Staats-Lexikon“ fayrieb in dem großen Kampfe, außer den Artikeln in diefem Werke, eine 
ganze Reihe befonders abgebrucdter in ber badifchen Kammer gehaltener Motionsreden und noch fol: 
gende Bücher: „Die ganze und vollkommene Preffreiheit in ehrerbietigfter Petition an die hohe deutſche 
Bundesverfammlung‘’ (Freiburg 1830); „Neuer Beitrag zu der Lehre von den Injurien und der Pref- 
freiheit‘ (Freiburg 1833) ; „Wichtige Urkunden über den Rechtszuſtand der deutfchen Nation (die Broto: 
folle des Karlsbader Gongrefles) mit Erläuterungen‘ (zweite Auflage, Manheim 1845); „Geheime Ins 
quifition, Genfur und Gabinetsjuftiz in verderblichem Bunde‘ (Karlsruhe 1845). 
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und Vervollkommnung mie aller freien gefellihaftlihen Vereinbarung und Einrichtung — ifl 
das ältefte, heiltgfte Necht wie die heiligfte Pflicht freier gefitteter Menfchen und Völker. 

Ein zuvorfommendes Verbieten und beliebiges Beherrihen und Unterdrücken der freien 
geiftigen Mitteilung, etwas Ähnliches wie die Genfur, welde gegen Anfang des 16. 
Jahrhunderts die Hierarchie zur Stüge ihrer finfenden Weltherrſchaft erfand, zuerft bekanntlich 
ber unwürbdigfte aller Bäpfte, Alerander VI., und darauf Leo X., und welche von den weltlichen 
Regierungen zuerft Philipp I. von Spanien zur Stüße feiner Union des geiftliben und welt- 
lihen Despotismus ausbildete, Fannten weder die Völker ded Alterthums noch bis dahin die 
germanifchen Völker. 

Zwei faft unbegreiflihe Begrifföverwechfelungen verwirren öfter die Lehre von der Cenſur 
und Preßfreiheit. Die erfte ift die, daß mande bei einer allgemeinen Feſſelung der Preſſe und 
der Mittheilung durd fie, bis und fomweit eine Cenſurbehörde ihren factifchen Gebrauch geftattet, 
den fo noch geftatteten Gebrauch mit einer rechtlichen Freiheit der Preſſe verwechſeln oder ver: 
einbarlidy halten (ſ. unten III). «Die zweite ift die, daß man mit der rechtlichen Preßfreiheit eine 
Erlaubfheit und eine Straflojigfeit rechts- und gefegwidrigen Misbrauchs diefer Freiheit ver: 
mifcht und alſo auch die allgemein rechtlichen Beſchränkungs- und Strafmittel, die allgemein 
rehtlihen Vorbeugungs= wie Unterdrüdungsmittel gegen diefe rechtswidrige Verbreitung von 
Drudihriften mit ver Genfur auf Eine Linie ftellt. Nur aus diefer in der That feichten Be: 
griffsverwirrung fonnte aud Hoffmann (in feiner „Geſchichte ver Büchercenſur“, Berlin 1819, 
©. 6 fg.) die römischen Straf und Untervrüdfungsbeftimmungen gegen bereitd mitgetheilte 
Shmähfhriften und Schmählieder und Majeftätöbeleivigungen in der Gefchichte der Eenfur 
als eine Art verjelben aufführen. Nicht darin liegt hier der große Irrthum, daß früher das 
Römische Net auch ſogar in Beziehung auf die ausgefprodhenen Außerungen jo mild war, daß 
Tacitus (1, 72) jagen konnte, bis zu Tiberiud feien Worte überhaupt ftraflo8 geweſen, daß 
auch noch in der Kaiſerdespotie felbft bei Schmähihriften ver Beweis der Wahrheit ver That: 
fahen von Strafe befreite?) und daß auch das nenefte Römifche Recht dieliberalften Grundſätze über 
die Freiheit ver Außerungen enthält.*) Aber alle diefe Geſetze enthalten nicht die leifefte Spur 
einer vorausgehenden allgemeinen Beſchränkung der Öffentlichen Hußerungen in Verfammlun: 
gen aller Art und im Mittheilen durch Infhriften und Handſchriften, durch deren Vermehrung 
durch Abichriften und ihre Verbreitung, obgleich foldye Verbreitung in den alten Staaten wie 
bei ven Germanen, je mehr die Gultur ftieg, um fo mehr in großer Ausdehnung und als 
wichtiger Verkehrszweig, namentlich auch durch Öffentliches Ausrufen und Vorleſen ftattfand, 
und obgleich indbejondere auch in der fpätern Verderbniß die Verbreitung von Schmähfchriften 
felbft gegen Kaifer fehr häufig wurde. 5) Es war mit Ginem Worte bei den Völkern des Alter: 
thums wie bei den Germanen bis zum 16. Jahrhundert ver Gebrauch aller gemeinen Wege 
der gegenfeitigen geiftigen Mittheilung frei für alle, wenn auch die bereit erfolgte Mittheilung 
techrlich und zuweilen despotiſch gerügt und unterdrückt wurde. 

Wohl aber gibt e8 für die geiftige Mittheilung überhaupt und vorzüglich für die politifche 
Mittheilung der civilifirten freien Völker zwei verfchiedene Hauptwege und zwei große Haupt: 
perioden. Nur darin flimmten alle freien Völker der Erde überein, daß fie ald die Grund: 
bedingung eines wirklich freien, vechtlihen Gefellfhaftöverhältnifles freie Sprade und freie 
Stimme aller felbftändigen Staatsbürger und Familienväter über die gemeinſchaftlichen oder 
Öffentlihen Angelegenheiten forderten, eben weil es die gemeinfhaftlihen Angelegenheiten freier 
Männer und Gefellihaftögenoffen jind, von denen feiner allein die allgemeine oder reine Ber: 
nunft hat, bei denen die gemeinfchaftliche Vernunft für dad gemeinfchaftliche Leben, der fittlich 
freie, vernünftige Gefammtwille oder die wahre öffentlihe Meinung und die gemeinfhaftliche 
Freiheit fih nur in freier Sprade entwideln und offenbaren kann. 

Aber in der Periode der alten Zeit, bei den freien Völkern des Alterthums und bei den alten 
Deutſchen, da fand die wefentliche wechfelfeitige Mittheilung, Belehrung, Beiprehung und 
Meinungsäußerung, vorzüglich auch die politifche über die Geſellſchaftsverhältniſſe, mündlich in 
Öffentlichen und unmittelbar vemofratiihen Verfanmlungeu, Beratdungen und Abftimmungen 
aller Bürger ftatt; in den officiellen, den Gemeinde= und Volks-, den Geſetzgebungs- und Re— 


3) C. unica de famos. libell., f. auch das Kanonifche Recht Caus. V, 9, c. 1. 

4) Welder, Neuer Beitrag zur Lehre von den Injurien und der Preffreiheit, S. 106 fg., und bie 
dafelbit angeführte treffliche Schrift von Weber, Über Injurien. 

5) Bal. z. B. auch Paulus Rec, sent., 5, 4, 15, 16; L. 4 u. 5; C. Theodos., 9, 34; Sueton. 
Aug., 55; Tiber., 58, 59, 61; Nero, 39; Domit., 8; Tacit. Annal., 4, 34; 14, 48, 49, 50; 16, 14. 
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gierungs- und Gerichtsverſammlungen, wie auf den nicht officiellen und Öffentlichen Blägen, auf 
dem Forum, in den Straßen und Öffentlihen Hallen. Gtiehen und Römer und alte Germanen 
forderten für die Freiheit und zu diefer gemeinihaftlichen politifchen Beredung und Beftimmung 
der gelellihaftlihen Angelegenheiten jo unbedingt jenes unmittelbare demokratiſche Verſam— 
mein, jenes Mitiprechen aller, daß befanntlich felbft bi8 zum römischen Kaiſerthum herab (fo 
3. B. noch bei Tacitus in Annal., I, 1) folde Demofratie und ein freier, rechrliher Zuftand 
in der Sprache und im Gedanken ebenfo völlig gleichbedeutend waren wie im Gegenſatz Allein- 
herrſchaft und Despotie, und daß bei ven Germanen der Nechtägrundfag galt, daß den freien 
Mann nur binde, wozu er mit geratben. (So wir nicht mit vathen, fo wir nicht mit thaten!) 
Die Nothwendigkeit der hinlänglichen Zeit für diefe allgemeine, mündliche, öffentliche Mitthei— 
lung und Beiprehung aber war nad Ariftoteled der alleinige Nectfertigungdgrund der Skla— 
verei für die Uberwundenen und ihre Nachkommen, die bei Griechen und Nömern und Germa= 
nen den freien Bürgern den größten Theil anderer Gefhäfte abnehmen mußten. Und die Klein— 
beit der bloßen Stadt: und Oauftaaten machte auf der andern Seite die Durhführung der Frei— 
beit auf diefem Wege möglih. Da aber, wo (bevor noch ein beſſerer Weg ver geiftigen und 
geſellſchaftlichen Mittheilung gefunden war) und in dem Grade, wie diefe mündlichen und uns 
mittelbar demofratifchen Beiprehungen aller Bürger in öffentlichen VBerfammlungen aufhörten, 
fo wie in Rom unter den Kaifern, wie bei den Germanen, feitvem jie in große Neiche vereint 
wurden und ſeitdem vollends ſpäter die fremden Rechte, die Geiſtlichkeit und die romaniftifchen 
Zuriften ihre Volks- und Gerichtsverſammlungen unterdrückten und ihnen die freie Sprade 
über das Gemeinfhaftliche entzogen, da und infomweit hörte auch die politiſche und bald auch die 
bürgerliche Freiheit auf und machten zum Theil ſcheußlich despotiihen und fauftrechtliden und 
fflavifhen Zuftänden Plag. In Deutſchland felbft war indeß auch bei hereingebrochenem Feu— 
dalismus und Bauftrecht die freie Sprade der Vereine und Genoflenichaften und ihre neue Ent= 
widelung, namentlich die in den vielen Städten, doch wenigſtens nicht durch äußere Eroberungs= 
gemalt und Inquifition und wenigftens nicht jo ſehr wie in Branfreih, Italien, in Bortugal 
und Spanien und zum Theil jelbit in England unterdrückt worden. Gerade durch diefe freiere 
Sprache und größere geiftige Freiheit war die deutſche Nation im Stande, die erjte zu werben 
in Givilifation und Macht. Dadurch war ſie im Stande, in der Erfindung und Ausbildung 
aller Mittel der Eivilifation vorauszugehen und das wichtigſte aller Werkzeuge der Eultur und 

* der Freiheit, die freie Preffe, ver Menſchheit zu ſchenken, dieſes Werkzeug, durch deſſen Gebraud) 
fie alsbald die Hierarchie ftürzte und zuerft die Grundlagen des Feudaldespotismus erſchütterte, 
and welches mehr ald irgendetwas anderes die neue Zeit und Cultur, die neue Staatdordnung, 
die repräfentative und durch fie Die neue, größere und ausgedehntere oder allgemeinere und hu— 
manere Freiheit und Bildung begründete. . 

In der Periode der neuen Zeit und in den neuern, freien, germanifchen Staaten ober feit 
ber Erfindung der Druderpreife fand immermehr die wichrigite wechfelfeitige Mittbeilung, Bes 
lehrung, Beiprehung und Meinungsäußerung, vorzüglid auch die politiiche über die Ge— 
ſellſchaftsverhältniſſe, durd die freie Preife und vor allem auch durch Tageblätter und Zeitz 
und Flugſchriften ftatt. Die Telegraphen geben in neueſter Zeit noch ein weiteres faft wunder: 
ähnliches Mittel freier Mittheilung ab. Die freie Vreſſe, dieſes wictigfte Organ der Mitthei- 
lung der Wahrheit und Freiheit Tür die neue Zeit und Welt, das fichere und leichte und wirf: 
ſame Spradyorgan für unendlich viele und auch für ganz entfernte Zeiten und Räume, für alle 
Millionen unferer Mitbürger und aller gejitteten Menſchen und für eine dauernde Vorlage zu 
reiferer Prüfung, übertrifft unendlich dieMirtheilung durch jene ältern Organe. Eietratimmers 
mehr an die Stelle nicht bloß des früher ausgedehnten Gebrauchs und gewerbmäßigen Vertriebs 
von Hanpidiriften und von Inſchriften aller Art, fondern beſonders aud an die Stelle jener 
täglichen, unmittelbar demokratiſchen Volksverſammlungen und der mündlichen Reden und Bes 
lehrungen und Abftinmungen zur Begründung der politiihen Gultur, zur Bildung der öffent: 
lihen Meinung und ver nationalen Eittengerichte, zur allgemeinen Berathung aller gemeinſchaft— 
lichen Angelegenheiten, Eine freie Preſſe machte die Freiheit in großen Reichen möglich und die 
Theilnahme aller ihrer Millionen von Bewohnern an diefem herrlichften Gute ver Menſchheit, 
die Theilnahme an der freien Beſprechung der vaterländiihen Angelegenheiten und an ihrer 
Mirbeftimmung dur Nepräfentanten, neben der Übernahme aller andern Geſchäfte für die ges 
meinſchaftliche Cultur. So wurde die Prepfreibeit, vor allem die allgemeine und die volitiiche 
der Zeitungen, Zeit: und Flugſchriften über die täglichen und gemeinſchaftlichen Angelegenheiten 
— denn die Freiheit blos für vide Bücher und über allgemeine, entiernte Gegenjtände, welche 
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wenige lefen, wäre faft wie ein Privileg für Gelehrte und Buchhändler und zum Theil ſelbſt jener 
Politik nicht ganz unähnlich, die dem „gemeinen Volk“ das Leienlernen unterjagt — nicht blod 
ein mehr als volljtändiger, fondern zugleih aud der unentbehrliche Erfag jener alten Organe 
der Wahrheit und Freiheit oder der freien wechjelfeitigen Mittheilung. 

Daß die vollfommene Preßfreiheit für jene ältern Organe mehr ald genügenden Erfag 
gebe, das beweift ſchon ein Blick auf die preffreien Länder. Wie erhebend ift z. B. nicht ein 
folder Blick auf daß freie und würbige politifche Leben des großen britiihen Reichs. Im Ver: 
lauf weniger Stunden haben bier alle Millionen Bürger durch freie Zeitungen in ihrem Haufe 
jedes Wort, das in den repräjentativen Parlaments: und Gerihtöverfanmlungen gefproden 
wurde, und alles, was im Staate vorging, vernehmlidher und zu reiferer Berathung ald bei den 
Reden in den vemofratiihen Bolföverfammlungen vor fih. Und allſogleich können ſie in ben: 
felben Zeitungen oder in freien Petitionen, ebenfalls durch Mitteilung ihrer Meinungen, Er: 
fahrungen und Bedürfniſſe, allgemein vernehmlidy darauf antworten. So fönnen alle, melde 
wollen, an den nun ruhigern, veifern, verftändlihern Verhandlungen ihrer wenigen Ne: 
präfentanten, ohne viel Zeitz und Koflenaufwand, ungleich mehr Antheil nehmen, als es bei 
den großen, lärmenden Volksverſammlungen jemals möglich geweſen wäre. 

Unentbehrlich aber ſcheint jener Grfaß, weil wegen der Größe der Staaten und wegen der 
Aufhebung der Sklaverei und Leibeigenfchaft und aud) des Helotismus, in weldem die Stadt: 
ftaaten des Alterthums alle Brovinzbewohner unterdrüdt hielten, jegt der ungleich größere Theil 
der freien Geſellſchaftsgenoſſen unmöglih mehr in demofratiihen VBerfammlungen und Be: 
rathungen an den gemeinjchaftlichen Angelegenheiten des Vaterlandes, an der Kenntniß der: 
felben und an der Bildung der öffentlihen Meinung über fie Anteil nehmen, feine Wünſche, 
Bedürfniſſe, Erfahrungen mittheilen fann. Ohne Preffreiheit, ohne vollftändige preffreie 
Mittheilung, und zwar nicht blos von einem einzigen, etwa dem miniſteriellen Standpunkte aus 
und mit Unterdrückung entgegenftebender Thatſachen und Anjichten, oder mit Verfälfhung der 
Wahrheit, Fönnten ſich jeßt die einzelnen Staatsgenoſſen nicht einigermaßen gegenfeitig verneh— 
men, austauſchen, verftändigen und gründlich belehren. Sie fünnten jelbft auch nicht einmal 
diejenige politiſche Kenntniß, Bildung und Tüchtigfeit erlangen, die ihnen zu einer richtigen 
Wahl ihrer Vertreter, zur heilfamen Mitwirkung in ihren Oemeindeangelegenheiten, zum Schug 
gegen Beamtenwillkür und zum Schuß gegen Volföverführer, endlich zur klugen Einrichtung 
ihrer induftriellen, commerziellen und Öfonomijchen Unternehmungen nöthig find. So jcheints 
alfo nad der Zerftörung jener ältern phyſiſchen Sklaverei und Leibeigenfhaft und Provinz: 
knechtſchaft erſt jene allgemeine Prepfreibeit alle Bürger auch vollftindig gegen neue geiftige und 
politijche Leibeigenſchaft zu fihern. Sie erſt ſcheint das unentbehrlihe Mittel der wirklichen 
Zutheilung der Würde und der höchſten Güter der Menfchheit, der Freiheit und ded Bürger: 
thums, und der evelften Früchte menſchlicher Eultur zu fein. Sie ift aud) das unentbehrlice 
Mittel für Verbreitung der beften Früchte der gelehrten Beitrebungen, Sie erſt ertheilt allen, 
je nad) ihrer Tüchtigfeit, die wahre active Theilnahme an der freien Menſchen- und Staats: 
gejellichaft und an ihren Beſtrebungen, das active Staatöbürgerreht. Sie zerftört das Kaften: 
mäßige und Despotifhe auch in dem Verhältniffe ver Studirten zu ven Nichtſtudirten. Durch 
ftetö neue Erfahrungen wie durch die Natur der Sache wirft diefe Wahrheit fo unzweifel— 
baft, daß überall, wo irgendein Unterdrückungsſyſtem jich bebaupten will, die Unterdrückung 
freier Mittheilung ihm zum Werkzeug dienen muß. Selbft ein allgemeines Stimmrecht des Volks 
weiß jie, wie die neuefte Geſchichte Frankreichs beweilt, alöbald wirkungslos zu machen. 

Und nicht blos im innen Staatsverhältniß ift die freie Prejfe dad Hauptorgan der Frei: 
heit und Gultur. Statt daß früher die verihiedenen Staaten und Völker getrennt lebten 
und fajt nur im Vernichtungskampfe oder in unglüdfeligen despotiſchen Groberungsfriegen ſich 
fennen lernten, bietet und jegt die freie Preffe das Hauptorgan für jene immer größere und 
herrlichere Bereinigung freier und jelbitändiger Bölfer zu einem friedlichen Reiche freier brüder— 
licher Wechſelwirkung und täglichen wechleljeitigen geiftigen Austauſches und des lebendigen 
MWetteifers der Gefittung und VBervollfommmung. Freie Zeitungen jind nicht mehr blos die täg— 
liche wedhjelfeitige Sprache der Staatöbürger über ihre eigenen gemeinihaftlihen Angelegen- 
heiten. Sie find aud) der wechlelfeitige Unterricht und die wichtigiten Verkehrs: und Verbin 
dungsſtraßen für alle Bölfer des menſchlichen Brudergefchledhts. Sie find in jeder Beziehung vie 
wichtigften Organe der allgemeinen Gultur und Freiheit. Sie wenden die Blicke ver Menſchen 
von ihren Fleinlichen und egoiſtiſchen Berbältniffen und Beitrebungen auf die höhern, reichern, 
gemeinfchaftlihen Verhältniſſe, auf die Freiheit und Gultur des Vaterlandes und der Menjchheit. 
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So ſchien denn durch jene große Erfindung des deutſchen Geiftes ein Fortſchritt der Freiheit 
und Eultur des menſchlichen Geſchlechts gewonnen, von welchem man früher feine Ahnung hatte. 

Da erfhien — wer hätte foldhen traurigen Rückſchritt fürdten follen — da erſchien, um 
einen großen Theil von Europa, namentlih Spanien, Portugal und Italien, zum Theil auch 
Brahfreih, Deutihland, England und die übrigen europäifhen Völker auf Jahrhunderte hin 
in neue, die Zeiten des Fauſtrechts weit überbietende geiftige, moralifche und politifhe Barbarei 
und Verderbniß zu ſtürzen — die Cenſur — die Genfur in ihrer von der römifhen Genjur (f. 
Genfur als Sittengericht) jo ganz abweichenden Geftalt. 

Die theofratifche, geiftliche Gewalt hatte früher und jo lange, als fie in geiftiger Gultur vor: 
angeben und jie fördern, ja durch fie, durch ihre Schulen und Univerfitäten , herrfchen konnte, 
weil die jugendlihen germanifhen Völfer, ihrer Erziehung bedürfend, in freiem Glauben ji 
an jie anſchloſſen, wohlthätig gewirkt. Aber fie wurde in dem Maße unterbrüdend und des— 
potiſch, als diefe Völker ihrer Erziehung und Bevormundung und dem blinden theofratifchen 
Glauben entwachſen waren, und fienun dennod ihre theokratiſche Glaubensmacht und Herrfhaft, 
und zwar jegt durch allgemeine Inquijitiond: und Kegergerichte und durch Bekämpfung des ihr 
nun verderblich werdenden geiftigen Kortichreitend, behaupten wollte, und als fie, die früher das 
Volk gegen Bauftrehtsgewalt und Despotismus geſchützt hatte, ſich jegt umgefehrt, fowie in 
Spanien unter Philipp IL., mit dem Despotismus der Könige, oft auch der Ariftofratie und 
mit den ſchändlichſten Höflingsregierungen zur Unterbrüdung der Freigeit verbündete. So 
mußte ihr denn jehr begreiflich die von Papſt Alexander VI. in feinem Ediet von 1496_eins 
geführte Genfur zur Unterbrüdung des freien Gebrauchs des neuen, wichtigſten Organs für Kreis 
beit und Wahrheit dienen, während ihr ſelbſt die leichte Mittheilung durch die Preffe ein neued 
Mittel für den Despotismus wurde. 

Und melde Eitwürbigung, melde Verdummung und Entfittlihung der Völfer, mwelder 
ſchändliche, vernichtenve Despotismus der Regierungen und der geiftlihen und weltlichen Arifto- 
fratie, welche grenzenlofe Verderbniß der Höfe und der höhern Stände entwickelten jich nicht 
jegt unter der Herrihaft und mit Hülfe ver Genfur, durch Unterbrücdung des freien Gebrauchs 
der Preſſe für die Beherrichten jo wie durch den falihen Gebraud der Preſſe von jeiten der 
Herrſchenden, durch die Taufhung der unglücklichen Völker! Diefe neue hierarchiſche Gedanfen- 
inquifition wirkte vernichtender als die frühere und gab aud den blutigen Kegereiverfolgungen 
erſt Beitand und die jhauderhafte Wirfung. - So konnte 3.8. das ftolze Volk der Spanier, 
das in jeiner Freibeit weltherrſchend, reih an Cultur und Macht jeder Art geworden war, von 
40 Millionen bis unter zehn herabkommen, in ſchmachvolle Nichtigkeit und fremde Abhängig: 
feit verfinfen, in dem Bejige einer halben Welt an Vermögen und Gultur verarmen. Es fonnte 
unter der fheußlichiten, verderbteften Gamarillaregierung in eine ſolche geiftige und ſittliche Ent— 
artung und Berwilderung jinfen, daß, wie die Proclamation von der Infel Leon fagte, ſchon 
das Antlig der einft jo herrlichen und flolgen Bürger die Entwürdigung abfpiegelt, und daß in 
den jhauderhaften Bürgerfriegen und Nevolutionen, in welchen nah breihundertjähriger 
Schmach das unglüdlihe Volk ih von diefer geiftigen und politiſchen Unterdrückung zu befreien 
ftrebte, bald ſittliche Verderbniß oder Kraftlojigkeit, bald thieriſche Grauſamkeit, bald ver rohefte 
Fanatismus mit dem ſchmachvollen Rufe: Es lebe die Inquifition, e8 fterbe die Nation! bald 
revolutionäre Umſtürzungswuth die Freunde der Menfchheit erichreden und ihnen den unver: 
mwüftlidhen eveln Kern des Volkscharakters verhüllen Eonnten. 

Traurig genug, wenngleich nicht überall auf gleich ſchauderhafte Weije, entwidelten ſich 
aud in andern europäiſchen Staaten die Folgen der Unterdrückung der freien Wahrheit. Durd) 
meift fehr blutige religiöje und politifche NRevolutionen und Reformationen in Deutſchland und 
den norbifhen Reichen, in den Niederlanden und der Schweiz, in England und Amerika, endlich _ 
in. Branfreih, und jeit der Franzöſiſchen Revolution aufg neue in den meiften europäijchen 
Staaten, zuweilenaud auf friedlichem Wege durch große Fürften und Staatämänner, wie Fried— 
rich und Joſeph und Karl Friedrich, wie Guſtav II. und wie die däniſchen Berntorffe, wurden 
endlich mehr oder minder die geiftige und politifche Unterdrüdung und ihre Folgen bejiegt und 
großentheild aud die ausdrückliche, gefeglihe Sanction ver Wahrheitsfreiheit oder der Auj- 
bebung der Genfur errungen. 

librigens wäre.es nicht blos lieblos und unanftändig, es wäre jicherlich völlig unmwahr, 
mwollte man einer jeden Ginführung der Genfur eine bloße despotiſche Abſicht zufchreiben. 
Konnten ja doch ſelbſt Männer, wie Rouſſeau, wie Voltaire, wie Lamennais, durch Misbräude 

Staats⸗Lexiton. III. 26 


402 Cenſur der Drudfchriften 


felbft der beiligften ‚Güter und Rechte, Rouſſeau dur die der Eultur, Voltaire durch bie bes 
GHriftentgums, Lamennais fo mie Rouſſeau und fo viele andere durd die des Königthums 
ſich fo verblenden laffen, daß fie, ftatt zu möglichfter rechtlicher Abſchaffung der Misbräuche, 
vielmehr alles Ernftes zur Abihaffung der Eultur, ded Chriſtenthums und des Königthums 
riethen und an ihrem Untergange arbeiteten. Konnte es aljo nicht auch andern ausgezeidhheten 
Menſchen und vollends der Mehrzahl der Kleinen, vie ſich ſtets nur Dur das Unterbrüden zu 
helfen wilfen, bei ehrlihem Willen mit dem Rechte der Wahrheitd oder der Preßfreiheit ähnlich 
ergehen? Vollends war diefed damals natürlich, ald die Erfindung der Preſſe noch neu war 
und man nod nicht die Verdrängung der alten Wege geiftiger und politifcher Mittheilung 
grofentheild durch fie felbft, die furdtbaren Folgen ihrer Unterdrüdung, die Möglichkeit ihres 
gefahrloſen Beftandes und ihrer guten Wirkungen in der Erfahrung fo wie jegt vor ſich ſah. 

So, durdy den immer nod großen Einfluß der hierarchiſchen Geiftlihfeit und vorzüglid 

durch die Furcht vor den ſtets ſich erneuernden biutigen Religiondkriegen erflärt e8 fih denn 

auch, daß im Deutfchen Neiche reichspolizeiliche Geſetze Auflicht auf die Breife und landesherrliche 

Genfureinrihtungen verlangten. Doc Hielten ji, wie auch der Bundestagsgejandte Hr. von 

Berg in feinem Bortrag über Prepfreiheit (1818 in der 51. Bundestagäjigung, ©. 346) be: 

merfte, die Landesregierungen hierdurch keineswegs verhindert, in Gemäßheit ihres Rechts der 

Zandespolizei und Landeögefeggebung, nad ihrer eigenen Liberzeugung landesgeſetzlich bie 

Prefangelegenheiten fo oder fo zu ordnen. Diele Regierungen, namentlich Eleinere, viele Reichs— 

ftädte, auch die Regierungen von Mecklenburg und von Heffen:Darmitadt führten niemals Cen— 

fur ein, felbft nicht in den Napoleonifhen Zeiten. Andere, wie Dänemarf ald Regierung von 

Holftein, hoben durd ausdrückliche Sanction ver vollfommenften Brepfreiheit alle Cenſur gänz— 

lich auf. (S.Bernftorff.) Noch andere, wie die Regierungen von Hannover und Baden, hoben 
wenigſtens für diejenigen, welche am meiſten ſchrieben, für die Profeſſoren und höhern Staats— 
beamten, die Genfur auf.) Und Hr. von Berg (a.a.D., 6.328) rechnet, daß im Jahre 1818, 
alfo vor den Karlöbader Beihlüffen, ungefähr ein Drittel der deutſchen Staaten feine 
Genfur hatte. Hierbei muß man nod in Anfchlag bringen die frühern Verhältniffe; die durch— 
einander laufenden Gebiete von dreihundert deutſchen Reichsſtaaten, die wenig ftreng ausge— 
bildeten Polizeieinrichtungen und den Wetteifer, nicht der Verfolgung, fondern der Shügung 
der in einem dieſer Staaten politifch Verfolgten (3. B. aud der in Berlin verfolgten, in Altona 
aufgenommenen „Allgemeinen deutſchen Bibliothek‘). Berner Fam nod Hinzu ver damals ganz 
freie allgemeine deutſche Buchhandel und der ungehinderte Eingang ausländifcher, namentlich in 
Holland und in der. Schweiz gedrudter Schriften und Tageblätter, ſodann die damalige völlig 
freie Verfaſſung und der ungehemmte Beſuch aller deutſchen Univerfitäten, ferner die Publicität 
aller Reichsſtagsverhandlungen, und die Möglichkeit, vor den ſelbſtändigen Reichsgerichten felbft 
die Randesregierung wegen Regierungsmisbränden zu belangen und alle Proceßacten unge 
hemmt druden zu laflen; endlich der eiferfüdhtige Gegenjag zwifchen Faiferlicher und fürftlicher 
Macht. Durch alles died war wenigftend unter fo ruhmvollen Regierungen, wie die von Fried— 
rih und Joſeph, die Freiheit der geiftigen Mittheilung in Deutfhland weit größer ats beut- 
zutage, und Deutſchland ftand aud in diejer Beziehung den meiften andern europäiihen Na— 
tionen voran, wenngleih für ganze Länder und Klaffen der Untertbanen vie Genjur alles Licht 
allgemeiner Wahrheitömittheilung auslöfchte. 

Fortdauernd hatte jih in Deutichland, jo wie ſchon früher, an das wohlthätige Geſtirn Der 
Freiheit und der freien Sprade alled Gute und Große, alles Unglüd an ihre Untervrüdung 
geknüpft. Sowie die Reformation an den freien Gebraud; der Prefie, jo knüpften ſich an ihre 
Unterbrüdung und Verfolgung jene hundertjährigen, Deutſchlands Einheit zerreißenden Neli- 
giondfriege. Es fnüpften ſich an jene Unterdrückung der freien Volksſprache in ven Vereinen 
und Gerichten vermittelft der fremden Rechte und der romaniftifhen Zuriftenfafte die Knecht: 
ſchaft des Volfd und die Erftarrung der Landesverfaſſungen und insbefondere auch jene in ge- 
heimen Fürftencongreffen entivorfenen Wahlcapitulationen mit ihren Angriffen gegen die Na⸗— 
tionalverfaflung und insbefondere gegen die freien landſtändiſchen Rechte. So aber entitan» 
num in vielen ihrer Freiheit beraubten Staaten eine ganze Saat von Misbräuchen; es erlahmte 
der Volks- und Nationalgeift, vollends als nah dem Ausbruch der Franzöſiſchen Revolution 


6) Der berühmte Heyne pries in feiner Jubiläumsrede 1787 die Preffreibeit von Göttingen als 
das Palladium der Univerflcät, als fegensreicy für Deutichland und Europa, ©. auch Schlözer's 
Staatslehre, S. 188. 
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ihre furchtbaren Mabnungen, ſtatt zu’verjüngter Ausbildung der Kreigeit, vielmehr zu ihrer 
Unterprüdung benugt wurden, So erfolgten in langen Kriege gegen das von Freiheit und 
Nationalruhm begeifterte neue Sranfreih immer blutigere Niererlagen, endlich die Auflöfung 
des Reichs und jener ſchmachvolle Rheinbund. Deutfchlands Fürften und Völker mußten dem 
Siegeswagen des fremden Eroberers folgen, gegen ihre Brüder oder auch gegen fremde Nationen 
ald Werfzeuge.der Unterdrückung dienen. Aber wer vermöchte wol in wenigen Worten alles 
Unheil zu jhildern was au die Vernichtung ver freien Sprache und Verfaſſung jich Enüpfte ! 

Doch als endlih, fo wie ed oben bereitd urkundlich dargeitellt wurde (MH, 757 fg.), 

mehr und mehr und zuerft in Preußen das äußerſte Unglüdf zur rühmlichen Anerkennung jo 
wie der wahren Duellen des Unglücks, jo aud der wahren reitenden Kräfte, der Freiheit und 
freien Wahrheit, geführt hatte, ald vor allem vie Napoleoniſche Unterdrückung der Wahrheit 
und die unter ihrem Schug wuchernde öffentlibe Demoralifation in der Tiefe dev deutſchen Herz 
zen eine Zornesmadt und eine Freiheitsliebe entwidelten, welche die Blutgeridhte gegen Palm 
und andere Chrenmänner nur neu entflammten, und als endlich die Fürſten freie Verfaſſung 
und freie Sprache ald Ziel und ‘Preis einer allgemeinen Volkserhebung verfündeten und das 
Mort jogleidy frei wurde in Deutſchland, da erfolgte Die glorreichfte Rettung! Die deutſche 
Bundesacte verhieß jegt nad dem erften und vor dem zweiten Freiheitskrieg in dem Art. 18, 
als das wichtigfte der vier allgemeinen deutſchen Bürgerrechte, welche „die verbündeten Fürften 
und Freien Städte allen Unterthanen ver deutſchen Bunderftaaten zuzufibern übereingefommen 
waren”, die „Preßfreiheit'“ und ihre geſetzliche Verwirklichung durch ein Preßgefeg „in der erften 
BZufammenfunft der Bundesverſammlung“. Mehrere Bundesitaaten, fo namentlih Naſſau, 
Weimar, Würtemberg, hoben durch ausdrückliche Beitimmungen der Yandeöverfaflungen und 
Zandedgefege alle Genjur auf und die hohe deutſche Bundesverſammlung ertheilte einſtimmig 
der weimariſchen Verfaſſung mit ihrer volljtäntigen Preßfreiheit die ausprüdlihe Gewähr 
leiftung des durdlaudtigften Bundes. ?) Alles augenfüllige Beſtätigungen, daß jene fürftlidhe 
Verheißung des Art. 18 der Bundesacte, fo wie ed Schon der urfundlihe Sinn und Zu: 
jammenhang der Verhandlungen und der Worte erwiefen, allen Deutſchen die Freiheit der 
Preſſe, die ie zum großen Theil damals ſchon bejaßen, jegt ald allgemeines deutſches National: 
recht zuſichere, nimmermehr aber fie mit deren Zerftörung durch Genjur bedrohen jollte. Die 
jeitvem entjtehenden landſtändiſchen Verfaſſungen jiherten ebenfalls bald mit, bald ohne Be: 
jiehung auf die Berheigung ver Bundesacte ven Bürgern die Preßfreiheit zu.®) 

Doch neue Kämpfe hatte die Freiheit in Deutſchland, in Europa zu bejtehen. Ginzelne un— 
gewohnte und ſchon deshalb durch ven Mangel der Übung zum Theil ungeregelte und verfebrte 
Erjcheinungen der Freiheit in Deutſchland, Frankreich, ven Niederlanden mochten aud) bei wohl— 
wollenden Negierungen Bejorgnife erregen. Gleichzeitig aber trat jene Partei der verrotteten 
Bleden in ganz Europa, die da fürdtete, dag die Misbräuche abgeſchafft würden, woran jie ihre 
bisherige Gewalt gegen die echte ihrer Mitbürger fnüpften, als Reaction auf. Auch ihr 
Hauptmittel fonnte fein anderes fein als die Unterdrückung der freien Wahrheit. Der Zu: 
fammenbang diejer Partei in ven verfchiedenen Ländern, die heutige Gimwirfung des einen an 
des auf das andere kamen ſehr erflarlich bald in den Schickſalen der Preſſe auch in den deutſchen 
Ländern zum Vorſchein. Voraller Augen ftehen noch mit ihren Beranlaffungen, Zweden und Er: 
folgen die Kämpfe ver Reftauration in Frankreich gegen die Freiheit ver Wahrheit und gegen bie 
Wahrheit ver Berfaflung, deren roh desporiiche Vernichtung in Spanien und Italien, die dadurch 
berbeigeführten neuen Nevolutionen in Fraukreich, Spanien, Portugal, Neapel und ‘Piemont, 
die wenigjtend in Spanien und Portugal jo unglüdlich ausgerallenen Beruhigungen und zuletzt 
die Zulivevolution und abermals die neuen Revolutionen in Belgien und in der Schweiz, in 
Spanien und Portugal, ja in mehreren deutſchen Ländern. Die bejondern deutſchen Kämpfe 
für und gegen freie Preſſe und freie Berfaffung wollen'wir Gier weder nad) ihren Urſachen noch 
nach ihren Folgen, weder rechtlich noch politiih würdigen. Wir wollen bier nur die außerlichen, . 
that ſächlichen Erſcheinungen noch kurz berühren, jene vorzüglich ſeit 1817 ſteigende Ungeduld 
wegen verzögerter allgemeiner Verwirklichung der verheißenen Freibeiten und wegen der Be: 
forgniß fremden Einfluſſes, welder legtere Saud's unheilvolles Verbrechen veranlapte, ſodann 


7) S- Bundestagsprotofolle von 1817. Sitzung 22, $. 125. 
8) S. diefe Beltimmungen und überhaupt die Kite atur über die Genfur in Klürer, Dffentliches 
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der durch nichts ermiefene allgemeine Verſchwörungslärm und unmittelbar hierauf 1819 die 
Karlöbader Beſchlüſſe vorzüglich gegen die Preffe und die Univerfitäten. Obwol nur auf fünf 
Jahre gegeben, wurden fie auch in der ruhigen Zeit 1824 erneuert. Aldnun, ermuthigt durch 
die Vorgänge in Deutihland, die Reftauration die Cenſurbeſtimmungen der Karlsbader Be: 
ſchlüſſe 1830 in Frankreich publicirte, die Franzoſen aber, eingedenk des Elends, welches ihnen 
die Preßſklaverei unter frühern Königen und unter Napoleon gebradt, die Schmad rüftig von 
fi warfen, da entftand befanntlich gefährliche Aufregung auch in Deutfhland. Es entftanden 
die Revolutionen und neuen Berfaffungen in Sachſen, Kurheffen, Hannover und andern deut: 
fhen Ländern, während in Baiern, Würtemberg und Baden, wo, neben ven freien Verfaſſun— 
gen, factifch jegt auch die Preffe frei wurde, die gejegliche Ruhe ungeftört blieb. Bekannt ſind 
ebenfo die faft allgemeinen, jedoch nurin Baden fiegreihen Kämpfe der Landftände für gefeg: 
liche Preßfreiheit. Doch ald mit der jinfenden Hoffnung, eine Reform in Deutſchland zu ge: 
winnen, eine fteigende Gärung der Gemüther ſich zeigte und bei der unerwarteten Geftaltung 
der franzöfischen Politik die Bejorgniffe eines auswärtigen Krieges für den Augenblic ſchwan— 
den, da wurden von anderer Seite auf andere Weife die Außerungen jener Unzufriedenheit be- 
fümpft. Es erſchienen 1832 vie befannten verſchärfenden Bundesbeſchlüſſe. Auch die badiſche 
Preßfreiheit wurde wieder vernichtet; die Misftimmung wuchs, äußerte im einzelnen ſich aus 
durch verzweifelte, verbreheriiche Unternehmungen und füllte deutſche Kerker mit politifch An— 
geflagten. Bon den neuen Gongreß in Wien 1834 gingen abermals neue, noch ftrengere Maß— 
regeln gegen die Preſſe aus. 

Auch der infolge der Bundesgefeggebung in Deutihland ftattfindende Zuftand der Vreſſe 
und Öffentlihen Mittheilung joll hier ohne irgendeine Würdigung nur tharfählich kurz ange= 
geben werben, Die Vreßfreiheit für alle Drudigriften unter 20 Bogen, alfo aud für die 
ganze allgemeine tägliche Mittbeilung über die gefellihaftlihen Angelegenheiten durch Zeitun— 
gen, Zeitz und Flugſchriften ward überall aufgehoben, auch da, wo nad) dem Obigen fel6ft in 
Napoleoniſchen Zeiten Feine Genjur beftand, oder in neuern Landesverfaſſungen Preßfreiheit 
eingeführt worden war. Nach ven Landesgefeggebungen der beiden größten und mehrerer an= 
dern deutſchen Bundesftaaten fand außerdem Genfur für alle Drudichriften ftatt, und zwar in 
Dfterreich allgemein auch für die im Auslande gedruckten. An die Stelle ver Genfur auswär— 
tiger Druckſchriften traten anderwärtd die öffentlihen oder nur den Buchhändlern unter Straf: 
andrehung mitgetheilten polizeilichen Verfaufsverbote und die Cenſurunterdrückung der An: 
fündigungen. Mit Berufung auf neuere, nicht Öffentlich publicirte Bundesbeſchlüſſe wurden 
nad Zeitungsnachrichten in mehreren Ländern auch bereit alle im Auslande deutſch gedrudten 
und aud viele ver wichtigften engliſchen und franzöſiſchen Zeitungen ausgeſchloſſen und faft nur 
die Minifterial: und ultraariftofratiichen engliichen und fraugöſiſchen Blätter freigelaffen. Auf 
dieſelbe Weife wurden auch alle frühern, gegenwärtigen und zufünftigen Verlagswerke ganzer 
Buchhandlungen fowie frühere und zufünftige Schriften einzelner Schriftfteller verboten, ferner 
auch das DOffenlaffen der durch Cenſurunterdrückungen entftanvenen Lücken unterfagt; ebene 
aud andere Mittheilungen über ftändiiche Verhandlungen anderer deutichen Staaten, als die 
aus den cenfirten Landeszeitungen entnommmenen, nicht minder auch — und zwar unter ausprüd: 
licher Bedrohung der Aufhebung der ganzen Zeitung, jede nicht amtlihe Nachricht über Ver: 
baftungen und über Unterfudungen politifch Angeflagter im Inland wie in andern deutichen 
Ländern. Aud die Mitrheilung der Actenftüde bei Beſchwerden veutjher Staatsbürger gegen 
die Landeöregierung am Bundestag, namentlich wegen Juftizverweigerung, wurde, ſoweit nicht 
gerade die betheiligte Negierung ſie geftatten wollte, bundesgefeglich verboten, Da dieje und 
andere Bundesmaßregeln meist nicht öffentlich publicirt wurden, jondern nur durd die Beru— 
fungen der einzelnen Landesbehörven auf fie allmählih und unvollſtändig zu Tage famen, auch 
alle Bubtlicität ver Bundestagsverhandlungen ſchon früher aufgehört hatte, jo fönnen wir nicht 
entjheiden, ob und wiefern wirklich mit dem bundesgejeglichen Berbote der Actenverfendung 
in Griminal= und Polizeifahen , auf deffen Tendenz ſich berufend bereits eine Bundesregierung 
ihren Juriftenfacultäten alle Annahme von Proceßacten unterfagte, auch das zufamnıenhängt, 
daß die Genfurbehörden von mehreren Bundesregierungen das Rechtsgutachten einer beruhm-= 
ten Juriftenfacultät für einen peinlich Angeklagten, ald deflen Verwandte es zu feiner Verthei— 
digung wollten drucken laffen, ganzlic verboten. Ebenſo läßt es ſich nur ald Mittheilung cen— 
firter Zeitungen referiren, daß nad bundesmäßiger Vereinbarung die Negierungen für Ver: 
minderung der Zeitungen und ihre allgemeine Abhängigkeit von blos widerruflihen Goncef- 
fionen Bedacht zu nehmen hätten, woneben aber befanntlich nad) ven Karlsbader Beſchlüſſen au 
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noch der Bund felbft das Recht ausübte, Schriften und Zeitungen zu unterbrüden und die Re— 
bactoren von Zeitfchriften auf fünf Jahre für unfähig zu einer neuen Redaction zu erklären. 
Auch wurden wirklich durch Bundesbefhlüffe eine Reihe freimüthiger Zeitungen und Zeit— 
friften unterbrüdt. Andere find durd die Genfur zu Grunde gegangen. Es gab feine deutiche 
Zeitung, welche, ich will nicht fagen, mit der im Deutfchen Reiche ſtets möglichen Freimüthigkeit, 
etwa gar mit.dver Kraft ber „Allgemeinen deutſchen Bibliothek“ oder des befanntlich ebenfo derb 
gegen „veutiche Hundsdemuth“ und „Staatslafaiengefinnung‘ ald gegen die Sünden ber Höfe 
fämpfenden Moſer'ſchen „Patriotiſchen Archivs“ oder ver Schlözer'ſchen „Staatsanzeigen“, der 
Poſſelt'ſchen „Annalen“ und der Gentz'ſchen „Berliner Monatsſchrift“, nein, welche auch nur in 
mildem Tone noch die Gebrechen und Misgriffe in der Verwaltung der allgemeinen und beſon— 
dern deutſchen, vaterländiſchen Angelegenheiten aufdeckte und rügte. Wohl aber vernahm man 
häufig in deutſchen Zeitungen ſolche, ſonſt gewöhnlich den geſunkenſten Zuſtänden eigenthüm— 
liche, unwürdig ſchmeichleriſche und unmännlich ſich windende, kurz in jedem Wort den Polizei— 
ſtempel der Cenſur an ſich tragende Außerungen, daß man, auch abgeſehen von den ſonſtigen 
politiſchen Gefahren der Unterdrückung der Preßfreiheit, bei dem Gedanken an die freien Na— 
tionen des Auslandes ebenſo wenig die Röthe der Scham, als bei dem Gedanken an das Vater— 
land die Furcht vor allmählicher Entwürdigung des Nationalcharakters unterdrücken konnte. 

Selbſt auch noch die beſtgemeinteſten Wahrheiten umhüllten ſich meiſt, um den Cenſurpaß zu 
erhalten, fo ſehr mit ihrem Gegentheil, theilten ihr Licht fo ſchief und fo nebelkalt mit, daß fie 
nichts wirften. Es fchien ein Genjurprincip zu fein, dag, Eräftig und gerabe zu reden wie die 
freien und tüchtigen Männer von Athen und Rom und London, und vollends auf Herz und 

Geſinnung zu wirfen, in Deutſchland nicht legitim, daß es „leidenihaftlich” fei. Das Jahr: 
taufende alte chineſiſche Lied 9) „vom mächtigen Kranken”, „ven verwöhnt mit Honigtränfen 
jeder ſchmeichleriſche Wicht” und der feinen Arzt beorbert: „gib mir nichts, was mir nicht ftehet 
an’, zu weldhem daher niemand darf „das Wort, das herbe, ſprechen, welches helfen kann‘, 
feiner darf „reinen Wein einſchenken“, ſchließt mit vem ſchönen Troft für den armen Arzt: 

Willſt du, Edler, ſchmeichelnd, zwifchen 

Honigfeim die Worte mifchen, 

Trinft er fie mit ein — und fpürt fie nicht! 

Zu folhen hinejifhen unwürdigen Zuftänden war auf der abihüffigen Bahn des öffent: 
lien Unrechts in wenigen Jahren nad ihren großen Befreiungsfriegen die deutſche Nation 
gelangt. Doch trog ihrer fo lange unterdrückten politifhen Bildung, trog ihrer überwie— 
genden Richtung für Ruhe und gefeglihe Ordnung zeigte ſich durch jede Lücke des Unter: 
drückungsſyſtems der Heiligen und ver Bundes: Allianz der innere ſittliche Unmuth über die Mis- 
achtung ihrer legitimften Freiheitsrechte. Für dieſe letztern ſuchte die Achtung ſich geltend zu- 
madhen in mündlichen Mittheilungen, in Kammerverbandlungen, in den Gelehrtencongreflen. 
Vorzüglich aber, wenn große neue Berlegungen, wie die in Hannover und Schledwig: Holftein 
allgemein in ganz Deutſchland das nationale Rechtsgefühl empörten, danır genügte feine po= 
lizeilihe Gewalt, ven Ausdrud der Öffentlihen Stimmung ganz zu unterdrüden. Die Minifter 
und Beamten wurden jelbit unmwillfürlih von der jittlihen öffentlihen Stimmung ergriffen, 
mußten ihr huldigen und die Schranfen des Reactionsfoftems fallen laffen. Das legtere war 
vollends der Fall bei der gewaltigen Erſchütterung im nahbarlihen Franfreih im Februar 
1848. Hier hatten die öffentlichen Strafgerichte gegen die napoleonifchen und die bourboniſchen 
Breiheitdunterbrüdfungen nicht genügt, un die vom Volk zur endlichen Freibeitöbefeftigung auf 
den Thron erhobene Julivynaftie vor neuem Treubruch zu warnen. Bei aller jonftigen Milde 
und Wohlthätigkeit ihrer Regierungszeit hatte fie doch die beiden von ihr beſchworenen Haupt⸗ 
grundfäge ihrer Einjegung: die Nonintervention und die Charte verite, jhon in den erften 
Wochen gebrochen. Sie hatte mit inconftitutioneller geheimer Gabinetöregierung hinter dem 
Rüden des verantwortlichen Minifteriums der Heiligen Allianz-Politik des Fürften Metternich 
bie Intervention zur Unterdrückung der Freiheit in den italienifhen Staaten geftattet. Sie 
hatte dann zur Durdführung ihres treubrüdhigen Syſtems, welches jehr erflärlidy feit feiner 
alöbaldigen Enthüllung die moraliſche Entrüftung und ſtets neue revolutionäre Unternehmun= 
gen hervorrief, durch Die ausgedehntefte Korruption die öffentliche Misftimmung vermehrt. Durch 
den abjoluten Widerftand gegen jede vernünftige Erweiterung des Wahlrecht, welche zwar je: 
dernann dringend nothwendig, aber jenem Corruptionsſyſtem binderlich erichien, durch die un— 


9) Schi-King, Chinefifches Liederbuch, gefammelt von Confucius, überfegt von 8. Rüdert. 
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fittliche geheime Cabinetspolitik in Spanien und durch die Ausbrüche ver Fäulniß des Corrup— 
tionsinftems hatte fie endlich die Misftimmung bie zu dem Ausbruch in der Bebruarrevolution 
gefteigert. Dieje beftrafte zwar das königliche Vergehen offenbar felbft maßlos, aber fie er: 
fhütterte auch den Ölauben an fürftlihe Treue und rür das conflitutionelle Enftem in ganz 
Europa und erzeugte jo aud in Deutſchland Die größten Gefahren für die Fürften und bie 
Öffentliche Ordnung. 19) . 

Melden Schutz aber gewährte nun jegt, wo endlich einmal wirffiche Gefahr herannahte, 
all jenes groge und mũhſam errichtete und gepflegte Cenſurſyſtem? Auch nicht den allerminde: 
flen, vielmehr umgekehrt vermehrte es Gefahren nnd Libel. Der Bund hob jegt alsbald durch 
förmlihen Bundesbeſchluß alle feine Genjurgejege auf. Aber die Negierungen und alle Bez 
amten warteten dieje bundesgefegliche Löſung der Feſſeln nicht einmal ab, fondern liegen tbat: 
fählih alle Preßbeſchränkungen, ja alle gerechte gerichtliche Verfolgung der Preÿverbrechen 
fallen. Die folhergeftalt in der gefährlichſten Zeit gänzlich Ichranfenlofe Preffe, vorzüglich bie 
der gleich Bilzen aufſchießenden Zlugblätter und Volkszeitungen, fhienen durch maßloſe Brei: 
frechheit die frühere maßloſe Unterdrückung rächen zu wollen. So eridwerte die Wirkung der 
Genjur jelbft die Beſtrebung der ehrlichen Gonftiturionellen für die Erbaltung der Ordnung, 
für die Bejeitigung eines vevolutionären Schwindels, welchem auch noch in anderer Weiſe ge: 
rade die Cenſur vorgearbeiter harte. Denn fie hatte die politifche Bildung des Volks unmöglich 
gemacht. Es konnte nicht einmal politiich Lejen) Der jahrelange Unmuth über diefen öffent: 
lichen Treubrucd und über den Scheinconſtitutionalismus fonnte deshalb ganz fo wie in Frank— 
reich nicht nur den Glauben an monarciiche Treue und an die conftitutionelle Verfaſſung er: 
füttern, jondern auch zu Maßloſigkeiten verführen. Bei ſolchem Enve aljo mußte in ver. 
That die Genfur fo jehr ver abjoluten Verachtung anbeimfallen, dag man felbft damals ihre 
Wiederherſtellung nicht wagen fonnte, als die bald nachfolgenvde Regetion mit gewohnter Un: 
gerechtigkeit die Erceſſe einzelner der ganzen fie misbilligenden Nation und jelbft den Conſti— 
tutionellen, welden man doc ſoeben noch die Rettung der Throne vervanft hatte, nun ohne 
weiteres zur Yait legte, 

II. Begriffund MWefen aller alten und neuen Genfur. Genfur ift bekanntlich 
der Gegenſatz der Vreßfreiheit. Preßfreiheit im rechtlichen Sinn oder ald Recht beiteht nämlich 
darin, dap ich die Druderpreffe zur Mittheilung und gur Bernehmung von MWahrbeiten, That: 
fahen und Meinungen ebenfo rechtlich ungehindert nad meiner Überzeugung gebrauden kann, 
ald Mund und Ohr für die mündliche Meve, ald für meine Zwede und für meine freie Be: 
wegungen Arm und Fuß und jedes beliebige Werkzeug. Es muß alfo 1) im allgemeinen das 
Mitcheilen und Vernehmen durd den Drud allen freien mündigen Staat&bürgern freigelaffen 
bleiben. .E3 muß 2) audı hier nur gegen den juriftiid ermeisbaren (alfo bereits zu Tage ge: 
bradten) rechtswidrigen Sreibeitägebrauh Zwang oder Belchränfung erlaubt fein. 35 Die: 
felben müflen ganz nadı gemeinrechtlichen Grundſätzen begründet weıden, wie bei allen andern 
Beſchränkungen. Es muB 4) derjenige, der zwangvoll in ven Gebrauche jeiner Freiheit bes 





10) Nenlich mußte der Verfafier diefes Aufſatzes felbft in. den liberalen „Preußischen Jahrbüchern‘‘ 
andy ſolche Beurtheitung Ludwig Philipp's als eınen etwas zu ſtarren Altliberalismus bezeichnet jehen. 
Dennod; glaube ich, der ın dem „Staats-Lexikon'“ ſchon alsbald nach jener wejentlichften Verlegung ber 
befchworenen Treue und Grundiiglichteit, trug der ſtets anerfannten vielen Freiheiten der Franzofen 
in jener Zeit, Loc) wiederholt den Sturz des urun>fagfofen Juſtemilieuſyſtems' als unvermeidlich wer: 
ausſagte, nirgendwo wiverlegt zu fein. (&. Eenfus und Juſtemilieu) Man follte denken, politifche 
Männer, welche auch nur den Sturz der alten und neuen Stwarte und Bourtonen und des großen Mapo— 
feon, don Sturz uniers alten Cenſarſyſtems im Jahre 1848 und bald varauf den Umsturz der Maßloſigkeiten 
in Deutſchland und Frankreich, und allerneuejlens den Sturz des preuß.ichen Reactionsfyftens und die 
wahren Duellen diefer Greigniffe gründlich prüſen fonnen — daß ſolche Männer enplicy die Überzeu⸗ 
gung gewinnen müflen, dag die fittlichen, gerechten Grundſätze unendlich mäcdht'ger find ale are Klug: 
heit und alle Macht ihrer Verlegung, daß ſie felbit ganze Syiieme der Gewalt und des meifterlichiien 
Macchiavelliomus ‚u Staub zermalmen und zu etzt ſtets alle auf Lift uno Gewalt gegründeten Theorien 

um Geſpött machen — furz, dag fie im welentlichen die politifche Geſchichte geritteter Bölter beherrſchen. 

reilich fommen fie nur felten zu jo lebendigem Bewußtſein als jetzt in Preußen, wo man end ich all— 
gemeiner anerfennt, daß nur durch ihre entichivdene Durchführung, durdy eine endlich wirflich befriedigte 
fiite Einigung zwifchen Fürft und Volf mittels ver ganzen Verwir lichung der höchſten 3:itaufgabe 
eıner volllommen frei.n Verfaſſung, die ehrenvolle und glorreiche Stellung Preußens in Europa und 
Deutſchland zu reiten und zu halten iſt. Much fann wol bei alljemein_gleicher Heilighaltung over 
Verlegung der Grunvfüge der Sieg und die N.ederlage durch fie äuperlidy weniger hervortreten, aber 
die unbefangene Betrachtung wird fle auch dann nicht verfennen, 
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ſchränkt wird, über die rechtliche Begrũndung wie über die rechtlichen Grenzen ver Beſchränkung 
und über jeine Beſchwerden wegen willkürlicher verlegender Überſchreitung derfelben vie Prü— 
fung und Gntfcheidung der Gerichte, der Landſtände und die öffentliche Meinung ver Nation 
zu feinem Schuß anrufen fönnen. Kurz ed muß alled ganz ebenfo fein wie bei andern Rechts: 
oder Freiheitsbeſchränkungen. 

Die Genfur und auch jene oben (1) erwähnte neue Genfur dagegen beſteht darin, daß ber 
Staat 1) ſchon im allgemeinen und zum voraus und fortdauernd allen alles freie Mittheilen 
und Vernehmen durch Drudichriften verbietet (Mund und Ohr, Arm und Fuß zum voraus 
feſſelt) und nur diejenigen Schriften und diejenigen Stellen in jeder Schrift mitzutbheilen und 
zu vernehmen jedesmal befonderd erlaubt, welde eine von ihm niedergejegte PBolizeibehörde 
nicht zu unterdrücken, ſendern zu erlauben für gut findet; daß er dabei 2) auch keineswegs blos 
ben rechtsverletzenden Freiheitsgebrauch zum voraus unterprüdt, fondern auch das nach des 
Cenſors Meinung angebtih Gefährliche, Unanftänpige, Uniittliche u. f. w.; daß er 3) umd 4) 
auch die gemeinrechtliche, gegen Misbrauh und Willkür ſchützende Prüfung und Entſcheidung 
der Gerichte , ver Stände, der öffentlichen Meinung über das Unterdrückte und über die Gründe 
md Grenzen der Unterprüfung audichließt, indem die Unterdrückung ihrem ganzen Zweck nad 
im Duntel vorgenommen wird und im Dunkel bleiben foll. Klar ift ed nun wol, daß ihon nad 
jedem einzelnen der angegebenen Gharaftere ver Genjur der allgemeine Sprachgebrauch recht Hat, 
nah welhem, ſoweit Cenſur ftattfindet, die Preßfreiheit, oder alled Recht freier Mittheilung und 
Bernebniung des freien Austaufches der Wahrheiten und Meinungen durd die Preſſe, aufge: 
hoben ift. Diefes wäre felbft alsdann ver Ball, wenn die Genfur im übrigen eine noch ſorg— 
fältigere Einrichtung, eine noch milvere Geſtalt hätte als jemals irgendwo in der Welt. Kann 
ja doch auch ſelbſt einem Sklaven fein Herr factijch die größten Breibheiten geftatten, und den - 
noch fehlt demſelben alle rechtliche Freiheit gänzlich, er bleibt in rechtlicher Hinſicht vollklommener 
Sklave, wenn gegen vie Beihränkung ihm feine Rechtshülfe zufteht. 

Die Cenſur aber zerftört zugleich auch das Recht auf Wahrheit, auf freies Denken oder 
auf Gedankenfreiheit, auf freies Bilden und Wiſſen, infofern dieſes alled von dem Mittheilen 
und Vernehmen auf dem jegt wichtigiten Wege, durd Druckſchriften aller Art, abhängt. Das 
Recht zu dieſem Mirtheilen und Vernehmen felbft hat ja die Cenſur aufgehoben, ja fie hat denen, 
welche jie handhaben und handhaben laffen, wie durch feine gerichtliche und conftitutivnelle Ber: 
antwortlichkeit beihränfte, aljo unbegrenzte Möglichkeit, d. hy das abſolute Recht, gegeben, ven 
Menſchen beliebige und Faliche Gedanfen und Anjichten mitzutheilen. Und fofern auch der 
Glaube, die Geſinnungen und Handlungen von den Gedanken und Anfichten beftimmt werben, 
bebt die Cenſur auch ihre Freiheit auf und hat die Gewalt, fie nach ihrem Belieben zu bejtim- 
men. Sollten wol nicht wirktidh, wenn einem Volke, wenn feiner heranwachſenden Jugend 
auch jelbft über Dinge, die fie nicht mit eigenen Augen vor ſich jehen und prüfen fönnen, nur 
beftimmte, z. B. alle der Freiheit und ihren Freunden ungünftige Thatſachen und Meinungen, 
wahre und unwiderlegte falfche in täglichen Zeitwirgen wie in allen andern Schriften mitgetbeilt, 
die entgegengefegten aber ausgefchlofien würden, die Anfichten, Meinungen, Gedanken und Ge— 
finnungen und Handlungen der Mehrzahl allmählich falſch und ganz anders beſtimmt werben 
innen, als fie unter der freien Preſſe beftimmt worden wären? Hätten wol die Spanier ohne 
die Cinführung der Cenſur durch ihren Bhitipp II. die Anlichten und Geſinnungs- und Hands 
lungsweife erhalten, von welchen ein Theil derſelben erft allmählich unter Einfluß freier Bei: 
tungen und Schriften, vorzüglich feit der franzöſiſchen Invaſion, ſich wieder frei machte, welche 
fie aber drei Jahrhunderte hindurch zur Duldung, ja zur eigenen Unterftügung des Scheußlich— 
Men beſtimmten? Hätten die Franzoſen ohne Umerdrückung der Preßfreiheit ihre jcheuplichen 
Maitreffenregierungen und fpäter die Napoleonifche erduldet und unterſtützt und Millionen 
ihrer Mitbürger und der Bürger anderer Nationen jelbft morden helfen? Möchte ferner wol 
jemand behaupten, daß eine jüdifche und römiſche Staatscenſur die chriſtlichen heiligen Schriften, 
dan eine katholiſche Staalscenſur die Schriften der Reformatoren, vollends die Iutherifchen, 
erlaubt Kaben würde, daß unter damaliger Herrſchaft umjerer heutigen Genfurgefege und Ber: 
breitungaftrafen jemals Chriſteuthum und Reformation oder die heiligften und wohlthätigften 
Wahrheiten und Berbeflerungen des Glaubens, der Geiinnungen, Handlungen und Einrich— 
tungen zur. Herrſchaft gekommen wären, die Die Vorſehung dem Menſchengeſchlechte zu feiner 
Veredelung und Beglückung geben wollte? 

Geſetzt aljo auch, es könnten nicht wirklich, fo mie wir glauben, alle wefentlichen Gefahren 
der freien Preſſe durch jie ſelbſt und eine gute Geſetzgebung befeitigt werden ; gefegt auch, dieſe 
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Gefahren würden nicht unendlich durch die guten Wirkungen der freien Preſſe und durch die 
Nachtheile und Gefahren ver Cenſur überwogen, fo ſcheint doch Zweierlei die Cenſur ſchon als 
ihrem Weſen nach verwerflich darzuſtellen. Die etwaigen Übel ver Preßfreiheit nämlich werben 
fürd erfte nicht verfchulvet durch die Negierung, fondern durd die natürlihe und die rechtliche 
Freiheit, welche Gott felbft und die Rechtsordnung den Menfchen verliehen. , Die Regierung ift 
nicht für fie, wol aber für vie Misbräuche, welche von der durch fie gegen dieſe Freiheit beliebig 
geihaffenen Genfur ungertrennlich find, verantwortlih. Der Regierungsftempel ift denſelben 
aufgevrüdt. Sodann aber fteht aller Gebrauch und aller Misbrauch der Prepfreiheit unter der 
allgemeinen Öffentlichen vechtlihen Gontrole und Verantwortlichkeit. Jeder hat den allgemeinen 
rechtlichen Schuß gegen den Misbrauch, und diefer wird nicht zum Recht geftempelt. Anders bei 
den Berlegungen durch die Genfur! 

Nach diefen Gefihtspunften würbige man das zuvor Ausgeführte, daß die Genfurein- 
richtung den Genforen (wenn mehrere Genjurbehörben einander übergeorbnet find, mwenigftend 
der oberften) jene abfolute, grenzenlofe, im Dunfel auszuübende Gewalt gibt, die Wahrheit und 
ihre einflußreichfte Mittheilung und folgeweife die Freiheit der Gedanken, Gejinnungen und 
Handlungen und ihren Gebrauch zur Bervolllommnung und zum Schug des Rechts zu unter: 
drüden, und, flatt der wahren und guten Gedanken und Gefinnungen, unwahre und böfe zu be: 
fügen und zu verbreiten, ein unbegrenzted Recht alfo zur Wahrheitsverfälſchung, zur Lüge, 
zur Unterdrückung und zu jedem Böſen. 

Die Cenſur gibt insbeſondere auch wirklich die Gewalt, Recht und Freiheit und die wefent- 
lihften Schutzmittel diefer und aller andern Güter ver Mitmenjchen zu zerftören, und zwar eben- 
ſowol ihre Privatrechte wie bie Öffentlichen oder wie die ganze rechtliche Verfaſſung. Der Staats: 
- minifter Schr. K. von Mofer, der fharf beobachtende, der in die geheime und öffentliche Ge— 

ſchichte der deutſchen Höfe und Länder eingeweihte praftijche Staatsmann, nannte die natürlid 
uncenfirte Schlözer'ſche Zeitfchrift, weldde unermüdlich und mit der ftärfften Sprache bie täglich 
aus allen Theilen Deutichlands ihr zugefendeten Beſchwerden über öffentliches Unrecht und über 
Misgriffe der Regierungen und öffentlihen Behörden zur Sprade brachte: „eines der wichtig— 
ſten und fruchtbarſten Inftitute für ven Schuß des Rechts, für Beftrafung und Verhinderung 
geheimer und Öffentlicher Gewaltthaten.“ Gr verlangte, daß dad Deutfche Reich dem freimü— 
thigen derben Verfaffer, „dem in feiner Art einzigen Wahrbeitäprofeffor, ver Öffentlich und 
noch weit mehr im Stillen und Berborgenen bereitö unendlich viel Gutes geftiftet, von dem eine 
Note oder ein Nöten oft mehr gewirkt habe ald die Bußpredigten ver Neichögerichte, die Bor: 
ftellungen ver Eollegien und die Supplifen der Lanpftände und Unterthanen, einen Römer: 
monat alljährlid ald Belohnung zuerfenne”. 11) Die Cenſur aber machte diefem höchſt wohl: 
‚thätigen Werke, ähnlich wie hundert andern und wie ja felbjt dem fegendreichen Nationalwerk, 
den Möſer'ſchen „Phantaſien“, ein Ende und ließ viele andere, welche Deutſchland vor dreißig: 
jährigen Erniedrigungen und vor der Gefahr des Untergangs, vor einer Reihe von fpätern 
Revolutionen und vor vielfachem Unglüd hätte bewahren fünnen, gar niemals auffommen. 
Ja, um gar nit einmal zu reden von der Pflihtwidrigfeit der Beamten, welde zu ent: 
decken nach der berühmten königlich preußifchen Cabinetsordre von 1804 nur allein die Publi— 
cität das wirkſame Mittel ift, um nicht zu reden von all den Fleinen und großen, ververblichen 
und bedrückenden Mafregeln, von Juſtiz- und Kerkermorden, von Beitehungen und Betrü- 
gereien, welde in der freien Preſſe ihre kräftigſte Verhinderung finden und ohne fie oftmals 
auch unter dem beften, um wie viel leichter unter ven fchlimmen Regenten menſchlicherweiſe 
vorfommen, fo zerftört die Genfur au noch außerdem die weientlihften Schugmittel gegen 
große Gefahren der Bürger. Auf den badiſchen Landtage von 1835 erzählte, ohne irgendeinen 
Widerſpruch zu erfahren, der Verfaſſer diefes Artifels folgendes Beifpiel: „Bekanntlich enthiel- 
ten vor einiger Zeit unfere Anzeigeblätter eine von dem Gefandten eines großen europäifchen 
Reichs ergangene Einladung zur Auswanderung in eine Provinz diefes Reichs. Die Beam— 
ten hatten diefe Einladung, welche jehr lockende Bedingungen enthielt, ihren Untergebenen be: 
fannt zu machen. Die Landleute aber fonnten über den Sinn-diefer Befanntmadhung durch die 
Beamiten der eigenen Yandesregierung leicht in Irrtfum kommen, Die Regierung ſelbſt und 
die Beamten, die jehr erflärli eben nicht ald abrathend auftreten Fonnten, ſchienen ihnen Diele 
Auswanderung im Gegenfag anderer Öffentlich niemals vorgejhlagener Ausmwanderungen vor— 
zugsweiſe anzuratben, und außerordentlich viele entſchloſſen ih zu verjelben. Ich aber hatte 


11) Moſer's Batriotiiches Archiv, XI, 547; Schlözer's Staatsanzeigen, Heft II, ©. 281. 
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zufällig jehr genaue Nahriäten und Kenntniffe von ven ganzen örtlichen Verhältniffen, nad 
welchen ih mit Gewißheit jagen fonnte, daß diefe Menſchen ind Unglüdf gingen. Die Cenſur 
aber binderte mich, meinen am Rande des Abgrundes ſtehenden Mitbürgern jene Mittheilungen 
zu maden, welche gewiß eine große Zabl von diefem Unternehmen abgehalten Haben würden. 
Dieſe Unglücklichen find jegt wieder zurüdgefommen, beraubt eines großen Theils ihrer Fami— 
liengenofien, die der Tod hinraffte, und ganz von Vermögen entblößt. Die Eenfur hat viefe 
Leute in Tod und Elend geftürgt und — ich begehre nicht Schuld daran zu fein.‘ 12) 

Jenes Verhältnig der Cenſur aber für die ganze freie Verfaſſung und für ihre fegensreiche 
Wirkung für den Thron und das Volf, follte dieſes wol noch des Beweiſes bedürfen? Wären 
etwa alle dieje Erfahrungen und Urtheile englifcher, franzöfifcher und deutſcher Staatdmänner, 
welche Preßfreiheit für ven Lebensodem und die wefentlichite Garantie der Verfaſſung erklärten, 
welche diejelbe ohne fie eine Täufhung nannten und in der Wahl zmifchen dem Parlament und 
der Preßfreiheit legtere vorzuziehen erflärten — wäre alles dieſes etwa aus der Luft gegriffene 
Shwärmerei? Wollte man mol an Schlözer's Ausſpruch: „daß die ſtändiſche Verfaffung, ohne 
PBublieität und Prepfreiheit, nur allzu leicht zur privilegirten Randesverrätherei werde“, nicht 
blos die Derbheit des Ausdrucks tadeln, fondern ihr alle Wahrheit ableugnen? Zwar gute, 
kräftige Fürſten können viel Gutes wirken, viel Böjes abwenden. Aber fünnten, wo die freie 
Vreſſe fehlt, nicht allzu leicht Negenten getäufcht werden durch eigene oder fremde Hofeingebun= 
gen, dur untreue Minifter und ihre Greaturen? Könnten fie nie auch, jelbft leidenſchaftlich 
verſtimmt durch ftändifhen Widerſpruch, leicht von Höflingen auf Abwege geführt werden ? 
Könnte etwa nie durd die Genfur nur die Stimme ver Schmähung gegen die felbftändigen 

. Wähler und Gewählten, nur Lobpreifung für Die jervilen Werkzeuge der mächtigen Partei — 
laut, bald den erftern jede Verfolgung oder Zurüdfegung, den leßtern jeve Auszeichnung und 
Öffentliche Gewalt zu Theil werden und fo, wo nicht Revolution eintritt, wie in England und 
Frankreich, die angebliche Volkswahl und die Verhandlung der Wolfävertreter felbft zur Bes 
förderung verfaffungswidriger Beftrebungen dienen? Es fei erlaubt, um auch bier das Allges 
meine durch den Blick auf das Leben zu veranſchaulichen, noch eine Stelle aus der fhon ange— 
führten öffentlichen Rede im Jahre 1835 anzuführen. Es traf fie ſowol bei dem Öffentlichen 
Bortrage als jeitvem jie im Druck ganz Deutichland vorliegt, fein Widerſpruch oder Tadel, 
vielmehr wiederholt das Öffentliche Lob der Mäßigung. Die Stelle lautet S. 77 ver officiellen 
Protokolle wörtlich folgendermapen: 

„Als ic zum erften mal bier von der Preßfreiheit ſprach, fand ich Ihre laute Zuftimmung, 
da ich erflärte, daß die Woblthaten der Verfaflung nicht ind Leben getreten feien wegen des 
Mangels an Prefreiheit, daß auf ven Kandtagen von 1825 und 1828 bei beinahe noch un= 
veränderter Steuerlaft.aus den Kriegsjahren her ſelbſt aus der Mitte ver Stände der Ruf nad 
nod mehr Steuern ertönte, daß die allgemeine Misachtung der ganzen ftändifhen Verfaflung 
es bewirkte, daß in vielen Theilen unſers Landes unfere Bürger bewogen werben konnten, um 
Aufhebung diejed, wie ed ſchien, werthloſen Inftituts zu bitten. Als im Jahre 1830 unfer 
jegiger Fürft bei feiner Thronbefteigung erklärte, die Verfaſſung folle eine Wahrheit werben, 
als von da an zuerft factiſch und nachher gefeglih durch das ganze Land die freie Sprache der 
Preflen ertönte, wie vortheilbaft veränderte ſich da nicht alles irkurzer Zeit! Und noch reichen 
von dieſer glücklichen Periode gute Reſte in unſere Zeit hinüber.“ 

„In dieſen guten Zeiten iſt unſere Verfaſſung dem Volke theuer geworden. Aber ſeitdem die 
Vreßfreiheit wieder unterdrückt iſt, hat manches in ven öffentlichen Angelegenheiten ſichtbar wieder 
eine Wendung nad jener traurigen Geſtalt ver Dinge hin genommen. Ja, wer wird es leugnen, 
daß bei einer Fortdauer diefes Zuftandes auch jegt wieder die Kammern der Stände in Mis— 
achtung fommen, ja achtungsunwerth werden fönnten? Erwägen wir ferner, wie die Unters 
drüdung der Preſſe auf die Öffentlihe Demoralifation, auf jenes Gefindel der Angeber, Zwi— 
ſchenträger und Speichellecker, wie jie auf die Öffentliche Sicherheit und endlich auf das öffent- 
liche Vertrauen einwirkt!“ 

Und wahrlih, es find die größten Kränfungen für die Ehre und Kraft des ganzen deut— 
ichen Vaterlandes und feiner einzelnen Staaten, es find überall zahllofe Verlegungen ihrer 
Bürger durch die rechtswidrigen Unterdrückungen der Prepfreiheit und ſchon dadurch auch der 
MWahlfreiheit vor und nach 1848 verihuldet worden. Zugleich aber hat ed wol nunmehr 
die reiffte Erfahrung beftätigt, daß es tief im Weſen des Genjurinftituts und der menſch— 


12) PBrotofolle der badifchen Zweiten Kammer von 1835, Heft VI, ©. 77. 


410 Eenfur der Drudfchriften 


lichen Berhältniffe Hegt, daß die Genfur felbft bei dem beften Willen ver Negierungen und 
der Genjoren Misbräuche und die größten Hemmungen der geiftigen, bürgerliden und poli= 
tifchen Freiheit begründet. Nur wegen des Dunfeld, das ihre Ausübung verhüllt, und weil 
dad Unterdrückte und vollends das zum voraus von ihr Verhinderte nicht zu Sage fommt, 
fann man diefes überſehen. Wo und fobald aber nur irgendeinmal etwa in ſtändiſchen 
Berhandlungen aud nur zum kleinſten Theile der Schleier gelüftet wurde, da wurden alfe 
rechtlichen Männer von Staumen und von den fehmerzlichiten Gefühlen ergriffen. 13) Gier 
mögen nur noch die Erfahrungen von zwei Bubliciften Blag finden, welche no niemand einer 
ultraliberalen Schwärmerei bejchuldigt hat. Zacariä 1), nachdem er die allgemeine Mei- 
nung der Sahfundigen andgeführt hat, daß die Genjur das Wejen ver repräfentativen Mon 
archie und ihr Lebenselement, eine freie Öffentliche Meimmg, aufhebe, daß man auf freie mon— 
archiſche Verfaffungen entweder überhaupt verzichten oder die Freiheit ver Prefle zum Grund— 
gefeß derfelben machen müfle - daß aber gerade Tageblätter, Zeit: und Flugſchriften weſentlich 
die Schwingfedern in den Flügeln der freien Preffe find, und dap, wie Mohl ?5) ſich ausdrückt, 
„die ganze ftändiiche Verfaflung dur Genfur ganz verdorben und in vie härtefte, wennſchon 
formell gejeglihe Zwangsanftalt verkehrt werden kann“, fügt dann noch hinzu: „Eine Genfur 
entmündigt das Bolf, Sie räumt einer befondern Meinung die Herridhaft ein, melde nur der 
gemeinen Meinung gebührt. Man darf lächeln, wenn ein Eenfurgefeg wegen ver Achtung ge— 
priefen wird, die ed für die Freiheit des geiftigen Verkehrs an den Tag lege — die Aufgabe, ein 
Cenſurgeſetz zu entwerfen, welches die Freiheit der Preſſe nur auf ihre vechtlihen Bedingungen 
beſchränkte, it ihrem Wefen nach unauflösbar. So gewiß das Urtheil über die Gefährlichkeit 
einer Schrift eine Wahrfcheinlichfeitörechnung ift, fo gewiß muß ein jedes Genjurgeieg einer je= . 
ven Ausdehnung empfänglich fein, welche man ihm geben will.” Zu diefem erften Orunde einer 
unvermeiblich verlegenden, ververblihen Ausübung ver Genfur fommt der zweite, daß ſchon die 
menſchliche Natur und die menschlichen Verhältniſſe gang unvermeidlich einen vielfältigen großen 
Misbrauch diefer abfolut grenzenlofen, ohne alle rechtliche Controle und Rechenſchaft insgeheim 
nach dem fubjectiven Meinen ausgeübten Gewalt begründen. Es ift diefed ver Misbrauch durch 
menſchliche und politifche Leidenſchaften, Einſeitigkeiten, Intereffen, Berirrungen und Abhän— 
gigkeiten der Cenſoren und der ſie geheim beliebig inſtruirenden Mächtigen. Hierzu fomnıt fürs 
dritte, daß die Regierungsorgane, die Minifter und ihre Agenten, gegenüber ven VBertheidigern 
der Volksrechte und Volköfreiheiten, den Beſchwerdeführern gegen öffentliche Misbräude, ver 
Natur der Sache nah als parteiiih daftehen. Noch verderblicher wirft ein vierter Umſtand. 
Selbft die Regierung des Fleinften Schweizercantons bleibt jegt unangefochten bei der dort fo= 
gar völlig fhranfenlojen Ausübung der Preßfreiheit in ihren Gebiete, weil die Preßfreiheit 
nun einmal grundgejeglich und weil der feſte Wille ver Regierung, fie nicht aufzugeben, ein= 
mal angenommen ift. Alle Genfurbehörden und ihre Negierungen dagegen werden gegen die 
Bürger und die Behörden des eigenen Staats, gegen alle Potentaten und Gefandten der Chris 
ftenheit verantwortlid. Sie werden aber keineswegs wegen dedjenigen, was fie insgeheim 
unterdrũcken, fondern nur wegen aller unangenehmen Wahrheiten und Außerungen, die fie 
nicht unterprüden, verantwortlich gemacht und geplagt. So wird denn auch abermals jede Gen= 
furbehörde der Natur der Sache nach parteiifch gegen die Freiheit und die Schriftiteller. Sie 
ift in jedem zweifelhaften Halle zur Unterdrückung angeiwiefen, deshalb muß denn auch die Er: 
richtung einer doppelten oder einer Obercenfurbehörde, wie ſchon Mohl ausführt, die Hemmung 
und Unterdrüdung der Genfur nur gleihmäßig verſchärfen, ftatt jie zu mildern, 

Und bei diefem allen ſollte nicht taufenbimal auch gegen das Befte und Unſchuldigſte der 
fiher vernichtende Strid dem Misbehagen und der Bejorgnig folder Verantwortlichfeit umd 
Blagen vorgezogen oder durch jene andern Urfahen beftimmt, es follte der geiftige Verkehr, 
es follten Wahrheit und Net, Vervollkommnung und Bildung unſers Volks nicht ſelbſt von 
den Fremden wie von infindifchen mächtigen Berjonen und Parteien abhängig, die Gemiur nicht 
Gehilfin von Täuſchung und Unrecht werden müffen? Alle dieje wie vie früher erwähnten 
unvermeidlichen Gefahren und Libel werden natürlich nicht vermindert, ſondern nur vermehrt, 
wenn ganze Schiffsladungen byzantinischen und alerandrinifhen Buchſtabenkrams, wenn farb: 
und Fraftlofe oder die einjertige Richtung der Genfur unterftügende Werke verfauft und geleſen 


13) 3. B. auch die eitirten Protofolle, S. 73 und Note 12. 
14) Bierzig Bücher vom Staate, Il, 349. 
15) Syflem der Präventivjufli,, ©. 192. 
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werben.. Mol mit Recht Fonnte daher Mohl (a. a. DO.) von dem gegen die Genfur verbreite: 
ten Harfe fagen: „Er muß von der Leichtigkeit und Häufigkeit der Misbräuche oder von dem 
ungertrennlihen Dafein fhäpliher Folgen herrühren. Dies ift denn aud der Ball. Der ge— 
ringere und minder ſchädliche Theil ver Misbräuche ift noch der, welcher aus bloßem Unverftand 
oder aus übertriebener Ängftlichfeit des einzelnen Genford herrührt. Bedeutender und wirklich 
dem Imfange nach faum zu ermeflen find die von der höchften Behörde felbft ausgehenden Mis— 
Bräuche, wenn nämlich den Genjoren der Befehl ertheilt wird, nicht nur Rechtsverletzungen, 
fondern aud Wahrheiten, deren Befanntiwerdung der Regierung oder einzelnen mächtigen Per— 
fonen unangenehm wäre, zu unterbrüden. In einem folden Falle ift ed möglih, das Laut: 
werben jeder noch jo gerechten Klage einzelner oder aller zu unterbrüden. Jede beliebige Be— 
hauptung und Darftellung kann dagegen von der Regierung verbreitet werden, ohne daß fie 
eine Widerlegung des Unterdrückten, eine Rechtfertigung der unſchuldig Angeflagten zu fürd= ° 
ten hätte. Bei dem engen Zufammenhang aller mienfhlihen Kenntniffe und Ideen ift ſogar 
möglich, daß dem Anjceine nach weit entfernte Seiten des geiftigen Lebens ſchwer leiden unter 
der zunächft nur politifchen Genfur.” Mohl führt dann ebenfalls die anerkannte Unmöglichkeit 
and, diefe Misbräuce durch die Genfurgefege und Einrichtungen zu verhindern, und fährt fort: 
„Kurz, die Unzureihendheit diefer Mittel fällt in die Augen und die Möglichfeit und Leichtigkeit 
des Misbrauchs ift im Weſen der Genfuranftalt felbft begründet und die hieraus ſich ergebende 
Abneigung gegen diefelbe ebenfo gerechtfertigt ald unentfernbar. Sobald Genfur in einem 
Lande eingeführt ift, find einzelne Beamte zu untrüglichen Richtern in allen Fragen über Staaf, 
Kirche und ſelbſt Wiſſenſchaft ernannt und die Verhinderung alles geiftigen Vorfchreitens ift 
in ihre Willfür geftellt.” Und braucht man nun wegen der gleichen Verderblichkeit aud) der 
neuen Genjurmittel noch hinzuweiſen auf Hannover, Kurbeflen und auf die preufifche Reaction, 
aufihre Greuel in Königsberg und Elbing? Oper gar auf die neufranzöfifchen Zuftände ? 
IV. Rechtliche Würdigung der Genfur im allgemeinen, Die Überzengungen 
der freien Völker, die faft einftimmige Überzeugung auch unferer deutſchen Staatsrechtslehrer 
von dem Recht der einzelnen und der Völker auf freie geiftige Mittheilung und von dem rechtes 
verlegenden Gharafter aller Genfur find befannt. Blackſtone, der erfte britifche Nechtögelehrte, 
drüct fih darüber in feinem Kommentar über das englifche Necht (IV, 11) mit feinem gefun= 
den praftiichen Urtbeile fo aus: „Die Preßfreiheit ift mit dem Wejen eines freien Staats auf 
dad innigfte verbunden. Jeder freie Mann hat ein unbezweifeltes Recht, feine Gedanken 
dem Publikum vorzulegen; dieſes verbieten, heißt die Freiheit der Preſſe zerftören, alle Freiheit 
der Gedanken den Borurtheilen und den Willfürlichfeiten eines einzigen Mannes anheimges 
ben. Der einzige fheinbare Grund für die Genfur, daß fie nothwendig ſei, dem täglichen 
Misbrauche der Preife vorzubeugen, wird feiner ganzen Kraft beraubt, da e8 zu Tage liegt, 
daß bei geböriger Handhabung der Geſetze die Preffe zu feinem verderblichen Zweck misbraucht 
werden kann, obne daß der Misbrauch einer angemeffenen Beftrafung anheimfällt, wogegen 
fie feinem guten Zwed dienen kann, während fie einem Aufſeher unterworfen iſt.“ In der am 
7.Mär; 1836 in der Altſtadt London unter Borjig des Lordmayors gehaltenen öffentlichen 
Verſammlung über Abſchaffung des Stempels, in welcher fpäter auf ven Vorſchlag Hume's 
und anderer liberaler Parlamentsmitglieder noch weit kräftigere Beſchlüſſe genehmigt wurden, 
lauteten nach der „Allgemeinen Zeitung“ die beiden erſten vom Parlamentsmitgliede Grote vor— 
geſchlagenen, einſtimmig angenommenen Beſchlüſſe folgendermaßen: „Das Glück, die Größe, 
die Güte der Regierung einer Nation hängen ab von der geiſtigen und moraliſchen Tüchtigkeit 
and Einſicht der Nation. Alſo iſt jede Auflage auf die Mittel für die intellectuelle Entwicke- 
fung ein Act der Ungerechtigkeit, welchem man auf allen geiegmäßigen und conftitutionellen 
Megen entgegentreten muß.” — „Die Tare auf Journale ift eine directe Auflage auf die gei= 
ftige Ausbildung, denn fie verhindert vorzüglich die mittlern und untern Klaſſen der Bevölke— 
rung, fi fortlaufend zu unterrichten über das, was in den zwei Häufern des Parlaments und 
in den Gerichtähöfen vorgeht. Sie beraubt diefe Klaffen der genauern Kenntniß über die aus— 
wärtigen und innern Verhältniſſe, welche für ein freies, gewerbthätiges und handelndes Volk 
unentbehrlich iſt. Denn dadurch werden fie fähig, ihre gefellfchaftliben Pflichten zu. erfüllten, 
ihrer Induftiie einen Aufihwung und ihren Unternehmungen vie ihnen felbft und dem Vater: 
lande heiliame Richtung zu geben.” Bereits am 6. Mai bei ver Vorlage des Budget fepte 
der Kanzler ver Schatzkammer den Zeitungeftempel von 3%, auf 2 Benny herab und erklärte: 
„er hoffe, daß dieje große Herabjegung ven gewünſchten Srfolg haben werde, die Verbreitung 
der Öffentlichen Blätter und ihre gröjere, ungehemmtere Circulation zu vermehren.” Für dieſen 
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liberalen Zweck wurbe in dem fortfchreitenden England befanntlich aud früher fhon das Poit- 
porto für alle Zeitungen gänzlich aufgehoben, auch felbft für die Zeitungen fremder Länder, 
fofern die Regierungen ver legtern, fomwie bereitd Franfreih und Spanien, aud) die engliſchen 
Zeitungen ohne Borto verbreiten, 

Ein hochachtbarer Schriftfteller hat eine Vereinbarkeit ver Genfur mit dem Rechte behaup= 
tet. Es that dieſes Mohl, trog feiner obigen Befämpfung derſelben. Wir würden nun hierge— 
gen nicht ftreiten, wenn durch Genfur wirflid etwa auch das Recht der Preffreiheit, ſowie Mohl 
ausdrücklich vorausfegt (S. 189), nur ganz auf diefelbe Weife und unter venjelben rechtlichen 
Bedingungen einer Beihränfung und Vernichtung unterworfen würde, wie auch die andern 
Rechte, wie Leben und Eigenthum oder die perfönliche Freiheit ver Bürger. Es geihieht näm— 
lich diefes theild allgemein rechtlich nad den frengen rechtlichen Bedingungen wahrer Nothwehr, 
wahren Notbitandes und der rechtlihen Genugthuung und Strafe (ſ. oben II). Es finden 
anderntheild ausnahmsweiſe (j. Mohl, ©. 26) an ſich weniger wejentlihe Rechtsbeſchränkun— 
gen aus dringenden Gründen ftaatöpolizeirechtliher Sicherung ftatt, jedoch nur auf den ver— 
faffungsmäßigen Wegen, aljo bei Aufopferung von Privat: und Verfaffungsrehten nach ftän= 
diſch bewilligten Gejegen und unter dem verfaffungdmäßigen Schuge der Gerichte, der Stände 
und der Öffentlichen Meinung gegen den Misbrauch und die Überjchreitung. Mohl insbeſon— 
dere fordert ebenfalld noch ausbrüdlic für die rechtliche Möglichkeit folder Beihränfungen : 
1) daß der Nachtheil der Beihränfung in feinem Verhältniſſe ftebe zu ihrem Vortheile, 2) daß 
diefer Bortheil ein allgemeiner und unzweifelhafter, und daß 3) das durd die Beihränfung 
aufgehobene Recht ein verhältnigmäßig unbedeutendes fei, daß auch 4) die Beſchränkung ſtets 
auf den mit Erreihung des Zwecks irgend verträglichen geringften Umfang zurüdgefübhrt und 
daß fie 5) ſoweit immer möglich nur gegen Entfhäpdigung zugefügt werde. Auch diefe recht= 
lihen Bedingungen aber widerlegen ſchon vie Rechtmäßigkeit bleibender Genfur. Mit ihnen 
iſt ſicher nicht vereinbarlidh eine bleibende gänzlide Aufhebung ganzer großer und wichtiger 
Hauptſphären der rechtlichen Freiheit, 3. B. der perſönlichen Freiheit oder ver Eigenthumsfrei— 
heit, oder der für alle Güter und Rechte der Menjchheit fo unendlich wichtigen Prepfreiheit. Es 
ift vollends umvereinbarlid eine despotiſche Zerftörung und Verfügung ohne all jenen recht= 
lihen Schuß gegen tyranniſchen Misbrauch, eine jolhe Aufhebung, wobei, wie ja Mol (S.193 
— 196) jelbft jagte, ver Nachtheil jevenfalld ungleich „‚größer‘ und der verderblichſte Misbrauch 
wenigftens „das Sichere‘ ift, ja die nah ihm fo hochwichtigen Rechte und das ganze geiitige 
Fortſchreiten der Nation und die wejentlihfte Garantie der ganzen Verfaſſung „der Willfür 
unterwirft“. Bo aber dieies ijt, wo alle rechtliche und verfaffungsmäßige Gontrole und Ver— 
antwortlichfeit gegen dieſe Willkür fehlt, da ift das ganze Recht jelbft preisgegeben. Wollen 
aber andere blos mit den hohlen Phrajen der nothwendigen Verhinderung des Unrechts oder 
der Nothwendigkeit des Nichtgeſtattens des freien Verkehrs mit gefährlichen Sachen, die Gen= 
fur ald Schuß gegen Misbrauch der Preßfreiheit, ja wol gar als Schutz des vernünftigen Ge⸗ 
brauchs derſelben mit dem Rechte und einer rechtlichen Preßfreiheit vereinbaren, ſo ſeien ſie we— 
nigſtens conſequent! Man erkläre es alsdann auch als mit dem Rechte und mit der rechtlichen 
perſönlichen und Eigenthums-Freiheit, mit dem Rechte, zu hören und zu ſprechen, zu gehen, 
Feuer und Eiſen zu gebrauchen, vereinbarlich, wenn gegen dieſe Rechte ebenfalld zur Verhinde⸗ 
rung des Misbrauchs, zur Verhinderung von Mord, Brand, Diebitahl, Majeftätöbeleivigung, 
Aufruhrftiftung eine Bolizeibehörde die gleiche, allgemeine, grenzenloje und unverantwortliche 
Gewalt im Dunkel ausübt und mit ihr Perſon und Eigenthum, Arm und Bein, Ohr und- 
Mund zum voraus bei allen Bürgern in Beſchlag nimmt, feſſelt und diejenigen Bewegungen 
zuläßt, die ihr befonders jedesmal zu geftatten beliebt! Dver man wage ed, angeſichts des ge= 
bildeten Europa auszuſprechen: nur,das Recht auf Prepfreiheit, welche alle Völker , die fie ken— 
nen, ald ihr beiligftes Ehrenrecht, als den Schuß aller übrigen und als das wichtigſte Mittel 
auch der materiellen Vervollkommnung mit Gut und Blut vertheidigen, ſei überhaupt oder für 
und Deutjche jo unendlich viel jchlechter ald alle jene materiellen Güter und andern Freiheiten, 
dag man nur fie zum voraus vernichten dürfe, um die etwaigen Misbräuche beffer zu verhüten! 

Alte ſolche jeichte und gemeine Anfichten lagen Mohl fern. Aber er jegt offenbar eine Cen— 
fur voraus, wie fie nirgends ift und fein kann, und überfieht-feine eigenen Bedingungen recht— 
licher polizeiliher Beihränfungen, jowie jenes Preisgeben aller rechtlichen Freiheit der Preſſe 
an die rechtlich durchaus nicht. controlirbare, nicht verantwortliche Willfür. Er täufcht ſich auch 
offenbar (S. 9 u. 189, 190), wenn er jagt, die Genjur befchränfe nicht die rechtliche Freiheit, 
fondern nur die Rechiöverlegung, zu welder niemand ein Recht habe, da fie doch nicht blos 
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ſtets auf nicht rechtsverletzende Mittheilungen treffen foll, da jie vielmehr auch die ganze recht: 
liche Preßfreiheit aller, melde nie das Recht verlegten, zum voraus feffelt, d. h. befchränft und 
verlegt, fie und „den geiftigen Fortſchritt der Willfür preisgibt“ (S. 193). Mohl felbft aber 
erflärt vie freie Gedanfenäußerung als heiliges Urrecht der Menſchen und ald wejentlich für vie 
freie Verfaſſung. Er wirft zugleih nad vem Obigen auch die gewöhnlichen Täufhungen über 
das praftifche Wejen der Genfur von fih. „Sein gefunder praftiicher Verſtand mußte alfo auch, 
trog jenes theoretiſchen juriftifchen Irrthums, dringend rathen: „die ungleich gefährlichere und 
nachtheiligere Genfur“ der Preßfreiheit weichen zu laffen. 

Die Genfur oder die Aufhebung der Preßfreiheit ift nun aber indbefondere eine Verlegung 
der privatrechtlichen Freiheit, 1) weil fie mir das wichtigfte Necht ver Mittheilung und Verneh— 
mung der Wahrheit, der freien geiftigen und moralifhen Verbindung mit meinen Mitmenfchen 
und der Förderung meiner Zwecke durch diefelbe zerftört und mich durch Unwahrheit täuſcht. 
Sie zerftört mir 2) das wichtigfte Vertheivigungsmittel meiner Ehre und meiner übrigen Nechte, 
felbft oft gegen die in der cenfirten Preffe vorgebrachten furchtbarften Angriffe und Verleum— 
dungen.16) Sie nimmt mir 3) vorzüglich vermittelft der Unterdrückung freier Tagblätter, wie 
jene englifche Adreffe ausführte, die wichtigften Mittel zur Beförderung des Wohlftandes auf 
dem Wege der Inpuftrie und ded Handeld und ift vielfach auch unmittelbar ökonomiſch verlegend 
für einen fo wichtigen Verkehrszweig, wie der literarifche ift, für feine Theilnehmer, Schrift: 
fteller, Buchhändler, Buchdruder. 

Die Eenfur und die Zerftörung der Preßfreibeit aber, insbefondere die der Zeit= und 
Blugihriften über die täglihen Ereigniffe, ift nach dem Bisherigen zugleich die größte Ver- 
legung der ſtaatsbürgerlichen oder politifchen Freiheit; denn ald freier Bürger eines freien 
Volks und feines politiihen Gemeinwejens habe ich 1) das heilige Recht, durch wechjeljeitige 
freie Mittheilungen auf allen rechtlichen Wegen die vaterländifchen Verhältniffe fennen zu ler— 
nen, die Wahrheit und die Meinungen meiner Mitbürger darüber anzuhören und ihnen und 
der Regierung meine Erfahrungen, Anjihten und Wünſche mitzutheilen, fo eine möglichft 
wahre, nicht eine verfälfchte Öffentliche Meinung zu vernehmen und bilden zu helfen. Sie ver- 
legt aber nad) dem Dbigen auch 2) das Recht der Bürger auf Verwirklichung und Erhaltung 
einer freien Verfaſſung, weil diefelbe obne Freiheit der öffentlichen Meinung nicht befteht. Sie 
zerftört ferner dem Volk 3) das durchgreifendite Control-, Verhinderungs= und Genugthuungs- 
mittel gegen Verlegungen und fhlehte Mafregeln ver Beamten und der Verwaltung und bür— 
det ihm viel größere Laften auf für eine nicht gute Verwaltung, als die gute Fojten würde. Es 
führte die fhon eitirte Schrift (S. 72) als eine vierte Verlegung der Unterdrückung der Preß— 
freiheit dur die Genfur noch dad aus, daß fie ehrenkränkend für die durch fie entmündigte 
Mation und die durch fie ebenfalls entmündigten Schriftfteller fei. 

V. Bolitifhe Würdigung der Genfur. 1)®Die erfte drage ift natürlich Hier die, 
ob die Zerftörung des wichtigen und wohlthätigen Rechts der Preffreiheit etwa politifch noth— 
wendig, ob fie alſo unentbehrlich, unerfegbar und in ver That wirkſam ift für die Erhaltung 
der Religion und der Sittlichfeit, der Majeftäts- und Bürgerehre, der gefeglichen Ordnung 
und der Regierung, für die Erhaltung und Vermehrung der Selbftändigfeit, der Macht und 
Blüte der Nationen? Wir müfjen diefe Fragen mit Nein beantworten. Und mir haben bie 
Erfahrung auf unferer Seite. Waren und find alle dieſe Güter etwa mehr vorhanden und 
gegen die Gefahren und Wechfel, die ſtets alle menſchlichen Dinge bedrohen, fiherer verbürgt 
in den Ländern und in den Zeiten, wo die Genfur herrſcht, fo wie in den italienifhen Staa— 
ten, fo wie früher in Portugal und Spanien, fo wie 1792 und 1806 in Deutfhland und 
in Preugen? Oper find fie Fräftiger und verbürgter unter ver Herrſchaft der Preßfreiheit? 
Sind fie es nach jeder menſchlichen Berechnung und nad der eigenen Erfahrung und Ueberzeu: 
gung aller jegt preßfreien Nationen, welche doch früher auch bei fich jelbft die Genfur und nun 
die Preffreiheit und ihre Wirkungen beobachteten und fie jegt vergleichen können? Sie find es 
unter der Herrſchaft der freien Preffe, fo erwidern dieſe Nationen einftimmig und erklären vie 
Preßfreiheit für ihr heiligftes, höchſtes Out. 

Freilich, dad muß man zugeben — aber e8 ift gerabe das befte Lob für die Preßfreiheit — 
Höflings: und Maitreffenregierungen und Napoleonifher Sultanidmus, Ufurpatoren, eigen: 
ſüchtige artftofratifche Factionen, ſchwache oder dem Auslande dienftbare Minifterien, fie müſſen 


16) Merfwürdige Beifpiele in: Welder, Die vollfommene und ganze Preßfreiheit, S. 37, 102, 
und in ben obencitirten Protofollen der badifchen Kammer, ©. 75, 77. 
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nothwendig die Preßfreiheit fürchten, welche die Intereffen der Nation fiegreid zur Sprache 
bringt. Aud jeder Kaftengeift mag fie, die Verbreiterin der Cultur und Kreiheit, haffen. Und 
nicht durch die Preßfreibeit, fondern durch dad im Dunkel ihrer Unterbrüfung fih durd Hundert 
geheime Kanäle einfchleihende Gift und durch die Täuſchung über die wahre Volksſtimmung 
oder durch die Empörung über dieje Unterbrüdung entjtanden die Nevolutionen und Thron— 
entjegungen, namentlid die doppelten und dreifadhen gegen die Stuart und Bourbonen, und 
felbft die in Deutſchland. - 

Es wird aud in dem Bundesjtaate von Amerika und in dem Schweizerbunde, ebenfo 
wie einft in der holländifhen Republik, dad Bundesband, das nationale Bereinigungsband der 
verjhiedenen Staaten durch den Austaufh und die Beförderung der Mittheilung der Ideen, 
durch die wecjeljeitige Verſtändigung befräftigt und keineswegs der Friede ded Bundes ge: 
ftört werden. 

2) Die zweite Neihe der politifchen Gründe gegen die Genfur ergibt fih aus den erfah— 
rungsmäßigen Vortheilen der Preüfreiheit und vorzüglich der Tag: und Flugblätter für vie 
Öffentliche Sitte (ſ. Cenſur ald Sittengericht),, für die geiftige, für die mercantilifche und öko— 
nomiſche und politiihe Bildung, Entwidelung und Vervollfommnung, für den Schug der 
Verfaſſung und aller Rechte und gegen verkehrte Beamten: und Berwaltungsmaßregeln. 

3) Die Cenſur begründet nämlich eine fehr fatale moraliidhe und politiſche „Verantwort— 
lichkeit der Negierung für das Gedruckte mit vielfachen VBerlegenheiten und Berwidelungen ‘ 
vorzüglich gegen das Ausland, während im Inlande audy jelbft nur ein falſcher Schein, den die 
Genfur auf den Muth und das gute Gewilfen und die Abjichten der Verwaltung gerade bei 
dem Volke jo leicht wirft, fehr nachtheilig wirken fann. 

4) „Bon jelbjt”, fo Tagt Mohl, „von jelbft leudtet ein, daß die Genfur dem StaatSober: 
Baupte und den höchſten Stellen eine Menge unjhägbarer Nachrichten über einzelne Vorfälle, 
über das Betragen von Beamten, über die Wünjche und die Stimmung des Volks vorenthält. 
Man maht entweder gar feinen Verſuch ſolche Dinge bekannt zu machen, oder der Verſuch 
mislingt an des Cenſors Angftlichkeit. Grleidet ed nun jhon feinen Zweifel, daß unter ven 
von einer freien Preffe vorgetragenen Klagen viel Übertriebenes oder ganz Unwahres ſich be: 
findet, jo ift doch ebenfalld wahr, daß eine [hlimme Nachricht und die wirflihe Stimmung der 
Bürger nicht früh genug in Erfahrung gebracht werden fünnen, daß Died aber durch die Cenſur 
in vielen Fällen gehindert wird. Üüberdies ift ed gefährlich, gerechte Klagen des Volks nicht 
laut werden zu laſſen; vielleicht entſteht mit einem male eine den Staat mehr oder weniger ers 
ſchütternde Erplofion, während die freie Preſſe ald Sicherheitsventil gedient hätte, indem für 
die meiften Menſchen das Kautwerdenlaffen ihrer Klagen eine beruhigende Wirfung Hat.‘ 

5) „Rechnet man’, fo ſchließt Mohl, „zu allen dieſen Nachtheilen noch den ſittlichen Scha— 
den, welchen wenigſtens gegenwärtig bei den politiſch vorgeſchrittenen Völkern der Staat durch 
die Verweigerung der freien Preſſe erleidet, indem er ſich dadurch einem ziemlich allgemeinen 
und wiederholt mit größter Leidenſchaftlichkeit ausgeſprochenen Volkswunſche entgegenſetzt und 
der aufgeregten Menge ſomit als eine ſelbſtſüchtige Zwangsanſtalt, nicht aber als eine ſämmt— 
liche Rechte möglichſt verwirklichende, wohlthätige Einrichtung erſcheint, ſo ſtellt ſich die Auf— 
hebung der Cenſur als das kleinere Uebel dar. Allerdings darf ſich die Regierung nicht ver— 
hehlen, daß jetzt überwiegende Intelligenz auch in Führung des öffentlichen Wortes für ſie 
nöthig iſt. Allein die Erfahrung hat gezeigt, daß Kraft und Talent auch ohne die Hülfe der 
Cenſur das Steuerruder zu führen im Stande ſind.“ 

6) Doch was jeden Zweifel überwindet, bleibt für den gewiſſenhaften Mann zulegt ſtets 
nicht die rein politiſche Erwägung der Vortheile und Nachtheile, fondern das, daß eine Ver: 
nichtung der Freiheit der PBreffe oder der Wahrheit zugleid — irrten wir nicht — die Moral 
und dad Recht verlegen. Gott jelbit gab dem Menſchengeſchlechte die Freiheit, wennſchon in 
ihrem Weſen die Möglichkeit auch zum Misbrauche liegt, wenn aud der gute Same nidyt ohne 
Möglichkeit des Unkrauts gedeihen kann. Er gab ihm das freie Streben nad Wahrheit und 
Bervolllommnung und allen die Pflicht, ihre und ihrer Mitbürger Freiheit als ihr heiligſtes 
Gut, ald ihr Recht zu vertheivigen. Und niemand foll jie feinen Mitbrüdern rauben. 

Bei einer Erwähnung von Gefahren aber merden tüchtige und wahrhaft monarchiſch ges 
finnte und treue Staatdmänner nicht blos an die Gefahr in frievlihen Zeiten und für den näch— 
ften Tag oder für eine Minijterlaufbahn und für die Lebensdauer ihres jegt regierenden Für— 
ften, fondern, wie dieſer jelbft vor allem auch an die Gefahren und die Sicherſtellung feines 
Fürſtenhauſes, an die Öefahren für Ehre und Kraft feines Volks und feines Throns in jeder 
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Rage denfen. Sie werben mit Indignation einen einft laut gewordenen politifhen Rath: im 
Bundesverhältniß mehr gegen die Volföfreiheit zu wagen, als es bei einer Staatseinheit ver 
Nation möglich fei, „weil der Unmille des Volks ſich vertheile”, ald nicht blos moraliſch, ſon— 
dern auch politifch verwerflich abweiſen. Sahen wir ed doch 1805, 1806 und 1813 bereits 
deutlich genug, daß auch für die mächtigſten deutſchen Volksſtämme die Bruderliebe und natio= 
nale Begeifterung ver fleinern Lebensbedingung iſt. Was aber in jeder neuen europäiſchen 
Entwidelung und Krije nad allen Seiten hin die Eleinern deutſchen Staaten nur allein ſchützen 
kann, das bedarf wahrlich meiner Aufführung nicht. 

In dem bezeichneten Sinne die Gefahr auffaffend und die eigenthümlichen Verhältniffe der 

deutichen Staaten erwägend, bitte ih um Erlaubniß, zur Unterftügung des ehrlichſten und 
treuejten patriotifhen Wunſches, der bald möglichiten allgemein gefeglihen Aufhebung aller 
alten und neuen Genjur in Deutfhland, die Worte hinzuzufügen, mit welchen die mebrer- 
wähnte öffentliche Ausführung von 1835 jchloß : 
„Mit Demjenigen, der diefe Gefabren nicht einjehen und die Möglichkeit nicht zugeben 
wollte, daß ſie eintreten fönnen, mag ich mic nicht weiter verftändigen. Halte man mid aber 
darum nicht für fo ängſtlich, daß ich glaubte, die Freiheit werde zulegt zu Orunde gehen, und 
daß ich in diefer Beziehung übertriebene Beforgnifle hegte. Nein, jo gewiß ich zur Zeit des 
Rheinbundes überzeugt war, daß diefer Despotismus ftürzen werde, jo gewiß ich überzeugt 
war, daß die dur fremde Bajonnete eingeführte Neftauration in Frankreich ſich nicht halten 
und die unterbrückte Freiheit in Spanien und Portugal nicht ewig im Staube liegen werde, jo 
gewiß weiß id auch, daß die Freiheit in unferm großen deutſchen Baterlande jiegen werde. 
Aber wird fie jo, wie alle Guten wünſchen, fiegen auf dem Wege der ruhigen Entwidelung und 
mit dem feften Beftand unferer Fürftenhäufer, oder aber auf dem ftürmijchen Wege der bluti— 
gen Revolution, oder auf dem noch unglüdlihern der Ginmifhung der Auswärtigen? Wird 
fie fiegen auf denn Wege der Neform, wozu die Preffreiheit ven Weg bahnt , oder auf dem 
Wege der Umwälzung, wohin die Unterprüdfung der Wahrheit führt? Das allein ift vie 
große Frage.“ 

Die neuerdings entftandenen Preßgefege ded Bundes und der einzelnen deutſchen Lande 
und ihre erfahrungsmäßigen Wirkungen können nur die Art. Prepfreibeit und Preßgefeg 
näher würdigen. Der gegenwärtige hatte nur zur Aufgabe, die allgemeine Natur und Würdi— 
gung aller vorauögehenden Unterprüdung der Freiheit ver Wahrheit und der Wahrheit jelbft 
duch alte und neue Genfur darzuftellen. Der Widerſpruch derfelben mit der Sittlichkeit und 
Rechtſchaffenheit, mit dem natürlichen und deutjchen Rechte wie mit männlicher Politik ift jegt 
dem Bemußtfein unferer Nation zu tief eingegraben, als daß wir nod) ein weitered Wort dar— 
über hinzufügen dürften. Betrachtet man unfere gegenwärtigen deutſchen Zuftände, ihre Wider- 
ſprüche in ih und mit vem Rechte, dem Bedürfniß und dem öffentlihen Bewußtſein der Na— 
tion, jowie niit dem lebendigen Fortichritt aller Wilfenfhaften, Erfindungen und Bildungs— 
mittel, mit den Fortſchritten der immer freiern und fhnellern Verkehrs: und Mittheilungs- 
mittel unferer großen und gewaltigen Zeit, jo müſſen alle die kleinlichen Unterdrückungsmittel 
der Wahrheit und der politijch freien Spradye.der Bürger und Stäude aud zur Verantwort- 
lichmachung der Minifter bald allgemein jo verachtet und hinfällig ſich zeigen, wie jegt in 
Preußen. Dann werden wir in nationaler zeitgemäßer organifcher Geftaltung und Verbin: 
dung jener obigen zwölf Hauptpunfte auch, jo wie in England, in Belgien und Holland, in 
Sardinien und den ſtandinaviſchen Staaten, eine wirklich cenjurfreie Prefle erwerben, und ebenjo 
die thörichte Mühe beläheln, die deutſche Nazion, jo wie früher durch die Vorgaufelung des 
Schattenbildes der verfiorbenen Feudalftände, jo jegt durch das Schredbilv des Parlamentarid- 
mus von der Ausbildung der und von Gott und Rechts wegen gebührenden echt deutſchen und 
vernünftigen freien Berfaflung zurüdzubalten. Welder. 

Cenſus, insbejonvere Wahlcenjus. Derjenige Genfus welchen wir hier einer nähern 
Betrachtung unterwerfen, ift die rein dem Öffentlichen Recht und der Politik angehörige Ver: 
mögensihägung zum Behuf der danad zu beftimmenden Verleihung oder Abjtufung (Er: 
weiterung oder Beſchränkung) der bürgerlichen oder der politifhen echte. 

Diejer Eenjus nun ift vem Namen nad römifchen Urfprungs, aber die Sade, nämlich die 
nach den Bermögensverbältuilfen dev Bürger. bemeilene Bertheilung ſtaatsbürgerlicher Rechte 
und Yaften, ift jhon vor Nom bei mehreren Bölfern anzutreffen. So hat insbejondere Solon 
die arbeniihen Bürger in vier Klajfen nad den Abftufungen des Vermösend.eingetheilt, näm— 
lich in die Peutakoſiomedimnoi, Dippris (Ritter), Zeugitai und Thetes. Die drei erften Klaſſen 
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beftanden au denjenigen, weldhe 500, 300 oder 200 Maß Getreide oder Ol jährlich aus ihren 
Zändereien bezogen, die vierte aus den ärmern und ganz armen Bürgern, die ihren Lebens— 
unterhalt meift nur durch Lohndienfte erwarben. Nach dieſer Abftufung richteten jih dann 
einerfeitd die Steuern und andere Beiträge zum Staatödienft (ſowie namentlih von den Hip- 
peis jeder ein Pferd zu ftellen Hatte, von den Zeugitai aber nur je zwei und zwei es tbaten) und 
andererjeitd auch die politifhen Rechte, wenigftens infofern, daß nur die drei erften Klaſſen zu 
den obrigfeitlichen Amtern berufen, die Thetes aber davon ausgeſchloſſen waren. Ariftives, der 
große Freund der bürgerlichen Gleichheit, Hob jedoch die legtbemerkte (auf Art eines Vergleiche 
mit der früher ganz übermäcdhtigen Ariftofratie von Solon getroffene) Einrichtung auf, wonach 
die Berfajlung eine völlig demofratifche, endlich jelbit eine ochlokratiſche ward. 

Der römische Cenſus jhreibt ji her von Servius Tullius, dem vorlegten Könige Roms, 
einem Eugen und wohlgefinnten Manne, welcher, um einerfeits die damals übermäctige Ariio- 
fratie der patriciſchen Geſchlechter zu ftürgen und andererfeitö doch auch die Demokratie zu mä— 
Figen oder der Ochlofratie einen ſchützenden Damm entgegenzufegen,, zuvörderſt Die Plebejer in 
die Gememfchaft ver früher von ven Patriciern ausichließend beſeſſenen politifhen Rechte auf: 
nahm, dann aber das geſammte — aud PBatriciern und Plebejern beftehende — Volk nad den 
Abftufungen des Reichthums in ſechs Klaſſen, dieje zufammen aber in 193 Genturien abtheilte 
und duch die mittelft folder Einrichtung den Reichern Eünftlich übertragene größere Stimmen: 
zahl denjelben das Übergewicht über die minder Reichen und noch entjchiedener über die ganz 
Vermögensloſen verlieh. Es wurden nämlid aus der erften Klaſſe jhon allein 98 Genturien 
gebildet (worunter 18 der Ritter), aus den nächſtfolgenden vier Klaffen zujammen aber nur 
94 und auß der legten (nämlich aus jener der Armen), wiewol der zahlreihften, gar nur eine 
Genturie; ſodaß auf den Gomitien, d. H. in den berathenden Berfammlungen der National: 
gemeinde, wo nämlich von nun an nad Genturien abgeftimmt werden jollte, die Klaffe der 
Neichften allein ſchon — Falls fie unter jich einig war — die Mehrheit ausmachte, die nadfol- 
genden Klaſſen aber einen im Verhältniß der Zahl ihrer Glieder jih fortwährend verringern= 
ven Einfluß üben fonnten und die ganze Klafie der Vermögenslojen (die fogenannte Capite 
censi oder Proletarier) gar nur mit einer einzigen Stimme gegenüber von 197 auftrat. rei: 
lih waren dann auch die Staatölaften (Steuern und Kriegsdienſt, hier namentlich die Bewaff— 
nung) annähernd nad demſelben Verhältnip vertheilt, und insbeſondere die legte Klafle vom 
Kriegsdienſt gänzlich befreit. 

Wie das durch dieſe Einrichtung hervorgebrachte, von ihrem Urheber wohlberechnete Ver— 
hältniß der drei politiſchen Mächte, nämlich der monarchiſchen, ariſtokratiſchen und demokrati— 
ſchen unter ſich, namentlich das zwiſchen den beiden letzten künſtlich hergeſtellte Gleichgewicht, 
durch die Abſchaffung des Königthums, deſſen Gewalt jegt faſt ausſchließend die Patricier 
erbten, völlig zerſtört und infolge des hiernach über die Plebejer gekommenen Druckes und der 
dadurch hervorgerufenen demokratiſchen Reaction die römiſche Verfaſſung unter vielfachen 
Stürmen weitern weſentlichen Veränderungen unterworfen worden, bedarf hier keiner eigenen 
Darſtellung. Auch von den Cenſoren, die da beauftragt waren, den immer von fünf zu fünf 
Jahren zu erneuernden Cenſus vorzunehmen, d. h. allernächſt jedem römiſchen Bürger die ihm 
nad) feinen Vermögensverhältniſſen gebührende Stelle in einer oder der andern Klaffe anzu— 
weiſen, haben wir bier nicht zu reden (j. Cenſur als Sittengericht). Unſere Aufgabe beihränft 
fid) auf die Beantwortung der Frage: darf und foll die Gewährung oder Zutbeilung gewifler 
bürgerlicher oder politifcher Nechte durch die Bermögensverhältmiffe der Bürger beftimmt wer- 
den, d. b. darf und foll ald Bedingung folder Berehtigungen die Nachweiſung' einer gewiſſen 
Bermögendfumme feftgefeßt oder nach den Abftufungen des nahgewiejenen Vermögens eine 
Erweiterung oder Beichränfung der befragten Nechte ftatuirt werden? 

Zunächſt wird unfere Frage wie alle Kragen in Beziehung auf politifhe Ginrihtungen 
nad ihrer rein politifhen Seite zu beantworten fein. Es wird ſich nämlich fragen, kann nad 
den in der Gefellichaft vorherrſchenden Intereffen und Kräften eine Einführung des Inſtituts 
mit Erfolg und Dauer erwartet werden, und jodann wird Diejelbe ven Endziweden der Staats— 
gejellihaft und den als gut anerfannten Intereflen und Krüften entiprechend und förderlich fein ? 
So könnte z. B. in Frankreich, nahdem einmal dort ein Wahlivitem ohne Genfus nah Kopf: 
zahl, nachdem das allgemeine Stimmrecht eingeführt ift, zuerft die Frage entitehen, kann das 
Spitem ded Genfus mit Hoffnung auf Dauer wieder eingeführt werden? Für die Republik 
wurde 1848 ſchon gleich anfangs das allgemeine Stimmredt eingeführt. Sie felbft bob es 
wieder auf. Doch wurde befanntlid) für den Umſturz der Republik jelbft die Wiederberftellung 
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bed allgemeinen Stimmrechts der ftärffte und ftegreiche Hebel. Auch nach ver Bejahung biefer 
beiden Fragen aber, oder in fonftiger politifcher Räthlichkeit ver Einführung, ift die Einrichtung 
noch von der Seite ihrer alljeitigen Gerechtigkeit zu unterfuhen. Da aber ver Glaube an die 
Gerechtigkeit oder Ungerechtigkeit einer Einrichtung bei ſittlichen Völkern felbft vie ftärkften In— 
tereſſen und Kräfte für oder gegen fie begründet, fo mag die Unterfuhung nad) der Gerechtigkeit 
des Genfus hier voranftehen. Im allgemeinen aber müffen wir bemerken, daß wir bier nur 
die Frage über ven Genfus für ſich allein beantworten dürfen, und die @rörterung der übrigen 
Punkte eined guten landftändijhen und Gemeindewahlgeſetzes dem Art. Wahlgefes überlaffen 
müffen, welcher ven ganzen Organismus aller Bedingungen einer guten, dem Wohl und Recht 
der Staatd= oder Gemeindegejellihaft, die Intereffen aller Glieder: möglichft vermittelnden und 
vereinigenden Wahleinrichtung varzuftellen hat. 

Wir fragen alfo zuvörderſt: Hat und immwiefern hat der reichere Bürger einen vernunft- 
rechtlich gültigen Anfpruc auf Bevorzugung bei der Austheilung der bürgerlichen und politi= 
fhen Rechte? Hat er zumal einen jolhen in Bezug auf.die activen und paffiven Wahlrechte? 
Oder ift wenigftend mit dem Recht der minder Reichen vereinbarlich, daß jenen ein folder Bor: 
zug durd) pofitived Geſetz ertheilt werde? 

Zur Durdführung des fraglichen Rechtsanſpruchs der Neichen vergleicht man gern wie 
Juſtus Möfer ven Staat mit einer auf Actien gegründeten Privatgefellichaft oder überhaupt 
mit einer folden, bei welcher die Mitglieder nicht gleihmäßig betheiligt find, d. h. bei welcher die 
einen mehr, die andern weniger in das Gefammtgut oder in den gemeinſchaftlichen Unter— 
nehmungsfonds aus dem Ihrigen eingeworfen haben oder fortwährend einwerfen und daher au 
nicht nur in demjelben Verhältniß, aljo theild mehr, theild weniger an Vortheil und Schaben 
der Uinternehmung-participiren, ſondern auch in den gejellihaftlihen Berathungen mit einem 
eben diefem Verhältniß entiprechenven, mithin ungleihen Gewicht der Stimme auftreten. Wir 
Haben jedoch ſchon in einem frühern Artikel (ſ. Ariftofratie) bemerkt, daß zwar folder Verglei— 
Hung einige Wahrheit zu runde liegt, aber bei weitem nicht fo viel, um damit, zumal nad) den 
heutigen Berhältniffen der eivilifirten Staaten, einen auf entfchiedene Bevorzugung der Reichen 
oder gar einen bis zur Ausſchließung der Armen von allem politifchen Recht gehenden Anſpruch 
der erften begründen zu Eönnen. Wohl! wenn etwa die Summe der eine Gegend bewohnenden 
Grundeigenthümer durch Zufammenwerfen ihres (durch Occupation oder Anbau bereits rechts— 
gültig erworbenen) Privatgute dad Staatögebiet gebildet (oder auch, wenn eine Horde in Ge: 
fammtheit einen Bezirk decupirt und denjelben ſodann unter ihre Mitglieder zu Privateigen- 
thum vertheilt) hätte, jo möchten diefe Saflen, ald Gründer des neuen Staats und ald privats 
rechtliche Inhaber des jein Gebiet ausmachenden Bodens, ſich eine Zeit lang als die alleinigen 
Actionäre der jugendlichen Gefellfchaft betrachten und gegenüber den |pätern (theild ganz befig- 
lojen, theild nur als Hinterfaflen befigenden) Einwanderern das fragliche Vorzugsrecht be— 
baupten, zumal folange fie auch allein (oder doch größtentheild) die Staatslaft in Krieg und 
Frieden auf den eigenen Schultern trügen. Oder auch, wenn oder infofern ein beſtehendes 
Steuerſyſtem nur gewiſſe Arten des Beſitzthums (und zwar ohne Berüdjihtigung der darauf 
baftenden Schulden) mit Abgaben belegt (oder doch unverhältnißmäßig Höher ald andere), fo 
mögen die Inhaber folder Steuerfapitalien (z. B. der Gründe, verglichen mit jenen der unbe— 
fteuerten Geldfapitalien) allerdings als die vorzüglicheren Actionäre der Staatsgeſellſchaft be: 
trachtet und ihnen die entjprechende politifche Bevorredhtung ertheilt werden. Von diejem legten 
Umſtand jedoch wollen wir, um die Frage zu vereinfachen, für jegt wegbliden; wir wollen näm— 
lid) ein gerechteö, d. h. alle VBermögensgattungen gleihmäßig in Anfprud nehmendes Steuer: 
foftem vorausfegen und von folhem Standpunft aus die Anfprüche der Hochbeſteuerten in Ber: 
gleihung mit jenen der Minverbefteuerten oder durchaus Unbeſteuerten vernunftrechtlich 
würdigen. 

In Gejellihaften, vie auf Actien errichtet und deren Mitglieder eben nur in der Eigenſchaft 
ald Aetionäre ſtimmberechtigt find, deren ganze Geſellſchaftspflicht auf das Einwerfen der Actie 
(oder eines danach bemefjenen jährlichen Beitrags) und deren ganzer Vortheil auf die von dem 
gemeinfhaftlihen Gewinn jeder Aetie zufallende Dividende jih beſchränkt, va ift es freilich ganz 
natürlich und billig, ja felbft im ftrengen Recht (nämlich in dem der geſellſchaftlichen Gleichheit) 
gegründet, daß — mofern nicht durch gemeinfame Verabrevung, alſo mit Einwilligung der 
Betheiligten, etwas anderes feftgefegt warb — das Gewicht von jedes einzelnen Stimme fid 
nad) der Zahl feiner Actien richte, ſodaß alfo der Inhaber von 10 Actien auch mit 10, jener von 
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nur einer Actie auch nur mit einer Stimme auftrete, ja Daß die mehreren Inhaber einex.(z. B: 
in Quoten vertheilten) Actie zuſammen nur eine Stimme führen. Hier eriheinen namlich nicht 
eigentlich die Berjonen ald Einheiten, fondern die Actien (oder die durch das Geſellſchaftöſtatut 
zur Bebingung, der Stimmberehtigung geiegte Zahl von Actien); der Inhaber von 10 Actien 
zählt aljo natürlich für 10, und 10 Miteigenthümer einer und derjelben Actie zufammen. nur 
für einen. Hierzu kommt die mit der Actienzahl natürlich fteigende Zuverläſſigkeit des Inha— 
bers, weil eben damit auch fein Interefle an den Gedeihen des Unternehmens fleigt, und ihm doch 
niemals möglich ift, feinen eigenen, dur das Geſellſchaftsgeſetz und eine einfahe Nehnungss 
operation beftimmten Gewinn, d. h. den Betrag der ihn treffenden Dividende, zum Nachtheil der 
Mitgefellichafter zu erhöhen; wogegen er, wenu die Mehrzahl ver Eleinen Iutereflen ihn über: 
flimmen könnte, immerdar der Gefahr ausgefegt wäre, duch ihren Gigenfinn oder Leichtfinn 
(da fie nämlich nur ein Weniges dabei wagen, oder durch ihre Trägheit, Lauheit oder jelbft Un— 
lauterfeit, d. h. Verfolgung von den Gejellihaftszwed fremden Intereflen) den Unter— 
nehm ungsgewinn, wovon ihm dev größere Theil gebührt, verringert zu ſehen. 

Ein ganz anderes Verhältniß aber tritt im Staate ein. Hier ift nämlich, wenn man, was 
die Bürger in die Geſammtmaſſe der Kräfte oder Mittel zum Geſellſchaftszweck einwerfen, mit 
Actien vergleichen will, daſſelbe nicht blos aus Geld oder aus dem Steuerfapital beſtehend, jon= 
dern zugleich auch aus der perjönlichen (phyjiichen, intellestuellen und moraliſchen) Kraft, ober 
aus Leib und Leben. Dieje Perſönlichkeit aber, die da höchſt koſtbar ift für ven Staat wie für 
jeden einzelnen jelbft, muß jedenfalls (obſchon jie Freilich einen beftimmten Werthanſchlag nicht, 
zuläßt) als ein ſehr bedeutender Factor in der iveal zu ziehenden Rechnung gelten; und objchen. 
derjelbe (weil Berichiedenheiten des perſönlichen Werthes weder juriftijch erkennbar noch einer. 
Taration empfänglic jind) bei jedem einzelnen als gleich groß angenommen wenden muß. (ein 
jeder fhägt feinen Kopf jo hoch als der andere), demnach durch deilen Zujag (wie immer man 
den idealen Anſchlag made) zum Steuerfapital dad arithmetiſche Verhältniß der Actiengrößen 
untereinander nicht verändert wird, jo wird es doch dad geometriſche; und auf das- legte allein. 
kommt ed bier an. Weiter wirft jeder Bürger in die Geſammtmaſſe noch ein jeinen inealen. Anz 
theil am Gefammtgut, nämlid an der Domäne und am Gebietörecht, einen Antheil, welcher iur 
Staat wie in der Gemeinde bei jevem Bürger von Rechts wegen ein gleicher it. Sodann bes 
ſchränkt fi die Bürgerpflicht Eeineswegs aufs Zahlen, und das Bürgerrecht keineswegs auf 
materiellen Empfang; fondern e8 geht jene noch auf taufenderlei andere — zum Theil unſchaͤtz⸗ 
bare — Dpfer und Leiftungen, wie 3. B. die im Kriegsdienft, und viejes umfapt-neben dem 
Schuge des Eigenthums und Erwerbs nod die Pflege alter höhern menfhlichen Güter und In— 
texeſſen, oder die theild negative, theils pofitive Beförderung. aller rechtlichen Lebendzwede. 
Freilich trägt, da alle zu ſolchem Behuf zu errichtenden Anjtalten und überhaupt Die geſammte 
Einrihtung und Ihätigfeit der Staatsmaſchine allernächft peeuniäre Mittel erheifcht, ver Reiche 
mehr zum Geſammtzweck bei ald ver Arne; aber er empfängt dafür — aud ohne politiiche Be— 
vorrechtung — die mehr als genügende Vergeltung in der für ihn weitaus größern Wohlthätig— 
Feit des Staatöverbanded. Denn nit nur wird ihn ein größeres Befigthum (nad deflen Mas 
eben die Steuer jich richtet) gefhügt, jondern er ift auch in vemielben Maße geeignet oder im 
Stande, die mannihfaltigften — gleihfalld den Staatsihug oder die Staatsfürforge voraus: 
fegenden — Genüſſe, Bedürfnigbefrievigungen und Annehmlichkeiten. des Lebens, ſich zu ver- 
ſchaffen. Es fommt nod hinzu, daß oft fein Beſitzthum jelbft, wenigitens großentheild, eine 
Wohlthat oder ein Geſchenk des Staats ifl. Denn mit Ausnahme jeines, lebzeitigen perjön- 
lien Erwerbs und etwa desjenigen — jedenfall® geringen — Gutes, welches ſchon natur- 
rechtlich (durch Gonjolidirung ded Miteigenthums in der Perſon der Überlebenden Mit- 
eigentbümer) von Altern auf Kinder oder andere Miterwerber: und Mitbefiger übergeben. kann, 
bat er jein Vermögen, nicht nur in Rückſicht ver Sicherheit des Beſitzes, jondern felbft dem Titel 
ber Grwerbung nad, dem Staat, d. h. deſſen pojitiven Erbes- und Erwerbsgeſetzen zu ver: 
danfen ; und ed wäre eine offenbare Anmaßung, auf den Empfang folder Wohlthat den. An- 
ſpruch der Stagtöbeherrfhung (wohin nämlid das politiſche Vorrecht zielt) zu gründen. Die ſe 
Anmaßung erſcheint um jo verwerflicher, da im Staat die Zuverläſſigkeit der Stimme mit nich— 
ten jo wie im der Privatactiengejellihaft mit ver Zahl ver Aetien ſich erhöht. Denn im. Staat 
iſt der Antheil, welcher jedem von den Staatswohlthaten gebührt, keineswegs aud einer ein— 
fachen Dividendenrechnung hervorgehend und, ebenſo wenig durch eine dem Betrug und Streit 
entrücte Zahlungsart zu. empfangen ; ſondern hier machen allzu gern und allzu leicht die egoiſti⸗ 
ſchen Intereſſen fih geltend und ift für die politifch Bevorrechteten, d. h. für die das gewichtigere 
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ober entſcheidende Wort Führenden die Verſuchung immer nahe, folhen Einfluß zur Übers 
vortheilung, ja zur linterhrüdung der vom Stimmrecht ausgeſchloſſenen oder mit nur gering: 
zählender Stimme bekleideten Gejellichaftägenvijen zu misbrauden. Das politifche Vorrecht 
führt gar leicht auch zu bürgerlihem und menſchlichem Vorrecht; es jet feine reihen Inhaber 
in. den Stand, die Laſten des Staats von ſich ab und vorzugsweiſe auf die armen nicht Stunmz 
berechtigten zu wälzen, dagegen aber die Wohlchaten des gefellfchaftlihen Vereins mit Zurück— 
drängung der Mitgeſellſchafter fich jelbft im überfließenden Maße anzueignen. 

Diefer- legten Betrahtung — welche übrigens nicht nur der rechtlichen, jondern auch der po= 
litifchen Seite der Frage angehört und daher den libergang zur Beleuchtung diefer zweiten Seite 
bilden mag — fteht jevod eine andere gleich gewichtige und eindringliche entgegen, diejenige 
nämlich, welde fi auf die von der Herrichaft ver Vermögensloſen abfliefenden Gefahren be— 
zieht. Die vermögensloje Menge, alſo fagt man mit Nachdruck, iſt überall mit Scheelfucht ge= 
gen die Reichen erfüllt und nad deren Beſitzthum lüftern. Sie verfennt oder vergißt, daß ohne 
die vom Staat ausgehende Bekräftigung der Eigenthums- und Einführung der Erbrechte alle 
arm, ärmer als jegt die Dürftigften wären, daß gerade in den aufgehäuften Befigthum der vom 
Glück Begünftigten, d. h. in ven Bepürfniffen, Gelüften und Unternehmungen ver Reichen, die 
ergiebigfte Duelle der Ernährung für die Bermögenslofen fließt, und daß. eine wann und wie 
immer zu bietivende gleiche Gütervertheilung oder Gemeinſchaftlichkeit des Güterbejiges nad). der 
kürzeſten Friſt eine allgemeine Armuth erzeugen oder — wenn der Noth gejteuert werden follte 
— die Wiedereinführung der Eigenthums- und Erbrechte zur Folge haben müßte. Die Ver: 
mögenölojen aber gedenfen diejer Verhältniſſe nicht oder nur wenig, over der Neiz einer augen 
blicklichen Bereicherung duch den Raub des fremden Beſitzthums überwiegt bei ihnen die Be— 
forgnijje wegen der Zufunft. Darum find fie immerfort geneigt und bereit zum Umfturz ver 
beſtehenden Ordnung oder zur Hülfeleiftung bei Umwälzungsverſuchen, die etwa von einzelnen 
Ehrgeizigen oder leidenſchaftlichen Factionshäuptern ausgehen möchten. Ja jelbft ohne eigenes 
Verlangen nad einer Nevolution find fie, eben weil arm, wenigftend als willenlofe Werkzeuge 
dazn zu.erfanfen und, weil in der Regel unwiſſend und roh, auch leichter von Aufwieglern oder 
Verblendeten zu verführen und zu jevem böjen Zwecke zu misbrauchen. Hieraus geht hervor, 
daß ihnen bie Herrſchaft oder das Übergewicht in politifhen Rechten durchaus nicht ertheilt wer— 
den: darf, aljo auch fein gleiches Stimmrecht wie den Reihen, weil, da in der Regel ihre Zahl 
die weitaus größere ift, ſchon das gleiche Stimmrecht ihnen das Übergewicht, ſonach die Herr— 
ſchaft verleiht. 

Daß Befürchtungen dieſer Urt nicht grundlos find, zeigt freilich die Gejchichte; aber es ift 
ein ſeitig, jich ihnen allein hinzugeben und ver auch auf der Gegenfeite drohenden Gefahren zu 
vergefien. Auch ift jedenfalls viele Libertreibung darin, oder kann wenigftend die große Gefahr 
nur allvort ftattfinden, wo die Regierung die ihr obliegende Pflicht, für die Erziehung und 
Bildung des Volkes (in technifcher, intelleetueller, fittliher und religiöfer Beziehung) und für 
Eröffnung rechtlicher Erwerböwege zu ſorgen, verabjäumt oder ungenügend erfüllt hat. Ja 
felbjt wenn man die Befürchtungen ald begründet vorausfegt, fo find doch die Folgerungen, 
welche die Ariftofatie überhaupt oder insbeſondere die Grlvariftofratie daraus ableiten will, 
viel zu weit gehend. Denn nur die völlig Bermögenslofen — wenn ihnen das Übergewicht 
zufällt — fünnen der Gegenjtand einer vernünftigen Beſorgniß jein, nicht aber auch die kleinen 
oder mittlern Bejiger (die da in der Regel ſchon aus Liebe zu. ihrem Eleinen Befigthum den 
eingeführten Gigenthumsrechten und der bürgerlichen Ordnung zugethan jind); und vor den 
Gefahren der Ochlokratie ſich zu ſichern, gibt es noch ganz andere Mittel ald die Oligarchie der 
Reihen. Wir wollen verſuchen, den. Weg zu zeichnen, weldyen hier zum Frommen bed Ge: 
meinwohls zu verfolgen dad Recht erlaubt und die Klugheit anräth. 

Daß den Neichen oder vielmehr den Bejigern überhaupt zwar einiged Vorrecht gegenüber 
den Bermögenslofen gebühre, doch nur ein jehr befchränftes, haben wir oben gezeigt. Wir 
fegen bier noch bei, daß ſelbſt auf dieſes beſchränkte Vorrecht Verzicht zu leiften ihnen nicht nur 
erlaubt fein muß, fondern daß, wofern nur wenigftend die Mehrzahl der Reihen in eine ſolche 
Berzichtleiftung einmwilligt (hierdurch alfo ihre eigene Überzeugung von der-Gemeinmüglichkeit 
derſelben ausfpricht und damit auch den Elarften Beweis ihres wirklichen Vorhandenſeins her— 
fteltt), fie dann auch allen Übrigen ohne Rechtöverlegung fann aufgelegt werden. Den näm— 
lichen Grundfag (von der Zuläfjigkeit der Berzihtleiftung und von der Unbedenklichkeit, eine 
ſolche von allen zu fordern, jobalb die freie Einwilligung — folglich die dafür IE Selbſt⸗ 
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überzeugung — wenigftend der Mehrheit ver Betheiligten erkennbar vorliegt) werden wir fpäter 
auch auf die Frage von den Nechtöanfprücden der Armen anwenden. Wir find hiernach jegt 
völlig auf das Feld der Politik, namentlich der Gonftitutionspolitif, verfegt, worauf nämlich 
nicht mehr bloße Rechtsideen die Entfheidung geben, fondern die Gründe der Zweckmäßigkeit, 
d. h. der Nothwendigkeit oder Räthlichkeit in Bezug auf die möglichit geficherte Verwirklichung 
des Staatszwecks. 

Die Vollkommenheit einer Staatöverfaffung und Ginridhtung befteht darin, daß fie dem 
wahren, vernünftigen Gefammtwillen für das Geſammtwohl die Herrihaft ſichere, zunächſt 
alfo demſelben das möglichft zuverläffige Drgan verleibe. Diefed Organ glaubt die Demo: 
Eratie in der Oefammitheit oder wenigftens in der Mehrheit der natürlich vollbürtigen Bürger 
zu finden. Die Ariftofratie dagegen hält die Befähigung, alfo aud die Berechtigung, zum 
Ausiprud des Geſammtwillens für eine blos einer auderlefenen Minderzahl — beitimmt ent: 
weder burch Geburt, oder durch Stand, oder durch Reichthum, oder auch durh Wahl — zufom= 
mende Gigenihaft, fließt alfo die Mafle des Volks von der Stimmgebung aus (ja betrachtet 
mitunter die auderlefene Klaffe oder Kafte ald allein das wahre Volt — im Gegenfag einer 
blos dienflbaren Menge — ausmachend oder die eigentlihe Staatögefellihaft bildend) und 
macht dergeftalt die Staatögewalt zum Sondergut der Vornehmern, die Theilnahme am politi: 
ſchen Geſellſchaftsrecht zum Privilegium. Die abjolute Monardie endlich beruht auf der Idee 
der Unmündigkeit deö ganzen Volks, folglich ver Nothwendigkeit, daß demſelben ein Herr oder 
wenigftend ein Vormund gefegt werde, welcher vollgültig die Perfon des Mündels vorftelle und 
in deifen Namen den redtlihen Willen audfpreche. Aus einer Verbindung mehrerer diefer 
Prineipien in einer Staatöform entftehen vie fogenannten gemifchten Verfaſſungen, die da 
mittelft gegenfeitiger Beihränfung oder angeoroneter Zufammenwirkung jener drei Organe 
ober zweier derjelben das ideale Ziel (nämlich die Herrichaft des vernünftigen Gefammtwillens, 
d. h. die Bürgfhaft dafür, daß niemals etwas anderes geſchehe oder verorbnet werbe, ald mas 
dem wirklichen oder mit Grund zu fupponirenden Willen aller vernünftigen Staatdgliever für 
das Geſammtwohl gemäß ift) zu erreichen ftreben. Von der Natur und dem Charafter diefer 
verjchiedenen Staatöformen reden wir tbeild unter den den Staatöverfaflungen im allgemeinen, 
theild unter den den einzelnen Hauptformen gewidmeten befondern Artifeln. Hier haben wir 
blos zu unterſuchen: ob oder inwiefern der Genjus und indbejondere der Wahlcenfus dem Geift 
jener Verfaflungen, zumal jenem der conjtitutionellen oder Repräjentatiomonardie, entipreche? 

Dem Geifte der Ariftofratie allerdings entjpricht der Cenſus, denn er ift eben dieſem Geifte 
entfloffen und jeiner Wefenheit nach nichts anderes ald (geld-) ariſtokratiſches Vorrecht. Eben 
darum widerfpricht er dem Geifte ver reinen Demokratie, weil nämlich jede nicht ſchon durch die 
Natur gebotene Ausſchließung von activen Geſellſchaftsrechten — wie namentlih im Staat der 
Meiber, Kinder, oder der aus was immer für einem vernünftigen Rechtstitel für mundtodt zu 
Achtenden, und dann etwa noch der Knechte und der ihren Lebensunterhalt aus öffentlichen 
Mohithätigkeitsanftalten oder aus Öffentlichen Almofen Beziehenden — eine Beihränfung der 
demokratiſchen Gleichheit durch ariftofratifches Vorrecht, folglich eine gemijchte Eigenſchaft ver 
Berfaflung hervorbringend und im Widerſpruch mit der in der Idee ner Demokratie gelegenen 
Anerkennung der Münpigfeit fämmtlicher (natürlih vollbürtiger) Gefellihaftsgliever ſtehend 
iſt. Es ift dieſes der Fall ganz vorzüglich alsddann, wenn oder infofern durch die Mehrheit ver 
Stimmenden die Sachen jelbft entſchieden, namentlich Gefege gegeben oder allgemeine Verorp- 
nungen beſchloſſen oder auch Regierungsgeſchäfte im engern Sinn von der — in einem gewiſſen 
Kreid auch mit der Regierungsgewalt befleiveten — Landeögemeinde erledigt werden follen. 
Etwas anderes mag vielleicht gejagt werben, wo nicht von folder unmittelbaren Entſcheidung 
der Saden, jondern nur von Ernennung der Berfonen, weldhe jene Entſcheidung treffen follen, 
die Rede ift. In großen Staaten, felbft wenn fie den demokratiſchen Principien eifrigft huldi— 
gen (einige wenige, ben Urverſammlungen oder der im ganzen Reiche zu veranftaltenden all- 
gemeinen Abftimmung vorbebaltene Gegenjtände abgerechnet), bleibt, nah der Natur der 
Dinge, das politifche Recht der Bürger bejchränft auf die Wahl des mit der Ausübung der ideal 
der Geſammtheit zuftebenden Befugniffe zu beauftragenden Ausſchuſſes, oder auch der zum 
Vollzug der Geſetze und überhaupt zur geſetzmäßigen Erledigung der vorkommenden concreten 
Geſchäfte aufzuftellenden Obrigfeiten und Beamten. Es trifft alsdann diejes Recht jo ziemlich 
überein mit dem auch in der conftitutionellen Monarchie dem Wolfe zuftehende Rechte, jeine Ver 
treter zu wählen, d. h. den ganz eigend zum Ausſprechen der Volkswünſche gegenüber der Re— 
gierung und zur. Gontrole der Negierungsgewalt befiimmten repräfentativen Körper ganz oder 
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menigftend den Haupttheile nad) durch freie Wahl zu bilden. Auf vieles Wahlgefhäft nun 
(und zwar nicht nur in Bezug auf das active Wahlrecht, jondern auch auf das pafjive, alſo auf 
Wahlberehtigung und Wählbarkeit) richten wir vorzugsweiſe den Blick, wenn wir von ber 
Zweckmaßigkeit eines einzuführenden Genfus ſprechen. 

Wir haben jhon oben darauf Hingeveutet, daß ein großer Unterfchied ſei zwifchen dem 
Stimmredt über Sachen (d.h. über zu fallende Beichlüffe in was immer für unmittelbaren An 
gelegenheiten der Gefamntheit) und den über Perſonen (d. h. über eine vorzunehmende Wahl). 
Man kann ohne Inconfequenz dort den Cenſus verwerfen und bier ihn gleihwol billigen. In 
alten Angelegenheiten, worüber dem Volke die unmittelbare Entſcheidung oder Mitentſcheidung 
zuſteht (mag diefes je nach Verhältniſſen und Umſtänden, zumal nad) der vorherrfchenden Cultur— 
ſtufe ein engerer oder ein weiterer Kreid fein), joll jedem (natürlich vollbürtigen) Bürger, ohne 
Unterſchied des Vermögens, dad Stimmrecht verliehen fein. Schließt man, wie Servius Tul- 
lius that, die Proletarier davon aus, jo muß man fie — gleihfalld nad dem Beifpiel jened Kö- 
nigs — auch aller Staatdlaften, namentlich auch ded Kriegsdienſtes entheben, d. h. man muß 
fie gewiflermaßen aus der Maſſe der Bürger ausſchließen und zu bloßen Schüglingen des 
Staats erflären. Die neuern Gefeßgebungen aber thun diejed nicht. Vielmehr befteht überall 
ein fehr großer (mitunter felbft der größte) Theil des Heeres aus Proletariern, melde häufig 
auch noch zu Staatäfrohnen und — wenigftens mittelft der indirecten Befteuerung — zu ſchwe⸗ 
ren Abgaben beigezogen werden. Hiernach gebührt ihnen aljo aud) dad Stimmrecht gleich den 
reihern Klaſſen, folange nit von Geihäften vie Rede ift, zu deren Verſtändniß erweislic (oder 
nad) allgemeinem Anerfenntniß) die Armen nicht, wol aber die Neichen fähig find. 

Wenn Sahen and Volk zur Entſcheidung gebradt werben, fo find ed entweder folde, die 
wegen ihrer nahen Verbindung mit dem Interefle der einzelnen von dieſen durch eigenes Nach— 
denfen als gut oder übel erfannt werden mögen (gleid gut wenigftens von Armern wie von 
Reichern, blod eiwa minder gut ald von der Fleinen Zahl der wiſſenſchaftlich Gebilveten over 
dur natürliche Anlage Höher Stehenden), oder weldye wenigftend durch Erflärung von feiten 
der Kundigen der gemeinen Faſſungskraft nahe gebradjt werden können. Den and Bolf zur 
Entſcheidung gelangenden Anfragen (fei es in der allgemeinen Verfammlung, wie in ganz flei= 
nen Staaten, oder durch überall eröffnete Stimmregifter, wie in größern) geht nun in ver Regel 
voran oder kann wenigftend leicht vorangeſchickt werben eine ſolche belehrende Erklärung, ſei es 
durch das Organ der z. B. das Geſetz vorſchlagenden Regierung, fei es durd jenes ver freien 
Preſſe. Jeder Bürger alfo, wenn er fein Ja oder Nein ausfpricht, weiß oder kann wiffen , mas 
die Wirkung foldes Ausſpruchs, wenn er jener der Mehrheit wird, für ihn felbft und für die 
Geſammtheit ift, und das Erkenntniß ſolcher Bedeutſamkeit feiner Stimme hält ihn von leicht- 
finnigem Wegwerfen derfelben oder von einer Abflimmung gegen die eigene Anficht ab. Jeden— 
fall mag man annehmen, daß die unfundigen oder unlautern Stimmen (deren es hier bei den 
Reichen nicht minder als bei ven Armen geben wird) ſich wechjelfeitig aufheben und der Beſchluß 
der alsdann noch übrigen Mehrheit ein verftändiger fein werde. Etwas anderes jedoch ift ver 
Fall bei ven Wahlen, jei es der Häupter, fei ed der Vertreter. Abgejehen nämlid davon, daß 
hier, wenigftend in größern Staaten, feine gemeinfhaftlihe Stimmgebung,, fondern eine nad 
Bezirken oder Ortſchaften zerftücelte ftattfindet, woburd dem Irrthum oder der Befangenheit 
auch ſchon einer Heinen Anzahl eine bedeutende Wirfjamfeit verliehen wird, ift ed wol un: 
beftreitbar, daß eine gute Auswahl der Verſon weit ſchwieriger als ein guter Beſchluß über eine 
Sade, d. h. daß die Abflimmung bes einzelnen dort weit weniger zuverläfjig und dabei weit 
mehr Folgen nach ſich ziehen ift als hier. 4 

Eine gute Wahl von Häuptern oder von Abgeoroneten jegt nidyt nur die Kenntniß der: 
jenigen Eigenſchaften voraus, welche zur tüchtigen Führung des Regiments oder der Volfäver: 
tretung nothwendig find, fondern aud) eine genaue Kenntniß derjenigen Perfonen, welde man 
zu fo wichtigen Amtern berufen will. Um mit völliger Überzeugung hier feine Stimme abzu= 
geben, d. h. um auch nur mit einiger Zuverfiht annehmen zu können, daß der Gewählte in 
allen Vorkommniſſen nady dem Sinne ded Wählenden oder im wahren Interejfe des Gemein 
wohls (wenigftend nad eigener treuer Meinung) flimmen werde, wäre neben allgemeiner 
gründlicher Menſchenkenntniß aud die genauejte perjönliche Geiſtes- und Gemüthsberührung 
mit dem zu Wählenden nothiwendig. Die Mehrzahl ver Wähler Hat ſolche Kenntniß nicht, 
wählt alfo jevenfalld auf „gut Glück“; eine vorgängige Belehrung findet hier weit weniger 
ald bei materiellen Beſchlüſſen Plag. Wer joll fie erteilen? Die Regierung, da fie bier 
nichts vorzuſchlagen hat, darf es nicht, umd die aus der Mitte ded Volks jelbft theils mündlich, 
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theils duch die Preffe erflingenden Stimmen mögen leicht von Parteiintereflen eingegeben oder 
von ehrgeizigen Bewerbern erkauft fein. Bei der unermeplichen Wichtigkeit des Wahlgefhäfts 
(da namlich eine misglüdte Wahl taufend böfe Folgen nad) fich zieht, während ein übler ma— 
terieller Beſchluß theild nur ein einzelner ift, theild durd einen Gegenbeſchluß wieder aufge: 
hoben werben fann) ift alfo mehr als irgendwo jonft die größte Vorficht räthlich und aljo die 
größte Sorgfalt anzuwenden, um, jomeit ivgend das Recht ed erlaubt, die minder zuverläſſigen 
Stimmen auszuſchließen. 

Welches foll aber dad Princip der Ausichliegung fein? ine individuelle Ausfhliegung 
aus andern Gründen ald wegen natürlicher Unvollbürtigfeit oder wegen Rechtsverwirkung 
(alſo blos wegen vermeinter ober vermutheter perfönlicher Unfähigkeit over Unwürdigkeit, 
überhaupt Unzuverläffigfeit oder geringerer Zuverläfiigkeit) wäre ſchon theoretiih ungerecht 
und praftifh theild unausführbar, theils der empörenpften Willfür die Herrihaft einräumend. 
Wer kann mit Beftimmtheit den Grad ver Verftandeöfräfte des andern erfennen? Wer mit 
Sicherheit des andern Herz und Nieren durchſchauen? Wem alfo dürfte man darüber das mit 
Rechtswirkungen verfnüpfte Urtheil anvertrauen? Es bleibt alfo nur die Ausfhliefung von 
ganzen Klaffen übrig, von ſolchen nämlich, welche nad der bei ihnen, den Verſtändigen er: 
fennbar, vorherrſchenden Gigenichaft in der Mehrzahl ihrer Glieder ald unfähig oder unguver- 
läſſig ericheinen oder wenigſtens gewichtige Zweifel an der Verſtändigkeit oder Lauterkeit der 
von ihnen abzugebenden Wahlftimmen rechtfertigen. Bei der Ausihliefung folder Klaſſen 
wird durchaus fein Urtheil über irgendeinen einzelnen, ver ihnen angehört, gefällt. Es fpridt 
dadurd der Geſetzgeber bloß die allgemeine (etwa auf piochologifhe Gründe oder auf Erfah: 
rung gebaute) Anficht aus, daß, nad) der Natur der Dinge oder nach den Lebensverhältniſſen 
einer jolhen Klaffe, die Abftimmung wenigftend der Mehrzahl ihrer Angehörigen unzuver— 
läſſig, oder daß in Bezug auf folde Mehrzahl die offenbare Gefahr entweder der Selbfttän- 
fhung (d. 5. ded eigenen Irrthums), oder ver Verführung, oder der Beftehung, over der Ein— 
ſchüchterung, überhaupt ver Befangenheit oder Unlauterfeit obwalte, und daß demnach, weil 
von der Mehrheit dad Ergebniß der Wahl abhängt, nur dur die Ausjchliefung der ganzen 
Klaſſe das befürchtete Libel abzuwenden ſei. In ber Vorausſetzung, die Befürchtung fei eime 
wirklich im allgemeinen vernünftig begründete, können dann felbft diejenigen einzelnen in der 
Klafle, bei welchen fie nicht zutrifft, d. h. welche Durch beffere Einſicht, wärmern Vatriotismus 
ober feitern Charakter jenen Gefahren jich gu entziehen vermögen (und dergleichen gibt es ficher- 
lich in jeder Kaffe, jelbft in jener der Knechte), jüch über ihre Ausſchließung nicht beklagen. 
Denn ein Privilegium wegen juriftifch nicht erfennbarer, rein perfönlicher Eigenschaften werben 
ſie nicht anſprechen wollen und e8 ift ihnen — jo wahr jie gute Bürger find — bei vem Wahl: 
geſchäfte nicht um perfünliche Befriedigung, fondern um ein gutes Ergebniß zu thun. Willig 
verzichten jie daher auf eine wiewol ehrenvolle Function , durch deren Ausübung fie, weil als⸗ 
dann eine größere Zahl von Unlautern oder Unkundigen diefelbe gleichfalls ausüben wird, dem 
Gemeinmwefen nichts nügen fünnen, d. h. fie geben gern ihre Zuſtimmung zu dem Gefete, 
welches jie mit diefen ausſchließt. 

Don Ungerechtigkeit alfo kann nicht die Rede jein, wenn aus wirflid triftigen Gründen 
eine Klaffe vom Wahlrechte ausgeichloffen wird. Der geſetzgebenden Gewalt, d. b. den Ge— 
ſammtwillen, fteht unbeftreitbar die Befugniß zu, alles politiiche Recht jo zu vertheilen, wie es 
das Intereſſe des Gemeinmwohls, zumal alfo das Interefle der möglichiten Sicherftellung feiner 
eigenen (nämlich des vernünftigen Gejammtwillend) Herrſchaft fordert, und jedes dahin ge— 
hende Geſetz iſt der Billigung von ſeiten der verſtändigen und pflichttreuen Bürger gewiß. Die 
einzige Frage alſo bleibt immer nur die: iſt die Ausſchließung dieſer oder jener beſtimmten 
Klaſſe wirklich auf triftigen Gründen ruhend? und hier alſo insbeſondere: iſt die Ausſchließung 
wegen geringern Vermögensbeſitzes als eine ſolche anzuerkennen? 

Die Schwierigkeit der Entſcheidung gebt hier ſchon aus dem Umſtande hervor, daß wir den 
Cenſus von Abſolutiſten und von Freiheitsfreunden vertheidigt und entgegen das allgemeine 
Wahlrecht von den feurigſten Legitimiſten und den ſchlaueſten Uſurpatoren und Despoten wie 
von den exaltirteſten Republikanern gefordert ſehen. Die weitaus vorherrſchende Richtung der 
neuen und neuejten europäifchen Geſetzgebungen geht indeſſen auf Feſtſetzung eines anfehnliden 
Genfus, und zwar.nicht nur fürd active, ſondern aud fürs pafjive Wahlrecht, oder, wo man 
beim erjten ihn nicht ſtatuirt, wenigftend auf Verwandlung ver unmittelbaren oder Urwahl in 
eine blos mittelbare, nämlich durch gewählte Wahlmänner. 

In England, dem Mutterlande der Repräfentativverfaffung (deren Idee jedoch erſt jeit der 
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Nordamerikaniſchen und der Branzöiifchen Revolution in veinerer Auffaffung und Geſtaltung 
erichlen) , war bis zur neueften Reform mit dem Wahlrecht begabt in ven Grafſchaften neben 
Yen nievern Adel (gentry) auch jever erbliche Befiger eines zinsfreien Gutes (fresholder) von 
wenigſtens 40 Sh. reinen jährlihen Ertrags; in Städten und Bleden aber nur zinsfreie 
Haudbejiger, und zwar mit fo vielen weitern Befchräntungen und Ausnahmen, daß in vielen 
Städten die Wahl ausſchließend in ven Händen einiger weniger Familien fi befand. Wählbar 
aber war jeder (vom hohen Adel, inſofern er noch feinen Sig im Oberhaufe hatte, bis zum 
Künftler und Kaufmann, der feinen offenen Laden hielt), welcher ald Avelicher 600 (in Schott⸗ 
fand 400) oder ald Bürgerliher 500 Pf. St. reinen Einfommens von feinem Vermögen bezog. 
Die Reformbill vom Jahre 1832 hat, neben der Abihaffung der abgeſchmackten Wahlreihte 
der fogenannten verfaulten Flecken und anderer faft unglaublicher Misbrände und neben ber 
Verleihung folder Rechte an eine Anzahl bisher davon ausgeſchloſſen gewefener Städte, auch 
die Forderung der Vermögensnachweiſungen ermäßigt, ſodaß num auch Fleinere Pächter und 
m Städten neben den Beligern von Häufern, welde 10 Pf. St. jährlihen Ertrag abwerfen, 
zum Iheil auch bloße Miethbewohner, wenn der Miethzins nicht allzu gering ift, zur Stimm: 
gebung berufen find. 

In Nordamerika befteht in einigen Bundeöftuaten ein Genius, d. h. eine Bedingung ves 
Wahlrechts an einen gewillen Vermögensbeſitz (3. B. in Maflachufettö, wo jeder Wähler 
3 Pf. St. reines Einkommen beziehen , und in Virginien, wo er 25 Morgen Landes mit Haus 
und Hof oder aber ein Haus in einer Stadt befigen muß, u. |. w.), in einigen andern (tie 
3. B. in Vermont) aber nit. In Bezug auf die Wahl der Repräfentanten im Gongreffe 
Ichreibt die Berfaffung der amerikanischen Union von 1787 (1,2 b) vor: „Die Repräfentan 
ten werden gewählt von Wählern, weldye jene Eigenschaften befigen, die für Wähler des 
zahlreichſten Zweigs der Geſetzgebung in ihrem eigenen Staate erforderlich find. 

In Franktreich ward von der conjtituirenden Nationalverfammlung in der Eonftitution von 
1791 allen franzditichen Bürgern, welche 3 Br. (eigentlich ven Werth dreier Arbeitdtage) vi- 
reete Steuer zablten, das Wahlrecht verliehen, jedod nur behufs der Ernennung von Wahl: 
männern, welchen dann die Wahl ver Deputirten oblag. Die Gonftitution von 1793 berief 
alte Bürger zur ımmittelbaren Wahl in ven Urverfanmlungen. Die Directorialverfaffung 
von 1795 veroronete wieder bie doppelte Wahl (d. h. durch gewählte Wahlmänner) und for— 
derte fhon von den Urwählern einen Genfus, d. h. irgendeine directe Grund = oder Berfonal- 
fteuer, von den Wählern aber einen je nad) der Größe der Gemeinden und andern Verhällt: 
niffen verſchiedentlich beſtimmten Grund- oder Hausbeſitz. Die Eonfularverfaffung fegte zwar 
feinen Genfus feit, ließ aber das Verzeichniß der für Die Repräfentantenftellen Wählbaren aus 
einer in drei Stufen getheilten Wahloperation hervorgehen und übertrug dann bie eigentliche 
Ernennung dem „Erhaltungsſenat““. Bon hier an bis zur Reftauration war die Volksreprä⸗ 
jentation ein leeres Wort. Die Charte Ludwig's XVIII. bejchränfte die Wählbarkeit für die 
Stellen ver Volfädeputirten auf diejenigen Bürger, die eine direete Steuer von 1000 Fr., und 
das attive Wahlrecht auf jene, welche 300 Fr. zu entrichten hatten. Später (durch ein Reac— 
tionsgefeg von 1820) wurde den Neichften jedes Departement ein doppeltes Wahlrecht ver- 
lieben, eines gemeinschaftlich mit den minder Reichen der einzelnen Bezirke, und dann ein ande⸗ 
res ausfchließlich für fih allein. Die IJulirevolution von 1830 hob diefe ſchamlos geldariſto⸗ 
Eratifche Einfegung auf und verhieß ein den liberalen Principien angemeflenes Wahlgejep. 
Aber die noch unter der Herrſchaft des vorigen Gefeges erwählten Deputirten, welde man — 
freilich in Wivderfpruche mit dem Geifte ver Julirevolution — ald Nationalrepräfentation beis 
behielt, waren wenig geeignet, ein gutes, d. h. den Forderungen eines echt vepräfentativen Sy: 
ftenis entſprechendes Gefeg zu geben. Daher mußte das Volk ſich abfinden laffen mit der kaum 
nennenswerthen Gewährung, daß — in einer Nation von 30 Mill. Seelen — durch die Er: 
niedrigung des Wahlcenfus von 300 auf 200 Fr. und in Bezug auf das paffive Wahlrecht von 
1000 aüf 500 $r. anftatt der bisherigen 80000 Wähler etwa 180000 reiche Leute (nebft 
einer Schar von Staatsdienern und Gandivaten des Staatsdienſtes) berufen und anftatt der 
bisherigen 8000 Wählbaren etwa das Dreifache diefer Zahl als fähig zur Deputirtenftelle er- 
klärt wurden! Diefes Wahlgefeg erklärt freilich zur Genüge, warum die franzöſiſche Deputirten= 
kammer fo ganz und gar nicht den Geift und Willen ver großen Nationalmehrheit ausfprad 
und warum hinwieder die Nation mit täglich fleigenver Grringfhägung und Abneigung auf 
ihre angeblichen Nepräfentanten blickte. Denn was war hiernach Die angebliche Nationalreprä⸗ 
ſentation? Die Repräſentation des funfzigſſten Theils ver activen Bürger, mithin ebenſo 
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eine Öffentliche Täufchung wie, nach der obigen Politik des Königs, die beſchworene Charte vé- 
rit& und die Nonintervention, ja eine VBerhöhnung der doch fo laut proclamirten Bolfsfouverä- 
netät? Welche Stimmen mußten vorherrſchen in der frangdfifchen Deputirtenfammer, und 
welche Intereffen waren vorzugsweife vertreten in ihr? Die des großen Beſitzthums, des nad 
Ämtern begierigen Ehrgeizes, der vornehmen Volksverachtung, der alles iveale Ziel, Freiheit, 
Ruhm und Gemeinwohl den nähftliegenden materiellen Gütern opfernden Selbſtſucht. Begreifs 
lich wird es hierdurch, wie der ſonſt fo geſcheidte König, der aber nad der Verlegung der erften 
Grundbedingungen feiner Ginfegung leider in der Gorruption das Mittel der Durhführung 
feiner unparlamentarifhen geheimen Gabinetsregierung fand, jeinen Minifter Guizot, als 
diefer endlich den Widerftand felbft gegen eine auh nur mäßige Wahlerweiterung aufgeben 
wollte, vurd die Erklärung lähmte: „mit folden (dur Gorruption nicht mehr zu beberrichen= 
den) Wählern und Deputirten könne er nicht regieren.’ Hiermit aber führte der unglüdliche 
Fürft den unmittelbar folgenden Sturz feined Throns herbei. So unheilvoll waren die Früchte 
des zu hohen Genfus. Eine weſentlich erweiterte Baſis der Wahlberechtigung, d. h. eine weſent⸗ 
liche Verringerung ded Genfus, wurde von dem echt freifinnigen und daher aud gemäßigten 
Theile ver Nation gefordert, während die ſich entgegengefegten Extreme der rechten wie der lin= 
fen Seite, d. h. der Legitimiften oder Karliften wie der Nepublifaner, die Abſchaffung alles 
Cenſus, d. h. die Allgemeinheit des Wahlrechts, zur Loſung hatten; eine Loſung, welche offen: 
bar die Hoffnung ausdrückte, dur die Stimmen der leichter zu verführenden oder zu er: 
faufenden Maffen ver Broletarier jene der gebilvetern und vermöglichern Bürgerklaſſe zu über: 
wältigen und dergeftalt, anftatt des wahren, vernünftigen Gefammtwillend, den fanatiſchen 
und engherzigen einer Bartei zur Herrſchaft zu bringen. 

Schon ſolche keineswegs grundlofe Berehnungen, die traurigen Erfahrungen, welche 1848 
felbft für die Nepublik die franzöfifche Nationalverjammlung in Beziehung auf das eingeführte 
Stimmrecht machte, und welche fie jelbft zu der Wiederaufhebung deifelben beftimmte, vollends 
aber die Gründe und die Folgen feiner Wiederherftellung bei dem Umfturze der Breiheit am 
2. Dec. 1852, alles diefes jpricht wol gegen ein allgemeines Stimmrecht nad Kopfzahl ohne 
alle Beihränfung. Es ſpricht alfo namentlich auch gegen die Beftimmung der deutſchen Natio— 
nalverfammlung, in welcher, nad ſchwerem Gegenkampfe ver jonft überwiegenden gemäßigten 
Bartei, eine Majorität für foldhes allgemeines Stimmrecht fi) dadurd ergab, daß mandje aus 
ihrer Mitte wegen mangelnder politifcher Bildung jich Hier mit den extremen Parteien einigten. 
(VBHl. das Reichsgeſetz Über die Wahlen fürs Volkshaus vom 12. April 1849, Art. 1, $.1.) 
In der Revifion ver Nationalverfaflung in Berlin und Erfurt (Berliner Entwurf, HL, $. 11, 
und Reichswahlgeſetz, $. 14 fg.) fiegten pagegen wieder die Beſchränkungen, durch einen Genus 
und durch indirecte oder mittelbare Wahlen. 

Ganz Ähnliches ergab ſich in den Verfaſſungen der einzelnen deutſchen Länder, in welchen 
vor 1848 dieſe Beihränfungen vereint oder getrennt ftattfanden, dann zum Theil aufgehoben, 
nad 1848 aber meift wiederbergeftellt wurden. i 

Wir haben die rechtliche Zuläffigkeit der Ausſchließung der Armern von Wahlrechte im 
allgemeinen zugeitanden. Aber wo ift die Grenze derſelben? Wir glauben dort, wo die 
Selbftändigfeit des Lebensunterhalts, d. h. die Unabhängigkeit deſſelben von der Gunft anderer 
Perſonen, beginnt. Wer nur von jolder Gunft — zumal beftinmter Perfonen — den Un— 
terhalt bezieht, hat in der Negel feine Freiheit des Willens mehr und verftärft alfo, wenn er 
zur Stimmgebung berufen wird, bloß dad Gewicht der Stimme feined Brotheren. Auch wer, 
ohne eines beftimmten Herren Diener (oder Client, Grundhold u. ſ. w.) zu fein, doch Durch jeine 
gegen Tagelohn geleiftete gemeine Arbeit oder dur ein ganz geringes Handwerk nur den küm— 
merlichen Unterhalt fi zu erwerben im Stande, oder wer überhaupt nad) der Beichränftheit 
feiner Bermögendunftände dem gemeinen Tagelöhner zu vergleichen ift, mag als ver nähern 
Gefahr der Beftehung (die Reichen zwar laffen ſich auch beſtechen, aber fie koften zu viel, als 
daß leicht ein Privatvermögen ihrer die nöthige Zahl erfaufen fönnte), oder aud) der Verfüh— 
rung oder Einſchüchterung, oder auch der Luft nach gewagten Veränderungen unterliegend be= 
tradhtet werden. Die Feſtſetzung eines fo niedrigen Genfus,'daß nur die ebengedachten Klaffen 
(welche freilich je nad den befondern Umftänden der einzelnen Staaten bald mehr bald weniger 
zahlreich fein werden) dadurch vom Wahlrechte ausgeſchloſſen werden, läßt ſich nad) den obigen 
Betrachtungen wol rechtfertigen, nicht aber ein höherer oder gar ein jo hoher, daß er die eminente 
Mehrzahl der Nation ausjhlöffe. Es wird zumal bei Völkern, die an Cultur vorangeſchritten 
find und bei welchen der Unterricht auch die niedern Volksklaſſen der geiftigen Mündigkeit näher 
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gebracht hat, die Ausfchliegung vergleihungsweife Wenigere treffen dürfen als bei noch Halb 
rohen, in Dummpeit wie in Armut verjenften Völkern, deren Mehrzahl etwa von übermüthi- 
gen Ariften nievergetreten oder von fanatifchen Pfaffen beherrſcht ift. 

Führt man einen dergeftalt ermäßigten Genfus für das active Wahlrecht ein, oder auch nur 
die ermäßigende indirecte oder Wahlmännerwahl, jo ift man dadurch der Nothwendigkeit ent= 
hoben, zur Sicherung guter, dem vernünftigen Gefammtwillen zuverläffige Organe gebenver 
Wahlen ein anderes vielfach empfohlenes, auch häufig — zum Theil jelbft neben dem Genfus 
fürs active Wahlreht — wirklich eingeführten Hauptmitteld anzuwenden, nämlich die Feſt— 
feßung eines hoben Cenſus fürs pafjive Wahlrecht, d. h. für die Wählbarkeit. 

Befteht Fein Genius fürd active Wahlrecht, und ift zugleich jeder im Volke ohne Aus: 
nahme wählbar, jo läßt ſich nicht beftreiten, daß nad Umſtänden das Übergewicht der ärmern 
Klaſſen nicht nur die Interefien der Wohlhabendern, fondern auch die ganze Ordnung des 
Staats bedrohen kann. Aldvann wird es räthlich oder erfcheint ald Nothwendigkeit, die Wähl— 
barkeit zu bejchränfen und bei der Schwierigkeit, Schranken aufzufinden, die der Idee unmittel- 
bar entſprächen, das Heil in einer mittelbaren (wenn aud höchſt unzuverläfjigen) Garantie zu 
ſuchen, d. h. duch Feſtſetzung eines Wählbarfeitscenfus die Gefahr ganz ſchlechter Wahlen 
zu entfernen, ſelbſt durch Berzichtleiftung auf die Möglichkeit der beffern und allerbeften. Nach 
unjerer Theorie dagegen würde nad Einführung eines niedern Wahlcenfus aller Grund zur 
Statuirung eines Cenſus für die Wählbarkeit aufhören ; Die Gefammtheit würde die Hofinung 
ſich erhalten haben, immer die tüchtigften und tugenphafteften Bürger mit ihren Vollmachten 
befleivet zu jehen, und bie ärmere Bürgerklaffe würde als überreihen Erjag für das ihr ent— 
zogene active Wahlrecht jenes der unbeſchränkten Wählbarfeit bejigen. Bei der Wählbarfeit 
nämlich, da nur einzelne gewählt werben, ift die Ausſchließung ganzer Klaffen nicht nur zweck⸗ 
108, jondern ſchädlich, jobald man ein zuverläffiges Wahlcollegium hat. Die Unwürdigen oder 
minder Würdigen aus jeder Klafle und ganz vorzüglich aus jener der Armen werden durch das 
Wahlcollegium felbft ausgeſchloſſen, d. h. übergangen werben; aber die in den ärmern Klaſſen 
gewiß nicht minder als in den reichern anzutreffenden einzelnen Würbigen und Würpigiten 
gehen dann der Nation nicht verloren für ven evelften Wirkungskreis, und den Wählern ift ers 
laubt, nad) der höhern Einficht und nach der reinen Tugend zu fragen, anftatt nad) dem größern 
Steuerfapital. Iſt aber das Wahlcollegium nicht zuverläſſig, alsdann wird auch durd den 
Wählbarkeitscenſus die Gefahr der ſchlechten Wahlen nicht aufgehoben ; derjelbe ift alio unter 
jeder Borausjegung dem Principe nad verwerflih und in Bezug auf die davon erwartete 
Wirkung ungenügend. 

&o groß aber ift die zumal in den höhern Regionen Herrfchende Vorliebe für ven Cenſus, 
dag man ihn nicht blos für die Ausübung der ſtaatsbürgerlichen, jondern auch der gemeinbür= 
gerlihen Rechte ald Bedingung zu jegen ftrebt. Die Idee der bürgerlichen Gleichheit, alio der 
gleichmäßig erlaubten Berufung aller Klaffen zu Stellen des Bertrauend oder der Ehre oder 
gar der Gewalt, ift den Ariftofraten unerträglich, und ein weit leichtered, zum Alleinbejig folder 
Stellen führendes Mittel, ald die Erwerbung höherer perfönlicher Tüchtigkeit, ift allerdings die 
gejegliche Ausſchließung der Ärmern. Das „gemeine Volk“, ver „Pöbel“, wie man gern id 
ausdrückt, joll überall niedergehalten werben ; Ehre und Gewalt find natürlide Vorrechte der 
höhern Stände, und die praftifch bequemfte und ficherfte Methode der Unterſcheidung ift — wo 
nicht das erbliche Patrieiat noch befteht — die Beftftellung eines Hohen Genus. 

Indeffen ift nicht zu leugnen, daß, wenn ein hoher Genjus den Intereſſen ver Geldariſto— 
fratie entjpricht, diefelben auch allvort, wo gar fein Genfus befteht, ihre Rechnung finden. Wo 
nämlich aud) die armen und abhängigen Bürger Stimmrecht befigen, da fällt e8 ven Reichen leicht, 
mwenigftens eine große Zahl verfelben zu erfaufen oder durch das Gewicht des Anſehens für ſich 
zu beftimmen. Ihre eigene Stimme gewinnt aljo an Wirkſamkeit durch die gleihlautenden 
ihrer Glienten. Hiernach möchte allerdings in der Gemeinde wie im Staat pin Genfus, doch 
nur ein niedriger zu empfehlen fein. Alsvann wird die Mittelklaje die Oberhand bei Wahlen 
erhalten (denn nur vom Wahlrecht, nicht von der fonftigen Stimmgebung in der Gemeindever— 
fammlung, für welche durchaus fein Genjus beitehen darf, ift Hier die Rede), was überall das 
MWünfhenswerthe ift, weil in diefen Mittelklaffen der Regel nady Tüchtigkeit und Zuverläfligfeit 
am meiften anzutreffen jind, während in den höhern Klafien und allzu oft nur gefteigerter Egois= 
mus und Anmaßung, in den unterften aber Roheit und Unwiſſenheit, dort aljo Unlauterkeit, 
hier Irrthum und Schwäde begegnen, Eigenſchaften hier umd dort, welde wenig tauglid ma— 
den zu Organen eines vernünftigen Geſammtwillens. 2 
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Alſo auch Freiheitsfreunde können einen Cenſus (verſteht fich einen niedrigen) für Ge⸗ 
meindewahlen verlangen over wenigſtens zugeben, aus ähnlichen Gründen wie die oben ange⸗ 
deuteten, welche dafür in der ftantsbürgerlichen Geſellſchaft prechen. Doc ‚walten allerving® 
einige Unterſchiede ob zwiſchen hier und dort und auch zwiſchen den Gemeinden untereinander 
ſelbſt. Ein Genfus in fleinern, zumal ländlichen Gemeinden erſcheint ald durchaus überfläffig, 
mithin auch ungerecht. In großen, namentlih in Handels- und Fabrikſtädten, überhanpt in 
folchen, die eine Menge von Proletariern in der eigentlihen Bedeutung des Worte beherbergen, 
möchte es räthlich jein, ja ed möchte ſogar, infofern auch die Verwaltung ded Gemeindevermöd: 
gend oder die Bürgfchaftsleiftung für die Nichtigkeit ver Grund umd Pfandbücher au. |. w. zu 
den Attributionen dev Gemeindevorfteher gehören, auch für die Wählbarkeit ein mit der zu 
übernehmenden Berantwortlichkeit im Verhältniſſe ſtehender Cenſus zu beſtimmen fein. 

Andererſeits gibt e8 jedoch aud Betrachtungen, welche gegen jeven Cenſus in der Gemeinde 
fpredhen oder wenigſtens denfelben hier weit entbehrlicher als im Staat darftellen. Fürs erſte 
nämlich ift bei ver Wahl von Gemeindevorftänden weit weniger Gefahr des Leichtſinns oder ver 
Gleichgültigkeit und aud der Unkunde ald bei der Deputirtenwahl für die allgemeine Volksver— 
tretung. Auch der ärmfte Gemeindebürger erkennt und fühlt die Wichtigkeit einer guten Wahl 
feiner unmittelbaren Obrigkeit, deren Verwaltung ihm tagtäglich Gutes oder Böſes bringen 
kann. Jeder mag auch ermeflen, welde Eigenſchaften zu folder nür in Eleinem Kreiſe ſich bes 
wegenden Verwaltung erforderlich jind, und die Candidaten, da fie alle feine nähern Mitbürger 
find, können ihm nicht leicht perfönlich unbekannt fein. Bei den Deputirtenwahlen verhält jich 
diejed alles ganz anderd. Was hier zu erwägen ift, liegt der beſchränkten Faſſungékraft des 
Tagelöhnerd meist zu fern und dad Gewicht der einzelnen Stimme ift dabei zu unbedeutend, ala 
daß er bei deren Abgabe mit gebörigem Ernfte aller möglihen Folgen gedenken ſollte. Auch 
mangelt ihm bier gar oft die perfönliche Bekanntſchaft mit dem Gandidaten, den er alfo blos 
auf Empfehlung anderer oder nad) dem zudringlichen Verlangen anderer wählt. Sodann ift 
in der Öemeinde ein etwa gefhehener Misgriff unendlich weniger ſchädlich ald im Staat. Denn 
— auch abgefehen von dem der Regierung meiſt vorbehaltenen (wiewol freilid jebr bedenk⸗ 
lichen) Recht ver Beftätigung oder Verwerfung wenigſtens der Bürgermeiftermahl — hat die 
Staatsbehörde, ald die Oberaufjiht über das Gemeindewefen und die Gemeindeverwaltung 
führend, überall dad Recht und die Pflicht, einer etwa übeln Verwaltung durd eigenes Ein: 
fchreiten Einhalt zu thun und das Gemeinwohl gegen den Unverftand oder die Unredlichfeit der 
gewählten Municipalvorfteher zu fhirmen. Gegen eine misglüdte Wahl ver Volkövertreter 
aber gibt es fein Heilmittel ald etwa die Auflöjung der Kammer, welche jedoch ſicherlich nicht 
auf Anrufen einzelner Wahleollegien erfolgen wird, ja weldhe überhaupt höchſt felten im Inter: 
eſſe * Committenten, ſondern meiſt nur in jenem der wirklich im Amte befindlichen Miniſter 
ftattfindet. « 

Aber wird nicht, wenn auch die Klafje der Vermögenslofen mitjtimmt, dad Negiment ver 
Gemeinde in die Hand ver — meiftend jehr zahlreihen — Proletarier gelegt und eine odhlo- 
Eratijche Verwaltung dadurd hervorgebracht werden? Möglich allerdings oder gevenfbar ift 
folde Folge. Doc) in ver Wirklichkeit wird fie nur höchſt felten und unter ganz ungewöhnlichen 
Umftänden ftattfinden und aud alsdann noch durch die Autorität der Staatäbehörden wieder 
geheilt werden. ‚In ver Regel aber werben die Proletarier ſich nicht auf einen Kandidaten ihrer 
eigenen Klaffe vereinigen. Selbft wenn er wirklid würdig wäre, würve die Eiferſucht jeiner 
Standesgenoſſen, deren jeder gewöhnlich fich für gleichviel werth achtet, eine Vereinbarung auf 
ihn verhindern, und nod weit ficherer, wenn er nicht perfönlid ganz ausgezeichnet, demnach 
feine Wahl nicht wirklich wünſchenswerth iſt. Naturgemäß gehen (auch jhon darum, weil die 
Bermögenslofen oder minder Wohlhabenden die unbezahlten Stellen der Gemeinveräthe gar 
nicht annehmen können) aus den Wahlurnen der Gemeinden meift nur die Namen von Nota= 
bilitäten derſelben, insbeſondere der Reihern hervor; und es thut meift eher noth, dem oft mis: 
brauchten Übergewicht ver Ariftofratie eine Hemmung entgegenzufegen, ald das Einbrechen der 
Ochlokratie abzuwehren. 

Neuerdings hatıman, und zwar zuerft in-einer Abänderung des badischen Gemeinvegefeges, 
dann in dem neweften Wahlgejege für das preußiſche Haus der Abgeorpneten (f. die Vers 
faſſungsurkunde von 1850, $. 71) eine Genfuseinrichtung eingeführt, die ſich dem altrömifchen 
Gefege über den Genfus von Servius Tullins nähert. Man theilt nämlich die Bürger zur 
Beftimmung ihred Wahlrechts in drei Klaffen ein, im die der höchſt-, der mittel: und ver nie 
drigjtbefteuerten, um in allen drei Klaffen eine gleiche Anzahl von Wahlmännern wählen zu 
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laſſen. Hierdurch erhalten je nach Verhältniß des Reichthums wenige Reiche ebenfo viel Stimm: 
recht als die größere Klaſſe der Mittelreichen und als die noch viel größere Zahl ver Geringſtbe—⸗ 
fteuerten. Diefe Einrihtung nähert fih ganz jenem obigen einfeitigen Syſtem der Stimm: 
vertbeilung bei einem Actienbeſitze. Sie wirb um jo einfeitiger, je weniger man nach dem Bor: 
‚gange von Servius Tullinus aud die Pflichten und Laften ven georbneten Rechten entiprechend 
zu verringern fucht. Allein ſie bietet allerdings Gelegenheit var, die offenbar —* blod ganz 
undemokratiſche, ſondern ungeredjte und fchädliche gänzliche Ausſchließung der ÄArmern von 
altem Wahlvechte zu befeitigen, während diefe doch durch ihre gleiche Blutfteuer , ihre indirecten 
Steuern und vie andern oben angedeuteten Umſtände, und dur ihre Intereffen und Kräfte 
gewißlich Anſprüche auf das Mitwählen der Volkövertreter haben. 

Der Berfafler dieſes Artikels hat ſtets geglaubt, daß Ariftoteles, fo wie für Die meiften ſchwie— 
rigen Probleme der Politik, fo auch für diefe Wahlfrage die vortrefflihften Winke einer richti: 
gen Löſung gibt. Sein gerechtes Mittleres zwifchen dem Zuviel und Zumenig, over fein Mittel, 
um allen Bürgern das wichtigſte Bürgerrecht der öffentlichen Wahlen zu laffen, und um doch 
zugleich die turbulenteften und gefährlichften Perfönlichkeiten von den Wahlen fern zn halten, 
und un den Wahlen eine von Gigennug und Leidenſchaften möglich unbeſtochene, befonnene, 
fahfundige und patriotifche Abftimmung zu fihern, beſteht Hier in dem Vorfchlag , ein erhöhtes 
Alter für die Ausübung des allgemeinen Wahlrechts zu fordern, was für alle gleich unverlegend 
iſt, da das Geſetz feinen verhindert im ganz natürlichen Verlaufe ver Zeit von felbft dieſes Alter 
zu erreichen (j. Ariitoteles). Welche Mafle von bevenflihen Perjönlichfeiten gänzlich over 
doch in ihren gefährlichiten Zeiten hier vom Wahlgefege fern gehalten werden können, und 
welche Härten in Beziehung auf die Forderungen eines Genjus oder der fogenannten perfün- 
lichen Unabhängigkeit hierdurch überflüſſig würden, dieſes leuchtet von ſelbſt ein. Gleichzeitig 
aber würde dieſe Bedingung, etwa der Forderung eines Alters von 30 — 32 Jahren, eine ans 
dere höchſt bedenkliche Schwierigkeit in Beziehung auf die Ausübung des politifhen Stimm: 
rechts ganz befriedigend löjen. Es ift namlich arierfannt fat ebenfo widerwärtig und bedenk— 
lid, die kriegeriſchen Vaterlandsvertheidiger als foldye und weil fie dieſe edle patriotifche Pflicht 
leiften, von allem Stimmrechte in den vaterlänvdifchen Angelegenheiten ganz auszufchließen, als 
fie entweder mafjenweife zu politiihen Deliberationen oder zu einer Abftimmung ohne genügende 
Borbereitung und auf höheres Commando zu veranlaffen. Alle diefe dreifachen Widerwärtig- 
feiten, welche wir abwechfelnd in unſern neuern Wahlgejegen zu bedauern haben, fie jind be— 
feitigt durch unfern Vorſchlag, indem doc die eigentliche militärische Dienftpflicht in dem ſtehen— 
ven Heere biö zu dem beftimmten Altersjahre erlofchen if. Es iind hiermit zugleich die &e: 
fahren einer völlig unbefhränften Theilnahme alter Bürger an jever Wahl bejeitigt, zugleich 
aber aud die Gefahren einer ſolchen Beichränfung, die verlegend wird für viele Bürger, ja für 
Die ganze große Mafle ver ärmern, welche fie und ihre Interelfen und Kräfte auch leicht ven In— 
tereffen des vaterländifchen Verfaſſungslebens entfremdet, fie außerhalb dejlelben oder gar in 
einen mistrauiſchen oder feindlichen Gegenjag gegen dieſelben jept.. Rotteck und Welder. 

Gentralifation und Selbftregierung ded Volks. Gentralifiren heißt foviel ald: Aus- 
einanderliegendes zu beftimmten Zweden in einem Mittelpunfte zufammenziehen. Auf ven 
Staat angewendet bebeutet Gentralifation die Zuiammenfaflung ver Thätigfeiten für Geſetz⸗ 
gebung und Verwaltung in einem einzigen Mitrelpunfte, zum Zwed ver einheitlichen Ent— 
wickelung ded Staatslebens. 

Bei dem gewöhnlichen Gerede über Centraliſation begegnet man, ſowol in Deutſchland als 
in Frankreich, einer großen Verworrenheit der Begriffe, indem man häufig über Centraliſation 
der Verwaltung klagen hört, wo ein Verwaltungsgegenſtand gar nicht in Frage ſteht. Es läßt 
ſich dieſe Verworrenheit der Begriffe auf zwei Urſachen zurückführen. Man iſt ſich zuerſt dar— 
über nicht klar geweſen, welches die einheitlichen Zwecke ſeien, für welche der Staat allein befugt 
und berufen iſt, die Centraliſirung durchzuführen, und dann hat man die —— 
Geſetzgebung von der ver Verwaltung nicht ſcharf unterſchieden. 

In erſterer Beziehung iſt zwar die Überzeugung eine ſehr verbreitete, * eine zu weit ge⸗ 
triebene Centraliſirung der allgemeinen politiſchen Entwickelung des Volks ſchädlich ſei, aber 
erſt die wiſſenſchaftliche Begründung des Gegenſatzes zwiſchen Staat und Geſellſchaft, welche 
eine Errungenſchaft ver Neuzeit !) iſt, hat die Feſtſtellung der Grenzen angebahnt, jenſeit derer 





1) Robert von Mohl, Die Geſchichte und Literatur der Staatswiſſenſchaften (Bb.1, 1. Die Staats⸗ 
wiffenfchaften und die Geſellſchaftswiſſenſchaften), S. 67—110. 
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der Staat in die Gefeggebungs= und DBerwaltungsthätigkeit der nationalen Geſellſchaft nicht 
übergreifen follte, 

Indem wir von einer Gefeggebungs- und Berwaltungsthätigkeit ver nationalen Gefellfchaft, 
unabhängig von der des Staat, reden, berühren wir den Kern bed ganzen Gegenjaged. An 
einem andern Drte (1. Burenufratie) ift ausgeführt, tie die neuere Staatsidee ald Reaction 
gegen ven mittelalterlihen Feudalſtaat fi) geltend gemacht und die Mängel, welche den Feudal⸗ 
ftaat feinem Verfall entgegengeführt, in das Ertrem ihrer Gegenfäge übertrieben Habe. 
Während nämlich unter der Herrſchaft bes feudalen Rechts die Individualität der Bevorred- 
teten und die genoffenfhaftlihen Ansprüche zur höchſten Geltung gefommen und die ein- 
heitlichen Zwecke dem Staatöbewußtfein allmählich ganz entfchwunden waren, ſodaß der Staat 
faum mehr gefunden werben fonnte, fo ſchlug die Staatsidee bei ihrem erften rohen Gebah— 
ren in dad Grtrem um, zu fordern, daß der Staat die Zwecke des geſellſchaftlichen Dafeins 
der Menfchen im weiteften Umfange umfaffe, daß er allein das Recht zu einer Organifation Habe, 
welcher ein Zwangsrecht entfließen könne, daß daher jede Gewalt und jedes Bwangsrecht, welches 
im Staate geübt werde, auch ein Ausfluß der Staatsgewalt ſein müſſe. 

Gegen ſolche Übertreibung der Staatsidee Hat der Freiheitsſinn und die Erkenntniß der 
Grundlagen der politiſchen Freiheit angekämpft, ſeitdem ſie im Felde erſchienen ſind; aber ein 
Princip war nicht gefunden, nach welchem die Aufgabe des Staats und damit die Grenzen feiner 
Tätigkeit für Gefeggebung und Verwaltung zu beftinnmen geweſen wären. Dieſes Brincip ift 
es, deflen Feſtſtellung man durd die Begründung des Gegenfages zwiſchen Staat und Gefell- 
ſchaft, oder vielmehr durch ven Nachweis, daß beide Begriffe nicht ineinander aufgehen, um vieles 
näher gefommen ift. Wir folgen den Ausführungen Robert von Mohl's, indem wir die Haupt: 
geſichtspunkte hervorheben, aus denen der Begriff ver Gelellihaft im Gegenjage zu dem bes 
Staats ſich ergibt. 

In der Wirklichkeit des menſchlichen Zufammenlebens finden wir „bei jedem Volke, fei im 
übrigen feine Gefittung und feine Regierungsform, welche fie wolle, drei zwar verſchiedene, ſich 
jedoch berührende und jelbft theilweife ineinander greifende Zuftände‘: 1) „die Vielheit der 
in Raum und Zeit nebeneinander beftehenden einzelnen Verſönlichkeiten und ihrer Verhältniſſe 
zu gleichen Berfönlichkeiten”, deren mannichfaltige Erfhheinungen auf dem Grundgedanfen ruhen 
des vernünftigen Auslebend der Perfönlichkeit nah Maßgabe ver gegebenen Möglichkeiten; 
2) einen „Organismus von Einrichtungen, welcher je eine Anzahl von einzelnen, in einem be: 
grenzten Raume zufammenlebenden ‘Berfönlidfeiten zu einer mit einem Oefammtwillen und 
einer Geſammtkraft verfehenen und gemeinfame Zwecke verfolgenden Einheit verbindet“. Aber 
während jowol die Abſchließung der einzelnen Perſönlichkeiten in erlaubter Selbſtſucht, als ihr 
Aufgehen in einer Allgemeinheit, dem Staate, logifhe Folgen unveränderlicher Geſetze der gei— 
ftigen und £örperlihen Welt find, und dieje beiden entgegengefegten Erjgeinungen des Einzel⸗ 
lebens und des Einheitsorganismus deutlich vorliegen, ſo iſt das weniger 3) bei dem dritten 
Verhältniß der Fall. Theils die weit größere materielle Verſchiedenheit ſeiner Gegenſtände, 
theils die oft verſcwwommenen Formen feiner Geſtaltungen, endlich das nicht ſeltene Hinüber— 
greifen in die Sphären des Einzellebens oder des Staats, machen die Auffaſſung ſchwieriger. 

Aber von folgenden Thatſachen: 1) dem Beſtehen verſchiedener Stände bei allen europäiſchen 
Völkerſchaften; 2) dem Gemeindeleben; 3) den Geſtaltungen infolge des Zuſammenlebens ver— 
ſchiedener Raſſen; 4) den Verhältniſſen zur Arbeit und zum Beſitz; 5) dem Bekenntniß zu der— 
felben Religion; 6) dem Bejige höherer Bildung ; — von allen dieſen Thatſachen und den daraus 
hervorgehenden gemeinſchaftlichen oder genoffenihaftlihen Verhältniffen fann man ald gemein 
chaftlihe Merkmale bezeichnen, daß fie dauernder Art, von größerer Bedeutung, allgemeinerer 
Derbreitung, durhaus nicht unverträglich find. mit der gleichzeifigen Theilnahme an andern 
ähnlichen Genoſſenſchaften; daß fie hinfichtlich ihres Umfangs befreit find von künſtlicher politi= 
her Abgrenzung, und daß dieje natürlichen Gemeinschaften zu ihrer Vollendung und zu ihrem 
Beſtehen keineswegs einer förmlichen Organiſation nothwendig bedürfen, vielmehr einer ſolchen, 
da ſich aus großen gemeinſchaftlichen Intereſſen beſtimmte Zuſtände natürlich entwickeln, häufig 
entbehren. Aus den angeführten thatſächlichen Berbältniffen und ihren gemeinjchaftlihen Merk= 
malen ergibt jih nun, daß man ed dabei mit einer eigenen Art von Zuftänden zu tbun hat, un 
daß die geſchilderten Genoſſenſchaften weder in den Lebenskreis der einzelnen — 
eingereiht, noch als Ausfluß des Staatsverhältniſſes betrachtet werden können. 

Don dem Leben der Verſönlichkeiten unterſcheiden ſie ſich dadurch, daß das Weſen dieſer na— 
turwüchſigen Genoſſenſchaften Ausdehnung und Gemeinſchaftlichkeit ift, während das des Per— 
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ſonlichkeitslebens in ſelbſtiſchem Zurüdbeziehen auf ſich felbft gefunden werben wird. Die reiche 
ften Beziehungen der Perfönlichkeit, deren Zurückbeziehen auf ſich felbft keineswegs als gleich⸗ 
bedeutend mit Vereinzelung genommen werben darf, führen doch alle wieder auf das eigene Ich 
zurüd, und ed wird mittelft derfelben ein Gewinn oder ein Genuß ausſchließlich für den betref⸗ 
fenden einzelnen verfolgt; die Beziehungen der fraglichen Genofjenfhaften dagegen treifen in 
dein gemeinjhaftlihen Zuftande zufammen, und wenn auch in ihnen das einzelne Mitglied eben- 
falls feinen eigenen Vortheil verfolgt, fo geihieht das doch durch die factifche Anerkennung, mit: 
telö des Beſtehens der Genoſſenſchaft, daß dabei der gemeinfchaftliche Vortheil zugleich der Vor: 
theil des einzelnen fei. 

Deutlicher fpringt der Unterjchied zwifchen den natürlichen Genoſſenſchaften und vem Staat 
und deſſen Anftalten in die Augen. Wie „der Staat immer nur die Verwirklichung des Ein- 
heitögedanfens im Volke iſt“, jo „haben die aus befondern Intereflen hervorgehenven Genoſſen— 
ſchaften immer nur einen fragmentarifchen Lebenszweck zum Gegenftande‘‘, ver in die Wahl der 
Geuoſſen gelegt ift, deſſen Erfüllung alfo von feiner Willtür abhängt, und fie behalten viefen 
von dem ded Staats im Orundfag verfdiedenen Charafter, auch wenn fie jich räumlich oder 
nad) der Zahl der Genofien noch fo weit ausdehnen. Man falle 3.3. den kirchlichen Verband 
neben dem Staatöverband ind Auge in einem Lande, deſſen Bewohner veifelben Glaubens find. 
„Das äufßerliche Untericheidungszeichen aber befteht darin, daß auch die in pas Ginzelfte hin— 
unterfteigenden Staatdanftalten durch die Staatsgewalt ſelbſt oder vermöge eineö nachweisbaren 
Auftrags von ihr errichtet und mit Gefeß, Gegenjtand und Umfang ihrer Thätigkeit verfehen 
find, während die Intereffengenoffenihaften unabhängig von dem Staate und feinem Willen, 
aus den natürlichen Beziehungen der Menfchen zu gewiſſen Thatſachen, entftehen und beſtehen.“ 

Nach diefen Unterſcheidungen und Merkmalen erjcheinen die Intereflengenoflenichaften als 
ein eigenthümliches, weder mit den Verſönlichkeitszuſtänden, noch mit der ftaatlichen Einheit zu 
verwechſelndes und zu verbindendes menſchliches Verhältniß, für welches man die Bezeihnung 
Gejellihaft gewählt hat, und man nennt „gefellfchaftliche Lebenskreiſe die einzelnen, je aus 
einem beftimmten Intereife ſich entwickelnden natürlihen Genoſſenſchaften, gleihgültig ob förm⸗ 
li georonet oder nicht ; geſellſchaftliche Zuftände die Folgen, welche ein ſolches mächtiges Intereſſe 
zunächſt für die Theilnehmer, dann aber au mittelbar für die Nichtgenoflen hat; die Gefell- 
ſchaft endlich den Inbegriff aller in einem beftimmten Umkreiſe, 5. B. Staate, Welttheile, that— 
ſächlich beſtehenden geſellſchaftlichen Geftaltungen‘. 

Aus dieſer Beſtimmung des Begriffs der Geſellſchaft ergibt ſich, daß, da die Verwirklichung 
der Einheitsbeſtimmung eines Volks nicht der einzige Zweck des gemeinſchaftlichen Lebens der 
Menſchen iſt, auch „das gemeinſchaſtliche Leben der Menſchen nicht in den Beziehungen allein 
zum Staate beſteht, ſondern daß zwiſchen ver Sphäre der einzelnen Perſönlichkeit und der orga⸗ 
niſchen Einheit des Volkslebens eine Anzahl von Lebendfreifen in der Mitte liegt”, in welcher 
der Menſch in materieller, politifher und geiftiger Beziehung die Zwecke der Gejellihaftung in 
Genoflenfhaften erweitern und vervielfältigen kann, „welche alfo auch gemeinſchaftliche Gegen: 
ftände zum Zwede haben, nicht aus dem Staate und durch ihn entftehen, wenn fie ſchon in ihm 
vorhanden, von höchſter Bedeutung für Wohl und Wehe find‘. 

Jene Kreife und die Einigung der Menſchen in ihnen find theils willkürlich gebildete — und 
eö jollte zu ven natürlihen Menſchenrechten gehören, fie mit andern für beliebige Zwecke fließen 
zu dürfen, voraudgefegt, daß diefe Zwecke mit der Thatfache des Staats, und feiner natürlichen 
Aufgabe, ſowie mit den gleihen Rechten vritter zu vereinbaren jind; theils fünnen es ſolche 
fein, welche durch den Wohnſitz mit einer gewiffen Notwendigkeit für den einzelnen begründet 
werben. Die Unabhängigkeit des gemeinichaftlihen Lebens in diejen, zwiſchen dem Einzelleben 
und den Staate in der Mitte liegenden Lebenskreifen von der Staatögewalt und ihrer Aufgabe, 
bildet weſentlich den Bereich der Selbftregierung des Volks, welche die Form und der praftifche 
Zwed der politiichen Freiheit ift. Aber aud der Staat jelbft ift nur einer ver Kreife, wenn auch 
der unvermeidliche, und dem Umfange der gemeinſchaftlichen Intereflen nad, weldye in ihm vers 
folgt werben, jegt umfaffendfte, der beſtimmt ift, die Zwecke der Geſellſchaft zu erfüllen. 

In den Genoſſenſchaften, welchen er angehört, wird der Menſch gewillen Regeln für fein 
Berbhalten unterworfen fein, welche vorfchreiben, was in dem bejondern Verein für Recht und 
Pflicht gilt. Wie einfach immer die Zwecke der Einigung fein mögen, nirgends, wo Menſchen 
zablreicher zufammen leben oder fonft gemeinjhaftlihe Zwecke verfolgen, fünnen ſolche Regeln 
ganz entbehrt werden. In jeder Genoflenihaft wird aljo eine Gewalt vorauögefegt, die befugt 
ift, dad Opfer der natürlichen Freiheit des einzelnen, infoweit der erlaubte oder gebotene Zwed 
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der Einigung es erfordert, zu erheifchen und die Iinterwerfung der Betheiligten- unter den anz 
ordnenden Willen zu erzwingen. 

Der Organismus, welder einen Gefanmtwillen erzeugt und eine Gefammtfraft zur Durch⸗ 
führung des Gefammtwillend entwicelt, ift jonady keine Eigenthümlichkeit des Staats, vielmehr 
fann er überall erforderlich werben, wo eine Mehrheit von Menſchen auf weitern ober engeum 
Raume in einer gewiflen Zufammengehörigkeit ſich befinden oder gemeinſchaftliche Zwede ver- 
folgen, und ſolche Organifation ift dann die ſelbſtverſtändliche Befugniß der aus gemeinichaft- 
lichen Intereflen natürlich ſich entwickelnden Genoſſenſchaften. 

Nachdem jo die Berechtigung zu einem felbftändigen Leben folder unabhängig von dem 
Staate und feinem Willen aus den geſellſchaftlichen Lebenskreiſen herausgebildeter Genoſſen⸗ 
ſchaften begründet ift, ergibt ji für die nähere Beflimmung des Begriffs ver ver politiſchen Ent⸗ 
widelung des Volks nachtheiligen Gentralijation, daß fie darin beftehe, wenn durch Verfaſſung 
und Gejeßgebung gemeinihaftliche Zwecke für Staats zwecke erklärt, und deven Berfolgung durch 
ſtaatliche Organifationen dem Stante vorbehalten find, die dad einheitliche Volksleben und den 
Organismus für den Einheitsgedanken im Bolfe nicht berühren, fein natürlicher Ausfluß der 
Staatögewalt, noch in ihren Organismen ergänzende Glieder des Staats jind, vielmehr als von 
der Staatöaufgabe wefentlid unabhängige Geſellſchaftszwecke ſich darftellen. Dabei müjlen wir 
aber einräumen, daß es allerdings eine petitio principüi ift, wenn wir mit Nobert von Mohl 
dem Staate den Beruf zuerfennen, der Organismus für vie einheitliche Entwicelung des Ge— 
fammtvol£ölebens zu fein; daß die Bedingungen des einheitlichen Volkslebens ſehr verſchieden 
aufgefaßt werden fönnen, und daß ed daher nöthig ift, Die Grenze feitzuftellen, jenjeit welder der 
Staat in die Gefeggebungd- und VBerwaltungsthätigfeit dev nationalen Gefellihaft nit über- 
greifen jollte. 

Wir werden daher, um ber Löſung unferer Aufgabe näher zu treten, bie Fragen zu beant: 
worten ſuchen: I. Was kann der Staat zu jeiner Aufgabe machen? IL Was foll er zu feiner 
Aufgabe machen? Gibt es natürliche Grenzen für feine Aufgabe und welches ſind jie? IH. Welde 
Beihränfungen ſoll demzufolge der allzu fehr centralifirte Staat unferer Zeit an feiner bisher 
durchſchnittlich umfaßten Aufgabe eintreten lafien ? 

Zu D Was fann der Staat zu feiner Aufgabe machen? Das erfte geſellſchaftliche Ord⸗ 
nungsprincip ift, daß ein Organismus beftehe, welcher einen. Gefammtwillen erzeugt und wel⸗ 
her eine Gejammtfraft, zur Durchführung des Gejammtwillend, entwidelt. 

Derjenige Organismus, welcher aus der umfaſſendſten Gemeinichaftlihkeit der Intereſſen 
hervorgeht; der ald Bedingung erſcheint, daß andere gemeinfchaftliche Intereilen der verſchieden⸗ 
ſten Art unter feinem Schuge entftehen; und welcher erft ven. Boden ſchafft, auf welchem ſie ver: 
folgt werben fünnen — der Staat aljo, muß jeiner Natur nad einen Gejammtwillen erzeu- 
gen und eine Geſammtkraft entwideln, welche feinen Widerſpruch noch Auflehnung dulden. 
Diejer Anfprud; des Staats auf Unwiderſtehlichkeit feines Willens innerhalb ber Staatögrenzen 
bildet den Begriff ver Staatähoheit. Die Aufgabe der Staatöflugheit:ift ed, den Staat jo ein= 
— daß ſeine Kraft wirklich dad Product des Geſammtwillens und: ſchon dadurch unwider⸗ 

ehlich ſei. 

Inſofern alſo iſt die Verfolgung gemeinſchaftlicher Zwecke innerhalb des Staats von der 
Staatsgewalt abhängig und feiner Maßregelung unterworfen, als der durch ven Staatsorga— 
nismus fi fund gebende Gefammtwille nothwendig der legte Richter darüber fein muß, mas 
innerhalb des Staats berechtigte Intereifen fein ſollen; es kann feinen höhern Richter darüber 
geben, Selbft das heiligite Menſchenrecht, die Gewiflensfreiheit, und infolge davon das Ver: 
bältniß der Parität der Eulte, beruht in einem großen Theile von Europa auf Stantöverträgen 
und Stantägelegen, und. auch in dem Staate, wo der Staatögewalt die eugften Schranken geſteckt 
find, in den Vereinigten Stanten von Nordamerika nämlich, hat ed die Staatsgewalt, wie das 
Beifpiel der Erpebition gegen.die Mormonen beweift, in ihrem Beruf finden müflen, in Ermäs 
gung zu ziehen, welches: Map von Gewiffensfreiheit mit dev Staatdaufgabe, die Einheit des 
Staats- und Volkslebens zu erhalten und fortzuentiwideln, verträglich und infofern berechtigt fei? 

„So weit ver Staat glaubt-feine Wirkjamfeit und feinen Organismus ausdehnen zu fünnen 
und zu follen, jo meit geht er auch in der That; der ſouveräne Staat ift thatfählih unumfchränft 
in Ausübung dev Grmwalt, alle Kreife des. Lebens feiner Angehörigen gebieteriſch zu regeln. 
Was er aber auf diefem Wege nicht ſchafft onen ausdrücklich annimmt, gehört ihm audy nicht an. 
Es entſcheidet alſo hier einfach die Thatſache.“ 

Der wirkliche Bereich gemeinſchaftlicher Intereſſen, zu deren Verfolgung ſich, unabhängig 
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nom Staate, Genoſſenſchaften bilden können, iſt alſo nur negativ dahin zu beftimmen: er acht: 
fo weit, als der Staat die Verfolgung dieſer gemeinſchaftlichen Intereſſen nicht für feine eigene, 
Aufgabe erklärt, ſondern ſie der freien. Selbftthätigkeit feiner Angehörigen überläßt. 

Wenn wir hiernach die geitellte Frage kurz dahin beantworten müffen: der Staat kann zu 
jeiner Aufgabe machen, was er: dazu machen will — jo ift felbftverftändlich, daß der Wille des; 
Staats durch die Einſicht geleitet werde: 1) ob ein für eine Mehrzahl feiner Angehörigen ges 
meinchaftliches Intereſſe ein wirkliches Staatäinterejie fei und mit der Stantdaufgabe zufams 
menfalle? 2) ob es nicht vieleicht für die Betheiligten felbft ald eine Wohlthat ericheinen ning, 
menn.der Staat die Fürſorge für ihre gemeinſchaftlichen Intereilen, deren zweckmäßigere Pflege: 
ihre eigene Einſicht und Kraft vielleicht nicht gewachſen ift, unter jeine Obhut nimmt und durch 
feine Organijation gang oder theilweife bejorgen läßt? 3) ob fein eigener Organismus dazu 
ausreichen kann? 

Die erite Frage fällt mit der oben geftellten zweiten zufammen, der namlih: Was foll 
der Staat zu feiner Aufgabe machen? deren jpätere Beantwortung wir uns vorbehalten, 
Bezüglich der zweiten Frage wird man einräumen, daß. eine im Verhältniß zu der Eulturs 
Rufe des Volks vorgefhrittene Regierung die Aufgabe des Staats zu verfchievenen Zeiten 
verjhieden wird beſtimmen Fönnen und müſſen. Selbſt ver Despotismus konnte für gewifle 
Bölfer, ebenjo die übergreifende Bureaufratie unter patriarhaliihem Regimente für ans 
bere, eine Wohlthat jein. Sowie aber bei zunehmender Bildung in der Intelligenz dev Re; 
gierung. der durchſchnittliche Bildungsgrad des Volks fich miderfpiegelt, und fowie ver In— 
haber der Staatsgewalt als Repräjentant der Geſammtvernunft und des Geſammtwillens des 
Volks ſich geltend macht, dann. tritt die Forderung entſchiedener hervor nach rationeller Unter— 
ſcheidung der Staatshoheitsrechte und nach einer deren Natur entſprechenden Organiſation ihrer 
Thätigkeiten. Dann fällt die zweite obige Frage weſentlich mit der dritten, nämlich mit derjeni— 
gen zufammen: Ob nicht, jelbit wenn bie Regierung glauben follte, daß gewifle gemeinihaftliche 
Intereflen, die nicht nothwendig Staatsintereffen find, unter der Leitung der Staatsgewalt beffer. 
jich befinden würden — ob nicht der rationelle Staatsorganismus für ſolche Leitung als unzu— 
länglich jich ergebe, und die Nachtheile, die daraus dem Stante wie den von ihm bevormundeten 
Intereflen im ganzen erwachſen, wenn er demungeachtet ſolche Intereflen unter jeine Füh— 
rung nehmen mollte, einzelne Bortheile, die eine ſolche Bevormundung unter Umſtänden 
haben kann, überwiegen? Ob nicht bei einer zu weiten Ausdehnung der Staatdaufgabe die 
Übertragung von Bunctionen der Staatögemwalt, welche ihrer Natur nad) unübertragbar find, 
au untergeorhnete Agenten nöthig werde, wodurch einer wichtigern Staatdrüdjicht und einer 
gebotenern Staatäpflicht entgegengehandelt, und der reichite Stoff, zu gerechter Klage über 
Geutralifation. geihaffen würde? In den Beziehungen diefer verihirdenen Fragen zu der Natur 
der Stantähoheitärechte it ein um fo Dringenberer Anlaß geboten, über dieſe Natur und näher 
aus zuſprechen, als die dabei zur Sprache kommenden Grundfäge wichtige Geſichtspunkte ergeben 
werden. für Ginichränkung in dev Beftimmung.der Staatsaufgabe. 

Es ift ſchon gelagt, daß. jedes gemeinihaftliche Leben oder die Verfolgung gemeinihaft- 
licher Zwecke eine Gewalt voraudfeße, deren ala von dem Repräfentanten des Gemeinwillens 
ausgehende anordnende Ihätigfeit für die bei: der. Gemeinſchaft Betheiligten eine Beihrän- 
fung. ihrer natürlihen Freibeit, infoweit es durch die Zwede der Gemeinjchaft erfordert: 
wird, eine Verpflichtung entweder zu pofitiven Handeln oder zum Unterlaflen gewifler Hands 
lungen zur Folge hat — Berpflihtungen, deren Erfüllung durch Androhung von Nach— 
theilen erzwungen wird, die denjenigen treffen, der fidh ihr entziehen wollte. Wenn ber. 
Staat für jeine Zmwede jolde Verpflichtung , ſolche Beſchränkung der natürlichen Freiheit aufs 
erlegen will, jo liegt dad Recht dazu in der Machtvollkommenheit, welde dem Inhaber der 
Staatögewalt beimohnt, um als unterftellter-Nepräfentant des Gemeinwillens,, in Ausübung. 
der. geſetzgebenden Gewalt, feinen höchften Beruf zu erfüllen. „Die Idee der Machtvollkommen— 
heit”, jagt Karl Salomon Zachariä in den „Vierzig Büchern vom Staat“, „d. h. einer Herr= 
ſchaft, welche ein jedes Opfer ald ein. Recht fordert, und gleichivol nur von Menſchen gehanphabt 
wird — iſt jo überſchwenglich, daß ein Volk ſchon gewille Fortſchritte auf der Bahn der Cultur 
gemacht haben muß, wenn dieſe Idee bei ihm tagen und auf die Geftaltung jeined rechtlichen. 
Zuftandes Einfluß: erhalten ſoll.“ Der Gehorſam gegen das Gejeg ift, wenn er in dem Rechts⸗ 
ſtaate geleiftet wird, durch die Vorſtellung begründet, daß das Geſetz, welches der Souverän ver= 
tündet hat, ala Ausdruck der Gejammtvernunft und ded Gefammtmwillend im Staate ſich geltend, 
mache. Gerade: dieſe Vorſtellung iſt es, welche, wo wir fie verbreitet finden, jenen Fortſchritt ei⸗ 
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nes Volks auf der Bahn der Eultur bethätigt. Dem Geſetze dad Gepräge zu erhalten, welches es 
zum Ausdrud der Gejammtvernunft und des Gejammtwillend ftempelt, um damit die Achtung 
des Volks vor dem Geſetze zu erhöhen, das bleibt ein fortvauerndes Problem der Staatsweisheit. 
Die Achtung vor dem Gejege ift, weil fie phyfifchen Zwang entbehrlich macht, die vem Beſtand 
und der normalen Entwidelung der Staaten günftigfte, und überhaupt eine der politifhen Tu: 
genden eines Volks, welche die volltommenfte Staatsfähigkeit und den am meiften entwickelten 
Sinn für politifhe Freiheit befunden. Im Intereffe ver Erhaltung diefer Achtung vor dem Ge: 
fee liegt ed, daß ed niemals zweifelhaft fein dürfe, weder nad der Duelle, woraus fie fließt, 
noch nad dem Inhalt, noch nach der Form der Publication — ob eine von der Regierungsgemalt 
auögegangene Verfügung ald ein Gejeg zu betrachten fei oder nicht. Umd wenn die Forderung 
an den Rechtöftaat eine begründete ift, daß die geieggebende Gewalt auch wirklich nad Deren 
eonftituirten Bactoren fo bejhaffen jei und fo geübt werde, damit das Geſetz ald Ausdruck der 
Gejammtvernunft ded Staatd geachtet werden fönne, jo ergibt ji die Nothwendigfeit für die 
Drganijation des Staats, die centrale Eigenfchaft der geſetzgebenden Gewalt bei Ausübung 
dieſes Hoheits⸗ oder Majeſtätsrechts feſtzuhalten. 

Im Gegenſatz zu dem Gebiet der geſetzgebenden Gewalt, welche allein befugt iſt, Vorſchriften 
für das Verhalten ver Staatdangehörigen, wodurch die perjönliche Kreiheit beſchränkt wird, vom 
Gentrum des Staatd aus zu ertheilen, beftimmt fich das Gebiet der Verwaltung negativ dahin, 
daß es zwar in dem Weſen der adminiftrativen und erecutiven Gewalt liege, jih mit Geſetzen 
zu beſchäftigen, daß fie aber ſolche nicht zu ſchaffen, ſondern nur diejenigen, welche bereit vor- 
liegen, zu handhaben habe, daß aljo Verwaltungsbehörden feine Attributionen erhalten dürfen, 
woraus Berfügungen derjelben fließen könnten, die, wenn auch nicht der Form, doch dem In— 
halte nach, ald Geſetze ſich kennzeichnen; indem fie, ohne auf ein bereits beftehenves Gefeg gleichen 
Inhalts ſich zu beziehen, befehlen, was in Gemäßheit folder neuer apminiftrativer Verfügung 
recht, oder verbieten, was in Gemäßheit derfelben unrecht oder unerlaubt fein foll. Laufen näm— 
lih bei übergreifenden Attributionen der Bermaltungsbehörben die Grenzen zwiſchen der 
geieggebenden Gewalt und dem Verwaltungsrecht ineinander; übt der Beamte eine Gewalt, 
welche nur dad Attribut der höchſten Machtvollkommenheit fein ſollte: fo ſchwindet dem Beamten 
wie dem Bürger dad Bemwußtfein der Rechtsſphäre, in der jie fi zu bewegen haben ; e3 wird 
mit der Achtung vor dem Charakter des Geſetzes auch der Bolköglaube an die Machtvollkommen-— 
beit, welche die ausschließliche Duelle des Geſetzes fein follte, gemindert oder abgeſchwächt. 

Nun aber ift Die angeftrengtefte Thätigkeit in Ausübung feiner gejeggebenden Gewalt des 
nur einigermaßen größern Staats ver Aufgabe nicht gewachſen, die überfchwengliche Maſſe jo: 
eialen Lebens unter jo mannichfaltiger Geftalt, wie ed fi fort und fort auf jedem Punkte des 
Staats entwicdelt — wofür wir nur das Polizeibedürfniß einer jeven Gemeinde ald Beijpiel 
anführen wollen — gejeggeberifch oronend zu durchdringen und dem Bedürfniß zu genügen; 
am wenigften natürlich in den größern Staaten, in welden zur Ausübung der geſetzgebenden 
Gewalt mehrere Factoren zufammenzumwirken haben und nicht der Wille eines einzigen Gefeg 
macht. Daraus folgt aber fürwahr nicht, daß diefe gefeggeberifche Aufgabe, injoweit jie von der 
gejeggebenden Staatögewalt nicht bewältigt werben fann, dem Staatöverwaltungsrecht anbeim- 
falle und zu ven Attributionen der Staatöverwaltungdbeamten gefchlagen werben fünne, als ob 
der Berftand des Volks in vem Beamten verkörpert wäre, jondern ed folgt daraus, daß es einen 
Bereich fragmentarifcher, gemeinſchaftlicher Intereffen gebe, die, obgleich fie für die dabei Bethei— 
ligten einer fortgefegten gejeggeberifch orpnenden Thätigfeit bevürfen, doc mit der Aufgabe 
und den Zwecken des Staatd nicht zufanımenfallen, daß es aljo außer der Staatögewalt noch 
andere Gewalten geben müfle, die zu folder geſetzgeberiſch ordnenden, die Interejlengenofien= 
haft bindenden Thätigfeit Beruf und Befugniß haben, und zwar, wie wir gejehen haben, ver- 
möge natürlich der Gejellichaft innemohnenden eigenen Rechts. Schon in dem gleichſam phyſi— 
hen Unvermögen der Staatögewalt, die Summe der jich fteigernden und vervielfältigenven ge— 
meinihaftlihen Intereſſen des gejellihaftlichen Lebens ald Staatdaufgaben gejeßgebend und 
abminiftrativ zu bewältigen, ſollte ein entſcheidender Grund für fie gefunden werden, ihre Auf- 
gabe in engern Grenzen zu begreifen, und der anzuerfennenden natürlichen Geſellſchaftsgewalt 
in denjenigen Kreifen des gemeinihaftlihen Xebens, deren Zwecke dad Staatöleben weniger un- 
mittelbar berühren, die Gefeggebung und Verwaltung für diefe Zwecke zu überlaffen. Statt ſich 
aber von ſolchen Gefihtäpunften leiten zu laflen, beharren viele Staaten noch bei der Gentrali: 
fation der Gefellihaftäzwede, ungeachtet jie diefelben ald Staatdaufgaben gejeggebend nicht be— 
wältigen fönnen; fei ed in eiferfüchtigem Feſthalten an der Tradition der überwundenen Staats— 
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idee, daß eö feine Gewalt im Staate geben dürfe, die nicht ein Ausfluf der Staatögewalt fei und 
ihr Mandat vom Staate habe; fei eö in fortgejegtem Schwanfen, theils über die durchſchnittliche 
Reife des Volks, jeine nächſten Angelegenheiten felbft beforgen zu können, teils über das Maß 
der Zugeftändniffe, welche bei jo vorgejchrittener Reife der Forderung nad) Selbftregierung des 
Volks zu machen fei. 

Die Folge diefer Gentralifation der Geſellſchaftsgewalt von jeiten des Staats ift, daß eines: 
theild die überbürdete, höchſte Staatsgewalt genöthigt ift, die ihre Entſcheidung erwartenden 
lofalen und fragmentarifhen, gejellihaftlihen Intereſſen zu Gunften allgemeiner, welche das 
einheitliche Staatöleben näher berühren und ihre Thätigkeit in erfter Xinie in Anſpruch nehmen, 
bintanzufegen, und daß anderntheild dennoch den lokalen Verwaltungsbehörden unter ver- 
ſchiedener Einkleidung, worauf wir zurüdkonmen, eine Macht übertragen ift, wodurch diefe ala 
Repräjentanten der Geſammtvernunft des Staats oder der Geſellſchaft erſcheinen; eine Macht, 
welche diefen bei georoneten Staatdzuftänden, nah dem Begriff ded Verwaltungsrechts, nicht 
zufommen darf. 

Bon den Franzoſen wurde kürzlich geſagt, eö jei ihnen der Trieb, in allen Dingen, welde 
‚gemeinschaftlich fein fönnen, einer einheitlihen Autorität wenigftend äußerlich ſich zu unter- 
werfen, fo in dad Blut gegangen, daß dieſes franzöſiſche Blut jelbft die Gewilfensfreiheit im 
Sonderglauben einzelner verwerfe und ausftoße. Ob diefe Eigenſchaft endlich zu Glück oder 
Unglück ausſchlagen werde, dieſe Brage ift noch nicht ſpruchreif, doch ift jie durch die übertrie— 
bene Gentralifation in Frankreich mächtig gezeitigt worden. Die Rufe nad) Decentralifation 
erihallen jegt aud) dort, und wie es jcheint unter officiöjer Nachſicht; und es ift gewiß nicht 
ohne Bedeutung, wenn bei dem wenig entwickelten Sinn der Franzoſen für Selbftregierung 
ein Mann in der Stellung ded Grafen Morny, bei Gröffnung der Verſammlung des Departes 
mentalrath8 zu Glermont, deſſen Präſident und zugleih Präſident des Legislativen Körpers 
Frankreichs er ift, ſich alſo äußerte: 

„Wenn ich eine Departementalverfammlung von jo gutem Geifte bejeelt ſehe, wie fie ſich 
offenihrem Präfecten anſchließt und ihre Lofalangelegenheiten jo gut begreift, fo ift meine Freude 
eine doppelte; meil ich, abgejehen von dem Umſtande, daß Died mein eigened Departement ift, 
dies als einen Schritt zur adminiftrativen Decentralifirung und wahrſcheinlich auch zu einem 
größern Betrage bürgerlicher Freiheit betrachte, deren eifriger Vertreter ich beharrlich in jeder 
politifchen Lage, worin ich mich befand, gewejen bin. Wegen gejeglidher Beftimmungen, die 
und die Vergangenheit übermacht hat, darf man ohne die Erlaubniß oder die Gontrole der 
Gentralregierung nicht an einem Steine rütteln, einen Brunnen graben, eine Grube ausbeuten, 
eine Maſchine bauen, eine Aſſociation bilden — furz von feinem Gute Gebrauch machen oder 
Misbraud damit treiben. Große Interejlen werden.oft in den untern Graden der Verwaltung 
gehemmt oder geopfert. Ich glaube, daß mehrere Reformen diejer Lage durch die Initiative und 
den mädtigen Willen des Kaiſers flattfinden werden, welcher jeit lange alle Elemente diefer 
Frage erforfcht hat. Wenn das Departement, die Gommune, die einzelnen ſich gleihjam ſelbſt 
verwalten fönnen, dann werben die Geſchäfte leichter erledigt und viele Unzufriedenheit, welche 
bis zur Gentralregierung reicht, wird erlöjchen. Das Land muß indep feine eigene Erziehung 
in diefem Syſteme durchmachen; es barf nicht alles von der Regierung und nichts von feiner 
eigenen Anftvengung erwarten, und darf in feinen Launen nicht die erftere für Ereigniſſe und 
Jahreszeiten verantwortlich machen, die unglücklicherweiſe nicht in ihrer Gewalt liegen.“ 

Nicht direct in Antwort, aber ohne Zweifel mit aus Veranlaſſung diejer Auferung des 
Grafen Morny, erſchien in dem offieiöſen Blatte „La Patrie“ vom 6. Sept. 1858 in Form 
eines Xeitartifeld ein Lobgeſang zur Verherrlihung der Gentralijation, das heißt der Unter— 
prüfung jeder Selbitregierung des Volks; nicht etwa in der Richtung, daß ſolche Gentralifa: 
tion unvermeidlich jei in der augenblilihen Lage Frankreichs; jondern zur Verberrlihung 
der Gentralifation ald dauernden, fegenreihen Zield der Negierung. Folgendes iind die 
Hauptftellen dieſes Lobgeſangs: 

„Alle Fortſchritte in Frankreich ſind möglich und leicht mittels der Centraliſation. Damit 
es anders würde, müßte das Volk ſeine Inſtinete, Ideen, Gefühle, kurz ſein ganzes Weſen 
ändern; Frankreich müßte England oder Amerika werden, was ſobald nicht geſchehen wird. 
Die Engländer und Amerikaner ſind Proteftanten und Frankreich iſt katholiſch. Republik und 
Proteſtantismus bedeuten aber Mehrheit; Katholicismus und Monarchie bedeuten dagegen 
Einheit. Alſo muß in England und Amerika der Fortſchritt hauptſächlich * die Initiative 
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der einzelnen geſchehen, in Frankreich durch die Initiative der Staatdgewalt. Unſer National- 
charakter ift fo, dag wir es nicht lieben und zu tfoliven, um unter dem Gefeg unjerer eigenen 
Souveränetät zu leben, wie die Amerifaner oder Engländer. Wir lieben es, in der Religion 
wie im Staat von dem gemeinfamen Leben zu leben. Uns ift weniger an ven £leinen Kapellen, 
an den kleinen Nepublifen gelegen; wir begnügen und mit der Kirche aller Welt, und betrad- 
ten die Monarchie wie eine große Vaterſchaft. Daher denn die Neigung, ih ganz auf die 
Staatögewalt zu verlaflen, von der Negierung alled zu erwarten, umd nie auf jeine eigene 
Kraft zu rechnen, was mande Täuſchungen zu Wege bringt. In diefem Sinne war es ein weiſes 
Mort, das der aufgeflärte Prinz ſprach, ald er die Initiative der einzelnen ein bischen anzufpor: 
nen fuchte. Es ift alſo wünſchenswerth, daß ver einzelne nicht mehr ſoviel vom Staat ver- 
lange; aber es ift nicht zu wünſchen, daß der Staat weniger thue als bisher. Aus den Reſul— 
taten muß man auf ven Werth, einer Inftitution fhließen, und was fehen wir? Gin mächtiges 
Land, das vom Gentrum bis an feine äußerten Grenzen der fhönften Ordnung fi erfreut, 
die je eriftirt hat, und ein jo wunderbar harmonifches Ganze bildet, daß man es für eine 
Bhantajie halten würde, wenn ed nicht da vor Augen läge. Dennod will man der Gentrali- 
fation ven Proceß machen. Gewiß kann man ihr nicht vorwerfen, für das Wohlſein, für den 
Unterridht und die VBerihönerung Frankreichs nicht genug gethan zu baben. In den legten 
funfzig Jahren hat Frankreich mehr Fortſchritte gemacht ald in den vorhergehenden drei Jahr: 
hunderten. Einige Misbräude der Eentralifation find leicht zu bejeitigen. In der That han 
delt es jih nur um eine VBerbeflerung des bureaufratiichen Syſtems, und hier beflagt man ſich 
aud weder wegen Ungerechtigkeit noch wegen Mangel an Ginjiht und Unabhängigkeit, ſon— 
bern lediglich wegen ver Langſamkeit ver Gefchäftserledigungen. Um die Geihäfte ſchneller zu 
erledigen, bedarf es mehr Arbeit, darum follte man die Angeftellten beifer bezahlen. Cine 
andere Neform ift die, den Bureaur etwas mehr Höflichfeit für das Bublifum zu empfehlen. 
Sind dieje Reformen einmal eingeführt, fo wird niemand mehr etwas gegen die Gentralijation 
zu fagen haben, außer vielleicht diejenigen, welche den Feudalismus oder ven Parlamentaris- 
mus zurückwünſchen.“ 

Es iſt nicht die Abſicht, die bloßen Phrafen und Lobhudeleien auf die Leiftungen der jegigen 
Regierung, no weniger, die Abfurditäten hervorzuheben und zu beleuchten, von welchen dieſer 
Dithyrambus auf die Eentralifation und auf den nationalen Geiſt der Franzoſen, weil Diejer 
der Selbftregierung des Volks widerſtrebt, ftrogt. Wir wollen nur von einigen Zugeftänd: 
niffen Act nehmen, und einige die Sache weſentlich berührende Irrthümer zu berichtigen ſuchen. 
Eine Analyje diefer beiden, in dev Würdigung der „Centraliſirung“ ji gegenüberftebenven 
Außerungen wird zum Ziele führen und manches früher Gefagte ergänzen. Beide dieje Auße⸗ 
rungen find alſo darin übereinſtimmend, daß eine der Centraliſirung, wie fie in Frankreich be— 
fteht, ungünftige Stimmung jet da verbreitet fei. Wenn die „Patrie‘ ausruft, daß man auf 
den Werth einer Inftitution aus ihren Refultaten ſchließen müffe, und wenn fie mit Emphaie 
auf dasjenige hinweift, was aus Frankreich geworden, welhe Fortſchritte ed namentlich in den 
legten 50 Jahren gemacht, jo hat jie in ihrer Sophiftif ven Beweis unterlaffen,, daß dieſe Fort: 
fhritte gerade der Gentralifirung zu verbanfen jeien; daß ähnliches nicht auch unter anderer 
Berwaltungsform, wenn die Nation die Mittel aufwenden wollte, hätte erreicht werden können. 
Sie verſchweigt, daß die Fortichritte, welche fie im Auge hat, während des gleichen Zeitraums 
allen eivilifirten Ländern gemein find; daß fie in dem Lande, in weldyem die Staatsgewalt am 
wenigjten centralifirt ift, vielmehr Selbftregierung des Volks in größter Ausdehnung befteht, 
daß fie in England wahrſcheinlich größer, das ganze Land durchdringender find als in Frauk⸗ 
reih. Darum unterläßt es aud Graf Morny, den heutigen blühenden, oder nad) einzelnen Er— 
ſcheinungen zu urtbeilen. vielmehr blendenven Zuftand Franfreihs auf Rechnung der Gentras 
lifation zu jegen; vielmehr geht er im Widerſpruch gegen jenen Lobgefang der „„Patrie‘ jo 
weit, die Gentralifirung zu beichuldigen, daß fie der induftriellen und jeder andern ſchöpferiſchen 
Thätigfeit der Individuen, und daß fie der Benugung des Eigenthums ungebührlihe Schrans 
fen jege; daß „große Intereflen oft in den untern Graden der Verwaltung gehemmt oder ge= 
opfert werden‘; und wir find geneigt, darin mehrMorny als der „Patrie” Glauben zu jchenfen. 

Beide find dann wieder darin übereinftimmend („Patrie“): daß bei ven Franzofen die Nei⸗ 
gung beſtehe, ſich ganz auf die Staatsgewalt zu Lerlaſſen, von ver Regierung alles zu erwarten, 
nie aufeigene Kraft zu rechnen — bis zu dem Grade (Morny): daß fie „in ihren Samen 
die Regierung für Greigniffe und Jahreszeiten (Witterungsverhäftniffe) verantwortlich machen, 
die unglücklicherweiſe (!) nicht in ihrer Gewalt liegen”. Wenn aber die „Patrie“ diefe Meiguug 
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der Franzofen, alled von der Negierung zu erwarten, ald eine in dem Nationaldarafter be— 
gründete, aber zufällige zu betrachten jcheint, und fich auf den fehr unfrudtbaren Wunſch be— 
ſchränkt, daß der einzelne, bei der Gefahr, die er dabei läuft, manden Täuſchungen ausgefeßt zu 
fein, nicht mehr jo viel von der Regierung verlangen möge, fo bezeichnet Morny deutlicher 
die Duelle jener Neigung, jener die Unmünpigfeit bethätigenden Kingebung bed Volks an 
feine für alles ‚vie Initiative‘ beanfpruchende Regierung. Indem er fagt, daß das Land in 
einem neuen Syfteme (dem nämlich der Selbftregierung des Volks) „feine eigene Erzie— 
hung durchzumachen“, d. h. wiederum von neuem zu beginnen habe — ſcheint er andeuten 
zu wollen, daß jene Neigung nicht ein urfprünglicher Charafterzug des Volks, fondern das 
fünftlihe und nachtheiligſte Product der Volkserziehung mitteld der übertriebenen Staatsidee, 
mitteld jener unnatürlihen Gentralifirung fei, wobei alle natürliche Geſellſchaftsgewalt inner- 
halb des Staat von der Staatögemwalt monopolifirt, das Selbftvertrauen und die ſchöpferiſche 
Selbftthätigfeit der einzelnen und in Genoffenihaften foftematifch untergraben if. 

Wir laffen dahingeitellt, ob Graf Morny nicht auch die Erfahrung gemacht haben werde, 
wie nur aus einem folhen, und jo anerzogenen Mangel an Gewohnheit zur Selbftverwaltung,- 
an Selbftvertrauen und ſchöpferiſcher Selbftthätigfeit der einzelnen zu erflären ift, daß bei der 
beifpiellojen Agitation für Geldaſſociationen zu ſchwindelhaften Zwecken, die feit einigen Jahren 
befonders von Branfreih ausgegangen ift, die franzöſiſchen Fleinern Kapitaliften mehr als die 
anderer Länder die Opfer der Schwindler und Betrüger haben werben können. Nur diefen 
bat man in dem Maße vorfhwindeln fönnen, wie dies von ihren Geldfünftlern geſchehen ift, daß 
das Talent für Organifation und Gentralifirung, womit die Franzoſen, d. h. natürlich jene 
agitirenden und fpeculirenden Geldmänner, vorzugsweile begabt feien, diefen den übermwiegen= 
den Vortheil bei der Initiative und der Goncurrenz auf dem europäiſchen Speculationsmarfte 
ſichern müfle. 

Während die „Patrie” in ihrer Oberflädhlichfeit nur davon abmahnt, von der Regierung 
alles zu erwarten, weil das dem einzelnen mande Täufhungen zu Wege bringe, jo erkannte 
Morny die tiefer gehenden Nachtheile jener Neigung, folglih des Syſtems der Gentralifi= 
rung, welches ihre Quelle ift, für den Staat und den Beftand ver Regierungen. Er jieht ein, 
vap wo die Staatögewalt die Initiative für alles beanſprucht und alle Geſellſchaftsgewalt mo= 
nopolifirt, da aud) die überjpannteften Erwartungen von ihren Leiftungen von feiten derjeni— 
gen gerechtfertigt jeien, deren Selbftvertrauen und deren Selbftthätigfeit fie entmannt ; während 
ſie doch auf der andern Seite unvermögend ift, der guten Fee gleich, in allem zu helfen, und, 
befler als die Vorfehung, e8 allen recht zu machen. Daher wünſcht Morny und hofft für Frank⸗ 
reich auf eine größere Summe bürgerlicher Freiheit mitteld ‚„‚adminiftrativer Decentralifirung‘, 
welde er als den Weg dazu betrachtet; und er hofft ferner, daß dann „viele Unzufriedenheit, 
welche bis zur Gentralregierung reicht, erlöjchen werde”. 

Die „Patrie“ gibt endlich zu, daß bei der Gentralifirung einige Misbräuche beftehen, die 
aber leicht zu befeitigen jeien, und dann werde „niemand mehr etwas gegen die Gentralifirung 
zu jagen haben, außervielleicht diejenigen, weldye den Beudalismus oder den Barlamentarismus 
zurückwünſchen“. Ob Hr. von Morny zu dieſen gehört, willen wir nicht; jedenfalls ift er 
aber nicht der Anficht, daß die Nachtheile der Gentralifirung bei Beibehaltung des Syſtems jo 
leicht zu befeitigen feien, wie die „Patrie“ es darftellt; vielmehr hält er dafür, daß die heutige 
Eentralifirung ein in Frankreich veraltetes Inſtitut fei, das „und die Vergangenheit übermacht 
hat‘, und das mit den heutigen Anſprüchen und Bedürfniſſen ver Gefellichaft ald unverträglid 
ſich darftelle. 

Die „‚Patrie‘ ift ver Meinung, bei ven gerügten Mängeln der Gentralijirung handle es jih 
lediglich um eine Verbeſſerung des bureaufratifchen Syſtems, man bejchwere jih nicht, weder 
wegen lingerectigfeit noch wegen Mangel an Einfiht und Unabhängigkeit, jondern lediglich 
wegen ber Yangfamfeit der Gejchäftserlevigungen. Dem werde durch eine größere Zahl und 
beflere Beſoldung der Angeftellten abzubelfen, diefen aud) etwas mehr Höflichkeit für das Pu— 
blitum zu empfehlen jein. Morny ift anderer Anfiht: Wenn man, wie er jagt, „ohne die Er: 
laubnif oder die Controle der Gentralregierung nicht an einem Stein rütteln, nicht einen Bruns 
nen graben, eine Grube ausbeuten, eine Maſchine bauen, eine Affociation bilden, furz von 
feinem Gute weder Gebraud machen noch Misbrauch damit treiben darf” — und wenn ferner 
„große Intereilen oft in den untern Öraden ver Verwaltung gehemmt oder geopfert werden‘, 
dann ift nicht mit einer Vermehrung der Arbeiter, Erhöhung der tr etwas mehr 
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Höflichkeit „ver Bureaur’ geholfen, fondern nur mit größerer Freiheit aller und engerer Be: 
grenzung der Aufgabe der Staatögewalt ; oder, wie Graf Morny fagt: „Wenn das Departe: 
ment, die Commune, der einzelne ſich gleihfam felbft verwalten können, dann werben die Ge- 
fchäfte leichter erledigt, und viele Unzufriedenheit, welche bis zur Gentralregierung reicht, wird 
erlöſchen.“ 

Wir müſſen endlich dahingeſtellt ſein laſſen, inwiefern die von dem Grafen Morny aus— 
geſprochene Hoffnung, die Centraliſation in Frankreich gemildert zu ſehen, eine aufrichtig ge— 
meinte und begründete ſei; die bekannten „Ideés Napoléoniennes“ bieten dazu feine Anhalt: 
punkte. Aber aud Graf Morny ſcheint die gewünschte Decentralifirung in einen misverftande- 
nen Sinne aufzufaflen: 

Mir ergreifen dieſen Anlas, den Unterſchied näher zu befprechen, welcher zwijchen ver Gen: 
tralifation der Geſellſchaftszwecke durch die Staatögewalt und der Gentralifation der Ber: 
waltung befteht. 

Unter Gentralijation der Verwaltung fann nämlid nur diejenige Einrichtung verftanden 
werden, bei welcher Regierungdaufgaben, die unter den Begriff ver Verwaltung fallen, in 
weitem Umfange zur eigenen Behandlung, oder wenigftend zur legten Entſcheidung, ver Gen: 
tralregierung vorbehalten, alfo untergeorbneten Behörben in der Gliederung der VBerwaltumg 
nicht, oder doch dieſen nur mit bejchränfter Gompetenz zur Erledigung übertragen find; fo: 
daß die Thätigfeiten, mitteld welcher die Staatdaufgabe in den audeinander liegenden Beftant: 
- tbeilen des Staatd, in den Provinzen, Bezirken und Gemeinden, gelöft wird, von der Gentral: 
regierung aus weſentlich Anſtoß und Leitung empfangen, und’ diefer wiederum für ihre Lei— 
ftungen jpecieller verantwortlich find. 

Wenn neben einer weijen Beihränfung der Staatözwede der Selbftregierung des Volks 
der ihr gebührende Wirfungsfreis belaffen ift, dann kann die Gentralifation der Staatöver: 
waltung nicht leicht ein Gegenftand der Klage werden; vielmehr wird ed der Verwaltungsorga— 
nijation zum Lobe gereihen, wenn mitteld ihrer einestheils die gegliederte Hierarchie über: 
‚ einander gethürmter DVerwaltungsbehörden möglihft entbehrlih gemacht, anderntheils vie 
Gentralregierung in den Stand gefegt ift, die gefammte Thätigfeit der nothwendig gebliebenen 
untergeordneten Verwaltungsbehörden zu leiten und zu überwachen, und fo ſich zu verſichern, 
daß die Staatsaufgabe überall nah dem Zweck der Geſetze, mittels ihrer Handhabung gelöft 
wird. Dann wird der Bürger für feine privaten wie gemeinfhaftlihen und genoffenichaftlichen 
Zwede nur jelten ven Berwaltungsbeanten in Anſpruch zu nehmen haben, und es wird ihm 
gleihgültiger fein, ob er ihn in der Nähe oder mehr in der Ferne zu ſuchen hat. Es wird felbft 
die Aufgabe fein, die Bevölferung fo zu gemöhnen, daß fie des bevormundenden Beamten ent- 
bebren lernt. Drüdend Fann diefe Entbehrung eines nahen Lokal- oder Bezirfsbeamten, und 
die Verweiſung mit ihren Belangen an die Gentralregierung, nur dann für die Verwalteten fein, 
wenn die Staatögefeggebung fie zu ſehr von der entſcheidenden Thätigfeit der Verwaltungs: 
behörden abhängig macht, und wenn in diefem Falle die Arbeitäfräfte der Behörden der 
Bielheit ihrer Gefchäfte nicht entjprechen, ſodaß durch die ſchleppende Beförderung Intereffen 
verlegt werden. | 

68 iſt zwar geſagt worden, die Gentralifation und ftrenge Gliederung abhängiger Voll- 
zugdorgane führe zu einer befchränften, einfeitigen, meift nur mechaniſchen Thätigfeit derfelben. 
Darauf ift zu erwidern, daß für die Beitimmung der Attributionen der Behörden nicht Die 
Annebmlichkeit des Dienftes nad dem Urtheil der Beamten, fondern der zu erreichende Staats: 
zweck Die entjcheidende Rückſicht iſt; daß ſchon das Dajein oder Bedürfniß einer vielfachen und 
firengen Gliederung der Staatöverwaltungdorgane auf den Mangel genügenver Selbitregie- 
rung des Volks Schließen läßt; daß, wenn die Staatsverwaltung auf ihre eigentliche Aufgabe 
bejchränft bleibt, dann für die höhern Verwaltungsbebörven viel weniger Anlaß zu ängftlicher 
Gontrole über die Thätigfeit der untergeordneten geboten ift; daß endlich die eigentliche Auf- 
gabe der Verwaltung: Handhabung der beftehenden Gefege und Eritifhe Würdigung ibrer 
Wirkungen, Beobahtung aller geſellſchaftlichen Zuftände und Wahrnehmung der öffentlichen 
Bedürfniſſe des Volks, Uberwahung der Vorgänge bei der Selbftverwaltung deffelben inihren 
mannichfaltigen Beziehungen , Abmahnung und Abwehr, wo das Gebiet der Selbftverwaltung 
überjhritten und in dasjenige der Staatöverwaltung übergegriffen wird; daß, fo fagen wir, 
diefe Aufgabe der Verwaltung, welche mannichfaltige Kenntniß des Lebens und der Menfchen 
und reife Urtheiläfraft bei dem damit betrauten Berwaltungsbeamten voraudfegt, wenn aud 
nur auf bejhränftem territorialen Umfange erfüllt, feine mechaniſche und, wohlerfaßt, Feine 
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befhränfte und einjeitige ift, jondern einen vielfeitigen und überaus dankbaren Beruf be— 
gründet. Nicht Die Unterorbnung unter höherer Gontrole und die wirkliche Ausübung verfelben 
von feiten der vorgejegten Behörden führt zu einer beſchränkten und einfeitigen, nur mecha— 
nischen Thätigkeit der Organe der Verwaltung; fondern das Hin- und Herzerren einer großen, 
ſchwer beftimmbaren, dabei beftrittenen Gewalt zwifchen ven obern und untern Behörven, von 
denen die obern, nad augenblicliher Gonvenienz, bald gewähren laflen, bald benmen, bie 
untern bald gewaltthätig zutappen, bald ſich die Finger nicht verbrennen wollen, ſich daher 
zurüdhalten und allmählich erlahmen. 

Die obenangeführte Rede des Grafen Morny läßt nun darüber Zweifel, wie er die Decen— 
tralijation verfteht. Er klagt nur darüber, dag man ohne die Erlaubniß der Gentralregierung 
nicht an einem Stein rütteln dürfe, und diefen Sag, mit dem Ausdruck feiner Freude dar— 
über in Verbindung gebracht, daß die Departementalverfammlung fi ihrem Präfeeten jo offen 
anfchließe, läßt ver Unterjtellung Raum, er verftehe die Decentralifation in dem Sinne, 
daß die Gentralregierung von ihren centralen Attributionen auf den Präfecten übertragen 
möge. Mit einer Decentralijirung der Art aber, daß nur die Gentralregierung ſich gewiſſer 
Refervatredhte begibt und die Attributionen der Präfeeten um fo viel bereichert, dieſe alſo noch 
um fo viel mächtiger macht — damit würbe wol dem Lande wenig gedient fein, namentlich 
würde, was doch Morny hofft und erftreben zu wollen jagt, bürgerliche Sreiheit — feinen 
Gewinn daraus ziehen. Je größer der Umfang der Macht der Präfecten, je ſchwieriger die Über: 
wachung, in welder bisher allein noh Damm und Schuß gegen abminiftrative Willfür ge- 
funden wurde. 

Die Unterftellung, daß Morny die Decentralifation fo verftehe, geminntvadurd an Wahr- 
fcheinlichkeit, daß fie überhaupt in Frankreich jo verftanden zu werben ſcheint. In gleihem Sinne 
ift davon in den Berichten des prinzlihen Minifters der Colonien an den Kaiſer über die neue 
Drganifarion Algiers, und in den darauf erfolgten Decreten die Rede. Nun ift in der Ihat 
nicht zu verlangen, daß die Decentralifation der Staatsgewalt, d. h. die Beihränfung ber 
Staatdaufgabe zu Gunften des Selfgovernment, in den Eolonien beginne, und Algier wäre 
wol dazu die zulegt zu wählende; auch beftreiten wir die Zwedmäßigfeit nit, wenn fi den 
Golonien gegenüber die Gentralregierung auf eine obere Leitung und Aufjicht beſchränkt und 
die Verwaltung decentralifirt, d. h. den Golonialbehörben in mweiterm Umfange überläßt. Und 
gerade au) für das Ausnahmsverhältniß einer Golonialregierung wird der Begriff von Ver— 
waltung ein ganz anderer und viel umfalfenderer; darauf ift diefelbe Staatdorbnung, unter 
Feſthaltung der Unveräuferlichkeit und der centralen Eigenſchaft des Geſetzgebungsrechts, wie 
fie ver Rechts- und Vernunftftaat fordert, nicht anwendbar; die Golonie entbehrt des Staats- 
rechtd. Um was es und zu thun war, ift, darzuthun, daß wenn in Frankreich von Decentralifation 
Die Rede, dies nicht im Sinne der Decentralifation der Staatögewalt zu Gunften des Self: 
government ber Fall ift, fondern immer im Sinne der Decentralifation der Verwaltung, d. h. 
Der gewünſchten Vermehrung der Attributionen der Unterbehörven und Erleichterung dadurch 
Der Centralregierung, unter Feſthaltung aber des ganzen herfönmlichen Umfangs der Staats: 
aufgabe. Unfere Anjicht ift aber die: ver Staat befchränfe jich in feiner Aufgabe; er decentra= 
liſire die Geſellſchafts zwecke. Hat er ſich aber in ſolcher Weiſe beſchränkt, daß Selbſtregierung 
des Volks für diejenigen gemeinſchaftlichen Intereſſen beſteht, deren Förderung der Staat nicht 
zu feiner Aufgabe zu machen für nöthig befunden hat, und iſt ſein Organismus nun ausrei— 
hend zur Bewältigung ver Staatsaufgabe, dann halte die Regierung die Gentralifation der 
Verwaltung feft, und verfichere ji jo der Löjung der Staatdaufgabe im Geift der Geſetze. 

In den „Id&es Napoleoniennes” fommt folgende Stelle vor, welche über die ebenbeſpro— 
chene Materie ebenjo viele Duidproquod und Widerſprüche enthält, ald Sätze darin enthalten 
- find. Bei dem Einfluß, den franzöjiihe Staatsmaximen feit lange in Deutfchland gewonnen 
haben, jheint es uns nützlich, jie zu beleuchten: „1) In einem Staate mit dvemofratifher Grund: 
lage befigt dad Staatsoberhaupt allein die Regierungsgewalt, wie ed die einzige Duelle der 
moralijhen Macht it; Haß wie Liebe fallen unmittelbar auf dieſes zurüd. 2) In einem foldyen 
Staatöleben muß die Gentralifation flärfer ald in irgendeinem andern fein, denn die Bevoll- 
mädhtigten ver Gentralgewalt imponiren nur durch den Schein, melden diefe ihnen überträgt. 
3) 68 ift daher nothwendig, daß fie über eine große Machtvollkommenheit verfügen, ohne 
darum aufzuhören von dem Staatsoberhaupt unbedingt abzuhängen, damit fie auf das Ge: 
nauefte überwacht werden können.“ 

Solange, was den erften Sag anlangt, an einem Stante ‚mit vemofratifchen Grundlagen“ 
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noch irgendetwas ift, was nah Demokratie ausjieht, jo bejigt in ihm dad Staatsoberhaupt 
gewiß nicht allein die Megierungsgewalt; denn das Weſen ver Demofratie oder Volks herrſchaft 
befteht ja gerade in deren Gegenfag gegen die Alleinberrfchaft. Auch beiigt der Alleinherricher, 
bei vorgefchrittener Bildung des Volks, wenn patriarhaliiche Zujtände übenvunden find, felten 
nod eine moralifche Macht. Unter „einem Staate mit demokratiſcher Grundlage‘ ſcheint aber 
bier ein folder verftanden zu fein, der, wie die urfprünglich flawifhen Staaten, der ariftofrati: 
chen Elemente entbehrt, und würde dann der erfte Sag der Erfahrung in der politifhen Wiſſen⸗ 
ſchaft etwa in folgender Geſtalt und Übertragung anzupaſſen fein: In einem Staate, melder 
der ariftofratifchen Elemente entbehrt, wird der Önpog nur durch deu Despotismus gezähmt, 
und der Dedpot wird dann zur einzigen Duelle ver Macht. Allerdings muß (ad 2) in einem 
deöpotiichen Staat die Gentralifirung ftärker jein als in einem nicht despotiſchen; denn der dei: 
potifhe Staat duldet feine bemußte Selbftverwaltung ded Volks; alled geht von dem Staatd: 
oberhaupt aus. Wenn aber die ftärfere Gentralifirung darin befteht, daß die Macht in der 
Hand der Gentralgewalt mehr vereinigt ift, fo kann fie nicht zugleich in weitem lmfange an 
Bevollmächtigte der Gentralgeiwalt übertragen fein, damit dieſe durch den ihnen damit verlie: 
benen Nimbus imponiren fünnen. Das jind alſo Widerfprüche in ih, die durch den dritten 
Sat nicht aufgeklärt werden. Der Sinn des Ganzen könnte daher wol nur der fein: Ein Bolt 
oder Staat ohne jtändiiche Gliederung verfällt leicht der Alleinherrichaft, weil dann auch jever 
andere mäßigende Ginfluß der moralifhen Stügen gebridt. Der Staat unter Alleinherridaft 
fordert eine ftärfere Gentralifation, theild weil georbnete und bewußte Selbitverwaltung deö 
Volks mit der Natur der Alleinberrichaft ſich nicht verträgt, theils weil jie bei vem Mangel ati: 
ftofratifcher Elemente ſehr erfhwert ift. Wenn ungeachtet diefer nothwendigen Gentralifation 
im Staat unter Alleinberrichaft, an Bevollmächtigte der Gentralgemwalt eine große discretionäre 
Mahtvolltommenheit übertragen werden muß, jo ift dies eine unvermeidlide Folge der Un— 
vollfommenheit dieſer Staatsform. Dap die Abhängigkeit der Bevollmächtigten von den 
Stäatsoberhaupte, und die Überwachung derfelben von jeiten der Gentralgewalt, Eeine Heil: 
mittel für dieſe Unvollfommenbeit find, fteht ald Erfahrungsfag feit. 

Aber auch abgejehen von ven oben geltend gemachten höhern Nüdjichten, welche gebieten 
follten, die geſetzgebende Machtvollkommenheit des Staats nicht durch Delegation abzuſchwächen, 
bat die im centralifirten Staat unvermeidlihe Zumeifung an Berwaltungsbeante von Attri: 
butionen und Bollmadhten, die aus dem Begriff ded Verwaltungsrechts ſich nidyt ableiten laſſen, 
und den Charakter ver Berwaltung in ven einer Herrſchaft umgeftalten,, nod andere, ummittel: 
bar praftiiche Nachtheile und Ungehörigfeiten zur Folge. Glaubte nämlich der centralifirte 
Staat folhe übergreifende Attributionen den Verwaltungsorganen beilegen zu müflen, damit 
nicht in gefellihaftlihen Organismen das Xeben ganz ftode, jo wird die Negierung in der Be: 
forgniß, welcher Gebrauch von folder, in beſtimmte Grenzen ſchwer einzuengender Gewalt von 
feiten ihrer Agenten gemacht werben fünnte, die Entiheidung einer Reihe von Gegenftänven, 
oder die ind einzelnfte gehende und dennoch unfruchtbare Gontrole darüber, wie jie behandelt 
werden (von Gegenftänden, welche bei naturgemäßer Selbjtregierung eines @ulturvolfs 
zu den Belangen der Staatsgewalt gar nicht gehören würden) — der oberften Berwaltungs: 
inftanz vorbehalten. Die Mafje der dadurch erforverlihen, durd mehrere Verwaltungs: 
injtanzen laufenden, und dadurd die Schreiberei vervielfältigenden Verfügungen; das Anfragen 
um Entfcheidung; das Einholen von Inftructionen; die Wahrung folder Controle — alles das 
erfordert nicht allein Arbeitöfräfte, die für den Zweck, der damit erreicht werden kann, viel zu 
theuer find, fondern ed werben auch, Kräfte, die einer beifern Verwendung werth wären, in dem 
Mechanismus abgenugt. Gine weitere, wie die Gefchichte lehrt, mitunter ſchwer zu büßende 
Folge der übergreifenden Macht der Staatöverwaltung, wie fie die übertriebene Gentralijation 
der gemeinheitlichen und genoſſenſchaftlichen Autonomie mit ji bringt, find die Gonflicte zwi: 
ſchen den Factoren der gejeggebenden Gewalt, wenn zur Ausübung derjelben mehrere bereb- 
tigte, und zur Fefthaltung an ihrem Rechte verpflichtete Factoren mitzuwirfen haben. Dieie 
Gonflicte find Anvermeidlich, wenn Anordnungen, die ihrer Natur nad) Gejege jind, auf Grund 
bed Verwaltungsrechts von der Regierungsgemalt getroffen werden, unter Ausſchluß der Mit: 
wirfung der andern Faetoren der Gejeggebung. 

An auderm Orte (ſ. Bureaufratie) ift ausgeführt, wie unter ven gewaltfamen Zerrüttun: 
gen der Staaten während der Religiondfriege die Selbftregierung des Volks in den mannid: 
faltigen Kreifen , in welchen jle unter der Feudalherrſchaft zu hoher Blüte gelangt war, allmäb-: 
lich in Verfall gerathen ift, weil fie, in den alten, aud) von verjährten Misbräuchen überwucer: 
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ten Bormen abgeſchloſſen und verfteinert, nicht verftanden hatte, ihren Organismus den neuen 
Bedürfniffen anzupaffen, durd neue Kräfte ihm zu flärfen, und weil jie fo jedes Fort 
bildungs⸗ und Berjüngungselemented entbehrt hätte. In die von der Selbſtregierung des 
Volks preidgegebenen Stellungen war, vorerft ald nackte Thatſache, die Staatsallmacht einge: 
drungen, der Luft gleich die leer gewordenen Räume erfüllend. Dieje nadte Staatsallmacht 
denn aud, unter dem Beiſtand der gärenden Staatsidee, mit einem vationellen Gewande zu 
umbüllen, war dad Beitreben einer fpätern Zeit, während es einer noch fpätern vorbehalten 
blieb, vem Heißhunger der Staatsallmacht, die wie Saturn ihre eigenen Kinder frißt, Einhalt 
zu thun, indem jie aud den übertriebenen Verkleidungen der Staatsidee die Staatshoheit 
bervortreten ließ, die dem unabweisbaren Anſpruch genügt, dad, was der Zived des Staats 
erfordert, ihm aneignen, und das, was diefem Zwed entgegentritt, entfernen oder ausftoßen 
zu fönnen, ohne darum jeden gemeinfchaftlihen Zweck als dem Staatöbegriff angehörig anzu= 
ſprechen. Die in der burenufratiichen Welt noch andauernde Abneigung gegen ſcharfe Beſtim— 
mung der Kriterien der gejeggebenden und adminiftrativen Gewalt deutet darauf hin, daß 
Ubergangszuſtände in der Entwidelung der Staatsidee noch nicht überwunden jind, und daß 
die Theorie von der Staatdallmadt nody immer Anhänger findet, denen ed, wenn nur die 
Macht im Namen ded Staats geübt wird, nicht darauf ankommt, ob folde Außerungen der 
Staatsmacht der Forderung genügen, daß fie zugleich der Ausdruck der Staatövernunft fein 
follen, 

Für die Behauptung, daß aud) Verwaltungsbeamte in gewiller Stellung eines beſchränkten 
Unfangs von gefeßgebender Gewalt nicht entbehren könnten, find verſchiedene Gründe geltend 
gemacht worden. Am öfterften wird fih auf die Möglichkeit berufen, daß die Sicherheit des 
Staats ein augenblidliches gejeßgeberifches Eingreifen au eines untergeoroneten Agenten der 
Staatögewalt erfordern fünne. Dieje Möglichkeit kann nicht beftritten werden. Das in die 
Augen ſpringendſte Beijpiel für die Notwendigkeit befonderer Vollmachten für die vollzies 
bende Gewalt oder für die Negierung im engern Sinne zu Handlungen, weldye die rationellen 
Grenzen der vollziehenden Gewalt überſchreiten und für welche die Frage augenblidlih map: 
gebend ift, nicht was im allgemeinen Rechtens, fondern was im Augenblick unvermeidlich 
oder vortheilhaft fei, bietet die Stellung des Feldherrn im Kriege, deflen Wechſelfälle nicht 
vorzufeben find, und wo dem Kriegsrecht manches andere Recht untergeoronet bleiben muß; 
gibt ebenfo die Stellung diplomatifher Agenten, die in die, Lage fommen können, bei Friedens— 
oder andern internationalen Unterhandlungen dem Staate im ganzen wie den einzelnen Staats- 
angehörigen Laften aufzubürden, deren nadhträglihe Gutheifung durch die normale Gejeg- 
gebung unter Umſtänden nur formaler Natur jein wird. Es enthalten daher auch die meijten 
neuern Verfaſſungsurkunden, welche NRepräjentativverfaflung einführen, eine Beſtimmung, 
welche von der VBorausjegung ausgeht, daß die Sicherheit des Staats einen Übergriff der voll: 
ziebenden in das Gebiet ver gejeggebenden Gewalt nothwendig mahen und aljo reihtfertigen 
Eönnen, 

Die zu audgedehnte Interpretation diefer außerorventlichen Befugnip der Verwaltung, wie 
fie auf Grund des Art. 14 der franzöſiſchen Gharte vom 21. Oct. 1814 in Frankreich verſucht 
wurde, bar zur Julirevolution von 1830 und zum Sturz der ältern Linie der Bourbonen ges 
führt. Es bejagte viefer Art. 14: „Der König ift höchites Oberhaupt des Staats; er befehligt 
die Land: und Seemadt, erflärt Krieg, ſchließt Friedens-, Allianz- und Handelötractate, ernennt 
zu allen Stellen der öffentlien Verwaltung und erläßt die zur Vollziehung der Gejege und 
zur Sicherheit des Staats nöthigen Verfügungen und Verordnungen.” In dem Bericht ſelbſt 
des Minifterratbs vom 25. Juli 1830, wodurd die fogenannten Juliordonnanzen motivirt 
wurden, ijt anerfannt, mit ven Worten: „Der Art. 14 bekleidet Ew. Majeſtät mit einer hin— 
länglihen Gemalt, allerdings nicht um unfere Inftitutionen zu ändern, aber ...... daß eine 
Änderung der Berfaffungsgefege dadurch nicht zuläfjig geworden ift. Inwiefern die Juli— 
ordonnanzen diefe von dem Minifterium jelbft anerfannte Beihränfung eingehalten haben, ift 
hier nicht zu erörtern; aber wir entwiceln die legtere dahin, daß jene auferorbentliche Befug- 
niß der Verwaltung zu vorübergehendem Übergriff in das Gebiet der gejeggebenden Gewalt 
unter feiner Vorausſetzung jo weit gehe, daß fie jene zu Gingriffen in die Berfallung, oder zur 
Suspenfion verfaffungsmäßiger Normen berechtigt; denn hier würde das Schugmittel für die 
Sicherheit des Staats die größere Sicherheitöverlegung enthalten, das Heilmittel alio ſchlim— 
mer fein als das abzumehrende Übel. Es iſt jedoch ſchon nac dem Sprihwort: „Noth fennt 
fein Gebot” — aus diefem eminenten Rechte der Vollziehungsgewalt irgendein Schluß oder 
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eine Nuganmwendung zu Gunften ihrer größern Ausdehnung überhaupt nicht zuläſſig. Was 
durch Nothwehr und Dringlichkeit des Falls, die feinen Aufſchub erleidet, alſo nicht zuläßt, daß 
die ordentliche Geſetzgebung dafür in Thätigkeit gefegt werde, entſchuldigt wird, trägt ſchon Hier: 
durch den Charakter ver Ausnahme. Es gibt Fälle ver Noth, wo ſchließlich jeder berufen ift, feine 
Autorität geltend zu machen, jo weit jie reiht; und aud der untergeordnete Agent der Staats- 
gewalt, der die höchfte Function des Inhabers derſelben bei augenblicliher Gefahr auf dem 
Berzug ihrer Ausübung, gleihfam im öffentlichen Intereffe ufurpirt, thut ed im Verlaß auf 
nadträglihe Gutheifung, und in Erwartung der Schadloshaltung (indemnity) für die nad: 
theiligen Folgen, welche aus ſolchen an und für ſich ufurpatorifhen Handlungen möglicherweiſe 
für den fo Handelnden entftehen fönnen. So kann die Ilfurpation durd die Umſtände gerecht— 
fertigt werben, wie jede Handlung der Gewalt für einen nachträglich für wohlthätig erachteten 
Zwei. Gefeggebung aber kann nicht, auch nur in befchränftem Umfange, die ordentliche Attri: 
bution eines Übertragenen Amtes fein, ed wäre das von feiten des Inhabers der Staatögemalt 
Entäußerung feiner Machtvollkommenheit. 

Einen weitern Borwand zu Übergriffen der Verwaltung in die Sphäre der Geſetzgebun— 
gen bietet die fogenannte ftaatlihe Obervormundfchaft über die Gemeinden. Wir werden Ver: 
anlaffung haben, mit dem Verhältnig des Staats zur Gemeinde und eingehend zu beichäftigen, 
und beſchränken uns hier nur auf Beleuchtung des Gewaltstitels für die ftantlichen Übergriffe. 

Nachdem das ſelbſtändige Gemeinderecht der zuerft rohen, die Gentralifation und Auto— 
fratie begünftigenden Staatsidee zum Opfer gefallen war, wurden bald auch die Gemeine: 
angelegenheiten im engften Sinne, der Städte wie der Dörfer, die Verwaltung nämlich des 
Gemeindevermögend und der Lokalpolizei, nicht blos als der landeäherrlihen Aufſicht unter: 
worfen, fondern als eigentlidhe Regierungsfache behandelt. Die Gemeindebehörden waren 
burchjchnittlich zu einer Obrigkeit geworden, weldhe für eine vom Landesherrn angeordnete 
Behörde, und ald die unterfte Stufe in der Hierarchie der Staatöverwaltungsbehörden galt. 
Der Begriff eines jelbitändigen Gemeinderechts war aber zu eng mit der deutſchen Rechts— 
anfhauung verwachſen, als daß nicht jene Behandlung der Gemeindeangelegenheiten, jenes 
Aufgehen der Gemeinde im Staate, ein ſtets beitrittener Zuftand geblieben wäre, der große 
Unzufriedenheit der Bevölkerung erzeugte. Es mußte daher ihon als ein Kortichritt in ver 
rationellen Begründung des Staatsverwaltungsrechts über die Gemeinden betrachtet werben, 
ald man an die Stelle der nadten Thatfache ver ftaatlihen Verwaltung der Gemeindeangelegen— 
heiten die Theorie von einer obervormunpdfchaftlihen Gewalt des Staats über die Gemeinden 
fegte. Die aus der patriarchalifchen Autofratie hervorgegangene Anficht, daß der Bauernftand 
namentlich in Bezug auf den Abſchluß gewiller Kategorien von Verträgen für unmündig zu 
halten, und zu feinem Schuge gegen Übervortheilung dabei unter die Wormundfchaft der Re: 
gierung zu ftellen fei, fand zuerft auf die Verwaltung des Gemeindevermögend der Land: 
gemeinden, dann unter der Fahne des Gleichheitäprincips auch auf das der Staptgemeinden, 
endlich auf das ganze Gemeindeverhältnig analoge Anwendung. 

Einen Bortfchritt in der rationalen Begründung des Staatsverwaltungsrechts über die 
Gemeinden nannten wir die Theorie von der ftaatlihen Obervormundihaft, weil diefe Theorie 
wenigjtens die Eriftenz eines Rechtsſubjeets, die früher in Frage geftellt war, zugibt und vor: 

ausſetzt; eined Rechtsſubjects, deſſen Willendäuferung nur eine unvollftändige ift und des 
Bollmorts und der Genehmigung ded Tutors zu ihrer Vollgültigkeit bedarf. Da e8 der Staat 
ift, welcher den Anſpruch auf diefe Obervormundfchaft über die Gemeinden madıt, fo ergab ih 
von felbft, daß diejenige polizeiliche und bezüglich der Gemeinvebefteuerung finanzielle Geſetz 
gebung, welde für das einzelne Gemeindeverhältnig dauerndes Bedürfniß ift, des jtaatlichen 
Vollworts bedurfte ; ed ward alfo ftatt des gefellichaftlihen Gefeßgebungsactes ein ſtaatlicher 
Geſetzgebungsact erforderlih. Diefer Anforderung an feine centrale Thätigfeit konnte der 
Staat nicht genügen; er fheiterte an dem Mangel phyfifcher Kraft zur Bewältigung folder 
Geihäftsmafle. Der Staat mußte daher auf die centrale Selbftausübung feiner Obervormunt: 
ſchaft verzichten, und übergab diefe, freilich unter feiner Gontrole, deren geringer Einfluß unter 
ſolchen Umftänden felbftverftändlich ift, an feine Bezirks- und Lofalbeamten, welche dadurch vie 
Befugniß zur Ausübung eines wirklichen Geſetzgebungsrechts, die höchſte Machtvollkommen— 
beit über die von ihnen verwalteten Gemeinden erwarben. Der Schein einer rationellen 
Staatdordnung bei Ausübung des fo angeſprochenen Hoheitärchts der Obervormundfchaft über 
die Gemeinden würbe nod einigermaßen haben gewahrt bleiben können, wenn die Verwaltung 
die Pflicht des Tutord, feinen Mündel allmähli zur Selbftbeftimmung zu erziehen, ibn feine 
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Angelegenheiten, unter Vorbehalt der Genehmigung des Tutord für wichtigere Acte, felbft 
wahrnehmen zu laffen, in formeller und materieller Beziehung beſſer erfüllt hätte. Dann 
wären die Acte der corporativen Gefeggebung, gleichſam nur mit einem Viſa verfehen, von 
der Gemeinde, von der natürlich berufenen Gejellfchaftögemwalt felbft ausgegangen. Aber 
die bureaufratiihe Tradition von der Allgewalt der Verwaltung ließ eine folde Geſchäfts— 
behandlung nicht zu, und fo blieb die Obervormundfhaft des Staats über die Gemeinden ein 
Titel, unter welhem bie reihhaltigfte Duelle adminiftrativer Willfür floß, veranlaßt durch 
Ineinanderlaufen der Grenzen zwifchen der gefeggebenden Gewalt und dem Verwaltungsrecht, 
mit allen den Folgen, die wir oben hervorgehoben haben. 

Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß weder die Geringfügigfeit in der Beſchränkung der Freiheit, 
wenn fie Folge von Berwaltungsvgrfügungen ift, noch der lofale Charafter derfelben zur Recht— 
fertigung oder Entſchuldigung dienen fann, dafür, daß Staatöverwaltungsbeamte ſolche Attri- 
butionen haben, oder foldhe Gewalt factifch üben. Das entjcheidende Moment dafür, daß bie 
Staatöverwaltung der Gemeindeverwaltung ſich enthalten follte, liegt darin, daß für die gefell- 
Ihaftlihen Gewalten in höherm Maße als für die Stantöverwaltungsbehörven die Vermuthung 
flreite, fle werben diejenigen Anordnungen, welche ihr genoflenichaftliches Intereffe fordert, 
am zwedmäßigften, menigftend mit dem geringern Anlaß zur Beichwerde, zu treffen willen, 
ba fie von den Genoſſen jelbft oder von den durch diefe Bevollmächtigten erlaflen werden. Und 
wie geringfügig immer die Beihränfung der Freiheit fein möge, weldye die Folge einer ftaat: 
lihen Anoronung wäre, ed find oft die Fleinen Beichränfungen , die fi als die drückendern 
darftellen, wenn weder der vernünftige Grund derſelben, noch das Recht fie zu erlaffen, fofort 
einleuchtet. So erklärt es fich, wie das neuere Streben für Wiederaufbau des felbftänpigen Ge: 
meinderechts gegen den Begriff von der obervormundſchaftlichen Gewalt des Staats über die 
Gemeinden anfämpft. 

Nachdem wir in dem Vorſtehenden verfhiedene Verhältniſſe berührt haben, in denen 
ich der Organismus des Staats ald unzulänglid zeigt, um die Staatdaufgabe, welche ſich der 
centralifirte Staat herkömmlich fegt, in Ubereinftimmung mit der Natur der Staatöfunctionen, 
welche dabei thätig zu fein haben, zu bewältigen, faflen wir die Beantwortung der geftellten 
Frage in den Sägen zufammen: Der Staat fann zu feiner Aufgabe maden, was er dazu 
maden will; fein Wille ift aber in dieſer Hinfiht beſchränkt, durch die Nüdjicht auf das 
phyſiſche Vermögen des Geſetzgebers, ven Theil ver Staatsaufgabe, bezüglich deſſen die erforder— 
liche Thätigfeit des Staats ald eine geſetzgebende ſich Fennzeichnet, mitteld ded Organismüs der 
gejeggebenven Gewalt in feiner nothwendig centralen Eigenjchaft zu löfen. 

- Bu Was foll ver Staat zu feiner Aufgabe machen? Gibt ed natürliche Grenzen für 
dieſe Aufgabe, und welde find fie? Davon alfo ausgegangen, daß der Staat zu feiner Aufgabe 
machen kann, was er dazu machen will, beftehen bezüglich der Politik, welche den Staat bei Be: 
ftimmung feiner Aufgabe leiten fol, die ertremften Anfichten. 

Die mit jeder fortgefchrittenen Staatdidee unverträgliche und doch in bureaufratifhen 
Kreiſen noch weit verbreitete Anfhauung, daß die misera plebs, die zu regieren ift, unfähig und 
abgeneigt jei, bezüglich irgend für eine Mehrzahl gemeinfamer Angelegenheiten ihr eigenes 
Wohl zu erkennen und für daffelbe felbftändig zu handeln, und daß darum die Staatögewalt, 
vermöge der ihr vermeintlich innewohnenden Allmacht und Allwiffenheit, berufen fein müfle, 
das Nöthige vormundſchaftlich aller Wege zu beforgen — eine Vormundſchaft, deren Ausübung 
im einzelnen doch nicht als ein Act der Gefammtvernunft ded Staats, fondern ald ein folder ver 
möglicherweiſe jehr beſchränkten Einſicht eines einzelnen Beamten ſich darſtellt — bat daß ent— 
gegengefegte Extrem hervorgerufen, welches z.B. in einer ver Jugendarbeiten Wilhelm von Sum: 
boldt's: „Ideen zu einem Verſuch, die Grenzen der Wirffamfeit ded Staatd zu bejtimmen“, 
feine Bertretung gefunden hat. Wilhelm von Humboldt fühlte ſich verpflichtet, einen präſum— 
tiven Fünftigen Negenten vor den Febler ver Vielvegiererei zu warnen und ihm das Bild eines, 
fih in den engften Grenzen der Wirkſamkeit bejcheidenden Staats entgegenzuhalten. Unter 
dem Motto des Altern Mirabeau: das echte Verfaflungsprincip beftehe darin, dag man ſich 
wehre contre la fureur de gouverner, la plus funeste maladie des gouvernements mo- 
dernes, führte er eine ſchon früher ausgeſprochene Anficht aus, wobei er das Prineip, daß 
die Negierung für das Glück und Wohl, das phyſiſche ſowol ald das moralifhe, der Nation 
forgen müffe, als die Formel des „drückendſten und ärgften Despotismus“ bezeichnet hatte. 
Alles was der Staat für den Menſchen und damit mittelbar für fich felbft thun könne, fei, daB 
er nichts tue. Indem er einem Invividualismus das Wort redete, der kaum noch würde eine 
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Schranke haben dulden können, bezeichnete er ald die würdigite Aufgabe des Staats, daß er daran 
arbeite, „ſich jelbit entbehrlich zu machen“, dahin zu ftreben, „die Menſchen durch Freiheit dahin 
zu führen, daß leichter Gemeinheiten entftehen, deren Wirffamfeit an die Stelle des Staats treten 
fönnte”. Auch der befte Staat ift ihm nur ein Notbbebelf, ein nothwendiges Übel. Im dem 
Augenblid, wo er die Forderung des Selfgovernment auf die Sphäre der Staatdanftalt aus: 
dehnen jollte, weicht er zurüd vor der Borftellung des Staats, von der er nicht lodfommen kann, 
als einer Schranfe der Freiheit; ihm wäre der Staat überflüfjig, wenn ed nicht ſofort eind gäbe, 
was ihn unentbehrlih machte. Wie nämlich Freiheit die Bedingung der Menjhenbildung, fo 
ift Sicherheit die Bedingung der Freiheit. Sicherheit ift zugleich das Einzige, was der Menſch 
ſich ſelbſt allein nicht verichaffen Fann, Sicherheit zu gewähren, ſowol gegen auswärtige Feinde 
wie gegen innere Zwiftigfeiten, ift ihm daher die einzige Aufgabe ded Staats; dieſer ift ihm 
eine Sicherheitsanftalt. Dabei fordert er aber nob, daß der Menſch nicht dem Bürger geopfert 
und die Sicherheit nicht durch Mittel erzielt werde, welche die Freiheit mehr als ſchlechterdings 
nothwendig bejchränfen. 

„Es war ein ſchlechter Staat und eine ſchlechte Praris, wogegen dieje Theorie anging“, 
fagt ver Biograph ?) Wilhelm von Humboldt's, indem er diefe Jugendarbeit deflelben analvfirte, 
und er fügt zum Beweis, wohin Verfümmerung im Staatöleben führt, treffend hinzu: „Der 
abjolutiftifch = bureaufratiiche Staat hatte ji zu einer einfamen und abftracten Macht aus: 
gebilvet, die der freien Betheiligung des Volks entbehren zu können glaubte, und darum aud 
der Liebe und Anhänglichfeit des Volks entbehrte. In Deutichland war mit dem Staatsgefühl 
zugleich dad Nationalgefühl erftorben. Das Befte, was der Menich bejigt, feine Freibeit, jein 
intellectuelles wie fein moraliiches Leben, fühlte der einzelne dur den Staat mehr gehemmt 
als geförvert. Bon praktiicher Thätigkeit ausgeſchloſſen, flüchtete er jih in das Jveen= und Em: 
pfindungsgebiet. Er löfte jih innerlich von dem Staate los, der ſich von ihm losgelöft hatte, 
Er ſuchte Befriedigung in dem Einzelleben, in der Beziehung von Individuum zu Individuum, 
in der idealen Gemeinjchaft, welche, über ven Staat übergreifend, das ganze Geflecht umfajle. 
Der Gemeingeift verfümmerte zum Geift der Gejelligkeit und des freundihaftlihen Umgangs. 
Der Menih gewann es über und gegen den Bürger, und in weltbürgerlihen Gejinnungen ver— 
flüchtigte ſich der Patriotismus.“ 

Die politiſche Richtung unſerer Zeit verlangt, in großer Übereinſtimmung ſelbſt der Par— 
teien, die ſich ſonſt principiell bekämpfen, daß der centraliſirte Staat ſich decentraliſire, ſeine 
Aufgabe beſchränke und der Selbſtregierung des Volks ein weites Feld laſſe. 

Bu den franfhaften Auswüchſen diefer Beftrebung gehört eine der ſocialiſtiſchen, melde 
eine jogenannte „organifche Durchgliederung ver Geſellſchaft“ bis zu der Übertreibung fordert, 
die in der in der „Deutſchen Vierteljahrsſchrift“ von 1857 (3. Heft) enthaltenen Abhand— 
lung: „Der bureaufratiihe Staat nad feinem Ausgangspunft und Ziel”, ihre Vertretung 
findet. Wegen des Anſpruchs, welden dieſe Abhandlung macht, Staats und Befellihaftötbeorie 
reformiren zu wollen, und weil auch hier die foctaliftifhen Grundgedanken, wenn auch in neuer 
Borm und Anwendung, wiedergefunden werden, die unfern Gegenftande nahe verwandt 
find, wollen wir diefer Abhandlung eine eingehenvdere Beleuchtung widmen, und glauben da= 
durd das populäre Verftändnip der einfhlagenden Materien zu fördern. Wir wurden aber 
auch dadurd veranlaßt, diejer Abhandlung eine größere Aufmerkjamfeit zu zollen, weil, bei 
directeftem Gegenfag gegen die philofophiihe Grundanihauung, welde in der ebenbeiprochenen 
Wilhelm von Humboldt'jhen Jugendſchrift zu Tage tritt, vem Individualismus, deifen Anz 
ſpruch bei Wilhelm von Humboldt bis zur Unverträglichfeit mit der Staatöidee gefteigert war, 
bier jede jelbftändige Berichtigung abgeſprochen, und der Menſch fait in allen feinen Lebensbezie— 
hungen inengfter Zwangsjade unter das sorporative Gejeg einer Berufsgenofjenihaft, in die 
er genöthigt wird einzutreten, geftellt ift ; vennod aber, ungeachtet jo verſchiedener Ausgangs— 
punfte, beide Ausführungen in dem die Staatdaufgabe betreffenden Nefultate zufammen= 
treffen, daß dieſe auf ein Geringftes zurückzuführen fei. 

Nachdem wir längere Zeit gezweifelt hatten, ob es ji in dieſem Auffage um eine ernft ge= 
meinte, für das Leben berechnete wiſſenſchaftliche Anficht, oder nur un eine Myftification handle, 
haben wir den fomptomatifchen Gedankengang deſſelben nicht ohne Mühe zu verftehen geſucht. 
Der Autor geht davon aus, daß das Bewußtfein der jegigen Zeit mit dem heutigen Hinausftreben 
über den bureaufratifhen Staat überhaupt, mittel einer höhern geſellſchaftlichen Ordnung und 
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einer demgemäßen Erneuerung ded Staats ſelbſt, einen gewichtigen Schritt vorwärts gethan 
habe. Das jei etwas ganz anderes als die alten Klagen über Vielregiererei und Vielichreiberei 
und ald die VBeftrebungen nad möglichiter Emaneipirung der Gemeinde von dem einjeitigen 
Regierumgdeinfluffe. Der frühere Liberalismus habe den Kampf gegen das ganze Princip der 
Bureaufratie, troß ſeines erbitterten Krieges gegen diejelbe, noch jo wenig gefannt, daß er viel: 
mehr in ver Hauptſache noch gar feinen Begriff von einer andern Negierungsform gehabt, viele - 
mehr jelbit nothwendig(!) dieſe Form mit fich geführt und vollendet habe. 

Aber auch mit den neuern Reformideen befeitige man nicht die Bureaufratie; auch bei diejen 
fehle noch eine Hauptſache, ein weientliches tieferes Glement, mit dem jüh das Bewußtſein erft 
durchdringen müfle, Damit es zu jener organifchen Durchglieverung des Geſellſchaftsleibes, und 
damit auch einer höhern und feinern Staatsform, ſittlich und rechtlich fühig werde. Dem Geifte 
der Gegenwart wird der Vorwurf gemacht, er fei „einerſeits noch zu fehr in dem materiellen 
Brivarintereile gefangen, andererjeitd noch zu ehr, nach Art des frühern Freiheitäftrebend, nur 
negativ auf die Selbftändigfeit gegenüber der bureaufratiihen Bevormundung gerichtet, ftatt” 
auf dad pojitiv neue eines höhern organischen Gemeingeiftes‘. Um dieſen Geiſt ver Gegenwart 
zu überwinden, genügten nicht „die bloße Ginjicht in das Heilfame und Große einer genoſſen— 
ichaftlihen Gliederung , und die in der äußerlich fachlichen Zweckmäßigkeit liegenden Antriebe’. 

Das Prineip, um welches es dem Autor zu thun ift, bezeichnet er als „das Bewußtfein der 
umfaſſenden rechtlihen Berufspflicht aller; ein wefentlich vervollftändigtes und jittlich durch— 
drungenes Redhtöprineip”, von welchem darzuthun verfucht wird, „daß ed im Gegenjage 
gegen das formelle und unvollitändige des frühern Liberalismus, der Revolution u. ſ. w., allein 
im Stande jei, jenen Gemeingeijt höherer genoſſenſchaftlicher Organifirung zu ſchaffen, und ihr 
denjenigen rechtlichen und ſittlichen Halt zu geben, durch weldhen ſie auch vie Grundlage einer 
mwürdigern und fräftigern Staatöform wird.“ 

Wir jenden ein Wort über den Titel der Abhandlung voraus, der und veranlaft bat vie: 
jelbe zu lejen, und der etwas ganz anderes zu verſprechen jchien. 

Mit „‚ Bureanfratie‘ und „bureaukratiſchem Staate‘ verbindet der Autor, wie ſchon aus 
den ebenangeführten Sägen hervorgeht, einen ganz andern Begriff, ald wie wir diefen in dem 
betreffenden Artikel entwidelt haben. Es darf daher aud) den Liberalismus nicht ſchmerzen, 
wenn ihm gleih im Gingange ver Abhandlung der Vorwurf gemacht wird, daß er den bureau= 
fratiihen Staat vollendet habe, während man erjt durch den ganzen Inhalt ver Abhandlung 
und ausprüdlic gegen dad Ende hin darüber ind Klare gefegt wird, daß der Autor unter bureaus 
fratiihem Staate jeven Staat verftebt, alſo aud England, alio auch die Vereinigten Staaten 
von Nordamerika, welher, als eine befondere Ordnung für die Staatözwede, der Gejellihaft 
gegenüberfteht, welcher nicht vie Gefellichaft jelbit, welcher nicht der organiiche Berufsftaat ift, 
der von jeiner Phantafie conjtruirt wurde. Jede jtaatlihe Ginrichtung ift ihm ein „unfreier 
bureaufratifcher Mechanismus“. 

Nur für den Autor ift es „eine ganz einfache in die Augen jpringende Wahrheit: ver Gegen 
fag von Geſellſchaft und Staat ift nothwendig Gegenjag der Gejellihaft und ver Bureaufratie, 
Denn eben nur deshalb, weil fie blos «Geſellſchafto, nicht in fich ſelbſt wahrhaft öffentlid, poli= 
tiſch, d. h. nicht von den allgemein organiihen Rechtszwecken ver umfallenden Berufspflidht 
erfüllt ift, vielmehr einjeitig in ihren Privatzwecken lebt, hat jie den Staat ald eine andere und 
fremde, d. h. bureaufratifch = bevormundende Ordnung außer und über ſich. Dagegen ift es ein 
Wivderfprud, vie bureaukratiſche Staatsform reformiren, und die Geſellſchaft organisch durch— 
gliedern zu wollen, während fie doch als bloße « Geiellihaft» etwas anderes gegenüber vom 
Staate bleiben joll. Die jegigen Ideen von forialer Öliederung und Neufräftigung ber Ge: 
jelihaft gegenüber vom Staate ſcheinen und aljo nur erft eine in ih jelbjt noch halb wider: 
iprechende libergangsform aus dem unfrei mechanischen Staate und der ihm entiprechenden 
atomiſtiſchen Geſellſchaftsform ver Jetztzeit in den frei organischen Berufsſtaat.“ 

„Bureaufratiih‘ it zwar aud dem Autor ein Beiholtenheitsbegriff: er gebraudt das 
Wort als Flickwort überall mit Vorliebe, wo e8 irgendein angebliches Gebrechen der Staats: 
ordnung noch ſteigern will; aber der Beiholtenheitäbegriff gilt bei ihm weſentlich der Staats— 
ordnung ſelbſt, deren Hauptfriterien, nad ihm, das Mechaniſche und Bureaufratiiche jind. 

Die fo aufgejtellte Theorie von dem organischen Berufsitaat fordert: Es ſei die Pflicht eined 
jeden, und Bedingung jeined Bürgerrechts in Gemeinde und Staat, einem beftimmten Beruf ſich 
zu widmen, und mit. andern gleichen Berufs, zur Genoſſenſchaft organiſirt, diefem Beruf zu leben. 
Jede Lebenäftellung alſo und jeder Lebensberuf müjje, um die Idee mit einem analogen Begriff 
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zu bezeichnen, zünftig werden, und jeder müffe einer Zunft ganz angehören (nicht blos in dem 
formellen Sinne, in welchem wol in den Städten des Mittelalters vie Batricier ſich bei gewiſſen 
Zünften aufnehmen ließen), nur dadurch erfülle ex feine rechtliche und fittlide Pflicht. 

„Jede Berufsgemeinſchaft foll ſich durch den ganzen Staat hindurdy zu geglieverter und 
inhaltsvoller Selbftverwaltung zufammenfaffen»,, da dieſe Gliederung auf verfelben um: 
faffenden Pflicht aller beruht, und nur in der Gefammtheit der einzelnen Glieder die ganze 
Summe der Einfiht und rechtlichen Zweckmäßigkeit jeder beftimmten Berufsgemeinjchaft vor- 
handen iſt.“ 

„Diele Stellung ver Berufsgenoſſenſchaft foll ferner beruhen auf ihrer vollen organiſchen 
Einorbnung in den Geſammtzweck des Staats und der Geſellſchaft. Sie ift daher auch weſent⸗ 
lich ergänzt durch die Wechſelwirkung mit allen andern, in entſprechender Weiſe fi zufammen: 
faffenden und organifirenden Berufsgemeinfhaften, und durch die von folder Grundlage aus 
fih auferbauende höchſte und einheitliche Staatdorpnung. Ebenfo ift jeder einzelne, eben als 
" Glied dieſer beſtimmten umd im fi geglieverten und zufammengefaßten Berufsgemeinfchaft, 
auch erft ganz Glied des Staatd und feines umfaflenden Rechtszwecks.“ 

„Jene Zufammenfaffung des beftimmten Standes bildet fich aber natürlich durd ftufen- 
weife Gliederung.’ 

„Das erite und nächte Clement in jeder Gliederung ift die zufammentretende Geſammtheit 
der örtlich zufanımengebörigen einzelnen Mitglieder der beftimmten Berufögemeinfhaft. Aber 
fhon diefer engfte Kreis, wenn er auch vielfah und unmittelbar in der Gejammtheit feiner 
Glieder feine ordnende Thätigfeit ausübt, wird doch zugleich gewählte Vertreter haben, melde 
ihm ald einheitlihe Organe dienen. Mitteld diefer faßt ev ih zufammen mit den andern 
entſprechend organifirten, örtlichen Kreifen feiner Berufsgenoflienihaft — zunächſt zu einer 
provinziellen Vertretung, und ſchließlich mitteld vieler zur Oefammtvertretung ded ganzen 
Standes, die nun als foldye unmittelbar ein Glied der allgemeinen Volksvertretung ift, und 
fo ald einzelnes Glied mit der oberjten einheitlichen Staatögewalt zufammenmirft.’ 

Nah dem Verſuche der philofophifchen Begründung des aufgeftellten Rechtsprincips von 
der umfaffenden rechtlichen Berufspflicht aller wird die Frage beantwortet: „welche allgemeine 
Stellung der « Gefellihaft» zum Staate denn in diefen allem ausgeſprochen liegt, und welches 
Gefammtbild von der gefhichtlihen Entwidelung des neuern Staats ſich daraus ergibt?“ 

Diefes Gefammtbild zeichnet ver Autor infofern mit Aufrishtigfeit, ald er vor feinen Gon: 
fequenzen zurückſchreckt. Bei Entwidelung eines Syſtems aber, zu deſſen Verwirklichung nir: 
gends aud) nur ein fefter Punkt, um den Hebel anjegen zu können, in ver heutigen Staatenort- 
nung gegeben ift, wozu vielmehr eine Wiedergeburt der Welt erforderlich wäre, verſchmäht er 
ed nicht, feine captationes benevolentiae in einer geringſchätzigen Aburtheilung über vie bis— 
berigen Beitrebungen des Liberaliömus und in Sichaneignung von Stihworten auszufpielen, 
deren ji, bei Bekämpfung ihrer Gegner, die Anhänger der Theorie von der Alleingeltung 
des hiſtoriſchen Rechts zu bedienen pflegen. 

Der Autor hat die „von der organiſch rechtlichen Berufspflicht aller ausgehende Gliederung 
und Selbftverwaltung der Geſellſchaft nicht mehr ald eine blos « fociale» feftzuhalten vermodt, 
fie hat an ſich jelbft zugleich politifhe Bedeutung erhalten”. 

Der einzelne in Geſellſchaft und Staat „ift nicht mehr wie früher der bloße Staatgpürger 
in abstracto, jondern er ift jegt in der umfaffenden Beitimmung feines ganzen Berufs Siaatks 
bürger oder Staatsdiener“. „Jener Öegenfag aljo, weldyer dem bureaukratiſchen Staate fo 
weſentlich ift, der ded Staatsdieners und andererſeits der gewöhnlichen Privatperfon, ift ver: 
ſchwunden, obgleich auch Hier Stufenunterfchiede bleiben.’ 

‚‚ Die kraft der allgemeinen Berufspflidt organifirte Geſellſchaft ift felbft zum freien in: 
haltövollen Organismus des Staats geworden, Staat und Gejellfchaft jind zu ihrer bleibenden 
wahren Einheit zufammengegangen,, aber fo, daß beide darin etwas anderes geworden find, 
der Staat aufgehört hat unfreier bureaufratifcher Organismus zu fein, ebenjo wie die Gejell> 
ſchaft aufgehört hat eine aufgelöfte atomiſtiſche Maſſe zu fein.‘ 

„Der ganze Gegenfag von Staat und Gefellihaft, an ven die Gejellihaftswiflenichaft wie 
an eine «Entvefung» ihre großen Refultate fnüpfen will — er muß jelbft fallen, ſobald man 
jene Forderung einer forialen Turdgliederung und die Neform des bureaufratiichen Staats 
ganz und nad ihrer vollen Möglichkeit, nad) ihren beftimmten Bedingungen denkt.‘ 

Es ſei falſch, ſagt der Autor, feinem Syfteme den Vorwurf zu machen, es Löfe den 
Staat in die Geſellſchaft auf, ohne daß er jedoch dieſen ſelbſt unterftellten Vorwurf widerlegte. 
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Wenn er dagegen die bisherigen Staatsrechtsprincipien als felbjtifch materiell: weltliche charak⸗ 
terifirt, die von der religiöß-fittlichen Seite, an deren äußerlich gegenftändlihen Bedingungen 
bad tiefere wahrhafte Recht feinen Inhalt Habe, noch losgetrennt feien, fo nimmt er für fein 
Prineip den religiössfittlihen Charakter in Anfprud; und diefer Anſpruch wird dadurch zu be= 
gründen geſucht, daß wie nad) dieſem Principe ver Gegenfag von Staat und Geſellſchaft ver: 
ſchwinde „und durdaus zu einem lebendigen Ganzen zufammengeht”, fo „bat aud jene 
ganze biäherige (bis auf das Mittelalter zurüctgehende) einfeitige Weltlichkeit und zunehmende 
Berweltlihung, die in Staat und Gefellihaft vorhanden ift, ihr Ende erreicht. Es verfchwindet, 
wie jegt wol von felbft erhellt, zugleich mit dem Gegenfage von Staat und Gefellihaft auch 
andererfeitd, wenigſtens principiell „der alte Gegenfag von Staat und Kirche. Denn indem 
Recht und Staat jegt erft wahrhaft in ihre ganze unendliche Würde, ald Inbegriff ver äußerlich- 
gegenftändlichen Bedingungen ded geſammten religiös- ſittlichen Zweckes, eingetreten find, fo 
befaffen ſie nothwendig aud ven Inhalt der Kirche, foweit fie eine äußere Orbnung der reli— 
giös-ſittlichen Zwecke ift, als ein beftimmtes Gebiet in fih. Und bei diefer principiellen Ein— 
heit von Kirche und Staat, wie fie durch den vollendeten Begriff des Rechts und des organi= 
ſchen Berufsſtaats gegeben ift, wird eine verhältnigmäßige Trennung beider nur noch infolge 
der geihichtlihen Vielgetheiltheit des religiöfen Bekenntniſſes fortbeitehen können, ſodaß aber 
jene unendlich vertiefte Bedeutung und innerlich organifche Einheit der ganzen Rechtsordnung 
auch der mächtigfte Hebel fein wird, der auf die Einigung auch der gejhichtlich zertvennten Reli— 
giondgemeinven hinarbeitet.“ 

„Indem fhlieplih als das legte Ziel des vollendeten freien Nechtsbegriffs das aufgeht und 
im organifch rechtlichen Berufsftaate ſich zu verwirklichen beftimmt ift, daß nämlich das Recht 
felbft in feiner wahrhaft vollendeten Bedeutung , ald äußerlich gegenftändliches Reich (oder In— 
begriff) des umfaſſenden religiös = fittlihen Zweckes ſelbſt erfannt werde, fo erhält aud das 
Chriſtenthum (welches in feiner erften Periode einfeitig innerliche religiös =fittliche Anti: 
theje gegen den in die Endlichkeit nationaler und äußerlicher Zwede verfunfenen Geift des 
Alterthums war, und das mit der reinen Abkehrung von dem Rechte, ald der einfeitigen Welt- 
lichkeit, auftrat) vielmehr feine eigene gegenbilvliche und wahrhaft fittliche Vollendung durch 
die Schöpfung des umfaſſenden fittlich durhdrungenen Rechts und feines Berufsorganismug(!). 
Eben damit aber vollendet ſich auch jene ganze gewaltige Antithefe gegen den Geift der antifen 
Welt, endlich zur bleibenden neuen Syntheſe mit den vollen und gegenwärtigen natürlichen 
Bedingungen bed menſchlichen rechtlich = fittlichen Dafeind.“ 

„Jener kraftvolle ftraffe Geift, welcher zufolge der lebendigen Einheit des rechtlichen und 
religiös =fittlihen Dafeind den antiken Staat in feiner Blütezeit durchdrang, wird in feiner 
menſchlich verflärten, und vom jittlih unendlichen Zwede durchdrungenen und geweihten Geftalt 
wiederfehren in dem allgewaltigen und ebenfo erft ganz und wahrhaft freien Bürgerfinne des 
organijchen Berufsſtaats.“ 

Nach der Anſicht des Autors regen ſich die unmittelbar natürlichen (wenn auch nod nicht 
bewußten rechtlich = fittliben) Vorzeichen jener innern Umwandeluug der Geſellſchaft jegt ſchon 
auf allen Wegen und Stegen. 

„Die gewaltigen phyſiſchen und geiftigen Verfehrömittel und die dadurch unendlich erweis 
terte und großartigere Auffaffung der eigenen Berufs- und Thätigkeitsform und ihres Ver: 
kehrs; die unendlid anwachſende Bedeutung des überjichtlich ftatiftiichen Elements auf allen 
Gebieten, dieſe unmittelbar natürliche Verbindung eines umfaffenden Berufsorganismus u. ſ. w. 
— dies alles jind ebenso viele Borboten einer Umbildung des bisherigen, unorganiſch aufge: 
löften Sonderlebens der Geſellſchaft.“ 

„Kür uns (den Autor wol) aber ift e8 die fiherfte Bürgſchaft einer größern und bleibenden 
Zukunft, daß jenes wahrhaft Menichliche des umfaffenden rechtlichen Berufdorganismus auch 
erft das wahrhaft Deutfche ift; daß erſt Die volle rechtliche Einorpnung aller Geſellſchaftselemente 
in den univerjellen rechtlich = fittlichen Zweck des Staats und des Ganzen, auch eben damit ftatt 
der unfrei äußerlichen mechanifchen Staatsmacht, den innerlich organischen freien Staat bringt, 
und daß foeben das, was für und dad Zeichen wahrer nationaler Ginigung fein wird, aud) erft 
das volle und in freier Gigenthümlichkeit felbftgeordnete Leben der einzelnen Glieder, der deut— 
fhen Stämme und Yandestheile, herftellen wird. Denn für und Deutfche ift und wird ver 
bureaufratifhe Staat immer auch Kleinjtaat fein. Wie er nach innen eine aufgelöfte, in jpröde 
particulariftifche Elemente zerfallende Gejellichaft regiert, fo ift er jelbit wieder nach außen ein 
fprödes und particulariftifches Sonderdafein, das höchſtens auf eine analoge äußerlich bureau— 
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kratiſche Weiſe mit den andern zuſammengehalten wird; nur der organiſche Berufäftaat wird 
uns auch zum großen organifchen Bundesftaat machen. Auch hierin ift und bleibt Deutſchlaud 
das eigenthümliche Spiegelbild ver Höhern Geſammtgeſchichte ver neuern Staatenentwidelung !‘ 

Wir glanben die Hauptgedanken, aus welchen jih das Syſtem zufammenfügt, in vorſte⸗ 
henden Sägen dargelegt zu haben. Es wäre unrichtig, wollte man das Geſammtbild des ſoge⸗ 
nannten „Berufsſtaats“, welches fih aus dieſen Grundſtrichen ergibt, unter die Staatdromane 
zählen; von der Wirklichkeit ift e8 zwar weit genug entfernt, aber auch von aller Poeſie. 

Die Entwidelung des Dogmas vom Berufsftaat bietet wenig des Neuen; fie ift nad Grund: 
lage und Zielen eine der nüchternften Nachbildungen des Staats von Platon, von aller Joealität 
entkleidet und auf Geſellſchaftszuſtände angewendet, die für diefelben ganz unempfänglid find, 
und noch viel unempfänglicher dafür werben würden, wenn ed möglich wäre, daß ſie ich in Der 
von dem Autor geträumten Weife entwideln £önnten. Ähnlich dem Staate des Platon, „wel= 
cher einen organifhen Gefammtzuftand varftellen fol, ver ſich für eine Abtheilung des Men— 
ſchengeſchlechts ergibt, wenn fie die außer ihr und an fich ſeiende Idee des Guten (dev Gerechtig⸗ 
feit) in ihrem Zufammenleben zur Handlung und Wirklichkeit werden laffen will“ — jo ſoll 
auch „der organijch rechtliche Berufsftaat beftimmt fein, das Necht (die Idee des Rechten und 
Guten) «in feiner vollendeten Bereutung » — ald Inbegriff ver äußerlich gegenſtändlichen Be— 
dingungen des gefanımten religiös = ſittlichen Zweckes“ der im Staate vereinigten Gefellichaft 
zu verwirklichen 

Wie in dem Staate des Platon der Mangel an Achtung der menſchlichen Perjönlickeit als 
folder charakteriſtiſch ift, der einzelne Menſch dabei nicht an fih, fondern nur in feiner Stellung 
im Gefammtorganismus in Betracht fommt, und dem legtern in allen feinen rein menſchlichen 
Beziehungen zum Opfer gebracht wird, fo auch, wie wir fehen werben, im „Beruföftaate‘‘. 

Menn aber 3) Platon's ftaatliche Ideale feft auf dem Boden der helleniſchen Lebensanficht 
ruben, und Ariftoteles die Gejepe nur in ven Thatſachen aufzufinden jucht, jo entbebrt ver 
Autor des Beruföftaatd der einen wie der andern Grundlage für feine Geiftesgebilde. Er tritt 
damit demjenigen Princip geradezu entgegen, welches der ganzen neuern Gefellfchaftsentwidke- 
lung zu Grunde liegt ; welches fih aus der germaniſchen Perjönlichkeit des Rechts und aus der 
Forderung der abjoluten Bedeutung der Perfönlichkeit herausgebildet hat, und welches das der 
freieften Selbftbeftimmung des Individuums ift. Nichts ift daher willkürlicher, unberebtigter, 
unwahrer, al® wenn der Autor „den rechtlichen Berufsorganismus’ in der von ihm geforder⸗ 
ten, den Staat umfaffenden und erfüllenven Allgemeinheit „das wahrhaft Menſchliche“ nennt, 
und darum auf die Zukunft vertraut, „daß er auch das wahrhaft Deutiche” fein werde. Der 
Untergang der. antifen, namentlich ver hellenifchen Lebensauffaffung und ihrer Darftellung im 
Staate, beruht auftiefern Gründen, als der Autor, indem er fi) ver Hoffnung der Wiederbele- 
bung derſelben hingibt, fcheint würdigen zu fönmen. Dem griehifchen Bürger war das Leben 
im Staate ein Gefammtleben. Der einzelne Bürger ift nur ein Beftandtheil dieſes Ganzen und 
ohne Selbſtzweck. Nur infofern die Gefammtheit durch Erreihung ihres Zwecks glücklich ift, 
kommt dem Bürger auch fein Antheil an Erreihung des Lebendziels zu. Ein ſolches, das ganze 
perjönliche Leben durchdringendes und erfüllendes Gefammtleben war nur in Stadtftaaten 
unter den eigenthümlichften Verhältniffen möglih. Diefe ihre Stabtftaaten hatten die Alten 
auf dem Boden ver Freiheit, ver allein die Höhere Vaterlandsliebe erzeugt, Durch politifdje Ein— 
richtungen ausgebildet und mit allem, ihrer hohen Eulturftufe Entſprechendem geſchmückt, jo= 
daß es für fie nichts Höheres gab als ihre Stadt, die ihnen ald Vaterland und gemeinichaftliche 
Mutter galt; ſodaß fie einen hHöhern Beruf fich nicht zu denken wußten als ven, in diejer Stadt 
nur für fie zu leben, oder, wenn es ihre Vertheidigung galt, zu fterben; und daß ald die empfind⸗ 
lichfte Strafe von ihnen das @ril betrachtet wurde. 

Aber auch auf dem Boden der heflenifchen Lebendanfhauung erkennt Platon, deſſen arifto- 
kratiſchere uͤberzeugungen den demofratifchen Ergebniffen der Solon'ſchen Geſetzgebung entge— 
gentreten, daß ſein Ideal vom Staat nur bei Abweſenheit aller Selbſtſucht zu verwirklichen ſei; 
dann, wenn jeder nur das gemeinſchaftliche Gute im Auge habe, und darum der Wille und das 
Glück des einzelnen unbedingt dem Zwecke, dem Willen und dem Glücke der Geſammtheit un: 
tergeordnet werde. Eine ſolche Forderung aber, an die Mafle der im Staate vereinigten menſch⸗ 
lichen Geſellſchaft geſtellt, ſieht er für eine unmögliche, nicht zu befriedigende an ; ein jo hober 
Grad von Verleugnung des Egoismus und des Individualismus lag aud nit in dem Cha— 


3) Robert von Mohl, Die Gefchichte der Literatur der Staatswiffenichaften, I, 219 fg. 
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after der doc gern an den Staatszweck ſich hingebenden Griechen. Daher hat Platon die For— 
derungen an jein Ideal vom Staat, wie dies in den „Geſetzen“ ausgeführt ift, um ein Merk: 
liches hevabgeftimmt. An die Stelle der volltommenften Gemeinihaft von Weibern, Kindern, 
Gut und Habe, die ihm ein unerreichbares Ideal bleibt, fegt er den Grundſatz der Gleichheit 
innerhalb einer, feit beftimmten Orpnung, womit fi der für Menfchen allein mögliche Staat 
begnügen müſſe. Aber dieje Gleichheit, welche ift je? Nur ein Fleinfter Bruchtheil ver Ge— 
fammtbevölferung der antifen Staaten war zu folhem idealen Geſammtleben berechtigt, oder 
vielmehr, nad) ihrer Verbreitung über das ganze Staatögebiet, befähigt. Sklaverei ift auch 
bei Platon jelbitverftändlih, und er wie die Griechen überhaupt hatten von der bürgerlichen 
Gleichberechtigung im Staate etwa ähnliche Anfichten wie in unfern Tagen die nordamerikani— 
Ihe Brojflavereipartei. Aber auch tie Bürger follten nicht alle gleichberechtigt fein; fondern 
die Gleihberehtigung nur für eine Ariftofratie von 5040 Vollbürgern, alfo etwa ven 
vierten Theil der Bürger, melde Attika zählte, gelten. Diefe 5040 Vollbürger jollen 
gleichen Grundbeſitz haben; es ift ihnen verboten von Gewerben Nugen zu ziehen; und, als 
hinreihend mit dem Staate beihäftigt, dürfen fie Handwerke und Krämerei gar nicht treis 
ben ;. died auch darum, weil dergleihen Hantierung ihrer unwürdig ſei. Solde ihrer un= 
würdige Santierung bleibt Fremden, Breigelaffenen und Sklaven überlaffen. Auch biefe 
Ariftofratie von 5040 Bollbürgern mürde weniger zur Herrſchaft ald zur Theilnahme an 
diejer berufen jein ; die Herrihaft jelbft im Staate ſoll auch, nach allen dieſen Zugeftänpniffen 
an den Conſervativismus, doch noch den Philofophen gehören. Damit bezeichnet Blaton den 
hoben, über den gewöhnlichen Lebensbeziehungen und Intereflen von demjenigen zu nehmenden 
Standpunkt, ver die Leitung der höchften Staatsangelegenheiten, ver Geſetzgebung im Intereſſe 
der Wohlfahrt jeiner Mitbürger, der Negierung und Verwaltung, zu feiner alleinigen oder 
mejentlihen Aufgabe, zum Gegenftande feines Nachdenkens und feiner Thätigfeit macht. Nicht 
zu erwähnen, daß auch nad) den Begriffen unferer Zeit für ſolchen Beruf, um fo mehr für den 
eigentlich ftaatdmännifchen, neben den Charaktereigenſchaften, eine hohe allgemeine Bildung 
erfordert wird, um alle Intereffen und ihr wedhfelfeitiged Berhälmiß würdigen, bei ver Staats— 
leitung wahren, over vermittelnd ausgleichen zu können. Wie würde jhon Platon eine Staats— 
earicaturzeichnung beurtbeilt haben, bei welcher von allen ſolchen Eigenſchaften und Erforder⸗ 
niffen für die Staatölenfer abgeiehen ift ; nad) welcher pad gemeinichaftliche Leben wejentlich in 
der Selbftverwaltung durd den ganzen Staat hindurch, ſtufenweiſe zufammengefaßter Berufs: 
gemeinihaften durch ihre Genoſſen verlaufen foll, ſodaß die höchfte Landesvertretung, die zus 
gleich Mitregierung wäre, aus Vertretern der. Berufögemeinjchaften des ganzen Landes befteben 
würde, deren höchſtes Lob das fein Fönnte, daß fie wegen ihrer vollendeten Berufsbildung, ald 
Landwirthe, Kaufleute, Gelehrte, „Gevatter Schneider und Handſchuhmacher“, zu jenem hohen 
Regierungd» und Berwaltungsberuf erforen feien. ’ 

Bei jenen Vorſchlägen batte Platon die thatſächlichen Verhältniſſe Attifas im Auge, deſſen 
Bevölferung*) um 400 v. Chr. auf nahe bei 40 Duadratmeilen in 500000 Seelen beitanden 
haben mag, darunter 20000 Bürger mit 90000 Seelen ; 10000 Schugverwandte mit 45000 
Seelen und an Sklaven, mit deren Weibern und Kindern, deren aber verhältnifmäßig nur 
wenige gewefen wären , etwa 365000 Seelen. Wol ſah Platon ein, daß das ideale bürgerliche 
Gejamritleben nur in einer Stadtgemeinde wie Aphen, und auch bier nur für einen Theil der 
Bevölkerung, nicht für die Gefammtbevölferung des Staats Attifa verwirklicht werben könne; 
er fannte den Abftand in dem Grade des Gejammtlebend, und folglid in der politiſchen Bil- 
dungsſtufe, welder bei ver Mehrzahl der Bürger, und namentlich bei denen der Hleinern Städt— 
chen und auf dem Rande angejeflenen, jene erforderte Abweſenheit aller Selbſtſucht nicht erwarz 
ten ließ; und die Betrachtungen konnten auch ihm nicht fremd fein, welche feinen Zeitgenoſſen 
Ariftophanes zu den dramatiſchen Epigrammen veranlaßten, in denen diefer das in den Augen 
des Städters dumme und doch fo zahlreiche Bauernvolk verhöhnt, wie ed in die Stadt fommt, 
um feine politifhen Rechte auszuüben. So die antife Staatsanſchauung. 

Was nun vermag der fogenannte „rechtlich organiihe Berufsftant‘ dem Bürger ber 
Jeptzeit zu bieten, um dieſen für die Verleugnung feiner Individualität, für das geforderte 
gänzliche Sihhingeben an die Zwecke dieſes Berufsſtaats zu entfhädigen? Gin Gemeinleben 
im antifen Sinne der Athener und Spartaner offenbar nit. Nicht blos die Natur und 
die Menschen unter dem nördlichen Himmel fchlieft ein Gefamnitleben aus, wie e8 die Alten 





4) Auguft Böckh, Die Staatshaushaltung der Athener (Berlin 1817), I, 40. 
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als Ideal erftrebten; auch die politifhen Bedürfniſſe der Neuzeit und ſittliche Motive, vie 
auf dem Boden des Chriſtenthums wurzeln, ftehen ihm entgegen. Beiſpiele von war: 
mer, aufopfernder, ja enthufiaftiiher Vaterlandsliebe, durch ähnliche Antriebe erzeugt und 
genährt wie bei ven Alten, überliefert und aud die Geſchichte unjerd Vaterlandes, namentlid 
einzelner unjerer Reichsſtädte; aber ein Gejammtleben wie in den griechiſchen Hauptſtädten 
konnie fich in ihnen nicht entwickeln. Dazu fehlte ed an der jo lebendigen Empfänglichkeit dafür 
der nordiſchen, kühlern Naturen und an andern damit zufammenhängenden Elimatifchen Vor: 
ausfegungen. Denn nur unter wärmerm Himmelsſtriche, unter welchem der Menſch auch me: 
niger zu ſeiner Exiſtenz bedarf und daher enger zuſammen wohnen kann, gibt er ſich ausſchließ— 
licher dem Öffentlichen Leben hin; und nur hier laſſen ſich die Staats- und Oemeindeangelegen: 
heiten auf dem Markte verhandeln, der durh Himmel, entſprechende Einrichtungen und 
Schmuck zum Verweilen und zur Widmung an das öffentliche Leben einladet, und etwa über: 
dies noch mit Erinnerungen an die Bürgertugenden der Vorfahren zum Nacheifer im Gemein: 
finn fpornt. Der Bürger in jenen Reichsſtädten konnte dieje nicht ald das Höchſte betrachten, 
was ed für jie gab; über den Heimatsſtädten ftand, während Jahrhunderten wenigftend ihrer 
höchſten Blüte in der That wie in der Idee — das Reid. Dann hatte das Chriftenthum die 
Bevölkerungen auf ein höheres Vaterland im Gotteöftaate hingewieſen, und für die, ald höhere 
Menjhentugend ihnen zur Pflicht gemachte, Liebe der ganzen, vor Gott gleichen Menſchheit, die 
in ſoichem Mafe von den Alten ald ein Verrath am Baterlande betrachtet worden fein würde, 
war ihnen himmlifcher Preis und Kohn verheipen. 

Mit der umfaſſendern Gleihberehtigung der Menſchen unter allen Lebensbedingungen und 
mit dem maflenhaftern Zufammengefaßtiein ver Staatenbevölferungen in den heutigen Staaten 
ift auch in den fühlicher und dichter mohnenden, für das Gefammtleben empfänglichern Nationen 
der Sinn dafür ein anderer geworden, als er in der clajliihen Vorzeit war. Durch eine lange 
Periode hindurch, während weldher Oemeinjinn und Baterlandsliebe, wenn nicht geringer geach— 
tete, doch weniger zur Geltung gefommene Tugenden'waren, find dieſe zwar wieder zu madti: 
gern Bactoren der geſchichtlichen Greignijfe erwacht, aber unter ftaatlihen Verhältniſſen, welge 
die antife Intenfität diefer Tugenden ausſchließen. Die erſte Korderung der Vaterlandäliche 
hleibt immer die ftaatliche und nationale Unabhängigkeit, und dieje ift — da Kriegs: und Er- 
oberungsluft bei folhen Völkern und ihren Führern, welche die ſchönere und freiere Heimat nicht 
feffelt, nicht abgenommen haben — bei dem größern gegenjeitigen Völferverfehr und den er: 
leichterten Mitteln vefjelben zum Theil leichter und fortvauernder bedroht, ald das bei den Bil: 
fern des Alterthums der Fall war. Diefe dauernde gegenfeitige Bedrohung der Unabhängigkeit 
der Staaten, bei unfihern Grenzen und beitrittenen Intereſſen, aud oft nur um der Ehrſucht 
oder dem Ehrbedürfniß der einzelnen willen und aus Luſt an Kriegsruhm, Kriegsbeute und 
ſtaatlicher Vergrößerung, hat, ſowol in offenſiver als defenſiver Haltung, das Streben der 
Nationen erzeugt und zum Theil an das Ziel und über das Ziel hinausgelangen laſſen, in grö⸗ 
fern Nationalſtaaten nebſt Dependenzen davon ſich zuſammenzufaſſen, um dadurch um ſo ſicheret 
entweder die eigene Unabhängigkeit zu ſchützen, oder die der andern zu gefährden. Gemeinſinn 
und Baterlandsliebe haben ſich daher in der Neuzeit national gefteigert; aber die gegenwärtigen 
Staatenverbältniffe laffen die Exiſtenz von Stadtſtaaten und ſehr Eleinen Staaten nur nod ald 
gedulvete Ausnahmen zu; und es fallen damit die Borausjegungen eines ſtaatlichen Gemein: 
lebend weg, welche den hohen Grad von Selbftgefühl, Gemeinfinn und Aufopferungsfäbigkeit 
zu erwecken und zu beleben vermöchte, wie, nad) dem Zeugniß der Geſchichte, das antike Leben 
der Griechen zu ihrer Blütezeit ihn bewährte. 

Das Beduͤrfniß der Unabhängigkeit, die grope Seelenzahl der nach Einheit im fich ftrebenven 
Nationen bedingen größere Staaten, und zwar, um der Einheit willen, unter monarchiſcher Füb: 
rung. In ſolchen ift ein Map von Freiheit und ein daraus bervorgehendes Gejammtleben, wit 
dies in den bellenifchen Stadtſtaaten beftand, nicht möglid.. Cine gemäßigtere Vater landsliebe 
kann auch in ihnen beſtehen, in dem Maße geſteigert, in welchem den Bürgern es möglid gemacht 
iſt, eine öffentliche Meinung zu haben und zu bethätigen, und in weldem die Staatdangelegen: 
heiten in Übereinftimmung mit diefer öffentlichen Meinung geführt, Freiheit und Recht geſchüht, 
Bildung und Wohlſtand des Volks befördert werden. 

Dieſe realen Verhältniſſe können nicht durch transſcendentale Speculationen geändert werden, 
und am wenigſten iſt, wie wir ſehen werden, dev organiſche Berufsſtaat, nach der Erfindung ſei⸗ 
nes Autors geeignet, ein Geſammileben nach antikem Vorbild zu ſchaffen oder darzuſtellen, 
welches das Opfer des Individualismus lohnen könnte. 
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Indem wir alfo dad aufgeftellte Rechtsprincip von der umfaſſenden Berufspflicht aller 
fowol aus dem Geſichtspunkte feiner philofophiihen Begründung, ald aus dem feiner prak— 
tifhen Zwede verwerfen, wollen wir zunächſt die erftere ver Betrachtung unterwerfen. 

1) Das Recht auf natürlich freie Selbftheit aller fei die dürftigſte Seite des vollen Rechts. 
Das Recht auf die Erfüllung der fittlihen Beſtimmung ded Menichen gebe erft die Vervollſtän— 
Digung ded ganzen Rechts. Dem Recht des Menichen entfpricht die Rechtspflicht der übrigen, 
fein Recht iym zu gewähren, und ed kommt dabei nicht darauf an, ob dieſe Rechtöpflicht ‚Gegen: 
fand eined unmittelbaren Rechtszwangs iſt“. Bezieht ſich die urſprüngliche Nechtspflicht auf 
die gefammten äußerlich gegenftändlichen Bedingungen der fittlidhen Beftimmung aller, fo folgt 
unmittelbar daraus eine urjprüngliche und umfaſſende rechtliche Berufspflicht aller innerhalb 
der Gemeinſchaft. Denn — und num kommt die petitio prineipii: „jener umfaflende Rechts— 
zweck, welcher die mannichfachen äußern Mittel zur Erreihung der vollen Beſtimmung aller 
enthält, ift nur möglich durd eine gegenfeitig jich ergänzende mannichfadhe Berufsarbeit aller 
für die verfchiedenen Seiten diefer Beitimmung, und es ift alfo ein in feinen Gliedern fich gegen 
feitig ergänzendes organifches Syitem der allgemeinen zwedmäßigen Berufsarbeit geforvert, 
dem jeder angehören ſoll.“ 

Diefe Begründung des aufgeftellten Rechtsprincips läßt, wie gefagt, einestheils ven Beweis 
vermiffen, daß nur mitteld der Berufspflicht aller die jitrliche Beftimmung des Menfchen zu er= 
füllen fei, und diefer Beweis ift fo wenig zu erbringen, daß vielmehr die Haltlojigfeit der Bes 
hauptung durch jedes ausgezeichnete Product des neuern Gewerbfleißes dargethan ift; andern 
theils hebt fie den Theil des Rechts, den jie vervollitändigen zu wollen vorgab, und auf den wir 
das Hauptgewicht legen, das Recht der natürlidy Freien Selbitbeftimmmung, des Individualismus, 
vollftändig auf. Über die desfallfige Abiicht des Autors bleibt Fein Zweifel, wenn man lieft: 
„Aber beridhtigt wird dadurch (durch das Bewußtſein nämlich der Berufspfliht) allerdings ver 
firtlih wie rechtlich unwahre Freiheitöbegrifi, der auf jene einfeitige Brivaritellung aller (den 
Individualismus) ſich gründet.” Wir wollen dem Autor feine Anfhauung über ven wahren 
Breibeitöbegriff laffen, ohne die unferige zu ändern, welche vahin geht, daß der Individualismug, 
wie er in der chriſtlichen Lehre wurzelt, jo das Prineip der ganzen modernen Geſellſchafts— 
entwicelung ift, und wer es bejeitigen fönnte, diefe, ohne etwas Beſſeres an die Stelle zu jegen, 
erjtifen würde. Unter allen Hemmungen jind die ſchlimmſten diejenigen, welche Direct die freie 
Bewegung des Arbeiter bejchränfen und fo das Gefühl feiner wirthſchaftlichen und moraliſchen 
Selbſtverantwortlichkeit verkümmern. 

2) Die Kritik der Rechtsanſchauung, welche von dem Staate und von der Geſellſchaft die 
Möglichkeit ver freieften Selbftbeftimmung des Individuums fordert, unjerer Rechtsanſchauung 
alfo, wird aus angeblichen Folgen verjelben abgeleitet, welche theils erdichtete, theils zufällige, 
feineöfalls nothiwenvige find. Allen Erfahrungen trogt die Behauptung, daß das RMechts— 
princip des Individualismus in feiner Weije den Trieb zu einer zu höherer Gemeinſam— 
feit organifirten Verwaltung umd eines kräftigen politiihen Lebens habe hervorrufen fünnen; 
und daß Die Rechtöinterejlen des invividnellen Erwerbs und Bejiged den höhern allgemeinen 
Intereſſen des Staats entfremdeten. Sehen wir von der antiken Lebensauffaſſung und ihrer 
Daritellung.im Staate ab, zu deren Wiederbelebung, wie wir gejehen haben, alle Vorausſetzun— 
gen fehlen, jo kann e3 als Ariom gelten, daß in dem Berhältnig dev Möglichfeit und Wirklichkeit 
des individuellen Erwerbs und Beſitzes das Intereſſe ded Individuums fleigt an ven Bedingun— 
gen der Selbſtändigkeit, der Macht, der Bildung, der Ehre des Staats, und mad die Summe 
alles deſſen ift, der Pflege ded Gemeinſinns. Die Geihichte Englands und der Vereinigten 
Staaten von Nordamerika beweift, daß die von der Intelligenz geleitete Entmwidelung zur Frei— 
beit Hand in Hand gegangen ift mit dem Antriebe zum unbejhränkteften Unternebmungsgeift 
und linternebmungsmuth der Individuen und mit dem- daraus erwachjenen individuellen Erz 
werb und Bejig. 

Ebenſo willfürlich ift vie Behauptung, daß das fo bezeichnete, gleihmäßig abftracte Staats— 
bürgerthum — das beißt alſo in dem bier entwidelten Sinne das Bürgerthum, weldyes und einer 
Staatögejellfhaft verbindet, ohne daß wir genötbigt feien, diefen Berband durch das Mittel einer 
erzwungenen Genoſſenſchaft zu ſuchen — jeder umfaſſenden genoſſenſchaftlichen Organifirung 
entfremde, mit den Gliedern desjenigen Beruföfreifes und Geſellſchaftsgebiets, dem ed angehört. 
Es widerjpricht dieſe Behauptung einerjeits der eigenen Anführung des Autoys an einer andern 
Stelle, daß man „jener falſchen « Allgewalt» des Staats, jener einfeitigen Gentralijirung des 
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Ganzen jegt mit fo vielem Mechte zu entgehen ſtrebe durch eine neugefräftigte, innerlich jelbftän- 
dige Gliederung der Geſellſchaft“; andererfeitd der Thatſache, daß überall freie Afloriationen 
entftehen, nicht allein da, wo wohlverſtandenes Brivatintereile fie hervorruft, ſondern auch da, 
wo gemeinfames Interejie nur norgeichwinbelt und das Brivatintereife übertölpelt wird, feiner 
Eelbfithätigfeit in oft übelgeipendetem Bertrauen zu dem Vermaltungstalent von Schwindlern 
füch zu begeben. 

Es ift nur die Wiederholung und Umſchreibung derfelben falichen Auffaflungen, wenn be- 
hauptet ift, daß der Gonftitutionalismus die Möglichkeit (!) eines wirklichen, fräftigspolitifchen 
Lebens aufgehoben habe. Das Problem, mittels der geſellſchaftlichen Ginrichtungen den Gemein: 
geiſt und Nationalauffhwung immer auf gleiher Höhe zu erhalten, ift bisjegt nicht gelöft wor⸗ 
ben, weder durd) die Staatdformen der antiken, noch durch die der modernen Welt. Nicht bios 
iſt Ebbe um» Flut die conftante Regel für die Bewegung des gefunden öffentlichen Lebens, fon: 
dern auch der Wechſel des Geſundheitszuſtandes ift eine conftante Erfahrung im Staats- 
und Bölferleben; und nach ungünftigern Zeitläufen, während welder die Staatöformen gemalt: 
fam verändert oder in Frage geſtellt, ‘Barteien gebildet oder zerjegt, mächtige Intereflen ver: 
legt wurden, werden Gorruption und andere Krankheitöijymptome unter allen Staats- ums 
Geſellſchaftsformen hervortreten, bis wieder eine beilfame Reinigung der Atmofphäre durch 
ſchwere Heimſuchung ftattfindet. 

Dad aufgeſtellte Rechtsprincip von der umfaſſenden Berufspflicht aller ſcheint nicht danach 
angethan, Epoche machen und jenes Problem löſen zu ſollen; im Gegentheil: Es gibt Formen, 
welche ven Geiſt beleben, und andere, welche ihn tödten; und bie Übertreibung ber Durchgliede⸗ 
rung der Gefellihaft mit Ziwangsmitteln führt unvermeidlich zu den Formen ber legtern Art. 

3) Der Autor läßt an die Stelle des Gefammtlebens in den antiken Stabtftaaten, gegen 
weldyes die Bürger ihr natürliches Recht auf freie Selbftbeftimmung im meitem Umfange bin: 
geben, weſentlich eine Berufsgemeinſchaft treten, in welder, wie er meint, biefelben Antriebe 
gefunden werben müßten, und umgibt num aud) dieſes Berhältnig, in Worten wenigftend, mit 
einer Ölorie von erhabenen und jelbitlohnenden Zweden, die alle jeue Antriebe zu Widmung 
und Opfern, wodurch Menſchen biäher zur Veredelung und zur Berbefferung ihrer materiellen 
Zuftände geführt worden jind, weit hinter ji laflen würden. Wir werden aber die Macht vieler 
Antriebe erſt beurtbeilen fönnen, wenn wir die Berufsgenoſſenſchaft in Thätigfeit und werben 
verdeutlicht haben. 

4) Berufägenoffenihaft nennt der Autor den Organismus, den er befürwortet; er mid: 
braucht aber dad Wort zur Bezeihnung einer Zwangsanftalt, die auf den Begriff von Zunft 
binausläuft, aber nur noch beſchränkender if. Das unterſcheidende Merkmal der Genoffenicait, 
im Gegenfag zu der Zunft jowol wie zu den falfhen Erfindungen der Bhantaften, denen wir bie 
Phalanftere, Nationalwerkftätten u. ſ. w. verdanfen, ift Died, daß jie niemand Gewalt anthut, 
daß fie mit ver Freiheit und dem Individualismus beftehen fann. Die freie Genoſſenſchaft, welche 
weder von der Staatögewalt oder einem PBrincip, das ſich an deren Stelle jegen will, zufammen: 
getrieben, noch vermöge der Staatsgewalt oder des jie vertretenden Principe auf anderer Koften 
erhalten wird, breitet dad Reich der menſchlichen Selbftändigfeit aus; der Autor will dieſelbe 
unter dem Titel von Genoſſeuſchaften nur einfhränfen. Der Autor läßt ed zwar in einem etwad 
myſtiſchen Dunkel, inwiefern das Individuum mit Zwangsmitteln zur Erfüllung der behaup- 
teten Beruföpflict joll angehalten werben fünnen. Da der Staat nad jeiner Anſchauuug zwar 
nicht in der Gejellfchaft untergegangen, jondern — was wir für daſſelbe halten — die Geſellſchaft 
mit allen ihren religiöfen, fittlichen, rechtlichen, wirthſchaftlichen Zwecken „zum freien inhalte- 
vollen Organismus ded Staats jelbft geworden iſt“, fo fällt für den Autor der Unterjchieb zwi: 
fhen Rechts⸗ und Moralgejegen ganz weg. Die Gejege, welde er für erforderlich hält, damit 
der Menſch die von ihm unterftellte rechtlich: fittlihe Beftimmumng erfülle, find ihm auch Rechts— 
gefege, die eine rechtliche Nöthigung in fid tragen, „da fie durchaus nichts der freien fütt- 
lichen Würde Widerſprechendes, jondern für dieſelbe unentbehrlich‘ (') fin. Das Zwangs⸗ 
verhältniß aber, in weldem das Individuum zu der Berufägenoflenicaft ftebt, geht ſowol aus 
dem entwidelten Syſtem hervor, wonach jeder einer Berufsgenoſſenſchaft angehören, wonach r& 
fein gegründetes Recht zu einer bloßen Privateriftenz geben fol, ald aud aus folgenden (jchen 
oben angeführten) nähern Ausführungen dieſes Berhälmiffes: „Aber berichtigt wirb ba- 
durch allerdings der jittlih wie rechtlich unmahre Freiheitsbegriff, der auf jene einfeitige Bri- 
vatftellung aller ich gründet. Es bleibt 3.3. die volle jittlihe Freiheit der Berufswahl; aber 
rechtlich-ſittlich ift diejelbe nur dadurch, daß fie im Einklang ift mit der zu erprobenden Fähigkeit 
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zu dem beſtimmten rechtlichen Berufe, forwie mit dem durch den allgemeinen Rechts zweck gefor: 
devien quantitativen Verhältniß, in welchem die einzelnen Beruföformen ihrer Beflimmung ges 
mäß vertreten fein ſollen.“ Es wird ſodann von jeden Gewerbtreibenden volle, zeitgemäße 
Zwedmäßigfeit feiner Berufsarbeit gefordert, welche ihre rechtliche Beſtimmung nur dadurd 
erfüllt, daß fie das Erzeugniß ihrer Arbeit in den allgemeinen Verkehr bringt, was aud von 
Erfindungen und Vervollkommnungen in den bejtimmten Berufdzweigen gilt, und aus diejer 
„allgemeinen Verkehrspflicht‘ wird weiter gefolgert, daß die Genoſſenſchaft die Preife macht. 
„Die ſelbſtiſche Berehnung, Speculation u. |. w. des bloßen Privatintereffes ift rechtlich kraft 
jener Beruföpflicht ausgefchloffen.” „Die bloße Privatausbeutung und Zurüdbehaltung eines 
folchen Fortſchritts im eigenen Inteveffe ift der unmittelbare Widerſpruch gegen die wahre, recht— 
liche Berufopflicht.“ 

(88 kann nicht verfannt werden, daß diefe Anfichten auf eine Steigerung aller Misftände 
binauslaufen würden, die der exelufiven Tendenz des ververbten Zunftgeiftes bisher zur Laſt 
geſchrieben worden find, ohne daß ein praftiihes Gorrectiv geboten wäre; und dieſe Anjichten 
erhalten noch vielfady ihre Färbung durch die Misgunft, womit das Fabrikweſen behandelt wird, 
da jedoch der Autor, um nicht mit der ganzen induftriellen Zeitrehnung in Widerſpruch zu ges 
rathen, nicht wagt, direct anzugreifen, jo unverträglich ed auch mit feiner ganzen Auffaffung if. 

5) Die behauptete Zweckmäßigkeit von Berufögenoflenihaften führt mitten in den Streit 
über ven Vorzug, ob der Gewerbefreibeit, ob des Zunftzwangs? Die Zmedmäßigkeit von frei 
ſich bildenden Berufsgeneflenfhaften, oder Afforiationen zu beftimmten Berufszweden, wird 
niemand betreiten ; ſowie aber der erihwerte Eintritt ald Bedingung erſcheint des Gewerbbe⸗ 
triebs und der bürgerlichen Nahrung, jo Handelt es jich, wie gefagt, nicht mehr von einer Ge: 
noffenihaft, fondern von Zunftzwang. Auf der andern Seite nennt der Autor diejenige Ge- 
werbefreiheit, die das Gewerbe zum freien Brivaterwerb ausnutzt, eine falfche, ſchrankenloſe und 
unorganiſche, und bezeichnet, mit willfürlicher Verfehrung der Begriffe, die genoſſenſchaftliche, 
vielmehr, da fie eine nothwendige fein foll, die zunftmäßige Gliederung ald „das praftifche 
Gomplement der Gewerbefreiheit“. 

Zwar wird vorausgeſetzt, „das die flarre Form beflimmter und bergebrachter Zünfte und 
Innungen und der hierauf bezügliche Zwang, daß ebenfo die unzweckmäßige Form einzelner 
Prüfungsarbeiten aufhöre, und die volle, der Zeitbildung entfpredhende Möglichkeit der freiflüſ⸗— 
figen Umgeftaltung und Verfchmelzung der beftimmten Gewerbögebiete und ihres Betriebes ges 
wahrt werde”, mit dem Zujage, daß „dieſe Korderungen der Gewerbefreiheit auch die Orb: 
nung der allgemein vechtlihen Beruföpflicht zu der ihrigen machen müfle”. Allein, wie dies 
alles gefhehen, wie dem Zeitgemäßen überall in den genoflenihaftlihen Berfammlungen und 
bei deren Anordnungen der Sieg über ven Schlendrian gefichert, wie, „daß die Formen der Zu— 
fanımenfaflung ftarre, feite feien‘‘, vermieden, „daß fie freiflüffige würden‘ und bleiben, bewirkt 
werben foll: diefes Problem läßt der Autor ungelöft, und in der gefuchten Zurückweiſung des 
Begriffd von Zwang bezüglich der Betheiligung an der Genoſſenſchaft, die ſchließlich nur auf bie 
fubtile Unterfcheivung zwiſchen einem mittelbaren und unmittelbaren Rechtszwange hinausläuft, 
liegt dennoch eine unlogiſche Verleugnung der Bonjequenzen des Syſtems. Auch die hergebrachten 
Zünfte und Innungen beftanden nicht urſprünglich in ſtarrer Form ; die fjogenannte Wohlfahrtd= 
polizei hat die jegigen Vogelſcheuchen ausihnen gemacht. Ihren Stiftern ift es nicht eingefallen, 
amdere ungerecht vergewaltigen zu wollen, da fie vielmehr nur der freien Arbeit unter fhwierigen 
Berhältniffen eine Stätte zu bereiten fuchten. Aber in der vorgefhlagenen Organifation ſelbſt 
der unter dem Namen von Berufsgenoſſenſchaften verkleideten Zünfte liegt Fein innerer Grund, 
welcher dieſe davor bewahren fünnte, daß fie nicht in gleichem Entwidelungsgange wie die mittel: 
alterlichen ver Entartung umd dem Verfalle auögejegt wären; daß eine obligatorijche Berufs: 
genoflenichaft bei Selbftverwaltung ihrer Intereflen in dem beantragten Umfange, die faft einer 
fouveränen Dispofition über die Kräfte der Genoffen gleihfommen würde, ſich nit von ihrer 
in der Genoffenfhaft verfhrumpften Einfiht und von dem traditionellen Vorurtheil deflen, 
was ihr Intereffe forbere , werbe leiten laſſen. 

Auf der andern Seite haben neuere Erfahrungen vielfach gelehrt, daß jelbft ſolche Berufös 
genoflenfhaiten, deren eigentlichfte Aufgabe es ift, für Verbreitung von Bildung, nüglichen 
Kenntniffen und Wiflenfchaften thätig zu fein, und welche viefe Thätigkeit durch freie genoflen= 
ſchaftliche Beftrebungen fördern zu wollen erflärt haben, von nachtheiliger Ginfeitigfeit ſich nicht 
frei zu erhalten wußten, und eines temperirenden höhern Einfluffes bedurften, welcher jeiner 
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Natur nach fähig ift, aud die andern Beruföftellungen und ihre billigen Anſprüche an pas 
Ganze mit überfichtliher Sahfenutnip zu würdigen, gegenjeitig auszugleihen, und jo jeinen 
Standpunft über den Berufsintereffen zu nehmen. Ein ſolcher Einfluß wäre ja nicht mehr zu 
finden, wenn die Geſellſchaft fi in lauter Berufsgenoſſenſchaften auflöft und die Vertreter ver: 
felben, lediglich auf ven Titel ihrer Berufsbildung hin, am Ende felbft zur Staatsregierung 
werden. 

Wir treten daher der Vorausſetzung eines nothwendig vortrefflihen Geiftes der fo organi: 
firten, obligatoriſchen Berufsgenoffenichaften mit der Frage entgegen, was wol das Schidjal 
Galileo Galilei's und feiner Xehre geweſen fein würde, wenm er zu feiner Zeit, in welcher der 
bureaufratifche Staat das Übergewicht nicht hatte, im Sinne des. Autors einer Genoſſenſchaft 
der Phyſiker und Mathematiker Italiens, oder jeded andern der damaligen großen Staaten, an: 
gebört hätte, bei Machtvollkommenheit ſolcher Genoffenihaft, die Lehre zu prüfen, zur Dffent: 
lichkeit zuzulaffen over davon auszufchlienen; über die Tüchtigkeit der einzelnen Mitglieder zu 
wachen, und „die zur Wahrung der Berufsehre gehörige jonftige Zucht, über die felbftändigen 
fowol als die erſt nod beranzubildenden unfelbftändigen Mitglieder‘, zu handhaben. Dper 
wird man vielleicht die Stirn haben, behaupten zu wollen, daß unter der angeftrebten Herrſchaft 
der jocialen Theorie von der umfaſſenden Berufspflicht aller analoge Berfolgungen, wie die Ga— 
lilei's, nicht vorfommen könnten? Auch den Autor fcheint ſolche Zuverficht zu verlaffen, indem 
er jagt: „Die innerlich felbftändige Organijirung und Verwaltung der Gewerbögenojlenichaften 
mit ihrer freien innern Zwedmäßigfeit (!) wird an ji felbft fortwährend vie paſſende Zu: 
jammenfaffung und Abtbeilung der beſtimmten Gewerbögebiete jihern (2); allein dies alles 
ift doch erjt dann wahrhaft möglich, wenn diefe ganze Ordnung von jenem höhern rechtlichen 
Bewußtſein der wahrhaften Berufspflicht durchdrungen iſt und eine demgemäße allgemein recht— 
liche Bedeutung im Staate hat, nicht aber das bloße particuläre Thun einzelner Genoſſenſchaften 
iſt, die auch als ſolche noch (ähnlich wie die mittelalterlichen) das einſeitig — und zäbe 
Standesinterefle in ji) tragen können.“ 

In der Forderung und Erwartung des fünftigen Durhdrungenfeins einer ganzen Nation 
von dem höhern rechtlichen Bewußtjein der wahrhaften Berufsprlicht wird es Ichwer fein, etwad 
anderes als eine Phraſe zu entdecken; die „ſtufenweiſe Gliederung und organifche Einordnung“ 
können an ih den davon verfprocdhenen Erfolg nicht verbürgen; und der aufgetellte Sag, daß 
„in der Gejammtheit der Glieder die ganze Summe der Ginjiht und rechtlichen Zweckmäßigkeit 
jeder Berufsgenoſſenſchaft vorhanden ſei“, erleidet große Einſchränkungen bei Zünften, bei deren 
Genoſſen, je geringer ihre Bildung zu fein braucht, um fo eigenfinniger ihr Wille, um jo zäher 
ihr Vorurtheil jein wird. Das befannte Diſtichon: 

Jeder, ficht man ibn einzeln, ift leidlich flug und verftändig: 

Sind fie in corpore, gleich wird euch ein Dummfopf daraus — 
ſcheint auf viele ſolcher Zünfte und Gorporationen gemünzt, die, nad ihrer ganzen Bildungs 
ftufe, nur von dem engen Geſichtskreis ihret Berufsbeihäftigungen ausgeben können. 

Aber wir wollten ung in die Frage: Ob Gewerbefreiheit — ob Zunftzwang ? tiefer nicht 
einlajjen, als es nöthig war zur Beleuchtung des Syſtems „von der rechtlichen allgemeinen Bes 
rufspflicht‘‘, und um zu zeigen, daß bezüglichjener Frage nichts Neues zu Tage gefördert wor— 
ben ift. In neuerer Zeit find zur Verftändigung über diefelbe bedeutende Schritte vorwärts 
geihehen. Wenn auf der einen Seite die ganze wirthſchaftliche und induftrielle Entwickelung 
auf das Bedürfniß der Gemerbefreiheit hindeutet, fo hat auf der andern Seite die freie Aſſocia— 
tion, welche von der Genoffenihaftsbildung zu gewerbliden Zweden ven Staat und jede 
zwingende Gewalt ausſchließen will, gleihfalls ihren Boden erobert. Aber die ſtaatliche 
Uberwachung der indujtriellen Entwickelung joll damit nicht gänzlich auf die Seite geſchoben 
fein; e8 wird immermehr anerkannt, daß in der Gejtaltung des Fabrikweſens eine unabweiss 
bare Forderung liegt, das induftrielle Intereffe, audy unter genoſſenſchaftlicher Gontrole, nicht als 
das unbeſchränkt waltende im Staate gelten zu laffen ; und daß die Staatsgewalt nicht etwa, um 
im Stile des Autors des beiprodenen Rechtsprincips zu reden, im Vertrauen auf die „höhere 
ſittlich durchdrungene Bedeutung ver Berufspflidt” und die Kraft diefes Sittlichdurchdrungen— 
feins, ſich abhalten laffen dürfe, von einem höhern, [hügenvden Standpunkte aus Anordnungen zu 
treffen, wie 3. B. die Beſtimmung ver Länge der Arbeitszeit, insbejondere für jugendliche Ar— 
beiter, bei — die Möglichkeit der phyſiſchen Gntwidelung und des Unterrichts neben der Ar: 
beit beftehen muß; wie die Beitimmung des früheiten Alters, in weldem das Kind zur Ja: 
brifarbeit gebraucht werden ° irf; wie die Verhinderung dev Misbräuche ded Truckſyſtems 
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bei der Verforgung der Arbeiter mit den nothwendigſten Lebensbedürfniſſen von feiten der Fa— 
brifherren ſelbſt; wie vielleiht die Nöthigung der Beſitzer ländlicher Fabrikanlagen, in dem 
Verhältniß der Zahl ihrer Arbeiter Orundbefig zu haben und Parcellen davon in Pacht an ihre 
Arbeiterfamilien zu begeben oder felbit die Anſäſſigmachung einer verhältnigmäßigen Anzahl 
derſelben in der Art zu vermitteln, daß die communale Armenpflege vor der ſonſt aus der Fabrik— 
anlage ihr drohenden Laſt bewahrt bleibe. 

Wenn die Begründung von Fabrikſchulen, —— — gewerbliche In 
terſtũtzungskaſſen und Nöthigung zur Selbſtverſicherung mittels derſelben mehr der Privat— 
thätigkeit bei der induſtriellen Entwickelung überlaſſen bleiben muß, ſo ſtehen dem Staate und 
der Gemeinde doch Mittel zu Gebote, dabei hülfreiche Hand zu leiſten. 

Die ſtärkſte Verurtheilung des Syſtems des Autors und der ſtärkſte Beweis, wie wenig die— 
ſes aus dem wahrhaft deutſchen Geiſte hervorgegangen ift, liegt in der bezeichneten Richtung der 
neuern Zeit, welche die Gewerbefreiheit fordert, den Drud derſelben für manden Eleinern Hand— 
werfer durch freie Affociation zu mildern ftrebt, den Staat aber für berufen erklärt, vorfichtig 
einzujchreiten, mit offenem Auge bezüglich -des möglihen Misbrauchs des Kapitals im Berhält- 
ai zur Arbeit und zu den Beringungen der menſchlichen Eriftena der Arbeiter. 

6) Tie „organiſch-rechtliche Berufägefellihaft‘ fol ihre volle Bedeutung erft dadurch er— 
halten, daß jie zugleich die Grundlage eines neuen Gemeinde- und provinziellen Lebens, und jo 
auch von hier aus wieder des ganzen Stantdlebend wird. 

Mit nachſtehenden einleitenden Sägen fünnen wir und einverftanden erflären: „Wie der 
einzelne, fo bat in höherer Beziehung die Gemeinde (in höchſter felbit der Staat) ihre auf die 
ganze übrige Gemeinſchaft wie auf jie jelbit bezogene Berufäpflicht, die ih gemäß ihren beſon— 
dern, natürlichen und geſchichtlichen Verhältniffen, z.B. ihrer Örtlihen Yage und Gegend, den 
geihichtlidy gegebenen Verhältniſſen ihrer Einwohnerſchaft u. ſ. w. eigenthümlich beſtimmt. Die 
Gemeinde (wenigftens in ihrer höhern zuſammengeſetzten Geſtalt) und vollends die Provinz ift 
nad) diefer Seite felbft ein Mikrokosmus der univerjellen Berufsordnung des ganzen Staatd- 
körpers, wiederholt im Fleinern das Leben des ganzen Staats, und hat daher vor der Einjeitig: 
feit der bloßen beftimmten Berufsform und ihrer Nechtöintereflen die umfaflende Gefammtheit 
der Nechtözwede und der mannichfachen Berufsformen voraus.“ 

„Auf diefer ihrer tiefern Grundlage fließt die Gemeindeordnung vor, felbft auf innerlich 
notbwendige Weife das Net der vollen freien Selbftvertretung und Gelbftverwaltung in ſich; 
fie fann bier ihrer ganzen Natur nad) gar nicht anders gedacht werben, obwol fie zufolge ihrer 
organiihen Stellung im ganzen Staatöförper auch nothiwendig den a und höhern 
Einfluß dieſes Geſammtorganismus fortwährend empfindet.‘ 

„Dieſe innerlich umgewandelte Gemeinde kann dann auch die mehr formelle allgemeine Seite 
der Verwaltung, die Polizei vor allem, die ja doch in befonderer Weije in der eigenthümlichen 
Kenntniß und Zweckmäßigkeit örtlicher und perſönlicher Verhältniffe wurzeln muß, fowie der 
unmittelbarften, niedern Rechtspflege in die Hand nehmen, wie fie ja in der That auch im übrigen 
fhon nicht mehr bloß eine neue «jociale», mayeen in derjelben zugleich eine höhere allgemein 
politiihe Stellung einnimmt.“ 

Nach diefen Vorderfägen fährt der Autor fort: „An die Stelle der Gleihgültigfeit und 
Stumpfbeit gegen das Gemeindeleben oder anftatt der Fleinlihen Privatinterejlen und Privat— 
rückſichten, durch welche die jegige Gemeinde beherricht wird, kann der fräftige Schwung eines 
von größern und inhaltövollern Aufgaben getragenen und aus einer lebensvollen innern Glie— 
derung ſtammenden Gemeingeijtes treten und jenes vege, jegt jo vielfach erftorbene Ehrgefühl, 
welches weiß, daß es erft durch jeine beftimmte Gemeinde hindurd auch dem Staate angehört, 
und daß es die Ehre und Größe dieſes legtern zunächſt aud) in feiner Gemeinde auf entiprechende 
lebendige Weife verwirklicht jehen ſoll.“ 

Mir jind zwar aud darin mit dem Autor einverftanden, daß wie der Menſch wächſt mit 
feinen größern Zweden, fo auch der Gemeingeift in ver ®emeinde erftict werden fann durch die 
größere und inhaltövollere Aufgabe, welde ihr bei zu gewährender freierer Selbjtvertretung 
und Gelbfiverwaltung zufällt. Da aber das Gemeindeleben in Deutfdyland in früherer Zeit, 
wenn aud nur in vereingelten Beifpielen, ganz auf der Höhe ftand, um das Bewußtſein erzeu= 
gen zu fönnen, daß die Ehre und Größe des Staats zunädft aud in der Gemeinde zu verwirk— 
lien jei, fo fünnen wır und in dieſer Beziehung allzu janguinifhen Erwartungen nicht über: 
laſſen, jonvern jind auch in diefem Theil des öffentlichen Xebens der conftanten Megel von Ebbe 
und Flut eingedenk. Es harafterijirt die eigenthümliche Mongmanie deö Autors, wenn er bes 
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hauptet, die jegige Stumpfheit im Gemeindeleben rühre daher, daß die hentige Gemeinde aus 
einer „‚anfgelöften Maſſe einfeitiger Privatperſonen“ beſtehe, nicht nad) dem Nechtöprincip der 
allgemeinen Beruföpflicht organiſirt, und nicht genoffenjchaftlich vertteten fe. Diefe An: 
ſchauung ſteht mit dem Ariom im Widerſpruche, daß dad Gemeinwefen die Genoffenichaften 
knüpft, das Befondere fie zerftreut; und fo fönnen wol freie Genoſſenſchaften in der Gemeinde 
und im Anfchluß an fie, die Gemeinde aber nicht aus den Genoſſenſchaften entftehen. Steigt 
man dus dem Dunft der libertreibungen des Genoſſenſchaftsweſens und feiner Hinüberleitung 
zu ftatrem Zunftzwang, deren ſich der Autor ſchuldig macht, in vie Atmoſphäre der realen 
Melt herab, fo erinnern wir und freilich eineötheild nur einer kurzen Zeit trauriger Anarchie, 
in ver felbft ver Bummler in weingrünem Hochmuth ſich „Herr Souverän“ und feine „ein: 
feitige Brivatperfon‘ mehr dünkte; anderntheild aber wird der, welcher aufınerffam und tbeil: 
nehmend an Gemeindeverhältniffen gelebt hat, ſelbſt bei den jegigen Zuftänden der adminiftta: 
tiven Abhängigfeit ver Gemeinden, bei ven Bürgern, und namentlich in Landgemeinden, das 
Bewußtſein nicht vermißt haben, dag die Gemeinde aus Bürgern befteht; daß fie dazu gehören, 
und daß ihre Stinnme zahlt und wol aud wiegt. Die meiſten werden aus ſich jelbft und aus 
Beobachtung außer ſich vie liberzeugung geihöpft haben, daß es eine ebenfo unberechtigte als 
willfürliche Borausfegung jei, ald könne das höhere Bewußtſein ver Berufäpflicht erft dadurch 
geihaffen werben, wenn dieſe Beruföpflicht eine allgemeine wirede. Auch wird man bei näherer 
Prüfung zur Einſicht gelangen, daß vielmehr mit der allgemeinen Beruföpflicht, wenn fie aner: 
kannt wäre, und mit der genoffenfhaftlihen Organijation in der Mehrzahl ver Gemeinden, und 
für die weit überwiegende Mehrzahl der Bevölkerung, thatſächlich nicht viel geändert wäre. 

Mir legen alö Beifpiele die Berhältniffe in zwei mitelern Staaten Deutſchlands zu Grunde, 
um folder Einfiht vorzuarbeiten. In dem verhältnigmäßig zu ſeiner Ausdehnung ftädte: 
reichen Großberzogthum Baden lebt nur etwa ber fechäte Theil der Bevölkerung (222000 
von 1,300000 Seelen) in Städten und Städten über 2000 Seelen ; fünf Sechstheile alfe 
in Gemeinden, welche als ländliche Gemeinden gelten können, und deren wejentlidhite Berufs— 
arbeit Landwirthſchaft iſt. Im ſtädteärmern Großherzogthum Heſſen it dad Verhältniß per 
eigentlich ſtädtiſchen Bevölkerung zur ländlichen, weſentlich Ackerbau treibenden, wie ein Neun— 
theil zu acht Neuntheilen. Etwa 95000 Seelen von 860000 werden hier in ſolchen Städten 
wohnen, die nicht bloß in geichichtlicher Berechtigung den Namen von Stüdten tragen. Davon 
ausgegangen, fragen wir nun, welde Veränderung in der Einrihtung des Gemeindelebens 
die Anerkennung der allgemeinen Berufspflicht und die genoſſenſchaftliche Organifation Haben 
könnte? In der weit überwiegenden Mebrzahl der Gemeinden würde wefentlib nur eine 
Berufsgenoffenfchaft, die der Bauern oder Landwirthe bejtehen, und diejer die Maſſe der Be: 
völferung angehören, mit dem ganzen Übergewicht, ven jolde Zahl und fold vormiegenves 
Intereffe natürlich gibt. Es ift nicht die Anficht des Autors, daß „der umfaflende, allgemeine 
Stand der Grundbejiger und Yandbauer” etwa nad der Größe feines Befiges, oder nad Art 
und Weile des landwirthſchaftlichen Betriebs, in Genoflenihaften unterabgetheilt fein ſolle, 
denn auch „der Adel foll ihm angehören, da es jich nicht von einer jocialen Gliederung, ſondern 
von einer zugleich den ganzen Staat umgeftaltenden Gliederung fraft der organiſch recht— 
lichen Berufspflicht handelt”. (Aus diefem Grunde läßt auch der Autor den Adel, ven er der 
Genoſſenſchaft ver Grundbejiger und Landbauer zuerft „in hervorragender Weiſe“ angebören 
läßt, zulegt gang eingeben, da er fein „‚gegenftänvliches allgemeines Berufsgebiet““ begründet, 
und ald „öffentliher Stand“ nur möglich war in der dem Staat noch gegenüberftehenden Ge: 
fellichaft, nicht aber in der des Berufsſtaats.) Die zur Selbfiverwaltung berufene organijirte 
Genoſſenſchaft der Grundbeiiger und Landbauer würde alfo wejentlid die Gemeinde fein, und 
ed würde praftiich auf daſſelbe hinauslaufen, ob jie ald Genoflenfhaft over ala Gemeinde den 
Inhalt des Gemeindelebens zur Selbitverwaltung erhält. 

Breilich haben fich die heutigen Landgemeindeverſammlungen nicht als landwirthſchaftliche 
Bereine, noch die Gemeindebehörden ald deren Ausſchüſſe zum Zweck ver Verſtändigung irber 
Beruföinterefien gerirt. Männer aber, vie bisher in freiwilligen landwirthſchaftlichen Verei— 
nen thätig waren, werden davon zu erzählen wiffen, wie ſchwer es fällt, die Landbauern vom 
durchſchnittlichen Schlag zur lebendigen Iheilnahme an Befprebungen über ihren Beruf zu 
bewegen, umd zu welchen unerſprießlichen Erfolgen die Verfuche, die mit der Bildung von 
Lofalabtheilungen folder Vereine gemacht worden find, auch da in dev Regel geführt haben, wo 
ed dem Bauernſtand an Empfänglichkeit zur Aneignung folder Verbeſſerungen in ihrer 
Berufdarbeit oder Einrichtung, welde ven andern erprobt find, und an Intelligenz nicht fehlt. 
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Es iſt daher anzunehmen, daß auch eine nad dem Syſtem des Autors, auf Grund der 
behaupteten allgemeinen Berufspflicht organifirte Genoffenshaft der Landbauer „in ihrer 
Iofalen Bufammenfaffung‘ nicht jehr tiefe Berathungen über die Intereffen ihres Berufs pfle= 
gen würden: daß ihre Selbftverwaltung vielmehr auf das allgemeinere Gebiet der Intereffen, 
die mit denen der Geſammtgemeinde iventifche find, wefentlich fich befchränfen werde. Es wäre 
daher für die Mehrzahl der Gemeinden ein fehr überflüfiiger, und dem öffentlichen Leben nach— 
theiliger Blevnasmusd, wollte man einen Organidmud Schaffen, vermöge welches die ländliche 
Bevölkerung veranlaßt würde, einmal ald Berufsgenojjenihaft in lokaler Zufammenfaffung, 
und einmal ald Gemeinde, weſentlich denfelben Kreis von Intereifen zu verwalten, für deren 
Auseinanderhaltung fein einleudgtender Grund geltend gemadt und zun Bewußtſein ver Bes 
völferung gebracht werden kann. Allerdings würden ſich in unfern Landgemeinden noch einige 
andere mehr vereinzelte Elemente zu befondern Genoſſenſchaften im Sinne bed Autors finden. 
Was Handwerke betrifft, von denen das eine oder dad andere etwa nad) natürlichen oder ge— 
ſchichtlichen Verhältniffen in einer Landgemeinde ausnahmsweiſe blüht, ſodaß eine Berückſich— 
tigung dieſes Interejje in der Oemeindeverwaltung geboten wäre, jo wird überall die Erfahrung 
lehren, daß, aud) ohne genoffenfhaftlihe Organifation, und ohne darauf gegründete Beredti= 
gung zur Vertretung in der Gemeinde, thatjächlich die hervorragenden Vertreter ded Hand: 
werks in den Gemeindevorftänden ihren Bla werden gefunden haben, ohne daß eine Entſchei— 
dung nothiwendig geworden wäre, in welchem Verhältnig dieje Vertretung ded Handwerks im 
Gemeindevoritand ftattfinden fol: Die Schwierigkeit dieſer Entjheidung würde aber bei ver 
genoſſenſchaftlichen Drganifation im Sinne ded Autors eintreten, ohne daß für ihre Löjung 
genügend vorgejehen ift. Und fo würde die Zufammenfegung des ländlichen Gemeindevorftan: 
ves auch in diejer Beziehung feiner wejentlihen Veränderung unterliegen, wollte man ji 
Die Ideen deö Autors, bezüglich der Organifation von Genoffenihaften auf Grund der Berufs- 
pflicht verwirklicht venfen. Das bejondere berufögenoffenichaftlihe Keben würde als unpraftifch, 
von feinem realen Bedürfniß geboten, jich darſtellen und in das allgemeine Gemeindeleben über: 
geben, ven aber bei größerer Derentralijation der Staatägewalt ein viel reiherer Inhalt ges 
geben werben fann. 

Der Autor führt aus, daß dad Maß ded Anrecht auf Mitwirkung und Mitvertretung, ſo— 
wol der Genoffen innerhalb der eigenen Berufsgenoflenihaft, als der Berufsgenoffenihaften , 
bei ihrer Zuſammenfaſſung mittels ihrer Vertreter in Gemeinde, Provinz und Staat, nad) 
dem Made der Production und der Berufserfüllung, d.h. alfo im allgemeinen, nad dem 
Maße des Vermögens oder Greditd, und dem dadurch bedingten Umfange des Betriebs, ſich 
richte. Mur für die höhern geiftigen Berufsformen foll ein anderer Maßſtab gelten. Der Ge— 
meindevorftand witrde aljo mit wie ohne Organiſation der Berufsgenoffenfhaften in den länd— 
lihen Gemeinden vorberrfhend aus wohlhabendern und geachtetern Landwirthen, mit Zus 
laſſung eined oder ded andern Handwerkers, mo dieſes durch die Gewerbverhältniffe einer 
Gemeinde angedeutet ift, beftehen, und die Neuerung, deren Zweckmäßigkeit ſehr fraglich 
eridheint, würde nach ded Autors Theorie ſich wejentlid darauf befhränfen, daß dann etwa aud) 
ein Vertreter des Lehrerſtandes (ob dazu die Pfarrgeiftlichkeit mitzurechnen jei, oder als ſelbſtän— 
dige Genoſſenſchaft zu gelten habe, wäre bei der Anjhauung des Autors iiber das nothwendige 
Zufammenfallen von Kirche und Staat zwar eine interejlante, aber für unſere Zwecke müpige 
Frage) in den Gemeindevorftand einzutreten hätte. Durch welchen Wahlmodus die beften 
Wahlen zu jihern feien, würde, jo wie fo, das Problem bleiben, und eine Sicherheit bei 
feiner Wahlart beitehen. Bei der aus den Genoſſenſchaften ſich dann aufbauenden Provinzial- 
und Staatövertretung würden die ftädtifhen Elemente des Handeld und der Induftrie etwas 
flärfer vertreten fein, und ihr Einfluß vielleicht ein ‚uberwiegender werden, wie dies auch bei 
ven heutigen Nepräjentativförpern da leicht ver Fall ift, wo die Landesvertretung nicht bei 
Geſunkenheit des Öffentlichen Lebens in den Händen der Bureaufratie liegt, oder in theils rich: 
tiger, tbeild übertriebener Würdigung biftorifher Momente ven privilegirteften Klajfen oder 
deren Übergewicht überlaffen worden iſt. 

Dies wäre, von Überſchwenglichkelt entfleidet, die wahrjcheinliche Geſtaltung ded Gemeinde: 
lebens in Landgemeinden, nad etwaiger Verwirflihung der genoſſenſchaftlichen Organiſa— 
tion auf der Grundlage der Berufspfliht. Daß eine Ginrihtung, welche auf etwa ſechs 
Siebenitheile der Gefamnitbevölferung fait feinen @influß ausüben würde, während das legte 
Siebentheil unter Bedingungen lebt, weldye ein ſtaatliches oder ſtädtiſches Gejammtleben in 
antikem Stile, wie doch ein foldyed von dem Autor Davon erwartet wird, gleichmäßig ausſchließen 
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— daß eine jolhe Einrichtung nicht allein feine vegenerivende Madt üben, fondern in Feiner 
Weiſe lebensfähig fein würde, bedarf feines weitern Beweiſes. 

7) „Doch es ift Zeit‘, fo jollten wir mit dem Autor jagen, „daß wir einen Blick werfen 
auf das Verhältniß diejer (Eraft der umfaljenden, rechtlichen Berufspflicht aller organijirten) 
Geſellſchaft, zur Staatöregierung im engern Sinne, und mithin, wad der Gelihtöpunft ift, 
unter den wir dem fogenannten Beruföftaat eine eingehente Erörterung gewidmet haben, 
zu der Frage: Was ſoll der Staat zu jeiner Aufgabe mahen? Wenn — „vie geglieverte 
Selbftverwaltung zugleich zu einer allgemeinen politiihen Macht geworden ift, die ſich ja als 
folhe in der allgemeinen Volksvertretung zujammenfapt”, wenn „der ganze inhaltsvolle 
Reichthum der höchſten Staatszwecke eben in diejer jelbftändig gegliederten Berufsorbnung, 
Gemeindeordnung, Provinzialregierung u. f. w. enthalten iſt“, wenn „die eigenthüm— 
lie, inhaltsreidhe Beftimmtheit und Zwedmäßigfeit ver befondern Gebiete felbit nit Sade 
der allgemeinen Staatöregierung (ſopie jie ih in dem Negenten als ihrer Spige zufammens 
faßt), fondern nur Sache des innerfih zweckmäßigen und in diefen Verhältniſſen felbft hei— 
mijchen, organifirten Lebens der Berufögenoffenfhaften, der Gemeinden u. |. w.“ fein ſoll, 
fo wird man fragen müffen, was bleibt denn der allgemeinen Staatöregierung? Darauf wird 
nun zwar folgende ſchwülſtige Antwort erteilt: „Was aliv die oberfte und einheitliche Staats: 
regierung vertritt, das ijt vielmehr theild das organisch rechtliche Verhältniß aller jener einzel 
nen Glieder zum Ganzen, zum Rechtszweck aller übrigen Glieder, theils die Vollſtändigkeit der 
Rechtszwecke dieſes Ganzen, theils endlich die organische Stellung veilelben (d. h. des Staats) 
nad außen im Verhältniſſe zu andern Staaten.” Wem fallt nicht bei diefer Definition der 
Staatögewalt des Mephiſto Sentenz ein: „Denn eben wo Begriffe fehlen, da ftellt ein Wort 
zur rechten Zeit ih ein‘, und diefer Eindrud wird noch gefteigert durd) das Folgende: „Die 
einheitliche von dem Regenten ausgehende Staatsregierung bat aljo zu ihrem Inhalte dieje 
großartige, überſichtlich ordnende Beitigimung, nicht aber wie im bureaufratiihen Staate die in 
das Specielle und Kleinlicye der beiondern Gebiete herabgehende und eben dadurch unfrei bevor- 
mundende Vielregiererei und Vielſchreiberei.“ 

Niemand wird fid der Schlußfolge erwehren fünnen, daß dieſe allgemeine Staatöregie: 
rung, „Sowie fie id) in dem Regenten als ihrer Spige zufanımenfaßt”, dem ganzen Organis— 
mus des Berufsftaats ald eine durch Vorſicht angerathene Eonceflion aufgepfropft ift, damit 
doch der Wirklichkeit einige Rechnung getragen fei. Der organifhe Berufsftaat in feiner reinen 
Gonjequenz muß diefer Staatöregierung entbehren können. Durd) die volle organijche Einord— 
nung der Berufsgenoſſenſchaft in den Geſammtzweck des Staatd und der Geſellſchaft, „er 
gänzt durch die Wechſelwirkung mit allen andern, in entipredender Weife ih zufanımenfaffen: 
den und organijirenden Berufsgenoffenihaften, jind die Glemente gegeben für die, von folder 
Grundlage aus ſich aufbauende höchſte und einheitliche Staatöordnung. Wo wäre die Berufs: 
genofienichaft, aus welder der Regent hervorginge und feine Berufsarbeit lernte? Woher 
nehme er jeine Beamten? und gar Staatsmänner? Gewiß müßten auch Armeen und Flotten 
ſich ſelbſt organijiren, vefrutiren, discipliniven und commanpdiren fünnen! Genügt „die Web: 
felwirfung der Berufsgenoſſenſchaften“, um in der Sphäre der lofalen und provinziellen Zus 
fammenfaffung, ohne Zuthun einer höhern jchiedsrichterlihen Autorität ihr Anreht an Mit— 
vertretung und Mitverwaltung beftimmt zu ſehen, fo bleibt fein Stoff zu der „großartig, über: 
ſichtlich ordnenden Beſtimmung“ der einheitlichen Staatsregierung; und genügt jene „Wechiel: 
wirfung‘ nicht, bedarf es au in jenen Sphüren einer höhern Autorität, fo ift auch „ver 
bureaufratifhe Staat’, wie ihn der Autor nennt, da, welcher, die Gefellihaft ordnend, feine 
Zwecke mittelö dev Geſellſchaft verfolgend, außerhalb der Geſellſchaft ſteht. 

Mir haben ein Eyitem entwidelt, welches die antife Staatdanfdhauung wieder auf die 
Oberfläche heraufbeſchwören möchte, ohne jich über die Bedingungen derfelben irgend flar zu 
fein; weldes, indem es alle Staatdangehörige zur Betheiligung an Berufsgenoſſenſchaften 
und zur Verufsarbeit nöthigen und in ein Abhängigkeitsverhältniß von der Genoſſenſchaft, 
die jelbft über vie Tüchtigfeit und den Werth ihrer Arbeit zu entfcheiden haben würde, verfegen 
will, und unter dem Vorwand, daß das chriſtliche Freibeitsprineip von der abjoluten Bedeutung 
der PBerjönlichkelt und deren Anſpruch an Selbftbeftimmung nur die tine, dürftigſte Seite des 
vollen Rechtsbegriffs ſei, dieſes Breiheitsprineip in der That ganz aufhebt; ein Syſtem, 
welches den Staat zu einem Organismus machen will, der alle äußerlich gegenftändlichen Be— 
dingungen zur Grreihung der geſammten religiös: fittlihen Zwede des gemeinſchaftlichen Les 
bens der Menſchen in ji begreifen jo, während dev Menſch mit jeinem ganzen Anſpruche an 
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Recht und Freiheit unter dad engherzigfte Zunftregiment geftellt und dem Communismus zum 
Opfer gebradht wird; ein Syſtem, bei weldhem die Selbfiverwaltung der Genoſſenſchaften nicht 
als ein Ausfluß der Freiheit, fonvdern ald ein Organismus der Herrjchaft der Mehrheit aud 
über ſolche Beziehungen des gemeinfhaftlihen Lebens ſich darftellen würde, bei melden der 
Menſch weder der Autorität noh der Majorität unterworfen, jondern dem Individuum die 
Selbftbeftimmung gefihert jein jollte; ein Syſtem, welches den Anfprud macht, der Staat: 
idee dadurch einen reihern Inhalt zu geben, daß es die genoffenichaftlide Thätigkeit zu einer 
Öffentlichen, den geflidten Schuh zu einer gelöften Staatsaufgabe machen, und den in die Ges 
noſſenſchaft gezwungenen Schuhflider in diefer Function zu einem öffentlihen Charakter im 
- Dienft des gefammten religiös-fittlihen Staatszwecks befördern möchte; ein Syitem endlich, 
an melden das Beite ift, daß es nicht möglich ift, weil der Organismus, den es befürwortet, 
geihaffen werden müßte, ſich nicht ſelbſt fchaffen kann; während es doch jede außer und über 
der Gejellihaft, d. b. außer und über dem jo befürtwfgteten Organismus ji betheiligende 
organijatorishe Schaffungsfraft ablehnt. 

Das beiprodene Syſtem hat eine große Geiftedverwandtichaft mit einer neuern anonymen 
Schrift: „Schuß der Arbeit! Schuß der Freiheit!’ melde der bremijche Gewerbeconvent als 
Streitihrift gegen die Gewerbefreiheit patronifirt. Die communiftiihe Bhrafe dieſer Schrift 
von einen , Rechte aller auf Benugung der zur Arbeit erforderlichen natürlihen Hülfsmittel‘ 
läuft ganz auf die ähnliche von dem „echte auf die gefammten, äußern Bedingungen der 
menſchlichen, d. h. fittlihen Beftimmung‘, und der daraus bergeleiteten „urſprünglichen 
und rechtlichen Berufspflicht aller‘’ hinaus. 

Jede ſociale Reform wird mit dem Staat felbft, d. h. mit vem Organismus für das ein- 
beitliche Volksleben, ver außer und über ver Gefellfchaft fteht, Hand in Hand gehen müſſen; und 
dann wird die Wirthsſchaftsreform der Volksklaſſen, die vorzugsweife der Kürforge bevürfen, 
welche die einzig noch übrig gebliebene praftifche Seite des Socialismus ift, aud an den Ge: 
fegen, Einrichtungen und Hülfsquellen des Staats ihren Antheil behaupten. Wenn der So— 
cialismus, ald das den Staat in die Geſellſchaft auflöfende Princip, zugleich das Volk als 
individuelles und nationaled Gemeinweien aufzuheben und hinwegzuſchwemmen trachtet, fo 
muß man dagegen dad Volk in feinen eigenften Zuftänden umd Gliederungen auffuchen, um es 
zu erhalten und in aller feiner Lebensfähigkeit neu zu entwideln. Dieje eigenften Gliederungen 
find aber nicht die Zwangsanftalten der jogenannten Berufögenoffenfhaften, melde aus einer 
dem Volksbewußtſein fern liegenden allgemeinen Berufspflicht aller hergeleitet werden, jondern 
die Bereinigungen verſchiedener Lebenszwecke und Aufgaben zum gemeinjhaftlichen Leben in 
der Gemeinde. 

Wir haben im Gingange die Begründung des Gegenfages zwiſchen Staat und Gefellichaft 
nod Robert von Mohl analyjirt. Wir ſahen, daß das Recht zu einer eigenen Organifation nicht 
etwa blos der Staat, jondern jeder an ji dazu fähige, und zum Beftehen berechtigte menſchliche 
Verein habe; daß der Staat und die Intereſſengenoſſenſchaft fi inhaltlich nicht widerſprechen, 
weil beide verichiedene Organismen zur Erfüllung verjhiedener Zwede derſelben Individuen 
find; dap fie aber weſentlich verfhiedene Begründung und Richtung haben. Doch fünnten 
allerdings Intereſſengenoſſenſchaften fi Zwecke vorftedten, die mit den Einheitszwecken des 
Staats oder mit der Gleichberechtigung cveriftirender Privaten unvereinbar jind, und aus dem 
Recht des Staats, feine Zwecke zu beitimmen, weldes, wie wir gefehen haben, ein faft unbe— 
fhränftes ift, folgt in dieſem Ball feine Pflicht, foldhe Organifationen, welche mit feinen Ein- 
heitözweden unvereinbar jind, entweder zu verhindern oder zurecht zu rücken, 

Nobert von Mohl erklärt den Staat für den Organismus zur einheitlichen Entwidelung ' 
ded geſammten Volkslebens, zur Verwirklichung des Einheitsgedankens im Volke, und alle 
Thätigfeitöäußerungen ded Staats, auch wenn fie ſich nur auf einen Theil ver Staatägenofien 
und deren gemeinjfame Zwede beziehen, haben die Entwidelung des gelammten Volkslebens 
zur Grundlage und Berechtigung; fie ind dann nur Nahhülfe im einzelnen, aus dem Ges 
ſichtspunkte und Interefje der Einheit. Danad) würde alſo die Frage: Was der Staat zu feiner 
Aufgabe machen joll? dahin zu beantworten jein: alles das was erforderlich ift, um den Ein 
heitsgedanken im Volke zu verwirflihen, um das Geſammtvolksleben einheitlich fort und fort 
zu entwideln. Wir machten jedoch bereits darauf aufmerffam, daß die Frage: was zur ein= 
heitlihen Entwidelung des Volkslebens gehöre? weldes ihre Bedingungen feien? ſehr verſchie— 
den beurtheilt werden fünnen. Der Spielraum, den jene Mohl'ſche Beſtimmung ver Staatd- 
aufgabe für deren pojitive Löſung läßt, ift eine Probe auf ihre praktiſche Brauchbarkeit und 


458 Eentralifation und Selbftregierung des Bolks 


eines ihrer Verdienſte. Innerhalb dieſes Spielraumd prägt fi die entweder centripevale oder 
centrifugale Individualität der Staaten und Völker aus; innerhalb diefed Spielraums nehmen 
auch die politifchen Parteien ihre Stellung, welche je nad) ven Ergebniffen ver Geſchichte ihres 
Volks oder nad) ihrem Urtheil varüber, die Stantdaufgabe entweder enger oder weiter gefteift 
zu fehen wünſchen. 

Das LXeben der BVölfer ift auf viel fiherern Grundlagen einer ethiſchen Beurtheilung zu 
unterwerfen ald das Leben einzelner Menjchen. Der Menſch wird durch äußere Verhältnifle 
erzogen, bie fein Leben mit größerer oder geringerer Gewalt beftimmen und von dem Beurtheiler 
nicht oder nur unvollfommen gekannt find; dieſes Leben iſt von furzer Dauer und wir fünnen 
feinen Charakter nicht lange in feinen Außerungen beobachten; ein Volk aber erzieht ſich in 
der Folge der Generationen felbft, und feine größere Unabhängigkeit, fein Beruf, die Welt: 
geſchichte mitzugeftalten, bewährt fi) gerade darin, daß äußere zwingende Einflüffe jeine 
felbftändige Entwidelung nicht geftägt haben. In einer langen Reihe von Jahren entfalten 
und wiederholen fi die Wirfungen des Nativnaldarafterd; alle Entwidelungs- und Bil: 
bungsmomente treten vor dad forjchende Auge; und in der Beit, in der wir leben, erfennen wir, 
ſowol was eine Nation aus fich ſelbſt gemacht hat, ald daß ihre Geſchichte noch mehr ihr eigenes 
Merk ift old das Leben des einzelnen Menſchen das feinige. Mit mehr Wahrheit kann man von 
großen Völkern ald von Menſchen jagen: Sie find die eigenen Schmiede ihres Glücks. 

Ein Volk hat feine Individualität zu bewahren; aber dieſe ift feine flereotope Form; fonft 
müßte ed ſich den Einflüffen ver Erfahrung, der geläuterten Sitte, der fortgefhrittenen Wiflen: 
ſchaft und Bildung entziehen; man müßte ſolche Bortfhritte hemmen und verpönen. Seine 
Individualität bewahren, heißt von einem Volke: feine Unabhängigkeit, jein Vermögen der 
felbftändigen Fortentwidelung, feine Selbftbeftimmung bewahren. Aber mit Unabhängigfeit 
und unter freier Selbftbeftimmung darf ed nicht blos, fondern foll ein Volk ſich jelbft erziehen; 
d. h. feine guten Anlagen entwideln, feine jchledhten Neigungen und Fehler erfennen lernen, 
befämpfen und überwinden. Langfamer freilich fehreitet die Erziehung der Völker vorwärts 
durch ſich felbit; und die Erziehungsabfchnitte bilden fih aus Jahrhunderten. Es gibt feine 
jugendlichen Völker in dem Sinne, daß jie — wie jugendliche Menſchen, ald ein weicherer Stoff 
unter der Hand des geſchickten Bildners fi bildſam bezeigten, um fo erft zu einer Individua⸗ 
lität zu werden; Völker jind urfprüngliche Individualitäten von ſpröderm Stoffe, die nur 
wie reife Männer, durch eine harte Schule des Lebens zu einer dem Lebensberuf mehr entipre: 
chenden, gegen die Schläge ded Schidjald mehr gewappneten, mehr harmenifhen Ausbildung 
eined in Orundzügen feitftehenden Charakters gelangen. 

Und doch gibt e8 der Bildungsmomente und Grziehungsmittel der Völker mannichfaltige. 
Die ethiſche Beurtheilung eines Volks wird alfo dadurd beftimmt werden, mas #8 in verbält- 
nifmäßiger Zeit und unter der Gunft oder lingunft der Umſtände aus ſich gemadt bat. Es 
kann ein Eleined, auf engem Raume zuiammenmwohnendes Volk nad feiner Geſchichte im der 
ethiſchen Beurtheilung ſehr hoch ftehen, wenn es feine Unabhängigkeit gegen mächtige Na: 
barn durch Gemeingeift, Tapferkeit und Staatsklugheit zu bewahren, und rohere, bedrohliche 
Nahbarvöfer in Schranken zu halten gewußt hat; und ed kann die einem Volke erhaltene 
Unabbängigfeit, wenn es für ſich abgefchloffen geringe Anziehung übt, und an vem Weltverfebr 
wenig Antheil nimmt, ein jehr geringes Verdienft fein. 

Unabhängigkeit ijt ein relativer, vehnbarer Begriff. Nicht blos Die Unterwerfung eines 
Volks unter die Macht und die Gefege eines andern beraubt das erftere der Unabhängigfeit. 
Wenn ein Culturvolk aus einer welthiftorifchen Beruföftellung, die ihm nicht etwa durch zufäls 
liges und außerordentliches Kriegsglück und gleihfam im Misverhältniffe zu feinen natürlichen 
Kräften zugefallen war, jondern welche ihm feiner ganzen Anlage, Größe und der Beichaffen- 
heit des Landes nad jahrhundertelang unbeftritten gebührte, wenn ein ſolches Volk, ohne daf 
fich die natürlichen Grundlagen feiner frübern Macht geändert Hätten, ohne daß es in despo— 
tifcher Laume und Selbftüberhebuug feine Macht misbraucht hätte, aus folder Stellung ſich 
verdrängen läßt; wenn ed nad fortvauernd unglüdlihen Kriegen ans jedem mit nachhaltigen 
Verluſten ſcheidet; die aröpern der ed umgebenden Nationen auf jeine Koften ein Übergewicht 
gewinnen — datın hat ein ſolches Volk feine Unabhängigkeit ſchon halb verloren. Won dem bes 
rechtigten Stolze eines Volks, das erfte zu fein, und fein anderes ſich ebenbürtig zu erachten, 
bis zur gevemüthigten Nefignation, das erfte geweſen zu fein, und bis zum Berluft des Selbſt⸗ 
vertrauend; bis zur Anerfennung fremden Übergewichts int Gefühl des Zurückſtehens in man: 
den wefentlichen Beziehungen der Voltsentwidelung ; bis zur darin gründenden Nachahmungs⸗ 
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fucht und Bevorzugung des Fremden; bis endlich zur Geringihägung der eigenen Volksthüm⸗— 
lichkeit — alles das find, für ein großes Volk, nur Stufen zunehmender Abhängigkeit. Am 
demũthigendſten find dann Die zweideutigen Tröftungen, die einem folchen Volke gefpendet werben. 

Noch mit Höflichkeit wird dann z. B. von Fremden über die Deutfchen gefagt: Sie feien, wenn 
auch der praktiſchen Anſtelligkeit ſich felbit zu helfen umd der Thatkraft bar, doch ein Volk von 
Denfern, und ein reflectirend leſendes Bolf geworden. Dem Cynismus einer deutſchen Be— 
dientenfeele war e8 jedoch vorbehalten zu fagen, daß Madıt, folglidy Geltung vor und unter 
den andern Nationen, nicht ver Beruf des deutſchen Volks fei. An ein ſolches Volk ergeht in 
der elften Stunde noch die ernfte Mahnung, rüdwärts und vorwärts zu fehauen, ob die Bedin— 
gungen jeiner einheitlihen Entwidelung noch diefelben jein fönnen mie vormals? ob nicht alle 
Berhältnijfe um e8 herum andere geworben find? 

In Rückſicht auf feine Eentralverfaffung wird dann nad den Ergebniflen dieſer Grmägung 
die Entſcheidung fallen: Ob einem fo ernftgeprüften Volke der lare Föderalismus ferner ers 
laubt oder nit vielmehr der zufammenfaffendere des Bundesftaats, und wenn auch dieſe nicht 
ausreicht, die ftraffere des Unitarismus geboten fei? Und wenn eine Nation taufend Jahre 
zwiſchen Unitarismus und Föderalismus gefhwanft haben follte, jo folgt daraus nicht, daß 
das Schwanfen fortdauern müſſe, fondern ed werden Erfahrungen endlich ihre Früchte tragen, 
wenn nah gehäuftem Unglück, bei immer fhwieriger wervender Zujammenfaflung und fteis 
gender Ginjiht in die Gründe des nationalen Verfalls, endlich noch der rechte Augenblid von 
den rechten Männern benußt wird, und das Glück noch einmal Gunft bewährt. 

Und da wir von der Stärfe ver Völker im Vergleich zu andern veden, wodurd) die Kriegs: 
verfaflung eines jeden bedingt ift — welden Einfluß hat nichtdieje auf die einheitliche Entwicke— 
lung eines Volks? Ob der Kern eines Heeres aus geworbenen Prätorianern befteht, Die der 
Ruhm eines Feldhauptmanns und der Durft nah Ruhm und Beute unter die Fahnen lodt, oder 
die Grundlage deſſelben dad Volk in Waffen ift, das für jeinen Herd, feine Ehre, Selbſtändig— 
feit und Macht einfteht; ob die Gonfcriptiongzeit im zweiten Balle eine Eurze, oder eine fo 
lange ift, daß der Krieger für andern Beruf untauglid wird; ob die taftifchen Körper aus den 
Dienftpfligtigen beftimmter Rekrutirungsbezirke bejtehen, ſodaß fie Provinzialregimenter mit 
dem die verichiedenen Stämme ded Volks harakteriiirenden Typus darftellen, oder ob die Dienft: 
pflictigen aus allen Lanpfchaften planmäßig in die taktiſchen Körper vertheilt werben, ſodaß 
dieje aus Soldaten zufanmengejegt jind, die allen Landestheilen oder Volksſtämmen angehören 
und deren Stanımeigenjhaften zu einer Nationaleinheit miſchen und verbinden; ob hier der 
Krieger ald ein Mann von Ehre behandelt wird, dort ver Prügeljtrafe ausgefegt ift: wer wir 
leugnen, daß nah folden Alternativen ganz verfchiedene Heere entjtehen, und bei häufigen 
Kriegen ganz verſchiedene Volkscharaktere ſich entwideln Wer verfennt heutzutage noch, 
melden Ginfluf nicht bios die Übereinftimmung in Karben, Fahnen, Blaggen und Feldzeichen, 
ſondern ſelbſt in Kleivung, Formation, Erereirreglement und Commando auf dad Gefühl ver 
Bujammengebörigkeit, auf dad Nationalbemußtfein eines Heeres hat? Uber gerade darum — 
wird dieje Übereinftimmung von der Souveränetät der Ginzelftaaten verworfen, und es bat 
große Mühe gekoftet, daß im deutſchen Bundesheere die einzelnen Armeecorps ſich nur über 
gleiches Kaliber und übereinftimmende Signale verjtänpdigten. 

Eine einheitlihe Entwidelung des Volkslebens findet da nicht ftatt, wo ein Theil des Volks 
zu Einfluß auf die Regierungsangelegenheiten in Geſetzgebung, Befteuerung und durd dad 
Gewicht einer Öffentlichen Meinung auch auf die auswärtige Bolitik feiner Negierung berufen 
ift, und im Bewußtſein eines Höhern Grades von Selbſtändigkeit und jenes Einfluſſes an Gefühl 
feiner Würde zunimmt, während dem Nationalcharakter anderntheils, entweder durch gänzliche 
Borenthaltung jeder Betheiligung ded Volks an den öffentlihen Angelegenheiten, oder durch 
Ableitung feiner Thätigkeit von den größern Nationalintereffen auf Kleinere, Örtliche und 
ſtaatsrechtliche Verhältnijfe, die miit dem Nationalintereffe nichts gemein haben, das Gefühl 
von Selbftänvigfeit und Würde genommen wird. Eine einheitliche Entwidelung des Volks⸗ 
lebens ift va nicht venfbar, wo einem Theil des Volks die Selbftverwaltung feiner mit der 
, Staatdaufgabe nicht in unmittelbarer Beziehung ftehenden gemeinfamen Interejlen überlafjen 

ift, während ein anderer Theil, dem Unmündigen gleich , unter Vormundſchaft gehalten, in des 
mürbigender Abhängigkeit von bureaukratiſcher Präfectenwirthſchaft, zum Serviliömus er: 
zogen wird, 

Nichts if fo unwiderſprochen ald die Bedeutung für die einheitliche Entwidelung des 
Volkslebens einer gemeinfamen Handels⸗, Zollgejeggebung und Handelöpolitif, oder, wie des 
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moderne Ausdruck beſagt, des gemeinfamen Güterlebensd. Die Zuverfibt gebt fo weit, daß 
viele für Deutſchland rathen, nur diefe Einheit des Güterlebens anzuftreben,, dad Weitere werde 
fhon von felbit fonmen. Gewiß it, daß wenn auch mächtiger Widerftand und augenblicklich 
vorwiegende Intereflen, wie z. B. die Vorneigung der Hanjeftädte für das unbedingte Frei: 
bandelöprincip, die Ginigung zu gemeinfamem, großem Handelägebiet und zu einem großen 
Binnenmarft lange verzögern fönnen, doc als bedeutſame Thatſache feſtſteht, daß nad voll: 
zogener Bereinigung die materiellen Intereflen ſich als weientlid die gleihen, in Süd: umd 
Norddeutſchland, von der Oftfee bis zum Bodenjee, erwiefen haben, und daß, auch abgeſehen 
von den öfonomifchen Verhältniffen, die dadurd gefährdet fein würden, die einmal geeinigten 
Intereffen ſich nicht wieder trennen, auseinander zerren und dem ſtaatsökonomiſchen Grperimen: 
tiren Feiner Regierungen überantworten laffen, ohne einen Schrei der Entrürftung und viel: 
leicht noch etwas mehr den fonft zahmften und fügſamſten Intereflenten zu entreißen. Es ift 
daher eine querelle allemande, darüber zu ftreiten, ob die Zulleinigung Hleinerer Staaten mit 
einer Großmacht aud die Solidarität der übrigen politiſchen Intereilen zwiſchen ven zoll: 
vereinten Staaten, folglich die politiiche Abhangigkeit der fleinern von der zollverbündeten Grof— 
macht , zur natürlichen Folge hätten? Wer ven Staatsvertrag auf dem Fuß der Gleichberechti— 
gung der contrahirenden Staaten abgefchloffen, der hat ſich formell weder politiih unterordnen 
noch eine Hegemonie des Grofftaats anerkennen wollen ; wer aber eine Gemeinſchaft begrünet, 
welcher zufolge er mit andern Staaten gemeinfane Einnahmen und Kaflen hat, ſodaß 
Staatögelder, von deren gevegeltem Bezug die Möglichkeit, die Staatsbedürfniſſe zu beftreiten, 
in mandem der verbündeten Staaten abhängt, in die Hände des einen Verbündeten nur durch 
die VBermittelung des andern gelangen fünnen, der hat gewiß und zu feinem beften der Mög: 
lichfeit vorgebaut, daß ſolche Berbündete jemals in verſchiedenen politiſchen Lagern gegenüber: 
ftehen, ſowie die zollverbundene Großmacht als ſolche eine beftinmte politiſche Richtung verfolgt. 

Eine allmählich anzuftrebende gleiche Geſetzgebung bezüglid der etwaigen Abgaben von 
inländifchen Verzehrungsgegenftänden wird als eine nothwendige Folge einer gemeinfamen 
Zollgefeggebung betrachtet; das Bedürfniß gleichmäßiger Orundjäge über die Beftrafung ber 
Gontraventionen gegen die Steuergejege kann allmählich und follte conjequenterweije zu einem 
übereinftimmenden Strafrebt und Strafverfahren führen. 

Auf einem geeinigten Handels- und Induftriegebiete mußte jih das Bedürfniß eines ges 
meinfamen Wechſelrechts geltend mahen. Das Civilrecht läßt ſich nicht wol in einzelnen 
Theilen reformiren, ohne daß dad Ganze davon berührt wird. Died mag den Umfang und die 
Bedeutung der einheitlichen Intereſſen andeuten, die durd ein geeinigtes Handelögebiet zur 
Entwidelung fommen, 

Aber auch abgejeben von diefem Motiv: die Micrigfeit eined nationalzeinbeitlichen 
Rechts für das Bewußtſein der Zufammengebörigkeit, alfo rür die einheitliche Entwickelung 
einer Nation, ift ein von den Männern der Wiſſenſchaft längft entjchiedener und erjdöpiter 
Gegenſtand. Daß die redhterzeugende Autonomie der Gorporationen des Mittelalterd der ein: 
heitlihen Entwidelung des Volkslebens nicht günftig war, wird allfeitig eingeraumt. Sollen 
wir hervorheben, melden Ginfluß ein verſchiedenes Rechtsbewußtſein über einzelne Brivat: 
rechtölehren bei den verfchiedenen Stämmen deſſelben Volks auf die einheitliche Entwickelung 
des Volkslebens und des Volfäharafters ausüben können; und wie ſchwer es ift, wo folde 
Mechtölehren feit Jahrhunderten in verichiedener Richtung ſich entwidelt haben, die Wirkungen 
foldhen verſchiedenen Rechtsbewußtſeins wieder auszugleichen, jo wollen wir als Beilpiel nur 
die Lehren von PBrimogenitur und Majorat, erftere zugleih in ihrer Amvenpung auf Bauer: 
güter und die daraus folgende Theilbarfeit oder Untheilbarfeit derjelben, hervorheben. Je 
nachdem die eine oder die andere beftebt, ift der Bauernftand ein ganz anderer. 

Mir wollen jchließlih die unermeßliche Vereutung der Volksbildungs- und Jugend— 
erziehungsanftalten für die einheitliche Entwickelung des Volkslebens berühren, nicht blos 
der Schulen aller Art, fondern aud der Volksſpiele, der Kunftanftalten, ver nothiwenpdigen 
Handreihung ded Staats an Wiſſenſchaft und Kunft, um es in das Yidyt zu ftellen, wie um: 
faflend die Aufgabe des Staats gedacht werden’fann, wenn fein Organismus ih auch nur auf 
die Entwickelung des einheitlihen Volkslebens beſchränkt. 

Aus der Geſchichte und den daraus zu erfennenden Bevürfnifien feines Volks bis zu feiner 
Zeit hat der Geſetzgeber die Motive zu fhöpfen zu der gefeglich zu beftimmenden Thatſache, was 
die einbeitlihe Entwidelung des gefammten Volfelebend von dem Organismus des Staats zu 
fordern Habe; und der Staat ift, wie wir gejehen haben, nothwendig jelbft Richter darüber, 
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welches berechtigte Intereffe er zu dem Ende zu fügen oder in die Hand zu nehmen babe. 
Was nun nad dem Urtheil ded Staats und nad feinen Gejegen von gemeinfamen Intereffen 
das Geſammtvolksleben und feine Entwidelung nicht berührt, das bleibt der Geſellſchaft zu 
fetbftändiger Geſtaltung, wie ed die perfchiedenen Anſprüche, Bildungäftufen, Mittel erlauben 
oder erfordern, Aber niht darauf beihränft ſich das Feld der Selbftregierung 
des Volks. 

Man gebraucht Häufig für „„Selbftregierung des Volks“ — als ob auch anderes darunter 
verfanden werden fünnte — dad engliihe Wort „Selfgovernment“, welches doch nur daflelbe 
befagt. Es geihiebt Died wol aus dem Grunde, weil mit dem engliihen Worte gleich aud die 
in England befannte Sache bezeichnet ift, während man ji über die Sache wie über das ent- 
ſprechende Wort unter Deutichen erit verftändigen muß. 

Diejenige Thätigfeit für gemeinfame Zwecke wird unter Selbitregierung des Volks nicht 
verftanden , welche nach ver politifchen Theorie, daß das Volk die Duelle aller Staatömadht fei, 
von dieſem als Ausfluß feiner unterftellten Machtvollkommenheit ausjchlieplih und ohne Kon: 
eurrenz anderer Staatsgewalten zu üben wäre, und welche nad jener Theorie den Begriff der 
Volks ſouveränetät bildet. 

Ebenſo wenig iſt aber, was man unter Selbſtregierung des Volks verſteht, auf die Thätig— 
keit der Intereſſenten für ſolche gemeinſame Zwecke beſchränkt, melde lediglich aus dem Privat— 
leben der Bürger entſpringen und die Aufgabe des Staats nicht berühren. Selfgovernment 
findet Anwendung auf die Sphäre der dem Vrivatrecht angehörenden gemeinfamen, aber frag: 
mentariſchen Intereſſen, wie auf eine Vielheit folder, die ver Staatdaufgabe heimfallen. In 
legterer Beziehung gewährt jelbft der orientalifche Despotismus der Selbjtverwaltung des Volks 
in der Öemeinde einen weiten Spielraum. Gr thut died nicht, um Damit der Freiheit feine. Huldi— 
gung darzubringen, jondern weil er ed für feine Aufgabe nicht halt, Wohlfabrtspolitif im Detail 
zu treiben. Es leitet ihn dabei ein viel richtigerer Inftinet, ald in der entgegengeiegten Aufs 
fallung, von welder der jogenannte aufgeflärte Despotismus in Staaten mit übertriebener 
Gentralijation ausgeht, Weisheit zu erkennen ift, indem diejer, nad) derNaturdes Despotismus, 
die Bähigfeit des Wolks zur Selbftregierung ebenjo ſehr unterſchätzt, ald er.fich über feine eigene 
Kräfte und Mittel täuſcht. Erſt vadurd, daß die Selbftregierung des Volks auf dem ganzen 
Felde der gemeinjamen Zweite des Privatlebens ſich thätig erweiſt, zugleich aber dieſe Selbit: 
thatigfeit des Volks auf die Sphäre der eigentlihen Staatöanitalten oder ſolcher Organijationen 
ausdehnt, melde die einheitliche Entwickelung des Volkslebens zu nahe berühren, als daß der 
Staat fie ganz ſich jelbit und ver autonomen Thätigkeit ver Bürger und Interejlenten überlaffen 
möchte — erjt dadurd bereichert jie den Inhalt des Freiheitsbegrifſs und wird zum praftijchen 
Zweit ver politiftben Freiheit. 

An dem jo bezeichneten Charakter der Selbjtregierung des Volks, der fie zum praftis 
fhen Zwed ver Freiheit macht, wird dadurch nichts geändert, daß in unferer Zeit zahlreiche, 
centralijirtefte Staaten die Poramide der politiihen Freiheit auf ven Kopf geftellt, und 
dad Schaugerüfte der politifhen Freibeit in einer vepräjentativen Verfaſſung aufgeführt 
baben, nach welder eine Betheiligung des Volks an der Staatögejeggebung und höchſten 
Staatäregierung gefordert wird, obne daß Selbitregierung des Volks in den engern Kreijen 
des gemeinjamen und Öffentlichen Lebens beſtände. Es ift dieſes Verfehrte in Frankreich, durch 
die ganze Periode der Nevolution hindurch, und unter allen Berfallungen, welde dieſe gebracht 
bat — es ift aber auch in Deutjchland geihehen. Da folder Stantdeinrichtung der Aufbau ver 
Selbjtregierung von unten auf fehlte, derjelbe auch von oben herab nicht genügend nachgeholt 
wurde, jo ift dad Product nicht politifche Freiheit geworden, fondern es entwickelte ſich aus dieſen 
und andern Umſtänden feit 1815 jener, die Formen ohne das Weſen des englifchen Parlamen— 
tarismus nahnabmende Scyeinconftitutionalißmus, welcher, bei unfreier Preſſe, bei ſchlechten 
Wahlgejegen und bei durch Beamtenwirthſchaft beherrichten Wahlen, pie öffentlihe Meinung 
binderte zu ihrem wahren Ausdruck zu gelangen. Unter der Herrſchaft dieſes Scheinconftitus 
tionalismus wurde die in den Kammern berufene, abhängige Intelligenz eingefhüdhtert und 
corrumpirt; die thatſächlich abſolute Negierungsgewalt der Berantwortlichkeit für ihre Thaten, 
indem man dieje von einer unfreien Nepräfentation gutbeipen ließ, enthoben; und da die zwei 
ertremiten PBarteien, der Abſolutismus und die pejlimijtiihen Begünftiger ver Anarchie, nicht 
ohne Erfolg mitteld Ausbeutung des Unverſtandes der Menge darauf binarbeiteten, daß dem 
Spyitem der Berfaflung die Fehler zur Lajt gelegt wurden, welche entweder auf Rechnung der 
Gleichgültigkeit und Fahrläſſigkeit eines auf feine Rechte nicht hinreichend eiferfüchtigen Volks 
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kommen, ober welche in unfertigen , für jedes Verfaſſungsleben untauglichen Staatdzuftänden 
lagen, oder melde endlich zufällige oder beabfidhtigte, aber bei einem in feine Verfaſſung ein- 
gelebten Volke nicht unvermeidliche waren, fo wurbe die ganze Form der monardifd = repräs 
fentativen Berfaflung , um ihrer aus diefen Gründen zu erklärenden Unwirkſamkeit willen, bei 
der unverftändigen oder unkritiſchen Menge in Misachtung gebradit, und der maßvollen Kreis 
beit jelbft ihre Zukunft zu verderben geſucht. 

Diefer Scheinconftitutionalismus culminirte in Branfreih bis 1848, von wo an, unter 
Berhöhnung aller natürlichen Folgerungen der wahren Repräfentativverfaflung, unter Bei: 
behaltung ver leeren Formen derſelben, das allgemeine Stimmrecht zum Recept dev abjoluten 
Monarchie wurde. 

Auf den Begriff der Selbitregierung des Volks zurückzukommen, wird diefer alfo dahin zu 
beſtimmen fein, daß fie theils in der frei fi rührenden, anorpnenden und verwaltenden Thätig— 
feit ver Genoſſen befteht; eine Thätigkeit, welche in ihren Wirkungen bindende Rechtsnormen für 
diefe Genoflen erzeugt für die gemeinfamen Zwecke und das gemeinfame Leben in folden In— 
tereflengemoflenichaften, deren Zwecke und Orbnungen gefeggebend zu vegeln ver Staat zunächft 
nicht für feine Aufgabe hält; daß fie anderntheild befteht in derjenigen, fei ed auf Grundlage 
eigenen Rechts geübten, fei es vepräfentativen Thätigkeit dev Bürger für weſentlich ſtaatliche, 
d. h. aud dem Organismus für das gefammte Volksleben fich ergebende Zwecke in dem organi- 
ſchen Staate, in welchem bei ver Ordnung und Belebung ganzer Kreije aud) des ſtaatlichen Ke— 
bens der Rath und die Mitwirkung der Bürger erfordert wird (Kandes-, Provinzial:, Kreis: 
vertretung und Verwaltung); daß fie endlich befteht in der ‚innerhalb vom Staat gefegter 
Schrauken auszuübenden, anorbnenden und verwaltenden Thätigfelt der Bürger für ſolche 
corporative Organifationen und ihre Zwecke, die, wie die Gemeinden, Marfgenofienihaften, 
Deichverbände, Aveldcorporationen, Organijationen von gemifchter, privatrechtlicher und ſtaats— 
rechtliber Natur find, und gleichſam unabhängig von dem Willen der zeitliben Tbeilyaber 
befteben. Die innere Ordnung diefer Organifationen und die Handhabung derfelben find 
für die Wohlfahrt der Gejanmtheit des Staats und für die Entwidelung des Volkslebens 
von fo hoher Bedeutung, daß der Staat in diefer Nüdficht gewiſſe Garantien durch Veſtim— 
mung der Verfaſſungen berfelben in allgemeinen Umriſſen und durch Gontrole ver Einhaltung 
derfelben fic wird verſchaffen müffen, während er die Ausführung und Belebung diefer Ord— 
nungen in größerer oder geringerer Ausdehnung der Selbfithätigfeit der zeitlichen Iuter— 
effenten an jeder einzelnen dieſer Organifationen überläßt. Ein Hauptgrund des Unterſchieds 
zwifchen der franzöſiſchen und deutſchen Entwidelung in Beftimmung und Löfung der Staats: 
aufgabe liegt darin, daß der Ginn und die Neigung fir Selbftregierung des Volks in jeinen 
fragmentarifhen gemeinjhaftlihen Intereflen in Sranfreich bei weitem weniger entwickelt ift 
als unter den germanifchen Völkerſchaften, daß ein nationales Gefammtgefühl, dad wieder nad 
Selbftverwaltung in dev Gemeinde verlangt, in Frankreich nicht vorhanden ift. Um fo mehr 
fühlen fi die Franzoſen angetrieben, einer einheitlichen Autorität ſich wenigftens äußerlich 
unterzuordnien, und diefe Gigenfhaft hat bei dem Einfluß, den franzöſiſche Staatsgrundſätze 
feit 200 Jahren auf Deutſchland geübt haben, die Gentralifation der Staaten mächtig gezeitigt. 

Die Gemeinde, welde als jelbftändiger, in feiner Individualität geficherter, fich ſelbſt re— 
gierender Körper ver Eckſtein jedes freien Staatsweſens ift, erſcheint in Frankreich als ein blo— 
Ber Stantöverwaltungebegriff; die franzöſiſchen Gemeindebehörven, jo uneigentlihd noch 
jegt „Munieipalites” genannt, während doch das römifche jus municipale fo weſentlich die auch 
privatrechtlihe Gorporation unterjtellt, find blos nod die unterften Stufen ver Staats— 
verwaltungsmaſchinerie; vie Gemeindefreiheit, diefe unentbehrliche Schule der Selbftregierung, 
ift nicht einmal dem Namen nah vorhanden, und nur wenige laffen ji träumen, daß Die 
Staatöfreibeit ohne dieſelbe nicht beftehen fönne. Zwar ift erft in ver Revolution die ſelbſtändige 
Gemeinde bis jelbft auf den Namen vernichtet werben; aber bie fociale Revolution, wodurch 
die legtere jo jehr erleichtert wurde, Die Nichtachtung des Gemeindebegriffs und die Gentrali= 
fation allev Gefellfhaftsgewalt in der Staatögewalt, ift der politifhen Revolution voraus— 
gegangen und war vernichtend für die Zukunft der Freiheit. Alle nachfolgenden Revolutionen, 
weldye die politiihe Freiheit zum Ziele nahmen, beftanden nur in Antäufee, die an dem mans 
gelnden Sinn des Volks für Selbftregierung ſcheiterten. 

In Deutichland ift es, was die noch herrſchenden Staatötheorien won dem Verhaͤltniß der 
Gemeinden im Staate betrifft, zwar nur um weniges beſſer beſchaffen als in Frankreich; aber 
weſentlich beſſer iſt es mit dev allgemeinen Meinung von dem Recht und von dem Berürfniß 
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einer jelbftändigen Gemeinde beftellt. Über diefe deutſche Anfhauung hat die Staatstheorie, 
welde wir mit der Nachahmung der franzöfiichen Eentralifation überfommen haben, nicht 
allein nichts vermocht, vielmehr ift die legtere in Deutichland feit ſchon längerer Zeit auf dem 
Rüdzug vor der darin entjchiedenen Öffentlichen Meinung begriffen, auf bem fie durch Schein: 
conceſſionen wol nod Stellungen zu nehmen ſucht, die aber nicht lange mehr haltbar bleiben 
werben. 

Wenn wir fagten, daß dem franzdfifchen Bolf ver Sinn für Selbfiregierung fehle, jo gibt es 
doch gewiß auch in Branfreich Eoterien (eine politiichen Parteien), melde ‚, Decentraltifation “ 
und felbitändigere Bewegung der Provinzen und Gemeinden für ein nationales Bedürfniß aner- 
fennen und diefe Doctrin verfünden; aber theild wirb der Begriff von Gentralifation und De: 
centralifation ganz falich aufgefaßt, wie wir bereits erörtert haben ; theils wird dieſe Doctrin von 
der Öffentlichen Meinung Frankreichs nicht in hinreihenden Maße getragen und unterflügt. Die 
Fähigkeit zur Selbftregierung und fomit zur politifhen Freiheit ruht nicht in der Bildung ein= 
zeiner, jondern in einem Geſammtgefühle der meiften. Die Franzoſen find ein gebilvetes Volk; 
ein Bolf wurben fie genannt „voll humaner Inftincte” ; aber es fehlen ihnen weſentliche Eigen 
ſchaften, ohne welche Selbftregierung unmöglich ift, und ſie müſſen ſich dabei noch gefallen laſ— 
fen, daß dieje Unfähigkeit zur Selbftregierung durch die eigenen Organe ihrer aus dem Botum 
der 8 Mill. Stimmen beruhenden Regierung zum Berbient ihnen angerechnet werbe. Jene 
Eigenſchaften find: Achtung vor der Vergangenheit und dem Hergebrachten, ohne ſich Dabei der 
Erfahrung und der Entwidelung zu verſchließen; Genügjamfeit bei ſchmalem Erwerb; fried- 
liher Sinn, der auf das Erhalten und Fördern aud im engern Wirkungskreiſe gerichtet ift. 
Nichts hat den Sinn für Selbftregierumg in den engern Kreifen des gefellichaftlihen Lebens 
in Franfreid mehr untergraben als die weltbeherrſchende Molle, welche Frankreich jeit 
Ludwig XIV. angeftrebt, und welche die Nation gewöhnt hat, das Auge ganz auf den einheit: 
lien Staat gerichtet zu halten, ganz im Staatszweck aufzugeben, und von der Staatöregierung 
alles zu erwarten. Nur folhen Gewinn hat aud Guizot im Auge gehabt, ald er in jeiner 
- „Histoire dela civilisation en France’ (49. Borlefung) ſich alfo ausipricht: „Auch ich bin über= 
zeugt, daß, alles zufammengenommen, die Gentralifation, melde unjere Geſchichte charakteriſirt, 
Franfreih einen höhern Grad von Wohlfahrt und von Größe, glücklichere und glorreichere 
Schickungen eingebradht Habe, ald es erfahren haben würde, wenn die lokalen Inftitutionen , Die 
fofalen Unabhängigfeiten, die lokalen Ideen in demſelben fouveräne oder felbft nur vorherr⸗ 
chende geblieben jein würden. Ohne Zweifel, wir haben etwas verloren bei der Niederlage der 
Gemeinden des Mittelalters ; aber, nad meiner Anficht, nicht jo viel, ald man es und einreden 
möchte.‘ 

Vieles ift in dieſer Stelle zufammengeworfen, was, um zu ſolchem Urtheil zu gelangen, 
hätte auseinander gehalten und unterjhieden werden müſſen: wie z. B. „vie lofalen Inftitus 
tionen“ und „die lofalen Unabhängigkeiten“, die in ihrer Wirkung zu fehr verſchiedenen Re— 
fultaten führen können. Xofale Inftitutionen erhöhen ven Gemeingeift, welcher durch die Ent— 
fernung der Bürger von aller Theilnahme an den Öffentlichen Angelegenheiten vernichtet wird ; 
lofale Unabhängigkeiten dagegen, und gar „fouveräne‘‘, ziehen, wenn jie Sonderitellungen 
mit fi bringen, die fich felbft genügen wollen, von Gemeinwefen ab und ſchwächen daſſelbe. 

Deutſchland ift von feiner Höhe herabgeſunken, ebenjo jehr dadurch, daß feine thatkräftig- 
ſten Kaiſer ven Bli zu jehr ind Weite getragen, und das Nähere, was noth that, „die lofalen 
Feen und Inftitutionen‘‘ minder beachtet haben; ald dadurch, daß die löfalen Unabhängig: 
feiten, eben aus den erften Orunde, zu einer zu großen Geltung gefommen, „jouveräne‘ ge: 
worden find. Frankreich hat gewiß wohlgethan, „die lokalen Unabhängigkeiten’ niederzubalten, 
und den Weg über jie hinaus zur Reichöeinheit, und dadurch zu feiner ftaatlidhen Beftimmung, 
ſich zu bahnen; aber es bedurfte dazu nicht Vernichtung aller lofalen Inftitutionen, nit der 
gänzlihen Abtödtung der felbftändigen Berjönlichfeit ber Gemeinden ; und e8 zeugte von feinem 
gefunden Zuftande, wenn neulich das ‚Journal des Debats " die Urſache der Unbedeutendheit 
der Departementalprefle und des öÖffentlihen Lebens in den Departements überhaupt in dem 
Berlangen der Franzofen begründet fand, lieber den hundertften Platz in Paris als den erjten 
in ihrer Heimat einzunehmen. 

Und da wir an eine Stelle von Guizot angefnäpft haben, fo jei ferner erwähnt, daß er im 
zweiten Iheil feiner neuerlich erſchienenen „„Memoires‘ über die „Folgen der Gentralifation 
umd des Beitrebend‘, mitteld der Deamtenwelt die Allgewalt ded Staats über jede Erinnerung 
früherer Selbſtändigkeit zu fegen, nachdem die Regierungsmittel, welche einer focialen Sub: 
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orbination entfpringen, entkräftet oder befeitigt find, fi alfo ausdrückt: „Man war fi des 
Übels wohl bewußt, und um ihm abzuhelfen, fuchten alle Gabinete von 1816—48 einestheils 
den lokalen Adminiſtrationen eine größere Unabhängigkeit zu geben, anderntheils die natür— 
lichen Autoritäten, welche auch in den demokratiſchen Geſellſchaften aus dem Einfluß des Grund— 
eigenthums, der Induſtrie, der Traditionen hervorgehen, zu heben, und demnächſt durch dieſe 
einen vermehrten Einfluß auf das Land auszuüben.“ Aber in ſolcher Weiſe laſſen ſich neue 
Autoritätselemente nicht ſchaffen. Solange man noch von lokalen Adminiſtrationen ſpricht, 
denen eine größere Unabhängigkeit gegeben werden ſoll, beſteht keine ſelbſtändige Gemeinde; 
und eine Ariſtokratie, welcher Art ſie auch ſei, kann erſt da anfangen ſich naturwüchſig zu bilden, 
wo ihre Autorität in Ermangelung einer andern eine gewünſchte und gewohnte wird. Als Hülfs— 
perfonal der Präfecten und Lückenbüßer wird eine ſolche Ariftofratie zu natürlihem Anſehen 
niemals gelangen, 

Der Anſpruch an Selbftregierung des Volks ift ein in deutſcher Geſchichte und in deutscher 
Rechtsanſchauung tief begründeter, welchen der Despotismus mol vorübergehend brechen oder 
in feiner Ausübung niederhalten, aber nicht verhindern fonnte, daß er immer wieder auflebt, 
und daß als die befte Bolitif der Staaten diejenige fich erwiejen hat, in weiten Umfange ihm 
Rechnung zu tragen. 

Werfen wir einen flüchtigen Blick auf die geſchichtliche Entwickelung der Staaten, ſo finden 
wir die Thatſache der Selbſtregierung des Volks in mannichfaltigen Beziehungen des öffent— 
lichen und des Privatlebens. Sie kam in den älteſten Zeiten zur Geltung, ald dad gemeine 
Recht der Freien, fowol in der Gemeinde, der Gent und dem Gau, in welchen beiden legtern 
Drganifationen der königliche Beamte in Verwaltung und Rechtfprehung durd das dabei mit: 
telö der gewählten Schöffen felbftthätige Volk unteritügt wurde; ald auch durch entfchei: 
dende Mitwirkung der Freien zu der Reichsregierung, auf den Placitis oder Reihstagen. 

Der die Gemeinfreiheit untergrabende Lehnsſtaat fhuf oder vermehrte die Standedunter: 
ſchiede, und damit das Privilegium einer erweiterten Berechtigung zur Selbitregierung für die 
bevorzugten Stände. Wo jo viele öffentlihe Gewalt in Brivateigentyum übergegangen war, 
und auc ohne viefen Grund, mußte ſich, bei der vorzugäweijen Geltung des perjönlichen und 
genoflenihartliben Anſpruchs im Lehnsftaate, die Autonomie der Familien, d.h. vie Befugniß 
derjelben, mit vechterzeugender Kraft ihre Kamilienordnungen zu beftimmen, von ſelbſt verfteben. 

Viele Dörfer und Diftriete waren dann nur noch von unfreien Leuten (Hörigen) bewohnt, aber 
die Verfaſſung der Gemeinden blieb im wefentlichen diefelbe, in den von Unfreien ebenſo wie 
in den von Freien bewohnten; in den erftern allerdings unter dem gejteigerten Ginfluß der 
Grundherren auf die Wahl der Ortövorfteher. Das Gemeinderecht der einen wie der andern 
war durchbrochen durch die Eremtionen der Privilegirten (der Ritterbürtigen, Klerifer mit 
ihren beiderjeitigen Qinterfaflen, wie auch ver Brahlbürger der Städte). 

Aus der Geſammtheit der Gemeinden treten mehr und mehr und immer zahlreicher die pri— 
pilegirten Stadtgemeinden hervor, deren Selbftverwaltung den Staat im Eleinen darſtellte. 
In der Schöffenbarfreiheit, d.h. in dem Recht ald Schöffe gewählt werden zu fünnen, um Urtheil 
mit zu finden, hat die Selbftverwaltung der Juftiz durch das ſchöffenbar freie Volk fehr ver: 
ſchiedene Stadien durdlaufen. Das Recht der Einigung war das gemeine Recht aller Freien 
und erzeugte nicht blos, ald den mächtigſten Ausdruck dieſes Einigungsrechtes, Die deutſchen 
Städtebündnijfe mit ihrer für beſtimmte Zwecke geeinigten Selbitregierung, welche, wie die 
Hanja, ohne völferrechtlihen Geltungsact, blos auf Grund ihres gemeindeutſchen Einigungs— 
rechts, zu welthiftorifchen Territorial: und Seemächten ſich erhoben ; jondern es ſchuf auch dieſes 
gemeine Recht der Einigung Genoſſenſchaften anderer Art unter einzelnen Freien: innerhalb 
der Städte die gewerblichen und Handeldinnungen; außerhalb der Städte zu Schuß und 
Trug die ritterfchaftlihen Gorporationen; endlih, bei mehr entwidelter Landeshoheit, die 
Einigungen der Landſchaften, fpäter Yanpftände genannt, unter den landſäſſigen, privilegirten 
Territorialftinden, welde auf Grund ihrer zu Schug und Trug geichlojjenen Ginigung nicht 
blos ſich felbjt, jondern in manden Neichsländern allmählich auch das Territorium mit regier- 
ten, in welchem jie landfäjlig waren. Das Recht aller wehrpilichtigen Freien, auf Reihstagen 
zu ericeinen und ihre Stimme mit abzugeben, war zu einem Necht der Reichsſtände einge: 
ſchrumpft, die ihre Kanpfallen auf Neichötagen von Nechtö wegen zu reprälentiren hatten. Bel 
coneentrirterm Zuſammenwirken der geringern Zahl von Berechtigten, von denen außerdem 
viele weggeblieben, während die Kurfürsten als Führer immermehr in den Vordergrund traten, 
wurde zulegt von dieſen das Mitwirkungsrecht zu der Neichsregierung in jo intenfiver Weiſe 


Eentralifation und Selbftregierung bed Volks 465 


geübt, daß die vormals einheitlihe monarchiſche Reichöregierung, vermöge welcher ver Kaifer 
die plenitudo potestatis sive imperii hatte, allmählich zu einer bloßen Conföderation herab: 
gedrüdt wurde, in welcher dem Kaifer nur noch die Leitung der Reichsgeſchäfte, gleihfam als 
einem primus inter pares zuſtehen follte. Dieje Ujurpation der die Centralgewalt abjorbirenden 
Selbitregierung der vorzugäweife Privilegirten endigte mit der gänzlihen Auflöfung des Reichs 
und mit feinem Zerfall in die fouveränen Einzelftaaten. 

Es kann nicht die Abſicht fein, die Gefhichte der Selbftregierung des Volks in den mannid- 
faltigen, vorflehend angeveuteten Beziehungen zu verfolgen, ed fommt und darauf an, für dad 
dringendſte heutige Bedürfniß der Selbjtverwaltung die Anknüpfungspunkte feftzuhalten, und 
diefe liegen in Deutihland mehr als irgendwo jonft in der Freiheit ver Gemeinde, wovon die 
Tradition fih durch alle Revolutionen hindurch erhalten hat. Die Gemeinde ift nicht allein vie 
Geſellſchaft, in welcher jih primitiv die Selbftverwaltung des Volks verſucht und geltend gemacht 
bat; es ift auch diejenige, welche, ihrer Natur nah, am wenigjten dem Wechlel und Wandel 
unterliegt. Die ftaatenbilvdende und jtaatenregierende Macht kann willkürlich, oder nad gewiſſen 
zeitlichen und wandelbaren Rüdjihten, eine Mehrheit von Gemeinden zu größern oder Eleinern 
territorialen Einheiten zufammenlegen; diefe Einheiten (vormals Gent, Gau, Grafſchaft, Her: 
zogthum, jegt Amt, Landgerihts=, Landraths-, Negierungdbezirk, Kreis, Provinz, Kron— 
land) und ihre Zufammengehörigfeit jind dann eine Fiction der Macht oder des Geſetzes. Aber 
die einzelne Gemeinde iſt feine Fiction des Geſetzes; jie beiteht nicht durch den zeitlichen Staat, 
oder doch nur jehr ausnahmsweiſe; die Gemeinde ift in der Regel dem zeitlihen und verän— 
derlihen Staate vorausgegangen und wird nach ihm fein; fie iſt das Product einer Zufanmen: 
gehörigkeit ver in ihr zufammenlebenvden, Schug und Nahrung in ihr findenden Familien, das 
erfte nahebei unveränderliche Element jeved Staats; fie ift, weil jie ift. 

Die genaue Kenntniß des Beftandenen und ded Geworbenen iſt die Grundlage eines ge— 
ſunden und nahhaltigen Kortihreitend zum Beſſern; indem wir daher die Verfaſſung der 
Gemeinden befprechen, wollen wir unterfuhen: Was war — worin beftand die Gemeinde— 
freiheit? 

Auf die Ungleichheit in ver Verfaflung der Gemeinden haben wir hingedeutet. Die Ver: 
ſchiedenheit in der Berfaflung der Stadt: und der Landgemeinden ift der Ausbildung des Lehn— 
ſtaats — und wahrfcheinlich nicht blos bezüglich der deutſchen Städte römijchen Urfprungs — 
vorausgegangen. Unter den Landgemeinden (Dörfern) urſprünglich veutfher Nationalität 
find ferner diejenigen zu unterjcheiden, deren Bewohner Freie blieben, von denen, deren Be- 
wohner in ein Hörigfeitöverhältnig gebraht wurden; wir glauben aber annehmen zu dürfen, 
daß diejer. Unterſchied Feine wejentliche Verjciedenbeit in dem Gemeindereht, in dem Gange 
der Verwaltung der Dorfgemeinden hervorgebracht haben werde, nur daß in den Dörfern 
im Hörigfeitönerud der Grundherr auf die Wahl der Vorſteher (Schultheigen, Bauermeifter) 
einen größern Einfluß gewonnen haben wird, auch hier und da dieſe Wahl der Vorfteher durch 
die Gemeinden ganz abgefommen und der Vorfteher von deu Grundherrn überhaupt abhängis 
ger geworben fein mag. Dody blieb die Jurisdiction über die Nichterimirten in der Gemeinde, 
bezüglich aller Rechtsſachen, die nicht ihrer Natur nad) vor dad Gent= oder vormald Gaugericht 
gehörten, alfo bezüglich Heiner Schuldſachen und geringfügiger Frevel, in der Hand der Oemeinde- 
behörbe, die aus dem Vorſteher und den Schöffen beſtand, welche legtere zu allen Zeiten von den 
Gemeinden gewählt, fpäter aber von den Grundherren, beziehungsweiſe Vögten, auf Vorſchlag 
beftätigt wurden. Der Autonomie diefer Geweindebehörde war auch die Verwaltung der Ge— 
meindeangelegenheiten nad) felbitgefundenen Normen wejentlih überlaffen, indem jih Territo— 
rialherren und Bögte wenig darum befünmert haben. 

Ein viel intenjiverer Hörigfeitänerus der Landgemeinden wurde aber in denjenigen Theilen 
Deutjchlands, die vormals von flawifchen Stimmen bewohnt und der germanischen Nationalität 
erft allınählid erobert worden waren, wurde längs den Geftaden der Oſtſee und bis gegen die 
Eibe herab aus dem Verhältniß der Eroberer zu den Eroberten begründet. Von einem Ge: 
meinderecht nad deutſchen Begriffen konnte in ſolchen Gemeinden lange Zeit feine Rede fein, 
indem ber Grundherr in allen Verhältniſſen Obrigfeit wurde und alle Gewalt, welche die Se: 
meinde berühren fonnte, in ſich vereinigte. Die daraus hervorgegangene Verſchiedenheit in der 
Berfallung der norddeutihen Landgemeinden reicht in unjere Zeit herein. 

Die Städte waren entweder römischen Urſprungs und hatten in ver Verfaſſung römifche 
Traditionen bewahrt, over die ſtädtiſche Eigenſchaft war vom Lehnsſtaat in jeiner jpätern Ent: 
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wickelung verliehen, da Öfferitfiche Gewalt lehnsweiſe, doch zu eigenem Recht, von Individuen 
wie von Corporationen erworben werden konnte. 

Mit der ſpätern Entwickelung des Lehnsſtaats, welcher die Gemeinfreiheit untergrub 
und Freie zu Hörigen machte, waren, als Zufluchtsorte der Freiheit, Städte?) zahlreicher ent- 
fanden. Der wachſende Einfluß der hriftlichen Kirche hatte im 10. Jahrhundert nad und 
nad alle Bifchoföjige zu Immunitäten geftaltet, in welchen die Grafengewalt yon bifchöflichen 
Vögten gehandhabt wurde, und da um dieſelbe Zeit die Kaifer große Diftricte, im melden fai- 
ferliche Herrſchaften lagen, zu befondern Reichsvogteien erhoben, fo befamen auch andere Stäpte 
die Verfaffung einer geiftlihen Immunität infofern, ale auch hier die Grafengemalt auf einen 
beiondern Faiferlichen Bogt überging. Solche Städte waren theils ſchon befeftigt, als fie das 
Stadtrecht erwarben, oder jie lehnten ih an eine Burg an, und wurden dann, in Verbindung 
mit diefer, weiter befeftigt. Im jedem Falle mar Befeftigung, und die Pflicht der Bürger, dir 
Stadt ſelbſt zu vertheidigen, während die Burgen mit Dienftleuten (Burgmannen) des Kaifers, 
Biſchofs oder Landesherrn befegt und von dieſen vertheidigt wurden, die unterfheidende urfprüng: 
liche Eigenſchaft ver deutſchen Städte, d. h. derjenigen, die nicht römifchen Urfprungs find. Die 
Grundlage der Berfaffung aller diefer Städte bezeichnete man ebenfowol mit den Ausdrucke 
„Weichbildrecht“, obgleich diefer Ausdruck ſeinem Urfprunge nah — indem er eine gebeiligte 
(„weich“ ift sanetus) Grenze unterftellt, innerhalb welcher von der bifhöflichen Gewalt ver 
Gotteöfriede gewährt wurde — nur auf Bifhorsjige paßte. 

Das 12. Jahrhundert verwandelte die Städte in ganz etwas anderes, als jte, ihrem Ur— 
fprunge nach, fein follten; aus bloßen Immunitäten wurden ſie felbftändige, d. b. nad) eigenem 
unbefhränften Gemeinwillen regierte Gorporationen. Diefe Veränderung ging unter dem Gif: 
fluß der römischen Rechtsanſchauungen und Traditionen. vor fi, deren ſpätere vorherrſchende 
Beltung in anderm Betracht jo nachtheilig wirkte. Die erften Bifhofsfige finden wir im den: 
jenigen Städten am Rhein, an ver Maas, der Mofel und an der Donau, die urfprünglic rö- 
mifche Städte geweien und Erinnerungen an römische Municipalverfaflung ſich erhalten hatten. 
In Verbindung damit nahın das Weichbildrecht in dieſen Städten eine Gigenthümlichfeit an, 
welche in der Folge zu dert Wefen des Weichbildrechts gehörig erachtet, und dann aud auf die 
andern Städte von nicht römischen Urfprunge übertragen wurde. Die Städte römifchen Ur: 
ſprungs hatten in dem erhaltenen Deeurionenjtande eine engere Gemeinde, einen ariftofratifchen 
Körper, dem von feiner alten Würde wenigftens die Verwaltung des Gemeindeguts, dir Bolizei: 
gewalt und befonders die den römischen Einrichtungen eigenthümliche Aufjicht bei der Marft- 
und Handwerkspolizei geblieben war. Aus diefer engern Gemeinde und den Schöffen oder Freien 
in der deutſchen Gemeinde bildete der biſchöfliche oder Faiferliche Wogt, weldyer in dem Stadtge: 
richte an die Stelle des Grafen im Gaugericht trat, fein Schöffengericht. Der Schultheiß dagegen, 
der die Stelle des ordentlichen, öffentlichen Rofalbeamten einnahm, war Richter in allen Saucen, 
die nicht ihrer Natur nad) vor das vormalige Gaugericht, jegt ſtädtiſches Vogtgericht, gebörten. 
Ein aud der vormald römifhen und deutihen Gemeinde zufammengefegter Rath war mächtig 
genug, die unabhängige Verwaltung ded Gemeindeguts und der Polizei allmählich zu einer jelb: 
ſtändigen Verwaltung aller öffentlichen Angelegenheiten der Stabt in ihrem innern und äußern 
Verhältniß auszudehnen, und dabei dem Vogt wenig Mitwirkung zu belaffen. Durch die Ber: 
leihung ber libertas romana war die Stadtgemeinde ausdrücklich für das lebendige Abbild des 
ſtaatlichen Gemeindeweſens erflärt worden. 

Städte waren durch faiferliche wie durch landesherrliche Verleifungen und Privilegien ent: 
ftanden ; in allen ohne Ausnahme flieg während des 14. und 15. Jahrhunderts der Woblftand 
und die Bevölferung durch Handel und Gewerbe, welche fie durch von Kaifern und Landesherren 
erworbene Privilegien, ald Stapel: und Einlagerecht, Markt- und Geleitsrecht, Zullfreibeit 
und Beftätigung ihrer das Monovol manderlei Gewerbbetriebs bedingenden Zunfteinrichtungen 
u. ſ. w., zu heförbern wußten. Über die Stellung der einzelnen Städte zu ihrer Herrichaft ent: 
ſchled weit mehr die Macht, welche denſelben ihr Wohlſtand verlieh, als die Verfaffung, wodurd 
biefe Stellung beſtimmt wurde. Zmiichen ven Reichöitädten und vielen Landſtädten war daber 
nicht nur in ben innern Ginrihtungen und ver Verwaltung der Gemeindrangelegenbeiten wenig 
Unterichied, fondern jelbft ihre äußern Verhältniſſe waren, bis auf die Theilnahme der letztern 
an den landfhaftlihen Ständeverbindungen, während die Reichsſtädte auf ven Reichstagen ſich 
vertreten ließen, äbnliche. Der Begriff einer Reichsſtadt beruhte lediglich in dem Umſtande, daß 
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die Vogtei und andere Regalien keinem geiſtlichen oder weltlichen Herrn eigenthümlich überlaſſen 
oder verblieben war, und daß die Reichsſtädte auf-den Reichstagen ſich ſelbſt vertreten konnten, 
während bezüglich feiner Landſtädte ebenfo, wie bezüglich feines übrigen Territoriums, dem 
Reichsſtande das Vertretungsrecht, gegemüber von Kaifer und Reich, zuftand. Unter jener Bor: 
ausfegung Hatte der Kaiſer in den Reichsſtädten die Rechte eines Landesherrn, nach dem fpätern 
Begriff eines jolhen. Stand hingegen die Vogtei eigenthümlich einem Reichsſtande zu, fo bes 
gründete dies freilich zunächſt fein anderes Rechtsverhältniß, ald Die Befugniß des Herrn, ſich die 
kaiſerlichen Gerechtfame als Landesherr zuzueignen; aber eine ſolche Stadt konnte jih auf die 
Länge der ftänpifchen Vereinigung mit den übrigen zur Landſchaft gehörigen privilegirten Stän— 
ven nicht wol entziehen, und wurde dadurd dann aller ver Gewalt untertvorfen, welche die ver— 
änderten Umſtände aus der Landeshoheit entwicelten. Am wichtigften aber in der Entwickelungs— 
geſchichte ver ftädtifchen Verfaffung in Deutſchland ift die Grwerbung von feiten der Städte des 
Vogts- und Schultheißenamts, oder deflen Ginlöfung aus den Händen derer, an melde es ver— 
vfandet war, Den Reichsſtädten ficherte ed am vollftändigften diefen ihren Zufland ; es kommt 
aber diefe Erwerbung aud von feiten von Landſtädten vor, als ein Beweis ihres Wohlſtandes 
und folglich ihrer Macht, welche ihre Bedeutung gegenüber dem Landesherrn fteigerte. Die 
Functionen der Faiferlidyen oder landesherrlichen Beamten, nämlich die vormaligen Grafihafts: 
rechte in Jurisdietion und Verwaltung, gingen dann auf den Rath der Stadt oder auf eine eins 
zelne Magiftratur über, und damit befaß dem die Stadt eigenthümlich die Jurisdiction durch 
zwei Inſtanzen. 

Zu welcher Macht ſich einzelne Reichsſtädte unter ſolcher Verfaſſung aufgeſchwungen hatten, 
darauf ſoll hier nur, als auf einen Glanz- und Ehrenpunkt der deutſchen Entwickelung, hinge— 
deutet werden. Denn wenn die deutſchen Reichsſtädte darin den deutſchen fürſtlichen Landesherren 
über größere Territorien gleich waren, daß ſie von dem Verfall und Abfall der kaiſerlichen Macht 
großwuchſen, fo waren ſie doch darin jenen ungleich, daß in den Städten Die dem Kaiſer entfal— 
lene Macht gleichſam als ein Depofitum bewahrt blieb, um einem etwa mwieber erftarfenden Kai— 
ſerthum, wenn diefes davon Gebrauch zu machen verftand, zur Verfügung zu bleiben, während 
diefelbe dem Kaifer entfallene Macht, von fürftlihen Händen an ſich geriffen, der einheitlichen 
Reichsgewalt für immer verloren jchien. 

Nach diefem Entwicelungsgange ded Gemeinderechts in Deutjchland waren zur Zeit der höch— 
sten Blüteder Städtedie gleihen Nechte der Städte wie der Dörfer: 1)das unbeſchränkte 
und uncontrolicte Necht ver Verwaltung des Gemeindeeigenthums durch die Gemeindebehörden; 
ebenfo 2) das Recht der Befteuerung der Oemeindegenoifen ; 3) das Recht, dad innere Gemeinde— 
leben — die Polizei — jelbit zu regeln und zu handhaben, mit rechterzeugender Kraft; und 4) das 
Recht der Jurisdietion bezüglich Fleinerer Schuldſachen und geringfügiger Srevel. Das höhere 
Recht der Städte, abgefeben von dem Hoheitörechte der Reichsſtädte, melches die wichtig— 
ften Zweige ver Staatögemwalt in ſich begriff, und abgeleben von bejondern Privilegien, war 
im allgemeinen: 1) dad jus praesidii oder Beſatzungs- und Bewaffnungsrecht, welches jede an— 
dere Beſatzung von den Städten ausjchloß ; 2) eine höhere Jurisdictivn, nämlich die ganze vor— 
malige Graffchaft; und in enger Verbindung mit diefer höhern Jurisdietion 3) eine rechterzeus 
gende Autonomie ſowol bezüglich des öffentlichen als des Privatrechts; 4) dag Privilegium, 
gewiffe Gewerbe innerhalb eines beftimmten Territoriums nur durd die ftäntifchen Zunftgenof= 
fen für dieſes Gewerbe betreiben zu laffen, welches Privilegium fich zu einem allgemeinen ſtädti— 
ſchen Rechte ausgebildet hatte. Das jus foederis (Bündnißrecht) wird nicht ermähnt, weil das 
Einigungsrecht gemeines Recht aller Freien und alſo fein beſonderes Gemeinderecht war. 

Wir gehen zu der Frage über: Warum und mit welden Folgen ift die vormalige deutiche 
Gemeindefreiheit ven Gemeinden deutfchen Urfprungs entzogen worden? Nod ehe ver alte 
Lehnäftaat ganz überwunden und die neuen Staatöverhältniffe und Staatdanjhauungen ange: 
bahnt waren, erlitten die Städte eine Beeinträchtigung ihrer früheren Bedeutung, befonders 
durch zwei Momente: 

Gegen die Gewalt der immermehr fih vervollfommnenvden Schießwaffe, welche die ganze 
Kriegführungsweife allmählich umgeftaltete, konnten die alten ſtädtiſchen Befeftigungen feinen 
Widerſtand mehr leiften. Neue Befeftigungsarten wurden nöthig, deren Koften die Kräfte der 
meiſten Städte überftiegen, und nur mit zahlreichen Befagungen durfte man jegt hoffen, dem 
geubtern, kriegskundigen, zahlreichern Feinde widerſtehen zu fönnen. Das urſprünglichſte Stadt= 
recht, das Recht, weil Macht ver Selbftvertbeidigung, kam dadurch in Verfall. Nicht blos Lands 
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ſtädte wurden dem landesherrlichen Beſatzungsrecht unterworfen, auch Reichsſtädte, jegt weniger 
dur Städtebündniffe — gefchmeige denn dur Kaiſermacht — geſchützt, wurden zu Landſtädten. 

Die zweite Urfache der Beeinträchtigung des Stadtrechts lag in der Entwidelung der Ter: 
ritorialgewalt. Diefe hatte die engere und organiſche Ginigung der Landſchaft, vie Bildung 
der Landftände zur Folge. Im Einverftändniß des Landesherrn mit feinen Landſtänden, zu wel: 
chen die Landſtädte gehörten, wurde die territoriale Gefeggebung thätiger und um fich greifenver. 
Diefer größern Thätigfeit der territorialen Gejeggebung und der Territorialregierung unterlag, 
jowol für das Privatreht ald für die Öffentlihen Zuftände, die rechterzeugende Autonomie der 
Städte. Polizeiordnungen, welde zu erlaffen früher unbeftritten zum Bereid der Gemeinde: 
gewalt, auch in den Dörfern, gehört hatten, gingen nun von der territorialen Gefeggebung aus, 
und mußten von den Gemeinveobrigfeiten, ald infoweit blos ſtaatlichen Executivbehörden, ge: 
handhabt werben. 

Nachdem durch dieje Entwidelungen das Gemeinderecht ſchon fo gemindert war, trat allmählid 
die große Imwälzung in den Staatdeinrichtungen unter den Geburtöwehen ber neuen Staatd: 
idee ein. Der Lehnsſtaat wurde überwunden, die Neaction gegen die Zerfplitterung der Gewalt 
in den Händen fo vieler eigenberechtigter Inhaber ihrer Partikeln und Atome, wie diefe Zerfplit: 
terung in der Gigenthümlichfeit ded Lehnsſtaats lag, machte ih, nad Art aller Reaction, durch 
den Umſchlag in das entgegengejegte Extrem geltend. Plötzlich follte feine Gewalt im Staate 
und in feinen Fractionen geübt werden fönnen, die nicht ein Ausflug der Staatsgewalt wäre; 
„der «Staat» follte nicht blod die Summe, fondern aud die Duelle alles öffentlichen Lebens be: 
zeichnen‘; alle Staatögewalt jollte unbeihränft in dem Staatdoberhaupte vereinigt bleiben. 
Dad war die neue Staatsdoctrin, der ed bald an doctrinärer Begründung von feiten der Hof: 
publiciften nicht gebradh. Der Despotismus, wie ihn Ludwig XIV. verkörperte, wurde dad Vor: 
bild der Staatdmänner und Höfe von Europa; die Zuverficht zu den alten Kormen ver Selbit- 
tegierung des Volks, wie diefe in der Ajforiation und Corporation ſich geftaltet hatte, war ge- 
wichen, und wie unter ein Batum beugte ſich der Geiſt der alten Freiheit unter ven Abfolutismus, 
der, gleihfam in ſolidariſchen Verband, über Europa ſich lagerte. 

Cine neue Periode der Gewaltäuferung begann jeit dem Weſtfäliſchen Frieden. So ganz 
im Widerſpruche mit der hiftorifchen Entwidelung der Territorialhoheit wurde diefe zu einer 
Machtvollkommenheit ausgebildet und im Intereffe der Fürftengewalt ausgebeutet, die nur noch 
in den Ruinen ver Reichögewalt einige formelle Befhränfung fand; aber nicht mehr die ber: 
kömmliche Beſchränkung durch die Rechte der Landſtände; vielmehr wurden dieſe jegt entweder 
vollkommen ignorirt, oder nur noch zur Wahrung der Form berufen. Die ſtädtiſchen Raths— 
collegien waren durchſchnittlich zu einer Obrigkeit herabgefegt, welche für eine vom Landesherrn 
angeordnete Behörde galt, und die jih, fowie die Dorfgemeinden, den landesherrlichen Polizei: 
anordnungen zu fügen hatten. 

Nachdem ed mit dem Gemeinderecht fo weit gefommen war, fonnte die nun auch formelle 
Souveränetätderflärung der deutjchen Staatsoberhäupter bei ver ſchimpflichen Auflöfung des 
Reichs daran nichts mehr mindern, ald daß die legten unter ihrer frühern Verfaffung und Selb- 
ſtändigkeit noch übrig gebliebenen Reichsſtädte nun auch zu Kandftädten entwerthet und als ſolche 
den fürftlichen Territorien einverleibt wurden. 

Jetzt zwar Fam mit der Fremdherrſchaft in einem großen Theile von Deutſchland die Beriode 
der tiefften Grniedrigung und Knechtung, aber mit dem Übermaf der Ungebühr auch die Ausſicht 
auf@rlöfung. Ed war mit dem biftorifchen Nechte überhaupt dahin gekommen, daß es als für die 
Bürftengewalt abfolut verfügbar erachtet wurde, und bezüglich veifen, was bei Beurtheilung der 
Rechte der Negierung und der Unterthanen berücjichtigt werden fünne, blos noch nad) der Con— 
venienz und nach dem Willen des Souveräns gefragt wurde. Die Fürſtenmacht galt für das allein 
unzweifelhafte und, wenigftend von feiten der Staatdangehörigen, unantajtbare Net. Die ſo— 
genannten „Organifationen‘ der neugebildeten over vergrößerten Territorien hatten vielfach von 
dem leichtjinnigiten Geifte ver Neuerung und des Umſturzes gezeugt. Es ſoll gewiß nicht geleugnet 
werden, daß mande der alten Einrichtungen jich überlebt hatten, daß Misbräuche abzuftellen 
waren, daß viele Privilegien theild in Anmaßungen beftanden, theild für die Nidtprivilegirten 
unerträglich geworden waren; aber zur gewaltjamen Zerftörung eines durch die Zeit geheiligten 
Rechtszuſtandes follte eine Geſetzgebung nicht fchreiten, ald mo es feinen andern Ausweg gibt, 
und nod niemand hat ven Beweis verſucht, daß die Schwierigkeit, jene Misftände ohne Gewalt- 
ſamkeit aufzuheben, wenn ver Verſuch von den Berufenen ausgegangen wäre, unüberwindlich 
gewejen fein würde. 
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Während alfo die Ausübung aller Gewalt und Nechte, welche, wie 3. B. Juftiz und Polizei, 
als ein Ausflug der Landeshoheit nur irgend harakterifirt werden Fonnten, den Gemeinden ohne 
Unterſchied fhon früher entzogen und vom Staate monopolifirt worden war, jo wurden nun 

auch die Gemeindeangelegenheiten im engften Sinne, der Städte wie der Dörfer — die Ver: 
maltung des Gemeindevermögensd nämlich — nicht blos als der landesherrlichen Aufficht unters 
worfen, ſondern als eigentliche Regierungsfadhe behandelt. Und wie man die Verfügung über 
das Kirhengut von Staats wegen anſprach, fo hat ed auch zu jener Zeit an Lüfternheit und an 
Verſuchen nicht gefehlt, dem Staate eine Dispofitionsbefugnig über das Gemeindevermögen, 
und keineswegs blos in feiner obervormundſchaftlichen Eigenſchaft, zuvindiciren. Die verbienft= 
liche Reaction gegen dieſe gemaltrhätigen Übertreibungen ift no andauernd. Der Anfang damit 
wurde gemacht, gleihfam um der Entartung der Zeit einen Spiegel vorzuhalten und eine Fahne 
aufzupflanzen, um die man fich im Streben nad) einer beffern Zufunft fharen fonnte, mit der 
preußiſchen Städteorbnung von 1808, für welche Stein in dem Bericht an den König als lei= 
tenden Gefihtspunft aufftellte, daß dur ſolche Verfaſſung die Gemeinde und ihre Vorfteher 
„nit nur von den Feſſeln unnüger fchmerfälliger Formen befreit werden, ſondern aud ihr 
Bürgerfinn und Gemeingeift, der durch die Entfernung von aller Theilnahme an der Verwal— 
tung der ftädtifhen Angelegenheiten vernichtet worden, wieder neues Leben empfängt”. 

Das nationale Wiedererwachen, wie e8 jich in ven Kriegen von 1813— 15 verfündete, hatte 
zu einer neuen Bildung des öffentlichen Rechts in Deutihland einigen Anftoß gegeben. Zwar 
die Abfindung und Abfertigung, weldye dem deutfchen Volke für feine Anfprücde an nationale 
MWiedervereinigung in dem Art. 13 der Bundesacte geworben ift, war nur eine fpärliche halbe 
Erfüllung des Verheißenen, und nur wieder eine Verheißung; doch bot diefer Art. 13, welcher 
verfügt, daß in allen Bundesftaaten eine lanpftändifche Verfaſſung beftehen foll, die Handhabe 
und den legalen Boden, um die Bedingungen der damit wieder neu aufzubauenden bürgerlichen 
Freiheit in ihrem Zufammenhange mit der Selbftregierung ded Volks zu erörtern und zu er— 
fennen. Mit den Beftrebungen für den Berfaffungsftaat gingen diejenigen nad der Wieder: 
berftellung der felbftändig fich regierenden und verwaltenden Gemeinde Hand in Hand; die Be: 
wegung nad diefem Ziele ift unter allem Unbeftand und den Rückſchlägen der Zeiten nach— 
baltig geblieben, und es find nur noch wenige deutſche Staaten, die nicht feit 1816 neue Ge— 
meindeordnungen erhalten hätten. 6) Dieſe Gemeindeorbnungen, obgleih dem Princip der 
Selbftändigfeit der Gemeinden mehr oder weniger huldigend, tragen den Charafter ihrer Zeit; 
fie erfcheinen größerntheils als abgedrungene Conceſſionen, und es wird in ihnen vielfach Schein 
ftatt des Weſens geboten. Diefer Täufhung ift man mehr und mehr inne geworben, und es ift 
bereits oben bemerkt, daß fonft principiell ſich bekämpfende Parteien in neuerer Zeit darüber 
einig geworden find, das Bedürfniß der Vereinfahung des Organismus der Staatövermwaltung 
ſei nur durd ein felbftändigeres Leben und durch Selbftregierung der Gemeinden zu befriedigen. 

Die Frage ift alfo: Was müßte an den beftehenden Gemeindeordnungen geändert werden, 
um die Gemeinden zu ſolchem felbftändigern Leben zu erwecken? 

Ehe wir zur Beantwortung diefer Frage übergehen, faffen wir uns bezüglich derjenigen: 
as joll der Staat zu feiner Aufgabe machen? in Kolgendem zufammen: Was ver Staat zur 
einbeitlihen Entwidelung des Volkslebens nah den in Verlauf feiner Geſchichte ſich heraus: 
ftellenden Bedürfniſſen nöthig glaubt, das hat er in feine Organifation aufzunehmen und von 
diefer durchdringen zu laflen. 

Es kann das nicht oder nur ausnahmsweiſe die gemeinfamen Zwecke berühren, für melde 
ſich Intereſſengenoſſenſchaften im Privatintereffe einer Mehrzahl von Perſonen bilden. Diefe 
bleiben daher von der Staatdorganifation unberührt. 

Es gibt einen Bereidy von Organifationen zu gemeinfamen Zweden, die von gemifchter 
Natur iind, ſodaß fie theils fürdie fragmentarifhen Geſellſchaftszwecke ver nächiten Intereffenten 
beftehen, theils zur Vervollftändigung der Ausführung der einheitlihen Staatszwecke dienen. 
Bei diefen, wefentlid den Gemeinden, ift ed die Aufgabe und die weiſe Politif des Staatd, der 
freien und jelbftändigen Verwaltung der Geſellſchaft diejenigen Thätigkeitskreiſe zu belaffen, 
welche die einheitlihen Staatszwecke nicht berühren. Es ift nicht die Aufgabe des Staats, um 
diefer gemifchten Natur willen den ganzen gemeinheitliden Organismus zu centralifiren; viel- 
mehr kann er den fich ſelhſt verwaltenden Organismus aud) für feine Zwede benugen. 

Es ift eine weiſe Bolitif, in den eigenen Organismus des Staats die Selbſtverwaltung des 





6) Julius Weiske, Sammlung der neuern beutfchen Gemeindegefege (Leipzig 1848). 
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Volks mit aufzunehmen, Es kann dies gefchehen durch Landesvertretung und Bezirksvertretung 
Hierdurch wird Die Staatdaufgabe nicht verändert, ſondern nur eine vorzugsweije nügliche Thä- 
tigkeit mehr für den Staatszweck zur Geltung gebradht. 

Wir laffen den Antheil des Volks an der Staatöverwaltung, ald unferer Aufgabe femer 
liegend, unerörtert, und wollen nur in Bezug auf die Bezirkövertretungen bemerken, Daß jie 
zwar bei größerer Selbitändigfeit der Vertretungen (PBrovinzialftände, Amtsverſammlungen, 
Bezirföräthe) eine jehr wichtige Inftitution, ein Beförderungsmittel politiſcher Freiheit und 
weiſer Lofalapminiflration werben können, daß es aber ein Irrthum wäre, fle unter irgendeinem 
andern Geſichtspunkte ald dem einer Staatsanjtalt zur Erreihung einheitliher Staatszwechke 
wenn auch auf befchränfterm Territorium, zu betrachten. Sieift nicht, weder ganz noch theilweiſe, 
ein Gejellihaftsinftitut wie die Gemeinde, die eine jelbftändige, vom Staate unabhängige Eri: 
ftenz hat, wenn auch dem Staate vielfache Mittel zu Gebote ftehen, fie Höher zu jtellen und ihre 
gemeinfamen Zwecke zu fürdern ; der Bezirk jelbft ift eine vom Staate angeordnete Verbindung 
mehrerer Gemeinden, deren ganze Aufgabe durch den Staatöwillen gejtellt und bedingt ift, und 

die Bezirfövertrerung ift alfo au nur ein Organismus zur Mitwirkung des Volks zu dem fo 
geftellten Staatszwecke. 

Zu Il) Was wäre bezüglich der Gemeindeordnungen zu wünſchen, un die Gemeinden zu 
felbjtändigerm Leben zu erweden? Welche Beihränfungen müßte der centralilirte Staat unserer 
Beit:zu dem Zwecke an dev Aufgabe eintveten laſſen, die er durchſchnittlich in Deutfchland bis: 
ber erfaßt und für die feinige gehalten hat? 

Wir machen nit ven Anſpruch, die ganze Literatur zu kennen, welde dem Wiederaufbau 
der ſelbſtändigen Gemiinde gewidmet ift, noch liegt es in unſerer Aufgabe, ſie zu beſprechen; fon: 
dern wir werden unfere Anjicht in einer Reihe von Sägen vortragen, von denen mauche Ge— 
meinpläge find, die aber, um des Zufammenbangs mit anderm willen, nicht übergangen wer: 
den Dürfen. Dod wollen wir einige der literarifhen Duellen bezeichnen, in Denen wir braud: 
bares Material gefunden, und welche wir, ohne mit einer derjelben überall einverjtanden zu fein, 
berüdjichtigt haben. 

Bine Reihe von Aufjägen in der „Deutſchen Vierteljahrsſchrift“ gehören vahin: Jahr— 
gang 1845, Heft 3: „Die Selbitverwaltung der Gemeinden und Diftricte *; Jahrgang 1846, 
Heft 3: „Der Staatödienft und die Staatödiener in Deutichland‘; Jahrgang 1847, Heft 2: 
„Die Thätigfeit der deutihen Negierungen gegen innen‘ ; Jahrgang 1853, Heft 3: „Die 
Selbftverwaltung des Volks“; Jahrgang 1855, Heft 1: „Die Gemeindeordnung in Wür: 
temberg und der neue Entwurf wegen Anderung derjelben‘; Jahrgang 1857, Heft 3, außer 
der bereitd ausführlich bejprochenen Abhandlung: „Der bureaufratiihe Staat nach feinem 
Ausgangspunfte und Ziele‘, die weitere: „Die jociale Aufgabe der Polizei in Deutfchland.“ 

F. E. Dahlmann's „Volitik“ im 10. Kap. „Yon den Gemeinden“ ſpricht Anfichten 
aus, mit denen wir faft durchgehends einverftanden find; zunächſt in den Sage, daß es, wo ed 
ih um Wiederaufbau der Gemeinde handelt, auf einen. Neubau ankomme. Diejenigen geben 
den Anhängern der Gentralilaiion und den Gegnern der Selbjtverwaltung des Volks nur will: 
fommene Waffen in die Hand, weldje, wie der angeführte Auffag: „Die Selbftwerwaltung des 
Volks“, und mehrere in abnlihem Geifte verfaßte, theils die mittelalterlihe Städteverfaflung, 
wie fie zur Zeit der Blüte der Reichsſtädte beftand, wiederhergeftellt, theild gar auf die Kanpge- 
meinden ausgedehnt ſehen wollen. Die richtig verftandene Ginheit der Staatsgewalt, dieſe Gr: 
rungenſchaft der neuern Staatöidee, darf zum vermeintlich Beſten der wiederberzuftellennen Ge: 
meinden nicht rückgängig gemacht werden. Aber die Aufgabe ift, daß den Gemeinden eine 
Selbftändigfeit gegeben werde, wodurd die Fleinen Selbftherjcher entbehrlich werden, melde 
in Auftrage des Staatö zwar in enggezogenen Grenzen des Territorialbezirks, aber in weit: 
geſteckten Grenzen für den Umfang ihrer Wirkſamkeit Gewalt üben. 

1) Das Rechtsinſtitut ver Gemeinde ift ein gemifchtes, welches denı privaten und dem öffent: 
lichen Rechte angehört. Die gemeinfamen privaten Zwecke der Ortsgemeinde bezieben ſich auf 
ein beſtimmtes, im Privateigenthum der einzelnen vder der Corporation befindliches Gebiet 
(Gemarfung). Der öffentlihe Charakter der Gemeinden gebt aus der Tharjache hervor, daß 
nur durch eine wejentlich übereinjtimmende Lebensordnung in, den Gemeinden, in welchen die 
Bevölferungen ein von Gemeinde zu Gemeinde getvenntes Leben verbringen, die Gemeinſamkeit 
des Volködafeind, welche der Zweck des Staats ift, inniger begründet werden fann. Injofern 
eine politiihe Gemeinde, gehört ed zu deren Wefen, daß ſie vom Staate, deifen Zwecke fie mit zu 
erfüllen bat, anerfannt jei, woraus auch das Aufſichtsrecht des Staats entflieft. 
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2) Indem die politifche Gemeinde hiermit den Charakter einer ihren Mitgliedern überlegenen, 
höher geftellten Perjönlichkeit gewinnt, und der Kategorie ver bloßen Intereffengenoflenfhaft für 
Vrivatzwecke entrüskt wird, ift die Frage ihres Fortbeſtandes der Entſcheidung ihrer zeitlichen 
Mitglieder entzogen, was, worauf wir fpäter zurückkommen, auf die Dispofitionsbefugniß über 
das Gemeindevermögen von Einfluß ift. 

3) Indem der Staat Gemeinden anerkennt, geichieht Died unter einer beſtimmten Form ihrer 
Einrichtung (Verfaſſung), die er entweder gutbeißt, ober felbft in allgemeinern Umriffen oder 
beftimmtern Ausführungen für alle gleichmäßig, oder verfchieden für verſchiedene Klaſſen von 
Gemeinden, gejeglich vorfchreibt. 

Eine nad Parteiſtandpunkten beftrittene Frage ift es, ob diefelbe Gemeindeordnung für 
Stadt: und für Landgemeinden, oder aber für beide Kategorien von Gemeinden eine verſchiedene 
beſtehen ſoll? 

Die Entſcheidung dieſer Frage dahin, daß eine und dieſelbe Gemeindeordnung für Stadt— 
und Landgemeinden zu beſtehen habe, ſetzt voraus, das die beſondern Privilegien, welche den 
Städten des Mittelalters eigenthümlich waren, für die Stadtgemeinden nicht fortbeſtehen oder 
erneuert werden. Damit ſind wir nun zwar auch einverſtanden; dennoch glauben wir, daß aus 
andern Gründen noch die Städteverfajlung eine andere fein jollte ald DieXandgemeindeorpnung. 
Ehe wir-diefe Gründe entwickeln, wollen wir den Sag, daß die mittelalterlihen Stäbteprivi- 
legien nicht fortbeftehen können, befprechen. 

4) Es gilt dies vor allem felbitverftändlich von dem jus praesidii. Es war dieſes Privis 
legium nur eine Folge ded eigenen Bewaffnungsrechts und des jus belliet pocit der alten Städte. 
Dieje Verhältniſſe find ſeit lange fo gründlich geändert, daß nicht darauf zurüsfzufommen iſt. 
Es jind in unfern Tagen gerade die Städte die rigentlihen Staatdwaffenpläge, und die zweck— 
nfäpigften, zum Theil notbwendigen Garnifonsorte, Auf Phantaſien über Umgeftaltung des 
gefammten Vertheidigungs- und Volköbewaffnungsweſens, wie fie in mehreren ber oben 
erwähnten Aufſätze theils unterftellt, theild mit Liebhaberei näher ausgeführt ſind, wollen wir 
uns, ald gänzlich unfruchtbar, nicht einlaſſen. 

5) Die Gerichtöbarkeit durch alle Inftanzen bleibe der Krone, Die Patrimonialgerichtsbar— 
keit der Städte hat feine größere Berechtigung in ſich ald die ver Gutsherren. Es gehört zu den 
willfürlihen Behauptungen, wenn gejagt wird, daß die eigene Jurisdiction das Hauptrecht der 
Gemeinden und immer al& die fiherjte Grundlage aller Gemeindefreiheit betrachtet worden ſei. 
In England bewährte es ich ald einen Grundpfeiler der öffentlichen Freiheit, daß die Eönigliche 
Jurisdiction in den Grafſchaftsgerichten ftetd unveräupert aufrecht erhalten worden, niemals 
an-die Barone übergegangen war. Dadurdy wurde der Sieg der feudalen Ariftofratie über 
das Königthum und über das Bauernthun verhindert; und aud die Jurispiction der deutſchen 
Städte des Mittelalters beruhte nur auf feudalem Rechtstitel. 

Sine andere Frage ift, wie bei Ausübung der Jurisdiction Die Krone ji der Geſchworenen, 
Schöffen zu bedienen und dabei die Selbitregierung ded Volks zur Geltung zu bringen habe? 
Dieje Frage hängt mit der gefammten Oerichtöverfallung ded Staat? zufanmen und ift daher 
bier wicht zu erörtern: — aber ein Gemeinderecht auf Jurisdiction, d. h. auf allgemeine Hand- 
habung der Gerechtigkeit in der Gemeinde, nad) den Staatsgeſetzen, gibt ed night. 

Zwar könnte man jagen, daß, da die Gemeinden das autonome Recht befigen mußten, für 
die bejlere Verwaltung der Gemeinde und für die Handhabung einer guten Ordnung flatutari- 
ſche Pönalvorſchriften (by-laws) zu erlaffen — aus diefem größern Rechte, dad Gejrg zu ma— 
hen, das Eleinere, es zu handhaben, fließe. Es iſt aber nicht nothwendig, dieſe Conſequenz zu 
ziehen; auch die von den Gemeinden ausgehenden Pönalgeſetze werden, als von dazu befugten 
Behörden erlaſſen, von den königlichen Richtern reſpectirt werden, und die Jurisdiction ruht 
beſſer, ſicherer, in den Händen der Krone. 

6) Ebenſo wenig kann es und einfallen, den Zunftzwang, oder das vormals ziemlich all⸗ 
gemeine Gewerbeprivilegium der Städte, welches hier und da noch fort: und darin beſteht, daß 
innerbaib eines beitimmten Territoriums gewiffe Gewerbe und durch ſtädtiſche Zunftgenoflen 
betrieben werden dürfen, als ein ſtädtiſches Vorrecht ferner behaupten zu wollen. Das Ge: 
meinderecht wird unabhängig von der Öejeggebung über die Gewerbe feſtzuſtellen ſein. Aber 
in einer Beziehung hängt der Gewerbebetrieb mit den Gemeinderecht zufammen, nämlich durch 
die von der Theorie der Gewerbefreiheit in zu weitem Umfange beanſpruchte Niederlaſſungs— 
freiheit, wovon. |päter. 

7) Wenn wir hiernach aud der Meinung find, daß die vormaligen ſtädtiſchen Privilegien 
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nicht Fortbeftehen follen, fo ſcheint ung, wie gefagt, daraud dennoch nicht zu folgen, daß das Ge: 
meinderecht das gleiche fein müfle für Städte mie für Landgemeinden. 

In England beftehen nur Stäbteorbnungen, und jede incorporirte Stadt Hat ihr eigenes, 
auf Staatögefeß beruhendes Statut. Randgemeinden haben feine Gorporationdrechte; gemeinfame 
Angelegenheiten find nur denen gemeinfam, die jih dazu bejonderd verbinden (Kirchſpielsin⸗ 
tereflen, Armenverforgung, Schulen, Wegebau) und dazu bejonderer autorifirender und das 
Interefle ſchützender Gejege bedürfen. Diefe gemeinfamen Angelegenheiten und namentlich der 
finanzielle Theil verfelben, fteht unter der Eontrole der Grafſchaftsverwaltung, welche in ven 
Quarter Sessions die vereinigten Friedendrichter führen. 

Wir fehen ed ald einen deutihen Vorzug an, daß bei und auch die Landgemeinden incorpo⸗ 
rirte find; aber ed liegt in der Natur ver Sache, daß gewiffe Rechte und Freiheiten nur ba geübt 
werden können, wo bie lofalen Bedingumgen dazu vorhanden find ; und nur eine misverſtandene 
Gleichheitsmonomanie mag eine umfaflendere Berechtigung der Städte zur Selbftverwaltung 
zurückſtoßen, weil nicht die gleiche Berechtigung ven Landgemeinden zu Theilwerven fann. Städte 
bieten befondere Kräfte und Erleichterungen der Selbftverwaltung dar, welche in Kandgemein- 
den fehlen, und unterfheiden fid) auch materiell, d. h. nad) ihren lofalen Bedürfniſſen, von ben 
Zandgemeinden. In Städten wird ein ftärferes Regiment gefordert ald in Landgemeinden, 
um unter der dichtern Maffe der Bürger, welche jene bewohnen, den Frieden und eine gute Ord— 
nung zu bewahren und den vielfahern Bevürfniffen, welche aus der befondern Natur der Stäbte 
fi) ergeben, gewachſen zu fein. Wenn die Städte in allen diefen Beziehungen unter die ere= 
eutive Staatögewalt geftellt wären, fo würde ed mit der öffentlichen Freiheit am Ende fein; 
die Städte wären dann weniger frei ald die Landgemeinden. In den Städten werden ſich taug: 
lihe Männer finden, um die ftädtifchen Angelegenheiten zu führen, und fie werden in dem 
ſteigenden Verhältniffe ver Fähigkeiten gefunden werden, welche den fteigenden Anforderungen 
an das größere ſtädtiſche Gemeinweſen entiprehen. Daß ift in den Landgemeinden weniger 
der Hall. In Städten muß ſich der Vorſtand vem Geſchäfte der Verwaltung weſentlich widmen; 
in der Dorfgemeinde muß die Gemeindeverwaltung nur ald Nebengefhäft betrieben werben 
können, damit fih unabhängige Männer finden, die dem Gefchäfte fich unterziehen wollen. 

Die größere Freiheit befteht in der größern Summe von Redten und Freiheiten. Die 
Schule der Selbftvermaltung zurüdzumeijen, welche mitteld einer freiern Städteordnung ges 
boten wird, weil der gleiche Umfang von Gemeinderecht nicht aud für die Landgemeinden in 
Ausſicht geftellt werden kann, heißt der Freiheit Abbruch thun. Aber es entipricht dem deutſchen 
gefhichtlichen Rechte, daß auch vie Landgemeinden als moralifche Perfonen gelten, mit dem An- 
ſpruche auf Selbftändigfeit in der Verwaltung ihrer Gemeindeangelegenheiten. Das bureau: 
kratiſche Vorurtheil beſchränkt diefe Selbftändigfeit über Gebühr. Der Anfang eines felbftän: 
digern Gemeindelebend in den Städten, mit feinen zu erwartenden guten Erfolgen, wird dieſes 
Borurtheil immermehr befiegen und aud) der Selbftändigfeit der Landgemeinden zugute fommen. 
Mit fteigender Gefammtbildung werben aud in den Landgemeinden immermehr fähige Männer 
gezählt werden, die an die Spige der Selbflverwaltung der Gemeinden treten und von ihren 
Mitbürgern mit Bertrauen dazu berufen werben fünnen. Wir fprehen uns alfo im Intereile 
der Freiheit wie der Selbftändigfeit ver Gemeinden dahin aus, daß eine verjchiebene Städte— 
ordnung und eine verſchiedene Landgemeindeorbnung beitehen möge. Gemeindeordnungen, 
welche Stadt: und Dorfgemeinden nad) einem Modell reguliren wollen, werden niemals, weder 
den großen noch den fleinen, genügen; weder ein rechtes Städteleben noch ein tüchtiges Leben 
in den Dörfern zur Entwidelung und Blüte fommen laffen. Worin die Verſchiedenheit zwijchen 
den Gemeinderechten in Stadt und Land beftehen Fünnte, darauf werden wir bei den nad: 
ſtehend erörterten Berfaflungsfragen hindeuten. 

8) Häufig ift, wegen behaupteter Unzulänglichkeit der Landgemeinden zur jelbftändigen 
Berwaltung ihrer Angelegenheiten, die Verbindung mehrerer Gemeinden zu einer größern 
politifhen Genoflenihaft vorgefhlagen, für gewille Beziehungen des Gemeindelebens aud zu: 
weilen gejeglich angeordnet worden. Eine jolde Verbindung hat für die Selbftverwaltung ver 
Gemeinden Feine Bedeutung, jondern bildet dann nur einen kleinen Verwaltungsbezirk für 
ftaatlihe Zwede, wobei etwa der Beamte auf Grund eines befchränften Wahlrechts der Ge: 
meindebürger ernannt wird. Solde Einrichtung berührt alfo mehr die Frage von der Con— 
eurrenz oder Selbftthätigfeit der Bürger bei der Bezirfsverwaltung. In Bezug auf das Ge— 
meindebebürfniß können zmar mehrere Gemeinden gewiſſe Anftalten, wie z. B. Kirde, Schule, 
die Feuerſpritze u. |. w., für deren Gründung oder Erhaltung jede einzelne nicht groß oder wohl⸗ 
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habend genug ift, in Gemeinfchaft Haben; aber dieſe Gemeinfchaften, bilven fein Gemeindever⸗ 
bältniß und ändern nichts am Gemeindeverhältniß. In folder Gemeinfhaft fann diefelbe Ge- 
meinde, wegen verſchiedener Anftalten, mit verfchiedenen Gemeinden fliehen. Das Gemeinde: 
verhältniß haftet an der gefchloffenen Gemarkung; und fowie eine Gemeinde, fie fei noch fo 
Hein, eine folhe und ein beſonderes Eigenthum befigt, fo hat fie aud das Bedürfniß einer be— 
fondern Bolizeiordnung ; fie hat gemeinheitliche Kaften; und e8 wird für fie wünfchendwerth, 
daß ihr Haushalt ein befonderer, ſelbſtändiger fei. Es ſchadet ſchon dem Selbſtändigkeitsbegriff 
der Gemeinde, wenn ihre Kaſſen und ihre Comptabilität außerhalb derſelben, wenn ihr Kaſſi— 
rer und Redner fein Gemeindemitglied , fondern ein Ortsfremder ift. 

9) Was nun die®emeindeverfaflung betrifft, fo find wir der Anficht, daß dabei das eigentlich 
demofratifche Brincip, wonach ald der Rechtsinhaber des Gemeinderechts die Geſammtheit ver 
Gemeinde zu betrachten ift, feſtzuhalten ſei. Die Gemeinde würbe ihr Recht theils unmittelbar 
in der Gemeindeverfammlung, theild, etwa wenn fie über 3O Bürger zählt, durch Repräſen— 
tanten üben, in beiden Fällen aber die Geihäftsleitung und Grecutive einem erften Gemeinde: 
vorfteher (Schultheiß, Bürgermeifter) übertragen, und zwar unter folgenden weitern Einrich— 
tungen: in Gemeinden bis zu 30 Bürgern, in melden das Gemeindereht in der Gemeinde: 
verlammlung beruht, würde für die Grecutive ein Bürgermeifter mit vier Beiräthen genügen. 
In Gemeinden von 30— 600 Bürgern würde die Nepräfentation ver Gemeinde in 13 — 25 
Rathsmitgliedern, den Bürgermeifter mitgerechnet, zu beftehen Haben. Diefer Rath wäre zu= 
gleich die geſetzgebende Behörde in ven Oemeindeangelegenheiten , und würde für die in der lei: 
tenden Hand bed Bürgermeifters liegende Erecutive vier Beiräthe des Bürgermeifters aus ji 
Telbft zu ermwählen haben. In Gemeinden von über 600 Bürgern mürde die Gemeinde felbft 
durch einen Bürgerausihuß, der etwa aus einem Mepräfentanten auf 25 Bürger beftehen 
fönnte, repräfentirt werden. Die gejeßgebenve Gewalt ftände bei diefem Bürgerausſchuſſe. 
Außer dem Bürgerausſchuſſe hätte ein Gemeinderath von 13—19 Mitgliedern, einſchließlich 
des Bürgermeifterd, für die laufende Verwaltung, Initiative und Erecutive zu beftehen. Der 
Bürgermeifter wäre in allen Gemeinden das vermittelnde Glied zwifchen Gemeinde und Staat; 
der eigentlich ausführende Beamte bezüglich der beftehenden Gefege und Anordnungen, der aber 
bezüglich eigentliher Gemeindeangelegenbeiten bei allen neuen Anordnungen, bie nicht den 
Charakter von Lofalgefegen haben, nad Rath und Beihluß des gefammten Ortövorftandes, 
welcher infoweit die erecutive Gewalt mit ihm zu theilen hat, zu Handeln hätte. 

10) Im Gegenjag zu vorftehenden Anſichten hateine Barteiin Deutfchland die Forderung aus: 
geſprochen, daß das Gemeinderecht der Landgemeinden in dem Recht des Gutsherrn gleihfam 
aufgehe, daß der Gutäherr den Willen der Gemeinde repräfentire und deren gegebene Obrigfeit 
ſei. Wir haben oben hervorgehoben, daß das Gemeinderecht ſich in einftmals erobertem Lande 
vormals jlawifcher Nationalität, zwiſchen Elbe und Oftfee, in dem Verhältniß zwiſchen einer 
erobernden Ariftofratie und einer eroberten und erbunterthänig geworbenen Bauernſchaft anders 
geftaltet habe als im urfprünglic freien Deutſchland. Jene Korderung kann alfo nur auf die 
Überbleibfel jenes Ausnahmezuftandes in Deutihland Anwendung finden; es zeugt von ebenfo 
viel Egoismus ald Unkenntniß deutſchen Rechts und deutſcher Geichichte, jene Forderung als ein 
Princip verallgemeinern zu wollen, das auf alle Landgemeinden Deutichlands oder auch nur 
Preußens angewendet werben follte. 

11) Bezüglic der Beftellung der Gemeinvevorfteher aller Art ift es eine gegründete Aus— 
ftellung gegen neuere Gemeindeordnungen, daß in ihnen der Lurus der Wahlformen auf der 
breiteften Grundlage demofratiiher Anſprüche in vemfelben Verhältniſſe verſchwendet werde, 
in weldem die den Gemeinden und ihren Vorſtänden eingeräumten Nechte beihränfte und ge— 
ringe jeien, und es ſcheint allerdings eine gegenfeitige Beziehung zu beftehen zwiſchen dem 
täufchenden Scheine der Wahlberehtigung und dem darum um fo geringern Inhalt an mate: 
riellen Gemeinderechten. Es liegt übrigend eine ebenio große Täufhung darin, wenn den all 
gemeinen Wahlprineipe für Oemeindebeamten nur ſchlechte Erfolge zugejchrieben werden. Wenn 
man mit genügenden Hülfsmitteln einen Vergleich anftellen wollte zwiſchen ven Erfolgen des 
Gemeindelebens in einem beftimmten Bezirke und während einer beftimmten Anzahl von Jahren 
aus der Periode, in welcher die Gemeindevorftände mehr oder weniger von der bevormunden— 
den Regierung ernannt wurden, und aus derjenigen, in welder fie aus Wahlen ver Gemeinde 
bürger hervorgingen, fo ift fein Zweifel, daß der Ausichlag der beffern Erfolge auf die 
Seite der legtern Periode fallen werde; und man wird bei diefem Vergleiche nicht einmal ſolche 
Bezirke zu wählen haben, in denen ed vormald Gebraud war, das Schultheifenamt an emeri: 
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tirte Soldaten der alten Schule, faft ohne Rüdjiht auf ihre Fähigkeiten und blos, um dieſe zu 
verforgen , zu verleihen. 

Es ift wahr, daß Ortsvorſtände, weldhe von der Maſſe ver Gemeindebürger für Eurze Dauer 
gewählt iind und daher, injofern jie-jih im Amte erhalten wollen, von der Volksgunſt abhän: 
gig bleiben, in ſturmvoller Zeit leicht ald ſchwache Stügen der Öffentlihen Ordnung erfunden 
werden. Aber die Erfahrung hat gelehrt, daß in folden Zeiten der Bewegung und der Gefahr 
von der Negierung ernannte, bem Volke nicht betraute Beamte ebenfo wenig Einfluß auf dal: 
felbe haben, ebenjo unzurerläſſige Stügen der Ordnung und der Staatögewalt waren. 

Einmal aber dad Prineip der Wahl angenommen, jo jind allerdings, jowol für Die active 
als pafjive Wahlfähigkeit, gewille Garantien zu fordern; man beberzige aber dabei, daß nad 
feftftehenver Erfahrung fein noch fo conjervatived Wahlgejeg für Zeiten plöglich hereinbrechen⸗ 
den Sturmes eine ftetige Haltung und bejonnene Wahlen jihert; daß nad venjelben höchſt 
confervativen Wahlgefegen die abhängigſten und veftructivften Elemente abwechſelnd aus ver 
Wahlurne hervorgegangen jind. Und oft hat eine Nemejis gewaltet, wo man das Volk unter‘ 
Präfectenwirthſchaft, unter Abhängigkeit von den unbedingten Werkzeugen der eben herrſchen— 
den Partei gehalten, zu einer unfelbfländigen und willenlofen Heerde ſyſtematiſch erzogen bat. 

Bildung überhaupt, politiihe Münbdigfeit, bürgerlicher Muth und die Achtung deilelben, 
wie diefe in volksthümlichen, und dann Heiliger gehaltenen Rechts- und Staatöverhältniffen ſich 
entwideln, das find die einzigen, wenigjtend die zuverläjjigiten Mittel, die aura popularis 
weniger unftet zu machen, damit der Wind in ſtürmiſchen Zeiten nicht umſchlage, jondern 
diefer, aus derjelben Richtung kommend, bei neu aufgefegten Segeln, die nöthig werden können, 
damit dad Schiff nicht Hinter dem Winde bleibe, dieſe höchſtens jtärfer blähe. 

Das ſchlechteſte Ausfunftömittel ift dad, die Magiftrate durch eigene Wahl oder-Borjchlag 
füch jelbjt ergänzen zu laſſen. Der Beijpiele, wie eine einmal vorherrſchende ſchlechte Richtung 
in folder Weife verewigt wird umd jolde Magiftrate ih dem Volke entfremden, zählt die Ge: 
dichte zahlreiche auf. Eines der neuejten gibt die badische Kirchengemeindeordnung für Die pro: 
teftantifchen Gemeinden, aus welder die Generaliynode von 1855 hervorgegangen ift, welche 
durch ihre einjeitige Richtung und jervile Bevollmächtigung des Oberkirchenraths den eben 
lebendigen Kirchenagendenjtreit angefadht hat. Dieſes Ausfunftömittel jegt voraus, daß durch 
irgendeinen Act der Autorität die erfte Zufammenfegung eined Magiftrats: oder Gemeinde: 
vorftehercollegiums eine jolde geworben fei, daß die Beibehaltung des in ihr vorherricpenden 
Geiſtes wünſchenswerth oder dem Regierungsſyſteme zufagend fei; es jegt alio einen gemalt: 
famen und ungejeglihen Zuftand voraus, aus deu man, oder durch weldhen man bindurch erit 
zu einem neuen gejeglihen gelangen fann. 

Was aber die Mopification jenes Auskunftämittels vabin betrifft, dap dem Magiftrar ein 
Vorſchlagsrecht, der Gemeinde ein Recht der Auswahl unter den Vorgejchlagenen eingeräumt 
werden möge, jo wird damit wenig, am wenigiten der Friede in der Gemeinde gewonnen fein. 
Sit ed mir dem Recht der Auswahl ernjtlicdy gemeint, ſodaß eine wirflihe Wahl der Gemeinde 
ſtattfindet, fo ift mit einem Vorſchlagsrecht nichts gewonnen ; die Mehrheit ver Gemeinde wird 
den wählen, der ihr zuſagt. Iſt ed mit dem Mechte dev Auswahl nicht ernitlich gemeint, ift ed 
zu eng gefaßt, jo wird der entjtehende Unfriede dem Gemeindeintereſſe nadhtheiliger fein als eine 
ſchlechte Wahl. 

68 ift einzuräumen, daß das Map der Rechte, welches ven Gemeinden zugeitanden werden 
joll, durch die Garantien beſtimmt ift, welche mitteld der Gemeindeverfajjung für Die zweck— 
mäpigfte Ausübung diefer Nechte geboten werden. Den Rechten ver Gemeinden entjpreden 
Prlihten gegen den Staat. Wollte man aber ven Gemeinden gegen die Bedingung, vas 
Recht, ihre Beamten zu wählen, aufzugeben, Staatöhoheitsrechte übertragen, jo würde das 
abermals nur eine Täufhung fein; damit wäre für die Selbjtverwaltung der Gemeinden 
nichtd gewonnen, jondern Diefe würden, auf anderm Wege und unter vem pompöjen Titel 
ihnen zu gewährender Rechte, zu bloßen Staatöverwaltungdorganismen werden. Dieje Abſicht 
tritt befonders in dem erwähnten Auffage: „Die Selbjtverwaltung des Volks’, hervor. Hierin 
werden überall die Borfhläge zum Wiederaufbau der Gemeinden mit folhen zur Einrichtung 
der Bezirköverwaltung, die aus den Magiftratövorjtehern der einzelnen Gemeinden collegialiſch 
zufammengejegt werden joll, in Verbindung gebradyt. Auch wir theilen die Anficht, daß Die 
ähnliche engliſche Einrichtung der Quarter Sessions jehr viel Nachahmungswerthes enthalte; 
aber wir halten e3 dem nächften zu erreihenven Zwede, der Grreihung einer jelbjtäudigern 
Stellung der Gemeinden, für nadtheilig, diefe Organifationsfrage mit einer andern iu Ber: 
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bindung zu bringen, die auf mod größern Widerftand ſtoßen könnte. Wir, haben daher ſchon 
oben gefagt: die Aufgabe ift nicht, die freien Stäbte ded Mittelalters mit den. damals geübten 
Rechten wieberberzuftellen, denn dieſe waren Staaten gleich und ihre Nechte waren übertragene , 
Staatähoheitörehte; es ift vielmehr die Aufgabe, dem Staat zu belaffen, was unveräuferlid 
ded Staats ift, die Gemeinde aber in ihrer Stellung im Staat mit denjenigen Rechten auszu— 
flatten, die ihr zu einem felbftändigen Leben und zur Erhaltung ihrer Individualität nöthig 
jind, ohne daß damit dem Staate ein Abbruch geichebe. 

Wir find aljo der Meinung, daß die Mitglieder des corporativen Ortsvorſtandes aus 
directen Wahlen der Gemeindebürger hervorgehen jollten, daß für das active Wahlrecht ein 
niederer Cenſus zu fordern jei; in Anfehung der pafjiven Wahlfähigkeit aber eine Steigerung 
des Genjus einzutreten habe, und aus Klaffen der Steuerpflidtigen zu wählen jei. Dabei wird 
man aber davon ausgehen müjfen, daß auf feinem Wege dad Vollfommenfte zu erreichen ift; 
daß die Ausnahmen die Anerkennung der beiten Regel nicht umſtoßen; daß die Freiheit auch vie 
Befugnip des Gebrauchs zu ſchlechten Zweden in ſich begreift; daß vaher aud den Gemeinden 
überlaflen werden muß, die nachtheiligen Folgen ſelbſt zu erfahren, die aus ſchlechten Wahlen 
für jie hervorgehen, und nah Maßgabe diefer Erfahrungen das Gleihgewicht dur Begünſti— 
gung einer naturwüchſigen Gemeindeariftofratie, der die Kandgemeinden ohnehin zuneigen, 
berzuftellen. Hier wird es noch mehr zu rechtfertigen fein, wenn man die Öarantien conjervas 
tiver Wahlen, durch Beſchränkung der activen und pafjiven Wahlfühigkeit, vermehrt; immer: 
din aber muß bei richtiger Stellung der Gemeinden im Staate bezüglich des Grfolgs ver 
Wahlen zu Gemeindeämtern feitgehalten werden, daß das Staatswohl nicht durch deren Er: 
folg bevingt ſein kann, und daß der Staat, der in feiner Gntwidelung felbit dazu beigetragen 
hat die ariſtokratiſchen Elemente zu entwerthen, auch jeinerjeitd die Folgen davon tragen muß, 
daß er das dadurch in feinem Erfolge zweifelhaft gewordene Wahlprincip mit nichts Beſſerm für 
die Beflallung der Ortsvorſtände zu erjegen weiß. Bezüglich der Beitallung des erften Ge: 
meindevorjtanded (Bürgermeifterd ) neige ich mich der Anficht zu, daß cine Mitwirfung der 
Staatöregierung dabei, angeſichts jo verfchiedener Bildungsſtufen und diefen entiprechenven 
vorgefaßten Meinungen, in Deutſchland vorerft nicht zu bejeitigen; daß es daher vielleicht beiler 
ſei, in jedem Falle einen geringern Wahllurus erfordere, wenn der Bürgermeijter nicht direct 
von der Gemeinde gewählt, jondern wenn von dem direct zu wählenden, corporativen Orts: 
vorſtande aus feinem Kreife der Negierung mehrere zur Auswahl und Beitallung vorgeichlagen 
würden. 

12) Je größer der Umfang der Gemeinderechte wird, um jo nörhiger ift ed, daß der Ortsvor— 
ſtand überhaupt, und der erfte Ortsvorgeſetzte insbejondere, nicht auf zu kurze Dauer gewählt, 
und daß ver legtere für feine Dienftleiftung in angemejfener, d. h. ven Verhältniflen der Ge: 
meinde und dem Umfange ver Gefchäfte entjprechenver Weife belohnt werde. Nur wenn die 
Drtövorgejegten nichtö zu thun, oder eine fehr geringe Verantwortlichfeit haben, laſſen ſich ihre 
Anıter als Ehrenämter charakteriſiren, wobei ohnehin nichts herausfommt. Was auf dieſem 
Wege etwa erjpart wird, haben die Steuerpflihtigen auf anderm Wege dreifach zu leiften. Hat 
aber der Ortsvorſtand nichts zu thun, ift er blos Geſchäftsgehülfe der Staatöverwaltung, jo 
hört fein Amt auf ein Ehrenamt zu jein, und die jich jelbit Achtenden entziehen ſich häufig folder 
Stellung. In dem Amte jelbit und in den Bortheilen, die ed bietet, muß ein Reiz liegen, Damit 
die fähigſten und wohlhabendſten Söhne der Bürger ſich dazu vorbereiten, höhere Lehranftalten 
befuchen, niht Mühe noch Kojten jheuen, um einft unter ihren Mitbürgern die erjten, ſtatt 
wie jetzt der Staatögewalt untergeorpnete, abhängige Diener zu fein; und um im fejten Wohn— 
ige der Heimat ihre befte Kraft und Zeit dem Wohle der Gemeinde und zugleich des Staats 
zu widmen. 

13) Das unbeihränfte Necht ver Verwaltung der Gemeinde durd fie jelbit, d. h. durch ihre 
eigenen, von ihr betrauten Behörden, ift das nothwendigite, die Selbftändigfeit der Gemeinden 
eigentlich conjtituirende Gemeindereht, welches den Städten wie den Landgemeinden zujtehen 
muß. Wir find aber nicht der Meinung, welche von andern vertheidigt worben ift, daß Diejes 
Hecht ohne alleGontrole des Staats gewährt fein müfle. Veruöge der jtaatlihen Anerfennung, 
durch welche die Gemeinde zu einer höher geftellten Perſönlichkeit, und ihre Eriftenz von dem 
Willen der zeitlihen Mitglieder unabhängig gemacht wird, ıft der Staat befugt ſich zu verge: 
wiſſern, daß die jo von ihm anerkannte Gemeinde in ihrer Gigenthümlichfeit fortbeſtehe; daß die 
jeßt Lebenden nicht etiwa die Activa auftheilen und davongehen; daß fie nur über die Früchte, 
nicht über ven Stamm dei Baums verfügen; daß jelbit die Früchte des Gemeindevermögens vor 
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alfen Dingen ven Gemeindezwedten gewidmet bleiben. ‚‚Dergeftalt”, fo fagt Dahlmann, „ſchũtzt 
der Staat die unfterbliche Gemeinde, indem er die vergänglidhe lebende beſchränkt.“ Dagegen 
glauben wir, daß das Maß der Eontrole, welche der Staat im Intereffe ver Ordnung des Ge: 
meindehaushalts zu üben hat, ein verfchiedenes fein follte bei Stadtgemeinden und bei Land— 
gemeinden, 

Der Staat wird bei allen Gemeinden darauf beftehen müflen: a) daß ein VBoranfchlag der 
Gemeindeeinnahmen und Ausgaben zu rechter Zeit aufgeftellt werde, von dem er Einſicht neh⸗ 
men fann, und welder ven Nachweis enthalten müßte, daß das Gemeindevermögen in feinem 
Beftand erhalten fei; b) daß ber Einnahme und Ausgabe jedes Jahr Rechnung geftellt und 
geprüft werbe. 

Die preußifhe Städteordnung hat die zweckmäßige Beftimmung, daß Städte über 
4000 Seelen, welche in ihrem Gemeinderath zwei oder mehrere Mitglieder zählen, vie ein admi⸗— 
niftratives oder fameraliftifches Dienfteramen wohl beftanden, das Recht haben follen, ihre 
Gemeindeetats (Voranſchläge) aufzuftellen und durch Gemeinderathäbefhluß in Wirkfamfeit 
zu fegen, ihre Gemeinderehnungen materiell zu prüfen und formell abzuſchließen, ohne die: 
jelben vorher den Staatsauffihtäftellen zur Prüfung und Genehmigung vorgelegt zu haben. 
Die Staatdaufjihtöftellen Haben die Etats und Rechnungen folder Gemeinden nur dann zu 
prüfen, wenn von einem oder mehreren Mitgliedern ded Gemeinderaths, oder von wenigſtens 
drei Mitgliedern der Gemeinde Beſchwerden erhoben werden. Diefe Stellen find dann befugt, 
die beftrittenen Säge, ſoweit die Beichwerben für begründet erachtet worden find, zur Ande: 
rung an den Stadtvorftand zurüdzugeben. Voranſchläge und Rechnungen für Gemeinden 
unter 4000 Seelen , und wo in der Zufammenfegung des Gemeinderaths die oben erforberten 
Garantien ver Gejhäftsfenntnig nicht geboten find, müflen von ven Staatdauffihtsbehörden 
geprüft und abgejchloffen werden. Befler dieſe Gontrole, als daß diefe Gefchäfte auf ein von 
den Gemeinden damit zu betrauendes Schreiberperfonal übergeben, das ſolches Vertrauen in 
der Regel ſehr wenig verdient. 

Prüfung des Zwecks von feiten des Staatd und deſſen Outheißung wird ferner vorbehalten 
bleiben müflen: c) bei Veräußerung von Gemeindeimmobiliarvermögen in zu beſtimmendem 
Minimum des Werths. Auch in diefer Beziehung könnte das Minimum des Werth des Object, 
zu deffen Veräußerung die Staatögenehmigung einzuholen ift, und d) dad Minimum bes 
Schuldkapitals, zu deffen Aufnahme Staatögenehmigung erforderlich fein fol, verſchieden be: 
flimmt werben für Stadt und rs she e) Ebenſo hat der Staat feine Eontrole geltend 
zu machen bei Waldausſtockungen. Überhaupt ift ed die Frage, ob es zweckmäßig fei, die Selb: 
ftändigfeit ver Gemeinden, beſonders Fleiner Gemeinden, aud bezüglich der Verwaltung ihrer 
Horften unbefchränft zu laſſen. NM) Das Befteuerungsredht der Gemeinden über die Gemeinve: 
genoflen für Gemeindezwede muß natürlich an ſich unbeftritten fein. Bezüglich ver auszuüben: 
den Staatöcontrole muß es aber fehr darauf anfommen , in weldyen Händen das Befteuerungs: 
recht liegt. Die größern Befiger find in ihren Intereffen am meiften gefährdet durch das Unter: 
laffen zweckmäßiger Maßregeln zur Beförderung des Gemeinwohls, was eintreten wird, wenn 
das Proletariat vegiert. Berner muß dasGrundvermögen ver Ausmärfer (audwärtiger Grund: 
herren) gegen das Beſteuerungsrecht der Gemeinden beiondern Schuß genießen. Es beftebt in ° 
vielen Gegenden eine Neigung der Gemeinden, eine Befteuerungsart zu wählen, durch melde 
diefed Vermögen, das oft einzeln fo viel beträgt als das fleuerpflichtige Vermögen der Bürger 
zufammengenonmen, beigezogen wird. Der Schug dagegen muß darin beftehen, daß das 
nicht gefchehen könne, ohne daß die Ausmärker darüber gehört werden; ed muß nicht für Zwecke 
und Anftalten gefchehen, die dieſen Feinerlei VBortheil oder Nugen gewähren. 

Wenn fih der Staat endlich eine fortgefegte Gontrole darüber verihafft, inwieweit die 
Gemeinden die Pflichten erfüllen, die ihnen etwa durch Geſetze, z. B. bezüglich der Dotation ver 
Schulen, der Erhaltung der Wege und Deiche, der Armenverforgung, einer ordentlichen Gomp- 
tabilität auferlegt find, fo wird das nicht zu viel fein. Nicht alle Gemeinden bieten in gleicher 
Stärfe Garantien für Gefeged: und Orbnungsfinn dar. Die Gontrole läßt fich fehr verein: 
fachen, ohne zur Fiction zu werden ; und man wird in Bezug auf eine ſolche Eontrole nicht jagen 
fönnen, daß ihre gänzliche Unterlaffung ver geringere Schaden fei, im Vergleich zu dem Kraft: 
aufwand bei ihrer regelmäßigen Ausübung. 

Die Staatdcontrole ift aber fein Selbftverwaltungsredt ; der Staat follte eine Gemeinde zu 
Anftalten und Verwendungen nicht nöthigen dürfen, wozu fie das Geſetz oder das Privatrechte: 
verhältniß nicht nöthigt. Inwieweit folhe Nöthigungen beftehen, darüber muß unter Umſtän— 
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den ſelbſt rihterliche Entſcheidung zugänglid und competent gemacht werben; fonft treten Fälle 
ein wie 5. B. der, daß von einem eifrigen VBerwaltungsbeamten aus der Vorfchrift für die Ge- 
meinden, ihre Gemarkungswege in fahrbarem Stand zu erhalten, die Verpflichtung für die 
Gemeinde hat abgeleitet werden wollen, alle Wege zu haufjiren, und ähnliches, wogegen bie 
höhere Verwaltungsinſtanz nicht immer ſchützt. Bejonders aber hüte ji der Staat, daß er im 
Formweſen zu weit gebe; daß er alled nad derjelben Schablone einrichte; dieſelben Formulare 
für Voranſchläge und Rechnungen den größten Städten wie den Hleinften Gemeinden zur Nach— 
achtung vorjchreibe. Voranſchläge und Rechnungen jind Gemeindeeigenthum, aber vem Staat, 
damit er eintretendenfalld Einwand erheben könne und aud für ftatiftifche Zwecke, ſtets zu— 
gänglih. Eine minutiöfe Prüfung und Gutheijung der Voranfhläge und Rechnungen durch 
die Staatöbehörben erjcheint nicht nöthig; noch weniger, daß die Staatsarchive die Duplicate 
davon aufbewahren. In England werden Streitigfeiten, welche aug der Rechnungsſtellung über 
Öffentliche Gelder entftehen, vor den Quarter Sessions erledigt; eine Inftitution, deren Nach— 

abmungswürbdigfeit überall und entgegentritt, wo es ji um freie Bewegung und Erjparung 
der Berwaltungsinftanzen neben Garantien für Necht und Ordnung handelt. 

14) Der Auffag „Die Selbftverwaltung des Volks“ enthält die ertremften Vorſchläge bezüg— 
lich der Selbftändigfeit der Gemeinden in ihrem Haushalt, die wir im einzelnen nicht beleuchten, 
nur kennzeichnen wollen, Das Verlangen, ven Gemeinden das Recht zurüdzugeben, ihr Ver— 
mögen, unbeengt durch die Aufjicht der Landesbehörden, zu verwalten, wird geftügt: zuerjt auf vie 
behauptete Thatſache, daß alle Städte, welche eine Reihe von Jahrhunderten ohne alle Aufſicht 
ihr Vermögen verwalteten und Steuern nach ihrer Willfür oder beften Überzeugung umlegten 
(die Freien Reichsſtädte), jelbft diejenigen, welche durch ihre Rage und äußern Verhältniffe nicht 
begünftigt gewefen jeien, am Schluffe ihrer Unabhängigkeit im Jahre 1803, in vergleichender Be: 
rückſichtigung der Bevölferungsverhältniffe, ein größeres Vermögen und namentlich viel veichere 
Wohltpätigkeitößiftungen gehabt hätten als andere unter firenger Aufjicht gehaltene. (Ber: 
gleihung in diefer Hinjicht der Städte Augsburg und Nürnberg mit Münden, nad) den Zujant- 
menftellungen, welde das „Regierungdblatt für dad Königreih Baiern’’ über die Vermögens: 
verhältniffe dev Gemeinden, Jahr 1852, veröffentlicht hat. Sodann vergleichende Überſicht zu 
gleichen Zwed ver würtembergifcen vormals freien Städte: Ulm, Eplingen, Hall, Reutlingen, 
Ravensburg, Biberach, Giengen, Weil, Isny, Wangen und Aalen, mit den altwürtembergiichen 
Städten: Stuttgart, Tübingen, Böblingen, Urach, Schorndorf, Sannjtadt.) Sodann wird jened 
Berlangen auf die fernere Behauptung geftügt, daß ji der ökonomiſche Zuftand der meiften 
vorgenannten vormaligen Freien Reichsſtädte verſchlimmert habe, als mittelbare Folge der Über: 
wadhung. Endlich aber, und wie und feinen will, mit bejonderm Nachdruck wird für eine 
folde uncontrolirte Verwaltungdbefugniß der Gemeinden über ihr Vermögen ein Selbſt— 
befteuerungsdrecht der Gemeinden in einem Umfange in Anfprud genommen, wie daſſelbe jchon 
darum nicht beftehen darf, weil eö ver Gemeinde felbft noch viel weniger möglich wäre, die Fi— 
nanzoperationen ihrer Behörden zu verftehen, aljo zu berathen und zu controliren, als den 
Staatöbehörden ; aljo ein unzuläfiiges unbedingtes Vertrauen und Vollmacht dev Gemeinde in 
und an ihren Borftand voraudgejegt wird. Es heißt nämlich: das Recht der Gemeinden, ihr 
Gemeindevermögen zu verwalten, nad Umftänden zu bejchränfen und dann wieder zu vermehren, 
fei mit der Zurücdgabe des Beftenerungsrechtd an die Gemeinden auf das engfte verbunden und | 
in diejer Verbindung am beften geſichert. „Das Gemeindevermögen ift der Bonds, den die Ge— 
meinde muß angreifen fönnen, fo oft fie größere Verbeilerungen für die Zufunft einleitet. 
Wenn die Gemeinde auf die Beiteuerung einzelner Gewerbe verzichtet, um eine fünftige Ver— 
mehrung derjelben zu veranlajfen, 3. B. alle Fabriken 10 Jahre lang fleuerfrei läpt, bie bins 
reichend viele in ihr vorhanden jind, fo muß fie, um ihren Steuerertrag nicht zu verringern, 
durch Schulven auf dad Gemeindevermögen jih Erſatz ſuchen können, bis der Zweck erreicht iſt, 
die Babrifen groß gezogen find. Dann muß ſie aber auch wieder ungehindert fein, zu jeder Zeit, 
ohne lange anfragen zu müſſen, bei jever Öelegenheit Erwerbungen zu machen, Güter zu faufen, 
Gewerbe auf eigene Rechnung zu betreiben, den Ertrag von Steuern zum Vermögensfonds zu 
ſchlagen. Sowie ein Kapitalift, der nichts wagt und unternimmt, nur von feinen Zinjen lebt 
und dieje verbraudt, für vorübergehende Berlufte und große Ausgaben feinen Erjag hat, und 
in Verlauf der Zeit in feinem Vermögen herunterfommt, fo verlieren auch die Gemeinden bei 
der jegigen jorgfältigen Überwachung jede Gelegenheit, ihr Vermögen zu vermehren, und bie 
Mittel, für größere Verlufte und Ausgaben Erfag zu erhalten. Sowie einzelne nur beim Wa: 
gen und Unternehmen vorwärts kommen, fo ift auch ven Gemeinden fein anderer Weg offen ala 
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durch die Freiheit ver Bewegung, den jie in Verbindung mit dem Befteuerungsredt ihrer Mit: 
glieder mit vemfelben großen Erfolg verfolgen können, den alle freien Städte ungeachtet vieler 
Drangfale und Misgriffe erreicht haben. Im der Freiheit der Gemeinden liegt daher das fidhere 
Mittel zur Löſung der ſchwerſten Aufgaben ver Volks- und Staatswirthſchaft verborgen, ift der 
Meg geöffnet, um bei wachſendem Wohlftand ver einzelnen und der Gemeinden, und bei min: 
beiter Beläftigung der Steuerpflichtigen, ven höchſten Ertrag ver Steuern zu ſichern.“ 

—Auch wir nehmen für die Gemeinden das Recht in Anſpruch ſich ſelbſt zu befteuern, fei es in 
der Meife, wie der Staat für Fälle des Bedarfs die Normen ver Beiteuerung ein für alle: 
mal gefeglich feftgefegt hat; jet ed, daß die Ortsvorſtände mit ihren Gemeinden über beſondere 
Beſteuerungsnormen fih verftändigen und diefe zun Ausfchlag bringen. Aber wir balten 
weder den Staat noch die Gemeinden zu folden gewagten und ſchwindelhaften Operationen 
mit dem öffentlichen Vermögen, und gar mit dem Vermögendftand, der ein eifernes Inventar 
fein follte, berechtigt, wie Diele in vorftehenver Ausführung, würdig der Zeit und des Geifies 
des Eredit:mobilier und ähnlicher Anftalten , anempfohlen werben. 

In Verbindung mit diefer uncontrolirten Selbftbefteuerung der Gemeinden ift ferner in 
jenem Auffage vorgefhlagen, ven Gemeinden das Recht zurückzugeben, die Abgaben jelbft, und 
zwar nicht blo& vie für Gemeindezwecke erforderlichen , ſondern aud) die, deren der Staat bedarf, 
auf die ihnen angemeflente Weiſe zu erheben, wobei ihrem Gutfinden anbeimgegeben fein müfle, 
ob fie die Abgaben inbirect oder direct, durch Befteuerung diefer oder jener Objecte, erheben 
wollen. Es wird zur Unterftügung dieſes Vorſchlags hervorgehoben die durchſchnittliche Über: 
bürdung ded Staatshaushalts in fait allen Staaten und die Unmöglichkeit, meientliche Erſpa— 
rungen auf andern Wege einzuführen. „Bei Nüdgabe des Befteuerungsrehts an die Ge 
meinden, ſodaß dieſe an den Staat eine beftimmte Summe abzuliefern haben, würden ven 
Eteuerpflihtigen die großen Summen erfpart, welche jie jegt zahlen müſſen, damit Die Stenern 
erhoben werden ; die vielen Miklionen, welche der Unterſchied zwiſchen Roh- und Neinertrag 
ausmacht. nd dabei hätten die Gemeinden feinen größern Aufwand bei der Erhebung fämmt- 
licher Steuern, ald fie bisher hatten, um die Gemeindefteuern u. ſ. w. zu erheben.‘ Es feien 
in jeder Gemeinde, und jo auch in jedem Verbande von Gemeinden befondere Beſteuerungs— 
weifen ausführbar, durch welche mit den mindeften Koften und Nachtheilen der höchſte Ertrag 
zu erzielen jei, welche die Gemeinden bald herausfinden würden, ſowie man ihnen die Freiheit 
dazu gibt. Beſonders würden dann die Städte auf die einfachfte, wohlfeilfte und ficherfte Be- 
ſteuerung des Bermögens durch Faflionen der Bürger zurückkommen, welde nur durch Die Een: 
tralifation der Befteuerung verdrängt worden fei. Statt Kapitalien, Grundftüde, Gebäulich— 
keiten und Gewerbe im einzelnen zu beteuern, und auf unfichere, und doch mühſelige und foft: 
fpielige Shäßungen ſich zu verlaffen, wird man jedem Bürger überlaffen, fein gefanımtes Mer: 
mögen zu fatiren und nad beſtimmten Normen zu beftenern, und nur in einzelnen auffallen: 
den Fällen Schägungen durd die Gemeindebehörven fid; vorbehalten. Die Steuern würden 
beim Einzug durd die Gemeinde mehr Bürgihaft gegen Defraudation und mehr Ausficht auf 
pünftliche Bezahlung haben. Größer als vie finanziellen Vortheile feien die volkswirthſchaft 
lichen bei der Befteuerung durd die Magiftrate felbftändiger Gemeinden. Auf die volkswirth— 
ſchaftlichen Vortbeile, auf die innige Verbindung volfswirtbichaftlicher und finanzieller Zweite, 
wodurch die Abgaben häufig, wie z. B. bei Shugzöllen, mehr zu Wohlthaten ala zu Laften 
würben, müſſe bei ver Erhebung durdy Beamte des Staats nad) allgemeinen Gefegen ganz ver: 
zichtet werden. Die Befteuerung in den Händen der Gemeinben ergebe diefe Vortbeile durch die 
denfelben bereit liegenden Mittel, das fehlende Gleichgewicht zwiſchen den verfchiedenen Zweigen 
der Induftrie herzuftellen, fehlende Erwerbs- und Induftriezweige herbeizuziehen, übermäßig 
bejegte zu befchränfen. 

Wenn in einer Gegend noch zu viele große und ſchlechteultivirte Güter find, jo befteuere 
man diefe jo hoch, ald wie wenn fie den vollen Nutzen eines Fleinen gehörig umgetriebenen 
Gutes abwerfen würden. Wenn die Güter zu ſehr vertbeilt find und infolge deren die Fleinen 
Landwirthe verarmen, dann befteuere man die Güterzertrümmerer um fo böber, und fege bie 
Eteuer für die herab, welche Güter zufammenfaufen. „So fann das Gleihgewicht zwiſchen 
großem und Feinem Güterbefig hergeftellt werden ; nur die Gemeinde kann bier das rechte Maß 
finden; ein allgemeines Geſetz würde den Zweck nicht erreichen. Die Grenzen der zweckmäßigen 
Bertbeilung find überall verfchieven. Was in einer Gegend ein großes Gut ift, wird im anderer 
für ein Eleines gehalten. Wenn eine Gegend Überfluß an fleinen Gewerben, Kleinmeiftern 
und Kleinhändlern neben Mangel an großen Geſchäften hat, fo laffe man für eine Reihe von 
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Jahren alle großen Gewerbe, melde einen Abfag in Die Ferne nachweiſen, oder kleine, die fidh 
zu größern verbinden, ganz fleuerfrei; fidhere ihnen fogar Unterſtützung durch Anleihen und 
mohffeile Verpachtung von Orunpftüden. Wenn umgekehrt in einer Gegend zu viel größere 
Geſchäfte bei ntangelnder Grundlage Heinerer, einegefäbrliche Anbäufung, von Fabrikproleta— 
riern beforgen laffen, jo ift nöthig, die Beflger größerer Unternehmen nicht blos hinreichend 
zu befteuern, ſondern auch ihnen durch Abgaben zu Unterflügung ihrer Arbeiter, durch fundirte 
Spar: und Krankenkaſſen, Laften aufzulegen und fie oder andere Goncurrenten dadurch zu ver: 
anlaffen, ſich nach andern Gegenden zu wenden, wo man ihrer mehr bedarf und fie durch ange— 
botene Bortheile herbeizieht.“ Dieje verfchiedene Beſteuerungsweiſe, die Befugniß der Ge— 
meinden, die Abgaben auf die Gewerbe nah Bedarf der Gegend zit erhöhen oder zu vermindern, 
werde auf gleihförmige Vertbeilung der Habrifinduftrie hinwirfen, und bei diefer Verbreitung 
den Nugen der Schußzölle vervielfahen. Aber auch fittliche Vortheile fteßen ſich durch die Frei— 
beit der Gemeinden bei der Befteuerung erzielen, welche bei einer allgemeinen Beiteuerung ganz 
nuerreihhar feien. Nicht durch allgemeine Gefege, welche auf lokale Gewohnheiten und Bes 
bürfniffe feine Rüdficht nehmen, und für Wohlhabenheit und derfelben unſchädlichen Lurus 
Feine allgemeine Norm finden können, fondern nur durd von der freien Gemeindeverwaltung 
ausgegangene Rofalgefeße, beſonders durch Lokalſteuern, laffe fih das verderbliche übermaß 
im Genuß des Branntweins dur hohe Befteuerung des Detailverfaufs und Freigebung von 
der Steuer anderer unihädlicher Getränke, ſodann der Misbrauch im Beſuch des Wirthshauſes 
überhaupt abjtellen ; ver verderbliche Luxus bei Beftlichfeiten, bei Hochzeiten, Taufen, Reichen 
und Kirchweihen, wie auch der Luxus in Kleidern, welchen Dienftboten und andere abhängige 
Menschen machen, in entfpredhender Weife befchränfen. 

Daß ver Staat nicht einer der wichtigften Erwägungen , wie nämlich bei dem Aufbringen 
feiner Berürfniffe dad Vermögen feiner Bürger zu befteuern oder zu fchonen fei, entfagen und 
diefe auf die Gemeindebehörden übertragen könne, verſteht fih von jelbft ; aber wir haben die 
vorſtehenden Anfichten ausführlicher dargelegt, um ein Warnungszeichen gegen diejenigen anf: 
zupflangen, die unter dem Anſchein von Kennmiß der praftifchen Dinge vorgeben, für Gemeinde— 
freiheit zu ſprechen, während folde ertreme Anſichten nur dazu dienen fünnen, die Sade zu 
verderben und davon zurückzuſcheuchen. Wir fragen einfadh: welchen Gemeinden und Ge: 
meindevorſtänden, denen mehr Weisheit zugetraut wird ald ven Staatöregierungen, könnten 
folde Befugnifle eingeräumt werden, ohne eine Summe von Intereffen zu gefährden? Wir 
bleiben unbeirrt bei der Korderung einer gemäßigten, wejentlic einzufchränfenden Staatäcuntrole 
über die Verwaltung des Gemeinvehaushalts. 

15) Nieverlaffungäfreiheit. Einer felbftändigen Gemeinde kann das Recht nicht beftritten 
werben, die nahgefuchte Aufnahme in das Bürgerrecht zu bewilligen oder aus Gründen zu ver: 
weigern. Dem Staatsbürger foll es aber dagegen möglich fein, das von ihm gewählte Gewerbe 
da auszuüben, wo er glaubt ſich am beiten ernähren zu können, und der Staat ſoll das allgemeine 
Staatsbürgerrecht ſchützen, welches in ſich begreift, daß einem jeden innerhalb der geſetzlichen 
Schranken die möglidft freie Entwidelung und Anwendung feiner Anlagen, Bäbigfeiten und 
Kräfte, in moralifcher fowol als phyſiſcher Hinſicht, geftattet und erleichtert jei. Mit Rückſicht 
auf diefen Grunpfag ift alfo jenes Aufnabmerecht ver Gemeinde ein aus Staatsrückſichten bes 
ſchränktes. Der Staat ift geneigt das allgemeine Staatsbürgerrecht zu ſchützen; die Ge— 
meinde ift geneigt, fih gegen Einpringlinge abzuſchließen, von denen fie glaubt, daß fie dem 

»Gemeindewohl eher zum Schaden als zum Nugen gereichen. Bei Geltendmahung diejer 
Rückſicht jind die Gemeinden oft jehr engherzig, und es waltet bei ver Entſcheidung zu⸗ 
weilen weniger die Rückſicht auf das Ganze als vielmehr auf das Intereſſe einzelner vor, 
die in der Gemeinde Einfluß haben und nicht wollen, daß etwa von einem neuen, bis— 
jetzt noch unberechtigten Gewerbsgenoſſen ihnen Coneurrenz gemacht werde. Aus dieſem 
Dilemma hat die Geſetzgebung der Staaten Auswege geſucht, die ſich mehrentheils als un⸗ 
befriedigende ergeben haben. 

Zwei Rückſichten müſſen unter allen Umſtänden als geſetzliche Schranken gegen die Nieder⸗ 
laſſungsfreiheit im Intereſſe der Gemeinden gelten. Eine Gemeinde, die Vermögen hat, von 
den der Bürger Nutzen zieht, ſei es directer Nutzen durch Verheiumg von Geld oder Geldes⸗ 
werth, ſei es indirecter Nutzen, durch das Beſtehen reicher Wohlthätigkeitsanſtalten und da— 
durch, daß aus dem Vermögen ber Gemeinde alle Memeindebedürfniſſe ohne Beiteuerung der 
einzelnen gededt werden — eine jolde Gemeinde muß gegen Ginpringlinge geihügt werden, 
die bei ihrem Niederlaffungsverlangen etiwa auf Dielen Nugen fpeculiren. Der Aufzunehmende 


480 Eentralifation und Selbftregierung des Volks 


muß fih alfo in den Bürgernugen durch eine entſprechende, an die Gemeinde zu entrichtende 
Summe einkaufen, und died zur Bedingung der Aufnahme gemacht werben. 

Der Gemeinde ift von der Staatögefeggebung ziemlich allgemein die Verpflihtung aufer: 
legt, für ihre Armen zu forgen, damit dieſe nicht andern zur Laſt fallen. Alſo aud eine Ge: 
meinde, die fein folhes Vermögen hat, welches dem Bürger Nugen gewährt, hat doch ven ge: 
rechten Anſpruch, daß fie nicht zur Aufnahme folder Ortöfremden in ihr Bürgerrecht genöthigt 
werde, von welden es mehr oder weniger wahrſcheinlich ift, daß fie ald Arme der Gemeinde zur 
Laft fallen. Gefunde Arbeitökraft ift zwar oft mehr werth als Kapital, aber die Geſundheit, 
und namentlich die Gefundheit einer Familie, kann nicht garantirt werben. Es ift alfo gewiß 
nicht billig, daß eine Gemeinde zur Aufnahne folder genöthigt werde, die nichts haben als 
gelunde Arbeitöfraft. 

Wo Gewerbefreiheit beftebt, mo alſo das Gemeindebürgerrecht nicht die Bedingung iſt, unter 
der allein ein Gewerbe an beſtimmtem Orte ausgeübt werben darf, da löſt ih die Frage am 
leichteften ; da ift fhon ver Widerſtand ver Gemeinde ein geringerer. Der Ortöfrempe mag jein 
Gewerbe an dem gewählten Orte ausüben, ohne Bürger zu werben, jolange er jih damit er: 
nähren fann. Hört dieſe Bedingung auf, fo wird er nad ven allgemeinen Grundfäßgen über 
das Heimatsrecht behandelt; fein Aufenthalt an dem Orte, wo er ed verſuchte, fich zu ernähren 
ohne Bürger zu fein, unterliegt der polizeilichen Gontrole. Er darf nicht Bettler jein und bat 
ald Ortsfremder feinen Anfprud auf Unterftügung von der Gemeinde, in welder er vorüber: 
gehend feinen Aufenthalt genommen hat. 

Eine fouveräne Entfheivung über Aufnahmegeſuche in dad Bürgerrecht oder nur zum Auf: 
enthalt, ded Gewerbes wegen, haben die Gemeinden nicht anzuſprechen; ed muß ein Necurs 
ftattfinden wegen vorgeblicher Verlegung des jtaatäbürgerlihen Rechts. Bon der Staatöregie- 
rung fann nur vorausgeſetzt werden, daß fie mit unwiderſtehlicher Macht die Entſcheidung in 
höherer Inftanz ertheilen werde, nicht aber mit durchdringenderm Urtheil, ob ver Mann Nab: 
rung finden und der Gemeinde, wo er fich nieverlaffen will, nicht zur Laft fallen werde; ver 
Staat darf durch ſolche Entſcheidungen Gemeinden nicht befteuern wollen. Gonflicte über folde 
Entſcheidungen find vielfach für die Regierungen peinlich geweſen. Es bieten jih mit ven Lokal— 
verhältniffen wohl betraute und beidem einzelnen Falle unbefangene, ver Regierungsgemwalt zur 
Seite ftehende repräjentative Bezirksräthe (etwa in Nahahmung der englijchen Quarter Ses- 
sions) ald geeignete Inftanzen für ſolche Entſcheidungen dar. 

16) Die Lofalpolizeiverwaltung ift ein Beftandtheil ver Gemeindeverwaltung. Wir haben 
und darüber in dem Art. Bureaufratie (III, 216) bereitd ausgeſprochen. Der Staat wird gut 
thun, ven Gemeindebehörden aud die Handhabung der Staatöpolizei, injoweit jie in den Lokali— 
täten zur Anwendung fommt, zu übertragen. Injofern jind die Gemeindebehörten, wie auf 
in fo manden andern Beziehungen, Diener des Staats. Es befteht ja fein Gegenjag zwiſchen 
Staat und Gemeinde, jondern, unter jo mandhem Betracht, ein Streben nad gleichen Zielen. 
Es konnten Zweifel beftehen, ob auch in großen Städten die Polizeiverwaltung von der Ge: 
meindeverwaltung abhängig fein fol. Dabei hängt freilich ale von der Art und Weife ver 
Zufammenjegung der Gemeindevorftände ab. Die Polizei der City von London ijt unter ber 
Zeitung des Lorbmayor der Gity; die der Umgebung der City unter der Leitung ded Minifterd 
des Innern. Selbftverftändlih muß die Eitypolizei in genauem Zuſammenhange mit der Een: 
tralpolizei ſtehen, und fann noch will jie jih den Divectionen der legtern entziehen. Eine jtaat- 
lihe Gentralleitung der Polizei it alfo erforderlih, und dagegen ſpricht nit, wenn George 
Bowyer („Commentaries on the Constitutional law of England”, Kap. XXI, S. 391) jagt: 
„Abgeſehen davon, befteht eine augenſcheinliche Gefahr, daß die neue Grafſchaftspolizei das 
Werkzeug einer kleinen Tyrannei über die untern Bevölferungsflaflen werden könnte, indem fie 
ihre Gewohnheiten ftört und ihrer individuellen Freiheit unnöthige Schranken jegt. Diejes 
Iheint ein Gegenftand ernjter Betrachtung zu fein. Denn eine Beſchwerde der Art, welche vie 
Menſchen in ihrem täglidhen Leben, inihren VBergnügungen, Beihäftigungen und Gewohn— 
beiten berührt, ift mehr dazu gemacht ald irgend jonft etwas, einen Geift der Unzufriedenheit 
und der Misftimmung gegen jeve Autorität hervorzubringen. Und fehr wenig Nachdenken 
gehört dazu, um einzufehen, wie unmöglich ed jein muß, diefem ernjten Übel, welches mit der 
Disciplin ver Bolizeimannfhaft und dem ihr in der Erfüllung ihrer Prliht zu gewährenden 
Schutz zufammenhängt, ——— Aber das ſind Gründe, die Polizei der Gemeinde— 
verwaltung zu übertragen. 

Wenn die Selbjtverwaltung des Volks in der Gemeinde eine Ausdehnung erhalten haben 
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wird, wie wir jle in Vorſtehendem befürwortet haben, dann wird die Klage über Gentralifation 
verftummen, und diefe auf ein Maß zurücgeführt jein, in welcher fie ver Staat, um feiner Auf: 
gabe gewachſen zu fein, nicht wird entbehren fönnen. Auch werben bei folcher Decentralifation 
BVereinfahungen im Organismus der Staatöverwaltung möglich werden, welche es erlauben, 
den anerkannten Bedürfniſſen gerecht zu werden: Beichränfung ded Stantäverwaltungsauf: 
wandes und beifere ökonomiſche Stellung der wirklich nothwendigen Staatödiener. 

Wichtiger aber noch wird der Gewinn an politifcher Breiheit, welcher nur da befteht, wo ſich 
die Selbitregierung des Volks in den verſchiedenen Richtungen zugleich geltend macht, nämlich 
mittels freier Thätigfeit ſowol der Genofjen in den Interefiengenoffenfhaften und in der Ges 
meinde, als auch mitteld Betheiligung bei ver Verwaltung ded Staats. 

In erjterer Beziehung erhält der in der Bultur vorgejchrittene Staat von der Politik den 
Rath, dad Opfer der natürlichen Freiheit feiner Angehörigen in weiterm Umfange nicht zu fors 
dern, die Gentralifation nicht weiter zu führen, als ed im Intereile ded Staats nöthig ift, 
damit die Entwidelung des gefammten Volkslebens geleitet und gefördert und er darin nicht 
gebindert werde; daß er vielmehr der Unzulänglichkeit feiner Mittel eingedenk bleibe, die 
Bedürfniffe aller Kreiſe des gefellihaftlihen Lebens feiner Angebörigen zu durchdringen. 

Politik und Gefchichte lehren ferner, für die eine wie für die andere Richtung der Selbſt— 
regierung des Volks, daß nur durd freie Selbftthätigfeit der Bürger für Die geſellſchaftlichen 
Zwecke in weiteiten Sinne Leben und Bewegung aud im Staate erzeugt oder erhalten, der 
Gemeingeiſt ver Bürger erweckt, die Liebe zum Vaterlande und die Opferbereitichaft für daffelbe 
erböht werde; daß fein gefitteted Land wahrhaft groß werden fann, wo die Regierung fi 
nicht die ernt gemeinte und thätige Mitwirfung des Volks fihert, und dag nichts ihr dieſe 
Mitwirkung fo vollitändig raubt, wie der Anſpruch des Staatöoberhauptd an jene unum— 
ſchräukte Gewalt über die Geſchicke des Staats und über alle Lebensbewegung im Saate, wel- 
her, wenn das Staatsoberhaupt in diefem Anfpruce feinen Beruf oder feine Zuflucht findet, 
entweder die Kindheit des Staats bezeichnet oder feine Schwäche verräth. 

Mit Wahrheit wurde aus Anlaf ver ,‚IdeesNapoleoniennes’ gefagt: „Die Gentralifation 
ermöglicht große Erfolge, aber ſie ſichert jie nicht; fie jihert nur dann die Gewalt, wenn ſtets 
Männer von ungewöhnlihen Map vie Spige derjelben einnehmen, wie das weder in ber 
Monarchie noch in der Nevublif wahrſcheinlich ift. Sie macht den Staat mehr, als ed auf an— 
derm Wege werden kann, zu einem Ganzen, aber auf Kojten des Individuums. Sie verlangt 
unbedingte Unterordnung der einzelnen, einfeitigen Theile, und eine Kraft, die dieſe fort: 
während gutwillig oder gezwungen vereint. Das Selfgovernnent, auf die Selbſtändigkeit, 
harmonifche Entwicelung der Invividuen bafirt, jihert dagegen einen langſamen, aber ftetigen 
Fortſchritt. Gine gewiſſe Gentralijation muß in jedem Staate fein; wo ihr aber dad Gegen— 
gewicht des Seligoverument nicht gedeihliche Grenzen jegt, wo die Gentralijation überwiegt, 
da muß das Staatsoberhaupt zum Abjolurismus geführt werden, wie oft man auch dafjelbe 
flürzt und neu erjegt.“ H.von Gagern. 

Centralverein für das Wobl der arbeitenden Klaſſen.“) Dieſer Verein ver— 
dankt feine Entſtehung der erſten Gewerbeausſtellung der deutſchen Bundes- und Zoll: 
vereinsſtaaten in Berlin im October 1844. In Vreußen hatte bereits das Edict vom 2. Nov, 
1810 die Freiheit der Gewerbe, das Geſetz über Zölle und Verbrauchsſteuern von 26. Mat 
1818 mit Aufhebung aller Zollinien und Verkehrsbeſchränkungen zwiſchen ven verſchiedenen 
Provinzen over Landestheilen die Handelsfreiheit im Innern des Staats hergeitellt, und es ward 
dieje Freiheit des Verkehrs feit dem Anfang der dreißiger Jahre durch beiondere Verträge mit 
einer Mehrzahl anderer deutſcher Staaten ſchrittweiſe über einen größern Theil deutſcher Län⸗ 
der ausgedehnt. Die Wirkungen dieſer Gewerbe- und Handelsfreiheit traten auf jener erſten 
allgemeinen öffentlihen Schauſtellung preußiſcher und deutſcher Induſtrieerzeugniſſe lebendig 
vor die Augen der Nation; damit aber trat auch zugleich der nahe liegende Gedanke in das De: 
wußtjein edler Männer: „daß ihre, der linternehmer und Fabrifbefiger Ehre, Kohn und Ans 
fehen nicht weniger die Frucht der Anftrengung, Geſchicklichkeit und Ausbildung ihrer Arbeiter 


1) Bei der heutigen großen Wichtigfeit der Afforiationen und der richtigen Grundſähze für fie, 
welche der Art. Aſſotiation nur im allgemeinen bdarftellen Fonnte, fchien es uns nüglid), diefe 
Grunpfäge durch ihre Verwirklichung in einer muſterhaften deutſchen Aſſociation möglichſt zu ver 
anſchaulichen. D. Red. 
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ſei und ihnen, den Fabrikunternehmern, um fo mehr eine höhere ſittliche Pflicht obliege, in 
fürforglicher thätiger Einwirkung das Wohl der Hand: und Fabrifarbeiter zu befördern, daß 
überhaupt die Verbeſſerung des fittlihen und wirthſchaftlichen Zuftandes derſelben eine drin: 
gende und jehr wichtige Aufgabe dev Gegenwart ei.’ Erfüllt von diefen Überzeugungen trat 
während jener erften deutſchen Gewerbeausftellung eine Anzahl von Inpuftriellen und Ge: 
werböfreunden zu einem Verein zufammen, welcher die Beftimmung haben follte: „für jene 
Zwecke anregend und fördernd, zunächſt in Preußen, ſoweit möglich aber auch in allen andern 
deutichen Staaten zu wirken.” Dabei wurde von der Borausfegung ausgegangen, „daß die 
Aufgabe weſentlich nur durch felbftändige Lofalvereine in einer deren Selbftändigfeit nicht be- 
einträchtigenden Verbindung mit Provinzialvereinen und bejonders mit einem Gentralverein 
gelöft werden fönne, welcher den erftern mit Rath-und That enigegenzufommen und über jeine 
wie der Kofalvereine Wirkfamkeit und Erfahrungen Mittheilungen zu veröffentlihen babe’. 

Diefe bei der Bildung des Gentralvereins leitenden Geſichtspunkte ſprach der Aufruf won 
7. Oct. 1844 aus; fie liegen demnächſt auch feinem Statut zum Grunde, welches, vom 
2. März 1847 datirt, erft unterm 12. April 1848 die Beftätigung erhielt. 

Gleichwol hatte der König Friedrich Wilhelm IV. in der Gabinetdordre vom 25. Det. 
1844 der Bildung eines joldhen Vereins fein großes und lebhaftes Intereffe wie die 
Hoffnung zu erkennen gegeben, „daß der Verein bald durch den Hinzutritt aller wahrhaft eveln 
Männer unter dem Gewerböftande zu einem Baume erwachſen werde, der feine Zweige über das 
ganze Vaterland breite”; „auf dem Wege des gemeinfamen hülfreihen Wirkens für das 
Wohl der arbeitenden Klaffen werde die vaterländifche Induftrie, die ſich durch ihre Fortſchritte 
fo glänzend auszeichnet, zugleich eine höhere Weihe erhalten und jih am gewifleften einen 
dauernden Segen fihern”. Auc hatte der König dem Vereine die Summe von 15000 Thlrn. 
für feine Zwede zur Dispofition geftellt, jedoch in der Borausfegung, daß nicht die Errichtung 
von Epar: und Prämienfaffen ausjhließlid von ihm für jegt ind Auge gefaßt, fondern feine 
Thätigkeit auch zugleich den andern von ihm beabfichtigten wohlthätigen Einrihtungen werde 
zugewendet werben. Als ſolche bezeichnete bereit8 der Aufruf die Bildung von Kranfen: und 
Sterbelaven, Unterftügungs: und Venſionskaſſen, Fortbildungsfhulen und Kleinfinvderbe- 
wahranftalten, Verbreitung gemeinnügiger Kenntniffe durch Schriften und mündlichen Vortrag. 

Als dennoch aber die Anerfennung des Vereins und die Beftätigung des Statutd mehrere 
Jahre auf ih warten ließ, verflog bei vielen die urfprüngliche Begeifterung für die Sache, bei 
andern, wol auch bei ver Regierung, lähmte die Burcht vor den Bewegungen und Verirrungen 
der arbeitenden Klaſſen in Frankreich und anderwärts; denn aller Verbote zum Trog wurden 
vor 1848 jocialiftiihe und communiftifche Brofhüren aus Frankreich und der Schweiz maflen: 
weije importirt und unter dem Handwerker und Arbeiterftande, ſelbſt der öftlichen preußiſchen 
Provinzen, heimlich verbreitet; dagegen anzufämpfen aber war die gefeffelte Preſſe und das 
unterdrückte Aſſociationsweſen damals außer Stande. Nachdem endlich die Cabinetsordre 
vom 31. März 1848 (unter ven Miniftern von Aueröwald und Hanſemann) dem Eentral: 
vereine die Beftätigung ertheilt und demfelben Gorporationsrechte verlieben, aud die Über: 
weifung der bewilligten 15000 Thlr. befohlen hatte, der Verein ſonach ins Leben treten und 
wirffam werden fonnte, wirkten feiner Stärkung und Erweiterung einerfeitd die Antipa— 
thien der aldbald wiederum hervortretenden politifhen Neaction, andererfeitd die mächtigen 
politifhen Strömungen entgegen, bei denen die Bewegungen im beutichen Handwerker⸗ 
und Arbeiterftande, je nad dem Sonderinterefle der Meifter auf der einen und der Ges 
Hilfen und Arbeiter auf der andern Seite, für oder gegen Aufrehthaltung, beziehungsmeife 
Herftellung geichloffener und monopoliftifcher Innungen und Zünfte oder für oder gegen wie 
Breiheit der Arbeit und des Gewerbes, wie für den fogenannten Schuß der deutſchen Arbeit 
durch Prohibitionen der Fabrik- und Handwerkserzeugniffe ded Auslandes, eine nit unter- 
geordnete Stelle einnahmen. 

Infolge deſſen trat fogar in der erften Generalverfammlung des Gentralvereins, alsbald 
nad, der Beftätigung feines Statuts, der Antrag auf defien Auflöfung und allenfalls weue- 
Gründung hervor, welcher jedoch glüclicherweife verworfen wurde. 

So hatte ver mit einer ſehr umfaffenden focialen Aufgabe ind Leben tretende, dabe i aber 
doch nur mit einer moraliſchen Wirkſamkeit der „Anregung und Förderung” ausgeſt attete 
Verein in bewegter, beſonders ſchwieriger Zeit erft das Gebiet, die Anfnüpfungspunfte wie 
die bei feiner Bildung und in feinem Statut vorgezeichneten Bahnen und Grenzen feiner 
Thätigfeit zu ſchaffen; in folder Zeit hatte er das Bevürfni feiner Bildung wie die Zwecke 
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und Aufgaben zu bewahren, welche bei feiner Gründung vorſchwebten und dieſe leßtere als eine 
beventungsvolle Erſcheinung im ſocialen und eulturbiftorifchen Fortſchritt der deutfchen Nation 
bezeichnen. Es ift dies dem Vereine je mehr und mehr gelungen, dank ven Männern, die ver: 
möge einer flarern Erkenntniß der Bedürfniſſe ver Zeit, wie der Verpflichtung der intelligen- 
tern und wohlhabendern Klaffen ver Geſellſchaft, treu und feſt ausharrten. 

Der Berein hat jeinen Sig in Berlin; an deſſen Spige fteht ein aus neun Mitgliedern 
zujammengefegter Boritand ; die Angelegenbeiten des Vereins werben in gemeinfamen Siguns 
gen vom Vorftande und von einem aus 36 Mitgliedern beftehenden Ausihuß — deren Hälfte 
in Berlin, deren andere Hälfte in den verfihiedenen Provinzen des Staats anfällig ift — bes 

jorgt; es findet jährlich eine Generalverfanmlung aller Mitglieder ftatt, welcher Bericht über 
die Jahreswirkſamkeit des Vereins und der mit ihm in Beziehung ſtehenden Lokalvereine er— 
ftattet, auch Rechnung gelegt und von der die Wahl der jährlich zu einem Drittel ausſcheiden— 
den Vorftandd: und Ausfhußmitglieder vorgenommen wird. Das Verhältnif des Vereins zu 
ven Staatöbehörven ift ein durchaus freies; auf feinen Antrag ift ein Commiſſar der Re— 
gierung, welder zu ven Sigungen eingeladen wird, beitellt. Provinzialvereine im Sinne des 
Aufruf vom 7. Oct. 1844 haben jich nicht gebilvet, dagegen mehrere Rofalvereine, von denen 
indeß der größte, der zu Berlin, fich ſpäter, infolge der Ungunft der VBerhältniffe, aufgelöft hat, 
einige andere fehr wohltbätig und nach verfhiedenen Richtungen der materiellen und jirtlichen 
Hebung des Handwerker: und Arbeiterftandes wirfende Xofalvereine, z. B. zu Branffurt an 
der Ober, Grüneberg, fortbeſtehen. Jedoch ftebt der Gentralverein durch Berathung und gegen= 
jeitigen Austausch feiner Zeitfchrift und verJahresberichte mit einer großen Zahl gemeinnügiger 
Bereine und Inftitute für folche Tpecielle Zwede, welde in ven Umkreis der Wirkſamkeit ded 
Gentralvereins fallen, in Verbindung. 

Unbedingt außerhalb der Grenzen der Wirkfamkeit diefed Vereins liegt die „freiwillige 
Armenpflege”, welche nur auf der Wohlthätigkeit (charite, bienfaisance) der reihern und 
böbern Gefellichaftöklaffen berubt. Infofern unterfcheidet fih der Gentralverein in Preußen 
3. B. von dem am 24. Dec. 1853 für das Königreih Baiern geftifteten St.:Johannisverein, 
ver bei engerm Anſchluß an die Stantsbehörden und einer dem Vermwaltungsorganismus bed 
Landes entiprehenden gegliederten Organifation, unter dem Protectorat des Königs und der 
Königin von Baiern, „ver Hauptträger der freiwilligen Armenpflege in Baiern iſt“. (Bal. 
„Congres international de bienfaisance deFrancfort sur le Main, Session de 1857, H, 64.) 
Für eine ſolche freiwillige Armenpflege beftehen (zur Zeit wenigftend in Berlin und vers 
ſchiedenen andern Städten) bejondere Männer: oder Frauenvereine, 5. B. Tür verſchämte 
Arme, für arme Wöchnerinnen, für Krankenpflege, zur Erziehung verwahrlofter oder verlaf: 
jener Kinder u. |. w., neben der Öffentlichen Armenpflege und neben zahlreichen öffentlichen und 
Privatinftituten für Blinde, Taubftumme u. f. w. 

Aufden Boden der in Preußen jeit einem halben Jahrhundert und zum Theil länger be— 
ftebenven, gleihmäpig den arbeitenden Klaffen zugute kommenden bürgerlihen Freiheiten 
(Freiheit des Eigenthums, insbefondere ver Grwerbsfähigfeit von Grundeigenthum, der Anz 
fievelung, der Arbeit und Gewerbe, wie der Freizügigkeit) gepflanzt und gegenüber der, trotz 
aller Declamationen, unleugbaren Erfahrung, dap ſich der materielle wie der fittlihe Zuftand 
der fogenannten arbeitenden Klaffen (dev Handwerker wie der Aderbauer, der ländlichen wie 
ver Fabrifarbeiter) unter dem Schuge und Einfluß jener bürgerlichen Freiheiten im großen 
und ganzen jehr erheblicd; verbeilert hat, dag, abgejehen von bejondern zufälligen Unglüds- 
fällen, das Wohlbefinden des Arbeiterd hauptlählid von feiner eigenen Sparfamfeit, Anz 
firengung, Ausbildung und Gefhidlidfeit abhängt — hat der Gentralverein feine Wirkſam— 
feit vorzugsweiſe der Anregung und Förderung folder Einrichtungen für die arbeitenden 
Klaffen zugewendet, weldye auf die perfönliche und bürgerliche Freiheit, mithin auf die Selbft- 
verantwortlichkeit, auf verftändige Selbithülfe und eigene Fürforge jener Klaffen‘ berechnet, 
ihre etliche und Willenskraft zu beleben und zu erhöhen geeignet find, daher diefer eigenen 
Fürforge und verftändigen Selbfthülfe nur angemeffen entgegenfommen und dieſe unterftügen. 

Es geſchah nur hier und da und fehr vorübergehend, daß die bei der Feſſelung der Preſſe 
und des Aſſociatlonsrechts unbelehrte Menge in der ſtürmiſch bewegten Zeit des Jahres 1848 
einzelnen Reduern horchte, weldhe die dem deutſchen Charakter und Individualismus wider: 
ſprechende franzöfifhe Glückſeligkeitslehre der Phalanfteren oder der Nationalwerkftätten nad 
Deutfchland zu importiven bemüht waren. Ebenfo nad) der andern Seite Hin widerſetzte man 
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ſich alsbald auch nicht blos unter den einfihtövolfern Staatdmännern und Volkswirthen, denen 
die Altern und neuern Zuftände gründlich befannt waren, fondern aud unter den einjichtigen 
Gewerbtreibenden felber jenen auf ven Handwerfercongreflen des Jahres 1848 beichloffenen 
Gewerbe: und Handmwerferordnungen, welche verſchiedene mit den bürgerlichen Freiheiten in 
Preußen unvereinbare, feit fajt 50 Jahren bejeitigte Privilegien und Monopole des Handwer— 
Eerftanded und der handwerksmäßigen Arbeit zurüdzuführen bezwedten. Hauptſächlich und 
zunächſt aber waren es doch die Fabrifarbeiter — obwol fie in Preußen nur etwa den zehnten 
Theil der nicht felbftändigen bejiglojen männlichen Bevölkerung über 14 Jahre ausmachen und 
zu der bei ver Landwirthſchaft beichäftigten Arbeiterzapl in einem fehr geringen Verhältnig 
ſtehen — welche, wie beveitö bei der Bildung des Gentralvereind im Jahre 1844, fo au 
1848, ein hervorragendes Interefle in Anfpruh nahmen. Demzufolge bejchäftigte fi ver 
Gentralverein im Jahre 1848 vorzüglih mit der Berathung einer Fabrikordnung und von 
Fabrikvereinen, des Berhältniffes zwiichen Fabrikunternehmern und Arbeitern, dabei der Ein— 
rihtung von Kranfenz, Unterſtützungs- und ähnlichen Kaſſen für leßtere, der jugendlichen 
Arbeiter u. f. w. 

Der erfte Jahrgang der veröffentlichten „Mittheilungen des Gentralvereins‘ (1848 —49) 
gibt über diefe Berathungen nähere Auskunſt, enthält aber aud zugleich ein treues Spiegel: 
bild der damaligen Bewegungen und Anfhauungen in Bewerb: und namentlidh im Hand: 
werferftande, deren verjchiedene Entwürfe und Borjchläge von Gewerbeordnungen neben trefflis 
hen wiljenihaftlihen und neben mehreren praftiihen Auffägen über die obengedachten und 
verwandten Gegenftände dort mitgetheilt jind. Es finden ſich aber daſelbſt auch bereits vie 
Statuten verfhiedener, nad der Anregung und Anleitung der Beſchlüſſe des Gentralvereing 
mit Fabriken verbundenen Einrihtungen, dergleichen die jpäter erfchienenen „Mittheilungen‘ 
nod) in größerer Zahl enthalten, während vor dem Jahre 1844 Ginrihtungen diejer Art nur 
fehr vereinzelt beftanden und häufiger erſt feit 1844— 48 befonderd von ſolchen Unter: 
nehmern eingeführt worden waren, melde bei der Begründung des Gentralvereind auf der 
eriten deutichen Gewerbeauöftellung zu Berlin mitgewirkt hatten. Inzwiſchen iind feit 1848 
Einrichtungen diefer Art über alle Fabrikgegenden Preußens und anderer deutſcher Staaten 
verbreitet. Das preußiiche Greg vom 9. Febr. 1849 in Verbindung mit einigen Beſtim— 
mungen einer jpäter ergangenen Gewerbeoronung vom 17. Yan. 1854 traf hierauf allge: 
meinere Beftimmungen wegen der Grrihtung von Unteritügungss, Kranken =, Sterbe =, und 
Hulisfaffen und ähnlicher Einrihtungen mit der Zwangspflicht zum Beitritt und zu Beiträgen 
für Gewerbtreibende, insbejondere Geſellen und Fabrifarbeiter und mit der zweifelhaftern 
Vorſchrift, daß den Fabrikinhabern eine Beitragspflidt bis zur Hälfte des Beitrags der von 
ihnen beſchäftigten Arbeiter aufzulegen fei. 

Später traten jenen Beltrebungen für die Arbeiter die öfonomifhen Affoeiationen unter 
Handwerfern in Norddeutſchland zur Seite, dieje theild als Vorſchußvereine mit Bildung von 
Kapitalfonds unter folidariiher Verhaftung der vereinigten Handwerksgenoſſen für aufge: 
nommene Darlehne, theild als gewerfichaftliche Vereinigungen zum gemeinihaftlihen Ankauf 
von Nobftoffen für ven Gewerbebetrieb, theild ald Vereine zur gemeinfamen Anjhaffung ver 
nothwendigen Yebensbevürfnijfe. 

In welcher Art fih außerdem der Gentralverein während der Folgezeit in erjter Linie mit 
dem Sparkaſſenweſen, hiernächſt mit der Einrichtung einer auf arithmetiſche Grundlagen über 
die Lebensdauer zu gründenden Alterdverforgungsanftalt, ferner mit den Wohnungsverhält— 
niſſen, mir Waſch- und Badeanftalten, mit Gejunpheitspflegevereinen, mit Fortbildungsan— 
ftalten, Fabrikſchulen, VBolfsbibliothefen, mir Kranfen =, Unterftügungsfajlen und andern gegen 
feitigen Verſicherungen genen Unglücksfälle beihärtigt hat, zu dem Ende auch die Kenntniß 
der Einrihtungen und Gejege von Großbritannien, Belgien, auch Frankreich dem deutſchen 
Publikum näher zu bringen bejtrebt geweſen ift und feine Wirfjamfeit in Anregung und För— 
derung nach allen diefen Biziehungen zu betgärigen bemüht war, ergeben die von Vereine 
felbft oder von einzelnen Mitgliedern deſſelben theild in jeinem Auftrage, theild in näherer 
Verbindung mit ihm oder doch mit feiner Theilnahme und linterftügung berauägegebenen 
Drudihriften. Zu vergleihen jind unter anderm: vie „Mirtheilungen des Gentralvereind in 
Preufen für das Wohl der arbeitenden Klaſſen“, 1. Jahrgang, 1848— 49; desgleichen 
2. Jahrgang, 1849 — 50; 3. Jahrgang, 1851 —52; ferner Neue Folge, Bv. 1, 1853 — 55; 
desgleichen Bd, 2, 1.— 5. Heft bie 1858; ſodann auch einige im „Congres international de 
bienfaisance de Bruxelles. Session 1856’, 11, 67, 74, 162, und „Congrès international 
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de bienfaisance de Francfort sur le Main. Session de 1857”, II, 80, 152, 249, 252, ent= 
baltene Aufjäge; ferner verfchiedene Vorträge und Schriften des Bro’eiford Huber,. „Uber bie 
Wohnungsnoth der fleinen Leute und über cooperative Vereine‘; ſodann des Dr. Karl Rä— 
dell: „Bollftändige Anweifung, die Lebendfähigkeit von Berliherungsanftalten in Bezug auf 
das menihliche Leben und Sterben zu unterfuhen‘ (Berlin 1857); Schultze-Delitzſch, 
„Affociationsbuch für deutfhe Handwerfer und Arbeiter” (Leipzig 1853) und „Vorſchuß— 
vereine ald Volksbanken“ (Leipzig 1855); deögleihen „Die arbeitenden Klajfen und das 
Aſſociationsweſen in Deutſchland“ (Keipzig 1858). 

Wie der Centralverein fortan zur Beförderung ſeiner Wirkſamkeit und Zwecke in einer 
gewiſſen Verbindung mit den Verhandlungen des Wohlthätigkeitscongreſſes, ingleichen der in 
Ausſicht ſtehenden volkswirthſchaftlichen Congreſſe, als Organ aller in ſein Gebiet fallenden 
Beſtrebungen und Einrichtungen in Preußen und Norddeutſchland, die bisher herausgegebenen 
Mittheilungen in eine regelmäßig erſcheinende Vierteljahrsſchrift umgewandelt hat, darüber 
ſpricht ſich der über letztere ausgegebene Proſpect vom 12. März 1858 aus. (Vgl. „Mitthei: 
lungen u. ſ. w.“, Neue Folge, Bd. 2, Heft 4 und 5, ©. Allig., und das 1. Heft der neuen Zeit⸗ 
fchrift vom Auguft 1858.) 

In Franfreid verbot ein Decret der Gonftituirenden Verfammlung vom Juni 1791 den 
Bürgern dejlelben Berufs und Gewerbes, den Gewerböunternehmern und Handwerkern, den 
Genoſſen einer und derfelben Kunft oder andern Beihäftigung in gemeinſchaftlichen Vereinen 
oder Verſammlungen Präſidenten, Secretäre, Syndifen oder Bevollmädtigte zu ernennen, 
Berathungen zu pflegen, Protofolle zu führen und Befhlüffe zu faſſen oder in Beziehung auf 
gemeinfame Intereffen reglementariſche Feftfegungen zu treffen. Indem man die mittelalter- 
lichen Formen und Misbräuche ber alten Zünfte und Meifterfhaften in ihrer Wurzel vertilgen 
und für immer unmöglih machen wollte, traf und zerftörte man die fruchtbaren Keime der 
naturgemäßen freien Affociation, aus welcher ſich die bürgerliche Geſellſchaft durch die verſchie— 
denen Epochen der germanifh:hriftlichen Welt fort und fort verjüngte, woraus jie in eigener 
fhöpferifher Kraft zu vollfommenern Geftaltungen wieder emporwuchs. Dabei hatte die 
Staatöbevormundung mit ihrem feit länger ald einem Jahrhundert vor der Revolution und 
feitdem weiter auögebildeten Polizeiregime den verfehrten focialiftifhen Doctrinen vorgear— 
beitet, ihnen zum Mufter gedient und jie groß gezogen. Der Kampf zwifchen Socialismus und 
Polizeiftaat entjchied vorläufig nur die blutige Volksſchlacht vom Juni 1848 zu Ounften des 
legtern. In Preußen und in einer Mehrzahl deutfher Staaten, wo die bürgerliche Freiheit, zu 
ber inäbefondere auch die Freiheit des Aſſociationsrechts gehört, verfaffung&märig garantirt 
ift, bieten ſich bei einſichtsvoller redliher Anerkennung dieſes verfaflungsmäßigen Rechts ver- 
möge veffelben auch für die arbeitenden Klaffen glüdlichere Ausfichten. Es ift eine Pflicht ver 
Intelligenz und deutſchen Wiſſenſchaft, jene Klaffen von dem auch für fie gewonnenen Boden 
der perſönlichen und bürgerlihen Freiheit aus auf der Bahn der eigenen Fürſorge und verftän: 
digen Selbfthülfe in der fortichreitenden Verbeſſerung ihres jittlichen und wirthſchaftlichen 
Zuſtandes zu unterflügen. In diefem Sinne für dies Ziel mitzuarbeiten, ift eine ftututen- 
mäßige Aufgabe des Gentralvereind. W. A. Kette, 

Centrum und natürliche Abtbeilung der Deputirtenkammern. Bekanntlich thei— 
len ſich gewöhnlich die Mitglieder der repräſentativen Ständeverſammlungen in verſchiedene 
Varteien, in England die Miniſterial- und die Oppoſitionspartei genannt. Sie nehmen auch 
gewöhnlich in der Kammer nebeneinander Platz. In Frankreich hatte ſich dieſe Abtheilung etwas 
abweichend geftaltet. Unter der Reftauration jegten ſich die fogenannten Royaliften zur rechten 
Eeite, die Mitglieder der Oppojition zur linfen. Bald aber zeigte es ih, daß die Noyaliften 
zum Theil rovaliftifher waren als der König felbft, oder aud gegen feinen und der Minifter 
Willen die äußerften Reactionsmaßregeln durdjegen wollten. Die Minifter konnten aljo nur 
an den gemäßigtern Theil der Royaliſten ſich halten, näherten ji aber num von felbft ſchon 
durch ihren. Kampf gegen jene übertriebenen Royaliften den gemäßigtern und mehr oder min- 
der an die Negierung ih anjhließenden Mitglievern der linfen Seite. So bildete ſich zwiichen 
den Mitgliedern der äußerften rechten Seite und denen der äußerften Linken, welche jegt faft in 
ſtehender Oppofition gegen die Minifter landen, eine mittlere, der Regel nad) minifterielle 
Partei, weldhe nun aud die Sige in der Mitte einnahm und das Gentrum genannt wurbe. 
Dabei ſaßen die urjprünglidfder rechten Seite angehörigen Mitglieder des Centrums oder die— 
jenigen , welche doch mehr zu ihnen als zu den Grundjägen der linfen Seite ſich hinneigten, auf 
ber rechten Seite ded Centrums und bie urfprünglich der linken Seite angehörigen oder doch ſich 
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mehr zu ihr hinneigenden Miniſteriellen auf ver linken Seite Das Centrum beſtand alſo aus 
einem rechten und einem linken Gentriim, Und ſelbſt die Oppoſitionsglieder der rechten und der 
linken Seite theilen ſich zum Theil noch im die äußerſte rechte oder linke Seite und in die rechte 
oder linke Seite ſchlechtweg. An ſich enthielt wol die franzöſiſche Abtheilung eine ſehr natürliche 
Schattirung der unvermeidlichen verfchiedenen Anfichtöweifen und Richtungen foldyer Deputir- 
tenverjammlungen, welche ſich auch ohne Namen und befondere Sitze bilden und finden würden.- 
Auch weicht die Sache an ſich im mweientlihen von der engliihen Einrichtung nicht ab. Auch 
bier ſind Ultratoried neben den gemäßigtern Tories und Radicale neben den Whigs, und es ift 
wol nur die Unweisheit der Tories und der noch fortvauernde Umgeſtaltungskampf ſchuld 
daran, daß noch nicht eine Vereinigung der gemäßigten Toried und Whigs zu einem minifte: 
riellen Gentrum die Ultratoried umd die Nadicalen zu einer rechten und linken Oppofitionspars 
tei verwandelt hat. Außerdem gab ed in England auch ſchon von langer Zeit her eine Partei, 
Die ein vecht eigentliched Centrum bildet und nur in der legtein Zeit mehr zu verſchwinden 
fheint, nämlich die jogenannten Neutralen. Diejed jind diejenigen Barlamentsmitglteder, 
welche am wenigften an die Barteiamfichten der beiden Hauptparteien, der Toried und Whigs, 
fih anſchließen und vielmehr vegelmäßig, foweit die Eriftenz des Miniſteriums auf dem Spiele 
ſteht, mit dieſem ftimmen und nur, wenn fie dadurch ganz ihre Ueberzeugung zu verlegen glau— 
ben, ed verlaffen, aldvann aber auch biäher ftetö feinen Sturz herbeiführten. 

Manche num haben dieſe Parteiabtheilungen gänzlich verworfen ; dieſes läuft aber gegen vie 
Natur der Dinge und iſt daher vergeblih. Auch hat die Abtheilung fehr gute Seiten. Man 
hat zugleich einen großen Werth darauf gelegt, daß die Deputirten nicht nad ſolchen Abthei- 
lungen, ja überhaupt nicht nach ihrer freien Wahl ihre Sige einnehmen können, jondern fie 
durch dad Kos erhalten, Aber wo die Dinge ſelbſt nicht aufgehoben werden können oder jollen, 
da ift es eitel, ja unnötbig, ftörend und felbit, ichon weil e3 die Wahrheit weniger deutlich mache, 
nachtheilig, ihre Außern Zeichen zu unterdrücken. 

Die Natur der Dinge aber führt #8 mit ih, daß die Menfchen zum Theil mehr auf dieſe, 
zum Theil mehr auf die andere Seite ji neigen und daß alſo dem gerade jegt an der Spitze 
ftehenden Minifterium gegenüber in der Kanımer der Volksvertreter theils ſolche ch finden, die 
nad ihrer Anſichtsweiſe und ihren Neigungen mehr umd mit einer gewiſſen VBorneigung dem 
einen Hauptpol des freien vernünftigen Staats, nämlich der Freiheit und Bewegung und dem 
Fortihritte ich zuneigen und aljo vorzugsweiie deren Intereſſen vertreten, theild aber joldhe, 
die ebenjo, wenn freilich auch nicht ausfchlieglich, Doch mehr vem andern Hauptpol, nämlich der 
Ordnung, der Ruhe und Feſtigkeit und ihren Interejlen geneigt find. Je nachdem nun die 
Nichtung des Minifteriums ift, wird ef, abgefehen von den &leihgültigen, Abhängigen, Gunft: 
fuchenden, Exfauften, die ihm dienftbar find, die eine Bartei zur Minifterialpartei, die andere 
zur Oppofitionspartei haben. Es ift nun gerade der Hauptvortheil diejed Gegenjages und jelbft 
der ganzen parlamentariichen Verhandlungen, alſo auch das Verdienſt ver Oppofition, daß 
durch fie, durch ihre Widerſprüche und Angriffe und durch die Bertbeidigung von der andern 
Seite alle Hauptrichtungen des Stantölebend und alle verſchiedenen Geſichtspunkte ver Mapre: 
gelu erwogen und vertreten werden, daß ihre Mängel zu Tage fommen und zulegt das veif und 
gut Erwogene fiege. Es £önnen ferner die Minifter und die Mitglieder der Kammer nur dann 
mit einiger Feſtigkeit und Sicherheit ihre Beitrebungen für gute Hauptmaßregeln durchführen 
und auf ihren Erfolg in den parlamentarifhen Verhandlungen und Kämpfen rechnen, wenn 
fie in diefen Kämpfen nad Verſtändigung mit ihren Freunden mit denjelben zufammenwirfen 
und zufammenhalten und aufeinander vechnen fünnen. Es iſt endlich die ficherfte Garantie 
für das Laud und vie Wähler, daß die von ihnen gewählten Vertreter aud dem Sinne: ver 
Wahl treu bleiben und den Klippen der gefährlichen Beftehungen aller Art in ihrem ſchweren 
Berufe entgehen, daß es, jowie im England, eine politiſche Ehrenſache wird, den ausgeſpro— 
chenen Hauptgrundſätzen und der ergriffenen Hauptpartei in allem Weſeniuchen treu und folge: 
richtig anzuhängen und bei einer wirklichen Hauptveränderung der Überzeugung wenigſtens die 
Deputirtenſtelle over die Miniſterſtelle in vie Hände der Mandanten zurückzugeben, die nur in 
dem Glauben an die Treue in den alten Grundſätzen übergeben wurden. 

Durch altes dieſes ergibt ſich mit ver Natürlichfeit und Umvermeidlichfeit. jener Abtheilun— 
gen auch ihre Heilfamkeit. Aber freilich kann dabei verkehrte Übertreibung und Misbrauch nilt 
unterlaufen, Zunächſt it es nothwendig, daß für alle pas höchſtöCeutrum und auch ven ſteten 
Bereinigungspunft das Vaterland, jeine Berfaflung: und: die verfaflungsmäfige Regierung, 
die Baterlands: und Freiheitöliebe, die Ehre und Treue bilde. . Sodann müflen, ſowie namen 
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lich auch in England, eine ganze große Reihe von Maßregeln durchaus nicht ald Entſcheidungs— 
fragen behandelt werden, ſodaß bei ihnen alle Mitglieder völlig frei ihrer augenblicklichen indi— 
vidnellen Meinung folgen können. Nie darf ferner im Sachen ded Rechts und insbefondere aud) 
der moraliſchen Gerechtigfeit-gegen Perfonen und gegen unwürdige Angriffe Parteirückſicht und 
Barteileivenfchaft des Mannes Urtheil gegen das Necht beftimmen. Es ift erhebend zu jehen, 
wie auch in diefer Beziehung die Briten allen andern Ständeverſammlungen ald Mufter voran 
‚fteben, mit welcher moraliſchen Würde jie willig aud dem Gegner Gerechtigkeit und Achtung 
beiveifen. Alles aber fommt überhaupt darauf an, daß die höhern Grundfäge, die Ehre und 
das Wohl des Vaterlandes und nicht Selbſtſucht, Kleinlichfeit und perfönliche Leidenſchaft pas 
Ruder führen. Für eine ſolche ſtändiſche Berathung, die faft nur den Charakter eirier Fami— 
lienverhanpdlung hat, können natürlich jene obigen Abtheilungen nicht paffen. Inwiefern fie 
auf deutſche Ständeverammlungen anwendbar find, muß in den Artifeln über viele letztern 
nachgewieſen werben. MWelder. 

Geremoniel, Etikette. Es ift eine natürliche Gigenihaft und auch faft allgemein vor: 
kommende Gewohnheit der Menſchen, daß fie Handlungen oder Verhandlungen, welde für fie 
beſonders wichtig find oder welchen jie eine ſolche Wichtigkeit oder höhere Bedeutſamkeit beizu: 
legen wünſchen, mit beiondern auf ſolchen Zweck berechneten Formen oder Feierlichkeiten ver- 
binden. Gleihartige Gemürhörihtung oder auch Nachahmungstrieb oder endlich Autorität 
verwandeln die urfprünglich freien oder willfürlid angewandten Förmlidykeiten allmählich in 
regelmäßiges Herkommen und bleibende Gewohnheiten oder endlich in wirklich verbindliche 
Borjhriften, zu deren Beobachtung nämlich aud die perfönlid dazu Ungeneigten theild Die 
herrſchende Sitte nöthigt, theils jelbit ein förmlihes — durch Gefeg oder VBerorbnung ausge: 
ſprochenes — Gebot ver Machthaber, die dabei rin politifches oder kirchliches Intereſſe im Auge 
haben, zwingt, oder auch ein — ausdrücklich oder ftillihweigend geſchloſſenes — Übereinfommen 
vertragsrechtlich verpflichtet. Dad Geremoniel, d. b. der Inbegriff der bei gewiflen Gelegenheiten 
(Handlungen oder Verhandlungen) in der Regel beobachteten ober zu beobachtenden, entweder 
durch bloßes Herkommen oder Sitte, oder aber durch Geſetz, Verordnung oder Bertrag beftimmten 
Förmlichkeiten und Gebräude, mag nach den Hauptfphären feiner Herrihaft in pas privatgefell- 
ſchaftliche, das Firdliche und das politifche unterjhieden werden. Wir haben hier blos von dem 
legten zu ſprechen, und zwar nur im engerer Bedeutung, mithin von dem entferntern Zuſam— 
nienbang, worin allerdings oft auch die beiden erften mit politifchen Verhältniſſen oder Inter: 
eſſen Reben ‚ wegblidend. Das insbeiondere an Höfen vorgeichriebene oder durch Herfommen 
feftgefegte Geremoniel wird auch Gtifette (Etiquette) geheißen, welcher Name jedoch in weiterer 
Bedeutung aud zur Bezeihnung der überhaupt In der vornehmern Geſellſchaft gebräuchlichen 
oder ald verbindliche Vorſchrift geachteten Formen dient. Die Etikette geht und hier nur info: 
fern an, als fie in dem politiſchen Geremoniel niit einbegriffen ift. 

Das politifhe Geremoniel ift entweder ein ſtaatsrechtliches oder ein völferrechtlihes, d. h. es 
begieht ſich oder findet jeine Anwendung entweder auf einheimiſche oder auf auswärtige Ver— 
hältniſſe, Verhandlungen und Geſchäfte. Das ſtaatsrechtliche wird vorzugsmeije durch Gejeg 
oder Verovonung regulirt, das völferrechtliche durch theild ausdrückliche, theils ſtillſchweigende 
Eonvention, zu deren Vollzug jevod abermals Verordnungen oder Vorſchriften von jeiten 
der Autorität an die Untergebenen ergeben mögen. 

Das ftaatsrehhtlihe, überhaupt das innere Staatsceremoniel ifb meift berechnet entweder 
auf Hervorbringung eines geeigneten Eindrucks gewiſſer wichtiger Staatö> oder Negierungs- 
bandlungen, oder auf Darftellung der Würde und Erhabenheit ver Regierung ſelbſt, oder der 
Berfon und der Familie der Negierenden gegenüber dem Volke. Es ift natürlich verſchieden, 
theild nad) dem Gegenftand oder Inhalt folder Handlungen, theild nad) der Größe oder Macht 
ded Staats, theild nach deſſen Regierungsform und Berfallung: Gin republikaniſches Feſt 
oder ein- der. Erinnerumg art ein glorreiches oder heilbringendes Nationalereigniß, z. B. der 
Berfündigung einer Gonftitution, geweihtes, wird natürlich mit andern Geremonien begangen 
werden ald ein höchſter oder alterhödfter Grburtd= oder Namenstag, eine landftändifche Er: 
öffnungsfeier anders als ein gemöhnliches Hoffeſt. Ein eingeichränfter und. ein Wahlkönig 
wird mit andern Formen von dem Throne Befig nehmen als ein’abfoluter und Erbmonarch, 
und anders / beſchaffen wird bei allem Anläflen das Geremoniel in demokratiſch als im arifto- 
kratiſch verfaßten Staaten fein. Auch bei Gleichhelt ver Verfaffung mag; je nach den Geifte 
den Regierung oder dem Charakter eines wirklich regierenden Herrn, ein verſchiedenes Ce— 
vemoniel: vorgefchrieben werben, und auch der allgemeine Geiſt einer Zeit, auch Gultur- 
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und Reichthumsverhältniſſe ver verfchiedenen Völker können darauf von beftimmendem Ein— 
fluſſe fein. 

Bei der Beurtheilung des hier oder dort vorkommenden Geremonield ift zwar ber nädft- 
liegende Bunft jener der Zweckmäßigkeit, d. h. der gut oder übel gemachten Berehnung auf ven 
dabei ſich vorgejegten Zwed. Aber eine höhere und wichtigere Betrachtung bezieht ih auf ven 
Zweck ſelbſt, der aus irgendeinem Gerenioniel erkennbar hervorgeht, und auf die natürliche oder 
nothwendige Wirfung des legten. Nur von diefem Standpunfte aus fann die Lehre vom Ges 
remoniel unfer Intereffe in Anfprud nehmen; denn Geremonien vorzufhlagen oder Geremo= 
nienmeifter oder Hofmarfchälle zu bilven liegt nicht in der Aufgabe des „ Staats = Lerifon‘. 

Ein Geremoniel, welches beftimmt und — je nad) der Bildungsftufe des Volfd’'und andern 
Umftänden — geeignet ift, die Gemüther mit dem Gefühle der Ehrwürdigkeit des Geſetzes, der 
Regierung und der regierenden Perfonen zu durchdringen, ift alles Beifalld und Lobes werth. 
Dasjenige aber, welches die Idee einer berrifchen oder gar überirdiihen Gewalt der Häupter 
dem Volke verfinnlihen und diefes zur fflavifchen oder gar abgöttifhen Verehrung oder Anbe— 
tung vor dem Gebieter niedermwerfen foll, ift die traurige Schauftellung der Despotie, verſchlech— 
tert ben Volkscharakter und beleidigt die Würde des Menſchen und Bürgers. Im Drient find 
ſolche Geremonien ſchon feit den älteften Zeiten in Ubung gewefen, verſchieden zwar nad) Gra— 
den der Roheit oder Verfeinerung, doch übereinftimmend in der allgemeinen Richtung und 
Wirfung. Vom Orient ging ſolches Despotenceremoniel ins römiſche Kaiferreich über und 
verdrängte allda die aus ven republifanifchen Zeiten ſtammende edle Einfachheit ver Gebräuche. 
Diocletian, Konftantin der Große und Juftinian der Große zumal waren die Begründer und 
ſelbſt gefeglihen Ordner eines die faft göttliche Majeftät des Kaiſers verkündenden und den letz— 
ten Freiheitsgedanken in dem Gemüthe der fi) vem Throne nähernden Bürger tilgenven Cere— 
monield. Die geheiligte Berfon ded Monarchen, welchen — zur eindringlihern Bezeihnung 
feiner Erhabenheit — eine vielgliederige Abftufung von KHoheiten und Würden vom Volke 
trennte, war diefem hiernach faft unzugänglih. Cine lange Reihenfolge von Gemächern 
und Wachen und höhern und nievern Hofbeamten lag zwifchen dem Kaiſer und jeden Gehör— 
fuchenden. Und gelangte der leßtere endlich ins Innerfte, jo mußte er durch Niederwerfung auf 
die Erde die dem Hocherhabenen jhuldige Anbetung verrichten. Der Glanz folder Majeftät 
theilte ſich auch ven die geheiligte Perfon umgebenden Dienern nad) Mafgabe der Nähe oder 
Unmittelbarfeit der perſönlichen Dienftleiftung mit; und der Präfect der faiferlihen Schlaf— 
fammer, ja jelbft ver zweite Diener verfelben ging an Rang und Glanz ven höchſten Beamten 
des Reichs vor, 

Auch im Mittelalter finden wir an den Höfen der mächtigern Fürſten ein mehr oder minder 
glänzendes — dur Lehnweſen und Ehevalerie in Formen eigenthümlich beftimmtes — Cere— 
moniel, Die deutſchen Kaijer zumal, und insbefondere von der Zeit an, als ihre wahre Hoheit 
ſank, fuchten durch feierliched Gepränge die Idee der von ihnen lange ausſchließend in Anſpruch 
genommenen Majeftät und ihrer alle Königsthrone überragenden Herrlichkeit einzuſchärfen. 
Selbſt Grundgefege — mie Karl's IV. Goldene Bulle — regelten ſolches Gepränge. Bieles 
von dem mittelalterlihen Ceremoniel hat ſich bis auf die neueften Zeiten erhalten ; doch find jeit 
Entftehung der großen und nach Uneingefchränftheit ftrebenden Monarchien und-dem Empor 
kommen allgemeiner Verfeinerung wefentlihe Veränderungen und Zufäge ind Daſein getre— 
ten, bezeihnend für den Geift und wirffam zur vollftändigern Entwickelung des monardifchen 
Principe. Epoche darin machen zumal Kaiſer Karl V. in Deutfchland und König Ludwig XIV, 
in Frankreich, nad) deren Höfen ſich mehr oder weniger faft alle andern bildeten. Karl V. hatte 
daß fteife Wefen ver ſpaniſchen Grandezza an dem feinigen eingeführt und es blieb diejer Cha— 
rafter der vorherrſchende in Ofterreich bis auf Joſeph I. (welcher — ſowie auch der Philoſoph 
von Sansfouc — die Größe mehr in edler Einfachheit als in fhwerfälligem Hoheitsgepränge 
fand) und in Spanien; bier jedoch jeit der Thronbefteigung der Bourbons dur einige Nach— 
ahmung der franzöfifhen Sitte in etwas heiterer gemacht und in neuefter Zeit, feit dem Siege 
der Verfaflung, bedeutend gemildert. Ludwig's XIV. Hofhaltung verfündete durch ihre For— 
men und Gebräude ven Stolz des Monarden, welcher nicht anftand zu fagen: „l'ötat c'est 
moi!” und wurde das mit Eifer ftudirte und zu einer Art von Wiſſenſchaft ausgebildete Mufter, 
wonach jeither faft alle andern fidy richteten. Im Mutterlande felbft jedod wurde die Strenge 
feine® Ceremoniels durch den franzöfifchen Frohſinn gemildert und bildete jih neben dem Ängft= 
lien Refivenz= ein leichtere® Campagneceremoniel aus. Auch erſteres hinderte jedoch die Fri— 
volität und Verborbenheit ver Sitte nicht; fein volles Schaugepränge ward mehr und mehr den 
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feierlihen Gelegenheiten, als Audienzen, befondern Hof- und Staatsfeſten oder Galata= 
gen u. f. w., vorbehalten; im engern Hofeirfel machte man ſich's bequemer. 

Die Franzöſiſche Nevolution bedrohte dad alt monardiiche Geremoniel mit dem Verluſte 
feiner Herrihaft zur Verzweiflung der Höflinge, welche daffelbe für das Weſen ver Majeftät 
hielten und als die Bedingung ihrer eigenen Wichtigkeit achteten. Darum riefen fie ihrem kö— 
niglihen Gebieter Ludwig XVI., ald der conftitutionelle Minifter Roland zum erften male in 
Bandſchuhen jid der Perfon des Monarchen zu nahen wagte, klagend zu: „Ad, Sire! Alles 
ift verloren!’ Aber das monardifche Geremoniel, nachdem es eine furze Zeit den republifas 
nifchen Formen gewichen war, fehrte fiegreih an Napoleon's faiferlihen Hof zurück, ja wurde 
in mehreren Dingen noch pradhtvoller als zuvor, und feit den doppelten Reſtaurationen — die 
erften Wochen der Negierung des „Bürgerkönigs“ ausgenommen — ift feine ungetrübte Herr= 
ſchaft, wie es Scheint, für die längfte Dauer befeftigt. Müßige Würdenträger aller Art, Hof— 
und Oberhofchargen, Kammerherren und Bagen und welche Namen jonft die glänzende Hof: 
dienerfhaft führt, haben die heiterfte Ausſicht vor ſich. 

Injofern das Geremoniel Bezug auf die Verhältniffe zum Auslande Hat, nennt man es 
das völkerrechtliche. Daſſelbe, da es nicht von jeweils freier Beftiegung oder Regulirung durd 
die einheimiſche Staategewalt abhängt, jondern großentheils auf förmlihen Konventionen oder 
mwenigftens ftillfchweigenden Übereinfommniffen oder Anerfenntniflen, ſonach auf wechſelſeiti— 
gen Verbindlichkeiten und Anſprüchen ruht, ift allerdings praftifch wichtiger als das blos ein= 
heimifhe. Gin angemeflened Geremoniel erinnert an die Würde der Staaten und Regierun— 
gen und der Staatsgeſchäfte, und die Beftimmtheit der Formen erleichtert die Verhandlung und 
verhindert Misveutungen. Alles diefes rechtfertigt und empfiehlt alſo ein angemeilenes völfer- 
rechtliches Geremoniel. Gin ſchwerfälliges, überladened und auf Kleinlichkeiten Werth legen 
des Geremoniel, wie ed vorzüglich noch im 17. und 18. Jahrhundert unter den europäiſchen 
Höfen herkönnnlich war, macht die Regierungen und Gejandten mehr lächerlich ald ehrwürdig, 
hindert die Geſchäfte und erzeugt die abgeſchmackteſten und ſtörendſten Streithändel, wovon die 
Geſchichte der diplomatischen Verhandlungen , der Friedenscongreſſe u. ſ. w. voll ift. Die Ein— 
wirfungen der Franzöſiſchen Revolution, die freiern Staatöverfallungen, das Verſchwinden 
einer rein perfönlichen Politif ver Fürften hat diefem Unwefen ein Ende gemadt. Die jegige 
Geremonielbeftimmung , melde man da, wo fie Gollifionen herbeiführen könnte, gern gemein 
ſchaftlich beſeitigt, ſowie z. B. die Unterzeihnung nah der Rangordnung durch Wahl der 
alphabetiſchen Ordnung, iſt im ganzen mäßig. Sie betrifft vier verſchiedene Gegenſtände; 1) das 
Hofceremoniel für die Beziehungen der Regierungen und der fürſtlichen Familien zueinan— 
der, je nad) der Rangverſchiedenheit der Staaten und Regierungen: 2) das diplomatiſche 
Geremoniel, weldes fi vorzüglich je nad den verfhiedenen Rangklaſſen der Gejandten 
unterſcheidet; 3) das Kanzleiceremoniel in Beziehung auf die Ertheilung der redten 
Titel und der Anwendung der fonftigen Kanzleiformen; 4) dad Seeceremoniel, welches 
in Beziehung auf die Verftändigung und das fonftige angemeflene Verhalten auf der See, 
die Signale u. f. w. praktiſch Heilfames enthält. Die beftehenden Formen zu achten, dieſes 
muß immer als praftifch vernünftig angefehen werden. Die philofophiihe Geringihägung, 
weldye ein Staat dagegen äußern würde, Fönnte nur als Verzichtleiftung auf die eigenen An— 
ſprüche, nicht aber ald Entbindung von der Verbindlichkeit gegen andere wirfian fein; und 
allzu große Nachgiebigkeit gegen hochfahrende Anſprüche oder Begegnungen anderer fann wirfs 
lichen Nachtheil bringen. Dagegen ift das allzu ängftlidhe oder ftrenge Feſthalten an Formen, 
die auf Anfprüde des Nanges hindeuten, mit vem Selbftgefühle ver wahren Macht kaum ver: 
einbarlib, und Nachgiebigkeit in folhen Dingen kann allerdings mit Würde, zumal von jeiten 
eines Starken, ftattfinden. So vergaben ſich die triumphirenve franzöſiſche Republik und nach— 
mals ihr weltgebietender Faiferlicher Beherricher durchaus nichts, ald fie in den Briedensjchlüffen 
mit dem tiefgebeugten Ofterreicy in die Beibehaltung der alten Nangorbnung zwifchen dieſem 
und Frankreich einmwilligten, und fo hätte Kaifer Leopold I., ald nady der Befreiung Wiens 
dur den Heldenarm Johann Sobieſki's die Frage entftand, wie er — unbeihadet feiner 
Würde als Kaifer und als Erbmonarhd — den Wahlfönig von Polen empfangen könne oder 
folle, fehr wohl daran gethan und die echte Würde entfaltet, wenn er den hochherzigen Rath des 
Herzogs Karl von Lothringen: „mit offenem Arın ift er zu empfangen, da er bad Reich ges 

rettet‘, befolgt hätte. +. 
Die weitläufige und vorzüglich früher oft mehr nur der Armſeligkeit als ver wahren Hoheit 
dienende Lehre vom völferrectlihen Geremoniel gedenken wir jedoch hier nicht abzuhandeln. 
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Wir verweiſen die nah umſtändlicher Kenntniß verlangenden Leſer auf die vielen eigens dar⸗ 
über geſchriebenen Bücher, als, ſchon aus der ältern Zeit, auf „Leti Geremoniale historieo-. 


politieum‘‘, Amſterdam (1685); 3. &. Zunig, „Theatrum ceremoniale historico-politicum‘‘, 
oder „Hiſtoriſch⸗politiſcher Scauplag‘ (Leipzig 1719und 1720); Rouffet, „Cer&monial diplo- 
wiatique des cours de Europe’ (Amſterdam und Haag 1739); ſodann aus der neuern auf 
K. von Martens, „Guide diplomatique‘ (1851) und Kamptz, „Neue Literatur ded Völker— 
rechts“, $. 124 fg., ſowie die meiften Hand: und Lehrbücher des Völkerrechts. Einige beſon— 
dere Partien der hier befprochenen Lehre werben wir übrigens, ihrer nähern Verbindung mit 
verſchiedenen Haupttheilen oder Materien ver auswärtigen Politik willen, unter den denſelben 
eigend zu widmenden Artikeln vortragen. Hier blos noch eine allgemeine, ven Principien des 
einbeimifchen nicht minder als jenen des auswärtigen Ceremoniels angehoͤrige Bemerkung. 

Eine faſt in allen civiliſirten Staaten beſtehende Übung hat in Bezug auf fremde — ein 
andere Land etwa bereifende oder zum Beſuch dahin kommende — Souveräne und deren Fa- 
milienglieder ein zum Ausprud ganz befonderer Hochachtung beſtimmtes Geremoniel zu einer, 
wenn auch nicht fireng verbindlichen, doc für Auſtands-, Ehren- oder aud Friedens- und 
Sreundfhaftöpflicht geltenden Regel erhoben. Das blos natürliche oder reine Vernunftrecht 
weiß indejlen von einer folchen Pflicht nichts, ſondern beſchränkt fh darauf, die Unverleglichkeit 
der fremden Fürſten und Prinzen einzuſchärfen, zuvörverft als juristische Berfonen überhaupt; 
und dann, wenn fie in der erflärten oder erfcheinenden Eigenſchaft ald Souveräne, mithin als 
wirkliche Repräjentanten ibrer Staaten oder Völker, mit andern Staaten in Berührung treten, 
auch als ſolcher. Weiter räth die Bolitif, ſolche Souveräne oder deren Angehörige i im Intereſſe 
des Friedens oder der wechjelfeitig wünſchenswerthen Befreundung mit aller auf diefe Zwecke 
berechneten Rückſicht zu behandeln. Die beftehenve Übung aber gebt noch weiter und ruht noch 
auf einem andern Grunde, nämlich auf dem Interefle des — ſchon vorlängft den Herrſchern der 
Bölker wenigftend im dunkler Ahnung vorgeſchwebten, in der neuen und neueflen Zeit aber 
deutlicher begriffenen und funftvoller entwidelten und eingeihärften — „monarchiſchen Brin- 
cips“. Daffelbe juchte und fand nämlich eine willfonmene Stärkung in der allmählich — zu⸗ 
mal aud) durch die vieljeitigen Kamilienverbindungen der Negentenhäufer unter ſich begünftige 
ten — Idee einer über die ganze europäiſche oder civiliiirte Welt ſich ausdehnenden Gemein: 
ſchaftlichkeit des Regierungsrechts oder der Negierungsfähigkeit unter ven einmal beſtehenden 
regierenden Käufern gegenüber der gleichfalls gemeinſchaftlichen Unterwürfigfeits: oder Unter— 
thanenpflicht ver Völker. Der fremde Souverän alfo, ſelbſt wenn er zeitlich in Feindſchaft oder 
gar im Kriege mit einem andern ſtand, blieb gleichwol, ald Souverän , ver Gegenitand der adj: 
tungövolliten Behandlung von ſeiten des-legten, welcher die Nüglichkeit ſolches Grundſatzes für 
ſich ſelbſt anerkannte, und wurde ebenjo den Unterthanen als Gegenftand pflihtmäßiger Ver- 
ehrung dargeftellt, weil alle Huldigungen, welche irgendeinem Angehörigen eines fremden Fürs 
ſtenhauſes erwiejen wurden, zugleich al& dent eigenen Herrn dargebracht erfchienen oder ald Anz 
erkenntniſſe des auch Die Erhabenheit des eigenen Herrn befräftigenden Princips. Daher aljo 
die Sitte der nicht nur von feiten der Höfe jelbft gegeneinander beobachteten Höflichkeit und Ach⸗ 
tungöbezeigung (mie die Becomplimentivung des ind Land oder audy nur an der Grenze vors 
überveijenden- fremden Bürften Durd ihm entgegengeſchickte vornehme Verſonen, das ihm gege: 
bene Ehrengeleit, die ſplendide Bewirthung, der feierliche Empfang und die in glänzenden Hof: 
feiten oder militärischen Spielen u. dgl ſich äußernde Beriffenheit, ven hoben Gaft würdig 
zu behandeln), ſondern aud) der von jeiten des Volks, d. h. nicht nur der Behörden, ſondern auch 
der Ginwohnerfchaft ver von dem freniden Fürften bereiften Ortſchaften oder Bezirke, ihm dar: 
zubringenven Ehrenbezeigungen alter Art. 

Der Geift der Neuzeit, man kann es nicht verkennen, ift dieſem Gevemoniel nicht hold 
Wol findet: man natürlich und tadelfrei, daß jeder Hof mit andern den freundſchaftlichen oder; 
Verwandtſchaftsverkehr durch Mittheilung von Familienereigniſſen, ald Verehelichungen, Ge: 
burten und Todesfällen, durch Beglückwünſchungen oder Veileiväbezrigungen und Traueran: 
legen u. j. w. unterhalte, und daß er jeweils feine Gäſte fo ſplendid und. ehrenvoll, ald Neigung 
oder Rüuckſichten es mit jüc bringen und die disponiblen Mittel es erlauben, empfange, bewirche 
und unterhalte. Auch jelbit von Staats wegen mögen aus politifchen Gründen Feſtlichkeiten 
alter. Art in gewillen Fällen zu veranftalten fein. Aber das Verlangen felbfteigener thätiger 
Theilnabme von jeiten des Volks und zwar ald allgemeine Regel geltend gemacht, ftreitet wider 
das Selbſtgefühl ver Stolgern. Immerhin: mögen die müßige Neugierde, die bezahlte Dienft- 
befliſſenheit oder die freiwillige Servilität zur Verherrlichung der Hoffefte Tauſende herbei⸗ 
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locken: aber eine befohlene Theilnahme erregt Umwillen. Die Beſſern und Freigefiunten im 
Volk bringen gern nur den von ihnen perfönlich verehrten Häuptern, nicht aber jedem Fürfien- 
fohne ohne Unterſchied oder gar jeder fürftlichen Leiche ohne Unterihied ihre Huldigungen dar, 
Die Eintheilung der europäifchen Menſchheit in vermöge Blutseigenſchaft regierende oder res 
gierungdfähige und zur Unterthanenſchaft beftimmte Perſonen oder Käufer ift von ver öffent: 
lichen Meinung nicht als rechtsbeſtändig anerfannt, Jedes Volk verehrt wol pflichtgemäß fein 
angeſtammtes Regentenhaus; aber gegen die fremden Käufer hält es ſich für unverpflichtet. 


Notteck und Welder. 

Eeffion, ſ. Abtretung. 

Charge d’affaires, j. Gefandter. 

Charta magna, j. Englifche Berfaflung. 

Charte (Verfaſſungsurkunde, Freiheitäbrief, DOctrovirung derjelben), 
Wir verftehen hier unter Charte die urfundlihen Verleihungen, Zufiherungen, Beitätigun: 
gen, überhaupt Feſtſetzungen conftitutioneller, d. h. als grundgefeglich geltend zu behauptender 
politiihrr, nämlich auf die Staatöform ſich beziehender, oder auch gemein bürgerlicher und 
menschlicher Nechte oder Freiheiten eines Volls. 

Die gewöhnlichſte Form, worunter die Charten ind Leben treten, ift die der — freiwilligen 
oder abgenöthigten — Verleihung. So ſchon die berühmten charta libertatum und die magna 
charta in England, aber fo audy die Charte Ludwig's XVIII. in Frankreich und die meiſten der 
neuen Gonftitutiondurfunden in Deutichland. Die dazu beivegenden oder nöthigenden Umſtände, 
felbft ver etwa dabei ftattgefundene Zwang, Eommen dabei nicht in Betrachtung, infofern fie nicht 
in der Urkunde jelbjt ald Motive aufgeführt oder überhaupt nicht juriftiich erjcheinend find, Ihr 
geltend gemachter Charakter ift oft die von dem einfeitigen Gutfinden oder Willen des Herrn 
oder des Herrſchers ausgehende Gewährung oder Feſtſetzung. Häufig jedoch kommt auch vie 
Form eines Bertrags zwifchen ven Gewährenden und den Empfangenden vor, oder wird wenigs 
ſtens ein ſolcher, ald durch — ausdrückliche oder ſtillſchweigende — Annahme der Verleihung 
geichloffen, zur Befeſtigung ver Rechtsgültigkeit vorausgejept. Am feltenjten erſcheint vie Form 
einer geſetzgebenden Statuirung, d. h. einer dem rechtlich verbindlichen Geſammtwillen ver 
Staatögejellichaft entfloffenen Feitiegung. 

Allerdings, wenn etwa ein großer Grund: und Leibherr aus Gründen der Humanität oder 
der Klugheit das zwiſchen ihm und jeinen Golonen und Knechten faetiſch jtattfindende Verhältniß 
in ein wahrhaft rechtliches, zumal ftaatörechtliches Verhältniß umzugeftalten ſich entſchließt, fo if 
Dazu fein einfeitiger Wille infoweit hinreichend, als er blos Verzicht leiftet auf früher ausgeübte 
Rechte, over früher nicht beftandene oder nicht anerfannte Freiheiten und Rechte gewährt, Die 
Erklärung feines perſönlichen Anerfenntniffes oder Willens oder Entichlufles reiht hin zur Her— 
vorbringung der beabfichtigten Wirkung. Der Knecht wird der herriihen Gewalt entlaifen, der 
pienftpflichtige Golone wird freier Bejiger oder Gigenthümer lediglich durch die Verzichtleiftung 
des bisherigen Leib⸗ oder Grundherrn auf das früher behauptete Recht oder durch die Erklärung, 
daß er daſſelbe ald unftattbaft anerkenne. Nicht einmal eine ausdrückliche Annahme ift erforder: 
lic zur Rechtsgültigkeit ſolcher Erflärung. Sie macht für jih allein ſchon den Beweis der pers 
ſönlichen oder dinglichen Freibeitsanfprüche der früher Unterjochten aus und fegt dieſe, auch ohne 
eigentlichen Vertrag, in den Beſitz ihres aus höherm oder früherm Titel rührenden Rechts eim 
Und aud wenn man die Annahme — wie bei dem Schenfungsvertrag — als zur Gültigkeit des 
Geſchäfts erforderlich betrachten wollte, würde dazu jeder einzelne für ſich berechtigt jein, dem— 
nad von einem ſolche Annahme ausiprechenvden Gefammtmillen der durch den fraglihen Act 
Befreiten oder wie immer Begünftigten gar nicht geredet werden können. 

Auch in: dev eigentlichen Staatsgefellihaft mag eine Charte von dem einfeitigen Willen des 
Berleiherd ausgeben, wofern dieſer ſich (rechtlich oder aud) blos factiſch) in Dem ausſchließenden 
Beſitze der Staatögewalt, namentlich der geieggebenden Gewalt, befindet. Im Staate nämlich 
genügt zur Stutwirung von Rechten und Freiheiten wie von Schulvigfeiten der ausgeſprochene 
(verftegt ſich auf den Staatszweck gerichtete, dvemjelben wenigftens nicht offenbar widerfpreihende) 
Wille des Geſetzgebers ald ſolchen. Wenn aljo der bisher unbeihränfte Autokrat verorbnet, Daß 
in Zufunft 3.8. eine gefeßgebenve Verfügung oder eine neue Auflage u. |. w, nicht anders ſolle 
zu Stande kommen fünnen ald nad zuvor eingeholter Gutmeinung ober Zuſtimmung einer — 
ſo oder ſo gebildeten — Verſammlung u. f. w., oder daß in Zukunft Feine Berhaftnahne anders 
ald aus gejeglich beitimmten Gründen und unter Beobachtung gewifler Formen jtattfinden, daß 
Religiondfreiheit, Brepfreiheit, Unabhängigkeit der Grrichte u. ſ. w. gewährt fein, daß ven Fis⸗ 
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eus vor den ordentlichen Gerichten Recht nehmen ſolle u. ſ. w., fo iſt ſolche Verordnung gültig 
und wird nicht erſt durch Annahme von ſeiten des Volks oder ſeiner Vertreter Vertrag. 

Wird aber eine ſolche dem einſeitigen Willen des Herrſchers entfloſſene Charte ohne Beweis 
dieſer Annahme nicht auch in ihrer Dauer von ſolchem Willen abhängig, d. h. dem Widerruf 
oder der willkürlichen Abänderung durch denſelben ſo wie jedes andere Geſetz unterworfen ſein? 
Wir ſagen nein! Selbſt der abſolute Monarch oder der Autokrat nämlich iſt rechtlich ver— 
pflichtet, nur nach den Geſetzen zu regieren, wenn er nicht als blos factiſchen Gewaltherrſcher 
ſich darſtellen, folglich ſeiner Macht den Rechtsboden benehmen will. Er kann zwar das ſeiner 
legislatoriſchen Gewalt entfloſſene Geſetz nach Belieben wieder aufheben oder abändern; aber 
folange er dieſes nicht gethan hat, iſt er in Bezug auf die einzelnen Aete der Regierungsgewalt 
gebunden aud) an fein eigenes Gefeg. Er gab nämlich dieſes Geſetz in der Eigenſchaft ald recht— 
lich beſtehendes Organ des Geſammtwillens und ſprach dadurch aus, daß nach feiner eigenen 
Überzeugung das darin Verordnete von dem Geſammtwillen verlangt werbe. Wenn er alfo — 
ohne daß das Gejeg ihm ſolche Befugniß ausdrücklich für gewiſſe Fälle vorbehalten hätte — eine 
dem Gefege zuwiderlaufende befondere Verfügung trifft, während das nod) fortvauernde Geſetz 
den wahren Gejammtwillen ald allgemein gültige Negel verfündet, jo handelt er nicht mehr als 
Drgan des Geſammtwillens (welder nämlich, wofern er vernünftig ift, mit fich ſelbſt nicht in 
Widerſpruch fein kann), jondern als unbefugter Einzelmwille, welchem daher nur factijche Gewalt, 
nicht aber das vernünftige Recht eine Geltung verſchaffen kann. Abſchaffen aljo fann ver Autos 
frat das Gefeg, nicht aber verlegen; jonft jegte ex fih jelbft außer dem Geſetz. Nun bringt es 
aber die Natur der Verfaflungsgeiege, alfo namentlich der von einem Autofraten erlaffenen 
Gharte, mit ſich, daß jie nicht abgefhafft werden können, ohne zugleich verlegt zu werden. So: 
bald nämlich einmal der Autofrat, ald Drgan des Gejammtwillend, ausgeſprochen hat, daß in 
Zukunft nicht mehr er allein, fondern nur er unter Zuftimmung 3. B. der Yandflände, ein Ge: 
fe folle geben können, jo ift er gar nicht mehr alleiniges Organ-ded Geſammtwillens und fann 
alfo auch das fragliche Verfaflungsgeieg nicht mehr aufheben ohne überſchreitung des ihm wirf: 
lich noch zuftehenden Rechts. Gine Verfügung, die er im Widerſpruch mit feiner eigenen Charte 
erlaffen würde, erfchiene blos ald Außerung eines — hier unbefugt auftretenden — Privativil= 
lend und wäre ſonach ungültig. 

Menn diejes einleuchtend und unbeftreitbar ift in Bezug auf den Theil ver Charte, welder 
bie Verfonification der Staatögewalt und die Formen ihrer Ausübung feftfegt, jo ift es nicht. 
minder wahr in Bezug auf ihren materiellen Inhalt. Auch Hier hat. ver Autofrat, jobald er 
grundgefeglich etwas verordnete, jich dadurch der rechtlichen Möglichkeit beraubt, daſſelbe zu wider⸗ 
rufen oder abzuändern. Der wefentliche Unterfchied nämlich zwiſchen einem Grund: Coder Ber: 
faſſungs-) Gejeg und einem gemeinen Gejeg befteht darin, daß jenes ganz eigentlid der Regie— 
rung, d. h. der conftituirten Staatdgewalt oder dem fünftlihen Organ des Geſammtwillens, 
Berpflitungen auflegt, d. h. deilen rechtlicher Thätigfeit Schranken jegt oder beſtimmte Rich— 
tungen vorſchreibt. Mögen diefe Schranken in Formen beftehen oder in Orundjägen, immer 
find fie ein „noli me tangere” für die conftituirte Staatsgewalt. Sie find aljo in der Idee einem 
Willen entfloffen, der feinem Begriffe nach höher ift als diefe Gewalt und als ihrer Erridtung 
vorangehend gedacht wird, nämlich jenem der conftituirenden Autorität, welche Feine andere ift 
als die der Gefellichaft felbft. Solange nun dieſe Gejellihaft unmündig oder mundtobt ift (d. h. 
kein natürliches Organ ihres Geſammtwillens bejigt), jo it eben der Autofrat (oder überhaupt 
die abfolute Regierung) nicht nur conftituirted Oberhaupt, fondern zugleih auch conftituirende 
Gewalt. Erläßt er alſo eine Charte, d. h. jegt er grundgefeglich (nicht blos durch gemeines Ge— 
feg) gewilfe Kormen oder Grundfäge für die Regierung feft, jo hat er dabei als conftituirende 
Gewalt, d. h. ald derfelben Stelle vertretend, gehandelt und kann jegt, als conftituirted Haupt, 
nicht mehr zurüdnehmen, was er ald conftituirendesd Organ verfügte. Was er in legter Eigen 
ſchaft feftiegte, ift jegt für ihn als Negent verbindlich, und er fann in der Sphäre folder gemach— 
ten Beftfegung nicht mehr zurückgehen auf feine früher ausgeübte unbejchränfte conftituirende 
Autorität; denn dieje hat er erihöpft oder verbraudt durch die einmalige Verordnung; er ift 
in der bemerften Sphäre jegt blos noch conftituirted Haupt, mithin gebunden an die Bedin— 
gungen oder Schranfen der ihm von der conftituirenden Autorität aufgetragenen Gewalt. Hat 
er alſo grundgefeglich (nicht blos gemeingefeglich) z. B. Preßfreiheit, Gewiflensfreiheit, perfünz 
liche Freiheit, Unantaftbarkett des Eigenthums u. f. w. verfündet, jo fteht ihm keine folder Ber: 
kündung mwiderftreitende Gewalt mehr zu. Er mag dann für ſich allein (oder mit Zuftinmung 
der etwa eingefegten Theilnehmer feiner Gewalt) wol noch die Macht haben, die Rechtsgewäh— 
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rungen zu vermehren, nicht aber fie zu verringern, d. b. die früher gemachten wieder zuritdfzu: 
nehmen oder zu [hmälern. Er hat ih — wie bei einmal verfündeter formeller Beihränfung 
feiner Macht — in die Unmöglichkeit verfegt, dad Statuirte wieder aufzuheben. 

So lautet indeffen die gewöhnliche Kehre nicht. Diefelbe findet vielmehr die Grundlage oder 
Rechtsbefeſtigung einer Gharte im Vertragsrecht, und allerdings ift fold ein Vertragsrecht, in: 
ſofern e8 hier angerufen werden fann, ein näher liegended und bequemeres Erklärungsmittel der 
Heiligkeit einer Gonftitution als unfere auf tiefern Gründen ruhende Theorie, 

Denfen wir und einen Staat, worin noch feine Berfon ein beftimmtes Herrſcherrecht hat 
und ſonach die conftituirende Gewalt ver Gejammtheit noch ganz frei und ungebunden ift, fo 
wird fie die Form der von ihr einzufeßenden Negierung und die derjelben als Richtſchnur vor: 
zuſchreibenden Grundſätze blos im Intereffe ver Sache, nad ihrem beften Willen und Gewiſſen 
beftimmen, nicht aber varüber mit dem (erft noch zu ernennenden oder auch bereitö ernannten) 
Negenten einen Vertrag abſchließen. Sie wird unter ſich jelbft die Artifel des Auftrags aus: 
machen, welder dem einzufegenden Oberhaupte zu ertheilen fei, und nur darüber, ob der zu Er— 
nennende geneigt fei, ſolchen Auftrag (etwa auch unter einigen ihn perfönlich betreffenden Be— 
dingungen) zu übernehmen, wird fie mit ihm felbft contrahiren. In Wahlreichen geſchieht ein 
folches häufig. Der dad Neih und Volk betreffende Inhalt ver „Wahlcapitulationen“ wird 
fejtgefegt von den Wählern, welche dabei eine Art von conjtituirender Autorität ausüben, und 
der Gewählte — außer den, was er etwa blos für feine Berfon ausbedingt — unterfchreibt die 
Gapitulation nicht eigentlich al8 über den Inhalt der Gapitulation Vertragſchließender, fondern 
5108 als Übernehmer des beftimmten Auftrags, wodurch er jedoch jegt aud vertragsmäßig für 
deifen befondern Inhalt verpflichter wird. 

Dem Bertrage aber will eine neumodiſche Schultbeorie in Verfaſſungsſachen die Gültigfeit 
abſprechen. Man ſetzt Geſetz und Vertrag entgegen und fagt, der Vertrag jei ald Beſtimmung 
der Brivatwillfür für das Privatinterefle und als blos privatrechrliches Inftitut nicht gültig in 
Öffentlichen, nur nach der Pflicht zu beftimmenven Dingen. Alles dieſes aber, worauf man ganze 
ſtaatsrechtliche Theorien und die Bekämpfung anderer gründet, find abfolut nichtige faliche Vor— 
ausjegungen. 

Geſetz und Bertrag find fürs erfte Feine wahren Gegenfäge, ſondern der Vertrag iſt nur eine 
befondere Form für ein Geſetz. Diefes, d. h. eine bindende Norm, kann bald über öffentlidye, 
bald über privarliche Dinge beitimmen, von gültigem Brivat: oder Öffentlichen Willen ausgeben, 
und Geſetz und Vertrag geben vielfach ineinander über. Das elaſſiſche Nömifche Necht bezeichnet 
daher das Öffentliche Gefeg nach feiner häufigen Form aud ald Vertrag und die privatlide Ver— 
tragsbeſtimmung ald Geſetz (lex sacrala oder lex communis rei, publicae sponsio und dann. 
lex commissoria), 

Es iſt fürs zweite auch falſch, und dire dem hiſtoriſchen, dem altertgümlichen germanischen 
und hriftliben Mechte wie der Vernunft abjolut widerſprechende Willkür, das Injtitut des Ver: 
tragd auf das Privatrecht, auf Privatintereifen und reine Willkür zu beſchränken, bei öffentlichem 
Recht dagegen die rechtliche Freiheit auszuſchließen. Nur allein das ift richtig: über öffentliche 
Dinge foll nur nad öffentlichem Interefle für das Öffentlihe Wohl und Recht der Geſammtheit 
von Öffentlihen Organen verfügt werden, aber ebenfall® nach ver rechtlich freien Überzeugung 
und Willensbeftimmung der dazu beredhtigten öffentliben Berjönlichkeiten, von dem was ihnen 
der öffentliben Beſtimmung angemeffen iheint, während über die Privatverhältnifle, 3. B. das 
Bamilienvermögen, die berechtigte Privatperjon nach ihrer rechtlich freien Überzeugung von ver 
Privatbeftimmung verfügt. Daß wirklich diefer Öffentlichen und Privatbeſtimmung gemäß vers 
fügt werde, diejes ift Die natürliche Vorausſetzung, die juriftiihe Bräfumtion jedes jirtlichen 
Mechts. Eine reine, ihrem Wejen nad unſittliche Willkür will ed nirgendwo, fondern Erfüllung 
von Pflichten, entweder für die öffentliche oder vie Privatbeitimmung. Aber mit ver rechtlichen 
Freiheit und Berechtigung achtet es die freie Überzeugung innerhalb der Berechtigung. Da nun 
die Öffentlichen Verfönlihkeiten ald Organe des Staats wegen ihrer Menſchlichkeit ebenjo gut 
wie die privatliben wegen verſchiedener Überzeugungen in Wiverfprud und Streit fommen 
fünnten, und da fie zugleich gegenjeitiger feiter hilfreiher Verbindung und Zufammenwirfung 
bedürfen, fo entiteht für jie das Bedürfniß des gegenjeitigen friedlichen Ausgleichens und Eini- 
gend oder ded Vertrags. (Daber die Ableitung von pax und pacisci im Römiſchen Recht.) Der 
Vertrag, d. h. die gegenjeitige Gimwilligung, befeftigt dann ſchon Beſtehendes, gleicht Beſtritte— 
nes aus, begründet Neues, fowie vereinigted Zufanmenwirfen für daſſelbe. Das fo von den 
dazu berechtigten jelbfländigen (oder fouveräuen) Organen ver Staatögejelligait (aljo von 
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den Organen der regierten Bürger und von den Organen ihrer Regierung) Vereinbarte iſt 
zugleich, foweir ihr Recht und ihre Gewalt reihen, auch öffentliches Geſetz, alſo Vertrag und Ge— 
jeg, während wirkliche Gelege durch gegenfeitige Annahme und gegenfeitige Verpflihtung von 
felbftändigen Organen aud Verträge werden. Die vertragsmäßige Begründung gibt für Die 
paeiseirenden Organe, ſoweit fie nicht von höherer Gewalt abhängen, ſchon an fih das Recht 
zur Mitftimmung bei authentijhen Auslegungen und Änderungen, welches ber Feſtigkeit för⸗ 
derliche Recht bei andern Geſetzen erſt noch aus deren Natur und Inhalt zu begründen iſt. Übri— 
gend können auch die einzelnen Staatsbürger als ſolche nach dem altrömiſchen Grundſatze: Majores 
nostri in quocunque civium summum esse voluere, ſowie nach echt germaniſcher und chriſt⸗ 
licher individueller Freiheit und Autonomie als Organe für geſellſchaftliche Angelegenheiten 
erſcheinen, wie es z. B. bei den Abſtimmungen nach Stammregiſtern zum Vorſchein kommt. 
Ein natürliches und ſonſtiges Organ freier Staatsgeſellſchaft iſt die allgemeine Volksverſamm- 
lung und ihre Mehrheitsenticheidung, welche aber dadurch zur Gefammtentfheidung wird, daß 
alle, welche an ver Geſellſchaft und der Abftunmung theilnehmen wollen, zum voraus die Stirh= 
menmebrbeit als die am meiften der allgemeinen und ihrer engern Freiheit entſprechende Schluß: 
faffung anerkennen. Weshalb denn auch der ganze Sprachgebrauch des clafjiihen Römiſchen 
Rechts merfwürdigerweije bei allen Volks- und Collegiumsbeſchlüſſen und Gejegen nit von 
consensus plurimorum, fondern von consensus omnium fpricht, zugleich aber unveränderliche 
Urrechte aller Gefellihaftögliever anerkennt (ſ. Grundgefeg). Es ift nämlih hierbei 
wefentlich, daß aud) dad Organ der Stimmenmehrheit die Grundbedingungen und Grundgefege 
feiner Einfegung und feiner Gewalt nicht überfchreite. Dieſe beftehen ſchon allgemein in ver 
Heilighaltung des allgemeinen gleichen Friedens: oder Rechtsgeſetzes, welches jeder friedlichen 
oder rechtlichen Geſellſchaft nad) ver Geſchichte aller freien Völker, wie nad der Natur der Sache, 
als weientlihe Grumdbebingung vorausgeht, oder doch zu Grunde liegt (j. I, XLT), wonad die 
Beſchlüſſe namentlich auch nicht über das gemeinſchaftlich Gemachte hinausgehend und willkürlich 
in ven Privatrechtskreis eingreifend fein dürfen, 

Sodann aber kann auch dad Organ der Volksverſammlung und ihres Mehrheitsbeſchluſſes 
noch weiter befonderd gebunden fein. Zwar befigtes vor dem Beftand anderweitiger Organe 
und Beihränfungen vie volle conftituirende Gewalt. Es darf alſo die verſchiedenen bleibenden 
Ausübungsweifen und Organe für die ftaatögefeglichen Functionen zur Verwirktihung des Ge- 
fammtmillend für das Geſammtwohl, namentlich auch für die dem Grund- oder Verfaſſungsgeſetz 
entiprechende gewöhnliche Gejeggebung feftftellen. Aber es wird durch eine etwaige bereitögültig 
gegebene oder conftituirte Berfaflung gebunden. Diefe Bindung entfteht zwar ganz ebenfo, wie 
nach dem Obigen bei der von Autofraten gegebenen Charte, jhon unmittelbar durch den ausge— 
ſprochenen Verzicht und durch die Gültigkeit ſolchen Gejeges, und fie fann wie dort durch die 
Annahme von feiten der Regierten, 3. B. durd allgemeinen freien gegenfeitigen Verfaſſungseid 
derfelben, auch vertragsmäßig zwifchen ihnen und den neuen Regierungsorganen werden. Ja 
felbft zwifchen der regierenden Stimmenmehrheit und der regierten Geſammtheit entiteht, da ſich 
beide ja in der That mit verſchiedenen Rechtsanſprüchen gegenüberftehen, durch der Regierten 
freie Annahme und Beihwörung der von der regierenden Mehrheit gegebenen Verfafjung ein 
gegenjeitig angenommenes, aljo vertragsmäßiges Verhältniß, und der gewöhnliche allfeitige 
Verfafſungseid Schafft auch hier nicht das Recht, ſondern er beftätigt ed nur. 

Nach den natürlichen Gejegen menſchlicher Entwidelung gehen übrigens bei den Völkern 
dem Zeitalter männlicher Reife und der Vorherrſchaft des Vernunftgeſetzes und feiner 
rechtlichen Freiheit kindiſche und jugendliche Zeitalter, Zeiten der Vorherrichaft der Sinn= 
lichkeit und eines noch ſehr finnlih:blinden Glaubens, oder der ſinnlich-despotiſchen und 
der theofratifchen blinden Glaubendgefege und Gewalten voraus. So zeigt die Geſchichte 
häufig, z. B. im Mittelalter, herriſch-despotiſche oder od; bevormundende und autokratiſch-⸗ mon— 
archiſche und ariftofratiihe, namentlich auch priefterlihe Sewalten an der Spike der Völker, 
welche unjere obigen vernunftrechtlichen Gejege noch nicht, oder Dody nur fehr unvollfommen an= 
erkennen. Auch wenn ein Theil der Bürger zur vernunftredtlihen Freiheit erwacht ift und für 
fih und die Regierung die obigen vernunftredhtlichen Grundfäge zur Geltung gebracht Hat, 
bleiben oft in demfelben Staate neben der Freiheit Refte der fauftrechtlichen, despotiſchen und 
theofratifchen Zeiten, ſtlaviſche Leibeigenſchafts⸗ und patrimoniale Herrfhafts: und Bevormun= 
dungsverhältniffe, Untervrüdungszuftände für Die ärmften und niedrigften Klaffen oder für 
fremde oder eroberte Bolfötheile, In vem Maße aber wie auch bier vernunftrechtliche Freiheits— 
grundfäge Eingang und Herrſchaft erhalten, werben die ſe durch Forderungen, Kämpfe und recht⸗ 
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liche Zugeftänpniffe fich geltend machen, wie bei den griechiſchen Patrimonialbauern, bei ven rö- 
miſchen Plebejern umd ihrem Auszug, wie bei unfern geiſtlichen und weltlichen patrimonialen 
Schutzgenoſſen, den Juden, den Broletariern, den Irländern. Diefe gedrückten Bürger werden 
dann auch, wie neulich in Medlenburg, gerechte Reformen der frühern Grundverträge, ver fie 
bedrückenden Verfaſſungsgeſetze und der von einjeitigen ungenügenden Organen abgefchloffenen 
Berträge mit Recht fordern, und die fittliche Gerechtigkeit der Öffentlihen Meinung und die un— 
parteiiſch vichtende Geſchichte wird die raubritterliche Fefthaltung oder gar Wieverherftellung 
alten Unrechts und Fauſtrechts in einem gefitteten zur allgemeinen Vernunftherrſchaft gereiften 
Zeitalter nad) Verdienſt brandmarfen. Friedliches gerechtes Ausgleichen, gerechte, neue, er— 
meiterte oder reformirte Grundgejege und Grundverträge oder Freiheitächarten müſſen bier 
helfen die hinterliftigen oder gewaltfamen und gefährlichen Kriegäzuftände in verfaſſungs— 
mäßigen Friedensſtand verwandeln. 

Überall werben dann Örundgefege und Grundverträge bei Dielen Charten, ſowie in der eng⸗ 
liſchen magna charta, ineinander übergehen. Stets aber werben jie höher flehen, die Normen 
abgeben für die übrigen Gefege und in ihrer allgemeinern oder beſchränktern vernunftrechtlichen 
Rechtsgültigkeit für die Regierung und den Bürger fih nad den angedeuteten Grundfägen leicht 
beurtheilen laflen. 

Und melde reichen Belege für alle unfere Andeutungen liefern und die alterthümlichen he— 
bräiſchen, griechifchen, römifchen und die germanifchen Staatövereine; zuerft die vemofratifchen 
Naturftaaten der aus dem Drient einziehenden freien Auswanderer und Volfs- und Eroberungd- 
heere, ſodann biein der Entwidelung zum neuftaatlichen Eulturleben, namentlich auch in unferm 
Mittelalter zuerſt Hervortretenden fauftrechtlichen ariftofratifchen und priefterlihen, dann die 
aus ihnen fich entwidelnden neuen ftaatöbürgerlihen Verhältniſſe ver verfchiedenften Art, zuerft 
in ben freien demofratifhen Stadt= und Landgemeinden der europäiſchen Staaten, jodann in 
den freien Verfaſſungen Hollands und ver Schweiz, in England und Amerifa und mehreren 
deutichen, allmählich enplich der meiften europäifchen Staaten. 

Auch die in der Form von Grundgeſetzen errichteten und verfündeten und vertragsmäßig 
gewordenen Gharten, obſchon fie allerdings den Charafter einer höhern Heiligfeit oder Unan— 
taftbarkeit an fich zu tragen beftimmt find, ald gemeine Gefege, find gleichwol mit folder Eigen 
ſchaft nicht unbedingt und nicht ausnahmslos begabt. Auch bei ihnen findet die Frage über recht— 
liche Gültigkeit — in Bezug aufirfprung, Form und Inhalt — ftatt, und auch wo ſolche Frage 
zu bejahen ift, Hat ihre Autorität — nad) Berfonen und Zeiten — eine ideal leicht zu beftim- 
mende, wiewol in eoncreten Hüllen beftreitbare und oft verhängnißvolle Grenze. 

Zuvörderſt alfo fommen Urjprung und Form in Betrahtung. Waren die Verfertiger und 
Berfünder ſolcher Charten oder der daran getroffenen Abänderungen mit der conftituirenden 
Autorität wirklich verfeben? Haben fie bei deren Ausübung die für Exlaffung von Grund: oder 
conftitutionellen Geſetzen theild natürlich, theils nah pofitiven Rechten nothwendigen Formen 
beobachtet? Der revolutionäre „Kriegsrath“, nad Cromwell's, der „Erhaltungsſenat“, nad 
Bonaparte’ 8 Machtgebot die angemaßte Gewalt ausübend, die vor Dom Miguel kriechenden 
Cortes von Ramego waren freilich zur Grlaffung von Grundgefegen nicht ermächtigt; aber wir 
mögen hinzufügen: audy König Ferdinand VIL, welcher fein Reich an Napoleon abgetreten und dafs 
felbe nur durch die heldenmüthigen Anftrengungen des unter den Fahnen der Gorteäverfaflung 
ftreitenden Bolks wieder erhalten hatte, war zur einfeitigen Verfündung einer neuen Eharte 
(d. h. zur Proclamirung des föniglihen Abjolutismus) keineswegs berechtigt; und nicht minder 
widerrechtlich handelte das Cabinet König Karl's X. in Frankreich, welches die beſchworene Charte 
durch „Ordonnanzen“ in den weſentlichſten Punkten umzugeſtalten, d.h. zu verhöhnen ſich ver- 
maß; nicht minder widerrechtlich und daher auch rechtsungültig die ariſtokratiſche Faction in 
Bern, Solothurn, Freiburg und Luzern, welche, die mit Napoleon's Fall eingetretenen Verwir⸗ 
rungen benugend, an die Stelle ver volfsthümlichen Verfaflungen ihrer Cantone tumultuarifh 
ihre eigene Herrſchaft einfete. 

Was ift aber von den Fällen zu fagen, wo Verfaffungsgefege durch das Machtwort von 
Fremden dictirt, dann etwa vermöge Friedensvertrags von ben betreffenden Regierungen anges 
nommen und ſodann den Völkern gefepgebend verfündet werden? Auch bier zwar iſt eine 
Heilung des urſprünglichen Gebrechens durch nachfolgende (ausprüdliche oder ſtillſchweigende) 
Genehmigung der wahren conſtituirenden Autorität möglich. Solange aber eine ſolche nicht 
vorhanden tft, mangelt der Eharte der vom innern Staatsrecht geforderte Rechtsboden und ver= 
Bleibt ihr 6108 diejenige Gültigkeit und Dauer, welche nad ven Principien ded äußern Stante-, 
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d. h. des Staatenrechts, den Friedensartikeln zufommen Fann (ſ. Friedensfhluß). Wir haben 
geliehen, wie die unter Napoleon's Auipicien geihaffene Rheinbundsacte durch anderer Gewal— 
tiger, die fpäter feine Sieger wurden, Machtgebot (in der Broclamation von Kaliſch) und durch 
eigened Losjagen der Fürſten, welde fie früher aus Napoleon's Händen angenommen, endlich 
aud durd die Erhebung der Völker, welde das ſeufzend ertragene Jod abzufhütteln freudig Die 
Selegenbeit wahrnahmen, zerriffen ward; wir haben ähnliches auch andere Bölfer, welchen 
Branfreihs Dictat Berfallungen aufgedrungen, thun jehen (3. B. die Schweizer, die man früher 
gegen ihren Willen zur, „Helveriichen Republik“ gemadt und jpäterhin durch die Meviationsacte 
nur tbheilweife befriedigt hatte, aud) vie Holländer und Belgier, welde von Franfreih, mit dem 
fie grumdgeieglid vereint waren, ſich losriffen, und andere mehr), und es wird ſolche Erſchei— 
nung ſich wiederholen, fo oft ähnlicher Gewaltmisbraud und ähnliche Gelegenheit zur Aufs 
lehnung gegen fremdes Machtgebot wieverfehren. 

Freilich gelten joldye durch auswärtige oder durch einheimiſche Machtgebote dictirte Charten, 
folange die Gewalt jie feſthält, äußerlich aud als rechtlich gültig und ift die Auflehnung gegen 
fie ein für die Urheber gefährliches Wagejtüd. In den Zeiten ded Rheinbundes ward als Ver: 
brecher behandelt, wer aud nur fein Misvergnügen mit der dadurch erfhaffenen despotiſchen 
Gewalt der Fürften brzeigte, und fiel der edle Balın dem Zorne des fremden Protectord zum 
Dpfer. Dies it natürlich, weil jede Gewalt, die einmal beiteht, fi) zu erhalten ftrebt und deſto 
firengere Mittel dafür nörhig hat, je ſchwankender oder hohler der Rechtsboden ift, worauf jie 
erbaut ift. Aber die öffentlihe Meinung und die Geſchichte richten gleihwol aud über die trium— 
phirende Gewalt, und gar oft treten Umſtände und Ereigniſſe ein, welche das verwerfende Urtheil 
vollzugereif machen. Sid dagegen wahrhaft zu jihern, gibt es nur Ein Mittel, nämlidy die Hei— 
lung des rechtlichen Gebrechens — was Urſprung und Form betrifft — durch nachträgliches 
Einholen ver Volkszuſtimmung oder jener jeiner echten Nepräjentanten, was aber den Inhalt 
betrifft, durch einzuleitende VBerbeilerung deſſelben mittels Befragung der legitimen conftituirens 
ben Autorität, d. h. eines lautern Organs des vernünftigen Geſammtwillens. 

Solches Befragen und dann das Anhören und Beachten ded Geſammtwillens, wenn er aud 
ungefragt — auf zuverläffige Weife — ſich ausjpricht, ift überall, wo ein weitverbreiteted Mis— 
vergnügen mit einer beſtehenden Charte ſich herausſtellt, eine politifche wie eine rechtliche Noth— 
wendigfeit. Denn nimmer vergibt ih auch durch das feierlichſt erlaffene Grunpdgejeg der Ge— 
fanmtwille das Recht, wann immer wieder ein neues, namentlich ein verbeflertes, ein den etwa 
veränderten Zeitverhältnijlen oder den erhöhten politiihen Einſichten angemeſſeneres zu geben. 
Das Geſetz, welches der conjtiruirende — ob natürlicd oder künſtlich organiſirte — Geſammt— 
wille gab, ift nur verbindlich für die conftituirte Autorität und für jedes einzelne Glied der Ge: 
ſellſchaft, nicht aber für die große — aus Megierung und Regierten beſtehende — Geſammtheit. 
Ja jelbit jene conftituirte Autorität und jedes einzelne Mitglied derſelben oder des Volks kann, 
ohne dadurd den etwa geihmworenen Verfaſſungseid zu brechen, Vorſchläge zu Verfaſſungs— 
änderungen macen oder Gedanken und Wünjche darüber äußern, ſowie ed eines jeden beſon— 
dere Stellung mit fi bringt oder erlaubt. Der Berfaflungseid (im Grunde nichtö anderes als 
eine feierliche Einſchärfung ver auch ohne ihn ſchon aus Ihulviger Folgſamkeit gegen das be— 
ſtehende Geſetz fließenden Pflicht oder eine weitere Sanctionirung derſelben durch religiöje Ideen 
und pojitiv vechtlihe darauf gebaute Beſtimmungen) verpflichtet blos zur Heilighaltung oder 
Beobachtung ver Veriaflung, ſolange jie gefeglich befteht, auch zur Gnthaltung von jedem that- 
ſächlichen Verſuche, jie auf ungejeglihem Wege umzuftürzen oder zu alteriren, nicht aber zum 
Nufgeben jedes Wunſches oder Strebend nad) ihrer Verbeſſerung auf geſetzlichem Wege. Daher 
kann die Negierung (ja fie joll jogar, zumal wenn ihr allein das Recht der Initiative zufteht) 
3. B. den Ständen den Vorſchlag zur Modification oder Reviſion der Eharte machen (verjteht 
ſich frei gewählten Ständen und mit ſtrengſter Gnthaltung von jedem unlautern Ginwirfen durch 
Einſchüchterung oder Korruption), wofern ihr eine Veränderung fürd Geſammtwohl nothwen— 
dig oder räthlich däucht. Daher fann und darf auch jedes Ständeglied frei und frank feine Anz 
fit über etwaige Mängel oder Lücken ver Berfaffung ausfpredhen (ja es darf ſelbſt jever im 
Volk ih darüber auf geziemiende Weije äußern), um dadurch etiwa den Kammern die Auregung 
zu entſprechenden Bitten oder Vorſchläägen zu geben, überhaupt die conjtituirende Autorität oder 
diejenigen, welde berufen find, diefelbe unmittelbar in Thätigkeit zu fegen, zur Kenntnißnahme 
von den im Volke herrſchenden Wünfchen oder Bedürfniſſen zu vermögen und vergeftalt die Ab— 
bülfe wirkſam vorzubereiten, Ja es haben die Megierten — ohne Unterſchied ob ſie zu einer ge= 
jeglich verfündeten Gharte unmittelbar oder dur das Organ von Mepräjentanten ihre eigene 


Ehäteaubriand 497 
Zuſtimmung erflärt haben oder nicht — fortwährend die Befugniß, nicht nur der Bitte oder des 
Vorſchlags, ſondern ſelbſt der Forderung einer entſprechenden Verbeilerung oder Bervollftäns 
digung, wenn die Eharte wirklid ihr Recht verlegend oder ihren vechtöbegründeten Anſprüchen 
nicht Genüge leiftend ift. Hätte 3. B. auch wirfli das fpanifche Volk durch das Organ felbft- 
gewählter Mepräjentanten (nicht blos durch jenes der fanatijhen Pfafſen und des bethörten 
Vöbelhaufens) der von Ferdinand VIl. proclamirten Unumjchränftheit des Königs beigeftimmt, 
fo würde ihm gleihwol der Widerruf ver Zuftimmung, jobald ed das Unheil des Abjolutisnus 
erfannte, oder die Forderung einer vebtögemäßen Gonftitution immerdar zugeftanven haben. 
Und ebenjo würde das Estatuto real des Hrn. Martinez de la Nofa, aud wenn es von einer 
wahren Nationalrepräfentation wäre angenommen oder gefeßgebend befräftigt worden, ven 
Borderungen von etwas Beſſerm, den Anjprüchen ver Zeit Oenügendern fein rechtliches Hin— 
dernip entgegenfegen. Bedenklich dabei kann jedenfalls Nur der etwa vorhandene oder künſtlich 
angeregte Zweifel über die wahre Bolfsgejinnung und das wahre Volksbedürfniß und dann die 
Wahl ver Mittel zur Durhführung des in der Idee dem Recht wie dem Gemeinwohl entipres 
chenden Werks jein. Das natürlide Organ der conftituirenden Autorität nämlich tritt nur in 
auferordentlichen Lagen und Umſtänden von felbft in Thätigkeit, und ohne dringende Beranlafs 
fung wird ed nicht leicht von feiten der conftituirten Gewalt dazu aufgerufen. Daher ift e8 gut 
und weije, wenn die Berfajlung ſelbſt aud) die Mittel und Wege ihrer eigenen zeitgemäßen Ent— 
widelung oder Fortbildung und Verbeiferung vorſchreibt, zumal aljo ein möglichft zuverläfiiges 
Drgan der conftituirenden Macht ind Keben ruft und die feine fortwährende Ubereinftimmung 
mit dem wahren vernünftigen Gefammtwillen möglichſt gemwährleiftenden Formen für feine Be— 
rathungen und Schlußfaſſungen feitjegt. 

Solange jedoch die praftiihe Staatskunſt diefen idealen Forderungen nicht völliged Genüge 
zu leiften im Stande ijt, bleibt allerdings räthlich, der Eharte einen abjoluten, felbit gegenüber 
den conjtituirenden Autoritäten zu bebauptenvden Charakter der Heiligkeit pofitiv zu verleihen, 
dergeftalt, daß z. B. ihre Unantaftbarkeit wenigſtens für eine beftimmte Reibe von Jahren feite 
geſetzt (in der Cortesverfaſſung waren dafür acht Jahre beftimmt), auch einige Hauptgrundjäge 
ald der abändernden Verfügung ded Geſammtwillens völlig entrüdt erklärt (fo in der norbames 
rikaniſchen Berfaffung jene der Preßfreiheit, der Neligiondfreiheit und andere), und dann für bie 
im allgemeinen noch zuläjjig bleibenden Abänderungen die Zuftimmung aud) ver conftituirten 
Autorität, insbeſondere ver Negierung verlangt oder (tie die meiften Verfaſſungen thun) vieler 
Regierung in Verbindung mit der gewöhnlichen Volförepräfentation zugleich die Eigenſchaft 
der conftituirenden Autorität ertbeilt, die Ausübung derfelben jevoh an erjchwerende Formen 
gebunden, zumal aud ein größeres Stimmenmehr dafür gefordert werde, Denn beiler iſt ed, 
neben dem Bejige weſentlicher Rechtsanerkenntniſſe und Garantien auch noch mancherlei Mängel 
und Gebrechen fortihleppen zu müffen, als der janguinifchen Hoffnung auf völlige Rechtsbefrie— 
digung oder auf Erreihung idealer Vollkommenheit der Verfaſſung die Sicherheit des bereits 
errungenen Guten aufzuopfern und die Erhaltung oder den Verluft der koſtbarſten Rechtsgaran— 
tien abhängig zu machen von der jeweiligen Stimmung einer Volks- oder Nepräfentantenver- 
ſammlung, alfo von den bei feiner wie immer gebildeten Verſammlung durchaus vermeidliden 
Irrthümern oder Verführungen oder Einſchüchterungen des Augenblicks, hervorgebracht etwa 
durd das Streben der Neyierung nad) Uneingefhränftheit oder durch Umtriebe oder Gewalt: 
thätigfeiten hier einer herrichjüchtigen, dort einer zügellojen Partei. Rotteck und Melder. 

EhHäteaubriand (Franz Auguft Vicomte von) ward 1769 zu St. Malo in der Bre— 
tagne geboren. Das Haus, in dem er zur Welt fanı, liegt neben dem, wo Lamennais fpäter 
dad Dajein erhielt. Die erjten Jahre verlebte er bei feinen Tanten; zwei Damen, bie fromm 
waren und von denen die eine Verſe machte. Von diejen kam er in feinem achten Jahre nad 
St.-Malo zurüd. Zufällig nahm ihm fein älterer Bruder dajelbft einmal mit in das Schaus 
fpiel, und 26 begegnete ihm, wie er jelbit erzählt, daß er das Theater für einen Theil der wirk⸗ 
lichen Welt und die Dichtung für Wahrheit nahm, was ihm auch ſpäter noch im Leben begegnet 
ſein mag. Einen Theil ſeiner frühern Jugend brachte er in dem väterlichen Schloſſe Combourg 
zu, das fi über dem Städichen erhebt, welches denſelben Namen führt. Dieſes alterthümliche 
Gebäude, ver Schauplag feines ſich entwickelnden Knabenalterd, liegt mitten in einem weits 
ſchichtigen Gehölze, das wilde Heiden umgeben, an deren Ödem Rande jich die Wogen des Mee— 
red brechen. Man hätte für einen gemüthlichen frommen Dichter, deſſen Ginbildungsfraft ſich 
in ftiller Schwermuth und unbefriedigter Sehnfucht zum Unendlichen erhebt, keinen paſſendern 
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Aufenthalt wählen können. Auch flimmte die Gemüthsart des Jünglings, der ungelellig, fin- 
fler und dabei von ſchwächlichem Körper war, ganz zu der einförmigen, düſtern Gegend, die ihr 
umgab. Den erften Unterricht empfing er im älterlihen Haufe, und da er der jüngere Sohn 
und ohne Bermögen war, beftimmte man ihn zum geiftlihen Stande, in dem er eine ange: 
meſſene Laufbahn finden follte. Die fromme Mutter freute fi der Zukunft des Gott geweih⸗ 
ten Kindes, ver fie voll Hoffnung entgegenfah. Die Gegenwart hatte ihr nicht viel zu bieten 
und fie fuchte Entihäpigung für das, was nicht war, in den, mas kommen follte. Der Vater 
war ein hagerer, blaffer, finfterer Mann, ver mehr in der Erinnerung der guten alten Zeit des 
ritterlichen Adels ald im häuslichen Kreife feiner Familie lebte, und lieber die verrofteteRüftung 
feiner Ahnen, die Werkzeuge des Krieged und der Jagd als die milde Frau und die jpielenden 
Kinder um fih ſah. Alles war in feiner Nähe ftumm, wenn er im abgefchloffenen Gange den 
ballenden Saal ſchweigend auf und nieder fhritt. Angftli drängten ſich die Kinder um die 
Mutter aneinander, die Augen auf ven Vater gerichtet, der, gleich einem Geſpenſt der Vorzeit, 
wie der wandelnde Geiſt des Feudalweſens in dem Schloffe umzugehen ſchien. So brachte die Fa⸗ 
milie gewöhnlich jeden Abend und befonders die langen düftern Stunden deffelben im Winter 
zu, bis der Vater mit dem Schlage zehn in fein Zimmer ſich verlor. Da trat die Natur in ihre 
Rechte; die Kinder plauderten und fpielten, und die Mutter nahm an dem findifchen Treiben 
mütterlich theil. Ehe jich die Jugend zu Bette legte, war es die Sache unſers Helden, fich in allen 
Winkeln des Zimmers behutfam umzufehen, ob ſich nicht Gejpenfter, die in der Wohnung zahl: 
reich jein jollten, irgendwo verborgen bielten. Wer weiß, wie folgenreidh die frühefte Umgebung 
und die eriten Eindrücke auf das fünftige Leben und die Entwidelung des Menſchen wirken, 
der wird die angeführten Züge, fcheinbar fo unbedeutend, nicht für überflüfjtig hatten. €. 
ſelbſt fagt, feine erften Lehrer feien die Winde und Wogen gewefen. Die Natur ift bie 
Schule des Dichter, und er war zum Dichter geboren, wie ihm denn auch alles Vraftifche und 
Pofitive im Leben ziemlich fremd geblieben ift. Den üblichen Schulunterricht erhielt er in dem 
Collegium von Dol und dann in dem von Rennes. Die erften Schriften, melde ihm in die 
Hände fielen und einen bejondern Eindruck auf ihn machten, waren die Befenntniffe des heiligen 
Auguftin und eine Ausgabe des weltlichen Horaz. Das afcetifhe Chriſtenthum und das finn= 
lidye Heidenthum bemächtigten ſich mit gleicher Gewalt des funfzehnjährigen Jünglings und zo— 
gen ihn befreundet an. Auch dieſer Umſtand ift in feinem Leben nicht zu überfehen und fommt 
öfter in ihm vor, wo Widerfprechendes, faft Gntgegengefegtes ſich verträglich zufammenfindet. 
Da C. keinen befondern Beruf zum geiftlihen Stande zeigte, fo ſuchte man um 
die Stelle eines Unterlieutenants für ihn nach, die er auch erhielt. Sein Geſchäft war nun, ſich 
felbft und die Nefruten einzuüben, dem er ſich auch eifrig unterzog. In derſelben Zeit folgte 
ein anderer Linterlieutenant deinfelben Berufe und übte feine Kameraden zu Brienne, wie €. 
die feinigen zu Dieppe ein. Die Zukunft, die in diefen Menfchen ſchlummerte, die, beide groß, 
von folgenreihem Ginfluffe, ungleich in Anlagen, ungleich im Streben, auf ganz verſchie— 
denen Wegen ihrem Ziele ſich ſelbſt unbewußt entgegengingen, ließ ſich nicht ahnen. Wer hätte 
in jenem den Sieger bei Arcole, Marengo und Aufterlig, den Gründer eines Kaiſerthrons, in 
dieſem den Verfajler von ‚Nene”, „Atala“ und den beredten Dichter des Chriſtenthums vorau®= 
gejagt? Darauf ging er nad) Parid, wo er durch die Verwandten feines ältern Bruders, der 
mit einer Enkelin des berühmten Malesberbes vermählt mar, eine gute Aufnabıne fand. Er 
ward Ludwig XVI. vorgeftellt. Ein großer Tag! Der König ipricht mit jedermann, bleibt auch 
vor C. ſtehen, betrachtet ihm und gebt, ohne ein Wort an ibn zu richten, weiter. 
Der Aberglaube hätte eine böſe Vorbedeutung darin finden können, welche die Bourbon ine 
deflen fpäter nicht Rügen ftraften. Dagegen ift es ihm vergönnt, in den Vrachtſälen von Ber: 
failles fi) ftandesgemäß unberzutreiben , felbft ven königlichen Wagen zu befteigen und in dem 
Gehölze von St.: Germain einer Hofjagd beizumohnen. Seine Neigung führte ihn den aus— 
gezeichnetiten Männern entgegen, die auch einen Hof bilveten, der feine Großwürdenträger und 
Günftlinge hatte und im Reiche ver Literatur eine Macht bildete, die fich geltend zu machen 
mußte, Er näherte ſich denfelben mit einer Ehrfurcht und dem Streben zu gefallen, die er ſelbſt 
in Verſailles nicht weiter treiben konnte. Da glänzten Delille, Varny, Chamfort und Laharpe, 
damals Sterne der erſten Größe, deren Licht fpäter vor dem ftrahlenden Lichte feines Nuhms 
erbleichte. Es war ein wichtiger Gegenftand feines Ehrgeizes, neben diefen gefeierten Namen 
feinen eigenen noch unbefannten gedruckt zu feben, und es gelang ihm, Gr ſchrieb eine gefühl» 
volle Idylle, melde einen eben nicht ganz neuen Stoff, die Liebe zum Landleben, behandelte. 
Laharpe, der ſich Darauf verftand, erflärte die Verje für gut gedrechſelt, und Chamfort meinte, 
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das Ding ſei für einen jungen Edelmann ſo übel nicht. Seine eigenthümliche beſſere Natur 
kündigte indeſſen ſich durch ſeine Liebe für Rouſſeau und Bernardin de St.-Pierre an, in 
denen Geiſt und Gemüth eine reichere Nahrung fanden. Was aber fein Inneres aufregte und 
mit Sehnfucht erfüllte, war ein unbeftimmter Ehrgeiz obne Ziel, das Verlangen, fih einen Na= 
men zu machen und unter feinen Zeitgenoflen mit Bedeutung aufzutreten. Diefer Ehrgeiz, wie 
ihn die Jugend zu haben pflegt, der den Zweck will, ohne die Mittel zu prüfen oder zu kennen, 
die zu ihm führen, trieb K. That es die Gnade des Königs nicht, dann Fonnte es die Gunft des 
Publifums thun, und gelang es nicht durch eine Joylle zum Robe des Landlebens, dann fonnte 
ed: durch eine Ode zur Verberrlihung des Kriegs gelingen. Amerifa war damals der große 
Begenftand der politifhen Verehrung und der gefelligen Unterhaltung. Cine neue Welt ging 
in den Vereinigten Staaten der alten auf und Waſhington und Rafavette wurden mit Begeifte- 
rung genannt. Aber auf diefem Felde fand der Ehrgeiz Feine Lorbern mehr zu ernten; die 
Unabhängigkeit Nordamerikas war geſi chert, ſeine Freiheit befeſtigt. Dagegen hatte man bis 
jetzt vergebens durch die Hudſonsbai einen Weg nach Oſtindien geſucht. Noch unlängft war 
Madenzie von feiner gefährlichen Fahrt auf dent Polarmeere zurücdtgefehrt, ohne ven Zweck der 
Entdeckungsreiſe erreicht zu haben. Dat ſchien eine würdige Aufgabe für E. zu fein. In 
Branfreih gab ed obnedies für fein Beftreben weder Aufmunterung noch Gelegenheit. Die 
Revolution war ausgebrochen; wie ein reifender Strom, der alle Dänme brach, die feinem 
Laufe Schranken fegen follten, überflutete jie zerftörend das weite Reich. Der Adel verließ fein 
Vaterland, das ohne die Vorrechte feines Standes es nicht mehr für ihn war, und fanımelte ji 
um die ausgewanderten Prinzen. G. hatte feine Luft, nad) Koblenz zu geben, um fi dem 
Kreuzzuge anzuſchließen, der das heiline Land des unbefchränften Königthums und der Arifto: 
fratie von dem Unglauben der Revolution zu reinigen Vorkehrungen traf. Er fchiffte ſich im 
Frühling von 1791 zu St.-Malo ein und nahm den Weg nach Baltimore. Zu Philadel- 
ybia angefommen, meldete er ſi ich zu einem Beſuche bei Wafhingion, an den er ein Schreiben 
eines Freundes hatte, das ihn eine gute Aufnahme erwarten ließ. Der Befreier der Neuen Welt 
empfing ihn wohlwollend, wie ed in der Art des großen Mannes war. Da der junge Aben— 
teurer num von dem Zwecke feiner Reife ſprach, die nordweſtliche Durchfahrt aufzufinden, bes 
merfte der Präſident der Vereinigten Staaten lächelnd, das Vorhaben fcheine ibm doch etwas 
gewagt bei dem gänzlichen Mangel aller Hülfsmittel, die zu feinen Oelingen nöthig wären. An 
Erfahrung ſei er feinem Alter und frübern Leben nach nicht befonders reich, und der Beiftand 
jeiner Regierung möchte unerlagtich fein. C.erwiderte, er halte e8 für leichter, den geſuchten 
Durchgang aufzufinden, ald ein neues Volk zu ſchaffen. Washington, der die Schmeichelei ver: 
ftand und jeinen Mann erfannte, verlor etwas von dem Ernfte feines Geſichts, machte feine 
Einwendung mehr und reichte dem Scheidenden freundlich die Hand. Nun trat E. in allem 
Ernſte feine Entdeckungsreiſe an, durchwanderte die Staaten Nordamerikas, verlor fi in die 
ewigen Wälder, weilte an den Riefenftrömen, an den Seen, erfüllte feine Seele mit den Wun— 
dern der Neuen Welt und lebte in den Hütten der wilden Kinder der Natur. Er war ausgezo— 
gen, um den Weg durd) die Hudſonsbai nad Oftindien zu fuchen, wie er fpäter auszog, um den 
alten Königstbron der Bourbons wiederherzuftellen und zu befeftigen, den großen Zweck mit 
lebendiger Ginbildungsfraft verfolgend,, ohne ein Mittel, da& den Samen ver Phantafie be— 
feuchten, ihm Boden in der Wirkfamfeit gewinnen fonnte. Er fand nicht, was er juchte, wie 
das und gar oft begegnet; aber ein tüchtiger Menſch wird immer finden ‚-oft Befferes als er ges 
ſucht. Den nordweftlihen Durchgang fand er nicht, aber „Rene“,„Atala“, die „Natchez“ und die 
Wunder der Neuen Welt, deren Reichthum er in feine Seele aufnahm. Auf einer feiner goman= 
tifchen Wanderungen, die ihn der Givilifation wieder näher brachte, rubte er eines Abends in 
einem einzeln ſtehenden neugebauten Haufe eines Anfievlerd aus und fand, was eine Seltenheit 
für ihn geworden, das Blatt einer Zeitung. Gr nimmt es zerftreut in die Hand, wirft einen 
Blick darauf und lieft betroffen mit großer Schrift gedruckt: „Flucht des Könige. Es war eine 
Erzählung des Verſuchs der königlichen Familie, nad) den Auslande zu entkommen, der an der 
Wachſamkeit und Entfchloffenheit des Poftmeifters zu Barennes ſcheiterte. Sein Entſchluß ift, 
nad feiner Art, ohne weitere Berechnung fogleich gefaßt. Er gebt zu Schiffe und trifft nad 
einer glücklichen Fahrt auf vem Feftlande von Europa ein. Zu Koblenz angefonımen, empfans 
gen ihn die ritterlicen Getreuen als einen Saumfeligen, der es faun verdiente, an der glorreis 
hen Wienerberftellung Frankreichs theilzunehmen. Der einzelne konnte ohnedies nicht zählen, 
da die ganze Sache auch ohne ihn in einem kurzen Feldzuge entſchieden war. Indeſſen ließ 
32° 
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man Gnade für Recht ergehen, und E. ward in ein Regiment der Armee der Prinzen aufges 
nommen. Gr machte den Beldzug von 1792 mit, ward bei Ihionville verwundet und endlich 
von der-Seuche befallen, die unter den Preußen jo verderblid wüthete. Faſt fterbend wird er 
nach Oſtende gebracht und von da nach England übergefept, wo er fremd, arm, hülflos, dem 
Tode nahe, im Glend lebte. Seine Rettung verdanfte er einzig dem barmberzigen Mitgefühle 
guter Menſchen. Wiederhergeſtellt, ſah ev jih einjam und verlajfen, verlegen um die Mittel, fein 
nadtes Dajein zu friften. Er gab Unterricht im Franzöſiſchen und Überjepte um fargen Kohn 
für Buchhändler, die ihn zu diefem Dienfte gebrauchen wollten. Auf dieje Weije verwendete er 
den Tag zur Befriedigung der erften Bedürfniſſe ded Lebens und einen Theil ver Nacht zum 
Selbjtunterricht und zu Ichriftftellerifchen Arbeiten. Zu dieſen gehört fein hiſtoriſcher Verſuch 
„Essai historique sur les revolutions‘, der 1796 erjchienen ift und wie alles, was er geichrie= 
ben hat, das Gepräge feined Lebens, die Farbe feiner perjönlihen Lage und Stimmung an ji 
trägt. Der Inhalt diefer Schrift foll zu dem troftlofen Reſultate führen, daß alle Nevolutionen 
das Geſchlecht nicht weiter bringen, die Opfer, die fie fojten, immer weit mehr ald der Zweck 
werth jind, den jie erreichen, und vie Menjchheit in allen Zeiten der lIingewißdeit, der Noty und 
der Willkür hingegeben war. Sogar die Offenbarung findet nichts weniger als einen Oläu: 
bigen in ihm. C. bat jpäter ein ganz anderes Glaubensbefenntnig abgelegt, und feine Feinde 
benugten ven hiſtoriſchen Verſuch, um den Verfaſſer mit ſich felbit in Wiverfpruc zu jegen und 
mit feinen eigenen Waffen zu befämpfen. Die religiöje Bekehrung, die jid im vajcheiten Liber: 
gange zeigte, kann allerdings auffallen und befremven; aber ein Örgenjtand des Borwurid fann 
fie feinem Billigen und menſchlich Gejinnten fein. Das ijt eine Sade, von der E. nur jeinem 
Gewiſſen Recheuſchaft zu geben hatte. Wir wollen die Aufrichtigfeit des Bekehrten nicht be: 
zweifeln, wenn er und fagt, wie das Unglück ihn erfchütterte und beugte, die Erde ihni feinen 
Troft mehr gab, der Zweifel ihn zur Verzweiflung treiben konnte, der Himmel nur Muth 
und Stärfe für ihn hatte, und wie in dem Glauben er jich wiederfand. Dazu kam der Tod 
feiner frommen Mutter, den ihm feine Schwefter mit der Bemerkung meldete, die Ver: 
irrungen des Sohnes hätten die legten Tage der Abgeſchiedenen mit Bitterfeit erfüllt. Bald 
folgte der Mutter die geliebte Schweiter nah, und beide waren an den Folgen ihrer Ge: 
fangenfchaft geftorben. Für dieſe harte Schläge ded Geſchicks war das Gemüth C.'s zu weich, 
und wir glauben ihm, wenn er fagt: „Dieje zwei Stimmen, die aus dem Grabe zu mir fpra= 
hen, diejer Tod, der mir die Bedeutung des Todes fagte, erihütterte mein Innerftes und ich 
ward ein Chriſt.“ 
C. kehrtee 1801 nach Frankreich zurück und gab bald darauf, Atala’’ und fein größeres We 

über das Chriſtenthum („Génie du Christianisme’’) heraus, die feinen literariichen Ruf begrün— 
deten. Beide machten ein großed Aufjeben und gaben dem Berfafler eine Stelle unter den 
erſten Schriftftellern feiner Zeit. Die beredte und dichterifche Apologie des Chriſtenthums war 
Bonaparte gewidmet, und die Zueignungsichrift enthält die Stelle: „Ich übergebe das Werk 
dem Schuge deilen, welchen die Borfehung von lange ber bezeichnet Hatte zur Erfüllung ihrer 
wundervollen Abſichten.“ Der Verfaſſer hatte es nicht mit Unvanfbaren zu thun. Früher ſchon 
war ihm und feinem Freunde Fontanes das Eigenthum des franzöſiſchen „Mercur“ ertheilt 
worden; jet, 1803, erhielt er die Stelle eines erften Secretärs bei ver Geſandtſchaft zu Mom. 
Da ſich aber mit feinem VBorgejegten, dem Cardinal Feſch, Fein freundliches Verhältniß geftalten 
wollte, kehrte er fo raſch nach Paris zurück, ald wäre ihm die Flucht des Königs mit großer 
Schrift gedrudt zum zweiten mal verfündet worden. Napoleon gefiel dieje Handlungsweiſe 
nicht, ex jah aber ven Manne, für den fo vieles ſprach, manches nah und ernannte ihn zum 
Bejandten in Wallis, Er gab jelbit vem Nationalinftitut den Wink, ihn nad Chenier's Tode 
an deilen Stelle zum Mitgliede zu wählen, und empfahl das Werf über das Ehriftenthum zu 
einem der zehnjährigen Vreiſe, die er gegrümdet hatte, Die Hinrihtung des Herzogs von En: 
ghien aber trat wie ein finftereö Geſpenſt zwijchen die beiden Männer, die das blutige Ereigniß 
auf immer fhied, Mit Vergnügen erinnern wir an die Nede, die C. bei feiner Aufnahme in 
die Akademie nach altem Brauche halten wollte. Die männliche Unabhängigkeit feines Cha— 
rafterd und jeines Glaubens, die er bei dieſer Gelegenheit zeigte, verdient um fo mehr eine ge: 
rechte Anerkennung, als Beifpiele diejer Art in feinem Leben felten find. Das Inſtitut, das, 
wie alle Körperſchaften, wie ganz Frankreich, ſich ſtlaviſch dem Willen des Gebieterd fügte, fuhr 
erſchrocken vor einer Rede zurück, die Wahrheiten ausſprach, welche zu denken fhon gefährlich 
ſchien, wenn fie die Gewalt hätte erratben fönnen. Das Inftitut weigerte ich, die Rede anzu 
hören, 6. dagegen, etwas an ihr zu ändern. Unter folhen Umfländen war in der Nähe ed 
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Hoflagerd des Löwen nicht gut wohnen und die Zeit zum Reifen günftig. G. benugte jie, ging 
nach Italien, ſchiffte ich zu Venedig nach Griechenland ein, beſuchte Korinth, ließ fid) auf den 
Trümmern von Sparta nieder, verweilte an allen Stellen des claſſiſchen Bodens, melde die Er: 
Innerung einer großen Bergangenheit gebeiligt hat. Von Jaffa z0g er durd die Wüfte nach 
der heiligen Stadt, vor der er im ftillen Gebete auf die Knie janf, dann mit Andacht Die Ruinen 
des Tempels und die Grotte von Bethlehem betrat. Von Baläjtina begab er fih nad Ägypten 
und kehrte von da wieder nad Europa zurück Sechs Jahre verfloffen nach diejer Bilgerfahrt, 
In denen &. feine Märtyrer (‚Les Martyres’) und die trefſliche Befchreibung feiner Reife 
(‚„‚Itingraire’')vollendete. Zurüdgezogen in feiner Einſamkeit, mit feinen jchriftftellerifchen Un— 
ternehmungen beſchäftigt, nur wenige Breunde fehend, die von der IIngnade des Kaiferd wenig 
zu fürdten hatten, überraichten ihn die Ereigniffe von 1814, die eine Welt in Trümmer legten. 

Die Bourbond wurden durd den Sieg des verbündeten Europa wieder auf den Thron 
Frankreichs erhoben. Der Glaube, die Neigungen und Wünſche C.'s waren in alle ihre Rechte 
und Anſprüche eingefegt. Er feierte den Ball des Helden durch jeine Schrift: „Bonaparte und 
die Bourbond‘, ein vae victo! Wäre aud wahr, was Ludwig XVII. gelagt haben joll, daß 
dieje Schrift für die Bourbons ein Heer von 100000 Mann werth gewefen fei, war jie eined 
G. würdig? Die Reftaurarion belohnte ibn mit der Geſandtſchaft in Schweden, die auf feine 
Meile nad) feinem Geſchmack war, Der ftrenge Legitimift follte ji dem Throne eines Einge— 
drungenen, eine Gmportömmlings, eined Geſchöpfes der Nevolution, eines Waffengefährten 
Bonaparte'd mit Achtung nahen! Napoleon rettete ihn großmüthig aus diefer Verlegenbeit, 
Inden er ſich zu einer Reiſe von Elba nach Barid entſchloß, die einen König in der Mitte von 
30 Mitt. Unterthanen entthronte. Das war ein bündiger Commentar zu der Schrift: 
„Bonaparte und vie Bourbons!” Ludwig XVII. ging nadı Gent, und E. folgte ihm. Hier 
ſchrieb er als Staatäminifter den merfmürdigen Bericht an den König über die Lage Frankreichs, 
ein Ting, überdas ſich leichter fchreiben, ald es ſich machen läßt. Europa führte die Bourbond zum 
zweiten mal zurüd. Die Ariftofratie, die nichts gelernt und nichts vergeſſen hat, in dem wieder: 
gewennenen Sranfreib nur das treulos abgefallene von dem Glauben und den hergebradhten 
Rechten ihrer Väter jah und um jeden Preis dad 16. Jahrhundert an vie Stelle ded 19. jegen 
wollte, im die Neftauration gründlic zu vollenden, vereitelte jeden Verſuch einer Verſöhnung. 
Eie ſah ſich als jiegendes Frankenvolk in das neuunterworfene Gallien wieder eingeführt. 
C. focht ritterlich in den erften Reihen mit, namentlid auch durch die Schrift: „De la monarchie 
selon la charte”, und fänmpftefüreinen Sieg, indem er jelbft einen Übergang sur Niederlage ſah. 
Man fteht erftaunt und betroffen vor diefem Manne, der jo groß und doch fo Flein ericheint,, im 
ewigen Widerjpruche mit ſich jelbft, wenn er vom Pulte in das Yeben tritt, den Gedanken zur 
That geftalten ſoll, ſich aus der Unendlichkeit des Meich8 der Gelinnungen und Gefühle, in denen 
fi) Ordnung und Einheit findet, in die enge Wirflichfeit verliert, wo er, felbft verwirrt, nur 
Merwirrung ſchafft; dem Geifte nad ein Bürger jeiner Zeit, der ſich fogar über feine Zeit er— 
hebt, dagegen mit Gemüth und Neigung eine altertbümliche Überlivferung, ein Nachzügler der 
Bergangenpeit, ein Beipenft der Nacht, das feine Morgenluft gewittert und ſich bis in ven Tag 
verjpäter hat, Nepublifaner und Abfolutift. Im Dienfte einer Bartei, die er leiten wollte, fuchte 
er Gewalt, die er andern gab, und die dieſe benugten, um ihn davon entfernt zu halten. So 
ward er für feine Dienfte mit einer glänzenden Verbannung abgefunden, ging ald Geſandter 
nad Berlin und bald darauf nad London. Zu Verona wohnte er dem Congreſſe bei, wo man 
mit feinen Anſichten jo zufrieden war, dap er das Minifterium der auswärtigen Angelegens 
Heiten erhielt. An diejer hoben Etelle, dem Gegenftande feines Ehrgeizes, fühlte er ſich zu 
großen Dingen berufen, von denen durch feine Mitwirkung das Gegentheil geſchah. Eine be: 
waflnete Ginmifhung in die Angelegenheiten Spaniens ſchien ihm bevenflih, und durch ihn 
ward jie ausgeführt. Eeinen Einfluß wollte er benugen, um in ven ſpaniſchen Golonien con= 
ftitutionelle Monarchien zu gründen, die er in Europa zertrümmern half und in Amerika nicht 
gründen fonnte. Für die Griechen und ihre Sache zeigte er Diitgefühl, das auftihtig war, und 
er ftand ihren Feinden bei, die fie wie Aufrührer behandelten. Er mar das Werkzeug jener 
fogenannten praftijchen Menſchen, die ihr Ziel um fo gewifler erreichen, da ihnen alle Mittel, 
die zu ihm führen, die rechten find. Dan darf jih darum Faum wundern, daß er ſich an feiner 
hoben Etelle nit behauptete und fie gerade durch diejenigen verlor, denen er jich durch geleiftete 
Dienfte aufgeopfert hatte. Auf die unzartefte Weiſe ward er 1824 aud den Minifterium ent— 
fernt. „Eie haben mich“, rief er in jeinem gerechten Unmwillen aus, „wie einen Bedienten fort: 
gejagt, der die Uhr des Königs von dem Kamin geftoblen.” Gr rächte fih an der ſchnöden Ge— 
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walt, die er erhoben hatte, um ſich von ihr erniedrigt zu ſehen, durch alle Mittel ver Preſſe, für 
die er die Mehrheit von Frankreich nur zu empfänglich fand. Aber auch hier Half er wieder zer— 
flören,, was er gebaut, und fegte ih, im Widerfpruche mit der Macht, für die er früher jo viel 
fültig gewirkt, mit ſich ſelbſt in Widerſpruch. Dieje Art Selbſtmord ift aber in Zeiten ver Bar: 
teiung felten gefährlich. Der Tod für die eine ift eine Auferftehung für die andere, umd gibt 
man feine Freunde für feine Feinde auf, dann wird man dieſen ein um jo wertberer Freund. 
Villele, ver Gegner C.'s, fiel; aber auch durch diefen Fall erhob ſich C. nit. Alles, was er 
gereinnen fonnte, war eine ehvenvolle Sendung nah Nom. Durd die Schrift: „Le roi est mort, 
vive le roi”, begeifterte er für Karl's Regierung. Die Julitage jegten einen andern Zweig der 
Bourbond auf ven Thron, und E. entjagte dev Würde eines Pairs und gab feine Stelle auf. 
Mit rührender Anhänglichkeit dem alten Königsſtamme ergeben, pflegt ibn, der vermittert in der 
Erde Frankreichs keine Lebensnahrung findet, feine treue Hand. Am Grabe der alten Monar— 
hie ſteht er ein Leichenſtein, der eine Vergangenheit ehrt, die feine Zufunft hat. Mit weicher 
frommen Begeifterung er Die Herzogin von Berri ald eine Heilige begrüßt und wie meltlich ge— 
ſinnt der andächtige Gruß erwidert ward, das haben wir gefehen. Und diefer Mann, der han— 
delnd die Wirklichkeit wie einen Traum behandelt, wie ficher geftaltet fie jih unter ver Fever, 
wenn er fie mit ſchöpferiſchem Geifte darſtellt! Sind feine geihichtlihen Studien (‚‚Etudes 
historiques’’) nicht ſibylliniſche Blätter, deren Wahrfagungen die Vergangenheit erflären und 
die Zufunft verfünden? E. ftarb am 4. Juli 1848. Seine Denkfwürvigkeiten erihienen nad 
jeinem Tode unter dem Titel „ Me&moires d’outre-tombe“ (12 Bde., Paris 1849 — 50). Die 
Gelammtausgabe feiner Werke von 1826, dann von 1832 und der Verkauf der Memoiren 
machten C. reich. J. Weitzel und Welcker. 
Chatham (William Pitt) ward 1708 zu Weſtminſter geboren. Den Familiennamen Pirt 
führte ex, wie jein zweiter Sohn, der unter demjelben Namen die Angelegenheiten feines Vater: 
fandes unter fchwierigen und entſcheidenden Verhältniſſen geleitet hat, bis zum Jahre 1766, 
wo er, in den Grafenjtand erhoben, ald Lord in das Oberhaus getreten iſt. Um ihn nicht mit 
verfhiedenen Benennungen anzuführen und einer Verwechſelung mit dem fpätern William Pitt 
vorzubengen, werden wirihn auch jegt ſchon E. nennen, vbgleich er erft 58 Jahre fpäter zu feiner 
MWürde befördert wurde. Sein Großvater war Thomas Pitt, Gouverneur zu Mapras, ver dem 
Könige von Franfreih um die Summe von zwei Millionen den berühmten Diamant verfauft 
bat, der noch feinen RNamen führt. Indeſſen waren die Bermögensumftände des Vaters nidyt 
die glänzendſten, und er hinterließ unferm William nur ein jährlihes Einkommen von 100 Bir. 
Seine erſte Bildung erhielt er in ven Eollegien zu Eton und Orford und Fam dann ale Fahne 
rich zu ber Reiterei, welche Stelle ihm feine Verwandten fauften. Seine Neigung eignete ihn 
wenig für diefen Stand, dem er indeilen wahrſcheinlich treu geblieben wäre, hätte er nicht früher 
fhon an der Gicht gelitten. Diefer Umſtand entihied, und der Fähnrich diente ih zum erſten 
Staatdömanne feiner Zeit herauf. Sein eigentliches Leben lebte der junge E. im claljiichen 
Alterthum, deifen Größe ihn mit Bewunderung erfüllte und mit feinen Thaten und Schriften 
feinen Geiſt nährte und fein Gemüth erhob. Alle Zeit, die ihm jeine körperlichen Keiden und. 
feine Gefchäfte als Anwalt, für welhen Stand er ſich entihieden hatte, zur Verfügung ließen, 
gehörte Griechenland und Rom und den Heroen, die ihr Vaterland durd That und Wort fo 
wunderbar verherrlicht hatten. Im Jahre 1735 ward er in das Unterhaus gewählt, wo er jeine 
Stellung in der Oppofition nabın. Sir Robert Walpole, der ih an der Spige der Berwaltung 
befand, war feineswegd der Mann, der die Zuftimmung &.'8 verdienen fonnte. Da im Par- 
lament die Vermählung des Prinzen von Wales mit der Prinzeffin von Sachen: Gotha zur 
Sprache fam, äußerte ſich E. über das erhabene Paar auj eine jo freundliche und anziehende 
Weiſe, daß der vanfbare Thronerbe ihn zu jeinem Kammerherrn ernannte. Das Minifterium, 
welches die Geiinnungen C.'s nicht tbeilte, war gegen den, der fie ausgeſprochen hatte, jehr auf- 
gebracht und wußte in feinem Zorne fein anderes Mittel ver Mache zu finden, als daß ed ihn 
nöthigte, die gekaufte Kähmrichöftelle aufzugeben. Die Ungnade einer verhaßten Verwaltung 
erwarb ihm in höherm Grade die Liebe des Volks, und feine fteigende Popularität entſchädigte 
ihm reichlich für Die Unzufriedenheit verfelben. In dem Kriege mit Spanien, der in dieſe Zeit 
fiel, trug das Minifterium auf gefhärftere Maßregeln des ſchändlichen Matroſenpreſſens au. 
C. widerſetzte jüch denfelben mit der gangen Stärfe jeiner Beredſamkeit, und Walpole, im höch— 
ften Grade über die Verwegenheit des jungen Mannes erbittert, ergoß wie ganze Lauge feines 
bittern Spottes über ihn. C., empört durch dieſe Behandlung, fuhr den Miniſter an: „Der 
Elende, der die verderblichen Folgen feiner Verirrungen gefeben hat und die alten nur mit neuen 
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vermehrt, und zu deſſen Beſchränktheit das Alter nur den Starrfinn gefügt, verdient nicht, daß 
feine grauen Haare ihn gegen meine Angriffe ſchützen. Der Abicheu gegen ihn kann nur ſtei— 
gen, wenn man fieht, wie im vorgerückten Alter er die Selbſtſchändung weiter treibt, des elenven 
Geldes wegen, das ihm feine Genüffe mehr geben fann, und der den Reit feiner Tage dazu ver 
wendet, jein Vaterland zu verderben.‘ Zwei Jahre jpäter fiel Walpole; aber C., der ſich ver 
Gunft des Königs nicht zu erfreuen hatte, blieb von der neuen Verwaltung ausgeſchloſſen, fo 
eutſchieden ſich auch die öffentliche Meinung für ihn erklärte. C. war der Mann nicht, der ji 
leicht fpreden ließ, und ermwiderte die feindjelige Stimmung der Regierung durd ein engered 
Anſchließen an das Volk und feine Sache; er legte Die Kammerherrnſtelle nieder. In jeinen 
Bermögendumftänden trat (1744) eine merkliche Verbefferung ein, die ihn jehr erleichterte,, va 
die verwitwete Herzogin von Marlborough ihm 10000 Pf. St. in ihrem Teftamente vermachte. 
Sie gebe ihm diefen Beweis von Achtung, jagte fie, feines perjönlichen Vervienftes wegen und 
weil er mit jv edler Uneigennützigkeit dad Anjehen der Gefege aufrecht erhalten und dem Ber: 
derben des Landes entgegengewirkt habe. In England hat die öffentliche Meinung eine ſolche 
Macht gewonnen, daß ihr feine andere auf die Dauer widerfteht. Im Jahre 1756 ward unter 
dem Herzoge von Neweaſtle ein neues Gabinet gebildet und E. erhielt eine Stelle in demfelben. 
Aber feine untergeoronete Wirkſamkeit, da die meiften feiner Eollegen in den wejentlichiten 
Dingen nicht feine Ansicht theilten, ver König felbft ihm auch nicht beſonders gewogen war, 
entſprach jeinen Wünfchen nicht. Er ſah mit Miövergnügen, dap auf Hannover ein Gewicht 
gelegt ward, das Englands Wohl gefährbete. Das deutfche Kurfürftentfum betrachtete er al8 
ein Eigenthum der königlichen Familie, das mit England nur durch diefen Bejig zufammenhing, 
welches darum auch feine Intereifen demſelben nicht unteroronen dürfe. Sein Herz jhlug warm 
und voll für fein Vaterland, und fein britifcher Stolz empörte ſich, daſſelbe aufgeopfert und her— 
abgewürdigt zu jehen. Die ganze Nation theilte diefe Gejinnung und dieſes Gefühl. Die Un— 
fälle des englijchen Heeres in Amerika, der Berluft von Minorca, die ſchmachvolle Niederlage 
des Admirald Byng hatten den Mismuth zur Erbitterung gejteigert. C. bemühte ſich ver: 
gebens, die Berwaltung mit feinem Geijte zu bejeelen. Sie ſchloß fd) der Neigung ded Königs 
an, die er fir feine veutfchen Rande nicht verleugnen Eonnte. G. ward 1757 aus dem Gabittete 
entlajjen. In diejer Lage trat der edelmüthige For zum Beiltande auf. For, ein großer Staats: 
mann und, was jelten ift, ein großgefinnter Menſch, allen perjönlichen Rückſichten fremd, wenn 
fie nicht das öffentliche Wohl berübrten, For, nur das Vaterland und ded Vaterlandes Wohl be= 
denkend, gab E. ver Verwaltung wieder. Es gelang ihm, die Abneigung des Königs zu bes 
fiegen, das Gefühl in ihm zu beleben, daß er König jei für das Vol, das jein Wohl durd) freie 
Wahl den Händen der Fürften feines Hauſes anvertraut. Der Monarch berief C. in jeinen 
Nath. „Sire“, ſprach diefer zu ihm, „ſchenken Sie mir Ihr Vertrauen, ich werde ed verdienen.‘ 
Die Antwort des Königs war: „Verdienen Sie mein Vertrauen und Sie werden es erhalten.“ 
C. verftand die Worte nicht, wie fie der vielleicht verflanden willen wollte, son dem jie kamen. 
Aber nie hat ein Diener mehr das Vertrauen feines Herrn verdient, wenn er der. Herr im rechten 
Sinne war. E. trat den 29. Juni 1757 an die Spite der Derwaltung. Da jah man, was ein 
Mann vermag, der Kraft und einen Willen hat, das Ziel erkennt, vach dem er ftreben muß, Die 
Wege, die zu diefem Ziele führen, und die Beharrlichkeit befigt, die Wege zum Ziele zu verfols 
gen. Die Erfheinung war nicht nen; jie ift alltäglich in der Geſchichte und ſpricht fich durch vie 
Unfähigkeit ver Männer aus, die Wahl over Zufall, Glück, Gewalt eder Geburt an die Spitze 
der Bölfer ftellt; aber die fo alte Erſcheinung wird für Menjhen, die leicht vergeiten, immer 
wieder neu. Friſche Lebenskraft verjüngte die gealterte Verwaltung, und die Nation bot alle 
Kräfte auf, um eine Negierung zu unterftügen, ber fie vertraute. Der in Deutidland bes 
gonnene Krieg wurde mit Nachdruck fortgefegt und dem Könige von Preußen eine jährliche 
Summe ald Subfidie bewilligt. Die britiihe Seemacht erhob jich zu ihrem frühern Ruhme. 
Die franzöjifhen Geſchwader wurden aufgefangen oder in den Häfen eingefhlojlen. Die Eng: 
Länder fegten ſich in den Befig von Canada, und in den Gewäſſern der beiden Indien fiegte ihre 
Flagge. Holland ſah fich feiner Neutralität ungeachtet genöthigt, feine Schiffe einer Unter— 
ſuchung von engliſcher Seite zu unterwerfen, umd wenn fie franzöſiſche Wanren führten, wur: 
den fle weggenommen. In allenMaßregeln, vie ſich auf das Ausland bezogen, herrſchte 
ein Ernſt, eine Energie, man könnte fagen, oft eine Härte und Willfür, die man verdammen 
müßte, wenn jie die Politik nicht durch eine lange Obſervanz geheiligt hätte, Der Erfolg ent: 
ſchied für C. und Gngland, und jo var aud) das Mecht auf ihrer Seite, und der liberlegenheit 
ward eine Achtung gezollt, die der beften Sache, der ed an gehöriger Kraft gebrach, nimmermehr 
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zu Theil geworden wäre. Frankrelch ſchloß ſich in der Gefahr Spanien näher an, und es war 
der Familienvertrag erneuert, den Ludwig XIV. ins Leben gerufen hatte. C. kam das Greignig 
nicht unerwünscht; er fchlug vor, ſich der Spanischen Flotte, die noch nicht eingelaufen war, mit 
den Schägen, die fie führte, zu bemächtigen und auf diefe Weiſe Die Seemacht diejed Staard mit 
einem Schlage zu lähmen. Der Vorſchlag hatte die Mehrheit im Cabinet gegen ih, und G. 
fhied aus venifelben. Der König Georg III., der unterdeflen feinem verftorbenen Vater in der 
Regierung gefolgt war, zeigte jich feinem alten Kammerherrn gewogen, und obgleih er nicht 
deffen Meinung theilte, wollte er ſich ibm doch erfenntlich erweifen. Seine Entlaffung ward an= 
genommen, ihm aber eine Benfion von 3000 Pfd. bewilligt, die, im Falle feines Todes, auch auf 
feine Gattin und feinen älteften Sohn übergehen ſollte. 

Der Erfolg rechtfertigte C.'s Vorausfiht; denn kaum fab Spanien feine Gallionen in Si— 
cherheit, als e8 England ven Krieg erklärte. Indeſſen behauptete dieſes feine Überlegenheit, und 
fon im folgenden Jahre (ven 3. Nov. 1762) wurden die Präliminarien eines Friedens ab— 
geſchloſſen, der Frankreich ebenjo nadıtheilig ald England günftig war. Doch zeigte ih ©. 
bemielben entgegen, und da er im Parlament erörtert ward, befämpfte er ihn mit aller Kraft. 
Er litt an heftigen Gichtfchmerzen und mußte ſich nach dem Haufe bringen lajfen, da die Bedin— 
gungen des Friedens zur Sprache kamen. Nichts konnte ihn abhalten, der Eigung beizu= 
wohnen. Unfähig, jih aufrecht zu erhalten, machte ev Gebrauch von der Erlaubniß, jigend zu 
fprechen, eine Begünftigung , welche die Achtung bewies, die man für ihn hatte. Er jprad) drei 
Stunden mit großer Anftrengung, der endlich jeine Kraft erlag, und fühlte ſich jo erſchöpft, daß 
er den Schluß feiner Rede nicht mehr verftändlich vorzuragen im Stande war, Die Oppo— 
fition unterlag und der Friede warb abgeſchloſſen. Lord Bute, der an der Spitze des Gabinets 
ftand, feierte einen Triumph, der, obgleich bei diefer Gelegenheit wohl verdient, nicht von Dauer 
war. Die Minifter trugen auf ftrengere Maßregeln gegen die Preſſe und die Scriftfteiler an, 
und die der Gewalt fo verhaßte Freiheit der Öffentlihen Mittheilung ward von ernfter Gefahr 
bedroht. G. erhob fi zur Vertheidigung diefer erften aller Freiheiten, unter deren Schutze nur 
die übrigen fiher find. „Bei jolhen Maßregeln“, rief er, „wie ihr fie vorgeſchlagen, muß auch 
der Unjchuldigfte für jein Leben fürditen, und unjere Berfaffung will, daß die Wohnung eines 
jeden Engländers für ihn eine Beftung fei, eine Feſtung aud ohne Wälle und Gräben. Sei 
ed eine Strohhütte, um melde die Stürme des Himmels toben, in weldye die Elemente der Natur 
dringen. Was die Elemente thun, der König kann es nicht, der König darf ed nicht wagen.” 
In welden Grade E. die Achtung und das Vertrauen der Nation beſaß, wie fehr ihn die 
Freunde des Vaterlandes ehrten und liebten, ihn, den entfchloffenen Freund bed Vaterlandes, 
feiner Größe, feines Wohlſtandes und feiner Freiheit, ohne die alle Größe und aller Wohlſtand 
nur vorübergehend oder eine Täuſchung ift, davon hat man auf dem Feſtlande von Guropa aud 
kaum jegt noch eine Vorftelung. Gin reicher Engländer enterbte durd einen legten Willen 
feine Familie und ftellte fein Bermögen C. zur Verfügung, ein Entſchluß, deflen nur ein Brite 
fäbig fein fann. Daß die Regierung einen großen Werth darauf legen mußte, einen ſolchen 
Mann für fi zu gewinnen, liegt in der Natur der Sache; daß diefer Diann aber allen Mitteln, 
welche gewöhnliche Menſchen nicht vergebens verfuchen, unzugänglidy blieb, dieſe Erſcheinung ift 
feltener. Der Herzog von Cumberland bot ihm, auf Befehl ded Königs, wiederholt das Minis 
ferium an. Gr aber machte Bedingungen, nicht in feinem Intereſſe, fondern in dem des Landes, 
die der Krone fo läftig dünften, daß die Unterhandlung feinen Erfolg hatte. Endlich, 1766, 
ald die Verwaltung feinen andern Ausweg fand, übertrug der König C. die Bildung eines 
neuen Cabinets. Zugleich ward er zur Würde eines Grafen und eines Pairs erhoben und 
nahm feinen Sig im Oberhauſe. Dieje Standeserhöhung ſchien der Nation eın Abfall von 
ihrer Sache, wenigftens brachte fie ihn um einen großen I heil feiner Popularität, die freilich 
oft jo leicht und unverdient gemonnen al® verloren wird. Die Macht, die er einbüßte, ging zur 
Oppoſition über, die er verlaffen hatte. Der Mann, der fo unerſchütterlich feſt an feiner @inficht, 
feiner Überzeugung hielt, die Beharrlichkeit feines Willens auch bis zum Starrjinn treiben 
fonnte, allen Lockungen der Gewalt ohne Anftrengung wiverftand, diefer Dann fühlte es 
ſchmerzlich, daß die Öffentliche Meinung ihm argwöhniſch zu mistrauen ſchien. Diejer Umftand 
und feine leivende Gejundheit beftimmten ihn, jich aus dem Cabinet zurüdzuziehen. Im Ober: 
hauſe erſchien er jedoch, fo oft die Wichtigkeit des Gegenſtandes, der verbanvelt wurde, jeine An— 
wejenheit erforderte. Dazu gehörte die ernfte Frage, ob es gerecht und weiſe fei, die Golonien 
durch dad Barlament befteuern zu laffen. Die Regierung beftand auf dieſem Vorrechte, deilen 
Ausübung In Nordamerika zu bedenflichen Auftritten geführt hatte. C. ſprach für Maßregeln 
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der Milde und Verföhnung und befland darauf, die Truppen, die nach Bofton waren geſchickt 
worden, wieder zurüdzuziehen. Seine Rebe ſchloß er mit den Worten, deren Wahrheit nur zu 
bald der Erfolg bewährte: „Beſtehen Sie auf Ihren verderblihen Maßregeln, dann hängt der 
Krieg an einem leichten und gebredlihen Faden über Ihrem Haupte. Frankreichs und Spas 
niens Blide find aufIhr Benehmen gerichtet und erwarten, um zu handeln, nur ven Augenblick, 
wo die Ausſaat Ihrer Fehlgriffe zur Reife gelangt fein wird.” Es fam, wie er vorausgefagt. 
Branfreid erkannte die Unabhängigfeir der Vereinigten Staaten an. Jetzt entſchloß fih das 
britiiche Cabinet zu demjelben Opfer, wenn fich die Vereinigten Staaten mit England gegen 
Frankreich verbinden wollten. Giniges hatte man nicht zugeftehen wollen, wo noch vieles, faft 
alles zu erhalten war. Jegt gab man fait alles auf, um einiges zu retten. Diefe Schwäche 
empörte C. Obgleich er leivend war, begab er fih in das Oberhaus, in dem er erfhien, auf 
feinen zweiten Sohn, William Pitt, geftügt. Bei feinem Gintritte erhoben ſich die Lords ehr= 
furdtövoll von ihren Sigen. Der Antrag, in die Unabhängigkeit der amerikanischen Golonien 
zu willigen, ward geftellt, weil, wie man fagte, ed fein anderes Mittel gebe, ven Krieg zu endi— 
gen. „Ich habe”, erhob ih E. mit dem Ausdrucke des bitterften Schmerzes, „id babe mid 
Heute über die Kräfte, die mir mein Zuftand läßt, angeftrengt, um unter Ihnen zu erfcheinen, 
vielleicht das legte mal. Der Antrag, die Selbftändigfeit der amerifanifhen Golonien anzu= 
erkennen, bat meinen tiefften Unwillen aufgeregt. Ich freue mich, Divlords, daß jih dad Grab 
nod nicht über mir geſchloſſen hat, daß es mir vergönnt ift, meine Stimme zu erheben gegen die 
Zerftüdelung diefer alten und edeln Monardie. Jeder andere Zuftand ift beifer ald Ver— 
zweiflung; bieten wir noch einmal unfere ganze Kraft auf, und müffen wir fallen, dann fallen 
wir mwenigftend mit Ehre!” Gr entwidelte feine Gründe und befhwor das Haus, die Größe 
und Würde Englands zu wahren. Die Minifter erflärten, fie wüßten fein anderes Mittel, dem 
Kriege ein Ende zu machen und dem Rande den Segen des Friedens wiederzugeben. Lord E. 
wollte jich noch einmal erheben, janf aber, erihöpft und von Schmerz gefoltert, auf feinen Sig 
zurüd. Auch nicht ein Wort Fonnte er über die Kippen bringen. Die nächſten Lords hielten ihn 
in ihren Armen, Das Haus wagte nicht die Berathung fortzufegen, und ſie ward geſchloſſen. 
Das geſchah am 7. April 1778. Als Yord C. wieder zu ſich gekommen war, brachte man ihn 
nad feinem Landhauſe, woereinen Monat jpäter in feinem fiebzigiten Jahre Rarb,. Dad Haus der 
Gemeinen beſchloß eine Adreſſe an den König, um ihn zu bitten, den großen Verftorbenen auf 
Koften des Staats zu beerdigen und ihm ein Denkmal in ver Abtei von Weftminfter errichten zu 
laffen. Da es ſich berauäftellte, daß der Verewigte, weit entfernt, ih Vermögen erworben zu 
haben, Schulden hinterlaffen, votirte Das Haus am folgenden Tage eine zweite Adreſſe, in wel: 
her ed darauf antrug, den Erben C.'s eine jährlidhe Benfion von 4000 Pfo. und zur Tilgung 
der Schulden noch 20000 Pfo. zu bewilligen. Die Anträge des Haufed wurden genehmigt. 
Menn große Münner dazu gehören, un eine Nation frei, geachtet und glücklich zu machen, dann 
gehört aber aud) ein großes Volk dazu, um folde Männer zu verdienen.?) 3. Weigel. 
Chatoull · ( Schatul-) Gut, Cabinetögut, bonum scatullae, Privateigentbum 
der Rregentenfamilie. Der Ausdruck: Ghatoullgut, Gabinetögut, bezeichnet das Privat: 
vermögen des Staats überhaupt. Schon das Staatörecht ded römifhen Reihe, weldyes den 
Kaifer in der Verfügung über die Güter des Fiscus nicht befchränfte, gedenft wenigſtens des 
ald Gegenſatz erjheinenden Privateigenthums des Herrfherd (L. 3 Cod. de quadr. praescr.). 
Die Geſchichte des deutſchen Staatörechtd lehrt, dap die Fürften ihr reine® Privatgut theils von 
dem reihälebnbaren, theild von den allodialen, zur Beftreitung der Koften der Staatöverwal= 
tung beftinnmten Pertinenzen der Randeshoheit unterſchieden. So machten ſich audy lediglich vie 
Grundſätze des Vrivatrechts geltend, jedoch unter analoger Anwendung des Römiſchen Rechts 
bezüglich gewiſſer Privilegien des Fiscus, welche es nicht nur dem Kaiſer, ſondern auch deſſen Ge— 
mahlin und Nachfolger wegen ihrer Privatgüter eingeräumt hatte. Das Chatoüllgut pflegte 
(und pflegt) in unbeweglichen Gut, bejonders in Grundftüden, zu beftehen und von Privat- 
dienern des Fürften verwaltet zu werden. Der Ertrag fließt (und floß) in deſſen Kaffe zur Bes 
ftreitung feiner perfönlihen Ausgaben. Die Neuzeit firirte durch geſchriebenes Recht. Der 
Öfterreichifche Kaifer geftattete, daß ſich der $. 20 feines im Jahre 1811 publicirten bürger- 
lihen Geſetzbuchs dahin ausſprach: „Auch ſolche Rechtsgeſchäfte, die das Oberhaupt des Staats 
betreffen, oder auf deſſen Privateigenthum, oder auf die in dem bürgerlichen Rechte gegründete 
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Erwerbungsarten ſich beziehen, find von. den Gerichtsbehörden nach den Geſetzen zu beurtheilen“, 
und von Zeiller in feinem Gommentar (I, 113) hinzufügen durfte: „In Rechtsgeſchäften, 
die der Landesfürſt über fein Privateigentgum vornimmt, handelt ex ald eine Privatperfon, 
Nach diefer Anfiht Haben die Untertanen das Zutranen, daß das Geichäft nad) den Privat: 
gefegen werde beuxtheilt werden; Grund genug für einen gerechten Fürften, dieſes in ven Ge- 
fege ausdrücklich vorzuſchreiben.“ Bekanntlich befigt ver Kaifer ſehr anſehnliche Chatoullgüter. 
Überblickt man die conftitutionellen deutichen Staaten, jo verfügt dad Preußiſche Lamprecht in 
den vierzehnten, „von den Staatdeinfünften und fiscaliſchen Rechten” handelnden Titel ded 
zweiten Iheils, $. 13: „Was Perſonen aus der Familie des Landesherrn durd eigene Er— 
fparniß, oder auf andere Art gültig erworben haben, wird, folange von dem Erwerber over 
feinen Erben feine ausdrückliche Einverleibung (ald Domänengut) erfolgt, und foweit Darüber 
durch Familienverträge und Hausverfaflungen nicht ein anderes beſtimmt ift, als Privateigen- 
ihum betrachtet“, indem er $. 14 und 15 hinzufügt: „Eben vas gilt von Gütern und Saden, 
welche ver Landesherr jelbft aus eigenen Eriparnifjen, oder durch irgendeine andere, auch bei 
Privatperjonen ftattfindenvde Erwerbungsart an ſich gebracht hat. Hat jedoch derjenige Yandes: 
herr, welcher ein folher Erwerber war, über unbewegliche, von ihm auf dergleichen Art erwor: 
bene Sachen weder unter Lebendigen, nod von Todes wegen verfügt, jo find dieſelben für ein— 
verleibt in die Domänen des Staats anzuſehen.“ ) Das Staatägrundgefeg läßt es ſtillſchwei— 
gend pabei.2) Der Nechtözuftand im Königreich Baiern fennt nur ein voppeltes: Staatögut 
und Privatvermögen des Königs und der Mitglieder der fönigliben Familie.?) In dem Ya: 
wiliengejege vom 28. Juli 1808 wird Art. 56 und 57 hervorgehoben, daß die Mitglieder der 
fürftlichen Samilie in Bezug auf Verfügung über ihr Privatvermögen den bürgerlichen Ge— 
jegen unterworfen jeien und die Erbfolge in daffelbe ſich hiernach richte. *) Der $. 2 des „von 
dem Staatögute' handelnden dritten Titeld der Berfaflungsurfunde zählt auf, was „zu dem 
unveräuperlihen Staatsgute, welches im Hall einer Sonderung ded Staatävermögend von der 
Privatverlaffenihaft in das Inventar der legtern nicht gebracht werben darf‘, indem er dazu 
namentlid rechnet „alle Sammlungen für Künfte und Wiſſenſchaften, als: Bibliotheken, phyji: 
kaliſche, Naturalien: und Münzcabinete, Antiquitäten, Statuen, Sternwarten mit ihren Inſtru— 
menten, Gemälvde: und Kupferftiihlammlungen und fonjtige Gegenftände, die zum öffentlidden 
Gebrauche oder zur Beförderung der Künfte und Wiſſenſchaften beſtimmt find’. Gin auf dem 
Zandtage von 1827 —28 zu Stande gefonmenes Gejeg vom 9. März 1828 ermöglidt, daß 
ſolche Beſizthümer der Privatverlaffenichaft gefichert werden, und, aud) wenn fie im Kreije der 
Öffentlihen Sammlungen bleiben, als Brivateigenthum der Erben gelten.d) Die Gejdichte 
von Würtemberg läßt, im Örgenjage zu dem Kammergute, das Hofdomänenkammergut her— 
werthlos gewordenen Gütern jo viele ald möglich auf, vereinigte ie aber nicht mit dem Kam— 
mergut (mit dem längft beſtehenden, freilich tbatlächlih in Stantdgut verwandelten Familien— 
fiveicommig), und erklärte fie teftamentarifch als ein unveräußerliches Ganzes, deſſen Ertrag 
dem Fürften zufließe. Kurfürft Briedrich,. ver dieſes „ſtammerſchreiberei-Gut'“ bei Gelegenheit 
der durch den Reichsdeputationshauptſchluß zuerfannten Entfhäpigungen bedeutend vermehrte, 
gab ihm den Namen „HofpomänensKammmergut“.7) Während ver $. 103 der Berfaffungs: 
urkunde dad Kamımergut in der „Eigenfchaft eined von dem Königreiche unzertrennlichen 
Staatsguts“ anerkannt, fügt der $.108 hinzu: „Das Hofvomänen-Kammergut ift im Privat: 
eigentbum der königlihen Familie, deſſen Verwaltung und Benugung den Könige zufteht. 
Der Grundſtock darf nicht vermindert werden; es gelten jedoch, was die Aufnahme von Geld⸗ 
anlehnen zu einer vortheilbaften Grwerbung und die Veräußerung und Austauſchung einzelner 
minder bedeutenden Beſtandtheile zum Vortheile des Ganzen betrifft, die im vorigen Para: 
graphen bei vem Kammergute angegebenen VBerwaltungsgrundfäge. Zu ven allgemeinen Lan: 


1) Bergius, Preußen in ftaatsrechtlicher Beziehung (Münfter 1838), S. 39. 

2) Rönne, Das Staatsrecht der preußiſchen Monarchie (Reivzig 1856), 1, 275. 

3) Winfopp, Der Rheiniſche Bund (Bdo. 17, 1810), ©. 13. 

4) Held, Spitem des Berfaffungsrechts der monardifchen Staaten Deutjchlands (1857), Th. 2, 
S. 187, Note 1. 

5) Benzel- Sternau, Bericht über die Ständeverfammlung des Königreichs Baiern vom 17. Nor. 
1827 bis 18. Aug. 1828 (1829), ©. 48—50. 

6) Demminger, Beichreibung nebit einer Mberficht der Geichichte von Würtemberg (1820), 5.86; 88. 

7) Mohl, Das Staatsrccht des Königreichs Würtemberz (1829), Tyl. 1, ©. 258. 
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destaſſen liefert das Hofpomänen: Kammergut jeinen Beitrag, und zwar, ſoweit es bisher ſteuer⸗ 
frei war, gleich andern früher ſteuerfreien Gütern.’ 3) Die Verwaltungsbehörde iſt Die Hof: 
und Domänenfammer, welche auch dad aus der Staatskaſſe fließende Einkommen des Staats- 
oberhaupts, jedoch mit getrennter Verrechnung, vermaltet.?) Diefem PBrivateigenthum ver 
fürſtlichen Familie fteht pas unbeichränfte Privateigenthum des Königs gegenüber, der bier nur 
ats Privatperjon ericheimt. 10) Das Staatögrundgeieg des Königreichs Sachſen 11) hanvelt im 
$. 16 vom „Staatsgute“, und fügt am Schluffe hinzu: „Neben vemfelben befteht das Fidel: 
somwmiß bed königlichen Hauſes. Von beiden iſt das Privatvermögen des Königs und der kö— 
niglihen Familie zu unterſcheiden.“ Der $. 20 hebt hervor, woraus das Haudfideicommiß 
befteht, und daß denselben alles das zuwachſe, „was der König während jeiner Regierung aus 
irgendeinem Privatrechtstitel oder durch Eriparnifle an der Eivillifte erworben und worüber 
ex unter den Lebenden nicht disponirt, ingleihen dasjenige Vermögen, welches der König vor 
feiner Öelangung zum Throne bejejjen, was er mit dieſem Vermögen nachher erworben hat, in- 
jofern von ihm über dieſes Vermögen weder unter den Lebenden noch auf den Todesfall ver: 
fügt worden it”. Diejes Fiveicommip iſt Eigenthum des fürftlihen Hauſes; jein Bejig gebt 
auf den jedesmaligen Regenten über. Es ift von dem Lande unzertrennhar und unveräußerlich. 
Der $. 21 bezeichnet ald „Brivateigentbum des Königs alles das, was er vor der Gelangung 
zum Throne beveitö bejeilen hat umd mit dieſem Vermögen ferner erwirbt”. Gr fann darüber 
frei verfügen. Hat er diejed nicht gethan, jo wächſt dieſes Vermögen bei feinem Ableben dem 
Dausfiveicommifle zu. Über das Vermögen, welches er jonft während jeiner Negierung aus 
einem PBrivatrechtötitel oder durch Erſparniſſe an der Givillifte erwirbt, ſteht ihm die Berfügung 
unter Lebenden zu; bei jeinem Ableben aber fliept ed ebenfalls diefem Fideicommiſſe zu. Das 
Königreid Hannover zeigt eine ähnliche geihichtlihe Entwidelung, wie Würtemberg. Kurfürft 
Ernſt Auguft bildete im Jahre 1688 ein Ehatoullgut aus feinen „befondern Privatgeldern“ und 
einem „Properkuren“ auf dem Harz. Diejed Vermögen vermehrte ſich unter feinen Nachfol— 
gern. Lehzen legt in feinem Werke: „Hannovers Staatshaushalt“, und zwar in der erften Ab: 
tbeilung des zweiten Theild (1854), ©. 26—30, das Nähere dar, und fügt dann hinzu: „So 
blieb der Zuſtand im weientlihen bis zum Staatögrundgejege. Als daſſelbe zu Stande fam, 
erließ König Wilhelm IV. zum beften des Yandes nicht nur dad bei der Kammer ftehende Kapital 
von 1,100000 Thlrn. Kaſſenmünze unter der Bedingung, daß ein der Kammer 1774 — 75 
gegebened Darlehn von 384000 Thlrn. Gold, auf weldes bis dahin die Zinjen erlaffen 
waren, in Zufunft mit 3 Proc. verzinit werde, fondern erflirte auch zu feinem perfünlichen 
Gebraude nur 6000 Bro. jährlich aus dem Krongute entnehmen, außerdem aber jährlich 
»150000 Rthir. E.-M. von der Kronpotarion zur Berwendung von Landesbedürfniſſen 
überweifen, und endlich noch die Kojten der deutihen Kanzlei (des bannoverichen Mi: 
nifterd.u. |. w.) in London, mit Ausnahme der Bejoldungen, aus der Chatoullkaſſe beftreiten 
laflen zu wollen. „So ift alſo““, fügt der Verfafler hinzu, „bei weitem der größte Theil des 
Ehatoull⸗ und jonftigen Privatvermögens unferer Zürften (über 227/, Mill. Thlr. Kaffen- 
münze) für Zwede und Ausgaben des Landes verwendet, der noch verbliebene Stand der Cha— 
toullkaffe aber (im Jahre 1832 zu 2,400000 Rthlr. E.⸗M. angegeben) wurde durch das kö— 
niglihe Hausgejeg von 1836 mit mehreren dem Lande günftigen Nebenbeftimmungen zum 
Kronfideicommiß erklärt, und diefe Verfügung Hat mittelbar durch $. 87 des Geſetzes vom 
5. Sept. 1848 Beftätigung erhalten.” Der $. 89 diefed Verfaſſungsgeſetzes verordnet: „Das 
Dermögen der jegigen Ghatoullfaffe bleibt getrennt von den Staatskaſſen und zur ausfäließ- 
lichen Verfügung des Königs. Das Privatvermögen des Königs, der Königin, der Prinzen 
und Prinzefiinnen, wohin namentlih aud das gehört, was aus den ihnen zuftehenven Ein: 
fünften erworben worden, verbleibt nah Maßgabe der Hausgeſetze oder, ſoweit dieſe nicht 
darüber entſcheiden, der Landesgeſetze, der völlig freien Verfügung der Berechtigten.‘ 
In dem benahbarten Kurbeflen erhob jih bald nad der Reftauration im Herbft 1813 
zwijchen den Ständen und der Regierung ein Streit darüber, ob das höchſt bedeutende Kapital: 





8) Pölig, Die Gonftitutionen der europaifchen Staaten (1820), Thl. 3, S. 309—311. Bol. noch 
den dort S. 170— 248 abgedrudten Entwurf der Berfafjung vom 3. März; 1817, S. 212, 213. 

9) Mohl.a.a.D., S. 30, 250, 251, 255— 259. 

10) Näheres bei Mohl, a.a.D., S. 265— 267. 

11) Rüder, Kritifche Bemerkungen zum fächfiichen Verfaflungsgeiege vom 4. Sept. 1831 (S. 147 fg. 
Des eriten Bandes von U. Miüller's Archiv für Die nenefte Geſetzgebung allerdeutichen Staaten, 1882), 
S. 157, 158; Held, a. a. O., ©. 187, Note 1. 
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vermögen, das vor der Kataſtrophe im Jahre 1806 gegen 60 Mill. Fl. betragen haben ſoll, 
und deſſen Duelle befonters in englifchen Subſidien zur Zeit des Siebenjährigen und des nord— 
amerifaniihen Unabbängigfeitöfriegs beſtand, Privatgut des Kürften oder Bermögen des 
Staats fei???) Der Streit erlofh in der Auflöfung der nicht wieder zufammenberufenen 
Etändeverfammlung. Als das (nun wieder auf die Seite gefhobene) Staatdgrundgeieg von 
5. Ian. 1831 berathen wurde, fam es zu einem Vergleiche (Art. 140 der Berfaffungsurfunde). 
Er wendete einen Theil ded Vermögens „als Staatdfhag” dem Staate zu. Gin anderer Theil 
wurde, wie es ſcheint, der unbefchränften Verfügung ded Kurfürften überlaffen. Ein dritter 
Theil wurde zum „immerwährenden Bamilienfiveicommiffe des Kurhauſes unter dem Namen 
eines „Hausſchatzes“ geftempelt. 13) Gin noch folgendes Gejeg von 27. Febr. 1831 1?) Handelt, 
gegenüber einem gleichzeitigen Geſetze über die Bildung und Verwaltung des Staatsſchatzes, 
des Nähern von diefem „Hausſchatze““, deilen „Auffünfte dem Landesheren in der Eigenſchaft 
eines Nußnieperd von dem Tage feines Megierungsantritts bis zu feinem Ableben’ gehören, 
Später erhob ſich die Streitfvage, ob die heimgefallene Rotenburger Quart dem Staatsſchatze 
oder dem Hausſchatze angehöre. 15) Dem ftammverwandten Großherzogthum Heilen ift ein 
folder Hausihag fremd. Nur zwei Drittheile der Domänen bilden „das fhuldenfreie unver: 
äußerlihe Bamilieneigentyum des großberzogliben Hauſes““, während die „Einkünfte dieſes 
Familiengutes“, das aud ohne ſtändiſche Einwilligung nicht verpfändet werben fann, zu den 
Staatsausgaben verwendet werden, obwol vorzugsweife zur Beftreitung der Bedürfniſſe des 
fürftlihen Hauſes (Eivillifte und Apanagen). Bei künftigen Erwerbungen foll der Rechtstitel 
darüber enticheiden, ob das Erworbene zum Staats: oder Bamilienvermögen gehöre. 1%) Hinz 
ſichtlich des Privatvermögens des Regenten gelten die allgemeinen Nechtägrundfäge, jedoch mit 
der Abweihung, daß der DMegierungsnadfolger auch der Univerfalerbe des Privarnadılaffes 
iſt 17), ein Recht, von welchem Großherzog Ludwig II. zu Gunſten feiner drei Brüder feinen 
Gebrauch machte. Analog fpricht der Art. 59 des Staatsgrundgeſetzes des benachbarten Groß: 
herzogthums Baden aus, die Domänen feien „Patrimonialeigenthum des Negenten und feiner 
Bamilie”, während ver Ertrag „außer der darauf radicirten Givillifte und außer andern Laſten“ 
jur Beftreitung der Stantslajten dienen folle. Das revidirte Staatögrundgefeg für das Groß: , 
herzogthum Oldenburg vom 22. Nov. 1852 verfügt im Art. 186, dem Grofberzog und ber 
fürftlihen Familie ftehe nah Maßgabe des Hausgeſetzes über das PBrivatvermögen bie freie 
Berfügung zu. Eine Anlage bezeichnet das Privatgrundvermögen des Hürften, während eine 
andere Anlage ein Arrangement dahin befundet, von dem gefammten, bisher von ben Staats— 
behörden verwalteten Dominialbeftande follten zur Suftentation des fürftliben Haufes Grunde 
ftüde zum Vachtwerthe von 85000 Thlen. auẽgeſchieden und für Krongut deſſelben erflärt 
werden; der jedesmalige Negent jolle der Bejiger fein. 1°) 

Eine befondere Gruppe bilden die ſächſiſchen Herzogthümer. Die Verfaflungeurfunte des 
Herzogtums Eahfen : Meiningen vom Jahre 1829 handelte im fünften Abſchnitt „vom 
Staatövermögen, Kammergut und Chatoullgut”‘. Der das Staatevermögen angehende $. 37 
bebt hervor, auch die Überihüffe und Griparniffe in deffen Verwaltung gehörten- dem Etaate 
und Fönnten nicht zu den Domänen, noch weniger zu dem Chatoullgut gezogen werden. Wäh— 
rend nun der $. 38 vom „Domänenvermögen“ handelte, welches Gigentyum des berzoglichen 


12) Pfeiffer, Geſchichte der landftändifchen Verfaſſung in Kurbefien (Kaſſel 1834), $. 32: Feſt⸗ 
ellung des Staatsvermögene, ©. 232— 242; Göſſel, Geſchichte der kurheſſiſchen Landtage von 1830 
— 35 Kaſſel 1837), l, 179-181. 

13) Murhard, Die fuͤrheſſi iſche Berfafungeurfunde. Zweite Abtheilung Ger &.533—540; 
Martin, Kritifche Bemerfungen über das Staatsyrundgefep Kurb: fies (Bo. 1, ©. 558,559 des 
Mäller’fchen Archivs der Seiepgebung, Mainz 1832); Breiffer, a. a. D., ©. 301. 

14) Abgedruckt bei von Zangen, Die Berfajiungegerche deutfcher Staaten in inematifcher Bufams 
menftellung (Darmftadt 1836), Thl. 3, S. 622— 626, und bei G öffel, a. a. D., ©. 304— 308. 

15) Das genannte Muͤller'ſche Archiv (Stuttgart 1836), VII, 34— 96: Zur landeehirrlichen 
Haus: oder Familiengeſetzgebung, über die rechtliche Gigenfchaft der Rot nburger Ouart. 

16) Floret, Hiftorifch = Fritifche Darftellung der Verhandlungen der Eränderı erfammiung des Groß⸗ 
“— hums Heffen im Jahre 1820 und 1821 (Gießen 1822). S 109-111; Weiß, Syſtem des Ver: 
aſſungsrechts des Großherzo em Heflen (Darmitadt 1837), $. 56, ©. 191—19. 

17) Weiß, a. a. O., $. 60, ©. 204; Kritiſche Jahrbücher für deutiche Rechtowiſſenſchaft (Reipzig 
N Die Gen (Reirzig 1854), Bd. 9: Das © Oldenb ffe 

18) Die Gegenwart (keipzig ), Bd. 9: Das Großherzogthum Dlvenburg in feinen öffentlichen 
Zufänden, S. 278, 279, 286, 287. > u 
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Hauſes ſei und zunächſt die Koſten der Hofhaltung und der Unterhaltung der herzoglichen Fa⸗ 
milie zu beſtreiten habe, und betonte, daß Überſchüſſe in der Kammerkaſſe ver freien Verfügung 
des Fürſten aubeimfielen und, infofern die Domänenfaffe feine Zufhüfle aus der Landeskaſſe 
erbebe, und wenn nicht Umftänvde und dringende Landesbedürfniſſe den Fürſten eine Verwen— 
dung zum Nugen bed Landes anrathe, zu dem Chatoullgut gezogen werben fönnten, fügte der 
Art. 39 hinzn: „Das Chatoullgut ift das, was der Herzog aus der Landes: und Kammer faffe 
für feine Perſon bezieht und daraus erübrigt, aus den Grfparniffen der Kammerkaſſe dazu 
ausdrücklich beſtimmt, oder jonft durch Erbſchaft, Teftament oder auf irgendeine Weile erwirbt, 
Zu dem Eharoullgut können auch heimgefallene Lehne gezogen werden, und nur die Lehuherr: 
lichkeit, nebft den davon abfallenden Nugungen gehört zum Domänenqute und zu dem Fidel: 
commiſſe des herzoglichen Hauſes.“ Gin fpäterer Baragraph ($. 66) ſprach noch aus: „Das 
Chatoullgut ſteht unter ver unbefchränften Dispojition ded Souveränd und wird nad) privat: 
rechtlichen Grundſätzen beurtheilt. Deſſen Privatſchulden können nur gegen das Chatoullgut 
geltend gemacht werden, und der Regierungsnachfolger ift Für folche nur inſoweit zu zahlen ver: 
bunden, als daſſelbe reicht. Auch durch Teſtamente, Schenfungen und Vermächtniſſe kann nur 
über das Chatoullgut gültig verfügt werben.” Der Umſchwung im Jahre 1848 führte zu einem 
Gejege vom Mai 1849, wodurch, unter Bejeitigung der grundgeleglihen Beftimmungen, das 
gelammte Dominialvermögen, mit Ginfhluß aller Chatoull- und Allodialgüter, für Staatsgut 
erklärt und dem Fürſten eine Givillifte ausgeworfen wurde. Indeflen wurde aud) dieſes Geſeh 
bejeitigt und erjegt durch ein Geſetz vom 3. Juni 1854 „über das Domänenvermögen und das: 
jenige Ehatoull: und Allovialvermögen, deſſen Ertrag vor dem Jahre 1849 zur Domänenfaffe 
geflojfen iſt“. Dieſes Geſetz, weldes dad Domänenvermögen wieder zum „Gigentbum des 
herzoglichen Hauſes“ in der „Eigenſchaft eines Familienfideieommiſſes“ machte, verfügte im 
Art. 11: „Das Ghatoull: und Altovialvermögen, deilen Ertrag vor dem Jahre 1849 zur 
Domänenkaſſe gefloften iſt (Geſetz vom 23. Mai 1849) ift Eigenthum des herzoglichen Hauſes, 
und zwar, folange der Mannsſtamm dieſes Specialhaufes bejteht, in der Gigenjhaft eines 
Bamilienfiveiconmifles für denfelben u. f. w.’* 

Das Staatögrundgefeg für dad Herzogtum Sadien: Altenburg vom Jahre 1831 er: 
Flärte das Domänenvermögen für Eigenthum des herzoglichen Haufes ($. 18), hob im $. 20 
hervor, daſſelbe beige als Brivateigenthum Fideicommißfapitalien, namentlich das Joſephi— 
niſche Fideicommiß; binjichtlid ded Stammes und der Benugung diefer Kapitalien beftänden 
Vorſchriften, welche unabhängig jeien von einer zuwiderlaufenden Verfügung des Nutznießers, 
und fügte in den $$. 21 und 22 Hinzu: „Hiervon verſchieden bildet das, was der regierende 
Herzog aus dem Geſammtbetrage der Givillinte für feine Berfon, oder als Nutznießer ver eben 
genannten Fideicommißkapitalien bezieht, oder was er ſonſt außer der Staatdabfolge durch 
Erbſchaft, Tejtament, oder auf irgendeine andere Weiſe nad privatrechtlichen Titeln erwirbt, 
die herzoglichen Ehatoulleinfünfte und das Chatoullgut. Die Chatoulleinkünfte und das Cha— 
toullgut jtehen unter der unbejhränften Dispojition ded8 Souveränd und werden nad) privat: 
rechtlichen Grundfägen beurtheilt. Privatſchulden des Landesherrn können nur gegen die her: 
zoglide Ehatoulle — nicht alſo au gegen das Fideicommiß — geltend gemacht werden, und 
der Regierungsuachfolger ift für folde nur injomeit verbinplicd, ald das von dem Vorgänger 
erworbene und von ihm binterlaffene Ehatoullvermögen reicht. Auch durch Teftament, Schen: 
kungen und Vermächtnijfe kann nur über dad Ghatoullgut gültig verfügt werden. In Er: 
mangelung einer legtwilligen Verfügung findet in das zurüdzelaffene Ehatoullvermögen des 
Negeuten die Inteftaterbfolge nach deren landesgejeglicher Beftimmung ſtatt.“ 19) Infolge des 
politiihen Umſchwungs Fam es im Jahre 1849 zu einem Vertrage zwijcen dem Negenten und 
den Ständen über die Bereinigung ded Kammer: und Oberfteuervermögend, der indeflen durch 
ein Gejeg vom 18. März 1854 wieder weggejhoben wurde. In diejem Örjege, welches das 
Domänenvermögen wieder zu einem Eigenthum des fürftlihen Hauſes machte und hinſichtlich 
dejlelben Näheres anordnete, machte man auch ven Vorbehalt, ed verftche ſich von jelbft, daß hier: 
durch weder das Ghatoullgut, noch das Jofephinifche oder Alvisleber Fideicommiß, noch aud 
der ſogenannte Brinzeilinnenfonds berührt werde, daß ed vielmehr dei den hierüber beſtehenden 
Rechtsverhältniſſen verbleibe. 

Nach 8.93 ded Landesverfaſſungögeſetzes vom 28. Febr. 1850 für das Herzogthum Anhalt⸗ 


19) Polis, Andeutungen über den flaatsrechtlichen und volitifchen Charafter des Grundgeſetzes für 
das Herzogtyum Sachen » Altenburg u. f. w. (Leipzig 1881), S. 59-61. 
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Bernburg fließen nicht nur alle Einkünfte von den Domänen, reiyective Stamm: und Fidei— 
commißgütern des Herzogs, fondern auch die Erträge feiner inländiſchen Privargüter in bie 
Staatskaſſe, welche aud vie Givillifte zu beftreiten bat. Diefe Privatgüter ertragen jährlidy 
über 19000 Thlr. 20) 

Nach officiellen Angaben beträgt dad Ausgabebudget ver Chatoull: und Apanagekafle des 
ruſſiſchen Kaiſers 9 Mill. Silberrubel. 

Die Geſchichte bezeugt, daß die Stuarts zur Grreihung des Ziels ihrer verfaflungsfeind- 
lichen Beftrebungen auch ihr Privatvermögen nidyt fchonten. Karl I. fendete, unter dem 
Borwande, feine Toter Maria ihrem Gemahl, dem Prinzen Wilhelm von Oranien, zuzus 
führen, die Königin nah Holland, um Waffen und Schiefbevarf zu faufen und Truppen zu 
merben, und gab ihr feine Juwelen und fonftigen Koftbarfeiten mit, um darauf hin Gelder aufs 
zunehmen. In Aufwendung der dadurch gewonnenen Geldmittel fendete fie gediente Offiziere, 
Waffen und Geſchütze nad England.?!) So ift es erklärlich, daß nad der Revolution vom 
Jahre 1689 dem König nicht einmal ein Privateigenthum vergönnt wurde. Erft unter dem 
König Georg II. und dem Minifterium Pitt wurde dem Oberhaupt des Staats ein Recht zu: 
rüdgegeben, das dem geringften Staatsbürger zuftand. Das Geſetz declarirte, daß dasgefammte 
bewegliche Vermögen des Königs und feiner Nachfolger, jo weit es befteht aus Geldern, welche 
disponibel für die Brivathatoulle find, und nicht appropriirt zu einem Öffentlichen Dienft, und 
alle Sachen und Effecten, weldhe dem König nicht vermöge Kronrechts zufallen, für gewöhn— 
liches Mobiliarvermögen erachtet werden folle, über welches der Monarch dur fchriftliches 
eigenhändig unterfchriebenes Teftament verfügen dürfe, und daß dieſes Privatvermögen haften 
folle für die aus der Privatchatoulle zu tilgenden Verpflichtungen. Dies bezog ih aud auf 
die mit Erſparniſſen angefauften Rändereien, was unter Georg IV. auf Rittergüter und Grund 
ſtücke ausgedehnt wurde, welde ſich zur Zeit feiner Ihronbefteigung im Beſitze des Königs 
befanden. 22) 

Bekannt ift die Kehre des Neftaurators Haller, daß der Fürft dem Staate gegenüber allei- 
niger Gigenthünter jei. 23) i 

Literatur (joweit nicht bereitd berührt): Mofer, „Von der. veutichen Reichsftände 
Landen” (Rranffurt 1769), ©. 212—14, und „Bon der Randeshoheit in Cameralſachen“ 
(Frankfurt 1773) $.5, ©. 45 fg. (unter Mittheilung eines Erkenntniſſes des Reichshofraths 
vom Jahre 1751, dahin gehend, daß ein unbewegliches Ghatoullgut mit der Verbinvlichkeit 
zur Theilnahme an öffentlihen Laften verfnüpft fei); Maver, „Deutiches weltlihes Staats: 
recht“ (Reipzig 1776), II, 65 fg., 91, 92, 149; Fiſcher, „Lehrbegriff ſämmtlicher Griminal: 
und Polizeirechte“ (Frankfurt 1785), Bd. 2, $. 732, ©. 485 fg. u. ſ. w.; Häberlin, „Hand 
buch des deutichen Staatsrechts“ (neue Ausgabe; Berlin 1797), Bd. 2, $.193, ©. 19; 
MWaltber, „Lehrbuch der Staatswirtbichaft” (Gießen 1798), S. 147; Rau, „Lehrbuch der 
politiſchen Ökonomie” (Heidelberg 1832), Bd. 3, Abth. 1, S. 89; Gönner, „Deutſches 
Staatörecht” (Landshut 1804), $. 450; Klüber, „Offentliches Net des Deutichen Bundes 
u. f. w.“ (vierte Auflage, 1840), $. 263, S. 337, $. 332, &.520, 521, $.335, ©. 527—29, 
$. 473, &.701; Weiß, „Syſtem des deutihen Staatsrechts“ (Regensburg 1843), $. 265, 
S. 550-558; Zadartä, „Deutſches Staate= und Bundesrecht” (Göttingen 1841), Abtb. 1, 
$.56, &. 190,191, Abth.3 (1845), $. 185, S. 22 — 25; Schmitthammer, „Orundlinien des 
allgemeinen oder idealen Staatsrechts“ (Gießen 1845), S. 220, 408; Zahartä, „Die deut— 
ſchen Verfaffungsgefege der Gegenwart‘ (Göttingen 1855), S. 110, 162— 164, 309, 310, 
338, 535, 545—546, 569, 577 — 579, 634, 639, 931, 939, 941, 972; Held, „Soften de 
Verfaſſungsrechts der monarchiſchen Staaten Deutichlands, mir befonderer Rückſicht auf den 
Conſtitutionalismus“ (Würzburg 1857), Thl. 2, S. 181— 202. Ph. Bopp. 

Chemie. Von den Naturwiſſenſchaften Hat unftreitig die im meuefter Zeit den übrigen 
voraudeilende Chemie den größten und allgemeinften Einfluß auf die Kebenäverbältniffe der 
Völker der eultivirten Staaten. Insbeſondere wichtig ift ver Einfluß der Chemie auf den Acker— 
bau, auf die Landwirthſchaft, denen die Befriedigung des erften und allgemeinften Bedürf— 


20) Die Gegenwart, IV, 138 

21) Zimmermann, Die englifche Revolution (Darmitadt 1851), S. 184, 185. 

22) Gneift, Das heutige englifche Verfaſſungs- und Verwaltungsrecht (1857), Thl. 1, ©. 568. 

23) Karl Ludwig von Haller’s Staatsrechtliche Grundfüge. Nach defien Neftauration der Staats: 
wiffenichaft bearbeitet und beleuchtet von Dr. K. Riedel (Darmitadt 1842), &. 114, 115. 
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niſſes, de8 unabweisbaren Bebürfniffes der Nahrung zugewieſen ift. Treffend nannte fie Sully, 
der berühmte, edle Minifter Heinrich's IV., „die Brüſte des Staats’. Der Aderbau fteht 
dem Menſchen am nächſten, er ift die ältefte Induſtrie und feine andere befchäftigt fontel 
Hände. Die landwirtbichaftlihe Bevölkerung macht in Deutichland nahe an 70 Proc. aus, 
Von den 36 Millionen der Gefammtbevölferung Frankreichs gehören 24 Millionen dem Ader: 
bau an. Der Wohlftand der landwirthſchaftlichen Bevölkerung ift die Grundlage der Wohlfahrt 
aller andern Betriebsarten der Gewerbe, der Induftrie und des Handels. 

Die Verwendung des richtigen Bodens für Die zu bauenden Gulturpflanzen, die rationelle 
Anwendung des Kalfes, des Mergels, des Giyfes und der verfchiedenen Düngerarten: biefe 
widtigen und großen Fortichritte verbanft die Landwirthſchaft ver Chemie. Es ift jomit wol 
Flar, welche nationalöfonomifche Bedeutung dieje Naturwiſſenſchaft hat. Diele wird noch da= 
durch gefteigert, das die Chemie zugleich auch eine weientlihe Stüge und Kührerin der land- 
wirthſchaftlichen Gewerbe ift, der Wein-, Bier:, Eſſig-, Stärfe:, Zuder:, Branntweinbereis 
tung u. ſ. w. 

In Beziehung auf Sanitätspolizei tritt ihre Wichtigkeit vadurd hervor, daß fie vie wohlthäti- 
gen und ſchädlichen Beftandtheile der Luft und des Waflers und aller Nahrungsmittel nach— 
weit, die Arzneimittel bereiten und unterſuchen, und die Echtheit und Berfälfchung der Lebens 
mittel, des Mehls, der Milch, ver Butter, des Brotes, der Getränfe, darzuthun und bemeijen 
lehrt. In Fällen der Vergiftung zeigt ſich der entſcheidende Ginfluß der Chemie auf die Reſul— 
tate der Unterſuchung der gerichtlichen Mediein, vorzüglich in Bezug auf Gonftatirung des Ver: 
brechens, in recht auffallender Weiſe. Es werden durch die feinften Unterſuchungen jelbit die 
Fleinften Mengen des Giftes nachgewieſen und mit einer Sicherheit vor die Augen des Richters 
gebracht, melde dieſem die Entſcheidung leicht macht und die Darlegung des Thatbeſtandes 
fihert. 

Ganz bejonders hat die Chemie in neuerer Zeit die Gewerbe und die Induftrie gehoben 
und dadurch eine befondere Wichtigkeit für die Finanzen der Staaten erbalten. Sie hat, wie in 
England, Aranfreih und Norbamerifa, jo auch in Deutichland weſentliche Verbefferungen der 
Induftrieproducte bewirft und felbft neue Induftriegweige hervorgerufen. Von dieſen bat 
namentlich die Zuderfabrifarion aus Nunfelrüben für die Staaten des Zollvereind eine große 
Bedeutung erhalten, welche nod zur Zeit der Napoleonifchen Gontinentalfperre, ſelbſt mit 
Unterftügung des Staats, in Franfreic eine fümmerliche Eriftenz hatte und auf die Finanzen 
obme Einfluß war. Die Metallurgie und die Salzwerkskunde, beide von fo großer Ginwirkung 
auf die Finanzverhältniſſe ver Staaten, find durch die Chemie auf eine Stufe der Ausbildung 
geführt worden, auf welder wir fie nicht nur hinfichtlich der Quantität der Production, ſon— 
dern in&bejondere auch hinfichtlich der Beichaffenheit der Producte weit vorangefchritten ſehen. 
Die Beleuchtung und Heizung mit Gas, die Gerberei, Färberei, verdanken ihre Ausbildung der 
Ehemie. Dies alles greift jo tief in die bürgerlichen Verhältniffe ein, daß man jagen fann, 
die Chemie wirke belebend und bebend auf alle Zmeige ver Volkswirthſchaft. Dieſe Willen: 
fchaft muß daher das Intereſſe der Staatsregierungen ganz befonders auf fich lenken und dies 
felben zu ihrer ſorgſamen Pflege auffordern. 

Einen großen Einfluß auf technische, agronomiſche, medicinifche, finanzielle Verhältniffe ver 
Staaten übt in&befondere der Theil der Chemie aus, welchen man „analytiſche Chemie“ heißt, 
deren Wirffamfeit in der Zerlegung zufammengefeßter Körper beftebt, mobei gleichzeitig die 
Mengenverhältniffe ver einzelnen Körper ermittelt werden, die fich in der Zufammenfegung bes 
finden. Die chemiſche Unterfuhung der Adererden, Düngerarten, der Ajche der Pflanzen, ver 
mannichfaltigen Producte und Materialien der Induftrie, der medicinifh angewendeten Prä— 
parate und natürlichen Erzeugnifle, der Baumaterialien, der Erze und hüttenmänniichen Pros 
ducte u. |. w., haben den verichiedenen Betriebszweigen in neuerer Zeit unſchätzbare Bortheile 
gewährt und die meiſten derſelben auf eine höhere Stufe der Vollkommenheit gebracht. Die 
Quantität und Qualität der Producte vieler Induſtrie- und Fabrifationszweige ift dadurch 
weientlich vermehrt und verbeifert worben, jelbft vieleneue Fabriken ſind dadurch entftanden. So— 
mit iR ſowol hinſichtlich der nationalökonomiſchen als der finanziellen Verhältniffe der Staa= 
ten durch das Eingreifen der Chemie fehr viel, ja Großes geichehen. 

Auf eine wahrhaft überraſchende Weife hat jte in neuefter Zeit Fabrifen hervorgerufen, in 
denen jegt Stoffe, die man vor noch nicht langer Zeit nur in ven Laboratorien der Ehemifer, 
und nurald Broben, zu Gejicht befam, im großen bereitet werden und jegt Stoffe eines nüglichen 
Gebrauchs find. Dahin gehört namentlich der Traubenzuder, der zur Berbeflerung geringerer 
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Weine, dad Schhieferöl, dad ald Beleuchtungdmaterial gebraucht wird, dad Parafjin aus dem 
man Kerzen anfertigt, die ſchöner find ald Wachskerzen, ein ſchöneres Licht geben ald dieſe, un® 
eine größere Brennzeit haben. Das Baraffin I) it einer von den Stoffen, welde Reichenbach 
bei der hemijchen Unterfuhung des Holztheerd in dieſem in den dreißiger Jahren entdeckte. 
Es war aber biö in die neuefte Zeit, felbft von Chemifern, wenig beachtet, bid man diefen 
Körper aud) aus fhieferiger Braunfohle und aus Torf durch Deftillation gewinnen und aus 
diefen Materialien im großen bereiten lernte. In beträchtlicher Menge findet jich das Baraffin 
im Steinöl, inöbejondere in deinjenigen, dad in der ®egend von Baku, am Kaspiſchen Meere, auf 
der Halbinjel Abscheron, gewonnen wird, dort in jener weit entfernten, einfamen Gegend, 
welche, ald Fremde, fait nur Wallfahrer zu dem heiligen Beuer beſuchen, meift Greiſe aus 
Indien, die den ungeheuern Weg durch Afghaniſtan, die Buharei und Khiwa zu Fuß zurück— 
legen und ihre Tage beim ewigen Feuer ald Einſiedler beſchließen; dort bei Baku hat die Chemie 
die Anlage einer Paraffinfabrik hervorgerufen und den ruſſiſchen Binanzen damit eine neue 
Duelle eröffnet. 5. 9. Waldner. 

Ehiffren und Chiffrirkunft. Geheimſprachen und Geheimfhriften find fo alt als Ge: 
heimniſſe, und jolange es Anläffe und Motive zum Verbergen von Mittheilungen geben wird, 
von der Schulftube bis zur Staatenlenfung, in Liebe oder Haß, zu guten oder böfen Dingen, 
werden Mittel ded geheimen Einverftändniffes gefucht und geiunden werden. Dieje Zeihen nennt 
man mit einem Worte, deffen urfprünglider Sinn bedeutend erweitert ift, Chiffren, weil aller= 
dings jehr häufig Eyphern, Ziffern over Zahlzeichen die Stelle ver Buchſtaben oder Worte ver: 
treten. In gleicher ausgedehnter Bedeutung wird auch Chiffrirkunſt für die Geſchicklichkeit, mit 
geheimen Mittheilungszeichen zu operiren, gebraucht. Unter jie füllt nicht blos das Schreiben, 
fondern audy das Leſen nad den verabredeten Negeln, während fie in der Dechiffrirkunſt, d. h. 
der Geſchicklichkeit, ohne vorherige Kenntniß der verabredeten Negeln oder des fogenannten 
Schlüſſels eine Chiffrenſchrift zu enträtbjeln, ihren fhlimmiten Feind, fozujagen die Negation 
ihrer felbft hat, Es liegt übrigens auf der. Hand, daß der Dediffreur auch zugleich ein tüchtiger 
Ehiffreur fein wird, da ohne Kenntniß von den Örundregeln der Ehiffrenivftematif an ein ſyſte— 
matiſches Dediffriren nicht gedadt werden fann. Wenn die geheime Mittheilung auf feinem 
eigentlichen Syiteme beruht, jo ift allervings das Enträrbfeln weſentlich Sache des Rathens und 
nur der Zufall entſcheidet bei ver Entdeckung; allein eine ſolche Vlittheilungsart gleiht dann 
auch der Sprache eines rohen unentwicelten Volksſtammes, fie ift nur geſchickt, wenige und die 
einfachſten Begriffe zu übermaden. Auf dem Gebiete, um deſſentwillen wir hier den ganzen 
Gegenſtand erwähnen, im Staatenverfehr und der politifhen Welt, würde ſich mit einem jo uns 
ausgiebigen Medium der Zweck einer Geheimſprache fait nie erreichen laffen. So mag ;. 3. die 
Blumenfprace liebenven Herzen volle Genũge leijten, aber die fein ealeulirende, Weltgeſchichte 
machende Bolitif kann nicht blos durch die Blume reden. Und, um von etwas weniger Poetiſchem 
zu ſprechen, fo groß immer die Perfection fein mag, zu welder dad Gaunerthum das Zinfenen, 
die Finger- und Klopfſprache gebracht hat (Ave-Laltemant gibt darüber in feinem vortrefflichen 
Werke: „Das deutſche Gaunerthum in feiner jocialzpolitifchen, literarifchen und linguiſtiſchen 
Ausbildung zu feinem heutigen Beſtande“, 1858, die neueiten und vollftändigften Aufſchlüſſe), 
die Diplomatie bedient ſich diejer anrüchigen Verkehrsweiſe doc höchſtens in der Vermittelung 
des Morſe ſchen Telegraphenjyitems, das mit dem althergebradhten Alphabet der gaunerijchen 
Klopfgeifter eine merkwürdige Ahnlichkeit hat. Übrigens ijt die Fernſchreibekunſt, wenn aud 
gewöhnlich, fo doc nicht immer, eine geheime, In ihrer ältern rohern Form mar ſie ziemlich 
gemeinverftändlich, wenn z. B. die Feuerzeihen aufden Bergen das Bolf zum Kampf zufammen= 
fachten. Man hatte in ſolchen und ähnlichen Mitteln (auch währeno der indiſchen Revolte ſchel— 
nen folche Feuerboten durch dad Volk gegangen zu fein) Zeichen, ohne daß ih von einer Zeihen- 
ſprache eigentlich reden läpt. 

Schon früher hat man in Staatdangrlegenheiten auf Geheimſprachen gehalten, da in ihnen 
die Wichtigkeit des Verheimlichens durch entgegenftehende Interejfen am Kennenlernen der Ge: 
heimniſſe noch verftärft wird. Die fünftigen Züge des politiihen Schachbrets, wie Die ſtrategi— 
fhen Bewegungen auf den Kriegsfelde, müjjen notbwendig bald mehr oder weniger zahlreichen 
Vertrauten mitgetheilt werden, und doc liegt alles daran, day lie nur den Gingeweihten zur 
Kenntniß kommen. Schlaue Gegner und ſchwache Freunde, unerprobte Genoſſen und verdächtige 
Untergebene gelten für gleich fehr zu fürchteude Feinde des Scheimniffes, dem außer Dem 


1) Der Rame if von parum und affinis gebildet, wegen feiner ſchwachen Verwandtfchaft. 
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Errathen aud) der Verrath droht. So iſt es denn von jeher ein Princip der militärifhen und 
politifhen Diplomatie geweſen, ſolche Zeichenfpradhen zu erfinden, bei denen das Geheimnig mög- 
lichſt ſicher gewahrt erſcheint. Laſſen wir die ägyptiſchen Hieroglyphen und die lacedämoniſche 
Geheimſchrift beiſeite, jo iſt auch noch in der Neuzeit der Reſpect, den der Ehrenmann vor dem 
unverſchloſſenen Briefe eines dritten hat, in den europäiſchen Diplomaten ſogar für mohlver: 
fiegelte Staatsmittheilungen lange nicht vorhanden gewejen. Wir reden jegt zwar von dem 
Voſtgeheimniß ald einem auf gemeinfamer Überzeugung und Willensiuferung der Staaten 
beruhenden Bölferrehtögrundfag, aber wie lange ijt es ber, daß ebenderſelbe Ausdruck Poft: 
geheimniß das gerade Grgentheil bezeichnete, die ſyſtematiſch ausgebildete Sitte, in fogenannten 
ſchwarzen Gabineten alle dem befördernpen Staate wichtig ſcheinenden Briefihaften der Infper: 
tion im eigentlihen Sinne des Worte zu unterwerfen. Daß dies eine Zeit lang förmlich Völker— 
fitte war, wovon freilich der Brauch mehr ehrte ald der Brauch, dag man jich gegenfeitig dieſe 
kleinen Biiffe geftattete, beweilen Vorgänge wie die lächelnde Antwort des Herzogs von New: 
eaftle auf die Beſchwerde des franzöjiichen Geſandten, daß ihm Depeſchen jeined Hofs mit dem 
großbritanniſchen Staatöjiegelverjchloffen zugefommen feien: „Durch einen Misgriffder Kanzlei.‘ 
Auch in der Erridhtung und Ausbildung ver Boftanftalten lag Anlaß genug, um ſich zu 
wichtigen Mittheilungen geheimer Zeichen zu bedienen; aber feine eigentliche Ausbildung hat 
das Chiffrenweſen doch erit erhalten, ald man ſich fhon an den dur fremde Staatdanftalten 
vermittelten Boftverfehr gewöhnt hatte. Hier drängte das Wachſen der Gefahr für das Brief: 
geheimniß auf andere Sicyerungsmittel, ald Wachs und Siegel, oder jelbft Sympathetiſche Tinte 
fie boten. Manche erfinderijche Köpfe haben fi mit der Aufftellung von Geheimjpraden be: 
fchaftigt, am befannteften ift mol ver Abt von Sponheim, Johann Tritheim (in der Poligra- 
phiae libri VI, 1500). Auch ver große Baco hat eine Geheimſchrift feiner Erfindung in den 
Augmenten mitgetheilt. Cine ziemlich vollſtändige liberficht der Literatur findet ſich in Klüber's 
nod immer unterhaltend und belehrend ledbarem Buche: „Kryptographik“ (1809), deilen Ber: 
faſſer ich ebenfalls ver Erfindung einer ſehr ſichern Ehiffrirmethode rühmt. In allen für poll 
tiſche Zwecke brauhbaren Methoden bedient man ſich ver Buchſtaben und der Zahlen, indem bald 
ein Buchftabe für einen andern oder Zahlen für Buchſtaben und umgekehrt fiehen. Die hier 
möglichen Gombinationen find natürlidy der mannichfachſten Art, für praftiiche Zwecke ift freilich 
immer an der von Klüber aufgeftellten Forderung feftzuhalten, daß die Geheimſchrift 1) einfach, 
2) leicht zu hantieren, 3) unzweideutig und 4) wirklich geheim, für den Umeingeweihten nicht 
leicht zu enträthieln fei. Allein diefe Bevingungen fünnen nun nod im erhöhten Maße erreicht 
werden, wenn mit ven gewöhnlichen Verfegungen von Zahlen und Buchſtaben noch jolde Bor: 
fihtömaßregeln, wie z.B. die Ne: oder Gitterichrift, verbunden werden. Das heißt, von einer 
Mittheilung follen ver Berabredung gemäß nur ſolche Buchſtaben gelten oder ſolche Zahlenzeichen 
Werth haben (valeur ift ver techniſche Ausdruck diefer im Gegenjag gegennon valeur, alle jolde 
Beiden, welche nur gebraucht werden, um den Verdacht einer geheimen Mittheilung fern zu halten 
oder auch die Dediffrirung einer äußerlich erfcheinenden Geheimſchrift zu erſchweren), welde 
erſcheinen, wenn ein beftimmtes Gitter oder Netzwerk von Pappe, Blech oder dergleichen in be: 
flimmten Richtungen auf die gefammte Mittheilung gelegt wird. Manchmal bevient man id 
dieſer Netz- oder Gitterſchrift allein, obgleich offenbar die Sicherheit hier nicht jo groß iſt. Ebenfo 
wurden aber nicht felten Depeſchen oder jonjtige Nachrichten nur theilweije in Geheimſchrift mits 
geheilt, wenn man auch jo vor unberufenen zufälligen oder abjichtlihen Injpecteuren das Ge— 
heimniß wahren zu fönnen glaubt. Doch findet ſich ſchon in einem diplomatischen Schreiben aus 
dem 16. Jahrhundert (bei Reumont, „Italieniſche Diplomaten u. ſ.w' in Raumer's Hiſtoriſchem 
Taſchenbuche“, 1841, S. 487 u. 488) die Warnung, „daß es beſſer wäre, den ganzen Brief ohne 
Chiffren zu ſchreiben, als einige wenige Stellen deſſelben zu chiffriren, denn das, was vorgeht 
und was nachfolgt, vereinigt ſich, um jenes leicht verſtehen zu laſſen und den ganzen Chiffre zu 
verrathen“. Heutzutage ift dieſe halbe Chiffrirung wol außer Gebrauch. Um fo nöthiger iſt 
deshalb die möglichſt große Vervollkommnung des Schlüſſels, der bei den gewöhnlich vorkom— 
menden Buchſtaben- und Zahlmiſchungen als eine Art doppelten Wörterbucs erſcheint. Der 
Chiffreur überjegt das gewöhnlich aufgejegte Original durch Nachſchlagen der Werthverhältniſſe 
G. B. a iſt nach Verabredung = c, IS m u. ſ. w.) in die Chiffreſchrift, und von ſeiten des 
Empfängers wird auf dem angebabnten Wege die chiffrirte Depeiche wieder in Klarſchrift, wie 
der Ausdruck iſt, zurücküberſetzt. Bei manchen Arten von Chiffren iſt dieſe Operation ſehr er— 
leichtert, indem man z. B. ein Wörterbuch zum Schlüſſel nimmt, wie denn auch überhaupt Die 
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fogenannte Buchſchrift, wobei die auszubrüdenden Worte, Silben oder Buchſtaben nad ihrer 
Stellung in bezeichneten Seiten eines zum Mebium gewählten alten over jeltenen Buches, durch 
Bablen oder andere Zeichen hiffrirt werben, ſich durch ihre große Sicherheit gegen Entdeckungen 
auszeichnet. Bon ihr fagt Klüber in feinem Werke über Kryptographif, ©. 349: „Bel einem 
gebruckten Schküffel von einer bis ſechs Detavfeiten läßt fi) in einer Depefche von einen gejchrie= 
benen Bogen eine jo taujendfältige Abwerhfelnng und eine jo vegelloje Verſchiedenhelt bringen, 
daß auch ver beharrlichfte Nachſpäher an der Hoffnung einer Entdeckung verzweifeln muß. Aber 
ſelbſt vie entferntefte Hoffnung dieſer Art muß verfhwinden, fobald man die Geheimſchrift ohne 
Abfonderung der einzelnen Worte im Zufammenbange fortſchreibt.“ Andere Methoden, 3.3. 
ein ganzes Buch zum Schlüffel für Silben und Worte zu machen, find zeitraubender in ver Anz 
wendung, weil man oft lange nach dem einzelnen nöthigen Ausdruck ſuchen muß; daſſelbe gilt 
von dem Vorſchlage, den einzelnen Buchftaben immer nach der Entfernung vom zulegtgefundenen 
zu bezeichnen, fonft ift freilich im legtern Falle eine Dechiffrirung ohne den Schlüffel-eine Inmög- 
lichfeit. Daffelbe Hat man oft von einem Chiffre behauptet, der feit dem Ende des vorigen Jahr 
hunderts in häufigen Gebrauch gefommen ift, in Wirflichfeit aber ſchon viel früher, jo auch von 
Abt Iritheim, angegeben wurde, dem fogenannten Multiplicationädhiffre. Diefen Namen hat die 
Methode deshalb erhalten, weil die Chiffrentabelle einer Multiplicationstabelle gleihjieht und 
wie eine ſolche gebraudt wird. Im Franzöfifchen heißt diefe Art wegen ihres häufigen Vorkom⸗ 
mens oft der Chiffre ſchlechtweg. Die Tabelle ift fo eingerichtet, daß fie 676 Quadrate enthält, 
ausgefüllt mit den 25 Buchftaben des Alphabets und dem ergänzenden Zeichen et, nur das erfte 
Quadrat bleibt frei. In der verticalen Linie beginnt das Alphabet mit A im zweiten Quadrat, 
bis Z im ſechsundzwanzigſten. Inder horizontalen iftesebenjo. Nach der Buchftabenreihe immer 
mit den nächften Buchſtaben anfangend werden die andern Linien beider Richtungen ebenjo ausge- 
füllt, ſodaß eine jeve Linie das volle Alphabet und das et (mit Ausnahme ver beiden erjten, wo das 
et fehlt) enthält. Das horizontale Alphabet heißt die Spradlinie, das verticale die Wahllinie. 
Zum Schlüſſel wird ein Wahlwort genommen, auf deffen Geheimhaltung alles beruht, da die ges 
bräuchlichen Tabellen fehr oft übereinftimmen, wenn fie ſich auch durch verabredete Stellungen 
modificiren laffen. Die Depeſche wird dergeftalt nad dieſem Wahlworte geichrieben, dag jeder 
Buchſtabe der Depeſche durch einen Buchftaben des Wahlworts ausgedrückt wird, wobei ſich leg- 
teves oder die Wahlphrafe (denn man kann auch mehrere Worte nehmen) aber immer wiederholt. 
Mit Hülfe ver Tabelle multiplieirt man dann gleihfam den einzelnen Buchftaben ver Depeche 
mit dem barunterftehenden Buchftaben des Wahlworts, z. ®. 1 ift der erfte Buchſtabe der Mit- 
theilung, a der des Wahlworts, fo wird in der Tabelle das Product von a ver Wahllinte mit 
dem I der Sprachlinie gefucht, welches m ift. Im der hiffrirten Depefche erfcheint daher m als 
der erfte Buchſtabe u. f. f. Bei dem Leſen ver Depefche wird daflelbe Verfahren beobachtet. Der 
Empfänger jegt die einzelnen Buchftaben des Wahlwortö fortlaufend unter die Chiffrereihe und 
multiplieirt dann, alfo in unjerm Kalle a xXm=Ii. Wenn aud in ihrer Einfachheit nicht ganz 
vor Entdeckung fiher, kann dieſe Methode doch durch allerlei Worfichtsmaßregeln fo verwahrt 
werden, daß jelbft Klüber, der ihr ſonſt nicht ven gewöhnlich angenommenen Nugen zugefteben 
will, fie für fo gut als abfolut fiber erflärt. Freilich erſchweren feine vorgeſchlagenen Hülfs— 
mittel auch wieder die Thätigfeit ded Empfängers jehr bedeutend, wogegen bei feinen rebueir: 
ten Multiplicationstabellen mit der Überſichtlichkeit auch die Möglichkeit der Entdeckung wächſt. 

Dies führt uns auf die Dechiffrirkunſt, wie wir ſchon ſahen die Geſchicklichkeit, auch ohne in 
ben Schlüſſel eingeweiht zu fein, eine Geheimſchrift zu enträthjeln. Die gemaltjamen und ſonſt 
verbreherifchen Mittel, wie Diebſtahl mit Einbrud, um den beim Abjenden oder Empfangen 
der Geheimmittheilungen vorhandenen Schlüffel in feine Hand zu bekommen, over Beftehung 
der Vertrauten zur Herausgabe deffelben find feine Kunft; geübt wurden fie freilich oft genug. 
So hatte namentlich der ſächſiſche Hof unter Graf Brühl ſich durch ſolche Mittel den berliner 
Chiffre verſchafft, und las vemgemäß die Mittheilungen Friedrich's an feinen dres dener Geſandten, 
auch wenn fie chiffrirt waren, vermittelft des ſchon erwähnten Voftgeheimnifles, immer einige 
Stunden früher als der rechtmäßige Empfänger. Auch das bloße Rathen, 3. B. auf das bei 
einer offenbaren Buchſchrift gewählte Medium, gehört nicht zur Dediffrirfunft, da dabei num 
ber Zufall entſcheiden kann. Nicht immer aber dient auch die eigentliche Deiffrirfunft, das Auf= 
fuhen der Regeln des Geheimniffes, unmoralifhen ober ftrafbaren Zwecken. Nicht felten ge— 
fhieht es, daß ver rechtmäßige Empfänger einer geheimen Mittheilung dur Zufall: außer Beſitz 
des Schlüffeld gefomnıen ift ver ihn verloren hat, wäßrend doch die Entzifferung ver Mittheilung 
drängt. So hieß es vor kurzem, daß eine nad Korfu abgefandte Depefche des engliſchen Mini= 
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ſteriums nicht gelefen werden konnte, weil fein Schlüffel dazu vorhanden war. Auf dem Meft- 
fäliſchen Friedens-Congreß entſchuldigte ih der faiferliche Gefandte über die Nichtmittheilung 
der kaiſerlichen Rejolution an die Reihsftände mit der Bemerkung, daß ihm zu dem in Ehiffren 
geſchriebenen Beſcheid der Schlüffel fehle, worauf die Stände gemeint: „es fei pur lauter Myſti— 
fication dahinter, die Stände wolle man für Ziffern achten, e8 feien keine Ziffern, ſondern ſpa— 
niſche Mucken dahinter”, und der hannoveriſche Gefandte den päpftlihen Nuntius um den 
Schlüffel Petri zur Löfung bat. 

Daß eine jede Geheimſchrift durch Deiffrirung ohne vorherige Kenntniß des Schlüffels zu 
enträthſeln fei, ift eine ungegründete Behauptung. Es gibt ſolche Syſteme, daß ihre Regeln fi 
in ber Unmaffe der unter ihnen zuläffigen Kombinationen aus den einzelnen Momenten nicht 
entwirren laflen. Dies gilt für ganze Syſteme, welde in vielfachen Anwendungen vorliegen. 
Bei eimer einzelnen furzen Mittheilung kann ſchon eine an ſich nicht befonders geftcherte Ehiffrir- 
methode gegen Entzifferung fügen, weil die Kräfte, mit denen der Dediffreur zu arbeiten hat, 
zu gering find. Aber auf der andern Seite ift auch gewiß, daß die meiften der angeblich unles- 
baren Ehiffren durd gehörige Anwendung der Dedhiffrirfunft entdeckt werden fönnen und ent: 
det worden find. Je leichter es fi der Chiffreur macht, defto leichter macht er ed auch in ber 
Negel dem Dediffreur, wie wir auch ſchon bei den theilweiſe hiffrirten Mittheilungen fahen, 
Durd häufige Einftreuung von non valeurs, durch Zufammenfchreiben ver Worte, durch häu— 
figes Wechfeln ver Ehiffrirmethode oder des Schlüffels in ein und verfelben Depefche (wodurch 
fozufagen aus einer ganzen eine Reihe kurzer, daher ſchwerer zu leſender Mittheilungen wird), 
fann dagegen der forgfältige Ehiffreur feinem unberufenen Bruder vom Handwerk das Gefhäft 
zu einer Danaidenarbeit machen. Aber die am meiften gebrauchten Methoden ver Buchſtaben— 
und Zahlenverjegung laffen dem Geſchick des Dechiffreurs noch ein Feld. Bei ihnen wirb ein 
Buchſtabe durch ein anderes Zeichen dargeftellt, aber zur Erleichterung des Depefchenempfängers 
fteht diefes Zeichen aud nur für einen beftimmten Buchftaben. Hier ftehen wir an der Wurzel 
der ganzen Dediffrirfunft. In den verfchiedenen Sprachen kommen gewiffe Buchftaben am häu— 
figften vor, 3. B. im Branzöfiihen e, im Deutſchen e, n. In allen Sprachen überfteigt die Zahl 
der Gonfonanten die der Bocale um das Vier: und Fünffache. Daraus läßt ji die Regel ziehen, 
daß ſtets die am häufigften vorfommenden Zeichen, Buchſtaben, Zahlen einer Chiffrenmittheilung 
Mocale bedeuten werden, und die Wahrfcheinlichfeit ift vorhanden, daß wir, wenn wir die Sprache 
der Mittheilung aus fonftigen Momenten erratben over fchließen können, auch bald das Werth- 
zeichen des einen oder andern Vocals auffinden werden. In ähnlicher Weife wird mit den bes 
kannten Verhältniſſen anderer Buchftaben weiter operirt, wobei namentlich auch der Umſtand 
ind Gewicht fällt, daß in jever Sprache gewiſſe Buchſtaben häufig zufammenfteben, 3. ®. ei, ch 
im Deutſchen. Wenn in ver Chiffrefchrift die Worte getrennt erfcheinen, ift e8 von großer Be— 
deutung, die Monogramme, Bigramme u. f. w. zuerft aufzufuchen. Die Zahl der Wörter von 
fo wenig Buchſtaben ift in allen Spraden verbältnigmäßig gering, ſodaß hier das Errathen 
wenig Schwierigfeiten macht. Außerdem erleichtern foldye kurze Zeichen auch die allgemeine 
Buchſtabenerkenntniß fehr, fo ift z. B. in Bigrammen immer ein Buchſtabe ein Vocal, in Tri— 
grammen wenigftend einer, oft auch zwei. Bei der geringen Zahl der Vocale ift bier die Com— 
binationsmöglichkeit nicht gar zu groß. ine weiter zu beachtende Eigenthümlichkeit ift, daß ges 
wife Buchſtaben oft nebeneinander ftehen, 3.8. tt, II, nn. Wo wir daher in einer Chiffreſchrift 
dafjelbe Zeichen unmittelbar wiederholt finden, ift mit diefen und ähnlichen Buchſtaben zu pro= 
biren. Es mögen diefe Andeutungen genügen, um nachzuweiſen, daß eine Theorie der Dediff: 
rirung wirklich vorhanden ift und daß ſie auf einer eingehenden Sprachkenntniß beruhen muß. 
Die Eigenthümlichkeiren der verfchievenen Sprachen laſſen fi wieder zu Specialtheorien der 
Entzifferungstunft verwenden, wovon Klüber in feinem Werke menigftens einen Anfang ge- 
nacht hat, 

Dan fieht, daß ed nicht nutzloſe Mühe ift, wenn die Chiffren Häufig vertaufcht werben, 3.8. 
für einen und denfelben Buchſtaben eine ganze Reihe von Zeichen beftimmt find, wenn man die 
Sprade, ven Schlüffel Häufig wechſelt, non valeurs zahlreich hineinftreut und für beftimmte 
Begriffe bloße Zeichen mählt. Doch können allerdingd die verfchiedenen Arten der Buchſchrift 
und der Netz- oder Gitterſchrift, des Multiplicationschiffre fo angewendet werben, daß eine Eit- 
deckung nicht zu befürchten ift. Nachdem man hätte glauben können, daß durch die größere Sicher: 
heit des brieflichen Verkehrs durch Staatdanftalten und die zahlreichen Gelegenheiten, durch zu= 
verläffige Reijende Depeſchen beftellen zu laflen, die Ehiffrirfunft ihre Be Bedeutung 
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eingebüßt, hat vie Erfindung des eleftrijchen Telegraphen auch jener alten Kunft einen neuen 
Wirkungskreis gegeben. Die wichtigiten Mittbeilungen, in gewöhnlicher Sprache gemacht, müſſen 
nothivendig zur Kenntniß der Telegrapbenbeamten kommen, und mit allem Vertrauen in das 
Dienftgeheimniß fucht jich die Diplomatie und der Börfenfhwindel doch noch beffer zu decken. 
Alle Tage fliegen hiffrirte Depeihen die eleftriihen Drähte entlang, und wenn auch einzelne 
Methoden ver frühen Chiffrirkunſt wegen der befondern Art ver telegraphiihen Mittheilung 
nicht angewendet werben fönnen, jo jind doch die meilten dabei brauchbar und auch wirflid) im 
Gebrauch. Anfänglich hat man in einzelnen Staaten hiffrirte Depefchen nur für die Regierun— 
gen befördern wollen, allein diefer polizeilihe Geſichtspunkt fieht nicht weit, da nichts leichter 
ift, als eine Depeſche zu ſchreiben, welche in der Alltagsweiſe abgefaßt ift und doch nad) einem 
Chiffre einen geheimen Inhalt hat. In der Diplomatie unterſcheidet man die verſchiedenen 
Ehiffren, welche für einzelne Amter und Boften beſtimmt find, aud von dem jogenannten Chiffre 
banal, worin alle diplomatischen Agenten eines Landes miteinander verfebhren. Und endlich hat 
ed auch wol ſchon falſche Chiffres gegeben, beftimmt dem Gegner in die Hände gejpielt und von 
ihm gelejen zu werden, wie denn überhaupt die alte Diplomatie von dem Satze, daß alles in der 
Liebe und im Kriege erlaubt ift, eine jehr weitgehende analoge Anwendung gemadht hat. 
H. Marquardſen. 

China. Die großen Flachlande des weitgeſtreckten öſtlichen Aſien wurden von der Natur 
zur Heimat einer unabhängigen, in ſich geſchloſſenen Menſchenfamilie gebildet. Im Oſten und 
Süden dad Meer, im Werten und Norden von Bergen und Wüſteneien umſchloſſen, Eonnten die 
Bewohner jener Länder, jobald fie nicht verweichlichten, mit leichter Mühe nicht blos die Ein— 
fälle ver Nachbarn zurüdichlagen, ſondern dieſe auch ihrer Herrihaft und Cultur unterwerfen. 
Es jind jene Flahlande fruchtbar und anmuthig in hohem Grade, weder von unüberfteiglichen 
Gebirgsketten, noch von Wüften und Steppen werden fie durchzogen. Der Boden bringt alles 
in Fülle hervor, was der Menſch zur Erhaltung, zur Erleichterung und Verſchönerung des Le- 
bens bedarf. Die zahlreichen großen und Fleinen Flüſſe, welche nad) allen Seiten ziehen, er: 
leichtern die Verbindung und befördern den Austaufh der Grzeugnilfe zwijchen ‚Süden und 
Morden, ſowie die Verbreitung der Cultur und menſchlichen Gefittung. 

In diefen Herrlihen Gegenden bat jich, wie es fcheint, viel früher als fonftwo auf Erden, 
eine Menjchenfamilie gefammelt und einen regelmäpigen Staat eingerichtet. Innerhalb der 
weſtlichen Kreife des heutigen Mittelveihs, auf dem Gebiete zwifhen dem Hoangho im Nor: 
den und den Kiang im Süden, längs den gemäßigten Breiten, wurden von derjenigen Ab- 
theilung Diongolen, welche wir [päter unter dem Namen des hinejiihen Volks Eennen lernen, 
die Örundnormen der ftaatlichen, religiöfen und bürgerlihen Verfaſſung entworfen, wenn jie 
die Urväter nicht bereitd von den benachbarten Gebirgen mitgebracht hatten. Sie baben dicjelbe 
Sprade geiprochen, welche fih im Zeitenverlaufe zu mehreren Mundarten ausbilvete. Bon 
dieſen ward eine, man weiß nicht wann und unter welchen Umſtänden, zur allgemeinen Schrift: 
und Umgangsſprache ver Gebildeten und Gelehrten ausgefchieden. Sie heißt Kuan hoa, allge: 
meine Sprache, zum Unterſchiede der neben ihr fortbeitebenden zahlreichen Mundarten. In dem 
Mefopotamien zwifchen Hoangho und Kiang finden wir die von allen folgenden Geſchlechtern 
hochgeachteten Herrſcher der Borzeit: Fohi und Hoangti, Jao und Schun. Ihre zahlreichen 
Nachkommen ſchritten fort auf der von den Ahnen vorgezeihneten Bahn. Sie bejtrebten ſich 
ihre eigenthümliche Givilifation nad) allen Weltgegenven zu verbreiten. Die ringsum wohnen: 
den rohen Haufen, die dreifach getheilten Tataren, Mongolen, Türfen und Tungufen im Nor— 
den; die Ainos in Japan und den andern Injeln im öftlihen Dierre; die Yaos und Anamefen 
im Süden: jie alle wurden und werden theild im Frieden, theild mit Waffengewalt in vas chi— 
neſiſche Gulturfgftem gezogen. Die Chineſen find die Griechen und Nömer im öftlihen Aſien. 
Die Mitte wird von den verſchiedenſten VBölfern für etwas Hohes und Vorzügliches, für ein der 
Vorſehung geheiligter Punkt gehalten. Das Mittelland wählt die Gottheit, wenn jie herabjteigt 
auf Erden, entiverer um den Menjchen die Geheimniſſe des Jenſeits zu verfünden, oder den 
Derirrten auf die Bahn des Rechten zurüdzuführen, Delphi, Jerufalem, Meffa und Kapila— 
pura werben von den Griechen, Juden, Ehriften, Mufelmanen und Buddhiſten für ſolche Cen— 
tralpunfte gehalten. Hier, jagen fie, hat die Gottheit ſchon mehrmals, während des Auf- und 
Niederganges der Zeiten, die ewige Wahrheit verfünder. Iſt einft veren himmliſcher Abglanz 
durch menjchliche Leidenſchaflen und Schwächen verdunfelt oder verwiſcht, wie Died nothwendig 
geſchieht in ver Jahrhunderte Verlauf, fo wird die Gottheit nochmals und nochmals dieſem Na= 
belpunft des AUS erjheinen und die Wahrheit verkünden. Diejes glückliche Mittelland, fügen 
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fie Hinzu, Hat die Gottheit ihrem Günftlinge zum Wohnplag angewieſen. Hier ift bie wũn⸗ 
fhenswerthefte Mifhung von Luft, Waller und Erde, welche in Verbindung mit einer gemäßig: 
ten Sonnenneige das lieblichſte Klima hervorbringt, geeignet jowol zur Erzeugung der man 
nichfachſten, herrlichſten Früchte, wie zum Hervorbringen und zur Ausbildung der edelften,, er= 
habenften Geifter. Hindu und Ehinefen, verſchieden fonft in jeder andern Beziehung, kommen 
darin überein, daß beide ihr Land „Mittelreich“ nennen und dem Wahne ſich hingeben, fie, die 
Bewohner des Mittelreichs, ragten über alle die umwohnenden menſchlichen Geihöpfe foweit 
empor wie die Göttermohnungen felbft im Meru und Kuenlun über alle an ihrem Buße fi hin— 
ziehenden Hügel und Flächen. 

Es ift ein Zeichen des ſtlaviſchen Sinnes der aſiatiſchen Völfer und Stämme, var fie ih 
gemeinfam nad dem Namen ded Gebieter& nennen: von Seldſchuk heißen fie Seldſchuken, von 
Dsman Ddmanen. Die großen Lehnsbejiger im öftlihen Aſien nannten jih, folange das 
Feudalregiment dauerte, gleichwie ihre Genoffen im parthifchen Reiche und im europäiſchen 
Mittelalter, nad ihren erblichen Herrichaften. Hatte einer derjelben dad Glück, jih zum Herrn 
ded ganzen Reich8 emporzuſchwingen, jo nannten er und das Volf, welches ihm gehorchte, fein 
neues erweiterted Beſitzthum nad der Stammherrſchaft feiner Bamilie. Das ganze Mittelland 
hieß nun das Reich der Hia, der Schang und Tſcheu, wie man wol auch Deutſchland das Neid 
der Staufen, der Lügelburger und Habsburger genannt hat. Als das Feudalmeien gegen 
das Ende des 3. Jahrhunderts vor unferer Zeitrehnung, durd Tſinſchi Hoangti aufgehoben 
und an beffen Stelle ein Adminiftrativftaat eingerichtet wurde, fo mußte jene Sitte, dad Neich 
nad der Stammherrfchaft zunennen, aufhören. Die Gründer der folgenden Dynaftien gaben 
dem Mittelveiche jene Ehrenbenenungen, welche fie oder ihre Vorfahren erworben hatten; jie er= 
fannen wol auch, gleichwie die Mongolen, dann die legte einheimifch = hinefifche Dynaftie und 
die jegt regierenden Mandſchu, irgendeine willfürliche Titulatur. Die Mongolen nannten das 
Mittelreich Juen, „das Unermeßliche“, weil, wie niemals vorher auf Erden, eine fo große Menge 
Völker durch die Gnade ded Himmels unter ihrer Herrfchaft vereinigt wurde. Die Nachfolger 
biegen ihre Dynaftie Ming, „die Leuchtende”, und die Mandſchu gaben fi den Titel Taitfing, 
„die Überausreinen”. So erhielt das Land und die Bevölkerung der Mitte, mit dem Wechfel 
der mehr ald 34 gefchichtlichen Dynaftien, melde fie im Laufe der Jahrhunderte bald ganz, bald 
theilweife beherrjchten, immer verfchievene Namen, von denen nur einige Über die Grenzen des 
eigenen Staats hinaudgereiht und bis auf den heutigen Tag fih erhalten haben: fin, Tſina 
oder China; Kitan oder Kitaja, nad dem Volke der Kitan; Tai Ming und Taitjing. Serer, 
ein Wort, mit welchem die Alten die Chineſen bezeichneten, war niemals der Name einer Herr— 
ſchaft oder eines befondern Volks. Serer wurden, nad) dem chineſiſchen Namen des Stoffes, 
welchen vie Chineſen, wenn nicht ausfchließlich, jo doch hauptſächlich zu Markte brachten, die Geis 
denhändler des Oftens genannt, mochten fie wirflih Ehinefen fein, Perfer over Türken. Das 
Land, aus welchem vie Seide herfam, hieß man dann Serica. In der Spradye des Mittel: 
reich heißt Seide Sfe, wozu man das bedeutungslofe Endwörtchen „orl“ fügte, deſſen fich die 
Ehinefen in den norbmeftlihen Kreifen ebenfo häufig bedienen wie in den fünweftlichen des 
Lautes „a” und „ia“. Daraus ift der Name Serer, Serica, fowie die Benennung der Seide 
in den meiften Sprachen des Weſtens hervorgegangen. 

Die Urahnen des Staats und der Bildung des Mittelreihs werden in feiner Beziehung für 
Weſen anderer, höherer Art gebalten als ihre Söhne und Nachkommen der fpätern Jahrhun— 
derte. Sie find weder von einer übermenſchlichen Kraft befeelt, noch fteht ihnen eine Gottheit 
lehrend und warnend zur Seite, Die Erzeugniffe, welche jie ver Welt überliegen, find dem eige— 
nen Herzen entquollen. Alle Menſchen find glei; ein Unterſchied der Gattung oder auch nur 
in Kaften und erblichen Ständen wird nicht gefunden. Durch fich.felbft, durch Arbeit und Ent: 
fagung,, fo lehren die Weifen des Mittelveih8, warb von jeher und wird zu allen Zeiten das 
Sörtliche — das Menſchliche herangebilvet. Im Gegenfage zu dem Spruche: des Menſchen Herz 
ift böfe von Jugend auf, lehren fie: der Menſch ift feiner Natur nad) vortrefflich; die Natur be= 
freundet die Menfchen, getrennt werben fie nur durch Erziehung und Gewohnheit. Sind fie zu 
moralifhen und geiftigen Wefen herangebilvet, fo können ſich die Menfchen zu Herren des Alls 
emporſchwingen und jeder Unordnung in den Erfcheinungen am Himmel wie auf der Erde 
feuern. Alle Körper werben ſich in ihrem ewigen, gefegmäßigen Kreislauf bewegen. Nur 
diefe Welt unferer Leiden und Freuden foll und am Herzen liegen; man forfche und frage nicht 
viel nad Genien und Göttern. Mögen deren auch vorhanden fein, fo find fie doc in jedem 
Balle jo weit entfernt, daß unfere Hoffnungen und Wünſche nicht zu ihnenemporbringen fönnen, 
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Hilf dir ſelbſt, ſo wird Gott dir helfen! Dieſe Weisheit der unabhängigen ſelbſtändigen Geiſter 
aller Völker und Zeiten iſt die Grundlage des chineſiſchen Lebens, in ſtaatlicher, in religiöſer und 
bürgerlicher Beziehung. 

Dieſe Grundſätze und die hieraus hervorgegangenen Einrichtungen bilden, von den älteſten 

Zeiten bis zum heutigen Tage, den Unterſchied zwiſchen den chineſiſch gebildeten Voölkern und den 
Anhängern der andern orientalifhen Culturſyſteme, des Brahmanismus und Buddhismus, 
des Chriſtenthums und Iölam. Das römiſche Reich ging unter dem wiederholten Andrange der 
Barbaren zu Grunde: jeine Religion, feine Staats- und bürgerlihen Einrichtungen, Sitte, 
Gejeg und Sprache find bis auf wenige Reſte verichwunden, verkehrt und umgewandelt worden. 
Ghina dagegen wiberftand und wiverjteht viel zahlreichern Barbarenfhwärnen feit 4000 Jahren. 
China widerſtand und widerſteht allen fremden, das Land umgarnenden Religionen und Gul: 
turfoftemen; an feinem unwandelbaren Sinne jind Bupphismus, Mohammedanismus und 
Chriſtenthum abgeprallt. Wahr ift es, China ward-theilweife mehrmals von Mongolen und 
Mandſchu ganz erobert. Die Eroberungen haben jedoch in dem Olauben und der Regierungs— 
weile, in Sprade und Schrift des Mittelreih8 nichts geändert. Die hinejiiche Cultur wurne 
in dieſen Stürmen, wo es jchien, daß Alles zu Grunde gehe, jo mächtig befunden, daß fie inner: 
halb weniger Jahre den wilden Sinn des barbariſchen Zwingherrn unterjochen und ihn auf 
chineſiſche Weife umgeftalten konnte. 

Mongolen und Mandichu find bereits in der zweiten Generation Ehinejen geworben. Die 
hergebragten Einrichtungen wurden beibehalten, die Behörden blieben, es wechſelten blos vie 
Perfonen; an die Stelle der Einheimiſchen find chineſiſch gebildete Fremde getreten. Unter Ehu- 
bilai, jagt und Marco Polo, haben Mongolen, perſiſche und türkifhe Mufelmanen, Chriſten und 
andere Ausländer die erften Stellen im Staate bekleidet. Nur den Fremden glaubte der freude 
Eroberer vertrauen zu dürfen. Etwas Ähnliches findet man heutigen Tages unterden Maudjchu. 
Alle wichtigen Stellen find doppelt bejegt, von Mandſchu und Ehinejen; bei mehreren Behör: 
ben ift die Anzahl der erften weit überwiegend. Auch Hält die Negierung zu Beling, der Bor: 
fit wegen, immerdar ein fchlagfertiges, blos aus ihren Landäleuten zufaumengefegtes Heer 
in Bereitihaft. Ungeachtet aller diefer Vorkehrungen ift es doch der herrſchenden Mandſchu— 
dynaftie, worüber fie Häufig Klage führt, nicht möglich, die Sprache und die angeftammten Sit: 
ten ihres eigenen Volks rein zu erhalten. So gewaltig ift ver Einfluß der größern Maſſe der 
Chineſen und ihred umgeftaltenden Culturſyſtenis. 

Bon einer Trennung der geiftlichen und weltlichen Macht ift in China nicht einmal der Be— 
griff vorhanden. Der Herriher wird ald Himmelsſohn verehrt, welher vom Himmelövater 
den Auftrag erhielt, die Welt zu regieren. Er iſt zu gleicher Zeit Bapft und Kaijer feines Lan— 
des, der ganzen Erde, nad) dem kanoniſchen Rechte ver blumigen Mitte. Als Oberprieiter ver= 
ſammelt der erhabene Gebieter, zu beſtimmten Zeiten des Jahres, die Großen ſeines Hofs und 
die Reihsbeamten, ertheilt ihnen Lehren über einen Tert aus den hochgeachteten Schriften Dex 
Ahnen, wie jie tugendhaft leben und das Lafter meiden mögen. Der. Sohn allein hat das Recht, 
jeinem Vater Hinmel und einer Mutter Erde die ſchuldigen Opfer barzubringen. Dad Rei 
ded Himmelsjohnes Heißt auf deutſch Erdenrund. Daß es ſich nicht jo weit erftredt, daß nicht 
alle Völker hienieden ihm gehorchen, ift nicht die Schuld des hinimliſchen Gebieters. Seine 
rechtmäßigen Anſprüche jheitern an dem Starrjinne und der Wiverfeglichkeit der Barbaren, 
welche der heiligen Pflicht ded Gehorſams mwiderftreben. 

Zwifchen dev Menſchheit und dem Himmelsſohne, zwijchen nem Volke und feinem Herrſcher 
befteht, dem Principe nach, daſſelbe Verhältnig wie zwiichen Vater und Sohn. Pietät ift die 
Grundlage, worauf das ganze Staats: und bürgerliche Leben der Völker des chineſiſchen Gul- 
turſyſtems auferbaut wurde; es ſchimmert durd) in den höchſten wie in den niebrigften Ver— 
hältniffen. Der Himmelsiohn hat den Auftrag, die Gebote feines Vaters da oben zu vollziehen 
hienievden auf Erden; dem Volfe aber ijt es Pflicht, diefem Sohne zu geboren, wie erwachſene 
Kinder ihrem Vater. Hieraus folgt, dap der Herrſcher kein unumiſchränkter Gebieter ift, nach 
Laune und Willkür. Der Monarch Chinas erſcheint im Gegentheil ein durch Sitte, Herfom= 
men und Gejege höchſt beſchränkter Fürſt. Er hat die Pflicht, das Volk in Tugend und Gerech⸗ 
tigkeit zu erziehen und zu regieren, ed zu ernähren und zu beihügen. Der Fürſt bepenfe, heißt 
ed im chineſiſchen Staalsrecht, daß die Beſchlüſſe des Himmels, wie in allen Dingen, io auch im - 
Grtheilung der Herrſchaft, nit unwiderruflich find, daß ſie es nur dann werben, wenn man 
feine Befehle vollzieht , wenn die erhabenen Gebieter auf dem Pfade der Tugend uud Gerechtig⸗ 
keit wandeln. Der Hexrſcher ward des Reichs wegen eingejegt, dad Reich ift nicht des Herrchers 
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wegen vorhanden. Das Volk kann feiner wol entbehren, er nicht des Volks. Das Waſſer bleibt 
immer Wailer, wenn fich and fein Fiſch darin bewegt ; der Fiſch ſtirbt ohne Wafler. Der Fürſt 
iñ das Schiff, vie Maſſe des Volks das Waller. Das Schiff kann glüdlih durch das Waſſer 
jegeln; es kann aud von den ſtürmenden Wogen verfhlungen werben. Handelt der Sohn gegen 
die väterlihen Gebote, fo verfolgt ihm Die Strafe des Himmels; beſſert er fih nicht, fo wirb.er 
andgerottet und jein.ganzed Geſchlecht. Iſt das Volk laftenhaft, verfährt der Beamte wider bie 
ewigen Grjege des Rechts und der Menjchlichkeit, wird Tugend verabfäumt und das Bafler er: 
hoben, dann ift die Sicherheit des ganzen Staats wie des einzelnen gefährdet. Bater Himmel 
beurkundet jeine Unzufriedenheit durch wundervolle und gräßliche Naturerſcheinungen; es ent= 
ſtehen Sonnen= und Mondfinſterniſſe, Dürren und Überſchwemmungen. Hat der Sohn bie 
moraliſchen Geſetze der Menſchheit zu Boden getreten, fo zerftört, um ihn zu züchtigen und zu 
warnen, der Bater auf eine kurze Zeit die Gejege der Natur. Wohl ihm, dem Sohne, wenn 
er jegt in jich geht, wenn ihn die Zerrüttung aus feiner Verderbtheit zum Guten, zu feiner 
Pflicht Hinleitet. Nur ungern ſtraft ver Himmel. Sind Lafter und Schlechtigkeit entfernt, fo 
bewegt jich das Weltgebäude wieder im herkömmlichen Gleiſe. 

Das Mittelreich ift, feit dem Untergange der Tſcheudynaſtie, im 3. Jahrhundert vor un- 
ferer Zeitrehnung, ein Apminiftrativftaat, ohne irgendeinen auf Grunpbefig ruhenden umb 
Sonderrechte jich erfreuenven Erbavel. Nur die Nachkommen ded Confucius, des Lehrers der 
chineſiſchen Menſchheit — feine Familie bildet den älteften Adel der Welt — und der Glan der 
herrſchenden Dynaſtie genießen beſondere Auszeichnungen und erbliche Vortheile. Die Kaifer 
verleihen zwar, gleichwie in ven weitlihen Monarchien geſchieht, allerlei Titel ; ed find Died aber 
bloße Ehrenbenennungen, wodurch die Stellung ihrer Träger in der bürgerlichen Gejellichaft 
feinerlei Änderung erleibet. 

Die eigentlichen Herren ded Staats find die Beamten: fie bilden die mädtigite und ent— 
wickeltſte Bureaufratie auf Erden. Eine Selbftregierung bed Volks ift mit dem Principe des 
göttlichen Rechts unverträglich ; die chineſiſche Sprache hat fein Wort für Freiheit und Selbftän: 
digkeit. Die Fürften fenden ihre Diener, welde willfürlid angeftellt und befördert, erniedrigt 
und abgejegt werden, im Neiche herum, um bie mit ewiger Unmünbdigfeit gefhlagenen Maſſen 
in Gehorfam zu erhalten. Sorgjamen Auges, fo ſprechen die Magifter des hiſtoriſchen Him⸗ 
melftaats im oͤſtlichen Aſien, blickt der Himmelsſohn im Lande umher, damit er Tugend und 
Talent herausfinde und fie zu feinen Gehülfen erhebe. Der erhabene Herr von Gottes Gnaden iſt 
der Wagenlenfer, die Minifter feine Hände. Die Geſetze find dad Gebiß im Munde des Volks, 
welches gezügelt wird mitteld ver Beamten. Die Strafen bilden die Streihe, wodurch Unge— 
horſame angetrieben werben. Damit nun aber verbienftoolle und fenntnigreihe Männer vor 
dem Auge des Allgebieterd nicht verborgen bleiben, fo find Prüfungen angeorbnet, mo jeder er- 
ſcheinen und fein Talent leuchten laſſen kann am Lichte bed Tages. Die Gegenftände, aus wel- 
chen geprüft wird, bleiben feit Jahrhunderten unabänderlich vorgefchrieben. Auf dieſe Weife 
it im Zeitenverlaufe das in ſich abgefchloffene, verfnöcherte Chineſenthum entſtanden, bewacht 
von der Gelbftfucht, von der Unwiſſenheit und dem Hochmuthe der hunderttauſend, qus den gei— 
fügen Mufterfchrauben Hervorgegangenen Magifter und kaiſerlichen Knechte. 

Das Beamtenwejen hat unter den verihiedenen Dynaftien mehr äußerliche Veränderungen 
erfahren. Es zerfällt jegt, wie in Rußland, im neun Ordnungen, von denen eine jede zwei 
Rangftufen bifvet, im ganzen 18 Klaffen. Alte die zahlreichen öffentlichen Civil- und Mili- 
tärdiener des chineſiſchen Reichs, dort Kuan, in Europa gemeinhin nad) dem indischen Worte 
Mantri, welches Rath over Rathäherr bedeutet, Mandarine genannt, gehören zu einer oder der 
andern Klaffe. Der innere oder geheime Rath, fo genannt, weil er innerhalb des kaiſerlichen 
Palaſtes, links vom Ihronfanle feinen Sig Hat, bildet unter dem Kaifer, mit dem er in unmittel⸗ 
barer Verbindung fteht, die oberfte Berwaltungäbehörde, ven Stantörath des Reid. Er bes 
fteht aus vier Geheimräthen erftien Ranges, erſter Ordnung, welche jänmtlih Kunbige der 
großen Wiſſenſchaft, d. h. dev Staatsweisheit, genannt werben, Die zwei erften find Mandſchu 
und die andern Chinefen, Den Geheimrätben werden noch eine unbeftinımte Anzahl Breiiger 
zugetheilt, welche gewöhnlich von ber Hauptſtadt abwejend und höhern Berwaltungsitellen in 
den Kreifen vorftehen. Unter dem Geheimrathe ftehen die ſechs Miniſterien, veven Präſidenten 
als Geheimräthe im auferorventlihen Dienften zu betrachten. find. Sie führen ebenfalld den 
Titel Kundige der großen Wiſſenſchaft oder Staatsweisheit, und werden gemeinhin Oberſchrei⸗ 
ber.genannt. Dies find die Miniſterien des Innern, der Finanzen, des Cultus, des Kriegs, der 
Gerechtigkeit und der öffentlichen Arbeiten. 
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Aus der zahlreichen Gefegen und Borfchriften über die Verwaltung des Reis geht im 
ganzen hervor, daß China an der verderblichen Krankheit des Zuvielregiereng leidet. Deshalb 
‚wird audy, wie unter foldhen Verhältniffen zu gefhehen pflegt, von hundert Berortnungen faum 
eine einzige ausgeführt. Man würde in China, wie in allen andern despotiſchen Staaten, zu 
einem ganz falfchen Ergebniß fonmen, wollte man die wirklichen Zuftände an bein gefchriebenen 
Buchſtaben der Geſetze und Erlaſſe meffen nnd beurteilen. Nicht auf Ehre und Auszeichnung, 
wie Montedquieu jagt, jondern auf Schein und Lüge jind die Despotien gegründet. 

Wie zu den Zeiten Karl’8 des Großen und Napoleon’s zwiſchen Branfen und dem Franken— 
reiche, zwiſchen Frankreich und dem franzoͤſiſchen Neiche unterfhieden ward, fo müffen auch 
während vieler Verioden des Öftlihen Aſien die Benennungen China und hinefifhes Neid 
genau unterihieden werden. Es jtanden nämlich und ftehen Heutzutage unter der Herrſchaft 
ber Himmelsföhne mehrere Völfer und Reihe, welche nicht zu Ehina, im engern Sinne des 
Worts, zu den von Chinefen bewohnten Gegenden gehören. Will man einen rechten Begriff 
von der Macht und dem Ginfluffe des chineſiſchen Volks und feines Culturſyſtems erlangen, fo 
bürfen dieje auswärtigen Bejigungen nicht übergangen werden. Reichten doch bald die unmit= 
telbare Herrſchaft, bald.die mittelbaren Einflüſſe Chinas von Peking nad Bokhara und, in 
manden Jahrhunderten, jelbft bis zum Stromgebiete des Orus und des Jarartes. 

Vom nördlichen Aſien fteigt man leicht hinab in die Tiefebenen und Alpenlander des Mit: 
telreichs; fein Niefenftrom, feine Gebirgsfette bilvet bier eine natürlihe Scheivewand. Die 
Kunft jollte ven Mangel der Natur erſetzen; jie ward aber unwirkſam befunden. Türken, Mon= 
golen und Tunguſen durchbrachen die viefigen Schutzwälle und vernichteten in ihrem wilden, 
unvernünftigem Grimme die geiftigen und phyſiſchen Saaten ver Südländer. Diefe mußten 
nun, wollten fie ihres Beſitzthums und Lebens jicher fein, die ungeſtümen Menfchenraffen in 
ihrer Heimat aufſuchen, jie zur Gultur erziehen und durd Flug erfonnene Bande auseinander 
halten, danıit jie nicht, zu einer Maſſe zuſammenſchmelzend, die Tieflande überſchwemmen und 
unterjohen. Selbft die große Wüfte, welche China von Mittelajien trennt, ift zu manchen Zei— 
ten, weil jie Eeine hinreichende Schugwehr gegen die Nomadenvölfer darbot, überſchritten wor— 
den, um jenfeit verfelben, in den Ländern Mittelaſiens, die Gefahren zu erfticden, welche ven 
nordweſtlichen Kreijen des Reichs drohten. Dies warb aud an andern Grenzen, im Weiten, 
Süden und Oſten, für nothwendig befunden, in den Alpenländern Tibets, auf den Infeln des 
öftlihen Meeres und in den Ländergebieten zwiſchen dem Jrawaddi und dem Meerbufen von 
Tongfing. 

Es bedarf im Reiche der Mitte feiner Staats: oder Gemeindeerlaubniß, um eine Familie zu 
begründen. Jeder heirathet ſo viel Weiber zweiter Art — nur eine ift erften Ranges, iſt die 
Brau des Haufes — jeder nimmt fo viele Beifchläferinnen, ald er nur. immer ernähren kann. 
Heirathen und Söhne erzeugen gehört zum Seelenheile eines echten Sohnes des Jao und Schu, 
Wer follte ihn in alten Tagen nähren und pflegen; wer follte künftig auf feinem Grabe opfern, 
die Danen am Haudaltare verehren und für ihre Bedürfniſſe im Schattenreiche Sorgetragen! Die 
Bevölkerung hat ſich demgemäß, innerhalb der fangen Frievensjahre, derart vermehrt, daß 
mande Statiftiker ded Weſtens die Angaben der Chinefen für übertrieben, für ein Ergebniß 
himmliſcher Eitelkeit halten. Sie glaubten in der großen Berſchiedenheit mehrerer Bevölke— 
rungdliften, nad einem verhältnigmäßig kurzen Zeitraume, einen hinlänglichen Grund zum 
Mistrauen zu haben. Man bedachte oder wußte nicht, daß diefe Liften, in China wie in Ruf: 
land, gewöhnlich 6lo8 zum Behufe ver Erhebung von Abgaben in Geld und Naturalien und 
andern Berpflihtungen entworfen, daß blos die Leitungen unterworfener Familien und Ber 
fonen darin aufgeführt werden. Die allgemeinen Volkszählungen find hiervon gänzlich ver- 
ſchieden. Die Zählung von 1812 lieferte für China, im engern Einne des Worts, ein Ergebniß 
von 3621/, Millionen. Rechnet man hierzu die fremden Völker, weldhe unter dem Golonial- 
minifterium ftehen, Mongolen, Tungufen, Tibeter und Türfen mit 27%/, Millionen, fo hätte 
ſich berelts im Jahre 1812 die Bevölferung des chineſiſchen Reichs auf 400 Millionen belaufen, 
Im Jahre 1849 wurde eine neue Zählung angeordnet, deren Ergebniffe im Weſten nod nicht 
befannt find. Die Ländermaffe des Chino-Mandſchuſtaats ift aber fo groß, daß bei Annahme 
einer Bevölferung von 400 Millionen kaum 149 Perfonen auf. die englifche Geviertmeile 
kommen. Man jieht, daß die: amtlihen Angaben, nad) der Natur der Dinge, keine Unwahr— 
f&heinligfeit enthalten. Die Zweifler jheinen den Umfang und die Fruchtbarkeit des Reichs ſo— 
wie die mäßige Lebendweife der Bevölferung überfehen zu Haben. Alle aufmerffamen fundigen 
Beobachter, melde in den legten Jahren einige Bezirke des Öftlichen Afien durchzogen haben, 
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namentlih Güglaff und Medhurſt, berichten von der außerordentlich bichten Menſchenmaſſe. 
Der legtere glaubte fogar, nad den Erfahrungen, welche er auf einer Reiſe durch die Seiden— 
und Theediftriete einſammelte, daß die amtlihen Angaben weit hinter der Wahrheit zurück— 
bleiben. Die Familienväter geben nämlich ihre Angehörigen nicht richtig an, damit fie weni— 
ger Kopfiteuer zu bezahlen hätten, was ſich die Unterbeanten für geringe Beſtechungen gern 
gefallen laſſen. 

ar viel und vielerlei, während ihrer viertaufendjährigen Geſchichte, ift geſchehen in dieſen 
weitgejtrecften Marken des hineftichen Culturſoſtems; die Länder find wiederholt getrennt und 
wieder vereinigt worden; Dynaftien find entflanden und verfhmunden; Fürſten und Näuber 
haben zu Land und zu Waffer gräßliche Thaten verübt. Deſſenungeachtet hat China, fo wenig 
wie die andern despotiichen Staaten, in unferm;, im wahren Sinne des MWorts eine Geſchichte. 
Wo die Entwicelung , wo der Fortſchritt fehlt, gibt es Feine Geſchichte. Ehina hat ſich Überdies, 
mitten unter ven Völkern der Erde, der Einſamkeit übergeben; rende, wenn aud an einzelnen 
Drten zugelaifen, wurden wie Diebe und liederliches Geſindel bewacht und mishandelt. Der 
Fremde ift dem Chinejen nicht blos ein außerhalb der Givilifation lebender Wilder, ſondern ein 
Bott und Menſchen verhaßter Dämon. Wer aber ven andern fein Recht geftattet, ftellt ſich 
ſelbſt rechtlos hin; Macht erhebt fih gegen Macht; die Schwachen find verloren und dürfen nicht 
einmal Klage führen. Aud ohne den Opiumfrieg wäre die Abfperrung Chinas von der übri— 
gen Welt nicht lange mehr zu halten gewefen. Dampfſchiffe, Eijenbahnen und Telegraphen 
dulden in unjern Tagen feine Jfolirung mehr. Japan, Siam und Cochinchina, das nordöſt— 
liche Aſien, das Amurland und Afrika wurden aud ohne Opium und das Auswärtige Amt zu 
London in die Weltbewegung hineingezogen. 

In allen Staaten, wo fid) die Menſchen nicht fetbft regieren, fondern von andern regiert 
werben; da fann den Maffen weder Ginjiht noch Tapferkeit, weder Tugend noch Gerechtigkeit 
innewohnen. Mag die Regierung aud den beften Willen haben, mag fie das Volk in der That 
zum Beſſern, zum Höhern erziehen wollen: es ift vergeblich, ihr eigenes Prineip tritt ihr feindlich 
entgegen. Preßfreiheit, politiiche und religidfe Vereine jind in China nicht geftattet; felbft eine 
rũckſichtsvolle Beiprehung der Landesverhältniſſe, fei es num in öffentlichen oder Privathäu— 
jern, ift bei ven herrſchenden Spionirwefen nicht möglid. In Aften und allen Ländern, wo 
Bielweiberei herrſcht, ift überdies eine gemifchte Gefellihaft undenkbar; und doch will und muß 
der Menſch, hat er die Laften des Tages ertragen, eine Erholung haben. Da ergibt er fich allen 
finnlichen Gelüſten; er it und trinft und fpielt. Opium, Branntwein, Bier und maß fonft die 
Sinne figelt, find die Freuden der verthierten Maflen. Ermahnungen, alle Maßnahmen der 


Behörben, welche diefer oder jener Ausſchweifung feuern wollen, damit fie am Ende nicht ſelbſt 


in-den Abgrund gerathen, find vergebens. Sie kämpfen gegen die Orundpfeiler ihres eigenen 
Daſeins. Beigheit und Verdummung, Lafter und Verbrechen find ihre Stügen. Das Opiums 
rauchen hatte, während der erften Jahrzehnde unferd Jahrhunderts, in ganz Aſien derart zuge— 
nommen, daß die Ginfuhr die Ausfuhr um große Summen überftieg, welche in Metallwerth 
erfegt werden mußten. Das Opium ward verboten, fein Gebrauch fteigerte ſich immermehr. 
Nun verlangt der Herrſcher zu Peking, England folle feinen Unterthanen die Anpflanzung und 
den Handel mit Opium verbieten. Man hat in China und allen ähnlichen Staaten feinen Be: 
geiff von perfönlider und bürgerlicher Freiheit; die Regierungen thun was fie wollen, und ver— 


langen Ahnliches von England und Nordamerifa. Daß es Geſetze gibt, welche auch die Hertz 


jher binden, davon bat die Millfür feine Ahnung. England erwiderte: Wir können das 
Dpinmgefchäft nicht untervrüden, und es möchte and) wenig helfen. Anftatt der Briten würben 
Kaufleute anderer Nationen auf dem Marfte erſcheinen. Eine Zeit lang wurden Edhriften ges 
wechfelt ; ein befriedigendes Ergebnig war unmöglid. Wie bei allen Principienfänpfen mußte 
auch bier das Schwert entſcheiden. 

Die katholiſchen Sendboten Huc und Gabet fanden (1844) den Mandſchu Kiſchen, welcher 
im Beginne der engliſch-chineſiſchen Wirren eine ſo große Rolle ſpielte, als Statthalter zu 
Lhaſſa. Kiſchen ſage zu ihnen unter anderm: „Ja gewiß, eure Mandarine find weit glücklicher 
als wir. Eure Regierung iſt beſſer als die unſere. Unſer Kaiſer kann nicht alles wiſſen, und 
doch entſcheidet er über alles, ohne daß jemand zu widerſprechen wagt. Unſer Herr ſpricht zu 
und: das iſt weiß. Wir werfen und zur Erde und ſagen, ja, das iſt weiß. Zeigt er und denſel⸗ 


J 


ben Gegenftand und jagt: das ift ſchwarz, jo werfen wir und wieder zur Erbe und jagen: ja, 


das ift ſchwarz. Wenn nun aber jemand entgegnen würde, daß ein und derſelbe Gegenſtand 


nicht zugleich weiß und ſchwarz fein könne, fo möchte der Kaifer vielleicht zu dem, der ſolchen 
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Muth hätte, ſprechen: du haft recht, und zu derſelben Zeit ihm erdroſſeln oder enthaupten laſſen. 
Ad, wir haben feine Berfammlung, wie ihr”, jo nämlich bezeichnete Kiſchen das Parlament. 
„Wenn euer Gebieter der Gerechtigkeit zuwiberhandekt, jo kann die Verſammlung aller 
Häupter feinem Willen Einhalt thun.“ Kijchen erzählt weiter, wie man 1839 die Angelegen= 
heit mit den Engländern in Peking behandelte. „Der Kaifer berief die acht Räthe, welde feis 
nen Geheimen Rath bilden, und ſprach von den im Süden vorgefallenen Ereignijlen. Die 
Abenteurer der weſtlichen Meere hätten ſich rebellifh und ungehorfam gezeigt, man müſſe fie 
feftnehmen und ftrenge beftrafen, damit alle, welde ihre [hlimme Aufführung nahahmen möd- 
ten, abgeichrecft würden. Hierzu verlangte der Himmelsjohn das Gutachten jeined Raths. Da 
warfen fich die vier Mandihu: Geheimräthe auf das Angejicht nieder und ſprachen: Ja, ja, ja, 
fo lautes ver Befehl des Herrn. Als die Reihe an die vier hinefischen Geheimräthe Fam, warfen 
fie jih ebenfalls auf das Angeficht nieder und ſprachen: Ja, ja, ja, es ift die heilige Wohlthat 
des Himmelsſohnes . . .“ Dem hatte man nichts mehr hinzuzufügen; die Berathung war zum 
Ende und die Berfammlung verabſchiedet. 

Sin Heiliger Befehl ift ergangen: „Der Opiumhandel fol vernichtet, die Barbaren in uns 
bedingte Unterwerfung gebracht werden.” Die Schmuggeljlotte an der Tigermündung zu Lin- 
ting mußte ihr Opium den hineifhen Behörden übergeben. 20283 Kiften, welde im Anfauf 
an 10 Mill. Dollars Fofteten, wurden vernichtet, und den Engländern, infolge mehrerer Unord⸗ 
nungen und Kämpfe, wobei die Chineſen große Verlufte erlitten, für ewige Zeiten ber Zutritt 
zum Mittelreiche unterfagt. „Man kann leicht befehlen‘‘, erwiderten dieje, „ver Handel joll auf 
erwige Zeiten aufhören. Aber wie will man, abgeiehen davon, ob irgendeiner Nation ſolch ein 
Ausſchließungsrecht zugeftanden werben fann, dieſen Befehl vollziehen, zu einer Zeit, wo wir 
nod) jo große Forderungen zu machen haben? Wir verlangen Genugthuung für die Schmach; 
wir verlangen Schavenerfag für dad meggenommene Opium. Unſere andern Verlufte belaufen 
fich ebenfalls auf einige Millionen, ſodaß wir die ſämmtlichen Forderungen mit gutem Grunde 
auf 17—18 Millionen berehnen können. Hierzu fommen nod die Ausgaben für die Rüſtun— 
gen, in welche wir geftürzt wurden und werden, um diefe Schulden einzutreiben. Die Würfel 
find geworfen; Waffengewalt, die legte Zufludt der Fürften und Völker, wird entſcheiden.“ 

Ehinefen und andere jüdliche Völker werben niemals einen Waffenftiliftand eingeben und 
Frieden jhließen, wenn es in ihrer Macht fteht, den Feind vollfommen zu vernichten. Taokuang 
bielt vemgemäß die friedlichen Anerbietungen der Engländer nad der Beſitznahme der Imfel- 
gruppe Tihufan (Juli 1840) für Schwäche. Der kaiſerliche Bevollmächtigte, ver Mandſchu 
Kiſchen, erwiderte jogar bei den Interhandlungen am Fluſſe Beho, woran Peking liegt: die Eng: 
länder könnten ji über feine Mishandlungen beflagen; jie jeien ja ald tributbringende Bölfer 
eingereicht und ftänden unter vem Gebote des Himmelsfohnes. Die Eaijerlihe Gnade wolle je- 
doch ihr Geſuch nicht unbedingt zurückweiſen, und die Vorfälle an Ort une Stelle, wo fie ſich 
ereigneten, nochmals unterfuchen laſſen (September 1840). 

Der nad wiederholten Feindfeligfeiten und Unterhandlungen abgeichloffene Friede an ber 
Tigermünbung(7. Ian. 1841) ward von beiden Regierungen, der britiichen wie der chineſiſchen, 
zurüdgewiefen. In London wollte man mehr haben und in Peking weniger gewähren. Die 
vorfihtigen und wohlwollenden Unterhändler Kifchen und Elliot wurden abberufen; ver Krieg 
begann wieber und ward unter der Leitung des neuen Bevollmächtigten, Sir James Pottinger, 
in viel entſchiedenerer Weiſe geführt. Mehrere Städte und Bezirke, längs der ſüdlichen und öſt⸗ 
ligen Geſtadelandſchaften, ſowie die von Elliot, nah dem Friedensſchluſſe herausgegebene 
Tſchuſangruppe, fallen ſchnell nacheinander in die Hände der Briten, und zwar unter großem 
Verluſte an Menſchen auf feiten der Ehinefen. Bon Tſchuſan zieht man hinüber zum Feſtland; 
die Hafenſtädte Tſchinhai und Ningpo find eingenommen und der ganze Kreis Tſchekiang ſteht 
dem Feinde offen. Die Engländer verbleiben hier während der Wintermonate ; man wartet auf 
Verftärfungen, um im Frühjahre die Operationen mit friſcher Kraft beginnen zu können, 

Kein andered Land ift von jo zahlreichen Klüffen durdzogen, wie die mittlern, ſüdlichen und 
öſtlichen Kreife des Mittelreichd. Die Rinnſale wurden frühe, fhon in den Jahrhunderten vor 
unjerer Zeitrechnung, durch viele künſtliche Waflerleitungen derart miteinander verbunden , daß 
die Hauptfläbte von einem wahren Wafjerneg umzogen jind, Weil num einzelne Herricher in 
verihiedenen Theilen des Landes ihren Hpf hielten, jo ward aud die Richtung des Waſſeruetzes 
manchen Veränderungen unterworfen. 88 hatten die Mongolen, um ihren Beſitzungen im 
noͤrdlichen und mittfern Aſien näher zu fein, ihre Hofhaltung zu Peking aufgefchlagen ; dorthin 
nun leiteten fie die Hauptwaſſerſtraße des Reichs. Diefer große Kanal, von der erſten Stabt 
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des Kreiſes Tichefiang bis zur Reſidenz ſich ziehend, ift auch unter den beiden folgenden 
Herrſcherfamilien, der Ming und Mandſchu, welche mit geringen Ausnahmen ihre Reſidenz 
ebenfalls zu Peking hielten, in gutem Zuſtande erhalten worden. Sie bezeichneten und bezeich— 
nen den Kanal mit alferlei Namen. Bald heißt er Kaiferftrom, bald Transportfluß oder aud) 
Fluß für die Weiterfhaffung der Lebensmittel und Abgaben. Diefe Waſſerſtraße bildet die 
große Pulsader des Reichs. Dadurch erhält Peking, erhalten die weniger fruchtbaren Länder 
den Reichthum und den überfluß der mittlern und ſüdlichen Kreiſe. Eine Hemmung der Zus 
fuhr qus diefen Gegenden würde bald eine Hungersnoth, und infolge derjelben gefährliche Auf: 
flände erregen. Diejer Weg mittelbaren Zwanges erſchien am geeignetiten, um die Halsſtarrig— 
Zeit des chineſiſchen Hofes zu brechen und die Regierung des Himmelsjohnes über ihre Shwäde 
aufzuklären. 

Im Verlaufe des Frühjahrs 1842 waren die Verftärfungen aus Indien und dem europäi— 
ſchen Mutterlande eingetroffen. Die Operationen gegen das herrliche Land Kiagnan oder bie 
Blegenden ſüdlich des Stroms, konnten mit Nachdruck begonnen werden. Am 16. Juli fegelten 
die Anführer der britifchen Land- und Seemacht ven Dangstjesfiang aufwärts, unterſuchten die 
Zugänge und Lage von Tſchinkiang, d. b. der Stromeswarte, um hiernad) ihren Angriffsplan 
zu entwerfen. Sir William Parker und Sir Hugh Gough fuhren bis nahe an den Eingang 
in den Kaiferfanal, ohne irgendeinen Wivderftand zu finden, ſodaß man wähnen fonnte, dieſe 
Stadt würde ohne Schwertitreich fallen, eine Meinung, welche wol abjichtlih non den ine: 
fiihen Dolmetihern genährt wurde, damit die Engländer feine Vorbereitungen treffen und 
überraſcht werden möchten. Tſchinkiang liegt auf der Südſeite des Stromes und ift die wich— 
tigite Feſtung ded Kreijes Kiangnan, die eigentlihe Schugmauer des Reichs im Süpden. Der 
große Kanal läuft zwifchen ven Wällen ver Feſtung und der weftlihen Vorftadt bindurd und 
vereinigt ji hier mit dem Strome. Man hat fpäter durch Armeeliften, die nad Einnahme der 
Stadt den Engländern in die Hände fielen, erfahren, die ganze Befagung babe blos aus 
2400 Mann beitanden, wovon 1200 aus einheimischen in Tſchinkiang anfälligen Mandſchu— 
truppen und 400 aus der ferne berbeigefommen waren. Warum hatte die Regierung nicht 
50 —60000 Mann der adt Banner, welche ja, nah amtlihen Angaben, vie Anzahl von 
160000 erteidhen jolten, dahin beordert? Warum jind, während des ganzen zweijährigen 
Kampfes, den Gngländern feine Heere von 100— 200000 Mann entgegengetreten, da ja nah 
dem Staatshandbuche eine Million Soldaten vorhanden fein jollen? Weil die amtlihen Anga— 
ben deöpotiicher Reiche der Wirklichkeit widerfprechen, auf Lug und Trug beruhen. Die eng: 
liſchen Truppen in Ghina waren niemals fo zahlreich, ald zur Zeit, wo fie vor Tſchinkiang ftan= 
den, und doc beliefen jie ſich nicht auf TOOO Mann! Mit diejer verhältnißmäßig fo geringen 
Macht haben die Briten ver Regierung von Peking die Friedensbedingungen vorgefhrieben, und 
biermit hätten jie auch, wäre es nothwendig geweien, over hättees in ihrem Plane gelegen, ohne 
Zweifel die Mandſchudynaſtie aus ihrer Hauprftadt jagen und dad ganze hinefiiche Reich ge: 
mwinnen fönnen. Mit einer nicht größern Truppenzabl wollte bereits, in der zweiten Hälfte des 
16. Jahrhunderts, ein ſpaniſcher Handeldagent in Manilla das chineſiſche Neich der Ming für 
König Philipp II. erobern. 

Der Angriff begaun den 21. Juli in der Frühe. Don verjchiedenen Seiten zogen die Eug— 
läuber gegen das Innere der Stadt, wo ſich die Mandſchu mit der größten Erbitterung ſchlugen, 
ſodaß es in manchen engen Straßen zu einem förmlichen Handgemenge kam. Kaum hatten 
dieſe ehemaligen Eroberer des Mittelreichs die Überzeugung erlangt, daß, aller Anjtrengungen 
ungeachtet, der Tag verloren, jo wollten fie die Schande nicht überleben. Zuerſt opferten fie 
Weib und Kind und rannten dann felbjt auf mannichfahe Weiſe in den Tod. Ereigniffe fielen 
bier vor, die nicht gräßlicher erdadht werden fünnen. In einem Haufe wurden 14 ermordete 
Weiber gefunden und ringsum japen Männer, welche ji, jobalo die Feinde eindrangen, den 
Hals abſchnitten. Aber auch der Berluft der Engländer war bedeutend, der bedeutendite in einem 
Treffen während dieſes ganzen Kriegs; er belief jih im ganzen an Todten und Berwundeten 
auf 198 Mann. 

Ein panifcher Schreck ergreift jegt alle Bemohner des Mittelveihe. „Wer könnt’ es noch 
wagen, biejer mächtigen Nation Widerſtand zu leiſten, nachdem die ſtärkſte Feſtung, von den 
tapferſten Truppen vertheidigt, in wenigen Stunden gefallen iſt!“ Allgemein ging in ben 
mittleren und ſelbſt in den weſtlichen Kreijen die Sage, die rothen Teufel hätten den Süden ero⸗ 
bert und den Norven ausgehungert. Über ven Norden wäre, nad der Flucht des Taokuang, 
ein einheimiſcher Fürſt, Aſchu geheißen — der Name des Gründers der Mingdynaſtie — geſeht 
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werden, den Süden dagegen hätten bie Fremden unter ihre unmittelbare Herrichaft genommen. 
Alle Ränder dieffeit des Kiang würden jegt iwieder, wie jo hänfig während der frübern Jahr- 
hunderte, in jelbftändiger Weife regiert werden. Die unmwiffende Menge wähnt fogar, alfent= 
halben hielten ji Engländer auf, weldye heimlicherweife ins Rand gekommen und nächſtens über 
das Volk der Mitte herfallen würden. Man kann jich leicht denfen, wie diefe Leute die flüchtigen 
Truppen verhöhnten, welche in den fernen Kreijen mit aufgepflanzten Bahnen umherzogen und 
Lieder fangen, deren Neigen lautete: Bor diefem Panier flohen, flohen die Barbaren! 

Am 3. Aug. 1842 jegelte die Erpedition ftromanfwärts gegen Nanfing, mweldes auf der 
Maflerftraße längs der nördlihen Biegung des Fluſſes, ungefähr 13 deutfche Meilen in füb- 
weſtlicher Richtung von Tſchinkiang entfernt iſt. Wegen ftarfen Falles des Waſſers gelangte 
fie erft am 9. Aug. zu dieſer zweiten Hauptftadt des Reichs, deren Bevölferung ſich damals wenig= 
ftens auf 1°/, Million belaufen mochte. Man fand bier an beiven Ufern, wie in vielen andern 
Gegenden Chinas, vortrefflihe Steinkohlen, eine wichtige Entdeckung für die Dampfſchiffahrt 
auf den Flüſſen, welde ind Herz des hinefifhen Reichs bis unfern der Grenzen Tibet und 
Hindoftand führen. Der Kiang felbit it für Dampfer wenigſtens auf 400 engliihe Meilen 
ihiffbar, von feiner Mündung gerechnet. Wie e8 um die Zeit in Nanfing ausſah, weiß man 
aus einem aufgefangenen Berichte ded Generals der Manpihubefagung. „Als Tſchinkiang 

von den Barbaren angegriffen wurde, Fonnte der Sklave des erhabenen Herrn dieſer Feftung 
nicht zu Hülfe fommen. Ich hatte nur geringe Etreitfräfte und mußte auf Vertheidigung Nan— 
fings bedacht fein. Jetzt ſchwebt diefe Stadt felbft in größter Gefahr; denn die geringe Gar: 
nifon beftceht 6108 aus Flüchtlingen der Truppen, weldye bereits fünmtlich von den Barbaren 
geihlagen wurden. Peinigende Gedanken erfüllen Tag und Nadıt die Seele des Sflaven Ew. 
Majeftät; fie vafen mir, einem wilden Feier gleich, durch alle Gebeine.“ 

In den nächſten Tagen gingen zahlreiche Botichaften zwiſchen den hinefifchen Behörden und 
Sir Henry, die zu feinem Ergebniß führten. Die Oefandten Kiling und Ilipu zögerten immer 
noch, die Vollmachten des Hofes aufzuweiſen, welche ſie nad) den Falle von Tſchinkiang, zur 
Beilegung der Zwijtigfeiten, zur Abhülfe aller Beſchwerden des Feindes erhalten hatten. Dem: 
nad) ward beichloffen, am folgenden Morgen (13. Aug.) von verfhiedenen Punkten ver Land— 
und Seeſeite zu gleicher Zeit den Angriff zu beginnen. Die Gefandten find hiervon nıit dem 
Zufage unterrichtet worden, nur die Vorlegung der unbedingten Vollmachten ihres Gebieters 
könne Nanfing vor dem fihern Untergange retten. Mitternacht war bereits vorüber, und noch 
ift Feine Antwort erfolgt. Kijing und Ilipu mochten fühlen, weld ein hochwichtiger, entſchei— 
dender Augenblick gefommen, und ihn folange al& möglich zu verfchieben fuchen. Handelte e8 
ſich doch um die Unabhängigkeit und Selbjtändigfeit des Mandſchureichs! Nur drei Stunden 
waren noch übrig bis Tagesanbruch, bis zum Sturmbeginn, ald die Botfchaftanlangt, die kaiſer— 
lihen Abgeorpneten wollten fih den Wünfhen Pottinger's fügen und ihre Vollmachten vor— 
zeigen laſſen. Es waren in der That, wie die chineſiſchen Geſandten am Peho (Juni 1858) er= 
Härten, Eeine vorhanden. Kijing hatte Vollmachten dieſer Art gefälfht. Der Glanz des 
Herrſcherhauſes des goldenen Gioro ift erblichen ; die Majeftät des Mandſchuſtaats ift zu Boden 
gefallen. Die Auflöfung des großen, von Amurftrome bis zum ſüdlichen Weltmeere, zu den 
Grenzen von Birma und Siam, dann von den Gewäflern Japans und Koreas bis nach Kho— 
fand, zu den indischen Befigungen der Briten ji dehnenden Reichs ift hiermit auf die erfte 
Stufe getreten. Für alle Völker des chineſiſchen Culturſyſtems, ja fiir das ganze.öftliche Aſien 
— mad die Ehinefen und zum großen Theil audy ihre Sieger nicht ahnten — hatte eine neue 
Zeit begonnen. 

Der Briede zu Nanfing vom 29. Ang. 1843 gewährte den Englänbern den größten Theil 
ihrer damaligen Wünſche und Forderungen. China zahlt 21 Mill. Dollars, öffnet fünf Hafen 
ſtädte: Kuangtong, Amoy, Futſcheu, Ningpo und Schanghai dem freien Handel und Aufenthalt 
der Fremden, welche bier Käufer und Kirchen, Hospitäler und Schulen bauen fünnen. Es 
überläßt die Infel Hongkong auf immer und geftattet, daß der Verkehr zwiſchen den beiden 
Staaten auf dem Buße der Ehenbürtigfeit und vollfommener Gleichheit geführt werde. Das 
Begehrder Annabme eines Geſandten zu Peking und der @infuhr des Opiums, gleichwie anderer 
Erzeugniffe, gegen beftimmte Zölle ward zurückgewieſen. Solcher Demüthigung, ſolch einem 
unmoraliiden „die Rache des Vaters Himmel und der Mutter Erbe herausfordernden Geſetze“ 
würde der Himmelsſohn niemals feine Zuftimmung geben. Die Zollfäge, melde man fpäter 
(22. Juli 1843) vereinbarte, find ſehr mäßig, nur in wenigen Artikeln überfteigen fie 
5 Proc. Das Opiumgeſchäft blieb auch jegt den englifchen und chineſiſchen Schmugglerbanden 
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überlaflen, welche längs ver weitgeftredtten Küften des Mittelreich8 ihre Stationen haben, und 
deren Gewinſte jih immer mehren, Die Einfuhr beträgt feit ver Zeit, im jährlichen Durd: 
ſchnitte, 35000 Kijten, im Berrage von 43—44 Mill. Fl., wovon mehr ald drei Viertheile der 
angloindifhen Regierung als reiner Gewinn bleiben. 

Kaum bat jih Nordamerika zu einem felbjtändigen Staate emporgeſchwungen, fo richten 
feine Inſaſſen am Atlantiihen Meere ihre Blide nah den Uferlanden am Stillen Ocean, 
Boftoner Kaufherren bilden (1787) eine Geſellſchaft, um Beltereien vom Nutkajund nad) 
China zu verführen und dort gegen Thee, Seidenzeuge, Nanfing und Porzellan zu vertaufchen, 
Dies glüdte im hohen Grade. Der Congreß hat erft nad) Erwerbung der Länder Louiſiana 
(1803) und Florida (1819) den Gegenven jenfeit der Felfengebirge andauernde Aufmerkſam— 
feit gewidmet umd ſie in den Bereich feiner Verhandlung gezogen. Die Vereinigten Staaten 
haben auf ganze Yänderfireden, längs des Stillen Dcean, Anſprüche erhoben und bereit zu der 
Zeit ward auf Chineſen Hingewiefen, welhe zum Anbau jener Gegenden mit großen Vortheil 
verwendet werden könnten. Die vieljährigen Unterhandlungen mit Grofbritannien und Ruß— 
land über die Grenzen jener weitgeftreften Marken haben die Aufmerkjamkeit auf Weftamerifa 
und DOftafien immer vege erhalten, welche nun durch den englifch-chineflihen Krieg und Die ganz 
verjhicdene Stellung des Mittelreichs zur eiviliſirten Welt im hohen Grade gejteigert wurde, 
‚Begebenheiten von groper Wichtigkeit“, jagt eine Botſchaft des Präjidenten Tyler an das Haus 
der Nepräjentanten (31. Dec. 1842), „haben ſich in China zugetragen. Der chineſiſche Handel 
erfordert ed, und zu verjihern, ob auch wir, ob auch alle andern Nationen der Erde in den neus 
eröfjneten Häfen Zutritt erhalten. Der Vortrag des engliſchen Bevollmächtigten mit ver hine- 
ſiſchen Regierung übergeht dieſes Verhältniß mit Stillihweigen; nichts iſt darüber beſtimmt, 
ob die Schifie anderer Staaten in den neneröffneten Häfen aufgenommen oder zurückgewieſen 
werden. Es jcheint demnach geeignet, daß jedes mit China Hanpel treibende Volk feine Bezie- 
Hungen zum Mittelreiche, mitteld eigener Verträge feſtſetze.“ 

Der engliſch-chineſiſche Krieg bradpte zwar Oſtaſien in engere Berbindung mit der übrigen 
Melt. Grofbritannien hat aber nicht in unmittelbarer Weile — man kann nidt für fremde 
Staaten unterhandeln — das Mittelreich den andern Bölfern geöffnet. Der hinejiihe Bevoll— 
mädtigte Kijing war ed, welder dieje Angelegenheit zuerft in Anregung brachte und verlungte, 
die Engländer möchten ſich nicht widerjegen, wenn andern weitlihen Nationen gleide Freiheiten 
geftattet würden. Die Vereinigten Staaten von Nordamerika, nad Gngland des größten Ver: 
kehrs mit dem öftlichen Ajien ji erfveuend, erfcheinen zuerit und jtellen zuerſt die Forderung 
eines bejondern Handelövertragd. Der Hof zu Peking war anfangs angenehm überraicht, daß 
fi der Geſandte hiermit brgnügte. Das chineſiſche Bolf und feine Negierung glaubten, die 
andern Barbaren würden ebenfalld Millionen und Injelgruppen verlangen. Nur begriffen jie 
nicht, wozu ein bejonderer Vertrag, da man doch allen weitlichen Völkern gleiche Nechte geftatte. 
Californien gehörte damals nod nicht zur Union; vom. Goldreichthum und der ſchnellen Ent— 
widelung der Länder längs des Stillen Ocean fonnte man nod feine Ahnung haben. Und 
Dod deutet Präſident Tyler oder Daniel Webjter, welder die Schrift verfaßte, in einen denk: 
wirdigen Schreiben an den Kailer (12. Juli 1843) auf die Unternehmungen Amerikas gegen 
Ajien: „China“, heißt ed darin, „iſt ein großer Staat und die Chineſen jind jehr zahlreich. Die 
16 Staaten unferer Union find groß wie China, wenn audy nicht fo flarf bevölkert. Die auf: 
gehende Sonne blidt auf die großen Berge und großen Flüſſe eured Reichs; die untergehende 
beleuchtet die gleich großen Berge und Ströme unfers Landes. Unſer Gebiet erjtredt jih von 
Ocean zu Deran; im Welten trennt dad Weltmeer unfere beiden Länder. Verlaſſen wir bie 
Mündung unjerer großen Flüſſe und ziehen gegen Weiten, jo gelangen wir nad Japan und 
zum Gelben Meere. Zwei jo mächtige benahbarte Nationen müſſen freundlichen Verkehr mit— 
einander pflegen; es ijt der Wille des Himmels, daß fie jich mit Achtung begeguen und vers 
flindig handeln. Dazu bedarf es aber feſter Normen, beſtimmter Oejege. Giner der Weijen 
und Öelehrten unſers Landes, Caleb Cuſhing, hat ven Auftrag, nad Peklng zu geben, um dort 
Das Nöthige zu befprechen und feftzujegen. Iſt der Vertrag von Ihrer Hand unterzeichnet, fo 
werde auc ich, wenn hierzu bevollmädtigt vom großen Mathe unferer Nation, dem Senate, 
meinen Namen darunterfegen.‘ I 

Die Verhandlungen zwilchen dem jugendlich = fräftigen Freiftaate und der altersſchwachen 
Monardie jind voll anziehender und lehrreiher Einzelheiten. Die orientaliſch- despotiſche 
Gtiferte mußte ver menschlich freien Sitte weichen: das frische Leben trug den Sieg davon über 
abgejtorbene Formen. Jeded Wort, jeder Brauch, welcher auf Unterwürfigfeit, auf eine tribut— 
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bringende Geſandtſchaft gedeutet werden konnte, mußte beſeitigt werden. Selbſt die Namen 
ihres Landes, ihrer Fürſten und Großen durften die Chineſen nicht, wie alte Sitte es will, über 
die Zeilen hinaufrücken. Geſchenke, eine allgemeine Gewohnheit des Morgenlandes, wurden 
weder gegeben noch genommen. Solche Nichtigkeiten ſeien ungeeignet im Verkehr zwiſchen 
großen Staaten. „Geſandte“, jo belehrt Caleb Cuſhing den Statthalter der beiden Kreiſe Kuang⸗ 
tong und Kuangſi, „vertreten die Stelle ihrer fouveränen Nationen. Jede Misachtung wird 
von den Staaten gerät. Die Gefandten haben das Recht zu fommen und zu gehen nach Be— 
lieben. Nach weftlicher Sitte erfcheinen fie ungehindert am Hofe, begrüßen den Fürften und 
unterhandeln mit feinen Miniftern. Werben die Mittler des Friedens zurückgewieſen, fo bleiben 
blos Truppen und Schiffe, die Werkzeuge des Kriegs.’ Diefe Sprache erſchreckte ven Himmels- 
ſohn Taofuang derart, daß er zu feinem einfihtsvollen Verwandten, dem Mandſchu Kijing, 
nochmals feine Zufudt nimmt. Der Minifter warb zum Stellvertreter des Kaiſers erhoben, 
ging nad) Kanton, bot alles auf, um den Amerikaner von feiner Weiterreife nach Peking abzu: 
halten und hier im Süden den Verttag abzuſchließen. Freilich vermeinte der Hof immer noch, 
man fei ja mit Amerika nicht im Kriege und bevürfe feines Friedens; die Unterthanen des 
Staats hatten ſich auch gehorfam und ordentlich betragen, mad von den ſchlechten, aufrühre— 
rifhen Engländern nicht gefagt werden fünnte. 

Kijing fügte fih am Ende allen Forderungen, und mo er nicht helfen Fonnte, da mußte die 
aufrührerifch gefinnte, vervorbene Bevölkerung Kantons die Schuld tragen. „Es feien dies un— 
bänpige, heftige Leute, die taufend Streidhe im Kopfe führen. Seitdem die englifchen Soldaten 
berbeifamen, haben fie fih in Bünde zufammengethan, welde unter vem Vorwande, vom 
Baterlande die Shmad zu nehmen, rauben, plündern und allerfei fonftigen Unfug treiben. 
Sie find es, welche die Fremden beleidigen und immer und immer Unruhen erregen.” Gufhing 
hielt e8 für geeignet, die Gefandfhaft nad Peking aufzugeben, mit dem Stellvertreter des Kai— 
ſers zu unterhandeln und abzuſchließen (3. Juli 1844). Es ift died der Vertrag von Wan: 
ghia, fo genannt von einem Dorfe unfern Macao , in der dortigen Mundart Mongha geheißen, 
wo er unterzeichnet wurde. Die Amerikaner beftanden darauf, daß fle ih, im Falle einer Be- 
ſchwerde, an den Hof wenden dürften. Nun fragte e8 ſich durch welche Behörde? Der chineſi— 
ſche Staat befigt fein auswärtiged Minifterium. Das Lifan juen, die Behörde für die Frempen, 
ift zur Regierung der nörplihen und nordweſtlichen unter China ſtehenden Völkerſchaften ein 
gefeßt, für Mongolen, Türken, Tungufen und Tibeter; das Sittentribunal verkehrt blos mit 
teibutbringenden Völkern, den Siameſen und Anamefen, mit Korean, Rußland und den Lieu— 
fieu. Mittels folder Stellen wollten die Amerikaner nicht verhandeln. Kijing verordnete, daß 
ihre Schreiben, welche von den Statthaltern der Provinzen empfangen werden müßten, an den 
Geheimen Rath zu richten wären. Die Union genießt alle Begünftigungen, welche mit den 
Engländern vereinbart wurden. Auch ift feftgefeht, daß ohne Zuftimmung Amerikas feine 
neuen Monopolien eingeführt, feine neue Ordnung über Ein= und Ausfuhr getroffen und eine 
Änderung der Zollfäge nicht vorgenommen werben bürfe. Die Amerifaner find überdies, wie 
alle Fremden in China, blos ihren eigenen Behörden unterworfen, fomol im peinlichen wie im 
bürgerlichen Rechte. 

Die koftfpielige franzöſiſche Geſandtſchaft war ein nußlofes Gepränge. Frankreich hat in 
Ehina weder große politiſche noch Handelsintereſſen zu vertreten. Da wird vorgegeben, der 
Geſandte Lagrend wäre im öſtlichen Aſien als Vertheidiger der religiöſen und humanen Bes 
ſtrebungen aufgetreten. Der Vertrag von Wanghia liegt der franzöfifch = hinefischen Überein: 
Fanft von Whampo (24. Oct. 1844) zu Grunde. Es ift blos hinzugefügt: den Sendbvuten und - 
chineſiſchen EHriften, deren wol faum 200000 unter den 400 Millionen fein mögen, follten feine 
Hinderniffe in den Weg gelegt werben. Aber auch Dies blieb natürlich eitler Schein. Niemand 
kann das Benehmen der Regierung im Innern des Reichs überwachen. Welde humane Grund- 
füge aber die Schliglinge der Franzoſen, die Jefniten, in China befolgen wollten, tft daraus zw 
erſehen, daß fie behaupteten: nur fie und ihre Gläubigen genöffen Neligiondfreiheit; auf prote= 
ſtantiſche Miffionen fönne diefer Artikel feine Anwendung finden. Da trat Kijing nochmals 
mit der beftimmteften Erflärung dazwischen: Feine Sonderrechte; allen fei religiöſe Freiheit ge— 
ftattet , mögen fie num ihren Herrn Jeſus nad) diefer oder jener Weife verehren. In beiden 
Berträgen, im amerikaniſchen wie im franzöftfchen, warb überbies gleihmäßig beftimnit, erft 
nach Berlauf von 12 Jahren (1855) fönne eine Anderung in den vereinbarten Beſtimmungen 
vorgenommen werden. 

Der Hof zu Peking hat mehrere gegen die Vertragsmächte übernommene Verpflichtungen 
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niemals erfüllt. Nach den Tractaten mit Großbritannien follte Kanton, ſowol um dort zu 
wohnen als Handel zu treiben, geöffnet werben; die Höhern Beamten Englands müßten, ſobald 
fie e8 wünſchen, von den Mandarinen zu allen Zeiten enıpfangen und, in jeder Beziehung, als 
ebenbürtige Vertreter eines unabhängigen Staats behandelt werden. Beides ift nicht gefchehen. 
Gemäß der Übereinkunft mit, Nordamerika follte die inefifche Regierung, ohne Beirath und 
Zuftimmung der Vereinigten Staaten, die Zölle weder erhöhen no fonft abändern; dann 
müßten alte die Beſchwerdeſchriften und andern Eingaben der Regierung zu Wafhington von 
den oberſten Kreisbehörden angenommen und zur Erledigung nach Peking geſandt werben. 
Beides ift nicht geihehen. Frankreich wurbe, außer den England und ber Union gewährten 
Freiheiten, noch zugeftanden, daß die Eingeborenen des Mittelreichs in ver Ausübung des römt- 
ſchen Katholicismus nicht gehindert werden follten. „Würden Franzofen, gegen pas beſtehende 
Verbot, nad dem Innern des Reichs gelangen, fo können fie die hineifhen Behörben gefangen 
nehmen und in das nächſte Gonfulat bringen. Niemals aber dürfe der gefangene Franzoſe ges 
fhlagen, verwundet, oder in irgendeiner Weiſe mishandelt werden. Geſchähe dies, jo wäre 
Gefahr vorhanden , daß das gute Einverftändniß, welches immer erhalten werben ſoll, zwifchen 
beiden Reihen getrübt werben könnte.“ Auch diefe beiden Verpflichtungen hat die chineſiſche Ne- 
gierung in groͤblicher Weife und wiederholt gebrochen. Zwiftigkeiten und neue Kriege konnten 
nicht ausbleiben. 

Die äußerliche zufällige Beranlaffung der blutigen Kämpfe in und um Kanton if von ges 
ringem Gewichte. Die wiederholt und weitläufig beiprochene Frage, wer zuerft, die chineſiſche 
Regierung oder die englifchen Behörden, bei dem Streithanvel in Betreff des Schiffes Arrow 
gefehlt Habe, ift eine Nebenſache geringer Bedeutung. Es herrſchte und herrſcht bei allen Frem— 
den, nicht blos von feiten der Engländer, jold ein Widerwille gegen das hochmüthige, jedes 
menſchliche Gefühl verlegende Benehmen ver Ehinejen; dann von chineſiſchem Standpunfte 
ſolch wohlbegründeter Haß gegen alle Auswärtigen, Briten, Amerikaner und Franzoſen, welder 
fi durch eine Menge Angriffe und räuberifche Überfälle kundgab und kundgibt, daß ein furcht— 
bar blutiger Entſcheidungskampf nicht lange ausbleiben konnte. 

Kanton wurde (October 1856) wiederholt beſchoſſen und jo das Vorfpiel zum neuen englifch* 
chineſiſchen Kriege alles Ernſtes begonnen. Oberftatthalter Jeh fette in einem Erlaſſe an die 
ganze Bevölkerung, an alle Berfonen vom Militär= und Handelsſtande (5. Nov. 1856) einen 
Preis von 150 Dollard auf den Kopf der englifhen Barbaren, „melde in der ſchamloſeſten 
Meife die Kreishauptftadt angegriffen und eine Menge Menſchen ermordet haben. Ergreifet 
jeden englifhen Schurken, fchlagt ihm den Kopf ab und bringtihn in meine Amtsſtube zur Unter: 
fuhung. Der Borfall mit der Lorcha ift blos ein Vorwand; in die Stadt wollen diefe Bar: 
baren, gegen ven Willen der Geſammtbevölkerung, Zutritt erhalten. Habt Vertrauen. Greift 
zu ven Waffen und ſchart euch um eure Borgefegten. Ich werde eine große Armee zufammen- 
bringen, um dieſe barbariiche Räuber von der Erde zu vertilgen‘. 

Die Behörden von Hongkong hatten einen Fehler begangen, welcher unter andern Ber: 
hältniflen von unberehenbaren Folgen gemejen wäre. Sie haben Krieg begonnen, ohne die 
Mittel zu bejigen, einen großen Schlag zu ſchlagen. Hätten jie gleich im Anfange der Wirr— 
niffe Furcht und Entjegen im feindlichen Lager verbreiten können, ihre Forderung würde ges 
währt worden und das Anfehen ver englifhen Nation nicht zu Schaden gefommen fein, wenn 
auch nur für kurze Zeit. Bowring und Genoffen ſind von der Anſicht ausgegangen, Oberftz 
ftatthalter Ich würde, gleichtwie (1847) fein Vorfahr im Amte, Kijing, nach Empfang einiger 
Drohſchriften oder wenigftens nach Zerftorung der Burgen innerhalb des Perlenfluffes und bei 
Kanton, in Demuth erfcheinen und ih jedem Begehr der Fremden unterwerfen. Die Herren 
hatten vergeffen , daß mit der Ihronbefteigung des Hienfong (25. Febr. 1850) ein neues, oder 
vielntehr dad alte Syſtem wieder auf den Dradenfig gelangte. Der Sohn und Nachfolger des 
Taoknang wollte die Macht und Würde des Mittelreichs, bloßgeftellt und arg befchädigt, wäh— 
vend ded anglo=chinefifchen Kriegs, im frühern Glanze erneuen, wozu vorzüglich gehört, jede 
fernere Anmaßung der immer „Böſes finnenden englifcheh Barbaren’ in fchröffer Form zurück— 
zuweiſen und, wenn nothwendig, gewaltſam nieverzufchlagen. Kijing, fowie die andern einz 
ſichtsvollen und nachgiebigen Räthe des Vaters find aud der Nähe des jungen Fürſten entfernt 
und zum Theil hart beftraft worden. Hohmüthige und unwillende, die Fremden und alles Aus— 
ländiſche verachtende Altchinefen, Mandſchu und Mongolen, welche dem europäifchen Feinde nie— 
mals gegenüberſtanden, welche von den außerhalb ver Blume der Mitte lebenden Völkern, von 
ihrer Machtſtellung und ven Bevürfniffen ver Neuzeit keine Ahnung haben — folde Leute 
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wurden ins kaiſerliche Cabinet und zu andern wichtigen Stellen berufen. Sie regierten jetzt das 
chineſiſche Reich. Einer von ihnen war Jeh-Mingſchin, Oberſtatthalter der beiden Provinzen 
Kuangtong und Kuangſi, ein tüchtiger Mann nach feiner Art, Bei der Plünderung ſeines Pa— 
laſtes in Kanton durch die Barbaren — als ſolche haben ſich die Angelſachſen, Engländer und 
Amerifaner, in der That benommen — bei der Einäſcherung der Kreishauptſtadt, mitten unter 
den Leihenhaufen feiner Freunde und Landsleute, ift Jeh derfelbe unbeugjame Staatömann 
geblieben. Wir finden ihn umjichtig und raftlos thätig nad) den verjchiedenften Seiten; er zeigt 
ſich unter höchſt ſchwierigen Umftänden den mannichfachſten Gefhäften gewadjen. „Das treu 
loje Barbarengezücht foll ausgerottet, muß von der Erde vertilgt werden.” Gelbft die freundlich 
Eriechenden Gefälligkeiten und andere Lockungen der engliihen Behörden können den Ober: 
fatthalter nicht zu mildern Maßnahmen bewegen. Zuvor follen jih vie Barbaren unters 
werfen und für den unermeßlichen Schaden Erſatz leiften; dann erjt würden die Eaijerlihen Be— 
hörden veiflich bevathen, ob und unter welden Bedingungen die muthwilligen Nebellen noch— 
mals in Onaden aufgenommen werden fünnten, 

Nach vem Ausbruce ver Feinpjeligkeiten am Perlenfluſſe hat die Regierung von Hongkong 
eine Botſchaft nach Kalkutta gefandt und um ein zahlveiches Truppencorps gebeten. Der Ober: 
ftatthalter Lord Canuing ift bierauf nicht eingegangen. „Zuvor wolle und müfje man Ber: 
haltungsbefehle aus der Heimat erwarten; es könne füglich bezweifelt werden, ob den britijchen 
Behörden in China, obne beiondere Ermädtigung, dad Recht zuftehe, Krieg zu beginnen.‘ 
Statthalter Bowring auf Hongkong und Admiral Seymour find dadurch in große Verlegenpeit 
gerathen; die Xandoperationen fonuten, in Ermangelung eines Heeres, nidt unternommen 
werden. Die Herren mußten ſich auf die wiederholte Beſchießung der Gaftelle befchränfen. 
Später wurde fogar der Nüdzug aus Kanton und der Umgegend (10. Jan. 1857) für noth⸗ 
wendig erachtet. Zu Whampoa allein hat man Schiffäwerfte, Boote, Waaren und allerlei Ge: 
räthe, im Werthe von wenigitend 200000 Doll. — dies ift die Schägung des „Overland 
Register” (15. Jan. 1857) — den Mandarinen ald Beute Hinterlaffen. Die wenigen Frem— 
den, welche in dieſem Kafenorte Kantons zurücdblieben, wurden von den Ehinejen überfallen 
und ermordet. Unter ihnen aud) ein Deutſcher aus Baiern, Biſchoff mit Namen. 

Die Ehinejen, vom Standpunfte ihrer Unwiffenheit urtheilend, mußten die Barbarenmacht 
für völlig gebroden halten. „Endlich ift die Zeit gefommen zur Ausrottung diejes englifchen 
Naubgelindels, diefer Tiger und Wöife, welche unbekümmert um himmliſches und menfchliches 
Recht, unjer leuchtendes Herriherhaus mit Verachtung behandeln. Sind jie doc, diefe Ban: 
diten, plöglich hereingebroden zu einer Zeit, wo wir feine Kriegsmacht bereit hielten, zerſtörten 
unfere Seftungen, verbrannten zahlreiche Käufer der Provinzialhauptſtadt und vernichteten die 
Habe der fleihigen Arbeiter. So erhebt euch jegt Krieger, Landwehr und Menſchen aller 
Klaffen. Sind nur einmal dieje Vater: und Kindermörder !) ausgerottet, fo wird das Glück 
der goldenen Tage des Jao und Schun wieder aufblühen.“ Diefe und andere Worte, in zahl- 
reihen Öffentlichen Grlaffen, haben im Herzen ver Bevölferung Kantons und der ganzen Pro— 
vinz, welche ohnedies von ererbter Abneigung gegen vie engliichen Barbaren erfüllt ift, hellen 
Widerklang gefunden. Ein wahrer Volköfrieg begann, woran jich alles betbeiligte, Alte und 
Junge, Frauen und Männer, Nebellen und Kaiferliche. 

Das Erwaden diefer armen Menfhen aus ihrem Traumleben wäre ſchnell und furdtbar 
gewejen, hätten jich bereits im Frühjahr 1857 die Truppen und Kriegämittel in der Stärfe in 
Hongfong eingefunden, womit die britiiche Negierung aldbald die Operationen gegen Kanton 
zu eröffnen gedachte. Daß dies nicht jo früh und auch jpäter nicht in der Stärke geſchehen, has 
ben die Ehinejen der Nevolution in Dftinvien zu verdanfen, welche die militäriihen Kräfte 
Großbritanniens in Anjprud nahm und noch auf längere Zeit beſchäftigen wird. Die Truppen, 
welde ven Grund zum neuen anglo-chinefiſchen Neiche legen follten, mußten zur Stüße des 
alten angloindiſchen Reichs nad Kalkutta beoronet werden. Lord Elgin, von der bririihen Kö— 
nigin ald auferorventlier Botſchafter nad China gejandt, jtand nad feiner Ankunft auf 
Hongkong (Juli 1857) macht- und rathlos da, wie ein verlaffener Mann; er konnte weder 
gegen Kauton noch am Peho, in der Richtung nah Peking, irgenveinen gewaltigen Schlag 
führen. Unter dieſen misliden, Großbritannien bloßjtellenden Verhältniſſen hielt ed der Lord 


1) Die yinefifchen Wörter Taffen fich nur annähernd überfegen, Das eine Wort wird mit einem 
Bilde, zufammengefegt aus Vogel und Mutter, das andere mit einem Bilde vierfüßiges Thier und 
Vater geſchrieben. Sie bedeuten Vater- und Dluttermörder — alle nur erdenfbare Scheufale. 
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für angemeffen, feinen Truppen nachzufolgen, um mit dem dortigen Oberftatthalter Lord Can— 
ning Rath zu pflegen. Elgin kehrte Anfang September (1857) aus Kalkutta nach Hongkong 
zurüd, wo dann auch während der folgenden Wochen allerlei Zuzug eintraf von Indien und 
Auftralien, vom Gap und dem Mutterlande. Ende November lag vor Hongkong und auf dem 
Kantonfluffe eine Flotte, wie niemals zuvor in diefen Gewällern: 8 Segelſchiffe mit 250, 
9 Dampfer mit 149 Kanonen, 19 Kanonenboote und 3 Poftvampfer. Üüberdies zählte 
man fünf große Krjegsfhiffe in ven nördlichen Häfen. Die Landungdtruppen beliefen 
fich in runder Summe auf 6000 Mann Engländer und Sipahis aller Waffengattungen, das 
dienende Lagergefolge aus angeworbenen Chineſen, das fogenannte Kulicorps nicht mitge— 
rechnet. Ein bedeutendes franzöfiiches Geſchwader, darunter ebenfalld mehrere Kanonenboote 
und einige taufend Mann Landungstruppen, war bereitö im Auguft (1857) in den chineſiſchen 
Gewäflern angekommen. Der Kriegsmacht folgte ein aufßerorventliher Botſchafter, Baron 
Gros, welder am 13. Oct. von der Dampffregatte Audacieufe im Hafen von Hongkong lan= 
dete.. Ein gemeinfhaftliher Keldzug der Weſtmächte gegen China war, wenn ſich der Himmels— 
Tohn den anglo-franzöſiſchen Forderungen nicht fügen follte, ſchon feit längerer Zeit beſchloſſen. 
Kundige Engländer auf Hongkong waren hiermit nicht zufrieden. „Könnten doch die Chi— 
neſen“, fpredhen jie mit gutem Grunde, „leicht in ven Wahn verfallen, Großbritannien wäre 
allein nit Mannes genug, für fein gutes Necht zu kämpfen; fie möchten glauben, man hätte 
Frankreich zu Hülfe gerufen, zu Hülfe rufen müſſen. Befler wäre es, die Franzoſen hielten ji 
fern, gleihwie Amerifaner und Ruſſen. Der amerikanifhe Geſandte Need und ver ruſſiſche 
Botſchafter Butjatin, welche ſeit November (1857) bier verweilen, werden blos unfere Siege, 
unfere Triumphe zu berichten haben.‘ 

Unerflärbar, unverzeihlich ift die Nachläſſigkeit der weſtmächtlichen Vertreter, welche unter 
diejen Umſtänden / die Herbeiführung chinejifher Soldaten aus den nördlihen Kreiſen nad 
Kuangtong auf englifhen und amerikanischen Schiffen immer noch geftatteten. Es bediente fi 
nämlich die Regierung des Mittelreichd feit kurzem diefes Transportmittels, um ihre Streit- 
macht im Süden zu vermehren. Kanonen und Flinten mit den neueſten Verbeflerungen wur: 
den überdies von Englänvdern und Amerikanern an die Kreisregierung in Maſſe verfauft; fie 
find nad der Ginnabıme Kantons den Siegern in die Hände gefallen und ald gute Beute da= 
vongetragen worden. Die hinejiihen Truppen wußten nicht gur damit umzugehen. Auch 
Fonnten Jeh und Genoſſen, trog aller Prahlereien, nur über eine fehr geringe Heeresmacht 
verfügen. Natürlih. Die Taiping ftanden und jtehen mit Macht im Stromgebiete des Kiang 
und unternehmen häufige Raubzüge nach den nördlich und ſüdlich ich erſtreckenden Gemarkun— 
gen. Andere Rebellenhaufen durchziehen die öftlihen und weitlihen Provinzen. Selbſt an ven 
Grenzen find bedeutende Unruhen ausgebrochen. Die Aufftände in der Kleinen Bucharei und 
zu Uliajetai werden häufig beiprodhen in dem pefinger Hofherold. Nach allen diefen bedrohten 
Ländern mußten Truppencorps entjandt werden. 

Bor Beginn der Feindjeligfeiten wendeten fid) die Bevollmädtigten Großbritanniens und 
Branfreihs nochmals an die Kreisregierung. Ihnen haben jih aud die Amerifaner ange- 
ſchloſſen, welche Abjtelluug einer Anzahl Beſchwerden und Reviiion ded Vertrags von Wanghia 
verlangten. Lord Elgin erhielt die Antwort und den Rath, fi in Güte und Freundſchaft zu 
vertragen, dann würde er auch, gleihiwie Hr. Bonham, von feiner Negierung belohnt werden, 
Zu gleicher Zeit ward eine Hongfongzeitung, worin die Beförderung des Hrn. Bonham zum 
Ritter gemeldet wurde, von Jeh überfandt, damit der Lord durch die Belohnung des frühern 
Statthalterd von Hongkong angefpornt, eine gleiche Auszeihnung erſtrebe. Mit Frankreich, 
meinte die Kreidregierung, habe man gar feine Irrungen. Wäre auch in der That ein franzö— 
ſiſcher Sendbote ermordet worden, jo möchte ibn blos die gerechte Strafe getroffen haben. Diefe 
Zeute pflegten, wie bekannt, viele Mädchen und Frauen zu verführen. Den Amerikanern er: 
klärte man, fie hätten fi immer freundnachbarlich betragen; ihre Wünjche, werden fie billig 
befunden, jollten in frienlihen Zeiten die gehörige Berückſichtigung erhalten. Nach diefen Bot— 
ſchaften konnte auch, bei den Unkundigften und Gläubigften fein Zweifel mehr obwalten. Auf 
diplomatischen Wege ift nicht zu erlangen; was man von China will, muß mit nachhaltiger 
Gewalt erzwungen werben. 

Am 12. Dee. (1857) wurde der Fluß und Hafen Kantons, nad allen feinen Zugängen 
und Waflerftraßen, in Blokade erklärt und von den vereinigten Engländern und Franzoſen in 
ſcharfer Weije vollzogen. Die Zurüdweifung der Reis: und Proviantichiffe * unſagliches 
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Elend über die dichtbewölferte Kreishauptiladt ausgegoffen. Reiche und Arme zogen Haufen: 
weife aus den nördlichen und öftlihen Thoren, flüchteten landeinwärts, wo fie nicht felten von 
Näubern und Rebellen ihrer Habe beraubt und ermordet wurden. Gegen 6 Uhr im der 
Brühe, Montag, 28. Dec., bat die Beſchießung Kantons mit aller Macht begonnen; fie 
dauerte ununterbrochen fort den ganzen Tag und.die folgende Nacht. „Das furdtbare Gekrach, 
die zufammenftürgenden Käufer ‚und die eilig aufipringenden Flammen‘, fchreibt ein Augen: 
jeuge, „das Gezifh der Raketen, das Gebrumm der Bomben und Gepraffel der Granaten 
werde ich niemald vergejlen, mein Leben lang. Während ver kurzen Pauſen herrſchte Todten- 
flilfe. Kein Ton ließ fih hören; fein Lärm, fein Gefchrei, weber auf Honan noch innerhalb der 
Stadt. Schien es doch, ald wenn ver Todesengel über dad gebannte Kanton fein Schwert 
ſchwinge und aller Greatur vor Entfegen der Laut erſticke.“ Welch ein Verberben die Stadt 
getroffen, kann man daraus entnehmen, daß allein die beiden Fahrzeuge Nimrod und Surpriie 
1200 Kugeln und Granaten hineingefchleudert Haben. Biele Straßen .gerietben in Brand; 
die Vorſtädte glichen einem einzigen Keuermeer. Dienstag morgens hat man zur Recognofei- 
rung ber Wälle eine Truppenmacht vorgejhoben. Sie wurden ringsum mit Solvaten befegt 
gefunden, weldye ein heftiges Feuer mitteld ſchweren und leichten Gefchüges gegen die Anrücden- 
den unterhielten. 

Im Laufe ded Tages wurden Sturmleitern herbeigeholt, angefegt und die Wälle, ohne 
nachhaltigen Wiverftand zu finden, erftiegen. Zum zweiten mal, während feines mehr als zwei- 
taufendjährigen Beitandes, lag das ſtolze Kanton zu den Füßen eines fremden Eroberers. Die 
auf 40000 Mann geichägte bewaffnete Macht, Gemeine und Führer, war entfloben. Auch 
von der zahlreihen Einwohnerfhaft find verhältnigmäßig nur wenige zurückgeblieben. Eine 
ganze Woche war nothwendig, bevor ſich die Alliirten in der verödeten Stadt zureht finden, bie 
Anhöhen und hervorragenden Pläge bejegen, und, joweit in der Schnelle möglich, befeſtigen 
konnten. Man mußte und mollte gegen plötzlich hervorbrechende Aufjtände und Meutereien ge: 
rüftet vaftehen. Gutbezahlte chinefiihe Spione leifteten vortrefflihe Dienfte. Durch fie erfuhr 
man auch die verborgenen Zufluchtsorte der Herren Jeh, Oberftatthalter, Pikuei, Statthalter, 
und Mub, General der Mandſchutruppen, ſowie ven Aufenthalt anderer hoben Staatöbeamten. 
Die meiften wurden, ohne den geringften Wiverftand zu leiften — feine Hand rührte fich zu 
ihrem Schuge — gefangen genonmen. Dem Oberftatthalter erlaubte man drei Bedienten, 
brachte ihn auf das Schiff Inflerible, um fpäter ald Kriegsgefangener nad) Kalkutta überführt 
zu werden. Es wäre wol jchieliher, für das Staatsintereffe Englands befler geweſen, hätte 
man Jeh nad Auftralien oder nad) einer andern Golonie abgeführt. Die zu jener Zeit theil- 
weife wenigfteng fiegreihe Revolution in Hindoftan war nicht geeignet, die Macht und Würde 
Großbritanniens in den Augen des Ehinefen zu erhöhen. Mit Statthalter Bifuei und dem 
Tatarengeneral wurden Unterhandlungen eingeleitet; fie follten unter Auffidt eined Aus— 
ſchuſſes der Meftmächte geftellt und in ihre Amter wieder eingewiefen werben. In der Regie- 
rungskaſſe lagen blos 200000 Doll., welde, ſowie eine große Anzahl Flinten nad der neue- 
ften europäischen Gonftruction, und anderer Kriegäbedarf für rechtmäßige Beute erklärt und 
weggenommen wurden. Gin unerwarteter Fund waren die drei mit China gefchloffenen und 
ratificirten Verträge, der engliiche, ver amerikanische und franzöſiſche, welche uneröffnet dala- 
gen, fowie eine Denkſchrift des ehemaligen Unterhändlers Kijing, welche die Hinterlift und 
Bösartigkeit des scheinbar jo gutmüthigen und den Bremben geneigten Diannes bloßftellte. Die 
Verträge wurden von den Stellvertretern der Mächte in Empfang genommen. Wahrſcheinlich 
wollten die Himmelsfühne demüthigende Schriftftürke folder Art, welche fie vermöge des allein- 
feligmahenden, allein berechtigten Ghinefenthums nur ald den Ausfluß barbariihen Unge— 
borfams betrachten mußten, in ihren Archiven zu Peking nicht aufbewahren laffen. 

Die Verhandlungen mit Pikuei und General Muh waren fo weit geviehen, daß der 9. Jan. 
(1858) zur Ginjegung der neuen Behörde angeordnet werden konnte. Lord Elgin und Baron 
Gros haben hierbei ein ſchweres Verfehen begangen; ſolche Unkenntniß orientaliiher Dent: 
weife ift bei Männern von welthiſtoriſcher Stellung kaum verzeihlih. Müde des mehrftünnigen 
Mäkelns haben die Gefandten ver Weſtmächte dem Statthalter Pikuei und General Mub, 
während der öffentlichen, mit großem Schaugepränge vorgenommenen Einweihung in ihrem 
Amte, neben fih Sige geftattet. Die Admirale, die höhern Dffizieve und andere Europäer 
mußten, unterhalb der Erhöhung, auf niedern Sigen Plag nehmen. Lord Elgin und Baron 
Gros hielten Anreden, welche den weitmäctlich:chineftihen Beamten verdolmetiht wurden. 
„England wünfcht Frieden zu erhalten”, deshalb habe man die frühern Behörden wieder in ihr 
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Amt eingewiefen. Sie ftehen jedoch unter der Auffiht dreier Commiſſare. Sobald. die neuen 
Berträge mit dem Mittelreiche geichloffen, werbe aud; Kanton zurüdgegeben. In ähnlichem 
Sinne hat auch Baron Gros geſprochen. Pikuei und der General ſahen verlegen herum, ohne 
den Mund zu bewegen. Die Kantonefen ſelbſt fhienen ihr Schickſal mit Geduld zu ertragen 
und fich ſchnell in die neuen Verhältniſſe zu fügen. Sie kehrten in Maffe zurüd, fie fanıen aus 
ihren Schlupfwinfeln innerhalb der Stadt hervor und dffneten ihre Läden. Gegen die Fremden 
benahmen jie ſich zuvorkommend und unterwürfig in wiberlider Weile. An die Stelle des 
frühern Hochmuths ſchienen Rathlofigkeit und Verzweiflung getreten. Die Kantonefen machten 
vor jedem Guropäer die tiefften VBerbeugungen; viele warfen fi nieder und baten um Gnade 
und Barmherzigkeit. Die armen Leute waren freilih von Noth und Elend, von Jammer.aller 
Art furdtbar heimgeſucht. „Mein Gott, mein Gott’, jchreibt ein römiſch-katholiſcher Sendbote 
aus Kanton, „was ift doch der Krieg für ein furchtbares Wefen und wie ſchrecklich find nicht 
feine Bolgen! Diefe ehemals jo lärmende und fröhliche Stadt ift in Todtenftille verfunfen. Das 
Bombardement hat eine furdtbare Zerflörung hervorgerufen; ein Theil ift abgebrannt, vom 
andern ift faum ein Haus unbeichädigt geblieben. Da ftehen eine Menge feiernder, hungern— 
ber, elender Gejhöpfe, welche kaum es wagen, kaum die Kraft dazu haben, Almoſen zu erflehen. 
Andere liegen bereitd auf dem Pflafter, nahe daran ihren Geift aufzugeben. Hier und dort 
ftreifen ganze Scharen verlaffener Kinder herum und Greife, welche ein jammervolles Gejchrei 
erheben. Aus den Käufern Hört man Seufzen und Achzen der Verwundeten. Und welch ein 
furchtbarer Anblick zeigt ſich nicht in den Hintergebäuden! Mädchen und Frauen haben ſich in 
Brunnen geſtürzt, andere ſich aufgehängt. Verſtandloſe Furcht trieb ſie zu dieſen Schritten der 
Berzweiflung. Selbit eine Anzahl Beamten und Soldaten, zu feig um kämpfend einen ehren= 
vollen Tod zu fallen, haben ſich umgebracht — Widerſprüche, denen man jo hänfig begegnet 
bei dieſem wunderlihen Volke. 2) ' 

Höchſt lehrreich ift ed, und zwar nicht blos für die Gegenwart, jondern für alle Vergangen— 
beit, zu ſehen, wie die amtlichen Berichte der hinefifchen Behörden über die Einnahme der Kreis: 
bauptftadt und. die Aufführung der Sieger lauteten. „Die engliſchen und franzöfiihen Bar— 
baren‘, fo ungefähr jchrieben fie, „haben fih ganz ſchlecht und aufrührerifch gezeigt. Sie 
ürberftiegen die Wälle und ſchlichen ſich in die Stadt ein, während unfere Soldaten ruhig biie= 
ben und fie gewähren liegen. Bald erjchreden fie felbft über ihre Unthat, fandten gehorjame 
Botfhafter und baten um Frieden. Nah Verlauf weniger Tage wurden Se. Excellenz der 
Statthalter und ver General in ſehr freundlicher Weife empfangen und mit Ehrenbezeigungen 
überhäuft, Den Oberftatihalter Jeh, welchen die Barbaren alles Unheil zufchrieben, haben jie 
gefangen fortgeführt, wohin, weiß man nicht. Ordnung und Ruhe fehrten in die Stabt zurüd; 
ein friedliches Einverſtändniß mit ven rebelliſchen Barbaren fteht in Ausſicht.“ So wird, jo 
wurde die Gejchichte in China und in allen Despotien geichrieben. 

Lord Elgin und Baron Gros, Hr. Need und Graf Putjatin, die Gefandten der vier Welt— 
faaten England, Frankreich, Rufland und Norvamerifa, jind Ende Februar nad) Schangbai 
abgegangen, wo jie vergebens auf eine Beantwortung ihrer Schreiben an den pefinger Hof 
warteten. Sie ift niemals erfolgt. „Ich bin nach Ehina gekommen‘, ſprach Lord Elgin zu einer 
Deputation der britiihen Kaufleute in Schanghai, „mit vem Vorſatze, nur mäßige und gerechte 
Forderungen zu ftellen. Dieje Forderungen müflen gewährt werden. Ich werbe feft darauf be— 
fteben, und jollte es auch nothwendig fein, die faiferliche Refivenz demſelben Geſchicke preiszu— 
geben, welches vor furzem Kanton getroffen.‘ In der erften Hälfte des April fuhren die Ge: 
fandten, in Begleitung eines Geſchwaders von Kriegöfhiffen, von Dampfern und Kanonen 
booten hinauf zum Golf von PBetichili, wo fie (17. April 1858) unfern der Mündung des Beho 
oder Nordfluſſes vor Anfer gingen. Neue ernftlih mahnende und drohende Botſchaften jind 
von bier aud wiederum nad) Peking gegangen. Sold eine zahlreiche Flotte, wie jene der ver: 
einigten vier Mächte, ift niemals vorher in jenen Gewäflern erjhienen. Die Fahrzeuge trugen 
Zerftörungäwerkzeuge in jo maflenhafter Weife, daß man im Stande gewefen wäre, nicht blos 
den Wiberftand der Chineſen, jondern von ganz Ajien zu bredien. Man hätte mittel ver flachen 
Kanonenboote gegen Peking vorrüden und auch viefe bevdlkertfte Stadt auf Erden in einen 
Schutthaufen verwandeln können, 

Innerhalb der ſüdweſtlichen und norböftlihen Gebirge des Hofkreiſes entipringen vie 
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Duellen ver Flüſſe, weldhe die pefinger Ebene vielfach durchkreuzen, am Ende theilmeife zuſam⸗ 
menfließen und jih in den Golf von Petſchili ergießen. Es werden deren in ver neueften Aus— 
gabe der amtlichen Beichreibung des Mittelreichs eine große Anzahl aufgeführt. Sie find je- 
doch mit Ausnahme des Peho, woran Peking oder die Nordreſidenz liegt — fie wird auch Schnu— 
tien, die Himmelgehorchende genannt — bloße Küftenflüffe und von geringer Beveutung. Des 
Peho Duelle entfpringt in einer vomantifcheu Alpengegend, nad) ihrer Hauptftadt Siuen hoa, 
Landſchaft ver Fruchtbarkeit genannt. Siuen hoa liegt in einem herrlichen Thale, mit Reis: 
feldern und fruchtbaren Adern rings umgeben, wo allerlei Getreide, namentlich Gerfte, in üppi— 
ger Fülle emporgewachſen. Unfern der Duelle heißt der Fluß Drachenpfortenbach. Hat er ji 
mit einem andern Bache vereinigt, und den vom Norden her fommenden Puentaokeu aufge— 
nommen, dann erft erfcheint das Gewäſſer unter vem Namen Peho, Nordfluß. Die Einfahrt 
bei feiner Mündung ift wegen der vielen Sandbänfe und Untiefen mannihfahen Schwierig- 
feiten unterworfen. Zur Flutzeit fteigt das Wafler über die Verriegelung blos 5 Fuß empor; 
bei der Ebbe ift das Flußbett von beiden Seiten trocken, ſodaß ein Rinnfal von faum einer 
balben englifhen Meile übrig bleibt. Dieſes Naturverhältniß leiftet eine nachhaltigere Ver— 
theidigung Pekings, ald alle die Burgen und Erdwälle hinter ver Mündung, als alle die Trup— 
pen und Geſchütze längs der Bergfahrt des Peho hinauf zur Reſidenz. Eine zahlreiche Handels⸗ 
flotte pafjirte jeine Mündung, fuhr nach Tientſin, dem größten Hafen und Handelöplag im 
nördlichen Stillen Ocean, hinter weldem ſelbſt San-Francisco in Galifornien weit zurüditeht. 
Die Engländer haben einige Dſchonken weggenommen, um fie als Kohlenſchiffe zu gebrauden. 

Nur einigemal im Verlauf feiner ganzen viertaufendjährigen Geſchichte ift das Mittel- 
reich, jind die Ehinefen und ihre Bürften in folder Beprängnig gewejen. Und zwar zu gleidher 
Zeit von innen wie von aufen. Die Dynastie ver Mandſchu-Himmelsſöhne hatte ſchon lange 
Schaden gelitten; dieſe Fremdherrſchaft war vom Beginne gehaßt bei einem großen Theile ver 
Bevölkerung. In den Provinzen Kiangii, Kiangſu, Tihekiang, Fokien, Nganhoei, Kuangtong 
und Kuangji haben Nebellenbaufen ganze Gemarkungen in Befig genommen und bier und da 
jelbftändige, der herrſchenden Dynaftie offen entgegentretende Regierungen eingerichtet. Ganz 
frei von Unruben ift faum irgendein hinefifhes Land. Fremde herrſchten nicht blos zu Kan— 
ton, ſondern in allen ſüdlichen und nordöſtlichen Gewäflern. Nanfing ift jeit Jahren verloren. 
Innerhalb diefer alten Reihshauptitadt figen die Taiping und verbreiten mit Feuer und 
Schwert, im Gegenfage zum alten Ehinefenthum, eine andere, auf dem Grunde der heiligen 
Schriften des Neuen und Alten Teftaments auferbaute DOffenbarungsreligion. Jetzt follte ver 
Kaifer und fein Hof von den vereinigten Weſtmächten in feiner eigenen Reſidenz aufgefucht 
und bie dichte, feit Jahren Hungernde Bevölkerung allem Elende des Kriegs und ded Mangels 
preiögegeben werden. Und nicht in der Heimat allein, aud in der Fremde unterliegen die armen 
Chineſen allerlei Vedrängniſſen. In Auftralien müffen fie jhwere Kopffteuer entrichten und 
werden aus den Minen vertrieben. Mit vem Beginne October 1858 ift ihnen, vermöge 
eines in chinejifcher und engliiher Sprache erſchienenen Gejeges der Legislatur, unterzeichnet 
vom Statthalter am 26. April 1858, Californien verſchloſſen; hinefiih = mongolifhe Ein— 
wanderer werden unter feiner Bedingung mehr zugelaflen. Die Angelfahjen am Stillen 
Decean hielten diefen barbarifhen Ausſchluß duch die Pliht der Selbfterhaltung geboten. 
Jetzt ſchon find in mancher Grafihaft die Mongolen zahlreicher als die Einheimischen kauka— 
fiiher Raſſe. „Abgeſehen von andern Gefahren”, iprehen die einſichtsvollen Männer Gali- 
forniens, „io ift bei dem mächtigen Andrange eine vermifchte mongoliſch-kaukaſiſche Bevöl— 
ferung, eine halbſchlächtige Nachkommenſchaft längs des Stillen Deean zu befürdten. Dies 
wäre das größte Unglüd nicht blos für die Union, jonderh für die fortfchreitende Gultur der 
ganzen Menſchheit. Man jehe nur die Früchte des Miſchlingsweſens innerhalb der ſpaniſchen 
und portugiefifchen Kolonien. Wir Angeljadhien, Engländer und Amerikaner, konnten nur 
dadurd fo heilfam auf die ganze Welt zurüchwirken, weil wir immerbar die niedern Rajlen 
abftießen und unfer Blut rein erhielten. Wir Angelfahfen find fremd dem entwürdigenden 
und feigen Müßiggange der Romanen; wir arbeiten jelbft, wir finden unfere einzige Befriedi— 
gung in ver Arbeit; wir haben der Welt dad Beijpiel gegeben, was man werden fann durch 
Arbeit. Deshalb haben wir Galifornier gleih am Anfang vie Sklaverei verworfen. Und mag 
der Süden ſich jträuben mit aller Kraft, die Zeit wird jicherlich fommen, mo dieſe von der Mon= 
ardie und auferzwungene und hinterlaffene Schmach der Sklaverei verſchwinden wird vom 
allgejegneten Boden der freien Union.“ 

Drei bis vier engliihe Meilen Iandeinwärtd, unfern der Mündung des Peho, liegt die 
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zahlreich bewölferte Ortſchaft Taku, d. h. Großer Markt. Die Häufer bilden, gleichwie jene ver 
vielen andern Ortſchaften längs des Peho, ein Viereck; die gen Norden ſtehenden Mauern find 
in Petſchili Höher erbaut ald jene nach andern Weltgegenden, um die falten, aus ven Wilpniffen 
Hochaſiens herabwehenden Winde abzuhalten. Hier zu Tafu wollten die Abgeorbneten der vier 
Mächte — fo lautete ihre (24. April 1858) mitteld des Oberftatthalters Tan vor Petſchili an 
den Hof gefandte Botſchaft — einen dem Range nah ebenbürtigen Faiferlihen Commiſſar 
empfangen, um die Bedingniffe ver neuen Verträge zu berathen und feftzuftellen. Sollte inner: 
Halb ſechs Tagen feine Antwort oder ungenügende erfolgen, fo werben die friegführenden 
Mächte, England und Franfreih, den Fluß hinauffahren und alsbald die Keinpfeligkeiten bes 
ginnen. Während der folgenden Tage waren mehrere Beamte, wahricheinlich ald Kundſchafter, 
bei und und auf den Schiffen der Alliirten erfchienen. Ein kaiſerlicher Abgeordneter mit unbe— 
grenzten Vollmachten ift jedoch zur beftimmten Frift nicht eingetroffen. Am Abend des 19. Mai 
fuhren eine Anzahl englifcher und franzöftfher Kanonenboote und anderer ftarf bemannten 
Boote über die Barre und gingen bei ven Schiffen ver Weftmächte unfern ver Forts vor Anker. 
Der Angriff begann am folgenden Tage; die Chinefen feuerten ihre Kanonen ab und liefen von 
bannen. Innerhalb zweier Stunden war die flarfbefeftigte Stellung des Feindes in den Hän= 
den der Verbündeten, obgleich die Kortd ringsun mit 138 Kanonen ſchweren Kalibers beſetzt 
und mit einer ſtarken Heeresmacht verjehen waren. Tan, der Statthalter des Kreifes Petſchili, 
und die andern Befehlshaber, Mandihu und Mongolen, wurden, wie die pefinger Zeitung 
(8. Aug. 1858) meldet, vor ein Kriegdgericht geftellt und theild zum Tode, theild zur Degra— 
dirung verurtheilt. Ihre Feigheit trage die Schuld, daß die Schiffe ver Barbaren nad den 
innern Gewäffern vordringen konnten. In folhen Täuſchungen ift der pefinger Hof immer 
noch befangen oder jucht wenigftens feine Völker darin zu erhalten. 

Die Alliirten fuhren nun ungehindert ftromaufwärts nah Tientfin, welcher berühmte 
Handeldort, gegen 60 engliſche Meilen von der Pehomündung, ald der Hafen der Hauptſtadt 
Betrachtet werden fann. Schon im Namen ift diefe Hindeutung enthalten. Tientiin heißt Him— 
melöfurt, die Kurt, welche hinaufpringt zum Himmel, zur Refivenz. Peking lag zu den Füßen 
des Feindes; der Hof mußte fih unterwerfen. Auf Ginladung der feindlichen Weſtmächte 
waren auch die Neutralen, Ruſſen und Amerikaner, zum Peho gefommen und den Fluß auf: 
wärts nad Tientjin gefahren. Man fonnte hoffen, durch die Bereinigung der Nepräfentanten 
der vier Mächte einen großen moralifhen Gindrud und einen jhnellern Frieden herbeiführen 
zu fönnen. Und fo ift es auch geſchehen. Nach Eurzen Unterhandlungen wurden die vierfachen 
Verträge zuerft mit ven Neutralen, mit den Ruffen (13. Juni) und den Amerifanern (18. Juni), 
dann mit den friegführenden Mächten, den Engländern (26. Juni) und den Franzoſen 
(27. Juni 1858) abgeſchloſſen — Ereigniffe von welthiftorischen Folgen. Der weſentliche 
Inhalt kann unter folgenden Abjchnitten zufammengefaßt werben: 

1) Elf neue Häfen find den fremden Schiffen geöffnet, darunter einer in Hainan, zwei auf 
Fermoſa, ein anderer in der Provinz Schantong und einer an der Spitze des Golfes von Pet: 
ſchili. Die freie Küſtenſchiffahrt, welche den Fremden geftattet ift, wird wol die Folge haben, 
daß fie nach und nach längs des ganzen Uferlandes anlegen und fi des ganzen Küftenhanvels, 
zum Schaden ver einheimifchen Fahrzeuge, bemädtigen. Die Chinefen geben jegt bereits aus- 
ländifchen Bahrzeugen ven Vorzug, nicht blos weil fie fchneller und jicherer fegeln und von Pi— 
raten nicht angegriffen werden, jondern weil ihre Fracht billiger kommt ald die der Dſchonken. 
Diefe find durch Beihränfungen, durch allerlei Bedrückungen und Gefahren zu höhern Preifen 
gezwungen. Alles, was nöthig, um den fremden Schiffen die vollftändigfte Überlegenheit zu 
verſchaffen und zu fihern, ift geſchehen, ſowol durch Herabfegung der Tonnengelder, ald durch 
die Freiheit innerhalb vier Monate nur einen Eingangszoll zu entrichten, und zwar im Durch— 
Schnitt blos 21/, Procent von allen Werthen. Kleine, gut befehligte Schiffe von Hamburg und 
Bremen können, fobald und Deutſchen gleihe Begünftigung geworden, einen großen Theil des 
Küftenverfehrs an fi) ziehen. Sie werden aud bald fiherer jegeln als früher. Die Piraten, 
nicht mehr durch die, Stärfe der Eingeborenen unterftügt, müflen in der nächſten Zeit ganz 
verjchwinden. 

2) Der Dangstje-fiang ift oder wird in nächfter Zeit den Verkehre geöffnet, wie es fcheint 
— der hierauf bezügliche Art. 10 des englifhschinefiihen Vertrags ift, wie er jegt vorliegt, un= 
deutlih — von der Mündung aufwärts in feinem ganzen Laufe. Doch follen nicht mehr als 
drei Häfen dem Handel geöffnet werden. Wir glauben nicht, daß große Schiffe von dieſem 
Rechte Häufig Gebrauch mahen. Es hat der Strom, Meeresfohn genannt, einen ftarfen Fall 
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und viele Krümmungen. Man wird Schooner, kleine Fahrzeuge, mittlere Dampfer und Barken 
vorziehen, was unfern norbiichen Rhebern wieder zum Bortheile gereichen fönnte. 

Es ift unmöglich zu ermeflen, melde Ausdehnung des Handeld diefe theilweiſe, und in Der 
nächften Zeit vollſtändige Eröffnung des Riefenfluffes zur Folge hat. Eine neue, früher ganz 
unbekannte Welt ift der Menfchheit und dem Verkehre geöffnet. Der Kiang wird: mit gutem 
Grunde der Gürtel Chinas genannt, und ein reicher prachtvoller Gürtel ift er in der That, 
welcher die mittlern Provinzen des Reichs mit Tibet und Köfonor im Weften und dem Stilfen 
Deean im Often verbindet. Der ganze Lauf in allen feinen mannichfahen Windungen, unter 
allen den verichiedenen Namen, wird: fich wenigftend auf 3000 (engl.) Meilen erftresfen. In 
Betreff der Nebenflüffe umd der Städte innerhalb feines Waflergebiets, in Betreff des Boden- 
reichthums und der verjchiedenen Broducte längs feiner Ufer, vorzüglich aber wegen der ftarfen 
links und rechts in den Thälern, in den Ebenen und am Fuße der Hügel wohnenden Bevölke— 
rung: hat dieſer Meeresſohn feineägleihen auf Erden. Der Kiang, feine natürlihen und Eünft- 
lichen Berzweigungen gewähren eine binnenländiſche Verbindung mit ven größten und reichften 
Gemarfungen aller 18 Brovinzen des Mittelreihd. Der Amazonenftrom bat an feiner Mün— 
dung eine größere Waſſerfülle; der Miffiffippi einen längern Lauf, Auch mögen dieſe beiden 
im Reichthume, nicht aber in dev Mannichfaltigfeit der Producte längs der Ufer mit dem Kiang 
iwerteifern. Wäre dad Stufenland des Kiang fo genau unterfucht, wie jenes des Miffiffippi, 
wird man einflend die artejiichen Brunnen, ven Goldſand und die Kohlenlager in Hukuang, in 
Sſetſchuen und den andern Provinzen erforjhen; wahrlich ed werden Reichthümer zu Tage 
kommen, wovon jegt feine Ahnung vorhanden. Aber welcher Fülle von Erzeugniflen, welchen 
Reichthums ſich immer aud das Stromgebiet erfreuen mag, fie verfchwinden im Vergleiche zu 
den vielen Millionen, welche hier leben, welche hier alle ihre Bedürfniſſe befriedigt finden. Vor: 
züglich in diefer Beziehung ftehen der Mijitffippi und der Amazonenftrom weit hinter dem 
Klang zurück. Da nun blos die Menſchen, denkende fleipige Menfchen dem Lande einen Werth 
verleihen, ein Werth, hinter welchem alles andere zurückbleibt auf Erben, jo wird wol feikt 
Strom mit dem chineſiſchen Meeresfohn wetteifern wollen. Und welche neue Produete mag man 
bier nicht auffinden, die, wie bereits vor kurzem bei den hinefiihen Dans und Zuckerrohr ge= 
ſchehen, mit Bortheil nah dem Weften verpflangt werden. Die zahlreichen Steinfoblenlager in 
feinem Flußgebiete und in andern Gegenden des Mittelreih3 gewähren der Schiffahrt großen 
Bortheil. Der Binnenhandel muß außerordentlich jein; der beveutendere Theil wird wol eben= 
falls den Meg zu den fihern und überlegenen Fahrzeugen dev Fremden finden. Dort ift er der 
mancherlei Bedrückungen enthoben, welde ihn jegt überall verfolgen. Die Sicherheit wird zu= 
nehmen, je mehr Kapital und Unternehmungägeift ſich in jene Nichtung ziehen, je mehr fie in= 
nerhalb des weitgeftreften und reichen Stromgebietd Leben und Thätigfeit bringen. Der aus- 
ländifche Handel wird noch mehr gewinnen, wenn nachfolgende vertragsmäßige Beringungen 
eingehalten, eingehalten werden können. 

3) Die Durhgangszölle im Innern des Mittelreichd müflen ven Gonfuln angegeben. und 
dürfen niemals erhöht werden. Chineſen und fremde Kaufleute haben das Recht, die Zölle auf 
einmal zu erlegen, worüber ihnen eine Beſcheinigung wird, welche fie blos bei den andern Zolt- 
häufern vorzeigen. Die Waaren gehen dann frei von einem Ende des Mittelveihs bis zum 
andern. ?) 

Die Wichtigkeit. dieſes Artifeld wird die Erfahrung beweilen. Fremde können and Land 
gehen, Broducte kaufen, fie zum Meere verichiffen laſſen und im nächſten Mauthamte ihre geſetz— 
lihe Schulvigfeit entrichten. Andererſeits wird der chineſiſche Käufer fremder Waaren, in ir— 
gendeinem Seehafen, feine Certification, welche Befreiung von binnenländiſchen Zölten geben, 
vorzeigen oder nicht, je nahdem er glaubt, daß jie.ihm Schaden oder Nuten bringen Eönnen. 
Wird die chineſiſche Regierung dieje ihre Souveränetät fo beſchränkenden Bertragsbeftimmuns 
gen halten, oder auch mit dem beften Willen aufrecht halten können? Wir glauben e8 nicht. 
Soltte died aber, gegen alle Wahrſcheinlichkeit, doch der Fall ſein; ſollte ver Tarif, welcher zu 


3) Die Verträge find noch nicht in amtlicher Weife veröffentlicht. Wir geben den Inhalt nach der 
Überfegung der chinefiichen Terte im „‚ North China Herald “ vom 28. Aug. 1858. Diefer in Betreff des 
Hanbdelsverfehrs fo wichtige Artikel ift der 28. im englifch : chinefifchen Vertrage. Der 10, Artifel, in 
Betreff der Eröffnung des Dangstferfiang, enthält, wie er jegt vorliegt, einen Widerſpruch. „Britiſche 
Kauffahrer “, heißt es im Beginne, „können längs des Stromes Handel treiben; dann weiter, „zwi— 
chen Hanfkır und dem Meere ſollen nicht mehr als drei Häfen geöffnet werben.‘ Der Tert der Verträge 
wird wol diefen Widerfpruch befeitigen, 
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Schanghai (Detober 1858) vereinbart wird, wirklich für das ganze Reich Geltung erlangen, 
ſo wird der Handel der Fremden und unter fremden Schug einen unermeßlichen Auffhwung 
nehmen und in demſelben Maße die Zolleinnahmen Chinas jih mindern. Noth und Elend wird 
das Los fein der chineſiſchen Rheder und Zwiihenhändler, Mangel und Verzweiflung ver Fi— 
nanzbehörben im Mittelreiche. Die Selbftändigkeit und der ganze Beftand des inefifhen Reichs 
ift durch diefen und andere Avtifel des Vertrags von Tientjin vollkommen gebrochen. .. 

4) Das Tonnengeld iſt auf ein Fünftel ermäßigt ; Schiffe, welche e8 in einem Hafen: erlegen, 
haben während vier Monate nichts mehr zu bezahlen. Der Tarif wird, wie gefagt, durchaus 
geändert, und je nach Bedürfniß ven neuen Handelsverhältniſſen angepaßt. Die einzige weientz 
liche Zollminderung von Hauptartifeln tritt wol beim Thee ein, er joll, wie es heißt, einem 
Ausgangszoll von blos fünf Brocent je nad dem Werthe zahlen. Thee würde demnach, find 
einftens die Verträge nad) ihrer Ratification in Wirkſamkeit getreten, viel wohlfeiler werben. 

5) Den Fremden ijt geftattet,, in allen ruhigen heilen des Reichs zu reifen, fei es in Ges 
ſchäften oder ihre Vergnügen willen. Sie fünnen ungehindert Boote und Leute miethen, um 
ihr Gepäd oder ihre Waaren fortzufchaffen. Die Päffe erhalten fie bei ven Gonfulaten ver Ber: 
tragsmächte und jind daburd vor jeder Beläftigung gefidyert. Ein anderer Zweck der Päſſe ift, 
die Chineſen ſelbſt vor ſchlechten Leuten aus ver Fremde zu bewahren. Dieſe erhalten feine 
Bälle und können das Innere nicht bereifen. Die dadurch gewährten Rechte und Sicherheiten 
find für beive Theile jehr wichtig. Da feine Strafen und Entfernungen beitimmt find, welche 
Waaren und in welcher Menge die Handelsreiſenden jie mit fich führen dürfen, fo ift e8 dem mit 
einem Paſſe verjehenen Fremden möglich, bedeutende Waarenverkäufe am jedem ihm beliebigen 
Drte zu machen oder gegen Kandesproducte umzutaufchen. Bon Tſchingkiang kann der Kauf: 
fahrer mit feinen Schiffsladungen hinauffegeln bi8 nad Tientfin oder Peking. Was ber 
Fremde durch den Ausihluß feiner Schiffe von irgendeinem Seehafen verliert, das kann er 
durch jeine Züge im Binnenlande leicht erfegem Seine Waaren jind mäßigen und feſtgeſetzten 
Abgaben unterivorfen ; jeine Perſon ift unverleglich, und fo wird der Fremde nicht blos die Con— 
currenz der Eingeborenen beftehen fönnen, ſondern fie mit der Zeit aus allen Hauptmärkten 
verbrängen. Der allgemeine Mangel ver hinejiihen Sprachkenntniß, dann das verhältniß— 
mäßig geringe fremde Kapital in China mag die Chineſen nod eine Zeitlang vor der Gefahr, 
welche ihrer eigenen Induftrie droht, befreien. Sie und die Japanen werden aber dem furcht— 
baren Schickſal, weldes die Inpuftrie im benadybarten Hinvoftan getroffen, nicht entgehen, 
Nach den hinefiihen Rhedern werden die Millionen Krämer und Haufirer bald die furdtbaren 
Folgen diefer wejtöftlihen Berträge fühlen. Die faiferlihen Gommifläre haben: wol die volle 
Tragweite ihrer Zugeſtändniſſe nicht erfannt. Wahrfcheinlid) ift ed, daß jpäter allerlei Aus— 
flüchte ervadyt werden, um die heillofen Folgen abzuwenden. Die Gonfuln müffen bei der Paß— 
ertheilung mit großer Befonnenheit verfahren. Für Erhaltung des guten Ginvernebmens ver 
Fremden mit Ehina ift ed durchaus notbwendig, daß nur Männer von hoher Moralität und 
großer Menſchenkenntniß diefe wichtigen Stellen erhalten. 

6) Importirte Waaren Eönnen wieder ausgeführt. werden. Haben fie den Eingangszoll 
entrichtet, jo jollen die dafür ausgeftellten Scheine von der chineſiſchen Regierung als Zahlung 
für andere Abgaben angenommen werben. Welch eine reiche Gelegenheit für Ausflüchte und 
Betrügereien! Man ermangelt ver Feſtſetzung einer Gelvwährung. Nur heißt es (Art. 33 des 
englifchen Vertrags) die engliiben Kaufleute follen die Zölle in verfchiedenen Münzſorten, nad 
dent vom Warvein zu Kanton beitimmten Werthe, bezahlen können. Man hofft, daß die Com— 
miſſare zu Schanghai vielen wichtigen Gegenftand ind Auge fallen und die Mittel finden wer⸗ 
den, um dem Übel abzuhelien , welches daraus entjpringt, daf an jedem Küftenorte eine andere 
Münze gilt. Die weitlihen Commiſſare follen bereits, wie es heißt, vie Feſtſtellung eines be= 
ſtimmten Münzfußes, gleihwie mit Maß und Gewicht geicheben, bei den Verhandlungen ame 
Peho zur Sprache gebracht haben ; ed wäre jedoch unmöglich geweſen durchzudringen, ober Dem 
Chineſen auch nur die Nothwendigkeit einer ſolchen Einrichtung begreitlich zu machen. 

Die Frage wegen der Opiumeinfuhr in Ehina iſt unerledigt geblieben. Es mangelte wol 
von beiden: Seiten der Muth, diejen ſchwierigen Gegenftand zur Sprache zu bringen. Die Eng: 
länder wollen ihre großen Gewinfte nicht aufgeben, und dev Mafle Chineſen ift das Opium— 
rauchen zum Bedürfniß geworben. Selbſtſucht und Sitte ftreiten gegen die Moralität und Ge— 
jundheit ; dielegtern follen und müffen, wie im Leben gewöhnlich geſchieht, ihren Feinden weichen. 
Der Opiumhandel wird wol in ven beſtehenden Weife fortgeführt, wie es jetzt bereits geſchieht, 
theils ald Schmuggel ‚ theils unter Zöllen. Mögen die Menſchenfreunde jagen, was jie wollen, 
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die Opiumeinfuhr in China kann, unter den beſtehenden Verhältniſſen, ſo wenig aufgehoben 
werden wie die Sklaverei in den ſüdlichen Staaten der Nordamerikaniſchen Union. Vor allem 
ſollten die chriſtlichen Sendboten aller Confeſſionen, welchen jetzt vermöge der vierfachen Ver— 
träge vollkommene Freiheit geftattet iſt, ihre ſonſt widerſtreitenden Kräfte auf dieſem neutralen 
Punkte vereinigen, um dem furchtbaren Übel des Opiumgebrauchs zu ſteuern. Ländererwerb 
lag nicht im Sinne der Weſtmächte, nody viel weniger im Sinne der Amerikaner. Nur Rupland 
dringt immer weiter herab vom Norden gen Süden, vom Werften gen Dften. Seine friedlichen 
Eroberungen in der Mandjchurei während der legten Jahre find größer als mancher europäische 
Staat; fie bilden das ſchöne, das fruchtbare und goldreiche Amurreih. Wie weit die Orenzen 
nad dem Vertrage mit vem Grafen von Amur, Murawiew, dem Statthalter Oftjibiriens, herab⸗ 
laufen, wiffen wir nit. Rußland hat bidjegt feinen jener neuen Tractate der Offentlichkeit 
übergeben. Iſt ed doch gleichviel. Seine Verträge mit China find mehr noch als alle andern be— 
ſchriebenes Papier. Die ruſſiſche üͤbermacht wird in den nächſten Jahren immermehr zugreifen, 
und die hinefifhe Schwäche immer größere Zugeftänpniffe machen, machen müffen. Überdies 
ift vie Stellung der Slawen und der ihnen befreundeten Amerifaner am pefinger Hofe eine 
Höchft günftige; Rußland hat China niemals mit Krieg überzogen. Im Gegentheil. Man Hat 
den Mandſchu in der Kleinen Bucyarei und bei ven Verhandlungen am Peho mandherlei Nach— 
rihten und Warnungen zufommen laffen und Bermittelungsdienfte erwiefen. Der Gefandte 
des Zaren joll in Peking diefelbe Stelle einnehmen, gleihtwie der englifche Gefandte zu Konftan= 
tinopel, Bon diefen erwartet der Sultan Rath und Schuß in allen feinen Nöthen ; hingegen foll 
der Himmelsſohn zu den Ruſſen emporbliden um Hülfe und Abwehr gegen das „ſchamloſe 
Raubgefindel der rothborftigen englifhen Barbaren‘. „Rußland hat die Aufgabe‘, jo lieſt 
man jegt nicht jelten in peteröburger Blättern. (Mittheilungen ſolchen Sinnes wird man aud 
dem pefinger Hofe maden), „China gegen die Übergriffe ver Engländer zu jhügen. Der 
Chino⸗Mandſchuſtaat fönnte, verftände er feinen Vortheil, nichts befleres thun, als ein Schuß: 
und Trugbündniß mit dem Zar zu fließen. Die Amerikaner neigen ſich ebenfalls dieſer Rich- 
tung zu. Der erfte Artikel ihres Vertrags könnte felbft zu einer Art Schußherrliäfeit ausge— 
deutet werben. „Wenn Zwiftigfeiten zwiſchen China und einer andern Nation entftehen‘‘, heißt 
es dort, „oder wenn den Ehinefen Unrecht geichieht, fo werden die Vereinigten Staaten ihre 
guten Dienfte aufbieten, um eine freundliche Ausgleihung zu Stande zu bringen.” Die Er: 
nennung eines englifchen Geſandten zu Peking, welche im zweiten Artikel des Vertrags, mit 
allen Rechten und Befugniſſen gleihwie bei europäiſchen Höfen, zugeftanden wurde, ift wol des— 
halb fo ſchnell erfolgt, um die Intereffen Großbritanniens gegen jene vereinigten ruſſiſch— 
amerifanifchen Umtriebe zu wahren und den chineſiſchen Hof zu belehren, melde Gefahren ihm 
von den neuen guten Freunden drohen. Es wird dies wenig helfen. Das große hinefiiche 
Reich geht unvermeidlich feiner Auflöfung entgegen. Das nördliche Erbtheil der Mandſchu 
. fällt ven Ruffen anheim und das ſüdliche China den Engländern. Ja das angloindiihe Reich 
hat bereitö mit dem Vertrage zu Tientfin begonnen; die Conſuln in den geöffneten Häfen find 
die britifhen Proconjuln im Mittelreiche. K. F. Neumann. 

Chriſtenthum im Verhältniß zum Staat. I. Nothwendigkeit ver Unter— 
fuhung des Hiftorifh und praftifch gleih wichtigen Verhältnifjes. Mit der 
Entftehung des Chriſtenthums beginnt die Weltgejhichte eine neue Zeitrehnung. Und in der 
That e8 beginnt mit dem Ehriftenthume eine neue Weltgefhichte. Es hat die Grundverhält- 
niffe der Völker, ver fortalen und politifchen, die der Stände und der Familien, die ded Staats— 
und Völkerrechts, ed hat mit der Religion die Weltanfhauung und Eultur umgewandelt. In 
wachſender Ausdehnung unterwarfen die hriftlichen Völker alle Welttheile ihrer Herrſchaft und 
dem Übergewicht hriftlicher Gultur. Das Chriſtenthum, die größte Erfcheinung, die erhabenfte 
Macht ver Erbe, dehnte feine Herrſchaft aus bald durch Außerliche und weltgefchichtliche Ereig= 
niffe, wie die VBerfündigung des Evangeliums durch muthvolle Sendboten, oder die kirchlichen 
und hierarchiſchen Einrichtungen und Gefege, welche leßtere ald Kanonifhes Redt, in Ver— 
bindung mit vem Römifhen und Germaniſchen, ein gemeines Recht von Deutfhland und 
Europa begründeten, bald durch ftillere und mittelbare Einflüffe, durch hriftliche Weltanihauun= 
gen und Gejinnungen, durch religiöfe und moralifche Grundfäge, welde in dem Privat: und 
Staatöleben ver Menihen biftorifh wirffam wurden und welde praftijh wirf= 
fam werden follen. | 

Aber fie follen praktiſch wirkſam werden nur in ihrer richtigen Auffaffung und Anwen= 
dung, nicht, wie vielfah geihah, in unrichtiger, alfo nicht jo wie in den Verirrungen ſchwär— 
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meriſcher Sekten oder ſelbſt der allgemeinen Kirche, nicht in blutigen Ketzerverfolgungen, nicht 
in aſcetiſcher Weltverachtung ober in prieſterlicher Weltherrſchaft, überhaupt nicht in unmit- 
telbarem äußern Gebieten und Erzwingen religiöfer und moralifcher Pflichten, nicht jo 
wie in ber despotiſchen oder theofratiichen Theorie Ludwig's XIV.; der Stuart, der Filmer, 
Bonald und Maiftre, den Haller'ſchen und Kreuzzeitungd= Theorien. Sole praftifche An— 
wendung chriſtlicher Lehren ift doc gewiß ebenfo verderblich, und wol aud wahrhaft undriftlich, 
als die andere große Berirrung, in welder man, gerade aus leidenfhaftlihem Haß gegen ſolchen 
Misbrauch Hriftliher Lehren, entweder mit Voltaire, den Encyklopädiften und ven Neubegelia- 
nern, mit alten und neuen Jafobinern und Gommuniften, dad menſchliche Leben oder wenigfteng, 
wie in unfern Kantiſchen Theorien, die Rechts: und Staatögejeßgebung von allen religiöfen 
und fittliden Grundlagen gänzlich losreißen wollte. 

Weit mehr, ald man gewöhnlich glaubt, geht das Böfe und Verderbliche in ven menfchlichen 
Beitrebungen und Einrichtungen , namentlich das Verfehrte, welches ganze Gefellichaften, Bars 
teien und Zeitalter beherriät, von Irrthümern, von falſchen Theorien über das Wahre und 
Gute aus. Das an fi Böfe bekommt ohne fie nicht die gleichzeitige Gewalt über Tauſende. 
Vorzugsweiſe wirkſam und verführerifch aber find gerade folhe Irrthümer, welde ih am vie 
höchſten und heiligften Wahrheiten anfnüpfen, ihnen eine faliche Geftalt oder Anwendung 
geben. So zeigt denn die Gejhichte neben den mwohlthätigen Wirkungen des Chriſtenthums 
auch an jein Misverſtändniß und an feinen Misbrauch gefnüpfte verderblihe Erſcheinungen. 
Durd den täufhenden Schein des Höhften und Beften, und durch die Misleitung feiner gewal— 
tigen Kräfte erhält das Verfehrte feine Eräftigfte Unterftügung, oft Das gänzlich entgegengefegte 
Berkehrte. Wenn hier despotiicher oder ariftofratifher Gigennug, zu Gunften der Unter— 
drüdung, zu Gunften einer weißen oder ſchwarzen Sklaverei, zu Gunften eines noch bis zur 
heutigen Stunde midverftandenen göttlihen Rechts, das Ehriſtenthum misdeutet und mis— 
braucht, jo leiten ebenfo unmittelbar die jefuitifhen Mariana, die fanatifhen Thomas Münzer, 
die Lamennais und Proudhon und andere Sorialiften und Gommuniften ihre revolutionären 
fönigsmörderifchen, ihre Familie und Eigenthum anfeindenden Rechts- und Staatätheorien aus 
demjelben ab, und bethören Hunderttaufende und ganze Zeitalter. 

So ift es deun wol klar, daß ed hier vor allem gilt das Richtige zu finden. Nichts Hiftori- 
ches aber ift ohne gründliche Erforichung feiner Quellen, nichts Praktiſches ohne richtige Auf: 
faſſung feiner Grundlagen richtig zu verftehen. So fünnen aljo ohne gründliche Erforſchung 
des Ehriftenthums in feinem biftoriichen und praftifchen Berhältniffe zu unfern Staatseinrich— 
tungen diefe legtern weder hiftorifch noch auch praftifch richtig aufgefaßt und ausgelegt werben. 
Nur die früher einfeitig iveale und abftracte Rechts- und Staatätheorie konnte ſolche Erfor— 
hung ausſchließen. Bei der heutigen realen und hiſtoriſch-philoſophiſchen Richtung wird unfer 
Artifel Hoffentlich ſchon jegt weit mehr gerechtfertigt fein, ald es noch zur Zeit der erften Aus— 
gabe des „Staats-Lexikon“ der Fall war. 

Wie und wodurd aber entjtanden nun auf diefem Gebiete jene zuvor angedeuteten Verir— 
rungen ? Und mweldes find die rechten Wege fie zu vermeiden? 

I. Die Gefahren und Abwege, und der rechte Weg bei der Erforfhung der 
wahren dhriftliden Grundfägein Beziehung auf das Recht und den Staat. 

Vor allem müſſen wir die echte, die wirkliche chriſtliche Lehre aus den echten Quellen ſchöpfen 
und von den davon abweichenden Lehren in ſpätern Auffaſſungen unterſcheiden. Bei der Schwäche 
der Menſchen, bei ihrer Abhängigkeit von ihren und ihrer Vereine Vorurtheilen, Leidenſchaften 
und Gewohnheiten wurde natürlich die chriſtliche Lehre vielfach entſtellt und verfälſcht, beſon— 
ders durch die Einflüſſe und Einmiſchungen anderer Religionen, der altjüdiſchen und ver orien— 
talifchen, der griehifhen und fpäter der germanifchen, ſodann durch die Einflüffe philofophifcher 
Syſteme und kirchlicher oder ftaatliher Ginrihtungen und Sagungen. Wollte man, fo wie 
mande, mit dem Namen Chriſtenthum alle gefchichtlihe Auffaffung und Geftaltung der rift- 
lihen Wahrheiten verftehen, jo müſſen wir hiervon das echt Ehriftliche unterfcheiden und 
zum Gegenftande unferer Unterfuhung maden, und zu feiner Erforfhung uns an die echten 
Duellen, die heiligen Schriften, halten, 

Gefährlich für die Wahrheit bleibt hier aber immer noch die allgemeine Gefahr bei hiſtori— 
ſchen Unterfudhungen, die nämlich, daß man eigentlich nur auf Beftätigung vorgefaßter Anſich— 
ten und Parteimeinungen ausgeht. Wer zu diefen Zwede vollends die heiligften Urfunden 
und Wahrheiten des Menſchengeſchlechts zu misbrauden nicht verabfcheut, der hielte viel beſſer 
feine Hand fern von diefer Unterfuhung. Verkehrt wie das Unternehmen müflen feine Erfolge 
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und Wirkungen fein. Wie oft aber haben leidenſchaftliche veligiöfe und politiihe Parteifämpfer, 
feile Diener und Schmeichler der mädtigen Hierarchie oder dev weltlichen Regierungsgewalt 
und auch revolutionäre Fanatiker dieſen Hauptabweg betreten, und dann jehr begreiflich auch 
noch fernere verkehrte Wege in der Unterfuhung:eingefchlagen! 

Hierhin: gehört ed zunächſt, daß man bei eimem fo großen und reihen Ganzen, bei einem 
Ganzen, welches, jo wie das römische Gorpus juris und wie die heiligen Schriften, aus verſchie⸗ 
denen, oft gelegentlichen ‚. oft bildlichen und beifpielöweifen, mündlichen und ſchriftlichen Auße⸗ 
rungen verſchiedener Perſonen zuſammengeſetzt ib, ganze Syſteme bloß auf einzelne, aus dem 
Zufammenhange geriſſene vielveutige Stellen zu gründen jucht, wie z. B. dns des Abfolutis- 
mus und Servilismus auf jene Stelle aus nem Nömerbriefe oder auf jene orientalifche bildliche 
Hyperbel: „Schlägt did einer auf die rechte Wange, fo halte ihm auch die linfe dar!“ Auf 
ſolche leichtfertige Weife läßt jich freilich alles und ebenfo leicht auch jedesmal das Gegentheil be- 
weiſen und den ehrwürbigften Autoritäten faljchlih aufbürden. Und was hat man auf dieſe 
Weiſe nit fhon aus dem Ehriftentgum gemacht! 

"Gleich verkehrt aber möchte es fein, die klaren und feiten praftifchen Grundjäge für alles 
Thun und Laflen der Menſchen in ihren ſtaatsgeſellſchaftlichen Verhältniffen aus einzelnen 
metapbyfifchen oder myftifchen, unfihern oder dunfeln Speculationen und Dogmen, und aus 
einer willfürlihen und fpielenden Deutung und Anwendung berjelben ableiten zu wollen. So 
leiten 3. B. Adam Müller und Hr. von Bonald dieſe praftiihen Vorjhriften aus dem Myfte- 
rium der Dreieinigfeit ab und aus willfürlichen phantaftifhen Spielereien mit derfelben. Dabei 
fommt dem Hr. von Bonald in feiner Urgejeggebung zu jener jhönen Theorie, den König ale 
Gott Bater und den Adel als ven Heiland für das abjolut beherrichte, pafjiv gehorſame, blind⸗ 
gläubige Volk darzuftellen. Adam Müller aber trägt Fein Bedenken, in &. Schlegel's Zeitfchrift 
„Concordia“ jened Mofterium fogar zum Mittelpunkt jeiner nationalöfonomiihen Theorie 
zu machen, und in verfelben ven Boden ald Gott Vater, die Arbeit ald Gott Sohn und den 
Dünger ald den Heiligen Geift auftreten zu laſſen. 

Mögen ſolche und ähnliche metaphyiiihe und myſtiſche Iheoreme, wie die Dreieinigkeit, 
gern gelten, als was fie das gläubige Gemüth und die fünftli ausgebildeten metaphyfiichen und 
dogmatiſchen Lehrgebäude gelten laſſen! Und die gelehrte Theologie mag joldye zur Bekämpfung 
faljcher Theorien oder auch zur Darftellung der Harmonie zwijchen ver tbeologifchen und der 
andern menschlichen Wiſſenſchaft nad; beften Kräften jo wie bisher immer neu entwiceln und, 
„pa unjer Willen bier Stüdwerf bleibt”, immer neu und anders deuten! Aber man fann es 
geradezu eine offenbare Verlegung der Abſicht des Stifters der chriſtlichen Religion nennen, 
wenn man aus ihnen feine Gejege für das praktiſche Handeln der Menſchen ableiten will. 
Hundertmal wiederholt und ſonnenklar wie dad Licht des Tags und jo, daß wirklid noch alle 
achtbaren Ghriften und riftlicden Confeſſionen in ihrer Anerkennung jich vereinigen mußten, 
fprad er, ſprachen feine Jünger die großen einfahen praftifhen Hauptgrundfäge für alles 
menjchliche Streben und Handeln aus: das vertrauensvolle, mit gänzlicher Verwer— 
fung jeder jündigen Geſinnung verbundene Ergreifen verdurd den Erlö— 
fer verfündigten Wiedervereinigung der fündigen Menfhen mit Gott; und 
die fteteBervollfommnung inWahrheit und wirffamer findlider und brü— 
dierliherLiebe gegen Gott und alleMitmenfhen. Mit gleiher Cinfahhheit und Be- 
ſtimmtheit verfnüpft er dieſe praftifchen Hauptgrundſätze mit den wenigen theoretiiben 
Wahrheiten: erftendvon®ottdem freien perfönliden Geiſt, dem väterlich liebe— 
vollen und heiligen, dem allmächtigen und allgegenwärtigen Shöpfer und 
Regiererfeinerfinnliden Weltund feiner freien Gefhöpfe; fodann vonder 
freien unfterblihen Würde und Beftimmung der menfhliden Perſönlichkei— 
ten, jeimer zu göttlider Ebenbildfhaft geihaffenen, aber durch Misbra uch 
ihrer Freiheit ſündigen Kinder; endlih von dem ihnen in erbarmender Liebe 
durch Chriſtus eröffneten göttlihen Reihe, welches, getrennt von dem welt— 
lichen Streben, in liebevoller Gemeinſchaft und ſittlicher Vervollkommnung 
immermehr das brüderliche Menſchengeſchlecht umfaſſen ſoll. Es ſind diefes 
Wahrheiten, welche alle heidniſchen, polytheiſtiſchen, pantheiſtiſchen, alle dualiſtiſchen, materia= 
liſtiſchen und aſcetiſchen Irrlehren ſowie die jüdiſche äußerliche theokratiſche Geſetzesherrſchaft 
ausſchließen, und die zugleich die genügenden Grundlagen für die höchſte menſchliche Vervoll— 
kommnung und Seligkeit bilden. 

Über alle entferntern metaphyſiſchen Lehren und. Myſterien, über die Welt, vie Entſteh ung 
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des Böfen, über beiondere Verhältniſſe des göttlichen Lebens u. ſ. w., erflärte er ſich fo unvolls 
ſtändig, blos gelegentlich und bildlich, daß bekanntlich manche der gelehrteften Theologen felbft 
in Beziehung auf die Dreieinigkeit die Stellen, die von ihr reden ſollen, von ganz etwas an⸗ 
derm verjtehen und viefelben entweder ald unbegräindet und. logiſch widerſprechend anſehen oder. 
doch auf die verfchienennartigfte Weile deuten. Chriſtus, der überall feine Lehre an das Volk 
richtet und den Hochmuth und die Spigfindigfeit der Vornehmen und Gelehrten bekämpft, 
wollte durchaus felbft für die Unterſten im Volke verftändlich lehren und alle fih hochmüthig 
zurüdfegenden over ausſchließenden Geheimlehren, philofophifche Speculationen, alles aufblä= 
hende Willen der fich klug Dünkenden, und vollends eine pharifäifche und fchriftgelehrte Bervuns 
felung feiner wejentlihen praftifchen Hauptlehren möglihft ausfchließen. !) Wer aljo den gött- 
lichen Lehrer und feinen Willen-achtet, ver wird anerkennen, daß er in Beziehung auf die prafti= 
Then Lebenögejege jene von allen Neligionsparteien anerkannten klaren, praktischen Hauptge— 
bote befolgt, nicht aber jie durch dunfle, vieldeutige Myſterien und Speculationen verbunfelt 
und verwirrt willen wollte. - 

Boitftändiger beftätigt, ſchärfer beſtimmt und für ihre Anwendung verbeutlidht werben ung 
diefe großen Hauptgrunbfäge alddann werden, wenn wir, von den einzelnen praftifchen Bes 
flimmungen, ven einzelnen Anwendungen jener Hauptgrundfäße in der ‚Heiligen Schrift rück⸗ 
wärts ſchließend, wieder auf fie zurückgeführt werben, und wenn wir jie in ihrer alkfeitigen Harz 
monie erkannt haben. So wird denn alfo unfere Aufgabe von gemeinfhaftlich anerkannten. 
feften Grundlagen aus fi löjen laflen, ohne daß wir in die Streitigkeiten der Theologen, 
ver religidjen Parteien und firhlihen Gewalten uns einzulaffen oder von ihren bejondern 
Standpunkten auszugehen brauchten. Nicht ausſchließlich römiſch- oder griechiſch-katho— 
liſche oder proteſtantiſche Satzungen brauchen wir zur Begründung unſerer Darſtellung, ſon— 
dern nur jene ſoeben angedeuteten allgemein anerkannten einfachen chriſtlichen Grundlehren und 
ihre logiſch nothwendigen in der Heiligen Schrift unzweideutig ausgeſprochenen Folgefätze. 
Die Allgemeinheit ihrer Anerkennung von ſeiten der ganzen ſtimmfähigen Chriſtenheit findet 
ſelbſt Beſtätigung bei den einzelnen Ausnahmen von dieſer Anerkennung. Denn eben weil dieſe 
Anerkennung für alle, welche nur ernſtlich chriſtlich ſein und das Chriſtliche erkennen wollten, 
nothwendig begründet war, fo wurden die einzelnen Abweichungen, welche die menſchliche Eins. 
feitigfeit oder der Einfluß heidniſcher und philoſophiſcher Irrlehren, bald in fegerifchen Sekten 
oder in vorübergehenden Parteiungen und Entwidelungszuftänden erzeugten, infolge firchlicher 
und weltliher Proteftationen und Reformen ftetö aufs neue wieder doch zurüdgedrängt, oder 
mit Befeitigung ihrer urfprünglichen falſchen Grundlagen umgedeutet. So jehen wir e8 bei den 
auf pantheiftijche und dualiftiiche Weltanihauungen gegründeten Keßereien, jo bei ähnlichen 
afeetiihen und materialiftifhen Richtungen in ver katholiſchen Kirche, ebenſo wie bei den frü— 
bern gewaltjamen Kegerverfolgungen, bei den Ablaßgrundfägen und bei ven Forderungen welt— 
licher Herrichaft für die-Geiftlichkeit und den Baptt. 

Bei der bezeichneten Unbeftreitbarfeit der Örundlagen, von welchen diejer Artikel ausgeht, 
konnte fein Berfaffer auch die Freude erleben, feine Darftellung über das Verhältniß des Chri— 
ſtenthums zum Staate wiederholt von den erjten Eatholiihen und proteftantifchen Theologen 
gleihmäßig, alß ihrer hriftlihen Überzeugung entiprechend, anerkannt zu ſehen. 

I. Die einzig mögliche Art ver Anwendung praftifher hriftliher Gebote 
auf die ſtaatsgeſellſchaftlichen Verhältniſſe. 1) Das erfte Hauptergebniß bei unbes: 
fangener Auffaffung der hriftlihen Gebote ift Folgendes: Diefelben follen durchaus nit un= 
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1) S. z. B. Matth. 5, 3: 10, 26 u. 27; 11,25. Ev. Joh. 18, 20. 1 Korinth, 8, 1. Epheſ. 3, 9. 
Koloſſ. 1,25 —29. Hebr. 8, 10 u. 11. 1 Petr. 2, 9; 4,10. „Nil obscurum in scriptura ex his, 
quae sine salutis dispendio ignorari non possunt. Aperta posila sunt, quae continent fidem 
nmaoresque vivendi.‘ Augustin. de doctrina Christiana, II, 9. „Das Weſentliche der eigentlichen. 
Religion Chriſti“, fo fagt der berühmte Pland in feiner Geſchichte des Chriftenihums, I, 14, „läßt 
füch in wenige einfache Worte zufammenfaffen, die fich dem einfältigen, reinen Gemüthe wie der Ver: 
nunft mit unwiderſtehlicher Gewalt aufdrängen.“ Auch der berühmteſte der neuern fatholifchen Theofo: 
gen, Hug, fagt in der „Zeitſchrift für die Geiftlichfeit des Erzbisthums Kreiburg‘, HeftVH, ©. 227, in: 
der vortrefflichen Abhandlung: „Iſt das Entitehen des Chriſtenthums auf natürliche Weife erklärbar ?“: 
„In der Abficht, eine Weltreligion zu gründen, war nicht der Gelehrte, fondern der Menſch in Allge 
meinheit ber Gegenſtand der Unterweifung, wobei die mittlern und die geringiten Fähigleiten in Anichlag 
famen. Es mußte das Höchſte zum Niedrigften herabgezogen und dem kindlichen Fafjungsvermögen be- 
greiflich werden. Das ift ein eigenes Kunſtſtück des Shriftenthume im Plane, nach welchem es angelegt 
int, und in der Lehrart feines Stifters.“ 
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mittelbar juriſtiſch und politiſch gültig, ſie ſollen als ſolche durchaus keine Rechts - und Staats— 
geſetze, ſondern nur religiöſe Moralgebote fein. Chriſtus iſt der erſte, der einzige Religions— 
ſtifter der Erde, der kein weltlicher Geſetzgeber ſein wollte, der die Religion und die religiöſe 
Moral ganz rein und ganz unabhängig von der Nationalität wie vom Staatsverhältniß hin— 
ſtellte. Chriſtus erklärt auf die verſchiedenſte Weiſe immer aufs neue, daß ſein Reich, welches 
ſeine Jünger ausbreiten ſollen, nicht von dieſer Welt, kein äußerliches, weltliches ſei, daß er und 
ſeine Jünger nicht auf weltliche Weiſe gebieten, kein weltliches Geſetz geben wollen. Und er gibt 
wirklich nicht ein einziges. Ja er vermeidet ſelbſt ſorgfältig jeden Schein einer vpolitiſchen Geſetz⸗ 
gebung und Entſcheidung. Sogar als ihn ein Schüler nur um ſeine Meinung über eine Erb— 
ſchaftstheilung mit feinem Bruder bittet, verweigert er ihm dieſelbe mit den Worten: „Wer hat 
mich zum Richter oder zum Erbſchaftstheiler über euch geſetzt?“ 2) Schon der erſte Blick auf die 
ganze hriftliche Lehre beftätigt auch diefes. Hätte Chriftus, hätten feine Jünger politiſche Ge— 
feßgeber fein wollen, ihr Werk wäre ebenfo das armjeligfte, wie ed als Xehre der Moral das 
herrlichſte und großartigfte ift. Die wichtigſten politifchen Verhältniffe und Fragen, z. B. die 
über eine monardifche, demokratische oder ariftofratifche Verfaſſung, über ihre Entftehung und 
Fortdauer u. ſ. w., find gar nicht einmal berührt. Seine praftifchen moralifhen Ermahnungen 
über gejellige Verhältniffe, z. B. auch die: „Nimmt dir einer ven Mantel, fo gib ihm auch den 
Rod!’ Haben einen vortrefflihen Sinn, jobald man fie betrachtet als bilpliche und beifpiels- 
weiſe Veranfhauligungen und Anwendungen der einfahen Hauptgebote für die moralifche 
Gefinnungsweiie, worauf in der Moral alles anfommt, und damit das moraliiche Handeln von 
diefer Geſinnungsweiſe, und nit von einer mechanischen äußern Beftimmung ausgehe, hat Chri— 
ſtus ſelbſt niemals eine irgend vollftändige Sammlung und genaue Beftimmung aller einzelnen 
moraliſchen Pflihtgebote, gar feine eigentlichen Gefege, geben wollen. ?) Als unmittelbare poli= 
tiſche oder juriftiiche Gefege betrachtet, fehlt aber jenen hriftlihen Ermahnungen vollends alle 
nöthige Beftimmtheit und Anmwendbarfeit. Sie würden als abfurd und überall als ſich ſelbſt 
wiberjprechend erjcheinen und alle Rechts- und Staatsordnung aufheben. Wollte man fie un= 
mittelbar politifch anwenden, dann freilich könnte man hier in der Grmahnung zu frommer Ge: 
duld an die Sklaven eine göttliche Einfegung der Sklaverei, in der Lehre der völligen brüder— 
lihen Gleichheit aller Menfchen dagegen unmittelbare Aufhebung aller Sflaverei, aller Obrig— 
feit und aller Bermögendungleichheit finden wollen. Man könnte ebenjo mit jener Grmahnung, 
zum geraubten Mantel auch noch den Rod hinzugeben, die Aufhebung alles Eigenthumsrechts 
und die Begründung einer Näubergeiellihaft, mit der Ermahnung an den mit Unredt Ber: 
legten aber, bei der Gemeinde ſchiedsrichterliche Hülfe zu ſuchen, und mit dem Lobe des wohl- 
thätigen, gerechten Schutzes der Obrigkeit *) auch wiederum das Gegentheil beweiſen. 

Auch durd die Stellen, weldhe man ſehr häufig als politifche Entſcheidungen und Gebote 
anführt, jene Worte: „Gebt dem Kaiſer, was des Kaiſers iſt!“ oder: ‚Jedermann fei unter= 
than der Obrigfeit!” gab Chriſtus keineswegs jenes großartige Grundprincip und alle Conſe— 
quenz auf. Auch diefe Stellen leiden, als unmittelbare politifche Vorfchriften betrachtet, ganz 
an derſelben Unbeftimmtheit und Untauglichkeit. Sie haben ebenfalld nur ganz denſelben 
rein moraliſchen GCharafter, entweder der Abweifung der weltlichen Entſcheidung, jowie jene 
Stelle von der Erbtheilung und die Antwort über die juriftiiche Beftrafung ver Ehebrederin, 
oder den der Beranfhaulihung der rechten moralijhen Gefinnungsweife. Dieſes konnten nur 
ſolche Theologen verkennen, melde jehr ſchlechte Juriſten waren. 

Jener erſte Ausſpruch Chriſti wurde bekanntlich nach der ausdrücklichen evangeliſchen Er— 
zählung 5) dadurch veranlaßt, daß ihm Me phariſäiſche Hinterliſt durch die Frage, ob es erlaubt 
für Juden fei, dem römischen Kaiſer die von ihm den Juden gemachte Auflage des Genfus zu 
zahlen, eine, wie fie vermeinte, ganz unausweichliche Schlinge legen wollte. Wie au Chriſtus 
anmworten möge, fo dachten die boshaften Gegner ſchon triumphirend, müffe ihm die Antwort auch 
zum Verderben gereihen. Hätte er mit Nein geantwortet, fo hätte er natürlich Noms despotiſche 
Macht gegen fih, ald gegen einen Aufwiegler, gereizt. Hätte ev aber mit Ja geantwortet, wie 
eine gewöhnliche theologiiche Auslegung annimmt, um in diefer Stelle eine Aufforderung zu 
unmeigerliher Befriedigung jeder Regierungsanforderung , der Anforderung auch felbft einer 


2) ©. 3. B. Matth. 20, 25. Lucas 12, 13; 17, 20; 22, 25. Ev. Joh. 1, 17; 8, 10; 18, 36. 
3) Evang. Joh. 1, 17. Matth. 5, 17-48, 

4) Röm. 13, 4. Apoſielgeſch. 25, 11. Matth. 18, 14— 18. 

5) Matth. 22, 15—22. Marc. 12, cus. 20, 20—26. 
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offenbar ufurpatorifhen Gewalt, zu finden, dann hätte er das ganze jüdiſche Volk in doppelter 
Hinſicht gegen fih empört, Die Römer hatten offenbar gegen alles Recht, felbft ohne ein 
Recht der Eroberung durch Krieg, rein ufurpatorifch .vie Erben des frühern jüdischen Königs 
Herodes des größten Theils der Negierungägewalt über die Juden beraubt und eine oberherr: 
liche Gewalt ujurpirt, jedoch einige Reſte des alten Nationalrechts übrig gelaflen, wie jie z. B. 
bei Jeſu Tod jihtbar werden oder auch bei der Zahlung der Tempeljteuer an den Tempel zu Je: 
rujalem, welde die Juden, die nad ihrem Nationalrehte nur jelbftbewilligte Abgaben zahlten, 
freiwillig entwichteten. 6) In feiner Beziehung aljo, weder nach dem allgemeinen Völkerrechte 
und jüdifchen Nationalrechte, noch nach ven jüdiſchen Vorſtellungen von dem Meſſias und ſeiner 
weltlichen Herrſchaft, konnte das jüdiſche Volk eine heidniſche, römiſche Herrſchaft über Judäa 
irgend als rechtlich anſehen. Hätte nun Jeſus, der unmittelbar vorher das Herkommen ſeines 
Meſſiasreichs verkündigt und dadurch gerade die Phariſäer zu ihrer gehäſſigen Hinterliſt gereizt 
hatte, eine Rechtmäßigkeit der römiſchen uſurpirten Herrſchaft und der allgemeinen rechtlichen 
Anerkennung derſelben durch Steuerzahlung oder gar eine rechtliche Verpflichtung zur Zahlung 
jeder unbewilligten Abgabe an die römiſche Regierung poſitiv und als durchs wahre weltliche 
Recht begründet aussprechen wollen, jo mußte dieſes als ein feiges Preisgeben des weientlichfteht 
Nationalrechts an fremde Ufurpatoren erfcheinen. Es ſchien alle Parteien des jüdiſchen Volks, 
die von den Pharijäern abſichtlich mitgebrachten Anhänger der legitimen, von den Römern ver: 
drängten Erben des jüdiſchen Nationalkönigthumd, die Herodianer, und alle Anhänger des 
jelbftändigen Nationalrechts aufs äußerfte gegen ihn empören zu müflen. Gin foldes empö— 
rendes, ja lügnerijches poſitives Ja nun erwarteten die Bharifäer. Deshalb, da fie glaubten, er 
werde der fremden Übermacht huldigen müſſen, verſpotteten ſie zum voraus dieſe Antwort, die 
huldigende Beſchönigung der despotiſchen Uſurpation, wie ſie von jedem gemeinen ihtwadhen 
Menſchen erwartet werden durfte, nimmermebr aber des göttlichen Meſſias würdig war, mit 
den Worten: „denn du achteft nicht das Anjehen ver Menſchen.“ Selbft jede das pofitive Ja 
flug verhüllende Floskel, oder eine blos liftige, ven Schein der Feigheit an ſich tragende völlige 
Bermweigerung aller Antwort hätte beide Theile gereizt, jedenfalld die Pharijäer nicht beftegt 
und beihämt, fie nicht mit „Bewunderung der Weisheit Ehrifti erfüllt, ſodaß fie ihn „nicht 
tabeln konnten vor dem Volk“, wie ed ausprüdlich heißt. Was aber that er? Durch das ver: 
langte Vorzeigen des mweltlichiten aller Dinge, einer Gelomünze, eined Denars, mit welchem 
man den römiichen Genius, nicht aber die Tempelabgabe (Matth. 17,24) zu bezahlen pflegte, 
und durd die Frage über das diefem Denar eingeprägte Bildniß des Kaljerd fammt der Um— 
fchrift und nun durch die Worte: „fo gebet Gott, was Gottes ift, dem Kaiſer, was des Kaijerd 
iſt!“ veranjchaulichte er auf das geiftreichile, erklärte er auf das würbdigfte, fich felbft treu, daß 
diefe ganze Geldfrage eine nur dem weltlichen Rechte und Reiche angehörige Frage fei, die von 
ihm, deſſen Reich ja nad allen feinen Erklärungen nit von diefer Welt, ſondern eben das 
Reich Botted ſei, ebenjo wenig unmittelbar entſchieden werden dürfe ald andere früher von ihm 
zurüdgemwiejene Fragen, als Fragen jelbft der Pharifäer über das weltliche Recht, fowie 3. B. 
die über die Beftrafung ver Ehebrecherin. (Joh. 8.) Nur jo ausgelegt, Eonnte wirklich diefe Ant- 
wort fo, wie fie ed that, ald offenbar würdig und folgerichtig entiprechend ver ganzen Lehre 
und Stellung Ehrifti und zugleich weder den Kaiſer noch das Volk im mindeften verlegend, dem 
fchlauen Feind jede Waffe entwinden, ihn befiegen und beihämen. So offenbar ftellt auch Ti— 
zian in feinem herrlichen Meifterwerfe (Der Zinsgroſchen) die Sache dar, und legt hier das 
Evangelium richtiger aus als fo viele Theologen, welche ſich leider oft durch Servilismus 
verleiten laſſen, und fo auch für ihre Auslegungen der wirklich gegen revolutionäre Geſinnung 
ſprechenden Stellen ven Glauben verwirfen. Jedenfalld übrigens beantwortet der bier vor— 
liegende Ausſpruch Chriſti gar nicht die Frage von einer Rechtspflicht zur Zahlung, da die Pha— 
riſäer ihn ja nur blos fragten, ob es ihnen erlaubt ſei (Seorci), Steuern zu zahlen. 

Auch jene Ermahnungen, gegen die Obrigkeiten, „welche Gewalt haben‘ und „welche nicht 
Den guten Werfen, | — den böſen zu fürchten find‘, welche im ‚, Dienfte Gottes“ diejenigen 
beftrafen, welche „Böſes thun“, und die „Guten belohnen“, gehorſam und „zu allem guten 
Dierk bereit‘ zu fein, und zwar dieſes nicht „aus Furcht, jondern aus Liebe‘, ſowie ver Zufag, 
daß — was die zum Theil fi aus dem heidniſchen Staat zurüdziehenden erften Chriften zu: 
weilen verfannten — die obrigfeitlihe Einrichtung aud für die Chriften mohlthätig und gott: 





6) Matth. 17, 24 u. 27.und 2 Ehron. 24, 8— 11. 1 Kön. 5, 1. Pſalm 72, 10. Nehem. 10, 33 
u. 34. Michaelis, Mof. Recht, $. 173 u. $. 59, 
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gefällig, eine göttliche Anordnung fei oder won Gott fomme?), — auch dieſe Ermahnung Hat 
lediglich jenen obenbezeichneten rein moralifchen Gharafter. 

Kein gründliher Theolog fann fie namentlich als eine allgemeine, unbebigte und unbe⸗ 
grenzte Gehorfamspflicht erklären. Sie ift ja Theil einer Lehre, welche fo energiſch lehrt, daß 
man Gott mehr gehorchen müſſe als ven Menſchen, daß man in Erfüllung dieſer Pflicht, wie Die 
Apoftel bei ihrem wieberholten Ungehorfam gegen die ausdrücklichſten obrigfeitlichen Verbote 
(Apoftelgeih. 4 und 5, 28) und nad; ihnen zahliofe Märtyrer gethan, feine Gewalt und Strafe 
der Obrigkeit fürchten folle.®) Und felbft die am meiften legitimiftifche Theorie verfteht fie eben⸗ 
falls nicht unbedingt und nicht allgemein in Beziehung auf jede Obrigkeit und bilkigt, mie 
ja die Monarchen felbit billigten, ven Widerſtand der Tiroler, der Helfen, Weftfalen, Ham— 
burger, Bremenfer gegen die Obrigfeiten Napoleon und Ierdme, oder die Revolution der 
Griechen gegen den türfifchen Kaifer. 

Dffenbar aber ift nun doch jene allgemeine hriftliche Ermahnung: wann denn eine höhere 
Gewalt eine vechtmäßige oder eine räuberifche jei und wann ber erlaubte, ja pflichtmäßige Un— 
gehorjam jelbft gegen die rechtmäßige Obrigkeit ftattfinde, zur unmittelbaren äußern Verwirk— 
lichung in jedem beftimmten Falle noch näherer Beftimmung bebürftig. Sie ift zu jeder un 
mittelbar politifhen Lehre ebenfo untauglich al8 jene Grmahnung, zu dem Diantel auch nod 
den Rod hinzugeben, welches ebenfalls vom beiten Ghriften zuweilen auch zu unterlaffen ift, 
oder als jene Ermabhnungen an den Sklaven, feinen ‚Herrn nicht mehr aus Furcht, fondern 
and Liebe zu geboren. Wenn man aljo aus jenen Stellen, zum Schaden der Bölfer und ber 
Könige, dad Syſtem ded Abſolutismus und Servilismusd mit jeinen politiih und moraliſch 
verberblihen Folgen begründet und dadurch das Chriſtenthum verhaßt macht, jo iſt dieſes 
nit minder eine Entweibung defjelben, ald wenn man aus den andern Stellen eine hriftliche 
Begünstigung der Räuber over eine Nechtfertigung der Sklaverei, oder aus der brüderlichen 
Gleihheit der Menihen die Abfhaffung des Königthums und des Eigenthums begründen 
wollte. 

Alles dieſes gilt insbeſondere aud) von denjenigen Theorien, welche die moraliſche Ermah— 
nung pon der Gott wohlgefälligen oder göttlihen Begründung der obrigfeitlihen oder Staats: 
einrichtung zu verfehrten muftifch legitimiftifhen und despotiſch politifhen Orundlagen und 
Reiten ber Regierungsgewalt, und zwar meift vorzugäweife ver monarchiſchen, umgeftalteten. 
So begründeten bekanntlich zu ihrem eigenen Verderben und zu ihrer Völker vielfachen Un— 
glüd die Stuart und die Bourbonen hierauf und auf das „von Gotted Gnaden“, welches ur- 
ſprünglich geiftlihe und weltliche Beamten und Regenten nur ald Zeichen der Demuth ge= 
brauchten, jpäter auch manche auf päpftliche Belehnungen bezogen, jene Theorien, weldje alie 
freien vertrags= oder verfaflungdmäßigen rechtlichen Bedingungen und Schranfen ihrer Ge— 
walt aufheben jollten. Ludwig XIV. verfocht, hierauf geftügt, im fpanifchen Succeſſionskriege 
fogar den Satz, daß ein monarchiſcher Prinz auf das ihm von Gott unmittelbar übertragene 
Thronrecht ſelbſt nicht einmal verzichten dürfe (heritier de toute necessite fei), was er jedoch 
im Utrechter Frieden endlich, ebenjo wie die englijhen und franzöſiſchen Könige jpäter Die my— 
ftijche despotifche Ableitung ihrer Gewalt, förmlich aufgeben mußte. Ja man legte deshalb den 
Königen priefterlihe Würde und Wunderkräfte bei, ſodaß z. B. die bloße Berührung eines 
frangöfiihen Königs die Kröpfe heilte. Ein König von Dänemark bannte fogar Geifter damit. 
Als ein föniglices Schloß durch Gejpenfter fo beunruhigt wurde, daß niemand ed zu betreten 
wagte, betrat er ed mit den Worten: „Ich, von Gotted Gnaden, König“, und fie verſchwanden. 
(S. U, 581 fg.) . | 

Das Chriſtenthum aber verſchuldet nicht all das Blut und die despotiſchen und jElavifchen 
Zafter und den Unjinn, welche falfche Auslegung an viefe Stellen fnüpfte. Diejelben reven nicht 
blos von der höchften Regierungsbehörde, am menigften blos von der monarchiſchen, ſondern 
enthalten in Beziehung auf die ganze Staatd- oder obrigfeitliche Einrichtung und die Obrigkeiten 
überhaupt die moralifhe Ermahnung, daß fie ald wohlthätig, ald Gott wohlgefällig over nach 
feinem Willen begründet zu achten feien. Sie enthalten nichts Myſtiſches und aud nicht die 
Bedingungen ber gültigen rechtlichen Entftehung und Dauer der ſchützenden gerechten Obrig- 
feiten und die nöthige Beitimmung ihrer Gewalt, fondern fie überlaffen dieſes alled der menſch— 


7) Röm. 13, 1—8. Tit. 3,1. 1 Petr. 2, 13—19. Kol. 1, 16. 
8) Gregorius der Große warnte: ne subditi plus, quam expedit, fiant subjecti, ne cum stu- 
dent, plus, quam necesse est, hominibus subjici, compellantur vitia eorum venerari! 
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lichen Freiheit nach dem weltlichen Recht. Dieſes jagt fogar ausdrücklich der Apoftel Betrus in 
der Note 7 angeführten Stelle, indem er alle Anorbnung von Obrigfeiten, auch pie des Kaiſers, 
wörtlid eine menjhlihe Ordnung nennt. Am allerwenigften alfo wollten dieſe Stellen welt: 
liche freie Verträge zur Begründung der Obrigfeiten und ihrer Rechte ausſchließen, ſowie ja 
jelbft bei der Ehe, ob ed hier gleich, ebenfalld als rein moraliſche Lehre, heißt, fie würbe im 
Himmel und von Bott und unauflöslich geſchloſſen, ver freie Heirathsvertrag ver Ehegatten und 
das meltliche Eherecht ebenfalls zuläffig und nöthig find. Stets gingen auch die Kirche und das 
Kanoniſche Recht von biefer Vertragsmäßigkeit ver Negierungdgewalt aus. Sie beriefen ſich 
dabei beſonders auch auf die förmlichen und feierlich abgefchloffenen Verträge des hebräifchen 
Volkes mit Gott ald mit feinem göttlichen Könige und auf die im Alten wie im Neuen Bunde mit 
Gott durchherrſchende Bertragdidee und der Vertragsmäßigkeit wahrer Gehorfamspflicht für 
freie Meniden.?) Selbſt das Erbrecht ändert hieran nichts. Denn es muß doch erft jelbft durch 





/ 

9) S. den Art. Bund Gottes und eine große Reihe katholiſch Firchlicher und kanoniſcher fowie flaate: 
geſchichtlicher Beweisftellen in: Welder, Syſtem, I, 115 — 116, und unten Note 25 u. 26. Diefe 
päpfllien und Fanonifchen und fonjtigen Firchlichen Stellen drücken fich ebenfo oder ähnlich aus wie 
Maſſillon in feiner Lobrede auf den heiligen Ludwig, indem er die Könige auffordert, fich ftets zu ers 
innern: que ce sont les peuples, qui, par l’ordre de Dieu, les ont fait ce qu’ils sont. öge 
man es alſo doc; endlich ſich klar machen, daß es ebenſo wenig chriſtlich iſt, das „von Gottes Gnaden“ 
im Titel der Könige, wie zum Theil 1848 geſchah, anzufeinden, als ihm irgendeinen politifchen und 
vollends einen autokratiſch despotiichen Rechtsinhalt beizulegen. Der ehriflichen Gefinnung entfpricht 
es, alle wichtigen, an fi guten Dinge und Einrichtungen, auch wenn fie zu ihrer juriftifchen Begrüns 
dung ber Rechtsform einer freien gegenfeitigen (d. 5. der vertragsmäßigen) Einwilligugg oder Aner: 
fennung bedurften, wie jede beflimmte Ghe, oder jedes beftimmte gefellfchaftliche Regierungs— 
recht, doc; mit frommer danfbarer -Gefinnung zugleich auf göttliche Zulaſſung und Heiligung zurüdzus 
führen, und biefes bei befonders wichtigen, wie bei ber Ehe oder bei der Regierung, äußerlich auszu- 
fprechen. Aber der Achtung der chriftlichen Gebote entſpricht e8 ebenfalls, die Selbftändigfeit welilichen 
Rechts oder des Staats und die perfönliche Freiheit der Menfchen anzuerfennen, deren logiſch 
nothwenbdige Folgerung eben die Nothwendigkeit freier gegenfeitiger (oder vertrags: oder verfaſſungo— 
mäßiger) Anerfennung zur rechtlichen Begründung ihrer Gefellfchaftsverhältniffe it. Bis zu der letz— 
tern oder ohne fie, welche oft ſtillſchweigend oder thatfächlich, erfolgt, ift jede Regierungegewalt eine ge: 
waltſame, oder blog factifche. Diefe friedliche Vereinigung eines verfaffungsmäßigen Königthums 
und zugleich feiner frommen Auffaffung (des Königthums von Gottes Gnaden) heilige num überall 
bas Dior iſche Staatsrecht aller freien und namentlich der chriftlich germanifchen Bölfer, welches in 
den Berfaffungsurfunden, 3. B. in der englifchen Magna Charta fowie in den gegenfeitigen eidlichen 
Krönungss oder Verfaffungs- und Huldigungszufagen, ausdrüdlich die Rechtsform des Vertrags mit der 
frommen Heiligung, mit dem „von Gottes Gnaden“ verbindet (f. oben Bd. I, XLI, und II, 581 und 
die Art. Bund Gottes; Deutſches Landesftaatdreht und Grundvertrag). Sobald ein Volk und feine Res 

ierung als rechtlich und juriftiich beredytigt anerfannt find, fteht alles juriftifche Recht auf dem Bodem 
* Verfaſſung, iſt lediglich nach ihr zu beurtheilen. Beide ſollen frei zuſammenwirken. 
Welche Begriffsverwirrung gehört alſo dazu, rechtlich dem „Königthum von Gottes Gnaden“, welches 
ja ſiets im ſehr freien England beſtand, einen eigenthümlichen, einen die juriſtiſchen Verfaſſungsrechte 
irgend verändernden und befchränfenden Rechtsinhalt unterſchieben und audichten zu wollen. Alle 
feühere und alle fpätere Geſchichte beftätigt vielmehr, was Friedrich der Große, als Kronprinz und 
nad) beinahe halbhundertjähriger reifer Erfahrung in-Regierungefadyen, in feinen beiden Abhandlungen 
über das Corps politique de l’Europe und über die Formes de gouvernement ebenſo energiſch— 
als competent ausführte, daß das Verfennen diefer Grundſätze — daß namentlich die Theorie des angebr 
lich göttlichen Königsrechts im Gegenfage gegen die Vertragstheorie — „die vergiftete Duelle” 
unermeßlichen Unglüds für die Fürſten wie für bie Bölfer fei, „indem, wo die Grundprineipien falfch 
find, auch die Folgefäge ſelbſt in unwillkürlicher Gonfequenz falich und verderblich werden müffen.’ Und 
doc) auch im Staate Friedrich's des Großen und des großen Kurfürften, ber ebenſo entſchieden diefelbe 
falfche Anficht verworfen hatte, auch hier fahen wir in einer hoffentlid, verfchwundenen Zeit diefes völlig 
unpreußifche Princip einführen. Im einer Zeit, wo fo wie niemals früher die günftigfte Gelegenheit 
für die nöthige Ausbildung der Macht des Staats gegeben war, verfchuldete gerade jenes falfche Grumds 
princip alles Unglüd, alle Demüthigungen. Es verfchulvete zuerft jene lange Berweigerung der vers- 
heißenen allein zeitgemäßen conflitutionellen Berfaflung, und noch bei dem Vereinigten Landtage das uns 
glüdsfchwangere Princip der einfeitigen Widerrufbarkeit alles Verfaffungsrechts durch den König. Es 
rief fo die Revolution hervor. Es verichuldete nach endlicher Begründung der Verfaffung jenen reactios 
nären Kampf zu ihrer Vernichtung, zur Wiederherftellung des göttlichen Rechts, in welchem nnter 
dem Schuge der ärgften Polizeiwillfür, ja in welchem in der Provinz Preußen jahrelang ein Zucht: 
hänsler an der Spige eines privilegirten Schandblatts und von Pöbelrotten die rechtlichen Beam: 
ten und Bürger terrorifiren und unterbrüden, die Nechtshülfe wie die Verfaffungsrechte vereiteln 
durfte, (Bat außer den Kammerverhandlungen: „ine Elbinger Dentfchrift: Zur Charafteriftif 
des — preußiſchen Miniſteriums“, Zürich 1858; und: „Eine politiſche Todtenſchau“, 
Kiel 1859.) Es verſchuldete daſſelbe Princip, theils durch ſeinen Haß auch gegen die Freiheit im 
übrigen Deutſchland, theils durch die in dem innern Kampfe entſtandene Kraftlofigfeit, jene un: 


544 Chriſtenthum 


einen gültigen weltlichen Verfaſſungsact begründet ſein. Denn ſonſt wüßte man ja gar nicht, 
welcher zufällig Mächtige oder Prätendent denn von Gottes Gnaden iſt. 

Das vollſtändige Ausſchließen aller unmittelbar politiſchen und juriſtiſchen Gebote ent- 
fprihtnunoffenbar auch ver Reinheit und Tiefe, der Freiheit und Allgemeingültigfeit der chriſt— 
lihen Moral, durch welche Chriſtus das ganze Menſchengeſchlecht veredeln und auf die höchſte 
Stufe reiner Menſchlichkeit erheben wollte. 

Auf das allernachdrücklichſte und wiederholtefte erklärt er, daß, wenn auch früher Die Ro— 
beit ver Menſchen das Mofaifche Zwangsgeſetz erheiſcht habe und, ſoweit fie noch jegt fortdauert, 
nod) immer befondere Rechts- und Staatögejege nothwendig mache, dennoch das wahre ſittliche 
Zeben, wofür er die Grmahnungen und Lehren gab, durchaus nicht durch Furdt und Zwang, 
äußere Gewalt, mehanifhe Angewöhnung und irgend äußerliche und finnliche Motive, ſondern 
lediglih aus der vollen innern Freiheit und freien Liebe hervorgehen könne, aus einer Geiin- 
nung, welde gänzlich der natürlichen finnlihen Lebensrichtung entfagt und die göttliche ergriffen 
hat (geiftig wiedergeboren ift); aus folder völlig freien, liebevollen, innern Gefinnung, welche, 
foweit jie reicht, da8 äußere Gefeg ganz aufhebt oder vielmehr in innere fittliche, Freie, gute 
Geſinnung verwandelt, müſſen dann, als ihre natürlichen Früchte, nothwendig auch die wahr: 
haft fittlihen äußern Handlungen und Lebenseinrichtungen, alfo auch die im Staate hervor: 
gehen. Aber ſittlich jind jie für die Handelnden jelbft durchaus nur inſoweit, ald jie wirklich 
ganz frei au der innern liebevollen Geiinnung hervorgingen. 10) Das geiftige hriftlihe Mo— 
ralgejeg will alfo als joldes unmittelbar nur blos von innen nad außen dur die innere 
Befinnung Wiedergeburt wirken, richtet ih nur an fie, legt ohne fie dem äußern Werfe gar kei— 
nen Werth bei, während umgekehrt das äußere weltliche Zwangsgeſetz, joweit ed noch noth— 
wendig ift und als ſolches, mit jeinen genau bejtimmten äußern Befehlen und äußern Motiven 
von außen nad innen wirft und bei den noch im Sinnlihen verlorenen unerzogenen Menſchen 
für das freie, fittlihe menfhliche Leben die humane Wohnftätte und Entwidelungsbahn und die 
Möglichkeit einer immer vollfommenern allgemeinen äußern Geftaltung und Offenbarung 
ſchafft. Diejer feiner Natur und Beftimmung gemäß kann und muß das äußere Staatsgeſetz 
nad der Verjchiedenheit ver Entwidelungsitufen und der jededmaligen bejondern äußern Ver: 
hältniffe ver Völker verichieden fein, während die reine göttlihe Sittenlehre allgemein und 
bleibend für das menſchliche Geſchlecht jein follte und auch ſchon deshalb nicht mit unmittelbar 
politifhen Gejegen vermifcht werden durfte, von melden auch nur ein einziges ſchon die ändern 
nach ſich gezogen hätte. 

2) Dagegen follen aud alle Staatsgeſetze auf mittelbare Weiſe oder durch die freie Beſtre— 
bung und Beſtimmung derer, welche fie ald Regenten, Beamten, Landftände, ald Bürger und 

"ala Nathgeber vermittelft der Öffentlichen Meinung oder der willenfhaftlichen Lehre geben oder 
bewirken, hriftlich moralifch oder den Orundfägen der hriftlichen Moral entſprechend gemadt wer= 
den. Diejed fordert ver allumfaflende und der durchaus praftiihe Charakter der chriſtlichen Moral. 
Einestheils fordert die hriftliche Religion ebenfalld vollftändiger ald jede andere Religion der 
Erde, daß ihre Anhänger alle ihre Gefinnungen, alle ihre freien Handlungen und Beftrebungen 
nur nad) den wahren Moralgrundfägen und für ihre unendliche Aufgabe ver möglichften eigenen 
Bervollfommnung und immer größern Gottähnlichfeit und der möglichſten Vervolllommnung 
und Beglückung ihrer Brüder verwenden follen. Nicht blos an ven Sonntagen, fondern in all 
ihrem freien Thun und Laſſen follen fie hriftlih handeln. Anderntheils ift die chriſtliche Moral 
durchaus praftifcher Natur. Sowie für den Handelnden einerfeits alle äußern Werke ohne die 
fittlihe Gefinnung todt und unfittlich jind, fo fordert und erfennt doch das Chriſtenthum ande 
rerſeits nur eine ſolche liebevolle und glaubens: oder überzeugungstreue Gefinnung als wirklich 
und als lebendig an, welche auch alle guten Früchte bringt, weldye die Liebe gegen Gott und die 
eigene innere Vervollkommnung in der Liebe gegen die Mitmenſchen und diefe in der Thätigfeit 
für ihre möglihfte Vervolllommnung, Unterftügung und Beglückung auch äußerlich erweift. 


glückſeligſte Politik gegen Deutfchland, gegen Kurheffen und gegen Schleswig: Holftein, eine Po— 
litif, welche vorzüglich in Beziehung auf Schleswig-Holſtein nach allen frühern wörtlihen und thats 
fachlichen Zufagen und gegen die eigenen preußiſchen Staatsinterefien in der Art treulos und nuplos 
ſich erwies, daß wenn hier nicht die preisgegebenen Rechte bis zum legten Jota wiederhergeftellt würden, 
aller Glaube an preußifche Verheigungen und preußischen Rechtsſchutz wegfiele. Möge aljo Preußens, 
möge Deutichlands quter Genius von nun an jene unglückſelige Begriffsverwirrung fern halten, und die 
richtige chriftliche Anficht fiegreich machen! 
10) ©. z. B. Ev. Job. 1, 17. Galat. 5, 6. Röm. 3, 28, 
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In dem wirklichen „Speiſen, Tränken und Kleiden der Brüder”, daran, daß man „froͤhlich fei 

mit den Fröhlichen und weine mit den Weinenden“, und dieſes tiefe Mitgefühl durch praftijche 

Unterftügung beweife, daran, daß man das Leben für fie läßt, daran will CHriftus feine wahren 

Jünger erkennen, Veſſer als alle Bußen und Opfer ift diefe thätige praftifche Liebe. Nur fie, 

„niht Martern und Brennen der Glieder hat Werth. Glaube und Liebe, die nicht Früchte 

bringen, nicht in guten Werfen fi zeigen, „haben gar feinen Werth”. Keine Religion ver 
Erde hat weniger auf äußere Formeln, Worte, Gebete, Geremonien, Opfer, Bußen, Reinigun= 

gen und auf unfruchtbares Glauben und Willen, feine mehr auf jene praftifche Kiebe, Vervoll— 

fommnung und Beglückung den eigentlihen Werth gelegt. Dabei werden alle Ehriften aufge: 

fordert, dieſes lebendigſte Mitgefühl, dieſes thätigfte.gegenfeitige Helfen, Unterflügen, Beglüden 

in fo inniger Verbindung, in fo feften Zufammenhalten für das allgemeine Wohl zu verwirk— 

lichen, „nie die Glieder eined einzigen Leibes, wo jedes nach feinen befondern Kräften und Auf: 

gaben für Alle und für das Ganze wirkt”. Sie jollen jhon hier ein chriſtliches, brüderliches 

Reich nad) dem Vorbilde des göttlichen gründen. Vor allem follen jie au ihre Mitmenſchen 
nicht blos gegen äußeres Unglüd und gegen äußere Verlegung, fondern vorzüglid, als vor dem 
Allerſchlimmſten, vor Argerniß oder vor moralifcher Verjhlehterung durch verderbliche Bei— 

fpiele und Einrichtungen bewahren. Mehr aljo ald irgendeine politifche, patriotifche Lehre und 

Mahnung, mehr ald Solon’d Anforderung an den beften Staat: daß jeder Bürger die Ver: 
legung gegen den Mitbürger als ihm felbft widerfahren empfinde und behandle, fördern dieſe 
Hriftlihen Lehren das innigfte, kräftigſte Gemeinweſen und eine treue Liebe und Wirkſamkeit 
für daſſelbe; ſodaß auch die frühern Chriftengemeinden unter ben je der Apoftel beinahe 
zu einer Art von Gütergemeinfhaft dadurch fi vereinigt fühlten. Überall aber leuchtete ven 
Chriſten ihr göttliches Vorbild in Erfüllung all jener Kehren auf das herrlichſte voran. Nicht 
blos für die ſittliche Vervollkommnung feiner Mitmenſchen, ſondern au, wo er kann, für ihre 
leibliche Unterftügung, Heilung und Rettung ift er unabläjjig bemüht. Wo fie ihm wegen ihrer 
Sünden unmöglid) ift, da vergiept er Ihränen über das Unglüd jeined Vaterlandes und den 
Untergang jeiner Hauptitabt. Selbjt mit evelm Zorn und mit dem tiefften Gefühl der Entrü— 
ftung jtraft er in niederfchmetternden Worten die Bedrückung und Verderbniß des unglüdlichen 
Volks durch jeine vornehmen fhriftgelehrten und pharifäifchen Führer, 17) 

Wer dürfte alſo nun noch einen Augenblid zweifeln, daß Ehriften, von folder praftijchen 
Geſinnung und Liebe durchdrungen, daß wirklich hriftliche Negenten und Bürger aud ihre ges 
meinſchaftlichen, ftaatögejellihaftlihen Gefege und Einrichtungen, welche ja ebenfalls fajt alles 
menſchliche freie Thun umfaſſen, und welche auf Erziehung, Vervollfommnung und Beglüdung 
der Menjhen jowie auf ihre Verſchlechterung, ihr Elend und ihren Tod ven ausgevehnteften 
Einflug Haben, melde Ehriftus ausdrücklich als Gott wohlgefällig, wichtig und Heilfam erklärt 
(ſ. Note 7), joweit jie Eönnen, foweit die wejentliche tehnifhe Natur des Rechts- und Staatö- 
vereind es gejtattet, mit Freiheit mittelbar hriftlih oder nach jenen Geboten und Zwecken ver 
chriſtlichen Moral einrichten müſſen! Alle hriftlihen Nationen waren und find auch im wejent- 
lihen in diefer Anerkennung einftimmig, ſoweit jie nicht entweder, fo wie im Mittelalter, noch 
weiter gingen und irrig die hrijtlihen Moralgrundfäge jhon unmittelbar ald weltliche Gejege 
betrachteten, oder ſoweit jie nicht, jo wie die Branzofen, vorübergehend durch die traurigen Fol: 
gen diejed Misgriffs und des Misbrauchs und der Verdrehung der hriftlihen Grundfäge zu 
Gunjten der Unterdrückung, von der Religion jelbft zurückgeſchreckk wurden. Es hat zu ven 
beflagenöwertheften Berwirrungen geführt, daß bis auf den heutigen Tag Juriften und Theolo— 
gen bie joeben unter 1 und 2 ausgeführte vollfommene, aber durchaus nur mittelbare Anwen— 
dung chriſtlicher Gebote auf die weltlichen Rechtsverhältniſſe nicht klar und richtig erfaßten; 
namentlih auch ſolche nicht, welche, wie Stahl und dad Wagener’iche „Staats-Lexikon“, aus: 


11) Beifpiele und Belege für alles diefes: Matth. 7,21: 8,2; 10, 42; 12, 7; 15,4—20; 18, 14, 
15 u. 17; 22, 37—40; 23, 2—39 ; 25, 31—45. Marc. 2, 23—27; 3,5; 12, 33. Lue. 6, 27—31; 
43—49; 10, 25—37; 11, 37-40; 17, 1—3; 19, 40 u. 41. Ev. Joh. 4, 23; 14, 31; 15, 1,2u. 
10 fg. Apoſtelgeſch. 2, 44; 3, 32; 10, 11 fg. Epheſ. 2,10; 5,9. 1 Tim. 4, 4. Philipp. 2, 4. 1 Job. 
3, 16 Jakob. 1, 22; 2, 14—17. Röm. 12, 1—20. — Hug, a. a. O. (Note 1), ©. 327, bezeichnet es 
als Endzweck des Chriftenthums, „die Sittenlehre als Religion zu verfünden, den Opfer: und Ceremo— 
niendienft der vorchriftlichen Religionen durch eine Bildungs - und Erziehungsanftalt der Bölfer zu ers 
feßen und in eine Tugendfchule zu vertwandeln, welche dem gefammten Menfchengeichlecjte die Weihe 
moralifcher Bortrefflichfeit ertheilt‘‘. 
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drücklich erklären, ein geiftliches Staatsrecht aufftellen zu wollen. Es mußte uns alfo fehr er 
freulich fein, daß neulich ein fo getftvoller Publiciſt wie Bluntſchli in feinen Artikel Chri⸗ 
ſtenthum“ in „Staats: Wörterbuch” entſchieden ſich für unfere Grundanſicht ausſprach. 

IV. In ihrer richtigen, mittelbaren Anwendung enthält num vie Hrifkliche Lehre mehr 
als irgendeine Religion oder ein Moralſyſtem in der Welt ſowol das Orundprincip und 
die Grundlagen wie die Grundſätze für ein freied und friedliches Völker- und 
Staaté recht, für das Staatöverhältnig namentlich vie Grundlagen zugleich für die möglichft 
große bürgerliche und politifche Freiheit der Staatsgefellſchaft und zugleich für die mößlichſte 
Ausſchließung aller felbftfüchtigen und gewaltfamen, anarhifhen und revolutionären Friedens: 
und Ordnungsſtörungen. Bei dem Staatsleben der Völker muß man nicht, wie die meiſten 
zu glauben feinen, blos die praftifhen Grundſätze und Gefege ins Ange faffen, welche ſich 
zuuächſt auf das ſtaatsgeſellſchaftliche Handeln derjelben beziehen. Ihre Befolgung ift nur ver: - 
bürgt, wenn ihnen aud als Lebenskraft die wefentlichfte Willensrihtung und als Grnnd: 
lagen die wichtigften Grunpverhältniffe ves Lebens ver Geſellſchaftsglieder entſprechen 

1) Das Ehriftenthum begründet mehr als irgendeine Religion der Erbe die rechte Willens: 
richtung, das rihtige Grundprincip oder die Lebensfraft, nicht ver despotiſchen und der theofra: 
tifhen Verfaſſung, fondern die des freien Rechtöftaats, naͤmlich die Vorherrſchaft der freien 
prüfenden fittfihen Vernunft, der geprüften freien Gewiffensüberzeugung oder der freien Wahr: 
heit und Sittlichfeit. Es ift das in der menfhlihen Nutur und der Menſchengeſchichte klar be: 
gründete Gefeg, daß die Lebenskraft dvespotifcher Herrſchaft und fersiler Unterwerfung in ver 
Vorherrſchaft der Sinnlichkeit befteht, in Materialismus, in Selbſtſucht, Genußſucht und 
Furcht, in dem Brutifiren oder, wie Napoleon wollte, in dem Avlliren ver Menſchen. Sonft, 
und wenn fittlihe Bildung und Aufklärung, wenn freie fittliche Beftrebungen, wenn tugend— 
hafte Ehr- und Freiheitsliebe vorberrfhen, find die Beftehungs: und Beftrafungsmittel der 
Despoten ja nicht mehr wirkſam, um das Volk in einem unnatärlichen, der gleihen Freiheit und 
Vervollkommnung aller Bürger fo gänzlih widerſprechenden knechtiſchen Gehorfan zu er 
halten. 12) Keine Religion der Erde aber ftrebt nun mehr als die hriftliche, Sinnlichkeit und 
Selbſtſucht, Materialismud und namentlih materialiftifches genußſüchtiges Streben nad 
Reichthum und unzüchtige Geſchlechtsliebe ebenfo wie alle Furcht und knechtiſche Unterwürfigkeit 
audzutreiben. Keine begeiftert mehr zu hoben, idealen, zu freien, mutbigen, aufopfernden Be: 
frebungen für alle höchften Zwede, für Bervollfommnung und Beglückung der Menfihen, zu 
bereitmilliger Hingabe felbft des Lebens für Vollziehung der göttlichen Geſetze, denen man mehr 
gehorchen ſoll wie ven menfhlichen, fowie auch für die Befolgung auch dieſer Iegtern nicht aus 
Furcht und Belohnungshoffnung, fondern nur aud Gewifjenhaftigkeit und aus Achtung der 
eigenen gottähnlichen, unfterblidhen Würde und Beftimmung. 23) Und zwar alles dieſes in Ge— 
mäßheit des völlig freien Anſchließens an Gott und feine göttliche Tehre, nad freier Prüfung 
und Gewiffendüberzeugung und mit dem Streben nad) ſtetem Wachsthum im der Erkenntniß, 
ſowie mit der Anerkennung: daß Wahrheit und Litht ivemtifch mit dem Göttlihen und Guten, 
die Liebe zur Wahrheit und Offentlichfeit der Prüfſtein deffelben, Lüge aber ivdentifth mit dem 
Bifen, und Schen vor Wahrheit und DOffentlichkeit das Wahrzeichen veffelben ferien. Alle 
Ehriften werden ausdrücklich für priefterlich erklärt und ſollen vollftändig an der göttlichen Er- 
kenntniß theilnehmen; wie ſie denn ſelbſt die Apoftel an der Beftimmung ver kirchlichen Ge: 
fellfhaftsverfaffung, an ver Wahl ihrer Vorfteher und felbft des zwölften Apoftels, ja ſelbſt an 
der Entfheidung des Streits der Apoſtel über die hriftlichen Grundſätze theilnehmen laffen. 
And während ſchon das Mofaifche Recht auf fo merkwürdige Weife durch fein Prophetengeieg 

für die freie Wahrheit und für jenen, der vom Geiſte ih dazu getrieben fühlt, fie ven Fürften umb 
den Volk öffentlih und ohne Genfur vorzutragen und ihre Fehler zu rügen, gefeglihen Schuß 
verleiht (. den Art. Bund Gottes, IU,156), fo gibt das Ehriftenthum jedem Ehriften die Pflicht 
und dad Recht, wo er ed für heilfam hält, mit freier Wahrheit, mit Rüge ver Fehler alle feine Mit- 
hriften, alſo auch die Negenten, brüderlich an-ihre Pflicht zu mahnen. Sein heiliges Gebot ift: 


— — — 


12) Weitere Beweisführungen über die verſchiedenen Grundprincipien, Grundlagen und Grundge— 
ſetze der ie ig Se f. in: Welder, Syitem, I, 327 fg. 

13) *— B. Matth. 6, 19— 34; 10, 21-839; 12,7. Marc. 10, 17—25; 12, 29—34. Luc. 12, 
20—31; 14, 26,27 u.33; 16,13. Joh. 1,12 u. 13; 15, 14 u. 15. 1905. 3, 16.17; &, 18. 
Röm. 8, 15. Salat. 3, 24 u. 25; 4,1. „Das Wefen chriftlicher Frömmigkeit ift Selbitändigfeit, Frei— 
heit, Liebe und fehter Muth, Schleiermacher, Werke, IV, 4, S. auch oben II, 1. 
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Redet Wahrheit untereinander!“ Aus Sorgfalt gegen jede Unterdtündung der freien Wahr: 
heit und Entwickelung gebietet Chriſtus jelbft das Unkraut zu dulden, um nur ja gar keine gute 
Saat mit zu vernichten. Er verbietet, den Geift zu Bämpfen, droht Gottes Zorn allen denen, 
welche die Wahrheit und ihren Fortſchritt unterdrücken, oder welche die Wahrhelt in Ungerech⸗ 
tigkeit aufhalten. Seine wiederholte Verheißung zum Troft und Schuß der Guten, zur War: 
nung und zum Schrecken ver Böfen ift, daß alles an das Licht kommen folle. 44) 

- Durch alles diefes und durch die Lehre, daß Gott ein reiner Geiſt iſt und eine rein geiftige 
Anbetung fordert (Joh. 4, 24), verwirft das Chriſtenthum natürlich auch das Princip einer 
theofratifchen Prieſterherrſchaft. E8 vermirft die Vorherrſchaft eines noch auf Sinnlichkeit and 
firinfiher Einbildungskraft beruhenden prüfungsloſen, Blind unterwürfigen Glaubens an eine 
die Sinnlichkeit und Phantafie und dunfle Gefühle fir jih in Anſpruch nehmende irdiſche 
Glaubensgewalt. Damit finnmen nimmermehr überein die Gewiffensfreiheit und jene Forde— 
vangen freier Prüfung, des fteten Fortſchreitens in der Erfenntnig der allgemeinen gleichen 
Brüderlichkeit wie der Priefterlichkeit und jenes Mitflimmen aller Ehriften, fowie Die Forde— 
rung des größern Gehorſams gegen das erkannte göttliche Gefeg als gegen alle Menfchen; mit 
ihm nicht jene Verbote Chrifti an feine Apoftel, irgendwie. nach menſchlicher Weile zu herrſchen; 
ud ebenfo wenig als jene einfachen Elaren Vorftellungen von dem Weſen Gottes und des gött: 
tichen Lebensgeſetzes, auch jene vernünftige praktiſche Liebe, ftatt ſinnlichen Geremoniens 
und Opferdienfteds. Wie fehr mußte daher auch in allen diefen Hauptbeziehungen die theo: 
kratiſche Prieſterherrſchaft und Ihre Freiheitsunterdrückung die hriftlihe Lehre und Tugend 
verfälichen! 

— 2) Auch die wichtigften Grundlagen freier Staatöverfaflungen und namentlih fürs erſte 
fittliche und freie Gefchledhtd:, Ehe: und Bamilienverhältniffe begründet das Chriftenthun mehr 
als irgendeine Religion oder irgendeine frühere Gefeggebung. Da, wo in dem engften, in dem 
fire die ganze menfhliche Erziehung wichtigften Kreife des Menfchenlebend Sinnlichkeit und 
felbftfüchtige, despotiſche Herrichaft des Stärfern, alfo ded Mannes, des Waters und nad) ihm 
des Erftgeborenen, jpäter des altern Stammes, vorherrſchen, da werden Sinnlichkeit, Selbfl: 
fucht und despotiſche Herrſchaft und Knechtſchaft auch für ven Staat groß gezogen. Die politifche 
Freiheit ftand ftets im Verhältniß zur Reinheit und Freiheit der Geſchlechts und Familienver— 
bältuiffe. Im Vergleich mit der finnlihen polygamiſchen despotiſchen Geftalt, welche dieſelben 
bei den meiften Bölfern des Drients hatten, erfcheinen ſie allerdings ftufenweife ſchon reiner und 
freier bei den Hebräern, bei den Griechen und Römern in ihren beffern Zeiten und vorzüglich 


bei den Germanen. Doch ungleich reiner und würdiger fordert und geftaltet fie das Ehriftens 


tum. Es tilgte auch ſelbſt die gefeglichen Nefte der Polygamie, des Goncubinatd und den no 


nach hebräiſchem, griechiichen, römischen und deutſchem Recht ftraflofen Ehebruch des Mannes | 


mit der ledigen Stan, ſodaß alfo die Ehefrau Fein Recht auf eheliche Treue hatte. Es tilgte bie 
willkürlichen Eheſcheidungen, die ehelichen und despotiſchen Herrenrechte zum Vortheil des Ehe⸗ 
manns und Vaters und mittelbar auch frühere damit und mit der Zurückſetzung der Frauen zu— 
ſammenhängende Vormundſchafts- und Erbrechte. Es begründet bisher unbekannte Pflichten 
der Keuſchheit und fordert allgemein die höchſte ſittliche Reinheit, ſetzt die Würde der Frau der 
Würde des Mannes gleich und heiligt die Ehe als ein unter beſonderm göttlichen Schuß ſtehen— 
des, von Gott oder im Himmel gefchloflenes, willkürlicher Auflöfung entzogenes Verhältniß, 


14) ©. für alles dieſes z. B. Matth. 5, 13—16,; 10, 26; 13, 29 u. 30; 18, 15—17. Luc. 11, 52; 
12, 2n.3. Joh. 1,7; 3, 18—21; 7,16 u. 17; 8,31 u. 44. Apoftelgefch. 1, 15-26; 3, 3263 
15, 2—%. Röm. 1,18; 12,2. 1Korinth. 7, 23; 13, 16. Epheſ. 4, 25; 5, 10 u. 17. 1 Tefal. 5, 
11,15, 20 u. 21. 1 Petr. 2,9; 6, Zu. 3. 1Joh. 4, 1-3. „Allenthalben“, fo fagt Herder (Werfe 
zur Religion und Theologie, Thl. 2, ©. 395), „rüget Chriftus den geheimen und offenen Haß gegen bie 
Wahrbeit als das fiherfte Creditiv, daß man zum Reiche des Teufels gehöre, denn der fei ein Lügner 
zonjeher und haſſe wefentlich die Wahrheit.‘ Luther fagte: „Die Wahrheit hat allezeit rumort, und 
die falichen Lehren haben allezeit Frieden! Frieden! gerufen.‘ Reinhard nannte in feiner Moral, IH, 
40, Wahrheitsliebe und ftete Dervollfommnung ‚das Wefentlichite chriftlicher Sittlichkeit“, und ftellt, 
Moral, IV, $. 845, insbefonbere auch die Geftattung der Preffreiheit als Pflicht für hriftliche Obrige 
feiten dar. Hung, a. a. D. (Mote 1), ©. 225 fagt: ;, Sein Streben war ganz anderer Art und größern 
Stils. Sein Bli ging ins Allgemeine und umfapte die Bölfer bes Erdbodens, nicht fie unter den 
Mofaiemus zu beugen, fondern in geiftiger Freiheit aus eigenem Pflihterfenntniffe auf die höchſte ers 
reichbare Stufe zu führen, welche fittliche Weien zu erfteigen befähigt find.‘” 

35” 
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und ausdrücklich als ein Verhältnig fo innig, gegenſeitig liebevoll, jo ehrwürdig, rein und frei 
wie das des Erlöſers zu der Chriſtengemeinde. 15) 

Auch die zweite Hauptgrundlage freier, vernunftrechtlicher Staatsverhältniſſe, nämlich freie, 
unkaſtenmäßige Standesverhältniſſe, begründet ebenfalls das Chriſtenthum mehr als irgend: 
eine Religion, ald irgendeine frühere Gefeggebung. Alle feine Hauptlehren ſchneiden alle 
Wurzeln und Quellen und alle ſcheinbaren frühern Rechtfertigungen aller Sklaverei und Leib: 
eigenfchaft, aller Stammes: und Kaſtenherrſchaft, aller die Freiheit und Gleichheit ver Menfchen 
wahrhaft verlegenden, dem Hochmuthe dienftbaren Bevorzugungen und Bevorrehtungen wegen 
angeblicher beflerer begünftigterer Abftammung ber Nationen oder der Geſchlechter völlig ab. 
(63 bedarf aber wol feiner Ausführung, wie jehr diefe Bevorrehtungen nicht blos an ſich der 
Freiheit der großen Mehrzahl der Untervrüdten und Ausgeſchloſſenen wiverjpreden, ſondern 
auch die Freiheit ſelbſt für Die Bevorzugten, Furz wahre und dauernde freie Verfaſſungen unter: 
graben. Die griftlihen Orundfäge laffen nur folde Standesunterſchiede zu, welche vie allgemeine 

feiche Menſchen- und Bürgerwürde und die freie Wahl nes Lebensberufs nad eigener freier 

berzeugung nicht verlegen, und nur injoweit jie ſelbſt vem allgemeinen geſellſchaftlichen Wohle 
entjprechen. Hierhin führen nun jene reinen, freien Familienverhältniſſe; hierhin führt die 
Lehre, daß alle Menſchen von einem gemeinſchaftlichen irdiſchen Stammvater abftamınen und vor 
Gott, vor welhem fein Anfehen der Perſon gilt, völlig gleiche, gleich geliebte, gleich theuer er- 
löfte Kinder und Brüder, alle überhaupt, jowie von gleicy edler irdiſcher Abkunft, jo auch alle 
„göttlichen Gefchlehtd‘, ven Stempel göttlicher Ebenbildſchaft an ſich tragend, alle von gleicher 
freier unſterblicher Würde und Beitimmung, alle tugend= und vervollfommnungsfähig feien. 
Hierhin führen die Hauptpflichten aller Chriſten: alle Menſchen, ohne Unterſchied ver Abftam- 
mung und ded Glaubens, ald ihre Brüder oder ihre Nächten zu lieben. und zu achten und für 
fie das Leben zu laffen, ihnen demüthig zu dienen und jede hochmüthige und eigennügige Be— 
vorzugung, Ausſchließung und Herrihaftgemwalt, „ald von Gott verabſcheut“, gänzlich zu mei⸗ 
ben und aufzugeben, gegen jie alles zu thun und zu unterlafjen, was man jelbft von ihnen ge= 
than und unterlaffen wünjcht. 76) 

Nach dieſen Grundfägen mußten jehr begreiflich jchon die erften hriftlichen Kaijer die Auf: 
hebung ver Sklaverei beginnen 17), mußten von früh an würdige hriftlide Geiftliche, mußten mit 
Energie die allgemeinen Rechtsbücher des Mittelalters 19), mußten jpäter bei Abihaffung des 
Negerhandels der edle Wilberforce und bei der Sflavenemancipation das britiſche Warlament, 
mußten endlich auf dem Wiener Eongreffe die europäiichen Regierungen alle Sklaverei und Leib: 
eigenſchaft für völlig unchriſtlich erklären und für ihre Aufhebung wirken, Es hätte jelbft hierzu 
nicht einmal anderer wiederholter moraliiher Miöbilligungen der Sklaverei in der heiligen 
Schrift bedurft, fo z. B. nicht der Aufforderung an die Herren, daß fie nunmehr, als Chriften, 
nicht länger ihre Sklaven als Knechte, fondern ald Brüder behandeln, alles Droben laffen und 
ihnen gleiches Recht (Loownra) zugeitehen follen, oder der Aufforderung an die Sklaven, wenn 
fie ed auf rechtlichen Wege könnten, ſich womöglich die Freiheit zu erwerben, oder der Auffor— 
derung an alle Ehrijten, als theuer Erlöfte nun nicht der Menſchen Knechte zu werden. 19) 
Wenn aber bei all viefem Hugo felbft eine hriftliche Sanction der von ihm leider vertheidigten 
Sklaverei daraus ableiten will, daß Ehriftus nicht felbit alle Sklaverei ausdrücklich verbot und 
aufhob, und daß einzelne Stellen den riftlichen Sklaven ermahnen, jein hartes Los mit liebe- 
voller Ergebung zu tragen, jo überjieht diefe unglüdkliche Lehre gänzlich, daß Chriftus fein ein= 
ziges weltliches Rechtsinſtitut unmittelbar politiih aufheben oder gewaltſam zu zerftören be— 
fehlen wollte, was in diefem Ball fogar aller Eivilifation wie den für Die Freiheit noch unvor= 
bereiteten Sklaven ſelbſt höchſt verderblich geweſen wäre. Hugo hätte zugleich aud den Raub 
als von Chriſtus fanctionirt dayftelen müffen, denn Chriftus gab feine ausprüdlichen Geſetze 





15) Matth. 19, 3 fg. Epheſ. 5, 21 fg. 1 Korinth. 6, 15 fg.’ 
16) ©. 3.8. Matth. 7, 12; 10, 42; 18, 1 u. 11; 20, 26; 23, 6—13. Marc. 10, 42—55. Luc. 6, 
88; 9,48; 10,29; 16, 15. Apoſtelgeſch. 10, 34 u. 35; 17,18; 26, 29. Epheſ. 6,9. NRöm.2, 11. 

1 Betr. 1, 17. Jakob. 2,9. S. auch unten Note 24. Die Schrift weiß, wie gegen das materialiftifche 
Streben nad) Reichthum, fo aud) gegen jede hochmüthige, herrſchſüchtige, die brüderliche Gleichheit 
und Freiheit verlegende —— und Herrſchaft kaum ftarfe Worte genug zu finden, z. B. „denn 
was body ift, ift dem Herrn ein Greuel’‘, Luc. 16, 15. 

17) C. 56. de episcopis. Nov. 5,2. 

18) Sachfenipiegel, 3. 42. Schwabenfviegel, 52. 

19) Koloſſ. 4, 1. 1 Korinth, 7, 2123. Philem. 16. Ephefer 6, 9. 
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gegen denſelben und fordert ebenfalls in der Stelle: „Nimmt dir einer ven Mantel, jo gib ihm 
auch den Rod!’ zu liebevoller Ergebung auf. Ganz beſonders aber veranfhaulicht das Veifpiel, 
der Sklaverei gerade jene große Marime des Chriſtenthums, auch felbft die feinem ganzen Geifte 
am meiften widerſprechenden weltlihen Mechtöverhältniffe nit unmittelbar politifh und- von 
außen zu zerftören, wol aber durch die rechte hriftliche Gefinnung ihre freie, auch politifche Ab⸗ 
ſchaffung oder chriſtliche Umgeſtaltnug mittelbar zu bewirken. Mit Berufung auf die chriſtlichen 
Grundfäge eiferte die Geiftlichfeit und die Kirche auch ſtets gegen adeliche Vorzugsrechte. 20) 
Endlich find denn aud in den allermeiften chriſtlichen Staaten alle wirklich verlegenden und 
faftenmäßigen adelihen Standesrechte verſchwunden. Faſt allein in Deutſchland gibt ed noch 
manche fo tobe und verwahrlofte Glieder frühern fauftrechtlichen Feudaladels, weldye, ftatt eines 
mwohlthätigen, auf freiem Vertrauen der Mitbürger beruhenden ariftofratifchen politifchen 
Mitwirkens im Gemeinweſen, eine hochmüthige felbflfüchtige Junferei reftanriren, und der— 
felben , unter dem Vorwande jenes falfchen göttlihen Rechts, die Freiheit ihrer Mitbürger, die 
Ehre und Macht des Staatd und des zum Junfergenoffen erniedrigten Königs unterorpnen 
und aufopfern möchten (ſ. den Art. Abel). Doch mit der beffern Einfiht in die wahrhaft 
chriſtlichen Orundfäge find zugleih der Abicheu und die Verachtung gegen ihr heuchlerifches, 
vaterlandöververbliches Streben genügend erwacht, um daffelbe unſchädlich zu machen, wozu die 
edlern gebilvetern Adelichen höchſt verdienſtlich mitwirken. 

Auch die dritte Hauptgrundlage der Freiheit, die Selbftändigfeit und die Trennung von 
Staat und Kirche, gibt das Chriſtenthum vollftändiger ald irgendeine Religion, ja allein unter 
allen. Dieſes ergab ſich ſchon oben III, 1 und 2. Soweit vor und neben dem Chriſtenthume vie 
Meltgefchichte reicht; beherrichen und misbrauchen entweder die Priefter mit öffentlichem Betruge 
und mit Entweihung der Religion wie mit Zerftörung der Freiheit die weltliche Obrigkeit und 
das weltliche Recht für ihre Herrſchſucht und Habfucht; oder die weltliche Gewalt misbraucht die 
Religion, die Augurn, die Drafel, die Prieſterſchaft fir ihren weltlichen Despotismus. Die Rein 
heit und Würde der Religion wie die Freiheit des Staats beftehen nur bei der Selbftändigkeit 
beider, nur bei einer gegen äußern weltlihen Zwang geihügten völligen Glaubensfreiheit und 
Bei einem gegen fubjective Glaubensmeinung gejbügten feften weltlihen Recht. Alle Freiheit 
wird vernichtet, zulegt fogar in den Gedanken der Menſchen, wenn die geiftliche Behörde zugleich 
mit weltliher Macht ihre Olaubendjagungen, ald auch weltliches Gejeg, aufzwingt, oder wenn 
die. weltliche Gewalt jede Willkür aud zum Blaubensartifel ftempelt und ebenfalls mit dem 
Schwerte durchführt, wenn jo wirklich jede Appellation von der gelftlihen Anmaßung an ein 
fhügendes weltliches Recht und von der weltlihen Tyrannei an ein beſſeres religiöſes Gefeg 
gänzlih und felbft für den Gedanken zerflört wird. Ehriftus num gründete dieſe volle Selb: 
ftändigfeit der zwei Vereine von Staat und Kirche mit der wechjeljeitigen Pflicht, das felbftän- 
dige Recht des andern nicht zu verlegen und nur in freier brüderlicher Unterftügung für das 
Gute und Rechte gemeinihaftlih den menſchlichen Geſammtzweck zu fördern. Daß Chriftus 
durch Beihränfung der religiöjen Gebote und Behörden auf das religidfe Gebiet die Selbftän- 
pigfeit des Staats anerfannte, wurde ſchon oben (IH, 1) nachgewieſen. Aber er, der die welt- 
lichen Geſchäfte aus dem Tempel verjagte, der aus feinem Reiche jeden äußern oder weltlichen 
Zwang ausfchloß und dabei lehrte, daß man Gott mehr gehorchen müſſe ald ven Menfchen, ver 
in muthiger Todesveradhtung feinen Jüngern zur Nichtachtung weltlicher Befehle gegen gött- 
liche Plihtgebote dad Beifpiel gab und mit diefen feinen Jüngern die Anklagen und Verurthei- 
lungen wegen Volks- und Jugendverführung, wegen Gefährbung bed Friedens und des An- 
ſehens von Staat und Kirche fich nicht irren lieg — er wollte wahrlich aud ein freies religiöſes 
und firdliches Reich gründen. . 

Freilich wurden fpäter auch diefe hriftlichen Grunbfäge der Selbftändigfeit von Staat und 
Kirche oft und lange verlegt. Sie wurden es jhon unter den deöpotifchen griechifch-römifchen 
Kaifern, dann auf entgegengefegte Weije in der fränfifhen Monarchie, in welcher z. B. Chil- 
perich alle weltlichen Gerichte der höchſten Entſcheidung der Biſchöfe unterftellte, und im hierar- 
chiſchen Mittelalter. Sie wurden e8 in jeder Weiſe feit Philipp II. in Spanien, in Portugal, 
Stalien und wiederum auf die römiſch-despotiſche Weife unter Heinrich VILL in England und 
fpäter in ver jafobinifdhen und Napoleonifhen Deöpotie. Sie wurden endlich auch verfannt in 
einigen falſchen deutſchen Theorien, welde, wie die Hugo'ſche, die Kirche zur Staatdanftalt er- 





20) ©. z. C. 37. et ult. X. de praebend. C. 37. de praebend, in VI, die Goncilien von Kons 
ftanz, Ausgabe von Hardt, I, 637, von Bafel Sess. 31 und von Tribent, 6, 1; 22, 2 u.4; 24, 1 u. 12, 
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dere auch die heranwachſenden Geſchlechter würdig erzogen und vor Elend und Verderbniß ge: 
fhügt werden. Aus allen diefen Gründen werden wahre Chriſten mit aller Anftrengung und 
Aufopferung auf jevem würdigen Wege für ihr Vaterland und die Menſchheit gefegliche Frei: 
heit zu erwerben, zu befeftigen und zu vertheipigen ftreben. Als völlig feicht und Eranfhaft muß 
es ihnen erfcheinen, wenn mandhe dieſes Streben gering fhägen wollen, weil es politifch ſei, und 
weil allerdings für die eigene Tugend des Handelnden feine ſittliche Geſinnung Örundbedingung 
und bie fittliche Gefinnung wenigftens eines großen Theils ver Bürger für die Freiheit felbft 
nöthig und die befte Stüge und auch ohne Freiheit von Werth und gutem Einfluß if. 
Hat ja doch die fittlihe Gefinnung der Liebe nur Wahrheit und Werth, wenn fie die Mit- 
menſchen zu verbeffern und zu beglüden ftrebt. Da nun die Menſchen überall in politifchen 
Gefellfihaften leben und die guten oder ſchlechten Bejege und Einrichtungen derfelben im höchſten 
Grade für die Vervollfommnung und Verſchlechterung, Glüf und Unglüd unferer Mit: 
menschen, vorzüglich der noch unerzogeen, einflußreich find — namentlid auch für die Schulen 
und die Kirche und die Kirchenlehre —, fo muß jene fittlihe Gefinnung, ſoweit fie kann, aud 
in hohem Grade auf fie, alfo politifch oder für eine heilfame Geftaltung der Gott mwohlgefälligen 
obrigfeitlihen oder Staatdordnung und dadurch mittelbar für Tugend und Glück unſerer Mit— 
menſchen zu wirken ſtreben. Solange wir in diefer Welt leben, beſteht ja eine gegenſeitige Be— 
fhränfung und Wechſelwirkung des Innern und Außern, des Freien und Nothwendigen Wer 
Mord und Raub, Verderbniß und Elend verhindern, das Gute beförbern will, muß die Tyrannei 
und Sklaverei verhindern. 

Bon ſolchem Stanppunfte aus empfiehlt nun die hriftliche Lehre der Beſtrebung ver Re: 
gierungen und der Bürger ebenfall® mehr als irgendeine andere Religion aud) die Haupt: 
grundfäge der Freiheit. 

Sie ſpricht nad) dem vorhin (unter IV, 2) Ausgeführten fürs erfte für diemöglichfte brüder— 
liche Rechtögleichheit, zwar nicht für eine materielle, wol aber für die formelle oder für vie Gleich— 
heit vor dem Geſetz, das heift für die gleiche Helligfeit des Rechts und für den gleichen Rechts— 
fhug fowie für die verhältnigmäßige Gleichheit. Diefes ift eine je nad) Vervienft, Bedürfniß 
und Kraft verhältnigmäßig gleiche Zutheilung der Vortheile und Laſten oder der Pflichten 
und Rechte des gemeinjhhaftlichen, brüderlichen, gejellfhaftlihen Lebens. Alle, alfo aud vie 
Regierenden, follen ald freie Mitglieder eines und deſſelben brüderlichen Vereins wechſels— 
weife für aller Wohl forgen, wechſelsweiſe einander dienen, unterthan fein und nützen, alle 
fih ald Brüder von gleicher höherer Würde und Beſtimmung achten und „Ehrerbietung“ 
beweiſen. 25) 

Sie ſpricht fürs zweite ebenſo für die möglichſte gleiche Privat- und politiſche Freiheit oder 
für die freie Beſtimmung über die eigenen und die freie geſetzliche Mitbeſtimmung über die ge— 
meinſchaftlichen Angelegenheiten. Schon die Gleichheit enthält mittelbar die Freiheit, ſowie 
dieſe die Gleichheit. Nach Gottes Bilde oder gottähnlich und frei erſchaffen, mit ver Erkenntniß 
und der freien Wahl von gut und böfe, mit unfterbliher Würde und Beitinnmung find alle 
Menſchen gleich freie Mitglieder des menschlichen Brudergeſchlechts und feiner gemeinſchaftlichen 
freien Bereine für ihre Lebensbeftimmung. Aus freier Liebe und nad) ihrer frei geprüften, ge: 
wiffenhaften Überzeugung füllen fie jih immermehr zu vervollfommnen, in Wahrheit und 
Gottähnlichkeit zu wachſen fuchen, mit Gewiffensfreiheit auch für die möglichfte Vervollfomm: 
nung und Beglüdung ver Ihrigen und aller ihrer Mitbürger thätig wirken und gerade in diefer 
Wirkſamkeit ihr höchſtes Glück ſuchen. Selbft ihr brüderliher Erlöfer verlangt nur freien Ge— 
horſam dieſer freien Wefen, durch Lehre, Wahrheit, Überzeugung und Liebe beftimnt. Selbft 
für die Gefege des göttlichen wie des kirchlichen Reichs fordert das Chriſtenthum nur freie, liebe— 
volle, überzeugungstreue Befolgung. Durd einen feierlihen Bund, eine Erfüllung und eine 
Erneuerung jened Alten Bundes, melden Gott mit dem aus der Sünpflut erretteten Menjchen- 
geihlehte, mit Abraham und dann mit feinen Nahfommen am Sinai und im Moabiterlande 
fo feierlich abſchloß, wird auch jego das neue Bürgerrecht in dem göttlichen Reiche und die Ver— 
pflihtung zu feinen Gefegen begrümdet. Durch Taufe und Glaubendbefenntniß erneuert ſich 
diefer Bund zwifchen jedem einzelnen und zwifchen Chriftus, der auch ſeinerſeits durch bie 
Taufe in diefen Bund feierlich eintrat. Der Gehorfam jelbft gegen vie göttlichen Geſetze, denen 
alle doch mehr gehorchen follen als allen menſchlichen, ift alfo nach dieſen erhabenften Vorftel- 





25) ©. z. B. Ev. Joh. 13, 14. Röm. 12, 10. Epheſ. 4, 25; 5, 21. 1 Petr. 1, 22 und oben 
Mote 14 und 16. 
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An von der menfhlihen Würde und Freiheit für die freien — nur ein freier, auf 
eigener Prüfung und Überzeugung beruhender, vertragsmäßiger. 26 

Wie önnte nun nad allen diefen Grundfägen und nad} dem Nean⸗ des goͤttlichen Reichs 
und Regenten der menſchliche Verein unter freien und gleichen Brüdern anders als frei und 
vertragsmäßig eingegangen und beſtimmt werden? Wie könnten die freien, unter dem höchſten 
göttlichen Gefeg nad) ihrer freien Prüfung und Überzeugung ftehenden Chriften eine andere als 
eine ſolche frei anerkannte, gefegliche fouveräne Gewalt chriſtlich finden und erftreben? Mie 
könnten die hriftlichen Regenten in diefen freien brüderlichen Vereinen von ihren freien Mit- 
brübern einen andern ald ebenfalls einen freien, durch deren freie Prüfung und Anerkennung 
begründeten, ald einen vertragd= und verfaflungsmäßigen Gehorfam fordern wollen? Wie 
könnten fie hiernach und nad) jener Pflicht, die Wahrheit frei zu laffen (f. Note 14), wol ihrer 
freien Mitmenſchen Gedanken beherrichen , venfelben ihren eigenen Willen als Gefeg und ihre 
Gedanken ald Regel aufzwingen wollen? Wie möchten fie diejenigen, die fie als völlig gleiche 
Brüder achten, mit der höchſten Gerechtigkeit und Liebe behandeln follen, ihrer Freiheit und des 
möglichft gleichen Antheild an derſelben und an dem gemeinſchaftlichen Vereine berauben wollen? 
Wie pürften fie ihnen das ihrer gleichen Würde und Beftimmung entſprechende höchſte menſch— 
lie Gut, das kräftigfte Mittel für eigene und fremde Vervollfommnung und Beglüdung mie 
für ihren Rechtsſchutz entziehen und fie ald Herren despotifch beberrfchen, jie allen Entwürbi- 
gungen und Verderbniffen und Verlegungen der Knechtſchaft preisgeben? Am mwenigften bürf- 
ten etwaige Bejorgniffe für ihre Herrfchaftsrechte fie von Ginräumung der Freiheit abhalten. 
Auch an fie ergingen ja jene Gebote ver Achtung der Gleichheit und Gerechtigkeit und der mu— 
thigen Liebe, welche zu jedem Opfer, felbft dem des Lebens, bereit fein muß für Begründung 
eined würdigen Zuftandes der Menſchen, und fie fordern ja aud Muth und Aufopferung von 
feiten der Bürger für ihren Schug. An fie erging ausdrücklich das Wort: daß fie, eben wegen 
jenes brüderlichen Verhältniffes und weil fie einem gemeinfhaftlihen hHöhern Herrn und Geſetz 
unterftehen, nun nicht mehr herrſchen follen nad ver Weiſe heinnifcher Gewalthaber.?7) Frei— 
lich ſchließt das Chriſtenthum nicht blos jede nieverträchtige, Enechtifche, feige und gegen die ge: 
meinſchaftliche Freiheit und Gefellihaftseinrihtung gleihgültige, fondern auch jene ebenbezeidh- 
nete eigenfüchtige und revolutionäre und eine midtrauifche und liebloſe Gemüthäftimmung der 
Regierten gegen den Regenten ebenfo entfhieden aus als eine hochmüthige, eigenwillige Herren 
oder despotiſche Geſinnung von feiner Seite. Und vollends ift e8 ein feltfamer Sprung, wenn 
Lamennais von dem Sape, daß der Eigenwille eined Regenten nit fouverän fein dürfe, 
num dahin gelangt, jeden einzelnen Bürger zum Souverän zu maden und die Erbmonardie mit 
dem Chriſtenthum wie mit der Freiheit für unvereinbar und, fo wie Rouffeau, nur eine unbes 
dingte (alfo abfolute) demokratiſche Volksfouveränetät und Stimmenmehrheitögemwalt für mög: 
lich zu erflären.29) Es ift aber Flar, daß aus dem erften Sape vielmehr das folgt, daß bei allen 
Regierungsformen das Verfaſſungsgeſetz und die in ihm frei und allgemein und eidlich anerfann= 
ten höchſten Grundfäge und Pflichten für das gemeinfhaftliche,, gefellfchaftliche Leben jouverän 
jein oder herrichen follen; fie, die eben wegen diefer freien Anerkennung auch mit dem göttlichen 
Geſetze aller übereinftimmen werden. So ift gerade dur das EhriftenthHum die Monardie, 
nämlich eine rechtliche und freie, mit gegenfeitiger freier Rechtsachtung und einem wahren ver— 
faffungsmäßigen Friedens- und Vertrauensverhältnig zwifchen der Negierung und den Re: 
gierten, nur erft möglich geworden; vorausgejegt nur, daß bie Feinde ber Fürften und der Völker 
nicht durch jene falfchen abſolutiſtiſchen und legitimiſtiſchen Principien den heidniſchen Kriegs— 
oder Herren und Sklavenzuſtand oder die Furcht davor zurückführen, daß die Regenten nicht 
in diefe Schlinge eingehen! 


26) ©. z. B. Matth. 3, 13; 26 u. 28. Marc. 14, 24. Lucas 1, 68—75; 22, 20. Ev. Joh. 1,11 
u. 12; 8, 3: 15, 14 u. 15. Avoftelgeich. 2,39; 3, 21—26; 6, 1-6; (£ 37. Röm. 15, 8. Hebr. 9 
n. 10, 1 Betr. 1u.2, So aud) die Noten 9, 14, 16 u. 25, Ruther fagt: Sine verbo promitten- 
tis et sine fide suscipientis nihil potest nobis esse cum Deo negotü, 

27) Lucas 22, 25; 16, 15 und dazu Tertull. Apol. 21 und Augustin. de civit, Dei 2, 21; 4,4; 
17,14; 19, 23 u. 24. Auguftin fordert hier zugleich einen Staat als eine societas aequali nach dem 
consensus populi für die salus populi, In einer andern Stelle (Ap. 37) fagt Tertullian vom Raifer: 
liber sum illi, Dominus meus unus est Deus omnipotens, idem qui et ipsius. @uther X, 539 und 
ähnlich XIX, 839 fagt: „Wer ein chriftlicher Fürft fein will, der muß wahrlich bie Meinung ablegen, 
daß er herrfchen und mit Gewalt fahren will. Berflucht ift alles Leben, das ihm felbft zu gut gefucht 
wird! Verflucht alles Werk, das nicht in Liebe geht!‘ 

28) ©. dagegen Bd. 1, ©. 71 und LVIT; vorzüglich aber Welder, Syſtem, I, 186. 
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Es enthält ferner freilich auch ſelbſt Die Forderung, die möglichſte Gleichheit und Freiheit 
in dem Staate zu erſtreben, außer dem, was über die würdige Begründung geſagt wurde, auch 
noch die Beihränfung, daß beide mit. der Natur einer feſten geſetzlichen Staatsordnung verein— 
bar bleiben müſſen. Und dieſe Beſchränkung kann nad), den beſondern Bildungszuftäuden. und. 
Berhältnifen perſchiedener Völker allerdings verſchieden ſein. Aber aud hier begunftigt das 
Chriſtenthum im hoͤchſten Grade wieberum die Freiheit. na Take 

Keine andere Religion der. Erde forbert nämlich fürs dritte jo unbedingt wie Die hrißkliche 
überall und ſchon durch, nie Pflicht, dem — Ideal der göttlichen Bolllommenbeit und 
der Verwirklichung eines göttlichen Reichs nachzuſtreben, ein ſtetes, unermüdliches Fortſchreiten 
und Wacien in.aller Vollkommenheit und thätiger Liebe, alfo auch in jener Verwirklichung der 
freien Hriftlichen Grundſätze ver gejellihartlihden Ordnung.2) * 

Dieſes große Geſetz einer ſtets ſteigenden, freiern, höhern und reichern Entwickelung des 
Menſchengeſchlechts und des nothwendigen Untergangs derjenigen Staaten, Ständeund Fürſten— 
häuſer, welche bei dieſem nothwendigen Lebensgeſetz des allgemeinen Fortſchreitens ſchon durch 
das bloße Stillſtehen ſich dem Zurückgehen weihen, ſpricht das Chriſtenthum auch ſchon in feiner 
ganzen äußern Erſcheinung, in feiner Vorbereitung wie in ſeiner fortſchreitenden Entwickelung 
und Verwirflihung aus. Es wird dieſes Gejeg ausgeſprochen oder beftätigt durch Die ganze 
weltgeſchichtliche Entwidelung der menſchlichen Eultur. Ihr Gentrum ift das Chriſtenthum, die 
alte Welt ihre Vorbereitung, die neue ihre fortjchreitende Verwirklichung. Der Blick auf die 
Weltgeſchichte, auf pen Orient, fodann auf Griehen, Römer und Germanen, che jie Chriſten 
wurden, zeigteinunverfennbares allmähliched Vorrüden in der Ausdehnung der Humanität und 
Freiheit, in jenem, Örundprincip.der Breipeit, ver Vorherrſchaft der freien, prüfenden Vernunft, 
in jenen großen Grundlagen verfelben, den jittlihen und freien Geſchlechts- und Familien: 
yerhältniffen, den freien Standeäverhältniifen und der Selbſtändigkeit geiftlicher und weltlicher 
Gemalt, fowie endlich in jenen Grundſätzen der Gleichheit, der Freiheit und des Fortfchritts. 
Dod hatten die gebildeten orientalifhen Völker und die des claſſiſchen Alterthums getrennt ihre 
bejondern Aufgaben, einzelne Hauptjeiten der höhern menjhlihen Eultur und Vervollkomm— 
nung, entwidelt. Die orientaliihen nämlich vorzugsweiſe die überirdiſche Seite, die tiefere und 
erhabenere Auffaſſung des Göttlihen und des menfhlihen Verhältniffes zu demjelben, das 
tiefere, geiftigere Wefen und die Idee dev Einheit Gottes, die tiefere Liebe und die Sehnſucht, Die 
Demuth, Selbjtentjagung und Aufopferung des Irdiſchen für das Überirdiſche, die höhere, un: 
fterbliche Beſtimmung des Menihen. Und in diefen Beziehungen hatten befanntlih auch die 
Juden jeit ihrer babyloniihen Gefangenſchaft ihre Bildung erweitert. Die Griechen und Nö: 
wer dagegen bildeten vorzugsweiſe die ivdifhe Seite, die angemefjenen irdifchen Formen und 
Träger des höhern Rebend aus, nämlich die freie ſelbſtändige Verfönlichkeit, den klaren prafti= 
ſchen Lebensverſtand und dir vege Thatkraft für das irdiſche Leben und feine praftifhen Geſetze 
und Formen, für die Formen der politifhen und rechtlichen Freiheit oder des Staats und des 
Rechts, ſowie der Kunft und der Wiffenfchaft. Die höchſten Geifter und vie größten Unter- 
nehmungen des Alterthbums, Blaton und feine Philoſophie, Alexander und fein Zug nad In: 
dien, unternommen in der ausgeſprochenen Beitrebung der Bereinigung indiſcher und griechi= 
{her Gultur, feine Groberungen und orientalifhen Reihe, beſonders aud fein Alerandrien, 
ſodann jpäter das römische Weltreih, begründeten eine äußere Annäherung und Vereinigung 
orientalijher und clafjifch-alterthümlicher Cultur. Da erſchien das Chriſtenthum, deifen Heilige 
Schriften ſchon der Sprache nach halb orientalifh, halb.griehiich jind, vereinigte in feiner gött— 
lichen Weisheit die guten Früchte dieſer doppelten Cultur innerlih unter fih und mit feiner 
göttlichen Lebenskraft. Alle Lichtſtrahlen höherer religiöfer, fittliher und allgemeiner praftifcher 
Weisheit, welche irgendwo in eine Religion oder Philoſophie der Welt vereinzelt hineingefallen 
waren, vereinigte die Sonne des neuen Lebend. Aber jie veredelte jie und, allein fledenlos, 
reinigte jie dieſelben von ven menſchlichen Schwächen und Verkehrtheiten, welche ſelbſt die beften 
alter bisherigen religlöſen und philoſophiſchen Syſteme hinter die ebenſo tiefe und erhabene 
als allgemein verſtändliche, ebenſo reiche als einfache, harmoniſche chriſtliche Lehre fo weit zurüds 
ſtellen. Es gehören dahin z. B. ſelbſt in dem Moſaismus jene Beſchraͤnkung des einigen Gottes 
auf einen eiferſüchtigen, rächenden Natlonalgott, der Volkshochmuth und Fremdenhaß, die Ver— 
miſchung von Kirche und Staat, Die Prieflerkafte, ver Geremonien- und Opferdienſt, die Leib: 
eigenichaft, daß unvollfommenere Eherecht, u. ſ. mw. Es gehören dahin ebenfo felbft in der Pla— 


29) ©. z. B. Gpheſ. 4, 15. 1 Joh. 3,2. 2 Theſſal. 3, 13, Matth. 5, 48, 
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tonifchen Lehre jo viele verkehrte heidniſche Religionsvorftellungen- und ebenfalls die Vermi— 
ſchung von göttligem und weltlihem Geſetz, die Zerftörung des ehelichen und Familienlebens 
duch Weibergemeinſchaft, die Sklaverei und kaſtenmäßige Standeseinrichtung, die Knabenliebe, 
u. ſ. we Und während jelbft ein Sokrates, gebildet und wirfend im Reichthum athenifcher 
Gulturmittel und mehr als vreißig Jahre lehrend, mit Schülern wie Platon und Ariftoteles, 
doch nur eine wenig fruchtbare Schulgelehrfamkeit begründete, gelang Chriſtus das größte, das 
von allen übrigen allein unerklärt gebliebene Wunder. Er, im armen Handwerferftande ge- 
boren und erzogen, vermochte ed, in dem bildungsarmen Galiäa, in etwas mehr ald zweijähri: 
gem Unterricht völlig unvprbereiteter Schüler, die er vom Fiſcherkahn und Zimmerplage nahun, 
eine ſolche Lehre zu gründen. Es war eine Lehre, welche, nicht unterftügt Durd) Schwertesgewalt 
ober. die Mächtigen, ſondern von ihnen auf das äußerjte verfolgt, an ihrem Urheber mit ſchmach— 
vollen Tode bejtraft und bald im ganzen römiſchen Weltreiche mit ſchimpflicher Todesſtrafe 
bedroht und verfolgt wurde, die aber dennoch, trog der unerhörteften Verleumdung, Schmähung 
und martervollen und blutigen Befämpfung durch die römifche Welttyrannei, fortdauernd ihre 
tobverachtenden Anhänger mehrte und blos durch ihre geiftige Kraft nad dreihundertjährigem 
Rampfe alle Millionen Bewohner ſammt den Herrſchern des Weltreichs unter ihre bejiegten, 
gläubig unterworfenen Verehrer zählte, die endlich jet, nachdem längſt alle Trümmer des 
Römerreiche zufammenjanfen, mit ftets frifcher Lebenskraft von Tag zu Tag ſiegreicher die ganze 
Menschheit, ihr Wiffen und Leben umgeftaltet und beherrſcht. 

Die orientaliſchen Bölfer aber und die Griechen und Nömer hatten in Polygamie und 
Sflaverei zu tief verbexblihe Grundlagen. Sie hatten beveitä das ſittliche Streben nad Fort— 
ſchritt in ihrer höhern Beftimmung, Griehen und Nömer namentlich die Ausdehnung und 
Ausbildung der politiihen Freiheit, welches den befjern Theil ihrer Geſchichte bezeichnet, aufz 
gegeben und waren durch die großen Groberungsreidhe und durch die furdtbare Vermehrung des 
Sinnengenuffed und der Sklaverei in denfelben in eine ſolche tiefe, ſtets wachſende Verderbniß 
und Fäulniß gefunfen, daß fie unfähig waren, das Menſchengeſchlecht feiner neuen großen Ent— 
widelung, der immer vollfommenern, reinen Menfchlichfeit und immermehr veredelten und 
ausgedehnten Freiheit und freien Bereinigung, oder mit andern Worten, der immer vollkomme— 
nern riftlihen Geftaltung entgegenzuführen.?0) Darum rief faft gleichzeitig mir der Erſchei— 
nung des Chriſtenthums die Vorſehung das früher unbefannte, unverdorbene, jugendlich Eräf- 
tige, bildungseifrige und freibeitsliebende Geflecht ver Oermanen, welches ſchon urſprünglich 
eine Anlage zur Verbindung jener beſſern orientaliihen und jener beffern elaſſiſch-alterthüm— 
lichen Lebensrichtung in jich zeigte, aus vem Dunkel feiner Wälder auf die Bühne der Welt: 
geihihte und in den Kampf mit ver römiſchen Welttyrannei, Die ed ſiegreich zerjchmetterte. 
Ihm vertraute die Vorſehung jegt zugleich mit dem Chriſtenthume das Erbe der. ganzen menſch— 
lihen Gulturbeftrebungen, welche ed von den bejiegten bisherigen Weltherrihern freudig au— 
nahm. Ihm wurde die Aufgabe der Gründung der neuen hriftlichen Welt und ihres fletd grö— 


30) Keine Worte bezeichnen volljtändig und deutlich genug diefes im römifchen Weltreiche ausgebil; 
dete Verderbniß, die fchädliche Wirfung der verfehrten heidnifchen Religionsvorftellungen von ihren ehe: 
brecherifchen, räuberijchen, vatermörderiſchen Gottheiten und von dem Zerfall aller religiöfen Bande und 
jeder Art von Volfsbildung, als man mit Epikur diefe Borftellungen immer allgemeiner als. „,nidytss 
würdigen Wahn‘ erkannte uud als zugleich immermehr jede würdige öffentliche politiiche Verhandiung 
verfiummte; jerner jene ſchamloſeſte Sitrenlofigfeit und Schwelgerei der Großen und Reichen und dag 
Elend der bedrückten, beraubten Völker; endlich die entſetzliche sen und die immer fcheußlichere 
Geſtalt der römischen Sklaverei, feitdem immermehr die fchwelgerifchen Mächtigen ganze Brovinzen zu 
ihren Landgütern machten, deren Bewohner ihrer Freiheit oder ihres Gigenthums er fi: von Ela: 
venheeren bebauen ließen und dieje graufamer behandelten, ale je die Beſtien von ven Menjchen bebhanz 
beit wurden. Bine Schilderung dieies Verberbens gibt ausführlich Gibbon, furz und geifireich auch die 
angeführte Hug'ſche Abhandlung. Jene Sklavenverhältniſſe veranſchaulicht ſchon bie ———— eini— 
ger Stellen aus den Quellen: Appian 1,7. Flor. 2, 19. Senec. ep. 89 u, 114; de benef. r, 10; 
de ira 3, 40. Juven. 6, 222. Cicero in Verr. 10, 47. Plin. h.n. 7, 3, 5. Strab. p. 668 ed. Casaub: 
In fo ſchaudervollem Buftande Fonnte das Chriſtenthum viele einzelne erheben und firtich machen. Es 
founte durch feine fittlicye Lehre und Zucht für das Volk und die —— os konnte durch feine Erhe⸗ 
bung, Tröſtung und Beſchützung der Sklaven, der Frauen, der Unterdrückten aller Art, durch ſeine allge— 
meinen, reishlichen Arnenfpenden für das vorhandene Verderben eine unendliche Milderung, für das 
Fortfchreiten defjelben einen Damm begründen. Aber das römische Volk, afs folches, fonnte die Welt 
nicht neu und frei geftalten. Das zeigt ſchon der Blick auf die taufendjährige Gefchichte des chriſtlich ge⸗ 
wordenen grierhifcherömifchen Kaiſerthums, welche, trotz feiner von freier Lebenskraft verlaffenen aleran- 
drinifcyen und byzantinischen Gelehrfamfeit, Voltaire eine Schande für das menfchliche Gefchlecht nannte, 
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ßern Fortſchreitens der Menſchheit in Freiheit und Cultur. Und ed übernahm dieſelbe, wurde 
für ſie und durch ſie ungleich mehr als je ein anderes Volk der Erde, aber auch auf eine der 
Freiheit ebenſo viel günſtigere Weiſe weltherrſchend und theilte immer vollkommener in allen 
ſeinen Reichen die Güter der Freiheit und Cultur, die früher bei den Gründungen der Staaten 
auf Polygamie, Sklaverei und Provinz-Helotismus nur weitaus der geringſte Theil beſaß, allen 
Millionen ihrer menſchlichen Bewohner zu.*1) 

Alle chriſtlich germaniſchen Völker und Staaten und ihre Fürſtenhäuſer zeigen ſich ſeitdem 
blühender und fräftiger in vom Maße, als fie, ihrer großen Beftimmung treu, unter Zeitung 
riftlicher Grundideen fortfchreiten in Veredelung, Ausdehnung und Befefligung der Freiheit 
und in ſtets innigerer, harmonifcherer Verfchmelzung und höherer Entwidelung aller jener 
beffern Culturelemente oder der wahrhaft guten Seiten und Früchte des orientalifchen, des alter: 
thümlichen und des national vermittelnden germaniſchen Lebend. Sie erfcheinen dagegen ftetd 
elender oder dem Mande ded Abgrımdes näher in dem Mafe, als fie, fo wie die Spanier umd 
Portugiefen ſeit Philipp II., oder fo wie die Stuart, die Bourbonen und wie Napoleon, jene 
hohe Beftimmung verlegen, auf Freiheit und Fortfchritt verzichten und durch Sillſtand oder po: 
fitive Unterdrückung fie anfeinden, gleichviel dann, ob fie dieſes thun durch die rohe Kriegsgemalt, 
oder durch die hierarchiſche oder die Polizei = Inquifition und die Umftrikung und Vergiftung 
des öffentlihen und Privatlebens, der Wiſſenſchaft und der vertraulichen Mittbeilung, der Uni: 
verfitätd- wie der Kirchenlehre. . 

So kann denn alfo wahrlich feine weiſe, Feine hriftliche und feine deutſche Regierung, gleich 
jenen geflürzten englifchen und franzöfifchen Königsfamilien, das unglüdliche, frevelhafte Wort 
des Stillftandes oder des Widerſtandes gegen den Fortichritt der Freiheit und freien Entwicke— 
lung und Vervollkommnung, jenes ſchickſalsvoll gewordene Bourbonifche Wort: „Bis hierber 
und nicht weiter”, ausſprechen wollen! 

Ja allerdings, das Chriſtenthum heiligt, jo mie die gefeglidhe Ordnung und die Harmonie, 
fo aud die Regelmäßigkeit und Stetigfeit in ver Entwidelung. Aber es will fie doch nur in der 
innigen Verbindung mit der möglichften Freiheit und mit dem freien Fortſchritt, ebenfo wie dieſe 
nur in der Verbindung mit der Achtung für jene. Die einen ſchwachen menfhliden Syſteme 
und Parteien ftrebten und wirkten für die höchſte Freiheit; aber fie untergruben fie jelbft, weil 
fie die Einheit, die Harmonie oder die Ordnung vergaßen. Die andern dachten nur an die Ord— 
nung und Sicherung der Regierungsgemwalt; aber fie zerftörten fie durch die Anfeindung der 
Freiheit und des freien Fortſchreitens. Beide wußten fie nur äußerlich, nicht tief im Innern des 
Menſchenlebens zu gründen und zu einigen. In dem Höchſten und Tiefften — in dem wahren, 
in dem lebendigen Chriſtenthume, in diefer göttlichen und doch fo menſchlichen Lehre — da löfen 
fih alle Räthiel, da verföhnen ſich alle einfeitigen Gegenfäte und Parteiftrebungen auf das 
vollfommenfte. Hier findet alled Gute und Nothwendige feine freie und friedliche Einigung 
und feine unfterbliche Lebenskraft. 

Die reinfte tieffte Moral mußte zunächſt die innere, fittlihe Gefinnung, nit Äußere 
Werkheiligkeit und unmittelbare politifche Gefege vorſchreiben. Aber diefe tiefe und reine, le— 
bendige praftifche Kraft der fittlihen Gefinnung erzeugt eine lebendfräftigere Verwirflihung 
jeglichen guten Werks und eine würdigere weltliche Ordnung, als ed ein unmittelbares äußeres 
Geſetz für fie je vermochte. Jene höchſte jüttliche Gefinnung verfagt das eigenfühtige Streben 
nad dem Erwerb und Genuß eigener Glücksgüter und Rechte und jeden die Achtung und Liebe 
gegen Gott und die Mitmenſchen vergeffenden Stolz und Hochmuth. Aber audy hier bietet das 
Chriſtenthum dem fittlihen Menſchen überreihen Erjag nicht blos durch die höhern Güter des 
Gefühle einer frei mit dem göttlichen Willen vereinigten Gefinnung und jittlihen Würde, ſon— 
dern auch durd die Pflichten aller Mitmenſchen gegen ihn, ſowie durch jein eigenes Bebaupten 
feiner Güter, feiner Rechte und feiner Würde, fomeit e8 zugleich höhere Pflichten gebieten , ſo— 
weit er mit diefer höhern Weihe und Kraft für fle ftreben und kämpfen foll und darf. Ganz 
ebenſo nun, wie foldhergeftalt diefe erhabene Lehre die reinfte und tiefſte Sittlichfeit der Geſin— 
nung mit allem guten äußern Werf und dem würdigſten weltlihen Recht vereinigt und mit der 
liebevollen fittlihen Entfagung und Demuth die glüdlichfte Befrienigung und Behauptung der 
eigenen Würde, fo vereinigt fie auch wirklich in allen Beziehungen und nad) jeder Seite hin mit 
der möglihiten Harmonie und Ordnung der Entwidelung ven Eräftigiten Fortſchritt wie die 


31) So wurde alfo buchftäblich nach Matth. 21, 43 die Gründung „des Reiches Gottes einem an: 
bern Bolfe übergeben, weldjes beflere Brüchte brachte”. 
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möglichft größte Freiheit, Mit feinen hoben Ideen und dem Aufſchwunge zu ihnen, melden es 
den Menſchen ertheilt, ſobald ein Strahl derfelben ihr Gemüth wahrhaft erleuchtet und erwärmt, 
befämpft das Chriſtenthum, als den Todfeind aller wahren, aller hriftlihen Tugend, allen Ma— 
terinlismuß, den deöpotijchen und ariftofratifchen wie den fernilen und jakobiniſchen Materia- 
lismus, welche jämmtlih wir befonders auffallend in Frankreich wechſelsweiſe um ven ſelbſt— 
füchtigen Befig und Genuß ftreiten und die Freiheit wie die Ordnung gefährven jehen, und 
welche jegt in dem überall in der Welt begonnenen oder vorbereiteten Kampfe zwijchen ber er= 
wachten jelbftändigen Vernunft und der Liebe für Freiheit und Kortfchritt und zwifchen dem 
Widerſtande die beflagenswertheiten Erſcheinungen herbeiführen könnten. 

Auf dem wahren Ehriftenthum vorallem oder auf einem immer vollftändigern Siege ſei— 
ner erhabenen Grundfäge und Gefinnungen ruhen in diefem Kampfe unfere Hoffnungen für die 
Erhaltung und die fortjchreitende Entwidelung der Freiheit und Gultur in Deutſchland und Eus 
ropa, in dem unter Einfluß heiftlicher Cultur ji immermehr einigenden menſchlichen Gejhledt; 
Seine Orundfäge fordern diefe Freiheit und Cultur und ihren Fortſchritt. Wol mit Recht 
alfo durfte ver edle Johannes Müller feine Betrachtungen über die Anforderungen des Chriftens 
thums an unfere politifhen Beftrebungen mit ven Worten fliegen: „Wenn wir die Sorge für 
die Freiheit verſäumen, fo will ich nicht einmal fagen, daß wir unwürdig find, Bürger dieſes 
Welttheils, und unwürbig, deutſche Männer zu heißen : wir können feine Chriften ſein.“ 

v. Shluß und Endergebniß über den eigenthümliden und höchſten 
Werth des Chriſtenthums. Nicht etwa blos die Theologen und die Frommen, aud der 
Menihenfreund, ver Patriot und der Staatsmann, auch fie müffen, je tiefer fie mit offenem 
Sinn das Wefen des Chriſtenthums an fih und im Verhältniß zur bürgerlihen Gejellihaft 
und zu den Problemen der Staatslehre ins Auge fallen, um jo mehr die Tiefe und Wahrheit 
diejer göttlihen Lehre bewundern. Daß diefelbe auch im fpeciellen tehnijchen Gebiet beſſer 
als alle Weisheit der Welt alle ſchwierigſten Probleme und Gegenjäge löft und verföhnt und 
alle Berirrungen bejeitigt, dieſes wird manden, welcher vom religiöjen Standpunft aus fein 
bejcheidenes: „Herr ich glaube, hilf meinem Unglauben!” ausſpricht, im Glauben befeftigen; 
Es muß jedenfalld ven Staatdmann beftimmen, in freier, aber hülfreiher Wechſelwirkung ver 
jelbjtändigen Vereine von Staat und Kirche die Ausbreitung des Ehriftentyums und feine 
jegensreiche Wirkſamkeit in allen Berhältniffen auf angemeflene Weife zu unterjtügen. Er wird 
deshalb auch dringend wünſchen und dazu mitwirken, daß die Diener ver Religion in echt evan⸗ 
yelifcher Brüderlichkeit und praftifcher Liebe und Duldung dieje Ausbreitungeund Wirkſamkeit 
ördern, nicht aber, wie leider allzu oft, durch Herrſchſucht und hochmüthigen Kajtengeift und 
urch elenden Wort: und Formenſtreit, Haß und Misachtung auf ſich und leider zugleich auch 
ıuf die von ihnen vertretene Religion und Kirche laden möchten. 

Soll nun aber fchließlih das eigenthümliche Weſen und die höchſte Vortrefflichkeit ver 
hriftlichen Religion bezeichnet werden, jo will unfere neuejte gelehrte theologijche Dogmatik 32) 
yiefelben nicht finden in der Lehre und der Moral (ebenjo wenig wie in ver Gotteöverehrung und 
Srlöfung), jondern vielmehr-in der durch den Gottmenſchen Ehriftus begründeten Gemeinſchaft 
er Menſchen mit Gott. 

Bon einem etwas univerjellern Standpunkte aber und wenn wir die mofteriöfe Seite der 
Dogmatif überlaſſen, wird ung diejer, die Lehre und die Moral unbillig zurüdfegende Gegen: 
aß verſchwinden. Nad dem chriftlihen Sag: „Gott hat aud ven Heiden ſich nicht unbezeugt 
elaſſen“, nad der Refjing’ichen Idee einer göttlichen Erziehung des Menſchengeſchlechts, jeven= 
alls wirklich hiſtoriſch, finden ſich viele einzelne Strahlen göttliher Wahrheit und mithin mit 
em Chriſtenthum Übereinftimmendes, ebenfo in Beziehung auf die Gemeinfhaft mit Gott 
oie in Beziehung auf die Lehre und Moral, aud in frühern Religionen. In dem Buddhis— 
aus vollzieht fi vie Gemeinſchaft Durch die völlige Aufopferung der finnlichen Natur. In ver 
3rahmareligion findet für fie auch Menſchwerdung Gottes ſtatt. In dem griechifchen Heroen— 
ultus zeigt fich bei der zugleich göttlihen und menſchlichen Natur des Gottes und feiner bluts— 
erwandten Verehrer, bei feinen Erlöfungen, Verſöhnungen und VBermittelungen durch Opfer 
nd Bußen ebenfalls lebendige Gemeinschaft ver Menjchen mit Gott. Das aber, was das Chri- 
enthum fo hoch über alle Religionen der Erde erhebt, dieſes bejteht, wie oben (II) rückſichtlich 
er Lehre angedeutet und rückjichtlih der Moral bisher ausgeführt wurde, darin, daß in vem 


32) ©. €. Ullmann, Das Weſen des Chriſtenthums mit Beziehung auf neuere Anffafungsweifen. 
uch für gebildete Nichttheologen dargeftellt (vierte Auflage, Gotha 1854). 
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Ehriſtenthum die in den beſten Religionen und in den edelſten Vhiloſophien vereinzelten und 
getrübten Strahlen göttlicher Wahrheit über Gott und die Welt und die Menſchheit und über 
dad moralifche Verhältniß der Menſchen zu ihnen tiefer und reiner aufgefaßt fich offenbaren, 
und daß gerabe auf diefen Grundlagen durch Chriſtus und fein Neich auch die herrlichfte Ge⸗ 
meinjchaft mit Gott ind Leben gerufen wurde. Da alle Theile zugleich von ven beigemiſchten 
Irrthümern gereinigt waren, fo mußten fich in dieſem reinen göttlichen Lidyte und Leben auch, 
wie wir faben, alle frühen Widerſprüche und Schwierigkeiten löfen und befeitigen. Es 
mußten jich aud in ihrer lebendigen organifhen Einigung alle wechſelſeitig unteekügen 
und beleben. 

Gewiß aber find diefe vollfommenere Lehre und Moral fetöft, fo wie fie Chriſus in Wort 
und Beiſpiel ausſprach (ſ. oben IIfg.), für die rechte Gemeinſchaft der Menſchen mit Gott 
weſentliche Vorausſetzungen und Grundlagen. Weſentlich iſt namentlich jene Lehre von dem 
das Weltall und die Menſchheit durchdringenden geiſtigen ſelbſtbewußten und freien over per- 
ſönlichen väterlich Tiebevollen Schöpfer und Negierer, welcher, ald der rechte Zeitpunkt ges 
fontmen war, in freier Liebe zum Heil feiner Menfchenfinder Chriſtus ind-Leben treten ließ; 
nicht niinder auch die Rebre von jener hoben Würde und Beftimmung ver ebenfalls perfönlichen 
freien brüderlihen Menſchenkinder. Ebenfo ift ferner mefentlich Die auf diefe Natur Gottes und 
der Menfchen und auf ihrem gegenfeitigen Verhältniß ſowie anf der Tvennımig des göttlichen 
Reihe von dem Weltlichen berubende eigenthitmliche bobe und reine Moral, welche ſowie das 
MWefen ver Sünde jo aud) das ver Sittlichkeit in die geiftige und freie lebendige Gefinnung, 
die Sittlichkeit in die werkthätige Liebe zu Gott und den Brüdern fegt, welche den dualiftifchen 
aſcetiſchen vernichtenden Haß gegen die Natur und alle äußere Werfheiligkeit ebenfo verwirrt mie 
die blos angeblich ſittliche Willensrichtung, die Feine Früchte bringt oder ſich nicht in entfprechen- 
der liebevoller Wirkſamkeit als wahr und lebendig bewährt (j.oben III). Die echt Hriftliche Ge— 
meinſchaft der Menfchen mit Gott durch Ehriftus und fein Reich war ja nimmermehr möglich in 
der jonft überall ſtattfindenden Vermifchung des göttlichen mit den weltlichen Neiche, nimmer: 
mehr in den polytheiſtiſchen und dualiftifchen und (im naturgeleglihen Sinn) pantheiftiichen Ne: 
figionen, in ihrem äußerlichen finnlihen und werfheiligen Götzendienſt und Einnengennf noch 
auch in Ihrer quietiftifchen Schwärmerei und Bleifhesvernichtung, und ebenfo wenig in fon- 
iger materialiftifher und pantheiftifher Vernichtung eines wahren perfönlihen Gottes um 
menschlicher perfönlicher Freiheit. Sie war es aber au) nicht bei dem moſaiſchen Nationalgott 
blos eines einzelnen- Volksſtammes, bei feinem äußerlichen theofratiihen Geſetzesreich und 
feinem: umfaſſenden äußerlichen finnlihen Eultus, nicht bei dem Mangel der Hriftlichen reinern 
tiefern Auffaflung der Geiſtigkeit Gottes und feiner väterlichen Liebe für alle Menfihen, 
nicht bei dem Mangel der reinen hriftlichen Idee dev freien geiſtigen gottähnlihen Würde und 
Beitimmung aller Menſchen ald brüderlih verbundener Kinder deſſelben Vaters. Die 
chriſtliche Gemeinschaft war ‚jedenfalld auch bei den Hebräern ſchon ausgeſchloſſen durch den 
Mangel der tiefen hriftlihen Auffaffung von der Trennung und dem rechten Verhältniß des 
weltlichen und des göttlichen Neichs, ſowie des rechten Weſens und des Verbälmmiffes ver chriſt— 
lichen Gefinnung und des Werks in den legtern. 

Es iſt alfo für die chriſtliche Gemeinſchaft weſentlich, ebenjo wie fie ſelbſt dem Ehrijten: 
thum eigenthümlidh, und bewundernswerth vortrefflich die echt hriftlihe Auffaflung von drei 
Hauptverbältniffen: zuerft die von Gott und dem Menfhen, ſodann die vom göftliden und 
weltlihen Reich, und endlich die von der chriftlichen fittlichen Gefinnung und dem äußern Werf. 

Ohne diefe hriftliche Lehre und Moral erfcheint die Gemeinſchaft als im weientlichen grund— 

und inhaltsleerr. Man könnte ohne fie felbit die verfehrteften Auslegungen in die nad 
Ehriftus benannte bimeintragen. Wir aber wollen ja doch nicht etwa eine Gemeinſchaft der 
Menſchen mit Gott wie die bubbhiftifche oder wie die einer Hegel’fchen oder Feuerbach'ſchen 
Theologie und auch nicht die eines durch Propheten und Orafel und Infpirationen erhaltenen 
theofratifhen Reihe. Ullmann felbit führt gelegentlih aus (S. 83fg.), daß die hriftlihe Ge— 
meinſchaft die eigenthümlich hriftlihen Begriffe von Gott vorausfegt, daß fte nicht beſtehen 
fönne bei heidniſcher Gottheit, Die fich nicht über die Natur erhebt, auch nicht mit den bloßen 
Phantafiegebilven heidniſcher Perfoniftcationen und nicht ohne heilige und heiligende Gört- 
lichkeit. Er hielt jte ebenfalls undenkbar bei emem pantheifttfchen, orientalifihen und bei einem 
Hegel'ſchen unperfönlihen unfreiern Nichtgott. Sie jest audy nach ihm eine Religion voraus, 
welche einen weſentlich ethiichen und monotheiſtiſchen Gott und freie Berfönlichkeit und Heiligkeit 
von Gott und Menſch in fih aufnimmt. Erfinder fie felbft in der Moſaiſchen Religion ſchon deshalb 
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Änmnsatid;well-hier die chriſtliche fiete innige Verbinbung und Durchdringung ver Gottheit 
mit der Welt und den Menfcher (Mpoftelgefjichte 14, 26; Röm. 2, 14; Jak. 14, 8; Joh. 
14,23; 2 Kor. 6, 165 Joh. 1, 32) fehle, und weil fie bei dem moſaiſchen unnahbaren Gefeg: 
geber und Richter nicht pafle. Nur der hriftliche Gott laſſe fich in Geiliger und erbarmender Liebe 
herab zu der Menfchheit und vereinige jih mit dem Menfhlihen. Nur fo werde die Religion 
Bottinnigkeit, eben des Glaubens und der Liebe in Gott, Berflärung des Menſchen von Gott 
aus. So erft trete an die Stelle des heipnifchen Natur: und Selbftgenufles der Friede und die 
Freude in Heiligen Geift (Sal. 5, 22) und am die Stefe der jübijchen Unterwerfung die kindliche 
Liebe und die Freiheit der Kinder Gottes, welche die Furcht andtreiben und dad Gute von jetbft 
erfüllen (Rönı. 8, 14; 1 ob. 4, 18 und 5, 2; Matth. 11, 29). 

Nun aber,menn diefe ganz eigenthümlichen hriftligen Lehren abſolut weſentlich find aud für ie 
weſentliche Gemeinſchaft, ſodaß dieſe ohne jie zu etwas anderm wurde als fie fein follte, jo fällt ja wol 
auch ver Gegenſatz hinweg, daß ſie nicht mit das eigenthümliche Weſen des Chriſtenthums bilde 
Als weſentlich erklärt ja auch Chriſtus ſelbſt ſeine Lehre und ausdrücklich fein Lehramt (Joh. 18 
37; 17, 3; Luc. 24, 14,19; Röm. 10, 14, 17). Daſſelbe gilt aber ebenſo von jener eigen— 
thũmlichen chriſtlichen Sittlichkeit. Chriſtus bezeichnet offen und Deutlich genug auch ihre Eigen= 
thümlichkeit; fo z. B. wenn er im Gegenſatz zu der bisherigen höchſten ſittlichen Pflichtenlehre 
fagt: „Es ſteht geſchrieben: ihr ſollt nicht tödten, nicht ehebrechen, ich aber fage euch, wer nur 
die feindfelige und die lüfterne Gefinnung hegt, der ift des ganzen Verbrechens ſchuldig.“ Ahn⸗ 
H& werben überhaupt die Hauptpunkte hriftliher Moral ausgeſprochen: jo wie rein geiftige 
innerlihe Nanır ver Sünde (Matth. 15, 18) und ebenfo der Sittlichfeit, diefer in Glaube und 
Liebe zur Heiligkeit wievergeborenen Gefinnung; ver Haß nicht gegen die göttliche Natur und 
gegen das Fleiſch umd irdiſche Gut, fondern gegen die fündige Begierde in Beziehung auf die: 
felbe ; die Werthloſigkelt jeglichen Werts ohne die lebendige ſittliche Geſinnung imd jeder ſcheinbar 
frommen Gefinnumg ohne Werk; überbanpt alle jene ttefjinnigen Löfungen der ſchwierigſten 
Probleme, wodurch diefe zugleich tieffte und von Schwärmerei und Verirrung freiefte Lehre in 
gefunder Harmonie die ſonſt wechſelnden entgegengefegten Einfeltigfeiten ausſchließt, paſſiven 
Quietismus wie äußerliche Werfbeiligkeit, Afcefe wie ſinnliche Genußſucht, Servilität wie 
anarchiſche revolutionäre Freiheit, egoiſtiſchen Individualismus ohne Brüderlichkeit wie brü— 
derlichen Communismus ohne ſelbſtändige Perſönlichkeit. 

Freilich in einem organiſchen Ganzen kann man von jedem Hauptheil zum Mittelpunkt und zum 
Ganzen gelangen, auch wol das eine als mit den andern gegeben darſtellen. Aber man darf des: 
halb doch nicht einen Gegenſatz gegen die gleiche Weſentlichkeit und Egenſhuͤndkeit der Haupttheile 
bilden wollen. Viel richtiger ſcheint mir die Schrift ſelbſt auszuſprechen, daß nach der ganzen 
bisherigen göttlichen Leitung der Entwickelung der Menſchheit die chriſtliche Offenbarung alle 
bis jetzt vereinzelten Lichtpunkte des göttlichen Lebens zur vollkommenſten höchſten Erſcheinung 
vereinigte (Eph. 1,10; Gal. 4, 4). Es iſt alſo das Chriſtenthum, wie auch Ullmann aner— 
kennt (€. 56), ebenjo vie fe Aretufte wie die wahrfte und die die Menſchen mit Gott am innigiten 
vereinigende Religion. Dasjenige aber, was in Beziehung auf Lehre und Moral Ehriftus noch 
mehr durch fein Leben und Norbild als durch ausgeſprochene Worte verkündete, diefes ift 
natürlich nicht wieder zugleich gültige Lehre und ſittliches Plichtgebot. Aber gewißlich, noch 
gewaltiger und jegenöreicher ald- dad Wort wirkte natürlich die lebendig gewordene Wahrheit 
und Gejinnung und das lebendige Borbilv des Gründers und Anfängers des neuen göttlichen 
Reichs. Es wirkte dieſes Leben, gänzlich erfüllt von der göttlichen Liebe und von der werfthä: 
tigften Liebe zu Gott, „deſſen Willen zu thun feine Speije war‘, dem bis zum martervollen 
Tod gehovjam er unermüdlich war in liebevoller Bervollfommnung und Beglüdung der Brü— 
der, unermüdlich in Fraftvoller Wahrbeitälebre und Bekämpfung des Inwahren und Bölen 
wie in der ausgedehnteſten brüderlichen Hülfe, bald für das äußere Lebensglück, in Krankheit, 
Schmerz und Notb, und ſelbſt bis zur Grheiterung beim fröhlichen Hochzeitsfeſt und bis zur 
liebevollen Freundlichkeit mit den Kindern, bald für ihre geiſtig-ſittliche Vervollkommnung, für 
ihr unſterbliches Seelenheil. 

So, durch ſolche göttliche Wahrheits- und Pflichtenlehre, durch die in ſolchem Leben und 
Tode lebendig geivordene und zur Wiedervereinigung der Sünder mit Gott begeiſternde höchſte 
göttliche und brüderliche Liebe entwicelt fh für Chriſti treue Jünger in fteter Vervollkommnung 
das Leben in und mit Gott, das göttliche Reich. Dieje Gemeinſchaft der Menſchen mit Gott, 
der Zielpunft aller Religionen, ift dabei ebenjo in eigenthümlicher unvergleichbarer Tiefe und 
Reinheit aufgefaßt wie jene obigen Grunvelemente derſelben. Es ſteht das chriſtlich göttliche 
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Reich, ſtets wachſend in der innern Vervollkommnung der Glieder wie in Umgeſtaltung der 
Melt 33), ebenſo hoch über allen andern Religionsgemeinſchaften und Philoſophien wie der 
nad) dem Vorbilde ‚des göttlichen Reichs umgeftaltete Staat, und das durchs Chriſtenthum erft 
geihaffene Völkerreht und ‚Weltbürgertfum überragt hoch alle andere politiſche Weisheit 
und Geftaltung. 

Ein tiefered Eingehen in das Weſen der hriftlihen Gemeinſchaft ift in diefer Darftellung, 
welde abſichtlich alles Myſtiſche und ſpeciell Dogmatiſche ausſchloß, natürlich nicht zuläfjig. 3%) 
Wie man au diefe Gemeinjhaft und überhaupt die Sendung und das Göttlihe und Menſch— 
liche in der Natur Ehrifti und in der Gemeinſchaft der Menſchen mit Gott auffaffe, fupranatu: 
raliftijch oder nicht, die abfolut unerreichte göttlihe Vollkommenheit des Chriſtenthums bleibt, 
ebenjo wie die Wahrheit unferer dargeftellten organifch verbundenen Hauptpunfte, unverändert 
und tritt bei jeder weitern Erwägung in immer neuen und vollflommenerm Lichte hervor. Keine 
einzelne Bezeichnung aber vermag auch nur ihre höchſte Vortrefflichkeit erfhöpfend bezeichnen; 
nicht die von Herder, welder fie in der Humanität, nicht die von Chätenubriand,, der fie 
in der Schönheit, nicht die von Johannes Müller, der jie in der Wahrheitstiefe finden wollte. - 

Diefe Vortrefflichkeit bewährt ih namentlich aud in der göttlichen Kraft des Chriſtenthums, 
das Leben ver Völker zu verjüngen. Diefe Kraft ift gefhichtlih, und jie knüpft ih zunächſt an drei 
der oben entwicelten Eigenthümlichkeiten, Das Chriſtenthum befteht fürs erſte nicht, wie 
die andern Religionen, in einer Sammlung äußerliher Sagungen für weltliche Einrichtungen 
und Handlungen. Dieje veralten, werben lüdenhaft, finnverlaffen und unanwendbar, und das 
nur duch fie getragene höhere Volksleben geht alsdann unrettbar unter, wie wir es im ganzen 
Alterthum und Orient, überhaupt bei allen nicht hriftlihen Völkern jehen.. Wohin gelangten 
doch ohne die hriftliche Religion alle eveljten Völker, wohin jelbft die Stammgenoffen ver 
Germanen, die Indier, die Afghanen, die Kabylen! Die auf das Ewige, Göttliche gerichtete 
Gejinnung und ihre höhere Lebenskraft, fie befeelen und haben auch neue verjüngte Formen 
und Einrihtungen. Sodann werden im Chriſtenthum, mit der Zerftörung ver Kaftenherr- 
ſchaft und der Knechtſchaft für die Mehrheit im Wolfe, aud der Staat und alle weltlichen wie 
kirchlichen Einrihtungen vielmehr auf die allgemeine ſittliche Menſchenwürde gegründet, und ihre 
fegensreichen Lebendfräfte bewähren ſich rettend und verjüngend in untern, nicht regierenden 
Schihten, wenn die regierenden, erliegend den Verſuchungen ver Herrſchaft, verdorben und 
Eraftlo8 werden. Überall envlih, bei allen ſchwierigſten Fragen und Verhältniffen im Leben 
bewährt jich jene oben gejchilperte vettende Kraft des Chriſtenthums, die Schwierigfeiten,, vie 
Segenjäge, Widerfprühe und Verirrungen in der Tiefe und in dem Neichthun der göttlichen 
Wahrheit und durch die Kraft der Orundprincipien zu löjen, zu verfühnen, zu bejeitigen, und 


33) Matth. 13, 31. Philipp. 3, 12. Ephef. 4, 13. Apoſtelgeſch. 17, 30. Joh. 3, 17; 9,39. 
1 Kor. 3, 11. 2 Kor. 2, 16. 

34) Man fann übrigens jagen, daß jene obige chriftliche Lehre von Gott, wie für die chriftliche 
Gemeinschaft fo auch felbit für einen vernünftigen Glauben an eine übernatürliche Sendung Ehrifti we- 
ſentlich ſei. Sie faßt nämlich Gott auf nicht nach dem Wefen der niedern finnlichen Natur als bewußt— 
lofe unfreie und unvperfönliche Naturfraft, fondern mit Recht analog dem höchften, was der Menſch Eennt, 
nad) der geiftigen freien PBerfönlichfeit des Menichen. Sie befreit ihn nur von den menfchlichen Be: 
fchreänfungen. Sie denft ihn als den das ganze Weltall mit feinem Leben durchbringenden und beberr- 
ſchenden felbitbewußten freien Geift, der natürlich noc; weniger wie der Geift des Menſchen auf einen 
befondern phyſiſchen Sig im Körper befchränft ift, und welcher feine freien Kinder als liebevoller Bater 
mit Schonung der ihnen verlicehenen Freiheit regiert. Und ficherlich höhere Vorftellungen und Worte 
von Gott als die eines folchen liebevollen Vaters oder väterlichen Schöpfers und Regierers aller Dinge 
fennt feine Sprache und Wiſſenſchaft. Wir müßten der würdigen Idee von Gott offenbar Abbruch thun, 
wollten wir uns Gott als zwangvoll feiner eigenen Schöpfung, als dem Naturgejege untergeordnet, umd 
der höchſten denfbaren Freude der liebevollen und freien Wechjelwirfung mit freien Weſen beraubt dens 
fen, während fie das Chriftenthum überall, 3. B. auch in der liebevollen Freude Gottes bei der Beſſe— 
rung des Sünder, lehrt. Wollen wir nun diefes nicht, fo ift eine freie, alfo audy der bloßen naturgefet: 
lichen Ordnung übergeordnete liebevolle göttliche Leitung der Schickſale ihrer freien Gefchöpfe, der Gott: 
heit unendlich würdiger, als jene zwangvolle Unterordnung unter ihr eigenes Werf, das Naturgefeg, 
und als ein müßiges faltes Zufchauen bei dem Berlaufe der naturgeſetzlich beſtimmten Ordnung der 
Dinge. Sie iſt unendlich würdiger und verſtändiger als der in die eine, in die niedere Seite des Lebens 
einfeitig verfunfene Materialismus, als jenes wahrhaft arınjelige Nefultat blos naturphiloſophiſchet 
pantheiftifcher Speculation, welche dem. wirklichen Irbendigen Gott eine todte Abftraction, eine bloke 
Naturfraft oder auch untergeordnete menschliche Kräfte ımterfchieben will. Auch Wunder, welche 
notbwendig find für die väterliche Weltregierung, find hiernach ungleich annehmbarer, als Die Ber: 
nichtung auch der legtern durch Falfche Einmifchung des Naturgefeges in das Gebiet der Freiheit. 
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fo die höchſte menſchliche Ordnung zugleich mit der Freiheit nicht blos richtig zu begründen, 
fondern auch die Gefahren ihres Untergangs zum voraus abzuwenden. Zwar große Verirrun: 
gen verſchuldet überall ftetö neu die menſchliche Einfeitigkeit und Verkehrtheit. Aber niemals 
verſchulden dieſelben die Einjeitigkeit oder die Falſchheit ver hriftlihen Principien. Diefe rufen 
vielmehr rettend zurüd von den eingefchlagenen Abwegen. Dagegen ift es das wahrhaft Tragifche 
in der Gefchichte der Völker von andern Religionen, wie die Einfeitigfeiten und Verfehrtheiten 
in diefen Religionen jelbft fie vettungslos ind Verderben führen. Wer könnte wol ohne Weh— 
muth die Geſchichte der buddhiſtiſchen Religion und Reformation verfolgen. Der Stifter, ver 
allerevelfte Mann, Hoc) begeiftert von der reinften Liebe zur Wahrheit und zu feinen Brüdern, 
-mit Schmerz erfüllt über die verberblihen Abwege, auf welchen brahmanifcher Gögendienft 
feinen eveln Volksſtamm verleitete, vertaufcht er, ein geburener mächtiger König, das glän- 
zenpfte genußreichfte Leben mit dem bürftigen drangfalvollen Leben und Märtyrertfum eines 
Volksbekehrers. Er thut dieſes bei der Größe feines Geiftes wie feiner fittlihen Kraft mit 
äußerlich ungeheuern Erfolgen. Millionen und abermald Millionen werben die begeifterten 
Anhänger feiner theilwetje herrlichen und erhabenen Lehre. Aber die naturphilofophifc pan— 
tHeiftiihe Grundlage und der Zielpunft einer falfchen Vereinigung mit Gott, bed Eingehens in 
ihn durch quietiftiiches Auigeben und Vernichten ver Perfönlichkeit wie ver ſinnlichen Natur als 
des an jih Böen, führt fhon ven Reformator felbft und feine beiten Nachfolger zu verkehrten 
Anihauungen und Beftimmungen über die menſchlichen VBerhältniffe. Die Maffen der Völker 
aber, vie der Religion ſich anſchloſſen, fie verfielen, wegen der Einfeitigfeit ver Grundlagen 
und der Folgefäge und weil für die Maffen vie geiftige Selbftvernihtung nicht paßt, aufs 
neue der äußern finnlihen Werfheiligfeit, dem heidniſchen Gögendienft und der Herrſchaft 
einer hochmüthigen jheinheiligen Prieſterſchaft, welchem fämmtlihen Unheile der edle Buddha 
ſie für immer hatte entreißen wollen. Die Kraft und Geſundheit ſelbſt der gebildeten Völker 
ganzer Welttheile, die der aſiatiſchen und amerikaniſchen Völker, gingen durch ſolche Einſeitig— 
keiten ihrer Religionen zu Grunde. So wurden auch die dem kräftigſten und edelſten aller 
Menſchenſtämme angehörigen, den alten Germanen ſo brüderlich nahe ſtehenden Inder zunächſt 
durch die kaſtenmäßige Ausbildung ihrer Prieſterſchaft immer tiefer und jetzt faſt unrettbar 
in ihren verruchten Götzendienſt und Kaſtenunfug verſtrickt. Bei den chriſtlichen Nationen 
dagegen werden die aus dem Orient aus dem Judenthume und dem europäiſchen Heidenthume 
eingemiſchten oder durch falſche Philoſophien und menſchliche Schwächen neu entſtehenden 
Irrthümer und Einſeitigkeiten mit Hülfe ſeiner tiefern und reinern göttlichen Grundlagen ſtets 
aufs neue wieder überwunden; jo die afcetifchen wie die götzendieneriſchen, die despotiſchen, bie 
theofratifhen und hierardifchen, die faftenmäßigen Verunftaltungen des reinen göttlichen Le— 
bens, jo hoffentlih auch die einfeitig humaniſtiſchen, die individualiſtiſchen wie 
die communiftifhen, focialiftifhen und die einfeitig demokratiſchen. 
Allerdings begründet nämlich die hriftlihe Religion felbit die höchſte allgemeine 
Achtung der Menfhenmwürde, während vor und außer derfelben oft jelbit alle perfön- 
lihe Rechts- und Freiheitdanerfennung auf Mitglieder veffelben Staats: oder Religionsvereing, 
deſſelben Stammes oder Standes beſchränkt blieb, oder die perfönlihe Würde und die menſch— 
liche Beſtimmung aſcetiſch oder despotiſch vernichtet wurden. Es trug die edeliten Früchte, als 
vorzüglich im vorigen Jahrhundert die größten und edelſten Geiſter, ein Rouſſeau und Leſſing, 
ein Kant und Herder und Philanthropen der verſchiedenſten Art, vie Achtung der Humanität all: 
gemein geltend zu machen fuchten, ald man vie individuelle freie Perfönlickeit, ihre Selbſt— 
geieggebung und die gleiche hohe Beitimmung des Menſchen auch im irdiſchen Leben ajcetifcher 
Möncherei und despotifcher und ariftofratifher Unterdrückung entgegenfegte. Aber das Chri— 
ſtenthum in feiner tiefern Auffaffung verwarf aud hier die entgegengejegten Einjeitigfeiten, 
hier die Verfennung und Unterdrückung ver Menſchenwürde, dort ven Götzendienſt mit der 
Humanität, die zulegt ſelbſt bis zur Feuerbach ſchen Vernichtung Gottes führte. Es bejeitigt ſie 
durch jene obigen richtigen Begriffe von Gott und den Menfhen und ihrem richtigen väterlichen 
und findlihen Verhältniß, welches ja zuerft die Menſchenwürde begründete. Es reißt ven Men- 
ſchen nicht los von der Gottheit und dem göttlihen Geſetz und ebenfo wenig die freie individuelle 
Perjönlichkeit von der liebevollen brüderlihen Gemeinschaft im fittlihen Reiche. Es erfennt fo 
nur auf die Pflicht gegründetes Recht, nur mit der Pflicgterfüllung verbundene berechtigte und 
mit der unfterblihen Beftimmung vereinbarliche irdifche Glückſeligkeit. Es ſchließt jo abermals 
beſſer als alle Religion und Philofophie der Welt zahllofe einjeitige Auffaffungen und Fol: 
Staats⸗Lexikon. III. 36 
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gerungen des Humanitätäprincips aus. So alle egoiftiihen, eudämoniftifhen und individua— 
liftifchen, einer gemeinnügigen und gemeinfhaftlihen Wirkfamkeit für das Geſammtwohl ver 
Brüder ſich entziehenden Beitrebungen ; nicht minder aud) jene Rouſſeau'ſchen abjoluten Gleich— 
heits⸗ und falfchen Volksſouveränetätsrechte und ebenjo die St.-Simoniſtiſchen, jocialiftifchen 
und communiftifchen Theorien. Es gebietet liebevolle Verwendung eigener Kräfte und eigenen 
Vermögens für dad Gemeinwohl und die Bedürftigen. Aber feine Gebotegeben nur an Die freie 
Gefinnung und Liebe, und es heiligt ald Grundbedingung: die freie, ſelbſtändige, beiondere 
Perjönlichkeit und Würde und ihre Heilighaltung und mithin auch die im ſelbſtändigen menſch— 
lihen Recht gerade zu ihrer irdifchen Erhaltung begründeten Eigenthumsrechte. Es anerfennt 
ebenjo auch in der Heiligung des innigften ehelichen und Familienvereind die Orunpbedingungen 
höherer menfhliher Erziehung, die Beihränfungen ver menfhligen Kräfte, vie Begrün- 
dung auch befonderer Staaten und Nationen im allgemeinen weltbürgerlihen Berein. Es 
fönnen in bejonders innigen VBerbältniffen und beſondern Zeiten eben durch und mit dem ſteis 
freien Willen der ſelbſtändigen Perſönlichkeiten Kräfte und Mittel theilmeife gemeinſchaftlich 
gemacht werden, wie ed aud in den Zeiten gemeinihaftlicher Nöthen und Kämpfe der erften 
Ehriftengemeinde zuweilen geſchah, jedoch fern von Vernichtung alles Eigenthums und der per— 
ſönlichen Freideit, von einem allgemeinen Zwangsmechanismus und von den übrigen Abjurbi: 
täten verfehrter communiftifcher und jocialiftifcher Theorien. Die echte hriftliche Lehre verwirft 
gleihmäßig die frühern, zunächſt von religidfen Verirrungen ausgehenden, aber alsbald von 
rohfinnlihen und despotiſchen Gelüften regierten Sekten und geiftlihen Brüderfhaften, wie 
der Brüder ded freien Geiftes, der Wiedertäufer, der Libertiner u. ſ. w., und ebenjo der neuern 
franzöſiſchen &t.:Simoniften, Communiſten und Socialiſten. — Überall erkennt Chriſtus 
das aud für die Erhaltung der Familien und des Staats ebenfo wie für die Freiheit wefentliche 
Eigenthumsrecht und freie Erwerben an. Er gebieter als fittliche Pflicht nur ihre freie firtliche 
Unterordnung und ihren Gebrauch für die höhere Beſtimmung und für das Wohl der Brüder. 
So fördert feine Lehre mehr ald irgendeine andere die echte Humanität und gemeinnügige, 
politiihe und patriotifhe und zugleich das gejanımte brüderliche Menſchengeſchlecht umfaſſende 
weltbürgerliche Beſtrebungen. Welcker. 
Chriſtlicher Staat, hriftlich-germanifches Staatsrecht. Schon lange, che der Artifel 
Chriſtenthum gefchrieben wurde, ſchon feit 1816, hielt fein Verfafler an ven Hochſchulen zu 
Heidelberg und Bonn Borlefungen über das hriftlich = germanifche Staatsrecht und wurde mit 
ausdrücklicher Wahl dieſes Namens für daflelbe nad Freiburg berufen. Ich entwickelte in vielen 
Vorlefungen im wejentlihen ganz diefelben Grundſätze, wie fle die Art. Ehriftentbum, Deut: 
ihe Staatögeihichte, Deutſches Landesſtaatsrecht enthalten. Etwaiger Tadel, viel 
leicht fogar einiger Spott von manchen Liberalen über die Idee eines chriſtlich⸗ germanifchen 
Staatsrehts, konnte mich in meinen wohlgeprüften Überzeugungen nicht irre mahen. Wohl 
aber hätten mich beinahe die vielen Zuftimmenden, welche wenigſtens im Namen und in der Ab— 
leitung des Staatsrechts aus Hriftlihen und germanijchen Grundlagen mit mir übereinzufont= 
men jhienen, von meinem chriſtlich- germaniſchen Staatsrecht zurüdichreden Fünnen. Die be— 
fannten Theorien eined Haller, Bonald, Maiftre, Ballanche, A. Müller, Friedrich Schlegel, 
eines Maurenbrecher, Stahl, Matthäi, Krauß!), welche die Grundbedingungen jedes rechtlichen 


35) Die Unchriftlichfeit und die Verivrung dieſer zahlreichen verjchiedenen focialiftifchen und commus 
niftiichen Beitrebungen von den frühejten Zeiten bis zum heutigen Tage find vortrefflich dargeſtellt von 
Hundeehagen: „Der Communismus und die aſcetiſche Socialrefotm im Laufe der chriſtlichen Jahrhun— 
derte“ in den „Theologiſchen Studien und Kritiken“, herausgegeben von Ullmann und Umbreit (1845), 
II, 536 u. 821; Derfelbe, „Communismus und Sorcialismus”‘ in Herzog's „Realencyklopädie‘‘ ‚Br. 3. 
©. weiter den Art. Eommunismus von W. Schulz: Bodmer im Staatesferifon ; ferner Romang, „Die 
Bedeutung des Communismus aus dem Gefichtspunfte des Chriftenthums und der fittlichen Gultur 
(Bern und Zürich 1847). Man fehe 3. B. für die chriftliche Anerkennung der Vefonderungen und 
des Gigenthums auch unter den Mitgliedern der chriftlichen Gemeinden: Eph.6, 5—8. Kol. 3, 22u.24. 
Npoftelgeich. 5, 4; 12, 12 (bei Anantas [Apoitelgefch. 5.] wird nur die Heuchelei beitraft). Mattb. 5, 17. 
Gal. 5, 22; 6, 10. 2Kot. 8,3. 1 Kor. 16,2. 2 Kor. 8 u. 9. 

1) R. 8. von Haller, Reitauration der sn (zweite Auflage, 4 Bre., Winterthur 
1820); Bonald, La legislation primitive (Paris 1802); A. Müller, Elemente der Staatsfunft (3Bpe,, 
Berlin 1819); Maiftre, Essai sur le principe generateur des constitutions politiques (Petere- 
burg 1810); Du Pape (8yon 1819); Les Soirdes de St. Petersbourg ou entretiens sur le gou- 
vernement temporel de la providence (Paris 1821); Ballanche, “Essai sur les constitutions 

(Varis 1818); Palingenesie sociale (Paris 1827); Stahl, vᷣliloſophie des Rechts (zweite Auflage, 
5 Bde,, Heidelberg 1853); Matthäi, Die Macht und Würde der Fürften auf chriftlichem Standpunfte 
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und freien Staatölebens, die Glaubens- und bürgerliche Freiheit, überfahen und zerftörten und 
unter jenen ehrwürdigen Namen mehr oder minder die, wie man glaubte, veralteten despotiſchen 
Theorien der Stuart und Bourbong, die Theorien des Filmer, Wandal, Maafius und Salma= 
find von dem göttlichen Recht und von der dedpotifchen Gewalt der Könige und zugleich die 
Priefterherrichaft und Verfolgung der Ungläubigen wiedererwedten — fie nahmen wirflih um 
fo mehr, je mehr jie Begünftigung und Einfluß bei ven Mächten erhielten, vie Freiheitsfreunde 
gegen Chriſtenthum und Deutſchthum ein. Hatte ja überhaupt der Misbrauch der hriftlichen 
Religion für geiftige und bürgerliche VBerdummung und Untervrüdung Millionen mit Voltaire 
zu Feinden der Religion jelbft gemacht! Ebenſo macht auch heute der ähnliche freiheitsfeindliche 
Misbrauch des Hiftorifhen, des angeblich chriſtlichen und deutſchen Rechts viele Taufende zu 
bitten Gegnern nicht nur des Misbrauchs, nein, der misbrauchten ehremwerthen Gegenftände 
jelbft; ganz ähnlich wie ja auch die einjeitigen (blos verneinenden oder abftracten) Richtungen 
ded Nationalismus und eines gewiſſen Liberalismus, des Kantifhen und neuhegel’fhen Forma— 
lismus, die Hiftorifhen und die Frommen zu Feinden der Vernunft und ber Freiheit gemacht 
hatten, oder ebenfo wie Anardie und Jakobinismus viele gegen Freiheit und jelbftändiges Volks— 
recht einnahmen, oder wie umgekehrt neuerlich der despotiſche Misbrauch des jogenannten mon= 
archiſchen Prineips für die Monardie ftets zahlreichere und gefährlichere Gegner erweckt. Die 
Aufgabe für eine wahrhaft gründliche und praktiſche Staatöweisheit aber bleibt es, den Blid 
und die Richtung von folder Einfeitigkeit möglichſt Frei zu halten und ohne eine falſche (princip= 
loſe und ſynkretiſtiſche) Vermifhung das Wahre und die rechte VBermittelung zu finden. Mögen 
in den natürlichen lebendigen Kämpfen, Schwanfungen und Fortjchritten des Staatsſchiffs 
auf dein großen Entwidelungsftrome der Menſchheit aud viele der bewegenden Kräfte und 
Gegenfräfte ohne Bewußtjein für das rechte Gleihgewidht und den rechten Gang des Schiffs 
wirfen, den Führern und Leitern der Fahrt ziemt es, mit klarem Bewußtſein das Ziel, die rechte 
Bahn, die Grundgefege des Ganges, die nothwendigen und die verderblihen Wirfungen und 
Gegenwirfungen jener Kräfte herauszufinden und zu berechnen. Sie follen durch Feine falfchen 
Scheine ſich irren laſſen. 

Die Ergebniffe, die ich in jolhem Streben in Beziehung auf die Orundfäge des Rechts und 
der Politif unferer deutihen Staaten zugleich philoſophiſch oder aus ver Vernunft, und Hifto: 
riſch-philoſophiſch aus den hriftlichen, alterthümlihen und germanifhen Grundideen des 
menſchlichen und geſellſchaftlichen Lebens entwidelte und in den citirten Artikeln, überhaupt in 
allen meinen Artifeln des „Staatd:Lerifon’ niederlegte, find mir durch feine einfeitigen Leiden 
ſchaften und entgegengefegten fchriftftelleriichen und Parteirihtungen unferer vielbewegten Zei: 
ten irgend erjchüttert oder verleidet worden. Aber ich misbillige und bekämpfe mit allen meinen 
Kräften meine ſcheinbaren, falfhen Bundesgenoffen, jene zuvor fhon angedeuteten angeblid 
hriftliben und germaniſchen Staatölehren, welche im bemußten oder unbewußten leidenſchaft— 
lichen oder feilen Dienfte der Anhänger und Knechte beſtehender Misbräuche und ſchlechter Ge— 
wohnheiten, im Dienfte der Gegner der Freiheit und der freien vernünftigen Entwidelung, zum 
Schaden der Ehre und Blüte des Vaterlandes, ihr verfehrtes und ſündhaftes Wirken durch den 
falſchen Schein der Chriftlichfeit oder der wahren Deutjchheit zu beichönigen und fo ſchwache 
Fürften und Völker zu täufchen ſuchen. Ich haſſe ſolche Verkehrtheit und ebenfo ven Misbrauch. 
des Chriſtenthums für communiftifche Intergrabung der wefentlihen Orundlagen der Geſittung 
und für revolutionäre Pöbelherrſchaft. Ich haffe fie doppelt deshalb, weil fie gerade das mir 
Heiligjte und Ehrwürdigſte misbraucht, verunftaltet und gehäffig macht, und weil fie gerade der 
höchſten Aufgabe und der Grundbedingung des Heild meined Vaterlandes entgegenwirft. 

Schon oben (Bd. 1, XLIX) wurde angegeben, wie in unferer ganzen geiftig= ſittlichen und 
politifhen Gultur ſich überall drei verjchiedene, aber ſich gegenfeitig vortrefflich unterftügende 
und ergänzende hiſtoriſche Orundelemente, dad hriftliche, das alterthümliche und dad ger= 
manijche vereinigen. Die vorher genannten Artikel, ſowie alle meine Artifel des „Staats— 
Lexikon“ über deutiche Nechtö= oder Staatsverhältniſſe entwickeln entweder viele Grundelemente 
oder ftellen das aus ihrer Verbindung entitandene hiftorifche und pofitive Recht dar. Der Art. 





(Leipzig 1841); Maurenbrecher, Deutiches Staatsrecht (841); Krauß, Verſuch die Staatswiflen: 
fchaften auf eine unwandelbare Grundlage zu ftellen (Wien 1835; zweite Ausgabe, Wien 1842, unter 
dem Titel: Das chriftliche Staatsprincip): f. auch das Staats- und Gefellfchante:8erifon von Wagener 
(Berlin 1858). 
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Naturret, Politik und Philofophie der poſitiven Gefege wird die höchſten Hiftorifch- 
philofophifchen Grundfäge unfers hiſtoriſchen und pofitiven Rechts und jene in ihm verfchmols 
zenen drei Grundelemente wiſſenſchaftlich entwideln. 

Hier Fann mit Rüdfiht auf den Art. Chriſtenthum nur noch Furz angegeben werden, in 
welher Beziehung der Begriff eines hriftlihen Staats haltbar oder verwerflich ift. 

Unvermwerflich ift ed natürlid, wenn man von einem hriftlihen Staate und einem hrift- 
lihen Staatsrecht lediglich in dem Hiftorifhen Sinne fpridt, daß die Mehrheit feiner Bür— 
ger Ehriften jind, oder daß in ihm Hiftorifch die Staatdeinrihtungen und Staatögefege mehr 
oder minder vollftändig nad chriſtlichen Grundfägen beftimmt worden feien. Hier entſcheiden 
in jever Beziehung die hiftorifchen Beweife über das, was zum hiſtoriſchen oder auch zu 
noch gültigempofitiven Recht gemorben ift. Es ift hier gerade fo wie bei vem Römifchen 
und Germanifchen Recht. 

Unverwerflid undmwohlbegründet ift aud in ver Beziehung der Begriff eines hrift- 
lihen Staatd und Staatsrechts, daß in einem Staate, in welchem mit ver Mehrheit ver Bürger 
auch die Regierung hriftlich ift, dad Streben derfelben natürlich und rechtmäßig dahin gerichtet 
fein ſoll, auf vem freien verfaſſungsrechtlichen Wege in der im Art. Chriſtenthum bezeichneten 
mittelbaren Weife ihre Staatdeinrihtungen und flaatlihen Mafregeln infoweit nad 
chriſtlichen fittlichen Grundfägen zu geftalten, als fie überhaupt berechtigt find, ihre morali— 
ſchen Überzeugungen in Geſetzgebung und Verwaltung zur Geltung zu bringen. Niemand 
wird behaupten, daß irgendeine andere Moraltheorie und fittliche Überzeugung für Chriften 
höher ftehen und mehr gelten müſſe als ihre hriftlichefittlichen Überzeugungen. Selbft wenn fie 
in der Minderheit befindlich find, fönnen Ehriften nicht mohl anders Handeln, aber ihre drift- 
lichen Überzeugungen werben dann oft nicht fiegreich, fondern fie werden überftimmt und zurück⸗ 
gewiefen werben. 

Bermerflid dagegen ift ed, wenn man davon ausgeht, die Ehriften, wenn fie die Mehr: 
heit bilden, und ihre Regierung bürften priftlich-religiöfe Beftimmungen, blos weil jie diefes 
find, aldunmittelbar gültige weltlihe Rechts-und Staatsgeſetze hinftellen, ven 
nicht chriſtlichen Staatögenoffen aufzwingen und vermeintlich in folder verkehrten Weife ven 
Staat möglihft hriftlih madhen, und vollends — was ſich natürlid) damit verbindet — die 
Nichtchriſten von der gleichen Theilnahme an folden hriftlih gemachten Gejellihaftsverhält- 
niffen und überhaupt an den Rechten und Vortheilen ver Staatögefellihaft mehr oder minder 
ausfchließen. 

Hierdurch wird zugleich die Glaubens- und Gewiffendfreiheit und die bürgerliche Freiheit 
und Rechtsgleichheit verlegt. Selbft wenn der Staat aus lauter Chriſten beftände, ift ſolche 
unmittelbare Aufftellung Hriftliher Beitimmungen, weil fie im hriftlichen Glauben ver Be— 
ſtimmenden als hriftlich erfcheinen, unzuläffig. Es iſt eineBermifhung des chriſtlich-kirchlichen 
mit dem weltlichen Rechtskreis, welche, weil ſie dieſe Glaubensmeinungen mit dem weltlichen 
Staatszwang durchſetzen will, alle Andersgläubigen in ihrer Gewiſſens- und bürgerlichen Frei— 
heit verlegt. Rein religiöſe Glaubensſätze haben ja nirgends die nöthige juriftifche Erfennbar: 
keit, Bemweisbarfeit und Gültigkeit, welche für juriſtiſche Geſetze noͤthig iſt. Sie haben fie am 
wenigſten für Andersgläubige. Sie paſſen aud in ihrer Unmittelbarfeit nur fürs göttliche, 
nicht fürs weltlihe Neih. Vollends aljo wenn, wie heutzutage, immermehr Menſchen von 
verſchiedenen Religionen und Kirchenvereinen und von religiöfen Überzeugungen, wenn Katho⸗ 
lifen und Proteftanten, Juden und Heiden, Seftenanhänger und Deiften in der Staatd- 
genoſſenſchaft fich einbürgern, alddann wird ver Ölaubendzwang, die Intoleranz und die Unter: 
prüfung eines ſolchen hriftlihen Staatd verlegend. Er wird bei der heutigen Ausbildung der 
Humanität, Freiheit und Aufklärung immermehr von der Öffentlihen Meinung verworfen, 
- verbaßt und unerträglih. Doch hat auch in diefer Beziehung noch immer die Wahrheit mit dem 
Irrthum, dem Vorurtheil und dem Eigennutz zu kämpfen. Als unjere neuere Eultur ſich den 
Beichränfungen des Mittelalterd und der traurigen Religiondfriege entwand, und Humanität 
und Geifteöfreiheit und bürgerliche Freiheit in Friedrich II. und Kaifer Joſeph jo mächtige und 
glänzende Organe fanden, da ſchien ihr Sieg beinahe gefihert. Doc als in dem verborbenen 
Leben ver Höfe und ver vornehmen Gefellichaft und feit ver Franzöſiſchen Revolution auch in den 
mittlern Kreifen Brivolität und Maßloſigkeit fich jenen edlern Richtungen beimifchten, fie ent= 
arten machten und oft in ihr Gegentheil verwandelten, da führte die fiegreihe Reaction auch 
neue Intoleranz, religiöfe und bürgerliche Unterbrüdung unter dem Namen der Religion und 
des hriftlihen Staats herbei, fo unter der legten Regierung in Preußen und eben jeßt in Ofter- 
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reich. Doch ift felbft Hei aller Befchränkung freier Meinungsäußerung die entſchiedene öffent: 
lihe Meinung gegen diefe beinahe verhaßtefte Seite ver Reaction jo wenig zu unterbrüden, und 
der Geift des Fortſchritts in ganz Europa ift fo fihtbar, daß man auf den Sieg des Rechts und 
der Wahrheit, der echt hriftlichen Wahrheit zuverſichtlich Hoffen darf. 

Die verkehrte praktiſche Richtung in Beziehung auf den Kriftlihen Staat hat natürlich durch 
ſtaatsrechtliche Theorien Ausbildung und Verbreitung erhalten. Den frühern katholiſchen 
theokratiſchen Theorien zu Gunſten der päpſtlichen Oberherrſchaft ſchloſſen ſich in den religiöſen 
und neuern politiſchen Kämpfen feit der Reformation in den proteſtantiſchen Staaten, nament- 
lich in England und Dänemark, Schriften für das göttliche Königsrecht an, wie die von Filmer, 
Wandal, Maaßius, Salmaſius, Graswinkel. Doc ſchrieb ſchon Luther vielfach, fo z.B. in 
ſeiner ‚ Verwahrung zum Frieden auf die zwölf Artikel” im entgegengeſetzten Sinne 
für die Freiheit (wofür er auch Stellen wie die Eph.6,9; Kol.4, 1; Pf. 2, 10, 11 gut benutzte). 
Auch ift „der Ehriftenftaat‘’ von Veit Ludwig von Sedenvorf (Leipzig 1706) zu Gunften der 
Breiheit gerieben. Dagegen find die zu Anfang dieſes Artifeld genannten hriftlihen Theo— 
rien, welde in ven reactionären Kämpfen zuerft gegen bie erfte Franzöſiſche Revolution und die 
Republik, dann aber auch vorzüglich gegen die fpätern conftitutionellen Verfaffungen entftanden, 
wiederum mehroder minder freiheitfeindlich. Schon der wadere Carove in feiner Schrift: „Über 
das fogenannte germanifhe und das fogenannte Kriftlihe Staatsprineip, mit befonderer 
Beziehung auf Matthäi, Stahl und Maurenbrecher“ (Siegen und Wiesbaden 1843), 
hat nahgewiejen, daß diefe Theorien durch die principlofe Einmiſchung einzelner bibli— 
fher Säge in philofophiihe Rechts: und Staatötheorien haltlos und durd fortlaufende 
unauflöslihe Widerſprüche verunftaltet und unanmwendbar werden. Selbſt wer den reac- 
tionären Eifer diefer Schriften bewundern könnte, muß doch den faft noch bewunderns- 
werthern Leichtfinn tadeln, mit welchem dieſe Schriften das Heiligthum des Ehriftenthums mis⸗ 
brauden. Jeder nimmt ohne Bemweisführung die erften beften einzelnen angeblich hriftlichen 
BVorftellungen und Gebote und macht daraus ganze flaatörechtliche Theorien, melde dann mit 
den vorgefaßten eigenen philoſophiſchen und politifhen Meinungen bunt durcheinander ge: 
mifcht werden. Unter ſich findalle höchſt verſchieden. Nur der Haß gegen die Freiheit, wenigftens 
gegen die heute zeitgemäße und allein mögliche, ift gemeinfam. Bei manden neuern pojitiven 
ſtaatsrechtlichen Theorien?) kommt dann zu der Vermiſchung der erwähnten fremdartigen Be- 
ftandtheile noch die Zufammenmifhung beider mit den neuern pofitiven Sagungen. liberalf 
werben dabei zu einer unmittelbaren ftaatögejeglihen Gültigkeit abfolut ungeeignete bibli- 
ſche Säge, und gewöhnlich in völlig untergefhobener falfher Auslegung (ſ. den Art. Chriften- 
thum unter Ill, 1), das SHriftliche Gebot der fittlichen Achtung der Obrigkeit, bald in-pietiftifcher, 
bald in ſerviler Tendenz mitten in die foftemlojen bankbrüchigen Syfteme hineingewürfelt. So ſucht 
man unangenehmen Gonjequenzen der philoſophiſchen oder auch der poſitiv-rechtlichen Vorder— 
fäge oder auch ſelbſt die ausdrücklichen pofitiv=gefeglichen Sanctionen freiheitlicher Grundfäge 
zu umgeben und beliebte Schlußfolgerungen für despotiſches Fürſtenrecht zu gewinnen, welche 
die philoſophiſche Vernunft ebenſo wie das wahre hiſtoriſche und poſitive Recht verwirft. Leider 
ſchadet man dabei wenigſtens ebenſo ſehr der Achtung der Wiſſenſchaft und der misbrauchten 
Religion wie der politiſchen Freiheit und Bildung. 

Gehen die ſtaatsrechtlichen Theorien von naturphiloſophiſchen, alſo die Freiheit verleug- 
nenden Grundlagen aus, auf welchen auch die fogenannte geſchichtliche Theorie und ihr Sichvon= 
ſelbſtmachen beruht, alddann freilich verändert die Einmiſchung des göttlichen Rechts nur den 
Namen, und das Chriſtenthum wird nur unwürdig misbraudt zur Heiligung einer nad) un= 
ferm vorigen Artikel fo völlig widerſprechenden materialiftifchen despotifhen Theorie. Leider 
entgeht aud) das Stahl’fche Werk der Hauptfache nach nicht ven angeführten Vorwürfen, obgleich 
es durch Scharffinn und Gelehrfamfeit den andern Schriften überlegen ift, und aud) mit ver 
unfreien Theorie noch fo viel Freiheit, ald möglich jcheint, vereinigen möchte. Die Wider: 
ſprüche werben aber hier um fo greller, weil der Verfaſſer der armfeligen Hegel'ſchen, nur auf 
die Menſchheit befhränften Gottheit und dem fonftigen undriftlihen Materialismus der Natur: 
philofophie entgehen wollte. Allein durch die Hiftorifche Theorie, die, jo vortrefflich fie großen 
theils zur Entwidelung pofitivsregtliher Säge wirkt, doch wefentlih auf naturphiloſophiſcher 


2) Bgl. namentlich Maurenbrecher's angeführte Schrift und * lb, Syſtem des ae 
rechts der monarchiſchen Staaten Deutſchlands (Würzburg 1856), Bo. 2. 
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. Grundlage ruht ?), und mithin für dad Freiheitögebiet, für Die Rechts- und Staatsbegründung 
abfolut untauglid if, fallt Stahl im Widerſpruch mir fi jelbft und dem Ehriftentbum 
doch wieder in ven Materialidmus zurüd. Er verwirft gänzlich ven jogenannten Einzelmillen. 
Alles foll gefhichtlih von Volfe ausgehen. Freiheit aber ift weſentlich geknüpft an vie Per— 
fönlichfeit, und der freie Wille der Bürger, wenn auch der menschlich beſchränkte und vereinigte, 
ift weientliher Beſtandtheil eines freien Volks, eines freien Volkswillens, Volksſtaats umd 
Volksrechts. Die angebliche Freiheit ver Bürger und des Volks und des Staats bei dem un: 
perſönlichen, bemußtlofen , geihichtlihen Sichvonſelbſtmachen ift ein eben ſolches Unding, wie 
der naturphilofophifche und Hegel'ſche Gott. Völlig beweislos wird dann zur Deckung dieſer 
Blöße das undriftliche göttliche Recht, die ebenfalld der Freiheit widerfprechende Begründung 
felbft jedes beftimmten Staats, jeiner Verfaflung und Regierung durch den unbewiefenen gött: 
lihen Willen, zu Hülfe gerufen. 

Die bisher bezeichnete verwerfliche Theorie vom chriſtlichen Staat wird oft auch durch das 
ſtets verwerflihe Staatsfichenthum ausgedrückt. Dieſes befteht eben in der unchriſtlichen 
Vermiſchung von Kirche und Staat, in welcher man eine beftimmte religiöfe Gemeinſchaft privi- 
legirt und ald von dem Staate vorzugsweife begünftigte Gemeinfhaft erflärt. Dabei werden 
dann die andern Religionsgejellihaften beliebig zurüdgefegt, und zum Theil der Kirche im die 
Staatöverhältniffe, nicht jelten aud) dem Staate in Beziehung auf vie Kirche unmittelbare, chriſt⸗ 
lich verwerfliche Eingriffe und Einmiſchungen erlaubt. 

Das Richtige aber beſteht (ſ. den Art. Chriſtenthum, III) darin, daß Die Vereine des Staats 
und der Kirche ebenſo wie die der Wiſſenſchaft oder ver Schule frei und ſelbſtändig neben: 
einander ftehen, jedoch jo, daß fürs erſte alle drei Vereine, als Beſtandtheile der ganzen chriſt⸗ 
lichen menſchlichen Beſtimmung und Aufgabe, ſich gegenjeitig frei und brüderlich unterftügen, 
und daß fürd zweite in@ollifionsfällen zur Erhaltung des geſellſchaftlichen Friedens, 
ald der Gruntbedingung der gemeinihaftlihen gefelichaftlihen Gultur und Beſtrebung, die 
Kirche und die Schule der höchſten Staatsentſcheidung untergeorbnet jind.*) So, durd Diele 
der Theorie des fittlichen freien Rechtsſtaats wie dem Chriſtenthume entiprechende Entſcheidung 
einer weltgejchichtlich beftrittenen Frage, werden aud hier die entgegengejegten ververbliditen 
Einfeitigfeiten und verkehrten Theorien ausgeſchloſſen; bier die verehrte, umfittlice, gänzliche 
Kosreißung der drei großen Hauptinftitute dev Menjchheit voneinander, dort ihre ebenjo ver: 
derbliche, unioniftifche, despotifche oder theofratiiche Vermiſchung, und fodann (bei theilweiſer 
Sonderung) einerjeitö die despotifche Unterordnung der Kirche und Wiſſenſchaft unter die welt: 
liche Politik, andererfeitd die hierardifche und ebenfalld unterdrückende Unterordnung des Staats 
und der Wiffenjchaft unter die Kirche. MWelder. 

Eicero (Marcus Tullius). Der berühmtefte Redner der Römer und einer ihrer bedeutend: 
ften politiihen Gharaftere, ward 107 v. Ehr. in Arpinum, einer Municipalitadt, aus melcher 
aud) der berühmte Feldherr Marius Rammte, geboren und erhielt, da eine Ültern ſehr wohl: 
babend waren, die befte Bildung, melde jene Zeit kannte. Bei feinen großen Fähigkeiten unv 
feinem ungemeinen Fleiße machte er die größten Kortichritte unter vorzüglichen Lehrern in Nom, 
ſodaß fein Römer feiner Zeit ihn an wahrer Bildung des Geiftes und Herzens übertraf. Ohne 
Neigung zu dem Eriegerifchen Leben, wandte er ji der Beredſamkeit, ver Rechtskunde und der 
Staatöverwaltung zu, und ſchwang ſich bald zum größten Nedner und trefflichiten Staats: 
manne auf, welcher einer jo jeltenen Achtung genoß, daß alle, welche Rom beberrfihten oder einen 
überwiegenden Einfluß in demjelben erftrebten oder erlangten, jih alle Mühe gaben, wenig: 
ftend den Schein eines freundlihen Berbältniffes zu ihm zu gewinnen, denn er galt als ver ehr: 
liche, uneigennügige und unbeitechliche Repräfentant ver Republik, welcher, allem Parteigetriebe 
fern, nur ihr Wohl im Auge hatte und die ſtets bedrohte Freiheit raftlos zu retten bemüht war. 
Ja nadı feinem Tode ward noch fein Schatten heraufbefhmoren von Auguftus, um in einem 
kritiſchen Momente der Sache deſſelben den beifern Schein zu verleihen; denn als er mit Anto— 
nius, dem Mörder C.'s, den Entſcheidungskampf um Rom kämpfen mußte, nahm er, obwol er 
ebenfalls an diefem Morde betheiligt war, den Sohn C.'s zu feinem Gollegen im Gonjulate an, 
um durd das Gedächtniß und ven Namen des großen Bürgerd und Senatord den Haß gegen 
Antonius zu entflammen. 


3) Bgl. Welder, Syſtem, ©. 262 fg., und im Staats-Lexikon den Art. Freiheit, 
4) Die weitere Ausführung in Welder, Über das rechte Verhältnig von bürgerlicher Ordnung, 
Kirche und Schule (Freiburg 1828). 
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C.'s Streben in der Politif war auf nichts weiter gerichtet, ald die Schäden des verfallen: 
den Gemeinwejens foviel ald möglich zu beffern, allen herrſchſüchtigen Getreibe entgegenzutre= 
ten und bie republifanijche Form zu retten. Wenn je ein Mann in einer ähnlichen Lage eines 
Staats zu einer fo edeln, patriotifhen Aufgabe befähigt und berufen war, fo war es C. Er be- 
ſaß die allgemeine Achtung des Senats, ver Nitter und des Volks durch fein würdiges Leben 
und den anftändigen Takt in feinem Benehmen. Selbft vermögend und mit einer vermögenden 
Frau vermäblt, aber nicht gerade reich nad damaligen Verbältniffen reicher Römer, lebte er mit 
Vermeidung des Lurus und der Oftentation durchaus anftändig, wie ed nach feiner Anficht 
einem römijchen Senator geziemte. Obgleih nad Ehre und Ruhm ftrebend und am Lobe ver 
Mitmenſchen ſich freuend, war er doch ohne allen Neid und alle Misgunft. Alles Gute, was 
einer that, jede zu lobende Eigenschaft, welche einer beſaß, erkannte er offen und freudig lobend 
an, und mar alſo von einem der häplichiten und leider zugleich verbreitetiten Fehler der menſch— 
lihen Natur, dem Neide, frei. Seine Dienftfertigfeit und feine Bereitwilligkeit zu helfen, fo: 
weit feine Kräfte ed nur irgend erlaubten, verfeblten nicht das Vertrauen auf ihn fehr allgemein 
zu machen. Durch feine vaftlofe Arbeitiamfeit, welche jo weit ging; daß er die Mittagsftunden 
auch der heißen Jahreszeit, mweldye die Römer gewöhnlich dem Schlafe widmeten, mit Studien 
zubrachte, erreichte ev e8, ungewöhnlich viel zu leiften. In dem damaligen Gemirre des öffent: 
lihen Xebens konnte feiner, weldher einen bedeutenden Antheil an Staatsangelegenheiten nahm, 
vielfachen Feindſchaften entgehen, und C. mochte diefe zuweilen wol noch fteigern durch feinen 
treffenden Wiß, denn er gehörte zu den wigigften Köpfen feiner Zeit, aber er war ftet8 zur Ver: 
föhnung bereit, und nie war bei ihm ein Fleinliches Nachtragen von Haß und Feindſchaft zu bes 
merfen, wie groß auch die ihm angethane Beleidigung geweſen jein mochte. 

Die bedeutende gelehrte Bildung, welche er fi erwarb — und feine Zeitgenoffen erfannten 
in ihn einen der gelebrteften Männer ver Zeit — war feine von den politifchen Leben, dem 
Hauptzwecke feines Strebens, in bloße Speculationen führende, fondern bezog ſich ftetd auf 
das Leben und die Geftaltung der Staatsgeſellſchaft. Seine philofophifhen Schriften, welche er 
in der ſchlimmſten Lage der Öffentlichen Angelegenheiten in feinen ältern Tagen ſchrieb, um fid 
einigermaßen von den fchmerzlichen Gefühlen über den unglücklichen Zuſtand Roms zerjtreuend 
abzuziehen, geben den jihern Beweis dafür. Man erkennt in ihnen leicht, dag man die meta— 
phyſiſche Tiefe der griechifchen Philoſophie nicht in ihrem ganzen Umfange bei ihm juchen darf, 
wol aber dad, mas fih auf das praftiiche Leben bezieht. Selbit die Wahl der philoſophiſchen 
Schule, welcher er folgte, hängt genau damit zufanımen. Zwei Syfteme der griechiſchen Philo— 
ſophie fanden befonders Eingang in Rom zur Zeit C.'s, das der Stoifer und das der Epiku— 
vier, und C. ſelbſt jtudirte legteres in frübern Jahren mit Eifer. Dies Verhältniß lag in den 
Zuftänden ver Entwickelung des Staate. Gin immer höher gefteigerter Lurus der Reichen und 
das damit verbundene immer tiefer greifende jittliche Verderben und Elend mußte jegt ſchon an— 
fangen ſiullich reizbare Gemüther in eine feinpfelige Stimmung zu verfegen und fie in trübem 
Zweifel an dev Möglichkeit einer Heilung der ſchweren Gebrechen des Gemeinweſens der floi- 
chen Philofophie zuführen, welde die Tugend als das höchſte Out preift und den Tugenphaf: 
ten, ven ftoischen Weifen allein glücklich nennt. Die aber, welche ver fittlihen Verderbniß ſich 
ftoifch entgegenzuftellen nicht erwählen mochten oder fonnten, wandten fi der damals jehr be— 
liebten epikuräiſchen Philofophie zu, welche das höchſte Gut in das veinfte Vergnügen, das ift 
in ein Leben ohne Sorgen und Schmerzen fegt und eine Ginwirfung der Götter auf die Welt 
leugnet. C. hatte felbit dieſe Philoſophie ftudirt, aber dieſe fo wenig wie jene vertrug ſich mit 
feinem Streben und dem Berufe, welhen die Natur in ihn gelegt hatte, weshalb er ſich der Pla— 
tonifchen Philojophie ver Akademie zumandte, denn da dieſe nah Wahrheit forſcht, ohne fie in 
einem fhroffen Syfteme für erwiejen anzunehmen, und da fie ſich im gegebenen Falle mit der 
MWahrfcheinlichfeit begnügt, fo fordert jie aud) in allen Dingen des Lebens eine erwägende Wür: 
Digung der Dinge, welche zur Billigkeit führt, ohne der Wahrheit und Gerechtigkeit ven gering— 
ften Gintrag zu tbun. C.'s eifriges Studium diefer Philofophie, welche gar nicht im Geifte der 
Zeit lag und in Nom feinen Anhang als dur ihn Hatre, ift, wenn e8 außer feiner politifchen 
Wirkſamkeit noch eines Beweiſes für feinen natürlichen ftaatsmännifchen Beruf bevürfte, ein 
bedeutender Beweis dafür, daß ihn die Natur zum römiſchen Staatsmanne beftinmit hatte. 
Wie eifrig aber auch E. dieſen ernſten Studien oblag, fie zogen ihn nie von der Öffentlihen 
Thätigkeit ab und trübten nie feine Verhältniffe zu ven Anhängern anderer philofophifhen 
Schulen. Stets war er inniger und vertrauter Freund des Epikuräers Attieus und unter: 
fügte Cato's, des ſchroffen Stoikers, politiihes Wirken, obne ven Schaden zu verfennen, wel: 
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hen diefer durch feine unftaatsmännifhe Schroffheit zumeilen den Öffentlichen Angelegenheiten 
zufügte. 

Da er feinen politifchen Egoismus hegte und nichts für fich fuchte, ald wonach jeder Römer 
zu ftreben vollfommen berechtigt war, fo ftand er flet8 unabhängig da, im Kampfe ver Parteien 
nur die unterftügend, welche die Formen des Staats gegen gewaltfame Anderungen und ben 
Senat gegen veöpotifche Unterdrückung vertheidigten, und raftete auch in den fhlimmften Zeiten 
nicht, mit großem Eifer für die Erhaltung des römischen Freiſtaats alle feine Kräfte anzu— 
firengen. Diefe Anftrengungen verdienen um fo mehr Bewunderung, ald er wußte, wie wenig 
der Senat, deſſen Anfehen aufrecht zu halten feine angelegentlihe Sorge blieb, geneigt war, 
energifch zu handeln. Die Mehrzahl der Senatoren führte ein Leben des Luxus, welder, ge: 
nährt durch die Erpreffungen in den Provinzen, fi) wie eine vergiftete Atmojphäre über Nom 
lagerte und das ganze Leben der Stadt verdarb, während eine große Zahl Arıner für jeden 
Barteimann feil war, feine Abſichten mit Gewalt, zum wenigften mit der Stimme bei Wahlen 
und Gefegen zu unterftügen. Freilich war der Glaube an die Möglichkeit einer Verbeſſerung 
der innern Staatdangelegenheiten in fehr vielen Gemüthern erloſchen, und diefes Übel, eines 
der traurigften im Staate, mußte um fo mehr anreizen, vom Staate abzufehen und Erjag in 
Genüffen zu fuchen, denn weder hatte Marius die Demofratie noch Sulla die Ariftofratie durd 
alle Ströme des reichlich vergoffenen Bluts zu einer feften Herrſchaft zu bringen vermodt. Man 
könnte daher den E. der Kurzfichtigfeit zeihen, als einen, welder fi dem Untergange eines 
Staats widerfegt, ohne zu erfennen, daß ein folder Untergang nothwendig erfolgen mußte, 
weil der Staat ſich audgelebt hatte. Aber das vielgefagte und blind geglaubte Ariom, daß näm= 
ih Staaten und Völker fi ausleben und dann dem Untergange verfallen, ift weder philofo= 
phiſch noch gefhichtlich bewiefen oder zu beweifen, fondern beruht auf oberflächlich einjeitiger 
Auffaffung gefhichtliher Begebenheiten. Einrichtungen in Staat und Religion nugen ſich 
allerdings ab, und müffen den veränderten Zuftänden gemäß rechtzeitig geändert und mit den 
neuen Zuftänden in Ginflang gebracht werben, oder ed wird aus der Verabfäumung großer, 
zulegt die ganze Staatögrundlage erfhütternder Schaden erwachſen; aber wenn ji herrſch— 
ſüchtige despotiſche Menſchen folde Zuftände zu Nuge machen und durch ein zahlreiches Heer 
den erfchütterten Staat in eine Despotie verwandeln, fo find dieſe die eigentlichen Vernichter 
des Staats, welchem durd; Verbefferung feiner Einrihtungen geholfen werben konnte. Gine 
zeitgemäße Dictatur, wie ja die Römer ſolche in ſchlimmen Zeiten anwandten, genügt un einen 
Staat aus Erfhütterungen zu retten, aber der vollendete Militärdespotismus erftidt alles po= 
Litifhe Leben und mit ihm den Glauben an den Staat und an die Menihenwürde, womit ein 
Bolf aufhört einen Staat zu bilden. 

C.'s ftaatdmännifches Streben war für Rom das einzige wahrhaft lebensfähige und auch 
zeitgemäße, welhem aber zum Verderben Roms die Gunft ded Zufalls nicht zu Theil ward. 
Meder die abfolute Demokratie noch die abfolute Ariftofratie war dem Geifte der Römer ge: 
mäß, und es wird immer ein vergebliches Bemühen bleiben, ein Volk, feinem, durch natürliche 
Anlagen und ihre jahrhundertelange Ausbildung zu einem feften Typus gewordenen Cha— 
rafter entgegen, mit einer diefem nicht entfprechenden Form regieren zu wollen. Zweihundert 
Jahre hatten die Plebejer diefes Gemeinweſens mit ven Patriciern um volle Gleihberehtigung 
gerungen und hatten fie burchgefeßt, aber nie war ed gelungen, das Anfehen aller Gejchlechter 
bei dem Volfe zu vertilgen, denn es war ein phantaſieloſes derbes praftifches Wolf, religiös und 
patriotifch, welches nicht, von Neuerungsſucht erfüllt, nad) idealen Zuftänden begehrte. Nach 
den Erfchütterungen der Brachifchen Unruhen hatte Marius mit großem Talente die Demo— 
fratie verfudt, und fie hatte wüthend und tobend Ströme von Blut vergoffen; umfonft, denn 
der Sieg blieb dem Sulla, deflen ebenfo großes Talent nun Ströme Bluts für die Ariftofratie 
vergoß, ebenfalld umfonft, venn beide Regierungdformen fagten dem Volksgeiſte Roms in ihrer 
AbfolutHeit nicht zu, aber aud) der Despotismus des einzelnen fand in Rom feinen eigentlichen. 
Boden ded Gedeihend und fonnte ein organifirted Bürgertum nur nahäffen, während der 
Staat ein todted Object in den Händen des Heeres war. au 

C. hatte ftetd das Anſehen des Senats und die Rechte des Volks zugleih im Auge und 
wirfte den Parteibeftrebungen und allen Ungefrglihfeiten ftanphaft und unabläffig entgegen, 
ohne fi je durch die Schlaffheit ded Senats, oder die verderbliche Demagogie der Volkstribu— 
nen, oder die tumultuarifchen Auftritte, melde die Stadt zuweilen in einen Schauplag der 
fhnödeften Rechts- und Gefegverlegung umwandelten, beirren zu laffen. Da ed Rom an einem 
wahren, für feine Berhältniffe ausreichenden Mittelftande, diefem wejentlichen Elemente man= 
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eher modernen Staaten, fehlte, jo glaubte C., welcher in feinem nur auf das Wohl des Vaterlan⸗ 
des, auf Gerechtigkeit und Humanität gerichteten Streben frei von politifchem Egoismus über 
allen Parteien ftand, das Erhaltungsprincip in dem innigen Aneinanderfhließen ded Senats 
und des Ritterftandes zu finden. Er bewirkte diefe Vereinigung durch fein Anſehen und feine 
ſtaatsmänniſche Gewandtheit , aber die Ververbtheit, beſonders des Senats, welchem Kraft und 
Energie ded Willens gebrach, geftattete der Verbindung feine Dauer, welde fiherlih dem 
Staate zu großem Glüde gereicht haben würbe. 

Da feine Geburt ihn nicht geradezu berechtigte, die hoͤchſten Staatswürben zu erlangen, fo 
begann er feine Laufbahn ald Renner und übernahm Vertheidigungen in dem öffentlichen Ge— 
richt, was in Rom fehr beliebt machte und zu Anfehen führte. Diefen Weg betrat er mit Glüd, 
und obgleich unter feinen Zeitgenoffen manche vorzüglidhe Redner waren, fo galt er doch in nicht 
langer Zeit als der vorzüglichfte, und fpäterhin betrachteten ihn die Römer als ihren größten 
Redner. Jahrhunderte hindurch fand diefe römische Anficht auch bei andern Völkern Glauben, 
aber-in neuern Zeiten ift fie in Deutfchland wenigftend, wo man fidh die Verkleinerung diefes 
und mandes andern bedeutenden Mannes angelegen fein läßt, für irrig erflärt worden, und er 
foll, neben Demofthenes geftellt, fein vorzügliher Rebner fein. Darüber aber, daß er ein großer 
römiſcher Redner gemejen fei, kann fein Zweifel fein, weil ein jeves Volk am beften weiß, wer 
ein großer Redner für daſſelbe ift. Römer und Athener bilden in ihrem ganzen Weſen einen 
bedeutenden Gegenſatz, und es bedurfte einer andern Art von Beredſamkeit für diefes, einer 
andern für jenes Voll, Senat und Volk in Rom wurden durch C.'s Reden in hohem Grade 
beftimmt und ebenjo die Richter, ſodaß die Gebilveten wie die Ungebilveten feine Meifterfchaft 
empfanden und anerfannten. Er jelbft hörte nicht auf, ſich ſtets in der Redekunſt zu vervoll- 
kommnen und fie durch Schriften, welche von ernftem Studium zeugen, zu lehren, denn er hatte 
nicht die Eitelfeit zu meinen, er fei vollkommen, jondern blieb lernbegierig bis an fein Ende. 

Als er die erfte Stufe der Staatswürden, die Duäftur, erlangt hatte, welche er wie alle 
übrigen Würden ohne Beſtechung oder fonftige unlautere Künfte erhielt, zeigte er ſich in diefem 
Amte als ein durchaus redlicher Mann, und in Sieilien, wohin er kam, erwarb er ſich das größte 
Vertrauen, ſodaß diefe Provinz fpäter, fi auf feinen Beiftand verlaffend, den Muth faßte zu 
einer Klage gegen den Proprätor Verres. Der Muth, welden er in diefer Sade zeigte, war 
fehr groß und jein Anfehen wuchs dadurch ſehr. Jener Mann hatte das gewöhnliche Maß der 
Bedrückungen in der Provinz allzu weit überfhritten, da aber die vornehme Klaffe jih durch 
Plünderungen der unglüdlihen Landfhaften während ihrer Amtözeit bereicherte, jo war fie 
ftetö bereit, Anflagen in Rom von feiten der Provinzen felbft durch Beftehung der Gerichte und 
jeden möglichen Einfluß zunichte zu mahen, und die Provinzen durch die Nachfolger der Anzu— 
Flagenden zu ſchrecken. C. war damals defignirter Apilis, und Verres hatte ven dejignirten 
Gonful Hortenfius, einen guten Redner, an feiner Seite ; aber wiewol die vornehme, reiche Klaffe 
alle nur möglichen Mittel aufbot, &. an der Verfolgung des Verres wenigftend vor der Hand 

zu hindern, um eine günftigere Zeit für den Proceß zu gewinnen, fcheiterte fie an der raftlojen 
—2 dieſes Mannes. Er durchbrach alle Intriguen, ſchreckte die ſenatoriſchen beſtechlichen 
Richter, und Verres unterlag. Dieſe bürgerliche That zeigt uns ſeinen bürgerlichen Muth und 
ſeine Unbeſtechlichkeit in einem ſchönen Lichte, und die hierauf von ihm veröffentlichten Schilde— 
rungen der Verriniſchen Verwaltung Sieiliens iſt für uns ein unſchätzbares Document, welches 
in erſchütternder Weiſe die entſetzlichen Mishandlungen und Ausplünderungen der Provinzen 
durch die vornehmen Römer darlegt. Sein Anſehen ſtieg bei Volk und Senat, und ſeine große 
Bedeutung ward bald allgemein empfunden. 

Zum Gonfulate gelangt, mußte er feinen bürgerlihen Muth, feine Klugheit und Gewandt- 
heit auf das äußerfte erproben, ald er eine Verſchwörung wüſter Art entdeckte, die fogenannte 
Gatilinarifche. Liederliche, duch wüftes Leben in Schulden gerathene vornehme junge Leute, 
welchen ſich nod andere, in der Hoffnung von günftiger Gelegenheit Bortheile zu ziehen, an= 
ſchloſſen, verbanden fi in verzweifelter Keckheit, durch Mord und die Anzündung Roms die 
vornehme Oligarchie zu ſtürzen und ji Geld und Macht zu erwerben. Selbſt C.'s College im 
Gonjulat, Cajus Antonius, war fehr zweideutiger Stellung in diefer Sache, und Gäfar, immer 
bereit alled zu erfaflen, was ihn dem Ziele feiner Herrfchaft näher bringen konnte, fland auf ber 
Lauer; doch feine Klugheit bewahrte ihn davor, eine Blöße zu geben. C. verfpaffte fi die voll⸗ 
gültigen Beweife der Verſchwörung. Gatilina mußte aus der Stadt weihen, und der Gonful 
Antonius warb in die Stellung gebradt, daß er gegen die nicht unbedeutende Heerſchar des 
Gatilina ziehen mußte, welcher tapfer fämpfend ven Tod fand. In Rom aber ließ E. die Häup⸗ 
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ter der Verſchwörung, ohne ihnen eine Appellation.an das Volk zu vertatten, hinrichten, dar— 
unter Männer von anſehnlichen Familien, obgleich Gäfar alles aufbot , ven Verſchworenen das 
Leben zu retten. Die Reden, welche der Conſul bei diejer gefährlichen Gelegenheit hielt, waren 
immer unter dem Namen der Gatilinarifchen beſonders berühmt und angefeben, doch nur die 
erſte und dritte find und erhalten, die zweite und vierte find untergefchoben. Das dankbare Rom 
aber erfannte in ihm feinen Retter und gab ihm den Namen eines Vaters des Baterlandes. 
Mit Genugthuung erinnerte ih E. ſtets diefer That, und wenn er ſchlechten Bürgern entgegen: 
zutreten hatte, erinnerte er auch die andern daran, mas manchen Gelehrten miäfallen hat und 
misfällt als Eitelkeit. Nach geführtem Eonjulat begehrte E. keine Statthalterichaft, um verent: 
willen fo mander nad den höchſten Würden ftrebte, infofern ſich einer dadurch bereichern 
konnte, felbft ohne flarfe Plünderungsmittel anzuwenden. Ja, ald er 12 Jahre fpäter nicht 
umbin Eonnte, die Statthalterfchaft Eiliciend anzunehmen, war ſtets feine angelegentliche 
Sorge, durchaus nicht länger in derfelben zu weilen, als e8 für ihn nöthig mar. Seine Ver: 
waltung war für die Provinz eine Erholung, da ihr fogar ganz gewöhnliche mäßige Unkoſten 
eripart wurden. Durch eine Eleine glückliche Eriegerifhe Expedition durfte er in Nom auf einen 
Triumph Anfprud erheben, denn dieſe Ehre war nicht mehr blos der Preis großer Thaten, fon: 
dern wurde bereitö für ebenfo Geringes und fogar noch Geringeres, als C. geleiftet hatte, ertbeilt. 
Da fie aber auch das Anſehen und die Beliebtheit eines angefehenen Mannes immer noch etwas 
vermehrte, fo war fie für Männer von politifher Wirkſamkeit nicht ohne einigen Nugen. Aber 
C. zeigte audy bei diefer Gelegenheit, wie dad Wohl Roms ihn jeder Rüdjicht auf feine Perſon 
vergeffen ließ, denn weil jeder um den Triumph fich bewerbende Feldherr während diefer Zeit 
vor der Stadt weilen mußte, bis diefer ihm bewilligt war, fo Fonnte er an den öffentlihen An— 
gelegenheiten nicht theilnehmen ; da dieſe aber gerade in jener Friſt feine Anweſenheit erheiſch— 
ten, jo gab er feine Werbung auf, und der jo vielfach der Eitelfeit in hohem Grade geziehene 
Mann leiftete auf die glänzendſte Ehre, weldje der Staat ertheilte, Verzicht, um pas Gute wir: 
fen zu können. 

Gleich nach feinem Gonfulate, ja Schon bei ver Niederlegung deffelben zeigten die Führer 
und Anftifter ver Staatözerrüttung ihren heftigen Haß gegen den unbejtehlihen Staatsmann, 
welcher ihnen am meiften im Wege ftand. Clodius, ein ſehr verdorbener und frecher Patricier, 
ließ jih jogar, um Volkstribun werden zu können, von einem Plebejer adoptiren (mas ohne 
rechtliche Form gefhah) und benugte dann fein Tribunat, durch heftige Aufwiegelungen ven 
E. als einen, weldyer römische Bürger ohne Beobachtung aller rehtlihen Formen babe hinrich— 
ten laffen, in die Verbannung zu treiben. Sein Haus ward zerftört, feine Habe, Bibliothek, 
feine Kunftwerfe wurden ihm entriffen, und er follte weit weg von Jtalien leben. Pompejus 
hätte mit dem Nitterftande, welder dem E. anhing, ibn ſchützen können, denn der Senat war 
ohne Energie und mußte innmer erft von E. jelbft angeleitet und beſtimmt werden; Gato aber 
mar durch feine philoſophiſche Starrheit gewöhnlich dem Guten, welches in Rom noch ausführ: 
bar war, mehr hinderlich als förderlih. Pompejus aber war durch fein Feldherrntalent, wel: 
chem das Glück ſtets jehr günstig geweien war, zu einem großen Anjehen gelangt und beſaß 
eine bedeutende Macht, welche er um fo eher zu Gunften C.'s hätte gebrauchen follen, als dieſer 
nicht allein ihn ſehr gefördert hatte, jondern auch der einzige Mann war, welcher jein Anſehen 
fügen Fonnte. Pompejus benahm fich bei dieſer Gelegenheit zmeideutig und that den erften 
falſchen Schritt auf der Bahn Hin, welche ihn fpäter feinem Untergange zuführte; denn ſieht 
man von feinem Ehrgeize, ver angefebenfte Mann im Staate fein zu wollen, ab, jo befand er ſich 
nit C. auf demſelben Boden der Politik und fonnte diefen nicht verlaffen, ohne den Parteifampf 
zu ernenern. C. vergalt ihm jpäterhin keineswegs jein ſehr zweideutiged Betragen in diejer 
Angelegenheit, und obgleich er das Herrſchſüchtige, Unrepublifanifche, mas bei Pompejus öfters 
zu Tage trat, feinen Freunden gegenüber vollkommen misbilligte, jo entzweite er ſich doch nicht 
mit ihm, weil das Staatöwohl fein höchftes Ziel war. Da wir eine reihe Sammlung Cicero— 
nifcher Briefe haben, fo bejigen wir noch die Klagen dieſes Mannes, welche er im Schmerze über 
dad herbe Leid feines durch die Verbannung geftörten Lebens gegen die Freunde ausſprach, und 
diefe dienen feinen Berfleinerern,, ihn der Unmännlichkeit mit Behagen zu zeihen. 

Rom konnte den großen Staatömann nicht miffen, und die wüften Leute, welche die Ver— 
bannung bewirkt hatten, mußten ſich vor der allgemeinen Stimme zurüdziehen, und C.'s Seim- 
fehr war wie ein Triumphzug , welcher einem jeden Werth und Wichtigfeit dieſes Trägers ver 
zeitgemäßen Politik zeigen kann. Aber e8 bereiteten fi nun Dinge verderblicher Art vor, welche 
zu hindern nicht in feiner Macht lag. Cäſar's Herrfchaft fand die Wege, melde fie zum Ziele 
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führen follte, und berüdte ven Bompejus, welcher ſich in feinem Anfehen über die ihm drohen⸗ 
ven Gefahren um fo eher täufhte, als er ſich feines bedeutenden Feldherrntalents wohl bewußt 
war, welches ihn allerdings befähigte, jedem, wer er auch fei, die Spige zu bieten. Da die despo— 
tifche Herrihaft in Nom nur duch ein ganz ergebened Heer zu gewinnen war, bildete Cäſar ein 
ſolches in Gallien, und berevete dann ven Pompejus zu einem Iriumvirate mit ihm und dem 
böchft reichen Craſſus, ſodaß Nom ganz in der Gewalt diefer Männer war, melde ſich in die 
Provinzen theilten. Doch verfäumte Eäfar nicht, fih in aller Weife um C.'s Gunft zu be- 
mühen, da er jich nicht über deſſen große Bedeutung verblendete. Diefer, aufer Stand, fo unges 
heuerliche Zuftände zu befeitigen, wirkte, ſoviel er konnte, zum Guten, vorzüglich um einem Bär: 
gerfriege vorzubeugen; aber der Senat war nicht zur Energie und zum Ernfte zu ftimmen, wel: 
chen eine joldhe Rage ver Dinge erheifchte. Als Eraffus in einem Kriege gegen die Parther um— 
gefonmen war, nahte die Entſcheidung zwiſchen Gäfar und Pompejus unaufhaltfam, und leg- 
terer ward plöglich von jenem, welcher alles wagte, weil er alles erringen wollte, überrafcht, fand 
aber ven ebenbürtigen Gegner in ihm, denn derfelbe, Herr einer guten Flotte, ſchlug ſich nicht in 
Italien mit den ungeübten Kriegen gegen die höchſt geübten und in den mehrjährigen gallis 
ſchen Kriegen abgehärteten Legionen und die fremde auserlefene Reiterei, ſondern ging trog 
allen Gejchreied derer, welche es befler wiſſen wollten, nad Griechenland und bildete dort ein 
Heer. E. jtand auf der Seite des Pompejus, denn mit ihm war die römische Republik möglich, 
mit Cäſar nit, und außer der Republif fonnte in Rom nur der Militärdespotismus beftehen, 
aljo die heillofefte und traurigite Herrſchaft, welche es geben fann, wenn fie auf eine längere 
Dauer angewendet wird. Der Mangel an Einfiht in der Umgebung des Pompejus ermüdete 
diefen Feldherrn, welcher den Cäſar auf griechiſchem Boden bereitd in eine ſchlimme Lage ges 
bracht hatte, fo jehr, daß er fein den Kriegern Cäſar's nachſtehendes Heer eine Schlacht bei Phar— 
falus ſchlagen ließ, in welcher es vollftändig beitegt ward. Pompejus ward auf der Flucht nad 
Agypten ermordet, und Cäſar war nun ald Dictator der Alleinherrfher Roms. C.'s Wirk: 
ſamkeit im Staate war unter diefen Umftänden unmöglid), aber jo groß blieb feine Geltung, 
das Cäſar ih alle Mühe gab, ven Schein des guten Einvernehmend mit demfelben zu behaupten. 
Geift und Bildung deffelben galten ihm fo viel, daß er ſich alle Wige und Sentenzen, melde €. 
audfprac, durch eigens dazu beftellte Leute zutvagen ließ und fie jammelte, und zwar ſehr forg: 
fältig, denn er fichtete das ihm Zugetragene Eritifch und ftudirte C.'s Geift jo genau, daß er 
fühlte und erkannte, was diefem gehöre, und daß er das Unechte ausſchied. Cäſar's Lage er— 
kannte G. klar, und fein Wort fonnte diefe deutlicher ſchildern ald das, welches in einen Briefe 
an den Papirius Pätus ftebt: „Er weiß nicht, was werden wird. Wir dienen ihm, er ven Zeit: 
umftänvden ; jener weiß nicht, was dieje erheifchen werden, und wir fönnen nicht wiffen, was er 
denft.” Schon früher ſchrieb er feinem Freunde Atticus, daß wenn Gäfar die Alleinherrſchaft 
erlange, dieſe nicht über ein halbes Jahr dauern werde, denn er werde durch feine Gegner fallen, 
oder durch ſich jelbft, feinen eigenen heftigften Gegner. Seine Ermordung durd die Verſchwö— 
rung des Brutus und Caſſius erfolgte, und jegt ftand E. wieder in vorderfter Linie, um den 
furhtbaren Moment zum Wohle des Staats zu geftalten und den Bürgerkrieg zu hemmen, 
deſſen Ausbruch jofort drohte. Er jegte zur Beruhigung aller eine allgemeine Amneftie durch, 
ſowie die Betätigung aller Handlungen und Anordnungen Cäſar's; aber die Berihworenen, 
insbejondere Brutus, der philofophijche Tugenpheld ded Mordes, waren der Lage der Dinge 
nicht gewachſen, und fobald Antonius, der talentvolle Feldherr Cäſar's, ein zwar ritterlicher, aber 
auch höchſt leichtiinniger, gewiſſenloſer und lieverliher Menſch, deſſen wüſtes Leben ftets große 
Summen nötbig hatte, die klägliche Nathlojigkeit ded Brutus und feiner Genoffen vollfommen 
erkannte, begann er fein Spiel. C. bot ihm die Spige, feine Dictatur zu vereiteln, und ftellte 
ihm in den Cäfarianern Hirtius und Panja, den Confuln für das nächſte Jahr, und in Cäſar's 
Erben, dem jungen Octavian, eine hinreichende Macht gegenüber. Die Reden, welche er in diefen 
Angelegenheiten hielt, und die man die Philippiſchen benannt hat zum Vergleiche mit Demofthe- 
ned’ Reden gegen Philipp von Macedonien, zeigen feine römische Beredfamfeit und feinen bür— 
gerlihen, jenatorifhen Muth noch einmal in dem glänzendften Xichte. Umſonſt, denn einer jener 
Zufälle, welche in ver entfcheidenden Stunde das Gefchic des einzelnen wie dad ganzer Staaten 
beſtimmen, vereitelte alles, was in diefem Momente Roms Knehtihaft noch hätte abwenden 
können. Beide Conſuln ftarben bei ver Verfolgung des Antonius, und der verfhmigte Jüng- 
ling Dctavianus, ohne Feloberentalent und wahren Kriegemuth, ſchloß mit dem bewährten 
eäſariſchen Feldherrn und dem unbedeutenden Lepidus ein Trtumvirat. Greuel und Projertp- 
tionen folgten unmittelbar, und E. ward ermordet. Schon hatte er ein Schiff zur Flucht beitie- 
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gen, ald er wieder and Land ging und dem einft von ihm vor Gericht vertheivigten, gegen ihn 
ausgeſchickten Morpgefellen ver Triumvirn den Hals darbot zur Ermordung. So endete mit 
dem Scheitern der legten Hoffnung Roms der legte wahre Bürger und Senator dieſes Mittel: 
punft3 der damaligen Weltherrfchaft, welcher während feines langen fturmreihen Lebens bie 
einzig mögliche innere Politit unwandelbar verfochten hatte, und Rom diente fortan knechtiſch 
dem Militärbeöpotidmus, denn mit dem lintergange des freien Bürgerthums entwidy der legte 
politifche Lebensfunfe aus dem Körper diefer Stadt, weldje, auf dem Grunde einer engen Stadt: 
individualität erwachfen, nie über diefe Invividualität hinausging und felbft das große eroberte 
Reich nur auf diefe bezog und für diefelbe benußgte, dem Gedanfen aber, diefe aufzugeben unt 
ſelbſt in einem großen Reiche aufzugeben, ſtets fremd blieb, weshalb auch die beten der fpätern 
Deöpoten feinen lebendigen Organismus begründen fonnten. K. Schwenck 

Cisalpiniſche Republik, ſ. Italien. 

Citadelle. So nennt man eine kleine Feſtung, die in eine größere eingeſchachtelt oder 
einer ſolchen angehängt iſt. Eine Feſtung ohne Citadelle iſt wie eine Baſtion ohne innere Ber- 
ſchanzung, wie eine Armee ohne Referve. Sie kann nicht auf das äußerſte vertheidigt werden 
und ift gegen die Folgen eines erften Unfalls nicht gehörig gefihert. Napoleon jagt: Die Be: 
fagung einer Feſtung if eigentlich die Befagung ihrer Gitadelle, und wenn dieſe fehlt, jo iſt die 
Feſtung felbft faum einer Befagung werth. 

Diefe Anfiht von den Eitadellen ift aber nicht die urfprüngliche: die Eitabellen hatten von 
jeher die Bedeutung von Zwingburgen, das heißt, fie waren von jeher dazu beftimmt, Die zur 
Empörung geneigte oder feindlich gefinnte Bevölkerung der großen Städte in Zaum zu halten. 
Die beiden Eitadellen, welche in der neuern Zeit von den Ruffen bei Warſchau hergeftellt worden 
find, haben feine andere Beſtimmung. Auch bei Errichtung der Gitadelle von Poſen, des Fort 
Winiary auf der Stelle des abgebrodenen Dorfes dieſes Namens, mochte die gleiche Abfiht 
mitgewirkt haben; wie hoch man auch fonft die ftrategiiche Bedeutung diefer Feſtung erften 
Ranges nahe der ruffifchen Grenze anfchlagen darf. 

Heinrich IV., der volksthümlichſte und bürgerfreundlichfte aller franzöſiſchen Könige, wollte 
nichts von folden Zwingburgen willen; er jagte: „Meine Gitavellen find die Herzen meiner 
Untertbanen. Dagegen hat Yubwig XIV. in den von ihm eroberten Provinzen fofort eine 
Menge von Eitadellen aufführen laffen. j 

Meiter noch ald Ludwig XIV. trieb e8 der Bürgerfönig Ludwig Philipp, indem er die aufihre 
Freiheit fonft fo eiferfüchtigen Franzoſen nicht gar lange nad) einer gelungenen Revolution da: 
hin brachte, ihre eigene Hauptftabt ald eroberte Stadt behandeln und Paris mit einer Ring: 
mauer ſowie mit einem Gürtel von Forts umgeben zu laffen, obgleidy von zahlreihen Stimmen 
diefe Forts als ebenso viele Gitadellen, Zmingburgen oder Baftillen bezeichnet wurden. 

3. v. Theobald. 

Civilgerichtsordnung, ſ. Gerichtsordnung und Proceß. 

Civiljuſtiz, ſ. Juſtiʒ. 

Eivillifte. Zu den weſentlichen Staatsausgaben gehört natürlich in jedem Staate auch 
die Beſtreitung des angemeſſenen ſtandesgemäßen Unterhalts des Regenten, in einem erblichen 
Fürſtenthum namentlich auch der erbberechtigten fürſtlichen Familie, ſoweit nicht bereits zu dem 
Zwecke dieſes Unterhalts beſtimmte fürſtliche Familienfideicommiſſe geſorgt haben. In den ger: 
maniſchen Staaten wurde der Unterhalt der Fürſten und der fürſtlichen Familie, wie überhaupt 
der regelmäßige Aufwand für die Regierung, der Regel nach beſtritten aus den Domänen, den 
Kron-, Staats- oder Kammergütern, das heißt dem lehnbaren oder allodialen Grundeigenthum 
und den damit verbundenen grundherrlichen nutzbaren Gerechtſamen, deren Ertrag zu dem 
Staatdaufwande beſtimmt war. Bon ihnen unterſchieden ſich die Privat-, oder Chatoull-, oder 
Cabinetsgüter, worunter man das reine Privateigenthum der Regenten oder auch der fürſtlichen 
Familie verſtand. Doch wurden in der Zeit der Feudalanarchie und Despotie häufig die Do— 
mänen mit Privatgütern der Fürſten verwechſelt und, ſo wie ja die Staatsgewalt zum Theil 
ſelbſt, als ein fideicommiſſariſches Haus: und Familieneigenthum behandelt. (S. Chatoull- 
gut.) Namentlich aber wurden auch oftmals Theile der Siaatdeinfünfte und der Staatsdomä— 
nen zu fürftlihen Familienfiveicommiffen gemacht und gerade für den Unterhalt der fürftlichen 
Familie beftimmt. Wo und fobald fid) indeß ein wahrer geordneter ſtaatsrechtlicher Zuftand 
und indbefondere eine freie ftändifche Verfaffung ausbildeten, da mußten dieſe Berhältniffe ge: 
regelt und die Einfünfte ver Domänen dem Staate gefihert werben. Zugleich aber zeigte ih 
das Bedürfniß, die jährlihe Summe, welche zur ftandesmäßigen Erhaltung des Fürften und 
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feiner Familie, namentlich zur Beftreitung feines Hofftaats, nöthig ift und worüber ver Staat 
und die Stände feine befondere Rechnungsabläge zu fordern haben, gefeglich feftzuftellen und 
von dem andern Staatdaufwand und Staatsgeld abzufondern. Die gefeglich beftimmte Summe, 
welche der Kürft jährlich als foldher aus den Staatdeinfünften für feinen und feiner Familie ſtan— 
desgemäßen Unterhalt bezieht, iſt die Givillifte. Mit verfelben ift venn gewöhnlich verbunden eine 
Krundotation von Schlöffern, Gärten und Mobilien, namentlich auch Kronkleinodien, welche ver 
Regent nad) den Örundfägen von der Rutznießung oder befondern Beftimmungen verwaltet und 
benugt; oft auch noch eine Befreiung von Öffentlihen Abgaben. Zuerft wurbe 1688 in England 
eine Giviflifte für das föniglihe Haus feftgefegt, damals 120000 Pf. St. und einige Neben- 
einfünfte, von denen der König aber noch viele Staatdlaften, namentlich Befoldungen mehrerer 
Staatsbeamten, zu beitreiten hatte. Zuerft im Jahre 1831 wurde endlid in England die Eivil- 
lifte, damals von 800000 Pf. St., von andern Laften ald ven Koften des Hofhalts und der Gna—⸗ 
denbezeigungen und PBenfionen befreit, und dadurd viele frühere Misftände befeitigt. Jetzt 
endlich befteht in England die Eivillifte frei von Öffentlihen Laften in 396457 Pf. St., wo= 
neben noch die Apanagen beſonders bezahlt werben. Friedrich der Große, das Beifpiel Eng: 
lands, als vortreffliher Ordner des Staatshaushalts, befolgend, beftimmte ſich felbft eine Eivil- 
lifte von nur 220000 Thlen. für feinen ganzen Privataufwand mit Einſchluß der Geſchenke. 

Das Preußifche Landrecht, Il, 13, $.14, fanctionirtedann förmlich die Abfonderung einer be= 
flimmten Summe als Eivillifte für die Fürften, nur ohne ven Namen Eivillifte. Es beftimmte: 
„Damit das Oberhaupt des Staats die ihm obliegenden Pflichten erfüllen und die erforberlichen 
Koften beftreiten könne, find ihm gewiſſe Einkünfte und nugbare Rechte beigelegt.‘ Durch die 
Berordnung vom 17. Jan. werden dann für ben Unterhalt des königlichen Hauſes die jährliche 
Rente von 2,573099 Thlrn. aus den Einkünften der Domänen und Forften vorbehalten. 

Aud in Frankreich wurde in der Franzöſiſchen Revolution eine Eivillifte beftinnmt. Die des 
Kaijers betrug ſpäter mit der Krondotation und mit der Summe für die Prinzen 32 Mill, Fr. 
Die Eivillifte von Ludwig Philipp betrug nur 18 Mill. Fr., ungefähr ein Sechzigſtel der 
Staatdeinnahmen. In den conftitutionellen Staaten Deutſchlands wurden die Givilliften auf 
die verfchiedenfte Weife feftgefegt. 

Theils nad) despotifhen Anfihten, nad welchen man Staat und Fürft iventificirte (nad 
dem l’Etat c'est moi von Ludwig XIV.) oder wenigftens aus der Neigung, die ganzen Staatd- 
domänen ven Fürſten ald Privateigenthum beizulegen, endlich aus Haß gegen conftitutionelle 
Berfaflungen, hat man häufig gegen Eivilliften geeifert. Doc da in Deutjchland rechtlich nie— 
mals der Fürft die Staatdeinfünfte ald feiner Willkür unterworfenes Privatvermögen anſehen 
Eonnte, und da die Trennung des fürftlihen Hofhalts und feiner Einfünfte vom Staatahaushalt 
fih überall ald fo nothwendig zeigte, daß jogar der türkiſche Kaifer fie anerkennen mußte, fo 
befteht jegt auch überall eine Eivillifte für die Fürſten, gleichviel od fie auf beftimmte Güter und 
Gefälle, Domänen u. f. w. angewiefen ift oder nicht, und gleichviel ob man fie fo nennen will 
oder nicht, welches legtere leerer Wortftreit ift. Sie befteht aus demjenigen Theil des Öffentlichen 
Vermögens, welches dem Fürſten zur Beftreitung feiner und feiner Familie Bedürfniſſen über: - 
laſſen iſt, ohne daß darüber Öffentliche Rechenſchaftsablage gefordert werden darf. Dabei wird 
oft jener Gefichtöpunft, ven der größte aller deutſchen Fürften, Friedrich der Große, und fein 
Landrecht ausgeſprochen, umgangen, wie denn 3. B. die ſächſiſche Verfaflung $. 22 die Eivil- 
fifte nur ald Erſatz der dem Staate abgetretenen Nugungsrechte des angeblich ganz königlichen 
Domänenguts angefehen willen will. Auch wird vie Eivillifte Häufig auf bie Domänen radi⸗ 
eirt, welches alles jedoch das Weſen der Sache nicht ändert. 

Rechtlich läßt ſich im allgemeinen nur ſo viel ſagen, daß die Verwendung der Civilliſte, ſo— 
weit fie nicht bei der geſetzlichen Feſtſtellung und Bewilligung mit beſtimmten Laſten und Bedin⸗ 
gungen belegt iſt, z. B. mit der Verpflichtung zu beſtimmten Apanagenſummen (ſ. Apanage), 
ganz dem Ermeſſen des Regenten anheimgeſtellt iſt und daß darüber keine Rechnungsablage 
gefordert werden kann. Sodann aber müſſen aus der Civilliſte und dem etwaigen Privat— 
vermögen des Fürſten alle Koſten für das Leben der fürſtlichen Familie, für die ganze Hof: 
haltung und Hofdienerfhaft und alle perſönlichen Schulden des Fürften beftritten werben, ſo— 
meit fie nicht ausnahmömweife beſonders auf die Staatöfaffe übernommen werden. Sofern 
dieſes nicht gefhah, hat eben das Gefeg über die Eivillifte den Staat von weitern Anſprüchen 
an benfelben freigefprochen. Endlich läßt fi nad dem frühern veutfhen Staatsrecht 1) fagen, 





1) ©. den Art, Beeten, und Häberlin, Handbuch des deutfchen Staatsrechts, Th. 2, ©. 267. 
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daß, foweit die Domänen nicht ausreichen für die Staatöbevürfniffe, der Regel nach eine Be- 
willigung der Stände oder ded Volks zu den Steuern, alſo auch zur Begründung einer Civilliſte 
nöthig war, welches vollends in den NRepräfentativverfaffungen anerkannt ift. 

In politiſcher Hinficht entfteht fürs erfte die Frage: Iſt es vortheilhaft, daß überhaupt eine 
Givillifte abgefondert werde von den übrigen Staatdeinnahmen und Ausgaben? Hier möchten 
etiva nur die Anhänger des Hrn. von Haller, welche auch in diefem Punkte die rohen anardi- 
ſchen Anſichten des Mittelalters rejtauriren, ja weit überbieten wollen, und hiernach alle Re: 
gierungsrechte, alfo aud) die Staatdeinfünfte, ein Privatglücksgut ded Regenten nennen, wider: 
fprehen. Das Staatsrecht des Rechtsſtaats aber trennt das Öffentliche, lediglich für das 
Staatdiniereffe beftimmte Recht von dem Privatrecht, und die Privatverhältniffe des Fürften von 
der Verwaltung der öffentlihen Angelegenheiten. Aber auch bei einer despotiſchen Anſicht ift 
doch Ordnung in dem Finanzhaushalte vortheilhaft für ven Fürften ſelbſt. Auch ift es höchſt 
räthlich, daß die Mittel für fürftliche Gnavenbezeigungen und Luxusausgaben irgendeine be 
flimmte Grenze haben. Der Fürſt wird dadurch felbft gegen läftige und zulegt ihm und dem 
Lande verderbliche allzu große Anforderungen feiner Familie und ſeiner Umgebung gefhügt und 
weiß, was nad) dem wohlüberdachten gefeglihen Maßſtab billig und, ohne dem Staatswohl zu 
nahe zu treten, für feine beliebigen Privatausgaben verwendet werben fann. Er hat auch nicht 
das unangenehme Gefühl, daß bei feinen Ausgaben etwa das Volf immer aufs neue denke, das 
und jenes, was ihnen auf ihrem Standpunft vielleicht eine unnöthige Ausgabe dünft, werde 
fie, werde arme Bürger aufs neue bedrücken. 

Es entjteht die zweite politifche Frage: Soll die Eivillifte groß oder Flein fein? Hier müf: 
jen die befondern Kräfte des Landes, die Bedürfniffe des fürſtlichen Hauſes, auch die etwa bei 
Überlaffung von Einnahmen und Gütern von mehr oder minder privatredtlicher Natur an die 
Staatskaſſe zumeilen ausbedungenen Rechte berüdfichtigt werden. Auch läßt ſich ebenio im all: 
gemeinen jagen, daß e8 für den Fürften jelbft nicht gut ift, wenn die Givillifte zu groß ift. Es 
wird dieſes leicht Misftimmung erregen, und die erfte Aufgabe für die Politik eines Erbfürften 
ift es, nicht einen Augenblid zu vergeflen, daß das höchſte Interefle und Wohl feines Hauſes, 
feiner Nachkommen ganz zufammenfällt mit dem Wohle ded Landes, mit feinem Glüd, mit 
feiner Zufriedenheit. Übrigens aber mödte eine Knauferei von feiten des Volks und der 
Stände bei Bewilligung der Eivillifte befonders übel angebracht und wahrhaft unpolitifch fein. 
Freilich haben fi die Sitten der fürftlichen Höfe in der Beziehung gegen früher jehr gebeifert, 
dag man jegt nicht mehr in großem Luxus die fürftlihe Würde findet. Indeß fann doch na: 
türlich in Fleinen Erbfürſtenthümern ſchon der Natur der Sache nad) eine Civilliſte nicht in Dem 
Berhältniß wie Die Einnahme des kleinen Staats zu dem großen ſich vermindern. Ein Theil per 
Ausgaben aud) des Fleinen Erbfürften im Verhältnig zu dem des größern Staats mindert ſich 
durchaus nicht in gleihem Verhältniß. Auch für das Volk und feine Stände muß es eine 
Hauptaufgabe der Politik fein, den Fürſten und das fürftlihe Haus vollfommen zufrieden und 
glücklich bei ver Verfaffung zu wiſſen. Freilich hat man, namentlich in Frankreich, gelagt, daß 
ed gefährlich) fei, wenn der König über jehr große Summen bisponiven könne, indem dadurch 
leicht gewiſſe Beftehungen möglih würden. Will man aber einmal folden Gedanken ein Gewicht 
einräumen, alddann könnte man jagen, daß es noch viel gefährlicher fei, wenn ver Regent ji 
etwa veranlaßt fühlte, fih aus den Staatsmitteln vielleicht ungleich größere Summen heimlich 
zu verſchaffen und die Staatdämter und andere öffentliche Intereffen , Redyte und Nachtheile zur 
Beftehung zu verwenden. Gin Erbfürft muß außer den Mitteln zu einem ftandesgemäßen, 
heitern fürftlichen Leben insbefondere auch die Mittel haben, ein Wohlthäter und Tröfter der 
Unglüdlichen in feinem Lande, ein Förderer und Schüger der Künfte und Wiſſenſchaften zu fein. 
Dabei gewinnt das Land ja ſelbſt. Was ift doch — fobald fie nicht auf unwürdige Weife er: 
ftrebt wird — die glüdliche Vereinigung des Fürften mit dem Volk und feiner Freiheit, was vie 
Abihaffung einer einzigen verberblien Unordnung oder hemmenden Mafregel im Lande, was 
ein Zuwachs an Kraft und Leben erwedender Freiheit nicht werth für ein Volk, im Vergleich 
mit der Erjparung einiger Taufende von Gulden, die zulegt doch wieder dem Lande zugute ge— 
fommen wären ! , 

Die Größe der Eivilliften in ven einzelnen Staaten ift ſehr verfchieden, ſodaß z. B. die Ei- 
villifte im Königreih Sachſen (895223 TIhlr.) ähnlich wie die des türfifchen Kaiferd 10 Proc. 
der orbentlihen Staatsausgaben beträgt, während die von Würtemberg (1,222746 Ihlr.) nur 
5 Proc. und die von Belgien (2,751323$r.) nur 2Proc., die von England fogar nur %, Vroe. 
derjelben hinwegnimmt. * 
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Die Frage, wer die Givillifte feftftellen jo, wird beantwortet Durch die Frage: Wer hat Ver- 
faſſungsrechte feftzuftellen ? In despotiſchen Staaten, wo diefelben natürlich aber nur ſcheinbar 
feft find, der Despot, in freien Staaten die Regierung und das Rand durd) feine Vertreter. Die 
Wiener Minifterialconferenzen vom 12. Juli 1834, Art. 22, beftimmten (freilid incompetent, 
j. 11, 465 fg.): ſie jollten nit ohne Zuſtimmung des Fürften vermindert, nicht ohne die 
des Volks vermehrt werben dürfen. Die portugieſiſche Verfaſſung $. 27 und die norwegiſche 
$. 75 aber weifen inconftitutionell die Beftimmung der Givillifte allein der Volfövertretung zu. 

Man ftreitet parüber,, ob die Eivillifte auf die Domanialgüter und Revenuen radicirt wer: 
den, oder ob gar, wie in Hannover, für fie ein beftimmter Compler von Landgütern und Forften 
unter eigener Verwaltung des Fürften gebildet werben foll. Dieſe Zweifel ſtammen nur aus 
veralteten und mitleidswerthen Borurtheilen. Die allgemeinen Staatdeinnahmen jind weder 
weniger ehrenvoll noch weniger jiher ald die Domänenrevenuen oder die zum Krongut zuge: 
wiefenen. Bei den legtern verliert, wie die Erfahrung in Hannover bewiefen hat, der Staat, 
und die Güter werden theuerer und fchlecdhter verwaltet. Man ſchiebt gewöhnlich ven Vertheidi— 
gungen diefer befondern Arten der Bezahlung der Givilliften einerjeits altveöpotifche Geſichts— 
punfe unter, nach welhen man immer no die fürftlihen Verhältniffe mit aus dem privatlichen 
Gefihtöpunfte betrachtet und vom Landesrecht unabhängig machen möchte, und dann die no 
unfürftlihern, daß man jih vor Mediatifirung fürchtet, und in ſolchem Balle vielleicht leichter 
Domänen und Krongüter ald Privateigenthum zu retten hofft. 

Eine fünfte politiiche Frage ift die: Soll die Civilliſte für jede Finanzperiode neu, oder joll 
jie lebenslänglich oder für die Dauer der Regierung eines Fürſten oder gar erblic für alle Zeiten 
beftimmt werden? Wir ftehen feinen Augenblid an, aud hier wieder das in dem conftitutio- 
nellen Mufterftaate für Europa, das in England und nad Englands Beijpiel auch in den mei: 
ften deutichen conftitutionellen Staaten eingeführte mittlere Syſtem oder die Beſtimmung für 
die ganze Regierungsdauer vorzuziehen. Cine jährlich oder fürjede Finanzperiode neue Bes 
willigung macht den Fürften zu abhängig von dem guten Willen der Stände in einer feine 
ganzen perjönlihen Verhältniſſe betreffenden wichtigen Beziehung, abhängiger felbit wie die 
meiſten Beamten, deren ſtandesmäßige Ginnahme Lebenslänglich gefichert ift. Eine ſolche un— 
natürliche Abhängigkeit, weit entfernt der Freiheit vortheilhaft zu fein, Führt zu verderblichen 
Mitteln, die fürftlihen Intereffen zu fihern, und zu nachtheiligen Eollifionen mit den Ständen. 
Das haben die Stände in Baiern erfahren, ehe jie auf dem Landtage von 1834 die früher für 
jede Binanzperiode neue Bewilligung der Eivillifte durch die Stände aufhoben. Aber hinläng— 
liche Gründe, von der engliihen Einrichtung abzugeben und die lebenslängliche Bewilligung 
erblich zu machen, können wir im allgemeinen nicht finden. Die Verhältniffe, dev Werth des 
Geldes und der Dinge, die Einnahmen des Staats und die Bedürfniſſe der fürftlihen Familie 
verändern fih, Veränderungen in der Beftimmung ber Givillifte, Revifton ver Einrichtungen 
auch in diefer Beziehung werden ſtets von Zeit zu Zeit nöthig. Gin paffenderer, in jeder Hin- 
ficht günftiger Zeitpunft für eine beiderfeitö befriedigende neue Beitimmung läßt fid aber wol 
nicht finden ald der Negierungsantritt ded neuen Fürften. In der Zwifchenzeit aber ſoll, jo 
wie in England und nad diefem Mufter in mehreren deutſchen conftitutionellen Staaten, 3.3. 
in Baden, feine Erhöhung ohne Bewilligung der Stände ftattfinden und feine Minderung ohne 
Einwilligung des Negenten. Mohl in feinem „Staatsrecht des Königreihbs Würtemberg‘ 
(S. 250) legt die desfalljigen ähnlichen Beitimmungen der würtembergiichen Verfaflung fogar 
jo ftreng aus, daß jeder Antrag auf Erhöhung und Erniedrigung der Eivillifte, jedes Rütteln 
an derjelben während der Dauer einer Regierungsperiode gänzlich ausgeſchloſſen bleiben müſſe. 
Nun iſt zwar nicht zu leugnen, daß ed gut ift, wenn im allgemeinen dieſes ald Princip aner- 
fannt wird, weil font immer jene fatalen Gollifionen, Ausübung eines moralifhen Zwangs 
und ſchädliche Verhandlungen ftattfinden können. Doc wird ſich bei jehr bedeutenden Ber: 
änderungen der Verhältnifje nicht wol zum voraus jede mögliche Veränderung der Givillifte 
abiolut ausſchließen laffen. ' f 

Die Literatur über Cabinets- und Chatoullgüter und Givillifte enthält Klüber, „„Offent: 
liches Recht“, $. 251, 332—335. Uber die Gefhichte und ven Nugen der Eivilliften enthält 
eine Abhandlung in Klüber’d „Staatsarchiv“, Heft4, S. 453, gute Bemerkungen und Notizen, 

Welcker. 

Civilrecht, ſ. Geſetzgebung und Geſetzbuch. 

Clay (Henry), amerikaniſcher Staatsmann der ſogenannten zweiten Periode, wurde am 
12. April 1777 in Hannover County in Virginien geboren. Sein Vater, der Baptiſtenprediger 
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war, ftarb wenige Tage nad der Geburt dieſes Sohnes und hinterließ unter zerrütteten Ver— 
mögendverhältniffen eine Witwe mit fieben Kindern. Schon in zartefler Jugend lernte E. ven 
Ernſt des Lebens kennen, indem er bei ärmlicher Lebensweiſe ſchwere Feldarbeiten zu verrichten 
hatte. Derlinterricht, welchen er genoß, wardürftig und bejchränfte fi auf Leſen, Schreiben und 
Rechnen. Im vierzehnten Jahre (1791) trat er bei einem Krämer in Richmond in die Lehre, blieb 
dafelbft ein Jahr lang und ging dann ald Schreiber zum Elerf der High Court of Chancery. 
Bier Jahre verbrachte er in diefer Stellung und füllte feine Mußeftunden mit grammatifchen, 
filiftifchen und juriftifchen Studien aus. Letztere fegte er hierauf im Bureau des Generalan- 
walts, Robert Brooks, aufs eifrigfte fort, fovaß er fhon im Herbfte des Jahres 1797 von dem 
virginifchen Appellationdgerichte die Erlaubniß zum Prafticiren ald Advocat erhielt. Im No: 
vember 1797 fievelte er nad) Lerington im neuen Staate Kentucky über. Jung, unbefannt 
und freundlos, wie er war, erregte er gleichwol ſchon nad kurzer Zeit die Aufmerkſamkeit fei- 
ner Gollegen , von denen die Mehrzahl zu den hervorragendſten Advoraten Kentuckys gehörte. 
Bald wurden ihm die verwideltften Civil- und Criminalproceffe zur Führung übergeben; 
feiner Beredſamkeit gelang es faft immer, ſelbſt die zweifelhafteften Fälle glücklich durchzufüh— 
ren. Gleichzeitig begann er im Winter 1797 — 98 feine politiihe Laufbahn, ald es ſich um die 
Wahl von Abgeordneten zur conjtituirenden Berfammlung von Kentucky handelte. Furchtlos 
trat er auf die Seite derer, welche die allmählihe Aufhebung der Sklaverei erftrebten, und 
wirfte, obwol vergebens, mit Wort und Schrift in diefem Sinne. Im folgenden Jahre trat er 
gegen die unter John Adams’ Adminiftration foeben erlaffenen berüdtigten Fremden= umd 
Aufruhrgefege auf und that fih im Kampfe jo jehr hervor, dag man ihm ſchon damals 
den Beinamen „the great commoner’ gab. Bier Jahre fpäter wählte ihn das Volk von 
Favette County in feiner Abweſenheit und ohne fein Willen in die Aſſembly von Kentucky, 
weldhe ihn im Verein mit den Senate im Winter 1806 zur Ausfüllung einer Bacanz zum 
Vereinigten = Staaten Senator wählte. C. nahm am 26. Dee. 1806 feinen Sig in Waſhing— 
ton ein. Seine erfte Rede, welche er zu Gunften der Überbrückung des Potomac hielt, ent: 
widfelte bereitö die Grundzüge feines fpäter jo berühmt gewordenen Syſtems der innern Ber: 
beflerungen (internal improvements). Kurz darauf bradte er einen Beihluß ein, welcher 
behufs Anlegung eines Kanals an den Obioftromfchnellen eine Landſchenkung bezwedte und 
nod in derfelben Sigung paflirte. C.'s erfte fenatorielle Thätigfeit ſchloß mit diefer Sigung. 
Im Sommer 1807 fandten ihn die Bürger von Fayette abermals in die Affembly von Kentucky, 
welche ihn alsbald zu ihrem Sprechererwählte. Er jegte hier durch, daß der Staat ſich durch ver: 
ſchiedene Beſchlüſſe bereit erklärte, die Maßregeln der Regierung gegen England aufs fräftigfte zu 
unterftügen, und daß er den Präſidenten Thomas Jefferfon für feine Eräftige Volitif zum Dan 
des Baterlandes für berechtigt erklärte. Ein gleichzeitigvon E. eingebrachter Beſchluß, wodurch den 
Abgeordneten empfohlen wurde, ſich nur ineinheimifche Manufacturwaaren zu fleiven, veranlaßte 
einen heftigen Wortwechfel mit H. Marfhall und jchließlich ein Piftolenduell, in welchem C. Leicht 
verwundet wurde. Im Winter 1809 — 10 nahm er zum zweiten male, und zwar, um wieder 
eine Bacanz auszufüllen, feinen Sig im Vereinigten : Staaten: Senate ein. Er entfaltete bier 
eine außerordentliche Thätigkeit und fegte mehrere Maßregeln von größter Wichtigkeit durch. 
Zunächſt arbeitete er darauf bin, daß die Kriegs: und Schiffdmaterialien ſoviel ald möglich 
im eigenen Lande angefertigt würden, dann nahm er Madiſon (den Präfiventen) in der Weſt— 
floriva = Frage gegen die Böderaliften in Schuß, und endlich veranlaßte er die preemption right 
bill, wonach den Anjiedlern auf Staatsländereien das Vorkaufsrecht gefihert ward. Kaum 
war er am Schluffe ded 11. Gongrefies nah Haufe zurüdgefehrt, als ihn feine Mitbürger 
ſchon wieder ju ihrem Vertreter und zwar im Repräfentantenhaufe erwählten; dieſes machte ihn 
bei feiner erften Abftimmung mit großer Majorität zu feinem Spreder, weldje Stellung er, 
jolange er dort faß, bekleidete. Gleich zu Anfang ver Sigung that er jih durch die Energie 
hervor, mit welder er auf Krieg gegen England drang. Unter jeinen Gegnern waren Män- 
ner von großen Talent und Einfluß, wie John Raudolph und 3. Duincy; allein E.'s 
Stimme drang, wie ein Zeitgenofle jagt, wie eine Trompete von Jeriho durd die Hallen und 
die Macht feiner Beredſamkeit warf wie eine römische Phalanx die Oppofition zu Boden. 
Diefe Energie bewährte er (in Gemeinfhaft mit Galhoun) während des ganzen Krieges, 
weshalb deſſen entfchievene Durchführung größtentheils fein Vervienft it. Im Winter 1814, 
als ih Ausſichten auf Frieden zeigten, fandte die Bundesregierung C. und Ruſſell ala Be: 
vollmädhtigte zum Abſchluſſe veffelben nad Europa, nachdem ſchon im Herbſt zuvor drei außer: 
ordentliche Gefandte (Adams, Gallatin und Bayard) dahin abgegangen waren. E. übte 
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begreifliherweije auf die in Gent gepflogenen Friedensverhandlungen den größten Einfluß aus, 
und ift ed ihm namentlich zu verdanken, daß die Frage Über die Fiſchereien und bie Befahrung 
des Miſſiſſippi ſeitens der Engländer nicht in den definitiven Vertrag mit aufgenommen 
wurde. C. kehrte nach einem Ausfluge nach Paris und England im September 1815 in fein 
Baterland zurüd und landete in Neuyork. Noch che er zu Haufe anlangte, war er von den 
Bürgern Fayettes bereits wieder zum Nepräfentanten erwählt worden. Gr nahm die Wahl 
an, eilte nah Wafhington und ward am 4. Dec. 1815, ald der Congreß zufanmentrat, fait 
einftimmig zum Sprecher des Hauſes erwählt. Er hatte in diejer Sigung mandem bittern 
Angriff jeitens ver Föderaliſten und John Randolph's zu wehren, da dieſelben theild mit dem 
Friedenstractat unzufrieden waren, theild aber auch ihn tadelten, daß er jih für Erneuerung 
ver Vereinigten-Staaten-Banf-Gharters erklärte, während er doch im Jahre 1811 dagegen ge: 
weſen. Dieie jheinbare Inconfequenz rechtfertigte er ald durch die finanzielle Zerrüttung be- 
dingt. Madiſon bot E. wiederholt einen Sig im Gabinet und einen Geſandtſchaftspoſten an; 
diejer lehnte aber ab, weil er feinem Vaterlande mehr im Haufe als im Gabinet nügen zu kön— 
nen glaubte. Im 15. Congreß fungirte C. wiederum ald Sprecher. Seine Ihätigkeit wurde 
zunächſt durch den Kampf ger fpanifchen Golonien in Anfprudy genommen. Gr war der erjte, 
welder die Anerkennung ihrer Unabhängigkeit beantragte. Der Congreß von Merico votirte 
ihm dafür den Dank der jungen Nepublif, und Bolivar drückte ihm in einem Briefe jeine Be- 
wunderung und Anerkennung aus. In der innern Politik trat zu jener Zeit die Frage der in- 
nern Berbeflerungen und des Tarif wieder in den Vordergrund. C. war für ein Schupzoll- 
und VBerbefferungsiyftem (Anlage von Kanälen, Poſtſtraßen und Wegen) im weiteiten Sinne 
des Wortes; er jegte ed auch durch, daß ſich der Congreß endlich dafür ausſprach, daß ihm die 
Befugnip zur Bewilligung von Gelvern für derartige innere Verbefferungen conſtitutionsge— 
mäß zuftand. Die Tariffrage wurde erjt im Jahre 1824 im Sinne C.'s entſchieden. In der 
Sigung von 1819 — 20 nahm der Streit über die Bedingungen der Aufnahme Mijjouris 
(ob als freier oder ald Sflavenjtaat?) die ganze Union in Anſpruch. C. jpielte hier mit 
Glück die Rolle des Vermittlerd; er war innerhalb wie außerhalb des Haufes raftlos thätig, 
die flreitenden Parteien zu verfühnen, und ed gelang ihm noch im Laufe der Sigung, die An- 
nahme des Miſſouri-Compromiſſes herbeizuführen, wonach — ſchlimm genug für den Nor: 
den! — Miſſouri Sklavenjtaat, allein die Sklaverei nördlih von 36°30° von den Territo- 
rien ausgejchlojfen wurde. (Seitdem vom Süden gebrochen.) Dieje Vermittelung bradte ©. 
den Beinanıen „the great pacilicator‘ (der große Friedensftifter) ein. 

C. hielt ji Hierauf etwa drei Jahre lang von den öffentlihen Geſchäften fern und wid: 
mete jih ausſchließend jeinen Privatangelegenheiten. Im Sommer 1323 ließ er ſich wieder 
zur Annahme eined Siges im Kongreß bewegen und ward abermals zum Sprecher ded Hauſes 
erwählt. Diejelbe Wärme und Begeifterung, welde er früher für die fpanifhen Republifen 
bekundet hatte, legte er jegt für die nah Unabhängigkeit ringenden Griehen an den Tag; 
feine zu deren Gunſten gehaltene große Nede ift ein Meifterftüd ver Berevfamkeit. Als Mon: 
roe's zweiter Amtstermin feinem Ende nahte (1824), wurde C. von feinen Freunden als 
Präfivdentihaftscandidat aufgeftellt; jeine Gegner boten indejlen alles auf, um feine Nieder: 
lage herbeizuführen. Verleumdungen und Lügen aller Art wurden audgeftreut; Jadjon und 
jeine Anhänger intriguirten und eiferten ganz bejonders gegen ihn. C. unterlag, von feinen 
Mitcandivaten (Jackſon, Crawford und Adams) erhielt aber audy Feiner die unbedingte 
Stimmenmehrheit; jo ging die Wahl and Haus, und durd C.'s Einfluß ward John Duincy 
Adams zum Prajiventen gewählt C. übernahm unter ihm das Staatsfeeretariat (Minifter: 
präjident): Grund genug für die Jadjoniten, ihn der Korruption zu bezichtigen. Sein Schritt 
war politijh unklug, indeſſen durchaus ehrlih, und wenn fi aud bald herausftellte, daß 
dieſe Verleumdung ebenjo grundlos wie alle frühern war, fo machten feine Gegner doch bis 
an C.'s Ende den frechſten Orbraud davon. Unter ihnen war John Randolph fein erbit: 
tertfter Feind. Er jchleuderte im Senate die gemeinften Invectiven gegen ihn. C. forderte 
ihn; das Piftolenduell (1826) lief aber unblutig ab. Gr ſchloß in jeinemneuen Stellung 
eine große Anzahl wichtiger Verträge, förderte die Unabhängigkeit Griechenlands und der fpa= 
niſchen Golonien, jchlichtete die zwifchen den Vereinigten Staaten und Canada obwaltenden 
Differenzen und verlor dabei nie die innern Verbefferungen und Hebung der amerifani: 
ſchen Induftrie aus den Augen. In den Infteuetionen, welche er den Abgejandten der Ver: 
einigten Staaten zum Panamacongreß mitgab, wies er jhon auf die Durchſtechung des Iſth— 
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mus von Panama hin. Am 3. März 1829 legte C. fein Amt nieder und trat erft im Gerbſte 
1831, von der Legislatur Kentuckys gewählt, wieder in den Senat zn Waſhington. Im 
Frühjahr 1832 nominirte ihn die republikaniſche Nationalconvention zum Candidaten Für die 
Prãſidentſchaft; Jackſon wurde jedoch wiedergewählt. Der 22. Kongreß (1831— 33) befdyäl- 
tigte ſich faft nur mit der Tariffrage und der dadurch hersorgerufenen Rullification. 8. br 
harrte, feinem alten Principe getreu, bei dem Protectivſyſteme und fette eine daſſelbe einfüh- 
rende Bill durch, worauf Sübrarofina unter Calhoun die Nevennegefege für null und nichtig 
erklärte. Der Bürgerkrieg ftand vor der Thür. Da trat E. abermals als „Pacificator“ auf 
und beantragte ein in der Folge angenommene Compromiß, wonach bis 1842 eine allmählich: 
Zollreduction auf 20 Pror. eintreten follte. Die wiederholten Übergriffe Jackſon's, fein Misbrauch 
des Vetos, mie z.B. in der von E. bevorworteten Kandreformfrage, feine Erflärung, daß jeber 
die Konftitution nad) Belieben auslegen fönne, die Zurüdtziehung der Staatsdepofiten der Ber: 
einigten⸗Staaten⸗Bank, Jackſon's Proteſt gegen ven Senatsbeſchluß, wonach er feine Befugniſſe 
überſchritten, alle diefe Vorgänge gaben E. häufige Gelegenheit zur Entfaltung feines großen 
Rednertalents ımd zur Conſolidirung der Oppofitionspartei, die von jegt an ale, Whigs“ gegen 
die conjervativen und reactionären Demokraten fümpfte. Im Jahre 1835 -—36 war rd E., der 
die Vereinigten Staaten vor einem Kriege mit Frankreich bewahrte, in welchen ver Ungeftüm 
Jackſon's fie zu ſtürzen im Begriffe ftand. Es handelte ih nämlich um Entſchädigungen, 
melde Frankreich ven Vereinigten Staaten für die in ven Jahren 1800 — 17 erlittenen San: 
pelöbeeinträchtigungen zu leiften fich verpflichtet hatte. Es Hatte ven erſten Zahlungstermin nicht 
eingehalten, worauf Iadfon fofortige Repreffalien empfahl, falls die eben zufammentreten- 
den franzöfifhen Kammern nicht fogleih Anftalten zur Zahlung der Schuld träfen. Ludwig 
Philipp hatte in Entrüftung darüber jeinen Geſandten bereitö abberufen. Der Krieg ſchien 
unvermeiblih, ald C. im Senate auftrat und denfelben zur Desavouirung des Jackſon'ſchen 
Vorſchlags beftimmte. Diefe Mäßigung verfehlte ihre Wirkung auf Frankreich nicht; es kam 
zu einer friedlichen Ausgleihung. Beim Streite über dad Petitionsrecht, welches ein Theil 
feiner füdlichen Collegen (Calhoun an der Spite) den auf Abichaffung ver Sflaverei im Di: 
ſtriete Columbia dringenden Bürgern ſtreitig machen wollte, ſprach ih €. für die Bittſteller 
aus, und ebenfo trat er im Juni 1836 für die Unabhängigkeit von Teras auf, während er 
jpäter gegen deſſen Anneration an die Vereinigten Staaten war. Die von feimen Freunden 
beabfichtigte Nomination für die Präſidentſchaft (1836) lehnte er ab. Im 25. Congreſſe bil: 
dete dad nterfhagamtproject den Hauptgegenftand der Verhandlungen; &. war ber Führer 
der Oppofition, und wenn auch erft im 27. Congreß, fo fcheiterte doch an dem von ihm orga: 
nifirten Widerftande der ganze Plan. Als die Wahlcampagne von 1840 beranfam, zweifelte 
niemand daran, daß E. von feiner Partei nominirt werden würve. Gleichwol überwog in ver 
Harridburger Convention die Anficht derer, welche feine Chancen für unzulänglic hielten. Man 
einigte fic) deshalb auf einen alten Soldaten, Harriſon. E. fügte ji mit Ruhe und Würde 
in vie Entſcheidung und war während der Wahl der unermüdlichfte Streiter für Harrifon. 
Die Abtrünnigkeit Tyler's (des durch ven baldigen Tod jenes Präfldent getvordenen Vicepra— 
ſtdenten) indignirte E. aufs höchſte und machte ihn zum Führer ber erbittertften Oppofition. 
Er Hatte ven Triumph, daß aufer der Aufhebung des Unterſchatzamts ein Bankrottgeſet 
ſowie ein Theil feiner alten Kandbill und feine revidirte Tarifbifl paffirte. Am Schiuffe ve 


Eongrefies hielt er feine berühmte Abſchiedsrede. Ihre Wirkung war jo gewaltig, daß Fein | 


Auge troden blieb, und daß fogar Ealhoun, der fünf Jahre lang nicht mit €. geſprochen hatte, 


ihm die Hand zur Berföhnung bot. Er zog ſich darauf auf fein Landgut Afhland bei Zeringten | 


in Kentudy zurück. Am 1. Mai 1844 nominirte ihn die Nationakeonvention der Whigs in 
Baltimore zu ihrem Präſidentſchaftscandidaten. E. nahm die Nomination an, erfitt jebed 


eine abermalige Niederlage, hauptſächlich aus dem Grunde, weil er gegen die Anneration ven | 


Teras umd den Krieg mit Merico war. Er beabfichtigte, fih fortan von affen Staatsgeſchäf— 
ten fern zu halten, und lebte im vollen Genuffe feines Ruhmes glücklich und zufrieden in Feiner 
ländlichen Ruhe, als bie drohende Wendung, melde ver durch die Beute des merteanifchen 
Krieges angefachte Streit zwiſchen den nörbiichen und füblichen Staaten nahm, C. beftitmmtr, 
im Herbſt 1849 fich wieder in den Senat wählen zu laffen. Seine Reife nah Wafbingten 
war ein ununterbrohener Triumpbzug. Er brachte bier im Laufe der Sitzung das Compro— 
miß zu Stande, wonach ſchließlich zwar die Sklaverei im Diftriete Columbia abgeſchafft und 
Gatifornien als freier Staat zugelaffen wurbe, dagegen ver Süden ald Wegengabe das Be: 
rüchtigte Jagdgefeg gegen flühtige Sklaven erhielt. Im Jahre 1851 fing C. an zu Prätifeln; 


&lay 579 


eine Reiſe nach Cuba zur Wiederherſtellung feiner Geſundheit Hatte nur einen ſcheinbaren Er⸗ 
fölg. Er farb am 29. Juni 1852 in Wafhington. 

Henry E. mar einer der awögezeichneiften und einflußreichften amerikanifchen Politiker. 
Beinahe funfzig Iahre lang im Congreß, ift fein Name mit allen großen Greigniffen son 
1806 — 52 aufs engſte verbunden. Er ward verleumbet und gehaßt, geliebt und verehrt 
wie faum eine mächtige Perfönlichkeit vor ihm, und erft als er aufhörte, Präfiventiaftscan: 
dibat zu fein, fing er an — Garakteriftifch für die amerikaniſchen Parteien! — fi feines 
wohlverdienten Rufes und der Anerkennung von Freund und Beind zu erfreuen. Hm C. ala 
Staatdmann richtig zu würbigen, darf man vor allem die Berhältniffe und Drtlichkeiten, in 
deren er zum Mann beranreifte, nicht außer Acht laffen. Geboren in einem Staate, der durch 
feinen Reichthum und feine Intelligenz damals an der Spige der Union ſtand, fievelte er kaum 
zwanzigjährig nad einem jungen weſtlichen Staate über, der ſich erftaus der Wildniß her- 
audzuarbeiten hatte. Innerhalb diefer Vorausſetzungen entwidelte fih fein ganzer fpäterer 
Charakter, feine Stärke und feine Schwäche: einerfeitö fein jugendlicher, hinreißender En— 
thufiadmus und fein dadurch bedingter grenzgenlofer Einfluß auf die Zeitgenoffen, andererſeits 
feine zur Bereinbarung-(Compromiß) hinmeigende Natur. €. führte zuerft den Weſten in die 
amerifanifche Politik ein. Norden und Süden theiten fi fortan nicht mehr unbedingt in vie 
Herrſchaft; der Welten wirft jept aud fein Wort in die Wagfchale, und wohin er ſich neigt, 
dahin fällt die Entſcheidung. So ift E. perfönli und fachlich gerade fo der Nepräfentant des 
jungen anfftrebenven Weſtens, als Webfter bis kurz vor feinem Ende der anerfannte Bor: 
Fümpfer ded Nordens und Galhoun der ftarre Vertreter des Südens ift. Im diefer Weife er- 
gänzen die drei Staatsmänner der fogenannten zweiten Periode einander. Webſter ift der 
ſcharfſinnige Ausleger des geichriebenen Buchſtabens, ver gewandte Advocat, der große Mann 
der kleinen Mittelhen und voll von erborgtem Pathos; Calhoun der nüchterne Verſtandes— 
mensch, ein ſcharfer, namentlich in der Debatte ſich auszeichnender Denker, jeder Zoll ein Se: 
nator; C. endlich ein warmer Gefühlsmenſch, ein immer bereiter und beweglicher Agitator 
und brillanter Redner, der alles glaubte, was er fagte. Darum war er aud ganz der Mann 
des Volkes, dem alle feine Sympathien gehörten. Er verftand es, im Gegenfag zu den Dema— 
gogen heutigen Tages, ſich mit unvergleichlicher Geſchicklichkeit an die edlern und beffern Im— 
pulfe der Maffen zu wenden; feine Offenheit und Wärme nahmen den Hörer gleich von vorn— 
herein fir ihn ein. Er gefiel darum auch, felbft wenn er im Unrecht war. Sein ganzer Cha: 
rafter mußte ihm unbedingten perfönliden Erfolg und Einfluß fihern. Er war fanguinifch, 
Tühn, vermegen und fiet voll Selbftvertrauen. Er fchraf vor feiner Frage, vor feinem Geg- 
ner zurück und zauderte nie mit dem Angriff. Er ging ftets offen aufs Ziel los, ohne Schliche 
und Zweidentigkeiten. Selbft ſein erbittertfter Beind, Jackſon, nannte ihn einen großmüthi— 
gen Schurken. E. hatte alle Eigenſchaften für einen tüchtigen Parteiführer. Ex mar Teicht zu= 
gänglih, Vertrauen erwedend und praftiih; dabei aber voll Würde, gejellig, männlich, zu= 
vorkommend und jeden Augenblick zu den fühnften Schritten beveit. Er wußte wie Feiner die 
Schluͤſſel zu den Herzen der Menſchen zu finden und feinen Vortheil zu ergreifen, vergab nie 
feinen Brincipien und feiner Partei dad Mindefte und var von einer Energie befeelt, die gar 
richt gebeugt oder gebrochen werden konnte. Namentlich verftand er es meifterhaft, die ge: 
ſchlagene Partei wieder zu fanımeln , die Hoffnung dev Verzweifelnden wieder zu beleben, den 
Angriff zu führen, ald wenn er ſeines Erfolgs unbedingt ſicher wäre, und ſtets das Felt ak 
der letzte zu behaupten. Als er, 72 Jahre alt, 1849 wieder nad Waſhington kam, wibei: 
tete, ſprach und handelte er voll Friſche und Zuverfiht wie ein Jüngling. Sein Enthufine- 
mus, feine ftolge und kräftige Geftalt, feine fonore volle Stimme zog alte begeiftert und 
willig Hinter ihm her; es konnte ſcheinen, als ob zur Beilegung der Streitigkeiten das Volk 
nur auf fein Auftreten auf dem Kampfplahe gewartet hätte. 

C. entwickelte dieſen feinen ECharafter dur feine Niederlaffung in einem ganz nemen 
Bande. Eime junge, wnorganifirte und freie Gemeinde, wie Kentucky Damals war, bietet 
en unbegrenztes Feld Für den Verftand und die Energie des Menfhen. In Virginien, wo 
ms Stantsieben fhon ganz geordnet war, wäre +8. ſchwer geworben, fi Bahn zu bre⸗— 
hen, und jedenfalls unmdglih geweſen, in ven Augen der ariftofratifthen, die Politik mo- 
nopoliſirenden Familien für mehr alB ein Parvenu zu gelten; in Kentucky dagegen lag ihm 
vSie Bahn effen, er brauchte fie mur zu betreten, und altes paßte ſich feinem Wilten, feinen 
Schopferhanden an. Vorurthelle für alte Syſteme und Männer eriftirten da nicht. Voller 
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Unternehmungsluſt und Verwegenheit, in der Mitte zwiſchen Reichthum und Armuth, un- 
abhängig und einig in Interefien und Anjhauungen, befand jih das ganze Bolf in einem 
Zuftand primitiver Gleichheit. Die Gewalt der Umſtände macht eine folhe Gemeinde vor: 
zugsweife praftifch; fie hat noch eine Zeit für entwidelte Theorien, für vermwidelte Princi— 
pienfragen oder philofophifhe Ideen. Erſt der fortgeſchrittene Zuftand der Gejellihaft ent: 
wickelt vie Speculation und ethifche oder politifche Principien. Sie kann ih nur um den con- 
ereten Ball, um die Gegenwart und dad Materielle kümmern. Was ihre Mitglieder zu 
thun haben, müſſen fie gleich und fo fihnell als möglich thun. Überall alſo, wo erft die 
Wildniß cultivirt werden muß, Eommt es zunächft nit auf das Princip, fondern auf die leg- 
ten Mittel zur Herbeiführung eines georbneten Zuftandes an. Das Princip wird zulegt fein 
Recht beanſpruchen und behaupten; allein es ſchützt nicht vor Indianereinfällen und den Ele— 
menten. Der weftliche Anfievler lebt von heute auf morgen, von der Hand in ven Mund und er- 
hält ſich durch möglichſt praftiiche Benugung.der Umftände. 

So muß alſo auch der geiſtige Lenker und politiſche Leiter dieſer Hinderwäldler ihren eige— 
nen Geiſt und Charakter in ſich widerſpiegeln. GE. that ed in hohem Grade, und darin lag 
eben feine Stärke und Schwäche — und jie hat fih an dem Mann bitter geräht — Daß er 
überall ven augenbliclic wirkjamen Mafregeln ven Vorrang vor den Prineipien einräumte, 
und daß er dadurch, wenn er aud) für ven Augenblid nügte und fernern Gonflicten vorbeugte, 
doch den Streit nur in jeinen Auswüchlen, in feiner äußern Erſcheinung, nicht aber in feinem 
innern Weſen ſchlichtete. Beweis dafür jind feine drei Compromiſſe von 1820, 1832 und 
1850, deren erſtes und letztes die läftige und drängende Sflavenfrage nur vertagte. Kaum 
drei Jahre nad) dem legten Compromiß brach der Streit mit erneuerter Erbitterung wieder 
aus und ift noch nicht gejchlichtet (1858). C.'s Bereutung, fo groß jie zu feinen Lebzei— 
ten auch war — man nannte ihn „the prince of the Senate” — hörte darum aud mit 
feinem Tode auf. Sein Name wird in der amerifanifhen Geſchichte fortleben; jeine Tha— 
ten und Werke werden jedoch bald vergejjen jein, Wie mädhlig aber E. auf feine Zeitge: 
noſſen einwirkte, gebt am beften aus dem Umſtande hervor, daß unfer größter Staatsmann, 
Hr. von Stein, vom Glanze des amerikaniſchen Redners angezogen, einmal deſſen Adoptiv— 
ftaat, Kentucky, zu feiner Heimat zu machen gedachte, ald Napoleon auf dem Gipfel jeiner 
Macht ftand und für ven deutjchen Patrioten die Ausſicht auf die Erhebung des Volks noch in 
weiter Nerne lag. „Bd. Kapp. 

(Gölibat, ſ. Ehelofigkeit. 

Eolleceten, Eolleetiren. Sofern unter vem Namen Gollecten früher häufig die Steuern 
verftanden werden, find darüber die Art. Beeten und Steuern nachzuſehen. Man verfteht 
aber auch unter Gollectiven dad Ginfammeln von freiwilligen Beiträgen für gewille Zwede, 
insbeſondere auch für wohlthätige Zwede. Nicht jelten verbieten beſondere Landesgeſetze Das 
Gollectiren ohne befondere Staatderlaubniß, um Misbräuche zu verhüten. Sofern nun beſon— 
dere Gründe zu ſolchen Verboten vorhanden find, wie für das Verbot des Collectirens für ver: 
derbliche Lotterien, insbejondere für auswärtige, jo wollen wir Dagegen nichts einmwenden. 
Außerdem aber möchte ein allgemeines Verbot für foldes Golleetiren durd öffentliche Blätter 
oder perjönlidh nur dem Syftem ver Bevormundung der Bürger ald unmündiger Kinder ange: 
hören und der despotiſchen Ausſchließung jeder freien Beftrebung der Bürger für ihre befondern 
erlaubten Zwecke, für ven Ausdruck und die Bethätigung ihrer freien Ilberzeugungen und 
namentlich auch ihrer wohlthätigen oder auch der politifchen Freibeit günftigen Gejinnungen, Es 
möchte eine ſchwer zu rechtfertigende Beſchränkung zugleich der Eigenthums- und der perjön- 
lien, ver moralifhen und politifchen Freiheit fein. Sind nun diefe Güter und ihre freie Be: 
nugung nit auch etwas werth? Was würde wol ein freier Brite zu einem ſolchen Verbote ja: 
gen? Das verfteht ſich freilich von felbjt, daß der Staat feine Betrügereien, 5. B. fein betrüg- 
liches Gollectiren für Abgebrannte, die nicht abgebrannt find, zu dulden braucht. Aber etwas 
anderes ift Beftrafung wirklicher Betrügereien oder Unterfagung einer Begünftigung offenbarer 
Gejegwidrigfeiten und wachſame Aufjicht Dagegen, etwas anderes ein zum voraus die Freiheit 
aller Bürger felbft oft in ihren edelſten Beitrebungen lähmendes gefegliches Verbot. Wer 
Sinn und Achtung für die natürlichen und politiſchen Rechte freier Bürger und freier Männer 
bat, und wer ed weiß, wie Hundertmal jie ed verfhmähen, jich exit bejondere Staatserlaubniſſe 
für natürliche freie Beitrebungen zu erbitten, und welchen Bedenklichkeiten und Schwierigkeiten 
ſolche Erlaubniſſe felbft unterliegen, wird fih nur genen jede Bevormundung diefer Art er: 
klären müſſen. Welcker. 
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Eollegium, Unter Eollegien verftanden die Römer gewiſſe Innungen und Gorporatio« 
nen, beſonders auch religiöfe, in welcher Bedeutung auch in der Hriftlihen Kirche ſich der Aus— 
druck erhielt. Auch bilvete ſich der Ausdruck Gollegialfoften für diejenige Theorie über das Ver- 
hältnig der Kirche zum Staat, melde beide Vereine als felbftändig nebeneinander ftellt, im 
Gegenfage gegen das falfche hierarchiſche Syſtem, welches den Staat der Kirchengewalt unmit⸗ 
telbar unterordnet, und gegen dad Territorialſyſtem, welches die Kirche gänzlich dem Staate 
unterwirft. Hiervon muß in den Artikeln über Hierarchie und Kirchenftaatsreht gehandelt wer— 
den. Hier reden wir nur von Gollegien in der heutigen gewöhnlichen, auf die innere Verwal: 
tung der Staatsangelegenheiten bezüglichen Bedeutung. In diefem Sinne nennt man Eollegien 
ſolche Öffentlihe Verwaltungsſtellen, welche aus einer moralifhen Berfon beftehen, ſodaß 
mehrere Theilnehmer an dem Verwaltungsgeſchäft vaffelbe als eine moraliſche Verfon ver: 
walten, alfo durch gemeinſchaftliche Berathung und durch Beichlüffe, die nad Stimmenmehr: 
beit, zumeilen und ausnahmsweiſe auch durch Stimmeneinbelligfeit gefaßt werden. Gine Or: 
ganifation der Verwaltung, bei welcher der Regel nad) die Behörben aus Gollegien beftehen, 
nennt man das Collegialſyſtem. Den Gegenfaß hiervon bildet das bureaufratifche Syſtem der 
Verwaltung (1. hierüber Bureaufratie), 

Bei freien Nationen und namentlich bei den germanifchen herrſchte in der Regel das reprä- 
jentativ=collegialiihe Syitem vor. Bon der Gemeinde over Defanie, von der Gent, fpäter dem 
Kirchſpiel oder Amt, dem Gau und dem Herzogthum oder der Provinz bis hinauf zu Raifer 
und Reich wurden die Rechtspflege und die übrige Verwaltung regelmäßig fo gehandhabt, daß 
zwar der Kaifer oder ein Öffentlicher Beamter eine Präfivial- und Directorialgewalt ausübten, 
daß aber unter deren Leitung einem Collegium, großentheild aus ven Verwalteten oder ihren 
Vertretern beftehend, Berathung und Schlußfaſſung zuftand. Und natürli konnten hierbei 
aud die Bermwalteten Hülfe gegen verlegende Beichlüffe fuchen und die Verwaltungsbeanten 
verantwortlih machen. Dazu fand theils ein regelmäßiger Inftanzenzug oder ein Beſchwerde— 
recht über die Entfcheidungen der untern Stellen bei den obern ftatt, theils hatte namentlich 
Karlder Große noch bejonders, un die Geltendmahung diefer Verantwortlichfeit und die Be— 
ftrafung der Berlegungen durch die Beamten zu erleichtern, das Inftitut der königlichen Send= 
grafen erfunden, welde die Provinzen bereiften und in den Öffentlihen VBerfammlungen die 
Klagen gegen die Beamten vernahmen, unterfudhten und ihre Willfürlichkeiten und Vergeben 
durch das Volfögericht oder die Anzeige beim Kaifer zur Strafe braten. Gegen Willkür des 
Kaiferd dagegen waren die lebendlänglich ernannten Beamten gefhüst. Bekannt ift ed, daß die 
hriftlihe Kirche, wie befonders auch Walafrid Strabo hervorhebt, nachdem ſie früher als 
Staatöfirhe im deöpotifchen römischen Reiche zum Theil die despotifchen römischen Verwal: 
tungseinrihtungen angenommen hatte, in den freien germanischen Völkern ihren Verwaltungs 
organidmud ganz jenem freien germanifchen nachbildete, welches auch den hriftlichen Grund— 
lehren und der erften hriftlichen Kirche entſprach. Durch die Hierarchie aber erhielt fie freilich 
wiederum despotiſche Formen. 

Den reinen Gegenfaß diefes repräfentativen, collegialiihen Syſtems der Germanen bilden 
die orientalifchen Verwaltungsdeinrichtungen. Hier wurden und werben noch von dem Sultan 
und Bezier und Paſcha herab bis zum unterften Beamten die Beichlüffe regelmäßig von einem 
einzigen Beamten gefaßt und nad feinem Befehl verwaltet. Auch findet elne eigentliche 
Perantwortlichfeit der Beamten nur gegen die Vorgefegten oder nur infoweit ftatt, als dieſe 
ſich durch Nichtbefolgung ihrer Befehle verlegt fühlen. Es findet mithin auch Fein Inftangenzug 
ftatt. An eine fefte, gefeglich gefiherte Stellung diefer Beamten denft man dort natürlich eben= 
falld nicht. Soweit es noch mit einiger Schonung der Reſte der Formen der Freiheit verein 
barlich war und mit Ausnahme der collegialifhen Organifation aller Gerichtshöfe und des 
Geſchworenengerichts, hatte bekanntlich Napoleon in Frankreich dieſes orientalifche autofratifch= 
bureaufratiiche Softem durchgeführt und felbft das Princip der Verantmwortlichfeit ver Beamten 
gegen die Bürger aufgehoben, indem fein Beamter ohne Regierungserlaubniß von den Bür- 
gern wegen Verlegungen durch feine Amtshandlungen belangt werben durfte, während umge— 
fehrt alle Verwaltungsbeamten gegen Willfür des Kaiſers durchaus feine geſicherte Stel- 
lung Hatten. 

Im despotiſchen Staat ift das Grundgefeß nicht die jouveräne Herrihaft eines objectiven, 
alfgemein anerfannten Rechtsgeſetzes, fondern der Wille und Genuß ded Dedpoten und ihre 
möglichjt ſchnelle Befriedigung, und fomweit diefe es geftatten, Wille und Genuß der Mächtigen 
ober der Veziere und Satrapen und fo ftufenmweife herunter. Das Grundprincip ver Vollzies 
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hung der höhern Befehle für die Untergebenen aber iſt Sinnlichkeit und Furcht und durch fie 
beftimmter blinder Gehorſam. Ebenſo wenig als ein auf dem. gemeinſchaftlichen Geſellſchafto⸗ 
wilfen beruhendes objectives, allgemeined feſtes Gejeg, haben Hier die Negierung und bie 
Beamten objectine heilige Rechtsanſprüche ver Negiexten zu achten. Es gibt alſo hier, aud feine 
Nothwendigkeit einer möglichft forgfältigen und geeigneten Berathung jeden Beſchluſſes der 
Berwaltung, daß fie möglichft jenen allgemeinen objectiven Geſetzen und Rechten entſprechen. 
Es beſteht hier auch nicht fo wie im Rechtsſtaat das Grundprincip der Befolgung aller öffent- 
lichen Mafregeln in der freien Achtung der Grundgeſetze, des allgemeinen freien Volkswillens 
und der ihm entiprechennen Maßregeln. Hiernach ſchon ift es wol Har, daß im allgemeinen 
das vepräfentativscollegialifche Syſtem dem Rechtsſtaate, das autofratiiche und bureaukratiſche 
Syſtem dagegen der Despotie entſpricht. 

Je mehr übrigens in repräfentativer Weife vie Mitberathung und Gontrole freier, felbjtän- 
diger Bürger und die Verantwortlichkeit aller Regierungshandlungen auch gegen fie verbürgt 
find, um fo eher fann dann bei ven Staatsbeamten im engeren Sinne eine collegialifche Dxga- 
niſation da nachgelaſſen werben, mo etwa die Vortheile einer nicht colleginlifchen Einrichtung 
überwiegen follten. Es müſſen daher zunächſt in Beziehung auf die Organifation blos der 
Staatsbeamten im engen Sinne die Vortheile und Nachtheile der collegialen Einrichtung ge: 
prüft werben. 

Die collegiale Geihäftöbehandlung hat den Hauptvortheil, da jie individuelle, jubjective 
Ginfeitigfeit, Übereilung, Willkür und Gewalt mehr ausſchließt und eine vielſeitigere, reifere 
Erwägung, eine beſonnenere, beſſer contvolicte, kurz eine mehr dem objectiven Nationalgejeg 
und Recht entſprechende Schlußfaflung verſpricht. Mehrere Mitglieder eines Collegiums haben 
verfchiedene, zum Theil enigegengefegte individuelle Standpunkte und Anjichten. Sie haben 
wicht fo leicht alle dieſelbe vorgefaßte leidenſchaftliche Anſicht, decken aljo Die Blößen und Geieg- 
widrigkeiten ver Anfichten eines einzelnen Neferenten auf, verhindern ihn durd ihre Gontrole, 
daß ex jich diefen Einfeitigfeiten überläßt, find auch jchwerer beſtechlich und haben zulegt nur 
das allgemeine objective Gejeg und Recht zum gemeinihaftlihen Bereinigungspunft. Und 

wenn zumal nicht gänzlich und für immer ihre Verhandlungen ver Kenntniß ihres Volks entzo- 

gen bleiben, jo liegt e8 in der Natur der Sadıe, daß, wenn auch geheime Neigungen vie 
Mehrzahl ver Collegiumsmitglieder für ſich allein auf den unrechten Weg hinziehen würben, fie 
dennoch den Grundfägen der Ehre und Pflicht, melde aud nur von einem Mitgliede offen und 
kräftig geltend gemacht werden, nicht leicht widerftehen. Auch behalten fie alddann Feine Ent- 
ſchuldigung für das Verfehrte übrig. Es bilden ich zugleich in den Gollegien dem objectiven, 
allgemein erkennbaren, feſten Rechtszuſtand entiprechende feſte Marimen. Und durch alles 
dieſes geniefen die Gollegien größeres Zutrauen, höhere Achtung, und freie Bürger fügen 
fich leichter und williger ihren Beſchlüſſen, jelbft da, wo fie ihnen unangenehm find. 

Gegen diefen mwejentlihen Hauptvortheil ver collegialen Einrichtung, der im allgemeinen 
fiher die beffere, dem Rechtsſtaat entſprechendere Geihäftsbehandlung verbürgt, führt man 
denn ala Nachteile fürs erjte das an, daß dur die Berwaltung von Ginzelbeamten die Ne: 
gierungsgeſchäfte für die Gentralgewalt erleichtert, daß Geld und Zelt und Kraft erfpart wür: 
den. Die Fehler bei der ſchlechten Verwaltung aber fönnen leicht in jeder Hinſicht ungleich 
theuerer zu Reben fommen. Auch ein zweiter dem Collegialſyſtem vorgeworfener Nachtbeil, 
daß in Gollegien Schlendrian, zu viele Schreiberei und geifttödtende Formen, oft aud ein ein- 
feitiger Einfluß des Referenten jiegten, entſcheidet nichts, weil alle dieſe Nachtheile durch gute 
Einrichtung, Auffiht und, foweit jie hier möglich ift, auch durch die Gontrole der Öffentlichen 
Meinung befiegt werben können. Gin dritter Nachtheil joll in der bei Gollegien ſchwerer zu 
banphabenden Verantwortlichkeit beitehen, weshalb man namentlich oft vom Standpunkte der 
Berantwortlichkeit ver Minifter aus die Nothwendigkeit uncollegialer und vorzüglih auch will: 
kürlich entlaßbarer Unterbeamten behauptet. Aber e8 ſcheint bei der Vorſchützung die ſer Ber: 
antwortlichfeit entweder viel Misverftändnif oder viel Fluge Täufhung mit unterzulaufen. 
Abgejehen davon, daß diefe Verantwortlichkeit in den meiften Staaten wol noch nicht vielen 
Miniftern unruhige Nächte verurſachte, fo ift ja ihr Sinn gar nicht der, die Minifter für etwas 
anderes verantwortlich zu machen als für das, was fie ven beſtehenden Berhältniffen nach ſelbſt 
durch eigene Nachläſſigkeit oder böfe Abſicht verſchuldeten. Sowenig man den Finanzwrinifter 
für jeden Receß der Kaflenverwalter des Landes verantwortlich macht, fowenig wird jemand 
daran denken, einen Minifter für bie etwaigen nachtheiligen Folgen verantwortlich zu muachen, 
die hlos aus der Unentlaßbarkrit oder der geficherten Stellung und aus der — Ginrid- 
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tung ſeiner Unterbehoörden entftehen. überwiegen alſo nur die Vortheile dieſer Cinrichtung an 
ſich, jo kann die Verantwortlichkeit ver Miniſter gar nichts daran ändern. Anders wäre ed, 
wenn die collegialen Beamten ſelbſt auf bedenkliche Weife aller Berantwortlicfeit eutgingen, 
Das ift aber keineswegs der Fall. Beſtechung und treulofer, böfer Wille kommen umgekehrt 
gerade bei einzelnen Beamten viel ſchwerer zu Tage als bei halbwege gut bejegten und gut con: 
trolirten Gollegien, und eine gute Aufjiht kann es bewirken, daß aud bei Nachläſſigkeit und 
Ungeſchicklichkeit von eolfegialifhen Beamten ver Schuldige ſich nicht Hinter die Collegen ver— 
ſtecken und daß er von den Motiven der Ehre und Scham, des Wetteifers u. f. w. ebenfo gut 
erreicht werden kann ald der oft fern von aller höhern oder gleidhen controlirenden Autorität 
ftehende Einzelbeamte. Für die Minifterverantwortlichkeit ift nur fo viel nöthig, daß für dag, 
mad jeder Minifter in jeinem Departement verfügt und vollzieht, jedesmal ev durch feine Unter: 
Thrift verantwortlich wird, und da bei allgemeinen, im Miniſterrath (Geheimen Rath, Staats: 
minifterium u. |. w.) beſchloſſenen Maßregeln immer bejtimmte Minifter, einer, mehrere oder 
alle, unterzeichnen und durch diefe Unterzeichnung verantwortlicd werden. Gin vierter und ein 
wirklicher Vorzug der Einzelbeamten vor den Gollegien ift allerdings der, daß die Geſchäfts— 
behandlung und Vollziehung höherer Befehle durch Einzelbeamte jhneller, energiſcher, gleich: 
mäßiger und durch leichtere Beweglichkeit der ganzen Behörde und ihr Selbſtſehen und Selbft: 
hören an Ort und Stelle ven augenblidlichen und individuellen Umſtänden entſprechender fein 
fann. Und diejer Vorzug kann für gewille Verhältniffe, z. B. für ven Dienft des activen 
Kriegsheers oder für gewiſſe Polizeigefhäfte, die Vortheile ver collegialen- Einrichtung aller: 
dings überwiegen. Doc muß dieſe legtere die allgemeine Regel bleiben für den Rechtsſtaat, 
vollends für alle Arten der. Ausübung der Gerichtsbarkeit, und nie dürfen die obenerwähnten 
despotiſchen Seiten eineö autofratijhen Bureauſyſteus, 3. B. Unverantwortlichfeit gegen die 
Bürger und ihre Nepräjentanten und Schuglofigfeit ver Beamten gegen höhere Willkür, 
eintreten. 

Übrigens haben Beamtencollegien und ihre Mitglieder die Rechte und Pflichten nicht der 
Sorietätögenoffen, jondern der moralifhen Perſonen und ihrer Mitglieder. Nur jind für fie 
die verfaflungsmäßigen Staatögefege für ihre Amtspflichten als unabänderlihe Statuten anzu: 
ſehen. Die Rechte ver Mitglieder find an ſich gleich, und aud die Präſidial- oder Directorial: 
gemalt begründet nur einen Borzug unter Gleichen, Feine Obergewalt. Das Recht, ſich durch 
Ausführung ihrer beſondern Gegengründe (Separatvota) gegen die wenigſtens moraliſche 
Berantwortlichkeit eined Mehrheitsbeſchluſſes zu ſchützen, fteht jedem Mitgliede zu. — Die Kite: 
ratur ſ. in Klüber's „Offentliches Recht“, $. 343. Welder. 

Eolifion der Gefege und Rechte. (Hypothetiſch und abjolut gebietenve 
Geſetze.) Unter Gollifion verſteht man ein foldes Zufammenftoßen vder Zufammentreffen ver: 
ſchiedener Kräfte, daß beide nicht zugleich wirkjam jein fönnen, jondern eine der andern weichen 
muß; wiez. DB. wenn ein Geſetz eine beftimmte Handlung verbietet und ein anderes biefelbe 
Handlung erlaubt. Bei der großen Menge und Verſchiedenartigkeit unferer Gejege, unferer 
ältern und neuern römiſchen, deutihen und kanoniſchen, unferer Neichd- oder Bundes- und 
Landes-, Provinz: uno Ortögejege, jind ſolche Colliſionen der Geſetze und ver durch jie be- 
gründeten Nechte leider etwas jehr Häufiged. Man pflegt nun nad) einzelnen gelegentlichen ge: 
jeglichen Entſcheidungen folder Gollifionen, vorzüglid im Nömifhen und Kanonifhen Recht, 
eine große Reihe zum Theil einjeitiger und ſich felbjt widerſprechender Negeln für diejelben auf: 
zuftelten. Die Hauptſache iſt auch hier wie in allen Lehren über das Geſetz, daß man vor allen 
non dem wahren geieggeberiihen Willen ald den Wefen des Gejeges und von der Ausvehnung 
der gefeglichen Kraft des gejeßgeberiihen Willens ausgehe und danad die Negeln zu bilden 
fuche. Im diejer Beziehung muß man nun vor allen Dingen die abſolut gebietenden und vie 
hypothetiſch gebietenden Geſetze unterjcheinen. Abjolut gebietende Geſetze jind ſolche Beftimmun- 
gen, welche die höchſte gefellichaftliche Gewalt eines, beftimmten gefellfchaftlichen Lebenöfreijes 
aus Gründen des allgemeinen öffentlihen Wohles allen Bürgern und Behörden als abfolut 
nothivendig erflärte und ihnen ald unbevingte Pflicht vorſchrieb, wie z. B. dad Verbot der 
Bielweiberei. Hypothetifch gebietende Gefege find ſolche, melde nur in der Voraudfegung, 
Hypothefe, gelten follen, daß die Bürger ſich nicht ſelbſt ihren Verhältniſſen angemeflene Be: 
ſtimmungen zur Regulirung beftimnter Berhältniffe begründen, welde aljo nur bei dem Man: 
gel folder Beftimmungen die Rechtsungewißheit aufzuheben und eine gleihförmige und im 
allgemeinen paßliche Entſcheidung der Behörden und insbeſondere aud der Berichte zu bewir- 
Een beſtimmt find. So ift 3. B. die Beftimmung, daß ed bei ſtillſchweigender Bortfegung einen 
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abgelaufenen Miethe ſo angeſehen werden ſoll, als hätten die Parteien die Miethe noch einmal 
auf die ganze früher beſtimmte Zeit erneuert, ſofern durch Vertrag oder Ortsgewohnheit nichts 
anderes beſtimmt iſt, ein hypothetiſches Geſetz. Bei weitem der größere Theil der Brivatrechts= 
beftimmungen und felbit ein, wenn auch verhaͤltnißmäßig nur Heinerer Theil der Beftimmungen 
in den “öffentlichen Rechtsverhältniſſen ift hypothetiſcher Natur in jeder wahrhaft die Freiheit 
achtenden Gefeggebung. Jede politifche Gewalt muß, foweit nicht das Geſammtintereſſe gebie- 
terifch das Gegentheil heifcht, den einzelnen Bürgern, Gemeinden, Städten, Provinzen und 
Bundesländern die Freiheit laffen, nach ihren beſondern Überzeugungen, Bebürfniffen, Ver— 
hältniffen in ihren Kreifen die geſellſchaftlichen Angelegenheiten zu ordnen. So überlieh es 
3. B. das allgemeine Reichsgeſetz der Carolina (ſ. oben ©. 368) bei einer großen Reihe von Be⸗ 
fimmungen, vie fie hiernach blos für hypothetiſch erklärte, den einzelnen Landesgeſetzgebun— 
gen, andere ihnen zweckmäßig fcheinende Beftimmungen zu befolgen oder zu begründen, wäb- 
rend fie bei andern, alfo abfolut gebietenden Beftimmungen jede frühere oder fpätere entgegen= 
ſtehende landesgeſetzliche Beftimmung für ungültig erklärte. 

Dieſes vorausgeſetzt, laffen fih nun zur Schliätung der Eollifionen widerftreitenver 
Geſetze und der durch fie begründeten Rechte und Verbindlichkeiten folgende Hauptregeln 
aufftellen. 

I. Alle abfolut gebietenven Gefege gehen ftet8 den blos hypothetiſch gebietenden vor. Dieſes 
folgt unmittelbar aus dem gefeglichen Sinn und Willen diefer Gefege jelbft. 

U. Bon ven abjolut gebietenden Geſetzen gebt ſtets das allgemeinere oder von der allge: 
meinern'und höhern gefellfhaftlihen Gewalt ausgehende dem fpeeiellern oder untergeordneten 
abfoluten over hupothetifchen Gejeg vor. So ging alfo früher das abfolute Reichsgeſetz dem 
Landesgeſetz vor. Das abjolute Landedgefeg geht dem Provinzialgefeß, das Provinzialgeſetz 
dem Ortsgeſetz, dieſes der autonomifchen und Privatvertragsbeftimmung vor. E38 folgt dieſes 
unmittelbar aus der Unterordnung der fleinern Gejhäftskfreife unter die höhere Gemalt der 
größern und aus der Abſicht der von der höhern Gewalt erlaffenen abfolut gebietenden Geſetze, 
daß fie um des größern allgemeinen Wohls willen unmweigerlih im ganzen Umfange ibres 
Gebiets befolgt werben. Ob und inwieweit dieſes nun auch von den Bundesgejegen in Bes 
ziehung auf die Landesgeſetze gilt, dieſes hängt von ver Frage ab, ob der Deutfche Bund ein 
wirklicher Bundesſtaat mit fouveräner, wahrhaft gejeggebender Gewalt ift und alfo die volle 
perfönliche Souveränetät der deutichen Regierungen aufhebt, oder ob er nur ein rein völfer= 
rechtlicher Bundeövertrag fouveräner Staaten ift (ſ. II, 464 fg. und unter Deutfcher Bund). 
Am legtern Falle ift es das völlig Angemeffene, daß die Bundesgeſetze, jomeit fte auf landes— 
verfaffungsmäßigem Wege gültige Landesgeſetze geworben find, lediglich als folde gelten, ſon ſt 
aber nur nad der Clauſel in den einzelnen Yändern zur Anmendung fommen, welche 3. B. 
Baiern bei ver Publication der Karlsbader Beſchlüſſe ausdrücklich hinzufügte, „ſoweit fie näm— 
lich nicht mit dem Landesverfaſſungsrecht (den verfaſſungsmäßigen abſolut gebietenven Landes— 
gelegen) im Widerſpruche ftehen‘. 

IM. Bei der Eollifion von blos hypothetiſch gebietenden Gefegen unter ſich gilt eine gerate 
umgefehrte Rangordnung. Der befondere Vertrag geht hier dem Ortsgeſetz, dieſes dem Pro: 
vinzial=, dieſes dem Landeögejeg und diejed wiederum dem Reichs- und Bundesrecht vor. 
Diejed bezeichnet das deutſche Rechtsſprichwort: „Stadtrecht bricht Landrecht, Landrecht 
bricht gemein Recht.“ Daſſelbe könnte in Deutſchland um fo mehr allgemein, freilich nadh II 
immer noch zu allgemein, ausgedrüdt werden, weil, bei der großen Achtung der Dents 
ſchen für die autonomifche Freiheit der Bürger, die allermeiften Gefege nur hypothetiſche Ge— 
feße waren. 

IV. Wenn gleich allgemeine abjolut gebietende Gefege unter ſich colliviren und ebenfo bei der 
Eollifion gleich allgemeiner oder gleich ftarfer bupothetifcher Gefege unter ſich, gehen die ein- 
heimifchen Gefege ven nur zur Aushülfe (oder in subsidium) aufgenommenen fremden, na- 
mentlich römifhen oder kanoniſchen Gefegen vor. Auch diefes folgt wiederum aus der gefeß- 
lichen Abfiht, daß legtere nur für den Ball gelten follten, wenn es an einheimiſchen Rechts be— 
flimmungen fehlte. 

V. Nach dem hiſtoriſchen Sinn der Aufnahme des Kanoniſchen und Römiſchen Rechts gebt 
in der Regel oder bis befondere Ausnahmen nachgewieſen werden, das Kanonifhe Recht dem 
Römifchen vor. 

VI. Wenn glei allgemeine abjolut gebietenve und nad IV und V dem hiftorifchen Ur— 
ſprunge nach gleich ftarfe Gejege miteinander in Colliſion kommen und ebenfalls bei einer Col— 
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liſton gleich allgemeiner abfolut gebietender und dem hiftorifchen Urſprunge nad gleicher Geſetze, 
gehen die jüngern, d. h. die fpäter publicirten Gefege oder Gefegfammlungen, den früher 
publicirten ober ältern vor. Diefe Regel folgt von felbft daraus, daß durch das neuere Gefeg, 
welches einem ältern wiverfpricht, fich der wahre lebendige Wille der Geſetzgebung ausdrückt, 
daß nicht mehr das ältere, ſoweit ed wiberfpricht, fondern das neuere gelten folle. Aber vie 
Gejeggebung muß die rechtliche Gewalt Haben, dieſes rechtsgültig wollen zu können, und e8 
auch wirklich wollen. Daher kann diefe Regel vom Vorzug des neuern Rechts nur erſt nach 
jenen frühern Regeln und nur erft mit der angeführten Beſchränkung gelten, twa® man ge: 
möhnlich überſieht. 

VII. Bei fonftiger Gleichheit der Gefrge gebt im Colliſtonsfalle die Ausnahme von der 
alfgemeinern Regel diefer Regel vor, weil es eben die Abficht des Geſetzgebers war, in dieſem 
Balle die Gültigkeit der allgemeinern Regel zu befchränfen. So geht aljo ein fogenanntes fin- 
guläred Recht, 3. B. eine allgemeine Abweichung von dem gemeinen Recht rückſichtlich der 
Bürgihaften zu Gunften aller Frauen, dem gemeinen Recht vor, und wiederum eine für nur 
individuell beftimmte Perfonen und Sachen gemachte Ausnahme, oder ein Privilegium, dent 
jingulären Recht. Und ganz nad) demſelben Grundfag muß dann aud) wieder ein mehr fingus 
läred Recht und ein fpecielleres Privilegium dem weniger fingulären und weniger ſpeciellen 
vorgeben, 3.3. ein Privilegium des einzelnen Bürgers dem widerftreitenden Privileg feiner 
ganzen Stadt. 

VII. Ebenfo geben bei ſonſt gleichen Gejegen diejenigen befonvdern Beflimmungen, vie 
nad der verſchiedenen Natur der Rechtöverhältniffe zunächſt für einen befondern Kreis diefer 
Rechtsverhältniſſe gegeben find, denen vor, melde zunächſt für einen andern Kreis berechnet 
waren. Es gehen alfo 1) die in Beziehung auf die bleibenden perſönlichen Verhältniffe und 
rechtlichen Eigenſchaften oder Berfonenrechte ver Bürger, z. B. die zur Beftfegung ver Zeit der 
Großjährigkeit gegebenen Beftimmungen (statuta personalia) des Orts, weldhem ver Menſch 
zunächſt perfönlid angehört, überall andern perjönliden Statuten vor. Er wird, wo er auch 
vorübergehend fich befinde, überall nad) den perfonenrechtlihen Statuten feiner Heimat be— 
urtheilt. 2) Es gelten ebenfo die für die unbeweglichen Sachen eines beftimmten Diftrictö gege— 
benen ſachenrechtlichen Beftimmungen (statuta realia) ftet8 für diefe Sachen, ihre Befiger mö— 
gen ſich befinden, wo fie wollen. 3) Auf gleiche Weife endlich gelten die Gefege, welche für die 
in einem beftimmten Diftrict ftattfindenden Geſchäfte und Handlungen die obligationenredt- 
lihen Kormen und rechtlichen Folgen beftinnmen (statuta mixta), für alle Handlungen und 
Geſchäfte in dieſem Diftricte, 3. B. für Proceßgefhäfte, Contracte. Auch auswärts wird alfo 
die Frage über die Gültigkeit und die rechtlichen Folgen diefer Gefchäfte nad ven Gefegen des 
Orts, wo fie vorgenommen werden, beurtheilt. 

68 wäre nicht ſchwer, diefe Regeln, melde aus dem wirflihen und rechtögültigen oder dem 
Umfang der gefeßgeberifhen Macht entſprechenden Willen abgeleitet find, aud durch unjere 
poſitiven Gefege gegen die zum Theil abweichenden und vermwideltern Regeln, wie fie mit der 
betreffenden Literatur ſich 3. B. in Thibaut's Pandekten $. 37, 38 und 86 finden, zu verthei- 
digen und fie nad ihren Folgefägen weiter auszuführen. In ftantsrechtliher Beziehung jedoch 
ſcheint das Bisherige zu genügen. Welder. 

Eollufion. Im weitern Sinne verfteht man unter dem Wort Gollufion das auf rechts— 
widrige Täufhung gerichtete Verabreden. So nennt z. B. das Geſetz (das römiſche Rechtsbuch) 
ein Berabreden zwiichen dem Bevollmächtigten ded Verfäufers und dem Käufer zu dem Zwecke, 
um einen zum Nachtheile des Verkäufers gereihenden Vertrag durch Herabdrücken des Kauf: 
preifes zu Stande zu bringen, Collufion. Das Gejeg will, daß ein ſolches Handeln Feine 
Rechtsgültigkeit in fih tragen foll, und bedroht jede Colluſion, welche den Charakter eines be= 
ftimmten Vergehens annimmt, mit der demſelben entipredhenden Strafe. So trifft ven Sach— 
walter, welcher mit dem Gegner jeined Glienten colludirt, und ſich fo ver Präavarication ſchuldig 
macht, die Strafe dieſes Vergehen. 

Im eigentlichen techniſchen Sinne ift Collufion ein Berabreden zu dem Zwed, um eine 
wahrheitswidrige Übereinftimmung mehrerer Perſonen, welde ein Intereffe dabei haben, daß 
die wahre Beſchaffenheit eines Criminalfalls verdedt bleibe, vor Gericht zu bewirken, und diefen 
Angaben einen höhern Schein von Wahrheit zu verleihen. Der Beweggrund folden Hans: 
delns kann verſchieden fein, Selbftliebe, ver Wunſch des Handelnden, daß um feiner ſelbſt willen 
die Wahrheit nicht and Licht komme, Furcht vor dem Angejchulbigten, deſſen Eharafter von der 
Art ift, daß zu vermuthen ift, eine wahre Ausfage werde ihn zur Rache reizen, Theilnahme für 
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den Angeſchuldigten, welche, wie die Erfahrung lehrt, beſonders rege iſt, wenn es ſich von joge- 
uannten politifhen Verbrechen handelt !), u. |. w. 

Sowie dad Strafverfahren überhaupt auf Erforſchung der Wahrheit der Auſchuldigung 
gerichtet ift, fo befteht feine Aufgabe auch darin, das fern zu halten, was diefem Zwecke entgegen: 
ſtrebt. Da Colluſionen deſſen Erreihung erihweren oder verhindern, fo war es in Deutjchland 
herrſchender Grundfag, daß ber Unterſuchungsrichter dagegen Mittel anwenden, daß er nament= 
lich wegen Verdachts von Goflujionen zur Haft fhreiten dürfe. 

Bis zur Zeit, da die peinliche Gerichtsordnung Karl's V. zu Stande fam, war eine 
ſolche Maßregel für einen ſolchen Zweck unbefannt. Auch diefem Reichsgeſetze blieb fie noch 
fremd. Der Art. 11 deifelben Läßt wur lefen: „Wenn der Gefangenen mehr veun einer ift, joll 
man fie voneinander theilen, damit fie jih unwahrhaftiger Sage miteinander nicht vereinigen, 
oder , wie jle ihre That beſchönigen wollen, unterreden mögen‘, will aljo.nur, daß man Collu⸗ 
onen durch Treunung der wegen Gefahr der Flucht Verhafteten verhindern ſolle. Indeſſen 
bildete ich in dem Grade, in welchem der. Inquijitionsprocep zur Herrſchaft gelangte?) und ji 
die Marime geltend machte, daß Dev Unterſuchungsrichter in der Anwendung der Mittel zur 
Erreichung des Zwecks der Unterfuhung freie Hand haben müſſe, bei der immermehr jinfenden 
Achtung vor der bürgerlichen, vor der perſönlichen Freiheit der Gerichtsgebrauch aus, daß es 
geftattet jei, zur Bermeidung der Gollujion die Verhaftung eintreten zu laſſen. Dazu wurbe 
jene Stelle der Garolina misbraudt, indem man ihr eine fogenannte analoge Anwendung gab. 
Mit dieſem Gerichtsgebrauche hielt die Doctrin nicht gleichen Schritt. In den Schriften ver 
ältern Griminaliiten finvet ji) faum eine Spur von dem Inftitute der Haft zur Abhaltung der 
Gollujion. Es ift beachtenswerth, daß ed ſich erſt von da an ausbilvete, ald die Bhilofophie 
aud das Gebiet des Strafrehts erobert hatte, yon Ende des vorigen Jahrhunderts an.?) Die 
Gefeggebung wurde von dieſer Schule beherrſcht. Die preußiſche Criminalordnung geftattete 
im $. 200 dem Richter die Verhaftung, wenn er mit Grund beforge, daß der Angeſchuldigte 
ſeine Freiheit zur Verdunkelung der Wahrheit und Erſchwerung ver Grreihung des Zwecks ver 
Unterfudung misbrauden werde.t) Die öfterreihiihe Strafgefeggebung vom Jahre 1803 
mollte den Beſchuldigten nur dann mit der Verhaftung verſchont willen, wenn es fih von einem 
Delict handle, welches nach dem Geſetze höchſtens eine einjährige Strafe nach ſich ziehen Fünne, 
derſelbe eine befannte Prrfon von unbeſcholtenem Nufe jei, und nicht zu beforgen wäre, er werde 
entfliehen oder feine Freiheit zur Erſchwerung der Unterfuhung benugen.?) Das bairifche 
Strafgejegbud vom Jahre 1813, das unbedingt Verhaftung verhängte, wenn das den Gegen 
ſtand der Auſchuldigung bildende Verbrechen mit Todes: , Ketten: oder Zuchthausſtrafe bedroht 
it, verfügte, daß bei geringern Verbrechen gegen Perſouen, welche innerhalb des Landes ihren 
Wohnſitz hätten, und weder durch hinreichenden Befig liegender Gründe, noch durch ordentliches 
ſtetes Gewerbe, oder Anftellung im Staatsdienſte angeſeſſen feien, die Maßregel ver Verhaftung 
gerichtet werden könne, rechnet aber zu den Fällen ver Statthaftigkeit derſelben nicht die Gefahr 
der Gollufion. Dagegen durften „bei Unterfuhung über Räuber: oder Diebesbanden und an- 
dere dergleichen verbrecheriſche Complots oder Banden alle, die mit den Verbrechen in Ver- 
bindung geftanden Haben und weldye eine Gollufion mit ven Übelthätern befürchten laffen, pro: 
vijorifch verhaftet werden.”6) Der im Jahre 1831 den Ständen vorgelegte Entwurf einer 
Strafproreßorbnung verbannte die Collufionshaft. Auch die Strafproceforpuung für das 
Königreih Würtenberg vom Jahre 1843, welche im Art. 150 verordnete, daß bei Verbrechen, 
welhe mit Zuchthaus oder noch höherer Strafe bedroht feien, die Haft unvermeidlich jei, über: 
ließ ed im Art. 151 für die fonftigen Bälle dem Ermeffen des Gerichts, zu entſchelden, ob auf 
„nad der Lage der Sache die Bereitelung des Zwecks der Unterfuhung duch Verabredung mit 
Zeugen oder Mitſchuldigen zu fürchten“ fei, wenn die Haft unterbleibe, machte jedoch deu Vor: 


ö 1) ne Aetenmäßige Darftellung des gerichtlichen Berfahrens gegen Weidig (Darmtadt 1844), 
i 9. 

2) Der Art. Anklage in Bo. 1 diefes Werks, ©. 561 fa. 

3) Grolmann, Feuerbach, Tittmann u. f. w. j 

4) Kürftenthal, Lehrbuch des preußischen Civil: und Griminalprosefles (Köni äberg 1827), I, 286 
— 288; Are, Lehrbuch des gemeinen Griminalprocefies mit befonderer Verückſtchtigung des preufi: 
fchen Rechts (Königsberg 1833), 8. 79: Verhaftung. 

5) Borſchitzky, Handbuch des äfterreichifchen Gefepes über Verbrechen (Prag 1815), ©. 308 u. 309. 
R > 2. Granngäge des deutſchen und befouder® bairiſchen Eriminalproreffes (Urlangen 1826), 
$. 60, ©. 38 u. 99. 
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behalt, daß dieje nur dann angewandt merben jolle, wenn von hem Haus- oder Ortsarreſt, der 
Beſchlagnahme der Päſſe over der Berfegung unter befondere polizeiliche Aufjicht die Erreichung 
des Zwecks nit zu erwarten, daß hierbei auch forgfältig zu prüfen fei, ob den Angeſchuldigten 
ſchon durch die Verhängung der Haft oder deren Dauer ein mit der fcheinbaren Verſchuldung 

im Miöverhältniffe ſtehendes Übel treffe. Der Art. 177 hob noch hervor, daß Befreiung von 
der Haft gegen Sicherheitsleiſtung unftatthaft fei, wenn von den Verdächtigen „neue Störung 
ded Zwecks der Unterfuchung durch Verkehr mit andern zu beſorgen“ fei. 

Der Strafprocehorbnung für das Öroßherzogthum Baden von Jahre 1845. war die Aus 
gabe eines Grundes fremd, aus dem der Nichter oder Nechtöpolizeibeamte ſchlechthin genöthigt 
wäre, den Verbächtigen zu verhaften, gab nur die Gründe au, die dazu ermächtigten. Der Un: 
terfuhungsricter habe (Art. 174) dieſe Befugniß, außer ver Gefahr ver Flucht, „bei Verbre— 
cheu, die wenigftend Kreisgefängniß nad) fi ziehen können, wenn nad) den Umſtänden des Falles 
zu beforgen jteht, daß der Angeigulvigte durch Verabredung mit jeinen Mitſchuldigen oder durch 
Vernichtung der Spuren des Verbrechens die Unterfuhung vereiteln oder erſchweren werde”. 
Dictirt von dem Beftreben Gollufionen zu vermeiden, ift ver Art. 182. Er fprad aus: „Wenn 
bei einem Aufruhr over bei einer mit Verübung eined ſchweren Verbrechens ftattgefundenen 
Schlägerei die Schuldigen nicht gleich bald ausgemittelt werben können, ſo iſt der Unterſuchungs— 
richter befugt, alle, welche vem Vorgang anwohnten und von dem Verdacht der Theilnahme 
nicht völlig frei find, einftweilen feftnehmen zu laſſen“, fügte indeſſen hinzu: „Er darf fie jedoch, 
fofern fih ihm Schulplofigfeit nicht früher ergibt, längftens 48 Stunden in Gewahrſam behal: 
teu, die ausgenommen, welche bis dahin in folhem Grade verdächtig geworden find, daß fie nad 
andermweiten Beſtimmungen der Verhaftung unterliegen.” Das Interefle der Unterfuhuug 
fordert hier dringend ein ſolches Eingreifen.?) 

Es fehlte nicht an Eifrigen, welche den Geſetzgeber vorfchlugen, auch Zeugen ver Colluſions— 
baft zu unterwerfen. So machte z. B. der bairijche Appellationsgerichtöpräfident Graf von 
Lamberg in jeiner Schrift „Entwurf zum öffentlichen Gerichtöverfahren in peinligen Saden 
(Sulzbach 1821) ven Vorſchlag, einen Sicherheitsverwalter zu beftellen, dem zur Verhinde— 
zung von Verbindungen der Zeugen oder Indicirten alle möglichen Mittel, ja ſelbſt nöthigen- 
falld proviſoriſche Daft der Zeugen zu Gebote ftehen jollten.®) Ja jelbjt ver Gerechtigkeitspflege 
waren folhe Theorien nicht fremd. So theilt z. B. Higig in den „Annalen der Griminal: 
rechtöpflege““, XIII, 353— 364, einen Strafrehtöfall mit, deſſen Darjtellung einen Unter: 
ſuchungsrichter zeigt, welcher ſich wicht bedachte, und ſich durch den Art. 23 deö Staatsgrund— 
geſetzes des Großherzogthums Heſſen: „Die Freiheit ver Perſon iſt Feiner Beſchränkung unter: 
worfen, als welche Recht und Geſetz beftimmen‘‘, ſowie durch den Art.33 deſſelben: „Kein Heſſe 
darf anders als in den durch das Recht und das Geſetz beſtimmten Fällen und Formen verhaftet 
werden“, nicht abhalten lief, neue Zeugen zur Verhinderung möglicher Colluſion 17 Tage 
lang in Haft zu halten, und, ald ber vorgejegte Gerichtöhof duch ein Gefuh um Gewährung 
einer Entfhädigung für das durch dieſe Detention den Staate gebradyte Opfer, das unerhört 
blieb, von einem folhen Verfahren Kenntniß erhielt, nicht einmal einen Tadel davontrug.?) 
Wie indeffen aus Obigen fchon hervorgeht, konnte ſich doch der Geſetzgeber nicht entſchließen, fo 
weit vorzugehen. 

Das Jahr 1848 trug den altersſchwachen Inquifitionsprocep mit feinem Gefolge zu Grabe 
und führte zur Berathung der Grundrechte des deutſchen Volks im Schofe der verfaflung- 
gebenven Reihöverfammlung. Der $. 8 verfelben handelt von der Unterſuchungshaft, ſchweigt 


7) Thilo, Strafproceforduung für das Großherzogthum Baden u. |. w. mit den Motiven der Regie: 

zung und ben Refultaten der Ständeverhandlungen im Zufammenhange dargefiellt (Karlsruhe 1845), 

S. 126 fo.; Beiträge zur Erläuterung ver neuen Strafgefeßgebung im ———— Baden, ber: 

ausgegeben von W. Brauer und Dr. C. von er (Breiburg 1847), Bd. 1, Rr. V: Die Unter- 

fuhungshaft, von W. Brauer (S. 131—155), S. 140—1A2. 

” —— Beurtheilung dieſer Schrift in Bb. 6 des Neuen Archivs des Criminalrechts, 
> fg- 

9) Bopp ‚ Mittheiluugen aus den Materialien der Gefeßgebung und Rechtspflege des Großherzog— 
thums Hefien (Thl. 5, Darmflabt 1831): II. Darf ein Unterfuchungsrichter für den Zweck der Unter: 
Tuhung, 3. B. zur Bermeidung von Gollufionen, einen Staatsbürger, welcher als Zeuge erſcheint, be: 
tiniren? H. K. Hofmann, —— zur Erörterung vaterländifcher Angelegenheiten (Bd. 1, Darmſtadt 
1831): V. Die perföuliche Freigeit der Staatsbürger im Großherzogthum Heffen in der Theorie und 
in.der Braris, ©. 52—56. 
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aber von derfelben, infoweit fie Mittel zur Verhinderung der Eollufton ift.1%) Ginzelne ®e- 
fee über das ſchwurgerichtliche Strafverfahren behielten (gleich der öfterreihifhen Strafproceß⸗ 
ordnung vom Jahre 1853, Art. 151, 156) die Gollufitionshaft bei, 3. B. dad würtembergiſche 
vom 14. Aug. 1849, das infofern die Strafproceorbnung vom Jahre 1843 aufrecht erhielt.1?) 
Das großherzoglich heſſiſche Affifengejeg vom Detober 1848 ließ e8 in Bezug auf dad Ver: 
fahren bei dem Beſtehenden und janctionirte jo die Collufionshaft, welde der Gerichts: 
gebraud eingebürgert hatte. Dagegen ift diefe dem kurheſſiſchen Strafproceßgefege vom 
31. Dct. 1848 fremd, während fie von der Praris feftgehalten wird.12) Ausdrücklich verbannt 
wird fie von der badischen Gefeggebung (Gefeg vom 10. März 1849), und zwar mit voller 
Gonfequenz. Denn, um mit einem Mann zu reden, der wol feinen Antheil an diefem Gejege 
nahm: „der Collufiondverhaft beruht wefentlich auf dem Unterfuhungsprincip. Nur wenn 
die Unterfuhung den Zweck hat, den Verbrecher zu einem Geftänpniffe zu vermögen, Fann die: 
fer Berhaftgrund gerechtfertigt werden, weil allerdings das Beftreben des Unterſuchungsrichters, 
um Geftändniß zu erlangen, wefentlid) erſchwert und vereitelt wird, wenn der Angeſchuldigte 
jih frei mit den Mitfhuldigen und Zeugen verbinden kann. Uber felbft bei diefem Princip 
fonnte man ed nicht rechtfertigen, den Angeſchuldigten wegen zu beforgender Colluſionen mit 
den Zeugen zu verhaften ; denn wenn das Geſetz von der Unterftellung ausgeht, daß die Zeugen 
fo ſchwach und pflichtvergeflen fein werden, daß fie mit Verlegung ihrer Gidespflichten zu Gun: 
ften des Angefchuldigten ausjagen würden, falls fie fich mit den legtern verabreden könnten , fo 
hätte man folgerichtig ebenfo viel Veranlaffung, aud die Zeugen zu verhaften, um fie vor 
Meineid zu bewahren. Aber mit der Einführung des Anflageprincips kann man diefen Ver: 
haftgrund nicht mehr beftehen laffen. Wenn der Staat fein Necht hat, den Angeſchuldigten zum 
Geftändniffe zu nöthigen, fo ift diefem die Ableugnung des Verbrechens geftattet, und man kann 
ihm demnad auch nicht vermehren, ſich wegen der Art der Vertheidigung mit feinen Genoffen 
zu verabreden. Muß man do auch nah dem franzöſiſchen Rechte den Mitfhuldigen in der 
Schlußverhandlung diefe Befugniß geftatten. Welches Recht hätte man, fie ihnen vorher zu 
verfagen? Der Grund einer leihtern Überführung fann nicht genügen; denn derjelbe führt 
auf Die Tendenz zurüd, diefe Überführung durch ein Geſtändniß zu erzielen.”13) (In gleichem 
Sinne ſpricht fih Temme in feiner Schrift: „Grundzüge des deutfchen Strafverfahrend‘, 
Arnsberg 1850, ©. 63 u. 64 au.) 

Den Geſetzgebungen der Staaten, in welden ſich die perfönliche Freiheit hochgeſtellt findet, 
daher Freilaffung gegen Sicherheitsleiftung erfolgen muß, namentlid Großbritanniens und der 
nordamerifanifchen Freiftaaten, ift das Inftitut dev Haft wegen Collufion fremd.14) Das 
Gleiche gilt von Frankreich, jedoh nur cum grano salis.15) Lehrreich ift die Geſchichte dieſes 
Landes. Mas jahen die Mauern der Baftille! Wie finnreich die Mittel der Gefangenen, der 
Opfer des Despotismus! Jene Kunft, mit dem Stod zu fprehen! Man lefe die venfwürbige 
Schrift: „Beſchreibung und Geſchichte ver Baftille. Aus dem Franzöſiſchen“ (Berlin 1784). 

Literatur (fomeit nicht jhon berührt): Mohl, „Syſtem der Präventivjuftiz oder Rechts— 
polizei‘ (Tübingen 1834), $. 12: „Verhaftung“, S. 103— 13; Mittermeier, „Das deutfche 


— 


10) Die Zeitſchrift: Der Gerichtsſaal (Sabra. 1849|, Bd. 1, Nr. XXIV): Zur Erläuterung der 
Art. III und IX der Grundrechte des deutfchen Volks. Von Dr. Drechsler, Advocat in Roftod, Mitglie 
der beutichen Nationalverfammlung. Der Verfaffer diefes Beitrags, der im $. 6 „die Verhaftung we— 
gen Beſorgniß der Colluſion“ zum Gegenftande hat, findet als Ergebniß feiner Betrachtung: Die Grund» 
rechte haben in dem bisherigen Rechte über die Haft zur Vermeidung von Gollufionen nichts geändert. 
Diefer Fall der Verhaftung iſt, wo ihn nicht innere Gejeke vollftändig befeitigt haben, ein noch Tortwäh- 
rend praftifcher, und die Beftimmung der Grundrechte (im $. 8, Abf. 2) über bie Aufhebung der Haft 
gegen Stellung einer Caution oder Bürgfchaft find auf denfelben nicht anzuwenden. 

11) Reuß, Die Gefege über die Edywurgerichte, die Abänderungen der Strafproreforbnung umd der 
föniglichen Verordnung über das Verfahren in Preßproceßſachen, nebft der Strafprocegorbnung und den 
Abänderungen derfelben durch obige —* (Stuttgart 1849), S. 53. 

12) Gerichtsſaal (Jahrg. 1855, Bd. 2, Nr. VIII): Kompe, Über die ſogenannte Gollufionshaft nach 
gemeinem und insbefondere furheffiichem Rechte. 

13) Gerichtsfaal (Jahrg. 1849, Bd. 2, XX): Brauer, Die Borunterfuchung auf der Grundlage des 
Anflageprincips (S. 321—366), $. 5: Bon der Vorunterfuchung des Verdächtigen, S. 339. 

14) Vgl. Mittermaier, Das englifche, fchottifche und norbamerifanifche Strafverfahren im Zuſam— 
— den politiſchen, ſittlichen und ſocialen Zuſtänden u. ſ. w. (Frlangen 1851), S. 169 fg. 

96 fg., 199 fg. 

15) Glaubrech, Über die geſetzlichen Garantien der perfönlichen Freiheit in Rheinhefien (Darm: 

Habt 1834), ©. 83 fa. — 
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Strafverfahren (vierte Auflage), Thl. 1, $. 74: „Verhaftung wegen Einverſtändniſſes“, 
S. 464— 466; „Griminals2erifon‘‘ (Grlangen 1854): „Colluſion“, S. 163—64; „Zeit⸗ 
ſchrift für. deutſches Strafverfahren” (Karlsruhe 1841), Bd. 1, Nr. 4: „Colluſionskämpfe. 
Actenmäpige Mittheilung von Bopp‘; E. Brauer, „Die deutſchen Schwurgerichtägejege in 
ihren Hauptbeftimmungen überjichtli zufammengeftellt“ (Erlangen 1856), in ven Abfchnitten 
XIL, XI, XV, XXXI, XXXVIU, XXXIX; Mittermaier, „Die Gefeggebung und Rechtsübung 
über, Strafverfahren, nad) ihrer neueſten Fortbildung dargeftellt und geprüft” (Erlangen 1856), 
©. 377 u.378; Schletter, „Jahrbücher ver deutſchen Rechtswiſſenſchaft“ (Erlangen 1858), IV, 
59. Außerdem mehrere Beiträge zum „Archiv des Criminalrechts“. Dh. Bopp. 

Gomitat, ſ. Lehnsweſen. 

Communismus. Einleitung. Seit wenigen Jahren iſt in Deutſchland vom Commu— 
nismus die Rede, und ſchon iſt er zum drohenden Geſpenſt geworden, vor dem die einen ſich 
era die andern Furcht einzujagen juhen. Der Spuf ſchwindet, jobald man ihm zu 

eibe gebt. 

In allen Abftufungen hat ed der Gommunismus auf allgemeine und bleibende , darum auf 
zwingende Gütergemeinfhaft, wenigjiens für die unbeweglichen Güter abgefehen. Die ver: 
ſchiedenen Soriallehren der Neuzeit, wozu aud) die neuern Doctrinen des Communismus ge= 
hören, haben ſämmtlich die Natur des Menſchen, freilich in abweichender und meijt fehr einfei- 
tiger Auffaſſung, als das Prineip für die Begründung neuer Zuftände anerfannt. Sie weichen 
aber unter jih aud in den Mitteln zum Zwecke ab, und das ven Communismus eigenthimlich 
unterſcheidende Mittel ift gerade die Aufhebung des Privateigenthbums. Was dagegen dieſe 
Lehren über ſonſtige gejellichaftliche Beziehungen anlangt, wie über Ehe und Familie, über Auf- 
hebung der hauslichen Erziehung durch die Öffentliche, oder über Vermittelung und Verbindung 
der einen mit der andern u. ſ. w. — fo unterjcheiden ſich darin felbjt die eigentlihen Gommus 
niften jo jehr voneinander oder ſtimmen beziehungsweife mit andern Socialijten jo jehrüberein, 
daß darin das Wahrzeichen ded Communidmus nicht geſucht werben darf. Die Aufhebung des 
Privateigentbums aber ſteht in grelem Wiverfpruch mit der in ihrer Totalitäterfannten menſch— 
lichen Natur und mit der ſchon beſchrittenen höhern Stufe des Völferlebens. Diefer entfpricht 
ihlehthin nur ein beftändig vermittelter Ubergang vom Gigenthum des einzelnen in das des 
Staats, vom Eigenthum ded Staats in dad des einzelnen. Gine joldhe Bewegung in der dem 
Menſchen unterworfenen Sachenwelt ift in den herrſchenden Syſtemen der Beiteuerung von Ber: 
mögen, Erb und Erwerb jegt ſchon eingeleitet und in ihren Anfängen ausgeführt. Dod muß 
jie freilich noch in viel weiterm Umfange durchgefegt werden, wenn demdrohendeu Kampfe zwijchen 
Armen und Neichen vorgebeugt, wenn nod auf frienlihem Wege der fchneidend gewordene 
Zwieſpalt bejeitigt, wenn die wahre Beſtimmung des Menſchen in der Gejellihaft und durd) fie 
erreichbar werden joll. 

Droht gleich den beitehenden Zuftänden in der Art feine Gefahr, daß gerade ver Commu— 
nismus jie verdrängen und der Geſchichte fein einfürmiges Gepräge aufpreffen könnte, fo ijt er 
doch das äußerſte Symptom des Übels einer jiech gewordenen Zeit. Er ift jo wenig die Krank: 
beit ſelbſt, ald die wilden Phantafien des Fieberkranfen das Fieber find; er iſt jo wenig das Heil: 
mittel, ald ed etwa das Gelüfte des Kranken ift, jih aus dem Fenſter zu jtürgen, um ber Bes 
Elemmung zu entgehen. 

Das Übel, für deflen Befeitigung zu wirken die heiligjte Pflicht eines jeden ift, der ſich nicht 
ſelbſtſüchtig abſchließen mag vom Schidjal feiner Mitbürger — ift die wachſende Ungleichheit 
in der Bertheilung des geiftigen und materiellen Beſitzthums; das zunehmende Proletariat der— 
jenigen, die in ungejiherter Eriftenz nur von Hand zu Mund leben, für die nicht blos die gegen: 
wärtige Noth, jondern auch die beflemmende Vorftellung des Fünftigen größern Elends eine 
dauernde Bein ift; die der ſchlimmſten Tyrannei jich preisgegeben ſehen, der des blinden unver: 
nünftigen Zufalld; die unter dem Drud folder Tyrannei ſelbſt das Gefühl der Menſchenwürde 
"verlieren oder fich diefer Würde nur nod in Haß und Grinm gegen ihre glücklichern oder glück— 
licher jheinenden Mitbürger bewußt find; die durch die Noth dem Verbrechen in.die Arme ges 
fchleudert und durch das Elend abgeſtumpft werden, ſodaß es für ihren Stumpffinn nur noch 
einen grellen Gontraft geben kann, den einer beftialiichen Leidenſchaft, die jich zeritörend gegen 
ſich felbft und gegen andere wendet. Diefe Leidenſchaft aber — wer kann es bezweifeln? — 
vermag wol im gefährlichen Augenblide weithin anſteckend ganze Maſſen zu ergreifen und die 
Damme zu durchbrechen, die ihr die organiſirte Macht des Staats entgegenjegt, bis jie ein reißen⸗ 
der Strom mit ſchäumender Wuth über Trümmer ji hinwälzt. 
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Wie es in einem großen Theile Europas zu dieſem Zuftande kommen mußte, und warum fi 
das Übel unter ven noch beftehenden Verhältniſſen nothwendig fteigert, ift Für jeven klar genug, 
per mit unbefangenem Blick die Veränderungen unferer Gulturverhältniffe auch nur in ven 
letzten Jahrzehnden ins Auge faßte. 

Eine gewaltige Revolution hatte Millionen und aber Millionen ans den gemohnten Kreis 
fen ihrer Lebensweiſe und Denkweiſe herausgeriffen. Das Hohe wurde erniedrigt, das Mie- 
drige erhoben. In der Reibung aller Kräfte ſchien ſich der Unterſchied der Stände und Klaffen, 
der Gebildeten und Ungebüldeten, ver Befigenden und Befiglofen aufzulöfen. Eine neue Völker: 
wanberung , Die ſich von Frankreich erſt nah Often und Süden ergoß, um fi dann rückwärts 
zu wälzen, hatte auch die Nationen durcheinander gefhütfelt. Im gewaltſam vermittelten WVer- 
fehr von Menſchen und Bölfern, mie ihn die Welt feit länger ald einem Jahrtauſend nicht er: 
febt, find veränderte Anfichten und Interefien aufgetaucht; und jene fünfundzwanzigjährigen 
Kriege, worin ſich größere Maflen als je zuvor gegeneinander drängten, haben mit ihrem 
tanfendfachen raſchen Wechſel von Glück und Unglüd, von Entbehrung und Genüflen neue An: 
ſprüche, Bedürfniſſe und Gelüfte geweckt. 

‘est erfolgte der Übergang von langen Kriegen zu dauernden Frieden. Dad Schwert fraf 
nicht mehr Tauſende von Menſchenleben. Und nicht blos ſchloſſen ſich die Lücken, die der Krieg 
gefhlagen, jondern das Wahsthum der Bevölkerung ſowie gleichzeitig die Vervielfältigung 
und Vervollkommnung des Menjhenkraft erfparenden Maſchinenweſens nahmen in fleigendem 
Berbättniffe zu. Schon in diefer Vermehrung der Bevölkerung allein, die binnen wenigen 
Jahrzehnden, trog Auswanderungen und verheerenden Seuchen, auf viele Millionen geftiegen 
ift ¶. Bevölkerung), liegt ein hinreichender Grund, daß fi ganz andere Verhältniſſe des Be- 
ſitzes und des Anfpruchs auf Befig ausbilden mußten. Und dieſe Millionen , fie vergrößern zu 
wenigftend drei Viertbeilen von Jahr zu Jahr die anichwellende Maffe rines groffenden Pro: 
letariats. 

Gleichzeitig begannen jene politiſchen and ökonomiſchen Grundſätze, deren Herrſchaft ſchon 
vor der Franzoſiſchen Revolution angefangen hatte ihre Folgen in größerm Umfange zu ent: 
wideln, ja die Revolution jelbft war in der Hauptſache nur ihre befchleumigte Vollſtreckung. 
Der Aufhebung der Leibergenfchaft, ver Entfeffelung des Menſchen vom Boden, der Beſeitigung 
des Feudalzwangs, der Auflöfung des Zunftserbanded — dent affen Tag ein humaniſtiſches 
Princip zu Grunde: nicht mehr folkte der Meni von der Sachenwelt abhängig fein, fordern 
frei iiber diefe jchalten und walten. Aber damit hatte man nur vie Herrſchaft eines leeren Ab: 

ſtractums der Freiheit und Gleichheit aller Menfchen anerkannt, ohne ihr einen Inhalt gu geben. 
Denn die fogenannte freie Coneurrenz, die ald Heilmittel gegen alle frühern Misftände pomp- 
haft verfündet wurde, was ift fie noch anderes ald nur die Offenbarımg eines Beiftes der Ver⸗ 
neinung, ala die bloße Auflöfung der bisher beftandenen corporativen Vereine ‚worin bei aller 
ungwerfmäßigen Vertheilung von Arbeit und Genuß doch ein ſicherndes Wechſelverhältniß der 
Rechte und Pflichten zwiſchen den Betheiltgten beftand, oder diefe wenigftend durch ein blefben- 
des Intereſſe fefter aneinander geknüpft waren? Nur das leere Recht der Arbeit und des Er- 
werbs, nur der hohle Titel des freien Staatöbürrgers ift bisjegt den Armen und Ungebilveten 
bewilligt. Was hilft es au, wenn in Berfaffungsurkunden verkündet wird, daß jedem Talent, 
ob es aus den höchſten oder unterften Schichten ver Geſellſchaft auftauce, vie Bahn offen Rebe, 
die ed nad) innever Berufung und Befähigung zu durchlaufen beſtimmt fei? Was hilftes, wenn 
in abſtraet gleicher Weife jedem und allen geftattet wird, nach Bildung , Beſitzthum, Wohlſtand 
und Reihthum zu ringen und der Früchte ihrer Anftrengung und ihres Fleißes zu genichen? 
Eben dieſes Recht ſchlägt doch, bei den jegigen Misftänden in der Berfheilung der Mittel zu gei- 
fliger und materieller Broduction und Eonfumtion, zum ſchwerſten Unrecht aus. Für den Ar: 
men, ber zum ſtets fich ernenernden Kampfe mit ver Roth des Tages, der zu Unwiſſenhett, Mo: 
heit und Verbrechen unerbittlid) verdammt bleibt, wird ſelbſt die Gofteögabe der beſondern We: 
fähigumg und des Talents zum befondern Unglück, das ihn die ganze Hoffnungsloſigkeit ver 
Lage, in der ihn ein ehernes Schickſal gebeugt Hält, nad ihrem ganzen Umfange tiefer empfinben 
läßt. Mit der Anerkennung diefes Rechts der freien Concurreuz far Gebildete und Ungebildete 
für Reiche und Arme, ftellt wol der moderne Staat den einen tie den andern anf freiem Felde 
den lohnenden Kampfpreis vor Augen. Er gibt das Zeichen zum Wetffirelt. Er gibt ihn auch 
den Armen, die zur Briftung eines kͤmmerlichen Dafeins gegzwungen ſind, um den niedrigſten 
Preis ihre Geſundheit nnd ihre Kraft an den reichen Mitfämpfer zu verhandeln. Und nun erft 
fühlen ſich die Millionen, im rgenfag zu ven wenigen Begünfttgten, am Bänden une Führn 
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gebunden. Sie fühlen ven Hohn, der felbft in der Anerkennung jener werthloſen Freiheit, fener 
ſcheinbaren Gleichheit liegt, auf welde die Bornehmen und Reichen mit ihrem noch mugebrodie- 
nen Egoismus der Intereffen fpottend hinweiſen. Sie fühlen ihn um fo ſchmerzlicher, wenn 
aufs Gerathewohl einige Broden geiftiger oder leiblicher Speiſe als Almofen unter die Menge 
andgeworfen werden. Denn zu mehr ald zumerniedrigenden Almofengeben habenesja die beiten 
noch nicht gebracht; zu mehr Eönnen es die einzelnen nicht bringen. Darum ift die wahrhaft 
freie Goncurrenz erſt gegründet, wenn bie Gefammtheit einem jeden ihrer Mitglieder, gegen 
mäßige und verhältnigmäßige Arbeit, das zur Erhaltung umd fleten Erneuerung ber Kräfte 
Nothwendige verbürgt, wenn fie ihm damit eine freie Stellung verſchafft, damit er von ihr ae, 
mit noch unerfhöpfter Kraft, in den Mettftreit der Kräfte ſich einlaffen und, wenn ihm das Glück 
nicht lächelt, fid) doc; wieder in die von allen geſicherte Stellung zurückziehen könne. Darm 
aber iſt auch jenes neckende Trugbild der blos ſcheinbar freien Concurrenz das eigentliche Mittel 
geworden, um Schein und Sein immer ſchärfer unterſcheiden zu laſſen; um dem Proletariat der 
neuern Zeit zum Bewußtſein der ſoeialen Erniedrigung und eben damit zum Daſein zu helfen. 

Der Krieg der Reihen gegen die Armen wird ſchon lange geführt, vom lügneriſchen Börfen- 
fpieler an bis zum Wucherjuden, der methodisch berechnet den Bauersmann Stück für Stück 
nicht blos um die Früchte feiner Arbeit, fondern auch um die Diittel zum Eünftigen Erwerb beträgt. 
Wie fol man fid denn wundern, daß and) der Krieg der Armen gegen die Reihen in wachſenden 
Kreifen zum Ausbruche fommt? Wir find bereits mitten darin. Er befteht nicht blos in jenen 
zeitweife ernenerten Verſuchen der Arbeiter zur Erpreſſung eines höhern Lohns; er wird ala 
Feiner Krieg ununterbroden fortgeführt durch die wachſende Menge der Verbrechen gegen das 
Eigenthum. Und in diefem Kriege, inmitten unjerd militärifch und polizeilih bewaffneten 
Friedens, vergrößert ſich fort und fort die Zahl der Angreifer. Denn mit dem Gefühle der Roth, 
mit dem Bemußtfein der widernatürlich ungleichen Vertheilung des Eigentums ift zugleich die 
Achtung vor dem Eigenthum in fehnellem Sinfen begriffen. Haben ſich doch ſchon commu— 
niftifche Schriftfteller bis zu der Verirrung fortreißen laffen, eine Rechtfertigung des Diebftahls 
zu verfuchen und ein „ſtehlendes Proletariat‘ in Ausficht zn ftellen. 

Geihihte des Gommunismus. (Drientalifhe Staaten.) Die ganze menſch— 
liche Geſellſchaft befindet fich in einer nothimendigen Gemeinfchaft des Lebens. Mas auch der 
einzelne thue, er greift mit jedem Pulsſchlage, mit jedem Athemzuge in das Dafein und Werden 
der Menschheit mitbeftiimmend ein. Wer viefen Gedanken einer unwillkürlichen organiſchen 
Verbindung, einer ununterbrochenen Wechſelwirkung nur in feiner Allgemeinheit auffaßt, kann 
fich wol bi8 zum Traum einer allgemeinen und überall notwendigen Gütergemeinfchaft ver- 
irren. Der Begriff ver Einheit hat ihn den ver Mannichfaltigkeit, dev Begriff der Geſammtheit 
oder des Ganzen der Menfchbeit bat ihn den ihrer Gliederung überfehen laſſen. Aber der 
Menfch, ver zugleich ein Ganzes für ſich, der Individuum ift, tritt ſchon mit der Geburt in eine 
beitimmte Welt von Sinnesempfindungen, darum von Vorftellungen,, Begriffen und Willens: 
äußerungen rin; er teitt alfo, mie mit befondern Gliedern der Perſonenwelt, fo mit beftimmten 
Theilen ver Sachenwelt vor jevem andern in mannichfachere Berührung, in innigere VBerbin- 
ding. Das ift eben fein individuelles Leben und e8 hängt gar nicht von jenem Willen ab, das 
dies nicht gefchehe. Dieſes nothwendige ſich Einleben in befondere Theile der Sachenwelt ift 
aber ver aus der vermünftigen Erkenntniß der Menſchennatur geſchöpfte Grund des ftets ſich er- 
nenernden Anſpruchs auf gefiherten Beſitz, auf perſönliches Eigenthum und jelbft auf Erbrecht; 
wie zahlreich übrigens die Irrthümer in der Erfenntniß, wie vielfady die Misgriffe und Mis- 
bräuche in der Negulirung der perfönlich dinglichen Verbältniffe geweſen feien. 

Diefelbe Nothwendigkeit der engern Verbindung jedes Menſchen mit gewiſſen Theilen der 
Sachenwelt läßt ſich wieder in zweifacher Beziehung auf einfeitig abſtracte Weite nehmen. Hält 
man ſich nur daran, daß jeder wie alle auf eine folde Verbindung hingewieſen ift, fo kommt 
man in die Verſuchung, den Anſpruch jeder Perfänlichkeit an die Sachenwelt nad einförmig 
gleichem Maße zu benreflen. Man liberficht die nothwendige unendliche Verſchiedenheit in den 
Weiſen der Production und der ihr entforedhenden Conſumtion. Legt man dagegeh das Gewicht 
weſentlich auf dieſe Verſchiedenheit, wie fie ſich ausprägt in den abweichendſten individuellen 
Beziehungen nach außen, fo haͤlt man es allzu leicht für überflüſſig, daß jeder Perſoͤnlichkeit vie 
ihrer Productlonsfähigkeit entſprechenden Productionsmittel im Verhältniffe zu andern geſichert 
werden. Das blinde —8* des Zufalls, ber ſubjectiven Willkür und des Egoismus wird da⸗ 
mit zur Maxime erhoben; der Starke und Vermögende, der ſich gerade im Beſitz eines reichern 
Maßes von Productionsmitteln befindet, greift dann mehr und mehraudfaugend in die Sphäre 


592 Eonmunismus 


des dürftiger Ausgeftatteten ein. Man gelangt fo zu einem Syftem der Syftemlofigfeit, deſſen 
Wirkung Überwuderung auf der einen und Verfümmerung auf der andern Seite ift. In un— 
ferer jegigen Periode überwiegt num gerade dieſer abjtracte Individualismus, deſſen Ausprud 
die Tyrannei der Reichen über die Armen, der Gebildeten über die Ungebildeten if. 

Mie mit beftimmten Saden, jo tritt — wie ſchon gejagt — jeder Menſch mit beſtimmten 
Perſonen vor andern in nothwendig engere Verbindung, die zum ebenfo nothwendigen Be— 
wußtlein und Ausdrud der Ginigung und Ginheit wird. So enthält jede Familie, in den robe- 
ften Zuftänden ver Fiſcher- und Jägervölfer, ſchon den Embryo der Gemeinde, wie ſchon vie 
wandernde Gemeinte, der Nomadenftamm, den des Staats enthält. Das ift indeß der Gang 
der Weltgeſchichte, daß auf ihren erften Stufen noch nicht der ganze Reihthum der menichlichen 
Natur, daß dieſe erſt einfeitig und unvolljtändig zur Erfheinung fommt. So geihah es auch 
mit dem einheitlichen oder communiſtiſchen Element, mit dem der abjtracten Gleichheit, und end⸗— 
lich mit dem der abjtracten Ungleichheit oder der fhranfenlojen individuellen Freiheit. Nicht 
ald ob auch nur ein einziges diefer Elemente zu irgendeiner Zeit und in irgendeinem Staate 
völlig beieitigt worden wäre. Gine foldhe Befeitigung wäre die an jih unmöglide Vernichtung 
der menſchlichen Natur jelbjt gemejen. Aber es mußte doch jedes derjelben nad dem andern, 
in mannichfachen Übergängen und Verbindungen, zu überwiegenvder Herrihaft gelangen, bie 
fih vom Standpunkt jeder folgenden Periode aus ald einjeitig darſtellt. 

Eine vollftändige Bildungsgeſchichte des Eigenthums, womit aud) die der Staaten zujam: 
menbängt, ann hier nicht verfucht werden. Die Hinweifung auf einige Hauptmomente, Die zur 
bejfern Würdigung ded modernen Communismus dienen, muß genügen. I) 

Bei dünner zerftreuter Bevölkerung hat ſich die menfhlihe Thätigkeit nod nicht zu beſon— 
dern Berufdzweigen abgegliedert. Jede Familie, die durch geichlehtliche Vereinigung und Ab: 
ftamınung zunächſt Berbundenen, forgt für Nahrung, Bekleidung und Obdach und greift, je 
nad) dem Gebot des Bedürfniſſes von einer Thätigkeit zur andern übergehend, die zunächſtlie— 
genden Mittel für ihre Zwede aus der Sachenwelt heraus. Auf dieſer unterften Stufe, bei 
Fiſcher- und Jägervölfern, ift aljo die Occupation noch die vorherrſchende Form der Aneignung. 
Aber dieſe fogenannte Occupation, als eine bewußte abjihtliche Ihätigfeit zum Zwecke der An— 
eignung, ift ſchon Arbeit und begründet eben dadurch den vernünftigen und naturgemäßen An 
jprud auf Eigentum. Wer ſich einen Vorrath an Wild oder Fiſchen gefammelt, hat auch für 
ih und die ihm enger Berbundenen gefammelt. Er juht-fih gegen die Gewalt eines dritten 
int Bejige zu behaupten; denn er hat gearbeitet und will für feinen andern gearbeitet Haben; 
er hat die Natur ausgebeutet und will jih von feinem andern ausbeuten laffen; er will nicht 
der Sklave, nicht dad Werkzeug des andern fein. In gleicher Weiſe vertheidigt er die Höhle, 
die Hütte, die ihm zur Wohnung dient; aljo den Theil des Bodend, den er feinen Zweden un= 
terworjen hat. Aber auch der Fiſcher, der am Ufer die Angel oder das Neg auswirft, oder Der 
Jäger, der mit Bogen und Pfeil dem Wilde auflauert, ſucht ih und Die Seinigen gegen jede 
Störung bei der Arbeit feiner Occupation in der Herrſchaft über ven Theil des Bodens zu be: 
baupten, den er zur Erreihung feines Zwecks mit Ausſchließung von andern beherrſchen muß. 
Ja für den Fiſcher over Jäger, der wiederholt an demſelben Orte feiner Beute nachgeht, entſtebt 
ſchon daraus allein ein nothiwendiger Anſpruch auf vorzügliche Benugung dieſes beftimmten 
Theils des Bodens. Er ift gerade mit dieſer Lofalität vertraut geworden, er hat zumal diejen 
Theil der Sachenwelt in jeine Anfhauungen und Vorftellungen aufgenommen und fie eben 
darum zum befondern Gegenftande feines Denkens und Thuns gemacht. Wer ihn alfo in ber 
Benugung hindert, greift eben damit in das eigenfte Weſen jeiner Individualität ein. So finden 
wir jhon auf den unterjten Stufen der Gejellihaft ven Keim des individuellen Eigenthums 
nicht blos an beweglichen, fondern ebenjowol an unbeweglichen Sachen. 

Eine höhere Stufe bejchreitet dad nomadiſche Hirtenvolf mit feiner mannichfachern Be— 
nugung der Thiere durch Zähmung, Sorge für Fütterung und Vermehrung. Damit bilder ſich 
ein Eigenthum an beweglihen Sachen in größerm Umfange und an mehrerlei Gegenitänven. 
Im Zufammenfluß der Menſchen bewältigt ver Starke ven Schwachen. Neben und bald aud 


U Bgl. jedod) die Art, Adel; Alodium; Bauer; Beſitz; Eigenthum; Erblichkeit; Erbrecht u. ſ. w. 
im Staats:terifon. Auch den Art. „Eigenthum‘ im Rechts:Lerifon. Ferner: H. W. Kaiſer, Die Ber: 
fönlichfeit des Gigenthums in Bezug auf den Socialismus und Communismus im heutigen Franfreich 
(Bremen 1843). In diefer kleinen Schrift ift viel Material zufammengedrängt, ſodaß man dem Ber: 
fafler einige Begriffstortur, wodurch er die Gefchichte zwingen will, ‚die Hegel'ſche Schulfprache zu 
fprechen, wol verzeihen fann, AR: 
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vor der unbedingten Herrſchaft ded Bamilienvatersd über Frauen und Kinder, alfo neben der 
Sklaverei in der Familie 2), tritt der Unterfchied von Herren und Knechten hervor. Der Knecht 
ift der vom andern und für einen andern gezähmte Menih. Er ift feiner freien individuellen 
Thätigkeit in Beziehung auf die Sahenwelt möglichſt entäußert, er hat darum für ſich nichts 
Eigenes mehr. Die Entjtehung ver Sklaverei hängt alfo keineswegs mit der erften Entftehung 
des individuellen Eigenthums zufammen, wie einige Gommuniften phantafirt haben, ſondern 
mit dem erften Berluft deſſelben. Sie ift gerade diefer Berluft. Auf diefer Stufe wird die ver: 
ftändige Herrſchaft über die Natur noch zumeift durch mündliche Überlieferung von Geſchlecht 
zu Geſchlecht begründet und dur den größern Reichthum der perjönlichen Erfahrungen, wie 
ihn nur ein längeres Leben verleiht. So entjteht ein Erbrecht mit Bevorzugung der Erftgeburt. 
Aber aud der Mächtigfte der mädhtigiten Familie oder des mächtigften Stamms behauptet ein 
natürliche Übergewicht. Er wird vor andern das lebendige Gejeg, wodurd die fortwährende Oe— 
cupation des Weidelandes geordnet und verwaltet wird. Der individuelle Anfprucd auf beftimmte 
Theile des Bodens verſchwindet alfo auch jegt nicht, ſondern tritt nur in anderer Form hervor. 
Als Gefammtheit aber ſucht ih dad nomadijirende Hirtenvolk jedem fremden Stamme gegen- 
über in einem beftimmten Bezirke zu behaupten ; und wie früher bei der noch mehr ifolirt leben— 
den Familie, jo entfteht nun bei dem Nomadenvolfe, neben ven fort und fort ſich erneuernden 
individuellen Anſprüchen, zugleich der Anfprud auf ein Geſammteigenthum an einen gewiſſen 
Theil ver Ervef 

Wie bei den Heerzügen einer Armee, jo bilvet fich bei ven Wanderzügen der Hirtenvölfer 
aus dem Bedürfniß aller die Unterwerfung unter einen Willen und damit eine Art militärifcher 
Subordination und unbevingten Gehorfams. Und wie im eriten Fortſchritte die natürliche 
Herrſchaft des Familienhaupts zur Herrfhaft des Stammbaupts geworden ift; jo wird auf die 
weitere Stufe ver Anſäſſigkeit und der vorherrſchenden Beihäftigung mit Aderbau die patriar- 
chaliſche Gewalt ald Despotie ſchon mit hinübergenommen. Der Despot behält alſo die Dispo: 
fttionsbefugniß über die Gegenſtände des Beiigthums, darum auch über die VBertheilung des 
Grundbeſitzes. Er erhebt ſich aber, da er über reichere Mittel gebietet, zu größerer Macht, als jte 
das nomadiiche Stammhaupt haben konnte. Der Staat und alles im Staate wird nun als fein 
Eigenthum betrachtet. Das individuelle Eigenthum geht aljo für alle, mit Ausnahme des Des: 
poten verloren; d. h. alle, außer ihm, jind zu Sklaven geworden. Die einzelnen Grundbeſitzer 
jind jegt Erbpächter, und aud dies nur factifch, folange der Herrſcher will. Die Grundfteuer, 
die fortan entrichtet wird, hat noch ven Charakter des Tributd: fie muß nicht, jle fann nur zum 
beiten aller vertwendet werden. Mit dem durch ven Ackerbau gejhaffenen größern Reichthum an 
Kapitalien entftehen neue Berufszweige 3), die ih von Geſchlecht zu Geſchlecht fortpflanzen, 
big die Gewohnheit wol auch ald Negel und Gejeg ausgeſprochen wird. So entjtehen geſetzlich 
erbliche Kaften oder gewohnheitsmäßig erblihe Stände mit erblichem geiftigen und materiellen 
Beſitzthume, ſoweit nicht der abjolute Herrfcher von einem Stand in den andern erhöht oder er— 
niedrigt und Bejigthum zufpricht oder raubt. Ein folder erbliher St. = Simoniftifher Papſt, 
der fich vermißt, wie früher der Familienvater unter ven Glievern ver Bamilie, jo unter Millio: 
nen die Verdienſte ver einzelnen zu erkennen und abzuſchätzen, ijt noch in eminentem Grade der 
Kaifer von China. Aber daſſelbe Ingreviens des St.-Simonismus fpielt auch noch ſtark genug 
in das europäiiche Monarchenthum hinüber. Steht nun in einer Geſellſchaft ohne erblihes Ka— 
ſtenweſen ein abjoluter Gewalthaber an der Spige von Staat und Kirche, jo iſt dieſer dem herr— 
ſchenden Rechtsbegriffe nach die einzige vollftändige Perſönlichkeit und darum der einzige wahre 
Eigentümer. Sind Kaften vorhanden, jo konnten fie nur durch Überhebung der einen über 
die andere entftehen. Das gemeinſame Intereffe verbindet die höher Geſtellten. Es kommt zum 
Bunde der Fürften, ald ver Häupter ver Kafte der Krieger und weltlihen Beamten, mit der 
Priefterfafte, bis unter den Verbundenen jelbft ver Kampf über das Map des Vorrechts aus: 
bricht. Hier gelten nur die Mitglieder der höhern Kaften als wahre Perjönlichkeiten und freie 
Eigenthümer. , 

Selbſt im einheitlichen Despotenreiche, wie im Kaſtenſtaate, ift jedoch die auf einzelme übers 





2) Über die Milderung der Sklaverei in der Familie, durd) die Entftehung der Sflaverei bei rem: 
den, äußert ſich Geijer in den „Vorleſungen über ſchwediſche Geſchichte““. 
3) Über das Geſetz der Gliederung der Production f. meine Schrift: Die Bewegung der Produe: 
tion u. f. w. (Zürich 1844). 
Staats⸗Lexikon. III. 33 
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tragene Vorausfegung der vollen Perfönlichkeit und des freien Eigentums bis zu gewiſſem 
Grade eine bloße rechtliche Fiction. Dieſes oder jenes Individuum und fein Beſitzthum Fann 
wol der despotifchen Herrfherlaune zum Opfer fallen, ohne daß dies als Nechtöverlegung be: 
tradhtet wird. Im ganzen aber bilden dod Gewohnheit und Grjeg beftinimte Formen aus, denen 
ſelbſt ver abfolutefte Alleinherrfcher unterworfen bleibt, bie er bei Strafe der Revolution nicht 
zu verlegen wagen darf. Auch kommen auf diefer wie auf allen Stufen der Geſellſchaft neben 
der nothiwendigen Anerkennung des Individualidmus noch gleichheitliche und einheitliche Ele: 
mente zum Vorſchein. Dahin gehören z.B. in China die herkömmlichen und gefeglichen Ver: 
theilungen von Nahrungsmitteln und Kleidern an die Armen ; oder die in großem Mafftabe aus: 
geführten gemeinſchaftlichen Bemwäfferungsanftalten ; oder die wirtbfchaftlihen Vereinigungen 
mehrerer Familien. Läßt ih ja nie das Bewußtſein völlig unterprüden, daß jeder ein Recht 
anf die nothwendigen Subfiftengmittel habe, und daß die Befugniß der individuell abgefchloffe- 
nen Benugung des Beſitzthums im augenfälligen Interefle dev Gefanimtheit ihre nothwendige 
Schranke finde. 

Immer gibt jedoch der vorherrfchende Individualismus einer einzelnen Perſon oder einzel- 
ner Kaften den orientaliihen Reichen ihr befonveres Gepräge. So ift in China ver Slaifer der 
oberfte Beherrſcher aller Okonomie, der jedem feiner Unterthanen die Grundftüce, die er beiigt, 
wegen jchlechter Bewirthſchaftung entziehen kann. Die Grundbefiger fönnen nicht frei im Te- 
ftament über ihre Ländereien verfügen, und bei Theilung der Erbſchaften in die Familie finde 
von Staats wegen eine genau beftinnmte Gontrole ftatt. In Altindien war aller Boden ven Kö: 
nigen abgabepflihtig, außer den Befigungen der Branıinen. Alles Land in Altägypten befand 
fi im Eigenthum des Königs, der Kriegerkafte und der Priefterkafte, ſodaß die Aderbauer nur 
um Zins auf Grund und Boden diefer drei Klaffen fahen. Das Land der Priefterfchaft jedes 
Tempels war in gemeinfchaftliched und privates getbeilt. Hier kam alfo ein einheitliches Ele- 
ment neben dem individuellen oder gleihbeitlihen zum Vorſchein, aber nur innerhalb ver 
Rechtsſphäre einer beiondern Kafte. Da die Aderbauer nicht den eigenen Grund und Boden 
bearbeiteten, jo wurde ihnen fchwerlich eine indivinuell ungleiche Vertheilung deſſelben über- 
laffen. Es ift alfo ſehr wahricheinlich, daß die Bewohner jeder Ortfchaft die ihnen zugeiwiefenen 
Acer gemeinschaftlich bebauten, und daß vom allgemeinen Ertrag jeder Arbeiter eine Quote 
bezog. Überhaupt waren die rechtlichen Verhältniffe des Gigenthums und Befiges am unbe: 
weglihen Vermögen jhon früh ſcharf ausgebildet, nachdem der Übergang zum arerbauenden 
Staate erfolgt und der Grund und Boden ald Hauptquelle alles Neihthums erfannt mar. 
In geringem Grade war dies bei dem noch verhältnigmäßig unbebdeutenden beweglihen Ver— 
mögen*) der Ball; da man es dem einzelnen ſchon mehr überlaffen konnte, fih in beffen 
Berig und Benugung zu behaupten. Wenn alfo Diodor berichtet, daß in Altägypten Die 
Diebe in der Art priviligirt geweſen, daß fie nur verpflichtet waren, das Geftoblene bei ihrem 
gefeglich beftimmten Oberhaupt niederzulegen, von dem es der Beftohlene gegen Zahlung 
von einem Viertheil des Werths zurüdfordern konnte; jo hat man doch ſchwerlich damit ein 
communiftifhes Diebftahlsreht anerkennen, fondern ein nicht völlig zu bewältigendes Übel 
auf ein Minimum zurücdführen wollen.d) Gine Schugwehr gegen das fchrankenlofe Walter 
bed Individualismus in der Aneignung von beweglihem Vermögen findet ſich dagegen in der 
auch im Römiſchen Necht wiederkehrenden altägyptiſchen Beftimmung, daß niemand ein aus— 
geliehened Kapital durch die Zinfen um mehr ald das Doppelte vergrößern dürfe. Auch in Alt- 
perfien, mo die Theofratie der Magier die königliche Machtvollkommenheit wenigſtens für Die 
Hauptmaſſe der Bevölkerung nicht aufhob, berief man ſich auf ein Gefeg, daß dem Könige er- 

laubt fei, zu thun was er wolle. Er galt ald Eigenthünter von allem Land und Volk; die Grund— 
befiger waren bloße Pächter. Das alte Stammland Perjis bezahlte zwar feine Abgaben, doch 
war für feine Bewohner der Despotismus nur herkömmlich etwas gemildert. Endlich gilt in 
ben jegigen weſtaſiatiſchen Staaten noch der Grundſatz, daß das volle Eigenthumsrecht an bie 
beftimmte Perfon des Herrſchers geknüpft fei. Diefer Orundfag wurde nod in neueſter Zeit 
durch Mehemeb = Ali 6) ſelbſt faetiſch auf eine Spige getrieben, und er fommt namentlich in den 
zahlreichen willkürlichen Gonfiscationen zur Anwendung. Indem aber diefe Gonfiscationen 





4) ©. den Art, Mobilien. 

5) Unter afiderm deutet bie Erzählung von Joſeph und Benjamin umb dein filbernen Becher auf 
viel firengere altägyptiſche Geſetze gegen den Diebflahl, 

6) ©. den Art. Ägypten. 
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unter der Form von Strafen verhängt werden, liegt doch darin zugleich die indirerte Anerfen- 
nung des gegründeten Anſpruchs aller auf rechtlich gefiherten individuellen Beſitz. 

Die orientalifhe Vorftellungsweife, daß das völlig freie Eigenthum nur einer beflimmten 
Perfon im Gegenfage zu andern zuftehen könne, greift auch in die jüdische Geſetzgebung ein, 
wonach Jehovah jelbit als Obereigenthlimer und König des Landes Kandan?) betrachtet 
wurde. Nach feinem Gebote find daher die Acker ven Leviten zehntpflichtig. Der Zehnt var vie 
Befoldung für die geiftlihen und weltlichen Functionen des levitiſchen Beamtenſtandes; und 
noch atıf andere Weife war für die Diener des jenfeitigen Königs Jehovah geforgt. Gegen die 
Berufung eine dieffeitigen Alleinherrfchers vergebens warttend, hatte Sammel den Juden das 
abjolute Net des orientalifhen Gewalthabers verfündigt, über das Beſitzthum nad) Gutdün— 
fen zu verfügen ®) und nach Willkür feine Beamten zu ernennen und zu belohnen.) Aber die 
einmal im Namen Jehovah's, darum als dauernd und unabänderlich verfündeten Gefege konn— 
ten von den Königen nicht aufgehoben werden, wenn fie zum Theil auch außer Brauch famen. 
So geihah eö mit jener zeitweifen Ausgleihung dev Ungleichheiten des Befiges, wie fie durch 
die Mofaifche Gejeggebung in den Beftimmungen über das fiebente und funfzigfte Erſatzjahr 
angeoronet wurde. 19) Je das fiebente Jahr follte ein eigentlich communiftifches Feierjahr 
fein. 2!) Die Knchte, Mägde, Taglöhner, Haudgenoffen und Freiden follten wie die Eigen— 
thümer von den Früchten des Feldes eflen. Doc die Wahrheit vor Augen, daß die Arbeit ein 
Recht auf die Früchte derfelben verleiht, gebot Mofes, daß im fiebenten Jahre niemand ven Bo— 
den befäe, daß fein Eigenthümer fein Feld oder feinen Weinberg bebaue. Die Sorge um Nah: 
rung im fiebenten und achten Jahre ward durch die Verheißung Jehovah's befeitigt, „er wolle 
je im jechöten Jahre feinem Segen gebieten, daß et dreier Jahre Getreide machen folle’. Im 
funfzigften (oder neunundvierzigften) großen Jubel: und Halljahre ſollten überdies, mit Aus- 
nahme der verkauften Häufer binnen der Stadtmauer und der dem Heiligthume verloßten Ader, 
alfe fonft veräußerten Ader und Häufer auf dem offenen Lande an die vorigen Gigenthümer 
oder ihre Erben ohne Erftattung des Kaufpreifes zurücfallen, „damit jeder wieder zu feiner 
Habe und feinem Geſchlechte fomme’. Wie hiernach die Kaufpreife, womit im Grunde nur eine 
Reihe von Ernten gekauft wurde, je nad dem gröfern oder geringern Zeitabftande bis zum 
nächſten Salljahre zu berechnen feien, darauf ward ausdrüdlich hingewieſen. Diefe merkwür— 
dige Anordnung, in Verbindung mit einem ſehr ausgedehnten Rückkaufsrechte zwifchen zwei 
Halljahren und einem jehr ausgedehnten Armenrechte, hatte den beftimmt ausgeſprochenen 
Zwei der Verhinderung von drüdender Armuth und übermäßigem Neichthum fowie den der 
Bewahrung der alten Gleichheit des Befiges, doch freilich nur mit Nückficht auf die urfprüng- 
liche Verteilung des Landes an die einzelnen Gefchledhter. 12) Bine ſolche Ausgleihung aller 
ſchroffen Ungleichheiten des Beſitzes, die nad) der Mofaifchen Geſetzgebung an beftimmte Perio- 
den gebunden war und darum nur floßweife eintreten Fonnte, follte nad) der klar vorliegenden 
aber noch imerfüllten Aufgabe unferer neueften Gefeßgebung ununterbrochen, darum allmäh— 
ld und mit Rückſicht auf alle Glieder der Geſellſchaft erfolgen. ?3) 


T) 2ev. 25, 23: „Darum follt ihr das Fand nicht verfaufen ewiglich ; denn das Rand iſt mein, und 
ihr feid Fremdlinge und Gäfte vor mir.‘ 1 Sam. 8, 7: „Denn fie haben nicht dich, fondern mich vers 
worfen, daß ich fol! König über fie fein.‘ . 

8) 1 Sam. 8, 14: „Eure beften Ader und Weinberge und Dlgärten wird er nehmen und feinen 
Knechten geben ‘‘, u. f. w. 

9) 1 Sam. 8, 16: „Und eure Knechte und Mägde und eure feinften Jüuglinge und eure Efel wird 
er nehmen und jeine Gejchäfte damit ausrichten.” Wie auch der legte Theil dieſes Spruchs noch im mo— 
dernen Beamtenftaate zur Anwendung fommt, bedarf Feiner befondern Bemerfung. 

10) Daß die Anordnungen über das Sabbatjahr nicht fehr fireng und bei weiten nidyt immer ein- 
gehalten wurden, dafür führt Michaelis, Mojaifches Recht, Bd. 2, hinlänglicye Belege an. 

11) Die fociatiftifche Bedeutung des Sabbat hob Proudhon in feiner Schrift über die Sonntags: 
feier hervor. 

12) Darauf ift es auch mit der Beflimmung abgefehen, daß alle Töchter, bie so befigeh, nur 
einen „vom Gefchlechte des Stammes ihres Vaters freien follen, damit nicht ein Erbtheil von einem 
Stamme anf den andern falle‘ (Mum. 36,8 u. 9). 

18) Bl. Lev. 25. Im Deut. 15 wird auch das fiebente Jahr in der Art als Erlaßjahr beftimmt, 
2 man bas Selichene von „feinem Nächten und Bruder nicht einmahnen, fondern es ihm erlafien ſoll“. 
Apr ens ift ich die Mofaifche —— darüber klar genug, daß fie den Unterſchied von Armen und 

Yißhen nicht aufheben wollte und konnte. Es heißt zwar; „Es ſoll allerdings Fein Bettler unter euch 
fein ’’ ; aber auch: „Es werben allezeit Arme fein im Lande.” — 


596 Eommunismus 


Hellenen. Römer. Germanen. Ein naturkräftiger, mir tüchtigen Anlagen ausge- 
ſtatteter Volksſtamm mag unter förderlichen äußern Berhältniffen des Klimas und der Ortlid- 
lichkeit aus ſich ſelbſt Heraus eine Lebensweiſe entwideln, wodurch nad einigen Schwankungen 
eine Reihe individueller Kräfte und Thätigkeiten gar bald zu einer Art politiihen und focialen 
Gleihgewichts gelangt. Jeder weiß jid dem andern gegenüber in feiner Selbftändigfeit zu be: 
haupten, aber keiner kann des andern entbehren. Hier find num die Bedingungen für ein Ge: 
meinweſen vorhanden, das auf der Baſis einer gleichen Berechtigung feiner weientlich activen 
und felbftthätigen Mitglieder rubt. Stößt eine ſolche Genoflenfhaft mit Fremden feindlich zu- 
fammen, fo werden diejenigen, die in die Gewalt der jiegenden Genoſſenſchaft fallen, die Sklaven 
diefer Genoſſenſchaft ſelbſt, denn fie find durch gemeinſchaftliche Thätigkeit erbeutet worden. 
Im Gegenfage zu diefen pajfiven Mitglievern des Gemeinweſens bildet ſich dann bei vem berr: 
fhenden Volk das Bewußtſein der gleichen Berechtigung aller um jo fhärfer aus und Fommt ſo 
lange als abftract einförmige Gleichheit zur Anerkennung, als ſich noch nicht die einzelnen In— 
dividualitäten beftimmter ausgeprägt und in mannichfach eigenthümlichen Weiſen der Produe— 
tion und Conſumtion voneinander unterfhieden haben. 

Alle dieſe natürlichen und hiftoriichen Bedingungen trafen in Griechenland zufammen, um 
demofratifche Gemeinweſen auf der Grundlage der Sklaverei entiteben zu lafien. In den alten 
belleniihen Staaten waren die Ländereien in drei Theile getheilt: für die Götter oder Prieſter, 
für dad Gemeinweſen und für die einzelnen VBollbürger. Die Öffentlichen Ländereien waren Ge- 
ſammteigenthum, ſodaß nur eine Vertheilung ver Nutungen unter die einzelnen ftatthatte; 
und damit war aljo ein einheitliches oder communiftiiches Element anerkannt. In Hinficht dei 
Privateigentfumsd an Grund und Boden war der Befig der einzelnen gleich gemacht. ever 
batte fein beſtimmtes Los, worin feine Erben ungetheilt jigen blieben. Weil es um Erhaltung 
diejer Bamilienlofe zu thun war, waren VBeräußerungen unter Lebenden und auf den Todesfall, 
alfo auch Teftamente unterjagt. Starb eine Familie aus, fo fiel ihr Land an den Staat, der cd 
einem Nichtbefiger zutheilte. So war es früher in ver Hauptſache auch in den ioniſchen Staaten, 
wie denn noch Solon durd dad Verbot beliebiger Ankäufe eine gewille Gleichheit der Ländereien 
zu erhalten fuchte. Doch erhielten ſich dieſe Zuftände längere Zeit bei den Völkern des doriſchen 
Stamms. In Sparta wurde das in 9000 gleiche Güterlofe getheilte Land von den der Ge: 
fammtheit angehörenden Heloten oder aud von tributpflichtigen Beriöfen gebaut. Jedes Gut 
ftand im Eigenthum der gefammten Familie, und wenn der ältefte Sohn Erbe war, war er ed 
doch nur ald artiver Eigenthümer, ſodaß auch die andern Antheil am Genuffe hatten. Noch aus 
andern Staaten weiß man von verſchiedenen Beftimmungen zur Bewahrung der Gleichheit des 
Grundbefiges, wie vom Verbot ver Verpfändung der Grundſtücke in Elis; von Gefegen für Er— 
haltung der Öleichzahl der Bürger: und Güterlofe in Altkorinth; von der Unveräußerlichkeit der 
legtern in der korinthiſchen Pflanzftadt Leukas; won einer zeitweije eintretenden Ausgleihung 
des Vermögens in Theben, ähnlich wie bei ven Juden. Ein communiftifches Element in Bezie- 
bung auf Gonjumtion waren die gemeinfchaftlihen Mahlzeiten. Zu den Syftitien in Sparta 
hatte jeder eine beftimmte Quote von Lebensmitteln beizutragen; in Kreta wurden jie aus dem 
Grtrage ver Staatöländereien, den Tributen der Periöfen und aus Beiträgen der einzelnen be: 
ftritten. Für die genauere Ausbildung des Privateigenthums an beweglichen Saden war ein 
geringeres Bedürfniß vorhanden. Wo die Sklaven, wie in Sparta, das Eigenthum des Staats 
waren, wo gemeinſchaftliche Mahlzeiten gehalten wurden, wo der Beſitz von edeln Metallen ver: 
boten war und die Einführung eiferner Münzen die Anhäufung bewegliher Kapitalien er: 
ſchwerte; wo die Entwendung bewegliher Sachen ald militärifches Bildungsmittel betrachtet 
wurde: da blieben kaum andere Mobilien übrig ald Waffen, Hausgeräthe und bewegliche In: 
firumente der Arbeit. Daran fand zwar Gigenthum ftatt, aber zugleih gab es fich von 
felbft, daß fih für alle Bürger bis zu einem gewiflen Grabe ein gemeinjchaftlihes Nugungs: 
recht, zumal an den Arbeitswerfzeugen, wie an Zug= und Laftvieb u. dgl., ausbilden 
fonnte, 

Keine Gejepgebung vermag eine abjolute Gleichheit des Erwerbs und Beſitzthums feftzu: 
halten; je nad Individualität und Gunft der Umftände greift doch jeder ſogar unwillfürlic in 
die Sachenwelt ein, um jih das Eine vor dem Andern anzueignen. Iſt dies in größerm Um— 
fange geſchehen, fo tritt die Ungleichheit des fahlihen Vermögens ind Bemußtfein; und wie 
man erſt die thatfächliche Gleichheit deffelben zur rechtlichen zu machen und gefeglih zw fichern 
bemüht war, fo verfucht man es nun mit der deutlicher gewordenen factifchen Ungleihheit. Bei 
den Mächtigern und mehr Bejigenden erwacht das Streben, dieſes Mehr ih und den Ihrigen 
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zu erhalten, Man knüpft alfo die nothwendigen Übergänge des fachlichen Vermögens auf an- 
dere, zunächſt und hauptſächlich wieder die des Grundeigenthums, an befondere Bedingungen 
der Veräußerlichfeit unter Lebenden und für ven Todesfall. So entftehen reicdhere und darum 
mädhtigere Bamilien von Grundeigentbümern, die mehr und miehr auch politifche Vorrechte an 
ich reißen und dadurch zum Adel werben können, ohne e8 jedoch dadurd allein ſchon zu fein. 
Diefer Bildungsgang zeigt ſich deutlich bei ven Hellenen der fpätern Zeit, bei ven Römern und 
bis zum Ende des germanijhen Mittelalterd. Zunächſt trat das Moment des Individualismus 
bei den ionifchen Völkern, zumal in Athen, deutlicher hervor und offenbarte ſich in der freiern 
Veräußerlichkeit des Grundeigenthums. Damit verband ſich jedoch Die Sorge einer mög— 
lichſten Befeſtigung des Familienbeſitzes im Verbot der Teſtamente bei dem Vorhandenſein 
von Leibeserben, und in der Bevorzugung des Mannsſtammes. Später war auch in Kreta 
der Ankauf neuer Ländereien nicht mehr verboten, und in Sparta geſtattete ein Geſetz die, 
beliebige Verfchenfung des Grundbeſitzes, wodurch größere Gütercomplere an einzelne und 
an Frauen famen. Auch das Verbot des Befiges von eveln Metallen wurbe nicht mehr ges 
achtet; das Eigenthum an mehrerlei beweglihen Sachen trat beftimmter hervor, und mit 
der Vermehrung der möglihen Gegenftände des Obligationenrehts prägte fich diefes ſelbſt 
fpäter aus. . 

Die jährliche neue Vertheilung des Landes im Suevenbunde, wovon Cäſar berichtet und 
worauf Tacitus als auf ein gemeinſames germaniſches Inſtitut hin zuweifen ſcheint, deutet auf 
das Übergewicht eines einheitlichen und gleichheitlichen Elements. Wahrſcheinlich gründete ſich 
dieſe Einrichtung auf eine noch halb nomadiſche und halb anſäſſige Lebensweiſe, wonach dieje— 
nigen Mitglieder der Genoſſenſchaft, die im Intereſſe der Geſammtheit während des einen Jahres 
in Heereözügen oder ald Hirten ein Wanderleben geführt hatten, im nächſten Jahre zur Be: 
bauung des Feldes berufen waren. Als dann die nomadifche Lebensweiſe mehr in den Hinter: 
grund trat und man zu einer dauernden Bertheilung von Grund und Boden fan, war e8 ohne 
Zweifel dad Prineip der gleichen Vertheilung an alle Freien, dad man zur Anwendung brachte. 
Die poſitiven Rechte bilden ſich nach Maßgabe der Bedürfniſſe. Um auf eine fernere Zukunft 
hinaus die moͤglichen Folgen einer focialen Anordnung vorauszuſehen und hiernach vorbeu— 
gende Gejege zu erlaflen, wird jhon ein höherer Grad von Eultur erfordert. Darum finden fi 
bei den ältern Germanen nicht ebenfo ausgebildete Beftimmungen zur Erhaltung der Beſitzes— 
gleihheit wie bei Griechen und Juden, die viel früher in die Reihe ver Eulturvölfer eingetreten 
waren. Die thatjächliche Ungleichheit des Beſitzes war fhon in höherm Grabe vorhanden, als 
man zu nähern Beftimmungen über Erhaltung veffelben in den einzelnen Familien gelangte. 
Dahin gehörte, daß die Veräußerung ded Grundeigenthums in der Regel nur mit Ginwilligung 
der nächſten Erben erfolgen konnte, und daß bei erlaubten Veräußerungen die Erben ein Recht 
ded Vorkaufs oder binnen Jahr und Tag ein Recht des Netracts hatten. Finden aber gejegliche 
Beihränfungen hinfichtlich der Veräußerungen aus der Familie ftatt, jo trägt dies zwar zur 
Erhaltung der bereits vorhandenen Ungleihheiten bei, aber e8 erfchwert auch auf der andern 
Seite die Entftehung größerer Ungleichheiten. Darin liegt alfo noch keineswegs ein Abfall vom 
Grundfage der Gleichheit, und man muß allzu fehr in ven Hegel'ſchen Kategoriengang verfan= 
gen jein, um bei ven Germanen ober bei irgendeinem Volke an ein plögliches Umſchlagen vom 
Vrincip der Gleichheit in das ver Ungleichheit zu glauben. 

Aud die gemeinſchaftlichen Gewere, oder Die Gewere zur gefanmten Sand an Stamm— 
gütern und Fideicommiffen, mit einem oder mehreren activen Gigenthümern, bis die andern 
Berechtigten durch Erbfolge an ihre Stelle traten — war urfprünglid nur ein Ausdruck für 
das Gefammteigentbum der natürlich nothwendigen Aflociation der Bamilie. Erft mit Auf: 
nahme von entfernter ftehenden Perfonen durch Erbverträge und Ganerbſchaften, oder durch 
Anwendung auf juriftifhe Perfonen erhielt die gemeinfchaftliche Gemwere eine ausgedehntere 
fociale Bedeutung. Eine folde Bedeutung hatte dagegen von Anfang an, als die Anerfennung 
der Einheit einer aus mehreren Familien beftehenden Genoflenfhaft, das Inftitut ver Allmend 
und der gemeinen Mark. Die legtere ftand nicht allein im Geſammteigenthum einer Gemeinde, 
ſondern oft in dem mehrerer Gantone und ganzer Gaue. Da die Benugung allen freiftand, fo 
richtete fie ſich factifch nad) der Größe des Privatbefiges, wie z.B. bei gemeinfhaftlichen Weiden 
nad dem Viehſtande jedes einzelnen Genoffen. Dies wurde fo lange nit ald Rechtöverlegung 
empfunden, ald noch, von einzelnen Schwankungen abgefehen, der Privatbejig jelbft weſentlich 
gleih war. Später erhob ſich jedoch zwifchen ven ärmern und reihern Benugern dieſes Ge— 
ſammteigenthums nicht jelten Streit, der fich oft durch Jahrhunderte bis in die neuefte Zeit fort: 
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geſetzt hat. 1%) Eudlich verwirklichte ſich noch die Idee der Einheit in deu Verbindungen zu ge⸗ 
meinfhaftlihemn Handeln fomwie in der Geſammtbürgſchaft oder in ver Haftung aller wegen 
der auf dem Gebiete der Genoflenfhaft verübten Vergehen; und in zahlreichen Gprporationen 
und Innungen, namentlich der Handwerker. Nachdem aber innerhalb der Vereine der Freien 
das Recht des Individualismus, oder dad Recht, ungleich zu erwerben umd zu befigen, zur ®el: 
tung gefommen war, dehnte es ſich endlich auf die Unfreien aus, Zuerſt bildete ih eine Gewere 
des Unfreien an beweglichen Sachen, ſodaß ji das Necht des Seren nur noch bei Todesfällen 
im Beithaupt zeigte. Später entftand au für einen Theil der Hörigen, mir der gleichzeitigen 
Entwidelung ihres Erbrechts, eine abgeleitete Gewere an Grund und Boden, wie für Erbzius— 
männer und andere. 

Der deutſche Rechtöbegriff von der Grwere legte ein großes Gewicht auf das fartifche Ver: 
haltniß der Perſon zur Sache, auf die Eörperliche Herrſchaft über die Sache. Im römiſchen Be: 
griffe vom dominium wurde das einmal Erworbenhaben und das Feithalten des Erworbenen 
mit dem Willen ein beſonders hervortretendes und in feine äußerften Gonjequenzen ausgebil: 
detes Moment. Diefer ausgedehntern Befugnig, mit dem Willen feftzubalten, entſprach die an- 
dere, durch Willensäußerung dad Eigenthum aufzugeben. So war jelbit vie Veräußerung des 
ager in italico solo unter Lebenden an feine Ginwilligung der nächſten Erben oder der Aguaten 
gebunden. In diefer Beziehung zeigte ſich alfo bei ven Römern früh ſchon ein deutlich hervor- 
tretended Recht ver Individualität. 1?) Doc blieben Erwerbung und Veräußerung von Eigen: 
thum, namentlich für befondere Arten von Sachen, wie Die res mancipi, an beſchränkende Förm- 
lichkeiten gebunden, die aber wejentlich nur den Zweck hatten, das Dafein des befonnenen und 
entjhievenen Willens zur Veräußerung objectiv gewiß zu machen. Daffelbe Brincip des In— 
dividualismus fand darin Anerfennung, daß die Hinterlajjenfhaft, in die ein suus eintreten 
mußte, zur res nullius ward und alfo nicht ver Gemeinschaft, dem Staate, zufiel, ſondern der 
Decupation jedes freien Bürgers unterworfen war. 16) Auch ber suus war nur nothwendiger 
Erbe, ald ver mit dem Erblaffer fort und fort Occupirende; und die Erbrecht gebende Arroga- 
tion oder Adoption, durch das vom Volke vermitteld einer lex beftätigte fogenannte Teſtament 
in den Gomitien, war nur die Aufnahme eines dritten als suus. Als das Zwölftafelgejeg, 
neben dem Inteſtaterbrecht der Agnaten und Gentilen, ſchon die freie testamenti faetio ge: 
währte, war auch dies die Anerkennung einer ſehr ausgedehnten Befugnig des individuellen 
Eigentümers. 17) Ubrigend war in Nom wie überall das volle Eigenthum zunächſt nur mög- 
li für die völlig freien Staatsbürger, für den herrſchenden Stamm der Duiriten, ſodaß es 
nur ein wahres Eigenthum ex jure Quiritium gab. Darum war nur den PBatriciern die Occu— 
pation und Benugung bed ager publicus, der Stantdvomäne, erlaubt, Erſt in dem Maße, als 
ſich die Plebejer die ftaatöbürgerlichen Rechte erfämpften, errangen fie ſich zugleich den Mitbeiig 
und Mitgenuß am frühern Eigenthum ded Staats, nachdem zuvor das Liciniſche Gefeg vom 
Sabre 378 das individuelle Beſitz- und Benutzungsrecht der Patriciev am ager publicus be- 


14) Wie z. B. der Streit der fogenanten „Hörner“ und „„Klauen‘‘ im Santon Schwyz. Uberhaup: 
zeigt fich im Hinblick auf die altgermanifchen Allmend: und Marfverhältniffe, zumal was die Gemeinde. 
weiben betrifft, auf das allerbeutlichite, wie neben der Theilung des Bodens zu Privateigenthum doch auch 
im Gemeindegute die Einheit in der Vielheit, die Gemeinfchaftlichkeit in der Abfonderung ihren Aus- 
druck behalten hatte; wie aber fpäter für die ärmern Gemeindeglieder felbit das gemeinfiyaftliche umd 
abitrart gleiche Recht aller an der Benußung des Gemeiudeguts immermehr feine fartifche Bedeutung 
verlor ; wie eben dadurch ber Arme noch ärmer, der Reiche noch reicher wurde, da jeder unglückliche Zu 
fall, der jenen in feinem Brivatbefige betroffen hatte, auch unmittelbar feine Benugungsfähigfeit des 
Gemeinguts verfürzte und verfümmerte. Um fo gewifier ift die fortwährende Musgleihung der ſtets 
ſchroffer geworbenen Ungleichheiten des Beliges die Aufgabe des Staats geworden, bes Vertreters ber 
Eingeit und Gemeinſchaftlichteit aller Glieder der Geſellſchaft. Es if alfo auch klar genug, daß die 
allfeitig geforderte Sorialreform im wefentlichen nur eine Reftauratiou von uralten rechtliche fartif, 
Verhältniffen ift; indem wieder für das nie verfchwundene, aber feiner Realität entleerte Recht aller 
Glieder der Gefellfchaft der concrete Inhalt gefunden werden muß. 

15) In anderer Beziehung, wie z. B. in der mildern wäterlichen Gewalt, in der größern Rechtsgleich 
e - Ehegatten u. ſ. w., trat ſchon im altgermaniichen Rechte die Bedeutung der Individualität Fchär- 
er hervor. 

16) Erft nad der ſpätern lex Julia caduciaria fielen die erblofen Güter dem Volke, dem populus 
zu, und unter den Kaiſern, wahrfcheinlich ſeit Garacalla, dem Faiferlichen Fiscus; alfo nicht mehr ein: 
zelnen, fondern der ganzen Geſellſchaft oder dem Repräfentanten ihrer Einheit. 

17) Diefe freie Dispofitionsbefugnig war auch im testamentum per aes et libram anerfannt, ob- 
gleich noch dieſe Hbertragung von Sachenrechten an eigenthümlich flarre Formen geknüpft wer. 
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ſchränkt hatte, Damit kam man zu einer freilich nur theilmeifen und vorübergehenden Ausglei- 
dung einiger Iingleichheiten ned Befiges. 

Neue Zeit. Der Gedanke einer fortwährenden Ausgleihung der die freie Entwidelung 
jedes Menſchen hemmenden Ungleichheiten des Beſitzes, durch ſtets fi erneuernden Übergang 
des Privateigenthums in oͤffentliches und des Öffentlichen in privates, gehört erſt der neuern Zeit 
an. Er gründet id) einerſeits auf die Überzeugung vom Zufammenhange alles Menſchenlebens, 
wonach geiler Überfluß und drückender Mangel nur als entgegengejegte Krankheiten erſcheinen, 
die in der gefunden Gejellichaft beide verſchwinden fohlen; ſowie andererſeits auf die Anerken— 
nung ber freien Perjönlichfeit und Menfhenwürde in jedem Menſchen ald einziges und darum 
als allgemeines Menſchenrecht. Die wirkliche Vollziehung dieſes Gedankens ift erft möglid) ge— 
worden durch Einführung einer regelmäßigen Beiteuerung." Dieje konnte wol anfangs ala 
neue Laft empfunden werden, ift aber in ihrer Entwidelung und vernünftigen Anwendung dazu 
beitimmt, nicht blos die Wunden zu heilen, die fie ſelbſt geichlagen Hat, fondern überhaupt rin 
frifches und geſundes gefellichaftliches Leben zu vermitteln, Die allgemeine Beitenerung aller 
einzelnen Öliever der Geſellſchaft nad Verhältniß ihres unbeweglichen Vermögens Enüpft fi 
an die Ausbildung des Geldſyſtems und im römischen Reiche wie in den germaniſchen Staaten 
an die Entjtehung einer unumſchränkten monarhifchen Gewalt. Die legtere wurde hiernach 
allerdings die Brüde, aber nur die ſchon überfchrittene Brüde zu einer höhern Stufe der Ge— 
fellfhaft. Denn trog aller Tyrannei vieler römijchen Imperatoren und trog dem „letat c'est 
moi‘ eines Lubwig XIV. wurden doch nie die Monarchen des Deciventd gleich den orientaliſchen 
Despoten ald Alleineigenthümer betrachtet, fondern vorherrfhend nur ald Beihüger und Ge— 
währleifter ver rechtlichen Möglichkeit aller einzelnen, Eigenthum zu erwerben und zu befigen. 

Diefer Umftand der noch abſtracten Möglichkeit aller, in vechtlich gleicher Weiſe wie jeder 
andere Eigenthümer zu fein oder zu werden, wurde durch eine lange Reihe von Entwickelun— 
gen herbeigeführt, Die treibende Wurzel der ganzen Bewegung war das in wachſenden Kreis 
fen erwachende Bewußtfein, daß jeder Menfchengeift in feiner Weife zur Theilnahme an der 
Herrſchaft über die Sachenwelt berufen fei. So wurden die Borurtheile und Vorrechte, die ein— 
zelnen Ständen und Claſſen der Bevölkerung eine privilegirte Herrſchaft verliehen hatten, 
mehr und mehr durchbrochen, und damit im Zufammenhang bildete ji ein gleihmäßigeres 
Recht für die Behandlung aller Arten von Sachen aus. In Rom ftellte das jus gentium des 
Prätorifhen Rechts dem Eigentum der Quiriten erft dad in bonis habere und das fin- 
girte Eigenthum der bonae fidei possessio durch Uſucapion zur Seite. Trajan gab felbft an den 
res maneipi ein bonitarifches Eigenthum, und Juftiniau hob endlich den Begriff des ftrengen 
Eigenthums der Duiriten ganz auf, ſodaß nun alle Rechtshandlungen, die früher nur boni— 
tariſches Eigenthum gaben, jetzt das volle Eigenthum begründeten. Auch bei ver Emphyteufis 
wurbe materiell der Beiiger beinahe zum Gigenthümer. Der ager publicus ging immermehr 
in Privateigentbun über; Domitian ſchenkte den Gemeinden die von ihnen beſeſſenen Antheile, 
und endlich verwandelte ein Gefeg vom Jahre 423 den biäherigen Beſitz an diefer Staatsdo— 
mäne in volled Eigenthum. Zugleich wurde dad Erbrecht mehr und mehr cognatifh und trug 
zur Verbreitung des Beſitzthums wefentlich bei. 

Bei allen Verſchiedenheiten im einzelnen war dod im ganzen bei den germanifchen Völ— 
Eern der Neuzeit die Entwicelung eine wejentlidy gleiche wie im römifhen Staat; mit dem 
großen Unterſchied jedoch, daß jie zugleich die Keime einer neuen Zukunft in ſich entfalteten. 
Die vermittelnde vogteilihe Gewalt der Negenten gewann größere Bedeutung, ald die mäch— 
tigen abgeichloffenen Stände und Gorporationen in gegenfeitigem Kampfe ihre Kräfte mebr 
und mehr aufrieben; als die Städte, die Inpuftrie und der Handel ſowie das berorgliche Ber: 
mögen im Gegenjag zum Grundeigenthum ein größeres Gewicht in die Wagſchale warfen; als 
die Fürften, auf diefe neue foriale Macht geftügt, ihre politifdhe Gewalt zu erweitern vermoch— 
- ten. In nächſter Oppofition gegen die auf Grundbeſitz bafirte Macht des Adeld und der Geift- 
lichkeit begann nun ver Staat durch Aneignung von Negalien und durch Befteuerung in dad 
Privateigenthum einzugreifen, woburd er ſich für eine fernere Zufunft die Möglichkeit an: 
bahnte, ein durchgreifendes Syftem der Ausgleihung ins Leben zu führen. Das Eindringen 
des Römiſchen Rechts that dem Individualismus und dem individuellen Gigenthum, gegenüber 
dem ſtändiſchen und corporativen Bejigthum, weitern Vorſchub. Aber auch die Reformation 
und jene einflußreihen Erfindungen und Entdeckungen, welde auf den Trümmern des Mit- 
telalterd eine neue Welt theild ihufen, theild fanden, wirkten in ber gleichen Richtung. Die 
envliche Folge von tem allen mar die reformatorifche und revolutionäre Umgeftaltung der feit: 
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herigen Berhältniffe des Beſitzthums: Vermiſchung der Stände, Aufhebung der Leibeigen- 
Ichaft, Befreiung des Grundeigenthums, Auflöfung des Zunftverbandes — kurz die Herr: 
Schaft der ungebundenen ftatt der fländifh und corporativ gebundenen Goncurrenz. Auf ber 
Grundlage der Statiftif erhob fih nun die neue Wifjenihaft der politiſchen Ökonomie, die in 
ihrer weitern Ausbildung die Arbeit ald Duelle des Eigenthums erkannte. Darauf gründete 
endlich die neuefte Sociallehre die Forderung, daß jeder wie alle mit den zureihenden Mitteln 
auszuftatten fei, um aus dieſer Quelle jhöpfen zu können. 

Gommuniftifhe Lehren. Vorchriſtlicher afcetifher Gommunismud. Der Rück— 
blick aufdie Gefchichte ver Entftehung des Eigenthums und feiner Umwandelungen beftätigt es deut- 
lich genug, wie bald das communiftifche, bald das gleihheitliche Element und bald dad des Indivi— 
dualismus vorherrfchend war, ohne daß je das eine durch das andere völlig verbrängt werben 
fonnte. Bedrohte nun das wachſende übergewicht des Individualismus die früher in größerm 
Maße auf gemeinfaftlihen oder gleihen Beſitz gegründete Gejellihaft, fo ftellten jih ihm 
communiftifche Doctrinen oder Gleichheitölehren entgegen. Vom weſentlich politiihen Stant= 
punkte aus gefhah dies ſchon in Griechenland, unter andern durch Phaleas, Hippodamos 
und beſonders durch Platon. Der erftere wollte durch gleiche Erziehung und durch Mafregeln 
bei der Verheirathung, wonach der Reihe Mitgift geben, aber feine annehmen follte, vie 
möglichfte Gleichheit des Grundbeſitzes erhalten haben. Hippodamos theilte feinen Staat von 
10000 Bürgern in die drei Klaffen ver Handwerker, Aderbauer und Krieger, und das Land 
in ähnlicher Weife wie in Altgriehenland. Die Republik Platon's beftand nach feiner Drei: 
glieverung der Menfchennatur in Wiffenden, darum Gefeggebenden und Herrſchenden; in 
Kriegern, und in Gemeinen oder Aderbauern und Handwerkern. Ahnlih wie im neuern 
St.-Simonismus, follte ver Staat den Stand und für jede Perfon ven Kreid ihrer Thätig- 
feit beftimmen, Damit war die Perjönlichkeit des Eigenthums aufgehoben: Die Aderbauer 
bearbeiten ven allen gemeinſchaftlichen Boden, die Früchte werden unter alle vertheilt. Auch 
die Frauen find gemeinfhaftlich und werben noch gleich ven Sklaven ald Sade behandelt. In 
feinem Werk über vie Gefege verlangt er jedoch für jeden jo viel Befig, daß er ein fittliches 
Leben führen fünne, und geftattet eine Vermehrung des beweglichen Vermögens bis aufs 
Fünffache. Damit nähert er fi den Anfickten des Ariftoteles, der ven mittelmäßigen Beſitz 
eines jeden für das Beſte erflärte; der vie Perfönlichfeit des Eigenthums und darum auch feine 
Unterfchiede nicht aufgehoben haben wollte, aber doch eine gemeinſchaftliche Benugung wie in 
Sparta noch für zweckmäßig hielt. 

Durch Jahrtaufende hindurch, im Zufanmenhang mit einer eigenthümlichen religiöfen 
Weltanſchauung, zieht ſich eine weitere Reihe von communiftifhen Lehren, von Gründung ſe— 
paratiftiiher Gommuniftenvereine und von gewaltfamen Verſuchen zur communiftiihen Um— 
geftaltung der Gejellihaft. Die Selbftunteriheidung des Menfchen in Geift und Sinnlichkeit 
ſchlägt immer wieder in einen feindfeligen Gegenjag, darum in einfeitige Vorherrihaft des 
einen oder andern Elements aus, folange noch nicht die fort und fort verföhnende und aus— 
gleichende Überzeugung vom Dajein einer felbftbewußten Einheit alles Gewordenen, von eis 
nem ewigen Gott, weldher Schöpfer und Träger der gefamnten Welt des Geiftes und der Ma— 
terie ift, das ganze Menſchenleben richtend und leitend durchdrungen hat. Uber dieſen feind— 
jeligen Dualismus, der bald den Geift der Sinnlidfeit, bald diefe dem Geifte zum Opfer 
brachte, kam die heidniſche Weltanſchauung nie vollitändig hinaus; nicht einmal in der jüdi— 
ſchen und helleniſchen Anfhauungsweife mit ihren materiellen Sühn- oder Danfopfern. Da 
man das aus der Entzweiung ded Geiſtes mit ſich felbft entfprungen. Böfe nod nit vom finn= 
lien bel unterſchied, madte man die Materie zum Sig und Quell des Böfen und verfinn= 
lite fih den irrig aufgefaßten Gegenfag ded Guten und Böfen in der Vorftellung des 
Kampfes zwiſchen Göttern des Lichts und der Finfterniß, zwifhen Ormudz und Ahriman, 
oder unter jonftigen Namen und Bildern. Kamen nun die fchlimmen Folgen ver einfeitig vor= 
herrſchenden Sinnlichkeit augenfälliger zu Tage, fo traten einzelne mit der Verachtung oder 
dem Haffe gegen alle Materie entgegen, Dieje Oppojition offenbarte ſich dann entweder in der 
quietiftifchen Verzichtleiftung auf materiellen Befig, oder in der firengern Aſceſe einer Abtöd— 
tung des Fleiſches und einer directen Beſitzesfeindſchaft. Da aber gleihwol das Leben mit un— 
auflöslihen Banden an die Materie gebunden bleibt; da zugleich die in der Oppofition gegen 
den Beſitz befinplihen gerade in der Gemeinſchaftlichkeit diefer Nichtung fih zufammenfinden 
mußten: jo entftanden bald auch Gemeinſchaften, deren Mitglieder, mit Verwerfung des 
Privatbefiges und Privateigentbums, eine mehr oder minder ftrenge Enthaltfamfeit und vie 
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Beſchränkung des Genuſſes auf ein kärgliches Maß zur gegenfeitigen Pflicht fich machten. Da— 
mit ging das quietiftifche und afcetifche Bettlerthum in die foriale Oppofition des afcetifchen 
Gommunismus über. 19) 

Aus Afien wiflen wir aus ältefter und neuefter Zeit von den fo oft feltfamen Kafteiungen 
indifher Gymnoſophiſten. Der Buddhaismus wird zwar mit Necht ald der ältefte orientalifche 
Proteftantidmuß bezeichnet. Aber er befeitigte nicht jenen Dualismus, und feine Sittenlehre 
rechnete vielmehr den Gläubigen die Losreißung vom Materiellen und die Unterbrüdung ber 
Sinnlichkeit zum befondern Verdienſte an. Daher noch jegt in Mittel und Oſtaſien die vielen 
auf Almofen angewiefenen buddhaiſtiſchen Klöfter mit Kafteiungen, Eölibat und Entjagung 
von irdiſchen Gütern. Sole orientalifhe Anjihten waren ohne Zweifel von Einfluß auf die 
Berfafjung des auf Gütergemeinfchaft gegründeten Pythagoräiſchen Bundes und auf feine zum 
Theil ajcetifchen Lebensregeln. Bei dem Zerfall ver römiſch-griechiſchen Welt erſchloß ſich ver 
Deeident wieder mehr als früher dem orientalifhen Geifte. Der Neuplatonidmus trieb zwar 
feine alcetifhen Gemeinihaften hervor; aber doch rang Plotin ſelbſt nach dem Verdienſt der 
Enthaltſamkeit. Und dieſe neuplatoniſchen Lehren griffen bald auch in die Bildungegeſchichte 
des Chriſtenthums ein. 

Schon weit früher hatten die orientalifch= afcetifchen Anſichten bei den Juden Eingang ge— 
funden, und bei ihnen entjtanden aud) gegen Ende der alten Geſchichte afcetifche Genoſſenſchaf— 
ten. In der Sekte ver Therapeuten am ägyptiſchen See Möris lebte zwar jeder einzelne in ſei— 
ner Zelle; aber am Sabbat hatten fie doch gemeinfchaftliche Färgliche Liebesmahle und für 
alle galt pas Gebot ver Ehelofigkeit, des firengen Faftens und der vürftigen Nahrung. Ein 
jüngerer Zweig dieſer Sefte waren die Effener in Paläftina, die gruppenmweife an der Weft- 
ſeite ded Todten Meeres oder auch einzeln in den Städten lebten. Da Mofes ven Aderbau in 
dem zu gleichen Loſen an alle jüdiſchen Familien geteilten Rande zur geehrten Beihäftigung 
gemacht hatte, ſchloſſen ſich auch die Effener von Aderbau, Viehzucht und frievlihem Ge- 
werbe nit aus. In ihrem bierarhifch ſtreng und vielfach abgeftuften Orden galt jedoch 
gleichfalls das Dogma, daß das Fleifh das Gefängnif des Geiftes, der Duell des Böfen 
ſei. Darum mußte jeder Eintretende fein Vermögen der Gemeinfchaft übergeben; das täg— 
lich Erworbene mußte noh am Abend in die gemeinfame Ordenskaſſe abgeliefert werden, 
welche die Mittel zur Beftreitung der Bebürfniffe im ganzen und einzelnen bergab. Auch 
ließ man nur die vor dem Eintritt in den Orden abgejchloffene Ehe gelten, die von da an ent— 
baltfam fein mußte. 

Der Hriftlih = afcetifhe Communismus bis zur Reformation. Die Blüte— 
zeit des Eſſenerthums und die Ausbildung des neuplatonifhen Pythagoräismus fiel mit der 
erften Entfaltung des Chriſtenthums zufammen. Man bat ji ſchon früh Mühe gegeben, die 
fe8 aus ben Eſſenismus berzuleiten und als eine Berallgemeinerung des legtern aufzufaflen. 
In neuefter Zeit geſchah dies auch von feiten einiger Gommuniften. Allein das allen Bölfern 
gepredigte Chriftenthum, mit feiner Idee der brüderlihen Gleichheit, mit feiner Oppofition 
gegen die den freien Genuß und die freie Benugung der materiellen Welt noch vielfach be= 
ſchränkende Mofaifche Religion, war feinem Wefen nad ganz verſchieden vom Effenismus, ver 
in vielfaher Beziehung nur ein auf die Spige getriebener Moſaismus geweſen ift. Es hatte 
nichts zu thun mit der geheimen Weisheit ver Effener, die von den Novizen an bis zu ben 
Epopten in verfhiedenen Graben offenbart wurde, und nichts mit ihren afcetifchen Lebens— 
regeln und ihrer Eleinlihen äußern Moral, nad dem hriftlihen Grundfage, daß dem Reinen 
alles rein, dem Unreinen alled unrein ift. Mit dem Princip eined Gottes der Liebe, ver 
Schöpfer des Menfchengeiftes und der finnlichen Welt des Menfchen ift, bleibt die Forderung, 
daß die Sinnlichkeit vem Geifte zum Opfer gebracht werde, fchledhthin unvereinbar. Damit ift 
alfo auch der afcetiffhe und überhaupt jeder allgemeine und zwingende Communismus unver— 
träglich, weil diefer für viele doch wieder zum afcetifchen werden muß, und weil jich die freie 
Liebe nit blos im Binden und Verbinden, ſondern auch im Löſen und Befreien bethätigt. 
Die Worte: „Es ift ein Geift, aber ver Gaben find mancherlei“, weiſen deutlich genug darauf 
hin, daß nach dem Sinne der chriſtlichen Lehre die Individualität Feiner abftracten Einheit 
oder Gleichheit geopfert werben foll. Es waren alfo nur jehr unvollftändige hiſtoriſche Anden 





18) Siehe den ſehr beachtenswerthen und inhaltreichen Aufſatz: „Der Communismus und die aſce— 
tiſche Socialreform im Laufe der chriſtlichen Jahrhunderte. Von Dr. C. B. Hundeshagen“, in Ull— 
mann's und Umbreit's Theolögifchen Studien und Kritiken (Jahrg. 1845), Heft 3 u. 4. 


602 Kommunismus 


tungen oder beliebig gemeralijirte Stellen von ganz conereter Bedeutung ??), wodurch man 
das Chriſtenthum zu einer communiſtiſchen Doctrin umfhaffen wollte; während an Hundert 
andern Stellen das perjönliche Gigentgum, die Begriffe von Tauſch, Kauf, Lohn u. f. w, ent- 
ſchieden anerfannt find. Wahr ift jedoch, daß das Chriſtenthum mit dem Grundſatz der Liebe 
ein ausgleichendes focialiftifches Princip aufgeftellt hat, das zur fortjcpreitenden Bewältigung 
des Gegenſatzes von arm und reich auffodert und dad die Gefeggebung unjerer nur fogengun- 
ten riftlihen Staaten nod lange nicht durchgedrungen hat. Auch in dem von Proudhon br- 
ſonders bervorgehobenen Gleichniſſe vom Himmelreihe und Yamilienvater (Ev. Matth. 20), 
der jedem feiner Arbeiter für längere wie für Fürzere Arbeit einen Groſchen ald Tagelohn gibt, 
liegt nur die Anerkennung eines gleichen Rechts, ji durch Arbeit das Nothwendige zu verfchaf: 
fen. Dies ift aber von gegwungener Gütergemeinſchaft oder Gleichmacherei nicht blos verſchieden, 
fondern fteht damit geradezu im Widerſpruch. 

Gin Theil der Befeuner des Chriſtenthums fuchte indeß die Lehren des Eſſenismus mit den 
chriſtlichen in Ginklang zu bringen und kam hierdurch in Die Stellung einer reastionären Op: 
poſition innerhalb ded Gebiets der neuen Religion. Nach den no im Dualidmus befangenen 
Manichäismus follte ver Menſch, als Verehrer des guten Gottes, fein Eigenthum haben dür— 
fen. Nur der Genuß von Begetabilien wurde gejtattet und dadurch die notbwendige Vermi— 
{hung mit ver ſchlechten Materie wenigitens auf ein gewiſſes Map beichränft. In weiterer Ent: 
widelung entjtand daraus eine erneuerte eſſeniſche Ordensverfaſſung, worin die electi ohne 
Ehe, Geld und Gut, ohne Entweihung ihrer Hände durch irgendein weltliches Geihäft leben 
jollten. Ebenſo lehnte ih der Gnoſticismus in feiner muthmaßlich älteften Form an ven Eſſe— 
nismus an. Die erneuerte Verbreitung der Anjichten über Verdienſtlichkeit der Faſten, des 
jungfräulichen Lebens, der Selbftentmannung führte zunächit wieder zu einem einſiedleriſchen 
Leben männlicher und weiblicher Anachoreten; zumal in der Thebaiſchen Wüfte, doch aud in 
andern Gegenden von Nordafrika. Unter Umftänden jhlug die Gleihgültigkeit oder die Ver— 
achtung gegen den materiellen Bejig in thätigen Haß gegen die Beiigenden aus. So miſchten 
ſich Die in Nordafrika als aſcetiſche Bettler herumſchweifenden Gireumcelliones in den Streit 
der Donatiften über Trennung von Kirche und Staat. Sie fammelten ſich unter eigenen Au— 
führern zu einer für das göttliche Net kämpfenden heiligen Schar, melde vie Unterdrückten 
beſchützte, ih der Sklaven gegen die Herren, der Schuloner gegen die Gläubiger annahın 
und die Güter der ihren Geboten nicht gehorchenden Gigenthüner verwüſtete. Der Kampf 
dauerte vom Jahre 311 bis weit in die zweite Hälfte des 4. Jahrhunderts. 

Bei ven Anachoreten mußte wieder der Trieb der Gemeinſchaft erwachen. Gegen Mitte des 
4. Jahrhunderts fanımelte fie Bahomius in größern zufammenbängenden Gebäuden, unter 
warf fie beftimmten Regeln und Vorgefegten, gliederte jie nad) Klaffen und bildete jomit das 
Anacporetenleben zum Mönchthume un. Im der erften Hälfte des 5. Jahrhunderts zählte Der 
Möndsverein auf der Nilinfel Tabennä nicht weniger ald 50000 Mitglieder. Neben ven re— 
ligiöfen Functionen wurden die Mönche auf landwirthſchaftliche und induftrielle Arbeit ange- 
wiefen, und gegen Ende ded A. Jahrhunderts hatte jedes Klofter fein eigenes von Mönchen er— 
bautes Schiff. So erhielt das afcetifche Leben eine feftere Organifation, und die Gewöhnung 
an fireng geordnete gemeinſchaftliche Thätigkeit wirkte aud) nad augen anregend und fördernd. 
Eine ähnliche Organifation der Arbeit in geiftlihen Gommuniftenvereinen wurde im Abend: 
lande durch Auguftin, Hieronymus, I. Caſſianus, befonderd Benedict von Nurita zu 


19) Dahin —— zumal die berühmte Stelle der Apoſtelgeſch. 2, 42 u. 44— 46, über die Urge— 
meinde von Jeruſalem, die feit Chryſoſtomus, alfo erft von der] zweiten Hälfte des 4. Jahrhunderte 
an, von ber einer afcetifchen Lebensanfchauung verfallenen Bartei im eigentlich communiftifchen Sinne 
gedeutet wurde: „Sie blieben aber befländig in der Apoſtel Lehre, uud in der Gemeinfchaft, und im 
Brorbrechen, und im Gebet”... „Alle aber, die gläubig waren geworben, waren beieinander, und Biel: 
ten alle Dinge gemein. Ihre Güter und Habe verfauften fie, und theilten fie aus unter alle, nach dem 
jedermann noth war.“ Hier ift deutlich genug nur von der freien Gewohnheit einer gegenſeitigen Unter: 
ſtützung die Rede, nicht aber von einem commmuniftifchen Gemeindegeſetz. Ebenfo unleugbar it jedoch, 
daß der chriftliche Staat, der fich nicht ſelbſt zur Lüge machen will, das allgemein: fittlic, religiöfe Ghebot 
der Liebe auch in feiner Gefeggebung pbjectiv zu machen, daß er alſo auch von feiner Seite für eine 
Austheilung der Güter zu Torgen hat „nach dem jedermann noth ii’. Die ftrengere aſcetiſche Ausle- 
gung, wonad) jeder irdifche Befig mit der chriftlichen Heiligfeit unverträglich fein foll, ftügte fi noch 
beſonders auf die Aufforderung von Chriſtus an den reichen Jüngling (Luc. 18, 22), feine Habe zu ver: 
faufen und fein Gut unter bie Mrmen auszutheilen. In diefer Stelle von ganz inbivipueller Beziehung 
fonnte und follte jedoch Fein aſcetiſches Princip ausgefprochen werben. 
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Stande gebracht. Indem aber die Macht ver Affociation mit den Genußmitteln aud die Ge: 
nußſucht fleigerte, ‚begann der Verfall des Kloſterlebens. Ald Neformatoren gegen die Zucht: 
loſigkeit der Mönche traten ſchon zu Anfang des 9. Jahrhunderts Benedict von Aniane und 
andere auf. Im 11. Jahrhundert begann ſogar die aſcetiſche Jose von neuem ihre Bewegung, 
im Gegenjaß zur entarteten Welt und verweltlihten Kirche. Eine größere Menge lebte wieber 
ald Anachoreten, die ji daun zu neuen Orden ſammelten und geftalteten. Zugleich ahmte 
man die möndifchen Vereine im Fanonifhen Verbande von Weltgeitlihen nad) jowie in den 
geiftlichen Nitterorden. Es entftanden communiftifche Gorporationen aller Art, die über un: 
ermeßliche geiftlihe und materielle Mittel geboten; deren Macht aber audı immermehr zur 
drückenden Feudaltyrannei über dad arme Volk wurde. Darum erhob fih eine ſtets mächtiger 
anfchwellende Oppojition, welde theild politifch war, theils im Schoſe der Kirche felbft ihren 
Ursprung hatte. 

Je mehr vie Kirche die eigene Ehrſucht und Habſucht nährte, um fo mehr trat ihre frühere 
Sorge für die Armen, ihre focialiftifche Bunction einer Ausgleihung ver Ungleichheiten des Be— 
jige8 in den Hintergrund. Sie wurde gleichzeitig die tyrannijche Beherrſcherin der weltlichen 
Gewalthaber wie der Maſſe ded gehorchenden Volks. Hiernach ging auch bie Proteftation ge: 
gen die Übermacht des Klerus theild von den weltlichen Feudalherren aus, wie in Südfrank— 
reich, wo fie durch den Albigenjerfrieg erftidt wurde, theild vom Volke, vom 10. bie 13. 
Sahrhundert, in zablreihen Aufftänden wegen der kirchlichen Zehnten und Fronen, bis 
zum Stedingerfriege (ſeit 1234) umd dem zu einem Kreuzzug gegen die Kirche gewordenen 
Kreuzzuge in der Picardie (1251), theild von den Fürften, wie zumal im großen Kampf der 
Hohenftaufen gegen die Päpſte und in dem Philipp’ des Schönen. Als dann zunähft von 
Frankreich aus die Uebermacht der Päpfte gebrochen war und die weltliden Gewalthaber ji 
mehr und mehr von der Kirche emaneipirten, wurde vom Volke der Drud der weltlichen Feu— 
dalherren jhärfer empfunden. Ein Zeugniß vejlen find vie Bauernaufftände im 14. bie zu 
Anfang ded 16. Sahrhänderts, die Jacquerie in Fraufreih, die Empörung Wat: Iyler’d in . 
England, der Käfebröbter in ven Niederlanden, des G. Dofa in Ungarn. Nur in Süddeutſch— 
land kamen noch häufige Bewegungen gegen Biſchöfe und Abte vor. Sonft aber machten bei 
dieſen Aufftänden gegen die weltlihen Herren vie Mönche uicht jelten die Lobredner und zu: 
weilen die Anführer. 

In Mitte des Eatholifchen Klerus traten feit dem 11. Jahrhundert Neformatoren des 
Mönchsweſens auf, wie zumal der berühmte Bernhard von Clairvaux. Trog folder theil- 
weifen Beilerungen, die nur den Berfall anerkannten, ohne ihn hindern zu können, erhob 
fi von anderer Seite ein Sturm, der nicht blos die Kirche, ſondern das ganze ſociale Leben 
erjhütterte. Alle VBerfolgungen hatten in der orientalifhen Kirche die gnoſtiſch-manichäiſchen 
Sekten nit auszurotten vermocht. Die zahlreihern Verbindungen mit dem Drient durd die 
Kreuzzüge gaben auch im Abendlande den Fatharijchen Sekten eine ausgedehnte Verzweigung. 
Sie kamen faft durchweg darin überein, daß fie eine Reformation der Kirche vom Laienftande 
aus forderten, und daß jie fireng afcetifchen Grundjägen Huldigten, wonad fie die Che ver: 
warfen und alle animalifhe Nahrung verboten haben wollten. Als nun der calabrejifche 
Abt Joachim von Flora den Plan zu einer in apoftoliiher Einfachheit und Armuth lebenden 
Verbindung religiöjer Perfonen für veformirende Thätigkeit gefaßt hatte, fleigerte ſich die 
Gärung im Volk und verbreitete fih in Südfrankreich, Oberitalien, Deutſchland, England, 
Niederlande und bis in den Kirchenſtaat. Die Mönchsidee jchien die Wurzel einer von un— 
ten auf betriebenen Socialreform zu werden. Da ergriff die weitfehende Politik des Pap— 
fies Innocenz II. dad Mittel, den gärenden Glementen wenigſtens theilweife eine Eirchliche 
Baflung zu geben und fie dadurch der Diseiplin und Herrſchaft der Kirche zu unterwerfen. 
Dies geſchah zunächſt (im Jahre 1209) durch Ausföhnung der Kicche mit den Anhängern des 
Durand von Huedca, den pauperes catholici oder Qumiliaten, die ſich zu freiwilliger Ar: 
muth, Keujchheit und firengem Faften verpflichteten, außer ihrer Kleidung feine Art von Ei: 
genthum befaßen und in religiöfer Gemeinſchaft lebten. Aus ähnlichen Elementen bildeten ih 
die feit 1220 zuerſt in ven Niederlanden hervortretenden Begharden, die Vereine unverheira— 
theter Männer, meift Weber und andere Handwerker, die unter einem Meifter in gemein 
ſchaftlichen Käufern lebten und ſich mit Andachtsübungen, Handarbeit und Liebeswerken be: 
f&äftigten. Eine nod größere Verbreitung hatten ſchon feit dem 11. Jahrhundert vie glei: 
falls bei vem Volke fehr beliebten weiblihen Beguinenvereine erhalten. Diefe volksthümliche 
Partei religiöfer Socialreformer ſchwoll mehr und mehr an, big ihre Kraft durch Errichtung 
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der beiden großen Bettelorden, zumal der Francidcaner, gebroden wurde. Died war eine 
ausweichende Eonceffion an den herrichenden Volkägeift; denn die aus dem Volk ftammenden 
Mönche halfen nun felbft die Oppofition gegen die Kirche nieverhalten. Zwar wurde ver alte 
Unabhängigfeitögeift gegen die Curie, aus dem die Bettelorden hervorgegangen waren, in 
diefen felbft nie ganz unterbrüdt. Aber ver Gedanke einer Sorialreform trat doch in ven Hin: 
tergrund, da die individuellen afcetifchen Tendenzen wieder innerhalb der Kirche ihre berech— 
tigte Stellung und Befriedigung fanden. Schon’ bei dem Tode des heiligen Franz von Aſſiſi 
(1226) zählte fein Orden viele Taufende. Diefer war nicht auf gemeinfchaftliches Befigthum, 
fondern auf Armuth und Bettelerwerb gegründet fowie auf Heiligung durch Abthuung der 
Fleiſchesluſt und des verführerifhen Reichthums. Später wurde dem Orden der Nießbraud 
an den ihm zufallenden Gütern geftattet. Und wie fi fhon die Manichäer in auditores und 
electi getheilt hatten, jo bildeten jidh bei den Franciscanern die einer milderen Regel unter: 
worfenen Tertiarier, denen die weltlichen Geſchäfte oblagen und die Beſorgung des weltlichen 
Verkehrs mit der fündigen Gefellihaft. 20) Übrigens war die Bewegung zu mächtig, als 
daß fie durch Errichtung der Bettelorden völlig gedämmt werben fonnte. Schon um die Mitte 
des 15. Jahrhunderts wurde Gerardo Segarelli in Parma der Gründer der fogenannten Apo— 
ftel. Die Mitglieder dieſes Vereins mußten ftrenge Armuth angeloben und alle Begüterten bei 
ihrem Eintritt allem Befig entjagen. Doch hatten fie gleichfall8 eine Klaffe von Tertiarierm, de— 
nen Ehe und Arbeitderwerb erlaubt waren. Bei ihnen erwachte wieder der faum beſchwichtigte 
Trieb der afcetifchen Unabhängigfeit und die Forderung einer Laienreformation. Im Jahre 
1303 ftellte fich der feurige Schwärmer Dolcino mit feiner Genofjin, der ſchönen Margerita 
von Tranf, an die Spige der Beivegung. Er fand großen Anhang unter ven Bewohnern ber 
piemontefifhen Alpen. Dolcino forderte ven Übergang vom äußern zum innern Geboriam, 
predigte Armuth, brüderliche Gleichheit, Haß gegen Reihe und Beſitzende. Er wurde das 
Haupt eines religiös = communiftifhen Bauernfriegd, den er mit feinen Patarenern vier 
Jahre lang meift jiegreich führte, bis er endlich‘ mit feiner tapfern fhmwärmerifhen Schar auf 
den eifigen Höhen des Monte = Eebello dem Hunger und dem Bunde geiftlicher und meltlicer 
Herren erlag. 

Trog allen Auto da Fes und allen Martern, womit man die Keger verfolgte, dauerte die 
häretifch = jocialiftifche Oppofition im Volke fort. Sie befreite ſich von einer läftigern Aſceſe 
und erhielt eine mehr unmittelbare Beziehung auf Staat und Gejellihaft, als feit Anfang bes 
13. Jahrhunderts durch den Einfluß der ariftotelifch = anerroiftifchen Naturphilofophie zumal 
in Baris pantheiftifche Anſichten auftaucdhten und aud im Volk Eingang fanden. Davon 
wurden namentlich die Begharden ergriffen, und es entftand die Sekte der Brüder und Schwe— 
ftern des freien Geiſtes. Sie lehrten, daß die Natur an ſich nichts ifl; daß Gott vorzugs— 
weife da lebe, wo Geift jei, alfo im Menſchen; daß demnach göttliche und menſchliche Na— 
tur in eind zufammenfallen. Der gute und gerechte Menſch wirke das Nämlihe, was Gott 
wirfe; er habe mit Gott Himmel und Erde geſchaffen, Gott könne ohne ihn nichts thun. Es 
fomme alled auf die gotteinige Gefinnung an. Gott wolle, wenn fi der Menſch zu einer 
Handlung disponirt fühle, und habe Gott gewollt, daß der Menſch fündige, jo dürfe dieſer 
nicht wünfchen, bie Sünde nicht begangen zu haben. Die Sünde fei überhaupt nur Die Be- 
fonderung. Alfo müffe der reine Urzuftand vor dem Falle, da noch die Menfchheit das Be: 
wußtfein ihrer Einheit mit Gott gehabt, mwiederhergeftellt werben, und zmar durch Aufhe— 
bung der durch das Geſetz in der urfprünglich gleichen Menfchheit entftandenen Unterichiere. 
Die Brüder und Schweitern des freien Geiftes zogen wandernd umher, kehrten bei Gleichge— 
finnten ein, machten fi bequeme Tage und betrachteten die Verbreitung ihrer Lehre als mid: 
tigfteß oder ausſchließendes Geſchäft. Staat, Kirche, Gejellihaft mit allen Ständen und 
Gliederungen wurden negirt. Man wollte nicht? mehr willen von Obrigkeit, bürgerlicher 
Ordnung, Privatbefig, Bamilie und Ehe, welche leßtere zugleich ald Grund und als Folge 
der Abfonderung oder Sünde betrachtet wurde. In ihrer Spige lief alfo diefe Lehre auf Ge— 
meinfhaft ver Güter und Weiber hinaus. Selbſt verhüllende Kleider galten ald Abweichung 


20) Ahnlich den urfprünglichen Vereinen der Begharden gründete Gerhard Groot zu Ende des 
14. Jahrhunderts die Genoflenfchaft der Brüder des gemeinfamen Lebens, die von der Kirdye anerfannt 
wurde, ohne ein eigentliher Mönchsorden mit feffelnder Regel und übertriebener Afcefe zu fein. Die 
Genoſſen lebten in Bruberhäufern und hatten Gütergemeinfchaft; diefe jedoch nur als Mittel zur fürper: 
lichern Verbreitung des Unterrichts im Volfe und zur Erfüllung der Pflichten der Wohlthätigfeit gegen 
die ber Genoſſenſchaft nicht Angehörigen. 
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von Natur und Unfhuld. Darum hielten die Seftirer verborgene Zufammenkünfte, oft in 
unterirdifchen Behaufungen, Paradiefe genannt, wo in „heiligen Nächten‘ nadte Prediger 
vor Männern und Frauen über die durch das Geſetz der Ehe widernatürlidh verdrängte freie 
Geihlehtövereinigung predigten. Unter verfhievenen Namen verbreitete fi die Sekte von 13. 
Jahrhundert an in Frankreich, Italien und Deutſchland. 

Altere und neu entſtehende afcetiiche Sekten wurden von der pantheiftifchen Lehre des 
freien Geiſtes beſonders da ergriffen, wo ohnehin der Volksgeiſt mit der Hierarchie zerfallen 
war. So fam aud diefe Art Freigeifterei im Huffitenkriege zum Vorſchein, obgleich diefer in 
feiner Hauptrichtung einen ganz andern Charakter hatte. Im Kampfe mit dem entarteten Kle— 
rus und Moͤnchsweſen überwog bei ven Huffiten zunächſt ein ariftofratifches, dann aber, mit 
Nikolaus von Huffinecz und befonders mit Ziska, ein theofratifch = vemofratifched Clement. 
Die Taboriten und Horebiten, welden der Keld dad Symbol der Einigkeit und Gleichheit in 
einer ſchönen Zufunft war, gingen allerdings auf Zerftörung der bisherigen Staatö= und 
Kirchenordnung aus, aber doch nur, indem jie ven ſchon ald fertig vorgefundenen Staat der 
Iſraeliten aus der Nichterperiode zum Mufter nahmen. Daher entbrannte der taboritifche 
Bauernkrieg wider die Ariftofratie der Barone und Städte, ohne daß es auf eine totale So— 
cialummwälzung-abgejehen war. Dies war nur der Fall, ſoweit ſich Aſcetiſches einmiſchte; 
beſonders aber jeit 1421 durd den Einfluß der Brüder und Schweitern des freien Geiſtes. 
Es bildete jich nämlich eine Sekte ver Adamiten, die nadt gehen mußten. Ihr Stifter lien 
fih Sohn Gottes und Adam nennen. Sie hatten Gemeinihaft ver Weiber, doch war zur 
jevedmaligen Beimohnung die Erlaubnig Adam's erforverlih. Im ihren Augen waren alle 
Unfreie, welche Kleiver und bejonders Hofen trugen. Darum mordeten jie die bekleideten 
huſſitiſchen Landleute ald Kinder des Teufels und begingen Ausihweifungen aller Art, bis jie 
durch Ziska vertilgt wurden und unter Gejang und Jubel den Feuertod erdulbeten. 

Meben der afcetiihen Oppofition, welche endlich, von pantheiftifhen Elementen durch— 
drungen, in einen erallen Communismus der widerlichſten Art ausgelaufen war, hatte ſich 
inzwifchen eine evangelifche Oppofition gebilvet, die ald Vorläuferin der Neformation auf das 
unverfäljchte Ehriftenthum zurüczuführen trachtete. Wie aber jede religiöfe Weltanfhauung, 
die jich in Widerſpruch mit dem Beſtehenden ſetzt, endlich ein neues forialiftifhes Element in 
ſich entwickeln muß, jo geſchah es im germanifchen Mittelalter. Zunächſt auf der Grundlage 
eines abftracten Schriftglaubens begann mit Anfang des 12. Jahrhunderts ein Kampf gegen 
die Kirche, aus dem Die pauperes de Lugduno, Leonistae u. |. w. und jeit 1170 die Walden— 
fer bervorgingen. Das Ziel war: Kriftlihe Bruderliebe, Gemeinihaft, Maßregeln gegen 
Sittenverderbnig und Selbſtſucht. Die Natur jollte wieder in ihre Rechte eingeſetzt werben, 
was jedoch die erften Führer mit Zwangsmitteln durchzuſetzen ſuchten. Man erhob ſich 
gegen die Erſchwerung der Ehen, bei denen Feine Mitgift mehr gegeben werden jollte, da— 
mit fie nicht aus Eigennutz gefhloffen würden. Daher verheirathete Heinrih von Lauſanne 
Zeibeigene mit Breien und Eleidete fie aud dem vom Volke in feine Hände gelegten Gelde. 
Aus diefem noch wirren Zuftande erbob ji die geläuterte Lehre der Waldenſer, die wahr: 
fheinlih von früh an Feine eigentlihe Gütergemeinfhaft einführte, jondern nur zu gegen— 
feitiger Unterftügung verpflichtete; jowie fie auch den fatholiihen Prieftern ven Gölibat zum 
Vorwurf machte. 

Fortſetzung. Communismus zur Zeit der Reformation. Bei der ſittlichen 
Ausartung der Kirche drang der Geiſt der Oppoſition bis in die höhern Klaſſen und in die 
Geiſtlichkeit ſelbſt ein. Allein vie kümmerlichen Reformen, welche die kirchenverfaſſungs— 
mäßige Oppoſition auf den Concilien von Piſa, Koſtnitz und Baſel verſuchte, konnte den 
Bruch nicht verhindern. Die Lehre Luther's von der Rechtfertigung durch den Glauben, im 
Gegenſatz zu ver äußerlichen Werkheiligkeit der roömiſch-katholiſchen Kirche und zu der aſce— 
tiſchen Selbſtverherrlichung, war der noch unvollkommene, theologiſch verhüllte und darum 
vieler Misdeutung fähige Ausdruck für die Wahrheit, daß ſich der Geiſt nur in ſich ſelbſt von 
der Sünde befreien könne, nicht aber durch den Kampf mit ver außer ihr geſetzten Materie. Um 
ſolchen Misdeutungen möglichit vorzubeugen, wurde fpäter ausgeſprochen, daß zwar die Mecht- 
fertigung durch den Glauben allein erfolge, aber nicht ohne des Geſetzes Werke, die wie gute 
Früchte vom guten Baume aus vem lebendigen Glauben hervorgehen. 

Die Idee der Neformatoren von der „„Hriftlichen Freiheit”, gegenüber dem traditionellen 
Glaubenszwang der römiſch-katholiſchen Kirche, blieb nicht ohne Einfluß auf den Ausbruch 
ded Bauernfriegse. Seinem Weſen nah war er jedoch politifher und foeialiftifcher Natur. 
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Auch waren ſchon vor der Reformation, ſeit Mitte des 15. Jahrhunderts, Die Bauernauf— 
ftände, zumal in den Heinen reichsunmittelbaren Gebieten von Süddeutſchland häufiger gewor— 
den. Mit ven berühmten zwölf Artikeln ver Bauern war ed auf Befeitigung des ſcheußlichſten 
Feudaldrucks, doch keineswegs auf eine Umwälzung der Gefellichaft in ihren Grundlagen ab— 
geiehen. Wohl aber erhob man jih in Schwaben und Franken bis zu großartigen Planen einer 
Reichsreform, wovon damals alle Gemüther erfüllt waren. Die religiöfen Motive follten übri- 
gend die gerechte Sache der Bauern unterftügen. Sie follten zeigen, daß ihre Korverung Öfo- 
nomiſcher und politifcher Nefornen auch mit der evangelifchen Lehre im Einklang ftehe. Ge— 
rade dadurch wurde diefer deutiche Bauernkrieg ein weltgefchichtliches Moment von höchſter Be— 
deutung. Er war vom gefunden Sinne des Volks aus die prophetiſche Verkündigung des 
neuen Staatd und der neuen Gefellihaft, im Geift der wahren Freiheit und des echten Chri— 
ftenthums. Darum bat bereits die Gefchichte ſelbſt wenigftens die theilweife Rechtfertigung 
diefer veutfchen Nebellen übernommen, die unter dem Schwert und dem Henkerbeile geiftlicher 
und weltlicher Bedränger ihr Blut vergoſſen. Sind doch endlich jene Feſſeln, in die noch der 
Grundbeiig geihlagen war und die ſchon jene gedrückten Bauern zu zerreißen hofften, in allen 
Ländern des weltlichen Europa entweder gelöft oder durch eine tteue Revolution gefprengt wer: 
den. Und ift doch auch die Idee einer politiſchen Reform des deutjchen Völfervereind an Haupt 
und Gliedern wieder in Kopf und Herz aller Klaffen ver Nation gedrungen. Aber freilich für 
jenen „chriſtlichen Staat”, wie ihn die deutſchen Bauern im Namen der „chriſtlichen Freiheit“ 
verlangten, ift auch jet noch das Wenigſte getan. Denn was wollten die Bauern, als fie 
die Bejeitigung drückender Zehnten und Fronen verlangten? Sie wollten den fauern 
Schweiß ihrer Arbeit nicht fort und fort für andere, fie wollten ihn nicht für die müßigen 
Reichen vergießen. Der Kern ihres Gedanfens war aljo die Korderung ded Rechts auf den 
freien Genuß der Früchte ihrer Arbeit, im Verhältniſſe zudiefer Arbeit. Denn darauf fommt 
es wenig an, daß fie diefe jocialiftifche Forderung noch nicht in eine allgemeine Formel ein- 
zukleiden wußten; daß fie diefelbe nur für das ausſprachen, was ihnen zunächſtlag, was 
fie als unmittelbar drüdend fühlten und erfannten. Aber gerade dieſes Met ift noch un— 
ter der Anarchie der ungebundenen Goncurvenz und bei der jegigen Tyrannei der Reichen 
über die Armen ebenjo wenig verwirklicht als unter der frühern Herrfhaft des Feubal- 
zwanges. 

Es iſt bekannt, wie Luther zwar den geiſtlichen und weltlichen Tyrannen, durch deren 
unbarmherzige Härte der Bauernfrieg erzeugt wurde, herbe Wahrheiten fagte und ihnen ver— 
fündete: „Thun's diefe Bauern nicht, fo müſſen's andere thun’‘; wie er aber and unmittel- 
bar nad) einem entftellenden Bericht über den Exceß in Weinsberg ein einſeitiges Vetdam— 
mungsurthell ausſprach und zum Vernichtungskriege „wider die räuberifchen und mörderiſchen 
Bauern’ aufforderte. Er meinte, daß dem „Seelenheil“ des fogenannten ‚„‚gemeinen Mannes’, 
ver fonft allzu üppig werde, eine ſchwere Laft von Arbeit und Entbehrung dienlich jei. Er hul— 
digte alfo einem Vorurtheile, das ſich im Hinblick auf unfern neuern demoralifirten Babrifpöbel 
von felbft widerlegt, Hinter dem ſich aber auch jeßt noch die Selbſtſucht der Reichen and Bor- 
nehmen zu verfteden ſucht. überdies war bei ihm die politifhe Rückſicht enticheidend, daß ohne 
Unterflügung der durch den Bauernaufſtand bedrohten Fürſten und Adelichen das Werk ber 
Reformation fcheitern müſſe. Dazu Famen einzelne Ausbrüche eines ſchwärmetiſchen Wahn: 
ſinns, die zwar bejondere und ganz andere Wurzeln hatten als der eigentliche Bauernfrieg, vie 
man aber diefem felbft unterichob, ohne fie noch bei dem Drange ver Begebenheiten in ihrer 
Beſonderheit zu erfajlen und zu begreifen. Dan hat aljo nicht Urſache, wie dies in neuerer 
Zeit gebräuchlich geworden, das Verdammungsurtheil eines Luther gegen ven Bauernfrieg mit 
einem ebenfo einfeitigen Verdammungsurtheil gegen Luther zu ertwidern. Kein einzelmer, wie 
hoch ex feine Zeit überrage, vermag ſich den herrſchenden Borurtheilen dieſer Zeit ganz zu ent: 
ziehen, und je folgenreicher das neue Princip ift, das er verfühdet, um fo weniger vermag er 
feldft ven ganzen Umfang biefer Folgen zu ermeffen. Seit anderthalb Jahrtaufenden Hatte bie 
Kirche weltliche Macht und Reichthum an ſich zu raffen geſucht, während fie die enterbten Wölker 
mit ihren Anweiſungen auf das himmliſche Jenſeits vertröftete. Dieje Lehre, in ver auch der 
Augufiinermönd; groß gezogen war, ließ ihn den Leib und die ganze reihe Sinnlihfeit des 
Menſchen noch als „finfenden Madenſack“ bettachten; mährend er doch felbft gegen Kafteiung 
und Faften, gegen den Ablaßkram und alle andern blos äußerlichen Opfer und Werke ver 
Scheinheiligkeit eiferte, und fidy an ven kelneswegs afcetifchen Spruch bielt: „Wer nicht liebt 
Wein, Weib und Geſang, der bleibt ein Narr fein Leben lang.” Die Maffe des Volks Hatte 
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aber, wie immer, einen rihtigern Sinn für die Bedürfniſſe ver Maffe, als es jeder einzelne 
ihrer Lehrer und Weifen vabei haben fonnte. So erfannten auch die deutfhen Bauern im 
weitern Umfange ald die Reformatoren felbft, daß die Nechtfertigung durch den Geift des Evan 
geliums nicht ohne die Werke des ihm entfprechenden Gefeges fein könne. Sie forderten daher 
als dad Merk eines ſolchen Geſetzes die gerechtere Vertheilung der Arbeit, des Erwerbs md 
Genuffes. 

Trug der Bauernfrieg ein ſolches focialiftifches Element in feinem Schofe, fo war dies doc 
keineswegs ein communiftifches oder abſtraet gleichheirliches. Diefe traten vorübergehend nur 
da hervor, mo ſich eine mit dem Prineip der Reformation im Widerſpruch ftehende religiöfe 
Weltanſicht gebildet Hatte. So war ed fhon vor der Reformation bei der durch Hand Böheim 
im Jahre 1476 im Würzburgifchen hervorgerufenen Bewegung, wonach fein Bapft, Kaifer, 
Fürft, geiſtliche oder weltliche Obrigkeit beftehen, jeder Zoll, Steuer und Zehnt gänzlid ab: 
gefchafft und jeder ald des andern Bruder leben follte. Eine entfchieden communiſtiſche Rich- 
tung hatte aber die Bewegung der Wiedertäufer oder „Geiſtler“, die von Anfang an auf die 
‚Brüder und Schweftern des freien Geiſtes“ hinweiſt und mit den im fillen fortgepflanzten 
Zehren derjelben im deutlihen Zufammenhange ftebt. Aus dem pantbeiftifchen Spiritualismus 
dieſer ältern Sekte erklären fid) auch die Anfprüche der Wievertäufer auf Vifionen und unmit: 
tefbare Inspiration. Ihr Grunddogma ift wieder die Entgegenfegung von Fleiſch und Geift; 
ihr Ziel die Darftellung des reinen Geiftesmenfhen. Dem Grundgedanken der Reformation 
entgegen, tilgt der Menfch nad) der Lehre der Wiedertäufer durch den freien Willen feines Gei- 
fles die Sünde an feinem Fleiſche. Sie erkannten darum weder Erbſünde noch Chriſtus als 
Sündentilger an und verwarfen hiernach die Kindertaufe. Dagegen war ihnen Chriſtus der 
Lehrer des göttlichen Lebens, der die Menſchen erlöfe, wenn fie feinen Fußtapfen folgen. Sie 
gingen aljo von einer äußerlichen Geſetzesſtrenge aus, und zumal von einem buchſtäblichen Feſt— 
halten an den Vorſchriften ver Bergprevigt. Bei vielen aber fteigerte fid) dies bis zum Wahn, 
dag in wahrhaft Wiedergeborenen und Heiligen fortan der Geift allein herrfche ; daß er feines 
Kehrers mehr bevürfe; day er auch aller Bürgerlichen Gefege entbunden ſei. Dies ftellte ſich zu— 
nächſt dar in dem 1521 durd den Tuchmacher Nik. Storch geftifteten und meift aus Handwer— 
Fern beftehenden Bunde der fjogenannten himmlifchen Propheten. Sie lehrten Gütergemeinſchaft, 
Aufhebung der Ehe in der beftehenden Form und Einführung der Vielweiberei, Abjhaffung 
aller weltlichen und geiftlihen Obrigkeit. Nach ihrer BVertreibung aus Zwidau fanden jie 
Unterftügung in Wittenberg, wo fih ihnen Karlitadt zugefellte, der gleihfalls von einem 
ftarten Feſthalten am Buchſtaben der Schrift ausging und fich gegen jede wiffenfchaftliche und 
gelehrte Auslegung derſelben erhob. Diefed Treiben dauerte, bis ihm Luther durch feine 
Beredſamkeit ein Ende machte. Es Fam aber von neuem zum Vorſchein durch TH. Münzer, der 
1522 in Zwidau Prediger gemwefen war, nad) manden geiftlihen Fahrten nah Thüringen 
zurüdfehrte und zumal in Mühlhaufen großen Anhang fand, bis zu feiner Niederlage bei 
Sranfenhaufen (1525). Es ift ſehr bezeichnend, aber auch fehr erflärlih, daß die damaligen, 
tie viele der neuern Communiften , von Anfang an den feften Boden des Vaterlandes unter den 
Füßen verloren, daß bei ihnen, die e8 in ihter luftigen Schwärmerei fogleich auf eine Reform 
der Menfchheit in Bauſch und Bogen abgefehen Hatten, die Idee einer Reform der deutſchen 
Reichsverfaſſung wie bei den Bauern in Franken gar nicht zum Vorſchein kam. Schon vor 
feinem Auftreten in Mühlhauſen war Münzer mit feiner Gemeinfhaft aller Dinge, die jedem 
„nach Nothdurft“ und „nah Gelegenheit” ausgetheilt werden follten, mit feinem Reich von 
Heiligen und Gerechten ohne Obrigkeit und Gericht, ein fertiger Communiſt. Nach weniger als 
zehn Jahren flug der wiedertänferifhe Communismus, feinem Wefen nad unverändert, in 
Münfter feinen Sig auf. Nur hatte er in Thüringen mehr in der Noth des armen Volks feine 
Duelle, während er in ven wohlhabenden Städten Niederdeutſchlands gar bald in ein raffi— 
nirtes Syften Ber Genußfucht ausſchlug und zur Lieverlichfeit im Namen des ‚freien Geiſtes“ 
ſich verzertte, | 

Nach dem baldigen Falle des weftfälifgen Zion im Jahre 1535 verbreitete fich die wieder- 
täuferifche Lehre durch verfprengte Anhänger in den Miederlanden und drang unter manderlei 
Mandelungen von da in Frankreich und abermals in Norddeutſchland ein. Unter Drud und 
Berfolgung läuterte fie fi) duch Menno Simond. In andern Verziveigungen der Sekte gär: 
ten aber die frühern Elemente fort und bildeten fi in ven Werfen der beiven Niederländer 
David Joris und Coppin zu einem Syſtem auf der pantheiſtiſch-myſtiſchen Grundlage eines 
alldurchdringenden freien @eiftes, der alles unmittelbar vollbringt. Der von ihm Beſeſſene 
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oder Wiedergeborene weiß nichtd mehr von Sünde, unterſcheidet nicht mehr Gutes und Böjes; 
ift frei von jedem Geſetz, denn der Geift treibt ihn, und feine Begierden und Thaten find 
Gotted Begierden und Thaten. Darum iſt dem alled erlaubt, der nicht zweifelt. Welt, Teufel, 
Sünde jind Wahn. Dies ift auch jeder, den der Geift Gottes noch nicht umgeftaltet Hat. Der 
Wiedergeborene dagegen ift bereitd mit Chriftus vom Tode zum Leben und zum vollkommenen 
Genuffe der Seligkeit durchgedrungen. Darum ift ed thöriht, eine andere Auferſtehung, na: 
wentlich des Fleiſches, zu erwarten; da der Geift in Gott zurückgeht und alles Übrige ald Wahn 
vernichtet wird. Mit dem jich ſelbſi Geſetz gewordenen freien Geiſte find Obrigkeit und Eigen: 
thum unverträglih. In der Gemeinſchaft der Heiligen gibt e8 nichts Eigenes: jeder nimmıt 
aus den Gütern ded andern, was ihm beliebt. Auch die Ehe bindet nit; der Geiftliche (Wie: 
dergeborene) fann und foll geiftliche Ehen eingehen, mit wem und auf wie lange ver Geift be: 
gehrt. Dieje Anjicht wurde zumal von Jorid auf die Spige getrieben. Er erklärte die in der 
Ehe erzeugten Kinder für Kinder ver Bosheit und predigte die freie Vereinigung in brünftiger 
Liebe Gottes zur Erzeugung eines reinen Geſchlechts, wobei feiner an eine einzelne Berfon ge: 
bunden fein folle. Für dieſes Syſtem der Ungebunvenheit ſuchte man vorzüglich die höhern 
Stände durch möglichſten Aufwand von Geift und chriſtlich Elingende Sprache zu gewinnen. 
Sp kam die geſchminkte Beftialität noch einmal in Genf bei der Partei der Libertiner, zumal 
bei vornehmen Frauen und Männern, ſowie im benachbarten Neuenburg zum Vorſchein — 
bis im Jahre 1544 Calvin dem Treiben mit Erfolg entgegentrat. 

Im geraden Zufanımenhange mit diefem Zweige der Wiebertäuferei ſteht die Durch einen 
Anhänger von Joris, H. Niklas aus Münfter, um das Jahr 1542 in Holland und England 
geftiftere Sekte der Yamiliften, womit ſich auch die der Renterd verband. Die von Niflas ge: 
gründete Liebesfamilie wurde mehrfacher Ausfchweifungen beſchuldigt, die indeffen nicht er: 
wiejen werden Fonnten. Die Familiſten verloren fih nad einem Verbot ver Königin Eliſabeth 
in Jahre 1580. Bei den jhwärmerijchen Levellers kam mehr ein afcetifher Haß gegen den 
Beſitz, oder doch gegen die Reihen, als eigentliher GCommunismus zum Vorſchein. Auch in 
der Gemeindeverfajlung dev Herenhuter finden jih nur communiftifche Elemente. 2?!) Sonft 
gibt es aber noch von alten Zeiten her einzelne communiftifche Gemeinden, wie bei Thiers in 
der Auvergne, deren Urfprung nad einigen Angaben ind Jahr 730, nad) andern ind 12. oder 
13. Jahrhundert fällt und in diefem Fall wol mit den religiöfen Bewegungen jener Zeit zu: 
fammenhängt. Bon ihrer fonft entſchieden communiftifhen Verfaſſung find noch zahlreiche 
Spuren vorhanden und fie heipen noch jegt communautes. Es waren Familienvereine. An 
der Spige der Berwalfung fanden gewählte Meifter und Meifterinnen zur Vertheilung aller 
Geſchäfte nach der Fähigkeit. Alles Vermögen, aller Erwerb, alle Arbeit waren gemein- 
ſchaftlich. Um ihre Fortpflanzung zu erleichtern, hatte ihnen Papft Leo X. im voraus Dispenſe 
für Ehen zwijchen Vettern und Bafen u. ſ. w. ertheilt. Ähnliche landwirthſchaftliche Bemeinden 
beitanden jahrhundertelang in der Picardie. 22) 

GCommuniftifhe und focialiftifhe Utopien. Gommuniftiihe Kehren bis 
zur Revolution. Wider die Misitände des überwiegenden Individualismus fam, unab: 
hängig vom religiösscommuniftifchen Seftenwefen, eine Doctrin zum Vorſchein, vie fich zu: 
nächſt darin verſuchte, die Gegenbilder eines ivealen Staats und einer idealen Geſellſchaft zu 
zeichnen. Seit der 1516 von Thomas Morus herausgegebenen „Utopia“, wohin der berühmte 
englifhe Kanzler eine Gemeinſchaft ver Güter und der Arbeit verpflanzt, ohne jedoch die ver 
Frauen zuzulaſſen, find ſolche Utopien bis auf die neueſte Zeit ziemlich zahlveih geworben. 
Schon das 17. Jahrhundert hatte die „Civitas solis‘ und die,,Monarchia Messiae‘ des calabre: 
ſiſchen Mönchs Gampanella; die „Nova Atlantis‘ ded großen Reformators der Philofophie und 
Staatsmanns Bacon, die „Oceana“ von Harrington und Ähnliches von andern hervorgebradt. 
Dod find die beiden legtern nicht eigentlich communiftiih. Vom 18. Jahrhundert an trat die 
communiftiihe Lehre theild nur in einzelnen Andeutungen, theild ſchon etwas vollftändiger 
ausgebildet und in mehr wiflenichaftliher Faſſung auf; immer jevod im Zufammenhange mit 
einer religiöfen oder philofophiihen Weltanihauung, ob dieſe nun Kriftlich hieß, oder deiſtiſch 
theiſtiſch oder atheiftifch-materialiftifch war, 


2 21) Ds 3. B. Grund der Verfaſſung der evangelifchen Brüber-Unität EN Confeſſion, 
g 


22) Michelet, Le peuple (Paris 1846); Briefe aus der Auvergne (Morgenblatt 1845). 
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Auf einzelnes ift Hier um fo weniger einzugehen ??), als ſich die communiftifchen Mei— 
nungen bed 18. Jahrhunderts im 19. wiederholen, indem jie zugleich in fhärfere Kormen 
und Unformen auögeprägt wurden. Nur auf eine Hauptſache ift aufmerkſam zu machen. 
Die witigften Schriften, aus denen die neuern franzöftfhen Communiften geichöpft haben, 
auf die auch einige deutſche liebäugelnd zurüdbliden, find, außer denen des epikuräifchen Dei— 
ſten Morelly, die von Holbach, von Helvetius und das wahrfheinlih auch von Holbach her: 
rührende „Systeme de la nature”. Es ſind alſo materialiftiihe und zum Theil entfchieven athei= 
ſtiſche Schriften, wie fie aus dem von England nad Frankreich verpflanzten noch einfeitigen 
Senfualismus hervorgehen mußten. Darin ift fhon viel die Mede von der „freien Leiden— 
haft‘, der freien Begierde und freien Sinnlichkeit; wie bei den „Geſchwiſtern des freien 
Geiſtes“ und bei den „Geiſtlern“ der Reformation vom ‚freien Geifte” die Rede war. Auch 
unter unjern deutſchen Gommuniften fanden fih folde Renommiſten des „freien Geiſtes“. 
Mit dem komifhen Dünkel des bornirteften Sektengeiſtes verjuchten fie auf die angeblidy Un— 
freien herabzuſehen, feit fie fih aus ihrer „freien Sinnlichkeit” zwar fein goldene, aber ein 
ſehr natürliches Kalb aus Fleifh und Bein gemacht haben, indem fie ſich felbft mit ihren Lau— 
nen und Gelüften verehren. Darin liegt Fein Widerſpruch, weil diefer fogenannte freie Geift 
doch nur der unfreie, zum Sklaven der Sinnlichkeit gewordene ift, Wer ji einbilvet, über 
den Unterſchied von Gott und Menfchen weg zu fein, während ihm doch der platte Atheismus, 
dad bloße inhaltleere Wegleugnen der Gottheit nicht mehr genügt; wer fi alfo dennoch ge: 
trieben fühlt vom ewigen Bevürfniß der Vernunft nah Einheit und einem Lebensprincip, der 
hat nichts anderes übrig, ald daß er entweder auf ven Beift des Menſchen oder auf feine Sinn- 
lichkeit den Nachdruck lege. Im erften Falle kommt er zu jenem ivealiftifhen Pantheismus, der 
von einem bewußtlofen Geifte ausgeht, um ihn erft im Menfchen zum Selbftbemußtjein über: . 
ſchnappen zu laffen; im andern Falle zum materialiftifchen Bantheismus, dem der Geift nur 
nod als raffinirte Sinnlichkeit erfheint. Aber auch jener Idealismus ift nur ein Umweg, um 
doch wieder unter die rohe Herrichaft ver Sinnlichkeit zu fallen. Denn hat ſich erft der Menſch 
zum allein freien Geifte, zum Gott geträumt, fo entbedt er bald in jedem Sinnenfigel ein gött- 
lies Gebot. Darum ift die Afcefe, die vom felbftgenügfamen Menfchengeifte aus die Sinn: 
lichkeit beherrfhen wollte, gerade aufdem Punfte, da fie diefe Herrſchaft errungen zu haben 
meinte, ſtets wieder in die Knechtſchaft der Sinne zurüdgefallen. In den endlichen praktiſchen 
Bolgen ift ed auch weſentlich gleihgültig, ob diefer Bildungsgang mit PhHilofophie beginnt 
und eine Zeit lang in Begriffsformeln ſich fortfegt, ober ob man durch pietiftiihen Gefühls— 
figel über den Unterfchied zwifchen Gott und Menſchen fi wegjegt. Der Pietismus, der Die 
unmittelbare Einkehr Gottes in den Menſchen herbeizubeten wähnt, ift doch nur ein praftifcher 
Pantheismus, der auf feinen legten Stufen zur aufgeregten Sinnlichkeit des Muckerthums 
wird, Darum fanden die philofophirenden Nachhegeler dieſem MudertHum lange nicht fo fern, 
als fie ihre Philoſophie träumen ließ. Und darum war ihr monoton verhallendes Geſchrei vom 
„freien Geifte” oder von „freier Sinnlichkeit” doch nur das alte Lied, dad mit immer gleichen 
Strophen bald von vorn nad hinten, bald von hinten nad) vorn gefungen wird und mit ſchnei— 
dendem Miston durch Jahrtaufende ver Weltgefchichte klingt. Dieſe Diffonanz kann einzig ihre 
Auflöfung finden dur die vollftändige Geltendmachung des chriſtlichen Theismus aud in den 
geſellſchaftlichen Verhältniffen des Menſchen zum Menfchen. 

Der Communismus feit der Franzöfifhen Revolution. Der immer beut- 
licher erfannten, immer bitterer.empfundenen Ungleichheit in ver Vertheilung von Vorrechten 
und Unrechten an die verſchiedenen Klaffen ver Gefellihaft konnte die Franzöſiſche Revolution 
in ihrem Beginne nur den noch inhaltleeven Begriff ver Gleichheit der Rechte entgegenfegen. 
Doch wurde von diefem Standpunfte aus ſchon in der Gonftitution von 1791, neben ver Aner: 
fennung des Eigenthums „als eined unverleglihen und geheiligten Rechts“, zugleich auf „eine 
öffentliche Einrichtung“ Hingerwiefen, um allen Bedürftigen Unterftügung zu gewähren und 
den „gefunden Armen Arbeit zu geben, wenn fie fidh felbft Feine verſchaffen können‘. Wäre 
dieje „Öffentliche Einrichtung’ wirklich getroffen worden; wäre fie in dem vernünftig nothwen⸗ 
digen Umfange getroffen worden, daß der Staat jevem feiner Mitglieder in einem beftimmten 
Duantum Arbeit und Arbeitöverdienft zugleich die Subjiftenz und eine Baſis freier Entwide- 





- 23) Näheres in: Grün, Die foriale —— in Frankreich und Belgien (Darmſtadt 1845); einzel⸗ 
nes auch in: Engel und Marr, Die heilige Familie u. ſ. w. (Frankfurt 1845). 
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fung gefidhert hätte: fo wäre die Idee der Freiheit und der Gleichheit in der Einheit des Staats 
zugleich verwirklicht, fo wäre die wefentlid nur politisch gebliebene franzöſiſche Umwälzung 
von Anfang an aud) eine durchgreifend ſoeiale geworden. Dies ift jedoch His zur Stunde nicht 
gefäjehen, weder in Frankreich noch in irgendeinem andern. europäiſchen Staate, der im den 
Kreis der von dort audgegangenen Bewegung hineingezogen wurde. Darum ift die Kranzdfifd: 
Revolution, ebenforwol als die deutfche Neformation, nur Bruchſtück. Und darum iſt es er: 
Flärlih genug, daß die zurüdfgefegten, nur mit einer unerfühlten Verheifung abgefundenen 
Glieder der Geſellſchaft in ihrer Weife ſich felbft Necht zu ſchaffen juchten, wobei denn Aue: 
ſchweifungen in That und Lehre ebenfo wenig ausblieben , als fie im Gefolge ver Reformation 
ausgeblieben find. War ja das thatfählid vorhandene Proletariat fhon durch die Gonftitutien 
son 1791 auch ein ausdrücklich berechtigtes geworden, da man ihm Die Ausſicht auf geſicherten 
Erwerb verfaffungsmäßig eröffnet hatte. Freilich wäre es zu ven Kämpfen des Profletariati 
auch ohne jene Verheifung gekommen. Aber die Formulirung feines Rechts in ver Berfaflung 
war doch die Anerkennung einer forialen Nothiwendigfeit von feiten des Staats und trug me: 
nigftend dazu bei, dem Geifte der prolstarifhen Maffe von vornherein einen Anhaltpunft m 
eine beftimmte Richtung zur Verfolgung beftimmter Rechte zu geben; fie trug alfo bei, daß id 
Proletariat und befigende Bourgeoifie erft unterfcheiden lernten, um fich fpäter feindſelig ent: 
gegenzutreten. Die Berfaffung von 1791 erklärte, „daß die Bürger keinen andern Unterfhin 
unter fih anerkennen ald den der Tugenden und der Talente”; und forderte doch für Die Aus: 
übung des activen Staatsbürgerrechts eine dem Werth dreier Arbeitstage gleichkommende ti: 
reete Steuer, ſowie für die Wählbarkeit ven Nachweis eines beftimmten, wenn auch nidt be 
trächtlichen Beſitzes. Robespierre's Entwurf einer Erflärung der Menſchen- und Bürgerredt: 
ſowie die Gonftitution von 1793 erflärten die „öffentlichen Unterftügimgen für eine gebeiliate 
Schuld“. Sieerkannten alfo abermals ein durch den Staat zu verwirklichendes Recht Des Pre: 
letariats an, zwar in unbeflimmterer Faſſung ald 1791, aber au ohne die Widerſprüche in 
der Gonftitution diefes Jahres. Zugleich wurde, wie früher, das Eigenthum garantirt. Mit 
der gleichzeitigen Anerkennung einer „‚gebeiligten Schuld öffentlicher Unterſtützung“ erfannte 
jich alfo der Staat für verpflichtet, jedem Geſellſchaftsgliede das ihm nothwendige Eigentbum 
zu garantiren; ein Gedanke, ben Gondorcet in der Geſetzgebenden Verſammlung mehr rn: 
wickelt hatte. Dies gefhah auch factiſch während der Schreckensherrſchaft, da fich die Gewalt: 
haber auf die untern Klaffen ftügten und alfo die temporäre Siherftellung der Subfifteng ihrer 
Helfer ihre nahe liegende Sorge war. 

Nach vem Sturz der Schredenäherrfchaft, als wieder die Verfaffung von 1795 Die politi- 
Then Rechte von Bells und Eigenthum abhängig gemacht hatte, ſahen ſich bie nit oder nicht 
genügend Befigenven durch die ausſchließend oder vorzüglich Beſitzenden abermald vom activen 
Staate ausgefchloffen. Sie wurden alfo zur Oppofition gegen den auf Gigentbum gegründeten 
Staat; und ihre Oppofition mußte fi gerade in ihrer erften Phaſe ala bloße Verneinung dei 
individuellen Eigenthums, ald Communismus offenbaren. Diefer fand feinen Ausdruck un 
Sammelpunkt in der Verſchwörung Babeuf's und feiner Gefährten. Seine Lehre verkünden 
die gleiche natürliche Berechtigung jedes Menfhen auf den Genuß aller Güter und den auf ar 
meinfame Arbeit gegründeten gemeinfhaftlihen Genuß. Sie bezeichnete jede ausfchliefliä: 
Aneignung der Güter ded Bodens oder der Induftrie als Verbrehen. Ein befonderes Germid: 
wurde auf die Gemeinſchaftlichkeit des Bodens und auf die Organifation der communiſtiſchen 
Landwirthſchaft gelegt, während die Induftrie nur nebenbei in Betracht fam. Sehr natürlich 
da ſich in Frankreich das gtoße Grundeigenthum allmählich gerfilitterte, während ſich die große 
Induftrie erft ausbildete. Die ganze Bewegung der Revolution war im Anfange gegen ven 
grundbegüterten Adel und Klerus gerichtet. Große Fabrifherren waren noch wenige vorban: 
den. Alfo konnte fi) der erfte Communismus noch auf feine Mafle von Fabrikarbeitern ftügen, 
ſondern nur auf den nicht befigenden und nicht arbeitenden Pöbel der geoßen Städte, fowie in 
zweiter Linie auf das Proletariat auf dein Rande, oder auf die große Zahl derjenigen , die nos 
nit Grundeigenthümer waren. Einzelne unter den communiſtiſchen Betheiligten wollten ſogat 
die Städte zerftört haben. Sie gingen in der Sucht, die ganze Geſellſchaft in eine einfärmig 
gleiche Mafle zu verfchmelzen, fo meit, daß fie felbft jeder Auszeichnung durch Kenntniß und 
Bildung vorbeugen wollten. Eine’ gleiche Erziehung für alle Kinder ſollte alle auf ein gleidrt 
Maß von Bildung beſchraͤnken; eine tyrannifche Genjur follte darüber wachen, daß fid dir 
plattgetretene Gejellihaft über dieſes Niveau nimmer erhebe. Es war nur eine Eonceffion für 
die mit Babeuf in Verbindung getretenen Repüblifaner und Anhaänger der Brrfaffung von 
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1793, daß diefe ald wahres Gefeg der Franzoſen verkündet wurde, weil dad Volk fie feierlich 
angenommen habe. In ver That follte aber nach der Anfiht der eigentlichen Babeufiften ver 
Staat in feiner frühern wefentlihen Bedeutung völlig verſchwinden: ala einzige Obrigfelt 
follte fortan nur eine Theilungsbehörde beftehen für Vertheilung der Arbeit, für Einſamm-— 
fung alfer Broducte in Öffentlifen Magazinen und für ihre Verabreichung an Gemeinden und 
einzelne. Es verfteht ſich, daß bei ſolchen Ausgangspunften fir die Gründung einer neuen 
Geſellſchaft am wenigſten von Kirche und Geiftlichfeit die Rede war. Ebenfo wenig kam aber 
ein atheiftifches Element zur Entwidelung. Babeuf umb viele ver ihm Verbundenen ließen 
noch in der Welfe eines Nobespierre neben ihrer communiſtiſchen Tugendgeſellſchaft ein höch— 
fies Weſen gelten ; doch ſtanden fih Gott und Menfchen blos äußerlich und gleichgültig einander 
zur Seite. Die Tugend felbft mar ebenfo äußerlich geworden und einzig in das Gefe verlegt, 
das für alle tugenbhaft war, da es jeden zwang, nicht mehr und anderd zu fein und zu haben 
als jeder andere. In ftrengfter Gonfequenz hätte man von da zu einer Gemeinfchaft der Meiber 
kommen müffen. Aber keine Lehre entfaltet fogleich alle ihre Folgen. Und fo ſprach denn ſelbſt 
der cyniſch⸗materialiſtiſche Silvain Marehal, nad Babeuf und Darihe einer der communi- 
ftifchen Hauptführer, noch mit einiger Salbung vom Menschen in ver Familie und vom häus— 
lichen Brieben. **) j 

Mit unerfhüttertem Muthe und fefthaltend an ihrer Überzeugung farben Babeuf und 
Darthé auf dem Schaffot. In einer Geſellſchaft, welche die erkannte Pflicht gegen ihre leiden— 
den, zu leiblihem Elend und ſittlicher Verwahrloſung verdammten Mitglieder nicht erfüllt, 
muß fich felöft jeder Itrthum und Wahn für gerechtfertigt halten, und der Fanatismus erringt 
fich die Krone des Märtyrerthums. Gleichwol ſchien die communiftifche Lehre ſchon im Blut 
ihrer erften Opfer erftidt. Doc fo fihien es blos, denn fie ließ fi mit ganz Frankreich nur 
feffeln durch den beranfhenden Zauber des militärifhen Rubms, um fpäter wieder trogig 
beransfordernd bervorzutreten, ohne viel gelernt und viel vergeflen zu Haben. Noch unter dem 
Soldatenfaifer und dem Geräuſch der Waffen verbreitete St.-Simon in Fleinem Kreife feine 
Lehre, aus der alle ſpätern Gründer von Theorien einer neuen Gefellfchaft, auch fpätere Com— 
muniften mehr oder minder [höpften. Die Verſuche der Reftauration zur Herftellung der Herr= 
ſchaft der Ariftofratie und Hierarchie hielten alle Gegner einer Reaction, über welche fähon die 
erfte Revolution den Stab gebrochen hatte, in noch compacter Maffe zufammen. Nach ver 
Julirevolution handelte es fi zunächſt um den blos politifchen Kampf einer vepublifanifchen 
Partei gegen die Monardhie. Im Verlaufe deffelben wurde es jedod immer deutlidher, daß 
auch der neue Bürgerfönig nur an ber Spige einer neuen Ariftofratie des Reichthums ftehe, 
Die Nation fchied ſich hiernach mehr und mehr in den Gegenfag der Bourgeoifte, die ſich im 
Befig eines irgendwie auf Kapital gegründeten zureihenden Nahrungsftandes befindet und zur 
Erhaltung ihres BefigthHums an den Thron fi anlehnt, um unter feinem Schuge mit dem 
Muth ver Angft lich jelbft und ihre Habe zu vertheidigen; und in das Proletariat oder Die große 
Zahl derjenigen, die im ungeſicherten oder ımvollfländig geſicherten Erwerb durch Arbeit nur 
von Hand zu Mund leben. So mußte endlich die Hauptmaſſe aller Unzufrievenen von focialis 
ftifchen Anſichten durchdrungen werden, vie aber darum noch lange nicht commumiſtiſch find. 

Eine eigentlih commimiftifhe Faſſung erhielt die Unzufriedenheit bei einer Braction des 
peuple erft nad) dem Siege der Regierung im Jahre 1834 über die republifanifche Gefell- 
Schaft der Menſchenrechte. Der äußere Anlaß dazu war die Verbreitung einer Gefchichte der 
Verſchwörung Babeuf'd von Buonarotti, einem der bervorragendflen Mitverfchmorenen. 
Seine Schrift mahte Propaganda unter den gefangenen Republifanern, die nun theilweife als 
Babeufiften die Kerfer verliefen und nad wieverholt mislungenen Verfuchen den Hebel zum 
Umfturz der Monardie im Communismus gefunden zu haben meinten. Die erneuerte Lehre 
wurde fortan im Broletariat verbreitet. Zugleich trat die ſchon lange feimende Spaltung zivi> 
ſchen der communiftifgen und alten republifanifchen Partei fthärfer zu Tage. Die communt: 
ftifehe Fraction brachte #8 im Jahre 1887 zu einem erften Öffentlichen Organ, vem ‚‚Moniteur 
r&publieain‘, der fich ſogleich mit biutbürftiger Gleichmacherei an die Leidenschaften und Gelüfte 
des roheſten Pobels wandte. Etwas gemäßigterin den Ausdrücken trat der „Homme libre‘ 
auf und ging näher auf Darftellung ver Babeuf'ſchen Lehre ein. Auf eine foriale Umwälzung 





= Bol. Stein, Der Sorialismus und Communismus des heutigen Franfreich (Leipzig 1842), 
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in dieſer Richtung, doch ohne ein beftimmtered Ziel, war ed aud) bei vem aus der „Geſellſchaft 

der Jahreszeiten‘ hervorgegangenen Aufftande vom 12. Mai 1839 abgefehen. Der auf offener 

Straße überwundene Gonmunismus hatte fih, da er feine Tollfühnheit büßte, zugleich im 

feiner Schwäche gezeigt. Er fam nur noch in vereinzelten Attentaten (Dueniffet) zum Vorſchein 
oder zog fich in geheime Gefellfgaften zurüd, um fi vorerft ald Doctrin in verfchiedener 
Weiſe auszuprägen. So hielten ſich die travailleurs &galitaires noch an den Babeufismus, 
ben fie in mancher Beziehung auf eine äußerfte Spige trieben. Ihre Doctrin prebigte die Ver: 
fündung ded Materialismus, weil er dad unveränderliche Gefeg der Natur fei; die Aufhebung 
der einzelnen Familie, weil fie die erfplitterung der Zuneigungen erzeuge; und Die ver Ehe, 
weil e8 ein ungerechtes Geſetz fei, welches das Fleiſch als perjönliches Eigenthum fege; die Zer— 
ftörung der Städte, ald.der Mittelpunfte ver Beherrſchung und Beftehung u. dgl. 

Bon diefem Unfinn zurüdgefchredt, bildete fi in den ,„„Reformiften eine Partei foctaliftifcher 
Proletarier, die fich renlihe Mühe gaben, über die Gebrechen der Gefellihaft und die Mittel 
ihrer Heilung zum Verftändniffe zu kommen. Sie feinen es jedoch zu mehr nicht gebracht zu 
haben als zu einigen communiftifchen Anflügen und Allgemeinheiten. Ein beflimmteres und 
im Gegenfag mit den Rafereien der Egalitaires zugleich ein humaneres ®epräge erhielt pagegen 
der franzöfifche Gommunidmus durch Gabet, welcher denn auch weitaus von der großen Mehr— 
zahl der franzöfifhen Gommuniften ald geiftiges Oberhaupt betrachtet wurde. 

Zur frievlien communiftifhen Propaganda auf dem Wege der Lehre und Überzeugung 
hat Gabet eine raftlofe literarifche Thätigkeit entfaltet. 25) Im Widerjpiel mit feinen meiften 
Vorgängern, die ſich entweder in trübfelige Träume von Zerflörung und Gleichmacherei einge: 
wiegt oder in nur vagen Skizzen eined communiftifhen Himmelreichs auf Erden verſucht hatten, 
gab fih Cabet in feinem Hauptwerfe, der „Voyage en Icarie‘, die unſchuldige undankbare 
Mühe, feine blonden und brünetten communiftifchen Engel forgfältigft aufzupugen. Sein 
utopifches Schlaraffenland ift eine Geßner'ſche Idylle ins Communiftifche überfegt, nur daß 
man vor Schafen feine Schäfer fteht; fein Staat ift ein Cabinet von Wachsfiguren, die mit 
Federn verjehen find und wie Vaucanſon's Ente kauen und vervauen. Darum gibt's aud in 
Ikarien „beinahe kein Zahnweh mehr“. Als größtes Übel, das einen fonft eifrigen ifarifchen 
Theiſten faft am Dafein Gottes zweifeln läßt, bleibt nur übrig, daß die „unſchuldigen Kin—⸗ 
der“ die Zähne nicht ganz ohne Schmerz bekommen. Sonſt iſt es ein Vergnügen krank zu ſein, 
denn die ikariſchen Arzneien ſind wahre Leckerbiſſen. 

Übrigens war Cabet nicht thöricht genug, um gleich den meiſten deutſchen Communiſten 
den Staat, die Nationalität und das Geſetz in der ſogenannten freien und gleichen Gemeinſchaft 
„aufheben“ zu wollen. Er that ed fo wenig, daß vielmehr „la loi“ den „funfzig Millionen 
Ikariern“ ihr ganzes Thun und Laffen vordenft und vorjagt. La loi ſetzt vie tägliche Arbeits: 

zeit auf fo und fo viel Stunden und Minuten feft; la loi orbnet an, wann und wie lange füänmt: 
liche communiftifche Männlein und Fräulein Toilette zu machen haben; la loi führt ein „neues 
Gemüfe” in allen ikariſchen Haushaltungen ein; laloi forgt für „kalte Küche‘ zu ven ifarifchen 
Landpartien. Der Communiftenftaat Jfarien verdankt feine Geburt einer großen Revolution 
unter der Führung des „bon Icare” gegen eine [höne Königin und den böfen Minifter Birbor. 
Darum gebietet la loi, gleichwie die Engel im Himmel Halleluja fingen, daß die Ikariet 
immer und immer die große Nationalhymne fingen zu Ehren deffelben „bon Icare”, der muth: 
maßlih in der „ſchlechten Geſellſchaft“ M. Cabet hieß. Dies foll mitunter in Chören von 
„100000 Stimmen” geſchehen. Auch verordnet la loi, daß der Jahrestag dieſer Revolution 
viel fplendiver gefeiert werde ald die Julitage in Paris. Da werden am Morgen bed erften Feft: 
tags die überraſchten Bürger buch den Ton der Sturmglode geweckt; Flintenſchüſſe fallen, 
Kanonen donnern, Barrifaden werden errichtet. Die erfte Barrifade des „königlichen Mili- 
tärd‘'-wird von einem tapfern ifarifhen gamin erftiegen. Zwar wird bei vem großen National 
feſte nicht mit Kugeln gefhoffen, aber zur Erhöhung des dramatiſchen Effects befiehlt la lei 
dem gamin, daß er wie tobt nieberfalle u. dgl. Bei all dieſem Glanze ift den guten Sfariern 
nit erlaubt, zu jchreiben und drucken zu laffen, was fie wollen. Ahnlich wie in Babeuf’d 
Eommuniftenftaat, bat in Ikarien la loi befohlen, daß die nicht officiell gutgeheißene Literatur 
als „ſchlechte Preſſe“ verbrannt werde. Zum Erjag dafür vejeuniren, diniren und foupiren 
die Ikarier zu Haufe oder bei ihrem „restaurateur r&publicain‘ viel beffer als bei den beften 





25) S. Gabet, Etat de la question sociale en Angleterre, en Ecosse, ‚en use et en France 
(Paris 1843). 
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Traiteurs in Paris und Xondon.26) Und fo ift diefed ganze Werk von Anfang zu Ende ein 
Haufe findifcher Pedantereien und pedantifcher Kindereien. Bon allen Völkern könnten am we— 
nigften die Sranzofen nur ſechs Stunden in diefem ifarifhen Communiftenftaate aushalten. 
Aber aud) dad reizt, was unferer Natur recht grünplich widerfpridt. Die „Voyage en Icarie‘ 
hat mehrere Auflagen erlebt; fie war das Credo der großen Mehrzahl aller Teichtgläubigen 
Eommuniften, die in diefem Buche einen Beleg für die Ausführbarfeit ihrer Träumereien zu 
finden wähnten, ohne nur zu gewahren, wie in ihrem Ikarien die ganze Freiheit der Indivi— 
dualität mit ihrer unermeßbar reihen Bethätigung entweder zu Tode gefüttert oder mit der fei= 
denen Schnur des milden ifarifchen Gefeges zu Tode gewürgt wird. 

Bei dem allen Hat Gabet, wie ſchon gefagt, das große Berbienft, daß er fi dem Unſinn 
der Egalitaired entſchieden entgegenfegte. Ihm ift namentlich die Ehe und das Familienleben 
heilig. Er Hat in feiner Weife feine Stunden der Andacht und hält wenigftend feit an einem 
fümmerlihen Deismus, der jid) in feinem Ikarien auch äußerlich foll gebaren dürfen, ohne 
daß er in den noch plattern Atheismus fällt. Der Ioyllendichter Eabet fand indeß neben großem 
Anhange auch entſchiedene Gegner unter den Communiften felbft. Namentlich trat ihm Dezamy 
mit feinem atheiftifch-beftialifhen Communismus entgegen. Da wird im „Code de la Com- 
munauté“ wieber furzer Hand alle Regierung in Verwaltung verwandelt: an der Spike des 
Staats fteht ein Nehnungsführer und ein — Negifler. Die Arbeit braucht nicht erzwungen 
zu werben; man hat nur allen Naturantrieben freien-Spielraum zu laffen, dann concorbiren 
fie durchweg in ihrer Gefammtheit. Folglich braucht e8 feines Geſetzes. An feine Stelle tritt 
die Wiffenfhaft, die wol auch ind „Regifter” gehört. Im Namen diefer Wiffenfhaft wird die 
Ehe verworfen; fie wird durch die Naturphilofophie der Hunde auf der Gaffe erfegt. 

In Belgien, wo eine zahlreiche Bevölkerung von Fabrifarbeitern zu wiederholten malen 
drohende Ansprüche erhob; wo de Potter, einer der frühern Hauptführer der republifanifchen 
Partei, fhon im Jahre 1831 erklärte, daß die politiſchen Umwälzungen nichts helfen, daß man 
eine ſoeiale Revolution machen müſſe: hat jich doc der Sorialismus noch nicht bis zurlingeftalt 
des Communismus aufgetrieben, ob ihm gleich die Lehren eines Barteld, Jottrand und Kat 
ziemlich nahe ftehen. Bon der weitern Berirrung zum atheiftifhen Communismus ſcheint id 
ſelbſt die entſchiedenſte Oppofition gegen ven katholiſchen Klerus fern gehalten zu haben. Der 
weite Boden des freien Nordamerika ift noch ein Verfuhsland für alle möglichen Theorien.?7) 
Unter den taufend Zeitungen und Zeitſchriften in den Vereinigten Staaten befinden ſich einige 
wenige von communiftifher Färbung. Schon vor der europäifh-forialen Bewegung fomwie im 
Verlaufe derfelben haben ſich dort in engern Kreifen, wo fie überhaupt nur ausführbar jind, 
einige communiftifche Gemeinfchaften gebildet. Davon gedeihen nur diejenigen ökonomiſch gut, 
welche geiftig um fo fchlechter geveihen. Es find die von ven Anhängern eines bornirten Pie— 
tismus gegründeten, die fih in ihrer Stumpffinnigfeit um fo leichter der dictatoriſchen Leitung 
eines weltlihen und geiftlihen Oberhaupts fügen. Dies gilt zumalvon der von Rapp gegründeten 
und lange unumfchränft beherrfchten Harmoniftencolonie Economy am Ohio; ſowie von den zehn 
communiftifchen, aus je 3—800 Mitgliedern beftehenven Gemeinden der Shafers, einervornahe 
80 Jahren geftifteten ſchwärmeriſchen Methodiſtenſekte, mit unmittelbaren Infpirationen und 
Bemühungen des „Heiligen Geiſtes“ in allen Lappalien ihres beſchränkten Dafeind. Diefe pro— 
teſtantiſchen Seftirer begannen mit einer Afcetik, wonach fie die Ehe und jede fonftige geſchlecht— 
liche Verbindung für unerlaubt erklärten. Im Inftinet der Selbfterhaltung haben fie dafür ge: 
forgt, daß nicht Erziehung und Unterricht ihre Anhänger ein fehr knapp zugemeffenes Maß von 
Bildung überfchreiten laffen. 

Der Communismus hatte unter den deutfhen Handwerkern in Paris einige Anhänger ge= 
funden, und wurde von da duch Weitling in die Schweiz verfhleppt, aus der er nad) flüchtiger 
Erfheinung und einigem Gepolter ſpurlos wieder verſchwunden ift.28) Unter den in den vier— 


26) Gabet berichtet von ſich felbft (im Etat etc., ©. 79), er habe die Reife in Ifarien während feines 
fünfjährigen Erils in England verfaßt, „après avoir etudie les opinions de tous les philosophes 
(plus de 1000 volumes) “! 

27) Über den Communismus in England f. den nachfolgenden Art, Eommunismus und Socialis- 
muß feit 1848, 

28) Außer den Schriften von Weitling felbft und einer Reihe bald verfchollener communiftis 
fcher Brofchüren und Zeitfchriften f. den Bericht von Dr. Bluntfchli über: Die Communiſten in ber 
Scyweiz u. f. w. (Zürich 1848), fowie die Berichte über die 1845 in Neufchätel geführten Unterfuchun: 
gen gegen die Communiſtenvereine und die fogenannte „Geheime deutfche Propaganda”. Diefe Berichte 
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ziger Jahren in Deutſchland und der Schweiz erſchienenen communiſtiſchen Schriften ſind faſt 
nur diejenigen von Weitling ſelbſt der Erwähnung werth. Ob er gleich manche Verkehrtheit zu 
Tage gebracht und von den franzöſiſchen Communiſten manches entlehnt hatte, erfaßte er doch 
ſeine Aufgabe auch mit origineller Kraft; und ſelbſt in ſeinen wunderlichſten Erfindungen, wie 
in jeinen „Gommerzftunden‘ und im ‚Trio‘ feiner geträumten Handwerkerwelt, that ſich wenig⸗ 
ſtens das Beftreben Eund, über die blope Verwirrung des Beſtehenden hinaus- und zu irgend- 
einem Pojitiven zu gelangen. Seine Schilderungen ver „schlechten Geſellſchaft““ Haben bei aller 
Übertreibung viel Wahrheit; und ihm, einem proletarifhen Autodidakten, mochte man ed noch 
am wenigften verübeln, wenn er in feiner Gejellichaftälehre die Befriedigung der Sinnlichkeit 
im Menſchen vorzugsweife zum Zielpunft Hatte. Unter den andern deutihen Communiſten 
fanden fich wol mande, die fih duch Schilderung geſellſchaftlicher Misftände, wol aud durd 
einzelne praftifhe Vorihläge zu focialen Beſſerungen Bervienfte erwarben.2%) Aber für bie 
ganze jocialiftifche Literatur des vorigen Jahrzehnds bleibt e8 dennoch wahr: was darin taugte 
war nicht Communismus, und wad Communismus war, taugte nicht. 

Der Communismus im Widerfprudh mit den gefeglih anerfannten Ber: 
bindungen des Menihen mit der Sadenwelt: Eigenthum, insbeſondere 
Eigenthum an Grund und Boden. Erbrecht. Es gibt nur individuelles Menden: 
leben, nur Thätigkeit von ſich, d. b. von feinem Ich aus oder nad fi Hin. Das Leben ift alſo 
in beftändigem Wedel Production und Conjumtion im weiteften Sinne. Indem ich meine 
Thätigfeit äußere, auf beftimmte Gegenſtände richte, wirken dieſe fogleih auf mich zurüd; 
ih nehme Eindrücke von ihnen in mid auf, ich. trete alfo vor andern Menſchen mit diejen 
Gegenftänden in eigenthümlih beftimmte und beflimmende Verbindung. Dies ift, wie 
jhon hervorgehoben wurde, der in der Menfchennatur liegende Grund für die nothwendige 
Entftehung des individuellen und mannichfacher Arten des beiondern Eigenthums, durch die 
ausdrückliche Anerkennung der zum Staat verbundenen Geſellſchaft, d. h. durch das Geirg. 
Und dies gilt ebenfowol für dad Eigentbum am Boden, wogegen der Gommunismus baupt- 
ſächlich zu Felde zieht, als für das an beweglichen Sachen. Ja die Bildungsgefchichte des 
Eigenthums zeigt ganz deutlich, daß fi überall das Recht an Grund und Boden zuerſt voll: 
ftändiger entwickelt hat. Died war ſehr natürlid. Gerade darum weil wir der Erde alle unjere 
beweglichen Güter durch Occupation und Arbeit entnehmen, war mit der Sicherung des 
Rechts von Individuen, Familien oder jonftigen Menfchenvereinen auf beftimmte Theile des 
Erdbodens, zugleich das Recht auf die Früchte derſelben geiichert. Nähere Beftimmungen-über 
das Gigenthum an Mobilien bedurfte es dann erft, ald größere Kapitalien an beweglichen Gü- 
tern gefammelt wurden. 

Wie follte auch je das befondere Gigenthum an Grund und Boden aufgehoben werden fön- 
nen? Die Kraft des Individuums und jedes befondern Vereins, der ih mit Bebauung des 
Bodens abgibt, findet ſtets in fich felbft und in ver Thätigfeit anderer eine nothwendige Grenze. 
Schon darum ift die eommuniſtiſch herkömmliche Phrafe, daß die Erde gemeinſchaftlich jein müſſe 
wie die Luft, eben nur eine luftige Bhrafe. Die Anerkennung jener Nothwendigkeit und ihrer 
Folgen im Staate ift aber fhon die Anerkennung eines befondern Eigenthumsd. Das wäre eine 
faubere Wirthſchaft, ed wäre eine Probe jener „Anarchie“, womit die „vorgerücktern“ Gommus 
niften und beglüden wollen, wenn der eine da Kraut ſäen Fönnte, wo der andere Rüben geſäet 
hat. Dergleihen könnte aber nicht blos, es müßte auch geſchehen, wenn nicht Die landwirthſchaft— 
liche Thätigkeit in bemeflene Sphären gewiejen wäre. 

Erwidern dagegen die Gommuniften, daß mit einer ſolchen nothwendigen Theilung der land— 
wirthſchaftlichen Arbeit Anfpruh auf gemeinjchaftlihen Genuß oder gleiche Vertheilung ver 
Früchte des Bodens nicht aufgehoben werde, jo erwibern fie nur in andern Worten mit der: 
jelben Ungereimtheit. Man denke ſich zwei gleich zahlreiche Gemeinden mit gleich großen und 
glei fruchtbaren Gemarkungen, von denen jede ihren Boden gemeinfchaftlich bearbeitet. Dies 
ift ſchon eine leere Abftraction, wie fie nur die Anhänger der abfoluten Gleichmacherei zu machen 
pflegen, weil ſolche Gleichheiten in der Wirkfichfeit nicht vorfommen und vorfonmen können. 


enthalten manche interefiante Einzelheit, ob fie gleich die _communiftiich-forialiftiiche Lehre nur febr 
oberflächlich umfaflen, und von officieller @infeitigfeit und Übertreibung feineswegs freigeblieben ſind. 

29) Dahin gebören: Engel, Die Lage der arbeitenden Klaſſe in England, der fich bie Erforſchung 
feines Gegenftandes Zeit und Opfer hatte foften laffen; eingelne Aufläge oder Bruchftüde von Ausflä 
im+ Bürgerbuch (befonders Wolff über die ſchleſiſchen Zuftände und Unruhen); in den Rheinischen Jahr: 
bũchern für gefellichaftliche Reform, im Zeittpiegel u, ſ. w. 
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Aber geiegt, es wäre.andem, jo blieben doch da und dort die Individuen ungleih. Finden fich 
nun in der einen Gemeinde mehr Mitglieder, die Arm und Kopf für rationelle Bewirthſchaftung 
nicht viel anftrengen, jo haben jie vorläufig damit ihre Individualität befriedigt. Wer könnte 
jte hindern, in einer relativ größern Trägheit zunächſt ihren Genuß zu finden? Die leiblih und 
geiftig Ihätigern der andern Gemeinde werden unter fonft gleihen Umftänden mehr Früchte 
probuciren; und weil dies die Früchte ihrer befondern Ihätigkeit find, fo ſtehen fie zu diejen 
Früchten vor den andern in engerer Beziehung. An dem etwaigen Genuß der größern Bes 
quemlichkeit, womit die Landwirthſchaft in der andern Gemeinde betrieben wurde, fünnte man 
ſie nicht mehr Antheil nehmen laffen, wenn jie aud wollten. Mit viefer Möglichkeit ift es ſchon 
lange vorbei, wenn ihre Früchte reif geworden find, Will man fie alfo zwingen, diefe Früchte 
dennoch mit denen der andern Gemeinde in Oemeinfchaft oder gleiche Theilung zu werfen, jo 
greift man in ihre individuelle Weije der Bethätigung gewaltfam ein, jo macht man fie zu 
Sklaven, welde für andere thätig fein mußten. Dies ift eine Anwendung ded auch von Prou— 
dhon aufgeitellten Sages, daf der Gommunismus in allen Formen und Mopificationen die Ty— 
rannei der Schwachen über die Starken, daß er aljo die unnatürlichſte und unhaltbarfte aller Ty— 
ranneien ift. 

Was im Verhältniffe zwiſchen Gemeinden gilt, gilt für das zwiſchen einzelnen. Commu— 
niftifche Gemeinden beftehen und haben beftanden. Inden fie ſich bildeten, haben die Theil- 
nehmer ihr perjünliches zu ihrem gemeinſchaftlichen Eigentum gemadt und von dem aller an- 
dern unterfchieden. Und jo ijt daraus doch nur wieder ein bejonderes, wenn auch Fein indivi— 
duelles Eigenthum entftanden. Alle dieje Gemeinden oder die niemals in allen Beziehungen auf 
Communismus gegründeten Kleinftaaten 30), in denen eine gewiſſe Gemeinfhaft von Produc- 
tion und Conſumtion möglih war, konnten übrigens nur jo lange beftehen, als jich nicht im 
Fortſchritt der Bildung die Individualitäten mit eigenthümlichen Forderungen, Anſprüchen 
und Interejlen jchärfer hervorhoben. Darum war es immer die Bedingung ihres Beſtandes, 
dag alle Theilnehmer möglihft unter vafjelbe Niveau niedergedrüdt wurden. Soweit nun dieſe 
negative Bedingung, dieſe kümmerliche Ginförmigfeit der Bildung und Interejlen noch vorban: 
den ift, foll der Staat der Gründung ſolcher Gemeinihaften nit in den Weg treten. Man 
mag deren fo viele ftiften ald man will und folange man kann, wenn nur der freie Austritt ge: 
ftattet und damit das Recht gefichert bleibt, auch für fi zu fein und zu erwerben, aljo indivi- 
dueller Gigenthümer zu werden. Aber alle diefe Gommunismen jind fein jocialer Communismus. 
Diejer wäre erft da, wo ſich der einzelne der Gemeinſchaft nicht fo meit entziehen könnte, um ſei— 
ner Individualität nach, darum mit Ausſchluß anderer, für fich zu erwerben und zu haben. Als 
allgemeines und darum als nothwendig zwingendes Inftitut bleibt aber dieſer Communismus 
nur das Gedanfending einer unmöglichen Tyrannei; wie fehr man dieſe auch mit der Verhei— 
Bung von taufenderlei Genüſſen u. dgl. zu verfchleiern bemüht ſei. Er ift unmöglich in jedem 
größern Staate mit freier und darum mannichfaltiger Bildung. Er ift es jo jehr, daß ſelbſt 
Gabet in jeinem Jfarien ein perfönlicyes Gigenthbum als herkömmlich fort und fort vorausjegt, 
wie jehr er jih aud Mühe gibt, diefe Vorausſetzung nicht auszuſprechen. La loi läßt feine 
fo herrlich und in Freuden lebenden „lermiers‘ im. ruhigen Befig ihrer Landgüter. Es beſtimmt 
nur, weldes Quantum von Früchten fie in die „Öffentlihen Magazine” abzuliefern haben, was 
denn nichts weiter als eine Naturalabgabe ift, weil ich Gabet in ven Kopf geſetzt hat, das Geld ab- 
ihaffen zu wollen. Gr hat die weitere Gaprice, daß ed angenehm wäre, wenn bie Leute 
familienweije zufammenwohnten. Statt num die Leute diefe etwaige Annehmlichfeit gerade 
fo theuer bezahlen zu laffen, als fie ihnen werth ift, läßt er la loi befehlen, daß die nicht 
zur Familie gehörigen Nachbarn einer zahlreicher gewordenen Familie Blag zu machen haben. 


30) Als Beleg für die Möglichkeit des Gommunismus in größern Staaten berufen ſich wol auch 
die Anhänger defelben (wie Gabet) auf Mtperu. Aber im monardijch: theofratifchen Reich der Infa 
beftand eine ähnliche Theilung des Grundeigenthums wie in den altgriechifchen Staaten ; fowie in den 
einzelnen Gemeinden eine gemeinfchaftliche Krbeiteleitung und Arbeitsordnung. Außerdem ließ man fich 
in ziemlich weitem Umfange die Sorge für die Armen angelegen fein; aber daß es Arme umd Felder der 
Armen gab, ift fchon ein Beweis gegen den Beſtand eines peruanijchen Gommunismus. Ebenſo wenig 
ann man ſich auf das frühere Paraguay, auf diefes jefuitifche Ifarten berufen, wo die erſt der Gefeti- 
‚haft Jeſu unterworfenen 50 Indianerfamilien zulegt auf 300000 gewachſen waren. Haben auch Mon- 
tesquieu (Esprit de loi, I. IV, c. VI), Herder (Noraften) und andere mit den Lobiprüchen auf deu 
merfwürdigen Prieſterſtaat in gewiſſem Betracht ganz recht ; jo iſt doc) nicht zu überjehen, daß der 
Jejuitenorden der eigentliche Gigenthümer und Arbeitäherr, und dag das ganze Land eine große Plans 
tage war, die mit geiftlich gezähmten und leiblich wohlgenährten Sklaven beftellt wurde. 
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Daf dies nur in diefem Falle geſchehen fol, deutet doch wieder auf ein geſetzlich geſchütztes 
thum. 

rn vom Gigenthun, gilt in gleichem Maße vom Erbrecht für die unter fih und mit be- 
ftimmten Theilen der Sachenwelt enger verbundenen Individuen. Es gilt alfo namentlich für 
das Erbrecht in gerader Linie und zwifhen Ehegatten. Sobald ſich irgendwo Individuen in 
ein beftimmtes Befigthum, in eine damit zufammenhängende eigenthümlihe Weiſe der Eon- 
fumtion und Production eingelebt haben, ift dad gewaltjame Herausreißen aus dem Boden, 
worin bereits dieſe oder jene Perfönlichfeit ihre Wurzeln geihlagen hat, doch nur ein nichts- 
würbiger, verlegender Eingriff in das Recht der Individualität.*!) Irog aller Misflände in 
der Bertheilung des perſönlichen Eigenthums ift alfo dieſes felbft fo tief im Weſen des Men- 
fhen begründet, daß ed immerhin ver Communismus in Gedanken zur einen Thür hinauf: 
werfen kann; ed kommt zur andern Thür doc) wieder herein. 

Fortfegung: Arbeit. Gut. Wanre. Werth. Eonfumtion. Kapital. Geld 
Tauſch. Kauf. Pacht. Zinfen. Lohndienſte. Der fogenannte organifirte 
Productenaustaufh des Communismus. Jede Arbeit ift Production, aber bei weitem 
nicht jede Production Arbeit. Die Arbeit ift die verftändige Thätigfeit des Menfhen zur Um— 
bildung eines Gegenftandes der Sinnenwelt, damit er zu einem menſchlichen Zweck diene, zu 
etwas gut fei, zu einem Gut werde. Als verftändige Thätigfeit muß die Arbeit ihren Zweck er: 
reichen oder doch auf dem rechten Wege zu deſſen Erreihung fein. Schon in der Volksſprache 
ift das alled genau genug bezeichnet. Das Volk nennt ebenfo wenig das bloß zufällige Finden 
oder die blos fpielende Thätigkeit mit ihrer möglichen zufälligen Production eines Guts Arbeit, 
als das Zerftören oder das von Anfang an als vergeblich erfcheinende Bemühen um Erzeugung 
eined Guts. Daß letztere bezeichnet ed etwa als ein „fi Abarbeiten” und faßt ed alfo ald Ge: 
genfag der vom Id aus auf ein Anderes gerichteten Arbeit. Was für den einen ein Gut ift, fann 
für den andern noch in hHöherm Grade gut fein. Im Austauſch von Gut gegen Gut wird es zur 
MWaare. Dabei wird ein Gut mit dem andern verglihen, das eine wird nach dem andern ge: 
fhägt; der Ausdruck diefer Vergleihung ift der Werth, und im concreten Falle der Preis oder 
das, was die Waare foftet. In feiner wirklihen Verwendung zum Zweck fällt das Gut unter 
den allgemeinen Begriff der Gonfuntion. Durch feine befondere Beftimmung für den Zwed 
einer weitern Production wird es zum Kapital.??) Diefelbe Sahe wird aljo zu diefem over 
jenem je nach der Beftimmung, die ihr der Menfch gibt. So ift ein beftimmtes Grundftüd, das 
fih unter dem Pflug befindet, Gegenftand der Arbeit oder Arbeitöftoff; mit Nüdjiht auf die 
daraus zu gewinnende Früchte ift ed Arbeitsmittel, Arbeitsinftrument und Kapital, fo gut 
wie der Pflug, womit baffelbe bearbeitet wird; im Audtaufh gegen andere Saden wirb 
e8 zur Waare, hat Werth, beftimmten Preis u. ſ. m. Werden die Früchte davon geerntet, 
jo wird es confumirt; denn die Gonfumtion eines Guts ift immer nur veflen Verwendung 
zum Zweck, wobei die Materie, der Stoff nicht vernichtet, fondern nur anders geftaltet wird, 
wie es ja überhaupt Feine Vernichtung, fondern nur eine beftändige Transformation der 
Materie gibt. 

Zwar nennt man zumeilen auch die muthwillige oder zufällige Zerftörung von Gütern eine 
Eonfumtion derfelben, aber nad) wiffenfhaftlihem Sprachgebrauch ſoll gerade die zweckloſe er: 


ſtörung der Güter von der ihrem Zwecke entfprechenden Verwendung, oder von der eigentlichen 


Conſumtion unterfcieden werden. 

Das alles ift auch auf das Geld anwendbar. Die Communiften hatten feine Bedeutung 
nicht begriffen und fuchten ſich alfo eine Satisfaction für ihre Gonfufion dadurch zu verihaffen, 
daß fie das verrüdtefte Kauderwelſch über die „ſchnöde Schlacke“, ven ‚allgemeinen Plunver “, 
den „Pfahl in unferm Fleiſche“, über die „‚Entäußerung des Weſens des Menſchen im Gelve”, 
über die ‚im Gelde fich felbft transfcendent gewordene Menſchennatur“, über das ‚‚ald Geld ver- 
goflene fociale Blut“, über das „Geld als realijirtes Wefen des Chriſtenthums“ () u. dgl. 
zu Markt brachten. Diefe communiftifhen Verächter der Autorität ver Gefhichte und des 
Bölferlebens, dieſe Gegner des Individualismus haſchen doch begierig nach individuellen Auto= 


BR Über die Misftände und Auewüchſe des jegigen Erbrechts, auch in der geraden Linie, f. den Art. 
lichkeit. 

32) Die gewöhnliche Bezeichnung des Kapitals als „aufgehäufte oder gefammelte Arbeit“ ift nur 
eine Hinweifung darauf, daß ein Kapital das Erzeugnig vorangegangener Arbeit if. Dies gilt aber 
von jedem Gute, auch wenn biefes nicht als Kapital zu nener Production verwendet wird. 
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ritäten. Da werben ein Locke und andere citirt 33), wenn fie etwa in einem ſchwachen Augen⸗ 
blick eine vage Bemerkung gegen das Geldweſen hingeworfen haben. Für weit die meiften Ver: 
künder der Gemeinſchaft wurde gerade die Abſchaffung des Geldes zum Schibbolet. Doch hatte 
wenigſtens Weitling noch eine Ahnung davon, daß ſich der freie individuelle Austaufch von Gut 
gegen Gut nicht verhindern läßt. Darum will er den Mitgliedern feiner ſchlechten Gefellfchaft 
neben ven ſechs Stunden Tagesarbeit, wozu jeder verurtheilt ift, no fogenannte Gommerz= 
ftunden oder weitere Arbeitöftunden geftatten, die in Gommerzbücher eingetragen und gegen 
beliebige Güter, etwa eine Gommerzftunde gegen eine Flaſche Wein, ausgetaufcht werben können. 
Er jet aljo nur ein jhlechtes, unbequemes Papiergeld an die Stelle des bequemen Metallgelves. 
Damit aber ja feine größern Kapitalien gefammelt werben fönnen, will er die armen und in 
feiner Vorausfegung armfeligen Individuen auf eine beftimmte Zahl Gommerzftunden be— 
ſchränken. Das fümmert ihn nicht, daß dieſes oder jened Individuum nur gerade jegt die Kraft 
und die Neigung haben kann, über das feitgefegte Maß hinaus im voraus für ſich zu arbeiten. 
Er wollte alfo gleichfalls die freie Bethätigung der Individualität in ihren Verbindungen mit 
der Sachenwelt gründlich verftümmelt haben. 

Das Geld ift Gut, Waare, Werth u. ſ. w., wie jedes andere Erzeugniß der Arbeit, je nad 
der Beftimmung, bie man ihm gibt. Es wird in jedem Augenblide confumirt, da es zu feinen 
Zwede verwendet, d. h: ausgegeben wirb.?*) Sein Zmwed ift, ald möglichft allgemeines und 
darum vom Staate garantirtes Taufchmittel zu dienen. Damit es dazu dienen fönne, werden die 
zu verwwendenden Metalle in einzelne Wertbzeihen (Münzen) verprägt, die einzeln oder in 
Summen möglihft alle Werthe ausprüden, die eben parum der bequeme Maßſtab für die Schä= 
gung aller Waaren find. In diefer vervollfommneten Geftalt, die nicht mehr die erfte rohere 
Form des Geldes ift, dient e8 auch zur Befeitigung der beiläufigen Ungleichheiten des befondern 
Tauſches: ſoll eine Waare von größerm gegen eine von geringerm Werthe vertaufcht werben, ſo 
wird die Differenz mit Geld ausgeglichen. Berner ift ed dadurch ein zweckmäßiges Verkehrs: 
mittel, daß es vielfach einer läftigen Sorge für die Erhaltung und Aufbewahrung fowie für den 
Transport von Waaren überhebt, einer Sorge, die gar oft nicht einmal ihren Zwed erreichen 
fönnte. Der Bäder, ver zum Überfluffe für ben eigenen Bedarf Brot gebaden und gerade ein 
Paar Schuhe nöthig hat, braucht nicht erft fein Brot troden werben zu laffen, um dann noch 
den vergeblihen Verſuch zu machen, feine werthlos gewordene Waare gegen Schuhe umzutaus 
fchen. Und weil der des Brotes Bedürftige dieſes für Geld faufen fann, hat er nicht nöthig, ſich erft 
bei dem Bäder zu erkundigen, ob und welcher Schuhe dieſer bedarf, um dann Hungerig in die 
Welt umherzulaufen, bis er das zur Befriedigung des anderfeitigen Bebürfniffesgerade paſſende 
Tauſchmittel aufgetrieben hat. Was für den Fleinen täglichen Verkehr gilt, gilt in noch viel 
höherm Maße für den großen Verkehr in die Kerne, wofür das Metallgeld, die darauf baſirten 
verfhieden Arten des Papiergeldes und ver hierdurch in größerer Ausdehnung erft möglich ge= 
worbene Credit bei weitem die wichtigften Mittel der Erleichterung und Beſchleunigung ge: 
worden find.35) 2 

Das Geld kann aufgehäuft und gefammelt werben, wogegen fid) die Gommuniften beſonders 
ereifern. Daß dies gefchehen kann, ohne daß es verdirbt, macht e8 gerade zunı zweckmäßigen 
allgemeinen Taufhmittel. So fann aud der Wein in den Fäffern gefammelt werden und hat 
noch die befondere Eigenſchaft, daß er während geraumer Zeit durch das bloße Liegenlaſſen und 
eine fehr geringe Sorge um ihn ſich verbeffert, daß er jich in feinem Werthe erhöht. Diefe 
Eigenſchaft hat wenigſtens das Geld nicht, weil es als Taufchmittel feinen Nugen immer nur 
dadurch bringt, daß es vertaufcht, daß es fort und fort in Circulation gefegt wird. Aber gerade 
weil das Geld in größern oder Fleinern Summen gefammelt werben kann, kann es auch überall: 
bin vertheilt werden. Jene Sammlung ift ja ſchon eine Vertheilung. Und wie dad Geld feinen 


33) Sogar Montesquieu mit einigen Bemerfungen über das Geldweſen in ganz fpecieller Beziehung 
auf beftimmte Staaten und beftimmte Staatseinrichtungen. 

34) Die Verwirrung, die noch da und bort in den Begriffen über das Geldweſen herrfcht, beruht 
zum Theil darauf, daß die Münzen nur einer langfamen Abnugung unterworfen find und darum, nach 
einem noch_herrfchenden Dorurtkeile, feiner eigentlichen Gonfumtion unterliegen follen. Aber das Ab: 
Schleifen der Münzen durch bie Conſumtion ift fo wenig diefe felbft als das Abnugen von Handwerfszeug 
durch ben Gebrauch, ober als bas Eſſen eines Stüds Brots das zerfaute Brot it. Das alles find nur 
Bolgen einer «ls „Conſumtion“ bezeichneten Thätigfeit. 

5) Bgl. den Art Geld. In der Geſchichte der Production ift die Erfindung des Metallgelves ganz 
dafielbe für den materiellen Berfehr, was bie Erfindung der Buchftabenfchrift für den geiftigen Verfehr. 
Bol. meine Schrift: Die Bewegung der Production. 
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Weſen und Zwer nah zunächſt ver Erleichterung des individuellen Verkehrs und der Aus- 
gleihung der Ungleichheiten des Tauſches dient; wie ed alfo von Anfang an ein Mittel zur Er- 
haltung einer wahren und vernünftigen Öleichheit geweſen if: ſo kann das Geldweſen gerade in 
feiner jegigen vollfommenern Gntwidelung für den Staat dad Mittel, und zwar das allein zu- 
reichende Mittel werben, buch zweckmäßige Beiteuerung alle widernatürlichen, die freie indivi— 
duelle Ausbildung hemmenden Ungleichheiten des Beſitzes und Erwerbs fort und fort zu befei- 
tigen, Darauf alſo foll jich die Ihätigkeit der wahren Volksfreunde richten, die jih ſchämen, 
das hungernde Proletariat mit faulen Phrafen gegen das fogenannte Geldſyſtem abfüttern zu 
wollen. Alle jene communiftiihen Diatriben haben doch nur ihre Entihulvigung, aber Feines 
wegs ihre Rechtfertigung in dem Wucher verſchiedener Art, der auch mit dem Gelde getrieben 
wird, in der durch die fhledhte Bertheilung des Geldes möglich gewordenen Ausbeutung der 
Armen durch die Reichen. Nun ja! Auch der Stahl läßt jih zum Banditendolch ſchleifen, und 
das Geld läßt ſich nicht weniger misbrauden als alles andere Brauchbare. Es hat indeß feine 
Noth mit all ven ungereimten Declamationen gegen das Geld. Die proletarifhen Bewegungen 

haben mit vem Berlangen begonnen und werden mit der Befriedigung ded Verlangens endigen, 
nit dap das Geld abgefhafft werde, jondern daß jeder Arbeiter gegen mäßige und gejicherte 
Arbeit ein hinlängliches Quantum von der zum allgemeinen Tauſchmittel jo tauglidhen „ſchnö— 
den Schlacke“ verdienen könne. Und darin hat das Volk ganz recht. 

Die mannihfahen Bedürfniſſe der Conſumtion weden eine mannichfaltige Production. 
Im daraus nothwendig entjtehenden Austauſch der Producte ift aud ver Kauf, dad Hingeben 
einer Sache gegen Geld, nur eine befondere Forın ded Taufches. Mit vem Gelde wäre alfo ver 
Kauf abgeſchafft, d. h. der Kreis der möglichen Äußerungen einer freien menſchlichen Thätigkeit 
wäre gewaltjan beengt und beſchränkt. Wie gegen Kauf und Verkauf, folglich gegen ven 
Handel, ven jie nur in feiner jegigen Zerriffenheit und in feinen Auswüchſen auffaßten, find die 
Gommuniften zumal gegen Pacht und Pachtzins losgefahren, ob legterer nun Geld- oder Na: 
turalzing jei. Darin gerade bethätigt ſich die freie Individualität, d. h. der wirkliche und leib- 
haftige ganze Menſch, vap er nad) feinem Willen von einer Weife der Conſumtion und Pros 
duction zur andern übergeht und darum feine Produetiondmittel gegen andere vertauſcht. Hat 
der Gigenthümer eines Grundſtücks etwa Neigung, ein Jahr lang das Schreinerhandwerk zu 
treiben, und ein Schreiner, dad Grundſtück zu bebauen und die Früchte Davon zu ziehen: jo kön— 
nen jich beide dahin vertragen, daß jener dem Schreiner fein Grundftüd, dap diefer den Grund: 
eigenthüner etwa einen Vorrath an Holz überläßt. Was jie für das eine Jahr beihloffen ha— 
ben, fünnen jte für das folgende Jahr oder im voraus fir eine ganze Neihe von Jahren be— 
ſchließen. Und jtatt den Arbeitöftoff Boden gegen den Arbeitsftoff Holz zu vertauſchen, kaun 
der Bachter ebenſowol Geld. gegen Boden vertaufhen, alſo einen Pachtzins entrichten und dem 
Verpachter es überlaffen, wie er ihn anwenden will. Ganz dafjelbe gilt bei dem Darlehn in 
Geld gegen Geldzins. Denn es ift wieder völlig gleihgultig, ob ein jo oder jo beitimmted Gut 
gegen, ein anderes Gut ausgetaufcht wird, oder ob dies in der Form des allgemeinen Tauſch— 
mittels, des Geldes, geſchieht. Der eine könnte ſich Doch wieder für dad empfangene Kapital ven 
Arbeitsjtoff Boden, der andere für den empfangenen Geldzind den Arbeitsftoff Holz oder was 
fonft verſchaffen. 

Die Phrafen gegen den Geldzins find aljo durch und durch gehaltlos. Sie jind gerade jo 
hohl als das communiftifche Zetergeihrei gegen den Rohndienft oder gegen den Arbeitsmarkt. 
Dem Miether des Dienftes ift es nicht um die Arbeit zu thun ; er kauft für Geld nicht Die Arbeit, 
nicht die Thätigfeit des Menſchen, ſondern das Product ver Arbeit, die gearbeitete Sache, ob nun 
diefe in einem gepflügten Ader, in gebürfteten Kleidern, in gepugten Stiefeln oder was jonft 
beitebe. Wenn ſich die durch die Arbeit produrirte oder modificirte Sache von felbft machte, be: 
dürfte ed feines Lohns. Da dies nicht der Fall ift, wird eine gearbeitete Sache gegen eine andere 
gearbeitete Sache, gegen Geld, umgetauſcht. Alfo find Kauf, Pacht, Miethe, Kohndienfte immer 
und immer nur Verträge über ven Austaufh von Sachen. Ohne verlegenden Eingriff in das 
ewige und einzige Menfchenrecht der freien Bethärigung der Individualität Fönnen ſolche Ber: 
träge nur ungültig fein, wenn fie in ſich jelbft eine Verlegung enthalten; aljo bei wejentlichem 
Irrthum und bei pſychologiſchem oder materiellen Zwange (Betrug und Gewalt). Darauf hat 
aber die „ſchlechte Jurisprudenz“ fhon lange Bedacht genommen, ohne erit auf die moderne 
communiftiihe Verſchlimmbeſſerung warten zu müffen.36) 


36) ©. den Art. Broubbon. 
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Wird eine Sade, die, am allgemeinen Maßſtab des Geldes gemeffen, einen größern Werth 
hat, mit Bewußtſein und freiwillig gegen eine Sade von geringerm Werth oder ganz ohne 
Gegenteiftung vertaufcht, jo erhält der Vertrag in Beziehung auf die Differenz die Beveutung 
einer Schenfung. Da der Grund der Überzahlung nicht in der Sache liegt, für die eine werth— 
vollere hingegeben wird, fo kann jie nur in einen beftimmten perjönlichen Interejle des Schen— 
kers für den Beichenkten liegen. Aber aud dieſes perfönliche Interefje it dad Erzeugniß einer 
Thätigkeit des Bejchenkten; hätte gleich feine Thätigkeit nur unwillkürlich producirt, und be: 
ftünde das Product in nichts anderm ald etwa in dem dad Mitleid erweckenden Ausſehen eines 
Menihen, das ven Schenker zum Schenken beftimmt. Darum ift jelbft die fogenannte reine 
Schenfung doch immer ein Austauſch von Erzeugniffen menſchlicher Thätigkeit; nur daß nicht 
jeve menſchliche Thätigfeit Arbeit und nicht jedes Erzeugniß diefer Thätigkeit etwas Grarbei- 
tetes ift. Auch im Gebiet ver Schenfung muß alfo diefelbe freie Bethätigung der Individuen, 
wie bei Kauf, Pacht u. dgl. anerfannt werden.?”) Es ift mithin fo thöricht als unausführbar, 
die Beftimmung der Waarenpreife von etwas anderm abhängig machen zur wollen als von der 
freien Goncurrenz der Meinung, aus der fi fort und fort eine Öffentliche und vorherrſchende 
Meinung entwidelt. Nur muß diefe Concurrenz, und darauf fommt alled an, eine wahrhaft 
freie fein. Died ift nicht bei dem jegigen Übergewicht der Reichen über die Armen, der Kapita- 
liften und Arbeitöherren über die Arbeiter. Sie ift ed überhaupt nicht, foweit einem Menſchen 
das ihm Nothwendige nicht gefichert iſt; ſobald er alſo durch Entziehung ded Nothiwendigen ge: 
zwungen werben fann, das etwa in zwölfjtündiger Tagesarbeit von ihm Grarbeitete gegen 
das in einftündiger Arbeit von einem andern Grarbeitete umzutaufhen. Darum aber ftellt ich 
immer wieder ald die einzige Aufgabe hervor, daß jedem Mitgliede der Geſellſchaft, gegen 
mäßige und verhältnißmäßige Arbeit, vom NRepräfentanten der Öffentliden Meinung, von 
Staat, das Nothwendige gefihert werde. Iſt für jeden einzelnen dieſe Lebensbaſis einer 
freien Entwidelung nicht blos in Worten, ſondern aud) der Sache nad) garantirt, jo macht ſich 
alles Weitere von ſelbſt. Jeder vertaufht dann nur die Erzeugniffe feiner Thätigkeit gegen 
die Erzeugnilfe der Thätigfeit ded andern, wenn ihm diefe mehr werth jind als feine eigenen, 
ſodaß im Austauſch feiner mehr verliert, fondern jeder gewinnt. Dann braucht man jich zumal 
aud darım feine Sorge zu mahen, daß befondere Talente unverhältnigmäpig belohnt, daß 
etwa die Rouladen einer Sängerin mit Taufendenbezahlt werden fünnten. 

Mas meint nun der Communismus an die Stelle der freien Perjönlichkeit jegen zu kön- 
nen, die ih von geficherter Baſis aus auch im freien Austauſche der Erzeugniſſe ihrer Thä— 
tigkeit offenbart? Gabet und Weitling erfinden ſich Öffentlihe Magazine, in die alle oder doch 
die nicht der unmittelbaren Conſumtion der Producenten überlaffenen Producte abgeliefert 
werden müffen, um von da an die Conſumenten als normalmäßig zugeihnittener Bedarf ver- 
theilt zu werden. Man hat Magazine und Waarenlager errichtet und mag jie ferner nad 
Luft und Lieb errichten, damit jeder nach Auswahl die Erzeugnifje anderer gegen die feinigen 
eintaufche. Aber wenn er nun diefe Wahl fhon in ver Nähe getroffen, wenn er jich bei dieſem 
oder jenem Producenten gerade die Sache ausgeſucht oder betellt hat, die feinen Bedürf— 
niffen, Interejfen und Wünſchen entfpricht — warum ſoll diefe Sache entweder gar nicht 
producirt, oder doch erft an andere Perſonen und andere Orte abgeliefert werden, wo fie 
vorerft nit confumirt, nicht zu ihrem Zwede verwendet wird? Warum foll der gerade dieje 
Sache Begehrende erſt noch in das „ſociale Magazin’ wandern, oder es erſt abwarten, ob 
ihm etwa der Zufall der Vertheilung die begehrte Sache zufallen oder nicht zufallen läßt? 
Diefe ganze jogenannte Organifation ded Productenaustaufhes, wodurch der den Communi— 
ften fo verhaßte individuelle Handel befeitigt werden ſoll, läuft dod nur auf die widernatürlichfte 
Beihränfung des individuellen Handelns hinaus. Sie zwingt vom geraden Wege ab zu Um: 
wegen, auf denen das Ziel der Befriedigung ber Individuen nur ſchwieriger oder gar nicht er: 
reicht werben kann. Statt eine Abkürzung der Arbeit zu fein, ift diefe Organifation genannte” 
Dedorganifation des Handels die augenfälligfte und lächerlichſte Verſchwendung von Zeit, 
Transport und Arbeit. 

Noch bequemer, ald Gabet oder Weitling, hatten es ji einige Doctrinäre des deutſchen 
Gommunidmus gemacht, indem fie Eurzweg den „organijirten Productenaustauſch“ decretir- 





37) Noch weniger ift jedes Product ver Menfchenthärigfeit, auch nicht jedes Product der Arbeit , der 
mögliche Gegenſtand eines weiteren Austaufches und bes möglichen Marktverfehrs. Dahin gehören z. B. Die 
Grzeugniffe der fünitlerifchen Arbeit von Schauipielern, Sängern u. ſ. w., die ſogleich confumiet werben. 
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ten, ohne nur anzubeuten, worin denn diefe neue Organifation beftehen folle. Aber darin 
liegt es eben, daß jeder Menſch nur von fi aus den Kreis feiner individuellen Bedürfniſſe 
und Intereffen, fowie der Mittel ihrer Befriedigung beftimmen fann; daß mithin auch der 
Austaufch der Producte von ben einzelnen aus und in freien Vereinen, aljo nad Individua— 
lität und Ortlichkeit, fort und fort fich felbft organifiren muß; daß eben darum das alles erfor- 
derlich iſt, was der Communismus verwirft, daß nämlich das Privateigenthum und der freie 
Austaufh in Kauf, Pacht, Miethe, Lohndienſten, Schenkung u. dgl., kurz daß die volle 
Freiheit des Handel und des Handelns erforderlich ift, wenn nit die Menſchennatur ſelbſt 
communiftifch mishandelt werden fol. 

Der Communismus im Widerfprud mit den gefeglih anerfannten Ber: 
bindungen in der PBerfonenwelt: Ehe. Familie. Erziehung. Die Ehe iſt eine 
Verbindung, worin Mann und Frau zugleich eine geiftige und finnliche Befriedigung ſuchen, 
welche darum ihrem wahren Begriff nah im Vertrauen des einen Ehegatten auf die ganze 
PBerfönlichkeit des andern abgefchloffen wird. Die Perfönlichkeit in ihrer Offenbarung ift das 
individuelle Leben ſelbſt. Darum kann die Ehe nur auf Lebenszeit abgefhloffen werden. Es 
gibt fhon Feine wahre Freundfchaft, viel weniger einen Ehebund auf Termin. Die Sreund- 
fhaft wäre gar nicht zur Eriftenz gefommen, wenn fie fi im voraus eine Örenze gelegt Hätte; 
ihre Beſchränkung ift fhon ihre Aufhebung. So gründet fi vie Ehe auch, aber nicht einzig 
und allein auf gegenfeitige Achtung. Sie mußte alfv in ihrer jegigen Bebeutung, ald lebens— 
längliche Verbindung und zwar vorherrfchenn ald Monogamie, von der Zeit an zur Entwide: 
fung fommen, da auch im Weibe die volle Idee der Perfönlicgkeit mehr und mehr erfannt 
wurde. Den Keim dieſer durch das Chriſtenthum nur geförderten Entwidelung enthielt ſchon 
das ältere Germanifche fowie das fpätereNömifhe Net ; das legtere vom Verſchwinden der die 
Frau zur Sklavin mahenden firengen rönifhen Che an. Jede andere geſchlechtliche Verbin: 
dung auf Termin, oder zur bloß vorübergehenden Befriedigung der Sinnlichkeit, oder zur 
Erlangung irgendeines äußern Vortheils ift Feine Ehe. Es ift mithin fehr natürlih, daß 
folde Verbindungen gerade darum, weil fie nicht aus einer beiderfeitigen Anerfennung der 
ganzen Perfönlichkeit hervorgegangen find, im Vergleiche mit der Ehe nach dem Urtheile ver 
Öffentlichen Meinung in Misachtung ftehen. Aller blinder Eifer gegen diefen notbwendigen und 
darum fehr vernünftigen Ausprud eines ſittlichen Volksgefühls, wie oft auch diefer im einzelnen 
Falle zum unbilligen Urtheile werben möge, beruht auf einer Verwirrung der Begriffe. 

Ebenso natürlich ift ed, daß der Staat in feiner Geſetzgebung von der Ehe Notiz nimmt, 
als von der wichtigften Verbindung, wodurd frühere fociale Verhältniffe gelöft und neue ge= 
gründet werben und wodurch der Gefellihaft die Ausficht auf Vermehrung ihrer Mitglieder 
gegeben wird. Aber nur in feiner Freiheit rechtfertigt da8 Leben ſich felbft, und gerade wert 
die Ehe auf Lebenszeit abgefchloffen ift, muß fie trennbar fein, damit fie im ſtets ſich einenern= 
den Willen ver Fortvauer der ehelichen Gemeinſchaft fich rechtfertigen könne. Sowol dad gefeß- 
liche Verbot der Scheidung als das Gebot des Eölibats ift alfo gleich widernatürlih; da Tich 
dritte Perfonen, die Gefeggeber, ein Vorurtheil über das Geheimniß der Individualität an- 
maßen, das ſich nur aus der eigenen und von feinem andern ermeßbaren Tiefe heraus offen: 
bart. Jenes Verbot ift auch dann ein verlegender Eingriff in das innerfte Wefen ver Menfchen: 
natur, wenn zwar bie vorübergehende Aufhebung der ehelidhen Gemeinſchaft, nicht aber ihre 
Auflöfung und die Eingehung einer neuen Ehe geftattet wird. Dagegen ift e8 in fih gerecht— 
fertigt, daß nicht jede flüchtige Mislaune des einen oder beider Ehegatten zum Grunde ber 
Scheidung gemacht werden kann; daß vielmehr der Gefepgeber im Interefle der gefammten Ge— 
fellichaft vorerft vermittelnd eintritt; daß die Auflöfung ver Ehe an gewiffe Formen und Be: 
dingungen gefnüpft wird. 

Der Streit gegen die von diefem Gefihtspunft aus betrachtete jogenannte Zwangsebe ift 
auch in den Communismus gebrungen. Er hat indeß feine eigentliche Bedeutung nur in der 
Richtung gegen das die Ehe zum Saframent verunftaltende Fatholifche Kirchenrecht. Auf tem 
Gebiet ded Proteftantismug kann e8 fih nur um dad Mehr oder Minder und um das Wie ver 
einzelnen Beftimmungen ver Ehegefege handeln. Noch von anderer Seite her beherrſcht ein 
unnatürliher Zwang vie geichlechtlihen Verbindungen: in ver aus öfonomifher Noth oder 
Gewinnſucht entfprungenen Proftitution in und außer der Ehe. Es ift klar, daß Diefe an- 
derswo ald in einer falichen Auffaflung der Ehe ihren Grund Hat; daß fie auf der ſchon beſpro— 


denen ungleihen Vertheilung des Eigenthums beruht, wodurch die einen von den anbern per: 
ſoͤnlich abhängig werben. 
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Das gefunde Urtheil des Volks hat die maßloſen Angriffe des frühern Communismus 
gegen das Inftitut der Ehe, und feine Träume von einer Abfhaffung derfelben faſt durch— 
weg zu Schanden gemacht. Weit die meiften neuern Gommuniften erfennen vie Bedeutung 
der Ehe und folglich die der Familie in ihrem vollen Umfange an. In ihrem tieferen Grunde 
herrſcht diefe Anerkennung auf einer hellern Einfiht in das Weſen der Perfönlichkeit bei 
Mann und Frau. abet decretirt fogar, daß die Männer den Frauen Dankbarkeit, Achtung, 
Liebe und Hingebung ſchuldig feien; daß überall ven Frauen der erfte Pla und der erfte An 
theil gehöre; daß vor allem die alten Brauen der Gegenftand einer Art Eultus fein follen. 
Bon früher Her, zumal feit vem aus dem St.: Simonismud entiprungenen Gerede über bie 
fogenannte „Emancipation des Fleiſches“, find den neuern Communiſten theils nur einige Un⸗ 
flarheiten und Roheiten übrig geblieben, theild einige blos lächerliche declamatoriſche Über: 
treibungen. Entſchiedener dagegen zeigt ſich noch ihr tyranniſches Gelüſte ver Schererei über 
Einen Kamm in den communiſtiſchen Vorurtheilen über die Aufhebung der häuslichen, ober 
über das Verhältniß diefer zur Öffentlichen Erziehung. 

Der atheiftifche Communismus, der bei feinem Wegleugnen einer felbftbewußten Gott: 
beit auch die menſchliche Berfönlichfeit am wenigften begreift, fällt hierbei wie immer in den 
grellften Unfinn. „Kein zerftüdeltes Bamilienleben mehr!‘ ruft Dezamy; „keine häusliche 
Erziehung! Fein Kamilismus!’ abet dagegen hat wieder feine fharf und mwillfürlih ab: 
gemeffenen Klaffen: bis zum fünften Jahre foll die Erziehung eine häusliche, von da an eine 
Öffentliche fein. Andere kamen auf den indischen Einfall, die öffentliche Erziehung vom adt: 
zehnten Jahre an noch eine Zeit lang in Arbeiterarmeen fortjegen zu laflen, die zu Öffentlichen 
Arbeiten commanbirt werben, ober vom jechzehnten Jahre an in Jungfrauenarmeen, die in 
deß in gemeinfchaftlichen Küchen, MWebereien u, dgl. nur Garnijondienft thun follen. Alfo ges 
rade in dem Alter, wo die Fähigkeiten und Neigungen für beftimmte DBerufözweige entſchiedener 
hervortreten, ſoll wieder die tyranniſche „Geſellſchaft“ der immer und immer en bloc behan— 
delten „Menſchheit“ ihr communiftifches Joch auflegen. 

Bei dem Intereffe aller an der gebeihlihen Entwidelung jedes einzelnen verfteht ſich frei: 
lich in jedem nicht ganz rohen Staate die Sorge für Öffentliche Erziehung von ſelbſt. Aber ge: 
rade damit eine freie individuelle Entwidelung möglich werde, darf nie die Häusliche Erziehung 
durch die öffentliche aufgehoben werden, fondern dieſe darf ihr nur ergänzend zur Seite ftehen. 
Auch muß zur Erreigung deſſelben Zwecks den Altern in den Beſtimmungen über die Erzie⸗ 
I ng ein nicht unangemeffener, aber ebenfo wenig ein allzu beſchränkter Einfluß bleiben. Die 

Itern find ed, die mit den Kindern in der nächſten und innigften Verbindung ftehen. Nur die 
Liebe ald Leidenſchaft kann blind machen; aber die der Altern zu den Kindern ſieht in hundert 

Fällen ſchaärfer, als jeder andere ſehen kann. Darum ſtreitet die aus der Menſchennatur ge: 
ſchoͤpfte Vermuthung dafür, daß wor allen die Ältern die Eigenthümlichfeit der Kinder am ge: 
naueften erfennen und am richtigften beurtheilen. Und darum find die Gefege über Erziehung 
wie beften, die der Beurtheilung des befondern Falls einen noch freien Spielraum gewähren und 
die Öffentliche Erziehung nicht al8 einen Zwang, fondern ald die Erfüllung de eigenften Wun: 
ſches der Altern erfcheinen laffen. 

Bortfegung: Religion und Kirhe. Chriſtenthum. Geiſtlichkeit. Im Ber: 
kehr der Menſchen mit Menſchen äußern fi nothwendig auch die religiöjen Anſichten und Bor: 
ftellungen, und die offenbar gewordene UÜbereinftimmuug derjelben in weitern oder engern 
Kreifen findet ihren nothwendigen Ausdruck in beftimmten Kirchen und kirchlichen Formen. 
Religion und Kirche laffen ji im conjequent fortgefegten Denten, jobald man in Wahrheit 
den wirklichen und lebendig. thätigen „Menſchen zum Prineip” gemacht hat, fo wenig wie 
Geift und Leib auseinander reißen, Darum ift aud der moderne Atheismus, in der Gon- 
fequenz feines Irrthums, von der erft blos äußerlihen Oppofition gegen Kirche und Geiftli- 
keit ſtets bis zum Verſuch der Religionsfrefferei ſelbſt fortgetrieben worden. Er konnte indef 
nur die Schale benagen und fand bald feine Abweifung und Schranfe am unverwüftlich gefun- 
den Kern der Menſchennatur und des Volkslebens, an dem unerfhütterlihen Glauben, daß das 
menſchliche Selbftbemußtfein einen ewig jelbftbewußten Weltgeiſt ald Duelle vorausfege. Sp 
brachte in Frankreich ſchon die Herrſchaft des eigentlichen peuple im Jahre 1793 dem- doctri= 
nären Atheismus des 18. Jahrhunderts und der vornehmern Geſellſchaft eine entſcheidende 
Niederlage bei: Dann fand er noch einmal feinen cyniſchen Ausdrud in der Volkshefe, beiden 
Egalitaires, und endlich kam die logifche oder unlogiſche Nachgeburt des todt — aeg 
in der Lehre eines Dezamy zum Vorſchein. 
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Bei aller Oppofition gegen die unlebendige Abart des Chriſtenthums, welche mit ſchlecht⸗ 
verhüllter Selbftfucht das Reich der Liebe in das Jenſeits verweift und in jedem Jenſeits ein 
neues ſich erfinden würde, um abermals darauf vermweifen zu Eönnen; bei allem gerediten 
Eifer gegen Pfafferei und gegen den Theil der Geiftlihkeit, der fich die Religion zum 2otter- 
bette macht, um die Stürme der Zeit zu verfchlafen; bei allem Kampfe für freie Entwickelung 
gegen den Glaubenszwang veralteter Dogmen und Gulten, in dem freilich die Communiften 
nur eine beiläufige Rolle Spielen — bei dieſer ganzen gerechten Oppofition gegen Misbräuche 
und Misftände, die nur mitumter im einzelnen ihr Ziel überlänft, Hat fich die große Mehrheit 
der Anhänger des Communismus nicht fo weit mit dem Wolke in Widerſpruch gefegt, um ber 
Religion und dem Ehriftentbum den Krieg zu erklären. Dies gilt fo gut für die franzöſiſchen 
Gabetiften ala flr weit die meiften deutſchen Gommuniften. Gine Ausnahme bildete in Deutſch⸗ 
land wieder nur das Äuferfte commmmiftifche Ende des nachhegel'ſchen Schweifs; der Zopf der 
deutſchen Wiſſenſchaft, der fi mit dem Kopfe vertwechfelte; eine feine Schar literariſcher Krebſe 
nit dem Feldgeſchrei: „Vorwärts!“ 

Bon dem Standpunkte diefer Bornirtheit aus hörte man denn Rlagen, daß felbft die fran- 
zöͤſiſhen Gommuniften nicht über die „Beſchränktheit ver Religioſität“, wicht über ven „religiö— 
fen Tie“ hinausgekommen jind. „Der deutſche Socialismus’, bemerkte dagegen ein deutſcher 
Gommunift, „hat im ganzen noch feine Abrehnung mit der Religion gehalten ; bei mir 
aber, meinen Freunden und allen ſelbſtbewußten Sorialiften ift er antireligiös.” Weitling 
hatte fi, zumal in feinem „Evangelium de® armen Sünderd”, von der falfhen Hypo— 
thefe aus, daß das Ehriftenthum aus dem Geheimbund der Eſſener entftanden fei, aus ab- 
geriffenen Lappen einen feltfamen chriſtlichen Communismus zufammengeflidt. Do Fonnte 
er wenigftens auf feinem Irrwege nicht bis zu dem Unſinn kommen, das Chriftenthum, 
die Lehre und die That der Liebe, Für „Die Theorie, die Logik ded Egoismus’ auszu— 
geben. Eine ſolche Ungereimtheit fonnte nur von einer afterphifofophifdyen Dortrin aus— 
gebrütet werben. 

Fortfegung: Staat. Baterland und Vaterlandsliebe. Gejeggebung. 
Insbefondere Strafgejege. Politik. Als Folge davon, daß das communiftifche Ab: 
firaetum der „Menſchheit“ doch nur in ben Individuen leibt und lebt, wahr und wirklich ift, 
wurde fhon darauf hingewieſen, daß es gar nicht in der Willkür des Menſchen ſteht, mit ei= 
nem Theile ver Menfchen keine engere Verbindung als mit andern einzugeben. Jede Verbin 
dung ift aber ein velatived Ausſchließen anderer und Abfchließen von andern. In ber Reihe der 
nothwendigen Vereinigungen ift der Staat die umfaſſendſte Affociation jener Affoeiätionen,, int 
die ſich das große Ganze der Menſchheit gliedert. Die fortwährende Anerfenmung der Exi— 
fen; des Staats ift zugleich die Anerkennung eines im Staat vorherrſchenden und darum bie 
Bereinigung zum Staat beherrfchenden, eines höchſten oder ſouveränen Willens, der nur 
darum and Gefammtwille heißt, weil von ihm aus alle Mitglieder des Staats fort ind fort 
Beftimmungen empfangen. Wohl können Vereinigungen zu Sonderzwecken, wie nament⸗ 
lich Firchliche Vereinigungen, über die äußern Grenzen des Staats weit hinausreidhen. Aber 
zur förberlihen Erreihung aller Menfhenzwede kann es nur eine höchſte und legte Vereini⸗ 
gung geben, melde eben Staat genannt ift. Wo etwa die Kirchengewalt mit der Staatsge— 
walt in Kampf tritt, kann darum auch diefer Kampf ftetd nur im Staate ftattfinden. Unviwäre 
vielleicht die Kirche ſiegreich, fo hätte fie doch nur fhren Willen zum herrſchenden Willen ge: 
macht; jo wäre doch nur eine Staatögemwalt an bie Stelle der andern getreten, ohne daß da= 
mit Begriff und Eriftenz des Staats felbft aufgehoben würden. Wollte man endlich den 
Traum eines Fontier und einer centralen Leitung aller menſchlichen Production träumen, fo 
blieben dennoch in der allgemeinen Affoeiation befondere Affociationen mit ihrem Sonderwillen, 
und man Fäme auch nad diefer Theorie wenigſtens nie und nimmer über die Form eines menſch⸗ 
heitlichen Bundesſtaats hinaus. 

Die natürliche Baſis des beſondern Staats iſt die Gemeinſchaft des Lebens im Vaterlande, 
wie ſie in Vollsgeſchichte, Sprache und Sitten fi offenbart. Denn der Staat ſelbſt iſt nur 
die umfaſſendſte ÄAußerung dieſer Gemeinſchaft. Die Willkür kann die natürliche Gemeinſchaft 
zerreißen; fie kann dad Staatenweſen verunſtalten, fie hat es gethan. Aber jede wirkliche Ma— 
tionalität, die noch nicht mit einer andern Nationalität ſich verſchmolzen hat, äußert ſich gerade 
fo weit, als dles noch nicht geſchehen iſt, im Streben nach Erhaltung ober Herſtellung jener 
Gemeinſchaft des Lebens Die Schickſale, Sitten und Sprache meines Volts haben auch mich 
und meine Individualität vor den Schickſalen anderer Völker beſtimmt. Ich muß alſo theil⸗ 
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nehmen am Leben meines Volks mit lebhafterer Liebe, mit lebhaftern Haß; und es ift nur 
eine widerlihe Ausnahine, mo died nicht gefhieht. Wer etwa dem Deutfchen zumuthet, erft 
Menid und dann Deutſcher zu fein, der muthet ihm auch zu, ſich felbft zu zerftüceln, ftatt 
eines ganzen individuellen Menfchen ein Halbmenſch zu fein. Es ift dies gerade fo albern als 
die Zumuthung an die Mutter, daß fie ihr Kind nicht vor andern Kindern liebe, daß aud die 
Mutter im Abftractum ‚Menfch‘ verſchwinde. 

Abermald waren ed Hauptfächlich einige deutſche Doctrinäre, die in ihren Nodomontaden 
über und gegen Staat, Vaterland, Baterlarivsliebe, mit der Fahne der „Menſchheit“ im der 
Hand, den Gipfel des Unfinnd erftiegen. Sie delirirten nun von einer Bejeitigung ver 
„Schranke des Staats“ Sie witterten „Nationalegoismus“, wo etwa ein belgiſcher oder franzö⸗ 
ſiſcher Socialiſt oder Communiſt zunächſt ein belgiſches Volk oder eine franzöſiſche Nation vor 
Augen hätte. Was die ſtumpf und blind Gewordenen nicht mehr fühlten und ſahen, hatten 
fie „vernichtet. So warf einmal Weitling die rhetoriſche Floskel hin: „Nur mer etwas beſitzt, 
wer etwas bon den Vätern erbt, hat ein Vaterland; der Arme hat keins!“ Und einianderer rief 
aus: „Weitling gertrümmert ven Begriff des Vaterlandes, der Nation!’ 

Im Unding diefer Speeied communiſtiſcher Gemeinſchaft ſoll die Anarchie oder Herrſchafts— 
loſigkeit an die Stelle ver Herrfchaft treten ; die Verwaltung an die Stelle der Negierung; die 
Wiſſenſchaft an die Stelle des Gefeges. Als wenn nicht aud) das Gefeg und feine Vollziehung 
eine vertwirflichte Wiffenfhaft wäre; als wenn fih die Gefegeber nicht erft das Wiſſen deſſen 
zu fchaffen hätten, was den Intereffen der Gemeinfhaft entfpriht, um das Sollen auszu— 
ſprechen! Als wenn die Production ver Regeln des Sollens für bie möglichen Außerungen der 
Thätigfeit in jeder Staat genannten Gemeinschaft nicht gerade fo natürlich wäre ald etwa die 
Production bes Brots aus Mehl; umd als wenn dieſe Regeln des Sollens gejchaffen werben 
könnten ohne die Sorge für das Vollbringen! Auch dieſe „Abſchaffung“ des Gefeges wäre eine 
„Abſchaffung“ ver Menſchennatur felbft. Aber die communiftifhen Spießbürger im Reiche 
des Gedankens merkten e8 nicht, wie fie den Iebendigen Menſchen an ven Spieß ihrer Doc 
trin ſtecken und auf der einen Seite braten laffen wollten, damit er auf der andern Seite nicht 
erfröre. | 

Beſonders viel thaten fich die meiften communiftifchen Dilettanten ver „Wiffenfchaft” auf 
die angebliche Entdeckung zugute, daß die Verbrecher als Kranke zu behandeln feien, daß die 
„Geſellſchaft“ für ihre Beflerung zu forgen und die Gurfoften zu bezahlen habe. Abgefehen 
von der verwerflihen und immermeht verworfenen Topesftrafe, Hat man es auch ohne Eom- 
munismus fchon lange fo weit gebracht, die Strafe zur Beſſerung oder Heilung des Verbre- 
chers anwenden zu wolten. Aber aud die möglichfte Heilung des durch das Vergehen entflan- 
denen Schadens ift Zweck der gerechten Strafe. Die Verbüßung der gerechten, d. h. der einem 
wirklichen Vergehen angemeſſenen Strafe liegt alfo auch im ſittlichen wie Im ſocialen Intereſſe 
des Verbrechers felbft, der ſonſt immer und immer wieder der ihre Heilmittel nicht gar genau 
anmeflenden Privatrache der Verlegten ausgefept wäre. Es Handelt fi alfo immer um Heil: 
mittel; aber man nennt einmal dieſe fpecififchen Heilmittel Strafen, und das Regime ihrer An- 
wendung Strafgeitggebung. | 

Ber vom Strafrecht nichts wiſſen will, braucht ſich Über deſſen Reform nicht den Kopf zu 
zerbrechen. Er behilft fi mit ſolchen Außerungen wie die eines Dezamy, daß „die Jury eine 
bürgerliche und föderaliſtiſche Einrichtung, folglich () das ſchlimmſte aller Geſetze ſei“. Wer 
ſich gar den Staat und das Geſetz als „etwas über ihm und außer ihm Seiendes“ aus dem 
Kopfe gebracht bat, um weitern leeren Raum zu gewinnen, kümmert ſich entweder nicht mehr 
um Politik und Staat, trotz aller Klagen, daß die Reichen den Armen im Staate das Geſetz 
machen; oder er hält ſich berufen, auch die übrige Welt vom Alp des Staats und Geſetzes zu 
befreien. Solcherlei voctrinäre Abolitioniften gab es wirklich unter den Gommmuniften von 
1848: e8 waren geifteöfranfe Ärzte, die der „ſchiechten Geſellſchaft' vie Naſen abſchneiden woll⸗ 
ten, um ihr ven Schnupfen zu vertreiben. z 

Schluß. Freiheit ift die tieffte treibende Wurzel des Menſchenlebens. Mit der Kraft 
feines Willens , der zugleich beſtimmt und beſtimmend iſt, wirkt jeder Menfch geſtaltend und 
umgeftaktend in die Welt feiner Anſchauungen und Vorſtellungen hinein, und nur aus per 
Breiheit jedes einzelnen ergengt fih die Harmonie aller. Im freien Spiel’ des Lebens teitt bald 
das Bedürfniß der engern Verbindung und Gemeinſchaft mis andern in kleinerm oder ‚größer 
Kerle hervor; bald das Bewußiſein der weſentlich gleichen Wirkſamkeit mit gleichen Un: 
Sprüdeen; bald auch vas ber individuell verſchiedenen Thaͤtigkeit mit ihren nothwendig unglei- 
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hen Forderungen. Darum befteht der ganze geſchaͤftliche Verkehr nur in diefen immer wechſeln⸗ 
den Übergängen von der Einigung und Einheit zur zeitweifen Nebenordnung in Gleichſtellung 
und Gleichheit, oder zur zeitweifen Uber: und Unterorbnung in Unterſcheidung und Un: 
gleichheit. Und feine Lehre foll überweifer fein wollen ald das Leben, das in ji felbft das 
Geſetz feiner Entwidelung trägt und es allen nicht Verblendeten deutlich offenbart. Diefer 
Sünde des doctrinären Hochmuths hat fi aber au der Communismus mit feiner abftracten 
und ausjhließlihen Korderung der Gemeinschaft ſchuldig gemacht, troß feines jheinbar anſpre⸗ 
enden Wahlſpruchs: „Alle für jeden und jeder für alle.” Denn darin liegt ed eben, daß 
jeber für alle viel weniger wäre, als er fein fann, wenn er nicht zugleidh das unverfümmerte 
Recht hätte, für fich zu fein und feine Eigenthümlichkeit aud in eigenthümliden und darum 
ausſchließlichen Verhältniffen zur Sachenwelt audzuprägen. Diejenigen aber, die in einem 
Athem von ber allgemeinen Gemeinſchaft und von der freien Aſſociation reden, willen nidt 
was fie thun, Die freie Affociation fegt nicht blos den ‚ungezwungenen Eintritt voraus, jon- 
dern auch Die Möglichkeit, nad den im voraus fefigejeßten Bedingungen innerhalb der Affo- 
ciation auf gleiche oder ungleiche Weife zu produeiren und zu confumiren. Und fie hört immer 
fo weit auf, frei zu fein, als jie nicht auch den freien Austritt geftattet und damit das Recht an- 
erkennt, wieder für ſich zu fein, für fi zu erwerben und derjenigen Affociation, deren Mitglied 
man war, felbftändig zur Seite zu ſtehen. 

Das Eigenthum ift dad in der Gefellihaft durch den Staat anerkannte Recht, Daß der eine 
vor allen andern Mitgliedern der Gefellichaft über beftimmte Theile der Sahenwelt verfügen 
dürfe. Gerade weil ed auf der Anerkennung und Gewährleiftung des Staats beruht, iſt die 
Gewalt des Eigenthümers durch die Staatögewalt nothwendig beftimmt und beſchränkt, nad 
dem Grundſatz, daß das Öffentliche Recht dem Privatrecht vorgeht. Dem Princip nach bat es 
aljo ein unbedingtes Eigenthumsrecht in dem Sinne nie gegeben, daß dadurd die nothwen— 
digen Zwecke jedes Gliedes der Gefellihaft und darum des Staats felbft vereitelt werden dürf— 
ten. So ift denn auch theoretifch fon lange genug anerkannt, daß durch das individuelle Ei- 
genthumsrecht des einen Fein anderer in feinen nothiwendigen: Bildungsmitteln und Lebensmit- 
teln verfürzt werden folle. Die vollftändige und ausreichende Verwirklihung diefer Wahrheit 
ift nun die Aufgabe unjerer Zeit, Das eine und alles, worauf ed dabei ankommt, beftebt 
darin, daß jedem Mitglieve der Gefellihaft, nad dem in der Geſellſchaft vorherrſchenden Be: 
griffe ded Nothwendigen, die nothwendigen Bildungdmittel und Arbeitömittel fort und fort 
gewährleiftet werden. Damit werden aber die Grundlagen der „alten ſchlechten Geſellſchaft“ 
keineswegs „aufgehoben‘ und „vernichtet, fondern befeftigt und nad ihrem wahren Weſen 
entwidelt. Damit kommt man nicht — wie die Gommuniften träumen — über „die auf den Be— 
griff des Lohne, des Verdienſtes und. der Strafe, des Kauf und. Verfaufs gegründete Welt 
hinaus’ und in den Unjinn hinein; fondern durch die Beihränfung des Zwanged und bes 
Irrthums auf möglichft enge Örenzen wird erft die fogenannte freie Concurrenz in die wahr⸗ 
haft freie, und der Taufe in feinen verfhiedenen Formen in den wahrhaft freien Austaufch der 
Güter verwandelt. - - BB. Schulz: Bodmer. 

Eommunismus und Socialismus feit 1848. I. Allgemeines. Für den Com— 
munidmus und Socialismus der That und des Worte ift ein enticheidender Wendepunkt einge: 
treten feit der Junifchlacht in den Straßen von Paris und der hierauf folgenden Geijterfchladt 
in der frangöfifchen Nationalverfammlung. Der Gegenftand dieſes merkwürdigen parlamen- 
tariſchen Kampfes, bei dem fich bald aud) die ganze Tagespreſſe betheiligte, und -beidem alle Schu: 
len und Syiteme des Socialismus ihre Vertreter hatten, war das communiftifh und fociali- 
flifch gebeutete Recht auf Arbeit. Die Verurteilung und Verwerfung der neuen Gejellichafts- 
lehren erfolgte in ver nach ihrem äußern Beftande noch ungefährdeten Republif und unter der 
Herrſchaft des allgemeinen Stimmrechts. Um fo entfcheivdenver war die Niederlage des Socia- 
lismus, ald doch die Sorialiften felbit an die Mehrheit der Nation Berufung eingelegt Hatten 
und gegen dad Verbict der Öffentlichen Meinung erft zu proteftiren anfingen, ba es jhon gewik 
geworden, daß daſſelbe gegen fie ausfallen werde. Aber im allgemeinen Schiffbrude jener Welt: 
beglüdungstheorien, die von einem. abftracten Princip aus alle Schäden der kranken Mtenjä: 
heit in kürzeſter Friſt zu heilen fid getrauten, ‚Hegt noch keineswegs eine Redtiertigung des 
ihnen entgegenftehbenden Syſtems des Individualismus, des ftaatlihen Gehenlaffens und der 
völlig. ungebundenen Concurrenz. Es liegt darin gleichwenig eine Rechtfertigung jener nick 
minder abftracten Staatölehre, vie im diejer oder jener Staatdform den Welterlöjer- anbetet; 
die im Außen Mechanismus für Fabrikation und Vollzug der Gefege dad Gin und Allet 
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gefunden zu haben meint; die vor nichts ald Stant den Menſchen im Staute, in der Gemeinde 
und Familie aus dem Auge verliert und es nicht einmal bemerkt, wie die Menſchen mit ihrem 
gejellfgaftlihen Thun und Laffen, ihrem Handeln und Wandeln, ihrem Arbeiten und Ge: 
nießen fort und fort aud) den Staat, fowie die Begriffe und Vorftellungen von Staat und Recht 
umarbeiten. Durch die Niederlage einer Reihe von Soriallehren hat alfo vie Socialfrage felbft 
fo wenig an Bedeutung verloren, daß fie nad) wie vor das Näthfel geblieben ift, auf deſſen Nicht: 
löfung die Strafe der einreipenden Barbarei fteht, der fortfchreitenden Entfittlihung, der Zer— 
ftörung des Wohlſtandes. Die Kluft zwifhen Armen und Reihen, zwifhen Darbenvden und 
Genießenden hat jich nicht geihloffen oder nur verengt, fondern erweitert; und die ſtets tiefer 
einfchneidenden Wunden, aus denen die Geſellſchaft blutet, ſchmerzen nur um fo mehr, weil jegt 
felbft der Glaube an die Möglichkeit baldiger Heilung durch die Wundercur einer focialen Heils- 
lehre verſchwunden ift. Darum ift aud die Gefahr noch vorhanden, daß von einer neuen Re— 
volution, die im Jahre 1848 doch nur in Frankreich ein focialed Gepräge hatte, die europäifche 
Welt in weitern Kreifen überflutet werden könne. Und wie ed bis 1848 eine revolutionäre 
Poefie gab, welche die baldige Erhebung und den geträumten Sieg eines grollenden Proleta- 
riats verfündete und im voraus feierte: jo ift jegt die Ahnung und Furt vor einer ſchweren 
Kriſe bei jenen ernten und befonnenen Männern ver Wiſſenſchaft eingekehrt, die auf dem Wege 
geſchichtlicher und ftatiftifcher Korihung eine genauere Kenntniß von den Zuftänden und Mis- 
ftänden der Gegenwart gewonnen haben. Die ernft mahnenden Stinnmen des Zweifeld an der 
unerſchütterlichen Feſtigkeit des Beſtehenden haben fih nur vermehrt, feit ver Welt verfündet 
wurde, daß bereitd am 2. Dec. 1851 die Rettung der Geſellſchaft glüdli vollbracht worden 
fei. Gleichwol läßt eine nähere Betrachtung der jüngften Veränderungen jowol im Lehrgebiet 
als in der Praris des Socialismus die Hoffnung nicht völlig finfen, daß die ſchwer erfrankte 

europäiſche Geſellſchaft doch noch in jich felbft fo viel Kraft finden werde, um fich zum gedeihlichen 
Fortſchritte die von Vorurtheil und Selbſtſucht noch allerwärts gefperrten Bahnen zu öffnen. 

Diefe Veränderungen feit 1848 betreffen fowol Form ald Inhalt der focialen Lehren und 
Leitungen. Selbſt die Sprache der neuern Sorialiften hat ji verändert und mit wenigen Aus 
nahmen gebefjert. Sie ift bejcheidener geworben. Der blutige Ernft der Ereigniſſe und das 
Scheitern aller Parteien hat doch in etwas jenen boctrinären Hochmuth gebeugt, in dem jede 
Säule vie andere mit unerfüllbaren Verheißungen zu überbieten und dad Privileg moderner 
MWeltverbeflerung zu erfteigern gefucht hatte. Jene Inabenhafte Überhebung der Lehre über das 
Leben, jene gegenjeitige Nenommifterei im Namen aller neuentdedten Weltwiſſenſchaften, die 
zu Dugenven angekündigt wurden, jene cavaliere Gurgelabjchneivderei, womit man der alten 
Religion, dem alten Staate, der alten Familie und der alten ſchlechten Geſellſchaft auf dem Pa— 
piere ein Ende machte: kurz jener ganze geihmadlofe Stil, wie man ihm vor der großen Nieder: 
lage ver Doctrinäre aller Art im Jahre 1848 in einem Theile der focialiftifhen Preſſe begegnet 
war, iſt jeßt faft durchweg verſchwunden. Wir haben kaum noch Erinnerungen aus jener vor= 
fündflutlihen Zeit, da ein Weitling furzweg den Begriff des Staatd zertrümmerte. Jenes jelt- 
fame und dünfelhafte Gebaren, wie ed befonderd in Deutſchland zu Tage getreten war, hing 
wejentlich mit der Selbftvergötterung der damals vorherrihenden Schulphilofophie zufammen. . 
Es Hing damit auch) bei denen zufammen, welche die gleihe Schulphilofophie mit den von diefer 
ſelbſt geſchmiedeten Waffen befämpften und fih nun von der Kritik der Wiſſenſchaft aus bis in 
jenen Aberglauben verireten, daß es auch zur Vernichtung des politifhen und focialen That: 
beftandes ver Wirklichkeit nur ihred unmapgeblihen Verdammungsurtheild bevürfe. Diefe 
„Kritik der Gefellfchaft‘ aber ift 1848 durch die Geſellſchaft felbft einer vernichtenden Kritif 
unterworfen worden. 

Was ven Inhalt der neueften Geſellſchaftslehren anlangt, fo haben fie jih zu ihrem Ge: 
winne aus der Zerftreuung ind Ungemefjene mehr und mehr gefammelt; fie wenden jih nun 
auf ein engeres, aber jchärfer begrenztes Feld. Bis 1848 hielten es viele focialiftiihe Schrift: 
fteller für ihre wiflenfchaftliche Pflicht fo weit auszuholen, daß ihnen nicht Zeit und Kraft blieb, 
um die genauere Bekanntſchaft mit der Jetztwelt machen und die wirklih praktiſchen Fragen 
anders ald mit einigen banalen Phrafen abthun zu können. Man begegnete noch häufig jenen 
willkürlichen und bei aller Weitfchweifigkeit vo unzulänglihen Geſchichtsconſtructionen, wozu 
man die Baufteine aus der Vergangenheit aller Völker zufammentrug, um damit die Funda⸗ 
mente zu geſellſchaftlichen Utopien zu legen, wozu man doch den Bauplan nicht einmal im Kopfe 
fertig brachte. Man wagte kaum über die Marktpreife des heutigen Tags zu ſprechen, ohne die 
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vorgängige Entwickelung einer religiös-philoſophiſchen Weltanfhauung, ohne die Auseinander— 
fegung irgendeined. Dogmas des Glaubens oder Unglaubend. Darum wurde ein religiöfer 
Dualismus von einem irreligiöfen oder atheiftiichen unterfchieden. Man hätte ebenſo paſſend 
von einer hriftlihen und antichriftlihen Volkswirthſchaftslehre reden Dürfen, va nad feinen 
Hauptzwecke und eigentlic praktiſchen Intereffe ver Kampf des Sorialismus doch wejentlich nur 
gegen das volkswirthſchaftliche Syften der freien Coneurrenz gerichtet blieb. Bejonders in 
Deutfchland war ed zur Manie geworden, die metaphyſiſchen und religiöjen Streitfragen mit 
der. Arbeitöfrage zu verquiden, um gelegentlich dev einen aud die andere zu entfcheiven umd 
alle harten Nüſſe der Welt mit einem Biffe zu fnaden. Und wenn jet die gleiche Manie in das 
Gebiet der Naturwillenihaften übergefiedelt jcheint, um hier die Banner des Materialismus 
oder Spiritualismus aufzupflangen, fo ift died zwar ein Beweis, daß wir von einer zweckmäßi⸗ 
gen Organifation und Iheilung der geiftigen Arbeit noch meit entfernt find. Aber auf dieſem 
Gebiete finden doch die Poltergeifter der Theorie einen minder gefährlihen Spielraum als auf 
einen Felde, wo ed ih umMtegierte und NRegierende handelt, um Arme und Reihe, um Huu— 
gernde und Schwelger, und wo die beiderfeitigen Misverftänpnifle nur allzu oft in Barrifaden: 
kämpfen und Straßenfhlachten zur Erörterung kamen. 

Sft die Periode jenes dogmatifhen Sorialiömus vorüber, womit die Bildung größerer 
Schulen zufammenhing, jo ift damit nicht geſagt, daß auch die Propheten einer neuen Weltord⸗ 
nung in Staat und Geſellſchaft verſchwunden jind. Ihre Zahl Hat ſich vielmehr vergrößert, 
und zwar befonders in Frankreich.!) Das ift begreiflich genug, da ſich nach dem intellectuellen 
Tode der Meifter jeder Schule nun aud) die Schüler ald Meifter zu bethätigen verſuchten. Aber 
für diefes ſociale Lehrgebiet läßt es ſich ald erfprieplihe Wirkung der freien Concurrenz ge: 
wahren, daß ein Prophet dem andern die Kunden abipannt; daß fich Die Utopiften in unbedeu— 
tende und minder ſchädliche Coterien zerfplittert haben ‚-die leicht umgangen werben können, da 
fie nicht mehr in gröfern Maffen ven wirflih ausführbaren Mafregeln zur Beflerung ber ge: 
ſellſchaftlichen Zuſtände im Wege ſtehen. | 

Seit die Reformation das römiſch-katholiſche Kirchenthum gefpalten und das Chriſtenthum 
in mannichfachere Bekenntniſſe und Eultusformen gegliedert hat, ijt es ein beſonders unfrucht⸗ 
bares Beginnen geworden, irgendein pofitived religiöſes Bekeuntniß zum Princip einer 
Staat: und Geſellſchaftslehre machen zu wollen, die eine praftifche Bedeutung auch nur für Die 
Staaten des mittlern und weftlihen Europa gewinnen könnte. Kein Befonnener mag aliv von 
einer neuen Wiſſenſchaft des hriftlihen Staats und der hriftlichen Geſellſchaft in diefem Sinne 
etwas wiſſen. Aber gleichwol gibt es eine hriftliche, d. b. auf Moral gegründete Staats— und 
Geſellſchaftslehre, ſowie eine hriftlich-foriale Praris, die im Eräftigen Aufblüben begriffen ift; 
die nad ihrem innerften Kern jo recht unferer Zeit angehört; die eine Geſchichte machende Be- 
deutung bat, ob fie gleich den Doctrinären ded Materialismus von ihrem Sonderſtandpunkte 
aus nur ald veligidfe Heuchelei ericheinen mag und auf dieſem Standpunkte faum anders er- 
feinen kann⸗ 

Das ift die Aufgabe unjerer Zeit, die Arbeit der Reformation da wieder aufzunehmen, mo 
fie diefe Fallen ließ, um jie mit freierm und umfafjenverm Geiſte weiter zu führen. Damals hatte 
das feines ureigenen Geiftes ſich erinnernde Chriſtenthum das ftarre und erftarrende Dogma 
durchbrochen; ein befeuchtender Strom ergoß ſich ſowol über die neue proteſtantiſche ald Die alte 
katholiſche Welt. Hier wie dort kam ed abermals zur dogmatiſchen Erſtarrung, nur daß der jeit 
der Reformation mannichfacher verzweigte Strom des religiöfen Lebens in mannichfachern Rich: 
tungen und Formen zum winterlichen Eife gefror. Er ift in der neueften Zeit wieder in Fluß 
gefommen, umzerftörend zu wirfen gegen die unter die Obhut des Pfaffenthums aller Con— 
feffionen geftellten Zöllner und Zollichranfen des freien geiftigen Verkehrs, um ſchöpferiſch zu 
wirken auf dem Gebiete des jocialen Lebens... Die Bervegung unferer Zeit ift alfo auch jegt wie⸗ 
der, mie diejenige der Reformation, wenigftens beifäufig mit gegen das Pfaffenthum aller Art 
gerichtet. Aber fie ift gerade darum ebenfo wenig eine antireligiöfe und antihriftliche, ale es 
die Neformation ſelbſt geweien ift. 

Den Theoretitern gegenüber, die das Ehriftenthum wiffenfchaftih überwunden zu haben 
meinen, beweift es feine fortdauernde Lebenskraft ungefähr nach derſelben Methode, wie die 
Schweiz die Möglichkeit dev Republik in Europa beweift: eö lebt, wirft und bethätigt ſich wit 
wachſendem Einfluffe. ‚Oder es beweiſt diefe Lebenskraft, wie in ver Februarrepublik pad allge- 


1) Ertau, La Frauge mystique, Tableau des excentricites de ce temps (2 Bde., 1856). 
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gemeine Stimmrecht den focialiftifhen Zertrümmerern des Staats und Eigenthums bie unge- 
ſchwächte Fortdauer ver angeblich veralteten Inftitutionen vor Augen gehalten hatte. Denn e8 
läßt ſich nicht leugnen, daß jo ziemlich bei allen Confeſſionen die Zahl derjenigen im Wachfen 
ift, die ihren Glauben aud) im Leben zu bethäfigen fuchen, die zur Bewältigung oder zur Linde: 
rung des Glends bis in jene Höhlen des Schmutzes, des Siehthums und des Laſters dringen, 
wohin die Schriftgelehrten des Sorialidmus nicht immer gelangen. Ob auch manche Heuchelei 
und frömmelnde Prunkſucht unterlaufe, e8 wird doch Gutes gethan, und die große Mafle ver 
Armen und Beladenen bleibe ſtets geneigt die Lehre nad den Früchten zu bemeſſen, die ihr ge: 
boten werben, 

Diefes zunehmende Heraustreten aus der jelbftgenügfamen iberirdifchen Glaubengfeligkeit 
in das fociale Leben und Leiden der Völker hinein, ift gleich bedentend für die Geſellſchaftslehre 
wie für ihre Anwendung. Auch zur Zeit der Neformation war ed kaum jo wichtig, was Luther 
und die andern Reformatoren lehrten, ald wie jie lehrten. So ift es aud) jegt. Es kommt dar— 
aufan, daß die Wahrheiten, weldhe dann erft zu Mirklichkeiten werden fönnen, wenn fie die 
Maſſe des Volks durchdrungen haben, diefen in der Sprache des Volks zu Gehör kommen. 
Dazu gehören alle Wahrheiten der Geſellſchaftslehre, denn das Volf ift die Geſellſchaft. Kür 
die geiftige Arbeit zur Bortbildung der menſchlichen Geſellſchaft gilt aber das Gleiche, was für 
die körperliche Arbeit gilt: wie diefe an das materielle Kapital, an die ſchon gethane Arbeit ar: 
fnüpfen muß, fo muß die Geiſtesarbeit an das überlieferte geiftige Kapital, an die im Volfe 
und vom Volke ſchon gethane geiftige Arbeit anfnüpfen, wenn überhaupt etwas gethan werben 
fol. Seit Jahrhunderten hat die Lehre dafür geforgt, daß bei allen hriftlihen Nationen die 
überlieferten religiöfen Begriffe und Vorftellungen einen beträchtlichen Theil des überhaupt 
vorhandenen geiftigen Kapitals bilden. Hiernad hat ein großer Theil des umlaufenden Sprach— 
fdhages fein Gepräge erhalten, und wenn davon vieles veraltet ift, jo hat ſich auch vieles ers 
halten. Wo alfo das Volk über ernfthafte Dinge ernfthaft verhandelt, da erinnert überall — 
und wie könnte dies anders fein? — die ganze Ausdrucksweiſe an die Sprade der ihn durch 
Kirche und Schule von Gefchleht zu Geſchlecht vererbten religiöfen Überlieferungen. Aber die 
Spradye jener Gebildeten, die infolge der ungleihen Vertbeilung der geiftigen Güter zu der be= 
vorzugten Klaſſe ver geiftig Defigenden gehören, die den aus allen Zeitaltern und von allen 
Nationen ererbten geiftigen Erwerb im Gedächtniſſe und in Bücherſchaͤtzen angefammelt haben, 
die aber darum in geiftiger Beziehung nicht von Hand zu Mund leben müflen, wie der Proleta= 
vier, welcher durch Arbeit und Sorge des täglichen Lebens auch in feinem ganzen Denken, Füh— 
len und Wollen an Stunde und Scholle gefeſſelt bleibt — die Sprache diefer Gebildeten ift noch 
jegt eine jehr verſchiedene yon derjenigen der großen Mehrheit. Eine ähnliche Sprachkluft wie 
heutzutage fpaltet im 15. und 16. Jahrhundert die gelehrten Humaniſten und die Volksmaſſe, 
bis der Genius ver Reformatoren dieſe Kluft überfprang, bis die geiftvollften und begeiftertften 
Männer ihrer Zeit den Hohmuth des gelehrten Zunftgeiftes fo weit in fich felbft überwanden, 
daß fie wieder die Sprache des Volfs und des Bolfsglaubens reden fonnten und twollten. Im 
19. Jahrhundert bildet vielleicht die wachiende Betheiligung der fogenannten hriftlichen Socia— 
liften an den Fragen des Mein und Dein, der Arbeit und des Kapitald, der Vereinigung ober 
Bereinzelung für Erwerb und Genuß, eine Brüde zur Verftändigung zwiſchen Gebilveten und 
Ungebilderen. Wie viel aber daran gelegen ift ven rechten Ton zu treffen, mögen wir etwa nach 
der weitgreifenvden, obwol anfcheinend nur vorübergehenden Wirkung von Lamennai's „Worte 
eined Gläubigen‘ bemeilen; nadı ver Wirkung eined Buchs, das weit weniger durch feinen In— 
halt als durch feine Sprache eine von den Syftematifern des Socialismus nicht anerfannte, 
aber deshalb nicht minder große Bedeutung hatte, 

So wenig die hriftliche Lehre unmittelbar auch Staats: und Geſellſchaftslehre fein kann, 
jo hat fie doch eine dem ſtaatlichen und gefellfchaftlichen Xeben zugefehrre Seite. Darum war 
und ift fort und fort die Rede von einem chriſtlichen Stante und hriftlicher Geſellſchaft, trete 
nun die Idee dieſes Staats und diefer Gejellfchaft in den Phantafien von einem Tauſendjähri— 
gen Reiche zu Tage oder in der begriffsmäßigen Eonftruction eines hriftlich genannten Conſi— 
ſtorial⸗, Polizei: und Soldatenftaats. In der Gärungszeit der Reformation war der in Na— 
men der Religion verfündete Communismus eines Thomas Münzer und ver Wiedertäufer mit 
geiftigen. und leiblichen Waffen auf deutſchem Boden überwunden worden, wie 1848 der auf 
Eummunisnns auslaufende Socialismus der Neuzeit in den Straßen von Paris und iin Saale 
der. franzöfifchen Nationalverfammlung. Auch dieſer neueſte Socialismus (die Reden und 
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Schriften eines Louis Blanc, eined Vidal und vieler anderer geben Zeugniß davon) hatte nicht 
verfehlt, feine Berufung an das Chriftentgum einzulegen. Neben ven Communiften Des 
16. Jahrhunderts Hatten die Bauern und ihre Kührer im Namen der hriftlichen Freiheit jene 
Horderungen geftellt, die wir auf unjerm jegigen Standpunkte zum großen Theile ald gerecht, 
billig und beſcheiden anerkennen; aud) fie hatten in ihrem Sinne und ihrem Intereſſe den chrift- 
lihen Staat und die Kriftliche Gefellihaft gefordert. Aber diejer Forderung des hriftlichen 
Volksſtaats fegte ſchon Luther felbft ven Begriff feined hriftlihen Staats entgegen, den des 
unbedingten Gehorſams und blinder Unterwerfung unter die von Gott gegebene Obrigkeit , die 
Gewalt über und hat. Er ftügte ſich alfo auf ein völlig zweiſchneidiges Dogma, das in Feiner 
Weiſe ein Rechtsprincip ausfpridt, das den ſtlaviſchen Gehorfam zu gebieten fcheint, aber 

durch Berufung auf das thatfähliche Verhältniß der Gewalt die Sflaven zur That der Be- 

freiung zwar nicht geradezu auffordert, aber ebenfo wenig für unberechtigt erklärt, ihre Gewalt 

mit der fie fnechtenden Gewalt meffen zu dürfen, damit fie ed thatfächlich erproben, ob die ihnen 

gebietende Obrigkeit zugleich factifch die Obrigkeit ift, die noch Gewalt über fie hat. Der Ein- 

tritt in eine lange Periode von Nevolutionen und Gegenrevolutionen hat aud genügend gezeigt, 

daß ji die Weiffagung: „Ich bin nicht gefommen, Friede zu bringen, fondern das Schwert’, 

noch fort und fort erfüllt, daß die maßloſe Gewalt der Regierungen die gemaltthätige Gegen: 

wirkung der Regierten hervorrufen muß. 

Das Ziel aller Reformen und Ummwälzungen jeit 8O Jahren ift die Befreiung der Arbeit 

aus dem erdrückenden Ubergewicht des Kapitald und der ftaatlihen Willkürherrſchaft. Diefer 
Weltkampf richtete fih in feiner erften Phaſe gegen vie Feudallaften, oder gegen die Tyrannei 
des Bodenfapitald. Er wurde und ward in diefer Richtung mit fihtbarem Erfolge geführt, bis 
in die neuefte Zeit hinein und bis zu den äußerften Grenzen unſers Welttheils: bis zur Grün: 
dung eines freien Bauernftandes in der Öfterreichifchen Monarchie im Jahre 1848, bis zur be: 
ginnenden Emancipation der ruffiichen Zeibeigenen. Eben dieſer Kampf, durd die Gonfequen; 
feiner eigenen Geſchichte getrieben, mußte fich aber im weitern Verlaufe fein Ziel weiter hinaus: 
rüden: er ift im weſtlichen Europa nicht mehr vorwiegend gegen das Bodenkapital gerichtet, 
fondern gegen das in Geldwerth ausdrückbare Kapital überhaupt. Noch ſchwankt er unent: 
ſchieden hin und her. Er läßt ſchwere Wetter, verheerende Stürme ahnen; er wird und muß 
fo langedauern, bis die Solidarität der Intereffen des Kapitals und der Arbeit nicht bloß wiſſen— 
ſchaftlich erkannt, jondern praftifch zur Geltung gebracht, bis Hiermit die fociale Frage die Ge— 
genwart zur Löfung gefommen ift. Denn die biöherige Unentſchiedenheit diefer Frage ift vie 
Unentſchiedenheit des bisherigen Kampfes zwifchen Arbeit und Kapital. Und diefer Kampf jelbft 
ift nichts anderes ald die Wiederaufnahme und Kortfegung des im 16. Jahrhundert im Namen 
ver „Hriftlichen Freiheit‘ begonnenen, der in unferer Zeit nur weit größere Dimenfionen ange= 
nommen hat. Er ift in foldem Maße nur eine Fortfegung, daß auch fhon die „chriſtlichen“ 
Bauern der Neformationdzeit die Forderung geftellt hatten, jeder jolle mit eigenen Händen 
feine Nahrung erwerben und Feiner mehr haben als der andere ; daß auch ſchon im 12. Art. 
von Wendel Hippler's berühmten „, Entwurf zur deutfchen Reichsreform“ unter anderm ver- 
langt wurde: Aufhebung der großen Handelsgefellihaften und Beſchränkung des Übergewichts 
des Hauptguts (Kapitals), Beſchränkung des Betrieböguts von einzelnen und Geſellſchaften 
auf die Summe von höchſtens 10000 Fl., eine Ordnung für die Kaufleute, wie fie jede Waare 
geben follen. Alfo fhon damals der Vorſchlag eines in der Franzöſiſchen Revolution und in 
der allerneueften Zeit wieder auftaudenden Maximums. Nach alledem ift ed nichts weniger ald 
blos ein willfürlihes Spiel mit Paradoxen, wenn gar mande unter den bervorragenpiten 
Geiftern des heutigen Frankreich in ihrer Revolution feit 1789 dad von neuem wieder aufge- 
nommene Streben erkennen, das Chriſtenthum nad) feiner weltlichen Seite hin zu verwirklichen, 
zur Erlöjfung vom tödtenden Buchſtabenrechte, das fi zum wahren und lebendigen hiſtoriſchen 
Rechte umzulügen verfuht hat. Eben diefe Auffaffung hat ſich Bahn gebrochen, obgleich oder 
gerade darum, meil die Revolution während einer. Eurzen Zeit entſchieden feindlih gegen alle 
riftliche Religion aufzutreten ſchien; denn diefe Feindſchaft dauerte nur fo lange, bis die Kirche 
in ihrer befondern Eigenſchaft ald Feudalherrin, als bevorrechtete Mitbefigerin von Grund und 
Boden und darum als Feindin der freien Arbeit überwunden war. 

Die foriale Idee des Chriſtenthums, welche zugleich die Idee des Humanismus ift, fobald 
dieſer ſich in feiner gefchichtlih gewordenen Gigenthümlichkeit und Lebendigkeit felbft begriffen 
bat, ift indeflen eine andere und höhere, als einerfeitö diejenige eines abgelebten hiſtoriſchen 
Rechts, ald andererfeitd der abftracte Begriff der Freiheit und Gleichheit, auf deſſen Verwirk⸗ 
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Lichung die blutige und vergebliche Arbeit der Revolution in ihrer erften Phafe gerichtet war. 
Dieſe fociale Idee ift die der fortfchreitenden Befreiung vom Drude leiblihen, geiftigen und 
fettlichen Mangels, ver fortfchreitenden Ausgleihung aller Härten des Schickſals, der fortfchrei= 
tenden Vereinigung deflen, was in feiner Vereinzelung verfümmern müßte. Das alles drängt 
Tich in dem einen Gebote der Liebe zuſammen, die in ihrer Bethätigung bald befreiend ift, bald 
ausgleihend, bald vereinigend. Und diefe humaniftifche und riftliche Idee läßt fih in ihrer 
verneinenden Bedeutung aud dahin ausſprechen: Es gibt überhaupt Feine fefte Form des 
Staats und der Geſellſchaft, ver Freiheit und Gleichheit, in welcher die Menſchen ihre dauernde 
Befriedigung finden könnten; die Wahrheit und Wirklichkeit des Friedens, der Freiheit und 
Gleichheit unter den Menſchen ift vielmehr die ſtets fi) erneuernde Thätigkeit des Befriedigens, 
DBefreiend und Ausgleichens. 

Diefe inhaltſchwere Wahrheit ift ven Zeitgenoffen durch die bittern Erfahrungen des legten 
Jahrzehnds nahe gerüct, und wir verdanken ed der Strafe für unfere boctrinären Sünden und 
Eitelfeiten,, daß wir im Felde der Staats- und Gejellfhaftslehre wenigftend für einige Zeit der 
Softemmaderei, der Principienreiterei und Dogmenwirthſchaft enthoben find, daß nicht auch 
jetzt no in dem Maße, wie früher, aufdie Gründung und Widerlegung neuer Theorien Zeit 
und Kraft verſchwendet werden muß. Noch in anderer Beziehung ift die Aufgabe des Soria= 
lismus eine einfadhere geworben, indem feit 1848 die wirkſame Kritif der Geſchichte einige Ge— 
genftände, als nicht mehr oder jegt nicht in Frage ſtehend, von der Tagesordnung völlig geftri= 
chen hat. Man ftreitet nicht mehr über dad Recht der Eriftenz des Staats, ſondern fegt dieſes 
Recht ſtillſchweigend voraus, feitvem die beftehenven Staaten eine neue Probe von der Zähigfeit 
vieler Eriftenz gegeben haben. Alte Angriffe auf Ehe und Familie, alle unerquicliche Rednerei 
in Profa und Verfen über Emanecipation der Frauen und fogenannse ‚freie Liebe ‘‘, find wie 
weggefehrt vom europälfchen Boden ; fie find als abgelegte Mode in die Neue Welt übergefiedelt, 
aus der jie ald Mormonenthum oder ald Free Love Union, welche die Ehe als die Sklaverei der 
Liebe, ald ven Tod der Gefühle betrachtet, fragenhaft herüberfchielen und an die Tölpeljahre 
des Socialismud erinnern. Was das Erziehungsweſen anlangt, jo denft niemand mehr daran, 
im Sinne früherer Gommuniften die Verdrängung der häuslichen Erziehung in dev Familie 
durch eine ausſchließlich Öffentliche und gemeinfhaftliche nur zur Sprache zu bringen. Selbſt 
die Beſprechung des eigentlichen Volksſchulweſens (eines wichtigen, obgleich öfters allzu jehr 
überfhästen Factors für jene zweckmäßige oder zweckwidrige Vertheilung des geiftigen Kapi— 
tals, die in höchſter Inftanz auch über diejenige des materiellen Kapitals entſcheidet) ift jeßt 
mehr und ausfchlieglidher die Aufgabe der Schulmänner von Fach geworden. Bei den eigent— 

Nlichen Socialiften hört man etwa nur noch eigentliche Klagen, wie da und dort das Pfaffen— 
thum, der nelehrte Zunftgeift, oder die Beſeſſenheit durch ausſchließlich materielle Intereffen 
einer gebeihlihen Entwidelung des Unterrichtsweſens entweder abfichtlich oder gevanfenlos im 
Wege ftehen: : 

So ift endlich die ſoeiale Frage (nachdem fie fih von mandem Beiwerke befreit hat) in 
ihrer unmittelbaren praftifhen Bedeutung für die Gegenwart und nächſte Zufunft zur blos 
öfonomifchen Frage geworben. Aber auch nad diefer engern Begrenzung, oder erft durch die- 
ſelbe ift fie die eigentliche Weltfrage; fie ift e8 jegt mehr als je zuvor, wie dies jeder und alle, die 
nicht zu einer befonders glücklich fituirten Minderheit gehören, Tag für Tag an ſich felbft er- 
leben. Man fann nicht einmal fagen, daß der neuefte Socialismus noch jet, mie früher, der 
principielle®egner des Syſtems der freien Coneurrenz geblieben ift, wenn er auch gegen die Art 
feiner Anwendung manderlei und oft gegründete Einwände zu erheben hat. Unter Socialiften 
verfteht man heutzutage fo ziemlich alle, die ſich die wiſſenſchaftliche Auffaffung und Begutady= 
tung ber wirthfchaftlihen Zuftände zur Hauptaufgabe gemacht haben ; die zugleich ein entſchie— 
den größeres Gewicht, ald auf die Kragen des blos formellen Staats- und Völferrehts, darauf 
legen, ob und wie fich die Knoten des vielverfchlungenen Güterlebens friedlich löfen oder nur 
gewaltfam durchhauen laffen, und die eine befonders lebhafte Sympathie mit dem Rofe des Pro= 
letariats entweder wirklich Haben oder doc zur Schau tragen. Gewiß gibt ed manche unter diefen 
Sorialiften, die noch jegt die alten Feſſeln ver Schule tragen, und die, wenn fie nur mit dieſen 
Fefleln Flirren, die fhärfften Waffen ver Wiſſenſchaften zu führen meinen. Aber viele und viel- 

leicht die meiften gehören doch nicht zu denen, die feit 1848 nichts gelernt und nichts vergeflen 
haben, und jeit fie ſich felbit ihrer Verdienfte nicht mehr allzu jehr überheben, werden, dieje um 
fo lieber auch von Unbefangenen anerfannt, die niemals zu einer focialiftifchen Heilstheorie ge= 
ſchworen hatten, Es wird anerfannt, daß die Schriftfteller des Socialismus ihren Theil dazu 
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beigetragen haben, um die Aufmerkſamkeit der Welt und Wiſſenſchaft auf die „wichtigen geſell⸗ 
ſchaftlichen Kreiſe“ zu lenken. ?) Gleichſam zur nachträglichen und wenigftend theilweiſen Medhtz 
fertigung der gegen die „alte Wiſſenſchaft“ und „alte Geſellſchaft“ geſchleuderten Machtſprüche 
haben ſich wenigftens einzelne diefer Socialiften die Erforſchung des wirklichen Beſtandes der 
heutigen Geſellſchaft, befonders die ftatiftifch nachweisbare Vertheilung des Einfommens an vie 
einzelnen und Bamilien, zum Oegenftande einer ernſten und gewifienhaften Thätigkeit ge- 
madt.®) Uber die heutige Gejellichaftslehre ift enplich noch zu bemerfen, day ſelbſt vie öfono: 
mifche Frage bei weitem nicht mehr in dem Umfange, wie vor 1848, der Tummelplatz der Soria- 
liften ift. Die frühern doctrinären Angriffe gegen das perjönliche Eigentum, jowie die Decla— 
mationen gegen die „ſchmuzige Schladfe‘’ des Geldes find nicht mehr an der Tagesordnung, und 
der vereinfachte auf die Erreihung nahe liegender Ziele gerichtete Socialismus bat ed nur noch 
zu thun mit dem Schuge des richtig oder irrig aufgefaßten Rechts der Arbeit und der Arbeiter 
gegen den Kapitalismus, d. h. gegen die wirklichen oder angeblichen llbergriffe und Anmaßun: 
gen des Kapitals, In ihrer pofitiven Thätigkeit hat es Hingegen die. neuefte Geſellſchaftslehre 
fo wenig mehr auf die Ausarbeitung neuer Syſteme abgejehen, um nach ihrer Anleitung minde- 
ftend eine Heilung der öfonomifhen Schäden in Baufc und Bogen zu Stande zu bringen, daß 
fie ſich vielmehr meift nur auf die Begründung einzelner Borfchläge zu beftinnmten Maßregeln 
und Vorkehrungen beſchränkt, wodurd hier und da in dieſem oder jenem Lande irgendein 
Gutes geleiftet, irgendein übel gelindert werden mag. 

Diefer Richtung der forialiftifhen Lehre entfprechenn hat ed auch die focialiftifche Praris, 
im Hinblide auf die gefellihaftlihe Noth, nur noch mit beftimmten Maßregeln, namentlich mit 
der Stiftung von Vereinen zu diefem oder jenem befondern Zmede zu thun. Es haben hiernach 
auch jene Verſuche aufgehört, um etwa durch Gründung von Phalanfteren- oder communities, 
nad den Syſtemen eined Fourier und Owen, die völlig neue Geſellſchaft wenigitens vorbildlich 
in die alte hineinzupflanzen und dieſe durch jene zu verdrängen. So haben jich denn die frühern 
Schulen und Syfteme des Socialismus in eine Reihe der verſchiedenſten öfonomifhen Maß— 
regeln und ver Borfchläge zu ſolchen Maßregeln zerlegt. Darin läßt fi ein theuer erfaufter 
Fortſchritt erkennen, im Vergleiche zu jenen utopiftiihen Träumen, aus denen man plöglich in 
einer-neuen vollfommenen Welt zu erwachen hofite. Faßt man aber die ftatiftifch nachweisbaren 
und unaufhörlih wachſende Summe der gefellfihaftlichen lIbel und Misftände ins Auge, ſucht 
man die fteigenden Proportionen zu ermeffen, in denen der leibliche, geiftige und ſittliche Pau— 
perismud zunimmt und zunehmen muß, wenn nicht endlich jeine Quellen verftopft werden: fo 
muß- man freilich anerkennen, daß mit allen VBorichlägen, Maßregeln und Stiftungen, melde 
von eingelnen oder freiwilligen Vereinen ausgehen, auf die Dauer nichts gebeflert werden 
kann. Damit allein wird nicht geholfen, ob audy die Gedanken zur Hilfe von den verftändigften 
und fachkundigften Männern bis zur anfchaulichjten Klgrheit vurchgearbeitet werden; ob auch 
mit warmer, nadhhaltiger und wahrhaft religiöfer Begeifterung die Verwirklichung folder Ge: 
danken unternommen wird. Nicht eher kann die eherne Kette fallen, an der feit 70 Jahren 
die Völker Europas umbergepeiticht werden zum ſtets fich erneuernden Kreislaufe von Parteien- 
wuth und Erihlafung, von Revolution und Reaction, von Zerrüttung des Wohlftandes durd 
Krieg oder bewaffneten Frieden: bis ſich Völfer und Regierungen zn einer großen und gemein- 
ſamen That der Erlöfung zufammenraffen,, deren Gedanke von ſo einleuchtender Einfachheit ift, 
daß er fo gut in Haus und Hütte jeded Bauerd und Taglöhners begriffen wird, als im Stubir- 
zimmer des Gelehrten oder Salon des Minifterd; zu einer That, von der die heilfamen Folgen 
des Gelingens fo allgemein und unmittelbar empfunden werden, dap alle für die Bewältigung 
der gemeinfamen Noth und Gefahren gern zufammenwirken, weil jever damit auch die eigenfte 
Noth und die ihn bedrohenden eigenften Gefahren von ſich abwehrt. 

Zur nähern Kennzeichnung der neueften Geſellſchaftslehre it der gegenwärtige Standpunkt 
bei ven Völkern, welche die Hauptträger des Socialidmus jind, ins Auge zu faflen, damit nicht 
blos das Gemeinfame, fondern aud das volksthümlich Verſchiedene in den forialen Lehren und 
Leiſtungen zu Tage trete. Dabei müſſen vie Hauptſyſteine des Socialismus vor 1848 ſo weit 
berückſichtigt werden, als zu deſſen Verſtändniß nach 1848 unumgänglich erforderli-ift: *) 


2) Mohl, Geſchichte und Literatur der Staatswiſſenſchaften, Bd. 1. 

3) In den ein tieferes und umfaſſendes Studium vorausſetzenden und ſehr beachtenswerthen fläti: 
ſtiſch⸗ gefchichtlichen Darftellungen: Belgien feit 1848, im zweiten Bande (1858) des MWerfes-,, Unfere 
Zeit‘, iſt wol die Feder eines deutſchen ſocialiſtiſchen Schri o zu erkennen. 

4) So wird einerſeits eine Luͤcke der frühern Ausgaben des „, Staatsekerifon‘' ausgefüllt) das nicht 


Communismus und Socialismus feit 1848 631 


H. Communismus und Socialiömuß einzelner Völker. — A. Frankreich. 
1) Umriffe der äußern Geſchichte: Kämpfe un bad „Mecht auf Arbeit”. Die 
neuefte Gefchichte Frankreichs*), beſonders diejenige ver erfien Monate nach ver Februarre— 
volution, hat mehr Licht über die Bedeutung des Socialismus und feiner verfchievenen Ver: 
zweigungen verbreitet ald alle Darftellungen und Erörteruugen früherer Jahrzehnde. Die 
bewaffnete Macht der Befigenden, die Nationalgarde, Hatte ſich noch für die Reform ber con— 
ftitutionellen Monarchie gefhlagen; aber die bewaffneten Arbeiter hatten die für Millionen fo - 
unerwartete Entiheidung für die Nepublif gegeben, daß. fih am Morgen des 25. Febr. vie 
Bürger zugleih mit Staunen und Lachen ald Nepublifaner du lendemain begrüften. Damit 
war jhon auf den Zwiefpalt hingewiefen, der die neue Republik zerreifen und wieder ver 
Militärnonardie in die Arme werfen follte; auf jenen Zwiefpalt, der einen mohlmeinenden 
Sorialiften, Pierre Lerour, in die Klage ausbrechen ließ: „Oh. que l’avenir est menagant 
puisqu’il y a des aujourd’hui deux republiques en presence!” 

Das Gewicht, welches das jiegreiche Proletariat in die Wagfchale geworfen, war indeſſen 
maßgebend genug, um jenen Zwieſpalt vorerjt noch zu verveden, und un der Bewegung in 
ihrem nächſten Berlaufe ein vorwiegend jocialiftifches Gepräge zu geben. Dies zeigte ih ſchon 
in der Zufammenfegung der Proviforishen Regierung, worin der Socialidmus an Louis 
Blanc, dem Arbeiter Albert, dem bejonnen auftretenden Flocon fowie an Ledru-Rollin feine 
Bertreter oder Begünftiger Hatte. Die Mehrheit ver an die Spige der Verwaltung berufenen 
Männer gehörte zwar der reinen Demokratie und der wejentlich politiihen Parteides ‚National‘ 
an, die ſich zur Lehre von der Volfdfouveränetät und ihrer Verwirklichung mitteld des allge— 
meinen Stimmrechts befannte; allein fie ftand gleichfalld unter dem Einfluffe der foctaliftifchen 
Thatfahen. Eine der erſten Mafregeln war hiernach die Herabfegung der Arbeitszeit auf 
10 Stunden in Paris und 11 Stunden in ven Departements (!) jowie die Aufhebung oder 
Berminderung der die Arbeiter beſonders belaftenden Abgaben auf Getränfe, Fleifh, Brot 
und Salz. Da man aber zur Dedung des Ausfalls das Kapital belaftete durch eine Steuer von 
1 Proc. auf die hupothefarifihen Forderungen und durch Erhöhung der Grundfteuer um 45 
Zufageentimen, jo warf man ſchon damit den befigenden Klafjen ven Handſchuh Hin und weckte 
beſonders bei den Millionen ver ländlichen Bevölferung, deren Kapital in Grund und Boden 
befteht, ein verhängnißvolles Mistrauen gegen die Februarrevolution und diejenigen, die fte 
am die Spige gehoben Hatte. Im der That wurde damit der ländlichen Bevölferung der Ge: 
danfe aufgezwungen, daß ed auf ihre Ausbeutung abgefehen fei, zum einfeitigen Vortheile der 
Arbeiter in den Städten und bejonderd in ver Hauptftadt. 

Ein weiteres Zeugniß der focialiftifhen Strömung war die unverzügliche Berufung von 
Abgeordneten der Arbeiter in den Luxembourg; alfo die officielle Gründung eines Arbeiter: 
parlament3, das unter dem Vorige von 2. Blanc vor und neben der conftituirenden National: 
verfammlung tagen follte. Neben Arbeitern und Meiftern aller Art berief v. Blanc:viele der 
foeialiftifhen Berühmtheiten des Tages: Ch. Duveyrier und Garreaur (St.-Simonismus), 
Bictor Eonjiderant (Fourierismus), 3. Neynaud, Vidal und Pecqueur (neuefter Sorialis- 
mus). Sodann wurde Wolowski berufen, damit auch die politifche Ökonomie und die alte 
Gefeltfchaft ihre Vertretung habe. Die Genannten wohnten inveffen nicht allen Sitzungen bei, 
und andere Eingeladene, wie Enfantin (St.-Simonismus), PB. Lerour und E. Girardin fas 
men gar nit. Schon am 10. März, in der erften Generalverfammlung von 250 Mitgliedern 
aller Gewerke, trat eine jolhe Verwirrung zu Tage, daß man einen permanenten Ausſchuß 
zur einigermaßen georoneten Fortſetzung der Verhandlungen bilden mußte. Das Ergebniß dei: 
felben wurde jpäter von Vidal und Pecqueur zu einem förmlihen Entwurfe ausgearbeitet, der 
als eine Art Vereinbarung und Verſchmelzung verjhiedener Socialtheorien von Interefle if: 
Bei der Berufung des Arbeiterparlaments hatte die Mehrheit ver Negierung vie zweifellofe Ab— 
ficht, die Gründung ded von 2. Blane eifrig befürworteten Miniſteriums des Kortfchrittd oder 
der Arbeit zu hintertreiben, das jeinen Inhaber an die Spige einer bedeutenden Macht geſtellt 


alte forialen Hauptſyſteme berückfichtigt hatte; es wird andererfeitd der Forderung möglichfter Raumer: 
ſparniß genügt, da nunmehr der ausführliche Artifel über Fourier's Theorie der Gefellichaft ganz weg- 
fallen fann. 

5) Bgl. befonders Stein, Die forialiftifche und communiftifche Bewegung feit der dritten franzöfl- 
fchen Revolution (Leivzig und Wien, 1848); Proubhon, Les confessions d’un r&evolutionnaire 
(Baris 1849). 
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hätte. Auch follte ver gefürdhtete Volkstribun durch die leere Repräfentation einer oberften 
Leitung unfruchtbarer Verhandlungen abgenugt werden, damit aud die Arbeiter die Nichtig- 
feit der focialiftifhen Theorien begriffen und ihr Gögendienft für L. Blanc verſchwände. Diefe 
Abficht wurde theilweife erreicht. Es dauerte nur wenige Wochen, bis im Proletariat die Mei— 
nung laut wurde, daß der faum noch Hochgefeierte gleichfalls ein Volksverräther ſei, und bis 
die Arbeiter begriffen, daß ihnen die Thätigkeit ihrer Commiſſion, die nad) Lantennais’ Aus— 
drud „in der Wüfte tagte’, nur fhöne Worte geben könne. Wenn aber gerade die Verftändig- 
ften unter den Socialiften, wie dies auch im fpätern Entwurfe von Vidal gefhah, die Erlöfung 
des Proletariatd in eine ferne und ſchwer zu erreichende Zeit Hinausrüdte, jo wurde damit nur 
die Ungeduld gefteigert, ftatt gemindert. Denn die Sorialfragen, die Anjprüde und An= 
maßungen des Beſitzes und der Arbeit, wurden nicht blos im Luxembourg erörtert, ſondern 
zugleich in den zahlreichen Clubs, in der Journaliſtik aller Farben, in der Straßenpreſſe, wo 
Leidenſchaft und Cynismus die verſpäteten Verſuche doctrinärer Belehrung und Aufklärung 
oft weit in den Hintergrund ſchoben. Überdies Hatte die Verſammlung des Lurembourg dazu 
beigetragen, im Proletariat das Gefühl feiner Zufammengehörigfeit zu jhärfen und jeden 
Zweifel an feinem Recht niederzuſchlagen, eine Macht im Staate fein zu dürfen, foweit es 
diefe fein Eönne. 

Diefe Macht wurde ihm von der Negierung felbit in die Hand gezwungen, durch die un= 
heilvolle Gründung der Nationalwerfftätten, durch die Organifation einer Arbeiterarmee, ber 
bald feine andere Wahl blieb, als zu den Waffen ftatt zum Werkzeuge zu greifen. Schon in 
der erften Revolution hatte man zu dem jheinbaren Nothmittel der Staatöwerfftätten gegriffen, 
woraus fhon damals tauſendfache Berlegenheiten entiprungen waren. 6) Im Drange des Augen= 
blicks vergaß man auch 1848 der Warnungen der Geſchichte, und in größerm Maße wurde 
der alte Kehler von neuem begangen. Die Februarrevolution hatte, wie jede Revolution, das 
Kapital ſcheu und die Quellen der Production augenblicklich ftoden gemadt. Es war dringend 
geboten, den Arbeitslojen Arbeit zu jhaffen, und e8 war eine Pflicht ver Klugheit wie der 
Menfhlichkeit, der vom plöglihen Schlage gelähmten Privatinduftrie zu Hülfe zu fommen. 
Statt died aber durch Beftellung nützlicher Arbeit unter den bisher gemöhnten Verhältniflen 
von Meiftern und Gejellen, Babrifanten und Arbeitern zu thun; und flatt einen Theil ver 
gärenden Maſſe von Paris zu entfernen, durch unverzüglice Bortfegung oder Unternehmung 
großer Öffentlicher Arbeiten an Gijenbahnen, Straßen, Kanälen u. ſ. w. wußte man nidts 
Beſſeres, ald die unzufriedenen Glemente im Brennpunfte der Hauptftadt felbft zu vereinigen 
und unter fogenannten Brigabiers halb militärifch zu organifiren. Man wies aljo biejer 
Mafle gerade am entjcheidenden Punkte von Regierungs wegen eine Stellung an, worin fie in 
ihrem jchon lange vorbereiteten Kampfe gegen die alte, aſchlechte“ Geſellſchaft am allererſten einen 
unmittelbaren aͤußern Erfolg erwarten konnte. Übrigend ging die Gründung der National= 
werfftätten, deren Verwaltung der rein republifanifhen Partei des „National” angehörte, 
feineöwegs von den Gorialiften aus, weldje diefelbe nur ohne Widerftand gefchehen ließen. 
Proudhon fagte daher ganz rihtig: „Die Nationalwerfftätten waren die Garicaturen ded So— 
cialismus; da fie aber nicht fein Werf geweien, jo haben fie ihm feine Unehre gebracht.“ Sie 
waren vielmehr das Werk der nicht focialiftifhen Mehrheit der Negierung, und zwar nicht blos 
darum , weil diefe im Drange der Umftände nicht anders zu verfahren wußte, ſondern weil fie 
aud; vergebens hoffte, ſich für alle Fälle der Stimmie der von ihr bezahlten Arbeiter verfichert 
zu haben} 

Schon am 25. Febr. war ein Eleiner bewaffneter Haufe von Arbeitern in das Sigungszim= 
mer der Proviforifchen Regierung gedrungen und hatte die Anerkennung des Rechts auf Arbeit 
gefordert. Sogleih entwarf 2. Blanc ein Decret, worin fi die Regierung verpflichtete, den 
Unterhalt des Arbeiters durch die Arbeit zu garantiren und allen Bürgern Arbeit zu gewähren. 
Zugleih wurde anerfannt, daß fich die Arbeiter affociiven müffen, um ven rechtmäßigen Ertrag 
ihrer Arbeit zu genießen. Später erklärte 2. Blanc, daß er wohl gemußt, wie fehr er die Res 
gierung damit verpflichtet Habe, „va die Ausführbarkfeit nur mitteld einer Socialreform möglich 
fei, welche vie Affociation ald Prineip, die Aufhebung bed Proletariats ald Ziel aufftelle’. 
Der Deeretdentwurf wurde ohne Widerftand genehmigt und unterzeichnet, auch von Lamar— 
tine, ob es gleich diefer bald darauf offen ausſprach: „er habe viefes Recht auf Arbeit nie be— 
griffen und werde ed nie — 


6) Sybel, Geſchichte der Revolntionszeit u. f. w. (Bd. 1, Düffelvorf. 1853). 
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Man beeilte fih nun, das unbegriffene Recht begreiflich zu machen, indem man es durch 
den denkbar fhlechteften Verſuch der Verwirflihung zu veranihauliden fuchte. Schon am 
26. Febr. ward die unmittelbare Gründung der Nationalwerkftätten befchloffen. Jever in den 
MWerkfplägen zugelafiene Arbeiter erhielt täglich 2 und, wer feine Arbeit finden fonnte, 1Y/, Br. 
Solange man nur wenige Taufende zu verforgen hatte, ging alles gut. Aber aus der Haupt: 
ſtadt und den Departements drängte ſich unter die Arbeitöwilligen eine wachſende Zahl Müßig- 
gänger. Diefe wußten ſich ihre 1'/, Fr. entmeder ohne alle Arbeit zu verfchaffen, over fie be— 
trogen in der Art, daß fie jih vom Staat bezahlen liefen und dann nach Arbeit in der Privat: 
inbuftrie fuchten. Die Beihäftigung, über die man in ungenügendem Mafe wirklich verfügte, 
beftand meift nur aus groben Erdarbeiten, und fo fonnte man die an figende Lebensweiſe ge— 
wöhnten, oder mit höherer technifcher Kunftfertigfeit ausgeftatteten Arbeiter nur gegen ihren 
Willen und meift nur zum Schein befhäftigen. Der anfängliche Arbeitslohn ward alfo immer: 
mehr zu einem Bettelpfennig, der felbft die ehrliche Arbeit in Midcredit brachte. Auch lag in 
den Staatöwerfftätten eine faft unmwiderftehlihe Lockung für die Arbeiter der Privatwerkftätten, 
durch eine große gröve, durch einen allgemeinen Arbeitäftillftand die von ihnen beliebten Be— 
dingungen den Meiftern und andern Arbeitsunternehmern aufzundthigen, indem fie fi bis 
zur Annahme vom Staat unterhalten ließen. Die Zahl der zudrängenden Arbeiter und Fau— 
lenzer flieg von 14000 Embrigadirten (11. März) zu 49000 theild Embrigadirten, theils 
nicht Eingetheilten; dann zu 88000 (19. Mai) und 117000 (Juni). Gleichzeitig mehrte fich 
die tägliche Gejammtausgabe von 20000 Fr. (11. März), auf 183000 (19. Mai), auf 
208000 (10. Juni). So wuchs die von der Regierung gepflanzte, auf Koften des Befiges 
und bed reblichen Fleißes genährte Wucherpflanze, der fih nah Umfang und verberblidem 
Einfluſſe nur das Übermaf unſers jegigen ſtehenden Heerweſens zur Seite ftellen läßt, zu einer 
riefenhaft bevrohlichen Größe heran. Doc hat der vorübergehende Beſtand der Nationalwerf- 
ftätten wenigftend den theuer erfauften Beweis geliefert, daß ſich die geſchichtlich gewordenen 
und vom lebendigen Getriebe der Menſchen noch erfüllten Formen der Production — ob diefe 
noch fo tadelnswürdig erfcheinen mögen, doch nicht plötzlich durchbrechen und gegen andere 
Formen vertaufhen laffen. Im gleicher Weife zeigte die Gefchichte dieſer Werkftätten, wie 
wenig die Regierung gegenüber ven gejellfhaftlihen Mächten vermag, und eben dieſe Ge— 
ſchichte follte mithin dem befonders in Frankreich bei Befigenden und Proletariern noch herr— 
ſchenden Aberglauben an die Allmacht des Staats einen Stoß gegeben haben. 

Das Proletariat und diejenigen, bie mittelö deffelben die Herrſchaft behaupten oder erlan= 
gen wollten, auch alle nicht ehrgeizigen,, aber bis zur Unbefonnenheit eifrigen Socialiften des 
Worts und der That — ließen es inzwifchen nicht an Reden und Schriften, an Projecten und 
Demonftrationen fehlen, woburd die befigenben Klaſſen in Schrecken gefegt und herausge— 
forbert wurden, ſich im entfcheidenden Kampfe mit den Feinden der alten Gefellfchaft zu meſſen. 
Es Half wenig, daß gegen dieſes Gebaren die Verftänvigften unter dem Sorialiften ſelbſt auf- 
traten. Dahin gehörte Proudhon, der feinen eigenen Weg oder Irrweg verfolgte, aber gegen 
jeden Verſuch foeialer Umgeſtaltung nach der Initiative irgendeiner Regierung warnte. Dahin 
gehörte Lamennais, der in feinem „‚Reprösentant du peuple” entfchieden gegen 2. Blanc und 
feine Drganifation der Arbeit, gegen dad Lurembourg und die Nationalwerkftätten auftrat, 
während er auf eine Organifation des Credits durd die zu berufende Nationalverfammlung 
hoffte. Auch die einflußlofen Überrefte ver Schule Fourier's erwarteten die friebliche Social: 
reform von einem unter dem mwachfenden Einfluffe der öffentlihen Meinung tagenden Varla— 
ment. Wichtiger war die gahlreidhe und dem „impuissant liberalisme“ der alten Linken, aber 
auch allen gemaltfamen Schritten abgeneigte Partei unter ven Arbeitern felbft, die ſich zu ven 
Anſichten des von Buchez und andern geleiteten „Atelier“ befannte. Damit ftinımte ein Theil 
der Arbeitervereine in den Departements überein, von denen einige fogar offen erklärten, daß 
ihre frühere Forderung einer unmittelbaren Erhöhung des Arbeitslohns eine verkehrte ge— 
weſen fei. 

Gleichwol war die Minderheit ver Leidenfhaftligen und Voreiligen groß genug, um die 
befigende und beſonders die ländliche Bevölkerung gegen die Socialiften aller Karben ſo weit 
aufzuregen, daß diefe bald gemug ald Communiſten erft gefürdtet, dann gehaßt und verfolgt‘ 
wurden. So hatte Ledru:Rollin, als Minifter des Innern, in feinem Wahleircular an bie 
Seneralcommiflare der Departements unter anderm nicht blos eine verhältnißmäßige und pro= 
greffive Erbihaftöfteuer in Ausſicht geftellt; fondern auch die allen geficherte Möglichkeit der 
Arbeit, ſowie die demokratiſche Reorganifation der Induftrie, des Credits und der freiwilligen. 
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Bereinigung, dieüberall an die Stelle dev orbnungswidrigen Einflüffe des Eigennutzes treten 
ſolle. „Wer nicht fühlt”, fo hieß es, „daß die frühere Geſellſchaft untergegangen ift und eine 
neue errichtet werden muß, wiürbe ein lauer und gefährlicher Abgeoroneter fein.” In dem von 
Georges Sand verfaßten Anſchlage vom 15. April, der in ven Provinzen einen erflärlichen 
Unwillen bervorrief, wurde verfündet: „wenn nicht die Wahlen die joriale Wahrheit ſtegen 
ließen, werde das Volk von Parid nod) einmal feinen Willen äußern und eine falſche Volks— 
vertretung zu verhindern wiſſen.“ Nach vem Aufftande von 15. Mai fand. man unter den Pa— 
pieren Sobrier's den Deeretsentwurf zu einer Befteuerung der Kapitaliften von 200 Fr. auf 
1000—-3500, von. 250 auf 35005000 Rente u. |. w. Alle Grundbefiger, die mehr als 
100 Fr. Grundſteuer zahlen, ſollen für je 50 Fr. mehr nod weitere 25 Fr. geben; und lei— 
ften fie died nicht, joll ihr Vermögen ald Nationaleigenthum erklärt werden. Auch 2. Blanc 
batte in einer feiner ungedruckten Reden die Republik leben laffen, „die ed dahin bringen wire, 
daß ed weder Neiche noch Arme gibt”, und das Journal „La republique” rief den Beſitzenden 
zu: „Ja, es handelt ſich um euer Eigenthum und eure Geſellſchaft. .. ja, die erſte aller jo: 
cialen Maßregeln muß die Übergabe der öffentlichen Circulationsmittel an den Staat fein, den 
ihr beftoblen Habt.” Zu diefen wörtlihen Drohungen kamen die thatjählihen durch maffen- 
hafte Demonftrationen der arbeitenden Klaffen und des Proletariatd in ven Straßen der Haupt: 
ftadt: jo am 17. März; am 16. April, mo ſchon die zahlreich verfammelte Nationalgarve ven 
Ruf: Nieder mit den Communiften! hören ließ; am 15. Mai, wo Barbes in der von der 
Volksmaſſe beprohten Nationalverfammlung eine Befteuerung der Reihen mit einer Milliarde 
vorſchlug. 

Alle Thätigkeit des revolutionären Socialismus war zunächſt auf Verhinderung ver 
Wahlen zur Nationalverſammlung, dann auf Sprengung derſelben (15. Mai) gerichtet, ſo— 
wie auf Gründung einer unumfchränften Regterung im Sinne ver Partei. So erklärte 2. Blanc 
fpäterununmvunden, die Proviforifche Regierung hätte die Dietatur in die Hand nehmen und 
dem allgemeinen Stimmrecht dann erſt Rechenſchaft ablegen follen, nachdem fie alle Gute ge- 
than, was zu thun war; fie hätte fühn die Initiative zu umfaffenden Reformen ergreifen ſol⸗ 
len, „in Betracht des Zuſtandes der tiefen Unwiſſenheit und Verknechtung des Landvolks in 
Frankreich“. Dieſe Richtung der ſoeialiſtiſchen Politik ergab ſich ganz natürlich aus der Über⸗ 
zeugung, daß in einer Geſellſchaft, worin die bisherigen Rechte des Beſitzes und Kapitals, 
mithin auch die bisherigen Formen des Erwerbs durch Betheiligung ded Kapitals an der Arbeit 
in Frage geſtellt werden — das allgemeine Stimmrecht kaum anders als zu Gunſten der Be— 
figenden entſcheiden könne. Der Grund dafür liegt in der geradezu. unvermeidlichen Abhängig= 
feit jeded neuen Erwerbs durch Arbeit von dem in der Gefellfhaft ſchon vorhandenen Kapital; 
denn jede neue Arbeit muß an die ſchon gethane, an die ald Kapital „gefammelte‘ Arbeit an= 
fnüpfen. Wer mit ven Händen einen Acker umwühlen, ober dad Korn zermalmen wollte, um 
den über lanbwirtbfchaftlihe Werkzeuge, Mafhinen und Zugthiere, über Waſſer- over 
Dampfmühlen verfitgenden Kapitaliften Trotz zu bieten, ginge in feiner Thorheit zu Grunde. 
Es bildet ſich alſo überall zwiſchen beſtimmten Arbeitern und beftimmten Kapitaliften, ſowie 
im beiverfeitigen Intereffe , ein ſo nothwendiges und gemohnheitämäßiges Verhältniß der Über: 
und Unterordnung, daß in der Regel die Arbeiter vem Einfluffe ver Arbeitgeber alter Art um: 
willkürlich nachgeben, daß fie ihm gar nicht widerftehen wollen. Died gilt befonders für Die 
über weitere Räume zerftreute ländliche Bevölkerung. In den größern Städten, wo ſich dichtere 
Maflen ver Arbeiter zufammenbrängen, wo aud) die Misbräuche in der Herrſchaft des Kapitals 
maflenhafter zu Tage treten und alle focialen Lehren; welche dieſe Misbräuche irgendwie be— 
kaͤmpfen, eine größere und rafchere Berbreitung finden — können dagegen allerdings die Beſitz⸗ 
loſen gegen die Beſitzenden in eine feinvfelige Stellung kommen, worim bie Unterwerfung der 
etftern unter den Einfluß der legtern wenigſtens theilweiſe und vorübergehend: aufgehoben ift. 
Aber jelbft in den größten Städten erreicht doch niemals dieſe zeitweife Emaneipatiom der Ar- 
mern vom Ginfluffe der Vermögenden einen fo großen Umfang, als ihn die grundſätzlichen 
Gegner des in Stant und Gefellihaft Beſtehenden vorauszufegen pflegen. Kommt es alfo 
wirflih zur Berufung an: das allgemeine Stimmrecht, fo wird biefes für die Beſitzenden ent⸗ 
ſcheiden. Der federe Theil der franzöfifchen Socinfvemsktraten konnte diefe Berufung nicht 
verhindern; und fo geſchah, was fie befürdtet hatten in der am 4. Maiseröffneten Rational 
verfammlung bilpeten die Soctaliften eine: geringe Minverheitz: die Verſammlung beftand, wie 
Broudbon jagt, „zw neun Behnteln aus Anhängern der freien Goncurreng; des freien: nn 
des freien unabhängigen Gigenthums“, 
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Nach-dem Verſuch vom 15. Mai zur gewaltſamen Auflöfung der Nationalverfanmlung 
richteten ſich faft alle Intereifen und Meinungen gegen die Nationalwerfftätten. Diefe waren 
felbft Den Socialiften verhaßt, weil die Direction der Werkftätten im offenen Zwieſpalt mit- 
2. Blanc und den Männern ded Rurembourg fand. Die Bourgeoifie ſah darin einen auf ihre 
Koften unterhaltenen Herd zu immer neuen Unruhen; und die rein demofratifche Partei fürch— 
tete ihre Fortdauer, weil diefe nur der Reaction Vorſchub thun Fonnte, weil fich der gegen Die 
Schöpfung der Februarrevolution gerichtete Haß der Befigenden bald auch gegen die Februar: 
revolution jelbft wenden mußte. Nur über die Art der Bejeitigung ſtritt man noch. Es ift mehr 
als blos wahriheinlih, dap Reactionäre aller Karben eine die Arbeiter empörende plögliche 
Auflöfung beabſichtigten; daß fie einen legten Kampf hervorrufen wollten, deſſen Ausgang 
nach den im voraus getroffenen Maßregeln nicht zweifelhaft fein und nur der Reaction zum 
Bortheile gereihen konnte. Unter dem Eindrucke des überall wiederholten Rufs: „Man muß 
ein- Ende machen!‘ handelte man num bei Auflöfung ver Werfftätten ebenfo rückſichtslos gegen 
die Arbeiter, als man bei ihrer Errihtung gegen die Arbeitgeber gehandelt hatte. Vergeben 
erhoben 100000 Männer den jegt ernſtlich gemeinten Ruf nad nüglicher Arbeit, und ver- 
gebens rief Trelat: „Ja, die Nationalverfanmlung muß die Arbeit deeretiren, wie früher der 
Convent den Sieg!” Die Auflöfung wurde beſchloſſen, und die unverzüglihe Verabſchiedung 
der Arbeiter follte mittel® einer Entihädigumg von 3 Millionen, oder etwa 30 Fr. auf den 
Arbeiter erfolgen, nad Antrag des Berichterftatters Falloux am 23. Juni. Auf diefes Aner: 
bieten antworteten die Arbeiter am gleichen Tage mit Errichtung der Barrifaden. Am viertä= 
gigen Kampfe betheiligten ſich nicht blos ſolche, die vom Auflöfungsbeichluffe unmittelbar be— 
troffen waren, jondern, nad) dem Bericht der Unterfuhungseommiffion über die Vorgänge vom 
Mai und Juni, unter andern auch die Arbeiter in den Werfftätten einer großen Eifenbahn 
mit 5 Er. Tagelohn, ſowie Mechaniker mit jährlihd 4500 Fr. Befoldungen. Alfo nicht blos 
der Drang der Noth oder die Furcht vor baldiger Noth trieben zum Kampfe; jondern auch die 
unter den Arbeitern verbreiteten und von den Socialiften feit lange genährten Anſichten über 
die allgemeinen Misftände ihrer ganzen gefellihaftlihen Stellung. Indeſſen war den fireng 
republikaniſchen Mitglievern ver Nationalverfanmlung zumeift an Bewältigung des Aufftandes 
gelegen. Sie alle, wie Flocon, Garnier-Paged, Marie und andere, erklärten ven Aufſtand 
nicht blos mit Worten für ein Werf der Neaction; fondern e8 waren auch gerade republifanifche 
Abgeord nete, die zur Vertheivigung der Republif gegen die-misgeleiteten Freunde derjelben 
kämpften und zum Theil bluteten. Gin Zeugniß für diefe Auffaffung der Sachlage war ed auch, 
daß General Cavaignac mit ausgedehnter Machtbefugniß befleivet wurde. Aber ver Sieg dieſes 
Republifaners über feine Mitbürger war gleichwol eine Niederlage für die Nepublif. Arbeits- 
ftodung, Bedrohung des Befigftanded, Unruhen und die höchſten Greuel des Bürgerkriegs 
knüpften ſich für die nach den augenfälligen Eriheinungen urtheilende Mehrheit wenigftens an 
den Namen der Republik, und bie erſte Freude über die Februarereigniffe, über ven Sieg der 
von Proudhon fogenannten „Revolution der Verachtung“, ſtimmte ſich ſchnell, wenn nicht in 
Haß, doch in völlige Gleihgültigkeit gegen die neue Berfaffung um, 

Dem blutigen Siege der ‚alten Gefellihaft folgte der parlamentarische Sieg, Im Gefühl 
ihrer Schwäche bei fortbauernder Trennung , hatten ſich die verfchiedenen focialiftifchen Sekten 
gleich nad den Februartagen zu vereinbaren geſucht. Dies gelang auch fo weit, daß fie ſich 
gegenfeitig bei ven Wahlen unterftügten, daß z. B. auf der Lifte eined-Lerour zugleich der Com⸗ 
muniſt Cabet erſchien. Gine Bereinbarungsformel fand man im „Net auf Arbeit’, das bei 
feiner Unbeftimmtheit jeder eingelnem Doctrin den nöthigen Spielraum zu belafjen ſchien, um 
fi allen andern Dortrinen gegenüber im ihrer Beſonderheit durchſetzen zu können. Auch die 
blos politiihen- Demofraten, die ven Beſtand der Republik und ihre augenblickliche Herrſchaft 
der Betheiligung der Arbeiter in den Februartagen verbankten, flimmten für dieſes Recht auf 
Arbeit; nur daß fie ed verwirklicht jehen wollten ohne Verlegung des Privateigenthumd, mittels 
der aus Staatömitteln zu unterflügenden Gründung freiwilliger Affociationen. So kam in 
den am 20. Juni veröffentlichten Verfaſſungsentwurf der Art. 2, ver allen Bürgern Unterricht, 
Arbeit und- Unterſtützung garantirte. In Art, 7 wurde zwar unbeftimmt genug dieſes Recht 
auf Arbeit nur als dasjenige jedes Menfchen bezeichnet, „durch Arbeit feinen Lebensunterhalt 

zu erwerben“; aber zugleich erläuternd beigefügt, daß ‚vie Geſellſchaft durch die productiven 
und allgemeinen’ Diittel, über die fie verfügen kann und die noch organifirt werden follen, allen 
Arbeitsfähigen, die ſich nicht auf anderm Weg Arbeit verſchaffen können, dazu verhelfen foll”. 
Endlich wurden im Art. 132 jene „productiven und allgemeinen Mittel‘ näher bezeichnet, und 
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darunter namentlich „vie Unternehmung großer Arbeiten von öffentlihem Nugen dur ven 
Staat” angeführt, „zur Verwendung der unbefhäftigten Arme bei Arbeitsmangel”. No am 
21. Juni hob auch der alle focialiftifhen Seften befämpfende „National“ hervor, daß das den 
neuen Entwurf von allen frühern republitanifhen Verfaffungen weſentlich Unterſcheidende vie 
Anerkennung und Sanction des Rechts auf Arbeit und Unterricht fei. „Es wird unferer Re— 
volution ”, fährt er fort, „zum Ruhme gereichen, aus einer bisher nur beftrittenen Frage für 
den Theoretifer einen Artikel unjerer neuen Verfaſſung gemacht zu haben. Schon dies allein 
wird genügen, die fiefe foriale Bedeutung unferer Revolution zu bezeichnen. Sie breitet ibre 
Wohlthaten jelbft über diejenigen aus, die von den frühern Revolutionen vernadhläffigt, oder 
gar vergeffen waren.’ Zwei Tage fpäter follte die Juniſchlacht zu dieſen Worten einen grauen: 
haften Gommentar liefern. 

Faßt man das nach den Junitagen den Mittelpunkt der ganzen Verfaffungsfrage bildende 
Recht auf Arbeit nur oberflächlich und nad feinem bloßen Wortlaute auf, fo fann man es etwa 
an der ihm jcheinbar entfprechenden und kaum mehr bezweifelten Pflicht des Staats zu erfennen 
glauben, daß diefer feinerfeitö nichts verſäumen dürfe, um allen Arbeitsftodungen vorzubeu— 
gen ; und daß er den zur Arbeit Willigen und Fähigen Unterftügung gewähre, jobald fie Ar: 
beitälofe und Bedürftige geworden feien. Auch wird die ftrengfte Auslegung im Art. 7 doch 
nur die Verpflichtung des Staats erkennen, dem ohne feine Schuld arbeitälofen Arbeitsfähigen 
irgendeine Arbeit, wofür er fähig tft, zu verfchaffen, und ihm etwa, bi dies geſchehen ift, 
jogar ohne die Gegenleiftung feiner Arbeit aus Staatsmitteln zu unterhalten. Allein alle poit- 
tiven Rechte erhalten ihre praftifche Auslegung durch die befondern Verhältniffe, unter welchen 
fie verfündet worden, und durd den Sinn, den die Meinung oder das Vorurtheil ver Betbei: 
ligten wirflih darin findet, oder zu finden glaubt. Die feit Jahrzehnden verfündeten Lehren 
des Communismus und Sorialidmus; die in Wort und That ftet fi erneuernden Drohungen 
gegen die Befigenvden; der Verſuch einer zugleich fragenhaften und Beforgnig erweckenden 
Berwirklihung des Rechts auf Arbeit durch die Nationalwerkftätten; dann noch die Vor: 
ſchläge Proudhon's hinſichtlich dieſer Verwirklichung: das alles ließ der großen Mehrheit ver 
Vertheidiger der jegigen Zuftände feinen Zweifel, daß der Socialismus und das Proletariat 
diefem Rechte auf Arbeit eine pas Recht des Eigenthnums tief verletzende ober es völlig vernichtende 
Beveutung zufhreiben würden. Von diefer Seite wurde darunter ein Recht jedes Arbeiters 
auf eine vom Staat ihm zu gewährende und fo einträglidhe Arbeit verftanden, daß er ſich damit 
felbft zum Kapitaliften machen könne. Oder man erflärte, nach ver beſonders von dem Fourie= 
tiften B. Conſidérant verfochtenen Anfiht, den Staat für verpflichtet, daß er jeder beftimmten 
Arbeit das ihr entſprechende Betrieböfapital zu fihern habe. ”) Danach hätte der Staat zur 
Bertheilung diefer Kapitalien den Cigentbümern das Verfügungsrecht über ihr Eigenihum, 
alfo diefes felbft, fort und fort entziehen müſſen. Die Initiative zu jedem neuen Arbeitdunter- 
nehmen wäre von ven Arbeitöherren und Kapitaliften an die Arbeiter übergegangen, und Die 
bisherige Abhängigkeit der Arbeit vom Kapital in das Gegentheil umgekehrt worvden. Mit 
vollem Recht hatte alfo Broudhon der Nationalverfammlung rundheraus erklärt, daß dad im 
Sinne der Socialiften und in jeinem eigenen Sinne gedeutete Recht auf Arbeit „unverträglidh 
ſei mit den Herrſchaftsrechten des Beſitzes“; und daß durch Anerkennung eines folhen Rechts 
auf Arbeit „ver Verfaflungdentwurf ven Beſitz zerftört habe”. 

Unter ſolchen Umſtänden war es begreiflih, daß die jegigen Inhaber der „Herrſchaftsrechte 
des Beſitzes“ für die völlige Ausmerzung des fo gedeuteten Rechts auf Arbeit aus dem Vers 
faffungdentwurfe zu forgen mußten. Vergebens forderte Gonfiderant nur vier Abendfigungen 
zur Rechtfertigung feines Syftems und feiner Auffaffung jenes Rechts. Vergebens ſuchten es 
die Bertheidiger wenigftens als ‚droit à l’existence par le travail”, oder ald „droit de 
travail” zu retten. Es ward endlich auch in dieſer letztern Faſſung mit 638 gegen 86 Stimmen 


T) Nach blos buchftäblicher Auffaffung fonnte man unter Recht auf Arbeit auch den Anſpruch der 
gerade unbefchäftigten Arbeiter auf Theilnahme an der gerade vorhandenen Arbeit und ihrem entipre= 
chenden Arbeitslohne verfiehen. Danach wäre jenes Recht nicht Kos ein Eingriff in die Befugnif der 
Arbeitsunternehmer geweſen, nadı ihrer Wahl mit beftimmten Arbeitern in Bertragsverhältnifie tretem 
zu dürfen, fondern auch ein Eingriff in den rechtlichen Erwerb der gerade vortheilhaft beichäftigten Ar⸗ 
beiter felbft, Diefe Auslegung, die nicht wirklich gemadyt wurde, hatte doch fogleich Darauf hingemwiefen,, 
daf die Vollziehung eines Rechts auf Arbeit im Sinne abftraster Gleichheit überhaupt nicht möglich ift, 
als auf Koften beolenigen Theils der arbeitenden Vevölferung, der gerade bie tüchtigften und fleißigften 
Arbeiter in fich faßt. 
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verworfen. Dagegen kamen in die am 4. Nov. ald Ganzes angenommene Verfaſſung folgende 
Beftimmungen: „Die Republik ſoll den Bürger beihügen in feiner Arbeit... Sie ſchuldet 
den bepdürftigen Bürgern den Unterhalt, jei es, indem fie ihnen Arbeit verichafft innerhalb ver 
Grenzen ihrer Hülfsquellen, jei ed, daß fie, wo die Familie nicht ausreicht, die Eriftenz: 
mittel denen gibt, die außer Stande find zu arbeiten.” Berner: „Die Berfaffung gewährleiftet 
den Bürgern die Freiheit ver Arbeit und der Induftrie, Die Gefellfhaft begünftigt die Arbeit 
durch unentgeltlihen Elementarunterricht, gewerblihe Erziehung, Gleichheit der Beziehun— 
gen zwifchen Arbeitern und Arbeitöherren, Spar= und Grebitinftitute, freiwillige Affocia- 
tion, Öffentliche Arbeiten des Staats, der Departements und Gemeinden, Unterftügung ver 
Hülflofen. 

Durch die parlamentarifche Niederlage der zur gemeinfhaftlichen Vertheidigung des Rechts 
auf Arbeit Verbundenen wurde die Fufion der verfchiedenen focialiftifhen Sekten und Mei- 
nungen nicht fofort aufgelöft. Sie jhrieben den Sieg ihrer Gegner zum Theil dem Umftande 
zu, daß ſchon feit Mai und Juni eine beträchtlihe Zahl ihrer hervorragenpften Führer durch 
Verhaftung oder Verbannung vom Schauplage des öffentlichen Wirkens entfernt war. Vor und 
nach der Abftimmung über den am 29. Aug. veröffentlichten Verfaſſungsentwurf wurbe noch 
eine Zeitlang auch der journaliftifche Kampf über das Recht auf Arbeit lebhaft fortgeführt. Für 
daſſelbe traten unter andern auf Gormenin, ver nach London geflüchtete 2. Blanc in „Le socia- 
lisme et le droit au travail‘, Proubhon in „Le droit au travail et le droit de propriété“. 
Allein wie jih durch Gründung der Nationalwerkftätten und durd den Junikampf die rein 
republikaniſche Partei in die Lage verjegt hatte, über fich felbft den Stab brechen zu müflen; 
fo waren nad den Verhandlungen über dad Recht auf Arbeit alle bisherigen focialiftifchen 
Sekten und Meinungen dem Bervammungdurtheile ver großen Mehrheit ver Nation verfallen. 
Überall Hatten aus jenen Verhandlungen die befigenden Klaffen wenigftens fo vielerfannt, daß 
das mit Hülfe der Staatsgewalt geltend zu machende Recht auf Arbeit die feitherigen Befiges- 
rechte wefentlich befchränfen over völlig vernichten würde; und felbft bis in die Nähe von Paris 
glaubten alle Eleinen Befiger, daß die ganze fociale Bewegung nichts ald Kommunismus, daß 
ihr Zieldie unmittelbare Gütertheilung fei. Der ſelbſtmoͤrderiſche Tod aller alten und neuen Bar: 
teien in Frankreich, und der uͤberdruß an ihren zerfallenden Überreften, öffnete Ludwig Napo: 
leon den Weg. „Frankreich Hat mich gewählt”, fo fagte er felbft, „weil ih von feiner Partei 
bin.” Das Bedürfniß der Ruhe um jeden Preis hob durd das in der kurzlebigen Republik 
gewonnene allgemeine Stimmrecht die unumfchränfte Militärherrihaft auf den Schild. Es war 
die Wiederholung eines ſchon einmal gemachten Verſuchs, ob vielleicht das agitationsmüde 
Franfreih unter dem von den Befigenden theuer bezahlten Schuge der Bajonnete über feine 
weltgefchichtliche Aufgabe ind Klare fommen könne. 

Nah Befeitigung der misgedeuteten ‚, Garantie ver Arbeit“ bezeichnen die oben angeführ- 
ten Beftimmungen ver republifanifchen Verfaſſung von 1848 in fo zweckmäßiger Faffung , als 
fie überhaupt bei ſolchen allgemeinen Formeln möglich ift, den Umfang ver Verbindlichkeiten, 
bie der Staat zur Ordnung des Verhältniffes von Arbeit und Kapital zu erfüllen hat. Aber 
gleihwol ift nicht einmal auf dem Papier weder die fociale Frage überhaupt beantwortet, noch 
irgendein Näheres über die Mafregeln gefagt, womit der Staat feinerfeits zur Löfung jener 
Frage beitragen foll. Denn wenn er ji zu bemühen Hat, „innerhalb der Grenzen feiner 
Hülfsquellen den bedürftigen Arbeitöfähigen Arbeit zu verfchaffen, fo fragt es fich eben, wie 
weit dieſe Grenzen reichen; und ob er nicht im Interefie ver arbeitenden Klaſſen berechtigt und 
verpflichtet jei, die ohnehin jo beweglichen Grenzen feiner Hülfsquellen ſich jelbft zu erweitern ? 
Und wenn der Staat den Bürgern die Freiheit der Arbeit und „Induſtrie gewährleiſtet“, fo 
fragt es ih, ob dann überhaupt von einer freien Arbeit die Rede ift im heutigen Militärftaate, 
der felbft ja durch jeine Konfeription, durd Die maſſenhafte Verurtheilung feiner arbeitstüch— 
tigften Bürger zum foldatifchen Zwangsdienſte dieje verhindert, die freie Arbeit ihres felbftge: 
wählten Berufs thun zu können; der auch alle andern Arbeiter zwingt, zur-Unterhaltung ihrer 
zum Militärbienft verurtheilten Mitbürger arbeiten zu müflen? Der Kampf um das „Recht auf 
Arbeit” Hat alfo Feine Entſcheidung gebracht. Er bilvet jedoch einen wichtigen Wendepunft im 
Welttampfe der gefellihaftlichen Gegenfäge, deſſen heutiger Charakter ind Auge zu faffen ift 
unter Berückſichtigung der Einflüffe, womit noch hier und da die alten Socialfofteme in vie 
Gegenwart herübergreifen. 

2) Communismus. Gabet. Zur Zeit ver Februarrevolution hatte der doctrinäre 
Communismus nur noch in Gabet einen nennendwerthen Vertreter. Diefer wanderte 1848 
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aus, um in Norbamerifa mit einem Theile jeiner bereits jehr verminderten Schüler ven 
misglücten Berfuh zur Gründung einer Golonie nad feinen Lehren der ifarifchen Güter— 
gemeinschaft zu machen. Schon damals rühmte ſich kaum noch jemand, wie Gabet gethan Hatte, 
ein Sommunift zu fein. Die communiftifche Lehre war ſchon vor1848 allgemein in Miscrebit; 
fie war fel6ft den andern jocialiftiichen Sekten verhaßt, weil jie der politiichen Apathie Vorſchub 
that, während die meiften Sorialiften nur mit Hülfe des von ihnen beeinflußten oder beherrſchten 
Staatd ihre Zwecke zu erreichen trahteten. Mit dent Verſchwinden des ſyſtematiſchen Commu— 
nismus find indeffen die communiftifchen Gelüfte und Neigungen nicht zugleich verſchwunden. 
Auch ift ver Parteiname der Gommuniften allen denen geblieben, die mit Hülfe des Proletariats 
und auf gewaltthätige Weile dem mehr oder minder deutlich gedachten Ziele der Gütergemein— 
fchaft oder Gütergleichheit zuftreben. 

3) St.-Simonidmud. Frühere St.-Simoniften undihreneuefte Praxis der 
Gütertbeilung. Der Communismus der Neuzeit gehört dur jeine Geburt wie durch 
feine ganze Lebendeinrichtung dem Proletariat an: ihm galt ed um Umwälzung der Geſellſchaft 
von den unterften Schichten aus. Zum Zweck feiner wiſſenſchaftlichen Rechtfertigung oder Ent: 
ſchuldigung knüpft er zunächſt an die Lehren Rouſſeau's an, des mächtigen und lange hinaus fo 
einflußreichen Proletariers der geiftigen Arbeit. Dem Communismus der erſten Sranzöfifchen 
Revolution war e8 Ernſt mit feiner Proteftation gegen die ganze Eulturgefchichte, mit feiner 
Umkehr in den ſogenannten Naturzuftand, der felbft doch nichts anderes war ald der umrubige 
Traum einer einfeitig Iberfättigten Gultur. Man begegnet den Keimen bes fpätern Commu— 
nismus ſchon deutlich genug in den Anſichten der Männer der Schredengzeit. So erklärte 
Couthon in Lyon: „Es bedürfe feines Handels und feines Kaufmannsftandes.”’ Und St.-Juſt, 
der fanatifche Anhänger Rouffeau’s, der jenes. Wort ſprach: „Brot iſt das Net des Volt’ — 
wollte dod) jeden Bauer guillotiniven laſſen, der das kleinſte Stück Ader auf eine neue rationelle 
Art und nicht auf die einfache alte Weife bejtellte. Aus der gleihen Wurzel trieb ver Babeu- 
fismus (f. Communismus) hervor, der alle großen Städte vertilgen, allen Luxus vernichten, 
fowie durch pas Mittel einer fpartanijhen Erziehung und einer unerbittlihen Cenfur alles 
Wachsthum der Bildung über ein knappes Maß hinaus hindern wollte. Zwar mußteder jpä= 
tere Gommunigmus die Thatſache der neuen induftriellen Geſellſchaft mit ihren reichern und 
unhemmbar wachlenden materiellen und geiftigen Befigthume anerkennen. Aber auch Eabet, 
MWeitling und andere wollten doch nur den Fortgang der Welt nad gleihem Schritt und Tritt; 
jie wollten die Herrſchaft dev Mittelmäßigfeit, wenn auch der fi vorwärts bewegenden Mittel- 
mäßigfeit. Und was auch durch die tauſendfach verſchiedene Arbeit der Glieder der Gefellfchaft 
fünftig noch errungen werde, die Auſprüche auf ven Genuß aller körperlichen und geiftigen Güter 
jollten doch weientlich die gleichen bleiben. Im Gegenſatze zu der Lehre des St.-Simonismus : 
„Jedem nach feiner Fähigkeit”, jollte in der communiftifchen Gefellihaft, nad der Seite des 
materiellen Befigtbums hin jede Bevorzugung des Talents wegfallen. Auch für ven jüngſten 
Communismus blieb aljo die eigentlich treibende Wurzel der Neid und Haß gegen alle leiblich 
und geiftig Beſitzenden oder Mehrbefigenden; und an dem ihm wieder vergeltenden Kaffe der 
Befigenden aller Urt ift er endlich zu Grunde gegangen. 

Diefer Communismus endigte jedoch durch den nicht ganz unehrenvollen Tod auf dem 
Schlachtfelde: er ſtarb nicht, ohne zuvor feine Gegner in Furcht und Schreden zu fegen. Der 
&t.:Simonidmus dagegen ging zu Orunde, weiler fihlächerlich gemacht hatte, und erwurde dies, 
weil der Ehrgeiz und die Eitelfeit feiner Anhänger inmitten der alten Gefeltihaft ariftofratijche 
Anfprüce erhoben, wofür fie feine andern Titel anzuführen hatten als gerade nur ihre neue 
Dostrin, die dem ganzen Leben und Treiben der alten Gefellichaft verneinend und herausfordernd 
entgegentrat. 

Der Stifter diefer Schule, der durd feine Geburt den höchſten Reihen ber Feudalariſto— 
kratie angehört, den aber die Strudel der Revolution in die Maffe des gleihberechtigten Bürger: 
thums untergetaudt hatten, nahm doch ariftofratijche Gelüfte und den Anſpruch auf eine bevor: 
zugte Stellung auch in die neue induftrielle Geſellſchaft hinüber. Vielleicht Hatte fein Kopf, 
aber jchwerlich fein Herz mit ven Borurtheilen und Privilegien der alten Welt gebroden. Die 
geiftvolle und kühne Kritif, womit er ji der neuen Feudalherrſchaft des beweglichen Beſttzes 
ſchon nad ihren erften Fortſchritten entgegenitellte, jammelte einige jüngere Talente um ihn. 
Erft nad) dem Tode St.-Simon's traten feine Anhänger ald eigene Sekte oder Schule zufamınen, 
die viel Geräuſch machte, aber auch viel Einfluß auf Ausbildung der. jorialen Lehren und Anz 
ſchauungen gewann. Die Einfihtigfien und Verſtändigſten der Schule, rin Bazaro , Lereuz, 
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Reybaud und andere, traten aus, ald unter dem Banner bed jogenannten Pere Enfantin mit 
der Lehre von der Emaneipation des Fleiſches, von der freien Liebe und Gemeinſchaft der Frauen, 
die Baſis der Gejellihaft, die Familie, aufgehoben und das Prineip des iinnlichen Genuffes zur 
Herrſchaft in der neuen Welt berufen werben follte. Der zum Enfantinismus gewordene Gt.: 
Eimoniömus ftellte ziemlich unverhohlen die naive Forderung an die alte Geſellſchaft, daß fie ſich 
der neuen „Prieſterſchaft der Liebe‘ auf Gnade und Ungnade hingebe ; er verlangte nichts Ge— 
ringeres als ſogleich die Herrſchaft über die ganze Erbe, da in der neuen Geſellſchaft alle tren— 
nenden Marken des Staats und der Nationalität verfhwinden follten. In der Erwartung der 
wirflihen Weltherrſchaft ſuchte ſich einftweilen die neue Sekte mit priefterliyem Nimbus zu 
umbiüllen; und fie gab ſich durch das Kinverfpiel mit eigenthümlichen Geremonien und Trach— 
ten gar bald dem vernichtenden Spotte ihrer Mitbürger preis. 

In öfonomifcher Beziehung war es der höchſte Grundſatz des St. - Simonidmus: „Jedem 
nad jeiner Fähigkeit, jeder Fähigkeit nad) ihren Werfen.” Davon war der weitere Orundfag: 
„Keine Erblicykeit des Beſitzes“, nur eine Folgerung. Nicht mehr der Zufall ver Geburt und 
des damit zufammenhängenden Erbrechts follte über Bertheilung der Kapitalien entſcheiden; 
ſondern unter der oberjten Leitung der „‚priefterlihen Naturen’, oder der „Menſchen der Liebe”, 
welche die ‚weltliche Borfehung‘ bilden, jollte die Bertheilung aller Mittel des Erwerbs und 
Genuffes dur ein überall hin verzweigtes Syftem von Banken erfolgen. Damit wäre alle 
Sicherheit des individuellen Beſitzthums verihmwunden; alles Eigenthum, das Recht des Ge: 
brauchs und Misbrauchs der ganzen Sachenwelt, wäre in höchſter Inftanz in die Hand einiger 
Bankvirectoren gelegt worden. Dieſe Bankofratie wäre dann im Interefle ihrer eigenen Herr: 
Schaft mit der „weltlichen Vorſehung“ der „prieſterlichen Naturen’’ einig gegangen. So ge: 
dachte man ein Syftem der geiftigen und leiblichen Bevormumdung zu Stande zu bringen, ne- 
ben dem jogar der Abſolutismus jeder Priefterkafte noch ein Meich der Freiheit geweſen wäre. 
Denn der priefterlichen Kaſtenherrſchaft ftand doch überall der genoſſenſchaftliche Geift anberer 
Kaften mäßigend und beſchränkend zur Seite, während es die St.:Simoniftifche Hierarchie und 
Banfokratie nur mit einer unverbundenen Dienge inbividueller@riftenzen zu thun gehabt hätte. 
Gleichwol war fhon im 17. Jahrhundert etwas Ahnliches zu Stande gefommen: der jeſuitiſche 
GConmuniftenftaat von Paraguay. Allein ob aud) die geiftlichen Väter ihre indianifchen Unter: 
thanen bis zum fcheinbar gleihgültigften Thun und Laflen des täglichen Lebens zu bevormunden 
wußten: jo fanden jie ihnen hoch noch mit wirklich geiſtiger Überlegenheit gegenüber. In der 
Neuzeit dagegen und in Europa ift durch eine bei weitem reichere und allgemeinere Bildung die 
Bertheilung der geiftigen Gaben und intellectuellen Leiftungsfähigfeit eine vielleicht noch man: 
nichfaltigere, als fogar die Bertheilung ded materiellen Beſitzthums. Um jo größer war bie 
Anmaßung ded. St.-Simonismus, indem er feine Priefter und Banfierd zu Taratoren der 
Fähigkeiten machen wollte, welche die Mittel zur Bethätigung diefer Fähigkeiten vertheilen und , 
alſo befugt fein follten, ihre befondern Anſichten und Zwede ven Millionen ver Mitlebenven 
unterfhieben und hiernach die Menſchen ald Mittel für ihre Sonderzwecke misbrauden zu dür— 
fen. Immerhin ift es bemerkenswerth, wie der Jeſuitismus und St.-Simonismus in der Mis— 
fennung und Misachtung der freien Perſönlichkeit übereinftimmten. Es ift un fo beachtens— 
werther, als auch der legtere, wie alle Socialſyſteme der Neuzeit, unter der Fahne der Freiheit 
zu fümpfen vorgab; und al er ſich durch feine Banfokratie mit ven Anfichten feines eigenen 
Stifterd in Widerſpruch zu ſetzen ſchien. Denn St.: Simon hatte bejonders in feinem „Caté- 
chisme industriel’ ausbrüdlic hervorgehoben, daß die zurerfien Stufe in der neuen Geſellſchaft 
berufene induftrielle Bevölkerung no in Knechtſchaft gehalten werbe, fowol durch die Reſte des 
feudalen Staats, ald auch durd einen Theil ihrer eigenen Bartei, durch die Banfherren over 
Kapitaliften. Uber es gehört ja zu ven freilich noch unfruchtbaren Siegen der Freiheit, daß jie 
jogar die Herrfchjucht gezwungen hat, die Maske der Freiheit tragen zu müflen ; und es war nur 
das ſtets wiederkehrende „‚ Ote toi que m'y metie“, wenn der St.= Simonismus die gerabe be- 
ſtehende Bankherrichaft befämpfte, um feine eigene an die Stelle zu ſetzen. 

Sp leiht die St.-Simoniſtiſche Lehre ald Anachronismus erkannt werden. mußte, und fo 
gänzlich fie im Jahre 1848 verſchollen ſchien, Haben doch einige wichtige Erſcheinungen der Ge— 
genwart die Aufmerfiamfeit von neuem darauf hingelenft. Einige Gründer der umfaſſendſten 
Greditanftalt, des Credit mobilier, gehören der St.:Simoniflifhen Schule an; und iwie alt and) bie 
Herrſchaft des Kapitals über die Arbeit iſt, fo wurde doch das Ziel dieſer Herrichaft faun noch 
mit jo deutlichem Bemwußtfein verfolgt. Darin laffen fich die Nachwirkungen der Schule ebenfo 
wenig verfennen als in vemBenithen, das rudfichtölofe Stueben nach Knechtung der Arbeit 
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durch Monopolifirung des Kapitald und Credits unter der Firma einer „Demofratijirung des 
Credits“ zu verbergen. Über ven äußern Erfolg diefes Streben bemerkt Broudhon 9): „Blos 
die ehemalige St. Simoniftiihe Kirche hat — fo fagt der aMeid» — eine Razzia von einer hal: 
ben Milliarde gemadt. In Frankreich, in Algerien gehören ihr unermeßlihe Befigthümer : 
Varke, Schlöffer, Latifundien mit dem vom Staat gepachteten Chepetel (Viehpacht). Oder 
ſchuldet man diefen Begründern des demofratifirten Credits weniger?“ Über die Richtung ihrer 
Tätigkeit behrerkt er fovann: „Schon hat die Gefellfhaft ihre Hand auf das angebaute Eigen 
thum gelegt; ihre Zeitungen bereiten die gezwungene Entäußerung (die Erpropriation) des 
Landmannd vor, unter dem Vorwande feiner Unwiffenheit und bloßen Routine «Wir laufen 
Gefahr», jagen fie, «in der Bodencultur zu verfumpfen. Im Intereffe der öffentlichen Ernäh— 
rung, im Intereffe des Bauers ſelbſt muß man ihn erpropriiren , ihm zwangsweiſe fein Eigen- 
thum nehmen, die großen Lehngüter wiederherftellen, und die verfügbaren Arme, die unnügen 
Magen nad den Eolonien fenden.» Sefuitismus und Enfantinismus find einftimmig über 
diefen Punkt. Das «Univers religieux» fpricht ſich mit compromittirender Offenheit darüber 
aus; die St.-Simoniften möchten fid mit ver Maske des Öffentlichen Intereſſes bedecken.“ Diefe 
Übereinftimmung des Jefuitismus und St.-Simoniſtiſch gefärbten Kapitalismus ift, wie ſchon 
bemerkt, nicht blos zufällig. Weder Jefuiten noch Bankherren denken daran die Unwiſſenheit 
ber franzöfifgen Bauern durch Verbreitung befferer Bildung zu befeitigen. Zur Steigerung 
ihrer Macht und ihres Einfluffes wollen fie nur diefe Unwiſſenheit benugen; und um te be- 
nugen zu fönnen, müffen fie dieſelbe zu erhalten fudhen. Es läßt ſich nicht wohl ermeffen, ob es 
der Geſellſchaft Jeſu fhon in vemfelben Maße wie der „ehemaligen St.-Simoniſtiſchen Kirche ” 
gelungen ift, fich zum großen Kapitaliften zu machen. Notoriſch ift jedoch im legten Jahrzehnd 
die mafjenhafte Vermehrung des Beſitzthums des flug fpeculirenden Ordens, der ed wohl weiß, 
daß er ſich zum größten Kapitaliften machen muß, um fein nie aufgegebened Ziel der geiſtlichen 
Bevormundung und Beherrfhung der Völker erreichen zu Fönnen. 

4) KourierundfeineLehre. Conſiderantüberdas Recht auf Arbeit. Neuere 
Socialiſten und ihre Vorſchläge zur Organiſation des Credits. Iſt ver eigent— 
liche Communismus dem Proletariat, und der St.-Simonismus der Ariſtokratie der geiſtig 
Vornehmen und vorweg Nehmenden entſprungen, ſo gehört dagegen der Fourierismus dem 
dritten Stande an. Sein Stifter bekleidete eine untergeordnete Stellung im Kaufmannsſtande, 
als er durch die Sünden des in gewinnſüchtiger Abſicht mit unbarmherziger Selbſtſucht ver— 
fahrenden Handels zum Nachdenken über die ſociale Krankheit und die Mittel ihrer Heilung 
angeregt wurde. Auch bei ihm finden wir einen ungewoͤhnlichen Scharfblick für die Fehler und 
Gebrechen der neuern Gefellfchaft. Aber eine ungezügelte Phantafie ließ ihn in den wunder= 
lihften Träumen von einer rofenfarbigen Zufunftöwelt ſchwelgen, und doch blieb dieſe Phau— 
taſie eine kümmerliche, da fie kaum hinaus kam über das Ideal der höchften finnlihen Genuß— 
fähigkeit und der ihr gemäßen reihlichften Fülle der Genußmittel. Diefes phantaftifh Will- 
fürliche offenbarte fih aud in feinen an die Jetztwelt gerichteten Beſſerungsvorſchlägen. Sein 
unbeweisbares hoͤchſtes Dogma war, daß die Fähigkeiten beſtimmt werden Durch die Neigungen, 
die in ihrem höchſten Grade Leivenfhaften find. Betroffen von dem grellen Gegenfage in der 
wirklichen Welt zwifchen mühſelig Arbeitenven und ſchwelgeriſch Genießenden, follte der Ge— 
genfag von Arbeit und Genuß völlig verſchwinden. Denn auch die Arbeit follte zum Genuſſe 
werben: fie follte „attrayant et passionne” fein. Schon Fourier's ganze Pſychologie der 
menfhlihen Neigungen und Fähigkeiten war eine willfürlihe. Nein willfürlih war es auch, 
daß er in dem an bie Stelle des ijolirten Familienhaushalts tretenden Phalanftere, in feiner 
von 12 — 1800 Menfchen jeden Alters und Geſchlechts bevölkerten Normulgemeinde, einen 
gerade fo weit ausreichenden Beftand verfchievenartiger Arbeitdneigungen voraugjegte, daß die: 
felben im freien Wechſel ihrer Bethätigung aus ſich felbft eine Organifation der Arbeit hervor: 
bringen würben, welche die reihlichfte Production erwarten laffe. Und weil er, ftatt der langen, 
einförmigen und abftumpfenden "Arbeit der heutigen Induftrie, ven höchſten Ertrag von ver 
Energie des leidenfhaftlihen Betriebs ver Arbeit hoffte, aber wohl wußte, daß die Leidenſchaft 
nurihre kurzen Momente habe — fo jollte nach kurzen und meift nur halbſtündigen Friftenein ſtets 
ſich erneuernder Wechſel ftattfinden. Jeder denkende Arbeiter weiß ed, daß die mit befonnener 
und faltblütiger Ausdauer fortgejegte Arbeit bei weitem größere Erfolge erzeugt, daß die ſtets 
neue Gruppirung der Arbeiter erfordernden Übergänge von einer Thätigkeit zur andern das 


8) Manuel du speculateur de la bourse etc. (Paris 1857). 
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Ficherfte Mittel jind, um die Production auf ein Minimum herabzubringen. Dennoch erwartete 
Fourier die reihlichfte Fülle einer nah Kapital, Fähigkeit und Arbeit zu vertheilenden Produc- 
tion. Er getraute ſich, die englifhe Nationalihuld mit den in Phalanfteren gezogenen Hühner: 
eiern heimzahlen, und das zur Gründung diefer Gemeinden vorgeichoffene Kapital mit 20 Proc. 
und mehr verzinjen zu können. Inzwiſchen harrte er auf den Reichen, ver die erfte Million 
für jene erfte Phalanr hergäbe, welche durch das hinreißende Beifpiel ihres erfreulichften Gedei— 
hens jehr bald für die ganze menſchliche Geſellſchaft ven Kortichritt in die neue Welt hinein ent= 
ſcheiden werde. Aber wie er jelbjt vergebens harrte, ebenfo vergebens forderten feine Anhänger 
vom Staate einen Credit von 4 Millionen und eine Ouadratlieue Boden zur Errichtung einer 
Diuftergemeinde. Sie trachteten wenigftens nach einer Pilanzfchule für ihre Phalangen mittels 
Der Auswahl von —500 Kindern, die noch nicht die ſchlechten Eindrücke ver ſchlechten Geſell— 
Ihaft in ih aufgenommen hätten. Damit erfannten fie freilich felbft an, daß fie an das ge- 
ſchichtlich Gegebene nicht anzufnüpfen wüßten; daß jie zur Gründung ihrer unmöglichen Vor— 
bedingung voraudjegten, die Weltgefchichte von neuem anfangen zu dürfen. 

Ubrigend war fo viel kindlicher Glaube, jo viel Wohlwollen und Frievfertigkeit im Lehrer 
und feiner Lehre, daß Bourier treue und eifrige Schüler fand. Diefe wuhten ihn zum Theil 
auch dadurch zu ehren, daß fie jeine kosmogoniſchen Spielereien beifeite ließen und in feinem 
Geifte praftiihe Dinge beſprachen, während ihnen gleihwol feine Phalanx das ideale Grund— 
element der Fünftigen Gefellihaft blieb. So wirkte namentlich Confiverant, durch Herausgabe 
der „Democratie pacifique‘‘, bis nad) 1848. Ald Mitglied der Nationalverfammlung war er 
unter den Bertheidigern des Rechts auf Arbeit, das er mit fleter Beziehung auf das Recht des 
— durch eine 1848 neu aufgelegte Schrift im weſentlichen auf folgende Weife zu begrün- 
den judt: . 

Alle Mitglieder der menschlichen Urgejellihaft hatten ein gleiches Recht auf das Urkapital, 
auf den der menſchlichen Thätigkeit zur Benugung vorliegenden Grund und Boden. Alle hat> 
ten mithin auch das urjprünglich gleiche Recht, jih die Brüchte ded Bodens anzueignen durch 
Einjammeln, Jagd, Fiſchfang und Weide. Da nun die Arbeit des Einfammelnd, der Jagd 
u. j. w. gerade die Bedingung für die Ausübung jenes urfprünglichen Rechts war, fo war dieſes 
ſelbſt nicht anderes als das Net auf Arbeit. Später ging manzu neuen und höhern Formen 
ver Arbeit, zur Induftrie über; und jet wurde jeder Arbeiter ver rechtmäßige Befiger der von 
ihm geihaffenen Werthe, alſo auch desjenigen Werth, um den irgendwo der urfprüngliche 
Werth ded Bodens durch Arbeit bleibend vermehrt worden war. In diefer Gefellihaft, die fich 
zum erjten male der Induftrie gewidmet, ſtimmte dad Eigenthum mit dem Recht jo lange zu= 
Tammen, ald der durch die Thätigkeit aller erzeugte Reichthum vertheilt blieb nad dem Verhält- 
nifle, wonad jeder einzelne an der Schöpfung des Reichthums theilgenommen hatte. Aber 
dieſes rechtmäßige Eigenthum befteht nicht.in der heutigen Geſellſchaft, in ver vielmehr die ganze 
Vertheilung des Bejiges dur Beraubung bewirkt it. Auch müſſe man jih wundern, wenn 
Died anders wäre in einem focialen Staate, der faum aus dem Kriegszujtande erlöft ift; und 
unter einer Gefeßgebung, die nichts weiter fein fann als eine Mopification des alten Rechts oder 
Unrechts ver Eroberung. Damit aljo die Thatſache des Beſitzes mit dem Recht übereinftimme, 
damit der Bejig wieder rechtmäßig fei und bleibe, muß das Recht auf das Urkapital jedem Indi- 
viduum vorbehalten, oder ihm ein foldes von gleihem Werthe, ein Aquivalent, zuerkannt 
werden. Auch muß alles neugeihaffene Kapital, ſowie e8 erzeugt wird, nad) der verhältniß— 
mäßigen Mitwirknung eines jeden an diejer Erzeugung zur Vertheilung kommen. Das Indi— 
viduum hat fich aljo erit dann nicht mehr zu bejchweren, wenn die Geſellſchaft wieder jein Recht 
auf Arbeit anerkennt, das er früher in der einfahen Werkftätte einer rohen Natur ausgeübt, 
und dad er ald gegenwärtiges Recht in einer beiler ausgeftatteten Werkftätte auszuüben hat, 
worin auch jeine individuelle Thätigkeit eine productivere geworden ift. 

Davon abgejeben, daß ſich der jegige Werth des angeblihen Urrechts auf Arbeit unmöglich 
beitimmen läßt, ift fonft auch die ganze Argumentation eine fehr ſchwache, da fie eben dieſes 
Urrecht, das gegenüber der gewaltjamen Ausbeutung der Menſchen duch Menſchen erwieſen 
werben ſoll, jhon ald erwiejen vorausfegt. Der Menſch ift im gleihen Sinne, wie das jagb- 
bare Thier des Waldes und Feldes, ein Erzeugniß des Bodens, und dad Urrecht der Jagd, das 
der Ausbeutung und Eroberung, ift bi8 zur Stunde aud) von Menſchen gegen Menſchen aus— 
geübt worden. Ebenfo wenig fommt Conſiderant damit über das Unbejtimmte hinaus, dap er 
die Organifation der Arbeit oder der Induftrie ald das zu löjende Problem bezeichnet und be= 
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bauptet, das Recht auf Arbeit fei eine Thatſache geworden, jobald die Induflrie eine freiere 
(Bourieriftiihe) Organifation erhalten habe, und ſobald die „Regierungen die regelmäßigen 
Arbeiten in hinreichender Duantität organifirt haben’. Überhaupt ift es eine oft aufgewandte 
vergeblihe Mühe, aus der Borausjegung irgendeiner beliebigen Urgefelihaft und aus dem 
Glauben an ein dagewefenes Utopien der Vergangenheit die Rechte der Jetztwelt ableiten und 
bemeſſen zu wollen. Sagen wir einfah, daß man nad dem: jegigen Bildungäftende jeden 
Menſchen ein Necht auf die Mittel für ein menſchenwürdiges Dafein zuerkennen muß: fo hai 
man fid) wenigftend kürzer, wenn auch nicht beftinnmter ausgedrückt, weil dod immer bie Be- 
meſſung diefes Rechts von den zeitlich und örtlich maßgebenden Menjchen abhängig bleibt. 

Unter der freien Organifation der Induſtrie hatte Conſiderant diejenige nady den Grund⸗ 
fügen Fourier's verftanden. Aber gerade dafür fanden ſich feine Anhänger mehr. Statt einer 
Drganifation dev Arbeit in Bauſch und Bogen, wollte man es alfo vorerft mit einer „Drgani- 
fation des Credits“ verfuhen. Ohnehin erfannte man immermehr, daß ſich der ganze fociale 
Kampf 'um das Verhältnis von Kapital und Arbeit drehe; und fo fehlte es nicht an focialifti- 
fen Vorſchlägen für Sammlung und zweckmäßigere Vertheilung ded Kapitals, zur altfeitigen 
Befruchtung: der Arbeit durch möglihft wohlfeilen Credit. Einige diefer Socialiften, wie 
&. Eoignet mit feinen Vorſchlägen zu einem umfaflenden Bank: und Taufchiyftem ?), gehören 
der Schule Fourier’d an. 

Folgendes ift das Wefentliche diefer jedenfalls durchdachten und beachtenswerthen Borfchlägr : 
Durch ein über ganz Frankreich verzweigtes Syſtem von Banken, deſſen Gründung von Privaten 
ausgehen kann, die aber befler der Staat unternimmt, wegen der für bie Gefammtheit damit 
verbundenen Bortheile — full zunächſt derjenige Theil ded Credits vermittelt werben, ber in 
der Form ded Darlehns gegen reale Sicherheit gegeben wird, alfo gegan Verpfändung werth— 
voller, theild unbeweglicher, theils beweglicher Sachen. Die Ertheilung ded Perfonalcreritö 

erfolgt an die Genoffenihaften (Affociationen), denen der Kapitalbebürftige angehört, und deren 
Mitglieder ſolidariſch füreinander einftehen; fie erfolgt nur in vem Maße, als diefe Genoſſen⸗ 
fhaften notorifh oder nachweisbar als hinlängli haftbar befannt find. Da mun: aud ber 
Realcrebit nur bis zu einem beftimmten Theile des Schätzungswerths der verpfünbeten Sachen 
erteilt werben ſoll, jo ſetzt eignet voraus, daß jeine Bank überhaupt nur gegen abfolute Ei: 
cherheit darleihe. Sie macht ihre Vorſchüſſe in ver Form von Banknoten, je nad den Bebitri- 
niflen der Girculation von 5, 10, 20 u.f. m. Fr.; und leiht gegen ven geringen Zins von 1— 2, 
höchſtens 3 Proc., wodurch zugleich die Berwaltungsfoften beſtritten werden. Dieſe Wohlfeil- 
beit ihres Credits wird ermöglicht, weil fie angeblich feiner gemünzten oder ungemünzten me— 
talliſchen Baarfhaften bedarf; nicht einmal zur theilmeifen Deckung der umlaufenden Bank- 
noten, die in ihven fpeeichlen und ſpeciell gewertheten Unterpfändern eine mehr ald genügende 
Sicherheit Haben und darum ohne Zwangscurs circuliren. Der Entwerthung der Banfnoten 
wird zugleich dadurch begegnet, daß fie jever Befiger derfelben auch wieder bei dev Banf auf- 
leihen kann, die fie num ihrerfeitd mit höchſtens 3 Proc. zu verzinjen hat. Da jedoch in Frank⸗ 
reich die Summe der Taufczeihen, die ald Baargeld, Banknoten und individuelles Papiergeld 
(Wechſel, Promeſſen, Obligos u. f. w.) umlaufen, zu etwa 15 Milliarden gefhägt wird, io 
rechnet Goignet, daß feine Bank doch mindeftend ven Zins von einem Kapital von 12 Mil: 
liarden zu beziehen habe. Das jährliche Einkommen der Bank würde aljo bei3 Proc. 160 Mil: 
lionen betragen. Zu vemjelben billigen Preife von 3 Proc. würde nun den Producenten 
aller Art Credit gewährt werben, während diefer gegenwärtig für das mobile Vermögen (auf 
gute Wechſel) wenigftens 4 Proc. beträgt, für das unmobile Vermögen aber, wegen der Nota= 
riatöfoften u. dgl., fogar 7— 8 Proc. 

Mit diefem Bankiyftem ſoll ein Syſtem von Gemeindeagenturen in Beziehung ftehen, mit 
Niederlagshäufern für die aufbemahrungsfähigen Waaren, mit Bazars für ven Verkauf gegen 
Baarzahlung; mit Komptoir für Ausftellung von Empfangiceinen für die hinterlegten Waa— 
ren, unter Angabe ihred von Erperten ermittelten Werths. Dieje Werthſcheine können glei 
den jegigen Wechfeln envoffirt werden, und gegen Einhändigung derjelben Urkunden macht die 
Bank verhältnigmäßige Vorihüfle Für den Handel mit dem Auslande follen auch bei allen 
Handeldconfulaten jolde Agenturen beſtehen. Nach dem Grundſatze ver Wahrheit und Offent⸗ 
lichkeit ſollen alte heimiſchen und auswärtigen Agenturen in beſtändiger Correſpondenz ſtehen, 


9) Deutſch unter dem Titel: Der Socialismus in feiner Anwendung auf Eredit und Handel. Nach 
Bourier'fchen Grundfägen (Zürich 1851). 
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um ſich gegenfeitig den örtlichen Beſtand und Bedarf an Waaren mitzutheilen, und. um zugleich 
die Spebition der irgendwohin begehrten Waaren zu beforgen. Dadurch wird, wie Goignet 
erwartet, „die Speculation faft unmöglich und der nagende Wurm der Geſellſchaft befeitigt 
werben, nämlich. vie Anregung und folgeweiſe die Bertheuerung ver Broducte durch Zwifchen- 
händler‘. Diefelben Gemeindeagenturen follen unmittelbar thätig feim für die Förberung » 
nüglicher Production und einen den Conſumenten möglihft vortheilhaften Austaufch der Pro— 
ducte: durch Verleihung verbefferter Aderbaumerkzeuge an ärmere Lanbwirtbe; durch Vereini— 
gung für Bewäflerungsfanäle, Eindämmungen u. ſ. w.; durch möglichft billigen Ginfauf von 
Gegenftänden des täglichen Verbrauchs im großen und möglichft billigen Verkauf im einzelnen; 
dur Errichtung von Gemeindebüdereien , von Bleifch- , Wein, Spezereiläven u. dgl. Endlich 
wird auf die Möglichkeit einer Bereinigung von Gemeindeagenturen zur Gründuug einesums _ 
faffenden Aſſecuranzſyſtems gegen unverfchuldeten Schaven jeder Art hingewiefen. So: hoffte 
Goignet , indem er an die jegige Gemeinde anzufmüpfen juchte, nahebet auf diefelben Vortheile, 
die Fourier erft nach vorgängiger Gründung feinerRormalgemeinden erwarten zu Dürfen glaubte. 

Die Kritik dieſer Vorfchläge läßt ſogleich ven bei: ven Franzoſen jehr gemöhnliden Febler 
erkennen, daß fie in ihrer nationalen Selbitgenügfamfeit ver Abhängigkeit Frankreichs von ver 
übrigen Welt nicht gewahr werben. Der Zins, der für Benutzung des Kapitald zu zahlende 
Kaufpreid;, läßt ſich nicht einfeitig und willkürlich herabfegen, weil er ſtets auf allen Märkten 
der durch ven Welthandel verbundenen Nationen beftimmt wird. Die Banknoten Coignet's 
würben das. baare Geld, theild für die Zwecke ded auswärtigen Handels, theild als Scheideminze 
für den täglichen Kleinverkehr — nicht entbehrlich machen. Nach wie vor würden fidyalfoeinzeine 
Geldfapitalien anjammeln und diefe, bei niedrigem Zindfuße in Frankreich, nur zur Befruchtung 
der fremden Arbeit im Auslande angelegt werden. Bor allen würden fi die Beſitzer und 
Erwerber der in Grund und Boden, in Häujern, Babrifanlagen u. ſ. m. beftehenden Kapita= 
fen durch die Erhebung von Pacht- und Miethzinfen, fowie durch Druck auf den Arbeitslohn 
mit den Kapitaliften des Auslandes auf gleiche Linie zu fegen wiſſen. Endlich gäbe die künſtliche 
Wohlfeilheit des durch Banknoten dargeftellten Kapitald den großen Grundbefigern und Indus 
ftriellen die leichtern Mittel in die Hand, durch Auspehnung ihrer Unternehmungen auf Koften 
des mittleren und kleinern Kapitald in wachſendem Umfange die Arbeit und die Arbeiter zu be= 
herrſchen. Da überhaupt das Kapital mit feinem wechſelnden Steigen und Ballen gerade jo 
weit reicht, als die in unterbrocyener Arbeit auf und abwogende Menfchenwelt ſelbſt, jo können 
alle Mafregeln zur Herbeifihrung eines Marimums des Kapitalzinfed nur Örtliche Stockungen, 
aber keine Beflerung ver Zuftände bewirken. Der beſte Zuftand bleibt alfo immer noch ver, 
daß. dem freien Verkehr des Angebot? und Verlangens die Beftinnmung des Kapitalpreifes 
überlaflen bleibt; daß jeder des Kapitals Bebürftige daſſelbe nad; feinem örtlich und zeitlich gel= 
tenden Werthe zu bezahlen hat. Nur dafür ift zu forgen, dag der Preis des Kapitals durch 
vieleicht: entbehrliche Spefen des Zwifchenhandels, durch Gebühren fürNotare, Senfale u. j.w., 
nicht über den wirflihen Werth hinaus yefleigert werde. Dazu braudt ed wol Banken, aber 
nicht foldhe, wie fie Coignet wollte. 

Gleichwol ift in feinen Vorſchlägen viel Zufunft, und er bemerkt mit Recht, daß dieAinfänge 
deſſen, was er will, bereits vorhanden find. Das Metallgelv ift ſchon vielfach durch das Papier- 
geld alfer Art in verhältnigmäßig engere Grenzen gewieſen. Aber ver focialiftifhe Glaube an 
feine künftig mögliche gänzliche Entbehrlichkeit ift nicht maßgebend für Die Gegenwart; er ift vor⸗ 
erft durch die neuen Goldfunde, die wieder den Strom der baaren Umlaufsmittel anſchwellen, 
mehr als jemals zum Aberglauben geworden. Die Gejanmtbürgfchaften von Gemeinden und 
Affoetationen zur Vermittelung eines zweckmäßig zu benugenden Perſonaleredits find jehr 
wünſchenswerth; aber die felbftjüchtige Zerfplitterung ver Intereffen und Meinungen läpt es 
an neuen Menfchen für die neuen Inftitutionen fehlen. Die allmähliche und ſporadiſche Ent— 
ſtehung der Warrants des englifchen Handels, die Entftehung von Gewerbshallen und Bazar 
mit Vorſchußkaſſen, von Eonfumvereinen u. dgl. ift fein Beweis, daß ſich dad unter beſondern 
Umftänden örtlich und zerftreut Entftandene auch centralifiren und in weiten Kreife allgemein 
einführen laffe. Für die Gemeindeagenturen und ihren verwidelten Geſchäftsbetrieb fände man 
weder die nöthigen Fähigkeiten und Charaktere, noch das nöthige Vertrauen ſeitens der Ge— 
meindegliever; man fände es zumal nicht in Frankreich, wo unter der alled bevormunbenden 
Staatsgewalt am wenigften die Rede ift von einem in freier Selbftthätigfeit fich emporbildenden 
Gemeindeleben. 
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Die Vorſchläge anderer Socialiften zu neuen Banken ftehen zum Theil der Ausführbarkeit 
näher als diejenigen Coignet's, da jie nicht allzu viel mit einem male erftreben. Sie dienen mit 
zum Belege, daß der Socialismus ſich jelbft immer engere Grenzen gejegt hat, indefi er von 
feinen Projecten der Weltreform zu den Anträgen auf Reform des Greditd und einzelner Zweige 
des Credits übergegangen ift.10) 

5) Louis Blancund feine Organijationder Arbeit. Die Schule Fourier's wollte 
höchſtens die Unterftügung des Staats zur Reform der Geſellſchaft; nah 2. Blanc jollte ver 
Stant feldft diefe Reform in die Hand nehmen, und fie durchſetzen durch dad Gewicht feiner Aus 
torität und Macht. Im Jahre 1843, ald noch die rein demokratiſche Partei mit ven Sorialiften 
zur Oppofition gegen die Julidynaſtie verbunden war, jagte er: „Die vemofratiihe Schule will 
die Verwirklichung der Freiheit in ver Moral durch die Bruderliebe; in der politifchen Öfono: 
mie durch die Affociation ; in der Politik durch Gründung einer Fräftigen und tutelaren Gewalt; 
in der Religion durch die heilige Anwendung der Orundjäge des Evangeliumd.’1!) Dabei war 
ihm Frankreich jo ſehr der Staat, und er hatte fo wenig Sinn für die Rechte und Interefien 
anderer Bölfer und Staaten, daß er meinte: „Die Nheingrenze fei für Frankreich feine Frage 
der Vergrößerung, fondern der Nationalvertheidigung‘; und daß er eine „friedliche Verſtän— 
digung über die Abtretung der deutſchen Nheinlande ‘ für möglich hielt. Seine Anſichten über 
den gouvernementalen Socialismus find in der feit 1839 wiederholt aufgelegten Schrift: 
„Organisation du travail”, entwidelt, die in Frankreich, wo man alles von ver Allgewalt des 
Staats erwartet, viel Beifall fand. Diejelben Anfichten bat er 1848 in den Verhandlungen 
des Rurembourg geltend zu machen und in einzelnen Maßregeln auszuprägen geſucht. 

Wie aller neuere Communismus und Socialiömud aus dem Gegenfage gegen die ſoge— 
nannte Anarchie der ungebundenen Goncurrenz und gegen das fogenannte induſtrielle Fauſt⸗ 
recht entftanden ift, wonach in dem um die ökonomiſche Eriftenz geführten Kriege aller gegen 
jeden mit unerbittlicher Selbſtſucht das Kapital die Arbeit, ſowie jedes größere Kapital das 
Fleinere zu Boden zu werfen und nieverzuhalten ſucht, fo gründete auch 2. Blanc feine Lehre 
auf dieſe Auffaffung der focialen Bewegung. Er wollte vie Heilung der aus der Übermacht der 
größern Kapitaliften entjpringenden Übel durch die Herrſchaft des Staats, ald ded größten Ka— 
pitaliften. Die mit großer Gewalt ausgerüftete Regierung foll durch ihre Concurrenz Die Con— 
eurrenz verſchwinden laffen, fie ſoll fih zur Herrin und Ordnerin der ganzen Production 
machen, um für die Arbeiter forgen zu fönnen. Die Privatinduftrie möge dann frievli neben 
derjenigen des Staatd weiter vegetiren, da fie von diefer legtern doch bald verſchlungen werde, 
wenn fie ſich nicht freiwillig und unter günftigen Bedingungen in diejelbe auflöfe. Der Staat 
foll alfo nad und nach alle induftriellen Anftalten gegen reichliche Entſchädigung ihrer Beſitzer 
übernehmen. Diefe Entfhädigung fol durch verzinsliche, auf den Werth der abgetretenen An— 
falten verficherte und mittel! jährliher Amortifation rüdzahlbare Schulviheine erfolgen. Die 
alten Anftalten erjegt der Staat durch feine großen Werfjtätten. Er predigt jeinen Arbeitern 
die Moral: „Unter arbeitenden Brüdern ift jeder Baulenzer ein Dieb‘; er jagt ihnen: „Ars 
beitet ald verbündete Brüder lieber um gleichen ald ungleihen Lohn.” Aus dem gemeinfamen 
Ertrag ihrer Arbeit ſoll jever Arbeiter einen reihlihen Lohn beziehen. Er kann ihn verzehren, 
wo er will, doch wird bald das gemeinſchaftliche Intereffe gemeinihaftliche Speifeanftalten u. dgl. 
hervorrufen. Nah Abzug diefes reihlichen Arbeitslohns, der Intereſſen des verzinslihen Ka— 
pitals, der Koften des Rohmateriald und der Verwaltung foll doch noch ein Reingewinn blei- 
ben, der zu je ein Viertheil zur Amortifirung verwendet wird, zur Vertheilung unter die Ar— 
beiter, zur Gründung eines Hülfsfonds für Greife, Kranfe u. ſ.w., und zu einem Reſervefonds. 

Allein ganz Frankreich zerftreuten Werkſtätten eines und deflelben Induftriezweigd werben 
in folidarifche Verbindung gefegt. Der Arbeitölohn in diefen Werkſtätten joll zwar Fein abjo= 
Iut, aber noch verhältnigmäßig gleicher fein, weil die Bedingungen des materiellen Lebens nicht 
im ganzen Lande gleich jind. Durch Summirung diefer Arbeitslöhne und der weitern Produc= 
tiondfoften foll dev Nettowerth der jährlihen Erzeugniffe des Induſtriezweigs ermittelt und ſo— 
dann vom Staate (je nad der Lage der induftriellen Welt) der über den Nettowerth hinaus 
noch zuläfjige Gewinn beftinnmt werden. Indem hiernach der Staat den Tarif für alle Arten 


10) ©. z. B. den auf Vidal's Werf, „Vivre en travaillant‘‘, gegründeten Borfchlag von M. Engel 
hard, Errichtung von Aderbaubanfen, mit dem Motto: „Mohlfeiler Gredit — Tod dem Wucher!“ 
(Strasburg 1850). 

f11) D’un projet d’alliance intellectuelle entre l’Allemagne et la Frange (Revue indep., 1848). 
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von Waaren feftjegt, ſoll er zugleich vem Conſumenten die möglichſte Wohlfeilheit ver Waaren 
fihern, denn „nicht mehr die Concurrenz foll den Preis beftimmen, fondern die Vorſicht des 
Staats; nicht mehr die Regierung des Zufalls, fondern des Willens‘. 

Enpli fol, zur Herftellung einer Solidarität zwifchen allen Induftriezweigen, die Ge- 
fammtfumme der Gewinne aller Induftrien gezogen und unter alle Arbeiter verteilt merben. 
Sodann ift aus den verſchiedenen Refervefonds ein allen Induftrien angehörender Collectiv— 
Fonds zu gegenfeitigem Beiftande zu bilden, woraus die in einem Jahre nicht gedeihende In— 
duftrie mittel der gebeihenden unterftügt würde. Die Verwaltung und Verwendung dieſes 
Fonds hat ein Verwaltungsrath, der an der Spige aller Werfftätten fteht; während die Leitung 
jedes befondern Induftriezweigs einem vom Staate ernannten Ingenieur zugewiefen ift. Vorerſt 
foll aber ver Staat aud in jeder einzelnen Werfftätte für pie Arbeitsleitung oder die „Hierar— 
ihie der Functionen“ forgen. Erft wenn der Staat der alleinige Producent ift, follen die Ar— 
beiter, die fi) inzwifchen gegenfeitig würdigen lernten, ihre unmittelbaren Vorfteher wählen 
und das demofratifche Princip ſoll fomweit an die Stelle des ausſchließlich gouvernementalen treten. 

Den im Arbeiterparlament erhobenen Einwand, daß dieſes Syftem die Grundlage ver Ge— 
fellfchaft, ven Aderbau, außer Augen jege, umging L. Blanc mit der Verfiherung, daß er zur 
Vervollftändigung des Plans das Ergebniß feiner Studien über landwirthſchaftliche Werf- 
ſtätten und ihre Verfnüpfung mit ven induftrielfen bald veröffentlichen werde. Wichtiger waren 
die Berhandlungen über Gleichheit oder Ungleichheit des Arbeitslohne. Dem Grundfage des 
St.>Simonismud: „Jedem nad feiner Fähigkeit”, ftellte &. Blanc die Behauptung entgegen, 
daß überwiegende Intelligenz jo wenig ald überwiegende Musfelkraft ein größeres Recht ge: 
währen. Das Ideal der Menfchheit fei vielmehr: „Zu produeiren nad Kräften, zu verbrauden 
nad Bedürfniß.“ Unter der Herrſchaft diefes höchſten Princips ver Gerechtigkeit, „wonach ſich 
die Pflichten nad) den Fähigkeiten und Kräften richten, die Rechte aber im Verhältniffe zu ven 
Bevürfniffen ſtehen“, würden ſich endlich die herrlichen Worte des Evangeliums verwirklichen: 
‚Der erfte unter euch joll der Diener der andern fein.” Auch habe das Menſchengeſchlecht 
durch jeine ganze Geſchichte gegen den Grundfag proteftirt: „Jeder nad) feiner Fähigkeit.” 
Denn fonft hätte gar fein Kohn fein dürfen, mo gar feine Fähigkeit geweien, und Blödſinnige 
oder Kranke hätten verhungern müflen. Gegen die Bemerkung, daß ohne die beffere Belohnung 
ber Fähigen gerade die Ausbildung und Verwendung der Fähigkeiten zum Vortheile aller ge— 
hemmt werde, entgegnete man, daß fich die Arbeit in einer Weiſe organifiren laffe, um aud) 
ohne den Köder des individuellen Intereffes, durch die Macht der Verbrüberung und Gerechtig— 
feit, zum höchſten Wetteifer anzufpornen. ‚Der Lohn”, fagte 2. Blanc, „ver des ſich aus— 
zeichnenden Arbeiterd warte, fei die Achtung und die Ehre; es fei der Lohn des Soldaten auf 
dem Schlachtfelde.“ Da man jedod in der Wirkflichfeit neben den wahren Bedürfniffen auch 
eingebildete fah, ſowie thörichte und ſchädliche Gelüfte mit dem anmaßlichen Anſpruche auf Be: 
friedigung,, und da der unermeßlihen Mannichfaltigkeit ver individuell verfhiedenen Produe— 
tionsweifen ebenfo viele verſchiedene Gonfumtionsmweifen entiprechen, fo blieb man fchließlich mit 
der Forderung der rechtlichen Gleichheit des Arbeitslohns, d. h. feiner Verhältnißmäßigkeit 
je nad dem Bedürfniſſe, bei einer inhaltleeren Allgemeinheit ftehen, die ebenfo wenig maßge— 
bend ift, als die Regel ded St.-Simonismus: „Jedem nad) feiner Fähigkeit.‘ 

Infolge der Verhandlungen unter ven Männern des Lurembourg hatte &. Blanc auf eine 
unverzüglide Einrichtung der Staatöwerfftätten verzichtet. Er wollte vorerjt (mitteld eines 
Vorſchuſſes von feiten ded Staats für Gründung des erften Unternehmungsfapitals) die Ge— 
ſellſchaftung der Arbeiter des gleichen Gewerks in gemeinſchaftlichen Werfftätten und unter 
jelbftgewählten Auffehern. Später, als Berbannter in England, veröffentlichte er Die Vorfchläge, 
die er der Proviforifhen Regierung zur aldbaldigen Annahme hatte vorlegen wollen („Nouv. 
monde‘, September1849). Sie find: Gründung eines Minifteriums des Fortſchritts, das durch 
allmähliche und förderliche Abichaffung des Proletariats die fociale Revolution vollenden follte; 
Ankauf der Eifenbahnen und Minen mitteld Staatörenten ; Verwandlung der Banf von Frank: 
reich in eine Staatsbank; Gentralifation aller Berfiherungsanftalten ; Errichtung großer Waa— 
renniederlagen in Verbindung ‚mit der Ausgabe von Werthfcheinen, die als völlig geſichertes 
Bapiergeld eirculiren follen. Mit alledem follte jedoch ver Alleinherrſchaft des Staats über dic 
gefanımte Production nur vorgearbeitet werben. 

Die Unmöglichkeit eines jolhen Staatscommunismud läßt fich jedoch leicht erfennen. Vor 
allem ift auch bier wieder der durch den Welthandel vermittelte Zufammenhang alles Güter- 
lebens aufer Acht gelaffen. Selbft in dem der ftaatlihen Vormundſchaft gemöhnten Frankreich 
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könnte ſich doc nicht der Staat im geforderten Maße zum größten Kapitaliſten, zum Beherr- 
ſcher aller Production und mithin alles Privatfapitald mahen. Sept man dies gleihwol als 
gefchehen voraus, fo könnte doch der Staat den Arbeitern in feinen Werfflätten feinen reich 
lichen Kohn und varüber hinaus gar nod einen fogenannten Reingewinn gewähren. Er hätte 
damit die Goncurrenz ded auswärtigen Kapitals nicht befeitigt, dad durch Herabdrückung Des 
Arbeitslohns auf ein Minimum zu billigern Preifen verfaufen, das eben dadurch vie franzöfi- 
iche Induftrie vom Weltmarfte ausfhließen würde. Damit wäre dieſer Induftrie der Todesſtoß 
gegeben. Aber nicht einmal Frankreich könnte gegen die wohlfeilern Waaren ded Auslandes her⸗ 
metiſch abgefperrt werden, und im eigenen Heimatlande fänden Die theuern Waaren der franzö- 
fifhen Arbeiter kaum noch Abſatz. Überdies fegt Die umfaflende Gründung von Staatöwerf: 
flätten an Ämtern, Gontrolen, Beauffihtigung und Maßregelung ein bureaufratifches Gewebe 
voraus, deſſen Fäden ſich ftetd von neuem zu unauflösbaren Knäueln verwideln würden. Lind 
wie dürfte man auf das „brüberlihe Zufammenwirken‘ ver in den Gewohnheiten der Tren— 
nung aufgewachſenen Arbeiter zählen? Iſt aber die nur vom Staate ausgehende Neugeftal- 
tung unausführbar, fo ift fie ohne die Mitwirkung ded Staats nicht ausführbarer. Die Mög: 
lichkeit, daß man bei ver jocialen Reform den Staat beifeite jegen könne und folle, wurde 
jedoch befonders von Proudhon im Widerſpruche gegen L. Blanc verfochten. 

6) J. P. Proudhon und ver niht gouvernementale Sorialidmuß. a) Brin- 
eipfeinerXehre. Bon allen Socialiften der Neuzeit ift der geiſtesſtarke Proudhon nicht blos 
der rüftigfte Befämpfer ver Sünden und Misftände der jegigen Geſellſchaft, jondern auch ves 
foftematifhen Socialismus aller Art. Er hat fo ziemlich alles behauptet und alles beftritten, 
was fi) überhaupt in den gefellichaftlihen Bragen behaupten oder beftreiten läßt. Eben darum 
knüpft ih die einlafliche Beurtheilung ded Socialismus am paſſendſten an ihn und feine 
Werke an. Durch feinen Kampf gegen die Utopiften hört er jelbft nicht auf Utopiſt gu ſein. 
Aber er hat jtetd eine ahtungswerthe Selbftändigfeit aud in feinen Irrthümern behauptet und 
jich, wie wenige Franzoſen, den eigentlich nationalen Borurtheilen fern gehalten, obgleich zumei- 
len nur um den Preis einer Abſchweifung nad entgegengefegter Richtung bin. Bei ihm ift 
feine Spur eines Gelüftes nad Vergrößerung Frankreichs durd Eroberung oder Anneration. 
Er mag nichts wiſſen von der „„ Don Duiroterie‘ einer Propaganda, welche den Völkern dir 
Freiheit auf der Spige der Bajonnete bringen will umd dadurch die Freiheit nur aus Frankreich 
fel6ft verbannt. Darum widerſprach er jener Demonftration vom 15. Mai 1848, ald es unter 
dem Vorwande der Unabhängigkeit Polens auf den allgemeinen Krieg gegen dad Ausland und 
die proletarifche Dictatur im Innern abgefehen war: er erwartete davon nur die bewältigende 
Reaction der ganzen befigenden Bevölkerung Europas gegen die Bebruarrevolution. Er nennt 
ſich einen Schüler von Hegel, Strauß, Feuerbach und glaubte ver Fatholifhen Kirche ein baldi— 
ges Ende weillagen zu dürfen. Gleichwol Hat er jo viel Sinn fir alles, was organiſch aus ver 
ganzen Geſellſchaft heraus entfteht und vergeht, daß er es ein Wagniß nenut, deſſen er ſich ſelbſt 
nicht vermeflen haben würde, als die Charte von 1830 die Fatholifche Religion für die der 
Mehrheit der Franzofen erklärte, als fie durch Hinweiſung auf eine bloße Thatjache die Aner- 
feunung eines Rechts ald Staatöfirche zu umgehen fuchte. Ebenfo gelten ihm die Grundfäge 
der heftig von ihm bekämpften katholifchen Kirche in Beziehung auf Ehe und Eheſcheidung ale 
wefentlich richtig. Vor allem aber will er nur Die Gründung feiner neuen Geſellſchaft durch 
die Geſellſchaft, nicht durch die Autorität und Decrete der Staatögewalt. Darum fihrieb er den 
Wählern des Doubs (3. April 1848): „Die fociale Frage ift angeregt, man wird ihr nicht ent- 
gehen können. Zu ihrer Löfung braucht ed Männer, die mit äußerſt radicalen Geſinnungen 
äußerſt confervative verbinden. Arbeiter, veicht euern Arbeitäherren die Hand Hin, und ihr 
Herren ftoßt dad Entgegenfommen derjenigen, die eure Arbeiter waren, nicht zurüd. .. . Ber- 
geilen wir es nit, der Sorialismusd muß alle Welt zu Schöpfern haben, wenn er nicht eine 
babylonifche Verwirrung, eine Tyrannei, ein furchtbares Elend erzeugen joll. Vom gleichen 
Standpunkte aus eifert er gegen den politifch=focialen Aberglauben der Franzoſen, ver alles 
Heil von einer fogenannten ftarfen, einer alled überwachenven , orbnenden und leitenden Regie- 
rungsgewalt erwartet: „Und wenn wir hundertmal weniger regiert würden, wären wir nidt 
hundertmal befier verwaltet?” So gehörte auch Proudhon zu ver geiftig hervorragenden Min- 
derheit jener Franzoſen, die ed jhon 1848 erkannt hatte, daß nach jeder Revolution, unter 
jeder republikaniſchen oder monarchiſchen Regierung, doch nur ein neuer Militärbedpotidsmus 
entftehen könne, folange dieje Regierung über ein zahlreiches ſtehendes Heer verfüge. Nach 
feiner Anficht Hätte man alfo, um für Frankreich und ganz Europa zugleich die Erhaltung des 
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inneren und äußern Friedens zu verbürgen, mit Entlaffung der halben Armee beginnen follen, 
ſowie mit der Abſchaffung der Gonfeription. 

Proudhon hat feine Stärfe in einer einſchneidenden Kritik, die jelbft wieder ver Kritik bedarf. 
Sein Eifer für die Gerechtigkeit und für das, was er unter Gleichheit verfteht, treibt ihm allzu 
oft zur Ungereötigfeit gegen Perſonen, ſowie zur jhielenden Beurteilung von Berbäftnifien. 
In feinem dortrinäven VBernihtungdzorne, der im Reiche ver Begriffe das Unterſte zu oberſt 
kehren möchte, iſt er abwechſelnd erhaben und lächerlich, aber faft immer belehrend. Denn feine 
geiftwolle Kritik leuchtet nicht blos mit zahlloſen Bligen in die vunfelften Abgrimde der Gejell: 
(haft hinein; fie ift ftetd auch gemiſcht mir höchſt beachtenswerthen und oft noch wenig beachteten 
Thatfahen ver focialen Statiftit. Meifterhaft ift feine Schilderung der Börſenſpielſeuche und 
aller diabolifgen Erfindungen eines Papierwuchers, der ſich neben dem Gejege und trog allen 
Geſetzen zu einem in die zäheften Fäden fein ausgeſponnenen Syfteme des legalen Betrugs und 
der honneten Spigbüberei ausgebildet hat. 12) Aber er iſt ein Fanatiker des Begriffs, für ven 
das reiche Leben der Gefchichte nur in Begriffen befteht; der jich einer Theſe gegenüber. ſtets auf 
ber änßerſten Spige einer Antithefe befindet, wo er feine logiihen Künfte treibt und der Welt 
unter ihm feine nicht befolgten und nicht befolgbaren Machtſprüche zuruft. Indem er Sag und 
Gegenſatz, die ſich gleich ven Helden Homer's nicht blos bekämpfen, jondern auch gegenseitig 
ausihimpfen müllen, zum Zweikampfe führt, hat er wie die Götter Homer's immer jelbft ſchon 
Bartei ergriffen. Ohne Rückſicht auf die Meinungen und Intereffen ver Millionen um ihn ber, 
die den Factor der wirklichen Geſchichte bilden, bemerkte er ed nicht einmal, daß auch die von 
ganz'andern Borausjegungen ausgehende und fortbauende Logik der Geſchichte eine andere ift 
und fein muß ald jeine eigene Logif. Denn er wird nicht müde von dem ihn gerade beberr- 
ſchenden Gedanken aus eine jonftige, eine jegige und fünftige Welt willfürlih aus ſich heraus 
zu conftruiren, ſodaß ſich fort und fort der gute Kritiker in einen ſchlechten Propheten verwan- 
Delt, der fhon oft genug durch die Ereigniffe Lügen geftraft wurde. Die einfeitige Schärfe, wo- 
mit er die Anfichten feiner Meinungsgegner befämpft, hat begreifliermweife ebenſo einfeitige 
Bervammungdurtheile gegen feine Meinungen hervorgerufen. Seine eigene Forderung einer 
Gegenfeitigfeit ver Dienftleiftungen ift damit nur am ihm felbft erfüllt worden. Aber noch ver: 
letzender ald durch feine Rehre wurde er durch ven Ausdruck, ven er ihr gab, und noch öfter ala 
durch den jahlihen Inhalt feiner Schriften hat er durch jeine eigenthümliche Redeweiſe ange: 
flogen. Schon in feiner erften Hauptfhrift, „Quest ce que la propriété?“ (1841), ſchien er 
das ald „Diebſtahl“ bezeichnete Eigenthum zu befümpfen, während er im Grunde nur gegen 
das arbeitälofe Einkommen anfämpfte. Schon damals ſchien er ven Staat und jede Staats— 
ordnung in „Anardie‘ auflöjen zu wollen, die nad) dem einmal gemöhnlihen Sprachgebrauche 
nichts anderes ald Zügellojigkeit und Nechtlofigkeit für die Mehrheit feiner Leſer beveuten konnte. 
Sah man, aber genauer zu, fo wollte er nur (im Gegenfage gegen bie fünftlihe und maplos 
maßregelnde Gentralifation des franzdliichen Staats), daß ſich alled von unten herauf und von 
der Geſellſchaft aus im Staate und zum Staate entwiceln jolle. In diefem Sinne wird man 
ihm in der Hauptfache, wenn auch nicht in allen Kolgerungen, beipflicgten. Überhaupt tft nicht 
zu verfennen, daß Proudhon gerade durch feine Paradorie und den herausfordernden Trotz 
feiner Sprage die blafirten Geifter wach rufen half; daß er mit reichlich jpendender Hand nicht 
blos Spreu, fondern auch Korn audfäet; daß er ſchon darum, weil er im ehrlichſten Glauben 
feinen Irrthum für Wahrheit Hält, fogar durch feine Irrthümer und Misverftändnifle der 
Sache ver Wahrheit vielfach genugt hat. 

Alle Vorzüge und Fehler diejes eigenthümlichen Denkers treten auch jharf zu Tage in dem 
größern Werke: „Die Gerechtigkeit in der Revolution und in der Kirche.“ 18) Mit Beziehung 
auf feine frühere Schrift „Über die öfonomifchen Widerſprüche“ bemerkt er, daß feine damals 
befolgte Methode mit dem Begriffe ver Gegenfäglichkeit zufammengehangen, wie er ſich diefen 
nach der Lehre Hegel’ 8 gebildet Habe. Hiernach jolle ſich die Gegenfäglichkeit in einem höhern 
Sage auflöfen, in ver von Thefe und Antithefe unterſchiedenen Svntheſe. Aber die Gegenfäg: 
lichfeit (und darin liege ver Grundfehler der ganzen Hegel'ſchen Philofophie) löfe ſich nicht auf. 
„Die beiden Säge, woraus fie beſteht“, fagt Proudhon, „wiegen jih.auf.” So kommt er zu 
der neuerdings von ihm befolgten Methode, daß er das volle reiche Menfchenleben, ohne nur 
bie Bermittelung feiner Widerſprũche in höherer Einheit zu verfuchen, in zwei feindliche Hälften 


12) Manuel du speculateur de la bourse (1857). 
18) Deutfch vom Bfau (Bv.-1, aa; ‚und Zürich 1858). 
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fpaltet und jede dieſer Hälften unter einen Begriff zufammenfaßt, ſodaß ih aud die beiden 
Begriffe mit Ja und Nein einander gegenüberftehen und fi gegenfeitig aufwiegen follen. Wie 
jehr man aber durch eine handwerksmäßige Anwendung der Hegel’fchen Methode der Gefchichte 
fhon Gewalt angethan und einer unbefangenen Auffaflung der Wirkfamfeit in ven Weg ge: 
treten fein mag, jo ift doch in Proudhon's jüngftem Gebaren nur ein Rückſchritt zu erfennen. 
Die wirklihen Menſchen und Dinge ftoßen jelten oder in gerade entgegengefeßter Richtung auf- 
einander, wie Sag und Gegenfag im Gebiete des reinen Gedankens. Aber gerade darum, weil 
die von den mannichfachſten Triebfevern bewegten Menjchen und Dinge in ven verfchiedenften 
Neigungen oder Abneigungen zufammentreffen oder auseinander gehen, muß ed über der Ge- 
fellihaft ein Drittes geben, das in eigenfter Beftimmung die in der Gefellihaft wirkenden 
Kräfte und Intereflen fort und fort in eine Richtung bringt, in welder alle Menfchen ihre 
menſchlichen Zmede zu erreichen vermögen. Diejed Dritte ift der Staat, deſſen nothwen— 
diged Dajein und deffen eigenthümliche Aufgabe Proudhon ganz oder beinahe ganz über: 
ſehen hat. 

Die beiden Glieder des Gegenjaged, in den ſich Proudhon in feinem neueften Werke vie 
Weltgeſchichte halbirt, jind ihm die Religion, insbefondere das Chriſtenthum, als ein Syſtem 
der Transſcendenz oder Offenbarung, mit feiner angeblih aus dem Menjhen heraus und in 
Gott hinein verlegten Gerechtigkeit — gegenüber der Revolution, ald dem Syfteme der Imma— 
nenz ober der den Bemußtjein ver Menjchen innewohnenden Gerechtigkeit. Dieje grundfalſche 
Auffaffung der Gegenfäglichfeit (wie fie hin und wieder noch bei deutfchen Socialiften ſpukt, 
von denen jie wol auch Proudhon überfam) hat ihre Wurzel in einer Schulphilofophie, melde 
die allgemeinften und täglihen Erfahrungen des Menjchenlebens als ihr allzu gewöhnlich am 
häufigiten zu überfehen pflegt. Jever unbefangene Selbſtbeobachter erfennt aber in ver blos 
fubjectiven Auffaflung des Lebens, d. h. nur in Beziehung auf fein Ich, daß alles, was ift, nur 
feine eigene Thätigkeit ift. Er erfennt aber auch, weil er es fort und fort erlebt, daß er jein 
eigenes Sehen, Hören, Denken außer ſich jegt; daß er fich dieſes alſo trangjcendirt oder zum 
Gegenftande maht und machen muß. Diefer nothwendige Begriff von einer Außenwelt und 
ihren Außendingen hat die gleiche Nealität, wie die gleich nothwendige Erkenntniß unjers 
Selbftbewußtjeins, unferer Ichheit und der ihr innemohnenden Thätigkeiten. Wir haben aljo 
fletö nur einen Begriff von den Außendingen, indem wir unjere Anfhauungen, Vorſtellungen 
und Gedanken zugleich ald Erſcheinung, als Offenbarung jener Dinge auffafen und darum an 
ein fi offenbarendes Weſen verjelben mit der gleichen Zuverficht glauben, womit wir unjer 
eigenes Weſen willen, weil wir diejes in feinen Thätigfeiten mit Bewußtſein erleben. So glau= 
ben wir nad) der Offenbarung, die wit von andern Menschen haben, an das Gelbflbewußtfein 
diefer andern, weil wir die Gewißheit unſers eigenen Selbftbewußtjeind haben. So muß aud 
der Ootteögläubige zugleich an eine Offenbarung Gottes, alfo an deſſen Erſcheinung im Leben 
glauben, mögen glei die Begriffe und Vorftellungen ver einzelnen von ver Art und Weife 
diefer Offenbarung noch fo fehr voneinander abweichen. Und jo muß fich derfelbe Gottesgläu— 
bige eine Gerechtigkeit in Gott, aljo eine der Gottheit immanente und ihm felbft transfcendente 
Gerechtigfeit eben darum denken, weil und foweit er ein fittliches und rechtliches Gewiffen in 
ſich ſelbſt erkennt und erlebt. Mit ven Worten Immanenz und Transſcendenz wird alſo, wie 
mit den Worten: fubjectiviren und objectiviren, verinnern und veräußern, auf die beiden Sei= 
ten des ganzen und untrennbaren Denfprocefjed hingewielen, und wenn man ein fogenanntes 
Syſtem der Transfrendenz und der Immanenz ald Nein und Ja einander gegenüberftellt, fo 
ift dies nicht beffer, ald wenn man den lebendigen athmenden Menfchen in zwei angeblich feinv- 
felige Hälften, in eine ausathmende und einathmende, fpalten wollte. 

Iſt man aber einmal in diefen Irrthum verfallen und hat man einmal für ein fogenanntes 
Syſtem der Immanenz gegen die Neligion Partei ergriffen, jo ift ed nur die Conſequenz diejes 
Irrthums, daß man der Religion alle Sünden und Thorheiten der Menſchen aufzuladen jucht, 
und daß man zu dieſem Zwecke das alles auf einen Haufen zufammenträgt, was ſeit Jahrtau— 
jenden die Barbarei und der Fanatismus, die priefterliche Herrſchſucht und Heuchelei verfehlt 
und gejünbigt haben. So macht ed aud der misverftandene Eifer eined Proudhon! Er ver- 
anftaltet eine Sammlung von Misgeburten und Ungeheuerlichkeiten, die er mit der reichlichen 
Fülle jeined Spiritus übergießt, un dann ausrufen zu können: „Sehet hier ven chriſtlichen 
Menſchen und die hriftlihe Geſellſchaft, bis zur Entdeckung der Volksbank und des unentgelt- 
lien Credits!“ Er gibt religiöje und kirchliche Einzelheiten, losgeriffen von allen örtlichen 
und zeitlihen Bedingungen ihrer Entftehung, ſodaß wir und nur irgendeiner zufammenhänz= 
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genden Geſchichte der Religion zu erinnern haben 1%), um es jogleich zu gewahren, daß es darin 
bei weitem wirklicher hergeht als in dem aphoriftifchen und anekdotiſchen Gemengjel der Proud— 
hon’schen Fabelwelt, die bei aller Wahrheit im befondern ohne alle Wahrheit im ganzen bleibt. 
Nach diefer Methode jchilvert er jo wenig die Religion, oder das Chriſtenthum, oder auch nur 
den Katholicismus, gegen den er fi hauptſächlich wendet, als etwa ein Maler durch die forg- 
fältigfte Sammlung aller ragen, die ein Menfch feit Kindesbeinen gemacht, eben damit das 
Geficht diejed Menſchen oder irgendein menſchliches Geficht gezeichnet hätte. Auch verwechfelt 
er fort und fort Religion und Kirche, oder auch Religion, Chriſtenthum und römiſch-katholiſche 
Confeſſivn. Und hier und da jheint er des Irrthums feiner willfürlichen dualiftifchen Zerfpal- 
tung des Menjchenlebens jelbft zu gemahren, wenn er 3. B. jagt: „Immer mifchte ſich etwas 
Religion in die Sache der Freiheit, immer ſchlich ji etwas Freiheit in pas religiöfe Syſtem.“ 

Proudhon beftreitet nicht die hriftliche oder irgendeine andere Dogmenlehre, er fagt ed 
ausdrücklich, daß er fie nicht bejtreiten will. Dies hindert ihn freilich nicht, den Gedanken der 
Vorſehung und VBorherbeftimmung, damit er ihn ald unwahr und verwerflich befänpfen könne, 
auf jene äußerfte Spige zu treiben, wo er (im grellen Wivderfpruche mit der Idee der perſön— 
lihen Freiheit und darum der Kreiheit überhaupt) mit der fataliftifchen Lehre des Materialis- 
mus zwar nicht den Worten, aber der Sache nad) völlig zufammenfällt. Jede unbefangene Be— 
trachtung des Lebens in der Gejellfhaft, die Betrachtung der menſchlich wirflichen, fort und fort 
fih bethätigenden Vorjehung der Altern für die Kinder, des Lehrers für den Schüler, des 
Freundes für den Freund, der Genoſſenſchaft für die Genoflen, des Staats für die Bürger — 
hätte jedoch Proudhon zeigen fönnen, daß ed auch für die Idee einer lebendigen Wechjelbezie: 
hung zwiſchen Gott und Menſchen den Begriff einer Vorſehung gibt, welche den der perſön— 
lien Freiheit nicht aufhebt, jondern vielmehr voraudjegt. 

Konnte ſich Proudhon einiger verunglüdten Razzias in das dogmatiſche Gebiet nicht gänz= 
lich enthalten, jo fällt er doch keineswegs in die veraltete und abgeſchmackt gewordene Mode ver 
Spötterei gegen Religion, Kirchenthum und Geiftlichkeit zurüd, Um neu zu fein und feiner 
Liebhaberei am Paradoren zu genügen, verjuchte er ed dagegen, das fogenannte Syitem der 
Transjcendenz an feiner nicht trandfcendentalen, an feiner jocialen Seite anzugreifen. So 
fommt er, im Hinblid auf zeitweilige afcetiihe VBerirrungen, zu der ungeheuerlihen Behaup— 
tung, daß das Chriſtenthum durch fein Princip die „Verachtung der Perſon“ fei, daß jich das 
chriſtliche Syſtem definiren laſſe ald das „der perfönlichen Entwürbigung oder des Nicht-Rechts“. 
Auf diefe Weife macht jih Proudhon das jophiftifhe Vergnügen eines Widerſpruchs gegen 
jo ziemlich die ganze übrige Welt, die bidjegt nur eine fortichreitende Anerkennung und Gel: 
tendmahung der perfünlihen Freiheit und Würde unter dem natürlichen Einfluffe einer Reli— 
gion zu gewahren vermochte, welche fi das Verhältniß zwiſchen Gott und Menſchen im Gleich- 
niffe eines Vaters und feiner Kinder verdeutlicht, welche alfo die weſenhafte Gleichheit göttlicher 
und menfhliher Vernunft anerkannt hatte. 

Zur jheinbaren Rechtfertigung feiner feltfamen Meinung glaubt Proudhon eines angeb— 
lid neuen Moralprincips, der Heilquelle ver von ihm erft entdeckten rechten Gerechtigkeit, nicht 
entbehren zu können. Es lautet: „Achte deinen Nächſten wie dich felbft, jogar dann, wenn bu 
ihn nicht lieben kannſt, und dulde nicht, daß man ihm die Achtung verjage, die du für dich jelbft 
in Anſpruch nimmſt.“ Damit meint er etwas anderes und befjereö gejagt zu haben als das: 
„Liebe deinen Nächften wie dich ſelbſt“, und „Thue veinem Nächſten, was du willft, daß er dir 
thue.“ Erwägt man aber dieſe in ihrer erhabenen Einfachheit fo unerſchöpflich geiftreichen 
Worte, jo gewahrt man fogleih, daß man keineswegs das lieben joll, was an ung felbft oder 
an dem Nächſten ſündhaft und jittlich vermwerflih, unweiſe und thöricht ift. Die Aufforderung 
zur Liebe bezieht ji vielmehr auf dad Selbft, auf unſer eigened und auf das anderer; fie bezieht 
fi) auf das, was dem Menſchen ven Werth und die Würde felbftbewußter Perfönlichkeit gibt, 
und ſchließt mithin ganz folgerichtig fogar das oft jo misverſtandene Gebot der Feindesliebe 
in ih. Ebenſo deutlich ift damit jeder aufgefordert es nicht zu dulden, dag in ihm felbft und 
im Nächten ver Werth und die Würde ſelbſtbewußter Perſönlichkeit verfannt und verlegt werde. 
Dem größern Umfange nad) gebt alfo dad Gebot der thätigen Liebe gerade fo weit ald das der 
Achtung. Allein es ift zugleich der Ausdruck eines höhern fittlihen Principe, weil e8 eben 
dadurd, daß es unmittlelbar zum Thun und Handeln auffordert, die bloße Achtung und Beach— 
tung der eigenen und fremden Perjönlichkeit ſchon in jih aufgenommen hat und.als felbftver= 





14) 3.3. Scherr, Geſchichte ver Religion (3 Bde. , Leipzig 1855—57). 
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ftändlich vorausſetzt. Proudhon's Aufitellung eines angeblih neuen Moralprincips iſt alſe 
nichts anderes ald eine Abſchwächung und Verwäſſerung des chriſtlichen Moralprincips. 19) 

Frog der docteinären Selbftüberhebung, wonach Proudhon meinte, daß ex der alten Ge— 
fellihaft ven Boden der Sittlihfeit und des Rechts unter den Füßen wegziehen und von ber 
andern Seite her in feinem Namen wieder unterfchieben Fönne: ift der tiefe fittlihe Ernſt an: 
zuerfennen, womit er ih gegen alle Lehren des firdlihen und naturphilofophiigen Materia- 
lismus erhebt, welche mit der menſchlichen Willendfreiheit zugleich die Möglichkeit jeder fitt- 
lichen Selbftregierung der einzelnen und der gejellfhaftlihen Vereine aller Art wegleugnen; 
welche die Menjchen entweder zu Sklaven eines unlebendigen Gottes und feiner dunkeln, uner: 
erforſchlichen und umabänderlihen Beichlüffe machen, oder zu Sklaven eined Stoffwechſels, bei 
dem fie ed in blöpfinniger Unterwerfung unter die Allmacht ver Materie abzuwarten haben, ob 
fie zu Maſchinen der Gerechtigkeit oder Ungerechtigkeit, der Weisheit oder Thorheit geformt 
und umgeformt werben. Solden troftlofen Lehren gegenüber erkennt Proudhon in der Ge— 
rechtigkeit eine „Fähigkeit ver Seele, eine Gewalt verfelben Art wie die Liebe, mit einen Wort 
eine Realität. ‚Der Skeptieismus“, fagt er, „nachdem er Religion und Bolitif verwüſtet 
hatte, warf ſich auf die Moral und darin befteht die moderne Auflöſung.“ Werner: „Am 
eine Familie zu bilden, um die Freude und den Frieden zu finden, die Dann und Weib an: 
ftreben, und ohne welde fie, nur durch die Begierde verbunden, nie volljländig vereinigt 
find, bedarf es eines ehelichen Glaubens.” Ebenſo um eine Geſellſchaft zu bilden, um ben 
Interefien von Perſon und Familie jene Sicherheit zu bieten, welche ihr erfted Bedürfniß ift, 
ohne melde die Arbeit ftodt, der Austaufh von Werthen und Broducten Gaunerei und der 
Reichthum ein Fallftri für feine Befiger wird, bedarf es eines juridiſchen Glaubens, wel: 
cher die Herzen über die Anfechtungen ver Habſucht erhebt und fie mehr Glüf in der Achtung 
fremben Rechts ald im Erwerb eigenen Befigeö finden läßt.” Auch ift Broubhon keineswegs 
von fo blindem Haffe eingenommen, daß er nicht an die Möglichkeit einer großen fitt: 
lihen Miffion der Kirche glauben jollte, die er am Schluſſe feines Werks auffovert, ibre 
Macht in den Dienft der Idee zu ftellen und die große Berföhnung zwijchen Theologie und 
Bhilofophie, Sollen und Wollen, Pliht und Recht, Kapital und Arbeit vollziehen zu hekjen. 
Gr deutet auf ven Weg zur Erfüllung diefer Miffion, indem er in die Worte ausbricht: „Hätte 
die Kirche entichloffen die Sache ver Gerechtigkeit ergriffen, fie wäre immer Königin geblieben, 
die Herzen der Bölfer hätten fich ihr nie entfrembet, fie hätte in ihren Schofe weder Keger noch 
Gotteöleugner gejehen.“ Und: „D heilige, apoftolifche, römifhe und gallikaniſche Kirche, 
Kirche, in der ich erzogen wurde und die mein erfted Gelübde empfangen hat, du biſt ſchuldig, 
daß ich Glauben und Vertrauen verloren habe. Warum habe id in dir ftatt einer Mutter nur 
eine Stiefmutter gefunden? Warum haft du, die Braut Chrifti, des Erlöſers ver Proletarier, 
einen Pact gemacht mit den Feinden Chrifti, mit ven Ausbeutern per fas et nefas des Prole⸗ 
tariats?“ Inder That follte darüber fein Zweifel fein, daß jegt mehr ald je auch alle hrift: 
lichen Kirchen und Confeſſionen eine große jociale Aufgabe zu erfüllen haben ; daß fie im eigen- 
ſten Intereffe ihrer Selbfterhaltung, ihrer Verbreitung und neuen Verberrlihung mehr noch 
durch That als Lehre in rühmlichem Wetteifer dahin wirken jollen, damit endlich das große 
forialePrincip des EhriftenthHums und der Gerechtigkeit in feinem ganzen unzweideutigen Sinne 
zur Anwendung fomme. Aber jelbjt durch ven übertreibenden Eifer jeiner meift nur fhein: 
baren Berneinung, und gerade dadurch hat Proudhon auf ven in der Geſchichte ver Neuzeit 
eingetretenen merfwürdigen Wendepunft hingemwiefen. Er ift vom Untergange der Geſellſchaft 
überzeugt, wenn jie nicht fittlich wiedeggeboren wird; er ftößt dad Moralprincip des Ehriften- 
thums von jich, um ein neued zu fuchen ; und nad) allen Anftrengungen feines Fräftigen Geiftes, 
um jenes hriftliche Moralprincip los zu werden, dietiven es ihm Geift und Herz abermals in 
vie Feder und machen ihn zu deſſen eifrigitem Bekenner. Er hätte ſich ſelbſt nicht ſchlagender 
widerlegen und nicht glänzender diejenigen jeiner jheinbaren Gegner rechtfertigen fönnen, welche 
in den Weltbegebenheiten feit 1789 ven Beginn einer Periode erkannt haben, die entweder die 
Entwidelung des Chriſtenthums nach feiner focialen Seite hin, oder den Untergang der eure: 
päifchen Gejellihaft zum Inhalte haben wird. 


15) Zur fcheinbaren Rechtfertigung der Originalität jeines Moralprincips beruft ſich Proudhon hier 
und da auf feine Deutung einiger Bibelftellen, die ganz und gar nicht zur Sache gehören, da fie nur in 
der Form des Sleichniffes irgendein Befonderes zu we da? fuchen. Dagegen läßt er gerade dieje 
nigen Stellen ganz oder beinahe unbeachtet, worin das chriſtliche Moralprintiv ats foldhes deutlicht 
und unummwunben ausgefprochen wird, 


Kommunismus und Socialismus feit 1848 651 


b) Soeiale Dfonomie. Productionund Speculation. Wie für alle Socialiſten 
fo iſt für Proudhon „die Anwendung ver Gerechtigkeit auf die Ofonomie die wichtigfte «aller 
Wiſſenſchaften“. Erſt die Revolution hat aber nad feiner Behauptung die Grundlagen zu der 
neuen Soeialöfonomie gelegt, weil dieſe nur die von der Revolution anerkannte Gegenjeitigkeit 
der perfünligen Achtung oder das perjönliche Recht in eine Gegenfeitigkeit ver Dienftleiftungen 
oder in da reale Recht umzuwandeln habe. Während er dad Chriſtenthum deshalb zu tadeln 
ſcheint, daß es nicht ſchon vor 1800 Jahren ald Syitem der forialen Wirthichaftslehre in die Welt 
eingetreten ift und er’ed ebenfo guteinem Homer vorwerfen fönnte, daß er ftatt „Iliade“ und 
„Odyſſee“ nicht die Dampfmaſchine erfunden hat: arbeiteter doch auch für die „wichtigſte Wiffen- 
ſchaft“, immer nur mit ven Ideen ber hriftlichen Lehre. Denn wie fönnte Die Forderung einer 
‚‚ Begenfeitigfeit ver Dienftleiftungen ” deutlicher und beitimmter ausgedrückt werben, ald ge- 
rade in dem Gebot: „Thue dem Nächſten, was du willft, daß er dir thue?“ Auch brauchte die 
Belt nicht erft auf einen St.-Juſt zu warten, damit er ihr jage: „Brot ift das Recht des Volks.‘ 
Schon in dem Hauptgebot der Chriften ift nicht bloß die Rede vom Neiche Gottes, d. h. vom 
Meiche ver Gerechtigkeit und der dad Recht ergänzenden Liebe, im Himmel, ſondern aud auf 
Erden; und die Bitte um das tägliche Brot bezeichnet es deutlich genug als ein Unrecht, wenn 
die einen durch die andern um das für alle Menfchen gegebene Brot verkürzt werden. Wenn 
dann Proudhon in der „Gleichheit des Products und des Lohns“ eine Anwendung des Geſetzes 
ver Gegenjeitigfeit in Beziehung auf die Arbeit findet; und wenn er jagt, daß, nad) einer geredh= 
ten Gegenjeitigfeit ver Leiſtungen, ver Meifter oder Arbeitdunternehmer dem Arbeiter das hin- 
geben foll, was diefer ihm gibt: fo tft das alles in dem „jeder Arbeiter ift feines Lohns werth“ 
ſchon fürzer und einfacher gejagt. Ä 

Iſt ver Grundfaß einer Grgenfeitigkeit der Dienflleiftungen nicht neu, jo ift er doch wahr. 
Die Irrthümer Proudhon's fangen aber mit der Anwendung dieſes Grundfages auf das wirf- 
fie Güterleben an; und an feiner Auffaflung ver Production im allgemeinen ift das eine und 
andere zu berichtigen. Ihm find die vier Bactoren der Production: Arbeit, Kapital, Handel 
oder Tauſch, Speculation;16) Der Zwed des Handels ift die Bewegung der Waaren an den 
Drt, wo jie größern Werth ald am Ort der Erzeugung haben; er iſt aljo die Vollendung der 
Werthe ſchaffenden Arbeit und fallt jelbft unter ven Begriff ver Arbeit. Das Kapital ift info- 
fern als „aufgehäufte“ oder „geſammelte Arbeit “ richtig bezeichnet worden, ald damit auf die: 
jenigen Grzeugniffe einer ſchon gethanen Arbeit Hingewiejen wird, die zu einer neuen Produc⸗ 
tion verwendet werben. Zur Aufnahme ver Speculation unter die Bactoren der Gütererzeu- 
gung wurde Proudhon wol erft durch jenen Lömenantheil beftimmt, ven gerade im Leben ver heu- 
tigen Gejellichaft die Speculation an ſich griffen hat. Er verfteht darunter die verftänbige 
Auffaffung und Leitung jenes Procefles, in dem ſich Arbeit, Kapital, Credit, Transport, Tauſch, 
Handel bei der Gütererzeugung betheiligen fönnen ; und erläutert diefen Begriff durch ein paf- 
fend gewähltes Beijpiel. Gin Kunftfchreiner A hat für 1000 Fr. einen Blod Palilfander over 
Acajou angefauft. Er läßt das Holz anfügen und beweift dadurch deſſen Braudbarfeit bis zu 
einem gewiſſen Umfange. Darauf hin wagt ed B, dem A den Blod für 1500 Fr. abzufaufen; 
er veräußert ihn dann feinerjeits für 2000 Fr. an C. Hier ift der zu einer neuen Production 
beftimmte Blor rin Kapital, das mitteld eines Zwifhenhandeld und durch Bezahlung eines 
Kapitalzinfes von 500 und abermals 500 Fr. in die Hand von B und von C übergeht, weil 
8 endlich für diefen den Werth von 2000 bat. Durch die bloße Ubertragung vom einen auf 
den andern wird der Werth des Holzes an und für ſich, d. h. ohne Rückſicht auf deſſen fpätere 
Verarbeitung und Verwendung, weder vermehrt no vermindert. Auch kann ji C in deſſen 
Werthſchätzung getäufcht haben und es kann gerade in feiner Hand durch irgendeinen Zu— 
fall, etwa durch Feuer , ſchon vor jeder nugbaren Verwendung zu Grunde geben, während ed 
vielleicht in der Hand jeded andern erhalten worben wäre. “Aber durch diefes unaufhörliche 
Eingreifen perfönlicher und ſachlicher Zufälligkeiten in das Gebiet ver Production wird Die Spe⸗ 
eulation überhaupt weder unnüg noch unnöthig. Es kann doch aud) dad Kapital durch Über: 
tragung auf C gerade an den Arbeiter gelangt fein, der ed auf die allerwerthvollſte Weife zu 
benugen weiß. Und wie man ed überhaupt in der Güterlehre wefentlih nur mit Zweckbegriffen 
zu thun bat, ſodaß diefelben Theile der Sahenwelt, je nach den Zwecken, denen fie gerade 
dienen, bald ald Vermögen, bald ald Waare, bald ald Verbrauhögegenftand, bald ald Ka: 





16) Manuel du speculateur etc. Bgl. die nähere Beftimmung ber volkswirthſchaftlichen Haupt: 
begriffe im Art. Eommunismus, 
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pital y. f. w. bezeichnet werden : fo ift auch, abgejehen von jedem Erfolg oder Miserfolg im be— 
fondern Falle, die Speculation als productiv zu bezeichnen, wenn fie die Erſchaffung neuer 
Güter und Werthe auch nur zu ihrem Enpziele hat. Sie ift dann productiv, ob es gleih noch 
fo vielen einzelnen Speculanten nur um den möglichſt reihlichen und möglihft mühelofen Er- 
werb zuthun war. Bleibt doch auch die körperliche Arbeit eine Güter und Werthe erzeugende, 
obgleich möglicherweise im befondern Falle, durch einen Misgriff in den Operationen der Arbeit, 
im Augenblicke mehr Werthe zerftört, ald in Stunden und Tagen gefhaffen werden fünnen. 
Etwas Ahnliches kommt bei den der Speculation ein weites Feld varbietenden Verſicherungs— 
anftalten aller Art in Betracht. Durch Abſchluß und Vollziehung des Verjiherungsvertrags 
wird der Werth der verfiherten Waaren einesfeewärtd handelnden Kaufmanns nicht erhalten 
und nicht gefteigert. Aber die ganze productive Thätigfeit des Kaufmanns wird dadurch zu einer 
geregelten, zu einer zufammenhängend fortwirfenden und darum wirkſamern gemadt, ſodaß 
auch die hierbei betheiligte Speculation von Verficherern und Verfihernden eine productive ift. 

Es gibt aber auch eine improductive Speculation. Überhaupt erftredt fih die Specu: 
lation keineswegs blos auf das Gebiet des Güterlebend, fondern auf das der ganzen menſch— 
lichen Thätigkeit. Sie reicht gerade fo weit, als es zufällige Umftände zu erfennen und zu be: 
nugen gibt, ald man ſich gegen Unfälle zu jhügen und diefe abzuwehren hat. Zufall heißt aber 
alles, was in unjer Leben Hereintritt, ohne daß es zum voraus nad) der zeitlichen und örtlichen 
Beftimmtheit feines Gintritts im Zufammenhang mit unfern Lebenszweden erfannt worden 
ift. Speculirteiner auf die Heirath mit einer reihen Witwe, jo gehört e8 ſchon zu den zufälligen 
Momenten diejed Vorgangs, daß fich die beiden Betheiligten im Leben in ver Art begegnet find, 
um jene Speculation-überhaupt möglich zu machen. Diefe jelbft ift improductiv, weil nur der 
Bejig eines fremden Vermögens, aljo der Erwerb von ſchon geichaffenen Gütern bezweckt wird. 
Auch wurde dieſe Specnlation nicht dadurch zu einer productiven, daß nachträglich oder ſogar 
gleichzeitig die Verwendung des zu verheiratbenden Vermögens für neue Gütererzeugung be: 
zweckt wäre. Denn died wäre jelbft eine andere Sperulation, die das Gelingen der erftern nur 
zur Boraudjegung hätte. Aus den gleihen Gründen find völlig improductiv alle Speculatio= 
nen in Werthpapieren, die es ſtets nur mit Übertragung fhon geihaffener Wertbe und Werth: 
zeichen zu thun haben. 

Das Spiel des Zufalld, und eben darum das Wagſpiel der Speculation, greift aber ſtets 
auch in diejenige Arbeit ein, die fi unmittelbar mit der Verwandlung der Robftoffe in Güter 
befaßt. Es greift ein auf der jubjectiven wie auf der objectiven Seite der Arbeit; und fpridt 
man gewöhnlich nur von Handelsipeculationen, fo rührt dies daher, weil dem Handel und ſei— 
nen Muthmaßungen über Bepürfniffe und Gelüfte entfernt lebender Menſchen, fomwie über ihre 
bereiten Zahlungsmittel, ein beſonders geräumiges Feld zur Speculation geöffnet if. Aber 
auch die größere oder geringere Vorſicht in ver Wahl der Arbeiter für die verfchiedenen Dpera— 
tionen der Arbeit; die zeitweilen Shwanfungen im Thätigkeitstrieb und in der Leiftungsfähig- 
feit bei den Arbeitern jelbft ; die zufälligen äußern Störungen der Arbeit und die Beihränfung 
diefer Störungen auf das möglichft kleine Maß; die mehr oder minder zweckmäßige Sorge für 
paflende Arbeitswerfzeuge; die mehr oder minder wirfjame Vertheilung und Verbindung der 
Arbeitöfräfte in Beziehung auf Menſchen und Maſchinen; die beffere oder ſchlechtere Kunde hin— 
fichtlich de8 Erwerbs und der Beichaffenheit ver Rohſtoffe: dies alles und taufenderlei anderes 
gibt dem Zufalle und der Speculation auch bei allen productiven Beihäftigungen unaufhörlich 
zu thun. Hier gewahren wir aber ſogleich, daß diefe Speculation mit der alle förperliche Arbeit 
vorbereitenden und dieſe beftändig leitenden und begleitenden Denkarbeit zufammenfällt ; daß fie 
ſelbſt dieje geiftige Arbeit, oder eine Thätigfeit des Verftandes zum Zwecke der Erfhaffung over 
Erhaltung von Gütern. Zugleich führt diefe Betrachtungsweiſe auf die Bemerkung, daß man 
ſich in neuefter Zeit viel zu fehr gemöhnt hat, die bloße Bethätigung tehnifcher Bertigfeiten,, die 
Thätigkeit der Hand, ald eigentliche und einzige Arbeit gelten zu laſſen; während man den Um— 
fang und die Wirkung der Geiftesarbeit oft viel zu gering anihlägt. So wird z.B. ein fleifi= 
ger und geſchickter Arbeiter binnen beftimmter Zeit mehr und befferes zu Stande bringen als 
der leiblich minder fleifige und minder geſchickte Arbeiter verjelben Art. Wenn aber ver er— 
ftere feine Werfe durch Feuer, Waſſer oder fonftwie zu Grunde gehen läßt, während der andere 
die von ihm geſchaffenen Güter durch zweckmäßige Vorforge zu erhalten weiß: fo hat ſchließlich 
der weniger geſchickte Arbeiter doch mehr und beſſeres geleiftet, fowol zum eigenen Nugen als 
zu dem der Geſellſchaft. , 

Hätten die neuern Gommuniften und Eocialiften, unter den legtern auch Proudhon, die Be= 
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deutung ded Zufälligen, forwie der nah Zweden und Individualitäten taufendfach verſchiedenen 
geiftigen Arbeit richtiger erwogen: fie hätten ih und andere verſchont mit der Forderung all: 
gemeiner Gütergemeinfchaft, oder abfoluter Gleichheit des Vermögens, des Kapitald und Ar: 
beitslohnd. Sie Hätten ſich feit Jahren mande überflüffige Ausrufung erjpart über die auf 
Die freie Concurrenz, auf Lohn und Strafe gegründete alte, ſchlechte Geſellſchaft; über ven fluch— 
würdigen „Arbeitsmarkt“; über das alles Verkehrsleben beherrſchende, barbariſche Geſetz ver 
Nachfrage und des Angebots. So wahr ed bleibt, daß es die Arbeit und nur die Arbeit ift, 
welche die Güter oder diejenigen Dinge fhafft, die zu irgendeinem menſchlichen Zwecke gut find, 
die aljo einen Werth Haben: jo ift doc bei diefer Erzeugung von Gütern und Werten außer 
der körperlichen gerade auch die geiftige Arbeit in Betracht zu ziehen. Es ift ferner nicht zu 
überjehen, daß ji der Werth ver Waaren aller Art hauptſächlich nad) der zu ihrer Erzeugung 
erforberlihen durchſchnittlichen Arbeit bemißt. So ift z. B. der Werth des Goldes gefunfen, 
feitdem ed nad der Entdeckung reiherer Goldlager zur Hervorbringung eines Pfundes Gold 
einer geringern durchſchnittlichen Arbeit als zuvor bedarf. Selbſt ver geſchickteſte und feiner 
ſelbſt gewiſſeſte Arbeiter kann alſo im befondern Falle und bei vem Einjluffe ver Zufälligkeiten, 
unter denen er fteht, gar nicht im voraus willen, welche Arbeit gerade ihn die Hervorbringung 
dieſes oded jenes Guts foften wird, und jelbft bei größerer Anftrengung kann er mitunter weni= 
ger Werthvolles ald der minder tüchtige Arbeiter gefchaffen haben. Danach find nun die Grenzen 
zu bemeffen, innerhalb welcher vie aud von Proudhon geforderte Gegenfeitigfeit der Dienſt— 
leiftungen eine der Idee der Gerechtigkeit entfprechende Wahrheit bleibt. Der mit diefer Forde— 
rung ganz gleihbeveutende Grundſatz: „Jeder Arbeiter ift feines Lohnes werth“, drückt e8 aus, 
daß der Arbeiter dasjenige, was er jelbft an Werthen der Gejellfhaft Hingegeben, an gleichen 
Werthen von der Geſellſchaft zurückempfangen fol. Nun ift jeder Arbeiter jelbft auch ein Glied 
der Gejellihaft und als folches berechtigt, ven Werth feiner Arbeit auch feinerfeits feftjegen zu 
helfen. Der Grundſatz der Gegenjeitigfeit gleichwerthiger Dienftleiftungen ift alfo in Beziehung 
auf jeden Arbeiter gleichbedeutend mit ver Forderung der Freiheit der Arbeit. Es ift damit ge= 
fagt, daß feiner als Sklave ‚- ald Leibeigener oder Fröner überhaupt zu einer Arbeit und alfo 
aud nicht dazu gezwungen werben fol, die ihm aufgenöthigte Arbeit zu einem nur von andern 
mit einfeitiger Willkür feftgefegten Preife thun zu müflen. Aber gerade darum, weil diefe Frei— 
heit und diejes Recht gegenfeitig find, bleibt ſtets auch die Gejellihaft berechtigt, daß jie ihrer- 
ſeits beftimme, was ihr in jedem bejondern Falle die Dienftleiftungen der Arbeiter werth ge— 
worden jind. Und dabei ift wohl zu beachten, in welcher Weife diefe Preisbeftimmung vor ji 
geht und nur vor jich gehen fann. Mit dem Worte „Gejellihaft‘ wird wie mit dem Worte 
„Staat“ ein Gollectivbegriff bezeichnet. So wenig es in jedem befondern Falle der Staat ift, 
der ald Ganzes handelt, da e8 immer nur beftimmte Individuen, Staatsbeamte jind, die im Na— 
men des Staatd mit andern Staatöglievern in Beziehung treten; ebenfo wenig ift ed die Gefell- 
fchaft, vie als jolche bei ver Beitimmung ded Preifes der Waaren und der Arbeit thätig iſt. 


Darauf beruhen aber zum großen Theile die Irrthümer der Socialijten, daß fie ih aus der 


„Geſellſchaft“ ein ideales Gedankending zurecht gemacht haben, wie es in der Wirklichkeit 
nimmermebr leibt und lebt. Sie leugnen es zwar nicht, aber jie vergeifen e8 Hundertmal, daß 
in der Gejellichaft ſtets nur beftimmte Perſönlichkeiten mit ven verſchiedenſten Leiftungen und 
Bevürfniffen in Beziehung zueinander treten. Gin nod ſo trefflich gearbeitetes chirurgiſches 
Inftrument hat aber unmittelbar für die Gefellihaft gar feinen Werth; es hat nur einen be= 
ſtimmten und zu beflimmenden Werth für diejenigen, die e8 anzuwenden und darum nach feinen 
Werthe zu Ihägen willen. Es kommt aljo in der Geſellſchaft gerade darauf an, daß die der 


Vollziehung des Gefeged der Nachfrage und des Angebotd noch entgegenftehenden Hinder-— 


niſſe des freien Verkehrs immermehr befeitigt werden, damit zur ſtets ji) erneuernden vertrags⸗ 
mäßigen Feftjegung der Waarenpreife diejenigen, die ein Beftimmtes leiften Eönnen, mit denen, 
die eben dieſes Beſtimmte bevürfen und begehren, in die beiderſeitig vortheilhafteite Verbindung 
gelangen. 

Es hieße ver Menſchennatur die heillojefte Gewalt anthun und das Unmögliche verjuchen, 
wollte mar Producenten und Gonjumenten verhindern, die glücklichen Zufälle zu benugen, um 
früheren Schaden zu erjegen, oder ſich für fünftigen möglichen Nachtheil ſchon im voraus ſchadlos 
zu halten. Auch wird man feinen Befiger von Waaren hindern können, feine Waaren vor allen 
andern anzupreijen, um mit dadurch auf die ven Preis beftimmende Meinung einzumirfen. 
Dies kann im beiten Olauben geſchehen; und immerhin mag fi ver Kaufmann in vollem Maße 
des Muths feiner Speculation und der klugen Benugung günftigerlimftände erfreuen. Darum 


’ 
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fagt Proudhon mit Recht, daß mit der Speculation zugleidy dev Misbrauch derjelben gerade fü 
unvermeidlich fei, ald mit dem Beftand des Eigenthums der Misbrauch dieſes legten. Uber 
daraus folgt keineswegs eine unbedingte Hingabe an die blödfinnige Marime des „laissez aller, 
laissez passer”. Gerade darum, weil dem Zufalle und der Speculation ein Spielraum bleibt, 
wodurch die Harmonie der gefellfhaftlichen Ordnung ſtets von neuem geftört werden: fann, 
bleibt es die ftete Aufgabe einer vernünftigen gefellfhaftlichen und ftaatlihen Organifation , ven 
Zufall und die Wagniſſe ver Speculation in möglihft enge Schranfen zu bannen; das unver- 

fhuldete Unglüd der einen mit dem unverbienten Glück ver andern fortwährend auszugleichen ; 
die öffentlihe Meinung über ven Werth der Güter mehr und mehr aufzuklären, damit fle ſich 

nicht täufchen laffe; die Käufer auch jonftwie gegen Betrug und Fälfhung zu ſchützen, die Be- 

trüger und Bälfcher zur Strafe zu ziehen. Und wenn man fogar im Gebiete ver productiven 

Speculation gegen die anarchiſche Herrſchaft des Zufälligen, und dad hiermit zufammenhängenve 

Wagſpiel auf Glück und Unglüd fort und fort anzufämpfen hat: fo ift man dazu um fo mehr 

berechtigt, gegemüber der improductiven Speculation in ven Formen des Börfenfpiels, der Spiel- 

höllen u. dgl. Wie follte man denn zu gefeglichen und polizeilichen Mafregeln gegen die befon- 

ders von den höhern Klaffen aus um ſich frefiende Spielſeuche nicht ebenfo befugt und unter Um— 

ftänden fogar verpflichtet fein, wie etwa gegen die Branntmweinfudht und andere mehr proletn- 

riſche Krankheiten der heutigen Geſellſchaft, die fich nicht ebenso leicht in die Tracht der vorneh⸗ 

men Welt zu vermummen willen? 

Darüber ift fein Zweifel, daß alles, was die Productiongkoften vermindert, daß jebe zweck⸗ 
wmäßigere Theilung und Verbindung der Arbeit, jede Verwendung wirkfamerer Werkzeuge und 
Maſchinen eine Wohlthat für die Geſellſchaft ift, ſobald ſich damit gleichzeitig eine das geiftige, 
fittliche und leibliche Wohl der arbeitenden Bevölferung fördernde Vertheilung: der in reicherer 
Fülle gefhaffenen Werthe verbindet. Alle Gliederung der Arbeit in die an einzelne Arbeiter 
vertheilten Operationen beruht auf Affociation, deren Erfolg wiederum eine Beſchränkung des 
Zufälligen auf ein geringeres Maß ift, mitteld einer Bereinfahung der die körperliche Thärig- 
feit leitenden und mit der probuetiven Speculation zufammenfallenden geiftigen Arbeit. Die 
gröfiere technische Bertigfeit, welche der einzelne Arbeiter durch ungetheilte Aufmerkſamkeit auf 
ftetö wiederkehrende einfache Handgriffe gewinnt, ift ja fchon eine Berminderung von Zöge: 
rungen und Störungen, die dad Schickſal der Arbeit betreffen fönnen. Dazu fonımt, daß die 
zur Gefellihaft verbundenen Arbeiter ſchon darum gegen Störungen und Misgejchid beſſer 
gerüftet find, weil mehrere mehr vorausjehen und vorfichtig beachten ald der einzelne. Indem 
nun jede Gejellichaft ihre materiellen und geiftigen Errungenſchaftem zu befferm Betrieb und 
Schuß der Arbeit auf die folgenden Geſchlechter verpflanzt, entwickelt ſich immermehr die auch von 
Proudhon fehr richtig gezeichnete geſellſchaftliche Kraft, die ver Summe der verein zelten Arbeits- 
fräfte unermeßlich überlegen ift. Für die Verringerung der Productionskoſten des Handels 
, kommt indbefondere die Bejeitigung alles oft unnöthigen Zwiſchenhandels in Betracht; aljo vie 
DOrganifation des Verfehrs zum möglichft unmittelbaren Austaufche ver geichaffenen und be— 
gehrten Güter. Dadurch werden der improductiven Speculation jene Zwijchenftationen ent: 
zogen, auf denen fie fi zur Vertheuerung der Güter durch Erhebung ihrer Waarenzölle nur 
allzu häufig niedergelaffen hat; und diefen wichtigen Gegenftand haben denn aud faft alle 
neuern Socialiften beſonders ins Auge gefaßt. 

Schon dieſe wenigen Bemerkungen deuten auf das von der ſocialen Ökonomie noch zu be⸗ 
bauende unermeßliche Feld. So hoch man indeſſen die bisherigen Fortſchritte anſchlagen mag: 
es iſt damit noch wenig gewonnen, bis es endlich auch gelingt, eine gerechte und zweckmäßige 
Vertheilung des Kapitals zu Stande zu bringen, des materiellen wie des geiſtigen, des ſchon ge— 
ſchaffenen wie des von Tag zu Tag neu zu ſchaffenden. Alle oder faſt alle Mittel, vie bisjetzt zu 
diefem Zweck von den Sorialiften vorgefhlagen wurden, laſſen fi aber ald unbraudbar nad: 
weifen. Zu diejen untauglichen Mitteln gehört auch die von Proudhon befürwortete Unentgelt— 
lichkeit ded Credits und der Verſuch, mitteld diefer Unentgeltlichkeit das jogenannte Recht auf 
Arbeit zu verwirkliden. 

e)Unentgeltlidfeit des Credits. Volksbank. In Erzeugung und Bertheilung 
der Güter ift der Einfluß des Zufälligen fo augenſcheinlich, daß ihn Proudhon keineswegs un— 
beachtet gelafien hat. Nah ihm Hat die gejellfchaftlihe Okonomie vie höchſte Vollkommenheit 
erreicht, wenn die von ihm fogenannten vier Factoren odevfacultäten ver Production (ſ. oben) in 
gleihem Verhältniffe von allen Producenten ausgeübt werden; jie fleht dagegen auf niedriger 
Stufe, folange dieje Facultäten unter befondere Klaflen von Bürgern vertheilt jind und ſich 
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‚ebenfo viele Koͤrperſchaften oder Kaften von Arbeitern, Kapitaliften, Handelsleuten und Speru= 
lanten mit wiberftreitenden Intereflen bilden. Um diefe verhältnigmäßig gleiche Verteilung zu 
bewirken, willer: Garantie ver Arbeit, wohlfeile Lebensmittel, höhern gewerblichen, willen: 
ſchaftlichen und literarifchen Unterricht für alle, damit ſich der Arbeiter bei ven Vortheilen des 
Arbeitöunternehmerd in wachſendem Maße zu betheiligen vermöge. Bor allem galt e8 ihm aber, 
die Möglichkeit einer Garantie der Arbeit durch Organifation eines wechſelſeitigen und unent: 
geltlihen Credits darzuthun. Zur Erbringung diefes Beweifes beruft er ſich auf einige Erfah 
zungen, die er zwar irrig deutet, die aber auf jehr beachtenswerthe Erſcheinungen in der heutigen 
Geſellſchaft Hinweifen. 

Ein wohleingerichtetes Bankierhaus zu Paris, das 6 Proc. jährlihen Zinſes berechnet 
und Wechſel bis zu 30 und 45 Tagen Berfallzeit discontirt, hat einen jährlihen Gewinn von 
15 Proc. jeines Betrieböfapitald. Zum größten Theile liegt aljo ver Grund des Erwerbs 
darin, daß ſich der Bankier feine Arbeit, d. h. den wirklichen Kauf und Verkauf der Wechſel, 
durch Berehnung von Commiſſionsgebühren und Spefen nicht allzu niedrig bezahlen läßt; und 
daß fi die Verwendung feined Kapitald zu diefer Arbeit durchſchnittlich etwa zwölfmal im 
Jahre wiederholt. Dazu kommt, daß der Banfier das zu 6 Proc. verzinsliche Baargeld, dejien 
er zu feinem Geſchäfte bedarf, zu nur 4—5 Proc. von ber Banf von Frankreich geliehen er- 
Hält. Was nun diefe legtere anlangt, fo wird ihr das ald Kaution in Staatörenten hinterlegte 
Geſellſchaftskapital von 91'/, Mil. Sr. gerade fo wie jedem andern Stantögläubiger verzinft. 
Sie ift aber zur Ausgabe von Banknoten privilegirt; und feit fie deren von 100 und 50 Fr. 
ausgab, flieg ihr Incaflo bis zu 600 Millionen. Damit machte fie für 5400 Millionen Ge: 
ſchäfte und brachte alfo das Kapital von 600 Millionen zu neunmaligem Umtauſche. Bon dies 
fem Kapital.erhob fie den gebräuchlichen Jahreszins, und ließ jüch, wie jeder andere Banlier, die 
Arbeit des jepedmaligen Umtauſches mit ven feftgejegten Gommiffionsgebühren und Taren be= 
zahlen. Ihre Berlufte durch unbezahlt gebliebene Billets waren gleih Null. So ftieg im 
Jahre 1856, während ſich die gemöhnlidhen Verwaltungsausgaben ver Bank auf nicht ganz 
7 Millionen belaufen, der Extragauf mehr ald 37 Millionen ; und im Berhältniffe zu dem wirklich 
eingezahlten Geſell ſchaftskapital von nicht ganz 100 Millionen flieg der Gewinn aufnicht weniger 
als 27,2 Broc. Hätte dagegen diefe Bank, bei einem Gefammtbetrage ihrer Gejdäfte von 
5400 Millionen, nur Proe. erhoben, fo hätte fi ihr Einkommen, nad Proubhon’s ganz 
richtiger Berehnung, immer noch auf 1,650000 Fr., auf 18 Br. per Actie oder auf 5,8 Pror. 
des Actienkapitald belaufen, was dem herfömmlichen Zindfuße entfprodhen haben würde 

Der unverhältnigmäßig große Gewinn, ven die Franzöſiſche Bank trog des nicht geringen 
Arbeitölohnes für die Arbeit des Umtauſches von Geld und Geldzeichen macht, hat hauptſächlich 
jeinen Grund in dem ihr ertheilten Privileg, ftatt ded Baargeldes Noten in Umlauf jegen zu 
bürfen ; ohne daß fie ſelbſt erft — gleich jedem andern Käufer von Banfnoten — dieſe papierenen 
Werthzeichen zu dem darauf bemerkten Geldbetrage anzufaufen verpflichtet ift. Ähnliche unver⸗ 
hältnißmäßige Gewinne können von allen Banfen gemacht werden, die nicht ald Deckungsmittel 
für den Nominalwerth ihrer umlaufenden Noten ebenjo viel Metallwerth im Vorrath haben 
müffen; vie alſo — mas damit gleichbedeutend ift — nicht verpflichtet find, ihre Banknoten gleiche 
fam bei ſich felbft einkaufen zu müffen. Im gewöhnlichen Kauf und Verkauf vertauſcht der Be- 
figer einer Waare ihren Gelowerth gegen wirkliches Geld; oder, was das Gleiche jagt, er ver— 
taufcht die Arbeit, welche die Production feiner Waare grfoftet hat, gegen die Arbeit, welche die 
Production des dafür empfangenen Metallgeldes erforderte. Die Franzöſiſche Bank konnte da⸗ 
gegen, mittelö des ihr eingeräumten Privilegs, die tauſendfach geringere Arbeit, welche die 
Fabrikation ihrer Noten koſtete, gegen die tauſendfach größere Arbeit vertaufhen, welche die 
Probustion ven 600 Millionen Metallgeld koſtete, fie konnte ſich aljo ven Nugen dieſes ganzen 
und beinahe umjonft ermorbenen Kapitals aneignen. 

Darin hat alfo Proudhon ganz vet, daß er gegen die Ertheilung und Erneuerung von 
Privilegien. eifert, die einen Erwerb ermöglichen, ver außer allem Berhältniffen mit der wirklich 
gethanen Arbeit ſteht. Da überall ver Staat dad Münzrecht in die Hand genommen hat; da 
anbererfeits Banknoten und fonftiges Papiergeld dem Handel in vielen Fällen beflere Dienfte 
als Metallgeld leiften: ſo ſollte ſich auch der Staat zum alleinigen Producenten des Papiergelnes 
machen, und jede Bank, die damit Handel treiben wollte, hätte erſt ihren Bedarf an Noten vom 
Staate einzukaufen. Die angeführten Beifpiele beweijen, daß gleichwol diefer Handel mit Geld 
und Credit einen der Arbeit des wirklichen Umtauſches völlig entſprechenden Lohn abwirft. So 
fäne der Stant in den Befig der feine ausgegebenen Noten völlig dedenden Baarmittel ; umd ex 
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würde zugleich in Notbfällen über beträchtliche Gelvvorräthe verfügen. Zugleich wäre dieſe 
Befeitigung befonderer Privilegien ein Mittel, um den Credit für alle gleich theuer zu machen; 
undesift wohl zu beachten, daß der für alle gleich theuere Credit auch der gleih wohlfeileift. Er: 
wägt man aber folhe unverhältnigmäßige Gewinne einer Bank von Franfreih, während bie 
frangöfifhen Landwirthe, infolge ver Gebühren für Infeription, Notariatsgeſchäfte u. dgl., den 
einmaligen Gredit mit 8 Proc. 17) und wegen öfterer Auffündigung und Wiederholung des Dar: 
lehns durchſchnittlich ſogar mit 10—12 Proc. bezahlen müſſen; überfieht man nicht die faum 
erheblich beiferen Berhältniffe in andern Ländern: fo ift allerdings einzuräumen, daß hier noch 
ſchwer verlegende Ungleichheiten und arge Misftände zu befeitigen find. Daraus erklärt if 
auch, daß fich die neuern Socialiften hauptſächlich die Organifation des Ereditd für ihre Reform: 
vorfhläge auserfehen haben. Wenn aber Proudhon darum, weil die befonderd privilegirtr 
Bank von Frankreich mit Erhebung von Proc. ausreichen, mithin ihren Credit umfonft oder 
beinahe umfonft verfaufen und gleichwol dabei beftehen könnte, auf die Möglichkeit des unent: 
geltlihen Credits überhaupt ſchließt, fo ift dieſer Schluß ein durchaus voreiliger. Er fegt dad 
gerade voraus, was erft noch zu beweifen wäre, daß nämlich an die Stelle des allgemeinen 
Tauſchmittels, des Geldes, deſſen Production eine dem Werth der andern Güter entſprechende 
Arbeit Foftet, willfürlich irgendein fonftiges conventionelles Werthzeichen gejegt werden könne, 
deſſen Broduction nur eine unverhältnigmäßig geringe Arbeit erforbert. 

Der franzöfifche Socialift glaubte indeſſen die Möglichkeit des unentgeltlihen Credits und 
damit zugleich den Schlüffel zur Löfung der Socialfrage entdeckt zu Haben. Noch vor Bejeiti: 
gung des Rechts auf Arbeit aus der Verfaflung von 1848, brachte er feine Anſichten in ver 
Nationalverfammlung zur Verhandlung mitteld eined Beſteuerungsvorſchlags, welder dieſel⸗ 
ben Hypotheſen zur Borausjegung hatte, wodurch aud der unentgeltliche Credit durch Grün: 
dung einer Tauſchbank verwirklicht werben ſollte. Proudhon beantragte in der Form einer ſeht 
hochgegriffenen Steuer die allgemeine Verminderung alles Einkommens aus verliehenen Kapi- 
talien, alfo die Herabfegung der ald Pacht auf Miethe, als Intereffen over Renten von hypo— 
thefarifhen und dirographarifchen Forderungen jeder Art erhobenen Kapitalzinien. Diefer 
SHerabiegung ftellte er eine angeblich ausgleichende Befteuerung aller ihm zu hoch eriheinenvden 
Arbeitslöhne und Beloldungen zur Seite. Die Hälfte feiner Kapitalfteuer jollte vem Staat, 
die andere Hälfte vem feine Schuld dem Staate anzeigenden Schuldner zufallen. Durch glei: 
zeitige Verminderung der Koften des Kapitald und der Arbeit glaubte er die Productiond: 
foften überhaupt vermindern zu fünnen; und er fhien e8 wenigftens nicht zu bemerken, das 
eine wirklich allgemeine, aber blos nominelle Herabfegung des Tauſchwerths oder des Gelb: 
preifes der Producte dad reale Berhältnig und Misverhältnig zwifhen Kapital und Arbeit 
durchaus nicht verändern würde. Aber freilich Hatte ed Proudhon damals fhon auf die Ab: 
ſchaffung des Geldes felbft und auf den durch feine Volksbank zu bewirfenden unentgeltlichen 
Credit abgejehen. Nach der einflimmigen Verwerfung feines Steuerprojectd von Socialiften 
und Nichtſocialiſten, von politifchen Freunden und Feinden, verfuchte er alfo auf eigene Hand 
die Gründung feiner Tauſchbank. Binnen ſechs Wochen meldeten jich gegen 20000 Teil: 
nehmer, und da er wegen eines Verſtoßes gegen die beftehende Gejeggebung feinen Berfus 
nicht fortfegen durfte, fo konnte er den Grund des Mislingens in einem äußern Hinderniffe zu 
finden glauben. ine genauere Prüfung feines Unternehmens ließ aber deſſen baldiges Scei- 
tern auch aus den in der Sache felbft liegenden Gründen vorausfehen. 

Mitglied ver „Geſellſchaft der Volksbank“ follte jeder fein, der fi) ihren Statuten unter- 
würfe und ihr Papier flatt baaren Geldes anzunehmen verpflichtete. 19) Mit diefem in Ab— 
fhnitten von 5, 10, 20 u. f. w. Fr. audgegebenen Papier (Umlaufsnote) kauft die 
Bank den betheiligten Arbeitern, wenn fie dies verlangen, die von ihnen verfertigten Waaren 
aljo ihre ſchon gethane Arbeit auf Ziel ab, und gibt ihnen dafür einen unverzinslihen Bor: 
ſchuß von ein halb bis vier Fünftel des Schägungswerths. Läuft der Termin ab, ohne vai 
ſich der Arbeiter durch Nüderflattung des Vorſchuſſes wieder in den Befig feiner Waare gefez! 
hat, jo wird diefe an den Meiftbietenden verkauft und der Überſchuß dem Arbeiter zugeteilt 
Außerdem tauſcht die Bank ihr unverzindliches Papier gegen vie erft fpäter erfolgenne Rücker 
ftattung aus; und namentlih — zur Begünftigung der Arbeit — gegen die von einer nod 


17) Moniteur, 1855. 


* Proudhon, Die Volksbank. Eingeleitet und erläutert von Bamberger (Frankfurt 1849), $$. 6 
u. f. w. 
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nicht gethanen Arbeit erft zu ſchaffenden Werthe. Diefer Austaufh erfolgt nur gegen reale 
oder perfönliche Sicherheit. Im erftern Falle hat alfo genau genommen der Arbeiter ver Ban 
einen Vorſchuß gemacht, oder ihr unentgeltlich Credit gegeben, denn dieſe hat von ihın wenig: 
tens ein Fünftel mehr empfangen, als jie ihm an Papieren gegeben bat. Im andern Falle ift 
dagegen die Bank die Ereditgeberin. Für noch directere Belebung der Arbeit fpornt die Banf 
zu Erfolg verheißenden Unternehmungen an und unterftügt diefelben durch Vorſchüſſe (Kom: 
manbitirung ver Arbeit). Dazu werben jedoch beſondere Syndifate errihter. Neben dem 
Taufhverfehr der Bank mit den einzelnen Mitgliedern der Geſellſchaft ſoll beſonders noch 
zwiſchen diejen felbft ein lebhafter Austaufh von Gütern und Umlaufsnoten bewirkt werden. 
Darum verpflichtet jih jeder Berheiligte in feiner Eigenſchaft ald Conſument, feine Anſchaf— 
fungen von Berbraudsgegenftänden möglichſt bei feinen Mitgejellfchaftern zu machen, während 
er in feiner Eigenſchaft ald Broducent verpflichtet ift, feine Waaren den andern Mitbetheiligten 
zu einem herabgejegten Preife zu liefern. Zur weitern Beförderung des Umſatzes mitteld 
Banfpapieren foll endlich fogar jeder zur Geſellſchaft nicht Gehörige gegen Baargeld folde 
Papiere im gleichen Betrage eintaufhen und damit die Waaren der Geſellſchaftsglieder zu ihrem 
berabgefegten Preije an ji Faufen fönnen. Aus diefen Beftimmungen erbellen die Zwecke ver 
Anftalt ſowie die Mittel zu ihrer Erreichung. Alles weitere betrifft die Geihäftsführung und 
einige Ubergangsmaßregeln. Zu den legten gehört die vorläufige Beibehaltung eined’fleinen 
Zinſes von höchſtens 2 Proc., bis allmählich auch diefer befeitigt werden fan, und die Banf: 
beamten nur nod die Verwaltungskoften und ihre eigentliche Arbeit des Umtaufches vergütet 
erhalten 

Der Zwed der Anftalt, die völlige Verdrängung des verzinslihen Ereditd dur den un . 
verzinglichen, ſoll alfo durch völlige Verprängung des gemünzten Geldes bewirft werden. 
Denn darin, daß fie ſtatt des Geldes dienen jollen, unterſcheiden fich die Noten ver Volksbank 
von den gewöhnlihen Banknoten, die gegen Münze umgeſetzt werden können und alfo gerade 
die Fortdauer des Metallgeldes vorausfegen. Davon verſpricht ih Prouphon fabelhafte Er: 
folge. Er nennt fein Unternehmen eines, „pad nie feinedgleihen hatte, dem feines je gleichen 
wird‘“. Er will damit „vie Baſis der Gefellihaft ändern, die Adhie der Eivilifation verrüden 
und machen, daß die Welt, die ji unter vem Impuls des göttlihen Willens bis auf diefen 
Tag von Weiten nad Oſten gedreht, von nun an ſich durd den Willen des Menſchen von Dften 
nach Weiten drehe”. Es Handle jih darum, die bisherigen „Beziehungen der Arbeit und des 
Kapitald zu ſtürzen, ſodaß die erjte, die immer gehordt hat, gebiete und das zweite, das 
immer befohlen hat, gehorche“. 1?) „Die Unentgeltlihkeit ded Credits“, ſagte Proudhon in der 
Nationalverfanmlung, „ſei in der ökonomiſchen Sprache die Überſetzung von Garantie der 
Arbeit, und diefe werde exiſtiren, fobald die Arbeit im ganzen mehr geſucht ald angeboten fei, 
Dies geihehe nun unter dem Einfluffe feiner Volksbank, wovon er eine noch nie dageweſene 
Geihwindigfeit ver Conſumtion und Production erivartet. Denn die Verbrauchsfähigkeit in der 
Geſellſchaft und im Individuum fei eine unbegrenzte, oder faft unbegrenzte; und ſtatt der küm— 
merlihen durchſchnittlichen Ausgabe von täglih 75 Gentimen könne jeder Franzose leicht auch 
zehnmal foviel verthun. Werde nun jeder Producent durch die Volksbank in den Stand ge: 
jegt, den Werth feiner ſchon gethanen oder noch zu thuenden Arbeit jogleich zu verzehren, fo 
würden alle produciren, um zu genießen, nicht aber, um Grjparniffe zu machen, alfo nicht 
zur Anhäufung verzinslihen Kapitald, um jih dadurch von der Arbeit zu befreien und durch 
Ausbeutung der Arbeiter zu leben, ohne produciren zu müflen. In einer Geſellſchaft, worin 
Millionen der zu menjhenwürdigem Dafein erforderlihen materiellen und geiftigen Genuß: 
mittel noch entbehren, bat man allerdings auf eine zwedmäßigere Vertheilung derjelben zu 
dringen, und man muß andererſeits einräumen, daß allmäbhlih auch im ganzen eine weit 
reichlihere Production noch ermöglicht werden fann. In feinen maßloſen ökonomiſchen Träu— 
men vergipt indeifen Proudhon nicht blos, daß der Tag vierundzmwanzig Stunden hat; daß 
nicht blos die Erzeugung, fondern auch der Verbrauch und befonders der verftändig bemeffene 
Verbrauch der Genußmittel eine beſtimmte Zeit erfordert und auf ein beftimmtes Maß gewiefen 
it. Er vergißt auch, daß jich der Arbeiter in der Zeit der größern Arbeit: und Erwerbäfraft 
zwar fehr leicht an eine Genußweije gewöhnen fann, die eben diefen grüßern Erwerb von Tag 





19) Dpig, Theoretifcher und praftifcher Beweis des Sorialismus oder Revolution duch den Gredit 
(Leipzig 1849). 
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zu. Tag wieder verſchlingt, daß er aber in derſelben Zeit in der Lage fein follte, Erſparniſſe 
machen zu koͤnnen, und daß er dieſe wirklich machen ſollte, um während feiner gänzlichen oder 
theilweiſen Arbeitsunfähigkeit über diejenigen Genußmittel zu verfügen, die er nach ſeiner In: 
dividualität für ſich ſelbſt und feine Familie ald nothwendig over nützlich erfennt. 

Um die Unausführbarfeit ver Volksbank deutlich zu mahen, braudt man nicht einmal auf 
das unlösbare Geſchäftsknäuel hinzumeifen, das für die Verwaltung bei größerer Ausdehnung 
des Inftituts entftehen würde. Man braucht ebenfo wenig die einzelnen Vorfhläge für Sicher: 
ftellung der Bank bei ihren Operationen einer Kritik zu unterwerfen. Aber Proudhon will 
die VBerzinslichfeit des Kapitals abfhaffen und fängt fogleid damit an, nod) einen neuen Mo: 
dus feiner Verzinslichkeit einzuführen. Alle Gonfumenten, ob zur Banfgejellihaft gebörig 
oder nicht, koͤnnen ſich mittels ihres Kapitals Banknoten und mitteld Diefer zu herabgejegten 
Preife die Arbeit dev arbeitenden Geſellſchaftsglieder verſchaffen. Das ift gerade wieder die von 
Proudhon und allen Socialiften fo ſehr verfchriene Ausbeutung ber Arbeit durd das Kapital. 
Sehr begreiflic werden alfo die der Banfgefellihaft angehörigen Producenten, trog aller 
vorher eingegangenen Verbindlichkeiten, darauf bedacht fein, zum nicht herabgefegten Preiſe 
möglichft viel für die Mitglieder der alten „schlechten Geſellſchaft“ zu produciren. Das heist 
mit andern Worten: ftatt einer Verdrängung dieſer Gejellfchaft dur die neue Proudbon’s 
wird ein unaufhaltfantes Beſtreben entftehen, vie legtere ſobald als möglich wieder in der alten 
ſchlechten Geſellſchaft untergehen zu laffen. 

Die Abihaffung des Zinfes von dem Kapital, das in Metallgeld oder Anweifungen auf 
Metallgelv befteht, wäre ein zugleich thörichtes und fhäpliches Beginnen, folange nod die 
Berzinslichkeit jeded andern Kapitals fortvauert; folange der Verpachter, der Vermiether oder 
jeder Berfäufer von Waaren einen Zins vom Werthe feined Boden, feines Haufes oder feiner 
MWaaren erheben fann, die er andern zur zeitweijen Benugung oder ald Eigenthum überläft. 
Der Gelvbefiger Hätte fein Metallgeld nur in Boden, Häufer oder irgendwelche verfäufliche 
Sachen zu verwandeln, um jeinen Zind dennod beziehen zu Fünnen. Aber ed wäre au 
ſchädlich, wenn der Zins nicht unmittelbar von einem ausgeliehenen Geldfapital erhoben wer— 
den könnte. Kauft oder miethet man gegenwärtig ein Haus, Pferd u. f. w. für eine beftinmte 
Geldſumme, fo würde man dazu nah Aufhebung der Verzinslichfeit einer weit größern 
Summe bedürfen, weil ja durch die Verzinslichfeit des Geldes auch deſſen eigenfter Werth er— 
höht worden ift. Die Folge diefer Aufhebung wäre eine allgemeine Steigerung aller Waaren- 
preife, eine Erſchwerung alles Güterumfages, eine verderbliche Verfhwendung von Kräften 
zur Production und Bewegung größerer Geldmaffen für die Zwecke des Verkehrs. Eben darum 
gilt e8 Proudhon und andern Sorialiften um die Abfhaffung des Metallgeldes felbjt, womit 
freilich auch feine Verzinslichkeit wegfiele. 

Iſt nun diefe Abſchaffung möglih? Für das in den weiteften Kreifen des Weltverfehrs zum 
allgemeinen Taufchmittel gewordene Metallgeld bemißt fich der reale Werth hauptiähli nad 
der durchſchnittlichen Arbeit, die feine Production gefojtet hat. Statt der Bezeihnung des 
Werths der einzelnen Münzen in diefer oder jener Münzeinheit, hätte man alfo denjelben auf 
in Arbeitözeit berechnen und bezeichnen können, wie ſich denn überhaupt aller Austaufch von 
Werthen auf den von Arbeit gegen Arbeit, oder auf einen Austaufch gegenfeitiger Dienftlei: 
ftungen zurüdführen läßt. Nachdem man aber einmal im Metallgeld einen allgemeinen Werth: 
meſſer gefunden, läßt jich allerdings eine conventionelle Befeitigung deffelben dadurch ald mög: 
lid denfen, daß man Papier oder einen andern wohlfeilern Stoff, als edles Metall, zum 
Träger der herkömmlichen Werthbezeihnungen macht. Der allgemeinere Gebrauch des Papier: 
geldes läßt ja oft fchon gegenwärtig, bei den einzelnen Operationen feines Umtaufches gegen 
Maaren, den befondern Gedanken in den Hintergrund treten, daß dieſes Papier auch gegen 
Metallmünze umgetauſcht werden könne; und fo kann wol noch eine Zeit kommen, In welder 
das Metallgeld entbehrlich ift, weil es allgemein Für entbehrlich gehalten wird. Aber wie ver 
Glaube an die Nothwendigfeit des Metallgeldes nur allmählich und auf organische Weife in vie 
Weltgeſchichte hineingewachſen ift, jo kann er aud nur in derfelben Weife wieder verſchwinden; 
und folange ed noch ein einziges Volk gibt, welches das Papiergeld aller andern Völker nid 
als Metallgeld annimmt, ift diefes letztere noch nicht völlig entbehrlih. Wenn nun gar 
Proudhon die „Abihaffung des Geldes ven größten Act in der Zukunft“ 29) nennt, jo macht 
er ſich wieder einer argen Übertreibung ſchuldig. Selbft nad diefer Abſchaffung würde man des 


20) Die Serechtigfeit u, f. w., Bo. 1. 
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Goldes und Silbers zu Dingen des Nugend und der Zierde, vielleicht au zu Münze für ven 
Kleinverfehr, nicht ganz entbehren können und wollen. Würde aber auf der ganzen Erde die 
Arbeit von 200000 Gräbern, Schwmelzern, Transportirern und Vermünzern von edeln Me— 
tallen erfpart, fo wäre dies wol ſchon hoch gerechnet. Diefe 200000 Arbeiter würden fid) an 
andern Zweigen der Production betheiligen und ihre Betheiligung würde zugleich zweckmäßi— 
gere Verbindungen von Arbeitöfräften, aljo die Entftehung neuer und probuctiver Social: 
Eräfte ermöglichen. Dies wäre freilich ein Bortheil. Aber wir haben blos in Europa weit über 
200000 Zollbeamte und Mauthner, die ſich durch ihre Arbeit nicht felbft ernähren, ſondern 
von der Gefellihaft mit Millionen unterhalten werden müffen, und deren einziges Geſchäft 
darin befteht, daß fie ver nüglihen Production des Handels Hemmniffe und Zögerungen in 
den Weg legen. Sp richte man feine Thätigkeit auf die Abſchaffung von Zöllen und Mauthen, 
auf die Herftellung ded von Proudhon höchſt oberflächlich und nebenſächlich behandelten Frei— 
handels, und man wird jich bei einem weit größern Acte betheiligen als bei jenem „größten 
Art der Zukunft”. Noch mehr! Wir haben in ven flehenden Armeen Guropad über 
3 Mill. arbeitökräftiger Männer, die zu unfruchtbarem Waffendienfte gezwungen find, und 
für deren jährliche Unterhaltung Milliarden ver von der arbeitenden Bevölkerung geſchaffenen 
Werthe verwendet werden. So richte man feine Thätigfeit auf die Mittel und Wege, wie viefe 
Millionen Arbeiter der nügliden Production wiedergegeben werden fünnen; und ed hanvelt 
jich bier jogleich um hundertfach größere Erfolge als bei ver Abſchaffung des Metallgelves, jelbft 
wenn diefe Abichaffung feine Jahrhunderte oder Jahrtaufende mehr ind Gebiet der Märchen 
fallen würde. 

Eine bloße Abihaffung des Metallgelved würde noch nicht einmal die Verzindlichkeit des an 
jeine Stelle getretenen Papiergeldes befeitigen, da man ja nad) wie vor gegen dieſes legtere ver— 
zindliche Kapitalien andern Stoffes, Ader, Käufer, Maſchinen u. ſ. w., eintaufchen könnte, 
Es fragt fi alfo, ob die Verzinslichkeit alles und jedes Kapitals bejeitigt werden fönnte? Und 
ob dieje Befeitigung, wenn möglich, auch geredht und vortheilhaft wäre? Beide Fragen find 
entjchieden zu verneinen, und wurden jie von Proudhon und andern Socialiften bejaht, jo 
liegt dem eine durchaus irrige oder unvolljtändige Auffaflung des Kapitald und feined Ver— 
hältniſſes zur Arbeit zu Grunde. 

Der irgendeinem Stoffe durch irgendeine Arbeit eingefchaffene Werth ift Kapital, jobald 
diefer werthvolle Stoff zu Erwerbözweden verwendet wird, und er iſt nur Kapital fin denjenigen, 
für den erworben werben full. Gin Ader oder eine Maſchine von 1000 Werth ift ein ebenfo 
großes Kapital für den, dev mit diefem Ader oder diefer Maſchine für feine Zwecke arbeitet, wie 
für den, welcher arbeiten läßt. Der Befig von 1000 Werth in dem an ji unfruchtbaren Metall- 
gelde over Papiergelve ift vorerft nichts weiter ald ein unfruchtbarer Beſitz; gerabe jo mie es der 
Beſitz unbenugt gelaffener Ader, Maſchinen und Werkzeuge ift. Wer eine Geldſumme befigt, 
macht jich erſt dadurch zum wirflihen Kapitaliften, daß ex diefe Summe verzinslich ausleiht. 
Dagegen ift feinerfeitö der Empfänger des Geldes zunächſt nurzu einem unfruchtbaren Beſitz ge— 
kommen; er kann ſich erſt durch Verwendung des Geldes zu Erwerbszwecken ſelbſt auch zum 
Kapitaliſten machen. So findet im Güterleben ein beſtändiges Kapitaliſiren bald auf der einen, 
bald auf der andern Seite ſtatt; ſowie ein beſtändiger Austauſch von Erwerbömitteln für neue 
oder veränderte Erwerbsweiſen. Aber freilich ift es eine leichte Erwerböweife, wenn der @igen- 
thümer eines Aderd, eines Haufes, einer Geldſumme u. ſ. w. diefe Sahen nur Hinzugeben 
braudt, um vorerft einen Zins zu beziehen und fpäter eine Sache gleichen Werthes zurückzu— 
empfangen. Worauf beruht nun das ſeit Jahrhunderten ſtets von neuem beftrittene Recht diefer 
ftet8 fortbauernden Zinfennahme? Es beruht gerade auf jenem „ſpäter“; es beruht auf ver 
von Communiften, Socialiften und Nationalöfonomen noch viel zu wenig beachteten Pro— 
ductiondzeit der als verzinsliches Kapital verwendbaren Sachen. Nehmen wir 5. B. an: 
A verfertigt zehn Jahre lang in jedem Jahre eine Maſchine und verzehrt in jedem Jahre den 
Erlös dafür. B macht diefelben Maſchinen von gleihem Werthe; er bringt aber ſchon im 
erften Jahre’ zehn folder Mafchinen zu Stande und verzehrt gleichfalls nur den Erlös für eine 
einzige. Nun kann er den Preis für neun Maſchinen ald Zins tragendes Kapital anlegen 
und erhält darum mehr als A, welcher doch ſcheinbar der Geſellſchaft ebenfo viel Dinge von 
Werth liefert. Allein gerade das ift nur fheinbar. Denn bezeichnen wir den Nugen, ber 
jährlich mitteld einer dieſer Mafchinen erarbeitet wird, ald N, jo werden in den erjten zehn 
Jahren nah Berfertigung der erften Maſchinen mit denen von A nur 55 N, mit deuen von B 
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dagegen 100 N gewonnen. Alſo hat B der Geſellſchaft 45 N mehr geleiftet, und jo ift auch 
die Geſellſchaft verpflichtet, ihm diefe Mehrleiftung zu vergüten, was in der Form von Zinfen 
gefhieht. Ihrem Weſen und Begriffe nad) ift alfo die Berzinfung des Kapitals eine Anwen: 
dung des „Bis dat, qui cito dat“ auf das Güterleben; fie ift dev gerechte Preis des Voraus: 
arbeitend, des größern Fleißes und der größern Geſchicklichkeit des Arbeiterd. Denn auch das 
ift eine ftetd von neuem fich geltend machende Forderung der Gerechtigkeit, daß die Geſellſchaft 
die von dem gejhictern Arbeiter geſchaffenen Mehrwerthe gegen gleiche Mehrwerthe eintaufct. 

Die Gerechtigkeit des Kapitalzinfes macht fogleich auch deſſen Zweckmäßigkeit augenfcheinlic. 
Hätte der fleifigere und geſchicktere Arbeiter, ‘oder auch der durch verftändige Sparſamkeit auf 
Erhaltung der gefchaffenen Werthe bedachte, deſſen keinen Kohn: fo gäbe ed nur noch mehr 
Faule und Ungeſchickte, oder unnüge und ſchädliche Verſchwender. Es ift eine grundſchlechte 
Marine, den Leuten vorzufagen, daß le jih auch bei halbem Kohn mit der ehrenvollen Aner: 
fennung ihrer Leiftungen begnügen, daß fie ih mit andern Worten un ihr Recht betrügen 
laſſen follen. Der Arbeiter joll vielmehr für das, was er der Geſellſchaft leiftet, die gleich 
werthvolle Gegenleiftung zu erlangen fuchen; dann mag er das über den eigenen Bedarf Er: 
worbene nad freier Neigung zum beiten der Seinigen und feiner Mitbürger verwenden, und 
fid) außer dem Ruhme des fleifigen und tüchtigen Arbeiterd auch noch den eines verſtändigen 
Wohlthäters feiner Umgebungen verdienen. Er foll an ſich jelbft zu erleben ſuchen, daß Geben 
feliger ift ald Nehmen. Beftände jeder in feinem Kreife auf dieſem guten Recht, fo Hätten wir 
nicht blos weniger Unrecht, fondern auch mehr thätige Menfchenliebe, denn diefe kann nur auf 
dent Boden ded Rechts gebeihen. Gerade die Verzinslichkeit des Kapitald ift aber bei richtiger 
Anwendung ein Mittel, dem thätigen und tüchtigen Arbeiter zu feinem Recht zu verhelfen, zu 
feinem Lohn, den er werth ift. Sie ift eben darum eine Wohltbat für die Gefellihaft. Könnte 
jeder tüchtige oder untüchtige Arbeiter das ihm nöthige oder nöthig ſcheinende Kapital unent: 
geltli) erlangen, dürfte dad Kapital nicht mehr nusgeboten und zu dem Preife oder Zinſe bin- 
gegeben werden, der von irgendiwem gerade jegt und gerade da oder dort zu erhalten ift: fo 
wäre Dies die Unterbrüdfung der fleifigen und tauglichen Arbeiter und Arbeitöunternehurer 
durd die trägern und minder tauglihen. Denn in der Regel kommt doch das Angebot des 
Zinſes für die Benugung eines Kapitald gerade von denjenigen, die fi im Bewußtſein ihrer 
höhern körperlichen oder geiftigen Arbeitskraft verjihert fühlen, dur jene Benutzung noch 
größere fochhle Werthe zu ihaffen, als fie für die Benugung hingeben. Die Unentgeltlicpkeit 
des Kapitals würde alfo nah allen Seiten hin die Production lähmen, zum Nachtheil der Ge— 
fellihaft und aller Glieder verjelben, ſowie ganz beſonders zum materiellen und ſittlichen Ber: 
derben der arbeitenden Bevölkerung. Diefe Umverzinslichkeit ift nichts anderes ald ein rückwärte 
gerichteted Utopien, das, dem Strom der Weltgefchichte entgegen, die fortgeichrittene Gefellfchaft 
wieder in die alte Barbarei verfenfen wide. Sie ift zugleich die naive Korderung eines rein 
Unmöglichen; denn fie muthet den Menſchen zu, die von ihnen gefchaffenen und ald Kapital 
verwendbaren Werthe gegen das nicht auszutaufchen, was fie andern werth find. Alle Gründe 
der Gerechtigkeit und Zweckmäßigkeit Sprechen alfo gegen die eiteln Verfuche zur Verhinderung 
bed freien und möglichft unmittelbaren Verkehrs zwiſchen Kapitaliften und des Kapitald Be: 
dürftigen; und eine wirklich förderlihe Thätigkeit fann nur auf Befeitigung der diefem Ber: 
ehr no entgegenftchenden Hemmniffe gerichtet fein, namentlih auf Beſeitigung alles ver: 
meidlihen Zwiſchenhandels mit Geld und Kapital. 

Schon die fo oft wienerfehrende und fo begreiflihe Erfahrung, daß die Preife des Kapitals 
und der Arbeit gleichzeitig zu fteigen pflegen, weil der größere Bedarf von neuen Gütern aud 
das Verlangen vermehrt, theild nad) ſchon gethaner Arbeit, oder nah Kapital, theild nach noch 
zu thuender Arbeit, hätte auf die gänzliche Immwahrheit des von Broudhon und andern Soria: 
liften aufgeftellten Gegenfages von Kapital und Arbeit hinweifen follen. Sieht man genauer 
zu, jo iſt in der Wirklichkeit jeder Arbeiter zugleich Kapitalift. Der Bejig der zur Arbeit und 
zum Erwerb des Arbeitslohng unumgänglich erforverlihen Nahrungsmittel, Bekleidung und 
Wohnung ift ja aud Kapital; ebenfo das alles, was bis zur Zeit jeder wirklichen Arbeit für 
Erhaltung und Ausbildung des Arbeiters aufgewendet werden mußte, und was diejer num in 
feinem größern ober kleinern perfönlichen Arbeitövermögen befigt. Auch gilt ja überall und 
mit Recht der um feiner befondern Geſchicklichkeit willen dauernd geſuchte Arbeiter für reicher 
als ver arbeitdunfähige Bejiger eines Fleinen jahlihen Vermögens. Aller Kampf unferer Tage 
auf dem wirthſchaftlichen Gebiete wird alfo ganz und gar nicht zwiſchen Kapital und Arbeit, 
zwiſchen Beſitzern und Nichtbejigern geführt; ſondern zwiſchen größern und Fleinern Beſitzern 
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oder Kapitaliften,, zu welchen legtern thatſächlich allerdings eine beträchtliche Zahl der Handar- 
beiter gehört. Gerade darum handelt es ſich für die Zwecke der Production und Gonfumtion 
um eine erſprießliche Bertheilung der Kapitalien; nicht aber um Abſchaffung des Kapitalzinfes, 
die vielmehr, wäre fie überhaupt ausführbar, zuder möglichft unzwertmäßigen Vertheilung 
führen würbe j 

Im Kampfe der Gegenfäge, oder vielmehr der ſocialen Glemente und Kräfte, die ald großes 
und Fleines Kapital gegeneinander ringen, wird bie ſchwächere von der ſtärkern Macht bewältigt 
und unterbrüdt, bis durd das Üübermaß des Druds der faule Frieden wieder gebrochen ift und 
der zerftörende Kampf zum Schaden beider Theile von neuen beginnt. Alfo auch in diefer Be: 
ziehung wiegen jich die Gegenfäge nicht auf, fondern können nur durch ein Drittes aufgewogen 
werden; und die Entſcheidung des Kampfes kann und foll mithin dem Hin und Herwogen der 
von ihren Sonderintereflen gegeneinander geftoßenen focialen Elemente nicht überlaffen bleiben. 
Jenes aud in ökonomischer Beziehung ausgleichende Dritte ift wieder der Staat, der durch 
feine Befteuerung, durch eine zweckmäßige Verwendung des mitteld der Befteuerung zum zeit= 
weifen Gemeingut gewordenen Vermögens, durch feine Gejeggebung über Erblichkeit und 
andere Formen der Übertragung ded Beſitzes, auf die zweckmäßige Vertheilung der Kapitalien 
fort und fort hinzuarbeiten hat. Von der größten Wichtigkeit ift e8 aber, daß man über ven 
unwahren Gegenjag von Kapital und Arbeit, von Befigern und Nichtbefigern, fowie über 
alle davon erzeugten Misverftändniffe endlich wegkomme. Diefe Misverftänpniffe haben ganz 
falfhe fociale und politifhe Parteiftellungen zur Folge gehabt; fie Haben die gerechteften Er— 
wartungen ſcheitern gemacht; fie haben Blut, Leichen und ven Wohlftand von Millionen ge= 
foftet und find noch weit mehr zum Verderben der Arbeiter ald der reichern Befiger aus— 
geſchlagen. 

7) Communismus und Socialismus des Kaiſerreichs. Sociale Po— 
litik; Arbeitervereine; Geſellſchaft der Marianne. Als Napoleon III. zur un— 
umſchränkten Herrſchaft gelangte, erwartete ein Theil der Socialiſten, eine Zeit lang auch 
Proudhon, daß der neue Imperator nach dem Ruhm eines Reformators der alten Geſellſchaft 
trachten, daß ſeine Politik auf eine weſentliche Verbeſſerung der Stellung des Proletariats und 
der arbeitenden Bevölkerung gerichtet ſein werde, im Gegenſatze zur Bourgeoiſie, von der 
man vorausſetzte, daß ſie in ihrer Mehrheit der gegenkaiſerlichen Partei der Orleaniſten zuge— 
than ſei. Nicht wenige dieſer Socialiften gingen in ihrer Täuſchung fo weit, daß fie gerade in 
diefen eigenften Erwartungen auch den Grund der mit ungeheuerer Mehrheit erfolgten Wahl 
zum lebenslänglichen Präflventen und zum Erbfaifer zu entverfen glaubten. Aber Napoleon IH. 
hatte ſelbſt diefen Grund richtiger bezeichnet, ald er feine Erhebung dem Umftande zufchrieb, 
daß er zu feiner Partei gehöre. Ebendeshalb, weil er damals nur ein Name war, hoffte jeve 
Partei unter der Autorität diefed Namens zur Herrfhaft und zur Bewältigung jeder Gegen 
partei zu gelangen; und ebendeshalb erwarteten von der neuen Regierung die Beſitzenden jeder 
Partei den Schug ihres Beſitzes und wol aud die Mittel zur Vermehrung deſſelben. Diefer 
legtere Punkt war um fo entfheidender, al& jede Partei und jede Klaffe der Geſellſchaft ihren 
Befigftand durd jede andere Klafle bedroht jah oder bedroht glaubie. So beforgte die land— 
wirthſchaftliche Benölferung eine weitere Verlegung ihrer oͤkonomiſchen Intereſſen durch das 
Übergewicht der Städte, beſonders der Hauptftadt; und nicht bloß befürdhteten die größern 
Kapitaliften eine Gefährdung ihres Befigftandes von feiten des Proletariatd und der arbeiten- 
den Bevölkerung, fondern in keineswegs geringerm Maße fürchteten auch die Kleinbefiger ver 
arbeitenden Klaſſen die fortichreitende Verfümmerung ihres Erwerbſtandes durch das große 
Kapital. ALS gegenkaiferlihe Oppofition blieb alſo vorerft mur die bei allen Parteien ſtets 
geringe Zahl derjenigen übrig, denen eine Idee, eine politifhe oder fociale Überzeugung, 
vieleicht nur ein Vorurtheil und ein leidenſchaftliches Gelüfte des Haſſes oder ver Vorliebe mehr 
gilt als ein nahe liegendes öfonomifches Intereffe. 

Mitteld derielben Triebfevern, denen die neue Kaiſerherrſchaft ihr Dafein verdankt, ſucht 
die fociale Politik der Negierung diefe Herrſchaft zu erhalten und zu befeftigen. Die allgemeine 
Erwartung einer Sicherftellung des Befigthums wurde wirklich erfüllt, foweit fie durch die 
Aufrehthaltung einer blos äußerlihen Ruhe und Ordnung erfüllt werden ann. Dagegen 
wird freilich mehr ald je zuvor jene höhere und dauerhaftere Sicherftellung vermißt, die auf 
einer das ganze Volksleben durchdringenden fittlihen Idee der Gerechtigkeit berubt, wonach 
jever diefelbe Achtung, die er für das durd eigenen Fleiß Erworbene fordert, gern und mit 
gewifienhafter Scheu auch dem fremden Gigenthune zollt. Nach mie vor kann die alte Gefell- 
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ſchaft in der alten Weife produeiren und verbrauden, ohne durd) häufige Emeuten im gewohn: 
ten Treiben beunruhigt zu werben. Aber nichts ift geihehen, um auch der alten und ſtets ıum- 
gleicher werdenden Vertheilung der Arbeit, des Erwerbs und der Genüffe ein Ziel zu fegen. 
Die neue fochale Politif weiß überhaupt nichts von großen Mafregeln der Gerechtigkeit und 
Humanität, wofür ſich die Nation zu begeiftern, und duch ihre Begeifterung aus dem faulen 
Sumpf der gänzlihen moralifhen Erſchlaffung zu erheben vermödte. Dagegen ſah man eine 
Reihe Kleiner focialer Mafßregeln, wodurch man bald der einen, bald der andern Klaffe ver 
Gejellfhaft ein Geringes gab, oder zu geben ſchien; wodurch man ftoßweije bald nach der 
eitten, bald nach der andern Seite hinwirkte ; wodurch bald da bald dort entweder Hoffnung oder 
Furcht geweckt wurde. Diefe abwechſelnde Verbreitung von Hoffnung und Furt, die beliebige 
Beruhigung und Beunruhigung der Öffentlichen Meinung, die früher von den Parteien und 
einer nicht völlig unfreien Preffe ausging, Hat fidh die Regierung zum Monopol gemacht; fie 
hofft, ſich dadurch zur allherrſchenden ſocialen Macht erhoben zu haben, indem fie auch die Er- 
füllung der Hoffnungen und die Zerftreuung der Beforgnifle nur von ſich aus erwarten läßt. 
Noch jegt, wie früher, befindet ſich die franzöſiſche Landwirthſchaft in jenem verhältnis- 
mäßig fümmerliden Zuftande, wie er in einem Lande, dem ein beträchtlicher Theil der Kräfte, 
die e8 zu gebeihlidher Eultur bedarf, auf dem Wege der militäriſchen Eonfeription fort und fort 
entzogen wird, nicht anders zu erwarten ift. Während man es gejchehen ließ, daß die neuen 
Inftitutionen des Mobiliarcredits die Kapitalien in Anfprud) nahmen, die vor allem zur För— 
derung des Aderbaues erforverlicd waren, wurde doch die Hoffnung des Landvolks auf wohl: 
feilern Credit durch die ſchwächlichen Operationen einer gleichzeitig errichteten Anftalt für ven 
Inımobiliareredit mad gehalten. Der Bevölkerung der Hauptftabt und anderer Städte wurde 
durch Errichtung von Bädereifaffen etwas wohlfeileres Brot in theuerer Zeit gefhafft, ſowie die 
Ausfiht auf theueres Brot in wohlfeiler Zeit. In Handel und Induftrie hatten ſich bald vie 
Anhänger des Freihandels, bald die des Schußzolld ver größern Aufmuntermg zu erfreuen. 
Einem Theile der arbeitenden Klaffen gab man Arbeit nicht blo@ durch Errichtung neuer Pracht: 
bauten und Feſtungsbauten, um fie leichter im Zaum zu halten, jondern auch durch den Bau 
von Wohnhäufern zur Herabjegung des Miethzinfes, während gleichzeitig diefer Miethzins 
durch Niederreißung ganzer Quartiere wie nie zuvor in die Höhe getrieben wurde. Die großen 
Kapitaliften fuchte man zu gewinnen, inden man fie nad) der ihnen bejonders zufagenden 
Marime des laisser-aller in der arbeitslofen und fhranfenlofen Benugung ihrer Kapitalien 
gewähren ließ, indem fie durch das Gefeg ſelbſt gegen das Gefeg geſchützt blieben, das höchſtens 
den einen und unbefonnenen Wucher zu erreichen vermodhte. So entitand bejonders in Frank— 
zeith, wo der Bethätigung im öffentlichen Leben für die Zwecke des Gemeinwohls die Wege ge: 
fperrt wurden, jener fieberhafte Wettftreit um die müheloſe Aneignung der hen geihaffenen 
Werthe, ohne neue Werthe fchaffen zu wollen; fo trieb fich die improductive Speculation auf die 
ſchwindelhafteſte Höhe; jo wurden ungehenere Vermögen von Millionen und aber Millionen 
fo leicht erbeutet, ald wahnwigig verſchleudert; jo verbreitete ih die Spielſeuche immermehr 
von den großen bis zu den kleinern und kleinſten Kapitaliften, und hatten fich vor zehn Jahren 
zahlreiche Vereine der Arbeiter für gemeinſchaftliche Arbeit gebildet, fo bildeten fih nun Vereine 
von Arbeitern und Dienftboten zum gemeinfamen Börfenfpiele um nie von ihmen bejeflene 
Millionen. Unter ſolchen Umftänden findet man die Bemerfung Proudhon's erflärlih, das 
man ſchon weit und breit die Arbeit ald das untauglichfte Mittel bezeichnen höre, um zu Beſitz 
und Erwerb zu gelangen. Und doch hatte ſich noch vor zehn Jahren die ganze Geſchichte Franf- 
reichs um dad Recht auf Arbeit gedreht! Aber auch dem großen Kapital follte durch heilfamen 
Schreden feine Abhängigkeit von der Staatögewalt fühlbar gemacht werden: vie Familiengüter 
der Drleand wurden confiscirt, die Öffentlihen Wohfthätigkeitsanftalten jind mit dem Zwange 
bedroht, ihr Grundvermögen in Stantörenten anlegen zu müffen. Da nun ftet3 mit beiden 
Händen zugleich die Achtung und Misachtung der Arbeit, die Achtung und Misachtung des 
Eigenthums ausgeſäet wird, jo hat man ſich nicht zu wundern, daß auf) in den höhern, regie— 
rungdfreundlihen Kreifen Stimmen und Borfchläge von bevenkliher forialiftifcher Richtung 
laut wurden. Kam doch felbft ver „„Constitutionnel ” 5i8 zum Zweifel an der Unantaftbarkeit 
des Eigenthums und bis zur Grörterung des Rechts des Staats, in die Feftftellung ver Mieth— 
zinfen eingreifen zu dürfen. Eine Broſchüre 21) entwickelte ven Vorſchlag einer mit Ermächti⸗ 
gung feitend der Regierung vorzunehmenden Erpropriation parifer Häuferbefiger durch bie 


21) Pourquoi des proprietaires a Paris? (Paris 1857). 
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Stabtgemeinde. Der Berfafler, der ſich jelbft einen mit dem ‚„‚nobeln Recht des Gebrauchs und 
Wisbrauchs“ ausgeftatteten Eigenthümer nennt, fagt darin: „Der Gigenthümer ift feine un: 
verlegliche und heilige Perſon; er ift nicht unumgänglich nothwendig zur Erhaltung der focia= 
Ien Ordnung, zum Wohlſtande des Landes, zum Ruhme der Hauptitadt. Er iſt vielleicht nur 
ein Überwucherndes (une superfetation sociale). Der Eigenthümer hat nichts zu lernen, nichts 
zu leiften, nicht zu erfinden, nichts zu vervollfommmen . . . Er ift Bejiger, er ober ein anderer; 
Die Perfon ift ganz gleihgülfig.” Bei folden Kehren iſt e3 natürlih, daß jelbft ver Glaube an 
Die Möglichkeit eines fociafiftifchen Staatsſtreichs noch nicht völlig verſchwunden ift. 

Die ven Arbeitern ſchuldigen Rückſichten hatten die Regierung zur vorfhußweifen Unter: 
ftügung von Arbeitervereinen (associations ouvrieres) für gemeinſchaftliche Berufsthätigkeit 
bewogen, jowie zur Betheiligung an fogenannte cites ouvrieres, oder an Errichtung und Ver: 
waltung einiger zu Arbeiterwohnungen ausschließlich vermietheten Gebäude. Die in mehreren 
Departementsjtädten, wie in Mühlhauſen, zu gleichem Zwede gegründeten reinen Privatan- 
ftalten ſcheinen indeß befferes Gedeihen zu haben als die von der Regierung unterftügten. Zu 
Ende 1849 hatte ed in Paris und den Departements viele Hunderte von Arbeitervereinen gege— 
ben, die jelbftändig umd für eigene Rechnung arbeiteten. Aber nur wenige überlebten die Kaifer: 
zeit: im Jahre 1854 zählte man in der Hauptftadt noch 31 folher Affociationen mit der unbe: 
deutenden Gefammtzahl von etwa 700 Genoffen. Höchſt lobenswerth waren die Anftrengun- 
gen beſonders derjenigen Vereine, die ohne Darlehn von feiten der Regierung nur ſich jelbft 
und der eigenen Kraft ihre volle Unabhängigkeit verdanken wollten‘, die ſich durch freiwillige 
und jahrelang beharrlich fortgefegte Entbehrungen, durch Abzüge von ihrem erft fpärlichen 
Arbeitöverbienfte allmahlic ein Eleines Betriebskapital und einen Reſervefonds zu ſchaffen 
wußten.22) Diefe ruhmvollen Anſtrengungen hatten jedoch nur geringe Erfolge; faſt alle 
dieſe Vereine mußten verkümmern in der Zeit des Kriegs, der Arbeitsſtockung und unter dem 
erdrückenden Übergewichte des großen Kapitals. 

Neben dieſen friedlichen Verbindungen hat ſich zu revolutionär-communiſtiſchen Zwecken 
die geheime Verbindung der Marianne gebildet, die meiſt Arbeiter zu Mitgliedern und ihre 
Verbreitung hauptſächlich im innern, vielleicht auch im ſüdlichen Frankreich zu haben ſcheint. 
Es ift wahrſcheinlich, daß fie ſchon nach dem Juniaufſtande von 1848 von Anhängern L. Blanc's 
geſtiftet wurde. Proudhon bezeichnete die Marianne als den Ausdruck des reinen Communis— 
mus, und ſolange er ſelbſt nicht über den Gedanken an eine Miſſion des Kaiſers zur Aufhe— 
bung der Bourgeoiſie wegkam, glaubte er darin eine Mahnung des Volks an den zögernden 
Alleinherrſcher zu entdecken. Nach dem Wenigen, was beſonders durch die Unterſuchung über 
den ſchwachen und leicht unterdrückten Aufſtand zu Angers (26. Aug. 1855) zur öffentlichen 
Kenntniß gelangt iſt, müßte man dieſe Verbindung für den Niederſchlag und Bodenſatz der 
roheſten Gelüſte der Vermögenstheilung und politiſchen Rachſucht Halten, vie nach den Februar: 
ereigniſſen von 1848 vorübergehend bis zur Oberfläche des öffentlichen Lebens aufgeſtiegen 
waren. Man müßte bei derſelben Verbindung nicht die Spur irgendeiner intellectuellen Füh— 
rung vorausjegen, da es ih um Projecte handeln würde, deren Unausführbarfeit nur der ſchon 
zum völligen Blödſinn abgeftumpfte Fanatismus zu verfennen vermöchte. Danad wäre bie 
Rede von projectirten Deportationen aller politifchen Gegner nad) Algerien in vielfach größern 
Maflen, ald fie nad) ven 2. Dec. 1851 wirklich vorgenommen wurden ; von Verwandlung alles 
über 50000 $r. betragenvden Privateigentbums in Staatdeigenthum; von Gonfldcationen der 
Güter aller politifhen Widerſacher im Betrage von Milltarven, neben denen die Confiscation 
der Güter der Orleans nur ald Maßregel der Milde erfcheinen würde. 2?) Indeſſen ift nicht zu 
überfehen, daß die amtlichen Berichte blos die überfpannteften Meinungen und Außerungen 
einzelner hervorheben, und dag der Glaube an das Dafein einer weitverzweigten und nicht 
völlig machtlofen Verbindung, mit einem ſolchen Gemengjel von zugleih unfinnigen und ver— 
brecheriſchen Umfturzplanen, die faiferlihe Regierung im Lichte einer fortwährenden Erhalterin 
und Retterin der Geſellſchaft glänzen läßt. Es ift alfo möglich, daß ed im Innern der Gefell- 
ſchaft nicht ganz fo ausſieht, als man vermuthen laſſen will; es ift fogar möglich, daß auch dieſe 
communiſtiſche Verbindung, wie vor ihr jo manche andere, bereits in ſich ſelbſt erftorben ift. 


22) ee’ in Huber, Reifebriefe aus Belgien, Frankreich und England i im Sommer 1854 @ Bder, 


Hambur 
—33* den Artifel über die geheime Gefellfchäft Marianne im erflen Bande (1857) des Werkes 
— — Zeit. Jahrbuch zum Gonverfationssterifon‘, namentlich aber darin den Unterfuchungsbericht. 
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Gleichwol läßt ſich nicht leugnen, daß noch in Frankreich gefährliche communiſtiſche und ſociali— 
ſtiſche Elemente gären. Nach alledem, was gelehrt wurde, mehr noch nach alledem, mas gethan 
wurde, bis zu den neueſten materiellen und moraliſchen Verwüſtungen durch ein frevelhaftes 
Wagſpiel um Macht und Reichthum, das ſich nicht blos auf die Börſe beſchränkte, mußten un— 
vermeidlich alle ſittlichen Begriffe von Recht und Pflicht in unheilvolles Schwanken gerathen. 
Der Communismus der Armen und die Speculationswuth der Vermögenden haben ja die 
gleiche Wurzel und das gleiche Ziel: den Beſitz und Genuß der durch fremde Arbeit geſchaffe— 
nen Güter. Hält man alfo nit mit Proudhon die Entftehung der Marianne für eine Mab- 
nung an Napoleon III., fo wird man doch darin eine Mahnung an die Nemeſis der Gejhichte 
erkennen. 

B. England. 1) Robert Owen unddie Cooperativvereine. Während der franzö- 
fifche Socialismus mit Aufftellung neuer und umfaflender Geſellſchaftstheorien begann, umdann 
erft zu den misglückten Verfuchen ihrer Anwendung überzugeben, war ber Bildungegang ein 
gerade entgegengefegter bei dem an ein großes und freies Öffentliches Leben gemöhnten britifchen 
Volke. Hier begann die Bewegung mit einem glänzend gelungenen Unternehmen, mit einem 
großen praftifhen Grfolge, und da man in tbeilweife irriger Auffaffung die allgemeinen und 
fir allgemein anwendbar gehaltenen Gründe jenes Erfolgs nachträglich entdeckt zu haben 
glaubte, fo gelangte man nun aud zu einem neuen Syſtem der moralifhen und gefellichaft: 
lihen Welt. Der Urheber jenes Erfolgs, ſowie des auf eine einfeitige Anwendung von Ben— 
tham's Nüglichfeitölehre gegründeten Syſtems, war Robert Owen. Trotz mander Schwä— 
hen ?*) und Verirrungen war Owen eine der bedeutendften Berjönlichkeiten feiner Zeit, von 
einem einfachen Lebenswandel, voll aufrichtiger und aufopfernder Menſchenliebe; furdtlos, be: 
harrlich und unermüdlich, arbeitäfräftig und geihäftstüchtig ; mit reichlichfter Kebenderfahrung 
und einem mitunter prophetifch gewordenen Scharfblicke ausgerüftet. Aus einer fümmerlichen 
Baummollfpinnerei zu New-Lanark machte er eine Mufteranftalt für die zweckmäßigſte Ver: 
bindung der Intereflen des Kapitald und der Arbeit, wie fie unter den damaligen Verhältniflen 
der Production möglih war. Alle Ehwierigfeiten, die ih ihm in der Roheit und dem Mis- 
trauen jeiner Arbeiter in den Weg ftellten, wußte er zu überwinden durch die Gründung einer 
Reihe der trefflichſten und ſich gegenfeitig fördernden Anftalten, deren gute Früchte mehr noch 
den Arbeitern ald dem Unternehmer zugute famen. Eeine verftändige Sorge erftredte jih auf 
das leibliche, geiftige und fittlihe Wohl von alt und jung, die in gefhäftlicher Verbindung mit 
ihm ftanden. Hauptfählid gewann ihm die in ihren heilfamen Folgen bald erfannte Thätig- 
feit für eine tüchtige Erziehung der Kinder die treuefte Anbänglichfeit der Altern. Aus dem 
mit Recht verfchrienen Truckſyſtem, womit er gemeinfhaftlide Speifeanftalten in Verbindung 
jegte, mußte er eine Wohlthat für feine Arbeiter zu machen. An der Stelle der faft gänzlich be— 
feitigten Geldbußen und eigentlihen Strafen ließ er die Triebfeder der Ehre wirken, und durch 
eine einfache Auszeihnung der tüchtigſten und tüchtigen vor den mittelmäßigen und ſchlechten 
Arbeitern fpornte er alle zu wetteifernder Thätigfeit. So brachte er durch den Ginfluß jener 
von der aufrichtigften Liebe zu feinen Arbeitern getragenen böhern Gerechtigkeit und höhern 
Klugheit, die jeden den ungeſchmälerten Vortheil redlicher Pfliterfüllung an ſich felbft erleben 
läßt, ein ſolidariſches Intereffe aller Betheiligten von größter Energie und Wirkjamfeit zu 
Stande. Das Los feiner Arbeiter war ein beneidenswerthed und allgemein beneideted, wäh— 
rend zugleich der Neingewinn des Unternehmend ein weit größerer war ald bei jeder andern 
Induftrie, die mit kurzſichtigem Blicke nur den einfeitigen Vortheil des Arbeitsherrn durch rüd= 
ſichtsloſe Ausbeutung der Arbeiter verfolgt. Fragt man aber nad) den befondern Gründen des 
außerordentlihen Gedeihens, jo find fie zum guten Theile in der auferordentlihen Berfönlich: 
feit Owen's ſowie darin zu entdeden, daß er bei allem Wohlwollen für die Arbeiter dod das 
Heft in den Händen behielt, daß er Herr und Leiter feines Unternehmens geblieben iſt. Noch 
weniger ift außer Acht zu laffen, daß zur Zeit jenes Gebeihend mit der Anwendung der Spinn— 
machine Arkwright's die Periode der großen Induftrie dod nur begonnen hatte. Erft durch die 
Dampfmafhine wurde die Herrſchaft des großen und größten Kapitals zur vollen Entwidelung 
gebracht. Um fo mehr zeugt e8 aber für den Scharfblick Owen's, daß er im großen und ganzen 
diefen Bildungdgang vorausſah, daß er feinen verderblichen Folgen für die arbeitende Bevölke— 


24) Dahin gehört der Glaube des fonft nicht überglaubigen Mannes an die Klopfgeifterei. Er ſchrieb 
noch in feinen legten Jahren eine Echrift, worin er über den jeltfamften Verfehr mit Gefpenftern be— 
richtet, die jämmtlich lebhafte Anhänger feines Geſellſchaftoſyſtems geweſen zu fein fcheinen. 
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rung fhon zu New-Lanark dur eine wohlbemeflene Verbindung landwirthſchaftlicher und 
induftrieller Beihäftigungen vorzubeugen trachtete. 

Hätte ih Owen darauf befhränft, hauptſächlich nur durch die Macht eines großen Beifpiels 
zu lehren und zu befehren, hätte er ed andern anheimgegeben, die unter beſtimmten Verhält- 
niflen der Zeit und örtlichkeit von ihm felbft verwirflicgten Ideen den mit überrafchender 
Schnelle ſich verändernden Verhältniffen anzupaflen, feine Wirkſamkeit wäre wol eine noch 
weiter greifende geworben. Da er felbft aber feine Meinungen höher achtete als feine Thaten, 
fo fpann er ſich Die erftern zu einem Syſteme aus und hielt ſich verpflichtet, dafür weit und breit 
auch unter unbefannten Menihen und Verhältniffen Propaganda zu mahen. Nach der vor- 
theilhaften Veräußerung von New-Lanark wandte er fein erſt ſehr beträchtliches Vermögen zur 
Merbreitung feiner Lehren durch Wort und Schrift an, ſowie zu Verſuchen der Golonijation 
und Vereinäftiftung m Norbamerifa und fpäter in Großbritannien. Zum Theil ſcheiterten 
diefe Verſuche, weil er es jelbft zu vergeflen ſchien, melde Zeit und Mühe es ihn in Lanark ge— 
foftet, um die Menſchen zur Ausführung feiner Plane zugleich geneigt und tauglich zu machen. 
Zum andern Theile hatten die nad feinen Grundſätzen gebildeten Vereine zwar ein zeitweifes 
Gedeihen, aber wol nur darum, weil es bei der geringen Zahl ihrer Mitglieder zu feiner voll- 
ftändigen Anwendung des Syſtems fommen fonnte. Was diefes jelbft anlangt, jo beruhte es 
auf dem gleihen Grundirrthume, in dem die Mehrzahl der jocialiftiihen THeoretifer verfallen 
ift. Denn aud Owen misfannte die volle Bedeutung der freien ſelbſtbewußten Perfönlichkeit. 
Er glaubte in den Menſchen nur Geſchöpfe der äußern Umftände zu erfennen, ſodaß es einzig 
darauf anfomme, fie unter gleich günfligen oder ungünftigen Verhältniffen aufwachſen zu laffen, 
um von ihnen (etwa wie von Pflanzen derſelben Art) die gleich guten oder gleich ſchlechten 
Früchte zu ernten. Er miskannte ed alfo, daß jedes menſchliche Individuum, vom Augenblide 
feiner nur unter ihm eigenthümlichen Verhältniflen erfolgten Geburt an, auch ſchon eine Welt 
für ſich ift, die um ihr Ich ald um ihren eigenften Mittelpunft Freijet, daß eben darum jede Per: 
fönlichfeit die fie umgebenden äußern Umftände in eigenthümlicher Weiſe in jih aufnimmt und 
zu eigenthümlichen Broductionen verarbeitet, daß mithin die verſchiedenen Menfchen einen ver: 
fhiedenen Boden erfordern, um im veihlihften Maße ihre auch der Gefellihaft nüglichften 
Früchte zu bringen. Darauf beruht dad Recht jeder freien Perjönlichfeit, daß fie für Production 
und Gonfumtion nad dem Maße ihrer eigenften und innerften Kraft jo weit ſich felbft ihre 
Grenzen zieht und ihre Ziele fegt, als fie nicht verlegend in das gleiche Recht anderer Perfön- 
lifeiten eingreift, und darauf beruht die Verfehrtheit jeder Erziehungsweiſe und jeder Geſell— 
ſchaftsordnung, welde Land, Licht und Luft nach abftract gleichen Maßen an die einzelnen ver= 
tbeilen will. Da aber Owen, von feiner einjeitigen Anſchauungsweiſe aus, das auch in jever 
einzelnen Perjönlichfeit anzuerfennende Recht und die Pflicht des verantwortlichen Selfgovern- 
ment nicht anerkennt, fo erklärte er jede Strafe für verwerflih und fonnte doch nicht umbin, 
auf dem Umwege einer moralifhen Heilfünftelei zum Zwede der Beflerung, auf dad nur an- 
ders benannte Strafrecht zurüdzufommen. Vom gleihen Irrthume aus Fam er zu einer will: 
fürliben Vertheilung der gefellfhaftlihen Functionen auf ver Grundlage einer ebenfo willkür— 
lichen Gliederung der Geſellſchaft nach Alteröflaflen. 

Trogdem behielt er den großen praftifchen Hauptzweck im Auge, deffen Erreichbarkeit ihm 
durch die Erfolge von New-Lanark bewiefen bien. Nad feinem Plane jollte außerhalb ver 
größern Städte eine allmähliche Vertheilung ver Maſſe der arbeitenden Bevölferung in ge— 
noſſenſchaftliche Vereine (communities) von höchſtens 3 — 4000 Mitgliedern jedes Geſchlechts 
und Alters ftattfinden. Dabei rechnete Owen wenigftens eine Zeit lang auf die Unterftügung 
der Regierung und der höhern Klaſſen der Gejellihaft. Seine auf Gefammtbefig gegründeten 
Genoflenfhaften ſollten zugleich induftrielle und landwirthſchaftliche fein, wie er fi denn unter 
den damaligen Verhältniffen des Landbaues bejondere Vortheile von der Spatencultur ver— 
ſprach. Während ver Welthandel und die Weltinpuftrie den größern Städten überlaffen blie: 
ben, follte jede diefer Fleinern Golonien durch die eigene Production möglichft den eigenen Ver: 
brauch decken und durch fich jelbft öfonomifh unabhängig fein. Es wurde nicht ohne Grund 
bemerkt, daß das von Owen, im Zuſammenhange mit dem Bildungsgange der großen Indu— 
frie , vorauögefebene Übel des Pauperismus jehr weſentlich hätte gemilbert werden fönnen, 
wären die feit 30 Jahren ald Armentare erhobenen 300 Mitt. Pf. St. zur Anlegung folder 
Golonien verwendet worden. Ja ſchon die zweckmäßige Verwendung der Hälfte dieſer und an= 
derer verfchleuderter Summen hätte genügt, um nicht blos Großbritannien und Irland, fondern 
auch ein gut Theil der Golonien mit einer zufriedenen und wohlbäbigen Bevölkerung in ge: 
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deihlich aufblühenden Anſiedelungen zu bedecken, ſtatt mit den Millionen eines verwilderten 
und verwildernden Proletariats in und außer den ſogenannten „Arbeiterbaſtillen“ (work- 
houses). 25) Darf nıan aud größere Erfolge, ald von der mislichen und koſtſpieligen Grün— 
dung neuer innerer Golonien, von einer an das beftehende Gemeindewejen anfnüpfenden Aus— 
bildung ver Gemeindewirthichaft neben der befondern Kamilienwirthfhaft erwarten, jo läßt ſich 
doch nicht leugnen, daß Owen mit feinen Vorſchlägen auf ein großes Bedürfniß unferer Zeit 
hingewieſen hat. berall fehen wir die bäuerliche Bevölkerung, mie namentlich in Frankreich, 
an den legten Schollen ihres Befigthums mit zäbefter Ausdauer feſthalten. Wir jehen anderer: 
feitö, wie gerade in England vie enterbten Millionen nad irgendeinem Befige von Grund und 
Boden mit raftlofem Eifer hinftreben. Das ift der die Maflen bewegende Inftinet der Rettung, 
der fie nachinem feften Boden fuchen läßt, damit jie nicht in den Sumpf des Pauperismus ver- 
finfen. In ver That fheint jede Hülfe fo lange unmöglich, bis wieder ein hauptſächlich in Grund 
und Boden angelegtes großes Gemeinvefapital, deſſen Benugung allen und befonderd den är— 
mern Mitgliedern jeder Gemeinde zugute kommt, dem großen Kapital von einzelnen und Actien= 
gefellfchaften Concurrenz macht; bis in jeder Gemeinde die große Landwirthſchaft mit der Flei- 
nen, ſowie mit der Örtlidy betriebenen Induſtrie in ein Verhältniß tritt, daß ed doch nicht in 
Fehljahren und Gemwerböfrifen für alle ärmern Familien an nicht gänzlich unzulängliher Ars 
beit fehlt; bis, gleich dem productiven Fruchtwechſel auf dem Aderlande, auch ein menſchlich för— 
dernder Arbeitswechſel fiir landwirthſchaftliche und induftrielle Thätigfeit vermittelt wird, damit 
nach der Erlöfung der Jungen und Alten von jeder überlangen, abftumpfenden Babrifarbeit 
wieder ein leiblich und geiftig gefundes Geſchlecht aufblühen könne. 

Bon allen neuern Sorialiften war Owen ber erfte, der innerhalb feiner Gemeinfhaften und 
mittel8 derfelben die anarchiſch ungebundene Goncurrenz durch die Cooperation und die Soli- 
darität der Intereffen aller Gemeindeglieder zu befeitigen gedachte. So wurde er der Schöpfer 
der zum Theil noch jegt beftehenden Gooperativvereine. Diefe iind, gleich ven Affociationen der 
franzöſiſchen Handwerfer, entweder auf gemeinfhaftlichen und vom größern Kapital unabhän- 
gigen Erwerb gerichtet, indem die Leitung des Unternehmens und des Vertriebs der Waaren 
den von den Arheitern jelbft an die Spige geftellten Mitarbeitern überlaffen ift, oder fte haben 
als fogenannte Cooperativ-Store's, gleich den Confumvereinen des Feſtlandes, ven Zweck des 
moͤglichſt wohlfeilen Anfaufs von Lebensmitteln im großen zum Verkaufe im einzelnen. Soldye 
Cooperativ⸗Store's gedeihen in der Regel, wenn fie die Conſumenten ihrer Waaren nur in der 
nicht allzu geringen Anzahl der Vereinsglieder felbft haben. Sobald fie aber ihre Kunden auch 
außerhalb des Vereins fuchen, fallen fie allen Schwankungen und Gefahren der Speculation 
und der Goncurrenz mit dem großen Kapital anheim. Viele ver auf Affociation gegründeten 
Kramläden diefer legtern Art gehen darum zu Grunde, oder fie fuchen ihr Dafein zu friften, 
indem fie jih in faum geringerm Grade wie die gewöhnlihen Krämer an ber nicht blos in den 
englifchen Städten fhon zu einer furchtbaren Höhe getriebenen Verfälfhung der Lebensmittel 
betheiligen, die mitunter fogar ven Charakter einer maffenhaften Volksvergiftung durch ſchäd— 
liche Subftanzen annimmt. Zu den Vertheilvereinen gehörten auch die Tauſchbanken, die von 
englifhen Arbeitern ſchon lange veriucht und wieder aufgegeben waren, ehe damit Proudhon 
eine neue weltummälzende Entdeckung gemacht zu haben glaubte. Sie berubten auf den glei- 
hen Grundfäßen wie die von ihm projectirte Volksbank, nur daß die englijchen Arbeiter in 
ihrem Taufchverkehre das Baargeld ſogleich befeitigten, indem fie die Arbeitözeit zum Mapftab 
für den Werth der auszutaufhenden Producte zu machen fuchten und ed nicht bemerften, daß 
fie damit nur ein Wort für das andere fegten. Diefe Banken gingen aus den gleichen und ſchon 
oben angeführten Urfachen zu Grumde, vie aud für die Volksbank fein Gedeihen erwarten 
ließen. Bon den auf gemeinfhaftlihes Zufammenarbeiten gegründeten, eigentlich probuctiven 
Bereinen konnten diejenigen nicht beftehen,, die mit verhältnißmäßig kleinem Kapitale gegen 
die große Fabrikation wirffam anzufämpfen hofften. Längern Beftand und beffern Erfolg bei 
oft fehr geringem Anfange hatten dagegen foldhe Bereine zu gemeinſchaftlicher Arbeit, für melde 
der befte Theil des Betrieböfapitals in einer beftimmten techniſchen Fertigkeit, alfo in jenem 
perfönlichen Kapital befteht, dad bie Arbeiter in fich ſelbſt haben. Dahin gehört eine Affociation 
von Mafhinenarbeitern in London, einige Vereine von Schneidern, Schuhmachern, Buch— 
druckern u.f.w. Im Jahre 1854 war die Zahl der wirklich nachweisbaren Eooperatinvereine 
in Großbritannien etwa 220, wovon aber die meiſten zu den Store's und nur etwa 35 zu den 


25) Huber, a. a. O. 
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eigentlich productiven gehörten. Die Geſammtzahl der Mitglieder wurde auf etwas über 25000, 
alfo auf einen Kleinen Bruchteil der induftriellen Bevölferung geſchätzt. Die früher erlahmte 
Cooperativbewegung machte nad dem Jahre 1848, befonders feit 1850 wieder Fortſchritte; 
die Strike der Arbeiter gaben Anlaß für vie Entftehung einiger neuen Vereine. Dem Ver— 
eindwejen überhaupt, und befonders unter der eigentlichen Arbeiterbevölferung 26), ſchien ſodann 
ein neuer Aufſchwung gegeben, ald endlich die jogenannte limited liability durchgefeßt wurde, 
wonach aud in England, wie bei ven Actiengeſellſchaften des Feſtlandes, die Vereinsglieder nur 
bis zum Belaufe ihres vertragsmäßig in das Geſellſchaftskapital zu leiſtenden Beiträge haftbar 
werden. Auch erfannten volfswirthfchaftlihe Autoritäten, namentlih 3. Stuart Mill, der frü— 
her anderer Meinung war, die Bedeutung der cooperativen Bewegung für Löfung der Social: 
frage an. Während er mit Recht Fefthielt am Principe der freien Goneurrenz, ſah er doch gleich: 
falls in der Betheiligung der Arbeiter am Gewinne ein bedeutſames Mittel der Ausgleihung 
im Kampfe des Kapitals mit der Arbeit, oder (richtiger ausgedrüdt) im Kampfe des fachlichen 
Kapitals mit dem perfönlichen. Aber trog alledem iſt in der neneften Zeit ein Stillſtand, jelbft 
ein Rückſchritt im cooperativen Vereinsleben zu gewahren ; denn gerade in England follte e8 
am deutlichſten hervortreten, daß in allem Kampfe gegen das erdrückende Übergetwicht de grofien 
Kapitals Fein großer Erfolg zu erwarten ift, wenn’ nicht auch der Staat in die Schranfen tritt, 
wenn nicht die jociale Bervegung zugleich eine politffche ift. 

Diefe Überzeugung ift mehr und mehr für die britifche Volksmaſſe die Triebfever faft ihres 
ganzen Öffentlichen Handelns geworben, alles Streben der arbeitenden Bevölkerung ift nad 
feinem innerften Grunde und deutlich ausgefprochenen Ziele auf Theilnahme am Staate, auf 
parlamentarifhe Mitherrihaft gerichtet. Durch feine raftlofen vieljährigen Anftrengungen 
konnte es hingegen Owen zu nichts bringen, als zu einem im den großen Strömungen des 
Volkslebens immermehr verfchwindenden jocialiftiihen Separatismus. Als er mit geredhtem 
Stolze auf feine Erfolge in New-Lanark hinweifen durfte, ſchien ein großer Theil ver weltlichen 
und geiftlichen Ariftofratie zur Förderung feiner Plane geneigt. Sie wendete ſich von ihm ab 
und trat ihm mit felbftfüchtigem Kaftengeifte entgegen, als fle den ganzen Umfang der an fie ge- 
ſtellten Forderungen erfuhr. Aber der einmal zum Theoretifer gewordene Praftifer verftieß 
and nach anderer Seite mit feinen materialiftiih gefärbten Lebensanfhauungen gegen die weit 
und breit vorherrfchenden religiöfen Meinungen, und trieb mit dadurch ſich felbft und die Fleine 
Schar jeiner Anhänger in verfümmernde Abfonderung hinein. Selbft nach der ftaatlichen und 
geſellſchaftlichen Seite hin blieb ihm die tiefere Bedeutung jener Bewegung verborgen, an der 
ſich die große Mafle des Volks und zumal der arbeitenden Klaffen betheiligte. Der Schöpfer 
eines neuen Socialſyſtems war ſchon zu jehr der Sklave feines Syſtems, ald daß er noch außer— 
halb ver Schranken deſſelben die Möglichkeit irgendeines Heild erblickt Hätte. 

2) Politiſch-ſociale Bewegung. Baht man die große britifche Volksbewegung feit 
Beendigung der Kriege gegen Napoleun nad ihrem äußern Verlaufe ind Auge, fo findet man 
zunächſt, ver politifch = focialen Gliederung der Nation entſprechend, die Oppofition der land— 
wirthſchaftlichen Bewölferung unter ver Führung ihrer Landlords, alfo die Oppojition der poli= 
tiſch Hefigenden Klaffe, gegen die Forderungen der in ſich jelbft noch wenig gefpalterten indu— 
ftriellen Bevölferung. Denn wie fidh die in behaglichen Umſtänden lebende Mehrheit ver Päd: 
ter, ver Unterpächter und felbft der Freeholderd von den großen Grundeigenthümern willig lei— 
ten ließ, fo folgten die inpnftriellen Arbeiter um fo lieber den Impulfen von feiten der Meifter 
und Unternehmer, als die große Inpuftrie, vurd Erhöhung des Arbeitslohns bei reichlicher Be— 
häftigung, in ihren erften Anfängen nur günftige Bolgen erwarten ließ. Unter dem Drucke 
augenblicklicher Noth, wie am blutigen Tage von Peterloo (1823), traten zwar fhon dann und 


26) Außer den von den Arbeitern felbft entweder ausfchlieglich oder hauptfüchlich gegründeten Berei: 
nen gibt es noch viele, deren Mitglieder der höhern Gefellfchaft angehören, die aber gleichfalls eine Ver⸗ 
befierung des Loſes der arbeitenden Bevölferung zum Ziele haben. Dahin gehören mehrere Gefellichaf- 
ten zur Berbefferung der Arbeiterwohnungen, die jedoch meift ihres Zwecks zu verfehlen fcheinen, da ſich 
ihnen eine mitunter wucherifche Speculation zu bemächtigen wußte. ine hauptſächlich aus Rechtsge: 
fehrten und Geiftlicyen beftehende Gefellfchaft ift eigens geftiftet, wın den Arbeitern bei der Gründung 
ihrer Vereine mit Rath und rechtlichen Beiftande an die Hand zu gehen. Ein 1857 von Lord Brongham 
gegründeter Verein, dem auch Lord I. Ruffell, die Grafen Garlisle und Shaftesbury u. f. w. angehös 
ren, hat es mit Verbreitung forialer Kenntniffe zu thun und foll einen Mittelpunft für bie focialen Res 
former bilden. Er hat fich in fünf Abtheilungen gegliedert: für Rechtswiſſenſchaft und Gefegverbeile- 
tung, für Erziehung, für Griminalrecht und Befferungsanftalten, für allgemeine @efunbheitspflege, für 
fociale Bolfswirthfchaft. 
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wann die arbeitenden Klaffen als eigenthümliches ſociales Element hervor??), aber in ver 
Hauptſache erhielt fih doch durch die Gemeinfchaftlickeit ihrer Intereffen eine Einigung der 
ganzen induftriellen Bevölkerung während einer Neihe von Jahren und bis zur Durdjegung 
der Reformbill von 1832. Die Reform brachte die Mittelffaffe zur parlamentarifhen Mitherr- 
haft, ohne der arbeitenden Bevölferung zum unmittelbaren Bortheile zu gereihen. Gine ber 
erſten Maßregeln des reformirten Parlaments war vielmehr die Errichtung der den Arbeitern 
in hohem Grade verhaßten Workhouſes, während früher jede Gemeinde für ihre Armen zu ſor— 
gen hatte. Die Überzeugung ‚ daß vom fo reformirten Parlament eine Verbeflerung ihrer Lage 
nicht zu erwarten jei, trieb nun die arbeitende Benölferung zu jener noch fortvauernden Agita— 
tion für politifche Oleichftellung, die bereits in der Volkscharte von 1835 ihren beftimmten Aus: 
drud fand. Gleichzeitig murden ſich befonders die eigentlichen Babrifarbeiter ver Gemeinſchaft— 
lichkeit ihrer Ingereflen gegenüber den Babrifherren immermehr bewußt, und in diefen: großen 
Intereflenfampfe bildete jih auf beiden Seiten eine eigene Socialpolitif mit [darf audgeprägten 
Klugheitöregeln aus, wodurch jede Partei einer beftimmten Disciplin unterworfen wird. Eben 
dieje Disciplinirung machte ed möglich, daß fl die beiden großen Parteien, in die ſich die indu— 
ftrielle Bevölkerung theilt, zeitweile auch wieder für gemeinſchaftliche Zwecke gegenüber den 
Grundherren zu einigen vermodten. So war ein beträdtlicher Theil der arbeitenden Klaſſen 
bis zur Abihaffung der Kornzölle im Jahre 1846 mit den aus Fabrifherren und Freihänt- 
lern beſtehenden Führern der Anti-cornlaw-league einig gegangen, ald e8 ji) darum handelte, 
dem Volke wohlfeiles Brot und durd theilweiſe Entlaftung des Handels überhaupt mwohlfeilere 
Maaren zu verſchaffen. Nur diejenigen unter den Chartiften, die blos politifhe Zwecke ver: 
folgten, hatten ji aus Eiferfucht gegen die großen Induftriellen an dieſer Freihandelsbewegung 
entweber nicht betheiligt, oder waren jogar ald Gegner derielben aufgetreten. Auf der andern 
Eeite hatten die Babrifarbeiter ver Eiferfucht derfandlords gegen die großen Induftriellen einige 
wenigſtens ſcheinbare Goncejjionen zu verdanken. Dahin gehörten die Gejege gegen das Truck— 
und Cottageſyſtem, ſowie die fogenannte Zehnftundenbill, wodurch befonders dem mit der Fabrik⸗ 
arbeit ver Kinder getriebenen Misbrauche ein Ziel gefegt werben jollte. Allein gerade dieſe Gelege, 
die dad Interejle der Fabrikherren leicht zu umgehen wußte, biteben faft gänzlich wirkungslos. 
Der Kampf der focialen Intereifen, der in England feine größten Dimenfionen und jeine 
beſonders ausgebildete Parteitaftif hat, hängt mit der Umwälzung aller gefellichaftlichen Ver: 
hältniffe jeit Ginführung des großen Mafhinenmweiens zuſammen. Die Bolgen dieſer Umwäl— 
zung, die ji mehr und mehr auch über dad Gebiet der Landwirthſchaft erftreden, haben fi 
doch auf dem der Induftrie zunächſt und im weiteften Umfange entwidelt. Am maflenbafteften 
treten ihre Wirkungen im weit ausgedehnten Zweige der Baummollfabrifation und in der 
Stellung der jogenannten Gottonlords zu ihren Arbeitern hervor. Doc haben die gleihen Ur— 
ſachen die weſentlich gleihen Wirkungen auch in allen andern Zmeigen der großen Inpuftrie. 
Faffen wir zunächſt die aus der Stellung der Cottonlords und det andern großen Fabri— 
fanten entjpringende fociale Politik ind Auge, wie fie fih in den Kehren oder der fogenannten 
Philoſophie ver Mancheſterſchule formulirt hat. Die Anwendung der großen Maſchinen, zumal 
der Dampfmaſchinen, ift zugleich die Anwendung des großen Kapitals. Die hierdurd gewaltig 
gefteigerte Production geht weit über ven Bedarf der zunächſt Wohnenden hinaus. Sie muß 
ihren Abſatz auf ven Weltmarkt juchen, fie muß fidh den Gefahren ausjegen, die bei der Unſicher— 
heit der in die Kerne gerichteten Speculation am wenigften zu vermeiden find. Auf dem Welt: 
markte hat die englifhe Induftrie nicht blos die Concurrenz der gleihartigen Induftrien anderer 
Nationen zu beftehen und womöglich zu überwinden, fondern jeder einzelne Fabrikant tritt auch 
durd Vermittelung des Handels mit jedem andern Fabrifanten verjelben Waarengattung in den 
Mettftreit um größern Gewinn ein. Um nun die günftigen Chancen des Weltmarkts, auf 
weldye die Erwerbsluſt immer fpeculirt, im größten Umfange benugen zu können, jucht der Fa— 
brifant feine Production durch möglichfte Vergrößerung jeined Betrieböfapitald immermehr 
zu fleigern. Auch die großen Induftriellen Englands arbeiten darum meift mit dem drei: und 
vierfahen Kapital deffen, was jie wirklich befigen, jovaß ihre Bankiers, die ihnen Vorſchüſſe 
machen und ihre Wechſel discontiren, gleihfam igre mitbetheiligten Gejellihafter find und einen 
jehr beträchtlihen Theil am Gewinne haben, den fie in der Form von Zinfen und Geſchäftsge— 





27) Bgl. die treffliche Monographie über bie Lage ber arbeitenden Vevollerung i in England im zwölfs 
ten Bande der „Gegenwart, fowie die über die Mancheiterfchule im zweiten Bande (1858) des Werkes 
„Unſere Zeit. Jahrbuch zum "Gonverfatione: Lerifon‘. 


Communismus und Socialismus feit 1848 669 


bühren einziehen. So entjteht auf dem den großen Kapitaliften eingeräunten Felde der großen 
Induftrie ein nothwendiges Streben der Monopolifirung jeder weſentlich gleichartigen Indus 
ftrie durch den Sieg des größten Kapitals über das minder große. Davon ift es eine in England 
bereits ſehr ſichtbar, hervortretende Folge, daß ſich bei ſteigender Production im ganzen die vers 
ſchiedenen Induftrien i im immer weniger Händen vereinigen. 

Neben dieſen Siegen des größten Kapitals über das minder große erzeugt ſich ebenfo un: 
vermeiblich ein wachſender Druck der großen Kapitaliften und Inpuftriellen gegen ihre Arbeiter. 
Denn diefe legtern ſind ſelbſt ja die Fleinften Kapitaliften, die mit den großen Kapital ihrer 
Arbeitöherren auf dent gleichen Felde ver Induſtrie in die den Gewinn diefer Arbeitäherren be— 
ſchränkende Goncurrenz treten. Doc ift Hier zur unterfcheiden. Die ganze Politik der Manz 
cheſterſchule läuft darauf hinaus, möglichft wohlfeil einzufaufen und möglichſt theuer zu verfaufen. 
Namentlich ſuchen alfo die induftriellen Unternehmer die Arbeit, deren fie benöthigt find, zum 
wohlfeilen Preiſe zu erlangen. Da nun ihre Arbeiter genährt und gefleivet jein müffen, um ar— 
beiten zu fönnen, jo haben fie mit diefen ein wenigftens ſcheinbares gemeinfchaftliches Intereſſe 
für möglichfte Billigkeit der nothiwendigften Lebensbedürfniſſe. Daher die Agitation der großen 
britiſchen Induſtriellen für die allgemein erfprießlihe Aufhebung der Kornzöfle und überhaupt 
für den Freihandel. Aber die gleichen Indujtrieflen Haben aud ein Intereffe für möglichite 
Verminderung ded Lohns ihrer Arbeiter. Und dieſes Interefle ift bei Fabrikanten beſonders 
groß, die mit befonders großem Kapital arbeiten. Gin Fabrifant, der etwa mit taufend Spin= 
deln täglih 2 Etr. Garn fpinnt, gewinnt nur 16 Sh. 8 P. tägli, wenn er auf jedes Bund 
den Arbeitslohn um einen Farthing oder Y, Penny herabdrückt. Diefe Summe iſt bei feiner 
kleinen Spinnerei feine befonderd große Aushülfe bei den Ausgaben für feine Familie. Ein 
Babrifant mit Hunderttaufend Spindeln ift dagegen in einer ganz andern Lage. Er gewinnt durch 
die gleihe Herabdrückung des Arbeitslohns täglich 1666 Sh., oder jährlihd 25000 Pf. ©t.; 
er feßt jich eben dadurch auf dem Weltmarfte in den Stand, die Goncurrenz feiner nur um ein 
Geringes theuerer produeirenden Mitbewerber aus dem Felde fhlagen zu können. Nach der an: 
fänglihen Vermehrung des Arbeitslohns dur Entflehung der großen Induftrie, iſt denn wirf: 
lich auch die Periode der Herabffgung dieſes Lohns auf das erreichbare Minimum eingetreten. 
Und wo es feine Schwierigkeiten hat, das gleihfam Hiftorifch gewordene Recht des Arbeiterd auf 
einen beflimmten Lohn geradezu zu bejeitigen, da ſucht man daffelbe Ziel auf Umwegen zu er: 
reihen. Damit hängt, trog alle geieglihen Verbote, die Fortdauer des Truck- und Cottage— 
ſyſtems zufammen, wonad der Fabrifant feinen Arbeitern die ihnen nothwendigen Lebensmittel 
und Wohnungen zum theuerjten Preiſe zu verkaufen umd zu vermiethen weiß. Dies ift nichts 
anderes ald eine indirecte Verminderung des Lohne: der Fabrifant nimmt wieder dem Arbeiter 
mit der einen Hand, was er ihn mit der andern gegeben hatte. Und große Babrifanten haben 
darum in Parlament unummunden erklärt, daß fie ohne ein ſolches Truckſyſtem nicht zu beite- 
ben vermöchten. Dieſes Streben nad Herabdrückung des Arbeitslohns thut ich noch in anderer 
Richtung fund: man fucht möglichſt die Eoftipielige männliche Arbeit durch die wohlfeilere der 
Frauen und Kinder zu erfegen. Bon den 800000 Arbeitern in den Webereien Englands ift 
etwa die Hälfte unter 20 Jahre alt, und drei Zehntel gehören dem weiblichen Geſchlechte an. 
Daher die fortdauernde Oppofition der Fabrifanten gegen jede gefegliche Beſchränkung der 
Arbeitözeit überhaupt, fowie insbefondere gegen dad Zehnſtundengeſetz, das für die Arbeit der 
Kinder und Frauen ein nicht zu überſchreitendes Zeitmaß einzuführen verſuchte. Daher die nur 
allzu wirkſame Oppofition gegen jeden Schulzwang, oder gegen Recht und Pflicht der menfchen- 
würdigen Erziehung des heranwachſenden Geſchlechts, ſoweit dieſelbe mit einer maßlofen Aus: 
beutung der jugendlichen Kräfte für die Intereffen der Fabrifherren unvereinbar ift. So wurde 
noch 1856 der Antrag auf Schulpflichtigkeit ald unverträglich mit der individuellen Freiheit 
verworfen. In den Manufacturbezirken — hieß es — feien 700000 Kinder von 8—15 Jah: 
ven beſchäftigt, und die Altern feien einzig auf den durch feinen Schulbeſuch zu vermindernden 
Arbeitderwerb ihrer Kinder angewieſen, um diefe unterhalten zu fönnen. Man dürfe alfo durch 
Shulpflichtigkeit jo wenig die Intereffen der Altern verlegen ald diejenigen der Fabrifanten, 
die font gezwungen jeien, ihre Babrifen zu ſchließen und Hunderttaufende dem Hungertode 
preiözugeben. 

Die ſchweren Übel, die fih an die jegige Ausbildung ded Kapitalismus und der großen 
Induftrie knüpfen, treten noch deutlicher hervor, wenn man die Dadurch bewirfte Ummälzung im 
ganzen häuslichen und gefellfhaftlichen Leben ver Arbeiter ind Auge faßt. Die Dampfmaſchine 
ift ver Hundertarinige „Arbeitsrieſe“ geworben, der mit feinen Rädern und Hebeln die fonftige 
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ſchwere Arbeit von Tauſenden jpielend verrichtet. Er ftiftet neue Golonien, denn er zwingt ganze 
Scharen menſchlicher Arbeiter in feiner Nähe zu wohnen. Er beſchränkt die gleihförmig wieder- 
fehrenden Handgriffe dieſer Taufende darauf, daß fie ihm raſtlos den zu verarbeitenden Stoff 
darreihen, um ihn verarbeitet wieder zu empfangen , oder auf die unabläffige Sorge, daß es ihm 
an feiner täglichen Nahrung von Beuer und Waſſer nicht gebredhe. Bor der Riefenfraft des 
Dampfes ift der Unterfchied der Geſchlechter und des Alters verfhwunden: die Maſchine macht 
Männer und rauen, Kinder und Erwachſene zu ihren gleih brauchbaren Sklaven. Sie hat 
die Nothwendigkeit jeder techniſchen Vorbildung überflüffig gemacht ; fie hat ven Unterſchied 
zwifchen Zehrlingen und Meiftern aufgehoben, und den Arbeitölohn für alle auf ein Minimum 
herabgeſetzt; fie hat jeden Wetteifer um den Preis der größern Geſchicklichkeit erſtickt; jie Hat alle 
Arbeiter gleich gemacht, denn alle find zu Theilen eines großen Mechanismus und außer Ber: 
bindung mit demfelben zu werthlojen Nullen geworden. Schon vom achten Jahre an wird der 
Menſch tauglich befunden, der Maſchine angepapt zu werben, die fortan feine Ernährung mie 
feine Erziehung bejorgt, indem fie etwa mit dem Herangewachſenen einen andern Theil des 
Mechanismus ald früher mit dem Kinde ergänzt. Eben diefe Dampfmaſchine fliftet Chen und 
gründet Familien zu Taufenden, um gleichzeitig jogar die Möglichkeit jedes gefunden und freu- 
digen Bamilienlebend zu zerftören; ie bevölkert das Land mit dichten Menfhenmaflen, um dem 
Tode eine reichere, frühzeitige Ernte zu bereiten. Die Leichtigkeit einigen Erwerbs durch Kinder: 
arbeit läßt in nod jungen Jahren und bei den erften Negungen des Geſchlechtstriebes zahl: 
lofe Ehen abſchließen. Aber die des Kindes kaum geneſeue Mutter und alle, die deflelben war: 
ten und pflegen könnten, find an die Maſchine gebannt, denn fie müſſen arbeiten, um leben zu 
fünnen. Um dem Säugling Ruhe zu ihaffen, füttert ihn die Mutter, bevor jie in die Fabrik eilt, 
mit Laudanum, mit der in ber Fabrikſprache ſogenannten „mother's quietness”. Sie wendet 
das gleiche Mittel am Abende an ; denn jie felbft und die andern arbeitsfähigen Familienglieder 
bedürfen dringend ded Schlafd und der Herftellung ihrer erfchöpften Kraft zur Arbeit des fol- 
genden Tags. Während die Frauen der Fabrifarbeiter nicht die Fleinften häuslichen Geſchäfte 
erlernen; während fie oft genug aus ihren Kartoffeln nur eine gefhmadlofe und ungefunde 
Koft zu bereiten wiſſen: gewinnen fie doch eine traurige Fertigkeit in der Mifhung dev Opium: 
jpeife für ihre Kinder. Gleihwol werden viele Kalle unvorfihtiger Opiumvergiftung confta= 
tirt; und ſelbſt nah Einführung der Zehnftundenbill hat ver Verbrauch ded Laudanums nicht 
abgenommen. Mit dem Eintritt in die Fabrik beginnt für die Kinder eine zunächſt günftig 
ſcheinende Entwidelung: ihre leichte Arbeit ift für jie felbft nur ein Spiel, während das ver- 
wickelte Spiel der Maſchine ihre Aufmerkſamkeit reizt, ihre Verſtandeskräfte weckt und beſchäf— 
tigt. So tritt eine furze Zeit des geiftigen und jelbft des leiblichen Gedeihens ein, wie man es 
nad der vorangegangenen Lebensweiſe nicht eriwarten follte. Aber bald äußert das Einerlei ver 
täglich wiederkehrenden Beihäftigung feine abftunpfende Wirkung, bis ed durch die Regungen 
der Geſchlechtstriebe unterbrochen wird, und fi in Heirath und Kinderziehung der Lebenslauf 
jeder ältern Generation im jeder jüngern wiederholt. Trotz der zahlreichen Todesfälle in den 
Jahren ver Kindheit und dem durchſchnittlich frühen Lebensende der Erwachſenen, ift mehr noch 
als durch Einwanderung infolge jener zahlreihen und früßzeitigen Ehen die Bevölferung der 
induftriellen Grafihaften binnen 4O Jahren um 37 Proc. geftiegen, während die der landwirth— 
Ihaftlihen Bezirfe nur um 7 Proc. zugenommen hatte. Aber die heutigen Menſchen find eine 
leiblih und geiftig ſieche Maſſe im Bergleihe mit der friſchen und-fräftigen Bevölferung, wo— 
durch fi zumal Luncafterihire vor dem Beginne der großen Induftrie ausgezeichnet hatte. Der 
gemeinfame Drud ihrer einförmigen Lebensweife bat jedoh in diefer ganzen Maſſe aud das 
gemeinjame Streben gewedt, ſich durch Befolgung einer eigenthünlichen Socialpolitit auf eine 
hoͤhere Stufe in der Geſellſchaft zu erheben. 

Es wurde ſchon manches leichtfertige Urtheil über die auf dem Feſtlande faſt ſprichwörtlich 
gewordene Selbſtſucht britiſcher Handelspolitik geäußert. Aber in der großen Induſtrie und 
dem auf die Concurrenz der Völker und einzelner gegründeten Welthandel begegnen wir dem 
ſcheinbar unvermeidlihen Gefege einer eifernen Nothiwendigfeit, wonach fort und fort ber 
Schwächere dem Stärfern zum Opfer fallen muß. Es iſt aljo begreiflih genug, daß die eng- 
liſche Handelspolitif darauf bedacht ift, überall dem Handel Englands das Übergewicht zu er= 
halten oder zu verfhaffen: jede Stodung in den Abjagwegen droht ja ſogleich, das ganze un— 
geheuere Betriebe der induftriellen Production ind Stoden zu bringen und Millionen dem 
rettungslojen Elende preiszugeben. Gine ähnliche Bewandtniß hat es mit den verdammenden 
Urtheilen über die fogenannte Philofophie dev Mancheſterſchule; fo ſehr man berechtigt fein 
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mag, einzelne Babrifanten der Hartherzigkeit und eines greuelhaften Mammonsdienſtes anzu: 
Flagen, und jo ſehr man ed anerfennen mag, daß eine praftiiche Philoſophie dieſer Art endlich 
aud ihre humanſten Befenner egoiftifh verhärten mug. Allein gerade varum, weil Millionen 
englifche Arbeiter nur noch ald MafchinentHeile in Betracht fonımen, darf man nicht willkürlich 
einzelne Beftandtheile aus dem ungeheuern Mehanismus herausnehmen wollen. Man würde 
mit diefem Eünftlihen Mechanismus zugleich die Eriftenz der arbeitenven Bevölkerung zerftören. 
Nicht einmal zum Zwede menſchenwürdiger Erziehung find rückſichtslos eingreifende Maßregeln 
geftattet: in dev Schule des Elends würden ja Altern und Kinder nod weit mehr Schlimmes 
lernen als Gutes in den Schulen des Staats oder der Kirche, zu deren Beſuch fie gezwungen 
würden. Wenn irgenpwo, jo ift darum hinſichtlich ver großen Induſtrie jever jocialen Politik 
die höchſte Vorſicht geboten: fie darf ſich um der beften Zwecke willen nicht vermeffen, den Ar: 
beitern die nod fo fauer erworbenen Früchte ihrer Thätigkeit irgendwo zu ſchmälern, ohne zuvor 
ſchon für genügenden Erfag geforgt zu haben. 

Darf man ed aber den großen Babrifanten nicht kurzweg ald verbrecheriſche Selbſtſucht aus: 
legen, wenn fte fidh in der einmal gewonnenen Stellung zu behaupten ſuchen: fo follte man ſich 
noch weit mehr vor jedem oberflächlichen Tadel gegen die Socialpolitif der Arbeiter hüten, wo- 
durch jih dieje aus ihrer unwürdigen gefellfhaftlihen Stellung zu befreien traten. Die 
Millionen englifcher Arbeiter find in der Negel nicht jo ſchlecht bezahlt, daß fie nicht jährlich, 
Millionen ausgeben fönnten für ven Genuß von Bier, von Gin und Tabad, oder für Mufik und 
Gefang. Aber die von dem frühern Opiumgenuß und der fpätern Fabrikarbeit abgeſtumpften 
Nerven Eönnen am wenigften jener Reizmittel entbehren. Zwar find die meiften Gooperativ- 
vereine und Cooperativ-Store's zugleih Mäßigkeitövereine ; aber ihre Mitglieder gehören mehr 
zur Klaffe der Handwerker ald Fabrifarbeiter. Auch die bei den legtern fo entſchieden hervor⸗ 
tretende Neigung für Mufif und Gefang hängt offenbar mit dem Bedürfniſſe eines Gegenreized 
gegen das eintönige und betäubende Mafchinengetöfe zufammen. Man hat es gleichwol den 
Arbeitern zum Vorwurfe gemacht, daß jie ſich in ihren fogenannten Lurusausgaben nicht ſelbſt 
beſchränken, um fi maflenhafter an den zahlreihen Sparkaſſen zu betheiligen. In der That 
fommen dieſe weit mehr den einen Handwerkern, ſowie Bedienten, Knechten und Mägpen zu: 
gute ald ven Fabrifarbeitern. Aber diefe fürchten fi vor den Ginlagen in Sparfaffen, weil jie 
damit nur den Arbeitäherren ven Beweis in die Hand geben würden, daß ihr Lohn nod nicht auf 
das äußerſte Minimum vermindert iſt. Werden ſolche Einlagen dennoch gemacht, fo wählen die 
Ginleger meift nicht die Sparfaffe ihres Wohnorts, fondern eine entferntere, um die Erſparniſſe 
ihren Arbeitöherren zu verheimlichen. Gleihwol haben es die englijchen Arbeiter ſchon lange 
erkannt, daß fie über Kapital müffen verfügen fönnen, um ji von der Tyrannei des Kapitals 
zu befreien. Daher begegnen wir ſehr mannidfaltigen Verſuchen einer ſolchen Kapitalifirung, 
theils im Intereffe befonderer Vereine, theils für die forialen Zwede der gefammten Arbeiter: 
bevölferung. So haben Arbeiter ihre erfparten Bence zufammengelegt, um auf eigene Red: 
nung im großen zu fabrieiren. Aber dies führte zu feiner Beſſerung. Durch alle Erſparniſſe 
fonnten fie im beften Falle doch nur — wie dies treffend bezeichnet wurde — einen „Gollectiv: 
Gottonlord‘ zu Stande bringen, der num feinerfeit3 dem Gefeg der Soncurvenz verfiel und ven 
arbeitenden Bereinsgliedern den Lohn immermehr jhmälern mußte, bis er dennoch durd) das 
Übergewiht des größern Kapitald erdrückt wurde. So haben ſich zahlreiche Arbeiter bei den 
building-societies theil8 als Mitglieder dieſer Baugeſellſchaften betheiligt, theils mit Hülfe der— 
jelben ihre Erfparniffe zum Erwerb von Wohnhäufern verwendet. Für ihre elenden Woh— 
nungen müffen die Arbeiter 10—15 Proc. des Häuſerwerths zinfen; jie könnten mit dem glei— 
hen Aufwande während etwa 10 Jahren das Gigenthum erwerben. Dazu follten ihnen die 
Baugeſellſchaften helfen. Aber die allverberblihe Gewinnfucht errichtete zumal in Mandefter 
und Liverpool ganze Reihen gefällig ausfehender Gottages, die den Unternehmern 15 Pror. 
abwerfen, weil die neuen Käufer und Wohnungen innerlid noch ſchlechter jind, als es die alten 
waren, Die ftetö wiederkehrende Sehnſucht der Arbeiter nach einem noch fo geringen Grund: 
befig und nad einer gefunden Thätigkeit unter freiem Himmel, hat noch bis in die neuefte Zeit 
Vereine für das fogenannte Syftem der alloeiments hervorgerufen, für Erwerb und bie Ver: 
theilung von Grundbeſitz an einzelne nad) Fleinen Lofen. In bedeutendem Umfange trat dieſes 
Streben zur Zeit der Agitation für Abfhaffung der Kornzölle hervor, als ſich die Freihandels— 
partei eine möglichft große Anzahl liberaler Freeholdervoten zur Durchſetzung ihrer politiſchen 
Zwecke zu verfhaffen ſuchte. So entſtand die große National-Freehold-Society und diefer zur 
Erite, oder aud in Oppofition mit ihr, noch etwa 130 ähnliche Gefellichaften mit einem wenig— 


672 Eommunismus und Socialismus feit 1848 


ftend nominellen Kapital von nahe 4 Mill. Pf. St. Es wurden wirflih einige hundert Güter 
erfauft und in 19500 Barcellen beſonders an Arbeiter ausgethan, die ji zum Theil zur Selbſt— 
bewirthſchaftung verpflichteten. Aber mit diefer Verwendung ihrer Eriparniffe auf den Er: 
werd fleiner Grunpftüce kam die arbeitende Bevölferung zu fpät. Denn nad) der Abſchaffung 
der Kornzölle begann auch für die Landwirthſchaft die Periode ver großen Induftrie und der 
Anwendung ver Mafchinen, wodurd die Spatencultur und jede Art ver Kleinwirthſchaft fait 
gänzlich verdrängt wird. 

Endlich gehören noch die trades-unions zu den wichtigſten der auf Erfparniffe der Arbeiter 
gegründeten Vereine für gemeinfhaftlide Zwede. Die jeweiligen Arbeitäpreife werden int 
Grunde, wie dies auch die Mancheſterſchule einräumt, durch die gerade unbefhäftigten Arbeiter 
gemacht. Unter dem Drud der Noth bietet ſich die vielleicht nur geringe Zahl ver augenblicklich 
Geihäftslofen zu geringem Lohne den Fabrifanten an und fegt diefe in den Stand, der vielleidt 
zehnmal ftärkern Zahl ihrer Arbeiter gleichfalld einen geringern Kohn aufzuzwingen, wenn fie 
nicht auf die Strafe gefegt fein wollen. Um nun diefem Zudrange zur Herabjegung des Arbeits: 
lohns vorzubeugen, werden einftweilen die Unbefhäftigten von den trades-unions unterhalten. 
Aus eben diefen Spar: und Kriegdfaffen werben die Koften der Strifes beftritten, wenn ſich eine 
größere Anzahl Arbeiter freiwillig außer Gefhäft und Lohn gejegt hat, um die Arbeitöherren 
zur VBerwilligung eines fünftighin größern Lohne zu nöthigen. Und gerade in Beziehung au’ 
diefe Strifes fommt für beide Parteien eine ſchon Eunftgerecht ausgebildete Taktif zur Anwen: 
dung. Diefe nur felten öffentlich befprodhenen VBerabredungen und Verbindungen der Arbeits: 
herren zur Erniedrigung des Lohns oder zur Vereitelung der Zwede eines Strife find ebenfo 
häufig oder häufiger als diejenigen der Arbeiter. Bei ven Fabrikanten fommt denn namentlich 
der Zuſammenhang der verfchiedenartigen Induftriezweige in Betracht. Haben etwa die Ar: 
heiter in Baummollfabrifen einen Strife unternommen, fo vermindert ſich fogleih auch der 
Kohlenverbraud. Um fo geneigter find num die Eigenthümer ver Kohlenwerke, ihre Arbeiter 
gleichfalls außer Thätigfeit zu fegen, wodurch fi die Maffe ver aufer Nahrung Gefegten fo fehr 
vergrößert, daß die trades- unions nit mehr ausreichen und alle freiwillig oder gezwungen 
Feiernden zur Wiederaufnahme ihrer Arbeiten um fo eher genöthigt jind. 

Selbſt in den Gewerben, die eine beftimmte VBorbildung und tehnifche Bertigfeit voraus: 
jegen, gewinnt dod) das Slopſyſtem oder der fabrifmäpige Betrieb ein wachſendes lIbergewidht. 
Denn auch diefe Gewerbe laffen bis zu gemwiffem Grade theils eine weitere Anwendung der Ma— 
ſchinen (neuefte Nähmaschinen für Kleiverfabrifation u. f. w.) zu, theils eine weitere Theilung 
und Scheidung der einförmig wiederfehrenden Operationen der Arbeit von folden, die eine hö— 
here Kunitfertigfeit erfordern. Eben damit dehnt ſich die Herrſchaft des großen Kapitals aus, 
und auf allen Feldern der Induftrie treten einander die focialen Intereffen und Parteien in 
ftet8 größer werdenden Maffen entgegen. Was die fociale Politik diefer Parteien betrifft, fo 
richtet jih der oft nur auf oberflädhliche Auffaffung gegründete Tadel beſonders gegen die Strifes, 
während die Goalitionen der Arbeitsherren unbeadhtet bleiben. Allerdings find durch ſolche 
Strifes Millionen verfhwendet worden und der Schaden, den ſich dadurch die Arbeiter felbit 
zugefügt, it ſcheinbar ein vielfach größerer als der für die Fabrifanten entftandene. In der 
Hauptſache mußten jich ſtets auch die erftern den Bedingungen der legtern fügen. Und ivenn 
zuweilen durch endliche gegenfeitige Nachgiebigkeit vorübergehend etwas beifere Vertrags: 
verhältniffe für die Arbeiter gewonnen wurden; oder wenn hier und da die Strifed einem unbe: 
deutenden Bruchtheil der Arbeiter zur Gründung eines vielleicht gedeihlichen Gooperativverrind 
Anlap gaben: fo jind diefe unmittelbaren pojttiven Erfolge nicht hoch anzuſchlagen. Aber da: 
mit ift die Sache nicht erfhöpft. Die Arbeiter dürfen fi nicht auf Gnade und Ungnade der 
Herrſchaft des großen Kapitald ſtumpfſinnig ergeben; jie müſſen von Zeit zu Zeit reagiren als 
Achtung gebietende und von Bewußtſein gemeinfhaftliher Intereifen durhdrungene Maſſen. 
Ohne dieſen felbjtthätigen Widerſtand wäre ihr Xos noch weit ſchlimmer, ald es wirflih 
ift; durch denfelben zwingen fie mehr und mehr auch die Staatsgewalt fowie die höhern 
Klaſſen ver Geſellſchaft zu den noch möglichen Verbefferungen ihrer Stellung; ſie gewinnen ſich 
und dem Parlament die zu den Maßregeln ver Rettung erforderliche Zeit, fie Halten bei ſich und 
andern die Hoffnung auf die Möglichkeit diefer Nettung wach. Auch gilt e8 ja die Wiedererobe: 
rung ver höchſten füttlihen Güter. Diefe Arbeiter haben noch die Sehnſucht nad einem beilern 
Bamilienleben, worin nicht mehr Gatte und Gatte, Altern und Kinder zu gegenfeitiger Mis— 
handlung gezwungen find. Namentlih fühlen die Mütter die ganze Verfhrobenheit ihrer 
Lage: die Frauen der Arbeiter betbeiligen ſich daher meift bei ven Strikes mit befonderm Gifer 
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und Ausdauer, Auch die Gewohnheit beftändiger Opfer für gemeinſchaftliche Zwecke bilvet 
einen mächtigen Danım gegen die fonft viel raſcher fortichreitende Demoralifation. Trog aller 
einzelnen Berirrungen und Misgriffe hat darum die in ji felbft fih reinigende Bewegung 
etwas Achtunggebietended. Die erfte Periode der rohen Mafchinenzerftörung fheint ganz oder 
beinahe vorüber : die Arbeiter wiſſen es, daß ſie durch Zerftörung fremden Kapitals fein eigenes 
erwerben. Uberhaupt nehmen die Strifed ein friedlicheres Gepräge an; beſonders feit fie 
gleihjam gejeglich geworden jind durch die dad Vereinsrecht erweiternden Parlamentsbefchlüffe 
von 1824— 36. Selbit die Zahl der Strifes fheint abzunehmen, während die Betheiligung der 
arbeitenden Bevölkerung für fortſchreitende Parlamentsreform lebhafter und allgemeiner wird, 
je mehr ſich die Überzeugung verbreitet, daß ohne ihre Theilnahme an der Gefeßgebung au 
feine wejentliche Beſſerung ihrer geſellſchaftlichen Stellung zu Hoffen ift. 

Bon der größten Wichtigkeit ift zumal feit Aufhebung der Kornzölle ver zunehmende Ge: 
braud der Maſchinen im Landbau: die Fabrikation verfelben hat wieder 1857 —58 im Vergleiche 
zu frübern Jahren beträchtlid) zugenommen. Zu den ftetö fortwirfenden und wirkjamften Ma: 
ſchinen ift namentlid die dem feuchten Klima der weſtlichen Theile des Landes beſonders zuſa— 
gende Drainirung zu zählen. Engliihe Landwirthe nennen die Erfindung der Drainröhren 
den „Anker von Altengland”. Neben ven Mafchinen für Ausfaat, Ernte und Ausdruſch hei: 
nen auch nad einigen techniſchen DBerbefferungen die bisher nur auf wenigen Mufter- 
wirthſchaften gebräudlihen Dampfpflüge eine Zufunft zu haben. Durch diefe Bewirthſchaf— 
tung im Stile der großen Fabrifation verjhwindet immermehr der Kleinbejig und die Klein: 
eultur, ſowie die behäbige Klajfe der Pächter und Unterpädter, die mehr und mehr zu 
Zagelöhnern herabſinken. Die Idylle des britifchen Landlebens ift jegt fhon großentheils zum 
Märhen aus alter Zeit geworden. Im gleihföürmig arbeitenden und erwerbenden, gleid- 
förmig ſtrebenden und leidenden Maffen, gruppirt ſich immermehr aud) die landwirthſchaftliche 
Bevölkerung unter die Herrſchaft des großen Kapitald, um die Mafhinen und das Nugvieh 
weniger Grundherren zu bedienen. Zum Unterſchiede von Fabrifarbeitern bleibt diefer Be— 
völferung nur die Öftere Arbeit in freier Luft und ein vom Wedel der Jahreszeiten bedingter 
Wechſel der Beihäftigungen. Seit Anwendung der Maſchinen erfordern die vor etwa 
30 Jahren durch 35 Arbeiter beitellten Orunpftüde nur noch 25, und liefern gleichwol einen 
weit höhern Ertrag. Im Vergleiche zu Sranfreih nimmt man an, daß in England auf dem 
gleihen Bodenraume mit nur ein Drittheil der Handarbeit dennoch eine dreifach größere Menge 
von Öetreide producirt wird. Dur den fabrifartigen Betrieb wird alfo wenigftend die Ges 
fammtproduction beträchtlich gefteigert, während der Ertrag der franzöſiſchen Landwirthſchaft 
bauptjählih darum ein verhältnigmäßig dürftiger bleibt, weil man bei der fortfchreitenden 
Parcellivung des Bodens auch über dejjen einmal herkömmliche Ausbeutungsweife nicht hin— 
ausfommt. Inter 11 Mill. der Landtare unterworfenen Grundeigenthümern befanden 
fih 1845 in Sranfreih nicht weniger ald 5 Mill. Familien, die einzig und allein von 
ihren eigenen Producten lebten, die aljo für verſchiedene Fruchtgattungen ihre Parcellen noch 
weiter parcellirt hatten, Darum nahm auch die Überſchuldung des franzöſiſchen Landvolks 
immermebr überband. In den Jahren 1835 —37 ward nicht weniger als ein Viertel des ganz 
zen franzöſiſchen Bodens durd die Huifjierd veräußert. In den 10 Jahren 1835— 45 gingen 
von je 100 Grundſtücken oder Patrimonien 60 in andere Hände über; davon nur 10 durd) 
Vererbung und 50 duch Zwangsverfauf. In der Hand derjenigen Käufer, die von vorn— 
herein über ein größeres Kapital verfügen, jammelt fi dann wieder ein größerer Grundbeſitz, 
der vielleicht eine vortheilhaftere Bewirthihaftung ermögliht. Diefer Proceß geht aber jehr 
langjam von ftatten, weil er durch neue Vertheilung der Güter nad Erbredt u. ſ. w. häufig 
wieder unterbroden wird. Die Wirkungen auf die Bevölkerung find jedoch in England und 
Frankreich die weſentlich gleichen. Der franzöſiſche Kleinbauer, der ſich ſelbſt an feine Scholle 
fejlelt, und deilen Zwergwirthſchaft nicht Die volle Arbeitöfraft feiner Familie beihäftigt, ift 
fogar meift noch weit übler daran als der ländliche Tagelöhner in England. Da wie dort ent= 
fteht alfo ein Sfonomifh unjelbftändiges und von wenigen großen Kapitalijten abhängiges, 
ländliches Proletariat. Die Verminderung der landwirthſchaftlichen Handarbeit durch Ver: 
mebrung der Mafchinen muß überdies in England einen vermehrten Zudrang zu den eigent= 
lich induftriellen Beihäftigungen zur Folge haben und vie Rage der Fabrifarbeiter noch mis— 
licher machen. Unter folden Umſtänden ift e8 begreiflich, daß im Jahre 1858 ein Bright ven 
engliihen Arbeitern zu mafienhafter Auswanderung ratben konnte; während in Frankreich faft 
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gleichzeitig der Gedanke auftauchte, daß man dem unaufhaltſamen Streben des großen Kapi- 
tals nach Alleinherrihaft in allen Gebieten der Production dur Erpropriation der „unwiſſenden 
Bauern’ zu Hülfe fommen folle, um defto ſchneller auch zu einer intelligenten Bewirtbfchaftung 
des Bodens zu gelangen. 

Diefe bedrohlihen Ubelftände finden fih jhon mehr oder weniger in allen Staaten des 
mittlern und weftlihen Guropa. Sie treten im britifhen Infelreihe nur am deutlichften ber: 
vor; und der hier beobachtete Gang der Dinge hat befonders zu dem ſchon weitverbreiteten 
fataliftifchen Glauben geführt, als handle es jih um ein Gefeg unerbittliher Nothwendigfeit, 
dem ſich jever Verftändige fügen werde, um wenigftend für jich jelbft und feine Familie nicht 
das Übel ärger zu machen. Für Erzeugung und Bertheilung ver Güter gebe e8 überhaupt 
nur zwei Wege und Ziele. Der eine Weg führe zum Communismus, zur Gemeinjchaftlickeit 
alles Beſitzes, alles Kapitals, alled Erwerbs. Aber diefe Tyrannei der Schwachen über vie 
Starken ſei nit möglich und nicht erträglih. Es bleibe alfo nur der andere Weg der freien 
Goncurrenz, auf dem man es gejchehen laſſen müffe, daß das große Kapital das fleine zu Boden 
werfe, und daß fich die ganze arbeitende Bevölferung diefem fiegreihen Kapital auf Gnade umt 
Ungnade ergebe. Das Ziel diefer Bewegung fei eine die ganze Erde umfaſſende ariftofratiihe 
DOrganifation der Arbeit. Jeder befondere Zweig der induftriellen wie der Iandwirtbicaft: 
lihen Production werde ſich endlich in der Hand eines einzigen Kapitaliften, oder unter ver 
Herrſchaft eines einheitlich geleiteten Gollectivfapitald vereinigen. Nach diefer Gliederung in 
große Gruppen von Kapitaliften und Arbeitern werde fi die wünſchenswerthe Brobduction 
von Gütern jeder befondern Art durch jede einzelne Gruppe nad dem leichter überfehbaren 
Bedarf aller andern Gruppen richtig ermeſſen laffen. Und nachdem die früher vernichtende 
Goncurrenz innerhalb jedes befondern Erwerbszweigs ihr Ziel erreicht habe, höre auch das Be— 
ftreben der Kapitaliften quf, ihre Arbeiter übermäßig auszubeuten und auf den kärglichſten Lohn 
herabzudrücken. Denn nun habe jeve Gruppe ein Intereffe, daß ihr von ihren Erzeugniflen 
jede andere Gruppe möglichft viel abfaufen könne; und diefe größere Kauffähigkeit ver gefamm: 
ten arbeitenden Bevölkerung fei überall bedingt durch ihren größern Erwerb mittels ver Arbeit. 
Soolche Eonfequenzen laſſen jih nun freilich auf dem Papiere ziehen. Sieht man genauer 
zu, fo ift diefe patriarhalifh mohlwollende Ariftofratie des großen Kapitals ebenfo ſehr ein 
unmögliches Utopien, ald es die Herrſchaft eines abftract demofratifhen Gommunismus if. 
Die Vielherrſchaft des Kapitals läßt ji jogar für feinen einzelnen Hauptzweig der Production 
in dauernde Alleinherrihaft verwandeln. Denn die nußbarfte Verwendung eines Kapitals bat 
in jeder Production eine beftimmt bemefjene Grenze in der gerade zweckmäßigſten Arbeits: 
theilung an menſchliche und ſachliche Productivfräfte. Diefe Grenze ift noch dazu eine fehr ver: 
änverlidhe; wie ed denn gerade die Vereinfachung ded Maſchinenweſens ermöglichen kann, daß 
fortan ein minder großes Kapital mit dem größern in vortheilhafte Goneurrenz tritt. Müſſen 
etwa, nad) dem jegigen Standpunkte einer ſolchen Arbeitstheilung,, die zur förderlichften Fabri— 
fation einer Dampfmaschine erforderlihen Operationen an 500 Arbeiter vertheilt fein, und 
läßt jih in diefem Balle ver Reingewinn des Unternehmers auf 25 Proc, feines Betriebs— 
fapitals berechnen: jo darf man felbft bei unbefhränftem Abfage noch keineswegs ſchließen, daß 
durch Verzehnfahung des Kapitald und der Arbeiter der Gewinn auf 50 oder 100 Proc. ge: 
fteigert, oder daß er wenigftens auf 25 Proc. des zehnfachen Betriebsfapitals erhalten werden 
fönne.28) Bis zu einem gewillen Grade Fann vielleicht der größere Fabrifant an den ver: 
hältnißmäßigen Verwaltungskoſten eriparen, die ſich nicht gleihfall® verzehnfachen werden. 
Aber die allzu große Ausdehnung erſchwert die Leitung des Geſchäfts; ftatt der unmittelbaren 
Aufſicht gebt die Adminiftration in das bureaufratiihe Treiben einer blos papierenen Eontrole 
über, und die unvermeidlich läſſige Aufſicht Hat die läjfige Arbeit zur Folge. Der fo entfteben: 
den Verminderung feined Gewinns ſucht nun wol der Fabrifant durch möglichſte Verminde— 
rung des Arbeitlohns und Verlängerung dev Arbeitszeit vorzubeugen. Aber die Uberfpannung 
der menſchlichen Kräfte hat zur notbwendigen Folge eine Neaction der Arbeiter, die ſich in 
Mitte ihrer Arbeitözeit dennoch die nöthigen und oft auch unnöthigen Erholungsfriften zu ver: 
Ihaffen wilfen. Darum wird erfahrungsmäßig bei überlanger Arbeitszeit nicht mehr, fondern 
weniger gearbeitet (. ven Art. Arbeitszeit). Endlich laffen es die gevrücten Arbeiter nidt 


28) Nach Senior, Outlines of political economie (1850), werfen in England gewerbliche Unter: 
nehmungen von 100000 Pf. St. und mehr einen jährlichen Gewinn von weniger als 10 Pror, ab, die 
von 40000 Pf St. mindeftene 127, Proc., von 10—20000 Pf. St. 15 Proc., fleitere 20 Broc. und mehr. 
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mehr dabei bewenden, daß ſie, durch einen nach ftillfhmweigender Übereinkunft organifirten 
Müpiggang, ihre Herren nur um bie vertragsmäßige Arbeitzeit beftehlen. Den rüdjichtölofen 
und unbarmberzigen Induftrieherren gegenüber bilden ſich förmliche Vereine zu eigentlicyen 
Diebftählen werthvoller Stoffe und Waaren, die nicht zum hundertften Theile in ven Jahr— 
büchern der Griminalftatiftik zum Vorſchein fommen. Sie bilden ſich mit der gleichen traurigen 
Nothwendigkeit und den gleichen traurigen Bolgen der fortichreitenden Entüttlihung , wie ji 
dem Staate gegenüber ein Syftem des Trugs und der Täuſchung ausbildet, um ji auf taufens 
derlei Schleihwegen vem Mauthzwang oder dem auf Confeription gegründeten Militärzwang 
zu entziehen. Sogar im allzu ausgedehnten Einzelgefchäft bleibt jede noch fo ftrenge Aufficht 
ohnmächtig; und bei ganzen Productiondzmweigen, die ſich über weite Gebiete veräften, wird jede 
einheitliche Leitung und Beauffihtigung vollends unmöglih. Es ift darum aud) eine gefähr— 
liche Lehre, daß man in der trügerifchen Hoffnung auf eine endliche freiwillige Verföhnung ver 
Intereffen des Kapitals und der Arbeit die Dinge nur ihrem herkömmlichen Verlaufe zu über: 
laffen habe. Dürfte man nod einige Jahrzehnde damit fortfahren, ganze Generationen mit 
Opium abzuftumpfen und fie von noch unreifer Jugend an zu einer lebenslänglichen Arbeit zu 
verdammen, bie jie an Leib und Seele vergiftet, fo würde jede Hülfe zu ſpät fommen. 

Darum ift e8 erfreulich, daß ſich im wirklichen Leben ein lavinenartig anſchwellendes 
großes Kapital nicht bis zu feinen äuferften Folgen zu entwideln vermag; daß ein Kapital dem 
andern bejchränfend in den Weg tritt, daß überhaupt der zerftörende Strom egoiftifcher 
Intereffen ſtets wieder unterbrochen werben fann durch die [höpferifchen Iveen und Thaten vor: 
forgender Menſchenliebe. So verlängert fich die Zeit der möglichen Rettung; und auch die ver 
wirklichen Rettung ift vielleicht gerade für England mit feinen freiern Öffentlichen Leben ſchon 
näher gerüdt als für die meiften Völker des Feftlandes. Die fociale Aufgabe, melde dort 
nod der Staat zu erfüllen hat, ift für diefen eine einfachere geworben. Es bedarf feiner ber 
fondern Sorge, um die Quellen der Production zum möglihft reihlihen Erguffe zu bringen. 
Dafür hat in England — was in den meiften Feftlandöftaaten nod) keineswegs der Fall ift — 
das Privatintereife ſchon jelbit gejorgt. Alle volkswirthſchaftliche Thätigkeit kann ſich mithin 
faft ausfchließlich auf die gerechtere und zweckmäßigere Vertheilung der reichlih gewonnenen 
Güter rihten, fowie auf eine weife und vom gefunden Volksgefühl ſchon lange angezeigte Ver— 
bindung der allzu ſchroff geſchiedenen induftriellen und landwirthſchaftlichen Thätigfeiten inner— 
halb der einzelnen Familien und Gemeinden. Aufdas, was zu thun möglich ift, wurde jhon 
dur die praftifhen Verſuche Owen's hingewiefen. Die zur Erreihung ded Zwecks aus- 
reichenden Mittel kann fih das Selfgovernment der britifchen Nation durch Reviſion der Geſetz— 
gebung, durch Befteuerung und die nachhaltige Sorge für zwedmäßigfte Verwendung des 
öffentlihen Einkommens verſchaffen. Die Macht einer britifhen Regierung und eines briti= 
ſchen Barlaments jind unermeßlich, jobald aud nur ein Theil der Mitglieder vie Befhräntt- 
heit ariftofratifcher Vorurtbeile und ven Egoismus ariftofratifcher Sonderintereffen in jich ſelbſt 
überwunden und fi mit dem erhebenden Gefühl durchdrungen hat, in welchem Maße fie durch 
verftändige und energiſche Thätigkeit für das leibliche und jüttlihe Wohl ver Arbeiter nicht blos 
die Wohlthäter der britifchen Nation, fondern der ganzen Menſchheit zu werben vermögen. 
Eben diefe Macht einer Regierung, die ſich durch thätiges Wohlwollen für die arbeitende Be— 
völferung ded dauernden Wohlmollens diefer legtern zu verfihern weiß, hat gerade in ber 
neueften Zeit mehr und mehr zugenommen. Innerhalb der großen Maſſe der induftriellen Ar- 
beiter find feit geraumer Zeit faft alle fpaltenden Sonderintereffen verſchwunden. Diefe ganze 
Maffe, vom gemeinfamen Intereffe ver Nothwehr gegen das übergroße Kapital in Bewegung 
geſetzt, Folgt eben darum den Impulfen einer Socialpolitif. Sie handelt mehr und mehr wie 
ein Mann, und hat fie nicht immer wie ein weifer Mann gehandelt, fo ift fie durch die Folgen 
ihrer Irrthümer und Misgriffe nit abgejchredt, fondern belehrt worden. Da nun aud im 
Landbau durch die um ſich greifende große Induſtrie die Klafle ver Pächter und Unterpächter 
immermehr verdrängt und das Band der folivarifchen Intereffen, das jie früher mit den großen 
Grundeigenthümern vereinigte, gefprengt wird, jo ſtehen jih in England bald nur noch zwei 
foeiale Sauptparteien und Hauptintereffen einander gegenüber. Die unermeßlihe Mehrheit 
der arbeitenden Bevölferung, und die verfhwindende Minderheit ver großen und größten Kapi- 
taliften. Gin wichtiges Clement ver Macht, das Gute vollbringen zu können, ift endlich vie 
neuefte Wiederbelebung des britifchen Milizweſens. Diefe Milizen, die mit ihrer bürgerlichen 
Berufsthätigfeit ver arbeitenden Bevölferung angehören und mit ihr gemeinfhaftliche Intereffen 
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haben, find während ihrer Furzen militärifchen Dienftthätigfeit von der Regierung ökonomiſch 
abhängig. Hat alſo einmal die Regierung die Sache der arbeitenden Bevölkerung zu ihrer 
eigenen gemacht, fo gibt es Feine Partei und feine Macht mehr, die ſich ihr widerfegen Eönnte. 
Eben darum ift dad ganze Streben ver arbeitenden Bevölkerung darauf gerichtet, daß fie ji 
ſelbſt und ven Männern ihres Vertrauen Gingang in die Regierung und das Parlament ver: 
ſchaffe. Und dieſe doppelte UÜUberzeugung, daß die foriale Frage zugleich die politifche ift, ſowie 
daß durch einfeitig überftürzende Beftvebnngen und Mafregeln die Lage ver arbeitenden Klafien 
nur verſchlimmert werben kann — diefe fhon zur Öffentlihen Meinung gewordene Überzeu— 
gung gibt zwar noch nicht die Gewißheit, aber doch die nicht völlig grundlofe Hoffnung großer 
und heilfamer Erfolge. 

G. Deutfhland. Begriff ver Gefellfhaftswifjenfhaft. Sociale und fo: 
eialiftifhe Literatur. Vereine. Für die neue Geſellſchaftslehre ift nicht Deutſchland, 
fondern Franfreih das Mutterland der Utopien und luftiger Theorien geworden. Bis zum 
Jahre 1848 hatte ſich faft nur Weitling mit der papierenen Gonftruction einer neuen Belt be: 
faßt, während fi die andern deutfhen Communiften und Socialiften wefentlih nur auf eine 
Kritik der beſtehenden Gejellfchaft beſchränkten. Auch dabei fehlte es nicht an Unmöglichkeiten, 
Überſchwenglichkeiten und leichtfertigen Verdammungsurtheilen. Aber neben zahllofen Luft: 
flreihen wurde mander faule Fleck empfindlid genug getroffen, um die deutihe Wiſſenſchaft 
aus ihrem Schlendrian aufzumeden, vamit fie Überfchau über ſich felbft halte und ver mannid: 
fachen Lücken gewahre, die jie ttoß oder wegen ihrer Gründlichkeit unausgefüllt gelaffen Hatte. 
Man erkannte allgemeiner, daß innerhalb der großen menſchlichen Gefellihaft mannidfad 
unterjcheiobare Lebenskreiſe beftehen mit wefentlich gemeinfchaftlihen Intereifen, mit beftimm- 
ten focialen und interfocialen Rechten und Pflihten gegenüber den andern Lebenskreiſen und 
ihren Mitgliedern; daß diefe Genoffenihaften- häufig über die Grenzen jeder bejondern Staats— 
geſellſchaft Hinausragen; daß fie ungeachtet der lebendigen Wechſelwirkung, die zwijchen ihnen 
und dem Staate befteht, doch nidyt ihr Dafein dem Staate verdanken; daß jle aber von der bis: 
herigen Staatöwiffenfhaft in ihrer Gigenthümlichkeit und Selbftänvigfeit nicht felten misachtet, 
darum oft nur beiläufig und ungenügend berüdfichtigt worden find. So fam man zu dem Be- 
griffe einer eigenen und neuen Geſellſchaftswiſſenſchaft, welcher die verſchiedenen kirchlichen 
Genofjenihaften anheimfallen follen; die Ortsgemeinden, mit ihrem räumlich beſchränkten, 
aber inhaltlich reihen Intereflenkreife; die Stände, Zünfte und fonftige Gorporationen, ſoweit 
fie noch mit beftimmten Rechten, Pflichten und Sonderintereffen in die Gegenwart hereinragen; 
die Berufskreiſe der landwirtbichaftlihen, gewerblichen und handeltreibenden Klaffen; vas 
Verhältniß und die Gegenfäge von Producenten und Gonjumenten, Arbeitern und Kapita: 
liften, Armen und Reihen, Gebildeten und Ungebilveten. Jeder einzelne gehört gleichzeitig 
zu mehreren und oft ſogar — wie 3. B. Producenten und Conſumenten, Arbeiter und Kapita: 
liften — zu mehreren gegenſätzlich aufgefaßter aber doch nur ideell ich ausſchließenden Intereflen- 
freijen. Dies ift begreiflih, da es dieſe Geſellſchaftswiſſenſchaft mit der Auffaflung aller nad 
großen Gruppen unterfheivbaren Thätigfeiten, Richtungen und Zwecke des menſchlichen Le: 
bens zu thun haben fol. Wie nun das fociale Leben in ſich jelbft beitänpigen Veränderungen 
unterliegt, To bietet es auch jener wahren Wiſſenſchaft, die ſich in eitler Selbftgenügfamfeit von 
der Wirklichkeit nit abwenden will und ſoll, immer neue Stoffe zur Erforfhung und Bear: 
beitung dar. Denn aud die Wiſſenſchaft hat ihre Tagesordnung; und tritt z. B. die frühere 
Bedeutung mittelalterliher Stände und Gorporationen immermehr in den Hintergrund der 
Geſchichte, fo fordern dagegen andere geſellſchaftliche Verhältniffe und Beziehungen, wie na: 
mentlich diejenigen der großen Kapitaliften und der arbeitenden Klaflen, zu der umfichtigften 
und gewiffenhafteften Prüfung auf. 

Trotz der Veränderlichkeit ihres Stoffs, hat namentlih R. Mohl die Grenzen ver Gefell: 
ſchaftswiſſenſchaft fcharf zu ziehen verfucht. 2%) Dabei wurde im befondern und mit Recht ber: 





529) Mohl, Geſchichte und Literatur der Staatswiffenfchaften, in Monographien dargeftellt (3 Bde 
Erlangen 1855—58). Darin ift folgendes Schema für Behandlung der neuen Wiſſenſchaft: I. All 
gemeine Geſellſchaftolehre (Begriff. Beitandtheile. Zwede. Verhaͤltniß zu andern Lebensfreifen). 
U. Dogmatifche Gefellihaftswiffenichaften: 1) Geſellſchafts-Rechtswiſſenſchaft: a) Philofophifches 
Gefellichaftsrecht. b) Pofitives ( Allgemeines und innerhalb beftimmter Staatsgrenzen). 2) Gefell: | 
fhhafts-Sittenlehre. 3) Gefellfchafts: Zwedtmäßigfeitslehre (fociale Politif, wozu befonders die Lehre | 
‘von der Anwendung der focialen Dfonomie auf die gefellfchaftlichen Kreife gehören würde). III. Ge— 
fchichte der Gefellichaftswiffenfchaften: 1) Geichichte ber. Gefellichaft und ihrer Kreife. 2) Stati: 


Communismus und Socialismus feit 1848 677 


vorgehoben, daß die Familie, weil fie nur die potenzirte Perfönlichkeit fei, nicht unter die ſo— 
eialen Gruppen zähle; daß fie deshalb im Familienrecht, als einem Theile des Privatrechts, 
nad wie vor die ihr angemefjene wiſſenſchaftliche Stellung finde. In der That hängt überall 
die fociale Stellung der Familie und die Befonterheit ihrer Intereffen von derjenigen des Fa— 
milienhaupts ab, der entweder diefem oder jenem Lebenskreiſe, dem ver Rapitaliften oder Ar— 
beiter u. f. w. angehören fann. Will dagegen R. Mohl unter anderm auch die ganze Volks— 
wirthichaftslehre aus der Staatswiſſenſchaft weg und in die Geſellſchaftswiſſenſchaft hineinwei— 
fen, fo ift doch aufmerkſam darauf zu machen, daß man nicht die Gliederung der Wiſſenſchaften 
bis zur unlebendig machenden Zerglieverung und Trennung auszudehnen habe. Vom Güter: 
leben und jedem befondern focialen Lebenskreiſe läßt ih gar nicht ſprechen, ohne daß man fort 
und fort die Einflüffe des Staats beachtet, dieſes innerhalb beftimmter geographifher Grenzen 
aber überall beftehenden Vereins aller Vereine, diefer Genoſſenſchaft aller Genoſſenſchaften; 
und gerade die neuefte Gefchichte hat ja aufs deutlichfte gezeigt, daß es einen vom Staat losge— 
löften und abftracten Socialismus nur und faum in der Bücherwelt geben fann; daß dagegen 
in der Wirflihfeit des öffentlichen Lebens die fociale Bewegung ſtets auch eine politifche iſt. Da 
indeflen die wiſſenſchaftliche Betrachtung bald den Staat, bald auch befondere Lebenskreiſe zum 
Hauptgegenftande nehmen fann, jo mag man immerhin ald Gejellihaftswiflenihaft venjeni= 
gen Theil der Staatswiſſenſchaften bezeichnen, der von ſolchen Lebenskreiſen ausgeht, um dann 
aud die lebendige Wechſelwirkung zwifchen ihnen und dem Staat zum Bewußtſein zu bringen. 
Und weil endlich thatſächlich die Forderungen, Intereffen und Bedürfniſſe befonderer Gejell- 
ſchaftsklaſſen erft in neuefter Zeit eine hervortretende gefchichtliche Bedeutung erlangt und fi 
dadurch felbft erft zu einem Hauptgegenftande der wiflenfhaftlihen Forſchung gemacht haben, fo 
mag man infofern die heutige Gejellichaftslehre als eine wirklich neue bezeichnen. 

Um die Geltendmahung ded Rechts der focialen Genoffenfchaften im Staate 30) — feien fie 
nun blos durch die Gemeinſchaftlichkeit ihrer Intereffen verbunden, oder wie Kirchen und Ge— 
meinden auch dur ein corporatives Band der pofitiven Geſetzgebung — haben ſich einige 
neuere Bearbeiter ver Nechtöphilofophie, wie Ahrens, Nöder und andere ein wiffenfhaftliches 
Verdienſt erworben. Sonft aber betrachten noch die einen allzu ausſchließlich das Sorialleben 
als ein Product des Staatölebend, während andere in den umgekehrten Irrthum fallen. Wenn 
nun Mobla. a. D. einen Herbart, Stahl und Liebe nennt, welche — „fo ſehr jie unter ih 
abweichen, doch die Verſchiedenartigkeit des Staats und der Gefellichaft zu jehr aus dem Auge 
verlieren und ver legtern eine unmittelbare ftaatlihe Aufgabe ſetzen“ — fo läßt fi dies auch 
von allen eigentlihen Socialiften jagen. Denn fo ſehr berührenfich in diefer Auffaflung die Ex— 
treme, daß aud Proudhon, mit feiner auf die jocialen Gruppen und Eorporationen gegrün= 
deten Organifationdes allgemeinen Stimmredts (|. unten E. Schweiz) den Lehren eines Stahl 
und aller Anhänger des ſtändiſchen Feudalſtaats nahe fteht; ob er gleich nicht, wie dieſe letz— 
tern, jeine Gruppen und Eorporationen aus dem Mittelalter in die Neuzeit verpflanzt haben 
will. Das von Proudhon aufgeftellte Ideal des öffentlichen Lebens, feine fogenannte „Anar— 
hie”, ift im Grunde nichts anderes ald eine auf die maßloſe Selbſtändigkeit der einzelnen 
Socialgruppen gegründete Anarchie der Stände, wie jie au das Mittelalter hatte und wie fie 
durch Herftellung des ftändifhen Feudalſtaats, wenn diefe überhaupt möglich wäre, von neuem 
würde erzeugt werden. Wenn andererfeits viele Anhänger des neuzeitlihen Verfaflungsftaats ° 
noch allzu fehr die eigenthümliche Bedeutung der focialen Genoſſenſchaften überjehen, jo erklärt 
fid) Died daraus, weil auf der noch nicht durchweg Überfchrittenen Ubergangsftufe vom Militär, 
Polizei: und Beamtenftaate zum Volksſtaate die Regierungen einen größern Einfluß als je 





ftif der Gefellfchaft. Der Verfaffer rügt es an den bisherigen Haatswiflenfchaftlichen Encyflopädien, na= 
mentlich an den frühern Auflagen des „Staats-Lexikon“, daß fie die Gefellichaft und ihre Wiffenichaft 
faum berührt haben. Aber die vor mehr als zehn Jahren erjchienene zweite Auflage diefes Werks ents 
hält bereits hinlänglich einlaßliche Berichte über den damaligen Stand der neuen Lehren (3.B. Commu— 
nismus; Fourier und feine Lehre u. ſ. w.). Der Berfafler hat es wol-überfehen, daß damals die angeb— 
lich neue Wiffenfchaft erft noch aus einigen fehr fubjectiv gefärbten Utopien, oder einfeitig verbammen- 
den Kritifen beftand, daß ſich erit nach der thatfächlichen und wiffenfchaftlichen Niederlage, welche die 
Berirrungen des Sorialismus im Jahre 1848 erlitten, die fogar diefen Irrthümern zu Grunde liegenden 
Wahrheiten als Keime neuer Lehren erfennen liefen. Bor einem Jahrzehnd wäre es ebenfo unzweck⸗ 
ung geweſen, die neuen Lehren einlaßlicher zu befprechen, als es jeßt unzweckmäßig wäre, dies nicht 
zu thun, j 

30) Über eigentliche „Genoſſenſchaft“ f. den Art. Aſſociation, I, 763. Einem neuern Sprachgebraude 
gemäß ift hier und a. a. O. diefer Ausdrud im angegebenen weitern Einne gebraucht. 
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zuvor auch auf alle geſellſchaftlichen Lebenäfreife gewonnen haben. So beruht z. DB. unfer 

nzes neueres Heerwefen auf der Initiative der Negierungen; und eben diejed Heerweſen 
greift thatfächli in die öfonomifhen, geiftigen und jittlihen Intereſſen aller geſellſchaftlichen 
Gruppen fo tief ein, daß eine foriale Reform ohne die Reform der Wehrverfaflungen gar nicht 
denkbar ift. Allein wenn hiernach für alles öffentliche Xeben die Aufgabe unjerer Zeit eine 
ſtaatlich⸗ fociale geworden ift, und wenn in diefem Sinne ein Geſchichtſchreiber des neuern 
Sorialismus 31) mit Recht bemerkt: „Alles Königthum wird fortan ein leerer Schatten oder 
Despotie werden, oder untergehen in Republif, wenn es nicht den hohen fittlihen Muth bat, 
ein Königthum der forialen Reform zu werden‘: jo kommt e8 um fo mehr darauf an, daß auf 
wiſſenſchaftlich genauer feitgefegt werde, was denn feinerfeits der Staat zum Zwecke jener Re: 
form zu thun Hat. So fehr dies überall von den befondern Verhältniffen abhängt, läßt ſich 
doch im allgemeinen die eigenthümliche Aufgabe des Staats dahin bezeichnen, daß er weder Die 
ſocialen Genoffenfhaften nur den Impulfen ihrer Sonderintereffen überlaffen, noch aud es 
verfuchen foll, ſich ſelbſt und die eingebilvete Allmacht feined Willens an die Stelle derſelben zu 
fegen. Seine ununterbrodene, ſowol pojitio ſchöpferiſche ald abwehrende Thätigkeit ſoll viel: 
mehr darauf gerichtet fein, unter Anerkennung jeved bejondern und noch lebensfräftigen 
Sntereffenkreifes ven verlegenden libergriffen in die andern Kreife entweder vorzubeugen, oder 
das fchon geftörte Gleichgewicht rechtzeitig wiederherzuftellen. 

Auch in der deutſchen focialen Literatur läßt fi) eine confervative Richtung von derjenigen 
der Neuerungswilligen und theilweife Neuerungsfüchtigen unterfcheiden. Die jüngften Bear: 
beitungen ver Volkswirthſchaftslehre jind faft durchweg infofern conjervativ, als ſie, wdiez.®. 
die von Roſcher und Hildebrand, die Irrthümer der franzöſiſchen Socialiften aus willen fchaft- 
lihen Gründen befämpfen. Die Schriften von W. Riehl find eine Art forialer Statiftif, die 
mit oft geiftvollen Bemerkungen auf manches Beachtenswerthe und wenig Beachtete hinweiſt, 
die in farbigen Bildern das an der Oberfläche zu Tage Liegende ſchildert, ohne die Tiefen des 
foeialen Elends ermeſſen zu wollen, ohne deſſen Gründen und den Mitteln ver Befferung nad: 
zuforfchen. Eine lebhafte Theilnahme an dem der Beſſerung fo bedürftigen Loſe der proleta- 
rifhen und eines großen Theild der arbeitenden Bevölferung, Tpricht jich dagegen bei B. A. 
Huber aus, deſſen ernftered Gingehen auf den Gegenftand man anerkennen muß, ob man 
gleich feine Hoffnungen auf das Heilmittel der innern Golonijation niht in ihrem ganzen Um: 
fange theilen mag. Im ganzen hat jedoch der nicht fireng wiſſenſchaftliche Theil diefer fjogenann- 
ten confervativen Literatur, die ſich ald fociale von der die alte Gejellichaft in Baufh und Bo: 
gen verdammenden focialiftifhen Preffe gefliffentlich unterfcheivet, gerade dadurch eine gefähr: 
lich einjhläfernde Wirkung, daß fie die gefellihaftlihen Misftände und die hieraus entfprin: 
genden Gefahren mehr zu verhüllen ald zu offenbaren bemüht ift. Im den entgegengefeigten 
Behler fällt noch dann und wann die Preffe des radicalen Socialiömus; allein in der Haupt— 
ſache ift doch anzuerkennen, daß diefe feit 1848 einen guten Theil ihrer Jugendfehler abgelegt 
und eine maßvollere Haltung gewonnen hat. Die Begabteften diefer Richtung ſcheinen ſich 
befonders das Feld der ſocialen Statiftit auserfehen zu haben; man verdankt ihnen einige Ar: 
beiten, die um jo jhägbarer find, als jie ven dunklen Grund unleugbarer Thatjahen und be: 
drohlicher Übelſtande durch fein rofenfarbenes Licht umzufärben fuchen. 32) 

So löbli es ift, jih um die fhärfere Abgrenzung der verſchiedenen Lehren zu bemühen, 
fo bedauerlich wäre ed, wenn die deutſche Wiflenfhaft an ven bloßen Kormalismus allzu viel 
Zeit und Kraft verſchwenden würde. Auch wird man auf eine baldige harmoniſche Durchbil⸗ 
dung aller Theile der vielgliederigen Geſellſchaftswiſſenſchaft im voraus verzichten müffen. Diet 
ift kaum zu beklagen: die Lehre ſoll jih nicht vom Leben unabhängig machen wollen, fie fol 
fih von diefem ihre zunächſt zu erfüllenden Aufgaben vorſchreiben laffen. Es iſt darum fehr 
erklärlih, daß die Geſellſchaftswiſſenſchaft vorerft faft ausſchließlich nur ald foriale Dfonomit 
zum Vorfchein fommt. Sie wäre weniger, als fie ift, wenn fie mehr fein wollte. Der Gegen: 
fag von Arm und Rei ift es nun einmal, der vor jevem andern die heutige Geſellſchaft 
fpaltet; und felbft in der Frage nah Volksbildung und Volkserwerb, nad Vertheilung ver 
geiftigen und materiellen Güter, tritt das Erziehungswefen vor der forialen Dfononie jo weit 
in den Hintergrund, daß ed faum noch anderd ald mit hauptſächlicher Berüdfihtigung des Ein- 


31) Stein, a.a. D., Bo. 3. z 
32) Dahin vn die bereits erwähnten anonym erfchienenen Monographien über Belgien in dem 
Werke „Unfere Zeit. Jahrbuch zum Gonverfationsskerifon‘ und anderes. 
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fluffes der Bildung auf das Erwerböleben behandelt wird. Darin befteht aber troß aller Ein— 
feitigfeiten und VBerirrungen dad Hauptverdienft der eigentlihen Socialijten, daß fie nicht blos 
im Sinne der frühern Volkswirthſchaftslehre den thatjächlihen Verlauf der Erzeugung und 
Bertheilung der Güter ind Auge gefaßt haben, ſondern mehr noch die perfönliche Seite des 
Güterlebend, oder den Menden und darum die Rückwirkung aller Verhältniſſe ver Arbeit und 
des Erwerbs auf die ökonomiſchen und moralifhen Zuftände der arbeitenden Bevölkerung. 

Meder auf die Lehre noch auf das Leben des deutſchen Volfs hatten Communismus und So— 
cialismus einen fo großen Einfluß gewonnen wie in Franfreih. Fir die fogar in der Zeit der 
größten Aufregung vorberrfhenden Anfichten bleiben vielmehr die 1849 veröffentlichten - 
„Brundrechte des deutſchen Volks“ ein wichtiges geſchichtliches Zeugniß. In ſocialer Beziehung 
ift ihr wejentlicher Inhalt: 1) Anerkennung eines vollfreien und unantaftbaren Rechts des 
fahlihen und geiftigen Eigenthums (befonderd: freie Beräußerlichfeit des Grundbeſitzes unter 
Lebenden und auf den Todesfall, alfo auch unbejchränfte Theilbarkeit des Grundeigenthums; 
Ablösbarkeit aller Grunplaften und Verbot neuer unablösbarer Belaftung). 2) Recht der freien 
Arbeit und mithin Befugnip zu ihrer unbefhränften Verwerthung (Freiheit ver Niederlaffung 
und Auswanderung; freies Bereinsredht); Unentgeltlichfeit ded niedern Unterrichts, zur Aus— 
gleihung der allzu grellen Unterfchiede der Bildung und zur Ermöglichung einer nicht gänzlich 
illuſoriſchen Betheiligung im Getriebe derfreien Goncurrenz. Die durd allgemeine Wehrpflicht _ 
gebotene Beihränfung des Rechts der freien Arbeit follte wenigſtens für alle eine gleiche fein, 
und zwar unter Aufhebung jeder militärifchen Stellvertretung. 3) Grundrechte der Gemeinde: 
Wahl ihrer Vorfteher ind Vertreter; felbftändige Verwaltung unter gefeglich bemeflener Ober: 
aufſicht des Staats; Dffentlichfeit ihred Haushalts und regelmäßige Dffentlichkeit ver Verhand— 
lungen. Hinſichtlich des Gemeindewefend äußerte ſich alfo im Jahre 1848 das im Jahre 1858 
befonders im preußiichen Volke wieder lebhafter bervortretende Verlangen einer Erlöfung der 
Gemeinde von jeder burenufratifchen oder grundherrlihen Bevormundung; ein Verlangen, das 
faft alle Bölfer Europas erfüllt und von der Überzeugung eingegeben ift, daß es ji dabei um 
eine der eriten VBorbedingungen handelt, ohne deren Erfüllung die Hebung ſchwerer Übel und 
die Abwehr drohender Gefahren faum denkbar it. Als Nachwirkung von 1848 hörte man 
zwar aud von einem proletarifchen Aufrufe und einem fogenannten Gommunijtenverein, der 
fih aber als völlig beveutungslos erwied. Dagegen hat dad Vereinsleben für bejondere ökono— 
mifche Zwecke bemerfbare Fortſchritte gemacht. Hiermit verbinden jih zum Theil confeflionelle 
Zwede, wie bei ven Beitrebungen der Innern Mifjion. Aus Würtemberg vernahm man von 
der Entjtehung einer an die Herrnhuter erinnernden, vom Reifeprediger Werner gegründeten 
Sekte, die auf chriſtlicher Baſis eine auf Gegenfeitigfeit beruhende Gemeinjhaft der Pro: 
duction, Gonfumtion und Greditgemährung bildet; die mit glüdlihem Erfolge verſchiedene 
induftrielle Unternehmungen im großen betreiben joll, wobei namentlih Arme und Gebred: 
liche nüglihe Beihäftigung finden. Zu den blos ökonomiſchen Affociationen gehören: zahl: 
reihe Sparvereine; Baugejellfharten zur DVerbefferuug der Arbeiterwohnungen; Conſum— 
vereine oder Vertheilgefellfhaften; gemeinfhaftlihe Speifeanftalten, Ereditfaffen für Hand— 
arbeiter u. f. w. In der neueften Zeit hat ſich eine befonders thätige Sorge ver Klaffe der eigent- 
lihen Handwerker zugewendet. 33) Allein felbft die zweckmäßigſte Benugung des in Deutſch— 
land nod vielfach verfümmerten Vereinsrechts weift doch nur darauf hin, daß ohne die volks— 
thümliche Betheiligung ded Staats eine Befeitigung oder erhebliche Verminderung der focialen 
Übel nicht zu erwarten ift. 

D. Belgien. Spanien. Italien. Ofterreid). Rußland. Dad in der Entwide: 
lung feiner productiven Kräfte weit vorgefchrittene Belgien hat auch die Schattenfeite der neuern 
induftriellen Gultur, den Pauperidmus und dad feiner untergeordneten Stellung bewußt ge: 
wordene Proletariat, in weitem Umfange ausgebildet. Die Negierung felbjt hat indeffen zu 
einlaßliher Prüfung der bevenflihen Zuftände die Hand geboten. So ift Belgien das eigent- 
lihe Mutterland der focialen Statiftif geworden, da bier die umſichtigſten Forſchungen über 
Vertheilung des Einkommens unter die verſchiedenen Klaffen der Bevölkerung angeftellt wur: 
den. Die Ergebniffe waren von der Art, um auch den Regierungen aller andern Staaten 
Europas eine gründliche Prüfung und unverſchleierte Darlegung der ſchon tief eingeriffenen 


— —— —— — — 


3) Schulze⸗Delitzſch, Die arbeitenden Klaſſen und das Aſſociationsweſen in Deutſchland (1858); 
— Beiträge zur Reform der Gewerbegeſetze (1858); die im Art. Aſſociation ſchon genannten 
hriften. 
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Misftände and Herz zu legen. Haben doch belgiſche Staatdmänner aller Parteien ihren Glau— 
ben an die Möglichkeit einer unheilſchweren focialen Umwälzung unummwunden und öffentlid 
ausgeiprohen! Doch hat gerade in Belgien feit 1858 eine der Nachahmung würdige Reform: 
bewegung begonnen, welche, falls jie mis größerer Energie wieder aufgenommen und fort: 
gejegt wird, zu einer Beſſerung im großen führen fann. Es ift die von der gemäßigt Fatho- 
lifchen Partei ausgegangene Agitation für Abfhaffung des auf Gonfeription gegründeten fte- 
henden Heerweſens; alfo für die Neform einer Inftitution, die vor allem die Erzeugerin eines 
‚um fi freffenden Pauperismus und die Pflanzihule eines fortwuchernden Proletariats ge: 
worben ift. 

Sowol in den ſkandinaviſchen Königreihen, wo eine dünne Bevölferung über weite Flä— 
hen zerftreut und die große Induftrie noch wenig ausgebilvet ift, ald auch in den fübeuropäi- 
ſchen Staaten, wo jidy ohne ſchwere Aıbeit noch leicht leben läßt, find die Unterſchiede von rei 
und arm, von Arbeitern und Kapitaliften noch nicht zu feindjeligen Gegenfägen geworben. 
In Spanien ließ fid etwa in einigen größern Fabrifftädten, namentlid in Barcelona, ge: 
wahren, daß jorinliftiihe Lehren und Gelüfte Hier und da in der arbeitenden Bevölferung 
Wurzel gefaßt hatten. Die fogenannten communiftifhen Aufftände und Verheerungen in 
Altcaftilien (1856) waren dagegen nur Parteimanöver, gegen Espartero und die Regierung 
“der Progreffiften gerichtet, die einem die Befigenden bedrohenden Socialiömus Thür und 
Thor geöffnet haben follte. Bei den Jtalienern dreht ſich noch alles zu jehr um die politischen 
Gegenfäge der Unabhängigkeit und Fremdherrſchaft, der ftaatlihen Ginigung und Zerfplitte: 
rung, des Abjolutismus und der Berfaflungsmäßigfeit, als daß fih auch focialiftifhe Parteien 
und PBarteienfämpfe hätten bilden können. 

Durch Aufhebung der Robote und Gründung eines felbftändigen Bauernftandes infolge der 
Greigniffe von 1848, bat Ofterreih in der Neihenfolge der politifch=jorialen Entwidelungen 
jene glatte und ſchwankende Stufe beichritten, auf welder eine Minderheit von Orundherren 
feine Mittelinftanz mehr bildet zwifchen der Regierung und der großen Maſſe der bäuerlichen 
Bevölkerung. Regierung und Volk ftehen ſich jegt unmittelbar einander gegenüber, obne 
Trennung durch eine bevorrechtete Ariftofratie, aber aud ohne Verbindung durd das Band 
einer Verfaſſung. Bei dieſer Stellung ift es nicht ebenfo gewiß, daß das Wolf für nügliche 
Mapregeln der Regierung danfbar bleibe, als daß es nur der Schuld der Regierung das alles 
beimißt, was mit Recht oder Unrecht feine Unzufriedenheit erwedt. Aber gerade bei einer 
ſolchen Lage der Dinge läßt der alles öffentliche Intereife in Aniprud nehmende politifche Gegen: 
ſatz zwiſchen Regierung und Volk die Bildung ſocialer Parteien nicht auffommen. Auch ift 
Oſterreich in feinen ausgedehnteſten Gebieten noch viel zu ſehr Aderbau treibendes Land, als 
daß jetzt ſchon die Hauptfählic mit der großen Induftrie zufammenhängende Scheidung der ge: 
ſellſchaftlichen Intereffenfreife in auffallender Weile hätte zu Tage treten können. 

In Rußland darf man einer merfwürdigen Ummandelung oder Umwälzung der gejellichaft- 
lichen Verhältniſſe entgegeniehen, jeit man in den Vorbereitungen für Aufhebung ver Leib: 
eigenſchaft jo weit fortgejchritten ift, um auf dem betretenen Wege faum noch ftillftehen oder 
gar ummwenden zu fönnen. Wie bei allen Völkern auf noch nieverer Bildungsftufe, jo hat auf 
dort das Gemeindeleben und die Gemeindewirthſchaft ein entſchiedenes Übergewicht über den 
Individualismus und die Einzelwirthſchaft. Die Gemeinde ift Bejigerin ded Bodens ihrer 
Gemarkung, die Kinder haben fein Erbredt auf Grund und Boden, jondern jedes männliche 
Mitglied der Gemeinde ift zu gleichen lebenslänglichen Anſprüchen berechtigt. 3%) Es fragt ſich 
nun, ob die Gründung eined mit freiem Grundeigenthum ausgeftatteten VBauernftandes be- 
wirft und zugleich eine zwecfmäßige Verbindung von Gemeindewirthſchaft und gefonderter Fa— 
milienwirthſchaft bergeftellt werden fann, die auf lange hinaus eine förderliche Gombination 
landwirthichaftliher und induftrieller Beihäftigungen ermöglichen würde? Offenbar ftrebt 
man diefem Ziele jegt wieder in den weftlihen Gulturftaaten entgegen, nachdem einerſeits durch 
die Eingriffe der Staatögewalt und andererfeitd durch die Übertreibungen des Individualismus 
die Selbftänpigfeit dev Gemeinde, dieſes natürlichſten und bedeutſamſten aller focialen Ver— 
bände untergraben und verfünmert iſt. In Rußland aber jcheint der paffende Boden für vie 
rechtzeitige Ausführung deſſen, mas an den Vorfchlägen eined Owen nüglih und anwend— 
bar iſt. Und wenn die ruſſiſchen Staatsmänner ihrer großen Aufgabe gewachſen find, wenn 
fie ſich die Geſchichte der focialen Bewegung in den weftlihen Gulturländern theils zum Beifpiele, 


34) Harthaufen, Studien u. ſ. w., Bd. 1. 
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theils zut Warnung dienen laffen: fo werden fie ven Völkern des öftlihen Europa mande 
bittere Erfahrung, manches unheilſchwere Zerwürfniß erfparen fünnen. 

"E. Schweiz. Sociale Meinungen und Beftrebungen. Die Demokratie 
des allgemeinen Stimmrechts und die fogenannte Anardie Proudhom's. 
Nicht blos im politifher, auch in focialer Beziehung nimmt die republifanifche Schweiz eine 
noch oft verfannte, ebenfo eigenthümliche ald erfreuliche Stellung ein. Man hat fie oft genug 
als einen Herd ded Communidmus gefhildert; aber nichts ift weniger wahr. In einem Rande, 
wo das Grundeigenthum mehr ald irgend fonftwo vertheilt ift, wo jeder feined Beſitzthums ſich 
freut und der Brüchte feines Fleißes felbft genießen kann, weil fie nit vom Staate zu andern 
Zwecken verwendet werden dürfen, ald wozu die zu freien Bürgern gewordenen freien Arbeiter 
ihre Zuftimmung gegeben haben: in einem foldhen Lande muß ja der Sinn für das individuelle 
Eigenthum, für den unantaftbaren Befig und Erwerb innerhalb der Familie in befonverm 
Grade ausgebildet fein. Die zumal von Frankreich her eingefchleppten Kehren des Communis— 
mus und Socialismus ließen alfo die Maffe der ſchweizeriſchen Bevölkerung völlig gleichgültig; 
und mo dieſe Lehren bier und da in engern Kreifen einige theoretifche Anerkennung fanden, 
nahmen fie doch ſofort eine mildere Geftalt an, da ſich nicht einmal die Gedanken über die maß— 
gebende Wirklichkeit hinaus bis zu den äußerften Conſequenzen jener Lehren fteigerten. 

Schon geraume Zeit vor der Februarrevolution, im Jahre 1845, wurde über das befonders 
von Druey und Eytel befürwortete Recht auf Arbeit im Großen Rathe des Cantons Waadt ver: 
handelt. Dem Antrage einer Organifation der Arbeit in der Art, daß fie jevem zugänglid, für 
jeden einträglich und unter alle gleihmäßig vertheilt fei, wurde jedoch fogleich das Recht auf Unter— 
ftügung durch die Bürgerſchaft (bourgeoisie), oder durch die ®emeindegenoffen für den Fall bei— 
gefügt, daß der Ertrag der Arbeit für Unterhaltung des Arbeiters und feiner Familie nicht aus— 
reiche. Es wurde eben damit anerfannt, daß zur®eltendmahung des Rechts auf Arbeit eine Or— 
ganijation derjelben, wodurd jedem Arbeiter ein ausreichender Erwerb gefichert werde, doch nicht 
für alle Fälle möglich jei. Nach einem andern Borfchlage follten die Gemeinden den gefunden 
Nothleidenden Arbeit geben, und der Staat nur die Erfüllung diefer Verbindlichkeit überwa— 
hen, ſowie im Nothralle felbft dazu beitragen. Im Gegenfage zu den in Frankreich vorherrs 
ſchenden Anfchauungen, wonach von der Selbftändigfeit einer aus eigenftem Recht und eigenfter 
Pflicht handelnden Commun Faum nod; die Rede ift, tritt im einen wie im andern Antrage der 
alles ſchweizeriſche Volksleben durchdringende Gedanke hervor, daß der einzelne in erfter Linie 
auf feine Gemeinde angemwiefen ift, während der Staat etwa nur ſubſidiariſch einzutreten hat. 
Selbft das fo formulirte Recht auf Arbeit wurde jedoh von den Gegnern zu Communidmus 
geftempelt. Es fam alfo Feine darauf bezügliche Beftimmung in die Berfaffung ded Cantons 
Waadt, weil in einem Lande mit weſentlich günftigen Erwerböverhältniffen auf die immer blos 
theoretifche Anerfennung eined Rechts auf Arbeit im Grunde doc von Feiner Partei ein jonder= 
liches Gewicht gelegt wurde. Gleichwol hielt e8 jpäter A. Vinet fir angemeffen, den Socialis— 
mus als unverträglich mit dem durch das Chriſtenthum anerfannten Princip der freien’ Indivi— 
dualität und darum aud) der freien Affociation zu befämpfen. 35) Diefem Anhänger ver freien 
Kirche erichien ſchon jede vom Staat unterftügte und dadurch vom Staat abhängige Kirche als 
verwerflicher Socialismus, weil hiernach ein Theil der Bürger für den Glauben der Anders— 
gläubigen bezahlen müffe. 

In der nördlichen Schweiz, bejonvers im Canton Züri, fand nad) 1848 der friedliche 
Socialismus eines Fourier und feiner Schüler einigen Anklang. Die Befenner diefer Xehre, 
die als focialiftifche Partei bezeichnet wurden, unterfhieden ſich aber in ihrem öffentlichen Auf: 
treten von ben andern Parteien nur dadurch, daß fie ſich vorzugsweiſe auf die induftrielle Ar- 
beiterbevölferung zu ftügen ſuchten und einige keineswegs unbillige Forderungen des mates 
tiellen Intereſſes lebhafter befürworteten. Ein von diefer Seite erlaffenes Programm enthielt 
eine lange Reihe von Wünſchen hinſichtlich der demokratiſchen Fortbildung der Verfaſſung und 
Gefeggebung. Zu den Vorfhlägen von halbwegs focialiftifher Färbung gehörten aber nur: 
Unentgeltlichfeit des Wolksunterrihts durch Abihaffung des Schulgeldes; allmählihe Abihaf- 
fung der indireeten Steuern; Ginführung einer mäßig progreffiven Einfommen= und Vermö— 
gensfteuer, ſowie einer Erbſchaftsſteuer; Errichtung von Arbeitsanftalten für geſchäftsloſe 
Arbeitöfräftige. Außerdem tauchte noch in der deutſchen Schweiz, hauptiählih im Canton 


35) Du socialisme considere dans son principe (Genf 1846); auch deutich mit einem Vor: 
wort von Neander (Berlin 1849). j 


682 Eommunismus und Socialidmus feit 1848 


Bern, dad Begehren der allgemeinen Erneuerung eines noch nicht völlig verſchwundenen Her⸗ 
fommend auf. Hiernach ſollen die Gemeinden hauptſächlich an ihre ärmern Angehörigen aus 
dem Gemeindegut ein beſtimmtes Quantum Pflanzland, von je 1—3 Juchart auf die Familie 
zu deren eigenfter Bearbeitung und Benugung vertheilen, und der Staat fol Maßregeln tref: 
fen, damit nad und nach auch die ärmern Gemeinden zur Erfüllung dieſer Verbiudlichteit be⸗ 
fähigt werden. Hier begegnen wir abermals dem bei den Völkern Europas immer deutlicher 
hervortretenden Gedanken, daß die Überwindung des Pauperismus hauptſächlich nur von der 
Gemeinde aus, aber mit Betheiligung ded Staats bewirft werden könne. 

In der demokratiſchen Schweiz regiert das allgemeine Stimmrecht: von der Befugniß, in 
den öffentlichen Angelegenheiten des Einzelſtaats und Bundesſtaats mitzurathen und mitzu— 
thaten, ſind etwa nur diejenigen Bürger zeitweiſe ausgeſchloſſen, die als Almoſengenöſſige, 
Falliten oder Verbrecher für ökonomiſch oder moraliſch unſelbſtändig gelten. Alle Abmarkun— 
gen der ſtaatsbürgerlichen Rechte nach Maßgabe eines gewiſſen Vermögens ſind dagegen (von 
einer unbedeutenden Ausnahme im Canton Teſſin abgeſehen) völlig verſchwunden. Dieſes Ziel 
wurde nicht ohne Parteikämpfe erreicht. Und in einem Lande, wo ſich alles öffentliche Leben aus 
den unumwunden verfündeten und allſeitig beſprochenen Bedürfniſſen des Volks heraus geftal- 
tet, wo an dieſem Volksbewußtſein bald auch jeve willfürliche Verſuchspolitik bureaufratijcher 
oder doctrinärer Sondergelüfte ſcheitern muß, ift ed von befonderm Intereffe, die focialen Folgen 
der neuen politifchen Errungenfchaft ind Auge zu faſſen. Es hatte nicht an falſchen Propheten 
gefehlt, die von der Herrſchaft des allgemeinen Stimmrechts eine proletariihe Tyrannei der 
Armen gegen die Bejigenden und verderbliche Unordnungen beforgten. Aber gerade jene frü- 
hern Störungen der Dronung, die hier und da den noch unentihiedenen Parteienfampf be: 
gleitet und ſtets auch einigen ökonomischen Nachtheil zur Folge hatten, ſind ſeitdem verſchwunden. 
Ebenſo wenig wurde mitteld ded allgemeinen Stimmrechts nur der Verſuch gemacht, auf dem 
Wege der Gejeggebung in das Bejigredht verlegend einzugreifen. Das ift fehr erklärlihd. So 
geläufig der Gegenfag von Befigenden und Befiglojen der Theorie geworden ift, befteht er doch 
in diefer Unbedingtheit nicht auch in der Wirklichkeit, fondern deutet nur auf den Unterſchied 
zwijchen mehr und weniger Befigenden. In jedem noch nicht völlig verfünmerten Volke ift aber 
die Zahl derjenigen bei weitem überwiegend, die ji (von einen nod fo geringen materiellen 
Beſitzthume aus, aber mittels ihres felten allzu niedrig geihägten Kapitald an Fähigfeit und 
Geſchicklichkeit) ſogar vor andern einen befriedigenden Erwerbsſtand zu erarbeiten hoffen. Aud 
bleiben ja die meiften Menſchen darin zeitlebens Kinder, daß jie jih von jedem jegigen Augen= 
blide an für Glückskinder zu halten pflegen. Unter ver Herrihaft des allgemeinen Stimmrechts 
machen nun meijt diefe noch Hoffenden mit den ſchon Habenden gemeinſchaftliche Sache gegen 
diejenigen, die mit communiſtiſchem Gelüſte an ven in reichlicher Fülle erwarteten Früchten der 
Arbeit, der Klugheit oder der Begünftigung durch befondere Glücksfälle theilnehmen möchten. 
Iſt dagegen die Staatsmacht nur in den Händen der nad) einem Vermögenscenſus jhon fo oder 
fo viel Habenden, fo jind eben dadurch alle Ausgeſchloſſenen in eine große Maſſe geworfen, 
welche nun leicht genug von den in ihr enthaltenen proletarifhen und communiftifchen Elemen: 
ten in gefährliche Gärung gejegt wird. Das allgemeine Stimmredt, ftatt vem Gommunidmus 
alle Schleufen zu Öffnen, ift alfo gerade die jiherfte Schutzwehr gegen feine verheerenden Sturm: 
fluten. Und hat man vom heutigen Königthume gejagt, daß e3, um fich zu behaupten, ein Kö— 
nigthum der focialen Reform fein muß, fo darf man aud in allen Staaten, worin die Bewe— 
gung für verfaflungsmäßige Berheiligung des Volks einmal begonnen hat, einen gejiherten 
politiihen Zuftand dann erft erwarten, wenn nicht mehr die zur thätigen Theilnahme am 
Staatdleben Berufenen, fondern vielmehr die davon Ausgeſchloſſenen eine verfhwindende Min— 
derheit bilden. 

Dad allgemeine Stimmrecht, wie es in ver Schweiz in bewährter Wirkjanıkeit beſteht, be— 
ruht auf der Überzeugung, daß der Staat eben dadurch eine eigenthümliche Aufgabe erfüllt, in= 
dem er zwijchen ven focialen Genoffenfhaften ein Gleichgewicht zu erhalten ſucht, wodurch jedes 
genoſſenſchaftliche Intereſſe durch das andere gefördert, feined durch dad andere gehemmt oder 
ihm aufgeopfert wird. Es beruht zugleich auf dem focialen Glauben, daß der durch das Ver: 
trauen feiner Mitbürger zur Theilnahme an der gejeßgebenden Gewalt Berufene, ob er gleich 
perfönlich einem bejondern Lebenskreiſe angehört, dennoch das Sonderintereffe feiner Genoſſen— 
fhaft dem Gejammtintereffe unteroronen kann und will, daß z. B. ver Fabrifant nicht ſchon 
durd feine Stellung dazu beftimmt ift, alle Nüdfichten auf die arbeitende Bevölkerung hintan— 
zufegen. In jedem noch geſunden, auf die freie Bewegung des Öffentlichen Lebens gegründeten 
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Gemeinweſen liegen in den Rückſichten auf die Anerfennung-oder den Tadel der Mitbürger, in 
der Öffentlihen Moral und dem Gewiffen des einzelnen, in ver Mannichfaltigkeit ver induſtriellen 
und genoffenfhaftlihen Intereffen, deren. Feines durch dad andere gefnechtet fein will, fowie 
darin, daß jeder einzelne gleichzeitig verſchiedenen Lebenskreiſen angehört — in dem allen liegt 
eine hinlänglihe Gewähr, daß ed unter der Herrſchaft der auf das allgemeine Stimmrecht ge— 
gründeten Öffentlichen Meinung am feltenften zu der Tyrannei eines focialen Sonderinterefles 
fommen werde. Und droht gleichwol irgendeine genoffenfhaftlihe Vereinigung, wie etwa eine 
über große Mittel verfügende mächtige Actiengefellfhaft, ein einfeitiges Übergewicht zu gewin— 
nen und innmermebr einen Staat im Staate, einen Sonderbund im Bundesftaate zu bilden, fo 
gewährt doch gerade wieder die unverfümmerte Öffentlichkeit, dad Gegenvereindreht und die 
Ausdehnung ded activen Staatöbürgerrechtd auf den meiten Kreis aller felbftändigen Stautö- 
genoffen das tauglichite Mittel, um die Gefahr fhon im Entftehen zu erfennen und ihr recht: 
zeitig vorzubeugen. 

Auf der Erfenntniß jener eigenthümlihen Aufgabe des Staats, auf dem politifch = jocialen 
Glauben an den Sieg des höhern vaterländifhen und menſchheitlichen Intereffes über jede ge: 
noſſenſchaftliche Selbftfucht, beruht der große politifche und jittlihe Vorzug der verfaſſungs— 
mäßigen Regierung im Sinne der Neuzeit, vor der auf die Nertretung einzelner Stände ge: 
gründeten Berfajjung. Darauf beruht auch der Vorzug der ſchweizeriſchen Demokratie vor dem 
Staate der Sorialiften, und namentlich vor der von Proudhon vorgeihlagenen fogenannten 
Drganifation des allgemeinen Stimmrechts. Er meint, daß diefed Stimmredt, wie man es feit 
1789 begriffen habe, die „Erproffelung des Öffentlihen Bewußtfeind, der Selbftmord ver 
Volksſouveränetät“ gewejen fei. Um daſſelbe intelligent und moralijd) zu machen, müſſe man 
(nad vorgängiger Organiſirung des Gleihgewichts der Kräfte und Aufhebung der Privilegien) 
die Bürger nad den Kategorien ihrer Functionen flimmen lajfen, gemäß dem Principe ver 
Gollectivfraft, welche die Grundlage des Staatd und der Geſellſchaft ſei und wonach ſich vie 
Geſellſchaft in Fleine und große arbeitende Gruppen oder Gorporationen gliedere. Aus den 
Spigen der großen Gorporationen, d. h. aus den Männern, auf welche jih dad Vertrauen der 
Gruppe der Handeltreibenden, der Lehrerſchaft u. |. w. vereinigt habe, jolle jih dad Miniite- 
rium bilden. Hiermit fei die Leitung der focialen Gewalt der Gerechtigkeit übertragen, die nur 
erklärt und verftanden zu fein braude, um von jedermann begehrt und in Wirkung gefegt zu 
werben. In diefem glüdlichen Zuftande der Regierungslojigkeit oder Anardie leite alſo jeder: 
mann die fociale Gewalt, was foviel heiße ald niemand, und wie im Einzelmefen die Gefund: 
beit, ver Wille u. ſ. w., fo fei nun im Gollectivwefen die Ordnung eine Frucht der ganzen Dr- 
ganiſation und nicht mehr das Ergebniß der Initiative einer befondern Regierungsgewalt. 

Diefed Utopien einer fogenannten Anarchie, die zugleich die Ordnung ift, jegt in ver als 
ſchwerkrank geſchilderten Geſellſchaft die völlig unzerflörbare Geſundheit ſchon voraus, um die 
‚Hervorbringung eines ſtets unfehlbaren Gejammtwillend der eigeniten Ihätigfeit der beſon— 
dern Genoſſenſchaften überlaffen zu dürfen; jie fegt mithin auch innerhalb jeder einzelnen Ge— 
noffenfhaft voraus, daß bei ihrer maßgebenden Majorität fogar die Möglichkeit eines Irrthums 
und jeder corperativen Selbftfucht verihwunden ift, die fi auf Koften der andern Genoffen- 
haften geltend zu machen ſucht. Die ſchweizeriſche Organifation des allgemeinen Stimmrechts 
gründet fi aljo auf den Menfchen, wie er wirklich ift; diejenige Proubhon’d auf den Men- 
ſchen, wie er nicht ift und niemals fein wird. Auch ift die Folge jener Organifation fo wenig die 
Erdroſſelung des allgemeinen, ald des befondern und genofjenfhaftlihen Bemwußtjeind. Denn 
gerade unter dem Einfluffe ded allgemeinen Stimmrechts und des damit jo enge verbundenen 
freien Vereinsrechts willen ſich (nad) den vielfältigften und deutlihften Erfahrungen aus dem 
ſchweizeriſchen Volksleben) auch alle beſondern Lebenäfreife die der Gemeinſchaftlichkeit ihrer 
Intereffen entfprechenven Kormen der Vereinigung zu fhaffen. Sie willen ih aud dem Staate 
gegenüber in ihren eigenften Rechten und Intereffen energifch jelbft zu vertreten und finden 
darum ſtets von feiten des Staats diejenige Berüdjihtigung, die ihnen ohne Ungerechtigkeit 
gegen die Oefammtheit gewährt werben fann. Damit hängen in der Schweiz die vergleichsweiſe 
immer noch befonderd günftigen focialen Verhältnifje nahe zufamnıen. 96) 

F. Bereinigte Staaten vonNordamerifa. Individualidmus. Gommuni= 
ſtiſche und focialiftifhe Gemeinfhaften. Mormonen. Die Mehrheit ver erften An: 
fiebler in Norbamerifa gehört den germanifchen Völkern der Briten, Deutfhen und Nieberlän: 


36) Näheres darüber und über befondere Gründe des Gedeihens f. in bem Art, Schweiz. 
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der an, bei denen fih der Sinn für perfönliche Freiheit und Selbſtändigkeit jhon zu hohem 
Grade entwickelt hatte. Die Entftehung der nordamerifanifchen Gefellfhaft ging mithin von 
einem bereits ausgebildeten Individualismus aus, und um fo mehr ift Nordamerifa auch das 
Heimatland des ausgeprägteften Individualismus geblieben, ald nach den dortigen Verbält- 
niffen jede rührige und Eräftige Verfönlichfeit noch heutzutage die größten Erfolge zu erringen 
vermag. In den mächtigen Strömungen eines kecken Unternehmungsgeiftes und einer wett⸗ 
eifernden Goncurrenz wechjelt ver einzelne leicht feine gejellfchaftlihe Stellung, er geht von Ge- 
ſchäft zu Geſchäft über, von der Armuth zum Reichthume, von dieſem zu jener. Darum befteht 
zwifchen arm und reich noch feine fchwer zu überfpringende Kluft, melde vie Geſellſchaft in zmei 
feindjelige Hälften fpaltet ; darum gibt e8 noch feine großen von Gorporationdgeift durchdrun— 
genen Genoffenihaften, deren Mitglieder, ven andern Lebenskreiſen gegenüber, durd) das Band 
gemeinfchaftlicher Intereffen dauernd verbunden wären. Dem Individualismus entfpricht da— 
gegen infofern die höchſte Thätigkeit des Vereinsgeiſtes, ald er leicht lösbare Verbindungen 
aller Art fort und fort anknüpfen und wieder aufgeben läßt. Jede befondere Rihtung, jedes 
perfönliche Gelüfte, das hier und da mit verwandten oder verwandt ſcheinenden Beftrebungen 
in Berührung fomnıt, fucht ſich jogleich in ver Form der Vereinigung auf wirkſame Weife gel: 
tend zu machen. Im Drängen und Treiben ungebundener Eoncurrenz haben darum aud com: 
muniftifhe und focialiftifche Verbindungen auf dem weiten Boden der Neuen Welt Platz ge: 
funden. Aber derjelbe Individualismus, der ſolche Vereine entftehen und gewähren läßt, ver: 
hindert ihre größere Ausdehnung, oder löft fie in kurzem wieder auf. In der unvermeidlichen 
Berührung mit dem bunten Leben und Streben um fie her treten bald die nur jheinbar oder 
vorübergeheud gleihartigen Lebensanjhauungen ver Wereinsglieder in ihrer Eigenthümlichkeit 
bervor, um in verfchiedenen Richtungen auseinander zu geben, und bald fallen aud die Ver: 
einszwecke den perfönlichen Zwecken zum Opfer, da man es täglid vor Augen fieht, daß jede 
fräftige Perfönlichkeit ſich felbft ein beſſeres Los zu Schaffen vermag, als ihr die Verbindung mit 
ſchwächern Genoffen bieten fann. Auch das liegt aljo im Beifte jenes Individualismus, daß 
mitunter diejenigen, die erft noch eifrige Befenner ded Gommunismus und Radicalismus wa= 
ren, plöglich in das Oegentheil umfchlagen. So wurde I. Warren, faum nod) ein Socialiſt aus 
R. Owen's Schule und Mitglied feiner zwei Jahre lang beftandenen Eolonie New: Harmony, 
der Gründer und Mitgründer der auf die abfolute Souveränetät des Individuums gegründeten 
Golonien Utopia am Obio und Modern= Times auf Long = Island bei Neuyorf. Beſonders 
durch Warren und P. Andrews wurde dann aud theoretifh das Princip der individuellen 
Souveränetät auf eine, die Anarchie Proudhon's noch weit überbietende phantaftiihe Spige 
getrieben, ſodaß nach ihrer Lehre ſelbſt jede Herrſchaft der Majorität wegfallen würde und alle 
politifchen Angelegenheiten (Gerichtsweſen, Kriegsmefen, ja ſogar die centrale Leitung der 
Union) der völlig ungebundenen Eoncurrenz der einzelnen und freien Vereinen überlafien blieben. 

Eine Ausſicht auflängere Dauer und wenigftens auf zeitweife öfonomifches Gedeihen Haben 
etwa nur diejenigen communiftifchen und focialiftiihen Vereine, deren Mitglieder, auf niederer 
Bildungsftufe ftehend, ſich nody mit blindem Glauben der Autorität eines Dogmas oder ver 
Führung eines zugleich firhlihen und ökonomiſchen Häuptlings unterwerfen. Dies gilt von 
den communiftifchen Vereinen ver Sekte ver Shaker, eines proteftantifhen Mönchs- und Hage⸗ 
ſtolzenordens, der aber durch feinen Verzicht auf Che und Fortpflanzung zugleich auf feine eigene 
weitere Ausbreitung verzichtet. Auch die Harmoniften unter Rapp hatten ed für eine Reihe 
von Jahren zu blühendem Wohlftande gebracht, unterlagen aber endlich den allmählich zer- 
fegenden Einflüffen. Einer jehr baldigen Auflöfung fielen dagegen jene neuern Vereine an— 
heim, deren Mitglieder ſchon eine höhere Bildung nad) Amerika hinübergebradht Hatten, wie 
die von Gabet in Nauvoo geftiftete Gommuniftencolonie, oder wie der unter der Leitung von 
V. Eonfiderant in Texas gemachte Verfuh zur Gründung einiger Gemeinden nad Fourier's 
Lehre. An diefem legtern misglückten Verſuche hatten fich einige Anhänger viefer Lehre aus der 
Schmeiz, befonders aus dem Ganton Zürich betheiligt. 37) " 

Die merkwürdigſte Erſcheinung auf dieſem Gebiete ift die Entftehung der Sekte und des 
Staats der Mormonen. Das ganze Unternehmen ift eine auf religiöfen Aberglauben berechnete 
und mitteld eines zweifellojen Betrugs ausgeführte öfonomifche Speculation. Der Prophet 


37) Näheres in Kröbel, Aus Amerifa (2 Bde., Leipzig 1858); darin auch Mittheilungen über bie 
Überrefte eines communiitifchen Gemeindehaushalts bei einigen Indianerftämmen, wie bei den Taruma— 
res in Norbmerico. Sie erinnern zum Theil an das rufftfche Gemeindewefen. 
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diefer Heiligen ded Tages, J. Smith, hatte auf gut amerikaniſch jehr bald daran gedacht, eine 
Bank „nad dem Willen Gottes“ zu gründen, die gleihwol zu Grunde ging. Im neuen Kir: 
chenſtaate, deſſen jegige Hauptftadt nad wechfelnden Schidjalen die Great : Saltlafe- City im 
Gebiete Utah, ift das Befteuerungsd = oder Erpreſſungsſyſtem befonders ausgebildet. Dem Kir: 
chenzehnt ift nicht blos dad Naturaleinfommen jeder Art unterworfen, fondern auch zur Staats- 
fronarbeit diejenige Zeit, die nicht zur Erzeugung des Naturaleinfommens verwendet wird. 
Das Zehntamt führt genau Buch über ven Vermögensſtand jedes einzelnen. Überdies fällt nach 
der Entſcheidung des „Hohen Raths“, oder vielmehr des jeweiligen Propheten ver Vermögens: 
überſchuß jedes neu Getauften der Kirche zu. Wenn diefer 10000 Dollars einbringt, aber nur 
die Hälfte braucht, um fih in Utah Haus und Farm einzurichten, oder fonftwie feinen Unter: 
halt zu fihern, jo jollen 5000 Dollars dem ‚‚ Werke des Herrn‘ gewidmet fein. Durch mande 
zwedmäßige Einrichtung und die günftige Lage von Utah für den Zwifchenverfehr mit Galifor: 
nien ift gleihwol die Golonie zu zeitweifem Wohlftande aufgeblüht. Dieſe Thatſache, ſowie die 
nicht blos erlaubte, ſondern als verdienftlich geſchilderte Vielweiberei und der Reiz der Neuheit 
Hatten indeflen der Sefte eine wahjende Zahl von Anhängern geworben. So Eonnte diefelbe 
ihren Gegnern einen Eräftigen und nicht unzweckmäßig geleiteten Wiverjtand entgegenfegen, 
fie fonnte im Jahre 1858 fogar den Verſuch wagen, ſich mit bewaffneter Hand ven Beſchlüſſen 
der Unionsregierung zu wiverfegen und fih in unabhängiger Stellung zu behaupten. Aber 
ſelbſt abgejehen von den Schwierigkeiten feiner äußern Lage, trägt ſchon der Kirchenſtaat der 
Mormonen im fich ſelbſt die jihtbaren Keime der Auflöfung. Nordamerika ift am allerwenig- 
fen das Land, für das fich die eultuchemmende Vielweiberei rechtfertigen oder nur entſchuldigen 
ließe, und trog aller Berufungen auf Altes Teftament und Patriarchen werden ed jelbft die 
Gläubigen des Mormonenthums bald begreifen, daß ihre Polygamie nur ein willfürliches 
Machwerk ift zur Befriedigung der jultanifchen Gelüfte einiger wenigen auf Kojten der Mehr: 
beit. Auch verfteht man ſich dort viel zu ſehr auf die Arithmetif des perfönlichen Vortheils, ald 
daß ınan dem jhamlofen Ausbeutungsſyſteme eines dur ven Nimbus ver Jahrhunderte nicht 
geheiligten Prieſterthums eine längere Dauer prophezeien dürfte. 

Vom energifhen Individualismus der anglo-fähitfhen Bevölkerung aus wird fehr wahr: 
ſcheinlich die Gefellihaft und das Staatentyum der ganzen nördlichen Hälfte des Welttheils das 
Gepräge empfangen, felbft wenn die Zeit der eigentlihen Annerationen in Bezug auf größere 
Länderſtrecken ſchon vorüber fein jollte. In diefem Lande der freieften Goncurrenz wird endlich 
die eigentliche Sklaverei jhon darum verihwinden, weil die Zwangsarbeit neben der freien Ar: 
beit nicht dauernd beftehen kann, weil aud im amerikanischen Feldbaue die Handarbeit durch 
die wirfjamere Mafchinenarbeit innmermehr wird verdrängt werden, weil die wenig förder: 
lihe Sklavenarbeit verhältnißmäßig noch Eoftipieliger wird, je mehr jih unter dem Einfluffe 
eines gefteigerten Weltverfehrs die Unterſchiede des Arbeitöpreijes zwijchen ver Alten und Neuen 
Welt ausgleichen. Nach forgfältigen Vergleihungen in VBirginien und andern Sklavenftaaten 
nimmt man jegt ſchon an, daß ein freier und tüchtiger weißer Arbeiter die Arbeiten von vier 
Sklaven thut, und da bei Einrehnung von Weibern, Kindern, Alten, Kranken und Gebrechlichen 
ſtets drei Sklaven gehalten werden müffen, damit man auf die volle Arbeit eines männlichen 
Sklaven zählen könne, jo ift durchſchnittlich der Bejig von zwölf Sklaven erforderlih, um die 
Leiſtung eines einzigen tüchtigen weißen Arbeiterd zu erfegen. Dagegen vermuthet Fröbel, 
a. a. O., daß ſich aus den Gonflicten der anglosamerifanifhen mit der hispano-amerikaniſchen 
Bevölkerung ein politifch = foriale® Syſtem entwickele, das zwiſchen dem der Sklavenftaaten und 
freien Staaten die Mitte halten und feinen Kern haben werde in den fünf Staaten Guatemala, 
Honduras, Salvador, Nicaragua und Gofta-Rica, fowie in dem mit Merico nur noch loder 
verbundenen Yucatan. Gr erwartet eine Art Hörigkeit der Farbigen und jelbjt ver Hispano— 
Amerifaner, oder doch ihre Bevormundung durch die Anglo=- Amerikaner, als die politifh und 
gejellfchaftlich allein Vollberechtigten. Auf die Möglichkeit ſolcher fünftigen und der Leibeigen— 
ſchaft ähnlichen Zuftände deute auch das im ehemals fpanifhen Amerika noch jegt herkömmliche, 
aber freilich nur zeitweilige und nicht erbliche Verhältnig der Peonen oder der meift nur dem 
farbigen Proletariat angehörigen zahlungsunfähigen Schuloner, die ihre Schuld im Dienfte 
des Öläubigerd abarbeiten müſſen und von dieſem wol auch an dritte Perfonen abgetreten werz 
den können. Gewiß wird ſich das thatfächliche Übergewicht der Anglo= Amerikaner noch ange 
und in wadhjenden Räumen geltend machen. Abgeſehen von der Negerfklaverei ift jedoch in 
Amerika die perſönliche Gleichberechtigung ver Weißen und Farbigen wenigſtens grundfäglid 
anerkannt. Diefer gefchichtlich gewordene Rechtsboden und die ſchon berührten volkswirthſchaft⸗ 


686 Communismus und Sorialismns feit 1848 


lichen Gründe laffen mithin vermuthen, daß ſich dort Feine geießliche Leibeigenſchaft jogar noch 
neben der ſchwarzen Sklaverei auöbilden werde. 

IH. Die ftaatlich = gefellihaftlihe Aufgabe Europas im Vergleiche zu 
Amerifa. Shlufbetrahtung. Amerika wird noch Jabrzehnde, vielleiht Jahrhunderte 
lang der Tummelplag eines feſſelloſen Individualismus fein, und das iſt gerade feine Beſtim— 
mung, woran ed nicht gehindert werden kann und folk, daß feine politifch = fociale Neubildung 
weit mehr dem freien Walten der perſönlichen Kräfte, ald der Initiative des Staats überlaffen 
bleibe. Cine andere Aufgabe hat dagegen Europa zunächſt in feinen weſtlichen und mittlern 
Gulturländern zu erfüllen. Sie befinden fih in einer Phafe ver Entwidelung, worin fich die 
freie Thätigkeit der Ortdgemeinden und Volfögemeinden einerjeitd der ungebundenen Goncur: 
renz der einzelnen und dev bloß gelegentlichen Vereine maßgebend zur Seite zu ftellen,, ſowie 
andererfeitd den Eingriffen des Militär und Polizeiftants entgegenzutreten hat, der zugleich 
das Volk und die Gemeinden, die einzelnen und ihre vertragsmäßig abgejchloffenen freien Ver: 
eine an der Erreihung gemeinnügiger Zivede verhindert. 

Für diefe Praris des öffentlichen Lebens, fowie für die Wiffenfhaft vom Staate und der 
Geſellſchaft haben die Erjchütterungen des Jahres 1848 und einige Vorgänge fpäterer Jahre, 
zumal die Handelöfrifis von 1857 —58, eine reihe Duelle nugbarer Erfahrung geöffnet. Diefe 
Erfheinungen weifen aufreine ſchwere foriale Krankheit, über deren bedrohliches Daſein man 
fich vergeblich zu täufchen fucht durch die Berufung auf die Thatſachen einer officiellen und offi- 
eidfen Statiftif, die ihre Ziffern theild mit, theild ohne Abficht in einer Weife gruppirt, um den 
oberflählihen Beobachter an einen Fortſchritt zum Beſſern nad allen Richtungen hin glauben 
zu laffen. Aber die noch junge Wiſſenſchaft der vergleihenden Staatenkunde ift feineömwege 
ſchon in der Rage, um die beiden Phaſen der Entwickelung, die das europäifche Völkerleben jeit 
einem halben Jahrhundert durchläuft, in der rechten Weiſe unterfcheiden zu können. Nach der 
mit dem Jahre 1815 abgelaufenen langen Kriegsperiode war e8 fehr begreiflich, daß die Stati- 
flifer, unter den beilfamen Einflüfien des endlich errungenen Friedens, nur von einer Zunahme 
der Bevölferung und mittlern Lebensdauer, von einem Steigen des Wohlftandes und Arbeits- 
lohns, von einer Verminderung der Verbrechen u. dgl. zu berichten hatten. Es ift ebenio be= 
greiflich, daß fi der ſeitdem wieder eingetretene Wendepunkt vom Guten zum Schlimmen nicht 
haarſcharf bezeichnen läßt. Bei der Bergleihung verihiedener Zeiträume kommt alfo die Sta— 
tiſtik ſogar unwillfürlich in die Lage, daß fie die einer frühern Zeit angehörenden Errungen: 
ihaften auch noch den fpätern Jahren zugute fhreiben muß. Allein es fehlt gleihwol nicht an 
zahlreichen Belegen dafür, daß die nad 1815 auffteigende Gulturbewegung ihren Gipfelpunft 
bereitö hinter fich hat und wieder im Abmwärtsichreiten begriffen ift. 3%) 

Die Geſchichte des legten Jahrzehnds und ihre noch fo unbefangene Auffaflung und Er- 
wägung gibt zwar fein unmittelbares Heilmittel gegen die Übel der Zeit an die Hand, aber fie 
warnt doch in erfter Linie gegen eine befonders folgenfchwer gewordene Verirrung. Man hatte 
ſich vielfach gewöhnt, die Intereſſen ver Arbeiter und Kapitaliſten, der Beſitzloſen und Beſitzen⸗ 
den in einem ſchroffen und bis zur Unwahrheit getriebenen Gegenſatze aufzufaſſen. Die natür- 
liche Folge davon war, daß fich fehr bald die große Mehrheit aller Befigenden durch die kleine 
Minderheit derjenigen bedroht glaubte, die irgendwie den communiftifchen oder focialiftiichen 
Anfichten und Beftrebungen Huldigte oder nur von fern zu huldigen fhien. Zu dieſen Be: 
figenden gehörten aber nicht blos die Reihen und Überreihen, fondern zugleich die minder Be: 
mittelten und befonders auch derjenige Theil der arbeitenden Bevölferung, der in feiner techni— 
fchen Gefchicdlichfeit und feiner Gewöhnung an Arbeitfamkeit ein werthvolles perſönliches Kapi- 
tal befaß und darum in Feiner Weife Neigung hatte, die Früchte feines künftigen Fleißes mit 
einem müßiggängerifchen Proletariat zu theilen, das noch zur Zeit fürfeinerlei beſonders werth⸗ 
volle Arbeit vorgebildet war. Den communiftifhen Gelüften gegenüber mußte die Neaction 
diefer überwiegenden Mehrheit überall das Feld behaupten, und ed zeigte fih deutlich genug, 
daß auch oder gerade unter der Herrfchaft des allgemeinen Stimmrechts die befigenden Klaſſen 
am allerwenigften zu bejorgen hatten. Weil aber diefe Reaction Fein gemeinihaftliches poſi⸗ 
tives Ziel verfolgte, fondern nur abwehrend war, fo endigte die ganze Bewegung mit der Rück⸗ 
kehr zum frühern gefellfchaftlihen Statusquo, ſodaß die billigen und unbilligen Erwartungen 
der Befigenden wie der Bejiglojen in gleicher Weiſe getäufht wurden. Daraus ergibt ſich für 
die Zukunft die Lehre, daß pofitive Erfolge erft dann zu erwarten find, wenn die nicht Uberrei- 


38) E. den Art. Europa, ſowie bie Statiſtik verfchiedener Einzelſtaaten. 
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hen und nicht allzu Bedürftigen, mit Einſchluß des perfönlich tüchtigen Theils ver arbeitenden 
Bevölferung, in ihrem gemeinſchaftlichen Intereffe gleichzeitig Sronte machen, ſowol gegen vie 
Übergriffe der Plutofratie ald der Ochlofratie. Es ergibt ſich auch, daß jeder Verſuch focialer 
Reform ſtets und fo lange ſcheitern wird, ald nicht die Anhänger dieſer Reform fogar ven Schein 
einer Begünftigung communiftifher Plane zu vermeiden wiffen; denn ſchon der Glaube an das 
Dafein folder Plane und die noch fo grundlofe Furcht vor der Möglichkeit ihres Gelingend wird 
ſtets wieder die Majorität der Befigenden zu einem nicht zu bewältigenven, aber auch jederlei 
Fortfehritt verhindernden Widerftande vereinigen. Die große Maffe derjenigen, die ſich durch 
reblichen Fleiß mit Kopf und Hand ein menſchenwürdiges Los fhaffen wollen, und die noch nicht 
daran verzweifeln, fich daffelbe jhaffen zu können — fie bildet ja auch jegt noch die alles ent: 
fcheidende Mehrheit. Aber gerade darum wird alled darauf anfommen, ob diefe von dem Bande 
des großen materiellen und fittlihen Intereffes der Arbeit umfchlungene Mehrheit für ihre ge— 
meinſchaftlichen Zwecke fräftig genug einzuftehen weiß gegen die beiden Extreme der Gejellfchaft, 
die ohne Arbeit oder ohne verhältnigmäßige Arbeit befigen und genießen wollen; ob fie alfo 
nicht blos einzuftehen weiß gegen die rohe Habſucht eines befiglofen Proletariats, fondern auch 
gegen die abgefeimte Habſucht eines fpeculativen Wuchergeiftes, ver bei weitem gefährlicher ift, 
weil er die fittlihen Grundlagen alles Beſitzthums immer tiefer untergräbt, und felbft den 
Glauben an die Wirklichkeit eines auf nügliche Thätigfeit gegründeten Eigenthumsrechts mehr 
und mehr zerftören Hilft. 

Nicht bloß bei ven Doctrinären ded Communismus und Socialismus, auch bei ihren Geg— 
nern in Lehre und Leben, haben jedoch die legten 10 Jahre manche Blöße aufgevedt. Sie ha— 
ben es jeder theoretifchen Befangenheit gegenüber in ber harten, aber deutlichen Sprache ver 
Thatjachen verfündigt, daß auch die Wiffenfchaft, in gar mandem ihrer für untrüglid aus— 
gegebenen Glaubensfäge, oft nur einen zur Gewohnheit gewordenen Aberglauben von Ge: 
ſchlecht zu Gejchlecht vererbt. Zu diefen Glaubensfägen gehört befonders derjenige von der ab— 
foluten Heilfamfeit der unbeſchränkten individuellen Concurrenz , fowie das Vorurtheil der un— 
bedingten Verwerflichkeit der als Foftfpielig und verſchwenderiſch gefchilderten Staats- und 
Gemeindearbeit. Der von Adam Smith und feiner Schule auf die Spite getriebene Grundfag, 
daß der feinem freieften Walten überlaffene Egoismus gerade in dieſer Breiheit fogar unmwill- 
fürlic das Gemeinwohl erzeuge, hat zwar in ber deutfchen Wiflenfchaft nie fo weit Geltung 
gefunden, daß man den Staat auf die blos negative Thätigfeit der polizeilichen Abwehr oder 
eriminaliftifhen Abſchreckung und Beftrafung zu befhränfen gedachte. Aber doch hat in ver 
Praris die Politik des Gcehenlaffens in Beziehung auf Staat und Gemeinde viel zu fehr die 
Oberhand gewonnen ; fie ift in Sachen des Gemeinweſens ebenfo fehr das Zeichen ald eine Ur: 
fache jener Gleihgültigkeit, die in ihrer Trägheit die focialen bel ji anhäufen läßt, bis man 
unter ihrer Laſt entweder erftiden, oder durch einen gewagten Sprung über fie wegzufonmen 
verfuhen muß. Ohne Zweifel ift die fortfchreitende Verwirklihung der Freiheit ver Inhalt der 
Weltgeſchichte, an den jeder glaubt und glauben muß, der ald Lebendiger noch mitſchwimmt in 
ihrem Strome. Soll aber der Begriff ver Freiheit und darum ber freien Goncurrenz ein wahrer 
fein, fo muß er in jeiner Ganzheit aufgefaßt werden; alfo auch mit Rückſicht auf die Intereſſen 
und den Willen der zur Gemeinde und zum Staat vereinigten Genoffenfhaften. Diefe Ge: 
noflenf&haften dürfen nicht dulden, daß die Intereffen aller oder der Mehrheit ven jelbftfüchtigen 
Sonderintereffen einzelner ihrer Mitglieder hingeopfert werben ; und obgleich niemals, nach ven 
Übertreibungen vieler franzöjifchen Sorialiften, durd die Goncurrenz des Staatd die der ein= 
zelnen vernichtet werben foll, fo foll fie ftetd doch auf ein für alle erfprießliches Maß beihränft 
werden. Warum follten ſich nicht aud die Gemeinden oder der Staat in pofitiver und ſchöpfe— 
riſcher Weife bei ver Production betheiligen dürfen, um eben dadurch allen bedrohlichen Über— 
griffen des großen Kapitald der einzelnen und Actienvereine rechtzeitig die Spige zu bieten, un 
der Gefahr focialer Aufftände und Ummälzungen jhon in ihren Keimen entgegenzutreten? 
Dürften fie ed nicht, fo wäre dies eine Unterwerfung der Mehrheit unter die Tyrannei der 
Minderheit; es wäre die Vernichtung der Freiheit der Goncurrenz im Namen diefer Freiheit. 
Erſcheint gleihmwol das Mistrauen gegen alle Einmiſchungen des Polizei und Burenufraten- 
ſtaats in die verfchiedenen Zweige der Production noch vielfach gerechtfertigt, fo folgt daraus 
nur, daß die Herftellung des politifchen Selfgovernment die Vorbedingung ift, durd deren Er: 
füllung es den Gemeinden und dem Staate erft möglid wird, ihre focialen Aufgaben erfüllen 
zu können. Auch ift nicht zu überfehen, daß diefe focialen Aufgaben im höchſten Grade mannid- 
faltig und wechfelnd find. So kann etwa für einen beflimmten Staat vie Periode ſchon lange 
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vorüber fein, da noch eine Selbjtbewirthihaftung feiner Domänen rathfam jhien, währen» 
doch jet erjt die Zeit gefommen ift, da ihm die Nüdjichten auf die ganze Zufunft des Volks— 
lebens eine dringende Sorge für die Forftcultur gebieten, und zwar nicht blos abwehrende Map: 
regeln gegen Ausrottung der Wälder, fondern auch eine jchöpferifche Thätigkeit für neue An: 
pflanzungen. So fann die Errihtung von Staatöfabrifen im Sinne des Mercantiljgftems und 
zum Zwecke ver induftriellen Erziehung eines Volks ald völlig veraltet erfheinen, während es 
vielleicht in hohem Grade zeitgemäß ift, wenn der Staat für Gründung von Mufterwirthichaften 
forgt, oder für die Errihtung von Mufterwerkftätten zur Habrifation der beiten Maſchinen un 
Werkzeuge. Damit nun ftetd fo gut ald möglich das örtlich und zeitlich Zweckmäßige getban 
werde, gilt e8 um eine Organifation der Gefellihaft und ded Staats, wonad alle Anfichten und 
Meinungen über das zu Thuende ungehindert zu Tage treten fönnen; wonad in den Fällen des 

wirflihen oder ſcheinbaren Widerfpruchs focialer Intereifen die unparteiiihen Wahrſprüche 

von Sachverſtändigen, unter der Gontrole der unbeſchränkteſten Offentlichfeit, dad dem beſon— 

dern Falle Entfprechende beſtimmen. Darauf beruht die Möglichkeit einer ver lebendigen 

Wirklichkeit ſtets gemäßen Selbftorganifation der Arbeit, die und weder der Tyrannei des 
taujendfältigen Zufalld noch dem Despotismud des Buchſtabens und der inhaltleeren Abitrac: 

tion des Geſetzes verfallen läßt. Darauf beruht alſo auch und gerade in ökonomiſchen Dingen 

die Möglichkeit einer Selbftregierung, die nicht ausſchließlich dem großen Kapital von einzelnen 

und von vertragsmäßig gegründeten Vereinen zu ftatten fommt, jondern aud ven zum lebens: 

vollen Organismus ausgebildeten Genoflenichaften der Gemeinde und des Staats.3?) 

Der Eulturzuftand eines Volks und feine gejellihaftlihe Ordnung in gegebener Zeit be: 
ruht auf der jeweiligen VBertheilung feiner Güter; oder dieje Vertheilung ift vielmehr feine ge- 
ſellſchaftliche Ordnung, jobald man unter Gütern nicht blod die materiellen, jondern auch die 
ideellen verfteht, alſo auch die Verbreitung von Fertigkeiten und Kenntniffen, von Einſichten un? 
Anjihten, womit die verſchiedenen gejellihaftlihen Intereflen untrennbar zufammenhängen 
Die Gejhichte des legten Jahrzehnds hat von neuem den ſchlagenden Beweis für die alte Wahr— 
heit erbracht, daß die Staatöverfaffungen nicht das Erzeugniß zufälliger Sonderumftände, 
oder doctrinärer Willkür fein fönnen; daß ſie ſtets bedingt bleiben durch den von der Korm der 
gejellibaftlihen Dronung umſchloſſenen culturgefhihtlihen Inhalt des Bölferlebens. Aber 
es wäre eine ſehr vürftige Ausbeute, wenn und die Erfahrungen des legten Jahrzehnds nur 
eine Beftätigung dieſer an jich blos formalen Wahrheit gegeben hätten. Ginige Männer der 
forialen Wiſſenſchaft jcheinen es gleichwol ſchon für eine erhebliche geiftige Errungenschaft zu 
achten, wenn jie ein fchon lange Anerfannted und kaum noch Beitrittened nur mit etwas ver- 
änderten Worten wiederholen; wenn jie jegt von einer die politifche Geftaltung beftimmenden 
geſetzmäßigen Entwidelung der Geſellſchaft und geſellſchaftlichen Ordnung foregen, wo man 
früher von dem auch für ven Staat und feine Ordnung maßgebenden Einfluffe eines gefegmäßig 
verlaufenden Gulturlebens geſprochen hatte. 

Aber jelbft damit hätte die Wiffenfchaft ver Gejellichaft wenig gewonnen, wenn fie nur bis 
zu der Überzeugung vorgedrungen wäre, daß gerade die von den Socialiften fo lebhaft be: 
fämpfte und ald Knechtung der Armen durch die Neichen gebranpmarkte freie Concurrenz dic 
Retterin aud der Noth fein würde, fobald fie in ihrem vollen Umfange und mit beſonderer 
Beziehung auf das dem Staate und der Gemeinde Obliegenve begriffen fei. Eine Wiſſenſchaft 
welche mit Recht die zeitliche Entwidelung der Gejellihaft auch ald maßgebend für die ſtaatlich 
Thätigkeit anerkennt, muß ebendeshalb beftimmt anzugeben wifjen, was zunähft und vor allem 
andern an der Zeit ift. Sie muß die eigentlihe Mutterquelle jenes Öfonomijhen und morali: 
Shen Pauperismus entdeden, aus welder die unferm Welttheil mit neuen Umwälzungen be: 
drohende Unzufriedenheit immer neue Nahrung jhöpft. Sie muß jagen fönnen, wodurd 
noch der moderne Staat im grellften Widerſpruche fteht mit der von ihm ſelbſt befannten Rechts— 
idee und mit dem ganzen Inhalt unferer gefellihaftlihen Entwidelung, deren deutlich erfenn: 
bares Ziel die völlige Befreiung der Arbeit und die Herftellung der wahrhaft freien Goncurren: 
ift. Sie muß endlich nicht blos anzugeben willen, wo die Hülfe nöthig, fondern auch wie fir 
möglich iſt. Wüßte fie dies nicht, fo bliebe die fogenannte Wiſſenſchaft ver Gejellihaft dod 


39) Näheres über die focinlen Aufgaben, welche Staat und Gemeinde mittels der Erziehung 
und Befteuerung fowie durch Befeitigung von Erwerböhinderniffen und durch pofitive Betheiligung au 
der Production zu erfüllen haben, f. in den Art.: Einkommen ; Erblichkeit und Erbihaftöftener; Er: 
siebung ; ®emeinde; Drganifation ber Arbeit; Proletariat. 
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nureine unfruchtbare Lehre, die in ihrer doctrinären Selbſtgenügſamkeit nicht dem Ertrinkenden 
die Hand böte, jondern ſich damit beſchäftigte, die nähern Umftände feines Untergangs zu Pro: 
tofoll zu nehmen. 

‚Gibt ed nun wirflih eine ſolche Hauptquelle unferer politifhen und gefellfchaftlichen Übel, 
die bei richtiger Einſicht und redlicher Abficht vielleicht noch rechtzeitig abgegraben und frucht 
bringend verwendet werden könnte? Dieſe Frage iſt ſchon lange bejahend beantwortet, ſowol 
von den Regierungen als den Völkern. Es gibt kaum eine Regierung in ganz Europa, die nicht 
ſchon die ökonomiſche und perſönliche Laſt eines auf Zwang gegründeten und maßlos aus— 
gedehnten ſtehenden Heerweſens als die ſchwerſte aller Laſten und das größte aller Übel bez zeich⸗ 
net hätte, wenn auch zuweilen als ein angeblich nothwendiges (bel. Es gibt fein Volk itt Gu: 
ropa, das nicht bei übrigens gleicher Anſicht auch die Überzeugung von der Vermeidlichkeit dieſes 
Übels Hätte, und in deſſen Mitte nicht die Mehrzahl ver Militärpflichtigen ſtets darauf bedacht 
wäre, ſich dem über fie verhängten Militärgwang durch alle erlaubten, ſowie oft genug durch un- 
erlaubte Mittel zu entziehen. Was fönnte auch im fhroffern Widerſpruche mit ver nur von 
einer verfchtwindenden Minderheit von Communiſten und Socialiften angefochtenen Emanci— 
pation der Arbeit ftehen, als gerade die jährliche Verurtheilung von Hunvderttaufenden ber 
arbeitöfräftigften Männer zum unfrudhtbaren foldatifhen Frondienfte? Jede einlaßliche Be- 
trabtung diefes Gegenftandes zeigt, daß damit alle ſocialen Misftände ver Gegenwart in erfter 
Linie zufammenhängen. Sie zeigt aber auch, daf eine fehr wohl ausführbare Reform ded Heer: 
weſens im Geifte der Gerechtigfeit und Humanität die reichlichfte Fülle der Wohlfahrt über die 
Völker ausgießen und zugleich der Schlüffel fein würde, um vie friedliche und befriedigende Lö— 
fung aller andern focialen Räthſel unjerer Zeit möglich zu machen. Auf diefen noch viel zu fehr 
vernachläſſigten Punkt hat aljo die jociale Statiftif, die fociale Ökonomie und Politik ihre For: 
ſchungen und ihre Thätigkeit hauptſächlich zu richten, wenn die als fo vielver heißend angekün— 
digte „Wiſſenſchaft der Geſellſchaft“ mehr ſein ſoll als das todt geborene Kind einer an un— 
heilbarem Siechthum hinſterbenden Zeit. ?0) W. Schulz-Bodmer. 

Compenſation. Wenn dem zu einer Leiſtung Verpflichteten zugleich aus einem andern 
Grunde eine Berechtigung gegen den ihm gegenüberſtehenden Berechtigten zuſteht, ſo beſtehen 
eigentlich die gegenſeitigen Berechtigungen nebeneinander. Wenn aber geſetzlich die eine als 
durch die andere aufgehoben angeſehen wird, fo nennt man dieſes Gompenfation. Die civil: 
rechtliche Gompenfation aber gehört nicht hierher. Begehen dagegen zwei Perſonen daſſelbe 
Verbrechen gegeneinander, jo wird an fich Feines derjelben weniger ftrafbar, und die auf die 
Verbrechen gejegten öffentlihen Strafen können nicht unvollzogen bleiben, wenn aud die aus 
der verbrederifchen Handlung entjpringenden Privatentihädigungsanfprühe ſich aufheben. 
Die öffentliche Strafe ift nit dem verlegten Privaten verfallen, fondern ift ein Recht des 
Staatd, das diejer im Intereſſe der öffentlihen Sicherheit ausübt, und dies Interejle wird im 
Balle der von mehreren Perfonen gegeneinander begangenen Verbrechen ebenfo verlegt wie in 
jedem andern. Daber fann aud) die auf die Injurie gefegte Öffentliche Strafe durch die Einrere 
der Compenfation nicht aufgehoben und nur infofern gemildert werden, ald in der zugefügten 
Injurie eine beiondere Anreizung zur Ehrenfränfung gefunden werden kann (Grolman, 
„Brundfäge der Criminalrechtswiſſenſchaft““, 8.229). Dagegen fann der Anfprud auf eine Pri— 
vatftrafe wegen Injurien dur die Gompenfation, d. h. durch die Behauptung, daß man von dent 
Kläger gleichfalls injuriirt worden fei, aufgehoben werden. Ginige (wie Tittmann, „Handbuch“, 
zweite Auflage, $. 362 des zweiten Bandes; Krug, „Compenſation“, ©. 148) wollen dies bei 
jeder Art von Privatgenugthuung (Ehrenerklärung, Abbitte u. ſ. w.) gelten lajlen, voraus: 
gejegt, daß jowol die Injurie felbit als die Privatgenugthuung von gleicher Art jeien, wihrend 
andere (wie Feuerbach, Ausgabe von Mittermaier, $. 2964) die Gompenfation nur bei pecu: 
niären Strafen wirfen laflen. Injurienflagen und Strafen wirfen in ver Negel vielfach nadı: 
theilig. Der privatrechtliche Charakter, welchen in Eräftigen Zeiten die Injurien und geringere 
Körperverlegungen fait ausfchließlih an fih tragen, und der doch auch jegt hier no immer 
vorherrſcht, ſprechen ebenfalls dafür, daß man die Compenſation bei Injurien begünſtigt und 
ihr einen —88 großen Spielraum läßt. Welcker. 


40) Den Verſuch einer eindringenden Grörterung des hier nur berührten Gegenfandes babe ich ars 
macht in: „Die Nettung der Geſellſchaft aus den Gefahren der Militärherrſchaft“ (Leipzig 1359): va. 
Damit die militärpolitifchen Art. des „Staats-Lexikon“: Confeription, Heerwefen, u. ſ. w. 
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Competenz und Competenzconflict. Gompetenz heißt wörtlih die Zuftänvigkeit. 
Sie ift politifch wichtig ald Zuftändigfeit des Rechts der amtlihen Behandlung und Entſchei— 
dung eines Öffentlichen Geſchäfts. Für Deutſchland ift die wichtigſte Gompetenzfrage die über 
“ die Competenz der Bundesverfammlung. (S. darüber Deutfcher Bund und Belagerungs: 
ftand VII.) Hier verdient Erwähnung: 

I. Die Competenz im Griminalproces. Zu einer gültigen Behandlung der ein: 
zelnen Griminalrechtöfälle gehört nicht nur, daß das Gericht, welches jih mit einem beftimmten 
Falle beihäftigt, Griminalgerichtsbarfeit überhaupt habe, jondern auch daß es insbejondere 
für den ihm vorliegenden beftimmten Fall das zuftändige Gericht, competent ſei. Nur wenn 
der beftimmte Angefhuldigte in dem beftimmten vorliegenden Balle vehtlich verbunden ift, vor 
diefem beftimmten Gericht Necht zu nehmen, hat das Gericht in diefem Falle und über dieſe 
VPerſon Gompetenz; während das Verfahren nicht competenter Gerichte im Criminalprech 
durchaus nichtig ift. Es gibt mun im Griminalproceh manderlei Gründe der Gompetenz eine? 
Gerichts; und hierauf beruht die Lehre vom Gerichtsftande überhaupt. Im gemeinen deutſchen 
Criminalrecht gibt e8 jogenannte ordentliche (regelmäßige) und außerordentlihe Gerichtsſtände. 
Den regelmäßigen Gerihtsftand theilt man wieder in den gemeinen und in den privilegirten 
ein. Gemeine Gerichtöftände find: 

a) Der Gerichtsſtand des begangenen Verbrechens. Ein Griminalgeriht, in deſſen Bezirk 
ein Verbrechen beendigt (oder, wenn ein bloßer Verſuch vorliegt, nur verfuht worden) ift, iR 
Hierdurch (wenn nicht ſpecielle Ausnahmen gefeglich vorliegen) gemeinrechtlich als Criminal: 
gericht eriter Inftanz für den einzelnen Fall competent. 

b) Der Gerichtsſtand des Wohnorts des Verbrechers. 

c) Der Gerichtsſtand des Ergreifens. 

Außer dem gemeinen Gerichtäftande gibt e8 nach gemeinen deutſchen Griminalrecht einen 
privilegirten, welcher bald für beitimmte Gattungen von Verbrechen (causae privilegiatae), 
z. B. geiftlihe und Militärverbrehen, bald für beftimmte Klaffen von Perſonen (personae 
privilegiatae) beitebt. Zu den legtern gehörten zur Zeit des deutihen Reichsverbandes die 
Reichsſtände, ſodann gemeinrechtlich noch Geiftliche (bis nad) erfolgter Amtsentfegung) u. ſ. w. 

Deutihe Barticulargejeggebungen haben dieſe privilegirten Gerichtsſtände großentheils 
aufgehoben. Berjönlich privilegirte Gerichtäftände find auch allerdings nicht empfehlenswertb, 
weil jie ver Gleihheit der Bürger vor dem Gefeg widerfprehen, und dem Glauben an eine 
durchgehende parteilofe für alle gleiche Gerechtigkeitspflege ſchwächen. Deshalb wurde die in 
den deutſchen Rheinlanden beibehaltene Gleichheit des Gerichtäftandes für alle Perfonen zu: 
gleih mit Offentlichkeit, Mündlichkeit und Schwurgericht ein Gegenftand der Anhänglichkeit 
an ihre bejondern, die jogenannten franzöſiſchen Inititutionen, ja vielfah die Grundlage 
franzöfirender Geſinnung, bis aud) in deutichen Yändern dieſe Verbefferung der frühern feudali- 
ſtiſchen Zuftände zugleidy mit freien Verfaſſungen mebr oder minder volltändig eingeführt 
wurde. Dod) läßt man Ausnahmen zu, wo, wie bei Afademifern oder Militärperfonen, wich— 
tige Gründe dafür zu ſprechen ſcheinen. Leider liefen ſich bisjegt die meiften deutſchen Staa: 
ten noch immer nicht dur das ohne Nachtheil für die militärifche Vortrefflichkeit der Armer 
in Sranfreid durchgeführte Beiſpiel der Beſchränkung der Militärgerichtöbarkeit auf Militär: 
verbrechen und Dieciplinfachen zur Nahahmung beftimmen. Auch die deutſche Reichsverfaffung 
von 1849, $. 176, nahm vergeblich die richtige Beitimmung auf. 

Das deutſche Bundesrecht begründete durch Art. 14 und 15 einen je nad den Landes: 
gejegen audzuübenden privilegirten Gerihtäftand für die Familien der Standesherren und des 
ehemaligen Reichsadels. Auch für die Familien der fouveränen Fürſten befteht ein ſolches Pri: 
vilegium überall. 

Einen neuen für beftimmte Verbrechen begründeten privilegirten Gerichtäftand bilden nad 
einigen deutſchen particulargefeglihen Beftimmungen, namentlid nad bairiſchen, badiſchen, 
großherzoglich heſſiſchen Gefegen, die Preßvergeben. Dieſe follen nämlich hiernach überall 
gerichtlich verfolgt werden fünnen, wo die angeblich verlegende Druckſchrift hinfam. Es ift 
die ſes indeſſen ſicher feine löbliche Beſtimmung. Sie dankt ihren Urſprung nämlich jenem un: 
glücklichen Kriege, welchen man ſeit fo vielen Jahren in vielen deutſchen Staaten den Verfaſ— 
ſungsrechten der Stände und der Bürger macht, um ſie und ihre Ausübung möglichſt zu be— 
ſchränken, fie eng auszulegen und möglichſt zu verkümmern. Es ift natürlich, daß Schrift: 
ſteller, Verleger und Drucker, wenn ſie ſo im Auslande verfolgt werden, ſich nicht leicht 
dem Gericht ſtellen können, weil dieſes gegen fie als Ausländer in der Regel Verhaftung wäh: 
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rend des Proceffed eintreten laffen würde, Sie werben dann im Gontumacialverfahren ber: 
kömmlich verurtheilt und auf Jahre Hin bei Gefahr der Verhaftung verhindert, das betreffende 
Land zu betreten oder auch nur durch dafjelbe in ein anderes deutiched Land zu gelangen. So 
verfüimmert man den Deutichen, die trog der verfaffungsmäßigen und ald wohlthätig aner- 
kannten Preßfreiheit doch vielfach verhindert jind, in ihren Keinen Vaterländchen eine wohl: 
thätige Öffentliche Kritif der Beamtenmisbräude und anderer öffentlihen Verkehrtheiten zu 
lefen, ausſprechen und eine Öffentlihe Meinung bilden zu helfen, den einzigen Erfag für vie 
Kleinftaaterei, daß doch in einem der vielen andern deutihen Länder und Ländchen die mis- 
liebige Wahrheit zu Tage dringen fann. Andern Bortheil ald den einer präventiven Wahr: 
heitöunterdrüdung im allgemeinen ernten dann die Regierungen meiſt ebenfo wenig als neu— 
lich in dem famoſen pfälziſchen Proceß gegen den verehrungdmwürdigen Arndt, wodurch die ge= 
rügten Verfehrtheiten aus der Rheinbundszeit erit recht zu Tage famen. 

Dem dur das Gefeg zum voraus beftimmten ordentlihen Gerichtsſtande jegt man ven 
außerordentlidhen entgegen, welder für den bejondern Fall begründet wird. Da ed aber 
eine aud) in unfern neuern Gejegen anerkannte Hauptforderung der Gerechtigkeit ift, daß nie; 
mand feinem ordentlichen Nichter entzogen werde, jo fordern die Gejege, daß, wo dringende 
Gründe für den Eintritt eines auferordentlihen Gerichts vorhanden find, daſſelbe, auf den 
Antrag des Untergerichts, oder des Staatdanmwalts, oder des Beklagten, ver höchſte competente 
Gerichtshof beſtelle. Diejes fo beftellte Gericht ift dann vermöge der gejeglichen Ermäd: 
tigung des Obergerichtö mittelbar geieglih zuftändig. Die Gründe fönnen beftehen: 
1) in der Befangenbeit, oder 2) in der Verhinderung des Untergerihtö, 3.3. bei Kranf- 
heit des Unterrichterd, oder wenn dieſer wegen der vielen Angejhuldigten und Verhafteten 
dep Vroceß nicht ordentlih und jchnell genug führen kann; 3) in dem Intereſſe der öffentlichen 
Sicherheit und einer ungeftörten parteilofen Verhandlung und Entſcheidung der Sahe, wenn 
etwa durch große Aufregung oder Parteinahme für oder gegen den Angeklagten in dem orbent= 
lichen Gerichtsbezirk oder von dem nahen Auslande her Störungen der ruhigen parteilofen Ver— 
handlung der Sache mit Grund zu befürdten find. Übrigens darf bei Beftellung eines außer: 
ordentlihen Gerichtöftandes dem Angefchuldigten feine gefegliche Inftanz genommen werden. 

Mit Unrecht fühlt man zu den außerordentlihen Geridhtszuftändigfeiten auch die Fälle, wo 
durch fogenannte Connexität die Gompetenz eines Gerichts durd dad Geſetz felbft unmittel- 
bar feftgeftellt ift. Dieſe gefeglihe Untrennbarfeit oder Gonnerität fann flattfinden dadurch, 
daß derfelbe Verbrecher in verihiedenen Gerichtöbezirfen Verbrechen beging (jubjective Con— 
nerität), oder daß an einem und demſelben Verbrechen Perjonen aus verfchiedenen Gerichtsbe— 
zirfen theilnahmen. Der Vortheil einer tüchtigen und nicht unnöthig Foftpieligen und weit: 
läufigen Verhandlung der Griminalprocefje muß das Gejeß beſtimmen, die gemeinfchaftliche 
Behandlung ver conneren Fälle Einem Gericht zuzumeifen. 

Sind mehrere Griminalgerichte competent, jo entfcheidet die jogenannte Prävention für 
Unterfuhung und Behandlung des Falles durch dasjenige Gericht, welches die erfte gültige 
Berfügung erläßt. 

Eine nähere Erörterung diefer Lehren ded gemeinen Rechts, insbeſondere auch die Lehre 
von der Gompetenz im Givilproceß gehört nicht hierher. 

II. Die Competenz der Adminiftrativbehörden, d. h. ihre geſetzliche Befugniß, ihre 
Geihäftsthätigfeit in einem beftimmten Falle auszuüben, worüber die Organifation der 
Staatöverwaltung beftinnmt, fann hier ebenfalls nicht abgehandelt werden. 

II. Die Eompetenzconflicte zwiſchen Juſtiz- und Adminiftrativfahen, melde erft 
neuerlidy jo wichtig geworden find, müſſen dagegen bier wenigftens furz beiprochen werven. 

Nah echtem deutſchen Recht, welches aud in England und noch folgerichtiger in Nord: . 
amerika fetgehalten wurde, galt der Grundfag, daß jeder Bürger, welcher glaubte, daß 
ein ihm zuftehendes Recht, gleichviel von welchem Privatmann oder von welder Behörde, 
verfaflungd= oder rechtswidrig verlegt worden jei, bei den betreffenden Gerichten jeine Klage 
erheben könne und dieſe dann competent feien, nad) ihrer unparteiifchen richterlichen Über: 
zeugung über die rechtliche Zuläffigfeit und, über die Begründung dieſer Klage oder über 
ihre Unzuläfiigkeit oder Nihtbegründung zu entfcheiden. Hierin liegt allerdings die vollfte 
Anerkennung und Gewähr und zugleih der durdgeführte Beweis, daß in einem Staate 
das Recht ald die beiligfte Grundlage der Geſellſchaft anerfannt fei, und daß jedem Bürger 

fein Recht werde. Über die Zweckmäßigkeit in allen Regierungs: und Verwaltungsſachen 
ü 44° 
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haben allerdings ſtets nur die betreffenden Negierungds und Berwaltungsbehörben zu ent— 
Heiden. Sie ift ja niemals eine Nehtöjade, d. h. eine Streitſache über die angeblich⸗ 
Rechtsverletzung eined Bürgers. Diefe aber entfteht auch aldvann, wenn ein Bürger behaub— 
tet, in feinem ihm zuftändigen (wohlerworbenen) Recht bei der Ausübung jener Verwaltungs 
und Negierungstbätigkeit rechtswidrig verlegt zu fein. Freilich wird dad mander behaupten, 
wo ſchon unmittelbar nad) feinem Elägerifhen Vorbringen jeder verftändige unparteiiſche Richter 
ausſprechen muß, daß ein foldes angebliches Recht, z. B. auf Unveränderlichfeit der Steuer: 
oder anderer Gejege, und daß eine wirkliche Verlegung eines Rechts hier nicht vorliege. Allein 
ihon das Abweiſen folder unzuläfiigen Klagen nur durch den Richter ift ein Gerichtsact unz 
mwohlthätig, umd nicht hemmend für die Negierung und Verwaltung. Brivole Klagen aber 
werben beitraft durch Koften u. f. w. Dennod haften despotiſche Staatsbehörden die möglichen 
Widerſprüche gegen ihre despotifchen Abfichten. Theils fürchteten aud mohlmeinende Männrr, 
die Juftiz würde hierdurch auf eine verberbliche Weiſe fich die Staatöverwaltung, vielleit: 
gar die Gejeggebung unterordnen. Man überjah dabei, daß ja die gerichtliche Entfcheivung 
lediglich nur über das in einem beftimmten einzelnen Ball etwa verlegte Recht entſcheidet, nie- 
mals allgemeine gejeglihe und adminiftrative Normen geben oder aufheben darf, und Daß ein 
etwaiger Nachtheil durch eine indireete Störung durd dad Rechtsurtheil über den einzelnen Fall 
weit überwogen wird durch die in jeder Beziehung heilfame Folgen einer größtmöglichen Achtung 
und Durhführung ver Gerechtigkeit und des patriotiihen Glaubens an diejelbe. Es fragt ſich 
fol denn nicht wirklich das Recht überall ald Grundberingung gelten und durchgeführt werden? 
Und ift dazu bei entjtehendem Streit nit ein Rechtsurtheil nöthig? Und darf eine Megie- 
rung bei guter Organijation der Gerichte, dieſe für weniger gejeglich halten, wo ſie conıpetent 
ind, ald die Adminiſtrativbehörden, wo dieſe es nicht find, d. b. wo ed um ein Rechtsurtheil 
gilt, wozu die Juftiz befähigter ift? Dennoch Eonnten dieſe Gegengründe nicht verhindern, daß 
man in den neuern Zeiten, vorzüglich feit den Vorgängen der revolutionären und Napoleoni: 
ſchen Gejeggebungen, immermehr ven Gerichten jene alte allgemeinrechtliche Gompetenz ſchmä⸗— 
lerte und vielerlei Beſchwerden über verlegte Rechte unter dem fich ſelbſt logiſch widerſprechenden 
Namen von Berwaltungd: (oder Apminiftrativ:) Juſtizſachen den Verwaltungsbebör— 
den überwied. Mit einem dem nothwendigen Glauben des Staatd an die Umparteilichfeit und 
Gerechtigkeit jeiner Gerichte widerſprechenden Midtrauen, die Gerichte möchten nicht einmal 
unparteiifh über ihre gejegliche Gompetenz richten, nahm man ihnen nun aud no in den 
Fällen, in welchen darüber zunächſt eine Streitivage entiteht, etwa von der Adminiftrativbe- 
hörde erhoben wird, ob nad) den neuern Gejegen die Sache Adminiſtrativjuſtizſache fein fol 
oder nicht, das Recht ver Entſcheidung über ihre Gompetenz. Man lief dann lieber die Ber: 
waltungsbehörde ald Richterin in eigener Sache entſcheiden. Man ließ namentlih nicht etwa Dir 
höchſten Gerichtsböfe, Tondern die Minifterien über Die jogenannten Sompetenzconflicte vichten. 
So hatte ver Despotismus gewonnene Spiel, und aud unter wohlmeinenden Regierungen war 
fein Bürger feiner Nechte mehr fiher. Tauſend ſchreiende Rechtsverletzungen erfolgten durd 
den Eifer der Verwaltungsftellen, welde nicht das Recht, ſondern die befondern politifchen 
Zwede ihrer Berwaltungszweige und Maßregeln im Auge hatten, und welche oft auch in den 
politifhen Kämpfen über die Verfalfung die betreffenden Bürger als rechtlofe Feinde ihrer Re: 
gierung verfolgten. Die überall entjtehenden Klagen veranlaßten alsdann zunächſt die Begrün 
dung bejonderer Behörden zur Entiheidung über die Gompetenzconflicte. Man überwies bie: 
jelben, fowie früher in Baden, nicht mehr den einzelnen betreffenden Minifteriem jondern dem 
Gejammtminifterium oder, wie in Frankreich, einer bejondern Section des Staatsraths. Da 
aber auch hier offenbar zu jehr der Verwaltungs = und politiihe Standpunkt vorherrſchte und 
die Beſchwerden nicht endeten, fo bildete man beſonders componirte, aus Juſtiz- und Vermal: 
tungsbeamten zufammengefegte Behörden, oder Commiſſionen wie jegt in Baden, in Koburg 
und andern Staaten. Diejed legtere ift jedenfalls beifer ald wenn, wie jegt au in Preußen 
unter dem Namen eines befondern Gerichtshofs für Gompetenzeonflicte, doch nur eine Abtbei: 
lung des politifchen Staatsraths entſcheidet. Wir vernahmen aus den neuejten Verhandlungen 
des preußiſchen Abgeorpnetenhaufes vom 16. März 1859, und namentlih aus den Grflärun: 
gen der ehrenwertheften Abgeordneten von Rönne, Reichensperger und Wengel, daß die beſte— 
bende Einrihtung große Unzufriedenheit begründe. Der Abgeorpnete Wengel machte mit 
Nachdruck den deutihen Grundſatz geltend, dag, wenn irgendmöglih, über alle Streitig- 
keiten die Gerichte zu entiheiden haben, und daß man ihnen dod wol ebenfo gut wie in Bezie- 
hung auf die Entiheidung überhaupt (jelbft wenn, wie z. B. bei Griminalproreflen, wichtige 
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Interefien der Regierung in Brage fommen) jo audh bei ver Gompetenzfrage richtige und partei- 
loſe Gejegauslegung zutrauen dürfe. Jedenfalld aber müfle, wie es aud die preußifche Ver: 
faffung fordere, die Behörde zur Entſcheidung der &ompetenzconflicte ein wirklicher Gerich ts— 
hof fein. Diejes beftimmt allerdings ebenſo, wie Die deutſche Reichsverfaſſung vom 28. März 
1849, $. 180, die preußifhe Verfaffung von 1850, $. 96. Diefes ift nun allerdings 
wohlgemeint und viel ſichernder als die übrigen Entſcheidungsarten der Competenzconflicte 
mit Ausnahme der ordentlichen Gerichte. Aber es ift-vabei nidyt wohl abzujehen, warum man 
denn die allgemeinen Juftizhöfe und ihr altes Necht, jetöft über ihre Competenz zu entſcheiden, 
vermwerfen will. 

Der um die Justiz hochverdiente Abgeordnete Wengel berührte hierbei zugleich den noch 
größern Misftand, daß unfere neuern deutihen Gejege häufig in Beziehung auf Rechtsver— 
legungen, 3. B. die der Beamten durch ihre Amtöhandlungen, oder durch rechtswidrige Verord⸗ 
nungen, bie nicht einmal die formellen Bedingungen verfaflumgsmäßig gültiger Gefege haben, 
die richterliche Entſcheidung ganz ausſchließen, und alfo unmittelbar wahre Juftiguerweigerung 
und Rechtsvernichtung decretiren. Dieſes iſt denn allerdings noch ſchlimmer ald der Umstand, dan 
die Beſtimmungen der einzelnen Länder über Adminiſtrativiuſtizſachen und Competenzeonflicte 
eine ganze Reihe wirklicher Rechtsfachen ven Gerichten ebenjo entziehen wie ihr Recht bei Com⸗ 
petenzconflicten, über ihre Gompetenz jelbft zu entſcheiden, welches legtere nad) gemeinem Recht 
allerdings noch die freilich jehr durchlöcherte Regel bildet, wie ſelbſt Zöpfl zugibt. (S. deſſen 
„Grundſätze des allgemeinen und deutſchen Staatsrechts“, 1856, $. 452.) Der ganze Übelftand 
aber wird fortdauern, jolange der unglüdfelige deutſche Regierungskampf gegen die Wahrheit 
und die Verwirflihung der conftitutionellen Verfaflungen umd ihrer weſentlichſten Gonjequen= 
zen nicht ebenfo wie in England, in Belgien, Holland, Sardinien gänzlich aufhört. Bis 
dahin werben faljche ververbliche Breunde der Regierungen fie verleiten, den Öffentlichen Frie- 
den jelbft zu untergraben und jo wohlthätige Grundlagen deſſelben und der Throne wie das 
Vertrauen auf einen unerjhütterlihen und Heilig gehaltenen, allgemein durchgreifenden Rechts— 
zuftand ift, zu erſchüttern. 

Einiges Nähere über die hier berührten Gegenftände gehört übrigens den Artikeln über 
Juſtiz und Iuftizverweigerung an. Melder. 

Complot, ſ. Verſchwoͤrung. 

Eompofitionen: Syſtem. (Alteres Strafrecht der Völker, vorzüglich alt— 
deutſches, Naturſtand, Selbſthülfe und Fehderecht, Blutrache, Buße, Wer— 
gelt und Fredum, Geſammtbürgſchaft und Talion.) Einleitung. Die bier ge— 
nannten Berhältniffe, welde in genauer Verbindung unter ſich ftehen , verdienen die Betrach— 
tung ded Staatdmanned. Im ihrem Zufammenhange veranſchaulichen jie beſonders lebhaft vie 
Verſchiedenheit der rechtlichen und politiſchen Bedürfniſſe im den verſchiedenen Bildungszuftän- 
den der Völker. Das, was und jegt, nachdem ed durd die Einrichtungen unjerer heutigen 
Eultur erfegt ift, vielleicht fogar als abjolut verwerflich erfcheint, war doch natürlich, wirfte doch 
wohlthätig ganze Jahrhunderte hindurch. Sodann zeigt und die Betrachtung jener Erſchei— 
nungen eine bewundernswerthe Übereinftimmung fo vieler gefellichaftlicher Einrichtungen der 
verfchienenften Völker der; Erbe, eine Übereinftimmung, die fi großentheild ſchon durch die 
Gemeinſchaftlichkeit der Menfhennatur und der Bildungäftufe der Völker und nur zum Theil 
dureh hiſtoriſche Mittheilung unter venfelben erflärt. Es ftellen ferner jene Berhältniffe in 
ihrer Verbindung ein ganzes Syſtem von Redhtseinrichtungen dar, welches nicht von der be— 
wußten Thätigfeit, von der freien Reflerion und Prüfung einer höhern Staatögewalt, von 
ihrer Gefeggebung und Bollziehung begründet und erhalten wurde. Wielmehr erbaute ji 
diejes Syftem in einem wenigftens theilweiſen Naturftande auf den natürlichen menſchlichen 
Bedürfniſſen und Inftineten, Gefühlen und Sitten und durch ven jtarfen menſchlichen Trieb 
nach Kolgerichtigkeit. Es zeigt endlich bie tiefere Erfaffung jener Einrichtungen, wie aus ihren 
nod rohen Anfängen und Geftaltungen immer reiner die vernünftigen, die natürlichen Rechts— 
ideen hervortreten, welche durch die gefunden Grundtriebe ver Menjchennatur aud ihnen ſchon 
eingepflangt find. Bildet ja doch aud in Leben des einzelnen eine und diefelbe Ivee höherer 
Menfchlichkeit, melde freilich noch ſchwächer und verhüllter ſchon in dem noch ſinnlichern Kin— 
dedalter lebt, auch in der Reife des männlichen Alters das Grundweſen. Alles dieſes aber ift 
wol wichtig genug ſchon als Theil’ der Philofophie der Gefchichte der Menfchheit ſowie auch 
zum Verſtändniß der alten Geſetze, ja der Volkspoeſie und Volksgeſchichte, worin jene VBerhält: 
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niffe, namentlich die Blutradhe, eine große Rolle Spielen, vor allem aber für die richtige Theori⸗ 
und die Entwidelung des Strafredtd. 

Was könnte wol in der That unfere heutigen Begriffe von Sittlichkeit, Vernünftigfeit und 
Givilifation in dem gefellihaftlihen Verhältnig mehr verlegen als Selbfthülfe und Mache ver 
einzelnen, ja als die dur die Sitte der Blutrahe und der Privarfehde begründete Nöthigunz 
der Bamilienglieder, der Stammes- oder Volksgenoſſen zur höchſt gefahrvollen Ausübung der— 
felben? Nur etwa die Austilgung von Verbreden und Strafen durd das zufällige Erreichen 
eines Afyls, oder ihr Abkaufen durch Löſegeld, nur die Abnahme einer Gelvfumme für die Gr: 
mordung meiner Altern und Kinder, für die Verlegung meines Leibed und meiner Ehre, uns 
eine Gejammtverbürgung endlich für jene Rache und für dieſes Löſegeld — nur fie vielleis: 
möchten unſer heutiges Gefühl noch tiefer verlegen. Und dennoch ift der Beweis nicht fdhmer, 
daß alle viefe Ginrihtungen — gleihfam von Gott und der Natur jelbit erfhaffen — mirfüs 
nicht blos einſtmals ebenjo beilfam ald natürlich waren, fondern daß jie auch, obgleich freilis 
nod in fehr unvollfommener Form, dad Rechte enthielten und ihm dienten. 

I. Der Naturftand und feine natürliden, zum Theil überwiegend finn: 
liden Strafyerhältniffe. Viele beftreiten mit Recht manche einfeitige Theorie von Natur: 
ftande; aber jie werden ihrerſeits ungefhichtlih, wenn fie allen Naturzuftand leugnen um 
überall den Staat für ven Menſchen ald uranfänglich darftellen wollen. Man darf den Staa: 
nicht mit jeder andern menſchlichen Verbindung verwechſeln. Und man darf, wenn man den 
Staat, eben um ihn überall zu finden, ungründlich ſchon mit ver Familie verwechſeln wollt 
nicht vergeflen, daß zuweilen verfhiedene einzelne Familien, einzelne Stämme und Horden im 
wechjeljeitigen VBerfehre gefunden wurden, und daß, wenn nun dieſe eben noch nicht eine ge 
meinfchaftlihe Hödhfte Gewalt anerkennen, zwiſchen ihnen aud nod Fein Staat, jondern ein 
Naturftand befteht. Abſolut weſentlich für den Begriff des Staats ift ed ſtets, daß ſich ver: 
ſchiedene zuſammenlebende Familien in Beziehung auf ihr inneres und äußeres Geſellſchafts— 
verhältnip einer gemeinſchaftlichen höchſten (oder jouveränen gejeggebenden, vollziehenden und 
richtenden) Gewalt unterwerfen. 

1) Selbſthülfe, Fehde und Kriegsrecht. Wenn und joweit nun eine ſolche 
Staatöverbindung oder der genügende, durchgreifende Rechtsſchutz durch ihre wahre jouveräue 
Zwangs- und Strafgewalt noch fehlen, wenn und joweit jie mithin den Naturftand menig: 
ſtens noch nicht ganz bejeitigen, alddann und injofern bildet ſchon die rohe Selbfthülfe und 
Race der Bedrohten und Verlegten und der ſtarke natürliche Trieb für diefelben, welchen Gott 
in aller Menſchen Bruft gelegt hat, den erften, unentbebrlihen Schug für der Menſchen Leben 
und Gefundheit, für ihre perfünliche Freiheit und ihr Beſitzthum. Sie jind zugleich die wefent- 
lihe Grundbedingung für böhere Entwidelung der gejelligen Berbältniffe. In allen auf gleiche 
Weiſe regt ih der Zorn gegen den feindlichen Angreifer, und diejes hält ihnen ſämmtlich Das 
alsbald durch die Erfahrung unterftügte Vorgefühl lebendig, daß auch ihre eigenen Angriffe 
gegen andere denjelben Zorn und feine jhügende und rächende Gegenmwehr auf fie ſelbſt zieben 
‘würden. So wird auch die nachfolgende Rache des einzelnen Verlegten mittelbar zu einem für 
die Zukunft und für alle vorbeugenden Schuß, zu einem Schug gegen Nahahmung des ver- 
derblichen Beifpield. Sie wird zu einem gleihjam gefeglihen Schuß gegen die böſe Leidenſchaft 
erhoben. „Jedes Leben, aud das dunkelſte“, jo jagt F. H. Jacobi, „fordert feine Erhaltung 
mit einem Nachdruck, der fein Mecht iſt.“ Im der bezeichneten Lage aber und bis fie geändert ift, 
find Selbithülfe, insbefondere auch Selbftradhe oder mit andern Worten das Fehderecht im 
Verhältniß der einzelnen und das Kriegsredht im Verhältnip der Völker das allgemeine, natür: 
lihe und aud von der Vernunft genehmigte Recht der Menſchen und ihrer Gefellihaft. Sie 
find ihr Nehtsihug gegen rechtswidrige Vernichtung. Der Rachetrieb ift Selbiterhaltungs: 
trieb ; er treibt bei blos jinnlihem Leben zunächſt zur Austilgung des Schmerzes durch den jinn- 
lihen Rachegenuß, bei höherm Leben zur Serftellung der Achtung der Perfönlichkeit und Ehre, 
des Gefühls ihrer unverleglihen Heiligkeit und Achtung. Diejes erfennt jogar unſere heutige 
Gejeggebung nod an. Im Völferverhältnip ftetd und im Verhältniß der einzelnen überall da, 
wo entjchieden eine höhere Staatdgewalt entweder gar nicht oder Doch anerfannt nicht jo voll: 
ſtändig ſchützen kann, da erfennen unjere Gefege die dem Bedrohten oder Verlegten zum Schus 
teined Rechts nothwendig ſcheinende Selbftyülfe im weitern Sinne als rechtlich erlaubt an. 
Sie laffen bier zugleich dad Recht des eigenen Gerichtd mit der eigenen Hülfe fo wie im gänz— 
lien Naturftande zu. Sie erlauben alſo ftet8 und unbedingt die mir nöthig ſcheinende Ab- 
wehr over Nothwehr zur Vertheidigung gegen jeden Angriff auf meine und meines Nebenmen- 
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ſchen Perſönlichkeit, perfönliche Freiheit und Befigverhältniffe. Sie geftatten auch die Selbft- 
bülfe im engern Sinne oder die Selbfthülfe zur Herftellung bereit verlegten Rechts alsdann, 
wenn alle gerichtliche Rechtshülfe unmöglich ift. Und fie überlaffen hierbei mit hoher Achtung 
der Würde der perſönlichen Freiheit, der juriftifhen Bolgerichtigkeit und der bezeichneten allge- 
meinen Rechtsgrenze alle etwaigen Milderungen und Beihränfungen in Ausübung diefer 
Rechte durch die moralifhen Rüdjihten aufopfernder Nachgiebigkeit, Duldung und Verzeihung 
lediglih dem Gewiſſen der Bedrohten und Verlegten.!) Selbſtrache, eine ähnliche z. B. wie 
der Rachekrieg Frankreichs gegen Abd-el-Kader und Maskara, ift von der erlaubten Selbfthülfe, 
wo jie, jo wie ſtets im Völferverhältniß, ftattfindet, auch noch jegt nicht ausgeſchloſſen, infoweit 
fie nur dem vernünftigen Zwed rechtlicher Genugthuung und Schügung entipridt. Denn unter 
der bewußten Vernunftherrſchaft gilt ſpäter das zuerft durch dunfle Triebe oder Gefühle Er- 
zeugte nur infoweit, ald ed fih durch Elar nachweisbare vernünftige Nehtögründe begründen 
läßt. In dem Maße aber, wie die wenn aud dem Namen nad vorhandene flaatärehtlidhe 
Schutz- und Strafgewalt in ver That wirkungslos oder unvollkommen ift, jo wie früher in 
Corſica und Sardinien oder jo wie in Beziehung auf manche jegt gewöhnlich durch Duelle ge: 
tilgte Ehrverlegungen, in demſelben Maße wird aud aller Kampf gegen die natürlihen An: 
triebe zur Selbfthülfe und Blutrache vergeblich werden, und ed werden diefelben ſehr begreiflich 
auch oft wieder mehr durch dunkle Gefühle ald durch die klare Vernunft geleitet werden. 

2) Die Blutrache. Der einzelne aber ift in dem Naturſtandsverhältniß zu ſchwach, um 
ſich allein durch Selbſthülfe Ihügen zu können. Er kann vollends die höchſte Misachtung feines 
Rechts, feine Ermordung, nicht felbft rächen. Bedürfniſſe gemeinfhaftliher Vertheidigung und 
die Gefühle der Pietät und Anhänglichkeit,, welche die Verlegung eines Angehörigen als eine 
eigene Verlegung empfinden laſſen, machen die Fehde wegen verjelben zu einer gemeinſchaft— 
lichen für die Familien, zuweilen für die Stammes= und Volksgenoſſenſchaft. Diejenige Nahe 
aber, welche bei einer Tödtung die Angehörigen deö Getödteten und zwar gewöhnlich zumächft 
die nähern Verwandten und Erben, je nad) dem Grade dev Nähe oder je nach der größern oder 
geringern Ginheit und Gemeinfchaft des Bluts ausüben, ift die Blutrache. In der Negel wird 
fie an dem Verbrecher jelbit ausgeübt, in der Fehde jedoch jehr natürlich oft auch an den Sei: 
nigen. Und es gibt Völker, wo die einzelnen Stämme ih ſchon im allgemeinen jo ſehr ald ein 
gemeinichaftliches Ganze betrachten, daß, wie bei ven Beduinen, fat gewöhnlich nicht gegen 
den Verleger, fondern gegen einen der audgezeichnetiten feines Stammes die Blutrache von 
dem andern Stanıme ausgeübt wird. 

Mehr oder minder ausgebilvet, edler oder unedler aufgefaßt und durchgeführt finden wir 
die Sitte der Privarfehde und Blutrache bei allen uncivilifirten Völkern. Mir finden fie bei 
den kaukaſiſchen, malaiifchen, mongolifhen, amerifanifhen und äthiopifhen Völkern, bei den 
Arabern, Berfern und Hebräern, bei den Griehen, Römern und Germanen, bei den Gelten 
und Slawen.) 

Bon den evelften Stämmen ver nordamerifaniichen Indianer berichtet nad vieljährigem 
Aufenthalt unter ihnen Hunter nicht blos die Sitte ver Blutrache, fondern daß aud) überhaupt 
die Streitigkeiten ver einzelnen ohne Gericht abgemadht wurden. „Nur Weiber‘, jo fagen 
fie, „verwickeln ſich in Streitigkeiten mit Worten, ohne ſich wieder aus denfelben herausfinden 
zu können.” Bon unfern deutſchen Vorfahren wird und befanntlic ebenfalls berichtet, daß 
fie es haften, jo wie die Nömer ihre Streitigkeiten durch eine richterlihe Gewalt entſcheiden zu 
Iaffen, vielmehr ſich rühmten, daß fie duch Waffen dieſelben abmachten.ꝰ) Zwar erkannten die 
alten Germanen mehr und mehr für das Grundeigenthum, welches urfprünglic völlig gemein= 
ſchaftlich, dann als Grundlage wehielfeitiger Friedensverbürgung an die Genoffen vertheilt 
war, und für die damit zufammenhängenden Vermögensrechte die Entſcheidungen und die durch 
die gemeinſchaftlich gebliebenen Rechte begründeten Beſtimmungen der Volksgemeinde als gül⸗ 


1) ©. Thibaut, Paudekten, $. 60 u. 61; Grolman, Criminalrecht, $. 139, 140, 344; Feuerbach, 
Peinliches Recht, $. 37 und die dafelbft citirten Gefepe; ferner die Art. Earoline, 6, und Rothwehr. 

2) S Belege in Meiners, Gefchichte der Menichheit, ©. 188 fg. und in der Allgemeinen Encyflopäbie 
unter „Blutrache“; rücjichtlich der Hebräer, der Griechen und Römer ingbejondere in Welder, 
Lepte Gründe, S. 800, 377, 542; rüdfichtlich aller germanifchen Völfer in Grimm's Rechtsalterthür 
mern, ©. 625 fg., 647 fg.; rücffichtlich der Rufien bei Ewers, Alteftes Recht der Ruffen, S. 50; rüd: 
fichtlich der amerifanifchen Völfer bei Hunter, Denfwürbdigfeiten, III, ©. 1 fg. 

3) Vellejus Paterc., 2, 118. Florus, 4, 2. Cassiodor., 9, 14. Vos armis jura defendite, Roma- 
nos sinite legum pace defendere. 
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tig an. Aber fie hatten doch noch, theild unmittelbar nach größern perfönlichen Verlegungen, 
theils wenn der gerichtliche Schug nicht gefichert war, dad Recht der Privatfehde, welde alsdann 
der Familie gemeinfhaftlih wurde.) Die Volfdverfammlung, dad Genofjengeriht, melde: 
durch den Bruch des gemeinſchaftlichen Friedens felbft verlegt war®), war bereit, den verlegten 
Frieden wiederherzuftellen und auch zu rächen. Klagte ver Verlegte und mollte der Verleger 
durch Stellung vor Gericht die Fehde vermeiden 6), jo erfannte e8 auf eine Beilegung, Compe— 
fition oder Buße, welche theild ald Sühne, emendatio, Wergelt vem Verlegten und feiner Ra: 

milie bezahlt wurde, theils als Öffentliches Briedendgelv, fredum, der Genoffenihart und ihren 

Vorftehern. Verweigerte aber ver Verlegte diefe Wiedergutmahung oder Beilegung de 

Kriegs, jo wurde er aus dem Frieden ausgeſchloſſen, friedlo8 gemaht und allen preißgegeben. ”) 

Wie unentbehrlidy aber nun aud in den frühern Zuftänden der Völker Selbſt hülfe und 
Blutrache jein mochten, fo mußte doch felbft bei der edelſten Auffalfung derfelben ſchon ihre frie- 
gerifche Ausführung durch die leidenſchaftliche, beleidigte Partei zauſendfach ververblich werden 
Sie mußten zu Verletzungen der Unſchuldigen, zu rohen und grauſamen Härten, zuweilen, ſe 
wie noch heute bei den Circaſſiern und manchen amerikaniſchen Stämmen, ja zum Theil nos in 
Sardinien und Gorfica, zu fletd neuen Erwiderungen und zu Zerftörungsfriegen, zur Aus: 
vortung ganzer Familien, Geichledhter und Stämme führen. In den finnlihen Zuftänden ver 
‘Beriode der Kinpheit aber wurde freilich auch die Rache meift noch keineswegs jehr edel, ſondern 
noch jinnlich genug und als finnlihe Genugthuung für das verlegte finnlihe Gefühl aufgeraft. 
Hirrhin gehören zum Theil ſelbſt noch ſolche Auffaffungen, wie die ver Alten: „Dem WBerlegten 
ift ded Schmerzes Linderung feines Feinde Schmerz‘ ®); oder: „Süß und angenehm iſt dem 
verwundeten Herzen die heilende Rache“ 9; oder ſolche, mie der Rechtsſatz ver alten Friefen 
„Mord fühlt man mit Mord. 19) Und eine wiverwärtige Seite diefer Privatfehden, wenig: 
ſtens bei orientaliihen Völkern, 3. B. bei den Arabern, ift ed, daß die Leidenſchaft und der Ge— 
danke ded Kriegs jede Art von Kriegslift, Verrath und Treubruch entjhuldigen, ja zum Gegen: 
Rande ſelbſt poerifcher VBerberrlihung maden. 

I. Die Veredelung und Milderungder Strafverhältniſſedes Naturftans 
des dur die theokratiſch-religiöſe Einwirkung und durd die Anfänge ver: 
nunftrehtliher Ordnung. 1) Die veredelte Auffaffung derjelben. Bei ven 
ih civilijirenden Völfern veredeln und mildern jih bald die Auffaffung jowie die Ausübung 
der Selbithülfe. Sie veredeln und mildern fi oft in den Heranreifen zum Jünglingsalter 
durch den theokratiſch-religiöſen und priefterliden Einfluß, Diejer Einfluß wird, ftatt ver 
Herrihaft des bloßen Naturtriebs, allmählich der wohlthätige Pfleger und Schüger humanerer 
Verhältniſſe, bis bei Annäberung des Mannesalters die Völker immermebr zu rein geiftiger 
Auffaflung und bewußter felbftändiger vernunftredtlicher Geftaltung ihrer gefellihaftlihen Ein— 
rihtungen beranreifen, 

Vorzüglich einzelne hervorragende Männer, ein Moſes, ein Homer, wiflen durch ihre Gin: 
wirfungen die Anfhauungen, die Gefühle und Sitten ihres Volks zu veredeln, das Sinnliche 
den höhern Ideen unterzuordnen. So erhebt nad der mofaifhen Darftellung Gott ſchon in 
jeinem erften Bunde mit dem Menfhengejchlehte nah der Sündflut die Blutrache zur aut: 
drüclicen Anerkennung und Verbürgung der Heiligkeit und Würde des Menfchenlebens um 
zur heiligen Pflicht gegen die Gottheit jelbft. „Denn ich will”, fo lauten die Worte (1 Mei. 
9,5), „ih will eures Leibes Blut rähen an allen Thieren und an jeglihem Menſchen, fei: 
nen Bruder, Wer von ihnen Menjhenblut vergeußt, deß Blut joll wieder vergoffen werben; 
denn Gott hat den Menſchen nad feinem Bilde geihaffen.” So hatten aud nad griechiſchen 
Vorftellungen die Götter die Blutrache der Angehörigen geheiligt, und das delphiſche Orakel 
wachte über deren Bollziehung.!) Überall tritt zugleich jegt neben die Selbfthülfe und Blut: 
rache, als ihr Vorbild und als ihre Ergänzung, die theofratiihe Strafe mit ihren Ideen einer 


4) Tacitus, 12, 21. Suscipere lam inimicitias quam amicitias seu patris seu propinqui ne- 
cesse est. Beweiſe in Eichhorn’s Staats: und Rechtsgeichichte, $. 18, 76, ©. auch L. Rotharis 76. 

5) Tacitus, 12, 

6) Lex Saxon., 2,5. 

7) Bat. Roger, Das deutſche Gerichtsverfahren, ©. 1 fg. ; &. 289. 

8) Laeso doloris remedium inimici dolor. Publ. Syr., 340. 

9) Simonides und Plutarch, Arat. 

10) Aſegabuch von Wiarda, 21. 
11) Guripides, Oreft, 497 fa. 
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Berjöhnung des Volks oder der Verbrecher mit der durch das Unrecht beleivigten Gottheit. 
Diefe Verföhnung oder die Austilgung des Unrecht und der Befleckung wird jegt bewirkt ent: 
weder durch eine Rache, welche die im Sinnlihen verlorenen Menſchen erjlittert, ihren bie 
Macht des von ihnen vergeffenen und gefränften Gottes wieder fühlbar macht, feine Ehre, die 
Achtung gegen ihn und feine Gebote wiederherftellt, oder auch ftatt der Rache durch Opfer, 
renige Bußen, Gntfündigungen und Reinigungen. 12) Auch bei den Römern wurden fogar, 
nachdem früher Numa dem Strafrechte jenem theokratiſchen Charakter gegeben und verſöhnende 
Opfer, Bußen und Reinigungen eingeführt hatte, ſelbſt noch) in den zwölf Tafeln größere Ver— 
brecher der beftimmten, durch ihre Verbrechen befeidigten Gottheit ald Opfer geweiht (sacer 
estod) und die Vollziehung dieſes Opfers ven Verlegten und dem Volk preisgegeben.13) 
Soldergeftalt, ja ſchon als eine mit eigener Gefahr und Aufopferung ausgeübte Pietäts- 
pfliht und durch die Idee, die dem Ermordeten und den Seinigen widerfahrene Schmach abzu- 
wafchen, erhielt num zunächſt die Blutrache einen höhern Charakter. Nah griehifher Vor: 
ftellung, nach Homer, nad welchem ſchon ebenjo wie in der fpätern Soloniſchen Gejeggebung 
neben der Religion überall die Chre und die Achtung der Würde des freien Mannes ald Haupt: 
beweggrund edlern Handelns hervortritt 1%), ja noch nach Ariftoteles „erniedrigt die Erduldung 
ungerochenen Unrechts zum rechtloſen Sklaven. 15) „Es läßt ſich“, wie Kaflifles im ,, Gor: 
gias“ des Platon jagt, „kein Edler unrecht thun; ſolches duldet nur der Sklave.” Die von 
den Angehörigen mit eigener Gefahr vollzugene blutige Rache des Ermorbeten aber thut ed zur 
Herjtellung feiner Ehre allen fund, daß die erlittene Mishandlung als Unrecht anerfannt wird. 
So wie das Opfer die erziirnten Götter, jo verföhnt die Blutrache die Ermordeten. „Nicht zu 
verachten iſt“, wie noch Platon zur Nechtfertigung der von ihm felbft beibehaltenen Blut: 
rache jagt, „nicht zu verachten ift der alte Mythos, daß ein gewaltſam Ermorbeter, welcher 
als freier Mann lebte, vem Mörder nad feinem Tode, wenn er ihn ruhig unter ven Seinen 
jieht (wenn alfo die Ermordung nicht als unrecht anerkannt wird), gewaltig zürne; daß aber, 
wenn feine Verwandten ihn nicht rächen, fein Zorn und gleichſam die Schuld auf fie fallen.‘ 16) 
Die Blutrache dagegen tilgt die Schmach des frevelhaft vergoflenen Bluts, welches „nach Rache 
ſchreit“, ja welches nad) den Volkövorftellungen, namentlich nady arabifhen und hebräiſchen, 
den Boden entmweiht, worauf es floß, jodaß Fein Ihan und Negen ihn mehr tränfen.17) Noch 
in der Unterwelt flagt Agamemnon und mit ihn fein großer, nun ausgefühnter Gegner Adil- 
leus über fein trauriges Schickſal, daß die Schmach feines Mordes noch ungerochen ift.19) Leb— 
bafter aber, ald wir es und jegt oft vorjtellen, find in jenen Zeiten, in den Zeiten Homer's oder 
der Nibelungen, alle diefe Gefühle der Menſchen. Kann doch der erfte Held der „Ilias“ bitterlich 
weinen über die Ehrenfränfung durch Verlegung feines Rechts 19), und eine ganze Zahl edler 
Trojaner müffen zur Ehre des Andenken feines Patroklos ald Rache- und Sühnopfer fallen.2) 
Sehr begreiflich begründet auf jolhe Weife die Ausübung ver Pietäts- und Ehrenpflicht der 
Blutrache ven höchſten Ruhm. Er bildet ven Hauptitoff begeifterter Gefänge bei den Arabern. 
Auch bei ven Griechen fpricht zu Telemachos Athene: 
Höreft du nicht, wie erhabener Ruhm den edlen Oreſtes 
— in der Menſchen Geſchlecht, ſeitdem er den Mörder Agiſthos 
Tödtete — — 
Dieſelben Vorſtellungen finden ſich überall auch bei den Germanen, namentlich auch in den Ni— 
belungen. Auch bei den Germanen „reinigt die Rache die ermordeten Genoſſen“ over „das 
vergoffene Blut” und „Blut tilgt Blut, Mord den Mord”, und die Blutradhe fordert von dem 
Mörder die Ermordeten zurüd, vindieirt fie oder ihre Ehre 21), weshalb ſchon bei ven Hebräern 


12) S. über diefen Charakter der theofratifchen Strafen bei den Hebräern, Perfern, Griechen und 
Nömern: Welder a. a. O. ©. 284, 328, 371, 536. Diefelben Grundzüge finden fid) im indifchen Ge— 
ſetzbuch des Menu. 

13) Welcker, Letzte Gründe, S. 573, Über die theokratiſche Gewalt der Prieſter bei den Germanen, 
f. Tacitus, 7, 10; über theofratifche Racheopfer bei den Galliern, Gäfar, VI, 16, 

14) 3. B. Ilias, 1, 374; 16, 53, Welder, a.a. O. ©. 379 u. 423. 

15) Aristot. Ethic., V, 5. 

16) Plato de legib., IX, p. 866. 

17) Gefenius, Commentar zu Jeſaias, 16, 20. . 

18) Odyſſee, 24, 30; 11, 456. 

19) Ilias, 1, 347; 16, 53. 

20) Ilias 18, 335; 21, 28 u. 175, 

21) Stellen bei Grimm, Rechtsalterthümer, ©. 644. 
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der Bluträcher der Zurückforderer, Vindicant (Goel) genannt wurde 22) und auch bei ven Grie: 
den und Römern Herftellen des Rechts und Nähen (Exdrxeiv, vindicare) Ein Wort if. Aud 
bei den Germanen wie bei den Griechen werden Ältern, die Feine Söhne haben, bedauert, weil 
ihnen die Blutrache zur Herftellung ihrer Achtung und Ehre weniger gefihert ift.2?) Suden 
ja doch auch noch heute bei und, felbft bei geringern Injurien, bei welchen nicht etwa von Amts 
wegen die aud) dem Berlegten genugthuende öffentliche Strafe vollzogen wird, die Beleidigten 
oft mit großer Leidenſchaft ihre Ehrenherftellung darin, daß für ihre Schmach dem Beleidiger 
wieder Schmad zu Theil werde. 

2) Milderung in ver Ausübung. A)#reiftätten. Die zuerft durch theokratiſch— 
religiöje Anſichten, ſodann durch freiheitliches Rechts- und Ehrgefühl bewirkte edlere Auf: 
faſſung von Selbſthülfe und Blutrache führte nun auch zu großen Milderungen und Beſchrän— 

kungen in ihrer Ausübung. 

Die erſte wohlthätige Milderung war die, daß der durch Selbſthülfe und Blutrache Ver— 
folgte bei dem Herde und den Hausgöttern wohlthätiger Gaſtfreunde ?*) und im Heiligthume 
der Volfsgottheit eine Zuflucht, eine Kreiftätte oder ein Afyl fand. Und faft ebenfo allgemein 
als die Blutrache finden wir bei den Völfern, felbit bei den uncivilijixten, folde Freiftätten.23) 
Die nächſte wohlthätige Wirkung der Aſyle war ſchon der Schuß der vielleiht ganz unſchuldi— 
gen oder wenigftend nicht böswilligen Verfolgten gegen die erſte blinde Leidenſchaft der Ver: 
legten. So war ed namentlich der Fall bei den ſechs Freiftätten, welche Moſes, weil das alte 
Aſyl des Nationaleigenthums nicht für alle erreichbar war, in ſechs befondern Prieſterſtädten 
in den verfchiedenen Gegenden ded Landes gründere. Sie hatten zugleich, ähnlich wie die chriſt— 
lichen und deutihen Aſyle, vorzüglid die an beſtimmte Städte verliehenen, die Aufgabe, nad 
Befund der Sache dem Verlegten Genugthuung zu verſchaffen, und zwar nah Moſes durch 
Auslieferung der abjihtlihen Mörder an die Bluträcher. Der ganz Schuldloſe aber war nun 
geibügt, und der unabjichtlihe, namentlich auch der culpoje Toptihläger mußte, um vor der 
Blutrache jiher zu werden, bid zum Tode des Hohenpriefters in der Freiſtadt verweilen und eine 
Art von Verbannung ertragen, welche zugleich jeine Strafe war.?®) Ahnlichen Schuß gewährte 
in Griechenland und Nom die Sitte für die unabjichrlihen Todtſchläger, wenn fie im ausländt= 
ſchen Aſyl ein Jahr lang verweilt hatten und von der Blutfhuld entfündigt worden maren.?”) 
Überall aber und insbefondere auch bei ven Germanen ſuchten die Priefter die Shuldigen Ver: 
folgten durch religiöje Bußen mit Gott zu verſöhnen und dann auch mildernd oder verſöhnend 
der Ausübung der menjhlichen Rache entgegenzutreten.28) Standen ja doc die um Hülfe Fle— 
benden und Reuigen überall unter vem Schuge der Gottheit. Bei den Germanen kommt der 
Schuß der Ajyle gewöhnlich unter dem Namen bejonderer „Brieden‘ vor, 3.8. Hausfriede, 
Kirchenfriede, Gerichtsfriede. (S. den Art. Fauſtrecht.) 

B) Löjegeld. Gompofition. Durd folhe Bemühungen und duch das Vorbild der 
tbeofratifhen Ausfühnung der Gottheit dur reuige Bußen und Opfer, und durd die Milde: 
rung der Nationalgefühle bildet fich eine fernere große Milderung auch der Selbſthülfe, namlich 
die Zahlung von Privatbußen oder von Löjegeld an die zur Fehde Berechtigten. „Laſſen ſich ja 
doch“, fo jagt ein Homeriicher Held, „ſelbſt die Götter, die doch viel erhabener an Herr: 
lichkeit find ald die Menichen, durch die reuigen Bitten, die Töchter des allmächtigen Zeus, durch 
anmutbige Gaben und Opfer beſänftigen; wie viel mehr ziemt folde Barmherzigkeit ven Men: 
ſchen, wenn Reue und Abbitte beilend ver Schuld folgen“.29) Selbſt ver Form nad) erinnerte 


22) Michaelis, Mofaifches Recht, $. 15, und Allgemeine Encyklopädie unter „Blutrache“. 

23) Odyſſee, 3, 196. Ilias, 9, 607; 18, 335 und Grimm in Savigny's Zeitichrift, I, 327. 

24) S. z. B Herodot, 1, 35 u. 41. Ilias, 23, 85. 

. 25) Beweife bei Meiners, a. a. D., ©. 189; rückſichtlich der Griechen insbefondere bei Potter, Ar: 

on 1, 480; rüdfichtlicy der Nömer, von welchen fie Meiners irrig leugnet, bei Welder, a. a. D., 

. 539; rüctfichtlich der Araber bei Michaelis, Mofaifches Recht, I, S. 315; rüdfichtlich der Deutichen 
und der hriftlichen Völker f. Art. Mipt. L. Bajuv. 1, 7. 

26) 2 Mof. 21, 13. 4 Mof. 35,9. 5 Mof. 9, 13 und 19,1. Joſ. 20,1. 1 Rön. 1, 50 und 2, 28 
und Michaelis, Mofaifches Recht, $. 274. 

27) S. Note 24. Demesthen. in Aristocr. p. 736 und die Grflärer zu Pollux, 7, 10, 118. Festus 
s. voc. Februarius. Ovid. Fast, 2, 25. 

28) ©. z. B. Gregor. Turon., VII, 47; L. Bajuv. 1,7; Marculf Form., Il, 18, Rofewinge, Där. 
Rechtog., $. 24. In Albanien, Bosnien und Illyrien wird noch heutzutage die Ausübung der Blutrache 
durch die ausfühnende Vermittelung der Priefter abgewendet. Bal. übrigens den Art, Afol. 

z ”) or 9, 496. Vgl. auch Ilias, 15,203. „Du haft mir gebüßt, indem du dich fchuldig befennit.' 
erod., 1, 45. . 
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anfangs das Löfegeld an Opfer, da ed überall in Vieh beftand 30), welches bäufig ven Göttern 
geopfert wurde und aud) dad ältefte Geld war, ſodaß das legtere im Lateiniſchen (pecunia) und 
im Altveutfchen (Be) den Namen von dem Worte Vieh hatte.?!) Diejen Gharafter des Löſe— 
geldes als eines zur genugthuenden Anerkennung des Unrechts und zu feiner Sühne dargebrad: 
ten Opfers felbit in der Form hatte e8 namentlih aud, wenn in Rom nadı Numa’s Geſetz der 
culpoſe Todtſchläger in feierliher Berfanmlung dieVerwandten durch Darbringung eines Wid— 
ders verföhnen mußte, während der doloſe Todtſchläger in den föniglihen und in ven Zwölf: 
tafelgelegen ver Blutrache preisgegeben blieb.??) Bei ven Germanen opferte man früher auch 
wol ein Kind oder aud ein Thier ganz von edelm Metall zum Löſegeld, oder man deckte die 
ganze Reiche, alſo gewiſſermaßen das ganze Unrecht, mit evelm Metall, bei Beihädigungen von 
Ihieren guch das ganze Thier mit edeln Früchten völlig zu. Auch juchte man noch jpät durch 
die Zahlung des Löſegeldes in edlem Metall zu ehren.?3) Gabe und Annahme des verfühnen: 
den Löſegeldes aber war mit einem feierlihen, gewöhnlich eivlihen Friedensſchluß begleitet. 
Dazu (oder um jie ad pacis concordiam zu revoeiren) waren bejondere Formeln vorhanden. ?*) 
Und im Abjhwören der Ur- oder Ausfehde blieb dieſe Sitte bis in fpäte Zeiten. Nod nad) ver 
Carolina müſſen die entlaffenen Verbrecher, z. B. ver beftrafte Dieb, „zur Erhaltung des ge— 
meinen Frieds ewige Urfehde tbun’‘.35) Solche Köfegelver, ja Gaben, Geſchenke überhaupt, 
3. B. auch Gaſtgeſchenke, ehrten in frühen Zeiten wie die Götter fo die Menſchen.?6) Kurz, 
in jeder Weiſe waren ſolche Sühngaben, welche unter Zuftimmung der vermittelnden Volksge— 
noffen gegeben und angenommen wurden und welche thatſächlich die reuige, die demüthigende 
Grflärung des Verlegers, daß jeine Verlegung ein jegt auf ihn ſelbſt zurückfallendes Unrecht 
ſei, befräftigten und jelbit enthielten, fehr wohl geeignet, die Schmach diefer Verlegung genug: 
thuend auszutilgen und den geftörten rechtlichen Briedenszuftand wiederherzuftellen, jiherer und 
beiler jedenfalls ald der unfichere Ausgang der Fehde. Weit entfernt alfo, daß jo edeln Gefüh— 
len, wie die der Homerischen Helden und die unferer tüchtigften deutſchen Vorfahren waren, der 
gemeine Gedanfe natürlich geweſen wäre, ihr und der Ihrigen Leben und Ehre feien ihnen als 
gemeine Waare für einen Marktpreis feil, fo hatte vielmehr die Verſöhnung durch Privatbußen 
die Götter und ihre Verehrung zum Vorbild. Freilich aud die Blutrache und felbit ja auch 
unsere heutigen Strafen, namentlich unſere Injurienjtrafen, vollends ſolche, welche, jo wie die 
ebrbaren Römer, jo auch bisjegt ſtets die ftolgen Briten, welche jelbjt deren großer Feldherr 
Wellington in einer Geldſumme einzuflagen feinen Anftand nahmen, Fonnten von einzelnen 
auf eine gemeine und nieprige Weife angejehen und erftrebt werden. So auch fiher die Löſe— 
gelver. Aber das ift nicht ver Sinn und das Weſen des Inftitutd. Die moraliihe Strafe und 
Abbüßung, welche nad allgemeinem Volkögefühle mit irgendeinem großen oder geringen ſinn— 
lihen Strafübel ſich verbindet, nicht aber dieſes finnliche Übel ſelbſt iſt das Wefentlihe und 
MWirkende bei der Beitrafung. Mit alledem joll indeß nicht geleugnet werden, daß die Men— 
chen, noch näher der Periode der Kindheit und Sinnlichkeit, daß die edelſten Menfchen des 
Homer und der Nibelungen und des Snorri Sturlufon und der legtere ſelbſt noch jinnlicher 
waren und mehr an ſinnlichen Gütern und Gaben ſich erfreuten als die edeln Menſchen in einer 
geijtigern Zeit. ' 

Die Sitte des Löſegeldes nun finden wir bei uncivilijirten und civilifirten Nationen ebenjo 
allgemein als Blutrahe und Aſyl.“) Selbft die allgemeinften Namen der Strafe (moLvn, 
ATOLL, Tripple, Tr, wioıg, poena) und der Sprahgebraud in Beziehung auf die Strafe, 
namentlich das griehiihe und römische „Strafe fordern, zurüdfordern, nehmen‘ ftatt: jtrafen, 








30) Luitur etiam homicidium certo armentorum et pecorum numero, recipitque satisfactio- 
nem universa domus, Tacitus, 21 u. 12. 

31) Grimm in Savigny’s Zeitfchrift, I, S. 325. 

32) Servius zu Virgil’s Eflog., 4, 43, in Welder, a. a.D., ©. 543. Die Beflimmung von jedem 
dolofen Todtichläger: paricida esto, welche ihn als Mörder eines Gleichen der Talion oder der Blut: 
rache preisgab, hat nicht den abgejchmadten Sinn, ihn für einen Vatermörder zu erflären, für ben ja 
gar fein Strafgeſetz eriftirte. Wie bei den Römern überall Gompofitionen und Strafen als Privatge: 
nugthunngen aud der Privatrache bervorgingen, darüber f. Gellins, 11, 18 und 20, 1. 

33) Grimm, a. a. O. I, 329. Sachen piegel, 3, 45. 

34) L. Rotharis, 143; Marculf, II, 18; Append., 51. Grimm, Recdjtsalterthümer, ©. 39 u. 53. 

35) Garolina, Art. 108, 147, 157, 164. 

36) Ilias, 1, 118; 9, 297 u. 600. Taeit., 21. 

317) Deweife bei Meiners, a. a. D., ©. 190; rüdfightlich der Römer bei Welder, a. a. O., ©. 540; 
rüdjichtlich der Ruffen bei Ewers, a. a. O. ©. 291. 
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und das „Strafe zahlen oder geben“ ſtatt: geſtraft werden, bezeichnet eine Verſöhnung, eim 
Wiederherſtellung des rechtlichen Friedens durch Zahlen und Annehmen ver Genugthuung, dei 
Loͤſegeldes. Im weſentlichen denſelben Grundgedanken und wenigſtens ſtets nur eine Aufhe— 
bung ber bereits vorhandenen Störung des Friedensverhältniſſes bezeichnen auch Ausdrück 
wie z. B. büßen, Buße, d. h. wörtlich: wieder gut ober beſſer machen, und Beſſerung, oder wie 
ftrafen, d. h. wörtlich: wieder gerade (oder ſtraff) machen, während die mod übrigen, wie z. B 
Eyxdtxeiv, vindicare, Exdlrnsız, vindieta, eine Wiederherſtellung durch Rache bezeichnen.) 
Bei den Deutſchen hieß das Verbrechen ſelbſt ein Hohn, eine Schmad, ein Schaden (mie noxa), 
Schuld, Unfriede, Frevel.?) Die Strafe, daß Löfegeld wird bezeichnet dur) Buße, Sühn:, 
composilio, satisfactio, emendalio, Gialt oder Gelt, d. h. Entgelt, Genugthuung, aus 
Midrigelt, d. h. Wiedergenugthuung, ald Genugthuung für Todtfihlag aber geguätnlid: 
MWergelt, oder auch Leudgelt, d. h. wörtlich: die Genugthuung für den Mannn.*9) Melin 
man die erfte Silbe in Wergelt nicht mit Grimm von Ver, vir, ver Mann, ſondern ten 
Mehre ableiten, fo hieße es die verbürgte, die gewährte Genugthuung, ähnlich wie Wette, 
was eigentlich der Bund, der Vertrag heißt, ebenfalls aber zuweilen die Privatbuße bezeichnen, 
gewöhnlicher jedoch, ebenfo wie Fredum (d. h. Frieden) oder aud Brüche und Bann, die Be— 
nennung der öffentlihen Genugthuung tft, welche ſpäter noch neben ver Privatbuße für ven 
Bruch und die Wiederherjtellung des Friedens an die Volfdgemeinde oder ihren VBorftand ge: 
zahlt werden mußte.*!) 

C. Die Geſammtbürgſchaft und dergerichtlichgeordnete Kampfund Per: 
gleich. Die Familien=, oft die Stammes- und Gemeindegenvflen waren mit von der Privat 
fehde betroffen. Sie waren betheiligt bei dem Frieden. Sie und insbeiondere vie Volksge— 
meinde hatten alſo auch das Necht, auf die oben (1, 2) beichriebene Weife Kampf und Vergleit 
gerichtlich zu orbnen und die Verſöhnung zu vermirteln,. Und wenn diefelbe zu Stande fam, jo 
verbürgten fie den erneuerten Frieden und die Buße, welche bei Verlegung folden Vertrage 
doppelt gezahlt werden mupßte.??) Das Vermögen der Verwandten aber, welche ja auch das 
Erbrecht gegen ven Verwandten und Theil an jeiner Buße hatten, baftete für das vom ihm zu 
zahlende Löſegeld.*?) Im äußerſten Falle aber und wenigftens alödann, wenn für die in dem 
Gemeinbediſtricte begangene Verlegung der Thäter nicht entdeckt wurde, haftete als Gefammt: 
bürgſchaft zumeilen felbft die Gemeinde, ſowie fie ja auch einen Theil ver Buße erhielt und ge: 
wiſſe Anrechte an die Büter der Gemeindegenoſſen hatte.+*) So haftete auch bei ven Hebräen 
noch, nachdem Mofes bei dem Mord das Löſegeld verboten hatte, die Volksgemeinde Doch meniz; 
ftend infofern für einen das Land verunreinigenden Todtichlag eines unbekannten Mörder, 
daß alle in feierlicher Verfammlung jede ihnen befannte Spur zur Entderfung anzeigen, nicht! 
weiter davon zu wilfen befennen und fich reinigen mußten.*5) Noch bis heute ift für ven Schu 
denerjag in den englifhen Kirchſpielen die altdeutſche Gefammtbürgichaft bis zur Stellung dei 
Thäters praftifch geblieben. Es trägt, in Ermangelung unſerer gewöhnlichen Bolizeimittel, 
dieſes wejentlich zu der großen Sicherheit im Innern von England bei. Und wer mag leugnen, 
daß Durch eine ähnliche weiſe beftimmte Geſammtbürgſchaft die Rechtsficherheit und das Leben: 
dige Rechtsgefühl dev Bürger fehr vermehrt und manche drückende geheime und öffentliche Bot: 


zeihülfe entbehrt werden könnte? In Beziehung auf frühere Strafverhälmmiffe aber Hatte vi 
Geſammtbürgſchaft der Volksgenoſſenſchaft ven höchſt wohlthätigen Einfluß, daß diefelben ja 


mehr und mehr vermitteld der Volksgeſetzgebung und der Volksgerichtsbarkeit bewacht, geon 
net, gemildert und wenigſtens bie Exceſſe dev Selbfthülfe und der Blutrache verhindert rwurden 


38) Ausführliche Beweife bei Welder, a. a. O., ©. 185. ©. über bas rächende repetere in db: 
deutichen Formeln Marculf, II, 18; Append., 51. r 

39) Grimm, Rechtsalterthümer, ©. 622, 

40) Grimm, a. a. D., ©. 622, 

41) Grimm, S. 148, 

42) L. Rotharis, 143. Rogge, a. a. D., ©. 124. 

43) Tacit., 12, 21. L. Salic., 59 u. 61. L. Saxon. 2,6. @idhhorn, $. 19. 

44) Tacit. 12. Eichhorn, $. 18. Rogge, S. 26. Grimm, S. 6. Nach dem Necht der alten Mufn 
(eigentlicdy dem Recht der germanifchen Waräger in Rußland) haftete Die Gemeinde auch bei entdecktes 
Thäter für einen Theil. * ©. 306, 314 u. 315. 

45) 4 Mof. 35, 33. 5 Mof. 21,1. Auch behielt Mofes die in rohfinnlicher Zeit natürliche Ra 
an Thieren (bei den Griechen fogar auch an leblofen Sachen) bei und gab ihr zur ſtärkern Heifi det 
Menſchenlebens einen theofratifchen Charakter. Gott ſollte befohlen haben, auch den Ochſen zu Heil 
der einen Menfchen getödtet hatte, 2 Mof. 21, 28. 
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D. Wiedervergeltung. Seitdem nun die jinnlihe Rache und die Friegerifche Fehde 
Durch den mildernden theofratiichen Einfluß, durch Ideen der natürlichen wie der göttlichen Ge— 
rechtigkeit veredelt und durch die volfägenoffenihaftlihe Ginwirfung bewacht und gemilvert 
wurden, hörte hierdurch von felbft auch die urfprüngliche Grenzenlofigfeit und Maßloſigkeit ver 
Selbſthülfe und Race auf. So verwarf bei ven Griechen, Römern und Germanen ebenfo wie 
bei den Hebräern und ſelbſt bei ven Arabern 260) ſchon früh die Sitte die Erwiderung der Rache 
gegen eine gerechte Blutrache. Und auch jede an ſich gerechte rächende Selbithülfe wegen zuge: 
fügter Verlegung mußte doch ebenfalls eine äußerfte Grenze, ein Maß erhalten. Sie darf nicht 
mehr bei jeder Verlegung den Verleger ald rechtlod behandeln, fondern nur die Verlegung ab- 
wehren oder aufheben. Bei einer noch dunkeln und noch vorwiegend jinnlihen Auffaffung des 
Weſens des Vergehens und der Strafe aber ſchien feine ſchützende Schranfe rächender Selbft: 
hülfe natürlicher als die finnlich gleiche materielle Wiedervergeltung oder die Talien. So aner: 
kannt, wenn auch jpäter ald Blutradye und Löfegeld, findet ſich daher die Talion faft:überall, 
namentlich bei Hebräern, Griehen, Nömern und Germanen.“) Das rohe, graufanıe ‚Auge 
um Auge, Zahn um Zahn‘ wird aber keineswegs, wie neuere Philofophen wähnen, als die 
von der Gerechtigkeit geforderte nothivendige Strafe verordnet. Es wird vielmehr von den Ge: 
fegen nur als die von der Sitte eingeführte Milderung und äußerſte Schranfe der kriegeriſchen 
Selbſthülfe und als ein Mittel ver Förderung der Verföhnung durch Löſegeld nur einftweilen 
geduldet. Ahnlich wie jener georonete gerichtliche Kampf und Vergleich vor der Genoſſenſchaft 
und indbejondere der geordnete Zweikampf, galt fie nicht ald das höchſte Recht, jonvdern nur als 
einftweilige wohlthätige Beihränfung der Selbfthülfe. So jagen z. B. die römiſchen Zwölf: 
tafeln: „Wer dem andern ein Glied zerſchlägt, muß ſich mit ihm durch Buße vergleihen, mit 
ihm Frieden ſchließen, oder er ift id zur Talion feiner Rache ausgeſetzt.“ 8) Nie aber wurde 
feitdem, da ed nur um jenen Zwed der Genugthuung und Berfühnung galt, die Talion in Nom 
vollzogen. Ja die richterlihe Prarid und das prätorifche Edict jegen bald an die Stelle der 
MWievdervergeltung eine Schätzungsklage, nad welder bei Injurien und Verlegungen der Prä— 
tor in jedem einzelnen Falle die Gelobuße ermittelte, welche ihm ald eine ver jevedmaligen Größe 
ver Schuld und ver Beleidigung angemeffene Genugthuung erſchien (j. vorige Note). Wohl 
aljo mochte die Talion ſich als Milvderung ver Rache empfehlen und auch dunkeln philoſophi— 
ſchen, veligiöfen und poetiſchen Ideen und Gefühlen von Gleichheit und Gerechtigkeit entſprechen 
und als ein äußeres Symbol derfelben erſcheinen! Dennoch konnte auch hier unter der bewußten 
Vernunftherrſchaft von dem zuerft durch vorübergehendes Bedürfniß oder dunkles Gefühl Er— 
zeugten nur fo viel bleiben, als ſich aus den klar und fharf erfaßten höchſten Rechtsgrundſätzen 
ableiten läßt: die Talion mußte aljo als ſolche verſchwinden. Es ergab ſich bald die ihr zu 
Grunde liegende doppelte Begrifföverwechfelung und Undurdhführbarfeit. Einestheils ift das 
Weſen des Verbrechens geiftig, der böje und böfere innere Wille, die Verachtung des Ge— 
ſetzes u. ſ. w., nicht die zufällige Größe des äußern materiellen Schadens, der dem Civilrecht 
angehört. Und dody behandelt die Talion das Materielle ald Grundlage und Mapftab von Ver: 
brechen und Strafe. Wie foll nun wol wiedervergolten werden? Wie z. B. bei Majeftäts- 
beleidigung, Hochverrath, Ehebruch? Oder, wenn die Talion bei gewöhnlichem böjen Willen, 
etwa bei Affeet, Auge um Auge ausjhlägt, was will jie zufegen für die erhöhte Bosheit oder 
bei andern rechtlichen Schärfungsgründen, was abziehen bei den verſchiedenen Arten bloßer 
Eulpa oder Verfhuldung und bei andern Milverungsgründen? Es ift alfo die Talion als 
Strafe niemals die wirkliche Ausgleihung. Sie ift noch weniger die rechtliche Ausgleihung. 
Denn jie widerfpricht anderntheild dem flaren höchſten Rechtsgeſetze über alles Recht zum 
Zwang oder zur Verlegung der fremden Freiheit. Diefed Recht ift nur begründet erftend zur 
Abwehr erweislihen, aljo gegenwärtigen rechtswidrigen Angriffs, und zweitens zur Wieder: 
berftellung eines bereitö verlegten Rechtäöverhältniffes, foweit fie möglich ift. Auch in der An— 
wendung auf die juriftifche Freiheit gilt nur die ewige Forderung der Öeredhtigfeit: es lebe (oder 
es werde erhalten) das Recht; es fterbe (oder ed werde wieder aufgehoben) das Unrecht! Blofe 
blinde Wiedervergeltung, wovon ja auch das ganze Civilrecht und übrige Necht nichts wein, 





46) Michaelis, Mofaifches Recht, $. 134, Th. II, ©. 203. 

47) 2 Mof. 21,23. 3 Mof. 24, 19. Michaelis, $. 240. Petit, Leg..Attic., V.7,3,8.2. Grimm, 
Rechtsalterthümer, S. 648, und in Savigny's Zeitichrift, I, ©. 326. 

45) Si membrum rupsit, ni cum eo pacit talio esto. Festus v. talio. Gellius, XX, T. Gajus, III, 
24, $.7. Gleiches von den Germanen f. bei ®rimm, a. a. D., von den Hebräiern: bei Michaelis, a. a. O. 
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MWiedervergeltung eines unmwiderruflih gefhehenen Böfen mit neuem Böfen, 3. B. Beſchädi— 
gung und Berrug gegen den, der mich beſchädigte und betrog — wie fommt fie ins Net? Wer 
hat fie noch jemals rehtlih zu begründen vermocht? Materiale Gleichheit dev Rechte gab man 
mit der ſinnlichen Auffaffung des Rechts überall auf. Die formale aber fordert nur die gleiche 
Durdführung jenes höchſten Rechtsprineips über ven Zwang zum Schuß ded Rechts, zur Ab— 
wehr und Wieveraufhebung jeder Nechtsverlegung von jedem. Daher verihmwand denn eben- 
falls im deutſchen Recht bei einiger höhern Ausbildung wieder Die Wiedervergeltung als folde. 
In Deutſchland aber fonnte man nun nicht der ganzen richtenden Volksverſammlung, ähnlid 
wie einem römiſchen Prätor, in jedem einzelnen Falle folde äſtimatoriſche Abihägung und rich— 
terliche Ermäßigung zumuthen und überlaffen. Deshalb gaben ſich die Gejege die äußerſte 
Mühe, ftatt derielben, durch gefegliche abjolut beftimmte Vorausanfäge der Größe der Vermö— 
gensbußen, je nad) der Größe aller denkbaren Beleidigungen, ein gerechtes Verhältniß zmiichen 
Vergehen und Strafe zu bewirken. Vom Scheitel bis zur Fußzehe erhielt nun jedes Glied und 
wiederum jede Art der Verlegung deflelben, ob fie zerftörend, lähmend oder blutig, in melder 
Abſicht, von wen und gegen wen fie zugefügt war, ihre befondere gefeglihe Strafbeftimmung. 
Das Streben an ſich war höchſt achtbar; aber niemals kann ohne große Misftänve bei Beftim: 
mung der Strafgröße alle richterlihe Ermäßigung ausgefchloffen werden. Auch faßten viele 
altgermanifhen Beftimmungen über Bußen oder Gompofitionen aller Art begreiflicherweiſe 
zum Theil noch jehr die finnliche, äußere Größe der Verlegung in dad Auge. Jedoch waren fie 
keineswegs, wie man oft ungründlich behaupten hört, ausſchließlich hiernach beftimmt und ver: 
mifchten noch weniger den materiellen civilrechtlich erlegbaren Schaden mit der ftrafrechtlichen 
Beleidigung und Genugthuung. Sie unterfheiden vielmehr beide überall und berüdjichtigen 
bei der Strafe ihren intelleetuellen Charafter oder die Größe der ſchuldvollen Beleidigung und 
Rechtskränkung, den böfen oder böfern Willen, die verichiedenen perſönlichen Verhältniſſe. 
Sie beftrafen ven im bloßen Verſuch bewieſenen böfen Willen ohne alle materielle Verlegung, 
und bloße Worte, z. B. den Vorwurf der Feigheit enthaltende Schimpfworte, oft härter als Die 
ſchwerſten Berlegungen und felbit als die Tödtungen. #9) Sie erfennen immer volltändiger 
neben der genugthuenden Verföhnung des Beleidigten und feiner Angehörigen oder der Wie— 
verherftellung des Friedens mit ihnen aud die Wiederherftellung der Achtung und Heiligkeit 
des geftörten öffentlichen oder allgemein gejeglichen Friedens durd Aufhebung des gegebenen 
verführerifchen Beifpield und der bewiefenen unfriedlihen Willensftimmung des Verlegers ald 
Grund und Zwed der Strafen an. 50) . 
Naturftand und Fehderecht bei ven Öermanen. Manche bezweifeln die liberein= 
ſtimmung der Germanen mit den bisher dargeftellten Grundzügen. Nun jind zwar unfere aus— 
führlihern geihichtlihen Quellen und insbeſondere unjere Volksgeſetze mehr ald ein halbes, 
ja zum Theil mehr ald ein ganzes Jahrtaufend jünger ald die gar zu kurzen Nachrichten von 
Tacitus; und fortgefhrittene Cultur und ftaatlihe Entwidelung, insbejondere aud die An— 
nahme des Chriſtenthums und die Verbindung mit der römischen Gultur hatten vieles Frühere 
verändert und in den Hintergrund gedrängt. Sie hatten ’inäbejondere die robern ſtaats— 
wibrigen Erfheinungen der Blutrache und des Fehderechts, welche auch Schon der humane, nidt 
rahfüchtige Charakter dieſes edlern Menſchenſtamms von Anfang an gemildert hatte, noch mehr 
beihränft. «Doc; treten überall die Haupterfcheinungen noch deutlih genug hervor, und zwar 
um fo mehr, je mehr die fpätern Quellen auf die frühern Zeiten deutlich zurückweiſen und 


49) Beweife bei Welder, a. a.D., ©. 585 fg. ©. auch L. Salic., 20, 1. 67, 2. L. Bajuv. 13, 8. 

50) Welder, a. a. O., ©. 585 fg. L. Bujav. 1, 13. L. Alam. 3,4. Ansdrüdlich wird als Grund 
und Zweck der Bußen angegeben, die Störung und Herabwürdigung der Privat: und öffentlichen Pers 
fönlichfeit, des Privat- und öffentlichen Friedens aufzuheben, und die Nothwendigkeit, ihre —— Adtung, 
Ehre und Heiligkeit, fo wie durch Beflerung des den Frieden verlegenden rechtsfeindlichen Willens des 
Verbrechers, fo auch bei andern wiederherzuftellen, das Ärgerniß und böſe Beiſpiel auszutilgen (ut alii co- 
gnoscant, quid sit timor Dei in Christianis, et honorem ecclesiis impendant. L. Alam. 3 u. 4), 
ober aud) „damit der Friede wieder feſt werde‘. L. Bajuv. 1,6, 8 oder: ut honor Dei et reverentia 
Sanctorum et Ecclesiae Dei semper invicta sit. L. Bajuv. I. 7, 4; überhaupt damit der Verbrecher 
neben ber Reftitution der Sache felbft oder neben dem civilrechtlichen Schadenerfag fein Verbrechen 
wieder gut mache (Emendat. L. Bajuv. 1, 12). Diefelben Zwecke werden insbefondere auch angegeben, 
wenn die rächende Genugthuung bis zur Tödtung oder bei Unfreien bis zur Berftümmelung geht, daß er 
nämlich das Blut oder die Schande abwafche (abspergat), oder damit er eflusione sanguinis com- 
ponat. L. Burgund. 2, 1. L. Ripuar. 69. 
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zurückſchließen laſſen, was vorzüglich bei ven viel länger heidniſch und mit römifcher Eultur un: 
vermischt gebliebenen ſtandinaviſchen Völkern der Fall ift. 

Ginen völligen Naturftand und ein wahres Fehderecht hatte in neuerer Zeit vorzüglich 
Rogge („Das Gerichtsweſen der Germanen’, Halle1820) ausgeführt. Er leugnete dabei den 
alten Deutſchen alles wahre Staats- und Strafreht ab und conftruirte ihren ganzen angeb— 
lichen Strafproceß als ein bloßes Privatfehderedht der jouveränen Familien, mit Privatfriedens- 
ſchlüſſen und durch die Genoffen vermittelten Vergleihen und Sühnungen. Seine geiftreiche 
Ausführung erhielt alsbald felbft bei jo großen Meiftern der germanifhen Rechtsgeſchichte wie 
Grimm und Eihhorn Beiftimmung. 

Dagegen erhuben ſich jpäter entſchiedene Gegner, jo Eropp, von Waringen, Waitz und vor- 
züglich auch Wilda in feinem vortrefflichen „Strafrecht der Germanen‘ (Halle 1842). Soviel 
ift num in diefem Gegenftreit jiher richtig, daß die Germanen, in den Zeiten, mo wir fie durch 
urkundliche Nachrichten fennen lernen, ſchon wirkliche, wenn'aud unausgebildete Staaten und 
Staatögewalten anerfannten und ihnen auch die Verbrechen und deren Behandlung größten- 
theils unterordneten, alfo ein wirkliches, wenn auch unausgebildetes Strafrecht hatten. Aber 
es ift einfeitig, wenn man, fo wie namentlih Wilda, nicht blos die allgemeine fittliche und 
natürliche Seite und Begründung der Staatdidee und des Staats gegenüber angeblidher bloßer 
Willkür und Zufälligfeit hervorhebt, ſondern felbit die Freiheit und die Rechtsform der Frei— 
heit und ihre ftete Mitwirkung bei dem einzelnen Staat, und wenn man dabei zugleich die noch 
beftehende IInvollfommenheit der Staatsgewalten und ftaatlichen Einrichtungen vergeifen will. 

Die unmittelbare Betrachtung der Natur und der Geſchichte der Menſchen zeigt ung dieſel— 
ben einestheils als abhängig von Gemeinfhaften, von ihren Normen und Gemwalten, von Fa— 
milien, zuweilen von Stämmen, von Genoſſenſchaften gemeinichaftliber Wanderer und Wohner 
und in den cultivirtern Zeiten allermeift auch ſchon von wirflihen Staaten. Ungründlich aber 
wäre ed, die Naturverhältniffe ver Familie und die zufälligen der gemeinſchaftlichen Auswande— 
rungen fhon Staaten zu nennen, oder deshalb, weil etwa von der Entftehung von vielen Staa: 
ten und auch vom allererften Staat die Nachrichten verloren gingen, Freiheit und Verträge bei 
der Bildung der Staaten auszuſchließen und fie ald lediglich von Gott oder ver Natur gebildet 
darzuftellen. 

Unfere Betrachtung zeigt und namlih auch die Menſchen diefen Vereinen gegenüber in 
allen reifern Alterd= und Eulturzuftänden als jelbftändige oder freie Perſönlichkeiten mit eige- 
nem und freiem Wollen und Thun, mit welchem fie bald ihre befondern Vereine erhielten und 
vertheidigten, bald aud fie aufgaben oder umgeftalteten, oder, jo wie ja alle Germanen, 
nach gemeinihaftlihen Wanderungen und Kämpfen Nieverlaffungen neu gründeten. So 
ſehen wir gejdichtlich die Begründung neuer Staaten durch die norwegischen Ginwanderer in 
Jsland und die ſächſiſchen in England, durd) die Longobarvden, Burgunder und Gothen, durd 
die Normannen in Rußland, in der Neuzeit durch viele Goloniften in Norbamerifa und Auftra= 
lien, ja neuerlich audy durch die Griechen, Serben und Belgier in ihren Heimatländern. Es 
wäre nun abermals baare Willfür, wenn dieſe Völker jogar ſelbſt in ihren Erflärungen , Ver— 
fafjungen und Gefegen ſich darauf berufen, daß ſie mit ihrem vereinten Willen oder Vertrag 
handeln, ihre Staatdorbnungen, Obrigfeiten und Gejege begründen wollten und begründeten, 
Freiheit und Vertrag etwa deshalb abzuleugnen, weil religiöfe und jittlihe oder natürliche 
Bedürfniffe und Beweggründe, oder weil die Grinnerungen und Vorftellungen von frühern und 
andern Staatdeinrihtungen jene ihre neuen Gründungen und MWillensbefimmungen und 
Entjhlüffe motivirten. Iſt ja doch mit Recht jede freie, jede vechtsgültig als frei anerfannte 
Einrichtung und menfhliche Vertragsbeſtimmung ähnlich motivirt. Und wo auch vielleicht ein= 
mal Freiheit fehlte — wie ja auch jeder freie Menſch ald Kind unfrei war — da wird man 
doc die Freiheit von dem Zeitpunfte an nit ableugnen, wo man, wie bei allen germanifchen 
Bölkern, alle Einrichtungen der Geſellſchaft, durch Abftimmungen aller Freien in Gefeßgebung, 
Regierung und Gericht und durch Wahl der Beamten und Fürften, durch die Freiheit der Mit: 
fprade und ver Auswanderung, von dem Beftreben geleitet ſieht, ſoweit es bei irdiſcher Unvoll- 
fommenbeit aller Dinge möglich ift, die Freiheit, die freien Grundverträge und den Gedanken 
zu verwirklichen, daß alle freien Männer nur ihnen, nur ſich ſelbſt und ihren mitbegründeten 
Beſchlüſſen geboren. Und wahrlicd die germanifchen Männer des Tacitus und aud die der 
fpätern Zeit zeigen noch mehr ald nöthig jenes ftolze Gefühl foldher fouveränen Männerfreiheit, 
von welder ein fpäterer Römer jagte: majores nostri in quocunque civium summum esse 
voluerunt. 
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Doch Wilda's weitere hiſtoriſche Darftellung bleibt frei von jener feiner theoretifhen Grille 
und weit felbft in Beziehung auf die germanifhen Geſellſchafts- und Strafverhältniffe alles 
son und Behauptete ausführlich Hiftorifch nad. So die Zurüdführung allerNedhte und Redts- 
einrihtungen in den germaniſchen, und namentlich in den und in ihren Urzuftänden am meiſten 
befannten nordiſchen Staatert, auf ihre gemeinfhaftlihen Sriedensverträge und deren freie 
Verwirklichung durch die Beihlüffe aller Freien. Zwar hält er die in den angelſächſiſchen Leges 
Edowardi als uralte Einrichtung bezeichnete alljährlihe Erneuerung einer Gefammtbürgichaft 
für den Frieden, welche durch einen förmlichen Waffeneid aller Freien befräftigt wurde, in ihrer 
dortigen beſondern Geftaltung als particulär. Aber er konnte doch nicht überfehen, das ſchon 
das ältefte Salifche Geſetz, Pactus legis Salicae, fih ausdrüdlich einen Vertrag nennt, was auch 
der allgemeine deutſche Name des Geſetzes: Ema (die EwaSaxonum) bezeichnet, daß ferner der 
Prolog des Salifhen Vertrags oder Gejeges feierlich das fränkiſche Volk „als feft geeint durc 
einen Friedensvertrag” (firma paxis foedere) rühmt, daß aud fpäter fränfiihe Annalen ung 
von feierlier Erneuerung des Friedensvertrags auf ven Maifeldern, und die ſchwediſchen von 
gegenfeitiger Beihwörung des Friedens zwiſchen König und Volk bei jeder Wahlund Thronbeftei: 
gung eines neuen Königs, insbejondere bei feiner audy bei den Franken jtattfindenden Könige: 
reife berichten. Und noch viel vollffändiger mußte er ausführen, daß überall Namen und Ein: 
rihtungen im ganzen Recht auf diefen wirklich Hiftorifhen Frieden oder Kriedensvertrag 
der Volksſtämme zurüdführen. So heigt e8 ftrafrehtlih: der Verbrecher joll durch ſeine Buße 
den Frieden herftellen (componat), ftatt er foll geftraft werben; die Strafe felbft iſt die Frie: 
densherjtellung (compositio), die dem Verlegten und feiner Familie gezahlt wird, und das 
Friedenseinkaufsgeld (Fredum), weldhe der Genoſſenſchaft oder ihren Vorftehern bezahlt wurde. 
Die Fehde und der Strafproceß bei Frievdensbrüden, d. b. Verbrechen, endigt mit förnılicher 
neuer Beſchwörung des Friedens. Die höchſte Strafe iſt die Friedensausſchließung und dadurch 
die Nechtloserflärung. Die durch die allgemeine reelle gemeinihaftliche Friedensverbürgung 
begründeten Pilichten ver Genoffen, zur Aufrechthaltung und Wiederberftellung des Friedens 
mitzuwirken, wirken aud als Pflichten zur Verfolgung des Friedbrechers und zur Ausſchließung 
deflelben von jeder genoſſenſchaftlichen Aufnahme und Unterftügung. 

Kurz, fo weit wir bliden in die Rechtsquellen aller germanifhen Völfer ohne Ausnahme: 
überall jene oben (Bd. I, S. XLIfg.) an der Spige des „Staats-Lexikon“ gejtellte Begrün: 
dung alles Rechts und aller Rechts- und Staatspflicht durch freie Friedens- und Hülfsverträge, 
wie dieſes namentlih aud in vem Art. Fauftrecht der vortrefflihe E. ©. von Wächter aus: 
drücklich ald das hiſtoriſch wie philoſophiſch Richtige, ald den Schlüffel der germanifhen Nechts- 
und Staatötheorie ausführt. Auch Wilda führt S. 218, 226 altſkandinaviſche Gefege dafür 
an, daß die Gaugenofienihaft für Verlegungen unbekannter Thäter baftete oder bürgte. Er 
muß (S. 136) nah Ausführung der Rechte und Pflichten aller Genoffen, das Land zu wahren, 
den Frieden zu bewahren, ihre Hinterſaſſen und Gäfte zu vertreten hinzufügen: „In Dielen 
Sinne dürfte man mit Necht jagen, daß die germanischen Gemeinwefen auf einer Geſammt— 
bürgichaft beruhten.“ Wie jehr aber auch das wirflic Vertragsmäßige im Bewußtſein lebte, 
dafür ſpricht auch die förmliche gefeglihe Möglichkeit, öffentlich aus dem Familienverein auszu— 
treten (L. Sal., 61, 63 und Wilda, ©. 39) und die fpäter verbreitete Gewohnheit, in neue freie 
Ginigungen und Gilden aller Art für die gemeinſchaftlichen Rechtsverhältniſſe einzutreten. 

Es veranfhaulicht endlih auch Wilda's ganze Darftellung des altgermanifhen Strafredtä, 
daß, je weiter wir in die älteften Zeiten binaufbliden können, Staatögewalt und Strafrecht nod 
unvollftindig ausgebildet waren und vielfadh einen halben Naturzuftand,, oder einen Übergang 
aus demfelben darſtellen, in melde Ginfeitigfeit im ſpätern Fauſtrecht die germaniſchen Wöl: 
fer nohmals und zwar noch tiefer zurüdjinfen (|. Fauftrecht). Es gehört hierhin ſchon das 
ganze Syftem der Selbithülfe, Blutrache und Privatfehde zwiſchen den dazu beredtigten und 
verpflichteten Familien, wegen des gebrochenen Friedens als der Aufhebung des Rechts. Freilich 
unterſchied man ſpäter Fleinere Verlegungen des Friedens als folche, die feine andere als un- 
jere noch heutigen Selbſtſchutz- und Nothrechte zulaffen und nur durch gefeglich beftimmte Bußen 
im engen Sinne beftraft wurden, von den größern Verlegungen des ganzen perſönlichen Frie— 
dens, ald den eigentlichen Friedensbrüchen. Auch bei dieſen wurden fpäter die Selbfthülfen, 
Blutrahen und Fehden immermehr befhränkt, jo namentlid auch auf Fälle, wo die Rache un: 
mittelbar ver Verlegung nachfolgte oder wo der Friedbrecher nicht zur gerichtlichen Verhandlung 
oder zur Haftung der jegt geſetzlich ſehr genau feftgeftellten Compoſitionen bereit war. Aber 
MWilda’s eigene Darftellung zeigt ja, daß diefe Beihränfungen nur erft ſpäter eintraten, daß 
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ſelbſt noch ſehr ſpät in Skandinavien, namentlich in Island die Beftimmung der Compoſition 
und ihrer Größe noch Gegenftand ver Privatfriedensverhandlungen zwifchen den ftreitenden 
Teilen und Familien waren, daß die blutigen Fehden und Rachekriege oft äuferft verberblich 
zur Austilgung ganzer Familien fortwütheten. Und alle von den Geſetzen zugelafienen Rechte 
der Selbfthaft, zumal die zwiſchen den Familien, darf man doch wirkliche, wenn auch bedingte 


und beſchränkte Fehderehte nennen, was Wilda mit Waig beftreiten will. Und wenn z. B. die 


Lex Saxonum, II, 5 jagt, daß wenn der Verleger nicht die Compoſitio leiftet, fo ſoll er die Fehde 
ertragen (faida portet, f. auch L. Frision, Il, 2), jo beweift dieſes wohl, daß Faida nicht blos 
die Buße bezeichnet, wie Wilda meint (j. auch unten Fauſtrecht). Auch hatte, wie es Rogge 
©. 2 u. 289 vortrefflich jhildert, allerdings der ganze Strafproceh, welcher zur Wieder— 
ausföhnung, zur Wiederherftellung des Friedens führen follte, weniger fo wie heute die Geftalt 
eined Verfahrens, um dem Richter zum Zwed öffentlicher Beftrafung die wirkliche Wahrheit zu 
beweiſen, als vielmehr die eines geordneten und beſchränkten Privatfriegs und Vergleiche, 
welcher zwifhen den ftreitenden Parteien und ihren Genoffen durch Mitfhmwören der legtern 
(consacramentales conjuratores), durdy Duelle und Gotteöurtheile vor der vermittelnden 
Bolfögenofjenihaft, zur Wiederausföhnung durch Gompofitionen geführt wurden. Selbft das 
äußerſte Strafmittel der Friedensgenoflenihaft, wenn der Verbrecher ſich nicht ausfühnte, vie 
Friedloserklärung, hatte noch mehr einen Kriegs- als einen gleich ftaatlichen Eharafter, gleichviel 
ob nad älterer Strenge der aus dem Friedendverein Audgetretene, gleich einem wilden Wolf 
(Vargus) in die Wälder und Einöden fliehen mußte, von wo aus bie Friedloſen, die Waldgänger 
dem Friedendverein dann oft neue gefährliche Kriege machten, over ob man den Friedlofen ſelbſt 
zur Auswanderung zur See und zu Land durch die nöthigen Mittel behülflich war. 

Auch ſonſt beftätigen Wilda's Ausführungen, fo namentlich die über die Norweger über: 
haupt und im allgemeinen, die obige Anſicht von der no unvollfommenen, nod einem halben 
Naturftand angehörigen Gefellfchaftseinrihtung. Wilda jagt S. 16 mit Spittler und mit 
Tacitus: „Was der Oberfönig — galt, war mehr Autorität ald Gewalt, mehr zufällig entitan- 
dene und ungewiſſe Obfervanz ald Recht und Macht, wie jie fonft ver Königdname mit fich Führt. 
So war ed aber in allen drei ffandinavifhen Reichen”, und dem fügt Wilda wörtlich noch bei, 
„daß die Macht der Heralds- oder Fylkingskönige im Verhältniß zur Genoſſenſchaft ver Freien, 
an deren Spiße fie ftanden (ald die principes der Gaue nad) Tacitus), nicht viel anders gedacht 
werden muß, ald die der Oberfönige zur größern Gemeinfhaft”. Wilda erinnert an die Worte 
Adam’s von Bremen, ec. 230: „Die Schweden haben Könige von altem Geſchlecht (obwol bei 
jeder Succefjion neu angenommen, ſ. Upland’s Gefeß, c. 1,2,3), deren Macht aber vom 
Volke abhängig if. Was diefed befchließt, wird von dem Könige beftätigt. Auf der Heerfahrt 
gehordhen fie ſämmtlich dem Könige, zu Haufe erfreuen jie ſich der Gleichheit.” Die Tödtung 
des Königs wurde überall nur mit einem höhern Wergelt gebüßt (S. 345), und noch der große, 
mächtige Knuth mußte (S. 403), als er einen feiner Wehrmänner erſchlug, deſſen Verwandte 
in demüthigender Erbietung zur Buße ausjöhnen.>1) 





51) Noch weniger als in Beziehung auf die wahre Natur des übrigen altgermanifchen Rechts lapt 
ſich Wilda durch einfeitige confervative Anfchauungen in der treuen hiſtoriſchen Darftellung der altger- 
manifchen Standesverhältniffe beirren, und zu einem MWiderrufe feiner frühern Beiftimmung zu der 
von uns im Art. Adel bewiefenen Nichteriftenz eines altgermanifchen Geburtsadelitandes verleiten, 
wie man diefes irrig neuerlich öffentlidy behauptet hat. Zwar fällt auch Wilda einigemal in den 
verberblichen und irre führenden alten Fehler zurüd, das Wort Adel in einem unjuriftifchen, feinen wirk— 
lichen erblichen Geburtsadelftand bezeichnenden Sinne zu gebrauchen. Aber feine ganze gründliche Durdys 
forfchung aller germanifchen und namentlich auch aller jFandinavifchen und angelſächſiſchen Rechts: 
quellen beftätigte gerade deshalb vorzugsweiſe unjere Theorie, weil ſie aufs neue die wunderbare Über: 
einftimmung der altgermanifchen Bolfsrichter beweiſt, nnd weil gerade die ftrafrechtlichen,, je nach allen 
vorhandenen verfchiedenen perfönlichen Verhältnifien fo fcharf abgegrenzten Wergeltsfummen, 
welche Wilda fo gründlich darſtellt, vor allem über Eriftenz oder Nichteriftenz eines Erbadelſtandes ent: 
ſcheiden mußten. Wilda nun beſtätigt ausdrücklich ſchon im allgemeinen ſeine früher gm Savigny 
(in Richter's Jahrbuch, 1837, Heft A) ausgeführte Beiftimmung zu unferer Anficht. Er fagt S. 96: 
„Kaftenartig gefchiedene Volfsflaffen , insbeſondere mit fcharfer Abgrenzung, wie fie Savigny durch: 
führen wollte, find ven Germanen zuverläffig fremd gewefen.” Gr fügt in der Ausführung 
über die Sachſen, Friefen und Angeln binzu: „Nichts dürfte fchiwieriger fein, als in den germanijchen 
Rechten überhaupt einen Geburtsadel mit beftimmten Vorrechten und namentlich auch ein höheres Wer: 
gelt nachzuweiſen, obgleich fie geneigt waren, den Vorzügen, welche perfonliche Eigenſchaften, Gunft 
des Geſchicks u. ſ. w. gegeben, eine gewiffe Anerfennung zu Theil werden zu laffen, und diefe Anerfen: 
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IM Die allmählihe Durchbildung zum vernunftrehtliden Strafredt. 
Selbſthülfe und Blutrache, Aſyl und Löfegeld, Gefammtbürgichaft und der gerichtliche Kampf 
vor der Genoſſenſchaft umd vie Wiedervergeltung mußten als rohe, finnlihe Hüllen und Sym— 


fche) Erblichfeit der Amter felbft da ſich zeigt, wo entichieden Wahl der (rechtliche) Erwerbsgrund mar, 
wie 3. B. bei der Kagmannichaft in Schweden.‘ Er beweift dann nachbrädlicheund im weſentlichen 
übereinftimmend mit unfern obigen Ausführungen Br. I, S. 208 fg., bei allen einzelnen germani- 
chen Völkern, nach allen ihren Duellen die völlige Abweienheit eines Adelſtandes. Er führt dieſelbe 
3. B. namentlich aus bei dem freien Gemeinwefen der Jsländer, wo es doch „der mächtigere jehe: 
nere Theil des norwegifchen Bolfs, vorzüglich die Volls- und Heerfünige waren, welche die Rieder- 
laffung gründeten, und mwenigitens die Auswanderung veranlaßten und führten x. (5.16 fg.), we 
es aber dennoch „gar feine eigentliche durch Geburt begründete Standesverichiedenheit gab’‘. (S. 368.) 
Ähnlich jagt Waig in der Schrift „Das alte Redyt der Saliichen Franfen‘ (1846), S. 108: „Das Sa— 
lifche Geſetz kennt feinen Adel; auch nicht die leifeite Spur deſſelben findet ſich“, welches um jo bedeuten: 
der ift, da doch von den verfchiedenen Verwandten des Königshaufes noch weldye vorhanden fein mußten. 

Bleiches führt Wilda (S. 343) nach den Geſetzen der Norweger aus, bei weldyen er die beiden Klafien, 
die der Höldr, Hanldr oder Mdelsmann und dann der Freien, welche die Gefege (Hafen, 
Helath m. c. 50) neben bem Freigelaffenen im Wergelt unterjcheiden, ganz gleichftellt den dauiſchen 
beiden Klafien (die der Fraelsboren oder Odalsbouden, d. h. wörtlich die freien Erbgutebefiger 
und die der Landbo und Bryde, d. h. der freien Landſaſſen, Golonen und Verwalter. S. 52 und 
343 und Nofenvinge, $. 52). Er hebt dabei nody hervor, daß die norwegifchen Gefege dem Sohne 
nirgends das höhere Wergelt des Vaters geben, wenn er nicht defien Vorzug, 3. B. als Odalsmann, 
als Jarl wirklich erwirbt. Auch hätten die Geſetze der Jolander, Dänen und Schweden bei den Wer: 
geltsbeftimmungen im ihrer höchiten Klaffe, in derjenigen der Freigeborenen, die Gutäbefiger und 
die Güterlofen noch nicht unterfchieden, fo wie es die Norweger und nach unferer Ausführung der Regel 
nad) die deutjchen Volksgeſetze thaten. Es iſt allerdings moglid), daß gerade dieſe Unterſcheidung erſt 
ſpater und dann in der Wergeltsbeftimmung bervortrat, wenn die Zahl der güterlojen binterfäffigen 
Freien fich mehrte. Gin Unterfchied des Anfehens aber zwiichen den in der Volfsgemeinde ſtimmenden 
Familienvatern, welche an der Kandvertheilung (Telbft wenn diefe auch noch von Zeit zu Zeit erneuert 
worden wäre) zumächit theilnahmen, und zmifchen den befiglojen oder hinterfälfigen Schüglingen war 
jedenfalls ftets unvermeidlich. Solcher juriftiiche Vorzug mußte fpäter ebenſo natürlidy bei dem Wergelt 
fidy geltend machen, als es widerfinnig ift, diefes legtere fcharfbeitimmte juriftifche Necht mit dem un: 
juriftifchen unbeitimmten Vorzug berühmter Vorfahren u. 5. w. verfmüpfen zu wollen. 

Auc von den Germanen des vierten ffandinavifchen Staate, von den Gothen der Inſel Gothlaud, 
bemerft Wilda (&. 46) mit Schiloner (in deſſen Herausgabe des „Gutalagh“, S. XXXIX), daß auch 
Ne von feinem Erbadel etwas mußten, und jchlieft feine lange Ausführung über die Standinaven, &. 407, 
mit den Worten: „Die nordischen Rechte fennen (unbeſchadet befonderer Bußen für Schützlinge des 
Könige) fein höheres Wergelt als das des freien Mannes, welches ſich wol abwärts für die unvoll= 
fommenen Freien und die Fremden vermindert, aber nicht aufwärts vermehrt.“ 

So wie num auch Wilda’s Unterſuchungen über die Angelfachien, S. 408, und Longobarden, ©. 424, 
die Franten und die Völfer des franfiichen Reiche, ©. 416 fa., umfere Ausführumgen beitätigen, fo er- 
geben ſich dieſelben Refultate auch bei den Sachſen, Angeln und Frieſen (S. 430 fg.), welche Voltsſtaͤmme 
die freien landbefigenden Vollbürger, die die frinfifchen Geſetze als die Vollfreien oder liberi, qui pro- 
prium possident bezeichnen , unter der fachlich völlig gleichbedeutenden obenerwähnten ſtandinaviſcher 
Bezeichnung als die Erbgutbeiigenden oder Avelingen, oder mit der ebenfalls ſachlich gleichen lateiniſcher 
als die Angefchenen, nobiles, den Güterlofen, den Geringen gegenüberftellten. Wilda hebt noch au 
drücklich unſere Argumente gegen einen ſächſiſchen und frieſiſchen und angliſchen Erbadel hervor, du 
namlich den Sachſen ſelbſt noch zur Zeit des Sachſenſpiegels ein höheres Wergelt ald das des Freier 
abſolut unbefannt war, und dab Karl der Groge in der Gleichſtellung der Sachfen mit den Franken dıe 
ſachſiſchen nobiles der abſolut unadelichen Klafie der freien (landbe senden) Franken gleichitellte. Es 
beweiſt ihm auch das gegen alle Annahme eines Erbadels, daß bei allen verbündeten VBolfsftämmen, 
weldye untereinander den Angehörigen ihr heimifches Wergelt gewähren, die Gefege feine Untericheidung 
von Adelichen Fennen, ©.435 fg. Er erinnert ferner ebenfo wie wir daran, daß man ja audy in Däne: 
marf wie in Schweden und Norwegen die gemeinen freien Gutsbefiger nach dem Gute (oder dem Adel) 
bezeichnete, daß auch die ſpätern riefen wie die Angelfachien nur höheres Wergelt für freie Land: 
befiger fannten, daß diefen die andern Freien auch bei den Alemanren und Burqunden ald minores nad: 
fanden, und daf man jene freien Sandbefigenden (Himmberechtigten) Bollbürger im Gegenfag gegen die 
(minterfäffigen) Befiglofen mit Recht als die Angefehenen, ja als Adeliche bezeichnen fonnte, ohne an einen 
Erbadel zu denfen, „da das deutiche Adelinge feinen ſolchen bezeichnete‘. Nur jagt er einjeitig (indem 
er hier wiederum unfern hochwichtigen politischen Unterfchied der freien Lanpbefiger von den befiglofer 
oder hinterfäjfigen ebenfo überfieht wie die wörtliche und ffandinavifche Bedeutung von Odalsman und 
Adeling): Adeling babe einen völlig unbeftimmten unjuriftiichen Vorzug bezeichnet. Alsdann hätte ih 
ja auch die fcharf abgegrenzte Wergeltsfumme nicht daran fnüpfen fonnen. Auch überfiebt er ferner 
die wichtige Unterftügung feiner eigenen oben auch von den Sachfen behaupteten Anficht, dafi die zweite 
Wergelteflafie der Lex Saxonum ſchon nach dem Namen Nuoda und nad) dem Titel 17 ganz fo wie der 
danitche Kandbo und Bryde nur einen freien Hinterfaffen bezeichnet, fodaß der nobilis auch ſchon aus dem 
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Geftalt verändern, ald die zum Bemußtjein erwachte rechtliche Vernunft der Strafe ald Rechts— 
inftitut nur durch Far erfannte, vernünftige Rechtsgründe und je nad denſelben Gültigfeir 
zugeftehen fonnte. 

Doc; war es aud in Beziehung auf das dur die natürlichen Gefühle und Sitten ent: 
widelte Syſtem ftrafrechtliher Genugthuung die Aufgabe einer fpäter entjtandenen Staats— 
gefeggebung, zumächft die beffern Grundideen diejed natürlichen Syftems hervorzubilden und zu 
unterftügen und feine Mängel zu befeitigen, nicht aber alles Alte gewaltfam zu vernichten. 
Dazu war eimeötheils ihre felbft erft allmählich reifende Gemalt früher noch viel zu ſchwach, Die 
Anhänglichfeit des Volks aber an uralte nationale und zum Theil religiös geheiligte Sitten viel 
zu groß. Mofes z. B. konnte das alte Blutracheſyſtem nicht aufheben. Aber er vereinigte weife 
die Öffentliche Vorforge für die Heiligfeit des Menjchenlebens und zugleich menſchliche Milde 
mit vemfelben, indem er das bei andern Berlegungen und einigen culpofen Tödtungen erlaubte 
Löſegeld (ſ. 2 Moſ. 21, 30) bei dem Mord verbot und jogar in Ermangelung eines Bluträchers 
der Obrigkeit die Beftrafung anbefahl, indem er ferner durch feine weiſe eingerichteten Brei: 
ſtädte für dem nicht doloſen Todtſchläger Schug und mäßige Strafe begründete (Mote 26). 
Weniger glüdte jolhe Vereinigung dem Mohammed, welcher im Koran (2, 173 und 17, 35) ſich 
begnügte, blos wörtlich ganz allgemein die Annahme des Löſegeldes ald gottgefällige Barm— 
berzigfeit anzupreifen und granfame Todesarten zu verbieten, welche bloßen Worte aber, 5. B. 
bei ven Arabern, faft in feiner Hinjicht bedeutend wirkten. In Athen hatten bis in die jpätere 
Zeit bei Todtfhlägen nur die Verwandten und die Mitglieder der Zunft nad) beftimmten Gra= 
den Recht und Pflicht gerichtliher Verfolgung. Der Todtſchläger durfte, wenn er nicht ab- 
ichtliher Mörder war, ſich mit ihnen durch ein Löſegeld verföhnen. Wenn er aber zuerft entfloh 
und dann zurückkam, ohne ſich mit ihnen zu verföhnen, ſo durften jie ihn tödten, Und fo lieb 
war den hochgebildeten Athenern dieſer Reft des alten Blutrache- und Compoſitionenſyſtems, 
daß den, weldher auf Abihaffung deffelben antragen würde, durch ein Geſetz Ehrlofigkeit für ihn 


Grunde nichts anderes beveuten kann als den fächfifchen freien Vollbürger, weil ia ſonſt das Gefeg gar 
fein Mergelt für ihn, für diefen Zuftand enthielte. Nirgendwo aber wäre es in der That nach unferer 
frühern Ausführung unmöglicher,, als bei Frieſen, Sachſen und Angeln einen alten Erbabel mit ihren 
frühern und fpatern Gefegen und Gefchichten nur irgendwie zu vereinigen. Alle friefiichen Länder bewahr: 
ten befanntlich bis in ſpäte feudalariftofratifche Zeiten der andern Volksſtämme ihre demofratifche Gleich— 
heit ohne Erbadel. Ahnlich die Sachſen und Angeln. Die Sachſen in Siebenbürgen preifen daher ın 
der Einleitung ihres Rechtsbuchs mit Stolz den Volfsadel ihres Stammes, ber von einem Adelſtand nie 
etwas gewuht habe. Und bei den Sachſen und Angeln in England fonnte es alles äußerfte Unweſen 
feudaliftifcher Broberungsgewalt umd das Beifpiel aller europäiſchen Feubalftaaten nicht dahin bringen, 
daß fich die unferm niedern Erbadel entfprechende Klaſſe der Srundbefiger mit ihren Familien zu einem 
faftenmäßigen Geburtsadelitand gegenüber den übrigen freien Landbefigern und Staatsbürgern ausge— 
bilder hätten; ja nicht einmal dahin, daß die erblich gewordenen fenbaliftifcien Krönräthe, die Pairs, die 
Theilnahme am gemeinen gleichen Volfsredyt aufgaben und durch Misheirathstheorie und Vererbung 
des Adels und Pairieguts auf alle Nachgeborenen einen faltenmäßigen vprivilegirten Geſchlechtsadel be: 
gründeten. 

Aus feiner gründlichen Durchforfchung vorzugsweiſe der urälteften geichichtlichen Zuftände der Ger: 
manen entnimmt übrigens Wilda die wiederholte Bemerfimg: daß, je weiter zurüd bier unfere Blicke 
dringen, um fo weniger irgendeine Spur oder ein Platz fich finden will für einen erblichen Geſchlechts— 
adel. Sodaf auc das legte verzweifelte Mittel, wodurch die Vertheidiger des Erbadels venfelben retten 
wollten, die Dichtung, er fei bie zur Zeit unferer älteften Volfsgefege völlig ſpurlos zu Grunde geganz 
gen, vollig jedes Anhalts entbehrt. Die Arier, auf welche neulich das „, Staats-Wörterbuch ‘ den Erb— 
abel zurüdführen wollte, hatten zur Zeit der Trennung der weſtlichen Stämme von den Indern nicht 
einmal in ihrer Sprache eine Idee von einem folhen, von kaſtenmäßigem Stande, oder auch nur von 
einem andern Priefterthume ale dem des Hausvaters, (S. Mommfen, Römifche Geichichte, I, 17.) 
Es muß demnach auch diefe Poefte zu Gunften des Erbadels, jowie — durch Wilda's Berdienit — die 
der Edda entlehnte vor dem Lichte gejchichtlicher Forſchung verfchwinden. 

Es bleiben alfo ungeidwädht die dyei in ihrem Zufammenhange doppelt werthvollen Orundzüge unfe: 
rer vaterländifchen Geſchichte: 

Unfere Borfahren liefen die gleiche Würde ihres Volfsavdels für alle feine freien Söhne nicht trüben 
durch Faftenmäßige Avelsprivilegien. 

Durch Verknüpfung alles politiichen Stimmrechts mit entfprechendem Befigthum, jowie durch Zus 
geftandnig eines auf ihrem freien Vertrauen beruhenden Ginfluffes der Befähigtern und der tüchtigen 
Söhne verdienter Väter vereinten fie mit der Volfsfreiheit und dem Königthum ein wohltbätiges ariſto— 
fratifches Element und vermieden die gleich verderblidye Pöbelherrichaft und Junferherrichaft. 

Durch die moralifche Autorität endlich eines frei gewollten Erbfönigs gaben fie ihrem politifchen 
Bau den Echlußftein zur Vereinigung der Einheit mit der Freiheit. 

45 * 
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und jeine Familie angedroht war.5?) In Deutſchland erhielten ſich Blutrache und Löſegeld 
durchs ganze Mittelalter hindurch, in einigen Gegenden, namentlich frieſiſchen, bi in das 
16. Jahrhundert. Der Sachſenſpiegel (III, 45) enthält noch die alten Wergeltöbeftimmun- 
gen. Die ſächſiſche Regierung proteflirte vorzüglich deswegen gegen die Garolina , weil fie Feine 
Beitimmungen über die „Gewehr, Wergelt und Buß‘ enthielte, und in Sachen blieb neben 
der Öffentlichen Strafe das Wergelt bis in die neuere Zeit.53) Noch Kaifer Joſeph II. beſchwur 
in der Joyeuse entröe von Brabant-Limburg den Art.20, welder lautet: „Se. Majeftät wird 
feinen Mörder, fofern er nicht vorher den Verwandten des Ermorbeten Genüge gethan , begna: 
digen.” Aud in Rom blieben die Körperverlegungen und auch die Todtſchläge aus Culpa und 
im Affect, bis zu Sylla höchſt wahrſcheinlich felbit die gewöhnlichen volofen, Privatvergehen®*), 
alfo ihre Strafe Privatgenugthuung. Ja in Griehenland, Rom und Deutfhland und zum 
Theil noch in unſerm Deutfchen gemeinen Recht blieben ftet8 eine Reihe von Vergehen, nah Rö— 
miſchem Recht Injurie, Beihädigung, Raub und Diebftahl, ferner unerlaubte SelbftHülfe, viele 
Betrügereien und Treubrücde, Privatedicte, ihre Verfolgung wie auch die des Ehebruchs Sache 
der Privatwillfür des Verlegten, ihre Strafe Löſegeld oder Privatgelobuße. Ja unfer Deutfches 
wie das Römiſche Recht geftatten ſelbſt jegt noch blutige Privatrache durch eigenmächtige Tödtung 
der Verbrecher, nämlich bei vem Ehebruch dem Vater und Gatten einer Ehebrederin.??) PWol- 
lends aber erkennen fie beide überall auch bei öffentlichen Strafen ebenjo noch die Rechte der 
Berlegten auf Genugthuung durd) die Öffentlichen Strafen an, wie durch jene Privatftrafen , ja 
durch die nachtheiligen civilvehtlihen Folgen manden Unrechts zugleich die öffentliche Genug: 
thuung mit bezweckt wurbe.?6) Das nothwendige Streben der Gefeßgebung aber, überall auch 
möglihft das öffentliche Intereffe durchzuführen und mit der Privatgenugthuung zu verbinden, 
war indeß auch jhon in vem altgermanifhen Recht mehr und mehr hervorgetreten. Hierzu ge: 
hörte die fpätere befondere Buße für den Öffentlichen Frieden neben ver Privatbuße. Bei nicht 
abfihtlihen Verlegungen dagegen wurde fpäter zwar nicht eine Privatbuße, wol aber die 
Selbfthülfe oder Fehde ganz ausgeſchloſſen.““) Zuerft die Kirche, gegen Ende der karolingiſchen 
Periode auch die Staatögejege begründeten für die ſchändlichſten Verbrechen, namentlich 
Meuhelmord, Raub und Brand, ſchon Öffentliche peinlihe Strafen, die Staatögefege eine Ge= 
nugthuung durch Todesſtrafe (eine compositio sanguinis effusione).?d) Auch fuchte Karl ver 
Große die wirklihe Ausübung der Blutrache zu vermindern, indem er befahl, daß diejenigen, 
welche vor Gericht das Geben oder die Annahme des Löfegelved verweigerten, vor ihn felbft ge- 
bracht würden, um fie bei fernerer Weigerung nöthigenfalld dahin zu bringen, wo fie nicht mebr 
gefahrdrohend wären.??) 

Auf der andern Seite braudte auch darum das alte natürliche Syſtem ſtrafrechtlicher Ge— 
nugthuung nicht gänzlich umgeftürzt zu werden, weil ja auch ihm die Orundgevanfen des ver: 
nunftrechtlich entwicelten Strafreht3, wenn aud nur im Keime und in verhüllter Geſtalt, zu 
Grunde lagen. Überall nämlich erfcheint nad) dem Bisherigen die Strafe jo, wie fie ver Sprad- 
gebrauch der Griechen, Römer und Deutſchen (ſ. Note 39) bezeichnet, wie fie auch noch das ſpä— 
tefte griehifche und römifhe Recht richtig definirten 6%) und mie e8 die Idee der Gerechtigkeit 
fordert, ald Sühne oder Berfühnung, Genugtbuung oder Wiederherftellung des verlegten Frie: 
dend oder Rechts, oder ald Wiederaustilgung des Unfriedend oder Unrechts oder der bereits vor: 
bandenen, durch den Verbrecher jelbit begründeten Schuld (der intellectuellen, criminalrechtlichen 


52) Welder, a. a. D., ©. 423. 

53) Kreß, Gommentar zur Garolina, praef. $. 21. Bgl. auch Mittermaier, Strafverfabren, 1, 
©. 110. 

54) Schweppe, Rechtsgeſchichte, $. 325, 608. Welder, a. a.D., ©. 542. 

55) Feuerbach, Criminalrecht, $. 383. In Athen war diefe Privatrache noch zu des Demoſthenes 
Zeit noch ausgebehnter (adv. Aristoer.). Das Römiſche Recht befchränfte fie jehr allmählich, fo z. B. 
L. 23 und 24 ad leg. Jul. de adulter. So mußte zulegt 3. B. der Bater, um nicht blos Falte ver: 
fönliche Rache an dem Chebredyer zu nehmen, feine Tochter mit tödten (prope uno ictu), ſodaß es fid 
fchon nähert der Entjchuldigung durch gerechten Affect. Dennoch ift es offenbar nicht blos diefe Eutſchul⸗ 
digung mit ihren befondern Bedingungen, fondern zum Theil noch das alte Recht der Privatrache. 

56) Welder, ©. 581. 'Vgl. 5. B. auch $. 8 de obligat. quae ex delicto, 

57) L. Sax. 12,5. 

58) L. Burg. 2, 1. Cap. Carol. Calv. pro Hisp. 3. 

59) Cap. 779, 22. I, 805, 7. 1,819, 13; 829, 8. 

60) MHo:wn cotto Auapriparos exdtxnors. Henr. Stephan. T. Ill, p. 446. Poena est noxae 
vindicta. L. 31 de verb, signif, 
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Störung oder Schädigung des friedlihen Rechtszuſtandes noch neben dem blos materiellen oder 
civilrechtlihen Schaden) ®!). Diefe Sühne oder Austilgung nun wurde gefucht bei noch über: 
wiegend finnlihem Zuftand ver Menſchen in Austilgung des finnlihen Schmerzes und Zornes 
der Verletzten durch den Genuß finnliher Rache und finnliher Ausföhnung der beleidigten Pri: 
vaten; in dem überwiegend theofratifchen Zuftand durch VBerföhnung der heleivigten Gottheit; 
unter Herrſchaft vernunftrechtlicher Anſichten endlich durch Verfühnung des Rechtsvereins oder 
durch rechtliche Wiederherftellung des durch den Verbrecher geflörten rechtlichen Friedenzuſtandes. 

Diefe gerechte Wieverherftellung aber fonnte nun entweder zunächſt für den Verlegten und 
nur mehr mittelbar für die Öffentliche Rechtsgenoſſenſchaft erftrebt werden, jo wie früher unter 
Vorherrſchaft eines halben Naturzuftanded — oder zunächſt für die allgemeine Rechtsgenoſſen⸗ 
ihaft und mehr nur mittelbar für den Verlegten, jo wie heutzutage unter Vorherrſchaft der 
Staatsidee. Ahnlich wirkte natürlich dieſe gerechte oder Wiederherſtellungöſtrafe, fo wie ja ſelbſt 
die civilrechtliche Aufhebung des Unrechts, ſchon an ſich, mittelbar auch für die Zukunft ſichernd 
(abſchreckend und prävenirend). Ihre geſetzliche Vorausverkündigung ſichert ſogar auch un— 
mittelbar. Nur kann die Androhung eine Strafe nie gerecht machen wollen, die nicht an ſich ſchon 
gerecht iſt. 

Nach dem angegebenen natürlichen und hiſtoriſchen, auch in unſerm gemeinen Recht (ſ. den 
Art. Carolina) herrſchenden Grundgedanken des Strafrechts beſteht alſo auch hiſtoriſch das 
richtige höchſte Strafrechtsprincip nur in dem allgemeinen Recht oder darin, daß man gar kein 
beſonderes, von dem ganz allgemeinen Rechtsgeſetz verſchiedenes, ihm fremdartiges Strafprincip 
zu erfinden ſucht, weder die philoſophiſchen und religiöfen der Reaction und Talion u. f. w., 
noch aud) die politifchen und despotifchen ver Sicherung, der Prävention und Abſchreckung, melde 
legtere vorübergehend in der Furchtherrſchaft und in dem allgemeinen despotifhen Sicherungs⸗ 
friege unter den tyrannifchen römischen Kaifern und im Fauſtrecht des Mittelalters ſchaudervolle, 
erimtinalrechtliche Greuel erzeugten und aud in der neueflen Zeit verderblic wirkten. Sie 
ſämmtlich entziehen das Strafrecht dem Rechtsorganismus, der Herrſchaft ver Rechtsidee und 
jenes obigen höchſten Grundfages der Gerechtigkeit und alles restlichen Zwanges (ſ. Il, 2,D und 
Deflerungsftrafe). Wel Ider. 

— — ſ. Schiedsgericht. 

Conat, ſ. Verſuch. 

Conceſſion, polizeiliche und politiſche. Die dem Menſchen natürlich zuſtehenden Rechte, 
womit er ausgerüſtet iſt ſchon vor allem Staatsverband und zu deren Schutz und Gewährlei— 
ſtung er eigens in den Staat tritt, ebenſo die aus dem bürgerlichen Geſellſchaftsvertrag oder 
Verhältniß natürlich fließenden Rechte darf nach dem Ausſpruch der Vernunft jeder Vollbürtige 
ausüben nach ſelbſteigenem Gefallen ohne irgendjemandes Erlaubniß oder Bewilligung. Nur 
wenn ſolche Ausübung oder überhaupt eine dem eigenen Willen entfließende Handlung zugleich 
in das Rechtögebiet eines andern eingreift, ſo darf ſie, wenn dieſer widerſpricht, nicht unter— 
nommen werden; und es iſt, wofern ſie ohne Rechtsverletzung geſchehen ſoll, die Gewäh— 
rung oder Einwilligung des Betheiligten von nöthen. So darf — abgeſehen von der aus ver— 
ſchiedenen Titeln hier und dort vorhandenen perſönlichen Abhängigkeit eines vom andern, als 
von der den Willen des Kindes beſchränkenden väterlichen oder vormundſchaftlichen Gewalt und 
von der Autorität des Herrn über den Knecht — ein jeder zu ihm beliebiger Zeit ſchlafen oder 
wachen, gehen, ruhen oder arbeiten, eſſen und trinken, alle ſeine natürlichen oder erworbenen, 
phyſiſchen, intellectuellen und moraliſchen Kräfte jo wie alle feine Habe gebrauchen zur Selbft- 
vervollfommnung, zum Genuß, zur nüglihen Production und deren Verwerthung, überhaupt 
zur Erhöhung feines Wohlftandes und jeines Glückes. Auch darf er allen, die ihn anhören 
wollen, feine Gedanken und Gefühle mittheilen, ihnen Belehrung, Erbauung, Troft, Hülfe, 
Erheiterung anbieten und jpenden und ſolche hinwieder von ihnen empfangen, alles ohne ir- 
gendjemandesd Erlaubniß, Vergünſtigung oder Eonceffion. Wohl aber hat er dieſe nöthig, 
wenn er z. B. auf eines andern Grund ji eine Hütte bauen, durd eines andern Feld eine 
Duelle herleiten oder einen Weg bahnen, in einem fremden Walde feinen Holzbevarf fällen, 
überhaupt etwas ihm nicht Zuftehendes, d. h. dem Recht eines andern Eintrag Thuendes, unter- 
nehmen oder von dem andern ein Recht erft erwerben will. 

Diefed Freiheitsrecht ijt nad dem Ausſpruch der Vernunft aud gegenüber der Staatöge: 
walt gültig, d. h. es erleidet durch die Gingehung des Stantövertrags feine andere Beſchrän— 
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fung, als welche der Staats zweck nothwendig oder räthlich macht, und jede größere Beſchrän— 
fung, welcher man ed unterwerfen wollte, iſt deshalb ungerecht und verwerflich. Aber anders 
lautet vie abfolutiftifhe Theorie von der Staatsgewalt, und ed huldigt derfelben auch eine 
weit verbreitete Brarid. Nach jener Theorie nämlich ift mit nichten alles von jelbft erlaube, 
mithin feiner befondern Conceſſion bebürftig, mus nicht gejeglih — und zwar zum Srommen 
des Staatszwecks — verboten ift; jondern ed kaun nad Belieben der Machthaber jede Hand: 
lung oder Unterlaffung verboten oder das Recht vazu an willfürlich feftzufegende Bedingungen, 
namentlich an vie dafür zu erwirkende ausdrückliche Erlaubniß oder Eoncefjion gefnüpft werden 
Bon ſolchem willkürlich aufgeftellten Recht wird dann meiſt aud ein willfürliher Gebrauch 

gemadt, und zwar in der Negel mehr in blos finanziellem Intereſſe ald aus haltbaren polizer- 

lihen oder nationalöfonomifhen oder überhaupt politifhen Gründen. Die Concefjion muf 

in der Regel nachgeſucht werden und wird verlieben der Tare willen, die dafür zu entrichten if, 

nicht aber zum Zweck ver Verhütung eines Öffentlichen Nachtheild oder der Befürberung des ge: 

meinen Wohls; ja es fteht gar oft die Verleihung der Conceſſion nicht einmal der eigentlichen 

Staatögewalt, die dabei vermöge öffentlihen Rechts handle, jondern auch Grundherren und 

Eorporationen, und zwar auf Art eined nach feinem pecuniären Ertrag zu jhäßenden Brivar: 

reits zu. Das vernünftige Staatöreht und die geſunde Politif verwerfen gleichmäßig fold: 

Übungen und Misbräuche, ohne jedoch deshalb den Stab zu reden über alle Conceſſtonen 

überhaupt. Es gibt nämlich allerdings Verhältniſſe, Gegenſtände und Fälle, welde ihr: 

Forderung retfertigen oder nöthig machen. Ginige Beifpiele mögen unfere Anficht von der 
Zuläffigfeit oder Unzuläſſigkeit ver in Bezug auf Gomeefjiondeinbolung und Ertbeilung beite- 

henden Übungen verdeutlichen. 

Die Gewerbsconcefjion ift die einem Staatdangehörigen ertheilte Erlaubniß oder verlieben. 
Befugniß zur Betreibung irgendeine Gewerbes oder Induſtriezweigs. Da naturgemäß ein 
jeder berechtigt ift, durch jelbitgewählte ehrliche Arbeit jih und die Seinigen zu ernähren, fo 
fann an und für fih und in der Regel von einer Pflicht, dafür erft eine vorläufige Erlaubnis 
nachzuſuchen, feine Rebe fein. Gleichwol gibt es Verhältniffe und Rückſichten, melde bier 
oder dort die Kenntnißnahme und Vorſicht von jeiten der Staatögemwalt in Anſpruch nehmen, 
daher die Beihränfung des im allgemeinen allerdings anzuerfennenden Rechts durch gewiſſe, 
für dejlen Ausübung in beftimmten Bällen oder Sphären gefegte Bedingungen, aljo nament: 
lich auch durch die Vorſchrift der nad Umſtänden vorerft nachzuſuchenden Staatderlaubniß recht⸗ 
fertigen mögen. Es fann fürs erfte nöthig oder räthlich jcheinen, zur Sicherung des Publikums 
gegen Täufhung oder Beſchädigung durch unfähige Arbeiter — zumal in jolden Gegenftänden, 
zu deren zuverläjjiger Beurtheilung und Schägung die Abnehmer in der Regel nur wenig ge- 
eignet jind — zur Bedingung der jelbftändigen und freien Ausübung das Zurücklegen gewiſſer 
Lehrjahre und pas Erftehen einer Prüfung oder das Verfertigen eines jogenannten Meiſterſtücks 
zu jegen, folglih nur jenen, welche dieſe Bedingungen erfüllt haben, die Erlaubniß zum Gr- 
werböbetrieb zu ertheilen, d. h. aljo allen, die ed nicht gethan haben, venjelben zu unterjagen. 
Ebenio kann es bei gewiflen Arten von Gewerben (z.B. bei Apothefen, Wirtbihaften, viel: 
leicht aud Mühlen, Bädereien, Fleiſchbänken u. j. w.) zur Erleichterung der nöthigen Aur: 
ſicht und zur Gemäbrleiftung der Güte der Waaren nützlich oder nothwendig fein (oder wenig- 
ſtens von der Staatögewalt aufrihtig, ob auch ierig, dafür geachtet werden), ihre Zahl nad 
dem jeweiligen Orts- und Zeitbebürfnig zu befchränfen, daher ihren Betrieb entweder zu einer 
Perjonal= oder zu einer Realgerechtigkeit zu erheben, oder überhaupt eine Vermehrung der 
wirklich beſtehenden Zahl ohne beſondere Conceſſion nicht zuzulaffen. Dafjelbe mag ftattfinden 
bei Gründung von Fabriken oder größern Handeldunternehmungen, welde möglicherweise auf 
die allgemeinen oder beſondern Ernährungdquellen oder auf andere Lebensverhältniſſe der Be: 
zirks-⸗ oder Landesbewohner von ſtörendem Einfluß jein könnten, zumal aber bei ſolchen, welche 
zu ihrem Gedeihen einer beſondern Staatdunterftügung, ald Steuerbefreiungen, Monope- 
lien, Propolien u. j. w., bedürfen, u. ſ. w. In allen viejen Fällen aber hauvelt es ſich gleich 
wol nicht von einer eigentlichen Geftattung, jondern entweder blos von dem auf die anzuorp- 
nende Unterſuchung zu gründenden Erkennen und Anerfennen der Unſchädlichkeit und Unge: 
fahrlichfeit des von irgendjemand unternomntenen Gewerbäbetriebs für die Geſammtheit, 
wovon dann die Geftattung, d. b. der Ausſpruch: es ftehe ſolchem Betriebe fein Hindernis 
entgegen, bie rechtlich nothwendige Folge, keineswegs aber ein Act ver Willfür oder ver Gnade 
und ein Titel zur Erhebung einer willkürlich feftzufegenden Tare oder Steuer ift; oder es han: 
delt fih von einer dem Unternehmen zu gemäbrenvden bejondern Begünftigung »der über das 
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uatürliche Recht hinausgehenden poſitiven Berechtigung, welche ſonach mehr iſt als ein bloßes 
Erlauben, und wofür dann allerdings Bedingungen geſetzt werden können, doch gleichfalls nur 
ſolche, die jih auf die Daritellung der Nüglichfeit oder wenigſtens Unſchädlichkeit des Unter: 
nehmens an jih für die Gejammtheit beziehen, keineswegs aber, auf Art einer Verfaufsbe: 
dinzung, den bejondern, zumal pecuniären Vorteil des Gewährenden als ſolchen bezweden. 
Es wird wenigſtens jolher Vortheil rehtlih nur alsdann no in Betrachtung kommen oder 
ohne Unrecht dabei verfolgt werben dürfen, wenn die zu verleihende Berechtigung wirklich dem 
Seinen des Berleiherd angehört, mithin ihm etwas entzieht, d.h. eine DVerzightleiftung auf 
ein ihm ſelbſt gebührendes Recht involvirt, aljo namentlich wenn die Staatsgeſammtheit (oder 
deren Repräfentant, d. h. der Inhaber der Staatögewalt in Namen jener Gefammtheit, alfo 
auch zur Wahrung ihres Intereſſes verpflichtet) die Goncejjion ertheilt und dadurch — weil jie 
nämlich eine Ausihliegung bewirft — zugleich die natürlichen Rechte ihrer eigenen Mitglieder 
ſchmälert. Dies zu thun fönnte fie feinen Grund haben, wenn ihr oder ihren Mitgliedern 
nit ein den Nachtheil folder Schmälerung überwiegender Vortheil aus der Conceſſion er: 
wüchſe, oder ein größerer Nachtheil Dadurch verhindert, oder irgendein Grfag für ihre Selbit- _ 
beſchränkung geleiftet würde. Nichts von alledem aber findet ftatt, wo die Conceſſionserthei— 
lung zu einer privarrehtlichen, rein Iucrativen Befugniß des Verleihers geftempelt ift, deren 
Ausübung aljo auch ſtets nur im Privatintereffe des — bei der Hauptjache, nämlich bei den 
Wirfungen der Conceſſion unbetheiligten — Herrn gefchieht und eben darum das Recht wie 
das Intereffe der Geſammtheit verlegt. 

Etwas Ahnliches ift zu jagen von den Heirathöconcefiionen. Wohl mag, wo Leibherr— 
lichkeit befteht, der Herr das Recht folder Eoncefionsertheilung gegenüber feinen Leibeigenen 
anſprechen. Auch mag der gemeine Dienfiherr oder der Grunpherr ald Beringung des Ver: 
bleibens in jeinem Dienft over im Fortgenuß des Pacht- oder Zinsgutes u. ſ. w. das jeweilige 
Ginholen jeiner Erlaubnig zur Verehelihung eined Familiengliedes feined Knechtes oder Golo- 
nen vertragsmäßig feitiegen. Aber von Staats wegen ift die Heirathserlaubniß nichts anderes 
als die Erklärung, dap fein mit Recht zu verfolgendes Interefje der Gefammtheit den im Werk 
befindlihen Ehebündniß im Wege ftebe; jie ift aljo nicht eigentlih Goncefiton eines erſt zu er: 
werbenden, jonvern blos Anerkennung eines bereits vorhandenen Rechts; und ein mehreres 
kann jie daher auch aldvann nicht fein, wenn die Befugniß ihrer Verleihung vermöge hiſtori— 
fhen Rechts etwa einem Grundherrn, welder namlich dabei blos die jtaatöpolizeilihe Gewalt 
ausübt, zufteht. 

Auch Auswanderungsconcejjionen haben ſolche Natur an jih. Sobald jie etwas mehreres 
fein wollen als bloßes Anerfenntniß oder Erflärung, daß dem Wegzug ded zur Auswanderung 
Entſchloſſenen weder ein rechtliches Hinderniß (z. ®. eine noch unbezahlte und unverſicherte 
Privat: oder Öffentlihe Schuld) noch ein pflichtgemäß (z. B. aus Humanitäts- oder aud) aus 
Vormundſchaftspflicht) vom Staat zu jhirmendes Interejle des die Eoncefjion Begehrenden 
oder eine von demjelben abzuwendende Gefahr entgegenftehe, jo jind jie reine Anmaßungen, 
jenen der Leibherrlichkeit ähnlich und verwerflich wie le. 

Auch Privilegien aller Art und ebenjo Diöpeniutionen vom Geſetz gehören unter den Be: 
griff ver Conceſſionen und jind tadellod, wofern der Grund ihrer Verleihung wirklich das Ge- 
ſammtwohl ijt oder auch Billigkeit und Humanität, namentlich infofern die Yoszählung von 
Geſetz nicht eben aus Gunft für eine beftimmte Perfon over um eines dafür gezahlten Preifes 
willen, ſondern etwa darum flattfindet, weil die ſtrenge Anwendung des Wortlautd jenes 
Geſetzes, je nah Beihaffenheit der Umſtände oder der conereten Verfonalverhältniffe, in be— 
flimmten Fällen allzu hart und dem Geift oder der Intention deſſelben widerjtreitend wäre. 

Die Grundfäge jedoch, welde für die Erteilung von Goncefjionen (im weiteften Sinn des 
Worts) vom Standpunkt ded Rechts jowol ald der Politik maßgebend jein jollen, ſowie 
jene, wonad die rechtliche Wirkung und Dauer derjelben zu beurtheilen ift, werden wir aus— 
führlicher in den von der „Gleichheit im Staate”, und von den „Privilegien handelnden 
Artikeln beſprechen. Hier haben wir mehr nur die Frage von der vorgeichriebenen Conceſſions— 
einholung over Nachſuchung vor Augen. 

Eine ſolche ift aber nicht blos — wie oben gezeigt worden — in Anjehung besjenigen, 
weldhem fie obliegt , eine gropentheild unbillige und bedrückende Forderung, eine Unterwer- 
fung feines narürlihen Freiheitsreht unter die Willkür — Gunft oder Ungunſt — der Ges 
walt, und dann in ihren Kolgen, infofern nämlich die von einem oder mehreren erwirfte Con— 
ceſſion (namentlich in der Sphäre des Gewerbsbetriebs) zugleich die Ausſchließung aller andern 
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mit ſich führt, auch diejen andern, jo viele derjelben das nämliche Gewerbe zu betreiben geneigt 
und geeignet wären, ſchweren und wirklich rechtsverletzenden Nachtheil bringend; jonbern es 
fann dadurch, je nach dem Gegenftand der von der erlangten Eonceffion abhängig gemachten 
Unternehmung over Thätigkeit, auch der ganzen Gefanmtheit ein durchaus unerjeßbarer 
Schaden, eine wefentlihe Verfümmerung ihrer Eoftbaren Güter und Intereflen erwachſen 
Wir wollen hier ſchweigen von der Cenſur, wiewol auch diefe nichts anderes ift ald das Gebot 
der vorläufigen Erlaubniß- oder Konceffiondeinholung für jeved Wort, welches der Schrift: 
fteller zu feinen Mitmenfchen und Mitbürgern zu reden begehrt. Aber man denke — abgefeben 
von der unter einer eigenen Rubrik zu behandelnden Genjurfrage — nur an dad Syftem der 
Eonceffionen für zu errihtende Buchdrudereien und Buchhandlungen, aud für Herausgabe 
von politifhen Journalen und Zeitungen und andern Tagesblättern. Nach den Lehren ver At- 
folutiften und nad) dem zumal von Napoleon gegebenen trefflichen Beifpiel von deren praktiſcher 
Ausführung fann jenes Syſtem, durch fortwährend gefteigerte Strenge der für die Erlangung 
oder für die Fortdauer der Conceffion gejegten Bedingungen und durch die ſich hier ſchrankenlos 
bewegende Willfür der Gewalt; zur völligen Erbrüdfung aller freien Geiſtesthätigkeit, d. b. 
aller freien Geiftesmittheilung, ohne welche an edlere Givilifation und echte Humanität gar 
nicht zu denken ift, gelangen; das herrlichfte Geſchenk Gottes, die Buchdruckerkunſt, von dem 
Geber dazu beftimmt, das wirffamfte Mittel der Voranführung der Menſchheit auf ver Bahn 
der Erfenntniß und Tugend zu fein, kann alddann herabgewürbigt werben zu einem aus- 
ſchließenden Organ der vor ver Macht anbetenden Niederträchtigkeit und Schmeidhelei und zu 
einem dienjtbaren Werkzeug der Verfinfterung und Unterdrüdung. 

Wir haben noch von Goncefjionen in politifcher Bedeutung zu ſprechen, betradhtet nämlich 
als Zugeftändnifle ver Regierungen, überhaupt der factifch oder rechtlich mit Macht befleideten 
Häupter oder Parteien, gemacht entweder der — durch das Organ der freien Preſſe oder der 
Petitionen oder der landftändifhen Kammern ertönenden — allgemeinen Volksſtimme, oder 
auch ver Forderung einer Partei oder Volföflaffe, und zwar vorzugsweiſe in Bezug auf poli= 
tifhe, d. b. die Theilnahme an der Staatögewalt oder deren Formen betreffende, doch aud in 
Bezug auf gemein bürgerlihe und menfhlihe Rechte und deren natürlihe oder künſtliche 
Garantien. 

Über diefe Conceſſionen haben wir rückſichtlich ihrer rechtlichen Natur und Wirkſamkeit 
unfere Anficht bereit8 in dem Art. Charte niedergelegt; denn Conceſſion ift der gemöhn- 
lichſte Titel, unter weldem die Charten ins Leben treten oder modificirt werden. Aber eö bleibt 
und für jegt noch die Frage zu beantworten, welches in Bezug auf foldye Conceſſionen, d. 9. 
auf deren Gewährung oder Verweigerung, die Vorfchriften ver Klugheit für die Regierungen 
oder jeweiligen Machthaber feien? Nach unjerer Meinung follen fie jemweild ohne Winer- 
ftreben und Zögern gemacht werben, jobald die deutlich vernehmbare Stimme eined vorange- 
ſchrittenen Zeitgeiftes oder Volksgeiſtes jie fordert, demnady ohne Abwarten einer Nöthigung 
durd Drohung oder Gewaltthat. Ihr Motiv ſei blos die Nechtsüberzeugung und die freie 
Achtung der gerechten Volkswünſche. Dem geſetzwidrig ſich äufernden, mit rebelliſchen Waffen 
unterftügten Verlangen jege die Negierung ftandhaft ihr gefegliches Anfehen entgegen, erwäge 
jedoch, nad befhmworenem Sturm, die vorhandenen Urfahen des Midvergnügend oder der 
Bolfdentrüftung und helfe ven Beſchwerden, wofern fie begründet find, durch jest freiwillige, 
daher würdevolle und danfendwerthe Gewährung ab. 

Aber nicht alfo verfährt die gemöhnliche Praxis. Gar zu oft leider fträuben ſich die Regie— 
rungen oder die mit Macht und Vorrecht angethanen Klafien, der Stimme des Zeitgeiftes zu 
horchen. Gehaft, ja verfolgt wird, wer ald Organ der Volkswünſche und Volksüberzeu— 
gungen auftritt, und die Strenge wählt im Verhältniß des lauter ertönenden Klageruff. 
Wenn dann — die Unwirkſamkeit des gefeglichen und frievlihen Verlangens nad Abhülfe er: 
fennend — die Verzweiflung oder der durch Verführer geftachelte Zorn des Volks endlich zu 
gewaltjamen Mitteln greift und Gefahr oder Schreden ven Thron oder die herrihende Kafte 
umlagert; da gewährt man gewöhnlich den Trogenden und Drohenden, mas man ben ehrer: 
bietig Bittenden verfagt hatte, ob audy mit dem geheimen Vorbehalt, nad überftandenem 
Drange des Augenblicks die Gewährungen oder Zugeftänpniffe wieder zurüdzunehmen ober 
durch allmählihe Verfümmerung und Untergrabung werth- und wirfungslos zu maden. Ja 
man ftellt wol, jicher gemacht durch die wiedergemonnene günftige Stellung oder durch Die zeit- 
lihe Mäpigung oder Entfräftung der Volfspartei, ven Grundfag anf: „Feine Goncefjionen 
mehr!“ und macht übermüthig denſelben zum Feldgejchrei oder zum Loſungswort derjenigen 
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Faction, die ih die königlich gefinnte oder legitime nennt, obſchon fie es eigentlich ift, welche 
einen Karl I. und Jakob Il., einen Zubwig XVI. und Karl X. ind Berberben geftürzt hat. Wann 
wird man aufhören, durch unzeitiged Gewähren zur Gewaltthat zu ermuthigen und durch un: 
zeitiged Verſagen dazu aufzureizen? Die Geſchichte redet vergebend mit Hundert Zungen; bie 
Leidenſchaft macht unempfänglid für ihre eindringlichften Lehren. Faſt nur die englifche Re— 
gierung hat in neuerer Zeit die Goncejfionen, melde die Umftände geboten, im reiten Moment 
zu geben verftanden, und ihre Weisheit ift durch den fhönften Erfolg, Erhaltung des innern 
Friedend und der gefeßlihen Ordnung, hoffnungsvollſtes Gedeihen des Gemeinwefens und 
innige Befreundung der Bolföpartei mit der Krone belohnt worden. Rotteck. 

Conceſſionsweſen der Neuzeit. Während man unter Gewerbefreiheit heutzutage den 
Gegenfag gegen Monopole und Zunftberedtigungen verfteht, weil die durch die legtern der 
Induftrie und dem Handel aufgelegten Feſſeln die drückendſten und zahlreichften iind, hat die 
Staatögewalt nicht jelten durch das Conceſſionsweſen eine faft ebenjo furdtbare Waffe gegen 
die bürgerliche Selbftändigfeit in ver Hand. Daß durch ihren rüdfichtslofen Gebrauch nicht 
blos der gewerbliche Aufihwung eines Landes gelähmt,, ſondern auch unlöbliche und unlautere 
Zwede erreicht werden können, haben die Erfahrungen der legten Jahre nur zu deutlich gezeigt. 
Eine gedrängte Unterfuhung über die rechtliche Natur ver Gewerbeconceſſionen, ihre Ent- 
ftehbung und ihren Umfang jcheint daher nicht überflüffig. 

Die Anfänge des heutigen Syftemd, wonach für den Betrieb einer Reihe von höhern und 
niedern Gewerben, außer der Erfüllung der allgemeinen Bedingungen einer Sefhaftig: 
mahung, wie Bürgeraufnahme, Indigenat u. f. w., eine befondere Grlaubniß der Regierung 
nothwendig ift, laſſen jih auf drei Momente zurücdführen. Das mittelalterliche Innungswefen, 
in weldem öffentliche Befugnifle allmählih ven Charakter von ausſchließenden Privatrechten 
annahmen, fam zu häufig in Gonjliet mit dem gefunden Menjchenverftande und dem Haren 
Rechtsgefühl, ala daß die Regierungen nicht, wie urſprünglich die Innungsrechte ald von ihnen 
ausgegangene Privilegien angejehen wurden, gegen dieſe Privilegien wieder andere geben 
mußten. Im der deutſchen Reihögefeggebung war diefes Recht ven Landesherrihaften aus: 
drüdlih anerkannt; überall fonft ward ed aud) von ihnen geübt und fo jehen wir dad Ge: 
währen einer Conceſſion für einen beftimmten jonft innungsmäßigen Gewerbebetrieb fehr häufig 
im Intereffe der Gewerbefreiheit jelbft ericheinen. Daneben aber gab es auch ſolche Gewerbe, 
die nad) älterm Staatsrechte ald Negalien angejehen wurben, wenn fie auch fpäter meift zu den 
grundherrlihen Rechten gezogen zu werden pflegten. Daß für ven Betrieb eines ſolchen Ge: 
ichäfts eine Conceſſion, eine Erlaubniß der Regierung gefordert wurde, war nothwendige Gon= 
jequenz diefer Anfiht. Im vorigen Jahrhundert Fam aber zu diefen Momenten nody die er: 
mweiterte Auſchauung von den polizeilihen- Pflichten und Rechten der Staatögewalt. Ein jeder 
Gewerbebetrieb fann, wenn man will, fo betrieben werden, daß dem Öffentlichen und allgemei: 
nen Interefle daraus ein Nachteil entfteht. Man ſchloß daraus, daß der Staat vollberedtigt 
fei, den gejanımten Gewerbetrieb zu überwachen und daß dieſe Überwachung am vollftändigften 
durd) das Princip erreicht werde, wonach niemand ohne Staatderlaubnif, ohne obrigkeitliche 
Bewilligung ein Gewerbe treiben dürfe. Während nun aber bei den zünftigen Handwerken 
dieje polizeiliche Aufficht durch die Innungen felbft wenigftens theilweife geübt und fo ein Stüd 
freilich wunderlicher Selbftregierung erhalten wurde, blieb für die andern Gewerbe, namentlich 
auch die neu auftauchenden Geftaltungen ver Production und des Handeld .nur der Weg der - 
Eoncejjionen übrig. Nur mit ausprüdlich ertheilter Erlaubniß der Staatöregierung, die hier 
auf den Charakter des Unternehmers und das Bedürfniß des Unternehmens zu fehen hatte, 
durften dergleichen Gewerbe eingerichtet werden. Zur Ausbildung dieſes Verhältniffes Hatte 
fiherlid) aud) die Erfahrung beigetragen, daß ſich durch das Conceſſionsſyſtem Geld machen lafle ; 
das finanzielle trat zum polizeilichen Staatdintereffe, fomwie andererſeits auh dad Monopol- 
nachſuchen von feiten der Gewerbtreibenden, jo namentlid beim Buchhandel, der Anſchauung 
von einem allgemeinen Rechte ver Gonceffionirung großen Vorſchub geleiftet haben mag. 

Aus allen diefen Elementen hatte fich im Anfang unſers Jahrhunderts in Deutſchland ein 
Zustand gebildet, bei welchem der polizeiliche Gefihtspunft offenbar überwog. Als Ausfluß 
des Oberauffichtsrechts der Regierung betrachtete man diefe Befugniß, den Betrieb einer gan= 
zen Reihe von Gewerben von Öffentlihen Gonceffionen abhängig zu machen. Die Macht der 
Gewohnheit und des Herkommens rief auch hierüber in ven verſchiedenen Ländern Verſchieden⸗ 
heiten hervor: in dem einen war die Zahl ver jo gefeffelten Gewerbe größer als in einem andern, 
hier wirkte die finanzielle Rückſicht ftärker ein als dort, aber die Grundverhältnifie waren überall 
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diefelben. Die ältern Gewerberegalien, ald deren Refte wir das ſtaatliche Tabach- und Sal;- 
geichäft betrachten können, mögen hier beifeite gelaflen werden, nicht minder aud die etwa noch 
beſtehenden fonftigen Ausübungen ftaarliher Monopole, wie Lotterien und Spielkartenfabrifa: 
tion. Nur die finanzielle und politiſch-rechtliche Seite des heutigen Conceſſionsweſens ift noch 
für eine befondere Hervorhebung wichtig genug. 

Entſcheidet ver Finanzpunft allein, ift es alio bei der Beibehaltung des Rechts der Con— 
ceſſionirung nur auf Staatseinfünfte abgejeben, jo fann natürlih vom juriftiihen Stand- 
punkte nichts dagegen eingemwendet werden. Die Conceſſionsſteuer fteht dann mit der Gewerbe: 
fteuer auf gleihem Buß. Man zahlt vie Abgabe, weil man das Gewerbe treibt; man zable 
nit um die Grlaubniß zum Gewerbebetrieb zu erhalten. Iupirect laffen ſich freilich aus ſchon 
durch das bloße Beiteuern polizeiliche Zwecke erreihen, wenn z. B. die Steuer jo hoch gegriffen 
ift, daß jie nur bei einem großen, auf viel Kapital fußenden Gewerbebetrieb gezahlt werven 
fann. Inwiefern ji der reine finanzielle Gejihtöpunft bei Conceſſionsgeldern enıpfiehlt,, mu 
im übrigen der Volkswirthſchaft zur Beurtheilung überlajfen bleiben. 

Wohl aber dürfen Staatsrecht und Politik ihr Veto dagegen einlegen, dap aus dem Stand: 
punkte des Oberpolizeirechtd den Staatdangehörigen der Betrieb von weder jtrafbaren noch un: 
firtlihen Gemwerben an ſich ald verboten eriheint, und nur eine Conceſſion im befondern Falle 
Anftrengungen der Bürger, die eigene und zugleich die Öffentliche Wohlfahrt zu mehren, zu er: 
laubten mat. Wenn das Beſtehenlaſſen ver Zunftprivilegien in erſter Reihe ein Verſtoß gegen 
die fundamentalen Lehren ver Volkswirthſchaft, aber daneben nicht weniger ein Unrecht gegen das 
Individuum ift, jo bildet das jtaatlihe Conceſſionsweſen umgekehrt vor allem eine ſchreiende 
Berkennung des Berhältniffes zwijchen ver Sphäre des Individuums und des Staats, wenn aud 
bie volkswirthſchaftlichen Nachtheile des Syitems nicht gering find. Der moderne Staat ift fein 
communiſtiſches Phalanftere, die Wahl und der Betrieb des Berufs muß dem einzelnen frei 
fein, und wenn ein einzelnes Gewerbe ver Anwendung vieler allgemeinen Regel entzogen werden 
foll, muß für diefe Ausnahme im unabweisbaren öffentlichen Interefle der Grund zur Be: 
ihränfung der individuellen Freibeitsfphäre nabgewiejen werden. Wir reden hier nur von 
den Goncejjionen für an fih nicht widerrechtliche oder unjittliche Gewerbe; die Necdhtfertigung 
der Goncellionirung von Spielbanken und Bordells mögen andere unternehmen. Für Geſchäfte, 
die an ſich weder Strafgejege noch Privatrechte verlegen, laſſen jid) gewöhnlich zwei Gründe 
der Beſchränkung durch Goncejlionderforderniß vernehmen. Einmal die volfswirtbichaftliche 
Sorge für die Gonfumenten und Benuger der Gewerbthätigfeit. Man traut der Maſſe der: 
jenigen, welche auf die Dienjte einer beftimmten Klaſſe Gewerb: und Geihäftstreibender an= 
gewiejen jind, nicht die nöthige Kenntniß zu, um zwijchen dem guten und jchledten, dem un— 
fähigen und fähigen Producenten oder Dienftleiftenden zu unterfcheiden. Hier tritt da8 Con— 
ceſſionsweſen gewöhnlich im Verein mit Prüfungen, aud wol Monopolen auf. Wenn bier 
ber Charakter der Prüfung das Hervorragende bildet und nicht der Gintritt in einen Nab- 
rungszweig (hierher gehören auch die höhern Thätigkeiten des Advocaten, des Arztes u. |. w.) 
von einer diöcretionären Grlaubnig abhängig gemadt ift, hat die Einrichtung an jih nichts 
niit dem modernen Staatsrechtsbewußtſein und der heutigen Volkswirthſchaftspolitik in Wiver: 
ſpruch Stehendes, obgleich aud dann dem Misbraud immerhin Naum gegeben ift, und freie 
Goncurrenz und die Erfahrung des Publikums auch hier das Beſte thun müſſen trog und nas 
allen Prüfungen. 

Der zweite Anlaß zum Conceſſionsſyſtem ift der Gejichtäpunft der präventiven Bolizei. 
Der Staat ſpricht durch jeine Geſetzgebung oder Verwaltung, welche Goncejiionen in be: 
ſtimmten Gewerben forbert, mit dürren Morten aus, daß wer ein joldes Gewerbe betreibt, 
dadurch jelbft leicht zu Verbrechen oder Unfittlichfeiten kommt oder andere zu dergleichen führt. 
Man will daher ven Betrieb jolher Gewerbe nur Perfonen gejtatten, welde die möglichſt 
größten Öarantien geben, daß Die Art des Gewerbebetriebs mit ven Erforderniffen des Rechts 
und der öffentlichen Wohlfahrt im Einklang ftehen werde. Legtere Abſicht trirt namentlich da 
hervor, mo man ohne Rückſicht auf Die Perſönlichkeit des einzelnen Gewerbtreibenden die Anz 
zahl derjelben in ein dem öffentlichen Intereije entſprechendes Maß zu bringen fucht, 3. B. bei 
Wirthshäuſern und Schenfitellen. Oft wird auch für die einzelne Vornahme eine befondere 
Erlaubniß verlangt, 3. B. bei Tanzbeluftigungen. Wir wollen dieje natürliche Fürſorge des 
Staats für das fittlihe Wohl feiner Angehörigen weder zu einem Staatsdespotismus erhoben 
jehen, noch beftreiten wir den Staatöbehörden das Recht und die Piliht, neben dem Recht 
auch für die Wohlfahrt zu forgen, aber nie darf Hierbei vergejlen werden, daß jolde Rechte der 
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Beihränfung inımer nur jo weit gerechtfertigt erjcheinen, als fie auf wirklich Erreichbares ab- 
zielen und ebendaſſelbe nicht durch Die freie Thätigkeit der einzelnen erreicht werden kann. Die 
moderne Übung dieſes polizeilichen Auf- und Vorſichtsrechts verräth aber zu häufig, daß man 
das Recht ald vem Staate abjolut gegeben betrachtet. Dies heißt offenbar das Verhältniß um— 
fehren und die linfreiheit zur Regel, die Freiheit zur Ausnahme zu mahen. Zu den Rechten, 
die jedermann in einem freien Staate jo zu gebrauden befugt ift, daß er nur niemand font 
verlegt, gehört auch der Betrieb eined Nahrungszweigs. Iſt ed ein Gefhäft, wodurch wahr: 
fcheinlich andere in den ihrigen gejtört werben fönnen, 3. B. Anlegung einer Dampfmaſchine, 
fo mag eine polizeiliche Erlaubniß gefordert werben, die aber dann wejentlid von dem Rejultar 
einer anzuftellenden Unterſuchung der Sachlage abhängen wird. In nicht deutſchen Ländern 
gibt ed für ſolche Fälle manchmal zur Wahrung des-allgemeinen und des Privatinterefle be: 
fondere Strafflagen. Das einfahe Mittel einer Klage auf Entihädigung ift natürlih nad 
jedem Recht vorhanden. Wichtiger als eine ſolche Berückſichtigung der Privatrechte gilt aber der 
Polizei meiftend die Tenden; gewiller Gewerbe zu Verbrechen und Unſittlichkeiten zu führen. 
Daß nicht Wirthshäuſer ohne Erlaubniß angelegt werden ift in vielen Rändern Rechtens und 
unter der Bedingung, daß den bürgerlichen Verwaltungsbehörven, nicht der Staatspolizei— 
behörde die Entiheidung gegeben wird, auch jehr empfehlenswerth, zumal da das Schenfhalten 
oft nur ein zum Deckmantel verbrecherifher Ihätigfeit dienendes Scheingewand ift. So wird 
ziemlich überall ver Betrieb des Iröpdlergewerbed, des Haufirend u. ſ. w. von einer bejondern 
Eoneejjion abhängig gemacht (bei Gegenftänden, weldhe von Innungen producirt zu werben 
pflegen, tritt hier freilich no häufig der Geſichtspunkt der Conceſſionirung gegen die Innungs= 
rechte Hinzu) und dieſe Goncejjion nur da ertheilt, wo der Nachſuchende einen guten Leumund 
nachmeijen faun. Die VBagabundage, das Diebs- und Hehlerbandiverf haben früher mit dent 
Haufir= und Trödlerweſen in einen zu innigen Verhältniß geſtanden, als daß ſich gegen Diele 
und ähnliche Fülle der Conceſſionspflichtigkeit etwas einmwenden liege. Überhaupt jieht ver 
moderne in feinem Territorium ſelbſt gefeitere Staat bejonderd auf ſeßhafte Leute, und alles 
fahrende Volk, wie unjere Vorfahren jagten, hat jih bis in unjere Tage einer großen zuvor: 
kommenden Aufjiht von feiten ver Staatsbehörden zu erfreuen gehabt. Ambulante Muſikan— 
ten, Seiltäuzer, ver echte Iheöpisfarren unferer Tage u. |. m., genug, das ganze Inventar von 
Plunderdweiler wird nicht mit Unrecht nur gegen befondere Goncejjionen geſtattet. Mandes 
davon ift nur eine Entſchuldigung für ein Gewerbe, und die richtig verftandene Gewerbefreiheit 
bat jich über diefe Ausübung der Staatsprüventivpolizei nicht zu grämen. 

Wir bevauern im Intereife des guten Geruchs der Preſſe, Preperzeugnifle und Preßgewerbe, 
faſt gleich nach den Marktihreiern und Akrobaten auf ſie kommen zu müflen; aber die moderne 
Staatöpraris hat ed fo gefügt. Neben den fahrenden Gewerbe aller Art bildet nur noch das Pre: 
gewerbe den bejondern Gegenftand ftaatlicher Präventivconcelftionen. Einem Zeitalter, weldes 
von der Genjur Gebrauch machte, war eine Goncejjtonirung des Gewerbes des Buchdruckers und 
Buchhändlers ganz geläufig. Die Genfuranftalt war ja jelbft eine Art&onceflionirung der Ge- 
danfenveröffentlihung. Dazu kam das vielfältige Verlangen der Buchdrucker und Buchbändler 
nad Monopolen und Brivilegien gegen Nachdruck. Gin Gewerbe, meldes ohne bejondern 
Staatöfhug nicht Fruchtbringend ſchien, jomit in einer factiihen Abhängigkeit von der Staats: 
gemalt ſtand, fonnte ſehr bald auch in eine rechtliche Abhängigkeit von der Polizei geratben, 
wenn es auch nicht gerade erheben ift, die Nachfolger ver Manutius, Garton und Ivo Schöfler 
mit Tafchenjpielern und Schlangenbändigern auf ein Niveau geftellt zu jeben. Während, mie 
wir oben jahen, eine Reihe von Gewerben dem Goncefiiondzwange unterlag, fiel die Stel: 
lung der Buchhändler und Buchdrucker nicht beſonders auf, nur dag vorzugsweiſe bei ihnen 
wegen der vorbergegebenen Brivilegien eine jede neue Conceſſion ihrem ganzen Charakter nad 
aud PBrivilegium fein mußte. Dajlelbe galt auch von dem damals freilich no in dem Stande 
der Kindheit befinplihen Gewerbe des Zeitungsverlags. Nachdem man bei manden Gewerben 
von dem Goneejjionderfordernig Umgang genommen und auch wol in einzelnen Berfallungen, 
wie z. B. der kurheſſiſchen, eine gejegliche Hirirung derjenigen Geſchäftszweige, bei welchem vie 
Verwaltung pas Recht der Goncefjionirung üben dürfe, gefordert worden war, wurde do 
gerade beim Buchhändler: und Buhdrudergewerbe der alte Stanppunft ziemlich überall feft- 
gehalten, was, jo lange die Genjur beitand, am Ende auch ganz folgeredht war. In Preußen 
beitimmte, um nurein Land als Beifpiel zu nennen, dad ®ewerbepolizeiediet vom 7. Sept. 1811, 
dap zum ſelbſtändigen Betrieb des Gewerbes, ald Buch- und Kunſthändler, Buchdrucker, Leib: 
bibliothefar und Antiquar eine Conceſſion der Negierung erforderlich jein jolle, und noch in 
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der Gewerbeordnung vom 17. Jan. 1845 wird diefes Edict dahin ausgebehnt: daß wie alle 
Gewerbtreibende, auch die Inhaber von Leſecabineten, ſowie Berfäufer von Flugſchriften und 
Bildern, desgleichen Steindruder, einer Conceſſion der Regierung bedürfen jollten, welche nur 
dann zu ertheilen, wenn dieje Behörde ſich Überzeugung von der Unbeſcholtenheit und Zuver: 
läffigfeit, jowie von einer zum Betriebe des Gewerbes genügenden allgemeinen Bildung bes 
Unternehmers verſchafft habe. Die Geflhtspunfte, welche hier hervorgehoben werden, waren 
die allgemein aud zur Rechtfertigung des Conceſſionsſyſtems geltend gemachten. Ohne bie 
genügende allgemeine Bildung foll niemand zum Betrieb des Gewerbes zugelaflen werben, 
damit er nicht ſich jelbft und andern pecuniären Schaden bringe, aber wichtiger iſt das Erfor: 
derniß der Unbefholtenheit und Zuverläffigkeit, vamit niemand Buchdrucker u. ſ. w. werde, der, 
verbrecheriſchen unfittlihen Neigungen fröhnend, dieſe in feinem Gewerbebetrieb bejonvers 
jpielen laffe. Nach der preußischen Gejeggebung trat für die Buchdrucker und Buchhändler no 
eine befondere techniſche Prüfung hinzu. 

MWenn nun aud nicht überall von Buchdruckern u. ſ. w. fürmlidhe Conceſſionen ver 
langt wurden, namentlich nicht von den Kleingewerben in Preßerzeugniffen, jo übten vob 
alle Staaten eine Gontrole im Geift jener Auffaffung und analog aus. Als aber durch Auf: 
hebung ver Genfur, in Angelegenheiten ver Preſſe das gerichtliche Repreſſivſyſtem an die Gtelle 
der polizeilichen Prävention getreten war, ſchien mit dev Cenſur aud das ganze Goncejjtone: 
foftem fallen zu müflen. Eine Reihe von Verfaſſungen gewährleiftete vaher nicht blos Die Frei: 
heit ded Zeitungs= und Bücherdrucks von der Genfur, jondern aud von allen und jeden Be 
Ihränfungen in Geftalt von Gonceffionderforberniß u. dgl. Namentlih war das Verbot aus 
gegen die nad) franzöſiſchem und engliſchem Beifpiel eingeführten Gautiondbeftellungen ge: 
richtet. Dieſe find freilich nicht eigentlich zum Conceſſionsſyſtem zu rechnen, wenn dem, welcher 
die geſetzliche Cautionsſumme ftellt, die Erlaubnig zur Zeitungsherausgabe u. dgl. gegeben 
werden muß. Bekanntlich find jene Verfaſſungen entweder gänzlich oder in ihren allzu üppigen 
Freiheitsranfen zu Boden gefallen; heutzutage überwiegt in Deutſchland wieder das Eon: 
ceſſionsſyſtem für Preßgewerbe, eine Reihe von Preßgeſetzen verlangen zum Betrieb eines 
der obengenannten Geſchäfte eine Goncejjion, und zum Überfluß hat auch das jogenannte 
Bundespreßgeſetz vom 6. Juli 1854 im $. 2 beftinimt: „Zur Ausübung des Gewerbes eines 
Buch: oder Steindruders, Buch- oder Kunfthändlers, Antiquars, Inhabers einer Leihbibliothek 
oder eines Leſecabinets und Verkäufers von Zeitungen, Flugſchriften und bilplichen Darftellun: 
gen joll in allen Bundesftaaten die Erlangung einer perfönlihen Goncefjion (obrigfeitlicyen 
Bewilligung) erforderlid und nur denjenigen Gewerbtreibenvden, welche eine folde Conceſſion 
erlangt haben, die Erzeugung von Druckſchriften und der gemerbmäßige Verkehr mit denjelben 
nad Maßgabe der Conceſſion geftattet fein.” Obgleich dieſer Bundesbeſchluß in den einzelnen 
Bundesſtaaten erjt durch die gehörige Publication der Negierung Gültigkeit erhält und in ein: 
zelnen Staaten, 3.B. Preußen und Baiern, noch nicht publicirt worden ift, enthält ev doch, was 
gegenwärtig überall gilt. Welchen Behörden das Recht der obrigfeitlihen Bewilligung zu: 
kommt, ift in den einzelnen Ländern nad) Organifation der Staatsftellen verſchieden, bald ift es 
die Xofalpolizeibehörde (menn fie nur Staats-, nicht Oemeindeamt ift), bald wie in Preußen die 
Regierungen. Auch die Bedingungen, von welchen das Erlangen ver Conceſſion abhängig ge: 
macht ift, flimmen nicht überall überein. Wo die Geſetzgebung Feine Grundfäge aufitelit, iñ 
alleö der Willkür der Berwaltungsbehörben anheimgeftellt und alle Vortheile und Nachtheile 
der Willkürherrfchaft werden ji in der ‘Praris geltend machen. In Preußen hat dieſe Frage 
zu einer der flagranteften Umgebungen der beftehenven Gefege Anlaß gegeben, von der man um 
jo offener reden darf, als ein jüngſter Erlaf des Minifteriums des Innern (December 1858) 
eine neue Regelung auf legislativem Wege verſpricht. Das obenangegebene preußijche Ge: 
werbegejeg verlangte in feinem Art. 48 Unbejcholtenheit und Zuverläjfigkeit für den Con— 
ceſſionsbewerber. Durch $. 1 des geltenden Prefgejeges vom 12. Mai 1851 wurde dieſer 
Art. 48 ausdrüdlicd aufgehoben und ausgeſprochen, daß eine Conceſſion nicht verfagt werben 
darf, wenn derjenige, der das Gewerbe betreiben will, unbejcholten if. Der Begriff „unbe: 
ſcholten“ (der, wie man jieht, mit „zuverläffig‘ nicht identiſch fein joll) hat einen beftimmten 
techniſchen juriftifchen Sinn und meint den, welder im Vollbeſitz der bürgerlihen Rechte ilt. 
Nichrödeftoweniger haben ſeit 1852 die preußiſchen Minifterien des Innern und für Handel 
und Gewerbe die Thatjache ver „Unbeſcholtenheit“ von dem Urtheil der Polizeibehörden abhän- 
gig gemacht, ſodaß jeder politiih Misliebige zum polizeilih Beſcholtenen geftempelt werden 
konnte. Und doc hatte hiergegen gerade die ausdrückliche Beftimmung im Pregejege wirken 
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follen. Denkt man fi diefe Theorie übertragen auf eine Reihe anverer ebenfalls dem Gon- 
ceſſionszwang unterliegender Gewerbe, jo begreift fi, was für Sewilität und Unterwürfigkeit 
die praftifche Duthführung folder Anfhauung in den bürgerlichen Kreifen hervorrufen konnte. 
Es war gleihfam dad Disciplinargefeg, angewendet auf ven Gewerbeftand. Wir haben bisjegt 
nur von den Bedingungen der Gonceflionderlangung gefproden. Da aber vor der rückſichts— 
loſen Einführung oder VBerwirflihung ver Goncefflondforderung eine Reihe von Gewerb- 
treibenden im Befig ihrer Unternehmungen waren, hat die Frage nad} ver Dauer und dem 
Berluft einer einmal gegebenen Conceſſion jogar noch eine weitergreifende Bedeutung als vie 
Bedingungen der Erlangung. Wenn wir hier die Berhältniffe der herumſtreichenden Quaſi— 
gewerbe beifeite laffen und bei ihnen ven Berwaltungsbehörden das Recht zufprechen, nad) unter- 
fuchter Sache eine Goncefjion zu entziehen oder überhaupt nur auf kürzere Zeit die jevedmalige 
Bewilligung zu geben, ſo werden damit wohl die meiften einverftanden fein. Ganz anders 
aber ftellt fih die Beantwortung in den Fällen, wo wirkliche zum Theil großartige Gewerbe: 
anlagen durch das Conceſſionsrecht jeden Augenblid in ihrer Eriftenz bevroht werden. Aller: 
dings ſcheint ein ſolches Verfahren confequent zu fein, und bei manchen Gewerben wird danach 
gehandelt; aber dies zeigt eben das Misliche, weil der Willfür Raum gebend, des ganzen Eon: 
ceſſionsſyſtems. So viel müßte wenigftens feftgehalten werden, daß, wo eine Goncefjions- 
entziehung ald Strafe für den Misbraud der gewordenen Berechtigung eintreten joll, immer 
nur der Richter zu entfcheiden oder doch die Vorbedingungen feftzuftellen hat. Etwas anderes ift 
es immerhin, wenn abjolute Bedingungen, z. B. Beftellung einer Gaution, Wohnfig im Staate, 
nicht erfüllt worden find. 

In Bezug auf die Preßgewerbe, welche man freilich viel zu fehr mit dem politifchen Recht 
der freien Meinungsäußerung in Verbindung fegt, ftatt auf das auch in ihnen liegende Mo— 
ment des Erwerbs und Eigenthums zu jehen, hat die deutſche Bundesverfammlung in ihrer 
Prefordonnanz vom 6.Juli1854 den Regierungen das Recht der apminiftrativen Conceſſions⸗ 
entziehung zugefproden. „Die Einziehung der Eonceffion im Falle des Misbrauchs des Ge: 
werbbetriebs kann nit nur infolge gerichtlicher Verurtheilung, jondern auch auf adminiftra- 
tivem Wege erfolgen.‘ Freilich wird hinzufügt: „auf legterm jevod nur dann, wenn nad) vor- 
ausgegangener fhriftlicher Verwarnung oder nach erfolgter gerichtliher Beftrafung die vorer- 
erwähnten Gewerbtreibenden ihre Beihäftigung beharrlih zur Verbreitung von ftrafbaren, 
infonderheit von ftaatögefährlihen Drudiäriften misbrauden.“ Wenn diefe Beihränfung 
wirklich eingehalten würde, wäre ven Staatdintereffen mit der abjoluten Forderung eines richter— 
lihen Strafurtheils nicht ſchlechter gebient ; die Differenz liegt nur darin, daß jegt über Beharr: 
lichkeit und Staatögefährlichfeit dad Ermeſſen ver Berwaltungsorgane praktiſch entſcheiden wird. 
Übrigens wird auch nod hinzugefügt, daß Goncefjionen, welde in widerruflicher Weife er— 
theilt find, auch ohne derartige vorhergegangene Einfhreitungen auf abminiftrativem Wege 
eingezogen werden können! In nicht wenig deutfhe Gejeßgebungen haben dieſe ihrem Kern 
nad) imperialiftifch franzöſiſchen Beſtimmungen Eingang gefunden; in einzelnen waren jie ſchon 
vorher durch Landedverordnungen oder Gefege im mwejentlichen herrſchend. Von den beveuten- 
dern Staaten haben Preußen und Baiern ſich bisjegt ver Einführung diefer vom Mistrauen gegen 
die Preſſe und Hintanfegung der bürgerlichen Privatintereffen zgeugenden Regeln zu entziehen ge- 
wußt. In beiden Kändern gilt noch der richtige Grundſatz, daß Conceſſionsentziehung nur durch 
gerichtliches Urtheiloder nach vorhergegangenen Berurtheilungen durd die Apminiftrativbehörde 
audgejprochen werben fann. Die Entziehung des Rechts zu einem beflimmten Gemwerbbetrieb 
fommt zwar in faft allen Gejeggebungen als Strafart vor, rechtfertigt ſich jevod nur jehr 
ausnahmsweife, da damit aud dem Schuldigen die Mittel feiner fernern Eriftenz genommen 
werben fönnen. Sie ift nicht ſowol Strafe ald vorbeugende Mafregel. Auf alle Fälle aber 
dürfen nur die Strafgerichte auf eine ſolche Beſchränkung der freien Thätigkeit erkennen, und 
ſelbſt das ift jchon ein zu großes Zugeftänpniß an dieVerwaltungsbehörden, daß fie nad) ftattge- 
Habter Verurtheilung eine Goncefjion zurüdnehmen dürfen, da eben aus dem Straffall over 
den Straffällen richterlicherfeits gejchloffen werden muß, ob eine jo eingemurzelte verbrecherijche 
Geſinnung vorliegt, daß der Beſchuldigte zum betreffenden Gewerbbetrieb völlig unfähig ge- 
worden ift. Dieſen Standpunkt hält auch die preußifche Gefeggebung feft, indem der $. 54 
ded Preßgeſetzes beſtimmt, „daß gegen die im $. 1 genannten Prefgemwerbtreibenden von dem 
zuftändigen Richter auch der Verluft der Befugniß zum Gewerbebetrieb erfannt werden kann, 
wenn entweder die zeitige Unterfagung der bürgerlihen Ehrenrechte ausgeſprochen wird, oder 
wegen eines mitteld der Prefje verübten Verbrechens zum erften, oder wegen eines ſolchen 
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Vergehens innerhalb eines Zeitraums von fünf Jahren zum zmeiten mal eine Berurtheilung 
erfolgt”. In dieſen Fällen wird alſo die richterliche Abſchätzung die Nothwendigkeit ver Gon: 
ceffionsentziehung zu beurtheilen haben. Abfolut geboten tft dagegen die Aberfennumg der 
Conceſſion, wenn außerdem der VBerluft der bürgerlichen Ehre ausgeiprochen wird, oder inner: 
halb eines Zeitraums von fünf Jahren wegen eines mittel® ver Breffe begangenen Berbredyens 
zum zweiten male, oder wegen eines ſolchen Vergehens zum dritten male eine Verurtheilung 
erfolgt. In Baiern wird im Art. 51 des Preßgeieged vom 17. März 1850 ver Gewerbevolizei 
das Recht gegeben, bei mehrmaliger Verurtheilung deſſelben Verlegers oder Druders inner: 
halb Jahresfriſt, die Gewerböbefugniß auf ein Jahr einzuziehen. Im Wiederholungsfalle 
fann nachher die Gewerbsbefugniß gänzlich eingezogen werden. Dan fieht, nach dem bairiſchen 
Geſetze ift die Preſſe materiell beſſer, formell ſchlechter geftellt al& vie preußiſche, da dieſe wır 
von dem Richter ihr Urtheil zu empfangen hat. So würde ſich ungefähr das Verhältnif mwi- 
ichen der preußifchen und bairiſchen Gejeggebung bezeichnen laffen, wenn nidt in Wirklichkeit 
die preußiſchen Adminiftrativbehörden ſich das Net der Gewerbeconcefjionsentziehung auf 
dem Verwaltungswege auch für Die Prepgerverbe angemaßt hätten. Die Streitfrage, welde 
freilich faum eine beftritterte Frage genannt werden kann, ftand dabei folgendermaßen: Nah 
dem $. 71 der Gewerbeordnung gehörten zu den Bewerben, wobei abminiftratine Goncejfione: 
entziehung zuläffig war, aud die im $. 48 bezeichneten Preßgewerbe. Allein dieier $. 48 it 
durch $. 1 ded Preßgejeged vom 12. Mai 1851 ausdrücklich aufgehoben, nachdem ſchon vorher 
die oetropirte Werfaffung jene Befugniß ausbrüdlid genommen hatte. Das Prefgefeg ſpricht 
nur,von der Goncefjiondentziehung durch Richterſpruch. Nichrsveftomweniger hat das frühere 
preußiſche Minifterium fih und jeinen fubalternen Behörden das Recht der Conceſſi onsentzie⸗ 
hung zugelproden und im reichlichſten Maße ausgeübt. Daß gegenwärtig von der neuen Re: 
gierung Vorbereitungen zur Abftellung diejes unheilvollen Gebrauchs getroffen werden, haben 
mir fhon oben mit großer Befriedigung hervorgehoben. Es genügt aber aud nur wenig Ein- 
fit dazu, um die ganze Fülle von Nachtheilen eines Syſtems wie das frühere zu erfaflen. Das 
Privateigentfum wurde unfiher, die Millionen, welde gegenwärtig in Unternehmungen aller 
Art angelegt find, fonnten durch adminiftrative Federftridhe decimirt werden und dem einzelnen, 
deffen ganzes Vermögen in feinem Induftrieetabliffement lag, der oft Hunderte von Familien 
durch daffelbe ernährte, blieb nur die Wahl zwiſchen Armuth oder Nachgeben gegen die Forde— 
rungen der Preßpolizei. Denn nicht blos beſchränkte ſich der Schaden auf das Schweigen einer 
unabhängigen Preſſe, jondern durd die Drohung der Gonceffionsentziehung mar auch eine 
pofitive Einwirkung auf den Inhalt der Preferzeugniffe möglich geworden. Daß die Zeitungen 
diefem Drud am meiften audgefegt waren, beruhte auf ihrer größern unmittelbaren Wirffam- 
Feit, fonft unterfcheidet fich der Zeitungsverlag von jedem andern nicht. Auch bei Beurtbeilung 
der Zeitungsprefle darf nie vergeflen werden, daß fie Gewerbebetrieb ift und vap die Tages— 
literatur nicht blos politifches Werkzeug von Parteien, fondern eine gefellſchaftliche und wirth⸗ 
ſchaftliche Nothwendigkeit der modernen Zeit ift. Dagegen, daß der Staat jih ihr gegemüber 
durch feine Strafgejege ſichert, kann niemand etwas einwenden, aber das Zeitungseigenthum 
und das im ihnen angelegte Kapital um den Schuß des Privatrehts zu bringen und factiie 
durch Minifterialordre zu confisciren oder zerftören, hieß doch den Bogen etwas zu ftraff jpar 
nen. Viel beſſer waren da die Zeiten der offenen Genfur, wo die Öffentliche Meinung doch mın 
ſchweigen mußte und nicht gefälfcht wurde. Über die juriftifche Seite ver preußiichen Borgänge 
diefer Art ift Rönne in feinem „Staatsredht der preußiſchen Monarchie“, $. 96, ein vortreff⸗ 
liher Berather. Hoffentlich werden bei einer zweiten Auflage feine Proteftationen ihren Anlas 
nicht mehr vorfinden. Immer aber foll man fefthalten, daß die Preßgewerbeconceſſionen außer 
ihren politifhen Gegengrümden mit den Beihränfungen der andern Gewerbe den gemeinjamen 
Grundzug haben, der ehrlichen bürgerlihen Erwerbsthätigkeit ungerechtfertigte Feſſeln an— 
zulegen. H. Margquarpdien. 
Eoneilten. Eonecilium bedeutet nad der Wortableitung von conciere irgendetwas, das 
ih zum Zuſammenwirken bemegt. Die Bereinigung der Orundfräfte oder Gleniente, wodurch 
alle Dinge werden, nennt Luerez, 1,485; 2, 563: coneilium, Die zweite Hauptbedeutung 
ift, daß die Bereinigung aller ftimmfähigen Mitbürger concilium populi, bei Livius, 3, 71; 
6, 20, genannt wurde. Die dritte und gewöhnlichſte ift, daß nur Zuſammenkünfte von Stell: 
vertretern, Repräfentativvereine, Goncilien genannt wurden, Gell., 15, 27. So wird ein 
Concilium von ganz Gallien auf einen gewiſſen Tag angekündigt (Cäfar, „Galliſcher Krieg“, 
1, 30). Nach der zweiten Bedeutung wurde die berathfchlagende Verſammlung der ganzen 


Eoneilien . 719 


Chriſtengemeinde zu Jeruſalem, in welcher nicht Apoſtel und Presbyter alfein, jondern alle 
Brüder, nad Apoſtelgeſchichte 15, 23 als Judendriften zum Umgang mit den Heidendriften 
nicht mehr die Annahme aller jüdiſchen Lebensregeln erforberten, oft das erfte chriſtliche Con— 
cilinm genannt. Das Muftermäßige, wovon matt intmermehr abwich, verdient ſpeelell bes 
merft zu werden. 1) Ohne Zweifel waren damals — im Jahre 47 oder im 16. nach Jeſu 
Tode!) — mehrere hriftlihe Synagogen in der volfreihen Mutterftadt Ierufalem. Dennoch 
halten fie als eine Ekkleſia zuſammen. 2) Ungeachtet Apoſtel theilnahmen (Apoſtelgeſchichte, 
15, 6), war doch „Berathſchlagung und vieles Beſprechen“, alſo fein Vorausſetzen einer ir: 
falliblen Entſcheidung von denſelben. 3) Petrus nimmt erſt, nachdem viel befragt worden 
war, das Wort, weniger ſich voranſtellend als 1, 15; 2, 14 u. ſ. w. 4) Die Gemelnde 
ſchweigt noch unentſchieden und Hört die ſachkundigen fremden Miffionare 15, 12 über den Zu: 
ftand der auf den Heiden befehrten Neumeſſtaner. 5) Auch der Gemeindevorfteher Jakobus 
macht 15, 20 nur Vorfhläge, daß man auf viererlei Enthaltfamfeiten antragen (nicht, daß 
nıan- fie vorfchreiben) jolle. 6) Die erfte von ihm vorgefchlagene Bedingung war umfaflender 
als das, was am Ende 15, 29 die Gemeinde beſchloß. Wie unabhängig war alfo das Ge: 
fammturtheil. Er trug an auf Enthaltfamfeir von allen Verunreinigungen bei den Idolen. 
Am Ende wird nur gefordert, daß, wenn Jüdiſchgeborene mit den hriftianifirten Heiden ge- 
meinfhaftlihe Mahle (Agapen) Halten follten, jene gefichert fein müßten, daß a) nichts zum ° 
Opfer an die Idole Beftimmtes, b) nichts Erftidtes und c) fein Blut (mogegen den Juden 
Ekel angemöhnt war) als Speife gegeben, auch d) nicht, mie bei den heidniſchen Opfermahlen, 
unzüchtige Luftbarfeit eingemifcht werden dürfte. 7) Die gemeinfhaftlihen Liebesmahle, 
welche, am Abend zwiſchen ver Sabbatsverſammlung und vem Sonntag gehalten, allwödent- 
Lich alle Chriftianer gefellig zufammenbraditen und an welden doch, wenn die Moſaiſchen 
Speijeverbote ferner auch für Ehriften verbindlich geworden wären, die Judenchriſten nicht zu— 
glei mit den Heidendriften hätten theilnehmen fönnen, waren von unglaublid großer Wich— 
tigfeit für Verein und Berbreitung des ganzen Urchriſtenthums. Zunächſt betrafen daher die 
Beichlüffe zu Jeruſalem zwar nur äußere Sitten; aber in der That lag dabei doch ſtillſchweigend 
die Entſcheidung der dogmatifchen Lebendfrage zum Grunde: ob Nichtjuden an dem jüdiſch fich 
bildenden Meſſiasreiche Gottes Antheil nebmen dürften, ohne ſich allen moſaiſch-jüdiſchen Ge: 
jegen wenigſtens noch nad) der Taufe zu unterwerfen? Phariſäiſch Gefinnte beharrten hierauf, 
gegen den Univerfalismus in der Ehriftuslehre des Apofteld Paulus, Apoſtelgeſchichte, 15, 5; 
21,20. 8) Die Berfammlungsbeihlüffe wurden gefaßt 15, 22 u. 23 von „den Arvfteln und 
den Altern, ſammt der ganzen (Orts-) Gemeinde”. Aud das Verfammlungsigreiben er— 
laſſen „die Apoftel und die Altern und die?) Brüder ”, ſodaß demnad) die ganze Gemeinde ihr 
Stimmrecht ausgeübt und fi vereinigt hatte, (Wie weit die Überzeugung der Minorität ge: 
wahrt wurde, ift nicht befannt.) 9) Die Formel 15, 28 war urfprünglic gewiß nicht fo ge- 
dacht, wie jpäter die meiften Goncilien ſie fich beilegten: „Denn es hat gutgedünft dem Heiligen 
Geifte und Und.” Es ift nach dem neuteftamentlihen Sinn, mo Heiliger Geift entweder die 
heiligende Kraft Gotted oder die gottgebeiligte Gefinnung in dem Menſchen bedeutet, nicht 
möglich, daß die erfte Chriftengemeinde ſich gleichſam neben den Heiligen Geift geftellt hätte. 
Sie jagen: Es hat gutgebünft durd die heilige Geiftigfeit aud) Uns, d. i. ebenjo Uns wie 
euern drei Abgeordneten, welche nächftvorher in Vers 25 u. 26 rühmlichft genannt find, er= 
fcheinen folgende Bedingungen zweckmäßig. Auf keinen Fall ſchrieb man fi damals Heiligen 
Geift zu ald Duelle untrüglicher Einfiht, ſondern als heilige Willenserhebung und dadurch 
zur Wahrheit leitende Gefinnung. Joh. 16, 13; 1 Kor. 7, 40. 10) Der apoftolifcdhe 
und fichliche Gemeindebeihluß wurde, was äußerſt wichtig bleibt, nad 15, 29 nur für die 
Beichließenden verbindlih. Der Mutterkirche ver Heidenchriſten zu Antiochia wird dadurch 
nichts vorgefchrieben. Das Synodalſchreiben endigt nur mit Empfehlung der Anträge: „Vor 
diejen (viererlei Anftößigkeiten) euch bewahrend werdet ihr wohlthun und euch wohlbefinden!“ 

Dies erfte Beiſpiel eines vollftändigen Gemeindeconciliums wurde ohne Zweifel in manden 

1) &. dıe Chronologie des Apoſtellebens Pauli in meiner Überfegung und Erklärung des Galater: 


und Nömerbriefs (1831), ©. 53 u. 385. 

2) Bine Variante wird hier merfwürdig. Origenes, Irenäus, Athanas, die Bulgata und drei Haupts 
codices ACD haben die Worte „und die’ vor „Brüder“ nicht. Man follte nach ihrem Tert aneinander 
fortlefen: „Die Apoftel und die ältern Brüder.‘ Die Hlerofratie wollte, das Konciliumsfchreiben follte 
als blos von Apoſteln und den Presbytern auszefertigt erfcheinen. Auch auf die Redaction der Mas 
nuferipte des Neuen Teſtaments hatte die Hierarchie Einfluß. 
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einzelnen, beſonders größern Gemeinden nachgeahmt, da örtliche Gemeindeverfjammlungen 
über ftäbtifche Angelegenheiten auch unter ven Imperatoren noch zugelaflen waren; fiche das 
Beifpiel einer folhen „legitim‘ genannten weltlichen Efflefia zu Ephefus, Apoftelgeichichte, 
19, 39, wodurd zugleich die generellere Bedeutung des Worts Efflefia, ald Berfammlung 
der hervorzurufenden Stimmberedhtigten, coetus evocatorum, belegt wird. 

Bon Eoneilien nad der dritten Wortbeveutung, d. i. von ftellvertretenden,, findet ſich die 
erfte Nachricht bei Tertullian c. 14 de Jejuniis, aus der Zeit, wo er ſchon eifriger Montanift 
war, aljo vom Ende des 2. Jahrhunderts. Er bemerkt dort, daß ed römische Staatsbeſchlüſſe 
und Regentenmandate gab gegen „manderlei Zufammenlaufen” (coitionibus opposita). 
„Gehalten aber würden per Graecias ?) an gewiſſen Orten jene Goncilia aus allen Efflejien, 
durch welche jede höhern Dinge indgemein behandelt würden und die Repräfentation alles 
deſſen, was ſich hriftlich nenne, mit großer Ehrerbietung gefeiert werde. Würdig fei es, van 
man, unter Anführung der Olaubenstreue, jih (aljo) zu Chriſtus verſammle. Solche Eon: 
vente arbeiten unter Gebet und Faſten.“ (Vgl. Apoftelgeihichte 13, 2 u. 3.) Auch deutet der 
Gontert darauf, daß diefe Repräfentativconeilien von den Epijfopen geordnet wurden. Tertul: 
lian felbft habe einft ald anmwejend für dergleichen firhlihe Gonvente gerevet. „Und wenn nun 
wir (d. i. die Montaniften) in verſchiedenen Provinzen aud) im Geifte (d. i. auf unjere geiftigere 
Meife) dergleichen feiern, fo ift ed (jagt er) ein Gefeg einer miteinander dargeftellterr heiligen 
Sade. Man jieht aljo, daß auch diefe fogenannten Pneumatifer dergleihen Zufammen: 
fünfte ald der hriftlihen Gemeinſchaft und Ordnung fehr förderlich betrachteten und nachahmten 

Aber audy wider die Montaniften wurden ſolche gehalten. (S. Eufebius, „Kirchengeſchichte“, 
5,16.) Noch mehrere aber wegen des Streits: ob auch die Ehriften am 14. nad dem erften 
Neumond ihr Paſcha, d. i. ihre an die erfte Stiftung des Abendmahls erinnernde Feftmablzeit, 
balten jollten, wie dies in der Provinz Ajien ald von dem Apoftel Johannes jelbft herkömm 
ih *) fo feftgehalten wurde. Der ephefifche Biſchof Polykrates fagt, daß er'viele Biſchöfe des: 
wegen bei fi zufammenzurufen aufgeforvdert war. (Euſebius, „Kirchengeſchichte“, 5, 24.) 

Dagegen wagte ver römische Biſchof Victor (jo anmaplid wurde man, nachdem die Ehri- 
ften faum unter der jchlaffen Regierung des Baftards der Antonine, des Commodus, einige 
Ruhe erhalten hatten!) das Beiſpiel zu geben, daß er die Aſiaten, folange fie in diefem Ri— 
tus nicht mit dem Ritual Roms übereinfämen, für ausgeſchloſſen aus der Gemeinſchaft mit ven 
unter ihm vereinigten Refivenzgemeinden erklärte. (Eufebius, „Kirhengejhichte‘‘, 5, 24 u. 25.) 
Diefed Verlangen aber, daß die Übereinſtimmung mit Rom nothwendig ſei, wurde von 
Irenäus zu Lyon, von Bahyllus zu Korinth, auch von den Paläftinern und Syrern noch 
ebenjo wenig als zu Ephefus einmüthig zurückgewieſen. 

Bielmehr blieb felbft im erften Theil des 3. Jahrhunderts noh, da Cyprian mit meb- 
reren afrifanifchen Provinzialconeilien die Nihtgültigkeit der Kegertaufe oder das Alleinfelig- 
machende der orthodoren Kirche unter dem alleinheiligmadenden orthodoren Epijfopat gegen 
den hierin tolerantern römiſchen Biſchof Stephanus heftig behauptete, dennoch, aud nad 
Eyprian’d eigener Erklärung, der Örundfag: daß (ungeachtet der Provinzconcilienbeſchlüſſe 
jeder vorgejegte Bifchof in Verwaltung feines Kirchenſprengels das Recht feiner freien Über 
zeugung behalte und nur dem Herrn über fein Handeln Rechenſchaft zu geben habe. S. w 
Ende ver Epist. 72 ad Stephanum Papam de Concilio, p. 130 der würzburger Ausgabe. 

Die Provinzialconeilien waren in der dreihundertjährigen Zeit, wo vom Staat noch Een 
Bollftrefungshülfe, vielmehr oft Verfolgung zu erwarten war, für die Epiffopen das beit 


3) Der ungewöhnliche Plural per Graecias, weldyen Mosheim dadurch fich erflärt, daß er.vas cı 
gentliche und das aſiatiſche Griechenland, vielleicht audy noch magna Graecia in Jtalien zufanımenfafie, 
macht mir die Lesart zweifelhaft. Vermuthlich fchrieb Tertullian per paroecias. Ohne ein beftimmtes 
Land zu nennen, fagt die Stelle: Man ift unter Beranftaltung der Bifchöfe gewohnt, im Umkreis der 
Ghriftengemeinden folche Berfammlungen zu halten ıc. Den Abfchreibern war das Wort paroecia (Ge⸗ 
meindefprengel) unbefannter. Sie riethen auf ein befannteres Wort. Aber außerdem, das der Plural; 
ungewohnt wäre, ift es auch an fich unwahrfcheinlich, daß die von Griechen bewohnten Länder eber als 
andere Goncilien hatten. Die ältere republifanifche Neigung der Griechen, fich ſelbſt zu beraten, war! 
durch Römer längft bei ihnen fo jehr als anderswo unterdrüdt. Auch waren gerade die Synoden geam 
die Montaniften, weldye nach Euſebius „Kirchengeſchichte“ zu Hierapolis ıc. gehalten wurden, außerhele 
der Giriechenländer. | 

4) Gbendort, wo Johannes gelebt hatte, war es demnach als Tradition erhalten, dag Jeſus feim lee 
tes Paſcha, nad) welchem er das Gedächtnißmahl feiner Hinrichtung veranlaßte, zu gleicher Zeit wie di 
Juden gefeiert habe. Gin zur Erflärung von Joh. 18, 28 merfwürdiges, doch unbenugtes Datum. 
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Mittel, mas fie ordnen wollten, bei ven Gemeinden geltend zu machen. Was der einzelne Bi- 
ſchof an feinen Ort nicht durdigefegt hätte, das galt, wenn er ed num von der Berfammlung 
ber meiften Provinzbifchöfe, die ihre anhänglihen Presbyter dahin mitnahmen, als gemein: 
ſchaftlichen Beſchluß nah Haufe brachte. Sein eigened Gutdünfen aber blieb dem einzelnen 
Biſchof, auch wenn er damit auf dem Goncil in der Minorität blieb, doch, nad) dem ſoeben 
angeführten Gyprianiihen ®) Grundfag, noch nad Wunsch gefichert. Daher wurden, fo lange 
dieſer Orundfag galt, die Didcefan- und Provinzverfammlungen, ſoweit es die Verfolgungen 
und andere äußere Umftände geftatteten, ſehr gern gehalten. Erſt in fpäterer Zeit finden wir 
den Kanon, daß diele Zufammenfünfte nicht verfäumt werben follten, öfters wiederholt. Gin 
Beweis, daß fie natürlich den Biſchöfen nicht mehr fo angenehm waren, feit von den größern, 
faiferlich beftätigten Goncilien die ftaatärechtlihe Anſicht, daß die Entiheidung der Mebrbeit 
alle binve, auch auf die Provinzverfammlungen überging und die frühere Unabhängigkeit des 
einzelnen Biſchofs, feinen Sprengel nur nad feinem Gemiffen zu regieren, immermehr 
beichränfte. 

Gerade jolange die Staatsmacht von der Kirche getrennt und oft ſogar gegen fie verfolgend 
war, mußte die Menge, die plebs genannt, um fo vertrauensvokler, ja geduldiger an ven 
für Erbaltung der Gemeinschaft fürforgenden Biſchöf und den fehr lebhaft zufammenmirfenden 
Biſchofsverein, das allgemeine Epiſkopat 6) genannt, ſich anfhliefen. Die Roth prängte zu 
Feftbaltung der Enprianiihen Regeln: ‚, Du follit willen, daß der Biſchof in ver Ekkleſia und 
die Efflefia, al& die dem Hirren anhangende Heerde, im Bifhof ift, und wer nicht mit dem Bi— 
ſchof iſt, mit ven Prieftern Gottes nicht Friede hat, nicht in der Ekkleſia ſein kann (69, 220, 
vgl. 27, 67); Feiner aber ein Chriſt fein kann, der nicht in der Ekkleſia ift (52, 129), und 
Sünvdenvergebung nur in und durch diefe heilige Gfflefia gegeben werden fann (70, 223; 
73, 235), wie überhaupt fein Heil außer der Effleita fein könne“ (73, 243). 

Diefe die Gemeinden feſt zuſammenhaltende Einheit des allgemeinen Epiſkopats, welches, 
ven römifhen Primat anerfennend, doch daraus (61, 227) feinen Gehorfan gegen den= 
felben folgern ließ, wurde nicht nur durd) die Unmöglichkeit, ohne förmlichen Atteft des Bi- 
ſchofs ald Gemeinveglied Aufnahme zu erbalten,, ſondern auch noch bejonders durch die unmit— 
tefbaren Zufendungen von Vertrauten der Biſchöfe, welche die Concilienbeſchlüſſe mittheilten 
und mündlich erläutern fonnten, ſehr eultivirt. Selbft Kappadocien war von Karthago nicht 
zu weit entfernt, daß nicht im Sabre 256 dem dortigen Biſchof Firmilian die für die biſchöfliche 
Gemalt fo wichtigen Goncilienbefchlüffe bis von Afrifa und Numidien aus durd einen eigenen 
Diafonus commumicirt wurden, mogegen vieler (75, 257) die gewiß erwünſchte Ver— 
fiherung ertheilte, daß auch dort alljährlih die Zufammenfunft der Senioren und Gemeinde: 
vorfteher als Nothwendigkeit beobachtet werde nnd gegen alle die Keger oder Antihriften die 
alleinige Gültigfeit der Taufe des vereinten Epiſkopats fefthalte. 

Wir lernen aus eben diefem Schreiben, daß jogar noch ausgedehntere Concilien zu Iko— 
nium in Phrvgien im Beifein des Firmilian”?) gegen die Gültigkeit der für die rein orthodoren 
Epifkopen präjudieirlichen Ketzertaufe gebalten wurden, wohin man and Galatien und ven 
übrigen benahbarten Ländern (259, 267) zum kirchlichen Decretiven zufamnenfam.‘ Died 
fann im diefen Gegenden um fo weniger unerwartet fein, da Galatien, von friegäluftigen 
freien Gelten bejegt, längft republifanifch durd jährliche Nepräjentativverfammlungen res 
giert wurde. ®) 

Ortlich nahe Berfammlungen mußten auch für das Hriftliche Kirchenweſen zweckmäßig und 
meift wohlthätig fein, weil bie dahin großentheild nur praftifche Einrichtungen regulirt wur— 
den, ſodaß man dogmatiſche Überzeugungen nicht leicht der (dafür ſo wenig paſſenden) Ent— 


5) „Habeat in ecelesiae (suae) administratione voluntatis suae arbitrium liberum unusquis- 
que praepositus, ralionem actus sui Domino redditurus.“ Gbenjo Epii. 73, p. 246: „Nemini 
praescribentes aut praejudicantes, quo minus unusquisque episcoporum, yuod putät, faciat, 
habens arbitrii sui plenam potestatem.‘ 

6) Cum sit a Christo una ecelesia per totum mundum in multis membris divisa, item Epi- 
scopatus unus multorum episcoporum concordi numerositate diffusas. Cypr. Ep. 52, p. 130. 
(cf. Ep. 30,.p. 73; Ep. 68, p. 213.) 

7) Er ſpricht zweimal davon in ber erften Perfon: confirmavimus und tractavimus, wonad 
Wald) in feiner Soneiliengefchichte zu berichtigen ift, 

8) Strabe, 12. Vgl. Wernsvorf, De Republ. Galatarum (Nürnberg 1743). 
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ſcheidung dur Stimmenmehrheit audjegte. Wenn je eine feinere Kegerei geahnt werben 
follte, wurbe noch der Weg der Überweifung durch Geübtere, wie bei Beryll (durd den Her: 
zugetufenen 9] Drigenes), gern verſucht. Ohne Zweifel wirkte hier, wenn auch nicht Deutlich 
gedacht und ausgeſprochen, die Grundeinſicht, daß Äußere Anordnungen und Rechte, meil tie 
für das Sichtbare beftimmt jind und aud durch die Rechtsbeſchützung aller oder wenigften® der 
Mehrheit erhalten werden müſſen, wol durd Stinnmenmehrheitt derer, die das Nügliche nad 
Erfahrung beurtheilen, decretirt oder abolirt werden dürfen, daß hingegen Beurtheilung des 
MWahren, injofern ed ald das Unjihtbare von der jeltenen, befondern Stärfe und Übung der 
Geiſteskräfte abhängt, nicht anders ald wider die Natur der Sade und mit Gefahr endlofer 
Zerrüttungen und Willfürlihfeiten dem Entſcheiden durch Stimmenmehrhait unterwürfig zu 

machen ift. 

Die Vernachläſſiguug dieſer Unterſcheidung iſt's, was die folgenden Jahrhunderte, jeit das 
chriſtliche Kirchenweſen duch Kaiſer Konftantineinelegitimirte, dann bevorzugte, bald aber allein= 
herrichende Staatäreligion geworden war, bei einer fait zahllofen Menge von größern Conci— 
lien doch immerfort in das Gegentheil von Gonciliation und nod) viel mehr in eine Kolgenreibe 
und Kette unerweislicher Lehrgebote und Formeln verftrickt Hat. Der Urſprung des Chriſten— 
thums war ein ganz anderer geweſen. Der jüdiſch prophetiiche nationell beſchränkte Begriff, 
wie eine äußere Theofratie, ein Gottesreih des jüdiſchen Volks Gottes durd ihre Geſetzge— 
bung, Sitten und Gultus über alle Welt gebieterifch vorherrſchen jollte, wurde durch den Geift 
des Meijiad oder ChHriftus Jeſus in das Ideal einer allgemein möglichen, dem heiligen Wollen 
Gotted gemäßen Weltregierung erhoben und vergeiftigt. Damald war jhon das eigentliche 
„Glauben‘, das bis zu Empfindung und zweifellofem Vertrauen jeigende Überzeugtſein, 
an die Vielgötterei vielen Nachdenklichern nicht mehr jo recht möglih, weil die uralte davon 
nicht wohl zu trennende Mythologie diefen alten Göttern gar zu viel Unglaublides aneignete. 
Selbit die in Agypten verſuchten philoſophiſch-allegoriſchen Umdeutungen deſſen, was Homer 
und Heſiod geglaubt und dichteriſch veranſchaulicht hatten, konnten jetzt, ſtatt zum Glauben, 
ſchon nur zum Grübeln und eigenwilligen Auslegen hinleiten. Unvermeidlich iſt's, daß das 
VPoſitive jeder Religionsform in gebildetern Zeitaltern deſto unglaublicher zu werden beginnt, 
je mehr jie von ihren früheſten, aus einer ſinnlicher gläubigen Zeit ſtammenden Tradittonen 
nicht frei und unabhängig gemacht, nicht ftatt beihränfter Begriffe das Ideale jubitituirt wer: 
den fann. Es fommt eine Veriode, wo viele „Bedachtſame“ und aljo im eigentlihen Sinn 
„Religiöſe“ an das unglaublih Gewordene nit wiehr glauben fünnen, wenn jie gleich jehr 
gern etwas Glaubliches glauben wollen. 

Sp gejtimmten, dem Monotheismuß bereits nahen, zur Andäctigfeit geneigten, aber 
des heiligen Stoffd dafür beraubten und ungern entbehrenden Gemüthern, deren in der gleich= 
zeitigen Heidenwelt jhon viele waren, die deswegen dem Wejentlihen des Judenthums, dem 
Gotteinheitsglauben, ſich näherten (Apoftelgeihichte 13, 43,48; 17,12; 18,19; 19, 26), 
brachte nun das Urchriſtenthum die immer doch etwas Außeres und Sinnliches mitbringende 
Idealität von einem „Gottesreih für alle Völker” mit populärem Enthuſiasmus entgegen. 
Dazu jollte ſich jeder einzelne ald ein zu Gott, den Heiligen und allgemeinen Bater, kindlich 
fich erhebender Geift vorerft jelbjt bilden. So begann das Beflerwerden ganz naturgemäß nur 
von dem Wollen, welches jeder einzelne in feiner Macht hat. Alsvann folgt erft jichere Ver: 
bindung mehrerer, wenn jie einzeln ſich vorbereitet hatten. Auch alle dadurch brüderlich Ver: 
einte, Arme mit den Reihen, Sflaven mit den Herren, die zurückgeſetzten Frauen wie die 
Männer jollten alsdann örtlich in einen Verein der Ausgewählten Gottes (Ekkleſia) ſich jo ver: 
binden, dag Schritt für Schritt, Ort für Ort ähnliche Vereine des „„Heren‘ (von Kyrioß her 
Kyriafi=dominicae genannt) jih ununterbrogen aneinander anihlöffen, bis dadurch, ohne 
Geräufh und faſt unbeachtet (Rucad 17, 20), Dijtricte, Provinzen, Reiche, ja die ganze 
bewohnte Welt in das beabfichtigte Gottesreih verwandelt wäre. Gin äußerſt einfader, uns 
theoretifch volfsthümliher Weltumänderungsplan, veffen alles Künftlike überbietenve Ver: 
wirflihung feine innere Richtigkeit bewieſen hat. 

Dieje Vereine oder Gemeinden, welche auf den andächtigen Glauben und den.durd die 
Geſellſchaftlichkeit geſicherten Vortheil aller einzelnen gegründet waren, erwuchſen anfangs in 
ſolch brüderlichem — daß ſogar der fehlende zwölfte Apoſtel nach Vorſchlägen der 


— S. Ullmann's balleſches Weihnachtsprogramm: De Beryllo ejusque doctrina (Hamburg 
5) 
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eilf übrigen von der ganzen erſten Gemeinde aus zweien für gleich gut geadhteten, aljo ohne 
Borausjegung einer dem Wählbaren von oben jhon gegebenen Infallibilität durch das Los und 
dann die Diafonen oder Gehilfen nad) perſönlicher Kenntniß gewählt wurden (Apoſtelgeſchichte 
1, 23— 26; 6, 3). Da aber in ven Johannesgemeinden nad Apof. 1, 20; 2,1.8.12 u. |. w. 
ſchon ein einzelner über das übrige Presbyterium wie über die Gemeinde als „Schutzengel“ 
oder Gpijfopus gehoben war, wurden bald die vielen nicht weit voneinander zerftreuten Ge— 
meinbevereine durch die wenigen Epiffopen, deren jeder in feinem Kreife wie ein Stellvertreter 
der Apoftel ſelbſt galt und ſich mit allen jeinedgleihen zu einem alleinigen Univerfalepifkopat 
feft verbunden hielt, in einen äußert wirffamen Organismus vereinigt. 

Dieſe ftatt des Zwangs auf dem Glauben und Wollen der meiften radicirte kirchlich-ariſto— 
kratiſche Organifation hatte ji mie ein Neg von einer Parodie (Didcefe) zur andern über das 
Nömer: und Perjerreih, überhaupt ohne an Landesgrenzen gebunden zu fein, durch die So— 
dalitätäfraft 20) ebenjo jehr ald durch die Wahrheit ver Hriftlih meſſianiſchen Hauptideen 
ausgedehnt. R 

Natürlich wetten überall die vom Mangel bedrohten Opferpriefter, beſonders wenn libel, 
die man dem Zorn der Götter zuichrieb 11), einbraden, Argmohn und Berfolgungswuth gegen 
die „goötterloſen“ Chriftianer. Noch ihlimmer aber war's, dan gerade die fräftigern Im— 
peratoren ded 2. und 3. Jahrbundertd das unverfennbare Sinken des Reichs dur eine 
erzwungene Wiederheritellung des „alten Römerthums“, alfo durch das Gegentheil des hrift- 
lihetheofratifhen, friedlich rehtwollenden Sinnes und folglih durch Unterdrückung diefer 
„Conföderation“ verhüten zu müffen meinten. Dennoch widerftand diefer Macht ver Opfer: 
priefter ſowol als den ftrengern Staatäregenten "vie ſchon beſſer organifirte Epiffopalhierardie 
durch ihre bi8 zum Märtyrerthum ver duldend fliegenden „Kämpfer Chriſti“ begeifternden Ber: 
heißungen ewiger Seligfeit. So oft aber unter jchlaffern Regenten fie weniger geflört und 
beengt wurde, gewann das auf Ginmwilligung und Volfsthümlichfeit gebaute lofale und univer: 
jale Epiifopalregiment defto gröfern Zuwachs. Nachdem auch die graufamfte Verfolgung 
unter Decius nicht viel davon zu erfliden vermodt hatte, konnte nad) einer lange nachgiebigen 
Herrſchaft Diecletian’d Galerius, einer der drei Mitregenten, überweifend 12) zeigen: Rö— 
miſches Heidenthum und firhlihschriftlihe Theofratie ftänden bereits jo gegeneinander, daß, 
wenn dieſe nicht mit unerbittliher Gewalt audgerottet würde, allernächſtens die Kaifer felbft, 
deren Hof, Heer und Beamtenwelt von erflärten Ehriftianern voll war, ihre Staatsreligion 
zu vertaufchen genöthigt wären. Daher dann der legte entfheidende, ſchlau genug nicht gegen 
die Menge, jondern beſtimmt gegen alle Vorftände und die Beiigungen der Kirchen gerichtete 
Berfolgungsfturm. 

Und wer weiß, was, conſequent wider die Hirten der Heerden und deren äußere Hülfsquellen 
fortgejegt, der Zweifampf des Alten mit dem Neuen bewirkt haben Fönnte, wenn nicht der vierte 
der Zugleihregierenven, Konſtantius, feinem perjönliden Charakter nach ein nicht bloß theoreti= 
her, jondern praktiſch weiler Verehrer eines einen für alle wohlthätigen und gerechten Gottes 
gewejen wäre, den ganzen minder verfeinerten aber thatkräftigern Weiten von den germanifchen 
und italienifhen Grenzen an außer der Verfolgung gehalten und feinem Sohn Konitantin eine 
gemüthliche Vorliebe für den ſittlich beſſernden Monotheismus und eine politifch Fluge Neigung 
für Cultusfreiheit anerzogen hätte. 

In diefe gedrängte Entftehungsgeihicte der damaligen Weltlage muß der Staatdfundige 
tiefer hineinbliden, wenn er ald Menſchen- und Rechtskenner rihtig faſſen und beurtheilen will, 


10) Die wirfjamfte Art von Ausbreitung ift nicht die geſetzgebende, nicht die politifch zwingende, 
auch nicht die wiffenfchaftliche und literarifche, fondern die mündlich, im Umgang, in Privatbeiprechuns 
gen, bei Agaven, von Haus zu Haus, von Dorf zu Dorf fi fortpflangende. - „Neque enim civitates 
iantum“, jchreibt der richtig beobachtende Statthalter Plinius, ‚sed vicos etiam atque agros... 
contagio pervagata est‘ (Ep. 97). 

11) Post Alexandrum Imperatorum ... terrae motus plurimi et frequentes extiterunt, ut et 
per Cappadociam et Pontum multa subruerent... ut ex hoc persecutio quovis gravis adversus 
nos christiani nominis fieret. Firmiliani Ep. 97 ad Cyprian p. 261. Tod) war persecutio illa non 
per totum mundum, sed localis. 

12) Hierüber erhält, wer dergleichen Memoiren zu leſen und zu deuten verfieht, die geheimern Auf: 
fchlüffe in dem Aufſatz: De mortibus persecutorum, von Lartantius, welcher, als Rhetor in Diorles 
tian's Palaſt jelbit benugt, beiderfeitige Hof: und Staatsintriguen, foweit es ihm als Gelehrten und 
als Chriften möglich war, beobachtete. 
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was nun Konſtantin und ſeine zwiſchen dem Orient ünd Oceident ver ungeheuern Reichsaus— 
dehnung ſich theilenden, tr byzantinifiben ald römifhen Nachfolger wegen des ohne 
den Staat entjtandenen gefammtepijfopalifhen Chriftenftaats überhaupt und befonderd aud 
durch die Epiffopenverfammlungen oder Goncilien gethan und beabjihtigt haben. 

Konitantin war, wenn man in feinen Gdicten und Thaten Politik und Gefinnung vſych olo⸗ 
giſch genau ſcheidet, offenbar aus Überzeugung Monotheiſt, doch mehr nach Theorie als, wie fein 
Vater, um der praftifch eveln Folgerungen willen. Seine Rivalen ftügten ih auf dad heidni— 
ſche Römerthum, die Politif mußte ibn die Chriften dur Vorzüge zu begünftigen bewegen, de: 
nen er ald Monotheift blos jih genähert haben würde. Denn lange ſpricht er zwar mit Affect 
von dem „Gott über alles, als dem Heiland‘ (faft jo wie in den uns befannten Urkunden der 
Heiligen Allianz, weldhe dreierlei Kirchen damals ald verbündet zu behandeln und daher aller- 
meiſt unter den einen Heiland, Gott, zu ftellen hatten), aber gar nicht oder auffallend wenig 
ſpricht er nod von Chriſtus. 

Je weiter dann aber Konftantin auf feiner Groberungsbahn, wo die Chriſten für ſich wie 
für ihn das Äußerſte wagen mußten, glücklich fortſchritt, deſto eifriger gingen, wie feine Anord— 
nungen beweiſen, ſeine Wünſche blos auf ein ruhiges Nebeneinanderſtellen beider Religions— 
parteien. Eintracht im ganzen Staate und Entfernung der Tyrannei oder Willkürherrſchaft waren, 
wie er wörtlih (Gufebius, „Leben Konſtantin's“, 2,65) und durch die Thatſachen erklärte, feine 
Negierungszwede. Gerade daraus aber, weil er unausgeſetzt in diefen politifhen Hoffnungen 
gearbeitet hatte, wird es begreiflich, wie der nächft vor der Feier feiner Vicennalien entftanden 
neue Gpijfopalftreit in den ohnehin nie ruhigen Alevandrien ihn jo jehr in Bewegung jegen 
und zu dem erſten Beijpiel einer von den jlreitenden Gegenden auf kaiſerlichen Wagen zu: 
ſammengeholten, vom Imperator präfldirten Epijfopenverfammlung, die für die von ihm be: 
berrihte Ofumene oder „cultivirte Welt” allgemein geltend — ökumeniſch werden ſollte, be: 
ftimmen fonnte 

Schon die Donatiftifhen Kirhenftreitigfeiten in Afrika, welche hauptſächlich auf dem Vor— 
urtheil beſtanden, daß nur ein von äußerlib Rechtgläubigen eingefegter Biſchof ſeligmachende 
Sakramente adminiftriven fünne, und welde aljo die Gläubigen über die individuelle Amts: 
mwürdigfeir des Epiſkops immer ängftlidh machen mußten, hatten Konftantin 311—316 blos ald 
eine Staatöangelegenheit behandelt, welche, weil fie Unruhe mache, unter feiner Autorität bei: 
gelegt werden müfle. Daher verſuchte er das vorber unerhörte Mittel, Regierungscommiffionen 
aus Weltlihen und Epifkopen zugleich in großer Anzahl und auf Staatsfoften zur Aburtbeilung 
darüber anzuordnen. (Eufebius, „Kirchengeſchichte““, 10,5, 6.) Offenbar waren die beorderten 
Biſchöfe dabei nur ald Erperten (Sahfundige), um den Inhalt des Streits ins Klare zu bringen. 
Die Entfiheidung erfolgte im Namen des Staats. Und da das Donatiftiiche meift äußere Nechte, 
die Frage nämlich: ob ein der Nachgiebigkeit in Verfolgungen Verdächtiger zum Biihof wählen 
oder gewählt werden dürfe? betraf, fo fonnte auch das Ganze ald Rechtsſache abgetban werden, 
wenn nur, worin nad den kirchlichen Grundfägen dad Necht beftand, durch die kirchlichen Mit— 
lieder der Regierungscommiflion erörtert war. 

Schr verihieden war die Streiturfadhe zu Alerandrien. Hier betraf ed ganz ein Dogma. 
Aber auch hier betrachtete e8 Konſtantin nur infofern es die Staatsruhe bedrohte. Wenn er 
jhon mit der Ehriftologie genauer befannt und nicht nod mehr Monotheift als Ehriftianer ge: 
wefen wäre, wie bätte er denen, welche über das „‚wefentliche im Verhältniß Ehrifti zu Gott” 
ftritten, dem Biſchof Alexander und deifen Presbyter Arius, in gleihem Maße ſchreiben laſſen 
fönnen, daß ihrer Streitfucht ein Fleinlicer und leicht zu beendigenvder Vorwand zu Grunde 
liege und daß „über vergleihen Dinge nicht gefragt und geantwortet hätte werben jollen, weil 
fie nämlich nicht über ein Hauptgebot oder neuen Gult (nur über eine Lehreinfiht) umeinig 
ſeien.“ (Gufebius, „Leben Konſtantin's“, B. 2, 68— 70.) 

Nahe war demnach der Kaiſer vor dem nicäniſchen großen Concil von 325 der Einfiät, daß 
das Wahre in Lehren nicht durch Autoritäten, Macht und zufällige Stimmenmebrbeit entſchieden 
werden könne, ſondern wie in der Philoſophie (Eufeb. 2, 71) der nur mit der Zeit möglichen 
Wirkſamkeit ver Gründe und Gegengründe frei überlaffen und nur äußere Ruheſtörung ab: 
gehalten werden follte. 

Aber allzu gewaltig war jhon das in der Bolfdmeinung radieirte Epiffopalregiment, weil 
dad Seligwervden allein durd Vereinigung mit dem einzelnen Biſchof, ald dem ven Apofteln 
fuccedirenden Verwalter der Geheimniffe und ſakramentlichen Gnaden Gottes, möglich fei, die 
Legitimität des Biſchofs aber von feinem Anerfanntjein im allgemeinen Epiſkopat abhänge. 
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Wegen dieſer ſeit ein paar Jahrhunderten ſchon wie ein Chriſtenſtaat im Heidenſtaate erzeugten 
Epiſkopalmacht alſo ließ Konftantin mehr ald 300 folder Kirhenmagnaten i in die Nähe feiner 
orientaliihen Hauptitadt, nach Nicäa, zujammenbriugen, nicht um durch jie auf den Grund ver 
Sache einzudringen, jondern, wie er fie auch durch perſönliches Zureden dazu vermochte, ein der 
Staatsruhe förderliches üÜbereinkommen für eine geweinſchaftliche Lehrformel zu bewirken. 

Anders allerdings wurde die Sache von den Biſchöfen genommen. Sie, die ſchon als heilig 
und ſelig Betitelten, erſchienen in dem chriſtianiſchen Gottesreich als Chriſti Stellvertreter. Wie 
viel Chriſtus perſönlich gelte, war alſo für ſie nicht eine kleine Frage. Wir müſſen auf deren 
Entſtehung zurückblicken. In ſeiner perſönlichen Erſcheinung muß der Begründer des Ur— 
chriſtenthums einen außerordentlich mächtigen Eindruck gemacht haben. Die Dämonicirenden er— 
ſchütterte ſein Anblick. „Wir faben‘‘, fo wird im Namen feines Lieblingsjüngers im Johannes— 
evangelium geſchrieben, „feine Majeftät wie die eines Ginzigartigen von Gott.” Ungeachtet er 
jo kurze Zeit perfönlid gewirkt hatte, war doch der Eindruck, daß er wie ein Übermenfchlider, 
wie ein Göttlichgeftalteter CRhilipp. 2, 6— 11) ih gezeigt und durch den tiefiten Gehorſam 
gegen Gott gewiß alsdann die Höcfte Geifteserhöhung erhalten habe, fortdauernd. Die gno= 
ftifche (wie jie meinte, das Wahre „tief erfennende”) Vorſtellung, daß er ein mit heiligen Ein— 
jichten begabter Menfchengeiit geweſen ſei, auf den fich eine hohe Oottesfraft oder ein bejonderer 
Mittelgerft, Chriſtus, einwirkend herabgelafien habe, misfiel als viel zu gering immermehr. 

Bald entftanden alſo Tperulative Theorien, wie ſich der in ihm fihtbar gewordene Meſſias— 
geift zum einen Gottesweſen verbalte? In Palaftina war der Begriff: der meſſianiſche Geift 
als jolcher habe vor der Weltihöpfung in Herrlichkeit bei Gott präeriftirt, jodap, wenn er, der 
Heilftifter (Soter), nit zum voraus dageweſen wäre, eine ſündige Menfchenwelt gar nicht ge— 
ichaffen fein würde, Von Jeſu ſelbſt wird Joh. 17, 4. 5 die damit parallele Bitte an den Va— 
ter, als den alleinigen Gott, aufbewahrt, daß, wenu er jein Meſſiaswerk vollendet haben werde, 
ihm bei dem Bater Die Herrlichkeit wieder werden möge, welde er bei demſelben, ebe die Welt 
ward, gehabt habe. ine zweite Theorie ging von altteflamentlihen Stellen aus, daß vie fid) 
offenbarenne Weisheit (Sophia) als ewige Vollkommenheit und faft wie eine beiondere Perſon 
(Spridw. 8, 22— 31) in Gott ſei, alles Werdende durch fie werde und der Meſſiasgeiſt jelbit 
in Jeſus fo herrlich erſchienen ſei, weil der alletnige Gott jelbit, aber beſonders als jene ji 
offenbarende Meisheit, in ihm jich vergegemwärtigt, ihn zu feinem Sohn gemacht habe. 

Alerandrinifch jüdiſche Gelchrte, noch vom Urhriftenthum unabhängig, hatten ſich eine 
dritte Theorie gebildet, nad) der jene Weisheit im weltlichen Gott ewig war und blieb, aber daß 
der Ewigreine, da er alles Nichtvollfommene werden laſſen und doch unmittelbar mit dem Nie— 
drigern ſich nicht befaifen wollte, aus jener Weisheit einen mit allen Ideen und Kräften für die 
Weltſchöpfung erfüllten, göttlich erzeugten Geijt perſönlich hervorgehen ließ, welden jie daher 
den Weisheitſprechenden (Kogos) und einen zweiten Gott nannten, auch alle Offenbarung 
Gottes unter den Menſchen von demjelben ableiteten, jüdiſcher Hoffnungen auf einen Meſſias 
aber dabei nicht erwähnten. Das vierte dagegen in diefer Beziehung war, daß dieje außer: 
paläjtiniihe Vorftellung von einem Loges, der „bei dem (eigentlichen) Gott“ als ein Gott ſei 
und durch den alles werdende, die Welt ſowol al3 das geiftige Licht für die Menſchenwelt, werde, 
im Gingang des Johannesevangeliums auch in das Urchriftliche aufgenommen und daraus die 
Erklärung abgeleitet wurde, warum in Jeſus jene Majeftät eines in feiner Art einzigen Gottes: 
ſohns zu ſehen geweſen jei. Der im Menjchenteib (dem Fleiih) Jeſu nach der paläftinifchen 
Theorie erihienene Meſſiasgeiſt nämlich ſei gerade eben verjelbe, ven die alerandrinifche Theorie 
den Logos Vottes, den vor aller Schöpfung bei dem Gott ſeieuden zweiten Gott, nenne. 

So theologiſch die Darftellung diejer vielerlei ſpeeulativ gedachten Möglichkeiten Elingt, jo 
nöthig ift die gedrängte Notiz davon doch aud den Staatsrechtskundigen, wenn ihm nicht die 
Probleme, über welche in jo vielen Goncilien geftritten und mehrere Jahrhunderte hindurch die 
Staatsruhe gefährdet wurde, ja Jogar auch zu unjerer Zeit aufs neue leicht gefährpet werden 
könnte, wie etwas blos Willfürlices und gleihjam aus den Wolfen Gefallenes und vom bloßen 
Gigenfinn Aufgerafftes erjcheinen jollen. 

Alte alerandriniihen und auch andere etwas philofophirenden Kirchenväter waren im 
2. und 3. Jahrhundert für die vierte Theorie, daß der Meſſiasgeiſt und der Logos einer: 
let, alfo jener aud) der ſecundäre Gott fei, durch welchen der Gott über alles, ald durch einen 
von ihm ausgeftatteten und unmittelbar erzeugten Geift, alles Übrige geichaffen und von jeber 
ji den Menſchen geoftendbart habe. Dagegen wurde die zweite Theorie, daß Gott jelbit, jedod) 
nur als ewige Weisheit und Wundermadt, in dem Meſſias unmittelbar gewirkt habe, in Sa— 
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bellius, Paul von Samofata und andern verfegert; ſowie gemöhnlid das Feinere die Stinmten- 
mehrheit lange nicht für ſich gewinnen kann. Solange indeß der Chriſtianismus noch der Viel⸗ 

götterei verfolgt gegenüberſtand, war es immer bei den Apologeten deſſelben eine nicht ganz un— 
beliebige Art von Verähnlihung mit derfelben, wenn man zwar den eigentlihen „Gott über 
Alles‘ monotheiſtiſch, aber do auch einen von ihm abgejonderten hoben Geift ald einen unter: 
geordneten Gott befannte. 

Jegt aber, da die Kriftliche Epiſtopalkirche hauptſächlich wegen der Gotteinheitälebre der 
Vorliebe des Imperators verfihert wurde und das alte Kehren von einem „zweiten Gott außer 
dem Gotteöwejen‘‘ mit dem nunmehr bevorzugten Monotheismus weniger vereinbar erſchien, 
fanden die Kirchenobern zu neuen theoretifhen Verſuchen Anlaß genug; befonders dort, wo bie 
Theorie von dem Logos, ald fecundärem Gott, gleihfam zu Haufe war. in tieffinnig viale- 
tifcher Presbyter, Arius, hielt feſt an dem alerandriniichen zweiten Gott, ald untergeorpnetem 
Meltfhöpfer und Dffenbarer, dachte aber dennoch die höchſte Gotteinheit dadurch mehr zu ſchützen 
und hervorzuheben, daß er in den härteften Ausdrücken ven zweiten Gott, Logos, als einen ge: 
fhaffenen und einft noch gar nicht geweſenen beſchrieb, weldher, aufwärts mit dem einen Gottes: 
weſen verglihen, unendlich viel tiefer ftehe und nur abwärts gegen alles, was durch ihn ge: 
ſchaffen ward, für alles dieſes Nichtvollfommene ein Gott, ein Stellvertreter des eigentlichen 
Gottes fei. 

Berlegend Flangen diefe harten, wenngleich nicht inconfequenten Formeln des Arius gegen 
den mit Chriſtus oder dem Meſſiasgeiſt (nad vem Prolog des Jobannedevangeliums) als ei: 
nerlei gedachten Logos. Verletzend aber auch zugleih gegen die Würde ver Kirche und vor: 
nehmlich der Statthalter Chrifti, ver Epiffopen, mußte die verfuchte Herabiegung der zweiten, 
als Gott genannten Perſon bejonders den Biſchöfen ericheinen. Der Biſchof von Alerandrien 
war daher, gegen feinen Presbyter, vielmehr dafür, daß zwar Ehriftus und der Logos als iden- 
tiſch und ald Perſon zu behaupten, aber darauf gedacht werden müſſe, wie dieſe Berfon mit 
außer dem Gottesweſen, fondern zugleih und in gleicher Würde mit der Perfon des ihm ewig 
zeugenden Vaters in dem einen Wejen der Gottheit ſelbſt ſubſiſtire. Die einft noch dunkle Ab: 
nung mander Dccidentalen (mie ded Jrenäus), daß wol die ewige Weisheit jelbit innerbalb des 
göttlichen Weſens wie eine Verſon jubjiftire (— ald Hypoſtaſis beſtehe), begann um fo mebt 
denfbar zu ſcheinen, da ohnehin die neuen Ausleger Platon's ihn fo zu deuten pflegten, wie wenn 
der oft dichterifche Philofoph die manderlei göttlichen VBollfommenbeiten und Idealitäten ſich 
wirklich wie jelbftändig gedadht hätte. Das Gotteswejen (7d Deiov) ſchien reell aus ſolchen 
Hypoftafen oder Perſonen beſtehen zu fönnen, wie wir das Menſchenweſen oft aus Vernunft, 
Verſtand, Willen u. ſ. w. gleihjam ald aus Perſonen oder befonvders jubjiftirenden Kräften be- 
ſtehend beſchreiben. 

Mochten dieſe verſchiedenen Theorien über ihren theokratiſchen Chriſtus und mehr ideali— 
ſchen Logos unter der Menge der „gottgeheiligten und ſeligſten“ Epiſkopen, welche Konſtantin 
zuſammenrief, in Umlauf und noch in unvollendeter Gärung ſein; ihm, der ſich bis gegen ſein 
Ende als einen erſt noch zur Taufe vorzubereitenden Katechumenos außerhalb des Kirchenthums 
hielt, war es nicht fowol darum zu hun, ob die hriftlihen Kirhenobern nad einem Verflus 
von drei Jahrhunderten über das Verhältniß ihres Chriftus zu dem einen Gott, den er ver: 
ehrte, jetzt endlich gewiß werden fönnten, als vielmehr darum, daß fie über eine mit dem Mono 
theismus vereinbare, die Störung der Ruhe feines Staats verhütende Denfweife und Forme 
einveritanden werden und den Kirchenfrieden nad Haufe mitnehmen jollten. Welchen Reiven 
fonnte auch der Eluge Herricher vor den meiften derverfammelten „Liturgen Gottes, des gemein: 
ſchaftlichen Beherrſchers und Heilands aller‘ (ſ. Eufebius, „Leben Konſtantin's“, 3, 12) in üb 
fühlen, da die heiligen Männer gleich anfangs ihn mit eiferfüchtigen Klagen gegeneinander fo 
überhäuften, daß er alle feine griechiſche Suada (c. 13) nöthig hatte, damit man nur zu ge: 
mäßigten Deliberationen fommen fonnte. Soweit nun das Kirchliche nicht in das ÄAußerte, in 
die Erjcheinungswelt des Staats eingriff oder einwirkte, ließ er jie ald Epiſkopen der Ekkleſta 
rituelle (das Paſcha ald Feier des Auferftehungstags oder de3 eigentlichen „Djtern‘ regulirende) 
und dogmatiihe Beſchlüſſe Faffen. 

Mas nun das Logosdogma betraf, fo waren faft alle Verſammelte von den hart durch— 
greifenden Ausdrücken des Presbyters Arius, der ihn einen „Nichtgeweſenen“ und lieber ein 
Geihöpf als einen Göttliherzeugten nannte, indignirt. Unvermerft aber benußten die durch— 
ſchauendſten Gegner der Arianiſchen Härten, wie befonders der Presbyter Athanaſius, den all: 
gemeinen Widerwillen gegen dieje jo weit, das ein Beſtimmungswort, weldes Artus durchaus 
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perhorredeiven mußte, einzig um ihn und die wenigen ihm treu gebliebenen Rigorijten zuver⸗ 
läſſig auszuschließen, ald Schibbolet anerkannt wurde. Died war das Wort Homouſios, deſſen 
Schickſal wol jonderbar zu nennen ift, weil e8 früher Firdlidy verworfen war. Schon ums 
Jahr 260 nämlich hatte Sabelliud vom Logos des Johanneiſchen Evangeliums die Auslegung 
verſucht, daß bie ewige Weisheit des einen Gottes, welde ald eine Vollkommenheit und Wir: 
kungskraft zugleich mit andern ſolchen Kräften das Weſen Gottes ausmache, und alfo innerhalb 
dieſes Weſens, aber nicht als perſönlich jubitftirend fei. Das für diefe Vorſtellung paffende 
Kunftwort wurde damals kirchlich verworfen, weil die meiften noch den fecundären Gott, Logos, 
als einen aus dem Weſen des Vaters herausgetretenen daten. Jegt hingegen behielt man von 
den Alerandrinern und den Arianern zwar gern die Behauptung bei, daß die Weisheit Gottes 
unter dem masculinen Namen Logos eine Berfon, ein Gottesjohn ſein, verband aber damit die 
mehr epijfopaliiche als philoſophiſch denkbare Vorftellung, daß eben dieſe Perſon aber auch die 
Perſon, welche fie ewig ald Vater zeuge, zugleih (—KHomu) in dem Einen Weſen (—derliiia) 
Gottes und aljo nicht aufer und unter daffelbe hervorgetreten fei. Die Disputirenden unter: 
ſchieden nicht, was wir durch die Begriffe Subftanz und Effenz unterscheiden. Wie jeder weiß, 
ift ein Mefen, 3. B. die Menſchheit, an ſich nur ein abftracter Begriff, der nirgends als in Ge— 
danken eriftirt. Die Menichheit ift nur in den einzelnen Berjonen, in weldhen das zum Menjd: 
fein Unentbehrliche oder Gifentielle als wirklich befteht. Lmgefehrt aber glaubten die firengen 
Antiarianer ſich zwei oder drei Perfonen, die innerhalb eines, des göttlihen, Weſens exiftirten, 
zwar nicht denfen zu fönnen, aber doch um fo mehr als ein Geheimniß behaupten zu müſſen, 
weil jie das Gottesweſen als eine „Subſtanz“ obnegleihen betradpteten, in melher das zum 
Gottjein Inentbehrliche oder das Effentielle nur einmal fei, aber worin aud) noch andere, von= 
einander unterſcheidbare Qualitäten verwirklicht jeien, durch deren Verſchiedenheit ſich drei 
(Bater, Sohn und Geift) ald Verſonen unterſchieden und doch nur innerhalb einer und eben: 
derjelben Subftanz (Uſia) zugleih (Homu) jubititirten. 

Ginleuchtend fonnte diefe geheimnißvolle Darftellung wol auch dem Imperator gemacht 
werden, injofern dadurd) der in ihm vorherricende Glaube an Monotheismus, welcher, folange 
die Chriften von einem ſecundären Gott (Deuteros Theos) ſprachen, gefährdet war, reiner und 
geficherter erichien. Den Biſchöfen aber konnte die jegt beftimmter gefaßte Geheimnißlehre um 
fo genügender ericheinen, weil dadurch der, welchen fie in der Kirche repräfentirten, der Chriſtus— 
Logos, auf der höchſten Stufe der Dinge, innerhalb der alleinigen göttlihen Subftanz beſtehend 
zu glauben war. Alle Theile hofften durch das Eintreten in dieſes myſteriöſe Dunfel allgemeine 
Ruhe zu befördern. Erft die Erfahrung zeigte daß der Kirhe und dem Staat jo jhädlich ge: 
wordene Gegentbeil. Jahrhunderte hindurch konnte dennoch der unaufhaltfam fortbilvenve 
Verſtand in dem Beitreben, durch neue Begrifföverfuhe und Wendungen den zum Seligwerben 
unentbebrlihen Dogmenglauben ſcharf genug zu beftimmen, unmöglid zur Ruhe fommen. 
Denn während man ein Lehrgeheimniß vor ſich zu haben vorausjegte, wurde das Angenommene 
nun doch jo behandelt, wie wenn man „hinter das Geheimniß zu kommen“ die Aufgabe und die 
Fähigkeit hätte. 

Als das erite von der Staatsmacht gewollte, dirigirte und durch Betätigung geltend ge: 
machte Gonciliun war das Nicänifche der Typus, von dem alle folgenden einen Theil behielten 
und in andern Hauptpunften nur allmählich abwichen. Das Gharafteriftiiche davon ift des— 
wegen ftüchweife zu marfiren. 

1) Es ward nur, weil der Staatdregent es deswegen wollte, damit nicht durch Mangel an 
Uniformität ſowol im Nitus (ver Feier der Auferftehung und der wegen der Bafiton vorher— 
gehenden Faſten) als im Dogma aus der Kicche Unruhe in den Staat übergehen möchte. (Die 
Uniformität im Ritual wurde zu wichtig genommen. Vollends aber die Lehreinſichten zur Uni: 
formität zu zwingen, ift, wie die Erfahrung aller Folgezeit bewies, eine Unmöglichkeit. Dennod 
würde durch Verſchiedenheit der Gebräude und der Lehreinfichten die Öffentlihe Ruhe gewiß 
nicht gefährdet, wenn nur die Staatsmacht ald Rechtsbeſchützerin, ftatt einen Theil zu begün— 
ftigen, immer alle von Unrechtthun gegeneinander abhalten und für fih nur Gapacitäten zu 
benugen, nicht ftreitige Meinungen zu protegiren, fih zum Spftem machen würde.) 

2) Verfammelt wurden zu den Sigungen nicht nur Biſchöfe, jondern auch Presbyter, unter 
denen ſich die Sachverſtändigen (mie Athanaſtus, Baphnutius) jehr geltend machten. 

3) Offenbar abihtlich und wohlbedacht war ed, daß außer Hoflus, der ald Spanier lange 
fhon dem Kaijer vertrauter geweien fein muß, nur orientalifche Biſchöfe zufammengerufen 
waren. Die dogmatifche Unrube aus der Logoslehre kam erſt fpäter in den Oceident. 
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4) „Der Biſchof der Kaiſerſtadt Nom fehlte wegen feines Alters‘, jo ſchreibt Euſebius im 
„eben Konſtantin's“, 3, 7; „ſeine anweſenden Presbyter aber füllten ſeine Ordnung.“ Nicht 
ſie, ſondern der erſte Biſchof auf der rechten Seite hielt an den im — nad) den Miniſtern eine 
geiretenen Konftantin eine Anrede (c. 11). 

5) Der Kaifer eröffnete dad Concil mit einer Standrede (c. 12— —13). Inu feiner Ab: 
wefenheit dirigirten feine Commiſſarien. Man lebte auf jeine (ded Staats) Koften (c. 9). 

6) Nach kirchlichen Grundſätzen ſich zu Beichlüffen, welde theild Dogmenbeitimmung, theils 
Anathematismen gegen das Ketzeriſch- Verworfene , theild Kanones Eirchliche Regulative) be— 
trafen, zu vereinigen, wurde den Berathſchlagenden überlaſſen, doch ſo, daß der Kaiſer ſehr zur 
Eintracht mahnte (e. 13). Man fegte noch voraus, vap alle Wohlgefinnte willen müffen, was 
firhlich wahr ſei. Sie felbft aber betrugen fih jo, wie wenn der Heilige Geiſt es erft durch De— 
liberationen in dev Mehrheit zur Gewißheit brächte. Cine jonderbare Stellung, wo man das 
Wahre bald ſchon zu haben, bald erſt, und zwar per majora, zu ſuchen die Miene machte. 

7) Das Widtigfte war, daß die zur Ginftimmigfeit (oder Stimmenmehrheit) gebrachten 
Beihlüffe ald vom Imperator gültig erflärt unter feinem Namen an die Gfflejien aller Pro— 
pinzen ausgeihrieben wurden, unter dem c. 20 ausgeſprochenen Poftulat: „Wenn etwas in 
den heiligen Synebrien der Biſchöfe gemacht werde, jo habe ed Gleichheit mit dem göttlichen 
Willen.” In diefen Sag aber war unftreitig miteingefchloflen, daß es vom Kaiſer beftätigt fein 
mußte. Und nod war feine Unterſcheidung gemadt: ob dieſe Beitätigung nur negativ die Er: 
flärung, daß der Staat nichts gegen die Beichlüffe einzuwenden habe, oder auch poſitiv das Ver: 
bindlichmachen zum Gehorden im ſich ichliegen ſollte. Factiſch wurde das legtere angenommen. 
Denn auf) ven dogmatiſchen Beſchlüſſen follte die Minorität unterworfen jein. Den Arius und 
die ſtreng Widerſprechenden wollte Konftantin durch Landesverweiſung für die Staatsruhe un— 
ſchädlich gemacht haben. 

Bald ergab es ſich, daß ſtatt Einheit durch aufgenöthigte Formeln zu bewirken, vielmehr den 
meiſten dadurch jetzt erſt klarer wurde, worin und warum ſie nicht einverſtanden wären. Als 
die Auseinandergegangenen erſt bei ſich über das Votirte gemächlicher zu reflectiren Muße be— 
kamen, waren einige ſtreng Antiarianiſche äußerſt über das gefundene Kunſtwort Homouſios 
(= couſubſtantial) erfreut, andere wollten wol den Begriff, „daß der Sohn mit dem Vater 
innerhalb des göttlichen Weſens ſei“, aber vermieden die unbibliihen Ausprüde. Gine dritte 
Zahl fhritt gegen das Wort, um aud) den Begriff anders zu fallen. Aber aud) diefe waren wie: 
der getheilt: einige hart in arlanifchen Formeln, andere gelinder in Worten, aber doch nach alt: 
alerandrinifcher Gnoſis den Vater ald den eigentlichen, ven Logos als den erzeugten Gott jegend. 
Eine dritte Klaffe wagte fogar auf die Duelle all diefes Streitend zurüdzugeben und zuvörderſt 
zu fragen, inwiefern der Meſſiasgeiſt bibliih Sohn Gottes genannt und mit dem Logos ver— 
bunden fei. So behaupteten Marcellus und Photinus, daß der eine eigentliche Gott immer als 
Schöpfer und Vater, gegen die Menſchen aber und in Jefus befonders als Yogos und Heiliger 
Geiſt wirke, waren aber durchaus nidyt Sabellianer.13) 

Statt einer Partei gab es demnach bald jechjerlei Gegenſätze. Auch Konſtantin wurde be— 
richtet, wie des Arius Logos, als ein hoher Geiſt außer Gott, ſeinen Monotheismus nicht ge: 
fährde. Er lieg daher den Anathematijirten ſchon 336 wieder in die Kirche aufnebmen. Sein 
Sohn Konjtantius aber war für eben diejes Unterfcheiden zwiſchen dem Kogos, ald dem höchſten 
aller durch Gott feienden Geijter, und dem göttlichen Urweſen, fo fehr, daß 355 auf einem gro— 
Ben Coucil zu Mailand von 300 Bifhöfen nur drei, nebft den beiden römiſchen Yegagen, gegen 
Arius und für Athanafius zu ffiinmen wagten. Kein Wunder. Sobald nad Decius Ruhe für 
die Kirche eintrat, begannen, ſchreibt Gufebius, „Kirchengeſchichte“, 8, 1, jelbit ein Biſchof, Die, 
welche Hirten ſchienen, aus Eiferſucht Zänkereien, Drohungen und maßten ſich gern Herrſchaften 
an, twie die Tyrannenregierungen. Auch Konjtantin hatte (ſ. Enfebius, „Leben Konſtantin's“, 
3, 12; 4, 41. 42) immer nur gegen die Streitfucht unter den Biſchöfen zu ermahnen. 

Faſt unzählige Synoden und zum Theil ſehr vollzählige Goncilien deliberirten und dog— 
matifirten bald wider-, bald füreinander; bald machten jie die Hoftheologie, bald wurden ſie von 
diefer inſpirirt. Auch perſönlicher Widerwille ferigerte die Verfolgungsluft, namentlich gegen 
den rajtlojejten, dialektiſch conſequenteſten Sumoujianer Athanaſius, der vadurd den Erzbiſchofs⸗ 
thron von Agypten errungen hatte uud, wenn man fein Dogma faßt, eigentlich in dem Verei— 


13) Meine Abhandlung über des Marcellus Lehre in den Heidelberger Juhrbüchern, 1855, ©. 868 
—882. 
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nigen der Eſſentialität und der Subftanz das Unterſcheidbare concentriren wollte. Nach ihm iſt 
das Ejjentielle (— das zum Gottfein Unentbehrliche) in dreien, diefe drei aber jind doch nur in 
einer Subftanz. 

Genug! Gewonnen war jegt nichts ald die Vervielfältigung der generellen Concilien. 
Das „Staats = Lerifon” intereffirt jih nur für einen Uberblid der einflußreichſten Reſultate 
berjelben. 

1) Das erſte und fortvauernd wichtigſte ift, wie der Patriarhat von Nom allmählich ſich 
zu einem überwiegenden Einfluß auf die größern Concilien erhob und die Faiferlihen Hofein— 
wirfungen minderte. Athanaſius, 336 von Konjtantin I. abgejegt, floh zu dem thätigen Ober: 
biſchof Julius J. nach Nom und veranlaßte dadurch erft eine größere Theilnahme ver Occiden— 
talen an dem bis dahin nur für die Gräciſirenden bedeutend und verftändlic geweſenen Logos— 
ſtreite. Der Erfolg gab überhaupt das erfte auffallende Beifpiel, daß, wer dev Biſchofsmacht 
zu Rom Gelegenheit, im entferntere Kirchengegenjtände einzumirfen, verihaffte, nicht leicht 
umſonſt auf kräftigen Beiftand hoffte. Julius J. erflärte ih 341 günftig für Athanaitus und 
Marcellus. 344 verihaffte ver alte Hoſius von Corduba durch Die von den Dccidentalen be: 
herrſchte Verſammlung zu Sardica in Illyrien für Nom den Vorzug, daß, wenn Bifhöfe gegen- 
einander Abſetzungsklagen hätten, wie eben damals Athanafius in diefem Fall war, dev Ober: 
biſchof der alten Hauptitadt, fofern er deswegen angerufen werde, den Hauptpunft, wer von den 
Nachbarn die Unterfuhung zu führen habe, beſtimmen follte. In der Holgezeit behauptete man, 
daß fie al& Delegirte nicht abzuurtbeilen, vielmehr ven Erfund nur in Rom vorzulegen hätten. 
Man folgerte bald daraus pas noch Kürzere, daß überallber nad Nom appellirt werden dürfe, 
und alsdann von dort die Entfheidung zu erwarten ſei. Man ließ ih ungern daran erinnern, 
daß die Unterſucher doch immer in den benachbarten Gegenden (in partibus) gewählt, nit aber 
römiſche fein follten. Der ganze Oceident war an die „Prineipalität” der alten Hauptſtadt viel 
mehr gewöhnt alö der Drient an die neue Reſidenz Konftantinopel, mit deren Erzbiſchof die 
gleichen Würdenträger der großen Städte AUlerandria, Antiohia, Epheſus ꝛc. zu rivalifiven 
leicht gereizt waren. Das alte Nom mit feinem juburbicariihen Umfang hatte wohlbejegte 
Kirchen genug, um ſchon für jid) allein eine bedeutende Synode verfammeln zu können. Diefe 
Geſammtheit war nicht nur reich dotirt, fie glaͤnzte auch noch durch Überreſte der fr ühern gelehrten 
Bildung; der Geſchäftsgang, die Archive waren ſo weit geordnet, daß andere gern durch An— 
fragen dort ſich Raths erholten. Was — blos als zurückgeſchriebene Antwort rescriptum 
hieß, ging unvermerkt in die moderne Bedeutung des Reſcripts über, Doc) ließen es ſich die 
Afrikaner nicht gefallen, dan im Anfang des 5. Jahrhunderts ihnen von P. Zoſimus jardiceni= 
ſiſche Kanones 1?) als nicaniſche Autoritäten vorgehalten wurden. 

2) Da ſchon das zweite Dfumenicum, 381 zu Konſtantinopel jelbjt gehalten, den Erzbiſchof 
von Neuron über die andern weg und nächſt an den von Altrom erhob, jo war Gefahr, daß 
diejer bald vollends ganz überfprungen werben fünnte. Dod gewann eo I. vermöge feiner 
perjönlichen Autorität durch Valentinian's Il. Geſetz, perennissanctio genannt, vom Jahre 445, 
nad) weldyem jeder vor das Gericht des römischen Antiftes evorirte (occidentaliſche) Biſchof im 
Meigerungsfall durch den Provinzftatthalter dahin fiftirt werden mußte, beträchtlich mehr als 
der fonjtantinopolitanifche Batriard dadurd, daß das dritte Öfumenicum: (Kanon 28) ihm eine 
Oberaufficht über das thraziiche, aſiatiſche und pontiſche Erzbisthum zugeftand. Überhaupt hob 
fih Altrom unleugbar vornehmlich dadurch, daß fein Primat viel öfter durch Perfonen von über: 
wiegender Kraft bejegt war als der durch die Nähe des Hofs ohnehin ſchon ſehr genirte Bifhofsiig 
der neuen Reſidenz. 

3) Was das Dogma betraf, war ed nun ganz conjequent, daß der neben dem Vater und 
Sohn in der Taufformel genannte Heilige Geiſt, wenn man ihn ald eine Perſon erfannte, auch 
den beiden ſchon als perſönlich anerkannten gleih und conjubftantial gedacht wurde. Baſilius 
in feiner Schrift vom Heiligen Geift, 376, erfannte dies für ein Fortſchreiten der Einſicht in Die 
bibliihe Offenbarung. Der militäriihe Berubiger des Geſammtreichs, Theodofius I, berief 
381 abermals nur Drientalen nad Konjtantinopel und diejevollendeten ald Fortſetzer des Nicä— 
niſchen Concils die Lehre von der im Göttlich-Weſentlichen (in den Eſſentialen) einander gleichen 
Dreibeit der Perſonen, welde dod nur eine Subftanz feien. Den römiſchen Patriarchen war, 
dap der dritte Kanon _ den von Konflantinopel gleichjtellte, jo unangenehm, daß viele von 


14) ©. über diefe wichtige Verwechfelung Spittler in Meuſel's Geſchichtsforſcher, Thl. 4. Gieſe—⸗ 
ler's Kirchengeſchichte, $. 89. 
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ihnen dieſes Concil nicht für ökumeniſch erklärten. Dennoch erflärte ed der Imperator und das 
halcevonifche Eoneil für allgemein verbindlich. 

4) Hatte man drei conjubftantiale Perfonen als Gott anerkannt, fo wurde jegt die Frage: 
wie die zweite mit Jefus vereinigt fei? zum Problem. War Jejus nur Leib und Seele, ver 
20908 aber der Geift in ihm? (wie Apollinaris die Stelle Johannis 1, 18 verftand), oder war 
Jeſus ein vollftändiger Menfc aus Leib, Seele und Geiſt, ‚aber vom erften Augenblid der Em: 
pfängniß an mit Logos unzertrennlich vereint? Died glaubte auch Neftorius. Behutſam aber 
nannte er die aus Jeſus und dem Logos vereinte Perſon Ehriftus und lehrte daher, die Maria 
als die Chriftusgebärerin (Chriſtotokos) zu verehren. Der gegen ihn eiferfühtige Cyrill, Ale— 
xandriend Patriarch, fegte das nody Wunderbarere entgegen, daß fie Ootteägebärerin (Theo— 
tofo8) zu nennen fei, ungeachtet dieſe Benennung allzu einfeitig war, weil jie den Glauben, daß 
fie zugleich einen Menfchen, aber einen Gottmenſchen, geboren habe, nicht ausprüdte. Da des 
Neftoriud Begriff von Chriſtus diefen als vereinten Gottmenihen (Theanthropos) bezeichnet, 
fo wäre fein Ausdrud der im Jahre 325 und 381 feitgejegten Rechtgläubigkeit entſprechender 
gewefen. Dennod jiegte 431 Eyrillus über ihn, weil er die Beichlüffe der Verfammelten gegen 
die Proteſtation der kaiſerlichen Commiſſare, ehe das antiocheniſche Patriarhat zu Ephefus ein: 
traf, übereilte, den Beitritt der römischen Abgeordneren gewann und Theodoſius II. die Heftig: 
feit dev Agypter jheuete. Neftorius wurde von dem Kaiſer aufgeopfert und dies fo graufam, 
daß er, gerade in ein ägyptiſches Klofter erilirt, dort feine Mäpigung und ridhtigere Einſicht 
büßen mußte. Dennoch kam diefes auch faſt allein von Orientalen befuchte, gewaltiam beban: 
delte, äußerft uneinige, in der Lehre nichtorthodoxe Goncil als das dritte unter die öfumenijchen, 
und dem Kirchenfrieden wurde durch Faijerlides Unterhandeln zwifchen den Antiochenern und 
Ägvptern, auch durd eine etwas geichmeidigere Glaubenserflärung des Eyrillus 432 nad: 
geholfen. 

5) Genau genommen war dieſes epheſiniſche jogenannte dritte Ofumenifche Goncil nicht viel 

beſſer ald das 449 ebenfalld nad Epheſus verfammelte, auf welchem der alexandriniſche Nach— 
folger des Cyrillus, Diosfurus, durch die Knittel äguptiiher Mönche die meiften Verſammelten 
zwang, einen Möndsabt, Eutyches, welcher wie Cyrill die Gottheit in Chriſtus allzu einjeitig 
hervorhob, für redhtgläubig zu erklären. Den römischen Legaten gebührt das Lob, daß fie ſich 
dem Unfug widerjegten und einige andere ermutbigten. Leo der Große bat ven Ruhm, daß er 
dur einen faft jombolifh gewordenen Brief an den mit ihm einftimmigen, aber dadurch un: 
glücklich gewordenen Flavian, den Patriarhenvon Neurom, die Theorie, welche mit der nicäniſchen 
Glaubensformel am beiten übereinfonmt, ſcharfſinnig entwidelte und bei Kaifer Theodoſtus I. 
vertheidigte. Zum Glück kam deſſen Schwefter Pulderia, an welche Leo als an die Pulcherrima 
zu ſchreiben pflegte, durch ihren Gemahl Marcian zur vollen Herrſchermacht. Über 600 Biſchöfe 
wurden 451 zu Chalcedon verfammelt, das Diosfurifche Goncil für eine Räuberſynode erflärt 
und nad Leo's Darftellung der Vereinigung der zweiten Perſon in der Gottheit (des Logos) 
mit der ganzen Perſon Jeſu das Wunder einer „untheilbaren, untrennbaren, aber doch unge: 
mijchten und nichts umändernden‘ Union zweier Perſonen in eine ald das Gonjequentefte an: 
erkannt. Die jhon einmal feit 325 und 381 fanctionirten Vorausſetzungen führten nötbigend 
auf diefe Folgerungen. Und der römische Stuhl, welcher font felten in doctrinäre Beftimmunr: 
gen ſich einläßt, hat die Ehre, Hier ein Beifpiel von folgerichtiger Lehrentwicelung gegeben und 
geltend gemacht zu haben. Auch eine Sammlung allgemein gültiger Kanones (fie ftebt in Ju: 
ftellus „Bibliotheca juris canoniei‘, I, von S. 29 an) wurde zu Chalcedon fanctionirt. 
„ Bis Hierher gehen die auch von den Proteftanten in der Reformationgzeit anerkannten vier 
Okumeniſchen Concilien. Man würde damals geglaubt haben, daß fie Chriften zu fein aufhörten, 
wenn fie ſich nicht für dieſelben als ſymboliſch, d. i. als für gültige Unterſcheidungsdenkmale, 
erflärt hätten. Da 1) das Concil von 325, 381 und 431 faft ganz nur aus occidentaliſchen 
Biſchöfen beftanden hat; 2) fie nur wie Staatögejege durch Die Betätigung der Imperatoten 
ökumeniſch, das ift, für ihr Nömerreich ald die Ofumene geltend gemacht wurden ; 3) ihre Baſis 
aber meift nicht bibliſch-urchriſtlich, ſondern nur patriftifch war, fo bebält unftreitig Die prüfende 
Nachwelt das Recht, die Fortdauer ihrer Gültigkeit wie bei andern aus einem andern Welt: 
zuftand überlieferten Staats- und Kirchengelegen nur nad ihren Gründen und nicht nad) äu— 
ßerer Legalität zu ſchätzen, ohne daß über ihre Nichtverbindlichfeit ausdrückliche neue Verord— 
nungen nötbig find. 1) 5. E. ©. Paulus. 


—. — 


15) Über neuere Synoden und Goncilien fiehe namentlich auch den Art. Kircgenverfaflung. 
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Conclave, ſ. Papſt und Papftwahl. 

Concordate — ein Name, der, von concordia herrührend, im Mittelalter ſehr häufig für 
Vertrag, namentlich aber für Vergleich gebraucht wird, wo eine Vereinigung durch gegenſei— 
tige Zugeſtändniſſe gewonnen worden iſt — nennt man in einem engern Sinne, der wenig— 
ftend heutzutage die allgemeine Bezeichnung verdrängt hat, die Ubereinfommniffe der Fürjten 
oder Regierungen mit dem römischen Papft über Angelegenheiten — Intereffen und Rechte — 
einer katholiſchen Landes- oder Nationalfirhe, bezüglich theils auf derfelben einheimiſche Ver: 
faffung, Vermögens- und Ehrenredte u. f. w., theils auf ihr Verhältniß zur Staatdregierung 
und auf jenes beider zum römifchen Stuhl. Die Geſchichte der Goncordate ftellt die Veranlaf- 
fung und Entftehungsweife, auch Gegenftand und Inhalt, Geift, Wirkung und Dauer der 
in verjchiedenen Zeiten und Orten zu Stande gefommenen Verträge diefer Art dar; das pojitive 
Kanoniſche oder Kirchenrecht lehrt dann, welche ver in folhen Goncordaten getroffenen Beſtim— 
mungen jeweild praftifh gültig oder in anerfannter Rechtskraft ftehend ſeien, aud wie man 
fie auszulegen und anzuwenden habe. Die rehtsphilofophiihe und die politifdhe Lehre endlich 
unterfucht die ven Goncordaten nad ihrem allgemeinen Begriff einwohnende vernunftrechtliche 
und politifhe Natur, würdigt hiernach die Befugniß zur Abſchließung folder Ubereinfomms 
niffe auf feiten des Fürften wie des Papftes, beftimnt das Maß und die Bedingungen ihrer 
vernünftig anzuerfennenden Rechtskraft oder Verbindlichkeit, alſo auch jene der Zuläſſigkeit 
ihred Widerrufs oder ihrer Nichtbeobachtung, endlich die von ihnen in der Negel zu erwarten: 
den politifhen Vortheile oder Nachtheile. Die furze Beantwortung diejer hier angedeuteten 
allgemeinen Bragen ift unjere alteinige Aufgabe ; denn was die hiſtoriſche und die pofitiv recht— 
liche Seite betrifft, fo ift ihre Darftellung theils dem Zwecke des „Staats-Lexikon“ minder an— 
gebörig, theild wird fie, infofern unfer Zweck fie erbeifcht, fügliher unter andern Rubriken 
gegeben, namentlidy unter den allgemeinen Artikeln Kirchenrecht und Kirhenverfaflung, ſodann 
auch unter den von den gewöhnlichen Hauptgegenftänvden der Goncordate handelnden bejondern 
Artikeln, als Annaten, Beneficien u. ſ. w. Die Garvinalfrage des Verhältniffes des moder: 
nen Staats zu kirchlichen Genoflenihaften überhaupt und zu der noch heutzutage weſentlich 
mittelalterliben römifchen Kirche, wird der Art. Kirche ausführlid behandeln. 

Die auf den unwiderſprechlichſten Thatfahen und Autoritäten berubende, jedem unſerer 
Lejer nah den Hauptmomenten befannte Gefhichte des Papſtthums zeigt und den Biſchof von 
Nom nad einer jabrhundertelang angedauerten demüthigen, von irdiſcher Gewalt und Ho: 
heit fernen Stellung allmählich durd die Gunft der Umftände und deren bebarrlich Eluge Be: 
nugung zu ausgezeichneter Würde und Madır in kirchlichen und bürgerlichen Dingen empor: 
fleigen, dort zwar anfangs nur ald der erfte unter Gleichen und felbit diefen Rang mit meb: 
reren andern Nebenbublern, insbejondere mit dem Patriarhen von Konjtantinopel theilend, 
hier aber zuerft aus ver Empörung dev Römer gegen die bilderftürmenden byzantinischen Kaiſer, 
fodann aus der Gnade der fränfiihen Großhofmeifter und nachmals Könige des Farolingiichen 
Geſchlechts Veranlaffung und Titel einer — immer noch ſchwankenden und abhängigen — 
fürftlihen Macht ziehend; dann aber, nad abwechſelndem Vorſchritt und Rückſchritt, unter 
dem Schirm der jegt eingebrochenen völligen Finfterniß und Barbarei, durch Genie und Kühn— 
heit fi nicht nur zum unumjchränften (oder doch nur wenig beihränften) Haupt der lateini: 
ſchen Kirche emporſchwingen, ſondern auch factifch zum weltlichen Herrſcher über die abendlän— 
diſche Chriftenheit, zum Lehnsherrn vieler Könige und Fürften und zum Oberrichter aller. 
In diefer Lage der Dinge, da die weltlihe Macht den fteigenden Anſprüchen des Papſtes oder 
überhaupt der Kirche, in deren Namen ihr gebietendes Haupt auftrat, weder mit geiftigen 
Waffen, worin nämlich Bapft und Klerus ihr überlegen waren, erfolgreihen Wiverftand lei- 
ften, noch auf ihre materiellen Kräfte — gegenüber der Furchtbarkeit des Bannftrahld und der 
theils durch Aberglauben und Fanatismus, theild durch unlautere weltlihe Intereffen im Dienft 
oder Bünpnif des Papftes erhaltenen Maffen und Häupter — ji verlaffen fonnte, mochte oft 
wirklich rathfanı oder zur Abwendung größern Unheils nöthig fein, mit Rom durch förmlichen 
Friedensſchluß ſich andzuföhnen und einerfeits dur genauere Beftimmung der päpftlichen 
Rechte deren ungemeflener Ausdehnung ein Ziel zu fegen, anvererfeits die Rechte des Staats 
durd die dafür erwirfte feierliche Anerkennung beitmöglich zu wahren. Auf der andern Seite 
mochte auch ver Papſt, der wenigitend mit feinen irdiſchen Waffen gegen jene der entjchloffenern 
und bebarrlihern Könige nicht jo leicht auffonmen fonnte, in jolden Friedensverträgen oder 
Goncordaten das Mittel ver Rettung von augenblikliher Gefahr oder der Sicherjtellung oft: 
barer eigener oder firchlicher Intereflen für die Zufunft finden. Nichts alfo ift natürlicher, als 
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daß — zumal in den damaligen finftern, an gefunden Begriffen über Staat und Kirche und 
das zwiſchen beiden vernunftrechtlich beſtehende Verhältniß völlig verarmten Zeiten — König 
und Papſt nicht ungern zu Concordaten ihre Zuflucht nahmen, auch nicht ſelten dadurch für 


ſich ſelbſt oder für die von ihnen vertretenen Nationen oder Kirchen weſentliche Vortheile erran— 
en oder Nacıtheile abwandteu. Doc wurden freilich in der Negel die weltlihen Häupter da— 
bei überliftet; dem flügern Briefter blieb meiſtens allein der Gewinn. 

Dom Standpunft der Volitif (inſofern diefe in kluger Erſtrebung des eigenen Vortheils 
nad Maßgabe der jeweils vorliegenden fgetifhen Verhältniſſe und Umſtände befteht) ſcheint 
hiernach, daß die Schliefung von Goncordaten auf feiten desjenigen, den fie wirklich Vortheit 
bringen, zu billigen und zy empfehlen jei. Aber es kann ſolches gleihwol nur unter einer 
doppelten VBorausfegung behauptet werden, fürs erfte nämlih, dan nicht etwa derjelbe Vor— 
theil auf einem andern etwa näher gelegenen, überhaupt palfendern Wege nod leichter over 
vollftändiger fich hatte erreichen laffen, und dann zweitens, daß durch Schliefung des Con— 
cordats und durch feinen Inhalt weder materielled noch formelled Necht irgendwo fei verlegt 
worden. Von diefen für und überall wichtigften Standpunft des Rechts nun ift zwar nichts 
dagegen zu erinnern, alfo die rechtliche Kraft des Concordats durchaus nicht zu beftreiten, mo 
immer die ſolchen Vertrag ſchließenden Parteien entwerer blos über eigene und ihren freien 
Verfügungsrecht unterftebende Gerechtſame oder Intereſſen ſich vergliden, oder — wenn von 
Rechten dritter Perfonen oder Perfünlichfeiten die Rede ift — wo eine ihnen natürlich zukom— 
mende oder factiſch ertbeilte Bevollmächtigung von feiten diejer dritten vorliegt; aber gewöhn— 
lich ſchreiten die Goncordate über die durch ſolche doppelte Beihränfung gezogene Linie weit bin: 
aus. Die dem König ald Staatöoberhanpt dem Weſen des Staats gemäß zuftehenden jura 
circa sacra nämlich und ebenfo die dem Vapſt vermöge der Grundlehren der katholiſchen Kirche 
zuftehenden weſentlichen Primatrechte find, weil zugleidh Obliegenheiten involvirend over aus 
DObliegenheiten fließend, Fein Gegenftand des Vergleihs, d. b. ihre Abtretung oder vertrags— 
weife Beihränfung ift unzuläfig und rechtlich ungültig. Doch mag ihre Anerkennung over 
befondere Gewährleiftung oder das Aufgeben von dawider erhobenen rechtskränkenden Anz 
fprüchen nad Umſtänden durch Unterhandlungen erwirkt und unbedenklich in Goncordaten nie= 
dergelegt werden. Auch mag, was der König oder der Papſt etwa blos privatrechtlich oder blos 
vermöge willfürlicher Feſtſetzung (Durch Verordnung oder Convention), überhaupt vermöge 
rein hiſtoriſchen Rechts befigt, auf ähnliche Weile, wie es entftand, aud wieder abgeihafft 
oder geändert werden, und wer, ob König oder Bapft, dabei zu Gunſten der Kirche unter: 
handelt, d. h. ihr wahres Recht oder ihr wahres Intereffe zur Anerfennung und Befeſtigung 
zu bringen ſucht (gemöhnlich jedoch ift nur von päpftlihen und von Föniglichen Intereffen Die 
Rede), der mag auch als ihr Bevollmächtigter eribeinen oder wenigfteng ihrer nachfolgenden — 
ausdrücklichen over ftillihweigenden — Genehmigung ſicher fein. 

Selbſt unter Vorausfegung der in der bezeichneten Epbäre anzuerfennenden rechtlichen 
Zuläfiigfeit und auch Gültigkeit ver Goncordate bleibt gegen ihre politiihe Räthlichkeit, zumal 
für den König (jo wollen wir ein für allemal den Vertreter der Staatsgewalt der Kirche ge: 
genüber bezeichnen; die Unterſchiede zwiſchen monardifcher oder nicht monarchiſcher Verfaſſung 
wirfen bier in feiner Weile ein), gar mandes zu erinnern. Der Papſt freilih hat faum ein 
anderes Mittel, dad, was er im Verhältniſſe zum Staat für ſich oder für die Kirche wünſcht, 
zur Verwirklichung zu bringen, als Unterhandlungen und Verträge. "Aber nicht aljo der Ko: 
nig oder der Staat. Diefer nämlich ann es meiftens ſchon für fich allein thun durch Geſetz oder 
Verordnung. In der Negel genügt ſchon fein einjeiriger Wille zur Feſtſetzung folder Ver: 
hältniffe; er bedarf des Vertrags mit dem Papfte nicht, wiewol etwa die VBorftellungen oder 
Bitten des legten — zumal wenn fie mit den Wünſchen der katholiſchen Landeskirche und mit 
dem Jntereſſe des innern Friedens übereintimmen — Veranlaffung und Beweggrund mit fein 
mögen zu einer feine Wünfche befriedigenden Feſtſetzung. Nur eine große Verwirrung oder 
Verwechlelungver Begriffe Fonnte dahin führen, daß man mit dem Bapft ald ſolchem ſich in 
ſtaats- over völferrechtlihe Verhandlungen und Verträge einließ; und jelbft der Name Gon- 
cordat deutet wenigftend auf die Ahnung eines wefentliben Unterſchieds der freundlichen Zus 
geſtändniſſe oder gegenfeitig befriedigenden Grflärungen über firdlihe Dinge von den ein 
ftrenges Necht erzeugenden oder eigentlich diplomatiſchen Verträgen hin. Freilich damals, als 
der Bapft die Anmaßung auch einer weltlihen Herrſchaft über die hriftlihen Staaten und Kö: 
nige jiegreidy behauptete, und in den Zeiten der ganz dunfeln Begriffe und verfebrten Anſich— 
ten im Staatd- und Kirchenrecht, und ald förmliche Kriege mit dem Papfte geführt wurden 
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über kirchliche wie über weltliche Dinge, da blieben zur Schlichtung der Zerwürfniffe nur Fries: 
densſchlüſſe übrig, und da unterſchied man nicht oder nur wenig zwiſchen Vapſt als Oberpriefter 
und Papſt als Yandesherr. Ebenſo unterfhied man nicht oder nur wenig zwiſchen König als 
Staatshaupt und König ald Ehrift oder Katholik; man bewarb fih aus wahrer oder verftellter 
firdhlicher Unterwürfigfeit gegen den Heiligen Stubl um gutwillige, dabei meift theuer zu er: 
kaufende Zugeftändniffe von feiten des Papftes, wo man einfadh hätte befehlen oder Feftiegen 
fönnen; und nran vergaß hinwieder bei ven Zugeftänpniflen, die man dem Papft machte, über 
der verhteinten religiöfen oder kirchlichen Prlicht ver wahren Pflichten des Staatshaupts. 

Heutzutage find, wenn nicht fhon allgemein anerkannt, namentlih durd Vorgänge 
der neueften Zeit noch auf die auffälligfte Weiſe verfannt, jo dod folder Anerkennung unter 
den Stimmberechtigten nahe die nachſtehenden Sätze: 

1) Der Staat als folder, mithin aud der Negent als folder, hat feine Religion und 
gehört feiner Kirche an. Es ift in Bezug auf feine Rechte und Pflichten gegenüber den unter 
den Staatögenoffen beftehenden Kirchen oder Kirchengeſellſchaften durchaus gleichgültig, ob er 
für feine Berfon ver einen oder der mdern, oder aud gar feiner angehöre. Goncordate fatho: 
lifher Fürften mit dem Papſt unterjtehen daher durchaus feinen andern Principien, als die 
von proteitantifchen (oder irgend fonft einer Kirche angehörigen) Regierungen mit demſelben 
geihhloffen werden. Man hat früher wol behauptet, daß nah der Auffaflung des römischen 
Stuhls derfelbe nur mit Eatholifhen Mächten (d. h. nah der päpftlichen Auffaſſung Staaten, 
wo Oberhaupt und die Maſſe ver Bewohner der römiſch-katholiſchen Kirche anhängen, ohne daß 
die richtige Staatsauffaſſung daſelbſt Kirche und Staat völlig getrennt, wie 3. B. in Belgien) 
eigentlihe Goncordate abſchließe. Allein diefer Irrthum, ven für die Theorie ein Misver— 
ſtändniß der Begriffe Concordat zum Grunde lag, ift auch praftifch jegt durch das würtember: 
giſche Goncordat von 1857, weldhes von der römischen Kirche ſelbſt Goncordat genannt wird, 
widerlegt worden. Der frühere Irrthum fam daher, daß man zwiſchen dem Goncordat, der 
Vereinigung, und der Concordatsurkunde nicht gehörig unterfchied. Der König als König ift 
weder Katholik nody Proteitant, und als Katbolif ift er eben Kirhenglied wie jedes andere und 
alfo im Verhältniß zum Papft ohne irgendeine beiondere Berechtigung oder Schuldigkeit. Mag 
er aber Proteftant oder Katholik jein, jo ift er jevenfall® gegenüber den Staatdangehörigen 
verpflichtet, derjelben veligiöfe Uberzeugungen zu ehren und den vorhandenen oder neu zu er: 
richtenden Kirchen, infofern fie weder nad dem Inhalt ihrer Kehren noch nad) der Korn oder 
dem Geift ihrer Einrihtung dem Staate nachtheilig oder gefährlih find, Anerfennung und 
Schuß zu gewähren; ja er ift auch verpflichtet und durch Telbfteigenes hohes Intereffe dazu auf: 
gefordert, die Gründung folder Kirchen und kirchlichen Anftalten, infofern ſie nicht ſchon ohne 
ihn felbftändig ins Reben traten, durch felbfteigenes thätiged Einwirken zu veranlaffen over zu 
befördern und überhaupt durch weile (alſo, verftebt fih, der Freiheit der Kirchen und ihrer 
Angehörigen unnachtheilige) Fürforge, Beſchirmung und Pflege deren Gedeihen thunlichſt zu 
ſichern und Übel von ihnen abzuwenden. 

2) Der Staat bat ferner — ıumd aub bier ohne Unterſchied der perjönlichen Religions: 
eigenſchaft des Negenten — das Recht und die Schulvigfeit, den von feiten der Kirchen vder 
firdliben Sagungen, Anftalten, Ginrihtungen oder Perfonen dem Staat oder ven Staats: 
angehörigen drohenden Gefahren, Nachtheilen oder Rechtsverletzungen mit geſetzgebender und 
vollftrefender Autorität verhinvdernd oder hemmend entgegenzutreten; und es kann, wofern 
nur die Gewiffensfreiheit der einzelnen ungefränft bleibt und auch die vom Staate vertheidigten 
Intereffen wirklich die Anerkennung der Verftändigen verdienen und die Nothwendigkeit oder 
Zweckmäßigkeit der zu ihrer Wahrung gegenüber ver Kirche getroffenen Verfügungen einleuch— 
- tet, diefe Kirche fi dagegen niemals auf ein ihr eigenes, etwa aus frühern Verleihungen herz 
rührendes oder aud vermeintlich felbftändiges und unantaftbares Recht berufen; denn fie ift 
in der der Staatdgewalt zufommenden Sphäre Untertban wie jede andere Gejellihaft, und 
alle Berleihungen der Staatögewalt führen die ſtillſchweigende Beihränfung mit ſich: „unbe— 
fhadet dem gemeinen Wohle,’ 

3) Was die Stantögewalt in diefer ihr rechtlich angehörenden Sphäre ſeſtſetzt, befichlt 
oder verbietet, anerfennt oder verwirft, anordnet, verändert oder abichafft, das hat vollkom— 
mene Gültigkeit ſchon allein durch ihren erklärten Willen und bedarf alfo feiner weitern Ein: 
willigung oder Genehmigung weder von feiten des Papſtes noch von jener der eigenen Landes— 
fire. Zumal aber fteht die Staatsgewalt mit dem auswärtigen Kirchenhaupt vder Ober: 
priefter als ſolchem in gar feinem eigentlichen Rechtsverhältniß, jondern hat von ihm lediglich 
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nur darum Notiz zu nehmen, weil oder infofern eine katholiſche Landeskirche (deren dem Staat 
ungefährlide Meinungen, Glaubendfäge und Statuten zu ehren die Regierung allerdings 
ſchuldig ift) mit demfelben in Verbindung und kirchengeſetzlich geregelter Wechſelwirkung zu 
ftehen begehrt. Daher ift alfo eine unmittelbare Verhandlung mit dem Papft nicht noth— 
wendig, fondern es genügt eine — nad) Erwägung der Verhältniffe und nad gepflogener 
Rückſprache mit ven Wortführern der Landeskirche — erlaſſene einfache Erklärung der Staats— 
gewalt, daß jie ed in Anjehung der zwiſchen der Landeskirche und dem Papft zu regelnden Ver: 
bältniffe fo oder jo gehalten wiffen wolle, d. h. daß fie nur eine ſolche beſtimmte Art ver Wed 
ſelwirkung erlaube oder fhirnfe und daß fie der auf ihrem Gebiet beftehenven katholiſchen Kirche 
diefe oder jene Rechte, Privilegien, Einrichtungen u. j. w. zugeftehe oder verleihe oder auch 

verweigere. Freilich ift, mad zumal das Kette betrifft, dabei Gefahr des Misbrauchs, Gefahr 

der ungebührlichen Beſchränkung oder Unterdrückung der Kirchenfreiheit vorhanden. Aber 

ähnliche Gefahr des Misbrauchs gibt es bei allen Rechten der Staatsgewalt, und das alleinig 
zuverläſſige Mittel, ihr vorzubeugen oder ſie abzuwenden, beſteht in einer guten, den wahren, 
vernünftigen Geſammtwillen in Herrſchaft ſetzenden und auch die weſentlichen materiellen Rechte 
des Volks durch beſtimmte Gewährleiſtung ſchirmenden Verfaſſung. Ohne dieſe iſt durchaus 
jedes Recht preisgegeben der factiſchen Willkür. Übrigens mag mitunter ein Concordat zu— 
gleich mit der Eigenſchaft eines conſtitutionellen Geſetzes begabt werden und dann als ſolches 
auch von wahrer Rechtsbeſtändigkeit ſein. 

4) Wenn, nach den bisherigen Betrachtungen, ſelbſt zu Regulirung der auswärtigen 
Verhältniſſe der Kirche (d. h. ihrer Verhältniſſe zum Staat) die Schließung von Concordaten 
ein unpaſſendes und bedenkliches Mittel iſt, jo muß daſſelbe in noch weit höherm Grave aner— 
kannt werden, wo es ſich um die einheimiſchen oder innern Verhältniſſe einer Landeskirche 
handelt. Hier ſteht nämlich keinem der concordirenden Theile das Beſtimmungsrecht, ja dem 
König als ſolchem nicht einmal eine zählende Stimme zu, da er ja nicht wie nach lutheriſcher 
Auffaſſung irgendeine Gewalt in der Kirche hat. Die Kirchengewalt allein oder die Kirchen— 
gemeinde ſetzen hier mit freier ſelbſteigener Autorität das ihnen Gutdünkende feſt. Der König 
kann dann wol, wenn das Statut ihm als ſtaatsgefährlich erſcheint, daſſelbe der äußern 
Rechtskraft berauben, oder ed kann auch ſein kund gethaner Wille die Kirche zu Abänderung 
ihres Geſetzes bewegen. Er ſelbſt aber kann dabei nicht befehlen und braucht nicht darüber zu 
concordiren. Der Papſt aber mag zwar auf die Geſetzgebung der Landeskirche den ihm durch 
die allgemeinen kanoniſchen Geſetze oder die freiwillige Obedienz der Gläubigen gewährten 
theilnehmenden Einfluß ausüben; doch als vollberechtigter Geſetzgeber auftreten und in dieſer 
Eigenſchaft mit dem König einen Vertrag eingehen über Maß und Weiſe der Ausübung, das 
kann er rechtlich nicht. Den Biſchöfen der Landeskirche, mit Zuziehung des übrigen Klerus 
und auch der Gemeinde, ſteht die Geſetzgebung zu; und nirgends weniger als hier kann der 
Papſt eine ſtillſchweigende Bevollmächtigung zum Unterhandeln im Namen der Kirche geltend 
machen, weil gerade hier er gewöhnlich ald Partei gegenüber den Landeskirchen auftritt, d. h. 
mit Anfprühen der Herrihaft und Tributherrlichkeit, welde von diefen Kirchen billig abge: 
lehnt und verworfen werben. 

5) Wenn alfo in ſolchen das innere Kirchenrecht betreffenden Dingen Goncordate zwiſchen 
Papft und König abgejchloffen werden, aber auch nicht minder, wenn ſich's um das Verhältnif 
zwiſchen Kirche und Staat handelt, jo tritt gar oft der Fallein, daß man de jure tertii ver: 
handelt und contrahirt, mithin unbefugt und ohne anzuerfennende Rechtswirkung. Wenn der 
Papft z. B. dem König das Recht, die Biſchöfe und andere Kirhenhäupter zu ernennen, über: 
läßt oder überträgt, und diejer ihm dagegen eine Ausdehnung der nad) vernünftigem, d. 6. 
auf echt katholiſch-chriſtlicher Baſis ruhendem Kirchenrecht anzuerfennenden Primatrechte ge: 
ftattet, oder eine Tributpflicht der Landeskirche gegen den Heiligen Stuhl einführt oder befräf- 
tigt, jo haben beide Theile verfchenft oder abgetreten, was ihnen ſelbſt nicht angehört; fie 
haben rein über das Net von dritten Perjonen verfügt. Ebenſo wenn die Frömmigkeit des 
Königs eine dem Antereffe der guten Nechtöverwaltung nachtheilige Ausdehnung der geiftlichen 
Gerichtsbarkeit nah Perjonen oder Sachen dem Papite bewilligt, z. B. auch die bürgerliche 
Gültigkeit gewifler Chen von dem Ausſpruche der Eurie abhängig macht und nit nur Geift- 
lie, fondern aud Laien in gewiſſen Fällen der uncontrolirten Strafgewalt der Kirche preis: 
gibt, wenn fie den Biſchöfen die Herrſchaft über die Schulen einräumt, fogar zur Wieberer: 
rihtung der aus den weijeften Bemweggründen aufgehobenen Klöfter und zur Uberlaffung des 
Jugendunterrichts an die Mönchsorden jich verpflichtet, die Unterdrückung aller der geiftlichen 
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Autorität misfälligen Bücher und die Beitrafung der etwa durch freimüthigen Tadel kirchlicher 
Misbräuche gegen den Stolz des Klerus jih DVerfündigenden verheißt, den Vorſchriften der 
Nationalökonomie zum Trog die ungemeflene Vermehrung der Befigthümer der Todten Hand 
geitattet, endlich die fatholifche Religion zur Staatsreligion erklärt, ihre Anhänger mit poli— 
tiſchen und bürgerlihen Vorrechten begabt und alle, auch die Ipäteften Regierungsnadfolger 
zur unverbrüchlichen Beobahtung und Handhabung aller folder Concordatsartikel verpflichtert 
will: jo werden offenbar durch ſolche Übereinkommniſſe die Rechte und Intereflen der Staats: 
bürger und, infofern wenigftens der Staat ein conftitutioneller it, auch die Nechte der Volks— 
repräjentation, ald Theilnehmerin an ver gefeggebenden Gewalt, gefränft. Daher erklärt und 
rechtfertigt jih aud der Widerſtand, welchen im Jahre 1817 die franzöjiiche und die bairifche 
Deputirtenfammer den in befagtem Jahre von König Ludwig XVII. in Branfreih und König 
Marimilian Joſeph in Baiern mit dem Bapft eingegangenen Goncordaten entgegenjegten, und 
welder dort die Folge hatte, das das — übrigens verglichen mit dem zweiten noch ziemlid) er— 
träglic lautende — franzoͤſiſche Concordat gar nicht gefeglidh verfündet, fondern blos factiſch 
in einigen Punkten in Vollzug gejegt wurde, bier aber, daß wenigjtend einige den ganz 
Deutichland in Betrübnig und Erftaunen jegenden Inhalt des (von den Domherrn, nachmals 
Biſchof und Cardinal Höffelin unterhandelten) bairiſchen Concordats mildernde königliche Er: 
flärungen (insbefondere im Jahre 1821) ergingen, und der Vollzug der bedenklichſten Bunfte 
verzögert und zum Theil unterlaffen wurde. 

Es ift, wie wir bereitd oben bemerften, unſere Abjiht nit, in den Inhalt der beiden 
angeführten oder der vielen übrigen in der auf Napoleon’8 Sturz gefolgten Zeit von den ver: 
ſchiedenen europäifhen Regierungen mit dem Papſt gefchloffenen Concordate näher einzugehen, 
und noch weniger, die Geſchichte und Kritik aller frühern Goncorvate von dem berühmten 
MWormjer oder Galixtiniihen (vom Jahre 1122) an bis auf die Neuzeit zu geben. Wir ver— 
weiſen dafür unfere Lefer blos auf Ernſt Münch's „Vollſtändige Sammlung aller ältern und 
neuern Goncordate nebft einer Geſchichte ihres Entſtehens und ihrer Schickſale“ (2 Bpe., 
Leipzig 1830— 31), worin aud alle bedeutendern Duellen und Hülfsmittel angegeben find. 
Wir thun dieſes übrigens, ohne die — wie uns dünft oft allzu ſcharfen — Urtheile des Ber: 
faſſers 1) über die in feiner Sanımlung berührten Berjonen und Sachen ſämmtlich zu unter: 
reiben, jondern beziehen und blos auf feine überfichtlihe Zufammenftellung von Thatjachen, 
Actenftüden und literariihen Hülfsmitteln. 

Nach dem bisher Geſagten haben wir die Goncordate meift nur ald Gefege zu betrachten und 
zu beurtheilen; denn ſie jind in der That, nad Gegenjtand und Inhalt und beabjigtigter 
Rechtswirkung, wahre Gejege, nämlih „‚vertragsweile zwiſchen Regierung und Papſt zu 
Stante gefommene und in Vertragsform verfündete Gejege, tbeild über innere Fatholifche 
Kirchenſachen, theild über das Verhältniß der Eatholiihen Kirhen zum Staat”. Aud in an- 
dern Sphären finden wir mitunter mit der Gejegedeigenihaft jene des Vertrags und aud) vie 
Vertragsform verbunden, jei ed, dan eine gefeßgebende Gewalt vermöge Vertrags jih zu Er— 
laffung eines Gejeges von beitimmtem Inhalt verpflichtete, oder daß die Wirkjamfeit eines 
bereitö erlaſſenen oder vermöge einjeitigen Willens einer gejeggebenvden Gemalt zu erlaffenden 
Geſetzes durd Vertrag mit einer andern Gewalt oder Berfönlichfeit, die etwa dagegen factiſch 
oder rechtlich hätte Einjpradhe erheben mögen, bekräftigt oder erweitert werde. So werden 
durch Staatdverträge gehäſſige hiftoriiche Nechte gegenfeitig aufgehoben, die Behandlung der 
gegenfeitigen Angehörigen in jedes Gontrabirenden Land geregelt, Zollfäge beitimmt oder ab— 
geändert, aud humane und fosmopolitifche Ideen, wie die Abihaffung des Sklavenhandels, 
die Unterdrückung der Seeräuberei u. ſ. w., durch feierliche Ubereinfonmniiffe in weiterm Raume 
verwirfligt u. a. m. Es ift auch gegen die rechtliche Gültigkeit jolher Verträge nichts zu er— 
innern, wofern der Inhalt ded mit ihnen verbundenen Gejeges feinem Rechte zumwiderlaufend 
und der zu deffen Erlaſſung ji verpflichtende Paciscent wirflih in der fraglihen Sphäre mit 
der vollen gejeggebenden Gewalt befleivet it. Auch gegen die Vertragsforn ift aldvdann nichts 
zu erinnern, wofern diejelbe nach den obwaltenvden Umftänden und Verhältniffen ver Zeit, des 


1) &o fpricht er 3. B. aus Anlaß des bairifchen Goncordats und feiner Wirfungen von „That— 
fachen, welche den fchlagenden Beweis führen, das Widerſpruch in den Grundſatzen und Mangel an ges 
fundem Sinne, an politifchem Taft und ftaatsrechtlichen Kenntniffen, ferner gedanfenlofe Frömmelei, 
geiftfiecher dyſticismus, raffinirte Jejwitif und romantischer Bombait zufammengenommen eine ſolche 
Reihe von Donquirotiaden herbeiführen fünnen, wie fie die Phantafie der Kumoriftifchften Satirifer 
faum zu erdichten vermag“. 
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Orts, der Perfonen u. ſ. m. räthlich, d. h. ſicherer over vollſtändiger als die eigentliche Ge— 
ſetzesform zum Ziele führend iſt. Wo aber dieſe Besingimgen nicht eintreten, da erſcheinen ſie 
freilich in einem Fall theils materiell, theils formell rechtswidrig und alfo, nad dem Stanp: 
punft ded Vernunftrechts, and ungültig; und im andern mindeftens politifch vermerflid. 
Menn z. B. eine conftitutionelle Regierung unter dem Titel eines mit einer fremden Macht ab- 
geichloffenen Vertrags die Yandesverfaffung nach dem Begehren der legten verändern oder auf: 
heben, oder auch nur rin gemeined Geſetz abſchaffen oder durch eine bloße Verorpnung über 
Dinge, welde naturgemäß in den Kreis der Geſetzgebung gehören, ftatuiren wollte, fo würde 
man mit Grund behaupten, fie habe ihre Befugniß überichritten und das Volksrecht grkränkt, 
und zwar, auch abgejehen von dem Inhalt des Verordneten, ſchon durd die Umgehung ver 
landſtändiſchen Minvirfung zum Gejege und — welches legtere auch bei einer abſoluten Re— 
gierung ftattfinde — durd die theilweife Veräußerung ber eigenen unabhängigen Hoheit an 
einen Fremden, überhaupt durch völferredhtlihe Behandlung desjenigen, was nur ſtaatsrecht- 
lich hätte follen behandelt werden. Angewandt auf die firhlihen Concordate, zeigt dieſe Be: 
trachtung ung faſt überall dabei eine ſolche Rechtsüberſchreitung, und zwar meift begangen von 
beiden Tbeilen, König und Papft. Der König hat, mas die ihm, d. b. der Staatögefegge: 
bung zuftehenden jura eirca sacra betrifft, nicht nur, wofern er conftitutioneller König ift, 
das Recht der zur Theilnahme an der Gefeggebung berufenen Volfsrepräfentation verlegt, fon: 
dern er hat auch, wenn er abjoluter Monarch ift, das Volksrecht gefränft, invem er dem 
Fremden dabei ein zäblendes Wort verlieh, feiner eigenen geſetzgebenden Gewalt Feſſeln an- 
legte durch Verpflichtung gegen den Papft, und ſich dergeftalt (vorausgejegt die Gültigfeit des 
Goncordats) in die Unmöglichkeit verfegte, das ihm nad freier Überzeugung jeweils als das 
Befte Erſcheinende zu verordnen. Aber er bat ſich zugleih, infofern das Goncordat auch über 
rein firhlihe Dinge verfügt, eine Gewalt oder ein Mitentfheidungsreht herausgenommen, 
wo er vernunftrechtlich Feines befigt, und er ift dem Papſte behülflich worden zur Unterbrüdfung 
der innern Kirchenfreibeit durch die angemaßte felbfteigene monardifche Gewalt. Oder aber es 
hat hinwieder der Papſt, wenn er dem König ein Redt in der Kirche verlieh, dieſe Kirchen— 
freiheit, die er pflichtgemäß hätte jhirmen und vertheidigen follen, theilweife weggegeben an 
die weltliche Macht und zugleich ſich felbit al8 den Gebieter und Herrn geltend gemacht in der 
Kirchengemeinde, worin er nur Oberhirt und im Verhältniß zu den übrigen Kirhenhäuptern 
nur primus inter pares ift. 

Sind diefe Säge einleuchtend und ımleugbar, fo ift durch fie auch die Entfcheiduug gegeben 
Über die Nechtögültigfeit der Concordate und über deren rechtliche Dauer. Was rechtswidrig 
oder ohne Rechtsboden ift, kann nimmer zu Recht beftehen oder als ſolches fih behaupten; und 
wenn ed auch äußerlich gültig und geltend ift, jo wohnt ihm doch, trog feines factiſchen Be— 
ftandes, fortwährend die innere Nichtigkeit bei, welde jeden Augenblick ausgefproden und da— 
durch aud zur äußern werben fann. Gegen den rechtswidrigen Inhalt eined Concordats wie 
irgendeines andern Geſetzes hat jeder dadurch Gefränfte das Recht der Beſchwerde und bie For: 
derung der Abihaffung: und da fein Contract in der Welt eine Verbindlichfeit zum Unrecht 
oder zur Nichterfüllung einer Pflicht erzeugen fann, To mögen beide concorbirende Theile, d. b. 
König over Bapit, fo feierlich die Kormelt des Goncordats Hängen, und wenn es aud auf 
„ewige Zeiten‘ gefchlofien wäre, jeden Artikel deſſelben, deſſen Rechtswidrigkeit ihnen flar 
geworden oder durch dejlen vertragsmäßige Feſtſetzung fie die ihnen rechtlich zuſtehende Gewalt 
überfchritten oder ihrer Pflichterfüllung eine Schranfe gefegt hätten, widerrufen oder als nid: 
tig erklären. So ift die Kirche, veren Wahlfreiheit der König oder der Papft durch ein Gon- 
cordat dem andern hingegeben, dadurch ihres rechtlichen Anſpruchs auf freie Wahl ihrer Bor: 
fteher mit nichten beraubt worden, und fie darf folden Anſpruch durch Proteftation, Reclama— 
tion oder irgendein anderes rechtmäßiges Mittel geltend maden, wann immer vie factifchen 
Umſtände es ihr geftatten. So werben auch die verftindigen, die Denffreiheit liebenden Bür- 
ger immer jo kräftig, als e8 die jeweiligen Verhältniſſe erlauben, gegen vie Errichtung einer 
geiftlihen Genfur oder eines Inquifitionsgerichts proteftiren, wenn fie aud in zehn Concor— 
daten verbeißen wäre. Und nimmer wird ein König durd das von ihm erſchlichene oder er: 
preßte Veriprehen, die Klöfter wieder aufzurichten und denſelben den Augendunterricht zu 
übergeben, ich für gebunden erachten, dem Zeit: und Nationalgeift und den evelften Intereffen 
des Staats und der Menichheit durch ſolche Wiedererweckung der verderblichen Inftitute entge— 
genzutreten. Nur fo lange feine eigene Überzeugung ihm die Klöfter ald nützlich over als dem 
wahren Geſammtwohl förderlich darftellt, wird er ſeines Verſprechens gedenken; und in dieſem 
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Balle hätte er ja au ohne Verſprechen ſolche Klöfter fliften können. Ebenſo mirb au bei jeder 
andern Vergünftigung , welde von feiten einer. Regierung dem Papſte gemacht ward, bei jeder 
aus Rückſicht für ihn getroffenen oper mit ihm verabredeten Einrichtung jener Regierung oder 
überhaupt der Staatögewalt immerfort freiftehen, das Bewilligte, vertragsmäfig Eingerich— 
tete ober Feftgelegte wieder abzuändern oder aufzuheben, fobald das Bedürfniß oder Intereffe 
des Staats ein ſolches, je nad) den jevedmaligen Zeitumftänden, erheiſcht, demnach auch eine 
wahre und unveräußerlihe Pflicht ed der Staatögewalt gebietet. Gin Goncordat ift eben ein 
Gefeg wie ein anderes, Fann alfo jeven Augenbli frei zurüdgenommen werben von berfelben 
Gewalt, melde es ſchuf oder urfprünglich die Vollgewalt hatte, es zu ſchaffen; demnad vom 
König oder vom Papft, je nachdem vie Feitfegung dem Gewaltögebiet des einen oder des anz 
dern angehörte. Denn die vertragsweiſe Feſtſetzung drüdt bloß den einftweiligen Nichtwider— 
ſpruch ded andern Theild oder feine zeitliche Befriedigung aus, hebt aber das natürliche Rechts— 
verhältniß beider Theile unter fich jelbft und zu Staat und Kirche nit auf. Daher Fönnen au 
das Volk (die ſtaatsbürgerliche Geſellſchaft) und die Kirchengemeinde (oder ihr gefegliches un= 
mittelbared Haupt, der Biſchof oder die Synode) dadurd ohne ihre eigene Zuftimmung feine 
Berfümmerung der ihnen zuftehenden Rechte erleiden und mögen alfo jedes Concordat, dad 
ihnen eine ſolche gleihmol zufügte, ald vehtägültig verwerfen. 2) Rotteck. 

Concordate und Kirchenſtreitigkeiten der neueſten Zeit, Im Jahre 1853 erhob 
fi ein vom Erzbiſchof von Freiburg ausgehender Gonflict zwifchen dem Epiſkopat der Ober: 
rheiniſchen Kirchenprovinz und den Regierungen der die Diöcefen derfelben bildenden Terri— 
torien, der nicht nur das frühere gute Vernehmen zwiſchen dem erftern und ven legtern flörte, 
fondern aud gewilfermaßen eine europäifche Beveutung erlangte. Derfelbe war auf eine ra: 
dicale Umgeſtaltung des Verhältniffes des Staats zur fatholifhen Kirche gerichtet, und hat aud 
wirklich eine folde und zwar zunächſt für Wärtemberg herbeigeführt. Um die Urſachen und die 
Tragweite diefer gewöhnlich mit dem Namen des badiſchen Kirchenftreitd bezeichneten kirch— 
lihen Bewegung zu begreifen, ift es nöthig, auf die fatholifhen Zuftände, wie lich diefelben feit 
dem Jahre 1803 in einem großen Theile Deutfchlands entwidelt hatten, zurüdzugehen. 

1. Die Säculariſirung faft aller geiftliben Staaten Deutſchlands infolge des Friedend von- 
Luneville brachte befanntlich die Ränder der geijtlichen Fürſten an weltliche, und zwar viele der— 
felben an dass wlan Landesherren. Die religiöfen Zuftände und die Kirchenverfaſſung follten 
dadurch Feine Anderung erleiden, und namentlich follte ver bisherige Diöcefanverband fort: 
beftehen wie bisher; allein die färularijirten Linder wurden unter ihre Herren fo vertheilt, daß 
die neuerworbenen Territorien der legtern öfter in vier bis fünf Didrefen lagen, was den noth— 
wendigen Verfehr der Negierungen mit den Orbinariaten um jo mehr erfchwerte, ald die Bi— 
ſchöfe ihre Sige verlaffen und das Kirchenregiment Generalvicariaten übertragen hatten. Die 
Aufgabe der neuen Regierungen war jehr ſchwierig; jie hatten die fatholifche Bevölkerung zu 
beruhigen, ein regelmäßiges Verhältniß wit den Vicariaten und einen zweckmäßigen Geſchäfts— 
gang berzuftellen, dem Reichsdeputationshauptſchluß von 1803 gemäß für ven Unterhalt der 
gewefenen Mitglieder der aufgehobenen Stifte und Klöfter zu forgen und die Bedürfniſſe des 
katholiſchen Cultus, ver klerikalen Studienanftalten u. ſ. w. zu befriedigen. Sie ſuchten in 
diefen verfchiedenen Beziehungen ihren Verpflichtungen nachzukommen, und fhufen zu dieſem 
Zwecke überall für die Leitung der firhlihen Angelegenheiten eine rein katholiſche aus, Laien 
und Geiftlichen gebildete Gentralbehörde. Die Verwaiftheit der Diöceſen hatte die Folge, daß 
ein großer Theil des Kirchenregimentd von diefen Staatsbeamten ausgeübt werden mußte, wenn 
aud in manchem Lande, wie z. B. in Würteniberg, die verſchiedenen Vicariate in eind ver— 
ſchmolzen wurden. Eine Hauptforge der Regierungen war die für den Nachwuchs des Klerus, 
für welchen jie theils nievere, theils Höhere Studienanftalten (in Würtemberg ſchon früh Con— 
victe) errichteten und ſchon beſtehende Schulen dotirten. 


2) Es ift ung ale Pflicht erfchienen, den vorftehenden Aufſatz, der den Beftrebungen der Gegenwart 
gegenüber wie die Stimme eines Warners aus dem Grabe Elingt, fat unverändert wieder dem. Drud zu 
übergeben. Rotteck war feiner Kirche herzlich zugethan, um fo gewidhtiger ift das Verdammungsurtheil, 
welches er gleichfam mahnend über die Firdyliche Anmafung und ftaatliche Rleinmüthigfeit — Tage 
ausſpricht. Der folgende Artikel behandelt eine Phaſe der gegenwärtigen Verhältniſſe von einem engern 
Gefichtspunft aus, aber wer ſieht nicht wie viele von Rotteckis Bemerkungen auch hier im den Kern der 
Fragen treffen? Das politifch wichtigfte Goncordat, das öfterreichifche, wird eben wegen feiner volitifchen 
Tragweite in Zufammenhang der neuern Entwidelung Ofterreichs näher beiprodjen werden. D. Rev. 

Staats⸗Lexikon. III. 
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Für die Beftreitung der allgemeinen kirchlichen Geldbedürfniſſe ihrer Ränder ſchufen ſie 
fogenannte allgemeine Kirchen- oder Intercalarfonds, in welche fie die Einkünfte vacanter 
Pfarrftellen fließen ließen. In Baden beftanden ſchon von früher ber einige Fonds diefer Art. 
Die Biſchöfe verhielten ſich bei diefen Firchlihen Organijationen meiftens pafjtv und Geföräuthen | 
fih auf Vornahme rein geiftliher Functionen, ald der Priefterweihe, der Firmung u. f. w. Ein 
Verſuch, die firhlihen Angelegenheiten in Baiern, Würtemberg u. ſ. w. durd eine Verein: 
barung mit dem Papfte zu reguliren, ftieß auf unüberwindlihe Hinderniffe. Der in Münden 
und Stuttgart 1807 erjchienene Nuntius della Genga brach die faum eingeleiteten Verhand— 
lungen, wie e8 fheint auf einen Wink Napoleon’s, plöglid ab. Indeffen war der proviforifche 
Zuftand von 1803— 14 infoweit der Kirche günftig, ald die durd die Regierungen ausreichend 
unterftügten theologifhen Studien einen erfreulihen Fortgang hatten und theilweiſe jelbit zu 
einer vorher nicht dagemwefenen Blüte gelangten. Die Fatholifche Willenfhaft von Süddeutſch— 
land hatte bald berühmte Namen aufzumeifen; die Verdienfte Hug's in Freiburg, Drey's, 
Ennemoſer's und Hiriher’d in Elwangen (Später in Tübingen) genießen noch jeßt einer vollen 
Anerkennung. Ein hochſtehender Prälat, Generalvicar von Weflenberg in Konftanz, ragte über 
alle hervor, namentlich durch feine echt hriftliche Nichtung und fein Beftreben, die katholiſche 
Kirhe in Einklang mit den Fortihritten der allgemeinen Bildung und der Wiſſenſchaft zu 
erhalten. 

Die Befreiung Deutſchlands von der Napoleonifhen Oberherrihaft mußte nun aber eine 
Rückwirkung auf die katholiſch-kirchlichen Zuſtände Deutihlands außer Ofterreih äußern: der 
proviforifhe Zuftand war durch einen definitiven zu erjegen. Die Verſuche hierzu wurden 
1814—15 auf dem Congrep in Wien gemacht, wo aber zwei fi befämpfende Anjichten ber: 
vortraten, nämlich die durch Weilenberg vertretene der Eonftituirung einer deutſchen Fatholifchen, 
jedod mit Rom immer verbundenen Nationalfirche mit den gallikaniſchen Freiheiten ähnlichen 
Vorrechten, und dagegen die einer joviel wie möglich zu bewerfitelligenden Reftauration der frü— 
bern Berhältnifje. 

Die deutjchen Fürften konnten ſich nicht einigen. Ein der erften Anficht gemäßer Artikel der 
Bundedacte wurde geftrihen, und nur die politiihe Gleichftellung der drei Confeffionen (in 
Art. 15) audgefprodhen.?) 

Der Cardinal Gonfalvi proteftirte gegen die der katholiſchen Kirche ungünftigen Beftim- 
mungen der Bunded= und der ganzen Gongrefacte, wie der Papft einft gegen ven Weſtfäliſchen 
Frieden proteftirt hatte. 

Die definitve Regulirung der Fatholifh=firhlihen Angelegenheiten blieb alſo den einzelnen 
Staaten überlaffen, und diefe befchloffen durch Goncordate oder Vereinbarungen mit Rom die= 
jelben zu erledigen. 

Baiern ſchloß 1817 ein Concordat, dad aber mit jeiner Verfaffungdurfunde und der einen 
integrivenben Theil derfelben bildenden Beilage des Religionsevdictd vom 26.Mai1818 vielfach 
in Widerſpruch Fam. 

Preußen und Hannover gelang es 1821 und 1824 neue Gircumferiptionen der Didcejen 
inihren Ländern zu erhalten. Am verwideltften waren die firhlihen Verhältniſſe der Fleinen 
Staaten Deutjchlands, zu deren Feftftellung dur eine Convention mit Rom eine Commiſſion 
von Gejandten derfelben unter dem Vorjige des würtembergifhen Minifterd von Wangenheim 
den 24. März 1818 in Frankfurt zufanmentrat. Allein ihr in der Weſſenberg'ſchen Richtung 
audgearbeiteter, in einer Declaration an ven Papſt gerichtete Brincipien enthaltender Reorgani: 
fationdentwurf wurbe inRom verworfen. Der Papſt ſprach 1819 feine Anfichten in einem aus- 
führlihen Document unter dem Titel „Exposizione dei Sentimenti di sua Sautita“ 2) u. ſ. w. 
aus, verwarf abermals noch in vemfelben Jahre eine ihm von Frankfurt ans überreichte Magna 
Charta libertatis ecclesiae Catholicae Romanae, ließ fi aber 1821 zu einer neuen Bisthümer- 
Cireumſcription der neu geſchaffenen Oberrheinifchen Kirhenprovinz von fünf Didcefen herbei. 
Als aber vie Regierungen bei Ausführung der hierauf bezüglihen Bulle Provida solersque etc. 
die franffurter Plane vermittelt Conventionen mit den zu Bischöfen defignirten, der Mehrzahl 


1) 2gl. hierüber Häuffer, Rene Geichichte, IV, 673 — 675. 

2) In der von Paulus in Heidel erg 1821 herausgegebenen Schrift: Die neueften Grundlagen ber 
beutichfatholifchen Kirchenverfaffung (Stuttgart 1821), S. 332 fg., findet fich der Tert der päpftlichen 
Rote und deren beutfche Überfegung. 
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nad) hierzu geneigten Candidaten in einer fogenannten Kirhenpragmatif ?) durchzuſetzen ver- 
ſuchten, brach ver Papit, dem die Sache befannt wurde, die Verhandlungen ab. 

68 bedurfte ver neuen, erft ven 16. Aug. 1827 erlajfenen , von ven Landesherren aber nicht 
vollftändig angenommenen Bulle Leo's XII.: Ad dominici gregis custodium ete., um endlich 
die Vereinbarung auszuführen. 

Als aber der Erzbifchof von Freiburg, die Bifhöfe von Rottenburg, Mainz, Limburg und 
Fulda inftallirt wurden, erließen die Negierungen von Baden, Würtemberg, ven beiden Heffen 
und Naffau (den 30. Jan. 1830) eine die Ausübung der Hoheitörechte über die Fatholifche Kirche 
betreffende Verordnung von 39 Paragraphen *), in welcher faſt alle Artikel der genannten 
Kirhenpragmatif nun doch ald das Verhältnig der Kirche zum Staate regulirende Beftim- 
mungen den Bilhöfen infolge landesherrliher Machtvollkommenheit vorgefchrieben wurden. 
Aber den 30. Sept. 1830 erlieh Papſt Pius VII. ein mit ven Worten: Pervenerat non ila 
pridem beginnendes Breve an die Bifhöfe, worin er über den größten Theil des Inhalts jener 
Berorbnung fih befhwert und dieſe auffordert, alled anzuwenden, um die Zurüdnahme ber- 
jelben herbeizuführen.®) 

Diefen Zwed zu erreihen und die Befreiung der Kirche von der ftrengen ſtaatlichen Beherr- 
ſchung zu erringen, war nach verfhiedenen mislungenen Verſuchen das Beftreben der nun näher 
von und zu beleuchtenden Schilderhebung des oberrheinifhen Epijfopats im Jahre 1853.96) 

U. Die Berorpnung vom 30. Jan. 1830, obwol fie wenig Neues enthält, fondern nur 
ſchon ſeit 1803 oder 1806 Stehendes, ja manches aus den Zeiten des Deutſchen Reichs Stammen— 
des zufammenfaßt, fanctionirt, man kann e8 nicht leugnen , eine faft abfolute Unterwerfung der 
katholiſchen Kirche und der Träger ihrer Gewalt unter die Staatsgewalt, und eine jo weit grei= 
fende Beſchränkung ver firchlichen Freiheit, daß der, jelbft in Verfaffungsurkunden ver zur Ober— 
rheiniſchen Kirchenprovinz gehörenden Territorien ausdrücklich anerkannten kirchlichen Auto— 
nomie und Selbſtverwaltung nur ein ſehr kleiner Spielraum gelaſſen wird, während das Epi— 
ſtopat ſowie der Papſt dafür eine vollſtändig freie Bewegung beanſpruchen. 

Die Verordnung iſt in dem im 18. ja ſchon in frühern Jahrhunderten wie im An— 
fang des jetzigen herrſchenden Geiſte abgefaßt, daß der Staat verpflichtet ſei, ſich durch alle ihm 
zu Gebote ſtehenden Mittel gegen die UÜbergriffe Roms und feiner Verbündeten zu ſchützen, durch 
Präventivmaßregeln den confejjionellen Frieden zu jihern und zuverhindern, daß die Errungen= 
haften der Eivilifation unſerer Zeit nit durch retrograde kirchliche Bewegungen gefährdet 
werden. Man war eifrig darauf bedacht, die Souveränetätöredhte der Krone unangetaftet zu 
wahren durd die Verweigerung von jeder Art Mitregimentsd von feiten Roms oder der Bi- 
ſchöfe, und ed in feiner Weife zu gejtatten, daß es der Kirche ein Staat im Staate zu werden ge- 
füften möge. Deshalb unter andern die weitgreifende Sanction des Iandeäherrlichen Placet 
(in $. 5), welchem nicht blos alle neuerjcheinenden päpftlihen Bullen und Gonftitutionen unter: 
worfen werden, jondern aud alle frühern päpftlihen Anorbnungen, fobald davon Gebraud) ge: 
macht werden fol, alſo, wie man mit Recht gejagt hatte, die Kortdauer eines großen Theils des 
Kanoniſchen Rechts. 

Dieſe faſt abſolute Abhängigkeit der Kirche vom Staat geht aus folgenden, in den genannten, 
ſowie andern Verordnungen, ja in manchen Staatsgeſetzen enthaltenen Beſtimmungen hervor, 
gegen welche daher auch die im Kirchenſtreit mit größter Schärfe ausgeſprochenen Beſchwerden 
des Epiſkopats gerichtet waren. 

Nach der ſeit 1803 oder 1806 beſtehenden Ordnung der Dinge beſetzt der Landesherr die 
Pfarreien und andere Prründen infolge eines angeblich beftehenven Iandeöherrlihen Patronat- 
rechts und läßt ſowol die in das Seminar aufzunehmenden Gandidaten als die zur Anftellung 
füridie Serlforge nöthigen fogenannten Goncursprüfungen duch eine von der Regierung ein= 
gefegte und nur durch Commiſſare ded Bischofs befchickte Behörde vornehmen. Zur Verhän: 
gung einer jhwerern Disciplinarftrafe gegen einen Geiftlichen, 3.8. zu deſſen Abfegung, bedarf 


3) Sie wurde herausgegeben in Würzburg 1823 duch Pfarrer L. Wolf. 
4) Sie ift öfters gedrudt, jo in Walter’s Lehrbuch des Kirchenrechts (dreizehnte Auflage), ©. 73, 
5) Das Breve ift gedrudt in Walter’s Kirchenrecht (zwölfte Auflage), S. 733 
6) Ausführliche erlag 7 des Entwidelungsganges der kirchlichen Zuftände Süddeutſchlands 
finden fi in bes Verfaſſers Schriften: 1) Die Fatholifche Frage im Jahre 1848 (Tübingen 1848); 
2) Expose historique et critique du conflit de l’Episcopat de Haut-Rhin (Brüffel 1854); 3) der 
Artifel in Reyſcher's Zeitfchrift für Deutfches Recht, XVII, 321: Die neuefte Vereinbarung mit Rom, 
47* 
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ea der ſtaatlichen Beftätigung des biſchöflichen Strafetkenntniſſes. Die Erziehung der künftigen 
Kleriker ift bi zu deren Eintritt in das Seminar Safe der Regierung, ihr gehörten Die Con 
picte, fieetnannte die Lehrer der Theologie nach erbetener gutachtlicher Anferung des Biſchofs 
der Tifchtitel der zu Weihenden wird, obwol aus dem allgemeinen Kirhen- over Intercalar- 
fonds beftritten, als landesherrlider von ver Regierung verliehen. Ohne förmliche Geneh⸗— 
migung der Regierung kann weder ein päpftliher noch ein biſchöflicher Etlaß veröffentlicht und 
vollzogen werben ; der Cultus ſteht unter der regulirenden Aufficht des katholiſchen Oberkirchen⸗ 
raths, Klöfter ſind entweder ganz unterjagt, oder nur Die der Lehrfrauen mit befonderer landes- 
herrlicher Bewilligung zugelaffen, desgleichen Wallfahrten, Miſſionen u. dgl. ; der Verkehr mit 
dem Oberhaupte ver fatholifchen Kirche ift wicht frei. In Würtemberg ernannte Die Regierung 
unter Mitwirkung des Biſchofs die Landdekane, auf) kann der legtere ohne Zuſtimmung ver Re 
gierumg weder feinen Generalvicar noch andere Beante feines Ordinariats ernennen. Auf ven 
‚Didcefanvifitationen begleitete ihn ein landeöherrliher Commiſſar, auch der Diöceſanſynode 
hat ein folder beizumohnen, ja ſelbſt bei Biſchofswahlen. Das Kirchenvermögen wird wie der 
allgemeine Kirchenfonds von der Staatöbehörde verwaltet, oder fteht unter einer fo ftrengen Eon: 
trole derfelben, daß die gefeßlich contpetenten Verwalter überaus beſchränkt ſind und dem Biſchof 
Faum ein Mitverfügungsrecht über Die Verwendung der Einkünfte zufommt. 

Der Religionsunterricht in ven Volks- ald wie in den gelehrten Schulen wird zwar durch 
von Bifhof ermächtigte, oft von der Regierung gewählte Geiſtliche ertheilt, jeborh hängt vie 
Mahl ver Lehrbücher von der Zuftimmung ver Regierung ab. 

II. Die erften Biſchöfe der fimf Didcefen fügten ſich im ganzen diefem Syſtem der firengen 
Bevormundung der Kirche durch den Staat. Gin erfter erfolglofer Angriff auf daffelbe mar 
von einem wiürtembergifhen Deputirten (Baron Hornftein) 1832 — 33 verfuht worden, 
nachdem aber das jogenannte kölner Ereigniß im Jahre 1837. eine weitgreifende kirchliche Be— 
wegung im Fatholiihen Deutſchland hervorgerufen hatte, erwachte auch in den Ländern der Ober: 
rheiniſchen Kirchenprovinz ein Geift ver Oppofition, deren Loſungswort, wie 1829 amd 1830 
das der jogenannten Fatholiihen Oppofltionspartei in Belgien, das der Freiheit der Kirde war. 

Es erichien 1841 die großes Auffehen erregende Schrift: „Die katholifhen Zuftände in Ba— 
den“, ihr folgten ähnlichein Württemberg. Der bisher fo regierungsfreundlihe Biſchof Keller von 
Rottenburg ward felbft von Rom geprängt, 1841—42 in der würtembergifchen Kammer mit 
einer energifchen Motion vor-allem gegen die Verordnung vom 30. Jan. 1830 hervorzutreten. 
"Die Regierung blieb indeffen in dem bis 1848 fortdauernden Kampfe Sieger.’) Allein feit 
1815 batten die fatholifchstheologifthen Studien beſonders durch Möhler in Tübingen, und die 
kirchenrechtlichen durch Walter die größten Fortſchritte gemacht, die katholiſche Preſſe erhielt Or- 
gane, unter welchen die von Görres und Phillips in München redigirten „Hiſtoriſch-politiſchen 
Blätter’ großen Nahhall hatten, und ald die Märzbewegung des Jahres 1848 ausbrach, hatte 
die auch von den Gegnern der drei hriftlihen Confeſſionen getheilte Anjicht von der Rothivendig- 
keit der veligiöfen Freiheit-eine ſolche Kraft erhalten, daß diefe im vollſten Maße durch vie 
$$. 14— 21 der deutichen Grundrechte (von 1848) ihre Gewährleiftung erhielt. Auf Die 
‚pofitifche Bewegung unferd Vaterlandes war überall eine kacholifch = firchlihe gefolgt. Sie 
"brach zuerft in Ofterreich aus, wo feit einer Reihe von Jahren fhon gegen die Joſephiniſche 
Geſetzgebung Ach Stimmen erhoben hatten.) Schon vor dem Monat Mai 1848 Hatten vie 
Biſchöfe der Kirchenprovinz in einer VBerfammlung eine Petition von 19 Artikeln an die Re: 
gierung übergeben, ihr folgte im Mai das -bifchöfliche Orbinariat von Linz, andere Diöceien 
wandten ſich an den’ öfterreichifhen Reichstag. Eine Anzahl deutſcher Biſchöfe traten im Ser: 
teinber 1848 in Würjburg zuſammen und redigirten eine an alle deutſchen Regierungen gerich— 
tere Denkſchrift ohne Aufftellung fpeciefler Forderungen. Im Jahre 1849 richteten Die preußiſchen 
Biſchöfe eine befondere Denkſchrift an ihre Regierung, im October 1850 thaten e3 die in Frei: 
fing verſammelt gemejenen bairiſchen ), und in März 1851 die ver Oberrheinifchen Kirchen⸗ 
provinz an die verjchiedenen Regierungen in derfelben. Die Beſtimmungen der-aligemein deut: 


7) Dal. 1) die Aetenmäßige Darftellung der Berhandlimgen ber würtembergifchen Kammer der Ab: 
eorbneten über die Angelegenheiten der fatholifchen Kirche (Stuttgart 1842); 2) M. Mad, Die fatho: 
ifche Kirchenfrage in Würtemberg (Schaffhaufen 1845). 
8) Bol. Brühl, Acta ecclesiastica, VI. Abthl.: Ofterreichifthe Monarchie (Branffurt a.M. 1851). 
9) Über die Vorgänge in Baiern vgl. Henne, Die Fatholifche Kirchenfrage in Baiern (Würzburg 
1854). Die Dentfchrift der ſechs Bifchöfe findet fi ©. 46. 
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fen Grundrechte wurden im Offerreich und Preußen leitende Priuripien in. der Behandlung 
der kirchlichen Angelegenheiten. 

In Ofterreich erließ ber Kaiſer am 4. März 1849 ein denſelben gemäßes Batent, in welchem 
eine die Freiheit und Selbflänpigkeit der Kirche ſchaffende Meugeftaltung der bisherigen Zu— 
Rände verfprocdhen wurde: Um fie herbeizuführen murbe Ende April eine Verſammlung der 
Biſchöfe nad Wien befchieben, welche biefirchlichen Angelegenheiten berieth und bid zum 16. Juni 
1849 das Ergebniß ihrer Berathungen dem Minifter Grafen Thun überreichten. 

Das erfte Anbringen betrifft die künftige Stellung der Kirche im Stante, die zweite den 
Unterricht, die Heranbildung der Kandidaten des geiftlichen Standes und die Voltäfhulen, vie 
dritte die Berwaltung der Kirche, die geiftlichen Hunter und Pfründen, das Batronatweht, die 
Pfarreoncuröprüfungen, die vierte die geiftlihe Gerichtsbarkeit; fpätere Eingaben bezogen ſich 
auf die Ehe, das Kirchenvermögen und das Klofterweien. 

Der Minifter erfattete über die ſämmtlichen Anbringen der Berfanmlung erft ben 7. bis 
13. April 1850 Bericht an den Kaifer, worauf diefer den 18. und 23. April zwei Berord— 
nungen 19) erließ, in deren erfler vom 18. April der freie Verkehr mit dem Papſt ſowol flir bie 
Bifhöfe ald alle andern eingeräumt, dad Placet aufgehoben und die biſchöfliche Strafgerichts— 
barkeit hergefteltt, jedoch in $. verfügt wurde, „daß wenn zur Durchführung eines Straferkennt— 
niffes die Mitwirfung des Staats in Anfprud genommen werde, der erbnungsmäßige Vorgang 
der geiſtlichen Behörde durch Mittgeilung der Unterfuhungsncten nachgewieſen werben vüſſe“. 

Die zweite Verordnung vom 23. April mat die Ernenuung ber Brofefforen dex Theologie 
und katholiſchen Religionslehrer von der Ermächtigung ded Biſchofs abhängig, ſchreibt firenge 
Prüfungen für die Candidaten wor, die vor einer zur Hälfte von der Regierung, zur Hälfte vom 
Biſchof ernannten Commiſſion zu erfteben find u. ſ. w. 

Mit ven Verorbnungen wird auch der ſehr ind einzelne eingehende Bortrag des Minifters 
veröffentlicht, und darin eine definitive Regulirung der übrigen Bunfte durch ein mit dem Papft 
abzuſchließendes Concordat zugelagt.*") 

Den 31. Der. 1851 wurde das kaiſerliche Patent vom 1. März 1849 — Kraft geſetzt, 
zugleich aber die in demſelben den anerkannten Religionsgenoſſenſchaften in den Krouländern 
erthrilten Freiheiten und Rechte beftätigt.12) 

Während die Verhandlungen wit Rom gepflogen wurden, erließen aber die öſterreichiſchen 
Biſchbfe eine Male Verfügungen, wodurch, inwieweit es ſchon möglich war, die Sojephini- 
fche Geſetzgebung aufgehoben oder modifieirt wurde. Das ven 18. Aug. 1855 fjanctionirte 
Concordat wurde vom Kaiſer ſofort publicirt, 

Die bairifhe Regierung erledigte Die durch die bifchöfliche Denffprift in Anregung gebrachte 
Angelegenheit dur eine Föniglihe Erklärung in 26 Paragraphen am 2. April 1852. 3) 
Es wirh darin, inwieweit bad Concordat von 1817 und bie Verfaſſungsurkunde von 1818 rd zus 
laffen, ven Wünſchen ver Bifhöfe Rehnung getragen, und zwar nad) dem in $. 1 darin ausges 
fprocdenen Prineip, daß bei Auslegung und Anordnung mehrdeutiger und zweifelhafter Stel- 
len des die Verfaſſungsbeilage bildenden Religiondebict8 vom 26. Mai 1818 jene Interhreta- 
tion zu machen fei, melde mit den Beflimmungen des Concordats übereinflimmen oder ſich 
venfelben nähern, 

In Preußen wurde die vollfländige Emancipation der Kirche ſtaatsgrundſätzlich fanstienirt 
durch die faſt wirkliche Aufnahme der Beflimmungen ber deutihen Grundrechte in Die Vers 
fallungsurkunde vom 31. Jan. 1850. 

Zum Verſtändniß der weiten Vorgänge in der Oberrheiniſchen Kirchenprovinz war die Hier 
gegebene Schilderung ber in Oflerreich, Baiern und Preußen voranzufchiden. 

IV. Die Regierungen der die Oberrheinifhe Kirhenprovinz bildenden Territorien beeilten 
jich jo wenig, dem Begehren ihrer Biſchöfe Rechnung zu tragen, daß der Erzbischof von Freiburg 
im Jahre 1862 eine Art Monitorium an fie richtete. Doch hielten 1851 und 1853 Abgeord⸗ 
nete der betheiligten Regierungen in Karlsruhe mehrere Berathungen über die offenbar uner- 
ſchopfte Angelegenheit, und den 1.März 1853 endlich erſchien in Stuttgart, Karlsruhe, Darm- 
ſtadt, Wiesbaden: 


=. — — — — — — 
” 


128. 
13) Sie if gebrudt bei Walter, ©. 708, und bei Henne, a. a. O. 
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1) eine gemeinfame Verordnung von at Paragraphen 1%), in welder einige Beftimmun: 
gen der vom 30. Jan. 1830 geändert wurden. 

2) Erlaſſe ver Minifter, in welchen verſchiedene Konceffionen den Bifhöfen gemacht oder in 
Ausficht geftellt wurden. 15) Da aber in allen diefen Erlaffen ver Standpunkt der Verordnung 
von 1830 feftgehalten, auch die Conceſſionen nicht durch Rechtsgründe, ſondern durch Gründe 
der Billigfeit und der Volitif motivirt waren, und das eigentliche Ziel und die Tragmeite der 
Forderungen ver Bifchöfe verfannt zu fein fhienen, fo wurden diefe durch die Schritte der Re— 
gierungen fo wenig befriedigt, daß fie nach abgehaltener Berathung den angebotenen Gnadenact 
von der Hand wiefen und den Regierungen erklärten, fie würden den in ihrer Denkſchrift aus- 
gefprochenen Grunvfägen gemäß fortan das Kirchenregiment in ihren Diöcefen führen. Zwar 
trat das würtembergifhe Minifterium in einem publicirten Schreiben vom 19. April vem Bi: 
ſchof von Rottenburg drohend entgegen. Allein das Epijfopat der Kirchenprovinz ſchritt via 
facti voran, ftellte nicht blos, wo er fonft ven Verfügungen ver Regierung Folge leiftete, einen 
paſſiven Widerftand entgegen, fondern feßte verjchiedene feiner Forderungen in Bollzug durd 
Handlungen, zu deren einfeitiger Bornahme er nad der Verordnung von 1830 nicht bered: 
tigt war. Damit war der officielle Krieg des Epiſkopats mit den Regierungen begonnen. Gt 
wurde mit befonderer Heftigfeit von feiten des Erzbiſchofs von Freiburg gegen die badiſche Re- 
gierung geführt und hatte zunächſt die Folge, daß nicht nur Zeitungen und Zeitſchriften für 
jene oder diefe Partei nahmen, fondern daß aud eine Menge Flugihriften über diefen Conflict 
zwiichen Kirche und Staat erfhienen. Bis zum Anfang des Jahres 1853 belief ſich die Zahl 
der legten mit Inbegriff einer neuen Denkſchrift des oberrheiniihen Epiffopats vom 18. Aug. 
1853 auf zwölf, und am Ende jenes Jahres auf 33. Unter denfelben ragen auf feiten der Kir: 
lihgelinnten außer jener, wie man meint, vom Staatdrath von Linde verfaßten Denkſchrift, das 
Schriftchen des Domfapitulard Hirfcher in Breiburg und die des Frhrn. von Ketteler, Biſchof 
von Mainz 16), hervor. Eine der beften Gegenfhriften ift die fhon 1853 bei Braun in Karls: 
ruhe erichienene leichtfaßliche Darftellung ver Fatholifch = firhlichen Streitigkeiten in Baden. !7) 
Nicht alle Biihöfe der Oberrheiniſchen Kirchenprovinz führten ven Kampf gegen die Negierungen 
ihrer Didcejen mit gleicher Energie. 

Mit rückſichtsloſer Entſchiedenheit verfuhr der Erzbifhof von Freiburg. Nachdem er vom 
1. Aug. 1853 an ſowol von den geiftlihen als weltlihen Mitgliedern des großherzuglichen ka— 
tholifhen Oberkirchenraths in Karlsruhe den Rüdtritt von ihren Staatöftellen verlangt hatte, 
fprad) er im October über alle ven großen Kirchenbann aus. Die Regierung fegte ihn bierauf 
(den 9. Nov.) unter eine ven (aldbald von ihm gleihfalld ercommunicirten) Stadtdirector von 
Freiburg übertragenen Bormundfhaft, ſodaß er ohne deren Genehmigung feinen Erlaß aus— 
geben follte. Eine Mapregel, die ihn aber nicht hinderte, den Bann gegen die Mitglieder des 
Oberfirhenrathe diefen zu infinuiren und in Freiburg und Karlöruhe von der Kanzel verfünden 

u laffen. 
4 Das Domkapitel erklärte ih nun auch für feine Sache; es veröffentlichte vie Regierungs- 
befehle umgehend, mehrere Hirtenbriefe, in welchen es dad Verfahren des Biſchofs rechtfertigte, 
und in einem vom 14. Nov. gegen alle Hoheitöredhte des Staats über die Kirche Proteft ein- 
legte. Es trug allen Bfarrern auf, in vier Predigten den Bischof zu vertheidigen, ein Begehren, 
von welchem auch die Vorftellungen und Bitten mehrerer fatholifchen Gemeinden es nicht ab— 
zubringen im Stande waren. Während mehrere diefe Befehle allzu eifrig ausführende Geift: 
lie von der Regierung geftraft wurden, traf einige, welche den erzbifchöflichen Befehlen Folge 
zu leiften fich weigerten, der Kirhenbann. Es wurde fogar ein Mitglied des Domfapitels vom 
Erzbiſchof ſuspendirt. 








14) Gedruckt bei Walter, a. a. D., ©. 785. 

15) Der des würtembergifchen Minifters findet fi in einer auferordentlichen Beilage zum Staates 
Anzeiger für Würtemberg vom 6. März 1853. 

16) Die Schrift diefes Kirchenfürften führt den Titel: Das Recht und der Rechtsfchug ber Fatholis 
fchen Kirche in Deutfchland, mit befonderer Rückſicht auf die Forderungen des oberrheinifchen Epiffo: 
pats in dem gegenwärtigen firchlichen Conflict (Main; 1854). 

17) Eine vom Berfafler gegenwärtiger Darftellung gefchriebene Fritifhe Anzeige aller auf den Kir: 
henftreit vom Jahre 1853 und 1854 erfchienenen Schriften findet fi in den von Schletter redigirten 
Jahrbüchern der deutſchen Rechtswiffenfchaft, 1, 238, Derfelbe fchrieb außerdem : 1) (im November 1853) 
Über den Gonflict des Epiffopats der oberrheinifchen Kirchenprovinz, Erlangen 1853 ; 2) (im Juni 1854) 
Expose historique et critique du conflit entre l’Episcopat du Haut-Rhin et les Gouverne- 
ments etc. (Brüffel 1854). \ 
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Im Anfang ded Jahres 1854 hatte der Streit ſchon eine bedenkliche Höhe erreicht. In ber 
Eröffnungsrevde der Kammern ſprach der Großherzog, das Verfahren feiner Regierung recht— 
fertigend, fein Bedauern über dieſe ihn betrübenven Hergänge aus; in ihrer Adreife ftellte ih 
die Kammer auf feine Seite. Dagegen belobte der Papft in einem Breve vom 9. Jan. 1854 
das Verfahren des Erzbiſchofs. 

Da indeffen die Negierung dur ihre Maßregeln ihren Zwed nicht erreicht hatte, und auch 
dad Angehen des päpftlihen Nuntius in Wien durd die badiſche Geſandtſchaft erfolglos ge— 
blieben war, beſchloß jie die Abfendung eines Gejandten nad Rom, wählte Hierzu ven ftreng 
Fatholifch gejinnten Grafen von Reiningen, und bob zugleich die den 7. Nov. 1853 angeoronete 
Devormundung des Erzbiſchofs wieder auf. 

Diefer war jedoch zur Siftirung ſeines Vorgehens nicht zu bewegen. Er ernannte Pfarrer 
aus eigener Mahtvollfommenheit, verbot ven Schullehrern Prüfungen vor den großherzog— 
lichen Bifitatoren vorzunehmen, erließ ein Eröffnungsdecret des von der Regierung geichloffenen, 
nun aber ald das jeinige erklärten Gonvicts in Freiburg, und ging endlich, weil die Regierung 
den Stiftungsrechnern verboten hatte, etwaigen einfeitigen Weifungen der Kirchenbehörbe Folge 
zu leiften, fo weit, daß er ven 5. Mai die Mitglieder des Stiftungsraths, die feinen Weifungen 
ſich widerfegen würden, für ausgetreten erklärte, ven Bfarrern befahl, fie durch andere zuerfegen, 

und den Defanaten die bisher den großherzoglichen Amtern zukommende Auffiht und Eontrole 
über die Stiftungsverwaltungen übertrug. Da fein Vorgehen und die Befhulvigung, es wolle 
der Staat ſich des Kirchenvermögend bemädtigen, eine offenbare Auflehnung gegen die Staatd- 
geſetze enthielt, jo befahl dieNegierung den 6. Mai, gegen die die Anordnung des Biſchofs voll- 
ziehenden Stiftungsverwalter einzufchreiten, und ordnete eine Unterfuhung gegen ihn felbft an. 

Er verweigerte anfangs dem Inftructionsrichter jedes Gehör, legte eine Art Interbiet auf 
das Abhalten des Gottesdienſtes in der Domkirche und erhielt daher in feinem Palafte Haus: 
arreft, ließ fih jevodh dann zur Vernehmlaſſung herbei, worauf die Haft aufgehoben und die 
Sache dem großherzoglichen Hofgericht zur Entſcheidung überantwortet wurde. Seinerfeits 
hob er das Interdiet auf, in Erwartung ded Ausgangs der Sadıe. 

Im ganzen verhielt jich die Landesbevölkerung bei dem Streit ihres Oberbirten mit der Re: 
gierung trog mehrerer ergangenen Aufforderungen zum Widerftand gegen die legtere gleich— 
gültig, einige wenige Gemeinden jpradyen fich für diefe aus; im Odenwald dagegen nahm bie 
Bevölkerung, von ihren Pfarrern aufgeftachelt, für den Erzbifhof Partei. Die Regierung 
fandte Truppen in den Taubergrund, die Tumultuanten mit dem Pfarrer von Tauberbifchofs- 
heim wurden vor die Gerichte geftellt und zu Gefängniß und Geldſtrafen verurtheilt, auch wurde 
über den Pfarrer von Donauefhingen Feftungshaft von acht Monaten verhängt. 

Der fo heftig gewordene, an ähnliche Greigniffe im Mittelalter erinnernde Kampf zog die 
Aufmerkfamfeit von ganz Europa auf ji, und ſetzte namentlich den Höhern Fatholifhen Klerus 
aller Länder in Bewegung; über 100 Adreſſen ausmwärtiger, faft aller deutſchen, franzöſiſchen, 
fowie vieler andern Bifhöfe, in welden der Erzbiſchof als Märtyrer bedauert oder gepriefen 
wurde, trafen in Freiburg ein. Es wurden Subjeriptionen eröffnet, infolge welchen bedeu— 
tende Geldſummen beim Erzbiſchof einliefen. Der Bapft erließ ein neues Breve an ihn. Der 
badische Kirhenftreit, theild durch die Parteiflugfchriften entitellt, theil8 gänzlich midverftan- 
den, war eine allgemeine Angelegenheit der Fatholifhen Kirche geworden. Sie ſah, ſich gänz- 
= irvend, in demfelben einen Verſuch des Proteſtantismus zur Unterdrüdung der fatholifchen 

eligion! 

Indeſſen gelang ed do der großherzoglichen Gefandtfhaft in Rom, am 24. Junizu Siftirung 
des Streits ein interimiftiihes Abkommen zu Stande zu bringen. Der Proceß gegen den Erz: 
bifhof wurde niedergeſchlagen; desgleichen gegen die Geiftlichen, die blos dem Biſchof Folge ge: 
leiftet,, aber fonft Fein Vergehen begangen hatten; die von ihm ernannten Pfarrer follten nur 
als Pfarrverwefer angeſehen fein, die Verwaltung des Stiftungdvermögend nach den beftehenven 
Geſetzen und Verordnungen geführt werden. Died mehr der Negierung ald dem Erzbifchof 
günftige Übereinfonimen führte- einen proviforifchen Zuftand herbei, in welchem die Regierung 
bie definitive Negulirung der kirchligen Angelegenheiten mit Ruhe abwarten fonnte. Nur ber 
niedere Klerus litt unter demſelben, indem er einerfeits fih der erzbifhöflihen Curie abfolut 
unterworfen ſah, andererjeitö die neuernannten Pfarrer flatt ded Genuffes der oft fehr reichen 
Pfarreinkünfte ih mit Taggelvern begnügen mußten. 

V. Was die vier andern Diöcefen der Oberrheinifchen Kirhenprovinz betrifft, jo trat nur 
ber Bifhof von Limburg in die Fußtapfen des Erzbischofs. 
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Auch er ging in der Ausübung unbeſchraͤnkter Machtvollkommenhelt, fo oft ſich dazu Ver— 
anlaffung bot, voran; ernannte Pfarrer, welche die naffauifche Regierung gleichfalls nur als 
Bfarrvermeier behandelte, verſuchte die Verwaltung des Stiftungsvermögens ſich zu umter- 
werfen, bei welder Gelegenheit er au) eine Erconntunication ausſprach. Die Regierung ord: 
nete die Temporalienjperre gegen ihn an, hob fie aber bald wieder auf und ſchickte einen Ge— 
jandten zu Unterhandlungen nah Nom. . 

Der Bifhof von Fulda fheint alsbald die Überzeugung gewonnen zu haben, daß eine ern: 
ſtere Schilverhebung gegen die kurheſſtſche Regierung erfolglos fein würde, und zog ſich ſchon 
den 18. Juni 1853 vom Streite zurüd, erflärend, daß er das Meiſte von dem, was in der Denf- 
ſchrift ſeiner Gollegen begehrt werde, ſchon befige. Ob ihm purd das Minifterium Haffenpflug 
factifch Eoncefjionen gemacht waren, bleibt vahingeftellt. 

In Würtemberg traf die Regierung mit dem Bifhof von Rottenburg im März 1854 ein 
Abkommen, welches die Grundlage ihrer im April 1857 mit Rom abgefchloflenen Convention 
wurde, die dem Kirchenftreit für Würtemberg ein Ende made. _ 

Die großherzoglich heſſiſche Regierung fegte Ende Auguft 1856 durd) eine vorläufige Liber: 
einfunft mit dem Biſchof von Mainz der Dauer des Kirchenftreits in ihrem Lande gleichfalls 
ein Ziel. Ihrem Inhalte nad ſtimmt diefelbe großentheild mit der von der würtembergiſchen 
Regierung mit dem Biſchof von Rottenburg gefchloffenen überein; bezüglich der Verwaltung des 
Kirhenvermögend, ſowie über die Bethelligung der Geiftlihen am profanen Schulunterriät 
follte befondere Vereinbarung flattfinden. 

Die Biſchöfe fahen im Jahre 1853 fehr wohl ein, daß, weil fie feine Conceffionen an: 
ftrebten, fondern vie Neftitution voreiithaltener oder beeinträchtigter Rechte verlangten, fie ihre 
Anſprüche an die Staatögewalt rehtlid zu begründen hätten. Im ihrer gemeinfamen Denf: 
fhrift vom 18. Juni 1853 und ihren Separdteingaben an die Regierungen thaten fie dies 
indeffen auf eine nicht immer ftihhaltige Weile, und zwar fomol was vie allgemeine Be: 
gründung ihrer Borberungen als was den Inhalt mehrerer der letztern betrifft. _ Sie erflär: 
ten zwar: fie jeien forgfältig bedacht gewiefen nur jolhe Anträge, Neclamationen und Bitten 
zu ftellen, welche 1) in nothwendiger Gonfequenz aus dem Weſen und dem Zwecke ver fa- 
tholifchen Kirche jich ergeben, 2) im pofltiven Öffentlichen Rechte Kar und unzweifelhaft be— 
gründet feien und eine folde Feftigkeit hätten, daß deren Geltendmahung von den Biſchöfen 
als abjolute Verpflichtung erachtet werben müßte. Allein was die erfte Behauptung betrifft, fo 
verlangten fie die Ausübung von Handlungen, weldje der Staat unbeſchadet der vollftänvigen 
Anerkennung der fatholifhen Kirche ind ihres Eultus verweigern oder von Bedingungen ab- 
hängig maden kann und' ja zuweilen muß. Ihre ziveite Behauptung fügte fie auf Gründe, 
von welhen (wie fon in des Verfaffers Schrift vom November 1853 ausgeführt wurde) nur 
einer von'juriftifcher Tragweite ift. 

Sie beriefen ſich nämlid 1) auf die völfer- und ſtaatsrechtlich unbedingt pleno jure ftätt: 
findende Anerkennung ver katholiſchen Kirche (und folglich des Kanoniſchen Rechts) in den Ter— 
ritorien der Oberrheinifhen Kirchenprovinz, 2) auf die Natur und den Umfang des Rechts— 
beftandes der katholiſchen Kirche in dieſen Territorien, die ji lügen: a) aufeinen unvordenk— 
lihen Beſitzſtand, b) auf die ausprücliche Anerkennung der deutſchen Reichsgeſetze, insbeſondere 
ded Weſtfäliſchen Friedens, c) auf die 1821— 27 mit Rom eingegangenen Verbindlichkeiten 

Es wurde hingegen in der Schrift des Verfafferd ausgeführt, daß pas Gpiſkopat fih rechtlich 
nur auf die erfte und legte Nechtäquelle berufen konnte. Es wird in Abrede geftellt, baf das 
Kanoniſche Recht je im Eatholifhen Deutſchland unbeſchränkte Geftaltung hatte, eine Behauptung, 
deren Wahrheit der Verfaſſer 1855 in feiner Schrift: „Die ftadtärechtlihe Stellung der katho— 
lifhen Kirche in den Fatholifhen Ländern des Deutſchen Reichs, beſonders im 18. Jahr: 
hundert‘, fo vollftändig geſchichtlich bewles, daß es niemand gelingen dürfte, dad Gegentheil 
davon darzuthun. Umſonſt beruft man jid daher auf Unvordenklichkeit des Befigftandes, ver- 
gebens auf die deutſchen Reichsgeſetze, vergebens auf die Particulargefeggebung felbft der 1803 
fäcularifirten geiftlihen Staaten Deutſchlands. 

Und was den bekanntlich von Nom verworfenen und daher aud vom Epiffopat zu perbor- 
rejeirenden Weftfälifchen Frieden betrifft, fo ift er nur maßgebend, was ben ja nicht beftrittenen 
Beiig des katholiſchen Kirchenguts betrifft; über das gegenfeitige Verbältniß der Staats- und 
Epiffopalgewalt in katholiſchen Ländern enthält ex Feine Beſtimmungen. Die Berufung auf 
die Unvordenklichkeit des Beſitzes if un fo weniger von Bedeutung, als ſchon früher die der 
Kirche ertheilten Privilegien vom Kaifer und Reich zurlidgenommen und modificirt werben 
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fonmten und modifleirt wurden, und jegt um ſo mehr von der Staatsconceſſton abhängen, als 
die frühere landesherrliche Gewalt eine ſouveräne geworden und ebenfo ausgedehnt wie einſt die 
höchſte Reichsgewalt ift. Hatte die Kirche vor 1806 einen Rechtsanſpruch auf Uinveränderlich- 
feir ihrer äußern Stellung im State, fo hat fie e8 jetzt noch vief weniger, als der ganze Stant®- 
organismus eim amderer geworden und fie denſelben umzugeftalten nicht befugt iſt. Auf das 
göftliche Recht beruft ih das Epiſtopat mit Vorſicht, d. h. inſoweit als daſſelbe auch ſtaatlich 
als ſolches anerkannt wird. Nur die ſtaatliche Anerkennung der Berfaſſung der katholiſchen 
Kirche, ihre Autonomie und Selbſtverwaltung und die Verträge mit Ron konnten daher 
als Rechtstitel von ihm angerufen werben. 

Da aber die ihm vorzirgäweife gümfligen zwei legten Artifel ver Bulle: Ad dominici gregis 
custodium, vom Jahre 1827, nad welchen die Bifchöfe ihre Jurisdieton secundum vigentem 
ecclesi® disciplinam et canones a sancta sede approbatas auszuüben, auch seminariipuero- 
rum nad den Vorſchriften des concilium Tridentinum zu errichten befugt fein jolften, von ven 
Bereinsregierungen nicht angenommen worden waren und das Placet nicht erhalten hatten; 
die übrigen Beftimnmngen ver Bulle aber, die der Realdotation der Bisthümer ausgenommen, 
von denfelben immer erfüllt wurden, fo entbehrten die blos auf jene Artikel ſich ſtützenden Re— 
clamationen des Epiffopats einer ausreichenden rechtlichen Begründung. 

Es fonnte nur die Frage fein: ob die durch die Staatsgeſetze felbft ver Kirche zugeficherte 
Selbftändigfeit ihr zu Theil geworben, d. h. dur Verfügungen ver vollziehenden Gewalt nicht 
aufgehoben oder rechtswidrig beſchränkt worden feit Weil jedoch die Aufhebung diefer Be: 
fhränfungen der kirchlichen Freiheit dieſe nicht im vollen Maße herftellen kann, fo ging das 
Epiffopat noch weiter und verlangte auch die Anderung der dieſelben beſchraͤnkenden Geſetze mit 
Einſchluß ſelbſt der Staatsgrundgeſetze. Der Biſchof von Rottenburg bezeichnete in ſeiner 
Seyarateingabe der Regierung fogar die Paragraphen der würtembergiſchen Verfaſſungs— 
urfunde, welche ev aufgehoben und geändert wiffen mohlte. 18) 

Indeffen erklärte die biſchöfliche Denkſchrift, man verkange nicht Trennung der Kirche vom 
Staate, dieſe ſollte deffen allgemeinen Gefegen unterworfen bleiben, nur die gegen ſie gerichteten 
Ausnahmegefetze ſollten wegfallen. Hiermit iſt ed allerdings nicht vereinbar, wenn fpäter ber 
Erzbiſchof von Freiburg die Zuftändigfeit des fogenamnten jus circa sacra in Abrede ſtellte! 

VI. Was nun die von den Biſchöfen an die Regierungen geflellten Forderungen ſelbſt be— 
teifft, fo finden fi unter denjelben verſchiedene, die ihnen ohne Beeinträchtigung der ftantlicy 
anerfarnten Verfafſung ver katholiſchen Kirche nicht verweigert werden konnten, dann mehrere, 
deren fernere VBorenthaltung im Widerfpruc mit dem Charakter freiever Staaten und den An— 
ſprüchen auf kirchliche Freiheit fein würde, endlich foldhe, welche zu gewähren oder zu verfagen 
lediglich Sache der Staatsgewalt ift. Faſt alle werden aber vom Gpiffopat als ihm weſentlich 
zukommende, feiner ftaatlihen Beſchränkung zu unterwerfende Rechte verlangt. Somol in ver 
Sthrift ves Berfaffers als in andern wird daher die Maflofigkeit des letztern Begehrend nachge⸗ 
wiejen und ausgeführt, welche Rechte der Staat unbeſchräkt zuzugeftehen habe, weldhe unter@in: 
ihränfungen, und weldie Borderungen er zurückzuweiſen habe. 

Das Epiffopat verlangt 1) da freie Beſetzungsrecht der kirchlichen Ämter und Pfründen 19), 
mit Ausnahme der einem rechtmäßig erworbenen Patronatdredjt unterkiegenden. Es ift Hier in- 
ſoweit in feinem Rechte, als die im Anfange unjerd Jahrhunderts fozufagen erfundene Theorie 
de8 allgemeinen landesherrlihen Patronatsrechts durchaus unbegründet und als foldhe auch von 
allen Kirkhenrehtslehrern unferer Zeit behandelt wird. Allein da die Pfarrer eine öffentliche 
Gewalt im Staate ausüben, auch bürgerliche Functionen haben und es geiflliche Perſönlichkeiten 
geben kann, welche in vein bürgerfiher oder politifcher Beziehung der Regierung misfällig fein 

"führten, fo fann der Staat (was and) in ver „Exposizione dei Sentimenti” vom Jahre 1819 
anerfannt wird) bei Pfarrbefegungen ebenfo gut eine Exeluſion beanſpruchen, wie ſolche ihm bei 
den Bifchofd: und Domfapitufarwahlen vom Heiligen Stuhle felbft zugeſtanden ifl. 

Wenn das Epiſkopat 2) die Anerkennung der ihm nach dem Kanoniſchen Rechte zufommenven 
kirchlichen Gerichtsbarkeit über Geiftlihe und Laien verlangt, jo fonnten die Negierungen die 
Zuftändigkeit dieſes Rechts nicht in Abrede fielen; wenn er aber auch son ihnen den Nollzug 
von Strafurtheilen gegen Geiftliche durch den weltlihen Arm auf bloßes Verlangen veifelben 


18) Da die Regierung in der Convention mit Rom dies 1857 zufagte, jo if fie genöfhigt, ihren 
Kammern hierüber Befepesvorlagen zu machen. 
19) Vgl. die Denfichrift von 1853, $. 4, und des Berfaflere Schrift, $. 6. 
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(3. B. bei Amtdentfegungen oder Verurtheilungen zum Gefängniß) begehrte, jo Eonute Der 
Staat (wie in ven Nordamerifanifchen Freiftaaten und in Belgien) diefe Hülfeleiftung geradezu 
verweigern, und wenn er fie zu geftatten bereit war, von Bedingungen abhängig maden, ſodaß 
das Begehren einer vollftändigen Aufhebung des Recursus ab abusu nit ald begründet er: 
ſcheinen mußte. Die Staatögerichte find ven geiftlichen nicht untergeordnet, ihre Beamten nicht 
Vollzugsbehörden ver Bifchöfe, fie müſſen das Recht der Gognition haben, aud wenn fie von 
einem Bifchof angerufen werden, und wenn fie felbjtverftändlich incompetent find, und gewiß 
nicht Luft haben werden dogmatiſche Fragen zu entſcheiden, jo jind jie doch berechtigt und ver— 
pflichtet die Mitteilung der Procefacten zu verlangen und ſich zu verfihern, ob der eingeflagte 
Geiftlihe gehört, das Verfahren geſetzmäßig geweſen und er der begangenen firafwürdigen 
Handlung geſtändig oder überwielen fei.20) Die Richtigkeit diefer Prineipien haben zwei Erz: 
bifhöfe von Paris (Affre und Sibour) ausdrücklich anerfannt.?') 

3) Die Erziehung des Klerus und die Ertheilung des theologiſchen Unterrichts ift entſchie— 
dene Sache der Kirhe. Wenn daher das Epiffopat verlangte, der Staat habe das Recht Hierzu 
fernerhin nicht mehr als ein ihm zuftebendes, wenn aud mit Rüdjihtnahme auf die Firdlichen 
Behörden, auszuüben, jo ging er nicht weit, durfte aber ein Betheiligungsredt des Staats nidt 
in Abrede ftellen,, nicht blos weil der Staat an der geeigneten Bildung des Klerus ein Interefle 
hat, jondern auch weil er, obwol rechtlich dazu verpflichtet, die Koften diefer Bildung bejtreiter 
und auch den Pfarrern bürgerliche Functionen überträgt. 22) 

4) Eine andere Beſchwerde des Gpijfopats bezog jih auf den fogenannten landeöberrlichen 
Tiſchtitel, d. h. die zur Ertheilung der Priefterwürde nötbige Zufiherung eines ausreihenden 
Einfommend im Balle eintretender Dienſtuntüchtigkeit. Der Landesherr ertbeilte ibn bisher 
aus den Ginfünften des allgemeinen Kirhenfonds an die, weldhe einvon ihm zu den Aufnahms— 
prüfungen in das Seminar gefandter Commiſſar für würdig erklärte. Wäre der Tifchtitel aus 
einem Staatövermögen beitritten worden, jo hätte man gegen diefe Ordnung der Dinge nichts 
einmwenden fünnen! Das Epiffopat leugnete daher, daß der Tifchtitel ein landesherrlicer fei, 
nahm deſſen Ertheilung für ih in Anſpruch, ſowie das Recht über die Würpdigfeit der zu ordi= 
nirenden Theologen jelbft und allein zu erfennen. Jedenfalls trifft dann ven Landesherrn feine 
Berpflihtung, für den Unterhalt unfähig gewordener Klerifer aus Staatdmitteln zu forgen. 2°) 

5) Entſchieden unberehtigt war das Gpijfopat, wenn es bezüglich des Religionsunterrichts 
und des Schulweſens in erfter Beziehung eine abjolute Paſſivität des Staats und in legter deſſen 
directe Zeitung verlangte.2%) Übrigens erklärte ver Biihof von Rottenburg in feiner Se: 
parateingabe, daß er gegen die im Königreih Würtemberg beſtehende Ordnung der Dinge 
nichts Erhebliches einzumenden habe. 

6) Ebenſo unberechtigt war das Epiffopat, die gänzliche Aufhebung des Placet zu verlangen. 
Es Hätte ſich mit der in $$. 2 und 3 der Verordnung der Vereinsregierungen vom 1. März 1855 
ihm gemachten Goncejjion zufrieden geben follen, nady welcher die Veröffentlichung und der Boll: 
zug nur derjenigen päpftlihen Bullen, Breves, bifhörflihen allgemeinen Anoronungen und die 
Beichlüffe der Synoden der Staatögenehmigung unterliegt, welche in ftaatliche over bürgerliche 
Verhältniſſe eingreifen. 25) 

T) Mit Recht beklagte ich aber das Eyifkopat in der Denkſchrift über die ſtets erfolgloje und 
daher überflüſſige ftaatliche Beihränfung des Verkehrs mit Nom, ferner über Regulirung 
von Handlungen ded Cultus durch die Staatöregierung; auch wol der Beihränfung des Bi: 
ſchofs bei Anftellung-von Hülfebeamten u. ſ. w. Werner über die Beſchickung der Synoden 
und die Begleitung des feine Diöceje viſitirenden Biſchofs durch landesherrliche Commiſſare. 
Dagegen beanſprucht das Epiſkopat ohne Rechtsgründe das Recht, ohne Zuſtimmung des 
Staats Klöfter zu errichten und Congregationen zuzulaſſen, während doch, wenn ſolche Ge: 
noſſenſchaften auch kein Corporationsrecht zu erhalten wünſchen, ſie doch den Geſetzen über die 
Zulaſſung von Fremden im Lande und den über dad Vereinsrecht unterliegen. 26) 





20) Denffchrift $$. 5 und 12, und des Verfaſſers Schrift, 8.7. * 

21) ©. des Verfaſſers Schrift: Die katholifche Frage im Jahre 1849 (Freiburg 1850), ©. 23 und 
der angeführte $. 7, ©. 51. 

22) Denkſchrift $$. 6 und 8; des Verfaflers Schrift, $. 8. 

23) Denffchrift, $. 9; des Verfaſſers Schrift, 8. 9. 

24) Dentichrift, F8. 8 und 19; des Verfaflers Schrift, $. 10. 

25) Denkſchrift, $. 9; des Verfaſſers Schrift, $. 11. 

26) ©. des Berfafjers Schrift, $. 12, 
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8) Wenn endlich das Epiffopat verlangt, daß fowol dad allgemeine Kirchengut ald das 
But der befondern Stiftungen für kirchliches Eigenthum erklärt, und den Subjecten deflelben 
die Verwaltung überlaffen werde, fo iſt ed infoweit in feinem Rechte, ald ver Staat nicht felbft 
Eigenthümer des blos zu kirchlichen Zwecken zu verwendenden Vermögens ift, dieſes alfo auch 
nicht in feinem Namen, ald wäre ed fein eigenes Vermögen, verwaltet werden kann. 

Allein e8 gebührt dem Staate nicht blos ein gewiſſes Aufſichtsrecht über die Firchlichen oder 
ftiftungsmäßig beftellten Apminiftratoren veffelben, fonvern, und zwar ſchon nach den Reichs— 
polizeiordnungen von 1548 und 1575, eine durchgreifende Gontrole wie über alles Vermögen 
bevormundeter Berfonen, die er durch Verwaltungsgeſetze zu reguliren berechtigt ift. Iſt der 
Staat Miteigenthümer von Kirchengut, wie z. B. eines theilmeife mit Staatövermögen gebil- 
beten allgemeinen Kirchenfonds, fo wird er jedenfalld zur Mitvermaltung veffelben befugt fein. 
Auffallend ift e8, daß das Epijfopat fih zur unhaltbaren Theorie vom Subject des Kirchen— 
vermögend, wonach dieſes Gigenthum der ganzen katholiſchen Kirche fein ſoll, bekennt, doch 
legt derjelbe darauf wenig Gewicht, indem er die Frage, wer Subject ded Kirchenvermögens fei, 
bezüglich jeiner Forderung für irrelevant erflärt. 27). 

VI. Eine unbefangene Prüfung der vom oberrbeinifhen Epiffopat an die Regierung ge= 
ftellten Borderungen führt zu dem Ergebniß, daß diejelben, wenn auch in der Hauptſache be= 
gründet, doch auf mehr gerichtet find, ald nach unzweifelhaften Rechtsgründen ihm geftattet 
werben Eonnte. 

Sein via facti vor ſich gehendes Berfahren war nichts anderes ald das Mittel ver Selbft- 
hülfe, deflen er fidh bedienen zu müllen glaubte, weil auf dem ftreng legalen ordentlichen Wege, 
mie die Regierungserlafje vom 1. 6i85. März 1853 zeigten, ihr Ziel nicht zu erreichen war. Die 
Biſchöfe wagten es big zu einer Auflehnung gegen den betehenden, größtentheild nur auf landes— 
herrlihen Verordnungen ſich fügenden Rechtszuſtand vorzufchreiten. Gerade diefe Verord— 
nungen ſahen fie ja mit der römischen Curie ald eine Verlegung des der katholiſchen Kirche zu: 
ſtehenden, von ihnen beanſpruchten Rechts an und fegten ſich daher über fie ald Zmangsmaß: 
regeln des Unrechts hinweg. 

Es war flar, daß dieRegierungen den fürzern ziehen mußten, wenn die Biſchöfe entichloffen 
waren, lieber die gefeglihen Strafen über fich ergehen zu laffen, ald nadhzugeben. Den Regie: 
rungen konnte ed unmöglich erfreulich fein, die Oberhirten der katholiſchen Kirche des Landes zu 
Märtyrern geftenipelt zu jehen, und wenn fie auch von feiten der katholiſchen Bevölferung 
nichts Ernftliches zu fürchten hatten, jo fonnte eine auf die Spige getriebene gefegliche Strenge doch 
dad Bertrauen derjelben gegen fie lodern und ihre Blicke nach folden katholiſchen Rändern 
Deutſchlands lenken, in melden man es zu Firhlichen Wirren wie die von 1853—54 in der 
Oberrheiniſchen Kirchenprovinz nicht hatte kommen laſſen. In Oſterreich und Baiern, ja ſelbſt 
in Preußen war der Kirche ſchon 1850—52 faft alles gewährt worden, was das oberrheiniſche 
Epiffopat verlangte. Überhaupt mußte man ſich fragen, ob das von den Stimmführern der 
kirchlichen Oppofition ald Knechtung gebrandmarfte Syitem der ftrengen Bevormundung der 
geiftlichen Gewalt jegt noch zeitgemäß ſei, nachdem es in den deutſchen Grundrechten in jo ent— 
ſchiedener Weife abgeurtheilt worden war? Gie mußten fi fragen: ob wirflid das Aufgeben 
dieſes Syſtems fo gefahrbringend für den Staat und den confejlionellen Frieden jei, wie fie noch 
im März 1853 angenommen hatten. Konnte nicht das biäherige Präventiv- durch ein geeig— 
neted Repreſſivſyſtem erjegt werden? In Belgien war 1831 dies geſchehen, und doch hatte troß 
des beitändigen Kortjchreitens der fogenannten Elerifalen Partei dad Princip der allgemeinen 
Religiondfreiheit fih ald gut bewährt. Freilich mußte der Gedanke der Regierungen, in dem 
Kampfe mit den Landesbifhöfen, alfo mit Staatöunterthanen, befiegt zu werben, ihnen höchſt 
widrig fein. Allein ein längeres Fortbeharren in ven Anjchauungen des Jahres 1830 war uns 
möglih. Die würtembergifche und die befifhen Regierungen fahen dies bald ein, und beugten 
dur die Abfommen mit ihren Bifhöfen diefen Ereigniffen, wie die in Baden eingetretenen, 
wohlmeislih vor. Auch waren ihre Biſchöfe milder geftimmt ald der unter dem Einfluß einer 
kirchlich überſpannten Bartei handelnde, allzufromme, von feinem ängftlihen Gewiſſen getriebene 
und deshalb von fo vielen Gejinnungsgenofien belobte und aufgemunterte Erzbifhof von Frei— 
burg. Weil die Negierungen 1853 es verfäumt hatten, die Kirchenfrage ald eine Rechtsfrage 
zu prüfen und nad) gepflogener Verftändigung mit dem Epiffopate das durch die Zeit gebotene 
Map der Freiheit ver katholiſchen Kirche ihrer Länder durch Geſetze herzuftellen (mie Preußen 


27) Dentichrift, $. 18; des Verfaſſers Schrift, $. 13. 
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in fehter Berfaffungsurtunde von 31. Ian. 1850 gethan hatte), jo waren fie 1854 noth- 
gedrungen in der Lage, fi an ven Päpſtlichen Stuhl zu menden, von dem eigentlich ber ganze 
Sonfliet ausgegangen war. Die würtembergiſche Regierung verfuchte zwar in März 1854 
durch das Abkommen mit ihrem Biſchof demfelben ein Ende zu machen. Allein ed war zu jpät; 
der Papſt zog die Sache an ſich, unterfagte (mie es heißt) ed auch dem Biſchof von Mainz, eine 
vefiwitive Vereinbarung mit der heſſiſchen Regierung zu treffen, und fo fam ed dazu, daß der 
ganze Streit nur dur Gomventionen mit Nom gejhloffen werden konnte, was natürlich für 
dieſes ein erfreulicher Triumph fein mußte. 

VII. Es konnte ven Regierungen der Territorien der Oberrheiniſchen Kirchenprovinz nicht 
entgehen, daß die Forderungen des Epiſkopats in dem Umfange, wie er in der vorſtehenden 
Beleuchtung bezeichnet ift, begründet, inwieweit fie aber über denjelben hinausgegangen, 
grunblod waren, 

Die Regierungen mußten daher nicht blo® aus den oben angeführten Gründen factifcher, 
fondern auch aus dem Grunde einer unleugbaren rechtlichen Nothwendigkeit ſich gedrungen füh- 
len, das bisherige die Freiheit der Kirche auf ein Minimum beſchränkende Bevormundungs- 
und Präventivfuften aufzugeben. Sie hätten anfangs die nöthige Reform auf dem Wege der 
Gefepgebung bewerfftelligen können, allein davon hielt fie einestheild der Gedanke ab, daß fie in 
eiwer bisher blos ald Regierungsſache behandelten Angelegenheit den Kanımern feine Mitwir- 
fung zugeftehen wollten, theil8 die Betrachtung, daß die Rammern großentheild in Würtemberg 
überwiegend aus proteftantifchen Mitgliedern gebildet find, und das Epiſkopat, feine Anhänger, 
vielleicht die ganze fatholifche Bevölferung des Landes ſolchen Kammern das Recht abſprechen 
konnten, katholiſch-kirchliche Berhältniffe zu reguliren. Wäre ed im Jahre 1854 noch Zeit ge- 
wefen, auf dem Wege der Berorbnung dies zu thun, jo würden fie ſchnell am Ziele geweſen 
fein, Allein wenn die Staatögewalt auch jest zu ihrer großen Zufriedenheit der Kirchengewalt 
alle möglichen Rechte Hätte einräumen, ja wie die belgiſche und preußifche Berfaffung thun, fie 
volfftändig hätte emaneipiren, auch in negativer Weife fie hätte befchränfen fünnen, jo war es 
ihr doch nicht mehr möglid, der Kirchengewalt poſitive Verpflitungen aufzulegen, wodurch 
dieſe in ihren Antshandlungen an die Zuftimmung der Regierung gebunden worben märe. 
Das Epiffopat wie der römiſche Stuhl würden die Berechtigung hierzu dem Staute abgejpro= 
den haben. Es bedurfte der Staat zu Anordnungen diefer Art die Zuftimmung der Kirche, 
und da Rom vie Bifchöfe für incompetent erflärt Hatte, hierüber mit ihren Regierungen deſtui— 
tive Berträge zu fchließen, To blieb Fein anderer Ausweg als dev des Goncordirend mit dem 
Papfte übrig. Mit Unrecht madten daher 1857 —58 die Tadler der würtembergiſchen Gon- 
vention 28) mit Rom daraus einen Vorwurf, daß die Regierung nicht auf dem Wege der Ge— 
ſetzgebung (oder der Verordnung) die flreitigen Fragen definitiv vegulirt habe; allein wollte 
vie Regierung eine Betheiligung bei der Behandlung der kirchlichen Verhältniſſe ſich erhalten, 
fo mußte fie den Weg ver Unterhandlung mit dem Oberhaupte der Fatholifchen Kirche einſchla— 
gen. Diejes shaten ja auch Baden, Heffen, Naſſau. Ein gemeinjames Handeln viefer Staaten 
wäre vielleicht wünſchenswerth geweſen, allein der Kirchenftreit hatte in jevem Lande einen 
andern Charafter angenonimen, die zu regulivenden Verhältniſſe waren nicht in allen ganz 
glei ; eine gemeinfame Gonventton hätte nur die allgemeinften Fragen erledigen fönnen, und 
wis 1853 jeve Reglerung neben ver gemeinjamen Verordnung vom 1. März mnoch ziemlid aus— 
gedehnte fpecielle Verfügungen zu erlaffen genöthigt geweſen war, fo hätte auch jegt jede außer: 
dem noch eine Separatconvention mit Rom abfchließen müflen. 

Da fein Hinderniß vorhanden, daß in dieſen Verträgen biejelben leitenden Grundfäge feſt⸗ 
gehalten mürben, jo war und iſt ver Abſchluß eines Gefammtconcorbats durchaus überflinjig. 
Die leitenden Principien konnten aber wol feine andern fein, ald die in unferer VII. Beleuch⸗ 
tung der biſchöflichen Denkſchrift eingehaltenen, welche wirklich auch von ber würtember⸗ 
giſchen Regierung und dem Biſchof von Rottenburg im März 1854 und von ber greß— 
herzoglich heſſiſchen und dem Biſchof von Mainz im Juni in ihren proviſoriſchen Berein- 
barungen befolgt wurben. Waren diefe beiden Regierungen von ihren Anſchauungen des Jah: 
red 1830 und felbft ven von 1853 abgegangen, jo hatten auch die genannten Biſchöfe ihre An: 
fprüche ermäßigt. 

Es konnte ſich nur fragen: ob das diplomatiſch fo gewandte Rou fi werde billig finden 
laffen, und die unterhandelnden Regierungen nicht überliften würde? Dies zu glauben birf 


28) 3. B. das preußifche Tagblatt Die Zeit, und die Preußiſchen Jahrbücher, a. a. D. 
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aber ver Ehre der Regierungen allzu nahe treten zu wollen, zumal fie ich, nachdem der Sturm 
won 1853—54 vorüber und für jie, ja (ſelbſt für die badiſche) feine Gefahr im Verzuge war,“ 
seberkiltd in der. Lage befanden, unbegründete Brätenfionen Roms zurüdzumeifen. 

Würtemberg ſchloß den 8. April 1857 feine Gonvention mit Rom ab, die ven d. Juni 
xatifichrt, zwölf Tage fpäter im Würtembergifchen Staatd-Anzeiger mit einer Rechtfertigung 
ded Minifteriums ihrem Inhalte nad befannt gemacht wurde.2%) Den 21. Dec. 1857 ward 
im Regierungsblatt officiell die fie enthaltende, mit den Worten Cum in sublimi anfangende 
päpftlicde Bulle vom 22. Juni vom König publicirt und dann aud vom Biſchof von Rottenburg. 

IX. Dem Abſchluß der würtembergifhen Convention ging das ſchon oben angeführte ‚öfter: 
reichiſche Concordat vom 18. Aug. 1855 voran und war, wie noch andere Goncorbate, z. B. das 
bairiſche von 4817 und das mit Toscana vom 19. Juli1851, nicht ohne Einfluß auf deren Ab⸗ 
faflung. Die jenen Goncordaten durch einen großen Theil ver deutſchen, ja jelbft der europäi⸗ 
Shen Preſſe zu Theil gewordene Ungunft erſtreckte ji) daher bald auch auf die würtembergifche 
Convention. Deshalb und weil das öſterreichiſche. Concordat, wie der würtembergijche Ver— 
trag mit Nom, ein Ergebniß der Eirdjlichen Bewegung der Jahre 1348—53 ift, bedarf ed Hier 
einer, wenn auch nur kürzern Beleuchtung feiner wichtigen Beftimmungen. 30) 

Der Charakter und die Tragmeite des Art. 36 des öfterreihiihen Concordats find ſchon 
aus dem erften erfichtlih. Die heilige römiſch-katholiſche Kirche wird mit allen Befugniffen 
und Vorrechten, deren dieſelbe nad ver Anordnung Gotted und den Beftimmungen der Kirchen: 
geſetze genießen foll, im ganzen Kaiſerthum Oſterreich und allen Ländern, aus welchen daſſelbe 
befteht, unummunben aufrecht erhalten werben. 

Der Kaifer von Ofterreich erklärt fi, wie feine Borfahrer im Deutjchen Reich, zum Schuß: 
heren der Kirche, und zwar wie aus den meitern Beflimmungen bed Concordats ſich ergibt, in 
dem Grade, daß er das nad ſtaatsrechtlichen Lehren ihm zuftehende jus inspectionis et cavendi 
in dem ſogenannten jus advocatie aufgehen läßt. Die Kirche genießt in feinen Ländern nicht 
nur wie in Belgien eine unbejhränfte Freiheit, ſondern auch ned Beiftandes des weltlichen 
Arms, jo oft fie denjelben begehrt. Ob, wenn fie confequent wie im 17. Jahrhundert ihr Brincip 
durhführen will, ver Kaifer fein Wort vollftändig zu halten im Stande jein wird, iſt eine ſchon 
(4. B. von Jacobfon) für zweifelhaft erklärte Frage. Dem im Art. 1 ausgeſprochenen Princip 
ift ed gemäß, wenn a) im zweiten der Primat des Papſtes im weiteten Umfang anerkannt 
and der freie Verkehr mit ihm zugefichert wird; das feit 1586 geübte Placet des Kaifers 
ift Ihon im Jahre 1850 weggefallen. Es ift b) ferner jenem Princip gemäß, wenn beſonders 
in den Art. 3— 5 aud die Fülle ver bifhöflihen Gewalt nicht blos im allgemeinen aner: 
kannt, ſondern auch die aus ihr fließenden einzelnen Berechtigungen den Erzbifhöfen und Bi: 
ihöfen gewährleiftet werden. Sie fönnen ihre Räthe und Gehülfen ernennen, jevem nad) ihrem 
Ermeſſen die Priefterweihe ertheilen, Eleinere Pfründen errichten, nad) erhaltener Anweiſung der 
Einkünfte durch den Kaifer Piarrgemeinden theilen oder vereinigen, Öffentliche Gebete, Bitt- 
gänge und Wallfahrten auöfchreiben, Leichenbegängniſſe ganz nach der Vorſchrift der Kirchen 
geſetze ordnen, Provinzialconeilien und Diöceſanſynoden abhalten und deren Beſchlüſſe jowie 
überhaupt firhliche Berorpnungen ohne Placet verkünden. Das Präventivfyitem gegen Mis— 
bräuche oder Gefegesübertretungen, die bei Gelegenheit von Handlungen des Kirchenregimentd 
begangen werden können, ift aufgehoben, und ed wird dabei nicht, wie in der belgiſchen Ver— 
faflung, der Beitrafung ungefegliher Handlungen Erwähnung gethan. c) Durdy die Artifel 
5,8, 19 ift nicht blos der theologische und religidje Unterricht für Katholiken ganz in die Hand 
der Geiftlichkeit gegeben, fondern der Hauptſache nad der profane in den katholiſchen Volks: 
fhulen und Gymnafien. Es jind in denfelben nur fatholifche Lehrer anzuftellen, gegen deren 
Rechtgläubigkeit von feiten des Epiſkopats fein Einſpruch geſchieht. d) Nah Art. 4 ſteht 
dieſem auch eine unbeihräufte Büchercenjur zu, und die Negierung wird durch jedes (?) dem 
Zwede entipredhende Mittel verhüten, daß der Religion und Sittlichkeit verderblihe Bücher 





29) Das Minifterium veranftaltete auch einen Separatabdrırd derfelben, 

30) Die wichtigften Schriften über das Öfterreichifche Concordat find vom DVerfaffer gegenwärtiger 
Ausführung angezeigt in Schletter's Jahrbücher der deutichen Rechtswifjenichaft von 1857, ©. 12—18. 
Beſondere Auszeichnung unter benfelben verdienen die von Jarobfon ‚über das öſterreichiſche Concordat, 
(Leipzig 1856), .und die Studien über das öfterreichifche Concordat vom 18. Aug. 1855 (Wien 1856), 
S. 1266 (von Feßler). Berner ift zur vergleichen des. Verfaſſers Artitel: Über die neneften Vereinba- 
zungen mit Rom, in Reyſcher's Zeitichrift für deutiches Recht, Bd. XVII, S. 341, und Reyſcher's 
Schrift, Das öfterreichifche und das würtembergifche Goncordat (Zweite Auflage, Tübingen 1858). 
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im Kaiferthum verbreitet werben. e) Dur die Art. 10 fg."wird dem Epiffopat formel ” 
® pie contentidje als disciplinarifch geiftliche Gerichtöbarkeit zugejihert, befonbers das alte vurd 


Sofeph II. aufgehobene kanoniſche Eherecht felbft für Sponjalien wiederhergeftellt 31) und 
den Bifhöfen die volle Strafgerihtsbarfeit über Geiftlihe und Laien ertheilt. Es ift jedoch 
der Art. 5 der Eaiferlihen Verorbnung vom 18. April 1850 nicht aufgehoben, nach melchem 
zur Durchführung des Straferfenntniffed die Mitwirfung der Staatsbehörde in Anfpruch ge- 
nommen werben fann, wenn derjelben der orpnungsmäßige Vorgang der geiftlihen Behörde 
durch Mittheilung der Acten nahgemwiefen wird. In mweltlihen Rechtsſachen der Geiftlien, 
und was die Beftrafung der Geiftlichen wegen gemeiner Verbrechen und Strafen betrifft, geſteht 
der Heilige Stuhl mit Rüdjicht auf die Zeitverhältniffe die Gompetenz der weltlichen Gerichte 
zu (Art. 13, 14). f) Die Beteiligung der Regierung bei der Negulirung gemeinjhaftliger 
Angelegenheiten wird in mehreren Artikeln anerfannt, ſowie ein Eaiferlihes Patronatredt 
nicht blos, wo von alters ber ein ſolches begründet ift, fondern auch für alle aus dem allgemei- 
nen Kirchenfonds von ihm dotirten Pfarreien. g) Der Verband ver Klöfter und Orden mit 
ihren auswärtigen Generalen ift wiederhergeftellt, zur Errichtung neuer Klöfter und Zulaffung 
von Gongregationen bedarf e8 der Zuftimmung der Regierung (Art, 28). h) Dem Erwerb, 
der Verwaltung und Verwendung von Kirchenvermögen find die Art. 29— 33 gewidmet, wie e8 
fcheint, jollen die Amortifationdgejege wegfallen. (?) Das freie Verwaltungsrecht des Kirchen- 
guts durch kirchliche Beamten ift geftattet ; über pas Aufſichtsrecht fowie über die Verwaltung des 
allgemeinen Kirchenfonds wird der Kaiſer fid mit dem Heiligen Stuhl verftändigen. Die 
Zehntablöfungen werden gutgeheigen, die Ablöfungsfummen für Kirhengut erklärt. 

X. Das würtembergifche Concordat befteht nicht blos in dem die Artifel ver Bulle Cum in 
sublimi enthaltenden Sauptvertrag, jondern begreift noch drei, integrirende Beftandtheile deſſel⸗ 
ben bildende, gleich ihm verbindliche Beilagen. 

Die erfte enthält eine von der römischen Eurie an den Biſchof von Rottenburg erlaffene In— 
ſtruction zu den Art. 1, 4, 5, 6 der Bulle, worin eine Anzahl Goncejfionen an die würtem: 
bergiſche Regierung ſich findet, die zweite betrifft die Pfründenausfheidung, deren 326 der Col⸗ 
latur der Krone, 200 dem Biſchof zufallen. 

Die dritte Beilage befteht aus acht verfchiedene Zufagen enthaltenden Erflärungen ver 
mwürtembergifchen Regierung. 

Da durch die Beſtimmungen der erften und dritten Beilage die allgemeiner gefaßten Artifel 
der Convention, zu welchen fie gehören, modificirt werben, fo find fie, wie auch in der minifte= 
riellen Bekanntmachung und Beleuchtung derjelben geſchah, bei veren Inhaltsangabenothwendig 
mit zu berüdjihtigen.??) 

Die würtembergifche Regierung ging bei ihren Verhandlungen mit Nom von den in der 
Berfaffungsurfunde von 1819, $$.71 und 78 janctionirten Sagungen aus, daß 1) die Anord⸗ 
nungen der innern kirchlichen Angelegenheiten ver verfaffungsmäßigen Autonomie einer jeden 
Kirche überlaffen bleibe; 2) daß die Leitung der innern Angelegenheiten der fatholifhen Kirche 
dem Landesbifchof nebft dem Domkapitel zuftehe, und daß derſelbe in diefer Hinfiht mit dem 
Kapitel die Nechte ausüben werde, welde nach den Grundfägen des Kirchenrechtd mit jener 
Würde gefeglich verbunden find. 

Diefe der Freiheit und Selbftändigkeit der katholiſchen Kirche günftigen Beftimmungen foll: 
ten zur Wahrheit werben, und es würde, wie die minifterielle Erflärung jagt, zum erften mal 
begreiflih und principiell feftgeftellt, weldes der Umfang der innern Angelegenheiten der 
fatholifhen Kirche jei, deren Leitung jegt ohne ein ſtaatliches Mitregiment dem Landesbiſchof 
zugeftanden werben jollte. Die hieraus für ven Bifchof ih ergebenden Rechte waren daher in 
der Gonvention genau anzugeben, und find es vor allem in den Art. 4—10. 

Es wird dem Bifchof in Art.4 die Pfründenverleihung mit Ausnahmerehtmäßig erworbener 
Patronatspfründen gewährleiſtet, das Ernennungsrecht feines Generalvicard und auferordent- 
liher Mitglieder des Ordinariats, die Ausfhreibung und Vornahme der Aufnahme für das Se— 
minar und für die Zulaffung zu Seelforgerftellen zu haltenden Prüfungen, und zwar ohne Bei- 


31) Diefem Artikel gemäß erließ der Kaifer den 17. Dct. 1856 ein neues Ehegeſetz nebit Patent. 
©. J. Fr. Schulte, Erläuterungen des Gefeßes über die Ehen der Katholiten (Prag 1856). 
32) Der Tert (lateinifche Tert) mit der officiellen deutfchen Überfegung und von drei Beilagen ift 
— in Reyſcher's Schrift, Über das öͤſterreichiſche und würtembergiſche Concordat (zweite Auflage, 
übingen 1858), ©, 125—144. 
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wohnung eines landeöherrlihen Commiſſars, das Recht den Tifhtitel und die Weihe nach feinem 
Ermeffen zu ertheilen, alle Acte des Cultus, aud) die zum Seelenbeil nicht nothwendigen, vor= 
nehmen zu laffen, Diöcefanfynoden zu halten und Provinzialconcilien beizumohnen, in feinem 
Kirchenſprengel vom Heiligen Stuhle genehmigte Orden und Gongregationen, jedoch unter Zu- 
flimmung der Negierung, einzuführen, die geiftliche Gerichtsbarkeit in Saframents = und daher 
auch in Eheſachen, ſowie die Strafgerichtsbarkeit gegen Geiftlihe und Laien auszuüben, die reli— 
gidfe Unterweifung und Erziehung der Fatholifhen Jugend zu leiten (wenn es ihm belieben 
fol), Seminarien nad) der Vorfährift ded Concilium Tridentinum zu errichten, einftweilen den 
von der Regierung zu ernennenden Xehrern der katholiſch-theologiſchen Facultät an der Landes— 
univerſität die Missio docendi zu ertheilen und zu entziehen, die Directoren und Repetenten der 
Fatholifchen Gonvicte zu ernennen u. ſ. w. 

Ferner ift der freie Verkehr des Biſchofs, der Geiftlichen und jelbft der Laien mit dem Heili— 
gen Stuhl geftattet, und das Placet für päpſtliche, bifchörliche und Synodalerlaſſe rein geift: 
lihen Inhalts aufgehoben. 

Endlich wird das Kirhenvermögen im Namen der Kirche unter Aufſicht des Biſchofs, jedoch 
dem DVerwaltungsedict (von 1822) gemäß unter der Staatscontrole, das des allgemeinen 
Kirchen = oder Intercalarfonds aber durch einen zur einen Hälfte von ihm, zur andern von der 
Regierung ernannten Commiſſar verwaltet. 

Die übrigen Artifel ver Convention beziehen fih auf die Auslegung der die Wahl des Bi- 
ſchofs und der Domfapitulare betreffenden Artikel in der Bulle vom Jahre 1827, auf den vom 
Bifhof dem Könige zu leiftenden Eid, deſſen Formel geändert ift und die im baierifhen und im 
Öfterreihifchen Concordat enthaltene Faſſung befam, endlich auf ven Verkehr des Biſchofs mit 
den Staatöbehörden u. ſ. w. Wurde nun durch die von uns aufgeführten Berechtigungen der 
Autonomie der katholiſchen Kirche und dem ſogenannten Diöceſanum des Biſchofs in Würtem— 
berg die ausgedehnteſte Anerkennung zu Theil, ſo ſind der Staatsgewalt doch immer noch ver— 
ſchiedene Garantien gegen kirchliche übergriffe geblieben. Außer den ſchon gelegentlich erwähn— 
ten ſind folgende anzuführen. Nach der Inſtruction zu Art. 1 ſoll dem König bei Beſetzung 
des biſchöflichen Stuhls und von Domkapitelsſtellen das Breve Leo's XII. vom 22. März 1828 
eingehalten, d. h. eine persona grata präjentirt werden. Nach der zu Art. 4 wird der Bi- 
fchof feine aus der Übung gekommenen oder mit der Convention unverträgliden Canones er: 
neuern,, von Verordnungen größerer Bedeutung der Regierung ein Gremplar mittheilen und 
zur Veröffentlihung von Anordnungen, welde fih aud auf Gegenftände erftredfen, die im Ge— 
biete ver Staatögewalt liegen, jih mit der Negierung ind Einvernehmen fegen ; er wird ferner 
firhliche Prründen, Amter und Functionen, auch die feines Generalvicars, der Affefforen des 
Ordinariats, der Dirertoren der Convicte, der Vorſteher und Mitglieder der zur Verwaltung 
des Intercalarfonds beftimmten Commiſſion nur folden verliehen, welche nicht, aus erheblichen 
und auf Thatſachen geftügten Gründen, ver Föniglichen Regierung in vein bürgerlicher oder po— 
litiſcher Hinficht misfällig find. Bei Wahl der Landvefane fegt ſich der Biſchof mit der Regie— 
rung ind Einvernehmen, und wird dieje nicht erzielt, fo wird die königliche Regierung die ftaat- 
lihen Verrichtungen des Defand einem andern Geiftlihen des Landesfapiteld übertragen. Nach 
der Inftruction zu Art. 5 hat der Biſchof, wenn von ihm die ftaatlihe Mitwirkung in Anſpruch 
genommen wird, der Föniglihen Regierung auf bejonderes Verlangen die angemeflenen Auf- 
Flärungen zu geben. 

Prüft man die in der würtembergifhen Konvention und der zu ihr gehörenven Inftruction 
enthaltenen Beitimmungen von dem oben (VIII) bei der Kritik der Forderungen des ober— 
rheinischen Epijfopats mit Unbefangenheit genommenen Standyunfte aus, fo überzeugt man 
ſich leicht, daß von feiten Roms den beftehenden ftaatlihen Verhältniffen Würtembergs foviel 
wie möglich Rechnung getragen und der Regierung ein mit einer Selbftregierung der katholiſchen 
Kirche im Lande vereinbarer Einfluß auf diefelbe erhalten wurde. 

Die Zahl der von Rom darin nicht agreirten Anfprüche des Epiffopats ift geringer ald die 
der durch die Convention ihm gewährleifteten, und überhaupt das Beftreben in ihr erfichtlich, den 
für beide Contrahenten, der kirchlichen und ftaatlihen Gegenfäge wegen, jo ſchwer zu findenden 
Meg des Juftemilien einzußalten. Es liegt auch eine ganz andere Grundanſchauung als die des 
Öfterreichifchen Concordats in ihr vor, nur die in Würtemberg ohne Anſtand anwendbaren Bes 
flimmungen des legtern gingen in die Convention über. Der Staat gibt, obwol die Gegner der 
GEonvention, 3. B. Reyſcher, es behaupten, fein weſentliches Recht auf, und erklärt in Art. 12, 


- 


‚daß die mit der Convention unvereinbaren Geſetze einer gefeglichen Änderung bedürfen, um 
außer Kraft zu treten. 

Die meiften ‚gegen die Convention gemachten Einwendungen und Bedenken 3%) find 
von den Dertheidigern derſelben theild widerlegt, theild ald unbegründet nahgewiefen wor⸗ 
den. 3%) Daß die Anderung der Eidesformel ohne Bedeutung ſei, ergibt ji daraus, daß der 
Biſchof doch immer den Landeögejegen unterworfen bleibt, die non ihm ven Lehrern der Theologie 
zu ertheilendeMissio docendi macht dieje nicht zu Kirchendienern, die der Staat ald Brotherr zu 
beſolden hätte, ſondern ſpricht nur formell aus, was factiſch bisher galt, daß ohne biſchöflichen 
Conſens ein Geiftlicher Fein von einer weltlichen Behörde ihm übertragenes Amt, namentli 
fein Lehramt, annehmen darf; die fonderbare Korm der Anerkennung der Staatögerigtäbarfeit 
in bürgerlihen Sachen der Beiftlihen oder zu deren Beitrafung wegen gemeiner Verbrehen oder 
Bergehen, foll feinen Eingriff in das Souveränetätäreht des Staatd, jondern eine Gewiſſens— 
beihwichtigung allzu ängitliher Geiftlichen fein und Gompetenzconflicten vorbeugen. 

Auch dauert das Placet für gemifchte Sachen fort; in rein geiftlichen fand man e8 ja jhon 
längft nicht für nöthig. 

Die volle Herftellung der bifhöflihen Ehegerichtsbarkeit ift nur für die einft vorberöfter: 
reihijchen Randestheile eine Neuerung und mußte von Rom gefordert werden. Es Fann aber 
jeden dem Staat misfälligen kirchlichen Einfluß auf Eheſachen durch die Einführung der Eivil- 
ehe und dem bierarhifchen Drud durch die Wieperberftellung des $. 16 der deutihen Grund: 
‚rechte 3°) ein Ende gemacht werden. 

Allzu wenig ift allerdings für die durch ein kirchliches Straferfenntniß ihrer Pfründe oder 
ihrer Freiheit entkleideten Geiftlihen in der von und angeführten Stelle der Inftruction zu Art.5 
geforgt. DieRegierung muß gleich der öfterrethijchen vie Mittheilung und Prüfung der Proceß⸗ 
acten ich ausbedingen, wenn fie zum Vollzug folder Urtheile von der firhlihen Behörde ange: 
gangen wird, und fo dem mit Unrecht VBerurtbeilten es möglid machen, wenigftend in pafjiver 
Weiſe zur Erhaltung feiner Vermögens: und Freiheitöberehtigung zum Staatsfhug feine Zu: 
fludt nehmen zu können. Übrigens verfihert das würtembergiſche Minifterium in feiner oben: 
‚angeführten officiellen Beleuchtung der Convention (zu Art. 5), in Rom erklärt zu haben, die 
Pflicht des Staats, jeden feiner Angehörigen das Recht der Beſchwerde und den Schug unver: 
äußerlicher Rechte zu gewähren, fei eine fo unzweifelhafte, daß die Fünigliche Regierung den an- 
‚gerufenen Rechtsſchutz jedem, ſomit auch dem Geiftlien, offen halten müfle. 

Es ift behauptet worden, daß durch die Convention die fatholifhe Kirche infolge der Ga— 
rantie ihrer vollen Autonomie und Selbftverwaltung der proteftantifchen gegenüber-eine privi= 
legirte Stellung im Staate erhalten habe. Auch ſolchem Ginwand begegnet das Minifterium und 
ſichert zum Überfluß der legtern eine in dieſer Beziehung der erftern gleichftellende Verfaffungs= 
teform zu, zu deren Einführung auch der würtembergiihe Syndikus im Verlauf-ded Jahres 
1858 Vorarbeiten machte, welche im „Staats-Anzeiger“ des Monats Mai durd das Miniſterium 
veröffentlicht worten jind; aber meil durch diefe vorgefhlagene Reform die Gewalt des Gonfl- 
ftoriums allzu ſehr gefteigert werde, ſich des Beifalld der öffentiihen Meinung im Lande nicht 
zu erfreuen gehabt habe. 

Geleugnet ann nicht werben, daß infolge der Convention pas Abhängigfeitäverhältnig der 
Laien vom Klerus, das des letztern von der bifhöflichen und das des Biſchoſs von der römischen 
Gurie größer fein werde ald bisher. Allein es ift Sache der Bethelligten, von ihrer rechtlichen 
Stellung nicht mehr aufzugeben als nörhig ; jeder Misbrauch geiftliher Gewalt ftraft fich immer 
jelbft, die Macht ver freien Preffe fommt allen zugute, und wie überhaupt der große Weltfampf 
des Ultramontanismus mit dem Zeitbewußtfein und den Fortſchritten der Geiftesbildung aus: 
gehen werde, dürfte doch für feinen Weiterblidenven ein Räthſel fein. 

L. A. Warnfönig. 

Concubinat. So weit die Geſchichte einen Rückblick in die Vorzeit gewährt, fo weit zeigt 


33) Diefelben find ausgefprocyen: 1) in der aus der Bran’fchen Minerva befonders abgedruckten 
Schrift: Die würtembergifche Gonvention und ihre Folgen (Jena 1857); 2) in der öfter angeführten 
Schrift Neyfcher’s; 3) in den Preußiſchen Jahrbücern, Heft III, ©. 275. 

34) Bol. des Verfaflers Abhandlung in der Reyſcher'ſchen Zeitfchrift für deutfches Necht, Bd. XVII; 
Rieß, Die würtembergifchhe Gonventionen (Freiburg 1858); die Hiftorifch + Politifchen Blätter vom 
Jahre 1858, CXLI, 868 fa. 

35) Derfelbe befagt: Durch das religiöe Bekenntniß wird der Genuß der bürgerlichen und ſtaats— 
bürgerlichen Rechte weder bedingt noch beichränft. 
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fie neben einem geweihtern Geſchlechtsverhältnifſe die jormloſe Geſchlechtgverbindung, melde 
man mit vem Worte Goncubinat zu bezeichnen pflegt. Die Geſetze und Sitten ver Agypter, 
der Ifracliten, der Griechen u. j. mw. geſtatteten dem Maun neben jeiner Gattin ader jeinen 
Gattinnen die freie Verbindung mit „Keböweibern‘, um jich mit Luther auszudrüden. Der 
Erzvater Abraham jah ſich zwifchen jeiner Ehefrau Sara und der Hagar, die er aus feinem 
Haufe weifen fonnte, obgleich jie ihn zum Vater eines Sohns gemadt hatte, Bei ven Iſrae— 
liten war ed Sitte, daß dem heranwachſenden Sohn eine Eoncubine beigefellt wurde, deren 
Geſchick Moſes milvderte, indem er verorpnete, daß die „Magd“ ald Kind im Haufe gehalten 
werden folle; auch jolle, wenn der Bater dem Sohn eine rechte Frau gebe, die Verbindung 
mit der Magd fortdauern, und zwar jo, daß ihr an Unterhalt nis abgebe. Nur wenn der 
Sohn daran feinen Gefallen oder dazu nicht das erforderliche Vermögen habe, ſolle jie durch 
Freilaſſung entſchädigt werden. Auch jonft ordnete der Gejeggeber die Rechtöverhältnifje der 
Concubinen. Namentlidy verbot er deren Verkauf unter ein fremves Volk.) Obgleich der 
Gefeggeber auch verordnete: „Der König joll auch nicht viele Weiber nehmen, dap fein Herz 
nit abgewandt werde‘, jo hatte doch ſchon der weile König Salomo außer 700 Gattinnen 
300 Kebäweiber. Einen andern Herriher im Orient, den Perſerkönig Darius, begleiteten, 
wenn er zu Felde zog, außer jeiner Gemahlin 365 folder Freundinnen. Den Nömern war die 
Ehe eine Bereinigung, welche die volle Gemeinſchaft des Yebens beider Batten zum Zweck hatte 
und die Wirkung in fi trug, daß die Frau ven Staud des Mannes theilie, dieſer aber vie 
väterliche Gewalt über die Kinder diejer Verbindung ausübte. Gine ganz formloje, dieje Wir: 
fung ausſchließende Geſchlechtsverbindung, die im ganzen nicht einmal den weiblichen Theil 
zur Treue verpflichtete, naunten jie, im Gegenjage zur Ehe, Goncubinat. Sie war weder 
unerlaubt, noch galt jie ald unjittlih:; nur war jie dem Ehemann nicht geftatter. Ihrer Natur 
nah war diefe Verbindung eine auflösbare; jeder ver beiden Theile konnte ib ihr entziehen. 
In der Megel wurde nur eine Freigeborene niederer Abkunft oder eine Freigelaffene zur Concu— 
bine genommen. Während ver Geſetzgeber früher ſchweigend eine ſolche Verbindung dulvete, 
nur nicht geitattete, daß die Goncubine den Tempel der Juno, der Befhügerin ver Ehe, be— 
treten dürfe, gejtattete ex jie jpäter poſitiv injofern, als er dem Eheloſen .erlaubre, ſich auf 
ſolche Art ein Weib zuzugefellen, mit vem er eine ſtandesmäßige She nicht eingeben Fonnte (der 
Keim des jpäter von der hriftlihen Kirche gepflegten Inſtituts ver morganatifhen Che). Die 
im Goncubinat erzeugten jogenannten natürlihen Kinder ftanden in der Mitte zwiſchen den 
außer demſelben erzeugten unebelihen und ven ehelihen Kindern und genoffen gewille Rechte, 
namentlich das Necht, von dem Vater Alimente zu fordern, und beſtimmte Erbredte. ?) 

Nothwendig mußte das Chriſtenthum, das der Ehe ihren Avel ertheilte, als es jeine Kerr- 
Ihaft über das römische Reich audbreitete, feinen fittlihen Einfluß geltend maden. Kailer 
Leo der Philoſoph, der Beherrſcher ves oſtrömiſchen Neidys, misbilligte das neben der Ehe 
wuchernde Goncubinat, und verbot die Eingehung eines ſolchen Geſchlechtsverhältniſſes. Län— 
ger erhielt jih der Goncubinat im Abenvlande, und zwar auch unter der Geiſtlichkeit. Selbft 
der heilige Auguftin war nachſichtig. Gr verwarf nicht jede Verbindung der Art, jondern nur 
die nicht auf Lebensdauer eingegangene; ev meinte, ein ſolches Band auf Yebenszeit nähere 
ih den ehelichen. Noch die erfte Lateraniſche Ktirchenverſammlung unterwarf den Ehelojen, 
welder eine Goncubine an die Stelle einer Ehefrau fege, wenn er ſich mit ihr begnüge, feiner 
Buße. Das mittelalterlide Recht ver Spanier duldete den Goncubinat (Gorrogana), und von 
Portugal berichtet Michaelis im zweiten Theile feines Werks über das, Moſaiſche Recht”, ©. 84: 
„Der vornehme Adel gibt den Knaben fo lange Maitreflen, bis jie heirathen, und alsdann 
wird die Maitrefle in ein Kloſter gethan. Die Kinder dieſer Goncubinen bleiben nicht nur nad 
Verſtoßung der Mutter in das Klofter im väterliben Haufe und werden von ihrer vornehmern 
Stiefmutter erzogen, fondern jie find auch adelicher Güter erbfähig, wenn die zweite Ehe uns 
fruchtbar ift, werden aljo ald Kinder aus rechtem Ehebette angeſehen.“ 

Auch bei den Völkern germanijchen Stammes war neben der in Form und Wirkung erfenn- 
baren Ehe eine formlofe Geſchlechtsverbindung erlaubt, welche aud den Unfreien zugänglich 
war; denn eine eigentliche She konnten jie nicht eingeben, da der Herr die unfreien Gatten nad 
Butvünfen voneinander trennen Eonnte.) Dieſem Goncubinat, welcher bejonders dann eins 


1) Michaelis, Moſaiſches Recht, Thl. 2, $. 88: „Hrauen von verfchirdenem Rang, Kcbiweiber.“ 

2) Set, Die rechtlichen Berhältuiiie ver auferehelichen Kinder (Nörblin;en 1851), 1, 324—350. 

3) Göhrum, Gefchichtliche Dasjtelung der Lehre von der Ebenbürtigleit (Tübingen 1846), I, 23. 
StaatssKeriton. III. % 
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gegangen wurde, wenn wegen Ungleichheit des Standes eine Ehe gejeglih unzuläffig war, 
wohnte die Kraft einer dauernden und ausfhlieplichen Gemeinſchaft bei. Nur war er auflöslich, 
wenn der männliche Theil eine Ehe eingehen mollte.*) Noch Kaifer Karl der Große, welcher 
nad) dem Ableben feiner Gemahlin Ermentrud die Rihilvis zur Goncubine nahm, mußte 
fi als Gejeggeber darauf beihränfen, dem Ehemann den Goncubinat bei Strafe des Ehe— 
bruchs zu unterfagen, und erft nad und nad) bereitete eine firengere Zucht und Disciplin der 
kirchlichen Gejeggebung den Boden, auf welchem fie zu deſſen Bekämpfung und Unterbrüdung 
voranfhreiten fonnte; jie erklärte ihn ſowol bezüglich der Geiftlihen ald der Laien für 
eine verbotene Verbindung. Die Reihögeleggebung jhritt gleichfalls ein. Die Reihspolizei= 
orbnung vom Jahre 1530 befahl im Tit. 30: „Dieweil audy viele leichtfertige Berjonen außer— 
halb von Gott aufgefegter Ehe zufammen wohnen — ordnen und wollen wir, daß eine jede 
geiftliche und weltliche Obrigkeit — ein billiges Einſehen haben joll, damit jold öffentlich La— 
fter ver Gebühr nach ernftlich beftraft und nicht geduldet werde‘, und in ähnlicher Weife ſprach 
fih die Reichspolizeiordnung vom Jahre 1548, ebenfalld nod unter dem Kaiſer Karl V. 
erlaffen, welcher mit jeiner Goncubine, der ſchönen Negendburgerin Barbara Blumberger, 
den Don Juan, den Sieger in der großen Seeſchlacht bei Lepanto, erzeugte, im Tit. 25 
aus. Seitdem wird in Deutihland das Concubinat zu den Unzuchtövergehen gerechnet und 
für firafbar angeſehen.“) Die Gefeggebung in den einzelnen deutfhen Staaten findet fich ge: 
woͤhnlich in ven Polizeiordnungen ausgeprägt. So drüdt jih z. B. die würtembergifche Lanz 
dedorbnung im Tit. 95 alfo aus: „Alle unjerd Herzogthums Unterthanen jollen ſich ver 
leichtfertigen unehelihen Beifig gänzlih enthalten, feine uneheliche Beiliegerin oder arg— 
wöhnige Kepsweiber bei fih haben bei ernftliher Strafe. In gleihem Sinne bedrohte der 
Tit. 30 des fiebenten Theild des baden-durlachiſchen Landrechts vom Jahre 1622 das Con— 
eubinat. Nach einer Mittheilung im zweiten Theile des Schlözer'ſchen „Briefwechſels“, ©. 20, 
verordnet eine Polizeiorbnung für die Stadt Münfter in Weftfalen auch Folgendes: „So ift 
auch hierbei verboten und zur Erhaltung Ehr und Ehrbarkeit aht zu nehmen, daß keineswegs 
der geiftlihen Herrn Goncubinen oder dergleihen verdächtige oder berüchtigte Weiböperfonen, 
fo in offenbarer Unpflicht Fünftlid leben, zu einigen hochzeitlichen Gaftmahlen geladen, noch 
berufen, viel weniger dahin zu kommen oder zu erfcheinen verftattet werden follen, fonften, wo 
deren einige bei folder ehelichen Beiſammenkunft betreten oder befunden würden, ſolle der 
Bräutigam, oder der fie geladen hätte, in eine Strafe von fünf Marken unerbittli für jegliche 
Perſon zu erlegen verfallen fein.‘ 

Auch die modernen Polizeigejege verpönen den Goncubinat. Das BPolizeiftrafgefeg für 
das Königreich Würtemberg vom Jahre 1839 bedroht im Art. 46 Uneheliche, „welche mit= 
einander in Verbindung wie Eheleute leben, mögen fie dabei die Abjicht haben, Fünftig eine 
Ehe einzugeben‘, mit Gefängnig, und veroronet ungefäumte Trennung. Das großherzoglich 
heſſiſche Grje vom Jahre 1821, weldes die Fornicationsftrafe verbannte, erachtete es Doch 
für nöthig, hervorzuheben, daß namentlid das Goncubinat pelizeilicher Einjhreitung und ans 
gemefjener Ahndung unterliege ©), und der Art. 211- des für venfelben Staat erlajjenen Po— 
(izeigefeges will „‚Perfonen, welche auf eine Argernif erregende Weife in einer Wohnung mit- 
einander in außerebeliher Verbindung wie Eheleute leben, mögen fie dabei die Abjiht Haben, 
fünftig eine Ehe einzugeben oder nicht, nad vorausgegangener erfolglofer Warnımg durch 
die Bolizeiverwaltungsbehörde” (Kreisamt) mit Gelobuße oder Gefängniß bejtraft wiſſen. 

Mackeldey machte in einer frühern Auflage ſeines „Lehrbuch des heutigen Römischen Rechts“, 
vom Goncubinat redend, die trodene Bemerfung, daß er, obgleich verpönt, „den höhern 
Ständen nachgeſehen werve”. ine anerkannte Wahrheit, belegt durch eine Unzahl von Bei: 
fpielen. Wer erinnert fi nicht 53. B. an Heroen der Literatur, welde zum Bedauern ihrer 
Freunde und Bewunderer der öffentlihen Meinung trogten. Faſt ifolirt fteht da das Urtheil 
eines ſächſiſchen Gericht? aus dem Jahre 1837, mitgetbeilt im vierten Bande des Werks von 
Biſchoff: „Merkwürdige Eriminalrehtsfälle‘, S. 349, wodurd, in Anwendung eines Ehe: 


4) Walter, Deutiche Rechtsgeichichte (Bonn 1853), $. 473, ©. 547. 

5) Griminal: Lerifon von Jagemann und Brauer (rlangen 1854): „Concubinat“, ©. 169; 
Rechts »Lerifon (Bd. 2, Leipzig 1840): „Concubinat““, S. 770-776. 

6) A. Müller, Archiv der Gefepgebung (Bd. 3, Mainz 1832), S. 440; Röber, Kritifche Beiträge 
zur Vergleichung merfwürdiger deuticher und ausländifcher Gefeggebung und Rechtspflege über die aufer- 
eheliche Gefchlechtsgemeinichaft u. f. w. (Darmftant 1837), S. 97 u. 98, 
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mandats aus dem Jahre 1761, ein Graf mit feiner Freundin?) „wegen des ſich ſchuldig ge— 
machten Goncubinatd, mit Rückſicht auf ihre gerichtlich niedergelegte Erklärung, ſich kirchlich 
trauen zu laffen”, in eine Geldſtrafe verurtheilt wurde. $) R 

Ein reihhaltiges Kapitel der Geſchichte des Eoncubinats ift dad, welches die Überſchrift 
trägt: „Fürſtliches Maitreffenwefen.” Bedenken legten in früheren Jahrhunderten die Zügel an. 
Landgraf Philipp von Heffen, der Großmüthige genannt, welder zu Lebzeiten feiner Ge— 
mahlin ſich mit der Margarethe von der Saale, mit welder er Kinder ohne Ebenbürtigfeit 
zeugte, in der Form einer Gewiſſensehe verband, beſchwichtigte jein Gewiſſen durch Gewin— 
nung eines gefälligen Gutachtens Luther's und Melanchthon's. In fpätern Zeiten verlor ſich 
diefe Scheu. Der Berfall der Sitten brachte, nah dem Beifpiele in England (Karl II.) 
und Franfreih (Ludwig XIV. und Ludwig XV.) fo aud an den deutſchen Höfen die Gift: 
pflanze des Maitreſſenweſens zur Blüte. Man leſe nur z. B. in Schloſſer's „Geſchichte des 
18. Jahrhunderts’ die Geſchichte der einzelnen deutfhen Staaten, z. B. Würtembergs, das die 
Grävenig fennen lernte 9), der rheinischen Pfalz und Baierns 19), Heſſen-Kaſſels, Hannovers, 
Kurſachſens u. ſ. w.! , ſowie „Das galante Sachſen“ des Frhrn. von Pöllnig und die „Denf- 
würbigfeiten” der Marfgräfin von Baireuth. Nicht jeder Hofprediger glich dem Prälaten Oſian— 
der in Stuttgart, welder, als ihn die Grävenig aufforderte, jie in das Öffentliche Kirchengebet 
einzuſchließen, erwiberte, das jei ſchon längſt geihehen. Denn jo oft dad Vaterunfer gebetet 
werde, heiße es auch: „Erlöfe und von allem Übel!“ 

Die Gegenfäge berühren fih. Ein anderes, ſich dem Lefer aufprängendes Kapitel der 
Geſchichte des Concubinats ift die Geſchichte des Gauner= und Bettelweſens in Deutſchland, 
welche eine recht anſehnliche Literatur hat. Lehrreich und darum leſenswerth iſt die im Jahre 
1793 erſchienene Schrift: „Abriß des Gauner- und Bettelweſens in Schwaben nach Arten 
und andern ſichern Quellen von dem Verfaſſer des « Conſtanzer Hanf», welche im elften Kapitel 
des erften Theild das Leben der Gauner in geichlechtliher Beziehung fhildert und dabei auch 
bervorbebt, daß „ein Bater jeine Tochter zur Beiſchläferin“ nehme, und im elften Kapitel des 
zweiten Theils in gleiher Beziehung die Horden der Bettler betrachtet. Weitere Urkunden find 
die Schriften von Bfifter, Brill und Groiman über die Räuberbanden am Rhein, Nedar, 
Main, im Odenwald u. ſ. w., welde in ven Jahren 1812—15 erſchienen, die Schrift von 
Stuhlmüller, „Vollſtändige Nachrichten über eine polizeiliche Unterfuhung gegen jüdiſche, durch 
ganz Deutſchland und deſſen Nahbarftaaten verbreitete Gaunerbanden“ (1823), ſowie die im 
Jahre 1828 erſchienene Schrift des Polizeiaffeflors Pfeiffer in Frankfurt: „Actenmäßige Nach— 
richten über das Gaunergejindel am Rhein und Main.’ Es ift befannt, daß die Genoſſinnen der 
Gauner nicht minder gefährlich find als diefe jelbft. Denn, um mit Mohl: „Syftem der 
Prüventivjuftiz oder Rechtspolizei“, ©. 256, zu reden, fie fundfchaften aus, fchleppen das Ge— 
ftohlene weg, begehen ſelbſt leichtere Diebftähle und vereinigen verfprengte Banden wieder. 

Ob der Junggejelle Hippel darum Anfechtungen erlitt, weil er in feiner im Jahre 1774 
erſchienenen vielgelejenen Schrift: „Uber die Ehe“, zufagen wagte: „Eine ſchöne Perſon ift nicht 
gut zur Frau, wohl aber zur Goncubine‘, ift nicht befannt geworben. 

Napoleon war fein Freund des Concubinats. Daher nöthigte er 3. B. feinen Minifter 
Talleyrand, feine Geliebte und Hausverwalterin, die Madame Grant zu ehelichen. Diefe 
Strenge ift aber nit auf das bürgerliche Gefegbuc übergegangen, welches mit feinem Namen 
audgeftattet wurde, und an deſſen Berathung er bekanntlich einen fo lebhaften Antheil nahm. 
Nah Art. 230 dieſes Geſetzbuchs kann die Ehefrau wegen Ehebruchs ihres Gatten nur dann 


7) Rnejchke, Goethe und Schiller in ihren Beziehungen zur Frauenwelt (Nürnberg 1858), ©. 194 u. ſ. w. 

8) Bol. ein Urtheil des Oberappellationsgerichts in Jena aus neuefter Zeit über bie Frage der Straf: 
barfeit des Boncubinats in den Staaten des thüringifchen Strafgefegbuchs im dritten Band der Blätter 
für Rechtspflege in Thüringen und Anhalt, Nr. I, S. 6 (Scyletter's Jahrbücher der Rechtswiffenfchaft 
und Gejeggebung, I, 1855, ©. 131). 
< 2 — Geſchichte Würtembergs unter der Regierung der Grafen und Herzoge (Göttingen 1783), 

.4 u.1. w. 

10) Häuffer, Gefchichte der rheinifchen Pfalz (Heidelberg 1855), I, 934 u. 998. 

11) Menzel, Gejchichte der Deutfchen (dritte Auflage, 1837), ©. 845, 851, 854 u. ſ. w. Der Bei- 
trag von Biedermann zum — 1857 der Zeitſchrift für Deutſche Culturgeſchichte, S. 267 — 275: 
Aus der vornehmen zn t des 18, Jahrhunderts: „Maitreſſenweſen.“ Auch defien Werf, Deutſch— 
land im 18. Jahrhundert (Bd. 2, Th. 1, Leipzig 1858), beſonders Abſchn. 3 u. 4. 


756 Eoncurs 


auf Ehefheidung Flagen, wenn er die Concubine in feiner Wohnung Hält 1?), eine Beleidigung, 
welce fo ſchwer wiegt, daß ſchon die Römer darin eine Grauſamkeit erfannten. Sonach geftat- 
tet das Gefeg den Ehemann dad Goncubinat, wenn er fein Kebsmeib anderdwo wohnen läßt. 
Auch beftvaft ihn der Griminalcoder (Art. 339), und zwar blos mit einer Geldftrafe von 100 
— 200 $r., nur dann, wenn der Ehefrau jene Klage zufteht. +?) 

Das dem franzöjiichen Civilgeſetzbuch nachgebildete badifche Landrecht hat den Art. 230 
aboptirt, aber ven mobdificirenden Zufag gemacht, ein folder Fall werde für vorhanden erachtet, 
wenn die Beifchläferin, es fei im Lande, oder im Auslande, dem Mann fo nabe jei, daß fie 
einander zuwandeln fönnten.1*) Damals gab es noch Feine Eiſenbahnen. 

In England ift die Sitte firenger. Als der Sieger von Trafalgar in feinem Teſtament 
jeine Freundin, die berüchtigte Lady Hamilton, der Theilnahme der Nation empfahl, erri- 
tete fie ihm zwar eine Ehrenfäule, ignorirte aber feine Empfehlung, und ald Byron's Geliebte, 
die venetianifche Gräfin Guiccisli, nad) London fam, fand fie verſchloſſene Thüren. 19) 

Zu den Gründen gegen das Beftehen der Findelhäufer gehört aud die Betrachtung, daß 
eine ſolche Einrichtung, indem fie die VBerforgung der Kinder erleichtert, den Goncubinat be: 
günſtigt. 16) 

Die moderne Gefeggebung, melde, um vem Anſchwellen des Proletariats einen hoben 
Damm entgegenzufegen, die Eingehung der Ehe beihränft und jo den fogenannten milden 
Ehen Vorſchub leifter, ift fhon darum eine bevenfliche. Ph.Bopp. 

Eoncurs, Bankrott, Eoneurögefeßgebung. Hat ein Schulpner nicht fo viel Vermö— 
gen, ald erforderlich ift, um feine Gläubiger zu befriedigen, fo befindet er fih im Zuftande des 
Concurſes Das Verfahren, welches darauf abzweckt, die Vertheilung dieſes unzureichenden 
Bermögens, der Concursmaſſe, unter die Gläubiger, nah Mafgabe der gejeglichen Bor: 
fchrift, je nach ihrem Vorzugsrecht, herbeizuführen, heißt Coneurs- (Gant-) Proceß. 

Dieſes Verfahren iſt eine von der neuern Zeit erzeugte Bildung, die ſich aus rohen Ele: 
menten entwidelte. Zur Zeit des römischen Königthums wurde der zahlungsunfähige Schuld- 
ner Sflave des Gläubigerd, jedoch unter Wahrung feiner öffentlichen Nechte, indem er Perſon 
und Bürger blieb. Später, den Zwölf Tafeln gemäß, wurde ber rechtöfräftig verurtheilte 
Schuldner, der binnen 30 Tagen weder Zahlung leiftete, nad) einen Bürgen ftellte, dem 
Oläubiger zugewiefen, der ihn nach weitern zwei Monaten ald Sklave behalten oder verkaufen 
konnte, ſodaß der Schuldner mit feiner Perſon bezahlte. Hatte derjelbe mehrere Gläubiger, 
jo durften ſie ihn theilen, was einige von der Theilung feiner Dienftleiftungen, andere, z. B 
Niebuhr in feinen Werke ‚Uber die römische Geſchichte“, wörtlich, d. h. jo verftehen, ald ob der 
Schuloner in Stücke gehauen werden durfte. Die jpätere römiſche Oejeggebung wendete nach 
und nad die Gläubiger von der Verſon des Schuldners ab und wies fie an fein Vermögen zum 
Zweck ihrer möglichiten Befriedigung. 

m deutſchen Mittelalter finden wir ven zahlungsunfähigen Schuldner in ver „Knechtſchaft 
der Gläubiger“ 1); doch war darin (erinnernd an ven modernen Berfonalarreft) nur ein Ber: 
ſuch, zur Befriedigung zu gelangen, zu erfennen. Denn zeigte es fib, daß der Schuloner 
die Mittel zur Befriedigung nicht erfchwingen oder niemand bewegen fonnte, ihn auszulöjen, 
fo erhielt er feine Kreiheit wieder. Sagen erzählen von einem (jüdiſchen) Gläubiger, der ver 
tragsmäßig feinem infolventen Schuldner ein Stück Fleifh von beitinnmtem Gewidt aus dem 
Leibe jchneiden durfte?), und fpiegeln fin ab in dem Drama: „Der Kaufmann von Benepig”, 
des großen englifhen Dichter, der in feinem Shylock, auf fein Recht pochend: 


12) Srolman, Handbuch über den Code Napolden, HI, 46—55. 

13) Hundrich, Strafcoder des franzöftfchen Reichs, überfept und beat za verfehen (Magpe 
burg 1811), ©. 131. 

14) Grolman, a. a. D., S. 49, Note. 

15) Blätter für (iterarifche Unterhaltung (Jabra. 1835), IL, 795. 

16) Mohl, Die Polizeiwiſſenſchaft nach ven Grundfägen des Rechteftaats, $- 62. 

1) Grimm, Deutſche Nechtsalterthümer (1828), ©.615. Denfwürdig ift, daß noch Beccaria im den 
frühern Ausgaben feiner Schrift über Verbrechen und Strafen dafür war, daß auch der zahlungsun- 
fühige Schuldner feinen Gläubigern als Arbeiter verfallen fein foll. Die fpätern Aufiagen feiner Schriſt 
benugte er dazu, um zu erflären, er fchäme ſich, ſich dafür ausgeſyrochen zu haben, Daß auch der unſchul⸗ 
die Fallite biefer Knechtſchaft unterworfen fein fulle, Beccaria's „Abhandlung über Verbrechen und 
Strafen‘, überfitt von >. Keiniig 1738), I, 269 u. 270. 

2) Grimm, a. a. O., ©. 616. 
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Seht, dies Pfund Fleiſch, das ich von ihm begehr, 
IR Hoch erlauft, iſt mein und ich will's haben! 
Wenn ihr es weigert, pfui auf eur’ Geſetz! 
Dann ift auch feine Kraft im Recht Venedigs! 
den graufamen Gläubiger hervortreten läßt. 

Das fpätere Mittelalter (und dad Jahrhundert nah ihm), welches aud das fogenannte 
@inlager benugte, um den Gläubiger vor der Gefahr der Nichtbefriedigung zu ſchützen, helas 
flete, überhaupt erfinderiich in der Ausprägung graufamer und harter Ghrenftraien, audı ven 
Banfrottirer mit ſolchen Strafen. ?) Um ſich nad Kräften vor Verluft zu verwahren, wählte 
der Gläubiger dad Mittel der Veröffentlihung von Schmähſchriften und Schanpgemälden; er 
behielt ſich das Recht vor in den zu dieſem Zwed offen gelaffenen leeren Raum der Schulaver: 
ſchreibung zum Schimpfe des Schuldners das zu Ihreiben und zu malen, was ihm beliebte, und 
died der —— hinzugeben, wenn die Zahlung nicht erfolge. In einer ſolchen uns auf: 

bewahrten Urkunde vom Jahre 1570 befannte der Schuldner, ergebe „dem Inhaber dieſes Briers 

Macht und Gewalt, und mit Schmähſchriften, Scheltworten, und wie ihm noth thut, zu ver: 
folgen‘, und in einem andern Schuldbriefe vom Jahre 1578 gaben die Schuldner dem Dar: 
leiher Gewalt, „und fanımt und ſonders oder unjere Erben mit Shmähen, Gemälde an 
Pranger oder Kirhenthüren, oder wo es ihnen jonjten geliebet, anzuſchlagen, oder jonften 
bei allen Ehrenliebenden zu höhnen, ihmähen und verunglimpfen”. Auf diefen Schuldſchein 
Hin erlie5 das Reichskammergericht einen Zahlungsbefehl obne Clauſel. Die Strafe des 
Hundetragens jowie die ded Steintragend*) wurde aud auf die Banfrottirer ausgedehnt; jie 
wurben verurtheilt, den jogenannten Lafterftein an öffentlihen Blägen am hellen Tage einzu: 
nehmen und wurden jo der allgemeinen Verſpottung hingegeben. In einigen Theilen vom 
nördlichen Deutſchland, namentlid im Mecklenburgiſchen und in den Hanfeftädten, wurden 
fie mit aushängenden leeren Taſchen auf dem Markt ausgeftellt, während die Schandglode ge 
läutet wurde; im andern Gegenden wurden ſie durch die Straßen geführt, während Gaffen-: 
jungen ihnen leere Beutel voran= oder nahtrugen. In Kurſachſen mußte der Banfrottirer 
„eine Zeit lang nad) des judieis Ermäßigung zur Anzeigung feines in Nachläſſigkeit und Ver: 
ſchwendung geführten Lebens einen gelben Hut tragen‘, damit er „andern ſeinesgleichen beffer 
als er hauszuhalten ein Beifpiel geben‘ möge. Die gleiche Farbe trugen die Hüte, womit 
in Franffurta. M., wo die Juden graue oder ſchwarze Hüte tragen mußten, die Banfrottirer, 
die auch „weder Mäkler jein, nod in eine Zunft, no zu Mahlzeiten und Zehen kommen“ 
durften, ausgezeichnet wurben.d) In Slandern wurden denen, welde ftarben, ohne ihre 
Gläubiger befriedigt zu haben, leere Beutel, Stoppeln u. |. w. aufd Grab gelegt. In einigen 
Städten wurden Banfrottirer zur Arbeit angehalten, damit der Arbeitdlohn zur allmäblichen 
Tilgung ihrer Schulden verwendet werden fonnte. Das nürnberger Werkhaus trug bie 
Aufigrift: 

Wer keine Seide hat geiponnen, 

Mehr hat vertban, als er gewonnen, 

Der gehe ein zu diefer Thür, 

Und ſpinne nun Tabad dafür. 
Im Jahre 1601 vereinigte fih die pommerſche Nitterfchaft dahin, ein Mitglied derfelben, 
weiches Verbindlichkeiten, die es unter Brief und Siegel eingegangen hatte, nicht erfüllten 
fönne, „in feiner ehrlichen Geſellſchaft zu leiden“. 

Solange die Rechtöpflege fich aud des Mitteld der Folter bedienen konnte, ſolange durfte 
fie aud den Banfrottirer der Tortur unterwerfen, um ihn namentlid zur Herausgabe feines 
Handelsbuchs, feiner Gorrejpondenz u. |. w. zu nöthigen. 

Die Neiäöpolizeiorpnungen vom Jahre 1548 und 1577 (im Titel: „Bon verborbenen 
Kaufleuten‘) flellten betrüglihe Banfrottirer den Dieben gleih, verordneten, daß fie „von 
feiner Herrihaft oder Obrigkeit aufgenommen, noch ohne Willen ver Gläubiger gepulvet, 
fondern, wo fie betretten, zu Dafften angenommen, den Klägern zu Recht gehalten und nad 


3) Duistorp, Beiträge zur Grläuterung verfchiedener Recytsmaterien (Roſtock 1787), Nr. X: 
‚„„Ben dem Banqueroutirer oder den böfen Schuldner nach ältern und neuern Geſetzen.“ 

4) Döpler. Schauplag der Leibes- und Lebensftrafen (Sondershaufen 1693), I, 744 u. 1080. 

5) Kirchner, Geſchichte der Stabt Franffurt a. M. (Frantfurt a. M. 1810), II, 376 u. 398; 
Düpler, a. a. O., Kap. XXXI: ‚Bon den grünen oder gelben Hüten, weldje die Banquerottirer und Halli: 
ten tragen mäjlen, Item von den Schelmenhütlein Sambenito in Jtalien.‘‘ 
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Geftalt der Sachen geftrafft, au, wo fie wieder zu häuslihen Wohnungen fommen, zu kei— 
nen Ämtern oder Dignitäten gezogen werben follen”. Auch follten „die Stände und Obrig- | 
feiten, in deren Gebiet die verdorbenen banfrottivenden Kaufleute gewichen find und fih auf: 
halten, ſchuldig fein, alles Geld, Kleinodien, Schuldbücher und andere Brief und Güter, fo 
fie mit fi Hinweggenommen, von ihnen zu erfordern und gemeinen Gläubigen zu Gutem 
gerichtlich hinterlegen und verwahren zu laſſen.“ Nur die, welche „aus fünplihen und unver: 
fehenlidhen Unfällen oder Schaden in Verderben“ gekommen, follten billige Beachtung finden 
und Anfprud auf Moratorien haben. 

Seit dem vorigen Jahrhundert pflegte man die Banfrottirer nad) dem Grade ihrer Schuld 
mit fürzerer oder längerer Freiheitäftrafe zu belegen. Die gleiche Strafart dictiren die moder— 
nen Gejegbüder. 6) So droht 5. B. das preußiſche Strafgefegbuh im Tit. 24, der vom 
„Bankrott“ handelt, eine Freiheitsftrafe bi8 zu 15 Jahren Zuchthaus, indem es dem Richter 
geftattet, jo weit hinaufzufteigen, wenn Handelsleute, Schiffsrheder und Fabrifbefiger ſich 
des betrüglihen Bankrotts ſchuldig gemacht, wenn fie ihr Vermögen ganz oder theilweife ver= 
heimlicht oder beifeite geſchafft, Schulden oder Rechtsgeſchäfte anerfannt oder aufgeftellt 
haben, welde ganz oder theilmeife erdichtet find, wenn fie in der Abficht, ihre Gläubiger zu 
benachtheiligen, unterlaffen Haben, Handelsbücher zu führen, obgleih deren Führung geſetz— 
lich vorgefchrieben oder nad ver Beſchaffenheit des Gefhäfts erforderlih war, wenn fle in glei: 
her Abſicht ihre Handelsbücher verheimlicht oder vernichtet, oder jo geführt oder verändert ha— 
ben, daß fie Feine lberfiht des Vermögenszuftandes gewähren. Das würtembergiſche Straf: 
geſetzbuch ahndet, gleich dem für das Großherzogthum Heflen, von Naffau und Frankfurt 
aboptirt, den betrüglihen Bankrott mit höchftens zehn Jahren Zuchthaus und verfügt, das 
in fhweren Fällen zugleich das zum Betruge misbraudhte Gewerbe entzogen werden fann. In 
verwandtem Sinne find die übrigen deutſchen Geſetzbücher redigirt. Das franzöſiſche Straf: 
geſetzbuch unterfcheidet zwifchen betrüglihem Bankrott (Art. 402), den ed mit Zwangsarbeit 
bedroht, und einfahem, der Gefängnißftrafe berbeiführt, und verweift auf das Handelsge— 
fegbuch, welches in den Art. 586— 5997) von diejen beiden Arten handelt und auch ver: 
ordnet, daß das Urtheil des Schwurgerichts, vefpective des Zuchtpolizeigerichts öffentlich ange— 
ſchlagen und in eine Zeitung eingerüdt werden folle. Gin Gefeg vom 28. Mai 1838 verſuchte 
eine Verbefferung der Legislation. 8) Über das Gejeg vom 10. Mai 1837 für das Königreich 
der Niederlande, ven Bankrott betreffend, berichtet ein Beitrag zum elften Band der „Zeitjchrift 
für Rechtswiſſenſchaft und Gefeggebung des Auslandes“, ©. 130 fg. 

Diejen modernen Gefeggebungen gegenüber finden ji bier und dort noch mittelalterliche 
Rechtszuſtände. So wird z. B. im Canton Unterwalden der Fallite noch mit Ehrlofigfeit und 
ihren Folgen beftraft; ev wird nur dann rehabilitirt, wenn er feine Schulden bezahlt oder ſich 
mit feinen Gläubigern gefegt bat. 9) 

Sowie den zahlungsunfähigen Schuldner, der durch Schuld in diejen Zuftand verjegt 
wurde, Strafe trifft, jo ift jeder, welcher jih im Zuftande des Goncurfes befindet, noch be: 
ſtimmten Rückwirkungen ausgefegt, und zwar in Bezug auf fein Verhältnif zum Staate und 
zur Gemeinde. Viele Gefeggebungen entziehen ihm beftinnmte politifche Rechte, oder ſuspen— 
diren deren Ausübung. Sie finden fi in den conjtitutionellen Staaten meiſt in den Staats: 
grundgefegen und Gemeinvdeordnungen ausgeprägt. 1%) So ift nad der Verfaffungsurfunde 
des Königreihe Württemberg ($. 135) der, gegen melden ein Gant gerichtlich eröffnet ift, 
nicht fähig, Mitglied der Ständeverfammlung zu fein, eine Unfähigfeit, weldhe auch nach dem 
Schluſſe des Gantverfahrend noch fortvauert, wenn Strafe wegen VBermögendzerrüttung hin— 
zugekommen ift. (Indeſſen follen die erblihen Mitglieder ver Kammer der Standeöherren durch 
die Erkennung einer Debitcommiffion von der Stimmführung nicht ausgefhloffen fein, wenn 
ihnen eine Gompetenz von wenigftend 2000 81. feſtgeſetzt ift.) Ebenfo joll ($. 142) in einem 





6) Griminal:Lerifon, herausgegeben von Jagemann und Brauer (Erlangen 1854), ©. 79— BL, 
f. „Bankrott“; Mittermaier, Zufaßparagraph 416 a zu ber von ihm veranflalteten vierzehnten Ausgabe 
von Feuerbach's Lehrbuch des peinlichen Nechts (Gießen 1847), S. 675—678. 
A Me. Er a Handelsgefegbuch, überfeßt und erläutert von Broicher und Grimm (Köln 1835), 
8) Braward-Veyrieres, Manuel du droit commercial (Paris 1838), S. 852—864. 
9) Deutſches Mufeum, herausgegeben von Prug. Jahrgang 1857, I, 898. 
10) Held, Syitem des Verfaſſungörechts (Würzburg 1857), II, 500 u. 501. 
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ſolchen Fall das active Wahlrecht niht ausgeübt werden dürfen. 1!) Dad Recht, an der Wahl 
der Gemeindebeamten theilzunehmen und jelbft dazu gewählt werben zu fönnen, ift bedingt 
durch den Bejig der Eigenfhaften, welche erfordert werden, um Mitglied der Ständeverfamm: 
lung fein zu können. 12) Nad dem $. 7 der Verfaflungsurfunde des Königreichs Sachſen vom 
Jahre 1831 find „weder zur Theilnahme an einer (ſtädtiſchen) Wahl berechtigt, noch wählbar 
die, zu deren Vermögen ein Schuldenwejen entftanden ift, ed mag daflelbe zum förmlichen, 
Goncurs gedeihen, oder der Weg der aufergerichtlihen Erledigung deſſelben eingeihlagen 
worden fein, folange nicht ihre Gläubiger vollftändige Befriedigung erhalten zu haben er— 
klären“ .13) Ganz gleichen Inhalts ift ver $. 73 ver für diefen Staat erlaffenen Städteordnung 
vom 2. Febr. 1832 bezüglich der Ausübung der Ehrenredhte eines Bürgers, während nad den 
$$. 126 u. 127 in Bezug auf die Wahl der Stadtverorbneten die von dem Stimmredt und 
der Wählbarkeit ausgejchloffen find, welche ſich nicht im Genuffe diefer Ehrenrechte befinden. 1%) 
In Gemäßheit des Verfaflungsgefeges für das Königreih Hannover vom 9. Sept. 1848, $.46, 
fönnen Berfonen, über deren Vermögen während ihrer Verwaltung Concurs audgebroden 
ift, vor Befriedigung ihrer Gläubiger weder zu Mitgliedern der Ständeverfammlung erwählt 
werden, noch, wenn jie zur Zeit des Ausbruchs des Concurſes Mitglieder find, in verjelben 
bleiben. 15) Dagegen ift das für das Königreich Baiern erlaffene Gefeg vom 4. Juni 1848 
wegen der Wahl ver Kandtagsabgeoroneten (Art. 5—7) fo zu verftehen, daß nur ein betrüg— 
liher Concurs vom activen und pafjiven Wahlrecht ausſchließt. 16) Nah vem Art. 16 der 
Berfaflungsurfunde für das Großherzogthum Heflen wird die Ausübung ded Staatsbürger: 
rechts auch gehindert 17) „durch das Entitehen eines gerichtlichen Goncursverfahrend über das 
Bermögen bis zur vollftändigen Befriedigung der Gläubiger‘, und in Gemäßheit des Geſetzes 
vom 6. Sept. 1856 wegen der Zufammenfegung der beiden Kammern der Stände und der 
Wahlen ver Abgeoroneten kann das active und pafiive Wahlrecht von denen nicht ausgeübt 
werden, welche „in der Ausübung des Staatöbürgerrechts gehindert find”. Das Gleiche gilt 
in Gemäßheit des Geſetzes vom 8. Jan. 1852 wegen Bildung des Ortsvorſtandes und der 
Wahl ded Gemeinderaths von diefer Wahl. Die Eurhejiifhe Gemeindeordnung vom Jahre _ 
1834 ſchließt im $. 26 von dem Erwerbe des Ortsbürgerrechts namentlich den aus, der dur 
Verſchulden in Coneurs geratben ift, ohne jeine Gläubiger befriedigt zu haben, während nad 
$. 42 zu Ortsvorſtänden nur ſolche gewählt werden fönnen, welde fi nicht in zerrütteten 
Vermögensumſtänden befinden. Das großberzoglic badische Gejeg vom 31. Dec. 1831 über 
die Verfaſſung und Verwaltung der Gemeinden (abgedruckt im dritten Bande des Müller'ſchen 
‚Archivs der Geſetzgebung“, 6.99 — 146) ſchließt im $. 13 von der Fähigkeit, zum Mitglied des 
Gemeinderaths gewählt zu werden, aud die „in Gant Gerathenen ” aus, eine etwas ftrenge 
Vorſchrift, „da“, wie ſich Rotteck in jeinem Beitrage zum vierten Bande diejed „Archivs“, der 
dieſes Geſetz kritiſirt, ©. 330, ausprüdt, ‚„mander, bei aller Rechtſchaffenheit, durch 
reines Unglüd in Gant gerathen mag und eine nahmalige Befrievigung billig alle Mafel ſol— 
her Ganten tilgt“. Der $. 27 des Staatögrundgefeged für die Herzogthümer Koburg und 
Gotha vom Jahre 1852 verorbnet, daß die ftaatöbürgerlihen Rechte vorübergehend nicht könn⸗ 
ten ausgeübt werden aud „von einem Gemeinſchuldner, gegen welchen ein Goncurd eröffnet 
worden ijt, während der Dauer dieſes Concurſes und innerhalb der nähften 10 Jahre, injo= 
fern die vollftändige Befriedigung der Gläubiger nicht fhon früher erfolgt fein ſollte“, jowie 
„von einem Gemeinjhuloner, der mit feinen Gläubigern einen gerichtlichen Accord abgeſchloſ— 
fen, bis zur accorvmäßigen Befriedigung der legtern”.18) Der $. 147 flieht in Bezug auf 
Die Wahl ver Abgeoroneten „die im $. 27 erwähnten Perſonen“ ald unfelbftändig von der 
Wahl aus. Die Verfaffungsurkunde für das Herzogthum Sadfen: Meiningen vom Jahre 





en, Das Staatsrecht des Königreichs Würtemberg (Tübingen 1829), I, 477, 478, 482, 483, 


12) Mohl, a. a. D., 11, 144. 
13) Deutfchlands Gonftitutionen (Rinteln 1833), S. 267; über Preußen f. Ronne, Das Staates: 
recht der preußijchen Monardjie (Leipzig 1856), I, 489. 
14) Müller, Archiv für die neuefte Geſetzgebung aller deutfchen Staaten (Mainz 1832), II, 512, 559. 
15) Zachariä, Die deutfchen Berfafiungsgefege der Gegenwart (Göttingen 1855), S. 247. 
- 16) Zadyariä, a. a. D., ©. 135, 136. 
17) Nach der fvanifchen Eortesverfaffung vom Jahre 1812 verlor ein fpanifcher Bürger als „in- 
sn —— fein Staatebürgerrecht. Die Conſtitutionen der europäiſchen Staaten (Leipzig 
18) Zachariä, a. a. D., ©, 656, 657, 073, 
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1829 verfügt im $. 14, dad Staatobuͤrgerrecht inne ‚vorübergehend nicht ausgeübt werben“ 
auch „während eines Goncurfes der Gläubiger vom Gemeinſchuldner““, während das Gefeg 
vom Juni 1853 über die Wahl der Landtagsabgeordneten für die Ausübung der activen und 
paſſiven Wählbarkeit ven Genuß des Staatsbürgerrechts fordert. 19) Ebenfo jet vas Staats- 
grundgefeh für das Herzogtgum Sachen: Altenburg vom Jahre 1831 feſt, daß pad Staatdbürger- 
recht (fein Genuß ift Bedingung der activen und pafjiven ſtändiſchen Wahlfähigkeit) vorüber: 
gehend nihtaudgeübtwerben Fünne aud „während eines ausgebrochenen Gants oder eingetretener 
aufergerichtlicher Liquidationdverhandlungen, in Anſehung des Gemeinfhuloners, jolange der= 
felbe nicht (entweder nad) geichehener voller Auszahlung der Gläubiger oder doch nad) vollitän- 

diger Nachweiſung eines ganz unverſchuldeten Unglücks, wie Feuersbrunſt, Plünderung, Be: 

raubung u. dgl. als alleiniger Urſache des Gants) durch die obere Juſtizbehörde förmlich ſchuld⸗ 

los erklaͤrt (rehabilitirt) wird.“ 20) Noch ſchließen die Verfaſſungsgeſetze des Herzogthumé 
Naſſau (Wahlordnung vom Jahre 1851, 4. 4)21) und des Herzogthums Anhalt-Bernburg 
(Wahlgeſetz vom Jahre 1850, $. 2) ſolche, melde in Gonrurs gerathen find, von dem ſtän⸗ 
diſchen Wahlrecht aus. 22) Streng ift pas Verfaſſungsrecht der Freien Stadt Frankfurt a.M. 2), 
demzufolge nicht Mitglieder des Gejeggebenden Körpers jein Fönnen „alle Falliten, e8 ſei num, 
daß jemand fein Zahlungdunvermögen gerichtlich angezeigt, oder mit feinen Gläubigern ins— 
geheim Nachlaß: oder Anftandöverträge errichtet hat, bevor er feine Gläubiger vollſtändig, 
». b. ohne Abzug oder Nachlaß, bezahlt Haben wird'“'. Das Gleiche gilt von der Fähigkeit. 
Mitglied des Bürgerausfhuffes zu fein. Nach vem $. 23 der Verfaffung der Hanfeftapt Bre— 
men vom Jahre 1854 ift der, welder jeine Zahlungen eingeftellt Hat, nur dann fühig, zum 
Mitgliede ded Senats gewählt zu werden, wenn er feinen Gläubiger völlig befriedigt hat.=*) 
Schon im 17. Jahrhundert waren in Hamburg Falliten, und zwar afıd) die, welche mit ihren 
Gläubigen einen Accord getroffen hatten, von ven Bürgerfhaftöverfammlungen audge: 
floffen. 25) (Vgl. nob über das hamburger Concursrecht Baumeifter, „Das Privatreiht ver 
Freien Stadt Hamburg, 1856, I, 308— 339). 

Der $. 52 des Grundgefeges für das Königreich Norwegen ſuspendirt das Recht zur Theil: 
nahme an der Wahl der Mitglieder der Reichsverſammlung (Stortbing) namentlih wegen 
Falliments, bis die Gläubiger volle Berriedigung erlangt haben, es fei denn, daß die Zah: 
lungsunfähigkeit ihren Grund in einer Feuerdbrunft oder in anderm nicht verjchuldeten und er- 
weislichen Unglück hat. 26) 

Einzelne deutſche Geſetze über das jhmwurgerichtliche Verfahren — Würtemberg, Baden, 
Kurheflen, Großherzogthum Heffen, Naffau u. ſ. w.27) — heben hervor, daß der, welder in 
Concurs verfallen jei, das Ehrenamt eined Geſchworenen nicht befleiden Fönne. 

Zur Fernhaltung der Nachtheile, melde auf den, der ſich außer Stand befindet, jeine 
Gläubiger zu befriedigen, eindringen und zur Abſchneidung oder Hemmung des Gantverfah- 
rend mit feinen Weiterungen und Koften erfheinen zwei Mittel: die Ertheilung eined Mora— 
toriumd und der Abſchluß eines Nachlaßvertrags 

No zur Zeit, da die Neichöpolizeiorpnung vom Jahre 1577 aufgerichtet wurde, welde 
im Tit. XXXIII, $. 4, der Moratorien gedenft, und den Kaiſer verbindet, fie nur dann zu er— 
theilen, wenn die Bittſteller „glaubliche Urkunde oder Schein fürbringen, daß fie aus unver: 
fehenen zugeftandenen Unfällen ihrer Leib oder Güter verborben und ausgeftanden ſeien“, ſtand 
nur dem Oberhaupt des Reichs die Befugniß zu, ſolche „Quinquenellen“ zuzugeftehen. Als 
fpäter vie Faijerlihe Gewalt immermehr eingeichränft wurde, warb lie auf die Befugniß be- 
fhränft, den Reihsunmittelbaren ein Moratorium (Anftanvsbrief, Bifern: Brief) zu erthei— 
fen.23) Go gewährte z. ®. der Kaifer dem Kurfürften Karl Ludwig von der Pfalz zur Ab- 
19) Zachariä, a. a. O., ©. 631, 668, 

20) Zadhariä, a. a. O., ©. 595, 596, 612, 613. 

21) Das nafjauifche Geſetz vom 12. Dec. 1848 (Gemeindeorbnung) ſchließt nom artiven und vaſſi⸗ 
ven Wahlrecht die aus, über deren Vermögen Concurs erfannt it, folange das Verfahren nicht been⸗ 
digt it. Naffauifches Bürgerbuch (zweite Auflage, 1850), S. 282. 

22) Jadyariä, a. a. D,, ©. 761, 975. 

23) Zuchariä, a. a. D. ©. 1155, 1178. 

24) Zachariä, a.a. O. ©. 1190. 

25) Weſtphalen, Hamburgs Verfaſſung und Berwältung (Hamburg 1846), I, 97. 

26) Die Eonftirutionen ver enropälfchen Stuaten (Keipzig 1817), Ih, 480. 

27) Brauer, Die deutſchen Schwurgerichtsgefepe (Erlangen 1856), ©. 24— 27. 

28) Pürter, Beiträge zum beutfchen Staats: und Fürſtenrecht (Göttingen 1777), Thl.1, Abthl. XV: 


| 
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wendung eines Staatöbanfrötts, in Berückſichtigung der durch den Dreißigjährigen Krieg her⸗ 
beigeführten Zerrüttung der Finanzen dieſes faft in eine Wüfte verwandelten Landes29), ein 
Moratorium auf 20 Jahre, und zwar dahin, daß in den eriten zehn Jahren feine Zinfen, in 
den folgenden Jahren nur 2%, Pror. Zinfen zu bezahlen jeien, jedoch mit dem Vorbehalt, 
„den ganz vürftigen Gläubigern, als Witwen, Waiſen und erbarmungdwürbigen Perſonen 
riftlich zu begegnen und nad Möglichkeit an Hand zu gehen”. Im Jahre 1666 ertheilte der 
Kaifer dem Grafen von Naſſau-Saarbrück, deſſen Lande „mie leider reihsfündig mit großer 
Schuldenlaſt beſchwert“, auf Empfehlung des Meihdtags eine Stundung von zmölf Jahren, 
die nach Ablauf diefer Zeit auf weitere zehn Jahre ausgedehnt wurde, weil „die Leute und 
Unterthanen von vorigen deutfhen und biöherigen Kriegen bis auf den äußerften Grund rui— 
wirt worden“ feien. 30) Die Reihömittelbaren hatten fidy zur Erwirfung eines Moratoriums 
an ihre unmittelbare Obrigfeit zu wenden. 31) Nicht felten erhoben ſich über deſſen Ertheilung 
durd die Landesfürften Befhmerden. 3?) So wendeten fich 3. B. im Jahre 1722 die mecklen⸗ 
burgiſchen Stände wegen der vielen von dem Herzog ertheilten Stundungen umd des daraus 
dem Lande in Anjehung ded Credits und Handel erwachſenden weitgehenden Schadens be= 
ſchwerdeführend an den Neihöhofrath in Wien, und der Kailer richtete auf Grund eined Gut- 
achtens der kaiſerlichen Commiſſion in Medlenburg an den Fürften eine Abmahnung: „Nach— 
dem wicht zu befinden, wie die angegebenen moratoria specialia bei den vorfonmenden be— 
fondern landfimdigen Unftänden, umd bevorab ohne Zernichtung des Credits und Commercii 
in ven mecklenburgiſchen Landen, im Stande Rechtens fuftinirt werben könnten, ald haben ver 
Herr Herzog den hierüber erwachſenden Beſchwerden hinwieder abhelfliche Maße zu geben, over, 
da er eimad Erbebliches dawider anzuführen, ſolches geziemend zu berichten, da im mwibrigen 
Ball Ihre kaiſerliche Majeftät, auf der Ritter: und Landſchaft weiteres Anrufen, dero allerhöch—⸗ 
ſtes kaiſerliches oberſtrichterliches Amt durch behörige reichsconſtitutionsmäßige Mittel vorzu— 
kehren ſich nicht entbrechen könnten noch würden.“ Solche Misbräuche trugen dazu bei, daß 
die Moratorien ſehr verhaßt waren und ſich dad Sprichwort bildete: „Quinquenell iſt der Teu⸗ 
fel in der Höll.“ Denn in der Regel wurden ſie auf fünf Jahre ertheilt. 

Die bisherige Theorie des deutſchen Staatörechts räumte der oberſten Staatsgewalt, zu 
deren Hoheitsrechten ed auch die Zuwendung von Privilegien zählt, auch die Ertheilung von 
Moratorien, als eine beftimmte Gattung von Privilegien, ein 3?), ein Zugeſtändniß, welches 
dem Geiſte des conftitutionellen Staatsrechts widerftrebt. Mit gutem Grund fügt Puchta im 
zweiten Bandejeiner „Beiträge zur Geſetzgebung und Praris des bürgerlichen Rechtsverfahrens“, 
(Stangen 1827), ©. 234, 235 : „Sie (die Moratorien) find, auch in ihrer Ableitung von dem 
Prineip der öffentlichen Wohlfahrt, gehäflige Ausnahmen von der Negel des Rechts und mwer- 
den in diefer Form immer dafür gelten. Das öffentliche Wohl erjcheint nirgends beſſer berathen, 
ald va, wo Gerechtigkeit waltet und vie Staatöfürforge vornehmlich dahin gerichtet ift, daß 
jedem zu den Seinigen verholfen und Treue und Glaube erhalten werde. Ihren Urfprung 
aud den Zeiten despotiſcher Regierungen herleitend, wiberftreben fie dem Geifte einer Zeit, in 


der fi) die Begriffe von den Rechten der höchſten Gemalt rückſichtlich der Privatredite ihrer 


Unterthanen in diefer und mancher andern Beziehung geläutert haben. Auch braucht“, fügt 
der Verfaſſer hinzu, „die höchſte Gewalt keine Privilegien und Dispenjationen vom Gefeg 
zu erteilen, da fie, um den Zweck zu erreichen, andere Mittel hat; fie darf nur im allgemeis 
nen ſolche Gejege geben, die e8 den Gerichten möglich machen, die Abjicht zu erreichen, welche 
die Moratorien bezwecken. Was der Regent nur unvollftändig kann, die Berhältnifle in den 
Reiten der Privaten mit Zuverläfiigfeit und nad; den Forderungen des Rechtögeſetzes, auch 
zur Beſchwichtigung aller Zweifel und Bedenken und jedes unmwürdigen Mistrauens abmwägen, 
das fünnen die Gerichte. Dieſen muß daher auch hier attribuirt werden, was als Attribut der 
oberften Gewalt ven Wohle des Ganzen eher hinderlich ald förderlich iſt.“ benio richtig 


„Bon Moratorien, ob und inwieweit diefelben allein aus landesherrlicher, oder auch aus Faiferficyer 
Macht zu ertheilen ſeien?“ Derfelbe, Hiftorifche Entwidelung der heutigen Staatsnerfaflung des Deut: 
ſchen Reiche (Göttingen 1787), II, 269— 271. 

29) Häuffer, Geſchichte der Rheinifcyen Pfalz (Heidelberg 18456), II, 584 fa. 

30) Bfeffinger, Corpus juris publici (Gotha 1754), IN, 138. 

31) Häberlin, Handbuch des deutfchen Staatsvechts (Berlin 1797), I, 178. 

32) Pütter, a. a. O. (Beiträge), ©. 285. 

33) Klũber, Öffentliches Redyt des Deutfchen Bundes und der beutfchen Bundesftaaten (britte Auf: 
Lage, Sranffurt a. M. 1831), $. 486. 
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bemerkt Siegen, „Abhandlungen, vorzüglich ven Zuftand deutſcher Gefeggebung betreffend‘ 
(Göttingen 1834, in der fiebenten, von Moratorien handelnden Abhandlung, S. 142, 143): 
„Zum Theil beruft man ji auf das öffentliche Wohl, welches erfordere, daß ver Regent Staat: 
bürger nicht verderben laffe. Allein will ver Staat in ſolchen Fällen etwas thun, ſo muß es nicht 
auf Koſten aller einzelnen geſchehen, damit er nicht jenem Heiligen ſich gleichſtelle, welcher das 
Leder ſtahl, damit die Armen Schuhe daraus erhalten. Ohne Sicherheit der erworbenen Rechte 
iſt überhaupt kein Staat, kein Staatswohl denkbar, und jene können, ſelbſt wenn ſie mit der 
Exiſtenz des Staats collipiren, woran hier gar nicht zu denfen ift, nurgegen vorläufige Entſchä⸗ 
digung genommen werden.” In verwandtem Sinne äußerte jih Mittermaier in feinem Beitrage 
zum jechzehnten Bande des „Archiv für die civiliftiihe Praxis’: „Bemerkungen über Mora: 
torien. Auch haben mehrere veutfche Staatsgrundgeſetze ausgeſprochen, daß Moratorien von 
Staats wegen nicht mehr ertheilt werben dürften. Der $. 129 des num wieder weggefhobenen 
Staatögrundgefeges für das Kurfürftenthum Helfen fprad aus: „Moratorieh dürfen nicht er= 
theilt werden‘‘ 3%), während die an deren Stelle gerüdte Verfaflungsurfunde vom 13. April 
185235) beftimmt: „Moratorien dürfen nur mit landftändifcher Beiftimmung ertheilt wer: 
den.‘ (Gleichen Inhalts ift der $. 82 der Verfaffungsurfunde für Waldeck vom Jahre 1852.) 
Nach $. 54 der Berfaflungsurfunde für dad Königreih Sachſen vom Jahre 1831 dürfen „Mo— 
ratorien von Staatd wegen nicht ertheilt werben.‘ 3%) Das Gleiche fpricht die Verfaſſungsur— 
kunde des Herzogthums Braunſchweig im $. 209 mit dem Zufage aus, daß die Gerichte dazu 
eompetent feien. 37) Während der $. 9 des hannoverſchen Berfaflungdgejegesd dem König ge: 
ſtattet, „in ganz außerordentlihen Fällen nah Anhörung des Staatsraths Moratorien “ zu 
ertheilen, verbietet vie Berfaflungsurfunde des Herzogthums Sachſen-Koburg und Gotha Diele 
Ertheilung ganz allgemein. ?®) Der $. 49 des oldenburgiſchen Staatdgrundgefeges vom Jahre 
1852 vindicirt fie den Gerichten. 9%) Schon früh hatte die preußiſche Geſetzgebung die Ge: 
richte dazu berufen. Nur wurde im Jahre 1807, um den Grundbeligern, welde durch ſtrenge 
Rechtsverfolgung infolge des unglüdliden Kriegs zu Grunde gerichtet worden fein würben, 
das Mittel zu gewähren, ſich zu erholen, jowol hinfichtlid der Hauptjumme ald bezüglich der : 
rüdftändigen und laufenden Zinfen, ein Generalindult zugewendet. Auch in Ofterreih kam 
inmitten der Finanzuoth des Jahres 1811 die Brage zur Sprache, ob zu einer ſolchen außer: 
orbentlihen Mapregel geſchritten werben jolle; man entjchloß fich zu einer auf mehrere Monate 
beſchränkten Stundung. #) Als im Königreih Baiern im Jahre 1827 von den Ständen ver 
Entwurf einer Proceßordnung berathen wurde, erhoben fih Stimmen dafür, daß der König 
feine Moratorien ertheilen dürfe, und das Gleiche gilt von der Berathung ded Entwurfs einer 
folgen Ordnung im Jahre 1831 in der Zweiten Kammer der badifhen Stände, da derfelbe 
dem Großherzog dieſes Recht vorbehalten hatte. Ein Erlaß des Minifteriums vom 27. Juni 
1832 erflärte, daß fernerhin im Gnadenwege fein Moratorium mehr ertheilt werden Tolle. 
Im Königreih Würtemberg jind die Geſuche um Anftandöbriefe bei dem Gericht einzureichen, 
das fie nach Befund dem Juftizminifterium zur Entſchließung des Königs vorlegt.*!) Das 
Gleiche gilt vom Großherzogthum Heilen #2) und von andern deutihen Staaten. 

Im allgemeinen gehört zur Begründung eines Geſuchs um Ertheilung eines Moratoriums 
die Nahmeijung unverfhuldeten Vermögendverfalld und der Hoffnung der Verbeflerung der 
Bermögenszuftände innerhalb der gewünſchten Frift, ſodaß nad) deren Ablauf die Gläubiger 
befriedigt werben könnten, verbunden mit Sicherheitöleiftung dafür. Die Wirkung der Ge: 
nehmigung des Geſuchs äußert ih darin, daß der Gläubiger während der Befriſtungszeit nicht 
auf Befriedigung dringen fann, gebt aber nicht fo weit, daß der Lauf vertragsmäßiger Zin- 
fen gehemmt und der Schuloner von der Verbindlichkeit ver Entrichtung der während dieſer Zeit 


34) Müller, Archiv für die neuefte Gefepgebung (Mainz 1832), I, 574; Murhard, Die kurheſſiſche 
Berfaflungsurfunde erläutert, er Abtheilung (Kaſſel 1835), ©. 513. 
35) Zachariä, a.a. D., ©. 3 
36) Zadyarlä, a. a. O., ©. 105. 
37) Zachariä, a. a. D,, ©. 725. 
38) Zachariä, a. a. O., ©. —* 660. 
39) Zachariä, a. a. D., S. 909 
40) Materialien für Gefegfunde und Recyispflege in den öfterreichifchen Erbftaaten (Wien 1814), I, 47. 
41) Schütz, Der würtembergiſche Civilproceß (Tübingen 1834), S. 473 u. 474. 
Weiß, Syſtem des Verfafſungsrechts des Großherzogthums Heſſen (Darmſtadt 1837), S. 157 
u. 
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fällig werdenden Zinſen entbunden iſt. Den Erben deſſelben kommt die Stundung nur bedingt 
und dem Bürgen gar nicht zu ſtatten. 3 

Es verfteht fi von felbft, daß auch durch Übereinkunft zwiſchen dem Schuloner und feinen 
Gläubigern eine Stundung zu Stande kommen und fo der Gant abgewendet werden kann, was 
aud dann geſchieht, menn es dem Schuloner gelingt, mit denfelben einen Nadlafvertrag ab- 
zuſchließen, d. h. jte zu vermögen, einzumilligen, daß fie jich gegen theilweiſe Befriedigung für 
gänzlich abgefunden erklären, eine Übereinkunft, melde die Zuftimmung von wenigftens der 
Mehrheit ver Gläubiger, nad der Größe des Geſammtbetrags ihrer Korderungen berechnet, 
erfordert, indefien die bevorzugten Gläubiger nicht bindet. 

Durch Ertheilung eined Moratoriumd oder den Abſchluß eines Nachlaßvertrags bleibt dem 
Schuldner der Befig und die Verwaltung feines Vermögens. Sonft befteht die Wirkung des 
Ausbruch des Concurſes über daſſelbe zunächft darin, daß er die Verwaltung feines Vermö— 
gens verliert, darüber nicht mehr verfügen fann; es geht auf die Gejammtheit feiner Gläu- 
biger über, welche einen Güterpfleger zu beftellen haben, der in ihrem Namen unter der Auf: 
fiht des Concursgerichts die Maffe verwaltet. Dieſes beftellt aus ver Zahl der öffentlichen An— 
mwälte einen fogenannten Gontradictor, welder, wenn die einzelnen Gläubiger in dem dazu 
von Gericht anberaumten Liquidationstermin, wozu ſie unter dem Rechtstheil des Ausfchluffes 
von der Mafje vorgeladen werben, ihre Anfprüce gemelver haben, deren Nichtigkeit unter: 
ſucht. Sind die durch deren Beitreitung erwachſenen Rechtsſtreite zu Ende geführt und die Ver: 
bandlungen über das Vorzugsrecht #3) zwifchen ven Oläubigern, welche ſich daſſelbe beftreiten, 
geichloffen, fo erläßt der Richter den fogenannten Locationsbeſcheid, worin er erfennt, nad 
welcher Reihenfolge die Gläubiger, welche ihre Anſprüche richtig geftellt haben, zu befriebi- 
gen feien. Iſt auch diefer Beſcheid rechtöfräftig geworden, fo erläßt der Richter ven Verthei- 
lungs- (Diftributiond:) Beſcheid, nad deffen Anordnung die Maſſe unter die Gläubiger ver- 
tbeilt wird. Den unbefriedigten Gläubigern bleibt der Gemeinfhuldner fernerhin verhaftet, 
ſodaß fie ihn, wenn er wieder zu Bermögen fonımt, ihrer Befriedigung wegen angeben fönnen. 

Diejes deutſche Concursverfahren **) ift der franzöſiſchen Gefeggebung unbekannt, was als 
Folge ihres Hypothekenſyſtems und der Gerichtöverfafjung, der zufolge den Gerichten weder 
Die Vollſtreckung ihrer Urtheile noch die fogenannte freiwillige Gerichtsbarkeit zufteht, erſcheint. 
Iſt das Vermögen unzulänglid, fo wird der Erlös aus dem unbeweglihen Vermögen unter 
Die in dem Hypothekenbuch eingefchriebenen Pfandgläubiger nah dem Vorrang der Zeit der 
Einfhreibung vertheilt; der Erlös aus dem beweglihen Gut wird unter die Gläubiger nad 
dem Verhältniffe des Betrags ihrer Forderungen diftribuirt. Nur einzelne gefeglich bevorzugte 
Gläubiger brauhen an den Berlufte feinen Antheil zu nehmen. Nur hinſichtlich des Kauf: 
mannd, welcher feine Zahlungen einftellt (Balliment) tritt ein (im Handelsgeſetzbuch angeorb= 
netes*5) Verfahren ein, welches dem deutſchen Gantproceſſe ähnlich ift. Gin folder Schuldner 
muß binnen drei Tagen, von der Ginftellung feiner Zahlungen angerechnet, diefed dem Ge— 
richt (Handelägericht) anzeigen. Unterbleibt dieſe Selbitanzeige, jo fann das Gericht auf Anre— 
gung eines Gläubigers oder bei Offenfundigfeit von Amts wegen einſchreiten. Der Fallit wird 
entweder in dem Schulothurme verwahrt, over bewacht. Das durch Urtheil ausgefprocene 
Verfahren beginnt damit, daß das Vermögen des Gemeinfhuloner unter Siegel gelegt und 
aus dem Kreife des Gerichts ein Commiſſar nebft einem (oder mehreren) Agenten ernannt wird, 
der unter Aufiicht des erftern den Zuftand des Vermögens, der Bücher u. |. w. unterfucht und 
die Ausftände beitreibt. "Der Commilfar leitet dad Verfahren und ermittelt zuerſt mit Zuzie— 
hung des Agenten und des Gemeinfhuldners das Verhältniß ded Vermögens zu den Schulden, 
morauf er die Gläubiger zufammenruft. Aus der Zahl derer, welche dieſe vorſchlagen, er— 


43) Einzelne Land- und Stadtrechte find in Bezug auf Einräumung an Borzugsrechten nicht ohne 
Naivetät. So verordnet 3. B. das Lübecker Stadtrecht: „Iſt unfer Bürger einer wegen Schuld flüchtig 
und es wird fein Gut außerhalb ver Stadt angetroffen: der nun folches erfllichen von ben Grebitoren 
aufhält and wieder bringet, der foll an dem Gute allen andern Greditoren vorgezogen werben.” Alſo 
eine Prämie, 

44) Uber Inſolvenz einer Actiengefellfchaft und das dann eintretende Goncursverfahren ſ. Pöhls: 
— * Actiengeſellſchaft mit beſonderer Rückſicht auf Eiſenbahngeſellſchaften (Hamburg 1842), 

. 24 219. 

45) Verbefferungen brachte ein neueres Gefep, Folix, Das neue —*— Geſetz vom 28. Mai 
1838 über die Fallimente (in der Zeitſchrift für Rechtswiſſenſchaft und Geſetzgebung des Auslandes, 
XI, 364—386 ; XII, 1— 26). 
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nennt das Gericht einen Syndik, weldyer, an die Stelle ded Agenten tretend, dad Vermögen 


aufnimmt und, dem Güterpfleger des deutihen Concursrechts gleich, die Mafle feitftellt, aud 


die Nichtigftellung (Berification) der einzelnen Anſprüche beforgt, indem er die Gläubiger vor: 
ladet und darüber vor dem Commiſſar verhandelt. Die Gläubiger, deren Korderungen, aus 
eidlich erhärtet, richtig geftellt find, fünnen mit dem Gemeinfhuloner ein, jebod der &eneb- 
migung deö Gerichts anbeingeftelltes Abkommen (Goncorvat) treffen, was zur Folge hat, Das 
derfelbe jo angejehen wird, als habe er nicht fallirt. Sonjt werden die Gläubiger nochmals 
zufammenberufen, um einen Güterpfleger und einen Kaſſirer zu bejtellen, welde fofort zur 
Berjilberung der Mafle jchreiten, auf deren Erlös die Gläubiger nah Mapgabe ihres Vorzugs- 
rechts befriedigt werben. 

Das franzöſiſche Givilgefegbuh räumt (Art. 1246) dem Gericht das Recht ein, vem 
Schuldner nah Beihaffenheit der Umftände mäpige Zahlungäfriften zu geftatten und, unter 
Borforge für die Erhaltung des augenblilihen Zuſtandes, das Verfahren zu fuspenpiren ; 
das Gericht joll aber „von diejer Gewalt mit großer Behutiamfeit Gebrauch maden‘‘. 

In Branfreih haben in neuerer und neuefter Zeit die Hallimente, welde zu einem Ber: 
fahren vor den Handeldgerichten führten, zugenommen. In dem Geſchäftsjahre vom 1. Iuli 
1854 bid dahin 1855 des Handelsgerichts in Paris wurden bei pemielben 747 neue Fallimente 
anhängig. Der Prälident fand ſich veranlaft, der Urſache diejer Erjceinung zu gedenfen und 
hervorzuheben, ie liege in dem Steigen des Lurus und der Angewöhnung neuer Bebürfnifle, 
indem „vie allzu große Sperulationsluft und die abenteuerlichen Ausdehnungsplane der Ge— 
fhäfte dem franzöſiſchen Handelöftande nicht vorgeworfen werden“ könnten. +6) Bei demjelben 
Gericht waren am 1. Juli 1857 853 Ballimente anhängig, zu denen bis zum 1. Juli 1858 
nicht weniger ald 1052 (infolge der hereingebrochenen großen Handelskriſis) kamen. Das neue 
Gejeg über Concordate dur Überlaſſung der Activen fand in diefem Geſchäftsjahre bereits 
jeine Anwendung; es bewährte ſich. Nice weniger ald 455 Fallimente wurden durch jolde 
Übereinfunft erledigt.*7) Als erfreulich erjchienen zahlreiche Nehabilitationen durch einmü— 
thige Erklärung der Gläubiger, völlig befriedigt worden zu jein. 

In England *3) fannte man bis in Die neuere Zeit fein Gantverfahren. Der Schuldner 
blieb dem Verfahren audgejegt, das der einzelne Gläubiger gegen ihn einleitete. Erſt vurd 
ein Gejeg vom 1. Aug. 1849 wurde dem Schuldner die Vergünftigung eingeräumt, ſich für 
zahlungsunfähig zu erklären. Überhaupt wurden unter ver Regierung der Königin Victoria 
die Orundfäge über das Verfahren bei Zahlungsunfähigkeit dur Acte der Gefeggebung, wenn 
auch nicht der Form, doc der Sache nach in ein Syſtem gebracht, das zwei Richtungen, das 
Verfahren bei Bankruptey, das eigentliche Gantverfabren, und das Verfahren bei Zahlunge: 
unfähigfeit, bat. 

Das Königreich Belgien hat fein Gejeg vom 18. April 1851 über Hallimente.*°) 

Das Staatsrecht der.nordamerifanifhen Freiſtaaten räumt dem Congreſſe die Gewalt ein, 
Banfrottgejege für das gefammte Gebiet des Bundesſtaats zu erlajlen. 5%) 

Zur Berbeflerung des Gantverfahrens ift namentlih in Deutſchland nod viel zu thun. 
Wohl konnte Arnold jeinen Beitrag zum zweiten Bande des Jahrgangs 1853 der Zeitihrift 
„Berichtöfaal‘‘ wegen Berbefferung diefed Verfahrens damit einleiten, daß er zu bedenken gab: 
„Bu den ſchwächſten Theilen ver Rechtspflege in beinahe allen deutſchen Staaten gehört un: 
fkreitig das Gantverfahren. Wohl mag man hier und da einer ſchläfrigen, dem Schlenprian 
huldigenden Praxis mit Recht die Schuld aufbürden; aber ein tieferer Blick in die Geſetzgebung 
und eine Vergleibung derjelben mit ver Praxis gibt die Überzeugung, daß die meifte Schuld 
an der Geſetzgebung liegt, melde die Gerichte in Gantfällen mit einer ziemlichen Maſſe über- 
46) Die Zeitfchrift, Der Gerichtsfaal, Jahrgang 1855, 1, 204, 205. ©. 52 wird bemerkt, daß die 
Zunahme auch in dem vergangenen Jahre 1853—54 bemerkbar geworben fei. 

47) Kölnifcye Zeitung vom 8. Juli 1858. 

48) Torrent, Das Verfahren bei Zahlungsunfäbigfeit nach englifchem Recht, ©. 17— 32, 135— 149, 
284 — 312 des zweiten Bandes des Jahrgangs 1856 des Gerichtsfaale. Güterbod, Concurs nach ung: 
liſchem Recht im eriten Bande der Zeitfchrift für das gefanımte Hanvelsrecht, herausgegeben von Gold— 
ſchmidt (Erlangen 1868), ©. 34. 

49) Mittermaier, Das nieberländifche Fallitenrecht in Vergleichung mit den neueſten Geſetzgebunge— 
arbeiten über Handeleconcurfe, insbefondere mit dem neuen belgifdyen Gefege vom 18. April 1851 
über Zallimente, 

— rg Tas Bundesſtaatsrecht der Vereinigten Staaten Norvamerifas (Karlaruge 1844), ©. 500, 
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flüjiger Arbeiten beläftige, ven Proceßgang fhleppend macht, die Befriedigung der Gläubiger, 
ſelbſt wegen unbeftrittener Korberungen, verzögert, und, indem fie die ohne dies unzureichenne 
Maffe durch Koften, welche erfpart werden fünnten, noch mehr ſchwächt, den Verluft für bie 
Gläubiger noch vergrößert.” Seitdem ift Preußen mit gutem Beifpiele durch eine neue Geſetz⸗ 
gebung vorangegangen, durch Erlaſſung einer Goncurdorbnung vom 8. Mai 1855, melde 
am 1. Dct. deſſelben Jahres in Kraft getreten ift. 91) 

Die tägliche Erfahrung lehrt, daß ed nicht ſchwer hält, den Zuftand der Infufficienz deö 
Vermogens zu verdecken und jo den Folgen deflelben zu entgehen. „Auch Täuſchungen“, fagt 
Zachariä in feinem Werke: „Vierzig Bücher vom Staate”, V, 213, 214, indem er vom 
Credit und deſſen eritem Element, ver Zahlungsfähigkeit, redet „können dieſes Element er: 
jegen. Wahn ift Wahrheit, jolange er dauert.” Als Beifpiel fügt der Verfaſſer Folgendes 
hinzu: „Ein londoner Bankier ließ auf dem Todtenbettejeinen älteften Sohn zu ſich rufen, nach— 
dem er jeinen übrigen Kindern große Schenkungen gemacht hatte: «Dir», jagte er zu ihm, «hin- 
terlaffe ich die Banf und meinen Namen. Du erhältit zwar mit der Bank nur Schulden; denn 
mein Bermögen ift weniger ald nichts. Aber verſtehe den Gredit des Haujes zu benugen, wie 
ih ihn benugt habe, und du kannſt auf demſelben Fuße fortleben, wie ich gelebt habe.» 
«Wie», antwortete ver Sohn, «fteht nit in vem Zablhaufe ein eiferner Kaſten, der. mit Gold 
angefüllt ift?» «In diefem Kaften jind nur Steine und wertbloje Papiere zu finden.» 
«Nber warum haben Sie meine Geſchwiſter jo reichlich bevadt?» «Weil jonft vie Leute ge: 
glaubt Hätten, daß ig arm fterbe.» Der Sohn führte das Geſchäft fort. Erft, als die Banf 
an den Enkel gefommen war, brad das Haus.” Welchen belegreiben Commentar hat die 
Geſchichte der Zwifchenzeit, befonders der großen Handelskriſe des Jahres 1857 geichrieben! 
Ein folder Commentar ift das zur Mitte des Jahres 1858 erjchienene Werf von Wirth: „Ge— 
ihichte der Handelskriſen.“ So erzählt z. B. ver Verfafler S. 445 von einem hamburger 
Hauſe, das jeit 40 Jahren zu ven achtungswürdigſten gezählt worden jei und deſſen älterer 
Theilnehmer eine hohe Stellung im erften der bürgerliden Collegien eingenommen babe. 
Diejed Haus habe jih im December 1857 die Rechtswohlthat des außerordentlihen Admini- 
ftrationdverfahrens erbitten müflen. Dem eigenen Kapital von 2931000 M. Beo. gegenüber 
war das Haus über 2 Millionen ſchuldig. 

Es ift befannt, mit welchem Eifer Walter Scott, als er ohne Verſchulden von dem ihn fo 
ſchwer belaftenden Unglüd der Zahlungsunfähigkeit ergriffen wurde, jih bemühte, die Mittel 
zur Befriedigung feiner Gläubiger, die ihn mit jo vieler Schonung behandelten, zu erſchwin— 
gen. 52) Noch weiter ging freilich die Gemwiflenhaftigkeit dved Mannes, von dem Schubert in jei: 
ner Schrift: „Die Symbolik des Traumes“ (dritte Auflage, 1840, ©. 252) redet: „Es war 
einer bier im Steinthale geftorben, welcher leihtjinnige Schulden gemadt und jie nicht wieder 
bezahlt hatte. Ginige Zeit nad feinem Tode erihien er einem aus der Gemeinde, welcher das 
Geſicht hat, im Walde, wie einer, welder in der eifrigften und mühfamften Arbeit des Holz— 
hauens it. Der Mann fragte ihn, was er da thäte, der Abgeſchiedene antwortete: er müſſe 
Holz mahen, bis er feine Schulden, die er jo leichtiinnig auf der Erbe gemacht babe, abver— 
dient hätte.“ Wie und der Verfaffer weiter berichtet, wurde die Gemeinde in eine ſolche Růh⸗ 
rung verſetzt, daß fie die Schulden des Abgeſchiedenen bezahlte. 

Welcher Troft würde es für die Coneursgläubiger jein, wenn alle abgeidievenen Schuld— 
ner ebenjo gewiljenhaft wären! Ph. Bopp. 

Concuſſion, ſ. Erpreſſung. 

Eondorcet (Maria Johann Anton Nicolas Caritat, Marquis von), geboren 1743 zu 
Nibemont in ver Picardie, verdanfte die Mittel feiner frühern Ausbilvung der theilnehimenven 
Sorgfalt eines Oheims von väterliher Seite, der, ald Biſchof von Licieux, im Rufe eines ſtren— 
gen, arbeitfamen und gelehrten Mannes ftand. Der Neffe erhielt feinen erften Unterricht in 
dem Gollegium von Navarra, wo er raſche Fortſchritte machte und jih vor feinen Mitſchülern 
auszeichnete. Schon in feinem ſechzehnten Jahre beitand er eine öffentlihe Prüfung, in welder 
er ungewöhnliche mathematifche Kenntniffe zeigte, mit folchem Erfolge, daß er jih die Aufmerf- 
fanfeit und das Lob von d'Alembert erwarb. Diejer ſchmeichelhafte Beifall eined Meiſters im 


51) Koch, Die preußifche Gonrursorbnung, herausgegeben mit Gommentar (Berlin 1855); Simon, 
Grundzüge des neuen preugifchen Friminalrechts und Goncurswrfihrens (Potsdam 1855). 

52) Denfwurdigfeiten aus Walter Scott's Erben. Nach Bouı . 6 Memoiren beaibeitet von Moritz 
Brũhl (Leipzig 1841), fanftes Bandchen, Kap. 20, 21. 
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Fache beftimmte ihn, fich demſelben ausfchließlich zu weihen, und er that e8 mit folder Auszeich 
nung, daß er felbft unter den Schriftftellern von Bedeutung ſich bald einen Namen machte. Da 
in Frankreich ein vorzügliches Talent die Mittel, fidh geltend zu machen, nur zu Paris finden 
kann, jo begab ſich C. in die Hauptftadt, wo ihn der Mangel an Vermögen anfangs in Berle- 
genheit fegte. Zu feinem Glüde gewann er die Gunft deö Herzogs von Larochefoucauld, der 
ihm reichliche Unterftügung verfchaffte und ihn in angefehene Käufer einführte. Seine vielfäl- 
tigen mathematifchen Arbeiten, die er in der Zeit herausgegeben hat, übergehen wir, weil nur 
C. der öffentliche Charakter und Staatsmann nad dem Zwede diefer Schrift beachtet werden 
kann. Sein Streben war, ſich die Stelle eines Secretärs der Akademie der Wiſſenſchaften zu 
erwerben, und um diefe Abjicht zu erreichen, mußte er zeigen, daß er noch etwas mehr ſei als 
Mathematiker. Darum bearbeitete er die Kobreden auf die vor 1699 verftorbenen Akademiker, 
welche er 1773 beraudgab. Die Arbeit fand Beifall, und C. erhielt die gewünſchte Stelle. Dar: 
auf ward ihm der Auftrag ertheilt, die Lobrede des Herzogs von Vrielliere, der Ehrenmitglied 
der Akademie gewejen, zu jchreiben. Die Sache zog ſich in die Länge, und der Minifter Maure— 
pas, der, wie gewöhnlich Zeute in hoben Amtern, etwas ungeduldig war und jeinen Willen 
gern fchnell vollzogen ſah, machte ihm Vorwürfe über die Verzögerung. C. erwiderte: „Ih 
werde mid; nie dazu veritehen, einen Mann zu loben, der unter der Regierung Ludwig's XV. 
die jhändlidyen Leitres de cachet verſchwenderiſch auögefertigt hat.“ Die Sprade war neu 
und das Ohr des gewaltigen Mannes an fie nicht gewöhnt. E. jah, folange Maurepas lebte, 
die Franzöfifche Akademie ſich verfchloffen, welde ihm erft 1782 geöffnet ward. Die Rede, 
welche er bei feiner Aufnahme bielt, entwicelte die Vortheile, welche die Gefellihaft aus der 
Berbindung der phufifaliihen Wiſſenſchaften mit den moralifhen ziehen fann. Unter ven Ge— 
dächtnißreden, weldye er in der Afademie gehalten, verdienen die auf d'Alembert, Buffon, Euler, 
Bergmann, Franklin und Linne beſonders erwähnt zu werden. Zugleich jegte er feine mathe: 
matifhen Studien fort und gewann 1777 durch feine Schrift über die Theorie ver Kometen den 
von der berliner Akademie auögejegten Preis. Inveflen zogen ihn Forſchungen, weldye auf das 
Wohl der Geſellſchaft einen beftimmten Einfluß haben, immermehr an und er beihäftigte ich 
mit dem Staate und was fein Wohl fördern oder ftören kann, wie ed im Geihmade der Zeit 
war. Mit Turgot, feinem Breunde, ſuchte er die Grundlagen einer gefunden Staatswirthſchaft 
auf. D’Alembert, mit dem er in den vertrauteften Berhältniflen lebte, unterftügte er mit feinen 
Beiträgen, welche die große Encyflopädie bereicherten. Diefes Werf, das einen fo großen Ein: 
fluß auf die Zeit Hatte, ſetzte alle ausgezeichneten Schriftfteller in Thätigkeit. Man lebte in ver 
Erwartung eined neuen Tages, deſſen Morgenröthe jhon über der andern Halbfugel aufge: 
gangen war. Der Krieg der englijhen Golonien in Norvamerifa mit dem Mutterlande war 
audgebroden, und C. erflärte jih mit Wärme für die Unabhängigkeit verjelben. Ebenjo ent= 
ſchieden trat er für die Freiheit der Neger auf und zeigte fih überhaupt bei jeder Gelegenheit ala 
ein Feind der Willfürherrihaft, deren Misbräuche er darlegte und auseinanderſetzte. Mit 
1788 gab er fein Werf über die Provinzialverfammlungen heraus, in weldem er auf die Ber: 
befierungen aufmerfjam machte, die ihm in der Verwaltung nöthig fhienen. Bei dem Aus- 
bruche der Revolution übernahm er die Bertheidigung der Grundfäge, von denen ſie ausging, 
um auf die Reformen binzuleiten, die nad feiner Anficht ven Staat retten und eine beſſere Orb: 
nung der Dinge, im Intereffe des Volks, begründen fonnten. Gr eilte ven Wünſchen und 
vielleicht den Bepürfniffen feiner Zeit voraus und zeigte republikaniſche Gefinnungen und Ge: 
fühle, für welche jih in der Meinung einiger Anklang, aber in den Sitten und Gewohnheiten 
fo wenig als in dem gefellihaftlihen Zuftanvde überhaupt eine Übereinftimmung finden ließ. 
Mit Eerutti verband er fih zur Herausgabe einer Zeitfhrift, um durd fie auf die öffentliche 
Meinung zu wirken. In der Gefeggebenden Berfammlung trat er ald Abgeorbneter ver Stadt 
Paris auf und nahm feine Stelle unter den entſchiedenen Freunden der Bewegung, die, wie er 
meinte, allein zum erwünfchten Ziele führen fonnte. Doch verleugnete er nie die Gelinnungen 
der Menihenliebe und Gerechtigkeit, und fo ftarı und rauh jeine Grundfäge hervortraten, fo 
ſcheu trat er felbft vor ihnen zurück, wo es ihre unmittelbare Anwendung auf.gegebene Perſo— 
nen und Berhältniffe galt. Er war ein Gelehrter, und im Gebiete ver Wiſſenſchaft ließen ſich 
die Ideen friedlih und freundlich ordnen und zufammenftellen, was freilih mit ven Menichen 
und Dingen nicht jo gut gelingen wollte. Bei ven Verhandlungen über die Gmigranten ftellte 
er den Grundfag auf, nur diejenigen feien mit dem Tode zu beitrafen, die mit ven Waffen in 
der Hand gefangen würden. Im Februar 1792 war er Präſident ver Gefeggebung und nad 
dem entjheidenden 10. Auguft verfaßte er die befannte Adreſſe an die Franzoſen und Europa, 
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welche die Gründe auseinanderfegte, aus denen die Suspenfion des Königs nöthig geworben. 
Als Mitglied des Nationalconvents ſchloß er ji gewöhnlid den Girondiften art, zu denen die 
aufgeflärteften und beredreften Männer der Berfammlung gehörten. Lubwig XVI. wollte er 
durch befondere Deputationen der Departementd gerichtet wien und dem Gonvent nur das 
Recht vorbehalten, die ausgeſprochene Strafe zu mildern. Als der Gonvent aber felbft das Rich— 
teramıt übernahm, flimmte E. für die härtefte Strafe nad) der des Todes, eine Mäfigung, die 
fehr übel aufgenommen ward. Bald hernad trug er auf die gänzliche Abſchaffung der Todes— 
ftrafe an, ausgenommen in Fällen von Staatöverbrehen. Es mag bier an jeiner Stelle fein, 
zu bemerfen, daß er ungefähr in diefer Zeit, feiner politifchen Geſinnung und Wirkſamkeit we— 
gen, aus den Akademien von Petersburg und Berlin, deren Mitglied er geweſen, ausgeſtoßen 
ward. Die Bluttage des Convents konnten an C. nicht vorübergehen, der in der erſten Reihe 
der erſten Männer die gehäſſigen Leidenſchaften der Gemeinheit herauszufordern ſchien. Der 
31. Mai hatte die Girondiſten geopfert und C. nur aus einer gewiſſen Scheu geſchont, da es 
eine ſchwere Aufgabe war, ſein politiſches Leben zu verdächtigen. Das Verſäumte ward indeſſen 
nachgeholt, und der ehemalige Kapuziner Chabot übernahm es, ihn als einen Mitſchuldigen 
von Briſſot, der für das Haupt der Girondiſten galt, anzuklagen. Eine Anklage war in dieſer 
Zeit ein Todesurtheil. C. hielt ſich verborgen und ward außer dem Geſetze erklärt. Acht Mo— 
nate fand er eine Freiſtätte bei einer edeln Freundin, die ſeine Tage nicht nur zu erhalten, ſon— 
dern auch zu erheitern ſuchte. Da erſchien das Decret, welches alle am Leben ſtrafte, die Geäch— 
tete aufnehmen würden. C. entihloffen, feine großmüthige Freundin diefer Gefahr nicht aus— 
zufegen, erklärte, daß er fie verlaffen müffe. „Bleiben Sie‘, fagte dieje. „Sind Sie außer 
dem Gefeße, fo find wir doch nicht außer der Menſchlichkeit.“ Er entfam gegen die Mitte des 
März 1794 verkleidet aus Paris und fuchte einen Zufluchtsort in dem Landhauſe eines alten 
Freundes, der aber nicht anivefend war. Aus Furt, erkannt zu werben, verließ er den Ort 
und hielt jich mehrere Tage in einer Steingrube auf. Der Hunger trieb ihn unter Menſchen 
und er fchlich ſich in ein Wirthshaus zu Glamart, wo er ſich bei der Wirthin einen Kuden von 
ſechs Giern beftellte. Das war eine vornehme Mahlzeit für einen ſolchen Menſchen, in ſchlechter 
Jacke, mit abgetragener Müge und langem Barte, der, wie er jelbft fagte, ein herrenlofer Be— 
dienter, ein neues Unterfommen ſuchte. Die Wirthin Jah ihn bevenflih an, erwägend, ob er 
der Zeche auch gewachſen jei. Um ihren Zweifel zu zerftören, zog er feine Brieftajche hervor, 
die, reich und zierlih, gegen das Außere des Inhabers gewaltig abftah. Gin wachfames Mit: 
glied des Revolutionsausſchuſſes der Gemeinde, das den jharfen Blick der Polizei in ſolchen 
Dingen hatte, ahnte Berrath, ließ E. verhaften und nad) Bourg:la:Reine abführen, wo man 
ihn in das Gefängniß warf. Am folgenden Tage (28. März 1794) mollte man ihn aus 
demjelben vor Gericht zum Verhöre bringen und fand ihn todt. Er hatte Gift genommen, das 
er jeit längerer Zeit bei ih trug, um im Notbfalle davon Gebrauch zu machen. So endete E. 
im funfzigften Lebensjahre. In den Tagen, die er, geächtet und von feinen Henkern aufgefucht, 
in VBerborgenheit zubrachte, ſchrieb er ven Verſuch der geſchichtlichen Darftellung der Fortſchritte 
des menſchlichen Geiftes, ein Zeugniß der Stärke feiner Seele, die auch in einer troftlofen Zeit, 
unter dem Beile des Henfers, ven Glauben an die Menfhheit und ihre höhere Beſtimmung nicht 
verlor. Er war ein guter Menſch, der unter der rauhen Schale eines herben und oft barſchen 
Außern einen lebenskräftigen, gefunden Kern verbarg. D’Alembert pflegte von ihm zu jagen, 
er jei ein Bulfan mit Schnee bedeckt. Nicht frei von Stolz zeigte er im Umgange nie feine Uber: 
legenheit, jondern erwies fi freundlich und gefällig und verfagte dem Bedrängten nie feinen 
Beiftand. Obgleich mit ver Welt und ihren gefelligen Verhältniffen befannt, ſah man ihn in 
größern Kreifen ſchüchtern und verlegen und nur unter Freunden heiter, ungezwungen und zu 
angenehmer, geiftreiher Unterhaltung aufgelegt. Ein entſchiedener Feind der Parlamente, des 
Adels, ver Geiftlichfeit und des Königthums, griff er nur die Inftitutionen an, wollte aber den 
Menſchen wohl, denen er ihre Fehler leicht nachſah und jogar ihr Unrecht gegen fich jelbit vergab. 
Kam die Rede auf feine Frau und feine Tochter, dann vergoß er in ſtummem Schmerze heiße 
Thränen. Unerjchütterlich bei jeinem Vorhaben, treu jeiner Überzeugung, bis zum Gigenfinne 
feſt in dem, mas er für recht und redlich hielt, unterhandelte er nie mit Falſchheit und Lüge. 
Da vermochten feine Rückſichten etwas über ihn. Selbſt Voltaire, den er fo jehr verehrte, ver— 
weigerte er die Aufnahme eines Briefd in den „Mercur“, weil ver glatte Schmeichler in vemfelben 
den angejehenen d'Agueſſeau über Montesquieu gefegt. Unter feinen Schriften verdienen noch 
bemerkt zu werben: 1) eine Ausgabe ver Gedanken Pascal’8, zu denen er Anmerkungen fügte, 
um darzuthun, daf die menfchlihen Verbrechen und Lafter mehr die Folge unferer gejellichaft- 
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lien Anordnungen ald unferer Natur jeien ; 2) pad Leben Boltaire'#; 3 ) ein Beriht über deu 
öffentlichen Unterricht, der dem Nationalsonvent vorgelegt worden; 4) eine Analyſe der vor: 
züglishiten franzöſiſchen und ausländifhen Werke über die Politik im allgemeinen, vie Gefeg: 
gebung und die Finanzen u. ſ. w., die er mit Erläuterungen und Berihtigungen begleitet bat. 
Endlich gab er 5) einen Band Anmerkungen zu dem berühmten Werfe von Smith, Linter- 
fuchungen über die Natur und die Urſachen des Reichthums der Nationen heraus. Als Gelepr- 
ter gehört E. zu den audgezeichnetften Männern feiner Zeit. In vielem hat er viel geleffker, 
obgleih man jagen fann, daß feines feiner Werfe den Stempel der Vollendung an ſich trage, 
I. Beigel 

Eonfeffion = Bekenntniß. (Beichtbekenntniß und Beichtge —** & 
gibt zweierlei Arten von Gonfejjionen, die in Beziehung auf den Staat ſtehen. Die eine ke: 
trifft Oegenftände der Einſicht, des Glaubens, der Überzeugung, der Meinung, die andere Ge— 
genftände des Willens. Über Ihaten oder Vorfäge, bald gute, bald böfe, werden auch Eonfei- 
fionen, nämlich — Beidhtbefenntniffen, gemacht, von denen die Verhältniſſe des Staatsrechts 
auf diefelben kurz anzugeben jind. 

I. Bei ven Gonfeifionen der eritern Art, bei ven — Lehrbekenntniſſen beftcht das 
Wichtigſte für den Staat darin, daß fie bejtimmt find, dem Staate, deſſen Rechtsſchutz Die Be 
kenner genießen wollen, aufrichtig zu erklären, welche Über jeugungen nad ihrer Einjicht wahr 
jeien. Dadurd wird der Staat, d. i. ver Rechte beihügende Volksverein und deffen Regierung 
nicht aufgefordert, nicht berechtigt, zu beurtheilen, ob und warum jene einbefannten Überzeu: 
gungen wahr find, jondern nur zu überlegen: ob und inwiefern jie dem Staate, theils wie er if, 
theils wie er jein follte und fönnte, entgegen oder genehm wären. 

Was dem Staate, wie er jein fol, zumiber ijt, das kann er verftändigerweije nicht im fer 
nen Redtsihug aufnehmen. Gr ift vielmehr in ſich ſelbſt durch ſeinen Zwed verpflichtet, zu er- 
klären, welde von den Überzeugungen der Gonfeljion anders fein müßten, ehe fie auf Rechts 
ſchutz in ihm Anſpruch haben Eönnten. Er jelbjt aber hat in ven Überzeugungen der Befenner 
nichts zu Ändern, nichts vorzujchreiben, noch weniger ein Recht, fie ald unwahr zu betrafen edet 
zu verfolgen. Gr bat blos die aus feinem vernunftgemäßen Zwed, der gemeinfchaftlichen Ati 
tigerhaltung der Rechte aller jeiner Mitglieder und des Gejammtvereins, folgende Pflicht, ven 
Andersüberzeugten beftimmt zu verdeutlichen, inwiefern dieſes oder jenes puvon mehr oder we: 
niger jtaatöwidrig, aljo der Gewährung des ſtaatsrechtlichen Schuges nit fähig fein würde. 
In Beziehung auf ſolche Beitandtheile ihrer Confeſſion würden alfo die Befenner rechtlos jein 
und zu bedenken haben, ob jie ohne den Rechtsſchutz der Staatögefanmtheit bejtehen fünnen. 
Der Staat auf feiner Seite aber hätte zu bedenken, ob das Abweichende je jehr ſtaatewidrig, 
aljo weſentlich ftaatsgefährlid wäre, daß er die Bekenner von ſich ausſchließen dürfre over jogar 
müßte, oder ober, ftarf genug in ji, ihnen zur Seibfländerung Zeit und Anlaß geben könut 
und ihnen blos das, was er von jeinen Schuß ausſchließen müſſe, mit Gründen anzugeben um, 
folange daraus nicht factifhe Störungen gegen ihn entftehen, ihnen auf ihre Gefahr duldfan 
zu überlaffen habe, 

Was dem Staate, wie er rechtlich ſein ſoll, nicht zuwider, nicht gefährlich iſt, das zu meines 
und zu bekennen und dabei den Rechtsſchutz zu genießen haben die Staatögenojlen das Rect 
auch wenn andere neben ihnen es für unwahr halten. Denn gerade deswegen it die Geſamm 
beit denkfähiger Menſchen in ven Staatöverein getreten oder darin geblieben, um mit Geſamm 
fräften alle diejenigen Thätigkeiten fämmtlicher Mitglieder, zu deren Ausübung fie im wmenis 
lichen Naturzuftand befugt waren, deſto ſicherer zu befhügen, jomweit dadurch nicht eben der & 
fammtverein der rechtsbeſchützenden Kräfte jelbit in dem, was er fein foll, gehindert wir 
Zu Übung der Thätigfeit aber, wodurd man ſich Überzeugungen zu erwerben vermag, die 
menſchlichen Naturzuſtande, das iſt im Stande der noch kunſtloſen Moralität oder Saer 
pflichtung, gewiß jeder befugt, weil ihn ſeine geiſtige Natur ſogar dazu verpflichtet. 

Iſt ein drittes mögliches Berbältnip da, daß namlich dergleichen Überzeugungen zwar } 
dem Staate, wie er fein ſoll, aber doch wie er ift und beſteht, in vielem oder wenigen emtgram 
treten, jo jind dreierlei Bälle zu unterſcheiden. 

Vielleicht jollte er, der beftehende Rechtsſchutzverein, ſich ſelbſt, aus Veranlaſſung jener Coer 
feſſion anderer Überzeugungen, in einigem ändern und aljo jein Beitehen verbejlern. Ex— 
ſteht ſich alsdann, daß er dies foll, joweit und jobalo er ohne Gefahr für fein Beſtehen fan, 

Ein anderer diter vorfommender Fall ift, daß zwar mande Überzeugungen einiger&tnofit 
des Staat vem, wie er beftcht, entgegen jind, er aber demungeadtet wohl beſte hen kann. A 
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dann beſtehe oder erhalte er ſich ruhig in der überlegenheit, die ihm dadurch, daß alle fein Be: 
ftehen nöthig haben, gefichert wird. Die Achtung des natürlichen großen Rechts der Überzeu: 
gungsfreibeit fol, dem Hauptzweck des Staats gemäß, fo groß in ihm fein, daß er auch die 
Verſchiedenheit einzelner LIberzeugungen, neben denen er dennoch im ganzen wol fortbeftehen 
fann, nicht ausſchließe. Oft wird, je weniger Gewicht er darauf legt, deſto eher der Gegenfag 
verſchwinden oder fi in Harmonie auflöfen. 

Nur wenn Überzeugungen ſich dem beftehenden Staat entgegenitellen, wegen welcher ev ſich 
weder ändern foll noch kann, fo folgt ed aus feiner Selbfterhaltungspflicht, daß er fie als Uber: 
zeugungen nicht befhügen zu können erkläre, vielmehr ihrem Übergehen in die That fein Veto 
mit allen ihm zu Gebote ftehenden rechtlichen Mitteln theils verbeffernd, theils verhindernd ent- 
gegenftelle. j 

Die Eonfejfion folder Überzeugungen, auf welche dieje im allgemeinen feftzuhaltenden 
Grundfäge anzuwenden find, kann entweder -unmittelbar das Politiſche betreffen, oder aber, 
wie dies häufiger vorfommt, in einem moralifhen oder religiöfen Kehr= und Meinungsbelennt- 
niß beftehen. 

Auf den Begriff Confeſſion ift beſonders deswegen zu dringen, weil er feine Verbindlichkeit 
für irgendeine Bolgezeit in ſich Ichlieft, vielmehr nur wahrheitliebendes Bekenntniß deſſen iſt, 
wovon jet die Befenner ſich nah forgfältiger Prüfung überzeugt wußten. Nicht einmal jich 
ſelbſt, noch weniger andere wollten jie dadurch gebunden haben. 

Ein treffliches Mufter einer ſolchen Religionsconfefiion war die Augsburgiiche Confeſſion, 
das ift dad 1530 an Kaiſer und Reich feierlich übergebene Glaubensbekenntniß der gegen Glau— 
bensvorſchriften proteftirenden Fürften , wodurch jie darlegten, „was und wie ihre Pfarrberren 
und Prediger aus Grund göttlicher Schrift lehrten und hielten, worüber aber in Lieb und Gü- 
tigfeir gehandelt und die Zwiefpalten zu einer einigen wahren Religion unter Ginem Chriſto 
nah göttliher Wahrheit geführt werden mögen.” Sie gaben aber (nad den Schlußworten) 
nur die Fürnehmften Artikel, die fie für nöthig geachtet. Mebreres blieb vorbehalten. Aus dem 
Gegebenen „habe man nur deſto baf zu vernehmen, daß bei und nichts weder mit Lehre noch 
mit Gevemonien angenommen ift, welches entweder der Heiligen Schrift oder gemeiner chriſt⸗ 
lichen Kirche entgegen wäre”. 

Aus diefem Zweck, daß man mit dem, worin alle (größere und deswegen ſchon in den 
Staatöfchug eingetretene) chriſtliche Kirchenparteien übereinfänen, alfo mit dem bis dahin legal 
anerkannten Univerſalchriſtenthum einftimmig bleiben wollte, ift ed zu erklären, warum man 
aud; das doc nicht von den Apofteln audgegangene und jogar das nicht von Athanaſius ver: 
faßte Sumbol, auch die vier erften im Grunde und durd) die Machtgebote der Imperatoren öku— 
meniſch (im ganzen Nömerreich gültig) gewordenen Goncilien nicht ausprüdlic in ihre wahre 
Stellung, einjt Lehrbefenntniffe der verfammtelten Stimmenmehrheit geweſen zu fein, zurück— 
wied. Borbehalten war immer, wie Luther ſchon zu Worms Fräftigit ausgeſprochen hatte, daß 
auch den Coneilien, ftatt der Lehrunfehlbarkeit, doch wol zu mistrauen und jeder über die Chri— 
Ruslehre nur aus der Schrift oder durch andere ewidente Gründe (rationes) zu überweifen jei. 
Auch jene zwei nicht echten Symbole find in der Augsburgiſchen Confeſſion nicht, fondern nur 
in dem Goncordienbud von 1602 wie ökumeniſch vorangeftellt und nur das nicänifthe Sym- 
bolum ausdrücklich angeführt. 

Dei diefer und jeder ähnlichen Lehrconfeſſion iſt hauptſächlich zu unterſcheiden, was in ihr 
bezweckt, alfo auch eigenthümlich bedacht war und was dann weiter entweder aus dem Herkömm⸗ 
lichen over aus neuen aber unvollendeten Wahrheitsforſchungen hinzukam. So find in der 
Confessio Augustana offenbar die Artifel über die Msbräuche (XX—XXVII) dad eigentbüm= 
lich Beabſichtigte und Charafteriftiiche. Nur weil man die Unzuläffigfeit der Misbräuche er- 
fannte, mußte man auch die Lehrmeinungen, durch welche fie vertheidigt zu werden pflegten, zu 
berichtigen fuchen. Dies geſchah theifmweije, wie immer das Ginfeben des Unrichtigen und das 
Verneinen viel leichter ift als die vollere Entdeckung des Wahren. Auch für die jpätern Ver 
ehrer folder Befenntnifje bleibt vedtwegen die Enthüllung der Misbräuche und dev Miöbegriffe, 
woraus dieſe floffen, die Hauptſache und für die Folgezeit das Symbolifche, das ift, das zur 
kirchlichen Unterſcheidung Nöthige, wobei man auch gern bleiben kann. Das Übrige, was nicht 
alles zugleih ind Meine gebradyt werden fonnte, darf nicht, wie etwas gejeglih Permanentes, 
die meitere Berichtigung binden. Am allerwenigjten darf darauf ſtaatsrechtlich gehalten oder 
von den Gemeinden der Rechtsſchutz des Staats dafür gefordert werden, daß auch die Dort noch 
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unvolfendeten Rehrberichtigungen wie bindend und nicht bloß ald ein Bekenntniß, wie weit Die 
Einfiht damals ind Beſſere vorgerüdt war, geachtet werden müſſen. 

Auch die reformirten Kirchen haben meiſtens und wo nicht eine übermäßige Klerofratie 
( Zwangsherrſchaft der Geiftlichfeit) fih mit der Magnatenherrfhaft (der Fälihlich fogenannten 
Ariftofratie) verbündet hatte, nur die Form von Gonfefjionen ald Glaubensbekenntniſſen, nicht 
die von Lehrvorfhriften gemählt. Nur die belgiihe Nationaljynode zu Dordredht 1618 und 
1619, von der Partei ded Prinzen von Dranien gegen die Nemonftranten oder Arminianer 
unterftügt, gab fogar über flreitige Lehren fünf Kanones. In der von Dr. Augufti 1827 beraus- 
gegebenen Sammlung finden ſich helvetiſche, gallikaniſche, polniſche, ungarifche u. |. w. Eonfef: 
fionen, und der Titel: „Corpus librorum symbolicorum‘' ?) hätte dem Inhalt gemäßer „Cor- 
pus confessionum“ heißen fönnen. Der Begriff des Normativen, welder fo leiht dem Kunft- 
mort ſymboliſch angehängt wird, entitand erft allmählih, ald man mehr Herrichend umd pole- 
mifch als proteftantifch liberal und tolerant zu werden durch die äußern Umflände veranlaßt war. 
Selbſt die Confessio Marchia von 1614, ungeachtet ie direct im Namen des brandenburgifchen 
Kurfürften Johann Sigiemund fpridht, erklärt doch (f. bei Augufti, ©. 385), daf-,,Sr. furfürft= 
liche Gnaden zu dieſer Bekenntniß feinen Unterthanen öffentlih oder heimlich (!) zwingen 
wollen, fonvdern den Curs der Wahrheit Gott allein befehlen”. Nur befiehlt der Regent (mit 
Recht) ernitlicy, „des Läfterns, Schmähens und Diffamirend gegen die Orthodoren und die Re— 
formatos ſich zu enthalten, die man aus lauterm Haß und Neid für Calviniſch ausrufen the“. 
(Was damals Haß fein follte, wird jegt von den neuevangeliihen Uberfhägern des allzu meta— 
phyſiſchen Calvin in ein Ehrenwort verwandelt.) Das beſte Beijpiel, wie das Anerkennbare 
und das noch Inbeftimmbare unterfhieden und nebeneinander geftellt werben fönnte, gab 
(j. Augufti, S. 386 — 410) das aus dem leiyziger Religionsgejpräd von 1631 hervorgegan- 
gene Rejultat, genannt die Liquidation, mie weit die anweſenden reformirten und lutherifchen 
Theologi einig und nicht einig (geworden) feien. Die Differenzen ind Liquide zu bringen ift 
das nörhigfte Mittel zu ihrer gewaltlofen gründlichen Löſung. 

U. Beiden Confeſſionen der oben angegebenen zweiten Art, bei den Befenntniflen, 
welde den Willen, die ſchon ausgeführten oder die nur gedachten Vorfäge betreffen und die des: 
wegen gewöhnlich Beichtbefenntniffe genannt werden, hat der Staat die Doppelte Frage vor fi: 
ob fie überhaupt feinem Zwede nicht entgegen find? Und dann: ob und inwiefern die damit 
verbundene Verpflichtung auf unverlegliche Verſchwiegenheit, das jogenannte sigillum confes- 
sionis, dem oberften Staatszweck gemäß zugegeben oder genauer ziı beſtimmen jei? 

Der die Geſammtrechte gemeinihaftlih befhügende Geſellſchaftszuſtand oder jeder Staat 
fügt fi allerdings am Ende auf die Prliht und das Recht, für den Schuß der Rechte Gewalt 
anzumenden. In jedem Mitgliede, ja in jedem Mitmenſchen geht dafür die moraliſche (dem 
Millen antreibende) Überzeugung voraus, daß jeder ald Menſch durch feine eigene Einſicht ver— 
pflichtet werde, ji von Verlegung der Rechte anderer im äußerften Hal durd Gewalt abhalten 
zu laffen. Der mohlgeorbnete Staat aber wird nicht eine bloße Zwangsanftalt fein wollen, er 
wird alle für die gemeinſchaftliche Rechtsbeſchützung wirfjamen Mittel anwenden. 

Der Zwang fteht nur als das Legte, Außerfte im Hintergrunde. Aber ver Menjchenftaat 
weiß, daß den Willen durch die. Einſicht gewonnen zu haben ein viel mehr ſicheres Mittel ift ald 
der Zwang. Bedarf doh der Zwang ſelbſt zuvörderft des motivirten Willens derer, ohne deren 
Kraft er nicht oder nicht hinreichend auszuüben ift. Iſt nun dur die Religion ein Mittel vor: 
handen, wodurch viele bewogen werben, mit Ginfichtigen und Unparteiiſchen jih über das, was 
fie gewollt und gethan haben oder noch wollen, im engften Vertrauen und unter gewiflenhaf: 
tem Andenken an Gott zu beipredhen, jo muß dies auch der Staatöflugheit erwünſcht ſein. Denn 
wie vieled Schlimme kann wenigftens in feinen Folgen verbeffert, wie vieles Gute ermuntert 
und dur guten Rath geleitet werden, wenn viele in der Gewohnheit erhalten werben, zunächſt 
felbt über ihr Thun und Wollen, um mit einem Achtungswürdigen davon im Vertrauen ſich 
berathen zu können, genauer nachzudenfen und dann darüber die Anfihten, Ermahnungen, 
Rathſchläge des Gewiſſensraths zu eigener Betrahtung zu erhalten. 


1) Val. darüber feine weitern Erklärungen in der Allgemeinen Kirchenzeitung 1830, Nr. 152 — HH. 
Aus dem Lateiniichen überfegt, vervollftändigt und durch Einleitungen erläutert erfchien diefe Samm: 
lung der ſymboliſch genannten Bücher der evangelifchsreformirten Kirche. in zwei Theilen zu Neu— 
Habt a. O. 1830 in. . 
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Nur dafür wird daher vie Regierung der Rechtsſchutzgeſellſchaft zu wachen haben, daß von 
feiten der Religiondvereine gewiß Einſichtige und Unparteiifche ald ded Vertrauens Würdige 
aufgeftellt werden und diefe über das Geſchehene oder erft Gewollte ihre Gewiffensleitungen 
nur nad echt moraliſch-religiöſen Grundfägen zu geben vorbereitet jeien. Beſonders hat ſie 
voraudzufegen und darauf zu beftehen, daß in dem wichtigen Begriff von Abjolution jederzeit 
deutlich gemacht werde, wie vor dem Allwiflenden feine Losſprechung anders ald durch fort: 
dauernde Neue über das Verwerflihe und durch aufrihtige Entſchloſſenheit für das Gute be— 
dingt zu denken fein könne. 

Dergleihen freiwillige Beichtconfeſſionen nun find offenbar aud dem Staatdzwed fo för: 
derlich, daß er allen Grund hat, aud) die zum vollen Vertrauen gegen den würdigen Gewiffens- 
rath unentbehrliche Verpflihtung zu einer gleichſam verfiegelnden Verſchwiegenheit zuzugeben, 
d. i. das sigillum confessionis?) als nothwendige Bedingung der Beichtbefenntniffe janctionirt 
anzuerfennen. Daß viele mit Einfihtigen und Unparteiifhen über Thaten und Vorfäge in 
einem religiöjen, mit dem Andenken an Gott verbundenen Vertrauen zu Rathe gehen können, 
ift eine zur Gemüthsbeſſerung durd Neue und zur Leitung in gute Vorfäge jo fehr nützliche 
Anftalt, daß die dabei möglichen Misbräuche nur als ein minderes Übel zu beachten und mög: 
lichſt zu verhüten find. 

Der Misbraud wird vornehmlich dadurd; verhütet werden können, wenn überhaupt immer: 
mehr die Überzeugung verbreitet wird, das Staat und Kirche nie ald Gegenfäge auftreten follen 
und zwifchen beiden weder eine durchgängige (abjolute) Subordination nod eine durchgängige 
Goordination oder Unabhängigkeit verftändigerweife ftattfindet. Das Vertrauen vieler zum 
Gewiſſensrath, welches dem Staatszweck jo jehr förderlich gemacht werden kann, beruht großen: 
teils auf dem guten Glauben, daß die Kirche ald Neligionsanftalt, unabhängig von der Staat: 
gewalt, dad Gute und Böſe rein nad) den Ideen von Gott und von dem, was der Vollkommen— 
gute wollen fönne, nicht aber nad) irdischen Nebenrückſichten ſchätze, lehre und aljo auch in den 
Beichtconfefiiond = Berhältniffen jenem zum Grund lege. Hierin muß alfo der confequente 
Staat die Kirchen in der moraliſch- religiöfen Unabhängigkeit von ſich jo gewähren laffen, daß 
nur wenn offenbar dad Böſe als gut verbreitet würde, er fein Veto oder die Fräftige Erklärung, 
daß ex es mit allen feinen Mitteln hindern müffe, entgegenftellt und alfo feinen Rechtsſchutz 
injoweit zurückzieht. 

Angewenvet auf die Verhältniffe der Beichteonfeffionen veranlaffen dieje Grundbegriffe 
einige Unterfcheidungen, die nicht immer gleich ſehr berückſichtigt werden. 

So oft dem Gewiflendrath Geſchehenes, das nit ungeſchehen gemacht werden fann, anver— 
traut wird, jo ift feine Verſchwiegenheit unverlegliche Bedingung. Er hat das ihm Mitgetheilte 
nur moralifchereligiös entweder ald Gegenſtand des Raths zur fortvauernden Neue und Willens- 
beflerung over zur Fortjegung deö Guten zu erwägen. Zum Verhüten der jchlimmen Folgen 
des gethanen Böen, alſo z. B. zur Entihädigung und zu allen Mirkungen wahrer Neue hat 
er allerdings überzeugend zu ermahnen. Aber außer der Beichte auf Erfüllung des religiöfen 
Raths zu dringen, wäre mider den Begriff eines vertraulichen Rathgebers und würde der Tod 
des Vertrauens jelbft fein. 

Sogar wenn über ſchon begangene Staatäverbredhen dem Gewiflensrath Vertrauliches ent: 
det wird, jo find die von dem Redlichen und Einfihrigen zu erwartenden Grmahnungen dem 
Staate jelbft jo wünſchenswerth, daß er, um das dazu unentbehrlihe Vertrauen möglich zu 
machen, auf jein fonftiges Recht, daß alle Gutvenfende ihm ſolche ſchwere Verlegungen feiner 
Nechte entveden ſollten, wohlbedächtlich verzichtet. Denn nur die Gewißheit, dadurch nicht ver: 
rathen zu werden, fann den Verbrecher zu jenen religiöfen Mittheilungen veranlaffen, die der 
Gewiſſensrath zur Beijerung des Schuldigen, alio auch zum beften des Staats, anwenden wird. 

Auch daß das noch nicht Geſchehene dem Gewiſſensrath in fiherm Vertrauen mitgetheilt 
werde, wird dem Staate weit mehr vortbeilhaft fein, ald wenn es aus Mistrauen zurüdgehal: 
ten würde. Wie mander aus Vorurtheilen entitandene Vorſatz würde ander& gelenkt worden 
fein, wenn der Selbftbethörte ih mit vollem Vertrauen zu moraliſch-religiöſen Berathungen 
entdeckt hätte. Für die dadurch wahrſcheinliche Berichtigung falfcher Meinungen und Abmah— 
nung von Vorfägen und Thaten, die vor Gott nicht zu billigen wären, kann ver Staat feine 
Anfprüde auf gerichtliche Entvefung des ihm Schädlichen mit Grund aufgeben. 





2) Qgl. Diss. de sigillo confessionis von Dr. Uehlein (Heidelberg 1828). 
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Nehmen wir felbft den jhlimmften Hall als möglih an, daß der Gewiflensrarh zugleich mir 
dem Beichtenden Verbrecher würde und dad Verbrechen befürderte, jo wäre er alddann nicht 
wegen des Verſchweigens, jondern nur wegen des Theilnehmens ftrafbar.?) 

Nur über Gin mögliches, aber jeltenes Verhältniß jcheint die Entſcheidung ſchwerer. Gejegt, 
ein Vertrauender entdeckt dem Gewillensrath Borfäge zu Thaten, die diejer ihm als böfe ſchil— 
dern und ihn davon abmahnen muß. Wenn nun der Vertrauende jih nicht überzeugen und 
abhalten läßt, wenn der Gewiflendrath demnach vorausfieht, daß jener das Verwerflide und 
Schädliche zur Ausführung bringen werde, follte in diejem Falle ver, dem die Konfefjion ge— 
macht wird, nicht verbunden fein, die drohende Gefahr denen, welche jie verhüten fönnen, zur 
Warnung und Abwendung bekannt zu mahen? Es ſcheint, die Kirche jollte für jolche unge: 
wöhnliche Verhältnifie ihre Diener dazu injtruiren, daß fie die Verwirklihung des Verwerf— 
lihen duch die möglichſt ſchoönende Entdeckung bei denen, die ed zu verhindern vermögen, zu ver- 
hüten ſchuldig fein, Der Staat aber hätte dagegen zu beftimmen, daß eine jolde warnende 
Anzeige nur polizeilih und abminiftrativ zum Verhüten der ſchlimmen Ausführung benugt, 
night aber richterlich zur Beitrafung des beharrlichen Vorſatzes angewendet werben dürfte. Es 
ift Pflicht ver Kirche, böfen, vor Gott verwerflihen Thaten foviel möglich zuporzufommen. 
Aber es ift zugleich im Intereffe des Staatd, das vertrauliche Mittheilen aller zweifelhaften 
Borfäge an den Gewilfensrath, weil dadurd viel Unheil abgewendet werden kann, äußert zu 
ſchonen und auf alle Fälle dadurch möglich zu machen, daß dem Vertrauenden nie deswegen eine 
Strafe zugefügt werde. Die Vereitelung des böfen Vorfages genügt den Staatszweck, ift aber 
nur durch die möglichſte Schonung des sigillum confessionis zuerreihen. H. ©. Paulus. 

Eonfirmation, j. Beitätigung. 

Eonfiscation. (Eonfiscation des Vermögend; Gonfiscation einzelner 
beftimmter Saden; Geldſtrafen.) Der Hauptgegenftand, welchen wir bier betrachten, 
ift die Vermögensconfiscation. Durch die dabei nöthige Aufftelung ihres Unterſchieds von den 
beiden andern in obiger Rubrik aufgeführten Strafarten werden jedoch natürlich auch dieſe letz— 
ten beleuchtet, und ed mag ſonach füglich in einem Artikel von allen dreien gehandelt werben. 

Dermögensconfiscation ald Hauptitrafe für ſich oder ald Berihärfung (oder überhaupt ge: 
fegliche Holge) einer andern Strafe ijt die zum Vortheil des Fiscus geſchehende Einziehung des 
Vermögens eined Staatsangehörigen aus dem Grunde rined wider ihn ergangenen Straf: 
urtheild oder überhaupt ald Kolge einer gefeglih damit bedrohten widerrechtlichen vandlung 
oder Unterlaſſung. Die Vermögensconfiscation iſt der Weſenheit nach vorhanden, wenn ſie 
auch unvollſtändig verhängt, d. h. wenn auch nur eine Quote des Vermögens (z. B. im Fall 
der l. I. D. ad legem Juliam de vi privata der dritte Theil) zur Strafe eingezogen, oder wenn 
dem zur Gonfiscation Verurtbeilten irgendein Theil jeined Vermögens (ohne Unteribied, ob 
in einer Quote oder in einer ſonſt beftimmten Größe beftehend) gelaffen wird. Nach ver Strenge 
dieſes Begriffs würde freilich die Benennung Gonfiscation ſchon bei der Einziehung aud nur 
eined oder zweier Procente des Vermögens ftattfinden müflen, wofern nämlich diejelbe wirklich 
unter dem Titel der Strafe geſchähe. Doc Hat man nad dem gemöhnlihen Spradgebraudy bei 
der eigentlichen Gonfiscation meift nur die vollftändige oder der Vollftändigkeit nahe oder doch 
nur die eine große Quote in Anſpruch nehmende Bermögendeinziehung im Auge und belegt die 
Einziehung von nur einigen Procenten (und wären es aud) zehn oder zwanzig oder noch mehr) 
ſelbſt wenn jie wirklich zur Abſchreckung (ſonach ver Weſenheit nad) wirklich als Strafe) verord— 
net wäre, z. B. in Hüllen der unbefugten Auswanderung oder Bermögenswegziebung , lieber 
mit dem Namen „Abzug“ oder „Abfahrtgeld“ u. |. w. Auch wir (obſchon die Schärfe des Be: 
griffs theoretiich feithaltend) wollen und dieſem Spradgebraude fügen und daher ven Blid nur 
auf die (ohnehin praftiih als Negel ericheinende) vollſtändige oder ver Vollftändigkeit nabe 
fonımende Vermögenseinziehung richten. 

Aber ſelbſt nad der größern Ausvehnung unferd im allgemeinen aufgeftellten Begriffs 
muß die Sonfidcation unterſchieden werden : 

1) Bon der gemeinen Geldjtrafe, die da nämlich weder das Vermögen in ganzen no 


3) Zu vergleichen möchten fein Alex. Müller's Kirchenrechtlicye Grörterungen. Grite Sammlung, 
Nr. 2 (Weimar 1823); Mittermaier, Über die Pflicht des Beichtvaters zum Zeugniß. Neues Archiv des 
Griminalrechts, Thl. 8, ©. 343; Vreiger, Über das Beichtgeheimnig und das Recht der Obrigkeit, deffen 
Revelation zu fordern (Hannover 1827). 
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eine Quote deifelben, jondern blos eine beſtimmte (oder nad einer für die Verſchiebenheit der 
Fälle aufgeftellten Regel jeweils zu beftimmende) Summe in Anſpruch nimmt. Gegen die reiht: 
liche amd politiſche Zulãſſigkeit dieſer Strafe iſt nicht vieles einzuwenden; ohne Unterſchied, 06 
fie blos polizeilich, auf Art einer Tate oder einer Entſchädigungsgebühr für den durch gewiſſe 
fleinere ͤbertretungen dem gemieinen Wefen zugefügten und einen Anſchlag nad; Geld zulaſſen⸗ 
den Schaden (Unbequemlichkeit oder Gefahr u. ſ. w.) aufgelegt, oder eigentlich ſtrafrechtlich, zur 
Büßung oder Sühne verhängt werde. Dort wie hier nämlich erſcheint als ihr allerdings ge— 
rechter Hauptzweck die Abhaltung oder Abſchreckung und fie ift in gar manchen Fällen vollkom— 
men geeignet, folden Zweck zu erfüllen, Zwar iſt fie, je nach ven Vermögensumſtänden des zu 
Beftrafenden, in Anſehung ihrer wirflihen Schwere, alfo auch ihrer abhaltenden Kraft, höchſt 
ungleich, wenn man aber dieſe Umftände in Erwägung zu ziehen dem Richter erlaubt, der Will: 
für Raum gebend und ſodann aud) jevenfallö der Ihee der der Gefamnitheit gebührenden Ent- 
ſchädigung oder Vergütung nicht mehr entiprehend. Doch mag diefen Mängeln abgebolfen 
werden theild durch eine Abftufung nach den wenigſtens annähernd zu erfennenden Vermögens 
verhältnilfen des zu Beſtrafenden, theild durch einen mäßigen, dem richterlichen Ermeſſen über- 
laffenen Spielraum, theild endlich durch die ftatuirte Zuläffigkeit der Verwandlung der Geld: 
buße in eine andere, namentlich Gefängnipftrafe, jei es nach freier Wahl des Säuldigen ober 
nach richterlichem Erkenntniß. librigend ift aud) jede andere (ſelbſt die Todes-) Strafe in Bezug 
auf Schwere (nach dem Gefühle des zu Beſtrafenden), demnach auch auf abhaltende Kraft im— 
merdar jehr verfchieden; weswegen nur die durchſchnittliche oder als Regel das richtige Maß 
haltende Schätzung zur Grundlage der Beurtheilung genommen werben fann. Ebenſo iſt bei 
den meiſten andern, zumal bei den Freiheitsſtrafen der rihterlihen Willkür gleichfalls ein Spiel- 
raum offen. ine gute Beſetzungsweiſe der Gerichtäftühle und eine der Publicität huldigende 
Procedur können allein dieſem Übel fteuern. Jedenfalls aber ift jene Willkür minder furätbar; 
mo es jih nur um Geld, ald wo ed ji um höhere Güter handelt. Was aber die Gehäſſigkeit 
der Geloftrafen, zumal wenn ihr Ertrag in die Kaffe der Negierung fällt, betrifft, jo fanii der- 
jelben einerjeitd durch die Zuweifung der Strafgelver an einen Lokal- oder an eitien Wohlthä- 
tigfeitöfonds, andererſeits dadurch gefteuert werden, daß man vorzugsweiſe nur folche Verbrechen 
oder Übertretungen mit Geldſtrafe belege, welche in der Gewinnſucht ihre Wurzel haben und 
daher durch Bedrohung mit pecuniärem Schaden am fiherften hintanigehalten werben. Alsdann 
erſcheint ats Wunſch ded Gefeggeberd, daß gar fein Strafgelv eingehe; und das gleichwol ein⸗— 
gehenpe tilgt durch jeine wohlthätige Verwendung die Erinnerung an die Quelle des Empfange. 
Diele, zumal Kleinere Vergehen find von der Art, dag kaum eine andere als ine Gelvftrafe da— 
gegen anwendbar it. Andere Strafen laſſen immer eine Mafel an der Ehre zurück und find 
aljo, wenn die Übertretung feinen böjen Willen oder keine unehrenhafte Geſinnung vorausſetzt, 
allzu hart und daher ungerecht. Die Geldftrafe dagegen wird in folhen Fällen entrichtet ohne 
Beſchämung und fie läßt eine allen Abftufungen des Verſchuldens oder des bloßen Verſäum-⸗ 
nifjes entſprechende Erhöhung over Erntedrigung zu. 

Inmiefern alfo die Geldſtrafen rechtlich und politisch zuläffig oder zu billigen feien, geht aus 
den voranſtehenden Andeutungen hervor. Eine ausführlichere Begründung enthalten die vom 
Strafredt im allgemeinen handelnden Artikel. Hier wollen wir blos noch bemerken, daß frei: 
lich, wenn die Geldſtrafen hoch find, namentlich wenn ihre Größe das bei der Klaffe, worin vor— 
zugöweife gewille Verbrechen vorfommen, in der: Regel anzutreffende Vermögen erreicht oder 
gar überfteigt, ihre Natur jener der Bermögensconfiscation nahe kommt oder mit derſelben 
identisch ift. Ein ſolches ift zu jagen z. B. won den auf Defertion gefeßten Geldſtrafen, welche 
das Mittelmaß des den gemeinen Solvateni in der Regel zuftehenden Vermögens überfteigen, 
ober von den auf Preßvergehen, etwa auf misfällige Zeitungsartikel geſetzten, welche durch ihre 
Höhe Verfaſſer und Herausgeber leicht zu Bettlern maden. Auf jo hohe Gelofträfen, und 
zwar nicht nur wenn jte im Misverhältniß zur Schwere der damit bedrohten Übertretung fte- 
ben, jondern aud) wo das Verbrechen, als wirklich ein ſchweres, eine harte Strafe allerdings 
verdient, iſt alled, mas gegen die eigentliche Gunfiscatiom ſtreitet, gleichfalld anzumenven, ja 
noch in größerm Maße, weil fie jedenfalts die Armern ſchwerer als die Reichen drüdten und da- 
gegen (wofern jie nicht mit einer andern Strafe verbunden werden) für die fehr Reichen faft wie 
ein Freibrief zu Verbrechen erjcheinen. 

2) Eine Eonfiscation ift nicht vorhanden, wo dem Verurthellten dt neben der eigent⸗ 
lichen Strafe noch die Zahlung einer Summe aufgelegt wird, doch nur unter dem Titel der Er— 
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fagleiftung oder Wiedererftattung, überhaupt einer auch civilrechtlich zu verfolgenden Schuld. 
Se die dem Deferteur zur Laſt fallende Vergütung der mitgenommenen Montur und Waffe ; fo 
aud die von dem Verurtbeilten zu tragende Laſt der Unterfuhungäkoften. Die legte übrigeng, 
zumal wenn die Langfamfeit und Koftipieligfeit folder Unterfuhung weniger dem Inquifiten 
ald dem Richter oder dritten Perjonen , oder aud der ſchlechten Proceßordnung zuzuschreiben ift, 
nimmt gleichfalld die Natur einer Geldſtrafe und zwar einer verwerflicen an, ja fommt gar 
leicht in ihrer Wirkung der völligen Vermögensconfidcation gleich. 

3) Daß die auch aus Titeln des Öffentlihen Rechts, jedoch aus andern dis jenem ver 
Strafe, verorbneten Vermögensabzüge (3. B. von dem ind Ausland gehenden Gut) nicht unter 
den Begriff der Vermögensconfiscation gehören, wurde jhon oben bemerft. Nur wenn fie vie 
aus ſolchen Titeln mit Billigkeit zu fordernden Quoten überfteigen, namentlich wenn aud dem 
Grund eines „böslichen“ Austritts oder Berbleibend im Auslande eine höhere Duote als in 
einfachen Auswanderungsfällen erhoben wird, werben fie zur theilweifen Gonfiscation. 

4) Bon der Vermögensconfidcation muß endlich noch unterfchievden werden die Confis— 
cation beftimmter einzelner Saden oder Sammlungen oder Summen von Saden. So wer: 
den in der Regel die eingeſchwärzten Waaren (oft felbjt mit Wagen und Gefpann) confiscirt; 
fo die Werkzeuge oder Gegenftände eined begangenen oder intentirten Berbrecheng, ald z. B. der 
Apparat zum Falfhmünzen und aud dad Haus, worin foldes Münzen geſchah, verbotene Bü— 
her, verfälfchte, zu leicht befundene, überhaupt polizeiwidrig verfertigte Gegenftände des Ver— 
brauchs oder Handeld, verdächtige Waffen- over Pulvervorräthe, Winfelpreffen u.a. m. In 
folden Fällen tritt vie Wegnahme oft nur zum Zweck der Zerftörung oder der Entfernung der 
gefährlichen oder verhaßten Sachen aus dem Berfehr ein, oft aber auch in wirflid lucrativer 
Abſicht, hier wie dort übrigens auch ald Strafe oder Strafzufag. Solde Confidcationen find 
alfo in Bezug auf den Betheiligten den gemeinen Geldſtrafen ähnlich, unterliegen fonah auch 
derjelben Beurtbeilung. Nur haben jie, weil in zwangsweiſe gefhehender Wegnahme, nicht 
nur in (blos der Zwangsvollitrefung unterliegender) Forderung beftchend, einen Charakter 
von Gewaltjamfeit, folglih von größerer Gehäſſigkeit an ih. Auch können fie, zumal wenn fie 
aus untriftigen (mehr der einfeitigen Furcht oder dem Haſſe oder auch der bloß finanziellen 
Speculation, ald dem wahren Gefammtintereffe angehörigen) Gründen verhängt werden, jenen 
der Tyrannei und der Nihtahtung des Eigenthumsrechts an ſich nehmen, leiht auch in ihren 
Wirfungen bis zur Schwere der eigentlihen Vermögenseonfiscation anfteigen. Die Weg: 
nahme ganzer Magazine von unverzollten oder blos unrichtig declarirten Waaren, jene von 
ganzen Auflagen miöfälliger (nur von der Polizei, d. h. von der Regierungsgemwalt, nicht aber 
von den Gerichten convemnirter) Drudichriften und foftbarer, redlich unternommener Verlags= 
werfe u.a. m. gehören hierher. Solder höchſt bedenflihen Gonfiscation nad Charakter und 
Mirfung gleich ift zumal auch die gleichfalls ohne gerichtliche Sentenz blos durch den Willen der 
Staatögewalt ausgeſprochene Unterdrüdung von Sournalen oder wie immer benannten Zeit: 
ſchriften politifchen oder andern Inhalts, welde in der redlichſten Abjicht unternommen und fort= 
geführt, auch je nach Umſtänden dad einzige oder faft einzige Erwerbömittel und Kapitalvermö- 
gen des Herausgebers und Verlegers fein können, aber unwiſſentlich durch irgendeinen Arrifel 
ein höheres Misfallen auf jih gezogen haben; oder gar dad ſchon vorläufig für alle Zufunft Hin 
ausgeſprochene Verbot, d. h. Unterdrückungsurtheil gegen alle Schriften, die aus einer be— 
ſtimmten Fever oder aus einem beftinnmten Verlage jemald ausgeben mödhten. Wir richten 
bier, wo blos von der Bonfiscation ald folder die Rede ift,_natürlih den Blif nur auf das 
in Anjehung des pecuniären Wertes offenbar jedem ſachlichen Gut oder Eigenthum zu ver— 
gleihenve Erwerbs- und Gewerböreht des Schriftftellers und Verlegers, alle andern dabei 
fih aufprängenden hochwichtigen Betrachtungen den von Prepfreiheit handelnden Artikeln 
vorbehaltend. 

Wir wenden und zur Bermögendconfiscation im engern Sinn, Haben jedoch dabei nur die- 
jenige im Auge, welche gegen ven wirflihen Schuldigen oder als ſchuldig Erflärten gemäß ge— 
jeglicher Androhung und riterlihem Erkenntniß verhängt wird, nicht aber die erwa rein will: 
fürlih von einem Sultan als Außerung bloßer Ungnade oder aud aus bloßer Habgier zu 
verhängende, aud nicht die, wiewol mit dem entmweihten Stempel des Geſetzes verjehene, welche 
die ihamloje Tyrannei der römischen Imperatoren oder der ihren Thron umgebenden verwor= 
fenen Sklaven aud wider die unſchuldigen Kinder der Hochverräther (d. h. der in Ungnade Ge: 
fallenen) (und zwar wider die Söhne vollftländig und verbunden mit allgemeiner und ewiger 
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Erbunfähigkeit, wider die Töchter aber nur mit Ausnahme der faleidiſchen Duarte vom mütter- 
lihen Vermögen) auszusprechen jich erfühnte. (S. indbefondere die allzu berühmte lex 5 Cod. 
ad legem Juliam Majestatis, die von dem verfehnittenen Kämmerling Eutropius den geiſtes— 
armen faiferlihen Brüdern Arcadius und Honorius eingegebene Schauftellung der an Wahn- 
ſinn grenzenden feigen Wuth gegen Majeftätöbeleidiger.) Doc find auch dieſe Ausſchweifun— 
gen bedeutſam für unfern Gegenftand als Bezeichnung der den Gonfidcationdgefegen wenn auch 
nicht natürlich einwohnenden, doch unter ungünftigen Verfaffungszuftänden leicht zu gebenven 
Richtung. 

Abfolut oder fhon nad dem Begriffe ungerecht ift die Vermögensconfidcation nit. Iſt es 
rechtlich möglich, d. h. kann die Redhtöverwirfung fo weit geben, daß ‚man dem Verbrecher die 
heiligften und foftbarften Güter, Freiheit, Ehre und Leben nehmen darf: warum follte die Ent- 
ziebung des unendlich minder foftbaren, nämlich des Vermögens, nicht gleichfalls gefchehen 
fönnen? Nur der Misbrauch aljo, d. b. die auch auf libertretungen geringerer Art angewen— 
dete Bonfiscation, mag ald abfolutes Unrecht erfcheinen. Iſt aber die Übertretung eine fo ſchwere 
geweien, daß auch eine völlige Rechtloſigkeitserklärung nicht als das rechtliche Maß überſchrei— 
tende Strafe dafür mag angeſehen werben, fo wäre die Beſchwerde gegen die Vermögenseinzie— 
hung von feiten des zur Hinrichtung oder auch nur zum bürgerlichen Tode Berurtheilten wahr: 
haft grundlos. Zudem gibt e8 Verbrechen, melde dem gemeinen Wefen jo großen Schaden zu: 
fügen oder jo ſchwere Gefahren droßen, daß auch das allergrößte Vermögen unzureichend zum 
Grjage fein, deſſen Einziehung alſo jhon unter dem Titel der Entfhädigung niemals als das 
gerechte Maß überfchreitend erſcheinen kann. 

Aber ungeachtet ſolcher theoretifch anzuerfennenden abfoluten Vereinbarlichfeit der Confis— 
cation mit dem jtrengen Rechtsgeſetze ftreiten gleichwol gegen ihre praftifche Anwendung die ges 
wichtigften und mannichfaltigften Gründe. Es erheben ſich gegen fie zuvörderft, jenad Be: 
fhaffenheit der befondern Geſetzesbeſtimmungen, fodann auch der Bälle, ſelbſt rechtliche Beven- 
fen, theild in Anfehung des zu Beitrafenden felbit, theil8 in Anfehung dritter. Allgemeiner 
und entichiedener aber ſprechen gegen ſie die Billigfeit, die Humanität und die edlere Politik. 

Sei ed, daß mitunter, 3. B. gegen finderlofe und zugleich ſchwere Verbrecher die Confisca— 
tion ohne Nechtöverlegung fünne ausgeſprochen werden: immerhin wird ihre Aufftellung als 
allgemein gültige Negel für beftinnmte Arten der Verbrechen dem Vorwurf der Ungeredhtigfeit 
ausgeſetzt fein ; denn die Ungleichheit, die jie nothwendig mit ſich führt, ift allzu groß, um nicht 
die rechtliche Beachtung anzufprehen. Die Vermöglichen und Reihen erfahren durch jie eine 
unvergleihbar härtere Behandlung ald die Dürftigen und Armen, und ed werben alſo, je nad 
der Beichaffenheit des Verbrechens, entweder jene zu ſchwer oder dieſe zu leicht beitraft. 

Aber noch auffallender erfcheint die Ungerechtigkeit der Confiscation, wenn man auf die 
dadurch verfümmerten oder zernichteten Anfprüche der theild nach natürlichem, theils nach poſi— 
tiven Necht zur Erbſchaft ded Verurtheilten Berufenen blickt. Gemeinſchaftlich erworbenes und 
im Bejig erhaltenes Gut ift im naturrechtlichen Miteigenrhum der Erwerber und daffelbe con= 
ſolidirt ſich gleichfalls naturrehtlic beim Abjterben oder Grmangeln des einen in der Verſon 
de3 Überlebenden oder Zurücbleibenden. in GConfiscationsgefeg , welches auf dieſes Verhält: 
niß feine Rüdjicht nimmt und alfo auch die Gattin, deren Fleiß und Sparfamfeit vielleicht die 
Hauptquelle des gemeinihaftlidhen Vermögens war, und die etwa gleichmäßig dabei betheilig- 
ten Kinder von der Verlaſſenſchaft des Hingerichteten oder bürgerlih Todten ausfhließt, ift 
hiernach jchreiend ungerecht, eine wahre Beraubung. Es iſt aber nit nur mit dem natürlichen 
Recht, jondern auch mit dem pojitiven im Widerſpruch, wenn es den ſelbſt durch das pofitive 
Geſetz nicht nur zur Intejtaterbfolge Berufenen, jondern felbft zu Notherben Erflärten dasje— 
nige raubt, worauf fie, den Ball eines anderdlautenden Teſtaments ausgenommen, einen gefeß: 
lihen Anfprud haben, ja fogar dasjenige, was der Verurtheilte felbft ihnen weder durch lebzei- 
tige noch durch legtwillige Handlungen zu entziehen oder vorzuentbalten befugt war. Minde— 
ſtens alfo der Plichttheil der Inteftaterben müßte denſelben unverfümmert überlaffen bleiben, 
und ebenfo die Confiscation nur unbefchadet der dem Verurtbeilten gegen men immer obliegen= 
den Suftentationgpflict vollzogen werden, wenn die Gefeggebung nicht mit fi felbft in den 
unheilbarften Widerſpruch geratben fol. 

Billigfeit und Humanität jedoch gehen in ihren Forderungen weiter als das ftrenge und 
Falte Recht. Nicht nur der gefeglich anerfannte Pflichttheil, jondern die ganze Verlaſſenſchaft 
des Verurtheilten nehmen fie für deſſen unglüdliche Familie in Anſpruch. Die Strafe foll jo: 
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viel immer möglich nur ven Schuldigen wehe thun, nicht aber ven Unſchuldigen, ſoweit letzteres 


irgend vermeidlich it. Die Bermögendconfiscation aber, wenigſtens bei dem zum Tode Berur: 
theilten, trifft ven Schuldigen im Grunde gar nicht, jonvdern blos die Unſchuldigen, ift alſo aus 
von nur geringer abhaltender Kraft (zumal für die Bösartigen, d. h. aud des Naturgefühls 
für ihre Angehörigen Beraubten) und daher blos eine unnüge Graujamfeit, wofern man nit 
engherzig. ven Bortheil des Fiscus ald einen hier wirklih in Anſchlag zu dringenden Nugen 
betrachten will. 

Eben diefer fiöcalifche Vortheil aber it ein weiterer Grund der Verwerflichkeit, nämlid ver 
hohen Gehäfiigkeit und aud großen Geführlichkeit der Gonfiscationsftrafen. Wenn der ftra: 
fende Staat oder Machthaber einen Vortheil aus der Schuldigerflärung eines Angeklagten 
zieht, jo ift er dem Verdacht audgejegt, jolde Erklärung auch zu wünſchen, und wenn er, woron 
leiver auch Beifpiele genug vorliegen, unedeln Motiven zugänglich ift, auch der Verſuchung, ſie 
in alle Wege zu befördern, namentlich dur Corruption ver Gerichtshöfe, oder durch Errichtung 
außerordentlicher, dienitbefliffener Gommifjionen, oder wenn er unumſchränkter Autofrat ift, 
ſelbſt durch bloße Dietate feines Willens. Im römischen Kaijerreih und in allen Sultant: 
berrfchaften waren und find nod immer die Genfidcationen eine jehr bedeutende Duelle der 
Öffentlichen, d.h. in den Schag des Herrichers fließenden Einfünfte, und je reicher ein Bürger 
ift, defto näher liegt ihm die Gefahr, unſchuldig angeklagt und unſchuldig verurtheilt zu werben. 
Der Klageruf, welden der ſchuldloſe Aurelius ausſtieß, ald er auf Sulla’8 Proferiptionstafeln 
auch feinen eigenen Namen las: „Ach, mein jhönes Landgut ift es, was mir die Verdammung 
zuzieht!“ mag dann hundert= und hundertmal mit Grund ertönen, und ed mag auch vie Hub: 
ſucht untergeordneter Diener der Gewalt oder begünftigter Sklaven des Sultans die Macht des 
Heren zum Werkzeug des Raubes misbrauchen. 

Die vereinte Wirfung der Parteiſucht, des Haffes und der Raubgier ijt hier um jo mehr zu 
fürchten, ald vie Natur ded Hauptverbrechens, worauf gemöhnlid die Gonfiscationgftrafe geiegt 
ift, allzu leicht eine Verwechſelung der blos Misvergnügten mit Empörern, der blos Beſiegten 
mit Schuldigen mit jih führt. Hochverrath und Majeftäröbeleivigung find es zumal, gegen 
weldye ſchon die feige Grauſamkeit der römischen Imperatoren und die knechtiſche Jurisprudenz 
ihrer Sklaven neben dem Tod aud) die Güterconfiscation und die völligfte Beraubung der Kin: 
der verordnete, und deren Begriff zugleich fo weit ausgedehnt ward, dag auch ver Schulplojefte 
ihrer fonnte gezeiht werden, ſodaß zu einiger Milderung der allzu wahnfinnigen Strenge die 
Aufnahme ausdrücklicher Ausſprüche großer Rechtögelehrten und einiger minder tyranniſchen 
Kaifer ind Geſetzbuch nothwendig war, um denjenigen ald der Majeftätöbeleivigung für nicht 
ihuldig zu erklären, welder mit einem geworfenen Steine zufällig die Statue des Kailerd 
getroffen, oder welcher eine ſolche durchs Alter verdorbene Statue wieder ausgebeflert hatte 
(j. Fr. 5,Dig. 48,4). Auch das Verbrechen der Kegerei fiel durch den Eifer der chriſtlichen 
Kaijer derjelben VBervammung anheim und ed gingen unter dem Mantel der Frömmigkeit die 
weltliche und geiftige Raubgier triumpbirend einher. 

Leider nahm aud) dad germanifche Recht, wenigitend zum Theil, dieſelben Grunpdiäge an, 
oder vielmehr fie beftanden darin jhon vor dem Auffommen des römiſchen. Schon die fränfi- 
ſchen und die erften deutſchen Könige bezogen einen großen Theil ihres Cinkommens aus Gonfd- 
cationen, und die weltliche Acht wie der ſchwere Kichenbann führte ven Verluft des Wermögend 
mit fih. Später freilich trat wenigfteus die Milverung ein, daß die Vermögenseinziehung nicht 
ſchon als allgemeine Folge der zuerfannten Todesftrafe eintreten jollte (wie ſolches die Habſucht 
mancher Gerichtäherren misbräuchlich verfügt hatte), jondern nur im Balle folder Berbreden 
oder Übertretungen,, weldye das Geſetz ausdrücklich mit der Confiscation bedrohte (ſ. Kaiker 
Karl's V. Peinliche Gerichtsorbnung, Art. 218). Dergleidhen gab es indeſſen eine nicht geringe 
Zahl, ſowol nad) der Carolina felbft und den von ihr großentheils beftätigten gemeinen „Faller: 
liben (d. h. römiſchen und kanoniſchen) Rechten“, ald nad) den verſchiedenen Randesgejegen. 
Nicht nur Hochverrath und ſchwere Majeftätöbeleidigung, ſondern auch Selbftmord (eines peinlich 
angeflagten Berhafteten), Defertion, bösliches — d. h. zum Zweck, einer Beftrafung oder Unter: 
ſuchung zu entweichen, geihehendes — Verlaſſen des Heimatlandes, ja ſchon die bloße Auswan⸗ 
derung ohne Erlaubniß, zogen die Konfiscation nad) ih. Der legte Grund zumal bereiherie 
den Fiscus anjehnlich und ſtärkte zugleidy Die despotiſche Gewalt, indem er alle Befiger in deſſeln 
ſchlug. Fortan war es in Zeiten politiſcher oder kirchlicher Parteiung den Beſiegten, wenn ſie 
nicht ihre Habe preisgeben und ihre Familie zu Bettlern machen wollten, unmöglich, der Rache 
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der fiegenden Gegner zu entrinnen, und die Ungnade des Fürften, deſſen Gebiet man nur mit 
Aufopferung ded Bermögens verlaffen fonnte, war um fo gefährlidher. Wir haben gefehen, 
mit welder Strenge dad revolutionäre Frankreich die Eonfidcation gegen die Scharen der Emi— 
granten, deren Tauſende blos um ihr ſchuldloſes Haupt vor der umerjättlihen Guillotine zu 
ſchirmen geflohen waren, in Ausübung gelegt hat. Wir jehen ein erſchütterndes Seitenftüd 
ſolcher Härte in dem, was noch heute in dem unglüdlihen Polen gefhieht, und preijen daher 
mit freudigem Gefühl die Weisheit, Humanität und politifche Koftbarkeit der in den meiften der 
neuen Gonftitutionsurfunden beftimmt und feierlih ausgeſprochenen Abihaffung aller Vermö— 
gensconfiscation. Rotteck. 
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